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Das  Handwörterbuch  für  das  gesamte  Versicherungswesen  hat 
den  Zweck,  alle  im  Versicherungswesen  gebräuchlichen  Ausdrücke  zu  erläutern 
unter  Zugrundelegung  der  Theorie  und  Praxis,  sowie  der  geschichtlichen  Vor- 
gänge und  Fortschritte,  die  das  Versicherungswesen  von  kleinen  Anfangen  an 
zu  seiner  heutigen  Blüte  und  Bedeutung  gebracht  haben.  . 

Heute,  wo  das  Versicherungswesen  einer  der  grössten  volkswirtschaftlichen 
Faktoren  ist,  deren  Kenntnis  sich  immer  fühlbarer  macht,  erscheint  dies  Hand- 
wörterbuch als  eine  Notwendigkeit. 

Alle  Wissenschaften  haben  ihre  Encyclopädien ,  die  dem  Interessenten 
gestatten,  sofort  die  nötige  Auskunft  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  gesuchten 
Frage  zu  geben  und  zeitraubenden  Recherchen  in  den  zahlreichen  Spezialwcrken 
vorzubeugen.  Das  Versicherungswesen  entbehrte  bis  jetzt  dieses  Hilfsmittels. 
Ohne  Zweifel  werden  in  verschiedenen  grösseren  Werken  und  Monographien,  in 
den  periodischen  Zeitschriften  die  diversen  Fragen  des  Versicherungswesens 
behandelt,  aber  einesteils  erörtern  sie  nur  rein  theoretische  Fragen,  andernteils 
gerichtliche  Entscheidungen  vom  reinen  Standpunkte  der  Theorie ;  eine  Samm- 
lung, die  sich  auf  weitgehendere  Aufgaben  erstreckt,  worin  Theorie  mit  prak- 
tischer Erfahrung  verbunden  ist  und  alle  Probleme  dieser  vielseitigen  Materie 
behandelt,  fehlt  noch.    Diese  Lücke  soll  das  Handwörterbuch  ausfüllen. 

Wie  es  die  Natur  eines  Handwörterbuchs  verlangt,  ist  die  gesamte  Materie 
nach  Stichwörtern  alphabetisch  geordnet,  wodurch  eine  schnelle  und  zuverlässige 
Orientirung  über  alle  Fragen  und  Einzelpunkte  verbürgt  wird.  Dabei  ist  es  das 
Bestreben  des  Herausgebers  und  seiner  Mitarbeiter,  unter  jedem  Stichwort  eine 
absolut  erschöpfende  Abhandlung  über  die  betreffende  Materie  zu  bieten.  Zu- 
nächst wird  der  Begriff  selbst  deliniert,  dann  die  historische  Entwickelung 
gegeben,  die  Doktrin,  die  Gesetzgebung  und  die  GerichtspraxLs  festgestellt  und 
schliesslich  die  vollständige  Litteratur  verzeichnet. 

Alle  Versicherung\mranchen,  die  See-,  Transport-,  Feuer-,  Lebens-,  Hagel-, 
Vieh-,  Caulions-,  Diebstahls-  etc.  Versicherung  werden  im  Handwörterbuch 
behandelt  werden. 

Auf  die  juristische  Behandlung  der  Materie  ist  angesichts  der  Schwierig- 
keit der  sich  darbietenden  Probleme  besondere  Sorgfalt  verwandt.    Stehen  sich 
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doch  Theorie  und  Praxis  in  manchen  Fragen  schroff  gegenüber :  auch  ist  die 
Rechtsprechung  in  vielen  Punkten  sehwankend.  Ob  und  inwieweit  hierin  ein 
Ausgleich  geschaffen  und  beiden  Parteien  Hechte  und  Pflichten  gleichmässig 
zugeteilt  werden  können,  hängt  von  der  Fassung  des  zukünftigen  Versicherungs- 
gesetzes ab.  Das  Handwörterbuch  will  in  solchen  einzelnen  Fragen  die  ver- 
schiedenen Anschauungen  feststellen  und,  obwohl  die  contradiktorische  Hehandlung 
eigentlich  nicht  in  den  Rahmen  seines  Programms  aufgenommen  ist,  so  wird 
es  doch  versuchen,  eine  Lösung  in  solchen  wicht  igen  Fällen  anzudeuten.  Streng 
objektive  Darlegungen,  die  sich  auf  wissenschaftliche  Forschungen  einerseits  und 
praktische  Erfahrung  andererseits  stützen,  können  jedenfalls  einen  befriedigenden 
Ausgleich  zwischen  Theorie  und  Praxis  und  eine  gesunde  Ausbildung  der  zu- 
künftigen Theorie  nur  fördern  helfen. 

Das  neue  Börgerliche  Gesetzbuch  und  das  neue  Handelsgesetzbuch,  welche 
beide  mit  dem  1.  Januar  19U0  in  Kraft  treten  sollen,  sind  bereits  in  den  ein- 
schliigigen  Artikeln  berücksichtigt.  Dagegen  konnte  der  Knde  Dezember  1808 
veröffentlichte  Gesetzentwurf  über  die  privaten  Versicherungsunternehmungen 
noch  nicht  berücksichtigt  werden,  da  derselbe  unzweifelhaft  einschneidende 
Veränderungen  erfahren  wird. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeittuna,  welche  dem  Versicherungswesen  heute 
zukommt,  verlangt  eine  besonders  eingehende  Behandlung  dieser  Seite  der  Materie 
im  Handwörterbuch. 

Mathematik  und  Statistik  sind  die  Grundpfeiler  der  Lehens-,  Unfall-, 
Kranken- und  Leibrenten -Versicherung.  Alle  auf  diesen  Wissenschaften  beruhenden 
Begriffe  und  technischen  Fragen  finden  in  dem  Handwörterbuch  eine  genaue  und 
bei  aller  Wissenschaftlichkeit  gemeinverständliche  Darstellung. 

Auch  der  medizinischen  Seite  der  Lebens-,  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung ist  eine  hervorragende  Stelle  in  dem  Handwörterbuch  gesichert. 

Es  erschien  uns  auch  angebracht,  die  n-ichsgesctzliche  Kranken-.  Unfall-. 
Alters-  und  Invalidität* -Versicherung  in  das  Handwörterbuch  mit  aufzunehmen, 
denn  einerseits  hat  doch  diese  öffentlich-rechtliche  Versicherung  mit  der  Privat- 
versicherung Vieles  gemein,  und  anderseits  kann  es  nur  nützlich  sein,  auch 
diesen  Zweig  angesichts  seiner  obligatorischen  Verbreitung  entsprechend  zu 
behandeln. 

Obwohl  das  deutsche  Versicherungswesen  in  erster  Linie  steht,  berück- 
sichtigt das  Handwörterbuch  die  Verhältnisse  aller  übrigen  Kulturländer  mit 
gleicher  Sorgfalt  und  fast  gleicher  Ausführlichkeit.  Es  will  ein  internationales 
Werk  im  besten  Sinne  des  Wortes  sein  und  der  vergleichenden  Wissenschaft 
zu  ihrem  vollen  Hecht  verhelfen. 

Die  Versicherungspraktiker,  die  Juristen,  die  Nationalökonomen,  alle  die- 
jenigen, welche  sich  für  das  Versicherungswesen  interessieren,  finden  in  dem 
Handwörterbuche  schnell  und  zuverlässige  Auskunft.  Die  Vertreter  der  Ver- 
sicherungsgesellschaften werden  in  dem  Handwörterbuch  alles  Wissenswerte 
finden.    Die  Tarife  und  die  Einrichtungen  der  Versicherungsgesellschaften,  die 
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Versicherungspresse  und  die  Litteratur  werden  ihnen  verständlicher  und  da 
«Wissen  Macht  ist»,  so  muss  diese  genaue  Kenntnis  die  praktische  Thätigkeit 
erleichtern. 

Das  Handwörterbuch,  für  welches  fünf  Bände  zu  800  Seiten  und  ein 
Supplementband  vorgesehen  ist,  sollte  den  ersten  Ankündigungen  gemäss  Ende 
1898  fertig  vorliegen. 

Die  Vorarbeiten  zum  Deutschen  Gesetzentwürfe  über  die  Privat  Versicherungs- 
unternehmen schienen  im  Jahre  1898  zum  Abschluss  zu  kommen  ;  es  war  un- 
bestimmt, ob  auch  der  Gesetzentwurf  über  den  Versicherungsvertrag  mit  dem- 
jenigen, welcher  die  öffentlich-rechtliche  Seite  regeln  sollte,  in  einem  Entwürfe 
oder  in  zwei  getrennten  Entwürfen  zur  Veröffentlichung  gelangen  würde,  sodass 
es  dem  Unterzeichneten  ratsam  erschien,  mit  der  Herausgabe  weiterer  Lieferungen 
zu  zögern  bis  zur  Veröffentlichung  der  Entwürfe.  Ende  Dezember  1898  erschien 
der  eine  Entwurf  über  die  öffentlich-rechtliche  Regelung,  derjenige  über  den 
Versicherungsvertrag  wird  wohl  noch  Jahre  lang  auf  sich  warten  lassen;  die 
Aussichten  des  bekannten  Entwurfes  sind  auch  die  besten  nicht,  sodass  die 
weitere  Herausgabe  des  vorliegenden  Materials  wieder  in  möglichst  rascher  Folge 
vor  sich  gehen  kann.  Ein  Supplementband  wird  eventuell  über  die  durch  die 
neuen  Gesetze  eingeführten  Neuerungen  berichten. 

So  darf  wohl  die  Hoffnung  ausgesprochen  werden,  dass  das  vorliegende 
Werk  sowohl  für  Juristen  und  Nationalökonomen,  wie  namentlich  für  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften selbst  und  ihre  Beamten  und  Vertreter  eine  willkommene 
Erscheinung  bilde,  geeignet,  eine  genaue  Kenntnis  aller  Einzelheiten  des  Ver- 
sicherungswesens zu  gewährleisten  und  damit  sowohl  die  Wissenschaft  wie  die 
praktische  Arbeit  zu  fördern. 

Strassburg,  im  Mai  1899. 

Eugen  Baumgartner 
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Das  Handwörterbuch  für  das  gesamte  Versicherungswesen 


hat  den  Zweck  alle  im  Versicherungswesen  gebräuchlichen  Ausdrücke 
zu  erläutern  unter  Zugrundelegung  der  Theorie  und  Praxis,  sowie 
der  geschichtlichen  Vorgänge  und  Fortschritte  die  das  Versicherungs- 
wesen von  kleinen  Anfängen  an,  zu  seiner  heutigen  Blüte  und 
Bedeutung  gebracht  haben. 

Heute,  wo  das  Versicherungswesen  als  einer  der  grössten  volks- 
wirtschaftlichen Faktoren  betrachtet  wird,  dessen  Kenntnis  sich 
immer  fühlbarer  macht,  erscheint  dies  Handwörterbuch  als  eine 
Notwendigkeit. 

Alle  Wissenschaften  haben  ihre  Encyclopädien  die  dem  Interes- 
senten gestatten,  sofort  die  nötige  Auskunft  über  den  gegenwärtigen 
Stand  der  gesuchten  Frage  zu  geben,  und  zeitraubenden  Recherchen 
in  den  zahlreichen  Spezialwerken  vorbeugen.  Das  Versicherungs- 
wesen entbehrte  bis  jetzt  dieses  Iiilfmittels.  Ohne  Zweifel  werden 
in  verschiedenen  grösseren  Werken  und  Monographien,  in  den  perio- 
dischen Zeitschriften,  die  diversen  Fragen  des  Versicherungswesens 
behandelt,  aber  einesteils  erörtern  sie  nur  rein  theoretische  Fragen, 
andernteils  gerichtliche  Entscheidungen  vom  reinen  Standpunkte  der 
Theorie ;  eine  Sammlung  die  sich  auf  weitgehendere  Aufgaben  er- 
streckt, worin  Theorie  mit  praktischer  Erfahrung  verbunden  ist  und 
alle  Probleme  dieser  vielseitigen  Materie  behandelt ,  fehlt  noch. 
Diese  Lücke  soll  das  Handwörterbuch  ausfüllen. 

Die  Handhabung  des  Handwörterbuches  wird  dadurch  erleich- 
tert, dass  in  alphabetischer  Reihenfolge  alle  Ausdrücke  gegeben 
werden,  die  sich  auf  alle  Branchen  des  Versicherungswesens  beziehen. 

Jeder  Ausdruck  wird  für  sich  eine  möglichst  zusammengefasste 
aber  erschöpfende  Abhandlung  sein.  Neben  den  historischen  An- 
gaben werden  die  Doktrin,  die  Gesetzgebung,  die  Judikatur  und 
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die  Quellen  angegeben,  so  dass  der  Suchende  sofort  Alles  findet 
was  er  braucht;  wünscht  er  eingehendere  Werke  zu  lesen,  so  findet 
er  in  den  Quellen  (Bibliographie)  das  Erforderliche  zur  Erleichterung 
seiner  Recherchen. 

Einer  der  schwierigsten  Punkte  unserer  Arbeit  war  wohl  die 
juristische  Behandlung  der  Materie,  denn  es  stehen  sich  Theorie 
und  Praxis  in  manchen  Fragen  zu  schroff  gegenüber.  Die  Recht- 
sprechung ist  in  manchen  Fragen  sehr  schwankend.  Ob  und  wie 
die  Codifikation  hierin  einen  Ausgleich  wird  schaffen,  und  beiden 
Teilen  Rechte  und  Pflichten  in  gleichem  Masse  wird  sichern  können, 
das  hängt  von  der  Art  und  Weise  ab,  in  welcher  das  Versicherungs- 
gesetz zu  Stande  kommt.  Das  Handwörterbuch  nun  soll  bei  solchen  ein- 
zelnen Fragen  die  verschiedenen  Anschauungen  feststellen,  und, 
wenn  auch  die  contradictorische  Behandlung  eigentlich  nicht  in  den 
Rahmen  unserer  Arbeit  gehört,  so  soll  es  doch  bei  den  wichtigsten 
Fragen  prüfen,  worin  ein  Ausgleich  gefunden  werden  könnte.  Diese 
Erwägung,  die  sich  auf  geschichtliche  und  praktische  Erfahrungen 
stützen  soll,  bezweckt  lediglich  die  Vereinigung  von  Theorie  mit 
der  Praxis,  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  historische  Darstellung 
für  die  zukünftige  Theorie  nur  nützlich  und  belehrend  sein  kann. 
Ist  die  Codifikation  endlich  zur  Thatsache  geworden,  dann  wird 
auch  der  Wert  des  Handwörterbuches  für  die  Millionen  Verträge, 
auf  welche  die  Codifikation  nicht  zurückwirken  kann,  unbestritten 
bleiben. 

Da  heute  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Versicherungs- 
wesens allgemein  anerkannt  werden  muss,  so  werden  wir  in  dem 
Handwörterbuche  auch  dieser  Seite  die  entsprechende  Behandlung 
zu  Teil  werden  lassen. 

Die  mathematischen  und  statistischen  Wissenschaften  sind  die 
Grundpfeiler  der  Lebens- Versicherung,  die  Unfall-,  Kranken-,  sowie 
die  Leibrenten-Versicherung  können  nur  rationell  betrieben  werden, 
wenn  sie  auf  diesen  beiden  Wissenschaften  aufgebaut  werden;  wir 
werden  in  dem  Handwörterbuchc  auch  alle  technischen  Fragen  genau 
und  vollständig  besprechen,  jedoch  die  wissenschaftliche  Dissertation 
thunlichst  allen  Lesern  anzupassen  versuchen. 

Auch  der  medizinischen  Seite  der  Lebens-,  Unfall-  und  Kranken- 
Versicherung  wird  eine  hervorragende  Stelle  in  dem  Handwörter- 
buchc gesichert  werden.  Ueber  die  Assekuranz- Litteratur  wird 
möglichst  erschöpfende  Auskunft  erteilt. 
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Es  erschien  uns  auch  angebracht,  die  reichsgesetzliche  Kranken-, 
Unfall-,  Alters-  und  Invaliditäts- Versicherung  in  das  Handwörterbuch 
mit  aufzunehmen,  denn  einerseits  hat  doch  diese  öffentlich-rechtliche 
Versicherung  mit  der  Privatversicherung  Vieles  gemein,  und  ander- 
seits kann  es  nur  nützlich  sein,  auch  diesen  Zweig  angesichts  seiner 
obligatorischen  Verbreitung,  entsprechend  zu  behandeln. 

In  erster  Linie  wird  das  Deutsche  Versicherungswesen  in  Be- 
tracht kommen  doch  wird  das  Handwörterbuch  ebenso  vollständig 
und  erschöpfend  die  Verhältnisse  aller  civilisierten  Länder  berück- 
sichtigen, um  eine  internationale  Arbeit  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  zu  sein.  Die  vergleichende  Wissenschaft  wird  hier,  zum 
Nutzen  des  Ganzen,  in  ihr  volles  Recht  treten. 

Als  Anlagen  zu  dem  Handwörterbuche  werden  wir  beifügen : 

i.  Verzeichnis  aller  Versicherungsgesellschaften  nach  Staaten 
geordnet,  unter  Angabe  der  Firma,  des  Gründungsjahres,  ob 
Aktien-  oder  Gegenseitigkeitsgesellsci  aft,  des  Aktienkapitals  oder 
Garantiefonds,  des  Zweckes  der  Gesellschaft. 

Es  ist  nicht  die  Arbeit  des  Unterzeichneten  allein,  welche  wir 
den  Interessenten  vorlegen,  sondern  zahlreiche  Mitarbeiter  haben  an 
dem  Gelingen  dieses  Werkes  beigetragen,  hervorragende  Fach- 
spezialisten und  Juristen  sind  unserm  Rufe  mit  der  grössten  Bereit- 
willigkeit gefolgt,  damit  ein  nützliches,  brauchbares  Handwörterbuch 
des  gesamten  Versicherungswesens  zu  Stande  komme,  und  Allen 
diesen  sprechen  wir  hiermit  unsern  herzlichsten  Dank  aus  ! 

Sollte  das  Handwörterbuch  trotz  aller  Sorgfalt  Mängel  auf- 
weisen, so  bitten  wir  um  freundliche  Nachsicht,  und  hoffen,  dass 
wir  um  das  Fehlende,  das  Mangelhafte  nachholen  zu  können,  auf 
die  gütige  Unterstützung  unserer  Leser  werden  zählen  dürfen.  Wir 
werden  allen  Verbesserungsvorschlägen  gern  zugänglich  sein  und 
werden  dieselben  mit  Dank  thunlichst  berücksichtigen. 

Wissen  ist  Macht!  Hiermit  wenden  wir  uns  besonders  an 
die  Vertreter  der  Versicherungsgesellschaften,  an  die  Pioniere 
dieses  gewaltigen  Unternehmens,  um  dieselben  darauf  hinzuweisen, 
dass  die  genaue  Kenntnis  des  Versicherungswesens  die  praktische 
Arbeit  wesentlich  erleichtert,  und  dass  sie  in  dem  Handwörterbuche 
Alles  Wissenswerte  finden  werden,  was  ihnen  das  Verständnis  der 
Tarife  und  der  Einrichtungen  der  Versicherungsgesellschaften,  ja, 
der  Versicherungspresse  und  Litteratur  erleichtern  wird !  Um  daher 
die   Anschaffung  dieses   Werkes  allen   Kreisen  zu  ermöglichen, 
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haben  wir  den  Preis  für  die  Lieferung  so  billig  gestellt,  dass  wir 
hoffen,  dass  das  Buch  Allen,  auch  bei  den  Versicherungspraktikern 
bald  zu  einem  Gemeingute  werden  möge,  und  erreicht  alsdann 
dasselbe  seinen  Zweck,  d.  h.  dass  es  dem  Leser  nützlich  wird 
und  zum  genauen  Verständnis  des  Versicherungswesens  beiträgt, 
so  wird  unser  Wunsch,  der  uns  bei  der  Herausgabe  dieses  Werkes 
geleitet  hat,  vollständig  erfüllt  sein  ! 

Das  Material  des  Handwörterbuches  ist  soweit  gesammelt, 
dass  ein  rasches  Aufeinanderfolgen  der  Lieferungen  gesichert  ist; 
das  ganze  Werk  wird  Ende  Dezember  1898  vollständig  sein. 

Strassburg,  im  October  1897. 


EUGEN  BAUMGARTNER. 
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Aargau. 


Die  Brandvcrsicherungs-Anstalt   des  Kantons   Aargau    wurde  durch 
Gesetz  vom  16.  Mai  1805  als  die  erste  der  schweizerischen  kantonalen  Gebäude- 
Brandversicherungs-Anstalten  ins  Leben  gerufen,  und  ihre  Einrichtungen  haben 
dann  den  meisten  der  nachfolgenden  als  Muster  gedient.  Sie  wurde  errichtet 
<  nicht  bloss  in  der  Absicht,  das  Vermögen  der  Bürger  so  viel  als  möglich  zu 
erhalten  und  sie  vor  Verarmung  zu  bewahren,  sondern  auch,  weil  durch  eine 
solche  Versicherung  die  Häuser  und  Gebäude  zu  einer  Realhypothek  erhoben, 
ebendadureh  der  öffentliche  Kredit  befestiget  und  der  Reichtum  jedes  einzelnen 
Bürgers  und  folglich  auch  des  ganzen  Kantons  vergrößert  werde».  Die  Anstalt 
ist  eine  Staatsanstalt  mit  Zwangsversicherung  für  alle  Gebäude,  die  des  Staates 
sowie  Pulvermühlen  und  andere  sehr  feuergefährliche  Gebäude  ausgenommen, 
und  beruht  auf  Gegenseitigkeit.  Die  Abschätzung  der  Gebäude  zur  Versicherung 
(mittlerer  Verkaufswert  in  der  Ortschaft,  abzüglich  der  gewölbten   Keller,  der 
Hausplätze,  Gärten,  und  der  mit  dem  Hause  verbundenen  Gerechtsame),  sowie 
die  Abschätzung  der  Brandschäden  geschieht  durch  einen  Ausschuss  des  Gemeinde- 
rates unter  Zuziehung  zweier  Bauverständigen.  Die  Versicherungssumme  wurde 
zuerst  auf  mindestens  ein  Drittel  bis  zum  vollen  Betrage  des  ermittelten  Wertes, 
von  1834  ab  nur  bis  zu  'JH,  von  1849  ab  nur  bis  zu  S/K  oder  6/M,  jedoch  nicht 
unter  dem  Betrage  der  Hypnlhekarschuld  festgesetzt.  Die  Brandvergütung  muss 
zum  Wiederaufbau  des  Gebäudes,  und  zwar  unter  harter  Dachung,  oder  zur 
Abbezahlung  der  Hypothekengläubiger  verwendet  werden.  Boshafte  Brandstiftung 
seitens  des  Versicherten,  später  auch  Doppelversicherung,  macht  denselben  der 
Entschädigung  verlustig,  jedoch  haftet  auch  in  diesem  Kalle  die  Vergütungssumme 
den  Gläubigern,  wenn  sie  nicht  aus  dem  sonstigen  Vermögen  des  Schuldners 
bezahlt  werden  können.  Die  Bestimmung,  dass  auch  für  Feuerschäden  in  Kriegs- 
zeiten Vergütung  geleistet  werden  sollte,  wurde  später  aufgehoben.  Bei  erheblichen 
Schäden  wird  die  Aufbringung  auf  mehrere  Jahre  verleilt,   die  Beiträge  dürfen 
jährlich  iJt  °/0  der  Versicherungssumme   nicht    übersteigen.    Bei  Nichtzahlung 
der  Beiträge  erfolgt  Exekution    und  zwar  um  den  doppelten  Beitrag.  Dieser 
zweite  Beitrag  fliesst  dann  der  Gemeindekasse  zur  Anschaffung  von  Löschgerät- 
schaften  zu.    Brandkollekten   wurden   verboten.    —    Durch   das    Gesetz  vom 
20.  Dezember  1805  wurde  die  Versicherung  des  vollen  Schätzungswertes  wieder 
zugelassen,  und  die  Versicherung  jedes  Gebäudes  mindestens  zur  Hälfte  des 
"Wertes   vorgeschrieben.    Bei  jeder  Schätzung  sind  Bau-  und  Verkaufswort  zu 
ermitteln.  Als  ersterer  gilt  der  Betrug,  welchen  die  Errichtung  eines  ähnlichen 
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Gebäudes  zur  Schätzungszeit  kosten  würde,  unter  Abzug  «Irr  Wertsverminderung 
durch  Alter,  Verfall  u.  s.  \v.  Steht  der  Hauwert  tiefer  als  der  Verkaufswert,  so 
ist  erslerer,  andernfalls  letzterer  für  die  Versicherung  massgebend.  Vergütet  werden 
Schäden  durch  Brand,  kalten  Blitzschlag,  Explosion  un<l  notwendige  Vorkehrungen 
zur  Verhütung  der  weiteren  Ausbreitung  des  Feuers.  —  Versichert  waren  im 
Jahre  1805:  30;  1829:  «'.);  1857:  87:  18G9:  135  Millionen  Kies,  Grosse 
Kinzclschäden  haben  die  Anstalt  betroffen  im  Jahre  1S70  (215000  Frcs.  durch 
den  Fabrikbrand  in  Wettingen)  und  1889  (630000  Frcs.,  Brand  in  Muri).  Nach 
dem  Rechnungsabschlüsse  für  1895  betrugen  die  Versicherungssumme  270 
.Millionen  Frcs.,  das  Vermögen  der  Anstalt  134000  Frcs.  (nach  Abzug  des  noch 
nicht  getilgten  Bestes  der  wegen  des  Brandes  in  .Muri  bei  dein  Staate  auf- 
genommenen Anleihe),  die  Jahresbrandsleuer  V97000  Frcs.  ( =  1.80  °/nn,  wie  seit 
längeren  Jahren,  und  zwar  für  alle  Gebäude,  da  «'ine  Klassifizierung  nicht 
stattfindet)  und  die  Kosten  der  Rückversicherung  21000  Frcs.  für  gegen  17 
.Millionen  Frcs.  Rückversieherungssumme. 

Br. 


Abandon. 


A.  Seeversicherung. 

/.  Begriff.  —  //.  Geschichte.  —  ///.  Die  Gesetzgebung  der  verschiedenen 
Staaten  nebst  abweichenden  Polizen- Bestimmungen.  —  /V.  Die  Doktrin. 
—  V.  Litteratur.  —   VI.  Inhaltsvcrzciclmi  s. 


I  Begriff. 

Das  Wort  «Abandon»   kommt  im  Seerecht  in  verschiedener  Bedeutung  vor. 
Man  versteht  darunter: 

1.  Bas  dem  Destinatar,  beziehentlich  sofern  der  Destinatar  die  Güter  nicht 
angenommen  hat,  dem  Befrachter  zustehende  Hecht,  Behältnisse,  welche  mit 
flüssigen  Waren  angefüllt  waren,  aber  während  der  Heise  ganz  oder  zum  grössten 
Teil  ausgelaufen  sind,  dem  Verfrachter  für  die  Fracht  und  seine  übrigen  Forder- 
ungen an  Zahlungsplan  zu  überlassen.  All*».  Deutsches  Handelsgesetzbuch  Art.  617. 
029.  H.-G.-B.  vom  10.  Mai  1*97  $S  010.  028.  Der  Ausdruck  «Abandon»  wird  im 
Deutschen  Handelsgesetzbuch  in  diesem  Fall  nicht  gebraucht.  Vergl.  Lewis,  das 
deutsche  Seerecht.  Kommentar,  2.  Aull..  Bd.  I,  S.  330  ff.,  derselbe  in  Fnde- 
mann.  Handbuch  des  Deutschen  Handels-,  See-  und  Wcchselrcehts,  Rd.  IV, 
1.  Abt  lg.,  das  Seerecht.  S.  202  ff.  Gareis-Fuchsbergcr.  das  Allg.  Deutsche 
H.-G.-B.,  S.  1026  ff.  Makower,  das  Allg.  Deutsche  H.-G.-B.,  11.  Aufl.,  S.  700  ff. 

2.  Das  von  verschiedenen  ausländischen  Gesetzgebungen,  nicht  dagegen  vom 
deutschen  Handelsgesetzbuch,  anerkannte  Beeht  eines  gegenüber  den  Ansprüchen 
der  Gläubiger  nur  unter  Beschränkung  auf  ein  Sondergut  haftenden  Schuldners, 
sich  durch  Hingabe  des  Sonderguis  von  jeder  weiteren  Verantwortlichkeit  zu 
befreien.  Vergl.  Ehrenberg,  Beschränkte  Haftung  des  Schuldners  nach  See-  und 
Handelsrecht,  S.  12  ff.,  178,  208,  218  ff,  Lewis  in  lindemann.  Handbuch,  IV,  1, 
S.  44,  303,  30i,  305.  Gareis-Fuchsbergcr  a.  a.  0.  S.  906.  Makower  a.  a.  (). 
S.  570. 
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3.  Das  in  gewissen  Fullen  einem  Mitrheder,  der  einem  von  den  übrigen 
.Mitrhedern  gefaxten  Bcschluss  nicht  zugestimmt  bat.  eingeräumte  Hecht,  sich 
von  Leistung  zur  Ausführung  des  Beschlusses  erforderlichen  Einzahlungen  durch 
Aufgabe  seiner  Schiffsparl  ohne  Anspruch  auf  Entgelt  zu  befreien.  Allg.  D. 
H.-G.-B.  Art.  468,  H.-G.-B.  1897  3  501.  Lewis  in  Endemann,  Handbuch  S.  62, 
Kommentar  Bd.  1,  S.  64  ff.  Gareis-Fuchsberger  S.  921  ff.,  Ehrenberg  S.  200  ff. 

4.  Das  dem  Versicherer  zustehende  Recht,  nach  Eintritt  eines  Unfalls  durch 
Zahlung  der  vollen  Versicherungssumme  von  allen  weiteren  Verbindlichkeiten 
aus  dem  Versicherungsvertrag  sich  zu  befreien.  Allg.  D  H.-G.-B.  Art.  845. 
Abs.  1,  H.-G.-B.  1897  $  841,  Lewis-Kommentar,  Bd.  2.  S.  716,  Makowcr  S.  853, 
Tecklenburg,  System  des  See  Versicherungswesens  S.  481. 

5.  Im  Seeversicherungsrecht  versteht  man  im  eigentlichen  Sinne  unter 
Abandon  die  dem  Versicherten  eingeräumte  Befugnis,  die  Zahlung  der  Ver- 
sicherungssumme zum  vollen  Betrage  gegen  Abtretung  der  in  Betreff  des  ver- 
sicherten Gegenstandes  ihm  zustellenden  Hechle  in  bestimmten  Fällen  zu 
verlangen.  Allg.  d.  H.-G.-B.  Art.  865.  H.-G.-B.  1897  §  861. 

Die  Ausübung  der  dem  Versicherten  zustehenden  Befugnis  muss  erklärt 
werden;  diese  Erklärung  wird  kurzweg  als  der  Abandon  bezeichnet.  Da  die 
Hechtsfolge  des  Abandons  der  Uebergang  der  Heehte  des  Versicherten  auf  den 
Versicherer  ist,  wird  auch  diese  lleherlragung  selbst  kurzweg  Abandon  genannt. 


II.  Geschichte. 

Die  Hegel  des  Seeversicherungsrechts  ist.  dass  der  Anspruch  des  Ver- 
sicherten auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  durch  den  dem  Versieheier 
gegenüber  zu  führenden  Nachweis  begründet  wird,  dass  den  versicherten  Gegen- 
stand ein  Schaden  betroffen  hat.  gegen  dessen  möglichen  Eintritt  der  Versicherte 
die  Versicherung  genommen  hat.  Es  wird  dabei  von  jeher  unterschieden  zwischen 
einem  partiellen  Schaden  und  einem  Totalverlust.  Während  bei  dem  partiellen 
Schaden  der  Versicherer  regelmässig  nur  den  Vermögensnachleil  ersetzt,  den 
der  Versicherte  erlitten  hat,  und  nur  ausnahmsweise  der  Versicherer  gehalten 
ist.  die  Versicherungssumme  unter  Abzug  eines  Erlöses  der  beschädigten  Ver- 
sieherungsgegenslände  zu  bezahlen,  ist  doch  der  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründete Unterschied  zwischen  Tolalverlust  und  Partialschaden  nicht  durchweg 
festgehalten.  Ebenso  zeigt  sich  in  der  Enlwiekelung  des  Seeversicherungsrechts 
schon  früh  im  Interesse  des  Versicherten  die  Tendenz,  dem  Ihatsächlich  einge- 
tretenen und  unwiderbringlichen  Verlust  den  in  hohem  Masse  drohenden  Verlust 
gleichzustellen  und  sich  an  Stelle  des  Nachweises  eines  solchen  mit  einer  Prä- 
sumtion zu  Gunsten  des  Versicherlen  in  solchen  Fällen  zufrieden  zu  geben,  in 
denen  ein  strikter  Nachweis  nach  der  Natur  der  Sache  nicht  geführt  werden  kann. 

1.  Barcelona.  Die  älteste  bekannte  Seeversicherungsgesetzgebung,  abgesehen 
von  den  die  Gründung  einer  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Seeversicherungs- 
gesellschaft durch  König  Fernando  von  Portugal  (1367—1383),  die  in  der  Chronik 
des  portugiesischen  Schriftstellers  Ferdinand  Lopez  (um  1437)  erwähnt  wird,  be- 
treffenden Vorschriften  ist  die  Ordonnanz  der  Magistrate  von  Barcelona  über  die 
Versicherungen  von  1435,  eingehend  dargestellt  von  Heatz,  Geschichte  des  euro- 
päischen Seeversicherungsrechts,  Leipzig  1870,  S.  56—160,  mitgeteilt  von 
Pardessus,  Collect ion  des  lois  maritimes  anterieiires  au  WIM«  siede.  Bd.  V. 
S.  493-502. 

Sie  enthält  in  Kap.  XV  die  Bestimmung  (Real/.  S.  141,  Pardessus  S.  500): 
•'s  ereigne  sich  gelegentlich,  dass  Schiffe  verloren  gehen,  ohne  dass  man  etwas 
darüber  erfahren  könne;  wenn  von  einem  versicherten  Schiffe  seit  6  Monaten 
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keinerlei  Nachricht  in  Barcelona  eingetroffen  .sei,  solle  der  Kall  so  behandelt 
werden,  als  ob  man  bestimmte  Nachricht  (vom  Verluste)  hätte,  und  es  könne 
dann  Zahlung  der  Versicherungssumme  gefordert  werden. 

Wir  finden  hier  also  die  Verschollenheit  des  Schiffes  dem  Totalverlust 
gesetzlich  gleichgestellt;  von  einer  Abtretung  der  Hechte  des  Versicherten  an 
den  Versicherer  ist  indess  noch  keine  Rede. 

2.  Florenz.  Die  beiden  nach  dem  Statut  von  Floren/,  vom  28.  Januar  1523 
den  Versicherungen  zu  Grunde  zu  legenden  Polizen  für  Versicherungen  von  (iiilern, 
die  eine  für  die  grosse  Schiffahrt,  die  andere  für  den  Verkehr  in  einem  Teile 
des  Adriatischen  Meeres  (Realz  S.  187,  Pardessus  Bd.  IV.  S.  (i05— 607)  enthalten  die 
Bestimmung,  dass  wenn  in  G  Monaten  keine  sicheren  Nachrichten  eingetroffen 
sind,  die  Versicherer  die  Versicherungssumme  zahlen;  doch  wenn  später  die 
Ware  ankommt  und  sicher  zu  Lande  gebracht  wird,  müssen  diejenigen  Ver- 
sicherten, die  Zahlung  empfangen  haben,  jedem  die  empfangenen  Beträge 
zurückzahlen. 

3.  Burgos.  Der  Abandon,  d.  h.  die  Abtretung  des  versicherten  und  hierauf 
verlorenen  oder  beschädigten  Gutes  gegen  Zahlung  der  Versicherungssumme 
lindet  sich  zuerst  geregelt  in  der  Ordonnanzensammlung  von  Burgos  von  1538 
(Pardessus  Bd.  VI,  S.  135  ff.,  Reatz  S.  201  IT.,  speziell  S.  203-265).  Ks 
ergiebt  sich  aus  der  Bestimmung  des  Kap.  XI,  dass  der  Abandon  verlorener  und 
nachträglich  ganz  oder  teilweise  geretteter  Güter  (dexaeion)  derzeit  in  Burgos 
bereits  üblich  war.  Indess  fehlte  es  an  einer  näheren  Regelung,  und  vielfach 
wurde  der  Abandon  zum  Nachteil  der  Versicherer  ausgeübt.  Nunmehr  wird 
eine  Bestimmung  getroffen  dahin ,  dass  die  Abandonerklärung  innerhalb  be- 
stimmter Frist  seitens  der  Befrachter  abzugeben  ist.  Diese  Frist  von  2 — 5 
Monaten  ist  verschieden  je  nach  der  Lage  des  Bestimmungsortes  der  Güter. 
Die  Abandonerklärung  hat  vor  einem  der  Sekretäre  der  Körperschaft  zu  er- 
folgen: durch  Ablauf  der  Frist  geht  das  Recht  zum  Abandon  verloren,  ebenso 
der  Anspruch  auf  Ersatz  der  Beschädigungen,  von  welchen  die  Güter  betroffen 
waren:  vorbehalten  bleibt  nur  der  Anspruch  auf  Erstattung  der  Kosten  der 
Rettung  und  Wiedererlangung. 

Kap.  XV  bestimmt:  Ist  das  Schiff  (in  welchem  sich  die  versicherten  Waren 
befinden)  verloren  oder  genommen  worden,  so  hat  der  Versicherte  die  Befugnis, 
innerhalb  der  bestimmten  Fristen  die  (gesamten)  Waren  zu  abandonnieren  gegen 
Zahlung  des  auf  jeden  Versicherer  entfallenden  Teils  der  Versicherungssumme 
Doch  hat  der  Versicherle  das  Recht,  nach  seinem  Beliehen,  die  nicht  beschäd- 
igten Wollballen  oder  andere  Waren  zu  behalten  und  nur  die  feucht  gewordenen 
den  Versicherern  zu  abandonnieren,  die  neben  dem  Werte  die  Kosten  der  Aus- 
besserung, Wiedererlangung  und  sonstige  Kosten  zu  bezahlen  haben. 

Kap.  XXIX  dagegen  befreit  einmal  die  Versicherer  von  der  Zahlung  von 
Beschädigungen  bezüglich  einer  Reihe  von  verderblichen,  sog.  ausgeschlossenen 
Artikeln,  zu  denen  auch  Wolle  gezählt  wird,  spricht  dann  aber  aus.  dass  hei 
anderen  Artikeln  zwar  auch  bei  Beschädigungen  der  Abandon  erklärt  werden 
könne,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass  der  Abandon  die  gesamten  ver- 
schifften Waren,  abgesehen  von  den  ausgeschlossenen,  umfasse  und  nicht  nur 
ein  Partialabandon  nach  Relieben  der  Versicherten  sei;  die  Versicherten  können 
nur  einen  Totalabandon  machen.  Der  letzte  Salz  des  Kap.  XXIX  schränkt  indess 
dic-e  Bestimmung  wieder  dahin  ein.  dass.  wenn  es  sich  um  verschiedene  Waren- 
gatlungcn  handelt,  der  Abandon  sich  auf  die  Totalität  der  beschädigten  Gallungen 
beschränken  könne,  und  der  Versicherte  das  Recht  habe,  die  anderen  nicht  be- 
schädigten Warengattungen  für  sich  zu  behalten. 

Kap.  XXX  hebt  dann  wieder  die  Einschränkung  bezüglich  der  Wolle  auf. 
so  dass  auch  bei  Beschädigung  ein  Abandon  der  Wolle,  aber  nur  als  Tolal- 
abandon  staltfinden  darf.  Im  Fall  des  Schiffbruchs  fällt  nach  dem  Schlussalz  des 
Kap.  XXX  die  Beschränkung  bezüglich  der  ausgeschlossenen  Artikel  fort. 

Der  Fall  der  Verschollenheit  wird  in  dieser  Ordonnanzensammlung  nicht  erwähnt 
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4.  Sevilla.  Die  Ordonnanz  von  Sevilla  von  1556  (Pardessus  Bd.  VI,  S.  76  ff., 
Healz  S.  272  ff.)  lässt  in  Kap.  XXXIV  bei  Fahrten  von  und  nach  Indien  ein 
Schiff  als  verloren  angesehen  werden,  wenn  1'/,  Jahre  seil  seiner  Abfahrt  aus 
»lein  Hafen  keine  Nachrichten  eingetroffen  sind,  und  verpjlichtel  die  Versicherer 
zur  Zahlung  der  Versicherungssumme  gegen  Kautionsleistung. 

Kap.  XLV1II  regelt  den  Fall,  dass  /war  ein  Schiff  bei  Rückfahrt  von  Indien 
verloren  geht  oder  wegen  Innavigabilitäl  in  einem  Zwischenhafen  gelöscht  werden 
muss,  während  das  darin  verladene  Göhl,  Silber  oder  Perlen  in  ihrer  Totalität 
gerettet  werden  und  weiter  verschifft  weiden  können .  Alsdann  sollen  die  Eigen- 
tümer nicht  berechtigt  sein,  die  bezeichneten  Waren  den  Versicherern  zu  aban- 
•lurmiercri,  unter  dem  Vorwand,  dass  ein  Schiffbruch  stattgefunden  habe,  oder 
dass  man  Wegen  Innavigabilität  die  Effekten  habe  umladen  müssen.  Die  bezeich- 
neten Effekten  müssen  vielmehr  auf  anderen  Schiffen  auf  Gefahr  der  Versicherer, 
die  auch  die  entstandenen  Kosten  und  Beschädigungen  zu  vergüten  haben,  weiter 
befördert  werden.  Im  Gegensatz  hierzu  wird  in  Kap.  1,V  bei  einer  Heise  nach 
Indien  oder  zurück  dem  Versicherten  die  Befugnis  eingeräumt,  den  Abandon 
sämtlicher  Waren,  Gold,  Silber,  soweit  sie  einregistriert  sind,  zu  erklären,  wenn 
das  Schiff  verloren  geht,  zerbricht  oder  wegen  Innavigabilität  des  Schiffs  die 
Waren  gelöscht  werden. 

Kap.  LVl  bestimmt  näher  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  ein  Schiff  für 
innavigabel  angesehen  werden  kann.  Es  bedarf  dazu  der  Abandonerklärung  vor 
einem  Tribunal.  Dieses  muss  die  Erlaubnis  zur  Entlöschung  geben;  die  Ent- 
löschung muss  in  Wirklichkeit  vorgenommen  werden,  und  die  Waare  darf  nicht 
wieder  an  Bord  gebracht  werden.  Gegen  Beibringung  der  Beweise  für  diese 
Thalsache  und  Angabe  der  Person,  bei  der  die  Waren  deponiert  geblieben  sind, 
kann  alsdann  der  Versicherte  gegenüber  den  Versicherern  den  Abandon  erklären 
und  Zahlung  fordern.  Bei  Zurückschal'fung  der  Waren  au  Bord  des.selben  Schiffs, 
lindet  dagegen  kein  Abandon  statt,  vielmehr  nur  Anspruch  auf  Erstattung  der  Kosten. 
Wird  die  Entlöschung  schon  im  Abgangshafen  notwendig,  so  ist  ein  Abandon 
der  Waren  unzulässig;  ist  die  Entlöschung  auf  richterlichen  Befehl  geschehen, 
so  müssen  die  Waren  einstweilen  in  Sicherheit  gebracht  werden  und  mit  dem- 
selben oder  einem  anderen  Schiff  weiterbefördert  weiden.  Die  Versicherer  laufen 
die  Gefahr  und  haben  neben  den  Kosten  auch  die  aus  der  Notwendigkeit,  eine 
höhere  Fracht  zahlen  zu  müssen,  sich  ergebende  Differenz  zu  ersetzen. 

5.  Bilbao.  Die  Ordonnanz  von  Bilbao  von  1560  (Pardessus  Bd.  VI,  S.  195  ff.) 
erwähnt  in  dem  Kap.  XXXII  (daselbst  S.  211)  die  in  Bilbao  gebräuchliche  Ver- 
sicherung von  Schiffen,  Gütern  und  Frachten  auf  Zeit  und  die  Schwierigkeit,  die 
bei  Verlust  von  Schiff  und  Gütern  daraus  entstellt,  dass  nicht  festzustellen  ist, 
ob  der  Verlust  innerhalb  der  bestimmten  Zeil  (»ingetreten  ist.  Es  wird  entsprechend 
den  dort  in  Bilbao  und  anderswo  bestehenden  Gebräuchen  verordnet,  dass,  wenn 
binnen  Jahr  und  Tag  keine  bestimmten  Nachrichten  über  Schiff  und  Güter  ein- 
gehen, ein  Verlustfall  anzunehmen  ist,  und  die  Versicherer  gehalten  sind,  zwei 
Drittel  der  Versicherungssumme  gegen  Sicherstellung  der  Rückzahlung  im  Falle 
späteren  Eintreffens  der  Nachricht  von  sicherer  Ankunft  zu  zahlen:  das  Gleiche 
soll  gellen  bei  Versicherung  der  Reise;  nach  Ablauf  eines  weiteren  Jahres  isl 
dann  das  letzte  Drittel  zu  zahlen,  jedoch  auch  hier  noch  gegen  Sicherheitsleistung. 

6.  Aacona.  Aus  Ancona  ist  eine  Polize  von  1567  (Pardessus  Bd.  V,  S.  210  ff. ) 
vorhanden.  Inhalts  derselben  verpflichten  sich  die  Versicherer,  falls  innerhalb 
12  Monaten  vom  Tage  der  Zeichnimg  der  Polize  keine  sicheren  Nachrichten  über 
da*  Schiff  vorhanden  sind,  die  Versicherungssumme  den  Versicherten  zu  zahlen, 
unter  der  Verpflichtung  des  Versicherten  zur  Zurückzahlung,  falls  später  noch 
das  Schiff  im  Hafen  eintrifft. 

7.  Genua.  Das  Statutum  civile  von  Genua  vom  Iß.  Dezember  1588 
(Panlessus  Bd.  IV,  S.  526  ff.)  trifft  in  lab.  V.  Kap.  XVII  (De  Secmilaf  ibns  .las. 
S.  533 1  die  Bestimmung,  dass  der  Versicherte  in  jedem  als  Unglücksfall  i.Gasus 
smister)  anzusehenden  Falle  berechtigt  sein  soll,  die  Zahlung  der  vollen  \'<i- 
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sicherungssummc  zu  verlangen  un»l  < iio  \ »M-sicherlen  (.■cgcnslündc  den  Versicherern 
zu  abamhmnicren  <relin«piere):  er  kann  aber  auch  den  Schaden  nach  den  in 
l.ib.  I,  Kap.  XI  aufgeführten  Bestimmungen  rlispachieren  lassen.  SU'llt  si»-h  der 
Schaden  alsdann  auf  höher  als  50  °/n,  so  haben  die  Versicherer  die  Wahl,  die 
ganze  Wrsicherungssunime  zu  zahlen  und  die  versicherten  («Vgcnstände  für  sich 
zu  beiiallen.  oder  aber  den  deklarierten  Sehaden  zu  bezahlen  und  die  versicherte 
Sache  dem  Versicherten  zu  überlassen. 

8.  Lucca.  Das  nach  Panlessus  ans  der  Zeit  vor  1579  stammende  Statut 
der  Kaulleute  aus  Lucca  (Parti.  Bd.  VI.  S.  601)  verpflichtet  <S.  601)  nach  den. 
Inhalt  der  Polize  den  Versicherer  zur  Zahlung,  wenn  von  dem  versicherten 
Schiff  und  Cülern  6  Monate  alle  Nachrichten  fehlen:  bei  späterer  Ankunft  von 
Schiff  und  Ciilern  findet  Hückzahlung  statt. 

9.  Antwerpen.  Die  Ordonnanz  Königs  Philipp  II.  vom  31.  Oktober  1501t 
für  die  Börse  von  Antwerpen  (Panh'ssiis  Bd.  IV.  S.  04  IT.:  Cleirac.  I  s  et  cou- 
slumes,  Ordonnance^  du  ro\  catholnpie.  S.  354  IT..  datiert  dieselbe  irrtümlich  von 
1593,  (ioudsmil,  (.esehi«>«lenis  van  het  Xederlandsche  Zeerechl.  S'  Cravcnhagc 
1882.  S.  247  ff.)  nimmt  in  Titel  VII.  Ordunnanlie  op  de  verzekerynghe  oft  asse- 
curantie.  Art.  5  Bezug  auf  die  Koutume  der  Börse  von  Antwerpen,  nach  welcher 
der  Versicherer  Zahlung  zu  leisten  hat,  wenn  binnen  .lahr  und  Tag  seit  dem 
Datum  der  Versicherung  keine  Nachricht  von  dem  Schiff  eingetroffen  ist:  es 
wird  dem  Versicherten  der  Nachweis  auferlegt,  dass  das  S<-hiff  am  Tage  der  Vcr- 
.sicherungsnahme  noch  existierte.  In  der  »lern  Art.  2  beigefügten  Polize  findet 
sich  eine  entsprechende  Klausel  nicht. 

Die  Coutume  von  Antwerpe  n  von  1582.  (Panlessus  Dd.  VI,  S.  182 ff.)  Hub.  MV. 
Van  contracten  van  asscurantien  gewährt»'  in  Art.  14  im  Falle  Eintreffens  der 
Nachricht,  dass  das  versicherte  Schilf  innavigabel  g«>wor«len.  o»h>r  dass  Schiff  oder 
(üiler  durch  Feinde  oder  infolge  von  Repressalien  angehalten,  oder  geraubt  oder 
genommen  sind,  desgleichen  in  ähnlichen  Fällen,  dem  Versicherten  die  Befugnis, 
«las  versicherte  Schiff  oder  Oüter  dem  Versicherer  zu  abandonnieren.  Ist  dies 
geschehen,  so  haben  die  Versicherer  drei  .Monate  nach  geschehener  Anzeige  die 
Versicherungssumme  zu  zahlen. 

10.  Amsterdam.  Die  Ordonnanz  von  Amsterdam  vom  31.  Januar  1598 
(Panlessus  Hd.  IV,  S.  122  ff.  Cleirac,  coustumier  pour  les  asscuranees  d'Amslcrdam 
S.  303  ff.,  (ioiulsnut.  S.  327.  Mar«|uardus.  tractatus  de  jure  mercatorum,  Frankfurt 
1602.  Pars  Posterior  S.  003  ff.)  lässt  in  Art.  5  Schiffe  und  Cüter  für  verloren  gelten, 
wenn  bei  Reisen  nach  europäischen  Platzen,  nach  den  Barheresken  oder  »leren 
Nachbarschaft  seit  dem  Tage  des  Versicherungsabsehlussos  lind  des  Abgangs  des 
Schilfs  vom  Ladeplatze  wc»ler  an  die><>m  noch  am  Bestimmungsorte  Nachrichten 
während  Jahr  und  Tag  eingelaufen  sind:  es  kann  dann  3  Monat»'  nach  Anzeige 
an  d«'n  Versicherer  Zahlung  der  Versicherungssumme  gcfonlcrt  werden;  bei  ferner 
gelegenen  Plätzen  gilt  »-in  zweijährig»'!-  Zeitraum.  In  dem  Falle  der  Nehmung, 
Anhaltung  »»der  Arrestierung  eines  zu  einer  Reise  bestimmten  Schiffs  dnreh  Könige. 
Prinzen.  Polentaten  oder  Herren  in  ihrem  Lande,  besiehe  Hoffnung,  das  Schiff  wieder 
zu  krieg»'n  oder  nicht,  oder  im  Falle,  dass  hier  durch  das  Schiff  untauglich  (onnut  en 
onbeiptaein)  wünle,  die  bestimmte  Heis<>  auszuführen.  solh>n  nach  Art.  8  diejenigen, 
die  das  Schill  oder  die  darin  befindlichen  (iüler  versichert  haben,  oder  ihre  Vcr- 
Ircler  gehalten  sein,  mit  den  arrestierten  versicherten  Schiffen  und  Pretiosen  und 
kostbaren  Waren,  sei  es  dass  diese  mit  (dem  Schiff)  bekümmert  sind  oder  nicht, 
sechs  Monate  zu  warten,  bevor  sie  die  arrestierten  Schiffe  o»ler  kostbaren  Waren 
abandonnieren  mögen:  ih»'se  0  Monate  rechnen  von  «ler  Z«'it  an.  da  sie  durch  die 
Mäkler  o»ler  andere  öffentliche  Personen  »lie  Mehrheit  »ler  am  Platze,  wo  die  Ver- 
sicherung geschlossen  ist.  befindlichen  Versicherer  von  «ler  Ang»'!«'genh»"il  benach- 
richtigt haben.  Die  ömonaflii-he  Frist  bezieht  si»h  auf  Fäll»-  der  Nelmning  n.  s  w. 
in  Europa  oder  der  Berbcrei;  bei  Fällen  ausserhalb  dieser  Ccbiete  lindet  «'ine  vom 
Tag»'  der  Benachrichtigung  laufende  einjährige  Frist  stall:  doch  können  die  Ver- 
sicherten während  »lieser  Zeil  Sicherstcllung  ihrer  «'venluelhm  Anspruch«'  von  <I«»n 
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Versicherern  verlangen,  durch  Bürgschaften,  Pfänder  oder  sonst.  Die  Versicherer 
oder  die  Versicherten  können  die  (lüter  während  der  6  monatlichen  Wartezeit  auf 
anderen  Schiffen  verladen  lassen,  die  Kosten  der  Umladung,  die  Kracht  und  die 
mittlerweile  (durch  den  Aufenthalt  oder  während  desselben)  entstandenen  Schäden 
haben  die  Versicherer  zu  tragen,  Bei  groben  verderblichen  Kaufmannsgütern  als : 
Wein,  Früchte,  Korn  oder  anderen  in  Art.  17  spezifizierten,  bedarf  es  nach  Art.  9 
nicht  der  angegebenen  Wartefristen,  sondern  nur  der  Anzeige. 

Nach  Art.  55  kann,  wenn  ein  versichertes  Schiff  innavigabel  geworden,  oder 
wenn  ein  versichertes  Schiff  oder  andere  Güter  von  Feinden  geraubt,  genommen 
oder  anderweitig  vollständig  (sekerlick)  verdorben  oder  verloren  sind,  oder  keine 
Hoffnung  auf  Wiedererlangung  besteht,  der  Versicherte  dem  Versicherer  solche 
Schiffe  oder  Güter  abandonnieren;  drei  Monate  nach  geschehener  Insinuation  haben 
dann  die  Versicherer  Zahlung  zu  leisten. 

11.  Middelburg.  Die  Bestimmungen  der  Ordonnanz  von  Middelburg  vom 
30.  September  1600,  (Pardessus  Bd.  IV,  S.  17*2  IT..)  Art.  12,  15,  16  u.  26  decken  sich 
wörtlich  mit  denen  der  Ordonnanz  von  Amsterdam  Art.  5,  8,  9,  25. 

12.  Rotterdam.  Die  Ordonnanz  Keur  von  Rotterdam  vom  12.  März  1604  (Par- 
dessus Bd.  IV,  S  152  ff.,  Goudsmit  S.  401)  die  in  den  hier  in  Betracht  kommen- 
den Artikeln,  später  durch  die  neuen  Publikationen,  Keur  vom  26.  April  1635 
und  Keur  vom  28.  Januar  1721  nicht  geändert  wurde,  schliesst  sich  in  vorliegen- 
der Frage  an  die  Ordonnanz  von  Amsterdam  von  1598  an. 

Neben  den  in  Art.  5  der  Ordonnanz  von  Amsterdam  genannten  Europäischen 
Plätzen,  den  Barbarcsken  und  deren  Nachbarschaft  weiden  die  Kanarischen  Inseln 
genannt  (Art.  Ii)  und  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  ein  Abandon  seitens  des 
Versicherten  geschehen  kann  zu  Gunsten  der  Versicherer,  und  die  3  monatliche 
Frist  von  Erklärung  des  Abandons  an  läuft  (Art.  14,  15).  Art.  12  entspricht  den 
Art.  8  und  25  der  Ordonnanz  von  Amsterdam;  nur  wird  noch  die  Nehmung  durch 
Seeräuber  der  Nehmung  durch  Feinde  gleichgestellt. 

13.  Guidon  de  la  mer.  Die  unter  dem  Namen  Guidon  de  la  mer  bekannte 
Aufzeichnung  der  Contracts  maritimes,  die  anscheinend  in  Rouen  am  Ende  des 
16.  Jahrhunderts,  jedenfalls  nicht  später  als  1607  entstanden  ist  (Pardessus  Bd.  II, 
S.  369  ff.,  Cleirac  S.  213  ff.),  enthält  in  Kap.  VII,  Art.  1  bis  12  (Pardessus 
S.  400—405,  Cleirac  S.  278—287)  unter  der  l 'Überschrift :  Des  delai*  ou  delaissemens 
die  von  dem  Abandon  handelnden  Artikel.  Der  delai  wird  dahin  erklärt:  quitter  et 
delaisser  ses  droits,  noms,  raisons  et  actions  de  la  propriete.  qu'il  a  en  la  marehan- 
dise  chargec,  dont  il  est  asseure.  Das  Delaissemcnt  ist  zulässig:  1.  quand  il  advient 
naufrage  de  tout  ou  de  partie,  ou  bien  avarie  qui  excede  ou  endommage  la  moitie 
de  la  marchandise;  2.  quand  il  y  a  prise  d'amis  ou  d'ennemis,  arrest  de  Prince, 
ou  autre  tel  destourbier  en  la  navigation,  ou  teile  empirance  en  la  marchandise, 
•pril  n'y  ait  moyen  Tavoir  faire  naviger  ä  son  dernier  reste  ou  qu'elle  ne  valut  le 
frei  ou  peu  de  chose  d'avantage. 

Der  delai  hängt  von  dem  Willen  des  Versicherten  ab,  setzt  aber  voraus, 
dass  er  sich  um  die  Rettung  oder  "Wiedererlangung  vergeblich  bemüht  hat.  (Art.  1, 
Abs.  1  u.  2).  Will  der  Versicherle  von  dem  Recht  zum  Delai  Gebrauch  machen,  so 
niuss  er  den  Versicherern  sofort  nach  erhaltener  Unfallnachricht  Anzeige  machen 
und  hat  dann  nach  zwei  Monaten  Zahlung  zu  beanspruchen,  doch  muss  er  schon 
in  der  Zwischenzeit  die  Dokumente  den  Versicherern  mitteilen.  (Art.  2.)  Der 
folgende  Art.  3  erörtert  eine  derzeit  unentschiedene  Streitfrage,  ob  eine  einfache 
Abandonerklärung  ausreichend  sei,  oder  der  Versicherer  zur  Geltendmachung  der 
ihm  durch  den  Abandon  abgetretenen  Rechte  eine  Vollmacht  des  Versicherten 
beanspruchen  könne. 

Bei  Strandung  an  der  Küste  eines  fremden  Landes  soll  nach  Art.  4  der  Ver- 
sicherte die  Wahl  haben,  sofort  zu  abandonnieren,  oder  sich  durch  einen  Prolest 
für  spätere  Zeit  das  Recht  zum  Abandon  vorzubehalten. 

Der  Versicherte  hat  nach  Art.  5  und  6  die  Wahl,  entweder  selbst  die  erforder- 
lichen Schritte  zur  Wiedererlangung  seines  Eigentums  zu  unternehmen  oder  solche 
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den  Versicherern  zu  überlassen.  Werden  ausser  im  Kall  eines  Krieges  SchifT  und 
Ware  nach  Abgang  aus  dem  Hafen  durch  einen  Fürsten  angehalten,  so  findet  kein 
Abandon  statt,  sondern  ist  es  Sache  des  Versicherten,  .seinerseits  seine  Waren 
zu  reklamieren.  Bei  teilweiser  oder  ganzer  Verfügung  eines  Fürsten  über  die 
Ware  kann  erst  nach  Ahlauf  von  0  Monaten  und  vergeblichem  Versuch  des 
Versicherten,  Zahlung  zu  erhallen,  der  Abandon  erklärt  werden.  Bei  verderblichen 
Waren,  Saisonartikeln,  bedarf  es  in  diesem  Falle  der  6  monatlichen  Frist  nicht: 
es  muss  bei  ihnen  indess  spätestens  0  Wochen  nach  Anhaltung  den  Versicherern 
Nachricht  gegeben  werden,  damit  Anweisung  erteilt  werden  kann,  sie  zu  verkaufen 
oder  zu  verwerten,  ehe  sie  gänzlich  verderben. 

Ist  nur  ein  Teil  der  Waren  beschädigt,  so  hat  der  Versicherte  das  Recht,  den 
Abandon  nur  bezüglich  dieses  beschädigten  Teils  zu  erklären  und  den  unbeschädigten 
für  sich  zu  behalten.  Er  kann  indess  auch  den  Schaden  durch  Vei  kauf  oder  sonst 
feststellen  lassen.  Art.  7.  Bei  verderblichen  Waren  ist  dagegen  ein  Teilabandon 
unzulässig.  Art.  8,  während,  wenn  eine  Ladung  aus  verschiedenen  Gattungen  von 
Waren  besteht,  ein  Abandon  der  verderblichen  Waren  (Saisonartikel)  für  sich 
allein  zulässig  ist,  der  sonstigen  Waren  aber  nur  bei  bedeutender  Verschlech- 
terung oder  einem  50  Prozent  übersteigendem  Verluste.  Art.  9. 

Die  Art.  10  und  11  behandeln  die  Fälle,  dass  Waren  oder  Behältnisse,  aus 
denen  flüssige  Waren  ausgelaufen  sind,  dem  Schiffer  für  die  Fracht  überlassen 
sind.  Zum  Schlüsse  wird  in  Art.  12  der  Abandon  im  Falle  der  Verschollenheil  für 
zulässig  erklärt ;  solche  tritt  ein,  wenn  während  Jahr  und  Tag,  oder  bei  weiteren 
Reisen  während  18  Monaten  Nachrichten  nicht  eingetroffen  sind.  Trifft  hinterher 
noch  das  Schiff  in  sicherem  Hafen  ein,  so  fällt  den  Versicherern  der  Vorteil  davon 
zu;  der  Versicherte  hat  nur  bezüglich  des  nicht  durch  Versicherung  gedeckten 
Teiles  Ansprüche. 

14.  Die  Ordonnance  de  la  marine.  Die  Bestimmungen  des  (iuidon  sind 
die  Grundlage  gewesen  für  die  Regelung  der  Materie  in  der  Ordonnance  de 
la  marine  Ludwig  XIV.  vom  August  1081.  Die  bezüglichen  Bestimmungen  be- 
finden sich  daselbst  in  livre  III.  litre  VI,  Des  assurances  art.  42—60.  Sic 
sind  wiederum  die  Grundlage  der  Regelung  geworden,  die  der  Gegenstand  im  code 
de  commerce  livre  II,  titre  X,  seclion  III  du  delaissement,  art.  3(39—390  ge- 
funden hat. 

Der  Versicherte  hat  die  Wahl,  alsbald  nach  erhaltener  Nachricht  von  dem  zu 
Lasten  der  Versicherer  eingetretenen  Unfall  sich  durch  Anzeige  an  den  Versicherer 
unter  Vorbehalt  späteren  zeit-  und  ortgemässen  Abandons  das  Recht  auf  diesen  zu 
sichern  oder  sofort  zu  abandonnieren.  Art.  42,  43.  Zahlung  hat,  wenn  die  Polize 
nichts  anderes  bestimmt,  drei  Monate  nach  definitiver  Erklärung  zu  erfolgen. 
Art.  44.  Rettungsversuche  des  Versicherten  nach  eingetretenem  Schiffbruch  oder 
Scheiterung  (naufrage  ou  echouement)  präjudizieren  seinem  Recht,  zeit-  oder 
ortgemäss  zu  abandonnieren,  nicht  und  gehen  ihm  einen  weiteren  Anspruch  auf 
Erstattung  der  aufgewendeten  Kosten  bis  zur  Höhe  des  Wertes  der  geretteten 
Gegenstände.  Art.  45.  Das  Recht  zum  Abandon  ist  beschränkt  auf  bestimmte 
Fälle:  prise,  naufrage,  bris,  echouement,  arret  de  prince  und  perte  entiere  des 
effets  assures;  alle  übrigen  Schadensfälle  werden  als  Havarie  behandelt.  Art.  46. 
Abandon  eines  Teils  (der  versicherten  Waren)  und  Behalten  eines  anderen  Teils  ist 
nach  Art.  47  unzulässig.  Der  im  Guidon  chap.  VII,  art.  7,  8  et  9  gemachte  Unter- 
schied, ob  die  Waren  einer  Gattung  oder  mehreren  angehören,  ist  fallen  gelassen. 

Die  Abandonerklärungen,  sowie  alle  Ansprüche  im  Wege  der  Klage  auf 
Grund  der  Polize  sollen  gegenüber  den  Versicherern  binnen  0  Wochen  geschehen, 
nach  Eintreffen  der  Nachricht  von  den  Verlusten,  die  an  den  Küsten  derselben 
Provinz,  in  welcher  die  Versicherurig  abgeschlossen  ist.  eingetreten  sind;  im 
Uebrigen  werden  Fristen  von  3.  4  Monaten.  1  und  2  Jahren  je  nach  der  Entfernung 
des  Unfallortes  unterschieden,  wenn  der  Verlust  sich  ereignet  hat  an  den  Küsten 
einer  anderen  Provinz  Frankreichs  3  Monate,  Hollands,  Flanderns  oder  Englands 
4  Monate,  bei  Spanien.  Italien.  Portugal,  Barbaresken.  Moskowicri  oder  Norwegen 
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1  Jahr,  bei  Reisen  nach  den  Küsten  Amerikas,  Brasiliens,  Guineas  und  anderer 
entfernterer  Länder  2  Jahre.  Nach  Ablauf  der  Frist  können  die  Versicherten  keine 
Ansprüelie  niebr  geltend  machen.  Art.  48. 

Von  dein  Falle  der  Nehmung  (Prise)  wird  in  Art.  49  gesondert  der  Fall  der 
Anbaltung  durch  einen  Fürsten  (ArrOt  de  prince).  In  diesem  Falle  mnss,  vor 
dem  ein  Abandon  zulässig  ist,  eine  Warte l'rist  von  C  Monaten  verstrieben  sein, 
wenn  die  Anbaltung  in  Europa  (»der  den  Barbarcsken  staltgefunden  bat.  und  von 
einem  Jahre,  wenn  sie  an  einem  entfernteren  Orte  geb  lieben  ist.  I)ie  Warlefrist 
läuft  von  dem  Tage  der  den  Versicherern  gemachten  Anzeige  von  der  Anbaltung. 
Die  in  Art.  48  bestimmte  Verjährungsfrist  (lin  de  recevoir)  läuft  erst  von  Been- 
digung des  Hindernisses,  den  Anspruch  geltend  zu  machen  (du  jour,  <pf  ils  auront 
(in  agir).  also  von  dem  Tage  an.  an  welchem  sie  berechtigt  waren,  den  Abandon 
zu  erklären  (Valin,  Commentaire  sur  l'ordonnanee  de  la  marine,  Ausgabe  von 
V.  Becane,  Poiticrs  1828,  Bd.  II,  S.  397).  Bei  verderblichen  Waren  kann  der 
Abandon  im  Falle  der  Anbaltung  bereits  nach  6  Wochen  bei  Anbaltung  in  Kuropa 
und  den  Barbaresken,  nach  3  Monaten  bei  Anbaltung  in  entfernleren  Ländern 
geschehen ;  auch  hier  läuft  die  Frist  vom  Tage  der  beschafften  Anzeige  von  der 
Anbaltung  an  die  Versicherer.  Art.  50. 

Den  Versicherten  liegt  die  Pflicht  ob,  während  der  in  den  Art.  49  und  50 
bestimmten  Fristen  alle  Sorgfalt  anzuwenden,  um  die  Freigabe  der  angehaltenen 
tiegenstände  zu  erlangen:  doch  steht  es  auch  im  Belieben  der  Versicherer,  dies 
ihrerseits  zu  thun.  Im  Gegensatz  zu  der  in  Art.  45  ausgesprochenen  Berechtigung 
des  Versicherten  bei  Naufrage  oder  Rchouement  ist  in  diesem  Fall  die  Pflicht 
des  Versicherten  ausgesprochen.  Diese  Pflicht  erlischt  mit  der  Abandonerklärnng 
(Valin  a.  a.  O.  S.  399).  In  Art.  52  wird  eine  Ausnahme  gemacht  für  den  Fall,  dass 
vor  Antritt  der  Heise  kraft  königlichen  Befehls  das  Schiff  in  einem  der  Häfen  des 
Königreichs  angehalten  wird;  in  diesem  Falle  findet  ein  Abandon  überhaupt  nicht 
statt.  (Welche  Gründe  für  solche  Anbaltung  bestimmend  sind,  ob  die  Gefahr 
feindlicher  Nebmung  oder  die  Absicht,  das  Schiff  in  königlichen  Diensten  zu 
verwenden  oder  einen  Teil  der  Ladung  zu  brauchen,  ist  gleichgiltig;  die  Versicher- 
ung bleibt  in  Kraft.  Valin  a.  a.  O.  S.  4'U  und  402).  Hei  Abgabe  der  Abandon- 
erklärung hat  der  Versicherte  sämtliche  auf  die  versicherten  Gegenstände  abge- 
schlossenen Versicherungen  sowie  den  Betrag  des  auf  die  versicherten  Gegenstände 
ä  la  grosse  (Bodmerei)  genommenen  Geldes  bei  Strafe  der  Unwirksamkeit  der  Ver- 
sicherungen anzugeben.  Art.  53.  (Die  Wirkung  der  Unterlassung  ist  keine  absolute, 
vielmehr  kann  durch  nachträgliche  noch  rechtzeitige  Nachholung  der  unterlassenen 
oder  Ergänzung  der  unvollständigen  Anzeige  der  angedrohte  Hechtsnachteil 
abgewendet  werden;  doch  läuft  die  Zahlungsfrist  erst  vom  Tage  der  Nachholung 
oder  Ergänzung.  Valin  a.  a.  O.  S.  401.)  Im  Falle  der  Verheimlichung  geschlossener 
Versicherungen  oder  Contrals  ä  la  grosse  (genommener  Bodmereidarlehen)  oder  im 
Falle  sich  aus  den  gemachten  Angaben  eine  Ueberversicherung  ergiebt.  werden 
die  Versicherungen  unwirksam,  und  ist  der  Versicherte  trotz  eingetretenen  Verlustes 
oder  Nehmung  des  Schiffes  gehalten,  die  entliehenen  Summen  zu  bezahlen.  Art  5'k 
(Ob  eine  Verheimlichung  anzunehmen,  ist  Thatfiage  im  Einzelfalle.  Valin 
a.  a.  0.  S.  406.) 

Die  Geltendmachung  eines  den  Wert  der  versicherten  Gegenstände  über- 
steigenden Versicherungsanspruchs  soll  nach  Art.  55  zur  exemplarischen  Bestrafung 
des  Versicherten  führen.  Sache  des  Versicherten  ist  es,  bei  Ansprüchen  aus  einer 
Versicherung  der  Ladung  deren  wirkliche  Verladung  und  Verlust  nachzuweisen, 
ehe  die  Versicherer  zur  Zahlung  der  von  ihnen  versicherten  Summen  gezwungen 
werden  können;  sie  haften  nur  zur  Höhe  des  Werls  der  Effekten.  Art.  50. 

Die  die  Verladung  und  den  Verlust  dartbuenden  Dokumente  müssen  unver- 
züglich nach  der  Abandonerklärung  den  Versicherern  vor  Geltendmachung  de* 
Anspruchs  auf  die  Versicherungssumme  vorgelegt  werden.  Ar  t.  57.  Bei  Ausbleiben 
jeglicher  Nachricht  über  das  Schiff  kann  Abandon  von  dem  Versicherten  erklärt, 
und  Zahlung  ohne  Nachweis  des  Verlustes  gefordert  werden  und  zwar  wird  unter- 
schieden zwischen  Voyages  ordinaircs  und  Voyages  de  long  couis;  bei  ersleren 
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nach  Ablauf  eines  Jährte,  bei  letzteren  nach  Ablauf  zweier  Jahn»,  vom  Tage  des 
Abganges  des  Schiffes  zu  rechnen.  Art.  58.  Unter  Yoyages  de  long  eours  versteht 
Art.  50:  Les  voyages  de  France  cn  Moseovie,  Groenland.  Canada:  aux  bancs  et  iles 
de  Terre-Neuve.  et  aulres  cötes  et  iles  de  rAmerimie.  au  Gap-Vert,  cötes  de  Guince. 
et  tous  autres  qui  seront  au-dclä  du  Iropique. 

Nach  Abgab«'  der  Abandonerkläruug  gehören  die  versicherten  Gegenstände 
dem  Versicherer,  der  sich  nicht  unter  dem  Yorwande.  dass  das  Schiff  wieder 
zurückgekommen  sei.  von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  versicherten  Summen 
losmachen  kann.  Art.  00. 

Die  Art.  01  —  65  enthalten  Bestimmungen  über  den  Nachweis  der  Höhe  des 
Interesses.  Nach  Art.  06  haben  die  Versicherten  das  Hecht,  im  Falle  der  Weg- 
nahme die  Gegenstände  zurückzukaufen,  ohne  Anweisung  der  Versicherer  abzu- 
warten, wenn  sie  ihnen  keine  Nachricht  haben  geben  können:  doch  müssen  sie  die 
Versicherer  von  dem  abgeschlossenen  Vertrag  schriftlich  benachrichtigen.  Die  Ver- 
sicherer können  die  Abmachung  zu  ihrem  Vorteil  annehmen,  nach  Verhältnis  ihres 
Interesses,  müssen  aber  eine  dahingehende  Erklärung  sofort  abgeben  und  alsbald 
zur  Zahlung  der  Rüekkaufssumnic  beitragen  :  sie  fahren  alsdann  fort,  das  Risiko  zu 
laufen:  andernfalls  müssen  sie  die  von  ihnen  versicherten  Summen  zahlen,  ohne 
irgend  welchen  Anspruch  auf  die  losgekauften  Gegenstände  erheben  zu  können. 
Art.  67. 


Die  Deklaration  Ludwig  XVI.  vom  17.  August  1770.  Declaralinn  du  roi,  con- 
«  ernant  les  assurances,  hat  verschiedene,  die  Bestimmungen  der  Ordonnance  von 
'1081  abändernde  Vorschriften  getroffen. 

Nachdem  in  den  ersten  drei  Artikeln  für  alle  in  französischen  Häfen  ladende 
Kauffahrteischiffe,  mit  Ausnahme  der  Küstenfraditfahrt  und  Fahrten  nach  dem 
Archipel  und  den  Echelles  du  Levant  treibenden,  die  Verpflichtung  ausgesprochen 
ist,  sich  einer  Besichtigung  in  Bezug  auf  Seetüchtigkeit  und  Ausrüstung  zu  unter- 
ziehen (visile),  wird  für  den  Fall,  dass  ein  Schiff  durch  Sceunfall  ausser  Stand 
gesetzt  ist,  seine  Heise  fortzusetzen  und  infolgedessen  kondemniert  worden  ist,  in 
Art.  i  der  Ab.  des  Schiffes  und  Zubehör  an  den  Versicherer  von  der  Vorlegung  der 
über  die  in  den  voibezeichnelen  Artikeln  angeordneten  Besichtigung  aufgenom- 
menen Protokolle  abhängig  gemacht. 

Art.  5  bestimmt,  dass  im  Fall  der  Slrandung  (Eehouemcnt )  der  Ab.  des  Schiffes 
unzulässig  ist.  wenn  das  Schiff  durch  seine  Besatzung  oder  mit  fremder  Hilfe  wieder 
abgebracht  ist  und  seine  Heise  bis  zum  Bestimmungshafen  fortgesetzt  hat.  vorbe- 
haltlich indess  der  Verpflichtung  der  Versicherer,  die  dem  Schiff  oder  den  Waren 
durch  die  Strandung  erwachsenen  Kosten  und  Schäden  zu  ersetzen. 

Art.  0  erklärt  die  Versicherung  der  erhaltenen  Fracht  für  zulässig:  sie  bildet 
einen  Gegenstand  des  Ab.  des  Schiffes  nur,  wenn  sie  ausdrücklich  in  der  Ver- 
sieheiungspolize  aufgenommen  ist.  Dagegen  gehört  die  noch  nicht  verdiente  Fracht 
den  Versicherern  als  Teil  des  Ab.,  ausser  wenn  sich  in  der  Versieherungspolize  eine 
gegenteilige  Klausel  befindet:  indess  ohne  Präjudiz  für  die  Ansprüche  der  Mann- 
schaft auf  die  Heuer  und  der  Grossavenlurverlräge. 

Art.  7,  8,  0  Ist  ein  Schiff  als  seeuntüchtig  kondemniert  worden,  so  müssen  die 
Ladungsversicherten  den  Versicherern  unverzüglich  hiervon  Anzeige  machen. 
Diese,  wie  auch  die  Versicherten  selbst,  haben  alle  Sorgfall  anzuwenden,  ein  anderes 
Schiff  zu  finden,  auf  welchem  die  Ladung  zu  verladen  ist.  zur  Beförderung  an  ihren 
Beslimmungort.  Ist  innerhalb  der  in  den  Art.  40  und  5;)  des  von  den  Versicherungen 
handelnden  Titels  der  Ordonnance  gesetzten  Wallefristen  ein  anderes  Schiff  nicht 
zu  finden,  so  kann  der  Ab.  stattlinden.  Gelingt  es  dagegen,  die  Waren  auf  ein 
anderes  Schiff  zu  verladen,  so  dauert  das  Hisiko  der  Versicherer  fori  bis  zur 
Löschung  der  Waren  im  Bestimmungshafen  :  ausserdem  haben  die  Versicherer  zu 
tragen:  die  von  den  Waren  erlittenen  Beschädigungen,  die  Kosten  der  Bettung, 
der  Ausladung.  Lagerung  und  Wiederverladung  nebst  etwaigen  Abgaben  und  einem 
etwaigen  Mehrbetrag  der  Fracht. 
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i  Die  bezeichnete  Deklaration  wird  mitgeteilt  von  Houlav-Paty.  Cour»  de  droit 
••ommereial  maritime,  Renne*  Bd.  4,  1823  S.  611—  615.) 

•15.  Das  schwedische  Seerecht  von  1667.  Da*  schwedische  Seerecht 
Karl  XI  von  1607  tPardessus  Ud.  III,  S  134  ff.)  regelt  im  6.  Teil  Försäkrings-Balk. 
Kap.  XIII,  S.  188:  Om  Tiden  innom  hwilkcn  et  Skef»  atskillige  fall  nia  lutlas  für 
förlorat,  die  Frage  des  Abandons.  Zunächst  wird  die  Verschollenheitsfrist  auf  Jahr 
und  Tag  beziehentlich  2  Jahre  nach  Kintreffen  der  letzten  Xachricht  festgesetzt,  je 
nachdem  das  Ziel  der  Reise  Europa  und  Harbaresken  oder  ein  darüber  hinausliegender 
<>r!  ist.  Zahlung  kann  3  Monate  nach  Anzeige  an  die  Versicherer  gefordert  werden. 
Sodann  wird  bestimmt,  dass,  wenn  Schiff  oder  Waren  ausserhalb  des  Reichs  in 
Beschlag  genommen  werden,  oder  sonst  das  Schiff  untauglich  wird,  zur  Fortsetzung 
der  Reise,  der  Eigentümer  nicht  vor  Ablauf  von  6  Monaten,  beziehentlich  wenn 
ausserhalb  Europas  oder  den  Barbarcskcn  der  Schadenfall  eintritt,  nicht  vor  Ablauf 
eine-  Jahres  nach  Anzeige  den  Abandon  erklären  darf  (upsaga). 

Doch  kann  der  Versicherte  vor  Ablauf  der  Abandonfrist  Sicherstellung  fordern. 
Können  in  der  Zwischenzeit  die  Güter  durch  den  Versicherlen  oder  den  Versicherer 
mit  einem  anderen  Schiff  weilerbefördert  werden,  so  geht  die  Verpachtung  des 
Versicherers  nur  auf  Tragung  der  Kosten  und  Schäden.  Hei  verderblichen  Gütern. 
Wein,  Früchte.  Getreide  und  dergL  braucht  dagegen  der  Versicherte  nicht  erst 
die  Warlefrist  einzuhalten,  sondern  kann  sofort  nach  Anzeige  an  die  Mehrheit  der 
Versicherer  Zahlung  verlangen,  gleich  als  wenn  der  Schaden  gewiss  wäre. 

16.  Das  dänische  Seerecht  von  1683  (norwegisches  Gesetz  von  168.7).  Das 
Gesetz  König  Christian  V.  von  Dänemark  vom  Jahre  1683  enthält  im  4.  Buch  Dm 
SuTCtten.  Kapitel  VI  die  Bestimmung  über  die  Seeversicherung,  um  asseurance 
(Pardcssus  Bd.  III.  S.  301  ff  );  es  trifft  nur  in  Art  10  die  Bestimmung  bezüglich  der 
als  Verlust  anzusehenden  Verschollenheit.  Bei  Reisen  nach  einein  europäischen 
Platz  ist  die  Verschollenheitsfrist  Jahr  und  Tag.  sonst  2  Jahre.  Xach  3  Monaten 
ist  der  Versicherungsanspruch  fällig.  Identisch  ist  (nach  Pardessiis  Hd.  III.  S.  308 1 
die  Bestimmung  des  norwegischen  Gesetzes  von  1685. 

17.  Die  hamburgische  Assekuranz-  und  Haverey- Ordnung  von  1731. 

Die  älteren  hamburgischen  Rechlsquellen  erwähnen  die  Versicherung  gegen  die 
Gefahren  der  See  nicht;  auch  das  Hamburgische  Stadtbuch  von  1603  enthält 
keine  Bestimmungen,  obwohl  nach  Langenbeck,  Anmerkungen  über  das  ham- 
burgische Schiff-  und  Seerecht,  Hamburg  1727,  S.  368,  sich  bereits  ein  Urteil  in 
Assekuranzsachen  vom  Jahn?  1ö93  im  Liber  senlentiarum  findet.  Es  ist  mit 
Langenbeck  anzunehmen,  dass  die  Kenntnis  des  für  den  Seehandel  so  wichtigen 
Assekuranzvertrages  und  dessen  Verbreitung  den  aus  den  Niederlanden  wahrend 
der  Herrschaft  Albas  nach  Hamburg  geflüchteten  Hrabanter  und  Flandrischen 
Familien  zu  verdanken  ist.  Dementsprechend  sind  auch  die  in  erster  Zeit  in  Ham- 
burg gebrauchten,  von  Langenbeck  S.  376  380  mitgeteilten  Polizenformulare  in 
holländischer  Sprache  verfasst.  Indess  erklärt  Langenbeck  S.  411,  dass  das  bei 
anderen  Nationen  weit  verbreitete  Abandonnieren  bei  Nehmung,  Schiffbruch. 
Bleibung,  Strandung,  Detention  und  Arresten  fremder  Puissaneen,  insbesondere 
dem  der  verderblichen  Waren,  nach  der  zu  jener  Zeit  (1727)  bestehenden  ham- 
burgischen Praxis  sehr  beschränkt  sei  und  zwar  auf  den  Fall  der  Verschollenheit-, 
solche  sei  anzunehmen  bei  Ausbleiben  jeglicher  Nachricht  während  6  Monate  über 
die  reguläre  Zeit,  in  der  das  Schiff  die  Reise  zurücklegen  könne  bei  einer  Reise 
innerhalb  der  Grenzen  Europas,  bei  Reisen  ausserhalb  der  Grenzen  Europas  aber 
seien  2  Jahre  abzuwarten.  Der  Abandon  steht  im  Belieben  des  Versicherten  , 
er  ist  dem  Versicherer  zu  intimieren.  und  dieser  kann  alsdann  den  Schaden  mil 
8  Prozent  Abzug  nach  Ablauf  zweier  Monale  oder  ohne  Abzug  nach  Ablauf  eines 
Jahres  und  zweier  Monate  zahlen.  Auch  bei  verderblichen  Waren  findet  kein 
Abandon  statt;  vielmehr  wird,  wenn  zwischen  dem  Versicherten  und  dem  Ver- 
sicherer nach  erfolgter  Anzeige  kein  anderweitiges  Abkommen  getroffen  wird,  der 
durch  öffentlichen  Verkauf  an  den  Meistbietenden  ermittelte  und  durch  beeidigte» 
Attest  nachgewiesene  Schaden  ersetzt. 
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Kurze  Zeit  nach  Erscheinen  der Schrift  Langenbcek's  wurde  am  40.  Sept.  1731 
in  Hamburg  die  Assekuranz-  und  Havereyordnung.  mitgeteilt  von  Klefecker,  Samm- 
lung der  hamburgischen  Gesetze  und  Verfassungen,  Bd.  I,  Hamburg  1765.  S.  28  ff., 
erlassen,  welche  bis  zum  Inkrafttreten  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches die  Grundlage  der  in  Hamburg  und  einem  grossen  Teile  Norddciitschlands 
abgeschlossenen  Versicherungsverträge  geblieben  ist.  Sie  giebt  in  dem,  Tit.  XI 
vom  Abaudonnieren  überschriebenen  Abschnitt  Art.  1 — (i  gennu  das  wieder,  was 
Langenbeck  über  die  Praxis  seiner  Zeit  mitgeteilt  hat;  nur  dass  sie  statt  dei  0  Monate 
eine  Zeit  von  3  Monaten  über  die  ordinäre  Zeit  zu  Grunde  legt,  und  bei  Meisen  nach 
WVslindicn  oder  sonst  nach  einem  Orte  ausserhalb  Europas  nicht  eine  feste  Zeit 
von  2  Jahren  bestimmt,  sondern  vorschreibt,  dass  nach  der  Kerne  und  Entlegung 
(Entlegenheit)  der  Oerler  eine  längere  Zeit  angenommen  wei  de.  Die  von  Langenbeck 
als  nicht  unbillig  bezeichnete  Kautionspflicht  des  Versicherers,  wenn  er  von  dem 
Recht,  erst  nach  1  Jahr  2  Monaten  nach  der  durch  einen  geschworenen  Makler  oder 
den  Dispaehör  zu  bewirkenden  Abandonerklärung  Zahlung  zu  leisten.  Gebrauch 
mache,  wird  als  eine  auf  Erfordern  des  V  ersicherten  dem  Versicherer  obliegende 
gesetzliche  Pflicht  bezeichnet.  Der  Versicherte  muss  ausser  im  Fall  der  Ver- 
sehollcnheit,  ohne  zum  Abandon  berechtigt  zu  sein,  auf  Gefahr  und  Kosten  der 
Versicherer  alles  thun.  um  den  Schaden  abzuwenden.  Wenn  aus  dem  beeidigten 
Zeugnis  erhellt,  dass  nichts  Gesundes  geborgen,  oder  dass  das  Geborgene  die  Mühe 
des  Trocknens,  Wiederaufmachens  und  Transpol  lierens  nicht  werth  sei,  so  kann 
der  Versicherte  nach  seiner  Wahl  entweder  selbst  die  Güter  verkaufen  und  sich 
den  Schaden  von  den  Versicherern  ersetzen  lassen,  oder  auch,  ohne  auf  den 
Verkauf  zu  warten,  die  Bezahlung  des  vollen  Sehadens  gegen  Anweisung  und 
Zedierung  der  verdorbenen  Waren  von  ihnen  fordern. 

18.  Das  preussische  Seerecht  von  1727.  Das  Königlich  preußische  Seererht 
vom  11.  Dezember  1727  (Ausgabe  Aug.  Hypolit  Hone,  Königsberg  1770.  S.  5ii 
behandelt  in  Kap.  VI  von  der  Assekuranz  oder  Versicherung,  in  Art.  22—27  den 
Abandon.  Derselbe  ist  zulässig  nach  Art.  22,  wenn  das  versicherte  Schiff  (»der 
Gut  gänzlich  verloren  gegangen,  und  keine  gegründete  Hoffnung  zur  Wieder- 
erlangung mehr  übrig,  oder  auch  das  Schiff  innavigabel  geworden,  und  hiervon  dem 
Assuradeur  gebührende  Xotilikation  geschehen.  Der  Assuricrle  ist  berechtigt, 
solche-  Schiff  zu  abaudonnieren  und  dem  Assuradeur  zu  seiner  Disposition 
gänzlich  zu  überlassen  oder  zu  zedieren:  die  versicherte  Summe  ist  nach  erwie- 
senem Verlust,  falls  die  Polize  nichts  anderes  bestimmt,  in  \  Wochen  zu  entrichten. 
Ist  Schiff  oder  Gut  nur  einigermassen  beschädigt,  aber  innerhalb  der  Ostsee  binnen 
6  Monaten,  ausserhalb  derselben  nach  Entlegenheit  der  Ocrler  binnen  9 — 12 
Monaten  eine  Reparatur  des  Schiffs  und  Beförderung  des  Güls  nach  seinem  Be- 
stimuiungsplatz  möglich,  so  findet  nur  Vergütung  des  Teilschadens  statt.  Kann 
innerhalb  der  Fristen  das  Schiff  nicht  repariert,  noch  das  (int  da,  wo  es  beschädigt 
worden,  verkauft  «»der  an  Ort  und  Stelle  gebracht  werden,  so  ist  der  Versicherte 
zum  Abandon  und  Forderung  der  Bezahlung  befugt.  Art.  23.  Bei  einer  leilweisen 
Versicherung  von  Schiff  und  Gut  ist  doch  keine  parliale  Zession  (Teilabandon) 
zulässig;  vielmehr  hat  der  Versicherte  nur  die  Wahl,  solches  nur  zum  Teil  ver- 
sicherte Gut  ganz  zu  abaudonnieren  oder  völlig  zu  behalten  und  Erstattung  des 
erweislichen  Schadens  zu  verlangen.  Art.  24.  Ist  versichertes  Schiff  oder  (int  von 
einer  auswärtigen  Obrigkeit  arrestiert,  in  Beschlag  genommen  oder  zum  Verkauf 
gezwungen  und  hierdurch  an  der  Reise  behindert  oder  innavigabel  gemacht  worden, 
»o  kann  der  Versicherte  erst  nach  Ablauf  eines  halben  oder  ganzen  Jahres,  je 
nachdem  Anhaltung  oder  andere  Verhinderung  innerhalb  oder  ausserhalb  Europas 
stattgefunden  hat,  laufend  von  der  Zeil  der  Notiiikation  an  die  Versicherer  den 
Abandon  erklären  und  Zahlung  fordern.  Alsdann  kommt  es  darauf,  ob  Hoffnung 
auf  Freigabe  besteht  oder  nicht,  nicht  mehr  an.  vielmehr  hat  alsdann  binnen 
\  Wochen  Zahlung  zu  erfolgen,  inzwischen  kann  der  Versicherer  zur  Sicherheits- 
leistung angehalten  werden.  Art.  25.  Die  in  angehaltenen  Schiffen  befindlichen 
Waren  sollen  thunlichsl  durch  die  Versicherten  oder  die  Versicherer  in  andere 
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Schifft»  gebracht  und  nach  ihrem  Beslimmungsplatz  gebracht  werden,  auf  Kosten 
und  Gefahr  der  Versicherer.  Bei  verderblichen  Waren,  Getreide,  Wein,  Fruchten 
und  dergl.  ist  alsbald  nach  geschehener  Notifikation  Abandon  ohne  Einhaltung  der 
Warlefristcn  zulässig.  Art.  26.  Der  letzte  in  Hetracht  knmmande  Artikel,  Art.  27, 
regelt  den  Abandon  bei  Verschollenheit;  er  setzt  vier  verschiedene  Fristen,  an- 
fangend mit  Absegelung  des  Schiffs,  auf  einer  Reise  binnen  der  Ostsee  6  Monate, 
ausser  des  Oresund,  vom  Nordkap  bis  an  die  Enge  von  Gibraltar  1  Jahr,  nach  oder 
aus  dem  Mittelländischen  Meer  bis  an  den  Golf  von  Venedig  1  */,  Jahre,  noch  weiter 
2  Jahre.  Da.s  versicherte  Schiff  oder  Gut  gilt  für  verloren,  der  Versicherer  hat 
4  Wochen  nach  Notiiikation  des  Mangels  von  Nachrichten  Zahlung  zu  leisten 
gegen  völligen  Abandon  des  verlorenen  Schiffs  und  Guts.  Der  Abandon  ist  un- 
zulässig, und  der  Versicherte  verliert  seine  Ansprüche  an  den  Versicherer,  wenn 
die  Notifikation  nicht  längstens  in  3  Monaten  nach  Verlauf  der  bezeichneten 
Verschollenheitsfristen  vorgenommen  wird. 

19.  Die  preussische  Assekuranz-  und  Havereyordnung  von  1766.  Unter 
dein  18.  Februar  1766  erliess  Friedrich  der  Grosse  eine  « Assekuranz-  und  Havercv- 
ordnung  vor  säinmtliche  Königliche  Preussische  Staaten  >  (Beilage  Nr.  15  zu  dein 
Königl.  preuss.  Seerecht,  der  Sammlung  von  Herne,  S.  168  ff.).  Der  13.  Abschnitt 
(S.  190  ff.  i  handelt  vom  Abandonnieren  oder  wenn  und  wie  Schiff  und  Gut  verloren 
gegeben  und  vom  Assekurierten  abandonniert  werden  kann,  in  §  150—162.  Die 
Bestimmungen  sind  zum  Teil  wörtlich  aus  der  Hamburgischen  Assekuranz-  und 
Havereyordnung  von  1731  entnommen.  §  150  entspricht  dem  Art.  4,  ^  151  u.  153 
dem  Art.  1  und  2;  §  154  setzt  bei  Reisen  nach  anderen  Weltteilen  eine  2  jährige 
Verschollenheitsfrist,  während  Art.  3  in  diesem  Fall  eine  verhältnismässige  Frisl 
warten  Hess.  §  155  entspricht  dem  von  der  Hamburgischen  Assekuranz-  und 
Havereyordnung  nicht  anerkannten  Art.  25  cit.  des  preussischen  Seerechts,  also 
gewährt  bei  Aufbringung.  Anhaltung,  Beschlagnahme  innerhalb  Europas,  aber 
erst  nach  Ablauf  von  6  Monaten  seit  förmlicher  Bekanntmachung  an  den  Ver- 
sicherer, das  Recht  zu  abandonnieren,  während  nach  $  156  der  Abandon  des 
Schiffs  schon  eher  zulässig  ist,  falls  das  Schiff  nachweislich  für  verwirkt  oder  für 
gute  Prise  durch  gerichtliches  Erkenntnis  erklärt  wurde.  Tritt  der  Fall  der  Auf- 
bringung, Anhaltung  oder  Wegnahme  ausserhalb  Kuropas  ein,  so  können  Schiff 
und  Ladung  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  Bekanntmachung  an  die  Versicherer 
abandonniert  werden,  falls  Befreiung  und  Losmachung  von  Schiff  und  Ladung 
ungewiss  und  weitaussehend  ist.  S  157.  In  Abweichung  von  der  Bestimmung 
des  Art.  26  cit.  des  preussischen  Seerechts  können  nach  $  158  leicht  verderb- 
liche Waren  eigentlich  nicht  abandonniert  werden.  Dies  Wort  <  eigentlich  > 
findet  dann  seine  weitere  Erklärung  durch  $  159  und  160,  die  inhaltlich  sich  mit 
Art.  5  und  6  der  Hamburgischen  Assekuranz-  und  Havereyordnung  decken.  Nur 
falls  der  Versicherte  oder  dessen  Vertreter  an  der  Fürsorge  für  die  in  dem  weg- 
genommenen oder  aufgebrachten  Schiff  befindlichen  Waren  verhindert  wird,  kann 
:{  Monate  nach  Bekanntmachung  oder  schon  vorher,  falls  sie  für  verwirkt  erklärt 
oder  durch  die  Wegnehmung  gänzlich  verdorben  sind,  abandonniert  werden.  §  161. 
Alle  auf  Befreiung,  Erhaltung.  Umladung  und  Verkauf  solcher  Waren  erweislich 
verwendeten  Kosten  hat  nach  $  162  der  Versichertc  zu  erstatten. 

20.  Das  Allgemeine  (preussische)  Landrecht.  Das  Allgemeine  Landrecht 
für  die  preussischen  Staaten  handelt  Teil  II,  Titel  8,  Abschnitt  13  von  Versicherungen 
und  daselbst  in  den  SS  2304—2320  von  dem  Abandonnieren  des  Versicherten. 
Als  Regel  wird  die  Verpflichtung  des  Versicherten  für  Rettung  der  versicherten 
Sache zusorgen  aufgestellt ;  sie  fällt  ausnahmsweise  fort,  wenn  ein  Totalschaden  höchst 
wahrscheinlich  ist.  8  2304.  Als  solche  Fälle  werden  in  4?  2305  und 2300  besonders 
genannt:  Die  Verschollenheit  und  die  nicht  auf  Fehler  in  Bauart  oder  Ausrüstung 
zurückzuführende,  während  der  Reise  eintretende  Unbrauchbarkeit  des  Schiffes. 
Solche  Unbrauchbarkeit  kann  auf  Reparaturunfähigkeit  oder  Reparaturunwürdigkeit 
beruhen;  letztere  liegt  vor,  wenn  die  Kosten  der  Reparatur  mehr  betragen,  als 
das  Schiff  nach  der  Reparatur,  den  Wert  des  Wracks  abgerechnet,  wert  sein 
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würde.  $  2307.  Kernor  wird  genannt  der  Fall  der  Aufbringung,  Anhaltung  oder 
Beschlagnahme,  sofern  Befreiung  oder  Losmachung  ungewiss  oder  weitausseilend 
ist:  in  diesem  Falle  kann  der  Versicherte  ahandonnieren.  $  2308.  In  den  in  $  2304 
erwähnten  Fällen  kann  « Andeutung  >  des  Versicherten,  dass  er  dem  Versicherer 
die  versicherte  Sache  überlassen  und  dagegen  Zahlung  der  gezcn  hneten  Summe 
verlange,  erfolgen.  Gegen  Aushändigung  der  Dokumente  hat  alsdann  2  .Monate 
nach  Andeutung  Zahlung  zu  erfolgen.  2309  und  2310.  Die  Verschollenheitsfrist 
beträft  hei  Fahrten  von  und  nach  einem  Hafen  in  der  Ost-  oder  Nordsee  3  .Monate 
über  die  gewöhnliche  Reisedauer,  hei  Fahrten  von  oder  nach  anderen  europäischen 
Häfen  G.Monate:  ist  das  Schiff  nach  einem  Hafen  ausserhalb  Kuropas  bestimmt,  so 
beträgt  die  Verschollenheitsfrist  1  '/4  Jahre  bei  Schiffen,  welche  die  Linie  nicht 
passieren,  3  Jahre  bei  Schiffen,  welche  die  Linie  passieren  sollen.  In  den  Fällen 
der  3  und  0  monatlichen  Verschollenheilsfrist  steht  es  in  der  Wahl  des  Ver- 
sicherers, schon  2  Monate  nach  Andeutung,  die  versicherte  Summe  mit  S  Prozent 
Abzug  zu  zahlen,  oder  nach  Ahlauf  von  1  Jahr  und  2  Monaten  nach  Ahsegelung 
des  Schiffs  ohne  jeden  Abzug.  Bei  den  Fristen  von  1 '/»  und  3  Jahr  hat  der  Ver- 
sicherer binnen  8  Tagen  ohne  Abzug  Zahlung  zu  leisten.  §§23H — 2318.  Die  Bestim- 
mungen der  £$2319— 2321  decken  sieh  mit  denen  der  £5?  155— 157  der  Preussischen 
Assekuranz-  und  Haverevordnung.  5$  2322  regelt  die  Form  der  Andeutung: 
gerichtlich,  durch  Notar  oder  vereidigten  Makler,  i;  2323  bestimmt:  das  Abandon- 
nement  niuss  unbedingt  geschehen  und  kann  nicht  wieder  zurückgenommen  w  erden. 
Nach  S  2324  muss  die  ganze  versicherte  Sache  abandouniert  werden,  wenn  sie 
gleich  nicht  zum  vollen  Wert  versichert  gewesen  sein  sollte.  Bei  einer  Casco- 
versirherung  müssen  die  Rheder  auch  die  Fracht  mit  abandonnieren,  ausser  wenn 
das  Schiff  ohne  die  Kinrechnung  der  Ausrüstungskosten  versichert  worden.  $  2325. 
Die  von  den  Versicherern  zu  zahlende  Versicherungssumme  ermässigt  sich  ver- 
hältnismässig, wenn  während  der  Reise  ein  Teil  der  versicherten  Waren  ausge- 
laden worden,  g  2326. 

Nach  geschehenem  Abandonnement  ist  es  lediglich  Sac  he  des  Versicherers, 
ob  und  welche  Mühe  und  Kosten  er  noch  zur  Rettung  und  Freimachung  der  Sache 
anwenden  will.  Doch  bleibt  der  Versicherte  verbunden,  ihm  dazu  behilflich  zu  sein, 
soweit  es  ohne  seine  Kosten  und  besondere  Mühe  oder  Beschwerde  geschehen  kann. 
Was  noch  gerettet  wird,  kommt  auch  in  dem  Falle,  dass  die  ahandonnierte  Sache 
nicht  zum  vollen  Werte  versichert  war,  dem  Versicherer  zu  Gute,  ij  2327 — 2329. 
Bei  allen  übrigen  Arten  von  Versicherungen  findet  nach  §  2330  gar  kein  Abandoi- 
nement  statt  (demnach  nicht  bei  den  nach  dem  Allg.  L.-R.  zulässigen  Versicher- 
ungen von  Fracht  und  imaginärem  Gewinn,  $  1986—1991). 

21.  Das  englisch-amerikanische  Recht.  Für  das  grosse  Hechlsgcbiet  des 
cnglisch-nnrdamcrikanischen  Hechts  fehlt  es  an  gesetzlichen  Bestimmungen,  aus 
welchen  die  Kntwickelung  der  Regeln  über  den  Abandon  hergeleitet  werden  könnte. 
Die  Versicherung  gegen  Seegefahr  wird  als  Rechtsinstitut  bereits  von  der  Königin 
Klisabeth  in  einem  Statut  von  1601  (Pardessus  Bd.  IV,  S.  210)  anerkannt.  Ks  lässt 
sich,  wie  bei  so  vielen  Materien  des  englisch-nordamerikanischen  Hechts  nur  aus 
den  veröffentlichten  Kntsclieidungun  ein  Bild  gewinnen.  Zu  erwähnen  sind  hier 
die  von  Johann  Wesket.  Theorie  und  Praxis  der  Assekuranzen,  aus  dem  Englischen 
übersetzt  von  J.  E.  Engclhrecht .  Lübeck  1782,  Bd.  I.  S.  65-70  mitgeteilten 
Entscheidungen: 

1.  Entscheidung  der  Kings  Bench  vom  November  1758.  Ein  Schiff  wurde  von 
den  Franzosen  genommen,  wurde  aber  nach  8  Tagen  von  englischen  Kapern 
wiedergenommen.  Den  Versicherern  war  Anzeige  gemacht,  die  in  verderblichen 
Waren  bestehende  Ladung  war  hinterher  verdorben.  Das  Urteil  nimmt  an,  dass 
schon  durch  die  Wegnahme  ein  Tetalverlust  herbeigeführt  sei.  und  der  Versicherte 
das  Hecht  habe,  zu  ahandonnieren. 

2.  Urteil  von  Lord  M.inslield  im  Falle  Gosz  gegen  Withers.  Schon  die  blosse 
Nehmung  berechtigt  den  Vei sicherten  für  Tolalverlust  Zahlung  zu  fordern  und  zu 
ahandonnieren. 
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3.  In  Sachen  Mills  gegen  Hayley  erklärte  Lord  Mansfield  1779,  dass  im  Kall 
einer  Beschlagnahme  der  Vorsiel ierte  in  keinem  Falle  verbunden  sei,  auf  den 
Ausgang  eines  Beschlags  zu  warten,  der  von  Ungewisser  Dauer  sei  und  den  ganzen 
Zweck  und  Absicht  der  Reise  hätte  vereiteln  können. 

A.  Das  englische  Hecht  bestimmt  im  Falle  der  AnhaUung  keine  Zeit  zur 
Abandonnierung. 


III.  Die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Staaten  nebst  abweichenden 

Polizenbestimmungen. 

Deutschei  Reich. 

Allgemeines  Deutsches  Handelsgesetzbuch,  Buch  V,  Titel  11,  Abschnitt  5. 
Umfang  des  Schadens,  Art.  S65-875.  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897. 
Buch  IV,  Abschnitt  10,  Titel  5.  Umfang  des  Schadens,  §  861—871. 

Art.  865.  §  861.  —  Abandon  ist  die  Abtretung  der  in  Betreff  (Ansehung)  des 
versicherten  Gegenstandes  dem  Versicherten  zustehenden  Hechte  an  den  Versicherer. 

Der  Versicherte  ist  befugt,  gegen  den  Ab.  Zahlung  der  Versicherungssumme 
zum  vollen  Betrage  zu  verlangen. 

Ab. -fälle  sind: 

1.  Verschollenheit  des  SchifTs; 

2.  eine  dem  Gegenstand  der  Versicherung  drohende  Gefahr  in  folgenden  Füllen: 

a)  Embargo  auf  Schiff  oder  Güter, 

b)  Aufbringung  von  einer  kriegführenden  Macht, 

c)  sonstige  AnhaUung  durch  Verfügung  von  hoher  Hand, 

d)  Wegnahme  durch  Seeräuber. 

Die  sub  2  erwähnten  Fälle  berechtigen  zum  Ab.  erst  nach  Ablauf  einer  Warle- 
frist von  6,  9  oder  12  Monaten,  je  nachdem  der  betreffende  Unfall  (Aufbringung, 
AnhaUung  oder  Nehmung)  sich  ereignet  hat: 

a)  in  einem  europäischen  Hafen,  einem  europäischen  Meere  oder  in  einem, 
wenn  auch  nicht  zu  Europa  gehörenden  Teile   des  Mittelländischen, 
Schwarzen  oder  Azowischen  Meeres; 
f\  in  einem  anderen  diesseits  des  Vorgebirges  der  guten  Hoffnung  und  des 

Kap  Horn  belegenen  Gewässer; 
f)  in  einem  jenseits  der  unter  $  bezeichneten  Vorgebirge  belegenen  Gewässer. 
Die  Wartefrist  läuft  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  der  Versicherte  oder  der 
Versicherungsnehmer  der  ihm  nach  Art.  822  bezw.  ij  818  obliegenden  Pflicht,  dem 
Versicherer  Anzeige  von  dem  Unfall  zu  machen,  genügt  hat.  (Bei  Verzögerung  der 
Anzeige  ist  der  Versicherer  zum  Abzug  des  Betrages  von  der  Entschädigungssumme, 
um  den  sie  sich  bei  rechtzeitiger  Anzeige  gemindert  hätte,  befugt.) 

Art.  860.  §  862.  —  Versehollenheit  des  Schiffs  wird  angenommen,  wenn  das 
Schiff  die  Reise  angetreten  und  innerhalb  der  Verschollenheilsfrist  den  Bestimmungs- 
hafen nicht  erreicht  hat,  auch  den  Beteiligten  (Versicherten,  Destinatar,  Versicherer 
ii.  dgl.)  während  der  Verschollenheitsfrist  keine  Nachrichten  über  das  Schiff  zuge- 
gangen sind. 

Die  Verschollenheitsfrist  ist  verschieden  geregelt  je  nach  der  Eagc  von  Abgangs- 
hafen und  Bestimmungshafen  zu  einander. 

a)  Sind  beide  Häfen  europäische  Häfen,  so  betrügt  die  Verschollenheitsfrist  bei 
Segelschiffen  6,  bei  Dampfschiffen  i  Monate; 

b)  ist  einer  der  beiden  Häfen  ein  nichteuropäischer  Hafen,  so  wird  wieder 
unterschieden: 

a)  wenn  der  nichteuropäische  Hafen  diesseits  des  Vorgebirges  der  guten 
Hoffnung  und  des  Kap  Horn  belegen  ist,  beträgt  die  Verschollenheitsfrist 
bei  Segel-  und  Dampfschiffen  9  Monate, 
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Js)  wenn  der  nichteuropäischo  Hafen  jenseits  der  unter  «  bezeichneten  Vor- 
gebirge belegen   ist,  hotragt   <lie  VersohoHenheit.sfrist  bei   Segel-  und 
Dampfschiffen  12  Monate: 
e)  sind  beide  Häfen  nicht  europäische  Häfen,  so  richtet  sich  die  Verschollen- 
heitsfrist bei  Segel-  und  Dampfschiffen  nach  der  Durchschnittsdauer  der  Heise: 

a)  der  Durchschnittsdauer  von  nicht  über  2  Monaten  entspricht  eine  Ver- 
schollenheitsfrist von  0  Monaten. 
?A  der  Durchschnittsdauer  von  2  bis  3  Monaton  eine  Verschollenheitsfrist 
von  0  Monaten. 

Y)  der  Durchschnittsdauer  von  mehr  als  3  Monaten  eine  Verschollenheitsfrist 
von  1*2  Monaten. 

Besteht  Zweifel  (darüber,  nach  welchem  Bestimmungshafen  die  Reise  ange- 
treten ist  oder  wieviel  die  Durchschnittsdauer  der  Heise  beträgt),  so  ist  die  längere 
Frist  abzuwarten. 

Art.  £67.  $  863.  Der  Lauf  der  Verschollenheitsfrist  wird  verschieden 
berechnet,  je  nachdem  seit  Antritt  der  Heise,  bezw.  dem  Abgang  aus  dem  Abgangs- 
hafen Nachrichten  über  das  Schiff  angelangt  sind  oder  nicht: 

a)  fehlt  es  an  solchen  Nachrichten,  so  beginnt  der  Lauf  mit  dem  Tag  des  Heise- 
antritts; 

b»  sind  Nachrichten  angelangt,  so  wird  der  Tag,  bis  zu  welchem  die  letzte 
Nachricht  reicht,  der  Berechnung  der  Verschollenheitsfrist  zu  Grunde  gelegt,  und 
diese  so  berechnet,  als  ob  das  Schiff  an  dem  betreffenden  Tage  von  dem  Funkte, 
an  welchem  es  nach  sicherer  Nachricht  zuletzt  sich  befunden  hat,  abgegangen  wäre. 

Anm.:  Sofern  ein  Schiff  auf  Zeit  versichert  und  die  Verlängerung  der  Ver- 
sicherung nicht  durch  Vereinbarung  oder  durch  Kundgebung  des  Versicherten  vor 
Antritt  der  Heise  ausgeschlossen  war.  gilt  sie  nach  Art.  835  i$  831)  als  bis  zur 
Ankunft  dos  Schiffs  im  nächsten  Bestimmungshafen,  bezw.  bis  zur  Beendigung  der 
Löschung  daselbst  verlängert.  Für  die  Dauer  solcher  Verlängerung  und  falls  die 
Verschollenheit  des  Schiffs  eintritt,  bis  zum  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist  hat  der 
Versicherte  die  vereinbarte  Zeitprämie  fort  zu  entrichten.  Ist  aber  die  Verlängerung 
ausgeschlossen,  und  läuft  die  Verschollenheitsfrist  über  die  Versichcrungszeit  hinaus, 
so  kann  auf  Grund  der  Verschollcnhcit  der  Versicherer  nicht  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Art.  808.  £  864.  —  Für  die  Erklärung  des  Ab.  ist  dem  Versicherten  eine  Frist. 
Abandonfrist,  gesetzt,  innerhalb  welcher  dem  Versicherer  die  Ab.-erklärung  zuge- 
gangen sein  miiss.  Der  Ab.  selbst  wird  verschieden  berechnet. 

a)  Ist  ein  Schiff  verschollen,  dessen  Bestimmungshafen  ein  europäischer  Hafen 
ist.  oder  hat  sich  der  sonst  zur  Ab.-erklärung  befugende  Unfall  (Embargo .  Auf- 
bringung, Arihaltung,  Nehmung)  in  einem  europäischen  Hafen  oder  in  einem  eu- 
ropäischen Meere  oder  in  einem,  wenn  auch  nicht  zu  Europa  gehörenden  Teil  des 
Mittelländischen,  Schwarzen  oder  Azow*sehcn  Meeres  zugetragen,  so  beträgt  die 
Ab.-frist  6  Monate. 

bl  Ist  ein  Schiff  verschollen,  dessen  Bestimmungshafen  ein  nichteuropäischer 
Hafen  ist.  oder  hat  sich  der  Unfall  in  einem  anderen,  diesseits  oder  jenseits  des 
Vorgebirges  der  Guten  Hoffnung  oder  des  Kap  Horn  belegenen  Gewässer  zuge- 
tragen, so  beträgt  die  Ab.-frist  9  Monate. 

Die  Ab.-frist  beginnt  mit  dem  Ablauf  der  in  den  Art.  8f>5  und  866  861  und 
862'»  bezeichneten  Fristen,  der  Wartefrist  und  der  Verschollenheitsfrist.  Für  che 
Hückvei Sicherung  gilt  die  besondere  Bestimmung,  dass  die  Ab.-frist,  d.  h.  die  Frist, 
innerhalb  welcher  der  Versicherer,  der  Rückversicherung  genommen  hat,  dem 
Rückversicherer  den  Ab.  zu  erklären  hat,  erst  mit  dem  Ablauf  des  Tages  an  zu 
laufen  beginnt,  an  welchem  dem  Rückversicherten  von  dem  Versicherten  der  Ab. 
erklärt  worden  ist. 

Art.  860.  $  865.  —  Die  Versäumimg  der  Ab.-frist  bewirkt  den  Verlust  des 
Hechts  auf  Ab.-erklärung.  Doch  wird  dadurch  das  Recht  des  Versicherten,  nach 
Massgabe  der  sonstigen  Grundsätze  den  Versicherer  wogen  Vergütung  eines 
Schadens  in  Anspruch  zu  nehmen,  nicht  berührt.  Insbesondere  bleibt  im  Fall  der 
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Verschollenheit  trotz  Versäumung  «ler  Ab. -Iiis!  dem  Versicherten  «las  Hecht, 
Ersatz  eines  Totalsehadens  zu  lordern  ;  jedoch  tnuss  der  Versicherte  in  diesem 
Fall,  wenn  die  versiclierte  Sache  wieder  zum  Vorschein  kommt,  und  sich  dabei 
i-rgiebt,  dass  ein  Totalschaden  nicht  vorliegt,  auf  Verlangen  des  Versicherers  gegen 
Verzicht  desselben  auf  die  Rechte  an  der  versicherten  Sache,  die  nach  Art.  863, 
Abs.  2  859,  Abs.  2)  mit  Zahlung  der  Versicherungssumme  auf  ihn  übergehen, 
die  schon  gezahlte  Versicherungssumme  erstatten  und  sich  mit  dem  Ersätze  eines 
etwa  erlittenen  Partialschadens  begnügen.  (Anm.:  sofern  er  nach  Inhalt  der  abge- 
schlossenen Versicherung  Anspruch  auf  Ersatz  eines  Partialschadens  überhaupt  hat.  ) 
Art.  870.  $  866.  —  Voraussetzung  der  (ültigkeit  der  Ab.-erklärung  ist: 

a)  dass  sie  ohne  Vorbehalt  oder  Bedingung  erfolgt, 

b)  dass  sie  sich  auf  den  ganzen  versicherten  Gegenstand  erstreckt,  soweit  dieser 
zur  Zeit  des  Unfalls  den  Gefahren  der  See  ausgesetzt  war. 

Anm.:  Wenn  in  einem  Vertrage  mehrere  Gegenstände  oder  eine  Gesamtheit 
\on  Gegenständen  unter  einer  Versicherungssumme  begriffen,  aber  für  einzelne 
derselben  besondere  Taxen  vereinbart  sind,  so  gelten  nach  Art.  798  79  i)  die 
Gegenstände,  welche  besonders  taxiert  sind,  auch  als  abgesondert  versichert.  Daraus 
ergiebt  sich,  dass  der  Ab.  zulässig  ist  bezüglich  einzelner  der  in  einem  Vertrage 
unter  einer  Versicherungssumme  begriffenen  Gegenstände,  sofern  sie  als  abgesondert 
versichert  gelten. 

Wenn  sie  jedoch  nicht  zum  vollen  Wert  versichert  waren,  so  ist  der  Ver- 
sicherte nur  den  verhältnismässigen  Teil  des  versicherten  Gegenstandes  zu  aban- 
donnieren  verpflichtet. 

Die  Ab.-erklärung  ist  unwiderruflich. 

Art.  871.  §  867.  —  Die  Ab.-erklärung  ist  ohne  rechtliche  Wirkung,  wenn  die 
Thatsaehen  (Anm.:  Verschollenheit,  Aufbringung.  Anhaltung,  Nehmungl  auf 
welche  sie  gestützt  wird,  sich  nicht  bestätigen  oder  zur  Zeit  der  Mitteilung  der 
Erklärung  nicht  mehr  bestehen.  (Anm.:  Erst  nach  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist, 
aber  vor  Abgabe  der  Ab.-erklärung,  kommt  die  versicherte  Sache  wieder  zum  Vor- 
schein, oder  nach  Ablauf  der  Wartefrist,  aber  vor  Abgabe  der  Ab.-erklärung  werden 
die  aufgebrachten,  angehaltenen  oder  genommenen  Versicherungsgegenstände  frei- 
gegeben.) Dagegen  bleibt  die  Ab.-erklärung  für  beide  Teile,  Versicherten  und  Ver- 
sicherer, verbindlich,  wenn  auch  später  Umstände  sich  ereignen,  deren  früheres 
Eintreten  das  Recht  zum  Ab.  ausgeschlossen  haben  würde  (Anm.:  also  wenn  nach 
Abgabe  der  Ab.-erklärung  die  verschollene  Sache  wieder  zum  Vorschein  kommt, 
die  aufgebrachten,  angehaltenen  oder  genommenen  Gegenstände  freigegeben  werden). 

Art.  872.  §  868.  —  Durch  die  Ab.-erklärung  gehen  auf  den  Versicherer  alle 
Rechte  über,  welche  dem  Versicherten  in  Ansehung  des  abandonnierten  Gegen- 
standes zustanden  (Anm.:  dadurch  unterscheidet  sich  der  Ab. -fall  von  dem  Fall  des 
Totalverlustes,  dass  in  jenem  der  Rechtsübergang  schon  durch  die  Erklärung,  in 
diesem  erst  durch  Zahlung  der  Versicherungssumme  nach  Art.  863,  Abs.  2.  |§  859, 
Abs.  2J  stattfindet.  Der  Versicherle  kann  die  Zahlung  gegen  Abtretung  verlangen; 
indess  ist  das  Geschäft  nicht  in  dem  Sinne  Zug  um  Zug  zu  erfüllen,  dass  beim 
Ausbleiben  der  erwarteten  Zahlung  ein  RcchLsübergang  nicht  stattfinde.  Der 
Versicherte  muss  vielmehr  vorleistcn  durch  die  Ab.-erklärung. 

Wie  der  Versicherer  durch  den  Ab.  in  die  dem  Versicherten  bis  dahin  in 
Ansehung  der  versicherten  Gegenstände  zustehenden  Rechte  eintritt,  so  übernimmt 
er  auch  die  Gefahr,  dass  Dritte  Ansprüche?  statt  gegenüber  dem  Versicherten,  nun 
ihm  gegenüber  geltend  machen  können,  und  zwar  dingliche  Rechte,  welche  auf 
dem  abandonnierten  Gegenstand  zur  Zeit  der  Ab.-erklärung  haften.  (Anm.:/..  R. 
Bodmereigeber.)  Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  Gewähr  zu  leisten,  wegen 
der  auf  dem  abandonnierten  Gegenstand  zur  Zeit  der  Ab  -erklärung  haftenden  ding- 
lichen Rechte,  es  sei  denn,  dass  sich  diese  dinglichen  Rechte  auf  Gefahren 
gründen,  für  die  der  Versicherer  nach  dem  Versicherungsvertrage  aufzukommen  hat. 

Abandonniert  der  Versicherte  das  versicherte  Schiff,  so  gebührt  dem  Ver- 
sicherer die  Nettofracht  der  Reise,  auf  welcher  der  Unfall  sich  zugetragen  hal, 
.soweit  die  Fracht  erst  nach  der  Ab.-erklärung  verdient  ist.  (Anm.:  Es  mu>s  also 
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zunächst  berechnet  werden,  wieviel  für  Aufwendungen  an  Ausrüstungskosten.  Heuer 
ii.  s.  w.  von  dein  Gesamt-  oder  nruttofrachtbetrage  in  Abzug  zu  bringen  ist,  um  den 
dureh  die  Heise  für  den  versicherten  Rheder  erzielten  Gewinn  zu  berechnen,  der 
sich  als  Nettofrachl  darstellt.)  Dieser  nach  der  Ab.-erklärung  verdiente  Teil  der 
Xettofracht  wird  nach  den  Grundsätzen,  die  für  die  Ermittelung  der  Distanzfracht 
gelten,  berechnet.  (Anm.:  Es  wird  also  angenommen,  dass  die  Reise  des  Schiffs 
im  Augenblick  der  Ab.-erklärung  durch  diese,  wie  durch  einen  Zufall  im  Ver- 
hältnis zwischen  Versicherten  und  Versicherer  beendet  sei,  während  von  dem 
Augenblick  der  Ab.-erklärung  an  die  Heise  für  Rechnung  des  Versicherers  geht. 
Da  die  Fracht  alsdann,  soweit  die  Güter  geborgen  und  gerettet  sind,  als  im  Ver- 
hältnis der  zurückgelegten  zur  ganzen  Heise  verdient  gilt,  so  hat  der  Versichern- 
den Anspruch  auf  den  verhältnismässigen  Teil  bereits  für  sich  erworben,  er  ist  der 
Gefahr  der  Heise  entzogen.  Der  Versicherer  ist  als  Rheder,  bezw.  Verfrachter  von 
dem  Augenblick  der  Ab.-erklärung  anzusehen,  und  darum  gebühr!  ihm  die  von 
diesem  Augenblick  an  verdiente  Fracht.) 

Den  hierdurch  für  den  Versicherten  entstehenden  Verlust  hat  bei  selbständiger 
Versicherung  der  Fracht  der  Frachtversir-herer  zu  tragen. 

Art.  873.  $  869.  —  Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  die  zur  Recht- 
fertigung des  Ab.  dienenden  Urkunden  und  ihm  eine  angemessene  Frist  zur  Prüfung 
zu  gewähren;  erst  alsdann  kann  er  Zahlung  der  Versicherungssumme  verlangen. 
Handel!  es  sich  um  Ab.  wegen  Verschollenheil,  so  isl  durch  Urkunden  glaubhaft  zu 
bescheinigen,  dass  und  wann  das  Schiff  den  Abgangshafen  verlassen  hat,  und  dass 
es  während  der  Verschollenheitsfrist  nicht  im  Bestimmungshafen  angekommen  ist. 
.Mit  der  Ab.-erklärung  hat  der  Versicherte  Anzeige  zu  erstatten,  soweit  er  dazu 
im  Stande  ist: 

1.  ob  und  welche  andere  den  abandonnierlen  Gegenstand  bei  reffende  Ver- 
sicherungen genommen  sind; 

2.  oh  und  welche  Bodmcreischulden  oder  sonstige  Belastungen  auf  dem  aban- 
donnierlen Gegenstand  haften. 

Unterbleibt  die  Anzeige,  so  hat  der  Versicherer  das  Hecht,  die  Zahlung  der 
Versicherungssumme  bis  zur  nachträglichen  Erstattung  der  Anzeige  zu  verweigern  ; 
ist  eine  Frist  für  Zahlung  der  Versicherungssumme  ausbedungen,  so  beginn!  sie 
erst  mit  tiein  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Anzeige  nachgeholl  wird.  (Anm.:  Die 
Ab.-erklärung  wirkt  als  solche  auch  ohne  die  Anzeige,  die  Art.  873  ]§  869j 
vorschreibt. 

Art.  874.  $  870.  —  Vor  wie  nach  der  Ab.-erklärung  ha!  der  Versicherle  für 
Hellung  der  versicherten  Sachen  und  für  die  Abwendung  grösserer  Nachteile 
zu  sorgen;  er  hat  jedoch  nach  Art.  823  [§  8I9J  wenn  Ihunlich,  über  die  erforder- 
lichen .Massregeln  vorher  mit  dem  Versicherer  Rücksprache  zu  nehmen;  seine 
Kürsorgepflicht  erlischt  erst,  wenn  der  Versicherer  selbst  zu  weilerer  Sorge  für 
Heilung  und  Abwendung  von  Nachteilen  im  Stande  ist. 

Kommen  für  verloren  erachtete  Gegenstände  wieder  zum  Vorschein,  und 
erfährt  der  Versicherte  dies,  so  hat  er  dem  Versicherer  hiervon  sofort  Anzeige  zu 
machen  und  ihm  auf  Verlangen  die  zur  Erlangung  oder  Verwertung  des  Gegen- 
standes erforderliche  Hilfe  zu  leisten. 

Die  Kosten,  die  dem  Versicherten  aus  Erfüllung  dieser  l'flichl  erwachsen,  ha! 
der  Versicherer  zu  ersetzen.  Auch  hat  dem  Versicherer  den  Versicherten  auf 
Verlangen  mit  einem  angemessenen  Vorsehuss  zu  versehen. 

Art.  875.  S  871.  —  Der  Versicherer  ha!  ein  Hecht,  auf  seine  Koslen  von  dem 
Versicherten  die  Erteilung  einer  beglaubigten  Anerkennungsurkunde,  des  Ab.- 
Heverses,  darüber  zu  verlangen,  dass  durch  die  Ab.-erklärung  alle  Rechte,  welche 
dem  Versicherten  in  Ansehung  des  abandonnierlen  Gegenstandes  zustanden,  auf 
den  Versicherer  übergegangen  sind  :  der  Versicherer  kann  weiter  verlangen,  dass 
der  Versicherte  ihm  die  auf  die  abandonnierlen  Gegenstände  sich  beziehenden 
Urkunden  ausliefert.  Diese  Hechle  stehen  dem  Versicherer  indes*  erst  zu.  nachdem 
er  die  Rechtmässigkeit  des  Ab.  anerkannt  hat. 
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Die  auf  Grundlage  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  naeh  Berat- 
ungen von  Sachverständigen  in  den  norddeutschen  Seestädten  aufgestellten  Allge- 
meinen Seeversicherungs-Bedingungen  von  1867  enthalten  die  Bestimmungen  über 
den  Ab.  im  V.  Abschnitt.  2.  Unterabschnitt,  §  416—126.  Sie  stimmen  im  übrigen 
vollständig  mit  den  bezüglichen  Artikeln  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
gesetzbuchs überein,  nur  enthalten  sie  zu  dem  im  übrigen  mit  Art.  874  überein- 
stimmenden §  125  den  Zusatz:  der  Versicherte  (der  der  Verpflichtung,  für  Rettung 
der  versicherten  Sachen  und  Abwendung  grösserer  Nachteile  zu  sorgen  erfüllt), 
ist  nicht  berechtigt,  sich  eine  Provision  für  seine  Mühewaltungen  zu  berechnen. 

Einen  wesentlich  abweichenden  Standpunkt  nehmen  die  Versicherungsbeding- 
ungen  der  Bremischen  Seeversichcrungs-GeselLschaften,  revidiert  1875,  ein.  Sie 
regeln  in  §  6i  den  Fall  der  Verschollenheit  des  Schiffes  und  bestimmen  dann  in 
§  65:  Ein  eigentlicher  Aband  on  des  versicherten  Gegenstandes  ist  nicht  zulässig ; 
solange  letzterer  ganz  oder  teilweise,  in  welchem  Zustande  es  auch  sein  mag, 
vorhanden,  hat  der  Versicherte  für  die  Erhaltung  dessen,  was  noch  einen  Geldwert 
hat,  soviel  als  möglich,  sonst  aber  für  dessen  Verwertung  zu  sorgen.  Die  Hinzu- 
ziehung eines  Vertreters  der  Versicherer  begründet  auch  keine  Ausnahme  hiervon, 
indem  die  Wirksamkeit  desselben  sich  auf  die  Kontrole  beschränkt. 

Die  Verschollenheit  des  Schiffes  führt  nach  §  64  dahin,  dass  der  Versicherer 
für  die  gezeichnete  Summe,  sei  es  auf  Kasko,  Ladung,  Fracht  oder  anderes  Interesse 
in  Anspruch  zu  nehmen  ist.  Als  verschollen  gilt  ein  Schiff,  welches  innerhalb 
der  weiter  bestimmten  Fristen  seine  Bestimmung  nicht  erreicht  hat.  Diese  Fristen 
werden  von  dem  Tage  an  berechnet,  an  welchem  das  Schiff  seinen  Abgangsort 
verlies«:  wenn  aber  nach  Abgang  des  Schiffes  den  Beteiligten  noch  Nachricht  über 
das  Schiff  zugegangen  ist,  so  wird  als  Abgangsort  der  Ort  angesehen,  an  welchem 
es  zuletzt  zweifellos  noch  existiert  hat. 

Zur  Begründung  des  Anspruches  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  hat 
der  Versicherte 

1.  nachzuweisen,  an  welchem  Tage  das  Schiff  vom  Abgangshafen  nach  See 
abgegangen  ist, 

2.  eine  beglaubigte  Bescheinigung  darüber  beizubringen,  dass  das  Schiff  an 
dem  Tage,  mit  welchem  der  entsprechende  Termin  für  die  versicherte  Reise 
schlicsst,  noch  nicht  im  Bestimmungshafen  angekommen  war. 

Diese  Bescheinigung  muss  ausgefertigt  sein 

a)  von  der  obrigkeitlichen  oder  anderen  geeigneten  Behörde  im  Bestimmungs- 
hafen, 

b)  von  dem  Agenten  der  Bremischen  Seeversicherungs-Gesellschaften, 

c)  wo  ein  solcher  Agent  nicht  ist,  vom  deutschen  Konsul,  und  in  dessen  Er- 
mangelung von  dem  Konsul  einer  andern  Nation ; 

3.  genügende  Erklärungen  darüber  abzugeben,  dass  ihm  sonst  keine  Kunde 
über  das  Schiff  oder  über  den  versicherten  Gegenstand  zugekommen  ist. 

Wenn  diese  Beweise  und  Erklärungen  beigebracht,  und  zugleich  das  Interesse 
des  Versicherten  genügend  dargelhan  ist,  so  tritt  die  Verpflichtung  des  Versicherers 
zur  Zahlung  ein.  Wenn  indess  nach  bereits  geschehener  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe der  als  verloren  angenommene  Gegenstand  ganz  oder  teilweise  wieder  zu 
Tage  kommt,  so  hat  der  Versicherte  das  empfangene  Geld  dem  Versicherer  zurück- 
zuzahlen und  dagegen  etwaige  Ansprüche  für  partiellen  Schaden  abzurechnen. 

Die  Fristen  sind  berechnet  für  Reisen  von  Nicht-Dampfschiffen  von  oder  nach 
der  Weser;  bei  Reisen  von  und  nach  anderen  Häfen  werden  die  Fristen  im  ent- 
sprechenden Verhältnis  und  mit  Rücksicht  auf  die  jedesmal  obwaltenden  Umstände 
angenommen,  ebenso,  wenn  nach  Abgang  eines  Schiffes  noch  Nachricht  über 
dasselbe  eingegangen  ist.  Bei  Reisen  von  Dampfschiffen  werden  die  verschiedenen 
Fristen  zur  Hälfte  angenommen. 

Die  Fristen  betragen : 

4.  Für  europäische  Reisen  nördlich  bis  Bergen  oder  St.  Petersburg  und  südlich 
bis  Gibraltar:  6  Monate;  bei  Reisen  im  Winter  nach  und  von  der  Ostsee 
wird  der  Termin  um  2  Monate  verlängert : 
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2.  für  Reisen  über  diese  Häfen  hinaus,  nördlich  bis  Archangel  und  südlich 
mit  Einschluss  der  Kanarischen  Inseln,  des  Mittelländischen  und  des 
Schwarzen  Meeres:  8  Monate; 

3.  bei  Reisen  nach  oder  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und 
den  Westindischen  Inseln:  8  Monate; 

4.  für  Reisen  nach  oder  von  Kanada,  der  Ostküste  von  Mexiko  und  von  Süd- 
amerika bis  Rio  Grande  do  Sul:  10  Monate : 

5.  für  Reisen  nach  oder  von  dem  La  Plata  Strome  und  nach  oder  von  der 
Westküste  von  Afrika  bis  zum  Kap  der  guten  Hoffnung:  10  Monate. 

6.  für  Reisen  über  das  Kap  der  guten  Hoffnung  oder  das  Kap  Horn  hinaus, 
östlich  bis  Java  und  westlich  an  der  amerikanischen  Küste  bis  Mazatlan: 
1  2  Monate ; 

7.  für  Reisen  nach  und  von  allen  noch  entfernteren  Häfen:  14  Monate ; 

8.  für  Reisen  auf  den  Robbenschlag  und  Walfischfang  nach  der  Oslküslc  von 
Grönland  und  nach  Spitzbergen  und  zurück:  12  Monate; 

9.  für  desgleichen  Reisen  nach  der  Westküste  von  Grönland  und  der  Davi<- 
strasse  und  zurück:  15  Monate: 

10.  für  desgleichen  Reisen  nach  dem  Stillen  Occan  und  zurück:  15  Monate. 


Frank  rc  Ich. 

Code  de  commerce  vom  September  1807,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar 
1808,  Buch  III,  Tit.  X,  Abschn.  3.  Von  dem  Abandon,  Art.  309—396,  modifiziert 
durch  Gesetze  vom  14.  Juni  1854  und  3.  Mai  18G2  (abgedruckt  in  Lewis  Kommen- 
tar 2.  Aufl.,  Bd.  11,  S.  450,  Anm.  1,  S.  453,  Anm.  1  und  von  Miltermaier  in 
der  Zeilschrift  für  das  gesainmte  Handelsrecht  Bd.  8  S.  507)  und  Gesetz  vom 
12.  August  1885.  iBorchardt:  Die  geltenden  Handelsgesetze  des  Erdballs,  5  Rande 
und  Nachträge.  Berlin  1884  und  später.  Bd.  11,  S.  579—582.) 

Die  betreffende  Materie  hat  ihre  Haupt* |uelle  in  der  Ordonnance  de  la  marine 
vom  August  1681.  Durch  die  bezeichneten  Gesetze  ist  der  Code  de  commerce 
in  dieser  Materie  in  Nebenpunkten  abgeändert: 

Art.  369.  Abandonfalle  sind : 

1.  Aufbringung.  Schiffbruch,  Slrandung  mit  Schiffbruch.  Seeuntüchtigkeil 
in  Folge  von  Seeunfallen ; 

2.  Embargo  durch  fremde  Macht ; 

3.  Verlust  oder  Deterioration  von  mindestens  drei  Vierteln; 

Im  Falle  des  Embargo  seitens  der  französischen  Regierung  ist  Ab.  nach 
Antritt  der  Reise  zulässig. 

Art,  370.  Ab.  ist  zulässig  nicht  vor  Antritt  der  Reise. 

Art.  371.  Alle  anderen  Schäden  werden  als  Havarien  reguliert. 

Art.  372.  Der  Ab.  darf  weder  teilweise  noch  bedingungsweise  geschehen;  er 
erstreckt  sich  nur  auf  die  den  Gegenstand  der  Versicherung  und  des  Risikos 
bildenden  Effekten. 

Art.  373.  Die  Ab.-frist  beträgt  im  Fall  des  Unterganges  und  der  Aufbringung 
je  nach  Lage  des  Unfallorts  '/,,  1  oder  1 Jahr  seit  Eintreffen  der  Nachricht  von 
dem  Unfall. 

a)  Jahr,  wenn  der  Untergang  sich  in  den  Häfen  oder  an  den  Küsten  Europas 
oder  Asiens  und  Afrikas  am  Miltelmeer  ereignet  hat,  oder  die  Aufbringung  nach 
einem  der  an  den  bezeichneten  Küsten  belegenen  Häfen  oder  Orte  erfolgt  ist; 

b)  1  Jahr,  wenn  der  Untergang  oder  die  Aufbringung  sich  in  Afrika  diesseits 
des  Kaps  der  guten  Hoffnung  oder  in  Amerika  diesseits  des  Kap  Horn  ereignet  haben  ; 

c)  1  '/t  Jahre,  wenn  der  Untergang  oder  die  Aufbringung  in  anderen  Weltteilen 
staltgefunden  haben. 

Nach  Ablauf  der  Ab.-frist  sind  die  Versic  herlen  zum  Ab.  nicht  mehr  befugt. 
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Art.  374.  In  allen  Ab. -fällen  hat  der  Versicherte  binnen  3  Tagen  die  erhalten** 
Unfallnachricht  den  Versicherern  mitzuteilen. 

Art.  375.  Die  Verschollenheit  berechtigt  zum  Ab.  und  zur  Forderung  der 
Versicherungssumme  ohne  Verlustnachweis,  auf  Grund  der  Erklärung  des  Ver- 
sicherten, keine  Nachricht  erhalten  zu  haben. 

Als  Verschollenheitsfrist  gilt  bei  gewöhnlichen  Reisen  eine  Zeit  von  G  Monaten 
seit  Abreise  des  Schiffs  oder  dem  Tage,  auf  welchen  sich  die  letzten  Nachrichten 
beziehen,  bei  langen  Seereisen  eine  solche  von  1  Jahr.  Nach  Ablauf  der  Ver- 
schollenheitsfrist beginnt  die  Ab.-frist. 

Art.  376.  Bei  Versicherungen  auf  bestimmte  Zeit  gilt  die  Vermutung  des 
Verlustes  innerhalb  der  Versicherungszeit. 

Art.  377  Koste  Grenzen  werden  bestimmt  durch  den  30.  Grad  nördlicher 
Breite,  den  72.  Grad  nördlicher  Breite,  den  15.  Grad  westlich  von  Parisund  den 
44.  Grad  östlich  von  Paris.  Was  innerhalb  derselben  liegt,  gilt  als  gewöhnliche 
Reise:  was  sie  überschreitet,  als  lange  Reise. 

Art.  378.  Es  steht  im  Belieben  des  Versicherten,  durch  die  in  Art.  374  er- 
wähnte Mitteilung  Ab.  zu  erklären  und  Zahlung  in  bestimmter  Frist  zu  verlangen, 
oder  sich  den  Ab.  während  der  gesetzlichen  Ab.-frist  vorzubehalten. 

Art.  379.  Der  Versicherte  hat  die  Pflicht,  bei  Abgabe  der  Ab  -erklärung  alle 
von  ihm  oder  für  ihn  geschlossenen  oder  auch  nur  angeordneten  Versicherungen, 
sowie  die  auf  Schiff  und  Waren  aufgenommenen  Bodiucreidarlehen  anzugeben. 
Bis  dahin  beginnt  die  Zahlungsfrist  nicht  zu  laufen,  wohl  aber  die  Frist  für  die 
Ab.-klage. 

Art.  380.  Giebt  der  Versicherte  eine  betrügerische  Erklärung  ab,  so  geht  er 
der  Wirkungen  der  Versicherung  verlustig,  bleibt  aber  unerachtet  des  Verlustes  oder 
der  Aufbringung  des  Schiffs  zur  Zahlung  der  Bodmereigeber  verpflichtet. 

Art.  381.  Der  Versicherte  ist  zur  Mitwirkung  bei  der  Bergung  im  Fall  des 
Schiffbruchs  und  der  Strandung  mit  Bruch  gegen  Erstattung  der  Bergungskosten 
bis  zum  Betrage  des  Werts  des  Geretteten  verpflichtet,  ohne  Präjudiz  für  einen  zeit- 
und  ortgemässen  Ab. 

Art.  382.  Drei  Monate  nach  Anzeige  des  Ab.  muss  der  Versicherer  Zahlung 
leisten,  wenn  im  Vertrage  nicht  ein  Anderes  bezüglich  der  Zahlungsfrist  bestimmt  ist. 

Art.  383.  Ehe  der  Versicherer  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  belangt 
werden  kann,  müssen  ihm  die  Beweisstücke  über  die  Ladung  und  den  Verlust  mit- 
geteilt werden. 

Art.  384.  Der  Versicherer  hat  zwar  das  Recht  des  Gegenbeweises,  doch  hindert 
dies  seine  vorläufige  Verurteilung  nicht,  wenn  der  Versicherte  Sicherheit  leistet. 
Die  Sicherheit  erlischt,  wenn  nicht  innerhalb  4  Jahren  der  Anspruch  des  Ver- 
sicherers verfolgt  wird. 

Art.  385.  Wird  der  Ab.  angezeigt  und  angenommen  oder  für  gültig  erklärt, 
so  gehören  vom  Augenblick  der  Ab. -erklärung  an  die  versicherten  Gegenstände 
dem  Versicherer  :  dieser  darf  sich  nicht  unter  dem  Vorwando,  das  Schiff  sei  zurück- 
gekehrt, der  Zahlung  der  Versicherungssumme  entziehen. 

Anm.:  Der  Art.  386  «die  Fracht  der  geretteten  Waren,  selbst  im  Falle  der 
Vorauszahlung,  bildet  einen  Teil  des  Ab.  des  Schiffs  und  gehört  in  gleicher  Weise 
dem  Versicherer,  indess  unbeschadet  der  Rechte  der  Bodmereigläubiger,  der 
Schiffsleute  für  ihre  Heuer  und  der  Kosten  und  Aufwendungen  für  die  Reise,  >  ist 
durch  Gesetz  vom  12.  August  1885  gestrichen. 

Art.  387.  Im  Falle  des  Embargos  Seitens  einer  Macht  hat  der  Versicherte 
binnen  3  Tagen  nach  Erhalt  der  Nachricht  dem  Versicherer  Mitteilung  zu  machen. 
Der  Ab.  der  mit  Embargo  belegten  Gegenstände  kann  erst  nach  Ablauf  einer  vom 
Tage  der  erfolgten  Mitteilung  an  den  Versicherer  laufenden  Wartefrist  erklärt 
werden,  die  6  Monate  oder  ein  Jahr  beträgt,  je  nachdem  der  Embargo  in  den 
europäischen  Meeren,  Mittelmecr,  Ostsee,  oder  aber  in  einem  entfernteren  Lande 
stattgefunden  hat.  Bei  dem  Verderben  ausgesetzten  Waren  dauert  die  Warlefrist 
nur  1 beziehentlich  3  Monate. 

Art.  388.  Während  der  Wartefrist  haben  die  Versicherten  alle  ihnen  mögliche 
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Sorgfalt  anzuwenden,  um  die  Aufhebung  des  Embargo  zu  erlangen:  doch  steht  auch 
den  Versicherern  das  Recht  zu.  selbständig  oder  in  Gemeinschaft  mit  den  Ver- 
sicherten, die  geeigneten  Schritte  zu  thun. 

Art.  389.  Kann  ein  gestrandetes  Schiff  wieder  abgebrac  ht,  ausgebessert  und 
wieder  in  den  Stand  gesetzt  werden,  seine  Reise  nach  dem  Bestimmungsbaien 
fortzusetzen,  so  ist  der  Ab.  wegen  Seeuntüchtigkeit  unstatthaft.  Der  Versicherte 
behält  indess  sein  Recht,  die  Versicherer  wegen  der  durch  die  Strandung  verur- 
sachten Kosten  und  Beschädigungen  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Art.  390.  Ist  das  Schiff  für  seeuntüchtig  erklärt  worden,  so  muss  der  Ladungs- 
versicherte innerhalb  3  Tagen  nach  Erhalt  der  Nachricht  dem  Versicherer  .Mit- 
teilung machen. 

Art.  391.  Der  Schiffer  hat  alle  Sorgfalt  anzuwenden  auf  Beschaffung  eines 
anderen  Schiffs,  um  damit  die  Waren  nach  dem  Bestimmungshafen  zu  be- 
fördern. 

Art.  39-2.  Sind  die  Waren  umgeladen,  so  läuft  der  Versicherer  die  Gefahren 
derselben  bis  zu  ihrer  Ankunft  und  Löschung. 

Art.  333.  Der  Versicherte  haftet  ausserdem  für  die  erlittenen  Beschädigungen, 
die  Kosten  der  Löschung,  Lagerung  und  Wiederverladung,  den  Frachtzuschlag  und 
alle  anderen  auf  Kettimg  der  Waren  verwendeten  Kosten  bis  zum  Belauf  der 
Versicherungssumme. 

Art.  394.  Kann  der  Schiffer  innerhalb  der  (für  den  Fall  des  Embargo)  in  Art. 
387  bestimmten  Wartelisten  ein  Schiff  zur  Wiedel  verladung  und  Weiterbeförderung 
nach  dem  Bestimmungshafen  nicht  linden,  so  kann  der  Versicherle  den  Ab. 
erklären. 

Art.  395.  Im  Fall  der  Aufbringung  kann  der  Versicherte,  wenn  er  dem  Ver- 
sicherer hat  keine  Nachricht  geben  können,  ohne  dessen  Anweisung  abzuwarten, 
die  aufgebrachten  Gegenstände  einlösen:  er  ist  verpflichtet,  die  bezüglich  der 
Lösungssumme  getroffene  Vereinbarung  sobald  als  möglich  dem  Versicherer  mit- 
zuteilen. 

Art.  396.  Dieser  hat  die  Wahl,  die  Lösungssumme  auf  seine  Rechnung  zu 
nehmen  oder  darauf  zu  verziehten:  doch  hat  er  die  von  ihm  getroffene  Wahl  binnen 
'2-1  Stunden  nach  Erhall  der  Mitteilung  dem  Versicherten  zu  eröffnen.  Im  Fall  der 
Annahme  hat  der  Versicherer  ohne  Verzögern  zur  Zahlung  der  Rückkaufsumme 
entsprechend  den  Bedingungen  und  nach  Verhältnis  seines  Interesses  beizutragen: 
er  fährt  alsdann  fort,  die  Gefahren  der  Reise  dem  Versicherungsverträge  gemäss 
zu  tragen.  Will  er  dagegen  auf  den  Vorteil  der  bezüglich  der  Lösungssumme 
getroffenen  Vereinbarung  verzichten,  so  muss  er  die  Versicherungssumme  bezahlen 
und  hat  alsdann  keinen  Anspruch  auf  die  eingelösten  Gegenstände.  Stillschweigen 
des  Versicherers  binnen  der  erwähnten  Frist  von  24  Stunden  gilt  als  Verzicht. 


Die  französischen  Polizen  enthalten  mehrfache  Abweichungen  von  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

Nach  Art.  8  der  Police  francaisc  für  Warenversicherungen  ist  der  Ab.  zulässig: 

1.  In  dem  in  Art.  394  des  französischen  C.  d.  c.  geregelten  Fall,  dass  Seeun- 
tüchtigkeit des  Schiffs  eingetreten,  und  innerhalb  der  in  Art.  387  bestimmton 
Wartefristen  kein  Schiff  zur  Weiterbeförderung  der  Waren  gefunden  werden  kann; 

2.  im  Fall,  dass  ausserhalb  des  Abgangs-  und  des  Bestimmungshafens  wegen 
einer  materiellen  Beschädigung  der  Waren  infolge  von  Schiffbruch,  Strandung. 
Zusammcnstoss  oder  Feuer  ein  Verkauf  der  Ware  angeordnet  ist: 

3.  in  allen  Füllen  der  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes,  in  Folge  von  Schiffbruch 
oder  sonst,  wenn  nach  Ablauf  der  im  Folgenden  bestimmten  Fristen  die  Ware  nicht 
zur  Verfügung  der  Destinatare  oder  der  Versicherten  hat  gestellt  werden  können, 
oder  wenigstens  die  Wiederverladung  an  Lord  eines  zur  l'cbcrnahtue  bereiten 
Schiffes  in  denselben  Fristen  hat  begonnen  werden  können. 
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Die  hier  in  Betracht  kommenden  Fristen  betrafen  : 

a)  2  Monate,  wenn  das  Ereignis  an  den  Küsten  oder  Inseln  Kuropas  oder  den 
;in  dem  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meere  belegenen  Küsten  Asiens  und 
Afrikas  stattgefunden  hat  : 

b)  4  Monate,  wenn  das  Ereignis  an  den  Küsten  und  Inseln  des  Atlantischen 
Ozeans  ausserhalb  Europas  stattgefunden  hat; 

c)  6  Monate,  wenn  das  Ereignis  an  anderen  Küsten  oder  Inseln  stattgefunden  hat. 
Die  Fristen  laufen  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  den  Versicherern  von  dein 

Versicherten  die  Seeuntüchtigkeit  notifiziert  worden  ist. 

Hat  das  Ereignis  in  der  Ostsee  oder  in  anderen  Meeren,  in  denen  der  Schiff  - 
fahrtsverkehr  durch  Eis  geschlossen  werden  kann,  stattgefunden,  so  verlängert  sich 
die  Frist  um  so  lange  Zeit,  als  der  Zugang  zu  dein  l'nfallsorte  notorisch  verhindert 
gewesen  sein  wird. 

4.  in  dem  Fall,  wo  unabhängig  von  allen  Kosten,  welcher  Art  sie  auch  seien, 
«ler  Verlust  oder  die  materielle  Verschlechterung  drei  Viertel  des  Wertes  erreicht. 

Kein  anderer  Fall  giebt  ein  Hecht  zum  Ab.  des  Eigentums. 

Die  diesem  Paragraphen  widersprechenden  Bestimmungen  des  finde  de 
<-ommerct\  besonders  die  Art.  300  und  375,  weiden  hierdurch  ausdrücklich  für 
■manwendbar  erklärt. 

Nach  Art.  U  der  police  francaise  für  Kaskoversicherungen  ist  der  Ab.  des 
Schiffs  nur  zulässig: 

1.  Im  Falle  des  Versehwindens  (disparition)  oder  gänzlicher  Zerstörung  des 
Schiffes: 

2.  im  Fall  der  durch  Seeunfall  herbeigeführten  Seeuntüchtigkeit. 

In  den  französischen  Polizen  findet  sich  inbetreff  der  Verschollenheit  folgende 
Bestimmung: 

Der  Ab.  wegen  Ausbleibens  von  Nachrichten  kann  erfolgen 

a)  nach  6  Monaten  für  alle  Heisen,  welche  Kü-tcnfahrt  iCabotage)  bilden, 

b)  nach  8  Monaten  für  alle  Heisen  <  de  long  cours  »,  diesseits  der  Vorgebirge 
Kap  Horn  und  Kap  der  (Juten  Hoffnung, 

c)  nach  i'2  Monaten  für  alle  Heisen  jenseits  der  bezeichneten  Vorgebirge. 

Die  Fristen  müssen  nach  dem  Bestimmungsort  der  letzten  unternommenen 
Heise  berechnet  werden  und  vom  Tage  der  letzten  bekannt  gewordenen  Nachrichten. 
Sie  vermindern  sich  um  ein  Vierteil  bei  Dampfschiffen. 

Der  Versicherte  hat  die  Nichtankunft  und  den  Tag  des  Abgangs  nachzuweisen. 

Vergl.  die  von  Lewis  Kommentar  zu  Art.  805  und  860  in  der  Anm.  1  ge- 
machten Mitteilungen  aus  den  französischen  Polizen,  feiner  Andersen,  Die  Seever- 
sicherung S.  41 1—413. 


.Monaco. 

Handelsgesetzbuch  vom  5.  November  1877. 

Buch  II,  Titel  XI,  Ahschn.  III.  Von  dem  Abandon-Art.  3i)-367. 

iBorchardt,  III,  S.  503-566  ) 

Die  Bestimmungen  «lecken  sich  vollständig  mit  denen  des  französischen  Hechts. 
<l«'de  de  commerce.  Art.  300—390. 


Iftclglen. 


Gesetz  vom  21.  August  1870,  Vom  Seehandcl,  Tit.  VII.  Abschnitt  III.  Vom 
Abandon,  Art.  199—227.  (Borehardt  I.  S.  378—381.) 

Die  Bestimmungen  decken  sich  im  Wesentlichen  mit  denen  des  französischen 
Oide  de  commerce  Art.  360—300. 
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Die  Abweichungen  .sind  die  folgenden: 

Ar».  203.  Das  belgische  Gesotz  lässt  im  Fall  der  Aufbringung  und  des  Em- 
bargos den  Ab.  erst  naeli  Ablauf  einer  Wartefrist,  die  in  Art.  220  naher  gerogelt  ist. 
zu.  wäbrend  der  französische  Code  de  coinmerce,  Art.  373.  im  Falle  «1er  Auf- 
bringung den  Ab.  sogleich  zulässt  und  nur  im  Falle  des  Embargos  eine  Wartofrisl 
in  Art.  387  vorschreibt 

Art.  234.  Der  Versicherer  liat  das  Recht,  ohne  den  Ablauf  der  Ab.-frist  abzu- 
warten, den  Versicherten  zur  Vornahme  des  Ab.  aufzufordern.  Erfolgt  der  Ab. 
alsdann  nicht  binnen  Monatsfrist,  so  verliert  der  Versicherte  das  Hecht,  nachträglich 
zu  abandonnieren. 

Art.  215.  Im  Falle  der  Rückversicherung  haben  die  Rückversicherten  dem 
Rückversicherer  den  Ab.  binnen  der  in  Art.  57  des  Wechselgesetzes  vom  20.  Mai  1872 
festgesetzten  Frist  anzuzeigen.  Diese  Frist  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  der 
ursprünglich  Versicherte  seinem  Versicherer,  dem  Rückversicherten  die  Ab. -Anzeige 
gemacht  hat. 

Art.  206.  Ks  wird  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  Nicht-Mitteilung  der 
erhaltenen  Nachrichten  an  den  Versicherer  den  Versicherten  zur  Schadloshaltung 
verpflichtet. 

Art.  211.  Das  belgische  Gesetz  erstreckt  die  Verpflichtung  zur  Anzeige  abge- 
schlossener Versicherungen  auch  auf  diejenigen  Versicherungen,  welche  mit  Wissen 
des  Versicherten  von  anderen  auf  dieselben  Gegenstände  etwa  abgeschlossen  sein 
sollten. 

Art.  212.  Die  im  französischen  Code  de  commerce.  Art.  38f>,  für  den  Fall 
betrügerischer  Krklärung  des  Versicherten  ausgesprochene  Haltung  des  Versicherten 
für  die  ßodmercidarlehen  trotz  Verlustes  oder  Aufbringung  des  Schiffes  findet  sich 
in  den»  betreffenden  Art.  212  des  belgischen  Gesetzes  nicht. 

Art.  215.  Während  nach  dem  französischen  Code  de  commerce,  Art.  384. 
die  vom  Versicherten  zur  Herbeiführung  der  Verurteilung  des  Versicherers  zur 
provisorischen  Zahlung  geleistete  Bürgschaft  in  4  Jahren  erlischt,  erlischt  sie  nach 
dem  belgischen  Gesetz  in  2  Jahren,  soweit  nicht  eine  Verfolgung  des  Anspruchs  des 
Versicherers  bis  dahin  eingetreten  ist. 

Art.  217.  Bei  Versicherung  von  imaginärem  (erhofften)  Gewinn  hat  der  Ver- 
sicherer im  Falle  des  Ab.  bezüglich  des  versicherten  Gegenstandes  keinerlei  An- 
spruch. Der  französische  Code  de  commerce  enthält  eine  entsprechende  Bestim- 
mung nicht. 

Art.  218.  Während  der  französische  Code  de  commerce  in  Art.  386  nur  von 
der  Fracht  für  die  geborgenen  Waren  handelt,  stellt  das  belgische  Gesetz  der  Fracht 
für  die  geborgenen  Waren  gleich  die  Fracht  des  in  den  Skalahäfen  gelöschten  Teils 
der  Ladung,  sowie  den  im  Augenblick  des  Anfalls  noch  geschuldeten  Ueberfahrfs- 
preis,  auch  wenn  derselbe  im  Voraus  oder  während  des  Verlaufes  der  Reise  bezahlt 
worden  ist. 

Art.  210.  Die  infolge  des  Unfalls  von  dem  Versicherten  für  Heuer  der  Mann- 
schaft oder  für  alle  anderen  in  der  Versicherung  einbegriffenen  Ausgaben  ersparten 
Beträge  kann  der  Frachtversicherer  von  der  Versicherungssumme  abziehen,  muss 
aber  dann  den  vollen  Prämieubctrag  für  den  abgezogenen  Retrag  erstatten.  Per 
französische  (Jode  de  commerce  enthüll  eine  entsprechende  Bestimmung  nicht. 

Art  220.  Neben  dem  Embargo  nennt  das  belgische  Cesetz  Aufbringung  durch 
Seeräuber  oder  Feinde  als  Fälle,  in  denen  eine  Warlefri<t  bestimmt  ist.  Die  Warle- 
frist beträgt  0  Monate,  laufend  vom  Tage  der  Mitteilung,  wenn  Aufbringung  oder 
Embargo  in  den  europäischen  und  den  Europa  von  Asien  und  Afrika  trennenden 
Meeren  stattgefunden  hat.  und  1  Jahr,  wenn  in  einem  entfernteren  Lande. 

Dementsprechend  vermindert  das  belgische  Gosel/,  die  Wartofrisl.  wenn  die 
aufgebrachten  oder  mit  Embargo  belegten  Waren  dem  Verderben  ausge- 
setzt sind. 

Hinzugefügt  wird  im  belgischen  Gesetz,  dass.  wenn  vor  Ablauf  der  Wartefrist 
der  versicherte  Gegenwand  für  gute  Prise  erklärt  oder  konfisziert  worden  ist.  der 
Ab.  durch  Mitteilung  dieser  Nachricht  an  den  Versicherer  erfolgen  kann. 


Abandon. 


Art.  221  deckt  sich  im  Uebrigen  mit  dorn  durch  Gesetz  vom  12.  August  1885 
gcstrichenenen  Art.  386  des  französischen  Code  de  commerce.  Wenn  es  im 
belgischen  Gesetz  heisst:  es  habe  der  Versicherer  alle  Massregcln  zu  treffen, 
so  dürfte,  wie  auch  Borchardt  I,  S.  381.  Anm.  1  annimmt,  ein  Druckfehler  vor- 
liegen und  der  Versicherte  gemeint  .sein. 

Die  in  den  Art.  395  und  396  des  französischen  Code  de  commerce  getroffenen 
Bestimmungen  über  die  Auslösung  aufgebrachter  Gegenstände  fehlen  im  belgischen 
Gesetz. 


Die  Antwerpener  Polize  enthält  einige  Abweichungen  von  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes. 

1.  Ab.  ist  in  den  Fällen  des  Schiffbruchs,  'lex  Strandung  mit  Schiffbruch  und 
der  Seeuntüchtigkeil  durch  Secunfällc  nur  zulässig,  wenn  der  Verlust  oder  die 
Zerstörung  drei  Vierieile  des  Werts  erreichen. 

2.  Ab.  kann  im  Falle  des  Ausbleibens  von  Nachrichten  stattfinden: 

a)  nach  Ablauf  von  6  Monaten  für  Kcisen  innerhalb  der  Meere  Kuropas  und 
derjenigen,  welche  Kuropa  von  Asien  und  Afrika  scheiden, 

h)  nach  Ahlauf  von  12  Monaten  für  Reisen  auf  Amerika  bis  zum  Kap  Horn 
und  auf  Afrika  bis  zum  Kap  der  Guten  Hoffnung, 

c)  nach  Ablauf  von  18  Monaten  für  Reisen  östlich  des  Kap  der  Guten  Hoffnung 
und  westlich  des  Kap  Horn. 

Vergl.  Andersen,  Die  Seeversicherung  nach  den  in  den  hauptsächlichsten 
Staaten  Europas  geltenden  gesetzlichen  und  anderen  Hestimmungen,  S.  399—401. 


Griechenland. 

Griechisches  Handelsgesetzbuch  vom  19  April,  —  1.  Mai  1835,  am 
21.  März  1866  auch  auf  den  .Ionischen  Inseln  eingeführt. 

Buch  II.  Titel  X.  Anselm.  3.  Von  dem  Abandon,  Art.  369-3%.  iBorchardt 
Bd.  II.  S.  653-654.) 

Die  Bestimmungen  entsprechen  im  übrigen  denen  des  französischen  Code  de 
commerce.  Abweichende  Hestimmungen  sind  nur  enthalten  in  den  Art.  373. 
375,  377. 

Art.  373.  Die  Ah.-frist  beträgt  je  nach  La<<e  des  Unfallorts  '/.,  1  oder  2  Jahre, 
seit  Eintreffen  der  Nachricht  von  dem  Unfall.  Nach  Altlauf  der  Ah.-frist  sind  die 
Versicherten  zum  Ab.  nicht  mehr  berechtigt. 

a)  '/„  Jahr,  wenn  der  Verlust  in  den  Häfen  oder  an  den  Küsten  Europas  oder 
an  den  .Mittelländischen  Küsten  Asiens  oder  Afrikas  eingetreten,  oder  die  Auf- 
bringung in  einem  der  an  den  erwähnten  Küsten  belegenen  Hillen  oder  Plätze 
erfolgt  ist. 

b)  1  Jahr,  wenn  der  Verlust  oder  die  Aufbringung  sich  in  den  westindischen 
Kolonien,  bei  den  Azorischen  oder  Kanarischen  Inseln,  bei  Madeira  und  anderen 
westlichen  Inseln  und  Küsten  von  Afrika  oder  an  den  östlichen  Küsten  von  Amerika 
ereignet  haben. 

c)  2  Jahre,  wenn  der  Verlust  oder  die  Aufbringung  in  anderen  Weltteilen 
stattgefunden  haben. 

Art.  275.  Die  Verschollenheit  berechtigt  /.um  Ab.  und  zur  Forderung  der 
Versicherungssumme  ohne  Verlustnachweis. 

Als  Verschollenheitsfrist  gilt  bei  gewöhnlichen  Reisen  eine  Zeit  von  1  Jahr, 
bei  weiteren  Reisen  eine  Zeit  von  2  Jahr. 

Der  Ab.  muss  nach  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist  innerhalb  der  in  Art.  373 
bestimmten  Ab. -fristen  erfolgen. 
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Art.  377.  Als  weite  Seereisen  gelten  die  Reisen  nach  Ost-  und  Weslindicn. 
nach  dem  Stillen  Meere.  Kanada.  Ncu-Fundland.  Grönland  und  den  anderen  Kielen 
und  Inseln  von  Süd-  und  Nord-Amerika,  nach  den  Azorisehen  und  Kanarischen 
Inseln.  .Madeira  und  nach  allen  Küsten  und  Ländern  am  Ozean  über  die  Meerenge 
von  Gibraltar  und  den  Sund  hinaus. 


Finland. 

Das  Seege-etz  für  «las  Grossfüi  slentum  Finland  vom  9.  Juni  1873  «Sjülag 
für  Storfurslcndömet  Finland).  Ausgabe  Hclsingfors  1875  SS  222  -229. 

$S  222.  Der  Versicherte  ist  berechtigt,  das  beschädigte  Fahrzeug  dem  Ver- 
sicherer zu  abandonnieren  und  dagegen  vollen  Ersatz  zu  erhalten,  im  Fall  dass  die 
zum  Zweck  der  Berechnung  der  Havarie  vorgenommene  Besichtigung  und  Schätzung 
ergiebt,  dass  der  Schaden  des  Fahrzeugs  drei  Viertel  des  Versicherungswertes 
erreicht.  Will  der  Versicherte  von  dem  Hecht  zum  Ab.  Gebrauch  machen,  so  hat 
er  dies  binnen  einer  Frist  von  einem  Monat,  laufend  von  dem  Tage,  da  er  von  der 
Besichtigung  gehörige  Kenntnis  erlangt  hat.  dem  Versicherer  zu  erklären,  andern- 
falls gehl  er  des  Hechts,  das  Fahrzeug  zu  abandonnieren,  verlustig. 

§  2*23.  Der  Versicherer  von  Gütern  hat  das  Hecht  zum  Ab.,  wenn  die  Guter 
sich  in  einem  Nothafen  belinden,  und  das  Fahrzeug  für  reparaturunwürdig  erklärt 
wird,  si.fern  eine  andere  Gelegenheit,  das  Gut  zu  befördern,  binnen  '2  Monaten  nach 
Ankunft  im  Nothafen  nicht  gefunden  werden  kann.  Wenn  aber  Ei*  oder  ein 
anderes  länger  währendes  Naturhindernis  vor  Ablauf  der  Frist  bewirkt,  dass  die 
Güter  nicht  abgesandt  werden  können,  so  hat  der  Versicherte  erst  2  Monate  nach 
Beseitigung  diese*  Hindernisses  das  Hecht  zum  Ab.,  sofern  binnen  dieser  Zei; 
Gelegenheit  zum  Weitertransport  der  Güter  nach  dem  Bestimmungshafen  sich 
nicht  findet. 

S  '2-2 i.  Das  Hecht  zum  Ab.  jeder  Art  von  versil  berten  Gegenständen  steht 
dem  Versicherten  auch  bei  Ausbleiben  aller  Nachrichten  zu.  und  zwar  nach  Verlauf 
von  0  Monaten  für  ein  Segelschiff  und  4  Monaten  für  ein  Dampfschiff,  wenn  der 
Bestimmungshafen  in  Europa  oder  im  Mittelländischen  Meer  belegen  ist.  9  Monate 
bei  einer  Heise,  die  sieh  bi*  zum  Vorgebirge  der  Guten  Hoffnung  oder  Kap  Horn 
erstreckt.  1*2  Monate  bei  einer  Heise,  die  sich  über  diese  Orte  hinaus  erstreckt. 

S  225.  Wird  Schiff  oder  Gut  mit  Beschlag  <  Embargo;  belegt  oder  aufgebracht 
auf  Befehl  irgend  einer  Regierung  oder  von  Seeräubern  genommen,  so  mttss  der 
Versicherte  davon  dem  Versicherer  Nachricht  geben  und  ist  alsdann  berechtigt, 
gegen  vollen  Ersatz  die  versicherten  Gegenstände  zu  abandonnieren.  sofern  nicht 
vom  Tage  der  Mitteilung  der  Nachricht  an  dieselben  freigegeben  werden,  und  zwar 
binnen  6  Monaten,  sofern  die  Aufbringung  in  europäischen  Gewässern  einschliess- 
lich Mittelländisches  Meer.  Schwarzes  Meer  und  Azow'sehcs  Meer  geschieht,  binnen 
9  oder  12  Monaten,  sofern  der  Unfall  sich  diesseits  oder  jenseits  des  Vorgebirges 
der  Guten  Hoffnung  oder  des  Kap  Horn  ereignet  hat. 

g  *>2ö.  Will  der  Versicherte  die  versicherten  Gegenstände,  wie  in  den  SS  224 
und  225  angegeben,  abandonnieren.  so  muss  ei  dies  binnen  3  Monaten  thun.  seitdem 
er  nach  den  bezeichneten  Bestimmungen  dazu  die  Berechtigung  erlangt  hat.  Ver- 
säumt er  dies,  so  kann  er  von  dem  Hechte  zum  Ab.  keinen  Gebt  auch  mehr  machen: 
doch  bleibt  es  ihm  unbenommen,  für  den  erlittenen  Schaden  Ersatz  zu  suchen,  wie 
das  Gesetz  diesen  sonst  gewährt. 

Hat  der  Versicherte  in  dem  in  £  224  bezeichneten  Fall  (Veischollenheitsfall  i 
die  Ab. -trist  versäumt,  so  verliert  er  dadurch  nicht  das  Hecht.  Ersatz  für  den  ganzen 
versicherten  Gegenstand  zu  fordern  (Anni.:  Totalverlust  geltend  zu  machen):  er 
bleibt  indes*  der  Verpflichtung  unterworfen,  den  versicherten  Gegenstand,  solern  er 
später  wieder  zum  Vorschein  kommt,  zu  behalten,  und  hat  in  solchem  Kall  die 
schon  gezahlte  Versicherungssumme  unter  Abzug  des  erlittenen  Schadens,  sofern 
solcher  zulässig  ist.  zurückzuzahlen,  zuzüglich  einer  Zinsvergütung  von  Prozent 
per  Monat  von  dem  zurückgezahlten  Betrage. 
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§  227.  Der  Ab.  der  versicherten  Gegenstände  soll  ohne  Bedingung  und  Vor- 
behalt geschehen  und  darf  nicht  widerrufen  werden.  Er  soll  den  ganzen  versi- 
cherten Gegenstand,  welcher  der  Gefahr  ausgesetzt  war,  umfassen.  Ist  die  Versicher- 
ung nicht  zum  ganzen  Wert  des  Gegenstandes  genommen,  so  imiss  doch  ein  so 
grosser  Teil  abandonniert  werden,  als  der  Versicherungssumme  entspricht.  Der 
Ab.  des  Sihiffs  begreift  den  Ab.  der  Fracht  nicht  in  sich. 

Ist  der  Ab.  auf  Grund  unrichtiger  Angaben  geschehen,  so  ist  er  ungiltig, 
sofern  nicht  der  Versicherte  dabei  in  gutem  Glauben  war.  Dabei  vorgefallene 
Betrügereien  weiden  nach  allgemeinem  Ge  dz  bestraft. 

4j  228.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  soweit  er  dazu  im  Standeist,  durch 
zuverlässige  Urkunden  die  Richtigkeit  der  Einstände,  auf  die  der  Ab.  begründet 
wird,  zu  bestärken.  Fehlt  es  in  dieser  Hinsicht  an  einer  wesentlichen  Aufklärung, 
oder  ergeben  sich  Bedenken  in  der  Richtung,  dass  Versicherung  bei  Mehreren  zu 
einem  dem  Wert  des  versicherten  Gegenstandes  übersteigenden  Belauf  genommen 
ist,  so  ist  der  Versicherer  nicht  verpflichtet,  den  Ersalzbetrag  zu  bezahlen,  vordem 
nicht  die  bezüglichen  Einwendungen  im  l'rozess  erledigt  sind,  sofern  nicht  der 
Versicherte  genügende  Sicherheit  für  die  Rückzahlung  leistet. 

S  229.  Ist  die  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  abgeschlossen,  welche  während 
der  Verschollenheitsfrist  abläuft,  so  ist  der  Versicherte  gleichwohl  zur  Ab.-crklürung 
und  zum  Ersatzanspruch  berechtigt,  sofern  er  vor  Ablauf  der  Versicherungszeit 
einen  Zuschuss  zur  Versicherungsprämie  leistet,  welcher  der  bis  zum  Eintritt  des 
Rechts  zum  Ab.  noch  laufenden  Zeit  entspricht. 


Ittillen. 

Codice  <Ii  commercio  vom  2.  April  1882  Bd.  III.  S.302— 3i>4.  Buch  II,  Titel  VI, 
Kap.  2.  Vom  Abandon,  Art.  032    04 1.  i  Borchardl  Bd.  III.  S.  302-304). 
Art.  032.  Ab.-fälle  sind: 

1.  Schiffbruch, 

2.  Erbeutung, 

3.  Beschlagnahme  auf  Befehl  einer  auswärtigen  Macht. 

4.  Beschlagnahme  auf  Befehl  der  Regierung  nach  Antritt  der  Heise, 

5.  Secuntüchtigkeit  infolge  von  Beschädigungen,  sofern  Repuralurunfähigkeit 
oder  Reparaturunwürdigkeit  vorliegt  ;  letztere  wird  angenommen,  wenn  die  Wicdcr- 
herstcllungskoslen  die  zwecks  Wiederaufnahme  der  Reise  erforderlich  sind, 
wenigstens  drei  Viertel  des  Versicherungswerts  betragen, 

0.  Verlust  oder  Delerioralion  der  versicherten  Gegenstände,  wenn  dieselben 
wenigstens  drei  Viertel  ihres  Wertes  betragen. 

Alle  anderen  Schäden  werden  als  Havarie  reguliert. 

Art.  033.  Verschollenheil  des  Schiffs  berechtigt  zum  Ab.  ohne  Verlustnach- 
weis.  Als  Verschollenheitsfrist  gilt: 

a)  bei  Reisen  von  langer  Fahrt,  ein  Zeitraum  von  1  Jahr: 

b)  bei  anderen  Reisen  ein  Zeitraum  von  0  Monaten. 

(Anm. :  Welche  Reisen  als  Reisen  von  langer  Fahrt  anzusehen  sind,  sagt  das 
Gesetz  nicht.) 

Die  Verschollenheitsfrist  wird  berechnet  vom  Tage  der  Abfahrt  oder  der  letzten 
Nachrichten. 

Ist  die  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  geschlossen,  und  fällt  der  Ablauf  der 
Verschollenheitsfrist  erst  nach  Ablauf  der  Veisichcrungszeit,  so  wird  der  Verlust  als 
innerhalb  der  Versicherungszeit  eingetreten  vermutet.  Laufen  während  der  Ver- 
schollenheitsfrist mehrere  aufeinander  folgende  Versicherungen,  so  wird  der  Verlust 
als  an  dem  Tage  eingetreten  vermutet,  der  dem  Tage,  auf  welchen  die  letzten 
Nachrichten  sich  beziehen,  folgt. 
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Art.  634.  Ist  oin  Schill  für  seeuntüchtig  erklärt  worden,  so  ist  der  Ladungs- 
versicherte erst  nach  Ablauf  einer  Wartefrist  von  3  Monaten  zum  Ah.  berechtigt, 
sofern  hinnen  dieser  Zeit  eine  Wiederverladung  und  Weiterbeförderung  mit  einem 
anderen  Schiff  an  den  Restimmungsorl  nicht  möglich  war. 

Art.  035.  Der  Versicherer  haftet  in>  Falle  der  Wiederverladung  für  die  er- 
littenen Schäden,  die  Kosten  der  Ausladung  und  Wiederverladung,  der  Niederlegung 
und  Bewachung  in  den  .Magazinen,  den  Kracht/uschlag  und  alle  anderen  auf  die 
Kettung  der  Waaren  verwendeten  Kosten  bis  zum  Melauf  der  Versicherungssumme. 
Ist  die  Versicherungssumme  durch  die  erwähnten  Schäden  und  Kosten  noch  nicht 
erschöpft,  so  trägt  der  Versicherer  »las  Risiko  für  den  Mehrbetrag. 

Art.  636.  Im  Fall  der  Arrest  ierung  auf  Befehl  einer  Macht  oder  der  Erbeutung 
ist  der  Ab.  erst  nach  Ahlauf  einer  Wartefrist  zulässig. 

a)  Von  3  Monaten,  wenn  der  Unfall  im  Mittelländischen,  im  Schwarzen  oder  in 
anderen  europäischen  Meeren,  im  Suezkanal  oder  im  Roten  Meere, 

b)  von  0  Monaten,  wenn  der  Unfall  an  einem  andern  Ort  stattgefunden  hat. 
Die  Wartefrist  läuft  von  Notifizierung  des  Unfalls  an  den  Versicherer. 
Soweit  der  Arrest  oder  die  Erbeutung  dem  Verderhen  ausgesetzte  l.adungsleile 

ergriffen  nat,  dauert  die  Wartefrist  nur  die  Hälfte  der  angegebenen  Fristen. 

Art.  637.  Der  Ab.  ist  nur  innerhalb  der  Ah.-frist  zulässig. 

Sie  läuft  vom  Tage  des  Empfangs  der  Nachricht  von  dem  Unfall  und  in  den 
Fällen,  in  denen  eine  Wartefrist  vorgeschrieben  ist,  Detinierung  auf  Befehl  einer 
Macht  und  Erbeutung.  vom  Tage  des  Ablaufs  der  Wartefrist. 

Die  Ab.-frist  beträgt : 

a)  3  Monate,  wenn  der  Unfall  im  Mittelländischen,  im  Schwarzen,  oder  in 
anderen  europäischen  Meeren  .  im  Suezkanal  oder  im  Roten  Meere: 

b)  6  Monate,  wenn  der  Unfall  in  anderen  afrikanischen  Meeren,  in  den  west- 
lichen und  südlichen  Meeren  Asiens  oder  in  den  östlichen  Meeren  Amerikas. 

c)  i  Jahr,  wenn  der  Unfall  an  einem  anderen  Orte  eingetreten  ist. 

Ist  die  Einhaltung  der  Ab.-Frist  versäumt,  so  ist  «las  Recht  zum  Ab.  erloschen: 
es  verbleibt  dem  Versicherten  indess  die  Havarieklage. 

Art.  638.  Es  steht  im  Belieben  des  Versicherten,  den  Ab.  schon  bei  der  Mit- 
teilung der  erhaltenen  Nachrichten  zu  erklären,  unter  der  Aufforderung.  Zahlung 
der  Versicherungssumme  innerhalb  der  vertragsmässigen  oder  gesetzlichen  Frist 
zu  leisten,  oder  sich  vorzubehalten,  den  Ab.  innerhalb  der  gesetzlichen  Fristen 
vorzunehmen. 

Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  bei  Vornahme  des  Ah.  anzugehen: 

1.  welche  Versicherungen  er  genommen  oder  angeordnet  hat. 

2.  welche  Bodmcreigelder  er  erhalten  hat, 

Erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Versicherte  dieser  Pflicht  nachkommt, 
beginnt  die  Zahlungsfrist  zu  laufen,  während  die  Frist  zur  Anstellung  der  Klage  keine 
Verlängerung  erfährt. 

Betrügerische  Erklärung  des  Versicherten  bewirkt  den  Verlust  jedes  Rechts 
aus  dem  Versicherungsverträge. 

Art.  639.  Der  Ab.  kann  weder  teilweise  noch  bedingt  erfolgen.  Nur  die  den 
Gegenstand  der  Versicherung  und  des  Risikos  bildenden  Gegenstände  bilden  den 
Gegenstand  des  Ab. 

Art.  610.  Das  Eigentum  an  den  versicherten  Gegenständen  geht  auf  den  Ver- 
sicherer über  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Ab.  erfolgt  ist,  vorausgesetzt,  dass 
der  Ab.  notifiziert  und  angenommen  oder  für  giltig  erklärt  ist. 

Der  Vcr-icl  icrle  muss  dem  Versicherer  alle  die  die  versicherten  und  abandon- 
nierten  Gegenstände  betreffenden  Dokumente  aushändigen. 

Der  Versicherer  kann  sich  nicht  unter  dem  Vorwande  der  Rückkehr  des 
Schiffs  von  der  Zahlung  befreien. 

Art.  OH.  Im  Falle  der  Erbeutung  kann  der  Versicherte,  wenn  er  dem 
Versicherer  hat  keine  Nachricht  geben  können,  ohne  dessen  Auftrag  abzuwarten, 
die  erbeuteten  Gegenstände  loskaufen.  Er  ist  verpflichtet,  die  bezüglich  der  Eö-uings- 
siimme  getroffene  Vereinbarung  sobald  als  möglich  dem  Versicherer  mitzuteilen. 
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Dieser  hat  die  Wahl,  die  Vereinbarung  für  eigen«'  Rechnung  zu  übernehmen,  oder 
auf  dieselbe  zu  verzichten;  doch  hat  er  die  von  ihm  getroffene  Wahl  binnen  '21 
Stunden  nach  Erhalt  der  Mitteilung  dem  Versicherten  zu  eröffnen. 

Im  Fall  der  Annahme  hat  der  Versicherer  ohne  Aufschub  zur  Zahlung  des 
Lösegeldes  in  Gcmässheit  des  Ab.  und  im  Verhältnis  seines  Interesses  beizutragen: 
er  fahrt  alsdann  fort,  die  Gefahren  der  Reise  dem  Versicherungsverträge  gemäss 
zu  tragen.  Erklärt  er  dagegen,  auf  die  Vereinbarung  zu  verzichten,  so  muss  er  die 
Versicherungssumme  bezahlen  und  hat  alsdann  keinen  Anspruch  auf  die  losgekaufte 
Sache. 

Stillschweigen  des  Versicherers  binnen  der  erwähnten  Frist  von  24  Stunden 
gilt  als  Verzicht. 


Die  in  Genua  gebräuchlichen  Polizcn  für  Warenversieherungcn  gestatten  den 
Ab.  nur  in  folgenden  Fällen : 

1.  Im  Fall  der  Vcrschollenheit.  Die  Verschollenheitsfrist  beträgt 

a)  6  Monate  bei  Reisen  in  der  kleinen  Küsten  fahrt. 

b)  8  Monate  bei  Reisen  in  der  grossen  Küslenlahrt  oder  bei  langen  Fahrten 
diesseits  des  Kap  Horn  und  des  Kap  der  guten  Hoffnung, 

c)  12  Monate  bei  allen  anderen  Reisen. 

Die  Fristen  werden  gerechnet  vom  Tage  der  letzten  Nachrichten  von  dem 
Schiffe  und  werden  für  Dampfschiffe  um  ein  Vierteil  gekürzt. 

2.  Im  Falle,  dass  der  Schiffer  nach  Verlust  oder  Beschädigung  des  Schiffes 
kein  anderes  Schiff  zur  Beförderung  der  Waren  an  den  Bestimmungsort  finden 
kann.  Die  Warlefrist  beträgt  in  diesem  Falle  3  Monate  für  verderbliche  und 
6  Monate  für  nicht  verderbliche  Waren.  Die  fristen  beginnen  mit  dem  Tage,  an 
welchem  sich  der  Schaden  ereignet  hat. 

3.  Im  Falle,  das*  der  Verkauf  der  Waren  wegen  materieller  Beschädigung  der 
Waren  durch  Schiffbruch,  Strandung,  Zusammenstoss  oder  Feuer  stattlinden  musste. 
an  einem  anderen  Orte  als  dem  Bestimmungsorte. 

4.  Im  Falle,  dass  unabhängig  von  allen  Kosten  die  materielle  Beschädigung  der 
versicherten  Güter  drei  Vierteile  des  gesunden  Wertes  derselben  am  Abladungsorte 
erreicht.  Ist  dieser  Wert  geringer,  als  der  in  der  Polize  festgesetzte,  so  wird  der 
letztere  als  Grundlage  angenommen. 

Die  diesen  Bedingungen  widersprechenden  Bestimmungen  des  Codice  di  eom- 
niercio  Art.  632  und  öil  werden  ausdrücklich  für  unanwendbar  erklärt. 

Die  Ab.-frist  beträgt  6  Monate  nach  Empfang  der  Nachricht  von  dem  Schaden 
oder  Verluste;  nach  Ablauf  hat  der  Versicherte  kein  Recht  mehr  den  Ab.  zu 
erklären. 

Vergl.  Andersen.  Die  Seeversicherung,  S.  418  und  410. 


Huniiinien. 

Handelsgesetzbuch  vom  6./18.  Mai  1887. 

Deutsche  llebersetzung  von  Carl  v.  Boroschnay,  Bukarest  1887,  S.  237  IT.. 
französische  Uebersetzung  von  .1.  Blumenthal,  Paris  1889. 

Das  Gesetz  handelt  im  II.  Buch.  IV.  Titel,  II.  Hauptstück,  Art.  641—653  vom 
Ab.  Die  Bestimmungen  entsprechen  genau  denen  des  italienischen  Codice  di 
commercio  Art.  632— öil,  so  dass  auf  diese  Bestimmungen  verwiesen  werden  kann. 

Anscheinend  ein  Uebersetznngsfchler  liegt  vor  in  der  deutsc  hen  Uebersetzung 
des  Art.  645,  insofern  es  beissen  muss:  der  Verlust  wird  als  eingetreten  vermutet, 
an  dem  Tage,  der  dem  Tage,  auf  welchen  die  letzte  Nachricht  sich  bezieht, 
folgt,  statt  :  an  dem  auf  den  Tag  des  Empfangs  der  letzten  Nachrichten  fol- 
genden Tage. 
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30  Abandon. 


Niederlande. 

Wetboek  van  Koophandel  vom  10.  April  1838.  Itu<-Ii  Ii.  Titel  IX.  Absei. n.  5. 
Vom  Abandon.  Art.  663— OSO.  (Rorchardt.  Rd.  III.  S.  753-755.) 
Art.  663.  Ab.-fälle  sind: 
4.  Schiffbruch. 

2.  Strandung  mit  Zertrümmerung, 

3.  Unbrauchbarkeit  durch  Seeschaden, 

4.  Untergang  oder  Verderben  durch  Seeunglüek, 

5.  Aufbringung  oder  Anhallung  durch  eine  fremde  Macht. 

6.  Anhallung  durch  die  Niederländische  Regierung  nach  Reginn  der  Reise. 
Art.  664.  Unbrauchbarkeit  des  Schiffes  berechtigt  zum  Ab.  des  Schiffes  nicht. 

sofern  Reparaturfähigkeit  vorließ .  es  sei  denn,  dass  die  Reparaturkosten  drei 
Viertel  des  Versicherungstaxwerts  übersteigen. 

Art.  665.  In  den  Fällen  der  Strandung,  Aufbringung  oder  Anhallung  kann  der 
Ab.  sofort  erfolgen,  sobald  der  Versicherer  sich  weigert,  dem  Versicherten  eine  zur 
Deckung  der  Kosten  der  Rettung  oder  Reklamation  hinreichende  Summe  vorzu- 
schiessen,  oder  sobald  er  damit  im  Rückstände  bleibt.  In  Streitfällen  wird  die 
Summe  durch  den  Richter  bestimmt.  Kosten  und  Schäden  sind,  seihst  wenn  sie 
zusammen  die  Versicherungssumme  übersteigen,  zu  Lasten  des  Versicherers. 

Art.  666.  Im  Falle  des  Untergangs  oder  Verderbs  ist  der  Ab.  nur  zulässig, 
sofern  Verlust  oder  Schaden  mindestens  drei  Vierteile  des  versicherten  Werts 
betragen. 

Art.  667.  Verschollenheit  des  Schiffes  berechtigt  zum  Ab.  ohne  Verlustnach- 
weis  und  zur  Forderung  der  Zahlung  der  Versicherungssumme. 
Als  Verschollenheitsfrist  gilt : 

Rei  Reisen  aus  dem  Königreich  der  Niederlande  a)  nach  Häfen  und  Küsten  von 
Kuropa  oder  nach  denjenigen  von  Asien  oder  Afrika  am  Mittelländischen  und 
Schwarzen  Meer  ein  Zeitraum  von  6  Monaten; 

b)  nach  Madeira.  Westindien,  den  Azorischen,  Kanarischen  oder  anderen 
Inseln  und  Küsten  im  Westen  von  Afrika  und  im  Osten  von  Amerika  ein  Zeitraum 
von  12  Monaten; 

c)  nach  anderen  Teilen  der  Welt  ein  Zeitraum  von  18  Monaten. 
Die  gleichen  Fristen  gelten  hei  Reisen  in  umgekehrter  Richtung. 

Liegen  Abgangs-  und  Restimmungshafen  beule  ausserhalb  des  Königreichs  der 
Niederlande,  so  wird  eine  der  Entfernung  solcher  Häfen  von  einander  entsprechende, 
mit  den  unter  a — c  angegebenen  Entfernungen  am  meisten  übereinstimmende  Ent- 
fernung der  Rerechnung  der  Frist  zu  Grunde  gelegt. 

Die  Verschollenheitsfrist  beginnt  mit  dein  Tage,  an  welchem  das  Schiff  abge- 
segelt ist,  oder  wenn  noch  spätere  Nachrichten  über  dasselbe  eingegangen  sind, 
mit  dem  Tage,  bis  zu  welchem  diese  Nachrichten  reichen. 

Es  genügt  die  unter  Krbielen  zur  eidlichen  Erhärtung  abgegebene  Erklärung 
des  Versicherten,  dass  keine  Nachricht  von  dein  Schiff,  sei  es  dass  dieses  oder  die 
darin  verladenen  (iüler  versichert  sind,  mittelbar  oder  unmittelbar  bei  ihm  einge- 
gangen sind,  unbeschadet  des  Reweises  des  Gegenteils. 

Art.  66S.  Im  Fall  der  Aufbringung  oder  Anhallung  von  Schiff  oder  Gütern 
kann  der  Ab.  erst  erfolgen  nach  Ablauf  einer  Wartefrist.  Sie  beginnt  mit  dem  Tage, 
an  welchem  der  Versicherte  von  dem  Unfall  Nachricht  erhalten  hat.  Die  Dauer  der 
Wartefrist  richtet  sich  nach  der  Lage  des  Otis,  wo  die  Aufbringung  oder  Anhallung 
erfolgt  ist,  und  zwar  gilt  der  gleiche  Zeitraum,  wie  in  Art.  667  bezüglich  der  Ver- 
schollenheit bestimmt.  Voraussetzung  ist,  dass  bis  zur  Abgabe  der  Ab.-crklärung 
eine  Zurück-  oder  Freigabe  der  aufgebrachten  oder  angehaltenen  Güter  nicht 
geschehen  ist.  Sind  die  genannten  Gegenslände  für  verwirkt  erklärt,  so  kann  der 
Ab.  sofort  erfolgen. 

Art.  669.  Sind  verdorbene  Güter  oder  für  seeuntüchtig  erklärte  Schilfe  unterwegs 
verkauft,  aber  die  Kaufgehler  trotz,  der  von  dem  Versicherlen  angewendeten  Mühe 
nicht  innerhalb  einer  Wartefrist  mit  den  Versicherten  verrechnet,  so  kann  der  Ver- 
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sicherte  seine  Hechte  den  Versicherern  abandonnieren.  Als  Wartefrist  gilt  der 
bezüglich  der  Verschollenheitsfrist  bestimmte  Zeitraum;  er  wird  berechnet  nach  der 
Lage  des  Verkaufsortes.  Die  Frist  beginnt  mit  dein  Tage,  an  welchem  der  Ver- 
sicherte von  dem  vorgenommenen  Verkauf  Nachricht  erhalten  hat. 

Art.  670.  Der  Ab.  muss  innerhalb  einer  Ab.-frist  von  3  Monaten  dem  Ver- 
sicherer behändigt  werden.  Sie  beginnt  mit  dem  Ablauf  der  Verschollenheits-  be/.w. 
Wartefrist,  soweit  es  sieh  um  Fälle  der  Verschollenheit,  der  Aufbringung  oder  An- 
leitung oder  der  Nicht-Verrechnung  der  Kaufgelder  handelt. 

Art.  071.  In  allen  anderen  Fällen,  in  denen  ein  Ab.  zulässig  ist,  muss  der  Ab. 
innerhalb  des  für  die  Verschollenheit  bestimmten  Zeitraums  erklärt  werden.  Er 
wird  berechnet  nach  der  Lage  des  Orts,  wo  der  Unfall  sich  ereignet  hat.  Die  Frist 
lieginnt  mit  «lein  Tage,  an  welchem  der  Versicherte  von  dem  linfall  Kenntnis 
erhalten  hat. 

Art.  672.  Die  Versäumung  der  Ab.-frist  bewirkt  den  Verlust  des  Hechts  zum  Ab. 

Art.  673.  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Ab.  erfolgen  kann,  hat  der  Versicherte 
binnen  5  Tagen  nach  Empfang  der  Nachrichten  dem  Versicherer  diese  mitzuteilen, 
widrigenfalls  der  Versicherte  dem  Versicherer  Kosten.  Schäden  und  Interesse  zu 
vergüten  hat. 

Art.  674.  Ist  die  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  geschlossen  und  fällt  der 
Ablauf  der  Verschollenheitsfrist  erst  nach  Ablauf  der  Versicherungszeit,  so  wird  der 
Verlust  als  innerhalb  der  Versicherungszeit  eingetreten  vermutet. 

Späterer  Beweis,  dass  der  Verlust  ausserhalb  der  Versicherungszeit  eingetreten 
ist.  bewirkt  die  Kraftlosigkeit  des  Ab.  und  führt  zur  Hucket  stattung  der  Versicher- 
ungssumme mit  gesetzlichen  Zinsen. 

Art.  675.  Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  bei  Vornahme  des  Ab.  an- 
zugeben: 

1 .  welche  Versicherungen  er  genommen  oder  angeordnet  hat ; 

2.  welche  Bodmereien  auf  das  versicherte  Schiff  oder  (iut  mit  seinem  Wissen 
geschlossen  sind. 

Erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Versicherte  dieser  Pflicht  nachkommt, 
beginnt  die  Zahlungsfrist  zu  laufen,  während  die  Frist  zur  Ab.-erklärung  keine  Ver- 
längerung erfährt. 

Betrügerische  Angaben  des  Versicherten  bewirken  den  Verlust  der  Vorteile 
der  Versicherung. 

Art.  676.  Der  Versicherte  hat  ferner  die  Verpflichtung,  dem  Versicherer  bei 
Vornahme  des  Ab.  anzugeben,  was  er  zur  Bettung  oder  Freigabe  des  versicherten 
Gegenstandes  gethan  hat,  und  welche  Personen  oder  Korrespondenten  er  zu  diesem 
Zwecke  verwendet  hat. 

Art.  677.  Der  Ab.  kann  weder  teilweise  noch  bedingt  erfolgen. 

Sind  SehifTe  oder  Güter  nicht  für  ihren  vollen  Betrag  versichert,  und  hat  der 
Versicherte  demnach  für  einen  Teil  selbst  (iefahr  gelaufen,  so  erstreckt  der  Ab. 
sich  nicht  weiter  als  bis  zum  Betrage  des  versicherten  im  Verhältnis  zu  dem  nicht- 
versicherten  Teil. 

Art.  678.  Der  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechend  erfolgte  Ab.  bewirkt 
den  Uebergang  der  Hechte  des  Versicherten  auf  den  Versicherer  (beziehentlich  bei 
einer  Teilversicherung  des  entsprechenden  Teils)  vom  Tage  der  Behiindigung  des 
Ab.  an. 

Art.  679.  Die  nach  erfolgter  Ab.-behändigung  erfolgende  Freigabe  der  ver- 
sicherten Gegenstände  befreit  den  Versicherer  nicht  von  der  Verpflichtung  zur 
Zahlung  der  Versicherungssumme. 

Art.  680.  Soweit  durch  den  Versicherungsvertrag  nicht  ein  Anderes  bestimm! 
ist.  hat  Zahlung  der  Versicherungssumme  6  Wochen  nach  Behändigung  des  Ab.  zu 
erfolgen.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  laufen  gesetzliche  Zinsen.  Für  die  Zahlung 
haften  die  abandonnierten  Gegenstände. 
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Dif  Bedingungen  iler  Rolterdamcr  und  Amsterdam»  v  Bör>e  weichen  in 
einigen  Punkten  von  den  gesetzliehen  Bestimmungen  ab. 

1.  liolterdam: 

1.  Wenn  Art.  664  des  Welboek  van  Koophandel  in  Anwendung  kommt,  sn 
wird  als  Wert  des  Schiffs  diejenige  Summe  angenommen,  auf  welche  das  Schiff  hei 
Absehluss  der  Versicherung  geschätzt  worden  ist.  mit.  Zuschlag  dessen,  was  darauf 
noch  für  behaltene  Fahrt  als  Mehrwert  des  Kaskos  versichert  ist. 

2.  An  Stelle  der  in  Art.  667  festgestellten  (Verschollenheits-)  Fristen  gellen 
folgende: 

a)  9  Monate  bei  Reisen  von  den  Niederlanden  nach  Häfen  und  Küsten  östlich 
vom  Kap  der  (iuten  Hoffnung  und  westlich  vom  Kap  Horn  und  umgekehrt; 

b)  ti  Monate  bei  I »eisen  von  den  Niederlanden  nach  anderen  Teilen  der  Erde 
und  umgekehrt. 

Bei  Reisen  von  und  nach  Häfen,  welche  beide  ausserhalb  der  Niederlande 
liegen,  wird  die  Frist  berechnet  in  (iemässheit  der  Entfernung  der  Häfen,  welche 
mit  den  hier  genannten  am  besten  übereinstimmt. 

Bei  Dampfschiffen  werden  die  Fristen  von  9  auf  0  be/.w.  von  6  auf  4  Monate 
herabgesetzt. 

Bei  Bestimmung  der  anzuwendenden  Frist  gilt  als  Anfangspunkt  der  Heise  der 
Ort,  von  wo  der  letzte  sichere  Bericht  empfangen  wurde,  ohne  Unterschied,  ob  dies 
der  anfängliche  Abgangsplatz  war  oder  ein  während  der  Reise  angelaufener 
Zwischenplatz,  oder  der  Ort,  wo  das  Schiff  zuletzt  gesehen  wurde. 

II.  Amsterdam  : 

An  Stelle  der  bei  Art.  067  festgestellten  (Verschollenheils-)  Fristen  gelten 
folgende: 

a)  6  Monate  bei  Reisen  von  den  Niederlanden  nach  Häfen  und  Küsten  Europas 
mit  Ausschluss  derjenigen  am  Schwarzen  und  Weissen  Meer  oder  auch  nach  den 
Häfen  von  Afrika  und  Asien  am  Mittelländischen  Meere  und  umgekehrt; 

b)  9  Monate  bei  Reisen  von  den  Niederlanden  nach  Häfen  und  Küsten  am 
Schwarzen  und  Weissen  Meere,  nach  Häfen  der  Oslki'iste  von  Nord-  und  Süd- 
amerika bis  zum  Kap  Horn  und  nach  Häfen  der  Westküste  von  Afrika  bis  zum 
Kap  der  (iuten  Hoffnung  einschliesslich  Port  Elizabeth  und  umgekehrt; 

Die  Fristen  von  G  und  9  Monaten  werden  bei  Dampfschiffen  auf  4  und  C  Monate 
herabgesetzt. 

c)  i'2  Monate  bei  Reisen  von  den  Niederlanden  nach  anderen  Wellgegenden 
und  umgekehrt.  Die  Frist  von  6  Monaten  soll  auch  zur  Anwendung  kommen  bei 
Dampfschiffen,  welche  von  den  Niederländischen  Besitzungen  im  Indischen  Archipel 
oder  von  Brilisch-Indien  via  Suez  nach  Europa  bestimmt  sind  und  innerhalb  dieser 
Trist  nicht  in  Suez  angekommen  sein  sollten. 

Bei  Reisen  von  und  nach  Häfen,  welche  beide  ausserhalb  der  Niederlande 
liegen,  wird  die  Frist  berechnet  in  (iemässheit  der  Entfernung  der  Häfen,  welche 
mit  den  hier  genannten  am  besten  übereinstimmt. 

Bei  Bestimmung  der  anzuwendenden  Frist  gilt  dieselbe  Vorschrift,  wie  bei 
Rotterdam  angegeben. 

Vergl.  Andersen,  Die  Seeversicherung.  S.  419—421.  Handelsgesetzbuch  vom 
4.  September  1868. 

Niederländische  Kolonie  Curacao.  Borchardt  Bd.  III,  S.  808. 

Es  gelten  im  übrigen  bezüglich  des  Ab.  die  Vorschriften  des  Niederländischen 
ll.-ti.-B.   Zu  bemerken  ist  das  Folgende: 

Art.  (547.  Abs.  2  —  4.  Die  Verschollenheitsfristen  beiragen: 

a.)  Bei  Reisen  aus  der  Kolonie  nach  einer  westindischen  Insel,  sowie  nach 
einem  atlantischen  Hafenplatze  Amerikas  zwischen  Brasilien  und  Nordamerika  und 
umgekehrt  6  Monate: 

hl  bei  Reisen  aus  der  Kolonie  nach  anderen  als  den  genannten  Teilen  des  Fest- 
landes und  den  Inseln  Amerikas,  nach  dem  Festlande  und  den  Inseln  Europas,  nach 
der  Levante  und  nach  den  Nord-  und  Westküsten  Afrikas  bis  einschliesslich  dem 
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Kap  der  Guten  Hoffnung,  sowie  nach  den  afrikanischen  Inseln  westlich  dieses  Erd- 
teils und  umgekehrt  12  .Monate  ; 

e)  bei  Reisen  aus  der  Kolonie  nach  allen  anderen  Weltteilen  und  umgekehrt 
18  Monate. 

Art.  G53.  Die  Verpflichtung  zur  Mitteilung  der  empfangenen  Nachrichten  an 
den  Versicherer,  die  Art.  G73  des  Niederländischen  H.-G.-B  aasspricht,  binnen 
5  Tagen  besteht  zunächst  auch  hier;  fehlt  es  aber  an  Gelegenheit  zur  Ahsendung 
binnen  der  5  Tage,  so  genfigt  Mitteilung  mit  der  ersten  Gelegenheit. 

Die  Bestimmungen  des  H.-G.-B.  der  niederländischen  Kolonie  Surinam  vom 
4.  September  1768  decken  sic  h  in  der  fragliehen  Materie  mit  denen  des  H.-G.-B.  der 
Kolonie  Curavao  (Borehardt  üd.  III,  S.  813). 

Niederländische  Kolonie  Indien.  Handelsgesetzbuch  vom  3.  Dezember  18i7. 
(»orchardt  III,  S.  794.) 

Die  Bestimmungen  decken  sich  im  übrigen  mit  denen  des  Niederländischen 
Wetboek  van  Koophandeh  nur  bezüglich  der  Verschollcnheitsfristberechnung  gilt 
folgende  Abweichung: 

Art.  077.  Sic  betragt  bei  Reisen 

a)  in  Niederländisch-Indien  G  Monate, 

b)  aus  Niederländisch-Indien  nach  Australien,  der  Südküsle  von  Asien,  der 
Ostküste  von  Afrika,  dein  Kap  der  Guten  Hoffnung,  den  Inseln  und  Küsten  zwischen 
diesen  Ländern  und  Niederländisch-Indien,  sowie  nach  den  Inseln  der  Grossen 
Süd-sec  westlich  des  Kap  Horn  und  umgekehrt  12  Monate, 

c)  aus  Niederländisch-Indien  nach  anderen  Weltteilen  und  umgekehrt  18Monate. 


Japan. 

Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  Japan  mit  Kommentar  von  Hermann 
Roesler,  III.  Bd.,  Tokio  1884.  S.  33-35. 

Buch  II,  Titel  VIII,  Kap.  3:  Abandon  Art.  1020-1030. 
Axt.  1020.  Ab. -fälle  sind: 

1.  Untergang,  Scheiterung,  Verschollenheit,  Unbrauchbarkeit  des  Schiffs  in 
Gemässheit  amtlicher  Erklärung ; 

2.  Wegnahme  oder  Anhaltung  durch  einen  Akt  der  Staatsgewalt ; 

3.  Verlust  oder  Beschädigung  von  mehr  als  drei  Viertel  des  Werts. 

Der  Ab.  kann  weder  teilweise  noch  bedingt  geschehen  und  ist  unwiderruflich. 
Art.  1021.  Die  Verschollenheitsfrist  beträgt 

a)  bei  der  Küstenfahrt  0  Monate, 

b)  bei  anderen  Reisen  10  Monate. 

Sie  läuft  seit  der  Abfahrt  oder  der  letzten  über  das  Schiff  eingegangenen 
Nachricht. 

Bei  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  wird  Verlust  innerhalb  der  Versicherungs- 
zeit vermutet. 

Art.  1022.  Ab.  wegen  Unbrauchbarkeit  auf  Grund  einer  Slrandung  ist  unzu- 
lässig, wenn  Abbringung,  Ausbesserung  und  Instandsetzung  zur  Fortsetzung  der 
Reise  erfolgen  kann,  sofern  der  Versicherer  den  erforderlichen  Kostenvorschuss 
leistet.  In  diesem  Falle  findet  nur  Havarievergiitung  statt. 

Art.  1023.  Ab.  der  versicherten  Ladung  im  Fall  der  Unbrauchbarkcilscr- 
klärung  des  Schiffs  ist  nur  zulässig,  wenn  zum  Transport  nach  dem  Bestimmungs- 
orte ein  anderes  Schiff  nicht  aufzutreiben  ist  .  Ist  dies  möglich,  so  hat  der  Versicherte 
die  Havarien  und  alle  durch  Rettung,  Umladung,  Magazinicrung.  höhere  Fracht  oder 
sonst  wie  verursachten  Kosten  zu  tragen. 

Art.  1024.  Der  Versicherle  hat  binnen  3  Tagen  nach  erlangter  Kenntnis  oder 
nach  Ablauf  der  Verschollenheilsfrist  dem  Versicherer  die  zum  Ab.  berechtigenden 
Thatsachen  mitzuteilen,  und  hinnen  G  Monaten  sich  über  den  Ab.  zu  erklären. 
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Versäumung  der  Fristen  bewirkt  den  Verlust  des  Rechts  zum  Ab.  vorbehaltlich  der 
gewöhnlichen  Ansprüche  aus  dem  Versicherungsverträge. 

Art.  1025.  Der  Anspruch  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  ist,  in  Er- 
mangelung anderweitiger  Vereinbarung  3  .Monate  nach  erfolgter  Ab.-erklärung 
fällig ;  der  Versicherte  hat 

1.  alle  zur  Rechtfertigung  des  Ab.  dienenden  Urkunden  dem  Versicherer  mit- 
zuteilen, 

2.  alle  sonstigen  Versicherungen  anzugeben, 

3.  alle  Bodmerei-,  registrierte  oder  sonstige  auf  den  abandonnierten  Gegen- 
ständen haftende  Forderungen  anzugehen. 

Vor  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  beginnt  der  Lauf  der  Zahlungsfrist  nicht. 

Gegen  den  Inhalt  der  Urkunden  ist  Gegenbeweis  zulässig. 

Art.  1020.  betrügerische  Ab. -Erklärungen  bewirken  den  Verlust  aller  Rechte 
des  Versicherten  aus  dem  Versicherungsverträge,  neben  der  Verpflichtung,  die  auf 
den  abandonnierten  Gegenständen  haltenden  Forderungen  selbst  zu  bezahlen. 

Art.  1027.  Die  Rechte  des  Versicherten  an  dem  abandonnierten  Gegenstand 
gehen  auf  den  Versicherer  über,  sofern  der  Ab.  angenommen  «»der  für  giltig 
erklärt  ist. 

Der  Ab.  des  Schiffes  umfasst  zugleich  die  Fracht  für  die  geretteten  Frachtgüter 
abzüglich  der  darauf  ruhenden  Lasten  und  Kosten. 

Art.  1028.  Der  Versicherte  ist  auch  nach  der  Ab.-erklärung  verpflichtet,  für 
die  Rettung  oder  Freigabe  der  versicherten  Sachen  und  Abwendung  grösserer 
Nachteile  möglichst  zu  sorgen.  Die  zu  diesen  Zwecken  aufgewendeten  Kosten 
fallen  bis  zur  Höhe  der  geretteten  Werte  dem  Versicherer  zur  Last. 

Art.  11129.  Im  Fall  der  Wegnahme  oder  staatlichen  Anhaltung  kann,  sofern 
Verurteilung  oder  Konfiskation  nicht  früher  erfolgt,  der  Ab.  erst  nach  Ablauf  einer 
Warlefrist  von  6  Monaten  erklärt  werden.  Die  Wartefrist  beginnt  mit  der  Mitteilung 
des  Unfalls  an  den  Versicherer. 

Im  Fall  der  Wegnahme  sieht  dem  Versicherten  nötigenfalls  auch  ohne  vor- 
herige Mitteilung  und  ohne  Auftrag  des  Versicherers  das  Hecht  zum  Loskauf  zu. 
Der  Versicherer  hat  alsdann  die  Wahl,  den  Loskauf  auf  seine  Rechnung  zu  über- 
nehmen oder  darauf  zu  verzichten. 

Art.  1030.  Ist  der  Ab.  einmal  erklärt,  so  behält  derselbe  seine  Verbindlichkeit 
für  beide  Teile,  auch  wenn  später  das  Schiff  gerettet  wird  oder  zurückkehrt. 


Oesterreich. 

(Tb.  Andersen,  Die  Seeversicherung,  S.  425  427.) 

In  Oesterreich  ist  das  das  Scerecht  behandelnde  V.  Ruch  des  Allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuchs  nicht  in  Kraft  getreten. 

Es  gilt  das  fast  ganz  mit  dem  französischen  Gude  de  commerce  übereinstim- 
mende Lombardisch-Venelianische  Handelsgesetzbuch,  sn  dass  auf  die  Bestimmungen 
des  französischen  Gode  de  commerce,  Art.  309  —  391  verwiesen  werden  kann. 
Hervorzuheben  sind  folgende  Abweichungen: 

Art.  373.  Die  Ah.-frisl  beträgt  nach  Lage  des  l'nrallorls  '.'s,  1  oder  2  Jahre 
und  zwar 

a)  -hdir.  wenn  der  Untergang  sich  ereignet  hat  in  den  Häfen  oder  an  den 
Küsten  Europas,  oder  denen  Asiens,  Afrikas  am  Millelmeere,  oder  die  Aufbringung 
nach  einem  der  an  den  bezeichneten  Küsten  belegenen  Häfen  oder  Orte  erfolgt  ist; 

b)  1  Jahr,  wenn  der  I  juerj-ang  oder  die  Aufbringung  sich  in  Westindien,  den 
Azoren,  den  Kanarischen  Inseln.  Madeira  oder  anderen  Inseln  oder  Küsten  West- 
afrikas oder  Ostamerikas  ereignet  hat  : 

<•)  2  Jahre,  wenn  der  Untergang  oder  die  Aufbringung  in  anderen  Weltteilen 
stattgefunden  haben. 
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Art.  377.  Als  lange  Reisen  gellen:  Reisen  nach  Ost-  oder  Westindien,  nach 
dem  Stillen  Ozean,  Kanada,  Neufundland,  Grönland,  oder  anderen  Küsten  und 
Inseln  Amerikas,  den  Azoren,  Kanarischen  Inseln.  Madeira  und  nach  allen  Küsten 
und  Ländern  am  Ozean  jenseits  der  Strassen  von  Gibraltar  und  des  Sundes. 

Art.  386.  Die  Fracht  der  geretteten  Waren,  auch  wenn  sie  im  Voraus  bezahlt 
ist,  bildet  einen  Teil  des  Ab.  des  Schiffes  und  gehört  ebenfalls  dem  Versicherer, 
unbeschadet  der  Rechte  der  Bodmereigläubiger,  der  Besatzung  für  ihre  Heuer,  und 
der  Ausgaben,  welche  während  der  Reise  gemacht  sind. 

Nach  der  Triester  Warenpolize  kann  Ab.  nur  erklärt  werden: 

1.  Im  Fall  der  Verschollenheit  des  Schiffs,  mit  welchem  die  versicherten  Waren 
verladen  waren.  Als  Verschollenheitsfrist  gilt 

a)  bei  Küstenfahrten  eine  Frist  von  6  Monaten, 

b)  bei  Fahrten  auf  langer  Fahrt  diesseits  Suez,  des  Kap  Horn  und  des  Kap  der 
Guten  Hoffnung  eine  Frist  von  8  Monaten, 

c)  bei  allen  anderen  Fahrten  jenseits  dieser  Grenzen  12  Monate. 

Die  Termine  werden  berechnet  vom  Tage  der  letzten  Nachricht  und  für  Dampf- 
schiffe um  den  vierten  Teil  ermässigt. 

2.  Im  Fall,  dass  infolge  eines  unter  die  Versicherung  fallenden  Verlustes  oder 
Schadens  die  versicherten  Waren  nicht  wenigstens  zur  Hälfte  in  ein  anderes  Schiff 
eingeladen  worden  sind  zwecks  Fortsetzung  der  Heise  nach  dem  Bestimmungsplatz. 
Bei  verderbliehen  Gütern  ist  eine  Wartefrist  von  3  Monaten,  bei  nicht  verderblichen 
Gütern  eine  solche  von  G  Monaten  einzuhalten.  Sie  läuft  vom  Tage,  an  welchem 
.sich  Verlust  oder  Schaden  ereignet. 

3.  Im  Fall,  dass  ein  Verkauf  der  Güter  an  einem  anderen  als  dem  Bestimmungs- 
orte vorgenommen  wird,  wegen  materieller  Beschädigung  durch  Schiffbruch, 
Strandung,  Zusammenstoss  oder  Feuer. 

A.  Im  Fall,  dass  unabhängig  von  irgend  welchen  Kosten  die  materielle  Be- 
schädigung der  Waren  (ausgenommen  diejenigen,  welche  frei  von  besonderer 
Havarie  versichert  sind)  drei  Viertel  ihres  Werts  im  gesunden  Zustande  am  Be- 
stimmungsorte übersteigt.  Ist  der  Wert  geringer,  als  der  in  der  Polize  angegebene, 
so  wird  dieser  letzlere  zu  Grunde  gelegt. 

Die  Ab.-frist  beträgt  (>  Monate  nach  Empfang  der  Nachricht  über  Schaden  oder 
Verlust:  nach  Ablauf  der  Ab.-frist  ist  der  Ab.  unzulässig. 

Nach  der  Triester  Knskopolize  hat  die  Ab. -Erklärung  innerhalb  6  Monaten  von 
der  Benachrichtigung  über  den  Schaden  angerechnet  zu  erfolgen. 

Es  müssen  der  Ab.-erklärung  beigefügt  werden  die  Belege  über  das  Risiko,  den 
Auftrag  und  den  Schaden,  die  Anzeige  über  alle  Versicherungen,  welche  genommen 
sind,  oder  zu  welchen  Auftrag  gegeben  ist,  und  über  die  Bodmereigeber  auf  den 
Rumpf,  das  Zubehör  und  die  Ausrüstung.  Die  Zahlungsfrist  beginnt  erst,  wenn  die 
Angaben  gemacht  sind,  ohne  dass  dadurch  eine  Verlängerung  der  Ab.-frisl  erfolgt. 
Die  Verschollenheitsfristen  sind  dieselben  wie  bei  der  Warenpolize  angegeben. 
Stellt  sich  nachträglich  heraus,  dass  das  Schiff  nicht  verloren  ist,  so  gilt  der  Ab. 
als  nicht  erfolgt.  Die  etwa  schon  gezahlte  Versicherungssumme  muss  mit  einhalb 
vorn  Hundert  monatlicher  Zinsen  zurückerstattet  weiden;  für  diesen  Anspruch 
haftet  dem  Versicherer  das  Schiff  als  Sicherheit. 

Im  Falle  des  Ab.  bleibt  der  Versicherte  persönlich  haftbar  für  die  Heuer  der 
Schiffsbesatzung  auf  der  Reise,  während  welcher  sich  der  Schaden  ereignete,  und 
muss  entsprechende  Zahlung  an  den  Versicherer  leisten,  wenn  dieser  die  Beträge 
aus  dem  Erlöse  des  Geretteten  bestritten  hat. 

Im  Falle  des  Ab.  des  Schiffes  gebührt  dem  Versicherer  die  Fracht  der  letzten 
Reise  für  die  geretteten  und  die  in  verschiedenen  Zwischenhäfen  gelöschten  tiüler. 
selbst  im  Falle  der  Vorauszahlung,  während  Fracht  und  Heuer  früherer  Reisen  den 
Versicherten  betreffen. 
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Portuga  I. 

Handelsgesetzbuch  vom  28.  Juni  1888.  Buch  III.  Titel  III.  Vom  Abandon. 
Art.  616-6.25.  (Borchardt  Nachtrag  I,  S.  169—173.) 
Art.  GIG.  Ab.-fälle  sind: 

1.  Wegnahme, 

2.  Embargo  auf  Anordnung  einer  fremden  Macht. 

3.  Embargo  auf  Anordnimg  der  Regierung  nach  Antritt  der  Reise. 

4.  gänzlicher  Verlust  der  versicherten  Gegenstände. 

5.  Vereinbarung  der  Parteien,  einen  Kall  als  Ab. -lall  zu  behandeln. 
Reparaturunfähigkeit  wird  gänzlichem  Verlust  eines  Schiffs  gleichgestellt. 
Art.  G17.  Verschollenheit  des  Schiffs  berechtigt  zum  Ab.  ohne  Verlustnachweis 
Als  Verschollenheitsfrist  gilt 

a)  bei  Reisen  in  Europa  ein  Zeitraum  von  6  Monaten, 

b)  bei  weiteren  Reisen  1  Jahr. 

Die  Verschollenheitsfrist  wird  berechnet  vom  Tage  der  Abfahrt  oder  der 
letzten  Nachrichten. 

Ist  die  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  geschlossen,  und  fällt  der  Ablauf  der 
Verschollenheitsfrist  erst  nach  Ablauf  der  Versicherungszeil,  so  wird  der  Verlust  als 
innerhalb  der  Versicherungszeit  eingetreten  vermutet. 

Laufen  während  der  Verschollenheitsfrist  mehrere  auf  einander  folgende  Ver- 
sicherungen, so  wird  der  Verlust  als  an  dem  Tage  eingetreten  vermutet,  der  dem 
Tage,  auf  welchen  die  letzten  Nachrichten  sich  beziehen,  folgt.  Späterer  Reweis, 
dass  der  Verlust  ausserhalb  der  Versicherungszeit  eingetreten  ist,  führt  zur  Rück- 
erstattung der  Versicherungssumme  mit  gesetzlichen  Zinsen. 

Art.  GI8.  Ist  der  Totalverlust  eines  Schiffes  festgestellt  (Anm.:  Nach  Art.  GIG 
genügt  Feststellung  der  Rcparaturunfähigkeit).  so  ist  der  Eadungsversicherte  erst 
nach  Ablauf  einer  Wartefrist  von  3  Monaten  zum  Ab.  berechtigt,  sofern  binnen 
dieser  Zeit  eine  Wiederverladung  und  Weiterbeförderung  mit  einem  anderen  Schiff 
an  den  Bestimmungsort  nicht  möglich  war. 

Der  Versicherer  haftet  im  Kall  der  Wiederverladung  für  die  erlittenen  Schäden, 
die  Kosten  der  Ausladung  und  Wiederverladung,  der  Niederlegung  und  Bewachung 
in  den  Magazinen,  den  Frachtzuschlag  und  die  Mehrkosten  der  Kettung  bis  zum 
Belauf  der  Versicherungssumme.  Ist  die  Versicherungssumme  durch  die  erwähnten 
Schäden  und  Kosten  noch  nicht  erschöpft,  so  trägt  der  Versicherer  das  Risiko  für 
den  Mehrbetrag. 

Art.  019.  Im  Falle  der  Wegnahme  oder  des  Embargos  ist  der  Ab.  erst  nach 
Ablauf  einer  Wartefrist  zulässig 

a)  von  3  Monaten,  wenn  der  Unfall  in  europäischen  Meeren. 

b)  von  G  Monaten,  wenn  er  an  einem  anderen  IMatz  stattgefunden  hat. 
Die  Wartefrist  läuft  von  Notifizierung  des  Unfalls  an  den  Versicherer. 

Soweit  die  Wegnahme  oder  das  Embargo  der  schnellen  Verschlechterung  aus- 
gesetzte Waren  ergriffen  hat,  dauert  die  Wartelrist  nur  die  Hälfte  der  angegebenen 
Fristen. 

Art.  G'20.  Der  Ab.  ist  nur  innerhalb  der  Ab.-frist  zulässig. 
Sic  läuft  vom  Tage  der  erlangten  Kenntnis  von  dem  Unfall  und  in  den  Fällen, 
in  denen  eine  Wartefrist  vorgeschrieben  ist,  vom  Tage  des  Ablaufs  der  Warlefrist. 
Die  Ab.-fiist  betnlgl: 

a)  3  Monate,  wenn  der  Unfall  in  den  europäischen  Meeren, 

I»)  (>  Monate,  wenn  der  Unfall  in  den  Meeren  von  Afrika,  in  den  westlichen  und 
südlichen  Meeren  von  Asien  und  in  den  östlichen  Meeren  von  Amerika, 

<•)  1  Jahr,  wenn  der  Unfall  in  anderen  Meeren  eingetreten  ist. 

Ist  die  Einhaltung  der  Ab.-frisi  versäumt,  so  ist  das  Recht  zum  Ab.  erloschen; 
es  verbleibt  dem  Versicherten  inde>s  die  llavaricklagc. 

Art.  6-JI.  Es  steht  im  Belieben  des  Versicherlen.  den  Ab.  schon  bei  der  Mit- 
teilung der  erhaltenen  Nachrichten  zu  erklären,  unter  der  Aufforderung,  Zahlung 
der  Versicherungssumme  innerhalb  der  vertragsmäßigen  oder  gesetzlichen  Frist  zu 
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leisten,  oder  sich  vorzubehalten,  den  Ab.  innerhalb  der  gesetzlic  hen  Fristen  vorzu- 
nehmen. Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  bei  Vornahme  des  Ab.  anzugeben: 

1.  welche  Versicherungen  er  genommen  oder  angeordnet  hat, 

2.  welche  Bodmereigeber  mit  seinem  Wissen  auf  die  Waren  aufgenommen  sind. 
Erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Versicherte  dieser  Pflicht  nachkommt, 

beginnt  die  Zahlungsfrist  zu  laufen,  während  die  gesetzliche  Frist  zur  Vornahme  des 
Ab.  keine  Verlängerung  erfährt. 

Betrügerische  Erklärung  des  Versicherten  bewirkt  den  Verlust  jedes  Hechts 
aus  dem  Versicherungsvertrage. 

Art.  622.  Der  Ab.  kann  weder  teilweise  noch  bedingt  erfolgen.  Nur  die  den 
Gegenstand  der  Versicherung  und  des  Risikos  bildenden  Gegenstände  bilden  den 
Gegenstand  des  Ah. 

Art.  623.  Das  Eigentum  an  den  versicherten  Gegenständen  geht  auf  den  Ver- 
sicherer über  mit  dem  Tage,  an  dem  der  Ab.  angekündigt  und  von  dem  Versicherer 
angenommen  oder  für  giltig  erklärt  ist. 

Der  Versicherte  muas  dem  Versicherer  alle  die  versicherten  und  abandonnierten 
Gegenstände  betreffenden  Dokumente  aushändigen. 

Art.  624.  Bestätigen  die  Thatumstände,  auf  die  der  Ab.  sich  gründete, 
sich  nicht,  oder  bestehen  dieselben  in  dem  Zeitpunkte  der  Ab.-erklärung  nicht  mehr, 
so  hat  die  Ab.-erklärung  keine  Rechtswirkungen.  Dahingegen  hat  eine  nach  der 
Ab.-erklärung  eingetretene  Aenderung  in  den  Thatumständen  nicht  den  Ausschluss 
der  Wirkungen  eines  zur  Zeit  der  Abgabe  der  Erklärung  wirksamen  Ab.  zur  Folge. 

Art.  623.  Im  Falle  der  Wegnahme  kann  der  Versicherte,  wenn  er  dem  Ver- 
sicherer hat  keine  Nachricht  gehen  können,  ohne  dessen  Anweisung  abzuwarten, 
die  weggenommenen  Gegenstände  loskaufen.  Er  ist  verpflichtet,  das  von  ihm  auf- 
gewendete Lösegeld,  sobald  als  möglich  dem  Versicherer  mitzuteilen. 

Dieser  hat  die  Wahl,  das  Lösegeld  auf  seine  Rechnung  zu  nehmen,  oder  darauf 
zu  verzichten ;  doch  hat  er  die  von  ihm  getroffene  Wahl  hinnen  24  Stunden  nach 
Erhalt  der  Mitteilung  dem  Versicherten  zu  eröffnen. 

Im  Fall  der  Annahme  hat  der  Versicherer  die  Zahlung  des  Lösegeldes  nach 
Massgabe  der  Vereinbarung  und  im  Verhältnis  seines  Anteils  ohne  Verzug  zu  ver- 
anlassen; er  fährt  alsdann  fort,  die  Gefahren  der  Reise  dem  Versicherungsvertrage 
gemäss  zn  tragen.  Erklärt  er  dagegen,  das  Lösegeld  abzulehnen,  so  muss  er 
die  Versicherungssumme  bezahlen,  und  hat  alsdann  keinen  Anspruch  auf  die 
losgekaufte  Sache.  Stillschweigen  des  Versicherers  binnen  der  erwähnten  Frist  von 
24  Stunden  gilt  als  Ablehnung  oder  Verzicht 

Gehen  im  Falle  des  Loskaufs  und  kraft  desselben  die  losgekauften  Gegenstände 
auf  einen  dritten  Besitzer  über,  so  kann  der  Versicherte  sie  abandonnieren  ;  gelangt 
das  ausgelöste  Schiff  dagegen  in  den  Besitz  des  Versicherten  zurück,  so  sind  die 
erlittenen  Verschlechterungen  als  Havarie  anzusehen. 


RuMland. 

Die  Handelsordnung  des  Russischen  Reichs,  nach  der  Ausgabe  von  1887,  ans 
dem  XI.  Bande  des  Codex  der  Reichsgeselze  übersetzt  von  Victor  von  Zwing- 
mann, Riga  1889. 

Die  Handelsordnung  handelt  in  Buch  Ii  Titel  VI  Hauptstadt  IV  Art.  555—588 
von  der  Erfüllung  des  Seeversicherungsvertrages. 

Art.  5*53  bestimmt:  Für  den  Ersatz  von  Totalverluslen  wird  folgende  Frist,  ge- 
rechnet vom  Tage  des  Empfanges  der  Nachricht  über  den  Verlust,  festgesetzt : 
3  Monate,  wenn  der  Schiffbruch  oder  Unfall  in  Europa  und  6  Monate,  wenn  er  nicht 
in  Europa,  sondern  in  einem  anderen  Weltteil  stattgehabt  hat.  Wenn  keine  Nach- 
richt eingeht,  wird  diese  Frist  doppelt  gerechnet,  und  zwar  vom  Tage  der  Abfahrt 
des  Schiffs  oder  der  Ladung  oder  von  der  letzten  Nachricht  über  dieselben. 
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Als  Totalverlust  gilt,  wenn 

1.  das  SehifT  gekapert  ist, 

2.  Schiffbruch  erlitten  hat. 

3.  auf  eine  Untiefe  geraten  und  dabei  beschädigt  worden. 

4.  durch  Sturm  zur  Fahrt  untüchtig  geworden, 

5.  von  einer  fremden  Macht  angehalten, 

G.  die  Ladung  untergegangen  oder  dermassen  verdorben  ist.  dass  der  Verlust 
wenigstens  drei  Viertel  des  Werts  beträgt. 

Art.  509.  Wenn  ein  versichertes  Schiff  oder  Gut  Schiffbruch  (»der  Unfall  er- 
leidet, so  steht  es  dem  Versicherer  frei,  entweder  das  Gerettete  an  sich  zu  nehmen 
und  dem  Versicherten  die  Versicherungssumme  zu  bezahlen,  oder  ihm  das  Gerettete 
zu  überlassen  und  nur  den  durch  den  Schiffbruch  oder  Unfall  verursachten  Verlust 
zu  bezahlen.  Im  ersleren  Falle  gehört  alles,  was  nach  dem  Schiffbruch  oder  Unfall 
von  dem  versicherten  Schiffe  oder  der  Ware  gerettet  wird,  dem  Versicherer,  welcher 
dabei  die  Kosten  für  Empfang.  Transport,  Bergung,  Aufbewahrung  und  Verkauf  des 
Geretteten  trägt.  Im  zweiten  Falle  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  nach  Möglichkeit 
für  die  unversehrte  Erhaltung  der  geretteten  Gegenstände  bemüht  zu  sein  und  über- 
haupt zu  handeln,  wie  es  einem  guten  Hausvater  geziemt. 

Art.  581.  Wenn  ein  versichertes  Schilf  oder  Gut  Feinden  oder  Seeräubern  in 
die  Hände  fällt  und  binnen  0  Monaten  nicht  ausgelöst  wird,  so  hat  der  Versicherer 
die  Versicherungssumme  zu  zahlen;  wenn  es  aber  ausgelöst  wird  und  für  den  vollen 
Wert  versichert  war,  so  bezahlt  er  die  ganze  Loskaufssumme,  jedoch  nicht  ü bei- 
den Betrag  der  Versicherungssumme  hinaus. 

Anm. :  Die  vorsiehenden  Bestimmungen  ergeben,  dass  der  Ab.  als  besonderes 
Hechtsinstitut  der  Hussischcn  Handelsordnung  fremd  ist. 


I>ie  Skandinavischen  Seegeeelzc. 

Schwedisches  Seegeselz  vom  12.  Juni  1891  :  Dänische-  vom  1.  April  1892. 
Norwegisches  vom  20.  Juli  1893. 

(Das  Norwegische  Seegesetz  vom  20.  Juli  1893  unter  Veigleichung  mit  dem 
schwedischen  Seegeselz  vom  12.  Juni  1891  und  dem  dänischen  Seegesetz  vom 
1.  April  1892,  in  das  Deutsche  übertragen  von  Dr.  Max  l'appenheim  und  Krislen 
Johansson,  Stuttgart  1895.  S.  131—131.)' 

(Das  schwedische  Seegesetz,  Sjadagen,  med  Förklaringar  ur  Aulentika  Källor. 
samt  Hänvisnmgar  och  Sakregisler  utgifven  af  J.  Afzolius.  Stockholm.) 

Der  Ab.  findet  sich  geregelt  im  zehnten  Kapitel,  4.  Abschnitt.  S  250—201.  Um 
skadan  och  dess  bclalnirig  (Schw).  Om  skaden  og  dens  Belaling  (Dan.  u.  Norw.). 

£  25(5  ff.  Die  Fälle  des  Totalverlustes  bei  Versicherung  von  Schiff  oder  Gütern, 
von  Fracht,  von  Handelsgewinn  oder  Provision.  \on  Havaici-  oder  Bodmoroigeldern 
werden  in  4;  250  aufgezählt,  sodann  bestimmt  $  257,  in  welcher  Weise  im  Falle  von 
Totalverlust  der  Versicherer  Zahlung  zu  leisten  hat.  Als  Ab.-iall  gilt  nach  §  257 
Abs.  2,  wenn  ein  Schiff  Schaden  erleidet  und  durch  gesetzliche  Besichtigung  für 
reparaturunfähig  erklärt  wird  (Dänemark  und  Norwegen),  bozw.  wenn  sich  bei  der 
Besichtigung  orgiebt,dass  der  Schaden  drei  Viertel  des  Versicherungswerts  erreicht. 
(Zusatz  im  schwedischen  Gesetz.) 

£  258.  Als  Ah. -lall  gilt  ferner  die  Verschollenhcit  eines  Schiffs. 

Sie  wird  angenommen,  wenn  während  einer  dreimal  so  langen  Zeit,  als  durch- 
schnittlich zur  Heise  eines  Segelschiffes  von  dem  Orte,  von  welchem  man  die  letzte 
Nachricht  vom  Schiffe  hatte,  nach  dem  Bestimmungsort  gebraucht  wird,  mindestens 
aber  während  dreier  Monate  keine  Nachricht  von  dem  Schiff  eingetroffen  ist.  Ein 
verschollenes  Schiff  gilt  als  verloren.  Der  Versicherte  hat  das  Hecht,  gegen  Ab- 
tretung seines  Hechts  auf  den  versicherten  tiegenstand  Ersatz  für  Totalverlust  zu 
verlangen. 
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§  259.  Als  weitere  Ab. -lalle  gellen : 
1 .  Embargo  auf  Schiff  oder  Güter, 

2  sonstige  Anhaltving  durch  Verfügung  öffentlicher  Behörden, 

3.  Nehmung  durch  Seeräuber, 

4.  Dereliction  des  Schiffs  durch  die  Besatzung. 

Die  hier  genannten  Ab. -fülle  berechtigen,  sofern  Freigabe  von  Schiff  oder 
Ladung  nicht  erfolgt,  oder  sie  nicht  in  die  Gewalt  des  Versicherten  gekommen  sind, 
zum  Ab.  erst  nach  Ablauf  einer  Wartefrist  von  a,  6.  b,  9,  c,  12  Monaten,  je  nachdem 
der  betreffende  Vorfall  sich  ereignet  hat 

a)  in  europäischen  Gewässern  oder  in  einem  ausserhalb  Europas  liegenden 
Teile  des  Mittelländischen,  Schwarzen  oder  Asowschen  Meeres  : 

b)  in  anderen  Gewässern  diesseits  des  Vorgebirges  derGulen  Hoffnung  oder  des 
Kap  Horn ; 

e)  in  Gewässern  jenseits  der  unter  b  bezeichneten  Vorgebirge. 

Die  Wartefrist  läuft  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  von  dein  Unfälle  dem  Ver- 
sicherer durch  den  Versicherlen  Nachricht  gegeben  ist. 

§  260.  Der  Ab.  muss,  um  wirksam  zu  sein,  innerhalb  der  Ab.-frist  erklärt 
werden.  Sie  beträgt : 

1.  im  Falle,  dass  ein  Schiff  für  reparaturunfähig  erklärt  wird,  bezw.  dass  bei 
der  Besichtigung  ein  drei  Viertel  des  Versicherungswerts  erreichender  Schaden 
festgestellt  wird,  einen  Monat,  nachdem  der  Auslall  der  Besichtigung  dem  Ver- 
sicherer bekannt  geworden  ist ; 

2.  in  den  Wällen  der  Verschollenheit,  des  Embargo,  der  Anhaltung.  der 
Xehmung,  der  Dereliction  sechs  Monate  nach  Abiaul  der  im  Einzelfall  festzu- 
stellenden Verschollenheilsfrist  oder  Warlefrist. 

§  2CI.  Versäumung  der  Ab.-frist  bewirkt  den  Verlust  des  Rechts  zum  Ab.,  im 
Falle  der  Reparaturunfähigkeitserkläruiig,  bezw.  des  Schadens  von  drei  Viertel  des 
Versicherungswerts. 

Das  Gleiche  gilt  nach  dänischem  Recht  auch  in  den  Fidlen  des  Embargo,  der 
Anhaltung,  Nehmung  und  Dereliction,  während  nach  schwedischem  und  norwegi- 
schem Recht  in  diesen  Fällen  und  im  Fall  der  Verschollenheit,  nach  dänischem 
Recht  nur  im  Fall  der  Verschollenheit  zwar  das  Recht,  noch  nachträglich  zu  aban- 
donnieren  und  Ersatz,  wie  für  Totalverlust  zu  verlangen,  bleibt.  Doch  bleibt  alsdann 
dem  Versicherer  das  Recht,  wenn  der  versicherte  Gegenstand  später  zum  Vorschein 
kommt,  die  schon  gezahlte  Versicherungssumme  mit '/»  vom  Hundert  monatlicher 
Zinsen  gegen  Verzieht  auf  das  Recht  auf  den  versieherlcn  Gegenstand  zurückzu- 
verlangen, wohingegen  der  Versicherer  dann  den  unter  die  Versicherung  fallenden 
Sehaden  zu  ersetzen  hat.  den  der  Gegenstand  etwa  erlitten. 

§  202.  Die  Abtretung  eines  versicherten  Gegenstandes  soll 

a)  unbedingt  und  unwiderrullich  (nach  schwedischem  Recht :  unbedingt  und 
vorbehaltlos)  sein ; 

b)  sie  muss  den  ganzen  versicherten  Gegenstand  oder  denTeil  davon  umfassen, 
welcher  zur  Zeit  des  Unfalleintritts  der  Gefahr  ausgesetzt  war.  Bei  Vorliegen  einer 
Partial- Versicherung  braucht  der  Versicherte  nur  einen  so  grossen  Teil  des  ver- 
sicherten Gegenstandes  abzutreten,  als  die  Versicherungssumme  vom  ganzen  Ver- 
sicherungswert ausmacht. 

§  263.  Gegen  Auszahlung  der  Versicherungssumme  kann  der  Versicherer  von 
dem  Versicherten  die  schriftliche  Ueberlragung  der  in  Folge  der  Abtretung  des  Ab. 
auf  ihn  übergehenden  Rechte,  sowie  Auslieferung  aller  den  abandonnierten  Gegen- 
stand betreffenden  in  Besitz  des  Versicherten  befindlichen  Urkunden  verlangen. 

§  264.  Jede  Forderung  aus  einem  Versicherungsverträge  verjährt  binnnn  drei 
Jahren  (nach  norwegischem)  bezw.  fünf  Jahren  (nai-h  schwedischem  und  dänischem 
Recht)  seit  ihrer  Entstehung,  sofern  sie  nicht  durch  Klage  geltend  gemacht  wird. 
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Handelsgesetzbuch  vom  22.  August  1885. 

Buch  III,  Tit.  III,  Abschn.  III.  jj5.  Von  drin  Abandon  der  versicherten  Sachen. 
Art.  789-  805.  (Borrhardt  V.  I.  S.  144-147). 
Art.  789.  Abandonfälle  sind  : 
4.  Schiffbruch ; 

2.  l'ntaugliehkeit  des  Schiffes  zur  weiteren  Sehifffahrt  in  Folge  eines  See- 
ereignisses. (Strandung,  Zertrümmerung.) 

3.  Wegnahme,  Beschlagnahme,  Dcliniriing  auf  Befehl  der  nationalen  oder  einer 
ausländischen  Regierung ; 

4.  gänzlicher  Verlust  oder  Deterioration,  die  den  Wert  der  versicherten  Sachen 
um  drei  Viertel  vermindert. 

Der  Ab.  ist  im  Falle  des  Schiffbruchs  und  der  Untauglichkeit  unzulässig,  wenn 
das  Schiff  abgebracht,  flott  gemacht  und  zur  Fortsetzung  der  Reise  reparirt  werden 
kann,  ausser  wenn  die  Reparaturkosten  drei  Viertel  des  Versicherungswerts  über- 
steigen. 

Art.  79.').  Im  Falle  der  Wiederinstandsetzung  des  Schiffes  hat  der  Versicherer 
nur  die  durch  Strandung  oder  sonstige  Schäden  verursachten  Kosten  zu  tragen. 

Art.  791.  Im  Falle  des  Schiffsbruchs  und  der  Wegnahme  hat  der  Versicherte 
die  zur  Rettung  und  Wiedererlangung  geeigneten  Massregeln  zu  treffen.  Die  zu 
diesem  Zweck  rechtmässig  aufgewendeten  Kosten  trägt  bis  zur  Höhe  des  Werls  der 
geretteten  Gegenstände  der  Versicherer.  Das  Hecht  zum  Ab.  wird  durch  die  Mass- 
regeln nicht  berührt. 

Art.  792.  Im  Falle  der  gänzlichen  Unbrauehbarkeit  des  Schiffs  hat  der  Ver- 
sicherte dem  Versicherer,  wenn  möglich,  telegraphisch,  sonst  mit  erster  Post  nach 
Empfang  der  Nachricht  Mitteilung  zu  machen.  Die  Ladungsinteressenten  bezw.  der 
Kapitän  haben,  wenn  möglich,  die  Ladung  mit  einem  anderen  Schiffe  nach  dem 
Bestimmungsort  zu  befördern;  das  Risiko  der  Weiterreise  trägt  der  Versicherei- 
er hat  auch  die  Kosten  der  Löschung.  Lagerung,  Wiedcreinladung  oder  Umladung, 
den  Zuschlag  zur  Fracht  und  alle  sonstigen  Spesen  zu  tragen. 

Art.  793.  Der  Versicherer  hat  Anspruch  auf  eine  Wartefrist  bezüglich  des  Ab. 
der  versicherten  Waaren,  laufend  vom  Tage,  an  welchem  der  Versicherte  Nachricht 
von  dem  Unfall  gegeben  hat.  Die  Warlefrisl  beträgt  : 

a)  0  Monate,  wenn  die  Untauglichkeil  in  den  europäischen  Meeren  vom  Sunde 
bis  zum  Bosporus  eingetreten  ist ; 

b)  12  Monate,  wenn  die  Untaugliehkeit  an  einem  entfernteren  Orle  stattge- 
funden hat. 

Art.  79 i.  Erst  wenn  während  der  bezeichneten  Wartefristen  eine  Weiter- 
beförderung nicht  möglich  ist,  kann  der  Ladungseigentümer  abandonnieren. 

Art.  795.  Im  Fall  der  Beschlagnahme  oder  gezwungenen  Detinierung  des 
Schiffes  hat  der  Versicherte  dem  Versicherer  von  der  Unleibrechung  baldmöglichst 
Mitteilung  zu  machen.  Erst  nach  Ablauf  der  in  Art.  793  bestimmten  Wartefristen 
ist  der  Ab.  zulässig.  Der  Versicherte  hat  thunlichst  zur  Aufhebung  der  Beschlag- 
nahme dem  Versicherer  Hülfe  zu  leisten,  auch  selbst,  wenn  der  Versicherer  wegen 
weiler  Entfernung  verhindert  ist.  die  geeigneten  Schritte  zu  Unm. 

Art.  790.  Drr  Ab.  des  Schiffes  umhisst  auch  die  Fracht  für  die  geretteten 
Waaren  selbst  im  Falle  der  Vorausbezahlung,  vorbehaltlich  der  Hechte  der  Gläu- 
biger, welche  nach  Art.  580  ein  Vorzugsrecht  zu  beanspruchen  haben. 

Art.  797.  DieNotorielät,  am  Wohnort  des  Versicherten,  befreiet  den  Versicherer 
von  dem  Beweise  der  dem  Versicherlen  zugegangenen  Nachricht  von  dem  Unfall. 

Art.  7t)8.  Im  Fall  der  Vcrschollriihcit  iindcl  Ab.  ohne  weiteren  Beweis  des  Ver- 
lustes statt  ;  der  Versicherte  miiss  den  Mangel  an  Nachrichten  während  der  Ver- 
schollenheitsfrist beweisen  durch  Certificate  der  Kon-uln  oder  Seebehörden  im 
Abgangs-  und  Bestimmungshafen. 

Die  Verschollenheilsfrist  betrüg!  : 
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a)  bei  gewöhnlic  hen  Reisen  i  Jahr, 

b)  bei  langen  Reisen  2  Jahre. 

Als  gewöhnliehe  Reisen  gelten  solche,  welche  nach  der  Küste  von  Europa  und 
nach  den  Küsten  Asiens  und  Afrikas  durch  das  Mittelländische  Meer,  ferner  Reisen, 
die  nach  den  Häfen  Amerikas  diesseits  des  La  Plata-  und  San  Lorenzo-Slromes 
und  nach  den  zwischen  den  Küsten  Spaniens  und  den  bezeichneten  Punkten  be- 
legenen Inseln  unternommen  sind. 

Die  Ab.-Krklärung  muss  innerhalb  der  in  Art.  804  bezeichneten  Fristen  erfolgen. 

Art.  799.  Bei  einer  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  gilt  die  Vermutung  ,  dass 
der  Verlast  innerhalb  derselben  stattgefunden  hat ;  sie  kann  indes.«  durch  Gegen- 
beweis des  Versicherers  widerlegt  werden. 

Art.  800.  Der  Versicherte  hat  gleichzeitig  mit  der  Abandon-Erklärung  zu 
erklären  : 

1 .  welche  Versicherungen  bezüglich  der  abandonnierlcn  Sachen  geschlossen, 

2.  welche  Bodmereigeber  aufgenommen  sind. 

Vor  Abgabe  dieser  Erklärung  beginnt  der  Lauf  der  Zahlungsfrist  nicht.  Retrüge- 
rische Erklärungen  bewirken  den  Verlust  der  Rechte  aus  «lern  Versicherungsvertrage, 
trotz  fortdauernder  Haftung  des  Versicherten  für  die  Bodmereidarlehne. 

Art.  801.  Im  Falle  der  Wegnahme  des  Schiffes  kann  der  Versicherte  bezw.  der 
Kapitän,  als  sein  Vertreter,  wenn  er  dem  Versicherer  hat  keine  Nachricht  geben 
können,  ohne  dessen  Anweisung  abzuwarten,  die  versicherten  Sachen  auslösen.  Der 
Versicherte  hat  dem  Versicherer  hiervon  baldthunlich  Mitteilung  zu  machen. 

Dieser  hat  die  Wahl,  die  Vereinbarung  anzunehmen  oder  darauf  zu  verzichten. 
Doch  hat  er  die  getroffene  Wahl  binnen  24  Stunden  nach  Erhalt  der  Mitteilung  dem 
Versicherten  zu  eröffnen. 

Im  Fall  der  Annahme  hat  der  Versicherer  die  festgesetzte  Lösungssummc  ohne 
Verzug  zu  bezahlen ;  er  fährt  alsdann  fort,  die  tiefahren  der  Reise  dem  Versiche- 
rungsverträge gemäss  zu  tragen. 

Erklärt  er  dagegen,  auf  die  Vereinbarung  zu  verzichten,  so  muss  er  die  Ver- 
sicherungssumme zahlen  und  hat  alsdann  keinen  Anspruch  auf  die  losgekauften 
Sachen.  Stillschweigen  des  Versicherers  binnen  der  erwähnten  Frist  von  2t  Stunden 
gilt  als  Ablehnung  oder  Verzicht. 

Art.  802.  Gelangt  der  Versicherte  wieder  in  den  Besitz  seiner  Sachen,  so  gelten 
die  durch  den  Verlust  entstandenen  Kosten  und  Nachteile  als  Havarie,  Gelangen 
dagegen  die  wiedereroberten  Gegenstände  in  den  Besitz  eines  Dritten,  so  kann  der 
Versicherte  sie  abandonnieren. 

Art.  803.  Ist  der  Abandon  zugelassen  oder  vor  Gericht  als  zulässig  erklärt 
worden,  so  geht  das  Eigentum  der  abandonnierten  Sachen  mit  den  Verbesserungen 
oder  Verschlechterungen,  welche  sie  von  dem  Augenblick  des  Ab.  an  ersessen 
haben,  auf  den  Versicherer  über.  Die  Reparatur  des  gesetzmässig  abandonnierten 
Schiffes  befreiet  den  Versicherer  nicht  von  der  Pflic  ht  zur  Zahlung. 

Art.  80i.  Der  Abandon  ist  nicht  zulässig: 

1.  wenn  die  Verluste  vor  Beginn  der  Reise  eingetreten  sind  ; 

2.  wenn  er  teilweise  oder  bedingt  erfolgt,  ohne  dass  alle  versicherten  Gegen- 
stände darin  eingeschlossen  sind. 

3.  a)  wenn  der  Versicherte  nicht  binnen  4  Monaten  nach  erlangter  Kenntnis 

von  dem  Unfall  dem  Versicherer  Mitteilung  gemacht  hat  ; 
b)  wenn  der  Versicherte  nicht  innerhalb  der  Ab.-frist  den  Ab.  erklärt. 
Die  Ab.-frist  beträgt : 

et)  iO  Monate,  wenn  die  Unfälle  sich  ereignet  haben  in  den  Häfen  Europas, 
in  den  Häfen  Asiens  und  Afrikas,  im  Mittelländischen  Meer  und  in  den 
Häfen  Amerikas,  die  diesseits  des  La  Plata  und  des  San  Lorenzo-Stromes 
belegen  sind : 

6)  18  Monate,  wenn  die  Unfälle  in  anderen  Staaten  stattgefunden  haben: 

4.  wenn  der  Ab.  weder  von  dem  Eigentümer,  noch  von  einer  besonders  von 
ihm  dazu  ermächtigten  Person,  noch  von  dem  mit  dem  Abschluss  der  Versicherung 
betrauten  Kommissionär  erklärt  wird. 
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Art.  805.  Di««  Zahlungsfrist  betrügt,  in  Ermangelung  anderweitiger  Fest 
sctzung  in  der  Polize.  00  Tage  nachdem  der  Ab.  angenommen  oder  für  zu 
lässig  erklär!  worden  ist. 


TArkol. 

Seehandelsgesetzbuch  von  1804.    Titel  XI,  Abschn.  III.  Von  drin  Abandon 
der  versicherten  Gegenstände.  Art.  214  —  240. 
(Borehardt  V.  1,  S.  207    '27 1.) 

Die  Bestimmungen  des  türkischen  Rechts  decken  sieh  im  Wesentlichen  mit 
denen  des  französischen  Rechts.  Hervorzubeben  sind  die  folgenden  Unterschiede. 
Art.  217.  Die  Ab.-frist  beträgt : 

a)  0  Monate,  wenn  der  Unfall  sich  ereignet  hat  in  den  Häfen  oder  an  den 
Küsten  Europas  oder  an  denjenigen  von  Asien  und  Afrika,  in  dem  Schwarzen  oder 
dem  Mittelländischen  Meere: 

b)  1  Jahr,  wenn  der  Unfall  stattgefunden  hat  an  den  Azoren,  den  Kanarischen 
Inseln.  Madeira  und  den  anderen  Inseln  und  westlichen  Küsten  von  Afrika  und  den 
östlichen  Küsten  von  Amerika: 

c)  2  Jahre,  wenn  der  Unfall  in  anderen  Teilen  der  Knie  eingetreten  ist. 
Art.  219.   Die  Verschollenheitsfrist  betrügt  : 

a)  0  Monate  für  die  «gewöhnlichen  Helsen  von  der  Türkei  nach  den  Häfen  oder 
Küsten  von  Kuropa.  Asien  und  Afrika  und  umgekehrt  nach  dem  Schwarzen  Meer 
oder  dem  Mittelländischen  Meer; 

b)  1  Jahr  für  die  Kelsen  von  langer  Dauer  von  der  Türkei  nach  den  Azoren, 
den  Kanarischen  Inseln,  Madeira  und  den  anderen  Inseln  und  westlichen  Küsten 
von  Afrika  und  den  östlichen  Küsten  von  Amerika  und  umgekehrt: 

<•)  i'/s  Jahre  für  die  ferneren  Reisen  von  langer  Dauer  von  der  Türkei  nach 
den  anderen  entfernten  Teilen  der  Erde  und  umgekehrt. 

Im  Kalle  einer  Heise  zwischen  Häfen,  welche  beide  ausserhalb  des  Reiche* 
liegen,  bestimmt  sieh  die  Frist  naeh  derjenigen  Entfernung,  die  den  obigen  Be- 
stimmungen am  besten  enlsprieht. 

Es  ^enüiit  für  den  Ab.  die  eidliche  Erklärung  des  Vorsieherlen.  keine  direkten 
oder  indirekten  Nachrichten  erhalten  zu  haben.  Doch  sieht  dem  Versicherer  der 
Gegenbeweis  frei.  Der  Ab.  auf  Grund  der  Vcrschollcnheit  muss  innerhalb  der  in 
Art.  217  bestimmten  Ab.-frist  nach  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist  erfolgen,  ebenso 
die  etwaige  Klage  gegen  den  Versicherer. 

Art.  220.  Wenn  bei  einer  für  eine  bestimmte  Zeil  geschlossenen  Versicherung 
nachträglich  vom  Versicherer  der  Nachweis  des  Unterganges  ausserhalb  der  Ver- 
sicherungszeit geführt  wird,  verliert  der  Ab.  seine  rechtliche  Wirkung.  Der  Ver- 
sicherle muss  alsdann  die  gezahlte  Entschädigung  mit  gesetzlichen  Zinsen  zurück- 
erstatten. 

Art.  221.  Als  Reisen  von  langer  Dauer  «gelten  Reisen  nach  Nord-  und  Süd- 
amerika oder  den  benachbarten  Inseln  und  Ländern,  sowie  nach  allen  Küsten. 
Inseln  und  Ländern  die  in  Afrika,  Asien.  Europa  und  dem  Ozean  jenseits  der  Meer- 
enge von  Gibraltar  belegen  sind. 

Art.  233.  Der  Ab.  wegen  Seeuntüchtigkeil  des  Schiffes  ist  statthaft  nicht  nur  im 
Falle  der  Reparalurunfähigkeil.  sondern  auch  im  Kalle  der  Reparaturunwürdigkeil, 
d.h.  wenn  die  Kesten  der  Reparatur  drei  Viertel  des  Versicherungswertes  übersteigen. 

Art.  238.  Für  den  Ab.  der  versicherten  Waren  im  Falle  der  Secunlüchtigkeits- 
erklärung  »eilen  als  Wartefristen  die  in  Art.  231  im  Uebereinstimiiiung  mit  Art.  3S7 
des  französischen  Code  de  commerce)  im  Fall  der  Wegnahme  oder  des  Kmbargos 
bestimmten  Kristen  Der  Ab.  muss  dann  nach  Ablauf  der  Warlefristen  innerhalb 
der  in  Art.  217  bestimmten  Ab.-fri>ten  erfolgen. 
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Seehandelsgesetzbueh    mit   Gesetzeskraft   vom  1.  Januar  1870,  Titel  XI, 
Abschn.  Iii,  Von  dem  Abandon  der  versicherten  Gegenstände,  Art.  211  —  234. 
(Borchardt,  I.  S.  69-73.) 
Art.  211.  Ab.-fälle  sind: 

1.  Schiffbruch,  Strandung  mit  Bruch,  in  Folge  von  Seeunfällen  eingetretene 
Seeuntüehtigkcit; 

2.  Aufbringung  durch  Feinde  oder  Seeräuber,  Embargo  durch  fremde  Macht: 

3.  Embargo  durch  die  ottomanische  Regierung  nach  Antritt  der  Heise; 

4.  Verlust  oder  Deterioration  der  versicherten  Gegenstände,  falls  sie  mindestens 
drei  Viertel  des  versicherten  Wertes  übersteigen. 

Der  Ab.  kann  vor  Heginn  des  Risikos,  d.  h.  vor  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
das  Schiff  unter  Segel  geht,  nicht  erfolgen,  weder  bezüglich  des  Schiffes  noch  be- 
züglich der  Waren. 

Alle  anderen  Schäden  gellen  als  Havarien. 

Art.  212.  Der  Ab.  darf  weder  partiell  noch  bedingt  erfolgen.  Er  erstreckt 
sich  nur  auf  diejenigen  Gegenstände  und  diejenige  Quantität  derselben,  die  den 
Gegenstand  der  Versicherung  und  des  Risikos  bilden. 

Art.  213.  Der  Ab.  muss  innerhalb  der  Ab.-frist  erfolgen.  Sie  läuft  im  Falle 
des  Unterganges  und  der  Aufbringung  vom  Tage  des  Empfanges  der  Nachricht  von 
dem  Untertan':  oder  der  Aufbringung  nach  einem  Hafen,  und  zwar  beträgt  dieselbe 

a)  6  Monate,  wenn  Untergang  oder  Aufbringung  sich  in  den  Häfen  oder  an  den 
Küsten  Europas,  oder  in  den  Hafen  oder  an  den  Küsten  Asiens  und  Afrikas  im 
Schwarzen  und  im  Mittelländischen  Meer  ereignet  haben. 

b)  i  Jahr,  wenn  Untergang  oder  Aufbringung  an  den  Azoren,  den  Kanarischen 
Inseln.  Madeira  und  den  sonstigen  Inseln  und  Ki'otcn  von  Wcslafrika  und  Ostamerika 
stattgefunden  haben, 

c)  2  Jahre,  wenn  Untergang  oder  Aufbringung  in  anderen  Wellteilen  einge- 
treten sind. 

Art.  214.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet  zur  Mitteilung  der  erhaltenen  Unfall- 
nachricht an  den  Versicherer  binnen  3  Tagen  nach  Empfang. 

Art.  215.  Verschollenheit  des  Schiffs  berechtigt  den  Versicherten  zur  Vornahme 
des  Ab.  und  Forderung  der  Versicherungssumme  ohne  Verpflichtung  zum  Nachweis 
des  Unteryangs  von  Schiff  und  Ladung  nach  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist.  Sie 
beginnt  mit  dem  Tage  der  Abfahrt  des  Schiffe*  oder  mit  dem  Tage,  auf  welchen 
sich  die  erhaltenen  letzten  Nachrichten  beziehen.  Es  genügt  die  eidliche  Erklärung 
des  Versicherten,  keinerlei  Nachrichten  von  dem  Schiffe  erhalten  zu  haben. 

Die  Verschollenheitsfrist  beträgt : 

a)  bei  Reisen  von  der  Türkei  nach  Häfen  oder  Küsten  Europas  oder  nach  Häfen 
oder  Küsten  Asiens  und  Afrikas  im  Schwarzen  und  im  Mittelländischen  Meer  oder 
umgekehrt  6  Monate ; 

b)  bei  Reisen  von  der  Türkei  nach  den  Azoren,  den  Kanarischen  Inseln. 
Madeira  und  den  sonstigen  Inseln  und  Küsten  von  Westafrika  und  Ostamerika  oder 
umgekehrt  1  Jahr ; 

c)  bei  Reisen  von  der  Türkei  nach  anderen  Weltteilen  und  umgekehrt  2  Jahre. 
Liegen  Abgangs-  und  Bestimmungshafen  beide  ausserhalb  des  Reichs,  so  be- 
stimmt sich  die  Verschollenheitsfrist  entsprechend. 

Die  Ab.-frist  beginnt  im  Falle  der  Verschollenheit  mit  dem  Ablauf  der  Ver- 
schollenheitsfrist. 

Hei  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  wird  im  Fall  der  Verschollenheit  der 
Verlust  innerhalb  der  Vcrsicherungszeit  vermutet.  Hei  späterem  Nachweis  des 
Gegenteils  wird  der  Ab.  wirkungslos;  der  Versicherte  ist  alsdann  zur  Rückzahlung 
nebst  Zinsen  verpflichtet. 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  Aegyptischen  Seehandclsgeselzbuchs  Art. 
216  —  234,  decken  sich  im  übrigen  mit  den  Bestimmungen  des  französischen  Code 
de  commerce  Art.  378— 396  mit  folgenden  Abweichungen  und  Zusätzen. 


Abandon. 


Ägypten  Art.  220  bestimmt,  dass  nach  Ahlauf  «Irr  Zahlungsfrist  der  Versicherer 
gesetzliche  Zinsen  schuldet ;  ferner,  <lass  die  abandunnierten  Gegenstände  für  die 
Zahlung  der  Versicherungssumme  hallen. 

Aegypten  Art.  225  nennt  neben  dem  Fall  des  Kmhargos  den  Fall  der  Auf- 
bringung. 

Aegypten  Art.  227  lässt  im  Gegensatz  zu  dem  französischen  Code  de  commerce 
Art.  389  den  Ab.  wegen  Seeunliichtigkeit  auch  im  Falle  der  Beparaturunwürdigkeit 
zu.  d.  h.  wenn  die  Beparat  urkosten  dreiviertel  des  Versicherungswertes  übersteigen, 

Aegypten  Art.  232  setzt  zu  der  Bestimmung  des  französischen  Code  de  com- 
merce Art.  391  noch  eine  Verweisung  auf  die  in  Art.  213  geregelten  Ab.-fristen 
hinzu. 


Argentinien. 

Handelsgesetzbuch  vom  5.  Oktober  1889,  Uuch  III,  Titel  IX,  Kapitel  V,  Von 
dem  Abandon,  Art.  1232—125'). 

(Borehardt.  Nachtrag  II,  S.  2G5-2G7.) 
Art.  1232.  Ab.-fälle  sind. 

1.  Aufbringung, 

2.  Schiffbruch, 

3.  Bruch  oder  Strandung  des  Schiffes,  wodurch  dasselbe  zur  Schiffahrt  un- 
tauglich gemacht  wird, 

4.  Beschlagnahme  oder  Detinierung  auf  Befehl  der  eigenen  oder  einer  fremden 
Begierung, 

5.  l'nmögli«  hkeit,  die  versicherten  Sachen  nach  ihrem  Bestimmungsort  zu 
befördern, 

(>.  vollständiger  Verlust  der  versic  herten  Sachen, 

7.  Beteriorat ion,  welche  den  Wert  bis  um  drei  Viertel  ihres  Gesamtwertes 
vermindert. 

Art.  1233.  Der  Ab.  mu*s  gerichtlich  bewirkt  werden. 

Art.  1234.  Ab.  wegen  l'ntauglichkeil  zur  Schiffahrt  ist  unzulässig,  wenn  das 
Schiff  zur  Fortsetzung  der  Beise  bis  zu  seinem  Bestimmungsort  wieder  in  Stand 
gesetzt  werden  kiiriu.  ausgenommen  im  Falle  der  Beparaturunwürdigkeit,  d.  h., 
wenn  nach  gerichtlichen  Voranschlägen  die  Kosten  der  Ausbesserung  drei  Viertel 
des  Versicherungswertes  übersteigen. 

Art.  1235.  Die  Versicherer  haben  die  Pflicht,  im  Falle  der  Strandung  de* 
Schiffes,  Aufbringung  oder  Beschlagnahme  von  Schiff  und  Waren  zur  Bettung  oder 
Beklamation  die  nötigen,  im  Streitfall  vom  Bichter  festzusetzenden  Vorschüsse  dem 
Versicherten  zu  leisten.  Im  Weigerungsfälle  kann  der  Versicherte  den  Ab.  sofort 
erklären.  Die  zu  zahlende  Vorschusssumme  zuzüglich  des  erlittenen  Schadens 
kann  die  Versicherungssumme  überschreiten. 

Art.  1230.  Kin  Schiff  gilt  als  verschollen,  wenn  von  der  Abfahrt  des  Schiffes 
an  gerechnet 

a)  bei  Beisen  nach  einem  Hafen  von  Südamerika  0  Monate, 

b;  bei  Beisen  nach  irgend  einem  andern  Hafen  der  Frde  12  Monate  verflossen 
sind,  ohne  dass  Nachrichten  von  dem  Schiffe  erhalten  sind. 

Der  Versicherte  kann  alsdann,  ohne  den  Verlust  beweisen  zu  müssen,  den  Ab. 
vornehmen  und  Zahlung  der  Versicherungsumme  verlangen. 

Krweist  sich  später,  dass  das  Schiff  überhaupt  nicht  oder  doch  erst  nach  Ab- 
lauf der  Vei  sicliei  iingszeit  verloren  gegangen  ist.  so  ist  die  schon  gezahlte  Ver- 
sicherungssumme zurückzuerstatten. 

Art.  1237.  Im  Fall  der  Aul  bringung  oder  Beschlagnahme  is|  eine  Wartefrist 
\on  G  Monaten  einzuhalten.  Frst  nach  Ablauf  derselben,  wenn  Freigabe  bis  dahin 
nicht  erfolg!  j>t.  ist  Ab.  zulässig. 

Art.  1238.  Im  Falle  des  Verkaufs  beschädigter  Waren  oder  eines  für  seeun- 
tüchtig erklärten  Schifies  während  der  Beise  kann  Ab.  der  Hechte  des  Versicherten 


Digitized  by  Google 


Abandon. 


45 


auf  den  Preis  der  versicherten  Gegenstände  erfolgen,  wenn  der  Kaufpreis  innerhalb 
einer  vom  Tage  der  erhaltenen  Nachricht  von  dem  Unglücksfall  laufenden  Wartefrist 

a)  von  6  Monaten  bei  Reisen  nach  einem  Hafen  Südamerikas, 

b)  von  12  Monaten  hei  Reisen  nach  irgend  einem  anderen  Hafen  der  Erde 
nicht  zu  erlangen  ist. 

Nolorictät  unter  den  Kaufleuten  am  Wohnorte  des  Versicherten  ersetzt  den 
Beweis  anderweitig  erhaltener  Benachrichtigung  des  Versicherten  von  dem  Unfall. 

Art.  1239.  Die  Ab.-frist  beträgt  hei  Versehollenheit,  Aufbringung  oder  Beschlag- 
nahme, sowie  bei  Nicht-Kingang  des  Preises  3  Monate  zu  rechnen  vorn  Tage  der 
Zulässigkeit  des  Ab.  In  den  übrigen  Fällen  beträgt  die  Ab.-frist 

a)  bei  Reisen  nach  einem  Hafen  Südamerikas  G  Monate, 

bi  bei  Reisen  nach  irgend  einem  anderen  Hafen  der  Erde  12  Monate, 
zu  rechnen  vom  Tage  der  erhaltenen  Nachricht  des  Unglücksfalles. 

Art.  1240.  Der  Ah.  ist  ein  Recht,  nicht  eine  Pflicht  des  Versicherten.  Nach 
Ablauf  der  Ab.-frist  ist  der  Ab.  unzulässig. 

Art.  1241.  Nur  nach  Beginn  der  Reise  eingetretene  Verluste  berechtigen  zum 
Ab.  Ein  bedingter  oder  nur  teilweiser  Ab.  ist  nur  mit  Einwilligung  des  Versicherers 
zulässig.  Der  Ab.  muss  alle  in  der  Polize  angeführten  Waren  umfassen. 

Getrennter  Ab.  von  Schiff  und  Ladung  bei  Versicherung  in  derselben  Polize  ist 
zulässig,  wenn  der  Wert  derselben  getrennt  angegeben  ist.  Bei  nur  teilweiser  Ver- 
sicherung erstreckt  sich  der  Ab.  nur  auf  den  verhältnismässigen  Teil  der  Gegenstände. 

Art.  1212.  Im  Fall  der  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  ist  ein  Ab.  der  ver- 
sicherten Ladung  nur  zulässig  nach  Ablauf  einer  vom  Tage  der  Seeuntüchtigkcils- 
erklärung  an  laufenden  Wartefrist  von  60  Tagen,  falls  binnen  dieser  Frist  ein 
anderes  Schiff  zur  Beförderung  der  Ladung  an  ihren  Bestimmungsort  nicht  hat 
gefunden  werden  können. 

Art.  12i3.  Im  Falle  der  Aufbringung  ist  der  Ab.  unzulässig,  wenn  vor  der 
Ab.-erklärung  das  Schilt  zurückerobert  ist.  Trotz  Zurückeroberung  ist  der  Ab. 
mdess  zulässig,  wenn 

a^  die  erlittenen  Schäden  und  die  Kosten  und  Prämien  für  die  Wiedererlangung 
oder  Rettung  drei  Viertel  des  versicherten  Wertes  erreichen,  oder 

bi  die  versicherten  Waren  in  Folge  der  Wiedererlangung  in  das  Eigentum  eines 
Dritten  übergegangen  sind. 

Art.  1244.  Der  Ab.  des  Schiffes  umfasst  die  Fracht  der  geretteten  Waren  selbst 
im  Fall  der  Vorausbezahlung,  unter  Vorbehalt  der  Ansprüche  der  Mannschaft  wegen 
der  auf  der  Reise  fällig  gewordenen  Heuer  und  anderer  bevorrechtigter  Gläubiger. 

Art.  1245.  Im  Fall  der  Frachtversicherung  gehören  die  für  gerettete  Waren 
geschuldeten  Frachtbeträge  den  Versicherern,  nach  Abzug  der  Reltungskosten  und 
der  der  Mannschaft  gebührenden  Heuer. 

Art.  1246.  Der  Versicherte  hat  die  Pflicht,  erhaltene  Nachrichten,  soweit  ein 
Ab.-fall  vorliegt,  unverzüglich  (binnen  24  Stunden  oder  mit  der  zweiten  Post),  den 
Versicherern  mitzuteilen,  widrigenfalls  er  für  Schäden  und  Nachteile  haftet. 

Art.  1247.  Der  Versicherte  hat  ferner  die  Pflicht  zur  Auskunflerteihmg  über 
die  von  ihm  zur  Rettung  der  versicherten  Gegenstände  ergriffenen  Massregeln. 

Bei  Vornahme  des  Ab.  hat  der  Versicherte  alle  bezüglich  des  versicherten  Gegen- 
standes von  ihm  abgeschlossenen  und  von  ihm  angeordneten  Versicherungen  sowie 
die  auf  Schiff  oder  Waren  genommenen  Bödmet  cidarlehen  anzugeben.  Erst  mit 
Krfüllung  dieser  Pflicht  beginnt  die  Frist  für  Zahlung  der  Versicherungssumme. 

Art.  1248.  Betrügerische  Erklärungen  des  Versicherten  bewirken  den  Verlust 
der  Rechte  aus  dem  Versicherungsvertrage  unter  fortdauernder  Haftung  de*  Ver- 
sicherten für  die  Bodmereidarlehen  trotz  Verlustes  der  Bndmcreigegensiiinde. 

Art.  1249.  Die  Vornahme  des  Ab.  bewirkt  Uebertragung  des  Eigentums  der 
abandonnierlen  Gegenstände,  vom  Augenblick  der  Ab. -Anzeige  an.  Die  ahan- 
donnierten  Gegenstände  haften  speziell  für  die  Zahlung  der  noch  geschuldeten 
Versicherungssumme. 

Art.  1250.  Ein  giltig  bewirkter  Ab.  ist  unwiderrullieh. 
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Draal  Ifen. 

Codigo  commercial  vom  25.  Juni  1880. 

Teil  II,  Titel  XII.  Von  dem  Abandon.  Arl.  753  7G0. 

(Borehardt  1,  S.  637-G38.) 

Art.  753.  Ab.-fälle  sind: 

1.  Wegnahme  oder  Aufbringung  auf  Befehl  einer  fremden  Maehl.  falls  die  Be- 
schlagnahme filier  einen  Zeitraum  von  ö  Monaten  seit  Mitteilung  hiervon  an  die 
Versicherer  fortdauert, 

2.  Schiffbruch.  Strandung  oder  ein  anderer  in  der  Polizc  einbegriffener  See- 
unfall, sofern  daraus  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  (»der  Reparaturunwürdigkeil 
folgt  ;  diese  wird  angenommen,  wenn  die  Ausbesserungskosten  mehr  als  drei  Viertel 
des  Versicherungswerls  des  Schiffes  betragen. 

3.  Gänzlicher  Verlust  des  versicherten  Gegenstandes  oder  eine  mindestens  drei 
Viertel  des  Werts  der  versicherten  Sache  betragende  Reterioration. 

4.  Verschollenheit  des  Schiffes,  auf  welches  die  Versicherung  erfolgt  ist.  oder 
auf  welchem  die  versicherten  Effekten  verladen  worden  sind. 

Die  Verschollenheitsfrist  betrügt  nach  Art.  720: 

a)  bei  Reisen  nach  irgend  einem  Halen  Amerikas  1  Jahr, 

b)  bei  Reisen  nach  irgend  einem  anderen  Hafen  der  Welt  2  Jahre. 
Sie  läuft  von  der  Abfahrt  des  Schiffes  an  gerechnet. 

Erweist  sich  später,  dass  das  Schiff  überhaupt  nicht  oder  doch  erst  nach  Ab- 
lauf der  Versicherungszeit  verloren  gegangen  ist.  so  ist  die  schon  bezahlte  Ver- 
sicherungssumme zurückzuerstatten. 

Art.  751.  Eine  Pflicht  zum  Ab  besieht  für  den  Versicherlen  nicht.  Durch 
Nicht-Ausübung  seines  Rechts  zum  Ab.  geht  der  Versicherte  der  ihm  sonst  gegen 
den  Versicherer  zustehenden  Rechte  nicht  verlustig. 

Art.  755.  Nur  nach  Beginn  der  Reise  eingetretene  Verluste  berechtigen  zum 
Ab.  Ein  teilweiser  AI),  ist  unzulässig:  der  Ab.  muss  vielmehr  alle  in  der  Poli/.e  ent- 
haltenen Gegenstände  unifassen.  Getrennter  Ab.  von  Schiff  und  Ladung  bei  Ver- 
sicherung in  derselben  Polize  ist  zulässig,  wenn  der  Wert  derselben  getrennt  an- 
gegeben ist. 

Art.  75(3.  Ab.  wegen  Seeuntüchtigkeit  ist  unzulässig,  wenn  das  Schiff  zur 
Fortsetzung  der  Reise  bis  zu  seinem  Bestimmungsort  wieder  in  den  Stand  gesetzt 
werden  kann,  ausgenommen  im  Falle  der  Reparaturunwürdigkeit,  wenn  sich  aus 
den  vorgelegten  gesetzlichen  Abschätzungen  ergiebt .  dass  die  Kosten  der  Aus- 
besserung drei  Viertel  des  in  der  Poli/.e  abgeschätzten  Preises  übersteigen. 

Art.  757.  Im  Falle  der  Secuntüchtigkeit  des  Schilfes  ist  ein  Ab.  der  ver- 
sicherten Ladung  nur  zulässig  nach  Abiaul  einer  vom  Tage  der  Sceuntüehtigkeits- 
erklärung  an  lautenden  Warlclrist  von  00  Tagen,  falls  binnen  dieser  Frist  ein 
anderes  Schiff  zur  Beförderung  der  Ladung  an  ihren  Bestimmungsort  nicht  hat  ge- 
funden werden  können. 

Art.  75^.  Im  Falle  der  Aufbringung  ist  der  Ab.  unzulässig,  wenn  vor  der  Ab.- 
Erklärung  «las  Schiff  zurückerobert  i>t.  Trotz  Zurüekeroberung  ist  der  Ab.  indess 
zulässig,  wenn 

airler  durch  die  Wegnahme  erlittene  Schaden  und  die  Kosten  und  Prämien 
für  die  Wiedergewinnung  oder  Rettung  mindestens  drei  Viertel  des  versicherten 
\\  erts  erreichen  oder 

b)  die  versicherten  Gegenstände  in  Folge  der  Wicdcrnahmc  in  das  Eigentum 
eines  Dritten  übergegangen  sind, 

Art.  750.  Der  AI»,  des  Schiffes  umfasst  die  Fracht  für  die  etwa  geretteten 
Waaren.  unter  Vorbehalt  der  Ansprüche  der  Mannschaft  für  die  auf  der  Reise  ver- 
diente Heuer  und  anderer  bevorrechtigter  Gläubiger. 

Art.  700.  Im  Fall  der  Frachtversicherung  gehören  die  für  gerettete  Waaren 
geschuldeten  Frac htbeträge  den  Versicherern,  nach  Abzug  der  Bergung-unkosten 
und  der  für  die  Reis,,  der  .Mannschaft  geschuldeten  Heuer. 
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Handelsgesetzbuch  vom  23.  November  1865  (mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar 
1867),  Buch  III,  Tit.  VII,  §3:  Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Ver- 
sicherten. Art.  1*282—1312. 

(Borehardt,  I,  S.  846-850.) 

Art.  1282.  Die  Befugni*.  Ab.  zu  erklären,  stellt  neben  dem  Versicherten  auch 
•  lein  die  Versicherung  abschliessenden  Kommissionär  zu,  wenn  er  der  rechtmässige 
Inhaber  der  Polize  ist. 

Art.  1283.  Die  Fälle,  in  denen  vorbehaltlich  entgegenstehender  Vereinbarung 
ein  Ab.  zulässig  ist,  sind : 

1.  Aufbringung  des  versicherten  Schiffes, 

2.  Schiffbruch, 

3.  Strandung  mit  Bruch, 

4.  absolute  Seeuntüchtigkeit  in  Folge  eines  Seeunfalles,  oder  relative  in  Folge 
der  Unmöglichkeit,  das  Schiff  auszubessern. 

5.  Beschlagnahme  oder  Detinirung  auf  Befehl  des  Präsidenten  der  Republik 
oder  einer  ausländischen  Macht, 

6.  Verlust  oder  materielle  Deterioration.  die  den  Wert  der  versic  herten  Gegen- 
stände um  mindestens  drei  Vierteile  ihres  Gesamtbetrages  vermindern. 

7.  der  vermutete  Verlust  (Verschollenheit). 

Art.  1284.  Der  Ab.  kann  weder  bedingt  noch  teilweise  erfolgen. 

Bei  einer  nur  teilweisen  Versicherung  erstreckt  sich  der  Ab.  nur  bis  zur  Höhe 
der  versicherten  Summe  im  Verhältnis  zu  dem  Betrage  des  nicht  gedeckten  Teiles. 

Bei  getrennter  Versicherung  von  Schiff  und  Ladung  ist  getrennter  Ab.  zulässig, 
auch  wenn  beide  in  derselben  Polize  einbegriffen  sind. 

Art.  1285.  Der  Ab.  des  Schiffes  umfasst  den  Ueherfahrtspreis  der  Passagiere 
und  die  Fracht  der  geretteten  Waaren.  selbst  im  Fall  der  Vorauszahlung,  unter 
Vorbehalt  der  Ansprüche  der  Bodmereigläubiger,  der  Mannschalt  wegen  ihrer 
Heuerforderungen  und  derjenigen  Gläubiger,  welche  zur  Ausrüstung  des  Schiffes 
oder  zur  Deckung  der  während  der  letzten  Reise  verursachten  Kosten  Vorschüsse 
gemacht  haben. 

Art.  1286.  Aufbringung  berec  htigt  zum  Ab.  nur.  wenn  die  versicherten  Gegen- 
stände durch  RQckerlangung  in  das  Eigentum  eines  Dritten  übergehen.  Führt  die 
Rückeroberung  des  Schiffes  zur  Rückerstattung  der  versic  herten  Gegenstände  an 
den  Versicherlen,  so  findet  nur  Havarievergütung  statt. 

Art.  1287.  Im  Fall  der  Aufbringung  kann  der  Versicherte  oder  in  seiner  Ab- 
wesenheit der  Kapitän,  die  aufgebrachten  Gegenstände  loskaufen.  Die  getroffene 
Vereinbarung  ist  den  Versic  herern  bei  erster  Gelegenheit  mitzuteilen. 

Art.  1288.  Die  Versicherer  haben  die  Wahl,  die  Vereinbarung  anzunehmen  oder 
abzulehnen;  doch  haben  sie  die  von  ihnen  getroffene  Wahl  binnen  24  Stunden  nach 
Krhalt  der  Mitteilung  dem  Versicherten  zu  eröffnen. 

Im  Fall  der  Annahme  haben  sie  gleichzeitig  die  Auslösungssummc  zu  zahlen 
und  fahren  dann  fort,  die  Gefahren  der  Reise  dem  Versicherungsverträge  gemäss  zu 
tragen.  Im  Fall  der  Ablehnung  müssen  sie  die  Versicherungssumme  zahlen  und 
haben  alsdann  keinen  Anspruch  auf  die  ausgelösten  Gegenstände.  Stillsc  hweigen 
der  Versicherer  binnen  der  erwähnten  Frist  von  24  Stunden  gilt  als  Ablehnung. 

Art.  1289.  Die  einfache  Strandung  ermächtigt  zum  Ab.  des  Schiffes  nur.  wenn 
dies  nicht  wieder  flott  gemacht  werden  kann.  Die  Strandung  mit  teilweisem  Bruch 
ermächtigt  zum  Ab.,  wenn  sie  wesentlic  he  Teile  des  Schiffes  umfasst.  den  Eintritt 
des  Seewassers  erleichtert  und  schwere  Schäden  \erursacht,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  die  Schäden  nicht  drei  Vierteile  des  Wertes  des  Schiffes  erreichen. 

Art  1290.  Ab.  wegen  Seeunlüchtigkeil  ist  unzulässig,  wenn  das  Schiff  zur  Fort- 
setzung und  Beendigung  der  Reise  wieder  in  Stand  gesetzt  werden  kann.  Ist  dies 
geschehen,  so  findet  nur  Havarievergütung  statt. 

Reparaturunfähigkeit  wird  angenommen,  sobald  die  Kosten  der  Ausbesserung 
drei  Viertel  der  Versicherungv»umme  übersteigen. 
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Du»  Secunlüchligkeil  muss  vt»n  dem  Handelsgericht  erklärt  werden. 

All.  1201.  Fehlt  es  an  einem  Protokoll  über  die  Besichtigung  des  Schiffes,  so 
bleibt  dem  Versicherten  das  Recht,  anderweitig  zu  beweisen,  dass  die  Seeuntüchtig- 
keit durch  Seeunfälle,  und  nicht  durch  fehlerhalle  Bauart,  schlechten  Zustand  oder 
Alter  des  Schiffes  herbeigeführt  ist. 

Art.  1292.  Im  Fall  da«  Schiff  für  seeuntüchtig  erklärt  worden  ist.  muss  der 
Eigentümer  <ler  versicherten  Ladung  innerhalb  drei  Tage  nach  Erhalt  der  Mitteilung 
hiervon  diese  den  Versicherern  zugehen  lassen. 

Art.  1293.  Die  Versicherer  und  der  Versicherte  hezw.  der  Kapitän  müssen  im 
Falle  der  Secunlüchligkeit  des  Schiffes  für  Beförderung  der  Waaren  nach  ihrem 
Bestimmungsoil  mit  einem  anderen  Schiff  thunlichst  Sorge  tragen. 

Art.  1*294.  Die  Versicherer  tragen  alsdann  das  Risiko  der  Beförderung  mit  dem 
anderen  Schiffe  und  haften  für  erlittene  Havarie.  Kosten  der  Löschung.  Lagerung. 
Wiederverschiffung,  den  Frachtzuschlag  und  die  zur  Rettung  und  Cebcrführung  der 
Waaren  verursachten  Ausgaben. 

All.  1295.  Bei  einer  Cascovcrsichcrung  kann  der  Versicherte  den  Ab.  des 
Schiffs  gleichzeitig  mit  der  Mitteilung  der  Seeuiitüchtigkeitserklärung  erklären. 

Bei  einer  Ladungsversicherung  ist  der  Ab.  erst  nach  Ablauf  einer  von  der  Mit- 
teilung der  Seeuiitüchtigkeitserklärung  laufenden  Warlefrist  zulässig.  Sie  ist  ver- 
schieden nach  dem  Orte,  wo  die  Seeunlüchtigkeit  eingetreten  ist  und  beträgt: 

a)  13  Monate,  wenn  sie  an  den  Küsten  Nord-  oder  Südamerikas, 

b)  8  Monate,  wenn  sie  an  den  Küsten  Europas, 

c)  12  Monate,  wenn  sie  in  irgend  einem  anderen  Weltteile  vorgekommen  ist. 

Art.  I29<i.  Die  Zulässigkeil  des  Ab.  hängt  davon  ab,  dass  innerhalb  der  Warle- 
frist kein  Schiff  gefunden  ist.  um  die  Reise  fortzusetzen  und  die  Beförderung  der 
versicherten  VVaare  zu  vollenden. 

Art.  1297.  Im  Falle  der  Beschlagnahme  laufen  ebenfalls  die  in  Art.  1295  be- 
stimmten Warterristen  seit  Mitteilung  an  die  Versicherer.  In  der  Zwischenzeit  muss 
der  Versicherte  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  den  Versicherern  die  zur  Herbei- 
führung der  Aufhebung  der  Beschlagnahme  geeigneten  Massregeln  ergreifen. 

Art.  1298.  Ab.  i<t  nur  zulässig,  nachdem  «las  Risiko  der  Versicherer  zu  laufen 
begonnen  hal. 

Art.  129!».  Im  Falle  des  Ab.  wegen  Verlustes  oder  materiellen  Delerioration 
kommen  für  die  Berechnung  der  Wert  Verminderung  um  drei  Viertel  nur  die  Ver- 
luste oder  Deteriorationen  in  Betracht,  welche  direkt  durch  einen  Seeunfall  verur- 
sacht oder  notwendige  Folge  dieses  Enfalls  sind. 

Dem  Verlust  oder  der  materiellen  Delerioration  ist  ein  verslalteler.  während 
der  Heise  ausgeführter  Verkauf  gleich  zu  achten,  wenn  er  erfolgt  ist.  um  die  Be- 
dürfnisse der  Reise  zu  decken  oder  um  zu  vermeiden,  dass  die  durch  Sceunfall  er- 
littene Delerioration  den  vollständigen  Verlust  herbeiführt. 

Art.  1300.  Durch  Erfüllung  der  dem  Versicherten  in  den  Fällen  der  Auf- 
bringung, des  Schifbruchcs  oder  der  Strandung  mit  Bruch  obliegenden  Ver- 
pflichtungen wird  dem  Hecht  des  Versicherlen  Ah.  zu  erklären,  nicht  präjudiziert . 

Art.  1301.  Der  Ab.  muss  durch  eine  vor  dein  Handelsgericht  abzugebende,  von 
diesem  den  Versicherern  mitzuteilende  Erklärung  innerhalb  der  Ab. -trist  erfolgen. 
Sie  beträgt  : 

a)  C  Monate,  wenn  der  En  Ca  II  an  der  Westküste  Amerikas  sich  ereignet  hat. 

b)  8  Monate,  wenn  er  an  der  <  >sl  koste  Amerikas  oder  der  Westküste  Afrikas 
oder  an  irgend  einer  Küste  Europas  eingetreten  ist. 

c)  1*2  Monate,  wenn  er  in  einem  anderen  Halen  der  Welt  stattgefunden  hat. 
Art.  1302.  Die  Ab.-Irist  beginnt  : 

:\)  im  Fall  der  Aufbringung  not  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Versicherte  die 
Nachricht  erhält.  dass  das  Schiff  nach  irgend  einem  der  Häfen  der  erwähnten  Küsten 
gebracht  worden  ist. 

b)  in  den  Fällen  des  Schiffbruchs,  der  Strandung  mit  Bruch,  des  wirklichen 
Verlustes  oder  der  Delerioration  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Versicherte  die 
Nachricht  von  dein  l  iilal!  erhält. 
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c)  im  Kall  der  Sceunlüchtigkeit  und  der  Beschlagnahme  nach  Ablauf  der  im 
Art.  1295  bezeichneten  Warlefristen. 

Mit  Ablauf  der  Ab.-frist  erlischt  das  Recht  zur  Vornahme  des  Ab. 

Art.  1303.  Notorietät  unter  den  Kaufleulen  am  Wohnorte  des  Versicherten  er- 
setzt den  Beweis  anderweitig  erhaltener  Benachrichtigung  des  Versicherlen  von 
dem  Unfall. 

Art.  1304.  Der  Versicherte  kann  den  Ab.  zugleich  mit  der  Unfallanzeige  ver- 
binden, ausser  in  den  Fallen,  in  denen  die  Einhaltung  einer  Wartelrist  vorge- 
schrieben ist. 

Art.  1305.  Ein  Schiff  gilt  als  verschollen,  wenn  von  der  Abfahrt  des  Schiffes 
oder  von  dem  Tage  an  gerechnet,  auf  welchen  sich  die  letzten  Nachrichten  beziehen 

a)  bei  gewöhnlichen  Reisen  1  Jahr, 

b)  bei  außergewöhnlichen  oder  langen  Reisen  2  Jahre 
verflossen  sind,  ohne  dass  Nachrichten  von  dem  Schiff  erhalten  sind. 

Der  Versicherte  kann  alsdann,  ohne  den  Verlust  beweisen  zu  müssen,  Zahlung 
der  Versicherungssumme  verlangen. 

Der  Verlust  wird  als  an  der  Küste  oder  in  dem  Hafen  eingetreten  angesehen, 
woher  die  letzten  Nachrichten  erhalten  worden  sind.  Die  Dauer  der  Ab.-frist,  ob  6, 
8  oder  12  Monate  bestimmt  sich,  wie  nach  Art.  1301  nach  der  Lage  dieser  Oertlich- 
kt* it.  Die  Ab  -fr ist  beginnt  mit  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist. 

Art.  1306.  Als  gewöhnliche  Reisen  im  Sinne  des  vorhergehenden  Artikels  gelten 
solche  an  der  chilenischen  Küste  oder  nach  irgend  einem  der  Häfen  des  Stillen 
Ozeans,  als  aussergewöhnliche  oder  lange  Reisen  solche  nach  irgend  einem  anderen 
Teil  der  Erde. 

Art.  1307.  Ist  die  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  abgeschlossen,  so  wird  im 
Falle  der  Verschollcnheit  Eintritt  des  Verlustes  innerhalb  der  Versicherungszeil  ver- 
mutet. Wird  nachtraglich  die  Vermutung  durch  Gegenbeweis  widerlegt,  so  muss  der 
Versicherte  das  ihm  Gezahlte  zurückerstatten. 

Art.  13D8.  Bei  Vornahme  des  Ab.  hat  der  Versicherte  alle  bezüglich  des  ver- 
sicherten Gegenstandes  abgeschlossenen  und  von  ihm  angeordneten  Versicherungen 
sowie  die  auf  die  versicherten  und  abandonnierten  Gegenstände  genommenen  Bod- 
rnereidarlehne  anzugeben.  Erst  mit  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  beginnt  die 
Frist  für  Zahlung  der  vereinbarten  Versicherungssumme,  während  trotz  der  Ver- 
zögerung die  Frist  für  Erhebung  der  Ab. -klage  läuft. 

Art.  1309.  Betrügerische  Erklärungen  des  Versicherlen  bewirken  den  Verlust 
der  Rechte  aus  dem  Versicherungsvertrag  unter  forldauernder  Haftung  des  Ver- 
sicherten für  die  Bodmereidarlehen  trotz  Verlustes  der  Bodmereigegcnsländc. 

Die  Wirkungen  treten  nicht  ein,  wenn  die  Auslassungen  oder  Ungenauigkeiten 
nicht  aas  betrügerischer  Absicht  hervorgegangen  waren  oder  den  Versicherern  keinen 
Nachteil  verursachen. 

Art.  1310.  Ist  der  Ab.  von  den  Versicherern  zugelassen  oder  im  kontradikto- 
rischen Verfahren  für  gültig  erklärt,  so  geht  mit  dem  Tage  der  Ab. -Erklärung  das 
Eigentum  der  versicherten  Sachen  mit  allen  Rechten  und  Verpflichtungen  auf  die 
Versicherer  über. 

Rückkehr  des  Schiffes  nach  Zulassung  des  Ab.  befreiet  den  Versicherer  nicht 
von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung.  Ist  indess  der  Unfall,  auf  dessen  angeblichen 
Eintritt  der  Ab.  gegründet  ist,  in  Wirklichkeil  nicht  eingetreten,  so  kann  jede  Partei 
die  Nichtigkeit  des  Ab.  verlangen. 

Bis  zur  Annahme  des  Ab.  oder  gerichtlichen  Gültigkeitserklärung  steht  dem 
Versicherten  das  Recht  zur  Zurücknahme  seiner  Erklärung  zu. 

Art.  1311.  Abandonklage  und  Havarieklage  können  nach  Wahl  des  Versicherten 
von  ihm  subsidiär  geltend  gemacht  werden. 

Art.  1312.  Die  abandonnierten  Sachen  haften  vorreehtlich  für  die  Bezahlung 
des  versicherten  Betrages. 
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Columbien. 

Seehandelsgeselzbuch  vom  10.  März  1873,  Titel  VIII,  Kap.  II,  Absehn.  II. 
Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Versicherlen,  Art.  475—506. 
,Horchardt  II.  S.  162-106.) 

Die  den  Ab.  betreffenden  Resümniungen  des  Columbianischen  Seehandels- 
gesetzbuehs  decken  sieh  abgesehen  von  den  aus  der  Verschiedenheit  der  geogra- 
phischen Lage  sich  ergebenden  Abweichungen  fast  vollständig  mit  denen  des 
Chilenischen  Handelsgesetzbuchs  Art.  1282—1312.  Ks  genügt  daher,  hier  die 
Abweichungen  hervorzuheben. 

Art.  405  des  Columbianischen  Gesetzes  enthält  dieselben  Ab.-fristen  wie  Art. 
1301  des  Chilenischen  Gesetzes,  doch  beträgt  die  Ab.-frist: 

a)  0  Monate,  wenn  der  Unfall  an  den  Küsten  und  in  den  Häfen  Süd-  oder 
Nordamerikas  vorkommt, 

b)  8  Monate,  wenn  der  Unfall  an  den  Küsten  und  in  den  Häfen  Kuropas  oder 
an  der  Westküste  Afrikas  vorfällt. 

c)  i2  Monate,  wenn  der  Unfall  sich  an  den  Küsten  und  in  den  Häfen  Australiens 
oder  Asiens  ereignet. 

Art.  500  des  Columbianischen  Gesetzes  bezeichnet  als  gewöhnliche  Reisen 
diejenigen,  welche  an  den  Küsten  der  Union  oder  nach  europäischen  oder  ameri- 
kanischen Häfen  unternommen  werden,  als  außergewöhnliche  dagegen  alle 
übrigen  nach  irgend  einem  anderen  Teil  der  Erde  gerichteten. 


Coitta  -  Rica. 

Handelsgesetzbuch  vom  Jahre  1850,  Buch  III.  Titel  III.  Abschn.  III.  4;  5. 
Von  dem  Abandon  der  versicherten  Gegenstände,  Art.  810  860.  {Rorehardt  II. 
S.  230 -233:) 

Art.  840,  841.  Der  Ah.  ist  auf  die  im  Gesetz  aufgeführten  Fälle  beschränkt: 
als  solche  werden  aufgezählt: 

1.  Aufbringung, 

2.  Schiffbruch. 

3.  Rruch  oder  Strandung  des  Schiffs,  welche  es  zur  Schiffahrt  untauglich  machen. 

4.  beschlagnahme  oder  Detinicrung  auf  Refehl  der  eigenen  oder  einer  aus- 
ländischen Regierung, 

5.  vollständiger  Verlust  der  versicherten  Gegenstände. 

6.  Verderben  dieser  Gegenstände,  welches  ihren  Werth  wenigstens  um  drei 
Viertel  ihres  Gesamtwerts  vermindert. 

Art.  84±  Die  Verluste  müssen,  um  zum  Ab.  zu  berechtigen,  nach  Antritt  der 
Reise  erfolgt  sein. 

Art.  843.  Der  Ab.  muss  alle  versicherten  Gegenstände  umfassen,  er  darf  weder 
teilweise  noch  bedingt  sein. 

Art.  844.  Die  Ab.-frist  beträgt  verschieden,  anfangend  mit  dem  Eingang 
der  Nachricht  von  einem  Verluste. 

a)  ö  Monate,  wenn  der  Verlust  in  den  Häfen  und  an  den  Küsten  des  spanischen 
Amerikas  im  Stillen  Ozean,  sowie  in  den  Häfen  und  an  den  Küsten  der  Antillen 
und  Nordamerikas  im  Atlantischen  Ozean  sich  zugetragen  hat: 

b)  1  Jahr,  wenn  der  Verlust  in  den  Häfen  Kuropas,  an  der  Ostküsle  Südamerikas 
und  der  Westküste  Afrikas  stattgefunden  hat; 

c)  2  Jahre,  wenn  der  Verlust  sich  an  irgend  einem  entfernteren  Punkte  der 
Knie  ereignet  hat. 

Art.  845.  Rei  Aufbringung  läuft  die  Ab.-frist  vorn  Tage  des  Kingangs  der 
Nachricht,  dass  das  Schiff  nach  einem  Hafen  gebracht  ist. 

Art.  840.  Nutnnetat  unter  den  Kaullciiten  am  Wohnorte  des  Versicherten 
ersetzt  den  Rewci<  des  Rekanntgewordensems. 
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All.  847.  Der  Versicherte  kann  sofort  nach  Koststellung  des  Verlustes  den  Ab. 
erklären,  ist  aber  nicht  dazu  verpflichtet. 

Art.  848,  849.  Im  Fall  der  Verschollenheit  kann  erst  nach  Ablauf  der  1  oder 
2  Jahre  betragenden  Verschollenheitsfrist  Ab.  erklärt  werden.  Bei  Berechnung 
derselben  werden  kürzere  und  längere  Reisen  unterschieden;  erstere  sind  die  nach 
den  Häfen  des  spanischen  Amerika  im  Stillen  Ozean,  der  Antillen  und  Nordamerikas 
im  Atlantischen  Ozean. 

Art.  850.  Bei  Versicherung  für  bestimmte  Zeit  gilt  die  Vermutung  des  Ver- 
histes  in  der  Versicherungszeit. 

Art.  851.  Bei  Vornahme  des  Ab.  hat  der  Versicherte  alle  bezüglich  der  ver- 
sicherten Gegenstände  abgeschlossenen  Versicherungen,  sowie  die  auf  dieselben 
genommenen  Bodmereidarlehen  anzugeben.  Erst  mil  Erfüllung  dieser  Pflicht  be- 
ginnt die  Frist  für  Zahlung  der  Versicherungssumme. 

Art.  852.  Betrügerische  Erklärungen  des  Versicherten  bewirken  den  Verlust 
des  Rechts  aus  dem  Versicherungsvertrage  unter  fortdauernder  Haftung  des  Ver- 
sicherten für  die  Bodmereidarlehen  trotz  Verlustes  der  Bodmereigegenstände. 

Art.  8">3.  Mit  Annahme  des  Ab.  oder  gerichtlicher  Reohtmässigkeitserklärung 
geht  das  Eigentum  an  den  abandonnierten  Gegenständen  auf  den  Versicherer  über; 
der  Ab.  gilt  bezüglich  der  Vorteile  und  Nachteile  als  in  dem  Augenblick  der  Er- 
klärung des  Versicherten  erfolgt. 

Art.  854.  Rückkehr  des  abandonnierten  Schiffs  nach  Annahme  des  Ab. 
befreiet  nicht  von  der  Verpflichtung  der  Versicherer  zur  Zahlung. 

Art.  855.  Der  Ab.  des  Schiffes  umfasst  die  Fracht  für  die  geretteten  Waren 
selbst  im  Fall  der  Vorausbezahlung  unter  Vorbehalt  der  Ansprüche  der  Bodmerei- 
gläubiger, der  Mannschaft  bezüglich  ihrer  Heuer  und  derjenigen  Gläubiger,  welche 
zur  Ausrüstung  des  Schiffes  oder  zur  Deckung  irgend  welcher  Ausgaben  für  die 
letzte  Reise  Vorschüsse  gemacht  haben. 

Art.  856.  Legitimiert  zur  Ab.-erklärung  ist  der  Eigentümer  der  versicherten 
Gegenstände,  der  Kommissionär,  der  die  Versicherung  abgeschlossen  hat,  und  ein 
Spezialbevollmächtigter  des  Eigentümers. 

Art.  857.  Im  Falle  der  Auf  bringung  kann  der  Versicherte,  oder  in  seiner  Ab- 
wesenheit der  Kapitän,  die  aufgebrachten  Gegenstände  loskaufen,  ohne  vorgängig 
Instruktionen  der  Versicherer  einholen  zu  müssen,  wenn  dazu  keine  Zeil  vorhanden 
ist.  Die  getroffene  Vereinbarung  ist  den  Versicherern  bei  erster  Gelegenheil  mit- 
zuteilen. 

Art.  658.  Die  Versicherer  haben  die  Wahl,  die  Vereinbarung  anzunehmen, 
oder  abzulehnen ;  doch  haben  sie  die  von  ihnen  getroffene  Wahl  binnen  24  Stunden 
nach  Erhalt  der  Mitteilung  dem  Versicherten  zu  eröffnen.  Im  Fall  der  Annahme 
haben  sie  gleichzeitig  die  Auslösungssunime  zu  zahlen  und  fahren  dann  fort,  die 
Gefahren  der  Reise  dem  Versicherungsvertrage  gemäss  zu  tragen.  Im  Fall  der  Ab- 
lehnung müssen  sie  die  Versicherungssumme  zahlen  und  haben  alsdann  keinen 
Anspruch  auf  die  ausgelösten  Gegenstände.  Stillschweigen  der  Versicherer  hinnen 
der  erwähnten  24  Stunden  gilt  als  Ablehnung. 

Art.  859,  860.  Bei  Wiedereroberung  besteht  nur  dann  Berechtigung  zum  Ab., 
falls  ein  Dritter  Besitzer  der  versicherten  Gegenstände  wird;  andernfalls  findet  nur 
Havarievergütung  statt. 

Art.  861.  Bei  Schiffbrüchen  und  Aufbringungen  ist  der  Versicherte  zur  Vor- 
nahme der  geeigneten  Massregeln  verpflichtet:  bis  zur  Höhe  des  Werts  des  Ge- 
retteten haftet  der  Versicherer  für  die  Aufwendungen.  Dem  Rechte  zum  Ab.  wird 
dadurch  nicht  präjudiziert. 

Art.  862,  863.  Ab.  wegen  Seeuntauglichkeit  ist  nur  zulässig  bei  Reparatur- 
unfähigkeit;  bei  vorgenommener  Reparatur  wird  nur  Partialschaden  ersetzt. 

Art.  864—868.  Die  Ladung  eines  durchaus  seeuntüchtig  gewordenen  Schiffes 
muss  thunlichst  mit  einem  anderen  geeigneten  Schiff  nach  dem  Bestimmungshafen 
"  befördert  werden,  unter  fortdauerndem  Risiko  der  Versicherer  und  Erstattung  der 
Havarien.  Löschungs-,  Lager-  und  Ladespesen,  des  Frachtzuschlages  und  der  ge- 
samten Kosten  der  Ueberführung  durch  die  Versicherer.  Nur  bei  Unmöglichkeit. 
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ein  Schiff  zu  linden,  hat  tler  Versicherte  Recht  zum  Ah.  nach  Kinhaltung  einer  vom 
Tage  der  Mitteilung  der  Secuntüchligkcit  an  die  Versicherer  laufenden  Wartefrist 

a)  von  ö  Monaten,  wenn  die  Seeuntüchligkeit  in  «Icn  Meeren,  welche  die  West- 
küsten von  Amerika,  von  Valparaiso  bis  Kalifornien  umgehen,  oder  in  den  Meeren, 
welche  die  Ostküsten  von  Amerika  vom  Orinoko  his  New-Vork  umspülen, 

b)  von  1  Jahr,  wenn  die  Seeuntüchtigkeit  an  einem  entfernleren  Orte  er- 
folgt ist. 

Art.  869.  Im  Fall  Unterbrechung  der  Reise  durch  Beschlagnahme  oder  gewalt- 
same Detinirung  muss  der  Versicherle  den  Versicherern  unverzüglich  Mitteilung 
machen  und  soweit  thunlich  die  zur  Herbeiführung  der  Freigabe  geeigneten  Mass- 
regeln ergreifen.  Kin  Ab.  ist  erst  nach  Ahlauf  einer  Frist  von  */j  oder  1  Jahr  zu- 
lässig, die  ebenso  wie  die  im  Vorhergehenden  bestimmte  Frist  berechnet  wird. 


In  der  Dominikanischen  Republik  ist  nach  Angabe  von  Horchardt 
Bd.  II,  S.  528  durch  (iesclz  vom  4.  Juli  18't5  der  französische  Code  de  commerce 
«'ingeführt,  es  wird  dalier  auf  die  betreffenden  Bestimmungen  verwiesen. 


Uebcr  Ecuador  fehlt  das  Material;  nach  Borchanlt  Bd.  IT,  S.  529  gelten  da- 
selbst die  handelsgesetzlichen  Bestimmungen  des  Spanischen  Rechts;  doch  soll  nach 
einem  Nachtrag  im  Jahre  18S3  oder  1884  ein  neues  Handelsgesetzbuch  in  Kraft 
getreten  sein.  Dies  ist  mir  indess  zur  Zeit  unzugänglich,  und  werden  die  Bestim- 
mungen daher  in  einem  Nachtrag  mitgeteilt  wcrd«m. 


Guatemala. 

Handelsgesetzbuch  vom  20.  Juli  1877.  Buch  III.  Titel  VII,  Kap.  IV,  Von  den 
Pflichten  und  Rechhm  des  Versicherten  (Ab.  =  Dejaeion). 

(Borehardl  Bd.  II.  S.  746.  Verglichen  mit  «lern  Original:  (iuatemala,  Imprenta 
de  Lima,  S.  276—281.) 

Die  den  Ab.  betreffenden  Bestimmungen  in  den  Art.  115t — 1183  decken  sich 
im  übrigen  mit  denen  des  Seehandelsgesetzbuchs  von  Columbia  Art.  475  —506; 
hervorzuheben  sind  folgende  Abweichungen. 

Art.  1169.  Hat  eine  B«>schlagnahme  des  Schiffs  stattgefunden,  so  muss  der 
Versicherte  dem  Versicherer  innerhalb  3  Tagen  nach  Kmpfang  der  Nachricht  den 
Hintritt  eines  jeden  Ereignisses  mitteilen,  welches  dessen  Verantwortlichkeit  herbei- 
führt, und  hei  dieser  Mitteilung  eine  deutliche  Erwähnung  der  Ursachen  und  Um- 
Mände  des  Vorfalles  machen.  Solange  die  Wartefrisl  bei  Versicherung  auf  die 
Ladung  im  Fall«'  <ler  Seeuntüchtigkeit  läuft,  darf  ein  Ab.  nicht  stattfinden. 

Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  inzwischen  allein  oder  in  Verbindung  mit  den 
Versicherern  die  zur  Herbeiführung  der  Aufhebung  der  Beschlagnahme  angemessenen 
.Massregeln  zu  ergreifen. 

Art.  1170.  Der  Ab.  ist  nur  wegen  derjenigen  Verluste  oder  Deterioralionen 
der  versicherten  Gegenstände  zulässig,  welche  eintreten,  nachdem  das  Risiko  für 
Rechnung  der  Versuherer  zu  laufen  begonnen  hat. 

Art.  1171.  Die  Bestimmung,  ol>  der  Verlust  oder  Detcrioralion  drei  Viertel  des 
Werts  der  versicherten  Sache  beträgt  oder  nicht,  geschieht  unter  Berücksichtigung 
des  materiellen  Verlustes  oder  der  Verschlechterung,  welche  direkt  durch  den  See- 
unläll  verursacht  worden,  oder  eine  unausbleibliche  Folge  desselben  Unfalls  sind. 

Hat  während  der  Reise  nach  vorhergehender  Automation  ein  Verkauf  der 
Waren  stattgefunden,  so  gilt  dieser  als  materieller  Verlust  oder  Wrschlechterung, 
wenn  er  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Expedition  oder  zur  Vermeidung  voll- 
ständigen Verlustes  in  Folge  der  durch  Seeunfall  erlittenen  Verschlechterung  erfolgt. 
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Art.  1173.  Die  Ab.-frislen  betragen  : 

a)  6  Monate,  wenn  der  Unfall  sich  an  der  Westküste  Amerikas  ereignet  hat : 

b)  8  Monate,  wenn  der  Unfall  an  der  Osfküste  von  Amerika,  der  Westküste 
von  Afrika  oder  an  der  Küste  Kuropas  eingetreten  ist ; 

c)  12  Monate,  wenn  der  Unfall  in  einem  anderen  Hafen  der  Welt  erfolgt  ist. 
Art.  1177.  Als  gewöhnliehe  Reisen  gelten:  Reisen  an  der  Küste  der  Republik 

oder  nach  einem  der  Häfen  des  Grossen  Ozeans,  als  aussergewöhnliche  Reisen, 
solche  nach  jedem  anderen  Teile  der  Erde. 


Haiti. 

Handelsgesetzbuch  vom  8.  März  1826.  Nr.  2,  Gesetz  über  den  Seehandel, 
Titel  X,  Abschn.  III,  Art.  366—393,  Von  dem  Abandon. 

(Borehardt  II,  S.  783-  -784.  Verglic  hen  mit  :  Ues  Codes  Haitiens  annotes. 
Port-au-Prinee  1806,  Code  de  commerce  S.  72 — 76.) 

Die  den  Ab.  betreffenden  Bestimmungen  decken  sich  im  übrigen  mit  den  ent- 
sprechenden Art.  des  französischen  Code  de  commerce,  Art.  369—396,  hervorzu- 
heben sind  nur  die  folgenden  Abweichungen. 

Art.  370  (statt  desC.  d.  c.  Art.  373). 

Die  Ab.-frist  beträgt  je  nach  Lage  des  Unfallorles  2,  4,  6  Monate,  1  Jahr, 
2  Jahre  seit  Eintreffen  der  Nachricht  von  dem  Unfall.  Nach  Ablauf  der  Ab.-frist 
sind  die  Versicherten  zum  Ab.  nicht  mehr  befugt.  . 

a)  2  Monate,  wenn  der  Verlust  in  den  Häfen  oder  an  den  Küsten  Haitis  sich 
ereignet  hat ; 

b)  4  Monate,  wenn  der  Verlust  oder  die  Aufbringung  bei  oder  nach  den 
anderen  Inseln  des  Archipels  erfolgt  ist; 

c)  6  Monate,  wenn  Verlust  oder  Aufbringung  in  den  Häfen  oder  an  den  Küsten 
des  amerikanischen  Festlandes,  Bermudas  und  Neufundlands  stattgefunden  haben  ; 

d)  1  Jahr,  wenn  Verlust  oder  Aufbringung  in  Europa  eingetreten  sind ; 

e)  2  Jahre,  wenn  dies  in  anderen  Wellteilen  geschehen  ist. 

Art.  372  (statt  ('..  d.  c.  Art.  375).  Die  Verschollenheil  berechtigt  zum  Ab.  und 
zur  Forderung  der  Versicherungssumme  ohne  Verlustnaehweis. 

Als  Verschollenheitsfrist  gilt  bei  gewöhnlichen  Reisen  eine  Zeit  von  1  Jahr, 
bei  weiteren  Reisen  eine  Zeit  von  2  Jahr. 

Der  Ab.  muss  nach  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist  innerhalb  der  in  Art.  370 
bestimmten  Ab.-fristen  erfolgen. 

Art.  374  (statt  C.  d.  c.  Art.  377).  Als  weite  Reisen  gelten  die  Reisen  nach 
Bermuda,  Neufundland,  Europa,  Asien,  Afrika  und  dem  amerikanischen  Festlande. 

Art.  384,  im  übrigen  gleich  mit  C.  d.  c.  Art.  387.  Die  Wartefrist  beim  Em- 
bargo beträgt  6  Monate,  wenn  der  Embargo  erfolgt  in  den  amerikanischen  Meeren, 
andernfalls  1  Jahr. 


Honduras. 

Handelsgesetzbuch  vom  27.  August  1880. 

Art.  1279— 1309.  Buch  HI,  Titel  VII,  §  i.  Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten 
des  Versicherten. 

(Borchardt  Bd.  III,  S.  156  160.) 

Die  Bestimmungen  bezüglich  des  Ab.  entsprechen  denen  des  Chilenischen 
Handelsgesetzbuchs,  weshalb  auf  diese  verwiesen  werden  kann. 
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Nicaragua. 

Handelsgesetzbuch  vom  12.  März  ISG9. 

Ruch  III,  Titel  III,  Abschn.  III,  §  5.  Von  dein  Abandon  der  versicherten  Sacben. 
Art.  482-492.  (Borehardt,  III,  S.  650-052). 
Art.  482.  Abandonfälle  sind  : 

1.  Aufbringung, 

2.  Schiffbruch,  Zertrümmerung  oder  Strandung,  wenn  .sie  eine  durch  Aus- 
besserung nicht  zu  beseitigende  Seeuntüchtigkeit  zur  Folge  haben, 

3.  Beschlagnahme  oder  Anhaltung  auf  Befehl  irgend  einer  Regierung, 

4.  vollständiger  Verlust  oder  Verschlechterung,  die  den  Wert  der  versicherten 
Sachen  auf  den  vierten  Teil  vermindert. 

Der  Ab.  ist  nur  zulässig,  wenn  der  Verlust  nach  Antritt  der  Reise  geschehen  ist. 
Art.  483.  Der  Ab.  ist  nur  innerhalb  einer  vom  Tage  des  Unfalls  an  laufenden 
Ab.-frist  zulässig : 

a)  vun  3  Monaten,  wenn  der  Unfall  an  den  Küsten  von  Europa  oder  näheren 
Punkten  eingetreten  ist. 

b)  von  8  Monaten,  wenn  der  Unfall  in  grösserer  Entfernung  stattgefunden  hat 
Art.  48 Die  Verschollenheitsfrist  beträgt  bei  Reisen  nach  Europa  oder  näheren 

Punkten  1  .Tahr,  bei  längeren  Reisen  2  Jahre,  seit  Eintreffen  der  letzten  Nachrichten. 
Die  Verschollenheit  berechtigt  zum  Ab.;  auch  bei  auf  bestimmte  Zeil  geschlossener 
Versicherung  kann  abandonniert  werden,  doch  bleibt  dem  Versicherer  der  Beweis 
nachgelassen,  dass  der  Verlust  nach  Ahlauf  der  Versicherungszeit  eingetreten  ist. 

Art.  485.  Der  Versicherte  hat  die  Pflicht,  bei  Abgabe  der  Ab. -Erklärung  dem 
Versicherer  anzugehen : 

1.  die  von  ihm  geschlossenen  Versicherungen, 

2.  die  auf  die  versicherten  Gegenstände  aufgenommenen  Bodmerei-Darlehen. 
Abgabe  einer  betrügerischen  Erklärung  bewirkt  Verlust  der  Rechte  aus  dem 

Versicherungsvertrage,  ohne  dass  der  Versicherte  von  der  Haftung  für  die  Bodmerei- 
Darlehen  befreiet  wird. 

Art.  48(5.  Mit  Zulassung  des  Ab.  geht  das  Eigentum  auf  den  Versicherer  über; 
spätere  Rückkehr  des  Schilfes  bleibt  auf  die  Verpflichtung  des  Versicherers  ohne 
Einlluss. 

Art.  187.  Mit  dem  Schiffe  gilt  auch  die  Fracht  für  die  geretteten  Waaren  als 
abandonniert.  selbst  wenn  sie  im  Voraus  bezahlt  ist,  vorbehaltlich  der  Rechte  kon- 
kurrirender  Gläubiger. 

Art.  488.  Im  Fall  der  Aufbringung  kann  der  Versicherte  oder  der  Kapitän  über 
Auslösung  verhandeln.  Der  Versicherer  ist  bei  erster  Gelegenheit  von  der  Uebcrein- 
kunft  in  Kenntnis  zu  setzen.  Will  der  Versicherer  die  Uebereinkunfl  nicht  an- 
nehmen, so  inuss  er  die  Versicherungssumme  zahlen,  hat  aber  alsdann  kein  Recht 
auf  die  ausgelösten  Gegenstände. 

Art.  489.  Kommt  der  Versichertc  durch  Rückeroberung  wieder  in  Besitz  der 
aufgebrachten  Gegenstände,  so  lindet  Havaiicvcrgütung  statt.  Gehen  die  zurück- 
eroberten Gegenstände  in  den  Besitz  eines  Drillen  über,  so  kann  der  Versicherte 
abandonnieren. 

Art.  490.  Bei  Schiffbruch  und  Aufbringung  muss  der  Versicherte  thunlichst  auf 
Rettung  der  Gegenstände  bedacht  sein.  Bis  zur  Höhe  des  Werts  der  geretteten 
Gegenstände  haftet  der  Versicherer  für  die  Kosten. 

Art.  491.  Im  Falle  der  absoluten  Seeuntüchtigkeif  des  Schiffs  müssen  die 
l.adungsinteressentcn  thunlichst  die  Ladung  (mit  einem  anderen  Schiff)  an  den  Be- 
stimniungsorl  zu  schaffen  versuchen,  unter  Fortdauer  des  Risikos  der  Versicherer. 
Kehlt  es  an  Beförderungsmitteln,  so  kann  der  l.adungseigent inner  den  Ab.  vor- 
nehmen. 

Der  Versicherer  hat  indess  zur  Ausführung  der  Einschiffung  und  Beförderung 
eine  vom  Tage  der  Mitteilung  des  Ereignisses  laufende  Frist  /.u  beanspruchen,  und 
zwar  von  (»Mmialen  bei  Reisen  nach  Europa  oder  näheren  Tunkten,  von  12  Monaten 
bei  einem  in  grösserer  Entfernung  eingetretenen  Unfall. 
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Arl.  49«.  Die  gleichen  Fristen  hat  der  Versicherer  im  Fall  der  Beschlagnahme 
oder  Detinierung  eines  Schiffs  zu  beanspruchen,  um  die  Aufhebung  der  Beschlag- 
nahme herbeizuführen.  Hierzu  muss  der  Versicherte  allen  Beistand  leisten  und  in 
Abwesenheit  des  Versicherers  auch  selbst  die  erforderlichen  Massnahmen  treffen. 


Mexico. 

Handelsgesetzbuch  vom  15.  September  1889. 

(Französische  Uebersetzung  von  Henri  Prudhomme,  Paris  1894.  S.  260—266. 
Buch  III,  Tit.  III,  Kap.  XII.  Vom  Ab.  der  versicherten  (legenstände.  Art.  864—880.» 
Art.  864.  Ab  -fälle  sind: 

1.  Schiffbruch, 

2.  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffs  in  Folge  von  Seebesehädigungen, 

3.  Nehmung,  Embargo,  Arrest  auf  Befehl  der  eigenen  oder  einer  ausländischen 
Regierung, 

4.  gänzlicher  Verlust  der  versicherten  Gegenstände  :  als  solcher  gilt  auch  ein 
Verlust,  der  die  versicherten  Gegenstände  um  drei  Viertel  ihres  Versicherungswert* 
vermindert. 

Andere  Schäden  werden  als  Havarien  vergütet. 

Im  Fall  des  Schiffbruchs  und  der  Seeuntüchtigkeit  ist  der  Ab.  unzulässig,  so- 
fern das  schiffbrüchig  gewordene,  gescheiterte  oder  in  seeuntüchtigen  Zustand 
gerathene  Schiff  wieder  abgebracht,  flott  gemacht  und  wieder  in  Stand  gesetzt  werden 
kann,  um  die  Heise  nach  dem  Bestimmungshafen  fortzusetzen,  es  sei  denn,  dass  die 
Kosten  der  Wiederinstandsetzung  drei  Viertel  des  Versicherungswerls  übersteigen. 

Art.  865.  Im  Fall  der  Wiederinstandsetzung  des  Schiffs  hat  der  Versicherte 
nur  die  durch  die  Strandung  und  sonstige  Beschädigungen  des  Schiffes  entstandenen 
Kosten  zu  ersetzen. 

Art.  866.  In  den  Fällen  des  Schiffbruchs  und  der  Nehmung  ist  der  Versicherte 
alle  Alassregeln,  die  die  Umstände  erforderlich  machen,  zur  Rettung  der  ver- 
lorenen Gegenstände  zu  ergreifen  verpflichtet,  ohne  dass  er  dadurch  des  Rechts 
verlustig  geht,  innerhalb  der  gegebenen  Zeit  den  Ab.  zu  erklären.  Der  Versicherer  hat 
die  Pflicht,  die  auf  die  Rettung  verwendeten  Kosten  bis  zur  Höhe  des  Werts  der 
geretteten  Gegenstände  zu  ersetzen,  für  diesen  Anspruch  haften  dem  Versicherten 
die  geretteten  Gegenstände. 

Art.  867.  Gerät  das  Schiff  in  den  Zustand  absoluter  Seeuntüchtigkeit,  so  hat 
der  Versicherte  den  Versicherer  mit  thurilichster  Beschleunigung,  wenn  angängig, 
telegraphisch  hiervon  zu  benachrichtigen. 

Die  Ladungsinteressenten,  sofern  sie  anwesend,  andernfalls  der  Kapitän  haben 
für  die  Weiterbeförderung  der  Ladung  nach  dem  Bestimmungshafen  thunlichst 
Sorge  zu  tragen.  Die  Gefahren  und  Kosten  der  Ausladung,  Lagerung.  Wiederein- 
ladung, der  Frachtzuschlag  und  alle  sonstigen  Kosten  sind  zu  Lasten  des  Versiche- 
rers bis  zum  Augenblick  der  Löschung  an  dem  in  der  Polize  bezeichneten  Platze. 

Art.  868.  Unbeschadet  der  angegebenen  Bestimmungen,  hat  der  Versicheier, 
um  die  Beförderung  der  Waaren  nach  dem  Bestimmungsort  auszuführen,  eine  Frist 
von  6  Monaten,  laufend  vom  Tage  der  ihm  vom  Versicherlen  gemachten  Unfall- 
anzeige. 

Art.  869.  Bleiben  alle  Bemühungen,  ein  geeignetes  Schiff  zur  Weiterbeförde- 
rung zu  linden,  ohne  Erfolg,  so  kann  der  versicherte  Ladungseigentümer  aban- 
donnieren. 

Art.  870.  Wird  die  Reise  durch  Embargo  oder  gezwungene  Anhallung  des 
Schiffs  unterbrochen,  so  hat  der  Versicherte  alsbald  nach  Empfang  der  Nachricht 
solche  dem  Versicherer  mitzuteilen  :  er  kann  den  Ab.  erst  nach  Ablauf  einer  Warle- 
frist von  6  Monaten  erklären.  Der  Versicherle  hat  dem  Versicherer  zur  Herbei- 
führung der  Aufhebung  des  Embargo  thunlichst  hehülllich  zu  sein  :  kann  er  wegen 
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weiter  Entfernung  der  Versicherer  nicht  in  Gemeinschaft  mit  ihnen  handeln,  so  muss 
er  persönlich  alle  zweckentsprechenden,  notwendigen  Handlungen  vornehmen. 

Art.  871.  Der  Ab.  des  Schiffes  umfasst  auch  die  Fracht  für  gerettete  Gegen- 
stände seihst  im  Kalle  der  Vorausbezahlung :  die  Ansprüche  auf  die  Fracht  gehen 
vorbehaltlich  der  Hechte  anderer  im  Art.  646  aufgezählten  privilegierten  Gläubiger 
auf  die  Versicherer  über. 

Art.  872.  Soweit  es  sich  um  die  Wahrung  der  6  monatlichen  Warlefrist  handelt, 
gilt  die  Nachricht  als  empfangen  im  Augenblick,  in  dem  sie  öffentlich  bekannt  ge- 
worden ist. 

Art.  873.  Das  Recht  zum  Ab.  besteht  auch  im  Fall  der  Verschollenheit  ohne 
weiteren  Verlustnachweis. 

Die  Verschollenheitsfrist  beträgt: 
a>  bei  gewöhnlichen  Reisen  1  Jahr, 
b)  bei  langen  Reisen  2  Jahre. 

Der  Beweis  der  Verschollenheit  wird  durch  Konsular-  oder  sonstige  behörd- 
liche Atteste  über  Abgang  und  Nichtankunft  des  Schiffs  erbracht. 

Die  Ab.-frist  beziehungsweise  die  Frist  zur  Klage  auf  Zahlung  der  Versiche- 
rungssumme beträgt  in  diesem  Falle  1  Jahr. 

Art.  874.  Bei  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  spricht  die  Vermutung  für 
Eintritt  des  Verlustes  innerhalb  der  Versichcrungszeit,  vorbehaltlich  Gegenbeweises 
des  Versicherers. 

Art.  875—880.  =  Spanien  Art.  800— 805. 

Art.  878.  Schluss  heisst  es:  le  retour,  während  Borchardt  bei  Spanien  Art.  805 
übersetzt :  Reparatur. 

Art.  879  sub  III  ist  nehen  der  Frist  von  4  Monaten  für  Erstattung  der  Unfall- 
anzeige nur  eine  Frist  von  4  Jahr  gesetzt  für  Regulierung  des  Ab. 


Pom. 

Handelsgesetzbuch  vom  15.  Mai  1853,  Ruch  III,  Titel  III,  Absehn.  III,  §5,  Vom 
Abandon  der  versicherten  Sachen.  Art.  0-29-962.  (Borchardt  IV,  S.  86-89). 
Art.  020.  Ab.  findet  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  statt. 
Art.  930.  Solche  Fälle  sind: 
4.  Wegnahme, 

2.  Schiffbruch, 

3.  Bruch  oder  Strandung  des  Schiffes,  sofern  das  Schiff  zur  Schiffahrt  dadurch 
untauglich  wird, 

4.  Beschlagnahme  oder  Detinierung  auf  Befehl  der  eigenen  oder  einer  fremden 
Regierung, 

5.  vollständiger  Verlust  der  versicherten  Sachen. 

6.  Deterioration  der  versicherten  Sachen,  sofern  dieselbe  wenigstens  drei 
Viertel  des  Gesamtwerts  erreicht. 

Art.  031.  Sonstige  Schäden  gelten  als  Havarie. 

Art.  932.  Voraussetzung  des  Ab.  ist,  dass  der  Verlust  nach  Beginn  der  Reise 
eingetreten  ist. 

Art.  0315.  Der  Ab.  darf  weder  teilweise  noch  bedingt  sein,  muss  vielmehr  alle 
versicherten  Sachen  umfassen. 

Art.  034.  Die  Fristen  für  die  Unfallanzeigen  wie  für  die  Ab.-erklärung  sind  in 
den  Versicherungspol izen  anzugeben. 

Art.  93>.  Im  Kalle  der  Wegnahme  läuft  die  in  der  Polize  bezeichnete  Frist 
vom  Tage  der  erhaltenen  Nachricht  v«m  Wegnahme  und  Einbringung  in  den  feind- 
lichen Malen. 

Art.  936.  Notorietät  unter  den  Kautieuten  am  Wohnorte  des  Versicherten 
ersetzt  den  Beweis  der  von  dem  Versicherten  erlangten  Nachricht,  soweit  Ver- 
jährung in  Krage  stellt. 
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Art.  937.  Es  sieht  im  Ermessen  des  Versicherten  auf  den  Ablauf  der  in  den 
Polizen  bestimmten  Fristen  zu  verzi«  Ilten  und  zu  abandonnieren.  oder  die  ver- 
sicherten Reträge  zu  fordern,  sobald  er  den  Verlust  der  versicherten  Gegenstände 
nachweisen  kann. 

Art.  938.  Nach  Ablauf  der  in  der  Polizc  angegebenen  Fristen  k;mn  der  Ver- 
sidicrte  den  Ab.  vornehmen  und  Zahlung  fordern,  ohne  den  Verlust  beweisen  zu 
müssen. 

Art.  939.  Die  Zahlungsfrist  beginnt  erst  nach  erfolgter  Angabe  aller  ge- 
schlossenen Versicherungen  und  entnommenen  Bodmereigeber. 

Art.  940.  Betrügerische  Erklärung  bewirkt  den  Verlust  aller  Rechte  aus  der 
Versicherung,  trotz  Verpflichtung  des  Versicherten,  die  entnommenen  Darlehen  be- 
zahlen zu  müssen. 

Art.  941.  Das  Eigentum  der  abandonnierten  Sachen  geht  mit  allen  Verbcsser- 
ungen und  Nachteilen  von  dem  Augenblick  des  Ab.-vorsehlages  auf  den  Versicherer 
über,  sofern  der  Ab.  angenommen  oder  vom  Gericht  für  giltig  erklärt  wird. 

Art.  942.  Ist  der  Ab.  einmal  angenommen,  so  ist  die  später  erfolgende  Rück- 
kehr des  Schiffes  auf  die  Verpflichtung  des  Versicherers  zur  Zahlung  der  Ver- 
sicherungssumme ohne  Einfluss. 

Art.  9i3.  Der  Ab.  des  Schiffes  umfasst  die  Fracht  für  die  geretteten  Sachen 
selbst  im  Fall  der  Vorausbezahlung  der  Fracht,  vorbehaltlich  der  Rechte  der  Bod- 
mereigläubiger, der  Schiffsmannschaft  bezüglich  ihrer  Heuer,  und  der  Gläubiger; 
welche  zur  Instandhaltung  des  Schiffes  oder  zur  Deckung  irgend  welcher  bei  der 
letzten  Reise  verursachten  Ausgaben  Vorschüsse  gezahlt  haben. 

Art.  944.  Zur  Ab.-erklärung  ist  befugt  ausser  dem  Eigentümer  der  Kommis- 
sionär, der  die  Versicherung  abschloss,  oder  eine  sonstige  vom  Eigentümer  aus- 
drücklich dazu  ermächtigte  Person. 

Art.  945.  Im  Falle  der  Wegnahme  des  Schiffes  hat  der  Versiehetie,  bezw.  der 
Kapitän  das  Recht  zur  Auslösung  der  versicherten  Sachen  ohne  Mitwirkung  des 
Versicherers  oder  ohne  Inslruktionseinholutig,  sofern  zu  solcher  keine  Zeit  vor- 
handen ist.  Der  Versicherte  hat  indess  dem  Versicherer  haldthunlich  Kenntnis 
von  der  Vereinbarung  zu  geben. 

Art.  946.  Der  Versicherer  hat  die  Wahl,  die  Vereinbarung  anzunehmen  oder 
abzulehnen,  muss  sich  aber  über  die  getroffene  Wahl  binnen  24  Stunden  erklären. 

Art.  947.  Im  Fall  der  Annahme  hat  er  zugleich  die  Auslösungssumme  zu 
zahlen  und  trägt  dann  das  weitere  Risiko. 

Art.  948.  Im  Fall  der  Ablehnung  hat  er  die  Versicherungssumme  zu  zahlen, 
ohne  Anspruch  auf  die  ausgelösten  Sachen  zu  haben. 

Art.  949.  Versäumung  der  24 stündigen  Frist  gilt  als  Ablehnung. 

Art.  950.  Im  Fall  der  Zurückeroberung  des  Schiffs  findet  Havarievergütung 
statt,  wenn  der  Versicherle  sein  Eigentum  wiedererlangt. 

Art.  951.  Kommen  aber  die  Gegenstände  in  den  Besitz  eines  Dritten,  so  hat 
der  Versicherte  das  Recht  zum  Ab. 

Art.  952.  In  Fällen  von  Schiffbruch  und  Wegnahm«'  hat  der  Versicherte  die 
Pflicht,  alle  möglichen  zur  Rettung  oder  Wiedererlangung  der  verlorenenen  Gegen- 
stände geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen :  sein  Recht  zum  Ab.  wird  dadurch  nicht 
berührt. 

Art  953.  Die  zur  Wiedererlangung  rechtmässig  gemachten  Ausgaben  gehen 
bis  zur  Höhe  des  Wertes  der  geretteten  Gegenstände  zu  Lasten  der  Versicherer. 

Art.  954.  Kann  ein  Schiff  nach  erlittenem  Schaden  wieder  für  die  Reise 
brauchbar  gemacht  werden,  so  ist  der  Ab.  wegen  Untaugliehkeit  nicht  zulässig. 

Art.  955.  Im  Fall  der  Instandsetzung  werden  die  durch  Strandung  oder  sonst 
erlittenen  Kosten  oder  Schäden  als  Havarie  vergütet. 

Art.  956.  Ist  das  Schiff  durchaus  unbrauchbar  geworden,  so  müssen  die 
Ladungsinteressenten,  bezw.  der  Kapitän  für  den  Transport  der  Ladung  nach  dem 
Bestimmungshafen  die  geeigneten  Massreyeln  treffen. 

Art.  957.  Wird  der  Transport  nach  erfolgter  Umladung  durch  ein  anderes 
Schiff  ausgeführt,  so  tragen  die  Versicherer  das  Risiko  der  Reise. 
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Art.  958.  In  diesem  Falle  haben  die  Versicherer  auch  für  Havarien,  Ausladung*-. 
Lager-,  Wiederverladungskosten.  Mehrbetrag  der  Fracht  und  alle  übrigen  durch 
die  Ueberffihrung  verursachten  Kosten  zu  haften. 

Art.  959.  960.  Ab.  ist  erst  zulässig,  wenn  innerhalb  der  in  der  Polizc  festge- 
setzten Frist  kein  anderes  Schiff  gefunden  werden  kann. 

Art.  961.  Im  Falle  der  Unterbrechung  der  Heise  des  Schiffs  durch  Embargo 
oder  gezwungene  Detinierung,  hat  der  Versicherte  dein  Versicherer  alsbaldige  Mit- 
teilung zu  machen:  er  darf  alsdann  erst  nach  Ablauf  der  in  der  Polizc  festgesetzten 
Wartefristen  abandonnieren . 

Art.  962.  Der  Versicherte  hat  die  Pflicht,  den  Versicherern  thunlichst  zur 
Erlangung  der  Aufhebung  der  Beschlagnahme  bchiKlich  zu  sein:  er  muss  amh 
eventuell  auf  eigene  Hand  die  angemessenen  Massnahmen  treffen,  falls  wegen 
grosser  Entfernung  der  Versicherer  ein  gemeinsames  Vorgehen  unmöglich  ist. 


Salvador. 

Handelsgesetzbuch  vom  1.  Mai  1X82.  Puch  III.  Titel  VII,  Kap.  IV,  Von 
den  Pflichten  und  Hechten  des  Versicherten.  Art.  H  97— 1226.  (Borchardl  IV. 
S.  630  -  040.  ) 

Die  Bestimmungen  betreffend  den  Ab.  decken  sich  vollständig  mit  denen  des 
Chilenischen  Handelsgesetzbuchs,  so  dass  auf  diese  verwiesen  werden  kann. 


U  ruhruu  y. 

Handelsgesetzbuch  (Codigo  reformado)  vom  31.  Dezember  1878,  Buch  III, 
Titel  IX.  Kap.  V.  Von  dem  Abandon,  Alt.  V.  1404-1422. 
(Borehardt  V  2,  S.  202  -205.) 

Die  Bestimmungen  decken  sich  vollständig  mit  denen  des  Argentinischen 
Handelsgesetzbuchs.   Nur  wird,  während  im  Argentinischen  H.-G.-B.  Art.  1249  von 
der  Vornahme  des  Ab.  die  Bede  ist,  im  Uruguayischen  H.-G.-ll.  Art.  1121  erwähnt  : 
Zulassung  des  Ab.  durch  den  Versicherer  oder  gerichtliche  Giltigerklärung ». 


Venezuela. 

Handelsgesetzbuch  vom  20.  Februar  1873,  I5u.  li  II,  Titel  VIII.  Von  der  See- 
versicherung. Art.  714—744. 

(Borchardt  V  2,  S.  370-375.) 

Die  Bestimmungen  decken  sich  fast  vollständig  mit  denen  des  Chilenischen 
H.-G.-B.  Hervorzuheben  sind  folgende  Abweichungen  und  Zusätze. 
Abweichungen. 

Art.  733.  Die  Ab.-frist  beträgt: 

a)  0  Monate,  falls  der  Unfall  an  der  Oslküsfe  Amerikas  sich  ereignet, 

bi  8  Monate,  falls  er  an  der  Westküste  Amerikas,  an  den  Küsten  Europas  und 
.in  denjenigen  Asiens  und  Afrikas,  welche  am  Mitlelmeer  liegen,  eintritt, 

<•)  12  Monate,  falls  er  an  irgendeinem  anderen  Punkte  stattfindet. 

Art.  738.  Als  lange  Seereisen  gelten  Heisen  über  die  Meere  hinaus,  die  an 
der  von  dem  Kap  Calochc  auf  der  Halbinsel  Vucalan  bis  zu  dem  Kap  Orange  in 
Ca yenne  cinbegriifenen  Küste  und  an  den  grossen  und  kleinen  Antillen  liegen. 

Zusätze. 

Art.  719,  720.  Wenn  durch  Wiedereroberung  des  Schiffes  der  Versicherte  sein 
Kigentuni  wiedererlangt,  -o  lindet  Havaricvergülung  stall:  gehen  aber  die  versicher- 
ten tiegenstände  in  das  Eigentum  eines  Dritten  über,  *o  kann  ahandonniert  werden. 
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England. 

Für  das  englische  Recht  kann  eine  Uebersicht   über  den  gegenwärtigen 
Rechtszustand  nur  aus  der  Uitleratur  gewonnen  werden. 
Abandonfälle  sind : 

Wegnahme,  Arrest,  Detinicrung.  Embargo,  Seeuntüchtigkeit,  Beschädigung  der 
Waaren  unter  bestimmten  Voraussetzungen. 

Der  Ab.  darf  nicht  teilweise  oder  bedingt  erfolgen. 

Das  Recht  zum  Ab.  steht  nur  demjenigen  zu.  der  zur  Zeit  des  Verlustes  als 
Eigentümer  oder  sonst  ein  unbeschranktes  Verfügungsrecht  über  die  versicherten 
Gegenstände  hat. 

Der  Ab.  muss  in  unzweideutiger  Weise  zu  erkennen  geben,  dass  den  Ver- 
sicherern alle  an  den  versicherten  Gegenständen  zustehenden  Rechte  angeboten 
werden. 

Die  Ab.-Erklärung  muss  innerhalb  einer  angemessenen  Zeit  nach  erlangter 
Kenntnis  von  dem  eingetretenen  Verluste  abgegeben  werden. 

Nach  Annahme  der  Ab.-Erklärung  durch  den  Versicherer  ist  der  Ab.  unwider- 
ruflich. Eine  giltige  Ab.-Erklärung  übertrügt  das  dem  Versicherten  zustehende 
Eigentum  auf  den  Versicherer. 

Der  Versicherte  hat  die  Pflicht,  in  allen  zum  Ab.  berechtigenden  Fällen,  soweit 
thunlich,  die  zur  Rettung  erforderlichen  Massregeln  zu  ergreifen. 

Die  Nehmung  des  Schiffs  berechtigt  ohne  Weiteies  zum  Ab.  Wenn  indess 
durch  Rückeroberung  vor  Anstellung  der  Klage  das  Schiff  wieder  in  die  Gewalt  des 
Versicherten  kommt,  erlischt  der  Anspruch  aus  dem  Ab. 

Ebenso  geben  Arrest,  Detinierung.  Embargo  dem  Versicherten  das  Recht  zum 
alsbaldigen  Ab.,  es  sei  denn,  dass  die  dadurch  eingetretene  Unterbrechung  der  Reise 
nur  von  kurzer  Dauer  ist. 

Die  Seeunlüchligkeit  berechtigt  zum  Ab.,  wenn  die  Kosten  der  Wiederinstand- 
setzung grösser  sein  würden,  als  der  Wert  des  Schiffs  nach  der  Wiederinstand- 
setzung 

Im  Falle  der  während  der  Reise  eingetretenen  Seeunlüchligkeit  des  Schiffes 
kann  der  Ab  der  durch  die  See  beschädigten  Waaren,  falls  solche  dem  Verderben 
ausgesetzt  sind,  erfolgen.  De  Ab.  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Beförderung  nach 
«lern  Bestimmungshafen  alsbald  oder  doch  nach  kurzer  Zeil  mit  dem  ursprünglichen 
Schiff  nach  Wiederinstandsetzung  oder  mit  einem  anderen  Schiff  ohne  erhebliche 
Opfer  geschehen  kann. 

Bei  dem  Verderben  nicht  ausgesetzten  oder  nicht  in  erheblicher  Weise 
durch  die  See  beschädigten  Waaren  findet  ein  Ab.  überhaupt  nicht  statt. 

Der  Ab.  des  Schiffes  überträgt,  selbst  im  Falle  besonderer  Versicherung  der 
Fracht,  den  Anspruch  auf  die  Fracht  für  die  geretteten  Waaren  auf  die  Versicherer 
<les  Schiffes. 


Vereinigte   Staaten   von  Monlamerika. 

Ebensowenig  wie  im  Königreich  Grossbrilannien  und  Irland  findet  sich  in  den 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  eine  Kodifikation  des  Seeversicherungsrechts. 
Die  geltenden  Rechtssätze  sind  daher  der  l.itleratur  und  der  .Judikatur  zu  entnehmen. 

Das  Recht  zum  Abandon  knüpft  an  an  das  im  Falle  eines  Totalverlustes 
geltende  Recht.  Ein  Totalverlust  liegt  vor.  wenn  der  versicherte  Gegenstand  voll- 
ständig zerstört  ist  oder  trotz  physischen  Vorhandenseins  doch  solchen  Schaden 
erlitten  hat,  dass  er  nur  noch  geringen  oder  gar  keinen  Wert  mehr  besitzt. 

In  gleicher  Weise  wird  ein  Totalverlust  angenommen,  wenn  die  Reise  voll- 
ständig verloren  oder  vernichtet  oder  doch  der  Fortsetzung  nicht  wert  ist.  und  m» 
das  Unternehmen  fehlgeschlagen  ist.  Demgegenüber  wird  ein  konstruktiver  Total- 
verlust des  zwar  noch  thatsüchlic h  vorhandenen  versicherten  Gegenstandes  ange- 
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nommen,  wenn  derselbe  für  den  beabsichtigten  Zweck  für  den  Eigentümer  verloren 
ist.  In  solchen  Fällen  kann  der  Versicherte  sein  gesamtesleteres.se  in  dem  ver- 
sicherten (legenstand  und  alle  seine  Aussiebten  auf  Wiedererlangung  dem  Versicherer 
abandonnieren  und  ihn  auf  Zahlung  wie  für  einen  Totalverlust  in  Anspruch  nehmen. 
Der  Zweck  dieser  Bestimmung  ist,  «lein  Versicherten  schleunige  Verfügung  über  das 
in  dem  versicherten  Gegenstand  angelegte  Kapital  und  dessen  Verwendung  zu  neuen 
kaufmännischen  Unternehmungen  zu  ermöglichen.  Eine  lange  dauernde  Unter- 
brechung einer  Reise,  sowie  eine  ungewisse  Aussicht  auf  Wiedererlangung  würden 
oft  dem  Geschäfte  des  Kaufmanns  verderblich  sein.  Daher  wird  in  den  Fällen,  dass 
der  Zweck  der  Reise  vereitelt,  oder  die  Reise  der  Fortsetzung  nicht  wert  ist,  sofern 
diese  Unislände  auf  eine  Gefahr,  gegen  welche  Versicherung  genommen  ist,  zurück- 
zuführen sind,  sowie  in  den  Fällen,  dass  die  Ladung  so  erheblich  beschädigt  ist, 
dass  sie  nur  noch  geringen  oder  gar  keinen  Wert  mehr  besitzt,  oder  wenn  de  Kosten 
der  Rettung  sehr  hoch  und  weitere  Kosten  notwendig  sind,  und  der  Versicherer  sie 
nicht  tragen  will,  oder  wenn  das  Gerettete  die  darauf  ruhende  Fracht  nicht  deckt, 
oder  wenn  die  Beschädigung  die  Hälfte  des  Versicherungswerts  übersteigt,  oder 
wenn  eine  Nehmung,  Arrest,  Detinierung  durch  einen  Embargo  von  unbestimmter 
Dauer  erfolgt  ist,  oder  in  sonstigen  gleichartigen  Fällen,  dem  Versicherten  die  Be- 
fugnis eingeräumt,  sich  aus  der  Sache  herauszuziehen  und  den  versicherten  Gegen- 
stand dem  Versicherer  zu  abandonnieren,  sowie  ihn  wegen  Zahlung  eines  Total- 
verlusles  in  Anspruch  zu  nehmen.  Der  Versicherer  tritt  durch  den  Ab.  an  die  Stelle 
des  Versicherlen,  er  erlangt  dadurch  für  sich  das  Recht  an  dem  versicherten 
Gegenstände  mit  allen  Aussichten  auf  Wiedererlangung  und  Schadloshaltung.  Ein 
gültiger  Ab.  bat  rückwirkende  Kraft ;  er  überträgt  von  Rechtswegen  auch  ohne 
Abtretungsurkunde  das  Eigentum  an  dem  versicherten  Gegenstand  auf  den  Ver- 
sicherer in  dem  Umfang  der  Versicherung,  mit  der  Wirkung,  dass  nach  gilt  ig  er- 
klärtem und  angenommenen  Ab.  der  Versicherer  den  Vorteil  davon  hat,  wenn  das 
Schiff  wieder  erlangt  wird  und  die  Heise  glücklich  zurücklegt. 

Der  Versichertc  hat  die  Pflicht,  alsbald  nach  erhaltener  Benachrichtigung  von 
dem  eingetretenen  Verlust  beziehentlich  spätestens  nach  Ablauf  eines  für  die  Be- 
sichtigung der  Ladung  erforderlichen  angemessenen  Zeitraumes,  sich  darüber  zu 
erklären,  ob  er  abandonnieren  will,  oder  nicht;  er  darf  nicht,  um  auf  Eintritt 
günstiger  Ereignisse  zu  spekulieren,  abwarten.  So  weit  der  Versicherte  nicht  inner- 
halb angemessener  Zeit  die  Ab.-Erklärung  abgiebt,  verliert  er  das  Recht  dazu  und 
behält  nur  einen  Anspruch  auf  Erstattung  des  erlittenen  Partialschadens.  In  gleicher 
Weise  hat  sich  der  Versicherer  sofort  zu  erklären,  wenn  er  den  Ab.  ablehnen  will. 
Im  Falle  gänzlicher  Zerstörung  des  versicherten  Gegenstandes  ist  ein  Ab.  nicht  er- 
forderlich. 

Als  Fälle  des  technischen  Totalverlustes  gelten  die  Fälle,  in  denen  die  ver- 
sicherten Gegenstände,  obwohl  noch  physisch  vorhanden,  dem  freien  Gebrauch  und 
Besitz  des  Eigentümers  entzogen  sind;  solche  Fälle  sind  :  Embargo.  Nehmung.  An- 
leitung und  Detinierung  durch  Regierungen,  ferner  die  Fälle,  in  denen  der  Zwec  k 
der  Heise  dadurch  vereitelt  wird,  dass  das  Schiff  der  Gewalt  des  Eigentümers  ge- 
nommen wird,  wie  in  Fällen  des  Versinkens,  des  Schiffbruchs,  der  Nehmung,  und  es 
ungewiss  ist,  ob  es  überhaupt,  oder  doch  in  nicht  allzu  entfernterZeit,  wieder  in  einem 
zur  Fortsetzung  der  Meise  geeigneten  Zustand  zurückgegeben  werden  wird ;  oder 
wenn  das  Risiko  und  die  Ausgaben  für  Wiederinstandsetzung  des  Schiffs  in  keinem 
Verhältnis  stehen  zu  den  erwarteten  Vorteilen  und  dem  Zweck  der  Heise. 

Im  Gegensatz  zu  der  Bestimmung  des  englischen  Rechts,  nach  welcher  die 
Ab. -Erklärung  durch  nachfolgende,  vor  Klageerhebung  eintretende  Ereignisse  un- 
wirksam werden  kann,  lässt  das  amerikanische  Hecht  den  einmal  in  giltiger  Weise 
erklärten  Ab.  bindend  sein. 

Der  Ab.  der  Ladung  im  Falle  eingetretener  Seeunlüchtigkeit  des  Schiffs  ist  nur 
zulässig,  wenn  durch  die  Seeunlüchtigkeit  des  Schiffes  das  ganze  beabsichtigte  Unter- 
nehmen unausführbar  wird:  ein  Verlust  der  Heise  während  der  betreffenden  Jahres- 
zeit oder  ein  Fall  nur  vorliegender  Verzögerung  berechtigt  nur  bei  Waaren  verderb- 
licher Natur  zum  Ab. 
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Sind  verschiedene  Arten  von  Gütern  zusammen,  als  Einlicit,  versichert,  so 
kann  ein  teilweise!-  Ab.  nicht  stattfinden.  Sind  dagegen  Schiff.  Ladung  und  Fracht, 
wenn  auch  in  einer  Polize  doch  unter  getrennter  Wertangabe  versichert,  so  mus* 
jeder  dieser  Gegenstände  getrennt  abamlonniert  werden. 

Für  die  Frage,  ob  eine  Wertverminderung  von  mehr  als  einer  Hiilfte  stattge- 
funden hat,  sind  der  allgemeine  Marktwert  zur  Zeit  und  an  Ort  des  Unfalls,  und  die 
Höhe  der  Kosten  der  Wiederinstandsetzung  im  Nothafen  entscheidend. 

Ist  der  Ab.  in  verbindlicher  Weise  vorgenommen,  so  gehen  von  dem  Kapitän 
hinterher  vorgenommene  Handlungen  für  Kechnung  des  Versicherers.  Durch  nach- 
trägliche Einmischung  des  Versicherten  kann  das  Recht  desselben  aus  der  Ab.- 
Erklärung  verloren  gehen. 

Hat  ein  Ab.  des  Schiffs  stattgefunden,  so  kommt  die  bis  /.um  Eintritt  des  Un- 
falls verdiente  Distanz -Fracht  dem  Versicherten,  be/.w.  dem  Frachtversicherer  zu. 
die  nachher  verdiente  dem  Versicherer  des  Schiffs. 

Der  Versicherte  ist  auf  Verlangen  des  Versicherers  zur  Ausstellung  einer  Ab- 
tretungsurkunde verpflichtet,  falls  der  Versicherer  solche  bedarf. 


IV.  Die  Doktrin.* 

Der  Kommission  zur  Beratung  eines  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs 
lagen  vor  sowohl  der  Entwurf  eines  österreichischen  Privatsecrechts  (Beilagenband 
zu  den  Protokollen  (XXX VII  bis  CCCCXXI,  Hamburg  4859,  58  Seiten)  wie  auch 
der  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  die  preussischen  Staaten  (im  selbe  n 
Beilagenband  unter  neuer  Paginierung,  76  Seiten). 

Der  österreichische  Entwurf  behandelte  den  Ab.  in  den  '254— 208.  der 
preussische  in  den  Art.  653  657. 

Der  österreichische  Entwurf  wollte  den  Ab.  zulassen: 

1.  Wenn  die  Sache  gänzlich  zu  Grunde  geht,  wenn  sie  weggenommen  wird,  und 
keine  Aussicht  zu  ihrer  Wiedererlangung  vorhanden  ist,  oder  wenn  das  versichert« 
Schiff  so  beschädigt  wird,  oder  in  eine  solche  Lage  gerät,  dass  es  zur  Seefahrt  nicht 
mehr  verwendet,  noch  gerettet  oder  wiederhergestellt  werden  kann. 

2.  Wenn  Waren  durch  erlittenen  Verlust  oder  Beschädigung,  diese  mögen  von 
besonderer  oder  gemeinschaftlicher  Haverei  oder  von  beiden  zugleich  herrühren, 
um  mehr  als  die  Hälfte,  andere  Gegenstände  aber  um  mehr  als  drei  Vierteile  am 
Werte  verringert  worden  sind. 

3.  Wenn  in  Fällen  der  Weg-  oder  Beschlagnahme  der  Sache,  auch  bei  begrün- 
deter Aussicht  zur  Wiedererlangung,  die  im  Osten  der  Meerenge  von  Gibraltar  erfolgte 
Anhaltung  über  drei,  und  westliehcrseits  über  sechs  Monate  von  dem  Zeitpunkte  an 
dauert,  in  welchem  der  Versicherer  von  dem  Unfall  verständigt  worden  ist.  Bei 
Waren,  welche  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  nach  leicht  dem  Verderben  unter- 
liegen, ist  auch  die  Hälfte  dieser  Fristen  genügend. 

4.  Wenn  binnen  eben  dieser  Fristen  wegen  Anhaltung  oder  gänzlicher  See- 
untüchtigkeit des  Schiffes  die  versicherte  Ware  auc  h  auf  einem  anderen  Schiff  nicht 
weiter  befördert  werden  kann. 

Weiter  sollte  nach  $  255  der  Ab.  auch  ohne  Beweis  eines  Unfalls  im  Fall  der 
Verschollenheit  zulässig  sein;  die  Voraussetzungen  derselben  werden  dann  näher 
geregelt.  Ein  Unterschied  in  der  Berechnung  der  Verschollenheitsfrist  zwischen 
Dampfschiffen  und  Segelschiffen  wird  nicht  gemacht. 


*  Die  von  Seite  02  ab  zitierten  Aitikcl  beziehen  sich  auf  das  Allg.  Deutsche 
Handelsgesetzbuch,  die  daneben  in  Klammern  gesetzten  Paragraphen  ruf  das  Handels- 
gesetibuch  vom  10.  Mai  1897. 
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Der  preussisehe  Entwurf  wollte  dagegen  den  Ab.  nur  zulassen 

1.  wenn  das  Schiff  für  verschollen  erklärt  werden  darf.  Die  Verschollenheits- 
frist wird  zunächst  für  Segelschiffe  geregelt,  bei  Dampfschiffen  beträgt  sie  die  Hälfte 
der  für  die  Segelschiffe  bestimmten  Frist; 

"2.  bei  Versicherungen  auf  Kasko,  oder  Fracht,  wenn  das  Sehiff  als  Wrack  oder 
als  reparaturunfähig  kondemnirt  wird ; 

3.  bei  Versieherungen  auf  Güter,  wenn  das  Sehiff  Sehaden  leidet,  aufgebracht 
oder  angehalten  wird,  und  die  Güter  den  dadurch  notwendig  gewordenen  Aufenthai' 
wegen  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  oder  ihrer  Beschädigung  nach  dem  Gutachten 
Sachverständiger,  ohne  zu  verderben,  nicht  tragen  können,  der  Versicherer  aber 
gleichwohl  in  ihren  Verkauf  nicht  willigen  will. 

Bei  der  Beratung  der  vorliegenden  Materie  in  der  GCCLXXXVI  Sitzung  vom 
'26.  August  1859  wurden  von  verschiedenen  Seiten  zwei  dem  Protokoll  als  Anlagen 
A  und  B  beigefügte  Anträge  gestellt  (Protokolle  S.  3349).  Der  eine  Antrag  Anlage  A 
ging  dahin,  einen  Totalverslust  in  Ansehung  des  Schiffs  und  der  Güter  anzunehmen: 

1.  wenn  dieselben  unrettbar  gesunken  —  in  ihrer  ursprünglichen  Beschaffen- 
heit zerstört  —  genommen  und  als  gute  Prise  erklärt  oder  überhaupt  infolge  einer 
anderen,  dem  Versicherer  zur  Last  fallenden  Gefahr,  dem  Versicherten  ohne  Aus- 
sicht auf  Wiedererlangung  gänzlich  entzogen  sind  ; 

2.  wenn  sie  ungeachtet  der  .Möglichkeit,  dass  dieselben  späterhin  ganz  oder  zum 
Teil  wiedererlangt  werden,  von  einer  kriegführenden  Macht  aufgebracht,  unter 
Kmbargo  gelegt,  auf  andere  Weise  durch  Verfügung  von  hoher  Hand  angehalten 
oder  durch  Seeräuber  genommen  sind  -  in  diesen  Fällen  aber  nur.  falls  die  An- 
haltung  (während  zu  bestimmender  Zeiträume  je  nach  den  Entfernungen)  gedauert 
hat.  —  sowie  wenn  das  Schiff  als  verschollen  zu  betrachten  ist. 

Ein  Totalschaden  in  Ansehung  des  Schiffs  soll  insbesondere  angenommen 
werden,  wenn  dasselbe  solche  Beschädigungen  erleidet,  oder  in  eine  solche  Lage 
gerät,  dass  dessen  Reparatur.  Anbringung  oder  Rettung  einen  grösseren  Kosten- 
aufwand verursachen  würde,  als  der  Wert  des  hergestellten  Schiffes  abzüglich  des 
Werts  des  Wrackes  betragen  würde. 

Dasselbe  sollte  in  Ansehung  des  Schiffes  und  der  Güter  gelten,  wenn  dieselben 
durch  Gefahren,  welche  zur  Last  des  Versicherers  sind,  »'ine  Verminderung  von 
wenigstens  drei  Vierteilen  ihres  Wertes  erlitten  haben. 

Der  andere  Antrag.  Anlage  B.  schlug  dagegen  vor,  einen  Totalverlust  zu  ver- 
güten : 

1.  bei  Kaskoversicherungen,  wenn  das  Schiff  das  Ziel  nicht  erreichen  kann, 
welches  als  (las  Ende  der  von  dem  Versicherer  übernommenen  Gefahr  anzu- 
sehen ist  : 

2.  bei  Versicherungen  auf  Güter,  imaginären  Gew  inn  und  Provision,  wenn  die 
Güler  das  Ziel  nicht  erreichen,  welches  als  das  Ende  der  von  dem  Versicherer  über- 
nommenen Gefahr  anzusehen  ist; 

3.  bei  Versicherungen  auf  die  Fracht,  wenn  Unfälle,  gegen  welche  die  Ver- 
sicherung genommen  ist.  es  verhindert  haben,  dass  Fracht  verdient  wird. 

Der  prinzipielle  Unterschied  in  den  beiden  Anträgen  dürfte  darin  zu  linden  sein, 
dass  der  Antrag  in  Anlage  A  das  entscheidende  Gewicht  darauf  legt,  dass  die  ver- 
sicherten Gegenstände  gänziieh  verloren  sind  oder  doch  in  einem  dem  gänzlichen 
Verlust  nahe  kommenden  Masse  als  verloren  zu  gelten  haben,  während  der  Antrag 
Anlage  15  das  Gewicht  auf  die  durch  den  Unfall  eingetretene  Verhinderung  der 
Erreichung  des  Bestimmungsortes  legt. 

Die  ans  dem  Entwurf  '/.weiter  Lesmig  des  vom  Sechandel  handelnden  fünften 
Buchs  des  Handelsgesetzbuchs  hervorgegangenen  Bestimmungen  weichen  nun 
wesentlich  sowohl  von  dem  Entwurf  des  österreichischen  Pnvatsecrechts.  wie  von 
dem  preussischen  Entwurf  ab:  auch  der  prinzipielle  Standpunkt  der  Anlage  B  wird 
zurückgewiesen.  Von  den  in  der  Anlage  A  enthaltenen  Sülzen  ist  der  erste  die 
Grundlage  des  jetzigen  Art.  858  ho't)  geworden,  der  zweite  Satz  die  des  Art. 
>6ö  (ij  801 1,  während  die  beiden  letzten  Sätze  die  Zustimmung  der  Kommission 
nicht  gefunden  haben.  Die  vorsehnftsmiissig  festgestellte Beparaturunlähigkeit  oder 
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Keparaturunwürdigkeil  des  Schiffes  soll  nach  Art.  877  (§  873)  vielmehr  nur  dahin 
führen,  dass  der  Versicherte  dem  Versicherer  gegenüber  befugt  ist,  das  Schiff  oder 
das  Wrack  zum  öffentlichen  Verkauf  zu  bringen ;  macht  er  von  dieser  Befugnis 
(lebrauch,  so  besteht  der  Schaden  in  dem  Unterschiede  zwischen  dem  Reinerlöse 
und  dem  Versicherungswert  des  Schiffes.  Ferner  hat  die  Kommission  es  abgelehnt, 
den  Schaden  von  wenigstens  drei  Vierteln  des  Werts  von  Schiff  oder  Gütern  als 
Totalverlust  zu  behandeln.  Sind  dagegen  Güter  beschädigt,  so  findet  nach  den 
Vorschriften  der  Art.  879    881       875    877)  Ersatz  des  partiellen  Schadens  statt. 

Von  dem  französischen  Hechte  und  einer  Anzahl  anderer  ausländischer  Hechte 
weicht  das  deutsche  Recht  darin  ab.  dass  es  die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  der  Ab. 
zulässig  ist.  wesentlich  einschränkt.  Weder  die  Aufbringung  noch  der  Schiffbruch, 
noch  die  Strandung  mit  Schiffbruch,  noch  die  Seeunlüehtigkeit  begründen  nach 
deutschem  Hecht  die  Befugnis  zum  Ab.  Nur  soweit  sie  zu  einein  Totalvcrlust  im 
Sinne  der  Art.  858  ff.  85i  ff.)  führen,  begründen  sie  nach  Art.  862  858)  einen 
Anspruch  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  zum  vollen  Betrage,  und  nur  unter 
den  in  Art.  86">  (§  801)  näher  geregelten  Voraussetzungen  körinen  Embargo,  Auf- 
bringung sonstige  Anhallung  durch  Verfügung  von  hoher  Hand  und  Wegnahme 
durch  Seeräuber  zum  Ab.  und  zum  Anspruch  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme 
zum  vollen  Betrage  führen. 

Die  Fälle,  in  denen  nach  Art.  805  (§  8C1)  der  Versicherte  zum  Ab.  befugt  ist, 
stehen  einander  in  zwei  Klassen  gegenüber. 

Die  beiden  Klassen  haben  das  gemeinsam,  dass  der  Ab.  zulässig  ist,  soweit 
bei  dem  versicherten  Gegenstand  überhaupt  von  einer  Abtretung  der  dem  Ver- 
sicherten zustehenden  Hechte  die  Rede  sein  kann.  Als  solche  Gegenstände  kommen 
in  Betracht:  das  Schiff,  die  Güter,  dieracht,  die  Ueberfahrtsgelder,  der  imaginäre 
Gewinn,  die  Provision,  die  Havereigelder,  die  Bodmereigeber.  Gilt  das  Schiff  als 
verloren,  weil  es  verschollen  ist,  so  gelten  die  übrigen  versicherten  Gegenstände 
ebenfalls  als  verloren,  soweit  sie  sich  auf  dem  Schiff  befunden  haben,  oder  der 
Anspruch  auf  dieselben  von  dem  Fortbestand*'  des  Schiffes  bis  zur  Ankunft  im  Be- 
stimmungshafen oder  doch  in  einem  Nothafen  abhängig  ist. 

In  den  Fällen  der  Aufbringung,  Anhallung  oder  Xehmung  ist  indess  nicht 
notwendigerweise  die  Gefahr,  die  für  den  einen  Gegenstand  einen  Verlust  droht, 
auch  für  den  anderen  von  gleicher  Bedeutung.  Es  kommt  desshalb  darauf  an,  dass 
im  konkreten  Falle  gerade  der  Gegenstand  der  Versicherung  durch  eines  der  aufge- 
führten Ereignisse  bedroht  ist.  So  kann  im  Fall  der  Aufbringung  eines  Schiffes  der 
Kaptor  gehalten  sein,  wenn  nur  die  Ladung,  weil  dem  Feinde  gehörig,  nicht  aber 
das  Schiff  durch  ein  Prisengericht  kondemniert  ist,  die  Kracht  zu  bezahlen.  Anderer  - 
seits kann,  soweit  es  sich  um  Versicherung  von  imaginärem  Gewinn  oder  Provision 
handelt,  die  Verbindlichkeit  des  Versicherers  zum  Schadenersatz  eintreten,  wenn- 
gleich die  Güter  sich  an  einem  andern  als  dem  Bestimmungsort  in  wohlbehaltenem 
Zustande  befinden.  Indess  besteht  zwischen  dem  Falle  der  Verschollenheil  und 
den  Fällen  der  Bedrohung  des  versicherten  Gegenstandes  durch  Aufbringung,  An- 
haltung  ein  erheblicher  Unterschied.  Im  Falle  der  Verschollenheit  des  Schiffes 
liegt  eine  subjektive  L'ngewissheit  vor  über  den  Stand  der  Sache :  es  bestellt  die 
.Möglichkeit,  dass  die  versicherten  Gegenstände  noch  thatsächlich  vorhanden  sind, 
sei  es  in  beschädigtem  oder  sei  es  in  unbeschädigtem  Zustande,  sowie  dass  sie  zum 
Vorschein  kommen  und  den  Bestimmungshafen  erreichen;  auf  der  anderen  Seite 
liegt  aber  auch  die  Möglichkeil  vor,  dass  die  Gegenstände  während  der  Verschollen- 
heitsfrist beschädigt  oder  verloren  sind.  Während  der  Versicherer  sonst  nur  haftet, 
wenn  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  einen  Unfall  herbeigeführt  sind, 
gegen  dessen  Eintritt  im  Versichenuigsvei  trage  die  Versicherung  übernommen  ist. 
aber  frei  bleibt,  wenn  irgend  ein  anderer  Umstand  den  Verlust  oder  Beschädigung 
herbeigeführt  hat,  ist  es  gerade  das  Charakteristische  der  Verschollenbeil,  dass 
weder  festgestellt  werden  kann,  dass  ein  Verlust  oder  eine  Beschädigung  thatsächlich 
eingetreten  ist,  noch  ob  der  angenommene  Verlust  (»der  Beschädigung  auf  Unfälle 
zurückzuführen  ist.  die  den  Versicherer  haftbar  machen.  Die  Thatsache  des  Aus- 
bleibens jeglicher  Nachrichten  über  das  Schiff  bildet  die  einzige  Grundlage  für  die 
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Annahme  eines  Totalverlustes,  der  auf  einen  den  Versicherer  haflhar  machenden 
Unfall  zurückgeführt  wird.  Da  nach  dem  gewöhnlichen  Verlauf  der  Dinge,  falls  kein 
einen  Tutalverlusl  herbeiführender  Unfall  sieh  ereignet  hat.  Nachrichten  über  das 
Ergchen  des  Schiffes  den  Beteiligten  bekannt  werden,  so  liegt  in  dem  dauernden 
Ausbleiben  der  Xaehriehten  ein  hoher  Grad  von  Wahrscheinlichkeit,  dass  ein 
Total  verlast  eingetreten  ist.  Wird  diese  hohe  Wahrscheinlichkeit  als  Beweis  für 
einen  Totalverlust  angenommen,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  ferner  anzunehmen,  dass 
der  Unfall,  der  das  Schill  getroffen  haben  muss,  nach  Inhalt  der  abgeschlossenen 
Versicherung  auch  eine  Haftbarkeit  des  Versicherers  begründet.  Gegen  diese  An- 
nahme ist,  soweit. die  Verschollenheit  «lern  Totalverlust  gleichgeachtet  wird,  ein 
Gegenbeweis  des  Versicherers,  der  seine  Haftbarkeit  ansschlicssen  würde,  nicht 
zulässig,  insbesondere  nicht  der  etwaige  Beweis  der  Behauptung,  dass  z.  B.  «las 
versicherte  Schill  in  einem  nicht  seetüchtigen  Zustande  oder  nicht  gehörig  ausge- 
rüstet oder  bemannt  in  See  gesandt  ist  (Art.  825  Z.  1,  $  821  Z.  1).  dass  du»  Güter 
mangelhaft  verpackt  gewesen  seien,  und  daher  schon  vor  Eintritt  der  Verschollenhcit 
möglicherweise  ein  Schaden  an  denselben,  der  nicht  zu  Lasten  des  Versicherers  ist, 
sie  in  ihrem  Wert  zerstört  hat.  In  diesen  Fällen  würde  der  Beweis  der  Möglichkeit 
der  Entstehung  eines  Verlustes,  für  den  der  Versicherer  nicht  haftet,  die  Annahme 
nicht  ausschlössen,  dass  trotz  des  seeuntüchtigen  Zustandes.  trotz  der  mangelhaften 
Verpackung  u.  s.  w.  der  Schaden  durch  einen  Unfall  herbeigeführt  ist,  der  zu 
Lasten  di's  Versicherers  war.  *  Der  Versicherer,  der  auf  Grund  der  Bestimmung 
des  Gesetzes,  dass  die  Verschollenheit  des  Schiffes  zum  Anspruch  auf  Zahlung'  der 
Versicherungssumme  zum  vollen  Betrage  gegen  Ab.  verpflichtet,  einen  Versiche- 
rungsvertrag abschliesst,  erklärt  damit  stillschweigend,  dass  das  Ausbleiben  der 
Xaehriehten  für  ihn  ein  vollgenügender  Beweis  des  di<>  Bedingung  seiner  Zahlungs- 
pflicht bildenden  Verlusteintritts  ist.  Ks  handelt  sich  hier  um  den  Ersatz  <les  dem 
Versicherten  an  sich  obliegenden  Beweises  durch  den  Beweis  cuht  als  gleichwertig 
angesehenen  Thatsache.  Xicht  indess  schon  die  Thatsache,  dass  innerhalb  der  im 
Gesetz  geregelten  Verschollenheitsfristen  keine  Nachricht  eingetroffen  ist,  giebt  dem 
Versicherlen  ein  Recht  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme,  vielmehr  ist  es  mass- 
geblich, dass  im  Augenblick,  in  dem  der  Versicherte  auf  Grund  des  Ablaufs  der 
Verschollenheitsfrist  zum  Ab.  >chreitct,  die  Verschollenhcit  noch  fortbesteht  (Art. 
871,  S  867).  Andernfalls  würde  die  Annahme  eines  Verlustes  durch  den  Beweis 
des  (iegenteils  widerlegt  sein. 

Einen  wesentlich  anderen  Charakter  tragen  die  sonstigen  Fälle,  in  denen  der 
Versicherte  zum  Ab.  befugt  ist.  Der  Gegenstand  der  Vt-rsiehcrung  muss  bedroht 
sein.  Er  existiert  also  noch,  wenngleich  das  Schiff  oder  die  Güter,  aufweiche  sich 
die  Versicherung  bezieht,  oder  mit  denen  sie  in  Zusammenhang  gebracht  ist,  der 
Verfügung  der  Berechtigten  entzogen  sind.  Man  weiss  auch,  welcher  Unfall  sie  be- 
troffen hat :  und  darum  ist  es  auch  ohne  Weiteres  klar  und  ersichtlich,  ob  der  Un- 
fall überhaupt  eine  Haftung  des  Versicherers  herbeiführen  kann,  oder  ob  solche 
Haltung  etwa  durch  Klauseln,  mit  denen  der  Versicherungsvertrag  abgeschlossen 
ist.  aufgehoben,  oder  beschrankt  ist  (Art.  852 IT.  §8i8  ff).  Es  ist  auch  ohne  Weiteres 
ersichtlich,  dass  etwaige  Schäden,  für  welche  der  Versicherer  die  Haftung  nicht 
übernommen  hat.  Art.  855  ff.  1$  851  ff.),  nicht  nachträglich  dadurch  zu  einem 
Totalverlust  führen  und  die  Haftung  des  Versicherers  begründen  können,  weil  «-in 
anderer  zum  Ab.  berechtigender  Unfall  sich  ereignet  hat.  Sache  des  Versicherten 
ist  es  in  allen  diesen  Fällen  zu  beweisen,  dass  ein  zum  Ab.  berechtigender  Unfall 
Schiff  oder  Güter  betroffen  hat,  und  sofern  die  Haftbarkeit  des  Versicherers  be- 
schränkt war.  dass  durch  diesen  Unfall  ein  Schaden  droht. 

Während  im  Kalle  der  Verschollenhcit  der  Totalverlust  des  Schiffes  und  der 


*  Denkbar  wäre  allerdings,  dass  nur  gegen  Kriegsgefahr  Versicherung  ge- 
ikMimen  wäre,  und  dass  .Schill  alsd  om  in  Versrhollenhcit  gerät.  Aber  auch  als- 
dann bleibt  die  .Möglichkeit  offen,  dass  das  Schiff  der  Kriegsgefahr  tum  Opfer 
gefallen  ist. 
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darin  befindlichen  Güter  angenommen  wird,  daher  mit  dem  Verluste  der  Gegen- 
stände selbst  auch  der  Verlust  des  Eigentums,  bedarf  es  in  den  Fällen  der  Auf- 
bringung, Anhaltung  und  Nehmung  nicht  des  Vorliegens  der  Gefahr  eines  Eigentums- 
verlustes, z.  B.  durch  Kondemnation,  Konfiskation  u.  s.  w.,  sondern  es  genügt,  dass 
das  den  Gegenstand  der  Versicherung  bildende  Vermögensinteresse  des  Versicherten 
gefährdet  wird,  sei  es  nun,  dass  eine  spätere  Freigabe  gar  keinen  Wert  mehr  für 
ihn  hat  oder  nur  noch  einen  geringeren,  sei  es,  dass  dies  Vermögensinteresse  durch 
einen  Verlust  des  Eigentums  beschädigt  wird,  oder  durch  einen  sonstigen  Umstand, 
mangelnde  Sorgfalt  in  der  Erhaltung  und  Verwahrung,  sonstige  Beschädigung,  den 
bei  längerem  Zurückhalten  in  dem  betreffenden  Klima  eintretenden  natürlichen 
Verderb  der  Gegenstände  und  dergleichen  die  Beschädigung  des  Vermögensinteresses 
herbeigeführt  wird.  Damit  ein  Ab.  erfolgen  kann,  muss  nach  der  gesetzlichen 
Vorschrift  zunächst  eine  Wartefrist  verstrichen  sein,  deren  Dauer  in  Art.  865  (§  861) 
verschieden  geregelt  ist  nach  der  Lage  des  Unfallortes.  Sie  wird  nicht  schon  von 
dem  Tage  an  berechnet,  an  welchem  sich  der  Unfall  ereignet  hat,  auch  nicht  von 
dem  Tage  an,  an  welchem  der  Versicherte  Kenntnis  von  dem  eingetretenen  Unfall 
erhalten  hat,  sondern  erst  von  dem  Tage  an,  an  welchem  dem  Versicherer  der 
Unfall  durch  den  Versicherten  angezeigt  ist.  Hieraus  ergiebt  sich  die  Bedeutung  der 
Wartefrist.  Sie  soll  bezwecken,  den  Versicherer  in  Stand  zu  setzen,  selbst  oder 
durch  Dritte,  z.  B.  Agenten,  den  Versicherten,  den  Schiffer,  die  geeigneten  Mass- 
regeln,  die  zur  Freigabe  führen  können,  vorzunehmen  oder  anzuordnen.  Der  Ver- 
sicherte selbst  indess  ist  und  bleibt  verpflichtet,  sowohl  für  die  Reitung  der  ver- 
sicherten Sachen,  als  für  die  Abwendung  grösserer  Nachteile  zu  sorgen,  und  zwar 
thunlichst,  wie  Art.  823  (§  819)  bestimmt ;  er  hat  auch,  wenn  thunlich,  über  die 
erforderlichen  Massregeln  vorher  mit  dem  Versicherer  Rücksprache  zu  nehmen. 
Diese  Verpflichtung  besteht  nicht  nur  während  der  Warlefrist,  sondern  auch  über 
dieselbe  bis  zur  Abandonerklärung  hinaus,  ja  selbst  mit  der  Ab.-Erklärung  erlischt 
sie  nicht,  sondern  sie  dauert,  obwohl  mit  der  Ab.-Erklärung  alle  Rechte,  welche 
dem  Versicherten  in  Ansehung  des  abandonnierten  Gegenstandes  zustanden,  auf 
den  Versicherer  nach  Art.  872,  868)  übergehen,  noch  fort,  bis  der  Versicherer 
selbst  im  Stande  ist,  für  die  Rettung  der  versicherten  Sachen  und  für  die  Abwendung 
grösserer  Nachteile  zu  sorgen. 

Die  Verzögerung  oder  Unterlassung  der  Benachrichtigung  von  dem  Unfall  hat 
nun.  soweit  der  Ab.  in  Betracht  kommt,  eine  doppelte  Wirkung  : 

1.  Die  Fristen,  nach  deren  Ablauf,  in  den  Fällen  der  Aufbringung.  Anhaltung 
oder  Nehmung,  dem  Versicherten  das  Recht  zur  Ab.-Erklärung  zusieht,  beginnen 
erst  mit  dem  Tage  zu  laufen,  an  welchem  die  Anzeige  des  Unfalls  an  den  Ver- 
sicherer durch  den  Versicherten  erfolgt  ist.  Nicht  notwendig  ist,  dass  der  Versicherte 
selbst,  d.  h.  derjenige,  der  das  Interesse  daran  hat,  dass  Schiff  oder  Ladung  die  Ge- 
fahren der  Seeschiffahrt  bestehe  (Art.  782,  §  778),  die  Nachricht  giebt ;  die  Anzeige 
kann  auch  durch  den  Versicherungsnehmer,  der  das  Interesse  eines  Dritten  unter 
Versicherung  bringt,  erfolgen.  Etwaige  Verzögerung  oder  Unterlassung  der  Anzeige 
durch  den  Versicherungsnehmer  hat  dieselben  Wirkungen,  wie  wenn  der  Versicherte 
selbst  die  Anzeige  verzögert  oder  unterlassen  hätte.  Eine  anderweitig  erlangte 
Kenntnis  des  Versicherers  von  dem  Unfall  steht  dagegen,  soweit  der  Lauf  der  Warte- 
frist in  Frage  kommt,  der  Anzeige  durch  Versicherungsnehmer  oder  Versicherten 
nicht  gleich.  * 

2.  Haben  der  Versicherungsnehmer  oder  der  Versicherte,  wenn  dieser  von  der 
Versicherung  Kenntnis  hat,  die  Nachriehl  von  dem  Unfall  erhalten,  aber  nicht  als- 
bald den  Unfall  angezeigt,  so  ist  der  Versicherer  befugl,  von  der  Entschädigungs- 
summe den  Betrag  abzuziehen,  um  welchen  derselbe  bei  rechtzeitiger  Anzeige  sich 


»  Obwohl  Art.  805  8 Jl )  nur  von  einer  Anzeige  durch  den  Versicherten  spn<  ht, 
ergiebt  doch  der  Hinweis  im  Gesetze  auf  Art.  822  ($  818)  die  Gleichstellung  der  An- 
zeige des  Versicherungsnehmers  mit  der  des  Versicherten. 


(Ii; 


gemindert  halle.  Massgebend  ist  hier  nur,  dass  dein  Versicherungsnehmer  oder  dein 
Versicherten  eine  Nachricht,  brieflich,  telegraphisch,  mündlich  durch  den  Schiffer, 
eine  sonstige  Person  der  Schiffsbesatzung,  einen  sonst  an  dem  Schiff  oder  der 
Ladung  Interessierten,  einen  sonstigen  Versicherer  zugegangen  ist,  im  Gegensatz 
zu  etwaigen  zu  allgemeiner  Kenntnis  gelangten  Veröffentlichungen  durch  öffentliche 
Blätter.  Bürsenanschläge  u.  s.  w.,  da  bei  ihnen  der  Versicherte  voraussetzen  darf, 
dass  der  Versicherer  in  gleicher  Weise  Kenntnis  erlangt  habe.  Hat  der  Versiche- 
rungsnehmer oder  der  Versicherte  zwar  die  erhaltene  Nachricht  dem  Versicherer 
nicht  alsbald  oder  gar  nicht  angezeigt,  aber  alle  Massregeln  ergriffen,  die  zur  Be- 
wirkung  der  Freigabe  überhaupt  vernünftiger  und  verständiger  Weise  unternommen 
werden  konnten,  so  kann  der  Versicherer  aus  der  Unterlassung  rechtzeitiger  An- 
zeige keine  Befugnis  zu  Abzügen  herleiten;  fehlt  es  dagegen  an  der  Vornahme  ge- 
eigneter Massregeln,  so  wird  der  Versicherer  die  Befugnis  zu  Abzögen  damit  be- 
gründen können,  dass  bei  rechtzeitiger  Anzeige  es  ihm  möglich  gewesen  wäre,  die 
Freigabe  der  von  der  Aufbringung,  Anhallung  oder  Nehmung  betroffenen  Gegen- 
stände zu  bewirken  oder  «loch  für  eine  Verminderung  des  aus  solchen  entstehenden 
Schadens  Sorge  zu  tragen.  Die  Beurteilung,  ob  aus  der  Unterlassung  oder  Ver- 
zögerung ein  Schaden  entstanden  ist,  beziehentlich  in  welcher  Höhe,  unterliegt 
nach  den  Bestimmungen  der  '259  und  260  der  Civilprozessordnung  dem  freien 
richterlichen  Krmessen.  Sind  die  Folgen  der  Unterlassung  rechtzeitiger  Anzeige  und 
der  mangelnden  Fürsorge  für  Bettung  der  versicherten  Sachen  und  Abwendung 
grösserer  Nachteile  solche,  dass  die  geretteten  Gegenstände  ganz  verloren  sind,  so 
wird  dem  Anspruch  ans  der  nach  Ablauf  der  Wartefrist  an  sich  zulässigen  Abandon- 
Erklärung  der  Einwand  entgegengesetzt  werden  können,  dass  der  Versicherte  sich 
durch  eigenes  Verschulden  ausser  Stand  gesetzt  hat,  eine  wirksame  Abtretung  der 
ihm  zustehenden Bechte  vorzunehmen,  und  damit  des  Rechts  zum  Abandon  verlustig 
geworden  ist.  Es  bleiben  dem  Versicherten  alsdann  nur  die  Hechle  auf  Ersatz  des 
Partialschadens,  der  bis  zur  Nachricht  von  den  fraglichen  Unfidlen  den  versicherten 
Gegenstand  betroffen  halle. 

Die  hier  gemachten  Ausführungen  lassen  erkennen,  dass  das  Gesetz  bei  Be- 
stimmung der  Pflicht  zur  Anzeige  die  Interessen  der  Versicherer  im  Auge  gehabt 
hat,  aber  nur  solche,  deren  Berücksichtigung  gleichzeitig  den  aus  »lern  Bona1  fidei- 
Charaktcr  des  Versicherungsvertrages  sich  ergebenden  Pflichten  des  Versicherten 
entspricht.  Liegt  die  Sache  so.  dass  der  Versicherte  von  der  Befugnis  zur  Ab.- 
Erklärung  voraussichtlich  Gehrauch  machen  wird,  so  erfordert  es  sein  eigenes  In- 
teresse, dem  Versicherer  alsbaldige  Anzeige  zu  machen,  da  andernfalls  die  der 
Ab. -Erklärung  vorangehende  Warlcfrisl  nicht  zu  laufen  beginnt. 

Die  Pflicht  zur  Fürsorge,  durch  Bettung  der  versicherten  Sachen  und  Ab- 
wendung grösserer  Nachteile,  trägt  einen  verschiedenen  Charakter,  je  nachdem  ihre 
Erfüllung  vor  der  Ab. -Erklärung  oder  nach  derselben  erfolgt.  Vorher  wendet  der 
Versicherte  die  Fürsorge  an  auf  die  Erhaltung  seines  Eigentums,  seiner  Vermögens- 
interessen. Die  Unterlassung  der  Fürsorge,  soweit  sie  thunlieh  war,  würde  zur  Folge 
haben,  dass  der  Schaden,  der  ihn  betrifft,  auf  sein  eigenes  Verschulden,  nicht  auf 
die  Gefahren  der  Seeschiffahrt  zurückzuführen  sein  würde,  soweit  solcher  Schaden 
bei  Anwendung  der  Fürsorge  noch  abgewendet  oder  in  seinen  Folgen  hätte  ver- 
mindert weiden  können.  Der  Versicherer,  der  nur  gegen  die  Gefahren  der  Seeschiff- 
fahrt die  Versicherung  übernimmt,  haftet  nicht  weiter,  als  die  tiefahren  laufen,  ein- 
schliesslich desBisikos,  dass  der  Versicherte  nicht  im  Standeist.  geeignetoMassrcgeln 
für  Abwendung  oder  Verminderung  des  Schadens  zu  treffen.  Ist  dagegen  die  Ab.- 
Erklärung  erfolgt.  s<>  steht  damit  der  Zeilpunkt  fest,  von  welchem  ab  die  Gefahr  wie 
die  Vorteile  für  Bcchnung  des  Versicherers  gehen.  Wenn  gleichwohl  das  Gesetz 
dein  Versicherer  noch  eine  weitere  Fürsorge  zur  Pflicht  machl.  so  liegt  der  Grund 
hierfür  nur  in  dein  Bona*  lidci-Charakter  des  Versicherungsvertrages.  Aehnlichc  Be- 
stimmungen trifft  das  allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch  in  Art.  323:  Pflicht 
lies  Beauftragten,  mit  dein  Auftrage  übersandte  Waaren  einstweilen  vor  Schaden 
zu  bewahren,  auch  bei  Ablehnung  des  Auftrages;  Art.  3-W :  Verpflichtung  des 
Käufers  beim  Dislanzkauf  für  einstweilige  Aufbewahrung  beanstandeter  Waare  zu 
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sorgen,  verknüpft  mit  der  Berechtigung,  wenn  die  Waare  dem  Verderben  ausgesetzt 
und  (iefahr  im  Verzuge  ist,  sie  verkaufen  zu  lassen.  Wie  in  den  ebengenannten 
Fällen,  so  liegt  auch  bei  der  Verpflichtung  zur  Fürsorge  nach  der  Ab.-Erklärung 
eine  gesetzlich  vorgeschriebene  Negotiorum  gestio  vor.  Es  wird  aber  hierdurch  noch 
ein  besonderer  Zweck  angestrebt  und  erreicht.  Durch  den  Ab.  geht  das  zwischen 
Rheder  beziehungsweise  Ladungsbeteiligten  und  dem  Schiffer  bestehende  Obliga- 
tions Verhältnis  nicht  auf  den  Versicherer  über.  Etwaigen  Anweisungen  des 
Versicherers,  wie  mit  dem  abandonnierten  Schiff  oder  den  abandonnicrlen  Eadungs- 
teilen  zu  verfahren,  würde  der  Schiffer  nicht  Folge  zu  leisten  brauchen.  Dagegen 
hat  die  Ab.-Erklärung  des  versicherten  Rheders  oder  Eadungsbcteil  igten  an  den 
Versicherer  als  ein  zwischen  Dritten  vorgenommener  Rechtsakt  auf  das  obligato- 
rische Verhältnis  der  genannten  Personen  zum  Schiffer  keinen  Einfluss.  Sie  bleiben 
in  der  Eage,  dem  Schiffer  Vorschriften  zu  erteilen,  durch  deren  Nichtbefolgung  er 
sich  ihnen  gegenüber  verantwortlich  machen  würde.  Die  Stellung  des  Versicherten 
nach  der  Ab.-Erklärung  ist  eine  ähnliche,  wie  die  des  Kommissionärs  oder  Spedi- 
teurs zu  dem  Dritten,  mit  welchem  er  ein  dem  Kommissions-  oder  Spedilions- 
auftrag  entsprechendes  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  hat.  Die  aus  dem  vom  Schiffer 
vorgenommenen  Rechtsgeschäfte  entspringenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
berechtigen  und  verpflichten  nach  dem  Ab.  zunächst  den  Versicherten,  der  aber 
zur  Ueberlragung  etwaiger  Ansprüche  an  den  Versicherer  verbunden  ist.  im 
l'ebrigen  kann  der  Versicherte  nach  der  Ab.-Erklärung  alle  Handlungen  anordnen 
und  vornehmen  oder  vornehmen  lassen,  die  nicht  im  Widerspruch  zu  etwaigen 
Vorschriften  der  Versicherers  stehen,  und  die  er  als  dessen  Interesse  entsprechend 
erachtet,  soweit  solche  Handlungen  in  den  Rahmen  :  Rettung  der  versicherten 
Sachen  und  Abwendung  grösserer  Nachteile  fallen,  also  im  Falle  der  Dringlichkeit 
auch  eine  Veräusserung  vornehmen.  Ebenso  wird  man  dem  Versicherlen,  trotzdem 
das  deutsehe  Handelsgesetzbuch  im  Gegensatz  zu  zahlreichen  ausländischen 
Handelsgesetzbüchern  darüber  schweigt,  wohl  das  Recht  einräumen,  die  versicherten 
Gegenstände  auch  nach  der  Ab.-Erklärung  für  Rechnung  des  Versicherers  los  zu 
kaufen,  wenn  solcher  Eoskauf  dem  Interesse  des  Versicherers  entspricht. 

Die  Verpflichtung  ist  zeitlich  beschränkt  auf  die  Fürsorge,  bis  der  Versicherer 
selbst  dazu  im  Stande  ist.  Ist  der  Versicherer  im  Stande,  trifft  er  aber  keine  Mass- 
regeln, so  verliert  der  Versicherte  Recht  und  Pflicht,  weitere  Handlungen  im 
Interesse  des  Versicherers  vorzunehmen.  Wenigstens  wird  er,  wenn  das  Verhalten 
des  Versicherers  den  Schhiss  rechtfertigt,  dass  er  weitere  Kosten  in  seinem  In- 
teresse nicht  aufgewendet  zu  sehen  wünscht,  nicht  in  der  Eage  sein,  die  sonst  von 
dem  Versicherer  nach  Art.  874,  (§  870)  Abs.  3  zu  ersetzenden  Kosten  ersetzt  zu  ver- 
langen, es  sei  denn,  dass  der  aus  der  weiteren  Thätigkeit  des  Versicherten  «lern  Ver- 
sicherer erwachsene;  Vorteil  die  aufgewendeten  Kosten  mindestens  erreicht.  Die 
Pflicht  aber,  für  fremde  Interessen  thätig  zu  sein,  soll  nicht  ins  Ungemessene  aus- 
gedehnt und  ausgenutzt  werden.  Ob  und  wann  der  Versicherer  dazu  im  Stande 
ist,  selbst  Fürsorge  zu  treffen,  muss  von  den  Umständen  des  Einzelfalls  abhängen. 
Etwaige  begründete  Zweifel  werden  eventuell  dem  Versicherten  als  dem  im  fremden 
Interesse  Verpflichtelen  zu  (Jute  kommen  müssen. 

Neben  der  Verpflichtung  zum  Kostenersatz  stellt  das  Handelsgesetzbuc  h  die 
Verpflichtung  des  Versicherers,  den  Versicherten  auf  Verlangen  mit  einem  ange- 
messenen Vorschusse  zu  versehen.  Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  auf  den 
ganzen  Zeitraum  von  Benachrichtigung  von  dem  Unfall  an  bis  zum  Erlöschen  der 
Verbindlichkeit  des  Versicherten  zu  weilerer  Fürsorge.  Wie  ein  Streit  über  die 
Verpflichtung  zur  Vorschusslcistung  und  über  die  Höhe  des  zu  leistenden  Vor- 
schusses zwischen  den  Parteien  zu  erledigen  ist,  und  welche  Rechtsfolgen  sich  an 
die  Unterlassung  der  Vorschusszahlung  knüpfen,  sagt  das  Gesetz  nicht.  Es  lässi 
sich  die  Entscheidung' nur  aus  allgemeinen  Gesichtspunkten  finden  und  zwar  wohl 
nicht  in  einer  einzigen  abstrakten  Formel,  sondern  unter  Berücksichtigung  der  Um- 
stände des  Einzelfalls  vom  Standpunkte  der  Bona  lides  aus.  Danach  dürfte  anzu- 
nehmen sein,  dass.  sofern  der  Versicherle  in  der  Eage  ist,  an  Ort  und  Stelle,  wo  die 
erforderlichen  Massregeln  zu  treffen  sind,  die  dazu  nötigen  Gelder  zur  Verfügung  zu 
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stellen,  er  bis  zu  dem  Zoil|.»unklo.  au  welchem  der  Versicherer  die  Nachricht  von 
(lern  Unfall  erhalten  hat  und  in  der  Lage  ist,  den  erbetenen  Vorschuss  zu  gewähren, 
auch  die  Pflicht  hat,  die  Aufwendungen  einstweilen  aus  seinem  eigenen  Vermögen 
zu  bestreiten.  Fast  wenn  der  Versicherer,  um  Gewährung  eines  Vorschusses  ange- 
gangen, in  Verzug  gerät,  erlischt  die  Verpflichtung  des  Versicherten,  aus  eigenen 
Mitteln  weitere  Kosten  aufzuwenden.  Da  es  sich  um  eine  im  Interesse  des  Ver- 
sicherers diesem  auferlegte  Verpflichtung  handelt,  wird  eine  Klage  des  Versicherten 
sich  nur  auf  Erstattung  der  bereits  gezahlten  Kosten  richten  können,  nicht  aber  auf 
Leistung  eines  Koslenvorschnsses.  da  ja  der  Versicherer  das  Recht  hat,  jeden 
weiteren  Aufwand  von  Kosten  zu  untersagen  und  einen  nicht  verbrauchten,  etwa 
schon  gezahlten  Vorschuss  zurück  zu  verlangen.  Indess  kann  auch  in  dem  Ver- 
halten des  Versicherten  ein  Verzicht  auf  das  Hecht.  Kostenvorschuss  zu  verlangen, 
geft.nden  werden.  In  solchem  Falle  würde  der  Versicherte  auch  nicht  berechtigt 
sein,  wegen  Ausbleiben  des  gleichwohl  verlangten  Koslenvorschusses  seine  Für- 
sorgethätigkeit  einzustellen.  Ebenso  würde  die  Verzögerung  in  der  Zahlung  des 
Vorschusses  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  »'inen  Verzug  begründende  Weigerung  des 
Versicherers  anzusehen  sein. 

Wenn,  wie  ausgeführt,  das  Gesetz  in  den  Fidlen  der  Aufbringung,  Anhaltung 
und  Nelmiung  das  Recht  zur  Ab.-erklärung  an  die  Voraussetzung  knüpft,  dass  inner- 
halb einer,  je  nach  der  Lage  des  Unfallorts  verschieden  bemessenen  Frist,  die  auf- 
gebrachten, angehaltenen  oder  genommenen  Gegenstände  nicht  freigegeben  sind,  so 
bedarf  es  der  Einhaltung  der  Frist,  um  einen  Anspruch  auf  Totalverlnst  zu  machen, 
nicht,  wenn  während  der  Frist  sich  definitiv  herausstellt,  dass  eine  Freigabe  nicht 
erfolgt  oder  eine  spätere  Freigabe  nicht  mehr  geeignet  ist,  einen  schon  eingetretenen 
Totalverlnst  wieder  zu  beseitigen,  z.  H.  wenn  die  angehaltenen  (iüter  inzwischen  bis 
zur  Wertlosigkeit  zerstört  sind.  Andererseits  soll  es  nicht  genügen,  um  das  Recht 
zum  Ab.  auszuschlicssen,  dass  nach  Ablauf  von  <»  Monaten  begründete  Aussiebt  auf 
Freigabe  vorbanden  ist,  vielmehr  wird  das  Recht  zum  Ab.  dadurch  begründet,  dass 
die  Freigabe  nicht  erfolgt  ist. 

Wie  aber  im  Falle  der  Versehollenheit  der  Ab.  wirkungslos  ist,  wenn  zwar 
nach  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist,  aber  vor  Abgabe  der  Ab.-erklärung  das  ver- 
schollene Schiff  oder  die  verschollenen  Güter  wieder  zum  Vorschein  kommen,  so 
auch  hat  zwar  der  Versicherte  im  Fall  der  Aufbringung,  Anhaltung  oder  Nehmung 
das  Recht,  alsbald,  nachdem  die  Ii,  0,  oder  1*2  monatliche  Frist  seit  Anzeige  von 
dem  Unfall  an  den  Versicherer  verstrichen  ist,  die  Ab.-erklärung  abzugeben;  ist  aber 
inzwischen  die  Freigabe  erfolgt,  so  hat  die  Ab.-erklärung  keine  rechtliche  Wirkung, 
und  der  Versicherte  kann  nur  l  Vlialschadensansprüche  erheben,  soweit  er  gegen 
den  erlittenen  Partialschaden  versichert  ist 

Die  einzelnen  Fälle,  die  das  Gesetz  aufführt,  sind: 

Embargo  auf  Schiff  oder  Güter, 

Aufbringung  von  einer  kriegführenden  .Macht, 

sonstige  Anhaltung  durch  Verfügung  von  hoher  Hand, 

Wegnahme  durch  Seeräuber. 

Das  Nähere  hierüber  unter  den  Worten  :  Embargo,  Au/brimjumj ,  An- 
haltuwj,  Seeräuber. 

Daraus,  dass  die  Fristen  mit  der  Anzeige  an  den  Versicherer  zu  laufen  an- 
fangen, ergiebt  sich  schon  der  Zweck  der  verschiedenen  Fristbestimmung.  Die 
Fristen  sollen  mit  Rücksicht  auf  die  Entfernung  des  Unfallorts  von  Deutschland  um- 
fänglich genug  bemessen  sein,  um  im  Wege  der  Korrespondenz,  Einleitung  eines 
Rcklamcvcrfahrcns  und  sonstigen  Verhandlungen  eine  Einwirkung  auf  die  Freigabe 
zu  ermöglichen.  Wenn  das  Gesetz  die  Rerccliiignng  zur  Erklärung  des  Ab.  von  der 
Einhaltung  der  Wartefristen  abhängig  mach!,  und  nicht  alsbald  nach  Eintritt  des 
I  ufalls  die  Ab.-erklärung  zuläßt ,  s(1  liegt  der  Grund  darin,  da^s  nicht  schon  eine 
Verzögerung  von  relativ  gcruigliigiger  Dauer  für  ausreichend  angesehen  werden 
soll,  um  einen  lür  den  Versicherer  ><>  folgenschweren  Schrill,  wie  den  Ab.  zu  recht- 
ferliücn.  der  ihn  nöligt.  die  volle  Versicherungssumme  zu  zahlen  gegen  den  Erwerb 
von  Rechten,  der  au  sich  nicht  in  den  Rahmen  des  Versicherungsgewerbes  fällt. 
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Andererseits  winden  zu  weit  hinaus  erstreckte  Fristen  vielfach  in  ihren  Folgen  für 
den  Versicherten  ebenso  verderblich  sein,  wie  wenn  der  Versicherte  genötigt  wäre, 
den  definitiven  Ausgan«  des  seine  Interessen  gefährdenden  Unfalls  abzuwarten. 
Diesen  Zwiespalt  der  beiderseitigen  Interessen  will  das  Gesetz  in  angemessener 
Weise  ausgleichen. 

Das  Gesetz  lässt  in  Art.  8CG  (§  862)  die  Verschollenhcit  des  Schiffes,  welches 
eine  Reise  angetreten  hat,  nach  Ablauf  bestimmter  Fristen  eintreten,  die  je  nach 
der  Lage  des  Abgcingshafens  zum  Bestimmungshafen  verschieden  festgesetzt  sind. 
Das  Fehlen  von  Nachrichten  über  das  Schiff  innerhalb  der  Verschollenheitsfrist 
begründet  die  Verschollenheit.  Vorausgesetzt  wird,  dass  das  Schiff  eine  Reise  an- 
getreten hat.  Abgangshafen  und  Bestimmungshafen  können  identisch  sein,  z.  B. 
bei  Schiffen,  die  zur  Hochseefischerei,  zum  Wallisch-  und  Robbenfang  verwendet 
werden.  Regelmässig  dagegen  sind  Abgangs-  und  Bestimmungshafen  verschieden; 
die  Ankunft  des  Schiffs  im  Bestimmungshafen  lässt  sich  regelmässig  ebenso  genau 
feststellen,  wie  der  Antritt  der  Reise  vom  Abgangshafen  und  zwar  durch  die  in  den 
Häfen  geführten  Register  der  Zoll-  und  llafenbehörden.  Soweit  nicht  besondere 
Gründe  vorliegen,  den  Zweck  der  Reise  geheim  zu  hallen,  pflegt  im  Abgangshafen 
auch  der  Bestimmungshafen  bekannt  gegeben  zu  werden.  Die  Nicht-Ankunft  im  Be- 
st immungshafen  binnen  der  gewöhnlichen  zur  Zurücklegung  der  Reise  erforder- 
lichen Zeit  begründet  die  Vermutung,  dass  dem  Schiff  unterwegs  ein  Unfall  zuge- 
stossen  ist.  Zieht  sich  aber  dieser  Zeitraum  ungewöhnlich  in  die  Länge,  so  steigert 
sich  die  Vermutung  dahin,  dass  das  Schiff  an  einem  Unfall  zu  Grunde  gegangen  ist, 
sofern  nicht  von  einem  anderen  Ort  her  Nachrichten  über  den  Verbleib  des  Schiffs 
eintreffen.  Der  Schiffer  ist  nach  Art.  503  (§  534)  verpflichtet,  den  Rheder  von  den 
Begebnissen  der  Reisen  in  forllaufender  Kenntnis  zu  hallen;  daher  begründet  der 
Nicht-Eingang  von  Mitteilungen  über  das  Schiff  die  Vermutung,  dass  der  Schiffer 
durch  den  Untergang  des  Schiffes  ausser  Stand  gesetzt  ist,  von  sich  und  dem  Schiffe 
dem  Rheder  Nachricht  zu  geben.  Dem  gewöhnlichen  ordnungsmässigen  Geschäftsgang 
entspricht  es,  dass  von  Eintreffen  im  Bestimmungshafen  den  Beteiligten,  Rheder. 
Ladungsinteressenten,  und  zwar  Befrachtern  und  Destinataren  Mitteilung  zugeht,  und 
dass  bei  Nicht-Eingang  von  Nachrichten  im  Bestimmungshafen  Erkundigungen  ein- 
gezogen werden.  Mit  Recht  fordert  daher  auch  das  Gesetz,  dass  das  Schiff  den  Be- 
stimmungshafen nicht  erreicht  hat ;  es  genügt  nicht,  dass  der  Versicherte  keine 
Mitteilung  von  dem  Erreichen  des  Bestimmungshafens  erhalten  hat,  vielmehr  ist  die 
positive  Feststellung  erforderlich.  Sie  genügt  indes*  zum  Beweise  der  Verschollen- 
heit nur  in  Verbindung  mit  dein  Ablauf  der  Verschollenheitsfrist,  d.  h.  es  muss  fest- 
stehen, dass  weder  während  der  Frist  noch  bis  zum  Ablauf  das  Schiff  den  Be- 
stimmungshafen erreicht  hat  und  ferner,  dass  auch  innerhalb  der  Frist  den 
Beteiligten  keine  Nachrichten  über  das  Schiff  zugegangen  sind,  d.  h.  dass  nicht  sonst 
über  den  Verbleib  (»der  den  etwaigen  Untergang  Nachrichten  eingetroffen  sind.  Die 
Thatsaehe,  dass  das  Schiff,  seit  dem  es  die  Reise  angetreten  hat,  an  irgend  einem 
Orte  ausserhalb  des  Abgangs-  oder  Bestimmungshafens  gesehen  worden  ist,  führt 
vielmehr  dahin,  dass  von  dem  Tage  an.  bis  zu  welchem  die  letzte  Nachricht  reicht, 
also  das  Schiff  zuletzt  gesehen  oder  Bestimmtes  über  dasselbe  gehört  ist.  die  Ver- 
schollenheitsfrist von  neuem  beginnt.  Andererseits  würde  die  Nachricht  über  den 
Untergang  des  Schilfs  zwar  das  Vorliegen  eines  Totalverlustes  bedeuten,  aber  nicht 
zu  einem  Abandon  wegen  Versdiollenheil  führen  können.  Wird  ein  Schiff  in  einer 
Seenot,  d.  h.  in  Folge  von  Seeunfällen,  welche  den  Untergang  des  Schiffs  in  Aus- 
sicht stellen,  von  der  Besatzung  verlassen,  so  liegt,  wenn  fernere  Nachrichten  von 
dem  Schiffe  fehlen,  nicht  ein  Fall  der  Verschollenheit  vor,  sondern  ein  Totalverlusl. 
Die  blosse  Aussicht,  dass  das  führer-  und  mannschaflslose  Schiff  von  einem 
anderen  Schiffe  angetroffen  und  im  Wege  der  Bergung  in  Sicherheit  gebracht 
werden  könnte,  schliesst  das  Vorliegen  eines  Totalverlustes  nicht  aus.  Oberappella- 
lionsgericht  Lübeck,  30.  Juni  18G3,  in  Sache  J.  W.  Dunker  gegen  II.  Burghard  u.  Co., 
mitgeteilt  in  Sammlung  von  Erkenntnissen  des  O.-A.-G.  Lübeck  in  Hamburgischen 
Rechtssachen;  Bd.  5,  1.  Abt.  S.  ti33  (Hamburg  1868)  und  Nathan.  Hamburgische 
tierichtszeitung  1861,  S.  125, 1862  S.  115,  1863  S.  253.  Handelsgericht  Hamburg 
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K.  1.  h.  September  1862  in  Sachen  Dr.  Brandis  u.  s.  w.  gegen  Schernikau  u.  s.  w., 
mitgeteilt  von  Hennann  u.  Hirsch,  Sammlung  scerechtlieher  Erkenntnisse,  Heft  1, 
Hamburg  1871  Nr.  28  S.  132  ff.  Ebenso  Hamb.  Handelsgericht,  11.  November  186t, 
in  Sachen  J.  I).  Mulzcnbeeher  Söhne  gegen  J.  C.  Schütt,  Nathan.  Hamburgische 
Gerichlszeitung.  IV.  Jahrgang  1864.  S.  369  ff.  Während  die  Nicht-Ankunft  im  Be- 
stimmungshafen positiv  festgestellt  werden  muss.  beschränkt  sich  im  üebrigen  die 
Verpflichtung  des  Versicherlen  dahin,  ihm  zugegangene  Nachrichten  mitzuteilen. 
Er  hat  nicht  nötig,  sonstige  Erkundigungen  einzuziehen,  die  etwa  zur  Auskunft  über 
den  Verbleib  des  Schiffes,  nachdem  es  den  Abgangshafen  verlassen,  führen  könnten. 
Dagegen  ist  es  gleichbedeutend,  ob  dem  Versicherten  selbst,  oder  einem  sonstigen 
Beteiligten  Nachricht  zugegangen  ist.  Die  Nachricht,  die  z.  B.  der  Destinatar  der 
Ladung  oder  der  Versicherer  erhalten  hat,  schliesst  ebenso,  wie  die  Nachricht,  die 
der  Versicherte  erhalten  hat.  die  Vermutung  aus.  dass  das  Schiff  schon  zu  dem 
Zeilpunkt,  auf  welchen  sich  die  Nachricht  bezieht,  verloren  gegangen  sein  könnte. 

Welcher  Art  die  Nachricht  sein  muss.  um  Berücksichtigung  zu  verdienen,  sagt 
das  Gesetz  nicht.  Ein  blosses  Hörensagen,  dessen  ursprüngliche  Quelle  sieh  im 
Dunkel  verliert,  genügt  nicht ;  andererseits  wird  man  an  die  Sicherheit  der  Nach- 
richt keine  übertriebenen  Ansprüche  stellen  dürfen  Denn  da  die  Verschollenheit 
des  Schiffs  die  Vermutung  des  Untergangs  begründen  soll,  wegen  der  Indien  Wahr- 
scheinlichkeit, die  aus  dem  Ausbleiben  jeglicher  Nachricht  sich  ergiebt,  wird  um- 
gekehrt auch  eine  Nachricht,  die  zu  erheblichen  Bedenken  an  ihrer  Richtigkeit 
keine  Veranlassung  bietet,  genügen  müssen,  um  jene  Wahrscheinlichkeit  insoweit 
zu  widerlegen,  als  nunmehr  nicht  angenommen  werden  kann,  dass  das  Schiff  be- 
reits an  dem  Tage,  auf  den  sich  die  Nachricht  bezieht,  verloren  war.  Solche  Nach- 
richten können  sowohl  zu  einer  Verlängerung  wie  zu  einer  Verkürzung  der  Ver- 
schollenheitsfrist führen,  insofern  von  Neuem  die  Verschollenheitsfrist  beginnt. 
Andererseits  ist  der  Punk»,  an  welchem  sich  das  Schiff  nach  sicherer  Nachricht  zu- 
letzt befand,  wesentlich,  da  wenn  dieser  Punkt  dem  Bestimmungshafen  näher  liegt, 
als  der  Abgangshafen,  zwar  erst  der  Tag,  an  dem  das  Schiff  sich  auf  diesem  befand, 
der  Verschollcnheitsberechnung  zu  Grunde  gelegt  wird,  dafür  aber  die  Frist  nun- 
mehr kürzer  sein  kann,  als  die  nach  deniAbgangshafcn  des  Schiffes  zu  berechnende. 

Der  Abandon  ist  nur  ein  Hecht,  nicht  auch  eine  Pflicht  des  Versicherten;  er 
hat  die  Wahl,  ob  er  den  Ab.  erklären  oder  je  nach  den  Umständen  abwarten  und 
später  Totalverlusl  oder  Partialschaden  geltend  machen  will.  Indess  ist  dies  alter- 
native Wahlrecht  an  bestimmte  Fristen  gebunden,  die  einmal  geräumig  genug  be- 
messen sind,  so  dass  der  Versicherte  überlegen  kann,  andererseits  aber  im  In- 
teresse  der  Versicherer  so  geordnet  sind,  dass  dieselben  noch  in  der  Kegel  die 
Hoffnung  haben  können,  einen  Totalschaden  durch  Verwertung  der  ahandonnierten 
Gegenstände  ganz  oder  doch  zum  Teil  ausgleichen  zu  können.  Diese  Fristen,  die 
sogenannten  Abandonfristen,  sind  wiederum  verschieden  geregelt  nach  der  Lage 
des  Bestimmungshafens,  wenn  es  sich  um  Ab.  wegen  Verschollenheit  handelt,  nach 
der  Lage  des  Unfallortes  in  den  übrigen  zum  Ab.  berechtigenden  Fallen. 

Der  Wille  des  Versicherlen  kann  rechtswirksam  erst  erklärt  werden,  nachdem 
die  zur  Abgabe  der  Ab  -Erklärungen  erforderlichen  Voraussetzungen  erfüllt  sind, 
also  sofern  der  Ab.  auf  Verschollenheit  gegründet  werden  soll,  erst  wenn  das  Schiff 
durch  Ablauf  der  Verschollenheilsfrist  den  Charakter  eines  verschollenen  Schiffs 
angenommen  hat.  Sofern  aber  der  Ab.  sich  auf  einen  der  sonstigen  Ab.-Fällc  stützt, 
tritt  die  Befugnis  erst  ein,  nachdem  zunächst  dem  Versicherer  der  Unfall  durch  den 
Versicherten  angezeigt  ist.  und  alsdann  die  nach  Lage  des  l'nfallorts  verschieden 
bemessene  Warlefrisl  abgelaufen  ist.  Der  Zeitpunkt  der  Zulässigkcit  der  Ab.-Er- 
klärung  ist  daher  im  Falle  der  Verschollenheit  ein  von  dem  Willen  des  Versicherten 
unabhängiger,  während  in  den  übrigen  Fidlen  der  Versicherte  es  in  seiner  Hand 
hat.  durch  Verzögerung  de;  Anzeige  an  den  Versicherer  den  Zeitpunkt,  von  welchem 
an  die  Ab. -Frist  läuft.  hinauszu>chicben. 

Die  Ab. -Frist  hat  den  Charakter  einer  Präklusivfrist  :  innerhalb  der  Ab. -Frist 
muss  dem  Versicherer  die  Ab.-Frklärung  zugegangen  sein.  Ks  kommt  also  nicht 
in  Betracht,  dass  der  Win.  heile  noch  innerhalb  derFrist  die  Ab  - Erklärungsanzeige 
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abgesandt  hat ;  er  trägt  vielmehr  aw  h  die  (Jefalir,  dass  die  Anzeige  überhaupt 
nicht,  oder  doch  nic  ht  rechtzeitig  in  die  Hände  des  Versicherers  gelangt. 

Indes*  wirkt  die  Präklusion  nur  insoweit,  als  das  alternative  Wahlrecht  de* 
Versicherten  erlischt ;  ihm  bleibt,  obwohl  der  Ab.  nach  Ablauf  der  Frist  unstatthaft, 
das  Recht,  nach  .Massgabe  der  sonstigen  Grundsätze  Vergütung  zu  verlangen.  Der 
Versicherer  kann  diesem  Anspruch  nicht  entgegenhalten,  dass  im  Fall  der  Ab.- 
Erklärung  die  Lage  des  Versicherers  günstiger  gewesen  wäre:  wohl  aber  kann, 
abgesehen  von  einem  etwaigen  Rechte,  Abzüge  zu  machen,  der  Versicherer  günstiger 
gestellt  werden,  wenn  z.  B.  sich  nachträglich  der  erlittene  Schaden  als  ein  Partial- 
schaden herausstellt,  der  durch  die  Versicherung  nicht  gedeckt  ist,  während  im 
Falle  des  Abandons  der  Schaden  als  Totalvorlust  hätte  behandelt  werden  müssen. 

üie  Konsequenz  der  Unstatthaftigkeit  des  Ab,  nach  Ablauf  der  Ab.-Frist  würde 
nun  dahin  führen,  dass  sofern  im  Falle  der  Versehollenhcit  ein  Ab.  nicht  rechtzeitig 
erfolgt  ist,  und  das  Schiff  dauernd  verschollen  bleibt,  der  Versicherte  den  Beweis  des 
Verlustes  führen  müssfe.  Ob  dabei  das  Ausbleiben  von  Nachrichten  als  vollgültiger 
Beweis  für  einen  eingetretenen  Verlust  anzusehen  wäre,  würde  nach  den  Grund- 
sätzen der  259  und  '260  der  Civilprozessordnung  zu  beurteilen  sein,  die  gesetz- 
liche Präsumption,  dass  Verschollenheit  Verlust  bedeutet,  wäre  dabei  aber  unan- 
wendbar. Die  Unterlassung  rechtzeitiger  Ab.-Erklärung  würde  daher  wegen  der  an 
Unmöglichkeit  grenzenden  Schwierigkeit  der  Beweisführung  für  den  Versicherten 
vielfach  zu  einem  Verlust  jeglichen  Anspruchs  führen.  Andererseits  aber  erschien 
es  doch  unzulässig,  im  Falle  der  Verschollenheit  den  Versicherer  gänzlich  dem 
Belieben  des  Versicherten  preiszugeben.  Das  Gesetz  hat  daher  einen  Mittelweg  ein- 
geschlagen. Die  Verschollenheit  kann  auch  nach  unbenutztem  Ablauf  der  Ab.-Frist 
zur  Grundlage  eines  Anspruchs  auf  Erstattung  eines  Totalschadens  gemacht  werden, 
ebenso,  wie  wenn  ein  rechtzeitiger  Ab.  erfolgt  wäre :  aber  die  Regelung  des  Total- 
schadens weicht  ab  von  der  Regelung  bei  rechtzeitiger  Ab.-Erklärung,  insofern  sie  nicht 
zu  einer  definitiven  Erledigung  der  gegenseitigen  Ansprüche  führt.  Zwar  hat  auch 
in  diesem  Falle,  nachdem  die  Versicherungssumme  gezahlt  ist,  nur  der  Versiehoror 
Anspruch  auf  das  nachträglich  Gerettete,  beziehentlich,  wenn  nicht  zum  vollen 
Wert  versichert  war,  auf  einen  verhältnismässigen  Teil  des  Geretteten.  Hat  demnach 
der  Versicherer  die  Versicherungssumme  gezahlt  —  nur  dieser  Zeitpunkt  kommt,  da 
der  Abandon  nach  wie  vor  unstatthaft  bleibt,  in  Betracht  —  und  kommt  hinterher  das 
Schiff  wieder  zum  Vorschein,  z.  B.  fährt  mit  vollen  Segeln  in  den  Bestimmungs- 
hafen, so  hat,  abgesehen  von  der  Partialversicherung,  nur  der  Versicherer  den  An- 
spruch auf  das  versicherte  Schiff,  beziehentlich  die  versicherten  Güter,  also  der 
gesamte  Vorteil  kommt  ihm  zu.  Stellt  sich  aber  heraus,  dass  ein  Totalverlust  nicht 
vorliegt,  so  hat  nunmehr  der  Versicherer  das  Wahlrecht,  entweder  dem  Versicherten 
die  gezahlte  Versicherungssumme  zu  belassen  und  selbst  die  wieder  zum  Vorschein 
gekommenen  versicherten  Gegenstände  zu  behalten,  oder  aber  die  Wiederher- 
stellung der  vor  Zahlung  der  Versicherungssumme  vorhandenen  Rechtslage  zu  ver- 
langen :  Der  Versicherte  erhält  alsdann  nur  den  etwa  erlittenen  Partialschaden 
ersetzt,  so  weit  er  durch  die  Versicherung  für  denselben  gedeckt  war.  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  der  Versicherungssumme  muss  er  erstatten;  dagegen  aber  fallendem 
Versicherten  die  wieder  zum  Vorschein  gekommenen  beziehentlich  nachträglich 
geretteten  Gegenstände  wieder  zu.  Eine  formelle  RückÜbertragung  der  Rechte  des 
Versicherers  auf  den  Versicherten  ist  nicht  erforderlich :  es  genügt  ein  einfacher 
Verzicht. 

Eine  besondere  Bestimmung  bezüglich  des  Beginns  der  Ab.-frist  hat  das  Gesetz 
in  Art.  868  Abs.  3     864  Abs,  3)  bezüglich  der  Rückversicherung  getroffen. 

Der  Versicherer,  welcher  Rückversicherung  genommen  hat,  hat  bezüglich  eines 
etwaigen  Ab.  im  Uebrigen  gegenüber  dem  Rückversicherer  dieselben  Hechte  und 
Pflichten,  wie  der  Versicherte  dem  Versicherer  gegenüber,  soweit  nicht,  wie  dies 
vielfach  vorkommt,  der  Rückversicherungsvcrtrag  dem  Rückversicherten  eine 
freiere  Stellung  einräumt,  z.  B.  durch  die  Bestimmung,  dass  zur  Begründung  des 
Anspruchs  aus  der  Rückversicherung  Vorlegung  der  Quittung  des  Versicherten  über 
erfolgte  Zahlung  des  Versicherers  genügen  soll. 
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Der  Rückversicherte  kann  also  den  Ah.  eines  verschollenen  Schiffs  nicht  vor 
Ablauf  der  Verschollenheitsfrist  zur  Grundlage  eines  Anspruchs  machen.  Er  mass 
die  sonstigen  zum  Ab.  berechtigenden  Unfälle  dein  Rückversicherer  anzeigen  und 
die  Wartefrist  einhalten ;  er  müsste  dementsprechend  auch  an  die  Ab.-frist  gegen- 
über dem  Rückversicherer  gebunden  sein.  Bezüglich  dieses  letzten  Punktes  aber 
könnte  sich  die  Schwierigkeit  ergeben,  dass  dem  Rückversicherten  selbst  erst  un- 
mittelbar vor  Ablauf  der  Ab.-frist  von  dem  Versicherten  die  Ab.-erklärung  zugehl, 
und  er  daher  nicht  mehr  in  der  Lage  sein  würde,  seinerseits  Erkundigungen  einzuziehen 
und  sich  zu  überlegen,  ob  er  dem  Rückversicherer  gegenüber  ebenfalls  von  der 
Befugnis  zum  Ab.-Gebrauch  machen  will.  Ks  könnte  sogar  die  ihm  verbliebene 
Frist  so  kurz  sein,  dass  er  gar  nicht  mehr  in  der  Lage  wäre,  rechtzeitig  die  Ab.- 
erklärung  dem  Rückversicherer  zugehen  zu  lassen.  Um  diesen  Konsequenzen  vorzu- 
beugen, bestimmt  das  Gesetz,  dass  im  Verhältnis  zwischen  Rückversicherten  und 
Rückversicherer  die  Ab.-frist  erst  mit  dem  Ablauf  des  Tages  an  zu  laufen  beginnt, 
an  welchem  dem  Rückversicherten  von  dem  Versicherten  der  Ab.  erklärt  worden, 
d.  h.  ihm  die  Erklärung  zugegangen  ist.  Das  hier  Ausgeführte  findet  auf  weitere 
Rückversicherungen  entsprechende  Anwendung. 

Die  Gültigkeit  der  Ab.-erklärung  hängt  davon  ab,  da-ss  sie  ohne  Vorbehalt  und 
ohne  Bedingung  erfolgt,  sowie,  das»  sie  sich  auf  den  ganzen  versicherten  Gegen- 
stand erstreckt,  soweit  dieser  zur  Zeit  des  Unfalls  den  Gefahren  der  See  ausgesetzt 
war.  Art.  870  Abs.  1  800  Abs.  1).  Diese  Regel  erleidet  indess  eine  Ausnahme 
dahin,  dass  der  Versicherte  nur  den  verhältnismässigen  Teil  des  versicherten 
Gegenstandes  zu  abandonnieren  verpflichtet  ist.  wenn  nicht  zum  vollen  Wert  ver- 
sichert war.  Art.  870  Abs.  2  (g  806  Abs.  2). 

Die  Gültigkeit  der  Ab.-erklärung  ist  an  keine  weitere  Form  geknüpft ;  es  ge- 
nügt, dass  sie  dem  Versicherer  rechtzeitig,  d.  h.  innerhalb  der  Ab.-frist  zugegangen 
ist.  Lediglich  die  Sicherung  des  Beweises  lässt  daher  die  Beobachtung  einer  Form 
ratsam  erscheinen.  Die  vielfach  in  anderen  Gesetzgebungen  vorkommenden  Form- 
vorschriflen :  gerichtliche  Erklärung,  Erklärung  durch  einen  Makler,  Notar,  Gerichts- 
vollzieher, schriftliche  Form  sind  von  dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  nicht  auf- 
genommen. Der  in  Art.  317  ausgesprochene  Grundsalz,  dass  bei  Handelsgeschäften 
die  Gültigkeit  durch  schriftliche  Abfassung  oder  andere  Förmlichkeiten  nicht  be- 
dingt ist. der  auch  bei  den  mit  Handelsgeschäften  zusammenhängenden  einseitigen 
Willenserklärungen  der  Regel  nach  zur  Anwendung  kommt,  greift  auch  bei  der 
Ab.-erklärung  durch. 

Bezüglich  der  Vorschrift,  dass  Bedingungen  und  Vorbehalte  unzulässig  sind, 
.stimmt  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  mit  der  Mehrzahl  der  ausländischen  Ge- 
setzgebungen überein.  Indessen  werden  Bedingungen  und  Vorbehalte,  die  lediglich 
eine  Wiedergabe  einer  gesetzlichen  Voraussetzung  des  Ab.  enthalten,  nicht  zu 
den  »inzulässigen  Bedingungen  und  Vorbehalten  gehören,  z.  B. :  Kalls  bis  zum 
heutigen  Tage  das  verschollene  Schiff  den  Bestimmungshafen  nicht  erreicht  hat, 
oder  falls  die  Beseitigung  der  Beschlagnahme  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt  ist. 
Nur  muss  auch  in  solchen  Källen  die  Ab.-erklärung  keinen  Zweifel  über  den 
Willen  des  Erklärenden  lassen. 

Wenn  in  einem  Vertrage  mehrere  Gegenstände  oder  eine  Gesamtheit  von 
Gegenständen  unter  einer  Versicherungssumme  begriffen,  aber  für  einzelne  der- 
selben besondere  Taxen  vereinbart  sind,  so  gellen  nach  Art.  703  704)  die 
Gegenstände,  welche  besonders  laxiert  sind,  auch  als  abgesondert  versichert. 
Dataus  ergiebt  sich,  dass  der  Ab.  zulässig  ist  bezüglich  einzelner  der  in  einem 
Veitrage  unter  einer  Versicherungssumme  begriffenen  Gegenstände,  sofern  sie 
als  abgesondert  versichert  gellen.  Im  Kehligen  kann  die  Krage  entstehen,  ob  der 
succesive  Abschluss  mehrerer  Versicherungsverträge,  dir  genau  zu  denselben  Be- 
dingungen über  verschiedene  .Mengen  gleicher  (iiiler  zur  Verladung  nach  dem- 
selben Bestimmungsort  und  in  demselben  Schiff  geschlossen  sind,  die  Gesamtheit 
»lieser  Güter  als  einen  versicherten  Gegenstand  erscheinen  lässt.  so  dass  sie 
auch  nur  gemeinschaftlich  oder  gar  nicht  ahandomiicrt  werden  können.  Man 
wird  «he  Klage  nach  der  Absicht  der  Karteien  hei  Absehhiss  des  Vertrages  zu 
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beurteilen  haben,  die  sich  aus  den  gesamten  Umständen  oft  dahin  ergeben 
dürfte,  dass  trotz  Vorliegens  verschiedener  von  demselben  Versicherer  gezeich- 
neter Polizen  doch  die  verschiedenen  Mengen  nur  als  eine  einzige  Partie  be- 
handelt werden  sollten.  (Ebenso:  Bcdarride,  Du  commerce  marititue,  Tome  1. 
S.  'J31.  Paris-Aix,  2«  cd.  1870.) 

Durch  die  Bestimmung,  dass  der  Ab.  sich  auf  den  ganzen  versicherten 
Gegenstand  erstrecken  muss,  wird  dem  Versicherlen  die  Befugnis  genommen, 
zum  Nachteil  des  Versicherers  eine  Auswahl  zu  treffen,  z.  B.  so,  dass  er  den  un- 
beschädigten Teil  der  Güter  für  sich  behält  und  nur  den  beschädigten  Teil 
abandonniert.  Wenn  weiter  hinzugefügt  wird,  «so  weit  dieser  (der  versicherte 
(iegenstand)  zur  Zeit  des  Unfalls  den  Gefahren  der  See  ausgesetzt  war ».  so  ist 
dadurch  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Teil  der  Güter,  für  welche  nach  dem  Inhalt 
der  abgeschlossenen  Versicherung  das  Risiko  übernommen  werden  sollte,  that- 
sächlich  gar  nicht  verladen  ist,  oder  bereits  wieder  ausgeladen  ist,  ehe  die 
übrigen  Güter  von  dem  Unfall  betroffen  wurden,  kein  Recht  und  keine  Pflicht 
des  Versicherten  besteht,  auch  sie  in  den  Abandon  einzuschliessen.  Ebenso  wird 
bei  anderen  Gegenständen  der  Versicherung  bezüglich  des  betreffenden  Teils 
Recht  und  Pflicht  zum  Abandon  ausgeschlossen,  wenn  die  Gefahr  eines  Ver- 
lustes bereits  ausgeschlossen  war.  Soweit  z.  B.  Fracht  und  Ueberfahrlsgelder, 
ohne  dass  dem  Befrachter  oder  Reisenden  ein  Rückforderungsrecht  zusteht,  vor 
Eintritt  des  betreffenden  zum  Ab.  berechtigenden  Unfalls  bezahlt  sind,  oder  ein 
unentziehbares  Recht  darauf  begründet  ist,  kann  weder  auf  Grund  eines  Ab. 
der  Versicherte,  der  Fracht  und  Ueberfahrlsgelder  versichert  hat,  nochmalige. 
Zahlung  auf  Grund  eines  Abandons  verlangen,  noch  der  Versicherer  verlangen, 
dass  die  schon  gezahlten  Beträge  an  ihn  herausgezahlt,  oder  die  definitiv  ge- 
schuldeten Beträge  in  Anrechnung  gebracht  werden.  Massgebend  ist  die  Zeit  des 
Unfalls  aber  auch  insofern,  als  etwaige  Zahlungen,  die  der  Versicherte  vom 
Augenblick  des  Unfalls  bis  zur  Abandonerklärung  erhalten  hat,  an  Stelle  der  zur 
Zeit  des  Unfalls  noch  vorhandenen  und  den  Gefahren  der  See  ausgesetzten 
Gegenstände  treten,  daher  bei  Vornahme  des  Altandons  dem  Versicherer  zu- 
kommen. Allerdings  wird  vielfach  nicht  eine  Auskehrung,  sondern  eine  Ver- 
rechnung auf  die  von  dem  Versicherer  zu  zahlende  Versicherungssumme  statt- 
finden. Aber  es  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  dass  solcher  Erlös  einen  höheren 
Betrag  darstellt,  als  die  Versicherungssumme,  soweit  sie  auf  den  betreffenden 
Teil  entfallen  würde,  und  andererseits  die  Möglichkeit,  dass  der  Erlös  ein  ge- 
ringerer ist.  Man  setze  z.  B.  den  Fall,  dass  ein  Teil  der  durch  Verfügung  von 
hoher  Hand  angehaltenen  Ladung  auf  Anordnung  der  betreffenden  Regierung 
verkauft  wird;  in  solchem  Falle  kann  der  von  der  Regierung  zu  zahlende  Preis 
den  Versicherungswert  des  betreffenden  Teils  übersteigen,  oder  hinler  demselben 
zurückbleiben. 

Ein  eigentümliches  Verhältnis  tritt  nun  ein,  wenn  nicht  zum  vollen  Wert 
versichert  war.  Alsdann  gilt  der  Versicherte  bezüglich  des  nicht  versicherten 
Teils  (in  der  Versicherungssprache  als  Dicouvert  bezeichnet)  als  Selbstversicherer. 
Das  Gesetz  regelt  den  Fall  nicht  ausdrücklich,  dass  mehrere  Versicherer  gleich- 
zeitig oder  nacheinander  in  einer  oder  in  verschiedenen  Polizen  zu  denselben 
oder  zu  verschiedenen  Bedingungen  in  gleichen  oder  verschiedenen  Teilbeträgen 
die  Versicherung  übernommen  «  gezeichnet »  haben.  Soweit  sie  nicht  einen 
gemeinsamen  Vertreter  haben,  würden  in  solchen  Fällen  jedem  einzelnen  von 
ihnen  gegenüber  von  dem  Versicherten  diejenigen  Rechtshandlungen  vorzu- 
nehmen, jedem  gegenüber  diejenigen  Pflichten  zu  erfüllen  sein,  die  das  Gesetz 
dem  Versicherten  auferlegt.  Daher  wird  auch  die  Abandonerklärung  an  jeden 
der  mehreren  Versicherer  zu  geschehen  haben,  und  zwar  ist  jedem  von  ihnen 
der  Teil  zu  abandonnieren,  der  dem  Verhältnis  des  Versicherungswerts  zu  dem 
von  ihm  übernommenen  Betrage  entspricht.  Indess  ist  bei  teilbaren  Sachen  nicht 
etwa  eine  reale  Teilung  vorzunehmen,  vielmehr  lässt  sich,  wenn  nicht  der  ein- 
zelne Versicherer  vor  den  anderen  bevorzugt  werden  soll,  nur  eine  Ucber- 
tragung  ideeller  Teile  vornehmen.  Dadurch  entsteht  dann  zwischen  den  einzelnen 
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Versicherern  ein  Gemeinsehaflsverhältnis.  So  auch  Voigt,  das  deutsche  Seever- 
sicherungsreeht  Jena  188'» — 1SS7.  S.  001.  Derselbe  im  Neuen  Archiv  für  Han- 
delsrecht, Bd.  3.  Hainburg  1802,  8.  43*2  ff.  Der  einzelne  Versicherer  kann 
Massrcgcln  ergreifen,  die  zur  Erhaltung  der  den  verschiedenen  Versicherern  ge- 
meinschaftlich, einem  jeden  verhältnismässig,  abandonnierlen  Gegenstände  not- 
wendig sind.  Im  fiebrigen  sind  die  Grundsätze  über  die  Gemeinschaft,  in  Zu- 
kunft die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  741 — 758  massgebend. 
Der  Versicherte,  der  nicht  zum  vollen  Wert  versichert  war,  hat  genau  die 
Stellung  eines  Mitversichcrers. 

Die  Abandonerklärung  ist  unwiderruflich,  bestimmt  Art.  870.  Abs.  3  (§  80(5, 
Abs.  3).  In  anderen  Gesetzgebungen  findet  sich  die  Bestimmung  mit  der  Ein- 
schränkung <  soweit  der  Versicherle  den  Abandon  angenommen  oder  genehmigt 
hat,  oder  derselbe  durch  gerichtliches  Urteil  für  zulässig  erklärt  ist.  » 

Zunächst  ist  zu  betonen,  dass  die  Ab.-erklärung  dem  Versicherer  zugegangen 
sein  muss,  um  in  Wirksamkeit  zu  treten.  Daraus  dürfte  sich  ergeben,  dass  der 
Versicherte  an  eine  von  ihm  abgegebene  Abandonerklärung  nicht  gebunden  ist, 
wenn  sie  dem  Versicherer  nicht  zugegangen  ist.  und  dass.  so  lange  die  Ab.- 
erklärung  nicht  in  den  Besitz  des  Versicherers  gelangt  ist.  auch  ein  Widerruf 
erfolgen  kann,  der  die  Ab.-erklärung  unwirksam  macht,  wenn  er  vorher  oder 
gleichzeitig  dem  Versicherer  zugeht.  Dies  entspricht  dem  Art.  3*20  des  Allg.  D. 
H.-G.-B.,  der  allerdings  zunächst  nur  von  einem  Antrag  zu  einem  Handels- 
geschäfte handelt,  und  dem  §  130  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Die  Vorschrift 
der  Unwiderruflichkeit  kann  sich  daher  nur  auf  bereits  unwiderrufen  dem  Ver- 
sicherer zugegangene  Ab.-erklärungen  beziehen.  Die  Krage,  die  für  die  Ent- 
scheidung weiterer  Fragen  massgebend  ist,  ist  die :  als  was  ist  die  Ab.-erklärung 
aufzufassen?  Ist  sie  ein  Vertragsangebot,  dann  würde  in  der  Unwiderruflichkeit 
eine  Ausnahme  von  der  Kegel  liegen,  dass  ein  Vertragsangebot  der  Annahme, 
und  zwar  der  rechtzeitigen  Annahme  bedarf,  um  zur  Entstehung  eines  Ver- 
trages zu  führen,  und  dass,  sofern  der  Antragende  den  Eingang  der  Antwort 
unter  regelmässigen  Umständen  innerhalb  eines  bestimmten  Zeilraumes  erwarten 
darf,  der  dem  Abwesenden  gemachte  Antrag  später  nicht  mehr  angenommen  weiden 
kann.  Indess  ist  der  Charakter  der  Ab.-erklärung  als  Vertragsangebot  abzu- 
lehnen: das  Vertragsangebot  würde  voraussetzen,  dass  der  Antragsempfänger 
das  Hecht  hat.  das  Angebot  abzulehnen.  Das  trifft  aber  nicht  zu;  denn  der  Ver- 
sicherer ist  gebunden,  das  dem  Versicherten  in  den  gesetzlieh  bestimmten  Fällen 
zustehende  Hecht,  Ab.  zu  erklären,  anzuerkennen.  Vielmehr  wird  die  Ab.- 
erklärung  aufzufassen  sein  als  eine  rein  einseitige  Willenserklärung  des  Ver- 
sicherten. Sie  erfolgt  in  Ausübung  des  ihm  vom  Gesetz,  beziehentlich  durch 
den  Versicherungsvertrag  von  dem  Versicherer  eingeräumten  Wahlrechts,  ent- 
weder gegen  Abtretung  der  ihm  zustehenden  Rechte  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe beanspruchen  zu  dürfen,  oder  je  nach  den  Umständen  ohne  Abtretung 
Tolalverhist  oder  Partialschaden  ersetzt  verlangen  zu  können.  Die  Erklärung  ist 
die  Ausübung  dieses  Wahlrechts  ;  sie  kann  logischer  Weis»'  nur  einmal  erfolgen. 
Ks  bedarf  keiner  Annahme  seitens  des  Versicherers:  er  ist  durch  die  Ausübung 
des  Wahlrechts  des  Versicherten  gebunden,  ebenso  wie  dieser,  soweit  die  ge- 
troffene Wahl  den  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Voraussetzungen  entspricht. 
Wenn  nun  gleich  das  Gesetz  dem  Versicherer  nicht  zur  Pflicht  macht,  dem 
Versicherten  gegenüber  sich  darüber  zu  erklären,  ob  er  das  Vorliegen  der  Vor- 
aussetzungen der  Rechtmässigkeit  anerkennt,  und  dic-c  Anerkennung  der  Recht- 
mässigkeit nur  als  Voraussetzung  des  Rechts  des  Versicherers  auf  Erteilung  des 
Abandon-Reverses-Art.  875  i.S  871)  erwähnt,  so  treten  doch  Fälle  ein,  in  denen 
aus  allgemeinen  Grundsätzen,  der  Dona  fides  des  Versicherungsvertrages  ent- 
sprechend, der  Versicherte  eine  Aen-serung  des  Versicherers  erwarten  kann, 
weil  davon  sein  ferneres  Verhalten  abhängig  ist.  /..  15.  wenn  es  sich  darum 
handelt,  ob  er  nach  der  Ab.-erklärung  noch  weiter  für  Rettung  der  versicherten 
Sachen  und  Abwendung  grösserer  Nachteile  smgen  nm-s.  Ebenso  kann  sich  der 
Versicherer  verankts-t   sel.cn,   nach   dem  ihm  <lic  zur  Rechtfertigung  des  AI». 
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dienenden  Urkunden  von  dem  Versicherten  mitgeteilt  sind,  und  er  Gelegenheit 
zur  Prüfung  derselben  gehabt  hat,  dem  Versicherten  zu  eröffnen,  dass  er  zur 
Anerkennung  der  Rechtmässigkeit  nicht  bereit  sei,  sie  vielmehr  bestreite.  Es  ist 
undenkbar,  dass  in  solchem  Falle  der  Versicherte  nunmehr  auf  Grund  des 
Satzes:  «  Die  Ab.-erklärung  ist  unwiderruflich»  gebunden  bleiben  sollte,  wahrend 
der  Versicherer  nicht  gebunden  sein  will,  die  Gegenleistung,  in  deren  Erwartung 
die  Ab.-erklärung  geschah,  vorzunehmen.  Vielmehr  wird  der  Satz  dahin  aus- 
gelegt werden  müssen,  dass  es  zwar  nicht  einer  ausdrücklichen  Annahine- 
erklärung des  Versicherers  bedarf,  um  die  Ab.-erklärung  unwiderruflich  zu 
machen,  das«  aber,  sobald  der  Versicherer  ausdrücklich  oder  durch  konkludente 
Handlungen  zu  erkennen  giebt,  dass  er  die  Rechtmässigkeit  der  Ab.-erklärung 
nicht  anerkennen  will,  auch  der  Versicherte  an  die  von  ihm  abgegebene  Ab.- 
erklärung  nicht  mehr  gebunden  ist.  Die  Bemerkung  von  Voigt,  das  deutsche 
Seeversicherungsrechl.  Jena  1884--1887«  S.  659:  llnwiderruflichkeit  setze  die 
bereits  erfolgte  Annahme  seitens  des  Versicherers  voraus,  ist  daher  m.  E.  nicht 
ganz  richtig. 

«Die  Ab.-erklärung  ist  ohne  rechtliche  Wirkung,  wenn  die  Thatsaehen,  auf 
welche  sie  gestützt  wird,  sich  nicht  bestätigen  oder  zur  Zeit  der  Mitteilung  der 
Erklärung  nicht  mehr  bestehen».  Art.  871  Satz  1,  (§  867  Satz  1).  Es  ergiebt  sich  zu- 
nächst daraus,  dass  die  Ab.-erklärung  die  Thatsaehen  angeben  soll,  aus  denen 
der  Versicherte  das  Hecht  zum  Ab.  herleitet.  Indess  ist  dies  keine  Formvor- 
schrift, von  deren  Erfüllung  die  Gültigkeit  der  Ab.-erklärung  abhinge:  vielmehr 
wird  dem  Versicherer  nur  nach  Abgabe  der  Ab.-erklärung  das  Recht  zuzubilligen 
sein,  näheren  Aufschlass  zu  verlangen,  soweit  er  ihn  nicht  schon  vorher  erhalten  hat. 
Finden  die  Thatsaehen  keine  Bestätigung,  gleichviel  oh  der  Versicherte  bei  ihrem 
Vorbringen  in  gutem  Glauben  war  oder  nicht,  so  hat  die  Ab.-erklärung  überhaupt 
keine  Wirkung;  weder  hat  sie  Wirkung  gehabt,  noch  kann  sie  in  Zukunft  Wirkung 
üben.  Es  bedarf  darnach  weder  einer  Erklärung  des  Versicherers  noch  der  Er- 
klärung des  Versicherten,  um  die  Ab.-erklärung  wirkungslos  zu  machen. 

Ebenso  wie  die  Nicht-Bestätigung  der  Thatsaehen  die  Ab.-Erklärung  ohne 
rechtliche  Wirkung  sein  lässt,  ebenso  auch  der  Umstand,  dass  die  Thatsaehen 
zwar  bestanden,  der  betreffende  Seeunfall  zwar  eingetreten  ist,  aber  in  dem 
Augenblick  nicht  mehr  bestehen,  in  dem  die  Erklärung  mitgeteilt  wird.  Es  ist 
woid  anzunehmen,  dass  die  Zeit  der  Mitteilung  der  Erklärung,  von  der  Art.  871 
<$  807)  spricht,  identisch  ist  mit  dem  Zeitpunkt,  in  dem  sie  dem  Versicherer 
zugeht.  Art.  868  (5$  864).  Darnach  würde,  selbst  wenn  im  Augenblick  der  Ab- 
wendung der  Ab.-erklärung  die  Thatsaehen  noch  bestehen,  zur  Zeit  des  Zugangs 
an  den  Versicherer  aber  nicht  mehr,  eine  wirksame  Ab.-erklärung  nicht  vor- 
liegen. Die  rechtliche  Unwirksamkeit  der  Ab.-erklärung  kann  nun  bald  zum 
Vorteil  des  Versicherten,  bald  zum  Vorteil  des  Versicherers  sein,  je  nachdem 
nach  der  Ab.-erklärung  die  Verhältnisse  sich  günstiger  oder  ungünstiger  gestaltet 
haben,  z.  B.  ein  Unfall,  der  sich  sonst  als  Totalverlust  dargestellt  haben  würde, 
nunmehr  nur  als  Partialschaden  anzusehen  ist. 

Die  gültige  und  rechtlich  wirksame  Ab.-erklärung  ist  nunmehr  die  Grund- 
lage für  die  Abwickelung  der  Ansprüche  des  Versicherten  aus  dem  Versiche- 
rungsvertrag: es  folgt  nur  noch  der  Nachweis  der  Höhe  des  Interesses,  die 
ziffermässige  Berechnung.  Der  Versicherte  ist  gebunden  an  die  abgegebene  Ab.- 
erklärung,  der  Versicherer  zur  Zahlung  der  Versicherungssumme  verpflichtet. 
Mag  nun  hinterher  die  Freigabe  erfolgen,  die  freie  Verfügung  über  Schiff  und 
Güter  dem  Berechtigten  wiedergegeben  werden,  das  verschollene  Schiff  und  die 
Güter  unversehrt  wieder  zum  Vorschein  kommen,  oder  andererseits  alle  Hoff- 
nung auf  Wiedererlangung  schwinden,  das  Schiff  oder  die  (tüter  in  beschädigtem 
Zustand  wieder  zum  Vorschein  kommen,  so  wird  doch  die  Grundlage  für  die 
Abwickelung  der  Ansprüche  dadurch  nicht  berührt.  «Die  Ab.-erklärung  bleibt 
für  beide  Teile  verbindlich,  wenn  auch  später  Piuslände  sieh  ereignen,  den  n 
früherer  Eintritt  das  Hecht  zum  Abandon  aufgeschlossen  haben  würde.  Art. 
871,  Satz  2  (§  8G7,  Satz  2). 
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Nach  Art.  87:2.  Abs.  1  i§  808.  Abs.  1t  »oben  durch  die  Ab.-erklärung  auf 
den  Versicherer  all«'  Hechle  über,  welche  dem  Versicherten  in  Ansehung  des 
abandonnierten  Gegenstandes  zustanden;  sie  bewirkt  die  Abtretung  der  den» 
Versicherten  in  Betreff  des  versicherten  Gegenstandes  zustehenden  Rechte.  Art.  8fü5. 
Abs.  1  861,  Abs.  1).  Man  wird  nach  dem  im  Vorhergehenden  Ausgeführten 
annehmen  müssen,  dass  nur  eine  im  Sinne  der  Art.  870  i£  8Güi  und  871  iij  807) 
gültige  und  rechtlich  wirksame  Abandonerklärung  diese  Wirkung  des  Hechts- 
überganges  hat.  Das  Wesentliche  der  Bestimmung  lh'gt  darin,  dass  zur  Keber- 
tragung  der  Rechte  an  Schiff  oder  an  Gütern  es  keiner  Tradition,  nicht  einer 
Uehergabe  der  Sache  an  den  Erwerber  bedarf.  Bürgerliches  (leset /buch  §  9'29. 
Ebensowenig  bedarf  es  bezüglich  der  Abtretung  iler  dem  Versicherten  zustehenden 
Ansprüche  auf  Kracht.  Kcherfahrtsgeldcr  u.  s.  w.  einer  besonderen  Abtrelungs- 
erklärung.  Alle  Hechte  gehen  über.  d.  h.  nicht  nur  die  dem  Versicherten  zu- 
stehenden Rechte,  sondern  auch  die  durch  Vertrag  oder  auf  Grund  Gesetzes 
etwa  damit  verbundenen  l'fand-  und  sonstigen  Rechte.  Soweit  einstweilen  der 
Versicherte  auf  Grund  der  ihm  obliegenden  Kürsorgcpfhchl  die  bisher  ihm  zu- 
stehenden Rechte  ausübt,  übt  er  sie  nunmehr  für  Rechnung  des  Versicherers 
aas.  er  muss  ihm  etwaige  Eingänge  auskehren  beziehentlich  mit  ihm  verrechnen. 

Weiter  bestimmt  Art.  872,  Abs.  2  $  808,  Abs.  2),  dass  der  Versicherte 
dem  Versicherer  Gewähr  zu  leisten  hat.  wegen  der  auf  dem  abandonnierten  Gegen- 
stande zur  Zeit  der  Ab.-erklärung  haftenden  dinglichen  Rechte,  es  .sei  denn, 
dass  diese  (in)  auf  Gefahren  sich  gründen,  für  die  der  Versicherer  nach  dem  Ver- 
sicherungsvertrag aufzukommen  bal.  Der  Ab.  soll,  so  weit  der  Versicherte  Eigen- 
tümer von  Schiff  oder  Gütern  ist.  dem  Versicherer  das  Eigentum  an  denselben 
verschaffen.  Dies  Eigentumsrecht  des  Versicherers  würde  wertlos  oder  doch 
weniger  werf  voll  für  den  Versicherer  sein,  sofern  ein  Dritter,  welcher  als  Schiffs- 
gläubiger oder  sonst  dingliche  auf  dem  Schiff  oder  den  Gütern  haftende  Rechte  hat, 
die  auch  bei  erfolgtem  Eigenlumsübergang  gegen  den  Erwerber  geltend  gemacht 
werden  können,  auf  Grund  dieser  Rechte  berechtigt  wäre,  die  abandonnierten 
Gegenstände  selbst  (»der  deren  Erlös  in  Anspruch  zu  nehmen.  Hieraus  recht- 
fertigt es  sich,  dem  Versicherten  eine  Gcwährleistungspllicht  im  Interesse  des 
Versicherers  aufzuerlegen,  welche,  da  sie  zeitlich  unbeschränkt  ist,  erst  mit 
Tilgung  oder  Verjährung  des  betreffenden  Anspruchs  erlischt.  Die  meisten  aus- 
ländischen Gesetzgebungen  legen  dem  Versicherer  des  Schiffs  die  Verpflichtung 
auf.  von  den  aufgenommenen  Bndtncrci-Darlehen  bei  der  Ab.-erklärung  dem 
Versicherer  Anzeige  zu  machen.  Diese  Pflicht  wird  auch  für  das  deutsche  Recht 
anerkannt,  wenn  gleich  beschränkt  auf  die  dem  Versicherten  bekannten  Bodmerei- 
schulden.  Sie  erstreckt  sich  aber  weiter  auf  alle  in  Art.  757  (5$  754 1  aufge- 
führten Forderungen,  welche  die  flechte  von  Schiffsgläubigern  gewähren,  soweit 
es  sich  um  Versicherung  des  Schiffs  und  der  Kracht  handelt.  Soweit  es  sich 
um  Kodierungen  handelt,  wegen  deren  auf  den  Gütern  ein  Pfandrecht  haftet  : 
Kracht,  Bodmereigeber,  Beiträge  zur  grossen  Havarie,  Bergungs-  und  Hülfskosten 
liegt  eine  entsprechende  Verpflichtung  dem  Versicherer  von  Gütern  ob.  Bei  den 
einzelnen  auf  Schill,  Kracht  oder  Gütern  haftenden  dinglichen  Rechten  ist  nun 
zu  unterscheiden,  ob  auch  abgesehen  von  dem  Kall  eines  Totalverlustes  auf 
Grund  des  abgeschlossenen  Versieherungsverlrages  der  Versicherer  den  aus  Ent- 
stehung des  dinglichen  Rechts  und  dessen  Geltendmachung  sich  ergebenden 
Schaden,  den  der  Versicherte  erleidet,  tragen  müsste,  ob  er,  wie  das  Gesetz 
sagt,  für  die  Gefahren,  auf  die  sich  das  dingliche  Hecht  gründet,  aufzukommen 
halte,  oder  ob  die  betreffenden  Gefahren  zu  Kasten  des  Versicherten  sind.  Im 
letzteren  Kalle  vermindert  sich  das  versii  heibai e  Vermögensinteresse  um  die- 
jenigen Beträge,  welche  er  zu  zahlen  verpflichtet  wäre:  die  Befreiung  des  Ver- 
sicherten würde  daher  zu  -einer  Heren  hcnmg  auf  Kosten  des  Versicherers 
führen,  der  im  endlichen  Ergebnis  dem  Versicherten  eine  Zahlung  abnehmen 
müsste.  die  dieser  zu  leisten  verpllicblet  wäre.  Im  ersteren  Kalle  dagegen  er- 
langt der  Versicherte  durch  Zahlung  der  Ver<icherurigs>uiirine  nur  Ersatz  des 
ihm  durch  die  Gefahren  der  Seeschiffahrt  entstandenen,  dun  h  die  Versicherung 
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gedeckten  Schadens,  und  für  den  Versicherer  minder!  sich  mit  Recht  der  Wer! 
der  in  sein  Eigentum  übergehenden,  ihm  abandonnierten  Gegenstände  um  den 
Werl  der  auf  denselben  hallenden  Verpflichtungen.  Nalurgemäss  kommen  hier 
nur  die  zur  Zeit  der  Ab.-erklärung  bereits  auf  den  Gegenständen  haftenden 
dinglichen  Rechte  in  Betracht;  denn  etwa  nachher  entstehende  Rechte  sind  von 
vornherein  zu  Lasten  des  Versicherers  als  nunmehrigen  Eigentümers.  In  welcher 
Weise  die  Gewährleistung,  soweit  zu  solcher  eine  Verpflichtung  besteht«  zu  er- 
folgen hat.  sagt  das  Gesetz  nicht ;  darüber  entscheidet  das  bürgerliche  Recht. 
Darnach  dürfte  der  Versicherer  berechtigt  sein,  die  ihm  obliegende  Leistung 
zurückzuhalten,  bis  der  Versicherte  die  auf  den  abandonnierten  Gegenständen 
haftenden  Korderungen  getilgt  oder  Sicherheit  geleistet  hat.  Ist  die  Anzeige  nicht, 
«der  nicht  vollständig  erfolgt,  so  bleibt  dem  Versicherer,  wenn  er  nachträglich  von 
den  betreffenden  Gläubigern  in  Anspruch  genommen  wird,  das  Recht,  auf  den 
Versicherten  zurückzugreifen. 

Weiter  unternimmt  das  Gesetz  es.  in  Art.  87'2  i§  808).  Abs.  3  und  4  die 
Frage  zu  lösen,  ob  und  welche  Ansprüche  dem  Versicherer  im  Falle  der  Aban- 
don lerung  des  Schiffes  auf  die  Fracht  zustehen,  und  ob  und  wie  der  Versicherle 
Ersatz  für  einen  Auslall  an  der  Fracht  zu  beanspruchen  hat. 

Das  Gesetz  unterscheidet  hier  die  Nettofracht  von  der  Bruttofracht,  ferner 
die  vor  und  die  nach  der  Ab.-erklärung  verdiente  Fracht,  und  bestimmt  zu- 
nächst, dass  im  Falle  der  Abandonnierung  des  Schiffes  dem  Versicherer  des 
Schiffes  der  Anspruch  auf  die  Neltofracht  der  Reise,  auf  welcher  sich  der  Un- 
fall zugetragen  hat,  gebührt,  so  weit  die  Fracht  erst  nach  der  x\b.-erklärung 
verdient  ist.  Ks  muss  zunächst  berechnet  werden,  wie  viel  für  Aufwendungen 
an  Ausrüsiungskosten.  Heuer  u.  s.  w.  von  dem  Gesamt-  oder  Bruttobetrag  der 
Kriu-ht  in  Abzug  zu  bringen  ist,  um  den  durch  die  Reise  für  den  versicherten 
Rheder  erzielten  Frachtgewinn,  der  sich  als  Neltofracht  darstellt,  zu  berechnen. 
Ks  wird  dann  angenommen,  dass  die  Reise  durch  die  Ab.-erklärung  und  im 
Augenblick  derselben,  wie  durch  einen  Zufall  im  Verhältnis  zwischen  dem  Ver- 
sicherten und  dem  Versicherer,  beendet  ist.  während  von  dem  Augenblick  der 
Ab.-erklärung  an  die  Reise  für  Rechnung  des  Versicherers  geht.  Da  die  Fracht 
alsdann,  soweit  Güter  geborgen  und  gerettet  sind,  als  im  Verhältnis  der  zurück- 
gelegten zur  ganzen  Reise  verdient  gilt,  so  hat  der  Versicherte  den  Anspruch 
auf  den  verhältnismässigen  Teil  bereits  für  sich  erworben ;  dieser  ist  der  Gefahr 
der  Reise  entzogen.  Der  Versicherer  dagegen  ist  als  Rheder,  beziehungsweise 
Verfrachter  von  dem  Augenblick  der  Ab.-erklärung  anzusehen,  und  daher  ge- 
bührt ihm  die  von  diesem  Augenblick  an  verdiente  Fracht.  «Dieser  Teil  der 
Fracht  wird  nach  den  für  die  Krmittelung  der  Distanzfracht  geltenden  Grund- 
sätzen berechnet ». 

Das  Gesetz  will  durch  seine  Bestimmung  eine  gerechte  Verteilung  der 
Fracht  zwischen  dem  Versicherten  und  dem  Versicherer  herbeiführen.  Andere 
Gesetzgebungen  haben  dem  Versicherer  des  Schiffs  vielfach  die  gesamte  Fracht 
der  Reise  zugesprochen,  auch  die  bereits  im  Voraus  definitiv  bezahlte  Fracht, 
obwohl  dieselbe  den  Gefahren  der  Seeschiffahrt  zur  Zeit  des  Unfalls  oder  der 
Ab.-erklärung  gar  nicht  mehr  ausgesetzt  war. 

Immerhin  droht  dem  Versicherten  ein  Verlust  daraus,  dass  er  nur  einen 
Teil  der  Fracht  erhält,  und  bleibt  die  Möglichkeit,  dass  der  Versicherer  des 
Schiffs  durch  den  Ab.  des  Schiffs  einen  höheren  Wert  erhält,  als  die  Versiche- 
rungssumme darstellt,  weil  noch  die  vom  Tage  der  Ab.-erklärung  ab  verdiente 
Fracht  hinzukommt.  Das  Recht,  die  Versicherungssumme  verlangen,  und  die 
Pflicht,  sie  zahlen  zu  müssen,  ist  nicht  immer  ein  genügender  Ausgleich  für  den 
Verlust  auf  der  einen,  den  Gewinn  auf  der  anderen  Seile.  Der  Versicherte,  der 
nur  das  Schiff,  nicht  aber  die  Fracht  versichert  hat,  läuft  das  Risiko  als  Selbst- 
versicherer der  Fracht.  Ist  aber  für  die  Fracht  selbständige  Versicherung  ge- 
nommen, so  würde  der  Versicherte  gleich  wohl  Gefahr  laufen,  von  dem  Fracht- 
Versicherer  nicht  volle  Zahlung  zu  erhallen,  da  dieser  ihm  entgegenhalten 
könnte,  dass  der  Anspruch  auf  Zahlung  der  versicherten  Fracht  sich  um  den 
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Helm«  kürzen  müsse,  der  dureh  den  Ab.  des  Schiffes  auf  dessen  Versicherer 
übergegangen  sei;  denn  dieser  Betrag  sei  dein  Versicherlen  nicht  dureh  eine 
Gefahr  der  Seeschiffall  it.  sondern  durch  einen  von  seiner  freien  Erschliessung, 
das  Schiff  zu  abandonnieren,  abhängigen  Willensakt  verloren  gegangen.  Das  Gesetz 
hat  letzteren  Einwand  durch  die  Bestimmung  in  Art.  872  (808),  Abs.  4,  abge- 
schnitten :  <  Den  (durch  Ueberweisung  des  Teils  der  Kracht  an  den  Versicherer 
des  Schiffes)  für  den  Versicherten  entstehenden  Verlust  hat.  wenn  die  Fracht 
seihständig  versichert  ist,  der  Versicherer  der  Fracht  zu  tragen  ».  Durch  diese 
Bestimmung  ist  also  neben  «1er  Haftung  für  die  Gefahren  der  Seeschiffahrt  dem 
Versicherer  der  Fracht  auch  die  Haftung  dafür  auferlegt,  dass  in  Folge  einer 
das  Schiff  treffenden  Gefahr  der  Versicherle  sich  durch  Abandonerklärung  in  die 
Lage  bringt,  nicht  die  gesamte  Fracht  abandonnieren  zu  können.* 

Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  die  zur  Hechtferligung  des  Ab.  dienenden 
Urkunden  mitzuteilen  und  sie  ihm  zur  l'rüfung  einstweilen  zu  belassen.  Zu  diesen 
Urkunden  gehören,  wenn  der  Ab.  wegen  Verschollenheit  des  Schiffes  stattfindet, 
glaubhafte  Bescheinigungen  über  die  Zeit,  in  welcher  das  Schiff  den  Abgangs- 
hafen verlassen  hat,  und  über  die  Nicht-Ankunft  des  Schiffes  im  Bestimmungs- 
hafen während  der  Verschollenheitsfrist  Diese  Bestimmung  findet  sich  wieder- 
holt im  Art.  888  884),  Ziffer  3.  Welche  Bescheinigungen  als  glaubhaft 
anzusehen  sind,  darüber  sagt  das  Gesetz  nichts.  Man  würde  sich  in  einem  Kreise 
bewegen,  wenn  man  aus  der  Einleitung  des  Art.  888  ($  884)  entnehmen  wollte, 
es  seien  solche  Bescheinigungen,  welche  im  Handelsverkehr,  namentlich  wegen 
der  Schwierigkeit  der  Beschaffung  «inderer  Beweise  nicht  beanstandet  zu  werden 
pflegen.  Als  glaubhaft  dürfen  Bescheinigungen  anzusehen  sein,  wenn  sie  einmal 
als  Aussteller  solche  Personen  bezeichnen,  welche  durch  Amts-  oder  Berufs- 
slellung  in  dem  betreffenden  Hafen  an  sich  im  Stande  sind,  über  die  von  ihnen 
beurkundete  Thatsache  Zeugnis  abzulegen,  und  nach  ihrem  äusseren  Ansehen 
keine  Spuren  fälschlicher  Anfertigung  oder  einer  Verfälschung  erkennen  lassen. 
Erst  wenn  die  bezeichneten  Urkunden  mitgeteilt  sind,  kann  die  Zahlung  der 
Versicherungssumme  verlangt  werden.  Weiter  aber  wird,  wie  von  anderen  Ge- 
setzgebungen, so  auch  vom  deutschen  Gesetz,  dem  Versicherten  die  Verpflichtung 
auferlegt,  bei  der  Ab.-erklärung.  so  weit  er  dazu  im  Stande  ist,  dem  Versicherer 
anzuzeigen,  ob  und  welche  andere  den  abandonnierten  Gegenstand  betreffende 
Versicherungen  genommen  sind ,  und  ob  und  welche  Bodmcreischuldcn  oder 
sonstige  Belastungen  darauf  haften.  Bezüglich  der  Bodmereisehuldcn  und 
sonstigen  Belastungen  ist  schon  Näheres  oben  (S.  70 ff)  ausgeführt.  Die  Vorschrift  be- 
züglich der  Angabe  der  Versicherungen  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  die  von  dem 
Versicherlen  selbst  abgeschlossenen  oder  angeordneten  Versicherungen,  sondern 
auch  auf  etwaige  sonstige,  von  anderen  Personen  abgeschlossene  Versicherungen, 
soweit  er  davon  Kenntnis  hat.  Der  Versicherer  hat  ein  Interesse  an  dieser  Mit- 
leihing.  weil  sie  ihn  einmal  in  den  Stand  setzen  würde,  festzustellen,  ob  nicht 
etwa  eine  Ueber-  oder  Doppelversicherung  vorliegt,  andererseits  er  aber  auch 
Kenntnis  von  denjenigen  Personen  erhalt,  die  ebenfalls  auf  («rund  eines  Ab. 
Hechte  an  den  abandonnierten  Gegenständen  erworben  haben  können,  und  mit 
denen  er  gemeinschaftliche  Interessen  zu  erledigen  hat.  Dem  Versicherer  wird 
das  Hecht  eingeräumt,  bis  zur  Beschaffung  dieser  Anzeige  die  Zahlung  der  Ver- 
sicherungssumme zu  verweigern,  und  soweit  die  Zahlung-pflicht  an  eine  Frist 
gebunden  ist.  beginnt  diese  erst  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Anzeige 
nachgeholt  ist. 

Die   Verpflichtung   des   Versicherten   zur   Fürsorge   auch   nach   der  Ab.- 
crklärung.  sowie  sein  Hecht  auf  Kostenerstattung  und  KostenvorschiHs,  Art.  874, 


*  Voigt,  1)  .s  deutsche  Secvei sichcrungsrecht,  4.  Abt.,  Jena  1887.  Herausgegeben 
von  Seebolun.  Seite,  uol}  ff.  hält  diese  Bestimmungen  für  bedenklich  und  revisions- 
bedürftig. 
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Abs.  1-3  870,  Abs.  1-3),  sind  schon  oben  <S.  CG  ff»  erwähnt.  Der  Arl.  87 i  (4;  870». 
Abs.  2.  macht  es  aber  dem  Versicherten  zur  Pflicht,  nach  der  Ab.-crklärung 
und  Zahlung  der  Versicherungssumme  dem  Versicherer  sofort  Anzeige  zu 
machen,  sobald  er  erfährt,  dass  ein  für  verloren  erachteter  Gegenstand  wieder 
zum  Vorschein  gekommen  ist ;  er  muss  ferner  dem  Versicherer  auf  dessen  Ver- 
langen die  zur  Erlangung  oder  Verwertung  des  Gegenstandes  erforderliche  Hülfe 
leisten,  hat  aber  Anspruch  auf  Kostenerstattung  und  Kostenvorschuss.  Diese 
Vorschrift  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass  der  Versicherer  trotz  des  durch  den 
Ab.  bewirkten  Uebergangs  der  Rechte  doch  vielfach  auf  erhebliche  Schwierig- 
keiten slossen  würde,  die  für  ihn  zu  beseitigen  dem  Versicherten  ein  Leichtes 
sein  würde. 

Zum  Schluss  wird  aus  demselben  Gesichtspunkt  heraus  dem  Versicherten 
in  Art.  875  ($  871)  die  Pflicht  auferlegt,  dem  Versicherer  auf  dessen  Verlangen 
und  Kosten  eine  beglaubigte  Anerkennungsurkunde  über  den  auf  Grund  des  Ab. 
erfolgten  Uehcrgang  der  Hechte  auszustellen,  den  sogenannten  Abandonrevers, 
und  ihm  die  auf  die  abandonnierten  Gegenstände  sich  beziehenden  Urkunden 
auszuliefern.  Zu  diesen  l  rkunden  gehören,  soweit  das  Schiff  in  Hetracht  kommt, 
die  sogenannten  Schiffspapiere,  Certificate,  Charlepartien,  Journale.  Dispache  :  so 
weit  die  Güter  in  Betracht  kommen,  die  Konosscmente  ;  so  weit  Hodmereigclder. 
der  Bodmereibrief  und  die  etwa  über  die  Notwendigkeit  des  Bodmereigeschäfts 
nach  Art.  086  (§  085)  ausgestellte  Urkunde.  Indess  besteht  diese  Verpflichtung 
erst  von  dem  Augenblick  an.  in  welchem  der  Versicherer  die  Rechtmässigkeit 
des  Ab.  anerkennt.  Die  Auslieferung  bewirkt  ein  Verfügungsrecht  über  die  Ur- 
kunden, während  die  im  Art.  873  (§  809)  angeordnete  Mitteilung  der  Urkunden 
nur  das  Recht  zur  Kenntnisnahme  unter  Verpflichtung  zur  Rückgabe  begründet. 

Die  im  Vorstehenden  erörterten  Bestimmungen  enthalten  nichts  darüber, 
wie  der  Kall  zu  behandeln  ist,  wenn  eine  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  ab- 
geschlossen ist,  und  während  des  Kaufs  der  Versicherungszeit  ein  Schiff  eine 
Reise  antritt,  indess  die  Verschollenheilsfrist,  sofern  von  dem  Schiffe  keine 
weiteren  Nachrichten  eintreffen,  erst  nach  Ablauf  der  Versicherungszeit  endigt. 
Die  Schwierigkeit  der  Regelung  dieser  Krage  liegt  darin,  dass  sich  weder  eine 
Vermutung  dafür  begründen  lässt,  dass  »las  Schiff  zu  Anfang  der  Reise,  noch 
nach  Ablauf  der  Durchschnittsdauer,  noch  am  Ende  der  Verschollenheitsfrist, 
oder  zu  einem  sonstigen  Zeitpunkt  in  Verlust  geraten  ist,  und  dass  andererseits 
dem  Versicherer  nicht  zugemutet  werden  kann,  wenn  er  sein  Risiko  auf  einen 
bestimmten  Zeitraum  beschränkt  bat,  noch  über  diesen  Zeilraum  hinaus  für 
eingetretene  Unfälle  zu  haften.  Andere  Gesetzgebungen  haben  die  Krage  dahin 
geregelt,  dass  sie  gesetzliche  Vermutungen  aufgestellt  haben.  Die  Sache  kom- 
pliziert sich  noch  mehr,  wenn  zwei  auf  einander  folgende  Zcitversichcrungcn  in 
Krage  kommen;  es  lässt  sich  in  dem  Kall  nicht  behaupten,  dass.  wenn  die  Ver- 
schollenheitsfrist teils  in  die  eine,  teils  in  die  andere  Yersicherungszeit  hinein- 
fällt, der  Verlust  in  dem  einen  oder  anderen  Teil  der  Verschollenheitsfrist  ein- 
getreten ist,  wenn  auch  vielleicht  im  Einzelfall  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit 
vorhanden  sein  mag.  Die  Folge  würde  sein,  dass  der  Versicherte  leer  ausgehen 
müsste .  trotzdem  das  Schiff  oder  die  Güter  während  der  ganzen  Verschol- 
lenheitsfrist unter  Versicherung  gewesen  sind. 

Das  deutsche  Gesetz  hat  die  Schwierigkeit  auf  andere  Weise  zu  lösen  ge- 
sucht« indem  es,  soweit  nicht  durch  Vereinbarung  das  Gegenteil  bestimmt  ist, 
die  Versicherung  eines  zur  Zeit  des  Ablaufs  der  vertragsmässigen  Versiche- 
rungszeit noch  unterwegs  befindlichen  Schiffes  fortdauern  lässt,  bis  zur  Ankunft 
des  Schiffs  im  nächsten  Bestimmungshafen.  Art.  835  831).  Daraus  ergiebt 
sich,  dass  sowohl  der  Versicherte  gebunden  bleibt,  Prämie  zu  zahlen,  wie  auch 
der  Versicherer  genötigt  ist,  den  Vertrag  in  Kraft  zu  halten.  Will  der  Versicherte 
solche  Verlängerung  nicht,  z.  B.  weil  er  für  die  Zeit  nach  Ablauf  der  be- 
treffenden Versicherung  eine  neue  Versicherung  geschlossen  hat.  so  nni-s  er 
solchen  Willen  dem  Versicherer  erklären,  so  lange  das  Schiff  noch  nicht  unter- 
wegs ist.  Anderenfalls  würde  eine  weitere  Versicherung  gegebenenfalls  als  Doppel- 
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Versicherung,  Art.  792  iS  788 1  IT.  zu  behandeln  sein.  Di«'  Verpflichtung  zur 
Fortzahlung  der  vereinbarten  Zeitprämie  läuft,  .soweit  die  Verlängerung  nicht 
ausgeschlossen  ist,  sofern  das  Schiff  den  Bestimmungshafen  nicht  erreicht  und 
in  Verschollenheit  gerat,  his  zum  Ahlauf  der  Verschollenheitsfrist.  Ist  aher  die 
Verlängerung  durch  rechtzeitige  Erklärung  ausgeschlossen,  so  kann  eine  In- 
Anspruchnahme  des  Versicherers  wegen  Verschollenheit  nur  erfolgen,  wenn  der 
Ahlauf  der  Verschollenheitsfrist  vor  Ablauf  der  Versicherungszeit  eintritt,  wohin- 
gegen der  Versicherer  frei  ist,  wenn  die  Verschollenheitsfrist  über  die  Ver- 
sicherungszeit hinausläuft.  Die  Frage,  ob  der  spätere  Versicherer,  der  ein  unter- 
wegs befindliches  Schiff  versichert,  wegen  Verschollenheit  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  findet  im  Gesetz  keine  direkte  Beantwortung.  Sie  wird  indess  bejaht 
werden  müssen,  sofern  nicht  der  Versicherungsvertrag  wegen  Verletzung  der 
dem  Versicherten  obliegenden  Anzeigepflicht  für  den  Versicherer  unverbindlich 
ist.  Art.  812  (8  808).  Denn  es  muss  angenommen  werden,  dass  der  Versicherer, 
wenn  er  die  Versicherung  abschließt,  in  Kenntnis  der  Thatsache,  dass  das 
Schiff  sich  unterwegs  befindet  und  seit  wann,  oder  obwohl  der  Zeitpunkt  des 
Abgangs  des  Schiffs  nicht  mitgeteilt  werden  kann,  das  Risiko  auch  dafür  hat 
übernehmen  wollen,  dass  das  Schiff  möglicherweise  schon  verloren  war.  Art. 
789  (§  785».  Wird  der  stillschweigenden  Verlängerung  der  Abschluss  eines 
neuen  Versicherungsvertrages  mit  demselben  Versicherer  vorgezogen,  so  muss 
bezüglich  des  Risikos  des  Versicherers  dasselbe  gelten,  wie  eben  bezüglich  des 
Risikos  eines  weiteren  Versicherers  ausgeführt  ist;  die  Verpflichtung  zur  Zahlung 
der  Prämie  erstreckt  sich  aber  alsdann  nicht  nur  auf  die  Zeil  bis  zum  Ablauf 
der  Verschollenheitsfrist,  sondern  wenn  diese  kürzer  ist.  als  die  Dauer  «1er 
neuen  Zeit  Versicherung,  bis  zu  (h'ien  Ablauf,  ohne  dass  ein  Anspruch  auf 
Bislornierung  der  Prämie  zusteht ,  weil  vermutlich  der  Verlust  bereits  vor 
Hi'ginn  der  neuen  Versicherungszeit  entstanden  ist :  Vergl.  Entscheidungen  des 
Hamburgischen  Handelsgerichts,  J.  Kammer  vom  20.  April  1805,  2.  Kammer 
vom  4.  Oktober  1805  in  Sachen  J.  Fh.  Ree  ««-gen  Härder,  in  Vollmacht  «ler 
neuen  See-  und  Fluss-Assekuranz-Kompagnic,  und  F.  .1.  Stecher,  in  Vollmacht 
«ler  Assekuranz-Kompagni<>  von  18(50.  mitgeteilt  in  Hermann  und  Hirsch,  Samm- 
lung seerechtlicher  K.rkenntnisse.  \.  Heft.  Leipzig  1870.  N.  159,  S.  010  ff. 
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B.  Binnenversieherungsreeht. 


Die  Rechtsinstitute  de.s  Abandon  und  der  Havarie  grosse  entstammen  dem 
See-Versicherungsrechte,  worüber  kein  Dissens  der  Meinungen  bestellt.  Aber 
ein  erheblicher  Zwiespalt  herrscht  im  Versieherungsrechte  bezüglich  der  Fra«'c, 
ob  diese  beiden  Institute  auch  im  Binnen- Versieherungsrechte  und  inwiefern 
platzgreifen,  --  indem  die  Auffassung  viele  Anhänger  zählt,  dass  ihre  An- 
wendung innerhalb  des  letzteren  Rechtsgebietes  aus  dem  Grunde  ganz  aus- 
geschlossen sei,  weil  sie  als  «reine  Institute  des  Seerechtes >  anzusehen  seien. 
Um  in  dieser  Richtung  zu  einer  stichhaltigen  Orientierung  zu  gelangen,  ist 
von  dem  unwiderleglichen  Hauptgrundsatze  auszugehen,  dass  die  Principien 
des  See- Versicherungsrechtes  als  des  ältesten  und  seit  unvordenklichen  Zeiten 
beatgeregelten  für  alle  übrigen  Versicherungszweige  massgebend  geworden 
sind,  nämlich  in  den  allgemeinen  Richtungen,  —  während  sie  natürlich  im 
Besonderen  blos  cum  grano  sulis  anwendbar  erschienen.  Gilt  dies  schon  für 
alle  Zweige  der  Versicherung,  so  wird  es  sicherlich  noch  in  bedeutenderem 
Masse   für   die   B in nen-(Transport-)Vei Sicherung  gelten  müssen,  nicht  blos 
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vielleicht  aus  dem  Grunde,  weil  es  sich  da  ebenfalls  um  Versicherung  über- 
haupt,  sondern  weil  es  sich  auch  da  speciell  um  Transport  -  Versicherung 
handelt.  Hat  die  Theorie  ein-  für  allemal   festgestellt,  dass  alle  Normen  des 
See-Versicherungsrechtes,  insoweit  sie  blos  Folgerungen  aus  allgemeinen  l'rin- 
eipien   des    Versieherungsrechlcs    sind,    auf   alle    Species   der  Versicherung 
anwendbar  erscheinen,  so  muss  diese  Feststellung  um  so  sicherer   auch  für 
die  Minnentransport- Versicherung   gelten,   weil   es  sich   auch  da    um  Sicher- 
slellung  des  Interesses  an   im   Transport  befindlichen   Gegenständen  handelt. 
Wenn  daher  Lewis  die   Ansicht  ausspricht,   dass  jene   «  Bestimmungen  des 
tSee-Versieheruiiüsrcchles  auch    bei    der  Uinnenlransporl- Versicherung  plalz- 
*  greifen,  welche  ihren  Grund  in  den  Besonderheiten  des  Transportwesens  und 
<  der  mit  dem  Transport  verbundenen  Vorkommnisse  haben  ♦    -  und  unmittelbar 
darnach  beifügt,  dass   «  nur  jene   ausgeschlossen  sind,    welche  scereehtlichcr 
Natur  sind,  d.  b.  in  den  Verhältnissen  der  Seeseh ifffahrl  wurzeln  »   und  als 
solche  « die  Havariegrosse  aiieh   in   ihrer   Fanwirkung   auf  die  Versicherung 
und  den  Abandon»  bezeichnet,  so   dürfte   ein  Widerspruch  vorliegen,  der 
zwar  von  Lewis  selbst   einiget  massen   durch   das   Zugeständnis  abgeschwächt 
ist.  welches  er  unmittelbar  beifügt,  dass  <  in  den  einschlägigen  Versicherungs- 
bedingungen diese  Grenze  für  die   Anwendung  der   Itestimmungen  des  See- 
Versicherungsrechtes    nicht    immer   streng    festgehalten   wurde,    vielmehr  in 
Versicherungsbedingungen  für  den  Transport  auf  Binnengewässern  die  Zulassung 
von  grosser  Havarie  mit  der  .Massgabe  vorkomme,  dass  die  ähnlich  wie  im 
Seeverkehr  festzustellenden  Heiträge  zur  Havariegros.se  vom  Versicherer  ersetzt 
werden,  und  zwar  ganz,  wenn  der  dazu  beitragende  Werl  die  Versicherungs- 
summe nicht  übersteigt  (d.  b.  bei  Voll- Versicherung),   sonst  aber  (nämlich 
bei   Unter -Versicherung)  nur   verhältnissmässig.  >    Freilich    restringirt   L.  das 
Zugeständnis  auf  die  Havariegrosse  und  bemerkt,   dass   eine   Zubilligung  des 
Rechts  des  Abandon**  sich  in  den  Versicherungsbedingungen  nicht  vorfinde, 
sondern  wohl  die  Modalität  vorkomme,  dass  «  es  dem  Versicherlen  ausdrücklich 
abgesprochen,  dagegen  umgekehrt  dem  Versicherer  die  Berechtigung  zuer- 
kannt wird,  gegen   Zahlung  der   Entschädigung  die   versicherten   Güter  ganz 
oder  iscilicet  bei  der  Teil-Versicherung)  teilweise  zu  übernehmen.  >    Das  ist 
aber  immerhin  doch  eine  Art    Abandon,   und   es   ist  wohl  der   Hinweis  auf 
Malsz  gestattet,  der  es  als  gewagt  bezeichnet,  zu  leugnen,  dass  «auch  die 
Fluss-  und  Landtransport-Versicherung  der  Seeassecuranz  nachgebildet,  d.  h. 
nur  besondere  Anwendungen  des  dem   See-Versicherungsrechte  entnommenen 
allgemeinen    Frincips    der   Versicherung   seien»,    vielmehr  direct  behauptet, 
« die  Unpielle  der  (seil,  aller)  nicht   maritimen  Versicherungen   sei  ein  ideales 
ungeschriebenes  allgemeines  Versicherungsrecht,  von  dem  die  See-Versicherung 
nur  eine  Unterart  ist,  was  auch  die  Ansicht  der  Engländer,  Amerikaner  und 
Franzosen  ist,  worauf  die  Oekonomie  aller  Gesetzbücher  und  Entwürfe  beruht, 
welche  die  nicht  maritimen  Versicherungen  behandelt  haben,  und  was  auch 
in  Deutschland  die  allgemein  herrschende  Ansicht  ist.»    Malsz  führt  weiters 
aus,  dass  dort,  wo  das  See- Versiebet  ungsrecht  der  einzige    codilicirle  Teil 
des  Versiehenmgsrechtes  ist.  die  analoge  Anwendung  überall  gestattet  werden 
müsse,    nur    mit   «1er   Massgabe,   dass   das  See-Assecuranzrecht   sowohl  ein 
Seerecht  als  ein  Handelsrecht  ist.  dass  also  bei  der  analogen  Anwendung  auf 
nicht    maritime    Versicherungen    das   Seerechtliche  ganz  auszusehlicssen  und 
das  Handelsrechtliche   nur  da  anzuwenden  ist.    wo   wie  bei   der  Transport- 
Versicherung  ebenfalls   Verhältnisse   des   Handels  vorzugsweise   Platz  greifen. 
Indem  sich  nun  Mal-/,  mit  jenen  Entscheidungen  einverstanden  erklärt,  welche 
die  Grundsätze  der  grossen  Havarie   und   des   Abandon   für   auf  das  Fluss- 
Transport-Versieberutigsrecht  unanwendbar  erachteten,   geräth  er  nicht  minder 
wie   Lewis    iti   einen    Widerstreit    mit    dem    Gesagten   jedoch   in  einen  weit 
geringeren,  weil  er  denn  doch  die  Entscheidung  des  Kolner  Appellhofes  «  als 
zu   w  e  1 1  gehend  »  bezeichnet,  wonach  «die   Bestimmungen  des  V.   Buches  des 
Handelsgesetzbuches  al<  im    innigsten   Zusammenhange    mit    den  besonderen 
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Interessen  und  Verhältnissen  des  Seehandels  und  der  Seeschiffahrt  befindlich 
auf  andere  Verhältnisse,  namentlich  auf  die  Flussschifffahrt,  welche  im  Art. 
390  ff.  H -(i.-B  als  gewöhnliches  Frachtgeschäft  behandelt  wird,  unanwendbar 
sind »,  und  den  Widerspruch  des  Obergerichtshofes  Mannheim  gegen  diese 
Ansicht  als  rechtlich  begründet  anerkennt,  insofern  «dasselbe  die  zunächst 
nur  für  den  Seehandel  und  das  Seerecht  gegebenen  Bestimmungen  des 
V.  Buches,  Titel  11  Handelsgesetzbuchs  auf  den  Transport  auf  Flüssen  und 
andern  Binnengewässern  keineswegs  unmittelbar  und  unbeschränkt,  jedenfalls 
aber  insoweit  anwendbar  erachtet,  als  sie  auf  allgemeinen,  aus  der  Natur 
des  Versicherungsvertrages  hervorgegangenen  Grundsätzen  beruhen ». 

Am  weitesten  geht  diesfalls  Ehrenberg  dort,  wo  er  davon  spricht,  es 
sei  von  dem  ermittelten  Gesundwerte  der  gerettete  Wert  abzuziehen,  d.  h. 
derjenige,  welchen  die  versicherten  Interessen  nach  Eintritt  des  Schadens 
noch  haben,  wenn  also  ein  Teil  des  gefährdeten  Wertes  erhalten  blieb.  Er 
hebt  nämlich  hervor,  dass  sich  die  geretteten  Reste  häufig  in  einem  ihre 
wirtschaftliche  Verwertung  kaum  gestattenden  oder  wenigstens  sehr  er- 
schwerenden Zustande  befinden,  dass  mithin  eine  Schätzung  ihres  Wertes 
und  Abzug  dieser  Schälzsumme  von  der  Ersatzsummc  für  den  Versicherten 
meist  nachteilig  und  jedenfalls  höchst  unbequem  sei,  —  daher  in  solchen 
Fällen  ein  Partialschaden  wie  ein  Totalschaden,  jedoch  gegen  Ueb er- 
las sung  jener  Beste  an  den  Versicherer,  zu  regulieren  wäre  —  und 
bezeichnet  diese  soartige  Regulierung  als  einen  «  gewissermassen  gesetz- 
lichen Abandon»  unter  Berufung  auf  die  Artikel  858  und  863  H.-G.-B.  — 
welcher  aber  keineswegs  mit  dem  freiwilligen  Abandonrechte  des  Ver- 
sicherten zu  verwechseln  sei,  das  ausschliesslich  in  der  See-Versicherung, 
jedoch  aus  anderen  Gründen  (Verschollenheit,  Aufbringung,  Seeraub)  An- 
wendung findet.  Dabei  zitiert  Ehrenberg  den  italienischen  Codice  di  commercio, 
Artikel  435.  Abs.  4,  welcher  —  abgesehen  von  der  See- Versicherung  — 
ausdrücklich  jedes  Abandonrecht  des  Versicherten  negiert.  .Mit  anderen  Worten : 
es  ist  dem  Versicherer  ein  Abzug  des  Geretteten  nur  dann  gestaltet,  wenn 
die  Beste  verkauft  sind,  also  ihre  wirtschaftliche  Vorwertung  gesichert  ist; 
in  diesem  letzteren  Falle  haftet  der  Versicherer  jedoch  auch  für  den  Ein- 
gang des  Kaufpreises  (also  nicht  des  Wertes,  wie  schon  Malsz  seiner- 
zeit festgestellt  hat)  und  wie  dies  auch  das  Handelsgesetzbuch  in  den  ein- 
schlägigen Artikeln  881,  Abs.  2  ,  883,  Abs.  i  und  877,  Abs.  I  durch  den 
Ausdruck  «  Erlös  des  Gerettelen  »  andeutet.  Ein  wirklicher  Partialschaden 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  ist  also  nach  Ehrenberg  nur  dann  anzu- 
nehmen, wenn  die  versicherte  Sache  in  ihrer  normalen  wirtschaftlichen  Be- 
schaffenheit wesentlich  erhalten  blieb,  so  dass  sie  durch  eine  zu  dem  Ge- 
samtwerte in  einem  angemessenen  Verhältnisse  stehende  Geldaufwendung 
ihrem  normalen  Zwecke  zurückgegeben  werden  kann,  wie  man  »lies  durch 
die  Termini:  Beparaturfähigkeit  und  Beparalurwürdigkeit  au  Tag  legt. 
Sohin  spricht  Ehrenberg  (S.  451,  Note  19)  mit  dürren  Worten  ganz  apodyktiseh 
sich  dahin  aus:  «Die  Anwendung  dieser  Begriffe  ist  nicht  auf  das  Ge- 
biet des  See-Versicherungsrechtes  zu  beschränken,  wenngleich  natür- 
lich die  für  Seeschiffe  aufgestellten  Grundsätze  keine  Anwendung  auf  andere 
Versicherungsobjekte  bilden  » 

Hierdurch  ist  die  Anwendbarkeit  der  Rech  Issätze  auch  über  Abandon 
für  das  Gebiet  des  Binnen -Versicherungsrechles  wortdeutlich  anerkannt ,  und 
es  lässt  sich  zu  Gunsten  dieser  Anwendbarkeil  auch  noch  weiterhin  gellend 
machen,  dass, 

a)  wie  schon  im  Eingänge  betont  wurde,  es  dem  natürlichen  Denken 
einen  Zwang  anthun  hiesse,  wenn  einerseits  das  See- Versicherungsrecht  als 
Hauptgrundlage  aller  andern,  selbsl  der  gesamten  nicht  Maritimen  Ver- 
sicherungen hingestellt,  insbesondere  die  Analogie  aus  jenem  Urrechle  auf 
die  letzteren  Versicherungszweige  unstreitig  als  anwendbar  prädiziert.  dagegen 
die   dem  Urrechte   a  in   nächsten   liegende  Versichernngsspezies ,   wa<  doch 
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wohl  die  Binnen-Transport-Versicherung  ist,  unanwendbar  erklärt  werden 
sollte,  zumal 

b)  der  Zweck  und  die  Objekte  der  Binnen-Transporl- Versicherung 
in  der  überwiegenden  Mehrheit  der  Fälle  die  nämlichen  sind,  und  auch  die 
Pai  teien-lntention  hier  wie  dort  die  identisch  nämliche  ist,  was  sich  am 
klarsten 

y)  dadurch  kund  (liebt,  dass  in  den  Versicherungsbedingungen  (also 
den  Vertragsgesetzen  der  Parteien)  für  letztere  Spezies  die  Grenze  zwischen 
jenen  beiden  Versicherungsarten  keineswegs  straff  gezogen  ist,  namentlich  aber 

o)  von  den  Parteien  das  sogenannte  durchstehende  Risiko,  nämlich  die 
unter  Kinem  und  gleichzeitig  vorkommende  Versicherung  gegen  See-, 
Kluss-  und  Land-Transport  gefahren,  ohne  jeglichen  Anstand  versichert, 
beziehungsweise  übernommen  wird,  wodurch  ein  bestehendes  praktisches  Be- 
dürfnis des  Handelsverkehrs  nach  einer  analogen  Anwendung  des  Abandons 
auch  im  Binnen- Versicherungswesen  direkt  und  zweifellos  als  erwiesen  anzu- 
sehen kommt. 

Aus  den  obdargeslcllten  Gründen  ist  mithin  der  Auffassung  Ehrenbergs 
unbedingt  nur  beizupflichten,  und  es  wird  sich  zunächst  um  den  Ilm  fang 
und  die  Grenzen  der  Anwendung  des  Abandons  im  Gebiete  des  Binnen- 
Transporls-Versicheningsreehtes  handeln,  ein  immerhin  heikles  Problem,  welches 
jedoch  an  der  Hand  der  bezüglichen  Feststellungen  von  Lewis  und  Ehrenberg 
als  nicht  unlösbar  erscheint  und  dessen  Lösung  im  Nachstehenden  versucht 
werden  soll. 

a)  Als  Hauptaxiom  ist  festzuhalten,  dass  durch  die  Binnen-Versicherung 
jeder  Schaden  als  gedeckt  zu  erachten  ist,  der  sich  während  und  zufolge  des 
Transports  überhaupt  ereignet,  nicht  etwa  blos  jener,  welcher  mit  der  eigen- 
tümlichen Beschaffenheit  des  eben  gewählten  Transportmittel*  in  Verbindung  steht. 
Analog  zur  See- Versicherung  ist  demnächst  zwischen  Total-  und  Partial-Verlnst 
zu  unterscheiden.  Bei  dem  ersteren  ist  der  Wert  zu  zahlen,  welchen  die  Ladung 
bei  glücklicher  Ankunft  am  Destinalionsorte  gehabt  hätte  in  dem  Augenblicke, 
wo  der  Unfall  eintrat.  Dieser  Ersalzwerl  wird  ermittelt  durch  Sachverständige 
unter  Zugrundelegung  des  Marktpreises  an  diesem  Orte,  jedoch  unter  Abzug 
der  infolge  des  Unfalls  ersparten  Beträge,  d.  i.  der  ersparten  Teile  der  Fracht, 
der  Zölle  und  sonstiger  Unkosten.  Jn  manchen  Versicherungsbedingungen  behält 
der  Versicherer  sich  das  Hecht  vor,  die  Ersatzregulierung  vorzunehmen  auf  Grund 
des  Wertes  der  Güter  am  Verladlingsorte,  und  schreiben  dies  die  Statuten 
dann  vor,  wenn  sie  am  Bestimmungsorte  keinen  Marktpreis  haben.  Bei 
Wald  dieses  letztern  Modus  an  Seite  des  Versicherers  wird  der  Fakturapreis 
mit  Hinzurechnung  der  Verladungskosten,  der  Versicherungsprämie  und  des 
entfallenden  Teils  der  wirklieh  bezahlten  Fracht,  Steuern  und  sonstigen  Kosten 
zugrunde  gelegt.  Bei  Partialschaden  erfolgt  die  Schadenberechnung  eben  auch 
durch  Sachverständige  analog  wie  bei  der  See-Versicherung  gemäss  dem  Ar- 
tikel 879  Deutsches  Handelsgesetzbuch,  indem  der  Wert  der  Güter  im  beschädigten 
Zustande  mit  jenem  Werte,  den  sie  im  unbeschädigten  haben  würden,  unter 
Abzug  der  ersparten  Auslagen  verglichen  und  dergestalt  als  sog.  Minderwert 
ermittelt  wird.  Hiebci  sind  jedoch  die  Werte  am  Bestimmungsorte  ins  Auge 
zu  fassen,  weil  der  Versicherungsnehmer  bezweckt,  sich  dagegen  zu  sichern,  dass 
der  Werl  der  ansonst  unbeschädigt  am  letzlern  Orte  einlangenden  Güter  durch 
einen  Unfall  cinbüsst.  In  manchen  Versicherungsbedingungen  wird  demgemäss 
die  Wertermittlung  sogar  «  an  dem  ersten  Orte,  wo  es  geschehen  kann  »  vorzu- 
nehmen statuiert  und  die  Ermittlung  am  Bestimmungsorte  nur  gestattet,  wenn 
die  Weiteisendung  der  Güter  ohne  Vermehrung  der  Einbusse  geschehen  kann. 
Lieste  sich  dies  nic  ht  bewirken,  so  ist  zum  öffentlichen  Verkaufe  der  Güter  zu 
schreiten,  und  der  hierbei  erzielte  Mindererlos  gegenüber  dem  Werte  der  un- 
beschädigten Güter  am  Bestimmungsorte  als  Sc  haden  zu  betrachten,  denn  er 
wäre  als  weitere  Folge  des  vom  Versicherer  laut  Verlrage«,  zu  tragenden  Un- 
falles aufzufassen. 
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Der  öffentliche  Verkauf  wird  in  manchen  Versicherungsbedingungen  auch 
für  den  Fall  vereinbart,  dass  die  Grösse  des  Schadens  durch  Sachverständige 
nicht  feststellbar  ist. 

Uebrigens  behalten  sich  die  Versiehcmngsgesellsehaflen  auch  bei  partialem 
Schaden  vor,  die  Schadensregulierung  auf  die  beim  Totalverlust  angegebene 
Weise  auf  Grund  des  Wertes  der  Güter  im  Verladlingsorte,  insbesondere  auch 
dann  vorzunehmen,  wenn  die  betreffenden  Güter  am  Bestimmungsorte  keinen 
.Marktpreis  haben. 

In  jedem  Falle  bildet  die  Versicherungssumme  die  Grenze  der  Ent- 
schädigungspflicht, so  dass.  wenn  für  untergegangene  oder  beschädigte  Güter 
ein  diese  Summe  übersteigender  Wert  ermittelt  wird,  offenbar  eine  Unter- 
versicherung stattgefunden  hat,  wo  dann  bei  Totalverlust  eben  nur  die  Versiche- 
rungssumme vergütet,  bei  Partialverlust  die  Entschädigung  im  Verhältnisse  der 
Versicherungssumme  '/um  Güterwerte  bemessen  wird.  Bleibt  hingegen  der  er- 
mittelte Wert  hinter  der  Versicherungssumme  zurück,  so  hat  eine  lleber- 
versicherung  stattgefunden  und  ist  die  Versicherungssumme  nur  bis  zur  Höhe 
der  Versieherungsumme  giltig.  War  an  die  versicherten  Objekte  ein  gewerbliches 
Unternehmen  geknüpft,  und  der  imaginäre  Gewinn  milversichert,  so  wird  der 
diesfällige  Schaden  ermittelt  aus  der  Vergleichung  des  Wertes  der  Ware  am 
Verladungsorte  mit  Hinzurechnung  der  Fracht  und  sonstigen  Transportkosten 
mit  dem  Werte  der  unbeschädigt  anlangenden  Güter  am  Bestimmungsorte, 
und  ist  die  entfallende  Differenz  als  imaginärer  Gewinn  zu  entschädigen. 

Bei  Partialschäden  ist  noch  zu  bemerken,  dass  von  jedem  ermittelten 
Gesundwerte  der  sogenannte  gerettete  Wert  (welchen  nämlich  die  versicherten 
Interessen  nach  Eintritt  des  Schadens  noch  haben)  abzuziehen  ist,  und  in  solchen 
Fällen,  wie  schon  oben  bemerkt  wurde,  ein  Partialverlust  wie  ein  Totalverlust, 
jedoch  gegen  Ueberlassung  der  geretteten  Reste  an  den  Versicherer 
zu  regulieren  kommt,  also  der  « gewissermassen  gesetzliche»  Abandon  Ehren- 
bergs plat/greift.  Allein  auch  in  dem  Falle,  wenn  die  trotz  des  Unfalls  in  ihrer 
wirtschaftlichen  Beschaffenheit  wesentlich  erhaltene  Sache  durch  einen  ange- 
messenen Geldaufwand  ihrem  normalen  Zwecke  wiedergegeben  werden  kann 
(also  reperatur fähig  und  -würdig  ist),  kommt  es  vor,  dass  sich  der  Versicherer 
in  den  Versicherungsbedingungen  ein  Recht  auf  Abandon  einräumen  lässt, 
nämlich  die  Refugnis ,  gegen  Zahlung  der  Versicherungssumme  die 
Abtretung  der  versicherten  Objekte  zu  verlangen  (wie  regelmässig 
bei  der  Feuerversicherung). 

Wurden  bei  einer  Kollektiv -Versicherung  einzelne  Stücke  der  Sach- 
gesamtheit  (Warenballen.  Tiere  u.  dgl.)  oder  gewisse  Quantitäten  derselben 
gänzlich  gerettet,  so  wird  zwar  im  Allgemeinen  Partialverlust  angenommen, 
so  lange  aber  die  übrigen  Stücke  oder  Quantitäten  lediglich  gefährdet  (d.  i. 
weder  gerettet  noch  untergegangen)  sind,  werden  sie  nach  dem  Prinzipe  der 
Teilbarkeit  des  Vertrages  als  selbständige  .Masse,  ihr  späterer  Untergang  wie 
ein  spezieller  Totalverlust  behandelt.  Die  Begriffe:  Total-  und  Partialverlust  sind 
also  nicht  durch  strikt  logische  Voraussetzungen  bedingt,  sondern  richten  sich 
nach  Opportunitätsgründen . 

b)  Für  den  Wert  des  Geretteten  ist  der  Zeitpunkt  massgebend,  in  welchem 
die  Kausalreihe  der  Schäden  aus  dem  Unfälle  gänzlich  abgelaufen  ist. 
Werden  also  infolge  des  Unfalles,  z.  B.  Strandung  des  Schiffes,  die  versicherten 
(iegenstände  (Ladung.  Mobilien)  gar  nicht  beschädigt,  geraten  aber  in  eine  un- 
geschützte Lage  und  gehen  erst  in  dieser  zugrunde  oder  nehmen  Schaden ,  so 
gelten  sie  nicht  schon  notwendig  als  gerettet  im  Sinne  des  Versicherungs- 
vertrages, sondern  es  kommt  auf  die  Intentionen  der  Parteien  beim  Abschluss 
an,  die  bei  der  Transport-Versicherung  regelmässig  eine  andere  ist,  als  z.  B. 
bei  der  Feuer-Versicherung. 

c)  Der  Wert  des  Geretteten  bestimmt  sich  nach  dem  Orte,  wo  es  sich 
gleich  nach  der  Rettung  belindet,  wo  es  also  wirtschaftlich  verwertet  wird. 
Kann  es  nach  der  Rettung  ohne  Schaden  weiter  transportiert  werden,  so  be- 
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stimmt  sich  der  Wort  nach  dem  Bestimmungsorte  abzüglich  der  Traasport- 
und  sonstigen  Unkosten  bis  zur  Ankunft  allda. 

d)  Als  abzuziehende  gerettete  Werte  sind  in  der  Regel  die  dem  Ver- 
sicherten infolge  des  Unfalles  gegen  Dritte  zustehenden  Ersatzansprüche 
nicht  anzusehen,  sondern  ebenso  wie  schwer  realisierbare  Reste  geretteter 
Versiehernngsobjekte  an  den  Versicherer  gegen  vollständigen  Schadens- 
ersatz abzutreten,  und  kann  der  Versicherer  diesen  nur  um  den  von  jenen 
Dritten  an  den  Versicherten  bereits  gezahlten  Betrag  kürzen. 

e)  Es  sind  dann  noch  jene  Schäden  zu  ermitteln,  welche  aus  Ursachen 
stammen,  für  welche  der  Versicherer  nicht  aufzukommen  hat  (Kolgen  der 
normalen  Abnutzung,  Konkurrenz  mehrerer  Ereignisse  und  dergl.).  Sind  sie 
vor  Eintritt  des  Ereignisses  entstanden,  werden  sie  schon  bei  Ermittlung  des 
Gesundwertes  berücksichtigt  sein  oder  müssen  jetzt  festgestellt  und  ihr  Be- 
trag ebenfalls  von  dem  Gesundwerte  abgezogen  werden,  insofern  dies  früher 
nicht  geschah  und  erst  nach  der  Hand  hervorkam. 

f)  Der  solchergestalt  ermittelte  Wert  kann  sich  noch  vermehren  durch 
die  aus  dem  Unfälle  erstandenen  Unkosten  für  den  Versicherten,  von  deren 
Ersatz  sich  jedoch  der  Versicherer  durch  den  Anbot  der  vollen  Versicherungs- 
summe befreien  kann  (siehe  auch :  Artikel  848  H.-G.-B..  Preuss.  Allg.  Land- 
recht II.  8,  2301-  2303.  Italien,  codice  di  eommorcio  Artikel  437).  Zu 
diesen  Unkosten  zählt  Ehrenberg: 

aa)  die  Re t tu ngskoslen,  d.  i.  die  unmittelbar  im  Interesse  des  Versicherers 
gemachten  Aufwendungen  behufs  Abwendung  oder  Verringerung  des  Schadens, 
—  einschliesslich  der  auf  Anweisimg  des  Versicherers  oder  seines  Vertreters 
gemachten  notwendigen  oder  zweckmässigen  Aufwendungen,  —  auch  wenn  sie 
entschuldbar  unzweckmässige  waren  :  bei  Untersagung  seitens  des  Versicherers 
erhält  der  Versicherte  nur  jene  Aufwendungen  ersetzt,  wodurch  er  einen 
grösseren  Schaden  von  dem  Versicherer  erweislich  abgewendet  hat. 

Die  Art  der  Aufwendungen  (Prozesskosten,  Gratifikation  an  die  Reitenden) 
ist  irrelevant. 

bl>)  Weiters  gehen  zu  hasten  des  Versicherers  die  Schaden -Er  mi  tt - 
lungskoslen,  —  nur  die  grundlos  aufgewendeten  trägt  die  veranlassende 
Partei.  Als  grundlos  erscheinen  weitere  Ermittlungen  zur  Entkräflung  der  Be- 
hauptung der  Gegenpartei,  die  ohne  Erfolg  blieben. 

Der  solchergestalt  ermittelt»«  Geldwert  des  Schadens  ist  die  Rasis  für  den 
Ersatz  an  Seite  des  Versicherers,  wobei  es  auf  den  etwa  höheren  Betrag  der 
Versicherungssumme  oder  des  Versicherungswertes  gar  nicht  ankommt,  auch 
nicht  bei  einem  Totalschaden,  weil  sie  ja  schon  ursprünglich  etwa  zu  hoch 
gewesen  sein  kann.  Desgleichen  ist  der  Versicherungswert  nicht  entscheidend, 
ausser  es  wäre  ausnahmsweise  der  sonst  nicht  ermittelbare  Gesundwerl  zu 
substituieren. 

Bei  Doppel  Versicherung  kann  für  den  einzelnen  Versicherer  die  Ersatz- 
leistung reduziert  werden,  wenn  die  melueren  Versicherer  wegen  gleichzeitigen 
Verlragsscblusses  nur  für  eine  relative  Ouole  derselben  haften. 

rebersteigt  jedoch  der  ermittelte  Schaden  die  Versicherungssumme  oder 
den  Versicherungswert,  so  ist  er  zu  reduzieren  nach  folgenden  Grundsätzen: 

1.  Der  Versicherungswert  stellt  die  gesetzliche,  die  Versicherungssumme  die 
vereinbarte  Schranke  der  Ersatzleistung  dar  (Art.  SM.  Zahl  1,  1I.-G  -B.),  so 
dass  diese  nie  höher  sein  kann  als  jene  (Art.  790,  Zahl  2,  ibid.)  und  der  Ver- 
sicherungswert das  absolute  Maximum  der  Ersatzleistung  des  Versicherers  darstellt. 
Kalls  die  Versicherungssumme  ihn  übersteigt  (l 'eberversicherunyt.  so  ist  sie  zu 
reduzieren,  selbst  wenn  der  Wert,  also  auch  der  Schade,  zur  Zeit  des  Unfalls 
grösser  war.  Nachträgliche  Wertei  -hühungeri  der  versicherten  Objekte  sind  nie 
zu  ersetzen,  weil  sie  ja  bei  Ausmessung  der  Gegenleistung  (Prämie)  nicht  berück- 
sichtigt wurden. 

2)  Von  dem  Axiome  unter  1  giebt  es  eine  einzige  Ausnahme  im  Interesse 
des  Versicherers,  nämlich  es  sind  von  ihm  auch  die.  den  Versieherungswerl  oder 
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die  Versicherungssumme  überst  e  igende  n  Rettungs-  und  Sc  hadenorm  i  1 1- 
lungskosten  zu  ersetzen,  von  deren  Leistung  er  sieh  (vor  ihrer  Aufwendung 
natürlich)  durch  Zahlung  «1er  für  einen  Totalschaden  zu  entrichtenden  Summe, 
und  wenn  es  sich  um  eine  Kollektiv  Versicherung  handeil,  und  ein  Teil  der 
Gesamtheit  bereits  der  Gefahr  entzogen  ist,  durch  Zahlung  des  dem  Werte  der 
noch  gefährdeten  Gegenstände  angemessenen  Teils  der  Summe  befreien  kann. 

3.  Kcmplizierter  wird  die  Feststellung  bei  der  sogenannten  Unterversicherung, 
wo  die  vereinbarte  Versicherungssumme  niedriger  Ist,  als  der  Versicherungswert, 
also  der  Versicherte  für  diesen  Minuswert  Selbst  Versicherer,  und  da«  Risiko 
zwischen  den  Paciscenten  geteilt  ist.  Dann  treffen  alle  Wirkungen  des  Unfalles  (auch 
die  günstigen  z.  B.  die  Rettung)  beide  Teile  im  Verhältnisse  der  Versicherungs- 
summe zum  Versicherungswerte,  wobei  meist  an  den  Ersatz  für  untergegangene 
oder  geschädigte  Objekte  gedacht  wird,  wie  dies  Artikel  790  (auch  Art.  885)  aus- 
sprechen. Wird  jedoch  der  Rechtssatz  so  präeisirt,  dass  der  Versicherer  nur  auf 
soviel  Prozente  des  Schadens  haftet,  als  die  Versicherungssumme  Prozente  des 
Versicherungswertes  ausmacht,  so  wird  auch  der  Totalverlust  subsummirbar,  wie 
dies  Ehrenberg  durch  folgendes  Reispiel  erläutert:  Es  sei  ein  Schiff  im  Werte 
von  100000  JL  (Versicherungswert)  nur  zu  80000  JL  (Versicherungssumme) 
assecuriert ,  so  wird  dem  Versicherten  bei  Totalverlust  höchstens  80000  JL, 
also  blos  */,  des  Schadens  ersetzt,  bei  jedem  Partialschaden  würde  hingegen  der 
Versicherte  ohne  den  vorangeschickten  Rechtssatz  mehr  als  */5,  ja  bei  einem 
Sehaden  bis  zu  80  000  JL  sogar  vollen  Ersatz  erhalten,  was  im  Hinblick  auf  die 
Bemessung  der  Gegenleistung  nur  nach  der  Versicherungssumme  entschieden 
ungerecht  wäre,  nachdem  der  Versicherte  durch  Unterversicherung  mit  geringeren 
Prämien  dieselbe  Wirkung  erzielen  möchte,  wie  bei  Vollversicherung  mit  höherer 
Prämie.  Bei  den  (relativ  seltenen)  Totalschaden  kann  dieser  Missstand  nicht  plalz- 
greifen,  deshalb  ist  das  Prinzip  nur  für  Partialschaden  unbedenklich,  verlangt 
jedoch  weitere  Geltung  auch 

4.  für  die  Rettungs-  und  Schadenermittlungskosten,  welche 
jedesmal,  auch  beim  Totalverlusle,  der  Versicherer  nur  im  Verhältnisse  des 
Versicherungswertes  zur  Versicherungssumme,  den  Rest  aber  der  Versicherle 
zu  tragen  hat.  wie  er  denn  auch  für  den  Eingang  des  Erlöses  aus  den  geretteten 
Sachen  nur  in  diesem  Verhältnisse  haftet. 

5.  Greift  jedoch  umgekehrt  ein  Abandon  von  versicherten  Objekten  (II.-G.-B., 
Art.  870,  Abs.  2),  oder  eine  Zession  von  Ersatzansprüchen  gegen  Dritte 
an  den  Versicherer  Platz,  so  behält  der  Versieherte  die  entsprende  Quote  für 
sich  bevor,  denn  die  infolge  des  Unfalls  ersparten  Unkosten  haben  den  Betrag 
des  Schadens  von  vornherein  herabgemindert,  wären  sie  jedoch  bei  der  Schadens- 
feststellung nicht  mit  berücksichtigt,  so  ist  der  Ersatz  um  so  viele  Prozente 
dieser  Ersparungen  zu  verringern,  als  die  Versicherungssumme  Prozente  des 
Versicherungswertes  ausmacht. 

6.  Es  kann  übrigens  das  Verhältnis  der  Versicherungssumme  zum  Ver- 
sicherungswerte durch  Taxierung  des  letzteren  ausdrücklich  vereinbart  sein, 
wo  es  dann  für  die  Höhe  des  vom  Versicherer  zu  tragenden  Schadens  dauernd 
massgebend  bleibt,  weil  die  Feststellung  dieses  Verhältnisses  eine  Hauptpartie 
des  Vertrages  überhaupt  ist  und  als  solche  die  Vereinbarung  über  die  Gegen- 
leistung wesentlich  beeinflussl  hat. 

Wird  also  die  Taxe  als  zu  hoch  über  Anlangen  des  Versicherers  herabgesetzt 
bis  zur  Gleichheit  mit  der  Versicherungssumme,  so  bleibt  die  intendirte  Verteilung 
des  Risikos  (in  dem  Verhältnisse  obigen  Beispiels:  */s  zu  '/5)  bestehen,  und  gilt 
dies  auch  für  die  übrigen  Wirkungen  der  Unterversicherung. 

War  aber  die  Taxe  zu  niedrig,  so  ist  der  Versicherer  zum  Begehren  ihrer 
Erhöhung  behufs  Erweises  einer  Unterversicherung  nicht  befugt,  um  seine  Ersatz- 
pflichl  auf  die  angemessene  Schadenquote  herabzudrücken,  wie  denn  auch  der 
Versicherte  eine  Erhöhung  der  Taxe  nicht  begehren  darf. 

7.  Die  Quotenhaftung  mehrerer  Versicherer  wegen  gleichzeitig  abge- 
schlossener Doppel-Versicherungen  ist  ein  Fall  der  Hauplanwcndmmg  ohiycn 


00 


Abandon. 


Prinzips,  und  keine  Ausnahme  von  dem  Grmvlsalz  der  Dauer  des  verein- 
barten Verhält  nisses  zwischen  Versicherungssumme  und  Versicherungswert, 
weil  nicht  die  Taxe  des  Versicherungswertes,  sondern  die  Versicherungssumme 
herabgesetzt  wird,  zum  Zeichen,  dass  von  Gesetzes  wegen  eine  Unter-Ver- 
sicherung stattfand,  wo  die  Paciseenlen  anscheinend  eine  Voll-Versicherung 
bezweckten. 

8)  Obige  Prinzipien  Kind  sinngemäss  auf  Kollektiv-Versicherungen  in- 
sofern anzuwenden,  als  bei  Vereinbarung  besonderer  Versichcrungssununien  für 
die  einzelnen  Ouanta  auch  besondere  Versicherungswerte  zu  ermitteln  und  das 
Verhältnis  beider  zu  einander  festzustellen  sind.  Ist  jedoch  bei  besonderer 
Taxierung  der  einzelnen  Objekte  eine  einheitliche  Versicherungssumme  für 
alle  statuiert,  so  rnuss  auch  die  letztere  in  soviel  einzelne  Versicherungs- 
summen zu  demselben  Verhältnisse  geteilt  werden  .  als  besondere  Ver- 
sicherungswerte durch  die  Taxe  vereinbart  sind.  Ks  ist  dann  für  jeden 
einzelnen  Gegenstand  besonders  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  ob  eine  Ueber- 
oder  Unter-Versicherung  stattfand. 

Mit  Bezug  auf  diese  Resultate  der  Feststellungen  von  Lewis  und  Ehren- 
berg kann  es  einem  Zweifel  nicht  unterliegen,  dass  die  Anwendung  der  von 
Anbeginn  an  allerdings  seereehllichen  Bestimmungen  über  Abandon  in  voll- 
kommen analoger  Weise  auch  im  Binnen-Versieherungsrechte  stattlinde. 

Abgesehen  jedoch  davon,  dass  der  Abandon  nicht  nur  in  der  Seeversicherung, 
.sondern  auch  in  der  B  in  ne  n  - Tra  n sportv  ersiehe rung  zur  analogen  Anwen- 
dung gelangt,  ist  dies  wenigstens  auch  für  andere  Versicherungszweige,  speziell 
für  die  Feuer-  und  einiget  mausen  auch  für  Kred  ilversicherung  (bestimmter 
Art,  in  Nord-Amerika.  England,  Frankreich)  angewendet  und  praktisch  in  Wirkung 
gesetzt  worden,  —  ja  es  haben  namhafte  Autoritäten  auf  dem  Gebiete  des 
Versicherungsrechtes  für  die  allgemeine  Prädisirung  der  Anwendbarkeit  des 
Art.  6  auf  diesem  Keehtsgebiele  überhaupt  plaidirt. 

So  hat  kein  Geringerer  als  Reichsgerichtsrath  Dr.O.  Bähr  in  seinem  bekannten 
«Entwürfe  eines  Reichsgesetzes  über  den  Versicherungsvertrag*  (Kohler's  Archiv 
für  bürgerliches  Recht,  Rand  VII.  Seite  1  u.  ff)  den  5j  37  im  zweiten  Abschnitt  über 
Versicherung  gegen  Schaden  formuliert  wie  folgt:  alinea  \  :  «Ist  der  Gegenstand 
der  Versicherung  mir  teilweise  untergegangen  oder  beschädigt,  so  erhält  der 
Versicherungsnehmer  nur  einen  entsprechenden  Ersatz  des  Weites  oder  der 
Versicherungssumme  als  Schadenersatz.  —  alinea  2.  Ist  jedoch  der  Gegenstand 
durch  den  Untergang  eines  Teiles  oder  durch  die  Beschädigung  für  den  Versicher- 
ungsnehmer wirtschaftlich  wertlos  geworden,  so  kann  dieser  verlangen,  dass  ihm 
gegen  Ueberlassung  des  G egens  t  a n  des  der  ganz«'  Wert  ersetzt  oder  die 
ganze  Versicherungssumme  gezahlt  werde.  —  alinea  3.  Auch  der  Versicherer 
kann  verlangen,  dass  wenn  als  Ersatz  für  die  Beschädigung  einer  beweglichen 
Sache  mehr  als  die  Hälfte  ihres  Wei  tes  gefordert  wird,  ihm  gegen  Zahlung  des 
ganzen  Wertes  die  Sache  überlassen  werde.« 

In  den  Motiven  zu  diesem  Entwürfe  rechtfertigt  auch  Bähr  die  alinea's  2  u  '\ 
dieses  Paragraphen  in  ausreichender  Weise,  indem  er  die  alinea  2  als  eine  Folge 
des  Grundsatzes  erklärt,  dass  der  Versicherungsnehmer  vollen  Schadenersalz 
erhallen  soll,  mit  dem  ausdrücklichen  Beifügen,  dass  «lieser  Grundsatz  insbesondere 
auch  bei  der  Immobiliarversicherung  Anwendung  finden  kann,  wenn  man  nur 
das  Axiom  im  Auge  behält,  dass  bei  dieser  (uund  und  Buden  niemals  in  der 
Versicherung  begriffen  ist.  Ist  also  »das  abgebrannte  Haus  eine  Ruine»,  so 
werde  der  Versicherungsnehmer  verlangen  können,  das-  ihm  gegen  Ueberlassung 
der  Ruine  zum  Abbruch  der  Wert  des  ganzen  Hauses  ersetzt  werde,  —  wobei 
natürlich  der  Eigentümer  den  Gruml  uml  Roden  behält.  Dagegen  soll  durch  alinea  II 
übertriebenen  Ansprüchen  des  Versicherungsnehmers  die  Spitze  abgebrochen 
werden. 

Da  in  «lern  alinea  2  die  Immobiliar-  und  speziell  «Ii«-  Feuerschaden- 
Vei Sicherung  hlo*  exemplilicirt  sind,  so  i>t  zu  entnehmen,  das*  Rühr  den  Abandon 
auf  all«»  Arten  der  Sch  aden  -  Versicherung  überhaupt   Im   anwendbar  hält.  — 
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zumal  er  ja  im  §  8  seines  Entwurfes  «alles  als  Gegenstand  einer  Versicherung 
gegen  Schaden»  erklärt,  «was  einen  zu  Geld  anschlagbaren  Wert  hat,  und  einer 
Gefahr  unterworfen  ist.» 

Dass  jedoch  Bähr  mit  dieser  seiner  Auffassung  keineswegs  vereinzelt  dasteht, 
sondern  das  moderne  Versicherungsrecht  überhaupt  in  dieser  Richtung  sich  zu 
entwickeln  scheint,  beweist  überdies  der  im  Jahre  1890  der  schweizerischen 
Bundesregierung  auf  ihre  Anregung  vorgelegte  Entwurf  zu  einem  Bundesgesetze 
für  den  Versicherungsvertrag  des  Professor's  der  Rechte  Dr.  Roelli,  des  (gewe- 
senen1» Chefs  der  Justiz- Abteilung  der  schweizerischen  Bundes- Versieherungs- 
Anites,  welchen  der  Bund  sofort  nach  der  Vorlage  der  Fachpresse  mit  dem  ausdrück- 
lichen Ersuche  um  baldigste  kritische  Würdigung  mitteilen  liess,  und  welcher  sohin 
in  derselben  schon  im  verflossenen  Jahre  die  Runde  machte.  Dieser  Entwurf  fand 
—  wie  noch  wohl  erinnerlich  ist  —  eine  sehr  beifallige  Aufnahme,  und  dürfte  in 
Bälde  sicherlich  allgemeines  Staatsgesetz  in  der  Schweiz  überdies  aber  vorbildliches 
Master  für  die  noch  ausständigen  Versicherungscodices  in  den  andern  Kulturstaaten 
werden.  Nun  heisst  es  im  §  G7,  des  Entwurfes  Prof.  Dr.  Roellrs  wie  folgt:  «Ist 
die  versicherte  bewegliche  Sache  durch  Untergang  eines  zugehörigen  Teiles 
oder  infolge  Beschädigung  für  den  Versicherten  wirtschaftlich  wertlos  geworden,  so 
kann  der  Versicherte  verlangen,  dass  ihm  gegen  Ueberlassung  der  Sache 
deren  Ersatzwert  vergütet  werde.»  Die  Motivirung  ist  jener  des  Bähr  sehen  Ent- 
wurfes analog,  und  es  wirkt  lediglich  die  Restringirung  der  Anwendung  auf  eine 
«bewegliche»  Sache  im  ersten  Augenblicke  befremdlich,  —  welches  Befremden 
jedoch  schwindet,  wenn  erwogen  wird,  dass  als  «unbewegliche»  Sache  in  erster 
Linie  Grund  und  Boden  erscheint,  welcher  die  äusserst  seltenen  Fälle  totaler 
Vernichtung  abgerechnet  kaum  je  auch  nur  teilweise  für  den  Versicherten  wirt- 
schaftlich wertlos  werden  kann. 

Auch  in  der  Geselzgebung  ausserhalb  Deutschland's  sind  Ansätze  in  ähnlicher 
Richtung  auffindbar. 

In  Frankreich  wird  zwar  der  Art.  369  Code  du  commerce,  laut  dessen  der 
Versicherte  in  gewissen  strikt  bezeichneten  Fällen  der  See- Versicherung  das 
Objekt  der  Versicherung  dem  Versicherer  zu  überlassen  berechtigt  sein  soll,  als 
auf  die  Versicherungen  aller  Art  zu  Lande  (assurances  terrestres)  nnanwendbar 
erklärt,  —  und  es  wird  insbesondere  bei  der  Brandschaden-Versicherung  der  Satz 
aufgestellt,  dass  dem  Eigentümer  des  abgebrannten  Gebäudes  nicht  das  Recht 
zustelle,  gegen  Ueberlassung  des  einigen  Werl  besitzenden  Hausrestes  die  Zahlung 
der  vollen  Versicherungssumme  zu  begehren  Schon  Altmeister  Emerigon  hat 
den  eigentlichen  Charakter  dieses  Artikel's  in  strikt  juristischem  Sinne  dahin 
entwickelt:  «es  sei  Gegenstand  der  Versicherung  lediglich  die  Verschaffung  der 
Entschädigung  für  die  erlittenen  Verluste  und  Schäden  an  den  Versicherten,  — 
um  jedoch  zu  dieser  Entschädigung  zu  gelangen,  sei  schon  nach  dem  Völkerrechte 
nicht  notwendig,  dass  der  Versicherte  das  Eigentum  seiner  Sache  aufgebe,  nachdem 
die  Versicherung  ihrer  Natur  nach  keineswegs  einen  Erwerbstitel  darstellt.»  Es 
soll  auch  kein  Umstand  was  immer  für  einer  Art  eine  Abweichung  von  dieser 
Regel  begründen  dürfen.  Demgemäss  hat  der  Gerichtshof  St.-Etienne  am  30.  August 
1853  entschieden,  dass  wenn  ein  Traasport-t  )bjekt  aus  Anlass  von  im  Zuge  der 
Route  erlittenen  Havariecn  für  Rechnung  des  Deslinateur's  auf  Lager  geschafft 
wird,  diese  Thatsache  einen  Abandon  der  havarirten  Sache  zu  Lasten  der  Ver- 
sicherungsgesellschaften nicht  begründet.  In  einem  andern  Falle,  wo  eine  von  zwei 
mit  einander  verbundenen  Perlen  durch  den  Brand  zerstört  wurde,  entschied  das 
Tribunal  Civil  de  la  Seine  mittelst  Urteils  de  dto  15.  Februar  189  L,  es  könne  diese 
Paarung  nicht  bewirken,  dass  der  Betroffene  die  l  ebernahme  der  erhaltenen 
Perle  an  Seiten  des  Versicherers  begehren  könne,  —  sondern  die  Wirkung  sei 
eingeschränkt  auf  die  Erhöhung  der  Entschädigung,  welche  für  die  Hälfte  des 
hieraus  resultirenden  Mehrwertes  gebührt. 

Diese  Auffassung  ist  nicht  entkräftet  durch  jene  Judikate,  welche  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften zur  Zahlung  der  vollen  Versicherungssumme  verhalten, 
obwohl  eine  Teilpartie  der  versicherten  Gegenstände  noch  existirt,  sobald  das  Geret- 
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tele  nur  einen  unbeträchtlichen  Werf  aufweist.  So  lial  ein  Urleil  des  Gerichtshofes 
von  Colmar  vorn  30.  März  1858  sich  in  einem  Streitfall  dieser  Art  sehr  sorgsam 
über  diesen  Punkt  ausgelassen,  indem  es  die  Frage,  ob  die  nicht  vollständig 
vernichteten  Objekte  dennoch  einen  in  Geld  veranschlagbaren  Wert  besitzen,  als 
eine  quaeslio  facti  erklärt,  welche  der  Ueberprüfung  durch  den  Ca.ssationshof  sich 
entziehe.  (Siehe  Arret  des  Cassalionshofes  vom  13.  August  1862). 

Wenn  aber  der  A.  bei  abgebrannten  Gegenständen  kein  dem  Versicherer 
gesetzlich  zuerkanntes  Hecht  darstellt,  so  ist  eine  jede  das  geineine  Recht  diesfalls 
bestätigende  Polizzenklausel  durchaus  giltig  und  wurde  diese  Gilligkeil  auch  durch 
ein  Dccret  des  Gerichtshofes  zu  Lyon  vom  23.  Februar  1861  anerkannt.  Ks  enthalten 
auch  die  französischen  Polizzen  diese  Bestimmung  in  der  fast  bei  allen  Gesell- 
schaften gleichen  Fassung:  aDer  Versicherer  darf  keinen  versicherten  Gegenstand 
ohne  Unterschied,  ob  er  havarirt  ist  oder  nicht,  weder  in  seiner  Gänze  noch  zum 
Teile  auf  sich  abtreten  lassen.»  (Siehe  z.  B.  den  Art.  31  des  allgemeinen 
französischen  Assccuranzgcsellschaftcn- Verbandes  —  ferner  den  Art.  22  der 
«Foncicre».  10  der  «Paternelle».  20  des  «Je  Monde*  u  a.  m). 

Ein  Gleiches  findet  sich  meist  auch  in  den  Polizzen  belgischer,  deutscher 
und  österreichischer  Provenienz  bestimmt.  So  normirt  der  Art.  38  des 
belgischen  Gesetzes  vom  11.  Juni  1874  als  Prinzip  der  Schaden-Rcgulirung  die 
Vergleichung  des  Wertes  der  versicherten  Objekte  vor  dem  Brande  mit  dem 
Werte  derselben  nach  ihm. 

Art.  563  des  Handelsgesetzes  für  Chile  gestattet  eine  Abtretung  nur  im  Falle 
ausdrücklicher  Vereinbarung  der  Parteien. 

Dagegen  dehnt  das  Gewohnheitsrecht  in  Grossbrittanien  den  im  Gebiete 
der  See-Versicherung  gestatteten  Abandon  sowohl  auf  die  Feuer- Versicherung  als 
auch  auf  alle  anderen  Binnen-Versichcrungen  in  jenen  Fällen  aus,  in  denen  die 
Deteriorirung  des  versicherten  Gegenstandes  eine  beachtenswert  erhebliche  ist. 

Ebenso  anerkennt  das  Württemberg'  sc  he  Gesetz  das  Prinzip  des  Abandon 
in  ähnlicher  Art    (Gesetz  vom  Ii.  März  1853  und  vom  4.  Oktober  1865). 

Wenn  übrigens  eine  Binnen-Vcrsicherung  den  Abandon  der  beschädigten 
Objekte  an  den  Versicherer  nicht  grundsätzlich  staluirt,  so  kann  dennoch  mittelst 
förmlicher  Vereinbarung  entweder  die  blosse  Gestaltung  oder  selbst  die  Verpflich- 
tung zur  Abtretung  Eingang  in  die  Poli/.ze  finden,  wie  dies  ganz  richtig  Bondous- 
quie  (in:  «De  l'Assur.  contre  lincendie»  S.  391)  conform  mit  Emerigon  und 
Oiicnault  (Des  Assur.  lerr.  pp.  60,  156  und  160)  ausführt  mit  den  Worten,  dass 
«wenn  gleich  der  Abandon  nichts  von  der  Natur  einer  Versicherung  aufweist,  er 
dennoch  ganz  sicher  nichts  dem  Wesen  derselben  Widersprechendes  einschliefst  d. 
In  der  That  wird  der  Abandon  in  den  Polizzen  ausschliesslich  nur  zu  Gunsten  des 
Versicherers  slipulirt.  um  ihn  gegen  die  mehr  oder  weniger  häufigen  Uebertrei- 
bungen  sicherzustellen,  welche  in  die  Bewertung  der  versicherten  Objekte  im 
unbeschädigten  oder  beschädigten  Zustande  sich  entweder  an  Seile  des  Versicherers 
selbst  »»der  der  zur  Schadenermittlung  delegirlen  Gesellschafts-Agenlen  ein- 
schleichen. Die  bezügliche  Polizzcn-Clauscl  wird  in  folgenden  Bestimmungen 
präcisirl:  «Die  Gesellschaft  kanti  die  beschädigten  Objekte  entweder  zur  Ganze 
oder  teilweise  bis  zur  Höhe  ihrer  Schätzung  auf  sich  ubernehmen,  desgleichen  die 
Ueberreste  der  eingeäscherten  Gebäude.  Nicht  minder  kann  sie  diese  Objekte,  ganz 
oder  teilweise,  wiederherstellen,  entweder  im  freundschaftlichen  Einvernehmen 
oiler  nach  dem  Ausspruche  von  Sachverständigen»  (siehe  die  obenerwähnten 
Polizzen). 

Dem  Versicherer  stehen  hiernach  zweierlei  Möglichkeiten  zu  Gebote.  —  die 
eitie.  dem  Versicherten  <cin  Eigentum  in  den  vor  dem  Unfall  vorhandenen  Stand 
zurückzuversetzen,  —  oder  ihm  den  Wert  des  Objektes  in  dem  Stande,  in  welchem 
es  sich  derzeit  befindet,  zu  bezahlen,  welche  letztere  Alternative  eine  wahrhafte 
Verpflichtung  zum  Abandon  seitens  des  Versicherers  darstellt.  Beide  Möglichkeiten 
intendiren  ganz  gleichartig  den  vollen  Ersatz  für  das  versicherte  Objekt  entweder 
in  seiner  natürlichen  Beschaffenheit  oder  in  der  Form  seines  Geldwertes.  —  sind 
aber  strikt  auseinander  zu  hallen,  wie  denn  das  obenerwähnte  Beeret  des  (ierichts- 
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hofes  zu  Lyon  ausdrücklich  erklärt,  dass  sobald  beide  Möglichkeilen  in  einer 
vorgedruckten  Polizzen-Clausel  inserirt  sind,  und  durch  eine  niedergeschriebene 
Claasel  die  erste  liievon  derogirt  wird,  diese  Derogation  sich  nur  auf  diese  erste, 
allein  keineswegs  auf  die  zweite  Möglichkeil  erstreckt. 

Schliesslich  gibt  es  noch  eine  bestimmte  Ualegorie  von  Versicherung,  bei 
denen  der  Abandon  der  der  (iefahr  ausgesetzten  Gegenstände  wenn  gleich  nicht 
zur  Wesenheit,  so  doch  zur  Natur  des  Vertrages  gehört.  Es  ist  dies  die  ganz 
allgemeine  als  Versicherung  der  Solvenz  bezeichnete  Species.  Ein  Handels- 
mann hat  gegen  seine  zahlungsunlustige  Clientcl  Forderungen,  welche  demzufolge 
der  Gefahr  der  Insolvenz  der  Schuldner  ausgesetzt  sind.  Es  haben  sich  nun  Gesell- 
schaften gebildet  zu  dem  Zwecke,  Handel  und  Industrie  gegen  diese  so  häutigen 
Unfälle  zu  versichern  Die  Hauplpoinle  dieser  C.ombination  gipfelt  in  dem  Abandon 
der  Forderung  an  die  Gesellschaft  seitens  des  Versicherten,  welcher  sie  entweder 
wegen  eingetretenen  Fallissements,  Liquidation,  gänzlichen  lluin's  oder  auch  nur 
böswilliger  Renitenz  des  Schuldners  nicht  hereinzubringen  im  Stande  ist.  Die 
betreffende  Versicherungsgesellschaft  zahlt  sohin  an  den  Kaufmann  ein  entweder  in 
der  Polizze  bestimmtes  oder  —  falls  sie  eine  Wechselseitige  ist  —  variables 
Prozent  der  Forderung,  —  bedingt  sich  aber  das  Eintreten  in  das  Rechtsverhältnis» 
als  Gläubigerin  an  die  Stelle  des  Versicherlen  in  Absicht  auf  die  Forderung,  welche 
das  gefährdete  Objekt  bildet  (siehe  Art.  18  der  «L'Europe  commcrciale»,  —  Art.  9 
des  a  Le  Commerce»,  —  Art.  29  der  «La  Sauvegarde  commerciale  >,  u.  a.  tu.) 
Die  Gesellschaft  übernimmt  sohin  die  Forderung  in  dem  Stande,  in  welchem 
sie  sich  eben  befindet,  zu  dem  Behufe,  um  aus  derselben  den  Ersatz  für  ihre 
Wagnisse  und  Gefahr  hereinzubringen. 

Eine  besondere  Abart  dieses  Versicherungszweiges  bilden  die  sogenannten 
« Assurances  de  fldelite  »,  die  jedoch  mehr  in  Nord-Amerika  und  England,  als  in 
Frankreich  vorkommen,  welche  zum  Zwecke  haben,  einem  Arbeitsgeber,  oder 
Vorstand  eines  Unternehmens  die  Forderung  sicherzustellen,  welche  ihm  gegen 
seinen  Angestellten  oder  Untergeordneten  aus  eventueller  Veruntreuung  direkt 
oder  indirekt  erwachsen  könnte.  In  diesem  Falle  entschlägt  sich  der  Versicherte 
seines  Rechtes  auf  Verfolgung  gegen  den  ungetreuen  Angestellten  zu  Gunsten 
der  Versicherungsgesellschaften.  Es  giebt  sogar  Gesellschaften  dieser  Art  in 
England,  welche  die  Vorsicht  gebrauchen,  sich  von  jedem  Angestellten  eine 
«Bewilligung»  ausstellen  zu  lassen,  laut  deren  der  Aassteller  die  Gesellschaft 
eventuell  als  Gläubiger  der  von  ihm  zu  ersetzenden  Summe  annimmt  (siehe 
Chaufton,  Les  Assurances,  Tom.  II,  p.  525—531).  Offenbar  lauter  Analogieen 
des  Abandons  im  Binnenversichcrungsrechte. 


Quellen : 


Aeltere  Werke  : 


Petrus  Santerna  und  Benvenuto  Stracca  Traclalus  de  assccurali'ini- 
bus  1552  und  1569.  —  Po t liier  Traite  du  contrat  d'assuranee  1777.  — 
Emerigon  Traite  des  assurances  (I.Ausg.  1783,  2.  Ausg.  1827).  —  Weskett 
A  complete  digest  of  insurance  1781  (deutsch  von  Engelbrecht  1782  bis  1787). 
—  Baldasseroni  Trattato  dclle  assicurazioni  marittime  (1.  Ausgabe  1787, 
2.  Aasgabe  1801-1804). 
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Neuere  Werke: 

Die  Handbücher  des  Versieherungsrcchtes  von  Lewis  (1889),  Ehrenberg 
(1893),  Gebrüder  Krämer  (1894).  Malsz  in  Zeitschrift  für  Versicherungsrecht, 
dann  in  Zeitschrift  für  Handelsrecht  (Goldschmidt's)  Jahrg.  VI,  VIII  und  XIII, 
ferner  in  seinen  «Betrachtungen»  1862.  —  Voigt  Das  deutsche  See- Versicher- 
ungsrecht (neueste  Ausgabe  von  Seebohm  188i  bis  1887).  -  Endcman's 
Handbuch  des  Handelsrechts:  Band  III,  König  Die  Versicherungsgesehäfte  : 
Rand  IV.  —  Reatz  Die  See-Versicherung.  —  Khrenberg  in  Zeitschrift  für 
Handelsrecht  XXXI.  —  Lichtenfels  Fragen  des  Binnen-Versicherungsrechts, 
Wien  1870.  -  ■  Ende  mann  We.H-n  des  Vcrsieherungsgeschäftes  in  Zeitschrift 
für  Handelsrecht  IX  und  X.  —  L.  Co  Im  Versicherungsvertrag  nach  allgemeinen 
Rechtsprinzipien  1873,  (dazu  Laband  in  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XIX).  — 
Ehrenz  weig's  Assekuranz-Jahrbuch  Bände  I  bis  XIX  (hierin  der  I.  Theil  aus- 
schliesslich dem  Yersicherungsrechte  gewidmet,  —  sehr  beachtlich  die  Ent- 
scheidungen des  Obersien  Gerichtshofes  zu  Wien  in  Versicherungsrechtsachen 
von  Koziol  (Gen.-Direktor  des  «Anken)  Bände  VII  und  XI,  —  fortgesetzt  von 
Roztocil,  Bände  XVI,  XVII,  XVIII  und  XIX).  Grün  u.  Joliat,  dann 
Ouesnault  Traite  des  assurances  terrestres  1828.  —  Alauzet  Traite  general 
des  assurance.s  1843.  —  Ponget  Dictionnaire  des  assuranees  terrestres  1855. 

—  Boudousquie.  Traite  de  l'assurance  contre  l'incendie,  ferner  Lalande  et 
Cnuturier  unter  gleichen  Titel  18i9  und  1886.  —  Chaufton  Les  assurances 
1884—1886.        Philipps  A  treatise  on  the  law  of  insurance,  5.  Aufl.  1867. 

—  May  the  law  of  insurance,  2.  Auflage  1882.  —  Vi v ante  II  contratto  di 
assicurazione  1885—90  (Band  I  Landes-,  II  See-Versicherungsrecht. 

Dr.  Roztocil. 


Abandon -Annahme  —  Abandon -Erklärung  —  Abandon -Frist 

siehe  Abandon 


Abbringung. 

Seeversicherung. 
I.  Begriff. 

Abbringung  ist  diejenige  Thätigkeit,  durch  welche  ein  auf  einen  Felsen, 
eine  Sandhank  oder  einen  Strand  geratenes  Schiff  wieder  floll  gemacht  und 
in  den  Sland  gesetzt  wird,  die  durch  das  Festgeraten  unterbrochene  Reise 
fortzusetzen  oder  doch  mindestens  einen  Hafen  zu  erreichen.  Wie  das  Fest- 
geraten  einen  Unfall  darstellt .  der  in  seinen  Folgen  die  versicherten  Gegen- 
stände :  Schiff,  Fracht  und  Ladung  mit  Verlust  oder  doch  Schaden  )>edroht, 
so  stellt  sieh  die  Abbringung,  soweit  sie  zur  Rettung  von  Schiff,  Fracht  oder 
Ladung,  ganz  oder  zum  Teil,  führt,  je  nach  dem  Erfolge  als  eine  Beseitigung 
oder  Verminderung  der  durch  das  Festgeralen  dein  Versicherten  drohenden 
und  gegebenenfalls  die  Haftbarkeit  des  Versicherers  begründenden  Verluste 
»»der  Schäden  dar. 
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II.  Geschichte. 


Von  einer  *  Geschichte  »  der  Abbringung  kann  nur  in  dem  Sinne  die 
Hede  sein,  als  zu  erörtern  wäre,  ob  und  in  wie  weit  die  Abbringung  durch 
Gesetzgebungen  oder  Vertragsbestimmungen  dem  Versicherten  zur  Pflicht  ge- 
macht wird,  und  Bestimmungen  getroffen  werden  über  die  Haftung  des  Ver- 
sicherers für  die  zum  Zwecke    der  Abbringung  entstandenen  Kosten. 

Besondere  Bestimmungen  derart  linden  sich  in  den  älteren  die  See- 
versicherung behandelnden  Gesetzen  und  den  Polizenbeslimmungcn  nicht,  wohl 
aber  allgemeine  Bestimmungen,  die  auch  auf  die  Abbringung  Anwendung 
finden. 

1.  Die  Ordonnanzensammlung  von  Burgns  von  1538.  Pardessus.  Bd.  VI, 
S.  135  ff.,  enthält  in  dem  daselbst  mitgeteilten  Polizcnformular  die  Bestimmung : 
Falls  das  Schiff  in  eine  Gefahr  geraten  sollte,  aus  der  ein  Verlust  des  Schiffes 
selbst  oder  der  Waren  im  Ganzen  oder  zum  Teil  droht,  und  es  notwendig 
werden  sollte,  zu  ihrer  Erhaltung  und  Rettung  Hand  anzulegen,  in  diesem 
Falle  geben  wir  (die  Versicherer*  euch  den  Versicherten  oder  euren  Ver- 
tretern Macht  und  Anweisung  (jiouvoirs  et  faculte,  licencia  e  facullad)  dahin, 
ohne  euch  mit  uns  ins  Einvernehmen  zu  setzen  oder  »ins  hinzuzuziehen,  Hand 
an  die  Waren  zu  legen,  um  die  es  sich  handelt,  und  damit  zu  verfahren, 
wie  mit  euch  zu  eigen  gehörenden  Sachen,  bis  ihre  Bettung  und  Wieder- 
erlangung bewirkt  ist.  .  .  Die  durch  diese  .Massregeln  verursachten  Kosten 
verpflichten  wir  uns  selbst  dann  zu  bezahlen,  wenn  die  Waren  nicht  gerettet 
werden.  (S.  138.) 

2.  Eine  fast  übereinstimmende  Bestimmung  findet  sich  in  den  im  Kap. 
XXIV  und  XXV  der  Ordonnanz  von  Bilbao  von  1560,  Pardessus,  Bd.  VI., 
S.  195  ff.,  enthaltenen  Waren-  und  Kaskopolizen,  S.  198  und  199  und  S.  201 
und  202;  hier  findet  sich  ausdrücklich  hinzugesetzt,  die  Kostenerstattung  solle, 
selbst  wenn  nichts  gerettet  sei,  über  den  Betrag  des  versicherten  Kapitals 
hinaus  erfolgen. 

3.  Das  Statuturn  civile  von  Genua  vom  16.  Dezember  1588,  Pardessus, 
Bd.  IV,  S.  526  ff.,  schreibt  S.  533  vor,  die  Versicherer  haben  für  die  ent- 
stehenden Aufwendungen  auch  bei  Xichtgelingen  zu  haften,  so  dass  gesagt 
werden  könne,  der  die  Haftung  begründende  Unglücksfall  führe  zu  einem 
über  die  Versicherungssumme  hinausgehenden  Schadensersalz. 

4.  Eine  ähnliche  Vollmacht  findet  sich  in  dem  Statut  von  Eucca,  Eib.  II, 
Kap.  XLVTI  (nach  Pardessus  aus  der  Zeit  vor  1579  stammend).  Die  Polize 
enthält  das  Versprechen  der  Versicherer,  die  Kraft  der  den  Versicherten  er- 
teilten Vollmacht,  alles  für  die  Heilung  des  versicherten  Gegenstandes  Er- 
forderliche zu  thun,  entstandenen  nützlichen  und  notwendigen  Kosten,  auch  im 
Fall  des  .Misslingens.  dem  Versicherten  zu  ersetzen.  (Pardessus,  Bd.  VI.  S.  604.) 

5.  Die  in  die  Ordonnanz  König  Philipp  II.  vom  31.  Oktober  1563  für 
die  Börse  von  Antwerpen  aufgenommene  Antwerpener  Börsenpolize  Tit.  VII, 
Kap.  II.  (Pardessus.  Bd.  IV.  S.  93  und  94  [vergl.  Abandon  S.  6!'):  sowie  die 
in  die  Ordonnanz  desselben  von  1570.  Kap,  XXXV,  aufgenommene  könig- 
liche Polize,  das.  S.  117  —  119,  enthalten  dieselben  Bestimmungen. 

6.  Ebenso  das  im  Anhang  zu  Kap.  XIH  des  Guidon  de  )a  mer  mit- 
geteilte Formulaire  de  la  police  d'assuranee  suivant  le  Guidon  (Pardessus, 
Bd.  II,  S.  431,  Cleirac,  S.  350). 

7.  In  Hamburg  wurde  nach  der  Angabe  von  Eangcnbcck,  Anmerkungen 
über  das  Hamburgisr  he  Schiff-  und  Secrecht,  Hamburg  1727.  in  den  älteren 
Zeiten  das  in  der  Ordonnanz  Philipp  H.  von  1503  (siehe  oben  Nr.  5)  auf- 
genommene Polizenformular  benutzt:  das  neue  um  1727  übliche  Formular 
enthält  die  gleiche  Verpflichtung  der  Versicherer.  (Langcnbeck,  S.  377  und  379.) 
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Die  Haniburgische  Assekuranz-  und  Haverci-Ordnung  von  1731,  Iii.  XIV. 
macht  es  dem  Versieherlen  zur  Pflicht,  wenn  ein  Schiff  gestrandet  oder  auf 
eine  Sandbank  zu  sitzen  kommt,  den  Versicherern,  sofern  es  die  Zeit  leidet. 
Nachricht  zu  gelten.  Zweck  ist  Vereinbarung  mit  den  Versicherern  über  die 
zu  ergreifenden  .Massregeln.  Durch  sofortige  Zahlung  des  gezeichneten  Kapi- 
tals wird  der  Versicherer  von  seiner  Verpflichtung  frei :  sonst  aber  müssen 
die  Versicherer  alle  von  den  Versicherlen  zum  Besten  des  Schills  und  Ber- 
gung der  (.Jülcr  aufgewandten  Kosten  wieder  vergüten. 

8.  Nach  dem  königlichen  preussischen  Scercehl  vom  1.  Dezember  17'J7 
(Ausgabe  Aug.  Hypolit  Bone.  Königsberg  1770),  Kap.  VI,  Tit.  II,  Art.  2<>. 
hat  bei  vorgefallenen  Schäden  oder  Unglück  der  Versicherte  überall  nach 
Möglichkeit  des  abwesenden  Assuradeurs  Bestes  zu  besorgen  und  zu  befördern. 
Dies  haben  dann  dte  Assuradeurs  genehm  zu  halten  und  sind  die  vorge- 
schossenen Unkosten  zu  erstatten  schuldig. 

Die  Königliche  Preussische  Assekuranz-  und  Haverei-Ordnung  von  17C0 
schlichst  sich  in  ihren  Bestimmungen  eng  an  die  der  Hamburgischen  von 
1731  an.    Abschn.  XV.  $  108  ff.  (Bone,  Beilage  Xr.   XV,  S.  193.) 

Nach  dem  preußischen  allgemeinen  Unndre«  Iii.  Teil  II.  Tit  VIII,  £  2104  ff. 
hat  der  Versicherte,  sobald  er  in  Erfahrung  bringt,  dass  der  Gegenstand  der 
Versicherung  verunglückt  oder  beschädigt  sei,  dem  Versicherer  bei  Verlust 
seines  Hechts  Anzeige  zu  machen,  und  sich  mit  demselben  über  die  ferner 
zu  treffenden  Massregeln  zu  beratschlagen ;  er  hat  dann  nach  dessen  An- 
weisungen zu  verfahren.  In  der  Zwischenzeit  nuiss  er  alles,  was  zur  Ab- 
wendung oder  Verminderung  des  Schadens  gereichen  kann,  vorkehren.  Nach 
5?  2210  trifft  den  Versicherer  die  (iefahr  der  Strandung.  Nach  §  2231  haftet 
der  Versicherer  für  alle  besonderen  extraordinären  Kosten. 


III.  Die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Staaten. 

Deutsche«  Reich. 

Allgemeines  deutsches  Handelsgesetzbuch  und  Handelsgesetzbuch  vom 
III.  Mai  1897. 

Art.  708,  $  700,  Ziffer  3.  Abs.  1-4.  Die  zum  Zwecke  der  Abwendung 
des  Unterganges  oder  der  Nclmiung  absichtlich  herbeigeführte  Strandung  des 
Schiffes  bildet  einen  Fall  der  grossen  Havcrei.  Die  durch  die  Strandung  ein- 
schliesslich der  Abbringung  entstehenden  Schäden,  sowie  die  Kosten  der  Ab- 
bringung gehören  zur  grossen  Haverei. 

Ist  das  Schiff  zum  Zwecke  der  Abwendung  des  Unterganges  absichtlich 
auf  den  Strand  gesetzt,  s«>  muss,  damit  eine  llavcreiverleihmg  stattfindet, 
das  Schiff  nicht  nur  überhaupt  abgebracht  sein,  sondern  es  darf  auch  nicht 
nach  der  Anbringung  reparaturunfähig  befunden  werden.  (Art.  44i.  §  479). 

(Anm. :  Ist  das  Schiff  zum  Zwecke  der  Abwendung  der  Nelimung  durch 
Feinde  oder  Seeräuber  absichtlich  auf  den  Strand  gesetzt,  so  genügt,  um  «-ine 
Ilavereiverteilung  herbeizuführen,  dass  das  Schill  auch  nur  teilweise  gerettet 
i>l.  d.  h.  da.ss  Teile  des  Schiffes  gerettet  sind.  Der  (iruiiil  für  diese  abweichende 
Derching  liegt  darin,  dass  die  (iefahr,  inis-bnUichlirli  ein  Schiff  auf  den  Strand 
zu  >etzen.  für  grösser  erachtet  wurde,  wenn  es  sich  um  Abwendung  des 
Unterganges  handelt,  als  wenn  eine  Nehmung  vermieden  werden  sollte;  es 
>ol|!e  die  erschwerende  Voraussetzung  für  die  Ilavereiverteilung  als  Abschreckung 
dienen.) 
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Ist  das  Schiff  gestrandet,  ohne  dass  die  Strandung  zur  Kettung  von  Schiff 
und  Ladung  vorsätzlich  herbeigeführt  ist  (Anm. :  d.  h.:  a.  liegt  eine  durch  Zu- 
fall oder  durch  Verschulden  des  Schiffers  eingetretene  Strandung  vor,  oder  b. 
ist  der  Zweck  der  vorsätzlichen  Herbeiführung  der  Strandung  nur  die  Rettung 
der  Ladung,  etwa  weil  das  Schiff  doch  nicht  mehr  rettbar  erscheint)  so  ge- 
hören die  durch  die  Strandung  veranlassten  Schäden  nicht  zur  grossen  Ilaverei. 
Dagegen  gehören  zur  grossen  Haverei  a.  die  auf  die  Abbringung  des  Schiffes 
verwendeten  Kosten,  b.  die  zum  Zwecke  der  Abbringung  dem  Schiffe  oder  der 
Ladung  absichtlich  zugefügten  Schaden. 

Art.  838,  §  834,  Ziffer  1  und  3.  Dem  Versicherer  fallen  zur  Last: 

1.  Die  Beiträge  zur  grossen  Haverei  mit  Einschluss  derjenigen  Beiträge, 
welche  der  Versicherte  selbst  wegen  eines  von  ihm  erlittenen  Schadens  zu 
tragen  hat.  (Anm. :  Also  auch  die  durch  die  Abbringung  entstandenen  Schaden 
und  die  Kosten  der  Abbringung.) 

2.  Die  sonstigen  zur  Rettung,  sowie  zur  Abwendung  grösserer  Nachteile 
notwendig  oder  zweckmässig  aufgewendeten  Kosten  (Art.  823,  §  8i9),  selbst 
wenn  die  ergriffenen  Massregeln  erfolglos  geblieben  sind.  (Anm.:  also  a.  die 
Kosten  der  Abbringung,  wenn  das  Schiff  nach  der  Abbringung  reparaturunfähig 
befunden  ist,  in  dem  Falle,  wenn  die  Strandung  zur  Abwendung  des  Unter- 
ganges absichtlich  herbeigeführt  ist :  b.  die  Kosten  eines  erfolglosen  Abbringungs- 
versuchs,  sowohl  wenn  die  Strandung  selbst  einen  Fall  der  grossen  Haverei 
gebildet  haben  würde,  wie  wenn  nur  die  auf  die  Abbringung  verwendeten  Kosten 
und  die  zum  Zwecke  der  Abbringung  absichtlich  zugefügten  Schäden  in 
grosser  Haverei  verteilt  worden  wären.) 

Art.  8<H,  §  840,  Abs.  2.  Der  Versicherer  hat  die  zur  Rettung,  sowie 
zur  Abwendung  grösserer  Nachteile  notwendig  oder  zweckmässig  aufgewen- 
deten Kosten,  selbst  wenn  die  ergriffenen  Maßregeln  erfolglos  geblieben  sind, 
vollständig  zu  erstatten,  wenn  gleich  die  hiernach  im  Ganzen  zu  zahlende 
Vergütung  die  Versicherungssumme  übersteigt. 

Art.  8K>,  §  836.  Der  Versicherer  haftet  für  die  Beiträge  zur  grossen 
Haverei  nicht,  soweit  sie  sich  auf  einen  Unfall  gründen,  für  den  der  Ver- 
sicherer nach  dem  Versicheiungsvertrage  nicht  haftet. 

Art.  850,  §  846.  Die  Heiträge  zur  grossen  Haverei  und  die  zur  Rettung, 
sowie  zur  Altwendung  grösserer  Nachteile  aufgewendeten  Kosten  muss  der 
Versicherer  ersetzen,  auch  wenn  sie  drei  Prozent  des  Versicherungswertes 
nicht  erreichen. 

Art.  85  i,  §  850,  Absatz  3.  Ist  der  Verlrag  mit  der  Klausel  :  «  Für 
behaltene  Ankunft  >  abgeschlossen,  so  hat  der  Versicherer  in  keinem  Falle 
die  Beiträge  zur  grossen  Haverei  und  die  zur  Rettung,  sowie  zur  Abwendung 
grösserer  Nachteile  aufgewendeten  Kosten  zu  tragen. 

Art.  855,  §  851,  Abs.  3.  Ist  der  Verlrag  mit  der  Klausel:  «Frei  von 
Beschädigung  ausser  im  Strandungsfall »  abgeschlossen,  so  haftet  der  Versicherer 
für  die  Beiträge  zur  grossen  Haverei ,  für  die  zur  Rettung  und  Abwendung 
grösserer  Nachteile  aufgewendeten  Kosten  aber  nur  dann,  wenn  sie  zur  Ab- 
wendung eines  dem  Versicherer  zur  Last  fallenden  Verlustes  verausgabt 
worden  sind. 


Frankreich. 

Code  de  commerce  vom  September  4807. 

Art.  400,  Z.  8.  Zur  grossen  Haverei  gehören  die  Kosten  für  Abbringen 
des  Schiffes,  wenn  es  zur  Vermeidung  des  gänzlichen  Unterganges  oder  der 
Nehmung  auf  den  Strand  gesetzt  ist.  (Anm. :  Nach  dem  Buchstaben  des  Ge- 
setzes wird  vorsätzliche  Herbeiführung  der  Strandung  gefordert,  doch  wurden 
nach   einer  fast  konstanten  Jurisprudenz  die  Kosten    der    Abbringung  zur 
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grossen  Haverci  auch  dann  gerechnet,  wenn  die  Strandung  durch  Zufall 
herbeigeführt  war.  (Vergl.  Ulrich.  Grosse  Haverci.  Herlin  1884,  S.  129,  Anm.  8.) 

Art.  409.  Die  Klausel  <  Frei  von  Havarie  >  befreit  den  Versicherer  von 
allen  gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Havcreien,  ausgenommen  in  den 
Fällen,  welche  da.s  Recht  zum  Abandon  frei  lassen.  Zu  diesen  gehört  die 
Strandung  mit  Schiffbruch,  Art  369,  Vergl  «Abandon»,  S.  2)  und  21. 
(Horchardt,  II,  S.  583,  585,  579.) 


Monaco. 

Handelsgesetzbuch  vom  5.  November  1877. 

Die  in  den  Art.  371,  Z.  8  und  380,  enthaltenen  Bestimmungen  decken 
»ich  mit  denen  des  französichen  Code  de  commerce,  Art.  400  Z.  8  und  409. 
(Borchardt,  III,  S.  567,  568.) 


Belgien. 

Gesetz  vom  21.  August  1879  (Buch  II  des  Handelsgesetzbuchs). 

Art.  101  und  102.  Die  Havereien  zerfallen  in  zwei  Klassen:  gemeinschaft- 
liche und  besondere  Havereien ;  gemeinschaftliche  sind  die  aussergewöhnlichen 
Aufwendungen  und  die  freiwillig  erlittenen  Beschädigungen  zum  gemeinschaft- 
lichen Wohl  und  zur  gemeinsamen  Rettung  des  Schiffes  und  der  Waren  ;  alle 
anderen  Havereien  sind  besondere.  (Anm. :  Die  Abbringung  wird  nicht  beson- 
ders erwähnt.) 

Art.  198  entspricht  dem  Art.  409  des  französischen  Code  de  commerce. 
Vergl.  Abandon,  S.  23.  (Borchardt  I,  S.  307,  378.) 


Griechenland. 

Handelsgesetzbuch  vom  19.  Mai  1835. 

Die  Artikel  des  griechischen  Gesetzes  entsprechen  den  gleichen  Artikeln 
des  französischen  Code  de  commerce,  ausser  soweit  der  Abandon  in  Frage 
kommt.  Vergl.  «Abandon»,  S.  25.  (Borchardt,  II,  S.  054,  653.) 


Flnland. 

Seegesetz  vom  9.  Juni  1873. 

ij  133,  Z.  2.  Zur  gemeinsamen  Haverci  gehört  aller  Schaden,  den  Schiff 
oder  Waren  erleiden,  in  dem  Fall,  dass  das  Schiff  absichtlich  auf  den  Grund 
gesetzt  wird,  weil  es  wegen  eines  schweren  Lecks  oder  wegen  einer  anderen 
Not  nicht  See  halten  kann,  und  ein  grösserer  gemeinsamer  Verlust  andernfalls 
vorauszusehen  ist,  desgleichen  die  Kosten  für  Abbringung  des  Schiffes  und  für 
in  Sicherheitbringen  der  Ladung  einschliesslich  des  damit  verbundenen  Schadens. 
Gemeinsame  Haverci  findet  nicht  statt,  wenn  das  SchifT  nach  der  Strandung 
nicht  abgebracht  oder  durch  Reparatur  in  branchbaren  Stand  gesetzt  werden 
kann.  Krcignet  sich  die  Strandung  durch  Zufall,  so  darf  zur  gemeinsamen 
Haverci  nur  der  Schaden  und  die  Kosten  gerechnet  werden,  welche  erforderlich 
sind,  das  SchilT  abzubringen  und  Schiff  und  Ladimg  in  Sicherheit  zu  bringen. 

§  210,  211  Der  Versicherer  ist  verpllichlet.  auch  über  die  Versicherungs- 
summe hinaus  die  Kosten  der  Rettung  der  versicherten  Gegenstände  zu  ersetzen, 
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soweit  nicht  der  Versicherer  Widerspruch  gegen  die  Vornahme  der  Rettungs- 
arbeiten erhoben  hat.  (Seegesetz  für  das  Grossfürstentum  Finland,  Ausgabe 
Helsingfors  1875,  S.  55,  86,  87.) 


Italien. 

Codice  di  commercio  vom  2.  April  (31.  Okt.)  1882. 

Art.  643,  Z.  45  und  16.  Zur  gemeinschaftlichen  Haverei  gehören  die 
Schäden,  welche  von  dem  Schiff  oder  der  Ladung  bei  einer  Strandung  erlitten 
sind,  die  zur  Rettung  des  Schiffes  aus  einem  Sturm,  vor  einer  Erbeutung  oder 
einer  anderen  drohenden  Gefahr  freiwillig  herbeigeführt  ist,  ferner  die  Kosten, 
welche  aufgewendet  worden  sind,  um  das  freiwillig  zur  Strandung  gebrachte 
Schiff  wieder  flott  zu  machen,  und  die  Belohnungen,  welche  für  die  bei  dieser 
Gelegenheit  geleisteten  Mühwaltungen  und  Dienste  geschuldet  werden 

Art.  625  entspricht  dem  französischen  Code  de  commerce,  Art  409,  doch 
gehört  zu  den  Fällen,  in  welchen  ein  Abandon  stattfinden  kann,  die  Strandung 
nicht.  Vergl.  «Abandon»,  S.  27. 

Art.  436.  Den  Versicherten  trifft  die  Pflicht,  die  zur  Vermeidung  oder  Ver- 
minderung von  Schäden  aufgewendeten  Kosten  auch  über  die  Versicherungs- 
summe hinaus  zu  ersetzen,  selbst  wenn  der  Zweck  nicht  erreicht  wird.  (Borchardt, 
III,  S.  304,  305,  300,  301,  267,  268.) 


Rumänien. 

Handelsgesetzbuch  vom  16  April  1887. 

Art.  655  Z.  15  und  16.  Art.  637  und  Art.  461  stimmen  überein  mit  den 
Italienischen  Codice  di  commercio  Art.  643  Z.  15  u.  16,  6*28  und  436.  Vergl 
« Abandon»  S.  29.  (Bd.  12  der  Collection  de  codes  etrangers,  Uebersetzung  von 
Joan  Bohl,  Paris  1895  S.  247,  248,  239,  184,  185.) 


Niederlande. 

Wetboek  van  Koophandel  vom  10.  April  18J8. 

Art.  655.  Der  Versicherte  hat,  so  lange  er  nicht  zum  Abandon  berechtigt 
ist  und  nicht  wirklich  abandonnirt.  bei  Schiffbruch,  Strandung.  Aufbringung 
und  Dctinirung  allen  möglichen  Kleiss  und  alle  zweckmässigen  Schritte  anzu- 
wenden, um  den  versicherten  Gegenstand  zu  retten  oder  die  Freigebung  zu  be- 
wirken. Er  bedarf  dazu  keiner  besonderen  Vollmacht  von  dem  Versicherer  und 
ist  berechtigt,  eine  zur  Bestreitung  der  Kosten,  die  zur  Rettung  oder  Reklamation 
verwendet  werden  müssen,  hinreichende  Summe  von  dem  Versicherer  zu  fordern. 
(Vergl.  «Abandon»,  S.  30.) 

Art.  699,  Z.  15  und  16.  Zur  gemeinschaftlichen  Haverei  gehören  der  an 
dem  Schiffe  oder  der  Ladung  oder  an  beiden  verursachte  Schaden,  wenn  das 
Schiff,  um  der  Gefahr  der  Wegnahme  oder  des  linterganges  vorzubeugen,  vor- 
sätzlich auf  den  Strand  gesetzt  worden  ist,  und  ebenfalls  wenn  solches  in  einer 
anderen  dringenden  Gefahr  zur  Erhaltung  von  Schiff  und  Ladung  stattgefunden 
hat,  ferner  die  Kosten  und  der  Hiilfslohn,  um  das  gestrandete  Schiff  in  den  be- 
zeichneten Fällen  wieder  flott  zu  machen,  und  jede  Belohnung  für  außergewöhn- 
liche Dienste,  um  dem  Verluste  oder  der  Wegnahme  des  Schiffes  vorzubeugen. 

Art.  701,  Z.  1.  Zu  den  besonderen  Havercien  gehört  jeder  Schaden  und  alle 
Verluste,  die  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  durch  Sturm,  Wegnahme.  Schiff- 
bruch oder  zufällige  Strandung  zugestossen  sind.  (Borchardt,  III,  S.  752,  7">8, 
759,  760.)   
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Japan. 

Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  Japan  mit  Kommentar  von  Hermann 
Rocsler,  III.  Hand,  Tokio  1884. 

Art.  984.  Z.  3.  Zu  den  Fällen  der  grossen  Haverei  gehört  das  frei- 
willige Stranden-  zum  Zweck  der  Rettung  vor  Untergang  oder  Wegnahme. 
(Anm.:  Es  gehören  hierzu  auch  die  Kosten  des  Wiederabbringens.)  Yergl. 
Rccsler  zu  Art.  984,  Z.  3. 

Art.  1014.  Abs.  1.  Der  Versicherer  trägt  alle  durch  Stranden  bewirkten 
Verluste  und  Schäden.    Vergl.  «  Abandon  »  S.  33.    (Ra-slcr,  S.  2*,  31,  190.) 


Portugal. 

Handelsgesetzbuch  vom  28.  Juni  1888. 

Art.  635.  Grosse  oder  gemeinschaftliche  Havereien  sind  alle  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  oder  Opfer,  welche  freiwillig  zu  dem  Zweck,  um  einer 
Gefahr  zu  entgehen,  von  dem  Kapitän  oder  in  dessen  Auftrag  zur  gemein- 
schaftlichen Sicherheit  des  Schiffes  und  der  Ladung,  von  dessen  Beladung 
und  Abfahrt  bis  zu  des.sen  Rückkehr  und  Löschung  gemacht  werden :  ein- 
fache oder  besondere  Havereien  sind  die  verursachten  Kosten,  sowie  der  er- 
littene Schaden,  welche  nur  das  Schiff  oder  nur  die  Waren  betreffen.  (Anm.: 
Eine  Aufzählung  der  einzelnen  Fälle  enthält  das  Gesetz  nicht.) 

Art.  -004.  Zu  Lasten  des  Versicherers,  vorbehaltlich  entgegenstehender 
Vereinbarung,  sind  alle  Verluste  und  Schäden,  die  die  versicherten  Gegen- 
stände während  der  Zeit  des  Risikos  infolge  von  Strandung  treffen. 

Art.  613  entspricht  dem  französischen  Code  de  commerce,  Art.  409;  doch 
gehört  zu  den  Fällen,  in  welchen  ein  Abandon  stattfinden  kann,  die  Strandung 
nicht.  Vergl.  «Abandon»  S.  36.  (Borchardt,  Nachtrag  I,  S.  176,  177, 
167,  169.) 


Russland. 

Handelsordnung  des  Russischen  Reichs,  Ausgabe  1887.  (Uebersetzung  von 
Victor  von  Zwingmann.) 

Besondere  auf  Strandung  und  Abbringung  bezügliche  Vorschriften  finden 
sich  nicht. 


Die  Skandinavischen  Seegcsctze. 

Vergl.  «  Abandon  »  S.  38. 

§  188,  Z.  5  und  6.  Als  grosse  Haverei  werden  namentlich  vergütet: 
1.  Schäden,  die  dem  Schiff  oder  der  Ladung  dadurch  zugefügt  werden,  dass 
das  Schiff,  um  einer  grösseren  gemeinsamen  Gefahr  zu  entgehen,  absichtlich 
auf  den  Strand  gesetzt  wird  (Dänemark  und  Norwegen :  jedoch  nur  insoweit, 
wie  eine  Aufopferung  als  darin  hegend  betrachtet  werden  kann).  2.  Schäden, 
die  dem  Schiff  oder  der  Ladung  zugefügt,  und  Kosten,  welche  aufgewendet 
werden,  um  das  Schiff  vom  Grunde  abzubringen  und  es  nebst  der  Ladung 
in  Sicherheit  zu  bringen. 
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Wird  die  Reise  nicht  fortgesetzt,  weil  das  Schiff  nicht  abgebracht  werden 
kann,  oder  weil  es  für  reparaturunfähig  erklärt  wird,  so  werden  zur  grossen 
Haverei  gerechnet  nur  der  Schaden,  welcher  entstanden  ist,  und  die  Kosten, 
welche  aufgelaufen  sind,  bevor  es  offenbar  wurde,  dass  die  Reise  nicht  werde 
fortgesetzt  werden  können. 

§  250.  Dem  Versicherer  fallen  bei  ordnungsmässiger  Aufmachung  der 
grossen  Haverei  mit  Bezug  auf  die  Verteilung  sowohl  der  auf  den  ver- 
sicherten Gegenstand  entfallende  Havereibeitrag,  wie  auch  die  Beiträge  zur 
Last,  die  anderen  Teilnehmern  an  der  Haverei  zum  Ersatz  von  Schaden  an 
dem  versicherten  Gegenstand  zu  entrichten  obliegen,  aber  nachweislich  von 
den  Beitragspflichtigen  nicht  zu  erhalten  gewesen  sind. 

§  252.  Ausgaben  und  Aufopferungen,  die  in  gutem  Glauben  zur  Ab- 
wendung einer  Gefahr,  für  welche  der  Versicherer  haftet,  oder  nach  ein- 
getretenem Schaden  zur  Bergung  und  Erhaltung  eines  versicherten  Gegen- 
standes und  zur  Abwendung  eines  grösseren  Schadens  gemacht  sind,  ist  der 
Versicherer  zu  ersetzen  verpflichtet,  selbst  wenn  sie  nicht  zur  grossen  Haverei 
gerechnet  werden  können. 


Spanien. 

Handelsgesetzbuch  vom  22.  August  1885. 

Art.  811,  Z.  6.  Zu  den  grossen  oder  gemeinschaftlichen  Havereien  ge- 
hören die  Ausgaben,  welche  gemacht  sind,  um  ein  Schiff,  das  vorsätzlich  — 
mit  dem  Zweck  es  zu  retten  —  auf  den  Strand  gesetzt  ist,  wieder  flott 
zu  machen. 

Art.  755,  Z.  1.  Die  Versicherer  haben  die  Schäden  und  Nachteile  zu 
ersetzen,  welche  die  versicherten  Gegenstände  durch  Strandung  oder  Auflaufen 
des  Schiffes,  mit  oder  ohne  Zertrümmerung,  erleiden.  (Borchardt,  V.  1,  S. 
448,  149,  137.) 


Türkei. 

Seehandelsgeselzbuch  von  1864. 

Art.  245,  Z.  13.  Zur  gemeinschaftlichen  Haverei  gehören  die  Kosten, 
die  für  die  Flottmachung  des  Schiffes,  dessen  Strandung  absichtlich  behufs 
Abwendung  des  gänzlichen  Unterganges  oder  der  Aufbringung  bewirkt  ist, 
aufgewendet  sind,  sowie  die  dem  Schiff  und  der  Ladung  gemeinschaftlich  oder 
getrennt  zugefügten  Beschädigungen  in  demselben  Falle. 

Art.  246,  Z.  1.  Zu  den  besonderen  Havereien  gehören  die  Schäden,  die 
den  Waren  und  dem  Schiffe  durch  zufällige  Strandung  zugestossen  sind. 

Art.  195.  Alle  Verluste  und  Schäden,  welche  den  versicherten  Gegenständen 
durch  Strandung  zustossen,  gehen  auf  Gefahr  des  Versicherers.  (IJorchardt,  V.  1, 
S.  271,  272,  273,  205,  274.) 

Art.  251  entspricht  dem  französischen  Code  de  commerce,  Art.  409. 


Aegypten, 

Seehandelsgesetzbuch  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1876.  Die  Bestim- 
mungen decken  sich  mit  denen  des  türkischen  Gesetzes. 

Aegypten:  Art.  238.  Z.  13,  239,  Z.  1,  192,  2Ü  =  Türk.  Art.  245,  Z.  13, 
2*6,  Z.  1.  195,  25t.  (Borchardt,  I,  S.  67,  73,  74,  75.) 
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Argentinien. 

Handelsgesetzbuch  vom  5.  Oktober  1889. 

Art.  1316,  Z.  16  und  17.  Art.  1319.  Zur  gemeinschaftlichen  Haverei 
gehören  die  Kosten,  welche  nötig  sind,  um  das  gestrandete  Schiff  wieder  flott 
zu  machen,  und  die  Belohnung  für  ausserordentliche  Dienste,  welche  geleistet 
sind,  um  seinen  vollständigen  Verlust  oder  seine  Wegnahme  zu  verhindern, 
wenn  die  Strandung  absichtlich  zur  Verhinderung  des  vollständigen  Verlustes 
oder  der  Aufbringung  des  Schiffes  bewirkt  worden  ist.  Andernfalls  sind  sie 
einfache  Haverei. 

Art.  1207.  Für  Rechnung  des  Versicherers  laufen  alle  Verluste  und 
Schäden,  welche  die  versicherten  Sachen  durch  Stranden  oder  Auflaufen  des 
Schiffen  mit  oder  ohne  Bruch  treffen,  es  sei  denn,  dass  der  Versicherer  aus- 
drücklich durch  eine  in  der  Polize  aufgenommene  Abrede  von  der  Tragung 
des  betreffenden  Risikos  befreit  worden  ist. 

Art.  1212.  Die  Klausel  «  frei  von  Havarie »  befreit  die  Versicherer  von 
den  einfachen  oder  besonderen  Havereien.  Die  Klausel  « frei  von  jeder 
Havarie  »  befreit  sie  auch  von  den  gemeinschaftlichen  oder  grossen  Havereien. 
Keine  dieser  Klauseln  befreit  jedoch  die  Versicherer  von  ihrer  Haftung  in  den 
Fällen,  in  welchen  ein  Abandon  zulässig  ist.  Hierzu  gehört  die  Slrandung, 
durch  welche  das  Schiff  zur  Schiffahrt  untauglich  gemacht  wird.  Vergl. 
« Abandon  »  S.  42.    (Borchardt,  Nachtrag  II,  S.  282,  283,  284,  259,  261  ) 


Draeilien. 

Codigo  commercial  vom  25.  Juni  1880. 

Art.  76i,  Z.  15.  Zur  grossen  Haverei  gehören  die  zur  Flottmachung  des 
gestrandeten  Schiffes  aufgewendeten  Kosten,  sowie  alle  Belohnungen  für  ausscr- 
gewöhnhehe  Dienste,  welche  zur  Vermeidung  seines  vollständigen  Verlustes 
oder  Wegnahme  geleistet  worden  sind. 

Ar».  721.  724.  In  dem  Falle  von  Strandung  ist  der  Versicherte  ver- 
pflichtet, alle  mögliche  Sorgfalt  aufzuwenden,  um  die  versicherten  Gegenstände 
zu  retten.  Zu  diesen  Handlungen  ist  eine  Vollmacht  des  Versicherers  nicht 
erforderlich.    Die  Kosten  gehen  für  Rechnung  der  Versicherer. 

Art.  714  entspricht  dem  Art.  1212  des  Argentinischen  Gesetzes.  Zu  den 
Fällen,  in  welchen  ein  Abandon  zulässig  ist,  gehört  die  Slrandung,  sofern 
daraus  Untüchtigkeit  des  Schiffes  oder  Reparaturunwürdigkeit  folgt.  Vergl. 
«  Abandon »  S.  46.    (Borchardt,  I,  S.  639,  633,  632.) 


Chile. 

Handelsgesetzbuch  vom  23.  November  1865. 

Art.  1090,  Z.  16.  Zu  der  Klasse  der  gemeinschaftlichen  Havereien  ge- 
hören die  Schäden,  welche  dem  Schiff  oder  der  Ladung,  zusammen  oder 
getrennt,  durch  eine  freiwillige  Slrandung  verursacht  worden  sind,  die  zu  dem 
Zwecke  ausgeführt  worden  ist,  um  dieselben  aus  einer  Seegefahr  zu  retten, 
und  die  zur  Flottmachung  des  Schiffes  gehabten  Kosten. 

Art.  1125,  Z.  11.  Dagegen  gehören  alle  Schäden  und  Kosten,  welche 
nicht  zum  gemeinschaftlichen  Vorteil  des  Schiffes  und  .seiner  Ladung  gereichen 
und  nicht  die  Bezeichnung  gemeinschaftliche  Haverei  erhalten  können,  zur 
Klasse  der  besonderen  Havereien. 
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Art.  1256.  Der  Vermerk  «  frei  von  Havarie  >  befreit  den  Versicherer  von 
der  Bezahlung  der  gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Havereien,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  den  Abandon  der  versicherten  Sache  gestatten. 
Dazu  gehört  die  Strandung  mit  Bruch.    Vergl.  « Abandon  »  S.  47. 

Art.  556,  Abs.  1,  Z.  4  und  Abs.  2  und  Art.  1276.  Bei  jeder  Art  der 
Versicherung,  insbesondere  auch  bei  der  Seeversicherung,  ist  der  Versicherte 
verpflichtet,  alle  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  welche  erforderlich  sind,  um 
die  versicherte  Sache  zu  reiten  oder  wieder  zu  erlangen.  Der  Versicherer 
haftet  für  alle  dem  Versicherten  aus  der  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  er- 
wachsenen Kosten.    (Borchardt,  I,  S.  814,  815,  822,  842,  758,  759,  845.) 


Columbia. 

Seehandelsgesetzbuch  vom  10.  März  1873. 

Die  Art.  282  Z.  16,  317  Z.  11  und  449  entsprechen  den  Art.  1090 
Z.  16,  1125  Z.  11  und  1256  des  Chilenischen  Gesetzes.  Vergl.  c  Abandon  > 
S.  50.  Die  einfache  Strandung,  im  Gegensatz  zu  der  nach  Art.  476  einen 
Abandonfall  bildenden  Strandung  mit  Bruch,  berechtigt  zum  Abandon  des 
Schiffes  nur  in  dem  Falle,  wenn  das  Schiff  nicht  wieder  flott  gemacht 
werden  kann.    Art.  482.    (Borchardt,  U,  S.  131,  138,  158,  162,  163.) 


Ck)»ta*Rlca. 

Handelsgesetzbuch  vom  Jahr  1850. 

Art.  876,  Z.  7  und  875,  Abs.  2.  Zur  grossen  oder  gemeinschaftlichen 
Haverei  gehören  die  Kosten,  welche  aufgewendet  werden  müssen,  um  ein 
Schiff  wieder  flott  zu  machen,  das  der  Kapitän  absichtlich  hat  auf  den 
Strand  laufen  lassen,  um  es  aus  anderen  Gefahren  zu  retten;  zur  einfachen 
oder  besonderen  Haverei  dagegen  alle  Ausgaben  und  Nachteile,  welche  be- 
züglich des  Schiffes  oder  der  Ladung  stattgefunden  haben  und  nicht  zu 
Gunsten  oder  zum  gemeinschaftlichen  Wohle  aller  an  dem  Schiffe  und  der 
Ladung  desselben  Beteiligten  gewesen  sind. 

Art.  801,  Abs.  1  und  2.  Alle  durch  Strandung  oder  Auflaufen  des 
Schiffes  mit  oder  ohne  Bruch  erlittenen  Verluste  und  Havereien  laufen  für 
Rechnung  und  Gefahr  des  Versicherers,  soweit  die  Polize  nicht  gegenteilige 
Vereinbarungen  anführt.  Vergl.  « Abandon »  S.  50.  (Borchardt,  II ,  S.  235, 
234;  225,  226.) 


Dominikanische  Republik. 

Ecuador. 

Siehe  Bemerkungen  auf  Seite  52. 


Guatemala. 

Handelsgesetzbuch  vom  20.  Juli  1877. 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  stimmen  mit  denen  des 
Seehandelsgeselzbuchs  von  Columbia  überein.    (Borchardt,  II,  S.  741,  742.) 
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Haiti. 

Handelsgesetzbuch  vom  8.  März  1826. 

Vergl.  die  Bestimmungen  des  französischen  Code  de  commerce.  (Bor- 
chardt,  II,  S.  783-7*4.) 


Honduras. 

Handelsgesetzbuch  vom  27.  August  1880. 

Honduras  Art.  554.  1273,  1087  Z.  16,  1122  Z.  11,  1253  stimmen  fiber- 
ein mit  Chile  Art.  550,  1276,  1090  Z.  16,  1125  Z.  11,  1256.  (Borchardt, 
III,  S,  68,  69,  155.  124,  125,  132,  133,  152.) 


Nicaragua. 

Handelsgesetzbuch  vom  12.  März  1869. 

Art.  495.  Grosse  oder  gemeinschaftliche  Havereien  sind  alle  diejenigen 
Schäden  und  Ausgaben,  welche  absichtlich  verursacht  weiden,  um  das  Schiff 
oder  seine  Ladung  aus  einer  offenbaren  Gefahr  zu  retten.  (Anm. :  Unter  den 
namentlich  angeführten  Arten  findet  sich  Strandung  und  Abbringung  nicht.) 
Vergl.  « Abandon  »  S.  54.    (Borchardt,  III,  S.  652,  653.) 


Mexico. 

Handelsgesetzbuch  vom  15.  September  1889. 

Art.  886  Z.  6.  Zu  den  grossen  oder  gemeinschaftlichen  Havereien  gehören  die 
Kosten,  welche  aufgewendet  sind  um  ein  Schiff  wieder  flott  zu  machen,  welches 
freiwillig  auf  den  Strand  gesetzt  ist,  in  der  Absicht  es  zu  reiten  (Bd.  10  der 
Collect  ion  de  codes  etrangers.  Uebersetzung  von  Henri  Prudhomme.  Paris  189  t, 
S.  209.) 


Per«. 

Handelsgesetzbuch  vom  15.  Mai  1853. 

Art.  970,  Z.  7.  Zu  der  grossen  oder  gemeinschaftlichen  Haverei  gehören 
die  Kosten,  welche  aulgewendet  werden,  um  ein  Schiff  wieder  flott  zu 
machen,  welches  der  Kapitän  absichtlich  auf  den  Strand  hat  laufen  lassen, 
um  es  aus  der  Gefahr  des  Sinkens  zu  retten. 

Art.  883,  Z.  1,  88>.  Alle  Verluste  und  Schäden,  welche  den  versicherten 
Sachen  durch  Strandutig  oder  Kestgeralen  mit  oder  ohne  Bruch  zustossen, 
laufen,  soweit  nicht  die  Polize  abweichende  Vereinharungen  anführt,  für 
Rechnung  und  Gefahr  des  Versicherers.  Vergl.  «Abandon»  S.  50,  57.  (Bor- 
chardt, IV,  S.  81,  8-2,  90,  91.) 
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Hulvador. 

Handelsgesetzbuch  vom  1.  Mai  1882. 

Art.  1008,  Z.  16.  Zu  der  gemeinschaftlichen  Haverei  gehören  die  dem 
Schiff  oder  der  Ladung  gemeinschaftlich  oder  einzeln  durch  eine  Strandung 
verursachten  Schäden,  welche  freiwillig  in  der  Absicht  herbeigeführt  worden 
ist.  sie  aus  einer  Seegefahr  zu  retten,  sowie  die  zur  Flottmachung  des 
Schiffes  aufgewendeten  Ausgaben. 

Art.  1 172.  Der  Vermerk  c  frei  von  Havarie  »  befreit  den  Versicherer  von 
der  Zahlung  jeder  gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Haverei,  mit  Ausnahme 
derjenigen,  welche  durch  das  Aufgeben  (Abandon)  der  versicherten  Sachen 
veranlasst  sind.    Vergl.  «Abandon»  'S.  58.  (Borchardt,  IV,  S.  603,  604,  632.) 


Uruguay. 

Handelsgesetzbuch  (Codigo  reformado)  vom  21.  Dezember  1878. 

Uruguay  Art.  i486  Z  16  und  17,  1489,  1379,  1384  stimmen  überein 
mit  Argentinien  Art.  1316  Z.  16  und  17,  1319,  1207,  1212.  Vergl.  «Abandon » 
S.  58,   (Borchardt,  V.  2.  S.  214,  215,  198,  200.) 


Venezuela. 

Handelsgesetzbuch  vom  20.  Februar  1873. 

Art.  607  Z.  6  ,  608  Z.  1.  Zu  den  grossen  oder  gemeinschaftlichen 
Havereien  gehören  die  Kosten,  welche  zur  Flottmachung  des  Schiffes  verwendet 
worden  sind,  dessen  Strandung  bewirkt  wurde,  um  seine  Aufbringung  oder 
seinen  vollständigen  Verlust  zu  vermeiden  ;  zu  den  einfachen  oder  besonderen 
Havereien  zählen  alle  Ausgaben,  die  zum  Vorteil  des  Schiffes  oder  der 
Ladung  getrennt  gemacht  worden  sind,  wie  der  Schaden,  welchen  die  Waren 
durch  Strandung  erleiden. 

Art.  439.  Abs.  1,  Z.  4  und  Abs.  2  und  Art.  C62  stimmen  überein  mit 
Chile  Art.  556,  Abs.  1,  Z.  4  und  Abs.  2  und  Art.  1-J76.  (Borchardt,  V  2, 
S.  33 1,  363,  354,  355,  367.) 


IV.  Die  Doktrin. 

Die  Abbringung  eines  auf  Grund  geratenen  oder  gestrandeten  Schiffes  stellt 
sich  dar  als  die  Folge  eines  Seeunlalls.  Wie  indess  nicht  jedes  auf  Grund 
Geraten  auf  die  Gefahren  der  Seefahrt  zurückzuführen  ist,  vielmehr  bei  An- 
näherung an  eine  Küste  oder  Einlaufen  in  einen  Hafen  als  ein  im  gewöhnlichen 
Verlauf  einer  Reise,  und  nicht  als  ein  durch  Dazwischentreten  eines  ausser- 
ordentlichen Zufalles  sich  ereignender  Unfall  erscheinen  kann,  so  kann  der 
Regel  nach  bei  einer  gegen  die  Gefahren  der  Seefahrt  geschlossenen  Versicherung 
die  Abbringung  als  Folge  eines  Unfalls  nur  dann  für  die  Rechtsverhältnisse 
zwischen  Versicherten  und  Versicherer  eine-  Holle  spielen,  wenn  das  auf  Grund 
Geraten  oder  die  Strandung  als  ein  auf  die  Gefahr  der  Seefahrt  zurückzu- 
führender eigentlicher  Seeunfall  erscheint. 

Soweit  nicht  durch  besondere  Vertragsklauseln  die  Haftung  des  Versicherers 
beschränkt  ist,  ist  der  Versicherer  verpflichtet,  den  aus  einer  Strandung  dem 
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Versicherten  erwachsenen  Schaden  zu  vergüten;  zu  diesem  Schaden  gehören 
auch  die  auf  die  Abbringung  verwendeten  Kosten. 

Die  Strandung  selbst  und  die  auf  die  Abbringung  verwendeten  Kosten 
können  dem  Versicherer  bald  als  grosse  oder  gemeinschaftliche  Haverei,  bald 
als  besondere  Haverei  zur  Last  fallen,  je  nachdem  Strandung  und  Abbringung 
im  Verhältniss  zwischen  Schiff  und  Ladung  zu  der  Klasse  der  einen  oder  der 
anderen  Havereifälle  gehören. 

Liegt  ein  Fall  der  grossen  oder  gemeinschaftlichen  Haverei  vor,  so  wird  der 
versicherte  Gegenstand  durch  Strandung  und  Abbringung  entweder  direkt  oder 
indirekt  betroffen.  Direkt,  insofern  der  versicherte  Gegenstand  durch  Strandung 
und  Abbringung  unmittelbar  beschädigt  oder  die  Kosten  der  Abbringung  von 
dem  Versicherten  bezw.  für  seine  Rechnung  aufgewendet  sind,  indirekt,  insofern 
der  versicherte  Gegenstand,  als  aus  der  gemeinsamen  Gefahr  gerettet,  beitrags- 
pflichtig ist  für  die  Schäden,  welche  andere  aus  der  gemeinsamen  Gefahr 
gerettete  oder  zur  Abwendung  der  gemeinsamen  Gefahr  beschädigte  oder  auf- 
geopferte Gegenstände  erlitten  haben  und  für  die  Kosten,  welche  für  die  Ab- 
bringung von  den  Interessenten  anderer  Gegenstände  aufgewendet  sind.  Nur 
derjenige  Schaden,  und  diejenigen  Kosten,  die  der  Versicherte,  soweit  der 
versicherte  Gegenstand  selbst  Schaden  erlitten  hat,  bezw.  soweit  er  selbst 
Kosten  für  die  Abbringung  aufgewendet  hat,  von  den  übrigen  Havereibetheiliglen 
nicht  ersetzt  verlangen  kann,  wie  auch  diejenigen  Beträge,  die  der  Versicherte  den 
übrigen  Havereibetheiliglen  ersetzen  muss,  stellen  denjenigen  Schaden  dar,  den 
der  Versicherer,  wenn  nicht  durch  besondere  Vertragsklauseln  seine  Haftung 
beschränkt  ist,  dem  Versicherten  zu  vergüten  hat. 

Liegt  dagegen  ein  Fall  der  besonderen  Haverei  vor.  so  fallen  nur  diejenigen 
Schäden  und  Aufwendungen,  die  den  versicherten  Gegenstand,  bezw.  den 
Versicherten  selbst  betreffen,  dem  Versicherer  zur  Last. 

Die  Frage,  wie  weit  eine  Strandung  und  die  Abbringung,  bezw.  die  durch 
dieselben  verursachten  Schäden  und  Kosten  einen  Fall  der  grossen  wie  der 
besonderen  Haverei  bilden,  wird  nicht  von  allen  Gesetzgebungen  der  modernen 
Kulturslaaten  in  gleicher  Weise  beantwortet. 

Wie  die  in  dem  Artikel  «Abandon»  enthaltene  Uebersicht  ergiebt,  stellt 
sich  nach  einer  Reihe  von  Gesetzen  wichtiger  am  Seehandel  beteiligter  Staaten 
die  Strandung  mit  Bruch  als  ein  Abandonfall  dar;  nach  der  deutschen  Handels- 
gesetzgebung dagegen  nicht.  Wo  die  Gesetze  die  Strandung  für  einen  Abandon- 
fall erklären,  legen  sie  doch  vielfach  dem  Versicherten  die  Pflicht  auf,  alle 
geeignet  erscheinenden  Massregeln  für  Rettung  der  versicherten  Gegenstände  zu 
ergreifen.  Soweit  solche  Massregeln  nicht  auf  besondere  Anweisungen  der 
Versicherer  ergriffen  werden,  erfolgen  sie  zwar  für  Rechnung  der  Versicherer, 
die  indess  vielfach  nicht  über  den  Werth  der  geretteten  Gegenstände  hinaus 
für  die  aufgewendeten  Kosten  haften. 

Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  erkennt  die  Strandung  als  solche  nicht  als 
einen  Abandonfall  an.  Lediglich,  wenn  durch  die  Strandung  das  Schiff  zum 
Wrack  geworden  ist,  oder  sei  es.  dass  es  gar  nicht  abgebracht  oder  zwar 
abgebracht  aber  reparaturunfähig  oder  reparalurunwürdig  befunden  wird,  liegt 
ein  Totalverlust  vor*;  was  der  Versicherte  etwa  gerettet  hat.  als  Erlös  geretteter 
Gegenstände  oder  Teile  oder  als  Verkaufserlös  im  Fall  des  öffentlichen  Verkaufs, 
kommt  bei  Bezahlung  des  Schadens  in  Anrechnung,  und  zwar  gilt  nur  das  als 
gerettet,  was  nach  Abzug  der  auf  die  Rettung  verwendeten  Kosten  übrig  bleibt. 
In  allen  anderen  Fällen  dagegen  stellt  der  durch  die  Strandung  und  die  Abbringung 
erlittene  Schaden,  bezw.  die  auf  die  Abbringung  verwendeten  Kosten  nur  einen 
teilweisen  (Partial)  Schaden  dar. 


*  Anders  die  Allgemeinen  See-Versicherungs-Bedingungen  $  131,  die  dem 
Versicherten  den  Öffentlichen  Verkauf  wegen  Reparaturunwurdigkeit  nicht  gestatten. 
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Die  Regel,  dass  der  Versicherte  verpflichtet  ist,  wenn  sich  ein  Unfall  zuträgt, 
sowohl  für  die  Rettung  der  versic  herten  Sachen,  als  für  die  Abwendung  grösserer 
Nachteile  thunlichst  zu  sorgen,  findet  auch  auf  den  Fall  der  Strandung  Anwendung. 
Gerade  in  diesem  Kalle  gilt  es  den  aus  einer  Slrandung  drohenden  Totalverlust 
durch  eine  Abbringung  des  gestrandeten  Schiffes  thunlichst  zu  beseitigen,  bezw. 
die  dem  Versicherer  drohende  Schadensersatzpflicht  in  eine  Partialschadenersatz- 
pflicht  abzuschwächen.  Der  Pflicht  des  Versicherten  entspricht  die  Pflicht  des 
Versicherers,  die  notwendig  oder  zweckmässig  von  dem  Versicherten  auf- 
gewendeten Kosten  zu  erstatten.  Das  deutsche  Recht  gewährt  dem  Versicherten 
einen  Erstattungsanspruch  nicht  nur,  soweit  die  aufgewendeten  Kosten  zu  einem 
günstigen  Erfolg  geführt  haben,  sondern  auch  dann,  wenn  die  ergriffenen  Mass- 
regeln erfolglos  geblieben  sind.  Dies  lässt  sich  nur  dadurch  erklären,  dass  das 
Gesetz  den  Versicherten  als  einen  Beauftragten  des  Versicherers  erachtet ;  die 
weitere  Folge  dieses  Auftrages  ist,  dass  die  notwendig  oder  zweckmässig  zur 
Rettung,  sowie  zur  Abwendung  grösserer  Nachteile  aufgewendeten  Kosten  auch 
dann  zum  vollen  Betrage  dem  Versicherten  erstattet  werden  müssen,  wenn  unter 
Hinzurechnung  des  sonst  von  dem  Versicherer  zu  erstattenden  Schadensbetrages 
die  zu  zahlende  Vergütung  die  Versicherungssumme  übersteigt.  Art.  844, 
§  840  Abs.  2. 

Hat  auf  der  einen  Seite  der  Versicherte  th unliebst  für  Rettung  der 
versicherten  Sachen  und  Abwendung  grösserer  Nachteile  zu  sorgen,  so  hat 
auf  der  anderen  der  Versicherer  die  notwendig  oder  zweckmässig  auf- 
gewendeten Kosten  zu  erstatten. 

Die  Superlativform  « thunlichst  >  macht  dem  Versicherten  eine  gesteigerte 
Aufmerksamkeit  zur  Pflicht.  Die  erste  Krage  ist:  können  die  versicherten 
Sachen  gerettet,  können  grössere  Nachteile  abgewendet  werden.  Diese  Frage 
ist  nicht  schlechthin  gleichbedeutend  mit  der  Frage:  kann  das  Schiff  abge- 
bracht werden?  Eine  Abbringung  mag  möglich  sein;  sie  liegt  aber  dann 
nicht  im  Interesse  des  Versicherers,  wenn  dasjenige,  was  abgebracht  wird, 
nicht  mehr  als  ein  Schiff  angesehen  werden  kann,  das  nach  vorgängiger 
Ausbesserung  zur  Seefahrt  verwendet  werden  kann.  Es  mag  also  Fälle 
geben,  in  denen  die  Abbringung  eines  Schiffes  nicht  mehr  als  Rettung  der 
Sache  gilt,  nicht  mehr  als  Abwendung  grösserer  Nachteile,  weil  das  Schiff 
selbst  auch  im  Falle  der  Abbringung  als  total  verloren  angesehen  werden 
muss.  (Vergl.  Art.  858  §  85i.  Ein  Totalverlust  des  Schiffes  wird  dadurch 
nicht  ausgeschlossen,  dass  einzelne  Teile  des  Wracks  oder  des  Inventars 
gerettet  sind.) 

Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  lässt  die  Verteilung  entstandener  Schäden 
und  Kosten  in  grosser  oder  gemeinschaftlicher  Haverei  nur  stattfinden,  wenn 
sowohl  Schiff  als  auch  Ladung  und  zwar  jeder  dieser  Gegenstände  ganz 
oder  teilweise  wirklich  gerettet  sind;  es  kommt  also  auf  den  Erfolg  an. 
Die  absichtlich  herbeigeführte  Strandung,  jedoch  nur,  wenn  sie  zum  Zwecke 
der  Abwendung  des  Unterganges  oder  der  Nehmung  geschieht,  kann  zu 
einer  Havereiverteilung  führen ;  verteilt  werden  alsdann  die  durch  die  Strandung 
entstandenen  Schäden  ;  zu  diesen  gehören  die  Kosten  der  Abbringung  als 
mittelbare  Folge,  ebenso  wie  die  durch  die  Abbringung  entstehenden  Schäden. 
Es  kommt  aber  zu  einer  Verteilung  dieser  Schäden  dann  nicht,  wenn  das 
behufs  der  Abwendung  des  Unterganges  auf  den  Strand  gesetzte  Schiff  nicht 
abgebracht  wird,  also  als  Wrack  auf  dem  Strande  sitzen  bleibt,  ebenso  dann 
nicht,  wenn  das  Schiff  nach  der  Abbringung  reparaturunfähig  im  Sinne  des 
Art.  4i4  §  479  befunden  wird.  Das  nach  der  Abbringung  reparaturunfähig 
befundene  Schiff  gilt  also  in  diesem  Falle  als  nicht  gerettet,  und  zwar  als 
weder  ganz  noch  teilweise  wirklich  gerettet.  Man  wird  daher  nicht  fehl  gehen, 
wenn  man  annimmt:  die  Pflicht,  thunlichsl  für  Rettung  der  versicherten 
Sachen  und  Abwendung  grösserer  Nachteile  zu  sorgen,  wird  dann  thatsächlh-h 
nicht  erfüllt,  wenn  ein  Schiff  abgebracht  wird,  das  nach  der  Abbringung 
reparaturunfähig  ist.   Die  Reparaturunfähigkeit  gilt  in  den  folgenden  beiden 
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Fällen  als  vorliegend:  1)  wenn  die  Reparatur  des  Schiffes  überhaupt  nicht 
möglich  ist.  Dieser  Fall,  der  sog.  absoluten  Reparaturunfähigkeit  liegt  auch 
dann  vor,  wenn  thatsächlich  aus  den  noch  vorhandenen  Bestandteilen  oder 
unter  Benutzung  derselben,  ein  ganz  neues  Schiff  hergestellt  werden  müsste, 
weil  die  vorhandenen  Bestandteile  ein  zusammenhängendes  Bauwerk  nicht 
mehr  bilden;  2)  wenn  die  Reparatur  an  dem  Orte,  wo  sich  das  Schiff 
befindet,  nicht  bewerkstelligt  werden  kann  —  dieser  Fall  —  der  sogenannten 
relativen  Reparaturunfähigkeit  liegt  dann  vor,  wenn  es  an  den  nötigen  Vor- 
richtungen oder  den  nötigen  Arbeitskräften  fehlt  —  und  das  Schiff  auch  nicht 
nach  dem  Hafen,  wo  die  Reparatur  auszuführen  wäre,  gebracht  werden 
kann. 

Voraussetzung  ist  in  beiden  Fällen  die  Seeuntüchtigkeit.  Das  Schiff  gilt, 
wenn  auch  beschädigt,  doch  noch  als  seetüchtig,  wenn  es  auch  ohne  Reparatur 
doch  See  zu  halten  im  Stande  ist. 

Der  Versicherte  wird  daher,  ehe  er  mit  Kosten  verbundene  Abbringungs- 
versuche  macht,  zu  prüfen  haben,  ob  das  Schiff  nach  der  Abbringung  ent- 
weder wieder  seetüchtig  wird,  oder  wenn  es  seeuntüchtig  ist,  doch  die  Reparatur 
überhaupt  möglich  sein  wird,  und  zwar  entweder  an  dem  Orte,  wohin  das 
Schiff  nach  der  Abbringung  gelangen  soll,  oder  wenn  hier  eine  Reparatur 
nicht  bewerkstellgt  werden  kann,  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  das  Schiff 
nach  einem  anderen  Hafen,  wo  die  Reparatur  auszuführen  wäre,  zu  bringen. 
Erst  wenn  die  Möglichkeit,  das  Schiff  durch  die  Abbringung  wieder  seetüchtig 
zu  machen  oder  mindestens  ein  reparaturfälliges  Schiff  zu  erlangen,  vorliegt, 
kann  die  Frage  entstehen,  ob  das  Gelingen  der  zu  unternehmenden  Abbringungs- 
versuche  wahrscheinlich  oder  nicht  wahrscheinlich  ist.  Eine  Gewissheit,  ob 
die  Versuche  gelingen  werden  oder  nicht,  wild  sich  vielfach  nicht  gewinnen 
lassen.  Das  Schiff  kann  derartig  durch  Aufsitzen  auf  felsigem  Grund  beschädigt 
sein  oder  derartig  tief  sich  in  den  Sand  gewühlt  haben,  dass  eine  Abbringung 
überhaupt  nicht  möglich  ist.  Es  muss  daher  der  gewissenhaften  Schätzung 
aller  Umstände  überlassen  bleiben,  ob  mit  einiger  Wahrscheinlichkeil  das 
Gelingen  der  Abbringung  zu  erwarten  steht.  Liegt  solche  vor,  so  hat  der 
Versichertc  dem  Versicherer  gegenüber  die  Pflicht,  wenigstens  einen  geeigneten 
Versuch  der  Anbringung  zu  unternehmen.  Andernfalls  würde  der  Versuch 
zweckwidrig  erscheinen,  die  aufgewendeten  Kosten  im  Falle  Nicht-Gelingens 
nicht  als  zweckmässig  aufgewendet.  Das  Verhältnis-*  der  voraussichtlich  aufzu- 
wendenden Kosten  zu  dem  Werthe  der  zu  reitenden  Gegenstände  kann  dagegen, 
hier  nicht  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielen.  Jedenfalls  ist  zu  berücksichtigen, 
dass,  wenn  die  Abbringung  von  Erlolg  gekrönt  ist,  sowohl  in  dem  Falle  einer 
absichtlich  zur  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  zum  Zwecke  der  Abwendung 
des  Untergangs  und  der  Nehmung,  wie  auch  in  dem  Fall  der  Strandung,  ohne 
dass  diese  zur  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  vorsätzlich  herbei- 
geführt ist,  die  Kosten  der  gelungenen  Abbringung  wegen  der  stattfindenden 
Havereivertheilung  nur  zum  Teil  dem  Versicherer  zur  Last  fallen ;  der  Wert 
der  beitragspflichtigen  Ladung  spielt  daher  eine  Rolle.  Der  geringe  Grad  der 
Wahrscheinlichkeit,  das  Schiff  in  reparaturfähigem  Zustande  abzubringen,  ver- 
bunden mit  dem  geringen  Werte  der  gegebenenfalls  beitragspflichtigen  Ladung 
kann,  wenn  auf  der  anderen  Seite  die  Kosten  der  Abbringung  verhältnismässig 
hoch  sind,  die  Abbringung  als  eine  zweckwidrige  Massregel  erscheinen  lassen. 

Während  nun  der  Reparaturunfähigkell  die  Reparaturunwürdigkeit  in  viel- 
facher Beziehung  gleichgestellt  ist,  gilt  dies  doch  nicht  in  allen  Fällen,  in  denen 
es  sich  um  das  Verhältnis  des  Versicherten  zum  Versicherer  handelt.  Eine 
Havereiverteilung  im  Kalle  Abbringens  eines  gestrandeten  Schiffes  findet  statt, 
wenn  das  Schiff  nach  der  Abbringung  reparalurunwürdig  ist,  d.  h.  nach  Art.  4'*4, 
§  479,  Nr.  2,  wenn  die  Kosten  der  Reparatur  ohne  Abzug  für  den  Unterschied 
zwischen  all  und  neu  mehr  betragen  würden,  als  drei  Vierteile  seines  früheren 
Wertes.  Mit  Rücksicht  auf  das  vorher  Ausgeführte  kann  daher  ein  Interesse 
des  Versicherers  daran  bestehen,  dass  eine  Abbringung  des  Schiffs  erfolgt,  wenn- 
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gleich  eine  Reparatur  des  beschädigten  Schiffes  unterbleibt.  Dies  Interesse  kann 
dahin  führen,  das«  der  Versicherte  dem  Versicherer  gegenüber  eine  Abbringnng 
versuchen  muss,  wenngleich  er,  sofern  er  unversichert  wäre,  in  seinem  eigenen 
Interesse  die  Abbringung  unterlassen  würde. 

Aber  auch,  wenn  der  Fall  einer  Haverciverteilung  nicht  vorliegt,  kann  das 
Interesse  des  Versicherers  die  Ergreifung  von  Massregeln  zur  Abbringung 
erforderlich  machen,  die  der  Versicherte  in  seinem  eigenen  Interesse  unterlassen 
würde.  Wo  die  Versicherungsbedingungen  dem  Versicherten  in  einen)  besonderen 
Fall  die  Einhaltung  bestimmter  Vorschriften  vorschreiben,  da  kann  der  Versicherte 
nicht  seine  eigenen,  wenn  auch  an  sich  zweckmässigen  Erwägungen  und 
Beschlüsse  an  die  Stelle  bestimmter  Vorschriften  setzen.  So  kann,  wie  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch,  abweichend  von  den  Bestimmungen  vielfacher 
Handelsgesetzgebungen  bestimmt  hat,  der  Abandon  nicht  auf  Reparaturunwürdig- 
keit  gestützt  werden.  Der  freiwillige  Verzicht  des  Versicherten  auf  eine  an  sich 
mögliche  Abbringung  würde  aber  nichts  anderes,  als  ein  Abandon  sein,  wenigstens 
in  der  Wirkung  einem  solchen  gleichkommen.  Nach  dem  deutschen  Handels- 
gesetzbuch, Art.  877,  §  873.  ist  der  Versicherle  dem  Versicherer  gegenüber 
befugt,  das  Schiff,  oder  das  Wrack  zum  öffentlichen  Verkauf  zu  bringen,  wenn 
die  Reparaturunfähigkeit  oder  Reparaturunwürdigkeit  des  Schiffs  auf  dem  im 
Art.  '»99,  §  530,  vorgeschriebenen  Wege  festgestellt  ist.  Dagegen  schliessen  die 
Allgemeinen  Seeversicherungsbedingungen,  1867,  $  131,  Abs.  2.  die  Befugnis 
des  Versicherten,  wegen  Reparaturunwürdigkeit  das  Schiff  für  Rechnung  des 
Versicherers  zum  Verkauf  zu  bringen,  aus.  Es  würde  eine  Umgehung  dieser 
Vorschrift  sein,  wollte  der  Versicherte,  weil  das  Schiff  in  abgebrachtem  Zustande 
reparaturunwürdig  sein  würde,  von  einer  Abbringung  des  Schiffes  Abstand 
nehmen,  und  das  Schiff  in  dem  Zustand,  wie  es  auf  dem  Strande  sitzt,  zum 
Verkauf  bringen. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  auf  den  Strand  geratenes  Schiff  abzu- 
bringen ,  oder  doch  der  Versuch  hierzu  zu  machen  sei,  wird,  sofern  nähere 
Anweisung  von  dem  Rheder  nicht  eingeholt  werden  kann,  bei  dem  Führer  des 
Schiffs,  dem  Schiffer  stehen.  Sie  fällt  in  das  Gebiet  der  Administrations- 
handlungen, die  er  als  Bevollmächtigter  des  Rheders  vorzunehmen  hat,  hinein; 
daher  sind  seine  Handlungen  dem  Versicherer  gegenüber  so  anzusehen,  als 
wären  sie  Handlungen  des  versicherten  Rheders  selbst.  Die  Unterlassung  der 
Abbringung,  wo  sie  hätte  geschehen  sollen,  stellt  sich  als  eine  Verletzung  der 
dem  Versicherten  gegenüber  dem  Versicherer  obliegenden  Pflicht  dar,  auch 
wenn  der  Schiffer  weder  von  der  Versicherung,  noch  von  den  Bedingungen, 
unter  welchen  sie  abgeschlossen  war,  Kenntnis  gehabt  hat.  Die  Abbringung 
selbst  dagegen,  d.  h.  die  technischen  Massnahmen,  die  zur  Bewirkung  derselben 
gehören,  fallen  in  das  Gebiet  der  nautischen  Direktion  des  Schiffes  durch  den 
Schiffer:  gelingt  durch  ein  Verschulden  des  Schiffers  die  Abbringung  nicht,  und 
erwächst  hieraus  ein  Schaden,  so  fällt  dieser  Schaden  nach  Art.  824,  §  820, 
Abs.  2,  Z.  6,  dem  Versicherer  zur  Last  (so  auch  nach  Allgemeinen  Seeversicher- 
ungsbedingungen, §  09,  Abs.  2,  '/..  G). 

In  diesem  Sinne  hat  auch  das  Reichsoberhandelsgericht,  Entscheidungen 
Bd.  XVIII,  S.  281,  ff.,  in  Uehereinstimmung  mit  dem  Obergericht  Hamburg 
gegen  das  Handelsgericht  Hamburg  entschieden.  Der  Schiffer  hatte  auf  Anraten 
ordnungsmässig  ernannter  Sachverständiger  wegen  Reparaturunwürdigkeit  des 
nach  den  Allgemeinen  Seeversieherungsbedingungen  versicherten  Schiffes  dessen 
an  sich  mögliche  Abbringung  unterlassen. 

Ist  in  einem  Falle,  in  welchem  dem  Versicherer  des  Schiffes  gegenüber 
die  Abbringung  des  Schiffes  beziehentlich  der  Versuch  einer  solchen  erforderlich 
gewesen  wäre,  die  Abbringung  unterlassen,  so  kann  ebensowenig,  wie  dem 
Versicherer  des  Schiffes,  dem  Versicherer  der  Fracht  gegenüber  ein  Totalverlust 
geltend  gemacht  werden.  (Reichsoberhandelsgericht,  Entscheidungen  Bd.  XVIII, 
S.  290  > 

Ob  bei  einer  «nur  gegen  Totalverlust»  abgeschlossenen  Versicherung  der 
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Versicherte,  sei  es  im  Falle  einer  Havereivcrteilung,  -sei  es  ohne  solche,  der 
Ersatz  der  durch  Abbringung  entstandenen  Schäden  und  Kosten  verlangen 
kann,  hängt  von  der  .  Bedeutung  dieser  Klausel  ab,  bezw.  von  den  besonderen 
Vorschriften  der  in  Betracht  kommenden  Versicherungsbedingungen. 

Nach  §  24  der  Versicherungs-Bedingungen  der  Bremischen  See- Versicher- 
ungsgesellschaften erstattet  der  Versicherer,  wenn  der  Totalverlust  eines  gestran- 
deten Schiffes  durch  Anwendung  ausserordentlicher  Unkosten  für  die  Abbringung 
verhütet  ist,  auch,  wenn  mit  der  Klausel  a  nur  gegen  Totalverlust »  versichert  ist, 
solche  Unkosten,  so  weit  sie  dem  versicherten  Gegenstände  zur  Last  fallen, 
wogegen  der  Versicherer  von  allen  anderweitigen  etwa  in  Havariegrosse, 
oder  sonst  berechneten  Kosten  und  Beiträgen  frei  ist.  Nach  Art.  840,  §  8.15 
würde  die  Haftung  für  Abbringungssehäden  und  Kasten  den  Versicherer  nicht 
treffen,  soweit  die  Strandung  selbst  nicht  einen  Unfall  darstellt,  für  den  der 
Versicherer  nach  dem  Versicherungsverträge  haftet. 

Die  Allgemeinen  Seeversicherungsbedingungen  1867  enthalten  keine  dem 
oben  genannten  §  24  entsprechende  Bestimmung.  Das  Landgericht  Hamburg, 
Kammer  I  für  Handelssachen,  hat  sich  in  einem  am  21.  Januar  1890  abge- 
gebenen, rechtskräftig  gewordenen  Urteil  in  Sachen  Rheder  Hinnch  Arnold  in 
Brake  gegen  die  Oberrheinische  Versicherungsgesellschaft  mit  der  Krage 
beschäftigt,  ob  bei  einer  Versicherung  nur  gegen  Totalverlust  der  Versicherer 
verpflichtet  sei,  dein  Versicherten  die  zur  Abbringung  des  Schiffes  zwecks 
Abwendung  eines  Totalverlustes  aufgewendeten  Kosten  zu  erstatten,  und  die 
Frage  in  verneinendem  Sinne  entschieden  (Hanseatische  Gcrichlszeitung,  Haupt- 
blatt 159(5.  Nr.  105,  S.  289j.  Die  Begründung  ging  dahin:  Die  Versicherung  des 
Schiffes  gegen  Totalverlust  sei  nicht  eine  Versicherung  gegen  bestimmte  Arten 
von  Gefahren,  sondern  eine  Versicherung  gegen  alle  Arten  von  Gefahren,  denen 
das  Schiff  während  der  Dauer  der  Versicherung  ausgesetzt  sei :  aber  die  Ent- 
schädigungspflicht sei  beschrankt  auf  eine  bestimmte  Art  von  Unfällen,  nämlich 
auf  den  Fall,  dass  das  Schiff  zu  Grunde,  oder  unwiederbringlich  verloren  gehe. 
Trete  kein  solcher  Totalverlust,  sondern  nur  ein  geringerer  Unfall  ein,  so  habe 
der  Versicherte  die  schädigenden  Folgen  dieses  geringeren  Unfalls  selbst  zu 
tragen,  auch  wenn  die  Beseitigung  der  Folgen  des  Unfalls  die  Abwendung  des 
Totalvcrlustes,  also  des  Unfalls,  gegen  den  er  versichert  sei,  in  sich  schliesse. 
Die  Verpflichtung  zur  Abwendung  der  nachteiligen  Folgen  der  Strandung  durch 
Abbringung  des  gestrandeten  Schiffes  bleibe,  soweit  die  Möglichkeit  der  Abbringung 
vorliege:  andernfalls  würde  der  Totalverlust  durch  Untergang  des  Schiffes  auf 
ein  Verschulden  des  Versicherten  zurückzuführen  sein.  Die  Abbringungskostcn 
stellen  sich  nur  dar  als  Kosten,  die  der  Versicherle  zur  Abwendung  des  Unfalls 
selbst,  nicht  zur  Abwendung  der  schädigenden  Folgen  eines  Unfalls  aufgewendet 
habe. 

Bezüglich  der  Klausel  « für  behaltene  Ankunft  >  schliessen  die  Allgemeinen 
Seeversicherungsbedingungen  in  §  102,  Abs.  die  Haltung  für  Havereibeiträge, 
sowie  für  die  sonstigen  zur  Rettung,  sowie  zur  Abwendung  grösserer  Nachteile 
notwendig  oder  zweckmässig  aufgewendeten  Kosten  ausdrücklich  aus,  während 
bezüglich  der  Klausel  <  frei  von  Beschädigung»  der  Versicherer  nach  §  l<>3 
daselbst  /.war  für  Havereibeiträge  haftet,  für  die  sonstigen  Kosten  aber  nur 
datin,  wenn  sie  zur  Abwendung  eines  dem  Versicheier  zur  Last  fallenden  Verlustes 
verausgabt  sind. 

Das  erwähnte  Urteil  erscheint  mit  Rücksicht  darauf,  dass  nach  allgemeinen 
Ausleyungsregcln  die  Vertragsbedingungen  im  Zweifel  gegen  die  Versicherer 
auszulegen  sind,  von  denen  sie  entworfen  sind,  nicht  unbedenklich.  Wenn  in 
zwei  tnil  einander  nahe  verwandten  Fällen  die  «Bedingungen»  verschiedene  Normen 
treffen,  so  lässt  sich  bei  Schweigen  der  «Bedingungen»  bezüglich  eines  dritten 
verwandten  Falles  nicht  mit  Sicherheit  annehmen,  dass  der  Wille  der  Parteien 
auch  hier  dahin  ging,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  in  ihrer  Anwendbarkeit 
auszuschliessen.  Dieser  Zweilei  muss  dem  Versicherten  zu  Gute  kommen. 
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V.  Litteratur. 

Eine  eigentliche  Litteralur  ist  über  die  Abbringung,  soweit  sie  für  die 
Seeversicherung  von  Bedeutung  ist,  nicht  vorhanden. 

Strandung  und  Abbringen  werden  eingehend  behandelt  von 
Heck,  Das  Recht  der  grossen  Haverei,  Berlin  1889,  S.  253 — 281;  ferner  von 
Lewis,  Das  deutsche  Seerecht,  Kommentar,  Dd.  II,  Leipzig  1884,  zu  Art.  708, 

S.  62-05. 

Vo  igl-Seebohm,  Das  deutsche  Seeversicherungsrecht,  Jena  1S84,  und 
später  erwähnt  nur  den  vom  Reichsoberhandelsgericht,  Bd.  XVIII,  S.  281,  ff., 
entschiedenen  Kall. 

Tecklenborg,  Handlexikon  für  Rheder  u.  s.  w..  S.  4,  unter  Abbringungskoslen. 

Dr.  Johannes  Burchard. 


Abfindung. 

In  den  verschiedenen  Versicherungszweigen  entweder  die  Entschädigung  des 
Versicherten  oder  dessen  Rechtsnachfolger  durch  eine  geringere  Summe  als  die 
eigentliche  Versicherungssumme  mit  gleichzeitigem  freiwilligem  Verzicht  des 
Versicherten  oder  dessen  Rechtsnachfolger  auf  die  ganze  Höhe  der  letzteren; 
oder  die  Gewährung  einer  einmaligen  Kapitalzahlung  statt  fortlaufender  Renten. 
Diese  kann  entweder  bei  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  ausbedungen 
werden  (meist  unter  Erhöhung  der  Prämie  für  den  Invaliditätsfall)  oder  nach 
eingetretenem  Schaden  im  Wege  des  Vergleiches  stattfinden. 

Besondere  Bedeutung  und  Regelung  hat  die  Abfindung  in  den  deut- 
schen Unfall -Versic h e rungs-Gese tzen  erfahren.  Nach  diesen  ist  die  Ab- 
findung anderer  Personen  als  Witwen  und  Ausländer  niclit  zulässig.  Dies  ergiebt 
sich  aus  den  in  den  Gesetzen  über  die  Ablindung  enthaltenen  Bestimmungen, 
welche  lediglich  von  der  Ablindung  obengenannter  beider  Kategorien  handeln. 

1.  Witwen.  §  6  Z.  2"  Abs.  3.  Unfall-Versicherungsgeselz  vom  ü.  Juli  1884. 
§  7  Z.  2»  Abs.  3.  Landwirtschaftliches  Unfall- Versicherungsgesetz  vom  5.  Mai  1880. 
i;  6.  Bau-Unfall- Versicherungsgesetz  vom  II.  Juli  1887,  welcher  bezüglich  des 
Unifanges  der  Entschädigung  auf  das  Unfall-Versicherungsgeselz  vom  6.  Juli  1884 
Bezug  nimmt.  §  13  Z.  2»  Abs.  3.  See-Unfall-Versicherungsgesetz  vom  13.  Juli  1887: 
« Im  Falle  der  Wiederverheiratung  erhält  die  Witwe  den  dreifachen  Betrag 
ihrer  Jahresrente  als  Abfindung». 

Die  Abfindung  wird  nach  derjenigen  Jahresrente  berechnet,  welche  der 
Witwe  zur  Zeit  der  Ablindung  zusteht,  unter  Umständen  also  auch  die  mit 
Rücksicht  auf  das  Vorhandensein  mehrerer  Kinder  gekürzte  Rente  «Rekurs- 
entscheidung des  Reichs- Versicherungsamis  Nr.  580.  Amtl.  Nadir  1S88,  S.  301). 
Die  Berufsgenossenschaft  kann  den  vom  Tage  der  Wieilerverhetratnng  an  bis 
zum  Ende  des  Monats  entfallenden  Teil  der  am  Eisten  des  .Monats  erhobenen 
Monatsrente  auf  die  Ablindung  anrechnen 

Mit  Rücksicht  auf  Ziffer  2"  Abs.  2  obengenannter  Gesetze:  «die  Renten 
der  Witwen  und  der  Kinder  dürfen  zusammen  sechzig  Prozent  des  Arbeits- 
verdienstes nicht  übersteigen:  ergiebt  sich  ein  höherer  Betrag,  so  werden  die 
einzelnen  Renten  in  gleichem  Verhältnisse  gekürzt.»  sei  bemerk),  dass,  wenn 
die  Hinterbliebenen  zusammen  nur  O'l  Prozent  des  Arbeitsverdienstes  des  (!e- 
tödteten  als  Renten  beziehen,  der  Rentenanteil  ausscheidender  Beteiligter  den 
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übrigen  Hinterbliebenen  so  lange  zuwächst,  bis  ihre  Renten  den  gesetzlichen 
Höchstbetrag  von  20  oder  15  Prozent  erreichen,  was  natürlich  auch  von  der 
Rente  der  Witwe  im  Falle  ihrer  Abfindung  wegen  Wiederverheiratung  gilt ; 
die  Witwe  gilt  dann  hier  eben  als  «ausscheidender  Beteiligter»,  da  «die 
Witwenrente  nicht  unter  der  Form  der  Abfindung  dergestalt  rechtlich  fort- 
besteht, dass  sie  neben  den  Renten  der  Kinder  noch  weiter  inbetracht  käme  ». 
(Rekurs-Entscheidung  des  Reichs-Versieherungsamts  Nr.  674,  Amtl.  Nachr.  von 
1889,  Seite  102.) 

Aus  den  Motiven  des  Unfall- Versicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  sei 
noch  hervorgehoben,  dass  die  oben  wiedergegebene  Bestimmung  der  Abfindung 
von  sich  wiederverheiratenden  Witwen  aus  der  Erwägung  hervorgegangen  ist, 
«dass  es  sowohl  im  allgemeinen  Interesse,  als  in  demjenigen  der  zur  Leistung 
der  Entschädigung  Verpflichteten  liegt,  die  Wiederverhoiratung  der  Witwen  zu 
erleichtern,  während  ein  bei  der  Wiederverhcirathung  eintretender  völliger  Ver- 
lust der  Rente  leicht  Veranlassung  werden  kann,  dass  Witwen  ein  ausser- 
eheliches  Verhältnis  eingehen»  (Motive.  Seite  47). 

2.  Ausländer.  §  67.  Unfall-Versichernngsgesetz  vom  0.  Juli  188'*.  §  72. 
Landwirtschaftliches  Unfall-Versicherungsgcsetz  vom  ü.  .Mai  1886:  «Die  Ge- 
nossensehaft kann  Ausländer,  welche  dauernd  das  Reichsgebiet  verlassen,  durch 
eine  Kapitalzahlung  für  ihren  Entschädigungsanspruch  ablinden».  §  39  Abs.  2. 
Bau-Unfall-Vcrsicherungsgesclz  vom  11.  Juli  1886.  §  75  Abs.  2.  See-Unfall- 
Versicherungsgesetz  vom  13.  Juli  1887:  «)st  der  Berechtigte  (zum  fjnpfange 
von  Entschädigungsrenten)  ein  Ausliindcr.  so  kann  ihn  die  Genossenschaft  für 
seinen  Entschädigungsanspruch  mit  dem  dreifachen  Betrage  der  Jahresrente  ab- 
finden. Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Hinterbliebenen  eines  ver- 
storbenen Ausländers  als  auf  die  Entsehädigungsberechtigten  Anwendung. 
(Insofern  drücken  sich  die  39  bezw.  7ö  des  Bau-  bezw.  See-Unfall- Versiche- 
rungsgesetzes, die  von  den  «  Berechtigten »  überhaupt  reden,  genauer  aus.) 

Für  die  dem  Unfall- Versicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  und  dem  Land- 
wirtschaftlichen Unfall- Versieherungfgesetz  vom  5.  Mai  1886  unterworfenen  Be- 
triehe ist  dem  richterlichen  Ermessen  für  die  Höhe  der  Abfindung  freier 
Spielraum  gelassen  worden. 

Bezüglich  der  Ausländer  ist  den  Berufsgenossenschaflen  nach  Vorstehendem 
eine  Befugnis  eingeräumt,  welche  ihrer  freien  Bestimmung  überlassen  ist  und 
auch  gegen  den  Willen  des  Ausländers  angewandt  werden  kann.  (Bei  den 
Witwen  besieht  eine  im  Belieben  der  Berufsgenossenschaft  beruhende  Befugnis 
zur  Abfindung  nicht :  die  Witwen  erhalten  vielmehr  bei  ihrer  Wiederverheiratung 
immer  die  Abfindung,  behalten  dagegen  ihre  Renten  niemals.) 

Für  die  dem  Bau-Unfall- Vcrsieherungsgesetz  und  dem  See-Unfall-Versiche- 
rungsgesetz unterworfenen  Betriebe  besteht  das  Abfindungsrecht  der  Berufs- 
genossenschaften  den  Ausländern  gegenüber  unbedingt  und  ohne  jede  Be- 
schränkung, namentlich  ohne  die  in  §  67  des  Unfall- Versicherungsgeselzes  und 
des  §  l'l  des  Landwirtschaftlichen  Unfall- Versieherungsgesetzes  genannte,  dass 
der  abzufindende  Ausländer  dauernd  das  Reichsgebiet  verlassen  muss  (Rekurs- 
entscheidung  vom  21.  September  1891,  Prozessliste  1443). 

Aehnlich  ist  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  betreffend  die  Invaliditäts-  und 
Altersrentenversicherung  vom  22.  Juni  1889:  §  74.  «  Ist  der  Berechtigte  ein 
Ausländer,  so  kann  er,  falls  er  seinen  Wohnsitz  im  deutschen  Reiche  aufgiebt, 
mit  dem  dreifachen  Betrage  der  Jahresrente  abgefunden  werden »  (nur  dass 
hier  wieder   das  Verlassen    der  Reichsgebietes    zur  Bedingung   gemacht  ist). 

Da  die  Gesetze  nur  bei  diesen  beiden  Kategorien  von  Abfindung  reden 
(bei  den  Witwen  und  bei  den  Ausländern),  so  ist  die  Abfindung  bei  allen 
anderen  Personen  ausgeschlossen,  selbst  dann,  wenn  die  Parteien  über  die 
Höhe  der  Abfindung  einverstanden  sein  sollten  (Bescheid  Nr.  24  i,  Amtl.  Nachr. 
1886.  Seile  293). 

Die  Berufsgenossenschaften  haben  nach  Vorstehendem  ein  gesetzlich  unbe- 
dingtes und  ohne  jede  Zeitbeschriinkung  anerkanntes  Ablindungsrecht. 
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Zuständigkeit  zur  Beschlussfassung  über  die  Abfindung.  Die 
Frage,  welches  Organ  zur  Besehlussfassung  über  die  Abfindung  zuständig  ist, 
ist  nach  den  gesetzlichen  und  statutarischen  Bestimmungen  über  die  Zuständig- 
keit der  Festslellungsorgane  überhaupt  zu  beantworten.  Der  Abfindungsbeschluss 
ist  von  dem  zuständigen  Genossenschaftsorgan  durch  einen  der  Berufung  im 
schiedsrichterlichen  Verfahren  unterliegenden  Feststellungsbescheid  dem  Renten- 
empfänger zu  eröffnen  (Bescheid  Nr.  261,  Amtl.  Nachr.  1887,  Seite  48, 
Nr.  626,  Amtl.  Nachr.  1888,  Seite  311). 

Der  §  65  Abs.  1  des  Unfall- Versicherungsgesetzes  (§  10  Abs.  4  Landwirt- 
schaftliches Unfall- Versicherungsgeselz,  §  .'J8  Bau-Unfall-Versicherungsgesetz,  §  73 
Abs.  4  See-Unfall-Versicherungsgeselz),  welcher  lautet:  «Tritt  in  den  Verhält- 
nissen, welche  für  die  Feststellung  der  Entschädigung  massgebend  gewesen  sind, 
et'ie  wesentliche  Veränderung  ein,  so  kann  eine  anderweitige  Feststellung  der- 
selben auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  erfolgen»,  berührt  das  Ablindungsrecht 
der  Berufsgenossenschaften  nicht  (Rekursentscheidung  Nr.  4212,  Amtl.  Nachr. 
4893,  Seite  493). 

Bemerkenswert  ist  schliesslich  eine  Verfügung  des  Reiehsversicherungsamles 
vom  29.  Juni  4893,  I  458i>3,  wonach  die  « Berufsgenossenschaften  bei  der 
Abfindung  darauf  Acht  haben  müssen,  dass  die  Ausländer  nicht  in  die  Lage 
kommen,  die  empfangene  Abfindung  noch  im  Inlande  zu  vergeuden  und  hier- 
nach im  Inlande  zu  verbleiben.  >  F.s  wird  daher  empfohlen,  dass  der  Vorstand 
sich  rechtzeitig  mit  den  zuständigen  auswärtigen  Polizeibehörden  in  Verbindung 
setzt,  um  durch  sie  feststellen  zu  lassen,  ob  der  Verletzte  seine  Absicht,  im 
Auslande  dauernd  seinen  Wohnsitz  zu  nehmen,  durch  Handlungen  bethätigt 
hat,  die  einen  Rückschluss  auf  die  Ernstlichkeit  und  Bestimmtheit  dieser  Absicht 
gestatten  (z.  B.  Annahme  einer  dauernden  Arbeit  an  dem  neuen  Wohnsitze, 
Einrichtung  eines  Geschäftes,  .Mietung  geeigneter  Wohnräume  u.  s.  w).  Indessen 
ist  es  nicht  notwendig,  dass  die  Ausländer  das  Reichsgebiet  verlassen,  bevor 
ihre  Abfindung  festgesetzt  wird.  Doch  handeln  die  Genossenschaftsorgane  auf 
eigene  Verantwortung,  wenn  sie  die  Abfindung  vorher  auszahlen  (vgl.  £  26  Unfall- 
Versieherungsgesetz  vom  6.  Juli  1881,  wonach  die  Mitglieder  der  Vorstände, 
sowie  die  Vertrauensmänner  der  Genossenschaft  für  getreue  Geschäftsverwallung 
wie  Vormünder  ihren  Mündeln  haften). 

Vergleiche  im  Uebrigen  auch  den  Artikel  <  Ausländer  >.  Motive  zum  Unfall- 
Versicherungsgesetz,  Drucksachen  des  Reichstages  1884,  Nr.  1.  Handbuch  der 
Unfallversicherung.  Die  Reiehsunfallversieherungsgesetze,  dargestellt  von  Mit- 
gliedern des  Reichsversicherungsamles  nach  den  Akten  dieser  Behörde,  zweite 
Auflage,  Leipzig  4897.  E.  v.  Wandt ke,  Die  Unfallversicherung  der  in  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen,  Kommentar,  zweite 
Auflage,  Berlin  4888.    Dr.  jur.  Elbertzhägen. 


Abgangshafen.  —  Abgangsort 

See-  Vers  i  che  ru  n  g. 
Siehe:  Anzeigepilicht. 


Abgekürzte  Versicherung, 

siehe  «Gemischte  Versicherung».  Der  Ausdruck  « abgekürzte  Versicherung  > 
für  die  Versicherung  eines  Kapitals,  welches  jemandem  im  Erlebensfall  nach  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Jahren,  bei  früherem  Ableben  nach  dem  Tode  ausgezahlt 
werden  soll,  ist  zwar  häufig  gebraucht,  aber  zweideutig  und  unklar,  da  es  sich  nicht, 
was  der  Name  andeuten  soll,  um  eine  abgekürzte  Versicherung  auf  den  Todesfall, 
sondern  um  eine  Vermischung,  eine  Combination  von  Todes-  und  Lebensfall-Ver- 
sicherung handelt. 

♦ 
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Abgelehnte  Leben 

Siehe   auch   «  Verband    der   deutschen    Lebe nsvcr Sicherung s- 
Gesell  schaffen ». 
c  Zuschlagsprämie. 
*      Abgekürzte  Lebensversicherung. 
«     Minderwertige,  vollwertige  Leben. 

Versicherung  A bgelehntcr.  Die  That.sache,  dass  in  zahlreichen  Fällen  Anträge 
auf  Abschluss  einer  Lebensversicherung  eine  Ablehnung  erfahren  müssen,  wird 
als  ein  sozialer  Misssland  empfunden,  weil  hier  »las  Bedürfnis,  für  die  Zukunft 
Vorsorge  zu  treffen,  vorliegt,  und  unbefriedigt  bleibt.  .Man  hat  daher  vielfach  die 
Forderung  aufgestellt,  dass  der  Betrieb  der  Lebensversicherung  von  Staats  wegen 
organisirt,  und  obligatorisch  erklärt  werde.  Das  wäre  eine  gewaltsame  Lösung  der 
Frage,  indem  man  einfach  die  Versicherungsanstalt  zwingt,  das  zweifelhafte  Risiko 
gleichfalls  zu  übernehmen,  auch  wenn  in  der  Festsetzung  der  Versicherungsprämie 
ein  angemessenes  Aemiivalenl  nicht  geboten  werden  kann.  Die  Privatvei  Sicherung 
ist  neuerdings  ernstlich  bemüht,  der  Lösung  des  Problems  der  Abgelehnten- 
Versicherung  auf  technischer  (irundlage  näher  zu  kommen.  Zwei  Aushilfsmittel 
sind  seil  längerer  Zeil  bekannt,  und  in  Fehling:  die  Krhebung  einer  Zuschlags- 
prä mie  als  Ausgleich  für  das  erhöhte  Risiko,  und  der  Abschluss  einer  abge- 
kürzten Lebensversicherung  in  der  Form,  dass  die,  durch  die  besonderen 
Verhältnisse  bedingte,  wahrscheinliche  Lebensdauer  des  Versicherungskandidaten 
als  Kndptinkt  der  Versicherung  angenommen,  und  der  Prämienberechnung  zu 
Grunde  gelegt  wird.  Beide  Methoden  sind  für  den  Versicherten  insofern  unvorteil- 
haft, als  sie  eine  Vorausberechnung  der  erhöhten  Gefahrchancen  erforderlich 
machen,  und  die  Gesellschaft  dabei  natürlich  von  der  ungünstigsten  Chance  aus- 
gehen muss.  Rci  der  abgekürzten  Lebensversicherung  geschieht  dann  freilich  auch 
die  Gegenleistung  der  Gesellschaft  auf  der  gleichen  Grundlage;  die  Versicherungs- 
summe wird  ausgezahlt,  sobald  das  präsumtive  Lebensalter  erreicht  ist,  auch  wenn 
sich  die  Schätzung,  auf  welche  diese  Präsumtion  beruhte,  als  unzutreffend  erwiesen 
hat.  Aber  damit  ist  den  Absichten  des  Versicherten  oft  garnieht  gedient,  und  es 
kann  dadurc  h  unter  Umständen  der  eigentliche  Zweck  der  Versicherung  gefährdet 
werden.  Mindestens  aber  ist  der  Versicherte  genölhigl  worden,  eine  kostspieligere 
Form  der  Versicherung  zu  aeeeptiren,  die  er  voraussichtlich  nicht  gewählt  haben 
würde,  wenn  ihm  überhaupt  eine  Wahl  geblieben  wäre.  Zudem  kann  auf  diesem 
Wege  zwar  die  Zahl  der  absoluten  Ablehnungen  eingeschränkt  werden;  in  der  Lage 
derjenigen  Vcrsicherungskandidalen,  die  sich  auch  für  eine  dieser  Versicherungs- 
formen  nicht  eignen,  wird  aber  dadurch  nichts  geändert. 

Seit  einigen  Jahren  befassen  sich  verschiedene  Gesellschaften  mit  der  Lösung 
der  Frage  für  Abgelehnte  um  die  Versicherungs-Möglichkeit  herbeizuführen.  Bereits 
im  Jahre  1878  gründete  R.  Stock  die  « Allgemeine  Versicherungs-Anstalt  zu  Leipzig 
für  Personen,  welche  die  Kapital  Versicherung  auf  den  Todesfall  bei  einer  anderen 
Lcbensvcrsicheiungs-Gesellsehafl  nicht  erlangen  können,  vermöge  ihres  Gesund- 
heitszustandes jedoch  die  Hoffnung  auf  eine  mittlere  Lebensdauer  noch  zulassen  ». 
Ks  war  eine  Stcrhlichkcilstafcl  nach  statistischen  Daten  der  «Royal  As-surancc 
Compagnie  >  konstruiert  worden.  Die  Zahlungsverpflichtung  für  die  Gesellschaft 
begann  nach  einjährigem  Restchen  einer  Versicherung.  Karrenzzeit  war  eingeführt: 
im  zweiten  Jahre  '20.  im  dritten  40.  im  vierten  60  Prozent  der  versicherten  Summe. 
Erst  nach  dem  fünften  Jahre  konnte  die  volle  Summe  beansprucht  werden  und  von 
dieser  wurden  90  Prozent  erst  nach  Jahresfrist  bezahlt.  Wer  zehn  Jahre  versichert 
war,  sollte  von  etwaiger  Xadischussvcrbindlichkeit  befreit  sein. 

Die  Gesellschaft  liquidierte  1881  wegen  Mangel  an  Beteiligung. 
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Andere  Versicherungsgesellschaften  haben  in  jüngster  Zeit  den  Ver- 
such wiederholt ,  das  Ziel  auf  eine  andere  Weise  zu  erreichen.  Diese 
Organisation  der  Abgelehnten  -  Versicherung  beruht  im  wesentlichen  darauf, 
dass  die  Versicherungen  auf  Grund  von  Normalprämien,  die  freilich  auf 
Grund  einer  modificirten  Absterbeordnung  festgestellt  werden,  angenommen, 
die  Versicherten  aber  zu  besonderen  Verbänden  vereinigt  werden,  welche 
das  erhöhte  Risiko  gemeinsam  tragen,  so  dass  die  Krgebnisse  dieser 
Spezial-Abteilung  für  die  Höhe  der  Vorsicherungsansprüche  massgebend  sind, 
und  bei  ungünstigem  Verlaufe  eine  verhältnismässige  Reduktion  der  Versiche- 
rungssumme eintritt.  Die  Interessen  der  Versicherungsgesellschaft,  bezw.  der  übrigen 
Versicherten  werden  bei  diesem  Verfahren  nicht  in  .Mitleidenschaft  gezogen,  weil 
die  eintretenden  Verlaste  von  den  versicherten  «Anormalen»  allein  zu  tragen  sind. 
Für  diese  aber  besteht  der  Vorteil  darin,  dass  sie  nicht  von  vorne  herein  nach  der 
denkbar  ungünstigsten  Chance  tarifiert  werden,  sondern  auch  von  einem  möglichen 
günstigeren  Verlaufe  des  Risikos  profitieren.  Das  Bedenken,  dass  nach  dieser 
Methode  die  verhältnismässig  günstigeren  unter  den  anormalen  Risiken  dadurch 
benachteiligt  werden,  dass  sie  den  durch  andere,  ungünstigen  Risiken  herbei- 
geführten Verlust  mit  zu  tragen  haben,  kann  wesentlich  abgeschwächt  werden, 
indem  diejenigen  Versicheningen,  welche  eine  bestimmte  Minimalzeit  überdauert 
haben,  für  die  Folge  von  weiteren  Abzügen  befreit  werden. 

Die  Lebensversichcrungs-Aktiengesellschaft  « Nordstern »  in  Berlin  hat  im 
Jahre  1892  die  Versicherung  für  Abgelehnte  aufgenommen  und  dafür  die  abge- 
kürzte Versicherungsart  gewählt.  Tabelle  IV  b  mit  Gewinnanteil  der  Versicher- 
ungssumme zahlbar  vom  50.— 60.  Lebensjahre. 

Der  Prospekt  der  Abteilung  für  Versicherungen  mit  Vorbehalt  besagt  folgendes: 

Die  Prämiensätze  sind  die  gleichen  wie  für  die  Versicherung  ohne  Vorbehalt. 

Die  Versicherungssumme  soll  für  eine  Person  bis  auf  Weiteres  nicht  mehr 
als  50000  Mark  betragen. 

Bei  Einreichung  des  Versicherungsantrages  ist  ein  Betrag  von  iö  Mark  für 
Prüfungskosten  einzuzahlen,  welcher  auf  die  erste  aus  der  Polize  zu  leistende 
Zahlung  in  Anrechnung  kommt. 

Erlebt  der  Versicherte  den  Ablauf  der  Versicherung,  so  erhält  er  unter  allen 
Umständen  die  volle  versicherte  Summe,  einschliesslich  der  Erhöhungen  aus  den 
Dividenden  ausgezahlt. 

Erfolgt  in  dieser  Abteilung  das  Ableben  des  Versicherten  vor  dem  Termin, 
an  welchem  die  versicherte  Summe  schon  bei  seinen  Lebzeiten  gezahlt  werden 
soll,  so  ist  die  Gesellschaft  zunächst  nur  zur  Zahlung  der  nach  ihren  Rechnungs- 
grundlagen auf  die  Versicherung  angesammelten  vollen  Prämienreserve,  zur 
Zahlung  des  Restes  aber  erst  im  Laufe  des  auf  das  Sterbejahr  folgenden  Monats 
Mai  verpflichtet.  Die  Zahlung  des  Restes  erfolgt  ausserdem  voll  nur  dann,  wenn 
in  dem  Sterbejahr  durch  das  Ableben  von  Versicherten  dieser  Abteilung  kein 
höherer  Betrag  fällig  geworden  ist,  als  nach  den  Rechnungsgrundlagen  der  Ge- 
sellschaft zu  erwarten  war;  ist  ein  höherer  Betrag  fällig  geworden,  so  wird  der 
nach  Zahlung  der  Prämienreserve  verbleibende  Rest  nach  Verhältnis  der  wirklich 
eingetretenen  zu  der  rechnungsmässig  erwarteten  Sterblichkeit  dieser  Abteilung 
herabgesetzt  und  durch  Zahlung  dieses  herabgesetzten  Betrages  die  Verpflichtung 
der  Gesellschaft  aus  der  Polize  endgültig  erfüllt.  Gestalten  sich  im  Laufe  der 
Versicherung  die  Gesundheitsverhältnisse  so,  dass  diejenigen  Umstände  gehoben 
sind,  welche  bei  der  Aufnahme  die  Schätzung  der  Lebensdauer  trübten,  so  kann 
die  Umwandlung  der  Versicherung  in  eine  solche  ohne  Vorbehalt  beantragt 
werden. 

Die  auf  die  Versicherung  entfallende  Dividende  wird  zur  Erhöhung  der 
Versicherungssumme  verwendet,  und  zwar  gewährt  die  Gesollschaft  «Nordstern» 
hierbei  den  besonderen  Vorteil,  dass  die  Dividenden  sofort  zur  Anrechnurg 
gelangen.  Die  Verwendung  findet  alsdann  so  statt,  dass  die  Dividende  immer 
für  einen  Zeitraum  von  5  Jahren  mit  31/,  %o  Zinsen  und  Zinseszin>en  aufbe- 
wahrt und  am  Schlüsse  jeder  5jährigen  Periode,  also  am  Schlüsse  des  5..  15. 
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20.  etc.  Versicherungsjahres  nac  h  den  Bechnungsgrundlagen  der  Gesellschaft  als 
einmalige  Prämienzahlung  zur  Erhöhung  der  Versicherungssumme  gutgerechnet 
wird,  wodurch  sich  die  versicherte  Summe  um  denjenigen  Betrag  erhöht,  welcher 
für  eine  einmalige  Prämie  in  Höhe  der  angesammelten  Dividenden  nebst  Zinsen 
und  Zinseszinsen  nach  der  betreffenden  Tabelle  versichert  werden  kann.  Diese 
Erhöhungen  finden  ohne  jede  ärztliche  Untersuchung  statt.  Erlischt  die 
Versicherung  aus  irgend  welchem  Grunde,  so  wird,  wenn  sie  schon  5  Jahre 
bestanden  hatte,  aber  alsdann  aus  der  gerade  laufenden  Sammelperiode  ange- 
sammelte  Betrag  noch  bar  ausbezahlt,  lieber  den  Betrag,  um  welchen  sich  die 
versicherte  Summe  erhöht,  werden  dem  Versicherungsnehmer  von  der  Direktion 
des  «Nordstern»  besondere  schriftliche  Erklärungen  erteilt. 

Im  Jahre  1893  folgt  die  <  Arminia*.  Lebens-,  Aussteuer-  und  Militärdienst- 
kosten-Versiclierungsgesellschaft  in  München  mit  der  Einrichtung  der  Tabelle  Z1. 
Ueber  die  näheren  Bedingungen  dieser  Versicherungsart  sagt  der  Prospekt 
folgendes : 

Die  Versicherungssumme  wird  sofort  in  voller  Höhe  gezahlt: 

1.  wenn  der  Versicherte  den  von  ihm  selbst  gewählten  Endtermin  der  Ver- 
sicherung erlebt; 

2.  beim  Tode  des  Versicherten,  wenn  die  Polize  bereits  15  Jahre  in 
Kraft  bestanden  hat ; 

3.  wenn  der  Tod  des  Versicherten  durch  einen  Unfall  herbeigeführt  wurde. 

Stirbt  der  Versichertc  innerhalb  der  ersten  15  Versicherungs- 
jahre und  zwar  nicht  infolge  eines  Unfalles,  so  wird  die  Versicherungssumme 
in  2  Raten  bezahlt:  als  erste  Rate  erhalten  die  Hinterbliebenen  sofort  nach 
dem  Tode  die  halbe  Versicherungssumme  (oder  die  Prämienreserve,  falls 
diese  höher  ist),  die  andere  Hälfte  (oder  der  Best)  der  Versicherungssumme 
wird  nach  Ablauf  des  betreffenden  Kalenderjahres  bezahlt  und  zwar 
voll,  wenn  die  Sterblichkeit  unter  den  nach  Tabelle  Z  I  Versicherten  die  rech- 
nungsmässige  Annahme  nicht  übersehritten  hat;  andernfalls  wird  an  der  zweiten 
Hälfte  der  Versicherungssumme  ein  Abzug  gemacht,  welcher  dem  Verhältnis  der 
erwarteten  zur  tatsächlich  eingetretenen  Sterblichkeit  entspricht.  Die  Rechnungs- 
grundlagen für  Tabelle  Z  I  sind  indessen  so  gewählt,  dass  dieser  Abzug,  wenn 
er  überhaupt  in  einzelnen  Fällen  nötig  ist.  doch  einen  geringen  Betrag  niemals 
überschreiten  und  den  Nutzen  der  Versicherung  nicht  beeinträchtigen  wird. 

Ergänzend  hierzu  sei  bemerkt,  dass  die  bedingungsgeniiiss  vorbehaltene 
und  auf  die  zweite  Hälfte  der  Versicherungsumme  beschränkte  Kürzung 
angesichts  der  gewählten  scharfen  rechnerischen  Grundlagen  mehr  den  Charakter 
einer  Vorsiehtsmasregel  hat.  In  Wirklichkeit  konnten  bis  jetzt  nicht  nur  sämt- 
liche in  dieser  Abteilung  vorgekommenen  Sterbefälle  in  voller  Höhe  reguliert 
werden,  sondern  es  war  ausserdem  auch  möglich,  aus  den  Ueberschüssen  der- 
selben den  Versicherten  alljährlich  Dividenden  gutzuschreiben. 

Ferner  führt  die  Arminia  neben  dieser  Abteilung  (Tab.  Z.  1)  noch  eine 
•zweite  (Tab.  Z.  2)  für  jene  Bisiken.  die  sich  auch  für  eine  Aufnahme  in  erslere 
nicht  eignen.  Bei  dieser  fällt  die  Garantie  für  die  Hälfte  der  Versicherungs- 
summe fort  und  steht  im  Todesfälle  zunächst  nur  die  volle  Prämienreserve  zur 
Verfügung,  so  dass  es  sich  hier  lediglich  um  einen  Verband  zur  gegenseitigen 
Versorgung  handelt.  Nur  bei  Tod  durch  Unfall  wird  sofort  die  volle  Ver- 
sicherungssumme ausbezahlt. 

Die  « Vaterländische  Lebens-Versicherungs-Aktien-Gesellschaft »  zu 
Elberfeld  hat  ebenfalls  im  Jahre  1803  die  Versicherung  anormaler  Bisiken  in 
ihren  Betrieb  aufgenommen.  Der  Prospekt  giebt  folgende  Aufklärungen : 

Die  Vaterländische  Lebens- Versicherungs-Aktien-tiesellschaft  zu  Elberfeld 
gewährt  nach  der  Tabelle  C  Personen  Versicherung,  welche  als  normal  nicht  be- 
zeichnet werden  können,  weil  entweder  ihre  körperliche  Entwickelung  eine 
schwache  ist,  oder  weil  sie  durch  überstandene  Erkrankungen  wenig  widerstands- 
fähig geworden  sind,  weil  die  Berufstätigkeit  ihre  Lebeiisenergie  beeinträchtig' 
bat,  oder  weil  ungünstige  Sterblichkeitsverhältnissu  der  Familie  die  Erlangung  eines 
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hohen  Lebensalters  unwahrscheinlich  machen.  Die  Zahl  der  wegen  nicht  normaler 
Lebenserwartung  abgelehnten  oder  auf  Zeit  zurückgestellten  Personen  belief  sich 
bei  39  deutschen  Lebensversicherungs-Gesellschaften  im  Jahre  1891  auf  27107 
Personen  mit  rund  114  Millionen  Mark  beantragter  Versicherungssumme.  Mit  den 
Ablehnungen  ist  einer  grossen  Zahl  von  Familienvätern  die  Möglichkeit  genommen, 
für  ein  vorzeitiges  Ableben  die  Existenz  ihrer  Angehörigen  durch  ein  Todesfall- 
kapital  sicher  zu  stellen. 

Die  Vaterländische  Lebens- Versieherungs-Aktien-Gesellschaft  will  mit  der 
Versicherung  nicht  normaler  Personen  eine  schwer  empfundene  Lücke  in  der 
Lebensversicherung  ausfüllen,  indem  sie  in  dem  Vorbehalt  der  Ermässigung  der 
versicherten  Summe  verbunden  mit  der  Verrechnung  des  Gewinnanteils  zur  Ver- 
mehrung der  Versicherungssumme  die  Gewähr  für  einen  gesicherten  Geschäfts- 
betrieb schafft,  daneben  aber  den  Versicherten  oder  deren  Rechtsnachfolgern  in  der 
Erhöhung  der  Vesicherungssumme  die  aus  der  Abteilung  C  entspringenden  Gewinne 
zum  grössten  Teile  zuweist. 

1.  Ueber  Gewinnbeteiligung  bestimmt  §  10  der  allgemeinen  Bedingungen: 
Ueber  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Abteilung  C  wird  gesonderte  Jahres- 
rechnung geführt.  Der  Uebcrschuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  bildet  den 
Jahresgewinn.  Aus  demselben  werden  75  Prozent  der  Gewinnanteils-Prämienreserve 
der  Abteilung  C  überwiesen,  der  Rest  von  25  Prozent  bildet  den  Gewinn  der  Gesell- 
schaft. Alljährlich  wird  die  den  Versicherten  aus  der  Gewinnanteils-Prämienreserve 
zustehende  Dividende  nach  vollen  Prozenten  ihrer  Jahresprämie  gutgeschrieben 
und  mit  3  */,  Prozent  Zinsen  und  Zinseszinsen  aufgesammelt.  Von  fünf  zu  fünf 
Versicherungsjahren  rechnet  die  Gesellschaft  die  gutgeschriebenen  Beträge  als  ein- 
malige Prämienzahlung  nach  den  Rechnungsgrundlagen  der  Gesellschaft  zur  Er- 
höhung der  Versicherungssumme  um  und  macht  den  Versicherungsnehmern  über 
die  stattgehabte  Erhöhung  schriftliche  Mitteilung.  Erlischt  die  Versicherung  aus 
irgend  einem  Grunde,  so  wird,  wenn  sie  bereits  fünf  Jahre  inkraft  war,  die  aus  der 
laufenden  Sammelperiode  gutgeschriebene  Dividende  mit  Zinsen  und  Zinseszinsen 
zu  3 Prozent  bar  zurückgewährt. 

2.  lieber  Zahlung  der  Versicherungssumme  bestimmt  §  11  der  allgemeinen 
Bedingungen : 

a)  Erlebt  der  Versicherte  den  vereinbarten  Kapitalfälligkeitstermin,  so 
wird  die  versicherte  Summe  voll  gezahlt; 

b)  Stirbt  der  Versicherte  vor  dem  vereinbarten  Kapitalfälligkeitstermin, 
so  wird  gezahlt: 

a)  die  halbe  Versicherungssumme  oder  die  volle  Prämienreserve,  wenn 
diese  die  halbe  Versicherungssumme  übersteigt,  beim  Tode  des  Versicherten; 

ß)  die  sich  aus  dem  verfügbaren  Gesamtbetrage  für  die  einzelne  Ver- 
sicherung ergebende  Quote ,  welche  wie  folgt  ermittelt  wird :  Am 
Schlüsse  jedes  Kalenderjahres  berechnet  die  Gesellschaft  den  nach  der 
Sterblichkeitserwartung  für  Sterbefälle  der  Abteilung  C,  sowie  an  Prämien- 
reserve  der  Gestorbenen  verfügbaren  Gesamtbetrag;  hiervon  kommt  die 
Gesamtsumme  der  im  gleichen  Jahre  gezahlten  Sterbcfallbcträgc  in  Abzug. 
Reicht  der  verbleibende  Uebcrschuss  zur  Deckung  der  vollen  Sterbefall- 
summen  aus,  so  erhalten  die  Empfangsberechtigten  während  des  auf  das 
Rechnungsjahr  folgenden  Monat  Mai  den  Rest  der  Versicherungssumme 
voll  ausgezahlt;  andernfalls  wird  der  zur  Verteilung  .stehende  Betrag 
nach  Verhältnis  der  unbezahlt  gebliebenen  Teile  der  Sterbefallsummen  — 
auf  volle  Prozente  abgerundet  —  im  Monat  Mai  ausgezahlt. 
In  beiden  Fällen  a  und  b  werden  ausserdem  die  gemäss  §  10  sich  aus 
der  Gewinnbeteiligung  ergebenden  Zusatzbeträge  zahlfällig. 

3.  Als  BeitritUalter  rechnet  das  am  nächstbevorstehenden  Geburtstage 
vollendete  Lebensalter. 

i.  An  Prüfungskosten  sind  bei  der  Antragstellung  I  vom  Tausend  der  be- 
antragten Versicherungssumme,  wenigstens  jedoch  zehn  Mark  (zehn  Kronen  ösferr.) 
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zu  erlegen;  dagegen  werden  bei  Annahme  des  Antrages  ausser  den  gesetzlichen 
Stempelkosten  keine  Gebühren  berec  hnet. 

5.  Unanfechtbarkeit  der  Verträge  tritt  nach  fünfjährigem  Bestehen  ein  im 
Falle  des  Todes  durch  Selbstmord,  Zweikampf  oder  versuchte  Selbstentleibung, 
ausgenommen  die  Fälle,  in  welchen  Leben  oder  Gesundheit  durch  Verbrechen 
oder  mutwillige  Handlungen  zerstört  wurden  oder  wenn  ein  Verbrechen  die  Verur- 
teilung zum  Tode  herbeiführte  oder  Selbstmord  aus  Furcht  vor  Strafe  im  Gefolge  hatte. 

6.  Die  Prämie  kann  ganz-,  halb-  oder  vierteljährlich  gezahlt  werden  :  bei 
halbjährlicher  Zahlung  wird  ein  Aufschlag  von  2%^  bei  vierteljährlicher  Zahlung 
ein  solcher  von  3  °/o  berechnet. 

Die  «Magdeburger  Lebensversißherungsgesellschaft»  hat  im  Jahre 
1891  durch  Einführung  der  Tabelle  7  die  Versicherung  auf  den  Lebens-  und 
Todesfall  für  nicht  normal  versicherte  Personen  den  vielen  Personen, 
welche  alljährlich  von  den  Lebens-Versicherungsgesellsehaften  zurückgewiesen 
werden,  Gelegenheit  zur  Versicherung  gegeben. 

In  dem  Prospekte  der  Anstalt  werden  die  Vorteile  dieser  Versichcrungsart 
wie  folgt  mitgeteilt: 

1)  Die  sämtlichen  nach  Tabelle  7  abgeschlossenen  Versicherungen  bilden 
eine  Abteilung  für  sich.  Die  Versicherungen  sind  nach  dem  umstehenden  Tarif 
zu  beantragen,  längere  Versicherungsdauern  sind  nicht  zulässig.  Die  Prämien- 
sätze sind  die  gleichen,  wie  nach  Tabelle  D  II  des  Prospektes  4.  Die  Ver- 
sicherungssumme muss  durch  100  ohne  Rest  teilbar  sein  und  soll 
für  eine  Person  bis  auf  weiteres  nicht  weniger  als  15'JO  und  nicht 
mehr  als  30009  Mark  betragen. 

2)  Die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  unterscheiden  sich  von  den- 
jenigen für  normale  Versicherungen  nur  in  den  Bestimmungen  über  die  Aus- 
zahlung der  Versicherungssummen  und  die  Verwendung  der  Gewinnanteile 
(vergl.  nachstehend  zu  4  und  5),  in  allen  anderen  Punkten  stimmen  sie  genau 
mit  jenen  überein. 

3)  Erlebt  der  Versicherte  den  Ablauf  der  Versicherung,  so 
erhält  er  unter  allen  Unistiinden  die  volle  versicherte  Summe  ein- 
schliesslich seines  Anteils  an  dem  Sicherheitsfonds  (vergl.  nach- 
stehend zu  5)  ausgezahlt. 

4^  Erfolgt  in  dieser  Abteilung  das  Ableben  dos  Versicherten  vor 
dem  Termine,  an  welchem  die  versicherte  Summe  schon  bei  seinen  Leb- 
zeiten gezahlt  werden  soll,  so  ist  die  Gesellschaft  zunächst  nur  zur  Zahlung  der 
nach  ihren  Kcchnungsgrundlagcn  auf  die  Versicherung  angesammelten  vollen 
Prämienreserve,  sofern  diese  aber  niedriger  ist  als  die  Hälfte  der  versicherten 
Summe,  zur  Zahlung  der  halben  Versicherungssumme  verpflichtet. 
Der  Rest  wird  erst  nach  Feststellung  des  Jahresabschlusses  für 
das  Sterbejahr  gezahlt  und  zwar  im  vollen  Betrage,  sofern  die 
rechnungsmässigen  Deckungsmittel ,  gegebenenfalls  unter  Zuhilfenahme  des 
Sicherheitsfonds,  hier/u  ausreichen,  andernfalls  in  entsprechend  herabgesetztem 
Betrage.  Durch  diese  Zahlung  wird  die  Verpflichtung  der  Gesellschaft  aus  der 
Polize  endgültig  erfüllt. 

Der  möglicherweise  eintretenden  Herabsetzung  unterliegt  nur  der  noch 
nicht  durch  Reserve  gedeckte  Teil  der  Versicherungssumme  und  zwar  wird 
dieser  nach  dem  Verhiiltniss  der  wirklich  eingetretenen  zu  der  rechnungsmäßig 
erwarteten  Sterblichkeit  dieser  Abteilung  vermindert,  sofern  erslere  höher  war 
als  letztere.  Lim  Herabsetzungen  zu  vermeiden  oder  abzuschwächen 
ist  in  Jahren  mit  ungüns  t  i  g  er  S I  erbli  eh  kei  t  der  Sicherheitsfonds 
bis  zu  einem  Drittel  seines  Betrages  am  Ende  des  Sterbejahres  heranzuziehen. 
Eegicbt  sich  bei  der  Berechnung,  dass  für  einzelne  Versicherungen  weniger  als 
die  Hälfte  entlallt,  so  ist  zur  Ergänzung  dieser  Beträge  auf  die  halbe  Ver- 
sicherungssumme in  erster  Linie  der  Sicherheitsfonds  bis  zum  vollen  Betrage 
zu  verwenden  und  wenn  derselbe  nicht  ausreicht,  der  Rest  aus  Gesellschafls- 
mitteln  zu  decken. 
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5)  Der  dieser  Abteilung  zufallende  Anteil  am  Gesehäftsgewinn  fällt 
in  einen  Sicherheitsfonds,  welcher  mit  3'/,'/«  zu  verzinsen  ist  und 
dazu  dient,  in  Jahren  mit  ungünstiger  Sterblichkeit  die  zur 
Deckung  der  Sterbefallsummen  vorha  ndenen  Mit  tel  zu  ergänzen. 
Bei  Ablauf  einer  Versicherung  erhall  der  Versicherte  ausser  der 
versicherten  Summe  noch  einen  Anteil  aus  dem  Sicherheitsfonds, 
welcher  sich  berechnet  nach  dem  Verhältnis  seiner  Versicherungssumme  zur 
Summe  der  Prämienreserven  der  sämtlichen  noch  bestehenden  Versicherungen 
dieser  Abteilung.  Ein  Anteil  am  Gesehäftsgewinn  entfällt  übrigens  auch  dann 
auf  diese  Abteilung,  wenn  sich  wegen  Uebersterbliehkeit  eine  Herabsetzung  der 
Sterbefallzahlungen  nötig  machen  sollte,  da  der  nicht  aus  der  Sterblichkeit 
herrührende  Gewinn  (Zinsüberschuss,  Ersparnis  an  Verwaltungskosten  u.  s.  w.) 
durch  die  Uebersterbliehkeit  nicht  berührt  wird.  Eugen  Baumgartner. 


Abkürzung  des  Risikos  seitens  des  Versicherten. 

See- Versicherung. 
Siehe:  Veränderung  der  Reise. 


Ablader 

See  -  Versicherung 
Siehe :  Versicherter. 


Abladung  der  Güter. 

See-Versicherung 
Siehe:  Güter  —  beschädigte. 


Ablehnung. 

Siehe:  Risiko,  Minderwertige  Leben,  Erblichkeit.  Krankheits-Anlagen,  Beruf. 

Eine  zwischen  zwei  Parteien  beabsichtigte  Verbindung  ist  infolge  Rücktritts  der 
einen  nicht  zu  Stande  gekommen.  Die  Kontrahenten  erschienen  ursprünglich 
gleich  interessiert,  weil  der  eine  Einlagen  und  der  andere  ein  Kapital  in  Aus- 
sicht stellten.  Befürchtungen,  dass  die  Einlagen  nicht  in  vorausgesetzter  Weise 
entrichtet  werden  würden,  gaben  Veranlassung,  auf  das  Geschäft  zu  verzichten.  — 
Diese  Befürchtungen  begründen  sich  auf  eine  Auskunft,  die,  wenn  auch  nicht 
untrüglich,  so  doch  höchst  zuverlässig  ist,  auf  wissenschaftliche  Untersuchung 
der  Verhältnisse  der  andern  Partei. 

Das  Ergebnis  der  Untersuchung,  von  welcher  das  Zustandekommen  des 
Geschäftes  abhängig  gemacht  war  und  blieb,  hat  zu  Hedenken  Veranlassung 
gegeben,  so  dass  der  eine  Kontrahent,  die  Gesellschaft,  eine  abwartende  Stellung 
einnimmt  oder  endgültig  zurücktritt. 

Für  die  Ablehnung  einer  Feuerversicherung  würden  mangelhafte,  resp. 
fehlerhafte  Bauart  der  Aufbewahrungs-  und  Fabrikgebäude,  gefährlicher  innerer 
Betrieb,  Nachbarschaft,  vorangegangene  Schäden,  die  auf  leichtfertige  Beauf- 
sichtigung schliessen  Messen  etc.  Grund  genug  abgeben.  Bei  Seeversicherung 
würde  ähnliches  massgebend  sein. 

Bei  der  Lebens- Versicherung  kann  sowohl  der  Status  praesens  als  die 
Anamnese  die  Ablehnung  begründen.  Berner,  Leipzig. 
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Ablehnungsrecht. 

Siehe :  Annahinepflicht. 


Ablehnung 

der  Ehrenämter  des  Reichsversicherungsrechts. 

Die  Arbeilerversicherungsgesetze  regeln  die  Ablehnung,  ihre  Gründe  und  Folgen, 
ziemlich  sorgfältig.  Nur  schweigen  die  Unfallversicherungsgesetze  betreffs  der 
Revisinnsorgane  und  betreffs  der  Arbeiterverlreler,  .soweit  letztere  der  Wahl  der 
Schiedsgerichtsbeisitzer  und  der  nichtständigen  Mitglieder  des  Reichsversieherungs- 
amtes  sowie  der  Begutachtung  von  Unfall  Verhütungsvorschriften  dienen,  und  das 
lnvaliditäts-  und  Altersversicheiungsgcsetz  §  60  gestattet  den  Statuten  der  Versiche- 
rungsanstalten eine  von  den  gesetzlichen  Nonnen  abweichende  Regelung.  Im 
Uebrigen  ist  Folgendes  zu  bemerken. 

I.  Gründe  der  Ablehnung.  Hier  sind  nur  diejenigen  genügend,  welche  das 
Partikularrechl  für  Ablehnung  einer  Vormundschaft  zulässt.  So  kommen  nach 
der  Preussischen  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875  §  23,  der  sich  im 
Wesentlichen  auch  das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  Bürgerliche  Gesetzbuch 
für  Deutschland  vom  18.  August  1806  §  178G  anschliesst,  nachstehende  Gründe  in 
Betracht:  Weibliches  Geschlecht,  vollendetes  GO.  Lebensjahr,  an  ordmingsmässiger 
Amtsführung  behindernde  Krankheit,  Wohnsitz  ausserhalb  des  Bezirkes  der  Amts- 
führung, Fürsorge  für  mehr  als  vier  eigene,  eheliche  und  minderjährige  Kinder, 
Führung  zweier  Vormundschaften  oder  Pflegschaften.  (Einer  Vormundschaft  steht 
hierbei  im  (Jebiete  der  Krankenversicherung  ein  Ehrenamt  der  Unfall-  oder  der 
Invalidität«-  und  Altersversicherung  gleich,  im  Gebiete  der  lnvaliditäts-  und  Alters- 
versicherung ein  Ehrenamt  der  Krankenversicherung.)  —  Eine  Wiederwahl  kann 
unbedingt,  für  das  Vorstandsamt  bei  einer  Krankenkasse  jedoch  nur  nach  zwei- 
jähriger Amtsführung  abgelehnt  werden. 

II  Folgen  der  Ablehnung.  Sie  äussern  sich  gegen  die  Ablehnenden  selbst 
und  gegen  die  betreffende  Versicherungseinrichtung.  1.  Der  Ablehnende  kann 
a)  nach  Krankenversicherungsrecht  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  für 
bestimmte  Zeit,  höchstens  aber  für  die  Dauer  der  Wahlperiode,  das  Stimmrecht  in 
der  Generalversammlung  verlieren;  b)  nach  Unfall versicherungsreeht,  «)  wenn  es 
sich  um  das  Amt  als  Genossenschafts-  oder  Sektionsvorstand  oder  Vertrauensmann 
handelt,  auf  Beschluss  der  Genossenschafts  Versammlung  für  die  Dauer  der  Wahl- 
periode zu  erhöhten  Beiträgen  bis  zum  doppelten  Betrage  herangezogen  werden, 
3)  wenn  es  sich  um  das  Amt  als  Beisitzer  (oder  Stellvertreter)  im  Schiedsgericht 
handelt,  mit  einer  in  die  Gcnosscnschaftskasse  fliessenden  Geldstrafe  bis  500  Mk. 
belegt  werden  (und  zwar  durch  diejenige  Behörde,  welche  das  Regulativ  für  die 
Arbeitervertretung  erlassen  hati:  c.  nach  lnvaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
recht vom  Vorstande  der  Versicherungsanstalt  mit  einer  Geldstrafe  bis  1000  Mk. 
belegt  werden.  —  2.  Der  Versicherungseinrichtung  (Krankenkasse,  Berufs- 
genossensehaft,  Versicherungsanstalt)  können  durch  behördliche  Massnahmen  die 
erforderlichen  Organe  oktroyiert  werden,  und  zwar:  der  Krankenkassen  vorstand 
durch  die  Aufsichtsbehörde,  die  ehrenamtlichen  Organe  der  Unfallversicherung 
durch  das  Reiehsversieherungsamt,  die  der  lnvaliditäts-  und  Altersversicherung 
durch  den  Vorsitzenden  des  Vorstands  der  Versicherungsanstalt  —  wobei  die 
genannten  Behörden  auch  selber  oder  durch  Beauftragte  auf  Kosten  der  Versiche- 
rungsanstalt die  Obliegenheiten  der  Ablehnenden  zur  Wahrnehmung  bringen 
können  — :  nur  die  Ernennung  der  Beisitzer  zu  den  Schiedsgerichten  der  Unfall-, 
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bezw.  Tnvaliditäts-  und  Altersversicherung  erfolgt  durch  die  untere  Verwaltungs- 
behörde aus  der  Zahl  der  Arbeilgeber  bezw.  versicherten  Arbeitnehmer.  («Kranken- 
versicherungsgesetz» vom  15.  Juni  1883  und  10.  April  1892  §  34  a  Abs.  II,  8  45 
Abs.  V,  «Unfallversicherungsgesctz»  vom  0.  Juli  1884  §  24  Abs  II  und  III,  §  27,  §  49 
Abs.  II  —  IV,  « Ausdehnungsgesetz»  v.  28.  Mai  18^5  §|  1  u.  3,  «land-  und  forstwirt- 
schaftliches Unfallversicherungsgesetz»  vom  5.  Mai  1886  §  29  Abs.  II  und  III,  §  32, 
§53  Abs.  II— IV,  «Bau-Unfallvcrsieherungsgeselz»  vom  11.  Juli  1887  §  12 
Abs.  I,  §  :$6  Abs.  III,  « See-Unfall vcrsicherungsgesetz»  vom  13.  Juli  1887  §  30 
Abs.  11  und  III,  §  33,  8,  52  Abs.  III— V,  Invaliditüts-  und  Altersversicherungs- 
gesetz vom  22.  Juni  1889  §  860  f.)  Dr.  R.  VVeyl. 


Ablehnung  des  Rentenanspruchs. 

Reichs-Versicherungs-Reeht. 

Die  Unfallsrente  bezw.  die  Invaliden-  oder  Altersrente  ist,  falls  der  Anspruch  nicht 
oder  nicht  genügend  begründet  ist,  abzulehnen,  und  zwar  durch  diejenige  Berufs- 
genossenschaft  (Vorstand,  Sektionsvorstand,  Ausschuss)  be/.w.  durch  diejenige 
Versicherungsanstalt  (Vorstand),  welcher  das  Feslslellungsverfahren  obliegt,  mittels 
eines  schriftlichen  Bescheides,  welcher  die  zuständige  Stelle  (Vorsitzender  des 
Schiedsgerichts)  und  die  Fristen  der  Berufung  bezeichnet.  Gegen  den  ablehnenden 
Beschied  kann,  binnen  vier  Wochen  nach  seiner  Zustellung  Berufung  ans 
Schiedsgericht  bei  dessen  Vorsitzenden  eingelegt  werden,  gegen  einen  ab- 
lehnenden Bescheid  des  Schiedsgerichts  gleichfalls  binnen  vier  Wochen  nach  der 
Zustellung  Rekurs  bezw.  Revision  beim  Reichsversicherungsamte. — 
Beschwerde  beim  Beichsversicherungsamte  (einzulegen  bei  der  unteren 
Verwaltungsbehörde)  findet  gegen  die  Ablehnung  des  Rentenanspruchs  nur  statt, 
wenn  der  Anspruch,  weil  der  Betrieb  keiner  Berufsgenossenschaft  zugehört,  bei  der 
unteren  Verwaltungsbehörde  angemeldet  war,  und  diese  die  Ablehnung  dadurch 
begründet,  dass  der  Betrieb  nicht  Unfallversicherungspflicht  ig  sei.  «Unfall  Versicher- 
ungsgesetz >  vom  6.  Juli  1884  §  62.  c Ausdehnungsgesetz»  vom  28.  Mai  1885  §§  3  u 
8,  €  land-  und  forstwirtschaftliches  Unfallversicherungsgesetz »  vom  5.  Mai  1880 
67  und  107,  «Bau-Unfallversicherungsgeselz»  vom  11.  Juli  1887 J§  37  Abs.  II, 
.  47  und  48,  «See-Unfallversicherungsgesetz»  vom  13.  Juli  1887  §§  70  und 
107  (dies  (ieselz  enthalt  wegen  der  Frist  einige  Modifikationen),  «Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetz»  vom  22.  Juni  1889  §§  75  Abs.  IV,  76  ff. 

Dr.  R  Wcyl. 


Abmeldung 

Reichs- Versicherungs-Recht. 

Die  Abmeldung  versicherungspflichtiger  Arbeiter  durch  ihre  Arbeitgeber  bildet  einen 
Bestandteil  der  den  Letzteren  nach  Krankenversicherungsrecht  obliegenden  Melde- 
pflicht. Die  Abmeldepflicht  greift  l'latz  bezüglich  solcher  Arbeiter,  welche  einer  Orts- 
krankenkasse  oder  Gemeindekrankenvers,  angehören,  liegt  bei  Geldstrafe  bis  20  Mk. 
dem  Arbeitgeber  bezw.  seinem  bevollmächtigten  Betriebsleiter  oder  Aufsichts- 
personal  ob  und  dient,  da  das  Versieherungs Verhältnis  mit  Beendigung  der 
Beschäftigung  von  selber  aufhört,  lediglich  als  Kontrolmassregel  (bei  der  blos 
freiwilligen  Versicherung,  wo  die  Abmeldung  Sache  des  Versicherten  selber  ist, 
hat  sie  natürlich  die  Wirkung,  das  Vcrsichcrungsverhältnis  zu  tilgen».  Sie  muss 
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erfolgen  spätestens  am  3.  Tage  nach  Beendigung  der  Beschäftigung  (resp.  bei  dies- 
bezüglicher Beslimmung  des  Kassenstatuls  oder  der  Verwaltung  der  Gemeinde- 
krankenversicherung  am  letzten  Werktage  derjenigen  Kalenderwoche,  in  welcher 
jene  dreitägige  Frist  abläuft!  und  zwar  bei  der  .statutarisch  bestimmten  Meldestelleder 
Orlskrankenkas.se,  übrigens  bei  der  Gemeindebehörde  oder  einer  von  dieser  zu 
bestimmenden  Meldestelle,  oder  bei  der  gemeinsamen  Meldestelle,  welche  die 
Aufsichtsbehörde  oder  die  höhere  Verwaltungsbehörde  für  die  sämmtlichen 
Gemeindekrankenversicherungen  oder  Ortskrankenkassen  ihres  Bezirkes  oder 
einzelner  Teile  desselben  errichtet  hat.  Vgl.  «Krankenversicherungsgesetz»  vom 
15.  Juni  1883  und  Ii».  April  1892  49.  81,  82  a  und  über  einen  ganz  vereinzelten 
Fall  der  Abmeldungspflichl  im  «Invalidität*-  und  Altersversicherungsgesctz»  vom 


Nach  allgemeingiltigen  Prinzipien  des  Versicherungsrechtes  konmit  dieser  Betriff» 
der  auf  andern  rechtlichen  (iebielen  eine  ziemlich  eingreifende  Bolle  spielt,  auf 
dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  wenig  zur  Heilung.  Die  Objekte  der  Sach- 
versicherung haben  nämlich  allerdings  zu  verschiedenen  Zeitpunkten  einen 
verschiedenen  Wert,  und  erleidet  dieser  Wert  schnn  durch  die  gewöhnliche 
(iebraiichnahme  von  dem  Objekte  eine  Minderung,  welche  als  Abnutzung  bekannt 
ist  Für  den  Zweck  der  Versicherung  ist  aber  vorerst  nur  zu  konstatiren,  welchen 
Wert  das  Objekt  zur  Zeit  des  In  falls  hatte,  weil  ja  durch  die  Versicherung  das  Ver- 
mögen des  Versicherten  in  dem  Stande  erhalten  werden  soll,  in  welchem  es  sich 
bei  sonstigem  Gleichbleiben  aller  Verhältnisse  dann  befunden  haben  würde,  falls 
der  Unfall  nicht  eingetreten  wäre.  Der  alllällige  höhere  Werl  des  Objekts  zur  Zeit 
der  Eingebung  des  Vertrag  s  bleibt  ausser  Betracht.  —  weil  die  Herabminderung 
des  Wertes  von  diesem  Zeitpunkte  ab  bis  zum  Kintritt  des  Unfalls  und  zwar  jene 
sowohl  durch  Aller  als  durch  die  Abnutzung  entstandene  auch  ohne  den  Unfall 
platzgegriffen  hätte,  mit  denselben  nichts  zu  thun  hat  und  somit  auch  nicht  durch 
Versicherung  gedeckt  werden  kann.  Dieser  Grundsalz  ist  in  den  meisten  Versiche- 
rungsgeselzen  sowohl  allgemein  als  bezüglich  bestimmter  Veisicherungsarleri  sank- 
tionirt.  Beispielsweise  sind  diesem  Principe  aecomodirt  die  Bestimmungen  des 
Artikels  8*25  Ziff.  2  und  3  des  deutschen  Handelsgesetzbuches:  wornaeh  dem 
Ka.sko- Versicherer  nicht  zur  Last  fälll  jener  Schaden  an  Schiff  und  Zubehör,  der 
nur  eine  Folge  der  Abnutzung  des  Schills  im  gewöhnlichen  Gebrauche  ist,  ebenso- 
wenig jener,  der  nur  durch  Alter,  Fäulnis  oder  Wurmlrass  verursacht  ist,  —  dem 
Waaren-Versicherer  ferner  nicht  der  Schade,  welcher  durch  die  natürliche 
Beschaffenheit  der  Güter,  durch  inneren  Verderb.  Schwinden,  gewöhnliche  Leckage 
entstellt  u.  a.  m.  Diese  Anwendungen  des  allgemeinen  Prinzips  sollten  auch  bei 
andern  Versicherungsarten  massgebend  sein,  ■/„  |!.  bei  der  Versicherung  einer 
Fabrik  gegen  Brandschaden  sollte  kein  Krsalz  zu  leisten  sein  wegen  Abnutzung  der 
Maschinen,  auch  wegen  einer  sehr  intensiven  Abnutzung  nicht,  die  an  ihnen  durch 
hohe  Wärmegrade  verursacht  wird.  —  ebensowenig  wie  für  die  Schäden  durch  innere 
Vorgänge  bei  Versicherung  von  Waarenlagern  /.  15.  infolge  von  Selbslenlzündimg  der 
Waarcn  als:  Baumwolle.  Hadern.  Steinkohle  u.  s.  f. 


Dr.  K.  Weyl. 


Abnutzung 


(Feuer- Versicherung,  Saeh- Versieherling  überhaupt. 


Dr.  Boziocil. 
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Abnutzung  des  Schiffes. 

See-Versicherung. 
Siehe:  Alter  des  Schiffes. 


Abpfändung 

der 

UnterstützungsansprQche  des  Reichsversicherungsrechts. 

Reichs- Versicherungs-Recht. 

Während  die  Ansprüche  an  private  Versicherungs-Gesellsehaften  oder  -Anstalten  in 
gleichem  Maasse  wie  Forderungsrechte  überhaupt  dem  Zugriffe  der  Gläubiger 
unterliegen  und  von  diesen  auf  Grund  eines  vollstreckbaren  Titels  im  Wege  der 
gerichtlichen  Zwangsvollstreckung  gepfändet  werden  können,  haben  die  Reichs- 
versicherungsgesetze eine  derartige  Abpfändung  (und  ebenso  eine  Abtretung 
[Cession],  Aufrechnung  (Kompeasation]  und  Verpfändung  |Konventionalpfand|i 
verboten  (für  rechtlich  wirkungslos  erklärt)  in  der  richtigen  Erwägung,  dass  die 
Unterstützungsansprüche  sonst  ihrer  Aufgabe,  den  Versicherten  bezw.  seine  Ange- 
hörigen gegen  die  wirtschaftlichen  Kolgen  von  Krankheit,  Unfall,  Invalidität  und 
Greisenalter  zu  schützen,  entzogen  werden  könnten.  —  Dies  Privilegium  der 
Unpfändbarkeit  kommt  nur  in  Fortfall,  eine  Abpfändung  ist  also  statthaft  : 
i.  zu  Gunsten  der  Khefrau  und  der  ehelichen  Kinder  des  Anspruchsbereehtigten 
wegen  solcher  Alimente,  welche  er  für  die  Zeit  nach  Krhebung  der  Klage  und  für 
das  ihr  vorangehende  letzte  Vierteljahr  zu  entrichten  verpflichtet  ist  (vgl.  Reichs- 
Civilprozessordnung  vom  30.  Januar  1877  §  749  Abs.  IV);  2.  zu  Gunsten  eines 
ersatzberechtigten  Armenverbandes  und  3.  im  Invaliditäts-  und  Allersversieherung.s- 
recht  auch  zu  Gunsten  einer  ersatzberechtigten  Gemeinde.  Vgl.  «Krankenver- 
sicherungsgesetz» vom  15.  Juni  1883  und  10.  April  1892-  §50  Abs.  II,  «Unfall- 
Versicherungsgesetz»  v.  6.  Juli  1881  §  08,  «Ausdehnungsgesetz •  v.  28.  Mai  1885 
1  u.  3,  «land-  und  forstwirtschaftliches  Unfallvcrsichcrungsgcsetz»  vom  5.  Mai 
1880  §  73,  «Bau-Unfallversicherungsgesetz»  vom  11.  Juli  1887  §  38  Abs.  II, 
«See-Unfallversicherungsgesetz»  vom  13.  Juli  1887  §  76,  «Invaliditäts-  und  Allers- 
versicherungsgeselz»  vom  22.  Juni  1889  §  40.  Dr.  R.  Wevl. 


Abschätzung  zur  Versicherung. 

In  der  Feuerversicherung  empfiehlt  es  sich,  für  alle  Gebäude,  Maschinen,  Triebwerke, 
Dampfkessel  und  grösseren  gewerblichen  Hinrichtungen  die  Versicherungssumme 
auf  Grund  einer  von  vereidigten  Sachverständigen  aufgenommenen  zuverläs- 
sigen Taxe  zu  bemessen.  Die  Versicherung  eines  Gebäudes  hat  sich  nur  auf  den 
reinen  Bauwert  desselben  entweder  zum  vollen  Hefrage  oder  zu  einem  bestimmten 
Anteile  zu  erstrecken.  Dieselbe  kann  bei  fertigen  Gebäuden  nur  nach  dem  wirk- 
lichen, bei  unvollendeten  auch  nach  dem  veranschlagten  Rauwerlc  geschehen.  Die 
Gebäude-Beschreibungen  und  Taxen  müssen  den  tiir  jedes  einzelne  Gebäude  an- 
gebenden Gebrauchszweck,  die  einzelnen  Räume  der  verschiedenen  Geschosse  vom 
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Kellergeschosse  bis  zum  Dache,  die  Bauart  der  Umfassungswände,  der  Dachung, 
das  Wesentliche  über  den  äusseren  und  den  inneren  Ausbau  und  die  Ausstattung, 
die  Bauart  und  die  Anzahl  der  Essen  und  der  Feuerungsanlagen,  die  Maasse  des 
Gebäudes  nach  Länge,  Breite  und  Höhe  bis  zum  Dachgesims,  die  Güte  des 
Materials  und  der  Bauausführung,  den  baulichen  Zustand,  das  Alter,  den  Wert  im 
Neubau  und  im  gegenwärtigen  Zustande,  einschliesslich  und  ausschliesslich  der  Grund- 
mauern und  der  Keller,  sowie  die  beantragte  Versicherungssumme  enthalten.  Die  Ver- 
sicherung eines  Gebäudes  umfasst  alle  Bestandteile  und  Zubehörungen  desselben. 
Als  Zubehörung  gilt  alles,  was  mit  dem  Gebäude,  als  solchem  zu  seinem  Zwecke 
auf  die  Dauer  verbunden  ist.  Erhält  das  Gebäude  nach  Abschluss  der  Versicherung 
neue  Bestandteile  oder  Zubehörungen,  so  begreift  die  bisherige  Versicherung  die- 
selben von  der  Hinzufügung  an  ohne  weiteres  ein.  Ist  der  Bauwert  dos  Gebäudes 
nach  der  letzten  Feststellung  durch  All ersent Wertung  oder  irgend  einen  sonstigen 
Anlass  vermindert  worden,  so  bestimmt  sich  die  Ktsalzpllieht  der  Versicherungs- 
anstalt nach  demjenigen  Bauwerte,  welchen  das  Gebäude  zur  Zeit  des  Eintritts  des 
Brandes  noch  hatte.  Ist  ein  unvollendetes  Gebäude  nach  dem  Bauanschlage  ver- 
sichert, so  bestimmt  sich  die  Ersatzpflicht  der  Anstalt  nach  demjenigen  Bauwerte, 
welchen  das  Gebäude  zur  Zeit  des  Eintritts  des  Brandes  nachweislich  hatte,  jedoch 
höchstens  zu  dem  Betrage  des  versicherten  veranschlagten  Bauwertes.  Bei  Taxen 
von  Maschinen,  Triebwerken,  Dampfkesseln  und  grösseren  gewerblichen  Ein- 
richtungen ist  jeder  einzelne  dieser  Gegenstände  genau  zu  bezeichnen  und  für 
jeden  derselben  Standort,  Konslruktionssystem,  Verferliger,  Alter,  Gebrauchs- 
zustand, Neuwert,  gegenwärtiger  Wert  und  beantragte  Versicherungssumme  anzu- 
geben. Anträge  auf  Versicherung  erheblicherer  Summen  auf  wechselnde  Vorräte 
von  Rohstoffen  oder  Waren  bedürfen  einer  sachverständigen  Prüfung  dahin,  ob 
der  darin  angegebene  Höchstwert  nach  der  Menge  der  Vorräte,  dem  Umfange  der 
vorhandenen  Lagergebäude  und  den  zur  Zeit  gültigen  Preisen  vorhanden  sein  kann. 

Dr.  Roztoeil. 


Abschätzung  des  Schadens. 

Abschätzungskosten. 
Siehe  :  Schaden. 


Abschluss 

Siehe  auch  Polize,  Vertrag. 

des  Versicherungsvertrages.  Jedem  Vertragsschluss  geht  ein  Stadium  der 
Vorbereitung,  der  Vorverhandlungen  voraus,  welches  entweder  in  einer  Einigung 
über  die  Vertragsbedingungen  seinen  Abschluss  findet,  oder  zu  einer  solchen 
Einigung  nicht  führt  und  daher  mit  dem  Abbruch  der  Verhandlungen  endigt. 
Beim  Versicherungsverträge  werden  diese  Vorbereilungshandlungen  regelmässig 
von  dem  Agenten  vorgenommen.  Seine  selbständige  Thätigkeit  schliesst  mit  der 
Unterzeichnung  des  Versicherungsantrags  seitens  des  Versieheningnehmers  ab, 
und  darum  wird  in  der  gewöhnlichen  Geschäftsspraehe  des  Agenten  unter  Ab- 
schluss die  Erzielung  eines  Versicherungsantrags  verstanden.  Um  zum  Ab- 
schluss eines  Versicherungsvertrages  im  juristisch-technischen  Sinne  zu  gelangen, 
muss  dann  noch  die  Annahme  des  gestellten  Antrags  seitens  des  anderen  Kon- 
trahenten, des  Versicherers,  hinzukommen.  —  Nach  der  heute  fast  unbestritten 
herrschenden  Bechtsanschauung  gehört  der  Versicherungsvertrag  zu  den  reinen 
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Konsensualverträgen;  er  wird  also  zum  Absehluss  gebracht  durch  die 
Willensübereinstimmung  der  beiden  vertragschliessenden  Teile  unter  Beobachtung 
der  etwa  durch  Gesetz  vorgeschriebenen  Form.  Die  nur  vereinzelt  noch  auf- 
tretende Meinung,  das«  der  Versicherungsvertrag  den  Rea Ikontrakten  zuzuzählen 
sei,  und  dass  daher  zum  rechtsbeständigen  Absehluss  desselben  die  Vorleistung 
des  einen  Teils,  nämlich  die  Bezahlung  der  Prämie,  erforderlich  sei,  beruht  auf 
einer  Verwechselung  zwischen  dem  Absehluss  (der  Perfektion)  des  Vertrages 
und  dem  Beginn  seiner  Hechtswirksamkeit,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Enl- 
sehädigungspflicht  des  Versicherers.  Dass  beides  nicht  auf  den  nämlichen  Zeit- 
punkt fällt,  kommt  auch  bei  anderen  Hechtsverhältnissen  des  bürgerlichen 
Lebens  vielfach  vor.  Wird  beispielsweise  eine  Wohnung  im  voraus  für  eine 
spätere  Zeit  gemietet,  so  tritt  gleichfalls  die  Perfektion  mit  der  Unterzeichnung 
des  .Mietvertrages  ein,  während  dessen  Hechtswirkungen  einstweilen  im  wesent- 
lichen bis  zum  Beginn  der  vereinbarten  .Mietsperiode  suspendiert  bleiben  und 
vorerst  sich  darauf  beschränken,  dass  zu  dieser  Zeit  von  beiden  Seiten  die  Er- 
füllung des  Vertrages,  die  Einräumung  der  Wohnung  und  die  Zahlung  der  Miete, 
gefordert  werden  kann.  Statt  von  einem  bestimmten  Termin  kann  der  Eintritt 
der  vollen  Hechtswirkung  vertragsmässig  auch  vor  dem  Eintritt  eines  der  Zeit 
nach  unbestimmten  Ereignisses  abhängig  gemacht  werden.  Dass  beim  Ver- 
sicherungsvertrage dieses  Ereignis,  die  Zahlung  der  Prämie,  einerseits  von  dem 
Willen  der  einen  Vertragspartei  abhängt,  andererseits  derselben  als  kontraktliche 
Verpflichtung  obliegt,  kann  einen  wesentlichen  Unterschied  nicht  begründen.  Der 
Absehluss  des  Vertrages  wird  auch  hier  bereits  mit  der  Herbeiführung  der 
Willensübereinstimmung  zwischen  den  Kontrahenten  perfekt :  das  ergiebt  sieh 
schon  daraus,  dass  aus  eben  diesem  Vertrage  sofort  beiden  Teilen  ein  klagbares 
Hecht  entsteht:  dem  Versicherer  der  Anspruch  auf  Zahlung  der  Prämie,  dem 
Versicherungsnehmer  der  Anspruch  auf  Aushändigung  der  Polize  gegen  Empfang- 
nahme der  Prämie.  —  Um  zu  einem  rechtswirksamen  Absehluss,  einem  perfekten 
Versicherungsverträge  zu  führen,  muss  die  Willensübereinstimmung  der  Kon- 
trahenten in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  sich  äussern.  Als  solche 
ist  in  den  meisten  Landesrechten  die  Schrift  form  vorgeschrieben,  so  auch  im 
Preuss.  Landrecht.  Nachdem  jedoch  durch  Einführung  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs der  grösste  Theil  der  Versicherungsverträge  unter  den  Begriff  der 
von  jedem  Formzwang  entbundenen  Handelsgeschäfte  rubriziert  ist,  nämlich  alle 
Versicherungen  gegen  feste  Prämie  und  von  den  Versicherungen  auf  Gegenseitig- 
keit diejenigen,  die  auf  Seiten  des  Versicherungnehmers,  weil  in  dessen  kauf- 
männischen Betrieb  fallend,  ein  Handelsgeschäft  darstellen,  ist  für  alle  diese 
Versicherungsahschlüsse  die  Notwendigkeit  der  Schriftform  in  Wegfall  gekommen. 
Es  können  Versicherungen  sonach  auch  mündlich  oder  telephonisch  rechtsgillig 
abgeschlossen  werden,  wie  das  in  der  Transportversicherung  auch  praktisch 
vorkommt.  Wo  auch  in  diesen  Fällen  durch  Gesetz  oder  Vertrag  dem  Ver- 
sicherungsnehmer ein  Anspruch  auf  Aushändigung  einer  Polize  eingeräumt  ist, 
hat  dies  nicht  mehr  den  Sinn,  dass  von  derselben  die  Perfektion  des  Vertrages 
abhängig  wäre;  vielmehr  soll  dem  Versicherungnehmer  lediglich  eine  seine 
Ansprüche  sichernde  Beweisurkunde  ausgehändigt  werden.  {Vergl.  die  Artikel : 
Form  der  Versicherungsverträge  und  Polize.)  —  Der  Absehluss  vollzieht  sich 
wie  bei  jedem  anderen  Vertrage  in  der  Form,  dass  von  der  einen  Seite  ein 
Antrag  (Offerte)  gestellt  wird,  von  der  andern  Seite  dessen  Annahme 
(Acceptation)  erfolgt.  Offerent  ist  regelmässig  der  Versicherungsnehmer.  Geht 
auch  in  vielen  Fällen  die  erste  Anregung  zum  Absehluss  der  Versicherung  von 
dem  für  die  Gesellschaft  werbenden  Agenten  aus.  so  ist  dieser  doch  nicht 
befugt,  namens  derselben  eine  diese  bindende  Offerte  zu  machen  ;  seine  Thätig- 
keit  beschränkt  sich  vielmehr  darauf,  den  Angeworbenen  zu  veranlassen,  dass 
er  seinerseits  einen  Antrag  stellt.  Da  dieser  regelmässig  schriftlich  formuliert 
wird,  so  liegt  hierin  und  in  der  darauf  erfolgenden  Aushändigung  der  Polize 
übrigens  auch  die  Erfüllung  der  Schriflform ,  insoweit  dieselbe  auch  jetzt  noch 
eine  Vorbedingung  für  die  Perfektion  des  Abschlusses  bildet.    Bezüglich  der 
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Frist,  binnen  welcher  der  Antragsteller  an  »eine  Offerte  gebunden  bleibt,  gellen, 
soweit  nichts  Abweichendes  ausdrücklich  vereinbart  ist,  die  allgemeinen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  den  Abschluss  der  Verträge,  denen  zufolge  die  An- 
nahme der  Offerte  umgehend,  be/.w.  so  rasch  erfolgen  muss,  als  nach  der 
Natur  der  Sache  möglich  ist.  (Vergl.  die  Artikel:  Antrag  und  Annahme.^  — 
Die  Annahme  des  Antrages  führt  zum  perfekten  Abschluss  nur  dann,  wenn 
Antrag  und  Annahme  sich  inhaltlich  decken  und  somit  volle  Willensüberein- 
stimmung über  alle  wesentlichen  Bestandteile  des  Vertrages  herbeiführen.  Eine 
Annahme,  welche  nur  unter  Vorbehalt,  bedingungsweise  oder  mit  modifizierten 
Vertragsbestimmungen  erfolgt,  gilt  rechtlich  als  Ablehnung  des  Antrags  und  als 
eine  neue  Offerte,  auf  die  sich  nunmehr  der  andere  Teil,  der  Versicherung- 
nehmer,  annehmend  oder  ablehnend  zu  erklären  hat.  —  Die  Willensüberein- 
stimmung der  Kontrahenten  muss,  um  einen  bindenden  Abschluss  zu  Stande  zu 
bringen,  sich  auf  alle  wesentlichen  Bestandteile  des  Vertrages  beziehen. 
Dahin  gehören  beim  Versicherungsvertrage  insbesondere :  1.  die  Feststellung  der 
Vertragsintercssenten,  ausser  dem  Versicherer  und  Versicherungnehmer  also  auch 
des  Versicherlen,  sofern  dieser  mit  dem  Letzteren  nicht  identisch  ist.  mithin 
die  Angabe,  ob  die  Versicherung  für  eigene  oder  für  fremde  Rechnung  is.  das.) 
genommen  wird;  2.  die  Feststellung  des  Gegenstandes  der  Versicherung,  d.  h. 
des  Objekts,  auf  welches  dieselbe  geschlossen  wird,  des  versicherten  Interesses 
und  der  Gefahr,  gegen  welche  versichert  wird;  3.  die  Feststellung  des  Ver- 
sicherungswerts und  der  Versicherungssumme;  4.  die  Feststellung  der  Dauer, 
für  welche  der  Vertrag  geschlossen  wird  ;  5.  die  Feststellung  der  Versicherungs- 
prämie. Soweit  der  Versicherungsantrag  über  diese  Punkte  nicht  spezielle  An- 
gaben enthält,  können  dieselben  durch  Bezugnahme  auf  die  allgemeinen  Bedin- 
gungen und  Tarife  der  Gesellschaft  ersetzt  werden. 

Wiedeinann. 


Abschlussprovision. 

Der  Agent  erhält  beim  Abschluss  einer  Versicherung  eine  einmalige  Belohnung, 
d.  i.  die  Abschlussprovision. 

Die  Abschlussprovision  ist  verdient,  wenn  die  betreffende  Versicherung  durch 
Zahlung  der  ersten  Jahrcsprämie  perfekt  geworden  ist.  Bei  Lebensversicherungen 
wo  eine  viertel-  (»der  halbjährliche  Zahlung  der  Jahrcsprämie  gestattet  ist,  wird 
die  Abschlussprovision  ebenfalls  in  viertel-  und  halbjährlichen  Baten  geschuldet, 
bezw.  bezahlt.  In  der  Praxis  jedoch  und  da  der  Agent  gleich  seine  ganze  Pro- 
vision haben  will,  hat  sich  nach  und  nach  die  Hebung  eingebürgert ,  dass  die 
Abschlussprovision  auch  voll  gezahlt  wird  bei  Einlösung  der  ersten  Prämienrate. 
Allgemein  wird  dann  die  Verpflichtung  auferlegt,  dass.  wenn  die  erste  Jahrcs- 
prämie nicht  ganz  bezahlt  wird,  der  der  nicht  bezahlten  Prämienrate  ent- 
sprechende Teil  der  Provision  zurückzuerstatten  ist.  (Bückprovision  s.  d.  W.) 

Mit  dieser  Usance  ist  bei  den  Agenten  vielfach  die  .Meinung  entstanden, 
dass  die  Gesellschaft  verpflichtet  sei.  die  erste  Jalu  "sprämie  einzuklagen,  damit 
der  Agent  seiner  Provision  nicht  verlustig  geht,  bezw.  nicht  zur  Erstattung  der 
nicht  verdienten  Provision  angehalten  werden  kann.  Diese  Ansicht  ist  eine  irrige. 
Nach  der  allgemeinen  Hebung  in  Deutschland  ist  die  Versicherungsgesellschaft 
gewöhnlich  auf  Grund  des  Antrages  berechtigt .  die  erste  Jahrcsprämie  als  Kon- 
ventionalstrafe einzuklagen,  sie  kann  nicht  verpflichtet  werden,  diese  Klage 
einzuleiten  lediglich  deshalb,  um  dem  Agenten  zu  seiner  Provision  zu  verhelfen, 
umsomehr,  da  in  vielen  Fällen  die  erfolgreiche  Vollstreckung  eines  obsiegenden 
Urleiles  unmöglich  ist.  An  den  Agenten  ist  es.  dafür  zu  surgen,  dass  nur 
zahlungsfähige  und  gute  Versicherte  zugeführt  werden  und  an  dem  Versieh. 
Bestand  hält,  den  er  für  seine  Gesellschaft  geschaffen  hat  oder  schaffen  will. 
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Die  Abschlussprovision  hat  bei  der  Konkurrenz  und  dem  Wettbewerb  der 
zahlreichen  Versicherungsgesellschaften  in  neuerer  Zeit  eine  beträchtliche  Höhe 
erhalten,  sodass  dadurch  eine  gewisse  Kalamität  entstanden  ist. 

In  Deutschland  wird  mit  Ausnahme  der  Lebensversicherung  die  Abschluss- 
prämie in  Prozenten  der  Prämie  erteilt,  in  der  Lebensversicherung  Prozente  auf 
die  Versicherungssumme. 

In  der  Feuerversicherung  kommt  auch  in  vielen  Fällen  die  Diskontierung 
der  Provision  vor,  d.  h.  das  erste  Jahr  erhält  der  Agent  eine  höhere  Provision 
30—50%  «bei  einzelnen  Gesellschaften  80—100%»  um  dann  im  zweiten  Ver- 
sicherungsjahr einer  geringen  Inkassoprovision  (s.  d.  \V.)  Platz  zu  machen. 

Inder  Lebensversicherung  schwankt  die  Abschlussprovision  zwischen  ü— 20°/qo 
der  Vei Sicherungssumme  oder  30 — 45%  der  Jahresprämie,  «bei  ganz  kurzer 
Versicherung»  reduziert  sich  selbstverständlich  die  Abschlussprovision  um  ein 
beträchtliches  und  wird  stets  5—10%  ^er  ersten  Jahresprämie  nicht  übersteigen. 
Die  höheren  Beiträge  erhalten  die  Generalagenten  mit  der  Verpflichtung,  daraus 
ihre  Unteragenten  zu  befriedigen  und  ihre  eigenen  Verwaltungskosten  zu  decken. 
Bei  Acquisiteuren  oder  Versichcrungsinspektoren  ist  auch  vielfach  die  Einrichtung 
getroffen,  dass  eine  Minimalprovision  garantiert  und  jeden  Monat  in  Form  eines 
Gehaltes  ausbezahlt  wird.  Dagegen  verpflichten  sich  die  Acquisiteure.  bezw.  die 
Inspektoren  zur  Leistung  eines  gewissen  Betrages  an  perfekten  Versicherungen ; 
wird  dieser  Betrag  nicht  erreicht,  so  geschieht  die  viertel-,  halb-  und  jährliche 
Verrechnung  pro  rata  der  wirklichen  erzielten  Versicherungssumme.  Es  besteht 
allerdings  in  der  hohen  Abschlussprovision  eine  Anregung  für  die  Agenten,  beständig 
nach  der  Erwerbung  neuer  Versicherungen  zu  trachten.  Der  Ausspannung  der 
Agenten  und  der  Versicherungen  wird  dadurch  Vorschub  geleistet,  aber  die  Für- 
sorge für  den  Bestand  der  Versicherungen  wird  sehr  abgeschwächt  und  gerade 
der  Bestand  der  abgeschlossenen  Versicherungen  muss  von  der  Versicherungs- 
gesellschaft ganz  besonders  gewünscht  werden. 

Empfehlenswerter  wäre  dasSystemderenglischenu.französisehenGesellschaflen. 

Die  ersteren  zahlen  eine  geringe  Abschlussprämie  gleich  der  Inkassoprovision, 
aber  fortlaufend,  solange  die  Versicherung  besteht,  der  Agent  sichert  sich  dem- 
nach in  diesem  Falle  eine  gewisse  jährliche  Rente  und  sein  Interesse  für  seine 
Gesellschaft  und  für  seinen  Bestand  bleibt  stets  ein  grosses. 

In  Frankreich  haben  die  Versicherungsgesellschaften  aus  diesem  Grunde  Ende 
des  Jahres  1893  auf  Anregung  der  vier  Gesellschaften  des  Komite*  —  die  aCompagnic 
dassurances  generales»,  die  «Nationale»,  die  «Union»  und  die  «Phenix»  —  be- 
schlossen, die  Abschlussprovision  für  die  Todesfallversicherungen  auf  17  %0  für 
die  abgekürzten  Versicherungen  auf  8  %o  festzusetzen  jedoch  zahlbar  in  vier 
Jahresraten:  das  I.  Jahr  7,  bezw.  8%0,  t,as  -•  Jal,r  *  7<w  (,as  3-  una<  4-  Jahr 
je  3  %0  der  Versicherungssumme. 

Durch  diese  Einrichtung  soll  der  Bestand  der  Versicherungen  gesichert 
bleiben,  der  Ueberweisung  von  Provision  an  die  Versicherten  aber  ein  Riegel 
vorgeschoben  werden. 

Letztere  Praxis  hat  sich  nicht  nur  in  Frankreich,  sondern  auch  in  Deutsch- 
land zu  einer  üppigen  Blüte  entfall«'!.  Weiss  der  Agent  keine  Kettung  mehr  vor 
der  Konkurrenz,  so  bietet  er  dem  Versieliinungslusligen  einen  Teil  seiner  Pro- 
vision an,  der  Konkurrent  natürlich  überbietet  ihn.  Nicht  selten  liest  man  in 
den  Tageszeitungen  Annoncen,  die  offen  den  Versicherungslustigen  besondere 
Vorteile  in  der  Form  von  Provision  sogar  billigerer  Abgabe  von  Waren  anbietet. 
Diese  Praxis  wird  von  der  Versicherungspresse  und  den  Versicherungsgesell- 
schaften aufs  schärfste  getadelt.  Ein  Einhalt  aber  kann  nur  mit  der  Acmlerung 
der  Abschlussprovision  selbst  eintreten. 

Dem  Agenten  gebührt  allerdings  eine  anständige  Provision  für  seine  nicht 
immer  leichte  Thätigkeit  im  Dienste  einer  guten  Sache,  aber  der  Auswuchs, 
wie  er  in  letzter  Zeit  zu  oft  von  der  Versicherungspress»;  angefochten  wird, 
schadet  der  guten  Sache  des  Versicherungswesens  sehr  viel,  folglich  auch  dem 
Agenten.  Eugen  Baumgartner. 
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Versicheruugs-Mathematik.  —  Die  übertriebene  hohe  Abschlussprovision 
hat  ferner  den  Nachteil.  dass  wenn  der  Prämientarif  dafür  nicht  vorgesehen  ist, 
für  die  übrigen  Jahre  nichts  übrig  bleibt  von  dem  Zusehlage  zur  Deckung  der 
Verwaltungskosten  und  zur  Erzielung  eines  Gewinnes.  Ein  Tarif,  der  die  hohe 
Abschlussprämie  vorsieht,  ist  «war  nicht  unmöglich,  aber  er  wäre  nicht  kon- 
kurrenzfällig, und  dann  darf  der  Prämientarif  nicht  zu  hoch  werden,  das*  der 
Versicherte  mit  blosser  Verzinsung  den  nämlichen  Zweck  erreicht,  was  bei 
der  Erlebensfall  Versicherung  z.  Ij.  der  Fall  sein  könnte. 

Wie  schon  oben  angedeutet,  wird  die  Abschlussprovision  nach  verschiedenen 
Prinzipien  berechnet,  oft  bezahlt  man  1  °/o,  1.5%  bis  2%  der  Versicherungs- 
summe ;  ferner  berechnen  manche  Gesellschaften  die  Abschlussprovision 
nach  Prozenten  der  Jahresprämie;  diese:  Methoden  haben  den  Nachteil, 
dass  für  verschiedene  Versicherungsarten  verschiedene  Prozentsätze  gewählt 
werden  müssen ,  indem  bei  Versicherungen  von  kurzer  Dauer  niedrigere 
Provisionen  notwendigerweise  zu  zahlen  sind ,  als  bei  solchen  von  langer 
Dauer,  denn  bei  ersteren  ist  die  Provision  von  den  Versicherten  in 
kürzerer  Zeit  einzubringen ,  eine  hohe  Provision  würde  also  die  Prämie 
allzu  stark  versteuern.  Am  richtigsten  wird  die  Abschlussprovision 
berechnet,  wenn  man  sie  dem  Wert  der  Versicherung  beim  Abschluss  propor- 
tional setzt,  da  dieser  Wert  durch  die  einmalige  Prämie  am  genauesten 
bezeichnet  wird,  so  setzt  man  am  passendsten  die  Abschlussprovision  gleich 
bestimmten  Prozenten  der  einmaligen  Prämie:  diese  Berechnungsurt  ist  unab- 
hängig von  der  Art  der  Prämienzahlung,  wie  von  der  Verschiedenheit  der  Ver- 
sieherungsarten.  Bezeichnen  wir  die  einmalige  Nettoprämie  mit  P.,  die  einmalige 
Bruttoprämie  —  (die  Nettoprämie  -f-  Verwaltungszuschlag')  —  mit  B..  und 
nehmen  wir  an,  dass  die  Abschlussprovision  das  a-fache  <a  ein  echter  Bruch) 
von  B.  betrage,  dass  ferner  auch  die  dauernden  Verwaltungskosten  proportional 
B.  seien,  und  zwar  das  b-fache  (o<l><li  betragen,  so  ist  die  Bruttoprämie: 

p  B  =  P      a  B  -f-  b  B,  also  : 

B  =  j-:  ist  p.  «die  jährliche  Netto-  resp.  Bruttoprämie  und  R  der  der  Zahlung*- 

weise   der  Jahresprämie  entsprechende  Rentenwert,  so  ist:  B  =  bK,  P  =  pH, 

also:  b  =   p.  Ist  z.  B.  die  Abschlussprovision   2  %    c'er  einmaligen 

Prämie,  die  dauernden  Verwaltungsunkosten  11%  jeder  Prämie,  so  ist: 

a  =  u,02,  b  =  0,12,  also: 

b  =  — ! —  p  =  -1.130  p. 

(Leber  die  Tilgung  der  Abschlussprovision  durch  die  sog.  Zillmcrsche  Me- 
thode s.  d.)  Dr.  London. 


Abschreibepolize. 

(Transport-Versicherung). 

(Polices  avec  deconiptes  successifs,  open  policy)  kommt  in  der  Transport- 
versicherung bei  der  Güter-  (nicht  Gasen-)  Versicherung  in  Anwendung.  Die 
Abschreibepolize  im  engeren  Sinne  gilt  nur  für  die  Güterversicherung  auf  dem 
Landtransport,  in  weiterer  Bedeutung  (häutiger  dann  Gcncralpolize  mit  Abschrei- 
bung genannt)  auch  für  Güterversicherung  auf  dem  Transport  zur  See,  auf 
Binnengewässern  und  auf  dem  Landtransport,  wenn  für  letztere  unter  gewissen 
Umständen  eine  Abschreibepolize  im  engeren  Sinne  nicht  zulässig  wäre. 
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Bei  der  Abschreibepolize  müssen  die  Parteien  beim  Vertragsehlusse  die 
Hübe  der  in  Versicherung  au  nehmenden  Summe  für  Güter,  die  erst  nach  und 
nach  zum  Transport  gebracht  werden  sollen,  vereinbaren.  Die  Art,  der  zur 
Versicherung  kommenden  Güter,  die  Reise  derselben  und  deren  Transportpreise, 
also  der  Umfang  des  Risikos,  wird  von  vornherein  festgestellt,  wie  auch  darnach 
die  Prämie  bemessen  wird.  Der  Versicherungsnehmer  wird  verpflichtet,  nach 
einetn  vereinbarten  Modus  spezifiziert  oder  im  Ganzen,  sofort  oder  von  Zeit 
zu  Zeit  dem  Versicherer  die  Sendungen,  die  in  das  Risiko  eintreten,  aufzugeben, 
damit  deren  Wertbeträgo  an  der  vereinbarten  Versicherungssumme  «abgeschrieben» 
werden  können.  Die  Abschreibepolize  hat  also  im  Grund  genommen  den  Charakter 
der  General-,  bezw.  Pauschalpolizen  (siehe  daselbst),  deren  Vorteile  sie  dem 
Versicherten  bietet. 

Da  bei  der  heutigen  Landtransportversicherung  in  der  Regel  nur  Eisenbahn- 
transporte mit  kurzen,  sich  daran  anschliessenden  Fuhrtransporlen  in  Krage  kommen, 
wobei  der  Entfernung  keine  ins  Gewicht  fallende  Rolle  zukommt,  so  werden 
f.lr  die  einzelnen  Reisen  durchweg  keine  differenzierten  Prämien  gezahlt, 
sondern  es  wird  je  nach  der  Entfernung,  wohin  die  Hauptsendungen  des  Ver- 
sicherungsnehmers, etwa  ob  nach  Italien,  Spanien,  im  Herzen  Europas  etc , 
sich  bewegen,  eine  Durehschnitlsprämie  genommen. 

Abschreibepolizen  im  engeren  Sinne  umfassen  daher  auch  alle  Sendungen 
und  Beziehungen  der  Versicherten ,  sofern  sie  nicht  etwa  nach  den  Balkan- 
staaten und  aussereuropäischen  Ländern  gehen,  und  sofern  nicht  die  eigen- 
tümliche Beschaffenheit  der  Gegenstände  bei  zunehmender  Entfernung  auch 
das  Risiko  wesentlich  erhöhl,  wie  es  z.  B.  bei  der  Glasballons- Versicherung 
(siehe  Ballonversicherung)  der  Kall  ist,  so  dass  eine  Durchschnittsprämie  ver- 
sicherungstechnisch nicht  mehr  zulässig  ist.  Der  Versichert«  hat  die  auf  sein 
Risiko  reisenden  und  also  versicherten  Sendungen  in  ein  Register  sofort  nach 
erhaltener  Kenntnis  einzutragen  und  dem  Versicherer  in  clor  Regel  unspezifiziert 
alle  Woche  oder  .Monat  dem  Werlbetrage  nach  aufzugeben. 

Beim  Transporte  auf  der  See  und  auf  Binnengewässern,  bei  dem  die  Entfernung, 
die  Jahreszeit  und  das  Schiff,  das  den  Transport  ausführt,  das  Risiko  und 
damit  die  Prämie  wesentlich  differenziert,  können  Abschreibepolizen  nicht  für 
alle  Reisen,  sondern  nur  für  gleiche  Reisen  oder  für  versicherungstechnisch 
gleichgewertete  Reisen  genommen  werden  (so  z.  B.  macht  es  keinen  linterschied 
bei  transatlantischen  Reisen,  oh  die  Ware  nach  England,  nach  Bordeaux, 
Antwerpen  oder  Hamburg  geht).  Auch  muss  das  SchifTsgefäss  gleichwertig  sein, 
was  durch  die  Kotierung  kontroliert  wird,  die  das  Schiff  in  einem  der  gängigen 
Schiffsregister  (siehe  daselbst)  erhalten  hat. 

Dass  der  zu  versichernde  Gegenstand  keine  ins  Gewicht  fallende  Differenzen 
für  die  Höhe  des  Risikos  bilden  darf,  ist  selbstverständlich,  dcsshalb  werden 
Abschreibepolizen  in  der  Regel  nur  für  die  gleiche  Warengattung  gegeben, 
z.  B.  wenn  es  sich  um  grosse  Getreide-,  Zuckerabladungen  handeil,  für  die 
der  Versicherungsnehmer  von  vornherein  gedeckt  sein  will,  ohne  dass  er 
angeben  kann,  welche  Werte  demnächst  zur  Verladung  kommen,  und  auf* 
welchem  Schiffe  es  geschieht 

Dieselbe  Lniformilät  wird  von  der  Jahreszeit  gefordert.  Die  einzelnen 
Abladungen  beim  See-  und  Binnengewässertransport  werden  durchweg  spezifiziert 
dem  Versicherer  sofort  nach  Bekanntwerden  angezeigt. 

Dasselbe  gilt  bei  der  Abschreibepolize  für  den  Landlransporl  mit  differenziertem 
Risiko,  wie  etwa  bei  Glasballon*  oder  bei  den  oben  erwähnten  Reisen,  die  eine 
Durchschnittsprämie  ausschliessen. 

Andere  Abschreibepolizen  mit  stipulierter  Versicherungssumme,  die  abzu- 
schreiben ist,  ohne  dass  ein  einheitlicher  Prämiensalz  festgestellt  werden  könnte, 
da  die  in  Krage  kommenden  Risiken  verschiedenartig  sind,  sind  ganz  den  General- 
policen beizuzählen. 

Kür  die  Abschreibepolizen  für  den  Landiransport  existieren  bei  den  heutigen 
Versicherungsgesellschaften  gewöhnlich  eigene  Formulare,  sie  decken  sich  mit 

11 
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denjenigen  der  allgemeinen  Polizen  für  den  Landtransport,  bezw.  den  Pauschal- 
polizen.  nur  dass  sie  den  oben  angegebenen  Besonderheiten  Rechnung  tragen, 
aLso  denjenigen,  die  für  die  «  Abschreibung  >  vorgegeben  s'nd. 

Für  die  anderen  Absehreibepolizen  im  weiteren  Sinne,  sind  besondere 
Kormulare  nicht  im  Gebrauch,  man  bedient  sich  dazu  gewöhnlich  der  sonst 
üblichen  Generalpolizen  (siehe  daselbst).  In  den  Seeplätzen  werden  die  einzelnen 
Abladungen  gewöhnlich  nach  deren  Bekanntwerden  unter  Präsentation  der  Polize 
beim  Versicherer  oder  dessen  Vertreter  auf  dieser  Polize  bemerkt. 

Die  Prämie  der  Abschreibepolize  für  den  Landtransport  wird  für  die  ganze 
vereinbarte  Summe  durchweg  im  Voraus  bezahlt ;  bei  den  anderen  Absehreibe- 
polizen, die  überhaupt  von  den  Generalpolizen  nicht  streng  zu  scheiden  sind, 
ist  das  nicht  ohne  Weiteres  Hegel. 

Endlich  ist  die  Abschreibepolize  für  den  Landtransport  nur  für  eine  gewisse 
Zeit,  meist  ein  Jahr  geschlossen,  binnen  welcher  Zeit  die  deklarierte  Summe 
abgeschrieben  sein  sollte.  Die  Polize  sollte  dann  auch  erlöschen  und  eine 
Erneuerung  durch  Prämienzahlung  stattfinden,  selbst  wenn  die  Summe  noch 
nicht  völlig  abgeschrieben  wäre,  doch  wird  dieses  bei  der  Connivenz  der  Ver- 
sicherungsgesellschaften selten  innegehalten.  Dr.  Gasner. 


Absichtliches  Verschweigen. 

Siehe :  Anzeigepflicht. 


Absicht  des  Versicherers 
beim  Entwurf  der  allgemeinen  See-Versicherungsbedingungen. 

Siehe :  Allgemeine  Sce-Versicherungsbedingungen. 


Absolute  Reparaturunfähigkeit 

See-Versicherung. 
Siehe :  Reparaturunfähigkeit. 


Absterbegesetz. 

Die  Sterblichkeit  des  Menschen  als  Naturgesetz.  In  der  Versicherungstechnik  be- 
deutet das  A.  den  allgemeinen  Begriff  der  natürlichen  Absterbe-Progression  zum 
Unterschiede  von  der  Absterbeordnung,  deren  Begriff  sich  auf  die  speciellen 
Merkmale  des  Sterbliehkeitsverlaufes  eines  verschiedenartig  disponirlen  Menschen- 
materiales  bezieht.  Das  Wesen  des  Absterbcgcsct/.es  wurde  zuerst  von  dem  Pfarrer 
Dr.  William  Assbeton  in  London  um  das  Jahr  1ü9!)  erfasst.  Anlass  hie/u  gab  das 
vom  Kapitän  .lohn  G raunt  vcrlässU;  und  \GChi  erschienene  Buch  «Natürliche  und 
politische  Beobachtungen  über  die  hiesigen  Gcburls-  und  Todteulisten».  Assbeton 
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war  bei  dem  Lesen  dieses  Büches  zu  der  Ansieht  gekommen,  dass  das  Leben  aller 
Individuen  als  ein  Leben  angesehen  weiden  könne,  von  welchem  jedes  einzelne 
Leben  wieder  nur  ein  Teil  sei;  dass  das  einzelne  Leben,  ob  jung  oder  alt,  gesund 
oder  krank  jeden  Augenblick  verloren  sein  kann,  dass  aber  Tausende  und  Millionen 
Menschen  nach  einem  bestimmten  Gesetze  absterben.  Dr.  Grossmann. 


Absterbeordnung. 


Alterqjühre. 
a 

Zahl  dor 
Lebenden. 

la 

10 

100000 

11 

99324 

12 

98650 

13 

97978 

14 

i 

97307 

Unter  A.  versteht  man  eine  Tabelle,  welche  angiebt,  wieviele  Personen  von  einer 
Gruppe  der  Beobachtung  unterworfener,  gleichaltriger  Menschen  die  einzelnen 
folgenden  Altersjahre  noch  erleben;  die  A.  lehrt  also,  wie  eine  derartige  Gruppe 
successive  ab-  und  ausstirbt;  man  würde  eine  solche  Tabelle  passender  als 
«  Leberlebenstafel  »  bezeichnen.  Die  einlachste  Form  der  A.  besteht  aus  zwei 
Kolonnen,  in  der  ersten  stehen  die  einzelnen  Altersjahre,  in  der  zweiten  befinden 
sich  die  Anzahlen  der  in  jedem  Altersjahre  noch  Lebenden,  wie  es  das  folgende 
Schema  zeigt : 

Diese  Tafel  ist  ein  Bruchstück  der  viel  benutzten 
Tafel  der  siebzehn  englischen  Gesellschaften;  sie  geht 
aas  von  einer  Gruppe  von  101000  Lebenden  im  Aller 
von  10  Jahren,  die  der  Beobachtung  unterworfen  werden; 
sie  sagt  aus,  dass  von  diesen  das  11.  Jahr  00324,  das  12. 
Jahr  08050,  das  13.  Jahr  97978  u.  s.  w.  erreichen;  diese 
Tabelle  wird  bis  zu  dem  höchsten  Alter,  welches  über- 
haupt von  Personen  der  beobachteten  Gruppe  erreicht 
wird,  fortgesetzt,  bei  der  obigen  Tafel  z.  B.  bis  zum  100. 
Jahre.  Aus  einer  solchen  Tafel  ergiebt  sich  unmittelbar, 
wieviele  Personen  in  jedem  Alter  sterben,  durch  einfache  Substraktion  zweier  auf- 
einanderfolgender Zahlen  der  zweiten  Kolonne;  so  sterben  z.  B.  nach  der  obigen 
Tafel  im  Alter  von  10  Jahren  070,  im  Aller  von  11  Jahren  674,  im  Alter  von  12 
Jahren  672  Personen  u.  s.  w.  Bezeichnet  man  die  im  Alter  a  von  der  ursprünglichen 
Gruppe  noch  Lebenden  mit  /«,  so  liefert  die  Absterbeordnung,  wenn  man,  wie 

oben,  vom  Alter  10  als  dem  niedrigsten  ausgeht,  die  Zahlen:  /,„,  /,,,    Bei 

manchen  A.  wird  die  Gruppe,  deren  Absterben  beobachtet  wird,  von  der  Geburt  an 

d.  h.  vom  Alter  O  verfolgt,  dann  giebt  die  A.  die  Zahlen :  /0,  /„  /,       Die  Zahlen 

der  im  Alter  a  Gestorbenen  bezeichnen  wir  mit :  /„,  dann  ist  :  ta  gleich  der 
Differenz  der  Anzahl  der  Lebenden  /„  vom  Alter  a  und  der  Anzahl  der  Lebenden 
la     1  vom  Alter  (a -+-/),  sodass  ta  =  L  —  U  ■+-  i  ist,  die  Anzahlen  der  Gestorbenen 

sind  somit:  /„  —      l{  —  if,  /„  —  lt  ;  man  fügt  oft  auch  diese  Anzahlen  ta  als 

3.  Kolonne  der  A.  bei. 

Statt  der  geschilderten  arithmetischen  Form  hat  man  der  A  auch  oft  eine 
geometrische  gegeben,  indem  man  eine  graphische  Darstellung  derselben 
ausführte.  Zu  diesem  Zwecke  trägt  man  auf  eine  Geraden  —  der  Abscwsenaxe  — 
von  einem  bestimmten  Anfangspunkte  an  mit  einer  beliebigen  Einheit  die  verschie- 
denen Altersjahre  als  Abscissen  auf  und  die  zugehörigen  Zahlen  der  Lebenden 
senkreckt  dazu  als  Ordinaten.  Dann  entspricht  jedem  Alter  a  und  dem  zugehörigen 
U  ein  bestimmter  Punkt,  welcher  senkrecht  über  dem  Punkte  liegt,  der  das  Alter 
darstellt  und  von  diesem  um  so  viele  Einheiten  entfernt  ist,  als  die  Anzahl  der  in 
diesem  Aller  Lebenden  angiebt.  Verbindet  man  die  einzelnen  Punkte  mit  einander, 
so  entsteht  eine  beständig  fallende,  krumme  Linie,  welche  den  Verlauf  des  Ab- 
sterben« klar  überblicken  lässt.  Auf  diese  Weise  kann  man  gleichzeitig  verschiedene 
Absterbeordnungen  zur  Darstellung  bringen,  aufs  bequemste  ihren  Verlauf  erkennen 
und  sie  mit  einander  vergleichen. 
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Zweck  der  A.  ist,  den  Lebensversichcrungsanstalten  als  Grundlage  für  ihre 
Berechnungen  zu  dienen.  Ks  werden  nämlich  die  erforderlichen  Hechnungen  der 
Versieherungslcchnik  unter  der  Voraussetzung  ausgeführt,  dass  »las  Absterben  der 
Versicherten  der  betreffenden  Gesellschaft  genau  so  erfolge,  wie  das  Absterben, 
welches  die  A.  angiebt.  Die  Zulässigkeil  dieser  Voraussetzung  schliesst  man  aus 
der  regelmässig  beobachteten  Tlmtsache,  dass  zufällige  Ereignisse,  wie  z.  15.  der 
Tod,  deren  Kmtritt  für  das  einzelne  Individuum  zwar  unberechenbar  ist,  bei  einer 
grösseren  Menge  von  Individuen  in  annähernd  gleicher  Häutigkeil  eintreten,  und 
zwar  wird  dies  um  so  genauer  zutreffen,  je  grösser  die  Zahl,  der  beobachteten 
Fülle 'ist.  Diese  Thatsache,  das  sogenannte  Gesetz  der  grossen  Zahlen,  ergiebl 
also  auch,  dass  von  einer  Anzahl  Personen  vom  Alter  a  -tets  annähernd  derselbe 
Prozentsatz  im  Alter  a  sterben,  und  annähernd  derselbe  Prozentssatz  das  Alter 

a-j-1  erreichen,  sodass  das  Verhältnis:  —. —  der  das  Alter  a-f-i  erreichenden 

zu  den  im  Alter  a  stehenden,  und  ebenso         der  im  Alter  a  sterbenden  zu  den 

im  Alter  er  stehenden  um  so  mehr  sich  einer  konstanten  Zahl  nähern  wird,  je 
grösser  die  Anzahl  la  der  beobachteten  Personen  ist.  Unter  diesen  Voraussetzungen 
wird  also  auch  das  Abslerben,  wie  es  eine  A.  giebt.  den  Berechnungen  der  Lebcns- 
versicherungsanstalten  zu  (irunde  gelegt  werden  können.  Dabei  hat  man  jedoch 
stets  zu  berücksichtigen,  dass  die  l'ebereinstimmung  der  wirklichen  Sterblichkeit 
mit  der  von  der  A.  gegebenen,  rechnungsmässigen,  nur  eine  annähernde  sein  kann, 
die  einerseits  davon  abhängt,  dass  die  Anzahl  der  wirklich  beobachteten  Personen 
hinreichend  gross  ist,  so  dass  das  Gesetz  der  grossen  Zahlen  seine  Anwendung 
findet,  sodann  aber,  dass  der  Personenkreis  der  Versicherten  mit  demjenigen  über- 
einstimmt, aus  welchem  die  Tafel  abgeleitet  ist.  Daher  haben  in  neuerer  Zeit  die 
Versicherungsgesellschaften  Tafeln  herstellen  lassen,  welche  aus  dem  von  den 
Versicherungen  selbst  gelieferten  Material  geschöpft  sind,  also  A.  von  Versicherten; 
man  hat,  solche  für  Männer  und  für  Frauen  getrennt  hergestellt,  da  das  Absterben 
der  beiden  Geschlechter  verschieden  ist,  und  man  hat  in  den  verschiedenen 
Ländern  nur  Krfahrungen  benutzt,  die  aus  dem  betreffenden  Lande  selbst  geschöpft 
sind,  auch  dem  verschiedenen  Gesundheitszustände  der  verschiedenen  Personen 
Rechnung  getragen. 

Das  Verhältnis  der  im  Aller  a  Sterbenden  tft  zu  den  das  Aller  a  erreichenden 

/a>  aus  denen  jene  /„  hervorgegangen  sind,  also  die  Grösse  ja-  =  wa  pflegl  man 

<a 

als  die  St  erbewah  rschei nl  ic h k ei l  (s.d.)  einer  a-jähr.  Person  zu  bezeichnen,  das 
Verhältnis  —r—  =■  W0  der  das  Aller  i «-}-  /!  erreichenden  zu  denen,  die  das  Alter  a 

erreicht  haben,  heisst  die  Leben  swah  r  sc  h  e  i  n  I  i  chkei  t  eines  a-jährigen:  die 
(irössen  wa.  VV*„,  werden  nach  dem  Gesetz  der  grossen  Zahlen  um  so  mehr  sich 
konstanten  Werten  nähern,  je  grösser  —  ceteris  paribus  —  die  Anzahl  der  beo- 
bachteten Gruppe  la  ist.  Aus  einer  A.  welche  ja  die  Zahlen  /,„  /,,  lt        f(60  liefert, 

kann  man  die  Lebens-  und  Sterbens-Wahrscheinlichkeiten  für  jedes  Aller  unmittel- 
bar berechnen,  denn  es  ist :  ica  =  — —  "  1  und  \Va  — y— ■  Aus  obigem 
Tabellen-Bruchstücke  folgt  :  "  " 

100  000  —  90:  »24         076  093-21 

u,">  =  ITkJTH)         =  Ä  =  °'006T6    w»  =  TöfTönr,  =  <M*»** 

00  3:4  -  08(550         (574         „    0S05> 


W"  =  ~0032i  =  "OÜTJVH  =  0'fK)67<J    Vr"  =  W»4  =  °'9ü3-1 

08  ODO  -  07  078         07-2        AA.„0.-  „.  07  078 

w"  =  üäiöö  =  MÖ5Ö  ^  °>0068,°  vv»  =  Iwiiäü  =  °'9a319 

In  der  Praxis  dagegen  dienen  umgekehrt  die  Lebens-  und  Sterbenswahrschein- 
lichkeiten zur  Herstellung  der  A.  Denn  eine  direkte  Herstellung  einer  A.,  indem 
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man  etwa  10001)0  zehnjährige  Personen  solange  beobachtet,  bis  sümmtliche  aus- 
gestorben sind,  ist  völlig  unmöglich,  auch  würde  sich  eine  solche  Beobachtung  über 
ca.  90  Jahre  erstrecken,  d.  h.  über  einen  so  langen  Zeitraum,  innerhalb  dessen  sich 
die  Sterblichkeitsverhältnisse  sehr  wohl  verändert  haben  können.  Die  Lebens-, 
resp.  Sterbcns-Wahrscheinlichkeiten  hingegen  lassen  sich  in  der  That  berechnen 
is.  Artikel  Sterblichkeitsmessung):  kennt  man  nun  die  Grössen:  XV0.  XI',,  11',,  IV',,.... 
so  verfährt  man  zur  Herstellung  einer  A.  folgendermassen :  Man  geht  von 
einer  hinlänglich  grossen  im  übrigen  beliebig  gewählten  Zahl  von  Personen  eines 
und  desselben  Alters  aus,  z.  B.  von  100000  Neugeborenen,  d.  h.  Personen  vom 
Alter  0;  da  nach  dem  (iesetz  der  grossen  Zahlen  bei  einer  grossen  Anzahl  von 
Personen  die  nämlichen  Sterblichkeitsverhältnisse  herrschen,  so  wird  auch  bei  der 
von  uns  betrachteten  Gruppe  das  Verhältnis  der  das  Aller  I  Erreichenden  zu  den 
■  100000  ursprünglich  Beobachteten  (J-jährigcn  annähernd  das  nämliche,  wie  die 
direkt  beobachtete  Lebenswahrsclieinli.hkeit  XV„:  bezeichnen  wir  mit  /,  die  Anzahl 
derjenigen,  die  von  den  ursprünglichen  100000  Lebenden  das  Alter  1  erreichen, 

so  ist  also :  JööOÖO  =  ~  '^^30   '  ^r»:  e')<>ns°  ist?  wenn  K  {Ue  Anzahl 

derjenigen  ist,  die  von  den  /,  Kinjährigen  das  Alter  2  erreichen  ~  =  XX',  ;  also: 

lt  =  1,    .    XX',  oder.    lt  =  100  000  .    XX'0  .  XX',; 

genau  so  wird:    l}  ~  101003  .   W0  .   IV,  .  XV 

und  allgemein:    /.  =  100010  .    XX'„  .    XV,  .   YV,       Xt'a  —  1, 

so  dass  man  in  der  Thal,  wenn   XV,,.    IV,.    \\\          WtMr    bekannt   sind ,  die 

Grössen  /0.  /,,  lt        /,„<,  successive  berechnen  kann  ;  auf  diesem  Wege,  der  auch 

in  der  Praxis  eingeschlagen  wird,  gelangt  man  zur  Herstellung  einer  A. 

Leber  die  (ieschichte  der  Slerblichkeilsrnessnng.  sowie  über  die  historisch 
wiclihgsten  A.  s.  Artikel  Slerlichkeilsme-sung:  hier  seien  noch  nach  den  Angaben 
der  alljährlich  erscheinenden  Hörsen/.eilung.s-Slalislik  (»80"»)  die  von  den 
deutschen  Gesellschaften  gegenwärtig  benutzten  A.  erwähnt. 

1.  Die  Tafel  von  Habbage,  die  sich  auf  die  Erfahrungen  der  Equitable  Society 
in  London  in  dem  Zeitraum  von  1703-  lKtO  stützt  und  von  der  Gothaer  vom 
Alter  58  ab  für  ihren  Gebrauch  modilicicrl  worden  ist. 

2.  Die  Tafel  der  17  englischen  Gesellschaften,  welche  83.9  )5  beobachtete 
Leben  und  13,781  Todesfälle  während  78  Jahren  in  17  englischen  Lcbensversiche- 
rungs-Gesellschaften  umfasst  und  bisher  von  der  Mehrzahl  der  deutschen  Gesell- 
schaften angewendet  wurde. 

3.  Brünes  Tafeln  aus  den  00jährigen  Erfahrungen  der  königlichen  allgemeinen 
Witwcnverpllegungs-Anstall  für  den  Zeitraum  von  1770  1845  über  41,100  bei- 
getrelene  Ehepaare,  von  denen  11,801  Männer  und  12,787  Krauen,  resp.  Witwen 
gestorben  sind. 

4.  Brune-Fischers  Tafeln,  gestützt  auf  die  Erfahrungen,  welche  die  preussische 
Witwen- Verpflegungs-Anstalt  von  1770— I ST»3  gesammelt  hat. 

5.  Die  deutsche  Sterblichkeitslafel  für  normale  Männer  und  Frauen,  aus  den 
Erfahrungen  von  23  Lebensversichernngs-Go<ellschaflen.  Diese  Tafel  bezieht  sich 
auf  341,7X4  Männer  und  121, (WKi  Frauen,  zusammen  auf  .403,350  Personen,  die 
nach  vorausgegangener  vollständiger  ärztlicher  Untersuchung  zur  Normalpräniie  in 
Versicherung  genommen  worden  sind.  Seil  ihrer  Fertigstellung  im  Jahre  1882  ist 
dieselbe  von  18  (iesellschaften  —  von  der  Germania,  Victoria,  Iduna,  Stuttgarter 
L.  V.  u.  E.  B..  Providentia,  Karlsruber,  Teutonia,  StuU»aiter  Benten-Anstalt.  Pro- 
metheus, Darmstädter  Lehens- Versicherungs-Anstalt.  Bayerischen  II.  u.  V.  B., 
Deutschland,  Nordstern,  Hannoverschen  L.  V.  A.,  Concordia,  Lübeck,  Janus  in 
Hamburg  und  Vaterländische  in  Elberfeld  —  eingeführt  worden. 

0.  True  Northampton  Life  Table,  eonstruirt  nach  den  exakten  Geburts-  und 
Sterbe-Registern  der  Sladt  Norlhamplon  aus  den  Jahren  1838—1844. 

7.  Sächsische  Tafel  von  Ileym,  abgeleitet  aus  den  Erfahrungen,  welche  die 
Volkszählungen  der  Jahre  1840.  1843,  1840  und  1840  im  Königreich  Sachsen  und 
die  Todtenregister  aus  den  Jahren  1838—1851  darbieten. 
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8.  Dcparcieux'  Tafel,  construirt  aus  den  Erfahrungen  über  das  Absterben  einer 
grossen  Zahl  französischer  Tont i nisten. 

9.  Neison,  England  und  Wales. 
VK  Carlisle's  Slerbliehkeitstafel. 

1 ).  Karr,  English  life  table  Nr.  3  Males. 

Schliesslich  seien  noch  im  Auszuge  die  wichtigsten  dieser  Abstcrbe- 
Ordnungen  beigefügt,  dabei  sei  bemerkt,  dass  die  A.  mit  den  verschiedensten 
Anfangsaltern  beginnen,  je  nachdem  das  Material  für  frühe  Alter  ausreichend  genug 
war.  oder  nicht,  so  dass  eine  direkte  Vergleichung  nur  möglich  ist  bei  denjenigen 
A,  die  mit  demselben  Alter  und  derselben  Anzahl  von  Lebenden  —  die  ja  für  das 
Anfangsalter  beliebig  annehmbar  war  —  beginnen. 
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Dr.  London. 


Abstrakte  Haftpflicht. 

(Haftpflichtversicherung.)  Hie  abstrakte  Haftpflichtversicherung  oder  reine 
Haftpflichtversicherung  ist  diejenige,  «juristisch  und  ökonomisch»  selbständige 
Versicherungsart,  bei  welcher  die  tiefahr  in  der  auf  rechtlichem  Zwange  beruhen- 
den Nötigung  zu  einem  Vermögensaufwand  besteht.  Ein  solcher  Zwang  liegt 
dann  vor,  wenn  entweder  infolge  von  gesetzlicher,  oder  verlragsmässiger  Fest- 
setzung der  Versicherungsnehmer  zu  einem  Vertuögensaufwande  genötigt  wird, 
weil  er  einem  Andern  einen  Schaden  zugefügt  hat.  Die  Haftpflicht  selber  ist 
also  im  Versicherungsverträge  als  dasjenige  Ereignis  vereinbart,  welches  die 
Ersatzpflieht  des  Versicherers  erzeugt.  Abstrakte  Haftpflichtversicherung  ist 
demnach  die  von  verschiedenen  Vcrsicherungsinstitulen  als  besondere  Branche 
ausgeübte  «Haftpflichtversicherung»  in  ihren  verschiedenen  Arten.  Als  absolute 
Haftpflichtversicherung  wird  die  abstrakte  Haftpflichtversicherung  dann  bezeichnet, 
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wenn  der  Versicherungsvertrag  sich  nur  auf  die  gesetzliche  Haftpflicht  erstreckt, 
einerlei,  welches  Ereignis  sie  hervorgerufen,  und  welcher  Schaden  durch  dieses 
Ereignis  bewirkt  ist. 

(Die  abstrakte  Haftpflichtversicherung  ist  der  Gegensatz  zu  derjenigen  Haft- 
pflichtversicherung, welche  sich  ökonomisch  und  teilweise  auch  juristisch  in 
diejenige  Versicherungsart  einfügt,  die  direkt  die  schadenbringenden  Thatsachen 
überhaupt  treffen  will  und  die  man  dann  meistens  dieser  letzteren  Versicherungsart 
mit  zuzählen  kann.  Dieser  Gegensatz,  also  etwa  konkrete  Haftpflichtversicherung 
zu  nennen,  war  z.  B.  in  der  Versicherung  des  Rheders,  soweit  sie  sich  auf 
dessen  Haftpflicht  aus  Schiffskollisionen  bezog,  zu  erkennen;  man  trennte  diese 
Haftpflichtversicherung  früher  nicht  von  der  Seeversicherung,  sie  bildete  nur 
einen  Theil  dieser  letzteren.)  Vgl.  D.  Elbenberg,  Versicherungsrecht  1893,  Bd.  I. 

Dr.  jur.  Elbertzhägen. 


Abtretung 

des  Versicherun  gsanspruchs. 

Versicherungsrecht  überhaupt.  (See-Versicherung.  —  Siehe :  Uebergang  der 
Rechte  und  Verpflichtungen  aus  dem  Vers.-Vert ) 

Inhalt. 

I.  Allgemeine  Grundsätze.  —  II.  Form  der  Abtretung.  —  ///.  Bei  Inhaber- 
polizen.  —  IV.  Bei  Orderpolizen.  —  V.  Englische  Orderpolizen.  —  VI.  Ab- 
tretung mit  Rechten  und  Pflichten.  —  VII.  Indirekte.  —  VIII.  Abtretung 
nach  den  Arbeiterversicherungs- Gesetzen. 

I.  Der  Versicherungsvertrag  begründet  eine  Forderung  des  Versicherten  gegen 
den  Versicherer,  welche  in  der  Person  des  Beneliziars  dadurch  einen  Wechsel 
erleiden  kann,  dass  sie  auf  einen  Andern  übertragen  wird.  Die  Ueberlragbarkeit 
aller  der  Pfändung  unterliegenden  Forderungen  ist  im  heutigen  Recht  anerkannt, 
Bürgerl.  Gesetzbuch  §  398  und  $  400;  die  Abtretung  kann  sowohl  vor  wie 
nach  Eintritt  des  Versicherungsfalles,  d.  h.  des  schädigenden  Ereignisses  erfolgen, 
welches  durch  die  Versicherung  gedeckt  werden  soll.  Die  Abtretung  nach  Ein- 
tritt des  Versicherungsfalles,  also  die  der  Versicherungsgelder,  unterscheidet  sich 
in  keiner  Weise  von  der  Abtretung  einer  anderen  Forderung.  Wenn  die  Ab- 
tretung vor  dem  Eintritt  geschieht  so  verbleibt  das  Interesse  bei  dem  Versicherten, 
der  rechtliche  Bestand  des  Versicherungsvertrags  wird  somit  in  keiner  Weise 
berührt,  eine  Aenderung  der  bisherigen  Vertragsverhältnisse  tritt  nur  insoweit 
ein,  als  der  Bezugs-  und  Empfangsberechtigte  ein  anderer  wird.  Im  Seever- 
sicherungsrecht ist  dies  ausdrücklich  durch  die  Gesetzgebung  ausgesprochen  worden. 
§  891,  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  bestimmt:  «Der  Versicherte  ist 
befugt,  nicht  allein  die  aus  einem  bereits  eingetretenen  Unfall  ihm  zustehenden, 
sondern  auch  die  künftigen  Entschädigungsansprüche  einem  Dritten  abzutreten. 
Ist  die  Polize  nach  §  363  Absatz  2  an  Order  gestellt  so  ist  bei  der  Versicherung 
für  fremde  Rechnung  zur  Gültigkeit  der  ersten  Uebertragung  das  Indossament 
des  Versicherungsnehmers  genügend».  Artikel  890  des  bisherigen  Handelsgesetz- 
buchs wies  eine  hiervon  mehrfach  abweichende  Fassung  auf.  Weil  die  rechtliche 
Lage  durch  die  Abtretung  keine  Aenderung  erleidet  so  kann  der  Cessionar  die 
Forderung  nur  so  geltend  machen,  wie  sie  dem  Versicherten  zustand,  er  muss 
sich  daher  sämtliche  dem  Versicherer  gegen  den  Versicherten  sowohl  vor  der 
Uebertragung  bereits  zustehenden  als  auch  nach  der  Uebertragung  erst  entstan- 
denen Einreden  entgegensetzen  lassen  ;  daraus  ergiebt  sich,  dass  der  Cessionar, 
wenn  an  dem  Wohnort  des  Versicherers  noch  die  Lex  Anaslatiana  gilt,  nur 
dasjenige  einklagen  darf,  was  er  selbst  für  die  Forderung  thatsächlich  bezahlt 
hat,  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  14,   Nr.  58,  Baum- 
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gartner,  Gerichlspraxis,  Seite  4k23.  Der  Versicherer  kann  dein  Gessionar  in 
demselben  Umfange  Kompcnsalionsansprüche  entgegenstellen,  wie  dem  Ver- 
sicherten, ausserdem  natürlich  die  durch  die  Person  des  Gessinnars  selbst  be- 
gründeten Kompensationsforderungen.  Vielfach  ist  in  den  Bedingungen  der 
Versicherungsgesellschaften  die  Bestimmung  enthalfen,  dass  Abtretungen  nur  mit 
Genehmigung  der  Gesellschaft  bewirkt  werden  können,  eine  solche  Klausel  ist 
rechtswirksam,  sodass  die  ohne  Beachtung  ihres  Inhalts  bethätigte  Abtretung  von 
der  Gesellschaft  voll-tändig  ignoriert  werden  kann,  der  Gessionar  braucht  in 
diesem  Falle  von  ihr  nicht  als  Prozesspartei  anerkannt  zu  werden. 

II.  Die  Cession  des  Vcrsicherungsanspruchs,  soweit  es  sich  nicht  um  Ver- 
sicherungspolicen mit  Inhaber-  und  Orderklausel  handelt,  hat  nach  Mass- 
gabe derjenigen  Vorschriften  zu  geschehen,  welche  das  bürgerliche  Hecht  hicliir 
aufstellt:  im  Gebiete  des  französischen  Hechts  bedarf  es  also  zur  Wirksamkeit 
gegenüber  der  Versicherungsgesellschaft  der  Signiiikation  des  Gessionsakles  an 
diese.  Nach  dem  Bürgerl.  Gesetzbuch  gelten  folgende  Grundsätze:  ü  3(JS:  «Eine 
Forderung  kann  von  dem  Gläubiger  durch  Vertrag  mit  einem  Andern  auf  diesen 
übertragen  werden  (Abtretung).  Mit  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  tritt  der  neue 
Gläubiger  an  die  Stelle  des  bisherigen  Gläubigers.»  31)5):  d'.ine  Forderung 
kann  nicht  abgetreten  werden,  wenn  die  Leistung  an  einen  andern  als  den  ur- 
sprünglichen Gläubiger  nicht  ohne  Veränderung  ihres  Inhalts  erfolgen  kann  oder 
wenn  die  Abtretung  durch  Vereinbarung  mit  dem  Schuldner  ausgeschlossen  isl.> 
§  404:  «Der  Schuldner  kann  dem  neuen  Gläubiger  die  Einwendungen  entgegen- 
setzen, die  zur  Zeit  der  Abtretung  der  Forderung  gegen  den  bisherigen  Gläubiger 
begründet  waren.»  £  400:  «Der  Schuldner  kann  eine  ihm  gegen  den  bisherigen 
Gläubiger  zustehende  Forderung  auch  dem  neuen  Gläubiger  gegenüber  auf- 
rechnen, es  sei  denn,  dass  er  bei  dem  Frwerbe  der  Forderung  von  der  Abtretung 
Kenntnis  hatte  oder  dass  die  Forderung  erst  nach  der  Erlangung  der  Kenntnis 
und  später  als  die  abgetretene  Forderung  fällig  geworden  ist.»  407 :  «Der 
neue  Gläubiger  niuss  eine  Leistung,  die  der  Schuldner  nach  der  Abtretung  an 
den  bisherigen  Gläubiger  bewirkt,  .sowie  jedes  Heehlsgeschüfl.  das  nach  der  Ab- 
tretung zwischen  dem  Schuldner  und  dem  bisherigen  Gläubiger  in  Ansehung  der 
Forderung  vorgenommen  wird,  gegen  sich  gellen  lassen,  es  sei  denn,  dass  der 
Schuldner  die  Abtretung  bei  der  Leistung  oder  Vornahme  des  Hechtsgeschäftes 
kennt.  Ist  in  einem  nach  der  Abtretung  zwischen  dem  Schuldner  und  dem  bis- 
herigen Gläubiger  anhängig  gewordenen  Hcchtsslreit  ein  rechtskräftiges  l'rleil 
über  die  Forderung  ergangen  so  muss  der  neue  Gläubiger  das  l'rleil  gegen  sich 
gellen  lassen,  es  sei  denn,  dass  der  Schuldner  die  Abtretung  bei  dem  Kintritt 
der  Rechtshängigkeit  gekannt  hat.»  4?  410:  «Der  Schuldner  ist  dem  neuen 
Gläubiger  gegenüber  zur  Leistung  nur  gegen  Aushändigung  einer  von  dem  bis- 
herigen Gläubiger  über  die  Abtretung  ausgestellten  Erkunde  verpflichtet.  Eine 
Kündigung  oder  eine  Mahnung  des  neuen  Gläubigers  ist  unwirksam,  wenn  sie 
ohne  Vorlegung  einer  solchen  Erkunde  erfolgt  und  der  Schuldner  sie  aus  diesem 
Grunde  unverzüglich  zurückweist.  Diese  Vorschriften  linden  keine  Anwendung, 
wenn  der  bisherige  Gläubiger  dem  Schuldner  die  Abtretung  schriftlich  ange- 
zeigt hat.» 

III.  In  vielen  Fällen  ist  zum  Zwecke  der  Erleichterung  der  Abtretung  des 
Versicherungsanspruehs  und  damit  der  Zirkulatiorisfähigkcit  der  Versicherungs- 
poüze  die  Inhalier-,  bezw.  Urderklausel  in  dieselbe  aufgenommen.  Lautet  die 
Versicherung  auf  den  Inhaber  so  wird  die  Polize  hierdurch  gleichwohl  nicht  zu 
einem  Inhaberpapier  im  eigentlichen  Sinne, sondern  nur  zu  einem  Legitimationspapier 
welches  zugunsten  des  Versicherers  die  Bedeutung  hat  und  die  Wirkung  besitzt, 
dass  die  an  den  Präsentanten  geschehene  Zahlung  jenen  von  seiner  Zahlung  be- 
freit; die  wesentlichen  Eigentümlichkeiten  der  Inhaberpapiere,  der  Ausschluss  der 
Einreden  aus  der  Person  des  Vormannes  und  dem  Vertragsgrunde,  der  causa  obliga- 
tionis.  fehlen  der  auf  den  Inhaber  gestellten  Versicherungspolize.  Selbst  ihre  Be- 
deutung als  Legitimationspapier  erlährl  dadurch  eine  gewisse  Einschränkung, 
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class  der  Versicherer  nur  dann  mit  befreiender  Wirkung  an  den  Präsentanten 
leisten  darf,  wenn  er  keinen  Anlass  hatte,  an  der  Berechtigung  desselben  zu 
zweifeln,  vgl.  Ehrenberg.  Vcrsieherungsrecht,  S.  473,  Baumgartner,  Geriehlspraxis, 
S.  767.  Die  Inhaberpolize  unterscheidet  sich  deshalb  von  der  auf  Namen  ge- 
stellten Polize  der  Hauptsache  nach  dadurch,  dass  die  Abtretung  des  in  ihr  do- 
kumentierten Versicherungsanspruchs  durch  Lobergnbe  (Tradition)  geschehen  kann, 
es  somit  weder  der  Formen  derüession  noch  der  Anzeige  an  die  Gesellschaft  bedarf. 
Hei  dem  zugunsten  eines  Dritten  geschlossenen  Versicherungsvertrag  kann  dem  Erfor- 
dernis* für  die  Gültigkeit  desselben,  da.ss  der  Benefiziar  so  bezeichnet  wird,  dass 
über  die  Identität  seiner  Person  ein  Zweifel  nicht  entstehen  kann,  auch  dadurch 
genügt  werden,  dass  die  Polize  auf  den  Inhaber  gestellt  und  von  dem  Versicher- 
ungsnehmer mit  der  kundgegebenen  Absicht  einem  Andern  übertragen  —  tra- 
diert —  wird,  dass  dieser  der  Benefiziar  sein  soll,  vgl.  Baumgartner,  Gerichls- 
praxis,  S.  83*2.  In  dieser  Tradition  der  Polize  kann  nicht  die  Cession  der  Ver- 
sicherungssumme erblickt  weiden;  vgl.  Baumgartner,  ebenda.  Ist  die  Inhaber- 
polize bei  dem  Tode  des  Versicherten  in  dessen  Nachlass  vorhanden  so  fällt  die 
Versicherungssumme  der  Verlassenschaft  zu,  Baumgartner,  S.  1202—  1205.  Auf 
die  Berechtigung  des  Präsentanten  der  au  porteur  gestellten  Polize  die  ganze  Ver- 
sicherungssumme zu  erheben  ist  der  Umstand  ofine  Einfluss,  dass  bei  Lebzeilen 
der  Versicherte  einen  Teil  der  Summe  cediert  hat,  die  Versicherungsgesellschaft 
kann  hieraus  einen  Einwand  um  so  weniger  gegen  ihre  Leishingspflieht  erheben, 
als  sie  auf  die  Verteilung  der  Leistung  unter  die  Berechtigten  ohne  Einfluss  ist, 
Baumgartner,  S.  1257—1201  In  manchen  Polizen  ist  auch  dem  Versicherungs- 
nehmer das  Recht  vorbehalten,  nachträglich  die  Verwandlung  derselben  in  eine 
Inhaberpolize  zu  beantragen:  dann  kann  dieses  Bechl  auch  von  dein  Konkurs- 
verwalter mit  der  Wirkung  ausgeübt  werden,  dass.  wenn  der  Versicherte  mit 
Tod  abgeht,  die  Versicherungssumme  von  der  Konkursmasse  erworben  wird, 
Baumgartner  a.  a.  O.  S.  875.  Wie  die  Abtretung  nicht  eine  Versicherung  zu- 
gunsten Dritter  konstituiert,  so  vermag  auch  die  Lebergabe  der  Inhaberpolize 
eine  solche  Versicherung  nicht  zu  begründen,  Baumgartner  a.  a.  O.  S.  879. 
Dem  Recht  des  Versicherers,  an  den  Präsentanten  der  inhaberpolize  zu  zahlen, 
entspricht  jedoch  nicht  die  Pflicht  desselben  hierzu,  wenigstens  nicht  die  be- 
dingungslose Pflicht:  der  Versicherer  kann  von  dein  Präsentanten  weitern  Beweis 
für  seine  Verfügungsbefugnis  verlangen,  so  insbesondere,  dass  er  die  Polize  auf 
erlaubte  Weise  von  dem  früheren  Besitzer  sich  verschafft  hat,  dass  ihm  dieselbe 
zum  Zwecke  der  Erhebung  der  Versicherungssumme  und  nicht  etwa  nur  zu 
Sicherheitszwecken  übergeben  wurde,  u.  dgl.  m.  Auch  hierbei  tritt  die  Ver- 
schiedenheit von  dem  eigentlichen  Inhaberpapier  deutlich  hervor,  die  auch  in  der 
ausländischen  Rechtsprechung  anerkannt  wird,  Baumgartner  a.  a.  O.  S.  1200,  1270. 

IV.  Die  Abtretung  der  Ansprüche  aus  auf  Order  lautenden  Polizcn  geschieht 
durch  Indossament,  sie  ist  in  Deutschland  für  Seeversicherungspolizen  ausdrück- 
lich zugelassen,  Handelsgesetzbuch  Art.  S90,  4?  891  und  Art.  904,  Abs.  4,  §  899, 
Abs.  4  und  hat  die  Wirkung  der  Indossierung  eines  echten  Orderpapiers,  also 
Beschränkung  des  Schuldners  auf  die  Einreden,  welche  ihm  nach  .Massgabe  der 
Polize  selbst  oder  unmittelbar  gegen  den  jeweiligen  Indossatar  zustehen. 
Trotzdem  diese  Bestimmung  auf  den  ersten  Blick  auch  Einreden  auszu- 
schliessen  scheint,  welche  sicli  beispielsweise  auf  die  Verletzung  der  stipulierten 
Anzeigepflieht,  auf  die  unerlaubte  Gefahrerhühung  beziehen,  nimmt  man  doch 
an,  dass  das  Indossament  hier  nicht  diese  weitgehende  Wirkung  habe,  sondern 
den  Indossatar  nur  gegen  die  Einreden  des  allgemeinen  Zivilrechts  aus  der 
Person  des  Indossanten  schütze,  hingegen  nicht  gegen  diejenigen  Einreden,  welche 
sich  aus  dem  Versicherungsverhältnis  als  solchem  ergeben,  vgl.  Ehrenberg,  Ver- 
sicherungsrecht, S.  475,  und  bezüglich  der  hiermit  übereinstimmenden  Auflassung 
der  französischen  Rechtsprechung  die  daselbst  Note  Si  angeführten  Zitate. 
Hiernach  würden  also  nur  die  Einreden  beseitigt,  welche  neben  dem  Versicher- 
ungsvertrag bestehen,  wie  die  Einrede  der  Zahlung,  des  Vergleichs,  Verzichts, 
der  Kompensation  und  Konfusion,  während  die  Versicherungsgesellschaft  auch 
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dem  Indossatar  gegenüber  die  falsche  Deklaration  des  Indossanten  einredewei.se 
geltend  machen  könnte.  Diese  engere  Auslegung  verdient  den  Vorzug  vor  der 
weitergehenderen,  auch  die  Auslegung.smaterialien  des  bisherigen  Handelsgesetz- 
buchs spreehen  sich  in  einem  Sinne  aus,  welcher  zugunsten  derselben  verwertet 
werden  darf.  Demnach  muss  der  durch  Indossament  legitimierte  Inhaber  einer 
an  Order  lautenden  Seeversieherungspolize  für  einen  nicht  genannten  Dritten 
immer  noch  nachweisen,  für  welche  Person  die  Versicherung  genommen  ist, 
In  Uebereinstimmung  hiermit  hat  das  Reichsgericht  entschieden,  dass  der  Indos- 
satar einer  solchen  Polize,  wenn  er  Klage  erhebt,  das  Interesse  des  Versicherten 
an  der  genommenen  Versicherung,  und,  wenn  es  sich  um  eine  Versicherung  für 
fremde  Rechnung  handelt,  den  Auftrag  des  Versicherten,  bezw.  die  nützliche 
Geschäftsführung  des  Versicherungsnehmers  darzuthun  hat.  Ist  der  Versicherte 
mit  dem  Indossatar  identisch,  so  können  ihm  auch  alle  diejenigen  im  Ver- 
hältnis des  Versicherungsnehmers  und  des  Versicherers  begründeten  Einreden 
entgegengehalten  werden,  mittelst  deren  geltend  gemacht  wird,  dass  der  Ver- 
sicherer von  vornherein  nicht  verpflichtet  war,  vgl,  Baumgartner  a.  a.  0.  S.  1132. 

V.  In  England  ist  die  Stellung  der  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  zu 
der  Frage  eine  andere:  die  Policies  of  Marine  Insurance  Act  von  1868  be- 
stimmt in  §  1  bezüglich  der  Wirksamkeit  der  Uebertragung  (assignement)  einer 
Seeversicherungspolizc  durch  Indossament  :  «Whenever  a  poliey  of  insurance  on 
anv  ship  or  any  goods  has  becn  assigned  so  as  to  pass  the  beneficial  interest 
in  such  poliey  to  any  person  entitled  lo  the  property  thereby  insured,  the  assignee 
of  such  policv  shell  be  entitled  to  sue  thereon  in  Iiis  own  name:  and  the  defen- 
dant  in  any  action  shall  be  entitled  to  makc  any  defence,  which  he  would  been 
entitled  to  m;ike,  if  the  said  action  had  been  bronght  in  the  name  of  the  person 
by  whom,  or  for  who.se  aecount,  the  poliey  sned  was  effeeledn.  Die  Uestimmung  ist 
sowold  seitens  der  unteren  wie  der  oberen  Gerichte  in  weitestgehendem  Sinne  aus- 
gelegt worden,  so  dass  man  es  für  zulässig  erachtet»',  wenn  die  von  dem  Indossatar 
auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  verklagte  Gesellschaft  hiergegen  mit  einer  ihr 
gegen  den  eisten  Erwerber  zustehenden  Forderung  kompensierte,  welche  ihr  aus 
verfallenen  Prämien  für  anderweitige  Versicherungen  entstanden  war.  Nach 
Massgabe  des  angeführten  Wortlautes  des  Gesetzes  kann  die  Richtigkeit  dieser 
Entscheidung  nicht  wohl  bezweifelt  werden,  trotzdem  das  Ergebnis  derselben 
den  Interessen  derVersicherungs-  und  Schiffahrlskreise  widerspricht,  vgl.  Baum- 
gartner a.  a.  0.  S.  1290,  13i'JÜ. 

VI.  Die  Abtretung  des  Vcrsicherungsanspruchs  mit  allen  Rechten  und  Pflichten 
desselben  ist  an  die  Mitwirkung  des  Versicherers  nach  den  meisten  Statuten  ge- 
knüpft :  derselbe  braucht  sich  die  Ersetzung  des  bisherigen  Versicherten  durch 
eine  andere  Person  jedenfalls  dann  nicht  gefallen  zu  lassen,  wenn  durch  die 
Abtretung  das  Risiko  eine  Erhöhung  erfährt.  Aber  auch  wenn  das  Gefahrmoment 
dasselbe  bleibt  ergibt  sich  aus  den  Grundsätzen  lies  zweiseitigen  Vertrags,  dass 
die  Ersetzung  der  Person  des  Versicherten  ohne  Weiteres  nicht  zulässig  ist,  der 
Versicherer  kann  die  ohne  seine  Zustimmung  bewirkte  Abtretung  ignoriren. 
(Vgl.  Baumgartner  a.  a.  O.  Seite  927,  928.)  Eine  indirekte  Abtretung  des  Vcr- 
sicherungsanspruchs wird  zuweilen  durch  die  Abtretung  des  Objektes  bewirkt, 
mit  Bezug  auf  welches  die  Versicherung  konstituiert  ist.  Bei  der  Güterversiche- 
rung, für  welche  allein  eine  Abtretung  des  Eigentums  an  dem  Objekte  in  Betracht 
kommen  kann,  hat  sich  im  deutschen  Versicherungsrecht  der  Rechtssatz  aus- 
gebildet, dass.  wenn  nicht  die  Parteien  Vereinbarungen  im  gegenteiligen  Sinne 
getroffen  haben,  der  Vcrsicherungsanspruch  samt  den  aus  dem  Versicherungs- 
vertrag sich  ergebenden  Pflichten  infolge  des  Eigcnlumsweehscls  auf  den  Rechts- 
nachfolger des  bisherigen  Versicherten  übergeht  und  zwar  nicht  nur  bei  einem 
durch  Erbgang.  sondern  auch  bei  einem  durch  rechtsgeschäftliche  Uebertragung 
hervorgerufenen  Eigentumswechsel.  Im  deutschen  Seerecht  ist  dies  ausdrücklich 
ausgesprochen:  Art.  90'».  ij  899.  des  Handelsgesetzbuchs  bestimmt:  «Wird  der 
versicherte  Gegenstand  veräussert    so   können    dem  Erwerber   die  dem  Ver- 
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sicherten  nach  dem  Versicherungsvertrag  auch  inbezug  auf  künftige  Unfälle  zu- 
stehenden Hechte  mit  der  Wirkung  abgebeten  werden,  dass  der  Erwerber  den 
Versicherer  ebenso  in  Anspruch  zu  nehmen  befugt  ist,  als  wenn  die  Veräusserung 
nicht  stattgefunden  hülle  und  der  Versicherte  selbst  den  Anspruch  erhöbe.  Der 
Versicherer  bleibt  von  der  Haftung  für  die  Gefahren  befreit,  welche  nicht  ein- 
getreten sein  würden,  wenn  die  Veräusserung  unterblieben  wäre.  Er  kann  sich 
nicht  nur  der  Einreden  und  Gegenforderungen  bedienen,  welche  ihm  unmittelbar 
gegen  den  Erwerber  zustehen,  sondern  auch  derjenigen,  welche  er  dem  Ver- 
sicherten hätte  entgegenstellen  können,  der  aus  dem  Versicherungsvertrage  nicht 
hergeleiteten  jedoch  nur  insofern,  als  sie  bereits  vor  der  Anzeige  der  Uebertragung 
entstanden  sind.  Durch  diese  Vorschriften  werden  die  rechtlichen  Wirkungen  der 
mittelst  Indossaments  erfolgten  Uebertragung  einer  Polize,  die  an  Order  lautet, 
nicht  berührt  (Art.  905,  ^  000).  Die  Vorschriften  des  Artikels  904,  §  899,  gelten 
auch  im  Falle  der  Versicherung  einer  Schiffspart.  Ist  das  Schiff  selbst  versichert, 
so  kommen  sie  nur  zur  Anwendung,  wenn  das  Schiff  während  einer  Reise  ver- 
äussert wird.  Der  Anfang  und  das  Ende  der  Heise  bestimmen  sich  nach  Art.  827, 
§  823.  Ist  das  Schiff  auf  Zeit  oder  für  mehrere  Heisen  versichert  <§  757).  so  dauert 
die  Versicherung  im  Kalle  der  Veräusserung  während  einer  Reise  nur  bis  zur  Ent- 
löschung des  Schiffs  im  nächsten  Bestimmungshafen  (827)  >.  Auf  dem  Boden  dieser 
Auffassung  steht  der  italienische  Codice  de  comm.  Art.  439,  das  Züricher  Gesetz- 
buch §  528  und  die  überwiegende  Ansicht  der  französischen  Rechtsprechung  (vgl. 
Ehrenberg,  Seite  393.  Anm.  39  und  41.  sowie  die  daselbst  angeführten  Präjudizien 
aus  Dalloz.  Suppl.  au  Repert..  I,  Nr.  3i,  Seite  568.  Bezüglich  der  Feuerversiche- 
rung enthält  $  210  \  des  A.-L.-H.  II,  8.  eine  Bestimmung,  deren  Auslegung  zu 
Zweifeln  Anlass  gibt ;  das  Reichsgericht  fasst  dieselbe  dahin  auf,  dass  das  durch 
die  Versicherung  geschaffene  Rechtsverhältnis  unvermindert  auf  den  neuen  Er- 
werber übergehe  (vgl.  Baumgartner  Gerichtspraxis,  Scito  048  und  051),  während 
für  das  Gebiet  des  gemeinen  Hechts  auch  seitens  des  Reichsgerichts  die  Ansicht 
als  annehmbar  bezeichnet  wird,  dass  eine  Veräusserung  des  versicherten  Gegen- 
standes nicht  durch  sich  seihst  die  Ansprüche  des  Vcräusserers  aus  dem  Ver- 
sicherungsvertrag auf  den  Käufer  überträgt  (Baumgartner  a.  a.  O.,  Seite  574). 
In  den  Statuten  der  meisten  Versicherungs- Gesellschaften  wird  jedoch  für  den 
Uebergang  der  Versicherungsansprfiche  dem  neuen  Erwerber  die  Anzeige  an 
die  Versicherungs-Gesellschaft  binnen  einer  bestimmten  Frist  nach  dem  Eintritt 
des  Uebergangs  mit  der  Massgabe  zur  Pflicht  gemacht,  dass,  solange  dieser  Vor- 
schrift nicht  in  gehöriger  Weise  genügt  worden  ist,  die  Versicherung  ruht.  Die 
Gültigkeit  einer  solchen  Stipulation  ist,  abgesehen  von  dem  Falle  des  Eigentums- 
wechsels  durch  Erbgang  nicht  zu  bezweifeln,  sie  wird  auch  allgemein  anerkannt ; 
die  Anzeige  kann  durch  die  auf  anderem  Wege  erlangte  Kenntniss  der  Gesell- 
schaft oder  ihrer  Beamten  und  Agenten  von  dem  eingetretenen  Eigentumswechsel 
nicht  ersetzt  werden  ;  es  genügt  auch  nicht,  wenn  der  neue  Erwerber  bei  Ueber- 
tragung eines  kaufmännischen  Geschäfts  auf  ihn  die  übliche  Mitteilung  davon 
durch  Zirkulare.  Eintragung  in  das  Handelsregister  oder  öffentliche  Bekannt- 
machung veranlasst  hat ;  die  Anzeigepflicht  verlangt  eine  spezielle  Anzeige 
seitens  des  Versicherten  an  den  Versicherer  (vgl.  Baumgartner  a.  a.  O..  Seile  015). 
Auch  dann  ist  die  vorgeschriebene  Anzeige  zu  erstalten,  wenn  die  Veräusse- 
rung im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  belliätigt  wurde.  Weil  im  Falle  des  Eigen- 
lurnswechsels  durch  Erbgang  nach  allen  Rechten  der  Versicherungsanspruch 
mit  allen  aus  dem  Versicherungsverhältnis  resultierenden  Rechten  und  Pflichten 
von  Rechtswegen  auf  den  Erben  übergeht,  so  ist  auch  die  in  den  Statuten  und 
Versicherungsbedingungen  dem  neuen  Erwerber  und  Successor  allgemein  und  un- 
beschränkt auferlegte  Anzeigepflicht  nicht  auf  diesen  Fall  zu  beziehen  (vgl. 
Baumgartner  a.  a.  O.,  Seite  048,  Nr.  25ö>.  Natürlich  kann  aber  die  Anzeige 
durch  ausdrückliche  Anordnungen  des  Statuts,  bezw.  der  Versicherungs- 
bedingungen auch  für  den  Fall  der  Beerbung  auferlegt  werden,  dann  ist  ihr 
nicht  minder  nachzukommen,  wie  hei  einer  rechtsgeschäftlichen  Uebertragung 
des  Eigentumsrechts. 


140  Abtretung  des  Yersicherunpsrechtes.  —  Abtretung  der  flechte 


VIII.  Nur  in  sehr  beschränktem  Masse  ist  zulässig  die  Abtretung  der  Vcr- 
sicherungsansprüche,  welche  auf  Grund  der  Arbeiler-Versicherungsgesetze  be- 
stehen. Nach  8  «56  des  Kranken-Versieherungsgesetzcs  vom       J"nlt-~  können 

JO.  April 

die  den  Unterst  ützungsbereehl  igten  zustellenden  Forderungen  weder  verpfändet 
noch  übertragen,  noch  für  andere  als  die  in  5;  749,  Absatz  4,  der  Civilprozess- 
ordnung  bezeichneten  Forderungen  der  Ehefrau  und  der  ehelichen  Kinder  und 
die  des  ersatzberechtigten  Armenverbandes  gepfändet  werden.  Nach  ij  08  des 
Unfall- Versicherungsgeselzes  vom  6.  Juli  18JSi  können  die  den  Lntschädigungs- 
berechligten  auf  (Jrund  desselben  zustehenden  Forderungen  mit  rechtlicher 
Wirkung  weder  verpfändet  noch  auf  Dritte  übertragen  werden.  Aehnliche 
Vorschriften  linden  sieh  in  den  übrigen  Unfall- Versieherungsgoselzen  sowie 
in  £  40  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesotzes  mit  dem  Unter- 
schiede, da. ss  in  letzterem  nicht  von  *  Forderungen  »  der  Unterslülzungsbercch- 
tiglen  an  die  Träger  der  Versicherung,  sondern  von  <  Kenten  >  die  Kede  ist. 
Der  Unterschied  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  die  Leistungen  der  auf  (Jrund 
des  zuletzt  erwähnten  (ieset7.es  errichteten  Versicherungsanstalten  lediglich  in 
Renten  bestehen ,  während  die  Berufsgcnossensehaften  neben  der  Unfallrente 
auch  die  Kosten  des  Heilverfahren»,  sowie  das  Sterbegeld  zu  zahlen  haben. 
Fraglich  ist,  ob  das  in  gewissen  Fällen  an  Stelle  der  Keule  zum  Zwecke  der 
Abfindung  tretende  Kapital ,  hezw.  die  Kapitalforderung  gegen  den  Versiche- 
rungsträger ebenfalls  der  Abtretung  entzogen  ist  ?  Wenn  schon  der  Wortlaut 
der  Gesetze  eher  für  eine  Verneinung  der  Frage  zu  sprechen  scheint  so  ergiebt 
sich  doch  aus  dem  gesetzgeberischen  Motiv  mit  Notwendigkeit  die  Bejahung. 
Die  Kapitalabfindung  stellt  das  Surrogat  der  Hunte  dar,  sie  ist  die  kapitalisierte 
Rente  und  es  wäre  ein  mit  den  Intentionen  des  Gesetzgebers  in  Widerspruch 
stehendes  Resultat  der  Auslegung,  wenn  man  die  rechtsgeschäftliche  Leber- 
tragung  des  Surrogates  für  zulässig  erklären  wollte,  die  durch  dasselbe  ersetzte 
Rente  dagegen  nicht.  Ks  ist  nicht  unbestritten,  ob  diese  die  Abtretung  aus- 
schliessendcu  Vorschriften  den  Charakter  zwingender  Keclitssätze  haben,  so  dass 
sie  weder  durch  Verzicht  noch  durch  Vereinbarung  der  Parteien  ausgeschlossen 
werden  können.  Die  bejahende  Antwort  verdient  den  Vorzug  ;  die  Unzulässigkeit 
der  rechtsgeschäftlichen  Abtretung  der  gedachten  Versieherungsansprüehe  be- 
ruht auf  der  gesetzgeberischen  Krwägung,  dass  im  öffentlichen  Interesse  und 
aus  Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  dafür  gesorgt  werden  müsse,  dass  die 
Versicherten  unter  allen  Umständen  des  Besitzes  und  Genusses  des  ihnen  zu- 
stehenden Verstcherungsanspriichs  nicht  verlustig  gehen,  auch  nicht  durch  selbst- 
gewolltcs  Rechtsgeschäft,  es  handelt  sich  somit  hierbei  um  Vorschriften  des 
öffentlichen  Hechts,  auf  welche  die  Parteien  keinen  Einfluss  besitzen  (vgl. 
Fidd  in  Baumgartners  Zeitschrift  für  Veisicherungsrecht,  Bd.  I,  Seite  67:3,  674. 
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I.  Durch  die  Leistung  der  uneingeschränkten  Krsatzsumme,  welche  den 
Gegenstand  des  Versicherungsvertrags  bildet,  wird  der  Anspruch  des  Versicherten 
durchaus  befriedigt,  die  Folge  davon  ist,  dass  der  Versicherer  einen  Anspruch 
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auf  das  versicherte  Objekt  hat.  insoweit  dasselbe  nicht  durch  das  Ereignis  zer- 
stört wurde,  gegen  dessen  Gefahr  die  Versicherung  gerichtet  ist;  es  folgt  diess 
.  daraus,  dass  der  Versicherte  im  andern  Falle  durch  die  Versicherung  bereichert 
würde.  Die  Abtretung  der  Rechte  an  dem  Objekt,  zu  welchen  auch  die  Ab- 
tretung der  Rechte  gehört,  die  der  Versicherte  wegen  des  Eintritts  des  ver- 
sicherten Risikos  Dritten  gegenüber  besitzt,  kann  demselben  durch  Gesetz  oder 
Vertrag  auferlegt  worden  9ein.  Im  Seerecht  pflegt  diese  Verpflichtung  gesetzlic  h 
ausgesprochen  zu  sein.  Nach  Art.  808  §  804*  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs 
tritt,  wenn  der  Versicherer  seine  Verpflichtung  erfüllt  hat,  er,  insoweit  er  einen 
Schaden  vergütete ,  dessen  Erstattung  der  Versicherte  von  einem  Dritten  zu 
fordern  befugt  ist.  jedoch  unbeschadet  der  Bestimmungen  im  zweiten  Absätze 
des  Art.  778  $  775  und  im  zweiten  Absätze  des  Art.  781  §  777  in  die  Rechte 
des  Versicherten  gegen  den  Dritten  ein.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  wenn 
der  Versicherer  es  verlangt,  demselben  auf  dessen  Kosten  eine  beglaubigte  An- 
erkennungsurkunde über  den  Eintritt  in  die  Rechte  gegen  den  Dritten  zu  er- 
teilen. Der  Versicherte  ist  verantwortlich  für  jede  Handlung,  durch  welche 
er  diese  Rechte  beeinträchtigt.  Da  die  Rechte  der  Schiffsgläubiger  gegen  den 
Dritten,  welcher  den  betreffenden  Schaden  verursacht  hat,  von  dem  Versicherten 
nicht  geschmälert  oder  beeinträchtigt  werden  können,  so  kann  er  dem  Ver- 
sicherer nur  diejenigen  Rechte  abtreten,  welche  er  zur  Zeit  der  Entstehung  der 
Forderung  desselben  noch  gegen  den  Urheber  des  Schadens  besitzt,  mit  andern 
Worten  also  nur  das  mit  den  Pfandrechten  der  Schiffsgläubiger  beschwerte 
Forderungsrecht  gegen  den  Dritten.  Die  Frage,  ob  der  Versicherer  befugt  ist, 
in  einem  solchen  Falle  einen  Abzug  an  der  Versicherungssumme  zu  machen, 
ist  zu  verneinen  unter  der  Voraussetzung,  dass 

a)  die  Schiffsschuld  aus  einem  Unfälle  entstanden  ist,  für  welchen  die 
Haftung  dem  Versicherer  obliegt,  oder 

b)  der  Versicherte  auch  persönlich  für  die  Schiffsschuld  haftet. 

Ist  dagegen  weder  die  eine  noch  die  andere  Voraussetzung  vorhanden,  so 
ist  anzunehmen,  dass  bis  zu  dem  Betrage  der  Schiffsschulden  ein  Interesse  an 
der  Erhaltung  des  Schiffs  nicht  besteht,  somit  insoweit  Ueberversieherung  vor- 
handen, und  demgemäss  ein  Abzug  an  der  Versicherungssumme  statthaft  ist. 

Ist  eine  Forderung  versichert,  zu  deren  Deckung  eine  den  Gefahren  der 
See  ausgesetzte  Sache  dient,  so  ist  nach  Art.  809  §  805  der  Versicherte  im 
Fallo  eines  Schadens  verpflichtet,  dem  Versicherer,  nachdem  dieser  seine  Ver- 
pflichtungen erfüllt  hat,  seine  Rechte  gegen  den  Schuldner  insoweit  abzutreten, 
als  der  Versicherer  Ersatz  geleistet  hat.  Der  Versicherte  ist  nicht  verpflichtet, 
die  ihm  gegen  den  Schuldner  zusiehenden  Rechte  gellend  zu  machen  bevor  er 
den  Versicherer  in  Anspruch  nimmt.  Nach  Art.  841  Ziffer  2  §  834  Nr.  *2  ist  jedoch, 
wenn  im  Falle  der  Havarie  die  Dispache  von  einer  durch  Gesetz  oder  Gebrauch 
dazu  berufenen  Person  aufgemacht  ist,  der  Versicherer  nicht  befugt,  dieselbe 
wegen  Nichtübereinstimmung  mit  dem  am  Orte  der  Aufmachung  geltenden  Recht 
und  der  dadurch  bewirkten  Benachteiligung  des  Versicherten  anzufechten,  aus- 
genommen den  Fall,  dass  der  Versicherte  durch  mangelhafte  Wahrnehmung 
seiner  Rechte  die  Benachteiligung  verursacht  hat.  Dem  Versicherten  liegt  es  ob, 
die  Ansprüche  gegen  die  zu  seinem  Nachteil  Begünstigten  dem  Versicherer  ab- 
zutreten. Für  die  Feuerversicherung  fehlt  es  durchgängig  an  einer  Vorschrift, 
welche  den  befriedigten  Versicherten  zur  Abtretung  verpflichte»,  und  es  lässt 
sich  die  Verpflichtung  aus  allgemeinen  Rechfsgrundsätzen  nicht  konstruieren;  die 
analoge  Anwendung  der  seerechtlichen  Bestimmungen  ist  ausgeschlossen,  es  be- 
darf daher  der  Vereinbarung  zwischen  dem  Versicherer  und  dem  Versicherten, 
um  den  erstem  in  den  Stand  zu  setzen,  die  Rechte  auf  das  Objekt  geltend  zu 


*  Die  Angabe  des  Artikels  bezieht  sich  auf  das  geltende,  die  d;s  Paiajrap!  en  auf 
das  neue,  am  1.  Januar  1900  in  Kratt  tretende  Handelsgesetzbuch. 
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machen.  Dies«'  Vereinbarung  pflegt  durch  Unterwerfung  des  Versicherten  unter 
die  Bedingungen  des  Versicherers  zu  geschehen,  in  welchen  regelmässig  ausge- 
sprochen ist,  dass  mit  Zahlung  der  Versicherungssumme  die  Rechte  an  dem 
Objekt  von  selbst  auf  den  Versicherten  übergehen  und  es  einer  weitern  Ab- 
tretung nicht  bedarf.  Eine  solche  Vcrtragsbcstimniung  ersetzt  im  Verhältnis  des 
Versicherten  zu  dem  Versicherer  die  förmliche  Uebertragung  —  Entscheidung 
des  11. -G.  in  Zivilsachen  Bd  22,  S.  147,  l'*8  —  sie  ersetzt  dagegen  nicht  die 
für  den  Eigentumsübergang  etwa  notwendige  Tradition.  Soweit  es  sich  um  die 
Abtretung  von  Forderungsrechten  des  Versicherlen  gegen  Drille  handelt,  ist  zur 
Wirksamkeit  auch  diesen  gegenüber  die  Benachrichtigung  oder  Denuntialion, 
bezw.  Signifaktion  erforderlich,  wenn  und  soweit  dieselbe  für  Uebertragung  einer 
Forderung  überhaupt  notwendig  ist,  was  einerseits  nach  gemeinem  Hecht,  ander- 
seits nach  Art.  1589,  169  J  des  code  civil  der  Fall  ist,  während  nach  §  398  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich  dieselbe  in  Fortfall  gekommen 
ist.  Sind  die  Fordenmgsrechte  bei  Mittelspersonen  des  Versicherten  entstanden, 
z.  B.  bei  dem  Spediteur  der  havarierten  Ware,  so  ist  die  Geltendmachung  der- 
selben seitens  des  Versicherers  davon  abhängig,  dass  sie  dem  Versicherlen  über- 
tragen worden  sind;  die  blosse  Anzeige  des  Unfalls  seitens  der  Mittelsperson 
genügt  nicht,  ebensowenig  die  Anerkennung  der  Sachlegitimation  des  Ver- 
sicherers seitens  der  streitenden  Theile,  vergl.  Baumgartner,  Gerichtspraxis 
S.  iQ'M,  1007. 

Wesentlich  verschieden  von  der  Geltendmachung  der  Rechte  des  Versicherten 
gegen  Dritte  auf  Grund  der  Abtretung  ist  die  Geltendmachung  des  dem  Versicherer 
gegen  den  Urheber  der  schädigenden  Ereignisse  auf  Grund  eignen  Rechts  zustehenden 
Schadenersatzanspruchs;  ob  dem  Versicherer  ein  solches  Recht  zusteht  ist  nicht 
unbestritten,  nach  gemeinem  und  preussischem  Recht  ist  die  Frage  zu  ver- 
neinen —  Kntsch.  d.  R.-G.  in  Zivilsachen  Bd.  I,  S.  39,  90,  Bd  III,  S.  86, 
Bd.  VII,  S.  H  und  für  das  preuss.  Recht  Bd.  III,  S.  86  und  320,  sowie  Motive 
zum  Entwurf  I  des  Bürgerl.  Gesetzbuchs  Bd.  II,  S.  767,  768  —  für  das  fran- 
zösische hingegen  wird  sie  bejaht  —  Dalloz,  Supplem.  I,  S.  6i5,  Nr.  392;  dem- 
gemäss  hat  nach  französischer  Rechtsprechung  die  Versicherungsgesellschaft  einen 
Schadenersatzanspruch  gegen  denjenigen,  welcher  den  bei  ihr  Versicherten  er- 
mordet oder  im  Zweikampfe  gelötet  hat,  gegen  den  Brandstifter,  gegen  den- 
jenigen, welcher  eine  versicherte  Ware  vorsätzlich  zerstört  oder  beschädigt. 
Ob  sich  nach  den  Vorschriften  des  B.  G.-B.  ein  solcher  Schadenersatzanspruch 
konstruieren  lässt  ist  zum  mindesten  zweifelhaft,  wenn  auch  bei  freier  Auslegung 
§  823  desselben  die  Handhabe  zu  bieten  scheint,  um  der  Versicherungsgesell- 
schaft eine  Regressklage  gegen  denjenigen  zu  ermöglichen,  welcher  den  bei  ihr 
Versicherten  in  Kenntnis  dieses  Umstände*  getötet  hat. 

II.  Der  Umfang  der  Abtretung  richtet  sich  nach  dem  Masse  der  Schaden- 
ersatzleistung; hat  der  Versicherer  nur  einen  Teil  der  versicherten  Summe  ge- 
zahlt, gleichviel  aus  welchem  Grunde,  so  kann  er  die  Abtretung  auch  nur  für 
den  entsprechenden  Teil  begehren,  während  der  übrige  zur  freien  Verfügung 
des  Versicherten  bleibt. 

III.  Der  Zeilpunkt  des  Eintritts  des  Versicherers  in  die  Rechte  des  Ver- 
sicherten wird  bestimmt  durch  die  Befriedigung  desselben;  je  nachdem  die  Ab- 
tretung auf  Grund  gesetzlicher  Vorschrift  oder  in  Gemässheil  einer  Vereinbarung 
erfolgt  succedierl  der  Versicherer  ohne  Weiteres  in  die  Rei  hte  des  Versicherten 
oder  er  kann  verlangen,  dass  derselbe  die  nach  dem  einschlägigen  Zivilrecht 
notwendige  Uebertragung  (Gcssion)  vornehme.  Die  mit  einem  solchen  Akt  ver- 
bundenen Kosten  belasten  den  Versicherer. 

IV.  Es  entsteht  die  Frage,  ob  der  Versicherer  ein  Mittel  hat,  den  Versicherten 
zur  Abtretung  zu  zwingen,  falls  derselbe  sich  hierzu  nicht  bereit  erklärt?  So- 
weit die  Abtretung  auf  dem  Gesetz  beruht  kommt  es  auf  den  Willen -oder  das 
Nichtwollen  des  Versicherten  nicht  an.  .-eine  Dispositionsbefugnis  über  die  Drilten 
gegenüber  bestehende  Forderung  hat  mit  dem  Augenblick  ihr  Ende  erreicht,  in 
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welchem  der  Versicherer  die  Voraussetzungen  für  die  Abtretung  erfüllt,  also 
die  Versicherungssumme  bezahlt  hat.  Ist  dagegen  der  Versicherer  nur  auf  Grund 
der  Vereinbarung  zu  dem  Verlangen  auf  Abtretung  berechtigt,  so  kann  er  gegen 
den  Versicherten  dieserhalb  Klage  erheben;  die  Vollstreckung  des  Urteils  würde 
nach  Massgabe  des  §  774  der  Zivilprozessordnung  zu  erzwingen  sein.  Da  der 
Versicherer  stets  den  Nachweis  zu  erbringen  hat,  dass  den  Voraussetzungen 
für  die  Abtretung  von  ihm  genügt  worden  ist,  so  kann  er  die  Versicherungs- 
summe nicht  zu  dem  Zwecke  zurückhalten,  um  auf  den  Versicherten  einen 
Zwang  auszuüben,  es  sei  denn,  dass  eine  Vereinbarung  getroffen  worden  ist, 
aus  der  hervorgeht,  dass  nach  dem  Willen  der  Parteien  die  Leistung  der  Ver- 
sicherungssumme und  die  Abtretung  nur  Zug  um  Zug  zu  erfüllen  sind,  was  aber 
nur  ausnahmsweise  vorkommt.  Jedenfalls  spricht  die  Vermutung  dafür,  dass  der 
Versicherer  zu  der  Vorleistung  verpflichtet  ist. 

V.  Eine  Gewährleistung  für  das  abgetretene  Objekt  obliegt  dem  Versicherten 
nicht,  bezüglich  der  abgetretenen  Forderung  haftet  er  für  deren  Existenz  auch 
nur  dann  und  insoweit,  als  er  das  Bestehen  des  Hechtsverhältnisses,  auf  welchem 
die  Forderung  beruht,  dem  Versicherer  angezeigt  hat;  wer  gegen  die  Gefahr 
versichert  ist,  welche  eine  Ware  hei  dem  Landtransport  bedroht,  der  nicht  durch 
Eisenhahnen  ausgeführt  wird,  ist  verpflichtet,  bei  dem  Abschluss  des  Versicher- 
ungsvertrags dem  Versicherer  mitzuteilen,  ob  er  die  dem  Frachtführer  gesetzlich 
obliegende  Haftpflicht  aufgehoben  oder  eingeschränkt  hat;  giebt  er  keine  Er- 
klärung in  dieser  Hinsicht  ab,  so  darf  der  Versicherer  annehmen,  dass  die 
gesetzliche  Haftung  des  Frachtführers  Platz  greift  und  der  Versicherte  haftet 
dafür,  dass  der  aus  dieser  Haftung  entstehende  Forderungsanspruch  gegen  jenen 
auch  besteht.  lieber  die  hieraus  ersichtliche  Grenze  hinaus  obliegt  dagegen  dem 
Versicherten  keine  Gewährleistungspllicht  bezüglich  der  Forderung  und  es  kann 
insbesondere  niemals  ihm  die  Verantwortlichkeit  für  die  Nichtrealisierbarkeit  der- 
selben auferlegt  werden. 

Hingegen  ist  er  verpflichtet  den  Versicherer  bei  der  Verwirklichung  des 
Anspruchs  zu  unterstützen,  insbesondere  ihm  die  für  die  Prozessführung  und 
Beitreibung  notwendigen  Urkunden  und  Belege  auszuhändigen  und  sich  jeder 
Verfügung  über  das  übertragene  Recht  zu  enthalten,  für  die  Aufbewahrung  der 
abgetretenen  Objekte  zu  sorgen  und,  event.  wenn  Entwertung  oder  Verderb  von 
derselben  zu  besorgen  ist,  den  Verkauf  zu  veranlassen.  Die  in  letzterer  Hinsicht 
von  ihm  zu  erfüllende  Verpflichtung  wird  zumeist  als  Rettungspflicht  bezeichnet, 
die  bei  der  Güterversicherung,  speziell  bei  der  Feuerversicherung,  inbetracht 
kommt  und  in  den  Versicherungsbedingungen  der  Feuer-Versicherungsgesell- 
schaften dem  Versicherten  ganz  besonders  eingeschärft  wird.  Bildet  den  Gegen- 
stand der  Versicherung  eine  Forderung  so  muss  diese  dem  Vorsicherer  über- 
tragen werden  und  zwar  sammt  den  ihr  eigentümlichen  Sicherungen  (Pfand, 
Hypothek).  An  Stelle  der  Abtretung  wird  von  manchen  Versicherungsgesell- 
schaften mit  dem  Versicherten  vereinbart,  dass  der  Rechtsanspruch  gegen  Dritte 
namens  des  Versicherlen  geltend  gemacht  werde,  diess  findet  sich  insbesondere 
in  den  Bedingungen  der  Seeversicherungsgesellschalten;  das  Rechtsverhältnis, 
welches  alsdann  zwischen  dem  Versicherten  und  dem  Versicherer  besteht,  ist 
das  eines  «prozessualen  Kommissionsgeschäftes»,  der  Prozess  wird  von  dem 
Versicherten  für  fremde  Rechnung  aber  eignen  Namens  geführt,  vgl.  Ehrenberg, 
Versicherungsrecht,  S.  518. 

VI.  Eine  besondere  Art  des  Uehergangs  der  Rechte  an  dem  Objekt  findet 
sich  in  der  deutschen  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung;  dieselbe  lässt  nämlich 
vermöge  gesetzlicher  Uebertragung  (cessio  legis)  Hechle,  welche  ursprünglich  in 
der  Person  der  Versicherten  entstanden  waren  und  lediglich  ihnen  zustanden, 
von  ihnen  auf  die  Träger  der  Versicherung  übergehen.  So  bestimmt  das  Kranken- 
versicherungsgesetz vom  "*'  in  8  57:  «.Die  auf  gesetzlicher  Vorschrift  be- 

e  *  10.  April  is»»       ^  *> 
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hilfsbedürftiger  Personen,  sowie  die  auf  Gesetz,  Vertrag  oder  letztwilliger  An- 
ordnung beruhenden  Ansprüche  der  Versicherten  gegen  Dritte  werden  durch 
dieses  tiesetz  nicht  berührt.  Soweit  auf  Grund  dieser  Verpflichtung  Unterstütz- 
ungen für  einen  Zeitraum  geleistet  sind,  für  welchen  dem  Unterstützten  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  ein  Unterstützungsanspruch  zusteht,  geht  der  letztere  im 
Detrag  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die  Gemeinde  oder  den  Armenverband 
über,  von  welchem  die  Unterstützung  geleistet  ist.  Das  Gleiche  gilt  von  den  Be- 
triebsunternehmern und  Kassen,  welche  die  den  bezeichneten  Gemeinden  und 
Verbünden  obliegende  Verpflichtung  zur  Unterstützung  auf  Grund  gesetzlicher 
Vorschrift  erfüllt  haben.  Ist  von  der  Gemeinde-Krankenversicherung,  oder  von 
der  Ortskrankenkasse  Unterstützung  in  einem  Krankheitsfalle  geleistet,  für 
welchen  dem  Versicherten  ein  gesetzlicher  Entschädigungsanspruch  gegen  Dritte 
zusteht,  so  geht  dieser  Anspruch  in  Höhe  der  geleisteten  Unterstützungen  auf 
die  Gemeinde-Krankenversicherung  oder  die  <  htskrankenkasso  über.>  Das  Unfall- 
versicherungegesetz  vom  ti.  Juli  1884  bestimmt  in  §  8:  «Die  Verpflichtung  der 
eingeschriebenen  Hülfskassen  sowie  der  sonstigen  Kranken-,  Sterbe-.  Invaliden- 
und  anderen  Unterstützungskassen,  den  von  Betriebsunfällen  betroffenen  Arbeitern 
und  Betriebsbeamten,  sowie  deren  Angehörigen  und  Hinterbliebenen  Unterstütz- 
ungen zu  gewähren,  sowie  die  Verpflichtung  von  Gemeinden  und  Armenver- 
bünden zur  Unterstützung  hülfshedürftiger  Personen  wird  durch  dieses  Gesetz 
nicht  berührt.  Soweit  auf  Grund  solcher  Verpflichtung  Unterstützungen  in  Füllen 
gewährt  sind,  in  welchen  dem  Unterstützten  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  ein 
Entschädigungsanspruch  zusieht,  geht  der  letztere  bis  zum  Betrage  der  geleisteten 
Unterstützung  auf  die  Kassen,  die  Gemeinden  oder  die  Armenverbände  über, 
von  welchen  die  Unterstützung  gewährt  worden  ist.  Das  Gleiche  gilt  von  den 
Betriobsunlernehmorn  und  Kassen,  welche  die  den  bezeichneten  Gemeinden  und 
Annenverbänden  obliegende  Verpflichtung  zur  Unterstützung  auf  Grund  gesetz- 
licher Vorschrift  erfüllt  haben.»  Die  gleichen  Bestimmungen  finden  sich  in  ^  11 
des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1880.  $  15  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  18S7  und  $35 
des  Invalidität.*-  und  Altersversieherungs-Gesetzes  vom  22.  Juni  1880.  Verwandt 
mit  dieser  Abtretung  auf  Grund  gesotzlicher  Vorschrift  ihrer  Wirkung  nach  ist 
die  ebenfalls  in  die  Arbeilervcrsieherungs-Gosolzgcbung  aufgenommene  Einricht- 
ung, dass  r|on  Versicherungsträgern  ein  Ersatzanspruch  für  die  von  ihnen  ge- 
machten Aufwendungen  gegen  dritte  Personen  gewährt  wird,  welche  durch  ihr 
\  erhallen  diese  Aufwendungen  hervorgerufen  haben.  Die  juristische  Konstruktion 
ist  in  beiden  Fällen  aber  durchaus  verschieden:  in  letzteren  Fällen  ist  der  An- 
spruch des  Versicherungsträgers  ein  in  seiner  Person  begründeter,  der  Höhe  nach 
selbständig  bestimmter,  welcher  mit  dem  Ersatzanspruch  des  Versicherten  nur 
ganz  lose  in  Verbindung  steht:  seine  Geltendmachung  hat  aber  zur  Folge,  dass 
die  dem  Versicherten  gegen  den  Dritten  zustehenden  eigenen  Ersatzansprüche 
insoweit  der  Anspruch  jenes  reicht,  konsumiert  werden.  Einen  Anspruch  solcher 
Art  enthält  $  JJu*  des  Unfall versiehenmgs-tieselzos  von  1 88 i-,  welcher  bestimmt: 
«Diejenigen  Betriebsunternehmer.  Bevollmächtigten  oder  Hepräscntantcn,  Betriebs- 
oder Arbeiteraufseher,  gegen  welche  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt 
ist,  dass  sie  den  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  Fahrlässigkeit  mit  Außeracht- 
lassung derjenigen  Aufmerksamkeit,  zu  der  sie  vermöge  ihres  Amtes,  Berufes 
oder  Gewerbes  besonders  verpflichte!  sind,  herbeigeführt  haben,  haften  für  alle 
Aufwendungen,  welche  infolge  des  Unfalls  auf  Grund  dieses  Gesetzes  oder  des 
Gesetzes  betreifend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883 
von  den  Genossenschaften  oder  Krankenkassen  gemacht  worden  sind.  In  gleicher 
Weise  haftet  als  Betriebsiinternehmer  eine  Aktiengesellschaft,  eine  Innung  oder  einge- 
tragene < icnusseiischaft  fürdie  durch  ein.Mitghcd  ihres  Vorstandes. sowieeine  Handels- 
gesellschaft, eine  Innung  oder  eingetragene  Genossenschaft  für  die  durch  einen  der 
Liquidatoren  herbcigegeführten  Unfälle.  Als  Ersatz  für  die  Pente  kann  in  diesen 
Fällen  deren  Kapiialwjrt  gefordert  werden. >  Entsprechend  lauten  die  Bestim- 
mungen in  |j  117  lies  Gesetzes  vom  5.  Mai  188f>und$  110  des  Gesetzes  vom  13.  Juli 
1887;  vgl.  Hosin,  Hecht  der  Arbeiterversicherung  I,  S.  127, 128.  Die  Versicherungs- 
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träger  haben  gegen  Dritte,  welche  den  Unfall,  bezw.  den  Schaden  in  schuldhafter 
Weise  herbeigeführt  haben  auch  einen  von  dem  Versicherten  abgeleiteten  Ersatzan- 
spruch, der  rechtlich  in  die  Form  der  cessio  legalis  einzukleiden  ist;  nach  §  93  des 
Unfallversicherungs-Geselzes  von  188i  bestimmt  sich  die  Haftung  der  in  den 
§§  95  und  96  nicht  bezeichneten  Personen,  welche  den  Unfall  vorsätzlich  herbei- 
geführt oder  durch  Verschulden  verursacht  haben  nach  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften; es  geht  jedoch  die  Forderung  des  Entsehädigungsbereehtigten  an  den 
Dritten  auf  die  Genossenschaft  insoweit  über,  als  die  Verpflichtung  der  letztern 
zur  Entschädigung  durch  das  Gesetz  bestimmt  ist. »  In  demselben  Sinne  schreibt 
§  39  des  Invalidität-  und  Altersversicherungs-Gesetzes  vor,  dass,  insoweit  den 
nach  .Massgabe  seines  Inhaltes  zum  Beziige  von  Invalidenrenten  berechtigten 
Personen  ein  gesetzlicher  Anspruch  auf  Ersatz  des  ihnen  durch  die  Invalidität 
entstandenen  Schadens  gegen  Dritte  zusteht ,  derselbe  auf  die  Versicherungs- 
anstalt bis  zum  Betrage  der  von  dieser  zu  gewährenden  Unterstützung  bezw. 
Rente  übergeht.  Dass  die  nach  Vorstehendem  in  die  Forderungsrechtc  der  Ver- 
sicherten gegen  dritte  Urheber  des  schädigenden  Ereignisses  eintretenden  Träger 
der  Arbeiterversicherung  (Berufsgenossenschaften,  Versicherungsanstalten)  auch 
in  denjenigen  Rechtsgebielen,  in  welchen  das  bisher  geltende  Recht  für  die 
Wirksamkeit  der  Uehertragung  einer  Forderung  gegenüber  dem  übertragenen 
Schuldner  die  Benachrichtigung  desselben  durch  förmliche  Mitteilung  forderte 
(Signifikation  oder  Denunliation)  hierzu  nicht  verpflichtet  waren,  ist  so  gut  wie 
allgemein  anerkannt;  es  genügt  zur  Geltendmachung  ihrer  Rechte,  dass  der 
Drittschuldner  von  ihnen  benachrichtigt  wird,  dass  sie  die  von  demselben  dem 
Versicherten  geschuldete  Leistung  bis  zu  bestimmter  Höhe  beanspruchen,  der 
Drittschuldner,  welcher,  trotzdem  ihm  dies  bekannt  war,  an  den  Versicherten 
geleistet  hat,  kann  sich  gegen  die  nochmalige  Leistung  nicht  schützen.  Selbst 
dann  ist  er  der  Genossenschaft  bezw.  der  Versicherungsanstalt  hierzu  verpllichtet, 
wenn  dieselbe  ihn  von  ihrem  Ansprüche  nicht  in  Kenntnis  gesetzt  hat,  er  aber 
von  demselben  anderweitig  unterrichtet  wurde,  z.  B.  durch  den  Versicherten 
selbst,  denn  auch  unter  dieser  Voraussetzung  kann  er  sich  nicht  darauf  berufen, 
dass  er  an  den  Versicherten  in  gutem  Glauben  geleistet  habe,  derselbe  sei  be- 
rechtigt, über  die  Forderung  zu  verfügen;  nach  den  Bestimmungen,  die  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  über  die  Uehertragung  einer  Forderung  enthält,  kann 
hierüber  kein  Zweifel  sein,  da  es  das  Prinzip  desselben  ist.  nur  die  Leistungen 
des  gutgläubigen  Schuldners  auch  dem  neuen  Gläubiger  (Cessionar)  gegenüber 
als  mit  befreiender  Wirkung  geschehen  anzuerkennen;  vgl.  §  407,  Abs.  1: 
«Der  neue  Gläubiger  muss  eine  Leistung,  die  der  Schuldner  nach  der  Abtretung 
an  den  bisherigen  Gläubiger  bewirkt,  sowie  jedes  Rechtsgeschäft,  das  nach  der 
Abtretung  zwischen  dem  Schuldner  und  dem  bisherigen  Gläubiger  in  Ansehung 
der  Forderung  vorgenommen  wird,  gegen  sich  gellen  lassen,  es  sei  denn,  dass 
der  Schuldner  die  Abtretung  bei  der  Leistung  oder  der  Vornahme  des  Rechts- 
geschäftes kennt.»  §  412:  «Auf  die  Uehertragung  einer  Forderung  kraft  Ge- 
setzes finden  die  Vorschriften  der  399  bis  4')'»,  400  bis  410  entsprechende 
Anwendung.»  In  der  seitherigen  Handhabung  der  Versicherungsgesetze  ist  es 
mit  Recht  für  richtig  erachtet  worden,  nach  diesen  Grundsätzen  auch  dann  zu 
verfahren,  wenn  es  sich  um  Geltendmachung  der  Ansprüche  aus  i;  8  des  L'nfall- 
versicherungsgesetzes  handelt,  wenn  also  eine  Krankenkasse,  eine  Gemeinde,  ein 
Armenverband  von  der  Berufsgenossenschaft  die  dem  Versicherlen  seitens  dieser 
geschuldete  Rente  ganz  oder  teilweise  beansprucht.  Nach  der  Ansicht  des 
Reichsversicherungsamts  —  vgl.  Handbuch  der  Unfallversicherung,  dargestellt 
von  Mitgliedern  des  Reichsversicherungsamis  S.  100,  Nr.  5  —  sind  die  zu- 
ständigen Organe  der  Herufsgcnossenschuften  weder  nach  dem  Unfallversicher- 
ungs-Gesetz  noch  nach  den  allgemeinen  Rcchtsgrundsülzen  regelmässig  ver- 
pflichtet, vor  der  Feststellung  der  Entschädigung  für  Verunglückte  oder  deren 
Hinterbliebene  ihrerseits  die  nach  §  8  etwa  Ersalzbercchligten  zu  ermitteln.  Aus 
der  Unterlassung  darf  sie  dalier  regelmässig  kein  Nachteil  treffen.  Vielmehr  ist 
es  Sache  der  Kassen,  Gemeinden  u.  s.  w.  ihre  Ansprüche  rechtzeitig  gellend 
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zu  machen,  so  dass  die  Folgen  verspäteter  Geltendmachung  —  wenn  die  Be- 
rufsgenossenschaften die  Entschädigung  an  den  oder  an  die  in  erster  Linie  Etn- 

{»fangsbereehtiglen  schon  gezahlt  hat  —  regelmässig  nur  ihnen  zur  Last  fallen 
Jagegen  darf  die  Genossenschaft,  wenn  sie  zuverlässig  weiss,  dass  den  Renten- 
bezugsberechtigten  eine  dem  8  8  unierliegende  Unterstützung  zu  Teil  geworden 
ist,  sich  der  Pflicht  nicht  entziehen,  hei  der  Stelle,  von  welcher  die  Unterstützung 
ausging,  nachzufragen,  oh  -sie  ihr  Recht  aus  §  8  geltend  machen  will.  Wenn 
für  die  Zeit,  für  welche  eine  Krankenkasse  Unterstützung  gewährt  hat,  die  Rente 
bereits  von  der  Genossenschaft  an  den  Verletzten  ohne  Rechtsverletzung  aus- 
gezahlt ist.  so  kann  sich  die  Krankenkasse  nur  noch  an  den  Unterstützten  selbst 
halten.  Dr.  Kuld. 


Abwälzung 

der  Beitragspflicht  der  Arbeiter. 

(Reichs- Versicherungsrecht). 

Die  Reichsversicherungsgesetze  suchen  zu  verhindern,  dass  die  Arbeitgeber  die 
ihnen  obliegende  Pflicht  zur  Aufbringung  der  für  die  Unterstützungsansprüche 
erforderlichen  Mittel  (bezw.  die  Pflicht,  zur  Aufbringung  dieser  Mittel  beizusteuern) 
auf  die  Schultern  der  Arbeiter  abwälzen.  Die  Gesetze  untersagen  nämlich  den 
Arbeitgebern  und  ihren  Angestellten,  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen zum  Nachteile  der  Versicherten  durch  Verträge  (Reglements  und  Arbeits- 
ordnungen oder  besondere  Uebereinkunfh  auszuschliesscn  oder  zu  beschränken. 
Derartige  Verträge  haben  keine  rechtliche  Wirkung  und  sind,  wenigstens  nach 
Krankenversicherungsreehl  (hier  zu  Gunsten  der  inleressirtcn  Krankenkasse)  und 
nach  Invalidität*-  und  Allersversicherungsrecht  gegen  die  Arbeitgeber  selbst  bezw. 
gegen  deren  Angestellte  mit  Geldstrafe  bis  300  Mk.  oder  Haft  bedroht,  sofern  nicht 
nach  andern  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  härtere  Strafe  eintritt  (z.  B.  wegen 
Nötigung,  Erpressung.  Betruges  znfolge  «Reichsstrafgesctzbueh»  vom  15.  Mai  1871 
240.  253.  203).  Vgl.  «Krankenversieherungsgesetz»  vom  15.  Juni  1883  und 
10.  April  1893  S$  80.  82.  82  a  Abs.  I  und  II,  82  c.  «Unfallversicherungsgeselz» 
vom  0.  Juli  1 88 i  £  09.  « Ausdehnungsgesetz»  vom  28.  Mai  1885  1  und  3.  oland- 
und  forstwirtschaftliches  Unfallversicherungsgesetz»  vom  5.  Mai  1886  £  120.  «Bau- 
Unfallversicherungsgesetz»  vom  1 1.  Juli  1887  $  49  Abs.  II,  o See-Unfallversicherungs- 
gesetz» vom  13.  Juli  1887  $  113,  Invalidität*-  und  Altersversicherungsgesetz  vom 
22  Juni  189G,  g  147.  Dr.  R.  Weyl. 


Abweichung  von  der  Reiseroute, 

Siehe:  Veränderung  der  Reise,  Sec-Versicherungs-Bcdingungcn.  Zielreisen, 
Zeilversicherungen.  Zweckversicherung. 
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Inhalt. 

J)  Bedeutung  für  die  Prämienzahlung.   —  11)  Für  die  Zahlung  der 
Versicherungssumme.  —  III)  Für  die  llechtsverhältnisse.  —  IV)  Als  gefahr- 
erhöhendes Moment.  —  V)  Für  die  Anzeig epßicht. 

Während  die  rechtlichen  Wirkungen  der  Verschollenheit  im  Versicherungs- 
recht besonders  insoweit  geregelt  sind,  als  es  sieh  um  die  Versehollenheit  von 
Schiffen  handelt  (vergl.  Deutsches  H.-G.-B  .  Art.  80ö  §  861  u.  fgde.),  fehlt  es  an 
einer  spezialrechtlichen  Behandlung  der  Einwirkung  der  Abwesenheit  auf  den 
Versicherungsvertrag  in  Ansehung  der  einzelnen  Richtungen,  die  hierbei  in 
Betracht  kommen.  Von  Bedeutung  ist  die  Abwesenheit  im  Privatversicherungs- 
recht in  mehrfacher  Hinsicht. 

I)  Soweit  es  sich  um  die  Zahlung  der  Prämie  handelt;  wie  jede 
Geldschuld  des  modernen  Rechts  ist  auch  die  Prämienleistung  eine  Bringschuld, 
keine  Holschuld,  es  muss  also  der  Versicherte  dieselbe  dem  Versicherer  über- 
bringen; dieser  Karaktcr  kann  aber  dadurch  in  den  Karakter  einer  Holschuld 
umgewandelt  werden,  dass  die  Gesellschaft  übungsgemäss  die  Prämien  abholen 
lässt:  die  Generalagenturen  können  bei  Einziehung  der  periodisch  zu  zahlenden 
Prämien  ein  solches  Uebereinkommen  mit  den  Versicherten  treffen ;  auch 
stillschweigend  kann  dies  geschehen,  indem  die  Agenten  die  Prämien  regel- 
mässig abholen.  Ist  dies  der  Kall,  so  kann  sich  die  Gesellschaft  nicht  auf  eine 
Bestimmun«  ihrer  Statuten  berufen,  welche  besagt,  dass  die  Prämienschuld, 
auch  wenn  sie  von  dem  Agenten  abgeholt  werde,  eine  Bringschuld  sei,  sofern 
hierin  eine  Verletzung  von  Treu  und  Glauben  liegt.  Dies  ist  im  Besondern 
dann  der  Kall,  wenn  der  Versicherte  an  das  Abholen  gewöhnt  ist,  und  die 
Gesellschaft  es  unterlassen  hat  ihm  anzukündigen,  dass  sie  von  ihrer  bisherigen 
Liebung  abgehe  (vgl.  Baumgartner  a.  a.  0.,  S.  862,  51,  120,  132);  ebenso 
im  Wesentlichen  die  französische  Praxis,  welche  jeduch  die  Umwandlung  der 
Bringschuld  in  Holschuld  durch  fortgesetzte  Hebung  anerkennt.  Auf  die  Stipu- 
lation in  den  Statuten  der  französischen  Versicherungsgesellschaften.  «Le 
recouvrement  des  primes  anlericurcs  <me  la  Compagnie  aurait  fait  opercr  offi- 
cieusement  au  domicile  des  assures  ne  peut  lui  tMre  opposc  comme  une  renon- 
ciation  aux  dispositions  precedentes,  wird  von  der  Praxis  einer  konstanten 
Uebung  gegenüber  nicht  beachtet,  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  der  Gesichts- 
punkt der  Verletzung  der  bona  lides  nicht  in  Betracht  kommen  kann ;  (vgl. 
Lewis,  Versicherungsrecht  S.  187,  Anm.  39,  40.  Dalloz,  Repert.  92,  I,  S.  313. 
Pandect.  franc.  1892,  1,  S.  345,  Zeitschrift  für  französisches  Civilrecht,  Bd.  23, 
S.  592.  Ehrenberg,  Versicherungsrecht,  S.  504,  Anm.  20  und  die  daselbst 
genannten  Litleralurangaben).  Eine  Reehtsvermuthung  besteht  somit  keineswegs 
dafür,  dass  die  Prämienschuld  eine  Holschuld  ist,  trotzdem  das  Abholenlassen 
der  fälligen  Prämien  seitens  der  meisten  deutschen  Versicherungsgesellschaften 
bethätigt  wird  und  im  Hinblick  auf  die  269  und  270  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich,  welche  den  Karakter  der  Geldschuld  als 
Bringschuld  feststellen  und  konsequent  durchführen,  kann  die  Annahme  derselben 
oline  Weiteres  um  so  weniger  als  gerechtfertigt  erscheinen  Es  muss  somit  unter- 
sucht werden,  welche  Bedeutung  der  gekennzeichneten  Lebung  im  Einzelfalle 
beiwohnt  und  ob  ihre  Ignorierung  eine  Verletzung  der  bona  lides  zum  Inhalt 
haben  würde.  Ergieht  die  Prüfung,  dass  es  sich  um  eine  Holschuld  handelt,  so 
kann  der  Verzug  des  Zahlungspflichtigen  erst  eintreten,  wenn  dieser  durch  den 
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Agenten  der  Gesellschaft,  oder  einen  sonstigen  Beauftragten  derselben  unter 
gleichzeitiger  Präsentation  der  Quittung  zur  Leistung  erfolglos  aufgefordert 
wurde. 

II)  Anlangend  die  Zahlung  der  Versicherungssumme  so  ist  die 
Abwesenheit  bei  den  auf  Inhaber  oder  Order  lautenden  Polizen  ohne  Einfluss 
oder  Bedeutung  während  bei  den  übrigen  Polizen  die  Auszahlung  nur  an  den 
gehörig  bevollmächtigten  Vertreter  des  Abwesenden  geschehen  kann,  dessen 
Aufenthaltsort  unbekannt  ist.  Ist  der  Aufenthalt  des  Abwesenden  bekannt,  so 
muss  ihm  die  Gesellschaft  im  Zweifel,  und  wenn  keine  andere  Vereinbarung 
getroffen  worden  ist,  die  Summe  nach  seinem  Aufenthaltsort  übermitteln ;  die 
Uebermittelung  geht  nicht  nur  auf  seine  Gefahr,  sondern  auch  auf  seine  Kosten 
(Bürgerliches  Gesetzbuch,  S.  270,  Absatz  1). 

III)  Auch  mit  Bezug  auf  die  Rechtsverhältnisse  aus  dem  Versicherungs- 
vertrag gilt  der  Abwesende,  jedoch  noch  Niehtverschollene  als  forllebend,  so 
dass  derjenige,  welcher  mit  Bezug  auf  seinen  Tod  Ansprüche  an  die  Gesell- 
schaft erhebt,  den  Tod  beweisen  muss.  Dem  natürlichen  Tod  steht  die  Todes- 
erklärung wegen  Verschollenheit  gleich;  nach  §  14  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
ist  die  regelmässige  Todeserklärung  zulässig,  wenn  seil  zehn  Jahren  keine 
Nachricht  von  dem  Leben  des  Verschollenen  eingegangen  ist;  die  Frist  beginnt 
mit  dem  Schlüsse  des  letzten  Jahres,  in  welchem  der  Verschollene  den  vor- 
handenen Nachrichten  zufolge  noch  gelebt  hat.  (Ucber  besondere  Fälle  der 
Todeserklärung  vgl.  S.  15—17. 

IV)  Die  Abwesenheit  kann  als  ein  die  Gefahr  erhöhendes  Moment  für 
den  Versicherungsvertrag  von  Bedeutung  sein,  so  im  Besondern  bei  der 
Lebens-,  Unfall-  und  Reiseversicherung,  wenn  die  Wirksamkeit  derselben  von  der 
Bedingung  abhängig  gemacht  ist.  dass  die  Versicherung  sich  nur  auf  den 
Aufenthalt  des  Versicherten  in  bestimmten  Ländern  bezieht  und  die  durch 
Reisen  nach  andern  Ländern  bedingte  Abwesenheit  der  Genehmigung  des  Ver- 
sicherers bedarf,  sofern  nicht  die  Wirksamkeit  des  Vertrags  unterbrochen  werden 
soll.  Eine  solche  Vertragsbestiinmung  ist  in  strengstem  Sinne  auszulegen,  so  dass 
es  auf  die  Motive,  aus  welchen  die  nichtgenchmigte  Reise  unternommen  wurde, 
nicht  ankommen  kann;  nur  das  Vorliegen  des  Notslandes  wäre  ausreichend,  um 
die  Berufung  des  Versicherers  auf  die  Nichtbeachtung  der  gedachten  Vertrags- 
bestimmungen zu  entkräften.  Ob  die  Abweichung  durch  Rücksichten  der  Mensch- 
lichkeit genügend  gerechtfertigt  wird  ist  mindestens  fraglich. 

Vi  Die  Abwesenheit  kann  die  Ursache  sein,  dass  der  Versicherte  die  ihm 
obliegende  Anzeigepflicht,  oder  eine  ähnliche  Pflicht  der  Gesellschaft 
gegenüber  nicht  erfüllt  hat,  welche  regelmässig  mit  der  Verwirkungsklausel 
bedroht  ist.  Die  herrschende  Rechtsprechung  in  Deutschland  unterscheidet  nicht 
zwischen  einer  verschuldeten  und  einer  unverschuldeten  Vernachlässigung  der 
vorgeschriebenen  Anzeige,  wenn  sie  auch  anderseits  der  Ansicht  ist,  dass  dem 
Versicherungsnehmer  nach  den  konkreten  Verhältnissen  die  Einhaltung  der 
Frist  nicht  so  erschwert  werden  dürfe,  dass  darin  eine  unbillige  Härte  liegen 
würde  (vgl.  Ehrenberg,  Versicherungsrecht  S.  80,  81.  Fuld  in  der  Zeitschrift  für 
Versicherungsrecht,  Bd.  1.  S.  193-216,  Baumgartner  a.  a.  0.,  S.  611,  659, 
693,  1125,  10*2. 

In  Gemässheil  dieser  allerdings  nicht  unbestrittenen  Auffassung  des  Karakters 
der  Anzeigepflicht  wird  man  die  auf  Abwesenheit  zurückzuführende  Ucbertrelung 
derselben  vielfach,  wenn  nicht  geradezu  in  den  meisten  Fällen,  als  eine  ent- 
schuldbare erachten  dürfen,  deren  Verletzung  nicht  den  Verlust  der  Ansprüche 
aus  dem  Versicherungsvertrag  zur  Folge  haben  kann,  und  zwar  ohne  dass  es 
vor  Erheblichkeit  erscheinen  könnte,  zwischen  den  einzelnen  Arten  von  Abwesen- 
heit, bezw.  den  Ursachen  derselben  zu  unterscheiden:  die  Abwesenheit  zum 
Zwecke  einer  Vergnügungsreise  steht  der  durch  Gründe  geschäftlicher  Art, 
oder  durch  Familienverhältnisse  veranlassten  vollkommen  gleich.  Wenn  beispiels- 
weise die  bei  dem  Ausbruch  eines  Brandes  von  der  Feuer-Versicherungsgesellschaft 
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vorgeschriebene  Anzeigefrist  dadurch  versäumt  wird,  dass  der  Versicherte 
sich  auf  einer  außereuropäischen  Reise  befindet,  und  ihm  erst  nach  Wochen 
von  dem  Ereignis  die  entsprechende  Mitteilung  gemacht  wird,  so  kann  ihm  die 
Säumnis  nicht  zum  Nachteil  gereichen  (vgl.  Baumgartner  a.  a.  0.,  S.  632,  633). 
Ob  derjenige  Versicherte,  welcher  für  mehrere  Monate  hinaus  abwesend  ist, 
nicht  dadurch  eine  Rechtswidrigkeit  gegenüber  der  Gegenkontrahentin  begeht, 
dass  er  es  unterlägst,  einen  Bevollmächtigten  oder  Vertreter  zu  bestellen, 
welcher  an  seiner  Stelle  und  in  seinem  Namen  auch  der  Versicherungsgesellschaft 
gegenüber  die  erforderlichen  Erklärungen  abzugeben  hat  lässt  sich  nur  an  Hand 
der  konkreten  Thatumstände  beurteilen.  Unter  Umständen  kann  allerdings  in 
einer  derartigen  Unterlassung  eine  solche  rechtswidrige  Verletzung  der  bestehenden 
Vertragspflichten  erblickt  werden.  Selbstverständlich  hat  die  Verwirkung  voll- 
inhaltlich in  Kraft  zu  treten,  wenn  die  Nichtbeachtung  der  Anzeigepflieht  auf 
eine  Rechtswidrigkeit  zurückgeführt  werden  muss  (vgl.  den  Artikel  Anzeige). 


Abzüge  des  Unterschiedes. 

(Neu  für  Alt). 

Siehe  :  Neu  für  Alt  (See- Versicherung). 
Partialschäden  an  Schiffen. 


Accidenzinteressen . 

Gegenstand  der  Versicherung  kann  nicht  nur  ein  Interesse,  sondern  auch 
eine  Mehrheit  von  Interessen  sein,  welche  dieselbe  Person  bezüglich  und  an 
derselben  Sache  besitzt.  "Wenn  diese  Interessen  identisch  sind,  ist  eine 
Simultanversicherung  vorhanden,  sind  dieselben  verschiedener  Art,  so 
spricht  man  von  Accidenzinteressen.  Das  Wesentliche  derselben  bestellt 
darin,  dass  ein  an  sich  schon  vorhandenes  Interesse  des  Versicherten  durch  sie 
erhöht  wird ;  so  versichert  der  Eigentümer  einer  Fabrik  neben  dem  Eigcn- 
tfmierinteresse,  das  insoweit  vorhanden  ist,  als  es  gilt,  die  Immobilien  und 
Mobilien  einschliesslich  Maschinen,  Warenvorräten  und  Rohprodukten  gegen 
Feuerschaden  zu  versichern,  auch  sein  Unternehmet  inteicssc ;  letzteres  besieht 
einmal  im  Minblick  auf  den  ungehemmten  und  unverminderten  Fortbezug  des 
L'nternehfiiergcwinnes,  sodann  aber  in  Ansehung  des  ungestörten  l  orlgangs 
seiner  Produktionstätigkeit  und  der  hiermit  verbundenen  erfolgreichen  Abwehr 
der  Konkurrenz.  Die  Versicherung  des  l'nternehnicrgewinnes  fällt  unter  den 
Begriff  der  Versicherung  eines  imaginären  Gewinnes  (Glx'unage).  Andere 
Fälle  von  Accidenzinteressen  bei  der  Versicherung  sind  die  Berücksichtigung 
der  Unkosten,  welche  durch  die  Rettung  des  durch  die  Versicherung  gedeckten 
Gegenstandes  aus  bestimmter  Gefahr  entstehen,  z.  B.  die  Kosten  der  Löschung 
eines  Brandes,  die  Aufwendungen  für  Bergung  und  Hilfeleistung,  Deutsches 
Handelsgesetzbuch  Art.  742- 7ö6.  $  740—754,  die  Kosten  der  ärztlichen  Be- 
handlung und  des  llcilungsprnzcs-es  bei  einer  Unfallversicherung,  die  Kosten 
des  eventuellen  Prozesses  bei  einer  Haftpflichtversicherung  u.  s.  w.  In  prak- 
tischer Hinsicht  ist  am  wichtigsten  die  Versicherung  des  imaginären  Gewinns. 
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Als  ein  in  Theorie  und  Praxis  unbestrittener  Rechtssatz  ist  zu  bezeichnen,  das* 
die  Accidenzinteressen  nur  dann  berücksichtigt  werden  und  als  mitversichert 
gelten,  wenn  dies  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist,  jedoch  mit  Ausnahme  der 
Rctlungskosten  im  weitesten  Sinne,  welche  unter  die  Versicherung  fallen.  Nach 
H.-G.-B.  Art.  805  §  801  ist  bei  der  Versicherung  von  Gütern  der  imaginäre 
Gewinn  oder  die  Provision,  selbst  wenn  der  Versicherungswert  der  Güter  taxier! 
ist,  als  mitversichert  nur  anzusehen,  sofern  es  im  Vertrage  bestimmt  ist.  Ist  im 
Falle   der   Mitversicherung  des    imaginären   Gewinnes   der  Versicherungswert 
taxiert  aber  nicht  bestimmt,  welcher  Teil  der  Taxe  auf  den  imaginären  Gewinn 
sich  beziehe,  so  wird  angenommen,  dass  zehn  Prozent  der  Taxe  auf  den  ima- 
ginären Gewinn  fallen.  Ist   im  Falle  der  Mitversicherung  des  imaginären  Ge- 
winnes der  Versicherungswert  nicht  taxiert  so  werden  als  imaginärer  Gewinn 
zehn  Prozent  des  Versicherungswerts  der  Güter  als  versichert  betrachtet.  Ist  die 
Ladung  einschliesslich  des  Gewinnes  in  eine  offene  Polize  verwandelt  worden 
und  ergiebt  sich  im  Kalle  des  Vorliegens  eines  Teilsehadens   bei   der  Aus- 
einandersetzung zwischen  dem  Versicherer  und  dem  Versicherten,  dass  die  Ver- 
sicherungssumme nicht  den  vollen  Wert  der  Ladung  und  des  zehnprozentigen 
Gewinns  darstellt,  dass  also  der  Versicherer  zum  Teil  Selbst  Versicherer  ist,  so 
findet  gleichwohl  die  vorstehende  Bestimmung  Anwendung;  das  (deiche  gilt  von 
dem  Falle  der  Mitversicherung  der  Provision  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  an 
Stelle  der  zehn  Prozent  zwei  Prozent  treten   Ist  der  imaginäre  Gewinn  oder  die 
Provision  selbständig  versichert,  der  Versicherungswert  jedoch  nicht  taxiert,  so 
wird  nach  Art.  800  §  80*2  im  Zweifel  angenommen,  dass  die  Versicherungs- 
summe zugleich  als  Taxe  des  Versicherungswertes  gellen  soll.    Die  Mitversiche- 
rung der  Provision  kommt  insbesondere  bei  den  Versicherungen  «  Kür  Rechnung, 
wen  es  angeht»  vor,  indem  der  Kommissionär  für  seinen  Kommittenten  die 
Güter  und  für  sich  die  Provision  versichert  :  solche  Versicherungen  sind  nach 
Art.  78.>  §  781  gültig;  die  Unbestimmtheit,  oh  für  eigne  oder  für  fremde  Rech- 
nung Versicherung  genommen  wurde,  muss  aufhören,  sobald  ein  Anspruch  aus 
dem  Versicherungsverträge  erhohen  wird.  Klagen  unter  der  Formel  «  Kür  Rech- 
nung, wen  es  angeht  >  sind  völlig  unstatthaft,  es  muss  vielmehr  die  Person  des 
Versicherten  klar  hervortreten  und  gegebenen  Kalles  der  Nachweis  geliefert  werden, 
dass  diesem  Versicherten  das  versicherte  Interesse  zur  Zeit  der  Versicherungs- 
nahme  wie  des  Unfalles  zustand  und  dass  ihn  auch  der  eingetretene  Sehaden 
betroffen  hat  (vgl.  Baumgartner,  Gerichtspraxis  Seite  984).   Die  Ausrüslungs- 
kosten,  die  Heuer  und  die  Versicherungskosten  können  zugleich  mit  dem  Schiff 
oder  besonders  versichert  werden,  insoweit  sie  nicht  bereits  durch  die  Versiche- 
rung der  Bruttofracht  versichert  sind:  nach  Art.  800  §  7l)fi  gelten  dieselben 
jedoch  nur  dann  als  mit  dem  Schiff  versichert,  wenn  es  vereinbart  ist.  Der 
Grund  dieser  Bestimmung,  die  eine  analoge  Anwendung  auf  die  Verhältnisse 
der  Versicherung  des  Binnentransporis  nicht  zulüsst,  ist  darin  zu  suchen,  dass 
die  gedachten  Ausgaben  Aufwendungen  sind,  welche  in  jedem  Kalle  verloren 
.sind,   mag  der  Verlauf  der  Reise  auch  noch  so  günstig  sein;  an  und  für  sich 
können  sie  also  nicht  zu  den  versicherbaren  Interessen  gerechnet  werden.  Um 
so  weniger  wäre  es  gerechtfertigt,  ihre  Versicherung  als  eine  in  die  Versiche- 
rung des  Schiffs  fallende  Versicherung  schlechthin  anzusehen.    Die  Accidenz- 
interessen.  welche   nach   deutschem   Scerechl.    überhaupt    mit  berücksichtigt 
werden  dürfen,  können  durch  die  Vereinbarung  der  Personen  nicht  ausgedehnt 
weiden,  weil  durch  Artikel  7S.J      770  in  erschöpfender  Weise  bestimmt  ist. 
was  überhaupt  versichert  werden  kann.   Hiernach  ist  aber  nur  versicherbar  das 
Schiff,  die  Fracht,  die  Ueberfabrlsgeldcr.  die  Güter,  die  Bodmereigeber,  die 
Havereigelder,  andere  Forderungen,  zu  deren  Deckung  Schiff.  Fracht,  Ueber- 
fahrtsgelder  oder  Güter  dienen,  der  von  der  Ankunft  der  Güter  am  Bestim- 
mungsorte erwartete  Gewinn  i  imaginäre  Gewinn!,  die  zu  verdienende  Provision, 
die  von  dem  Versicherer  übernommene  tiefahr  l  Hückversicherung).  In  der  einen 
dieser  Versicherungen  i>l  die  andere  nicht  enthalten.    Nicht  zu  den  versicher- 
baren Interessen  gehört  zu  Folge   ausdrücklicher   Bestimmung   des  Art.  784 
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§  780  die  Heuerforderung  des  Schiffers  und  der  Schiffsmannschaft.  Unter  der 
Versicherung  des  imaginären  Interesses  verbirgt  sich  nicht  selten  auch  die 
Kaskoversicherung.  Nach  Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  9.  April  1897 
—  Baumgartner,  Gerichtspraxis  Seite  1070  —  ist  die  Versicherung  eines  ima- 
ginären Gewinnes,  in  Wahrheit  aber  des  unter  dieser  Bezeichnung  enthaltenen 
Kasko  gültig,  obgleich  der  Versicherungsnehmer  den  Käufer,  welcher  ihm  für 
das  verschollene  Schiff  einen  den  Gewinn  sichernden  Preis  bewilligt  hat,  da- 
durch täuschte,  dass  er  bei  dem  Käufer  den  Irrtum  erregte  oder  unterhielt,  er 
sei  nur  der  Vermittler  des  Verkaufs,  während  als  wirklicher  Verkäufer  eine 
anderweitige  Persönlichkeit  fungiere. 

Was  die  Rettungskosten  im  Kalle  der  Seenot  betrifft,  so  legt  Art.  838 
Ziffer  3,  §  834  Ziffer  3  des  deutschen  H.-G.-B.  die  zur  Rettung,  sowie  zur 
Abwendung  grösserer  Nachteile  notwendig  oder  zweckmässig  aufgewendeten 
Kosten  dem  Versicherer  selbst  dann  zur  Last,  wenn  die  ergriffenen  Massregeln 
erfolglos  gehlieben  sind  und  dies  gilt  nach  Art.  844  Absatz  2,  §  840  Absatz  2 
auch  dann,  wenn  gleich  die  hiernach  im  Ganzen  zu  zahlende  Vergütung  die 
Versicherungssumme  übersteigt.  Im  Wesentlichen  gilt  dies  auch  nach  eng- 
lischem Assekuranzrechte;  trotzdem  dasselbe  an  dem  Satze  fest  hält,  dass  ohne 
entgegenstehende  Vereinbarung  der  Versicherer  niemals  über  den  Betrag  der 
gezeichneten  Summe  haftet,  so  hat  sich  doch  die  Rechtsübung  entwickelt,  dass 
den  Versicherten  die  Verbindlichkeit  zur  Vornahmo  der  den  Umständen  nach 
angemessenen  Rettungsmassregoln  auferlegt  wird,  wogegen  anderseits  die  Ver- 
sicherer gehalten  sind,  in  Veranlassung  solcher  Massregeln  über  die  Versiche- 
rungssumme hinaus  zu  haften;  dieselbe  hat  zu  der  Aufnahme  der  «Suing  and 
Labouring  clause»  in  die  Lloyd-Polize  geführt,  deren  Rechtsgültigkeit  von  den 
Gerichten  anerkannt  wird.  Baumgartner,  Gcriehtspraxis  Seite  PJ5H.  Vgl.  den 
Artikel  Suing  and  labouring  clause. 


Acquisiteur 

(Agent) 

Siehe  auch  Inspeetor. 

ist  derjenige  welcher,  ohne  mit  der  Verwaltung  einer  Agentur  beauftragt  zu 
sein,  sich  lediglich  mit  der  Acquisilion  fs.  d  \V.)  neuer  Anträge  beschäftigt, 
entweder  gegen  einen  Gehalt  oder  gegen  Abschlussprovision.  Gewöhnlich  erhält 
der  A.  eine  höhere  Abschlussprovision,  da  er  auf  keinerlei  spätere  Vergütung, 
insbesondere  auf  Inkassoprovision  rechnen  kann. 

Der  A.  hat  von  der  Gesellschaft  keinerlei  Vollmacht,  seine  Thätigkeit  ist 
beschränkt  auf  das  Aufsuchen  neuer  Versichcrungslusliger  und  Verhandlungen 
mit  denselben  behufs  Abschluss  einer  Versicherung.  Her  Acquisileur  ist  nicht 
mit  dem  Inkasso  der  Prämien  oder  mit  der  Schadenregulierung  oder  sonstiger 
Aufträge  der  gewöhnlichen  Versicherung»- Agenten  betraut 


Acquisition 

auch  Acquisitionsthätigkeil  bezeichnet  die  Thäti»keil,  welche  den  Erwerb  neuer 
Anträge  für  die  Gesellschaft  bezweckt. 
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Actio  Pauliana. 

Die  Anfechtung  eines  Versicherungsvertrags  von  Seiten  der  Gläubiger  des 
Versicherungsnehmers  wegen  Benachteiligung  derselben  ist  nur  innerhalb  sehr 
enger  Grenzen  möglich,  sowohl  nach  der  gemeinrechtlichen  Actio  Pauliana.  als 
auch  nach  der  Ausgestaltung,  welche  dieselbe  in  Art.  1167  des  code  civil, 
bezw.  in  dem  Reichsgesetz  vom  21.  Juli  1870,  betreffend  die  Anfechtung  von 
Rechtshandlungen  eines  Schuldners  ausserhalb  des  Konkurses  und  durch  die 
deutsche  Konkursordnung,  I  Tit.,  3,  erhalten  hat.  Ist  der  Versicherte  zugleich 
der  BeneGziar  des  Vertrags  so  fällt  die  Versicherungssumme  ihm,  bezw.  seinem 
Nachlass  zu  und  wird  damit  ein  Teil  seines  dem  Zugriff  der  Gläubiger  unterlie- 
genden und  das  gemeinschaftliche  Pfand  der  Gläubiger  bildenden  Vermögens;  an 
dem  Interesse  und  der  Möglichkeit  einer  Anfechtung  fehlt  es  somit  unter  dieser 
Voraussetzung,  so  dass  praktische  Bedeutung  nur  der  Fall  besitzt,  in  welchem 
der  Versicherte  mit  dem  BeneGziar  nicht  identisch  ist.  Es  lässt  sich  nicht 
bestreiten,  dass  der  Versicherte  unter  Umständen  den  Versicherungsvertrag 
im  Bewusstsein  seiner  Zahlungsunfähigkeil  und  in  der  Absicht,  die  Gläubiger 
zu  benachteiligen,  abschliessen  kann,  und  in  der  Ausführung  derselben  die  Mittel 
zur  Zahlung  der  Prämien  seinem  Vermögen  mit  Benachteiligung  jener  entnimmt; 
wenn  dem  Versicherer  dies  bekannt  war,  er  also  doli  partieeps  ist,  so  können  die 
Gläubiger  die  Rückgewähr  der  gezahlten  Prämien  verlangen,  durch  deren 
Bezahlung  das  zu  ihrer  Verfügung  befindliche  Vermögen  des  Schuldners 
vermindert  wurde,  da  es  nicht  fraglich  ist,  dass  unter  den  Rechtshandlungen 
im  Sinne  des  $  3  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1879  und  des  $  21  der  Konkurs- 
Ordnung  auch  Verträge  zugunsten  Dritter  zu  verstehen  sind  :  die  Schwierigkeit 
liegt  jedoch  in  dem  Beweis,  dass  der  V  ersicherer  die  betreffende  Kenntnis  halte ; 
diese  Schwierigkeit  ist  so  gross,  dass  der  dem  anfechtenden  Gläubiger  in  dieser 
Beziehung  obliegenden  Beweisptlicht  nur  in  Ausnahmefällen  genügt  werden  kann; 
in  Frankreich  ist  man  daher  geneigt,  den  Gläubigem  die  Anrufung  des  Art.  1 107 
des  code  civil  vollständig  zu  versagen  und  sie  auf  Art.  1 16G  zu  verweisen, 
welcher  die  Gläubiger  ermächtigt,  alle  Hechle  und  Klagen  ihres  Schuldners 
auszuüben,  welche  nicht  an  die  Person  desselben  geknüpft  sind:  indessen  giebt 
dieser  Artikel  hierzu  keine  Handhabe  (vgl.  Lefort,  Contrat  d'assurance  sur  la 
vie  III.  S.  0»,  Oh.  Auch  wenn  der  Konkurs  über  den  Nachlass  des  Versicherten 
eröfTnet  ist,  um!  der  mit  demselben  nicht  identische  BeneGziar  die  Versicherungs- 
summe zu  beanspruchen  hat,  können  die  Gläubiger  unter  den  gedachten  Voraus- 
setzungen die  Anfechtungsklage  zum  Zweck  der  Rückgewähr  der  Prämien 
verlangen  (vgl.  Dreyer  in  der  Zeitschrift  für  französisches  Zivilrecht,  Bd.  NX, 
S.  548,  540  und  Baumgartner,  Gerichlspraxis  S.  834,  835).  Weiteres  kann 
von  den  Gläubigern  nicht  verlangt  werden,  insbesondere  nicht  die  Rückgewähr 
der  von  dem  BeneGziar  bezogenen  Versicherungssumme:  denn  diese  wird  dem 
BeneGziar  nicht  aus  dem  Vermögen  des  Versicherungsnehmers  gezahlt,  sondern 
vielmehr  aus  dem  des  Versicherers ,  es  liegt  also  m  Wirklichkeit  eine 
Verminderung  des  Vermögens  jenes  gar  nn-hl  vor,  so  da->  von  einer 
Benachteiligung  der  Gläubiger  auch  nicht  gesprochen  werden  kann.  Die  Ver- 
sicherung entzieht  denselben  mit  Nichten  Ktwas.  was  sie  ausserdem  würden 
erhalten  haben,  weder  unmittelbar  noch  mittelbar.  Abgesehen  davon  würde  die 
Anfechtung,  soweit  sie  sich  auf  Rückgewähr  des  Bencli/.iunis  richtet,  auch  schon 
um  deswillen  abzuweisen  sein,  weil  das  heutige  Recht  die  Gültigkeit  des  Lebens- 
Vcrsichenmgsverlrags  zu  Gun-lcn  Dritter  anerkennt  und  daher  der  Anspruch 
auf  die  Versicherungssumme  ein  ursprüngliches  und  selbständiges  Recht  dieses 
ist,  somit  überhau]»!  keinen  Teil  des  Aktivvermögens  des  Schuldners  und 
Versicherungsnehmers  bildet.  Kndlich  aber  ist  es  ein  logischer  Widerspruch, 
wenn  die  Gläubiger  /.war  einerseits   die  Rechtshe».iändigkeit  des  ganzen  Ver- 
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Sicherungsvertrags  anfechten,  andererseits  aber  da«  aus  der  Erfüllung  dieses 
Vertrags  herstammende  Kapital  für  sich  in  Anspruch  nehmen  (vgl.  Lefort  a.  a.  0., 
S.  93).  Es  kann  somit  Gegenstand  der  Anfechtung  immer  nur  der  von  dem 
Versicherlen  gezahlte  Prämienbetrag  sein.  Hiernach  beantwortet  sich  auch  die 
Frage,  ob  die  der  Ehefrau  auf  Grund  der  von  dem  verstorbenen  Ehemann  zu 
ihren  Gunsten  abgeschlossenen  Versicherung  ausgezahlte  Versicherungssumme 
zum  Gegenstand  einer  Anfechtungsklage  gemacht  werden  kann  V  Dieselbe  ist 
zu  verneinen  und  auch  §  V5  Ziffer  2  der  Konkurs-Ordnung  bietet  keine  Hand- 
habe hierfür,  womit  allerdings  die  bei  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts  in 
Zivilsachen,  Bd.  I.  S.  1131  abgedruckte  Entscheidung  des  Reichsgerichts  inso- 
fern nicht  ubereinstimmt,  als  dieselbe  die  Möglichkeit  des  Zurückverlangen« 
der  Versicherungssumme  nach  Art.  25  der  Konkursordnung  unter  Umständen 
zugiebt,  was  jedoch  nur  dann  richtig  erscheint,  wenn  die  Versicherungssumme 
nicht  unmittelbar  der  Ehefrau  als  dem  Benefiziar  zu  Teil  wird,  sondern 
zunächst  in  den  Nachlass  fällt,  was  icgelmässig  nicht  der  Fall.  Mit  Rücksicht 
auf  §  330  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  kann  die  Unzulftssigkeit  des  auf  Rück- 
gewähr  der  Versicherungssumme  gerichteten  Verlangens  nicht  mehr  zweifelhaft 
sein ;  es  bestimmt  diese  Vorschrift :  « Wird  in  einem  Lebensversicherungs- 
oder einem  Leibrenten-Verträge  die  Zahlung  der  Versicherungssumme,  oder 
der  Leibrente  an  einen  Dritten  bedungen,  so  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  dass 
der  Dritte  unmittelbar  das  Recht  erwerben  soll,  die  Leistung  zu  fordern.  Das 
Gleiche  gilt,  wenn  bei  einer  unentgeltlichen  Zuwendung  dem  Bedachten  eine 
Leistung  an  einen  Dritten  auferlegt,  oder  bei  einer  Vermögens-  oder  Gutsüber- 
nahme von  dem  Uebernehmer  eine  Leistung  an  einen  Dritten  zum  Zwecke  der 
Abfindung  versprochen  wird.  >  Vgl.  auch  §  331:  »  Soll  die  Leistung  an  den 
Dritten  nach  dem  Tode  desjenigen  erfolgen,  welchem  sie  versprochen  wird,  so 
erwirbt  der  Dritte  das  Recht  auf  die  Leistung,  im  Zweifel  mit  dem  Tode  des 
Versprechensempfängers. »  Bezüglich  der  belgischen  und  schweizerischen  Praxis, 
die  ebenfalls  an  den  im  Vorstehenden  vertretenen  Anschauungen  festhält,  vgl. 
Lefort  a.  a.  0.,  S.  91,  Anm  2. 

Ist  die  nicht  zu  Gunsten  eines  Dritten  genommene  Versicherung  cediert 
oder  verpfändet  worden,  so  unterliegt  die  Frage  der  Anfechtung  des  betreffenden 
Rec  htsaktes  den  allgemeinen  für  die  Anfechtung  geltenden  Vorschriften  ;  dringen 
die  Gläubiger  mit  dem  Anfechtungsanspruch  durch,  so  fällt  der  Vcrsichcrungs- 
anspruch  wieder  in  das  Vermögen  des  Versicherungsnehmers  zurück.  Auf 
Grund  des  $  24  Ziffer  1  der  Konkurs-Ordnung  w  ürde  eine  solche  Rechtshandlung 
mit  Erfolg  angefochten  werden  können,  wenn  der  Schuldner  bei  Vornahme 
der  Cession  oder  Verpfändung  das  Bewusstsein  hatte,  dieselbe  werde  mit  Wahr- 
scheinlichkeit, d.  h.  nach  dem  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge,  eine  Benach- 
teiligung der  Gläubiger  zu  Folge  haben.  Ist  bei  der  Versicherung  zu  Gunsten 
eines  Dritten  eine  Cession  seitens  des  Versicherungsnehmers  erfolgt,  so  kommt 
es  für  die  Entscheidung  der  Anfechtungsklage  auf  die  Feststellung  an.  ob  die 
Versicherung  für  bestimmte  Dritte,  oder  für  die  Erben  genommen  ist,  bezw. 
zum  Nachlass  gehört !  Nur  im  Falle  die  Frage  im  Sinne  der  letztem  Alternative 
zu  beantworten  ist  kann  der  Klage  Erfolg  zu  Teil  weiden.  Dass  die  Verpfändung 
einer  Versicherung  zu  Gunsten  Dritter  das  dem  Benefiziar  zustellende,  wenn  auch 
nur  bedingte  Forderungsrecht  nicht  aulliebt,  ist  anerkannt;  es  kann  aus  der 
Verpfandung  nur  so  viel  geschlossen  werden,  dass  der  Benefiziar  das  mit  dem 
Tode  des  Versicherungsnehmers  erworbene  eigene  Recht  mit  diesem  Pfandrecht 
beschwert  erworben  hat.  (Baumgartner,  Gerichtspraxis  S.  879.)  Anderseits 
beseitigt  hingegen  die  Cession  das  Recht  des  Betief i/.iars.  denn  das  bedingte 
Forderungsrecht  desselben  wird  mit  dem  Tode  des  Versicherungsnehmers  nur 
dann  und  nur  insoweit  zu  einein  unbedingten,  als  nicht  derselbe  zu  seinen  Leb- 
zeiten eine  Verfügung  getroffen  hat,  welche  damit  unvereinbar  ist  (Baumgartner, 
Gerichtspraxis,  S.  cG6.) 

Dr.  Fuld. 
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Actuary. 

Siehe :  Versicherungsleehniker. 

Actuary  ist  die  englische  Bezeichnung  für  einen  Versicherungsleehniker  resp. 
Versieherungsmathematiker.  Von  der  grössten  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der 
Versieherungstcchnik  ist  die  in  London  1840  von  den  hervorragendsten  Ver- 
sicherungsteehnikern  gestiftete  Verscherungs-Akadcmic,  Institute  of  Aetuaries(s  d.). 


Adjudikatar 

heisst  der  Ersteher,  d.  i.  derjenige,  dem  bei  der  gerichtlichen  Zwangsversteige- 
rung auf  sein  Meistgebot  das  versteigerte  Grundstück  durch  Zuschlagsurteil 
(adjudicaloria)  zugesprochen  wird.  In  versicherungsrcehtlichcr  Beziehung  kommt 
seine  Stellung  in  doppelter  Hinsicht  inhetracht,  insofern  nämlich  einerseits  die 
Krage  entsteht,  ob  er  in  einen  Feuerversicherungsvertrag,  der  bezüglich  des 
versteigerten  Grundstücks  bestand,  ohne  weiteres  eintritt,  und  andererseits  sein 
Anspruch  auf  Versicberungsgclder,  die  für  einen  vor  der  Zuschlagserteilung 
entstandenen  Schaden  zahlbar  sind,  zu  prüfen  ist.  —  Was  die  erslere  Frage 
angebt,  so  gilt  nach  der  nunmehr  allgemein  herrschenden  Ansicht  der  Versiche- 
rungsvertrag als  ein  obligatorisches  Rechtsverhältnis  ohne  dinglichen  Charakter, 
welches  das  Interesse  des  Versicherungsnehmers  zu  decken  bestimmt  ist  und 
daher  mit  dem  Wegfall  dieses  Interesses,  wie  derselbe  hinsichtlich  des  Eigen- 
tümer-Interesses namentlich  auch  bei  der  (freiwilligen  oder  zwangsweisen)  Ver- 
äusserung  der  Sache  eintritt,  gegenstandslos  wird.  Selbst  wenn  man  die  Rechts- 
nachfolge des  Adjudikatars,  wegen  ihrer  Entstehung  durch  einen  Akt  der  Staats- 
autorität, als  eine  Art  II  n i  versal -Succcssion  ansehen  wollte,  die  mit  dem 
Grundstücke  zugleich  dessen  Zubehör  ergreift,  würde  dies  für  die  Versicherungs- 
gelder  ohne  Relang  sein,  denn  deren  Pcrlinenzqualität  ist  nach  keinem  der 
geltenden  Rechtssysteme  anzuerkennen.  Zwar  isl  sowohl  im  Geltungsbereich 
des  preussischen  (Gesetz  vom  5.  Mai  187 '2,  $  30)  als  des  rheinischen  Rechts 
(Gesetz  vom  17.  Mai  1884,  i;  1,  Gesetz  vom  12.  April  1888.  £  14)  die  Er- 
streckung  der  Hypolhekarhafl  auf  die  Versicherungsgelder,  soweit  dieselben  nicht 
statutmässig  zum  Wiederaufbau  der  versicherten  Gebäude  verwendet  werden 
müssen  oder  thatsächheh  dazu  verwendet  worden  sind,  ausgesprochen.  Aber 
damit  sind  sie  nicht  zum  Zubehör  des  Grundstücks  erklärt  iKrk.  des  Obertrib. 
vom  2i>.  Juni  1877,  Gruchot.  Beiträge  XXII.  S.  4(Jü).  Der  Versicheriingsanspruch 
ist  vielmehr  ein  persönliches  Recht  des  Versicherungsnehmers,  und  der  l  eber- 
gang  desselben  auf  den  neuen  Erwerber  des  Grundstücks,  gleichviel  aus  welchem 
Rechlstitel  —  vom  Erbgang  natürlich  abgesehen  —  die  Erwerbung  erfolgt  ist, 
aus  allgemeinen  Rcchtsgrundsätzcn  nicht  abzuleiten.  Uurch  landesgesetzliche 
Vorschrift  (vgl.  z.  B.  Prctiss.  Allg.  Eandr..  T.  II,  Titel  8.  £  2103)  ist  mitunter 
der  Rcchlssalz  aufgestellt,  da-s  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Eigentümers 
auf  den  Re>tand  der  Versicherung  ohne  Einfhiss  ist.  und  dieser  Satz  wird  in 
der  Rechlsprecliung  dabin  ausfiele»!,  dass  das  Veisielierungsverhältnis  kraft  Ge- 
setzes auf  den  neuen  Eigentümer  übergeht,  ohne  dass  hierbei  ein  Unterschied 
zwischen  freiwilliger  und  notwendiger  Veräusscrnng  gemacht  wird.  Aber  diese 
Vcix  lii  ilt  ist  um-  siib-  difiics  lle.  ht.  kann  rinn  Ii  den  Versicherungsvertrag  ab- 
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geändert  werden,  und  wird  regelmässig  dahin  abgeändert  (vgl.  Allgemeine  Ver- 
sicherungsbedingungen des  Verbandes  deutscher  Privat-Feuervers. -Gesellschaften, 
§  5,  Ziffer  4),  dass  der  Eintritt  des  neuen  Eigentümers  in  den  Versicherungs- 
vertrag von  der  Genehmigung  der  Gesellschaft  abhängig  gemacht  ist.  Inwieweit 
der  vor  dem  Zuschlagsurteil  entstandene  Anspruch  auf  eine  konkrete  Versiche- 
rungssumme mit  dem  Grundstücke  dem  Erst  eher  desselben  zufällt,  ist  eine 
Frage  des  Subhastationsrechts,  die  von  dem  Uebergange  der  Versicherung  selbst 
auf  den  neuen  Erwerber  ganz  unabhängig  ist.  Auch  wo  die  Haftung  der  Ver- 
sicherungsgelder für  die  Hypotheken  und  Realschulden  gesetzlich  festsieht  (siehe 
oben),  ist  damit  nur  bestimmt,  dass  dieselben  an  sich  zur  Immobiliarmassc 
gehören,  der  obigen  Frage  aber  nicht  präjudiziert.  Entscheidend  ist  in  diesem 
Falle,  ob  die  gezahlten  Versicherungsgelder,  bezw.  der  Anspruch  auf  die  noch 
nicht  bezahlten  Versicherungsgelder  mit  zur  Versteigerung  gestellt  sind,  und 
daher  gleichfalls  den  Gegenstand  des  Zuschlags  bilden.  Es  sind  zwei  Fälle  mög- 
lich. Entweder  werden  die  Versicherungsgelder  von  der  Versteigerung  ausge- 
schlossen, unmittelbar  zur  Befriedigung  der  Hypothekgläubiger  verwendet  und, 
soweit  sie  hierzu  nicht  erforderlich  sein  sollten,  dem  Subhaslalen  vorbehalten; 
Gegenstand  der  Versteigerung  bildet  dann  nur  das  Grundstück,  wie  es  nach  dem 
Brande  zur  Zeit  der  Versteigerung  vorhanden  ist,  und  dem  Adjudikatar  steht 
ein  Anspruch  auf  die  Versiclierungsgeldcr  nicht  zu.  Oder  die  Versteigerungs- 
bedingungen werden  daliin  aufgestellt,  dass  auch  die  Versicherungsgelder  mit 
ausgeboten  werden  —  wo  dann  der  hiernach  zu  erwartende  höhere  Erstehungs- 
preis die  Befriedigung  der  Gläubiger  sichert ;  in  diesem  Falle  erwirbt  der  Ad- 
judikatar den  Anspruch  auf  die  Versicherungsgelder,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
dies  im  Zuschlagsurteil  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  sein  sollte. 

Wiedemann. 


Aenderung 

a)  Versicherungs-Recht. 

Lebens  -  Versicherung,  Feuer-,  See -Versicherung)  im  Sinne  von  Andersgestal- 
tung thatsächlicher  Umstände,  erscheint  als  ein  für  das  Versicherungswesen  im 
Allgemeinen,  insbesondere  aber  für  den  Versicherungsvertrag  ungemein  bedeut- 
sames Moment,  welches  nach  mehreren  Richtungen  einen  hochwichtigen  Einfluss 
ausübt  und  demgemäss  eine  eingehende  Erörterung  verlangt.  Zunächst  kann  sich 
die  Andersgestaltung  der  grundlegenden,  d.  i.  der  beim  Absrhluss  des  Ver- 
sicherungsvertrags bestandenen  thatsächlichen  Umstände  beziehen: 

a)  auf  den  Vert  ra  gs  i  nh  a  1 1 , 

b)  auf  die  V o r a u s s e tzun g e n  des  Vert rags,  endl  ich 

c)  auf  die  vertragsgemässen  Gefahrmomente. 

und  wird  auch  die  weitere  Darlegung  an  diese  Einteilungsglieder  anzuknüpfen 
haben. 

Ad.  A.  Den  Paciseenten  des  ursprünglichen  Versicherungsvertrages  steht 
schon  nach  festsstehenden  Rechtsgrundsätzen  frei,  ihn  beliebig  abzuändern, 
namentlich  ihn  zu  prolongieren  oder  eine  Nachversicherung  (siehe  dies  Stich- 
wort) zu  vereinbaren,  d.  h.  sowohl  die  Jahresprämic  als  die  Versicherungs- 
summe —  durch  Erhöhung  oder  Ermässigung  —  zu  ändern,  wobei  dieselben 
Grundsätze  hinsichtlich  der  Anzeigeptlicht  platzgreifen,  wie  beim  ursprünglichen 
Vertragsabschlüsse.  Abgesehen  von  dieser  spontanen  Aenderung  seitens  der  Par- 
teien können  jedoch  auch  die  heim  Vertragsabschlüsse  bestandenen  thatsäch- 
lichen Umstände  ohne  Zuthun  dar  Parteien  eine  andere  Gestaltung  erfahren, 
und  zwar  schon  aus  der  Ursache,  weil  der  Versicherungsvertrag  auf  eine  gc- 
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wisse  Zeitdauer  abgeschlossen  wird,  und  sind  diese  Aenderungen  in  rechtlichem 
Sinne  noch  scharfer  ins  Auge  zu  lassen.  Zwar  kann  das  Vertragsziel,  nämlich 
die  Sicherstellung  gegen  die  den  Versicherungsnehmer  hinsichtlich  seines  Gutes 
bedrohenden  Gefahren,  schon  im  Augenblicke  des  Vertragsabschlusses,  sich  als 
unerreichbar  darstellen,  weil  schon  dazumal  etwa  der  Versicherer  in  finanzieller 
Deroule  schwebte  oder  weil  das  Sicherungsziel  nachher  eludiert  worden  ist. 
entweder,  dass  z.  B.  das  versicherte  Interesse  die  Qualität  der  Krlaubtheit  verlor, 
oder  der  Versicherer  selbst  in  Vermögens  verfall  geriet  (was  nur  bei  Aktien- 
gesellschaften, jedoch  nicht  bei  Wechselseitigen  möglich  ist). 

I.  Unsicherheit  des  Versicherers  kann  eintreten:  1.  infolge  Konkurs- 
eröffnung über  sein  Vermögen,  oder  auch  nur  2.  Zahlungseinstellung;  3.  in- 
folge Erfolglosigkeit  einer  Exekution  in  sein  Vermögen ;  i.  infolge  gänzlicher 
oder  teilweiser  Aufzehrung  des  investierten  (Aktien-  oder  Garantie-)  Kapitals, 
oder  gar  5.  Uebersehuldung,  endlich  6.  durch  Verzicht  auf  die  Haupleinnahms- 
quelle  mittelst  sogenannter  Abtretung  des  Portefeuilles  —  d.  i.  sämtlicher  An- 
sprüche und  Verbindlichkeilen  eines  Versicherers  aus  allen  Versicherungs- 
verträgen oder  jenen  einer  gewissen  Kategorie  —  an  einen  anderen  Versicherer 
unter  Freilassung  des  Beitrittes  für  die  Versicherungsnehmer,  oder  Aullösung 
des  Versicherungsverhältnisses  seitens  ihrer  oder  anderweitiger  Sicherstellung. 

Tritt  eine  derartige  finanzielle  Deroute  an  Seite  des  Versicherers  ein.  so 
erwachsen  hieraus  für  den  Versicherungsnehmer  folgende  Befugnisse  zu  be- 
liebiger Gebrauchsnahme :  a)  den  Vertrag  aufzulösen  —  gegen  Einbehaltung 
oder  Rückforderung  der  noch  ausständigen  oder  bereits  prästierten  Gegen- 
leistung —  wobei  bemerkt  wird,  dass  bei  Wechselseitigen  die  Mitglieder  diese 
Befugnis  nicht  besitzen,  sondern  das  Geschick  der  Gesellschaft  teilen  müssen, 
ausgenommen  den  Fall  des  Nachweises,  dass  die  Wechselseitige  schon  im 
Momente  des  Beitrittes  finanziell  decadent  war,  und  das  Mitglied  in  doloser 
Weise  zum  Beitritt  veranlasst  wurde.  Im  Falle  einer  Lehensversicherung  hat  der 
Versicherungsnehmer  vom  Versicherer  den  derzeitigen  Versicherungswert ,  näm- 
lich so  viel  zu  beanspruchen,  als  er  zur  ganz  gleichen  Versicherung  seines 
Lebens  hei  einem  andern  Versicherer  bedarf  (im  Falle  der  Uebersehuldung  den 
entsprechenden  Prozentsatz).  Der  Versicherungsnehmer  kann  aber  auch  b)  auf 
Kosten  des  bisherigen  Versicherers  bei  einem  andern  Versicherer  auf  die  Best- 
zeit der  Versicherungsdauer  sich  versichern,  worauf  jedoch  der  bisherige  Ver- 
sicherer kein  Hecht  hat,  sondern  was  im  freien  Beliehen  des  Versicherungs- 
nehmers liegt,  der  auch  ganz  unversichert  bleiben  darf,  oder  eventuell  kann 
endlich  c)  unter  Festhallung  an  seinem  Vertrage  sich  die  auf  sein  Risiko  ab- 
geschlossenen Hi'nkv er-ichcrungen  cedieren  lassen,  wogegen  der  Versicherer 
durch  Sicherheitsleistung  vorbeugen  kann. 

II.  Häutiger  treten  die  Fälle  der  Unsicherheit  des  Versicherungs- 
nehmers wegen  Umständen  ein.  welche  seine  Gegenleistung  ins  Ungewisse 
setzen,  wobei  auseinander  zu  halten  ist.  oh  I.  die  Gegenleistung  sofort  bei  Ver- 
Iragsschhiss  oder  nachträglich  zu  entrichten  ist,  oder  '2.  ob  die  Verlragsdauer 
über  mehrere  Versicherungsperioden  sich  erstreckt. 

Ad.  i  läuft  der  Versicherer  keine  Gefahr,  wenn  die  Gegenleistung  sofort 
bei  Vertragsschluss ,  wohl  aber,  wenn  sie  deeur-iv  (wie  meist  bei  Wechsel- 
seitigen) oder  zu  bestimmten  Zeiten  (vierteljährlich)  zu  prästieren  ist,  wo  dann 
leicht  «-ine  Deroute  des  Versicherungsnehmers  eintreten  kann  und  die  Besorgnis, 
die  Gegenleistung  zum  Teile  oder  zur  Gänze  nicht  zu  empfangen.  Hier  ge- 
währen einigt»  Vei  siclieruugsgesctze  i  Belgien.  Italien)  dieselben  Befugnisse,  w  ie 
dem  Versicherungsnehmer  bei  Unsicherbeil  des  Versicherers,  nämlich  Vertrags- 
auflösung oder  Sichcrheilsbeslclhing. 

Ad.  *J  wird  die  Fortdauer  der  Versicherung  von  der  Zahlung  der  für  jede 
Versicherungsperiode  neu  zu  entrichtenden  Urämie  abhängig  gemacht,  es  sei 
denn,  dass  sogenannte  Bespektlage  (wie  ziemlich  oll)  vorgesehen  sind,  nämlich 
eine  SlrafzahlungslVist.  so  dass  durch  Uräslierung  der  Leistung  während  der- 
selben die  Fori i lauer  des  Versicherungsvertrags  er/.wingbar  ist.  jedoch  der  Ver- 


Digitized  by  Google 


Aenderung. 


157 


sicherer  die  Ersatzleistung  refusieren  kann,  wenn  der  Schaden  während  dieser 
Zeit  eintritt  (siehe  die  detailliert  eingehende  Erörterung  unter :  « Respekttage »). 

Ad.  B.  Eine  Aenderung  in  der  Person  des  Anspruchsberechtigten 
während  der  Vertragsdauer  ist  denkbar  entweder  a)  vor  oder  b)  nach  Eintritt 
des  Schadens.  In  beiden  Fällen  wird  der  Rechtsbestand  des  Versicherungs- 
vertrages hierdurch  nicht  alteriert  und  muss  im  Hinblick  auf  den  Artikel  8Ö»3, 
Abs.  1  H.-G.-B.  die  Abtretung  ebenso  wie  die  Verpfändun g  des  Versicher- 
ungsanspruehs  als  unbedingt  freigelassen  gelten.  Es  frägt  sich  nur,  ob  dem 
Versicherer  gegenüber  eine  Aenderung  in  der  Person  des  Versicherungs- 
nehmers ohne  weiteres  platzgreifen  kann.  —  mit  anderen  Worten,  ob  der  Ver- 
sicherer an  Stelle  des  ursprünglichen  Kontrahenten  einen  neu  eintretenden 
Rechtsnehmer  aeeeptieren  muss,  —  vorausgesetzt,  dass  das  versicherte  Interesse 
ein  nicht  an  der  Person  klebendes,  sondern  an  und  für  sich  üherlragbares  ist. 
Die  Frage  wird  darnach  zu  lösen  sein,  ob  ein  objektives  oder  subjektives 
Interesse  als  Substrat  der  Versicherung  sich  darstellt,  —  und  ist  in  jenem 
Falle  zu  bejahen,  nämlich  im  Allgemeinen  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  ein 
Mehr  oder  Weniger  an  Zuverlässigkeit  als  ein  persönliches  Moment  des  Ver- 
sicherungsnehmers für  den  Bestand  des  Vertrages  unerheblich  erscheint.  Ein 
Protest  des  Versicherers  wäre  nur  etwa  dann  slalthaft,  wenn  durch  den  Eintritt 
der  neuen  Persönlichkeit  das  objektive  Interesse  —  als  Risiko  des  Versicherers 
betrachtet  —  gefährlicher  bedroht  erschiene,  mithin  zugleich  das  ursprüng- 
liche Gefahrsmonient  eine  Aenderung  und  zwar  zum  Schlimmeren  erlitte. 
Nun  ist  jedoch  die  Persönlichkeit  des  Versicherungsnehmers  überhaupt  kein 
massgebendes  Moment  der  Versicherung,  —  wie  denn  auch  kein  Zweifel  darüber 
besteht,  dass  der  Erbe  des  Versicherungsnehmers  jewcilen  an  Stelle  des  Erb- 
lassers in  den  Vertrag  eintreten  könne.  —  nur  für  den  Verkehr  inter  vivos  würde 
der  linterschied  zwischen  Sach-  und  Person  en  Versicherung  zu  beachten  sein. 
Bei  jener  wird  mit  der  Ueberlragung  des  Eigentums  (auch  anderer  dinglichen 
oder  Forderungsrcchte)  auch  das  Interesse  abgetreten,  —  und  mit  diesem  die 
Rechte  aus  dem  Versicherungsvertrage,  namentlich  bei  klar  erkennbarem  Willen 
des  Versicherers,  es  sei  für  ihn  die  Persönlichkeit  irrelevant  (z.  B.  durch  die 
Klausel  «für  Rechnung  wen  es  angeht»)  —  was  auch  dem  llandelsgesetzbuche 
(Art.  9.14,  ÜD5)  und  der  heutigen  Verkehrsanschauung  entspricht.  Inden»  also 
beim  Vertragsabschluss  noch  das  subjektive  Interesse  versichert  wird,  wird  für 
die  weitere  Dauer  der  Versicherung  hiervon  abgesehen  und  rnüssle  das  Gegen- 
teil speziell  unter  den  Paciscenten  vereinbart  werden  (wie  z.  Ii.  in  den  Beding- 
ungen der  Mobiliar -Versicherungsgesellschaften  in  der  Regel,  dass  mit  dem 
Uebergange  des  Interesses  an  einen  Anderen  der  Versicherungsanspruch  erlischt, 
falls  der  Uebergang  nicht  vorher  angezeigt  wird,  —  dass  jedoch,  wenn  Anzeige 
erfolgt,  der  Versicherer  den  Vertrag  aufhoben  oder  fortsetzen  kann.  Ungeachtet 
der  Cessibilität  des  Versicherungsanspruchs  geht  also  nach  dem  heutigen  Stande 
der  Theorie  und  Praxis  die  Versicherung  von  Rechtswegen  auf  den  Erwerber 
des  Interesses  nicht  über,  ausser  bei  Zwan  gs  Verpflichtung  zur  Versicherung 
(bei  den  öffentlichen  Feuersocietäten  in  Preussen  auch  ohne  Zwang).  Ingleichen 
hören  auch  die  Pflichten  des  Versicherungsnehmers  auf,  wenn  die  Versicherer 
beim  Eintritt  der  Persoasänderung  nicht  fortgesetzt  wird,  nur  für  die  laufende 
Versicherungsperiode  ist  die  Gegenleistung  zur  Gänze  zu  entrichten. 

In  anderer  Weise  gestaltet  sich  die  Sache  bei  der  Personen  Versicherung. 
Hier  kann  eine  andero  Person  dem  ursprünglichen  Versicherungsnehmer  dann 
nicht  substituiert  werden,  falls  dieser  auf  eigenes  Erleben  oder  Ableben 
Versicherung  genommen,  —  oder  sich  selbst  gegen  Unfälle  versichert  hat,  — 
weil  dies  eine  Aenderung  der  Versicherung  in  objecto  wäre,  —  während  die 
Person  des  Begünstigten  allerdings  änderbar  ist.  Bei  der  anfänglich  schon  auf 
den  Kopf  eines  Andern  gestellten  Versicherung  darf  jedoch  immerhin  ein  neuer 
Interessent  an  Stelle  des  ursprünglichen  eintreten,  weil  da  schon  grundsätzlich 
kein  Unterschied  von  der  Sachversicherung  platzgreift. 

2)  der  Vcrsicherungsanspruch  ist  weiters  auch  verpfändbar,  und  zwar 
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ohne  jede  Rückwirkung  auf  den  Rechlsbcstand  der  Versicherung,  indem  die 
Verpfändung  nur  für  die  Geltendmachung  des  Anspruchs  von  Bedeutung  ist. 
Wird  jedoch  der  (legenstand  der  Versicherung  selbst  verpfändet,  so  erseheint, 
falls  das  ganze  Eigentumsinteresse  versichert  war,  der  Pfandgläubiger  als  sog. 
Konkurrenz-Interessent  (siehe  dies  Stichwort),  da  der  correlate  Anteil  des  Eigen- 
tümerinteresses für  die  Summe  seiner  Forderung  auf  ihn  überging  —  oder  es 
inuss  zu  seinem  Schutze  ein  gesetzliches  Pfandrecht  an  dein  Anspruch,  bezw. 
der  Versicherungssumme  konstituiert  werden. 

Ad.  C.  Hoch  beachtlich  ist  die  Aenderung  der  vereinbarten  Gefahrs- 
luomente  je  nach  der  Kategorie  der  Versicherungszweige  und  der  drohenden 
Gefahren  selbst.  Da  es  sich  jedoch  hier  nur  um  allgemeine  Prinzipien  handeln 
kann,  so  muss  von  den  Besonderheiten  der  Versicherungskategorien  abgesehen 
werden  und  dürfte  als  Grundzug  ersten  Hanges  hervorzuheben  sein:  Diesfalls 
seien  jene  sogenannten  erheblichen  Thatsachen  bedeutsam,  welche  der 
Anzeigepilicht  vor  und  bei  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  unterliegen. 
Sie  sind  höchst  mannigfaltiger  Art,  müssen  aber: 

a)  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  noch  vorhanden  (nicht  schon  ge- 
schäftlich vergangen)  und  im  allgemeinen  änderbar  sein  —  dies  sind  ver- 
schiedene Eigenschaften  des  Objekts  der  Versicherung,  seine  Raum-,  Gestalts- 
oder Zweck-Beziehungen,  seine  Rechtsverhältnisse,  oft  auch  die  Persönlichkeit 
des  Versicherungsnehmers  insbesondere  sein  Verhalten  in  Sachen  der  Ver- 
sicherung. 

b)  Weiters  kommen  in  Betracht  als  erhebliche  Thatsachen  gleichberechtigter 
Art  neue  Normen,  wodurch  bestehende  gesetzliche  Vorschriften  (in  Absicht  auf 
den  Warenverkehr,  die  Haftpflicht  und  ähnliche)  abgeändert  oder  gellende  Normen 
über  das  Versicherungswesen  selbst  —  unter  Rückwirkung  auf  schon  geschlossene 
Verträge  —  modifiziert  werden. 

c)  In  Betracht  kommen  nur  Aenderungen  der  vereinbarten  Gefahrs- 
momente.  die  entweder  als  gesetzliche  Voraussetzungen  der  Verpllichlungen 
des  Versicherungsnehmers  von  Rechtswegen  angenommen  werden  —  oder  seitens 
der  Parteien  als  solche  Voraussetzungen  (entweder  kraft  Aufnahme  in  die  Ver- 
sicherungsbedingungen oder  als  abgesonderte  Zusagen  des  Versicherungsnehmers) 
beim  Vertragsabschlüsse  präzisiert  wurden. 

d)  Bios  thatsächliche  Aenderungen,  d.  i.  der  Eintritt  von  im  Verlrage  nicht 
vorgesehener  oder  vorausgesetzter  Gefahrsmomenle  (die  also  wahrhaft  neu  sind), 
kommen  in  Betracht,  ohne  Unterschied  zwischen  vorübergehender  und 
bleibender  Art.  —  ferner 

e)  ohne  Unterschied,  ob  sie  infolge  von  Elementarereignissen  oder 
menschlicher  Einwirkung  ins  Leben  treten,  und  im  letztern  Falle  ohne 
Unterscheidung  zwischen  Handlungen  und  Unterlassungen. 

fi  Beachtlich  scheint  auch  das  Moment,  dass  nur  Aenderungen  der  Gefahr 
zum  Schlimmeren,  sogenannte  Gefahrserhöhungen,  und  lediglich  erhebliche 
Aenderungen  dieser  Art  einen  Einfluss  üben  können,  weil  überhaupt  schon  bei 
Abwägung  zweier  verschiedener  Gefahrszustämle  die  Barthuung,  ob  der  eine 
gegenüber  dem  andern  gefährlicher  sei.  bedeutenden  Schwierigkeiten  unterliegt, 
und  bei  Ausserachtlassung  der  Eigenschaft  der  Erheblichkeit  eine  schier  un- 
erträgliche Einschränkung  der  freien  Bewegung  des  Versicherungsnehmers 
erfolgen  niüsste 

g)  Es  ist  aber  die  Erheblichkeit  der  Gefahrserhöhung  in  ganz  derselben 
Weise  wie  die  Erheblichkeit  jener  Umstände«  welche  die  Anzeigepflicht  über- 
haupt seiton  beim  Vertragsabschlüsse  begründen,  nach  objektiven  Gründen,  und 
insbesondere  nach  den  Anschauungen  des  Verkehrs  zu  beurteilen,  sie  wird  also 
dann  anzunehmen  sein,  wenn  beim  Vorhandensein  derselben  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsabschlusses der  Versicherer  den  Vertrag  entweder  gar  nicht,  oder  unter 
anderen  Bedingungen,  etwa  dann  gegen  höhere  Prämie  oder  Vereinbarung  einer 
niedrigeren  Versicherungssumme  geschlossen  haben  würde. 

h)  Immerhin  bleibt  die  Frage  der  Erheblichkeit  in  vielen  Einzelfällen  schwer 
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zu  entscheiden,  weshalb  dem  Versicherer  zu  empfehlen  ist,  schon  in  die 
allgemeinen  Versicherungsbedingungen  (Statuten)  bestimmte  Thatbestände  als 
erheblich  aufzunehmen  oder  sich  bezüglich  ihrer  gewisse  Zusagen  vom  Ver- 
sicherungsnehmer im  Vornhinein  geben  zu  lassen.  Die  Situation  des  Ver- 
sicherers wird  jedoch  einigermassen  dadurch  erleichtert,  dass  im  Streitfalle  nicht 
der  Versicherer  die  Gefahrerhöhung,  sondern  umgekehrt  der  Versicherungsnehmer 
die  Gründe  zu  erweisen  hätte,  welche  im  vorliegenden  Falle  die  Gefahrserhöhung 
ausschliessen. 

Es  verbleibt  noch  zu  untersuchen,  welche  Rückwirkung  eine  erhebliche 
Gefahrsänderung,  bezw.  -erhöhung  auf  den  Versicherungsvertrag  üben 
könne.    Dabei  wäre  zu  unterscheiden: 

a)  Ob  diese  Aenderung  unter  irgend  welcher  Mitwirkung  des  Ver- 
sicherungsnehmers stattfand  (durch  seine  Leute,  in  seinem  Auftrage  oder  auch 
nur  mit  seiner  Genehmigung).    Wenn  ja,  dann  ist 

*)  der  Versicherer  berechtigt,  den  Ersatz  für  später  sich  ereignende 
Schäden  abzulehnen,  —  selbstverständlich  unter  Freilassung  des  Verzichtes 
hierauf,  durch  konkludente  Handlungen  oder  stillschweigend,  durch  Fortsetzung 
des  Versicherungsverhältnisses  (Entgegennahme  der  Prämie  u.  ähnl.)  trotz  er- 
langter Kenntnis  von  der  Gefahrserhöhung. 

ji)  Ausnahmsweise  bleibt  der  Vertrag  aufrecht,  wenn  eine  der  nach- 
folgenden —  jedoch  vom  Versicherungsnehmer  zu  erweisenden  —  Voraussetz- 
ungen platzgreift,  dass  nämlich 

aa)  die  Gefahrsveränderung  im  Interesse  des  Versicherers,  — 
ßßj  während  eines  Notstandes  des  Versicherungsnehmers  oder  seines  Stell- 
vertreters in  einer  Gefahr,  für  welche  der  Versicherer  zu  haften  hatte,  —  oder  endlich 
v/)  durch  ein  Gebot  der  Menschlichkeit  veranlasst  war. 
vi  Auf  die  Gegenleistung  hat  der  Versicherer  trotzdem  und  für  die  ganze 
jeweilige  Versicherungsperiode  Anspruch. 

b)  Trat  diese  Acnderung  ohne  Mitwirkung  des  Versicherungsnehmers 
ein,  so  bleibt  der  Vertrag  in  der  Regel  für  den  Versicherer  verbindlich,  —  so 
dass  im  Zweifel  der  Letztere  immer  das  Risiko  einer  zufälligen  Gefahrsänderung 
und  selbst  Erhöhung  zu  tragen  hat. 

Für  die  häufigen  Fälle,  dass  sich  das  versicherte  Interesse  nicht  in  der 
Gewalt  des  Versicherungsnehmeis,  sondern  Anderer  nicht  von  ihm  Abhängiger 
befindet  (z.  Ii.  in  jener  des  Ladungsinteressenten  gegenüber  dem  Rheder,  der 
Eisenbahnverwaltung,  in  jener  des  Mielers  gegenüber  dem  Hauseigentümer  und 
dgl.),  muss  der  Versicherer  behufs  Aufbürdung  des  Risikos  dem  Versicherungs- 
nehmer sich  von  diesem  ausdrückliche  Zusagen  geben  lassen. 

Da  kein  Zweifel  besteht,  dass  diese  Rechtsgrundsätze  für  den  Versicherer 
sehr  nachteilig  sind,  ist  vielfach  eine  diesfällige  Anzeigepflicht  statuiert 
worden,  welche  auch  für  den  Versicherungsnehmer  den  Vorteil  mit  sich  führt, 
dass  er  durch  eine  solche  Anzeige  den  Versicherer  zu  einer  bindenden  Ent- 
scheidung bezüglich  einer  etwaigen  Gefahrserhöhung  provoziert,  und  dann  ent- 
weder mit  einem  Zuschlage  den  Verlrag  aufrecht  erhalten  oder  sich  für  den 
Rest  der  Versicherungsdauer  anderweitig  decken  kann.  Diesfalls  gelten  betreffs 
der  Anzeigepflicht  folgende  Grundsätze: 

a)  Der  Versicherungsnehmer  hat  von  der  Gefahrsänderung  sofort  nach 
erlangter  Kenntnis  dein  Versicherer  Anzeige  zu  machen  und  zwar 

b)  ohne  Unterschied,  ob  er  seihst  sie  für  erheblich  oder  unerheblich  hält  und 

c)  unmittelbar  an  die  Direktion  der  Gesellschaft,  — 

d)  durch  Erfüllung  dieser  Pflicht  bleiben  dem  Versicherungsnehmer  alle 
Rechte  aus  dem  Vertrage  erhalten,  wahrend 

e)  durch  Verletzung  derselben  alle  verloren  gehen,  vorausgesetzt,  dass  die 
Anzeige  mala  fide  unterlassen  oder  zu  spät  erstattet  wurde.  Fand  dies  nicht 
statt,  so  hat  der  Versicherungsnehmer  nur  den  durch  Verletzung  der  Anzeige- 
pflicht verursachten  Schaden  zu  ersetzen.  Roztocil. 
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b)  Versicher ungs  -  Ma them  ati  k . 

Aendcrung  der  versicherten  Summe. 

Will  ein  Versicherter  seine  Versicherungssumme  erhöhen,  unter  Beibehaltung 
der  Versicherungsart,  so  entsteht  die  Prämie,  welche  forthin  gezahlt  werden 
mu.ss,  indem  man  einfach  die  alle  Prämie  um  die  Prämie  für  die  Erhöhung  der 
Versicherungssumme  mit  Hinsicht  auf  das  erreichte  Alter,  -zunehmen  lässt, 
eine  neue  är/.tlichc  lintersuchung  \<\  nötig,  wenn  es  eine  Versicherung  he  trifft, 
welche  im  Todesfall  zur  Auszahlung  kommt. 

Wenn  hingegend  Jemand  seine  Versicherung  verringern  will,  so  ist  es. 
besonders  wenn  die  Versicherung  schon  einige  Jahre  bestanden  hat.  und  wenn  es 
eine  Versicherung  betrifft,  bei  welcher  Rückkauf  oder  Prämienfreie  Police  zuge- 
lassen wird,  nicht  angängig,  die  Prämie  einfach  dem  Betrage  proportional  zu  redu- 
zieren. 

Kolgenderweise  handelt  man  zugleich  am  richtigsten  und  am  einfachsten. 

Es  habe  Jemand  eine  Lebensversicherung  auf  10.O  >0  .Mark  ,  eine 
lebenslängliche  oder  eine  gemischte,  er  zahlt  dafür  jährlich  die  Prämie  p:  jetzt 
wo  er  50  Jahre  alt  ist .  will  er  diese  Jahresprämie  nicht  länger  zahlen  und 
deshalb  seine  Versicherung  auf  G000  Mk.  reduzieren.  Wenn  nun  V  die  Reserve  für 
die  ganze  Summe  von  10.000  Mk.  bedeutet,  dann  ist  die  He-erve  für  die  Summe 

von  4000  Mk..  welche  verfällt  Z  V:  diese  Summe  wird  nun  mit  der  künftigen 

o 

zahlenden  Prämie  verrechnet;   man  dividirt  Z  V  mit  dem  Wert  7?.0  der  pnenu- 

numerando  zu  zahlenden  Leibrente,  lebenslänglich  bei  der  lebenslänglichen  Ver- 
sicherung oder  bis  zum  Ende  des  bestimmten  Termins  bei  der  gemischten  Ver- 

2       \  3 

Sicherung,   man  bekommt  also  Z  V  —  und  hiermit  ist  die  Prämie  jr  }>  für  die 

GOO'J  Mk.  zu  vermindern:  die  künftig  zu  zahlende  Prämie  ist  also 

3  2  1 
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Nun  ist  hier  zwar  dem  Vorsicherten  die  ganze  Reserve  =r  V  gutgeschrieben, 

es  ist  jedoch  nicht  unbillig,  diesen  gutzuschreibenden  Betrag  etwas  zu  verringern, 
indem  die  Gesellschaft  noch  einen  Teil  des  künftigen  Zuschlags  in  Empfang  nimmt, 
und  dann  wird  die  Formel : 


sowie  dann  *  ein  Bruch  ist,  z.  Ii.  a  =  0,01.  Hier  hat  man  aber  nachzusehen,  ob  die 
V  die  Reserve  ist,  welche  mittels  Xctto-Prämie  berechnet  ist,  oder  eine  Reserve, 
welche  die  grösseren  Unkosten  des  ersten  Jahres  berücksichtigt.  Im  ersten  Fall 
kann  der  Bruch  %  grösser  sein  als  im  zweiten;  denn  die  Gesellschaft  soll  wenigstens 
für  die  gemachten  Unkosten  entschädigt  werden. 

C.  Landre. 


Aenderung  der  Pramienzuhlung. 

Es  sei  .Jemand  versichert  für  eine  lebenslängliche  Versicherung  auf  den  Todesfall 
gepcn  fortwährende  Prämie  von  p  per  Jahr,  und  wenn  er  das  Alter  von  a  Jahren 
erreicht  hat,  will  er  die  noch  ausstehenden  Prämien  auf  einmal  im  Ganzen  zahlen. 

Um  die  Mise  zu  bestimmen  könnte  man  berechnen,  auf  welche  präuiicnfreie 
Versicherung  die  vorhandene  Reserve  Anspruch  gibt.  Ks  sei  die  versicherte  Summe 
A  und  die  Reserve  gäbe  Anspruch  auf  die  freie  Versicherung  S,  so  hat  der  Ver- 
sicherle die  einmalige  Prämie  zu  zahlen  für  die  Summe  A  —  S;  ist  nun  Ca  die 
einmalige  Prämie  für  die  Einheit,  so  ist  zu  zahlen  (4  —  S)  Ca.  Es  ist  aber  zugleich 
richtiger  und  leichter  zu  rechnen  wie  folgt :  die  Person  ist  nun  a  Jahr  alt«  und  hat 
alljährlich  zu  zahlen  p;  die  zu  fordernde  Einlage  besteht  nun  einfach  aus  dem  gegen- 
wärtigen Wert  aller  künftigen  Jahres-Prämien  und  ist  «leshalb  p  X  Ha.  Es  ist  in 
dieser  Weise  leichter  als  in  der  ersten,  der  wirklich  zahlbaren  Brutto-Prämie 
Rechnung  zu  halten.  Indessen  ist  es  interessant  zu  zeigen,  dass  beide  Methoden  auf 
dasselbe  hinauskommen  würden,  wenn  C„  die  einmalige  Netto-Prämie  bedeutete. 
Die  Reserve  für  die  Versicherung  ist  nämlich 

A    Ca   —   p   Ra  ; 

dividiert  man  mit  tCa,  *°  erhält  mau  den  Betrag  der  präinienfreien  Versicherung, 
welche  also  ist  A  —  p  ^jr".  um  ohne  weitete  Prämienzahlung  für  die  Summe  A 
versichert  zu  sein,  nniss  der  Versicherte  sich  nun  mittels  einer  Einlage  versieh«  rn 
für  die  Summe p.  jr-,  und  dieses  kostet  ihm: 

/>•    jr- .  Ca  =  p  Ha 

so  wie  oben. 

Will  der  Versicherte  aber  weiterhin  die  Jahres-Prämie  in  10  Jahren,  oder  bis 
zu  seinem  früheren  Tode  abzahlen,  so  bestimmt  sich  diese  10jährige  Prämie  auf 

P.    ,u  ^      -  P-      v   /a    _    v   Xu  +  w» 

worin  i0Ra  bedeutet  den  Wert  der  pnenumerando  zahlbaren  temporären 
Leibrente  auf  die  Dauer  von  10  Jahren;  >.„  bezeichnet  die  bis  zur  Geburt  dis- 
contierte  Anzahl  der  Lebenden  der  Morlalitätslafel,  und 

2  >„  =  ^  +  /-t  +  i  +  )a  +  i  +  ^  +  j  +  •  •  •  ■ 

M 


102 


Aemlemng. 


Dio  Gesellschaft  kann  nicht  verweigern,  dass  von  einer  Prämie  mit  langer 
Dauer  in  eine  mit  kürzerer  Dauer  übergegangen  wird.  Es  ist  gewiss  im 
Interesse  der  Gesellschaft,  wenn  am  Augenblick  des  Uebergangs  der  Zinfuss 
hoch  ist,  das  Umgekehrte  kann  aber  der  Kall  sein,  wenn  der  Zinsfuss  niedrig 
ist.  Der  Uebergang  von  einer  Prämie  mit  kurzer  zu  einer  mit  längerer  Dauer 
kann  keinenfalls  staltfinden  ohne  sehr  genaue  Untersuchung  sowohl  der  Ursachen, 
warum  die  Aenderung  verlangt  wird,  als  auch  de*  Gesundheitszustandes  des 
Versicherten. 

Die  Aenderung  der  Prämie  kann  auch  dadurch  notwendig  werden,  dass 
es  sich  zeigt,  dass  die  Prämie,  welche  der  Versicherte  bisher  gezahlt  hat,  zu 
niedrig  war,  */.  1$.  in  Kolge  fehlerhafter  Altersangabe. 

Wenn  es  bei  der  Auszahlung  entdeckt  wird,  dass  ein  Versicherter  eine 
zu  niedrige  Prämie  gezahlt  hat.  so  besteht  das  leichteste  und  genaueste  Verfahren 
darin,  den  versicherten  Hctrag  im  Verhältnis  der  gezahlten  und  der  richtigen 
Prämie  zu  reduzieren. 

Einige  Gesellschaften  lassen,  was  an  Prämien  zu  wenig  gezahlt  ist.  mit 
Zinseszins  nachzahlen,  ohne  Rücksicht  auf  die  vergangene  Sterbenswahrschein- 
lichkeit  zu  nehmen.  Diese  Entschädigung  ist  zu  gering,  wenn  die  Versicherung 
noch  kurz  in  Kraft  gewesen  ist,  aber  zu  gross,  wenn  sie  schon  lange  gelaufen  hat. 

Wird  aber  bei  Lebzeiten  der  Irrthum  entdeckt  und  der  Versicherte  will 
jedoch,  dass  die  ganze  am  Anfang  versicherte  Summe  zur  Auszahlung  kommen 
wird,  so  ist  es  am  besten  auch  hier  von  der  Keduclion  der  Police  auszugehen. 
Die  versicherte  Summe  sei  A.  der  Versicherte  zahle  jährlich  p :  n  Jahn;  nach 
dem  Anfang  der  Versicherung  wird  entdeckt,  dass  er  jährlich  p  -f-  «  hätte 
zahlen  sollen  :  er  sei  indess  y  Jahr  all  geworden.  Will  nun  der  Versicherte  für 
die  Summe  A  versichert  sein,  so  ist  es  nicht  genug  die  Prämie  auf  p  -+-  %  zu 
bringen,  sondern  für  das  zu  wenig  gezahlte  muss  Entschädigung  stattfinden. 
Der  Versicherte  hat  während  n  Jahren  p  statt  p  ■+■  <x  gezahlt,  für  die  p  kann 

er  also  versichert  sein  für  — -t —  •  A ;  um  für  A  versichert  zu  sein,  muss  er  noch 
versichert  werden  für  — 7 —  •  A,  und  nun  kann  der  Versicherte  entweder  die 

einmalige  Prämie  zahlen  für  die  Summe         ^  •  A  und  zwar  berechnet  nach 

seinem  gegenwärtigen  y-jährigen  Aller,  und  fortgehen  mit  der  Zahlung  von  /> 
per  Jahr,  oder  es  kann  die  Prämie  p  erhöht  werden  mit  der  Jahi  es-Prämie  für 

die  Summe  — - —  •  A  für  das  gegenwärtige  Aller.  ('..  Landre. 


Aenderung    der  Ver*lchcrungswei»c. 

Es  kommt  nicht  selten  vor.  dass  ein  Versilberter  nach  einigen  Jahren  gegen 
Zahlung  derselben  Prämie,  zu  einer  andern  Vcisicherungsweise  übergehn  will, 
wobei  sich  selbstverständlich  auch  das  versicherte  Kapital  ändert. 

Hierbei  ist  eine  neue  ärztliche  Intcrsuchung  nötig,  wenn  man  von  einer 
Versicherung  auf  den  Erlebensfall  zu  einer  solchen  auf  den  Todesfall,  oder 
von  einer  gemischten  zu  einer  lebenslänglichen  übergehen  will.  Im  letzteren 
Kall  ist  die  ärztliche  Untersuchung  notwendig,  erstens  weil  es  sehr  wahrscheinlich 
ist,  dass  eine  Gesellschaft  eine  gewisse  Person  wohl  bis  zu  ihrem  00.  Jahr, 
aber  dieselbe  Person  nicht  lebenslänglich  hätte  versichern  wollen,  und  zweitens, 
weil  für  dieselbe  Prämie  man  lebenslänglich  für  ein  grösseres  Kapital  versichert 
wird  als  bei  einer  gemischten  Versicherung,  soda-s  im  Kall  der  lebenslänglichen 
Versicherung  heim  Ableben  vor  dem  Termin  der  gemischten  Versicherung  eine 
höhere  Auszahlung  stattfindet,  und  deshalb  das  Kisicu  grösser  ist. 
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Vielfach  will  ein  Versicherter,  nachdem  er  einige  Jahre  versichert  gewesen 
ist,  seine  Versicherungsweise  ändern ;  er  betrachtet  die  Sache  so,  als  wenn 
schon  vom  Anfang  an  die  neue  Versicherung  bestanden  hätte,  und  er  will 
dieselbe  Jahres  -  Prämie  mit  geändertem  Kapital  fortsetzen.  Will  der 
Versicherte  von  einer  gemischten  zu  einer  lebenslänglichen  Versicherung  Übergehn, 
so  kann  die  Gesellschaft  dies  zugestehn  und  es  wäre  ihr  selbst  vorteilig, 
wenn  der  Gesundheitszustand  des  Versicherten  für  eine  lebenslängliche  Versicherung 
geeignet  ist.  denn  von  denselben  Prämien  hat  eine  Gesellschaft  mehr  Reserve 
angesammelt,  wenn  es  eine  gemischte,  als  wenn  es  eine  lebenslängliche  Versicherung 
ist:  es  bleibt  der  Gesellschaft  noch  etwas  übrig  beim  liebergang,  sie  kann  die 
Reserve  der  Yc-sicherung  erniedrigen. 

Bei  Fortsetzung  derselhen  Prämie  kann  aber  die  Gesellschaft  nicht  zugeben, 
dass  von  der  lebenslänglichen  zu  einer  gemischten  Versicherung  übergegangen 
wird .  und  das  Kapital  aber  einfach  reduziert  wird  im  Verhältnis  der  Prämie 
für  die  lebenslängliche  zu  der  für  die  gemischte  Versicherung  am  Tage  des  Zu- 
tretens ;  denn  es  ist  von  der  Prämie  für  lebenslängliche  Versicherung  nicht 
so  viel  reserviert  als  für  die  gemischte  Versicherung  bei  derselben  Prämie  erfor- 
derlich ist  ;  oder  was  auf  dasselbe  hinauskommt :  die  Gesellschaft  hatte  das  Risico 
dass  sie  gegen  die  gezahlte  Prämie  die  höhere  Versicherungssumme  hätte 
auszahlen  müssen :  nun  kann  sie  später  nicht  rechnen,  als  ob  sie  gegen  dieselbe 
Prämie  nur  das  Risico  der  Auszahlung  einer  kleineren  Summe  gehabt  hätte. 

Es  ist  aber  jedenfalls  richtig,  den  Betrag  zu  bestimmen,  auf  welchen  die 
Reserve  Anspruch  giebt,  und  diesen  zu  dem  Betrag  hinzu  zu  nehmen,  welcher 
der  künftigen  Prämienzahlung  entspricht,  mit  Hinsicht  des  erreichten  Alters,  um 
die  neue  Versichertings-Sumnie  zu  erhalten. 

Nehmen  wir  nun  den  Kall,  dass  bei  Aenderung  der  Versicherungsweise  das 
Kapital  ungeändert  bleibt,  sodass  die  Prämie  ändern  muss. 

Hin  fl-jähriger  habe  eine  lebenslängliche  Versicherung  abgeschlossen  ;  nachdem 
seine  Police  n  Jahre  gelaufen  ist.  will  er  sie  in  eine  ander«  für  gemischte 
Versicherung  auf  denselben  Betrag  und  mit  der  Dauer  von  m  Jahren  umwandeln. 
Die  von  dem  Versicherten  bisher  jährlich  gezahlte  Prämie  sei  pa  ;  hätte  er 
gleich  anfänglich  die  gemischte  Versicherung  also  auf  die  Dauer  von  m  -\-  n 
Jahren  abgeschlossen,  dann  wäre  die  Prämie   m+*  pa  —  pa  zu  wenig  gezahlt. 

Der  Jetzwert  der  jährlich  zu  wenig  gezahlten  lässt  sich  folgenderweise 
bestimmen.  Ks  sei  die  Einheit  während  n  Jahren  zu  wenig  gezahlt  von  einer 
Gruppe  a-jähriger  Personen,  welche  anfänglich  /«  (Zahl  der  Mortalitätstafel)  in 
Anzahl  waren.  Am  Ende  beträgt  das  zu  wenig  gezahlte  mit  den  Zinsen  gerechnet 
L  (1  H-  i)  "  •  wenn  der  Zinsfuss  i  per  Einheit  ist ;  am  Anfang  des  zweiten  Jahres 
sind  noch  übrig  la+i  Personen,  das  von  ihnen  zu  wenig  gezahlte  beträgt  am 
Ende  U+t  (1  ■+■  t)         u.  s.  w. 

Der  Wert  des  sämtlichen  zu  wenig  Gezahlten  dividiert  man  mit  1++*,  der 
Zahl  der  am  Ende  der  n  Jahre  nach  der  Mortalitätstafel  noch  übrigen  Personen 
und  man  hat  den  Wert  des  zu  wenig  gezahlten  für  die  einzelne  Person,  nämlich: 

Ul+»)'+  /«+t  fl  +  i)  — 1  4-  (1  4-  Q  +  /q-H»-!  (1  ±  0 

la+n 

Dividiert  man  Zähler  und  Nenner  mit  (1  +  i)  •+«,  und  setzt  man  allgemein : 
^PgC  ~     i  ("e  discontierte  Anzahl  Lebenden,  so  erhält  man  : 

 —  * 

wofür  man  schreiben  kann: 
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wenn  allgemein 

—  **    =         +  >i  +  I  +  )z  +  !  +  •  •  • 

Diesen  Jetztwert  des  zu  wenig  Gezahlten  (stets  die  Einheit  per  Jahr1)  muss 
nun  durch  den  Versicherten  vergütet  weiden;  das  könnte  er  thun  niil  einer 
Mise;  er  kann  es  aber  auch  thun  niitlcls  eines  jährlichen  Beitrages;  um  den- 
selben zu  bestimmen,  hat  man  oben  stehende  Summe  zu  dividieren  mit  dem  Wert 
der  pränumerando  zahlbaren  temporären  Leibrente  auf  die  Dauer  von  tu  Jahren 
auf  das  Haupt  eines  a  4- n -jährigen,  d.  h.  mit 

—  A«  -+-  n  —  2  ).«  -|-  m  « 
Ao  4-  n 

uid  man  hekommt  für  die  jährliche  Knischädigung: 

£  )„  —  £  A.  -i.  w 
£  'a  -4-  n  —  £  /a-t-n-f-n 

Das  früher  jährlich  zu  wenig  gezahlte  beträgt  indess  «-+-<•  pa  —  der 
Versicherte  hal  also  forthin  zu  zahlen  : 

/  \  £  Aa  —  £/„-*-  n  ... 

was  man  auch  schreiben  kann: 

A.  —  £  >a  -4-  ■  H-  n)  -  Pa  (£  A«  —  £  )■«  ^  ,) 
£  *«  -4-  n   —    £  Äa       w  t, 

Dass  unter  pa  und  *•  "  pa  die  Tarif-Prämien  und  nicht  die  Nelto-Prämien 
verstanden  werden  müssen,  spricht  von  selbst;  die  (iesellsehaft  empfang!  dann 
auch  den  Zuschlag,  welcher  ihr  gebührte,  sie  empfängt  aber  nicht  die  Entschädigung 
für  den  sonstigen  Gewinn,  welchen  sie  gemacht  hätte,  wenn  schon  heim  Anfang 
die  gemischte  Versicherung  abgeschlossen  wäre.  Ks  habe  dieser  (iewinn  einen 
Teil  a  des  Prämienempfanges  betragen,  so  kann  man  das  zweite  Glied  der  Formel 
(1)  multiplicieren  mit  /  -f-  a. 

Strenger,  aber  weniger  leicht  ausführbar  wäre  es,  die  Grössen  X  der  Formel  (  J) 
zu  berechnen  nach  einer  Morlalilälstafel  und  einem  Zinsfuss,  welche  überein- 
stimmten mit  der  gemachten  Erfahrung. 

Wir  wollen  die  Formel  ändern  in  der  Voraussetzung,  dass  p  nicht  die 
Brutto-,  sondern  die  Xelto-Prämien  sind,  und  die  Versicherung  der  Einheit 
betreffen.  Bekanntlich  ist  die  einmalige  Prämie  für  eine  lebenslängliche  oder 
gemischte  Versicherung : 

1  -  R 

und  die  Jahresprämie 

71   ~  *' 

worin  R  bedeutet  die  pränumerando  zahlbare  Leibrente  während  der  Dauer 
der  Versicherung,  deshalb  lebenslänglich  oder  temporär  je  nach  der  Versicherung. 

indem  5   =  ^      i  ist.  und  i  den  Zins  der  Einheit  per  Jahr  andeutet. 
Daher  ist 

P"  TT7  ~  =  U-t)   "  *• 

Der  Zähler  der  Formel  (2)  wird  also: 

)„_  a  (£>._£>„  +  n^n)  -  ^-(£>a  -  £  >.  +  n)  +  5  (£  K  -  £  /.  -h  .)  = 
"—         /       "    £  U  -i  n  —  j  (£  'a-h  •>  ~  £  U  -»-  n  ■+-  «). 


uiguizeo 


by  Google 


Aenderung. 


105 


Nun  ist  /?.=  £2i,  Ra+n=  L±±l,«B.+n  =  £>'  +  «-£X« 

daher  reduziert  sieh  dieser  Zähler  zu 

Ha  -+- «  .    .  f 

Dividiert  man  den  also  transformirten  Zähler  und  Nenner  von  Formel  (2) 
mit  t+  +  n,  so  wird  sie : 

T,  —  3      li*  -t-  n  .„ 

Der  Zähler  dieses  Ausdrucks  lässl  sieh  schreiben: 


nun  ist  1  —  jr  + „  die  einmalige  Prämie  für  die  gemischte  Versicherung 
mit  der  Dauer  von  m  Jahren  auf  das  Haupt  eines  a  -+-  «-jährigen,  welche  wir 
andeuten  wollen  durch  mCa  +  *, 

1  77~  ^eserve  nach  n  Jahren  für  die  lebenslängliche  Ver- 

sicherung abgeschlossen  im  Alter  von  a  Jahren  gegen  Jahres-Prämie,  welche 
wir  andeuten  durch  V« 

Der  Formel  (3)  wird  also: 

»C,-,-.  —    Vn  (4) 

"IIa  -h  n 

Wir  sehen  also,  dass,  zur  Bestimmung  der  fortan  zu  bezahlenden  Prämie, 
die  Reserve  der  bestehenden  Versicherung  subtrahirt  werden  muss  von  dem 
Jetzt  wert  (einmalige  Prämie)  der  neuen  Versicherung,  und  man  bekommt  die 
Mise,  für  welche  der  Versicherte  die  gemischte  Versicherung  kaufen  könnte, 
ohne  irgend  eine  Prämie  mehr  zu  zahlen  ;  teilt  man  aber  die  Summe  mit  dem 
Wert  der  pränumerando  zahlbaren  temporären  Leibrente,  so  bekommt  man  die 
fortan  zu  zahlende  Jahresprämie. 

Jndess  lässt  sich  die  Formel  (4)  auch  schreiben: 


mpa+n  — 


(5) 


worin  "pa  +  n  die  Jahresprämie  ist  für  die  gemischte  Versicherung,        —  ist 

nun  die  Kürzung,  welche  dem  Versicherten  wegen  der  vorhandenen  Reserve  Vn 
auf  seine  Prämie  gegeben  wird. 

Bei  Anwendung  dieser  Handlungsweise  muss  man  natürlich  für  •"/>„  » 
die  Brutto-Prämic  nehmen,  und  kann  die  Vn  etwas  kleiner  sein  als  die  Reserve. 

Zwar  ist  die  Anwendung  der  Formel  (5)  am  leichtesten,  aber  dagegen  enthält 
die  Forniel  weniger  Willkür,  indem  sie  hlos  Rechnung  hält  mit  den  Prämien,  und 
al*o  nicht  abhänglieh  ist  von  den  verschiedenen  Weisen,  auf  welche  die  Prämien- 
reserve berechnet  weiden  kann.  C.  Landre. 


c)  Versicherungspraxis. 

Siehe :  (iefahränderung. 
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Aerzte-Haftpflicht. 

(Haftpflichtversicherung  )  Dem  Arzte  liegt,  wie  jedem  Menschen,  die  Ver- 
pflichtung ob,  für  den  von  ihm  verursachten  Schaden  aufzukommen.  Die  hierfür 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  die  allgemeinen  über  die  Verant- 
wortlichkeit für  schädigende  Handlungen,  also  : 

«  Gemeines  Recht »:  actio  legis  Amiilue  (1.  5  §  3,  1.  6,  1.  7,  1.  13,  Dig.  ad  leg. 
Aqu.  IX.  2);  «Preuss.  Landrecht»:  Teil  I,  tit.  G;  «Sachs,  bürgerl.  Geselzb.  i>: 
§  116,  773,  77t  u.  s.  f.;  «Code  civil»:  art.  1382-138(5;  «Bürgerl,  Geselzh.»: 
II.  §  249,  besonders  §  823:  «Wer  vorsätzlich,  oder  fahrlässig  da*  Leben,  den 
Körper,  die  Gesundheit,  die  Freiheit,  das  Kigentum  oder  ein  sonstiges  Hecht 
eines  Andern  widerrechtlich  verletzt,  ist  dem  Andern  zum  Ersätze  des  daraus 
entstehenden  Schadens  verpflichtet.» 

Fälle,  in  denen  Aerzte  wegen  der  schädlichen  Folgen  der  ihren  Patienten 
ihrerseits  zugewandten  Behandlungsweise  in  Anspruch  genommen  werden,  sind 
nicht  selten  und  werden,  wenn  sie  auch  nicht  immer  dem  Publikum  bekannt 
werden,  doch  in  ärztlichen  Kreisen  wiederholt  besprochen.  Nicht  immer  braucht 
es  sich  um  eine  thalsächliche  Fahrlässigkeit  zu  handeln,  es  können  sich  auch 
einfache  Missgriffe  ereignen,  sogenannte  ärlzliche  Kunstfehler,  welche  der  Arzt 
dem,  der  davon  betroffen  worden  ist,  gegenüber  zu  vertreten  hat.  In  allen  Zweigen 
der  ärztlichen  Wissenschaft,  in  der  inneren  Medizin,  der  Geburtshilfe  und  der 
Chirurgie,  ist  die  Möglichkeit  für  den  Arzt  gegeben,  sich  zu  irren.  Solche 
Irrthümer  müssen  nach  den  vurangeführten  Gesetzesstellen  von  dem,  der  sie 
begangen,  vertreten  werden,  nicht  nur  strafrechtlich,  sondern  auch  zivilrechtlich, 
d.  h.  der  Arzt  muss  Schadenersatz  leisten  für  den  durch  seinen  Irrtum  ange- 
richteten Schaden.  (Ein  Beispiel  für  viele  möge  hier  aufgeführt  werden:  In  Pr. 
hatte  ein  Kind  von  Geburt  an  eine  Augenkrankheit,  die  häufig  vorkommt,  und 
nach  einer  bestimmten  Methode  durch  Aerzte  behandelt  wird.  Der  dortige  Arzt 
wandte  dieses  Mittel  an.  halte  jedoch  einen  negativen  Erfolg:  das  Kind  erblindete. 
Die  Mutter  klagte  nun  bei  Gericht  dahin,  dass  der  Arzt  für  allen  entstandenen 
und  noch  entstehenden  Schaden  aufzukommen  habe.  Vergebens  hatte  der  Arzt 
der  Familie  fünflausend  Mark  Schadenersalz  geboten.  Kine  Reihe  von  ärztlichen 
Gutachten  und  ein  Obcrgutachten  äusserten  sich  dahin,  dass  die  Aetznng  zu 
früh  und  zu  oft  angewendet  worden  sei.  Das  Urteil  stellte  fest,  dass  der  Arzt 
für  alle  jetzigen  und  späteren  Folgen  aufzukommen  habe.) 

Was  von  den  Aerztcn  gilt,  gilt  von  allen  .Medizinalpersonen  überhaupt  in 
vollem  Umfange.  Zu  diesen  sind  zu  rechnen  ausser  den  praktischen  Aerzten. 
den  Chirurgen  (Operateuren)  und  Irrenärzten  noch  die  Zahnärzte ,  Rossärzle, 
Tierärzte  (Veterinärärzte),  die  Hebeammen  und  schliesslich  sogar  die  Fleisch- 
beschauer  und  Trichinenbeschauer. 

Zum  Schutz  gejien  die  materiellen  Schadensfolgen  dieser  ärztlichen  Haft- 
pflicht ist  von  zahlreichen  Versicherungsgesellschaften  die  sogenannte  Aerzte- 
Haftpflichtversicherung  eingeführt  worden  (z.  B.  Allgemeiner  Deutscher  Versiche- 
run»sverein  in  Stuttgart,  «Allianz»  in  Rellin,  Kölnische  Unfall-Versicherungs- 
gesellschaft in  Köln,  «Wilhelma»  in  Magdeburg,  «Zürich»  in  Zürich  u.  a.  m.). 
Die  Fahrlässigkeit,  welche  der  Arzt  in  Ausübung  seiner  ärztlichen  Kunst  und 
Wissenschaft  einmal  begeht,  unterscheidet  sich  in  nichts  von  jeder  anderen 
Fahrliissigkeil ,  welche  zu  Schadenersatzansprüchen  führt,  die  die  Grundlage 
der  Haftpflichtversicherung  bilden.  Wenn  diese  Gailling  der  Haftpflichtversiche- 
rung verhältnismässig  spiit  --  der  Stuttgarter  Verein  hat  sie  bereits  vor  längeren 
Jahren  auf  den  Versicherungsmarkt  gemacht  eingeführt  wurde,  so  hat  dies 
wohl  hauptsächlich  in  der  Krwiigung,  auch  wohl  in  der  praktischen  Erfahrung 
seinen  Grund,  duss  der  Arzt,  dem  eine  solche  Haftpflichtversicherung  nahe  gelegt 
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wurde,  sich  durch  solche  Zumutung  beleidigt  zeigte.  Nachdem  diese  Frage 
jedoch  vielfach  in  kollegialisehen  Gesprächen  der  Aerzte,  auf  ärztlichen  Ver- 
sammlungen und  in  der  Tagespreise  behandelt  worden  ist,  sind  aus  Aerztekreisen 
heraus  selbst  Anregungen  gekommen,  auch  ihnen  die  Haftpflichtversicherung 
zuganglich  zu  machen. 

Die  Prämienfixirung  ist  allenthalben  im  Ganzen  nur  nach  zwei  Gesichte» 
punkten  erfolgt,  entweder  als  Einheiteprämie  für  jeden  Arzt  so  und  so  viel, 
oder  für  je  1000  Mark  Deckungssummen  so  und  so  viel  (entweder  20—30  Mark 
für  jeden  Arzt  oder  1  Mk.  bis  1,50  Mk.  pro  1000  Mk.  Deckungssumme).  Eine  Prämien- 
berechnung  nach  der  Subjektivität  des  Risikos  ist,  soviel  bekannt,  nirgends 
vorgenommen,  während  doch  unleugbar  gerade  hier  eine  solche  Subjeklivirung 
am  Platze  wäre.  Spezialisten  müssten  in  eine  andere  Kategorie  gebracht  werden, 
wie  die  sogenannten  praktischen  Aerzte,  die  vielfach,  namentlich  in  sehr 
grossen  Städten,  sich  nur  mit  inneren,  durch  Medikamente  zu  heilenden  Krank- 
keiten befassen,  operative  Eingriffe  dagegen  den  Chirurgen,  Spezialisten  oder 
Kliniken  überlassen.  Anders  müssten  wieder  Operateure,  die  nur  mit  Assistenten 
thätig  sind,  angesehen  werden,  da  das  gleichzeitige  Beschäfligteein  zweier  oder 
mehrerer  Aerzte  um  einen  Kranken  in  manchen  Fällen  ein  Versehen  des  einen 
Arztes  noch  rechtzeitig  unwirksam  machen  kann.  Auch  die  Aerzte  auf  dem  Lande, 
beziehungsweise  in  Städten  mit  überwiegender  Landpraxis,  die  meistens  mit 
allen  Seiten  des  ärztlichen  Könnens  ausgerüstet  sind,  da  die  erste  Hilfe  auch  in 
den  schwersten  Fällen  von  ihnen  erwartet  wird,  weil  die  Herbeiholung  des 
Arztes  aus  der  grossen  Stadt,  von  dem  Universitätssitz,  aus  einem  Krankenhaus 
zu  zeitraubend  und  gefahrdrohend  ist,  —  auch  diese  Kategorie  von  Aerzten  ist 
auf  eine  andere  Stufe  zu  stellen.  Indessen  sind  wohl  praktische  Erwägungen, 
namentlich  bezüglich  der  leichteren  Gewinnung  der  betreffenden  Risiken,  für  die 
einseitige  Prämienbestimmung  massgebend  gewesen. 

Wie  bei  den  übrigen  Arten  der  Haftpflichtversicherung  besteht  der  Zweck 
der  Aer/.te-Haftpflichtversieherung  darin,  die  materiellen  zivilrechtlichen  Folgen 
der  Schadenszufügung,  sofern  letzlere  eine  fahrlässige  ist,  dem  Arzte  abzu- 
nehmen, also:  Zahlung  der  Entschädigungssumme,  Führung  eines  etwaigen 
Prozesses  mit  dem  Geschädigten  und  Tragung  der  Prozesskosten.  Die  meisten 
Gesellschaften  tragen  auch  noch  die  Kosten  der  Verteidigung,  wenn  gegen  den 
haftpflichtigen  Arzt  ein  strafrichterliches  Verfahren  wegen  fahrlässiger  Körper- 
verletzung eingeleitet  wird.  Geldstrafen  und  die  Kosten  des  Strafprozesses  ausser 
der  Verteidigung  werden  jedoch  durch  die  Haftpflichtversicherung  dem  Arzt 
nicht  abgenommen,  diese  sind  nicht  versicherbar.  Die  Deckung  für  die  Schaden- 
zahlung selbst  wird  teils  in  unbegrenzter,  teils  in  begrenzter  Höhe  gewährt  und 
zwar  entweder  die  Schadenssumme  ganz  oder  nur  zu  einem  gewissen  Pro- 
zentualsatz (75%,  80B/0,  90%)  geleistet. 

Dr.  jur.  Elbertzhägen. 


Aerztliche  Untersuchung. 

Siehe:  Lebens- Vcrsichcrungs-Mediein.    Unfall- Vcrsicherungs-Medicin. 
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Affections-Interesse . 


(VersifluM-ung-sro«  ht.  —  Sachversicherung.)  ist  dasjenige  Interesse  cl«*s  Besitzers 
einer  Sache,  welches  für   ihn   den  Werl  der   b«'sondcrn  Vorliehe    mit  Bezug 
auf  bestimmte,  persönliche  Verhältnisse,  oder   auf  zufällige  Eigenschaften  der 
Sache  seihst  begründet.  Der  Begriff  gehört  «h'in    Privaln'chle   an.   auf  «lessen 
(iebicte  er  vorwiegen«l  nach  drei  Richtungen  biMiierkbar  wird:  a)  als  Gegensatz 
zu  dem  ortlentlichen  (gemeiiii'ii)   Preise   iler  Sache,  d.  i.  denjenigen,    «len  sie 
mit  Bücksicht  auf  Ort  und  Zeit  im  allgemeinen  Verkehre  hat.  —  b)  als  C.ivilslrafe 
für  Jenen,  «ier  «'ine  Sache  im  Besitz  hatte  und  nach  zug«'slellter  Vindicationsklage 
fahren  lies,  und  welcher  den  Wert  der  besoudern  Vorliebe  dem  Vrindicanten  zu 
ersetzen  hat.    falls  dieser  sich  nicht  an   den   wirklichen  Inhaber  halten  will, 
und  .lener  nicht  im  Stande  oder  gewillt  ist.  sie  dem  Vitnlicanten  auf  eigene  Koslen 
zurückzuverschaffen,  —  un«l  o)  dcsglehhen  als  C.ivilslrafe  für  eine  durch  «'in 
Delikt  oder  aus  Muthwillen  und   S«-ha«lenfr«'ude  zugefügt«'  Beschädigung,  als 
«leren  Krsalz  «Ier  Beschädigte  den  Werl  der  besonderen  Vorliebe   zu  fortlern 
bewilligt  ist,  während  bei  einem  aus   niederem   (bade    des  Versehens  ver- 
ursachten Schaden  blos  der  gemeine  Wert  der  Sache  zu  ersetzen  ist.  Im 
Versiehcrungsrcehte  hat  das  AITections-interesse  bis  nun  keine  Beachtung  ge- 
funden, —  ja   es  wird   nicht   einmal   einer  Erwähnung   in  den  beiladenden 
Handbüchern  gewürdigt.    Das  scheint  uns   keineswegs  gerechtfiTtigt   und  die 
Frage,  ob  diese.*  Interesse  versicherbar  ist,  zum  Mindesten   einer  Diskussion 
würdig  aber  auch  bedürftig.  Wenn  man  nämlich  erwägt,  tlass  unser«'  Bibliotheken, 
Museen,  sonstige  öffentliche  oder  private  Sammlungen  von  Kunstgegensländen 
aller  Art   und  dergleichen   der  Beschädigung  und  Zerstörung  «lurch  mannig- 
fache Elernentar-Unfälle  ausgesetzt  sind,  in  denen  manchmal  wahre  Uniea  von 
in  «Ier  That  unschätzbarem  Werte  vorkommen,  welche  schon  für  die  Kenner, 
umsonu'hr  also  für  den  Kigentümer  sic  herlich  den  Wert  der  besonderen  V«>r- 
liebe  haben,  unter  allen  l anständen  aber  eun'n  viel  höheren,   als  durch  «he 
gewöhnliche  Schätzung  ermittelbar  ist,    so  wird   sofort  klar,    ilass   hier  eine 
offenbar  sehr  beachtensw«*rt«'  Lücke  auszufüllen  rücksichtlich  dieser  Wert  als 
Basis  der  Versicherungssumme  zu  veranschlagen  ist.  Niemand  winl  bestreiten, 
«lass  bei  der  Mehrzahl  sonstiger  Objekte  der  Sachversicherung   die  Versiche- 
rungssumme den  wahren  —  im  gemeinen  Verkehrsleb«'ii  erzielbaren  —  Wert 
«Ier  Sache  (den   sogenannten  Versicherungswert,  —  siehe   dieses  Schlag- 
wort i  nicht  übersteigen  soll,  —  denn  «'s  ist  mit  Fug  allgemein  giltiger  Grund- 
satz des  YVrsicherungsrcchtes,   «lass  die  Versicherung  niemals  zu  einem  Ge- 
winne    für   den    Versicherungsnehmer   führen    dürfe.     Es   ist    geradezu  eine 
Lebensfrage  für  die  Sachvcrsu-herung,  dass  der  Versicherungsnehmer  verhimlert 
winl,  durch  Hervorrufung  des  schadenbringemlen  Ereignisses  einen  den  wirk- 
lichen Schadensbetrag  übersteigenden  Ersatz  zu  erhallen   und  sich  dergestalt 
auf     unerlaubte     Weise    zum     empfin«lhch«'n     Nachtheil    des  Versicherers 
zu   b«'reichern.     Di«'    1  eber- Versicherung   isiehe  das  Schlagwort  1  als  l  eber- 
schreiturig   d«>s  Verkehrswertes  «Ier  v«'rsicherl«'n  Sach«'  wird  daher  mit  Hecht 
perhorres/.iert ,    neiuli«'h    h«>i   den   gewöhnlichen   Objekten,   —    allein  hiervon 
bestehen  jetzt  zwei  Ausnahm«'!):   a)  bei  der  See-V«'rsicherung.  wo  ausser  der 
Versicherung  des   wahren  Weites   «Ier  Sc  hiffsladung    auch    derjenige  <h*s  G«>- 
s«-haftsgewinni's.  welchen  <1«t  Besitzer  aus  dem  Verkaufe  der  Landungsgüter 
am  Bestimmungsorte  zu  erzielen   g«>dachte   (des   sogenannt«'!!   imaginären  Ge- 
winiM'si.   sowie   «Ier   n«»lhwendig   o<ler    zweckmässig  aufgewendeten  Betlungs- 
und  selbst  der  Sc  lia<lcncrmitlchmgsknstcn  geblattet   ist.  -     hi  ebenso  «larf  bei 
Waarenlagern,  wr>  ein  häufiger  Wechsel  im  Werthestande   «-iner  Sa«he  ein- 
tritt, eine  Versicherungssumme  über  «len  wirklichen  Werl  des  Lagerbestandes 
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im  Zeitpunkte  des  Vertragsabschlusses  hinaus  bis  zum  wahrscheinlichen  Höchst- 
betrage desselben,  also  auch  eine  lieber -Versicherung  mit  Fug  vereinbart 
werden.  Um  so  eher  dürfte  dies  bei  den  oben  angeregten  Objekten  gestattlich 
sein,  weil  da  für  den  Versicherungsnehmer  im  Vorhinein  jeder  Anreiz  zur 
Herbeiführung  des  schadenbringenden  Ereignisses  entfällt,  und  übrigens  nur 
durch  den  Ersatz  des  Wertes  der  besondern  Vorliebe  eine  Rekonstruierung 
d«*r  zerstörten  oder  beschädigten  Sammlung  mittelst  des  sohin  ermöglichten 
Ankaufes  von  Doubletten  und  dergleichen  denkbar  ist.  Ks  greift  hier  der 
Fall  Platz,  dass  der  Versicherer,  insbesondere  die  Persönlichkeit  des 
Eigentümers,  des  Verwalters  des  Institutes  und  dergleichen  genau  ins  Auge 
zu  fassen  und  sich  über  seine  Charaktereigenschaften  u.  s.  f.  verlässlieh  zu 
informieren  hat.  Sind  die  Informationen  günstig,  so  dürfte  gegen  die  Ver- 
anschlagung des  Wertes  der  besonderen  Vorliebe  um  so  weniger  ein  Anstand 
obwalten,  als  der  beträchtlich  höhere  Belauf  der  Prämie,  der  Provision  u.  s.  f. 
der  Versicherungsanstalt  seihst  zugute  käme,  und  Objekte  der  bewussten  Art 
vorwiegend  in  grösseren  Städten  anzutreffen  sind,  welche  auch  der  relativ 
besten  Lösch- Anstalten  sich  erfreuen.  Unter  der  gleichen  Bedingung  und 
Voraussetzung  dürfte  schliesslich  auch  dem  als  lauleren  Charakter  erprobten 
Privaten  zu  ermöglichen  sein,  ein  Affektionsinleresse  bezüglich  der  verschiedensten 
(Jegenstände  seines  Besitzes  versichern  zu  lassen,  ohne  irgend  welche  Nach- 
theile für  den  Versicherer  befürchten  zu  müssen.  Die  nach  Umständen  be- 
trächtliche Erhöhung  der  Prämie  würde  voraussichtlich  hinreichende  Gewähr 
gegen  Missbrauch  bieten,  —  lind  die  scheingemäss  erhebliche  Vermehrung  der 
Eingänge  aus  dieser  Art  von  Sach-Versicherung  in  Bälde  den  Versicherungs- 
anstalten die  Belege  liefern,  dass  die  Versicherung  des  Affektionsinteresses 
jene  Bedenken  nicht  wachruft,  welche  sonst  gegen  die  Leber- Versicherung 
geltend  gemacht  zu  werden  pflegen. 

Dr.  Rostocil. 


A  f  terversicherung 

Siehe Doppelvcrsichcrung. 


ist  eine  Versicherung  gegen  die  Zahlungsfähigkeit  des  Versicherers,  der  die 
Versicherung  irgend  eines  Risikos  übernommen  hat.  Dieselbe  ist  also  eine 
Unterart  der  Versicherung  von  Forderungen,  der  sogenannten  Kreditversicherung, 
und  wird  lediglich  von  den  hiefür  geltenden  Grundsätzen  beherrscht.  Siehe 
daher  das  Nähere  unter  dem  Wort:  «Kreditversicherung*.  Man  sah  die 
Afterversicherung  früher  als  eine  Art  der  Rückversicherung  an  (vgl.  Bcneekc- 
Nolte:  System  der  Assekuranz-  und  Bödmet envesen,  I,  S.  kJK),  Pohls:  Dar- 
stellung des  gemeinen  deutschen  und  hamburgischeu  Handelsrechts,  IV,  S.  f)«w, 
U9,  Heise  und  Cropp  Juristische  Abhandln  igen.  11.  S.  ütJtJ  ff.),  als  welche 
man  jetzt  nur  den  Vertrag  bezeichnet,  durch  welchen  der  primäre  Versicherer 
die  von  ihm  übernommene  Gefahr  weiter  versichert.  Siehe  das  Wort:  «Rück- 
versicherung ». 

Justizrath  Boyens. 
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Agent. 

Siehe:  Inspektor,  Ober-Inspector,  Subdircklor.  Anpüsiteur,  General-Agent. 

Inhaltsverzeichniss. 

Begriff.  —  Der  Anstellungsvertrag  des  Agenten.  —  Die.  geschichtliche  und 
wirtschaftliche  Thätigkeit  des  Agenten.  -  Der  Agent  als  Vertreter  der 
Gesellschaft  im  Allgemeinen  und  seine  Ermächtigung.  —  Einzelne  Kalle 
der  Verpflichtung  der  Versicherungsgesellschaft  durch  das  Thun  des  Agenten. 
—  Verpflichtung  der  Versicherungsgesellschaft  durch  das  Thun  oder  Ver- 
halten ihres  Agenten  während  der  Dauer  des  Versicherungsvertrages.  — 
Weitere  Fälle  der  eventuellen  Verantwortlichkeit  einer  Versicherungsanstalt 
für  das  Thun  oder  Verhalten  ihres  Agenten.  -  Einzelne  Fälle  von  Aus- 
schreitungen des  Agenten.  —  Verantwortlichkeit  des  Agenten  gegenüber 
dem  Versicherungskandidaten.  —  Beendigung  des  AgcnUirvcrliültnisscs. 

Begriff. 

Der  Agent  fällt  unter  die  Zahl  der  Personen,  welche  herufsmässig  die  Ver- 
mittlung von  Geschäften  zwischen  anderen  Personen  betreiben.  So  tritt  der 
Agent  als  ein  seihständiges  Glied  neben  den  Mäkler,  den  Kommissionär,  den 
einfachen  Bevollmächtigten  und  den  Handlungsbevollmächtigten.  Agenten  linden 
sich  in  allen  Branchen  auf  den  Gebieten  von  Handel.  Industrie  und  Gewerbe, 
sowie  des  Verkehrs.  Diese  Vielseitigkeit  des  Agenten  und  seiner  Funktionen  ist 
ein  Hindernis*  für  eine  zutreffende  Definition  des  Agenten,  es  lassen  sich  ge- 
meinsame Begriffsmerkmale  für  ihn  nicht  aufstellen,  es  fehlt  mithin  ein  Ober- 
begriff, unter  welchen  alle  die  zahlreichen  Arten  des  Agenten  subsumirt  werden 
könnten.  Dies  gilt  sowohl  für  die  Jurisprudenz,  wie  die  \Virtschan>lehre.  Die 
Rechtswissenschaft  hat  denn  auch  den  Begriff  des  Agenten  für  juristisch  unver- 
wendbar erklärt.  Das  Dasein  des  Agenten  und  seine  Thätigkeil  sind  mithin  als 
Thutsachen  im  Hechle  zu  betrachten,  welche  durch  Rechtsnormen  beherrscht 
werden,  die  dem  allgemeinen  positiven  Recht  zu  entnehmen  sind,  während  ein 
eigenartiges  Agentenrecht  mit  singulären  Rechtssätzen  nicht  exislirt.  Das  mit 
dem  Jahre  I(J(I0  in  Kraft  tretende  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat  eine  Defini- 
tion des  Handhmgsagcnlen  aufgestellt  und  bezüglich  desselben  einige  wenige 
Rechtsregeln  gegeben.  Danach  wird  auch  künftig  derjenige  Versicherungsagent 
zu  behandeln  sein,  der  für  solche  Versicherungen  thälig  ist,  die  den  Betrieb 
eines  Handelsgewerbes  darstellen,  also  nicht  für  Versicherungen,  welche  wie  die 
a.  G.  geschlossenen  als  Betrieb  eines  Handelsgewerbes  sich  nicht  charakterisieren. 

Ohne  dass  ein  juristisches  Prinzip  oder  eine  sichere  Definition  damit  ge- 
wonnen wäre,  können  wir  mit  Ehrenberg*  den  Versicherungsagenten  als 
einen  selbständigen  Gewerbetreibenden  bezeichnen,  der  von  einem  Versicherer 
ständig  beauftragt  ist ,  einen  geschäftlichen  Verkehr  mit  den  Versicherungs- 
interessenten zu  vermitteln. 

Ihrer  Thätigkeit  nach  werden  die  Agenten  nach  der  Versicherungsbranche 
eingeteilt,  in  welcher  sie  thätig  sind  (Lebens-,  Feuer-  etc.  Versicherungsagenten). 
Diese  verschiedenen  Funktionen  der  Agenten  in  den  verschiedenen  Versiche- 
rungszweigen bringen  es  mit  sich,  dass  teilweise  besondere  Rechtsvorschriften 
bej  den  einzelnen  Arten  der  Versicherungsagenten  zur  Anwendung  kommen. 


*  Victor  Khrenberg,  Die  Verantwortlichkeit  der  Versicherungsgesellschaften 
für  ihre  Agenten  (Leipzig  lS'J-J,.  S.  II,  2  t Leipzig  18l>2). 
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Nach  ihrer  geschäftlichen  und  wirtschaftlichen  Stellung  zum  Publikum  und 
zu  der  die  Prinzipalsehaft  des  Agenten  bildenden  Versicherungsgesellschaft  unter- 
scheidet man  General-,  Haupt-  oder  Hezirksagenten,  auch  Subdirektoren  und 
(Ober-  und  Unter-)  Inspektoren.  Allen  diesen  .steht  der  Agent  im  eigentlichen 
Sinne  entgegen,  und  es  heisst  dieser  Agent  auch  Lokal-  oder  Unteragent,  oder 
Spezialagent  *. 

Der  Agent  hat  seinen  ihm  vom  Versicherer  zugewiesenen  fest  abgegrenzten 
örtlichen  Geschäftsbezirk,  in  welchem  er  in  der  Regel  ausschliesslich  für  die 
Vermittelung  von  Vorsicherungen  und  seine  sonstige  Agententätigkeit  'zuständig 
ist.  Der  Geschäftskreis  eines  Unteragenten  bildet  mir  eine  Masche  in  dem 
Agenlurnetz,  mit  welchem  die  Versicherungsgesellschaft  den  betreffenden  Staat 
oder  Landesteil,  in  welchem  sie  arbeitet,  überzogen  hat.  Der  Agent  wird  nicht 
zu  den  Beamten  der  Versicherungsgesellschaft  im  engeren  Sinne  gezählt,  er  ist 
aber  ein  Angestellter  derselben.  Er  i-4  nicht  beauftragt,  von  Kall  zu  Fall  be- 
stimmte ihm  angewiesene  Geschäfte  für  die  Gesellschaft  zu  erledigen  —  obwohl 
auch  dies  vorkommt  —  sondern  er  ist  ein  nach  aussen  hin  selbständiger  Ge- 
schäftsmann, der,  soweit  es  sich  nicht  um  den  schematisch  fortlaufenden  Teil 
der  Agenturthätigkeit  handelt,  aus  eigener  Initiative  für  seine  Gesellschaft 
Geschäfte  zur  Anregimg  bringen  soll  **.  Er  ist  der  selbstthätige  energische  Jn- 
teressevertreter  seiner  Gesellschaft.  Allerdings  ist  es  nicht  richtig,  wenn  man 
geglaubt  hat***,  die  ganzen  Erwerbskräfte  des  Agenten  gehörten  der  Gesellschaft.  Es 
richtet  sich  dies  zunächst  nach  den  Bedingungen  seines  Anstellungsverlrages 
und  mag  es  allerdings  für  den  höheren  Agenten  (Generalagenten,  Subdircklor 
etc  )  zutreffen,  dass  er  seine  Erwerbsthätigkeit  der  Gesellschaft  ganz  zu  widmen  hat. 
Für  den  Spezialagenten  ist  nur  richtig,  dass  er  seine  Erwerbskraft,  soweit  er 
sie  der  Branche  der  von  ihm  bedienten  Gesellschaft  vertragsmässig  zu  widmen 
übernommen  hat.  der  Gesellschaft  auch  ganz  zuwenden  muss,  in  der  Art,  dass 
er  in  demselben  Versicherungszweig«!  andern  Gesellschaften  seine  Dienste  nicht 
leisten  darf.  Es  ergiebt  sich  dies  teils  aus  den  im  Agenturvertrage  dem  Agenten 
auferlegten  Pflichten,  teils  aus  der  denselben  beherrschenden  bona  fides,  die  es 
verbietet,  die  eigene  Gesellschaft  durch  Besorgung  der  Geschäfte  einer  andern 
zu  schädigen,  teils  aus  der  ihm  häufig  auferlegten  Konkurreii/.enlhaltungsklausel, 
vermöge  deren  die  Gesellschaft  dem  Agenten  verbietet,  für  Gesellschallen  der- 
selben Branche  thülig  zu  sein.  Der  Agent  ist  zwar  in  dieser  Eigenschaft  selbst- 
ständiger Kaufmann,  aber  er  verwaltet  seinen  Beruf  der  Gesellschalt  gegenüber, 
wenn  auch  nicht  im  Nebenamt,  so  doc  h  in  der  Art,  dass  er  in  der  über- 
wiegenden Begel  noch  andere  Erwerbsthätigkeiten  versieht,  dies  schon  deshalb, 
weil  der  Erwerb  als  Agent  allermeist  ihm  den  zu  seiner  Subsistenz  benötigten 
Erwerb  nicht  zu  beschaffen  vermag.  Der  Agent  ist  in  der  Praxis  ausserhalb 
dieses  seines  Geschäfts  auch  noch  häutig  Kaulmann  oder  sonstiger  Geschäfts- 
mann, er  ist  Lehrer  oder  sonst  ein  Angestellter  in  fremden  Diensten.  Nicht 
selten  bedient  ein  Agent  Gesellschallen  verschiedener  Versichenmgs/.weige.  z.  B. 
eine  Feuer-,  Lebens-,  Hagel-  und  Transportgesellschaft,  und  auch  hier  lässt  sich 
nicht  sagen,  dass  er  jeder  dieser  mehreren  Gesellschaften  seine  Erwerbsthätig- 
keit ganz  zuwende.  Nur  wo  der  Agent  geschäftslos  oder  Bentier  ist,  ist  er  in 
der  Lage,  seine  Versieherungsthäligkeit  einer  einzigen  Gesellschaft  zu  widmen. 
Von  einer  Universalität  des  Agentenberufs  kann  also  grundsätzlich  nicht  ge- 


*  Nur  von  dem  Lokal-,  oder  Spczial- ,  oder  Unteragenten  handelt  unser 
Artikel  «Agent»;  der  Generalagent ,  Subdirektor,  Inspektor  und  Oberinspektor 
wird  unter  besonderen  Artikeln  des  Handwörterbuchs  behandelt  werden. 

**  Richard  Ehrenberg,  Ageuturwesen  im  Handwörterbuch  der  St.tats- 
wissenscbaflen  \on  Conrad  Levis,  Elster  und  Lüning,  Bd.  I,  Seite  49. 
(Jena  1889.) 

*»*  So  Heidecker  in  I)  uimgartners  Zeitschrift  für  Versichorungsrecht  und 
-Wissenschaft,  Bd.  III,  Seite  785. 
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sprochon  werden,  so  wünschenswert  es  auch  ist,  wenn  der  Gesellschaft  die  ge- 
samte Erwerbskraft  des  Versicherungsagenten  zufliesst. 

Der  Anstellungsvertrag  des  Agenten. 

Das  Agenturverhältnis  wird  durch  ein  vertragsmäßiges  Engagement  des  Agenten 
geknüpft.  Der  Anstellungsvertrag  des  Agenten  wird  regelmässig  schriftlich  ge- 
schlossen, ein  integrierender  Teil  des  Vertrages  ist  die  die  Rechte  und  Pflichten 
des  Agenten  zum  grossen  Teil  regulierende  Instruktion.  Der  Agent  ist  Angestellter 
der  Gesellschaft,  nicht  des  ihn  formell  etwa  engagierenden  Generalagenten 
(oder  Subdirektors),  mag  auch  nur  durch  die  Person  des  Generalagenten  der 
Verkehr  des  Agenten  mit  der  Gesellschaft  vermittelt  werden. 

Die  Rechtsnatur  des  Agenturvertrages  ist  bestritten  und  es  bestehen  dar- 
über mehrere  Ansichten.  .Manche  nehmen  einen  Mandatsvertrag  an,  Andere  eine 
Dienstmiele,  Andere  wollen  den  Agenten  mit  dem  Makler  gleichstellen.  Dieser 
Streit  könnte  nicht  entstehen,  wenn  man  die  Grundlagen  für  die  Beurteilung  dos 
Agenturvertrages  nicht  aas  den  Augen  verlöre.  Der  Reehlscharakter  des 
Agenturvertrages  kann  aber  nur  aus  dem  geschriebenen  Kontext  desselben  und  der 
damit  verbundenen  Agenteninsiruklion  beurteilt  werden  und  diese  Beurteilung 
hat  nach  dem  jeweiligen  Landeszivilrecht  zu  erfolgen.  Es  kommt  also  vor  Allem 
darauf  an,  was  für  einen  Vertrag  die  Parteien  zu  schliessen  beabsichtigt  haben 
und  dies  ist  unter  Zurückgehen  auf  die  mutmassliche  Willensmeinung  der  Par- 
teien mittelst  Interpretation  der  Verlragsurkunde  und  der  Instruktion  zu  er- 
mitteln, an  welche  dann  die  Kriterien  des  betreffenden  landesgesetzlichen  Ver- 
tragsbegriffes —  Mandat,  Miete  —  angelegt  werden,  um  die  Natur  des 
Agenturverhältnisses  von  Fall  zu  Fall  festzustellen.  In  der  Praxis  kann  das 
letztere  Mandat  oder  Miete  sein,  oder  ein  Mandat  mit  Elementen  des  Miet- 
vertrages gemischt  oder  umgekehrt  eine  Miete  mit  eingefügten  Mandatsmomenlen. 
Die  Mandats!  heorie  ist  jedoch  die  herrschende,  und  es  hat  der  Agenturvertrag 
im  Geschäftsverkehr  meist  den  Charakter  eines  Mandats.  Der  Versuch,  den 
Agenturvertrag  als  eine  eigenartige  und  selbständige  neue  Vertragsform  zu  be- 
trachten und  zu  konstruieren ,  verdankt  seine  Kntstehung  dem  ungewohnten 
modernen  thatsächlichen  Inhalt  des  Agenturvertrages.  Denn  die  Thätigkeit  des 
Versicherungsagenten  und  das  gegenseitige  Verhälnis  zwischen  ihm  und  der  Ge- 
sellschaft sind  noch  ziemlich  jungen  Datums,  weshalb  man  sich  verleiten  Hess, 
den  Agenturvertrag  als  neue  Vertragsspezies  neben  die  alten  zu  stellen,  ob- 
schon  es  doch  nicht  schwer  ist,  den  faktischen  Inhalt  des  Agenturvertrags, 
namentlich  die  Vertragsleistung  des  Agenten  unter  den  Begriff  und  die  Grund- 
sätze von  Mandat  oder  Miete  zu  subsumieren.  Es  sind  diese  beiden  Formen 
möglich,  welche  im  Einzelfalle  die  zutreffende  sei,  ist  eine  thatsächliche  Frage. 
Man  muss  sich  nur  hüten,  alle  Agenturverträge  unter  dasselbe  Vertragsschema 
bringen  zu  wollen,  dann  sollte  schon  der  verschiedene  Inhalt  der  Funktionen 
der  Agenten  der  verschiedenen  Versiehorungsbranchen  warnen.  Die  Regel,  dass 
das  Agenturverhältnis  nicht  ein  a  priori  bestimmte  Vertragsart  bildet,  dass  das- 
selbe vielmehr  derjenigen  zivilrechtlichen  Vertragsform  angehört,  deren  Begriffs- 
inerkmale  es  im  gegebenen  thatsächlichen  Falle  erfüllt;  dieser  Grundsatz  wird 
auch  unter  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  aufrecht  er- 
halten bleiben.  Danach  ist  es  nicht  zutreffend,  dass  nach  diesem  Gesetzbuch  der 
Agenturvertrag  immer  und  unbedingt  ein  (freier)  Dienstvertrag  sei,  ob  schon 
dies  die  Regel  sein  wird,  da  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  das  Mandat 
an  die  Voraussetzung  der  Unentgeltlichkeit  jiebunden  ist,  die  bei  dem  mit  Pro- 
vision bezahlten  Agenten  nicht  vorhanden  ist. 

Im  preussiseben  Hecht  wird  es  das  Regelmässige  sein  ,  dass  das  Agentur- 
verhältnis als  ein  über  Handlungen  geschlossener  Vertrag  aufzufassen  sein  wird. 
Im  französischen  Hecht  liegt  je  nach  den  thatsächlichen  Vereinbarungen  des 
Vertrags  und  der  Instruktion  gewöhnlich  Mandat  oder  Dienstmiete  vor. 

Der  Versicherungsagent  ist  selbständiger  Unternehmer,    er  ist   aber  der 
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richtigen  Ansicht  nach  nicht  Kaufmann,  auch  nicht,  wenn  er  gegen  feste  Prä- 
mie Versicherungen  vermittelt  •  oder  Angestellter  einer  Aktiengesellschaft  ist  **. 
Nach  dem  im  Jahre  10UO  in  Krafl  tretenden  Handelsgesetzbuch  ist  der  Agent 
Kaufmann,  sobald  er  Handelsagent  ist. 

Die  geschäftliche  und  wirtschaftliche  Thatigkeit  des  Agenten 

Der  Agent  ist  nicht  ermächtigt,  den  Versicherungsvertrag  für  seine  Gesellschaft 
perfekt  abzuschliessen ,  er  hat  vielmehr  nur  den  Vertrag  anzubahnen,  den  Ab- 
schlus»  einzuleiten  und  zu  vermitteln.  Da  der  Yersieherunsvertrag  eine  Zeit- 
dauer hat,  so  ist  mit  dem  Abschluss  desselben  die  Thatigkeit  der  Agenten  noch 
nicht  zu  Ende,  er  hat  vielmehr  auch  während  des  Laufs  des  Versicherungs- 
vertrags die  ihm  von  der  Gesellschaft  anvertrauten  Funktionen  zu  üben.  Dahin 
zählt  im  Wesentlichen  die  Einkassierung  der  Prämie,  die  fortlaufende  l'eber- 
wachung  des  versicherten  Risikos,  Informalionsurleilungen  aller  Art  an  die  Ge- 
sellschaft hinsichtlich  des  Versicherungsverhältnisses,  auch  bei  einem  etwaigen 
Prozesse  zwischen  der  Gesellschaft  unil  dem  Versicherten.  —  Nach  Ablauf  des 
Versicherungsvertrages  hat  der  Agent  als  Hilfsperson  bei  der  durch  die  Gesell- 
schaft vorzunehmenden  Erfüllung  des  Versicherungsvertrages  mitzuwirken,  näm- 
lich bei  der  sogenannten  Regulierung  thätig  zu  sein. 

Im  Einzelnen  gilt  über  diese  drei  Stadien  der  Agenlenthätigkeit  Folgendes  : 
1.  Der  Agent  hat  in  seinem  Bezirk  neue  Versicherungen  in  selbstthätiger 
Initiative  anzuwerben.  Durch  solche  Acquisilionsthätigkeit  sucht  der  Agent 
geeignete  Versicherungsinteressenlen  auf;  er  macht  sie  zum  Abschluss  eines 
Versicherungsvertrages  durch  jede  erlaubte  Einwirkung  auf  ihre  Willcns- 
entschliessung  geneigt  und  er  präsentiert  alsdann  den  Kandidaten  der  Gesell- 
schaft zum  Abschluss.  Das  Verhalten  und  Verfahren  des  Agenten  bei  der 
Acfpiisilion  ist  seinem  gewissenhaften  Ermessen  unter  Wahrung  der  etwaigen 
Vorschriften  der  Instruktion  vorbehalten.  Der  Agent  wird  vor  Allem  Treu  und 
Redlichkeit  hochhalten  und  jede  Täuschung  des  Versicherungswerbers  von  sich 
weisen,  denn  nur  so  kann  er  das  Interesse  seiner  Gesellschaft  wirklich  und 
erfolgreich  wahrnehmen***.  In  der  Pflicht  des  Agenten,  nur  geeignete  Ver- 
sicherungen der  Gesellschaft  zu  präsentieren,  gründet  sich  die  Obliegenheit  des 
Agenten  eine  informatorische  Vorprüfung  des  betreffenden  Risikos  vorzunehmen, 
insbesondere  nach  objektiven  und  subjektiven  Momenten  zu  spüren,  welche  die 
Höhe  der  versicherten  Gefahr  bedingen  oder  beeinllussen.  In  diesem  Betracht 
ist  der  Agent  zugleich  die  lebendige  Ergänzung  des  Fragebogens,  wie  er  im 
Versicherungsantrag  enthalten  ist.  Hei  jeder  Versicherung  lassen  sich  allgemeine, 
gewissermassen  lörmularmüssige,  den  Grad  des  Risikos  bestimmende  Gefahts- 
momente  unterscheiden  und  individuelle.  Jene  allgemeinen  Gefahrsmomenle 
gehören  bei  der  fraglichen  Versicherung  in  den  Bereich  des  Regelmässigen  und 
Gewöhnlichen  des  einen  oder  des  andern  dieser  Gclahrsmomcnte  wiederholt 
sich  bei  jeder  Versicherung  dieser  Art  oder  trifft  mit  andern  dieser  gewöhn- 
lichen Gefahrsmomenle  zusammen,  wie  durch  den  Betrieb  des  Versicherungs- 
geschäfts  empirisch  festgestellt  ist.  Die  gedachten  allgemeinen  formularmässigen 
Gefahrsfaktoren  werden  nun  in  das  Schema  eines  gedruckten  Fragebogens 
zusammengefaßt  und  es  wird  jedem  Versicherungswerber  dieser  Fragebogen  zur 


*  Anderer  Ansicht  Ehrenberg,  a.  a.  0.,  Seite  14. 

**  Heidecker  a.  a.  0.  Seite  80C.  Der  Waren-Agent  ist  meist  Kaufmann, 
schon  wegen  der  Propre-Geschäfte ,  die  er  regelmässig  macht.  —  Der  Asse- 
kuranzmakler  in  der  Seeversicherung  ist  meistenteils  Kaufmann. 

***  Agenten,  die  um  jeden  Preis  Geschäfte  machen  und  Provision  verdienen 
wollen  und  deshalb  durch  schwimlelhafto  Versprechungen  die  Versicherten  täuschen, 
schädigen  ihre  Gesellschaft,  welche  solche  hintergangene  Versicherte  nicht  tätige 
in  Verlrago  festhallen  kann;  siehe  Geyer,  Die  Lcbcnsvoraichoi uns  ''i  Deutsch- 
land, Seite  5  llf. 
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artikulierten  Beantwortung  vorgelegt.  Der  Agent  erläutert  diese  Fragen  dem 
Versicherungskandidaten,  er  weist  auf  ihre  Tragweite  hin  und  die  Pflicht  des 
Versicherten  zur  pflichtschuldigen,  wahrheitsgetreuen  Beantwortung  der  Fragen 
und  endlich  übernimmt  der  Agent  auch  wohl  die  Ausfüllung  des  Fragebogens 
und  die  Formulierung  der  Antworten  (Deklaration^  anstelle  des  Versieherlen. 
Ks  i»t  nun  nicht  möglich,  dass  der  Fragehotren  dem  Versicherten  alle  diejenigen 
Fragen  vorlegen  kann,  die  dessen  persönliches  Risiko  betreffen,  denn  der  Frage- 
bogen kann  nur  nach  den  allgemeinen  bei  Bisiken  dieser  Art  gewöhnlich  und 
in  der  Begel  inbetracht  kommenden  Gefahrsinoinenleii  (ragen.  Daneben  aber 
sind  häufig  noch  individuelle  Gefahrsgründc  in  der  Person  des  Versicherten 
oder  im  zu  versichernden  Objekt  und  in  dessen  Verhältnissen  vorhanden, 
welche  selbst  der  detaillierteste  Fragebogen  nicht  erschöpfen  kann  Diese  indi- 
viduellen oder  speziellen  Gcfahrsmoincnle  können  nur  durch  eine  unmittelbare 
in  nächster  Nähe  vorgenommene  Untersuchung  der  Person  des  Versicherten  und 
des  Versicherungsobjekts  ermittelt  werden  und  in  dieser  Aufgabe  einer  ein- 
gehenden und  umsichtigen  Inquisition  des  Bisikos  und  in  dem  Forschen  nach 
gewissen,  weder  vom  Fragebogen  erkundeten,  noch  der  Gesellschaft  bekannten 
und  individuellen  (iefahrsfakloren  beruht  der  Schwerpunkt  der  Aufgabe  des 
Versicherungsagenten  bei  der  Acquisitum.  Der  Agent,  wenn  er  die  Fntscheidung 
über  den  Abschluss  des  (imponierten  Versicherungsvertrages  seiner  (Iesellschaft 
anheimstellt,  wird  nicht  verfehlen,  über  die  kraft  eigener  Sinncswahrnehiiiung 
und  persönlicher  Befragung  (neben  dem  Fragebogen)  ermittelten  Gcfahrs- 
thatsachen  seiner  (iesellschaft  einlässlichen  Bericht  zu  erstatten  und  der  Agent 
wird  dabei  seine  gutachtliche  Aeusserung  über  Werl  und  Tauglichkeit  des 
Risikos  der  (.iesellschaft  nicht  vorenthalten.  Den  Bericht  sendet  alsdann  der 
Agent  nebst  ausgefülltem  Fragebogen  und  dem  vom  Versicherungswerber  unter- 
zeichneten Versicherungsvertrag  an  die  (iesellschaft  (oder  deren  Organ,  General- 
agent), wobei  der  Agent  sich  über  Annahme  oder  Ablehnung  der  Versicherung 
ausspricht.  Die  Gesellschaftsdirektion  (Generalagent)  liisst  alsdann  den  Versiehe 
rungssneher  entweder  durch  den  Agenten  ablehnend  bescheiden,  oder  die 
Direktion,  bezw.  der  hierzu  ermächtigte  Generalagent  (Suhdirektor)  fertigt  die 
Versicherungsurkunde  (Polize)  aus  und  sendet  sie  nebst  der  Rechnung  über  die 
erste  Prämienrale  und  Polizengebühr  dem  Agenten  zur  Zustellung  an  den  Ver- 
sicherten zu. 

'2.  Während  der  Dauer  des  abgeschlossenen  Versicherungsvertrages  besteht 
die  wesentlichste  Thätigkeit  des  Agenten  in  der  Einkassierung  der  Prämien 
gegen  die  formularmässige  Quittung  der  (iesellschaft,  die  der  Agent  bereit  hält, 
oder,  wenn  der  Agent  der  Gesellschaft  wegen  der  Prämien  etwa  das  Dclcredere 
übernommen,  Kaution  gestellt  hat.  gegen  die  eigne  Quittung  des  Agenten*.  Je 
nach  der  Instruktion  hat  der  Agent  die  Prämien  vom  Versicherten  aus  dessen 
Wohnung  zu  holen  oder  Mahnungen  ergehen  zu  lassen.  Selbständig  Stundungen 
der  Prämien  zu  gewähren,  ist  der  Agent  nicht  befugt,  wenigstens  nicht  der 
Gesellschaft  gegenüber,  zumal  wo  für  die  Prämienzahlung  Respekttage  bestehen, 
durch  welche  die  Gesellschaft  im  Voraus  selbst  erklärt  hat ,  wie  lange  sie  die 
Prämie  stunden  will.  Verfällt  die  Prämie,  so  hat  der  Agent  ohne  Verzug  die 
Gesellschaft  (Generalagent)  hiervon  zu  benachrichtigen  und  die  betreffende 
etwa  in  seinen  Bänden  befindliche  Präniienquittung  der  (iesellschaft  (General- 
agent) zurückzusenden.    Verspätete  Zahlungen  darf  der  Agent  nicht  mehr  an- 


*  Aus  der  Kinkassierungsthätigkeit  ergiebt  sich  die  Ihichluhrungspflicht  des 
Agenten  hinsichtlich  der  gemachten  Einnahmen.  Als  Eiukussieriingsbevollinächtigter 
isl  der  Agent  Verwalter  fremden  Cuts  und  inuss  Hcchnut  g  legen."  Weil  er  fremdes 
Geld  verwahrt,  trellen  Diebstahle  au  den  vereinnahmten  Prämien  die  Gesellschaft, 
nicht  den  Agenten,  ebenso,  wenn  der  Agent  das  Piäuüeugcld  veruntreut;  der  Ver- 
sicherte braucht  nicht  noch  einmal  zu  be/uhlen.  —  Selbstverständlich  hat  der  Agenl 
die  Prämienkusse  von  seiner  eigenen  gelrennt  au  führen. 
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nehmen,  jedenfalls  präjudiziell  dies  der  Gesellschaft  nicht,  wenn  sie  unter 
Zurückweisung  der  Zahlung  die  Versicherung  als  wegen  nicht  rechtzeitiger 
Prämienzahlung  erloschen  oder  (je  nach  den  Polizebedingungen )  als  ruhend 
behandeln  will. 

Der  Agent  hat  in  der  Regel  nach  seiner  Instruktion  wahrend  der  Dauer 
des  Versicherungsvertrags  die  Mitteilungen  zwischen  dein  Versicherten  und  dem 
Versicherer  durch  seine  Hand  gehen  zu  lassen  und  zu  befördern*,  nicht  ohne 
durch  selbsthändige  Meinungsäusserungen  in  diese  Verbindung  eingreifen  zu 
dürfen.  Die  Instruktionen  pflegen  manche  Mitteilungen,  namentlich  Kündigungen, 
Prolongationsanträge  vom  Durchgang  durch  die  Hand  des  Agenten  auszu- 
schließen und  für  sie  den  direkten  Verkehr  zwischen  der  Direktion  und  dem 
Versicherten  zu  bestimmen. 

Endlich  hat  der  Versicherungsagent  seinerseits  eine  selbslthälige  fortlaufende 
Kontrole  über  die  Person  des  Versicherten,  den  Versicheningsgegenstand  und 
das  Risiko  und  seine  Höhe  zu  führen,  soweit  selbstverständlich  eine  solche 
Thätigkeit  thatsächlich  sich  ausführen  lässt. 

3.  Der  Eintritt  des  versicherten  Ereignisses  endigt  den  Versicherungsvertrag, 
wenn  auch  nicht  die  aus  demselben  noch  rückständigen  Pflichten  der  Parteien. 
Es  kommt  nun  darauf  an,  ob  und  wie  viel  die  Gesellschaft  an  Versicherungs- 
summe oder  Entschädigung  dem  Versicherten  oder  dem,  für  dessen  Rechnung 
die  Versicherung  läuft,  zu  zahlen  hat.  Auch  bei  diesen  Fragen  ist  der  Agent 
ein  unentbehrliches  Hülfsorgan  der  Gesellschaft.  Er  hat  zunächst  die  letztere 
von  dem  in  seinem  Bezirk  passierten  Eintritt  des  versicherten  Ereignisses  (Tod, 
Feuerschaden,  Verlust  etc.)  zu  unterrichten  und  weiter  hat  er  schleunigst  und 
aus  eigenem  Antrieb  und  Ermessen  alle  ThaLsachen  zu  sammeln  und  festzu- 
stellen, welche  sich  auf  die  Begründung  des  gegen  die  Gesellschaft  aus  der 
Polizc  erhobenen  Versicherungsanspruchs  und  dessen  Betrag  beziehen.  Von 
höchster  Wichtigkeit  ist  hier  die  Frage,  ob  die  Gesellschaft  überhaupt  zu 
zahlen  verpflichtet  ist,  oder  oh  ihr  wirksame  Einreden  gegen  die  Zahlung  und 
die  Erfüllung  ihrer  Vertragspflicht  zustehen.  In  diesem  Punkt  wird  der  Agent 
fleissig  und  umsichtig  seine  Nachforschungen  anstellen.  Handelt  es  sich  um 
einen  versicherten  Schaden,  so  wird  der  Agent  allererst  die  näheren  und  ent- 
fernteren Ursachen  des  Schadens  erforschen  und  zu  ermitteln  versuchen,  ob 
den  Versicherten  oder  eine  Person,  für  welche  dieser  gesetzlich  einsteht,  ein 
Verschulden,  bezw.  der  Vorwurf  einer  bewussten  absichtlichen  Verursachung 
des  Schadens  trifft.  Wenn  der  Verdacht  einer  strafbaren  Handlung  entsteht,  so 
wird  der  Agent  eine  Untersuchung  durch  die  zuständige  Behörde  veranlassen. 

Sodann  hat  der  Agent  den  Schaden  selbst,  d.  h.  den  Zustand  der  be- 
schädigten Sache,  bezw.  bei  Tolalverlusl  diesen  festzustellen  und  in  diesem 
Betracht  die  Beweise  der  Existenz  und  Art  des  Schadens  zu  führen,  sowie 
Verdunkelungen  zu  verhüten. 

Es  ist  femer  vom  Agenten  die  Ermittelung  des  Werts  der  beschädigten  oder 
ganz  in  Verlust  gegangenen  Sache  vorzunehmen,  und  zwar  desjenigen  Wertes, 
den  sie  vor  dem  Eintritt  des  schädigenden  Ereignisses  halte.  Ebenso  ist  bei 
Partialverlust  oder  bei  partieller  Beschädigung  der  Weit  des  Verlorenen,  bezw. 
die  durch  die  teilweise  Beschädigung  eingetretene  Wertminderung  der  ver- 
sicherten Sache**  zu  verifizieren.  Der  Agent  hat  nach  Bewandtnis  der  Umstände 


*  Z.  B.  Anzeigen  über  Veränderungen  betreffs  des  Versicherungsobjekts, 
welche  eine  Aenderung  des  Risikos  bedingen;  Anträge  auf  Nachversicherung  des 
Versicherungsobjekts  wegen  Vergrössei  ung  oder  Werterhöhung  desselben  zu  einer 
grösseren  Summe;  Antrüge  auf  Umwandlung  eines  laufenden  Versicherungs- 
vertrages in  einen  solchen  von  anderer  Art. 

**  Die  Bestimmungen  des  Versicherungsvertrages  enthalten  die  Schätzungs- 
vorschriften hinsichtlich  de*  entstandenen  Schadens  und  die  Vorschriften  über  die 
aufzunehmenden  Wei  tsermittelungen,  aus  denen  der  Schaden  berechnet  wird. 
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für  Verwertung  der  der  Gesellschaft  etwa  vcrtragsmässig  zufallenden  Reste  des 
versicherten  Gegenstandes  Obsorge  zu  tragen.  Wo  es  angeht,  wie  in  Brand- 
Hillen,  soll  der  Agent  die  versicherten  Gegenstände  thunlichst  retten  und  sie 
bergen. 

Auf  Ucberliquidationcn  und  Versicherungsbel  rügereien  hat  der  Agent  hei 
der  Schadensregulierung  sein  besonderes  Augenmerk  zu  richten,  insbesondere 
auch  auf  die  Verschleppung  von  als  in  Verlust  geraten  vom  Versicherten  ange- 
meldeten Sachen.  Bei  manchen  Versicherungsarien  ist  es  nühlig,  die  Identität 
der  als  beschädigt  oder  zugrunde  gegangenen  Sache  mit  der  versicherten  Sache 
zu  sichern  und  festzustellen.  So  kommt  in  der  Viehversicherung  häufig  die 
Unterschiebung  eines  andern  verendeten  Stücks  Vieh  an  die  Stelle  des  bei 
Seite  geschafften  versicherten  vor.  Wegen  seiner  Kenntnis  der  Personen  und 
der  Lokalverhällnisse  kann  der  Agent  der  Gesellschaft  bei  der  Schadensliquida- 
tion und  Regulierung  unschätzbare  Dienste  leisten.  Allerdings  ist  in  der  Regel  der 
Agent  nicht  das  einzige  Organ  der  Gesellschaft,  welches  auf  «liesein  Gebiete 
thätig  wird.  Denn  es  ist  Regel,  dass  nach  Anmeldung  des  Schadens  seiters 
des  Agenten  die  Gesellschaft  unverzüglich  einen  Regulierungsbeamlen  (General- 
agenten, Inspektor)  an  Ort  und  Stelle  entsendet,  der  die  Oberleitung  der  Regu- 
lierung des  Schadens  in  die  Hand  nimmt,  während  der  Agent  thätige  Assistenz 
leistet.  Die  vorstehend  erörterten  Funktionen  des  Versicherungsagenten  werden 
aber  durch  die  Anwesenheil  des  Regulierungsbeamlen  nicht  ausser  Kraft  gesetzt, 
mag  auch  gegenüber  dem  übergeordneten  Regulierungsbeainton  die  Stimme  des 
Agenten  nur  eine  beratende  sein.  Der  Agent  ist,  bei  Anwesenheit  eines  sol- 
chen Beamten,  dessen  Vollzieluingsorgan,  wie  es  die  Instruktion  bestimmt. 

Der  Agent  ist  zwar  nicht  ermächtigt,  selbständig  einen  Vergleich  über  die 
Schädenssummc  mit  dem  Versicherten  zu  schliessen,  dies  behält  sich  regel- 
mässig die  Direktion  vor  und  auch  der  Regulierungsbeamte  wirkt  auf  einen 
Vergleich,  namentlich  hinsichtlich  der  Höhe  eines  wahrscheinlich  prinzipiell 
erstattungsfähigen  Schadens  hin  und  er  bereitet  solchen  Vergleich  mit  dem 
Versicherten  durch  Protokollierung  vor.  Da  aber  der  Regulierungsheamle  nur 
kurze  Zeit  am  Orte  des  Schadens,  bezw.  dem  Wohnorte  des  Beschädigten 
anwesend  ist,  so  ist  es  nach  dessen  Abreise  eine  lohnende  Aufgabe  des  zurück- 
bleibenden Agenten,  die  Vcrgicich-vcrhandinngcn.  wenn  sie  zu  keinem  Kr 
gebnis  geführt  hatten,  fortzusetzen.  Da  meist  eine  gewisse  Zeit  dazu  gehört,  um 
einen  Vergleich  zur  Beile  zu  bringen,  so  werden  auf  diesem  Wege  des  selbst - 
ständigen  Verhandeltes  zwischen  dem  Agenten  und  dem  Beschädigten  häufig  die 
Unterlagen  einer  VerglcichsofTerte  geschaffen,  welche  die  Gesellschaft  alsdann 
zur  Vermeidung  eines  unerquicklichen,  auch  den  Sieger  schädigenden  Prozesses 
aeeeptieren  kann. 

Zur  Thätigkeit  des  Agenten  im  Regulierungsverfahren  gehört  unter  Um- 
ständen auch  die  Auszahlung  der  Versicherungsentschädigung.  Doch  müssen 
sich  die  Gesellschaften  gegen  eine  Unterschlagung  seitens  des  Agenten  dadurch 
sichern,  dass  sie  den  Kmpfänger  der  Vcrsichcrungscnlsehädigung  einen  Antrag 
stellen  lassen,  durch  den  Agenten  die-elbc  auszuzahlen.  Alsdann  erscheint  der 
Agent  als  der  verantwortliche  Bevollmächtigte  des  Kmpfängcrs  und  die  Gesell- 
schaft wird  durch  die  Zahlung  an  diesen  Inkassomandalar  des  Empfängers  von 
ihrer  Schuld  befreit. 

Der  Agent  als  Vertreter  der  Gesellschaft  im  Allgemeinen  und  seine 

Ermächtigung. 

Der  Agent  in  seiner  Eigenschaft  als  Vertreter  der  Gesellschaft  besitzt 
die  Befugnis,  gewisse  Handlungen  oder  Unterlassungen  mit  verpflichtender 
Kraft  für  die  Gesellschaft  vorzunehmen.  Die  (irenze  der  Kompetenz 
des  Agenten  ist  nicht  immer  leicht  zu  bestimmen  und  sehr  viele  Ver- 
sicherungsprozesse drehen  sich  einzig  um  die  Frage,  ob  der  Agent  durch  ein 
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konkretes  Thun  oder  Verhallen   die  Gesellschaft  verpflichtet  habe  oder  nicht. 
Die  Vollmacht  des  Agenten  richtet  sich  in  erster  Linie  nach  seinem  Anstellungs- 
vertrag  und  seiner  Agenteninstruktion.   Wo  diese  keine  geschriebenen  Bestim- 
mungen enthalten  —  wie  so  häufig,  denn  es  ist  unmöglich,  das  künftige  Ver- 
halten des  Agenten  bis  ins  kleinste  Detail  zu  regeln  —  da  ist  man  auf  die 
Interpretation  der  Rechtsstellung  des  Agenten,  bezw.  seines  Vertrages  und  der 
Instruktion  und  des  konkreten  Versicherungsvertrags  angewiesen,  um  danach  zu 
ermitteln,  ob  der  Agent  durch  sein  Handeln  die  Gesellschaft  verpflichtet  habe, 
oder  nicht.   Bestimmte  Rechlsregcln  über  die  Haftung  der  Gesellschaft  für  ihre 
Agenten  fehlen  und  so  hat  die  Gasuistik  und  Auslegungskunst  ein  weites,  aus- 
giebig benutztes  Feld  zur  Aufstellung  von  sich  widersprechenden  Meinungen.  Da 
die  Krage,  was  ein  Agent  thttn  oder  lassen  darf  mit  für  seine  Gesellschaft  ver- 
bindlicher Kraft  eine  wesentlich  thatsächliclie,  auf  dem  Anslelhmgsvertrage  und 
der  Instruktion  beruhende  ist,  so  müssen  auch  alle  Versuche  scheitern,  welche 
allgemeine  Rechtsnormen  über  Inhalt  und  Umfang  der  Agentenvollmacht  auf- 
stellen mochten  und  es  ist  eine  thatsächliclie  Krage  des  Einzelfalls,  ob  der 
Agent  zu  einer  bestimmten  Alassregel  oder  einem  Verhalten  zuständig  war  und 
ob  er  die  Gesellschaft  demgemäss  verantwortlich  gemacht  hat.  Insbesondere 
lassen  sich  die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  über  die  Befugnisse  des 
Handlungsgehilfen  und  des  Handlungsbevollmächtigten  nicht  für  die.  Agenlen- 
vollmacht  verwerten.   Was  die  Rechtsstellung  des  Agenten  anlangt,  so  ist  der- 
selbe wohl  Vertreter  der  Gesellschaft ,    aber  nicht  ihr  Willensorgan  in  dem 
Sinne,  wie  der  Vorstand  oder  Direktor  der  Gesellschaft,  dessen  Wille  ohne 
Weiteres  als  Wille  der  Gesellschaft  gilt,  so  dass  hier  nur  bei  einer  behaupteten 
Ueberschreilung  des  Geschäflskreises  des  Direktors  die  Krage  aufgeworfen  werden 
kann,  ob  der  Direktor  durch  sein  Thun  die  Gesellschaft  verantwortlich  gemacht 
habe.   Kür  den  Direktor  ist  es  die  Regel,  dass  er  die  Gesellschaft  verpflichtet 
und  berechtigt  macht,  denn  sie  will  und  handelt  durch  ihn.  Kür  den  Agenten 
ist  die  Regel  und  die  Präsumtion  spricht  dafür,  dass  er  die  Gesellschaft  nicht 
mit  Verpflichtungen  belastet,  denn  hierzu  ist  er  nicht  angestellt,  sondern  die 
rechtsgeschäftliche  Belastung  der  Gesellschaft  geht  von  deren  Willensorgan,  dem 
Vorstand  oder  Direktor,  aus.  Ebenso  erwirbt  der  Agent  auch  nicht  direkt  Rechte 
für  die  Gesellschaft,  so  dass  sie  in  seiner  Person  als  dem  Stellvertreter  für  die 
Gesellschaft  zur  Entstehung  kämen.    Auch  hierfür   ist  das  Willensorgan  der 
Gesellschaft  das  rechte  Subjekt.   Das  Gegenteil  folgt  auch  nicht  aus  den  oben 
erörterten  regulären  Funktionen,  die  der  Agent  beim  Abschluss,  während  der 
Dauer  des  Versicherungsvertrags  und  während  des  Regulierungsverfahrens  wahr- 
zunehmen hat.  Der  Agent  ist  hier  nur  Hülfsorgan  der  Gesellschaft,  seine  Hand- 
lungen  bereiten   den    Rechtserwerb    und   die   Belastung  der  Gesellschaft  mit 
Pflichten  lediglich  vor.  Nur  wo  der  Agent  eine  spezielle  Vollmacht  hat,  Rechte 
für  die  Gesellschaft   in  seiner  Person  zu  erwerben,  macht  er  die  Gesellschalt 
direkt  berechtigt.   Dies  trifft   insbesondere  zu  bei  der  Inkassovollmacht;  hier 
wird  die  Gesellschaft  direkt  Eigentümerin  des  einkassierten  Prämiengeldes  und 
der  Agent  hat  mit  der  Einkassierung  der  Gesellschaft  das  Eigentum  an  den 
Geldstücken  oder  Bankscheinen  erworben,  wobei  aber  zu  beachten  ist,  dass  die 
Forderung  auf  Zahlung  der  Prämie  schon  vorher  vom  Direktor  der  Gesellschaft 
für  diese  durch  den  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  und  die  Ausstellung 
der  Polize  erworben  war,  so  dass  die  Inkasso- Vollmacht  nur  die  Ermächtigung 
darstellt,  die  vom  Versicherten  der  Gesellschaft  aus  dem  Vertrage  geschuldete 
Versicherungsleistung  entgegenzunehmen.  Die  Gesellschaft  kann  auch  sonst  dem 
Agenten  Spezialvollmachten,  z.  B.  zum  Abschluss  \<>n  Vergleichen  erteilen  und 
hier  macht  er  sie  direkt  berechtigt  und  er  verpflichtet  sie. 

Es  existiert  nun  aber  doch  ein  wichtiger  Rchlssatz  zwar  nicht  des 
speziellen  Agentenrechts,  aber  doch  des  allgemeinen  Hechts  der  Verträge,  ins- 
besondere des  Versicherungsvertrages,  vermöge  welches  Rechtssatzes  allerdings 
die  Gesellschaft  durch  den  Agenten  mit  Verpflichtungen  belastet  werden  kann. 
Dieser  Rechtssatz  lässt  sich  etwa  dahin  formulieren : 
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Eint«  Versicherungsgesellschaft  muss  die  Handlungen  und  die  Unterlassungen 
oder  das  Verhalten  ihres  Agenten  vertreten  und  gegen  .sieh  gelten  lassen,  wenn 
die  Gesellschaft  durch  Ablehnung  solcher  Vertretung  sich  einer  Arglist  oder 
doch  einer  Verletzung  der  den  Versicherungsvertrag  hervorragend  beherrschenden 
bona  fides  schuldig  machen  würde. 

Durch  diese  Rechtsnorm  ist  die  infolge  derselben  eintretende  Verantwort- 
lichkeit der  Gesellschaft  für  das  Thun  ihres  Agenten  auf  eine  breitere  und  all- 
gemeinere Grundlage  gestellt,  als  auf  den  Agenturvertrag  und  die  Instruktion, 
die  Stellvertretung*  und  die  Vollmacht  oder  den  Geschäftskreis  des  Agenten. 
Die  Haftung  der  Gesellschaft  aus  dem  Grunde  der  Arglist  oder  Verletzung  von 
Treu  und  Glauben  hat  die  Eigentümlichkeit,  dass  sie  zwar  auf  dem  Vertrage 
beruht,  aber  ohne  und  selbst  gegen  den  Willen  der  Gesellschaft  Platz  greift, 
während  ein  Verpflichtetwerden  kraft  erteilter  Vollmacht  auf  den  Willen  der 
Gesellschaft  zurückzuführen  wäre.  Wenn  eine  Gesellschaft  durch  da*  Thun  ihres 
Agenten  belastet  wird,  weil  ihre  Weigerung,  sich  dadurch  belasten  zu  lassen, 
arglistig  oder  gegen  die  bona  fides  wäre,  so  wird  die  Gesellschaft  eigentlich 
nicht  durch  den  Agenten  —  etwa  als  ihren  Vertreter  oder  Bevollmächtigten  — 
sondern  wegen  des  Agenten  und  seines  Verhaltens  verpflichtet.  Die  Gesellschaft 
hat  die  Handlung  des  Agenten  nicht  anbefohlen  oder  gutgeheissen  und  sie  muss 
dieselben  nicht  deshalb  gölten  lassen,  sondern  der  Versicherte  erlangt  nur  einen 
Anspruch  gegen  die  Gesellsc  haft,  die  Handlung  des  Agenten  zu  vertreten  und 
sich  durch  sie  für  gebunden  zu  erachten  und  dieser  Anspruch  des  Versicherten 
gründet  sich  auf  die  ihm  entsprechende  Pflicht  der  Gesellschaft,  ein  Vertrags- 
verhältnis nicht  arglistig,  nicht  unter  Bruch  von  Treu  und  Glauben  sich  zu 
gebahren.  Diese  Pflicht  ist  eine  allgemeine,  welche  nicht  nur  für  den  Versiche- 
rungsvertrag, sondern  für  alle  Verträge  besteht,  so  dass  es  sich  hier  gar  nicht 
um  eine  spezielle  Haftung  der  Gesellschaft,  für  ihren  Agenten,  sondern  um  die 
Erfüllung  einer  allgemeinen  Verpflichtung  des  Versicherungsvertrages  handelt,  zu 
welcher  Erfüllung  das  Thun  des  Agenten  lediglich  den  Anstoss  und  die  Veran- 
lassung geboten  hat.  Man  sollte  also  diese  überaus  häufigen  Fälle,  in  denen  die 
Gesellschaft  dolos  oder  gegen  die  bona  Ildes  verführe,  wenn  sie  sich  auf  eine 
Nichtverantwortlielikeit  beriefe,  sehr  wohl  unterscheiden  von  den  übrigen  Fällen, 
in  denen  eine  Haftung  der  Gesellschaft  für  ihre  Agenten  auf  arideren  Grund- 
lagen angesprochen  wird.  Denn  jene  Haftung  wegen  dolus  oder  Bruchs  der  bona 
lides  entspringt  aus  dem  Versicherungsverträge,  nicht  aus  dem  Agenturverhältnis. 
Dieselbe  Auffassung  findet  statt,  wenn  der  Agent  den  Versieherlen,  dadurch, 
dass  er  in  ihm  einen  wesentlichen  Irrtum  erregte,  zum  Abschluss  des  Versiche- 
rungsvertrages bewogen  hat.  In  diesem  Fall  kann  der  Versicherte  die  Auf- 
hebung des  Vertrages  wegen  wesentlichen  Irrtums  verlangen.  Man  darf  dies 
aber  nicht  so  ausdrücken:  die  Gesellschaft  müsse  für  den  durch  das  Verschulden  ihres 
Agenten  erregten  Irrtum  haften  und  die  Auflösung  des  Vertrages  über  sich  er- 
gehen lassen.  Denn  der  wahre  Grund  liierfür  ist  nicht  das  Verschulden  des 
Agenten,  sondern  der  Irrtum,  welcher,  wenn  er  wesentlich  ist,  nicht  nur  den 
Versicherungsvertrag,  sondern  jeden  Vertrag  anfechtbar  macht.  Auch  der  Irr- 
tum und  Betrug,  den  der  Agent  erregt,  belastet  die  Gesellschaft  nicht  mit  einer 
Haftung  für  die  betrügliche  Gebahrung  ihres  Agenten  —  dies  wäre  eine  krasse 
Ungerechtigkeit  —  sondern  hier,  wie  überall,  wird  der  Vertrag  wegen  wesent- 
lichen Irrtums  aufgelöst,  auch  wenn  es  gar  nicht  der  Agent  wäre,  der  den 
Irrtum  erregt  hätte. 


*  Aus  dem  weitschichtigen  Begriffe  der  Stellvertretung  und  der  Eigenschaft 
des  Agenten  als  Stellvertreters  lüsst  nch  die  Haftung  der  Gesellschaft  und  deren 
Mass  für  ihren  Agenten  keineswegs  bestimmen. 
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Einzelne  Fälle  der  Verpflichtung  der  Versicherungsgesellschaft  durch 

das  Thun  des  Agenten. 

Die  Fälle,  in  denen  eine  Haftung  der  Gesellschaft  für  ihren  Agenten 
in  Frage  kommt,  können  nicht  erschöpfend  aufgezählt  werden,  sie  kommen 


Versicherungsvertrages  vor.    Wir  greifen  nur  einzelnes  heraus.  Unrichtige 
Belehrung    des    Versicherten    durch    den    Agenten.  Grundsätzlich 
liaflet   hierfür  die  Gesellschaft  nicht,   es  sei  denn,    dass  sie  den  Agenten 
speziell  angewiesen  hätte,  die  unrichtige  Bescheidung  zu  geben.  Ehrenberg* 
hat  behauptet,  der  Agent  sei  ohne  Weiteres  als  bevollmächtigt  anzusehen,  un- 
klare, oder  schwerverständliche  oder  unverständliche  Bestimmungen  der  Ver- 
sicherungsbedingungen und  des  Fragebogens  dem  Versicherten  auszulegen.  Es 
seien  solche  Auslegungen  für  den  Versicherer  bindend,  falls  der  Agent  nicht 
ausdrücklich  erklärt  habe,  dass  er  nicht  als  Organ  des  Versicherers  handle. 
Soweit  der  Versicherte  infolge  der  Auslegungen  des  Agenten  Handlungen  vor- 
nahm, welche  nach  dem  wahren  Sinn  jener  Bestimmungen  hätten  unterlassen 
werden  müssen,  oder  soweit  er  Handlungen  unterliess,  die  er  hätte  vornehmen  müssen, 
sei  dies  für  seine  Ansprüche  unschädlich.  Diese  Ansicht  ist  jedoch  nicht  zu- 
treffend. Der  Versicherungsagent  kann  allerdings  aus  freier  Initiative  den  Vcr- 
sicherungswerber  schriftlich  oder  in  Unterredungen  Aufklärungen  von  allerlei 
Art  geben,  allein  der  Agent  hat  keine  Vollmacht  zur  bindenden  Auslegung  der 
Versicherungsbedingungen  oder  des  Fragebogens.  Dies  ergiebt  sich  schon  daraus, 
dass   er  zum  bindenden  Abschluss  des  Vertrages  nicht  ermächtigt  ist,  die 
bindende  Auslegung  der  Bedingung  wäre  doch  eine  zum  Abschluss  gehörende 
Handlung.   Ehrenberg  versucht  seine  Meinung  daraus  zu  begründen,  dass  die 
Gesellschaft  den  Agenten  anstellt,  ihn  mit  der  Anwerbung  versicherungslustiger 
Personen  beauftragt  und  ihm  die  dazu  erforderlichen  Papiere  aushändigt.  Allein 
daraus  würde  doch  nur  eine  Inlerpretationsvollmacht  des  Agenten  bei  Vorbe- 
reitung des  Abschlusses  des  Vertrages ,  nicht  während  der  Dauer  und  der 
Regulierung  sich  ergeben.   Indess  besteht  nicht  einmal  eine  solche  beschränkte 
Vollmacht  und  sie  lässt  sich  auch  nicht  aus  jenen  Funktionen  ableiten,  die  der 
Agent   bei  Vorbereitung  des  Abschlusses  wahrnimmt.    Unklare",   schwer  ver- 
ständliche oder  unverständliche  Bestimmungen  der  Versicherungsbedingungen 
oder  des  Fragebogens  hat,  wie  bei  allen  anderen  Vertragsabschlüssen,  so  auch 
bei  Abschluss  eines  Versicherungsvertrages  der  Versicherte  auf  seine  Gefahr 
sich  selbst  auszulegen  und  kommt  er  damit  nicht  zurecht,  so  wird  gesetzlich 
von  ihm  verlangt,  dass  er  sich  an  einen  der  überall  zugänglichen  berufsmässigen 
Rechtsverständigen  (Anwalt)  wendet.   Auf  den  Agenten  darf  der  Versicherungs- 
nehmer sich  nicht  verlassen,  oder  das  Missverständnis  und  die  unrichtige  Be- 
lehrung geht  auf  seine  Gefahr,  jenes  geht  nicht  an  und  würde  jeden  geordneten 
und  sicheren  Geschäftsverkehr  für  die  Gesellschaften  unmöglich  machen,  zumal 
notorisch  nicht  selten  unzuverlässige  Agenten  zu  Flunkereien  und  Vorspiege- 
lungen aufgelegt  sind,  und  anderseits  der  Agent  häufig  für  eine  unklare  Ver- 
sicherungsbedingung auch  kein  grösseres  Verständnis  haben  wird,  als  der  Ver- 
sicherungswerber.  Das  Verlangen  Ehrenbergs  läuft  im  Grunde  darauf  hinaus, 
die  Gesellschaften  zu  verpflichten,  nur  kluge  und  gewissenhafte  Agenten  anzu- 
stellen —  eine  Unmöglichkeit.   Die  von  Ehrenberg  behauptete  Haftung  der 
Gesellschaft  für  die  Belehrungen  und  Auslegungen  der  Agenten  ist  aber  auch 
gar  kein  Bedürfnis.  Denn  nach  einer  feststehenden  beharrenden  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts  und  der  Instanzgerielile  wird  der  Grundsatz  gehandhabt,  dass 


*  Victor  Khrenberi;,  Die  Verantwortlichkeit  der  Versicherungsgesellschaften 
für  ihre  Agenten,  Seite  10. 


180 


Agent. 


unklare,  unverständliche  oder  widerspruchsvolle  Versicherungsbedingungen  in 
Streitfällen  zu  Ungunsten  der  Gesellschaften  auszulegen  sind,  da  sie  es  sind, 
welche  diese  Bedingungen  präsentieren,  daher  für  eine  deutliche  Sprache  zu 
sorgen  haben.  Mit  dieser  Auffassung  ist  ausreichend  für  das  Interesse  des  Ver- 
sicherlen gesorgt.  Die  Lehre  Ehrenbergs  entbehrt  der  festen  Grundlage. 
Wann  ist  eine  Versicherungsbedingung  unklar  etc.  V  Ehrenberg  (a.  a.  0., 
Seite  20)  antwortet :  « Bei  der  Frage,  was  eine  unklare,  schwer  verständliche 
oder  unverständliche  Bedingung  ist,  muss  auf  den  Bildungsstand  und  die  Ge- 
schäftserfahrung der  zu  belehrenden  Person,  sowie  auf  die  sonstigen  konkreten 
Verhältnisse  (Aufregung,  Gemüthsbewegung  bei  Eintritt  eines  Brandunghieks, 
eines  Todesfalls  u.  s.  w.)  Rücksicht  genommen  werden.»  Allein  ob  eine  Ver- 
tragsbestimmung  unklar  oder  unverständlich  ist,  kann  nicht  aus  der  Beschränkt- 
heit einer  Person  oder  ihren  Affekten  ermessen  werden,  sondern  ist  nach  der 
Auffassungsgabe  eines  verständigen,  logisch  denkenden  Menschen  zu  beurteilen. 
Danach  ist  schon  der  Ausgangspunkt  Ehrenbergs  falsch.  Dem  Versicherungs- 
nehmer darf  seine  unzureichende  Fassungskraft  nicht  zum  Vorteil  gereichen, 
indem  er  die  Folgen  derselben  (Missversländnisse,  Irrtümer)  auf  die  Versiche- 
rungsgesellschaft abschiebt.  Will  man  eine  Vollmacht  des  Agenten  annehmen, 
dem  Versicherungswerber  die  Polizebedingungen  auszulegen,  so  gehl  diese  Voll- 
macht nach  dem  Willen  der  Gesellschaft  nur  auf  eine  verständige  und  richtige 
Interpretation,  nicht  aber  genehmigt  die  Gesellschaft  auch  zugleich  die  unzu- 
lässigen oder  gar  seh  windelhaften  Vorspiegelungen  des  Agenten.  Eine  falsche 
Interpretation  des  Agenten  inbezug  auf  die  Versicherungsbedingungen  würde 
eine  von  der  Gesellschaft  nicht  zu  vertretende  Vollmachtsüberschreitung  darstellen. 

Ehrenberg  (a.  a.  0.,  Seile  20)  hat  ferner  behauptet,  dass,  wenn  der 
Agent  bei  der  Annahme  oder  während  des  Laufes  der  Versicherung  einen  Um- 
stand, dessen  Anzeigepflichtigkeit  nach  den  Versichenmgsbedingungcn  zweifelhaft 
ist,  für  unerheblich  und  daher  für  nicht  anzeigepflichtig  erklärt  hat,  der  Ver- 
sicherer diese  Auslegung  gegen  sich  gelten  lassen  müsse,  vorausgesetzt,  dass 
der  Versicherte  der  Auffassung  des  Agenten  Vertrauen  geschenkt  und  sie  geteilt 
habe.  Allein  auch  diese  Hegel  ist  willkürlich  und  darum  unhaltbar,  sie  findet  in 
der  Rechtsstellung  des  Agenten  keine  Stütze,  würde  vielmehr  dem  Agenten 
unzulässiger  Weise  die  Stellung  eines  die  Gesellschaft  repräsentierenden  und 
für  sie  mit  verbindlicher  Kraft  handelnden  Willensorgans  anweisen.  Indess  nur 
wenn  der  ein  solches  Willensorgan  darstellende  Direktor  einer  Versicherungs- 
anstalt dem  Versicherten  eine  zweifelhafte  Klausel  einer  Polizebedingung  in 
bestimmtem  Sinne  auslegte,  würde  die  Anstalt  an  diese  Interpretation  gebunden 
sein  und  zwar  selbst  dann,  wenn  sie  unrichtig  wäre.  Denn  der  Direktor  ist  das 
Organ,  welches  für  die  Versicherungsanstalt  deren  Willenserklärungen  und 
Handlungen  als  legitimierter  Vertreter  besorgt  und  Verträge  für  sie  abschliesst. 

Verpflichtung  der  Versicherungsgesellschaft  durch  das  Thun  oder 
Verhalten  ihres  Agenten  während  der  Dauer  des  Versicherungsvertrages. 

Die  wesentlichste  Pflicht  des  Agenten  während  des  Laufs  des  Ver- 
sicherungsvertrages besteht  in  seiner  Pflicht  ,  die  Prämie  rechtzeitig  zu 
zahlen.  Demgemäss  konzentriert  sich  auch  die  Haflbarmacliung  der  Gesellschaft 
durch  das  Thun  des  Agenten  wählend  des  laufenden  Versicherungsvertrages  auf 
die  Gebahrung  des  Agenten  gegenüber  der  Verpflichtung  des  Versicherten  frisl- 
zeilig  die  Pifunie  zu  zahlen  und  auf  das  auf  Nichteinhaltung  dieser  Pflicht 
vertragsinässig  gesetzte  Präjudiz  des  Erlöschens  des  Versicherungsvertrages  und 
des  Verlustes"  aller  Ansprüche  aus  demselben.  Im  Allgemeinen  lässt  sich  das 
Prinzip  aufstellen,  dass  der  Agent  durch  sein  Gehahren  inbezug  auf  die  Prä- 
mienzahlung die  Gesellschaft  nur  dann  verpflichten  kann,  wenn  er  —  wie  in 
vielen  Verskherungszweigen  die  Regel  —  vertragsmäßig  Inkassovollmacht  für 
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Einziehung  der  Prämie*  übertragen  erhielt  und  wenn  er  entsprechend  und  im 
Kähmen  dieser  Inkassovollmacht  dem  Versicherten  gegenüber  verfahren  ist  und 
sich  gehalten  hat.  Hieraus  beantwortet  sich  in  verneinendem  Sinn  die  Frage, 
ob  der  Agent  aus  eigner  Entsehliesstmg  fällige  Prämien  stunden  könne,  ebenso 
ob  er  verspätete  Prämien  noch  nachträglich  annehmen  dürfe  und  ob  die  Gesell- 
schaft die  Stundung  oder  verspätete  Annahme  wider  sich  gelten  lassen  müsse, 
also  das  Recht  der  ihr  sonst  vertragsmässig  zustehenden  Verwirkungsklausel 
verliert.  Ausserdem  würde  eine  Stundung  oder  nachträgliche  Annahme  von 
Prämien  eine  Ausserkraftsetzung  der  statutenmäßigen  oder  vertraglichen  Ver- 
wirkungsklausel seitens  des  Agenten  enthalten,  wozu  derselbe  nicht  als  ermächtigt 
gelten  kann.  Eine  besondere  Erörterung  verdient  die  Frage,  ob  die  Gesellschaft, 
wenn  die  Prämie  im  Versicherungsvertrage  als  Bringeschuld  bezeichnet  ist,  die 
Verwirkungseinrede  gebrauchen  kann,  wenn  es  der  mit  Einkassierungsvollmacht 
versehene  Agent  entgegen  seiner  bisherigen  Gepflogenheit  unterlassen  hat,  die 
Prämien  abzuholen  und  hierdurch  die  Versäumung  der  pünktlichen  Prämien- 
zahlung herbeigeführt  wird.  Es  lässt  sich  im  Allgemeinen  nicht  behaupten,  dass 
in  jedem  Falle  die  Verwirkungseinrede  beseitigt  wird,  durch  die  Thatsache,  dass 
eine  Gewohnheit  mit  Wissen  der  Gesellschaft  im  Verkehre  zwischen  dem  Ver- 
sicherten und  dem  Agenten  sich  gebildet  hatte,  in  Gemässheit  deren  der  Agent 
die  Prämie  abzuholen  pflegte.  Denn  ungeachtet  dieser  thatsächlichen  geschäft- 
lichen Uebung  bleibt  die  im  Vertrage  bedungene  Verwirkungsklausel  fort- 
bestehen, die  Gewohnheit  der  Prämienabholung  durch  den  Agenten  kann  sie 
nicht  aufheben.  Bestimmt  die  Polize.  dass  die  Prämien  dem  Agenten  zu  zahlen 
sei.  so  ist  sie  damit  für  eine  Bringeschuld  erklärt  und  die  tatsächliche  Ge- 
pflogenheit des  Agenten,  die  Prämie  beim  Versicherten  abzuholen,  kann  sie 
nicht  in  eine  Holschuld  verwandeln ,  die  Abholung  der  Prämie  seitens  des 
Agenten  stellt  vielmehr  eine  Zuwiderhandlung  gegen  die  Polizebestimmung  dar, 
wonach  die  Prämie  Bringschuld  ist.  An  dieser  Zuwiderhandlung  beteiligt  sich 
auch  der  Versicherte,  dadurch,  dass  er  die  Prämie  nicht  bringt,  sondern  ihre 
Abholung  durch  den  Agenten  geschehen  lässt.  Wenn  also  der  Agent  die  ge- 
wohnheitsmässige  Abholung  der  Prämie  einmal  nicht  besorgt,  so  würde  der 
Versicherte,  wenn  er  sich  auf  die  Gewohnheit  des  Abholens  beriefe,  um  der 
Verwirkung  auszuweichen,  damit  eine  Kontravention  gegen  die  Polizebestimmung 
benutzen  wollen,  um  dem  Verwirkungspräjudiz  zu  entgehen.  Dies  kann  nicht 
zulässig  »ein.  Dessenungeachtet  lässt  es  sich  auf  anderem  Wege  begründen,  dass 
die  Gesellschaft  unter  Umständen  die  Verwirkungsklausel  nicht  gebrauchen 
darf,  wenn  im  Widerspruch  mit  der  Polize  der  Agent  gewohnheitsmässig  längere 
Zeit  die  Prämie  abgeholt  hat,  anstatt,  dass  er  sich  dieselbe  hat  vorschrifts- 
mässig  bringen  lassen.  Urn  in  dieser  Art  die  Verwirkungseinrede  auszu- 
schliessen,  müssen  aber  gewisse  Thatsachen  vorhanden  sein.  Dahin  zählt 
insbesondere  die  wissentliche  Gestattung  der  vom  Agenten  geübten  gewohn- 
heitsmässigen  Abholung  der  Prämien  von  Seiten  der  Direktion.  Denn 
wenn  die  Gesellschaft  mit  der  Gewohnheit  des  Agenten ,  die  Prämien  abzu- 
holen, bekannt  ist,  so  ist  zu  unterstellen,  dass  die  Gesellschaft  dies  Verfahren 
bis  auf  Weiteres  genehmigt  und  demzufolge  gegen  sich  gelten  lassen  will, 
obschon  die  Prämie  nach  der  Polize  eine  Bringschuld  ist.  Es  würde  gegen 
Treu  und  Glauben  Verstössen,  wenn,  sobald  einmal  der  Agent  gewohnheits- 
widrig die  fristgemässe  Einkassierung  der  Prämie  verabsäumt  hat,  nun  die 
Direktion  diese  Gebahrung  ihres  Agenten  benutzen  wollte,  die  Versicherung 
für  verfallen  zu  erklären.  Denn  die  fortgesetzte  Uebung  des  Agenten,  die 
Prämien  abzuholen,  ist  geeignet,  im  Versicherten  die  Meinung  zu  erzeugen, 
es  werde  mit  dieser  Uebung  fortgefahren  werden.  Hat  die  Gesellschaft,  ver- 


*  Unrichtig  ist  die  Ansicht  Ehrenbergs  a.  a.  0.,  §  6,  Seite  33,  der  Agent 
habe  schon  von  Gesetzeswegen  und  we^-en  seiner  Eigenschaft  als  Agent  eine  In- 
kassovollmacht. 
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treten  durch  die  Direktion,  durch  ihr  wissentliches  Gesehehenlassen  solche 
Uebung  genehmigt,  so  ist  der  Versicherte  befugt,  so  lange  an  die  recht- 
zeitige Abholung  der  Prämien  zu  glauben,  bis  die  Direktion  etwa  gegen  den 
eingerissenen  Brauch  der  Abholung  der  Prämie  protestiert.  Es  ergiebt  sieh 
aus  dem  hochzuhaltenden  Prinzip  der  bona  fides,  dass  einer  solchen  der 
Direktion  bewussten  Abholung  der  Prämien  gegenüber  die  Direktion  den 
Rechtsnachteil  der  Verwirkung  nicht  geltend  machen  kann,  wenn  der  Agent 
einmal  gewohnheitswidrig  die  rechtzeitige  Abholung  der  Prämie  unterlassen 
hat.  Man  darf  solchenfalls  aber  nicht  von  einer  Haftung  der  Gesellschaft 
für  das  Thun  ihres  Agenten  reden,  auch  lässt  sich  nicht  behaupten,  das 
Thun  des  Agenten  sei  als  eine  eigeno  Handlung  der  Gesellschaft  zu  be- 
trachten und  aus  diesem  Grunde  von  ihr  zu  vertreten.  Die  Gesellschaft 
handelt  nicht  durch  ihren  Agenten,  weil  dieser  ihren  Willen  nicht  vertritt, 
wenn  er  unter  Uebertretung  seiner  auf  Bringeprämie  gerichteten  Inkasso- 
vollmacht die  Prämie  abholt.  Die  richtige  Auffassung  ist  vielmehr  eine  andere  : 
weil  die  Gesellschaft  die  vom  Agenten  durch  vorschriftswidriges  Abholen  der 
Prämie  begangene  Zuwiderhandlung  gegen  die  fragliche  Polizebestimmung 
kennt,  und  geschehen  lässt,  so  ist  darin  eine  Einwilligung  der  Gesellschaft 
in  diese  missbräuchliche  Gepflogenheit  zu  erblicken  und  hieraus  weiter  ein 
Verzicht  auf  die  Verwirkungsklausel  für  den  einzelnen  Fall  zu  folgern,  wenn 
wegen  Unterbleibens  der  gewohnheitsmässigen  Abholung  der  Prämie  deren 
rechtzeitige  Abführung  im  Einzelfalle  unterblieben  ist.  Die  Gesellschaft  würde 
Treue  und  Glauben  verletzen,  wenn  sie  anfänglich  die  Uebertretung  der  Po- 
lizenbestimmung  wissentlieh  billigt  und  alsdann  durch  plötzliche  Berufung 
auf  die  Verwirkungsklausel  diese  zuvorige  Billigung  in  einen  Widerspruch 
gegen  die  Gewohnheit  des  Prämienabholens  umwandeln  wollte. 

Ist  die  Direktion  ganz  unbeteiligt  an  dem  eingerissenen  .Missbrauch  der 
Abholung  der  Prämie,  wovon  sie  gar  keine  Kenntnis  hat,  so  tritt  der  Cha- 
rakter dieser  Gepflogenheit  als  einer  Kontravention  gegen  die  Polizebedingung 
in  seiner  Reinheit  hervor.  Der  Versicherte  kann  hier  eine  Billigung  der  Ge- 
sellschaft nicht  gellend  machen,  er  allein  und  der  Agent  sind  die  Kontra- 
venienten. Hat  der  Agent  ohne  Vorwissen  der  Gesellschaft  polizewidrig 
wiederholentlich  die  Prämie  abgeholt  und  dann  einmal  diese  Abholung  unter- 
lassen, so  ist  die  Gesellschaft  nicht  gehindert,  die  Verwirkung  der  Versiche- 
rung wegen  nicht  rechtzeitig  gezahlter  Prämie  vorzuschützen.  Die  Gesellschaft 
verletzt  hierdurch  die  bona  fides  nicht,  denn  sie  hat  von  dem  missbrauch- 
liehen  Geschäftsgang  nichts  gewusst ,  in  welchen  der  Versicherte  mit  dem 
Agenten  sich  einlies*  und  ersterer  muss  die  Folgen  tragen.  Die  Gesellschaft 
kann  nicht  darunter  leiden  und  sie  darf  nicht  ihre  polizenmässigen  Rechte 
dadurch  verlieren,  dass  der  Versicherte  in  Gemeinschaft  mit  dem  Agenten 
die  Polizevorschriften  missachtet  hat. 

Weitere  Fälle  der  eventuellen  Verantwortlichkeit  einer  Versicherungs- 
anstalt für  das  Thun  oder  Verhalten  ihres  Agenten. 

Eine  Rechlsregel  des  Inhalts,  dass  eine  Versicherungsgesellschaft  die  Arglist 
(dolus)  oder  das  Verschulden  (culpa)  ihres  Agenten  innerhalb  oder  ausser- 
halb des  rechtsgeschäftlichen  Versicherungsverkehrs  vertreten  müsse,  besteht 
in  dieser  Allgemeinheit  nicht.  Grundsatz  ist  vielmehr  auch  hier,  dass  Jeder 
nur  für  eigene  Arglist  oder  Verschulden,  nicht  fremdes  haftet.  Es  lässt  sich 
weder  eine  ausserkontraktliche  Aquilischc,  noch  eine  inslitorische  Verantwort- 
lichkeit der  Gesellschaft  für  ihren  Agenten  konstruieren.  Dessenungeachtet 
wird  die  Versicherungsgesellschaft  in  sehr  vielen  Fällen  durch  die  Arglist 
oder  das  Verschulden  ihres  Agenten  dem  Versicherlen  gegenüber  in  Mit- 
leidenschaft gezogen.  Es  giebt  nämlich  Fälle  und  Thalbestände,  in  denen  die 
Gesellschaft  rechtlich  gehindert  ist,  die  Befugnisse  und  Forderungen  aus  dem 
Versicherungsvertrage   gegen    den   Versicherten    wegen    des    arglistigen  oder 
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schuldhaften  Verhallens  des  Agenten  geltend  zu  machen.  Mit  andern  Worten : 
wegen  des  dolus  oder  der  culpa  des  Agenten  kann  der  Versicherle  auch 
eine  Einrede  gegen  die  Gesellschaft  gewinnen.  Dies  findet  insbesondere  nur 
dann  statt,  wenn  die  Gesellschaft  seihst  dolos  oder  gegen  Treu  und  Glauben 
handeln  würde  dadurch,  dass  sie  aus  der  arglistigen  oder  schuldhaflen  Ge- 
bahrung  ihres  Agenten  Vorteile  für  sich  ziehen  will.  In  einem  Rechtsfalle 
wurde  die  Berufung  der  Gesellschaft  auf  Verwirkung  der  Versicherung  wegen 
nicht  rechtzeitig  gezahlter  Prämie  deshalb  abgelehnt,  weil  die  rechtzeitige 
Zahlung  nur  infolge  des  dolosen  Verhaltens  des  Subdirektors  H.  und  des 
Agenten  B.  unterblieben  sei.  Ks  sei  insbesondere  H.  gegen  den  Ver- 
sicherten unredlich  vorgegangen,  um  den  Ausschluss  der  Versicherung  her- 
beizuführen. Man  habe  den  an  Zusendung  eines  Avis  wegen  der  je- 
weils eingetretenen  Fälligkeit  der  Prämie  (worin  der  Ort ,  wo  die 
Direktionsquittung  sich  befand ,  und  die  Art  der  Erhebung  der  Prämie  be- 
zeichnet wurde)  gewohnten  Versicherten  durch  Unterlassung  der  Zustellung 
eines  solchen  Avis  absichtlich  hingehalten,  um  nach  Ablauf  der  Respektfrist 
die  Erlöschung  der  Versicherung  gellend  zu  machen.  Für  diese  arglistige 
Gebahrung  ihres  Subdirektors  und  Agenten  hatte  die  Gesellschaft  einzustehen, 
sofern  sie  dadurch  für  behindert  erklärt  wurde*,  die  Verwirkung  der  Ver- 
sicherung wegen  nicht  rechtzeitiger  Prämienzahlung  dem  Versicherten  gegen- 
über vorzuschützen. 

Viktor  Ehrenberg  (a.  a.  0.  S.  23,  §  3)  will  die  Regel  geben,  dass,  wenn 
der  Versicherte  unbewusst  eine  Vorschrift  der  Versicherungsbedingungen  ver- 
letzt, er  dem  Versicherer  gegenüber  entschuldigt  sei,  falls  der  Agent  dabei 
mitgewirkt  hat,  ohne  ihn  auf  die  betreffende.  Vorschrift  aufmerksam  zu  machen. 
Allein  in  dieser  Formulierung  ist  die  Regel  falsch.  Eine  Pflicht  des  Agenten, 
den  Irrtum  des  Versicherten  zu  korrigieren,  besteht  so  wenig,  wie  eine  Ver- 
antwortlichkeit der  Versicherungsgesellschaft  für  die  Nichteinhaltung  jener 
angeblichen  Pflicht.  Richtig  ist  nur,  dass  die  Beteiligung  des  Agenten  an  einer 
Verletzung  einer  Vorschrift  der  Versicherungsbedingungen  seitens  des  Versicherten, 
diesem  dann  eine  Einrede  gegen  die  Gesellschaft  giebt,  wenn  diese  arglistig  oder 
entgegen  der  bona  fides  handeln  würde,  wenn  sie  die  Verletzung  der  Polize- 
bedingungen  und  deren  Folge  (Verlust  der  Versicherungsansprüche  etc.)  dem 
Versicherten  entgegenhalten  würde.  Ob  die  Gesellschaft  sich  solcher  Arglist 
oder  eines  Bruchs  der  bona  fides  schuldig  machen  würde,  kann  nur  aus  dem 
Verhalten  der  Gesellschaft  unter  Würdigung  der  Lage  des  Einzelfalles  ermessen 
werden.  Anderseits  kann  nicht  jede  Beteiligung  des  Agenten  an  dem  vom  Ver- 
sicherten begangenen  Verstoss  gegen  die  Polizebedingungen  die  Gesellschaft 
ihrer  Rechte  aus  diesem  Verstoss  gegenüber  dem  Versicherten  verlustig  machen. 
So  lässt  sich  z.  B.  die  Frage,  ob  eine  unrichtige  Rechtsbelehrung  des  Agenten 
in  Betreff  der  Einhaltung  einer  Frist  der  Versi'uimung  seitens  des  Versicherten 
entschuldige,  keineswegs  bedingungslos  bejahen.  Es  ist  der  Versicherte  vielmehr 
wegen  seiner  Fristversäumnis  nur  dann  entschuldigt,  wenn  erstlich  dem  Ver- 
sicherten seine  durch  den  Agenten  veranlasste  falsche  Auffassung  der  Frist  oder 
der  fristmässig  vorzunehmenden  Handlung  nicht  zuzurechnen  ist,  und  wenn 
anderseits  die  Berufung  der  Gesellschaft  auf  die  Fristversäumnis  einen  Bruch 
der  bona  fides  oder  einen  dolus  enthalten  würde.  Grundsätzlich  kann  vom 
Versicherten  eine  von  ihm  selbst  vorzunehmende  richtige  Beurteilung  seiner 
Pflichten  aus  dem  Versicherungsverträge  verlangt  werden,  es  ist  folglich  von 
ihm  auch  zu  fordern,  dass  er  selbst  wisse  und  erwäge,  wie  er  sich  einer 
polizenmässigen  Frist  gegenüber  zu  verhalten  hat.  Eine  auf  Irrtum  des  Agenten 


*  Urteil  des  II.  Civilsenals  dos  Ilekhsgeruhts  vom  1.  Dezember  I8H  1  ri  Holze, 
Die  Praxis  des  Reichsgerichts,  Dd.  XIII,  Seile  265 f. 
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beruhende  falsche  Belehrung  des  Versicherten  über  die  Fristwahrung  entschuldigt 
diesen  nicht.  Nach  der  Polize  hatte  in  einem  Rechtfälle  der  l 'nfallversicherte 
einen  ihm  widerfahrenen  Unfall  binnen  acht  Tagen  nach  dem  Ereignis  der 
Gesellschaft  .schriftlich  anzuzeigen.  Der  Klage  des  Versicherten  auf  die  Unfall- 
entscliädigung  begegnete  die  Gesellschaft  mit  der  Einrede  der  Fristversäumnis 
und  dem  hieran  geknüpften  Verlast  aller  Ansprüche.  Der  klagende  Versicherte 
replizierte,  er  habe  binnen  der  Achtlagefrist  dem  Agenten  mündlich  die  Unfall- 
anzeige erstattet,  nachdem  dieser  erklärt  halte,  es  bedürfe  keiner  schriftlichen 
Anzeige.  Unter  Zurückweisung  der  Klage  des  Versicherten  hat  das  Reichsgericht* 
jene  Replik  für  belanglos  erklärt,  weil  der  Versicherte  selbst  verpflichtet  war, 
fristmässig  eine  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten.  Die  falsche  Anleitung,  die  der 
Agent  dem  Versicherten  gab.  entband  diesen  also  nicht  von  der  Pflicht  eigener 
Prüfung  der  Wahrung  der  Frist  und  von  den  Folgen  der  Versäumnis.  Die  besondere 
Lage  des  Falles  kann  aber  so  geartet  sein,  dass  der  Versicherle  aus  dem 
Verhalten  des  Agenten  doch  eine  Einrede  gegen  die  Gesellschaft  erwirbt,  weil 
diese  dolos  oder  gegen  die  bona  lides  handeln  würde,  wenn  sie  sich  auf  die 
Fristversäumnis  beriefe.  Dies  findet  überall  statt,  wenn  der  Versicherte  den  besten 
Willen  hat  die  Frist  einzuhalten  und  auch  die  zweckdienlichen  Schrille  hierzu 
thut,  allein  durch  das  Thun  oder  Gebahren  des  Agenten  an  der  Wahrung  der 
Frist  verhindert  wird.  Ist  in  den  Polizebedingungen  einer  Feuerversicherungs- 
anstalt bestimmt,  dass  binnen  drei  Tagen  nach  dem  Brande  der  brandbeschädigte 
Versicherle  das  polizeiliche  Protokoll  über  den  Brand  dem  Agenten  einzureichen 
hat,  so  ist  der  Versicherte  von  den  Folgen  der  Fristversäumnis  befreit,  wenn 
der  Agent  sich  geweigert  hat,  das  ihm  binnen  der  Dreilagefrist  vom  Versicherten 
angebotene  Protokoll  anzunehmen.  Dem  Versicherten  ist  es  hier  durch  den  Agenten 
geradezu  unmöglich  gemacht,  die  Frist  zu  wahren  und  die  Gesellschaft  würde 
arglistig  handeln,  wollte  sie  hieraus  die  ihr  sonst  aus  der  Fristversäumnis 
erwaelisenen  Ansprüche  geltend  machen,  insbesondere  den  Verlust  der  Brand- 
entschädigung. —  Eine  Gesellschaft  kann  ferner  Frist  Versäumnisse  nicht  gellend 
machen,  wenn  sie  den  von  ihr  Belehrung  über  die  Fristenwahrung  heischenden 
Versicherten  zur  Empfangnahme  dieser  Belehrung  ausdrücklich  an  den  Agenten 
gewiesen  hatte  und  wenn  dieser  dann  durch  eine  falsche  Belehrung  den  Ver- 
sicherten zur  Versäumung  der  Frist  veranlasst  hat.  Doch  ist  hier  bei  Voraus- 
setzung, dass  der  Versicherte  aus  eigener  Thäligkeit  und  Nachforschung  eine 
Belehrung  über  die  Frist  nicht  hat  erlangen  können,  dass  er  also  einer  Belehrung 
bedurfte.  Dies  trifft  in  dem  häuligen  Falle  zu,  dass  bei  einem  Schadenfeuer  die 
Polize  mit  verbrannt  ist  und  der  Versicherte  die  für  die  Liquidation  und  die 
hierfür  angeordneten  Handlungen  bestimmten  Fristen  nicht  mehr  auswendig 
weiss.  Wäre  der  Versicherle  von  der  Direktion  nicht  an  den  Agenten  gewiesen, 
um  sieh  Belehrung  über  die  Fristenwahrung  zu  holen,  hätte  der  Versicherte  die 
Frist  einfach  deshalb  verpasst,  weil  seine  Polize  verbrannt  war  und  er  recht- 
zeilig  Belehrung  nicht  einholen  konnte,  so  kann  in  Frage  kommen,  ob  in  der 
Vernichtung  des  Auskunftsmittels  der  Polize  nicht  eine  justa  causa  zu  linden 
ist,  welche  den  Versicherten  nach  dem  Prinzip  der  bona  fides  wegen  seiner 
Fristversäumnis  als  entschuldigt  gelten  lässt :  dies  ist  übrigens  eine  nach  den 
Umständen  des  Falles  zu  würdigende  ^tatsächliche  Frage. 

Wie  schon  bemerkt,  ist  während  der  Dauer  des  Versicherungsvertrages  der 
Agent  häutig  beauftragt,  die  Mitteilungen  zwischen  dem  Versicherten  und  dein  Ver- 
sicherer durch  seine  Hand  gehen  zu  lassen  und  zu  befördern.  Dahin  zählen 
Anzeigen  betreffend  Veränderungen  des  VersicherungsobjektK,  welche  das  Risiko 
beeinflussen.  Anträge  auf  Nachversicherung,  Kündigungen  etc.  Von  Wichtigkeit 
werden  solche  Nachrichten,  wenn  die  Erstattung  derselben  und  die  Rechtzeitigkeit 


•  Urteil  des  II.  Civilsenitg  <les  Reichs. -erichts  vom  b.  Januar  1886  bei  Bolze, 

a.  a.  O.  IM.  II,  Seite  2.ÜS. 
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und  Formgehörigkeit  der  Nachrichten  gewisse  Rechtsfolgen  hat,  was  bei  den 
obengenannten  .Mitteilungen,  z.  B.  der  Kündigung,  zutrifft.  Haftet  nun  die 
Gesellschaft,  wenn  der  Versicherte  die  fragliche  Nachricht  zur  Weiterbeförderung 
an  den  Agenten  gegeben  und  dieser  sie  gar  nicht,  oder  nicht  fristzeitig,  oder 
nicht  gehörig  an  die  Direktion  weiter  besorgt  hat,  mit  anderen  Worten  muss 
die  Gesellschaft  jene  Verfehlung  ihres  Agenten  gegen  sich  gelten  lassen,  so  dass 
beispielsweise  der  Vertrag  als  gekündigt,  die  Veränderungsanzeige  als  erstattet 
zu  betrachten  wäre,  obschon  sie  der  Agent  nicht,  oder  nicht  rechtzeitig,  oder 
nicht  gehörig  an  die  Gesellschaft  weiter  besorgt  hat?  Oder  aber  ist  die  Rechtslage 
die,  dass  die  Gesellschaft  ihre  Verantwortlichkeit  für  die  Agenten  ablehnen,  die 
Kündigung  als  nicht  erstattet,  die  Veränderungsanzeige  als  nicht  erfolgt  behandeln 
darf?  Allerdings  gehört  die  Weiterbeförderung  der  vorstehend  genannten,  mit 
Rechtsfolgen  verknüpften  Mitteilungen  seitens  des  Agenten  an  die  Direktion  zum 
Geschäftskreise  des  Agenten,  vorausgesetzt,  dass  ihm  die  Gesellschaft  in  seinem 
Anstellungsvertrage  oder  der  Instruktion  die  Entgegennahme  und  Weiter- 
beförderung jener  präjudizierlichen  Mitteilungen  an  die  Direktion  aufgetragen 
hat.  In  diesem  Falle  ist  der  Agent  Zustellungsbevollmächtigter,  die  Kündigung 
oder  Erstattung  der  Anzeigen  oder  Mitteilungen  an  ihn  gilt  für  an  die  Gesellschaft 
bewirkt  dadurch,  dass  sie  dem  Agenten  zugehen.  Wenn  hingegen  der  Agent 
keine  Ermächtigung  in  seinem  Vertrage  oder  seiner  Instruktion  empfangen  hat, 
jene  Anzeigen  oder  Mitteilungen  entgegenzunehmen  oder  zu  befördern,  so  darf 
keineswegs  ein  solches  Amt  oder  Auftrag  des  Agenten  von  selbst  aus  der 
Rechtsstellung  des  Agenten  mit  der  Wirkung  gefolgert  werden,  dass  nun  eine 
dem  Agenten  gemachte  Zustellung  ohne  weiteres  auch  für  die  Gesellschaft 
verbindlich  wäre  Jene  mit  Rechtsfolgen  verbundenen  Schritte  oder  Massregeln 
des  Versicherten,  wie  eine  Kündigung,  eine  Veränderungsanzeige,  hat  der  Ver- 
sicherte der  Direktion  als  dem  Willcnsorgan  der  Gesellschaft  kund  zu  geben 
Redient  der  Versicherte  sich  zur  Uebermittelung  eines  Boten,  des  Agenten,  so 
thut  er  es  auf  seine  Gefahr,  dass  die  Nachricht  gehörig  und  rechtzeitig  an  die 
Direktion  gelangt.  In  der  Anstellung  eines  Agenten  liegt  für  diesen  ohne 
bestimmte  bezügliche  Anweisung  noch  keineswegs  die  Vollmacht,  mit  für  die 
Gesellschaft  rechtswirksamer  Kraft  Mitteilungen  anzunehmen,  die  das  Versicher- 
ungsreehlsvcrhältnis  aufheben  oder  verändern.  Die  Entgegennahme  der  bestimmte 
Rechtsfolgen  äussernden  Nachrichten,  Mitteilungen  oder  Anzeigen,  welche  entweder 
auf  dem  Willen  des  Versicherten  beruhen,  oder  in  den  Polizebedingungen 
vorgeschrieben  sind,  kann  also  durch  den  Agenten  erfolgen,  und  insoweit  gehört 
diese  Entgegennahme  zum  Thätigkeitskreise  des  Agenten.  Für  die  fehlerlose 
und  rechtzeitige  Ausrichtung  der  Anzeige  etc.  steht  iedoch  die  Gesellschaft  nur 
dann  ein,  wenn  sie  den  Agenten  zur  Annahme  der  betreffenden  Nachricht  oder 
Mitteilung  ermächtigt  hat.  Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  tritt  insbesondere  dann 
hervor,  wenn  die  Mitteilung  in  Erfüllung  einer  im  Versicherungsverträge  auferlegten 
Pflicht  des  Versicherten  zu  erfolgen  hat,  wie  bei  den  vielfachen  im  Versicherungs- 
verhältnis  vorkommenden  Anzeigepflichten.  Es  leuchtet  ein,  dass  solche  Pflicht 
dem  Gegenkontrahenten,  d.  h.  der  Gesellschaft,  vertreten  durch  die  Direktion, 
seitens  des  Versicherten  zu  erfüllen  ist  und  es  kann  demgeinäss  nicht  genügen, 
wenn  der  Versicherer  solche  Anzeigepflichl  beim  Agenten  —  der  sein  Kontrahent 
nicht  ist  —  also  an  einer  nicht  hierzu  ermächtigten  Stelle,  erfüllen  wird.  Die 
Erfüllung  einer  Ertragspflicht  entgegenzunehmen,  ist  der  Agent  nur  autorisiert, 
wenn  er  hierzu  im  Agentur  vertrage  (Instruktion)  autorisiert  ist,  oder  wenn  im 
Versicherungsverträge  der  Agent  als  die  Instanz  bezeichnet  ist,  bei  der  die 
Vertragspflicht  erfüllt  werden  soll.  Bei  den  besonders  folgenschweren  Thal- 
sachen,  wie  der  Kündigung  des  Versicherungsvertrages,  der  Benachrichtigung 
von  dem  Eintritt  des  Schadens  oder  des  Todes  des  Lebensversicherten  u.  s.  w. 
pflegen  sich  die  Gesellschaften  in  ihren  Polizcbedingungen  die  unmittelbare 
Mitteilung  an  die  Direktion  vorzubehalten.  Darin  liegt  ein  Verbot  an  den  Ver- 
sicherten, durch  den  Agenten  solche  Nachrichten  befördern  zu  lassen.  Ist  in 
den  Polizebedingungen  vorgeschrieben,  dass  die  Benachrichtigung  oder  Mitteilung 
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an  den  Agenten  und  zugleich  an  die  Direktion  zu  erfolgen  hat,  so  genügt 
zur  Wahrung  der  gehörigen  Erstattung  der  Nachricht  nicht  deren  Ahgabc  allein 
an  den  Agonien  oder  bloss  an  die  Direktion.  Ist  eine  in  der  Polize  dem 
Versicherten  vorgeschriebene  Mitteilung  oder  Anzeige  unterblieben,  so  trifft 
den  Versicherten  die  an  diese  Versäumnis  geknüpfte  Rechtsfolge  selbst  dann, 
wenn  dem  Agenten  der  Inhalt  der  Mitteilung  oder  Anzeige  recht  wohl  bekannt 
war.  Denn  der  Agent  ist  nicht  Willensvertreter  und  gesetzliches  Vertretungs- 
organ der  Gesellschaft,  wie  die  Direktion,  das  Wissen  des  Agenten  ist  nicht 
ein  Wissen  der  Direktion.  Ist  die  Benachrichtigung  oder  Anzeige  vom  Ver- 
sicherten versäumt,  hatte  jedoch  von  dem  Inhalt  der  mitzuteilenden  ThaUachen 
die  Direktion  bereits  Kenntnis,  so  ist  unter  Umständen  die  Nichterstattung  der 
Mitteilung  dem  Versicherten  unschädlich  und  es  tritt  die  Kegel  ein  haud 
cerliorari  debuit,  quia  non  ignoravit,  die  Anzeigepflicht  gilt  dadurch  als 
erfüllt,  dass  die  Direktion  anderswoher  volle  Kenntnis  der  anzeigepflichtigen 
Thatsache  erlangt  hat,  so  dass  für  die  Direktion  jedes  Interesse  fortfiel,  sich 
nochmals  vom  Versicherten  benachrichtigen  zu  lassen  und  die  Berufung  auf 
die  unterbliebene  Anzeige  und  Geltendmachung  des  darauf  gesetzten  polize- 
mässigen  Präjudizes  seitens  der  Gesellschaft  eine  Verletzung  von  Treue  und 
(ilauben  enthalten  würde.  Die  Versicherungsbedingungen  schreiben  häulig  vor, 
dass  gewisse  Mitteilungen  des  Versicherten  an  die  Direktion  an  eine  bestimmte 
Form  gebunden  sind,  namentlich  an  die  Schriflform.  Wenn  nun  der  Agent, 
der  nicht  befugt  ist,  diese  Mitteilung  überhaupt  entgegenzunehmen,  sie  unter 
Verletzung  jener  Form,  also  etwa  mündlich,  an  die  Direktion  gelangen  lässt, 
so  ist  die  Gesellschaft  für  diese  doppelte  Vorschriftswidrigkeit  nicht  ver- 
antwortlich, die  Anzeige  ist  nicht  gehörig  erstattet.  Denn  der  Versicherte 
fehlte  darin,  dass  er  die  Mitteilung  nicht  an  die  rechte  Adresse  richtete  und 
die  gebotene  Schriftform  nicht  wahrte.  Dieser  Verstoss  des  Versicherten 
gegen  die  Polizevorschrift  wird  nicht  dadurch  entschuldigt,  dass  der  Agent 
seinerseits  dem  Fehler  sich  anschloss,  die  Mitteilung  mündlich  weiter  beförderte 
und  dadurch  ebenfalls  das  Gebot  der  Polize  übertreten  hat.  *  Die  Gesell- 
schaft braucht  für  das  Thun  des  Agenten  nicht  einzustehen,  sie  kann  vielmehr 
die  Anzeige  als  nicht  erstattet  behandeln  und  die  hierauf  gesetzte  Folge 
eintreten  lassen.  Nur  wenn  die  Gesellschaft  die  vorschriftswidrige  Mitteilung 
unbeanstandet  annimmt,  kann  sie  wegen  der  hierin  liegenden  Genehmigung 
nicht  später  die  Nachteile  der  Vorschriftswidrigkeit  gegen  den  Versicherten 
gellend  machen.  War  nach  den  Polixcbedingungen  die  Mitteilung  schriftlich 
an  die  Direktion,  nicht  an  den  Agenten  zu  richten,  gab  sie  aber  der 
Versicherte  schriftlich  zur  Weiterbeförderung  an  den  Agenten,  oder  machte 
der  Versicheric  die  Mitteilung  mündlich  dem  Agenten,  der  sie  schriftlich 
gehörig  abfassle  und  an  die  Direktion  weitersendete,  so  erwächst  dem  Ver- 
sicherten hieraus  nicht  der  Nachteil  polizowidrig  erstatteten  Mitteilung.  Denn 
die  Polizevorschrift  der  schriftlichen  Benachrichtigung  ist  hier  erfüllt,  freilich 
durch  den  als  Bevollmächtigten  des  Versicherten  auftretenden  Agenten. 

Einzelne  Fälle  von  Ausschreitungen  des  Agenten. 

Leiderversuchen  manche  Agentenden  Versicherungskandidaten  durch  trügerische 
Vorspiegelungen  zum  Abschluss  des  Versicherungsantrages  zu  verlocken.  **  Wie 
oben  bemerkt,  wird  durch  einen  wirklichen  Betrug  des  Agenten  wegen  der 
dabei  etwa  stattfindenden  Erregung  eines  wesentlichen  Irrtums  des  Versicherlen 
das  Zustandekommen  des  Versicherungsvertrages  auch  mit  der  Gesellschaft 
vereitelt.  Wesentlich  ist  ein  Irrtum  alsdann,  wenn  nach  Lage  der  Sache 
anzunehmen  ist,  «ler  Versicherle  hätte  bei  Kenntnis  des  wahren  Sachverhalts 


*  Heidecker,  a.  a.  0.  Seite  846. 

**  S.  I'h.  Geyer,  Hie  Lebensversicherung  in  Deutschland,  Seite  54. 
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den  Entsehluss  zur  Abschliessung  des  Versicherungavertrages  nicht  gefasst. 
Nicht  jede  leichtfertige  oder  wissentlich  unwahre  Vorspiegelung  des  Agenten 
stellt  aber  das  Zustandekommen  des  Versicherungsvertrages  in  Krage.  Erklärt 
der  Agent  dem  Versicherungswerber  bei  Vermittlung  des  Vertrages,  seine 
Gesellschaft  sei  gut  situiert,  coulant,  hochfein,  prompt  regulierend,  sie  habe 
verschiedene  Millionen  im  Vermögen,  so  ist  in  diesen  unwahren  Behauptungen 
in  der  Regel  nur  eine  keine  weiteren  Folgen  erzeugende  Anpreisung  enthalten. 
Denn  der  erzeugte  Irrtum  des  Versicherten  ist  kein  wesentlicher,  die  Perfektion 
des  Vertrages  hindernder  Irrtum,  auch  sind  jene  Zusicherungen  nicht  schon 
betrügerische.  Die  Verschweigung  einer  temporären  Ueberschuldung  einer 
(iegenseitigkeitsgesellsehaft  —  welche  durch  Nachsehüsse  ihr  Defizit  wieder 
ausgleichen  kann  —  vereitelt  nur  dann  das  Zustandekommen  des  Vertrages, 
wenn  die  Vermögenslage  der  Gesellschaft  so  schlecht  war,  dass  etwa  die 
Erfüllung  der  gesellschaftlichen  Verbindlichkeiten  unverhältnismässige  Beiträge 
der  Mitglieder  erheischt  hätte.  Die  vom  Agenten  einer  Gegenseitigkeitsgesell- 
schaft dem  Versicherungswerber  gemachte  unwahre  Zusage,  die  Gesellschaft 
habe  in  der  Vergangenheit  noch  nie  Nachsehüsse  erhoben,  enthält  die  Erregung 
eines  wesentlichen,  den  Versicherungsvertrag  der  Anfechtung  aussetzenden 
Irrtums.  Anders  wenn  der  Agent  einer  Gcgenscitigkeitsgesellschaft  dem  Ver- 
sicherungsnehmer erklärt,  die  Prämie  sei  eine  feste,  Nachschüsse  würden 
überhaupt  nicht  erhoben.  Der  Versicherungsnehmer  mus-s  die  Unwahrheit 
dieser  Zusage  selbst  erkennen,  er  muss  wissen,  dass  es  zum  Wesen  einer 
Gegenseitigkeit  gehört,  Nachsehüsse  zu  erheben.  YVüsste  er  also,  dass  es  eine 
(iegenseitigkeitsgesellsehaft  war,  bei  welcher  er  sich  versicherte,  so  darf  er 
über  Täuschung  sich  nicht  beklagen.  —  Der  Agent  ist  nicht  ermächtigt, 
durch  besondere,  neben  den  schriftlichen  von  der  Gesellschaft  proponierten 
Vertragsgrundlagen  die  Gesellschaft  durch  weitere  Zusicherungen  oder  Garantie- 
tJebernahmen  zu  belasten,  dergestalt,  dass  die  Gesellschaft  diese  Versprechungen 
zu  erfüllen  hätte.  Denn  nicht  der  Agent  setzt  die  Bestimmungen  des  Ver- 
sicherungsvertrages. Auch  ist  davon  auszugehen,  dass  der  schriftlich  (gedruckt) 
fixierte  Vertrag,  also  die  Polizeurkunde  und  die  darin  aufgenommenen 
formulierten  Versicherungsbedingungen,  und  sonst  in  Bezug  genommenen 
Papiere  (Versicherungsantrag,  Taxe)  die  Satzung  des  Vertrages  vollständig 
wiedergeben,  so  dass  nebenherlaufende  mündliche  Verabredungen  nur  insoweit 
verbindlich  sind,  als  sie  die  den  Vertrag  abschliessende  Direktion  (General- 
agent) zugleich  schriftlich  den  Polizehedingungen  hinzugefügt  hat. 

Ausschreitungen  des  Agenten  können  vorkommen,  wenn  er  die  Ausfüllung 
des  Fragebogens  bei  Stellung  des  Versicherungsantrages  übernimmt.  Die  Frage, 
wer  die  Beantwortung  des  Fragebogens  zu  vertreten  habe,  ist  deshalb  wichtig, 
weil  in  den  Polizehedingungen  an  die  falsche  Beantwortung  der  Hechtsnachteil 
der  Verwirkung  aller  Ansprüche  aus  dem  Versicherungsverträge  geknüpft  ist. 
Beim  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  ist  der  Agent  Vertreter  der  Gesell- 
schaft in  Bezug  auf  die  Vermittlungsthätigkeit.  Der  Agent  ist  jedoch  Beauf- 
tragter des  Versicherten,  wenn  dieser  es  geschehen  lässt,  dass  der  Agent  die 
Ausfüllung  des  Fragebogens  übernimmt.  Der  Gedanke  einer  Haftung  für  dies 
vom  Agenten  ausgeführte  Geschäft  mag  dem  Versicherungsnehmer  fern  liegen, 
er  geht  vielleicht  nur  davon  aus,  dass  der  von  der  Gesellschaft  mit  Ver- 
mittlung des  Abschlusses  betraute  Agent  am  besten  wissen  werde,  was  dabei 
wahrzunehmen  sei.  Allein  wenn  der  Agent  anstatt  des  dazu  verpflichteten 
Versicherungsnehmers  den  Fragebogen  ausfüllt,  so  steht  der  Agent  wie  jeder 
andere  vom  Versicherungsnehmer  beauftragte  Dritte,  der  Agent  ist  einzig 
Mandatar  des  Versicherungsnehmers*  und  der  Versicherte  übernimmt  mit  der 
Unterschrift  die  Verantwortlichkeit  für  die  Richtigkeit  des  Inhalts  der  Be- 
antwortung. Damit  ist  jedoch  die  Frage  noch  nicht  entschieden,  ob  und  in- 


*  Lewis,  Lehrbuch  des  Veraicherungsrechts,  §  11,  Seite  152. 
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wieweit  der  Versicherungsnehmer  von  den  auf  falsche  Beantwortung  der 
Fragen  in  den  Polizebedingungcn  gesetzten  Verwirkungsnachteilen  getroffen 
wird.  Dic«c  Krage  kann  nicht  aus  einer  Haftung  des  Versicherten  für  den 
von  ihm  mit  Ausfüllung  des  Kragohogens  beauftragten  Agenten  gelöst  werden, 
sondern  sie  ist  zu  beantworten  aus  dem  Umfang  der  Wirksamkeit  der  Ver- 
wirkungsklausel wegen  falschen  Angaben  bei  Absehlnss  des  Versicherungs- 
vertrages. Die  vom  beauftragten  Agenten  geschriebenen  Antworten  gelten 
also  als  vom  Versicherten  geschrieben.  Damit  ist  aber,  wenn  die  Antworten 
falsch  waren,  die  Krage  der  Verwirkungsnaehteile  noch  nicht  richtig  gestellt, 
diese  beantwortet  sich  vielmehr  daraus,  ob  die  Voraussetzungen  der  Ver- 
wirknngsstrafe  gegeben  sind.  Nach  der  herrschenden  und  von  der  Recht- 
sprechung befolgten  Ansicht  ziehen  aber  nicht  schlechthin  objektiv  unrichtige 
Angaben,  sondern  nur  bewusst  falsche  Angaben  die  Verwirkung  der  Ver- 
sicherungsansprüche nach  sich,  der  Versicherte  muss  sich  also  bewusst  ge- 
wesen sein,  dass  er  entweder  Wahres  verschwiegen  oder  Unwahres  angegeben 
hat  und  dabei  steht  der  Arglist  die  grobe  Fahrlässigkeit  gleich*.  Ks  wird 
von  der  Gerichtspraxis  als  gegen  Treu  und  Glauben  verstossend  angesehen, 
den  unwissenden  Versicherten  für  objektiv  unrichtige  Antworten  im  Frage- 
bogen aufkommen  zu  lassen,  die  auf  einem  Versehen  des  Agenten  beruhen, 
der  es  verabsäumte  für  die  richtige  Beantwortung  der  Frage  die  erforder- 
liche Auskunft  vom  Versicherungsnehmer  einzuholen  **.  Wenn  der  Versiche- 
rungswerber im  Vertrauen  auf  den  besseren  Sachverstand  des  Agenten  diesem 
die  Beantwortung  von  Thatsachen  üborlässt,  die  der  Agent,  wie  jeder  Dritte 
selbst  wahrnehmen  kann  (z.  B.  die  Beschreibung  der  gegen  Feuer  zu  ver- 
sichernden Sachen  oder  Lokalitäten),  so  dass  also  die  Antworten  aus  einer 
dem  Versicherten  eigentümlichen  Kenntnis  nicht  zu  entspringen  brauchen,  so 
ist  der  Versicherungsnehmer  entschuldigt  und  von  Verwiikungsstrafe  frei,  wenn 
er  die  vom  Agenten  wahrheitswidrig  niedergeschriebenen  Angaben  ohne  sie 
in  ihrer  Unwahrheit  zu  kennen,  unterschreibt.  Denn  hier  liegt  weder  eine 
wissentlich  noch  grob  fahrlässige  falsche  Beantwortung  der  Frage  seitens 
des  Versicherten  vor***.  Damit  das  Verwirkungspräjudiz  Platz  greife,  muss 
der  Versicherle  die  Unwahrheit  der  vom  Agenten  wissentlich  oder  unwissent- 
lich unrichtig  niedergeschriebenen  Antworten  gekannt  haben,  oder  es  muss 
ihm  eine  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last  fallen.  Ein  derartiges  grobes  Ver- 
schulden des  Versicherten  kann  darin  liegen,  dass  der  Versicherte  dem 
Agenten  leichtfertig  falsche  Antworten  diklirt,  oder  dass  der  Versicherte  vor 
seiner  Unterschrift  die  Richtigkeit  der  vom  Agenten  selbstthätig  und  aus 
eignem  Ermessen  niedergeschriebenen  Antworten  auf  ihre  Richtigkeit  nicht 
kontroliert,  obschon  der  Versicherte  bei  solcher  Nachprüfung  der  Antworten, 
deren  Unrichtigkeit  hätte  erkennen  können  oder  müssen.  Wegen  dieser  Pflicht 
zur  Selbstkontrole  der  Antworten  auf  Seiten  des  Versicherten  kommt  man 
zu  dem  praktischen  Ergebnis: 

Wenn  der  Versicherungsnehmer  den  vom  Agenten  ausgefüllten  und  be- 
antworteten Fragebogen  mit  seinem  Namen  unterzeichnet,  so  hat  er  damit 
die  Verantwortung  für  die  Scriptur  des  Agenten  übernommen.  Die  Schrift 
des  Agonien  gilt  als  eigne  des  Versicherungsnehmers.  Die  etwa  vom  Agenten 
unwahr  niedergeschriebenen  Angaben  gelten  wegen  der  Unterschritt  des  Ver- 


*  Anders  bei  »1er  Seeversicherung;  vgl.  Art.  813,  Ab».  2,  des  Handelsgesetz- 
buchs. 

*'  Urteil  des  III  Civilsenats  des  Reichsgerichts  vom  3.  Juli  1883  in  den  Annalen 
von  Braun  und  Blum.  IM.  Vlll,  Seile  332  II. 

»*»  Urteil  des  I.  Civilsen  ils  des  Reichsgerichts  vom  21.  Juni  188(1  in  Blums 
Urteilen,  Rd.  DI,  Seite  173  ff. 
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Sicherungsnehmers  als  dessen  Angaben,  wenn  er,  wie  vorauszusetzen,  vor  der 
Unterschrift  in  der  Lage  war,  die  Angaben  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen 
und  wenn  er  dabei  die  Unwahrheit  erkennen  konnte  oder  musste.  Unter 
dieser  Voraussetzung  trifft  den  Versicherungsnehmer  die  Verwirkungsstrafe 
wegen  grob  fahrlässig  gemachter  falscher  Angaben.  Die  vorstehende  Auf- 
fassung lässt  sich  auch  aus  dem  Gesichtspunkt  begründen,  dass,  wer  eine 
Urkunde,  also  auch  den  Fragebogen,  unterzeichnet  und  damit  errichtet,  auch 
als  das  Subjekt  der  über  der  Unterschrift  befindlichen  Willenserklärung  gilt, 
einerlei,  ob  er  den  Context  dieser  Willenserklärung  selbst  geschrieben  hat 
oder  ein  Anderer.  Damit  jedoch  der  Hechtsnachteil  der  Verwirkung  wegen 
unwahrer  Angaben  Platz  greife,  müssen  die  Voraussetzungen  der  Verwirkung 
noch  ausserdem  vorhanden  sein,  nämlich  eine  Schuld  des  die  Willens- 
erklärung unterzeichnenden  Versicherungsnehmers  an  der  unrichtigen  Ver- 
lautbarung der  Angaben.  Dieses  Verschulden  besteht  in  Wissen  oder  grober 
Fahrlässigkeit  bezüglich  der  Unrichtigkeit  der  kundgegebenen  Angaben  oder 
Antworten  des  Fragebogens.  Wenn  der  Versicherungsnehmer  in  Kenntnis  einer 
vom  Agenten  im  Fragebogen  wissentlich  falsch  ausgefüllten  Frage  den  Frage- 
bogen unterschreibt,  so  trifft  ihn  die  auf  falsche  Deklaration  in  den  Polize- 
bedingungen  gesetzte  Verwirkungsstrafe ,  es  nützt  dein  Versicherungsnehmer 
nichts,  dass  der  Agent  den  wahren  Sachverhalt  gewussl  hat,  denn  das  Wissen 
des  Agenten  ist  noch  nicht  ein  Wissen  der  die  Gesellschaft  zu  vertreten  be- 
rufenen Direktion.  Ein  Agent,  der  arglistig  oder  schuldhaft  aus  dem  Rahmen 
seiner  Vollmachten  heraustritt,  kann  dadurch  die  Gesellschaft  nicht  belasten 
und  auch  der  Versicherungsnehmer  verdient  keine  Entschuldigung,  wenn  er  mit 
dem  Agenten  gemeinsame  Sache  macht.  —  Allgemeine  Reservationen  und  Pro- 
testationen, wonach  die  Gesellschaft  die  Verantwortlichkeit  für  die  Handlungen 
und  Erklärungen  des  von  ihr  zur  Vermittlung  angestellten  Agenten  ablehnt, 
gewähren  der  Gesellschaft  die  beabsichtigte  Sicherung  nicht,  die  Frage  der 
Haftung  der  Gesellschaft  für  ihren  Agenten  ist  vielmehr  nach  den  sonst  darüber 
geltenden  Grundsätzen  zu  lösen.  War  der  Agent  mit  Vollmacht  seitens  der 
Direktion  zu  gewissen  Handlungen  oder  Erklärungen  versehen,  so  ist  die  Zu- 
rücknahme oder  Einschränkung  dieser  Vollmacht  Dritten  gegenüber  nur  dann 
wirksam,  wenn  die  Zurücknahme  oder  Einschränkung  bekannt  gemacht  oder 
dem  Dritten  sonst  zu  Ohren  gekommen  ist. 

Unterschreibt  der  Versicherungsnehmer  ungelegen  den  vom  Agenten  selbst- 
ständig ausgefüllten  Fragebogen,  so  trägt  der  Versicherungsnehmer  die  Gefahr 
seiner  Unvorsichtigkeit*.  Die  Erklärung  des  Fragebogens  gilt  dann  als  die  Er- 
klärung des  Versicherungsnehmers,  die  er  zu  vertreten  hat.  Dies  leidet  eine 
Modifikation,  wenn  der  Agent  wissentliche  Unwahrheiten  in  die  Beantwortung 
des  Fragebogens  setzt ,  die  der  Versicherungsnehmer  alsdann  ungelesen  und 
unwissentlich  unterschreibt.  Für  solche  nur  dem  Agenten  bewusste  Unwahrheiten 
ist  der  Versicherungsnehmer  nur  bei  Mitwissenschaft  verantwortlich,  denn  sein 
Wissen,  nicht  das  Wissen  des  Agenten,  gehört  dazu,  damit  das  Präjudiz  des 
Verlustes  aller  Ansprüche  wegen  wissentlich  falscher  Angaben  eintritt.  Die  un- 
wahre Beantwortung  einer  Krage  muss  eine  schuldbare,  dem  Versicherten  zuzu- 
rechnende sein,  wenn  sie  den  Verlust  der  Ansprüche  aus  dem  Versicherungs- 
vertrage nach  sich  ziehen  soll. 

Für  die  vom  Agenten  zur  Besorgung  der  Agenturgeschäfte  selbständig  an- 
gestellten Hilfspersonen  und  deren  Verhallen,  Handlungen  und  Erklärungen  ist 
die  Gesellschaft  nicht  verantwortlich,  auch  nicht,  wenn  sie  weiss  oder  gestattet, 
dass  der  Agent  sich  eines  derartigen  Personals  bedient.  Noch  weniger  kann  die 
Gesellschaft  in  dieser  Richtung  haften,  wenn  der  Agent  ohne  Wissen  der 


*  Urteil  des  III.  Civilsenuts  dos  Reichsgerichts  vom  24.  Juni  1887  bei  Uolzc 
a.  a.  0.  Bd.  IV,  Seite  234  ff. 
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Direktion  oder  gar  gegen  ein  Verbot  die  Agentur  oder  gewisse  Geschäfte  der- 
selben durch  Andere  besorgen  lässt.  Denn  es  liegt  in  Wesen  und  Bedeutung 
des  Agenturvertrags,  dass  der  Agent  seine  Geschäfte  in  Person  ausführt  und 
die  Gesellschaft  kann  dieses  voraussetzen. 

Verantwortlichkeit  des  Agenten  gegenüber  dem  Versicherungskandidaten. 

An  und  für  sich  steht  der  Versicherungswerber  zu  dem  Agenten  in 
keinem  Vcrtragsverhällnis,  auch  wird  ein  solches  nicht  begründet  durch  die 
Ausübung  der  Verniittlungsthäligkeit  des  den  Abschluss  des  Versicherungs- 
vertrages anbahnenden  Agenten.  Der  Agent  ist  Angestellter  der  Gesellschaft, 
es  fehlt  also  in  der  Hegel  ein  Grund,  namentlich  ein  Vertrag  mit  dem  Ver- 
sicherten, durch  dessen  schuldhafte  oder  arglistige  Verletzung  der  Agent  dem 
Versicherten  gegenüber  eine  Verantwortlichkeit  auf  sich  ziehen  könnte.  Wenn 
der  Agent  bei  seiner  Thätigkeit  ein  den  Versicherungsnehmer  zu  Schaden 
bringendes  Delikt  begeht,  oder  wenn  er  eine  ausserordentliche,  nach  Aquilisehen 
Grundsätzen  haftbar  machende  Verschuldung  begeht,  so  muss  der  Agent  dem 
dadurch  beschädigten  Versicherten  wie  jedem  Dritten  aufkommen.  Auch  wegen 
sonstiger  arglistiger  Schädigung  des  Versicherten  kann  die  Klage  wegen  Arglist 
oder  Betrug  gegen  den  Agenten  begründet  sein*  (actio  doli).  Abgesehen  von 
diesen  Verantwortlichkeitsgründen  kann  der  Agent  sich  dem  Versicherten  haftbar 
machen,  wenn  bei  Gelegenheit  des  Abschlusses  oder  während  der  Dauer  des 
Versicherungsvertrages  oder  bei  der  Regulierung  eines  Schadens  der  Agent  vom 
Versicherten  Aufträge  annimmt.**  Hier  muss  der  Agent,  wie  jeder  andere 
Beauftragte,  für  rechtzeitige  und  gehörige  Ausrichtung  des  Auftrages  einstehen. 
Kin  solcher  Auftrag  liegt  schon  bei  der  Vermittlung  des  Abschlusses  des  Ver- 
sicherungsvertrages vor,  wenn  der  Versicherungswerber  dem  Agenten  den  unter- 
zeichneten Fragebogen  und  Versicherungsantrag  übergiebt,  mit  der  Weisung, 
beides  an  die  Gesellschaftsdirektion  hehufs  Ausfertigung  der  Polize  zu  befördern. 
Verzögert  der  Agent  die  Ausrichtung  dieses  von  ihm  angenommenen  Auftrages, 
und  es  brennt  während  dieses  Verzuges  das  gegen  Feuer  zu  versichernde 
Gebäude  ab,  oder  der  gegen  l  nfall  oder  Tod  zu  versichernde  Versicherungs- 
kandidat kommt  zu  Unfall,  bezw.  er  stirbt,  bevor  die  Polizc  eintrifft,  die  ohne 
den  Verzug  rechtzeitig  eingetroffen  wäre,  so  ist  der  Agent  dem  Versicherungs- 
werber,  bezw.  seinen  Erben  schadensersatzpflichtig.  Dasselbe  gilt,  wenn  der 
Agent  die  ihm  mit  dem  Auftrage  der  Einsendung  an  die  Direktion  rechtzeitig 
vom  Versicherlen  behändigte  Prämie  verspätet  einsendet  und  nun  die  Gesellschaft 
den  Verfall  der  Versicherung  geltend  macht.  Ebenso  haftet  der  Agent  dem 
Versicherten,  wenn  der  Agent  die  vom  Versicherten  bei  der  Hegulierung  fristmässig 
vorzunehmenden  Handlungen  (Schadensanzeige.  Aufstellung  von  Verzeichnissen) 
übernimmt  und  dann  verspätet  ausführt,  so  dass  den  Versicherten  die  polize- 
mässigen  Rechtsnachteile  treffen. 

Der  Agent  haftet  endlich  dem  Versicherten,  wenn  der  Agent  sich  als 
Bevollmächtigten   der  Gesellschaft   für   gewisse   Handlungen   und   die  Abgabe 


*  Absichtlich  falsche  Belehrung  des  Versicherten  durch  den  Agenten  über  Fristen, 
über  Sinn  und  Tragweite  von  Versicherungspflichten  kann  die  Klage  wegen  Arglist 
gegen  den  Agenten  nach  sich  ziehen  und  den  letzteren  schadcnsersatzfillicbtig  machen. 

**  Es  ist  aber  ein  besonderer  Auftrag  vom  Versicherten  zu  erteilen.  Wenn  ein 
Agent,  welcher  zwischen  der  Gesellschaft  als  seiner  Auflraggeberin  und  dem  Ver- 
sicherten eine  Versicherung  vermittelt,  vom  Versicherten  einen  solchen  Auftrag  erhält, 
welcher  ihm  schon  von  der  Gesellschaft  aufgetragen  war,  so  ist  der  Agent  nicht  E  «voll- 
mächtiger des  Versicherten,  sondern  er  handelt  bei  Ausführung  des  Auftrages  als 
Vertreter  der  Gesellschaft.  Kin  Auftrag  des  Versicherten,  »1er  den  Agenten  daraus 
haftbar  machen  soll,  muss  also  ausserhalb  der  von  der  Gesellschaft  aufgetragenen 
Agenturthätigkcit  liegen. 
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gewisser  Erklärungen  ausgiebt,  ohne  thatsächlich  eine  derartige  Vollmacht  oder 
Ermächtigung  zu  besitzen.  Wenn  der  Versicherte,  auf  die  vorgebliche  Vollmacht 
des  Agenten  vertraut,  sich  mit  ihm  einlässt  und  dabei  zu  Schaden  kommt,  so 
muss  ihm  der  Agent  einstehen.* 

Seiner  Gesellschaft  haftet  der  Agent  für  die  gehörige  Erfüllung  des  Agentur- 
vertrages und  bei  Verletzung  dieser  Pflicht  infolge  arglistigen  und  schadhaften 
Gebahrens  auf  Schadensersatz. 

Beendigung  des  Agenturverhältnisses. 

Die  Agenturvertretung  erlischt  mit  dem  Ablauf  der  für  seine  Dauer  etwa  verein- 
harten Zeit,  oder  wenn  eine  Kündigungsfrist  vereinbart  ist,  nach  dem  Ablauf  der  Kün- 
digungsfrist. Vorzeitig  und  ohne  an  eine  vereinharte  Kündigung  gebunden  zu  sein,  kann 
die  Direktion  das  Agenlurverhältnis  sofort  aufheben,  wenn  der  Agent  Veruntreuungen 
oder  Vertrauensbrüchc  begeht,  namentlich  Geschäftsgeheimnisse  verrät ;  wenn 
der  Agent  sonst  gegen  das  Interesse  der  Gesellschaft  handelt ;  wenn  er  ein 
Verhalten  an  den  Tag  legt  und  die  Agenturgesc  häfte  in  einer  Weise  besorgt,  dass 
der  Gesellschaft  nach  billigem  richterlichen  Ermessen  und  unter  Anwendung  des 
Prinzips  von  Treu  und  Glauben  eine  Fortsetzung  des  Agenturvertrages  nicht 
zugemutet  werden  kann,  indem  Thatsachen  vorliegen,  die  den  Schluss  zulassen, 
es  werde  der  Zweck  des  Vertrages  in  erspriesslicher  Weise  nicht  erreicht 
werden.  —  Die  Unzuverlässigkeit  mancher  Agenten  und  das  Bedürfnis  der 
Gesellschaften,  mit  dem  Agenten  zu  wechseln,  wenn  er  sein  Feld  abgebaut  hat 
und  nicht  genügende  Abschlüsse  mehr  liefert,  hat  zu  der  Praxis  geführt,  die 
Lokalagenten  in  den  meisten  Branchen  nur  auf  jederzeitigen  Widerruf  anzustellen, 
so  dass  das  Agenturverhältnis  jeden  Tag,  vorbehaltlich  der  Abwicklung  der 
schwebenden  Geschäfte  und  rückständiger  Vertragsansprüche,  gelöst  werden 
kann.  Dies  entspricht  auch  dem  geltenden  Recht,  denn  beim  Mangel  vereinbarter 
Kündigungsfristen  kann  der  Agenturvertrag  sofort  jederzeitig  aufgehoben  werden.** 

Auch  Tod  und  Konkurs  des  Agenten  beendigen  die  Agentur;  rückständige 
Ansprüche  der  Gesellschaft  gehen  gegen  die  Erben  des  Agenten  über.  Es  ist 
natürlich  der  Gesellschaft  unbenommen,  trotz  des  Konkurses  das  Agentur- 
Verhältnis  fortzusetzen,  der  Konkurs  ist  nur  nach  kaufmännischen***  und  auch 
nach  versicherungsfachmännischen  Grundsätzen  ein  Grund  für  die  Gesellschaft, 
von  der  Agentur  vorzeitig  und  ohne  an  die  etwa  vereinbarte  Kündigung  gebunden 
zu  sein,  sich  loszusagen.       Dr.  jur.  Gustav  Freudenstein  in  Gr.-Lichterfelde. 


Agenten  (VersIcherungHnKenten),  deren  Rechtete  Ihm« 
nach  der  österreichischen  Gesetzgebung. 

(Für  die  anderen  Länder  siehe  unter  dem  entsprechenden  Stichwort,  z.  B. 
Frankreich:  Agent,  Italien:  Agent,  u.  s.  w.) 

I.  Bestellung. 

In  Oesterreich  fehlt  es  dermalen  noch  an  einem  besonderen  privatrechtlichen 
Versicherungsgesetze,  daher  gibt  es  auch  keine  speziellen  pri vatrechtlichen 
gesetzlichen  Bestimmungen   betreffend   die  Versicherungsagenten.    Die  Ueber- 


*  Heidecker  in  Baumgartners  Zeitschrift,  a.  a.  0.  Bd.  III,  $22,  Seite  859  f. 
Wenn  aber  der  Versichertc  irrtümlicher  Weise  den  Agenten  zu  einer  Handlung  oder 
Erklärung  als  bevollmächtigt  ansah,  so  hat  der  Vorsicherte  die  Folgen  •einer  irrigen 
Auffassung  von  der  Stellung  des  Agenten  zu  tragen,  Lewis,  a.  a.  O.,  %  11,  Seite  155. 

**  Plenarerkenntnis  des  Reichsoberhandelsgerichts  v.  26.  Mai  1871  in  Entscheid. , 
Bd:  II,  Seite  331. 

•••  Plenarerkenntnis  des  Reichsoberhandelsgerichts  v.  17.  Juni  1871  in  Entscheid. 
Bd.  II,  Seite  436. 
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nähme  einer  Versicherung  gegen  Prämie  stellt  sieh  gemäss  Art.  271  Abs.  tt 
des  österreichischen  Handelsgesetzes  vom  17.  Dezember  1802  Z.  1  für  \Hiüi 
als  ein  Handelsgeschäft  dar.  (iemäss  Artikel  4  dieses  Gesetzes  (erstes  Buch 
vom  HandeNslande)  sind  als  Kaulleute  im  Sinne  dieses  Gesetzbuches  die- 
jenigen anzusehen,  welch«1  gt'werbsmässig  Handelsgeschäfte  betreiben;  «'s  haben 
daher  auf  «Versicherungsagenten»  die  Bestimmungen  des  österreichischen 
Handelsgesetzes  Anwendung  und  kommen  insbcs«in«lere  «lie  Bestimmungen  des 
5.  und  0.  Titels  («von  den  Prokuristen  un«l  Hand«'lsbevollmächtiglcn»  Art.  41 
bis  50)  und  («von  den  Handelsgehilfen»  Art.  57— 05)  in  Betracht.  Da  gemäss 
Art.  1  dieses  Gesetzes  in  Handelssachen  —  insoweit  dieses  Gesetzbuch  keine 
anderen  Bestimmungen  enthält,  die  Handels-Gehräuche  und  in  deren  Ermang- 
lung das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  zur  Anwendung  gelangen,  so  kommen 
auch  subsidiär  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  österreichischen  bürg«'i- 
lichen  Gesetzbuches  vom  Jahre  1811  (5$  1002— 104i)  gleichfalls  in  Betracht. 
Die  österreichische  Gesetzgebung  perhon esziert  den  Ausdruck  «Agenten»  und 
werden  lediglich  die  Ausdrücke  «Prokuristen»,  «Handelsbevollmächtigte»,  «Bevoll- 
mächtigte» gebraucht.  Zu  den  «Versicherungsagenten»  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  müssen  au«  h  die  sogenannten  «Gencrahepräsentanten».  «Oberinspektoren» 
gezählt  wenlen,  insoferne  nicht  ihr  Wirkungskreis  lediglich  in  der  Ueber- 
wachung  «ler  anderen  Organe  der  Versicherungsgesellschaften  besteht  und 
dieselben  nicht  etwa  lediglich  "technische  Funktionen  («  Versicherungsrnathematiker», 
«Versicherungsarchileklen»,  «Buchhaltungsbeamte»,  «Korrespondenten»)  verrichten. 
Zu  den  wichtigsten  öffentlichen  rechtlichen  B«'slimmungen  betreffend  die  Ver- 
sicherungsagenten, gehört  der  §  2  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878  Z.  03  R.-G.-Bl., 
betreffend  die  Zulassung  der  in  einem  der  beiden  Ländergebiete  («Oesterreich», 
«Ungarn»)  gesetzmässig  errichteten  Versicherungsgesellschaften,  ihre  Wirksamkeit 
auf  das  andere  Landergebiet  auszudehnen,  und  dort  Niederlassungen  zu  er- 
richten. Derselbe  lautet:  Die  Gesellschaft  muss  für  jede  Zweigniederlassung 
in  dem  anderen  Ländergebiet«*  einen  Repräsentanten  (General-Agenten)  bestellen, 
welcher  daselbst  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  zu  nehmen  hat,  und  mit  der 
Befugniss  versehen  sein  muss,  die  Gesellschaft  in  allen  gerichtlichen  und 
aussergerichtlichen  Angelegenheiten,  die  sich  aus  dem  Geschäftsbetriebe  «liescr 
Zweigniederlassung  ergeben,  zu  vt'ilreten.  Die  Gesellschaft  hat  diese  Rechts- 
handlungen ihres  Vertreters,  als  für  sie  bindend  anzuerkennen,  und  untersteht 
bezüglich  derselben  den  Gerichten  jenes  Ländergebietes,  auf  welchem  sich 
die  Zweigniederlassung  belindet.  Für  mehrere  Zweigniederlassungen  kann  der- 
selbe Vertreter  bestellt  werden.  Bekanntlich  wurde  in  neuester  Zeit  die 
österreichische  Gesetzgebung,  soweit  sie  öffentlich  rechtlich  war.  das  ist,  das 
Verhältnis  der  Versicherungsgesellschaften  zum  Staate  betrifft,  neu  reformiert.  In  «ler 
Verordnung  d«>s  Ministeriums  für  Innern,  Justiz,  des  Handels  und  der  Finanzen 
vom  5.  .März  1800  Z.  :.M  R.-G.-Bl.,  betreffend  die  Kinrichlung.  Frrichtung  und 
G«'schäftsgebarung  von  Versicherungsanstalten  (publiziert  im  österreichischen 
Reiehsgesctzblatlc)  finden  wir  im  §  Ii  <lerselb«>n  eine  die  Versicherungs- 
agenten betreffende  ausserordentliche  wichtige  Hcslimmung:  «(Jene  Versicherungs- 
anstalten, welche  sich  zum  Zwecke  ihres  Betriebes  «ler  Vermittlung  besonder«-!- 
Organe  (Generalagenten.  Inspektoren.  Agcntcnl  —  und  das  sind  ja  wohl  alle  — 
bedienen,  haben  «liese  Organe  mit  Vollmachten  zu  versehen,  welche  die 
Befugnisse  derselben  enthalten  und  haben  diese  Organe  zu  verpflichten, 
sich  im  Parteienverkehr  mit  der  Vorweisung  der  Vollmacht  zu  legitimieren. 
Die  Vollmachten  der  Generalrcpräsentanten  der  ausläiulischen  Versicherungs- 
anstalten sind  im  Sinne  des  Artikels  IV  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
20.  November  1805  '/..  127  B.-G.-Bl.  zu  präcisieren.  Die  Vollmachten  müssen 
sich  insbesondere  auch  auf  Ausstellung  von  definitiven  Polizen  erstrecken.» 
lltemit  ist  der  Grundsatz  des  österreichischen  Handelsgesetzbuches  durch- 
brochen. Kine  besondere  Form  für  die  Bestellung  eines  HundcUhcvollmachtiglcn 
wird  nur  für  den  ^  Prokuristen»  vorgeschrieben.  Gemäss  Art.  41  ist  der- 
jenige,  welcher  von  «lern  Ligentliümer  einer  Handelsniederlassung  (Prinzipal^ 
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beauftragt  wird,  in  dessen  Namen  und  für  dessen  Rechnung  das  Handels- 
geschäft zu  hetreiben  und  per  prokura  die  Firma  zu  zeichnen,  •Prokurist». 
Es  i<it  also  für  die  Bestellung  eines  « Versicherungsagenten »  gar  keine  Form 
vorgeschrieben  und  konnte  dieselbe  auch  mündlich  erfolgen.  Jetzt  ist  zur  Be- 
stellung desselben  eine  schriftliche  Vollmacht  notwendig.  Diese  vertritt  auch 
die  Stelle  einer  «Agenteninstruktion»,  in  welcher  ausdrücklich  der  Wirkungs- 
kreis des  Agenten  festgestellt  erscheint,  ihm  zugleich  als  «Vollmacht»  bei  dem 
Abschlüsse  der  Versicherungsagenten  mit  den  Versicherungsnehmern  dient.  Die 
Versicherungsagenten  bilden  die  Seele  der  Verwaltung  der  Versicherungsgesell- 
schaften. Dass  nun  durch  die  Gebarung  der  Versicherungsagenten  öfters  Miss- 
brauche vorkamen,  ist  wohl  selbstverständlich.  Ks  wurden  daher  bereits  in 
früheren  Jahren  Normen,  betreffend  die  Gebarung  der  Versicherungsgesellschaften, 
erlassen  (vergl.  «Das  österreichische  Assekuranzverwaltungsrecht  von  Dr.  Leo 
Derblieh,  Wien  1803.  —  Begriff.  Umfang  und  Quellen  des  Versicherungsrechles 
von  Dr.  Leo  Derblich,  Wien  1894).  Im  Jahre  lS9ü  wurde  vom  österreichischen 
.Ministerium  des  Innern  im  Wege  der  k  k.  Statthalterei  und  Landesregierungen 
an  sämmtliche  Bezirkshauplmannschaften  ein  Normalerlass  gerichtet,  in  welchem 
auch  die  segensreiche  Thätigkeit  der  Versicherungsgesellschaften  betont  wird,  in 
welchem  jedoch  auch  die  Missbräuche,  die  seitens  mancher  Versicherungsagenten 
begangen  wurden,  hervorgehoben  werden  und  welcher  das  Verhältnis  der  Ver- 
sicherungsagenten zur  Bevölkerung  zum  Gegenstände  hat.  Ob  zwar  nach  §  12 
des  a.  B.-G.-Bl.  die  von  den  einzelnen  Richterstühlen  gefällten  Entscheidungen 
niemals  Gesetzkraft  haben,  so  muss  doch  diesen  gefällten  Entscheidungen 
des  k.  k.  österreichischen  obersten  Gerichtshofes  eine  gewisse  Bedeutung  zu- 
gesprochen werden,  da  in  diesen  Praejudicialentscheidungen  der  Versicherungs- 
fachmann,  sowie  der  Jurist  eine  gewisse  Erleichterung  in  den  streitigen  Fällen 
linden.  Die  wichtigsten  dieser  Entscheidungen  sind:  Die  Entscheidungen  vom 
7.  März  1877  Z.  740  Jurist.  Blätter  1877  No.  17  (Sammlung  Adler  und  Clemens 
No.  718).  sowie  in  der  Sammlung  Glaser-Unger  sub  Z.  6712,  2746,  1041(5, 
7173.  10  402  veröffentlichen  (vergl.  übrigens  auch  «Oesterreichische  Vorschriften 
über  das  Versicherungswesen»,  herausgegeben  von  Dr.  Leo  Derblich,  Prag- 
Merey  1887,  sowie  «Die  rechtliche  Stellung  der  Versicherungsagenten  nach 
österreichischem  Recht.»  Wien  1894,  woselbst  die  diesdezüglichen  Entscheidungen 
zum  Ausdruck  gelangten. 


II.  RechUrerhältnisse  des  Agenten  zu  den  Versicherungsnehmern. 

a)  Pflichten  derselben. 

Die  wichtigste  Pflicht  des  Agenten  dem  Versicherungsnehmer  gegenüber  ist 
der  Nachweis  einer  gehörigen  Vollmacht.  Wird  das  Versicheruniisgcschäft 
von  einem  Agenten  im  Namen  des  Kommittenten  abgeschlossen,  so  ist  dasselbe 
nach  Art.  258  des  Handelsgesetzes  zu  beurtheilen.  (Dr.  v.  Stubenrauch.  Handbuch 
des  österreichischen  Handelsrechtes.)  Eine  weitere  Pflicht  ist  die  Verpflichtung 
zur  Angabe  der  die  vollständigen  Wahrheiten  betreffend  jene  Thatsachen,  welche 
für  den  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  relevant  sind.  Eine  von  dem  Ver- 
sicherungsagenten erfolgte  Irref  iihrung  ist  so  zu  betrachten,  als  ob  sie  von 
der  Versicherungsgesellschaft  selbst  ausgegangen  wäre.  Wird  daher 
seitens  des  Versicherungsnehmers  der  Beweis  erbracht,  dass  er  thatsächlich 
irregeführt  wurde,  so  entsteht  in  diesem  Falle  für  den  Versicherungsnehmer 
aus  einem  solchen  Vertrage  keine  Verbindlichkeit.  871,  887  a.  B.-G.-B.) 
Es  ist  daher  jeder  Versicherungsagent  im  eigenen  Interesse  verpflichtet,  auf  das 
Peinlichste  die  ihm  erteilte  Instruktion  zu  befolgen,  da  er  für  jeden  —  auch  etwa 
bona  fide  erfolgten  Irrtum  haftungspflichtig  erklärt  werden  kann.  Der  Irrtum  des 
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Versicherungsagenten  darf  nicht  zu  Ungunsten  des  Versicherungsnehmers  aus- 
gelegt werden.  Der  Versicherungsnehmer  hat  sich  nur  an  den  Inhalt  der 
Polize  zu  halten,  da  die  Polize  den  gedruckten  Namen  der  Versicherungsgesell- 
schaft als  Firma  enthält  und  von  dem  Versicherungsagenten  als  Organ  im  Auf- 
trage der  Gesellschaft  an  den  Versicherungsnehmer  gerichtet  wird.  Hai  sich  der 
Versicherungsnehmer  bei  der  Ausfertigung  des  Polize  geirrt,  so  kann  die 
Gesellschaft  nicht  den  Irrturn  ihres  Agenten  gegen  den  Versicherungsnehmer 
geltend  machen,  die  Versicherungsgesellschaft  kann  sich  immer  an  den  Agenten 
halten.  (Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  vom  10.  Oktober  1878, 
Z.  2815.  Glaser-ünger.) 

b)Rechte  des  Versicherungsagenten  gegen  den  Vers  icherungsneh  rarr. 

Die  Hechte  desselben  bestimmt  die  dem  Agenten  erteilte  Vollmacht.  Sollte 
dennoch  —  trotz  der  neuesten  im  jüngsten  Versicherungsregulative  diesbezüglich 
enthaltenen  Instruktion  —  keine  Vollmacht  erteilt  worden  sein,  so  gilt  als  all- 
gemeiner Grundsatz,  dass  der  •  Handelsbevollmächligle»  mit  Ausnahme  des  Kin- 
gehen von  Wechselverbindlichkeiten,  von  Darlehen,  sowie  der  Prozessführung  im 
Namen  des  Prinzipals  die  Geschäfte  eingehen  kann,  welche  im  §  1008  des 
a.  H.-G.-Hl.  angeführt  sind.  (Vergl.  Artikel  4247,  §  1008  a.  B.-G.-Bl.  Prot.  S.  900.) 
Nicht  nur  der  Generalagent,  sondern  auch  der  Unleragent  gilt  als  Bevollmächtigter 
im  Sinne  der  Art.  47  und  49  bes  Handelsgesetzbuches,  er  erscheint  als  solcher 
zur  Empfangnahme  der  Prämie  für  berechtigt,  dagegen  erscheint  ein  «Agent» 
unseres  Erachtens  zur  Erteilung  von  Fristen  inbetreff  der  Prämienzahlung  nicht 
legitimiert.  Zu  diesem  Rechtsakte  bedarf  der  Agent  einer  besonderen  Vollmacht 
nach  Artikel  52  des  Handelsgesetzes.  (Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Gerichts- 
höfe» vom  15.  Februar  1877,  Z.  8081  er.  1870.)  Wurde  dem  Versicherungs- 
agenten seitens  der  Versicherungsgesellschaft  die  Prokura  erteilt,  so  ist  dieselbe 
«lern  Versicherungsnehmer  gegenüber  zu  allen  Arten  von  gerichtlichen  und 
aussergeriehtlichen  Geschäften  und  Rechtshandlungen,  welche  der  Betrieb  des 
Versicherungsgewerbes  mit  sich  bringt,  legitimiert.  (Art.  42  des  Handelsgesetzes.) 
Die  Erteilung  einer  Prokura  ersetzt  jede,  nach  den  Kandesgesclzen  erforderliche 
Spezialvollmacht :  sie  berechtigt  zu  Anstellung  und  Entlassung  von  Handels- 
gehilfen und  Bevollmächtigten.  Nur  zur  Verbauung  und  Belastung  von 
Grundstrecken  ist  der  Prokurist  lediglich  dann  ermächtigt,  wenn  ihm  diese  Be- 
fugnis besonders  erteilt  wurde.  Eine  Beschränkung  des  Empfanges  der  Prokura 
hat  dritten  Personen  gegenüber  keine  rechtliche  Wirkung.  (Arg.  Art.  43  des 
österreichischen  Handelsgesetzes.) 


III.  Rechtsverhältnisse  dar  Versicherungsagenten  zu  der  Versicherungs- 
gesellschaft. 

a)  Pflichten  derselben. 

Die  Pflichten  derselben  sind  insofern  verschieden,  als  die  Versicherungs- 
agenten entweder  lediglich  Organe  dieser  Gesellschaften  sind  (definitiv  angestellte 
Beamte)  oder  selbständige  Kaulleute  (welche  als  Nebenbeschäftigung  die  Ver- 
tretung einer  Versicherungsgesellschaft  übernommen  haben)  und  schliesslich, 
wenn  dieselben,  als  Handelsmäkler  oder  Sensale  im  Sinne  des  Art.  07  des 
österreichischen'  Gesetzes  vom  4.  April  1873,  Z.  0H  R.-G.-Bl.  betreffend  die 
Handelsmäkler  oder  Sensale,  für  ihre  Auftraggeber  «Verträge  Überversicherungen», 
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«Bodmerei»  (darüber)  abschliessen.  Im  ersten  Kalle  sind  dieselben  verpflichtet, 
lediglich  für  die  Versicherungsgesellschaft,  bei  welcher  sie  angestellt  sind.  Rechts- 
geschäfte abzuschließen,  sich  jeder  Nebenbeschäftigung,  die  denselben  nicht 
etwa  ausdrücklich  von  der  Direktion  gestattet  wird,  zu  enthalten.  Die  besonderen 
Pflichten  werden  denselben  in  der  sogenannten  «  Agenteninslruktion  »  bekannt 
gegeben.  Auch  hier  macht  sich  ein  .Mangel  einer  klaren  Vorschrift  auf  dem  (iebiete 
des  positiven  österreichischen  Hechtes  geltend  und  würden  jedenfalls  viele 
Rechtsstreite  vermieden  werden,  wenn  hierüber  eine  besondere  Norm  bestände. 
Ks  wird  daher  de  lege  ferenda  das  Bestreben  darauf  gerichtet  werden  müssen, 
bei  Schaffung  eines  Versicherungsrechtes  auch  Bestimmungen  über  dieses  Rechts- 
verhältnis zu  bilden.  Im  zweiten  Kalle  kann  es  dem  betreffenden  Organe  nicht 
verwehrt  bleiben,  seine  Hauptbeschäftigung,  die  etwa  nicht  in  der  Vertretung 
der  Versicherungsgesellschaft  besteht,  weiter  zu  betreiben,  doch  wird  es  auch 
einem  solchen  Organe  keineswegs  zu  gestatten  sein,  irgend  ein  Rechtsgeschäft 
zu  unternehmen,  welches  dem  Interesse  der  Versicherungsgesellschaft,  für  welche 
derselbe  Rechtshandlungen  vornimmt,  widerspricht.  Daher  ist  er  keineswegs 
befugt,  ohne  spezielle  Krmächtigung  der  Direktion  der  Versicherungsgesellschaft, 
etwa  Vertretungen  anderer  Versicherungsgesellschaften  zu  übernehmen.  Die 
Pflichten,  der  oben  als  dritte  Art  von  Versicherungsagenten  erwähnten  Sensale 
und  llandelsmäkler  sind  genau  im  Gesetze  vom  4.  April  1875  Z.  08  R.-G.-Bl. 
(Durch  welches  die  Bestimmungen  des  siebenten  Theiles  des  ersten  Buches  des 
Handelsgesetzbuches  vom  17.  Dezember  1802,  Z.  1  R.-G.-Bl.  für  1803  abgeändert 
wurden)  bestimmt.  Dieselben  sind  daher  gemäss  Art.  00  dieses  Gesetzes  ver- 
pflichtet, die  ihnen  anvertrauten  Geschäfte  mit  Kleis.«*.  Vorsicht,  Genauigkeit.  Treue 
und  Redlichkeit  und  mit  Vermeidung  alles  desjenigen,  was  das  Vertrauen  in  ihre 
linparteilichkeit  und  in  die  Glaubwürdigkeit  der  von  ihnen  ausgebenden  Ur- 
kunden schwächen  könnte,  zu  besorgen.  Sie  haben  daher  insbesondere  folgende 
ihnen  kraft  positiver  gesetzlicher  Bestimmungen  auferlegte  Pllichten: 

1.  Sie  dürfen  für  eigene  Rechnung  keine  Handelsgeschäfte  machen,  weder 
unmittelbar  noch  mittelbar,  auch  nicht  als  Kommissionäre;  sie  dürfen  für  die 
Krfnllung  der  Geschäfte,  welche  sie  vermitteln,  sich  nicht  verbindlich  machen 
oder  Bürgschaft  leisten,  alles  dies  unbeschadet  der  Giltigkeit  der  Geschäfte. 

2.  Sie  dürfen  zu  keinem  Kaufmanne  in  dem  Verhältnisse  eines  Prokuristen. 
Handlungsbevollmächtigten  oder  Handlungsgehilfen  stehen,  noch  auch  Mitglied 
des  Vorstandes.  Verwaltungsralhes  oder  Aufsichtsrathes  einer  Aktiengesellschaft 
oder  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  sein. 

3.  Sie  dürfen  sich  nicht  mit  anderen  llandclsmäklcrn  zu  einem  gemein- 
schaftlichen Betriebe  der  Maklergeschäfte  oder  eines  Theiles  derselben  ver- 
einigen ;  zur  gemeinschaftlichen  Vermittlung  einzelner  Geschäfte  sind  sie  unter 
Zustimmung  der  Auftraggeher  befugt. 

4.  Sie  müssen  die  Mäklerverrichtungen  persönlich  betreiben  und  dürfen  sich 
zur  Absehliessung  der  Geschäfte  eines  Gehilfen  nicht  bedienen :  es  ist  ihnen 
jedoch  gestattet,  zur  Uebcrnahme  von  Verwaltungsaufträgen  Gehilfen  zu  ver- 
wenden, für  deren  Gchahren  sie  verantwortlich  sind. 

5.  Sie  sind  zur  Verschwiegenheit  über  die  Aufträge.  Verhandlungen  und 
Abschlüsse  verpflichtet,  soweit  nicht  das  Gegenteil  durch  die  Parteien  bewilligt 
oder  durch  die  Natur  des  Geschäftes  geboten  ist. 

0.  Sie  dürfen  weder  briefliche  noch  telegraphische  Aufträge  von  Personen, 
die  sich  ausserhalb  des  Ortes,  für  welchen  sie  bestellt  sind,  belinden,  über- 
nehmen ;  sie  dürfen  weder  für  Personen,  welche  ihnen  nicht  persönlich  bekannt 
sind,  ohne  sich  vorher  die  Uchcrzcugung  von  ihrer  Identität  verschafft  zu  haben, 
noch  für  Personen  von  bekannter  Zahlungsunfähigkeit  oder  von  deren  Unfähig- 
keil, bindende  Verpflichtungen  einzugehen,  sie  Kenntnis  haben,  Aufträge  über- 
nehmen. 

7.  Sie  dürfen  keine  Geschäfte  übermitteln,  rücksichllieh  deren  der  ge- 
gründete Verdacht  vorliegt,  dass  die  Partei  sie  nur  zum  Scheine,  oder  zur  Be- 
nachteiligung dritter  Personen  schliessen  wolle;  ebenso  wenig  dürfen  sie  an  der 
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Börse  Geschäft«1  in  solchen  Staatspapieren,  Aktien  oder  anderen  Handelspapieren 
vermitteln,  welche  im  aml liehen  Kursblatte  der  Börse  nicht  notiert  sind. 

8.  Sie  müssen  an  Orten,  wo  Börsen  bestehen,  an  den  Tagen,  an  welchen 
sie  nach  der  eingeführten  Ordnung  die  Reihe  trifft,  während  der  ganzen  Börsen- 
zeil an  der  Börse  gegenwärtig  sein,  oder  dafür  sorgen,  dass  ihre  Stelle  durch 
einen  anderen  Handelsinäkler  vertreten,  und  diese  Vertretung  dem  Börse- 
kommissär angezeigt  werde ;  zu  einer  länger  als  acht  Tage  dauernden  Stell- 
vertretung ist  die  Bewilligung  des  Börsekommissärs  erforderlich. 

Aus  dem  Voranstellenden  ergibt  sich,  das-s  lediglich  die  Pflichten  der  Ver- 
sicherungsagenten, welche  Sensale  sind,  in  Oesterreich  gesetzlich  geregelte 
erscheint.  Rücksiehtlich  der  anderen  Agenten,  welche  nicht  Sensale  sind,  er- 
scheinen die  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  nicht  gesetzlich  statuiert.  Dass 
insbesondere  diesbezüglich  ein  Mangel  an  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  nur 
in  Oesterreich,  sondern  auch  in  allen  anderen  Ländern  sich  fühlbar  macht, 
bedarf  keiner  Auseinandersetzung.  Jedenfalls  erscheint  die  gesetzliche  Regelung 
dieser  Pflichten  sehr  wünschenswert. 


b)  Rechte  des  Versicherungsagenten  gegen  die  Versicherungs- 
gesellschaft. 

Das  wichtigste  Recht  besteht  nach  der  nunmehr  im  Jahre  189(3  erschienenen 
Verordnung  des  Ministerium  des  Innern  über  das  Verhalten  der  Versicherungs- 
agenten zur  Bevölkeung,  welches  sich  als  Correlat  der  oben  angeführten  Pflicht  der 
Agenten  darstellt,  darin,  da-ss  dieselben  berechtigt  sind,  von  der  Versicherungs- 
gesellschaft die  Ausstellung  einer  Vollmacht  zu  verlangen,  demzufolge  dieselben 
legitimiert  erscheinen,  Versicherungsverträge  im  Namen  der  Gesellschaft  abzu- 
schliessen.  Ueber  das  zwischen  den  einzelnen  Organen  der  Gesellschaft  zur 
Gesellschaft  bestehende  Rechtsverhältnis  ist  die  Ausfertigung  eines  schriftlichen 
Vertrages,  beziehungsweise  einer  l'rkunde  nach  österreichischem  Recht  nicht 
notwendig,  jedoch  behufs  Vermeidung  von  Streitigkeiten  rätlich.  Die  Besoldung 
der  Agenten  kann  nun  entweder  in  einem  bestimmten  monatlichen  Gehalte,  oder 
in  fix.  von  Kall  zu  Kall  einzuzahlenden  Provisionen  bestehen;  letzteres  ist  in 
dem  Kalle  falls  der  betreffende  Agent  nicht  Beamter,  sondern  selbstständiger 
Kaufmann  ist.  welcher  als  Nebenbeschäftigung  den  Betrieb  von  Versicherungs- 
gesehäften  betreibt.  Kin  Versicherungsagent,  welcher  für  den  Abschluss  der  Ver- 
sicherungsgeschäfte eine  Provision  bezieht,  ist  jedoch  nicht  berechtigt,  zu  ver- 
langen, dass  der  Direktion  (dem  Verwallungsrale)  der  Gesellschaft  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  werde,  einen  Manifestationseid  über  die  provisionspflichtigen 
Geschäftsabschlüsse  abzulegen.  Durch  die  Vereinbarung  der  Zahlung  von  Pro- 
visionen und  über  die  Verpflichtung  der  Provisionsreehnung  ist  für  die 
Versicherungs-Gesellschaft  eine  weitere  Verpflichtung  als  jene  dem  Agenten  das 
Ausziehen  der  Kakturcnbcträge  aus  ihren  Geschäftsbüchern  zu  gestatten,  nicht 
begründet.  219,  220  a.  G.  O.  Kntscheidnng  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes 
vom  19.  Dezember  1877.  X.  9782.  Gla<cr-l  nger.)  Die  Versicherungsgesellschaft 
ist  jedoch  verbunden,  dem  Agenten  alle  zur  Besorgung  der  Geschäftes  not- 
wendigen oder  nützlich  gemachten  Aufwände  y.u  ersetzen,  und  ihm  auf  Ver- 
langen zur  Bestreitung  der  haaren  Auslagen  auch  einen  angemessenen  Vorschuss 
zu  leisten.  Kerner  ist  sie  verpllichtet .  demselben  allen  durch  sein  Verschulden 
entstandenen  oder  mit  der  Krfüllung  des  Auftrages  verbundenen  Schaden  zu 
vergüten.  (Arg.  5j  lOl-i  a.  B.-G.-B.)  l'chcrschreilet  der  Agent  die  Grenzen  seiner 
Vollmacht,  so  ist  die  Versicherungsgesellschaft  nur  insofern  gebunden,  als  sie 
das  Geschäft  genehmigt  oder  den  aus  dem  Geschäfte  entstandenen  Vorteil  sich 
zuwendet.  (Analogie  des  §  1 016.  a.  B.-G.-B.)  Hat  der  Versicherungsagent  für 
einen  anderen  einen  Aufwand  gemacht  —  den  die  Versicherungsgesellschaft 
nach  dem  Gesetze  selbst  hätte  machen  müssen  —  so  hat  er  das  Recht  ein 
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Ersatz  zu  fordern.  (Arg.  §  1042  a.  B.-G.-B.)  Der  grosse  Betrieb  des  Versicho- 
rungsgeschäftes  bringt  es  mit  sich ,  dass  es  nicht  möglich  ist,  dem  Agenten  für 
jeden  einzelnen  Fall  eine  besondere  Instruktion  zu  erteilen.  Ks  gibt  nun  Rechts- 
handlungen und  Geschäfte,  welche  der  Natur  der  Sache  als  Nebenhandlungen 
der  Hauptgeschäfte  darstellen,  in  diesen  Fällen  ist  die  Versicherungsgesellschaft 
für  die  Verpflichtungen,  welche  der  Agent  ohne  besondere  Ermächtigung  erhalten 
zu  haben .  für  die  Versicherungsgesellschaft  eingegangen  ist,  auf  Grund  der 
vorausgesetzten  nachträglichen  Genehmigung  dennoch  als  haftend  anzusehen 
und  der  Versicherungsagent  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  dieselben  von 
der  Gesellschaft  nachträglich  genehmigt  werden.  (Entscheidung  des  k.  k.  obersten 
Gerichtshofes  vom  27.  April  1*74,  Z.  2012  er.  1874  No.  3i,  No.  490. 

In  den  meisten  Assckuranzpoli/.en  der  Versicherungsgesellschaften  wird  die 
Ausfertigung  und  Ausfolgung  der  Polizen  als  Bedingung  des  Ab- 
schlusses des  Versicherungsvertrages  festgesetzt;  in  diesen  Fällen  gilt 
der  Assekuranzvei  trag  erst  dann  als  abgeschlossen,  wenn  die  Assekuranzpolize 
ausgefertigt  und  dem  Versicherten  ausgehändigt  wurde.  Gleichgiltig  ist  in  diesem 
Falle,  ob  von  Seiten  des  Agenten  die  Prämie  bereits  übernommen  wurde.  Es 
hat  sohin  der  Agent  das  Recht  gegen  die  Verwaltung  der  Versicherungsgesell- 
schaft zu  verlangen,  dass  die  Assekuranzpolize  seitens  der  kompetenten  Organe 
mit  thunlichster  Beschleunigung  ausgefertigt  und  ihm  behufs  Ausfolgung  an  die 
Partei  zugestellt  werde.  Irrelevant  ist  es.  ob  die  Prämie  seitens  des  Agenten  an 
die  Direktion  abgeliefert  wurde  oder  nicht.  (Vergl.  Entscheidung  des  obersten 
Gerichtshofes  No.  149,  Band  I.  Adler  und  Clemens.)  Es  ist  der  Versicherungs- 
agent, welcher  die  Geschäfte  zwischen  der  Versicherungsgesellschaft  und  den 
Versicherungsnehmern  vermittelt,  nicht  verpflichtet,  hei  allen  einzelnen  kleineren 
Rechtshandlungen  die  Ermächtigung  der  Direktion  einzuholen.  Wenn  dieses  der 
Fall  sein  wird,  ist  questio  facti.  Der  Agent  muss  als  Bevollmächtigter  zu  allen 
jenen  Handlungen  angesehen  werden,  welche  die  Ausführung  des  vermittelten 
Geschäftes  mit  sich  bringt.  (Art.  40.  H.-G.-B.)  Entscheidung  des  k.  k.  obersten 
Gerichtshofes  vom  10.  März  1S80,  Z  1008  G.-H.  1886  No.  47,  No.  1266.  Adler 
und  Clemens.)  Das  Rechtsverhältnis,  welches  zwischen  dem  Versicherungsagent 
und  der  Versicherungsgesellschaft  besteht,  ist  ein  rein  zivilrechtliches,  es  beruht 
lediglich  auf  einem  Mandate  seitens  der  Versicherungsgesellschaft ;  es  steht  daher 
ein  gewerbsmässig  Agentiegeschäfte  betreidender  Agent  mit  seinem  Auftraggeber 
nicht  in  einem  Dienstverhältnisse  (vergl.  Entscheidung  des  k.  k.  obersten  Ge- 
richtshofes vom  7.  Dezember  1880.  Z.  14070.  Jur.  Blälter  1887.  No.  5.  Adler 
und  Clemens  No.  1311)  und  stehen  daher  auch  dem  Auftraggeber  keineswegs 
die  Rechte  eines  Dienstherrn  zu.  Ein  privatrechtliches  Dienstverhältnis  liegt 
dann  vor,  wenn  das  betreffende  Organ  als  stabiler  Beamter  angestellt  erscheint 
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Agentur-Vertrag 

Siehe:  Instructionen  für  die  Versicherungsagenten. 


Agermanament. 

(See- Versicherung.  Geschichte  des  Versicherungs-Rechtes)  ist  nach 
Goldschmidt's  sehr  inslructivcr.  tiefgehende!'  I  nlersuchung.  welche  <lerzeit 
wn|  als  der  hauptsächliche  Leitstern  hehul's  ( »rientii  img  über  viele  Partieen  auch 
des  mittelalterlichen  Seerechts  anzusehen  ist.  und  welcher  wir  deshalb  auch  im 
Guissen  folgen,  —  ein  dem  spanischen,  bezw.  catalanischeu  Sprachschätze  angehü- 
riger  Ausdruck  und  bedeutet  im  Allgemeinen  eine  sein-  eigentümliche,  mög- 
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licherweise  kraft  gesetzlicher  (gewohnheitsrechtlicher)  Ermächtigung  durch  dpn 
Schiffer  allein  begründete  Sozietät  für  den  ausschliesslichen  Zweck 
der  gemeinsamen  Gefahrtragung.  Ausgehend  von  dem  Begriffe  der  grossen 
Haverei  (avarie  grosse,  general  average),  welche  durch  die  Grundsätze  des  aus 
dein  griechischen  (rhodischen)  Rechte  rezipirten  und  schon  durch  römische 
Praxis  und  Wissenschaft  fortentwickelten  klassischen  Rechtes  die  soweit  bekannt 
älteste  Regelung  fand,  sind  im  Mittelalter  im  ganzen  romanischen,  vielleicht 
auch  schon  im  ältesten  germanischen  Rechtsgebiete  mehrfach  vom  römischen 
Rechte  abweichende  Rechtsbildungen  aufgetaucht,  welche  bisher  zum  überwie- 
genden Thcile  nur  unvollständig  erforscht  sind.  Unwiderleglich  bildet  das  auf 
der  Reise  befindliche  Seeschiff  nebst  Zubehör  und  den  Ladungsgütern  einen 
den  gleichen  ((tatsächlichen  und  auch  rechtlich  bestehenden  Ciefahren  ausge- 
setzten eigenen  Verrnögcnscomplex  vergleichbar  dem  römischen  peculium,  der 
ebenso  wie  die  aus  ihm  und  den  Ladungsgütern  zu  realisirenden  Forderungen 
durch  Seesturin,  Strandung  und  dergleichen  beschädigt  oder  vernichtet  werden 
kann.  —  und  bezüglich  dessen  /.wischen  den  Schiffs-  und  Ladungs-Interessenten 
(Rhedern,  Schiffsbesatzung,  Seedarlehensgläubigern,  Assekuradeuren  u.  a.  ni.) 
eine  seereehlliche  (iefahrengemeinschaft  besteht,  welche  in  dem  hellenisch- 
rümischen  Institut  der  Lex  Rhodia  de  jactu  ihren  ersten  grundsätzlichen  Aus- 
druck fand.  Denn  in  jeder  communio  im  Rechtssinne  liegt  von  Rechtswegen 
schon  die  Gefahrsgemeinschaft  hinsichtlich  des  gemeinschaftlichen  Gutes 
und  sie  trill  auch  in  dem  Recht  der  lex  Rhodia  ganz  rein  als  nackte  Gefahrs- 
gemeinschaft vor  Augen,  in  welcher,  wenn  man  will,  ein  Stück  Exproprialions- 
noch  genauer  Versicherungs-Recht  steckt.  Das  Kigeninteresse  darf  sieh  nicht 
mit  hartnäckigem  Egoismus  gegenüber  dem  wahren  Gemeinschaflsinteresse 
behaupten,  der  offene  oder  latente  Interessenkonflikl  wird  in  dem  Sinne  gelöst, 
dass  ein  Organ  der  Gesamtheit,  der  Schiffer,  nach  verständigem,  redlichem 
Ermessen,  immerhin  aber  auf  eigene  Verantwortlichkeit  die  im  Gesamtinteresse 
erforderlichen  Wertvernichtungen  (Opfer)  mit  der  Rechtswirkung  vollzieht,  dass 
diese  Wertvernichtiuigen  mit  ihren  anschliessenden  Schäden  zu  Lasten  des 
Gesamtguts  stehen.  Es  ist  so  ein  tiefer,  fruchtbarer  socialer  Gedanke  obgleich 
in  Begrenzung  auf  die  Bedürfnisse  der  Seeschiffahrt  zur  Anerkennung  und 
Durchführung  gelang!.  Diese  (iefahrsgemeinschaft  ist  aber  eine  gesetzliche, 
sie  tritt  mit  den  Rechtsfolgen  ein  ohne  darauf  gerichteten  "Willen  der  Interes- 
senten und  wird  nicht  ausgeschlossen  durch  den  widerstreitenden  Willen  eines 
oder  mehrerer  Interessenten.  Natürlicher  und  gesetzlicher  Vertreter  aller  Interes- 
senten ist  der  Schiffer  (niagister  navis),  dessen  Opferungsakt  (Schiffswurf)  die 
doppelte  Rechtswirkung  hat.  dass  einerseits  die  Kontributionspllicht  der  geretteten 
Güter  begründet,  anderseits  der  sonst  statthafte  Schadenersatzanspruch  der  Be- 
nachteiligten aasgeschlossen  wird.  Der  Einholung  des  Rates  oder  der  Zustimmung 
der  anwesenden  Interessenten  bedarf  er  dabei  nicht.  —  er  hat  als  Kommando- 
führer alle  ihm  erforderlich  scheinenden  Massnahmen  nach  bester  Einsicht  zu 
(reffen,  —  selbst  beim  Schiffswurf  findet  sich  keine  Spur  einer  notwendigen 
Zustimmung  der  Passagiere,  wenngleich  Mitwirkung  derselben  ebenso  vorkommen 
möchte  wie  eigenmächtiges  Eingreifen.  Das  mittelalterliche  Seerechl  ist  schon 
—  auf  Grund  vielleicht  uralter  überkommener  Schifferbräuche  im  skandinavischen 
Norden  und  anderer  rein  germanischer  Gebiete  —  dazu  gelangt,  die  Grenzen 
der  Kontributionspflicht  bald  enger,  bald  weiter  als  nach  römischem  Recht  zu 
ziehen,  —  sodann  aber  auch  diese  Pflicht  nicht  lediglich  an  materielle,  sondern 
auch  formale  Voraussetzungen  zu  binden.  Das  Recht  ist  überwiegend  Formal- 
recht, dessen  prägnanteste  Gestaltung  das  merkwürdige  katalanische  agermana- 
ment  bildet.  Am  unzweideutigsten  sind  die  Grundsätze  desselben  zu  entnehmen 
dem  spanischen  Rcchlsbuchc,  das  Konsolat  und  dem  verwandten  Stadtrechte 
(Coslums)  von  Tortnsa,  —  bei  deren  Reception  in  den  übrigen  Mittelmeer- 
ländern insbesondere  auch  in  Italien  diese  Grundsätze  nur  halb  oder  gar  nicht 
verslanden  wurden,  was  die  Quelle  weitgreifender  insbesondere  für  die  Geschichte 
des  See-Versicherungsrechtes  verhängnissvoller  Irrtümer  geworden  ist.  Nach  dem 
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Konsolat  ist  der  Sehiffsherr  <senyor  de  la  nau)  der  an  der  Fahrt  beteiligte 
Korrespondenlenrheder  oder  auch  Goinniendatar  des  Schiffes,  und  hat  insofern 
die  Function  des  Schiffer«  (Kapitäns)  d.  i.  das  oberste  Kommando,  als  der 
eigentliche  Schiffer  (notxer- nauelerus)  .«einer  Leitung  untersteht.  Neben  ihm 
linden  sich  Schiffsofliziere.  der  Schiffsschreiber  oder  Seenolar,  Schiffsmannschaft 
und  Befrachter.  Scliiffsherr  und  Schiffsführer  sind  hei  verantwortlichen  Akten 
an  die  Zustimmung  der  Befrachter  oder  doch  der  Schiffsofliziere,  in  gewissen 
Fidlen  an  die  der  Mannschaft  gebunden  und  diese  Abkommen  nur  verbindlich, 
wenn  sie  ausserhalb  jeder  Seegefahr  (im  Hafen,  das  Schiff  liegt  vor  Anker) 
eingegangen  werden,  —  und  zwar  nur  bei  Anwesenheit  des  Schiffsschreibers, 
welcher  die  l'cbereinkunft  zu  protokollieren  hat,  sobald  das  Schiff  gelandet  ist. 
Im  Einzelnen  kommt  in  Betracht : 

1.  Erachtet  ber  Schiffsherr  erforderlich,  das  Schiff  an  den  Strand  zu  setzen, 
so  hat  er  das  den  Betrachtern  zu  erklären  und  vorzuschlagen,  dass  Schiff  und 
Güter  für  einander  einstehet»  sollen  und  Irill  alsdann  Kontribution  in  der  Weise 
ein.  dass  die  geretteten  (iüter  den  Sehiffschaden  ersetzen,  mit  der  Unter- 
scheidung jedoch,  dass  wenn  das  Schiff  nicht  ganz  zu  (i runde  geht  (s'romprä), 
auch  das  Schiff  nach  Verhältnis  seines  Wertes  zu  konlrihuircn  hat.  Bricht  das 
Schiff  und  die  Befrachter  erklären  dem  Schiffsherrn,  dass  die  geretteten  Güter 
für  die  verlorenen  einstehen  sollen,  so  tritt  Kontribution  ein.  wobei  die  dem 
Schiffsherrn  für  das  Schiff  gebührende  Entschädigung  mit  kmitribuirt.  Sollte  sich 
kein  Befrachter  an  Bord  befinden,  so  tritt  die  Fiktion  ein,  dass  der  Scliiffsherr 
als  Befrachter  fungirt  und  als  solcher  mit  den  Sehiffsoffizieren  und  der  Mann- 
schaft kontrahirt,  mit  der  gleichen  Kechtswirkung.  als  hätten  die  Befrachter  dem 
Schiffswurf  zugestimmt.  Jedoch  wenn  der  Schiffsherr  erklärt,  dass  das  Schiff 
gehn  soll  über  die  (iüter,  welche  gerettet  werden  (d.  h.  dass  die  geretteten 
Güter  dem  Schiff  konlrihuircn  sollen)  und  die  Befrachter  zustimmen,  aber  der 
Schiffsherr  nicht  das  Schiff  zu  dem  Gut  ..agci  niinirt".  und  das  Schiff  strandet 
oder  erleidet  sonst  Schaden,  dann  hat  dem  Schiff  den  Schaden  zu  ersetzen 
das  gerettete  Gut;  aber  der  Scliiffsherr  ist  nicht  verbunden,  dazu  beizutragen, 
weil  das  Schiff  nicht  zum  Gut  „agerminirl*'  ist  und  die  Befrachter  dazu  con- 
sentirt  haben. 

Es  wird  somit  die  Vereinbarung.  da<s  die  geretteten  Güter  für  das  Schiff 
haften  sollen,  streng  wörtlich  dahin  verstanden,  dass  nur  dies  eintritt,  nicht 
auch,  dass  das  Schilf  anteilig  konlribuirt.  weil  fehlt :  agei  nianar  la  nau  ab  l'aver. 
In  dem  vollen  agermanar  initss  mithin  mehr  liegen,  als  die  hier  getroffene 
Vereinbarung,  was  auch  die  C.ostums  de  Tortosa  bestätigen. 

2.  Entsteht  während  der  Löschung  der  Ladung  l  mvetlcr.  so  dass  die 
Löschung  der  noch  an  Bord  befindlichen  Güter  teurer  zu  stehen  kommt,  als  die 
der  bereits  ausgeladenen,  so  haben  die  Eigentümer  der  letzteren  nicht  den 
Eigentümern  der  noch  nicht  gelöschten  (iüter  für  diese  Mehrkosten  aufzu- 
kommen, sie  hätten  denn  vor  der  Löschung  mit  einander  vereinbart .  dass  die 
eine  Waare  der  anderen  helfen  solle,  falls  die  Ausladung  mehr  koste.  Ist  nach 
Löschung  eines  Teiles  der  (iüler  durch  I  nwclter  the  noch  an  Bord  befindliche 
Ladung  zugrunde  gegangen,  so  hat  die  bereits  gelöschte  Ladung  der  verlorenen 
nicht  Ersatz  zu  leisten,  es  sei  denn  zwischen  den  Befrachtern  vereinbart  worden, 
dass  die  eine  Waare  der  anderen  helfen  solle.  Ist  aber  kein  Befrachter  auf  dem 
Schiff  und  der  Sehiffsherr  «agermanirt »  die  eine  Waare  der  anderen,  so  soll  es 
so  gehalten  werden,  als  oh  alle  Befrachter  anwesend  gewesen  wären  oder  als 
ob  die  Waare  ganz  die  seine  wäre,  weil  er  sie  «cn  comanda>>  hält. 

3.  In  dem  Kalle,  dass  das  Schiff  verloren  geht  oder  Schaden  leidet.  —  der 
Schiffsherr  und  die  Befrachter  «agermaniren»  jedoch  die  Waare  zum  Schilfe 
und  das  Schiff  zur  Waare.  so  soll  gemäss  der  Lehe rcinkunfl  die  gerettete  Waare 
helfen  zur  Entschädigung  des  Schiffes.  Ist  aber  kein  Befrachter  am  Schiff  und 
der  Schiffsherr  «agermanirl»  das  Schiff  zur  Waare,  mit  Zustimmung  des  ganzen 
Schilfsvolkes  oder  der  Mehrheit,  so  soll  es  so  gehalten  werden,  als  ob  alle  Befrachter 
anwesend  gewesen  waren,  anders,  wenn  ohne  Zuslimiiumg  derselben  es  erfolgt. 
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In  den  oben  erwähnten  drei  Fällen  kommen  dreifache  Akte  vor:  a)  ein  — 
unhenannler  —  Vertrag,  kraft  dessen  die  Ladungsbetciligten  übereinkommen, 
dass  das  eine  Gut  für  das  ändert'  einstchen  solle;  b)  das  llehereinkommen 
zwischen  Schiesheim  und  Ladungsbeteiligten,  dass  Schiff  und  Ladung  für  ein- 
ander einstchen  sollen.  —  dieses  heisst  eben  «agermanar»;  —  c)  in  Abwesen- 
heit der  Ladungsbeleiligten,  doch  unter  Zustimmung  des  Schiffsvolkes  nimmt 
der  Schiffsheir  das  —  «'inseitige  -  agermanar  von  Schiff  und  Ladung  selbst  vor. 

4.  Wenn  es  um  «Ranzionierung»  (Loskauf  von  Piraten  oder  Feinden)  geht, 
hefrftgt  der  Sehiffsherr  die  an  Bord  helindlichen  Befrachter  wegen  der  Loskaufs- 
summe, bei  Abwesenheit  von  Befrachtern  die  Offiziere  und  Mannschaft.  An  die 
mit  Zustimmung  der  Beireffenden  geleistete  Zahlung  sind  die  Befrachter  ge- 
bunden, —  andernfalls  kommt  er  allein  dafür  auf.  ebenso  bei  Zuwendungen  an 
nichtfeindliche  bewaffnete  Schiffe  und  ähnlicher  Gefährdung. 

5.  Von  durch  Feinde  oder  Piraten  auf  der  See  geraubten  Gütern  wird  keine 
Fracht  geschuldet,  ausgenommen,  falls  die  Befrachter,  denen  die  Waare  gehört, 
dieselbe  vor  oder  angesichts  der  Gefahr  unter  einander  «agennaniren»,  — 
in  welchen  beiden  Fällen  das  gerettete  Gut  verhältnismässig  für  das  verlorene 
aufzukommen  hat.  Ferner  werden  dabei  unterschieden  folgende  drei  Fälle : 
a)  wenn  Schiffer  und  Befrachter  zu  den  Feinden  des  raubenden  Schiffes  ge- 
hören, kontribuiren  Schiff  und  gerettetes  Gut  für  die  geraubten  Güter;  wenn 
aber  das  Gut  nicht  agermanirt  ist,  hat  das  gerettete  dem  gerauhten  nicht  zu 
kontrihuiren ,  —  auch  zahlen  die  Eigentümer  des  geredeten  dem  Schiffsherrn 
keine  Fracht,  noch  hat  der  schuldlose  Schiffsherr  ihnen  zu  kontrihuiren  ;  ft)  ge- 
hören die  Befrachter  zu  den  Feinden,  der  Schiffer  aber  ist  neutral,  so  kontri- 
huirt  das  Schiff,  wenn  kein  agermanament  besteht.  —  y)  gehört  der  Schiffsherr 
zu  den  Feinden,  die  Befrachter  sind  jedoch  Neutrale,  so  kontrihuiren  Schiff  und 
Fracht,  die  geretteten  Güter  aber  bei  Bestand  eines  Agermanaments,  in  Er- 
manglung dessen  trägt  Jeder  seinen  Schaden. 

6.  Die  Befrachter  ersetzen  nicht  den  im  Hafen  vor  der  Abladung  den 
Schiffsherrn  treffenden  Schaden,  —  ausser  bei  vorherigem  Abkommen  wegen 
proportionaler  Tragung  der  Unkosten  bei  Unfällen  jeglicher  Art.  Die  nicht  ab- 
geladenen Güter  tragen  auch  nicht  die  Gefahr  der  bereits  an  Bord  gelangten, 
wenn  nicht  ein  gegenteiliges  Abkommen  vorliegt.  —  allein  nach  vollständiger 
Beladung  des  Schiffes  haften  Schiff  und  Güter  verhältnismässig  für  den  Unfall- 
schaden. 

7.  Der  wesentliche  Grundgedanke  des  Konsulats  wird  nur  in  einem  Falle, 
jenem  des  Schiffswurms,  durchbrochen.  Ergibt  sich  nemlich  dieser  im  Notfalle 
als  unerlässlich.  sei  es,  dass  die  Befrachter  werfen  oder  werfen  lassen,  ohne 
den  Schiffsherren,  oder  der  Schiffsherr,  ohne  den  Befrachtern  vorher  dies  mit- 
zuteilen, so  haften  für  einen  solchen  Schiffswurf,  der  nicht  echt,  sondern  nahezu 
ein  Schiffbruch  ist.  die  Genannten  einander  nicht,  sondern  es  tritt  Kontribution 
aller  Waaren  und  des  Schiff«'«  mit  zwei  Dritteln  (sonst  nach  dem  Konsolat  nur 
mit  der  Hälfte)  seines  Wertes  ein,  während  es  bei  eigentlichem  Schiffbruch  mit 
vollem  Wert  beitragen  müsst«'.  War  aber  Möglichkeit  der  Beratung  vorhanden, 
so  geht  derartiger  Schiffswurf  auf  Verantwortung  «ler  Handelnden  ohne  Kon- 
tributionspflicht. Bei  Absein  von  Befrachtern  darf  der  Schiffsherr  nur  mit  Zu- 
stimmung der  Mehrheit  der  Mannschaft  werfen,  —  ausgenommen  bei  Eintritt 
plötzlichen  Unwetters,  wo  Anwesenheit  aller  Befrachter  an  Bord  und  Zustimmung 
der  Mannschaft  angenommen  wird. 

Von  den  obdargestellten  Einzelnfällen  abgesehen  wird  die  zur  Kontribution 
führende  Gefahrengemeinschaft  zwischen  Schiff.  Ladung  un«l  bezw.  den  Ladungs- 
bestandteilen versehied«?ner  Befrachter  nur  durch  |jc  bere  in  kunfl  (oder  deren 
Fiktion)  begründet,  die  als  ein  Formalakt  —  ceremonia  —  mit  bestimmtem 
Formale  wie:  «Das  Schiff  soll  über  die  Güter,  die  Güter  über  das  Schiff  gehen», 
edie  Güter  sollen  einander  bezw.  das  Schiff  den  Gütern  helfen»  (scihcel  zur  Knt- 
sehä(hgung)  üblich  ist.  Diese  U  eher  e  i  n  k  u  n  f  t  heisst:  agermanament.  «ler 
Akt  selbst:  «agermanar  la  nau  ab  l'aver»  und  umgekehrt  oder  «agermanar  una 
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roba  ab  altra».  Das  «ah»  isl  =  apml,  das  agermanar  =  an  —  oder  verbrüdern, 
also  ein  Verbrüderungsakt,  aber  nicht  von  Personen  oder  doch  nicht  direkt  von 
solchen,  sondern  von  Sachen:  Schiff  nebst  Acccssorien  und  Kadungsgütcrn  oder 
nur  diesen  unter  einander.  —  deren  Wesen  darin  gipfelt,  dass  für  die  so  Ver- 
bundenen in  der  Hauptsache  gleiche  Hechte  und  Pflichten  Platz  greifen.  Ks  liegt 
derselbe  Hechtsgedanke  der  Verbrüderung  des  germanischen  Altertums  (mit 
Hills-,  niutrache.  —  wechselseitiger  Inlerslützungspflicht,  vielleicht  auch  voller 
Gütergemeinschaft)  zu  Grunde,  welcher  den  Keim  zur  Schutz-  und  später 
Kauf — gilde  enthielt,  —  insbesondere  hat  auch  Kicker  den  engen  Zusammen- 
hang des  altspanischen  und  des  altgolhischen  (altgermanischen)  Hechts  nach- 
gewiesen. Ks  heisst  auch  in  den  Costunis  de  Tortosa  ganz  richtig :  Schiff 
und  Güter  sollen  «germanos»  sein'  —  german  (lateinisch  gcrnianus)  ist  kata- 
lonisch  das  spanische  hertnano  =  Hruder.  Das  agermanament  ist  also  ein 
vertragsmässig  oder  einseilig  blos  vom  SchifTsherrn  vollzogener,  die  Gefahrs- 
geineinschafl  begründender  Hechtsakt,  begleitet  von  Solcmnitütsformeln,  viel- 
leicht auch  von  symbolischen  Akten,  —  ein  manchmal  vor,  nieist  aber  erst 
angesichts  der  Gefahr  und  des  zur  Schadenverhütung  erforderlichen  Opfers 
vollzogener  VerbrüUerungsakt,  als  Sach Verbrüderung  gedacht.  Obgleich  sich 
ferner  in  der  ganzen,  ehemals  stark  unter  germanischem  Kinfluss  stehenden 
.Mittelmeer  —  weit  gleiche  Hechtsanschauungen  gebildet  haben  und  auch  in 
den  nicht  katalanischen  Hechtsquellen  Spaniens  verwandte  Hechtssätze  vor- 
kommen, ist  ihnen  das  Hechtsinstitut  dieses  formellen  Verbrüderungsaktes  als 
solches  unbekannt  und  glaubt  Gohlsehmidt  blos  in  dem  venelianischen  stalus 
nautictun  (P25.V)  eine  Spur  derselben  aufzufinden. 

Allein  infolge  des  Unistandes,  dass  »las  obberührte  Konsolat  schon  früh 
einen  weiten,  seit  dem  17.  Jahrhundert  selbst  in  das  germanische  Hechtsgebiel 
reichenden  Geltungskreis  sich  errang,  namentlich  auch  in  Italien  Kingang  fand, 
—  wurde  das  agermanament  als  der  ursprüngliche  konstitutive  Akt  das  Vorbild 
des  späteren  „germinaniento"  (siehe  den  betreffenden  Artikel)  und  des  soge- 
nannten Sehiflsrat  lies,  als  allgemeines  Institut  des  mittelalterlichen  Seerechtes, 
welches  in  den  wichtigsten  Schiffsrechlen  des  Mittelalters  Kingang  fand,  wie 
/..  H.  in  der  Charte  von  Oleron,  in  der  hansischen  Ordinancic  (Nordholland  1W)7), 
im  schwedischen,  fränkischen,  altenglischen,  lübischen,  hamburgischen  Schiffs- 
reeht  ebenso  wie  in  den  Statuten  von  Tram.  Amalfi,  Hari,  Pisa,  Genua  u.  s.  f. 
in  der  Ordonnance  de  la  manne  vom  Jahre  1681  und  den  von  ihr  beeinflussten 
Preussischen  Seerechten  (vom  Jahre  17'J7  und  17GG),  endlich  der  Hamburger 
Assekuranz-  und  Ilaverey-Ordnung  vom  Jahre  I7d1.  schliesslich  dem  Allge- 
meinen Preussischen  Kandrechte  {179t).  In  diesen  letzteren  schon  der  neueren 
Zeit  angehörigen  Gesetzen  sind  die  Grundsätze  der  mittelalterlichen  Seerechte 
sogar  verallgemeinert  (vcrgl.  die  5ji>  1  Ui3  bis  liü7,  1797—1799.  1800, 
18V1  ik2  Preuss.  A.-L-H.».  Dagegen  hat  sich  in  der  modernen  Hechtsentwick- 
lung zuerst  die  englische,  dann  die  Nordamerikanische  Seerechtspraxis,  ferner 
auch  cinigermassen  die  deutsche  Littel atur  dieses  Jahrhunderts  i  Nolle,  Nizze, 
Teklenberg'i  und  die  Hamburgische  Seerechtskonferenz  von  dem  Institute  des 
Schiffsrathcs  losgesagt.  —  während  die  auch  inhaltlich  an  das  Konsolat  erin- 
nernden Vorschriften  der  spanisch-portugiesischen  Seerechte,  insbesondere 
das  neuere  mittel-  und  südamerikanische  Tochterrecht  tspecicll  Chile) 
daran  festhalten,  desgleichen  das  neue  portugiesische  Handelsgeselz  von 
lr'87  und  der  neue  skandinavische  Seegeselzentwurf.  Das  belgische  See- 
geselz von  1879  und  das  revidirte  italienische  Handelsgesetz  von  188*2 
lauch  das  ihm  folgende  rumänische  von  1S87)  erwähnen  zwar  des  Schiffs- 
rates  nicht,  enthalten  jedoch  Vorschriften  über  die  Ordnung  des  Seewurfs.  Wenn 
daher  Coldschmidt  am  Schlosse  seiner  Kingang-  erwähnten  Abhandlung  die  An- 
sicht ausspricht,  dass  ..in  der  modernen  Hechtseutwickelung  dieses  Institut 
keinen  Platz  linde".  -  so  kann  sich  dies  wol  nur  auf  das  Institut  des  Schiff- 
rates allein  beziehen.  Dieses  ist  jedoch  beim  agerinanaiiicnt  ein  mehr  Neben- 
sächliches. —  die  Hauptsache  ist  die  Hildung  der  Gelährgemeinschaft  und  wir 
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möchten  es  daher  nicht  als  so  ausgemacht  erklären,  dass  diese  Sozietät  ..dem 
reiferen  römischen  Rechte  mit  «einer  gesetzlichen  Gefahrsgemeinsehaft  und 
vollen  Schiffsgewalt  des  Schiffers  hereits  unterlegen"  sei.  Zum  mindesten 
scheint  uns  dies  aus  der  eigenen  historischen  Skizzirung  Goldschmidt's  nicht 
mit  der  nöthigen  Sicherheit  hervorzugehen,  —  zumal  die  moderne  Rechtsenl- 
wickelung  daselbst  mit  einer  gegen  die  Vorperioden  ersichtlich  allzu  kurz  ge- 
diehenen Darstellung  bedacht  ist.  Das  moderne  Recht  ist  weit  davon  entfernt, 
selbst  das  reifere  römische  Recht  irgendwie,  zu  überschätzen,  —  und  es  hat 
sich  bereits  wiederholt  bewährt,  behufs  Regelung  difliciler  Rechtsverhältnisse 
beispielweise  an  altger manische  Institute  anzuknüpfen.  Hier  steht  der  Rechta- 
geschichte und  vergleichenden  Rechtswissenschaft  noch  ein  ergiebiges  Forschungs- 
gebiet offen,  insbesondere  würde  es  sich  empfehlen,  in  Ergänzung  der  grundlegenden 
Abhandlung  (ioldschmidt's  die  moderne  Entwicklung  eingehender  darzustellen. 


Quellen  : 

Goldschmidt  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  S.  337,  355.  —  Gold- 
schmidt Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXXV  8.81  ff.  u.  332  ff.  —  Wagner  Seerecht. 
Ehrenberg  Versicherungs-Recht  S.  ;K)2  —  4(15.  —  De  Lalande  Du  eontrat 
d'assuranec.  —  Caesar  Vivante  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  39  — 
Malss  ebenda  VI,  VIII  und  XIII.  —  Malss  Zeitschrift  für  Versicherungsrecht 
II.  S.  355.  —  Bernhöft  Rostocker  Zeitschrift.  —  Wulff  Zeitschrift  für  Ver- 
sicherungsrecht, II,  S.  355.  —  Lewis  Handbuch  S.  203.  —  König  Endemann 
Handelsrecht,  Bd.  III,  S.  702.  —  Bahr  Archiv  für  Bürger-Recht,  VII,  S.  17. 

Dr.  Roztocil. 


Aktiengesellschaft 

Siehe  :  Versieherungs-Aktien-Gesellsehaft. 


Aleatorischer  Vertrag 

Siehe  auch  Versicherungs- Vertrag. 

Unter  aleatorischem  Vertrag  versteht  man  ein  zweiseitiges  Rechtsgeschäft  unter 
Lebenden,  bei  dem  die  Vertragschliessenden  es  von  einem  ungewissen  Umstände 
abhängig  machen,  ob  oder  wieviel  oder  doch  wenigstens  wann  zu  leisten  ist. 
Er  heisst  aleatorisch  nach  dem  lateinischen  Worte  alea  (Würfel):  es  zeigt  sich 
hierin  die  Auffassung,  dass  ein  Glücksfall  entscheiden  soll,  wer  von  beiden 
Teilen  gewinnen  oder  verlieren  wird.  Der  aleatorische  Vertrag  wird  auch  als 
Glücksvertrag  und  als  gewagtes  Geschäft  bezeichnet.  Die  verschiedensten  Ver- 
träge können  einen  aleatorischen  Charakter  annehmen. 

Man  unterscheidet  zwei  Gattungen :  bei  der  einen  wird  das  Geschäft  um  eines 
vernünftigen  wirtschaftlichen  Zweckes  willen  eingegangen,  bei  der  andern  in  der 
Absicht,  durch  die  Gunst  oder  Ungunst  eines  Zufalls  zu  gewinnen  oder  zu  ver- 
lieren. Zu  ersterer  Art  gehört  der  Versicherungsvertrag,  zu  letzterer  das  Spiel. 
Der  Hoffnungskauf  (Ankauf  von  Sachen,  deren  gegenwärtige  oder  künftige  Exis- 
tenz ungewiss  ist,  für  einen  bestimmten  Preis)  ist  je  nach  der  Absicht  der 
Vertragschliessenden  zu  der  einen  oder  der  anderen  Gattung  zu  rechnen. 
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Die  Aufstellung  des  Begriffs  «aleatorischer  Vertrag»  ist  von  zweifelhaftem 
Werte,  weil  keine  festen  Rechlsgrundsätze  für  alle  gewagten  Geschäfte  bestehen. 
Der  Versuch  einzelner  Gesetze,  solche  Rechtssätze  aufzustellen  (vergl.  Preuss. 
Allgem.  Landrecht  1,  Ii  §  527  ff),  ermutigt  nicht  zur  Nachfolge,  weil  die  Rechts- 
sätze, zu  unbestimmt  sind.  Es  ist  desshalb  zu  billigen,  dass  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  nur  für  einzelne  aleatorische  Vertrage,  bei 
denen  ein  Bedürfnis  vorliegt,  Bestimmungen  trifft.  Das  von  Windseheid  (Pan- 
dekten II,  §  3-22)  behauptete  Princip,  dass  diejenigen  Glücksverträge  unerlaubt 
seien,  in  denen  beide  Parteien  die  Gefahr  eines  Verlustes  übernähmen,  um  einen 
Gewinn  zu  machen,  ist  nicht  praktikabel. 

Der  Versicherungsvertrag  wird  von  einigen  neueren  Gesetzgebungen  unter  die 
gewagten  Geschäfte  gestellt  (Preuss.  Allg.  Landrecht  I  11,  ££  540,  651,  II  S. 
£§  1934—2358:  Oestcrreichisches  Bürgeil.  Gesetzbuch  £$1269.  1288-1202: 
Code  civil  Art.  196'»  :  Codice  civile  Art.  1102),  von  anderen  dem  Handelsgesetz- 
buch überwiesen  (vgl.  J.  Riesser :  Zur  Revision  des  Handelsgesetzbuchs  II.  Ab- 
teilung S.  26  -  32,  Stuttgart  1889).  Das  Handelsgesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reich  erklärt  nur  die  Uehernahme  der  Versicherung  gegen  (feste)  Prämie  für 
ein  Handelsgeschäft  (£  1  Nr.  3)  und  regelt  blos  die  Versicherung  gegen  die 
Gefahren  der  Seeschiffahrt  (££  778 — 9UO);  das  deutsche  Binnenversicherungs- 
recht  wird  voraussichtlich  in  einem  besonderen  Gesetze  geordnet  werden.  Das 
ist  sachgemäss,  weil  die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  dem  Handelsrecht  mit 
Rücksicht  darauf  nicht  angehört,  dass  bei  ihr  die  Absicht,  einen  Gewinn  zu 
erzielen,  ausgeschlossen  ist. 

Die  F.inreihung  der  Versicherungsverträge  unter  die  «gewagten»  Geschäfte 
ist  bedenklich,  denn  der  Versicherungsvertrag  ist  auf  Seiten  des  Versicherungs- 
nehmers überhaupt  nicht  aleatorisch  und  auf  Seilen  des  Versicherers  bloss, 
wenn  er  als  einzelnes  Geschäft  abgeschlossen  wird.  Zahlreiche  Gesetze  aber 
sehen  einen  Versicherungsvertrag  nur  dann  als  vorliegend  an,  wenn  er  vom 
Versicherer  in  planmässigem  Grossbelriebe  abgeschlossen,  wenn  also  das  Risiko 
auf  viele  der  gleichen  Gefahr  unterworfene  Personen  verteilt  wird  (so  namentlich 
auf  dem  Gebiete  der  Binnenversicherung).  Hier  steht  bei  genügender  statistischer 
Grundlage  und  einer  darauf  gegründeten  Prämienberechnung  dem  Versicherer 
unter  normalen  Verhältnissen  ein  zur  Deckung  seiner  Verbindlichkeiten  hin- 
reichendes Vermögen  zur  Verfügung;  sein  «Wagnis»  ist  nicht  grösser  als  bei 
jedem  Vertrage,  der  dem  Verpflichteten  eine  von  der  Konjunktur  abhängige 
Leistung  auferlegt.  Wird  ein  Versicherungsvertrag  ohne  ein  wirtschaftliches 
Interesse  um  des  Gewinnes  willen  abgeschlossen,  so  liegt  keine  echte  Versiche- 
rurig, sondern  ein  Spiel  vor.  Die  Ansicht  Emanuel  Herrmann's  (Die  Theorie  der 
Versicherung  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt,  II.  Aufl.,  S.  54),  dass  die  Ver- 
sicherung hauptsächlich  einen  Gewinn  aus  einem  Glücksspielgesehäfte  zur  Ver- 
teilung fetter  Dividenden  an  Aktionäre  und  Teilnehmer  bezwecke,  ist  ganz  un- 
haltbar. (Vergl.  A.  Emminghaus  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
VI,  S.  449). 


Litteratur. 


Glück,  Pandektenkoinmenlar  XI,  £  757.  —  Puchta,  Pandekten  §  258.  — 
Puchta,  Vorlesungen  (herausgegeben  von  Rudorff)  II,  £258.  —  Windscheid 
Pandekten  II,  £  322.  —  v.  d.  Pfordten,  Abhandlungen.  S.  327  ff.  —  Dem- 
bürg,  Preuss.  Privatrecht,  II,  £  185.  —  Elnenberg,  Versicherungsrecht,  I, 
S.  72.  —  L.  Gold schmidt,  System  des  Handelsrechts  im  Grundriss  £  158. 

Karl  Sainwer. 
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(Haftpflichtversichert!  ng). 

Alimentationspflicht,  Alimentationsverbindliehkeit,  ist  die  Verpflichtung  zur  Ge- 
währung von  Beiträgen  zum  Lebensunterhalt  Anderer.  Die  A.  hat  ihren  Grund 
entweder  in  einem  Vertrage,  in  einer  letztwilligen  Anordnung,  in  einer  gesetz- 
lichen Bestimmung  oder  in  einem  Delikt.  Vorwiegend  kommen  nur  die 
beiden  letzteren  hier  in  Betracht ;  als  reine  Alimentationspflicht,  soweit  sie  unter 
die  Haftpflichtversicherung  fällt,  sogar  nur  eine  Combination  dieser  beiden 
letzteren,  d.  h.  die  durch  ein  Delikt  hervorgerufene  gesetzlich  normirte  A. 

Wer  einen  Anderen  durch  eine  unerlaubte  Handlung  (Vorsatz  oder  Fahr- 
lässigkeit) arbeits-  oder  erwerbsunfähig  macht,  hat  demselben  die  zu  seinem 
und  der  Seinigen  Unterhalt  erforderlichen  Mittel  zu  gewähren.  Diese  A.  ist  in 
den  verschiedenen  Hechtsgebieten  verschieden: 

a)  Im  Gebiet  des  gemeinen  Rechts. 

Im  Allgemeinen  wird  die  Höhe  des  Schadens  nach  freiem  richterlichen 
Ermessen  festgesetzt.  Hier  geht  im  Falle  der  Tötung  die  Klage  nur  auf  Ersatz 
der  Kosten  der  versuchten  Heilung  und  desjenigen  Schadens,  welcher  dem 
Getöteten  selbst  noch  etwa  während  der  dem  Tode  vorausgegangenen  Krank- 
heit durch  die  Handlung  des  Thäters  erwachsen  ist.  Ein  Recht  der  Angehörigen 
des  Getöteten,  welche  durch  den  Tod  ihres  Ernährers  ihre  Stütze  verloren 
haben,  ist  dem  reinen  römischen  Rechte  fremd.  Der  Gerichtsgebrauch  hat  in- 
dessen der  Witwe  und  den  Kindern  des  Gelöteten  in  demselben  Masse  einen 
Anspruch  auf  Schadenersatz  gewährt,  in  welchem  diesen  Personen  ein  An- 
spruch  auf  Unterhalt  gegen  den  Getöteten  zustand.  Zahlreiche  höchstinstanzliche 
Entscheidungen  sind  hier  vorhanden,  so  Reichs-GerichlsenUch.  Bd.  1,  S.  90.; 
V,  S.  109:  XII,  S.  7i;  Seuff.  Arch.  XI.  Nr.  44:  XXX.  Nr.  146;  XXXI.  Nr. 
36.  Neuere  Entscheidungen  vertreten  ferner  die  Ansicht,  dass  dieser  Ent- 
schädigungsanspruch allen  Angehörigen,  namentlich  auch  den  Eltern  des  Ge- 
töteten, wenn  diesen  ein  Recht  auf  Unterhalt  zustand,  zu  gewähren  sei.  Es 
steht  nicht  fest,  ob  dieser  Gerichtsgebrauch  als  ein  selbständiges  Gewohn- 
heitsrecht oder  als  ein  Ausfluss  der  älteren  deutschen  Rechtsbestimmungen  über 
Wehlgeld  oder  endlich  als  eine  Fortbildung  der  Grundsätze  der  lex  Aquilis 
aufzufassen  ist  —  vgl.  Entsch.  d.  Rcichs-Gcr.  Bd.  X,  S.  132  fg.  Dieser  An- 
spruch der  Hinterbliebenen  des  Getöteten  ist  rechtlich  aber  keine  Alimenten- 
forderung ,  sondern  eine  Forderung  auf  Schadenersatz  wegen  Verlustes  einer 
Alimentenforderung,  was  wegen  der  Vorschriften  in  den  £8  719  und  (H8  der 
deutschen  Civilprocessordnung  von  praktischer  Bedeutung  ist.  Die  Pfändung 
dieser  Ansprüche  ist  sonach  zulässig  und  das  Urteil  kann  nicht  von  Amts- 
wegen für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  werden. 

b)  Im  Gebiet  des  Allgemeinen  preussischen  Landrechts. 

Hier  ist  die  Haftung  für  den  verursachten  Schaden  je  nach  dem  Grade 
der  Schuld  verschieden  abgestuft  —  also  verschieden  bei  Vorsalz,  grobem, 
massigem,  geringem  Versehen. 

1.  Bei  der  Tötung. 

a)  Infolge  geringen  Versehens.  Die  Entschädigung  besteht  in 
dem  Ersatz  der  etwaigen  Kurkosten,  der  Begräbniss-  und  Trauer- 
kosten.   Entschädigungsberechtigt  sind  die  Witwe  und  die  Kinder 


200 


Alimentationspflicht. 


des  Getöteten,  nicht  auch  dessen  Erben  als  solche,  Theil  I,  tit.  VI, 
§  98  und  §  100. 

b)  Infolge  mässigen  Versehens:  Die  Entschädigung  besteht 
ausserdem  noch  in  der  der  Witwe  und  den  Kindern  des  Ge- 
tölelen  zu  leistenden,  nach  dem  Stande  des  Letzteren  zu  bemes- 
senden nothdürftigen  Verpflegung,  a.  a.  0.  §  403.  Daneben 
steht  den  Kindern  ein  weiterer  Anspruch  auf  Erziehungsgelder  in- 
soweit zu,  als  die  Kosten  dazu  aus  den  Einkünften  des  hinterlasse- 
nen  Vermögens  und  den  Beiträgen  des  Staates  oder  eines  Dritten 
nicht  aufgebracht  werden  können  —  ebenda.  Unversorgte  Kinder 
haben  ausserdem  noch  einen  Anspruch  auf  Ausstattung,  wie  sie 
eine  solche  von  dem  Gelöteten  nach  Gesetz  zu  verlangen  berechtigt 
wären  —  a.  a.  O.  §  104. 

Bei  der  Witwe  dauert  der  Verpflegungsanspruch  so  lange,  bis 
sie  sich  wieder  verheiratet  oder  in  eine  Lage  kommt,  in  der  sie 
einer  solchen  Unterstützung  füglich  entbehren  kann.  —  a.  a.  0. 
§  107 ;  bei  den  Kindern,  bis  sie  selbständig,  spätestens  bis  sie 
volljährig  werden ,  bis  zu  welchem  Zeitpunkt  auch  der  An- 
spruch auf  Erziehungsgelder  dauert  —  §  105.  Sämintliche 
Verpflichtungen  enden  jedoch,  wenn  Umstände  eintreten,  unter 
denen  der  Gelötclc,  wenn  er  noch  lebte,  davon  frei  werden  würde 
-  §  108. 

c)  Infolge  groben  Versehens  und 

d)  Infolge  Vorsatzes:  An  Stelle  der  notdürftigen  Verpflegung 
tritt  eine  standesgemässe  Verpflegung,  Erziehung  und  Aus- 
stattung der  zu  a  und  b  bezeichneten  Berechtigten,  wobei  auf  Un- 
terstützungen, welche  die  Berechtigten  von  anderer  Seite  erhalten, 
keine  Rücksicht  genommen  wird.  —  §  101. 

Ausser  den  unter  a— d  aufgeführten  Ansprüchen  können 
weitere  Entschädigungsansprüche  von  dritten  Personen  nicht  er- 
hoben werden.  Insbesondere  steht  dem  Ehemann  ein  Anspruch  auf 
Ersatz  des  ihm  durch  die  Tötung  seiner  Ehefrau  entstandenen 
Schadens  nicht  zu.  K.-G.-Entsch.  Bd.  XIV,  S.  254. 

2.  Bei  der  Körperverletzung 

a)  Infolge  geringen  Versehens:  Der  Thiiter  haftet  nur  für  die 
Kur-  und  Heilungskosten  —  a.  a.  0  §  118  und  III. 

b)  Infolge  mässigen  Versehens: 

*.  Bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  ausser  den  Leistungen  zu 
a.:  Ersatz  für  den  Verlust  der  Vorteile,  deren  Erlangung  der 
Beschädigte  erwarten  konnte.  — •  §  115 

£.  Bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit :  nur  Versäumnis- 
kosten  —  §  120. 

Bei  verminderter  oder  erschwerter  Erwerbsfähigkeit  ist  die 
Höhe  des  Schadens  nach  richterlichem  Ermessen  festzu- 
setzen. —  §  122. 

Der  Ausmessung  dieser  Ansprüche  ist  diejenige  Vermögens- 
lage der  Beschädigten  zu  Grunde  zu  legen,  in  welcher  sich  der 
letzlere  zur  Zeit  der  Verletzung  wirklich  befunden  hat.  —  §  117 

c)  Infolge  groben  Versehens  und 

d)  Infolge  Vorsalzes:  der  Beschädigte  hat  die  unter  b  aufge- 
führten Ansprüche,  doch  ist  bei  der  Berechnung  darauf  zu  sehen, 
welche  Vorteile  der  Beschädigte  «nach  dem  gewöhnlichen  und  na- 
türlichen Lauf  der  Dinge  erwarten  konnte.»  —  §  110. 
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c)  Im  Gebiet  des  französischen  Rechts. 

Der  Anspruch  auf  Schadenersatz  sieht  nach  dem  Code  civil  demjenigen 
zu.  dessen  Rechte  durch  das  Delikt  verletzt  worden  sind,  sowie  den  Erben 
des  Verletzten.  Uebcr  die  Höhe  des  Schadens  und  die  einzelnen  Bestand- 
teile desselben  (Heilungskosten,  Begräbniskosten,  Verpflegung  u.  s.  w.)  enthält  der 
rode  keine  näheren  Vorschriften,  es  ist  daher  alles  dem  richterlichen  Er- 
messen überlassen. 

d)  Im  Gebiet  des  sächsischen  Rechts. 

(Bürgerliches  Gesetzbuch  für  das  Königreich  Sachsen). 

4?  1492.  <War  der    Getötete   zur   Ernährung    eines  Anderen 
verpflichtet,    so   erstreckt  «ich  der  Schadenersatz  auch   auf  den 
dem  Letzteren  entgehenden  Unterhalt,  dessen  Höhe  nach  richter- 
lichem Ermessen  zu  bestimmen  ist.    Dieser  Schadenersatz  ist  so 
lange   zu  leisten,  als  der  Getötete,    wenn   er  gelebt    hätte,  zur 
Ernährung  der  betreffenden  Person  verpflichtet  gewesen  wäre,  und 
keinesfalls    über    die   mutmassliche   Lebensdauer    des  Getöteten 
hinaas.    Bei  Bestimmung  der   Höhe  des   Schadenersatzes   ist  auf 
die  Erwerbsfähigkeit  des  Getöteten  zur  Zeit  der  Tödtung  und  auf 
das  Bedürfnis  des  Ersatzberechtigten  Rücksicht  zu  nehmen.  Insbeson- 
dere steht  der  Anspruch   auf  diesen   Schadenersatz    der  Witwe 
des  Getöteten  blos  soweit,  als  die  Nutzungen  ihres  eigenen  Ver- 
mögens, und  anderen  Personen  blos  soweit  zu,   als  die  ihnen  in 
Folge  des  Ablebens  des  Getöteten  etwa  zukommenden  Vermögens- 
titel zu  deren  Unterhalt  nicht  ausreichen. 
(Nach   Sächsischem  Recht   ist  also  nicht  nur  denjenigen  Personen 
ein  Anspruch  auf  Schadenersatz  gewährt,  deren  Recht  auf  Unterhalt 
gegen  den  Getöteten  auf  dem  Gesetz   beruht,  sondern  auch  den- 
jenigen Personen,  deren  Recht  auf  Unterhalt  sich  auf  ein  Rechts- 
geschäft (Vertrag)   stützt ). 

e    Im  Gebiete  des  bayerischen  Landrechts. 

Hier  ist  der  Ersatzanspruch  der  Witwe  und  der  Kinder  des  Getötelen 
wegen  Entziehung  ihres  Rechts  auf  Unterhalt  gesetzlich  anerkannt,  wäh- 
rend derselbe  nach  gemeinem  Recht  (siehe  oben  A.)  nur  auf  dem  Gerichts- 
gebrauch beruht.  (Codex  Maximilianeus  bavaiieus  civilis  vom  Jahre  1750, 
Teil  IV,  Capitel  16  §  Ü~8. 

f)  Im  Gebiete  des  württembergischen  Rechts. 

(Württenibergischcs  Landrecht  in  der  Redaction  vom  Jahre  1610). 
Die   wichtigsten  hierher   gehörigen   Bestimmungen   finden    sich   in  dem 
Gesetz  über  die  privatrechtlichen  Folgen  der  Strafen,  v.  5.  Sept.  1839. 

Art.  13:  »Bei  Tötungen  ist,  wenn  die  Handlung  des  Thäters 
die  wirkende  Ursache  des  erfolgten  Todes  war,  neben  dem  Ersätze 
der  Kosten  der  Wittwe  und  den  Kindern  des  Getöteten,  sowie 
überhaupt  solchen  Personen,  welche  derselbe  zu  ernähren  ver- 
bunden war,  wenn  und  soweit  sie  durch  diese  Tötung  ihren 
Lebensunterhalt  verlieren,  nach  dem  Ermessen  des  Richters  eine 
Vergütung  in  einer  Aversalsumme  oder  auf  andere  Weise  zu 
leisten. 
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Der  Richter  hat  hierbei  vorzugsweise  auf  den  Stand  da.s 
Vermögen  und  die  Bedürfnisse  des  Beschädigten,  auf  die  Gesund- 
heitszustände und  die  muthmassliche  Lebensdauer  des  Getöteten 
sowie  auch  auf  die  Erwerbsfähigkeit  und  die  Thätigkcit  desselben 
Bücksicht  zu  nehmen.  >  (Hiernach  haben  nur  diejenigen  Personen 
eine  Entschädigung  zu  fordern,  welche  durch  die  Tötung  ihren 
Lebensunterhalt  verlieren.)» 

Art.  H:  «Wegen  Körperverletzung  ist  die  Forderung  eines  Schmer- 
zensgeldes unstatthaft.  Ist  die  verletzte  Person  durch  die  Misshand- 
lung verunstaltet  worden,  so  mu>s  bei  Zuerkcnnung  des  Schaden- 
ersatzes insoweit  auf  diesen  Umstand  besondere  Rücksicht  ge- 
nommen werden,  als  das  bessere  Fortkommen  dieser  Person 
dadurch  gehindert  werden  kann,  n 

g)  Im  Gebiete  des  Badischen  Rechts. 

Badisches  Landrecht  Art.  1382—1385,  im  wesentlichen  mit  dem  französischen 
Becht  übereinstimmend.  Im  Gesetz  vom  G.  März  1815,  betr.  die  privatrechtlichen 
Folgen  der  Verbrechen :  Für  den  Fall  der  vorsätzlichen  oder  fahrlässigen  Tötung 
ist  der  Schuldige  verpflichtet,  den  «Abkömmlingen»  des  Getöteten  als  Entschä- 
digung für  entgangenen  Gewinn  die  Mittel  zum  Unterhalt  und  zur  Erziehung  zu 
gewähren.  Die  Entschädigung  soll  jedoch  1.  den  Betrag  nicht  übersteigen,  dessen 
die  Abkömmlinge  nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  und  mit  Bücksicht  auf 
den  Erlrag  ihres  eigenen  Vermögens  jährlich  bedürfen  ;  2  noch  auch  im  Ganzen 
die  Summe  dessen  was  der  Getötete  in  der  Zeit,  die  er  wahrscheinlich  noch 
gelebt  hätte,  durch  seinen  persönlichen  Verdienst  oder  durch  andere  persönliche, 
bei  seinem  Tode  den  Abkömmlingen  nicht  zufallende  Bezüge  nach  allen  Um- 
ständen noch  erworben  haben  würde,    g  3. 

§  4.  «Auch  der  Ehegatte  des  Getöteten  kann,  so  lange  er  sich  nicht 
wieder  verheirathet,  unter  den  im  §  3,  Nr.  1  und  2  erwähnten  Beschränkungen 
den  infolge  der  vorsätzlichen  oder  fahrlässigen  Tötung  verlorenen  Lebensunter- 
halt fordern  und  ebenso  sind  Ahnen,  Adoptiveltern  und  Adoptivkinder  im 
Falle  des  Bedürfnisses  berechtigt,  Entschädigung  für  die  Unterstützung  zu  fordern, 
welche  ihnen  der  Gelötete  geleistet  hat,  oder  den  Umständen  nach  in  Zukunft 
geleistet  haben  würde.  Diese  nämliche  Unterstützungsforderung  kommt  auch  den 
Pflegekindern  des  Getöteten  während  ihrer  Minderjährigkeit  zu,  und  ferner  den 
natürlichen  Kindern,  sofern  sie  anerkannt  sind,  oder  sich  im  Falle  des  bad. 
L  -B.  §  7'  »2  oder  des  Zusatzes  7G*2a  befinden,  endlich  den  Schwiegereltern, 
Schwiegersöhnen  und  Schwiegertöchtern,  so  lange  nicht  der  Fall  des  bad.  L.-B. 
§  20Ü  Nr.  1  oder  2  eintritt. 

h)  Reichs-Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871. 

Hier  kommt  4j  3  in  Betracht,  welcher  lautet : 
«Der  Schadenersatz  isl  zu  leisten: 

1.  Im   Falle  der    Tötung    durch  Ersatz  der  Kosten  einer  versuchten 

Heilung  und  der  Beerdigung  sowie  des  Verinögensnachleils,  welchen  der 
Gelötete  während  der  Krankheit  durch  Erwerbsunfähigkeit  oder  Ver- 
minderung der  Erwerbsfähigkeit  erlitten  hat.  War  der  Getötete  zur 
Zeit  .seines  Todes  vermöge  Gesetzes  verpflichtet,  einem  Anderen  Unter- 
halt zu  gewähren,  so  kann  dieser  insoweit  Ersatz  fordern,  als  ihm  in- 
folge des  Todesfalles  der  Unterhalt  entzogen  worden  ist. 

2.  Im  Falle  einer  Körperverletzung  durch  Ersatz  der  lleilungskosten 

und  des  Vermögensnachtcil*,  welchen  der  Verletzte  durch  eine  infolge 
der  Verletzung  eingetretene  zeitweise  oder  dauernde  Erwerbsunfähigkeit 
oder  Verminderung  der  Erwerbsfälligkeit  erleidet.» 
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i)  Reichs-Unfall  Versicherungsgesetze. 

§S  5  und  6  des  industriellen  Unfallversieherungsgesetzes  und  die  corres- 
pondierenden  Paragraphen  der  anderen  Gesetze : 

1.  Im  Falle  der  Körperverletzung:  Kosten  des  Heilverfahrens  vom 

Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalles  an,  eine  dem 
Verletzten  vom  Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  dein  Eintritt  des 
Unfalles  an  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  gewährende  Rente, 
welche  betragt : 

a)  bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  6G  */,  % 
des  Arbeisverdienstes ; 

b)  bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  ein 
Bruchteil  derselben  unter  a,  welcher  nach  dem  Masse  der  ver- 
bliebenen Erwerbsfähigkeit  zu  beinessen  ist. 

2.  Im  Falle  der  Tötung:  ausserdem  Ersatz  der  Beerdigungskosten  und 

Rente  für  die  Hinterbliebenen: 

a)  für  die  Witwe  207„<  für  jedes  vaterlose  Kind  bis  zum  15.  Lebens- 
jahre 15  7o<  wenn  das  K'n(l  auch  mutterlos  ist  20  70  des  Arbeits- 
verdienstes ; 

b)  für  die  Ascendenten,  wenn  der  Getötete  deren  einziger  Ernährer 
war,  20  "/„  des  Arbeitsverdienstes  bis  zum  Tode  oder  bis  zum 
Wegfall  der  Bedürftigkeit.  Wenn  die  unter  b  bezeichneten  mit  den 
unter  a  bezeichneten  Berechtigten  coneurriren,  so  haben  die 
ersleren  einen  Anspruch  nur,  soweit  für  die  letzteren  der  Höchst- 
betrag der  Rente  nicht  in  Anspruch  genommen  wird.  Wenn 
mehrere  der  unter  b  genannten  Berechtigten  vorhanden  sind,  so 
wird  die  Rente  den  Kitern  vor  den  Grosscltern  gewährt. 

Die  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,  welche  zur  Zeit  des 
Unfalles  nicht  im  Inlande  wohnten,  haben  keinen  Anspruch  auf 
Rente. 

Im  neuen  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuche  regeln  die  §§  8i3  ff.  die 
hier  in  Rede  stehende  Alimentationspflicht.  Die  wichtigste  Bestimmung  ist  die 
in  §  8i4  Abs.  2  enthaltene,  welche  lautet: 

Stand  der  Gelötete  zur  Zeit  der  Verletzung  zu  einem  Dritten  in  einem 
Verhältnisse,  vermöge  dessen  er  diesem  gegenüber  Kraft  Gesetzes  unter- 
haltungspfliehtig  war  oder  unterhaltungspflichtig  werden  konnte  und  ist 
dem  Dritten  in  Folge  der  Tötung  das  Recht  auf  den  Unterhalt  ent- 
zogen, so  hat  der  Ersatzpflichtige  dem  Dritten  durch  Entrichtung  einer 
Geldrente  insoweit  Schadenersatz  zu  leisten,  als  der  Getötete  während 
der  mutmasslichen  Dauer  seines  Lehens  zur  Gewährung  des  Unterhaltes 
verpflichtet  gewesen  sein  würde.  Die  Ersatzpllicht  tritt  auch  dann  ein. 
wenn  der  Dritte  zur  Zeit  der  Verletzung  erzeugt,  aber  noch  nicht 
geboren  war.  — 

Die  Haftpflichtversicherung  übernimmt  die  dem  Haftpflichtigen  obliegende 
Alimentalionsverpflichtung ,  sofern  nach  den  Unfall  vcrsichcriuigsgesetzen  die 
Berufsgenossenschaften  selbige  nicht  auf  sich  genommen  haben.  In  gewissen 
Fällen  —  strafgerichtlich  constatirte  Fahrlässigkeit  —  hat  der  haftpflichtige 
Betriebsunternehmer  für  die  von  den  Berufsgenossenschaften  erfüllte  Alimenta- 
tionspflicht Ersatz  zu  leisten.  ($96  des  Unfallversieherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884 
und  die  correspondierenden  Paragraphen  der  anderen  Unfall  Versicherungsgesetze.) 
Bei  vorsätzlicher  Körperverletzung  hat  der  Betriebsunternehmer  die  Berufsgenos- 
sensehaft  zu  entschädigen,  dem  Verletzten  aber  ausserdem  die  Differenz  zwischen 
der  berufsgenossenschafll.  Entschädigung  und  dem  sonstigen  gesetzt.  Schaden- 
ersatz zu  gewähren.      U5  loe.  cit.)  Dr.  jur.  Elbertshagen. 
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Allg.  Versicherungsbedingungen 

der  deutschen  Versicherungs-Gesellschaften 

Siehe  auch  Versieherungs-Verlrag.  —  Auslegung  der  Versicherungsbedingungen. 

—  Versieherungsbedingungen.* 

I.  —  Feuer -Versicherung, 
a)  Private  Feuer  Versicherungs  Gesellschaften. 

Von  den  privaten  Feuerversieherungsgesellsehafton  haben  diejenigen, 
welche  dem  «Verbände  deutscher  Privat-Feuerversieherungsgesellsehaftcn  »  (siehe 
diesen)  angehören,  im  Jahre  188G  folgende,  noch  jetzt  gültigen,  gleichlautenden, 
für  Gebäudeversicherungen  wie  für  Versicherungen  beweglicher  Gegen- 
stände zur  Anwendung  kommenden  «Allgemeinen  Versieherungsbedingungen  > 
beschlossen  und  bei  siel»  eingeführt: 

§  1.  Die  Gesellschaft  versichert  gegen  den  Schaden,  welcher  an  den  ver- 
sicherten Gegenständen  durch  Brand  oder  Blitzschlag  oder  durch  Explosion  von 
Leuchtgas,  sowie  das  durch  solche  Ereignisse  veranlasste  Löschen,  Niederzissen 
oder  notwendige  Ausräumen  ($  6)  verursacht  ist,  soweit  derselbe  in  der  Be- 
schädigung, Vernichtung  oder  dem  Abhandenkommen  versicherter  Gegenstände 
besteht.  Kalls  die  Gesellschaft  durch  besondere  Uebereinkunft  die  Versicherung 
gegen  andere,  als  durch  Leuchtgas  hervorgerufene  Explosionsschäden  über- 
nommen hat,  so  finden  die  Versicherungsbedingungen  auch  auf  eine  solche 
Versicherung  Anwendung.  Ausgenommen  von  der  Versicherung  sind  solche 
Schäden,  welche  während  eines  Krieges  durch  militärische,  auf  Anordnung  eines 
Befehlshabers  getroffene  Massrcgeln  entstehen  oder  die  Folge  eines  Aufruhrs, 
eines  Landfriedensbruches  oder  eines  Erdbebens  sind.  §  2.  Geld  und  Wert- 
papiere werden  nicht  versichert.  Dokumente,  Gold-  und  Silberbarren,  Edel- 
steine, echte  Perlen,  goldene  und  silberne  Sachen,  Uhren,  Spitzen,  Gemälde  und 
sonstige  Gegenstände,  welche  einen  Kunst  wert  haben,  sind  nur  dann  versichert, 
wenn  sie  in  der  Versicherungsurkunde  besonders  benannt  sind.  Gegenstände, 
welche  einen  Liebhabereiwert  haben,  sind  zu  diesem  Werte  nur  dann  versichert, 
wenn  derselbe  als  solcher  beantragt  und  in  der  Versicherungsurkunde  gekenn- 
zeichnet ist.  Alle  zur  Zeit  der  Versicherungsnahme  vorhandenen,  sowie  nach- 
träglich hinzugekommenen  beweglichen  Gegenstünde  derselben  Galtung  fallen 
unter  die  für  diese  Gattung  genommene  Versicherung,  insoweit  sie  nicht  aus- 
drücklich von  der  Versicherung  ausgcscldossen  sind  oder  die  letztere  sich  nicht 
ausdrücklich  auf  individuell  bestimmte  Gegenstände  bezieht.  Bei  der  Ver- 
sicherung eines  Gebäudes  sind  alle  in  der  Versicherungsurkunde  nicht  ausdrücklich 
ausgeschlossenen  Teile  desselben  in  der  Versicherung  einbegriffen.  §  3.  Wer 
eine  Versicherung  beantragt,  ist  verpflichtet,  im  Versicherungsantrage  nach 
Anleitung  seines  eingedruckten  Inhalts  und  in  den  sonstigen  neben  dem  Antrage 
etwa  der  Gesellschaft  eingereichten  Schriftstücken  nicht  nur  die  zu  versichernden 
Gegenstände,  deren  Eigcntumsverhällnis.  die  Versieherungslokalitälen  und  jede 
anderweit  schon  auf  den  Versicherungsgegenstand  geschlossene  Versicherung 
richtig  anzugchen,  sondern  nach  jener  Anleitung  auch  die  auf  die  Feuergefähr- 
lichkeil einwirkenden  Umstände  gewissenhaft  anzuzeigen.  Ist  diese  Verpflichtung 


*  Unter  dem  letzten  Stichwort  werden  die  abweichenden  Yersicherungs-Iteding- 
ungen,  und  unter  dem  Stichwort  A.-V.-D.  nicht  angegebenen  V.-U.  behandelt.  Die 
A.-V.-15  der  Vcrsichcrungs-ltcseilschnften  anderer  Lfuider,  werden  unter  dem  betr. 
Stichwort  des  Landes  unter  der  Itubrik  Gerichts-I'r.ixis  des  näheren  besprochen. 


Digitized  by  LiOOQle 


A llgemeine  Versicherungsbedingungen. 


211 


nicht  erfüllt,  so  liat  die  Gesellschaft  keine  Entschüdigungsvcrpfliehlung.  $  4.  D!e 
Versicherungsurkunde  (Polize,  Prolongalionsschein,  Nachtrag.  Veränderungs- 
genehmigung) wird  dem  Antragsteller  hei  dem  Agenten  zur  Verfügung  gestellt. 
Die  Verpllichtung  der  Gesellschaft  lieginnt  mit  der  Einlösung  der  Versicherungs- 
urkunde, wenn  nicht  entweder  ein  späterer  Zeitpunkt  in  der  Urkunde  seihst 
bestimmt  oder  ein  früherer  Zeitpunkt  vor  Aushändigung  derselben  durch  das  zu 
ihrer  Ausstellung  berechtigte  Gesellschaftsorgan  schriftlich  zugesagt  ist  Die 
Einlösung  der  Urkunde  wird  durch  Zahlung  der  l'rämie  und  Nebenkosten  bewirkt. 
Durch  Annahme  der  Versicherungsurkunde  wird  das  Einverständnis  des  Ver- 
sicherten mit  dem  gesamten  Inhalt  derselben,  insbesondere  mit  der  darin 
bestimmten  l'rämie  und  Dauer  der  Versicherung  konstatiert.  Die  Verpllichtung 
der  Gesellschaft  gegen  den  Versicherten  bestimmt  sich  lediglich  nach  dem 
Inhalte  der  Versicherungsurkunde.  —  Die  jährlich  zahlbare  Prämie  einer 
mehrjährigen  Versicherung  ist  mit  Beginn  jedes  Versicherungsjahres  an  den 
Agenten  zu  entrichten.  Unterbleibt  die  Zahlung,  so  ist  der  Versicherte  auf  seine 
Kosten  zur  Einlösung  der  Prämienquittung  schriftlich  aufzufordern.  Erfolgt 
alsdann  die  Zahlung  nicht  innerhalb  zweier  Wochen  nach  Empfang  der  Auf- 
forderung, so  ruht  von  da  ah  auf  die  Dauer  des  Verzuges  die  Enlschädigungs- 
verpllichtung  der  Gesellschaft.  —  In  allen  Fällen  des  Verzuges  der  Prämien- 
zahlung ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  entweder  den  Versicherungsvertrag  durch 
schriftliche  Mitteilung  an  den  Versicherten  aufzuheben  oder  die  Einlösung  der 
Versicherungsurkunde  bezw.  der  Präriiicmpiittung  klagend  zu  erwirken.  $  5  Wenn 
der  Versicherte  im  Eaufc  der  Versicherung  1)  eine  Vermehrung  der  Feuer- 
gefährlichkeit herbeiführt  oder  zulässt,  2)  versicherte  Gegenstände  noch  ander- 
weit versichert,  3)  sie  in  eine  andere  Lokalität  als  diejenige,  wo  sie  versichert 
sind,  verbringt  oder  verbringen  lässt,  oder  wenn  \)  versicherte  Gegenstände, 
abgesehen  von  Erbschaftsfällen,  den  Eigentümer  wechseln,  so  ruht  bis  zur 
schriftlichen  Genehmigung  dieser  Veränderungen  seitens  der  Gesellschaft  oder 
bis  zur  Wiederherstellung  des  früheren  Zustande«  die  Entschädigungsverpflichtung 
der  Gesellschaft  und  zwar  in  den  Füllen  unter  1  und  2  bezüglich  aller,  in  den 
Fällen  unter  3  und  4  bezüglich  der  davon  betroffenen  versicherten  Gegen- 
stände. —  Umstände,  welche,  unabhängig  von  dem  Willen  des  Versicherten 
eintretend,  die  Feuergefährlichkeit  vermehren,  werden  nur  dann  den  unter  1 
aufgeführten  Umständen  gleichgerichtet ,  wenn  der  Versicherte  unterlässt,  der 
Gesellschaft  nach  erlangter  Kenntnis  davon  ohne  Verzug  schriftlich  Anzeige  zu 
machen.  Erstattet  aber  der  Versicherte  diese  Anzeige  ohne  Verzug,  so  ist  die 
Gesellschaft,  falls  sie  die  Versicherung  nicht  setzen  will,  berechtigt,  die  letztere 
durch  schriftliche  Anzeige  mit  Ablauf  von  zwei  Wochen  nach  Zustellung  jener 
Anzeige  aufzuheben.  §  6  Der  Versicherte  hat  dem  Agenten  binnen  24  Stunden, 
der  t  )rt.spolizeibehörde  binnen  drei  Tagen  nach  einem  lirande  Anzeige  von  dem- 
selben zu  machen.  —  Im  Kalle  eines  Brandes  ist  der  Versicherte  ferner  ver- 
pflichtet, die  versicherten  Gegenstände,  soweit  es  in  seiner  Macht  steht,  zu  retten 
und  während  des  Rettens.  sowie  nach  demselben  für  ihre  Sicherung  und 
Erhaltung  zu  sorgen.  Jedoch  dürfen  bewegliche  Gegenstände,  mit  Ausnahme  des 
Viehes,  dessen  frühzeitigere  Rettung  freisteht,  erst  bei  unmittelbarer  Gefahr  und 
nicht  gegen  das  etwaige  Verbot  des  Agenten  oder  eines  Beauftragten  der 
Gesellschaft  ausgeräumt  werden.  Handelt  der  Versicherte  diesen  Vorschriften 
zuwider,  so  hat  die  Gesellschaft  für  den  daraus  entstandenen  Schaden,  falls  die 
Ersatzansprüche  des  Versicherten  nach  §  10  nicht  überhaupt  verwirkt  sind, 
nicht  aufzukommen.  —  Ersatz  für  abhanden  gekommene  Gegenstände  wird  nur 
dann  geleistet,  wenn  der  Versicherte  der  Ortspohzeibohörde  unter  Bezeichnung 
jener  Gegenstände  binnen  drei  Tagen  nach  dem  Brande  Anzeige  von  dem 
Abhandenkommen  gemacht  hat.  Die  genannten  Fristen  beginnen  im  Falle 
erwiesener  Unmöglichkeit,  sie  inne  zu  hallen,  sobald  letztere  aufhört.  §  7.  Die 
Versicherung  soll  nicht  zu  einem  Gewinne  führen:  ihr  alleiniger  Zweck  i>l  der 
Ersatz  des  nach  dem  wahren  Werte  der  versicherten  Gegenstände  zur  Zeit  des 
Brandes  unter  Ausschluss  des  entgangenen  Gewinnes  festzustellenden  Schadens, 
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gegen  welchen  nach  §  1  Versicherung  gewährt  ist.   —  Die  Versicherung  selbst 
begründet  keinen  Beweis  für  das  Vorhandensein  und  den  Wert  der  versicherten 
Gegenstände  zur  Zeit  des  Brandes.  Die  Versicherungssumme,  dieselbe  möge  auf 
Taxation  beruhen  oder  nicht,  bildet  lediglich  die  Grenze  für  die  Ersatzpllichl  der 
Gesellschaft  und  zwar  für  jede  einzelne  Position  der  Versicherungsurkunde.  — 
Uebersteigt  der  Wert  der  versicherten  Gegenstände  zur  Zeit  des  Brandes  die 
darauf  versicherte  Summe  oder  sind  sie  noch  anderswo  versichert,  so  wird  der 
Schaden  pro  rata  vergütet.    Haben  sie  einen  geringeren  Wert  als  die  darauf 
versicherte  Summe,  so  wird  der  Schaden  nur  nach  dem  geringen  Werte  ver- 
gütet.   §  8.  Die  Gesellschalt  ist  berechtigt,  jede  auf  den  Wert,  sowie  auf  den 
Schaden,  dessen  Ursache  und  Höhe  bezügliche  Untersuchung   anzustellen  und 
von  dem  Versicherten  über  seine  Angaben  Beläge  und  sonstige  Beweise,  die  er 
befern  kann,  zu  fordern.  —  Bei  Schäden  an  beweglichen  Gegenständen  ist  der 
Versicherte  verpachtet ,  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  spezielle  Verzeichnisse 
der  zur  Zeit  des  Brandes  vorhanden  gewesenen,  der  verbrannten  oder  abhanden 
gekommenen   und   der  beschädigt  sowie  unbeschädigt   geretteten  Gegenstände 
anzufertigen  und  innerhalb  einer  ihm  zu  stellenden  Frist  von   mindestens  zwei 
Wochen  dem  Agenten  einzureichen.    Diese  Frist  beginnt  im  Falle  erwiesener 
Unmöglichkeit,  sie  inne  zu  halten,  sobald  letztere  aufhört.    Die  Verzeichnisse 
müssen  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  mit  speziellen  Wertangaben  nach  dem 
Grundsatze  des  §  7  verseilen  und  von  dem  Versicherten  unterzeichnet  sein,  und 
es  darf  darin  weder  ein  nicht  vorhanden   gewesener  Gegenstand  als  vernichtet 
oder  abhanden  gekommen  angegeben,  noch  das  Vorhandensein  eines  geretteten 
Gegenstandes  verschwiegen  sein.   —  Die  Gesellschaft  ist  nicht  verbunden,  sich 
auf  Verhandlungen  über  den  Schaden  und  die  Entschädigung  mit  andern  Per- 
sonen als  dem  Versicherten  einzulassen.    £  9.  Sowohl  die  Gesellschaft  wie  der 
Versicherte  haben,  unbeschadet  der  Bestimmungen  in   $  8,  das  Hecht,  zu  ver- 
langen, dass  der  Betrag  des  Schadens  an  den  versicherten  Gegenständen  durch 
ein  Abschätzungsverfahren  festgestellt  werde,  welches  mit  verbindlicher  Kraft  für 
beule  Parteien   auf  gemeinschaftliche  Kosten  nach    folgenden  Grundsätzen  zu 
erfolgen  hat :  Jede  Partei  ernennt  zu  Protokoll  oder  sonst  schriftlich  einen  Sach- 
verständigen.   Zeigt  eine  Paitei,   nachdem  sie  dazu  von  der  andern  unter  Be- 
nennung des  ihrerseits  gewählten  Sachverständigen  schriftlich  aufgefordert  ist, 
nicht    binnen   einer  Woche   nach    Empfang   der  Aufforderung   die  Ernennung 
des  zweiten    Sachverständigen   .schriftlich  an,    so  »cht  das   Hecht,    diesen  zu 
wählen,  auf  die  auffordernde  Partei  über.   Beide  Sachverständigen  ernennen  vor 
Beginn  des  Ahschätzuugsverfahrens  einen  dritten  Sachverständigen  als  Obmann, 
welcher  für  den  Fall,  dass  jene  sich  nicht  einigen,  nach  beendigter  Abschätzung 
in  Thätigkeil  tritt  und  alsdann  nur  über  die  streitig  gebliebenen  Punkte  inner- 
halb der  Grenzen  der  Abschälzungen  der  Sachverständigen  entscheidet.  Können 
sich  die  Eelzleren  über  die  Wahl  des  Obmannes  nicht  einigen,  so  wird  derselbe 
auf  Antrag  der  Parteien  oder  einer  von   ihnen  durch  das  für  den  Brandort 
zuständige  Amtsgericht  ernannt.    Die   von  den  Sachverständigen   schriftlich  zu 
beurkundenden  Abschätzungen  müssen  jedenfalls   enthalten:    I)  den  Wert  des 
Gegenstandes  unmittelbar  vor  dem   Brande     —    bei  Gebäuden   und  Maschinen 
aussei  dem  auch  den  Neubauwert,  bezw.  Nenauschaffungswerl,  —   -)  den  Wert 
des  Gegenstandes  nach  dem  Brande,   bezw.  der  übrig  gebliebenen  Teile  und 
Materialien  unter  Berücksichtigung  der  Verwendbarkeit  derselben  für  die  Wieder- 
herstellung. Auf  Grund  der  Abschätzung  erfolgt  die  Feststellung  der  Entschädigung 
nach  den  Grundsätzen  des  $  7.    Die  Abschätzungsverhandlungeu  sind  dem  Ver- 
sicherten auf  Verlangen  abschriftlich  mitzuteilen,    i;  10.   Wenn  der  Versicherte 
den  Brand  vorsätzlich  oder  durch  grobes  Verschulden  verursacht,  wenn  er  recht- 
zeilig  dem  Agenten  von  dem  Brande  Anzeige  zu  machen  unterlassen  hat  6, 
Satz  1),  wenn  er  böswillig  den  Vorschriften  des  £  (*»,   Satz  "2   und  3  zuwider- 
handelt oder  die  Beibringung  der  Beläge.  Beweise  und  Verzeichnisse,  welche  die 
Gesellschaft  nach  $j  S  zu  fordern  berechtigt  ist.  verweigert  oder  sie  wiederholter 
Aufforderung  ungeachtet  nicht  liefert,  oder  endlich,  wenn  er  sich  bei  Ermittelung 
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des  Schadens  einer  betrügerischen  Angabe  oder  Verschweignng  schuldig  macht, 
so  verliert  er  jeden  Anspruch  auf  Knischädigung  und  zwar  für  alle  an  dem 
betreffenden  Brande  beteiligten  Versicherungen.  11.  Die  Entschädigungssumme 
ist  den»  Versicherten  binnen  Monatsfrist,  nachdem  ihr  gestimmter  Betrag  und  die 
Verpflichtung  der  Gesellschaft  zur  Zahlung  durch  Anerkenntnis  beider  Teile, 
Vergleich  oder  rechtskräftiges  Erteil  festgestellt  ist.  an  dem  Orte  der  Ausstellung 
der  Versicherungsurkunde  —  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  §  12  —  bar 
zu  zahlen.  Zur  Vergütung  der  Zinsen  ist  die  Gesellschaft  erst  von  dem  Tage 
an  verbunden,  mit  welchem  sie  sich  im  Verzuge  der  Zahlung  befindet,  also  eist 
nach  Ablauf  der  vorbezeichneten  Monalsfrift.  —  Wenn  durch  Lpgilimalions- 
mängel  oder  durch  gesetzliche  Gründe  die  Auszahlung  der  Entschädigung 
gehindert  wird,  so  ist  die  Gesellschaft  vor  Aufhebung  des  Hindernisses  weder 
zur  Hinterlegung  noch  zur  Zahlung,  auch  nicht  zur  Vertretung  der  Kolgen  des 
Zahlungsaufschubes  oder  zu  iruend  einer  Zinsvergütung  verbunden.  —  Durch 
Zahlung  der  Entschädigung  gehen  in  Höhe  derselben  alle  dem  Versicherlen 
gegen  Dritte  zustehenden  Hechle  auf  Schadenersatz  für  die  versicherten  Gegen- 
stände von  selbst  auf  die  Gesellschaft  über  und  sind  ihr  auf  Verlangen  schrift- 
lich abzutreten.  —  Alle  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach  dem  Brande 
entweder  ihrem  Betrage  nach  von  der  Gesellschaft  schriftlich  und  vorbehaltlos 
anerkannten  oder  durch  Klage  bei  dem  zuständigen  Gerichte  und  deren  Zustellung 
geltend  gemachten  Ansprüche  auf  Entschädigung  sind  durch  den  blossen  Ablauf 
jener  Frist  erloschen.  §  12.  Wenn  auf  versicherte  Gebäude  Hypotheken,  Grund- 
schulden  oder  andere  Bealverpllichtungen  vor  dem  Brande  eingetragen  sind,  so 
wird  die  Entschädigung  nur  behufs  der  Wiederherstellung  und  nachdem  letzlere 
gesichert  worden,  bezahlt,  die  sämtlichen  vor  dem  Brande  eingetragenen 
Gläubiger  müssten  dann  in  die  unbedingte  Zahlung  willigen  oder  selbst  zur 
Empfangnahme  berechtigt  sein.  Geht  aber  der  Entschädigungsanspruch  des  Ver- 
sicherten durch  seine  Schuld  verloren,  so  verwendet  die  Gesellschaft  die  Ent- 
schädigung, soweit  nöthig,  zur  Befriedigung  der  erwähnten  Gläubiger  nach  Mass- 
gabe ihrer  Rangordnung  gegen  entsprechende  Cession  ihrer  Hechte  Sind  im 
Kalle  solcher  Cession  noch  ungetilgte,  vor  dem  Brande  eingetragene  Ansprüche 
vorhanden,  so  ist  die  Gesellschaft  auf  Verlangen  verpflichtet,  denselben  vor  der  ihr 
codierten  Forderung  den  Vorrang  einzuräumen,  S  13.  Durch  einen  Brand  vermindert 
sich  die  Versicherungssumme  um  den  Betrag  der  zu  leistenden  Entschädigung. 
Nach  einem  jeden  Schaden,  gegen  welchen  nach  ^  1  Versicherung  gewährt  ist, 
hat  sowohl  der  Versicherte  wie  die  Gesellschaft,  letztere  auch  nach  einem  ohne 
Schaden  an  den  versicherten  Gegenständen  verlaufenen  Brande  in  den  Ver- 
sicherungslokalitäten, das  Hecht,  mittels  schriftlicher  Anzeige  jede  zwischen  den 
Parteien  bestehende  Versicherung  mit  Ahlauf  von  zwei  Wochen  nach  Zustellung 
jener  Anzeige  aufzuheben.  Dieses  Hecht  erlischt  jedoch,  wenn  es  nicht 
spätestens  bei  Auszahlung  der  Entschädigung  oder,  wenn  der  Brand  keine  Ent- 
schädigung zur  Folge  hatte,  von  dem  Versicherten  nicht  binnen  Monatsfrist, 
nachdem  dies  festgestellt  ist,  und  von  «1er  Gesellschaft  nicht  binnen  Monatsfrist, 
nachdem  sie  Kenntnis  von  dem  Brande  erhalten  hat.  ausgeübt  wird.  §  14.  In 
allen  Fällen  der  Aufhebung  der  Versicherung  ist  die  über  das  laufende  Ver- 
sicherungsjahr vorausbezahlte  Prämie  unter  Wegfall  etwaiger  Freijahre  und  des 
Diskonts  zurückzuzahlen.  Die  Prämie  des  laufenden  Versicherungsjahres  ist 
ebenso  wie  die  Prämie  lür  eine  auf  kürzere  als  .lahrcsdauer  geschlossene  Ver- 
sicherung verfallen,  wenn  der  Versicherte  von  dein  Hechte  der  Aufhebung 
Gebrauch  macht,  während  sie  im  Falle  der  Aufhebung  von  seilen  der  Gesell- 
schaft nach  Verhältnis  der  Zeit,  und  zwar  bei  Aufhebung  nach  einem  Schaden 
nur  für  den  nach  Abzug  der  Entschädigung  verbleibenden  Teil  der  Versicherungs- 
summe, zurückzugewähren  ist.  4}  45.  Für  alle  Streitigkeiten  aus  dem  Ver- 
sicherungsverlrage unterwirft  sich  die  Gesellschaft,  solern  nicht  gesetzliche  oder 
Konzessionsbestimmungerl  entgegenstehen,  dem  Gerichte  desjenigen  Ortes,  an 
welchem  die  Versicherungsurkunde  ausgestellt  ist. 
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b)  Oeff entliche  Feuer  -Versicherungs-  Anstalten. 

I)i«>  A.,  welche  den  eigentlichen  Inlialt  «tes  Wrshdierungsvcrlrags  bilden,  sind 
bei  «len  öffentlichen  Kciierversicherungs-Anstalt«'!),  was  die  (iebäutlcvcrsich«'- 
iiinjz  anlangt,  in  d«'n  für  j«'d«'  Anstalt  erlassenen  besonderen  Gesetzen,  Statuten 
(»der  Regl«'in«'iils  entballeti  und,  wenn  aueh  in  den  (irumlzügen  (abgesehen  von 
Deitritlszwang,  Monopol  und  freiwilligem  Hcilrilt)  im  allgemeinen  gleichinässi«, 
so  doeli  in  der  Anordnung  des  Stoffes  und  im  Wortlaute  s«'lir  von  einander  ab- 
w«'iehen<l.  Wir  geben  hier  hinsichtlich  der  Gebäudeversicherung  in  Auszügen 
aus  dem  b«'tielTenden  (Jcselze  bezw.  Koglenmnt.  die  A.  der  grossen  Monopol- 
und  überhaupt  grösston  öffentlich«'!)  Anstalt  (für  «las  Königreich  Bayern)  und  <I«t 
»nVolen  Anstalt  ohne  Wrsicherungszwang  o«ler  Monopol  (für  die  Rheinprovinz). 

Auszug  aus  «lein  (ies«-l/.e  vom  3.  April  1875,  die  DrantlversicluTungs-Anstalt  für 
Gebäud«'  im  Königreiche  IIa  y  cm  bolrelfend.  Art.  kJ.  Die  Teilnahme  sin  dieser 
Anstalt  ist  im  allgemeinen  freiu«'g«'ben,  dagegen  die  Versicherung  von  Gebäuden 
bei  anderen  llrandversicherungs-Anslalh'n  oder  (iesellschaflcn  unt«T  dem  Xa«-h- 
teile  der  Nichligk<'it  jedes  «lesfalsigen  Kebereinkommens  verholen.  ...  Art.  10.  .  . 
Die  Wirksamkeit  der  Versicherung  beginnt  am  ersten  Tag«-  nach  dem  Hinlaufe 
des  Wtsicherungs-Anlrags  bei  d«'r  lhantlvcisieheruiigskamnicr  mit  «l«'r  Summe, 
webh«'  «-ixlgdtig  festgestellt  wird.  Art.  13.  Dem  Kintreteixlen  st«'ht  im  allgc- 
nn'in«*n  Ihm,  «lie  Grösse  der  Vcrsi«dicruiigssumme  zu  bestimmen,  jedoeb  darf 
dies«'  Summ«'  in  keinem  Kalle  den  durch  Schätzung  ermittelt«'!)  Wert  des  Ver- 

sirlierun«sobjektes  zur  Zeit  der  Aufnahme    in   di«'   Anstalt  übersteigen  

Art.  15.  Hin«'  Krhöhung  o«l«>r  Minderung  d«'r  Versicherungssumme  kann  zu  je«l«'r 
Z«'it  beantragt  werden.  fte-zuglich  «ler  Wirksamkeit  der  Krhöhung  kommen  «Ii«' 
Hcstimnmngen  des  Art.  10  zur  Anwendung.  Die  Min<h'iung  tritt  mit  dem  nächst- 
folgenden Jahre  in  Wirksamkeit  und  setzt  den  Nachweis  voraus,  dass  «Ii«'  nach 
Art.  3  Ziffer  5—7  Heteiligten  (Miteigentümer,  Hypothek«>ngläubiger  und  Gant- 
gläubig«'!')  ihr<>  Zustimmung  in  r«'chts\erbindli«  h«'r  Weise  erklärt  haben.  Art.  3-4. 
J«>des  Mitglie«!  <l«'r  Anstalt  hat  «len  Rechtsanspruch,  aus  den  Mitteln  d«*r  Anstalt 
nach  den  im  Art.  50  festgestellten  Grumlsät/.en  die  Vergütung  jener  Schäd«'n  zu 
erhallen,  welche  an  seinen  versicherten  (i«'bäudcn  oder  Zuge hürunge n  durch 
Brand  «»«ler  behufs  Löschung  eines  Brandes  «'nt-tehen.  Dieser  Anspruch  erstreckt 
sich  auch  auf  diejenigen  versichert«'!!  G«bäude.  in  w«>l«-hen  es  zwar  nicht  g«>- 
bräunt  hat,  welche  aber  selbst  oder  an  den  v«'isi<  hei ten  Zngchörungen  bei  Ge- 
legenheit und  infolge  eines  m  einem  and«'rcn  (icbäud«'  ausge  hrotdie  ue  u  Rramh's 
be-chiidi'jt  oder  zur  Hemmung  «Ics  l'eueis  ganz  oder  zum  Teil  niedergerissen 
weiden.  Beschädigung  durch  Blitz  mit  oder  ohne  Zündung  begrümlel  ebenfalls 
«len  Hidschädiguugsaiispruch  an  «lii>  Anstalt.  .  .  .  Art.  35.  Die  Wishln-rung 
wirkt  unbeschränkt  un«l  unbedingt  in  allen  Dratidlällen,  bei  wclclu'ii  dem  Ver- 
si«-h«'rlen  weder  eine  vorsätzliche,  noch  fahrlässige  Bran»lst  iltung  im  Sinne  des 
Stralgesclzbiiclies  zur  Last  liegt.  Jnsbes«)ii<leie  tritt  diese  Wirkung  aixh  bei 
K«'uei'.sbrünsteii  ein,  welche  in  S(an<l«piartieren.  bei  Durchzügen  und  Kiu«|nar- 
tieiimgen  «lur«di  das  Militär  od«>r  «las  militärische  Gefolge  verursacht  werden. 
Art.  3f>.  Wer  in  Anselning  des  erlitten«'!!  Di andschadens  «les  Vcibnehcns  oder 
Vergehens  der  Drandsliftung  oder  des  Betruges  an  «ler  Anstalt  als  schuldig  er- 
kannt ist,  verli«'rt  seinen  ganzen  Kutschüdigung-auspriich.  Art.  37.  Knisteht  in 
Krieg-/. -iifii  rin  Brand  iiihdgc  strategisch«'!*  Anordnungen  oder  militärischer  Opera- 
lionen,  so  gilt  di«-  Versicherung  nur  für  den  drillen  Teil  d«Tjenig«'ii  Krsalz- 
snmine.  welche  ih  r  I !r  s<  liiidii.')''  im  Kall«'  i'ines  gewöhnlichen  Ürauih's  erhallen 
haben  wurde.  .  .  .  Art.  3S.  Die  Kiilschädiguic.:  für  «'in  Gebäude  wird  vorbehalt- 
lich der  I lest iinmungc'i  de-  All.  39  unter  der  licducjuni'  gelcjsiel.  dass  dasselbe 
auf  der  alten  Stelle  bauiir'tinme_'sniä--ig  wieder  aufgebaut  und  «he  Knischädigimg 
l<'dijin-h  zu  «hinein  Zucke  verwendet  wird.  Art.  :i9.  Die  Wiedel  authaiiuiig  des 
abjcliraniilen  (i.  hiuidcs  an  «iii.-r  anderen  Stelle   ist   |>ri  besonderen  linstäielen 
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zulassig  und  durch  die  Bewilligung  jener  Distriktsvcrwaltungsbehörde  bedingt,  in 
deren  Bezirke  d;is  abgebrannte  Gebäude  sich  befand.  Nur  unter  ausserordent- 
lichen Verhältnissen  kann  eine  andere  Verwendung  der  Entschäiligungsgelder 
stattfinden.  .  .  .  Die  Bewilligung  zum  Wiederaufbau  des  abgebrannten  (iebäudes 
auf  einein  Grundstücke  mit  ariderer  Plannummer,  sowie  die  Bewilligung  zu  einer 
anderen  Verwendung  der  Entschäiligungsgelder  setzt  den  Nachweis  voraus,  d&ss 
die  nach  Art.  3  Ziffer  5  —  7  Beteiligten  (.Miteigentümer,  Hypothekengläubiger  und 
Gantgläubiger)  ihre  Zustimmung  in  rechtsverbindlicher  Weise  erklärt  haben  oder 
die  Gerichte,  die  Bewilligung  als  zulässig  erkannten.  Art.  40.  Die  Entschädigung 
für  Zugehörungen  wird  unter  der  Bedingung  geleistet,  dass  dieselben  in  einer 
ihrem  bisherigen  Zwecke  entsprechenden  Weise  in  dem  noch  bestehenden  oder 
nach  Art.  38  und  39  wieder  errichteten  (iebäude  wiederhergestellt  werden.  .  .  . 
Art.  41.  (Die  Auszahlung  der  Entschädigungssumme,  erfolgt  in  Raten  nach  dem 
Fortschreiten  des  Wiederaufbaues.)  Wenn  der  auf  Wiederherstellung  der  Ver- 
sicherungsobjekte  erwachsene  Kostenaufwand  erwiesenertnaassen  geringer  ist,  als 
die  Entschädigungssumme,  so  fällt  der  Mehrbetrag  der  letzteren  der  Brand- 
versicherungsanstalt anheim.  Art.  42.  Die  Wiederherstellung  der  Versicherungs- 
objekte hat  längstens  innerhalb  fünf  Jahren  vom  Tage  der  Brandbeschädigung 
an  zu  geschehen,  widrigenfalls  der  Anspruch  auf  Entschädigung  ganz,  oder,  wenn 
die  Wiederherstellung  teilweise  erfolgt,  so  weit  verloren  geht,  als  die  Ent- 
schädigungssumme nicht  verwendet  ist.  ...  Art.  48.  Die  Gemeindebehörde  hat 
von  einem  jeden  Brandfalle  innerhalb  24  Stunden  bei  Vermeidung  disziplinarer 
Einschreitung  dem  Brandversicherungsinspektor  Kenntnis  zu  geben,  welcher  den 
Schätzungstermin  der  Gemeindebehörde  und  der  Brand  Versicherungskammer  als- 
bald anzeigen  muss.  Der  Schaden  ist  an  Ort  und  Stelle  zu  beschreiben  und  mit 
dieser  Beschreibung  die  Schätzung  des  Schadens  zu  verbinden.  Art.  49.  Die 
von  dem  vorherigen  Zustande  der  beschädigten  Gegenstände  am  besten  unter- 
richteten Nachbarn  und  der  Beschädigte  sind  von  der  Gemeindehehörde  zur 
Teilnahme  an  der  Besehreibung  und  Schätzung  des  Schadens  einzuladen.  Der 
Beschädigte  kann  sich  auf  seine  Kosten  eines  sachkundigen  Beistandes  bedienen. 
Ebenso  ist  der  Brandversicherungskammer  gestaltet,  einen  Sachverständigen 
hierzu  abzuordnen.  Art.  5<>.  Kann  ein  beschädigtes  Gebäude  nicht  mehr  aus- 
gebessert, sondern  muss  solches  vom  Grunde  auf  neu  gebaut  werden,  so  wird 
der  wirklich  erlitten«?  Schaden  einschliesslich  <ler  Kosten  für  Wegräumung  des 
Schuttes  bis  zur  Versicherungssumme  vergütet.  Trifft  hingegen  der  Schaden  nur 
einen  Teil  des  Gebäudes,  d.  h.  wird  zur  Wiederherstellung  des  Gebäudes  nur 
ein  Teil  jener  Baukosten  erfordert,  welche  im  Falle  eines  ganzen  Grundaufbaues 
notwendig  gewesen  wären,  so  wird  auch  die  Schadensvergütung  nur  nach  dem 
Verhältnisse  dieses  Teils  der  Baukosten  zu  den  Kosten  des  ganzen  Grundauf- 
haues  aus  der  Grösse  der  Versicherungssumme  berechnet,  jedoch  «larf  die  Ent- 
schädigungssumme den  Betrag  des  wirklich  erlittenen  Schadens  nicht  über- 
steigen. Die  Entschädigung  für  Zugehörungen  wird  in  gleicher  Weise  ermittelt 
und  hierbei  «ler  Schaden  an  Hinrichtungen  für  Geweihs-  und  Kahrikbetrieb,  ins- 
besondere an  Maschinen-  und  Werkeinrichtungen,  unter  Berücksichtigung  des 
durch  Gebrauch,  Alter,  Syslemveränderung.  Betriebsstillstand  oder  ungenügende 
Unterhaltung  entstandenen  Minderwertes  bemess«-n.  Art.  51.  Die  B<>s«-hrcibung 
und  Schätzung  des  Schadens  ist  schriftlich  aufzunehmen,  am  Schlüsse  der 
Schätzung  sogleich  die  Entschädigungssumme  zu  berechnen  und  den  anw«isenden 
Beteiligten  zu  eröffnen.  Die  von  diesen  <>twa  abgegebenen  Erklärungen  sind 
kurz  zu  konstatieren....  Art.  53.  Gegen  die  von  der  Brandversicherungs- 
kammer zu  bewerkstelligende  Schadensfestsetzung  steht  dem  Berechtigten 
das  Einspruchsrecht  zu.  Verlangt  «ler  letzlere  eine  nochmalige  Schätzung, 
so  hat  er  bei  der  Erhebung  des  Einspruchs  sofort  einen  bei  «ler  ersten 
Schätzung  nicht  beteiligten  Sa«h  verständigen  zu  benennen.  Ebenso  kann 
die  ßrandversicherungskammer  für  die  zweite  Schätzung  einen  neuen  Sach- 
verständigen benennen.  Soweit  der  Einspruch  gegen  «lie  Höhe  der  Schadens- 
sehätzung gerichtet  ist,  kann  der  Berechtigte  die  Feststellung  «ler  Schadens- 
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Schätzung  durch  ein  Schiedsgericht  und  zwar  boi  Meidung  dos  anzunehmenden 
Verzichts  gleichzeitig  mit  der  Anmeldung  des  Einspruchs  verlangen.  In  diesem 
Falle  ist  nach  folgenden  Nonnen  zu  verfahren  :  Der  Berechtigte  und  die  Brand- 
versicherungskammer ernennen  je  einen  Sachverständigen  ;  können  diese  in  der 
Schätzung,  bei  welcher  die  Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel  gleich- 
massig  Anwendung  finden,  keine  Fchercinslimmung  erzielen,  so  wfdilen  sie  einen 
dritten,  dessen  Schätzung  entscheidet.  Erklären  beide  Sachverständige,  sich  in 
der  Wahl  des  Dritten  nicht  einigen  zu  können,  so  wird  derselbe  von  der  be- 
treffenden Kreisregierung,  Kammer  des  Innern,  ernannt.  I  iiterlässt  der  Kin- 
spruchsbereehtigte,  innerhalb  Ii  Tagen  nach  Anmeldung  de*  Kinspruclis  seinen 
Sachverständigen  zu  bezeichnen,  so  wird  angenommen,  dass  er  auf  jeden  Ein- 
spruch,  soweit  er  die  Höhe  der  Schadensschätzung  betrifft,  verzichtet  und  sich 
mit  der  ersten  Schätzung  befriedigt.  Versäumt  die  Brand  vcrsiehcrungskammor  in 
dieser  Frist  die  Aufstellung  des  Sachverständigen,  so  erfolgt  dessen  Ernennung 
durch  die  Distriktsverwaltungsbchörde,  vor  welcher  auch  die  Verhandlungen  der 
Sachverständigen  stattfinden,  (iegen  das  Sachvcrständigen-Irtcil  ist  keine  Be- 
rufung zulässig.  Art.  54.  Das  Einspruchsrecht  des  Beschädigten  erlischt,  wenn 
er  selbst  oder  ein  Dritter  mit  seiner  Zustimmung  vor  endgültiger  Festsetzung 
der  Kntschädigungssumme  ohne  Erlaubnis  der  Distriktsverwaltungsbehörde  Aende- 
rungen  an  den  von  dem  Brande  unzerstört  gebliebenen  Gebäudeteilen  vorge- 
nommen hat.  Art.  55.  Die  Schätzungskosten,  soweit  eine  Aufrechnung  der- 
selben gestattet  ist,  werden  von  der  Anstalt  getragen.  Die  Kosten  der  im 
Einspruchsverfahren  vorgenommenen  Schätzungen  jedoch  werden  vom  Antrag- 
steller getragen,  wenn  der  Einspruch  verworfen  worden  ist.  Art.  5G.  Der 
Oesamtbedarf  der  Anstalt  zur  Deckung  aller  derselben  obliegenden  Leistungen 
wird  nach  dem  Grundsätze  der  Gegenseitigkeit  von  sämtlichen  Mitgliedern  der 
Anstalt  bestritten.  Art.  57.  Der  Beitrag  jedes  Einzelnen  richtet  sich  nach  der 
Grösse  der  Versicherungssumme  und  nach  der  Feuergefährlichkeit  des  ver- 
sicherten Objektes.  ...  Art.  Ol.  Erhält  ein  Gebäude  erst  nach  der  Aufnahme 
in  die  Anstalt  eine  feuergefährliche  Bestimmung  oder  eine  feuergefährliche  Be- 
nutzung überhaupt  oder  höheren  Grades,  so  hat  der  Versicherle  hiervon  dem 
Brandvcrsicherungsinspeklor  binnen  14  Tagen  Anzeige  zu  erstatten.  Art.  GG. 
Jeder  neu  eintretende  Teilnehmer  der  Anstalt,  sowie  jeder,  welcher  die  ein- 
getragenen Versicherungssummen  später  erhöhen  lässt,  hat  als  Bcitrittsgebühr 
zehn  Pfennige  von  hundert  .Mark  der  Versicherungssumme  und  bezw.  Erhöhung 
derselben  zu  dem  Vorschnssfunds  der  Brandversicherungsanstall  zu  entrichten.  .  .  . 
Art.  07.  Der  Jahresbeitrag  ist  am  Beginne  eines  jeden  Jahres  fällig.  Derselbe 
ist  in  ungeteilter  Summe  im  voraus  zu  entrichten.  Art.  00.  Die  Einziehung 
der  Heiträge  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  über  Erhebung  und  zwangsweise 
Beitreibung  der  Slaatssleuern.  .  .  .  Art.  70.  Jedes  Gebäude  bleibt  so  lange  in 
der  Anstalt,  bis  der  Eigentümer  desselben  entweder  freiwillig  austritt  (Art.  77) 
oder  aus  der  Anstalt  ausgeschlossen  wird  i  Art.  7H)  ;  insbesondere  wird  der 
Austritt  durch  Wechsel  des  Besitzers  nicht  bewirkt....  Art.  77.  Wer  frei- 
willig aus  der  Anstalt  austreten  will,  muss  dieses  für  das  nächstfolgende  Jahr 
vor  dem  ersten  September  bei  der  Brandversicherungskammer  schriftlich  an- 
zeigen und  bei  Meidung  der  l  nwirksainkett  dieser  Anzeige  »he  im  Art.  15  Salz  3 
bezeichneten  Nachweise,  insbesondere  auch  die  Einwilligung  der  sämtlichen 
Hypothekgläubiger  oder  amiliche  Bescheinigung  der  Hypothekfreiheit  übergeben. . .  . 
Art.  1H.  Durch  Beschluss  der  Brundvorsichcrung»kammcr  kann  die  Ausschliessung 
eines  Gebäudes  von  der  Anstalt  ausgesprochen  werden:  1.  wenn  dasselbe  im 
Werte  unter  100  Mark  sinkt  :  2.  wenn  es  zu  /wecken  verwendet  wird,  die 
seine  Aufnahme  ausgeschlossen  hätten;  3.  wenn  der  Besitzer  wegen  vorsätz- 
licher Brandstiftung  bestraft  worden  ist.  .  .  .  Art.  70.  Eine  zeitweise  l'nter- 
brechung  der  Hechte  des  Versicherten  ohne  Aendorung  seiner  flüchten  tritt  ein: 
a)  mit  Zerstörung  des  Gebäudes,  wobei  die  Versicherung  mit  dem  durch  den 
Versicherten  zu  führenden  Beweise  der  fortschreitenden  Wiederherstellung  des 
Gebäudes  und  der  darauf  verwendeten  Au-gaben  in   gleichem  Betrage  wieder 
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auflebt :  b)  bei  baufälligen  Gebäuden  vom  Zeitpunkte  der  obrigkeitlichen  Auf- 
forderung zur  Wiederherstellung  bis  zu  deren  Vollendung.  Tritt  während  dieser 
Zeit  ein  BrandunghVk  ein,  so  wird  eine  Entschädigung  nach  .Massgabe  der 
Neubaukosten  und  der  Versicherungssumme  nur  soweit  gezahlt,  als  der  vom 
Versicherten  nachzuweisende  wirkliche  Bauwert  des  Gebäudes  zur  Zeit  des 
Brandes  reicht.  Art.  04.  Streitige  Fälle,  in  welchen  das  gegenwärtige  Gesetz 
die  Verwaltungsbehörden  für  zuständig  erklärt,  sind  vor  diesen,  die  anderen  vor 
den  Gerichten  auszutragen.  .  .  .  Art.  'JG.  .  .  .  Wer  die  im  Art.  Ol  vorgeschriebene 
Anzeige  unterlässt,  wird  an  Geld  um  das  dreifache  des  rechtswidrig  entzogenen 
Beitrages  bestraft.  .  .  . 

Auszug  aus  dem  Reglement  der  Rheinischen  Provinzial-Feuer-Sozietät 
vom  25.  April  1889:  §  20.  Die  Sozietät  ist  verpflichtet,  alle  innerhalb  der 
Bheinprovinz  belegenen  Gebäude  (vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  30,  32 
und  33),  deren  Versicherung  bei  ihr  beantragt  wird,  aufzunehmen  und  die  be- 
reits versicherten  in  Versicherung  zu  behalten.  §  30.  Gebäude,  welche  sich 
dem  Zustande  des  gänzlichen  Verfalls  oder  der  Lnhcwohnbnrkeit  nähein,  Ge- 
bäude, welche  bei  einer  anderen  Versicherung*- Gesellschaft  versichert  sind. 
Gebäude,  welche  zum  Abbruch  verkauft  sind,  sind  nicht  aufnahmefähig  und 
können,  wenn  sie  bereits  versichert  waren,  sofort  gelöscht  werden.  Der  Rechts- 
weg gegen  die  diesbezügliche  Verfügung  des  Direktors  ist  ausgeschlossen.  §  31. 
Werden  an  einem  versicherten  Gebäude  polizeiwidrige  Mängel,  insbesondere 
schadhafte  Kamine,  unsichere  Fciierungsanlagen  oder  sonstige  Hinrichtungen  und 
I  mstande  wahrgenommen,  welche  einen  aussergewöhnlii-hen  Grad  von  Feuers- 
gefahr oder  bauliehen  Verfalls  darbieten,  so  kann  die  Versicherung  so  lange 
suspendiert  werden,  bis  den  vorgefundenen  Mängeln  abgeholfen  ist.  Von  der 
Suspension,  während  welcher  jeder  Entschädigungsanspruch  im  Brandfalle  aus- 
geschlossen bleibt,  ist  den  eingetragenen  Hvpothekargläubigern  Kenntnis  zu 
geben.  Der  Rechtsweg  gegen  die  bezügliche  Verfügung  des  Direktors  ist  aus- 
geschlossen. Jj  32.  Innerhalb  eines  demselben  Besitzer  zugehörigen  Gehöfts 
können  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  des  Direktors  einzelne  Gebäude  nicht 
bei  der  Sozietät,  andere  bei  einer  Privat-Vci  sichei  ungsgesellschaft  versichert 
werden.  Kbenso  kann  ein  bei  der  Sozietät  versichertes  Gebäude  nicht  gleich- 
zeitig anderswo  versichert  werden.  Für  Versicherungen,  welche  diesen  Be- 
stimmungen widersprechend  genommen  werden,  ist  die  Sozietät  nicht  verpflichtet, 
im  Brandschadenfalle  Ersatz  zu  leisten,  S  33.  Während  der  Zeit  eines  aus- 
gebrochenen Krieges,  d.  h.  vom  Erlass  der  Kriegserklärung  bis  zur  Bekannt- 
machung des  Friedensschlusses,  ist  der  Direktor  befugt,  beantragte  Versiche- 
rungen und  die  Erhöhung  bestehender  Versicherungen  abzulehnen.  $  3i.  Für 
die  Versicherung  von  gewerblichen  Etablissements  oder  von  Gebäuden  mit 
feuergefährlichem  Betriebe  oder  feuergefährlicher  Lag«'  können  von  dem  Direktor 
besondere  Bedingungen  festgesetzt  werden.  Hinsichtlich  solcher  Versicherungen 
wird  die  Prämie  durch  besomlercs  Abkommen  vereinbart.  Der  Direktor  ist  zur 
Kündigung  solcher  Versicherungen  3  Monate  vor  Ahlauf  jeden  Jahres  berechtigt  — 
§  35.  Der  Eintritt  in  die  Sozietät  kann  ebenso  wie  die  Erhöhung  der  Versicherungs- 
summe von  bereits  bei  der  Sozietät  besteh«'nden  Versicherungen  jederzeit 
erfolgen.  Jede  Versicherung  bedarf  zu  ihrer  Gültigkeit  «ler  Genehmigung  des 
Direktors.  $  36.  Alle  Versicherungen  werden  in  der  Regel  und  sofern  nicht 
eine  anderweite  Vereinbarung  statllindet ,  auf  3iährige  Vcrsicherungsperioden 
geschlossen  und  bleiben  so  lange  bestehen,  bis  sie  nach  den  Bestimmungen 
dieses  Reglements  aufgehoben  werden  oder  erlöschen.  Erfolgt  der  Austritt  bei 
Ablauf  einer  Versicherungsperiode  nicht,  so  gilt  die  Versicherung  als  still- 
schweigend auf  eine  weitere  dreijährige  Periode  verlängert.  Die  Versicherungs- 
periode beginnt  und  endigt  mit  dem  1.  Januar,  Mittags  12  Uhr.  Bei  Versiche- 
rungen, welche  im  Laufe  eines  Jahres  abgeschlossen  werden,  wird  die 
Versieherungsperiode  vom  nächsten  1.  Januar  an  gerechnet.  Jede  Aenderung 
bestehender  Versicherungen,  insbesondere  Erhöhungen  oder  Ermässigungen  der 
Versicherungssummen    oder    Beiträge    pp.   werden    als    neue  Versicherungen 


•218 


Allgemeine  Vcisichorungsbedinpungcn. 


angesehen.  §  3S  Das  freiwillige  Ausscheiden  aus  der  Sozietät  ist  nur  mit  Ablauf 
der  Versieherungspcriodo  und  nur  dann  zulässig,  wenn  nicht  auf  dorn  Grund- 
stücke eingetragene  Forderungen  bei  der  Sozietät  angemeldet  sind,  oder  wenn 
die  bei  der  Soy.iel.il  angemeldeten  Gläubiger  ausdrücklich  zugestimmt  baben. 
Das  Letztere  gilt  auch  von  der  freiwilligen  Herabsetzung  der  Versicherungs- 
summe. §  39.  Wer  aus  der  Sozietät  ausscheiden  will,  mns.s  die  Versicherung 
unter  genauer  Bezeichnung  der  zu  löschenden  Gebäude  in  der  Zeit  vom  \ .  Juni 
bis  1.  Oktober  schriftlich  und  portofrei  bei  dem  Direktor  kündigen  und  den 
Nachweis  erbringen,  dass  er  den  vorstehenden  bezüglich  der  Sicherung  der 
Hypothekar-gläubiger  durch  dieses  Reglement  gegebenen  Erfordernissen  genügt 
hat. ...  §  41,  Die  Versicherungssumme  darf  den  zeitigen  gemeinen  Wert  der 
Gebäude  nicht  übersteigen.  Die  ganz  in  der  Erde  liegenden  .Mauerfundamente 
können  von  der  Wertermittelung  ausgeschlossen  werden.  Alle  über  der  Erde 
befindlichen  Gebäudeteile  müssen  mit  versichert  werden.  §  4k2 —  Der  An- 
trags! eller  hat  die  in  der  Gehäudeboschreibung  gestellten  Fragen  vollständig  und 
der  Wahrheit  gemäss  zu  beantworten.  Falsche  Angaben  des  Versicherten  ent- 
binden die  Sozietät  von  der  Entschädigungsverbindlichkeit.    §  44         Durch  die 

Annahme  des  Versicherungsscheines  erklärt  der  Antragsteller  sein  Einverständnis 
mit  den  festgesetzten  Versicherungssummen  und  Beiträgen  und  den  etwa  sonst 
gestellten  besonderen  Versiohorungsbodingungen.  $  <4fi.  Der  Direktor  ist  befugt, 
Revisionen  der  bestehenden  Versicherungen  auf  Kosten  der  Sozietät  jederzeit 
vornehmen  zu  lassen  und  nach  Ma-sgabe  des  dadurch  festgesetzten  Wertes  die 
Versicherungssummen  und  die  Beitragssätze  richtig  zu  stellen.  Den  Versicherten 
ist  von  diesen  Berichtigungen  in  erweislicher  Form  Kenntnis  zu  geben.  Im  Falle 
der  Versicherte  mit  diesen  Festsetzungen  nicht  einverstanden  ist,  muss  er  den 
Widerspruch  beziehentlich  seinen  Austritt  aus  der  Sozietät  binnen  einer  Frist 
von  I  4  Tagen  nach  erlangter  Kenntnis  anmelden,  widrigenfalls  die  Herabsetzung 
der  Versicherungssumme  sofort  mit  Abbiauf  der  vorgedachten  Frist,  die  in  den 
Beiträgen  eintretenden  Veränderungen  aber  erst  im  Beginne  des  auf  die  Re- 
vision folgenden  Kalenderjahres  inkrafttrelon.  Im  Falle  der  hypothekarischen 
Belastung  dos  Grundstücks  findet  der  §  38  Anwendung.  £  M.  Tritt  bei  ver- 
sicherten Gebäuden  ein  Wechsel  des  Eigentümers  ein.  so  bleibt  die  Versicherurig 
unverändert  fortbestehen,  so  zwar,  dass  alle  Rechte  und  Pflichten  aus  dem 
bestehenden  Versicherung-Verhältnis  auf  den  neuen  Eigentümer  übergehen.  Der 
bisherige  Figenlbümer  bleibt,  so  lange  er  den  Eigenturnswechsol  nicht  anzeigt, 
für  die  Zahlung  der  Beitrüge  mit  verhaftet.  §  -4.  Wenn  während  der  Ver- 
sicherungszeil in  oder  an  den  versicherten  Gebäuden  oder  in  deren  Nachbar- 
schaft Veränderungen  oder  Anlagen  gemacht  werden,  welche  die  Versetzung  der 
Gebäude  in  eine  zu  höheren  Beiträgen  verpflichtete  Tarifklasse  nach  sich  ziehen 
würden,  so  isl  der  Versicherte  verpflichtet,  davon  binnen  Monatsfrist,  nachdem 
die  Veränderung  eingetreten  oder  ihm  bekannt  geworden  ist.  Anzeige  zu  machen. 
Wird  diese  Anzeige  nicht  rechtzeitig  erstattet,  so  hat  der  Versicherte  den  vier- 
fachen Betrag  des  Unterschiedes  zwischen  den  geringeren  Beiträgen,  die  er  ent- 
richtet hat.  und  den  höheren,  welche  er  hätte  entrichten  müssen,  als  Straf- 
beitrag an  die  Sozietälskasse  zu  zahlen.  Dieser  Strafboilrag  wird  von  dem  Zeit- 
punkte an,  in  welchem  die  Anzeige  hätte  gemacht  werden  müssen,  bis  zu 
demjenigen,  in  welchem  dieselbe  gemacht  oder  die  Entdeckung  der  Veränderung 
erfolgt  ist,  jedoch  nicht  über  den  Zeitraum  von  5  Jahren  hinaus,  berechnet. 
§  V\  Der  durch  die  vorgenommene  Veränderung  bedingte  erhöhte  Beitrag  muss 
ohne  Rücksicht  auf  den  t'c-i/ustellcnden  Strafbeitrag  vom  Anfange  des  Jahres, 
in  welchem  die  Veränderung  stattgefunden  hat.  nachbezahlt  werden.  Ist  die 
vorgenommene  Veränderung  eine  solche,  welche  den  Direktor  zur  Festeilung 
be-oridercr  VcrMchcnmgsbedingungen  berechtigen  würde  i§  3  Vi,  so  verliert  der 
Vei  -irliei  ic  den  An-pi  U'-li  auf  Fiit-rhädigung  im  Brandlalle,  sofern  er  die  Ver- 
änderung selb-t  Yi'i;tin.i--I  <>  lrr  nachweidicli  davon  Kenntnis  gehabt  hat.  $  •"»!). 
Die  Beiträge,  welche  von  den  versicherten  Gebäuden  erhoben  werden,  richten 
sich  nach  der  Bc^-halTenhcii,  Lage  und  Benutzung  und  dem  daraus  bedingten 
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Grade  der  Feucrgefährliehkeit  derselben          §  54.    Die  zu  zahlenden  Heilrage 

sind  im  voraus,  die  Jahresbeiträge  am  i.  Januar  verfallen  und  spätestens 
t  Wochen  nach  Zustellung  des  Anforderungszellels  zu  zahlen....  §56.  Die 
Sozietat  vergütet  jede  Beschädigung  der  bei  ihr  versicherten  (iebüude.  welche 
durch  Feuer  oder  durch  die  zum  Uehufe  der  Löschung  oder  zur  Verhütung 
weiterer  Verbreitung  des  Feuers  getroffenen  Maassnah  men  entstanden  sind,  ohne 
dass  die  Art  und  der  Grund  der  Entstehung  des  Feuers  (höhere  Macht,  Zufall, 
Bosheit,  Mutwille)  darin  einen  Unterschied  macht.  Wenn  ein  Blitzstrahl  nicht 
zündet,  sondern  nur  zertrümmert  oder  beschädigt,  so  wird  der  dadurch  ent- 
standene Schaden  ebenfalls  vergütet.  Explosionsschäden,  welche  durch  Leucht- 
gas, das  nicht  zu  gewerblichen  Zwecken,  sondern  zur  Beleuchtung  verwendet 
wird,  oder  durch  ein  ausgebroehenes  Feuer  entstehen,  werden  als  Brandschäden 
behandelt.  Versicherungen  gegen  andere  als  durch  Leuchtgas  hervorgerufene 
Evplosionssehäden  können  auf  Antrag  des  Versicherten  gegen  Zahlung  eines 
besonderen  Beitrags  übernommen  werden.  Schäden,  welche  durch  Erdbeben, 
Explosionen  von  Pulver  unb  sonstigen  Sprengstoffen  oder  andere  Naturereignisse 
entstehen,  werden  nur  dann  vergütet,  wenn  sie  Feuer  verursacht  haben  und 
durch  Feuer  angerichtet  sind.  Die  infolge  eines  Brandes  notwendig  werdenden 
Abbruchs-  und  Aufräumungskosten  weiden  nicht  vergütet.  §  57.  Auch  die 
durch  den  Krieg  veranlassten  Feuerschäden  an  Gebäuden,  ohne  Unterschied,  ob 
die  Schäden  durch  den  Feind  oder  durch  befreundete  Truppen  veranlasst  sind, 
werden  entschädigt.  Eine  Ausnahme  findet  nur  dann  statt,  wenn  Gebäude  durch 
Truppen  während  eines  Gefechtes  oder  einer  Belagerung  oder  überhaupt  zu 
militärischen  Zwecken  vorsätzlich  und  auf  Befehl  eines  Truppenführers  in 
Brand  gesteckt  werden :  in  diesen  Fällen  leistet  die  Sozietät  keine  Entschädigung. 
§  53.  Ist  ein  Feuer  von  dem  Versicherten  selbst  vorsätzlich  verursacht  oder 
mit   seinem  Wissen   und  Willen   oder  auf  sein  Gehciss   von   einem  Drillen 

angelegt  worden,  so  fällt  die  Enlschädigungspflichl  der  Sozietat  fort          §  50. 

Brandschäden ,  welche  durch  ein  Versehen  des  Versicherten  selbst ,  seiner 
Familie,  seiner  Dienstboten  und  seiner  Hausgenossen  entstehen,  werden  ent- 
schädigt; der  Sozietät  bleibt  aber  der  C.ivilanspruch  auf  Rückgcwähr  nach  den 
allgemeinen  Gesetzen  vorbehalten.  §  61.  Von  einem  eingetretenen  Brandschaden 
hat  der  Versicherte  längstens  binnen  drei  Tagen  nach  Dämpfung  des  Feuers 
unter  Angabe  der  ungefähren  Höhe  des  Schadens  dem  Bürgermeister  Anzeige 
zu  machen.  Diese  Frist  beginnt  im  Falle  eines  erwiesen  unüberwindlichen 
Hindernisses  da,  wo  letzleres  aufhört.  Brandschäden,  die  nach  Verlauf  von  drei 
Tagen  nach  Dämpfung  des  Feuers  nicht  zur  Anzeige  gebracht  sind,  werden  in 
der  Hegel  nicht  mehr  vergütet.  .  .  .  §  62.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet, 
dafür  zu  sorgen,  dass  an  den  vom  Brande  betroffenen  Gebäuden  vor  erfolgter 
Schadenfestsetzung  keine  unnötigen  Veränderungen  vorgenommen  und  dass  die 
vom  Brande  übriggebliebenen  Teile  vor  weiterem  Schaden  und  Entwendung 
geschützt  werden.  Als  eine  schuldbare  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  ist  es 
insbesondere  zu  rechnen,  wenn  der  Versicherte  die  zur  Rettung  und  Erhaltung 
der  Gebäude  zu  Gebote  stehenden  Mittel  nicht  anwendet,  oder  deren  Anwendung 
verhindert  oder  zu  verhindern  versucht,  wenn  durch  ihn  seihst  oder  mit  seinem 
Wissen  und  Willen  durch  Andere  Zerstörungen  während  oder  nach  dem  Brande 
vorgenommen,  wenn  Uebcrbleibscl  desselben  bei  Seite  geschafft  oder  bei  der 
Abschätzung  verheimlicht  werden.  In  allen  diesen  Fällen  verliert  der  Ver- 
sicherte den  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  seine  Schuld  veranlassten  Schadens, 
tj  64.  Bei  jedem  Brande  ist  die  Entschädigung  in  einem  kontradiktorischen  Ver- 
fahren durch  zwei  Sachverständige,  von  denen  der  eine  seitens  des  Direktors 
der  Sozietät,  der  andere  seitens  des  Beschädigten  ernannt  wird,  festzustellen. 
Weigert  sich  der  Beschädigte,  der  an  ihn  gerichteten  Aufforderung  zur  Ge- 
stellung eines  sein  Interesse  wahrnehmenden  Sachverständigen  nachzukommen, 
oder  kann  derselbe  wegen  Abwesenheit  oder  aus  sonstigen  Gründen  zur  Ge- 
stellung eines  Sachverständigen  nicht  aufgefordert  werden,  so  hat  an  Stelle  des 
Beschädigten  der  Bürgermeister  den  zweiten  Sachverständigen  zu  ernennen.  Die 
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beiden  Sachverständigen,  denen  allein  die  Ermittelung  des  Schadens  obliegt, 
wählen  vor  Beginn  ihrer  Geschäfte  einen  Ohmann,  dem  die  Entscheidung  über 
etwa  vorkommende  streitige  Punkte  der  Abschätzung  obliegt.  Können  sich  die 
Sachverständigen  über  die  Wahl  des  Obmanns  nicht  einigen,  so  ernennt  den- 
selben der  Ober-Präsident  der  Bheinprovinz.  £  (35.  Die  ernannten  Sach- 
verständigen (i?  64)  haben  sowohl  den  Werth  der  unbeschädigt  gebliebenen  Teile 
des  Gebäudes,  wie  den  Betrag  derjenigen  Kosten  zu  ermitteln,  welcher  erforder- 
lich ist,  um  die  vernichteten  oder  beschädigten  Teile  desselben  in  den  Zustand 
vor  dem  Brande  wieder  herzustellen.  Wenn  nach  dieser  Fesstellung  die  Ver- 
sicherungssumme den  Betrag  der  ermittelten  beiden  Werte,  nämlich:  a)  der 
übriggebliebenen  Gebäudeteile,  b)  der  Herstellungskosten  rücksichtlich  der  ver- 
nichteten oder  beschädigten  Teile  des  Gebäudes,  zusammengenommen  erreicht 
oder  übersteigt,  so  wird  der  ermittelte  Betrag  der  Herstellungskosten  als  Brand- 
enlschädigung  gewährt.  Ist  aber  die  Versicherungssumme  geringer,  so  wird  die 
Brandentschädigung  nur  nach  dem  Verhältnis  der  Versicherungssumme  zu  der 
Hauptsumme  (Gesamtsumme)  der  beiden  ermittelten  Werte  gewährt.  Bei  geringen 
Beschädigungen  genügt  es.  dass  nur  die  Kosten  ermittelt  werden,  welche  zur 
Wiederherstellung  des  Gebäudes  in  den  Zustand  vor  dem  Brande  erforderlich 
sind.  §  OG.  Sind  die  beiden  Sachverständigen  einer  Meinung,  so  hat  es  bei 
ihrer  Berechnung  der  verbrannten  oder  beschädigten  und  der  erhaltenen  Teile 
und  der  hiernach  zu  gewährenden  Vergütung  sein  Bewenden.  Tritt  die  Not- 
wendigkeit der  Thätigkeil  des  Obmanns  ein,  so  entscheidet  derselbe  nur  über 
die  streitigen  Punkte,  nicht  über  die  ganze  Abschätzung.  Gegen  die  Höhe  der 
also  festgesetzten  Sehadensberechnung  ist  der  Bechlsweg  nicht  zulässig.  Die 
durch  die  obmännische  Entscheidung  entstandenen  Kosten  werden  nach  Mass- 
gabe des  Unterliegens  auf  die  Parteien  verteilt.  §  GS.  Wer  ein  Gebäude  durch 
Brand  gänzlich  verliert,  scheidet,  ohne  dass  es  dazu  seiner  Erklärung  bedarf, 
bezüglich  des  abgebrannten  Gebäudes  aus  der  Sozietät  aus;  er  ist  aber  noch 
verpachtet,  für  das  Jahr,  in  welchem  der  Brand  stattgefunden,  die  Beiträge  zu 
zahlen.  In  allen  Fällen,  in  welchen  während  einer  mehrjährigen  Versieherungs- 
periode  die  Versicherung  aufgehoben  wird  oder  erlischt,  findet  eine  Hück- 
vergütung  nur  nach  Abzug  der  vollen,  für  die  abgelaufenen  Jahre  einschliesslich 
des  Brandjahres  zu  berechnenden  gewöhnlichen  Beiträge  statt.  Hat  der  Brand- 
schaden nur  Teile  des  Gebäudes  betroffen,  so  bleibt  das  Gebäude  weiter  ver- 
sichert, aber  nur  zu  dem  Werte,  den  dasselbe  nach  dem  Brande  hatte.  §  G9. 
Die  Brandentschädigung  wird,  sofern  der  Beschädigte  den  Anspruch  auf  dieselbe 
nicht  verloren  hat  oder  nicht  beschränkende  Bestimmungen  entgegenstehen, 
innerhalb  vier  Wochen  nach  Feststellung  der  Entschädigung  in  einer  Summe 
an  den  Versicherten  von  der  Sozietätskasse  bar  ausbezahlt,  £  70.  Will  der 
Beschädigte,  gegen  welchem  Hypotheken  angemeldet  oder  eingetragen  sind 
72—7'»),  das  beschädigte  oder  zerstörte  Gebäude  wieder  herstellen,  so  wird 
die  Entschädigung  nur  zur  Wiederherstellung  in  Teilzahlungen  gewährt  und 
zwar  die  erste  Zahlung  mit  einem  Drittel  der  Entschädigungssumme  gleich 
nach  der  stattgehabten  Schadensfeststelhmg  zur  Anschaffung  des  Baumaterials,  und 
die  beiden  folgenden  Teilzahlungen  nach  .Massgabe  der  Wiederherstellung  des 
Gebäudes  auf  Bescheinigung  des  Bürgermeisters.  Leistet  der  Beschädigte  für  die 
genügende  Verwendung  der  Vergütung  eine  von  dem  Direktor  als  annehmbar 
erkannte  Bürgschaft,  so  wird  die  Entschädigung  sofort  ganz  gezahlt,  tj  71.  Im 
Falle  der  Beschädigte  wieder  aufbauen  zu  wollen  erklärt  70),  hat  kein 
Gläubiger  das  Hecht,  wider  den  Willen  des  Versicherten  aus  der  Brand- 
entschädigung seine  Befriedigung  zu  verhingen,  und  ist  eine  Pfändung  derselben 
unwirksam.  Der  Wiederaufbau  auf  einer  andernn  Stelle  darf  nur  mit  Zu- 
stimmung der  im  i;  72  bezeichneten  Hypothekargläuhiger  geschehen,  welche  vor 
der  Bauausführung  beizubringen  ist.  Die  zweite  Bäte  der  Versicherungsgelder 
kann  nur  nach  Beibringung  die-er  Zu-tiiuinung  gezahlt  werden.  Wird  die  Zu- 
stimmung der  vorerwähnten  Hypothekargläuhiger  («J  70 1  zum  Wiederaufbau  an 
anderer  Stelle   nicht   erbracht,   so  erfolgt  die  Auszahlung  des  Entsehädigungs- 
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gelderrestes  in  der  im  §  76  vorgeschriebenen  Weise.  Wird  der  Wiederaufbau 
nicht  innerliall)  10  Jahren  vollführt,  so  verliert  der  Beschädigte  den  Anspruch 
auf  die  ihm  für  den  Fall  des  Wiederaufbaues  nach  Salz  1  und  2  dieses  Para- 
graphen (71)  zustellenden  Hechte,  ij  72.  Die  Hechte  der  Hypothckargläuhiger 
werden  nach  Massgabe  der  hierüber  erlassenen  gesetzlichen  Hestiiutnungen  von 
dem  Direktor  von  Amtswegen  gewahrt.  4;  76.  Verfällt  die  rechtsgültig  festgesetzte 
Entschädigung  an  die  Gläubiger,  so  sind  dieselben  nach  dem  Hange  ihrer  Kor- 
derungen aus  derselben  zu  befriedigen.  Wenn  dicscrhalb  «'ine  gütliche  Einigung 
der  Glaubiger  nicht  erfolgt,  so  bleibt  die  Feststellung  des  Hanges  der  Forde- 
rungen dem  zuständigen  Gerichte  vorbehalten.  £  8">.  Der  Hechtsweg  ist  bei 
Streitigkeiten  zwischen  der  Sozietät  und  einem  Versicherten  unter  den  in  den 
£t$  30,  3|  und  66  gedachten  Beschränkungen  zulässig.  .  .  . 

Die  «  Allgemeinen  Versicherungsbedingungen  >  für  die  Mobiliarver- 
sicherung sind  bei  den  öffentlichen  Feuervcrsichcrungs-Anstalten  ebenfalls 
in  den  Grundsätzen  im  ganzen  übereinstimmend,  in  der  Anordnung  des  Stoffes 
und  im  Wortlaute  aber  mehrfach  abweichend.  Wir  geben  nachstehend  die  <  All- 
gemeinen Versicherungsbedingungen  >  für  die  Mobiliarversioherungen  der  Land- 
Feuer-Sozietät  des  (prcuss.j  Herzogtunis  Sachsen  (zu  Merseburg)  in  der 
gegenwärtig  gültigen  Fassung  vom  12.  Dezember  1890: 

£  1.  Die  Versicherung  geschieht  gegen  den  Schaden,  welcher  durch  Brand, 
Blitzschlag  oder  durch  Explosion  von  Leuchtgas,  sowie  das  durch  solche  Er- 
eignisse veranlasste  Löschen,  Niederreiten  oder  notwendige  Ausräumen  ($  9) 
verursacht  wird  und  in  der  Vernichtung.  Beschädigung  oder  dem  Abhanden- 
kommen versicherter  Gegenstände  besieht.  Auch  diejenigen  Brandschäden  werden 
vergütet,  welche  infolge  bürgerlicher  Unruhen,  Aufruhrs,  unrechtmässiger  Gewalt, 
Landfriedensbruchs,  eines  Erdbebens  oder  sonstigen  Naturereignisses,  sowie  eines 
Krieges  entstehen,  sofern  die  letzteren  nicht  nach  Kriegsgebrauch,  d.  h.  vor- 
sätzlich auf  Befehl  eines  Truppenführers,  verursacht  werden.  Versicherungen 
gegen  andere  Explosionsschäden  als  durch  Leuchtgas  verursachte  werden  durch 
besondere  Vereinbarung  übernommen.  Explosionsschäden  jeder  Art,  die  durch 
ein  ausgebrochenes  Feuer  entstehen,  werden  als  Feuerschäden  vergütet.  Aus- 
geschlossen von  der  Versicherung  ist  der  Schaden,  welcher  die  Folge  einer 
Absicht  oiler  groben  Verschuldung  des  Versicherten  ist.  Von  den  Mobiliar- 
Versicherungen  wird  zu  den  nach  Kriegsgebrauch  verursachten  Brandschäden  an 
Immohiliar  nichts  beigetragen,  i?  2.  Geld  und  Wertpapiere  sind  von  der  Ver- 
sicherung ausgeschlossen.  Dokumente,  Kdclsieinc,  echte  Beilen,  unverarbeitetes 
Gold  und  Silber,  besonders  wertvolle  Schmucksachen,  Gold-  und  Silbergeräle, 
Gemälde,  Sculpturen,  Spitzen,  Ehren,  sowie  alle  anderen  Gegenstände,  die  einen 
besonderen  wissenschaftlichen,  Kunst-  oder  Liebhabereiwert  haben,  gelten  nur 
dann  als  versichert,  wenn  sie  in  dem  Versicherungsanträge  und  in  dem  Ver- 
sicherungsscheine mit  ihren  Versicherungssummen  besonders  aufgeführt  sind. 
Fremdes  Eigentum  ist  als  solches  in  diesen  Schriftstücken  ausdrücklich  zu  be- 
zeichnen Im  Lebrigcn  sind  alle  Gegenstände,  die  sich  von  den  versicherten 
Galtungen  in  den  Versiehe! ungsräumen  belinden,  in  der  Versicherung  ein- 
begriffen, sofern  nicht  einzelne  näher  zu  bezeichnende  Gegenstände  hiervon 
ausdrücklich  ausgenommen  sind  oder  die  Versicherung  sich  nicht  ausdrücklich 
nur  auf  einzelne  bestimmte  Gegenstände  bezieh!.  Zum  Versicherungsraume  ge- 
hören die  im  Versicherungsscheine  bezeichneten  Gebäude  mit  den  dazu  ge- 
hörigen Hofräumen  und  Gärten,  innerhalb  welcher  dem  Versicherten  auch  ein 
Wechsel  im  Aufbewahrungsorte  der  versicherten  Gegenstände  gestaltet  ist. 
£  A  Die  Giltigkeit  der  Versicherung  beginnt,  wenn  nichts  anderes  vereinbart 
ist.  mit  der  Anfangsstunde  desjenigen  Tages,  an  welchem  der  General-Direktor 
oder  dessen  Vertreter  oder  Bevollmächtigter  den  Versicherungsantrag  schriftlich 
genehmigt  hat.  Erfolgt  die  Knlschcidung  über  den  Antrag  nicht  längstens 
vierzehn  Tage  nach  dem  Eingänge  desselben,  so  gilt  die  Versicherung  als  am 
Tage  des  Eingangs  stillschweigend  genehmigt  Binnen  drei  Tagen  nach  Empfang 
des  Versicherungsscheines  steht  es  dem  Antragsteller  frei,  von  der  Versicherung 
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zurückzutreten.  4?  4.  Ist  eine  kürzere  Versieherungsperiode  niclil  verabredet,  so 
dauert  solche  drei  Jahre,  jedoch  so,  dass,  wenn  der  Schluss  der  drei  Jahre 
innerhalb  eines  Kalenderjahres  fällt,   der  letzte  Tag  dieses  Kalenderjahres  als 
Ende  der  Versjcherung  gilt.    Wird  eine  solche   dreijährige   Versicherung  vor 
ihrem  Ablaufe  nicht  gekündigt,  so  gilt  .sie  auf  die  nächsten  drei  Jahre  und  so 
fori  immer   auf  den  gleichen  Zeitraum  verlängert.  Eine  derartige  Kündigung, 
die  jedem  Teile  freisteht,   hat  nur  dann  Wirkung,   wenn  .sie  .spätestens  drei 
Monate  vor  dem  Ablaufe  des  betreffenden  Kalenderjahres  und  zwar  der  Sozietät 
zu  Händen  des  Vcrsicherungs-Kommissars  sohrifllieh  zugestellt  ist.    §  5.  Wenn 
ohne  Genehmigung  des  Generaldirektors  versicherte  Gegenstände  noch  ander- 
weit versichert,  oder  aus  den  Vcrsichcrungsräumen  (§  2)  entfernt  werden,  so 
erlischt  die  Krsatzverbindlichkeit  der  Sozietät  bezüglich  der  betreffenden  Gegen- 
stände.   Die  nach  dem   Vorstehenden  erloschene  Versicherung   tritt  aber  mit 
Rückwirkung  wieder  in  Kraft,  wenn  die  Sozietät,  nachdem  ihr  der  betreffende 
I  nistand  bekannt  geworden,  sich  zur  Fortsetzung  der  Versicherung  schriftlich 
bereit  erklärt.    Durch  eine  vorübergehende  Entfernung  aus  den  Versicherungs- 
räumen  zu  Zwecken  des  gewöhnlichen  Gebrauchs,  wirtschaftlichen  Ret  riebe» 
oder  behufs  Rergung  ver  Gefahr  wird   die  Versicherung   nicht  unterbrochen. 
Der  General-Direktor  ist  befugt,  bestehende  Versicherungen  mit  einer  Frist  von 
mindestens  vierzehn  Tagen  zu  löschen  :  nach  Eintreten  der  im  £  8  gedachten 
Veränderungen  und  Umtsände,  sowie  wenn  der  Versicherte  die  Reiträge  in  den 
bestimmten  Zahlungsterminen  trotz  erfolgter  Erinnerung  noch  entrichtet  (unbe- 
schadet der  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  verfallenen  Rcilrüge.  §  7),  ferner 
wenn    der    Versichert«'    der    nach    S    IG8    der    Verwaltungs- Ordnung  vom 
2ö.  September  1803    der  Sozietät   zustehenden   Prüfung   des  Vcrsicherungs- 
bestandes  sich  entzieht.    Die  Sozietät  ist  berechtigt,  während  des  Laufes  der 
Versilberung  die  Vorlegung  eines  neuen  Nachweises  der  versicherten  Gegen- 
stände zu  verlangen  und,  wenn  der  betreffenden  Aufforderung  von  dem  Ver- 
sicherten nicht  binnen  4  Wochen  entsprochen  wird,  die  Versicherung  bis  zur 
erfolgten  Vorlegung  einstweilig  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen,  ohne  dass  jedoch 
die  Heitragspflicht  dadurch  berührt  wird.    §  6.    Wer  versichern  will,  ist  ver- 
pflichtet, im  Versicherungsanträge  nach  Anleitung  seines  eingedruckten  Inhalts 
und    in   den   sonstigen   neben   dem    Antrage    etwa  der  Sozietät  eingereichten 
Schriftstücken,  die  darin  behandelten  Kragen  streng  der  Wahrheit  gemäss  zu  be- 
antworten  und   die   zu   versichernden    Gegenstände,   jede    riarauf   etwa  schon 
anderweit  geschlossene  Versicherung,  das  K.igenlums-  oder  Resitz\ erhällnis  und 
die  Vcrsicheningsriiunie  richtig  anzugehen,  sowie  jeden  auf  die  Keuergeiähilich- 
keit  einwirkenden  Einstand  gewissenhaft  anzuzeigen.    4}  7.    Der  Versicherle  ist 
verpflichtet,    für   die    Mobiliarversieherung   zu   den   nach         24  und  08  des 
Sozicläls-Kcglemenls  vom  2K  August  1K*i3  zu  erlassenden  Rcitrags-Ausschreiben 
der  Sozietät  bei/ulragen.  und  zwar  nach  dem  in  ( iemässheit  der  iji;  12  und  22 
der    Vei  wallimgs-Oidnung    vom    2.">.    September    1803    festgesetzten  Reitrags- 
Verhällnisse.  Das  Rcitragsverhällnis  wird  in  jedem  einzelnen  Kalle  bei  Eingehung 
der  Versic  herung      3).  desgleichen  beim  Eintritt  von  Veränderungen  von  dem 
General-Direktor  festgesetzt.    Eine  Rcsrh  werde  gegen  solche  Kcsfsetzung  fhulet 
nicht  statt,  vielmehr  bleibt  es  dem  mit  derselben  nicht  zufriedenen  Versicherten 
überlassen,  von  der  beantragten  Versicherung  wieder  Abstand  zu  nehmen.  Die 
Erklärung  hierüber  mu<s  aber  binnen  drei  Tagen  nach  Empfang  des  betreffenden 
Versicherungsscheines  bei  dem  Vcrsjchcrungs-Konimissar  erfolgen,  widrigenfalls 
die  Kesisetzung  für  angenommen  gilt.    Dasselbe  gilt  auch  bezüglich  der  Zusatz- 
bedingungen (vi  11)).   Kür  die  Dauer  der  jedesmaligen  Vci ■sichcrungsperiode  ti;  4t 
ist  der  Versicherte  zur  Zahlung  der  Reiträge  verpflichtet.    Ein  Erlass  derselben 
findet  nur  statt,  wenn  seitens  der  Sozietät  eine  Versicherung  durch  Löschung 
oder  \  ei  w  eigerte  Genehmigung  der  im  £  8  bel  egten  Veränderungen  aufgehoben 
wird:  die  Reiträge  sind  alsdann  nur  bis  zu  dem  Tage  zu  zahlen,  an  welchem 
die  Versicherung  cndiül.    Ein  gleiches  findet  statt,  wenn  die  Versicherung  bei 
der  Sozietät  durch  Km  (Schaffung  der  versicherten  Gegenstände  aus  dem  Sozietäts- 
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Bezirke  erlischt.  -  -  Die  Feuor-Sozietäls-Bi-iträg«*  sind  koshmfci  an  <h-n  Versioho- 
rung.s-Koiuiiiissar  oder  an  «Ion  von  der  Sozietät  bi'stellten  Krhebi-r  halbjährlich 
zu  den  vom  General-Direktor  zu  bestimmenden  Terminen  abzuführen.  £  8. 
Worin  während  der  Versicherung  ein  We«-hsc|  in  der  Person  des  Eigentümers 
der  versieherlen  Gegenstände  in  anderen  als  Erbsehaflsfällen  eintritt,  oder  wenn 
der  Versicherte  in  denselben  (n'bauden  oder  Geholten,  worin  die  bei  der 
Sozietät  versicherten  Gegenständ«*  sich  befinden,  noch  anderwärts  Sachen  geg«*n 
Feuerschäden  versichert,  oder  wenn  in  oder  an  den  Ver>icherun»sräumen  oder 
in  deren  Nachbarschaft  Veränderungen  eintreten  und  zu  seiner  Kenntnis 
kommen,  welche  die  Feuorgofährliihkcit  erhöhen,  so  ist  der  Versieherte  ver- 
pachtet, davon  der  Sozietät  binnen  vierzehn  Tagen  Anzeige  zu  erstatten  und 
«leren  Genehmigung  zur  Fortsetzung  der  Versicherung  einzuholen,  sowie  die 
durch  die  höhere  Gefahr  bedingten  höh«*r«*n  Beiträge  zu  zahlen.  Wenn  in  dem 
Gebäude,  worin  die  versicherten  Gegenstände  sich  befinden,  oder  an  versicherten 
Gegenständen,  die  ausserhalb  von  Gebäuden  lagern,  ein  Brand  entstanden  oder 
eine  Brandstiftung  versucht  worden  ist,  so  hat  der  Versicherte  den  Fall,  auch 
wenn  keine  Vergütung  beansprucht  wird,  binnen  drei  Tagen,  nachdem  er  sich 
ereignete,  dem  Versicherungs-Kommissar  anzuzeigen.  4;  9.  im  Falle  eines 
Brandes  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  die  versicherten  Gegenstände,  soweit  er 
hierzu  imstande  ist,  zu  retten  und  während  des  Bettens,  sowie  nach  demselben 
für  ihre  Sicherung  und  Erhaltung  bis  zur  erfolgten  Feststellung  des  Schadens 
zu  sorgen.  Die  Ausräumung  versicherter  Gegenstände  darf  jedoch  bei  An- 
wesenheit der  Polizeibehörde  oder  eines  Sozietätsheamten  nicht  wider  deren 
Geheiss  und  überhaupt,  mit  Ausnahme  des  Viehes,  nicht  eher  erfolgen,  als  bis 
das  Gebäude,  worin  die  Gegenstände  sich  belinden,  selbst  in  Brand  geraten  oder 
vom  Brande  unmittelbar  bedroht  ist.  Wenn  der  Versicherte  diesen  Vorschriften 
zuwiderhandelt  ,  so  hat  die  Sozietät  für  den  hieraus  entstandenen  Schaden 
nicht  aufzukommen;  erfolgt  diese  Zuwiderhandlung  in  böswilliger  Absicht,  so 
verliert  er  überhaupt  jeden  Anspruch  auf  Entschädigung.  $  10.  Nach  dem 
Brande  und  zwar  binnen  '2i  Stunden  nach  Dämpfung  des  Feuers  hat  der  Ver- 
sicherte denselben  dem  Versicherungs-Koinmissar  anzuzeigen.  Hin  Schadenfall, 
welcher  nach  Verlauf  von  drei  Tagen  nach  dem  Brande  nicht  zur  Anzeige  ge- 
bracht ist,  wird  nicht  vergütet.  Falls  der  Versicherte  für  Gegenstände,  die 
durch  Entwendung  verloren  gegangen,  oder  sonst  abhanden  gekommen  sein 
sollten.  Vergütung  in  Anspruch  nehmen  will,  so  ist  er  verpflichtet,  binnen  drei 
Tagen  nach  dem  Brande  auch  der  Orlspolizeibchörde  ein  Verzeichnis  dieser 
Gegenstände  einzureichen  und  auf  Verfolgung  des  Diebstahls  anzutragen.  Aus- 
nahmen von  vorstehenden  Bestimmungen  linden  nur  in  Fällen  eines  unüber- 
windlichen äusseren  Hindernisses  statt.  In  diesen  Fällen  laufen  die  gedachten 
Fristen  erst  von  dem  Zeitpunkte  des  gehobenen  Hindernisses  an.  Bis  zur  Fest- 
stellung des  Schadens  darf  der  Versicherte  mit  den  geretteten  Gegenständen 
ohne  Genehmigung  der  Sozietät  keine  anderen  Veränderungen  vornehmen,  als  zu 
deren  Erhaltung  notwendig  sind.  Zuwiderhandlungen  gegen  letztere  Bestimmung 
ziehen  den  Verlust  des  Anspruches  auf  Entschädigung  nicksichtlich  der  be- 
treffenden Gegenstände  nach  sich.  $  11.  Bei  Vergütung  der  Brandschäden 
gilt  als  Grundsatz,  dass  die  Versicherung  nicht  zu  einem  Gewinn  führen  soll. 
Daher  wird,  wenn  nicht  ein  ausnahmsweiser  Weit  versichert  ist  i$j  2\.  nur  der 
nach  dem  wahren  (gemeinem  Wert«*  der  versiehcrU-ri  Gegenstände  in  ihrem 
Zustande  am  Tag«'  «los  Brandes  (vergl.  8j  10  «ler  Verw.-Ordn.  vom  20.  Sep- 
tember 4803)  ohne  Bcimksichtiguiig  dos  «-Iwa  «'nlganyenon  Gewinnes  zu  be- 
niessende Schaden  bcre«lm«'t  uwl  «Ii«'  Knls<-hä«ligung  dafür  nach  Verhältnis  der 
Versicherungssumme  zum  vorhandenen  Werte  «h*r  versicherten  Gegenstände 
bezw.  wenn  ein  Teil  der  Versicherung  von  andenm  Gesellschaften  o<h-r  «h'in 
Versicherten  selbst  iibcrwmimcn  war.  nach  Verhältnis  des  Anteils  der  Sozietät 
an  dir  ganzen  Versicherung  geleisiel.  4}  1:2.  Behufs  Kniiittelung  des  dem  Ver- 
sioherten  durch  den  Brand  entstandenen  Schadens  hat  derselbe  auf  Verlangen 
der  Sozietät  ein  Verzeichnis  aller  zur  Zeit  des  Brandes  Vorhand«*!!  gewesenen. 
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der  davon  verbrannten,  oder  beim  Brande  abbanden  gekommenen,  sowie  aller 
beschädigt  oder  unbeschädigt  geretteten  (iegenslände  mit  Beisetzung  ihres 
Wertes  i§  Ii  i  gewissenhaft  anzufertigen  und  dasselbe  innerhalb  einer  ihm  zu 
stellenden  Frist  von  mindestens  vierzehn  Tagen  dem  Vcrsicherungs-Kommissar 
einzureichen,  auch  wenn  fremdes  Kigentum  versichert  ist.  sein  Interesse  nach- 
zuweisen. 5;  13.  Hei  «lein  Mangel  einer  gütlichen  Kinigung  über  den  Wert  der 
versicherten  Gegenstände  und  den  denselben  zugefügten  Schaden  wird  nach 
tj  15  verfahren.  Der  Versicherte  ist  vcrpllichtet.  der  Sozietät  jede  zur  Kr- 
mittelung  der  Kntstchung  und  des  Fmfanges  des  Schadens  verlangte  Auskunft 
getreulich  zu  erleilen  und  die  zum  Nachweise  seines  Verlustes  dienenden 
Bücher.  Schriftslücke  u.  s.  w.  vorzulegen.  Die  Scbadenerinittelungs-Verhandlungen 
sind  dem  Versicherten  auf  Verlangen  abschriftlich  mitzuteilen.  §  14.  Wer  die 
im  $  1*2  vorgeschriebenen  Verzeichnisse  wissentlich  falsch  anfertigt  oder  die 
Sozietät  sonst  betrügt  oder  zu  beinigen  versucht,  oder  die  von  ihr  nach  §  13 
verlangte  Auskunft  oder  Vorlegung  von  Heweisstücken  verweigert,  verliert  den 
Anspruch  auf  jede,  für  irgend  einen  Versicherung?! -Gegenstand  bei  Gelegenheit 
des  betreffenden  Brandes  verlangte  Knischädigung,  ijj  15.  Auf  Grund  der  über  die  Kr- 
miltelung  des  Schadens  gepllogenen  Verhandlungen  wird  die  von  der  Sozietät 
zu  zahlende  Knischädigung  durch  den  General-Direktor  festgesetzt  und  sodann 
binnen  vier  Wochen  von  der  Kasse  der  Sozietät  an  den  Beschädigten  aus- 
gezahlt, oder  ihm  auf  sein  Verlangen  durch  die  Dost  auf  seine  Gefahr  und 
Kosten  zugesendet.  Werden  Krsalzansprüche  des  Beschädigten  ganz  oder  teil- 
weise abgelehnt,  und  will  derselbe  sich  dabei  nicht  beruhigen,  so  bat  er  binnen 
sechs  Wochen  nach  Kmpfang  des  betreffenden  Bescheids  seine  vermeintlichen 
Ansprüche  behufs  Kntscheidung  durch  den  Direktorialrat  der  Sozietät  oder  nach 
seiner  Wahl  durch  ein  in  Geuiässhcit  der  §ij  77—81  des  Hcglements  vom 
L'l.  August  1863  zu  bildendes  Schiedsgericht  bei  dem  General-Direktor  anzu- 
melden, widrigenfalls  die  gedachten  Ansprüche  erlöschen.  Die  Abtretung  einer 
Schadenforderung,  bevor  die  letztere  nach  Obigem  festgestellt  worden,  anzu- 
erkennen, und  sich  vor  diesem  Zeitpunkte  auf  Verbandlungen  und  Prozesse  mit 
anderen  Personen  als  dem  Versicherten  oder  dessen  Kiben  einzulassen,  ist  die 
Sozietät  nicht  vcrpllichtet.  Alle  Hechte  auf  Schadenersatz,  welche  dem  Ver- 
sicherten wegen  des  Blandes  gegen  dritte  Personen  zustehen,  gehen  nach  der 
von  dem  General-Direktor  oder  sonst  rechlsgiltig  geschehenen  Festsetzung  der 
Kntschädigung  bis  zu  deren  Betrage  krall  der  Versicherung  auf  die  Sozietät 
eigentümlich  über.  £  16.  Alle  überhaupt  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach 
dem  Brande  entweder  rechlsgiltig  von  der  Sozietät  anerkannten  oder  vor  die 
obengedachten  Instanzen  gebrachten  Ansprüche  auf  Kntschädigung  sind  durch 
•  Ich  blossen  Ablauf  dieser  Frist  erloschen.  -  Wenn  durch  Beschlagnahmen. 
Interventionen  oder  l.egilimalionsmängel  auf  Seiten  des  Versicherlen  oder  seiner 
Krberi  und  Hechlsnachlölger  die  Auszahlung  der  Kntschädigung  verhindert  wird, 
so  ist  die  Sozietät  vor  Aufhebung  des  Hindernisses  weder  zur  Hinterlegung  noch 
zur  Zahlung  verpflichtet.  -  Wenn  der  Versicherte  die  ihm  nach  $  6  obliegenden 
Pllichlen  nicht  vollständig  erfüllt,  so  verliert  er  jeden  Anspruch  auf  Kntschädi- 
gung. Wer  dagegen  die  in  dem  eisten  Satze  des  ij  10  und  die  in  den  8  und 
1*2  vorgeschriebenen  Fristen  nicht  mne  hält,  kann  nach  dem  Krmessen  des 
(ieneral-Direklors  nur  in  eine  zur  Sozictütskasse  Iiiessende  Konvent ionalslrafe 
Ins  /u  75  Mark  genommen  weiden.  *;  17.  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Ver- 
sicherter durch  Verletzung  der  Versicherungs-Bedingungen  oder  sonst  des 
Hechts  ;nd  Kntschädinung  verlustig  gegangen  ist.  bleibt  dem  Direktorialrate  die 
Gewährung  einer  Kntschädigung  ans  Billigkciisriicksicbten  vorbehalten.  {<  18. 
Von  jedem  Antrage  auf  neue  oder  veränderte  Versicherung  hat  der  Versicherte 
eine  nach  der  Höhe  der  Versicherung  -i«-li  abstufende  Schreihgehühr  auf  Grund 
eines  von  dem  Gcneral-Dirckior  festgesetzten  Tarifs,  sowie  die  baren  Auslagen 
:in  Porto  u.  s.  w.  /.n  bezahlen.  5;  II».  Dem  < ienei al-l »ireklor  bleibt  vorbehalten, 
in  geeigneten  I •allen  für  die  Annahme  von  Versicherungen  besondere  Zusatz- 
bedingungen   festzustellen    (vergleiche    £7  ).     ij    '2  >.     Alle    der    Sozietät  zu 
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erstattenden  Anträge  und  Anzeigen  sind  in  der  Regel  an  die  Versiehe  rungs- 
Kommissarien,  eventuell  an  den  General-Direktor  zu  richten.  Dieselben  sind  bei 
brieflichen  Uebersendungen  zu  frankieren.  Zustellungen  an  den  Versicherten 
erfolgen,  wenn  sie  durch  die  Post  geschehen,  in  nach  Ermessen  der  Sozietäts- 
verwaltung  eingeschriebenen  Briefen. 


II.  Hagel- Versicherung. 

Die  allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  bilden  die  Grundlage  für  den 
zwischen  der  Hagelversicherung»  -  Gesellschaft  und  dem  Versicherten  abzu- 
schließenden Versicherungs-Vertrag ,  indem  sie  die  Rechte  und  Pflichten 
beider  Teile  präcisicren.  Bei  Gegenseitigkeit«*- Anstalten  sind  ausserdem  ver- 
schiedene Obliegenheiten  des  Versicherten  durch  das  Statut  festgesetzt.  Inso- 
fern besteht  ein  Unterschied  zwischen  Aktien-  und  Gegenseitigkeibs-Inslitutcn. 
Das  Statut  der  ersteren  bestimmt  die  Pflichten  und  Rechte  der  Unternehmer, 
der  Aktionäre,  ist  also  im  Allgemeinen  für  den  Versicherung  nehmenden 
Landwirt  belanglos,  den  nur  die  Versicherungs-Bedingungen  der  Aktien-Institute 
interessieren.  Anders  bei  den  Gegenseitigkeits-Gesellschaften,  bei  denen  die 
versicherten  Mitglieder  zugleich  die  Unternehmer  sind,  infolge  dessen  neben 
den  Versicherungs-Bedingungen  auch  die  Gesellschafls-Statuten  für  sie  von 
Bedeutung  sind  und  ihre  Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschaft  gegenüber 
regeln.  Zu  den  allgemeinen  Versicherung»- Bedingungen  treten  für  den  Ah- 
se hl  uss  fortlaufender  und  mehrjähriger  Versicherungen  (s.  d.)  noch 
besondere  Bestimmungen.  Eine  genaue  Kenntnis  der  Versieherungs  -Beding- 
ungen ist  für  den  Versicherten  unbedingt  notwendig,  weshalb  auf  den  Formu- 
laren für  die  Beitritts-Erklärung  sowie  auf  den  Polizen  die  allgemeinen  Be- 
dingungen, auf  jenen  Drucksorten,  welche  sich  auf  fortlaufende  oder  mehrjährige 
Versieherungen  beziehen,  auch  die  für  diese  massgebenden  Bestimmungen 
dem  ausführlichen  Wortlaut  nach  enthalten  sein  müssen. 

Die  allgemeinen  Versicherungs  -  Bedingungen  enthalten  die  Bestimmungen 
über  die  Grundlagen  der  Versicherung,  die  Obliegenheiten  und 
Rechte  des  Versicherten,  die  Schaden  -  Feststellung ,  die  Aus- 
zahlung der  Entschädigung  und  den  Gerichtsstand. 

In  den  Grundlagen  der  Versicherung  sind  die  allgemeinen  Grund- 
sätze enthalten,  welche  für  den  Versicherungsvertrag  massgebend  sind,  vor 
allem  die  Bestimmung,  dass  die.  Gesellschaft  nur  gegen  jenen  Schaden  ver- 
sichert, welcher  nachweislich  durch  Hagelschlag  an  den  Bodenerzeug- 
nissen verursacht  wird.  Dieselbe  ist  aus  dem  Grunde  sehr  wichtig,  weil  durch 
zahlreiche  andere  Ursachen,  wie  Elementargewalten  (Wind.  Regen,  Schnee, 
Kälte) ,  tierische  und  pflanzliehe  Feinde  u.  s.  w.  Beschädigungen  an  den 
Kulturpflanzen  herbeigeführt  werden,  welche  zum  Teile  eine  gewisse  Aehnlich- 
keit  mit  den  durch  Ilagelschlag  verursachten  haben  und  oft  auch  zugleich  mit 
diesen  die  Entwiekelung  der  Bodenerzeugnisse  beeinträchtigen  und  die  Ernte 
schmälern. 

Weitere  Grundlagen  der  Bestimmungen  der  allgemeinen  Versicherungs- 
Bedingungen  betreffen  folgende  Punkte : 

Grenze  der  Ersatz  Verpflichtung.  Solange  ein  gesellschaftlicher  Be- 
trieb der  Hagelversicherung  besteht,  war  auch  die  Bestimmung  massgebend, 
dass  der  durch  Hagelschlag  verursachte  Schaden,  um  ersatzfähig  zu  sein,  eine 
bestimmte  Höhe,  einen  bestimmten  Prozentsatz  des  auf  dem  Felde  stehenden 
Erntewertes  erreichen  müsse.  Als  diese  Einrichtung  getroffen  wurde,  mag 
man  einerseits  von  der  Absieht  geleitel  gewesen  sein ,  unbedeutende  Ernte- 
Verluste,   welche   für  den   Landwirt  nicht  Versicherungszweck   sein  können, 
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deren  Abschätzung  aber  unverhältnissmässig  hohe  Unkosten  verursaehl,  von  der 
Versicherung  auszusehliessen.  Andererseits  hat  man  auch  geglaubt,  der  Schwierig- 
keit,  ja  Unmöglichkeit  Rechnung  tragen  zu  müssen,  ganz  geringfügige  Be- 
schädigungen der  Gewächse  durch  Hagelschlag  auch  nur  einigermassen  genau 
abzuschätzen.  Lange  Jahre  hindurch  musste  bei  fast  allen  Hagelversicherungs- 
Gescllschaften  der  Verlust  einem  Zwölftel  des  gesamten  Ertrages  einer 
Feldabteilung  oder  der  ganzen  versicherten  Fläche  gleich  kommen, 
tun  einen  Ersatzanspruch  zu  entrieren.  Es  lag  dieser  harten  Bestimmung 
augenscheinlich  die  Absicht  zu  Grunde,  zu  Gunsten  der  Gesellsehaflskassc 
solche  Verluste  nicht  zu  vergüten,  welche  nicht  im  Gehlbetrage  eine 
gewisse  Höhe  erreichen.  Wenn  z.  D.  von  einer  versicherten  Fläche  von 
100  Hektar  G  Hektar  völlig  verhagelten,  so  wurde  nach  dieser  Bestimmung 
der  Schaden,  da  er  einem  Zwölftel  des  Gesamtertrages  nicht  gleich  kam, 
nicht  ersetzt,  obwohl  von  einer  Schwierigkeit  oder  Unmöglichkeit  der 
Schätzung  des  Verlustes  wegen  zu  geringfügiger  Beschädigung  hier  naturlich 
nicht  die  Hede  sein  konnte. 

Dass  ein  solches  Verfahren  nicht  im  Interesse  der  Versicherten  lag, 
leuchtet  ein.  Es  haben  daher  auch  die  verschiedenen  Gegenseitigkeits-Gesell- 
schaften  allmählich,  dem  dringenden  Wunsche  ihrer  Mitglieder  nachgebend, 
die  Bestimmung  über  die  Grenze  der  Ersatzfähigkeit  dahin  abgeändert,  dass 
es  den  Versicherten  gestattet  sein  sollte,  grössere  Felder  in  Abteilungen  zu 
zerlegen  und  diese  letzteren  getrennt  zu  deklarieren,  in  welchem  Falle  dann 
das  Zwölftel  von  jeder  Abteilung  gelten  sollte.  Es  war  aber  immer  noch 
Bedingung,  dass  ein  bestimmter  Bruchteil  des  Ertrages  der  versicherten 
Fläche  (nicht  der  vom  Hagel  betroffenen  Fläche)  durch  den  Hagel  ver- 
nichtet sein  musste,  wenn  ein  Anspruch  auf  Ersatz  geltend  gemacht  werden 
konnte.  Diese  Bestimmung  galt  zu  Anfang  der  Siebziger  Jahre  noch  hei 
vielen  älteren  Gegenseitigkeits-Gesellschaften,  heutzutage  ist  sie  von  allen  An- 
stalten fallen  gelassen  worden. 

Einen  wesentlichen  Einfluss  zu  Gunsten  der  Versicherung  nehmenden 
Landwirte  haben  die  in  die  fünfziger  Jahre  fallende  Gründung  der  grossen 
Hagelversicherungs-Aktien-Gesellschaften  ausgeübt  (vergl.  den  Artikel  « Hagel- 
versicherung »),  indem  diese  mit  bedeutenden  Kapitalien  ausgestatteten  An- 
stalten von  vornhinein  auf  den  Vorteil,  Schäden  unter  einem  bestimmten 
Prozentsatz  der  Versicherungssumme  eines  Grundstückes  nicht  zu  entschä- 
digen, verzichteten,  und  von  Anfang  an  den  Grundsatz  aufstellten :  « Der 
weniger  als  ein  Zwölftel  des  zu  erntenden  Ertrages  betragende  Schaden  an 
Feldfrüehten  eines  vom  Hagel  betroffenen  Feldes  oder  eines  Teiles  des- 
selben ist  nicht  ersatzfähig. »  Diese  Bestimmung,  dass  auch  von  einem 
beliebig  grossen  Teile  eines  Feldes  »wenn  dieses  nicht  ganz  vom 
Hagel  betroffen  wurde),  der  mehr  als  einen  gewissen  Bruchteil  oder  mehr 
als  eine  gewisse  Anzahl  von  Prozenten  betragenden  Schaden  vergütet  werden 
soll,  ist  heutigen  Tages  auch  von  allen  deutschen  Gegenseitigkeits-Gesell- 
schaften in  gleicher  oder  etwas  veränderter  Weise  angenommen. 

Darnach  handelt  es  sich  jetzt  also  nicht  darum,  welcher  Bruchteil  des 
Ertrages  eines  Grundstückes,  sondern  wie  viel  Prozente  des  Ertrages  der  vom 
Hagel  betroffenen  Fläche  vernichtet  sind.  Es  kommt  nur  auf  die  In- 
tensität der  Beschädigung,  nicht  auf  die  Grösse  der  Fläche  an. 

Bezüglich  der  prozentualen  Grösse  des  Schadens,  von  welcher  ah  Ersatz 
geleistet  wird,  also  hinsichtlich  der  «Grenze  der  Krsalzverpflichtung  »  oder 
«Entschädigungsgrenze»  weichen  die  Bestimmungen  der  einzelnen  Gesell- 
schaften allerdings  etwas  von  einander  ab.  Die  sämtlichen  Aktien-Gesellschaften, 
die  Schwedter,  Greifswalder,  Neubrandenburger,  Oderbrucher,  der  Ostdeutsche 
Verband  haben  hezw.  S°/0  als  Grenze  der  Ersatzverpllichtung  festgesetzt. 
Andere  Gesellschaften,  wie  die  Leipziger.  Borussia,  Preussische  zahlen  schon 
Schäden,  welche  '/,.  resp.  bei  der  Norddeutschen  und  Hannover  -  Braun- 
schweigischen 6%  der  betroffenen  Früchte  betrafen.    Die  Allgemeine  Deutsche 
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ersetzt  schon  '/«„  der  Frucht.  Die  Patria  und  die  Hagelversicherungsbank 
hat  '/,„  der  Entschädigungsgrenzc  angenommen. 

Viele  Gesellschaften  haben  ausserdem  die  Bestimmung  getroffen,  dass 
gegen  einen  bestimmten  Prämien-Rabatt  (s.  d.)  die  Grenze  der  Ersnlzfähigkcit 
um  mehrere  Prozente  nach  oben  verrückt  wird,  sodass  z.  B.  alle  weniger 
als  20 0/0  =  betragenden  Schäden  unvergütet  bleiben  und  von  den  Ver- 
sicherten in  Selbst  Versicherung  (s.  d.)  genommen  werden,  wofür  ein  gewisser 
Teil  der  Prämie  erlassen  wird.  So  gewährt  z.  B.  die  Leipziger  bei  der  Ver- 
rückung der  Ersatzgrenze  von  '/,,  auf  '/  einen  Rabatt  von  20°/0  der  Vor- 
prämie ,  die  Norddeutsche  bei  Vcrzichtleistung  auf  Entschädigungsansprüche 
unter  12°/,,  ebenfalls  20u/„  der  Vorprämie;  die  Greifswalder  gewährt  bei 
der   Verrückung  der   Ersatzgrenze   von  auf  xj%  sogar  25  "/„  Rabatt  auf 

die  ganze  erst  im  Herbst  zur  Einziehung  gelangende  Prämie.  (Vergl.  hierüber 
auch  den  Artikel  «  Prämienwescn »). 

Die  Entschädigungsgrenzc  von  •/,,  bezw.  8°/„  hat  von  jeher  am  meisten 
Anklang  gefunden  und  es  hat  sich  in  der  langjährigen  Praxis  bei  den  Hagel- 
taxatoren  eine  gewisse  Sicherheit  herausgebildet,  den  Verlust  von  einem 
Zwölftel  bei  den  verschiedenen  Bodenerzeugnissen  in  den  einzelnen  Vege- 
tationsperioden nach  mancherlei  Merkmalen  zu  erkennen.  Immerhin  ist  die 
Taxe,  wenn  es  sich  um  so  geringfügige  Beschädigungen  der  Pflanzen  handelt, 
mehr  oder  weniger  eine  Gefühlssache. 

Ob  die  Entschädigungsgrenze  bei  '/u  oder  */»  resp.  bei  8  oder  G  °/0 
liegt ,  das  ist  für  die  Anwendung  in  der  Praxis  ziemlich  belanglos ,  eine 
wohlwollende  Handhabung  vorausgesetzt.  Denn  wenn  einerseits  vielleicht 
mancher  Schaden,  wenn  '/l4  die  Entschädigungsgrenze  bildet,  abgewiesen 
wird,  den  der  Taxator  einer  Gesellschaft,  deren  Ersatzpllicht  mit  beginnt, 
noch  als  ersatzfällig  anerkannt  hätte,  s<>  werden  andererseits  gewiss  viele 
Schäden  als  */ls  angesprochen,  die  von  den  Schätzern  der  anderen  Anstalten 
noch  auf  '/.<  taxiert  worden  wären,  da  es  gar  nicht  möglich  ist,  in  der 
Praxis  bei  der  Abschätzung  von  Hagelschäden  geringe  Unterschiede,  wie  z.  B. 
von  2—  J"/0  festzustellen. 

Die  Entschädigungsgrenze  von  '/,,  oder  6%  erscheint  jedenfalls  als  die 
Aeusserste,  auf  die  die  Gesellschaften  in  ihrem  und  der  Gesamtheit  ihrer  Mit- 
glieder Interesse  herabgehen  dürfen.  Eine  weitere  Ausdehnung  der  Ersatz- 
fähigkeit auf  V-o  0(l°r  5°  o  oder  gar  noch  weiter,  würde  den  Oucrulanlen,  welche 
nach  jedem  leichten  Hagelwetter  einen  Schaden  an  ihren  ganz  unversehrten 
Früchten  anmelden,  Thür  und  Thor  öffnen,  den  Gesellschaften  mit  der  Be- 
sichtigung solcher  gar  nicht  vorhandenen  Schäden  eine  Menge  Kosten  aufladen 
und  den  sicheren  Gang  des  Geschäftes  ernstlich  gefährden 

Die  Entschädigungsgrenze  von  V„  oder  '/,.  entspricht  jedenfalls  den  In- 
teressen der  Gesellschaften  und  der  Versicherten  am  meisten. 

Ueber  die  Beurteilung  der  Beschränkung  der  Ersatzverpfliehlung  vom 
Standpunkte  einer  rationellen  Prämien-Politik  soll  in  der  Abhandlung  «Prämien- 
wesen» noch  speziell  gesprochen  werden.  Hier  sei  nur  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  eine  Verrückung  der  Entsehädigungsgrenze  etwa  bis  gegen  erhebliche 
Prämienrabatte  für  zahlreiche  Versicherte  einer  Gegenseiligkeits-Gesellschaft 
bedenklich  ist.  Einzelne  Gegenden  leiden  im  Allgemeinen  mehr  von  schweren, 
andere  mehr  von  leichten  Schäden.  Es  folgt  daraus,  dass  die  Versicherten  der 
Gegenden  mit  leichten  Schäden,  sofern  sie  mit  einer  Beschränkung  der  Ersatz- 
pflicht bis  zu  20°/n  versichert  haben,  wozu  der  Prämien-Erla-ss  einen  ziemlich 
starken  Anreiz  bildet,  oft  ganz  von  der  Entschädigung  ausgeschlossen  bleiben, 
aber  doch  die  schweren  Schäden  anderer  Gegenden  mitbezahlen  müssen.  Die 
Prämien-Ermässigung  bietet  daher  für  den  Verzicht  auf  alle  Schäden  von  weniger 
als  einem  bestimmten  Proeenlsatze  den  Versicherten  der  Gcgenseiligkeits-Ge- 
sellschaften  in  vielen  Fällen  kein  Aequivalcnt.  Das  ist  nur  bei  den  festen, 
einen  Nachschuss  ausschliessenden  Prämien  der  Aktien-Gesellschaften  der  Fall. 
Es  sei  noch  bemerkt,  dass  sieh  die  Ersatzverpflichtung  der  Gesellschaften  bei 
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Weintrauben  sowie  bei  Hackfrüchten  nur  auf  die  Quantität,  nicht  auf  die 
Qualität  erstreckt. 

Stroh  Versicherung.  —  Am  Ende  der  Sechziger  .lahrc  dieses  Jahr- 
hunderts bestand  bei  den  meisten  deutschen  Hagelvcrsicherungs-Gesellschaflen 
die  Bestimmung,  dass  das  Stroh  mit  den  Körnern  versichert  werden  musste, 
die  Strohversieherung  war  also  obligatorisch,  (iegenwärtig  hat  dagegen  die 
Mehrzahl  der  Gesellschaften  die  fakultative  Strohversicherung  eingeführt,  und 
die  Berechtigung  der  Landwirte,  das  Stroh  von  der  Versicherung  auszuschließen 
(Strohausschluss)  zum  Grundsatz  erhoben. 

Es  ist  eine  durch  alte  Erfahrung  erhärtete  Thatsache,  dass  die  Körner 
in  der  Regel  in  höherem  Masse  durch  einen  Hagelschlag  beschädigt  werden, 
als  das  Stroh,  sodass  oft  ein  Hagelfall  an  den  Körnern  einen  nicht  uner- 
heblichen Schaden  verursacht,  während  das  Stroh,  resp.  die  Halme  so  gut 
wie  unverletzt  bleiben.  Diese  Beobachtung  liess  in  den  Landwirten  den 
Wunsch  entstehen,  den  Strohwert  selbst  in  Deckung  zu  nehmen,  um  infolge 
der  dadurch  bewirkten  Verminderung  der  Versicherungs-Summe  an  Prämien 
zu  sparen. 

Dieser  Ausschluss  des  Strohes  von  der  Versicherung  ist  jedoch  nicht 
als  rationell  zu  bezeichnen,  da  derselbe  auf  eine  Teilversicherung  hinaus- 
läuft, während  der  Landwirt,  namentlich  bei  Frühschäden,  oft  einen  totalen 
Strohverlust  erleidet,  und  sich  dann  in  der  üblen  Lage  befindet,  einen  für 
die  Wirtschaft  unentbehrlichen  Bestandteil  der  Ernte  nicht  entschädigt  zu 
bekommen.  Der  Strohausschluss  liegt  auch  nicht  im  Interesse  der  Hagel- 
vcrsicherungs-Gesellschaften,  denn  dieses  erfordert,  wenn  dauernd  auf  die 
Zufriedenheit  der  Versicherten  gerechnet  werden  soll  ,  unbedingt  stets 
volle  Entschädigung  zu  gewähren.  Bei  Strohausschluss  findet  aber  nur  eine 
teilweise  Schadenvergütung  statt. 

Die  meisten  Gesellschaften  haben  aber  trotzdem  dem  Drängen  der  Ver- 
sicherten nachgegeben  und  den  Strohausschluss  gegen  einen  bestimmten  Zu- 
schlag zur  Körnerprämie  zugelassen. 

Der  bisherige  Prämienbedarf  beruhte  nämlich  auf  einer  Versicherung 
sämtlicher  wirtschaftlich  nutzbarer  Teile  der  Feldfrüchte,  also 
im  Wesentlichen  der  Körner  und  des  Strohes.  Daher  konnten  die  Gesell- 
schaften die  in  in  höherem  Grade  gefährdeten  Körner  allein  nicht  zu  den 
bisherigen  Prämien  in  Deckung  nehmen,  sie  mussten  vielmehr  bei  aus- 
schliesslicher Versicherung  für  Körner  die  hierfür  zu  zahlende  Prämie  durch 
einen  Zuschlag  erhöhen.  Dieser  Zuschlag  ist  bei  den  einzelnen  Gesellschaften 
verschieden  hoch  bemessen,  beruht  aber  im  Allgemeinen  auf  der  Thatsache, 
dass  das  Stroh  im  Verhältnis  zu  dem  Körnerwerthe  durchschnittlich  bei 
Weizen,  Roggen  und  Hülsenfrüchten  einen  etwas  höheren  Werth  repräsen- 
lirt,  wie  bei  Gerste,  Hafer,  Buchweizen,  Mais  etc.,  und  einen  erheblich 
höheren  wie  bei  den  Oelfrüchten,  den  zur  Samengewinnung  gebauten  Gräsern 
und  Fulterkräutern  etc.  (vergl.  weiter  unten :  «  Strohwerl  ».)  Manche  Gesell- 
schaften tragen  dem  etwas  verschiedenen  Werte  des  Getreidestrohes  in  der 
Bemessung  des  Zuschlages  für  Strohausschluss  jedoch  keine  Rechnung,  son- 
dern versichern  Getreidekorn  allein  mit  einer  Prämienerhöhung  von  30%, 
bezw.  7io  ('er  Prämie,  Oelfrüchte  bei  Strohausschluss  mit  einem  Zuschlage 
von  10  7„. 

Die  «Ceres»  macht  überhaupt  keinen  Unterschied  zwischen  den  ein- 
zelnen Fruchtgatlungen ,  sondern  versichert  bei  Strohausschluss  nur  gegen 
25%  Prämien-Zuschlag.  Die  Neubrandenburger  erhebt  bei  Getreide  einen 
Zuschlag  von  10%,  hei  Oelfrüchten  von  5%.  Bei  den  anderen  Gesell- 
schaften beträgt  der  Zuschlag  bei  Wintergetreide  in  der  Hegel  25—30%,.  bei 
Sommergetreide  20  —  25 %  und  bei  Oelfrüchten  10%.  Bei  einigen  Gesell- 
schalten ist  die  Strohversicherung  auch  z.  Z.  noch  obligatorisch,  Strohaus- 
schluss also  nicht  zulässig,  und  bei  einer  Gesellschaft  (dem  Schleswig-Holst.- 
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Lauenburgischen  Hagel  Versicherung»-  Verein)  ist  die  al  leinig  e  Körnerversicherung 
obligatorisch  und  Strohversicherung  nicht  gestattet. 

Der  Strohausschluss  muss  im  Versicherung«- Antrage  besonders  ausbe- 
dungen werden,  da,  wenn  eine  derartige  Erklärung  fehlt,  das  Stroh  bei  allen 
Gesellschaften  als  mitversichert  gilt.  In  neuerer  Zeit  kommen  übrigens  die 
Landwirte  im  Allgemeinen  vom  Strohausschlusse  wieder  mehr  zurück. 

Bei  der  <  Norddeutschen »  ist  es  auch  gestattet ,  das  Stroh  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen  zu  höheren  als  den  gewöhnlichen  Prozentsätzen  zu 
versiehern,  demgemäss  bei  der  Schaden-Abschätzung  Rücksicht  auf  spezielle 
Verwerthungszweckc  genommen  wird;  tür  diese  Versicherungsform  wird  ein 
Zuschlag  von  10%  der  Prämie  erhoben. 

Strohwerth.  (Verteilung  der  Versicherungs-Summe  auf  die 
einzelnen  wirtschaftlich  nutzbaren  Teile  der  Kulturpflanzen.) 
Der  relative  Slrohwerth,  resp.  das  Verhältnis  zwischen  Korn  und  Stroh,  wird 
von  den  einzelnen  Gesellschaften  etwas  verschieden  angenommen.  Die  be- 
züglichen Differenzen  bewegen  sich  aber  in  sehr  engen  Grenzen.  Bei  der  die 
Regel  bildenden  gemeinschaftlichen  Versicherung  von  Korn  und  Stroh  werden 
im  Allgemeinen  auf  das  Letztere,  bezw.  auf  die  Stengel  von  der  auf  die  be- 
treffende Frucht  entfallenden  Versicherungs-Summe  gerechnet : 

bei  Weizen,  Roggen,  Schoten-  und  Hülsenfrüchten  25— 33°/0? 

bei  Gerste,  Hafer,  Ruchweizen,  Hirse,  Mais,  25%; 

bei  Oelfrüchten,  zur  Samengewinnung  gebauten  Gräser-  u.  Futterkrftutern  10°/0- 

Analog  gelten  bei  den  andern  Ackergewächsen,  von  denen  die  einzelnen 
Teile  einen  verschiedenen  Wert  haben,  folgende  Bestimmungen: 

bis  Taback   werden   10%   der   Versicherungs-Summe   für    das  Sandgut, 
50%  für  das  Erdgut  und  4ü°/0  für  das  Bestgut  gerechnet; 

bei   Flachs  und   Hanf   gelten    GC%— 70%  der  Versicherungs-Summe 
für  den  Bast  und  30— 33%%  für  den  Samen. 

Uebe rversi che rung  und  Ertrags-Reduktion.  —  Es  besteht  wohl 
in  allen  Kullurstaaten,  in  denen  das  Versicherungswesen  eine  legislatorische 
Rehandlung  erfahren  hat,  die  Bestimmung,  dass  die  Güterversicherung,  zu 
der  die  Hagelversicherung  gehört,  nicht  zu  einem  Gewinne  führen, 
sondern  nur  den  wirklichen  Schaden  ersetzen  soll.  Eine  absichtliche 
Ueberversicherung,  die  entweder  durch  zu  hohe  Deklaration  des  Versiche- 
rungswertes oder  durch  glcichzeitigeVersichcrung  desselben  Risikos  bei  verschiedenen 
Anstalten  zur  Erlangung  des  mehrfachen  Schadenbetrages  (Doppel Ver- 
sicherung) herbeigeführt  werden  kann,  ist  gesetzlich  verboten  und,  wenn 
die  betrügerische  Absicht  nachgewiesen  ist,  strafbar. 

Gegen  die  Doppelversicherung  haben  alle  Gesellschaften  einen  Paragra- 
phen in  die  Versicherungs-Bedingungen  aufgenommen,  demzufolge  eine  solche 
verboten  ist  und  den  Verlust   der  Schaden-Ersatz-Ansprüche    auf  sich  zieht. 

Dem  Grundsatz  folgend,  dass  die  Versicherung  nur  den  wirklichen  Scha- 
den ersetzen  soll,  haben  die  meisten  Ilagelversicherungs-Gesellschaften  ihren 
Versicherungs-Bedingungen  Bestimmungen  einverleibt ,  welche  etwa  folgenden 
Inhalt  haben : 

Die  Versicherung  soll  zu  keinem  Gewinne  führen,  sondern  nur  zum 
Ersatz  des  lediglich  durch  Hagelschlag  entstandenen  Verlustes  an  den  ver- 
sicherten Bodenerzeugnissen.  Es  kann  demnach  kein  grösserer  Ertrag 
vergütet  werden,  als  falls  ein  HageUehlag  nicht  stattgefunden 
hatte,  erzielt  worden  wäre. 

Hiermit  ist  also  ausgedrückt,  dass,  im  Falle  einer  Schadenregulirung  festgestellt 
wird,  dass  der  wirklich  vorhandene  Ertrag  hinler  dem  deklarirten  Ertrage  zu- 
rückbleibt, der  letztere  entsprechend  reducirt  wird.  (Ertrags-Reduktion.) 

Die  Frage,  ob  die  Ertrags-Reduktion  gerechtfertigt  ist  oder  nicht, 
ist  eine  viel  umstrittene ;  namentlich  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  finden 
sich  zahlreiche  Gegner  des  Reduktions-Principes.  Bei  vorurtheilsfreier  Be- 
trachtung muss  dasselbe  jedoch  als  ein  durchaus  richtiges  anerkannt  werden. 
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Wenn  auch  der  Hagelschlag  nicht  wie  der  Feuerschade  durch  Leicht- 
sinn oder  absichtlich  herbeigeführt  werden  kann,  sodass  in  dieser  Hinsicht 
eine  Notwendigkeit,  einer  Uebcrversieherung  vorzubeugen,  nicht  vorliegt,  so 
erseheint  dies  doch  aus  anderen  gewichtigen  (1  runden  nothwendig. 

Zunächst  erfordert    der  Grundsatz   einer  gerechten  Verteilung  der 
Lasten   der  Mitglieder  einer   Hagelvcrsicherungs-Gescllsehaft,  dass  Niemand 
aus  einem  Hagelschaden  einen  Gewinn   erzielen  darf.  Denn   das    in  solcher 
Art  verausgabte  Plus  rnüsstc  doch  in   irgend  einer   anderen   Weise  gedeckt 
werden,  und  zwar,    da   eine   andere  Quelle  nicht  zur  Verfügung  steht,  aus 
der  Geldkasse  der  Gesamtheit  der  Versicherten.  Wenn  man  demnach  verhüten  will, 
und  das  muss  man,  dass  die  Prämienlcislungen  der  nicht  betroffenen  Versicherten 
infolge  übermässig  hoher    Schadenvergütungen   an  die  Kalamitosen   eine  un- 
gerechtfertigte Höhe  erreichen,   so  ist  es  eine  unerläßliche  Bedingung,  jeden 
Schaden  genau  nach  seinem  wahren  Werte  festzustellen ,  mithin ,  wie  es  die 
Bestimmungen  fast   aller  Gesellschaften    vorschreiben,   zu   ermitteln,  welcher 
Ertrag  ohne  Hagelschlag  zu  erwarten  gewesen  wäre,   und   der  wievielste 
Teil  dieses  zu  erwartenden  Ertrages  durch  den  Ilagel  vernichtet  worden  ist. 
Wollte  man  davon  Abstand  nehmen,   den  ohne  Hagelschlag   zu  erwarten  ge- 
wesenen Ertrag  zu  schätzen,  vielmehr  die  Entschädigung   nur  nach  Massgabe 
der  versicherten  Erträge  festsetzen,   so  hiesse  das,   selbst  für  den  Fall, 
dass  der  zu  erwartende  Ertrag    bei  der  Deklaration   im  Frühjahr  richtig  an- 
gegeben worden  wäre,  dem  betroffenen  Versicherten   nicht   blos  den  Hagel- 
schadenersatz, sondern  den  vollen  durchschnittlichen  Jahresertrag  zu 
garantieren,  auch  wenn  der  Anfangs  zu  erhoffende  Ertrag  späterhin  infolge 
mangelhafter  PHege  oder  durch  schädliche  Elementar-  oder  andere  Einflüsse 
ganz  oder  teilweise  zu  Grunde  gegangen  wäre. 

Man  würde  ferner  dadurch  der  Spekulation  auf  einen  gewinnbringenden 
Hagelschlag  Thür  und  Thor  öffnen  und  gewissenlose  Landwirte  geradezu  zu 
einer  aus  Habsucht  resultirenden  absichtlichen  Uebcrversieherung  anreizen,  na- 
mentlich in  Feldmarken,  welche  nahezu  in  jedem  Jahre  Hagel-  und  auch  Frost- 
schaden haben.  (Hagel-Piratentum !)  Es  stehen  daher  dem  Schadenersatze 
nach  Massgabe  der  Versicherungs-Summe  auch  in  moralischer  Hinsicht  gerechte 
und  wichtige  Bedenken  entgegen. 

Aber  auch  die  rechnerische  Seite  der  Frage  spricht  entschieden  dagegen. 
Sobald  die  Gesellschaften  den  Grundsatz  aufstellen,  im  Falle  eines  Hagelschadens 
vollen  Ersatz  nach  Massgabe  der  deklarirten  Summe  zu  gewähren,  würden  sie 
mit  den  bisherigen  Beiträgen  nicht  auskommen  können,  da  deren  Höhe 
nur  nach  der  alleinigen  Hagelgefahr  berechnet  ist.  Zu  den  Beiträgen  für 
Hagelschaden  müsste  noch  ein  solcher  für  die  Gefahren  erhoben  werden,  welche 
die  Pflanzen  in  Gestalt  von  Frost,  Dürre,  Insektenfrass  etc.  bedrohen. 

Wie  gross  und  zahlreich  die  durch  andere  als  durch  Hagelschlag  verur- 
sachten Beschädigungen  der  Kulturpflanzen  sind,  das  geht  aus  folgenden, 
vom  preußischen  Statistischen  Bureau  veröffentlichten  Untersuchungsergebnissen 
hervor.  Innerhalb  eines  Zeitraums  von  fünf  aufeinanderfolgenden  Jahren  sind 
von  insgesamt  55  004  Erhebungsbezirken  in  ihrem  Ernteertrage,  sei  es  durch 
Elementar-  und  Witterungsschäden  imit  Ausnahme  von  Wolkenbrüchen  und 
Deberschwemmungen,  oder  inclusive  Hagelschlägen),  sei  es  durch  Pflanzenkrank- 
heiten oder  schädliche  Tiere  mehr  oder  weniger  durchschnittlich  pro  Jahr 
geschädigt  worden  2 '»52*2  Erhcbungsbc/.irken.  d.  s.  ca.  Wft  Procent  der  Ge- 
samtzahl der  Erhebungsbezirken. 

Speziell  durch  Hagel  verloren  in  demselben  Zeitraum  von  sämtlichen 
Erhebungsbezirken  durchschnittlich  'i8iS  einen  Teil  ihrer  Ernte,  d.  s.  ca.  8'/4 
Procent  der  Gesamtzahl  oder  ca.  20  Procent  jener  Anzahl  von  Erhebungsbe- 
zirken,  welche  überhaupt  durch  irgend  eine  erkennbare  Ursache  eine  Schmälc- 
rung  ihres  Ernteertrages  erfahren  huben. 

Diese  Zahlen  lassen  allerdings  noch  keinen  Schluss  auf  den  Werthbe- 
trag tier  durch   diese  Beschädigungen  verursachten  Verluste  ziehen,  sie  ge- 
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währen  aber  doch  ein  allgemeines  Bild  von  der  Ausdehnung  der  alljährlich 
eintretenden  Emtevermindcrungen  infolge  schädlicher  äusserer  Einflüsse. 

Da  die  Zahl  der  überhaupt  in  irgend  einer  Weise  geschädigten  Erhebungs- 
bezirke circa  fünfmal  grösser  ist  als  die  Zahl  der  vom  Hagel  betroffenen,  so 
lässt  sich  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  annehmen,  dass  zahlreiche  Felder, 
welche  einen  Hagelsehaden  erleiden,  schon  vor  denselben  durch  irgend  eine 
Ursache  eine  Einbusse  an  ihrem  Fruchtbestand  erlitten  haben  werden.  Die  Un- 
möglichkeit für  die  Hagclversieherungs-Gesellschaften,  alle  die  vorangegangenen 
anderweitigen  Beschädigungen  gegen  die  alleinige  Hagelprämie  zu  vergüten, 
liegt  wohl  ohne  Weiteres  auf  der  Hand.  In  Wirklichkeit  werden  ohnedies 
schon  sehr  oft  solche  Beschädigungen,  welche  nicht  vom  Hagel  herrühren, 
bei  der  Regulirung  der  Hagelschäden  mitbezahlt,  weil  es  häufig  dem  die  Taxa- 
tion vornehmenden  Vertreter  der  Gesellschaft  nicht  möglich  ist,  namentlich  nach 
einem  sehr  schwerem  Hagelschlage,  zu  konslatiren,  ob  und  eventuell  in  welchem 
Grade  schon  vorher  andere  Einflüsse  eine  Beeinträchtigung  des  zu  erwartenden 
Ertrages  bewirkt  hatten.  Zweifellos  werden  demnach  alljährlich  grosse  Summen 
von  den  Hagelversicherungs-Gesellschaften  für  solche  Beschädigungen  vergütet, 
welche  nicht  vom  Hagel  herrühren. 

Den  Ersatz  aller  irgendwelcher  Beschädigungen  an  den  Kulturpflanzen  aber 
zum  Grundsatze  erheben ,  das  Heduktions  -  Princip  also  fallen  zu  lassen, 
das  würde  eine  völlige  und  höchst  nachteilige  Umwälzung  in  der  Hagelver- 
sicherung zur  Folge  haben  und  diese  auf  eine  ganz  andere,  als  die  bisherige, 
und  zwar  eine  durchaus  unsichere  Basis  stellen. 

Das  von  den  allermeisten  Hagelversicherung*!  -  Gesellchaften  aufrecht- 
erhaltene Prinzip,  die  Entschädigung  nur  nach  Slassgabe  des  ohne  Hagel- 
schlag zu  erwarten  gewesenen  Ertrages,  nicht  nach  dem  deklarierten  Ertrage 
zu  gewähren,  muss  demnach  als  durchaus  gerechtfertigt  anerkannt  werden. 
(Ueber  die  Frage  der  Prämien -Rückerstattung  bei  der  Ertrags  Reduktion 
wird  in  der  Abhandlung:  « Prämien wesen  in  der  Hagelversicherung» 
gesprochen  werden.) 

Wenn  trotz  der  vorgenannten  stichhaltigen  Gründe  für  die  Reduktion 
eines  zu  hoch  deklarierten  Ertrages  auf  den  vor  dem  Hagelschlage  wirklich 
zu  erwarten  gewesenen  Ertrag  einige  Gesellschaften  das  sogenannte  «Nicht- 
reduktions- Prinzip  »  angenommen  haben,  so  ist  damit  noch  nicht  gesagt, 
dass  nicht  diese  Gesellschaften  in  Wirklichkeit  doch  reduzieren  und  nur  einen 
anderen  Weg  dabei  einschlagen.  In  der  Hauptsache  bildet  dieses  Nicht- 
Reduktions-Prinzip  nur  ein  Agitationsmittel  zur  Anwerbung  von  neuen  Mit- 
gliedern, welche  glauben,  dass  dieses  ihnen  besondere  Vorteile  bringt. 

Dies  ist  aber  nicht  der  Fall,  vielmehr  ist  das  Resultat  der  Schaden- 
Abschätzung  in  der  Praxis  ziemlich  das  gleiche,  ob  die  Gesellschaft  prinzipiell 
reduziert  oder  nicht.  Die  «  Norddeutsche  Hagelversicherungs  -  Gesellschaft » 
steht  z.  ß.  auf  dem  Boden  des  Xicht-Reduktions-Prinzipes.  §  4»  ihrer  Ver- 
sicherungs-Bedingungen lautet:  «Bei  der  Abschätzung  des  Hagelschadens  sind 
die  im  Versicherungs- Antrage  enthaltenen  Sätze  für  die  einzelnen  Positionen 
allein  massgebend.  » 

Wenn  man  darnach  annehmen  würde,  dass  die  Norddeutsche  im  Falle 
eines  Hagelschadens  wirklich  auch  alle  jene  Beschädigungen,  welche  auf 
andere  Ursachen,  wie  Dürre.  Mäusefrass,  Wind  u.  s.  w.  zunickzuführen  sind, 
vergütet ,  so  würde  man  fehlgehen ,  denn  in  der  zu  den  allgemeinen  Ver- 
sicherungs-Bedingungen  herausgegebenen  Deklaration  heisst  es :  t  Der  §  44 
besagt  zunächst,  dass  nur  der  durch  Hagelschlag  entstandene  Schaden 
abgeschätzt  werden  soll.  Unzweifelhaft  darf  also  ein  durch  andere  Ursachen 
an  den  versicherten  Feldfrüchten  verursachter  Schaden  nicht  als  Hagel- 
schaden angesehen  und  als  solcher  abgeschätzt  werden.  Der  §  <H  besagt 
ferner  auch,  dass  hei  der  Abschätzung  des  Hagelschadens  die  in  dem  Ver- 
sicherungs-Antrage  enthaltenen  Sätze  allein  massgebend  sein  sollen.  Demgemäss 
bat  der  Schätzer  den  vorgefundenen   Fruchtbestand    als  gleichwertig  mit  den 
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im  Versicherung*-  Antrage  enthaltenen  Sätzen  anzusehen  und  darf  eine 
Reduktion  der  letzteren  nicht  vornehmen.  Kr  hat  vielmehr  nur  den  am  vorhan- 
denen Bestände  durch  Hagel  verursaehten  Schaden  prozentualisch  zu  ermitteln. » 

Einsehaltend  sei  hier  bemerkt,  dass  diese  Bestimmungen  in  den  allge- 
meinen Versicherung» -Bestimmungen  der  Norddeutschen  an  Klarheil  viel  zu 
wünschen  übrig  lassen  und  recht  vielen  Landwirten,  selbst  bei  öfterem  Lesen, 
nicht  recht  verständlich  sein  dürften,  während  doch  Klarheit  und  Durchsichtig- 
keit aller  Paragraphen  der  Versicherungs-Bedingungen  eine  unter  allen 
Umständen  aufrechtzuerhaltende  Forderung  ist. 

In  der  Praxis  kommt  aber  das  Abschätznngsverfahren  der  «  Norddeutschen  » 
zu  dein  gleichen  Ergebnis,  wie  jenes  der  reduzierenden  Gesellschaften.  Wenn 
z.  B.  auf  einem  Felde  ein  Ertrag  von  1000  Mark  =  100  Ctr.  ä  10  Mark 
versichert  wird  und  davon  gehen  '20  Ctr.  durch  Insektcnfrass  zu  Grunde,  *<> 
verläuft  die  Regulierung,  im  Falle  der  Hagelschlag  40  Ctr.  oder  40»/,,  ver- 
nichtet, wie  folgt:  bei  der  «Norddeutschen»  wird  festgestellt,  dass  von  dem 
deklarierten  Bestände  von  1000  Mark  Wert  -40  "/o,  also  für  400  Mark  Wert 
verloren  gegangen  ist.  Bei  den  übrigen  Gesellschaften  wird  der  Ertrag,  da 
20  Ctr.  bereits  durch  Insektcnfrass  zerstört  wurden  und  nicht  mehr  vor- 
handen sind,  auf  80  Ctr.  reduziert:  von  diesen  sind  -40  Ctr.  vernichtet,  es 
werden  also  50°/,,  des  wirklichen  Ertrages,  d.  s.  40  Ctr.  ä  10  Mark  =  4'  K)  Mark, 
also  genau  ebensoviel  wie  bei  der  «Norddeutschen»  vergütet. 

Einen  wirklichen  Vorteil  hat  der  Versicherte  aus  dem  Nicht -Beduktions- 
Prinzipe  nur,  wenn  eine  absichtliche  Ueberversieherung  vorliegt,  wenn 
also  der  Versicherte  Willens  ist,  die  Gesellschaft  zu  betrügen.  Die  Ver- 
sicherung würde  in  einem  solchen  Falle  zu  einem  Gewinne  führen,  was 
aber  gesetzlich  unzulässig  ist  und  die  übrigen  Mitglieder  schädigt. 

Es  kann  nach  all  dem  Gesagten  nur  noch  einmal  betont  werden,  dass 
das  von  den  meisten  Gesellschaften  aufrechterhaltene  Prinzip  einer  Reduktion 
eines  zu  hoch  versicherten  Ertrages  auf  den  wirklichen  Ertrag  in  jeder  Hin- 
sicht den  Gesetzen  von  Recht  und  Billigkeit  entspricht  und  die  Vorteile  von 
Gesellschaft  und  der  Gesamtheit  der  Mitglieder  im  vollsten  Masse  gleichmäßig 
wahrnimmt. 

Beginn  und  Aufhören  der  Versicherung.  Alle  Hagelversicherungs- 
Gesellsehaftcn  haben  ihren  allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  besondere 
Bestimmungen  über  den  Beginn  und  den  Schluss  der  Versicherung  einverleibt 
und  zwar  sowohl  zu  ihrem  eigenen  Schulze  gegen  l'ebervorteilung ,  sowie 
auch  im  Interesse  der  Versicherten.  Bezüglich  des  Beginnes  der  Versicherung 
muss  nach  möglichster  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  Geschäftsganges 
gestrebt  werden.  Das  Hagelvcrsicherungs-GcschäTl  dräng!  sich  in  der  Haupt- 
sache alljährlich  auf  wenige  Wochen  zusammen.  Das  Wetter  ist,  namentlich 
in  der  Zeit  der  meisten  Ilagelfälle,  oft  plötzlichen  Aenderungen  unterworfen: 
in  kürzester  Frist  überzieht  sich  häutig  ein  völlig  blauer  Himmel  bei  ein- 
tretendem Windwechsel  mit  drohenden  Gewitterwolken,  und  ehe  inan's  gedacht, 
sausen  schon  die  Hagelschlossen  hernieder.  Nicht  selten  entschliesst  sich  der 
Landwirt  erst  Angesichts  der  aufsteigenden  schwarzen  Wolken  noch  in 
letzter  Stunde  zur  Versicherung,  l'm  aber  nun  zu  verhüten,  dass  etwa  schon 
verhagelte  Felder  noch  schnell  zur  Versicherung  angemeldet  werden,  ist  bei 
allen  Gesellschaften  für  den  Beginn  der  Versicherung  eine  gewisse  Frist  nach 
Eingang  des  Antrages  vorgesehen.  Andererseits  ist  aber,  wie  erwähnt,  mög- 
lichst schleunige  Erledigung  des  Letzleren  erwünscht  und  ein  zeitraubender 
Schriftwechsel  zwischen  dem  Landwirt  und  den  Gesellschaftsorganen  über 
die  Annahme  der  Versicherung  zu  vermeiden.  Die  meisten  Hagelversicherungs- 
Gesellschaften  haben  demgemäss  den  Beginn  der  Versicherung  auch  nicht 
von  der  Annahme  des  Antrages  durch  die  Gesellschaft  abhängig  gemacht, 
sondern,  ausser  von  der  meist  ausbedungenen  vorherigen  Prämienzahlung,  von 
der  Einlieferung  des  richtig  gefertigten  und  vollzogenen  Versicherungs-Antrages 
bei  der  Hauplagentur. 
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Die  Hagelversicherungs-Aktien-Gesellschaften  Deutschlands  haben  über  den 
Beginn  der  Versichemng  folgende  gleichlautende  Bestimmung  angenommen: 

a  Die  Versicherung  beginnt,  sofern  die  Prämie  bezahlt  ist.  am  nächst- 
folgenden Tage,  Mittags  12  Uhr,  nachdem  der  nach  Vorschrift  des  §  8  voll- 
ständig ausgefertigte  und  von  dem  Antragenden  vollzogene  Versicherungantrag 
bei  der  Haupt-(  General)- Agentur  eingegangen  ist;  der  Vermerk  der  letzteren 
liefert  den  vollen  Beweis  über  die  Zeit  des  Eingangs,  vorbehaltlich  des  dem 
Versicherten  zustehenden  Gegenbeweises.» 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  auch  hei  den  meisten  Gegenseitigkeits-Gesell- 
schaften,  nur  einige  wenige  halten  leider  z.  Z.  noch  daran  fest,  dass  der 
Versicherungs-Antrag  von  der  Direktion  besonders  genehmigt  werden  muss. 

Ausserdem  giebt  es  noch  spezielle  Vorschriften  über  den  Beginn  der 
Versichemng  bei  einzelnen  Fruchtarten,  dass  z.  B.  die  Versicherung  bei 
Rüben  aller  Art  erst  nach  dem  15.  Juni,  bei  Weingärten  erst  nach  der 
Blüte,  bei  Wintergetreide  erst  in  dem  der  Einsaat  folgenden  Frühjahre  in 
Kraft  tritt. 

Die  Bestimmungen  über  das  Aufhören  der  Versichemng  sind  ebenfalls 
von  Wichtigkeit.  Im  Allgemeinen  gilt  die  Regel ,  dass  die  Versichemng  auf- 
hört ,  sobald  die  Bodenerzeugnisse  vom  Felde  abgefahren  oder  in  Diemen 
(Feimen.  Schober,  Mieten)  zusammengesetzt  sind.  Bei  Hanf  und  Flachs  hört 
die  Versichemng  schon  auf.  sobald  die  Pflanzen  nicht  mehr  im  Boden 
wurzeln  und  bei  Wein  mit  dem  Beginn  der  Lese. 

Die  Bestimmung,  dass  die  meisten  Feldfrüchte  auch  nach  dem  Schnitte 
noch  in  Deckung  bleiben,  bis  sie  abgefahren  oder  in  Diemen  u.  s.  w.  aufgesezt  sind, 
bildet  ein  ziemlich  weitgehendes  Zugeständis  an  die  Landwirte,  denn  es  erleiden 
hei  einer  Verzögerung  der  Ernte  oder  des  Aufstellens  der  geschnittenen  Frucht 
in  Feimen  die  Bodcnerzeugnisse  oft  noch  empfindliche  Beschädigungen  durch 
Hagelschlag,  die  unter  Umständen  hätten  vermieden  werden  können. 

Einzelne  Gesellschaften  suchten  eine  Verminderung  derartiger  Ernteschäden 
durch  die  Bestimmung  herbeizuführen,  dass  die  Versichemng  unter  allen  Um- 
ständen am  achten  Tage  nach  dem  Schnitt  der  Früchte  aufhöre.  Man  wollte 
mit  dieser  Beschränkung  dazu  beitragen,  dass  die  Ernte  beschleunigt  und  die 
Früchte  möglichst  bald  gebunden  und  aufgestellt  werden,  denn  der  Schaden, 
welchen  Hagel  u.  s.  w.  an  gebundenen  und  aufgestellten  Früchten  anrichtet, 
ist  immer  viel  geringer,  als  an  denjenigen,  welche  geschnitten  am  Boden 
liegen.  Wenn  man  thatsächlich  durch  eine  derartige  Bestimmung  die  Ernte- 
schäden vermindern  könnte,  dann  würden  die  Prämien  geringer  sein  können. 
Die  Landwirte  sind  aber  oft  nicht  freie  Herren  ihrer  EntSchliessung,  sondern 
haben  nur  zu  häufig  mit  Hindernissen,  wie  Mangel  an  Arbeitskräften,  schlechtem 
Wetter  u.  s.  w.  zu  kämpfen,  sodass  in  sehr  vielen  Fällen  eine  unfreiwillige 
Verzögerung  der  Ernte  und  der  Abfuhr  der  Bodenprodukle  eintritt.  Aus 
diesem  Grunde  haben  denn  auch  nahezu  alle  Gesellschaften  davon  Abstand 
genommen,  eine  derartig  beschränkende  Bestimmung  über  das  Aufhören  der 
Versicherung  einzuführen.  — 

Von  den  in  den  «t  Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen »  festgesetzten 
Pflichten  und  Rechten  des  Versicherten  sind  vor  allem  folgende  zu 
nennen : 

Einreich u ng  des  Versicherung s- Antrages.  Der  Versicherungs- 
Antrag  ist  in  den  dazu  bestimmten  Formularen  dem  wahren  Sachverhalte 
gemäss  gewissenhaft  und  sorgfältig  einzuhalten,  eigenhändig  zu  unterschreiben  und 
in  doppelter  Ausfertigung  der  Agentur,  welche  die  Versicherung  ermittelt,  zu  über- 
geben oder  frankiert  einzusenden.  Im  Versiclierungs-Antrage  wider  besseres  Wissen 
gemachte  falsche  Angaben  ziehen  bei  vielen  Gesellschaften  die  Ungültigkeit  der 
Versicherung  und  den  Verfall  der  Prämie  zu  Gunslen  der  Anstalt  nach  sich. 
In  dem  Versicherungs-Antrage  muss  von  den  Bodenerzeugnissen  einer  und  der- 
selben Gattung  die  gesamte  Bestellung  aufgenommen  sein,  dagegen  steht  es 
dem  Landwirte  frei,  z  ß.  sein  Getreide  hei  der  einen  und  seine  übrigen  Feld- 


234 


Allgemeine  Versicherungsbedingungen. 


früchte  bei  einer  anderen  Gesellschaft  zu  versichern.  In  dem  Antrage  sind  auch 
jene  Bodenerzeugnisse  unter  Hinzufügung  einer  bezüglichen  besonderen  Be- 
merkung mit  aufzuführen,  welche  vor  oder  bei  Einreichung  desselben  im 
laufenden  Jahre  bereits  vom  Hagel  betroffen  worden  sind ;  diese  bleiben  von  der 
Versicherung  ausgeschlossen. 

Durch  Abgabe  des  unterzeichneten  Versicherungs- Vertrages  erklärt  der  Ver- 
sicherte ausdrücklich ,  dass  ihm  die  auf  dem  Vertragsformulare  enthaltenen 
Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  (sowie  bei  Gegenseitigkeits-Gesellschaften 
die  Bestimmungen  des  Statuts)  bekannt  sind  und  dass  er  sich  denselben 
unterwirft. 

Bei  einjährig  abgeschlossenen  Versicherungs- Verträgen  beginnt,  wie  bereits 
erwähnt,  die  Ersatzverpflichtung  der  Gesellschaft  <»rst  innerhalb  einer  gewissen 
Erist  nach  Eingang  des  Versicherungs-Antrages  bei  der  zuständigen  Hauptagentur. 
Es  ist  daher  eine  möglichst  zeitige  Kinreichung  des  Antrages  und  Zahlung  der 
Prämien  sehr  im  Interesse  der  Landwirte  gelegen,  damit  sie  nicht  unvorbereitet 
von  einem  frühzeitigen  Hagelschaden  betroffen  werden  und  keine  Entschädigung 
erhalten. 

Bei  fortlaufenden  und  mehrjährigen  Versicherungs-Verträgen  ist  jedoch  bei 
fast  allen  Gesellschaften,  ohne  dass  ihre  Ersatzverpflichtung  ruht,  den  Ver- 
sicherten meist  eine  Frist  bis  Ende  Mai  oder  Mitte  Juni  für  die  Einziehung  des 
neuen  Versicherungs-Antrages  gelassen.   (Vergl.  den  Art.  €  Vorausdeckung  »). 

Eine  weitere  Voraussetzung  für  das  Inkrafttreten  der  Versicherung  ist  bei 
den  meisten  Gesellschaften  die  Bezahlung  der  Jahresprämie :  nur  wenige 
Gesellschaften  gewähren  hierfür  eine  kurze  Frist  nach  der  Einreichung  des 
Versicherungs-Antrages. 

Bei  den  Aktien-Gesellschaften,  welche  eine  feste  Prämie  erheben,  muss 
der  ganze  Jahresbetrag  erlegt  werden,  bis  die  Versicherung  in  Kraft  treten  kann. 
Die  meisten  Gegenseitigkeits- Gesellschaften  erheben  ihren  Jahresbeitrag  in  zwei 
Raten :  Vorprämie  und  Nachschuss.  Die  Vorprämie  ist  im  Frühjahr  zu 
zahlen,  der  Nachschuss  wird  zur  Deckung  des  weiteren  Bedarfes  im  Herbste 
nach  Schluss  dor  Campagne  eingezogen. 

Einige  wenige  Gcgenseitigkcits-Gesellschaften  erheben  allerdings  den  ganzen 
Jahresbedarf  im  Wege  des  U  m  1  a  g  c  v  er  fahr  e  ns  erst  im  Herbste; 
bei  diesen  ist  natürlich  die  Prämienzahlung  nicht  Voraussetzung  für  das  Inkraft- 
treten der  Versicherung.  (Das  Nähere  über  die  Prämienformen,  ihre  Vorzüge 
und  Nachteile  u.  s.  w.  vergl.  die  betreffenden  Artikel  sowie  die  Abhandlung 
«r  Prämienwesen  »). 

Gleichzeitig  mit  der  Prämie  bezw.  Vorprämie  werden  von  den  meisten 
Gegenseiligkeiis-Gesellschaften  noch  R  e se  r  v  ef  o nd  s  be  i  t  r  ä  ge  (s.  d.)  und  von 
fast  allen  Anstalten  Nebenkosten  («.  d.)  des  Versicherungsvertrages  (Polize- 
gebühr,  Stempel,  Porto  u  s.  w.)  erhoben. 

Bei  einigen  (iesellschaften  muss  von  neueintretenden  Mitgliedern  ausser  der 
Prämie  auch  noch  ein  Legcgeld  (s.  d.)  deponiert  werden,  welches  aber 
Eigentum  des  Versicherten  bleibt. 

Nachversicherung.  Es  können  Fälle  eintreten,  in  denen  dem  Land- 
wirt eine  nachträgliche  Erhöhung  der  Versicherungssumme  im  Ganzen  oder  der 
für  einzelne  Feldabschnitte  deklinierten  Beträge  erwünscht  ist,  z.  B.  wenn  die 
Fnidilprcise  eine  unvorhergesehene  Hohe  erreichen,  oder  wenn  die  Erträge 
unerwartet  gross  werden  u.  dgl.  Ks  ist  dann  dem  Versicherten  gestattet,  gegen 
Nachzahlung  dos  Prämien-Mehrbetrages  eine  Nachversicherung  durch  Einreichung 
eines  neuen  Versicherungs-Antrages  für  die  betreffenden  Grundstücke  zu  bean- 
tragen. Ebenso  muss  in  Fällen ,  in  denen  die  Felder  mit  anderen  als  den 
ursprünglich  angegebenen  Bodenerzeugnissen  bestellt  werden  und  die  Ver- 
sicherung darauf  übergehen  soll,  ein  neuer  Antrag  eingereicht  werden. 

Diese  Bestimmungen  sind  für  den  Landwirt  insofern«  günstig,  als  er,  ohne 
sich  bezüglich  der  Bestellung  der  einzelnen  Schläge  sowie  der  Preise  und 
Erträge  nach  oben  hin  völlig  fest  zu  binden,  seine  Feldfrüchte  frühzeitig  in 
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Deckung  geben,  und,  falls  dringende  Umstände  dies  erfordern,  später  noch 
Aenderungen  einzelner  Positionen  vornehmen  kann. 

Die  Nachversicherung  bezw.  die  Versicherung  der  neubestellten  Boden- 
erzeugnisse  beginnt,  nachdem  in  den  betreffenden  Fällen  die  Prämienzahlung 
erfolgt  und  die  für  den  Heginn  der  Versicherung  überhaupt  festgesetzte  Frist 
nach  Einreichung  des  neuen  Antrages  verstrichen  ist. 

Wenn  Felder  vom  Hagel  getroffen  werden  und  auf  diesen  eine  Neubestellung 
erfolgt,  dann  muss  dafür  ein  neuer  Versicherung«- Antrag  abgeschlossen  werden. 

Verhalten  bei  Besit z wec hsel.  Die  Bestimmungen  über  das  Verhalten 
bei  Besitzwechsel  sind  für  den  bisherigen  und  neuen  Besitzer  von  Wichtigkeit 
und  ihre  Nichtbeachtung  hat  schon  häufig  zu  Unannehmlichkeiten  und  Verlusten 
geführt.  Es  haben  sich  bei  den  deutschen  Hagelversicherungs-Gesellsehaften 
über  das  Verfahren  beim  Wechsel  im  Besitze  eines  Landgutes  in  der  Hauptsache 
folgende  Grundsätze  herausgebildet: 

Im  Allgemeinen  besteht  für  den  Besitznachfolger  keine  Verpflichtung,  in 
den  Versicherungsantrag  seines  Vorgängers  einzutreten.  Will  er  dies  aber  thun, 
so  nmss  er  gemeinschaftlich  mit  diesem  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  der 
betreffenden  Hagelversicherung»  -  Gesellschaft  schriftliche  Mitteilung  von  dem 
eingetretenen  Besitzwechsel  machen  und  den  liebergang  der  bestehenden  Ver- 
sicherung auf  den  neuen  Eigentümer  beantragen. 

Ist  dieser  Letztere  nicht  gewillt,  in  die  Rechte  und  Pflichten  seines  Vor- 
gängers einzutreten,  oder  wird  die  rechtzeitige  Anzeige  des  Besitzwechsels  und 
der  Antrag  auf  Uebertragung  der  Polize  versäumt,  dann  ist  bei  einjährigen  Ver- 
sicherungen die  schon  gezahlte  Prämie  verfallen,  bezw.  der  bisherige  Be- 
sitzer ist  verpflichtet,  dieselbe  zu  erlegen  und  bei  fortlaufenden  und  mehrjäh- 
rigen Verpflichtungen  eine  Konventionalstrafe  zu  zahlen.  Dagegen  besteht  für 
die  Gesellschaft  keine  Verpflichtung  zur  Schadenvergütung. 

Wenn  der  Besitzwechsel  nicht  während  der  Hageleampagne,  also  etwa 
zwischen  dem  1.  Oktober  und  dem  \.  April  erfolgt,  dann  wird  dadurch  bei 
manchen  Gesellschaften  die  Versicherungspflicht  überhaupt  aufgehoben,  bei  an- 
deren Gesellschaften  wird  in  solchen  Fällen  die  Konventionalstrafe  weniger  hoch 
angesetzt. 

Bei  Besitzwechsel  infolge  Todesfalles  haben  die  Erben  in  der  Regel  das 
Recht,  den  Versicherungs- Vertrag  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  zu  kündigen. 

Die  vorstehend  aufgeführten  Bestimmungen  verfolgen  den  Zweck,  den 
Mitgliederbestand  der  Gesellschaft  ohne  allzu  grosse  Freiheitsbeschränkung  der 
Versicherten  möglichst  zu  erhalten  und  die  Anstaltskasse  vor  allem  vor  unvor- 
hergesehenen Einnahme-Ausfällen  thunlichst  zu  bewahren. 

Da  Solches  im  Interesse  einer  glatten  Abwicklung  der  Geschäfte  der  Hagel- 
versicherungs-Gesellschaften liegt,  und  diese  wieder  den  Interessen  der  Mit- 
glieder entspricht,  so  lässt  sich  gegen  derartige  einschränkende  Bestimmungen 
kaum  etwas  einwenden. 

Dahingegen  sind  zu  strenge  Bestimmungen  über  Besitzwechscl  durch 
Verkauf  etc.  oder  Tod,  wie  sie  noch  bei  einigen  deutschen  Hagelversicherungs- 
Gesellschaften  bestehen,  nicht  zu  rechtfertigen. 

Bei  manchen  gegenseitigen  Anstalten  zahlen  z.  B.  der  Vorbesilzer  oder 
seine  Erben  bei  vorliegenden  mehr  jährigen  Versicherungs-Verträgen  falls  im  Laufe 
des  Vertrages  ein  Besitzwechsel  stattfindet  und  der  Besit/.nachfolger  nicht  in 
den  Vertrag  eintritt,  alle  weiteren  Jahrespr  ärnien  be/.w.  Nachschüsse 
ohne  Gegenleistung  der  Gesellschaften  als  Ordnungs-  bezw.  Kon- 
ventionalstrafe. 

Eine  derartige  scharfe  Bedingung  ist  entschieden  zu  verurteilen  und  nicht 
dazu  angethan.  um  in  den  Landwirten  Lust  zum  Beitritte  zu  den  betreffenden 
Gesellschaften  zu  erwecken 

Bei  allen  derartigen  Bestimmungen  muss  zwar  den  Gesellschaften  das  Recht 
eingeräumt  werden,  ihren  Versicherungsbestand  und  die  Jahreseinnahmen  vor 
plötzlichen  grossen  Schwankungen  möglichst  zu  bewahren,  da  solche  sehr  nach- 
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teilig  auf  den  Geschäftsgang  einwirken,  es  darf  aber  dies  Bestreben  nicht  zu 
einer  Knechtung  der  Versicherton  führen,  welc  he  im  gegebenen  Falle  grösste  Unzu- 
friedenheit erzeugt.  — 

Kündigung  des  Versicherungs-Vert  rages.  Die  bezüglichen  Vor- 
schriften, die  bei  den  einzelnen  Gesellschaften  von  einander  abweichen,  sind 
ebenfalls  von  Wichtigkeit  für  den  Versicherung  nehmenden  Landwirth. 

Die  einjährigen  Versicherungsverträge  erlöschen  bei  den  Aktien-Gesell- 
schaften mit  dem  Schlüsse  der  Hagelcampagne  ohne  besondere  Kündigung  von 
selbst.  Bei  vielen  Gegenseitigkeits-Gesellschaften  muss  dagegen  jeder  Ver- 
sicherungs-Vertrag bis  zu  einem  bestimmten  Termine  mittels  eingeschriebenen 
Briefes  bei  der  Direktion,  bezw.  bei  der  zuständigen  General-Agentur  gekündigt 
werden,  widrigenfalls  der  Vertrag  für  ein  weiteres  Jahr  bestehen  bleibt. 

Fortlaufende  Verträge  müssen,  wenn  sie  ausser  Kraft  treten  sollen,  bei 
allen  Gesellschaften  bis  spätestens  zu  einem  bestimmten  Tage  aufgekündigt 
werden,  andernfalls  sie  ein  Jahr  weiterlaufen. 

Mehrjährige,  d.  h.  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  abgeschlossene 
Versicherungen  müssen  gleichfalls  bei  Ablauf  des  letzten  Vertragsjahres  ge- 
kündigt weiden,  sonst  gelten  sie  auf  ein  weiteres  Jahr  verlängert,  nach  dessen 
Ende  sie  erlöschen  oder  in  die  Reihe  der  von  Jahr  zu  Jahr  fortlaufenden 
Versicherungen  einrücken. 

Es  bestehen  ausserdem  noch  einige  Sondervorschriften  für  Kündigung  in 
bestimmten  Fällen. 

Bei  den  grösseren  Gcgenseitigkeits-Gescllschaft  haben  die  Mitglieder,  auch 
die  mehrjährig  Verpflichteten,  wenn  die  Vorprämie  erhöht  wird,  das  Recht, 
ihren  Vertrag  bis  Ende  April  zu  kündigen.  Es  ist  aber  lediglich  Sache  der 
Versicherten,  sich  von  dem  betreffenden  Agenten  Auskunft  darüber  zu  ver- 
schaffen, ob  ihre  Vorprämie  für  das  neue  Versicherungsjahr  erhöht  ist. 
Ohne  Kündigung  bleiben  alle,  auch  mehrjährige  Verpflichtungen  zur  höheren 
Vorprämie  in  Kraft. 

Eine  sehr  empfehlenswerte  Einrichtung  der  Aktien-Gesellschaften  ist  die, 
dass  mehrjährig  Versicherte,  im  Falle  sie  eine  Entschädigung  erhalten,  ohne 
Rücksicht  darauf ,  ob  der  Verlrag  jetzt  noch  einige  Jahre  lauft  den- 
selben kündigen  können :  ein  gleiches  Recht  steht  auch  der  Gesellschaft  im 
Schadenfalle  zu.  Da  die  gewährte  Entschädigung  manchmal,  ob  mit  oder 
ohne  Grund,  den  Versicherten  nicht  befriedigt,  so  ist  es  im  Interesse  beider 
Teile  gelegen,  einen  solchen  nicht  gegen  seinen  Willen  festzuhalten,  da  ein 
derartiges  erzwungenes  Verhältnis  doch  kein  erfreuliches  sein  kann.  Es  wäre 
zu  wünschen,  dass  auch  die  Gegenseitigkeits-Institute  diese  Bestimmung  ein- 
führen. 

Eine  weitere  Forderung,  die  an  die  gegenseitigen  Institute  gestellt  wer- 
den müsste,  ist  die,  dass  es  den  Mitgliedern  gestattet  sein  soll,  nach  jeder 
einen  gewissen  Prozentsatz  übersteigenden  Nachschussforderung  den  Ver- 
trag, auch  wenn  er  noch  für  einige  Jahre  gilt,  zu  kündigen. 

Im  Allgemeinen  wird,  worauf  im  Artikel  «Prämienwesen»  noch  speziell 
eingegangen  werden  soll,  mit  den  Nachschüssen,  namentlich  seitens  kleinerer 
Gegenseitigkeit*- Gesellschaften  viel  Unfug  getrieben.  Diese  erheben  aus  Kon- 
kurrenzgründen eine  so  niedrige  Vorprämie,  dass  es  von  vorhinein  ausge- 
schlossen ist.  dass  die  Vorprämien-Einnahme  zur  Deckung  der  Kosten  reichen 
wird.  Bei  einzelnen  Gesellschaften  verschlingen  allein  die  Verwaltungskosten 
den  grössten  Teil  der  Vorprämien-Einnahme.  Trotzdem  wird  von  gewissen- 
losen Agenten  den  Landwirten  sehr  oft  eingeredet,  dass  kein  oder  doch 
nur  ganz  ausnahmsweise  ein  Xachschuss  erhoben  wird,  während  derselbe 
((tatsächlich  alle  Jahre  in  beträchtlicher  Höhe  wiederkehrt.  Auf  derartige  Vor- 
spielungen  hin  lassen  sich  zahlreiche  Landwirte  zum  Beitritte  zu  wenig  leistungs- 
fälligen und  sehr  teuer  arbeitenden  Anstalten  verleilen  und  können  sich,  wenn 
sie  später  den  Mis<griff  erkennen,   sehr  schwer  den  unvorsichtigerweise  über- 


Digitized  by  LiOOQle 


Allgemeine  Versicherungsbedingungen. 


•237 


nommenen  Verpflichtungen  entziehen.  Die  Gegenseitigkeit  -  Gesellschaften 
müssten  unbedingt  an  dem  Grundsätze  festhalten,  die  Vorprämie  dem  wahr- 
scheinlichen Durchschnittsbedarf  entsprechend  zu  normiren,  statt,  wie  es  jetzt 
der  Fall  ist,  sie  so  niedrig  zu  bemessen,  dass  eine  Nachschuss-Prämie  so  gut 
wie  sicher  ist. 

Durch  die  Einführung  einer  gesetzlichen  Bestimmung ,  dass  es  jedem 
Mitglied«  einer  Gegenseitigkeits-Gesellschaft  freistehen  solle,  nach  Erhebung  eines 
einen  gewissen  Prozentsatz,  der  Vorprämie  ubersteigenden  Nachschusses  ihren 
Vertrag  zu  kündigen,  würden  die  Gesellschaften  gezwungen  werden,  die  Vor- 
prämie nach  rationellen  Grundsätzen  festzusetzen;  es  würde  der  jetzt  ein- 
gerissene Unfug  der  fast  alljährlich  wiederkehrenden  Nachschüsse  aufhören. 

Bezüglich  des  Kündigungslermine*  ist  zu  bemerken,  dass  derselbe  im 
Interesse  der  Versicherung  nehmenden  Landwirte  möglichst  spät  festzusetzen 
ist.  Bei  den  Aktien -Gesellschaften  ist  der  Kündigungstermin  für  den  Landwirt 
weniger  wichtig,  da  ihn  der  Geschäftsbericht  dieser  Anstalten  nicht  interessiert. 

Dagegen  ist  es  zweifellos  ein  Missstand,  wenn  der  Kündigungstermin  der  Gegen- 
seitigkeit*-Institute  vor  das  Bekanntwerden  des  Geschäftsberichts  fällt,  da  die  Mit- 
glieder dieser  Gesellschaften  ein  direktes  grosses  Interesse  an  dem  Ausfalle  des 
Geschäftes  haben  und  dieser  in  vielen  Fällen  dahin  ausschlaggebend  sein  wird, 
ob  ein  Mitglied  seinen  Vertrag  kündigt.  Es  wäre  deshalb  im  Sinne  der  ver- 
sicherten Landwirte,  wenn  sich  die  Gegenseitigkeits-Gesellschaften  dahin  einigten 
den  Kündigungstermin  etwa  auf  den  15.  März  zu  legen,  du  es  bis  dahin  allen 
Direktionen  möglich  ist,  den  Geschäftsbericht  fertigzustellen  und  den  Mitgliedern 
zukommen  zu  lassen. 

Prämien -Rabatte.  Die  Prämien-Rabatte  haben  den  Zweck,  neben  der 
höheren  Tarifirung  der  schlechten,  und  einer  niedrigen  Tariürung  der  guten 
Risiken,  einen  weiteren  Ausgleich  zwischen  Leistung  und  Empfang  der  Ver- 
sicherten einer  Gesellschaft  herbeizuführen.  Es  werden  Rabatte  von  den  meisten 
Gesellschaften  bewilligt  : 

1.  Für  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren,  in  denen  weder  eine  Entschädigung 
geleistet,  noch  auch  Rcgulirungskosten  für  einen  angemeldeten  Schaden  aufge- 
wendet werden  mussten.  Die  einzelnen  Gesellschaften  haben  ein  Maximum 
festgesetzt,  bis  zu  welchem  der  Rabatt  sich  steigern  kann.  In  der  Regel  be- 
ginnt der  Rabatt  nach  vier  oder  fünf  hagelfreien  Jahren  mit  5°/0  und  steigt 
mit  jedem  weiteren  hagelfreien  Jahr  um  1  %  bis  er  das  Maximum  von  meist 
5  I  °/o  erreicht. 

2.  Für  fortlaufende  und  mehrjährig  fest  abgeschlossene  Versicherung»- Ver- 
träge. Bei  fortlaufenden  Verträgen  wird  in  der  Regel  durch  einen  ersatzfähigen 
Schaden  der  Rabattbezug  unterbrochen  und  beginnt  im  nächsten  Jahre  wieder 
mit  dem  niedrigsten  Satze.  Bei  Verträgen,  die  auf  eine  bestimmte  Reihe  von 
z.  B.  5  oder  o  Jahren  lauten,  wird  dagegen  durch  einen  Schaden  der  Rabatt 
meist  nicht  berührt. 

3.  Für  Verzichtleistung  auf  Schadenersatz  des  unter  einem  bestimmten 
Prozentsatze  verbleibenden  Schadens  an  den  Bodenerzeuguisscn,  worüber  schon 
weiter  vorn  bei  der  Ersatzverpilichtung  gesprochen  wurde. 

lieber  die  bei  der  Gewährung  von  Prämien-Rabatten  in  Betracht  kommen- 
den principiellen  Fragen  soll  im  Artikel  «Prümionwesen»  ausführlich  ge- 
handelt werden.  Hier  sei  nur  vorausschickend  erwähnt,  dass  eine  zu  weit- 
gehende Verallgemeinerung  der  Rabatte  für  die  Mitglieder  der  Gcgenseitigkeits- 
Gesellschaften  nicht  von  Vortheil  ist,  namentlich  dann  nicht,  wenn  die  Rabatte, 
wie  es  leider  mehr  und  mehr  einreisst,  mehr  aus  Gründen  der  Konkurrenz, 
d.  h.  zur  Anwerbung  neuer  Mitglieder  als  aus  berechtigten  Gründen  gewährt 
werden. 

Schaden-Anzeige.  Werden  die  versicherten  Bodenerzeugnisse  von 
einem  Hagelschaden  betroffen,  für  welchen  ein  Schadenersatz  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  soll,  dann  muss,  je  nach  den  einschlägigen  Vorschriften  der 
einzelnen  Gesellschaften  entweder  der  zuständigen  General-Agentur  oder  der 
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Direktion  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  (48 — 9<i  Stunden)  eine  schriftliche, 
mit  Datum  und  Unterschrift  versehene  Anzeige  gemacht  worden.  In  dieser 
Schaden-Anzeige  sind  Tag  und  Stunde  des  stattgehabten  Hagelschlages  und  die 
mutmassliche  Höhe  des  Schadens  für  jede  einzelne  Position  des  Versicherungs- 
Antrages  anzugeben. 

Die  Versäumniss  der  bei  den  einzelnen  Gesellschaften  verschieden  lang  be- 
messenen Anmeldefristen  führt  in  der  Regel  zum  Verluste  der  Enlschädigungs- 
Ansprüche. 

Durch  die  Angabe  der  seiner  Ansieht  entsprechenden  Höhe  des  Schadens 
kann  dem  Versicherten  in  keiner  Weise  ein  Nachteil  erwachsen,  da  er  sich  ja 
durch  dieselbe  in  keiner  Richtung  bindet.  Sie  soll  nur  die  einstweilige  Meinung 
des  betroffenen  Landwirts  über  die  Schadenhöhe  bekunden  und  der  Gesellschaft 
zur  vorläufigen  Information  dienen  über  die  Natur  und  den  Umfang  des  Scha- 
dens, wodurch  die  Dispositionen  über  die  Schaden-Feststellung  erheblich  er- 
leichtert worden.  Nichts  anderes  bezwecken  auch  die  weiteren  Angaben,  welche 
in  Betreff  des  Entwiekelungsstadiums  der  Früchte  etc.  gewünscht  werden.  Je 
nachdem  der  Schaden  mehr  oder  weniger  belangreich,  oder  wegen  der  Zeit 
seines  Eintritts  in  Verbindung  mit  der  Art  der  beschädigten  Bodenerzeugnisse 
komplizirt  erscheint,  wird  von  den  Gesellschafts-Direktionen  der  Zeitpunkt  für 
die  Besichtigung  festgesetzt  und  die  Auswahl  unter  den  zur  Regulierung  bestimmtem 
Beamten  getroffen  ;:nd  dadurch  sowohl  den  Versicherten  wie  der  Gesellschaft 
eine  vermehrte  Garantie  dafür  geschaffen,  dass  die  Schaden-Abschätzung  zu 
einem  beide  Teile  befriedigenden  Resultate  führt. 

In  der  Regel  ist  die  Schaden-Anzeige  auch  einem  Antrage  auf  Abschätzung 
des  Schadens  gleich  zu  achten.  Jedoch  steht  den  Versicherten  das  Recht  zu, 
sich  einem  speziellen  Antrag  auf  Abschätzung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist, 
die  bei  den  meisten  Gesellschaften  zwischen  acht  und  zwölf  Tagen  beträgt, 
vorzubehalten. 

Wird  der  vorbehaltene  Antrag  auf  Abschätzung  binnen  der  gestellten  Frist 
nicht  eingereicht,  so  gilt  die  Schaden-Anmeldung  als  nicht  gescliehen  und  der 
Ersatzanspruch  ist  erloschen. 

Durch  die  obige  Bestimmung,  dass  man  sich  den  Antrag  auf  Abschätzung 
vorbehalten  kann,  wird  dem  Versicherten  die  Schadcn-Anmcldeng  erleichtert. 
Nach  den  Bestimmungen  fast  aller  Gesellschaften  hat  nämlich  der  Versicherte, 
wenn  ein  von  ihm  angemeldeter  Schaden  bei  der  Abschätzung  als  nicht  ersatz- 
fähig befunden  wird,  wegen  der  von  der  Gesellschaft  aufgewandten  Besichtigungs- 
und Absrhätzungskosten  eine  gewisse  Pauschalsumme  zu  zahlen.  Gleich  nach 
erfolgtem  Hagelschlage  ist  es  dem  Landwirt  oft  schwer,  sich  ein  Urteil  über 
die  Höhe  des  angerichteten  Schadens  zu  bilden,  und  es  werden  unter  dem 
ersten  Eindrucke  eines  Hagelwetters  häutig  Schäden  angemeldet,  die  sich  schon  nach 
wenigen  Tagen  als  ganz  minimal  und  nicht  ersatzfähig  erkennen  lassen.  Wenn 
sich  nun  der  Landwirt  den  Antrag  auf  Abschätzung  vorbehält,  dann  übernimmt 
er  erst  mit  der  Einreichimg  derselben  die  Verpflichtung,  die  Pauschalsumme  zu 
bezahlen,  falls  der  Schaden  von  dem  Vertreter  der  Gesellschaft  als  nicht  ersatz- 
fähig befunden  wird.  Kommt  der  Landwirt  zu  der  Ansicht,  dass  der  Schaden 
zu  gering  ist,  um  einen  Anspruch  auf  Schaden-Ersatz  zu  rechtfertigen,  dann 
braucht  er  nur  den  Antrag  auf  Abschätzung  zu  unterlassen. 

Behandlung  der  vom  Hagel  betroffenen  Grundstücke  bis  zur 
Abschätzung.  Solange  nicht  die  Entschädigung  durch  die  Gesellschaft  festgestellt 
ist,  darf  im  Allgemeinen  an  den  vom  Hagel  betroffenen  Bodenerzeugnissen  eine 
Veränderung  nicht  vorgenommen  weiden.  Solche  Arbeiten,  welche  zur  ferneren 
Entwickelung  und  zur  Förderung  des  Wachstums  der  vom  Ilagel  beschädigten 
Früchte  notwendig  sind,  wie  Aufbinden  des  Hopfens.  Behacken  der  Huben 
und  des  Tabaek^  dürfen  dagegen  ausgeführt  werden.  Ist  die  Reife  einer 
beschädigten  Frucht  so  weit  vorgeschritten,  dass  die  Aberntung  oder  Ein- 
bringung unbedingt  erforderlich  ist,  so  darf  der  Versicherte  vor  Abschätzung  des 
Schadens   die  Ernte  beginnen  oder  beenden ,    oder  gemähte   und  vom  Hagel 
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belroffcno  Halmfrucht,  wenn  dieselbe  »1er  Gefahr  des  Auswachsens  ausgesetzt 
sind,  wenden,  binden  und  aufsetzen  lassen.  Es  ist  aber  bei  der  vor  der 
Abschätzung  des  Schadens  erfolgenden  Ernte  solcher  reifer  Früchte  sowohl 
im  Interesse  des  Versicherlen  gelegen  wie  auch  Vorschrift  bei  fast  allen  Ge- 
sellschaften .  dass  .  an  verschiedenen  Stellen  des  Feldes  Probestücke  von  genü- 
gender Grösse  stehen  gelassen  werden. 

Die  Bestimmungen  über  die  Schaden  -  F  eststellung  sind  von 
grosser  Bedeutung  für  die  Versicherten. 

Sie  betreffen  in  der  Hauptsache  folgende  Funkte  : 

Zeitpunkt  der  Abschätzung.  Die  allgemeinen  Versichcrungs -Bedin- 
gungen fast  aller  Gesellschaften  enthalten  die  Bestimmung,  dass  der  Zeit- 
punkt für  die  Abschätzung  des  Schadens  von  der  Gesellschaft 
festgesetzt  wird,  jedoch  nicht  über  den  Schluss  der  Ernte  hinausgescho- 
ben werden  darf.  Bei  zahlreichen  Gesellschaften  findet  sich  ausserdem  noch 
die  Vorschrift,  dass  die  Schaden-Regulierung  spätestens  innerhalb  vier  Wochen 
nach  Eingang  der  Schaden-Anzeige,  bezw.  des  Abschätzungs-Antrages  er- 
folgen soll. 

Daus  durch  diese  Bestimmungen  von  den  Gesellschaften  in  Anspruch 
genommene  Hecht,  einseitig  den  Zeitpunkt  der  Abschätzung  bestimmen  zu 
können,  hat,  als  zu  weitgehend,  Seitens  der  Landwirte  vielfache  Anfechtung 
gefunden,  jedoch,  wie  eine  genauere  Beleuchtung  der  in  Frage  kommenden 
Momente  zeigt,  mit  Unrecht. 

Ks  m Iis*  allerdings  zugegeben  werden,  dass  die  den  Gesellschafts-Direktionen 
eingeräumte  Befugnis,  allein  den  Zeitpunkt  der  Regulierung  zu  bestimmen,  eine 
absolut  gerechte  Handhabung  dieser  Vorschrift ,  eine  genaue  Kenntnis  des 
günstigsten  Momentes  für  die  Besichtigung  der  in  den  einzelnen  Vegetations- 
Stadien  vom  Hagel  betroffenen  Pflanzen  und  eine  sorgfältige  Organisation  der 
Schaden-Regulierungen  voraussetzt ,  wenn  sich  nicht  öfters  Unzuträglichkeiten 
für  die  Versicherten  ergeben  sollen.  Diese  Bedingungen  muss  man  aber  doch 
bei  allen  soliden  und  leistungsfähigen  Gesellschaften  als  erfüllt  ansehen.  Ausser- 
dem liegt  es  auch  im  eigenen  Interesse  der  Anstalten  sowie  auch  in  dem  der 
Versicherten,  dass  für  die  Abschätzung  der  richtige  Zeitpunkt  gewählt  wird,  und 
es  ist  wohl  nicht  zweifelhaft.  da.ss  die  Gesellschaften,  welche  schon  viele 
Tausendc  von  Schäden  zur  Erledigung  gebracht  haben,  in  der  Wahl  dieses  Zeit  • 
punktes  mehr  Erfahrung  und  sachgemäßes  Urteil  besitzen. 

Im  Allgemeinen  haben  die  von  einem  Hagelschaden  betroffenen  Landwirte 
den  Wunsch,  dass  die  Abschätzung  sobald  als  möglich  erfolge,  was  jedoch 
in  sehr  vielen  Fällen  ganz  unzuthunlich  ist.  abgesehen  davon,  dass  bei  zahl- 
reichen zu  gleicher  Zeit  und  in  verschiedenen  Gegenden  niedergegangenen 
Hagelschäden  keine  Gesellschaft  über  eine  so  grosse  Anzahl  praktisch  erfahrener 
Regulatoren  verfügen  kann,  wie  sie  zur  sofortigen  gleichzeitigen  Abschätzung 
der  zahlreichen  Schäden  erforderlich  wäre. 

Bei  der  Regulierung  muss  aber  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  auf  eine 
möglichst  genaue  Ermittlung  des  wirklichen  Schadens  gesehen  werden,  und 
eine  solche  ist  nur  in  gewissen  Entwicklungsstadien  der  Bilanzen  möglich.  Sehr 
oft  verlangen  die  Landwirte,  wenn  selbst  ihre  in  der  ersten  Entwicklung 
begriffenen  Pflanzen  vom  Hagel  getroffen  werden,  dass  eine  möglichst  schnelle 
Abschätzung  des  Schadens  vorgenommen  werde.  Mit  Ausnahme  von  Total- 
schäden, wo  eben  durch  einen  besonders  heftigen  Hagelschlag  der  ganze  Pllanzen- 
wuchs  auf  den  betroffenen  Feldern  vernichtet  ist.  kann  jedoch  im  Allgemeinen 
ohne  Schädigung  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  eine  Regulierung  solcher 
Frühschäden  nicht  vorgenommen  werden.  Der  durch  Hagel  an  in  einem 
frühen  Entwicklungsstadium  befindlichen  Früchten  verursachte  Schaden  kann  erst 
nach  einiger  Zeit  sicher  festgestellt  werden ;  oft  ergiebt  sich,  dass  derselbe 
erheblich  grösser  ist,  als  es  Anfangs  der  Fall  zu  sein  schien,  sehr  häulig  heilt 
aber  auch  ein  im  ersten  Augenblick  beträchtlich  erscheinender  Schaden  bei 
günstigem  Wetter  und  auf  gut  gepflegten  Feldern  fast  vollständig  aus.    In  dem 
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einen  Falle  würde  also  bei  verlriihtcr  Abschätzung  der  Landwirt  durch  zu  geringe 
Entschädigung,  im  anderen  Falle  die  Gesellschaft  durch  zu  hohe  Schadenver- 
gütung zu  kurz  kommen.  Bei  einer  auf  vorzeitige  Abschätzung  zurückzuführenden 
Schädigung  der  Landwirte  wird  aber,  selbst  wenn  sie  selbst  durch  Drängen 
die  Schuld  an  der  zu  früh  vorgenommenen  Taxe  tragen,  stets  der  Gesellschaft 
ein  Vorwurf  gemacht  und  es  entsteht  Unzufriedenheit,  was  gegen  das  Interesse 
beider  Teile  spricht. 

Ks  muss  deshalb,  damit  die  Abschätzungen  zur  richtigen  Zeit  erfolgen,  die 
Wahl  des  Zeitpunktes  hierfür  der  Gesellschaft  überlassen  bleiben.  Die  empfehlens- 
werteste und  bei  einigennassen  belangreichen  Schäden  auch  von  den  meisten 
Gesellschaften  geüble  Praxis  besieht  darin,  bei  Frühschäden  erst  eine  sogenannte 
Vorbesichtigung  der  verhagelten  Felder  und  erst  nach  einiger  Zeit,  wenn  der 
richtige  Zeitpunkt  hierfür  da  ist,  die  endgilt  ige  Feststellung  des  Schadens  vor- 
zunehmen. 

Ermittelung  des  Hagelschadens  (Taxe,  Regulierung,  Abschätzung1'. 
Bei  nahezu  allen  deutschen  Hagelversicherungs-Gesellschaften  kann  die  Fest- 
stellung der  Höhe  des  Schadens  in  dreierlei  Weise  erfolgen,  nämlich:  1.  durch  das 
sogenannte  Vergleichs-  oder  Einigungs-Verfahren,  2.  die  formelle  Taxe 
und  3.  die  Obmannstaxe. 

Die  Versicherungs-Bedingungen  sämmtlichcr  Aktien-Gesellschaften  sowie  mit 
wenigen  Ausnahmen  aller  Gegenseitigkeits-Institute  bestimmen,  dass  zunächst 
zwischen  dem  Vertreter  der  Gesellschaft  und  dem  Versicherten  über  die  Höhe 
des  Verlustes  in  Prozenten  eine  Vereinigung  versucht  werden  soll.  Hat  eine 
solche  stattgefunden,  dann  erstattet  der  Regulator  seiner  Gesellschaft  darüber 
Bericht  und  diese  erkennt  in  der  Hegel  den  Vergleich  an  und  berechnet  die 
Kn  tsehädi  gun  gssu  m  m  e . 

Die  Bestimmung  über  ein  zuerst  einzuleitendes  Vergleichsverfahren  ist  auch 
mehrfach  Gegenstand  von  Angriffen  geworden :  es  wurde  behauptet,  dass  sie  zu 
einem  Schacher  über  die  prozentuale  Schadenhöhe  zwischen  dem  Vertreter  der 
Gesellschaft  und  dem  Versicherten  führe,  doch  ist  dieser  Vorwurf  durchaus 
unberechtigt.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  es  alle  soliden  und  anständigen  Ge- 
sellschaften den  Regulatoren  zur  Pflicht  machen,  alles  Feilschen  und  Handeln 
um  die  Schadenhöhe  zu  vermeiden,  vielmehr  auch  der  gütlichen  Vereinigung 
eine  ordnungsmässi«e  Abschätzung  zu  Grunde  zu  legen,  hat  auch  die  praktische 
Erfahrung  gezeigt,  dass  das  landwirtschaftliche  Publikum  keineswegs  den  Wunsch 
hegt,  die  Vereinigungen  abgeschafft  zu  sehen,  sondern  im  Gegenteil  grosse  Sym- 
pathie für  dieselben  hat.  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  dann  würden  nicht  nahezu 
alle  Schäden  durch  gütliche  Vereinigung  erledigt  werden,  und  nur  sehr  wenige 
durch  formelle  oder  Obmanns-Taxe. 

Lieber  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Taxveriahren  gehen  folgende  Zahlen 
Aufschluss.  Es  wurden  während  einer  Reihe  von  Jahren  bei  den  deutschen 
Hagelversicheinngs-Aktien-Gesellschaften  auf  je  1000  Schäden  durchschnittlich 
pro  Jahr  erledigt: 

durch       durch  formelle  durch 
Vergleich  Taxe  Obmannstaxe 

Magdeburger   «Mi*/,,,  <2\\a  l'/.n 

Kölnische   097  :i  — 

Union  in  Weimar  .    .    .    .       991*/,«  8  °/,ü 

Berliner  Assekuranz  .    .    .       1190  ^Vio  ,/>o 

Vaterländische  in  Elberfeld       N9V,',«  3s/i«  1 

Durchschnittlich  sind  also  bei  sämmlliclien  fünf  deutschen  Aktien-Gesell- 
s«  haften  unter  je  1000  Schadcnregulierunyen  noch  nicht  ~>  durch  formelle  oder 
Obinaunstaxc  erledigt  worden,  und  ähnlich  lie»t  es  auch  bei  (hm  meisten  Gegen- 
seitigkeits-lnsliluten. 

Diese  Zahlen  beweisen,  dass  die  Schadeu-Absrhätzungeu  der  Aktien-Institute 
fast  immer  zur  Zufriedenheit  der  Landwirte  ausfallen  und  dass  die  Feststellung 
der  Schadenhöhe  im  Wege  des  Vergleichsverfahrens   sich   grosser  Beliebtheit 
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erfreut  und  den  berechtigten  Wünschen  der  Praxis  in  hohem  Masse  Rechnung 
trägt.  Dass  aber  auch  die  Gesellschaften  dabei  nicht  geschädigt  werden,  ist 
klar,  denn  sonst  würden  diese  wohl  die  Bestimmungen  über  die  Schaden- 
Ermittelung  einer  Aenderung  unterwerfen.  Das  Vergleichsverfahren  muss  dem- 
nach den  Wünschen  beider  Teile  in  hohem  Grade  gerecht  werden. 

Wenn  auf  Grund  einer  sorgfältigen  Prüfung  des  Schadens  durch  den  Ver- 
treter der  Gesellschaft  der  Schaden  sich  als  nicht  ersatzfähig  erweist,  und  es 
gelingt,  den  Versicherten  hiervon  zu  überzeugen,  so  hat  Letzterer  eine  schrift- 
liche Verzichterklärung  abzugeben. 

Geschieht  dies  nicht  oder  kommt  ein  Vergleich  zwischen  dem  Vertreter  der 
Gesellschaft  und  dem  Beschädigten  nicht  zu  Stande,  so  wird  das  formelle 
Taxverfahren  eingeleitet,  mit  welchem  bei  jenen  wenigen  Anstalten,  welche 
eine  Einigung  nicht  kennen,  die  Schaden-Feststellung  überhaupt  beginnt.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  zwei  Sachverständige,  welche  die  gesetzlichen  Eigen- 
schaften unparteiischer  Beweiszeugen  haben  müssen,  der  eine  vom  Versicherten, 
der  andere  von  der  Gesellschaft  ernannt. 

Diese  Sachverständigen  schätzen  : 

\.  Der  wievielste  Teil  des  Grundstückes  vom  Hagel  betroffen  worden  ist. 

2.  Welchen  Ertrag  die  versicherten  Bodenerzeugnissse  auf  der  vom 
Hagel  betroffenen  Fläche  nach  erlangter  Reife  erlangt  haben  würden, 
wenn  kein  Hagelschlag  eingetreten  wäre,  und 

3.  Der  wievielste  Teil  dieses  Ertrages  a)  an  Körnern,  b)  an  Stroh  durch 
den  Hagelschlag  verloren  gegangen  ist. 

Falls  die  beiden  Sachverständigen  sich  über  die  Verlustquote  nicht  zu  einigen 
vermögen,  dann  tritt  das  Obmannsverfahren  ein.  Sie  wählen  zu  diesem 
Zwecke  einen  Obmann,  dessen  Ausspruch  beide  Teile  unterworfen  sind.  Es 
treten  indess  auch  Fälle  ein,  in  welchen  die  Sachverständigen  über  die  Wahl  des 
Obmanns  sich  nicht  einigen  können.  Für  diese  Fälle  bestimmen  die  Versicherungs- 
Bedingungen,  dass  der  Versicherte  von  drei  ihm  von  der  Gesellschaft  zu  bezeich- 
nenden Personen  binnen  einer  bestimmten  Frist  (meist  24—48  Stunden)  den 
Obmann  auszuwählen  hat,  widrigenfalls  derselbe  cndgiltig  von  der  Gesellschaft 
ernannt  wird. 

In  dieser  Beziehung  ist  den  Gesellschaften  ein  ziemlich  weitgehendes  Recht 
gegenüber  den  Versicherten  eingeräumt,  ohne  dass  jedoch  eine  Benachteiligung 
der  letzteren  deshalb  zu  befürchten  stände.  Denn  abgesehen  davon,  dass  der- 
artige Fälle,  wo  es  zur  Obmanns-Taxe  kommt,  und  gar  erst,  wo  endlich  die 
Gesellschaft  gezwungen  ist,  einen  Obmann  zu  ernennen,  nur  ganz  ausnahmsweise 
sich  ereignen,  wird  schon  jede  solide  Gesellschaft  in  ihrem  eigensten  Interesse 
hei  der  Wahl  dieses  Obmanns  absolute  Gerechtigkeit  und  peinlichste  Sorgfalt 
obwalten  lassen,  denn  ein  Missbrauch  ihrer  Rechte  würde  ihrem  Ansehen  beim 
landwirtschaftlichen  Publikum  gewaltig  schaden. 

Sollte  ein  Grundstück  wiederholt  von  einem  Hagelschlag  betroffen  werden, 
so  findet  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  schon  erfolgte  Abschätzung  des  früheren 
Schadens  eine  Fesstellung  des  Gesamtschadens  statt.  Wenn  für  einen  früheren 
Schaden  im  gleichen  Jahre  bereits  eine  Vergütung  gewährt  worden  ist,  .so  wird 
diese  an  der  aus  der  neuen  Abschätzung  sich  ergebenden  Entschädigungssumme 
gekürzt.  (Ueber  die  Praxis  der  Hagelschaden-Abschätzung  vergl.  den  betreffenden 
Artikel). 

Regulierungskosten.  Die  Frage,  ob  die  Regulierungskosten  von  der 
Gesellschaft  zu  bestreiten  sind,  oder  ob  es  gerechtfertigt  ist,  dem  Versicherten 
diese  Kosten  oder  einen  Teil  derselben  aufzuerlegen,  ist  schon  vielfach  erörtert 
worden. 

Früher  waren  es  nur  die  Aktien-Gesellschaften,  welche  für  Regulirungs- 
kosten  einen  Beitrag  von  dem  Beschädigten  erhoben,  resp.  von  den  Ent- 
schädigungs-Summen  in  Abzug  brachten.   Die  bezügliche  Bestimmung  lautet : 

«Die  Kosten  der  Besichtigung,  resp.  Abschätzung  bestreitet  die  Gesell- 
schaft  und   bring*   dagegen  von  jedem  ersatzfähigen  Sc  haden  5  Prozent,  von 
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der  Entschädigungssumme  in  Abzug,  t  Bei  der  Berliner,  Magdeburger  und 
Vaterländischen  tritt  zu  dieser  noch  folgende  Bestimmung  hinzu: 

« Wenn  aber  nach  vergeblich  versuchter  Vereinigung  eine  Abschätzung 
durch  zwei  Sachverständige,  resp  den  Obmann  hat  eintreten  müssen,  kann 
die  Gesellschaft  diesen  Abzug  auf  7'/,  Prozent  erhöhen»  : 

Eine  weitere  Bestimmung  aller  Aktien-Gesellschaften  lautet : 

« Ist  der  angemeldete  Schaden  nicht  ersatzfähig  befunden  worden ,  so 
hat  der  Versicherle  wegen  der  von  der  Gesellschaft  aufgewandten  Besich- 
tigungs-,  resp.  Abschätzungskosten  derselben  eine  von  ihr  zu  bestimmende 
Pauschalsumme  bis  zu  150  Mark  zu  vergüten ». 

Die  erste  Gegenseitigkeits-Gesellschaft,  welche  die  Mitglieder  zur  Tragung 
der  Begulierungskosten  mit  heranzog,  war  die  Norddeutsche.  Sie  bringt  beim 
Vergleichsverfahren  5  Prozent ,  bei  Taxe  7  '/t  Prozent ,  bei  dem  Obmanns- 
verfahren 10  Prozent  von  der  Entschädigung  in  Abzug.  Dieser  Abzug  darf 
aber  beim  Vergleichsverfahren  nicht  mehr  als  150  Mk.,  bei  Taxverfahren 
nicht  mehr  als  300  Mk.,  bei  Obmannsverfahren  nicht  mehr  als  450  Mk. 
betragen. 

Die  der  Gesellschaft  zu  ersetzenden  Unkostenbeträge  bei  nicht  ersatz- 
fähigem Schaden  betragen  bei  der  Norddeutschen  je  nach  der  Art  der  Ab- 
schätzungsverfahrens 75,  bezw.  150,  bezw.  225  Mk.  im  Maximum. 

Nach  und  nach  haben  auch  andere  Gegenseiligkeils-Gesellschaften  ähn- 
liche Bestimmungen  über  eine  prozentuale  Kürzung  der  Entschädigungssumme 
für  Regulierungskosten  eingeführt. 

Bei  den  Aktien-Gesellschaften  ist  der  Abzug  ein  unbegrenzter  und  steigt 
somit  mit  der  Höhe  der  Entsehädigungs-Summe,  während  er  bei  den  Gegen- 
seitigkeits-Gesellschaflen  limitirt  ist  und  höchstens  eine  bestimmte  Maximai- 
Summe  erreichen  darf. 

Bei  Erörterung  der  Frage,  ob  eine  Heranziehung  der  Versicherten  zu 
den  Kosten  der  Regulierung  berechtigt  ist,  wird  es  wohl  keinem  Zweifel  un- 
terliegen, das»  bei  unbegründeten  Sehaden-Ersalz-Ansprüchcn  Derjenige  die 
Kosten  trägt,  der  sie  unnütz  veranlasst  hat.  Es  wird  dadurch  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  auch  der  unbegründeten  Anmeldung  ganz  geringfügiger  und 
nicht  ersatzfälliger  Schäden  ein  Riegel  vorgeschoben. 

Weniger  begründet  erscheint  der  Abzug  bei  reellen  Schaden- Ansprüchen, 
doch  wird  man  auch  hier,  wenn  der  Gegenstand  von  der  praktischen  Seite 
beleuchtet  wird,  zur  Einsicht  gelangen ,  dass  der  Regulirungskosten-Abzug  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  der  Versicherten  einer  Anstalt  liegt. 

Vor  allem  muss  man  sich  darüber  klar  werden,  welche  Folgen  eine 
etwaige    Abschaffung   des  Regulierungskosten- Abzuges  haben  würde. 

Zunächst  sei  betont,  dass  die  hie  und  da  auftauchende  Meinung,  die 
Gesellschaften  machten  an  den  Abzügen  für  Regulierungskosten  noch  einen 
Gewinn ,  indem  die  Gesainiabzüge  mehr  betrügen ,  als  die  wirklichen  Regu- 
lierungskosten, eine  irrtümliche  ist.  Bei  ganz  hohen  Entschädigungs-Summen 
mag  hei  dem  unlimitirten  Abzug  der  Aktiengesellschaften  dieser  allerdings 
die  aufgewandten  Kosten  häufig  übersteigen.  Die  grossen  Entschädigungs- 
summen bilden  aber  doch  nur  die  Ausnahmen,  die  meisten  Entschädigungen 
bewegen  sich  in  bescheideneren  Grenzen,  und  es  ist  eine  Thatsache,  dass  hei 
den  geringfügigen  Entschädigungen  die  aufgewendeten  Regulierungskosten  den 
hierfür  gemachten  Abzug  in  der  Regel  ganz  bedeutend  übersteigen. 

Weiter  vorne  bei  Besprechung  der  Schaden-Feststellung  brachten  wir 
eine  Tabelle  über  das  /.ahlenmassige  Verhältnis  der  gütlichen  Vereinigungen 
zu  den  formellen  und  Obmannstaxen ,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  nahezu 
alle  Schaden-Regulierungen  auf  dem  Wege  des  gütlichen  Vergleiches  erledigt 
weiden,  Lei  welchen  nur  5  Prozent  der  Entschädigungssumme  in  Abzug 
kommen.  Daraus  resullirt  aber,  dass  der  Gesamtabzug,  im  Ganzen  etwa 
5  Prozent  der  Gesamt- Schadensumme  gleich  kommen  muss,  da  die  übrigens 
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nur  ausnahmsweise  angewandten  höheren  Abzüge  für  formelle  und  Obmanns- 
taxe wegen  ihrer  grossen  Seltenheit  nicht  in  Betracht  kommen. 

Die  den  Gesellschaften  aus  der  Schaden -Regulierung  im  Durchschnitt 
wirklich  erwachsenden  Kosten  sind  aber,  da,  wie  erwähnt,  die  einen  un- 
verhältnismässig grossen  Aufwand  verursachenden  geringfügigen  Schäden  einen 
grossen  Prozentsatz  der  Gesamtschäden  ausmachen,  nicht  unerheblich  höher, 
als  5  Prozent  der  Schaden-Summe  und  betragen  nach  den  Berechnungen  der 
grösseren  Gesellschaften  durchschnittlich  etwa  7  Prozent  derselben.  Die  Ge- 
sellschaften zahlen  also  noch  eine  nicht  unbedeutende  Summe  alljährlich  zu  den 
in  Abzug  gebrachten  Regulierungskosten  hinzu. 

Da  nun  doch  das  Geld  für  die  Regulierungskosten  irgendwo  hergenommen 
werden  muss.  so  liegt  es  ohne  Weiteres  auf  der  Hand,  dass  bei  einem  etwaigen 
Wegfall  der  Regulierungskosten- Abzüge  von  den  Entschädigungen  die  Prämie 
entsprechend  erhöht  werden  müsste,  und  es  ist  doch  mehr  als  fraglich,  ob  eine 
derartige  Erhöhung  der  Beiträge  im  Interesse  der  Landwirtschaft  liegen  würde. 
Es  wird  ohnehin  über  die  Höhe  der  Hagelpränüe  viel  geklagt;  inwieweit  derar- 
artige  Klagen  z.  B.  durch  einen  abnorm  hohen  Aufwand  für  Verwaltungskosten 
bei  manchen  Gegenseitigkeits-Gesellschaften  berechtigt  ist,  das  soll  im  Artikel 
<  Prämienwesen  >  ausführlich  behandelt  werden. 

Jedenfalls  können  die  Gesellschaften  an  eine  Prämien  -  Erhöhung  nicht 
denken,  müssen  vielmehr  auf  eine  möglichst  niedrige  Bemessung  derselben 
und  auf  einen  thunlichsten  Aasgleich  zwischen  Leistung  und  Empfang  der 
einzelnen  Versicherten  bedacht  sein.  Durch  den  Abzug  von  der  Entschädigung 
für  die  durch  die  Regulierung  entstehenden  Kosten  wird  aber  gerade  ein 
weiterer  solcher  Ausgleich  herbeigeführt  zwischen  den  nicht  von  Schäden 
Betroffenen  und  jenen  Versicherten,  welche  grosse  Schäden  erhalten  und 
hohe  Ansprüche  an  die  Gesellsehaftskasse  stellen. 

Es  muss  deshalb  als  ein  sehr  richtiger  Gedanke  bezeichnet  werden,  die 
Hcschädigten  selbst  zur  Aufbringung  der  zur  Schadenfeststellung  nötigen 
Geldmittel  in  gewissen  Grenzen  heranzuziehen,  da  diese  immer  noch  viel 
mehr  empfangen  als  sie  geben  und  die  geringe  im  Regulierungskosten- Ab- 
züge liegende  Belastung  kaum  empfinden. 

Es  kann  auch  der  Ansicht  nicht  zugestimmt  werden,  dass  die  Kürzung  des 
Beitrages  zu  den  Abschätzungskosten  von  der  Entschädigungs-Summe  gleich- 
bedeutend mit  einer  unvollständigen  Entschädigungsleistung  sei.  Die  Regu- 
lierungskosten dienen  als  Mittel  zu  dem  Zweck,  die  Schaden-Summe  zu  be- 
stimmen, welch'  letztere  von  den  Gesellschaften  voll  ausbezahlt  wird.  Wenn 
diese  Kosten  zu  einem  im  Voraus  bestimmten  Teile  dem  Betroffenen  zur 
Last  fallen  und  der  Einfachheit  halber,  statt  von  ihm,  wie  es  z.  B.  bei  ein- 
zelnen ausländischen  Hagelversicherungs-Gesellschaften  der  Fall  ist,  im  Voraus 
eingehoben  zu  werden,  von  der  Entschädigungs  -  Summe  in  Abzug  gebracht 
werden,  so  ist  damit  nicht  dargethan,  dass  dadurch  eine  unvollständige  Ent- 
schädigungszahlung ausgesprochen  ist.  Wollte  man,  wie  es  erwähnlerweise 
Gesellschaften  des  Auslandes  thun,  die  Beiträge  zu  den  Kosten  der  Schaden- 
ermittlung vorher  von  den  Betroffenen  einziehen,  bevor  das  Reguherungs- 
verfahren  beginnt,  so  würde  damit  nur  eine  Erschwerung  und  Verlangsamung 
des  Geschäftsganges  erreicht  werden,  der  Effekt  bliebe  aber  der  gleiche.  Der 
Abzug  von  der  Entschädigungs-Summe  ist  eine  für  die  Betroffenen  besonders 
bequeme  Erhebung  ihrer  Regulierungskostenbetrages. 

Sonstige  Abzüge  von  der  Entschädigungssumme.  Einige  deutsche 
Gegenseitigkeits-Gcsellschaften  machen  ausser  dem  Abzüge  für  Regulierungskosten 
noch  weitere  Abzüge  als  Reservefondsbeitrag.  So  ziehen  die  Norddeutsche, 
Schwedter,  Ceres,  Neubrandenburger  o%  der  Entschädigungssumme  des  Reserve- 
fondsbeitrags  ab.  Die  «Patria»  macht  vom  Jahre  1897  an  einen  Abzug  von 
10u/0  der  Schadensumme  zur  Bildung  eines  Dispositionsfonds  bis  zur  Höhe  von 
300 U00  Mark. 

Andere  GeselUchaften  wieder  erheben  besondere  Entschädigungsabzüge  für 
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Vorausdeckungs-Schädcn,  das  heisst  für  Schäden,  welche  Felder  mehrjährig  oder 
fortlaufender  Versicherter  vor  der  Einreichung  des  neuen  im  Frühjahre  fälligen 
Versicherungs-Antrages  treffen.    (Vergl.  «  Vorausdeckung  »). 

Der  Ostdeutsche  Hagelversicherungs-Verband  in  Breslau  trifft  einen  Aus- 
gleich in  der  geringeren  oder  grösseren  Hagelgefährlichkeit  der  einzelnen  Risiken 
nicht  durch  Tarifierung  der  gefährdeten  Feldmarken,  sondern  durch  Abzüge  von 
5  — 15°'<>  von  den  Entschädigungen  je  nach  der  Zahl  der  Hagelfälle  in  den  letzten 
fünf  Jahren.  Auf  diese  Methode  des  Gefahren-Ausgleiches  werden  wir  im  Artikel 
« Prämienwesen »  noch  eingehender  zu  sprechen  kommen,  weshalb  hier  nicht 
näher  darauf  eingegangen  werden  soll. 

Was  die  anderen  Abzüge  vnn  der  Entschädigung  zu  Gunsten  des  Reserve- 
fonds anbelangt,  so  ist  auch  ihnen  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  abzusprechen, 
in  sofern,  als  sich  die  Gesellschaften  sagen,  wer  eine  Entschädigung  bekommt, 
der  kann  als  Gegenleistung  an  die  in  Anspruch  genommene  Gesellschaftskasse 
auch  einen  Reservefondsbeitrag  zahlen,  umsomehr,  als  dieser  ja  in  erster  Linie 
zur  Deckung  besonders  hoher  Schaden -Vergütungen  da  ist. 

Es  ist  nur  zu  bedenken,  dass.  wenn  gleichzeitig  mehrere  Abzüge  von  der 
Entschädigung  gemacht  werden,  diese  doch  eine  recht  fühlbare  Höhe  erreichen 
können  und  dann  im  Effekt  ((tatsächlich  einer  unvollständigen  Entschädigung 
gleich  kommen.  Ein  Abzug  von  10%  der  Schadensumme  muss  schon  als  recht 
empfindlich  bezeichnet  werden.  Bei  der  Norddeutschen  betrug  z.  B.  ausser 
den  Regulicrungskosten-Abzuge  der  Abzug  zum  Reservefonds  1891  11%  <1(>r 
gesamten  Vorprämien-Einnahme.  LSDb'  7W/(1,  1897  8%. 

Die  «Borussia»,  welche  ohnehin  schon  beim  Vergleichsverfahren  7,/,°/o 
an  Regulierungskosten  abzieht,  macht  bei  Vorausdeekungs-Schäden  nach  dem 
15.  Mai  noch  einen  weiteren  Abzug  vnn  10°/0  der  Schadensumme,  also  bei 
mehrjährig  Versicherten  und  Frühschädcn  beträgt  der  Abzug  17,/«°/'o  ""er  ^nt- 
Schädigung 

Es  will  uns  scheinen,  dass  diese  hohen  Abzüge  doch  eine  zu  weitgehende 
Belastung  der  betroffenen  Mitglieder  bedeuten  und  gewissermassen  einer  ver- 
schleierten teilweisen  Prämien-Erhöhung  gleichkommen.  Es  scheint  sich  aber  bis 
jetzt  noch  kein  nachdrücklicher  Widerspruch  gegen  dieselben  erhoben  zu  haben, 
und  wenn  die  Versicherten  mit  diesen  Abzügen  einverstanden  sind,  dann  ist  die 
Gesellschaft  jedenfalls  berechtigt,  sie  beizubehalten. 

Erlöschen  der  Entschädigungs-Ansprüche.  —  Alle  Gesellschaften 
haben  in  ihren  Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  Bestimmungen  aufge- 
nommen, welche  sie  vor  Benachteiligung  durch  die  Versicherten  schützen  und  diese 
Letzteren  zur  Einhaltung  ihrer  der  Gesellschaft  gegenüber  eingegangenen  Ver- 
pachtungen veranlassen  soll.  Gründe,  welche  die  Gesellschaften  nach  ihren 
Vcrsichcrungs-Bcdingungcn  berechtigen,  die  Ansprüche  auf  Schadenersatz  für 
erloschen  zu  erklären,  sind  hauptsächlich  folgende : 

1.  Wissentlich  falsche  und  in  betrügerischer  Absicht  gemachte  Angaben 
im  Vcrsicherungs-Antrage  überhaupt. 

2.  Doppelversichcrung  der  Feldfrüchte  bei  zwei  Gesellschaften. 

3.  Wenn  ein  Landwirt  der  ausdrücklichen  Vorschrift  zuwider  nicht  von 
Bodenerzeugnissen  einer  und  derselben  Gattung  seine  gesamte  Be- 
stellung zur  Versicherung  beantragt. 

4.  Wenn  vor  oder  bei  Linreicbung  des  Versicherungs-Antrages  Boden- 
erzengnisse  bereits  vom  Ilagel  betroffen  wurden  und  dies  im  Antrage 
nicht  erwähnt  worden  ist. 

5.  Bei  Versäumnis  der  vorgeschriebenen  Anzeigefrist  nach  erfolgtem 
Hagelsehaden. 

(\  Wenn  der  Versicherte  irgend  welche  Veränderungen  ausser  den 
gcsiatieten  an  den  beschädigten  Früchten  vor  Feststellung  der  Ent- 
»chädinimg  vornimmt,  welche  eine  genaue  Abschätzung  verhindern 
und  ihnen  eventuell  einen  Verniogen>voi  teil  verschaffen  könnten. 
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7.  Wenn  der  Versicherte  sieh  weigert,  die  zur  Feststellung  des  Scha- 
dens von  der   Gesellschaft  erforderte  Auskunft  zu  erteilen. 

8.  Wenn  er  absichtlich  zur  Vergrösserung  des  Schadens  beiträgt. 

9.  Wenn  über  die  Entschädigung  eine  schriftliche  Einigung  ohne  Vor- 
behalt zwischen  den  Versicherten  und  der  Gesellschaft  nicht  stalt- 
gefunden hat  und  der  Versicherte  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
nicht  vor  dem  zuständigen  Richter  klagbar  geworden  ist. 

Eine  wohlwollende  und  besondere  Ausnahmefälle  berücksichtigende  Be- 
handlung dieser  Bestimmungen  vorausgesetzt,  ist  gegen  dieselben  nichts  ein- 
zuwenden, da  sie  den  Versicherten  in  keiner  Weise  seiner  Rechte  berauben, 
wohl  aber  die  Gesellschaft  und  somit  die  Gesamtheit  der  Versicherten  vor 
Benachteiligung  schützen. 

Gerichtsstand.  Die  Versicherungs-Bedingungen  der  Hagelversicherungs- 
Aktien-Gesellschaften  bestimmen,  dass  alle  aus  dem  Versicherung«- Verlrage 
entstehenden  Streitigkeiten  vor  das  ordentliche  Gericht  desjenigen  Ortes  ge- 
hören, wo  die  Polize  aufgestellt  ist. 

Die  meisten  Gegenseitigkeits-Gesellschaften  haben  gleichlautende  Be- 
stimmungen, bei  einigen  jedoch  mit  der  Modifikation,  dass  ausser  dem 
Gerichte  an  dem  Orte,  wo  die  Polize  ausgestellt  ist,  also  dem  Sitze  der 
General-Agentur,  auch  noch  das  Amts-,  bezw.  Landgericht  zu  Berlin  zuständig 
ist,  und  zwar  soll  die  Wahl  unter  den  betreffenden  Gerichten  demjenigen 
zustehen,  der  seinen  Anspruch  im  Wege  der  Klage  geltend  machen  will. 

Jm  Allgemeinen  muss  es  das  Bestreben  sowohl  der  Gesellschaft  wie  der 
Versicherten  sein,  Prozesse  thunlichst  zu  vermeiden  und  alle  Differenzen, 
wenn  irgend  möglich  durch  einen  gütlichen  Ausgleich  zu  beseitigen.  Wenn 
sich  bei  einer  Gesellschaft  die  Prozesse  mit  Versicherten  häufen,  dann  ist 
dies  ein  sicheres  Zeichen  dafür,  dass  es  an  irgend  einem  Punkte  mit  der 
Anstalt  nicht  gut  bestellt  ist,  sei  es,  dass  die  Vertragsstipulationen  den  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen  und  berechtigten  Wünschen  der  Landwirtschaft  nicht  ge- 
nügend angepasst  sind,  sei  es,  dass  die  Vertreter  der  Gesellschaft  ihre  Be- 
fugnisse missbrauchen,  namentlich,  wie  es  bei  kleineren  Gegenseitigkeits-Gesell- 
schaften  häufig  vorkommt,  die  Landwirte  unter  falschen  Vorspiegelungen  zum 
Vertragsabschlüsse  veranlassen  ,  oder  sei  es  endlich ,  dass  eine  finanzielle 
Schwäche  als  die  Ursache  vorgebrachter  Klagen  anzusehen  ist.  In  allen  Fällen 
werden  gerichtliche  Klagen  das  durchaus  notwendige  Vertrauen  der  landwirt- 
schaftlichen Kreise  in  die  Gesellschaft  mehr  oder  weniger  beeinträchtigen. 

Auszahlung  der  Entschädigung.  Es  ist  eine  durchaus  gerechtfertigte 
Forderung  der  Landwirte,  der  Entschädigungs-Summe  möglichst  bald  nach 
erfolgler  Schaden-Feststellung  zu  erhalten ,  da ,  namentlich  im  Falle  schwerer 
Schäden,  oft  erhebliche  Ausgaben  an  den  Landwirt  herantreten ,  die  zur 
Abschwächung  der  nachteiligen  wirtschaftlichen  Folgen  des  Hagelschlages  nicht 
gut  umgangen  werden  können. 

Die  Aktien-Gesellschaften  um!  eine  Anzahl  Gegenseitigkeils-Gesellschaftcn 
zahlen  die  festgestellte  Entschädigung  binnen  Monatsfrist  an  dem  Orte  aus, 
an  dem  die  Polize  ausgestellt  ist.  In  der  Regel  wird  jedoch  dem  Land- 
wirt das  Geld  direkt  durch  die  Post  zugesandt  oder  vom  Agenten  übermittelt. 

Die  unbedingte  Einhaltung  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  binnen  Monats- 
frist ist  nur  möglich,  wenn  die  Gesellschaft  über  reichliche  Baarmillel  ver- 
fügt, was  eigentlich  in  der  Hauptsache  nur  bei  den  deutschen  Aktien-Gesell- 
schaften der  Fall  ist. 

Bei  den  gegenseitigen  Gesellschaften  sind  die  Bestimmungen  über  die 
Kntschädigungszalilung  sehr  verschieden  und  nicht  immer  den  Wünschen  der 
Mitglieder  entsprechend. 

Es  erfolgt  die  Auszahlung  hei  den  verschiedenen  Gesellschaften  u.  A. 
auf  folgende  Weise:  2  .Monate  nach  Schaden  -  Ermittlung;  eine  Hälfte  nach 
6  Wochen,  die  andere  Hälfte  nach  weiteren  G  Wochen;  im  Laufe  des  Oktober, 
doch  eventuell   nur   eine  Abschlagszahlung  und   der  Best  bis  zum  15.  De- 
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zember;  im  Laufe  des  November,  bei  Vorschüssen  5°/0  Zinsen;  eine  Hälfte 
nach  der  Schaden-Feststellung,  die  andere  Hälfte  bis  zum  i.  Januar  des 
folgenden  Jahres:  die  eine  Hälfte  bis  15.  September,  die  andere  bis  1. 
Februar. 

Diese  grosse  Verschiedenheit  deutet  darauf  hin,  dass  eine  schnelle  Aus- 
zahlung der  Entschädigungen  bei  Gegenseitigkeits-Gesellschaften  mit  Schwierig- 
keiten verknüpft  ist.  In  der  That  hängt  auch  eine  prompte  Schadenzahlung  von  der 
Willfährigkeit  der  Mitglieder  ab,  ihre  Beiträge  pünktlich  abzuführen.  Tritt 
hierin  aus  irgend  einem  Grunde  eine  Stockung  ein,  dann  geräth  auch  die 
Gesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  in  der  Regel  in  Zahlungsschwierigkeiten,  wenn 
sie  nicht  über  entsprechend  grosse  Reserven  verfügt  Jedenfalls  sind  die 
Aktien-Gesellschaften  in  Bezug  einer  Garantie  prompter  Schaden-Vergütung 
der  gegenseitigen  Instituten  überlegen.  Durch  eine  rationelle  Prämien-Politik, 
vor  allem  durch  Erhebung  genügender,  den  mutmasslichen  Bedarf  entsprechender 
Vorprämien  und  durch  Ansammlung  hinreichender  Reserven  könnten  sich  auch 
die  Gegenseitigkeits-Institute  in  die  Lage  versetzen,  die  Schäden  möglichst 
bald  zu  vergüten.  Die  Zahlung  binnen  Monatsfrist  nach  der  Feststellung  der 
Schäden  muss  jedenfalls  als  die  den  Wünschen  der  Landwirte  am  meisten 
entsprechende  angesehen  werden. 

Von  den  Allgemeinen  Versicherung  -  Bedingungen  muss  man  verlangen, 
dass  sie  möglichst  kurz,  klar  und  einfach  seien,  damit  der  Landwirt  sich 
schnell  und  vollkommen  in  ihnen  zurechtfinden  kann.  Die  Komplizirtheit  der 
Bedingungen ,  die  sich  allerdings  bei  der  grossen  Anzahl  der  zu  berücksich- 
tigenden Momente  oft  schwer  vermeiden  lässt,  wird  stets  als  ein  Uebelstand 
empfunden,  da  sie,  namentlich  dem  einfachen  Bauer  den  Ueberblick  sehr 
erschwert. 

Es  müsste  das  Bestreben  aller  Hagelversicherungs-Gcsellschaften  dahin- 
gehen ,  trotz  steter  Verbesserung  der  Einrichtungen  immer  mehr  auf  eine 
Vereinfachung  der  Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  hinzuarbeiten. 

Nikolaus  Freiherr  von  Thuemen. 


III.  Lebens-Versicherung. 

Allgemeine  Versicherungsbedingungen  der  zum  Verein  Deutscher 
Lebensversicherungs-Gesellschalten  gehörigen  Gesellschaften. 

Siehe  auch  Kriegs- Versicherung.  —  Unverfallbarkeit.  —  l "nanfechtbarkeit.  — 

Verwirkungsklauseln. 

§  1.  Versicherter  ist  diejenige  Person,  auf  deren  Leben  die  Versicherung 
abgeschlossen  ist.  Als  Versicherungsnehmer  gilt  diejenige  Person,  welche  den 
Versicherungsvertrag  bei  der  Gesellschaft  beantragt  und  mit  derselben  abge- 
schlossen hat,  resp.  der  von  der  Gesellschaft  anerkannte  legitimierte  Rechts- 
nachfolger dieser  Person.  Der  Versicherte  und  der  Versicherungsnehmer  können 
dieselbe  Person  sein;  sind  es  verschiedene  Personen,  so  ist  die  Zustimmung 
des  Versicherlen  zum  Vertragsschlus.se  notwendig. 

Die  von  dem  Versicherungsnehmer  und  dem  Versicherten  zum  Zwecke  des 
Abschlusses  des  Versicherungsvertrages  eingereichten  Deklarationen  bilden  mit 
der  von  der  Gesellschaft  ausgestellten  Polize  den  Versicherungsvertrag.  Für  die 
Richtigkeil  und  Vollständigkeit  der  in  diesen  Deklarationen  gemachten  Angaben 
und  Erklärungen  ist  der  Versicherungsnehmer  allein  verantwortlich,  auch  wenn 
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dieselben  von  einem  Vertreter  der  Gesellschaft  oder  sonst  einem  Dritten  nieder- 
geschrieben sind.  Mündliche  oder  schriftliche  Erklärungen,  welche  der  Ver- 
sicherungsnehmer oder  der  Versicherte  neben  den  von  ihnen  eingereichten  und 
in  der  Polize  als  Grundlage  des  Vertrages  genannten  Deklarationen  oder 
ausserhalb  derselben  einem  Vertreter  der  Gesellschaft  oder  anderen  Personen 
abgegeben  haben,  sind  für  den  Versicherungsvertrag  ohne  rechtliche  Bedeutung 
und  dürfen  niemals  gegen  die  Gesellschaft  geltend  gemacht  werden.  Auch  soll 
gegen  die  Gesellschaft  niemals  der  Einwand  erhoben  werden  dürfen,  dass  sie 
weitere  Erkundigungen  über  die  Gcsundheits-  oder  sonstigen  Verhältnisse  des 
Versicherungsnehmers  oder  des  Versicherten  hätte  einziehen  sollen,  dies  aber 
unterlassen  habe. 

Durch  die  Annahme  der  Polize  und  Zahlung  der  ersten  Prämie  oder 
Prämien-Rate  wird  das  Einverständnis  des  Versicherungsnehmers  mit  dem 
ganzen  Inhalte  der  Polize  festgestellt.  Verabredungen  über  Aenderungen  der  in 
der  gegenwärtigen  Polize  getroffenen  Bestimmungen  verpflichten  die  Gesellschaft 
nur,  nachdem  sie  von  der  Direktion  der  Gesellschaft  genehmigt  und  von  ihr 
durch  Vermerk  auf  der  Polize  anerkannt  sind. 

Die  Giltigkeit  der  Versicherung  ist  davon  abhängig,  dass  der  Versicherungs- 
nehmer vor  Aushändigung  der  Polize  die  erste  Prämie  nebst  Stenipelkoslen 
und  Aufnahmegebühr  innerhalb  der  in  §  4  festgesetzten  Frist  vollständig  bezahlt 
hat,  und  weiter  davon,  dass  der  Versicherle  zu  dem  Zeitpunkte,  an  welchem 
die  erste  Prämie  bezahlt  wurde,  noch  lebte  und  seit  Ausstellung  des  Versicher- 
ungsantrages nicht  krank  oder  verletzt  war.  War  er  bereits  verstorben  oder 
erkrankt  oder  verletzt,  so  ist  die  Versicherung  nichtig,  gleichviel,  ob  der  Ver- 
sicherungsnehmer von  dem  Tote,  der  Krankheit  oder  Verletzung  Kenntnis 
gehabt  hat  oder  nicht.  Die  etwa  bereits  bezahlten  Prämienbelräge  werden  in 
einem  solchen  Falle  nach  Abzug  der  der  Gesellschaft  erwachsenen  Kosten 
zurückerstattet. 

§  2.  ist  die  Versicherung  zu  gunsten  dritter  Personen  geschlossen,  so  tritt 
dadurch  allein  die  Gesellschaft  mit  diesen  Personen,  selbst  wenn  dieselben  im 
Besitze  der  Polize  sind,  bis  zum  Tote  des  Versicherten  beziehentlich  bis  zu 
dem  Zeitpunkte,  wo  die  Versicherungssumme  fällig  wird,  in  kein  Vertrags- 
verhältnis ;  es  bleibt  vielmehr,  die  Polize  mag  lauten  auf  wen  sie  will,  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  der  Versicherungsnehmer  zur  Verfügung  über  die  Versicherung 
allein  berechtigt. 

Eine  Uebertragung  der  aus  der  Versicherung  entspringenden  Rechte  unter 
den  Lebenden  kann  rechtsgültig  in  jedem  Falle  nur  mit  schriftlicher  Genehmigung 
des  Versicherten  erfolgen  und  erlangt  der  Gesellschaft  gegenüber  nur  dann 
rechtliche  Gellung,  wenn  sie  von  allen  Betheiligten  in  bewe.isfähiger  Form  unter 
Einreichung  der  Polize  und  mit  der  Angabe,  wer  fortan  die  Prämie  bezahlen 
wird,  der  Direktion  angezeigt  und  von  dieser  durch  einen  Vermerk  auf  der 
I'olize  selbst  anerkannt  ist.  Für  diesen  Vermerk  ist  eine  Schreibgebühr  von 
3  Mark  zu  entrichten.  Die  Gesellschaft  darf  die  Anerkennung  ohne  Angabe 
von  Gründen  verweigern.  Wer  eine  Polize  ohne  die  .schriftliche  Genehmigung 
des  Versicherten  erwirbt,  erlangt  nur  Anspruch  auf  den  in  §  7  festgesetzlen 
Rüekkaufpreis  der  Polize  zur  Zeit  seiner  Erwerbung  der  letzleren,  und  alle 
sonstigen  Rechte  aus  der  Polize  sind  erloschen. 

$  3.  Die  Prämien  sind  im  voraas  auf  ein  ganzes  Jahr  zu  entrichten,  jedoch 
gestattet  die  Gesellschaft  die  Zahlung  in  halbjährlichen  oder  vierteljährlichen 
Halen  mit  einem  von  ihr  für  Zinsverlust  und  Mehrarbeit  festzusetzenden 
Aufschlag;  auch  bei  solcher  ratenweisen  Zahlung  der  Prämie  wird  mit  Beginn 
eines  Versicherungsjahres  die  ganze  Jahresprämie  als  zu  gunsten  der  Gesellschaft 
fillig  betrachtet.  Der  Beginn  eines  Versicherungsjahres  bestimmt  sich  nach  dem 
Fälligkeitstage  der  Jahresprämie  resp.  der  ersten  Rute  derselben. 

Will  der  Versicherungsnehmer  während  der  Dauer  der  Versicherung  die 
Zahlung  der  Prämien  in  einer  Weise  verändern,  welche  die  Gesellschaft  nach 
Vorstehendem  zulasst,  so  hat  er  dies  wenigstens  vier  Wochen  vor  dem  nächsten 
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Fälligkeitstermine  seiner  Prämie  bei  der  Direktion  der  Gesellschaft  schriftlich 
zu  beantragen  und  zugleich  die  Polize  zur  Umschreibung  einzureichen;  für  die 
Umschreibung  ist  eine  Schrcihgebühr  bis  zu  3  Mark  zu  zahlen. 

$  4.  Die  Zahlung  der  ersten  Prämie  nebst  Slempelkoslen  und  Aufnahme- 
gebühr kann  reehtsgillig  nur  innerhalb  30  Tagen  von  dem  Tage  ab  gerechnet 
geleistet  werden,  an  welchem  die  Direction  der  Gesellschaft  die  Polize  nach 
dem  Dalum  der  letzleren  ausgefertigt  hat;  ist  innerhalb  dieser  Frist  die  Zahlung 
nicht  vollständig  erfolgt,  so  gilt  der  Versicherungsvertrag  als  nicht  zu  stände 
gekommen. 

Für  die  Zahlung  der  ferneren  Prämien  ist,  wenn  die  Prämien  jährlich  oder 
halbjährlich  gezahlt  werden,  eine  Frist  von  30  Tagen,  wenn  sie  vierteljährlich 
gezahlt  werden,  eine  Frist  von  14  Tagen  gestattet,  innerhalb  derer  die  am 
Fälligkeitstage  versäumte  Zahlung  nachgeholt  werden  kann.  Wird  eine  Prämie 
innerhalb  dieser  Frist  nicht  vollständig  berichtigt,  so  ist  der  Versicherungsvertrag 
ohne  weiters  von  selbst  erloschen  und  die  bereits  gezahlten  Beiträge  sind  der 
Gesellschaft  verfallen,  ohne  dass  es  ihrerseits  irgend  eine  Anzeige  an  den 
Versicherungsnehmer  oder  den  Versicherlen  oder  sonst  jemand  bedarf;  an  der 
betreffenden  Jahresprämie  etwa  noch  fehlende  Prärnienraten  sind  trotzdem  auf 
Auffordern  der  Gesellschaft  sofort  nachzuzahlen. 

Die  Gesellschaft  kann  aber  eine  auf  diese  Weise  erloschene  Versicherung 
gegen  Entrichtung  der  rückständigen  Prämie  und  eines  Aufgeldes  von  0  Prozent 
der  Jahresprämie  wieder  in  Krafl  setzen,  wenn  dies  im  Laufe  der  nächsten  drei 
Monate  von  dem  in  der  Polize  festgesetzten  Fälligkeitstage  der  Prämie  ab  bei 
der  Direktion  beantragt  wird  und  wenn  die  Letztere  aus  den  von  dem  Versicher- 
ungsnehmer beizubringenden  Nachweisen  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass  die 
Gesundheits-  und  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherten  sich  nicht  auf  eine  bei 
Fortdauer  der  Versicherung  der  Gesellschaft  nachteilige  Weise  verändert  haben. 
Die  Quittung  der  Direktion  über  die  erfolgte  Zahlung  der  Prämie  und  des  Auf- 
geldes dient  alsdann  zum  Beweise  der  fortdauernden  Gdtigkeit  der  Polize.  Die 
Entscheidung  über  die  Wiederaufnahme  des  Vertrages  ist  der  freien  Ent- 
Schliessung der  Direktion  vorbehalten  und  ist  diese  auch  zur  Angabe  von  Gründen 
für  ihre  Entscheidung  nicht  verpflichtet. 

Ist  in  der  Polize  dieserhalb  nichts  anderes  bestimmt,  so  ist  die  Prämie  so 
lange  zu  zahlen,  bis  der  Versicherte  resp.  bei  Versicherung  zweier  oder  mehrerer 
Personen  eine  derselben  das  85.  Lebensjahr  vollendet  hat. 

§  5.  lieber  jede  Prämienzahlung  wird  eine  Prämienrechnung  erteilt.  Die 
Zahlung  der  Prämie  ist  rechtsgiltig  nur  erfolgt,  wenn  sie  durch  den  Versicher- 
ungsnehmer gegen  eine  von  der  Direktion  der  Gesellschaft  ausgestellte  und 
vollzogene  Priimienrechnung,  welche  bei  der  ersten  Prämienzahlung  sich  auf 
der  Polize  befindet,  innerhalb  der  in  §  4  festgesetzten  Fristen  geleistet  wurde, 
die  unmittelbar  vorher  fällig  gewesene  Prämie  rechtzeitig  bezahlt  war  und  der 
von  der  Gesellschaft  mit  der  Aushändigung  der  fraglichen  Prämienrechnung 
Heauflragte  der  Gesellschaft  auf  derselben  quittierend  bescheinigt  hat,  an  welchem 
Tage  und  durch  wen  die  Zahlung  der  Prämie  erfolgt  ist.  Wird  die  Zahlung 
einer  Prämie  in  Widerspruch  mit  den  vorstehend  getroffenen  Bestimmungen 
oder  nach  Ablauf  der  in  §  4  festgesetzten  Fristen  von  einem  Agenten  (»der 
sonstigen  Beauftragten  der  Gesellschaft  angenommen,  so  erlangt  diese  Zahlung 
der  Gesellschaft  gegenüber  nur  dann  rechtliche  Geltung,  wenn  die  Direktion  der 
Gesellschaft  ihre  Genehmigung  der  Zahlung  dem  Versicherungsnehmer  ausdrück- 
lich schriftlich  angezeigt  hat. 

Die  Zahlung  ist  kostenfrei  zu  leisten,  und  zwar  an  den  Agenten,  der  das 
Geschäft  vermittelte  oder  die  Polize  aushändigte  resp.  an  dessen  Nachfolger, 
muss  aber,  wenn  dies  aus  irgend  einer  Ursache  Anstand  findet  oder  der  Agent 
nicht  im  Besitze  der  von  der  Direktion  vollzogenen  Prämienrechnung  ist, 
unmittelbar  an  die  Direktion  der  Gesellschaft  innerhalb  der  in  §  4  festgesetzten 
Fristen  geleistet  werden. 

Wünscht   der  Versicherungsnehmer  an  einen  anderen,  als  den  bisherigen 
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Agenten,  zu  zahlen,  so  muss  er  dies  der  Direktion  mindestens  14  Tage  vor  dem 
nächsten  FälligkeiLs-Tcrmine  einer  Prämie  schriftlich  anzeigen. 

Die  Gesellschaft  ist  nicht  verpllichtet,  an  Entrichtung  der  fälligen  Prämien 
zu  mahnen  oder  die  Prämien  einziehen  zu  lassen,  und  es  kann  gegen  die  Folgen 
versäumter  Prämienzahlung  in  keinem  Kalle  der  Einwand  erhohen  werden,  dass 
die  Gesellschaft  in  anderen  Fällen  oder  hei  früheren  Fähigkeits-Terminen  an 
Entrichtung  der  Prämien  gemahnt  oder  die  letzteren  eingezogen  hahe. 

§  G.  Jede  Veränderung,  welche  während  der  Dauer  der  Versicherung  in 
den  Verhältnissen,  namentlich  in  der  Beschäftigung  oder  Berufsart  des  Versicherten 
eintritt  und  nach  dem  Ermessen  Sachverständiger  geeignet  ist,  das  Leben  oder 
die  Gesundheit  des  Versicherten  einer  erhöhten  Gefahr  auszusetzen,  muss  der 
Direktion  der  Gesellschaft  vor  Eintritt  der  Veränderung  schriftlich  unter  Ein- 
reichung der  Polize  durch  den  Versicherungsnehmer  angezeigt  werden.  Die  Gesell- 
schaft entscheide!  darüber,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  die  Ver- 
sicherung fortsetzen  will,  ohne  zur  Angabe  ihrer  Gründe  verpflichtet  zu  sein. 
Eine  Erhöhung  der  Gefahr  für  das  Leben  oder  die  Gesundheit  des  Versicherten 
wird  ohne  weiteren  Beweis  und  ohne  Anhören  von  Sachverständigen  als  vor- 
handen angenommen  in  folgenden  Fällen : 

a)  wenn  der  Versicherte  See-Dienst  in  der  Handels-  oder  Kriegs-Marine 
oder  im  Falle  des  Ausbruchs  eines  Krieges  Dienst  im  Heere  oder  in 
Begleitung  eines  solchen,  gleichmütig,  ob  als  Kombattant  oder  Nicht- 
Kombattant, antritt  oder  leistet.  Dieser  Fall  gilt  als  eingetreten,  sobald 
derjenige  Truppenteil .  zu  welchem  der  Versicherte  gehört ,  mobil 
gemacht  oder  kriegsbereit  erklärt  oder  auch  ohne  solche  Erklärung  zu 
einer  Thätigkeit  gegen  einen  Feind  verwendet  wird  oder  sobald  der 
Versicherte  einem  solchen  Truppenteile  sich  anschliesst; 

b)  wenn  der  Versicherte  sich  auch  nur  zeitweise  ausserhalb  der  Grenzen 
von  Europa  begiebt,  wenn  er  eine  nicht  von  der  Gesellschaft  schriftlich 
gestattete  Reise  zur  See  antritt,  oder  innerhalb  der  Grenzen  von 
Europa  ein  Land  besucht,  in  welchem  Kriege  oder  innere  Unruhen 
oder  Gegenden,  in  welchen  die  Pest  oder  das  gelbe  Fieber  herrschen. 
Seereisen,  welche  der  Versicherte,  ohne  im  Seedienste  zu  stehen,  auf 
gedeckten  Seeschiffen  in  direkter  Fahrt  von  einem  europäischen  Hafen 
zu  dem  anderen,  oder  welche  er  innerhalb  der  Zeit  vom  1.  April  bis 
1.  Oktober  auf  Dampfschiffen  regelmässiger  Linien  von  einem  Hafen 
Europas  direkt  nach  einem  nördlich  des  38.  und  südlich  des  53. 
Breitegrades  gelegenen  Hafen  der  Ostküste  von  Nordamerika ,  und 
umgekehrt,  unternimmt,  sind  ohne  Genehmigung  gestattet. 

Unterbleibt  die  rechtzeitige  Anzeige  einer  Veränderung,  welche  in  den  Ver- 
hältnissen des  Versicherlen  eingetreten  ist  und  nach  Vorstehendem  anzuzeigen 
war,  oder  wird  die  Forlsetzung  der  Versicherung  unter  den  veränderten  Verhält- 
nissen von  der  Gesellschaft  abgelehnt  oder  mit  der  letzteren  bis  zum  Eintritte 
der  Veränderung  nicht  vereinbart,  so  ist  mit  dem  Eintritte  der  Veränderung  die 
Versicherung  erloschen  und  für  die  Zwischenzeit  etwa  in  der  ursprünglichen 
Höhe  gezahlte  Prämien  haben  irgend  eine  Gegenverpflichtung  der  Gesellschaft 
nicht  zur  Folge,  werden  vielmehr  zurückgezahlt.  Die  Gesellschaft  wird  aber  in 
diesem  Falle  die  volle  nach  ihren  Bechnungsgrundlagen  auf  die  Versicherung 
treffende  Prämienreserve  auszahlen,  vorausgesetzt,  dass  der  Anspruch  hierauf 
innerhalb  sechs  Monaten  von  dem  Zeitpunkte  ab,  an  welchem  die  die  Auf- 
hebung der  Versicherung  veranlassende  Veränderung  eintrat,  bei  der  Direktion 
der  Gesellschaft  erhoben  und  begründet  wird. 

Ist  die  Veränderung  in  den  Verhältnissen  des  Versicherten  voraussichtlich 
eine  vorübergehende,  so  kann  die  Versicherung  auf  die  Dauer  der  Veränderung, 
längstens  jedoch  auf  drei  Jahre,  von  der  Gesellschaft  suspendiert  werden.  Der 
Antrag  darauf  muss  aber  unbedingt  vor  Beginn  des  die  Suspension  veranlassenden 
Ereignisses  angebracht  und  die  Polize  der  Direktion,  welche  darüber  einen 
Depositalschein  erleill,  eingereicht  werden.    Innerhalb  drei  .Monaten  nach  Be- 
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endigung  dos  die  Suspension  veranlassenden  Verhältnisses  kann  die  Versicherung 
wieder  in  Kraft  gesetzt  werden,  sofern  die  Direktion  aus  den  von  ihr  geforderten, 
durch  den  Versicherungsnehmer  beizubringenden  Nachweisen  die  lieberzeugung 
gewinnt,  dass  sich  die  Gcsundheits-  und  sonstigen  Verhältnisse  des  Versicherten 
nicht  auf  eine  bei  der  Fortdauer  der  Versicherung  der  Gesellschaft  nachteilige 
Weise  verändert  haben  und  sofern  die  in  der  Zwischenzeit  verfallenen  Prämien 
ohne  Zinsen  nachgezahlt  werden.  Stirbt  der  Versicherte  während  der  Sus- 
pensionszeit, oder  wird  auf  die  weitere  Versicherung  Verzicht  geleistet  oder 
solche  von  der  Gesellschaft  verweigert,  so  bewilligt  die  letztere  die  auf  die 
Polize  treffende  Prämien-Reserve.  Der  Anspruch  darauf  muss  aber  binnen  drei 
Monaten  nach  Beendigung  des  die  Suspension  veranlassenden  Verhältnisses  bei 
der  Direktion  der  Gesellschaft  gestellt  und  begründet  werden. 

§  7.  Hat  die  Versicherung  seit  mindestens  drei  Jahren  ohne  Unterbrechung 
in  Kraft  bestanden,  so  wird  die  Gesellschaft  auf  einen  schriftlichen  Antrag  des 
Versicherungsnehmers,  sofern  dieser  Antrag  mindestens  14  Tage  vor  dem 
nächsten  Fälligkeitstage  der  Prämie  bei  der  Direktion  der  Gesellschaft  ein- 
gegangen ist.  bereit  sein,  die  Versicherung  unter  Reduktion  der  Versicherungs- 
summe in  der  Weise  umzuändern,  dass  der  Versicherungsnehmer  von  fernerer 
Prämienzahlung  frei  ist,  oder  auch  die  Polize  unter  gänzlicher  Aufhebung  des 
Versicherungsvertrages  zurückzukaufen,  und  wird  alsdann  in  ersterem  Falle  die 
volle  nach  ihren  Rechnungsgrundlagen  auf  die  Versicherung  treffende  Prämien- 
Reserve  in  Anrechnung  bringen,  im  zweiten  Falle  jedoch  als  Kaufpreis  drei 
Viertel  dieser  Reserve  gewähren. 

Bis  zur  Höhe  dieses  Kaufpreises  wird  die  Gesellschaft  unter  den  gleichen 
Voraussetzungen  auch  Vorauszahlungen  auf  die  ihr  obliegenden  Verpflichtungen 
gewahren;  es  erhöht  sich  alsdann  die  für  gegenwärtige  Versicherung  alljährlich 
zu  zahlende  Prämie  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  die  Vorauszahlung  geleistet 
wurde,  um  5  Prozent  des  vorausgezahlten  Betrages,  welcher  Zuschlag  jedoch 
für  die  Beteiligung  am  Gewinne  der  Gesellschaft  8l  ausser  Anrechnung  bleibt. 
Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  derartige  Vorauszahlungen  bei  jeder  Zahlung, 
welche  sie  aus  dieser  Polize,  gleichviel  an  wen,  zu  leisten  hat.  ohne  weiteres 
in  Abrechnung  zu  bringen  und  sind  alle  Transaktionen,  die  dieser  Berechtigung 
entgegenstehen  würden,  der  Gesellschaft  gegenüber  wirkungslos  und  als  nicht 
geschehen  zu  betrachten.  Wird  der  im  voraus  empfangene  Betrag  wieder  an 
die  Gesellschaft  zurückgezahlt,  was  an  jedem  Prämien-Fälligkeits-Termine  nach 
vorangegangener  lltägiger,  schriftlicher  Kündigung,  jedoch  nur  im  vollen  Be- 
trage der  geleisteten  Vorauszahlung  und  rechtsverbindlich  für  die  Gesellschaft 
nur  gegen  von  der  Direktion  derselben  ausgestellte  Quittung  zulässig  ist.  so 
kommt  auch  der  für  die  Vorauszahlung  vereinbarte  Prämienzuschlag  vom 
nächsten  Prärnien-Fälligkeits-Termine  ab  wieder  in  Fortfall. 

Den  Rückkaufpreis  zahlt  die  Gesellschaft  gegen  Rückgabe  der  Polize  auch 
dann  aus.  wenn  sie  einen  rechtzeitig  gestellten  Antrag,  eine  wegen  unterlassener 
Prämienzahlung  erloschene  Versicherung  wieder  in  Kraft  zu  setzen  ablehnt,  oder 
wenn  ein  solcher  Antrag  überhaupt  nicht  gestellt  wurde:  beides  jedoch  nur 
unter  der  Bedingung,  dass  die  Versicherung  mindestens  seit  drei  Jahren  ununter- 
brochen in  Kraft  stand  und  dass  der  Antrag  auf  Zahlung  des  Rückkaufprcises 
spätestens  vier  Monate  nach  dem  in  der  poli/.e  bestimmten  Fälligkeitstage  der 
unbezahlt  gebliebenen  Prämie  bei  der  Direktion  der  Gesellschaft  eingegangen  war. 

£  8.  Die  Beteiligung  am  Gewinn  der  Gesellschaft  findet,  wenn  die  Ver- 
sicherung mit  Anteil  am  Gewinn  beantragt  und  abgeschlossen  ist,  in  der  Weise 
stall,  dass  von  dem  alljährlich  statutgemäss  festgestellten  Reingewinn  drei 
Viertel  an  die  am  Gewinn  beteiligten  Versicherten  verteilt  werden.  Die  Ver- 
teilung erfolgt  nach  vollen  Prozenten  mit  Weylassung  der  Bruchteile  und  nach 
Verhältnis  der  in  dem  betreffenden  Rechnung-jahn-  fällig  gewesenen  Jahres- 
prämie, und  die  Auszahlung  an  jeden  Versicherten  zwei  Jahre  nach  dem  Termine, 
an  welchem  die  am  (iewinn  partizipierende  .lahrc-praniie  fällig  gewesen,  unter 
der  Voraussetzung,  dass  die  Versicherung  bei  Ablauf  dieser  zwei  Jahre  noch 
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nicht  erloschen  ist,  und  zwar  durch  Anrechnung  auf  die  alsdann  fällige  weitere 
Jahresprämie,  ganz  oder  ratenweise,  je  nachdem  letztere  gleich  ganz  oder 
ratenweise  gezahlt  wird,  (legen  die  seitens  der  Gesellschaft  erfolgte  Berech- 
nung des  Gewinnanteiles  stellt  dem  Versicherten  keinerlei  Widerspruchsreeht 
zu.  Die  Rechnungslegung  über  den  Gewinnanteil  erfolgt  durch  öffentliche 
Bekanntmachung. 

§  9.  Sind  in  den  Deklarationen,  auf  Grund  derer  die  Versicherung  abge- 
schlossen, umgeändert,  oder  nach  dem  Erlöschen  oder  der  Suspendicrung  wieder 
in  Kraft  gesetzt  worden,  unrichtige  Angaben  oder  Erklärungen  gemacht  oder  ist 
darin  etwas  nicht  angegeben,  was  auf  den  Entschluss  der  Gesellschaft,  sich  auf 
den  Vertrag  überhaupt  oder  unter  den  gleichen  Bedingungen  einzulassen,  nach 
dem  Ermessen  Sachverständiger  hätte  Einfluss  haben  können,  so  ist  der  Vertrag 
für  die  Gesellschaft  unverbindlich,  und  es  sind  ihr  alle  schon  gezahlten  Prämien 
verfallen.  Dies  gilt,  gleichviel,  ob  die  unrichtigen  oder  unvollständigen  Angaben 
auf  Irrtum,  Fahrlässigkeit  oder  böse  Absicht  zurückzuführen  waren,  jedoch  mit 
folgenden  Einschränkungen : 

a)  Wird,  falls  sich  die  Gesellschaft  auf  vorstehende  Bestimmungen  beruft, 
von  dem  Versicherungsnehmer  der  Nachweis  erbracht,  dass  die  unrich- 
tigen oder  unvollständigen  Angaben  lediglich  auf  entschuldbaren  Irrtum 
zurückzuführen  sind,  so  sollen  die  schon  gezahlten  Prämien  nicht  ver- 
fallen sein,  sondern  von  der  Gesellschaft,  jedoch  unter  Abzug  von 
2  Prozent  der  Versicherungssumme,  welcher  Betrag  als  Ausgleich  der 
ihr  erwachsenen  Kosten  gilt,  zurückgezahlt  werden. 

b)  Hat  die  Versicherung  schon  länger  als  fünf  Jahre  in  Kraft  gestanden, 
so  kann  die  Gesellschaft  auf  Grund  unrichtiger  oder  unvollständiger 
Angaben  die  Versicherung  nur  dann  noch  als  für  sie  unverbindlich 
und  die  Prämien  als  ihr  verfallen  erklären,  wenn  sie  den  Beweis 
erbringt,  dass  bei  denselben  böse  Absicht  vorlag;  indess  soll  böse 
Absicht,  gleichviel,  wie  lange  die  Versicherung  schon  bestanden  hat, 
mit  Ausschluss  des  Gegenbeweises  als  vorhanden  gewesen  angenommen 
werden,  wenn  die  unrichtigen  oder  unvollständigen  Angaben  einen 
Antrag  auf  Versicherung  des  Lebens  des  Versicherten,  welcher  vor 
dem  an  die  Gesellschaft  gerichteten  Antrage  bei  einer  andern  Lebens- 
versichcrungs- Gesellschaft  gestellt  worden  war,  oder  einen  Arzt 
betrafen,  welcher  den  Versicherten  in  den  letzten  40  Jahren  vor 
Stellung  des  Antrages  bei  der  Gesellschaft  behandelt  oder  beraten  hatte. 

§  10.  Dieser  Versicherungsvertrag  ist  ferner  für  die  Gesellschaft  unver- 
bindlich und  es  sind  ihr  alle  schon  gezahlten  Prämien  unbedingt  verfallen: 

a)  Wenn  die  Deklarationen,  auf  Grund  derer  die  Versicherung  abge- 
schlossen, umgeschrieben  oder  nach  dem  Erlöschen  oder  der  Suspen- 
dierung  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurde,  gefälscht  sind  oder  doch  nur 
eine  derselben  gefälscht  ist. 

b)  Wenn  in  den  Schriftstücken  und  Zeugnissen,  welche  zum  Zwecke  der 
Erhebung  der  versicherten  Gelder  der  Gesellschaft  vorgelegt  werden, 
unter  Mitwissen  der  Person  oder  Personen,  welche  aus  dem  Ver- 
sicherungsvertrage Rechte  herleiten,  unrichtige  Angaben  oder  Krklä- 
rungen  abgegeben  sind,  oder  etwas  verschwiegen  ist,  was  die  Ver- 
pflichtung der  Gesellschaft  zur  Zahlung  der  versicherten  Gelder  ganz 
oder  teilweise  aufheben  oder  verändern  würde. 

c)  Wenn  die  Schriftstücke  oder  Zeugnisse  ad  b  gefälscht  sind  oder  auch 
nur  eines  derselben  gefälscht  ist. 

d)  Wenn  derjenige,  der  aus  dem  Versicherungsverträge  Ansprüche  an  die 
Gesellschaft  erhebt,  den  Tod  des  Versicherten  durch  eigenes  Verschulden 
herbeigeführt  oder  beschleunigt  hat. 

e)  wenn  der  Versicherte,  gleichgiltig,  aus  welchem  Grunde,  und  gleich- 
gütig,  ob  in  zurechnungsfähigem  oder  in  unzurechnungsfähigem  Zu- 
stande, sich  selbst  das  Leben  genommen  oder  durch  versuchte  Selbst- 
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entleibung  einen  Nachteil  für  seine  Gesundheit  zugefügt  hat,  wenn  er 
ini  Zweikampfe  den  Tut  gefunden  oder  eine  lebensgefährliche  Ver- 
letzung erhalten  hat  oder  durch  eine  von  ihm  verübte  oder  versuchte 
verbrecherisch»*  oder  mutwillige  Handlung  seine  Gesundheit  zerstört 
oder  sein  Leben  eingebüsst  hat,  endlich  wenn  er  mit  dem  Tode 
bestraft  oder  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  zweijähriger  oder  mehr- 
jähriger Dauer  rechtskräftig  verurteilt  worden  ist  und  diese  Strafe 
antritt. 

f>  Wenn  der  Versicherte  in  einen  ausschweifenden  Lebenswandel  z.  D. 
in  Trunksucht  verfällt;  Trunksucht  gilt  ohne  weiteres  als  erwiesen, 
wenn  der  Versicherte  an  Säufer- Wahnsinn  (delirium  tremens)  ge- 
litten hat. 

Dei  Versicherungen  auf  das  Leben  von  zwei  oder  mehreren  Personen 
erlischt  die  Versicherung,  wenn  einer  der  in  §§  0,  9  und  10  unter  a  bis  f 
aufgeführten  Fälle  auch  nur  für  eine  der  in  der  Polize  genannten  Personen 
eingetreten  ist. 

§  11.  In  den  Fällen  unter  §  10  e  und  f  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft, 
die  volle  nach  ihren  Rechnungsgrundlagen  auf  die  Versicherung  treffende 
Prämien-Reserve  auszuzahlen.  Der  Anspruch  darauf  muss  aber  bei  Verlust 
desselben  innerhalb  sechs  Monaten  von  dem  Zeitpunkte  ab,  an  dem  das  die 
Aufhebung  der  Versicherung  veranlassende  Ereignis  eintritt ,  erhoben  und 
begründet,  auch  müssen  im  Falle  des  Ablebens  des  Versicherten  die  Vorschriften 
des  §  12  beobachtet  werden. 

§  12.  Wer  eine  Zahlung  von  der  Gesellschaft  verlangt,  hat  den  Deweis  zu 
führen,  dass  die  Umstünde  eingetreten  sind,  welche  die  Zahlungsverpflichtung 
bedingen.  Ist  diese  Verpflichtung  davon  abhängig,  dass  eine  bestimmte  Person 
am  Leben  .sei,  so  muss  ein  Lebens-Attest  beigebracht  werden. 

Das  Ableben  des  Versicherten  ist  von  denjenigen,  welche  auf  Grund  des- 
selben einen  Anspruch  an  die  Gesellschaft  erheben  wollen,  sofort  nach  erlangter 
Kenntnis  und  möglichst  noch  vor  der  Deerdigung,  jedenfalls  aber  binnen  drei 
Tagen  seit  dem  Tode  unter  der  Angabe  der  Totesursachen  schriftlich  den» 
Agenten  der  Gesellschaft,  an  welchen  die  letzte  Prämie  gezahlt  wurde,  und  der 
Direktion  anzuzeigen.  Weiler  sind  binnen  längstens  acht  Wochen  nach  dem 
Todestage  bei  der  Direktion  der  Gesellschaft  einzureichen: 

a)  Die  Prämienberechnung  über  die  zuletzt  fällige  gewesene  Prämie. 

b)  Ein  von  der  kompetenten  Behörde  ausgestellter  Todtenschein  (Sterbe- 
urkunde. 

c)  Ein  beglaubigtes  Zeugnis  eines  approbierten  Arztes,  der  die  Leiche 
besichtigt  hat,  über  den  Befund  der  Leiche  und  die  Ursache  des 
Totes. 

d)  Hin  von  der  kompetenten  Pchördc  ausgestellter  Geburts-  und  Alters- 
nachweis, insofern  derselbe  nicht  schon  früher  beigebracht  war. 

ei  Wenn  der  Verstorbene  in  der  letzten  Krankheit  oder  innerhalb  eines 
Jahres  vor  seinem  Tode  ärztlich  behandelt  worden  ist,  von  den  be- 
treffenden Aerzten  ausgestellte  beglaubigte  ausführliche  Berichte  über 
die  Entstehung  und  den  Verlauf  der  fraglichen  Krankheiten  beziehentlich 
die  Ursache  des  Totes. 
Die  Kosten  für  Beschaffung  der  die  Auszahlung  begründenden  Schriftstücke 
und  Atteste  haben  diejenigen  zu  bezahlen  resp.  zu  ersetzen,  welche  Ansprüche 
aus  der  Versicherung  erheben. 

Wird  die  Todesanzeige  oder  die  Beibringung  der  oben  genannten  Zeugnisse 
über  die  angegebenen  Fristen  hinaus  verzögert,  ohne  dass  der  Nachweis  einer 
unverschuldeten  Behinderung  erbracht  wird,  so  ist  jede  Verpflichtung  der 
Gesellschaft  aus  der  Polize  ohne  weiteres  erloschen,  und  es  kann  gegen  den 
Kmtritt  dieser  Folgen  der  Säumnis  auch  in  keinem  Falle  der  Einwand  erhoben 
werden,  dass  die  Gesellschaft  selbst  die  vorgenannten  Zeugnisse  und  Nachweise 
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sich  beschafft  habe.  Falls  eine  unverschuldete  Behinderung  nachgewiesen  wurde, 
laufen  obige  Fristen  von  dein  Tage  ab.  an  welchem  jene  aufgehört  hat. 

Wenn  ein  Versicherter  eine  erlaubte  Seereise  (ij  6  bt  angetreten  hat  und 
von  dem  Schiffe,  auf  welchem  er  sich  befand,  innerhalb  12  Monaten  nach  dem 
Auslaufen  desselben  aus  dem  letzten  Hafen  eine  Nachricht  nicht  eingegangen 
ist,  so  soll  der  Tot  des  Versicherten  als  erwiesen  angesehen  und  in  dieser 
Voraussetzung  des  erfolgten  Totes  die  versicherte  Summe  gezahlt  werden, 
nacbdcin  der  Direktion  der  Gesellschaft  die  von  ihr  erforderten  Nachweise  bei- 
gebracht sind. 

§  13.  Die  Gesellschaft  kann  überall,  wo  sie  dies  angemessen  erachtet,  die 
Besichtigung  und  Obduktion  der  Leiche  begehren.  Auch  steht  ihr  das  Recht  zu, 
falls  sie  die  nach  §  42  beizubringenden  Papiere  zur  Feststellung  des  Thatbe- 
standes  nicht  genügend  findet,  besondere  Aufklärungen  und  Nachweisungen  über 
die  von  ihr  speziell  anzugebenden  Punkte  zu  fordern  oder  selbst  einzuziehen 
und  zwar  alles  dies  auf  Kosten  derer,  welche  Ansprüche  aus  der  Versicherung 
erheben. 

Werden  die  geforderten  weiteren  Aufklärungen  nicht  innerhalb  acht  Wochen 
vom  Tage  der  schriftlichen  Aufforderung  an,  oder  werden  sie  falsch  gegeben, 
oder  wird  die  Besichtigung  oder  Obduktion  der  Leiche  verweigert,  so  ist  die 
Verpflichtung  der  Gesellschaft  aus  dem  Versicherungsverträge  erloschen. 

§  14.  Alle  der  Gesellschaft  obliegenden  Zahlungen  werden  bei  der  Haupt- 
kasse  der  Gesellschaft  in  —  -  gegen  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigte 
Quittung  des  Empfängers  geleistet.  Auf  den  schriftlichen  Antrag  des  Empfangs- 
berechtigten, in  welchem  derselbe  Gefahr  und  Kosten  dafür  übernimmt,  kann 
die  Zahlung  auch  durch  Baarsendung,  Wechsel  oder  durch  einen  Agenten 
geleistet  werden.  Dem  Agenten  gebührt  in  letzterem  Falle  eine  von  dem  Em- 
pfänger an  ihn  zu  entrichtende  Provision  von  einem  Drittel  Prozent  der  zur 
Auszahlung  kommenden  Beträge. 

Ist  bei  dem  Abschlüsse  oder  während  der  Dauer  der  Versicherung  ein 
glaubhaftes  Zeugnis  über  das  Alter  des  Versicherten  nicht  beigebracht  worden, 
so  muss  dieses  Zeugnis  nachgeliefert  werden.  Den  Beweis,  dass  ein  Altersnach- 
weis beigebracht  ist,  hat  in  jedem  Falle  die  Person  zu  führen,  welche  aus  der 
Versicherung  Ansprüche  erhebt.  Ergibt  sich  aus  einem  nachgebrachten  Zeug- 
nisse, dass  der  Versicherte  beim  Abschlüsse  der  Versicherung  sein  Alter 
unrichtig  angegeben  hat,  so  soll,  soweit  das  wirkliche  Alter  des  Versicherten 
beim  Abschlüsse  der  Versicherung  60  Jahre  nicht  überstieg,  die  Versicherung 
zur  Normalprämie  geschlossen  und  das  Alter  des  Versicherten  um  nicht  mehr 
als  fünf  Jahre  unrichtig  angegeben  war,  die  falsche  Angabe  des  Alters  keine 
weitere  Folge  haben,  als  dass  der  Unterschied  der  nach  dem  wirklichen  Alter 
des  Versicherlen  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Versicherung  tarifmässig  zu 
zahlen  gewesenen  und  der  wirklich  gezahlten  Prämien  nebst  0  Prozent  Zinsen 
davon  vom  jedesmaligen  Verfalltage  ah  bei  der  Auszahlung  der  Versicherungs- 
summe in  Abzug  gebracht  wird.  Wenn  dagegen  das  wirkliche  Alter  des  Ver- 
sicherten 60  Jahre  überstieg,  oder  die  Versicherung  nicht  zur  Normalprämie 
abgeschlossen  war,  oder  das  Alter  des  Versicherten  um  mehr  als  fünf  Jahre 
unrichtig  angegeben  war,  so  hat  die  Gesellschaft  das  Recht,  nach  ihrer  freien 
Wahl  entweder  das  vorstehend  angeordnete  Verfahren  eintreten  zu  lassen,  oder 
unter  Aufhebung  der  Versicherung  nur  die  volle  auf  die  Versicherung  treffende 
Reserve  gejjen  Bückgabe  der  Polize  und  getreu  Quittung  zu  zahlen. 

Ist  beim  Tode  des  Versicherten  die  volle  Jahresprämie  für  das  laufende 
Versicherungsjahr  noch  nicht  entrichtet,  so  sind  die  rückständigen  Prämienraten 
nachzuzahlen  beziehungsweise  bei  der  Auszahlung  der  versicherten  Summe  in 
Abzug  zu  bringen. 

§  15.  Die  versicherte  Summe  wird  drei  Monate  nach  dem  Eingange  der 
sämtlichen  erforderlichen,  die  Auszahlung  begründenden  Schriftstücke  und 
Atteste  (gg  12  und  13 1  bei  der  Direktion  der  Gesellschaft  gegen  Rückgabe  der 
Polize  gezahlt. 
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Ist  in  der  Polize  oder  deren  Nachträgen  eine  bestimmte  Person  als 
empfangsberechtigt  von  der  (Gesellschaft  namhaft  gemacht,  so  zahlt  die  Gesell- 
schaft nur  an  diese.  In  allen  übrigen  Fällen,  sowie  auch,  wenn  der  Tot  jener 
namhaft  gemachten  Person  nachgewiesen  wird,  erfolgt  die  Zahlung  an  den 
Präsentanten  der  Polize,  welcher  als  Empfangsberechtigter  oder  als  von  diesem 
zur  Feststellung  und  Annahme  der  Versicherungssumme  bevollmächtigt  angesehen 
wird.  Die  Gesellschaft  ist  jedoch  berechtigt,  wiewohl  nicht  verpflichtet,  den 
Nachweis  der  Legitimation  des  Präsentanten  zu  fordern,  und  wenn  dieser  nicht 
vollständig  geführt  wird,  die  Zahlung  zu  verweigern,  ohne  dadurch  zur  Deposition 
der  zu  zahlenden  Summe  oder  zur  Entrichtung  von  Zögerungs-Zinsen  verpflichtet 
zu  werden. 

{?  16.  Die  Gesellschaft  ist  zur  Vergütung  von  Zinsen  für  die  Zeit  vom 
Eintritte  des  ihre  Zahlungsleistung  bedingenden  Zeitpunktes  bis  zu  dem  in  §  15 
festgesetzten  Zahlungstag«'  nicht  verbunden 

Wenn  erst  nach  erfolgter  Zahlung  Thatsachen,  welche  nach  den  §§  4,  5,  ü, 
9  und  10  den  Verlust  der  Ansprüche  auf  die  versicherte  Summe  zur  Folge 
haben,  zur  Kenntnis  der  Gesellschaft  gelangen,  oder  sich  herausstellt,  dass  der 
Verschollene  (§  12)  noch  am  Leben  ist,  so  ist  die  Gesellschaft  jederzeit  berech- 
tigt, das  bereits  Gezahlte  nebst  5  Prozent  Zinsen  zurückzufordern. 

§  17.  Alle  von  der  Gesellschaft  zu  leistenden  Zahlungen  müssen  binnen 
zwei  Jahren  nach  dem  Eintritte  des  die  Zahlungspflicht  der  Gesellschaft 
bedingenden  Zeitpunktes  eingefordert  und  erhoben  und,  wenn  die  Zahlung  von 
der  Gesellschaft  verweigert  wird,  binnen  drei  Monaten  nach  erklärter  Weigerung 
durch  Beschreiten  des  Hechtsweges  eingeklagt  und  von  Erhebung  der  Klage  an 
bis  zur  Erwirkung  eines  rechtskräftigen  Erkenntnisses  ununterbrochen  verfolgt 
werden,  widrigenfalls  jeder  Anspruch  an  die  Gesellschaft  erlischt,  ohne  dass 
dieselbe  zu  irgend  einer  Vergütung  für  die  empfangenen  Prämien  verpflichtet  ist. 

Wird  die  rechtzeitig  erhobene  Klage  lediglich  wegen  der  Inkompetenz  des 
angerufenen  Gerichts  abgewiesen,  oder  wird  vor  rechtskräftiger  Entscheidung  die 
Klage  zurückgenommen,  oder  das  eingeleitete  Prozessverfahren  durch  den 
Kläger  in  irgend  einer  Form  unterbrochen,  so  ist  dem  Kläger  die  Anstellung 
einer  neuen  Klage  resp.  die  Wiederaufnahme  des  unterbrochenen  Prozesses 
nur  einmal  und  zwar  innerhalb  drei  Monaten  nach  der  letzten  Handlung  des 
Gerichtes  in  dem  ersten  Prozessverfahren  gestattet,  widrigenfalls  jeder  Anspruch 
an  die  Gesellschaft  auf  die  geforderte  Leistung  verloren  geht,  ohne  dass  die 
letztere  zu  irgend  einer  Vergütung  aus  den  empfangenen  Prämien  verpflichtet 
ist.  Für  die  Durchführung  des  hiernach  zulässigen  weiteren  Verfahrens  bis  zur 
rechtskräftigen  Entscheidung  des  Prozesses  gellen  die  in  alin.  1  getroffenen  Be- 
stimmungen. Die  blosse  Anmeldung  der  Klage  unterbricht  die  für  Beschreitung 
resp.  Wicderbeschreitung  des  Hechtsweges  vorgeschriebenen  Fristen  nicht. 

§  18.  Die  Giltigkeit  der  Versicherung,  sowie  die  aus  derselben  ent- 
springenden Hechte  und  Verbindlichkeiten  beider  Teile  sind  nach  dieser  Polize 
und  subsidiär  nach  den  am  Sitze  der  Gesellschaft  zur  Zeit  des  Vertragsab- 
schlusses in  Kraft  stehenden  Gesetzen  zu  beurteilen.  Alle  Streitigkeiten  zwischen 
der  Gesellschaft  und  den  Personen,  welche  aus  einer  Versicherung  Ansprüche 
erheben,  gehören  vor  das  Kgl.  Landgericht  (I  zu  Beilini  und  wenn  der  Gegen- 
stand des  Streits  die  Summe  von  30U  Mark  nicht  übersteigt,  vor  das  Kgl.  Amts- 
gericht (I  zu  Berlin),  soweit  die  Gesellschaft  nicht  gegenüber  einzelnen  Staats- 
Hcgierungen  die  Gerichte  des  Wohnortes  des  betreffenden  General-Agenten 
event.  der  Hauptstadt  des  betreffenden  Landes  mit  der  Wirkung  als  kompetent 
anerkannt  hat,  dass  sie  dort  bei  allen  Streitigkeiten  über  Versicherungen  von 
Angehörigen  des  betreffenden  Landes  Hecht  zu  geben  und  zu  nehmen  hat. 

Vereinigungen  über  die  Bildung  eines  Schiedsgerichts  zur  Entscheidung 
entstandener  Differenzen  sind  zulässig. 
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Allgemeine 
See  -  Versicherungsbedingungen 

von  1867. 

o)  Verglichen  mit  den  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
Gesetzbuchs,  Buch  V,  Titel  II,  Von  der  Versicherung  gegen  die  Gefahren 
der  Seeschiffahrt  und  des  Handelsgesetzbuchs  vom  10  Mai  7897,  Buch 
IV,  Abschnitt  10,  Versicherung  gegen  die  Gefahren  der  Seeschiffahrt* 

b)  Absicht  der  Versicherer  beim  Entwurf  der  A.  S  -  V.-B. 


Inhalt" 

Erster  Abschnitt:   Allgemeine  Grundsätze. 

I.   Was  versichert  worden   kann.    §  1-3  (Art.  782-784  $  778—780). 

—  2.  Wer  Versicherung  nehmen  kann  und  von  der  Versicherung  für  eigene 
oder  fremde  Rechnung.  §4-6  (Art.  785—7X7  §  781 — 78:* i.  —  3.  Reurkundung 
der  Versicherung.  §  7  (Art.  788  §  784).  —  4.  Inwiefern  der  Umstand  Wirk- 
samkeit ausübt,  wenn  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  ein  Schaden  schon  ein- 
getreten oder  ausgeschlossen  ist.  £  8  (Art.  783  §  78Y).  —  5  Der  Versicherungs- 
wert im  Allgemeinen.  §  9  (Art.  71)0  §  786 1.  -  0.  Konkurrenz  mehrerer  Ver- 
sicherungen. Doppel- Versieherungen.  Die  Halen- Verbindlichkeil  der  Parlial- 
Versicherer.  §  10-15  (Art.  791— 736  §  787—79*2).  —  7.  Die  Polizentaxe. 
§  10.  17  (Art.  797,  798  §  793.  79 V).  —  Hestimmungen  über  den  Versicherungs- 
wert der  zu  versichernden  Gegenstände  im  Einzelnen.  §  18—26  (Art.  793 — 8t »7 
4}  795 — 803).  —  9.  Eintritt  des  Versicherers,  welcher  Schaden  vergütet  hat,  in 
die  entsprechenden  Rechte  des  Versicherten.  §  27,  28  (Art.  808,  809  §  804,  805). 

Zweiter  Abschnitt :  Anzeigen  bei  dem  Abschluss  des  Vertrages. 

1.  Anzeigcpflichl  im  Allgemeinen.  $  29-31  (Art.  810-815  §  806-811). 

—  2.  Unrichtige  Angaben  des  Versicherungsnehmers.  Verpflichtung  zu  beson- 
deren Anzeigen.  §  35—58. 

Dritter  Abschnitt :  Verpflichtungen  des  Versicherten  aus  dem 
Versicherungsvertrage. 

1.  Prämienzahlung.  $  59  (Art.  816  $  812).  —  2.  Unverändertlassen  der 
Gefahr,  gegen  welche  Versicherung  genommen  worden  ist.  Folgen  der  Ver- 
änderung. $  60—63  (Art.  817-  820  §  813—816).  —  3.  Verpflichtungen  des 
\ ersicherten  bei  der  Versicherung  in  unbestimmten  Schiffen.  $  61.  (Art.  821 
§  817).  —  4.  Verpflichtungen  des  Versicherten,  wenn  Unfälle  sich  ereignen. 
§  65  -  68  (Art.  822.  823  $  M8,  819). 


*  Kein  sprach I übe  Veränderungen,  die  das  11.-0.-0.  \on  1897  vorgenommen 
hat,  wie  z.  0.  in  dem  =  im;  der  =  die  —  dasselbe  —  er,  sie,  es;  selbst  =  auch; 
ist  =  wird;  genehmigt  —  zugestimmt;  hat  Anspruch  auf  =  kann  beanspruchen 
bowie  aus  der  Sache  sich  ergebende  Abweichungen  dieser  A.  S.  V.  Ii.,  dieses  Oesedes, 
dieser  Vorschriften,  werden  nicht  hervorgehoben.  Zusätze,  die  nur  die  A.  S.  V.  Ii. 
enthalten,  werden  durch  stärkeren  Druck  hervorgehoben. 

Die  Art.  bedeuten  A.  D.  H.-G.-B.,  die  §§,  U.-G.-B.  ton  1897. 
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Vierter  Abschnitt  :  Umfang  der  Gefahr. 

1.  Allgemeine  Begrenzung.  §  09—71  (Art.  824-  8%  §  S-O-8-22).  —  2. 
Anfang,  Fortgang  und  Knde  der  Gefahr:  a)  Bei  Versicherungen  auf  einzelne  oder 
auf  mehrere  Reisen.  t$  72-78  (Art.  827—  833  $  823-829).  bl  Hei  Versicherungen 
auf  Zeit.  §  79.  80  (Art.  £34,  835  §  830.  831).  et  Bei  Reisen  mit  verschiedenen 
Bestimmungsplätzen.  §81.  82  .  Art.  fr<3G,  837  4;  832,  833).  d»  Separirung  der  ein- 
zelnen unter  mehreren  Reisen.  §  83.  3.  Haftung  für  grosse  Haverei,  und  ausser- 
ordentliche Rellungsaufwcndungen.  $  84-91  (Art.  838-8-43  $  834—839). 
4.  Inwiefern  der  Versicherer  über  die  gezeichnete  Summe  hinaus  haftet  und 
unter  welchen  Umständen  er  sich  durch  deren  Zahlung  frei  machen  kann. 
§  92^95  (Art.  844-817  §  840—813).  5.  Unwirksamkeit  späterer  Unfälle  auf 
eine  bereits  existent  gewordene  Verbindlichkeit  des  Versicherers.  ^  90  (Art.  848 
S  844).  -  ü.  Beschränkende  Bedingungen  und  Klauseln.  §  97-108  (Art.  849 
—857  $  845-853). 


Fünfter  Abschnitt :  Umfang  des  Schadens 

1.  Der  Total verlust.  §  109-115  (Art.  858  -  801  $  854-800).  -  2.  Der 
Abandon  $  110—120  (Art.  805  -  875  i?  801-871).  —  3.  Die  Partialschäden: 
a)  An  Schiffen.  §  127  -132  (Art.  87G— 878  §  872-874).  h)  An  Gutern.  §  133 
-130  (Art. 879-881  §  875-877).  e)  An  Frachtgeldern.  $  137  (Art.  882  $  878). 
d)  An  imaginärem  Gewinn,  Provision  u  dgl.  §  138  (Art.  883  §  879).  e)  An  Bod- 
merei- oder  Havereigeldern.  §  139  (Art.  884  g  880).  f)  An  Ucberfahrts-  (Pa-ssage-) 
Geldern.  §  140.  g)  Allgemeine  Bestimmungen.  $  141  (Art.  885  §  881). 


Sechster  Abschnitt :  Bezahlung  des  Schadens. 

1.  Begründung.  Andienung  und  Beweis  der  Schadensfurderung.  $  142 — I  49 
(Art.  S80-892  §  882-887).  2.  Retentionsrecht  und  Kompcnsationsrecht.  §  159, 
151  (Art.  893-890  §  888-891).  3.  Fälle,  in  welchen  der  Versicherer  Ab- 
schlagszahlung leisten  «»der  Vorschuss  erteilen  muss.  §  152,  153  (Art  897,  898 
§  892,  893). 


Siebenter  Abschnitt :  Aufhebung  der  Versicherung  und  Rückzahlung 

der  Prämie. 

1.  Ristorno.  wegen  gänzlich  «»der  teilweise  nicht  eintretender  Gefahr. 
$j  154  159  (Art.  809  -  902  g  89  4-8U7).  2.  Aufhebung  der  Versicherung  wegen 
Zahlungsunfähigkeit  des  Versicherers  re<p.  des  Prämienschuldners.  §  100  (Art. 
903  §  898).  3.  Wirkung  der  Vcräusserung  des  versicherten  Gegenstandes. 
S  101,  102  (Art.  904,  905  5j  899,  9;>0>. 

Achter  Abschnitt :  Verjährung. 

Verjährung  der  Forderung  des  Versicherlen  und  resp.  der  Prämien  forde  rung 
§  103.  104  (Art.  910,  911  §  905). 
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Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Grund«ätze.* 

Was  versichert  werden  kann. 
§  «. 

Jedes  in  Geld  schätzbare  Interesse,  welches  Jemand  daran  lial ,  dass  Schiff 
oder  Ladung  die  Gefahren  der  Seeschifffahrt  bestehe,  kann  Gegenstand  der  See- 
versicherung sein. 

A.  D.  Il.-C.-I3.  Art.  782.  -  H.-G.-B.  von  18U7  §  778. 

§* 

Ks  können  insbesondere  versichert  werden:  das  Schiff;  die  Fracht;  die 
Ueberfahrts-  (Passage)  Gelder;  die  Güter;  die  Bodmereigeber ;  die  Haverei- 
gelder ;  andere  Forderungen,  zu  deren  Deckung  Schiff,  Fracht,  Ueberfahrtsgclder 
oder  Güter  dienen ;  der  von  der  Ankunft  der  Güter  am  Bestimmungsort  er- 
wartete Gewinn  (imaginäre  Gewinn);  die  zu  verdienende  Provision;  die  von 
dem  Versicherer  übernommene  Gefahr  (Rückversicherung). 

In  der  einen  dieser  Versicherungen  ist  die  andere  nicht  enthalten,  und 
nuiss  desshalb  der  Versicherungsnehmer  dafür  Sorge  tragen,  dass  das 
Interesse,  welches  versichert  werden  soll  (der  Gegenstand  der  Versicherung), 
in  dem  Versicherungsverlrage  richtig  bezeichnet  werde.  Eine  Versicherung, 
hei  welcher  der  Gegenstand  derselben  unrichtig  bezeichnet  worden,  ist  für 
den  Versicherer  unverbindlich. 

§2. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  783.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  779. 

§3. 

Die  Heuorforderung  des  Schiffers  und  der  Schiffsmannschaft  kann  nicht 
versichert  werden.  (S.  §  ."3.) 

§  3. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  784.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  780. 

Wer  Versicherung  nehmen  kann,  und  von  der  Versicherung-  für  eigene 

oder  fremde  Rechnung. 

§*■ 

Der  Versicherungsnehmer  kann  entweder  sein  eigenes  Interesse  (Ver- 
sicherung für  eigene  Rechnung)  oder  das  Interesse  eines  Driften  (Versicherung 
für  fremde  Rechnung)  und  in  dem  letzteren  Falle  mit  oder  ohne  Bezeichnung 
der  Person  des  Versicherten  unter  Versicherung  bringen. 

Es  kann  im  Vertrag  auch  unbestimmt  gelassen  werden,  ob  die  Versicherung 
für  eigene  oder  für  fremde  Rechnung  genommen  wird  (für  Rechnung  o  wen  es 
angeht  »).  Ergiebt  sich  bei  einer  Versieheiung  für  Rechnung  <  wen  es  angehl », 
dass  dieselbe  für  fremde  Rechnung  genommen  ist.  so  kommen  die  Vorschriften 
über  die  Versicherung  für  fremde  Rechnung  zur  Anwendung. 


*  H.  G.-B.  von  1897  •  Vorschriften  ». 

17 
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Die  Versicherung  gih  als  för  eigene  Rechnung  des  Versicherungsnehmers 
geschlossen,  wenn  der  Vertrag  nicht  ergiebt,  dass  sie  für  fremde  Rechnung  oder 
für  Rechnung  <  wen  es  angebt  >  genommen  ist. 

Eine  Versicherung  ist  nur  so  weil  gültig,  als  derjenige,  für  dessen 
Rechnung  sie  genommen  wurde,  ein  Interesse  an  dem  versicherten  Gegen- 
stände hat.  Welt-Assekuranzen  und  sogenannte  Polices  d'honneur  sind 
ungültig.  (§  9.) 

A.  D.  H.-G-B.  Art.  785.  —  H.-G.-ß.  von  1807  §  781. 

§5. 

Die  Versicherung  für  fremde  Rechnung  ist  für  den  Versicherer  nur  dann 
verbindlich,  wenn  entweder  der  Versicherungsnehmer  zur  Eingehung  derselben 
von  dem  Versicherten  (sei  es  ausdrücklich,  sei  es  den  Umständen  nach  still- 
schweigend) beauftragt  war,  oder  wenn  der  Mangel  eines  solchen  Auftrags  von 
dem  Versicherungsnehmer  bei  dem  Abschluss  des  Vertrags  dem  Versicherer 
angezeigt  wird. 

Ist  die  Anzeige  unterlassen,  so  bann  der  Mangel  des  Auftrages  dadurch 
nicht  ersetzt  werden,  dass  der  Versicherte  die  Versicherung  nachträglich  ge- 
nehmigt. 

Ist  die  Anzeige  erfolgt,  so  wird  die  Verbindlichkeit  des  Versicherers  als 
fortbestehend  behandelt,  wenngleich  eine  nachträgliche  Genehmigung  des  Ver- 
trags seitens  des  Versicherten  schon  hätte  erfolgt  sein  können,  aber  noch  nicht 
erfolgt  ist.  Jedoch  ist  der  Versicherer  zu  keiner  Zahlung  aus  dem  Vertrage  ver- 
pflichtet, bevor  dieser  von  dem  Versicherten  genehmigt  worden  ist. 

Der  Versicherer,  für  welchen  nach  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen 
der  Versicherungsvertrag  unverbindlich  ist,  hat,  selbst  wenn  er  die  Unverbind- 
lichkeit  des  Vertrags  geltend  macht,  gleichwohl  auf  die  volle  Prämie  Anspruch. 

§5. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  786.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  782. 

Abs.  3  abweichend:  Ist  die  Anzeige  erfolgt,  so  ist  die  Verbindlichkeit  der 
Versicherer  von  der  nachträglichen  Genehmigung  (Zustimmung)  des  Versicherten 
nicht  abhängig. 

««■ 

Ist  die  Versicherung  von  einem  Bevollmächtigten,  von  einem  Geschäfts- 
führer ohne  Auftrag  (negotiorum  gesloi),  oder  von  einem  sonstigen  Vertreter 
des  Versicherten  in  dessen  Namen  geschlossen,  so  ist  im  Sinne  dieser  Allge- 
meinen Seeversieheiungs-Bedingungen  weder  der  Vertreter  Versicherungsnehmer, 
noch  die  Versicherung  selbst  eine  Versicherung  für  fremde  Rechnung. 

Im  Zweifel  wird  angenommen,  dass  selbst  die  auf  das  Interesse  eines  dem 
Versicherer  namhaft  gemachten  Dritten  sich  beziehende  Versicherung  eine 
Versicherung  für  fremde  Rechnung  ist. 

§6. 

A.  D.  N.-G.-B.  Art.  787.  —  H.-G.-B.  von  1807  §  783. 

Beurkundung  der  Versicherung. 
§  7. 

K-*  bedarf,  um  einen  rechtsverbindlichen  Versicherungsvertrag  zu  Stande  zu 
bringen,  der  schriftlichen  Vollziehung  demselben  nicht. 

Der  Versicherer  i*t  übrigens  verpflichtet,    eine  von   ihm  unterzeichnete 
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Urkunde  (Polizc)  Ober  den  Versicherungsvertrag  (lern  Versicherungsnehmer 
auf  dessen  Verlangen  auszuhändigen. 

17. 

A.  D.  H.-G.-n.  Art.  788.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  784. 

Inwiefern  der  Umstand  Wirksamkeit  ausübt, 
wenn  zur  Zelt  des  Vertragsabschlusses  ein  Schaden  schon  eingetreten 

oder  ausgeschlossen  Ist. 

§  8. 

Auf  die  Gültigkeit  des  Versicherungsvertrages  hat  es  keinen  Einfluss,  dass 
zur  Zeit  des  Abschlusses  desselben  die  Möglichkeit  des  Eintritts  eines  zu 
ersetzenden  Schadens  schon  ausgeschlossen,  oder  dass  der  zu  ersetzende 
Schaden  bereits  eingetreten  ist. 

Wären  jedoch  beide  Teile  von  dem  Sachverhaltes  unterrichtet,  so  ist  der 
Vertrag  als  Versicherungsvertrag  ungültig. 

Wusste  nur  der  Versicherer ,  dass  die  Möglichkeit  des  Eintritts  eines  zu 
ersetzenden  Schadens  schon  ausgeschlossen  sei,  oder  wusste  nur  der  Ver- 
sicherungsnehmer, dass  der  zu  ersetzende  Schaden  schon  eingetreten  sei,  so 
ist  der  Vertrag  für  den  anderen,  von  dem  Sach Verhältnis  nicht  unterrichteten 
Teil  unverbindlich.  Im  zweiten  Falle  hat  der  Versicherer,  selbst  wenn  er  die 
Unverbindlichkeit  des  Vertrags  geltend  macht,  gleichwohl  auf  die  volle  Prämie 
Anspruch. 

Im  Kalle  der  Vertrag  für  den  Versicherungsnehmer  durch  einen  Ver- 
treter abgeschlossen  wird,  kommt  die  Vorschrift  des  zweiten  Absatzes  des 
§  29.  im  Falle  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung  die  Vorschrift,  und 
im  Falle  der  Versicherung  mehrerer  Gegenstände  oder  einer  Gesamtheit  von 
Gegenständen  die  Vorschrift  des  g  33  zur  Anwendung. 

§8. 

A.  D.  H.-G.-Il.  Art.  789.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  785. 

A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897,  Abs.  3,  allegirt  die  entsprechenden  Art. 
810,  811,  814,  bciw.  Paragraphen  806  Abs.  2.  807,  810. 

Der  Versicherungswert  Im  Allgemeinen. 

8  9, 

Der  volle  Wert  des  versicherten  Gegenstandes  ist  der  Versicherungswert. 
Die  Versicherungssumme   kann   den  Versicherungswert  nicht  übersteigen. 
Soweit  die  Versicherungssumme  den  Versicherungswert  übersteigt  (Ueber- 
versicherung),  hat  die  Versicherung  keine  rechtliche  Geltung. 

9  9. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  790.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  780 

Konkurrenz  mehrerer  Versicherungen.  Doppel  Versicherungen. 
Die  Ratenverbindllehkeit  der  Partialverslcherer. 

8  10. 

Uebersteigt  im  Fall  einer  gleichzeitigen  Abschliessung  verschiedener  Ver- 
sicherungsverträge der  Gesamtbetrag  der  Versicherungssummen  den  Versiche- 
rungswert, so  haften  alle  Versicherer  zusammen  nur  in  Höhe  des  Versiche- 
rungswerts ,  und  zwar  jeder  einzelne  für  so  viele  Prozente  des  Versicherungs- 
werts ,  als  seine  Versicherungssumme  Prozente  des  Gesamtbetrags  der  Ver- 
sicherungssummen bildet  (§  15).  Hierbei  wird  im  Zweifel  vermutet,  dass  die 
Verträge  gleichzeitig  abgeschlossen  sind. 
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Mehrere  Versicherungsverträge,  worüber  eine  gemeinschaftliche  Polize  er- 
teilt ist,  ingleichen  mehrere  Versicherungsverträge,  welche  an  demselben  Tag 
abgeschlossen  sind,  gelten  als  gleichzeitig  abgeschlossen. 

§10. 

A.  P.  H.-G.  Art.  791.  -  H.  G.-B.  von  1897  §  787. 

Im  H.-6.-B.  von  1897  fehlen  die  Worte  •  im  Zweifel.  » 

§  «. 

Wird  ein  Gegenstand,  welcher  bereits  zum  vollen  Werte  versichert  ist, 
nochmals  versichert,  so  hat  die  spätere  Versicherung  insoweit  keine  recht- 
liche Geltung,  als  der  Gegenstund  auf  dieselbe  Zeit  und  gegen  dieselbe  Ge- 
fahr bereits  versichert  ist  (Doppelversicherung). 

Ist  durch  die  frühere  Versicherung  nicht  der  volle  Wert  versichert,  so 
gilt  die  spätere  Versicherung,  insoweit  sie  auf  dieselbe  Zeit  und  gegen  die- 
selbe Gefahr  genommen  ist,  nur  für  den  noch  nicht  versicherten  Teil  des 
Wertes. 

§  11. 

A.  T).  H.-G.-B.  Art.  792.  -  H.  G.-B.  von  1897  §  788. 

§12. 

Die  spätere  Versicherung  hat  jedoch  ungeachtet  der  Eingehung  der  früheren 
Versicherung  rechtliche  Geltung : 

1)  wenn  bei  dem  Abschluss  des  späteren  Vertrags  mit  dem  Versicherer 
vereinbart  wird,  dass  demselben  die  Rechte  aus  der  früheren  Ver- 
sicherung abzutreten  seien ; 

2)  wenn  die  spätere  Versicherung  unter  der  Bedingung  geschlossen  wird, 
dass  der  Versicherer  nur  insoweit  hafte,  als  der  Versicherte  sich  an 
dem  früheren  Versicherer  wegen  Zahlungsunfähigkeil  desselben  nicht 
zu  erholen  vermöge,  oder  die  frühere  Versicherung  nicht  zu  Recht 
bestehe : 

3)  wenn  der  frühere  Versicherer  mittelst  Verzichtsanzeige  seiner  Ver- 
pflichtung insoweit  enthissen  wird,  als  zur  Vermeidung  einer  Doppel- 
versicherung  nötig  ist,  und  der  spätere  Versicherer  hei  Kingehung  der 
späteren  Versicherung  hiervon  benachrichtigt  wird.  Dem  früheren  Ver- 
sicherer gebührt  in  diesem  Fall ,  (»bschon  er  von  seiner  Verpflichtung 
befreit  wird,   gleichwohl  die  volle  Prämie. 

$  12. 

A.  Ü.  H.-G.-H.  Art.  793.  -  H.-G.-B.  von  1897  8  789. 

S  13. 

Im  Kalle  der  Dnppclvcrsicherung  hat  nicht  die  zuerst  genommene,  son- 
dern die  später  genommene  Versicherung  rechtliche  Geltung,  wenn  die  frühere 
Versicherung  für  fremde  Rechnung  ohne  Auftrag  genommen  ist  (§  5),  die 
spätere  dagegen  von  dem  Versicherten  seihst  genommen  wird,  sofern  in 
einem  solchen  Falle  der  Versicherte  entweder  bei  Hingehung  der  späteren 
Versicherung  von  der  früheren  noch  nicht  unterrichtet  war,  oder  bei  Ein- 
gehung der  späteren  Versicherung  dem  Versicherer  anzeigt,  dass  er  die  frü- 
here Versicherung  zurückweise. 

Die  Rechte  des  früheren  Versicherers  in  Ansehung  der  Prämie  bestimmen 
sich  in  diesen  Fällen  nach  den  Vorschriften  der        155  und  156. 

§  13. 

A.  1).  H.-G.-H.  Art.  794.  —  H.-G.-H.  von  1897  §  790. 

A.  D.  H.-G.-H.  und  H.-G.-H.  von  1897.  Abs.  2,  allegiren  die  entsprechenden  Art. 
900,  901  und  Paragraphen  895,  8%. 
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§14. 

Sind  mehrere  Versicherungen  gleichzeitig  oder  nach  einander  geschlossen 
worden,  so  hat  ein  späterer  Verzicht  auf  die  gegen  den  einen  Versicherer 
begründeten  Rechte  keinen  Einfluss  auf  die  Rechte  und  Verpflichtungen  der 
übrigen  Versicherer. 

§14. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  795.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  791. 

8  15. 

Wenn  die  Versicherungssumme  den  Versicherungswert  nicht  erreicht 
oder  wenn  sie  im  Falle  einer  taxierten  Polize  (s.  §  1t!)  nur  einen  Teil 
des  Taxbelau fes  ausmacht,  so  haftet  der  Versicherer  im  Fall  eines  eintretenden, 
ihm  zur  Last  kommenden  Schadens  für  den  Betrag  desselben  nur  nach  Ver- 
hältnis der  Versicherungssumme  zum  Versicherungswert,  resp.  zur  Polizenlaxe. 
Siehe  auch  §  10. 

§  15. 

A.  1).  H.-G.-H.  Art.  796.  —  H.-G.  R.  von  1897  §  792. 

A.  D.  H.-G  -It.  ii.  H.-G.-B.  von  1897  sagen  statt :  im  Fall  eines  eintretenden  ihm 
tur  Last  kommenden  Schadens  —  im  Falle  eines  theilweisen  Schadens. 


Die  Polizentaxe. 

§  16. 

Wird  durch  Vereinbarung  der  Parteien  der  Versicherungswert  auf  eine 
bestimmte  Summe  (Taxe)  festgestellt  (taxirte  Polize),  so  ist  die  Taxe  unter 
den  Parteien  für  den  Versicherungswert  massgebend. 

Der  Versicherer  ist  jedoch  befugt,  eine  Herabsetzung  der  Taxe  zu  for- 
dern, wenn  er  beweist,  dass  dieselbe  wesentlich  übersetzt  sei.  Das  durch  das 
Verhältnis  der  Versicherungssumme  zur  Taxe  bestimmte  Mass  der  Verbind- 
lichkeit des  Versicherers  (s.  §  15)  bleibt  im  Falle  einer  Herabsetzung  der 
T;ixe  unverändert. 

Ist  imaginärer  Gewinn  taxirt,  so  hat  der  Versicherer  im  Falle  der  An- 
fechtung der  Taxe  zu  beweisen,  dass  dieselbe  den  zur  Zeil  des  Abschlusses 
des  Vertrags  nach  kaufmännischer  Berechnung  möglicher  Weise  zu  erwarten- 
den Gewinn  überstiegen  habe.  Dies  gilt  gleichmässig  in  Fällen  versicherter 
Provision,  sowie  sonstiger  Vorteile,  welche  von  Gegenständen,  die  der 
Seegefahr  ausgesetzt  sind,  erwartet  werden. 

Eine  Polize  mit  der  Bestimmung  <  vorläufig  taxiert  »  wird,  so  lange  die 
Taxe  nicht  in  eine  feste  verwandelt  ist,  einer  nicht  taxierten  Polize  (offenen 
Polize)  gleichmachtet. 

Bei  der  Versicherung  von  Fracht  hat  die  Taxe  nur  die  Bedeutung,  den 
Umfang  der  Verbindlichkeit  des  Versicherers  zu  bestimmen  15.)  Der  Ver- 
sicherte hat,  ungeachtet  der  geschehenen  Taxirung,  im  Falle  eines  Schadens 
§§  110,  137)  über  die  Grösse  der  bedungenen,  eventuell  der  üblichen  Fracht 
(S  20,  Abs.  2)  sich  auszuweisen.  Soll  der  Versicherte  von  dieser  Pflicht  be- 
freiet werden,  so  ist  dies  besonders  zu  bedingen  (§  148). 

§  16. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  797.  -  H.-G.-B.  von  1897  «  793. 

Die  Worte  •  er  beweist,  dass  »  fehlen  im  H.-G.-B.  von  1897. 

H.-G.-B  von  1897  sagt:  so  kann  der  Versicherer  eine  Herabsetzung  der  Taxe 
fordern,  wenn  sie  den  Gewinn  übersteigt,  der  zur  Zeit  de»  Abschlusses...  zu  erwarten 
war. 
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A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897:  Art  797  §793  Abs.  3. 
Bei  der  Versicherung  von  Kracht  ist  die  Taxe  in  Bezug  auf  einen  von  dem  Versicherer 
tu  ersetzenden  Schaden  nur  massgebend,  wenn  es  besonders  bedungen  i»t. 

§  17. 

Wenn  in  einem  Vertrage  mehrere  Gegenstände  oder  eine  Gesamtheit 
von  Gegenständen  unter  einer  Versicherungssumme  begriffen,  aber  für  ein- 
zelne derselben  besondere  Taxen  vereinbart  sind,  so  gelten  die  Gegenstände, 
welche  besonders  taxirt  sind,  auch  als  abgesondert  versichert. 

§  17. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  798.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  794. 

Bestimmungen  Ober  den  Versicherungswert  der  zu  versichernden 

Gegenst&nde  im  Einzelnen. 

§  1«. 

Als  Versicherungswert  des  Schiffs  gilt,  wenn  die  Parteien  nicht  eine 
andere  Grundlage  für  die  Schätzung  vereinbart  haben,  der  Wert,  welchen 
das  Schiff  mil  seinem  Zubehör  ( II. -G. -Ii.  Arl.  443)  in  dem  Zeitpunkt  hat, 
in  welchem  die  Gefahr  für  den  Versicherer  zu  laufen  beginnt. 

Diese  Bestimmung  kommt  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  der  Ver- 
sicherungswert des  Schiffs  taxiert  ist. 

§  18. 

A.  D.  ll.-G.-B.  Art.  799.  -  H.-G.-B.  ^n  1897  §  795. 

§  19- 

Die  Ausrüstungskosten ,  die  Heuer  und  die  Versicherungskosten  können 
zugleich  mit  dem  Schiff  oder  besonders  versichert  werden,  insoweit  sie  nicht 
bereits  durch  die  Versicherung  der  Bruttofracht  versichert  sind.  Dieselben 
gelten  nur  dann  als  mit  dem  Schiff  versichert,  wenn  vereinbart  ist. 

*  19. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  800.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  796. 

§  20. 

Die  Fracht  kann  bis  zu  ihrem  Bruttoerträge  versichert  werden,  insoweit 
sie  nicht  bereits  durch  die  Versicherung  der  Ausrüstungskosten,  der  Heuer 
und  der  Versicherungskosten  versichert  ist.  (§  19). 

Als  Versicherungswert  der  Fracht  gilt  der  Betrag  der  in  den  Fracht- 
verträgen bedungenen  Fracht ,  und  wenn  eine  bestimmte  Fracht  nicht  be- 
dungen ist,  oder  insoweit  Güter  für  Rechnung  des  Rheders  verschifft  sind, 
der  Betrag  der  üblichen  Fracht  (A.  D.  H.-G.-B.  Art.  620). 

Solche  Teile  der  Fracht,  welche  der  Befrachter  auf  Grund  des  Fracht- 
vertrages vorauszuzahlen  hat,  ohne  dass  eine  Rückzahluogspflicht  des 
Verfrachters  für  den  Fall  eintritt,  wenn  keine  Fracht  verdient  werden  sollte, 
sind  nicht  in  den  Versicherungswert  der  Fracht  hineinzurechnen. 

(5  20. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  81)1.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  797. 
H.-G.-B.  von  1897  allegiert,  $  619. 

I  21. 

Ist  bei  der  Versicherung  der  Fracht  nicht  bestimmt,  ob  dieselbe  ganz 
oder  ob  nur  ein  Teil  derselben  versichert  sei.  so  gilt  die  ganze  Fracht  als 
versichert. 
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Ist  nicht  bestimmt,  ob  die  Brutto-  oder  Nettofracht  versichert  sei,  so 
gilt  die  Bruttofracht  als  versichert. 

Ist  vereinbart,  dass  die  Nettofracht  versichert  sein  solle,  so  gelten  als 
solche  in  Ermangelung  einer  andern  Verabredung  zwei  Drilteile  der 
Bruttofracht. 

Wenn  die  Fracht  der  Hinreise  und  die  Fracht  der  Zunickreise  unter 
einer  Versicherungssumme  versichert  sind  und  nicht  bestimmt  ist,  welcher 
Teil  der  Versicherungssumme  auf  die  Fracht  der  Zurückreise  falle,  so  wer- 
den ein  Dritteil  derselben  auf  die  Fracht  der  Hinreise,  zwei  Dritteile  auf 
die  Fracht  der  Zurückreise  gerechnet. 

§21. 

A.  D.  H.G.-B.  Art.  802.  —  H.-G.-B.  von  1897  g  798. 

A.  D.  H.-G.-H.  u.  H.-G.-B.  von  1897  bestimmen :  so  wird  die  Hälfte  auf  die  Fracht 
der  Hinreise,  die  Hälfte  auf  die  Fracht  der  Rückreise  gerechnet. 

§  22. 

Als  Versicherungswert  der  Güter  gilt,  wenn  die  Parteien  nicht  eine  an- 
dere Grundlage  für  die  Schätzung  vereinbart  haben,  derjenige  Wert,  welchen 
die  Güter  am  Ort  und  zur  Zeit  der  Abladung  haben ,  unter  Hinzurechnung 
aller  Kosten  bis  an  Bord  einschliesslich  der  Versicherungskosten. 

Die  Fracht,  sowie  die  Kosten  während  der  Reise  und  am  Bestimmungs- 
ort werden  nur  hinzugerechnet,  sofern  es  vereinbart  ist. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  kommen  auch  dann  zur  Anwen- 
dung, wenn  der  Versicherungswert  der  Güter  taxiert  ist. 

§22. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  803.  -  H.-G.-R.  von  4897  §  799. 

§  23. 

Sind  die  Ausrüstungskosten,  oder  die  Heuer,  sei  es  selbständig,  sei  es 
durch  Versicherung  der  Bruttofracht,  versichert,  oder  sind  bei  der  Versiche- 
rung von  Gütern  die  Fracht  oder  die  Kosten  während  der  Reise  und  am 
Bestimmungsort  versichert,  so  leistet  der  Versicherer  für  denjenigen  Teil  der- 
selben keinen  Ersatz,  welcher  in  Folge  eines  Unfalls  erspart  wird;  jedoch  ist 
in  solchem  Falle  die  Prämie  für  denjenigen  Betrag,  der  an  Kosten  erspart 
wurde,  zur  Hälfte  zu  ristornieren. 

§28. 

A.  D.  H.-G.-R.  AH.  80i.  —  H.-G.-B.  von  1897  $  800. 

H.-G..R.  \on  189"  sagt  statt  «  derselben  »  der  Kosten  der  Heuer  oder  der  Fracht. 

§  24. 

Bei  der  Versicherung  von  Gütern  ist  der  imaginäre  Gewinn  oder  die 
Provision,  selbst  wenn  der  Versicherungswert  der  Güter  taxiert  ist,  als  mit- 
versichert nur  anzusehen,  sofern  es  im  Vertrage  bestimmt  ist. 

Ist  im  Falle  der  Mitversicherung  des  imaginären  Gewinns  der  Versiche- 
rungswert taxiert,  aber  nicht  bestimmt,  welcher  Teil  der  Taxe  auf  den 
imaginären  Gewinn  sich  beziehe,  so  wird  angenommen,  dass  zehn  Prozent  vom 
Versicherungswerte  der  Güter  als  imaginärer  Gewinn  versichert  sind.  Wenn  im 
Falle  der  Mitversicherung  des  imaginären  Gewinns  der  Versicherungswert  nicht 
taxiert  ist,  so  werden  als  imaginärer  Gewinn  zehn  Prozent  des  Versicherungs- 
werts der  Güter  (§  22)  als  versichert  betrachtet. 

Die  Bestimmungen  des  zweiten  Absatzes  kommen  auch  im  Falle  der  Mit- 
versicherung der  Provision  mit  der  Massgabe  zur  Anwendung,  dass  an  Stelle 
der  zehn  Prozent  zwei  Prozent  treten. 
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§24. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  805.  —  H.-G.-B.  von  4897  §  801. 

A.  D.  H.-G.-B.  und  H -G.-B.  von  4897  sagen  statt:  das«  zehn  Prozent  vom 
Versicherungswerthe  der  Güter  als  imaginärer  Gewinn  versichert  sind  :  —  dass  zehn 
Prozent  der  Taxe  auf  den  imaginären  Gewinn  fallen. 

A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  allcgiren  Art.  803  bezw.  §  799. 

5  25- 

Ist  der  imaginäre  Gewinn  oder  die  Provision  selbständig  versichert,  der 
Versicherungswert  jedoch  nicht  taxiert,  so  wird  im  Zweifel  angenommen,  dass 
die  Versicherungssumme  zugleich  als  Taxe  des  Versicherungswerts  gelten  soll. 

§  25. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  800.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  802. 

§  26. 

Die  Bodmereigeber  können  einschliesslich  der  Bodmereiprämie  für  den 
Bodmereigläubiger,  jedoch  nicht  mit  Zuziehung  der  Versicherungsprämie, 
versichert  werden. 

Ist  hei  der  Versicherung  von  Bodmereigebern  nicht  angegeben .  welche 
Gegenstände  verbodmet  sind,  so  wird  angenommen,  dass  Bodmereigeber  auf 
Schiff,  Fracht  und  Ladung  versichert  seien.  Wenn  in  Wirklichkeit  nicht  alle 
diese  Gegenstände  verbodmet  sind,  so  findet  ein  Ersatzanspruch  des  Versicherten 
an  den  Versicherer  nur  insoweit  statt,  als  auch  die  nicht  mit  verbodmeten  Ge- 
genstände unzureichend  gewesen  sein  wurden,  die  Bodmereiforderung  zu  decken. 
Der  Versicherte  hat  über  diesen  Umstand  Beweis  zu  liefern.  (S.  übrigens  §41). 

§26. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  807.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  803. 

Statt  Ab«.  2,  Satz  2  und  3  sagen  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  in  der 
Fassung  des  letzteren. 

Hierauf  kann  sich,  wenn  in  Wirklichkeit  nicht  alle  diese  Gegenstände  verbodmet 
sind,  nur  der  Versicherer  berufen. 

Eintritt  des  Versicherers,  welcher  Schaden  vergütet  hat, 
In  die  entsprechenden  Rechte  des  Versicherten. 

8 

Hat  der  Versicherer  seine  Verpflichtungen  erfüllt,  so  tritt  er,  insoweit  er 
einen  Schaden  vergület  hat.  dessen  Erstattung  der  Versicherte  von  einem  Dritten 
zu  fordern  befugt  ist.  jedoch  unbeschadet  der  Bestimmungen  im  zweiten  Ab- 
sätze des  Artikels  778  und  im  zweiten  Absätze  des  Artikels  7S1  des  A.  D.  H.-G.-B., 
in  die  Hechte  des  Versicherten  gegen  den  Dritten. 

Der  Versicherle  ist  verpflichtet,  dem  Versicherer,  wenn  er  es  verlangt,  auf 
dessen  Kosten  eine  beglaubigte  Anerkennungs-Urkunde  über  den  Eintritt  in  die 
Hechte  gegen  den  Dritten  zu  erteilen. 

Der  Versicherte  ist  verantwortlich  für  jede  Handlung,  durch  welche  er  jene 
Rechte  beeinträchtigt. 

Die  See-Versicherungs-Polize  auf  Güter  enthält  folgenden  Zusatz: 
Den  Versicherten,  deren  Güter  in  Dampfschiffen  verladen  werden,  ist  es 
unpräjudicierlich,  wenn  die  darüber  gezeichneten  Conossemente  oder  Charte- 
partien  Bestimmungen  enthalten,  durch  welche  die  Rheder  «1er  ihnen,  den  La- 
diings-lnlcre-^enteii  gegenüber,  wegen  Erfüllung  der  Frachtkonlrakte  gesetzlich 
obliegenden  Verbindlichkeiten,  gleichviel  in  welchem  Masse,  sich  entschlagen. 
Jedoch  übernehmen  die  Versicherer  durch  die  Gestattung  solcher  Bestimmungen 
keine  Gefahr,  welche  nicht  ohnedies  durch  die  Versicherung  gedeckt  ist. 
(Siehe  auch  zu  §  S  i > . 
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§27. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  808.  —  H.-G.-B.  von  1897  8  804. 

H.-G.-B.  von  1897.  allegirt,  §  775  Abs.  2  und  §  777  Abg.  2. 

H.-G.-B.  von  1897  sagt  statt  eine  beghubigte  —  eine  öffentlich  beglaubigte. 

§  28. 

Ist  eine  Forderung  versichert,  zu  deren  Deckung  eine  den  Gefahren  der 
See  ausgesetzte  Sache  dient,  so  bildet  für  den  Umfang  der  Ersatzpflicht  des 
Versicherers  der  Versicherungswert  der  als  Sicherheit  dienenden  Sache,  nicht 
die  etwa  weiter  reichende  Grosse  der  Forderung,  das  Mass. 

Hat  der  Versicherer  im  Kalle  eines  Schadens  seine  Verpflichtung  gegen 
den  Versicherten  erfüllt,  so  gebührt  ihm  der  dem  letzteren  gegen  den  Schuldner 
zustehende  Anspruch  bis  zum  Belauf  derjenigen  Summe,  welche  er  dem  Ver- 
sicherten gezahlt  hat.  Der  Versicherte,  ist  verpflichtet,  je  nach  dem  Verlangen 
des  Versicherers,  entweder  diesem  seine  Rechte  an  den  Schuldner  bis  zum  Be- 
trage der  geschehenen  Ersatzleistung,  unter  Erteilung  der  erforderlichen  Aus- 
kunft und  Zustellung  der  bezüglichen  Belege,  abzutreten,  oder  in  Gemüsshcit  des 
Schlusssatzes  des  4?  71  zu  verfahren. 

Der  Versicherte  haftet  für  die  Wahrheit  der  Forderung  und  hat  auf  Ver- 
langen des  Versicherers  demselben  gegen  Empfang  der  Zahlung  Caution  wegen 
dieser  Verbindlichkeit  zu  leisten. 

Sollte  in  Folge  des  Ilmstandes,  dass  die  Forderung  des  Versicherten  durch 
die  der  Seegefahr  ausgesetzter»  Gegenstände  nur  teilweise  gedeckt  worden  wäre, 
der  Versicherer  in  der  Rechtsveriolgung  gegen  den  Schuldner  mit  dem  Ver- 
sicherten konkurrieren,  so  gebührt  dem  letzteren,  falls  der  Schuldner  seiner  Ver- 
bindlichkeit nicht  vollständig  nachkommt ,  für  den  nicht  gedeckten  Teil  das 
Vorgangsrecht  an  dem  zu  erlangenden  Ergebnisse. 

§  28. 

A.  D.  H  -G.-B.  Art.  809  und  H.-G.-B.  von  1897  §  805  haben  statt  dessen  die 
folgende  Bestimmung: 

Ist  eine  Forderung  versichert,  zu  deren  Deckung  eine  den  Gefahren  der  See 
ausgesetzte  Sache  dient,  so  ist  der  Versicherte  im  Kalle  eines  Schadens  verpflichtet, 
dem  Versicherer,  nach  dein  dieser  s«ine  Verpflichtungen  erfüllt  hat,  seine  Rechte 
gegen  den  Schuldner  in  soweit  abzutreten,  als  der  Versicherer  Ersatz  geleistet  hat. 

Der  Versicherte  ist  nicht  ver|ifliclilet .  die  ihm  gegen  den  Schuldner  zustehenden 
Rechte  geltend  zu  machen,  bevor  er  den  Versicherer  m  Anspruch  nimmt. 


Zweiter  Abschnitt. 
Anzeigen  l>el  «lern  Ab«chlu»a  de«  Vertrug«. 
Anzeigepflicht  Im  Allgemeinen. 

§  ». 

Der  Versicherungsnehmer  ist  sowohl  im  Kalle  der  Versicherung  für  eigene 
Rechnung  als  im  Kalle  der  Versic  herung  für  fremde  Rechnung  verpflichtet,  bei 
dem  Abschluss  des  Vertrags  dem  Versicherer  alle  ihm  bekannten  Umstände, 
sowie  alle  ihm  zugekommenen  Nachrichten,  resp.  anzuzeigen,  und  milzu- 
leilen,  welche  wegen  ihrer  Erheblichkeit  für  die  Beurteilung  der  von  dem 
Versicherer  zu  tragenden  Gefahr  geeignet  sind,  auf  den  Entschluss  des  Letzteren, 
sich  auf  den  Vertrag  überhaupt  oder  unter  denselben  Bestimmungen  einzulassen, 
Einfluss  zu  üben.  Die  Mitteilung  von  Nachrichten  der  vorgedachten  Art  darf 
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auch  dann  nicht  unterlassen  werden,  wenn  der  Versicherungsnehmer  die- 
selben für  unbegründet  oder  unzuverlässig  hält. 

Wenn  der  Verlrag  für  den  Versicherungsnehmer  durch  einen  Vertreter  des- 
selben abgeschlossen  wird,  so  sind  nach  Massgabe  des  Vorstehenden  auch  die 
dem  Vertreter  bekannten  Umstände  und  zugekommenen  Nachrichten  anzu- 
zeigen. 

(Vergl.  Anm.  zu  §  51.) 

§29. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  810.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  806. 

§  30. 

Im  Falle  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung  müssen  dein  Versicherer 
bei  dem  Abschluss  des  Vertrags  auch  diejenigen  Umstände  und  Nachrichten 
angezeigt  werden,  welche  dem  Versicherten  selbst  oder  einem  Zwisehenbeauf- 
tragten  bekannt  oder  zugekommen  sind. 

Die  Kenntnis  des  Versicherten  oder  eines  Zwischenbeauftragten  kommt 
jedoch  nicht  in  Betracht,  wenn  der  Umstand  oder  die  Nachricht  ihnen  so  spät 
bekannt  wird,  dass  sie  den  Versicherungsnehmer  ohne  Anwendung  ausserge- 
wöhnlicher  Massregeln  vor  Abschluss  des  Vertrags  nicht  mehr  davon  benach- 
richtigen können.  Ob  vorkommenden  Falles  die  Benutzung  des  Telegraphen 
zu  den  gewöhnlichen  oder  aussergevvöhnlichen  Massregeln  zu  rechnen 
ist,  hängt  von  den  jedesmaligen  Umsländcn  ab. 

Die  Kenntnis«  des  Versicherten  kommt  auch  dann  nicht  in  Betracht,  wenn 
die  Versicherung  ohne  Auftrag  und  ohne  Wissen  desselben  genommen  ist. 

§  30. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  81  Ii  -  H.-G.-B.  von  4897  §  807. 

§  31. 

Wenn  die  in  den  beiden  vorstehenden  Paragraphen  bezeichnete  Verpflich- 
tung nicht  erfüllt  wird,  so  ist  der  Vertrag  für  den  Versicherer  unverbindlich. 
(S.  §  :J2,  Absatz  2.) 

Diese  Vorschrift  findet  jedoch  keine  Anwendung,  wenn  der  nicht  angezeigte 
Umstand  dem  Versicherer  bekannt,  oder  zu  der  Zeit,  zu  welcher  die  Anzeige 
hätte  erfolgen  müssen,  an  dein  Orte  des  Versieherungsabsehlusscs  allgemein-no- 
torisch oder  doch  börsen-notorisch  war,  so  dass  der  Versicherte  annehmen 
musste,  dass  auch  dem  Versicherer  der  Umstand  bekannt  sei.  Die  blosse  Thal- 
sache, dass  eine  Nachricht  in  den  Schiffahrtsberichten  der  Zeitungen  mitgeteilt 
oder  in  einem  öffentlichen  Gcschiiflslokalc  durch  Anschlag  bekannt  gemacht 
worden  ist,  genügt  nicht,  um  Kenntnis  des  Versicherers  von  derselben  oder 
Notorietät  anzunehmen. 

§31. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  812.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  808. 

An  Stelle  des  §  31  Abs.  2  enthalten  A.  D.  H.-G.-B.  Art.  812  und  H.-G.-B.  von 
1S97  §  808  als  Abs.  2  nur  folgende  Bestimmung. 

•  Kiese  Vorschrift  findet  jedoch  keine  Anwendung,  wenn  der  nicht  angezeigte 
Umstand  dem  Versicherer  bekannt  war,  oder  als  ihm  bekannt  vorausgesetzt  werden 
durfte. 

§  32. 

Wird  von  dem  Versicherungsnehmer  bei  «lern  Abschluss  des  Vertrags  in 
Bezug  auf  einen  erheblichen  Umstand  (Jj  29)  eine  unrichtige  Anzeige  gemacht, 
so  ist  der  Vertrag  für  den  Versicherer  unverbindlich,  es  sei  denn,  dass  diesem 
die  Unrichtigkeit  der  Anzeige  bekannt  war. 

Die  Unvcrbindliclike.it   der  Versicherung  tritt  nach  Massgabe  des  §  31  und 
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der  vorsiehenden  Bestimmung  ein,  gleichviel  ob  die  Unterlassung  der  erforder- 
lichen Angab«»  oder  resp.  die  Mitteilung  der  unrichtigen  Anzeige  wissentlich  oder 
aus  Irrtum,  ob  sie  mit  oder  ohne  Verschulden  geschehen  ist. 

§  32. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  813.  —  II.-G.-B.  von  1897  §  809 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  813  und  H.-G.-B.  von  1897  enthalten  in  Abs  1  den  Hinweis 
aof  Art.  810  §  806.  Abs.  2  lautet  dort:  diese  Bestimmung  (Vorschrift)  kommt  xur 
Anwendung  ohne  Unterschied,  ob  die  Anzeige  wissentlich  oder  aus  Irrthum,  ob  sie 
mit  oder  ohne  Verschulden  unrichtig  gemacht  ist  (wird.) 

S  33. 

Wird  bei  einer  Versicherung  mehrerer  Gegenstände  oder  einer  Gesamtheit 
von  Gegenständen  den  Vorschriften  der  29—32  in  Ansehung  eines  Umstände* 
zuwidergehandelt,  welcher  nur  «'inen  Teil  der  versicherten  Gegenstände  betrifft, 
so  bleibt  der  Vertrag  für  den  Versicherer  in  Ansehung  des  übrigen  Teils  ver- 
bindlich. Der  Vertrag  ist  jedoch  auch  in  Ansehung  dieses  Teils  für  den  Ver- 
sicherer unverbindlich ,  wenn  erhellt ,  dass  der  Letztere  denselben  allein  unter 
denselben  Bestimmungen  nicht  versichert  haben  würde. 

55  33. 

A.  D.  h.-G.-B.  Art.  814.  —  H.-G.-B  von  1897  ff  8I0. 

A.  1).  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  allegieren  die  Art.  810-  813,  §  806-809, 
II  -G.-B.  von  1897  sagt  statt :  dieses  Theils  —  des  übrigen  Theils,  statt:  wenn  erhellt 
—  wenn  anzunehmen  ist;  statt  der  Letztem  —  der  Versicherer. 

§  34. 

Dem  Versicherer  gebührt  in  den  Fällen  der  §§  29 — 33,  selbst  wenn  er 
die  gänzliche  oder  teilweise  Unverbindlichkeit  des  Vertrags  geltend  macht, 
gleichwohl  die  volle  Prämie.  Wegen  des  unier  besonderen  limsländen  statt- 
findenden Rislorno  s.  §§  154—156. 

§  34 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  815.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  811. 

A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  allc^ircn  Art.  810-814,  §  806-810.  In 
II.-G.-B.  von  1897  fehlt  das  Wort  gleichwohl. 

Unrichtige  Angaben  des  Versicherungsnehmers. 
Verpflichtung  zu  besonderen  Anzeigen. 

§  35. 

Für  den  Zweck  des  Versichcrungsabschlusses  hat  der  Versicherungs- 
nehmer, ausser  dem  Belauf,  für  welchen  er  Versicherung  zu  erhallen 
beabsichtigt,  und  dem  Mass,  in  welchem  der  Versicherer  sich  beteiligen 
soll,  ob  für  den  gesamten  Belauf  des  gefährdeten  Wertes  oder  für  eine 
Quote  desselben  und  für  welche  (§  15),  anzugeben  : 

den  Gegenstand  der  Versicherung; 

den  Namen  des  Schiffes; 

den  Namen  des  Schiffers; 

den  Abgangs-  resp.  Abladungen ; 

den  Bestimmungsort. 
Eine  wissentlich  unrichtige  Angabe  und  jede  absichtliche  Ver- 
schweigung in  Beireff  eines  der  vorstehenden  fünf  Punkte  macht  die 
Versicherung  für  den  Versicherer  unverbindlich  und  die  Prämie  ver- 
fallen. 

3">— 58. 

Den  §ff  35— 58  entsprechenden  Bestimmungen  fehlen  im  A.D.  II.-G.-B    wie  im 
.-G.-B.  von  1897. 
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§36. 

Eine  unwissentlich  unrichtige  Angabe  über  einen  der  folgenden  vier 
Punkte  : 

den  Gegenstand  der  Versicherung; 

den  Namen  des  Schiffes; 

den  Abgangs-  resp.  Abladungsort; 

den  Bestimmungsort; 
macht   die  Versicherung  für  den  Versicherer  unverbindlich  und  die 
Prämie  verfallen,   indessen  kann  den  Umstanden  nach  Ristorno  ein- 
treten (§  155). 

Eine  unwesentliche  Ungenauigkeit  in  der  Bezeichnung  des  Schiffes 
präjndizierl  der  Versicherung  nicht.  Uebertragungen  des  Namens  des 
Schiffes  in  andere  Sprachen  werden  in  der  Regel  als  unwesentliche  Un- 
genatiigkeilcn  angesehen. 

In  der  Angabe  des  Namens  des  Schiffers  liegt  die  Erklärung,  dass 
der  Genannte  das  Schiff  geführt  habe,  oder  dazu  bestimmt  gewesen 
sei,  dasselbe  zu  führen,  so  dass  erst  nach  der  Ordre-Ertcilung  eine 
etwaige  Veränderung  eingetreten,  resp.  bekannt  geworden  sein  könne. 
(S.  auch  §  62.) 

Unter  besonderen  Umständen  kann  übrigens  der  Versicherung  durch 
irrtümliche  Angabc  des  Namens  des  Schiffers  präjudizierl  werden. 

§  37. 

Hat  das  Schiff  Freiheil,  auf  seiner  Reise  nach  dem  angegebenen 
Bestimmungsorte  (oder  den  angegebenen  mehreren  Bestimmungsorten) 
andere  Häfen  oder  Rheden  an-  oder  einzulaufen,  so  cntiss  dies  (abge- 
sehen von  den  im  §60,  Abs.  5  berührten  Fällen  des  Anlaufens  gewisser 
Häfen,  um  Order  zu  erhallen)  bei  der  Versicherungsnahrne  angezeigt 
werden,  widrigenfalls  der  Risiko  mit  dem  Zeilpunkt  endet,  in  welchem 
das  Schiff  nach  einem  dieser  anderen  Häfen  oder  Rheden  seinen  Cours 
nimmt  (§  60),  ohne  dass  ein  Ristorno  slaltlindet. 

Die  vorsiehende  Bestimmung1  gilt  bei  der  Versicherung  auf  Schiff 
oder  Fiacht  in  allen  Fällen;  bei  Versicherungen  auf  andere  Gegenstände 
findet  das  Präjudiz  derselben  dann  keine  Anwendung,  wenn  der  Schiffer 
dem  Versicherten  gegenüber  kontraktlieh  verpflichtet  war,  die  Reise 
direkt  in  Ausführung  zu  bringen,  auch  nicht  etwa  der  Versicherte  oder 
eine  der  demselben  betreffs  der  Anzeigeptlichl  gleich  zu  achtenden 
Personen  (§§  29,  30),  von  der  beabsichtigten  Abweichung  Kunde 
erhallen  balle. 

Gänzlich  dispensiert  ist  der  Versicherungsnehmer  von  der  Anzeige 
des  angegebenen  Umstandcs  bei  Versicherungen,  welche  in  Friedens- 
zeilen auf  in  Dampfschiffe  verladene  Güter  oder  Konlantcn  genommen 
werden.  Hierbei  genügt  die  Angabe  des  Abgangs-  und  des  Bestimmungs- 
orts und  ist  es  unpiajudizierlich,  wenn  von  dem  Umstände,  dass  das 
Schiff  andere  Plätze  anlaufen  dürfe,  keine  Anzeige  gemacht  wird. 

$  :18. 

Wenn  bei  der  Versicherung  auf  Schiff  oder  Fi  acht  dem  Versicherer 
nicht  angezeigt  i>l,  dass  das  Schiff 

von  Eisen,  gleichviel  ob  ganz  von  Eisen  oder  mit  eisernem  Um- 
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schlag,   oder  von  Föhrenholz,  selbst   wenn  die  Planken  von 
Eichen-,  die  Innenhölzer  aber  grösserenteils  von  Föhrenholz  sein 
sollten,  oder  auf  Klink  (rebauet  sei,  oder  in  Ballast,  mit  Salz, 
losem  Getreide,   loser  Saat,  losem  Reis,   Knochen,  Knochen- 
schwärze, losem  Guano,   sonstigem   Dünger,   Heu,  Torf,  Erz, 
Steinen,  Schiefer,  Kohlen,  Gyps,  Kreide  oder  raffiniertem  Petroleum 
fahre  oder  fahren  werde, 
so  bezahlt  der  Versicherer  im  Schadensfalle  nur  die  Hälfte  von  dem, 
was  er  ordentlicher  Weise,  nach  Massgabe  der  Versicherung  und  der 
eintretenden  Umstände,  zu  bezahlen  gehabt  haben  würde. 

Ein  Schiff  wird  schon  dann  als  mit  einem  der  in  diesem  Para- 
graphen genannten  Gegenstände  fahrend  betrachtet,  wenn  das  davon 
verladene  Quantum  ein  Drittel  seiner  Tragfähigkeit  ausmacht. 

Laut  Formular  der  See-Yersieherungs-Polize  auf  (laseo,  Fracht  etc.  (Kei.se- 
Versicherung)  sind  diu  Bestimmungen  dieses  und  des  folgenden  Paragraphen 
durch  nachstehende  Bestimmungen  ersetzt : 

1.  Dem  Versicherer  fällt  kein  Schaden  zur  Last,  welcher  daraus 
entsteht,  dass  mit  dem  Schiffe 

a)  diejenigen  Explosivstoffe,  welche  zufolge  der  durch  deutsche 
Behörden  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  überhaupt 
von  jeder  Verladung  ausgeschlossen  sind,  insbesondere 
Nitroglycerin  als  solches  oder  in  Lösungen  und  Gemische, 
welche  Nitroglycerin  abtropfen  lassen; 

b)  Naphta,  rohes  Petroleum,  Benzin  oder  ungelöschter  Kalk; 

c)  mehr  als  ein  Driltcil  seiner  Tragfähigkeit  Salz,  loses  Gc- 
ireide,  loosc  Saat,  loser  Heis,  loser  Guano  oder  sonstiger 
Dünger,  Knochen,  Knochenschwärzc,  Heu,  Torf,  Erz, 
Steine,  Schiefer,  Kohlen,  Gyps,  Kreide,  Roheisen,  Block  - 
eisen  oder  Eisenbahnschienen 

verladen  sind,  es  sei  denn,  dass  die  Verladung  ohne  Wissen 
des  Schiffers  stattgefunden  habe  und  der  Umstand,  dass  von 
den  genannten  Gütern  Etwas  verladen  sei  oder  verladen  werden 
sollte,  dem  Versicherten  oder  dessen  Vertreter  ungeachtet  der 
aufzuwendenden  gehörigen  Sorgfalt  unbekannt  geblieben  wäre, 
oder  dass  bezüglich  der  unter  b  und  c  genannten  Güter  die 
Verladung  unter  besonderer  Genehmigung  des  Versicherers  für 
den  einzelnen  Fall  stattgefunden  habe. 

2.  Dem  Versicherer  fällt  kein  Schaden  zur  Last,  welcher  sich  auf 
der  betreffenden  Reise  ereignet,  wenn 

a)  loses  Schüttgut,  als  namentlich  Getreide,  Saat,  Hülsen- 
früchte, Kerne  oder  Nüsse  in  Mengen  über  750  Kilo  per 
Netto  Register-Ton  verladen  sind,  ohne  dass  das  Schiff  bei 
solcher  Ladung  mit  nach  Seemannsgebrauch  eingerichteten 
Längsschotten  versehen  ist; 

b)  Eisenbahnschienen  in  Mengen  über  500  Kilo  per  Netto 
Register  Ton  verladen  sind,  ohne  dass  .solche  nach  See- 
mannsgebrauch mit  Holz  im  Raum  aufgestaut  sind. 

3.  Dem  Versicherer  fällt  im  Schadensfälle  nur  die  Hälfte  von  dem 
zur  Last,  was  er  ordentlicher  Weise  nach  Massgabc  der  Ver- 
sicherung und  der  eintretenden  Umstände  zu  bezahlen  gehabt 
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haben  würde,  wenn  ihm  bei  der  Versicherung  nicht  angezeigt 
ist,  dass  das  Schilt  in  Ballast  fahren  werde. 

Falls  der  Versicherte  oder  Versicherungsnehmer  nach- 
träglich —  jedoch  zu  einer  Zeit,  zu  welcher  von  einem  dem 
Schiffe  zugeslossenen  Unfall  noch  nichts  bekannt  geworden  — 
erfahren  sollte,  dass  das  Schiff  in  Ballast  fahre  oder  von  den 
oben  aufgeführten  Gütern  geladen  hat,  so  sieht  es  ihm  frei, 
durch  eine  unverzüglich  nach  der  davon  erlangten  Kunde  zu 
machenden  Anzeige  und  eine  zu  bewilligende,  nach  Billigkeit 
zu  regulierende  Prämien-Zulage  die  erwähnten  Präjudizc  abzu- 
wenden. 

§  :J9. 

Wenn  bei  der  Versicherung  auf  Schiff  oder  Fracht  dem  Versicherer 
nicht  angezeigt  ist,  dass  in  dem  Schiff  gebrannter  Kalk,  rohes  Petroleum, 
Schiesspulver  oder  irgend  eine  sonslige  der  Explosion  ausgesetzte  Sub- 
stanz (Nitroglycerin  oder  dgl.)  verladen  sei  oder  werde,  oder  dass  es 
bis  auf  mehr  als  ein  Dritteil  seiner  Tragfähigkeit  mit  Roheisen,  Block- 
eiseu  oder  Eisenbahnschienen  fahre  oder  fahren  werde,  so  ist  die  Ver- 
sicherung für  den  Versicherer  unverbindlich  und  die  Prämie  verfallen. 
—  Diese  Bestimmung  findet  jedoch  dann  keine  Anwendung,  wenn  der 
Umslaml,  dass  von  den  vorbezeichneten  Gegenständen  überhaupt  etwas, 
resp.  bis  zu  dem  angegebenen  Quantum,  verladen  worden  sei  oder  resp. 
weiden  sollte,  ohne  Wissen  des  Schiffers  stattgefunden  hatte  und  dem 
Versicherten,  sowie  den  demselben  betreffs  der  Anzeigepilicht  gleich  zu 
achtenden  Personen  (§§  29,  30),  ungeachtet  der  aufzuwendenden 
gehörigen  Sorgfall  unbekannt  geblieben  war. 

§  40. 

Bei  der  Versicherung  auf  Fracht  für  leicht  verderbliche  Ladung  muss 
der  Umstand,  dass  das  Schiff  solche  Ladung  führt,  angezeigt  werden, 
widrigenfalls  der  Versicherer  den  durch  diese  Beschaffenheit  der  Ware 
entslandenen  Verlust  nicht  zu  ersetzen  hat. 

Bei  der  Versicherung  auf  Fracht  für  Güter,  welche  dem  Schmelzen 
unterliegen,  wird  angenommen,  dass  die  Fracht  für  das  ausgelieferte 
Mass  geschlossen  sei,  wenn  nicht  angezeigt  sein  sollte,  dass  sie  für  das 
eingenommene  Mass  bedungen  worden. 

§  41. 

Wird  bei  der  Versicherung  auf  Bodmerei  nicht  angezeigt,  dass  die- 
selbe auf  ein  Schiff  in  Ballast  gegeben,  oder  dass  der  Bodmereibrief  für 
eine  ältere  vor  Antritt  der  versicherten  Reise  entstandene  Schuld  ge- 
zeichnet worden  ist,  so  ist  die  Versicherung  für  den  Versicherer  unver- 
bindlich und  die  Prämie  verfallen. 

§  12. 

Wird  bei  der  Versicherung  von  Havereigeldern  nicht  angezeigt,  dass 
dieselben  die  Ladung  allein  oder  doch  diese  mit  betreffen,  so  wird 
angenommen,  dass  solche  lediglich  Schiff  und  Fracht  angehen. 
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Fährt  das  Schiff  in  Ballast,  so  ist  dies  bei  der  Versicherung  von 
Havereigeldern  anzuzeigen,  widrigenfalls  die  Versicherung  für  den  Ver- 
sicherer unverbindlich  und  die  Prämie  verfallen  ist. 

§  43- 

Wenn  dem  Versicherer  nicht  ein  Anderes  angezeigt  worden  ist,  so 
wird  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Ort  des  Versicherungsabschlusses 
nicht  zugleich  der  Abgangsort  des  Schiffes  und  resp.  der  versicherten 
Güter  ist,  angenommen,  dass  der  Auftrag  oder  die  Benachrichtigung  vom 
Abgangsorte,  und  zwar  direkt  mit  der  letzten  Post  oder  mit  jüngster 
Schiffsgelegenheit,  gekommen  sei  und  das  Scniff  am  Tage  der  Order- 
Erteilung  resp.  der  Benachrichtigung  noch  im  Abgangshafen  gelegen 
habe.  —  Die  vorstehende  Bestimmung  bleibt  selbst  dann  in  Wirksamkeit, 
wenn  bei  der  Versicherung  auf  Güter  dem  Versicherer  der  Tag  der  Kon- 
nossements-Zeichnung angegeben  worden  sein  sollte. 

In  allen  Fällen,  wenn  der  Auftrag  oder  ein  Nachtrag  zu  demselben, 
resp.  die  Benachrichtigung,  per  Telegraph  gekommen  ist,  muss  hiervon 
Anzeige  gemacht  werden. 

Ist,  ohne  dass  hiervon  bei  der  Versicherungsnahme  Anzeige  gemacht 
wird,  die  Benachrichtigung  oder  der  Auftrag  nicht  vom  Abgangsorte 
gegeben  worden,  oder  hat  eine  erhebliche  Verzögerung  dabei  stattge- 
funden, oder  ist  jene  oder  dieser  auf  einem  erheblichen  Umwege  einge- 
troffen, so  ist,  falls  angenommen  werden  muss,  dass  dies  von  Einfluss 
auf  die  Eingehung  der  Versicherung,  überhaupt  oder  wie  sie  geschehen, 
habe  sein  können,  für  den  Versicherer  die  Versicherung  unverbindlich 
und  die  Prämie  verfallen.  —  Dies  Präjudiz  tritt  unbedingt  ein,  wenn 
von  dem  Umstände,  dass  die  Order  etc.  per  Telegraph  eingegangen  ist, 
keine  Mitteilung  gemacht  wird. 

§  44. 

Wird  Versicherung  auf  ein  Schiff  oder  dessen  Fracht  oder  auf 
Gegenstände  in  einem  Schiffe  beantragt,  welches  an  dem  Abgangsorte 
der  zur  Versicherung  aufgegebenen  Reise  noch  nicht  angekommen  ist, 
mag  es  vorher  eine  besondere  Reise  auszuführen  haben,  oder  auf  der 
Fahrt  nach  dem  bezeichneten  Abgangsorte  begriffen  sein,  so  ist,  wenn 
hiervon  bei  der  Versicherungsnahme  keine  Anzeige  gemacht  wird,  die 
Versicherung  für  den  Versicherer  unverbindlich  und  mit  Einbehalt  von 
Vi  Prozent  Prämie,  oder  wenn  die  Prämie  unter  1  Prozent  beträgt,  der 
halben  Prämie,  zu  ristornieren. 

Es  präjudiziert  jedoch  nicht,  wenn  in  den  Fällen,  wo  im  kauf- 
männischen Verkehr  die  Abladung  eines  Schiffs  aus  nahe  bei  einander 
liegenden  Häfen  zu  geschehen  pflegt  (z.  B.  Puerto  Cabello  und  Laguaira, 
Havanna  und  Matanzas),  das  Schiff  noch  nicht  am  Abgangsorte  ange- 
kommen gewesen  ist,  sondern  in  einem  dieser  Häfen  gelegen  hat,  oder 
auf  der  Reise  zwischen  denselben  begriffen  gewesen  ist,  ohne  dass  von 
diesem  Umstände  Anzeige  gemacht  worden. 

§  -45. 

Wird  bei  der  Versicherungsnahme  auf  ein  Schiff  oder  dessen  Fracht 
oder  auf  Gegenstände  in  dem  Schiffe  nicht  angezeigt,  dass  dasselbe 
bereits  vom  Abgangsorte  abgegangen  oder  aus  See  dahin  zurückkehrt, 
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oder  dass  der  Ort,  von  welchem  die  Versicherung  beginnen  soll,  ein 
Hafen  oder  eine  Rhede  ist,  welche  das  Schill  auf  einer  bereits  ange- 
tretenen Reise  ein-  oder  angelaufen  war,  so  ist,  wenn  der  Versicherte 
oder  eine  der  demselben  betreffs  der  Anzeigepflicht  gleich  zu  achtenden 
Personen  (§§  29,  30)  den  Umstand  kannte  oder  bei  gehöriger  Sorgfall 
kennen  musste,  die  Versicherung  für  den  Versicherer  unverbindlich  und 
die  Prämie  verfallen. 

Wird  bei  einer  Versicherungsnahme  auf  ein  SchifT  oder  dessen 
Fracht  nicht  angezeigt,  dass  das  SchifT  noch  im  Neubau  auf  der  Werfte 
liegt,  so  ist  die  Versicherung  für  den  Versicherer  unverbindlich  und  mit 
Einbehalt  von  7a  Prozent  Prämie,  oder,  wenn  die  Prämie  unter  1  Prozent 
beträgt,  der  halben  Prämie  zu  ristornieren.  —  Dasselbe  Präjudiz  tritt 
unter  der  angegebenen  Voraussetzung  bei  einer  Versicherung  auf  Güter 
ein,  bei  welcher  der  Versicherungsnehmer  nicht  anzeigt,  dass  dieselben 
in  ein  solches  SchifT  geladen  weiden,  falls  der  Versicherte  oder  eine  der 
demselben  betreffs  der  Anzeigepflicht  gleich  zu  achtenden  Personen 
(§§  29,  30)  den  Umstand  kannte  oder  bei  gehöriger  Sorgfall  kennen 
musste. 

§  47. 

Wird  bei  der  Versicherungsnahme  auf  ein  SchifT  oder  dessen  Fracht 
keine  Anzeige  von  dem  Umstände  gemacht,  dass  das  SchifT  noch  in 
erheblicher  Reparatur  liegt,  so  ist  der  Versicherer  berechtigt,  nach 
seiner  Wahl  entweder  die  Versicherung  unter  Einbehall  von  '/a  Prozent 
Prämie,  resp.  wenn  die  Prämie  unter  1  Prozent  beträgt,  der  halben 
Prämie  zu  ristornieren,  oder  die  Versicherung  in  Kraft  bleiben,  und  in 
diesem  Falle,  wenn  der  Preisstand  der  Prämien  an  dem  Orte  der  ge- 
schlossenen Versicherung  zur  Zeit  des  Abschlusses  niedriger  gewesen 
sein  sollte,  als  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Nachricht  von  dem 
Abgänge  des  Schiffs  auf  direktem  Wege  und  ohne  Verzögerung  dorthin 
gelangte  oder  gelangen  konnte,  eine  dem  Preisstande  des  letzteren  Zeil- 
punktes entsprechende  Erhöhung  der  Prämie  eintreten  zu  lassen. 

Rei  der  Versicherung  auf  Güter  findet  die  Vorschrift  dieses  Para- 
graphen nur  Anwendung,  wenn  der  Versicherte  oder  eine  der  demselben 
betreffs  der  Anzeigepflicht  gleich  zu  achtenden  Personen  (§§  29,  30)  den 
in  Rede  stehenden  Umstand  kannte  oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  kennen 
musste. 

$  48. 

Werden  Güter  versichert,  diese  aber  bei  der  Versicherung  nicht 
speziell  der  Art  nach  angegeben,  sondern  nur  durch  eine  allgemeine  Re- 
nennung  (z.  R.  Kaufmannschaften,  Waren,  Retouren,  Produkte)  bezeichnet, 
so  sind  Güter  jeder  Art  als  unter  die  Versicherung  gebracht  anzusehen, 
ausgenommen  :  gemünztes  oder  imgemünztes,  verarbeitetes  oder  unver- 
arbeitetes Gold,  Silber  oder  Pialina,  Konianten,  Papiergeld,  Wertpapiere, 
Juwelen,  Pretiosen,  ächle  Spitzen,  Kunstwerke  der  Skulptur  oder  Malerei, 
Gegenstände  der  Liebhaberei;  lerner  Ladungen  Rorkc,  Mahagoni,  Cedern- 
und  anderen  leinen  Nutzholzes,  Rauholz,  Cichorienwurzeln,  Guano  oder 
anderen  Düngers,  Getreide,  Saat,  Früchte  aller  Art,  Heu,  Torf,  Knochen, 
Knochenüchwürzc  und  Knochenasche,  Kartoffeln,  Marmor,  Rapp-  und  Lein- 
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kuchen,  rohen  Gyps,  Kalk,  Kohlen,  Roheisen,  Eisenschienen,  Erz,  Steine, 
Schiefer,  Salz;  endlich  Petroleum  und  Schiesspulver,  sowie  sonstige  der 
Explosion  ausgesetzte  Substanz  (Nitroglycerin  oder  dergleichen).  So  weil 
vorstehend  über  Ladungen  Bestimmung  getroffen  worden  ist,  findet  die 
Vorschrift  des  §  38,  Abs.  2,  hier  gleichmässig  Anwendung. 

§49. 

Wenn  Güter,  auf  welche  Versicherung  genommen  wird,  beschädigt 
abgeladen  oder  als  beschädigt  zugesandt  werden,  so  gilt,  wenn  hiervon  bei 
der  Versicherungsnahmc  keine  Anzeige  gemacht  wird,  die  Versicherung 
«  frei  von  Beschädigung»  (§  103). 

Im  Falle,  eines,  gleichviel  ob  totalen  oder  parlialen  Verlustes  solcher 
Güter,  hat  der  Versicherte  alle  ihm  zugekommenen  Nachrichten  oder 
zugänglichen  Nachweisungen,  aus  welchen  auf  den  Grad  der  Beschädigung 
der  Güter  geschlossen  werden  kann,  vorzulegen  und  ist  sodann  zu  Gunsten 
des  Versicherers  ein  den  Umständen  entsprechender  Abzug  von  demjenigen 
Werte,  welchen  die  Güter  im  unbeschädigten  Zustande  gehabt  haben 
würden,  zu  machen.  —  Kommt  der  Versicherle  der  ihm  im  Vorstehenden 
aufgelegten  Verbindlichkeit  gar  nicht  oder  nicht  gehörig  nach,  so  bezahlt 
der  Versicherer  nur  die  Hälfte  von  dem  was  er,  wenn  keine  Beschädigung 
vorhanden  gewesen  wäre,  zu  bezahlen  gehabt  haben  würde. 

§50.  . 

Wenn  Güter  versichert  weiden,  die  aus  einem  anderen  Seeschiffe,  in 
welchem  sie  eine  Frachlreise  gemacht  haben,  ohne  vorher  ans  Land 
gebracht  oder  untersucht  zu  sein,  übergeladen  worden  sind  oder  werden 
sollen,  so  muss  hiervon  bei  der  Versicherungsnahme  Anzeige  gemacht 
werden,  widrigenfalls  die  Versicherung  auf  diese  Güter  «frei  von  Be- 
schädigung ausser  im  Strandungsfalle  »  (§  104)  gilt. 

§51. 

Wird  dem  Versicherer  auf  Güter  nicht  angezeigt,  dass  dieselben  auf 
eine  an  dem  betreffenden  Orle  ungebräuchliche  Weise,  oder,  wenngleich 
auf  gebräuchliche  Weise  (§  73,  Abs.  3),  doch  unter  ungewöhnlich  gefähr- 
denden Umständen,  von  dem  Lande  an  das  Schiff  gebracht,  letzterem  nach- 
gebracht, resp.  vom  Schiffe  an  das  Land  befördert  werden,  so  ist  der 
Versicherer  für  den  auf  solchem  Transport  entstehenden  Verlust  oder 
Schaden  nicht  verantwortlich,  falls  der  Versicherte  oder  eine  der  demselben 
betreffs  der  Anzeigepilicht  gleich  zu  achtenden  Personen  (§§  29,  30)  jenen 
Umstand  kannte  oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  kennen  mussle. 

Vergl.  indess  folgend«;  Abänderung  der  See-Versieherungs-Polize  auf  Güter: 

Der  §  51  wird  aufgehoben  und  dadurch  die  in  Betreff  der  Art  der 
Leichlerbenutzung  und  der  sonstigen  llülfstransporle  bisher  vorgeschrieben 
gewesene  besondere  Anzeigepflichl  beseitigt.  Die  allgemeine  Anzeige- 
pflichl  (§  29  f.)  besteht  ferner  auch  wegen  dieses  Gegenstandes. 

Wenn  der  Versicherungswert  von  Gütern  in  der  Polize  taxiert  und  in 
der  Taxe  vorausbezahlte  Fracht  mit  enthalten  ist,  welche  der  Verfrachter 
nicht  zurückzuzahlen  hat,  wenngleich  die  versicherten  Güter  den  Bestimm- 
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ungshafen  nicht  erreichen  sollten  (§  22,  Abs.  2),  so  ist  davon  dem  Ver- 
sicherer der  Güter  bei  Abschluss  des  Vertrags  Anzeige  zu  machen.  — 
Geschieht  dies  nicht,  so  ersetzt  der  Versicherer  im  Falle  einer  Havereigrosse 
denjenigen  in  der  Dispache  diesen  Gütern  etwa  auferlegten  Kontiibulions- 
anteil  und  diejenigen  sonstigen  Kosten  nicht,  welche  der  Fracht  zur  Last 
gefallen  sein  würden,  wenn  diese  nicht  vorausbezahlt  worden  wäre. 

§53. 

Wird  für  Schiffer,  Steuerleute  oder  Schiffsvolk  Versicherung  auf  Güter, 
welche  diese  mit  sich  über  See  führen,  genommen,  so  muss  bei  der  Ver- 
sichcrungsnahme  ausdrücklich  angezeigt  werden,  dass  sie  es  sind,  für 
welche  die  Versicherung  genommen  wird,  widrigenfalls  Iclzjere  für  den 
Versicherer  unverbindlich  und  zu  ristornieren  ist. 

§54. 

Wenn  in  Kriegszeiten  bei  der  Versicherungsnahmc  nicht  angezeigt  ist, 
dass  Kriegs-  oder  Marinebedürfnisse,  eis  wozu  namentlich  zu  rechnen 
sind  :  Schicsspulver,  Blei,  Kugeln,  Kanonen,  Gewehre,  Pistolen,  blanke 
Waffen,  lange  Messer,  Sackhauer,  Schwefel,  Salpeter,  Pech,  Theer,  Schiffs- 
gerälschaften,  Taue,  Segel,  Masten,  Eisenwerk,  Schiffsbauholz  irgend- 
welcher Art,  Segel-  und  Ravensluch,  vlämisch  Leinen,  Säcke  und  Hanf, 
ferner,  dass  Gegenstände,  welche  von  den  im  Krieg  begriffenen  Mächten  als 
Konlrebande  behandelt  werden,  versichert  oder  milversichcrl  werden 
sollen  oder  auch  nur  mit  in  das  zu  versichernde  Schiff,  oder,  wo  eine 
Güterversicherung  abgeschlossen  wird,  in  dasselbe  Schiff  mit  den  zu  ver- 
sichernden Gütern  verladen  werden,  so  gilt  die  Versicherung  «frei  von 
Kriegsmolest»  (§  100);  bei  der  Güterversicherung  triit  jedoch  dies  Präjudiz 
nur  dann  ein,  wenn  der  Versicherte  oder  eine  der  demselben  betreffs  der 
Anzeigeptlicht  gleich  zu  achtenden  Personen  (§§  29,  SO)  jenen  Umstand 
kannte  oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  kennen  mussle. 

Ausserdem  gilt  in  Kriegszeiten  die  Versicherung  «frei  von  Kriegs- 
molesl»,  wenn,  ohne  dass  der  Versicherer  in  Folge  einer  besonderen 
Anzeige  die  desfallsige  Gefahr  ausdrücklich  mit  übernommen  hat,  irgend 
eine  der  nachfolgenden  Bestimmungen  unerfüllt  bleibt.    Es  müssen 

1.  die  Papiere  über  den  versicherten  Gegenstand  nach  den  obrig- 
keitlichen Verfügungen  des  Orts,  wo  das  Schiff  ladet,  eingerichtet 
und  bei  Versicherungen  auf  Güter  dürfen  insbesondere  die 
Konnossemente  nicht  an  Order,  sondern  müssen  auf  den  Namen 
und  unter  Angube  der  Nationalität  des  Abladers,  Eigentümers  und 
Empfängers  der  Güter  ausgestellt  sein; 

2.  werden  Güter  für  neutrale  Rechnung  versichert,  so  darf,  wenn 
denselben  ein  Kargadeur  beigegeben  ist,  dieser  nur  ein  geborener 
Unleiihan  eines  neutralen  Staates,  oder  Jemand,  der  schon 
Bürger  oder  Untcrlhan  eines  neutralen  Staates  vor  dem  Ausbruch 
des  Krieges  war,  sein; 

3.  bei  der  Versicherung  auf  ein  neutrales  Schiff  oder  dessen  Fracht 
müssen  Schiller  und  Steuermann  vor  dem  Ausbruch  des  Krieges 
Bürger  oder  Unlerlhanen  »los  neutralen  Staates,  dessen  Flagge  das 
Schill  führt,  geworden,  oder  auch  geborene  Bürger  oder  Unter- 
t hauen  desselben  und  die  Papiere  des  Schiffs  nach  den  Gesetzen 
des  Landes,  welchem  es  angehört,  eingerichtet  sein. 
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Verg!.  folgende  Zusätze  zu  der  See-Verskherungs-Polizc  auf  1.  Güter, 
2.  Casco-Reiseversicherung,  Fracht  etc. : 

1.  Zu  §§  54—56.  Zur  Beseitigung  erhobener  Zweifel  über  die  Tragweile 
der  54—56  wird  erklärt,  dass  die  in  denselben  angeordnete  besondere 
AuzeigcpfJichl  nur  für  solche  Versicherungsfälle  besieht,  in  welchen  auch 
Kriegsgefahr  von  den  Versicherern  übernommen  wird.  Sie  besieht  also 
dann  nicht,  wenn  «nur  für  Seegefahr»  Versicherung  geleislel  worden  ist. 

2.  Zu  §§  54—56.  Die  in  diesen  Paragraphen  dem  Versicherungsnehmer 
auferlegte  besondere  Anzeigepflicht  besieht  nur  für  solche  Versicherungs- 
lälle,  in  welchen  gegen  Kriegsgefahr  Versicherung  geleistet  wird. 

§53. 

Wenn  in  Kriegszeilen  bei  der  Versicherungsnahme  nicht  angezeigt  ist, 
dass  das  Schilf  während  des  Krieges  einem  Unterlhan  oder  Unlerlhanen 
einer  der  Krieg  führenden  Mächte  abgekauft,  oder  als  Prise,  die  noch  auf 
keinem  freien  Strom  geschwommen,  erworben  ist,  so  gilt  die  Versicherung 
«frei  von  Kriegsmolest»  (§  100).  Bei  der  Versicherung  auf  Güter  trilt 
jedoch  dies  Präjudiz  nur  dann  ein,  wenn  der  Versicherte  oder  eine  der 
demselben  betreffs  der  Anzeigepflichl  gleich  zu  achtenden  Personen  (§§  29, 
30)  jenen  Umstand  kannte  oder  bei  gehöriger  Sorgfall  kennen  musste. 

Siehe  Zusälze  zu  §  54. 

§56. 

Wird  in  Kriegszeilon  bei  der  Versicherungsnahme  die  Flagge  des 
Schills  nicht  richtig  angegeben,  so  gill  die  Versicherung  «frei  von  Kriegs- 
molest» (§  100). 

Siehe  Zusätze  zu  §  54. 

§57. 

Wenn  bei  der  Versicherung  auf  imaginären  Gewinn  der  Versicherte 
schon  anderweitig  auf  denselben  Gegenstand  imaginären  Gewinn  hat  ver- 
sichern lassen,  sei  es  abgesondert,  sei  es  in  Verbindung  mit  einer  Güter- 
versicherung (§  24)  und  davon  bei  dem  Ahschluss  des  Vertrags  dein  Ver- 
sicherer keine  Anzeige  gemacht  wird,  so  ist  die  Versicherung  für  den 
Versicherer  unverbindlich  und  die  Prämie  verfallen. 

§  58. 

Wer  Rückversicherung  nimmt,  ist  verpflichtet,  nicht  nur  ausdrücklich 
zu  erklären,  dass  es  eine  Rückversicherung  ist,  welche  genommen  wird, 
sondern  auch  den  Tag  des  Abschlusses  der  ursprünglichen  Versicherung 
anzugeben  und  alle  von  seinem  Versicherten  beim  Ahschluss  der  Ver- 
sicherung ihm  mitgeteilten,  sowie  die  ihm  inzwischen  vom  versicherten 
Gegenstande  anderweitig  bekannt  gewordenen  erheblichen  Nachrichten 
dem  Versicherer  anzuzeigen,  widrigenfalls  die  Versicherung  für  den  Ver- 
sicherer unverbindlich  und  die  Prämie  verfallen  ist. 
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Drilter  Absclinilt. 

Verpflichtungen  des  Versicherten  aus  dem  Ver- 

»Icherungsverl  rag. 

Prämienzahlung. 

§  59. 

Die  Prämie  ist,  sofern  nicht  ein  Anderes  vereinbart  ist,  sofort  nach  dem 
Absehlusa  des  Vertrags,  und  wenn  eine  Polize  verlangt  wird,  gegen  Aushändigung 
der  Polize  fällig. 

An  dem  Fälligwerden  und  folglich  der  Klagbarkeit  der  Prämienforderung 
zu  den  vorgedachten  Zeitpunkten  wird  nichts  geändert,  falls  die  Versicherer  im 
gewöhnlichen  Gange  des  Geschäfts  die  Berichtigung  der  Prämien  erst  nach 
Ablauf  gewisser  Zeitabschnitte  (z.  B.  viertel-  oder  halbjährlich)  zu  verlangen 
pflegen. 

Bei  den  Versicherungen  für  fremde  Rechnung  ist  regelmässig  nur  der 
Versicherungsnehmer  zur  Zahlung  der  Prämie  verpflichtet.  Sollte  derselbe  in- 
dessen vor  deren  Berichtigung  seine  Zahlungen  eingestellt  und  die  Prämie  von 
dem  Versicherlen  noch  nicht  erhalten  haben,  so  kann  der  Versicherer  auch  den 
Versicherten  auf  Zahlung  der  Prämie  in  Anspruch  nehmen. 

Bei  den  im  Auftrage  und  im  Nomen  des  Versicherten  geschlossenen 
Versicherungen  (§  6)  isl  dieser  selbst  ohne  Weiteres  dem  Versicherer  zur 
Zahlung  der  Prämie  verpllichlel;  doch  ist,  wenn  der  Versicherte  nichl  der 
Gerichtsbarkeit  des  Abschlussortcs  unterworfen  ist,  auch  der  für  ihn 
abschliessende  Verlreicr  hierzu  solidarisch  verbunden,  es  wäre  denn,  dass 
er  bei  Eingehung  des  Vertrages  diese  Verbindlichkeit  ausdrücklich  von 
sich  abgelehnt  und  bewirkt  hätte,  dass  die  geschehene  Ablehnung  in  der 
auszustellenden  Polize  bemerkt  werde. 

Wird  eine  Versicherung  ohne  Auftrag  geschlossen  (§§  5,  6),  so  ist 
zunächst  nur  derjenige,  welcher  die  Versicherung  nimmt!  zur  Zahlung 
der  Prämie  verpflichtet.  Genehmigt  der  Dritte,  in  dessen  Interesse  der 
Abschluss  erfolgt  ist,  denselben,  so  tritt  dessen  cvcnlucllo  Verantwortlich- 
keit wie  hei  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung,  nach  Masgahe  des 
obigen  diilien  Absatzes  ein. 

s  r.o. 

A.  1).  H.-G.-B.  Art.  S16.  —  II  -G.-B.  von  1897  §  812. 

Zu  Abs.  1.  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  sagen  statt :  fällig  «zu  zthlen». 
Ab?.  2  fehlt  im  A.  I).  H.-G.-B.  und  If.-G.-H.  von  1897. 

Statt  Abs.  3  Satz  1  hoisst  es  in  A.  D.  H.-G.B.  und  H.-G.-U.  von  1897  Abs.  2.  Zur 
Zahlung  der  Prämie  ist  der  Versicherungsnehmer  verpflichtet. 

Statt  Abs.  3  Satz  2:  Wenn  bei  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung  der  Ver- 
sicherungsnehmer zahlungsunfähig  geworden  ist  und  die  Prämie  von  dem  Versicherten 
noch  nicht  erhalten  hat,  so  kann  der  Versicherer  auch  den  Versicherten  auf  Zahlung 
der  Pr  imi.'  in  Anspruch  nehmen. 

Abs  4  und:»  frhleii  um  A.  I'.  Il.-C.-K.  und  H.-G.-P..  von  1X97. 

Unverandertlassen  der  Gefahr,  gegen  welche  Versicherung  genommen 
worden  ist.  Folgen  der  Veränderung. 

§  00. 

Wird,  bevor  die  Gefahr  für  den  Versicherer  zu  laufen  begonnen  hat,  die 
versicherte  Heise  aufgegeben  und  statt  derselben  eine  Heise  nach  dem  anderen, 
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als  dem  im  Versicherungsverträge  vereinbarten  Bestimmungshafen  angetreten,  so 
ist  der  Versicherer  bei  der  Versicherung  von  Schiff  und  Fracht  von  jeder 
Haftung  frei ;  bei  anderen  Versicherungen  trägt  der  Versicherer  die  Gefahr  für 
die  andere  Reise  nur  dann,  wenn  die  Veränderung  der  Reise  weder  von  dem 
Versicherlen  noch  im  Auftrage  oder  mit  Genehmigung  desselben  bewirkt  ist. 

Wird,  nachdem  die  Gefahr  für  den  Versicherer  zu  laufen  begonnen  hat, 
entweder  die  versicherte  Reise  durch  die  Wahl  eines  anderen  als  des  im 
Versicherungsverträge  vereinbarten  Bestimmungshafens  verändert,  oder  von 
dem  der  versicherten  Reise  entsprechenden  Wege  wesentlich  abgewichen, 
oder  ein  Hafen,  dessen  Ansehung  als  in  der  versicherten  Reise  begriffen 
nicht  erachtet  werden  kann,  angelaufen,  oder  die  einzuhaltende  Reihen* 
folge  der  zu  besuchenden  Häfen  verletzt  (§  82),  so  haftet  der  Versicherer 
nicht  für  die  nach  der  resp.  Veränderung  der  Reise  eintretenden  Unfälle.  Er 
haftet  jedoch  für  diese  Unfälle,  wenn  die  Veränderung  weder  von  dem  Ver- 
sicherten noch  im  Auftrage  oder  mit  Genehmigung  desselben  bewirkt,  oder  wenn 
sie  durch  einen  Notfall  verursacht  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  der  letztere  in 
einer  Gefahr  sich  gründet,  welche  der  Versicherer  nicht  zu  tragen  hat.  Endlich 
haftel  er  für  die  Unfälle  alsdann,  wenn  der  Schiffer  zu  der  Abweichung 
von  dem  ordentlichen  Wege  oder  dem  Anlaufen  eines  nicht  in  die  ver- 
sicherte Reise  gehörigen  Hafens  durch  das  Gebot  der  Menschlichkeit 
genötigt  war. 

Die  Reise  ist  verändert,  sobald  der  Entsehluss,  dieselbe  nach  einem  andern, 
als  dem  im  Versicherungsverlrage  vereinbarten  Hafen  zu  richten,  zur  Ausführung 
gebracht  wird,  sollten  auch  die  Wege  nach  beiden  Bestimmungs-Häfen  sich 
noch  nicht  geschieden  haben.  Diese  Vorschrift  gilt  sowohl  für  die  Kalle  des 
ersten  als  für  die  Fälle  des  zweiten  Absatzes  dieses  Paragraphen. 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Versicherung  ungeachtet  der  einge- 
tretenen Veränderung  in  Wirksamkeit  bleibt,  hat  der  Versicherle  einen  den 
Umständen  entsprechenden  Zuschlag  zu  der  Prämie  zu  zahlen.  Auch  liegt 
es  ihm  ob,  sobald  ihm  die  Veränderung  bekannt  wird,  den  Versicherer 
unverzüglich  davon  zu  benachrichtigen,  widrigenfalls  dieser  befugt  ist,  von 
der  eventuell  zu  zahlenden  Entschädigungssumme  den  Betrag  abzuziehen, 
um  welchen  dieselbe  bei  rechtzeitiger  Anzeige  sich  gemindert  hätte. 

Für  aus  dem  Atlantischen  Ocean  (oder  aus  entfernteren  Meeren) 
kommende  Schiffe  gilt  das  Angehen  britischer  Häfen  oder  Rheden  im  Kanal 
oder  an  der  Südküste  Irlands,  für  nach  dem  Mittelländischen  Meere 
gehende  oder  aus  demselben  kommende  Schiffe  das  Angehen  von  Gibraltar, 
für  nach  der  Ostsee  gehende  oder  aus  derselben  kommende  Schiffe  das 
Angehen  von  Elelsingör  oder  Kopenhagen  als  nicht  präjudizierlich,  wenn 
solches  Angehen  zu  dem  Zwecke  geschieht,  um  Order  zu  erhallen. 

Abänderung  im  Formular  der  See-Versieherungs-Polize  auf  Güter  wie  folgt: 

Güter,  auf  durchgehende  Connossemente  verladen,  gehen  in  allen  für 
den  Transport  eingeschlagenen  Richtungen,  gleichviel  auf  welchen  Wegen,  zu 
Wasser  oder  zu  Lande,  sie  transportiert  werden  mögen,  bis  zur  Ablieferung  am 
Destinationsplatze  für  Gefahr  der  Versicherer. 

Werden  für  kombinierte  Reisen  versicherte  Güter  ohne  durchgehendes 
Connossement  verladen,  so  tragen  die  Versicherer  derselben  auch  die  Gefahr 
der  Zwischentransporte  und  des  Verweilena  in  den  Zwischenplätzen;  die  Gefahr 
des  letzteren  jedoch  nur  für  den  Zeitraum,  während  dessen  ein  Verweilen  der 
Güter  nicht  durch  willkürliche  Verfügungen  der  Versicherten  oder  deren  Vertreter 
ungebührlich  verlängert  wird. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Versicherung  ungeachtet  einer  Vergrößerung 
oder  Veränderung  der  Gefahr  und  ungeachtet  einer  Verzögerung  des  Antritts 
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oder  der  Vollendung  der  Reise,  in  Wirksamkeit  bleibt,  finden  die  Bestimmungen 
des  §  00  Absatz  4  Anwendung. 

§  60. 

A.  1).  H.-G.-B  Art.  817.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  813. 

Der  Eingang  des  §  60  Abs.  1  lautet  im  A.D.  H.-G.-B.  u.  H.-G.-B.  v.  1897  wie  folgt : 
Wird  statt  der  versicherten  Heise,  bevor  die  Gefahr  für  den  Versicherer  zu  laufen 
begonnen  hat,  eine  andere  Reiso  angetreten,  so  ist  u.  s.  w. 
Statt  Genehmigung  setzt  H.-G.-B.  von  1897:  Zustimmung. 

Der  Eingang  des  §  60  Abs.  2  lautet  in  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897 
wie  folgt : 

Wird  die  versicherte  Reise  verändert,  nachdem  die  Gefahr  für  den  Versicherer 
7.u  laufen  begonnen  hat,  so  haftet  u.  s.  w. 

Statt  Genehmigung  setzt  H.-G.-B.  von  1897  :  Zustimmung. 

§  M. 

Wenn  von  dem  Versicherten  oder  im  Auftrag  oder  mit  Genehmigung  des- 
selben der  Antritt  oder  die  Vollendung  der  Reise  ungebührlich  verzögert  wird, 
oder  wenn  der  Versicherte  in  anderer  Weise,  als  im  vorslehenden  Paragraphen 
angegeben  worden,  eine  Vergrößerung  oder  Veränderung  der  Gefahr  veranlasst, 
namentlich  eine  in  dieser  Beziehung  erleilte  besondere  Zusage  nicht  erfüllt,  so 
haftet  der  Versicherer  nicht  für  die  später  sich  ereignenden  Unfälle. 

Diese  Wirkung  tritt  jedoch  nicht  ein  : 

1)  wenn  erhellt,  dass  die  Vergrößerung  oder  Veränderung  der  Gefahr, 
resp.  die  iNiclit-Erfüllung  der  Zusage  keinen  Einlluss  auf  den 
späteren  Unfall  hat  üben  können; 

2)  wenn  die  Vergrösserung  oder  Veränderung  der  Gefahr,  nachdem  die 
Gefahr  für  den  Versicherer  bereits  zu  laufen  begonnen  hat,  durch 
einen  Notfall  verursacht  ist,  es  sei  denn,  dass  der  letztere  in  einer  Gefahr 
sich  gründet,  welche  der  Versicherer  nicht  zu  tragen  hat. 

(Abänderung  siehe  Zusatz  zu  §  60.) 

§61. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  818.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  814. 

H.-G.-B.  von  1897  setzt  statt  :  Genehmigung  =  Zustimmung. 

A.D.  H.-G.-B  und  H.-G.-B.  von  1897  schieben  zwischen :  «  verzögert  wird  »  und 
«  oder  *  ein  :  von  dem  der  versicherten  Heise  entsprechendem  Wege  abgewichen  oder 
ein  Hafen  angelaufen  wird,  dessen  Angehung  als  in  der  versicherten  Heise  begriffen 
nicht  erachtet  werden  kann. 

In  Abs.  2  Nr.  1  setzt  H.-G.-B  von  1897  siM :  «wenn  erhellt  •  =  »wenn 
anzunehmen  ist  »,  in  Nr.  2  platt :  «  der  letztere»  •  der  Notbfall  ». 

A.  D.  H.-G.-H.  und  H.-G.-B.  von  1897  haben  als  3,  wenn  der  Schiffer  zu  der 
Abweichung  von  dem  Wege  durch  das  Gebot  der  Menschlichkeit  genöthigt  (worden)  ist. 

§62. 

Wird  bei  dem  Abschluss  des  Vertrags  der  Schiffer  bezeichnet,  so  ist  in 
dieser  Bezeichnung  allein  noch  nicht  die  Zusage  enthalten,  dass  der  benannte 
Schiffer  auch  die  Führung  des  Schiffs  behalten' werde.  (S.  §  30  Abs.  3). 

§  62. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  819.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  815. 

§  G3. 

Bei  der  Versicherung  von  Gütern  in  einem  bestimmten  Schiffe  oder  in  be- 
stimmten Schiffen  haftet  der  Versicherer  für  keinen  Unfall,  wenn  und  insoweit 
die  Beförderung  derselben  nicht  mit  dem  im  Versicherungsvertrage  bezeichneten 
Schiff  oder  den  resp.  Schiffen  geschieht.  Er  haftet  jedoch  nach  Massgabe  des 
Vertrags,  wenn  die  Güter,  nachdem  die  Gefahr  für  ihn  bereits  zu  laufen  be- 
gonnen hat,  ohne  Auftrag  und  ohne  Genehmigung  des  Versicherten  in  anderer 


Digitized  by  Google 


Allgemeine  See-VersicheningsbedinKimgen  -von  1867. 


279 


Art  als  mit  jenem  Schiff  oder  jenen  Schiffen  weiter  befördert  werden,  oder 
wenn  dies  in  Folge  eines  Unfalls  geschieht,  es  sei  denn,  dass  der  letztere  in 
einer  Gefahr  sich  gründet,  welche  der  Versicherer  nicht  zu  tragen  hat. 

§63. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  890.  —  H.-G.-B.  wn  1897  §  816. 

A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  fassen  S  itz  1  wie  folgt : 

Bei  der  Versicherung  von  Gütern  haftet  der  Versicherer  für  keinen  Unfall,  wenn 
und  in  soweit  H.-G.-B.  von  1897  soweit  die  Beförderung  der  Güter  nicht  mit  dem  cum 
Transport  (H.-G.-B.  von  1897  :  dazu)  bestimmten  Schiffe  geschieht. 

In  Satz  2  heisst  es  im  A.  I>.  H.  G.-B.  und  H.-G.-ll.  von  1897  statt:  als  mit 
jenem  Schiff  oder  jenen  Schiffen :  als  mit  dem  zum  Transport  (H.-G.-B.  von  1897 
Beförderung)  bestimmten  Schiffe  H.-G.-H.  von  1897  setzt  statt  Genehmigung  —  Zu- 
stimmung. 

Verpflichtung  des  Versicherten  bei  der  Versicherung:  in  unbestimmten 

Schiffen. 

§  64« 

Bei  der  Versicherung  von  Gütern  ohne  Bezeichnung  des  Schiffs  oder  der 
Schiffe  (in  unbestimmten  oder  unbenunnten  Schiffen)  muss  der  Versicherte,  so- 
bald er  Nachricht  über  Abladungen,  resp.  über  die  Ankunft  von  Gütern,  auf 
welche  die  Versicherung  validirt,  erhält,  hiervon  unverzüglich  dem  Versicherer 
Mitteilung  machen. 

Verschweigt  der  Versicherte  die  Abladung  oder  den  Empfang  solcher 
Güler  oder  giebl  er  deren  Wert  wissentlich  unrichtig  an,  so  ist  die  Ver- 
sicherung erloschen,  die  Prämie  verfallen  und  der  Versicherer  ohne  Ver- 
antwortlichkeit für  bereits  erstandenen  oder  entstehenden  Schaden.  — 
Unterlässt  oder  verzögert  der  Versicherte  unabsichtlich  die  im  vorstehenden 
Absatz  vorgeschriebene  Anzeige,  so  haftet  der  Versicherer  für  keinen  Unfall, 
welcher  den  abgeladenen,  überhaupt  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  angezeigten 
Gütern  zustösst.  Auch  ist  die  Prämie  für  diese  Güter  verfallen. 

Diejenige  Summe,  für  welche  nach  Ablauf  eines  Jahres,  vom  Ab- 
schlüsse der  Versicherung  an,  dem  Versicherer  kein  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung angegeben  ist,  validiert  nicht  ferner  und  ist  unter  Kinbeltalt  von 
Vi  Prozent,  oder  wenn  die  Prämie  unter  1  Prozent  beträgt,  der  halben 
Prämie,  zu  ristornieren. 

§64. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  821.  —  II  -G.-B.  von  1897  §  817. 

Im  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  heisst  es  wie  im  Abs.  1. 

Bei  der  Versicherung  von  Gütern  ohne  Bezeichnung  des  Schiffes  oder  der  Schiffe 
(in  unbestimmten  oder  unhen  Hinten  Schilfen)  hat  der  Versicherte,  sobald  er  Nachricht 
erhält,  in  welches  Schill  versicherte  Güter  ubgehden  sind,  diese  Nachricht  dem 
Versicherer  mitzutheilen.  (A.  Ü  H.«G.-I1.  musa . . .  mittheilen).  In  Abs.  2  heisst  es  statt : 
•  Unterlägst . . .  Anzeige.  •  Im  Falle  der  Nicht-Erfüllung  dieser  Vernichtung. 

Verpflichtungen  des  Versicherten,  wenn  Unfälle  sich  ereignen. 

§  «5- 

Jeder  Unfall  muss,  sobald  der  Versicherungsnehmer  oder  der  Versicherte, 
wenn  dieser  von  der  Versicherung  Kenntnis  hat,  Nachricht  von  demselben  er- 
hält, dem  Versicherer  angezeigt  werden,  widrigenfalls  der  Versicherer  befugt  ist, 
von  der  Entschädigungssumme  den  Betrag  abzuziehen ,  um  welchen  dieselbe 
bei  rechtzeitiger  Anzeige  sich  gemindert  hätte. 

Sollte  der  Versicherte  zwar  nicht  von  der  Versicherung  Kenntnis 
erhallen,  aber  zur  Versicherungsnehmung  Auftrag  gegeben  haben,  so  hat 
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er  unter  dem  vorbedachten  Präjudiz  den  ihm  kund  gewordenen  Unfall 
sofort  seinem  Beauftragten  behufs  weiterer  Meldung  mitzuteilen,  und  liegt 
diesem  ebenso  fernere  Milteilungspflichl  ob. 

§65. 

A.  D.  H  -G.-B.  Arl.  822.  -  II.-G  -Ii.  von  1897  §  818. 

A.  D  H.-G.-B.  und  H.-G.-Tl.  von  1897  setzen  statt :  •  von  demselben  »  «von  dem 
Unfall  » 

§  66. 

Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  wenn  ein  Unfall  sich  zuträgt,  sowohl  für 
die  Rettung  der  versirherten  Sachen,  als  für  die  Abwendung  grösserer  Nach- 
teile thunlichst  zu  sorgen. 

Er  hat  jedoch,  wenn  und  soweit  dies  thunlich  ist,  über  die  erforderlichen 
Massregeln  vorher  mit  dem  Versicherer  Rücksprache  zu  nehmen.  Insbesondere 
hat  er  in  allen  Fällen  schwererer  Havereien  mit  demselben  dasjenige,  was 
den  Umständen  nach  zum  Besten  des  Schiffs,  zur  Rellung  und  Reparatur 
desselben,  zur  Bergung,  Erhaltung,  Verkauf  der  geretteten  beschädigten 
und  Weiterbeförderung  der  unbeschädigten  Güter  am  geeignetsten  und 
zweckmässigsten  ist,  zu  verabreden  und  ist  verpflichtet,  in  Gcmässheit 
dieser  Verabredung  zu  verfahren,  unter  dem  Präjudiz  des  §  65,  Absatz  1. 

Falls  bei  der  Versicherung  auf  ein  Schiff  oder  dessen  Ladung  mehrere 
einheimische  Versicherer  beteiligt  sind,  so  sind  dieselben  gehalten,  auf 
Anforderung  des  Versicherlen,  einen  oder  zwei  Dcputirle  aus  ihrer  Mitte  zu 
ernennen,  und  hat  der  Versicherle  sodann  die  vorstehend  angeordnete  Ver- 
abredung mit  diesen  Depulirten  zu  IrefTcn.  Was  die  durch  die  Mehrzahl 
der  Versicherer  ernannten  Dcputirlen  mit  dem  Versicherten  verabreden,  ist 
für  die  sämtlichen  in  Rede  stehenden  Versicherer  bindend.  Verweigern 
die  Versicherer  die  Ernennung  solcher  Depu lit  ten,  so  hat  der  Versicherte 
nach  eigenem  besten  Ermessen  zu  verfahren.  Weigert  sich  im  Falle  einer 
geschlossenen  Parlialversicherung  der  Versicherte,  für  die  Quote  des 
gefährdeten  Werts,  welche  entweder  überhaupt  nicht  oder  in  anderen 
IMälzen  versichert  ist,  zu  Massregeln,  welche  die  Versicherer  für  notwendig 
oder  zweckmässig  halten,  mitzuwirken  oder  beizutragen,  so  sind  die 
letzteren  berechtigt,  die  fraglichen  Massregeln  auf  ihre  Kosten  zur  Aus- 
führung bringen  zu  lassen,  vorbehältlich  der  späteren,  erforderlichen  Falls 
gerichtlich  herbeizuführenden  Erledigung  der  Frage,  ob  Notwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  anzunehmen  gewesen  sei.  Fällt  diese  Erledigung 
resp.  Entscheidung  zu  Gunsten  der  Versicherer  aus,  so  hat  der  Versicherte 
denselben  seinen  Anteil  zu  den  Rosien  der  Massregeln  zu  vergüten;  im 
anderen  Falle  sind  die  Versicherer  für  die  durch  jene  Massregeln  etwa  ver- 
ursachten Nachteile  ihm  verantwortlich.  Verhindert  der  Versicherte  die 
Ausführung  von  Massregeln,  welche  die  Versicherer  als  notwendig  oder 
zweckmässig  ausführen  lassen  wollen,  so  ist  bei  der  Bestimmung  der 
von  den  letzteren  zu  vergütenden  Schadenssumme  so  zu  verfahren,  als 
wären  die  Massregeln  mit  dem  beabsichtigten  Erfolge  angewendet. 

Die  im  vorstehenden  Absatz  ausgesprochene  Bestimmung  findet  auch 
im  Verhältnis  des  Versicherten  zu  einem  einzelnen  Versicherer  auf  ent- 
sprechende Weise  Anwendung. 

*5  CT. 

A.  D.  H.-G.-U.  und  II  -G.-Ii.  von  1897  Art.  823  $  819  (enttulten  nur  Abs.  1  un  t 
Abs.  2,  Satz  i  bis  zu  nehmen.) 
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§67. 

Falls  einem  von  dem  Orle  der  Versicherung  abgeladenen  oder  nach  dem- 
selben bestimmten  Schiffe  schwere  Unfälle  zugeslossen  sind,  und  nicht  zu 
entfernt,  als  dass  von  jenem  Orte  aus  geeignete  Massregeln  ergriffen  werden 
können,  so  ist,  erforderlichen  Falls  nach  einer  bei  der  beikommenden 
gerichtlichen  oder  Handels-Behörde  zu  beantragenden  Verfügung,  eine 
Versammlung  der  Schiffs-  und  Ladungs-lnleressenten  zu  hallen,  und  sind 
zur  Ausführung  der  gemeinsamen  Massregeln  Deputirte  von  Schiff  und 
l^adung  zu  erwählen,  welche,  die  Versicherlen  vertretend,  das  Nötige  aus- 
zuführen haben.  Die  diesen  Deputaten  für  ihre  im  gemeinsamen  Interesse 
geleistete  Mühewaltung  zukommende  Provision,  an  welcher  der  oder  die 
Versicherer  oder  deren  Deputirle  keinen  Anteil  haben,  ist  unler  Berück- 
sichtigung des  Wertes  von  Schiff  und  Ladung  und  des  Umfanges  des 
Geleisteten  von  derjenigen  Person  oder  Behörde,  von  welcher  der  Schaden 
zu  dispachieren  ist  (§  142),  zu  veranschlagen. 

§68. 

In  solchen  Fällen,  in  welchen  wegen  eines  dem  Schiff  und  Gut,  oder 
dem  einen  oder  dem  anderen,  vor  deren  Ankunft  am  Bestimmungsorte 
zuslossendcn  Unfalles  Havereigelder  aufzuwenden  sind,  ist  der  Versicherte 
gehalten,  so  weit  es  den  Umständen  nach  thunlich  ist,  zur  billigstmöglichen 
Anschaffung  derselben  behüMich  zu  sein  und  für  deren  Sicherslellung 
durch  Bodmereibrief  des  Schiffers  Sorge  zu  tragen.  —  Ist  letzteres  nicht 
zu  ermöglichen  gewesen,  so  ist  der  Versicherte  gehalten,  sobald  er  I\ach- 
richt  davon  erhall,  die  Havereigelder  auf  Kosten  unJ  Gefahr  seines  Ver- 
sicherers, sofern  dieser  nicht  auf  desfallsige  Anrrage  selbst  die  Gefahr  über- 
nehmen zu  wollen  erklärt,  versichern  zu  lassen,  widrigenfalls  der  Ver- 
sicherer, wenn  das  Schiff  seinen  Bestimmungsort  nicht  erreicht,  zum 
Ersätze  jener  Haverei  nicht  vcrpflichlet  ist.  Können  aber  die  Havereigelder 
nicht  am  Orte  der  Versicherung  gedeckt  werden,  worüber  der  Versicherte 
durch  ein  Attest  des  Assekuranzmaklers  oder  durch  eine  sonstige  solchem 
gleich  zu  achtende  Bescheinigung  sich  auszuweisen  hat,  so  hat  der  Ver- 
sicherte, fal's  sein  Versicherer  es  verlangt,  seine  guten  Dienste  anzuwenden, 
um  die  Versicherung  an  einem  anderen  Orle  zu  nehmen.  Gelingt  auch 
dieses  nicht,  so  bleibt  der  Versicherer  verantwortlich. 


Vierter  Abschnitt. 
Umfang  der  Gefahr. 

Allgemeine  Begrenzung. 

§  69. 

Wenn  nicht  ein  Anderes  vereinbart  worden  ist,  so  gilt  die  Versicherung 
gegen  alle  Gefahr,  und  der  Versicherer  trägt  demzufolge  alle  Gefahren,  welchen 
Schiff  oder  Ladung  während  der  Dauer  der  Versicherung  ausgesetzt  sind,  soweit 
nicht  durch  die  nachfolgenden  liest inmiungcn  ein  Anderes  bestimmt  ist. 
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Er  trügt  insbesondere 

1)  die  Gefahr  der  Elementarereignisse  und  der  sonstigen  Seeunfülle,  selbst 
wenn  diese  durch  das  Verschulden  eines  Dritten  veranlasst  sind,  als : 
Eindringen  des  Seewassers,  Strandung,  Schiffbruch,  Sinken,  Feuer,  Ex- 
plosion, Blitz,  Erdbeben,  Beschädigung  durch  Eis  u.  s.  w. ; 

2)  die  Gefahr  des  Kriegs  und  der  Verfügungen  von  hoher  Hand; 

3)  die  (iefahr  des  auf  Antrag  eines  Dritten  verhängten,  von  dem  Versicherten 
nicht  verschuldeten  Arrestes ; 

4)  die  Gefahr  des  Diebstahls,  sowie  die  Gefahr  des  Seeraubs,  der  Plünde- 
rung und  sonstiger  Gewaltthätigheiten  ; 

5)  die  Gefahr  der  Verbodmung  der  versicherten  Güter  zur  Fortsetzung  der 
Reise  oder  der  Verfügung  über  dieselben  durch  Verkauf  oder  durch 
Verwendung  zu  gleichem  Zweck  (H.-G.-ü.  Art.  507—510,  734); 

G)  die  tiefahr  der  Unredlichkeit  oder  des  Verschuldens  einer  Person  der 
Schiffsbesatzung,  sofern  daraus  für  den  versicherten  Gegenstand  ein 
Schaden  entsteht ; 

7)  die  Gefahr  des  Zusammenstosses  von  Schiffen  und  zwar  ohne  Unter- 
schied, ob  der  Versicherte  in  Folge  des  Zusammenstosses  unmittelbar 
oder  ob  er  mittelbar  dadurch  einen  Schaden  erleidet,  dass  er  den  einem 
Dritten  zugefügten  Schaden  zu  ersetzen  hat  (S.  §  92,  Absatz  4.) 
Der  Versicherer  hat  ferner  zu  trafen  die  zur  Ermittelung  und  Fest- 
stellung des  ihn  treffenden  Schadens  erforderlichen  Kosten,  insbesondere 
die  Kosten  der  Besichtigung:,  der  Abschätzung  und  des  Verkaufs;  bei  Güter- 
versicherungen jedoch  die  Kosten  der  Besichtigung  und  Abschätzung  nur 
zur  Hälfte.  —  Bei  Casco-Vcrsiclicrungcn  trägt  der  Versicherer  die  Kosten 
der  Verklarung,  bei  Versicherungen  von  Gütern  und  Fracht  die  Hälfte  der 
für  eine  Ausfertigung  der  Verklarung  von  dem  Versicherten  aufgewandten 
Kosten.  —  Die  Kosten  der  Anfertigung  der  Dispache  hat  der  Versicherer, 
wenn  demselben  ein  Schaden  zur  Last  lallt,  bei  allen  Versicherungen,  zur 
Hälfte  zu  tragen. 

Die  See-Versicherungs-Polize  mit  Casco-Kciseversicherung,  Fracht  etc.  hat 
folgenden  Zusatz  erhalten  : 

Kür  Schaden,  welchen  das  Schiff  bei  der  Verwendung  zum  Leichtern  und 
Bugsieren  anderer  Schiffe  oder  zur  Xothülfeleistung  erleidet,  wird  nur  insoweit 
Ersatz  geleistet,  als  der  Versicherte  nicht  etwa  durch  den  Leichter-,  Bugsir- 
oder Hülfs-Lohn  Ersatz  desselben  empfangen  hat. 

Der  Schaden,  welchen  der  Versicherte  mittelbar  dadurch  erleidet,  dass  er 
den  einem  Dritten  zugefügten  Schaden  zu  ersetzen  hat  (Absatz  7),  wird  ver- 
hältnismässig über  Schiff  und  Fracht  verteilt,  auch  wenn  letztere  ganz  oder 
teilweise  vorausbezahlt  ist. 

$  09. 

A.  n.  H.-O.-IJ.  Ait.  824.  —  H.-G.-B.  *on  1807  *f  820. 
Zu  Nr.  3:  II.-(i.-U.  von  1897  ■  angeordneter  ». 
Zu  Nr.  5  :  1I..G.-B.  von  1897  $S  538  bis  541,  732. 

§  70. 

Dem  Versicherer  fallen  die  nachstehend  bezeichneten  Schäden  nicht  zur  Last: 

i)  bei  der  Versicherung  von  Schiff  oder  Fracht: 
der  Schaden,  welcher  an  dem  Schiff  oder  der  Fracht  auf  einer  Reise  entsteht, 
zu  welcher  das  Schiff  in  einem  nicht  seetüchtigen  oder  überladenen  Zustande 
oiler  nicht  gehörig  ausgerüstet  oder  bemannt  in  See  gesandt  ist ;  ferner  der 
Schaden,  welcher  daraus  entsteht,  dass  dem  Schiffe  nicht  die  erforderlichen 
Papiere  (H.-G.-B.  Art.  480)  mitgegeben  sind.  Daraul,  ob  das  eine  oder 
andere  mit  Wissen  oder  Willen  des  Versicherten  oder  ohne  dieselben 
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geschehen  ist,  kommt  es  nicht  an.  Bei  Versicherungen  auf  Zeil  (§§  79,  80) 
findet  das  hier  Bestimmte  auf  eine  jede  dem  Versicherungszeilraum  ange- 
hörende seihständige  Reise  (§  83)  Anwendung.  —  Wird  das  SchifT  ohne 
ein  seitens  des  Versicherten  erweisliches  ausserordentliches  Elementar- 
ercignis  oder  einen  besonderen  sonstigen  Seeunfall  leck,  oder  schadhaft, 
50  dass  es  einer  Ausbesserung  bedarf  oder  gänzlich  verloren  geht,  «o 
gilt  der  Schaden  als  durch  den  nicht  seetüchtigen  Zustand  des  Schiffs 
veranlasst;  der  Schaden,  welcher  ausser  dem  Falle  des  Zusammenstosses 
von  Schiffen  daraus  entsteht,  dass  der  Rheder  für  den  durch  eine  Person  der 
Schiffsbesatzung  einem  Dritten  zugefügten  Schaden  haften  muss.  (H.-G.-B.  Art. 
451,  452)  ; 

Die  See-Versicherungs-Polizc  auf  Casco,  Reise-Versicherung,  Fracht  etc. 
enthält  folgende  Abänderung: 

Absatz  I  wird  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt  : 

Dem  Versicherer  fallen  die  nachstehend  bezeichneten  Schäden  nicht  zur 
Last :  Bei  der  Versicherung  von  Schiff  oder  Fracht : 

1.  Der  Schaden,  welcher  daraus  entsteht,  dass  das  Schiff  in  einem  nicht 
seetüchtigen  oder  überladenen  Zustande  oder  nicht  gehörig  ausgerüstet  oder 
bemannt  oder  ohne  die  erforderlichen  Papiere  (Art.  480  des  Allgemeinen  D. 
H.  G.)  in  See  gesandt  ist. 

2.  Der  Schaden,  welcher  durch  das  Forcieren  von  feststehendem  Eis  ver- 
ursacht ist,  es  sei  denn,  dass  solches  Forcieren  zur  Rettung  von  Schiff  oder 
Ladung  notwendig  gewesen  sein  sollte. 

3.  Der  Schaden  ,  welcher  ausser  dem  Falle  des  Zusammenstosses  von 
Schiffen  daraas  entsteht,  dass  der  Rheder  für  den  durch  eine  Person  der  Schiffs- 
besatzung einem  Dritten  zugefügten  Schaden  haften  muss  (Artikel  454  und  452 
des  Allgem.  D.  H.  G.) 

2)  Bei  einer  auf  das  Schiff  sich  beziehenden  Versicherung: 

Der  Schaden  am  Schiff  und  Zubehör,  welcher  nur  eine  Folge  der  Ab- 
nutzung des  Schiffs  im  gewöhnlichen  Gebrauch  ist  (s.  §  1 20,  Zitier  2,  d); 

Der  Schaden  am  Schiff  und  Zubehör,  welcher  nur  durch  Alter,  Fäulnis 
oder  Wurmfrass  verursacht  wird  ; 

3)  Bei  einer  auf  Güter  oder  Fracht  sich  beziehenden  Versicherung : 

Der  Schaden,  welcher  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  der  Güter,  na- 
mentlich durch  inneren  Verderb,  Schwinden  u.  dgl.,  oder  durch  mangelhafte 
Verpackung  der  Güter  entsteht,  oder  an  diesen  durch  den  Schiffsdunst  oder 
durch  Ratten  oder  Mäuse  verursacht  wird. 

Wenn  jedoch  der  unter  dieser  Ziffer  bezeichnete  Schaden  davon  herrührt, 
dass  die  Reise  des  Schiffes  durch  Verfügung  von  hoher  Hand  oder  durch  einen 
Antrag  eines  Dritten  verhängten  Arrest,  ohne  dass  die  eine  oder  andere  dieser 
Massregel  von  dem  Versicherten  verschuldet  worden ,  länger  als  drei  Monate 
verzögert  wurde,  so  hat  der  Versicherer  den  Schallen  in  dem  Masse  zu  ersetzen, 
in  welchem  die  Verzögerung  dessen  Ursache  ist  (wegen  Leckage  s.  §  1U0); 

4)  Der  Schaden,  welcher  in  einem  Verschulden  des  Versicherten  sich 
gründet  und  bei  der  Versicherung  von  Gütern  oder  imaginärem  Gewinn  auch 
der  Schaden,  welcher  durch  ein  dem  Ablader,  Empfänger  oder  Kargadeur  in 
dieser  ihrer  Eigenschaft  zur  Last  fallendes  Verschulden  entsteht. 

$  70. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  825.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  821 . 

Zu  Nr.  1:  A.D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B   von  18U7 :   Oder  ohne  die  erforder- 
lichen Papiere  Art.  480  §  513  in  See  gesandt  ist. 
Zu  Nr.  1 ;  H.-G.-B  von  1897  §§  485—480. 
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Zu  Nr.  3  Abs.  1 :  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  nennen  noch  gewöhn- 
liche Leckage. 

Zu  Nr.  3  Abs.  2:  A.  T>.  H.-G.  B.  u.  1I.-G.-H  v.  1897.  Wenn  jedoch  die  Reise  durch 
einen  Unfall,  für  den  der  VerMcl.crcr  haftet,  ungewöhnlich  verzögert  wird,  so 
hat  u.  s.  w 

Zu  Nr.  4:  H.-G.-B.  von  1897.  Der  Schaden,  welcher  sich  auf  ein  Verschulden 
des  Ver-  sicherten  gründet. 

§  71 

Die  Verpflichtung  dos  Versicherers  zum  Ersätze  eines  Schaden  tritt  auch 
dann  ein,  wenn  dem  Versicherten  ein  Anspruch  auf  dessen  Vergütung  gegen 
den  Schiffer  oder  eine  andere  Person  zusteht.  Der  Versicherte  kann  sich  wegen 
Ersatzes  des  Schadens  an  den  Versicherer  halten,  ohne  vorher  die  ihm  verant- 
wortliche Person  gerichtlich  belangen  oder,  wenn  dies  seinerseits  geschehen 
wäre,  den  Ausgang  des  gerichtlichen  Verfahrens  abwarten  zu  müssen. 
—  Der  Versicherte  ist  jedoch  verpflichtet,  seine  und,  den  Umstünden  nach, 
seiner  (Korrespondenten  Mitwirkung  zur  erfolgreichen  Geltendmachung  des  An- 
spruchs zu  leisten.  Insbesondere  muss,  um  nicht  den  Ersatzanspruch  an  den 
Versicherer  (den  Umständen  nach  ganz  oder  teilweise!  zu  verwirken,  in  allen 
Fällen,  in  welchen  ein  Aufschub  von  Nachteil  sein  würde,  die  Rechtsvorlolgung 
gegen  den  Dritten  sofort  begonnen  und  sorgsam  durchgeführt  werden,  z.  B. 
wenn  ein  Schiffer  wegen  mangelhafter  Lieferung  von  Gütern,  wegen  Schadens 
durch  ungehörige  Stauung  oder  dgl.  verantwortlich  zu  machen  wäre. 

In  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherte,  resp.  dessen  (Korrespondenten, 
nicht  sofort  einzuschreiten  haben,  müssen  sie  dennoch  jede  den  Umständen  nach 
erforderliche  Sorge  für  die  Sicherslellung  des  Anspruchs  tragen  (durch  Einbe- 
haltung von  Geldern,  Besehlaglegung  u.  dgl.). 

Wenn  der  Versicherer  verlangt,  dass  die  Rechtsverfolgung  im  Namen  des 
Versicherten  geführt  weide,  so  ist  dieser  verpflichtet,  Folge  zu  leisten,  auch  im 
Prozesse  dasjenige  aviszuführen,  was  ordentlicher  Weise  von  Parteien  selbst  ge- 
leistet zu  werden  pflegt.  Die  Ersatzleistung  seitens  des  Versicherers  wird  indessen 
auch  hierdurch  nicht  aufgehalten,  und  gehen  alle  Proceduren,  welche  in  Ge- 
mässheit  dieses  Paragraphen  gegen  den  Dritten  vorgenommen  werden,  auf 
Kosten  und  Gefahr  des  Versicherers,  der  auch  die  den  Umständen  nach  erfor- 
lichen  Kostenvorschüsse  und  (Kautionen  zu  beschaffen  hat. 

§  71. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  826.  —  Il.-G.-B.  von  1897  $  822 

Statt  der  hervorgehobenen  Bestimmung  setzt  A.  1>.  h.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897 
«  zunächst  »  (an  den  Versicherer  halten). 

Statt  der  Sätze  3  u.  4  des  Abs.  1  und  der  Abs.  2  und  3  bestimmen  A.  H.  H.-G.-B. 
und  H.-G.-B.  von  1897  in  Satz  3:  Er  hat  jedoch  dem  Versicherer  die  zur  wirksamen 
Verfolgung  eines  solchen  Anspruchs  etwa  erforderliche  Hülfe  zu  gewähren,  auch  für 
die  Sirherstellung  des  Anspruchs  durch  Einbehaltung  der  Fracht,  Auswirkung  der 
Beschlagnahme  des  Schilfes  (H.-G.-B.  von  1897  Erwirkung  dos  Arrestes  in  das  SchifT) 
oder  sonst  in  geeigneter  Weise  auf  Kosten  des  Versicherers  die  nach  den  Umständen 
angemessene  Sorge  zu  tragen.  Art.  873,  §  819. 

Anfang,  Fortgang  und  Ende  der  Gefahr. 

a)  Bei  Versicherungen  auf  einzelne  oder  mehrere  Reisen. 

§  72. 

Bei  der  Versicherung  des  Schiffs  für  «'ine  Reise  beginnt  die  Gefahr  für  den 
Versicherer  mit  dein  Zeitpunkt,  in  welchem  mit  der  Einnahme  der  Ladung  oder 
des  Ballastes  angefangen  wird,  oder,  wenn  weder  Ladung  noch  Ballast  einzu- 
nehmen ist,  mit   dem  Zeitpunkt  der   Abfahrt  fies  Schiffs.  Sie  endet  mit  dem 
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Zeitpunkt,  in  welchem  die  Löschung  der  Ladung  oder  des  Ballastes  im  Be- 
stimmungshafen beendigt  ist,  oder,  wenn  weder  Ladung  noch  Ballast  zu 
löschen  ist,  mit  dem  Zeitpunkt,  an  welchem  das  Schiff  am  gebräuchlichen 
oder  gehörigen  Ort  den  Anker  hat  fallen  lassen  oder  befestigt  ist.  Die  vor- 
stehende Bestimmung  findet  auch  dann  Anwendung,  wenn  das  Schiff  den 
Bestimmungshafen  im  beschädigten  Zustande  erreicht. 

Die  See-Vcrsicherungs-Polize  auf  Casco-Reise- Versicherung,  Fracht  etc. 
hat  folgenden  Zusatz: 

Trifft  das  Schiff  in  einem  den  Versicherern  zur  Last  kommenden  beschä- 
digten Zustande  im  Bestimmungsplatze  ein,  so  dauert  die  Versicherung  bis  zu 
Ende  der  Reparatur  fort,  gegen  eine  Verbesserung  von  '/*%  tür  jede  angefan- 
gene 15  Tage,  es  sei  denn,  dass  der  Versicherte  resp,  der  Versicherungsnehmer 
den  Risiko  zuvor  kündige. 

Wird  die  Löschung  von  dem  Versicherten  ungebührlich  verzögert,  so  endet 
die  Gefahr  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Löschung  beendigt  sein  würde, 
falls  ein  solcher  Verzug  nicht  staltgefunden  hätte.  Als  ungebührlich  verzögert 
gilt  die  Löschung,  falls  diejenige  der  Ladung  nicht  spätestens  am  achlund- 
zwanzigsten  Tage,  diejenige  des  Ballastes  nicht  spälcslens  am  achten  Tage, 
nachdem  das  Schiff  an  dem  Löschplätze  angekommen,  beendigt  ist,  es  wäre 
denn,  dass  der  Versicherte  die  Unmöglichkeit  früherer  Beendigung  beweisen 
könnte. 

Wird  vor  Beendigung  der  Löschung  für  eine  neue  Rci.se  Ladung  oder 
Ballast  eingenommen,  so  endet  die  Gefahr  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  mit 
der  Einnahme  der  Ladung  oder  des  Ballastes  begonnen  wird. 

Wegen  der  Beendigung  der  Gefahr  im  Falle  der  Aufgebung  der  bereits 
begonnenen  Reise  s.  §  77. 

8  72. 

A.  Ü.  H.-G.B.  Ar!.  827.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  823. 

§  73. 

Sind  Güter,  imaginärer  Gewinn  oder  die  von  verschifften  Gütern  zu  ver- 
dienende Provision,  Courtage  o.  dgl.  versichert,  so  beginnt  die  Gefahr  mit  dein 
Zeitpunkt ,  in  welchem  die  Güter  zum  Zweck  der  Einladung  in  das  Schiff 
oder  in  die  Leichterfahrzeuge  vom  Lande  scheiden,  und  endet  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  die  Güter  im  Bestimmungshafen  wieder  an  das  Land  gelangen. 

Wird  die  Löschung  von  dem  Versicherten,  oder  bei  der  Versicherung  von 
Gütern  oder  imaginärem  Gewinn  von  dem  Versicherten  oder  von  einer  «1er  im 
§  70  unter  Ziffer  4  bezeichneten  Personen  ungebührlich  verzögert,  so  endet  die 
Gefahr  mit  dem  Zeitpunkt«  in  welchem  die  Löschimg  beendigt  sein  würde,  falls 
ein  solcher  Verzug  nicht  stattgefunden  hätte. 

Bei  der  Einladung  und  Ausladung  trägt  der  Versicherer  die  Gefahr  der 
orlsgebräuchlichen  Benutzung  von  Leichlerfahrzeugen.  (S.  §  51.) 

Die  See-Vcrsichcrungs-Polizc  auf  Güter  ist  durch  folgenden  Zusatz  ergänzt: 

Dem  »  vom  Lande  Scheiden  »  und  «  an  das  Land  Gelangen  >  des  §  73 
stehen  für  Güter,  welche  der  Ahlader  an  einen  Quai,  Werft,  Hulkschiff,  Bahn- 
hof, Zollhaus  oder  dergl.  abzuliefern,  oder  der  Destinatair  von  einem  Quai, 
Werft  u.  s.  w.  entgegen  zu  nehmen  hat,  in  Betreff  des  Anfangs  und  Endes  der 
Gefahr  die  vorgedaehtc  Ablieferung  und  Entgegennahme  gleich.  Bei  Verzögerung 
der  Entgegennahme  angelangter  Güter  endet  die  Gefahr  der  Versicherer  mit  dem 
Ablauf  des  zehnten  Tages  nach  der  Ixischung. 


28G 


Allgemeine  See-Versichcrungsbedingungen  von  1867. 


Bei  allen  Güter-Versicherungen,  namentlich  auch  solchen,  bei  denen  die 
Gefahr  der  See-  und  Land-Versicherung  durchstehend  versichert  ist,  Versiche- 
rungen von  Haus  zu  Haas  oder  wie  sonst  der  für  solche  Versicherungen  ge- 
wählte Ausdruck  lauten  möge,  trifft  den  Versicherer  die  Feuersgefahr  während 
einer  Lagerung  am  Lande  am  Endbestimmungsort  der  versicherten  Güter,  auch 
ohne  Verzögerung  der  Entgegennahme  derselben,  nur  bis  zum  Ablauf  des  zehnten 
Tages  nach  derartiger  Lagerung. 

Werden  abzuladende  Güter  zu  Wasser  nach  dem  Abgangsquai,  den  Um- 
ständen nach  an  die  Aufnahme-Leichter  des  für  den  Transport  bestimmten  noch 
nicht  angelangten  Dampfschiffes,  oder  angelangte  Güter  von  dem  Landungsquai 
zu  Wasser  an  das  Land  gebracht,  so  tragen  die  Versicherer  die  Gefahr  dieser 
Transporte.  Dies  findet  auch  Anwendung  auf  den  Transport  abzuladender  Güter 
von  Hamburg  nach  Schiffen  oder  Quais  zu  Altona  und  von  Altona  nach  Schiffen 
oder  Quais  zu  Hamburg,  sowie  auf  den  Transport  angelangter  Güter  von  Ham- 
burg oder  Altona  nach  einem  Quai  oder  sonstigen  Landungsplatz  des  resp.  an- 
deren Ortes. 

§  73. 

A.  D.  H..G.-B.  Art.  828.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  824. 

A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  allegiren  Art.  825  unter  Ziffer  4  und 
§  821  Nr.  4. 

§  74. 

Bei  der  Versicherung  der  Fracht  beginnt  und  endet  die  Gefahr  in  Ansehung 
der  Unfälle,  welchen  das  Schiff  und  dadurch  die  Fracht  ausgesetzt  ist,  mit 
demselben  Zeitpunkt,  in  dem  die  Gefahr  bei  der  Versicherung  des  Schiffs  für 
dieselbe  Heise  beginnen  und  enden  würde  In  Ansehung  der  Unfälle,  welchen 
die  Güter  au$£eselzl  sind  und  dadurch  die  Fracht  ausgesetzt  ist,  beginnt  die  Gefahr 
sobald  die  Güter  an  Bord  des  Schiffes  aufgenommen  sind,  und  endet  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gefahr  bei  der  Versicherung  der  Güter  für  dieselbe 
Heise  enden  würde 

Bei  der  Versicherung  von  Ueberfahrtsgeldern  beginnt  und  endet  die  Gefahr 
mit  demselben  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gefahr  bei  der  Versicherung  des 
Schiffs  beginnen  und  enden  würde. 

Der  Versicherer  von  Fracht  und  Ueberfahrtsgeldern  haftet  für  einen  Unfall, 
von  welchem  das  Schiff  betroffen  wird,  nur  insoweit  als  Fracht  oder  Ueberfahrts- 
verträge  bereits  abgeschlossen  sind,  und  wenn  der  Hheder  Güter  für  seine 
Bechnung  verschifft,  nach  Massgabe  von  Absatz  1,  nur  insoweit,  als  dieselben 
bereits  an  Bord  des  Schiffes  aufgenommen  sind. 

S  74. 

A.  D.  H.-G  -B.  Art.  829.  -  H.-G.-B.  von  1897  $  82ri. 

Zu  Abt..  1,  Satz  2:  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897:  (beginnt  und 
endet  die  Gef.dir  mit  demselben  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gefahr  bei  der  Ver- 
sicherung der  Güter  für  dieselbe  Reise  beginnen  und  enden  würde. 

Zu  Abs.  "A:  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-H.  von  1897  nur  insoweit,  als  diese  zum 
Zwecke  der  Einladung  in  dis  Schiff  oder  in  die  Leichterfahrzeuge  bereits  vom  Lande 
geschieden  sind. 

§  75. 

Bei  der  Versicherung  von  Bodmerei-  und  Havereigeldern  beginnt  die  Ge- 
fahr mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gelder  vorgesehlossen  sind,  oder 
wenn  der  Versieherle  selbst  die  Havereigelder  vorausgabt  hat,  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  dieselben  verwendet  sind  ;  sie  endet  mit  dem  Zeitpunkt,  in 
welchem  sie  bei  einer  Versicherung  der  Gegenstände,  welche  verbodmet  oder 
worauf  die  Havereigelder  verwendet  sind,  enden  würde. 

*>  75. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.        —  H.-G.-B.  vou  1897  ^  b'iü. 
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§  76. 

Wird  die  Versicherung  auf  mehrere  nach  einander  folgende  Reisen 
geschlossen,  so  beginnt  für  den  Versicherer  die  Gefahr  mil  dem  Anfange  der 
ersten  Reise  und  erlischt  mit  dem  Ende  der  lelzlen  Reise,  in  Gemüssheil 
der  bezüglichen  Bestimmungen  der     72 — 74. 

Die  begonnene  Gefahr  läuft  für  den  Versicherer  während  der  versicherten 
Reise  oder  Reisen  ununterbrochen  fort.  Der  Versicherer  trägt  die  Gefahr  auch 
während  des  Aufenthalts  in  einem  Not-  oder  einem  etwa  anzulaufenden 
Zwischenhafen  (s.  auch  §  60  a.  E.),  und  im  Falle  der  Versicherung  auf 
mehrere  Reisen  ausserdem  in  allen  Häfen,  welche  das  Schiff  angehen  darf, 
bis  zu  dem  Endzeilpunklc  des  Risiko,  namentlich  also  bei  einer  Ver- 
sicherung auf  die  Hin-  und  Rückreise  während  des  Aufenthalts  des  Schiffs  in 
dem  Bestimmungshafen  der  Hinreise. 

Müssen  Güter  einstweilen  gelöscht  werden  oder  wird  das  Schiff  zur  Repa- 
ratur auf  das  Land  gebracht,  so  trägt  der  Versicherer  auch  die  Gefahr,  während 
die  Güter  oder  das  Schiff  sich  auf  dem  Lande  beiluden. 

8  76. 

A.  D.  H.-O.-B.  Art.  831.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  827. 

Zu  Ab*.  2,  Satz  1:  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897:  Während  der  be- 
dungenen Zeit  oder  der  versicherten  Beiße. 

Zu  Ab».  2,  Satz  2:  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  trägt  insbesondere 
die  Gefahr. 

A.  I).  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897 :  Im  Falle  der  Versicherung  für  die  Hinreise 
und  Rückreise. 

Zu  Ab«.  3:   H.-G.-B.  von  1897  setzt  statt  ■  Reparatur  •  Ausbesserung. 
A.  I).  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  «Am  Lande 

§  77. 

Wenn  nach  dem  Beginn  der  Gefahr  die  versicherte  Reise  freiwillig  oder 
gezwungen  aufgegeben  wird,  so  tritt  in  Ansehung  der  Beendigung  der  Gefahr, 
welche  der  Versicherer  auf  Schiff  oder  Fracht  übernommen  hat,  der  Hafen,  in 
welchem  die  Reise  beendigt  wird,  an  die  Stell«-  des  Bestimmungshafens. 

Dasselbe  findet  im  Falle  der  Güterversicherung  stall,  wenn  die  ver- 
sicherte Reise  freiwillig  unter  Zustimmung  oder  mit  nachfolgender 
Genehmigung  des  Versicherten  aufgegeben  wird.  Wird  bei  der  Güter- 
versicherung die  Reise  freiwillig,  jedoch  ohne  Zustimmung  oder  nach- 
folgende Genehmigung  des  Versicherten  aufgegeben  —  in  welchem  Falle 
der  Letztere  den  Umständen  nach  zufolge  §  71,  Abs.  2  und  3  für  die 
Sicherslellung  des  Interesses  des  Versicherers  zu  sorgen  hat  —  oder  findet 
die  Aufgebung  gezwungen  slatt,  und  werden  in  Fällen  dieser  Art  die  Güter 
anderweitig  nach  dem  Bestimmungshafen  weiter  befördert,  so  läuft  in  Betreff 
derselben  die  begonnene  Gefahr  fort,  auch  wenn  die  Weiterbeförderung  ganz 
oder  zum  Teil  zu  Lande  geschieht.  Der  Versicherer  trägt  in  solchen  Fällen 
zugleich  die  Kosten  der  früheren  Löschung,  die  Kosten  der  einstweiligen 
Lagerung  und  die  Mehrkosten  der  Weiterbeförderung,  auch  wenn  diese  ganz 
Oder  teilweise  zu  Lande  erfolgt. 

Die  mit  etwaigen  Massregeln  blosser  Beschleunigung  verbundenen 
Kosten,  z.  B.  des  ausserordentlichen  Gütertransports,  wenn  das  Schiff 
zeitweilig  durch  Eis  daran  verhindert  wird,  den  Bestimmungshafen  zu 
erreichen,  diejenigen  des  Dnrchcisens  u.  dgl.,  treffen  den  Versicherer 
niemals. 

Die  See-Versicherungs-Polizc  auf  Güter  ist  durch  folgenden  Zusatz  ergänzt: 
Die  in  diesem  Paragraphen  Absatz  2  am  Ende  genannten  Kosten  treffen 
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den  Versicherer  nicht,  soweit  sie  durch  Aus-,  Durch-,  Hinfuhr-  oder  Verkehrs- 
verböte,  Quarantaine- Verordnungen.  Zollauflagen  oder  gleichartige  Verfügungen 
entstanden  sind. 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Versicherung  ungeachtet  einer  derartigen 
Aufgabe  der  Heise  in  Wirksamkeit  bleibt,  linden  die  IJestimmungen  des  §  (30 
Abs.  4  Anwendung. 

§77. 

A.  D.  H.-G.-it.  Art.  K31  —  H.-G.  H.  von  1897  §  828. 

Zu  Abs.  2:  A.  I>.  H.-G  -15.  und  H.-G  -H  von  1897:  werden  die  Güter,  nachdem 
die  Reise  des  Schiffes  aufgegeben  ist,  in  anderer  Art  als  mit  dem  zum  Transport  (zur 
Hcförderung}  bestimmten  Schiffe  nach  dem  Bestimmungshafen  weilerbtforJert,  sou.s.  w. 

§  78. 

Die  §§  70  und  77  gelten  nur  unbeschadet  der  in  den  §§  Gl  und  63  ent- 
haltenen Vorschriften. 

§78. 

A.  D.  H.-G.-H.  Art.  833.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  820. 

A.  D.  H.-G.  lt.  und  H.-G. -Ii.  von  1897  allegiren  Art.  831  und  832  $?§  827,  82e$  und 
Art  818— «20  §§  814—816. 

b)  Bei  Versicherungen  auf  Zeit. 
§  79. 

Ist  die  Dauer  der  Versicherung  nach  Tagen,  Wochen,  Monaten  oder  Jahren 
bestimmt,  so  wird  die  Zeit  nach  dem  Kalender  und  der  Tag  von  Mitternacht  zu 
Mitternacht  berechnet.  Der  Versicherer  trägt  die  Gefahr  während  des  Anfangs- 
tags und  Schlusslags. 

Hei  der  Berechnung  der  Zeit  ist  der  Ort,  wo  das  Schiff  sich  belindet,  mass- 
gebend. 

§79. 

A.  1».  H.-G. -Ii.  Art.  814.  -  ll.-G.-lt.  von  1897  §  830. 

§  80. 

Wenn  im  Falle  der  Versicherung  des  Schiffs  auf  Zeit  dasselbe  bei  dem 
Ablauf  <h  r  im  Vertrage  festgesetzten  Versicherungszeit  unterwegs  ist,  so  gilt  die 
Versicherung  in  F.miangelung  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung  als  ver- 
längert bis  zur  Ankunft  des  Schiffs  im  nächsten  Bestimmungshafen  und,  falls 
in  diesem  Ladung  oder  Hallasl  gelöscht  wird,  bis  zur  Beendigung  der  Löschung« 
resp.  bis  zu  der  Zeit,  wo  das  Schiff  hätte  enllöschl  sein  müssen  (§  72).  Der 
Versicherte  ist  jedoch  befugt,  die  Verlängerung  durch  eine  dem  Versicherer,  so 
lange  das  Schiff  noch  nicht  unterwegs  ist,  kundzugebende  Erklärung  auszu- 
schliessen. 

Im  Falle  der  Verlängerung  hat  der  Versicherte  für  die  Dauer  derselben 
und,  wenn  die  Verschollenheit  des  Schiffs  eintritt,  bis  zum  Ablauf  der  Ver- 
schollenheitsfrist die  vereinbarte  Zeilpiamie  forlzuenlrichten.  Wenn  darüber, 
wie  im  Falle  der  Uebei  schreitung  der  Vei Sicherungszeil  die  Prämienzulage 
zi  berechnen  sei,  nichts  vereinbart  ist,  so  wird  dieselbe  im  Falle  der 
jabres-  oder  monaUweisc  geschlossenen  Versicherung  monatsweise  (auf 
Jahreszwölftel),  im  Falle  der  wochenweise  geschlossenen  Versicherung 
wochenweise  veranschlagt.  Ein  angefangene)  Zeitabschnitt  (Woche  oder 
Munal)  wird  immer  für  voll  gerechnet. 

Ist  die  Verlängerung  aufgeschlossen,  so  kann  der  Versicherer,  wenn  die 
Verschollenheitsfrist  über  die  Versicherungäzeit  hinausläuft,  auf  Grund  der  Ver- 
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sehollenheit  nicht  in  Anspruch  genommen  werden.  Wegen  Schäden,  welche 
nichl  im  Verscliollensein  ihren  Grund  hüben,  hal  der  Versicherte  den 
Beweis  zu  liefern,  dass  sie  vor  dem  Ablauf  der  Versicherungszeil  vorhanden 
gewesen  oder  doch  in  dem  Umfange,  in  welchem  sie  dem  Versicherer  zur 
Last  gebracht  werden ,  durch  einen  vor  jenem  Zeitpunkt  eingetreteneu 
Unfall  verursacht  worden  sind. 

Die  See-Versicherungs-Polize  auf  Casco-Reiseversicherung,  Fracht  etc.  hat 
folgenden  Zusatz,  erhalten: 

Falls  das  Schiff  von  dem  Orte,  wo  es  in  beschädigtem  Zustande  sich  be- 
findet, erst  eine  Reise  machen  muss,  um  reparirt  zu  werden,  und  von  amtlich 
fungirenden  Sachverständigen  erklärt  ist,  dass  das  Schiff  trotz  der  erlittenen 
Beschädigung  die  oben  erwähnte  Reise  zu  machen  im  Stande  ist,  so  schliefst 
die  Versicherung  den  Risiko  solcher  Zwischenreise  nach  und  von  dem  Repara- 
turhafen gegen  eine  den  Umständen  entsprechende  Prämien-Zulage  ein. 

§  80. 

.V.  D.  11. -G.B.  Art.  835.  —  H  -G.-H.  von  1897  $  831. 

Zu  Abs.  1  :  A.  D.  II.  G.-B.  und  H.G.-U.  vou  1897  allegircn  Art.  8*27  §  823. 

c)  Bei  Reisen  mit  verschiedenen  Beslimmungsplälzen. 

§  8i 

Bei  einer  Versicherung  «  nach  einem  oder  dem  andern  unter  mehreren 
Häfen  »  ist  dem  Versicherten  gestattet,  einen  dieser  Häfen  zu  wählen;  bei  einer 
Versicherung  «  nach  einem  oder  einem  anderen»  oder  nach  «einem  und  meh- 
reren anderen  Häfen  »  ist  der  Versicherte  zum  Besuch  eines  jeden  der  bezeich- 
neten Häfen  befugt. 

S  81. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  830.  -  11.  G.-B.  von  1897  §  832. 

§  82. 

Wenn  die  Versicherung  nach  mehreren  Häfen  geschlossen,  oder  dem 
Versicherten  das  Recht  vorbehalten  ist,  mehrere  Häfen  anzulaufen,  so  ist  dem 
Versicherten,  unbeschadet  der  demselben  im  dritten  Absätze  des  §  37 
gemachten  Ausnahme  nur  gestattet,  die  Häfen  nach  der  vereinbarten  oder,  in 
Ermangelung  einer  Vereinbarung,  nach  der  den  Schiffahrtsverhältnissen  ent- 
sprechenden Reihenfolge  zu  besuchen;  er  ist  jedoch  zum  Besuch  aller  einzelnen 
Häfen  nicht  verpflichtet. 

Die  in  der  Polize  enthaltene  Reihenfolge  wird,  insoweit  nicht  ein  Anderes 
erhellt,  als  die  vereinbarte  angesehen. 

S  82- 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  836.  -  H.-G.-B.  von  1897  $  833. 
Zu  Abs.  2:  H.-G.-B.  von  1897  «sich  ergiebt». 

d)  Separierung  der  einzelnen  unter  mehreren  Reisen. 

§  83. 

Insofern  es  auf  die  besondere  Behandlung  der  einzelnen  von  mehreren 
durch  dieselbe  Versicherung  gedeckten  Reisen  ankommt  (in  BelrefT  der  zu 
gewährleistenden  Seetauglichkeit,  §  70  Ziffer  1  ;  der  Separierung  der  Ila- 
vereien,  §97  a.  E.;  der  Kosten  der  für  die  Reparatur  des  Schiffs  erforder- 
lichen Gelder,  §  130  Abs.  3)  u.  dgl.,  wird  als  selbständige  Reise  nicht  nur 
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(nach  Art.  760  des  A.  D.  H.-G.-B.)  (§  757  H.-G.-B.  von  1897)  diejenige 
angesehen,  zu  welcher  das  Schiff  von  Neuem  ausgerüstet  worden  ist, 
oder  welche  dasselhe  entweder  auf  Grund  eines  neuen  Frachtvertrags, 
oder  nach  vollständiger  Löschung  der  Ladung  angetreten  hat,  sondern  auch 
eine  solche  Reise,  welche  das  Schill  in  Ballast  zu  dem  Zweck  unternommen 
hat,  um  nn  dem  Bestimmungsorte  Ladung  für  eine  fernere  Reise  nach 
einem  andern  Platz  einzunehmen. 

Haftung  für  grosse  Haverei  und  ausserordentliche  Rettungsaufwendungen. 

§  84. 

Dem  Versicherer  fallen  zur  Last: 

1)  Die  Beiträge  zur  grossen  Haverei  mit  Einsehluss  derjenigen,  welche  der 
Versicherte  selbst  wegen  eines  von  ihm  erlittenen  Schadens  zu  tragen 
hat.  Die  in  Gcmässheit  des  Art.  637  und  734  des  A.  D.  H.-G.-B. 
(H.-G.-B.  von  1897  allegirt  635—732)  nach  den  Grundsätzen  der 
grossen  Haverei  zu  beurteilenden  Beitrüge  werden  den  Beiträgen  zur 
grossen  Haverei  gleich  geachtet. 

2)  In  den  Fällen,  in  welchen  das  Schiff  entweder  nur  mit  Gütern  des 
Rheders  oder  in  Ballast  fuhr,  die  Aufopferungen,  welche  zur  grossen 
Haverei  gehören  wurden,  wenn  das  Schiff  Guter,  und  zwar  Güter  an- 
derer Personen,  als  des  Rheders,  an  Bord  gehabt  hätte. 

In  diesen  Fällen  werden,  obschon  keine  Mehrheit  von  Haverei- 
grosse-Interessenten  vorhanden  ist,  im  Verhältnisse  zu  dem  Ver- 
sicherer die  Aufopferungen  so  behandelt,  als  wären  sie  zu  Gunsten 
des  gesamten  gefährdet  gewesenen  Wertes  gemacht  worden;  sie 
sind  demgemäss  von  dem  Versicherer  nach  Massgabc  des  Inhalts 
der  Versicherung  soweit  zu  ersetzen,  wie  die  resp.  versicherten  Ge- 
genstände dadurch  betroffen  werden.  —  In  den  Fällen  der  ersteren 
Art  (wenn  das  Schiff  nur  mit  Gütern  des  Rheders  fuhr)  sind  betreffs 
der  Fragen,  welche  Aufopferungen  unter  den  oben  gedachten  anderen 
Umständen  zur  grossen  Haverei  gehören  würden,  und  in  welcher 
Weise  ihr  Betrag  über  die  verschiedenen  Gegenstände  zu  verrechnen 
sei,  die  Grundsätze  desjenigen  Rechts  massgebend,  welches  beim 
Vorhandensein  jener  anderen  Umstände  für  die  Aufmachung  und 
Verteilung  der  grossen  Haverei  Anwendung  gefunden  haben  würde 
(§  85).  —  In  den  Fällen  der  zweiten  Art  (wenn  das  Schiff  in  Ballast 
fuhr)  sind  die  Grundsätze  des  am  Versicherungsorte  geltenden  11a- 
vereigrosse-Rechts  für  jene  Frage  massgebend,  jedoch  kommen 
hierbei  die  Aufwendungen  für  Heuer,  Kost  und  Logis  der  Schiffsbe- 
satzung dem  Versicherer  nicht  zur  Last. 
Die  vorgedachten  Beiträge  und  Aufopferungen  (Ziffer  i  und  2)  werden 
übrigens  von  dem  Versicherer,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wenn  die  Ver- 
sicherung auf  Güter  in  Dampfschiffen  geleistet  worden  ist,  nur  dann  er- 
setzt, wenn  ihr  Belauf,  ohne  die  Kosten  der  Dispachirung,  und  ohne  etwa- 
nige  Provision  von  Depulirten,  ein  Prozent  des  contiibuirendcn,  resp.  ge- 
fährdeten Wertes  übersteigt.  Ist  das  Schiff  auf  Zeil  oder  auf  mehrere  Reisen 
versichert,  so  ist  das  eine  Prozent  für  jede  einzelne  Reise  massgebend.  Der 
Begriff  der  Reise  bestimmt  sich  nach  §  SS. 

3)  Die  sonstigen  zur  Rettung,  sowie  zur  Abwendung  grösserer  Nachteile 
notwendig  oder  zweckmäßig  aufgewendeten  Kosten  (§  (H3),  selbst  wenn 
die  ergriffenen  Massregeln  erfolglos  geblieben  sind  ^S.  auch  §§  92,  98,  103). 
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Die  See-Versicherungs-Polizcn  1)  auf  Güter  und  2)  auf  Caseo-Reisc-Vcr- 
sicherung,  Fracht  etc.  enthalten  folgende  Abänderungen: 

Die  Versicherer  verzichten  auf  die  bisherige  Befreiung  von  der  Tragung  der 
kleinen,  nur  ein  Frocent  oder  weniger  betragenden  Havarie-grosse-Sehäden. 

Den  Versicherten  wird  eine  vertragsmäßig  festzustellende  Abweichung  von 
den  die  Havariegrosse-Regulierungen  betreffenden  Bestimmungen  des  «eltenden 
Rechts  insoweit  freigelassen,  dass  sie  sich  durch  Bewilligung  von  Connossements- 
clauseln  oder  durch  den  Inhalt  von  Chartepartien  den  derzeit  festgestellten  oder 
etwa  fernerhin  zu  modifizierenden  York  &  Antwerp  Rules  unterwerfen,  oder 
im  Voraus  erklären,  die  Gesetze  des  Heimathafens  des  Schiffes  als  massgebend 
gelten  zu  lassen. 

A  1).  H.-G.-Il.  Ait.  838.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  834. 

Zu  Nr.  3  :  A  D.  H.-G.-B.  und  II.G-B.  von  1897  allcgircn  Art.  823  $  810. 

A.  I).  H.-G.-B.  und  II.-G.-B.  von  1897  enthalten  unter  4  folgende  Bestimmung: 

4)  Die  zur  Krmittelung  und  Feststellung  des  dem  Versicherer  zur  Lavt  fallnndsn 
Schadens  erforderlichen  Kosten,  insbesondere  die  Konten  der  Besichtigung,  der  Ab- 
schätzung, des  Verkaufs  und  der  Anfertigung  der  Dispache. 

§  85. 

In  Beli  cfT  der  Frage,  an  welchem  Orle  und  von  wem  die  grosse  IIa  - 
verei  aufzumachen  ist,  gelten  für  das  Verhältnis  zwischen  dem  Ver- 
sicherten und  dem  Versicherer  folgende  Bestimmungen. 

Die  grosse  Haverei  ist  am  Bestimmungsorte  des  Schiffs,  wenn  dieser 
nicht  erreicht  wird,  in  dem  Hafen,  in  welchem  Schiff  und  Ladung  von 
einander  scheiden,  eventuell  an  dem  Plalze,  wo  die  Dispachirung  für 
den  beireffenden  Ort  üblich  ist,  in  ferner  Eventualität  an  dem  Ort,  wo 
die  Versicherung  geschlossen  worden  ist,  von  den  durch  das  Gesetz  oder 
Gebrauch  dazu  berufenen  Personen  aufzumachen. 

§86. 

In  Ansehung  der  Beiträge  und  Einbussen  in  Fällen  der  grossen  Haverei 
und  der  nach  den  Grundsätzen  der  grossen  Haverei  zu  beurteilenden  Beiträge 
bestimmen  sich  die  Verpflichtungen  des  Versicherers  nach  der,  am  gehörigen 
Ort  im  Inland  oder  im  Ausland,  im  Einklang  mit  dem  am  Ort  der  Auf- 
machung geltenden  Rechte  aufgemachten  Dispache.  Insbesondere  ist  der  Ver- 
sicherte welcher  einen  zur  grossen  Haverei  gehörenden  Schaden  erlitten  hat, 
nicht  berechtigt,  von  dem  Versicherer  mehr  als  den  Betrag  zu  fordern,  zu 
welchem  der  Schaden  in  der  Dispache  berechnet  ist ;  andererseits  haftet  der 
Versicherer  für  den  ganzen  Betrag,  ohne  dass  namentlich  die  Polizentaxc 
resp.  der  Versicherungswert  massgebend  ist,  indem  der  Versicherer  die 
Wertveranschlagung  der  versicherten  Gegenstände  so  gellen  lassen  musf, 
wie  sie  der  Havereiberechnung  in  der  gehörig  aufgemachten  Dispache 
zu  Grunde  gelegt  worden  ist ,  vorbehaltlich  der  Anfechtbarkeil  jener 
Wertveranscnlagung  wegen  materieller  Unrichtigkeit,  soweit  eine  solche 
im  üebrigen  statthaft  ist  (§  88). 

Auch  kann  der  Versicherte,  wenn  der  Schaden  nach  dem  am  Orte  der 
Aufmachung  geltenden  Recht  als  grosse  Haverei  nicht  anzusehen  ist,  den 
Ersatz  des  Schadens  von  dem  Versicherer  nicht  aus  dem  Grunde  fordern, 
weil  der  Schaden  nach  einem  andern  Hechte,  insbesondere  nach  dem  Rechte 
des  Versicherungsorts,  grosse  Haverei»  sei. 

Lager ungs-  und  Feuerversicherungs-Kosten  —  nicht  aber  Kosten, 
welche  in  Folge  einer  im  §  70  Ziffer  3  gedachten  Ursachen  zur  Kon- 
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servierung  der  Güter  aufgewandt  worden  sind  —  werden  dem  Ver- 
sicherten erselzl,  wenn  sie  in  der  ausländischen  Dispache  nicht  in 
grosse  Haverei  aufgenommen  sein  sollten.  Hingegen  können  nicht  darin 
aufgenommene  Heuer,  Kosi-  und  Logisgelder  der  Schiffsmannschaft  dem 
Versicherer  als  Partikulär-Haverei  nicht  zur  Last  gebracht  werden. 

§  86. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  830.  —  II.-G.~B.  von  1897  §  835. 

§  87. 

Der  Versicherer  haftet  nicht  für  «Ii»'  im  vorstehenden  Paragraphen  er- 
wähnten Beitrüge,  insoweit  dieselben  in  einem  Unfall  sich  gründen,  für  wel- 
chen der  Versicherer  nach  dem  Versicherungsverträge  nicht  haftet. 

Sind  Güler  mit  der  Klausel  «  frei  von  Beschädigung  (von  Bruch) » 
versichert  und  wird  ein  Schaden,  welcher  an  denselben  in  Folge  eines 
zur  grossen  Haverei  führenden  Ereignisses  durch  Beschädigung  (durch 
Bruch)  verursacht  worden  ist,  in  die  grosse  Haverei  aufgenommen,  so 
ist  der  Versicherer  nicht  verpflichte!,  diesen  Schaden,  soweit  derselbe 
nach  der  llavereigrosse-Dispache  überhaupt  zur  Tragung  des  Versicherten 
bleibt,  zu  ersetzen.  Bas  gleiche  Ergebnis  tritt  unter  den  entsprechenden 
Voraussetzungen  ein,  wenn  der  Versicherungsvertrag  mit  der  (be- 
schränkten) Klausel  « frei  von  Beschädigung  (von  Bruch)  ausser  im 
Slrandungsfall  >  geschlossen  sein  und  ein  Strandungsfall,  oder  was  dem- 
selben gleichsteht,  nicht  stattgefunden  haben  sollte. 

§  87. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  840.  -  II.-G.  B.  von  1897  §  836. 

§  88. 

Ist  die  Dispache  von  einer  durch  Gesetz  oder  Gebrauch  dazu  berufenen 
Person  aufgemacht,  .so  kann  der  Versicherer  dieselbe  wegen  Nichtübereinstim- 
mung mit  dem  am  Ort  der  Aufmachung  geltenden  Recht,  oder  wegen  unrich- 
tiger Wcrtvcranschlagungen,  Berechnungen  oder  sonstiger  faktischer  An- 
nahmen, und  dadurch  bewirkter  Benachteiligung  des  Versicherten,  diesem  ge- 
genüber nicht  anfechten,  es  sei  denn,  dass  der  Versicherte  durch  mangelhafte 
Wahrnehmung  seiner  Hechte  die  Benachteiligung  versc  huldet  hat. 

Dem  Versicherten  liegt  jedoch  ob,  je  nach  dem  Verlangen  des  Versi- 
cherers entweder  die  Ansprüche  gegen  die  zu  seinem  Nachteil  Begünstigten 
demselben  abzutreten,  oder  für  dessen  Rechnung  und  auf  dessen  Kosten 
die  Reklamation  zu  betreiben  oder  durch  seine  Correspondenten  be- 
treiben zu  lassen. 

Dagegen  ist  der  Versicherer  befugt,  in  allen  Fällen  die  Dispache  dem  Ver- 
sicherten gegenüber  insoweit  anzufechten,  als  ein  von  dem  Versicherten  selbst 
erlittener  Schaden,  für  welchen  ihm  nach  dem  am  Orte  der  Aufmachung  der 
Dispache  geltenden  Recht  eine  Vergütung  nicht  gebührt  hätte,  gleichwohl  als 
grosse  Haverei  behandelt,  oder  als  der  Versicherle  durch  unrichtige  Werl- 
Veranschlagungen,  Berechnungen  oder  sonstige  faktische  Annahmen  in 
anderer  Weise  bevoi  teilt  worden  ist. 

§  88. 

A.  L>.  II. -G  H  Ait.  841.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  837. 

§  89. 

Sollte  eine  grosse  Haverei  an  einem  ungehörigen  Urtc  oder  von  einer 
nicht  <Kuu  bei ulcncncn  Person  aufgemacht  und  gleichwohl  diese  Auf- 
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machung  von  dem  Versicherlen  bei  der  Abrechnung  mit  den  übrigen 
Interessenten  zu  Grunde  gelegt  worden  sein,  so  ist  der  Versicherte,  falls  er 
wegen  des  erlittenen  Schadens  den  Versicherer  in  Anspruch  nehmen  will, 
verpflichtet,  jene  Haverei-Aufmachung  am  gehörigen  Orte,  falls  aber  dies 
nicht  Ihiinlich  sein  sollte,  an  dem  Orte,  wo  die  Versicherung  geschlossen 
worden  ist,  durch  eine  dazu  berufene  Person  revidieren  zu  lassen,  und 
kann  er  nur  auf  Grund  des  Ergebnisses  dieser  Revision  Schadensvergütung 
fordern. 

§  90. 

Wegen  eines  von  dem  Versicherten  erlittenen  zur  grossen  Haverei  gehören- 
den oder  nach  den  Grundsätzen  der  letzteren  zu  beurteilenden  Schadens  haftet 
der  Versicherer,  wenn  die  Einleitung  des  die  Feststellung  und  Verteilung  des 
Schadens  bezweckenden  ordnungsmäßigen  Verfahrens  stattgefunden  hat.  in  An- 
sehung der  Beiträge,  welche  dem  Versicherten  zu  entrichten  sind,  nur  insoweit 
als  der  Versichertc  die  ihm  gebührende  Vergütung  auch  im  Rechtswege,  sofern 
er  diesen  füglich  betreten  konnte,  nicht  erhalten  hat. 

§  90. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  842.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  838. 

§  91. 

Ist  die  Einleitung  des  Verfahrens  ohne  Verschulden  des  Versicherten,  sowie 
der  im  §  70  Nr.  4  bezeichneten  Personen  unterblieben,  so  kann  derselbe  den 
Versicherer  wegen  des  ganzen  Schadens  nach  Msssgabe  des  Versicherungsver- 
trages unmittelbar  in  Anspruch  nehmen. 

$  9i. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  843.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  839. 


Inwiefern  der  Versicherer  Ober  die  gezeichnete  Summe  hinaus  haftet  und 
unter  welchen  Umstanden  er  sich  durch  deren  Zahlung  frei  machen  kann. 

«  92. 

Der  Versicherer  haftet  für  den  Sc  haden  nur  bis  auf  Höhe  der  Versicherungs- 
summe. 

Er  hat  jedoch  die  für  die  Rettung  des  versicherten  Gegenstände«,  für  die 
Abwendung  grösserer  Nachteile  oder  für  die  Ermittelung  und  Feststellung  des 
Schadens  verausgabten  Kosten  (§  84  Ziffer  3  u.  §  09  a.  E.)  vollständig  zu  er- 
statten, wenngleich  die  hiernach  im  Ganzen  zu  zahlende  Vergütung  die  Ver- 
sicherungssumme übersteigt. 

Sind  in  Folge  eines  Unfalls  solche  Kosten  bereits  aufgewendet,  z.  B.  Los- 
kaufs- oder  Reklamekosten  verausgabt,  oder  sind  zur  Wiederherstellung  oder 
Ausbesserung  der  durch  den  Unfall  beschädigten  Sache  bereits  Verwendungen 
geschehen,  z.  R.  zu  einem  solchen  Zweck  Havereigelder  verausgabt,  oder  sind 
von  dem  Versicherten  Beiträge  zur  grossen  Haverei  bereits  entrichtet,  oder  ist 
eine  persönliche  Verpflichtung  des  Versicherten  zur  Entrichtung  solcher  Beiträge 
bereits  entstanden,  und  ereignet  sich  später  ein  neuer  Unfall,  so  haftet  der 
Versicherer  für  den  durch  den  späteren  Unfall  entstehenden  Schaden  bis  auf 
Höhe  der  ganzen  Versicherungssumme  ohne  Kücksicht  auf  die  ihm  zur  Last 
fallenden  früheren  Aufwendungen  und  Beitrüge. 

Die  Bestimmungen  des  zweiten  und  dritten  Absatzes  dieses  Para- 
graphen finden  dann  keine  Anwendung,  sondern  der  Versicherer  haftet  nur 
bis  aul  die  Höhe  der  Versicherungssumme,  wenn  der  Schaden  des  Ver- 
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sicherlen  ganz  oder  teilweise  durch  einen  Schiflszusammcnstoss  verursacht 
worden  ist  und  in  Folge  des  Umslandes  die  (Irösse  der  Versicherungsumme 
ubersteigt,  dass  der  Versicherte  wegen  des  Zusammenslosses  einem  Dritten 
Schadenersalz  leisten  muss  (§  69  Ziffer  7). 

$92. 

A.  I).  H.-G.-B.  Art.  844.  II.-G.-lt.  von  1807  §  840. 

Zu  Abs.  2:  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1807  sagen  Malt  dessen:  für  die 
im  Art.  838  unter  Ziffer  3  und  4  §  834  Nr.  3  u.  4  erwähnten  Kosten. 

»93. 

Der  Versicherer  ist  nach  Eintritt  eines  Unfalls  berechtigt,  durch  Zahlung 
der  vollen  Versicherungssumme  von  allen  weiteren  Verbindlichkeiten  aus  dem 
Versicherungsverträge  sich  zu  befreien,  insbesondere  von  der  Verpflichtung,  die 
Kosten  zu  erstatten,  welche  zur  Kettung.  Erhaltung  und  Wiederherstellung  der 
versicherten  Sachen  erforderlich  sind. 

War  zur  Zeit  des  Eintritts  des  Unfalls  ein  Teil  der  versicherten  Sachen 
der  vom  Versicherer  zu  tragenden  Gefahr  bereits  entzogen,  so  hat  der  Ver- 
sicherer, welcher  von  dem  Hechte  dieses  Paragraphen  Gebrauch  macht,  den 
auf  jenen  Teil  fallenden  Teil  der  Versicherungssumme  nicht  zu  entrichten. 

Der  Versicherer  erlangt  in  diesem  Falle  durch  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe keinen  Anspruch  auf  die  versicherten  Sachen. 

Ungeachtet  der  Zahlung  der  Versicherungssumme  bleibt  der  Versicherer 
zum  Ersatz  derjenigen  Kosten  verpflichtet,  welche  auf  die  Rettung,  Erhaltung 
oder  Wiederherstellung  der  versicherten  Sachen  verwendet  sind,  bevor  seine 
Erklärung,  von  dem  Hechte  Gebrauch  zu  machen,  dem  Versicherten  zuge- 
gangen ist. 

Wegen  besonderer  Bestimmung  in  Beziehung  auf  die  Versicherung 
von  Ueberfaht  Is-  oder  Pussagegcldern  s.  §  140. 

§  93. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  «45.  —  H.-G.-B.  von  1807  §841. 

§  94. 

Der  Versicherer  muss  seinen  Entschluss,  dass  er  von  dem  im  §  93  be- 
zeichneten Hechte  Gebrauch  machen  wolle,  bei  Verlust  dieses  Hechtes  dem 
Versicherten  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Ablauf  desjenigen  Tages  erklären, 
an  welchem  ihm  der  Versicherte  nicht  allein  den  Unfall  unter  Bezeichnung  der 
Beschaffenheit  und  tinmittelbaren  Kolgen  desselben  angezeigt,  sondern  auch  alle 
sonstigen  auf  den  Unfall  sich  beziehenden  Umstünde  mitgeteilt  hat,  soweit  die 
letzteren  dem  Versicherten  bekannt  sind. 

S  94. 

A.  D.  H.-G.-lt.  Art.  840.  -  H.-G.-H.  von  1807  §  842  »Hegiren  Art  845  §  841. 

Im  Falle  nicht  zum  vollen  Werth  versichert  ist,  haftet  der  Versicherer  für 
die  im  $  84  unter  Ziffer  1—3  und  im  $  59  a.  K.  erwähnten  Beitrage,  Auf- 
opferungen und  Kosten  nur  nach  Verhältnis  der  Versicherungssumme  zum  Ver- 
sicherungswert (5j  15). 

S  00. 

A.  B.  II.  G  B.  Art.  847.  —  H.-G.-B.  von  1*97  «5  843  allegiren  Art.  838  unter 
Ziffer  1  -  4  sind  ><  834. 
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Unwirksamkeit  späterer  Unfälle  auf  eine  bereits  existent  gewordene 
Verbindlichkeit  des  Versicherers. 

§  96. 

Die  Verpflichtung  des  Versicherers,  einen  Schaden  zu  ersetzen,  wird  da- 
durch nicht  wieder  aufgehoben  oder  geändert,  dass  später  in  Folge  einer  Gefahr, 
welche  der  Versicherer  nicht  zu  tragen  hat,  ein  neuer  Schaden  und  seihst  ein 
Totalverlust  eintritt. 

$  36. 

A.D.  H.-G.-B.  Art.  848.  -  H.G.-H.  ton  1897  §  844. 

Beschrankende  Bedingungen  und  Klauseln. 

§97. 

Besondere  Havercien,  wenn  sie  ohne  die  Kosten  der  Ermittelung  und  Fest- 
stellung des  Schadens  (§  69  a.  E.)  drei  Prozent  der  unten  angegebenen  Beträge 
nicht  übersteigen,  hat  der  Versicherer  nicht  zu  ersetzen,  wenn  sie  aber  mehr 
als  drei  Prozent  betragen,  ohne  Abzug  der  drei  Prozent  zu  vergüten. 

Diese  drei  Prozent  wei  den  folgendermassen  berechnet : 

bei  dem  Schiff  muss  die  Beschädigung  nach  Abzug  des  Unterschiedes 
<  ueu  für  all  •  (s.  §  130)  sich  hoher  belaufen  als  drei  Prozent  von 
der  Taxe  der  Polize  resp.  dem  Versicherungswert ;  ergiebt  aber  der 
von  Sachverständigen  taxierte  Wert  des  Schiffs  im  beschädigten 
Zustande  mit  Hinzuziehung  der,  sei  es  in  der  Dispache  über  die 
grosse  llaverei,  sei  es  in  derjenigen  über  die  besondere  Haverei 
vergüteten  Reparatur  eine  höhere  Summe,  von  dieser  letzteren  ; 

bei  der  Fracht  muss  der  Verlust  sich  höher  belaufen  als  drei  Prozent 
von  deren  nach  Charleparlie,  Manifest  oder  Connossemenl  sich  er- 
gebenden oder  sonst  zu  ermittelnden  Beträge  (§  20,  Abs.  2) ; 

bei  Gütern 

1)  wenn  solche  am  Bestimmungsort  angekommen  sind,  von  dem 
Werte,  den  selbige,  falls  sie  unbeschädigt  angekommen  wären, 
zufolge  des  nach  §  133  taxierten  Marktpreises  gehabt  haben  wür- 
den, oder  wenn  die  Taxe  der  Polize  resp.  der  Versicherungswert 
höher  ist,  von  jener  resp.  von  diesem  ; 

2)  wenn  solche  aber  nicht  am  Bestimmungsorte  angekommen  sind, 
falls  der  Schaden,  nach  §  133  berechnet,  über  drei  Prozent  von 
der  Taxe  der  Polize  resp.  vom  Versicherungswert  betrüg! ; 

sowie  bei  sonstigen  versicherten  Gegenständen  von  der 
Taxe  der  Polize  resp.  vom  Versicherungswert. 
Ist  das  Schiff  auf  Zeit  oder  auf  mehrere  Heisen  versichert,  so  sind  die 
drei  Prozent  für  jede  einzelne  Heise  zu  berechnen.    Der  IJcgrilT  der  Heise  be- 
stimmt sich  nach  der  Votschrift  des  £  83. 

Die  See-Versicherungs-Polize  auf  Casco-Hciscversieherung,  Fracht  etc.  ent- 
hält folgenden  Zusatz: 

Auf  Schadenersatz  an  Dritte  (4?  70)  findet  die  Bestimmung  des  §  97,  dass 
besondere  Havarien  3  %  übersteigen  müssen,  keine  Anwendung ;  solcher  Scha- 
denersatz ist  dagegen  auch  nicht  der  besonderen  Havarie  hinzuzurechnen,  um 
diese  über  3  u/0  zu  bringen. 

S  97. 

Zu  Abs.  1  :  A.  I).  II.-fi.-ll.  Art.  8-W.  —  H.  fi.  U.  von  lb97  §  843  alle-iren  All. 
838  Ziffer  4  §  823  Nr.  4 

Zu  Abs.  3  :  A.  D.  H.-O.-H.  und  ll.-G.-lt.  von  1807  allegiren  Art.  760  §  7r»7. 
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§  98. 

Die  im  §  8i  unter  Ziffer  3  erwähnten  Kosten  muss  der  Versicherer  er- 
setzen, auch  wenn  sie  drei  Prozent  des  Versicherungswerts  nicht  erreichen. 

Dieselben  kommen  jedoch  bei  der  Ermittelung  der  im  §  97  bezeichneten 
drei  Prozent  nicht  in  Berechnung. 

§98. 

A.  D.  H.-G-B.  Art.  850.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  846:  Die  im  Art.  838  unter 
Ziffer  1—3  §  834  unter  Nr.  1  bis  3  erwähnten  Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten. 
Femer  Art.  849  §  845  allegirt. 

§  99. 

Ist  vereinbart,  das«  der  Versicherer  von  bestimmten  anderen  Prozenten 
des  Schadens,  als  den  im  §  97  erwühnlen,  frei  sein  soll,  so  kommen  die  in 
§  97  enthaltenen  Vorschriften  mit  der  Massgabe  zur  Anwendung,  dass  an  Stelle 
jener  drei  Prozent  die  im  Vertrag  angegebene  Anzahl  von  Prozenten  tritt. 

§  99. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  851.  -  H  -G.-B.  von  1897  §  847  allegiren  Art.  849  und  850 
§  8i5  und  846. 

§  100. 

Ist  vereinbart,  das«  der  Versicherer  die  Kriegsgefahr  nicht  übernehme,  auch 
die  Versicherung  rücksichtlich  der  übrigen  Gefahren  nur  bis  zum  Eintritt  einer 
Kriegsbelästigung  dauern  solle  (welche  Vereinbarung  namentlich  angenommen 
wird,  wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel :  c  frei  von  Kriegsmolest  »  abgeschlossen 
ist),  so  endet  die  Gefahr  für  den  Versicherer  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
die  Gefahr  auf  die  Reise  Einfluss  zu  üben  beginnt,  insbesondere  also,  wenn  der 
Antritt  oder  die  Fortsetzung  der  Heise  durch  Kriegsschiffe,  Kaper  oder  FJIokade 
behindert  oder  zur  Vermeidung  der  Kriegsgefahr  aufgeschoben  wird,  wenn  das 
Schiff  aus  einem  solchen  Grunde  von  seinem  Wege  abweicht,  oder  wenn  der 
Schiffer  durch  Kriegsbeläsligung  die  freie  Führung  des  Schiffs  verliert. 

§  100. 

A.  D.  H.-G.-B  Art.  852.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  848. 

§  101. 

Ist  vereinbart,  dass  der  Versicherer  zwar  nicht  die  Kriegsgefahr  übernehme, 
alle  übrigen  Gefahren  aber  auch  nach  Eintritt  einer  Kriegsbelästigung  tragen 
solle  (welche  Vereinbarung  namentlich  angenommen  wird,  wenn  der  Vertrag 
mit  der  Klausel:  «nur  für  Seegefahr»,  abgeschlossen  ist),  so  endet  die  Gefahr 
für  den  Versicherer  erst  mit  der  Kondemnation  der  versicherten  Sache,  oder 
sobald  sie  geendet  hätte,  wenn  die  Kriegsgefahr  nicht  ausgenommen  worden 
wäre  ;  der  Versicherer  haftet  aber  nicht  fiir  die  zunächst  durch  Kriegsgefahr 
verursachten  Schäden,  also  insbesondere  nicht : 

fiir  Konfiskation  durch  kriegführende  Mächte; 

für  Nehraung,  Beschädigung,  Vernichtung  und  Plünderung  durch  Kriegs- 
schiffe und  Kaper,  mögen  diese  Kriegsschiffe  oder  Kaper  aner- 
kannten oder  mögen  sie  nicht  anerkannten  Mächten  angehören; 

für  die  Kosten,  welche  entstehen  uns  «1er  Anhaltung  und  Reklamierung, 
aus  der  Blokade  des  Aufenthaltshafens,  oder  der  Zurückweisung  von 
einem  blokirten  Hafen,  oder  aus  dem  freiwilligen  Aufenthalt  wegen 
Kriegsgefahr  ; 

für  die  nachstehenden  Folgen  eines  solchen  Aufenthalts :  Verderb  und 
Verminderung  der  Güter,  Kosten  und  Gefahr  ihrer  Entlöschung  und 
Lagerung,  Kosten  ihrer  Weilerbeförderung.  Dauert  der  Aufenthalt 
länger  als  zwei  Monate,  so  gilt  die  Versicherung  auf  Guter,  für 


Digitized  by  Google 


Allgemeine  See-Versicherungsbedingungen  von  1867. 


297 


alle  Fälle  und  unbeschadet  der  sonstigen  vorstehenden  Bestim- 
mung, frei  von  Beschädigung  und  resp.  Bruch  ausser  im  Slran- 
dungsfall,  bei  flüssigen  Waren  in  Gebinden  frei  von  Leckage, 
ausgenommen,  wenn  das  Schiff  geslossen  hat. 
Im  Zweifel  wird  angenommen,  das«  ein  eingetretener  Schaden  nicht  durch 
Kriegsgefahr  verursacht  sei. 

Wird  das  Schiff  in  Folge  von  Kriegsverhältnissen  in  einen  Hafen  ver- 
wiesen oder  aufgebracht,  so  hat  bei  einer  unter  der  hier  in  Rede  stehenden 
Bedingung  abgeschlossenen  Versicherung  der  Versicherte,  insofern  er  nicht 
auf  die  Fortdauer  der  Versicherung  verzichten  will,  was  er  indessen  unver- 
züglich, nachdem  er  von  der  Verweisung  oder  der  Aufbringung  Nachricht 
erhallen  hat,  erklären  muss,  eine  Prämien-Verbesserung  von  Vs  Prozent 
für  jeden  angefangenen  Monat  von  dem  Zeitpunkt  der  Ankunft  des  Schiffes 
in  den  Aufbriiigungsdiafen  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Gefahr 
für  den  Versicherer  endet  (s.  Abs.  1)  zu  zahlen. 

Die  See-Versicherungs-Polize  auf  Casco-Reiseversicherung,  Fracht  otc.  ent- 
halt folgenden  Zusatz: 

Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Verbesserungsprämie  tritt  auch  dann 
ein,  wenn  das  Schiff  in  Folge  von  Kriegsereignissen  einen  freiwilligen  Aufenthalt 
hat  oder  von  der  versicherten  Reise  abweicht.  Die  Höhe  der  Verbesserung 
wird  den  Umständen  entsprechend  reguliert. 

§  10I. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  853.  -  H.-G.-B.  von  1807  §  84<J. 

§  ^02. 

Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel:  «für  behaltene  Ankunft»  abgeschlossen 
ist,  so  endet  die  Gefahr  für  den  Versicherer  schon  mit  dem  Zeitpunkt,  in  wel- 
chem das  Schiff  im  Bestimmungshafen  am  gebräuchlichen  oder  gehörigen  Platze 
den  Anker  hat  fallen  lassen  oder  befestigt  ist. 

Auch  haftet  der  Versicherer  nur: 

1)  bei  der  auf  das  Schiff  sich  beziehenden  Versicherung,  wenn  entweder 
ein  Totalverlust  eintritt,  oder  wenn  das  Schiff  ahandonnirt  (§  116),  oder 
in  Folge  eines  Unfalls  vor  Erreichung  des  Bestimmungshafens  wegen 
Reparaturanfälligkeit  verkauft  wird  (§  131); 

2)  bei  der  auf  Güter  sich  beziehenden  Versicherung,  wenn  die  Güler  oder 
ein  Teil  derselben  in  Folge  eines  Unfalls  den  Bestimmungshafen  nicht 
erreichen,  insbesondere  wenn  sie  vor  Erreichung  desselben  in  Folg»'  eines 
Unfalls  verkauft  werden.  Erreichen  die  Güter  den  Bestimmungshafen, 
so  haftet  der  Versicherer  weder  für  eine  Beschädigung  noch  für  einen 
Verlust,  welcher  Folge  einer  Beschädigung  ist. 

Ueberdies  hat  der  Versicherer  in  keinem  Falle  die  in  dem  §  8i  unter 
Ziffer  1—3  und  §  69  a.  E.  erwähnten  Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten  zu 
tragen. 

g  102. 

Nr.  1  :  A.  D.  H.-G.-B.  Art.  Sbi.  —  H.-G.-B.  von  1897  g  850. 
Zu  Abs.  2:  A.  D.  H.-G.-B.  und  1I.-G.~U.  von  1897  allegiren  Art.  8<V>  und  877, 
g  861  u.  873;  neben  »Reparalurunfähigkeüt  wird  «Reparalurunwürdigkeit»  erwähnt. 
Zu  Abs.  3  A.D.  H.-G.-B.  u.  H.-G.-B.  v.  18U7  »llegi-en  Art.  838  unt.ZitTer  1-4, g  83i. 

$  1°3. 

Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel :  «  frei  von  Beschädigung  »  abgeschlossen 
ist,  so  haftet  der  Versicherer  nicht  für  einen  Schaden,  welcher  aus  einer  Be- 
schädigung entstanden  ist ;    ohne   Unterschied,  oh  derselbe    in  einer  Werls- 
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Verringerung  oder  in  einem  gänzlichen  oder  teilweisen  Verlust  und  insbesondere 
darin  besteht,  dass  die  versicherten  Güter  gänzlich  verdorben  und  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Beschaffenheit  zerstört  den  Bestimmungshafen  erreichen  oder  wäh- 
rend der  Reise  wegen  Beschädigung  und  drohenden  Verderbs  verkauft  worden 
sind.  Eine  entsprechende  Wirkung  hat  die  Klausel :  «frei  von  Bruch  >. 

Für  jeden  Schaden,  welcher  nicht  aus  einer  Beschädigung,  resp.  durch  Bruch 
entstanden  ist,  haftet  der  Versicherer  in  derselben  Weise,  als  wenn  der  Vertrag 
ohne  die  Klausel  abgeschlossen  wäre.  Jedenfalls  haftet  er  für  die  im  §  84  unter 
Ziffer  4  und  2  im  §  69  a.  E.  erwähnten  Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten; 
für  die  im  §  84  unter  Ziffer  3  erwähnten  Kosten  aber  nur  dann,  wenn  sie  zur 
Abwendung  eines  ihm  zur  Last  fallenden  Verlustes  verausgabt  sind. 

§  103. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art  855.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  851  stimmen  mit  §  103  überein 
in  Abs.  1,  Satz  1,  (verkauft  worden  sind),  und  fahren  alsdann  fort:  es  sei  denn,  dass 
das  Schifl"  oder  das  Leichterfahrzcug,  in  welchem  sich  die  versicherten  Güter  befanden, 
gestrandet  ist.  Abs.  1,  Satz.  2  Der  Strandung  werden  gleich  geachtet:  Kentern, 
Sinken,  zerbrechen  des  Rumpfes.  Scheitern,  und  jeder  Seeunfall,  durch  den  das  Schiff 
oder  das  Leichterfuhrzeug  reparaturunfähig  geworden  ist. 

Abs.  2  Satz  1  hat  sich  eine  Strandung  oder  ein  dieser  gleich  zu  achtender  anderer 
Seeunfall  ereignet,  so  haftet  der  Versicherer  für  jede  drei  Prozent  (Art.  849,  §  845) 
übersteigende  Beschädigung,  die  in  Folge  eines  solchen  Seeunfalls  entstanden  ist, 
nicht  aber  für  eine  sonstige  Beschädigung. 

Satz  2.  Es  wird  (A.  D.  H.-G.-B.  bis  zum  Nachweis  des  Gegenteils)  vermuthet, 
dass  eine  Beschädigung,  die  möglicherwett  Folge  des  eingetretenen  Seeunfalls  sein 
kann,  in  Folge  des  Unfalls  entstanden  sei  (vergl.  A.  I)  V.-B.  §  104  Abs.  3). 

A.  ü.  H.-G.-B.  Art.  855.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  851  Abs.  3  enthalten  zwischen : 
haftet  der  Versicherer  «  und  in  derselben  Weise  »  noch  die  Worte  :  ohne  Unterschied, 
oh  sich  eine  Strandung  oder  ein  anderer  der  erwähnten  Unfälle  zugetragen  hat.  Statt 
§  84  unter  Ziffer  1  und  2  und  §  09  allegiren  A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B  von  1897 
Art.  838  unter  Ziffer  1,  2  und  4  $  834  unter  Nr.  1,  2  u.  4;  statt  $  84  unter  Ziffer  3: 
Art.  838  unter  Ziffer  3  §  834  unter  Nr.  3. 

A.  D.  H  -G.-B.  Art.  855  Abs.  4  und  H.-G.-B.  von  1897  §851  Abs.  4  finden  sich 
wieder  in  §  104  Abs.  4  mit  Abänderung.  Art.  855  §  851  Abs  4  lauten:  Eine  Beschädig- 
ung, die  ohne  Selbstentzündung  durch  Feuer  oder  durch  Löschung  eines  solchen 
Feuers  oder  durch  Beschicssen  entstanden  ist,  wird  als  eine  solche  Beschädigung,  von 
welcher  der  Versicherer  durch  die  Klausel  befreit  wird,  nicht  angesehen. 

8  104. 

Wird  der  Klausel  «  frei  von  Beschädigung  (von  Bruch)  >  der  Zusatz  hinzu- 
gefügt «  ausser  im  Strandungsfall  >,  so  haftet  der  Versicherer  für  jede  drei  Pro- 
zent übersteigende  97)  Beschädigung  (Bruch),  wenn  das  Schiff  oder  das 
Leichterfahrzeug,  worin  die  versicherten  Güter  sich  befinden,  gestrandet  ist. 

Ein  Slrandungsfull  ist  vorhanden,  wenn  das  Schiff  auf  einen  Grund  gerät 
und  festsitzen  bleibt,  oder  nur  durch  Anwendung  ungewöhnlicher  Massregeln, 
als  Kappen  der  .Masten,  Werfen  oder  Löschung  von  der  Ladung  —  nicht  durch 
Anwendung  gewöhnlicher  Massregeln,  als  Winden  auf  den  Ankern,  Backstellen 
der  Segel  —  abgebracht  wird,  oder  durch  ungewöhnlich  hohe  Flut  abkommt, 
und  wenn  das  Schiff  durch  solches  Festsitzen  Schaden  am  Rumpfe  erlitten  hat, 
der  so  bedeutend  ist,  dass  sich  die  Beschädigung  der  Güter  hieraus  erklären 
liisst.  Der  Strandung  sind  gleich  zu  achten  nur  Kentern,  Versinken,  Scheitern 
und  Verbrennen. 

Hat  eine  Strandung  oder  ein  dieser  gleichzuachtender  anderer  Secunfall 
sich  ereignet,  so  haftet  der  Versicherer  für  jede  drei  Prozent  übersteigende  Be- 
schädigung, welche  in  Folge  eines  solchen  Seeunfalls  entstanden  ist,  nicht  aber 
für  eine  sonstige  Beschädigung.  Es  wird  bis  zum  Nachweis  des  Gegenteils  vermutet, 
dass  eine  Beschädigung,  welche  möglicherweise  Folge  des  eingetretenen  Seeunfalls 
sein  kann,  in  Folge  desselben  entstanden  ist.  Dieses  findet  in  entsprechender 
Weise  statt  bei  der  Klausel  «frei  von  Bruch  ausser  im  Strandungsfall.» 
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Eine  Beschädigung  oder  ein  Sehaden  durch  Bruch,  welche  erweislich  ohne 
Selbstentzündung  durch  Feuer  oder  durch  Löschung  eines  solchen  Feuers  oder 
durch  Beschiessen  entstanden  sind,  werden  als  ein  Schaden,  von  welchem  der 
Versicherer  durch  die  Klausel  «  frei  von  Beschädigung  (von  Bruch)  ausser  im 
Strandungsfall»  befreit  wird,  nicht  angesehen. 

Die  See-Versieherungs-Pnlize  auf  Güter  enthält  folgenden  Zusatz : 

Zu  §  104—105.  Güter  gelten,  wenn  nicht  ein  Anderes  vereinbart  wor- 
den ist,  als  versichert,  wie  folgt: 


Frei  von  3%  Beschädigung. 
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Alle  vorstehend  nicht  genannten  Güter  gellen  als  « frei  von  Beschädigung 
und  Bruch  ausser  im  Slrandungsfall »  versichert. 

Dem  c  Strandungsfalle  »  sind,  selbstverständlich  unter  Festhaltung  d<-r 
bezüglichen  sonstigen  Bestimmungen  des  §  10'»,  gleichzustellen  ('. ollisiun 
(An-  oder  Uebe  rsegelung\  Stossen  (auf  Grund  oder  gegen  ein  an- 
deres Schiff,  einen  <v>uai,  Bier,  eine  Brücke  oder  gegen  einen  andern 
festen  oder  im  Wasser  treibenden  Gegenstand)  und  Beschädigung 
des  Schiffes  durch  Eis. 

§104. 

A.  D.  H.-C..-B.  Art.  H">t>.  —  H.-G.-H.  von  1897  $  852  enthalten  die  Hestimmung : 
Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel  t  frei  von  Itruoh  .»usser  an  Stninduiigsfall»  abge- 
schlossen ist,  so  finden  die  Vorschriften  des  Art.  855  jj  8»1  mit  der  Mass^.ib«  Anwen- 
dung, dass  der  Versicherer  für  Bruch  insoweit  haftet,  als  er  nach  Art.  855  §  851  lur 
Beschädigung  aufzukommen  hat. 

A.  I).  H.-G.-ü.  Art.  8.77.  —  II. -11. -It.  von  1807  §  853  Leslimmcn  (Fassung  des 
1L  G.-B.  von  1897)  : 
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Eine  Strandung  im  Sinne  der  Art.  855  u.  856  §§  851  u.  852  ist  vorhanden,  wenn 
dos  Schiff  unter  nicht  gewöhnlichen  Verhältnissen  der  Seeschiffahrt  auf  den  Grund 
fest  genlth  und  nicht  wieder  flott  wird  oder  zwar  wieder  flott  wird,  jedoch  entweder 

1.  Nur  unter  Aufwendung  ungewöhnlicher  Massrc^eln,  wie  Kappen  der  Masten, 
werfen  oder  Löschung  eines  Teiles  der  Ladung  und  dergleichen,  oder  durch  den  Ein- 
tritt einer  ungewöhnlich  hohen  Flut,  nicht  aber  ausschliesslich  durch  Anwendung 
gewöhnlicher  Massregeln,  wie  Winden  auf  den  Anker,  Koidstellen  der  Segel  und  der- 
gleichen, oder 

2.  Erst  nachdem  das  Schiff  durch  das  Festgerathen  einen  erheblichen  Schaden  am 
Schiffskörper  erlitten  hat. 

Bezüglich  §  404  Abs.  2  Satz  2  siehe  Art.  855  §  851  Abs.  1  Satz  2 ;  bezüglich  §  104 
Abs.  3  Satz  1  nnd  2  siehe  Art.  855  §  851  Abs.  2;  bezüglich  §  104  Abs.  3  Satz  3  siehe 
Art.  &56  §  852;  bezüglich  §  104  Abs.  4,  siehe  Art.  855  $  851  Abs.  4. 

§  105. 

Jede  Güterversicherung,  bei  welcher  nicht  etwa  vereinbart  wird,  <lass 
der  Versicherer  von  jeglicher  Haftung  für  Beschädigung  frei  sein  solle 
(«frei  von  Beschädigung»  $  1031,  gilt  als  geschlossen 

entweder,  frei  von  gewissen  Prozenten  der  Beschädigung, 
oder  frei  von  Beschädigung  ausser  im  Slrandungsfall. 
Die  lür  Güterversicherungen  bestimmten  Polizen-Formulare  werden  das 
Nähere  darüber  enthalten,  für  welche  Güter  die  Versicherung  frei  von 
gewissen  Prozenten  der  Beschädigung,  und  zwar  frei  von  welchen  Prozenten, 
übernommen  wird.  Für  die  nicht  solchergestalt  aufgeführten  und  nicht 
etwa  mit  besonderen  Klauseln  versicherten  Güter  gil  die  Versicherung 
«frei  von  Beschädigung  ausser  im  Slrandungsfall.» 

Bei  der  Ptozentberechnung  des  Beschädigungsbelaufes  wird  nur  dieser 
selbst  veranschlagt,  ohne  Einrechnung  etwaiger  Kosten,  welche  die  Güter 
getroffen  haben,  oder  des  Schadens,  welcher  durch  den  Verlust  einzelner 
Teile  derselben  entstanden  sein  möchte. 

Uebersleigt  der  Belauf  der  Beschädigung  die  Befreiungs-Prozente,  so 
wird  der  gesamte  Beschädigungsbeiauf  vergütet,  es  wäre  denn,  dass  das 
tiegenteil  vereinbart  wäre,  z.  B.  durch  die  Klausel  «frei  von  (gewissen) 
ersten  Prozenten».  Bei  einer  mit  vorbemerkter  Klausel  geschlossenen 
Versicherung  werden  die  Unkosten  dem  nach  §  133  ermittelten  Betrag  der 
Beschädigung  hinzugefügt  und  eine  Vergütung  geschieht  so  weit,  wie  die 
hieraus  sich  ergebende  Gesamtsumme  die  ausgenommenen  Prozente  des 
Versicherungswerts  resp.  der  Taxe  der  betreffenden  Gegenstände  übersteigt. 

Wegen  Beschädigung  an  flüssigen  Waren  s.  §  100  Abs.  4. 

§  105. 

Sifhe  Zusatz  zu  $j  104. 

§  100. 

Bei  flüssigen  Waren  —  zu  welchen  auch  Honig,  Melasse,  Syrup,  Palmöl 
und  Thcer  gerechnet  werden  —  ersetzt  der  Versicherer  die  gewöhnliche 
Leckage,  abgesehen  von  etwaigen  Fällen  des  Verkauf»  im  Nothafen 
(s.  unten  Abs.  3),  niemals,  die  außergewöhnliche  nur  in  dem  Fall,  wenn 
das  SchilT  durch  Stossen  oder  durch  stallgefundene  An-  oder  Uebersegelung 
eine  heftige  Erschütterung  erfahren  hat.  oder  gekentert,  gesunken  oder 
gescheitert,  oder  wenn  der  Rumpf  zerbrochen,  oder  das  Schiff  durch  die 
Wirkung  eines  Seeunfalls  absolut  reparaturunfähig  geworden  (§  131),  oder 
wenn  es  auf  eine  den  Versicherer  verpflichtende  Weise  arrestiert  oder 
aufgebracht  und  länger  als  drei  Monate  vom  Tage  der  Anhaltung  an  fest- 
gehalten worden  ist,  oder  wenn  es  in  einem  Nothafen,  den  dasselbe  wegen 
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Kriegsgefahr  oder  blokierten  Bestimmungshafens  anging,  länger  als  drei 
Monale  verbleiben  musste,  oder  wenn  die  Ware  in  Folge  irgend  einer  dem 
Versicherer  zur  Last  kommenden  Veranlassung  in  einem  Nothafen  gelöscht 
worden  ist. 

Als  gewöhnliche  Leckage  gellen  bei  Flüssigkeiten  in  Metallflaschen 
drei  Prozent,  bei  Baumöl  in  Fässern  mit  eisernen  Keifen  fünf  Prozent,  bei 
Baumöl  in  Fässern  anderer  Art,  sowie  bei  allen  übrigen  Flüssigkeiten, 
gleichviel  in  welcher  Art  von  Gefässen,  zehn  Prozent. 

Beim  Verkauf  im  Nothafen  wird  von  jedem  Abzüge  wegen  ordentlicher 
oder  ausserordentlicher  Leckage  abgesehen. 

Beschädigung  an  flüssigen  Waren  wird  nur  ersetzt,  wenn  eine  der- 
jenigen im  ersten  Absatz  dieses  Paragraphen  aufgeführten  thalsädilichen 
Voraussetzungen  vorliegt,  welche  den  Versicherer  zum  Ersalz  für  ausscr- 
gewöhnliche  Leckage  verpflichten.  —  Sind  flüssige  Waren  in  Flaschen, 
Gläsern,  Krügen  oder  Gefässen  ähnlicher  Art  verschifft,  so  gilt  die  vor- 
stehende Bestimmung  auch  von  jeglicher  Verletzung,  welche  den  Etiquellen, 
Kapseln,  Körben  oder  dergleichen  zugefügt  wird. 

Flüssige  Waren  in  zerbrechlichen  Gefässen  gellen  als  «frei  von  Bruch 
ausser  im  Slrandungsfall»  versichert. 

§107. 

Für  Güter,  welche  auf  Deck  geladen  sind,  gilt  die  Versicherung  frei 
von  Beschädigung,  sowie  frei  von  Werfen  und  Ueberbordspülen.  Der  Ver- 
sicherer haftet  hiernach,  ausser  für  grosse  Haverei  und  was  derselben 
gleichsteht  (§  84),  nur  dann  für  deren  Verlust,  wenn  das  Schiff  gesunken, 
gescheitert,  durch  Feuer  zerstört,  verschollen  oder  für  gute  Prise  erklärt 
worden  ist,  und  er  nicht  elwa  beweisen  kann,  dass  die  Deckslast  schon 
vorher  geworfen  oder  über  Bord  gespült  worden  war. 

Für  Güter,  welche  ohne  Wissen  und  Willen  des  Versicherten,  resp. 
desselben  und  der  im  §  70,  Ziffer  4,  genannten  Personen,  auf  Deck  geladen 
sind,  haftet  der  Versicherer  so,  als  wären  dieselben  unter  Deck  verladen 
Wegen  des  Anspruches  an  den  Schiffer  kommt  der  §  71  zur  Anwendung. 

Ist  Fracht  auf  Güler  versichert,  welche  auf  Deck  geladen  sind,  so  gilt 
die  Versicherung  frei  von  dem  Frachtvcrlust,  welcher  durch  Beschädigung, 
Werfen  oder  Ueberbordspülen  der  Güter  verursacht  wird.  Ferner  hallet 
der  Versicherer  auf  Schiff  und  Fracht  nicht  für  diejenigen  Beitiäge  zur 
Haverei,  oder  was  derselben  gleichsieht,  welche  als  Vergütung  für  verlorene 
oder  beschädigte  Decksgüter  in  Ansatz  kommen  möchten. 

§  108. 

Die  Versicherung  lebender  Tiere,  mögen  dieselben  im  Raum  des 
Schiffs  oder  auf  Deck  verladen  sein  (in  welchem  letzteren  Falle  im  Uebrigen 
die  Bestimmungen  des  §  107  auf  sie  Anwendung  linden),  gilt,  wenn  nicht 
ein  Anderes  vereinbart  ist,  frei  von  Beschädigung  und  von  Tod  ausser  im 
Strandungsfall. 
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Fünfler  Abschnitt. 
Umfang  de»  Schaden«. 

Der  Totalverlust. 

§  100. 

Ein  Totalverlust  des  Schiffs  oder  der  Guter  liegt  vor,  wenn  das  Schiff  oder 
die  Güter  zu  Grunde  gegangen  oder  dein  Versicherten  ohne  Aussieht  auf  Wie- 
dererlangung entzogen  sind,  namentlich  wenn  sie  unrettbar  gesunken  oder  in 
ihrer  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört  oder  für  gute  Prise  erklärt  sind. 
Ein  Totalverlust  des  Schiffs  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  einzelne 
Teile  des  Wracks  oder  des  Inventars  gerettet  sind. 

§  109. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  858.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  854. 

§  110. 

Ein  Totalverlusl  in  Ansehung  der  Fracht  liegt  vor,  wenn  die  ganze  Fracht 
(§§  20,  21)  verloren  gegangen  ist. 

*  110. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  859.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  855. 

§  HL 

Ein  Totalverlust  in  Ansehung  des  imaginären  Gewinns  oder  in  Ansehung 
der  Provision,  welche  von  der  Ankunft  der  Güter  am  Bestimmungsort  erwartet 
werden,  liegt  vor,  wenn  die  Güter  den  Bestimmungsort  in  Folge  der  Gefahren 
der  Reise  nicht  erreicht  haben. 

§  111. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  860.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  856. 

§  112. 

Ein  Tolalverlust  in  Ansehung  der  Bodmerei  und  Havereigelder  liegt  vor, 
wenn  die  Gegenstände,  welche  verbodmet  oder  für  welche  die  Havereigelder 
vorgeschossen  oder  verausgabt  sind,  entweder  von  einem  Totalverlust  oder  der- 
gestalt von  anderen  Unfällen  betroffen  sind,  dass  in  Folge  der  dadurch  herbei- 
geführten Beschädigungen,  Verbodmungen,  oder  sonstigen  Belastungen  zur 
Deckung  jener  Gelder  nichts  übrig  geblieben  ist. 

§  112. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  861.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  857. 

*  113. 

Im  Falle  des  Totalverlusles  hat  der  Versicherer  die  Taxsumme  der  Polize, 
resp.  den  Versicherungswert,  unbeschadet  der  nach  Vorschrift  des  §  23  etwa 
zu  machenden  Abzüge  in  «lern  Masse  zu  zahlen,  in  welchem  er  sich  für  den 
Schaden  verbindlich  gemacht  hat  (§  15).  Wegen  der  Taxe  im  Falle  der 
Frachtversicherung  s.  §  16,  Abs.  5. 

Ü  113. 

A.  D.  H.-<;.-H.  Art.  8(12  und  II.  It.  von  1.VJ7  s>  ?v»K.  Im  Kalle  des  Totalverlustes 
hat  der  Versicherer  die  Versicherungssumme  zum  \ollen  Betrage  zu  zahlen,  jedoch 
unbebchadet  der  (nach  Vorschrift  des,;  Art  6U4  §  SÜU  etwa  zu  machenden  Abzüge. 
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§  444. 

Ist  im  Falle  des  Tolalverlusles  vor  der  Zahlung  der  Versicherungssumme 
etwas  gerettet,  so  kommt  der  Erlös  des  Geretteten  von  der  Versicherungssumme 
in  Abzug.  War  nicht  zum  vollen  Wert  versichert,  so  wird  nur  ein  verhältnis- 
mässiger Teil  des  Geretteten  von  der  Versicherungssumme  abgezogen  (§  15). 

Mit  der  Zahlung  der  Versicherungssumme  gehen  die  Rechte  des  Versicherten 
an  der  versicherten  Sache  auf  den  Versicherer  über. 

Erfolgt  erst  nach  der  Zahlung  der  Versicherungssumme  eine  vollständige 
oder  teilweise  Rettung,  so  hat  auf  das  nachträglich  Gerettete  nur  der  Versicherer 
Anspruch.  War  nicht  zum  vollen  Wert  versichert,  so  gebührt  dem  Versicherer 
nur  ein  verhältnismässiger  Teil  des  Geretteten. 

Wegen  der  elwa  erforderlichen  Dispachierung  s.  §  442. 

§414. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  86;?.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  859. 

§  nr>. 

Sind  bei  einem  Totalvcrlust  in  Ansehung  des  imaginären  Gewinns  (§  114) 
die  Güter  während  der  Reise  so  günstig  verkauft,  dass  der  Reinerlös  mehr  be- 
trägt als  der  Versicherungswert  der  Güter,  oder  ist  für  dieselben,  wenn  sie  in 
Fällen  der  grossen  Haverei  aufgeopfert  sind  oder  wenn  dafür  vom  Verfrachter, 
Rheder  oder  Schiffer  zufolge  A.  I).  H.-G.-R.  Art.  612  und  613  Ersatz  geleistet 
werden  muss,  mehr  als  jener  Wert  vergütet,  so  kommt  von  der  Versicherungs- 
summe des  imaginären  Gewinns  der  üebersehuss  in  Abzug. 

S  ll.">. 

\.  D.-H.-G.-B.  Art.  864.  —  H.-G.-B.  von  1897  »  860  allegiron  Art.  860  $  856. 
H.-G.-B.  von  1897  §§  611  und  612  entsprechen  A.  D.  H.-G.-B.  Art.  612  u.  613. 


Der  Abandon. 


§  446. 

Der  Versicherte  ist  befugt ,  die  Zahlung  der  Versicherungssumme  zum 
vollen  Betrage  gegen  Abtretung  der  in  Betreff  des  versicherten  Gegenstandes 
ihm  zustehenden  Rechte  in  folgenden  Fällen  zu  verlangen  (Abandon): 

4)  wenn  das  Schiff  verschollen  ist ; 

2)  wenn  der  Gegenstand  der  Versicherung  dadurch  bedroht  ist ,  dass  das 
Schiff  oder  die  Güter  unter  Embargo  gelegt,  von  einer  kriegführenden 
Macht  aufgebracht,  auf  andere  Weise  durch  Verfügung  von  hoher 
Hand  angehalten  oder  durch  Seeräuber  genommen  und  während  einer 
Frist  von  sechs,  neun  oder  zwölf  Monaten  nicht  freigegeben  sind,  je 
nachdem  die  Aufbringung,  Anhaltung  oder  Nehmung  geschehen  ist. 

a.  in  einem  europäischen  Hafen  oder  in  einem  europäischen  Meere 
oder  in  einem ,  wenn  auch  nicht  zu  Europa  gehörenden,  Teile  des 
Mittelländischen,  Schwarzen  oder  Azow  scheti  Meeres,  oder 

b.  in  einem  anderen  Gewässer,  jedoch  diesseits  des  Vorgebirges 
der  guten  Hoffnung  und  des  Kap  Horn,  oder 

c.  in  einem  Gewässer  jenseits  des  einen  jener  Vorgebirge. 

Die  Fristen  werden  von  dem  Tage  an  berechnet,  an  welchem  dem  Ver- 
sicherer der  Unfall  durch  den  Versicherten  angezeigt  ist  (§  65,  Abs.  1). 

§  116. 

A.  D  H.-G.-B.  Art  865.  —  H.-G.-B.  von  1897  $  861. 

Zu  Abs.  2  :  A.  1).  H.-G.-B. .und  H.-G.-B.  von  1897  allegieren  Art.  822  §  818. 
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§  117. 

Ein  Schiff,  welches  eine  Reise  angetreten  hat,  ist  als  verschollen  anzu- 
sehen, wenn  es  innerhalb  der  Verschollenheitsfrist  den  Bestimmungshafen 
nicht  erreicht  hat,  auch  innerhalb  dieser  Frist  den  Beteiligten  keine  Nach- 
richten Ober  dasselbe  zugegangen  sind. 

Die  Verschollenheitsfrist  beträgt : 

1)  wenn  sowohl  der  Abgangshafen  als  der  Bestimmungshafen  ein  euro- 
päischer Hafen  ist,  bei  Segelschiffen  sechs,  bei  Dampfschiffen  vier 
Monate  ; 

2)  wenn  entweder  nur  der  Abgangshafen  oder  nur  der  Bestimmungshafen 
ein  nicht  europäischer  Hafen  ist,  falls  derselbe  diesseits  des  Vorge- 
birges der  guten  Hoffnung  und  des  Kap  Horn  belegen  ist,  bei  Segel- 
und  Dampfschiffen  neun  Monate,  falls  derselbe  jenseits  des  einen 
jener  Vorgebirge  belegen  ist,  bei  Segel-  und  Dampfschiffen  zwölf 
Monate ; 

'.))  wenn  sowohl  der  Abgangs-  als  der  Bestimmungshafen  ein  nicht- 
europäischer Hafen  ist,  bei  Segel-  und  Dampfschiffen  sechs,  neun 
oder  zwölf  Monate,  je  nachdem  die  Durchschnittsdauer  der  Reise 
nicht  über  zwei  oder  nicht  über  drei  oder  mehr  als  drei  Monate 
betragt. 

Im  Zweifel  ist  die  längere  Frist  abzuwarten. 

§  117. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  866.  -  H.-G.-B.  von  1897  $  862. 

§  118. 

Die  Verschollenheitsfrist  wird  von  dem  Tage  an  berechnet ,  an  welchem 
das  Schiff  die  Reise  angetreten  hat.  Sind  jedoch  seit  dessen  Abgange  Nach- 
richten von  demselben  angelangt,  so  wird  von  dem  Tage  an,  bis  zu  wel- 
chem die  letzte  Nachricht  reicht,  diejenige  Frist  berechnet,  welche  massgebend 
sein  würde,  wenn  das  Schiff  von  dem  Punkt,  an  welchem  es  nach  sicherer 
Nachricht  zuletzt  sich  befunden  hat,  abgegangen  wäre. 

$  H8. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  867.  -  H.-G.-B.  von  1S97  %  863. 

§  119 

Die  Abandonerklärung  muss  dem  Versicherer  innerhalb  der  Abandonfrist 
zugegangen  sein. 

Die  Abandonfrist  beträgt  sechs  Monate ,  wenn  im  Falle  der  Verschollen - 
heil  (§  116  Ziffer  l)  der  Bestimmungshafen  ein  europäischer  Hafen  ist  und 
wenn  im  Falle  der  Aufbringung,  Anhaltung  oder  Nehmung  ($  H6  Ziffer  1) 
der  Unfall  in  einem  europäischen  Hafen  oder  in  einem  europäischen  Meere 
oder  in  einem ,  wenn  auch  nicht  zu  Europa  gehörenden ,  Teile  des  Mittel- 
ländischen, Schwarzen  oder  Azow'schen  Meeres  sich  zugetragen  hat.  In  den 
übrigen  Fällen  beträgt  die  Abandonfrist  neun  Monate. 

Die  Abandonfrisl  beginnt  mit  dem  Ablauf  der  in  den  §§  116  und  117  be- 
zeichneten Fristen. 

Bei  der  Rückversicherung  beginnt  die  Abandonfrist  mit  dem  Ablaufe  des 
Tags,  an  welchem  dem  Rückversicherten  von  dem  Versicherlen  der  Abandon 
erklärt  worden  ist. 

§  119. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  SOS.  —  H.-G.-B.  v.  ISJ7  \  X&i.  Ks  werden  allegiert  in  Ab«.  2  : 
A.  D.  H.-G.-B.  Art.  Hft".  Zitier  1  u.  2.  —  H.-G.-B.  von  1897  %  «61  Abs.  1,  Nr.  1  u.  2, 
in  Abs.  3:  A.  Ü.  Il.-G.-U.  Art.  «63,  866,  H.-G.-B.  von  1897  %\  861  u.  862. 
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§  120. 

Nach  Ablauf  der  Abandonfrist  ist  der  Abandon  unstatthaft,  unbeschadet 
des  Rechts  des  Versicherten,  nach  Massgabe  der  sonstigen  Grundsätze  Ver- 
gütung eines  Schadens  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Ist  im  Falle  der  Verschollenheit  des  Schiffs  die  Abandonfrist  versäumt, 
so  kann  der  Versicherte  zwar  den  Ersatz  eines  Totalschadens  fordern;  er 
rnuss  jedoch,  wenn  die  versicherte  Sache  wieder  zum  Vorschein  kommt,  und 
sich  dabei  ergiebt,  dass  ein  Totalverlust  nicht  vorliegt,  auf  Verlangen  des 
Versicherers  gegen  Verzicht  des  Letzteren  auf  die  in  Folge  Zahlung  der 
Versicherungssumme  nach  §  11t  ihm  zustehenden  Hechte  die  Versicherungs- 
summe erstatten  und  mit  dem  Krsatz  eines  etwa  erlittenen  Partialschadens 
sich  begnügen. 

S  130. 

A.  D.  H.-ü.-B.  Art.  809.  —  ll.-ti.-R  von  1897  $  805.  Ks  werden  allcgiert  in  Ab- 
satz 2  ;  A.  D.  H.-ti.-R  Art.  863.  -  ll.-ti.-R  von  1897  *  8*>9. 

§  121. 

Die  Abandonerklärung  nniss ,  um  güllig  zu  sein,  ohne  Vorbehalt  oder 
Bedingung  erfolgen  und  auf  den  ganzen  versicherten  Gegenstand  sich  er- 
strecken, soweit  dieser  zur  Zeit  des  Unfalls  den  Gefahren  der  See  ausge- 
setzt war. 

Wenn  jedoch  nicht  zum  vollen  Wert  versichert  war,  so  ist  der  Ver- 
sicherte nur  den  verhältnismässigen  Teil  des  versicherten  Gegenstandes  zu 
abandonnieren  verpflichtet. 

Die  Abandonerklärung  ist  unwiderruflich. 

§  121. 

A.  Ü.  H.-ti.-R  Art.  870-  -  II  -ti.-R  von  1807  §  866. 

§  122. 

Die  Abandonerklärung  ist  ohne  rechtliche  Wirkung,  wenn  die  Thatsachen, 
auf  welche  sie  gestützt  wird,  sich  nicht  bestätigen  oder  zur  Zeit  der  Mit- 
teilung der  Erklärung  nicht  mehr  bestehen.  Dagegen  bleibt  sie  für  beide 
Teile  verbindlich,  wenn  später  Umstände  sich  ereignen,  deren  früherer  Ein- 
tritt das  Recht  zum  Abandon  ausgeschlossen  haben  würde. 

8  122. 

A.  D.  H.-ti.-R  Art.  871.  —  H.-ti.-R  von  1807  $  867. 

§  123. 

Durch  die  Abandonerklärung  gehen  auf  den  Versicherer  alle  Rechte  über, 
welche  dem  Versicherten  in  Ansehung  des  abandonnierten  Gegenstandes  zu- 
standen. 

Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  Gewähr  zu  leisten  wegen  der  auf 
dem  abandonnierten  Gegenstande  zur  Zeit  der  Ahandoncrklärung  haftenden 
dinglichen  Rechte,  es  sei  denn,  dass  diese  in  Gefahren  sich  gründen,  wofür 
der  Versicherer  nach  dein  Versicherungsvertrag  aufzukommen  hatte. 

Wird  das  Schiff  abandonniert,  so  gebührt  dem  Versicherer  desselben  die 
Neltofracht  der  Reise,  auf  welcher  der  Unfall  sich  zugetragen  hat,  soweit  die 
Fracht  erst  nach  der  Abandonerklärung  verdient  ist.  Dieser  Teil  der  Fracht 
wird  nach  den  für  die  Ermittelung  der  Distanzfracht  geltenden  Grundsätzen 
berechnet. 

Den  hiernach  für  den  Versicherten  entstehenden  Verlust  hat,  wenn  die 
Fracht  selbständig  versichert  ist,  der  Versicherer  der  letzteren  zu  tragen. 

S  12t. 

A.  D.  H.-ti.-R  Art  872.  -  H.-ti.-R  von  1897  $  868. 
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§  124. 

Die  Zahlung  der  Versicherungssumme  kann  erst  verlangt  werden ,  nach- 
dem die  zur  Rechtfertigung  des  Abandons  dienenden  Urkunden  dem  Ver- 
sicherer mitgeteilt  sind  und  eine  angemessene  Frist  zur  Prüfung  derselben 
abgelaufen  ist.  Wird  wegen  Verschollenheit  des  Schiffs  abandonniert,  so  ge- 
hören zu  den  mitzuteilenden  Urkunden  glaubhafte  Bescheinigungen  über  die 
Zeit,  in  welcher  das  Schiff  den  Abgangshafen  verlassen  hat,  und  Ober  die 
Nichlankunft  desselben  im  Bestimmungshafen  während  der  Verschollenheitsfrist. 

Der  Versicherte  ist  verpachtet,  bei  der  Abandonerklärung,  soweit  er  dazu 
im  Stande  ist ,  dem  Versicherer  anzuzeigen,  ob  und  welche  andere,  den 
abundonnierten  Gegenstand  betreffende  Versicherungen  genommen  sind,  und 
ob  und  welche  Bodmereischulden  oder  sonstige  Belastungen  darauf  haften. 
Ist  die  Anzeige  unterblieben,  so  kann  der  Versicherer  die  Zahlung  der  Ver- 
sicherungssumme so  lange  verweigern,  bis  die  Anzeige  nachträglich  geschehen 
ist ;  wenn  eine  Zahlungsfrist  bedungen  ist,  so  beginnt  dieselbe  erst  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  Anzeige  nachgeholt  ist. 

§  1*24. 

A.  1).  II. C  D.  Art.  873.  -  Il.-G.-B.  von  1897  $  809. 

§  125. 

Der  Versichertc  ist  verpflichtet,  auch  nach  der  Abandonerklärung  für  die 
Rettung  der  versicherten  Sachen  und  für  die  Abwendung  grösserer  Nach- 
teile nach  Vorschrift  des  §  G6  und  zwar  so  lange  zu  sorgen,  bis  der  Ver- 
sicherer selbst  dazu  im  Stande  ist. 

Erfährt  der  Versicherte,  dass  ein  für  verloren  erachteter  Gegenstand 
wieder  zum  Vorschein  gekommen  ist,  so  muss  er  dies  dem  Versicherer  so- 
fort anzeigen  und  ihm  auf  Verlangen  die  zur  Erlangung  oder  Verwertung 
des  Gegenstandes  erforderliche  Hülfe  leisten. 

Die  Kosten  hat  der  Versicherer  zu  ersetzen;  auch  hat  derselbe  den 
Versicherten  auf  Verlangen  mit  einem  angemessenen  Vorschüsse  zu  versehen. 
Der  Versicherle  ist  nicht  berechtigt,  sich  eine  Provision  für  seine  Mühe- 
wallungeu  zu  berechnen. 

§  12ö 

\.  D.  1I.-G.-H.  Art.  874.  -  II.-G.-B.  von  1897  $  870,  allegieren  in  Abi.  1,  Art.  823 
§  819. 

§  126. 

Der  Versicherte  inuss  dem  Versicherer,  wenn  dieser  die  Rechtmässigkeit 
des  Abandons  anerkennt,  auf  Verlangen  und  auf  Kosten  desselben  über  den 
nach  §  1211  durch  die  Abandonerklärung  eingetretenen  Uebergang  der  Rechte 
eine  beglaubigte  Anerkennungsurkunde  (Abandon-Revers)  erteilen  und  die  auf 
diu  abandonmerten  Gegenstände  sieh  beziehenden  Urkunden  ausliefern. 

§  120. 

A.  I>.  Il.-G.-H.  Art.  87r>.  —  II.-G.-B.  von  1897  $  871,  allegieren  Art.  872,  $  868. 

Die  Partialschäden. 

A.  An  Schiffen. 
§  127. 

Wenn  ein  Schilf  Beschädigung;  erlitten  hat,  so  muss  so  bald,  wie  es 
irgend  Ihunlicli  ist,  der  an  demselben  vorhandene  Schaden  durch  Sach- 
kundige besichtigt  und  urkundlich  festgestellt,  sowie  der  Kostenbetrag  der 
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für  erforderlich  zu  achtenden  Reparatur  taxiert,  auch  den  Umständen  nach 
sofort  zur  Reparatur  selbst  geschritten  werden. 

Kür  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  und  die  daraus  für  die 
Knlschädigungsleistung  des  Versicherers  abzuleitenden  Folgen  gellen  die 
nachstehenden  Bestimmungen,  betreffend 

1.  die  Bestellung  der  Sachkundigen  (§  128), 

2.  die  Begutachtung  und  Taxation  (§  129). 

3.  die  auf  Grund  der  Begutachtung  und  der  Taxation,  eventuell  der 
ausgeführten  Reparatur,  aufzumachende  Schadensberechnung 

4.  die  unter  besonderen  Umständen  dem  Versicherlen  zustehende 
Befugnis,  das  beschädigte  Schiff  für  Rechnung  des  Versicherers 
zum  öffentlichen  Verkauf  zu  bringen  (§§  131,  132). 

Ist  an  dem  Orte,  wo  das  beschädigte  Schiff  sich  befindet,  der  Ver- 
sicherle anwesend,  so  hat  er  selbst,  im  anderen  Falle  hat  der  Schiffer  für 
die  Innehaltung  der  hier  getroffenen  Bestimmungen  Sorge  zu  tragen.  — 
Geschieht  dies  nicht,  wird  also  nicht  in  Gemässheit  dieser  Bestimmungen 
verfahren,  so  bleibt  es  freilich  dem  Versicherlen,  fall»  er  den  Versicherer 
auf  Schadensvergütung  in  Anspruch  nehmen  will,  unbenommen,  den  Beweis 
zu  liefern,  dass  Schäden,  und  zwar  weiche  Schäden,  zu  der  Zeit,  zu  welcher 
die  Besichtigung  und  Begutachtung  hätten  vorgenommen  werden  müssen, 
an  dem  Schiffe  vorhanden  gewesen,  sowie  dass  die  dem  Versicherer  zur 
Lasl  gebrachten  Schäden  durch  Unfälle  der  letzten  Reise  verursacht  worden 
seien;  es  sind  jedoch  hierbei  diejenigen  Besichtigung*-  und  Taxalionsdoku- 
mente,  welche  der  Versicherle  oder  der  Schiffer  unter  Verletzung  der  hier 
getroffenen  Bestimmungen  (z.B.  einseilig,  wo  er  den  Versicherer  oder  einen 
Vertreter  desselben  zuziehen  mus*le)hälle  errichten  lassen,  beweisun kräftig; 
ferner  sind  als  Beweismittel  dabei  ausgeschlossen  das  Zeugnis  und  die 
etwaigen  urkundlichen  Erklärungen  des  Schiffers,  sowie  derjenigen  Per- 
sonen, welche  bei  den  vorschriftswidrig  vorgenommenen  Besichtigungen 
und  Taxationen  als  Korrespondenten  des  Versicherten  oder  als  Sachkun- 
dige gehandelt,  oder  an  der  Beweisaufnahme  als  Rcquirenten  oder  in 
anderer  Weise  teilgenommen  haben. 

Ausnahmen  von  der  vorstehenden  Bestimmung  finden  in  folgenden 
Fällen  statt : 

1.  Wenn  den  Umständen  nach  der  Versicherte  nicht  in  der  Lage 
gewesen  war,  den  Schiffer  von  der  geschlossenen  Versicherung 
und  von  Demjenigen ,  was  auf  Grund  derselben  eventuell  zu 
beachten  sein  werde,  zeilig  in  Kenntnis  setzen  zu  können,  so 
sind  solche  Besichtigungen  und  Taxationen,  sowie  deren  Beur- 
kundungen, alsGrundlagen  fürdic  Feststellung  der  Entschädigungs- 
summe zulässig  und,  wenn  ihrem  Inhalte  nach  genügend,  beweis- 
kräftig, welche  in  Gemässheit  der  Gesetze  oder  Gewohnheiten 
des  Ortes,  wo  die  Konslalierung  des  Schadens  vorzunehmen  war, 
veranstaltet  wurden. 

1.  Bcstelll  der  Versicherer  einen  speziellen  Vertreter  für  die  be- 
treffende Havereisache,  oder  existiert  an  dem  Havereiplalze  oder 
für  denselben  ein  allgemeiner  Vertreter  des  Versicherers  für 
vorkommende  Havercisachen  —  in  welchen  Fällen  nach  §  128  der 
Versicherte  verpflichtet  ist,  den  Veriretern  zu  den  vorzunehmenden 
Handlungen  zuzuziehen  —  so  ist  es  für  den  Versiehe: ten  unprä- 
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judizierlich,  wenn,  sei  es  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  oder 
auch  nur  unter  Mitwirkung  des  Vertreters,  von  den  in  Rede 
stehenden  Bestimmungen  abgewichen  wird.  Der  Versicherer  ist 
verbunden,  die  Handlungen  seines  Vertreters  in  Betreff  des  zu 
konstatierenden  Schadens  gellen  zu  lassen. 

Zu  $$  127—132  der  A.  S.  V.  B. 

Die  teilweise»  Scholen  (Partialschäden)  an  Schiffen  sind  im  (Veucnsatz  zu  den 
sehr  eingehenden  Rcsliminungen  der  A.  S.  V.  I».  im  A.  D.  II.-(V-I>.  und  im  il.-l'i.-f». 
von  18U7  nur  sehr  kurz  in  den  Art.  870— 878.  %  8T2  —  *7t  behandelt. 

Art.  870,  %  872.  Rei  einem  |  artiellcn  (leilwe.isen  i  Schaden  am  Schiffe  besteht  der 
Schaden  in  dem  nach  (Vorschrift)  der  Art.  711  und  712,  $j$  70Ü  und  710  zu  ermittelnden 
Ret  rage  der  (Reparatur)  Ansbcsscrungskoslcn,  soweit  diese  die  Reschädjgungen  be- 
I reiten,  welche  dem  Versicherer  zur  Last  lallen. 

Art.  877,  $  871*.  ist  die  He| .ar.ituruufähiukcit  oder  Reparaturunwürdigkeit  des 
Schiffes  (Art.  454,  %  47'.»)  auf  dem  im  Art.  4VKJ  t)  5  UJ  vorgeschriebenen  Wege  festgestellt, 
so  ist  der  Versicherte  dem  Versicherer  gegenüber  befugt,  das  Schill  oder  d,is  Wrack 
zum  öffentlichen  Verkauf  zu  blinken:  im  Kalte  de*  Verkauf«  besteht  drr  Schaden  in 
<lem  Unterschiede  zwischen  dem  Reinerlös  und  tlem  Versicherungswerte. 

Die  übernommene  Oafahr  endet  für  den  Versicherer  eist  mit  dem  Verkaufe  des 
Schilfes  oder  des  W  racks;  auch  hallet  der  Versicherer  finden  Eingang  des  Kaufpreises. 

Rei  der  zur  Ermittelung  der  Rep  miturunwurdigkcit  erforderlichen  r'eslslellniig 
des  Werthes  des  Schilfes  im  unbeschädigten  Zustande  bleibt  dessen  Versicherungs- 
wert, gleichviel  ob  er  taxtrt  ist  oder  nicht  ausser  Retrarht. 

Art.  878  $  87-i  stimmen  äusserheh  mit  $  132  A.  S.  V.  I!.  ühcreiu,  sie  allegiren 
Art.  877,  «5  873;  innerlich  besteht  der  erhebliche  Unterschied,  da*s  nach  A.  S.  V.  15. 
im  flegensatz  zum  A.  D.  1I.-0.-R.  und  Jl.-G.-R.  von  181)7.  Koiideinn  ition  und  Verkauf 
wegen  Reparaturunwürdigkeit  zur  Last  des  Versicherten  bleiben. 

§  128. 

lieber 

die  Bestellung  der  Sachkundigen 

gellen  folgende  Bestimmungen  : 

a)  In  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherer  oder  ein  Ver- 
treter desselben  an  dem  Orte,  wo  das  beschädigte  Schiff  sich 
befindet,  anwesend  ist,  oder  in  genügender  Nähe  bei  demselben 
sich  aufhält,  um  ohne  erheblichen  Zeilverlauf  zu  den  vorzu- 
nehmenden Handlungen  zugezogen  werden  zu  können, 
hat,  falls  der  Versicherle  anwesend  isl,  dieser  selbsl,  im  anderen  Falle  der 
Schilfer  —  wenn  ihm  jene  Anwesenheit  oder  Frreichbarkeit  bekannt  ist  — 
den  Versicherer,  resp.  dessen  Vertreter,  zur  Mitwirkung  bei  der  zu  ver- 
anstaltenden Besichtigung  des  Schills  und  der  urkundlichen  Feststellung 
und  Taxierung  des  Schadens  aufzufordern. 

Leistet  der  Versicherer,  resp.  dessen  Vertreter,  Folge,  so  haben  beide 
Teile  je  einen  Sachkundigen  zu  der  Vornahme  der  liesichligung,  urkund- 
lichen Feststellung  und  Taxierung  zu  ernennen. 

Vereinigen  sich  die  beiden  Sachkundigen  über  die  Existenz,  Beur- 
teilung und  Taxierung  des  Sehadens,  so  hal  es  bei  dem  hieraus  hervor- 
gehenden Ergebnis  sein  Verbleiben.  —  Vereinigen  sie  sich  nichl,  so  haben 
sie  einen  Obmann  zu  erwählen,  dessen  Ausspruch  alsdann  massgebend  ist. 
—  können  die  Sachkundigen  sieh  über  diu  Person  des  (»binanns  nicht 
einigen,  tu  hal  der  Versicherte,  resp.  der  Schiller,  die  Ernennung  eines 
Obmannes  bei  dem  am  llavereiplalze  fungierenden  Konsul  des  Landes, 
welchen»  das  Schilf  angehört,  eventuell  bei  einer  dmligen  öffentlichen  Be- 
hörde, zu  beantragen.  Als  öffentliche  Behörde  im  Sinne  dieses  Paragraphen 
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gellen  das  Ortsgericht  des  Ilavereiplalzcs,  evenluell  jeder  andere  daselbst 
fungierende  Europäische  oder  Nordämcrikanische  Konsul,  und,  falls  on  dem 
betreffenden  Platze  weder  ein  Ortsgericht  noch  ein  Europäischer  oder 
Nordamerikanischer  Konsul  vorhanden  sein  sollte,  Lloyd's  Agent  oder  ein 
etwa  anwesender  Kommandant  eines  Europäischen  oder  Nordamerikanischen 
Kriegsschiffs. 

b)  In  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherle,  resp.  der 
Schiffer,  auf  seine  alleinige  Wirksamkeit  beschränkt  ist  —  wenn 
nämlich  weder  der  Versicherer  selbst,  noch  ein  Vertreter  desselben 
anwesend,  auch  nicht  etwa  binnen  kurzer  Zeil  erreichbar,  oder 
wenn  deren  Anwesenheit  oder  Erreichbarkeit  dem  Versicherten, 
resp.  dem  Schiller,  unbekannt  ist,  oder  wenn  der  zur  Mitwirkung 
aufgeforderte  Versicherer  oder  der  Vertreter  desselben  die  Mit- 
wirkung ablehnt  —  in  allen  diesen  Fällen 
hat  der  Versicherte,  resp.  der  Schiffer,  bei  dem  am  Havereiplalze  fun- 
gierenden Konsul  des  Landes,  welchem  das  Schiff  angehört,  eventuell  bei 
einer  sonstigen  öffentlichen  Behörde  —  in  Betreff  der  letzteren  nach  Mass- 
gabe des  oben  zu  a)  Bestimmten  —  die  Ernennung  zweier  Sachkundigen, 
sowie  erforderlichen  Falles  die  Bestellung  eines  Obmannes,  behufs  der 
mehrgedachten  Besichtigung,  Feststellung  und  Taxierung  zu  beantragen 
und  gilt  sodann  von  dem  Ausspruch  der  Sachkundigen,  eventuell  des  Ob- 
mannes, das  oben  Bemerkte. 

§  120. 

Das  Gutachten  der  Sachkundigen,  resp.  des  Obmannes,  muss, 

1.  die  Form  anlangend,  sofort  nach  der  Vornahme  der  Besich- 
tigungen und  Schälzungen  schriftlich  ausgefertigt,  und  wenn  ein 
Vertreter  des  Versicherers  behufs  der  Herbeiführung  desselben 
mitgewirkt  hat.  von  diesem  als  unter  seiner  Zuziehung  herbei- 
geführt schrill  lieh  anerkannt  werden. 

Hat  die  Bestellung  der  Sachkundigen,  resp.  des  Obmannes, 
ohne  Konkurrenz  des  Versicherers  oder  eines  Vertreters  desselben 
stattgefunden,  so  ist  das  Gutachten  von  dem  Konsul  des  ver- 
sicherten Schiffs,  welcher  die  Sachkundigen  resp.  den  Obmann 
ernannt  hat,  eventuell  von  der  statt  desselben  wirksam  ge- 
wordenen öffentlichen  Behörde  (§  128)  in  Betreff  dieses  Punktes 
zu  beglaubigen. 

Anlangend 

2.  den  Inhalt  des  Gutachtens,  so  muss  dieses  enthalten: 

a)  eine  Angabe  darüber,  von  wem  die  Sachkundigen,  resp. 
der  Obmann  ernannt  worden  sind; 

b)  einen  Bericht  darüber,  wann  und  von  welchen  Personen 
die  Besichtigungen  vorgenommen  worden  sind  ; 

c)  eine  spezielle  Aufführung  der  einzelnen  vorgefundenen 
Schäden; 

d)  eine  Erklärung  der  Sachkundigen  darüber,  welche  von 
den  vorgefundenen  Schäden  sie  Seeunfällen  der  letzten  Heise 
zuschreiben,  welche  dagegen  als  Folge-  anderer  Ursachen,  etwa 
der  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauch,  des  Alters,  der 
Fäulnis  im  Holz,  des  WTunnfrasses,  einer  fehlerhaften  Bauart  des 
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Schiffs  oder  einer  vor  Anlrilt  der  letzten  Reise  erlittenen  Be- 
schädigung anzusehen  sind. 

Als  Folge  der  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauche  ist 
auch  zu  behandeln,  wenn  Segel,  und  zwar  selbst  im  Falle  statt- 
gehabten Prangens,  beschädigt,  vom  Winde  zerrissen  oder  fort- 
geführt, wenn  Anker,  Taue,  Ketten  oder  laufendes  Tauwerk 
beschädigt  worden  oder  gebrochen  sind,  und  wird  an  dieser  Be- 
handlung solcher  Schäden  auch  dadurch  Nichts  geändert,  wenn 
das  Beschädigte,  Zerrissene  oder  Gebrochene  demnächst  hatte 
weggekappt  werden  müssen.  Sollten  jedoch  Segel  durch  das 
Brechen  von  Rundhölzern  oder  das  Hineinschlagen  von  Sturzseen 
beschädigt  oder  fortgeführt  sein,  so  ist  ein  solcher  Schaden  als 
nicht  zur  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauch  gehörig  anzu- 
sehen; 

e)  eine  Taxation  der  Reparatur  derjenigen  Schäden,  welche 
die  Sachkundigen  (unter  Berücksichtigung  des  vorstehend  unter  d 
Bemerkten)  den  Seeunfällen  der  letzten  Reise  zuschreiben.  Diese 
Taxation  darf  nicht  in  der  blossen  Angabe  einer  Gesamtsumme 
bestehen,  sondern  die  einzelnen  Schällen  müssen  spezifiziert  zum 
Gegenstand  der  Schätzung  gemacht  werden. 

§  130. 

Hinsichtlich  der  Frage,  ob  nachdem  die  in  den  §§  127—129  vorge- 
schriebene Besichtigung,  Begutachtung  und  Taxation  stattgefunden  haben, 
sofort  zur  Reparatur  zu  schreiten  ist,  —  kommt  es  darauf  an,  ob  die  auf 
das  Schiff  geschlossene  Versicherung  an  demjenigen  Platze,  an  welchem  es 
sich  im  bcschädigien  Zustande  befindet,  endet,  oder  ob  dieselbe  noch  länger 
fortdauert.  (Wegen  der  Fälle  vorhandener  Reparalurunfähigkeit  s.  §  131.) 

Endel  die  Versicherung  an  dem  vorgedachlen  Platze,  so  ist  es  dem 
Ermessen  des  Versicherten  überlassen,  ob  und  eventuell  wann  er  zur  Re- 
paratur des  Schiffs  schreiten  oder  welche  anderen  Anordnungen  er  in 
Betreff  desselben  treffen  will.  Ihm  wird,  wie  er  auch  verfahren  möge, 
von  dem  Versicherer  Schadensvergütung  nach  Massgabe  der  Taxation,  und 
zwar  nur  nach  derselben  geleistet.  Der  Betrag  der  etwa  in  Ausführung 
gebrachten  Reparatur  beteiligt  mithin  den  Versicherer  ebensowenig,  wie 
die  Kosten  der  für  dieselbe  erforderlich  werdenden  oder  gewordenen  Gelder. 

Endet  dagegen  die  Versicherung  nicht  an  dem  Platze,  wo  das  beschä- 
digte Schiff  sich  befindet,  hat  z.  B.  das  Schiff  bei  einer  auf  eine  einzelne 
Reise  geschlossenen  Versicherung  seinen  Bestimmungsort  nicht  erreicht, 
oder  liegt  eine  noch  nicht  abgelaufene  Versicherung  auf  mehrere  Rei?en 
oder  auf  Zeit  vor,  so  muss,  und  zwjr  ohne  Verzug,  zur  Reparatur  ge- 
schritten werden.  —  Nach  Vollendung  der  Reparatur  ist  der  Versicherte 
verpflichtet,  dem  Versicherer  die  Reparalurrechnungen  vorzulegen.  Belauft 
sich  darnach  der  Gesamtbetrag,  welcher  für  die  lleseiligung  der  den  Ver- 
sicherer treffenden  Schäden  aufgewendet  worden  ist,  nicht  so  hoch,  wie 
die  in  der  Taxation  dafür  angesetzte  Summe,  so  ist  der  Schadensvergütung 
nur  jener  geringere  Belauf  zu  Grunde  zu  legen.  —  Dem  Versicherer 
kommen  da,  wo  zur  Reparatur  geschritten  werden  muss  auch  die  Kosten 
der  für  die  Reparatur  erforderlich  werdenden  Gelder  zur  Last,  mit  Aus- 
nahme der  Fälle,  in  denen  dieselbe  bei  noch  nicht  abgelaufener  Ver- 
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Sicherung  auf  Zeit  oder  auf  mehrere  Reisen  nach  Beendigung  einer  Reise 
stattfindet. 

Ist  in  Gemüssheil  des  Vorstehenden  der  Gesamlhelauf  der  Reparatur- 
kosten,  sei  es  auf  Grund  der  Taxation  oder  der  wirklichen  Reparatur-Aus- 
führung, in  Gewissheit  gebracht,  so  werden  für  die  schliessliche  Fest- 
stellung des  von  dem  Versicherer  zu  vergütenden  Be Inges  von  jenem  Belaufe 
nachstehende  Abzüge  gemacht. 

Die  See-Versicherungs-Polize  auf  Casco-Reiseversicherung,  Fracht  etc.  ent- 
halt folgende  Abänderung : 

Die  ersten  vier  Absätze  dieses  Paragraphen  werden  durch  folgende  Be- 
stimmungen ersetzt : 

Nachdem  die  in  den  §§  127—129  vorgeschriebene  Besichtigung,  Begut- 
achtung und  Taxation  stattgefunden  hat ,  inuss  ohne  Verzug  zur  Reparatur 
geschritten  werden,  gleichwohl  ob  die  Versicherung  an  dem  Orte  der  Reparatur 
endet  oder  nicht  Nach  Vollendung  der  Reparatur-Arbeiten,  welche  der  Ver- 
sicherer durch  seine  Experten  kontrollieren  zu  lassen  berechtigt  ist,  .sind  ihm 
die  Reparatur-Berechnungen  vorzulegen  und  alle  bewilligten  Rabatte,  Diskonto 
und  sonstigen  Nachlässe  gutzubringen.  Beläuft  sich  darnach  der  Gesamtbetrag, 
welcher  für  die  Beseitigung  der  den  Versicherer  treffenden  Schäden  aufge- 
wendet worden  ist,  nicht  so  hoch,  wie  in  der  Taxation  dafür  angesetzte 
Summe,  so  ist  der  Schadensvergütung  nur  jener  geringere  Belauf  zu  Grunde 
zu  legen.  Beläuft  sich  der  Gesamtbetrag  der  Rechnungen  hoher  als  der  Ge- 
samtbetrag der  Taxation,  so  findet  die  Schadensvergütung  nach  .Massgabe  der 
letzteren  statt. 

Dem  Versicherer  kommen  die  Kosten  der  für  die  Reparatur  erforderlichen 
Gelder  zur  Last,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  dieselbe  nach  Been- 
digung einer  Reise  stattlindet. 

Ist  in  Geniässheit  des  Vorstehenden  der  Gesamtbelauf  der  Reparatur- 
kosten, sei  es  auf  Grund  der  Taxation  oder  Reparatur-Rechnungen  in  Ge- 
wissheit gebracht,  so  werden  für  die  schliessliche  Feststellung  des  von  dem 
Versicherer  zu  vergütenden  Betrages  von  jenem  Belauf  die  $  V.iO  unter  A 
und  B  festgestellten  Abzüge  gemacht,  wobei  jedoch  bezüglich  derjenigen 
unter  A  die  folgenden  Abänderungen  und  Zusätze  eintreten: 

Bei  eisernen  Schiffen  (komposite  Schiffe  ausgeschlossen)  findet  von 
den  Kosten  der  Erneuerung  oder  Reparatur  der  Eisenteile  des  Schiffs- 
körpers oder  der  Bemastung,  sowie  der  Cent  entierung  für  die  ersten 
10  Jahre,  gerechnet  vom  Tage  der  Registrierung  des  Schiffes  kein  Abzug 
statt.  Für  die  folgenden  5  Jahre  wird  ein  Sechstel,  später  ein  Drittel  abge- 
zogen. —  Solche  Teile,  die  gelascht  oder  gerichtet  werden  können,  ist  der 
Versicherte  nicht  berechtigt ,  durch  neue  ersetzen  zu  lassen,  es  sei  denn, 
dass  die  Ernennung  wegen  der  Klassifikation  erforderlich  ist.  Dagegen  findet 
für  gelaschte  oder  gerichtete  Teile  kein  Abzug  statt. 

Für  Sehrapen,  Malen  oder  Anstrich  des  beschädigt  gewesenen  Bodens 
ist  der  Abzug  ein  Drittel,  wenn  die  letzte  Herstellung  nicht  über  ({  .Monate 
alt  ist,  andernfalls  findet  keine  Vergütung  statt. 

Bei  hölzernen  Schiffen  (komposile  Schiffe  eingeschlossen)  findet  von 
den  Kosten  der  Erneuerung  oder  Reparatur  der  Metallhaut,  sowie  von 
den  Kosten  der  Kalfaterung  im  ersten  Jahre,  gerechnet  vom  Tage  der 
Umlegung  oder  Kalfateriing,  kein  Abzug  statt,  im  zweiten  Jahre  tritt  kein 
Abzug  vom  einem  Drittel  ein,  im  dritten  Jahre  ein  solcher  von  zwei  Dritteln. 
Für  Schäden,  welche  nach  Ablauf  des  dritten  Jahres  entstehen,  wird  dem 
Versicherten  nichts  vergütet. 

Jm  Uebrigen  verbleibt  es  für  hölzerne  Schiffe  (einschliesslich  koinpo- 
site Schiffe),  sowie  für  Ho Iz teile  an  eisernen  Schiffen  bei  den  Abzugs. 
Bestimmungen  des  §  130. 
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Hei  allen  Schiffen  gilt  das  Kajüts-lnventar,  bei  Dampfschiffen 
gelten  die  Maschinen  (Donkey,  Dampf-Steuerung.  Winden.  Wellen,  Propeller. 
Schaufelräder  und  Maschinen  für  elektrische  Beleuchtung  eingeschlossen),  so- 
wie die  Kessel  «frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Slrandungsfalle >  »siehe 
§  104)  versichert.  Ausser  den  §  104  genannten  Fällen  sollen  der  Strandung 
auch  gleich/nachten  sein:  Zusammcnstoss  des  Schiffes  mit  anderen  Fahr- 
zeugen und  Explosion. 

Trifft  ein  an  den  Maschinen  stattgehabter  Schaden  den  Versicherer, 
so  wird  von  den  Reparatur-  oder  Erneuerunjiskoslen,  falls  der  Schaden  in- 
nerhalb der  ersten  drei  Jahre  nach  dem  begonnenen  Gebrauch  sich 
ereignet,  kein  Abzug,  wenn  dies  in  dem  vierten  bis  sechsten  Jahre 
geschehen  ist.  ein  Abzug  von  einem  Sechstel,  wenn  später  von  einem 
Drittel  gemacht. 

Im  Falle  eines  den  Versicherer  treffenden  Schadens  an  den  Kesseln 
wird  von  den  Reparatur-  oder  Krneuerungskoslen  im  ersten  Jahre  kein 
Abzug  gemacht,  für  jedes  weitere  Jahr,  welches  sie  im  Gebrauch  gewesen 
sind,  kommt  je  ein  Achtel  in  Abzuir ;  nach  Ablauf  des  achten  Jahres 
lindet  überhaupt  kein  Schadenersatz  mehr  statt. 

Die  Ansätze  für  alle  solche  Schäden  am  Schiffe  oder  an  Maschinen  und 
Kesseln,  auf  deren  Reparatur  der  Rheder  verzichtet,  solcher  Verzicht  bedarf 
indessen  stets  der  Zustimmung  des  Versicherers. 

Provision  und  Kosten  des  Vertreters  des  Versicherten  in  Fällen  beson- 
derer Havarie  ist  der  Versicherer  nicht  verpflichtet  zu  ersetzen ;  er  kann 
auch  in  Havarie-grosse-Fällen  den  auf  ihn  entfallenden  Anteil  an  solchen 
Kosten  in  Abzug  bringen,  sofern  der  Versicherte  nicht  zu  beweisen  vermag, 
dass  dieselben  ungeachtet  gehöriger  Sorgfalt  weder  zu  vermeiden  noch  zu 
esmässigen  waren. 

A.  In  allen  Fällen,  in  welchen  nicht  zu  Folge  des  Nachstehenden 
Ausnahmen  stattfinden,  wird  wegen  des  Unterschiedes  zwischen  alt  und 
neu  ein  Drittel  des  festgestellten  vollen  Betrages  jener  Kosten  in  Abzug 
gebracht. 

Die  Ausnahmen  sind  : 
1.  Kein  Abzug  findet  statt  im  Falle  von  Schäden 

a)  an  dem  Körper  oder  der  Bemastung  des  Schiffs,  wenn 
dieses  zur  Zeil  der  Beschädigung  noch  kein  volles  Jahr  zu  Wasser 
gewesen  war, 

b)  an  einzelnen  Teilen  de?  Körpers,  der  Bemastung  oder 
des  sonstigen  Zubehörs  des  Schilfs,  wenn  die  beschädigten  oder 
verloren  gegangenen  Teile  bei  Antritt  derjenigen  Reise,  auf 
welcher  der  Schaden  sich  zutrug,  neu  gewesen  waren,  mochte  im 
Uebrigen  das  Schiff  neu  gewesen  sein  oder  schon  eine  oder 
mehrere  Reisen  gemacht  haben, 

c)  an  Scbiffsankcrn. 

Endlich  wiid  kein  Abzug  gemacht 

d)  von  dem  Betrage  solcher  vorläufigen  und  notdürftigen 
Reparaturen,  welche  in  einem  Nothafen  nur  zu  dem  Zwecke  aus- 
geführt wurden,  um  das  Schilf  in  den  Stand  zu  setzen,  die  Reise 
nach  einem  Platze,  wo  die  eigentliche  Reparatur  ausgeführt 
werden  könne,  zu  unternehmen. 

L\  Ein  geringerer  oder  grösserer  Abzug,  als  von  einem  Drittel, 
wird  gemacht,  resp.  eine  Vergütung  der  bezüglichen  Auf- 
wendungen lindet  überhaupt  nicht  stall,  inbelreff  folgender 
Gegenstände. 

Es  werden  abgezogen  hei  Schäden 
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a)  an  Ankerketten  (abgesehen  von  der  ersten  Reise,  auf 
welcher  sie  verwendet  worden  sind,  s.  1b)  ein  Sechstel, 

b)  an  Metallbauten  wie  folgt  : 

Bei  Schäden,  welche  an  einer  Kupfer-  oder  Yellow-Metal- 
llaut  auf  der  ersten  Reise,  nachdem  sie  um  das  Schiff  gelegt 
ist,  entstehen,  wird  nichts,  auf  ferneren  Reisen  bis  zum  Ab 
lauf  des  ersten  Jahres  wird  V5»  auf  Reisen  im  zweiten  Jahre 
werden  a/5,  im  dritten  3/s.  im  vierten  */s  gekürzt.  Für  Schaden, 
welche  daran  auf  Reisen  nach  Ablauf  des  vierten  Jahres  ent- 
stehen, wird  dem  Versicherten  nichts  vergütet. 

Schilden  an  einer  Zink-  oder  Eisenblechhaut  werden 
während  der  ersten  drei  Jahre  behandelt,  wie  Schäden  an 
einer  Kupfer-  oder  Yellow-Metal-Haut.  Für  Schäden,  welche 
daran  auf  Reisen  nach  Ablauf  des  dritten  Jahres  entstehen, 
wird  dem  Versicherlen  nichts  vergütet. 

Die  für  die  Metallhäule  der  verschiedenen  Arten  hier  an- 
genommenen Zeitbestimmungen  gelten  vom  Tage  der  beendigten 
Umlegung  bis  zu  demjenigen  der  begonnenen  Wiederabnahme. 
—  Der  Abzug  ist  zu  machen  von  dem  Kostenbetrage  der 
neuen  Haut,  einschliesslich  der  Umlegungskosten,  nachdem  der 
Werl  der  alten  Metallhaut  zuvor  davon  gekürzt  worden  ist ; 
auch  ist  dabei  der  etwa n ige  Unterschied  im  Gewichte  der 
neuen  und  alten  Haut  in  Anschlag  zu  bringen.  —  Halte  die 
alte  Haut  eine  Spiekerhaut  zur  Unterlage  oder  eine  Unterlage 
von  Filz,  Papier  oder  dergl.,  so  wird  deren  Erneuerung  mit 
zu  den  Umlegungskosten  gerechnet. 

Ist  das  Schiff  mit  einer  hölzernen  Wurm-  oder  Spiekerhaut 
ohne  darübergelegtes  Kupfer  oder  sonstiges  Metall  umgeben, 
so  wird  deren  gewöhnliche  Daner  auf  drei  Jahre  angenommen, 
also  wenn  nach  Ablauf  dieser  Zeit  eine  Erneuerung  derselben 
stattfindet,  der  hierdurch  verursachte  Kostenaufwand  nicht 
vergütet.  Im  Falle  einer  früheren  Erneuerung  tritt  der  ge- 
wöhnliche Abzug  von  einem  Drittel  ein. 

c)  Falls  das  Schiff  bei  Gelegenheit  der  durch  die  Schäden 
veranlassten  Reparatur  vergrössert,  verstärkt  oder  in  sonstiger 
Weise  gegen  den  früheren  Zustand  verbessert  wird,  oder  falls 
neue  Stücke  in  dasselbe  hineingebracht  werden,  welche  nicht 
hlos  einen  Ersatz  für  verloren  gegangene  oder  unbrauchbar 
gewordene  Stücke  entsprechender  Art  bilden,  sondern  deren 
Einfügung  besondere  Vorteile  für  den  Versicherten  herbeiführt, 
so  ist,  wenn  die  Schätzung  der  Rcparaturkoslen  die  vorge- 
dachlen  Arbeiten  mit  eingeschlossen  hat,  ein  den  Um- 
ständen nach  zu  bestimmender  ausserordentlicher  Abzug  zu 
machen. 

d)  Ausser  Ansatz  zu  Lasten  des  Versicherers  bleiben,  und 
werden  also  dem  Versicherten  nicht  vergütet,  die  Kosten, 
welche  durch  Maler-  und  Glaser-Arbeiten,  sowie  durch  Wieder- 
herstellung etwaiger  Verzierungen  des  Schilfs  veranlasst 
werden. 

B.  Es  kommen  ferner  in  Abzug  der  volle  Erlös  oder  Wert  der  etwa 
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noch  vorhandencD  allen  Slücke,  welche  durch  neue  ersetzt  sind  oder  zu 
ersetzen  sind. 

Findet  ein  solcher  Abzug  und  zugleich  der  Abzug  wegen  des 
Unterschiedes  zwischen  all  und  neu  stall,  so  ist  zuerst  dieser  letztere 
und  sodann  erst  von  dem  verbleibenden  Beirage  der  andere  Abzug 
zu  machen. 

§  131. 

Besteht  das  Ergebnis  der  in  den  §§  127—129  vorgeschriebenen 
Besichtigung  und  Begutachtung  darin,  dass  Reparatururlfähigkeit  des 
Schills  anzunehmen  ist,  sei  es  eine  absolute,  wenn  die  Reparatur  des 
Schills  überhaupt  nicht  möglich  ist,  sei  es  eine  relative,  wenn  die 
Reparatur  au  dem  Orle,  wo  das  Schilt  sich  befindet,  nicht  bewerkstelligt, 
auch  das  Schilt  nicht  nach  einem  Haren,  wo  die  Reparatur  auszuführen 
wäre,  gebracht  werden  kann,  so  ist  der  Versicherle  im  Verhältnis  zum 
Versicherer  befugt,  das  Schiff  zum  öffentlichen  Verkauf  zu  bringen  und, 
ohne  Abzug  wegen  des  Unterschiedes  zwischen  alt  und  neu  (§  130),  den 
Minderbeliag  des  Reinerlöses  im  Verhältnis  zu  dem  Versicherungswert, 
resp.  der  Pnlizentaxe,  von  dem  Versichern-  zu  fordern. 

Wegen  Reparalurunwürdigkcit,  also  namentlich  wegen  eines  Miss- 
Verhältnisses  zwischen  dem  Betrage  der  Reparaturkoslen  und  dem  Wert 
des  Schiffs,  ist  der  Versicherle  nicht  befugt,  das  Schiff  für  Rechnung 
des  Versicherers  zum  Verkauf  zu  bringen. 

Die  folgenden  Bestimmungen  über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen 
der  Versicherer  einen  aus  den  vorstehend  angegebenen  Gründen  aus- 
geführten Verkauf  des  Schiffs  als  für  seine  Ersalzpflicht  massgebend 
anzuerkennen  hat,  linden  durchweg  Anwendung,  wenn  das  Schiff  im 
beschädigten  Zustande  an  einem  anderen  Platze  sich  befindet  als  an 
demjenigen,  in  welchem  die  Gefahr  des  Versicherers  entweder  anfangen 
oder  enden  sollte  (z.  B.  wenn  es  in  einem  Nothafen  ist) ;  sie  finden 
dagegen,  wenn  das  beschädigte  Schill  an  einem  Platze  sich  befindet,  in 
welchem  die  Gefahr  des  Versicherers  entweder  anfangen  oder  enJen 
sollte  (regelmässig  dem  resp.  Abgangs-  oder  Bestimmungshafen),  nur 
dann  Anwendung,  wenn  absolute  Ueparalurunfähij-keit  des  Schiffs  vor- 
liegt. 

Der  Veikauf  des  Schiffs  ist,  mit  der  vorstehenden  Beschränkung, 
von  dem  Versicherer  als  für  ihn  verbindlich  anzuerkennen,  wenn 
folgende  vier  Voraussetzungen  vorliegen  : 

1.  wenn  die  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  §  128  bestellten 
Sachkundigen  (eventuell  der  Obmann),  unter  Beachtung  der 
Vorschriften  des  §  129  über  Form  und  Inhalt  der  abzugebenden 
Gutachten  und  unter  Begiündung  ihres  Ausspruchs  durch  An- 
führung der  ihrer  Ansicht  nach  dafür  entscheidenden  Umstände, 
erklärt  haben,  dass  das  Schiff  ^absolut  oder  relativ)  reparatur- 
unfähig sei ; 

2.  wenn  aus  den  Erklärungen  der  Sachkundigen  es  sich  ergiebt, 
dass  die  Reparalurunfähigkeil  durch  auf  der  versicherten  Reise 
vorgekommene  Unfälle,  und  zwar  durch  solche  Unfälle  ver- 
ursacht worden  ist,  für  welche  der  Versicherer  nach  dem  In- 
halt des  Vertrages  zu  haften  hat.  —  Hiernach  beteiligt  ein 
erfolgter  Verkauf  des  Schiffs  den  Versicherer  nur  dann,  wenn 
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die  durch  die  vorbemerklen  Unfälle  notwendig  gemachlen 
Reparaturen  entweder  überhaupt  nicht,  oder  doch  nicht  an  dem 
betredenden  Orte,  noch  auch  an  einem  von  dort  aus  erreich- 
baren Platze  bewerkstelligt  werden  konnten.  Der  Umstand, 
wenn  das  Schiff  erst  durch  die  Verbindung  anderer,  den  Ver- 
sicherer nicht  angehender  Schäden  (Abnutzung,  Aller,  Fäulnis  etc., 
s.  §  129)  mit  den  vorbezeichnelen  Schäden  reparaturunfähig 
geworden  sein  sollte,  ist  unvermögend,  dem  Versicherer  den 
Verkauf  und  dessen  Ergebnis  zur  Last  zu  bringen ; 

3.  wenn  die  zum  Zweck  der  Konstatierung  des  Schadens  auf- 
genommenen Dokumente  dem  Orlsgerichie,  eventuell  der  an 
dem  betreffenden  Platze  oder  für  denselben  bestehenden  obrig- 
keitlichen Behörde,  vorgelegt  worden  sind,  und  der  Versicherte, 
resp.  der  Schiffer,  durch  einen  auf  Grund  dieser  Dokumente 
abgegebenen  Ausspruch  des  (ierichts  oder  der  Behörde  zur 
Vornahme  des  öffentlichen  Verkaufs  autorisiert  (das  Schiff 
€  kondemniert »)  worden  ist.  Für  den  Fall,  wenn  weder  ein 
Gericht  noch  eine  obrigkeitliche  Behörde  an  dem  betreffenden 
Platze  oder  für  denselben  vorhanden  sein  sollte,  hat  der  Ver- 
sicherte, resp.  der  Schiffer,  unter  Konstatierung  dieses  Mangels, 
sich  an  eine  andere  öffentliche  Behörde  des  Havereiplatzes 
(s.  §  128  unter  a)  zu  wenden,  und  durch  diese  die  Ordnungs- 
mässigkeil  seines  Verfahrens  bescheinigen  zu  lassen  ; 

4.  wenn  der  Verkauf  des  Schiffs  öffentlich  und  zwar  in  ordnungs- 
mässiger  Weise  Statt  gefunden  hat. 

Da,  wo  Kondemnation  und  Verkauf  zur  Last  des  Versicherten 
bleiben  (wegen  Reparaturunwürdigkeil ;  wegen  Mängel  im  Verfahren  ; 
wenn  die  Autorisation  zum  Verkauf  wegen  solcher  Schäden  erleilt  sein 
sollte,  für  welche  der  Versicherte  nicht  haftete ;  wenn  von  der  Reparatur 
wegen  Geldmangels  abgestanden  wurde,  u.  dgl.)  ist  der  Schaden,  soweit 
er  den  Versicherer  trifft,  auf  der  Grundlage  der  von  dem  Versicherten 
beizubringenden  ordnungsmäßigen  Besichtigung*-  und  Schätzungs- Doku- 
mente (§  12Ü)  aufzumachen  und  sodann  vom  Versicherer  unter  Abzug 
wegen  des  Unterschiedes  zwischen  alt  und  neu  zu  vergüten. 

Wo  der  Verkauf  des  Schiffe-s  dem  Versicherer  zur  Last  kommt,  da 
endet  die  übernommene  Gefahr  für  denselben  erst  mit  dem  Ver- 
kaufe des  Schiffs,  auch  haftet  er  für  den  Eing.ing  des  Kaufpreises. 

§  132. 

Der  Beginn  der  Reparatur  schlicht  die  Ausübung  des  in  dem  vorstehenden 
Paragraphen  dem  Versicherten  eingeräumten  Hechts,  den  Umständen  nach  zum 
Verkaufe  des  Schiffs  für  Rechnung  des  Versicherers  zu  schreiten,  nicht  aus, 
wenn  erst  später  erhebliche  dem  Letzteren  zur  Last  kommende  Schäden  ent- 
deckt werden,  welche  dem  Versicherten  ohne  sein  Verchulden  unbekannt  ge- 
blieben waren. 

Macht  der  Versicherte  von  jenem  Rechte  nachträglich  Gebrauch,  so  muss 
der  Versicherer  die  bereits  aufgewendeten  Reparaturkosten  insoweit  besonders 
vergüten,  als  durch  die  Reparatur  hei  dem  Verkauf  des  Schiffs  ein  höherer  Erlös 
erzielt  worden  ist. 

S  132. 

A.  D.  II.-G.-It.  Art.  878.  —  H.-O.-B.  von  1897  $  874. 
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B.  An  (iiilern. 
§  133. 

Wenn  Beschädigung  an  versicherten  Gütern  sich  zeigt,  so  innss  schon  die 
Eröffnung  derselben,  nicht  minder  müssen  die  Feststellung  des  Befundes  und 
die  Untersuchung,  ob  und  wie  weit  Beschädigung  anzunehmen  und  eventuell 
Seeunfällen  der  versicherten  Heise  beizumessen  ist.  wenn  thunlich,  unter  Zu- 
ziehung des  Versicherers,  eventuell  eines  Vertreters  desselben,  vorgenommen 
werden.  Für  die  Fälle  der  vorgedachten  Zuziehung,  resp.  für  die  Fälle,  in  welchen 
wegen  Entlegenheit  des  Ortes  oder  wegen  der  Xichlanwesenheit  oder  des  Nichl- 
bekanntseins  eines  Vertreters  weder  der  Versicherer  noch  ein  Vertreter  desselben 
zugezogen  werden  kann,  sind  die  nachfolgenden  Bestimmungen  zur  Anwendung 
zu  bringen. 

Ist  der  Versicheier,  eventuell  ein  Vertreter  desselben  an  dem  Orte,  wo  die 
beschädigte  Ware  sich  befindet,  anwesend  oder  so  nahe  bei  demselben,  um 
zeitig  zugezogen  werden  zu  können,  so  hat  diese  Zuziehung  zu  der  fördersamst 
vorzunehmenden  Eröffnung  der  Ware  stattzufinden.  Beide  Teile  haben  je  einen 
Sachkundigen  zu  ernennen,  um  den  Befund  der  Ware  festzustellen  und  deren 
Untersuchung  in  der  obengedachten  Richtung  vorzunehmen.  In  Betreff  der 
für  den  Fall  der  Meinungsverschiedenheil  der  Sachkundigen  erforderlichen 
Bestellung  eines  Obmannes  und  der  Wirkung  des  von  jenen  oder  diesem  abzu- 
gebenden Gutachtens  gilt  dasselbe,  was  in  Betreff  von  Schiffen  in  §  1*^8  bestimmt 
worden  ist.  —  Ist  weder  der  Versicherer  noch  ein  Vertreter  desselben  anwe- 
send, auch  nicht  in  angemessener  Zeit  erreichbar,  so  hat  der  Versicherte,  even- 
tuell dessen  Vertreter,  bei  dem  am  Havereiplatze  fungirenden  Consul  des  Landes, 
welchem  der  Versicherte  angehört,  eventuell  bei  einer  sonstigen  öffentlichen 
Behörde  (§  1*28  unter  a).  die  Ernennung  zweier  Sachkundigen,  sowie  erforderlichen 
Falles  die  Bestellung  eines  Ohmannes,  behufs  der  obenerwähnten  Konstatierung 
und  Begutachtung  zu  beantragen. 

Bei  der  Besichtigung  und  Begutachtung  der  Ware  ist  die  darin  sich  zeigende 
Beschädigung  ihrer  Beschaffenheit,  ihrem  Umfange  und  ihrer  Entslehungsursache 
nach  zum  Gegenstände  der  Beurtheilurig  zu  machen,  und  insbesondere  zu  ermit- 
teln oh  die  Beschädigung  wirklich  auf  der  letzten  Reise  entstanden  ist,  und  zwar 
oh  sie  von  Seewasser,  resp.  von  sonstigen  Seeunfällen  herrührt. 

Das  Sccbeschädigtc  nuiss  vom  Unbeschädigten  resp.  Nicht-Seebeschädigten 
getrennt  werden ;  und  zwar  sind  nicht  nur  die  verschiedenen  Kolli,  sondern 
auch  in  dem  Inhalt  eines  jeden  Kollo  die  einzelnen  beschädigten  Stücke  von 
den  unbeschädigten  zu  trennen,  wobei  nur  in  Betreif  solcher  Waaren  eine  Aus- 
nahme gemacht  werden  darf,  bei  denen  die  Trennung  nicht  thunlich  oder  doch 
nicht  üblich  ist.  Das  Seebeschädigte  muss  ohne  irgendwelchen  Verzug  in  öffent- 
licher Auktion  verkauft  werden. 

Beim  Verkaufe  am  Bestimmungsorte  sind  die  beschädigten  Güter  vor 
der  Auktion  und  zwar,  wenn  nicht  am  Tage  der  Auktion  selbst,  auf  keinen  Fall 
zu  einer  früheren  Zeit  als  an  dem  der  Auktion  vorangehenden  Tage,  durch  die 
bestellten  Sachkundigen  zu  taxieren,  und  i-l  dabei  zu  Grunde  zu  legen  der 
.Marktpreis  (A.  D.  ll.-G.-B.  Art  353).  welchen  die  Güter,  wenn  sie  unbeschädigt 
gewesen  wären,  inklusive  Zoll,  damals  gegolten  hätten.  Kalls  die  Waare  im 
Knttepot  oder  in  Bond  verkauft  wird,  oder  am  Ycrkaufsorte  auch  ein  Marktpreis 
exklusive  Zoll  üblich  ist.  so  wird  die  Feststellung  des  JYeises  ohne  Zoll  gemacht ; 
vorausgesetzt,  dass  nicht  etwa  die  Ware  verzollt  verkauft  wird.  —  Demnächst 
wird  der  Brutto-Auktions-Ertrag  von  dem  wie  vorstehend  taxuten  Wert  abge- 
zogen und  der  Ausfall  auf  die  Taxi-  der  Boli/.e.  resp.  den  Versicherungswert, 
reguhrt  ;  isi  aber  die  Schätzung  der  Ware  im  unbeschädigten  Zu-Iande  niedriger 
ausgefallen  als  die  l'olizciitaxe.  resp.  der  Versicherung-wert,  so  wird  das  Ergeb- 
nis jener  Schätzung  zu  (.runde  gelegt.  In  jenem,  wie  in  diesem  Fall,  wird  sodann 
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der  Schadensbeiauf  nebst  den  Verkaufskosinn,  sowie  der  Hälfte  der  Besichtig- 
ungs-,  Abschätzung*-  und  Dispachekosten  (§  69  a.  F.),  vom  Versicherer  nach 
diesen  allgemeinen  Versicherungs-Bcdingungon  gezahlt. 

Werden  die  beschädigten  Güter  anderswo  als  am  Bestimmungsorte  ver- 
kauft, so  kommen  die  Bestimmungen  des  4>  136.  Abs.  1.  zur  Anwendung.  (Ver- 
gütung der  Polizentaxe,  resp  des  Versicherungswerts  abzüglich  des  Reinertrages 
der  Auetion.) 

Jede  wesentliche  Verletzung  der  für  das  Verfahren  des  Versicherten  im 
Vorstehenden  gegebenen  Vorschriften  führt  den  Verlust  des  Fntschädigungs- 
Anspruchs  des  Versicherten,  soweit  derselbe  auf  eine  Beschädigung  der  (iüter 
gestützt  werden  könnte,  herbei.  —  Der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden 
Genehmigung  eines  von  den  vorgedachten  Vorschriften  abweichenden  Verfahrens 
seilens  eines  Vertreters  des  Versicherers  wird  auch  hierbei  Wirkung  beigelegt 
(s.  §  127  a  E). 

Zu  S%  133  und  134. 

Die  Restimmungen  des  A.  D.  H.-G.-H.  Art  879  und  des  H.-G.-B.  von  1897  {?  87.'i 
sind  wesentlich  weniger  eingehend  als  die  A.  S.  V.  B. 

Art.  879  %  875.  Hei  Gütern,  die  beschädigt  im  Bestimmungshafen  ankommen,  ist 
durch  Yergleichung  des  brutto  wert  lies,  den  sie  daselbst  im  beschädigten  Zustande 
haben,  mit  dem  Brultowert,  welchen  sie  dort  in  unbeschädigtem  Zustande  haben 
würden,  zu  ermitteln,  wie  viel  Prozente  des  Wertes  der  Guter  verloren  sind.  Ebenso- 
viel Prozente  des  Versicherungswertes  sind  als  der  Betrag  des  Schadens  anzusehen. 

Die  Ermittelung  des  WerUs,  welchen  die  Güter  im  beschädigten  Zustande  haben, 
erfolgt  durch  öffentlichen  Verkauf  oder,  wenn  der  Versicherer  einwilligt,  durch  Ab- 
schätzung. Der  Wert,  welchen  die  Guter  im  unbeschädigten  Zustande  haben  würden, 
bestimmt  sich  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Art.  612  Abs.  1  u.  '2,  $  ül  1  Abs.  1. 

Der  Versicherer  hat  ausserdem  die  Besichtigung*-,  Abschätzungs-  und  Verkaufs- 
kosten zu  tragen. 

§  134. 

Wenn  bei  der  Güterversicherung  das  Schiff  unfähig  wird,  die  Reise  zu 
vollenden,  eine  anderweitige  Weiterbeförderung  der  (iüter  aber  unverhältnis- 
mässige Kosten  verursacht  oder  in  angemessener  Zeit  nicht  beschafft  werden 
kann,  so  ist  der  Versicherer  berechtigt,  den  Verkauf  derselben  am  Havereiplalze 
zu  verlangen  (4;  i'.iit). 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  anderweitige  Weiterbeförderung  der  Güter 
stattfindet,  ist  bei  der  Auswahl  des  zu  diesem  Zwecke  zu  befrachtenden  Schiffs 
oder  der  Schiffe  möglichst  nach  dem  Willen  des  Versicherers  zu  verfahren, 
auch  auf  die  Zollgeselze  des  Bestimmungshafens  Rücksicht  zu  nehmen.  Die 
geschehene  Befrachtung  isl  dem  Versicherer  unverzüglich  anzuzeigen.  Die 
begonnene  Gefahr  läuft,  für  denselben  ohne  Unterbrechung  fort. 

Der  Betrag,  um  welchen  die  Kracht  jener  Fahrzeuge  nebst  der  nach  Mass- 
gabe  des  zurückgelegten  Weges  dem  Schiffe  zukommenden  Kracht,  die  bei  unge- 
störter Reise  zu  zahlen  gewesene  Fracht  übersteigt,  ist  als  Kxlralracht  samt 
allen  verausgabten  Kosten  der  Bergung.  Krhaltung  und  Weilerverladung  nach 
gehörig  aufgemachter  Dispache  vom  Versicherer  zu  bezahlen. 

§  1.15. 

Ist  ein  Teil  der  Güter  auf  der  Heise  verloren  gegangen,  so  besteht  der 
Schaden  in  ebopsovielen  Prozenten  der  Polizentaxe  resp.  des  Versicherungs- 
werts, als  Prozente  des  Werts  der  Güter  verloren  gegangen  sind. 

§  13*'. 

A.  D.  H.-G.-I5.  Art  880.  -  Il.-G.-B.  von  1897  %  K7G. 

g  136. 

Wenn  (iüter  auf  der  Reise  in  Folge  eines  Unfalls  oder  auf  Grund  der  Be- 
stimmung des  134  Abs.  1  verkauft  worden  sind,  so  besteht  der  Schaden  in  dem 
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Unterschied  zwischen  dem  nach  Abzug  der  Fracht,  wie  solche  nach  Landesge- 
setz halte  bezahlt  werden  müssen,  der  Zölle  und  Verkaufskosten  sich  ergeben- 
den Reinerlös  und  der  Polizentaxe.rcsp.  dem  Versicherungswert  der  Güter. 

Die  übernommene  Gefahr  endet  für  den  Versicherer  erst  mit  dem  Verkauf 
der  Güter.  Das  Provenü  einzuziehen  ist  Obliegenheit  des  Versicherten.  Der 
Versicherer  haltet  für  den  Kingang  des  Kaufpreises;  dies  jedoch  nur  dann, 
wenn  der  Verlust  nicht  durch  Handlungen  des  Versicherten  oder  einer  der 
in  §  70  unter  4  genannten  Personen  herbeigeführt  worden  ist. 

§  13ü\ 

A.  D.  H.-G.-rt.  Art.  881.  —  H.-G.-B.  von  1897  %  877. 

A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  enthalten  als  Abs.  3  die  Bestimmung  :  Die  Vor- 
scliriften  des  Art.  838—842  §  834-838  bleiben  unberührt. 

C.  An  Frachtgeldern. 
§  137. 

Bei  partialem  Verlast  der  Fracht  besteht  der  Schaden  in  demjenigen  Teile 
der  bedungenen  oder  in  deren  Ermangelung  der  üblichen  Fracht,  welcher  ver- 
loren gegangen  ist. 

Der  aus  einer  Kondemnation  oder  dem  Verkauf  des  Schiffs  sich  erge- 
bende Frachtverlust  kommt  dem  Versicherer  nur  unter  der  Voraussetzung 
zur  Lisi,  dass  dabei  den  Vorschriften  des  §  131  genügt  worden  ist.  Sollte 
der  Frachlversichercr  gewisse  Gefahren  nicht  übernommen  haben,  so 
treffen  ihn  die  Folgen  der  Kondemnation  nur  dann,  wenn  diese  in  Veran- 
lassung solcher  Beschädigungen  des  Schiffs  erfolgt  ist,  welche  zu  seiner 
Verantwortung  standen.  Die  in  diesen  Absatz  getroffenen  Bestimmungen 
gelten  auch  für  den  Fall  eines  Tolalverlustes  (§  1  lü),  sowie  hei  Versiche- 
rungen auf  Frachl-Vorschuss. 

Das  Mass,  in  welchem  der  Frachlversieherer  für  Schaden  haftet,  wird  nach 
den  Vorschriften  der       15  und  10  Abs.  5  bestimmt. 

$  M7. 

A.  D.  ll.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  enthalten  eine  der  g  137  Abs.  2  A.  S.  V.  B 
entsprechende  Vorschrift  nicht. 

Art.  882  Abs.  2,  $  878  Abs.  2  lauten: 

Ist  die  Fracht  laxirt  und  die  Taxe  nach  Art.  797  Abs.  4,  %  793  Abs.  4  in  Bezug 
auf  einen  von  dem  Versicherer  zu  ersetzenden  Schaden  massgehen,  so  besteht  der 
Schaden  in  ebenso  vielen  Prozenten  der  Taxe,  als  Prozente  der  bedungenen  oder 
üblichen  Fracht  verloren  sind. 

A.  D.  II.-G.-B.  Art.  882.  -  ll.-G.-B.  von  1897  $  878. 

B.  An   imaginärem  Gewinn,  Provision  u.  dgl. 

§  138. 

Bei  imaginärem  Gewinn  oder  Provision,  welche  von  der  Ankunft  der  Güter 
erwartet  werden,  besieht  der  Schaden,  wenn  die  Güler  im  beschädigten  Zustande 
ankommen,  in  ebenso  vielen  Prozenten  des  als  Gewinn  oder  Provision  ver- 
sicherten Betrags,  als  der  nach  §  1*13  zu  ermittelnde  Schallen  an  den  Gütern 
Prozente  de-  Versichcrungvvcrlhs  der  letzteren  beträgt. 

Hat  ein  Teil  der  Güter  den  Bestimmungshafen  nicht  erreicht,  so  besieht 
der  Schaden  in  ebensovielen  Prozenten  des  als  Gewinn  oder  Provision  ver- 
sicherten Betrugs,  als  der  Wert  des  in  dem  Bestimmungshafen  nicht  angelangten 
Teils  der  Güter  Prozente  des  Werts  aller  Güter  beträgt. 

Wenn  bei  der  Versicherung  des  imaginären  Gewinns  der  nicht  angelangte 
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Teil  der  Guter  mit  Vorteil  verkauft  worden  ist,  oder  der  Versicherte  in  grosser 
Haverei  oder  aus  anderen  Gründen  für  denselben  eine  den  Wert  übersteigende 
Vergütung  erhalten  hat,  so  kommt  von  dem  Schaden  der  Ueberschuss  in  Abzug 

(§  «5). 

$138. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  8a3.  —  H.-G.-B.  von  1897  $  879  allegiren  Art.  879  $  875. 

Abs.  3  lautet:  Sind  bei  der  Versicherung  de»  imaginären  Gewinns  in  Ansehung 
des  nicht  angelangten  Teiles  der  Güter  die  Voraussetzungen  des  Art.  864  %  8«0  vor- 
handen, so  kommt  von  dem  Schaden  der  im  Art.  864,  §  860  bezeichnete  Ueber- 
schuss in  Abzug. 

E.  An  Bodmerei-  oder  Havereigeldern. 

§  139. 

Bei  Bodmerei-  oder  Havereigeldern  besteht  im  Fall  eines  partialen  Verlustes 
der  Schaden  in  dem  Ausfall,  welcher  darin  sich  gründet,  dass  der  Gegenstand, 
welcher  verbodmet  oder  für  welchen  die  Havereigelder  vorgeschossen  oder  ver- 
ausgabt sind,  zur  Deckung  der  Bodmerei-  oder  Havereigelder  infolge  späterer 
Unfälle  nicht  mehr  genügt. 

§139. 

A.  D.  H.-G.B.  Art.  881.  -  H.-G.-B.  von  1897  §  880. 

F.  An  Ueberfahrtsgeldern. 
§  140. 

Der  Versicherer  auf  Ueberfahrts-  oder  Passagegelder  (Fracht-  und 
Verpllegungsgelder  der  Passagiere)  ist  im  Havereifälle  verpflichtet,  zu 
erstatten  den  etwaigen  Beilrag  jener  Gelder  zur  grossen  Haverei,  die 
Kosten  der  Landung  der  Passagiere,  deren  Beköstigung  und  Behausung 
im  Nothafen  und,  falls  das  Schiff  seine  Reise  nicht  fortsetzen  kann, 
auch  die  sämtlichen  Beförderungskosten  derselben  nach  dem  in  der 
Polize  genannten  Bestimmungsorte  samt  den  abseilen  der  Behörden 
dem  Versicherten  zur  Last  gebrachten  Kosten,  endlich  die  nach  den 
Geselzen  des  Abferligungsorlcs  von  dem  Versicherten  den  Passagieren 
etwa  zu  ersetzenden  Verluste. 

Jedoch  ist  der  Versicherer,  wenn  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil 
vereinbart  worden  ist,  nur  bis  zum  Belaufe  seiner  gezeichneten  Summe 
verantwortlich,  so  dass  also  die  §§  üä  und  9.1  hierbei  keine  Anwendung 
linden. 

G.  Allgemeine  Bestimmung. 
§  4M. 

Der  Versicherer  hat  den  nach  den  12fi — 140  zu  berechnenden  Schaden 
vollständig  zu  vergüten,  wenn  zum  vollen  Werte  versichert  war,  jedoch  unbe- 
schadet der  Vorschrift  des  §  2.J.  War  nicht  zum  vollen  Wert  versichert,  so  hat 
er  nach  Massgabc  des  §  15  nur  einen  verhältnismässigen  Teil  dieses  Schadens 
zu  vergüten. 

§  141. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  8£>.  —  1I.-G.-B.  von  18J7  §  881  alleren  Art.  876—884 
§  872-880,  Art  804  §  800,  Art.  796  §  792. 
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Sechster  Abschnitt. 
Bezahlung  dos  Schaden«. 
Begründung,  Andienung  und  Beweis  der  Schadensforderung. 

§  142. 

In  Fällen  besonderer  Haverci  bedarf  es  bei  Partialschäden,  um  seitens  des 
Versicherten  den  Versicherer  in  Anspruch  nehmen  zu  können,  einer,  wo  dies 
gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  amtlich,  sonst  in  ortsüblicher  Weise  aufzumachenden 
Schadens-Berechnung  («Dispache»).  Bei  einem  Totalverlust  genügt  in  der 
Hegel  die  Vorlegung  der  denselben  nach  weisenden  Documenle  und  einer 
seitens  des  Versicherten  aufgemachten  mit  Belegen  versehenen  Berech- 
nung der  aufgewendeten  Kosten  und  der  etwa  aus  geretteten  Gegen- 
ständen geiöseten,  von  der  Versicherungssumme  in  Abzug  zu  bringender. 
Beträge.  Sollte  jedoch  diese  Berechnung  umfangreich  oder  verwickelt 
sein,  so  ist  auch  bei  einem  Tolalverlust  der  Versicherer  berechtigt, 
bevor  er  sich  über  die  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung  der  Schadens- 
forderung erklärt,  die  Aufmachung  einer  Dispache  zu  verlangen. 

§  1*2. 

A.  D.  H.-G.-H.  Art.  880.  —  H.G.-B.  von  1807  §  882  enthalten  nur  den  ersten  Satz 
in  ihrem  Abs.  1  in  anderer  Fassung  : 

Der  Versicherte  hat,  um  den  Ersatz  eines  Schadens  fordern  zu  können,  eine 
Schadenberechnung  dem  Versicherer  mitzuteilen.  Art.  886  Abs.  2  und  882  Abs.  2 
finden  sich  wieder  in  §144  A.  S.  V.  Ji. 

8  IM- 

Um  Fälligkeit  und  Klagbarkeit  der  Forderung  auf  Schadensvergütung 
herbeizuführen,  und  um  dadurch  zugleich  das  Recht  auf  dieselbe  für  die 
gesamte  Dauer  des  Vcrjährungszeilraunis  (§  \&3)  zu  conserviren,  hat 
der  Versicherte  innerhalb  der  unten  anzugebenden  Fristen  dem  Versicherer 
den  Schaden  anzudienen  oder  andienen  zu  lassen.  Die  Andienung  besteht 
darin,  dass,  wenn  der  Versicherte  in  Folge  von  Nachrichten,  welche  er 
über  den  Gegenstand  der  Versicherung  erhalten  hat,  oder  in  Folge  des 
Ausbleibens  aller  Nachrichten,  weiss  oder  schliessen  zu  müssen  glaubl, 
dass  er  den  Versicherer  auf  Schadensvergülung  in  Anspruch  zu  nehmen 
haben  werde,  er  dies  dem  lelzteren  durch  eine  schriftliche  Krklärung 
(« AmJicnuiig»)  ankündigt.  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  wenn  der 
Versicherte  es  verlangt,  den  Empfang  der  Andienung  schriftlich  zu 
bescheinigen,  worin  indessen  keine  Anerkennung  seitens  des  Versicherers 
liegt,  dass  er  den  Schaden  zu  tragen  habe. 

Hin  Schaden,  we'chen  der  versicherte  Gegenstand  auf  einer  Reise 
zwischen  europäischen  Plätzen  erleidet,  muss  innerhalb  zwölf  Monale, 
falls  auf  einer  Reise  anderer  Art,  innerhalb  achtzehn  Monale  nach  dem 
Tage,  an  welchem  die  versicherte  Reise  beendigt  ist  72— 7(>)  bei 
der  Versicherung  auf  Zeit  innerhalb  zwölf  Monate  nach  dem  Tage, 
an  welchem  die  Versicherungszeit  endete,  endlich,  falls  das  Schill 
versehollen  sein  sollte,  innerhalb  desselben  Zeitraums  nach  dem 
lelzlen  Tage  der  für  die  Verscliollenheii  bestimmten  Frist  (§  117) 
angedient  werden,  widrigenfalls  die  Forderung  gänzlich  erlischt. 
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Zwei  Monale  nach  dem  Tage  der  Andienung  wird  die  Forderung 
des  Versicherten  auf  Schadensvergütung  unter  der  Voraussetzung  lallig 
und  klagbar,  dass  dem  Versicherer  die  Dispache,  resp.  die  Schadcns- 
herechnung,  mit  gehörigen  Belegen  (s.  142  u.  14ü)  alsdann  zuge- 
stellt wiid,  oder  schon  vorher  worden  ist. 

Gegen  die  Versäumung  der  rechtzeitigen  Andienung  findet  keine 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  statt. 

§  144. 

Der  Versicherte  muss  durch  genügende,  der  Dispache  resp.  der  Schadens- 
berechnung ijj  141)  beizufügende  Belege  dem  Versicherer  darthun: 

1)  sein  Interesse; 

2)  dass  der  versicherte  Gegenstand  den  Gefahren  der  See  ausgesetzt 
worden  ist; 

3)  den  Unfall,  worauf  der  Anspruch  gestützt  wird; 

4)  den  Schaden  und  dessen  Umfang. 

Bei  dem  Beweise  in  Betreff  des  vorstehend  unter  Nr.  4  ange- 
führten Punktes  ist  in  den  bezüglichen  Fallen  den  Vorschriften  der 
§§  127—1&J  zu  genügen. 

§  144. 

A.  Ü.  H.-G.-B.  Art.  880  Abs.  2.  -  II  -G.-B.  von  1897  §  882  Abs.  2. 

§  145. 

Bei  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung  hat  ausserdem  der  Versicherte 
sich  darüber  auszuweisen,  dass  er  dem  Versicherungsnehmer  zum  Abschluss 
des  Vertrags  Auftrag  erteilt  hat,  und  ist  der  Versicherer  berechtigt,  Bei- 
bringung des  Schreibens  oder  der  Schreiben  zu  verlangen,  durch 
we'chc  der  Auftrag  und  dessen  etwanige  Nachträge  dem  Versicherungs- 
nehmer und  resp.  einem  oder  mehreren  Zwischenbeauftragten  zugängig 
gemacht  worden  sind.  Dies  letztere  gilt,  und  zwar  für  alle  Arten 
der  Versicherung,  auch  von  den  elwanigen  Benachrichligungsschreiben, 
welche  der  Versicherte  über  die  hei  der  Versicherung  in  Betracht 
zu  ziehenden  Umstände  erhallen  hat. 

Ist  die  Versicherung  ohne  Auftrag  geschlossen  (§  5),  so  muss  der  Versicherte 
die  Umstände  darthun,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  die  Versicherung  in  seinem 
Interesse  genommen  ist. 

$  145. 

A.  D  H.-G.-B.  Art.  887.  —  II.-G.-B.  von  1897  §  883  allegieren  Art.  78Ü  §  782. 

§  14G. 

Als  genügende  Belege  sind  anzusehen  im  Allgemeinen  solche  Belege, 
welche  im  Handelsverkehr,  namentlich  wegen  der  Schwierigkeit  der  Beschaffung 
anderer  Beweise,  nicht  beanstandet  zu  werden  pflegen,  insbesondere 

1)  zum  Nachweis  des  Interesses: 

bei  der  Versicherung  des  Schiffs  die  üblichen  Eigentumsurkunden ; 
bei  der  Versicherung  von  Gütern  die  Facturen  und  (Konnossemente, 

insofern  nach  Inhalt  derselben  der  Versicherle  zur  Verfügung  über 

die  Güter  befugt  erscheint: 
bei  der  Versicherung  der  Fracht  die  (Khartepartieeu  und  (Konnossemente, 

2)  zum  Nachweis  der  Verladung  der  Güter  die  (Konnossemente; 

3)  zum  Nachweis   des   Unfalls    die  Verklarung   und   das  Schiffsjournal 
(A.  D.  H.-G.-B.  Art.  488  und  494.  [H.-G.-B.  von  1897  «Tagebuch. 

äi 
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§  Angabt.1  fohlt  1 ;  in  Kondemnalionsfällen  das  Erkenntnis  des  Prisen- 
Berichts:  in  Verschollenheitsfüllen  glaubhafte  Bescheinigungen  über  die 
Zeit,  in  welcher  das  SehilT  den  Abgangshafen  verlassen  hat,und  über 
die  Niclitankunft  desselben  im  Bestimmungshafen  während  der  Ver- 
schollenheitsfrist : 

4)  zum  Nachweis  des  Schadens  und  dessen  Umfangs  die  in  Beziehung 
auf  ihre  Form  den  Gesetzen  oder  Gebräuchen  des  Orts  der  Schadens- 
ermittelung  entsprechenden  Besichtigung*-,  Abschätzung*-  und  Verstei- 
gerungsurkunden, sowie  die  Kostenanschläge  der  Sachverständigen, 
ferner  die  quittirlen  Rechnungen  über  die  ausgeführten  Reparaturen, 
und  andere  Quittungen  über  geleistete  Zahlungen.  In  Ansehung  eines 
partialen  Schadens  am  Schiff  ist  den  Vorschriften  der  127—130, 
an  Gütern  denjenigen  des  §  133  zu  genügen. 

Die  See-Versicherungs-Poli/.e  auf  Güter  enthält  folgenden  Zusatz: 

Die  Versicherer  verzichten  in  den  Fällen,  wenn  in  Dampfschiffen 
verladene  Güter  frei  von  gewissen  Prozenten  der  Beschädigung  versichert 
worden  sind  und  Beschädigung  sich  ereignet,  auf  die  Beibringung  der  Verklarung. 

§  146. 

A.  L».  Il.-G.-H  Art.  888  und  II.-G.-B.  vun  1897  §  884  enthalten  statt  des  Satz  2  der 
Nr.  4  folgende  Bestimmungen  : 

In  Ansehung  eines  teilweise»  Schadens  am  Schiffe  (Art.  87G  u.  877,  $j  872  u.  873) 
genügen  jedoch  die  Besichtigung*-  und  Ahschät/ungsurkunden,  sowie  die  Kostenan- 
schläge nur  dann,  wenn  die  etwaigen  Schäden,  die  sich  auf  Abnutzung.  Aller,  Fäulnis* 
oder  Wurrufras*  gründen,  gehurig  ausgeschieden  sind,  und  wenn  zugleich,  soweit  es 
ausführbar  war,  sulche  Sachverständige  zugezogen  worden  sin  I,  die  entweder  ein-  für 
allemal  obrigkeitlich  bestellt  oder  vun  dem  Ortsgericht  oder  dem  Landeskonsul 
(ll.-G.-B.  von  1897  Deutschen  Konsul)  unl,  in  deren  Ermangelung  oder  sofern  deren 
Mitwirkung  sich  nicht  ei  l  ingen  lies«,  von  einer  anderen  Behörde  besonder*  ernannt 
waren. 

§  147. 

Auch  im  Fall  eines  Rechtsstreits  ist  den  im  §  140  bezeichneten  Urkunden 
in  der  Regel,  und  insofern  nicht  besondere  umstände  Bedenken  erregen, 
Beweiskraft  beizulegen.  Im  Uebrigen  entscheidet  das  am  Ort  der  gerichtlichen 
Verhandlung  geltende  Prozessrecht. 

§  «7. 

A.  P.  Il-G.-B.  Art.  889  allegirt  Art.  888.  Im  ll.-G-B.  von  1897  fehlt  die  ent- 
sprechende Bestimmung  mit  Rücksicht  auf  deren  Aufhebung  durch  §  13  Abs.  2  Ziffer  2 
des  K.  G.  z.  0.  P.  0. 

§  148. 

Eine  Vereinbarung,  wodurch  der  Versicherle  von  dem  Nachweise  der  in 
den  4?§  Iii  u.  145  erwähnten  Um-dändc  oder  eines  Theils  derselben  befreit 
wird,  ist  gültig,  jedoch  unbeschadet  des  Rechts  des  Versicherers,  das  Gegentheil 
zu  beweisen. 

Die  bei  der  Versicherung  von  Gütern  getroffene  Vereinbarung,  dass  das 
Contiossemeut  nicht  zu  produzireti  sei.  befreit  nur  von  dem  Nachweise  der 
Verladung. 

8  I4S. 

A.  D.  1I.-G.-B.  Art.  8)0.  —  II.-G.-B.  vun  1897  §  885  allegieren  Art.  88C§  882. 

S  >  '»'.» 

Bei  der  Versiclicfimg  für  fremde  Reehnung  ist  der  Versicherungsnehmer 
ohne  Beibringung  einer  Vollmacht  des  Versicherten  legitnuirt,  über  die  Rechte. 
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welche  in  dem  Versicherungsverlrage  für  den  Versicherlen  ausbedungen  sind,  zu 
verfügen,  sowie  die  Versicherungsgelder  zu  erheben  und  einzuklagen.  Diese 
Bestimmung  gilt  unbeschränkt,  wenn  keine  Polize  über  den  Versicherungs- 
vertrag erteilt  worden  ist,  im  Falle  der  Erteilung  einer  Polize  aber  nur  dann, 
wenn  der  Versicherungsnehmer  die  Polize  beibringt.  —  Im  Falle  der  Erteilung 
einer  Polize  hat  der  Versicherer  die  Versichcrungsgelder  dem  Versicherlen  zu 
zahlen,  wenn  dieser  die  Polize  beibringt. 

Wegen  der  im  Falle  einer  ohne  Auftrag  geschlossenen  Versicherung  die 
Zahlungspflicht  des  Versicherers  bedingenden  Nachweisung,  dass  der  Verlrag 
vom  Versicherlen  genehmigt  sei,  s.  §  5  Abs.  3  a.  E. 

§  149. 

A.-D.-M.-G.-B.  Art.  801.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  880  enthalten  statt  §  149  Abs.  2 
folgende  Bestimmung. - 

Ist  die  Versichern  ng  ohne  Auftrag  genommen,  so  bedarf  der  Versicherungsnehmer 
zur  Erhebung  oder  Eioklajung  der  Versicherungsgelder  der  Zustimmung  des  Ver- 
sicherten . 

A  D.  H.-G.-U.  Art.  802  -  H.-G.-B.  von  1897  $  *87  finden  sich  in  §  Ii9  Abs.  1 
Salz  3. 

Retentionsrecht  Kompensationsrecht 

§  150. 

Nach  dem  Art.  893  des  A.  D.  II  -G.-Bs.  ist  der  Versicherungsnehmer  nicht 
verpflichtet,  die  Polize  dem  Versieherlen  oder  den  Gläubigern  oder  der  Konkurs- 
masse desselben  auszuliefern,  bevor  er  wegen  der  gegen  den  Versicherten  in 
Bezug  auf  den  versicherten  Gegenstand  ihm  zustehenden  Ansprüche  befriedigt 
ist,  und  im  Fall  eines  Schadens  kann  er  weiten  dieser  Ansprüche  aus  der 
Forderung,  welche  gegen  den  Versicherer  begründet  ist,  sowie  nach  Einziehung 
der  Versicherungsgelder  aus  den  letzteren,  vorzugsweise  vor  dem  Versicherten 
und  vor  dessen  Gläubigern  sich  befriedigen.  —  Der  Versicherer  macht  sich 
dem  Versicherungsnehmer  verantwortlich,  wenn  er,  während  dieser  noch  im 
Besitze  der  Polize  sich  befindet,  durch  Zahlungen,  welche  er  dem  Versicherten 
oder  den  Gläubigern  oder  der  Konkursmasse  desselben  leistet,  oder  durch 
Verträge,  welche  er  mit  denselben  schliesst,  das  vorstellend  bezeichnete  Hecht 
des  Versicherungsnehmers  beeinträchtigt.  Dieselbe  Folge  tritt  linier  den  ent- 
sprechenden Umständen  auch  da  ein,  wo  das  in  Betreff  des  Versicherungs- 
nehmers zur  Anwendung  kommende  Parlikularrechl  diesem  ein  weiter 
reichendes  Retentionsrecht,  als  das  im  An.  893  angegebene  (auch  wegen 
iukonnexer  Forderungen)  einräumt. 

Inwiefern  der  Versicherer  einem  Dritten,  welchem  Hechle  aus  der  Polize 
eingeräumt  sind,  sich  dadurch  verantwortlich  macht,  da<s  er  über  diese  Hechte 
Verträge  schliesst  oder  Versicherungs«elder  zahlt,  ohne  die  Polize  sich  zurück- 
geben zu  lassen  oder  dieselbe  mit  der  erforderlichen  Bemerkung  zu  versehen, 
bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Hechts. 

A.  D.  H.-G.-U  Art.  893  und  894.  —  If.-G.-Ü.  von  18J7  §  888  u.  88D  Ondcn  sich 
in  dorn  einen  §  150  zusammengestellt. 

§  151. 

Für  die  Frage,  mittelst  welcher  ihm  zustehender  Forderungen  der  Versicherer 
gegen  einen  wider  ihn  gellend  gemachten  Schadensansprueh  kompensiren  kann, 
ist  es  entscheidend,  dass  immer,  mag  der  Versicherte  selbst  oder  ein  Vertreter 
desselben,  oder  (bei  der  Versicherung  für  fremde  Hcchnting)  der  Versicherungs- 
nehmer mit  jenem  Ansprüche  auftreten,  der  Versicherte  derjenige  ist,  aus  dessen 
Recht  der  Anspruch  erhoben  wird.  Nur  Forderungen  des  Versicherers  gegen 
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den  Versichert  cri  sind  mithin  zur  Kompensation  ««'eignet.  —  Das  Recht  des 
Versicherers,  mittelst  einer  gegen  den  Versicherten  ihn  zustehenden  Forderung 
zu  kompensiren,  erleidet  jedoch  dann  eine  Beschränkung,  wenn  hei  der  Versicherung 
für  fremde  Rechnung  der  Versicherungsnehmer  es  ist,  welcher  unter  Vorlegung 
der  Polize  die  Schadensumme  einfordert  und  nach  Massgabe  des  §  150 
berechtigt  ist,  sich  aus  den  Versicherungsgeldern  vorzugsweise  vor  dem 
Versicherten  und  vor  dessen  Gläubigern  bezahlt  zu  machen.  —  Selbstverständlich 
tritt  im  letzteren  Falle  bis  zu  dem  betreffenden  Belauf  ein  Kompensationsrecht 
des  Versicherers  mit  elwanigen  Forderungen  an  den  Versicherungsnehmer  selbst 
ein,  z.  B.  wegen  noch  nicht  berichtigter  Prämie. 

In  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherte  die  ihm  an  den  Versicherer 
zustehenden  gegenwärtigen  oder  zukünftigen  Ansprüche  durch  Cession  auf  den 
Versicherungsnehmer  oder  auf  einen  Dritten  überträgt,  kommen  die  allgemeinen 
Recbtsgrundsätze  zur  Anwendung. 

§  IM. 

Pas  Kornpensalions-(Aulrecbnungsrecht)  ist  in  A.  P.  ll.-G.-B.  Art.  805,  H.-G.-B. 
von  1807  §  80U  wie  folgt  geregelt. 

Wird  der  Versicherer  auf  Zahlung  der  Vcrsicherungsgelder  in  Anspruch  ge- 
nommen, so  kann  er  bei  der  Versicherung  für  fremde  Hechnung  Forderungen,  die  ihm 
gegen  denVersicherungsnehmer  zustehen,  nicht  zur  Kompensation  bringen  (aufrechnen). 

Die  Abtretung  ist  in  A.  P.  H.-G.-B.  Art.  80J,  H.-G.-B.  von  1807  §  801  wie  folgt 
geregelt : 

Der  Versicherte  ist  befugt,  nicht  nur  die  aus  einem  bereits  eingetretenen  Unfall 
ihm  zustehenden,  sondern  auch  die  künftigen  Entschädigungsansprüche  einem  Dritten 
abzutreten. 

A.  D.  H.G.-H.  fährt  fort:  Ist  eine  Polize  erteilt,  welche  an  Ordre  1  mtet,  so  kann 
dieselbe  durch  Inkossament  übertragen  werden;  in  Ansehung  eines  solchen  Indossa- 
mentes kommen  die  Vorschriften  der  Art.  3)1.  303  u.  305  zur  Anwendung.  Bei  der 
Vorsicherung  für  fremde  Rechnung  ist  zur  Gültigkeit  der  ersten  Uebertragung  das 
Indossament  des  Versicherungsnehmers  genügend. 

H.-G.-B.  von  1807  sagt  stattdessen  Ist  die  Polize  nach  %  363  Abs.  2  un  Order 
gestellt,  so  ist  bei  der  Versicherung  u.  ».  w. 


Fälle,  In  welchen  der  Versicherer  Abschlagszahlung  leisten  oder 

Vorschuss  erteilen  muss. 


§  -152. 

Wenn  zwei  Monate  nach  der  Andienung  des  Schadens  143)  verflossen 
sind  und  der  Belauf  desselben  ohne  Verschulden  des  Versicherten  noch  nicht 
liquide  gestellt  und  berechnet,  resp.  die  Dispache  (§  142)  noch  nicht  vorgelegt, 
wohl  aber  durch  ungefähre  Ermittelung  die  Summe  festzustellen  ist.  welche 
dem  Versicherer  mindestens  zur  Last  fällt,  so  hat  der  Letztere  zwei  Drittel 
dieser  Summe  in  Anrechnung  auf  seine  Schuld  vorläulig  zu  zahlen.  (S.  wegen 
Cautionsbestellung  £  153,  Abs.  4). 

S  152. 

A.  D.  IL-G.  Art.  807.  -H.-G.-B.  von  1807  §  802  haben  statt  des  §  152  folgende 
Bestimmung: 

Wenn  nach  dem  Ablaufe  von  zwei  Monaten  seit  der  Anzeige  des  Unfalls  die 
Schadenberechnung  (Art.  880  §882)  ohne  Verschulden  des  Versicherten  noch  nicht 
vorgelegt,  wohl  abfi  durch  ungelährc  Ermittelung  die  Summe  festgestellt  worden  ist, 
welche  dem  Versicherer  mindestens  zur  Lust  fällt,  ;-o  bat  der  Letztere  diese  Summe  in 
Anrechnung  auf  seine  Schul, 1  voi  l.mlig  zu  zihlen,  jodoeb  nicht  vor  dem  Ablaufe  der 
otw.i  für  die  Zahlung  der  Versitherutig*gelder  bedungenen  Frist.  Soll  die  Zahlungs- 
frist mit  dem  Zeitpunkte  beginnen,  in  welchem  dem  Versicherer  die  Schadensberech- 
nung milgelheilt  ist,  so  wird  sie  in  dem  bezeichneten  Falle  von  der  Zeit  an  berechnet, 
m  welcher  dem  Versicherer  die  vorläufige  Ermittelung  mitgeteilt  ist. 
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g  153. 

Der  Versicherer  hat 

1)  in  Havereifällen  zu  den  für  die  Hettung,  Erhaltung  oder  Wiederher- 
stellung der  versicherten  Sache  nötigen  Ausgaben  in  Anrechnung  auf  seine 
später  festzustellende  Schuld  zwei  Drittel  des  ihm  zur  Last  fallenden  Betrags, 

1)  bei  Aufbringung  des  Schiffs  oder  der  Güter  den  vollen  Betrag  der  ihm 
zur  Last  fallenden  Kosten  des  Reklameprozesses,  sowie  sie  erforderlich  werden, 
vorzuschiesscn. 

Bei  allen  Vorschüssen  und  vorläufigen  Zahlungen,  welche  der  Ver- 
sicherer in  Gemässheit  dieses  und  des  vorstehenden  Paragraphen  leistet, 
ist  der  Versicherte  zur  unverzüglichen  Rückzahlung  desjenigen  verpflichte!, 
wovon  es  sich  spater  heraussieht,  dass  es  dem  Versicherten  nicht  gebühre. 
Auf  demjenigen,  welcher  für  fremde  Rechnung  oder  als  Vertreter  eines 
Drillen  Versicherung  genommen  hat,  lastet  deshalb  keine  persönliche  Ver- 
bindlichkeit. 

Ist  eine  Versicherung  für  fremde  Rechnung  oder  im  Auftrage  und 
iNamcn  eines  Auswärtigen  geschlossen,  so  braucht  der  Versicherer  die 
Vorschüsse  und  vorläufigen  Zahlungen,  welche  auf  Grund  dieses  und  des 
vorstehenden  Paragraphen  ihm  obliegen,  nur  gegen  eine  zu  bestellende 
sichere  Kaulion  zu  Icislcn. 

§  i:»3. 

A.  O.  H.-G.-B.  Art.  898.  —  Jl.-G.-B.  von  1897  §  803. 


Siebenter  Abschnitt. 


Aufhebung  der  Versicherung  und  Rückzahlung 

der  JPrümie. 

Rlstorno  wegen  gänzlich  oder  teilweise  nicht  eintretender  Gefahr 

§  134. 

Wird  die  Unternehmung,  auf  welche  die  Versicherung  sich  bezieht,  ganz 
oder  zum  Teil  von  dem  Versicherten  aufgegeben,  oder  wird  ohne  sein  Zuthun 
die  versicherte  Sache  ganz  oder  ein  Teil  derselben  der  von  dem  Versicherer 
übernommenen  Gefahr  nicht  ausgesetzt,  so  kann  die  Prämie  ganz  oder  zu  dem 
verhältnismässigen  Teil  bis  auf  eine  dem  Versicherer  gebührende  Vergütung  zurück- 
gefordert oder  einbehalten  werden  (Ristorno). 

Die  Vergütung  (Ristornogebühr)  besteht,  sofern  nicht  ein  anderer  Betrag 
vereinbart  ist,  in  einem  viertel  •  Procent  der  ganzen  oder  des  entsprechenden 
Teils  der  Versicherungssumme,  wenn  aber  die  Prämie  nicht  ein  halbes  Prozent 
der  Versicherungssumme  erreicht,  in  der  Hälfte  der  ganzen  oder  des  verhält- 
nismässigen Teils  der  Prämie. 

Wegen  einiger  besonderer  Ristornofalle  s.  §§  :M,  M,  46,  53,  64, 
162  a.  K. 

§  r.i. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  899.  —  H.-G.-B.  von  1897  §  894  bestimmen  statt  ein  viertel 
Prozent :  ein  halbes  Prozent. 
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§  155. 

Ist  die  Versicherung  wegen  Mangels  des  versicherten  Interesses  (§§  1,  2) 
oder  wegen  Ueberversieherung  (§  9)  oder  wegen  Doppelversicherung  ^§  H)  un 
wirksam,  und  hat  .sich  der  Versicherungsnehmer  hei  dem  Absehluss  des  Vertrags, 
und  im  Falle  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung  auch  der  Versichertc  bei 
der  Erteilung  der  Auftrags,  in  gutem  Glauben  befunden,  so  kann  die  Prämie 
gleichfalls  bis  auf  die  im  §  154  bezeichnete  Ristornogebühr  zurückgefordert  oder 
einbehalten  werden. 

S  1*5. 

A.  D.  II. -0-15.  Art  900.  —  H.-G.-H.  von  1*07  §  893  allegiren  Art.  782  §  778, 
Art.  71)0  §  78G.  Art.  792  §  788,  Art.  899  §  89*. 

§  156. 

Die  Anwendung  der  154  und  155  ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass 
der  Versicherungsvertrag  für  den  Versicherer  wegen  Verletzung  der  Anzeige- 
pflicht unverbindlich  ist,  selbst  wenn  der  Versicherer  ungeachtet  dieser  Unver- 
bindlichkeit  auf  die  volle  Prämie  Anspruch  hätte,  jedoch  mit  folgender  Aus- 
nahme. Sollle  bei  dem  Abschlüsse  des  Vertrages  oder  bei  den  zum 
Zwecke  desselben  vorgenommenen  vorangehenden  Handlungen,  sei  es 
von  dem  Versicherungsnehmer,  dem  Versicherten  oder  einem  Vertreter 
desselben  oder  einem  Zwischenbcauftraglen  eine  Täuschung  des 
Versicherers  beabsichtigt  worden  sein,  so  findet  kein  Ristorno  statt. 
Die  Absicht,  den  Versicherer  zu  täuschen,  ist  schon  dann  anzu- 
nehmen, wenn  eine  der  votbe/.eichnelen  Personen  über  erhebliche 
Umstände  (§  29)  Erklärungen  gegen   besseres  Wissen  gemacht  hal. 

S  150. 

A  D.  H.-G.-B.  Art.  9  )1.  -  11  -G.-I5.  von  1897  §  898  allegiren  Art.  899  u.  900, 
891  und  89:». 

§  157. 

Ein  Rislorno  findet  nicht  statt,  wenn  die  Gefahr  für  den  Versicherer  bereits 
zu  laufen  begonnen  hat.  und  macht  es  hierbei  keinen  Unterschied,  oh 
die  Versicherung  auf  eine  einzelne  Heise,  ob  eine  Zcitversichertmg 
oder  eine  Versicherung  auf  combinierte  Reisen  geschlossen  ist.  (S. 
jedoch  §  163  a.  E.). 

§  157. 

A.  D.  U.-G.-B.  Art.  902.  -  H.-G  -H.  von  1897  §  897. 

§  158 

Beslehen  mehrere  Versicherungen  auf  denselben  Gegenstand,  so 
steht,  mögen  die  Versicherungen  an  demselben  Orte  oder  an  verschie- 
denen Orten,  zu  derselben  Prämie  oder  zu  verschiedenen  Prämien, 
auf  Grundlage  derselben  oder  verschiedener  Vertragsbedingungen, 
abgeschlossen  sein,  hei  der  Rislomirung  eines  Teils  des  versicherten 
Helaufes  es  nicht  in  des  Versicherten  Willkür,  welche  Versicherungen 
er  ristorniren  will.  Sind  die  Versicherungen  gleichzeitig  abgeschlossen 
(§  10),  so  wird  der  Historno  über  alle  Versicherer  gleichmäSHg 
verteilt;  sind  sie  zu  verschiedenen  Zeiten  abgeschlossen,  so  sind  die 
jüngeren  Versicherungen  vor  den  älteren,  je  nach  der  Zeil  des 
Abschlusses,  zu  ristornieren. 
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§  159. 

Der  Ristorno  muss  innerhalb  Jahresfrist  nach  dem  Tage  an 
welchem  die  Polize  unterzeichnet  isl  und,  wenn  keine  Polizc  aus- 
gestellt sein  sollte,  nach  dem  Tage  des  Abschlusses  der  Versicherung, 
gefordert  werden,  widrigenfalls  jeder  Anspruch  darauf  erlischt. 

Aufhebung  der  Versicherung  wegen  Zahlungsunfähigkeit  des  Versicherers 

resp.  des  Prämienschuldners. 

§  160. 

Wenn  der  Versicherer  zahlungsunfähig  geworden  ist,  so  ist  der  Versichertc 
befugt,  nach  seiner  Wahl  entweder  von  dorn  Verlrage  zurückzutreten  und  die 
ganze  Prämie  zurückzufordern  resp.  einzubehalten,  oder  auf  Kosten  des  Ver- 
sicherers nach  Riassgabe  des  §  ll2  eine  neue  Versicherung  zu  nehmen.  Dieses 
Hecht  steht  ihm  jedoch  nicht  zu,  wenn  ihm  wegen  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
des  Versicherers  genügende  Sicherheit  bestellt  wird,  bevor  er  von  dem  Vertrage 
zurückgetreten  ist  oder  die  neue  Versicherung  genommen  hat. 

Andererseils  ist  der  Versicherer,  wenn  der  Versicherungsnehmer  zah- 
lungsunfähig geworden  ist,  berechtigt,  alle  von  demselben  für  eigene 
Rechnung  genommenen  Versicherungen  für  erloschen  zu  erklären,  wenn 
ihm  nicht  innerhalb  zweimal  24  Stunden  nach  einer  deshalb  dem  Ver- 
sicherungsnehmer oder  dessen  Vertretern  gemachten  Ankündigung  für  alle 
Prämien,  welche  der  Versicherungsnehmer  noch  schuldet,  diejenigen  je- 
doch ausgenommen,  wegen  deren  der  Versicherer  zufolge  §  59  sich  auch 
an  den  Versicherten  hallen  kann,  —  welche  Ausnahme  indessen  dann  hin- 
wegfällt, wenn  auch  der  belrelTende  Versicheric  zahlungsunfähig  geworden 
sein  sollte  —  Zahlung  oder  genügende  Sicherheit  geleistet  wird.  Bei  einer 
Mehrzahl  von  für  fremde  Rechnung  genommenen  Versicherungen  kann  der 
Versicherer  auf  Grund  der  Zahlungsunfähigheit  des  Versicherungsnehmers 
nur  diejenigen  für  erloschen  erklären,  für  welche  die  Prämie  nicht  inner- 
halb der  vorgedachten  Frist  gezahlt  oder  sichergestellt  wird,  so  dass  also 
jede  Versicherung,  für  welche  die  Zahlung  oder  Sicherslellung  der  Prämie 
innerhalb  der  angegebenen  Frist  erfolgt,  in  Wirksamkeit  bleibt,  wenngleich 
für  andere  Versicherungen  die  Prämie  weder  gezahlt  noch  sicher  gestellt 
werden  sollte. 

§  160. 

A.  D.  H.-G.-B.  Art.  003.  -  H.-G.-R.  von  4897  §  898  allegiren  Art.  793  §  789. 

Wirkung  der  Veräusserung  des  versicherten  Gegenstandes. 

§  161. 

Wird  der  versicherte  Gegenstand  veräussert,  so  können  dem  Erwerber  die, 
dem  Versicherten  nach  dem  Versicherungsverträge  auch  in  Bezug  auf  künftige 
Unfälle  zustehenden  Rechte  mit  der  Wirkung  übertragen  werden,  dass  der  Er- 
werber den  Versicherer  ebenso  in  Anspruch  zu  nehmen  befugt  ist,  als  wenn 
Hie  Veräusserung  nicht  stattgefunden  hätte  und  der  Versicherte  selbst  den  An 
Spruch  erhöbe 

Der  Versicherer  bleibt  jedoch  von  der  Haftung  für  die  Gefahren  befreit, 
welche  nicht  eingetreten  sein  würden,  wenn  die  Veräusserung  unterblieben 
wäre. 

Er  kann  sich  nicht  nur  der  Einreden  und  Gegenforderungen  bedienen, 
welche  ihm  unmittelbar  gegen  den  Erwerber  zustehen,  sondern  auch  derjenigen. 
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welche  er  dem  Versicherten  hätte  entgegenstellen  können:  der  aus  dem  Ver- 
sicherungsverträge nicht  hergeleiteten  jedoch  nur  insofern  als  sie  bereits  vor 
der  Anzeige  der  Ijebertragung  entstanden  sind. 

§  101. 

A.  D.  H.-G.-H  Art.  904  u.  H.-fi.-B.  von  1897  £  K99  haben  als  Abs.  4: 
Durch  diese  Vorschriften  werden  die  rechtlichen  Wirkungen  der  mittelst  Indos- 
saments erfolgten  Uebcrtragung  einer  Polizc,  die  an  Order  lautet,  nicht  berührt. 
H.-G.-H.  von  1897  «  abgetreten  »,  statt  übertragen. 

Die  Vorschriften  des  §  161  gelton  auch  im  Fall  der  Versicherung  einer 
Schiffspart. 

Ist  das  Schiff  seihst  versichert,  so  kommen  dieselben  nur  dann  zur  An- 
wendung, wenn  das  Schiff  während  einer  Heise  veräusscrt  wird  Anfang  und 
Hude  der  Heise  bestimmen  sich  nach  §  72.  Ist  das  Schiff  auf  Zeit  oder  für  meh- 
rere Heisen  (£§  76.  79)  versichert,  so  dauert  die  Versicherung  im  Falle 
der  Veräusserung  während  einer  Heise  nur  bis  zur  Kntlöschung  des  Schiffs 
im  nächsten  Bestimmungshafen  (§  72).  Bei  dem  Teil  der  Prämie,  welcher 
auf  den  Zeilraum  nach  der  vorgedachlen  Kntlöschun*;  des  Schiffes  validiert, 
resp.  verhältnismässig  für  die  ferneren  Reisen  zu  rechnen  isl,  hat  der 
Versicherer  dem  Versicherten  zwei  Driltcile  zurückzimugüten. 

§  162. 

A.  1).  H.-G.-H.  Art.  9CT>.  H.-G.-H.  von  1897  §  900  allegiren  Art.  904  §  899,  Art.  827 
§  823,  Art.  700  %  757,  Art.  827  §  823. 


Achter  Abschnitt. 


Verjährung 

§  103 

Die  Forderung  des  Versicherten  an  den  Versicherer  aus  dem  Versiche- 
rungsvertrag erlischt  durch  Verjährung,  wenn  sie  nicht  innerhalb  fünf  Jahre 
nach  dem  Tage  der  geschehenen  Andienung  des  Schadens  (§143)  durch  An- 
stellung gerichtlicher  Klage  gellend  gemacht  wird. 

Die  dem  Versicherer  gegen  den  Versicherten  zustehenden  Forderungen 
(auf  Prämie,  auf  etwanige  Hückvergütung  u.  dgl.)  erlöschen  durch  Verjährung, 
wenn  sie  nicht  innerhalb  fünf  Jahre,  nachdem  sie  entstanden  sind,  durch 
Anstellung  gerichtlicher  Klage  gellend  gemacht  wird. 

Außergerichtliche  Mahnungen  verhindern  den  Kiutritt  der  Verjährung  nicht. 

(legen  die  Versäumung  der  rechtzeitigen  Klarstellung  lindet  keine  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  statt. 

§  «3. 

A.  D,  H.-G.-It.  Art.  910  und  II. -Cr  -Ii.  von  1S!>7  $  9tC>  besiimmen: 
Ks  verjähren  m  funf  Jahren  die  Forderungen  des  Versicherers  und  des  Versicherten 
ans  dem  Versicherungsvertrag';. 

Im.-  Verjährung  beginnt  mit  dem  Ablaut  des  Jahres,  an  welchem  die  versicherte 
Heise  beendigt  i-t,  und  bei  der  Versicherung  auf  Zeit  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an 
welchem  «he  Versicherungszeit  endet.  Sie  beginnt,  wenn  das  Srlull  verschollen  ist,  mit 
dem  Abbin!' des  T-iges,  an  welchem  die  Verschollenheitsfrist  endet. 
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§  164. 

Eine  Forderung,  welche  nach  dem  §  163  verjährt  ist,  kann  auch  im  Wege 
der  Kompensation  oder  sonst  als  Gegenforderung  nicht  geltend  gemacht  werden, 
wenn  sie  zur  Zeit  der  Entstehung  der  anderen  Forderung  bereits  verjährt  war. 

§  164. 

A.  D.  II  -G.-H.  Art.  911.  Im  H.-G.-H.  von  1897  fehlt  die  entsprechende  BeMim- 
munR  mit  Rücksicht  auf  die  Regelung  der  Frage  im  ltürgcrlichen  Gesetzbuch  Siehe 
§390  B  -G.-H. 

Dr.  Johannes  Burchard. 


Absicht  der  Versicherer  beim  Entwürfe  der 
Allgem.  See-Versicherungsbedingungen. 

Die  Gesetzgebung  Haniburgs  hat  das  Verdienst  gehabt,  auf  dem  Gebiete 
der  Versicherungsgesetzgebung  ein  epochemachendes  Werk  in  der  am 
10.  September  1 7:11  publizierten  Hamburgisehcn  Assekuranz  und  Haverei- 
ordnung  zu  schaffen  ;  sie  ist  die  Grundlage  gewesen  für  spätere  Gesetz- 
gebungen in  Schweden,  Preussen  und  Holland.  Aber  auch  sie  hat  das 
Schicksal  anderer  Gesetzgebungen  geteilt,  nicht  allen  Erfordernissen  des  fort- 
schreitenden Verkehrs  gerecht  zu  werden.  Das  führte  dahin,  dass  zunächst  im 
Jahre  1800  zu  den  Bestimmungen  der  Assekuranz  und  Havereiordnung  « All- 
gemeine Bedingungen  >  als  Zusätze  in  34  Paragraphen  ausgearbeitet  wurden, 
auf  welche  sich  dann  die  grössere  Anzahl  der  Versicherer  bei  dem  Abschluss 
der  Versicherungsverträge  in  ihren  Polizen  bezog.  Diese  « Bedingungen  >  ge- 
nügten indess  auf  die  Dauer  ebenfalls  nicht.  So  kam  es  auf  Grund  einer  von 
der  Hamburgischen  Commerz-Deputation  im  Jahre  1843  veranlassten  Einsetzung 
einer  Kommission  von  Sachverständigen  zur  Beratung  eines  «Allgemeinen 
Plans  Hamburgischcr  Seeversicherungen ».  Die  Beratungen  dieser  Kom- 
mission führte  zur  Herausgahe  des  mit  dem  1.  Januar  1847  in  Wirksamkeit 
tretenden  «  Allgemeinen  Plans  Hamburgischer  Seeversicherungen  vom  Jahre  1847». 
Der  Plan  bestand  aus  136  Paragraphen.  Kr  enthält  eine  freie  Lieberarbeit nng 
der  Assekuranz-  und  Havereiordnung,  auf  deren  Boden  er  steht.  Jedoch  tritt  in 
ihm  das  Bestreben  hervor,  die  von  Praxis  und  Wissenschaft  bewirkte  Aus- 
bildung zum  Ausdruck  zu  bringen  und  die  allgemeinen  Prinzipien  des  Assekuranz- 
rechtes  in  ihrer  Anwendung  auf  das  Sce-Assekuranzrcchl  geordnet  und  allgemein 
verständlich  darzulegen,  zugleich  aber  auch  im  Einzelnen  für  die  vorkommenden 
Vertragsarten,  sowie  für  die  Regelung  der  bei  eintretenden  Schäden  zwischen 
den  Versicherern  und  den  Versicherten  zu  erledigenden  Verhältnisse  solche  Be- 
stimmungen festzusetzen  ,  welche  dem  Bedürfnisse  des  Seehandels  und  der 
Billigkeit  entsprechen. 

Der  Erfolg  blieb  nicht  aus:  nur  in  einzelnen  Fällen  wurden  Abweichungen 
von  den  Bestimmungen  des  Plans  auf  besonderen  Antrag  der  Versicherten  in 
den  Text  der  Polizen  aufgenommen.  Das  Assekuranzgeschäft  ling  seit  Ein- 
führung des  Plans  an.  sich  sofort  in  Hamburg  bedeutend  zu  heben,  und  gelangle 
zu  hoher  Blüte. 

Eine  nur  unwesentliche  Aenderungen  aufweisende  revidirte  Ausgabe  wurde 
als  t  Revidirter  allgemeiner  Plan  Hamburgischcr  Seeversicherungen»  im  Jahre 
1852.  in  Kraft  tretend  am  1.  Januar  185'J,  von  der  Haniburgischen  Commerz- 
Deputation  herausgegeben . 

Der  Hamburgische  Plan  wurde  bald  im  ganzen  Norden  Deutschlands,  mit 
Ausnahme  Bremens,  welches  eigene,  in  Form  und  Inhalt  dem  Plan  sehr  ver- 
wandte Bedingungen  ausarbeitete,  und  darüber  hinaus  auch  in  den  skandinavi- 
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sehen  Ländern:  Schweden,  Dänemark,  Norwegen,  eingeführt  oder  doch  den 
eigenen  Arbeiten  zu  Grunde  gelegt. 

Der  Ahschluss  des  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  hatte  auch 
das  Seeversicheiungsrecht  vielfach  auf  Grundlage  des  Allgemeinen  Plans  ge- 
regelt. —  Eine  vergleichende  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  des  c  Revi- 
dierten allgemeinen  Plans  Haniburgisclier  Seeversicherungen  »  mit  den  die 
Seeassekuranz  betreffenden  Artikeln  des  «Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetz- 
buchs (Buch  5,  Titel  II)  findet  sich  in  dem  von  Voigt  und  Heineken  heraus- 
gegebenen Neuen  Archiv  für  Handelsrecht,  Bd.  4,  Hamburg  1866,  Seite  137 
bis  355  mit  Anmerkungen,  Inhalts-Uebersichl  um!  Xaehweisting  der  mitgeteilten 
Artikel  und  Paragraphen  ;  Verfasser  derselben  ist  J.  F.  Voigt,  derzeit  Hat  am 
Oberappellationsgericht  zu  Lübeck.  Schon  im  dritten  Band  des  Neuen  Archives 
für  Handelsrecht.  Hamburg  1H62.  Seite  461—470,  hatte  Voigt  die  Frage  aul- 
geworfen und  erörtert,  welchen  Kinlluss  die  F.inführung  des  neuen  deutschen 
Handelsgesetzbuches  auf  die  feinere  Geltung  des  Hamburgischen  Allgemeinen 
Assekuranzplans  ausüben  werde,  und  eventuell,  ob  es  notwendig  oder  wenigstens 
ratsam  sei,  Veränderungen  in  den  Bestimmungen  desselben,  oder  doch  eine 
Revision,  vielleicht  selbst  eine  Umarbeitung  seines  Inhaltes  vorzunehmen.  Die 
Frage,  ob  der  Allgemeine  Plan  durch  das  neue  Gesetzbuch  ausser  Krall  gesetzt 
werde,  verneint  Voigt,  mit  Rücksicht  riarauf,  dass,  abgesehen  von  der  Fest- 
stellung bestimmter  Grundprinzipien  als  unabänderlichen  Normen ,  z.  B.  der 
Ungültigkeit  der  Versicherung  ohne  Interesse  (Wetlversicherung)  und  der  l'nter- 
sagung  gewisser  Verträge  aus  Zweckmässigkeitsgründen,  z.  B.  das  Verbot  der 
Versicherung  von  Heuergeldern  der  Mannschaft,  das  Handelsgesetzbuch  nicht 
beabsichtige,  der  Vertrags-Autonomie  der  Beteiligten  Fesseln  anzulegen,  ihre 
Vertragsfreiheit  zu  beschränken.  Auch  für  unnötig  hält  Voigt  den  Allgemeinen 
Plan  für  die  Zeit  nach  Einführung  des  neuen  Gesetzbuchs  keineswegs,  vielmehr 
erachtet  er  die  Beibehaltung  des  Allgemeinen  Plans  neben  dem  neuen  Gesetz- 
buche in  solcher  Weise  als  ratsam,  dass  sich  der  Plan  in  Zukunft  zu  dem  Ge- 
setze ebenso  verhalte,  wie  er  sich  bisher  zur  Assekuranz  und  Havereiordnung 
von  1731  verhalten  hat.  Zwei  Gründe  sind  hierfür  bestimmend:  1.  der  Allge- 
meine Plan  enthält  neben  dem  Prinzipiellen  eine  nicht  geringe  Anzahl  von  auf 
Zweckmässigkeits-Erwägungen  und  geschäftlichen  Erfahrungen  beruhenden  Be- 
stimmungen über  den  Inhalt  rler  verschiedenen  Verträge  und  über  deren  Aus- 
führung im  Falle  des  Eintritts  von  Schäden.  Von  solchen  Bestimmungen  findet 
sich  im  Gesetze  nur  Weniges :  sie  gehören  auch  nicht  in  das  Gesetz  hinein. 
Aber  zum  Zwecke  möglichster  Zeitersparung  beim  Vcrlragsabschluss  und  zur 
Vermeidung  von  Ungewissheit  über  den  Inhalt  der  Verträge  bedarf  es  für  die 
Praxis  eines  Regulativs,  das  alle  wichtigeren  oder  doch  häufiger  vorkommenden 
Vertragsarten  vorsieht,  und,  wenn  keine  abweichenden  Verabredungen  getroffen 
werden,  für  sie  massgebend  ist.  Ein  solches,  auch  für  die  Zukunft  unentbehr- 
liches Regulativ  biete  der  Allgemeine  Plan  dar. 

2.  Die  Beibehaltung  eines  in  der  Weise  des  Allgemeinen  Plans  aus- 
gearbeiteten autonomischen  Regulativs  werde,  wie  zu  erwarten  stehe,  ein  die 
Rechtsbildung  läuterndes  und  fördermies  Organ  sichern.  Der  Plan  mit  etwaigen 
Ueberarbeitungen,  in  denen  die  im  Assekuranzgeschäft  und  bei  Gelegenheit  der 
darauf  sich  beziehenden  gerichtlichen  Verhandlungen  gemachten  Erfahrungen 
verwertet  werden,  werde  für  eine  etwaige  spätere  Revision  des  Gesetzes  die- 
selben Dienste  leisten,  wie  der  bisherige  Plan  sie  für  das  Allgemeine  deutsche 
Handelsgesetzbuch  geleistet  habe. 

Im  Jahre  1863  übernahm  Voigl  auf  Ersuchen  der  Haniburgischen  Commerz- 
Deputation  die  Ausarbeitimg  des  Iniwurfs  zu  einem  revidirten  Plan.  Der  Ent- 
wurf folgte  indes*  in  der  Anordnung  des  Stoffes  dem  bisherigen  Allgemeinen 
Plan,  nicht  dem  System  des  Handelsgesetzbuchs.  Von  der  Commerz-Deputation, 
wurde  dann  der  Entwurf  nebst  Motiven  nicht  nur  an  die  Mitglieder  der  in 
Hamburg  ernannten  Kommission,  sondern  in  Hamburg  wie  auch  an  den  sämt- 
lichen übrigen  in  Betracht  kommenden  l'lützcn  :  Bremen,  Steltin,  Lübeck,  Rostock, 
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Stralsund,  Emden,  Leer,  auch  an  die  Assekuradeure  und  andere  Sachverständige 
verteilt,  mit  der  Aufforderung,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  und  abweichende 
Wünsche  und  Anträge  an  die  Commerz-Deputation  zur  Veranlassung  des 
Weiteren  zu  richten. 

Bremen  machte  die  Beteiligung  an  dem  neuen  Werk  davon  abhängig,  dass 
dieses  umgearbeitet  und,  unter  Aufgabe  der  Ordnung  des  Allgemeinen  Plans,  der 
des  Handelsgesetzbuches  angepasst  werde.  Die  Kommission  beschloss  die  Um- 
änderung des  von  Voigt  ausgearbeiteten  Entwurfes,  doch  sollte  der  allgemeine 
Charakter  des  Entwurfs  nicht  geändert  werden,  die  neue  Vorlage  sollte  ein 
selbständiges,  den  Stoff  unter  Anlehnung  an  das  Handelsgesetzbuch  erschöpfendes 
Ganze  bilden.  Auf  Grund  dieses  Beschlusses  arbeitete  Voigt  einen  im  Jahre  4864 
veröffentlichten  Entwurf  aus.  Von  Lübeck,  Stettin,  Bremen  und  Hamburg  gingen 
Abänderungsvorschläge  ein  ;  sie  führten  zu  einem  neuen  Entwurf  mit  beigegebenen 
kurzen  Motiven.  Zwei  weitere  Eingaben  von  Stettin  und  Hamburg  führten  zu 
einer  neuen  nochmaligen  Aenderung  des  Entwurfs.  Dieser  Entwurf,  bezeichnet 
als  «Allgemeine  Seeversicherungsbedingungen  von  1867»,  fand  dann  die 
Zustimmimg  zunächst  des  Vereins  Hamburger  Assekuradeure ;  ihnen  folgten 
alle  übrigen  norddeutschen  Seeplätze,  mit  Ausnahme  Bremens.  Zur  praktischen 
Wirkung  gelangten  die  Allgemeinen  Seeversicherungsbedingungen  von  1867  mit 
dem  1.  Januar  1868.  Sie  enthalten  in  acht  Abschnitten  im  Ganzen  16i  Para- 
graphen. 

Zu  den  §§  27,  51,  54—56,  60,  73,  84,  104—105,  146  sind  inzwischen  auf 
Güterversicherungen  bezügliche  Zusätze  und  Abänderungen,  zu  den  §§  38,  39, 
70,  72  und  131  auf  Kasko,  Fracht  etc.  (Reise)  Versicherungen  bezügliche  Zu- 
sätze und  Aenderungen  beschlossen.  Das  neueste  Seeversicherungs-Polizen- 
Formular,  auf  Kasko-Keiseversieherung,  Fracht  etc.  bezüglich,  enthält  die  Be- 
merkung : 

Die  aus  dieser  Versicherung  für  uns  (die  Versicherer)  und  d.  .  .  Ver- 
sicherten abzuleitenden  Rechtsfolgen  sind  zu  bestimmen  nach  den  «Allgemeinen 
Seeversicherungs-Bedingungen  von  1867  »,  welchen  Bedingungen  sich  beide  Teile, 
insbesondere  auch  in  Betreff  derjenigen  Punkte  unterwerfen,  in  Ansehung 
deren  die  bezüglichen  Artikel  des  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  mit 
Abänderungen  in  dieselbe  aufgenommen  oder  durch  abweichende  Bestimmungen 
ersetzt  worden  sind. 

Besondere  Anzeigen  oder  Vereinbarungen 
Diese  Versicherung  gilt  «Nur  für  Seegefahr». 

Die  auf  der  Rückseite  dieser  Polize  abgedruckten  allgemeinen  Bestimmungen, 
Zusätze  und  Abänderungen  zu  den  §§  38,  39,  54  -  56,  69,  70,  72,  80,  84,  97, 
101,  130  der  «Allgemeinen  See  Versicherungs-Bedingungen  von  1867»  sind  von 
beiden  Teilen  vereinbart. 


Die  Absicht  der  Versicherer  beim  Entwurf  der  Allgemeinen  Seeversicherungs- 
Bedingungen  ergiebt  sich  aus  dem  im  Vorhergehenden  näher  Dargelegten.  Sie 
geht  dahin :  Lücken  auszufüllen ,  die  das  Handelsgesetzbuch  gelassen  hat,  sie 
ergänzen  erläuternd  die  Bestimmungen  des  H.-G.-B.,  indem  sie  die  rechtlichen 
Folgerungen  ziehn,  die  das  Handelsgesetzbuch  ausdrücklich  zu  ziehen  unterlassen 
hat,  vergl.  z.  B.  Art.  782  H.-G.-H.  mit  §  2  der  Bedingungen;  hier  wird  aus- 
gesprochen: Eine  Versicherung,  bei  welcher  der  Gegenstand  derselben  unrichtig 
bezeichnet  worden,  ist  für  den  Versicherer  unverbindlich  ;  ferner  Art.  78j  mit 
§  4;  hier  wird  ausgesprochen:  Eine  Versicherung  ist  nur  soweit  gültig,  als  der- 
jenige, für  dessen  Rechnung  sie  genommen  wurde,  ein  Interesse  an  dem  ver- 
sicherten Gegenstande  hat.   Wettassekuranzen  und  sogenannte  Polices  d'honneur 
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sind  ungültig ;  ferner  Art.  788  mit  §  7 :  hier  wird  ausgesprochen :  Es  bedarf,  um 
einen  rechtsverbindlichen  Versicherungsvertrag  zu  Stande  zu  bringen,  der  schrift- 
lichen Vollziehung  nicht:  ferner  Art.  801  mit  §  20:  hier  wird  ausgesprochen: 
Solche  Teile  der  Fracht,  welche  der  Befrachter  auf  Grund  des  Frachtvertrages 
vorauszuzahlen  hat,  ohne,  dass  eine  Büekzahlungspflicht  des  Verfrachters  für 
den  Fall  eintritt,  wenn  keine  Fracht  verdient  werden  sollte,  sind  nicht  in  den 
Versicherungswert  der  Fracht  hineinzurechnen;  ferner  Art.  812  Abs.  2  mit  §31 
Abs.  2;  hier  wird  näher  ausgesprochen,  wann  ein  Umstand  als  dem  Versicherer 
bekannt  vorausgesetzt  werden  darf. 

Wichtig  sind  die  in  den  35--58  aufgenommenen  Bestimmungen  über 
die  besonderen  Anzeigen:  sie  dienen  zur  näheren  Bezeichnung  der  Punkte,  die 
als  erhebliche  Umstände  im  Sinne  des  Art.  810  anzusehen  sind. 

Eine  Reihe  von  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  wird  durch  die  Be- 
dingungen für  unanwendbar  erklärt ;  z.  B.  Unzulässigkeit  der  (Kondemnation 
wegen  Heparaturunwürdigkeit  in  §  131. 

Wesentlich  sind  die  Bestimmungen  über  die  Partialschäden,  die  im  Handels- 
gesetzbuch nur  kurz,  dagegen  in  den  Bedingungen  seht  eingehend  geregelt  sind. 
Diese  enthalten  detailierte  Vorschriften,  deren  Xichtbeobachlung  dem  Versicherlen 
Bechtsnachteile  bringt. 

Der  Zweck  der  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen  lässt  sich  kurz 
dahin  zusammen  fassen.  Sie  enthalten  die  von  den  Versicherern,  die  auf  Grund 
derselben  Versicherungsverträge  abzuschliessen  sich  bereit  erklärt  haben ,  auf- 
gestellten Bedingungen,  welche,  sofern  nicht  im  Einzelfalle  eine  Abweichung 
beliebt  ist.  den  abzuschließenden  Versicherungsvertrag  näher  bestimmen  sollen. 
Der  Versicherte,  der  auf  Grund  dieser  Bedingungen  den  Verlrag  abschliesst. 
unterwirft  sich  den  Bedingungen  als  Vertragsbedingungen,  ebenso,  als  wenn  jede 
einzelne  derselben  besonders  mit  ihm  vereinbart  wäre;  sie  sind  leges  contraetus, 
bestimmt  die  der  Abänderung  durch  Vertrag  zugänglichen  Gesetzesbestimmungen 
abzuändern,  Lücken  zu  ergänzen,  Unklarheiten  zu  erläutern. 

Vergl.  Einleitung  von  Dr.  .1.  Seebohm  zu  J.  F.  Voigt,  Das  deutsche  See- 
versichcrungsrecht.  Jena  1887. 

Dr.  Johannes  Burchard. 


Altenburg. 

Die  Uan des  - 1  m  moh  il iar  - Bra nd  v ei  s iche rungs-  A  nsl  all  des  Herzogtum s 
Sachsen- Altenburg  wurde  durch  das  Brand-Assekuralions-Bcglement  vom 
8.  Januar  1770*  begründet  und  trat  am  1.  Februar  1770  ins  l.cben.  Sic  ist  ein 
auf  Gegenseitigkeit  der  Teilnehmer  beruhendes,  unter  staatlicher  Verwaltung 
stehendes,  öffentliches  Institut  zur  Versicherung  von  Gebäuden  gegen  Feuers- 
gefahr. Sämtliche  Besitzer  von  Gebäuden  sind  verpflichtet,  mit  denselben  der 
Anstalt  beizutreten.  Nur  Gebäude,  die  noch  nicht  25  Thaler,  von  1875  ab 
Ii  Hl  Mark  wert  sind,  sowie  Pulvermühlen  sind  unbedingt.  Zicgelhütten  (von  18i4 
ab  nur  die  Ziegel-  und  Kalk-Oefen),  Darren  und  Brauhäuser  aber  bedingt  von 
derselben  ausgeschlossen.  Die  Gebäude  werden  nach  ihrem  wahren,  durch  ver- 
pflichtete Taxatoren  auf  Kosten  der  Gemeinden  bestimmten  Werte  versichert.  Die 
Brandslcnern  dafür  wurden  zunächst  nach  Bedarf  erhoben  und  für  alle  Gebäude 
gleich  hoch  nach  Verhältnis  der  Versicherungssumme  festgesetzt,  nur  Kirchen, 
welche  bis  zum  Dache  von  Stein  aufgeführt  und  rund  umher  von  allen  Ge- 
bäuden abgesondert  lagen,  hallen  bloss  die  Hälfte  der  Brandsieuer  anderer  Ge- 
bäude zu  entrichten.  Ks  wird  nicht  nur  für  die  durch  Brand  vernichteten  oder 
beschädigten,  sondern  auch  für  die  zur  Hemmung  des  Feuers  ganz  oder  zum 
Teil  eingerissenen  Gebäude,  seit  1701  auch  für  die  durch  nicht  zündenden  Blitz- 


Digitized  by  Google 


Altenbork'.  —  Alter  des  Versicherten. 


3B 


schlag  beschädigten  Gebäude  Vergütung  geleistet.  Der  Beschädigte  ist  ver- 
pflichtet, das  Gebäude  wieder  herzustellen;  bestehende  Pfandrechte  gehen  vom 
abgebrannten  auf  das  neue  Gebäude  über.  Brandkollekten  für  Inländische  wie 
für  Auswärtige  wurden  für  die  Folge  untersagt,  auch  Steuererlasse  an  Abge- 
brannte nicht  mehr  zugestanden.  Diese  Bestimmungen  des  Reglements  von  1776 
haben  mit  den  geringen  vorstehend  eingeschalteten  Abänderungen  bis  1879  be- 
standen. In  der  Zeit  vom  1.  Februar  177G  bis  Ende  1801  hat  die  Anstalt 
H0i806  Thaler  (darunter  1 07 1  000  Thaler  Brandsteuern)  eingenommen  und 
1  010052  Thaler  (darunter  955880  Thaler  Brandentschädigungsgelder  und 
47  223  Thaler  Verwaltungskosten)  ausgezahlt,  also  einen  Uebersehuss  von 
88 15'»  Thalern  erzielt.  Die  grössten  in  diesem  Zeiträume  vorgekommenen 
Brände  sind  die  am  19.  Mai  und  15.  Juni  1829  in  Ronneburg,  welche  die  für 
die  Kräfte  der  Anstalt  erheblichen  Entschädigungen  von  64000  bezw.  24000 
Thalern  erforderlich  machten  Der  Versicherungsbestand  betrug  1770:  3,  1830: 
7.  1850:  15,  18öi:  30,  1875:  50  Millionen  Thaler.  Das  Reglement  von  1776 
wurde  durch  das  Gesetz  vom  7.  April  1879  ersetzt.  Dieses  hielt  den  Versiche- 
rungszwang, abgesehen  von  besonders  feuergefährlichen  Gewerbebetrieben,  auf- 
recht, dehnte  die  Entschädigungspflicht  der  Anstalt  auch  auf  Brandschäden  aus, 
welche  die  Folge  kriegerischer  Ereignisse,  bürgerlicher  Unruhen  und  unrecht- 
mässiger Gewalt  sind,  und  führte  eine  Gebäudeklassilikation  und  Beitrags- 
abstufung ein  (I.  Klasse :  massiv,  hartes  Dach,  isoliert ;  II. :  desgleichen,  nicht 
isoliert;  III.:  Steinfachwerk,  hartes  Dach ;  IV.:  Lehmstakwerk  oder  Holzbau, 
hartes  Dach;  V.:  alle  übrigen  nicht  ausgeschlossenen  Gebäude».  Die  Wieder- 
aufbaupflicht wurde  beibehalten  und  das  Anrecht  der  Hypolhekengläubiger  an 
die  Brandentschädigungsgelder  erweitert.  Die  Versicherungssumme  der  Anstalt 
betrug  Anfang  1897  :  205  Millionen  Mark,  das  Vermögen  01910  Mark:  Bück- 
versicherung hat  die  Anstalt  bisher  nicht  genommen. 

—  br.  — 


Alter  des  Versicherten. 

Siehe  auch  Prämientarife. 

Das  Alter  der  Versicherten  kann  in  allen  Pcrsonenversicherungsbranehen 
bedeutungsvoll  sein.  Einmal  insoweit,  als  die  nach  unten  und  oben  gezogenen 
Aufnah megrenzen  in  Frage  stehen,  wonach  Personen,  die  ein  bestimmtes 
Minimalalter  noch  nicht  erreicht  oder  ein  gewisses  Maximalaller  überschritten 
haben,  von  der  Versicherung  ausgeschlossen  sind.  Sodann  hängt  in  den  wich- 
tigsten Branchen,  in  allen  Zweigen  der  Lebens  Versicherung  und  fiberwiegend 
auch  in  der  Krankenversicherung,  die  Höhe  der  Prämie  wesentlich  vom 
Alter  des  Versicherten  ah.  Das  Alter  ist  hier  technisch  eine  der  wichtigsten 
Gefahrsthatsachen,  weil  es  für  die  (iefahrenklassifikation  ausschlaggebend  oder 
mindestens  mitbestimmend  ist.  Die  Gefahrenklassifikation,  die  Ausscheidung  der 
Risiken  nach  dem  Grade  der  Gefahr,  den  sie  bieten,  gründet  sich  bald  auf  das 
Alter  allein,  bald  auf  das  Alter,  die  Deklaration  und  den  ärztlichen  Befund. 

Nach  diesen  beiden  Richtungen  hin  tritt  das  Interesse,  das  der  Versicherer 
an  der  richtigen  Altersangabe  hat.  klar  zu  Tage.  Deshalb  muss  der  Versicherer 
den  Altersausweis  in  Form  des  Geburtsscheines  fordern.  Solern.  wie  dies  der 
Praxis  entspricht,  dieser  Nachweis  nicht  schon  beim  Abschhiss  der  Versicherung 
geführt  wird,  muss  er  nachträglich  bei  Geltendmachung  des  Veisicherungs- 
anspruches  erbracht  werden. 
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Weiter  ist  dit>  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen,  dass  der  Versieherungs- 
nohmer  infolge  unrichtiger  Altersangabe  ein  zu  hohes  Entgelt  entrichtet  hat. 
Es  ist  sofort  klar,  dass  dieser  Fall  regelmässig  nicht  vom  Gesichtspunkte  der 
verletzten  Anzeigepflicht  aus  zu  prüfen  ist. 

Nach  der  neueren  Praxis,  der  sich  die  Rechtsprechung  grundsätzlich  an- 
geschlossen hat,  gelten  hinsichtlich  der  unrichtigen  Alters  an  gäbe  folgende 
besondere  Hechtssätze : 

a)  Der  Vertrag  ist  wegen  unrichtiger  Angabe  des  Allers  des  Versicherten 
für  den  Versicherer  unverbindlich,  wenn  das  richtige  Eintrittsalter  nicht 
innerhalb  der  vom  Versicherer  festgestellten  Aufnahmegrenzen 
liegt.  Die  Anfechtung  gründet  sich  auf  einen  wesentlichen  Irrtum  des  Ver- 
sicherers. Das  subjektive  Verhalten  des  Anzeigepflichtigen  ist  mithin  bedeutungs- 
los. Unter  «Eintrittsalter»  wird  assekuranztechnisch  dasjenige  Alter  ver- 
standen, das  der  Versicherer  der  Prämienbereclmung  zugrunde  leget.  Eintritts- 
alter und  wirkliches  Aller  fallen  regelmässig  nicht  zusammen.  Der  Versicherer 
behandelt  das  angetretene  Altersjahr  bald  als  nicht  angetreten,  bald  als  ganz 
oder  teilweise  vollendet.  Eintrittsalter  und  wirkliches  Alter  sind  insbesondere  da 
strenge  auseinanderzuhalten,  wo  wegen  besonderer,  gefahrerhöhender  Umstände 
eine  dem  wirklichen  Alter  nicht  entsprechende,  höhere  Prämie  geschuldet, 
mithin  ein  höheres  Eintrittsalter  fingiert  wird.  —  Die  bezahlte  Prämie  erklärt 
der  vom  Vertrage  zurücktretende  Versicherer  regelmässig  als  verfallen.  Weil 
thatsächliche  Verhältnisse  in  Krage  stehen,  die  der  Natur  der  Sache  nach  nicht 
mehr  ungeschehen  gemacht  werden  können,  hat  der  Versicherer  im  Prinzipe 
denselben  Prämienanspruch,  wie  bei  Auflösung  des  Vertrages  infolge  verletzter 
Anzeigepflicht.    Siehe  das  Wort  «  Anzeigepfliehl »  unter  Ziffer  1/2,  litt.  b.  — 

b)  Liegt  dagegen  das  Eintrittsaller  innerhalb  der  vom  Versicherer  fest- 
gestellten Aufnahmegrenzen,  so  besteht  der  Vertrag,  trotz  unrichtiger  Alters- 
angahe. zu  Recht.    Im  besonderen  gelten  folgende  Bestimmungen : 

aa)  Ist  infolge  unrichtiger  Altersangabe  ein  niedrigeres  Entgelt  entrichtet 
worden,  als  auf  Urund  des  richtigen  Eintritlsallers  hätte  bezahlt  werden  müssen, 
so  ist  die  (Segenleistung  des  Versicherers  im  Verhältnisse  der 
vereinbarten  Prämie  zu  der  Tarifprämie  des  richtigen  Eintritts- 
alters herabzusetzen.  Dieser  Satz  ist  auf  alle  künftigen  Leistungen 
irgendwelcher  Art  (Todesfall-  und  Lehensfallversicherung,  Krankenversicherung) 
anwendbar.  Hat  der  Versicherer  bereits  erfüllt,  so  ist  er  berechtigt,  den 
Detrag,  den  er  nach  dieser  Berechnungsweise  zu  viel  bezahlt  hat,  samt  Zins 
zurückzufordern.  Daneben  ist  in  der  Versicherungspraxis  da  und  dort  das  Ver- 
fahren gebräuchlich,  die  I'rümicndi.fferenz  samt  Zins  und  Zinseszins 
vom  Vers  icherl  en  einzufordern  oder  von  der  Versicherungssumme 
in  Abzug  zu  bringen.  Dieses  Verfahren  ist  augenscheinlich  ebenso  roh,  wie 
technisch  inkorrekt  und  ermöglicht  eine  unbillige  Schädigung  des  Versicherungs- 
nehmers. Es  birgt  weiter  kein  auf  alle  Vcrsicherungsarten  anwendbares  Prinzip 
in  sich.  Endlich  scheint  es  unthunlich  nnd,  wenn  der  Anzeigepflichtige  im 
guten  Glauben  gehandelt  hat,  geradezu  unstatthaft,  dem  Versicherungsnehmer 
eine  höhere  Leistung  aufzuerlegen,  als  er  vertraglich  übernehmen  wollte. 

bb)  Ist  infolge  unrichtiger  Altersangahe  eine  höhere  Prämie  entrichtet 
worden,  als  auf  Grund  des  richtigen  Eintrittsalters  halte  bezahlt  werden  müssen, 
so  ist  der  Versicherer  verpflichtet,  die  Differenz  zwischen  dem  vor- 
handenen und  dem  für  «las  richtige  Eintrittsaller  notwendigen 
Deckungskapit  ale  (Helene)  zurückzuerstatten.  Künftige  Prämien  sind  nach 
Maßgabe  des  richtigen  Einirittsalters  herabzusetzen.  —  Der  Versicherer  ist  nach 
.Massgabe  gemeinrechtlicher  Grundsätze  über  ungerechtfertigte  Bereicherung 
gehalten,  den  Betrag,  um  den  er  zur  Zeit  der  llückfnrdcrung  noch  bereichert 
i-t.  zu  redimieren.  Bereichert  i>t  der  Versicherer  um  den  Betrag,  der  als 
Differenz  zwischen  dem  vorhandenen  und  dem  für  das  richtig«1  Eintrittsalter 
notwendigen  Deckungskapitale  reserviert  ist.  Hierauf  ist  die  Rückerstattungs- 
pflicht zu  beschränken. 
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Den  notwendigen  technischen  Berechnungen  sind  im  Zweifel  die  zur  Zeil 
des  Vertragsabschlusses  geltenden  Tarife  zugrunde  zu  legen. 

Prof.  RobIH,  Zürich. 


Alter  des  Schiffes  (Abnutzung). 

I.  Begriff. 

Unter  Alter  des  Schiffes  versteht  man  den  Zeitraum,  der  seit  seiner  Er- 
bauung verstrichen  ist;  da  das  Schiff  nicht  bestimmt  ist,  still  zu  liegen,  sonderu 
Seefahrten  zu  machen,  pflegt  regelmässig  mit  dem  Zeitpunkt  der  beendeten 
Erbauung  auch  der  Zeilpunkt  der  ersten  Verwendung  zur  Seefahrt  annähernd 
zusammen  zu  fallen.  Wie  die  organischen  Wesen  auch  ohne  besondere  hinzu- 
tretende Ereignisse  je  nach  ihrer  Natur  und  Lebensweise  bald  früher  bald  später 
altern,  so  treten  auch  hei  einem  Schiffe,  das  seiner  Bestimmung  entspricht, 
früher  oder  später  Veränderungen  im  Sinne  von  Verschlechterungen  ein,  die  sich 
als  Alterserscheinungen  bezeichnen  lassen.  Zwar  kann  durch  gründliche 
periodisch  vorgenommene  Ausbesserungen  einzelner  Teile  oder  des  Ganzen  der 
Lebcnszeitraum  eines  Schiffes,  d.  h.  der  Zeitraum,  während  welches  es  zur 
Verwendung  zur  Seefahrt  geeignet  ist,  verlängert  werden,  indcss  wird  doch  stets 
der  Zeitpunkt  eintreten,  in  dem  der  Schiffskörper  den  Angriffen  der  Elemente 
nicht  mehr  iu  gleicher  Weise  Stand  zu  halten  im  Stande  ist,  wie  in  dem  seiner 
Erbauung  zunächst  folgende  Zeitraum.  Wie  die  organischen  Kräfte,  so  unter- 
liegt auch  das  Schiff  der  Abnutzung. 

Unter  Abnutzung  ist  zu  verstellen  die  Substanz-  oder  Wertverminderung, 
die  eine  Sache  durch  den  Gebrauch,  die  Benutzung  erleidet.  Je  nachdem  dieser 
Gebrauch,  diese  Benutzung,  eine  gewöhnliche  oder  eine  außergewöhnliche  ge- 
wesen ist,  spricht  man  von  einer  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauch  oder 
im  aussergewöhnlichen  Gebrauch.  Die  Abnutzung  am  Schiff  oder  am  Zubehör 
kann  einen  solchen  Umfang  annehmen,  dass  sie  sich  als  Schaden  am  Schiff 
und  Zubehör  darstellt.  Kür  das  Verhältnis  zwischen  Versicherer  und  Versicherten 
kommt  es  darauf  an 

1.  ob  ein  durch  Abnutzung  entstandener  Schaden  an  Schiff  oder  Zubehör 
zu  Lasten  des  Versicherers  ist ; 

2.  wie  die  Grenze  zwischen  gewöhnlicher  und  außergewöhnlicher  Ab- 
nutzung zu  ziehen  ist : 

3.  welchen  Einfluss  im  Falle  der  Beschädigung  oder  des  Verlustes  die  bereits 
vorhandene  Abnutzung  auf  den  zu  vergütenden  Schadensersatz  hat. 


II.  Geschichte 

Die  Ordonnanz  von  Bilbao  von  150),  Kap.  I.XIV,  regelt  die  Streitfrage, 
inwieweit  die  Versicherer  Ersiit/.  zu  leisten  haben  für  Abnutzung  von  Schiff  und 
Zubehör,  dahin,  dass  nur  dann  Ersatz  zu  leisten  sei,  wenn  das  Ereignis,  durch 
welches  Verlust  oder  Beschädigung  herbeigeführt  sei.  sich  als  solches  darstelle, 
das  zur  Avarie  grosse  gerechnet  werden  müsse.  { Pardcssns,  Bd.  VI,  Seile  24».) 

Die  Assekuranz-  und  Ilaveteionhiiing  für  die  königlich  preußischen  Staaten 
vom  18.  Februar  17(»Ü  (Ausgabe  von  Aug.  Ilypolit  Bone.  Beilage  zum  Königlich 
Preußischen  Seerecht,  Königsberg  177U)  enthält  im  §  Gl)  die  Bestimmung: 
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Alles  was  unterwegs  an  dem  Schiffe  nicht  gekappt  und  gekerbet  wird, 
sondern  an  dessen  Gerätschaften  durch  den  ordentlichen  Gebrauch  bricht  oder 
abgenützt  und  zernichtet  wird,  fällt  dem  Versicherer  nicht  zur  Last,  inmassen 
das  Schiff  mit  seinen  Gerätschaften  zum  Widerstande  gegen  Wind  und  Wetter 
stark  und  tüchtig  sein  soll.  Jedoch  ist  davon  auszunehmen  das  Brechen  der 
.Masten  und  Taue  und  der  Verlust  der  Anker  und  Segel,  wenn  solches  im 
ordentlichen  Lauf  der  Heise  sich  zuträgt  oder  gar  durch  ausserordentliche  Zu- 
fälle veranlasset  wird. 

Aehnliche  Bestimmungen  enthielt  das  Preussische  Allgemeine  Landrecht, 
Th.  2,  Tit.  8,  in  den  §  2220  und  2221. 

§  2220:  Der  Versicherer  eines  Casco  ist  nicht  zum  Ersätze  verbunden, 
wenn  die  Schiffsgerätschaften  während  der  Heise  durch  den  ordentlichen  Ge- 
brauch brechen  oder  abgenutzt  und  vernichtet  werden. 

§  2221  :  Dahin  gehört  auch  das  Brechen  der  Masten  oder  der  Taue,  in- 
glcichen  der  Verlust  der  Anker  und  Segel,  wenn  der  Schaden  nicht  durch  den 
Sturm,  oder  sonst  durch  ausserordentliche  Zufälle  veranlasst  wird. 

Der  preussische  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  enthielt  in  Art.  631  die 
Bestimmung : 

Dagegen  trägt  der  Versicherer  nicht  den  Schaden,  welcher  bei  einer  Ver- 
sicherung auf  Kasko  nur  eine  Folge  der  Abnutzung  des  Schiffes  im  gewöhn- 
lichen Gebrauche  ist. 

In  der  ersten  Beratung,  Protokolle  Seite  3231  ff.,  wurde  die  Frage  erörtert, 
oh  der  Versicherer  für  den  durch  Prangen  entstandenen  Schaden  aufzukommen 
habe.  Der  Vorschlag,  eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  das  Prangen  aufzu- 
nehmen, wurde  indess  zurückgezogen,  anscheinend,  weil  darüber,  was  unter 
t  Prangen  »  zu  verstehen  sei,  .Meinungsverschiedenheit  herrschte. 

Von  der  einen  Seite  wurde  angenommen,  der  durch  Prangen  entstandene 
Schaden  gehöre  nicht  zur  Slitage  (hierunter  versteht  man  im  Seewesen  alle  und 
jede  Abnutzung  durch  den  gewöhnlichen  Gebrauch;  Tecklenburg,  Handlexikon 
Seite  382,  entsprechend  dem  englischen  Begriff :  wear  and  tear) ;  sei  nicht  aus- 
drücklich ausgemacht ,  dass  Verluste  an  Segeln  und  Tauwerk  niemals  vom 
Assekuradeur  ersetzt  werden  müssen,  so  müsse  der  durch  Prangen  entstandene 
Schaden,  selbst  wenn  er  Segel  und  Tau  werke  betrifft,  ersetzt  werden;  denn 
Prangen  sei  eine  ausserordentliche  Massregel  des  Schiffers,  zu  Folge  welcher  er 
zur  Bettung  aus  einer  dringenden  Gefahr  mehr  Segel  aufsetze,  als  er  eigentlich 
nach  den  Hegeln  der  Schifffahrtskunde  aufsetzen  dürfe.  Solche  aus  Not  und 
daher  nicht  ungerechtfertigter  Weise  ergriffenen  Massregeln  könne  man  nicht 
zum  gewöhnlichen  Gebrauch  des  Schiffes  und  seiner  Bestandteile  rechnen. 
Wenn  durch  Prangen  in  diesem  Sinne  ein  Mast  gehrochen  sei.  oder  ein  Schiff 
sich  so  sehr  begeben  habe,  dass  es  einer  neuen  Kalfaterung  bedürfe,  so  müsse 
der  Assekuradeur  unzweifelhaft  für  den  Schaden  Ersatz  leisten. 

Von  anderer  Seite  wurde  bestritten,  dass  man  unter  Prangen  nur  die 
geschilderte  ganz  ausserordentliche  Massregel  verstehe  ;  es  werde  im  gewöhn- 
lichen Leben  jede  cinigermassen  ungewöhnliche  Häufung  oder  Anstrengung  von 
Segeln  mit  Prangen  bezeichnet,  und  daher  würde  der  beantragte  Zusatz  zu  den 
bedenklichsten  Missbräuchen  führen.  F.r  würde  eine  Handhabe  dazu  bieten,  um 
den  Assekuradeur  für  jede  Slitage  an  Segel-  oder  Tauwerk  verantwortlich  zu 
machen,  während  man  doch  den  Assekuradeur  füglich  nur  dann  für  den  durch 
Prangen  entstandenen  Schaden  verantwortlich  machen  könne,  wenn  ein  See- 
unfall die  Veranlassung  zum  Prangen  gewesen.  Hierzu  genügten  aber  schon  die 
allgemeinen  <irundsälzc  in  Art.  Olli. 

Die  Fassung  des  Entwurfs  erster  Lesung.  Art.  710.  ging  dahin: 

Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet  zum  Ersatz  des  Schadens,  welcher 
bei  der  Versicherung  des  Schiffes  nur  eine  Folge  der  Abnutzung  des  letzteren 
im  gewöhnlichen  Gebrauche  ist. 

In  zweiter  Lesung.  Protokolle  Seite  4330.  wurde  bei  Erörterung  des  An- 
trages statt  «des  letzteren»  zu  setzen:  «des  Schiffes  und  Zubehör»  hervor- 
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gehoben,  es  könne  aus  der  Erwähnung  des  Zubehörs  der  unrichtige  Schluss 
hergeleitet  werden,  dass  der  Versicherer  \Mir  vom  Ersätze  der  Abnutzung  des 
Zubehörs  frei  sei,  aber  Ersatz  leisten  müsse,  wenn  Teile  des  Zubehörs  durch 
den  Gebrauch  ganz  verloren  gingen,  während  doch  auch  ein  solches  gänzliches 
Aufbrauchen  von  Inventarstücken  als  Abnutzung  des  Schiffes  angesehen  wer- 
den solle. 

Bei  Beratung  des  Art.  759  erster  Lesung  wurde  beantragt  hinzuzufügen: 
«Bei  Ermittelung  der  Reparaturkosten  kommen  nur  diejenigen  in  Ansatz,  welche 
zur  Herstellung  der  auf  der  versil  berten  Reise  wirklich  erlittenen  Schäden  er- 
forderlich sind,  nicht  aber  diejenigen,  welche  durch  Aller  des  Schiffes,  Fäulnis« 
Wurmfrass  oder  ähnliche  Umstände,  welche  dem  Versicherer  nicht  zur  Last 
fallen,  veranlasst  werden».  Protokolle  Seite  4411.  Es  wurde  dagegen  bemerkt, 
dass  unter  Umstunden  der  Assekuradcur  auch  für  Wurmfrass  und  in  gewissem 
Sinne  selbst  für  die  Folgen  des  Alters  des  Schiffes  aufzukommen  habe,  z.  B. 
wenn  das  Schiff  durch  einen  dem  Assekuradcur  zur  Last  fallenden  Seeunfall  in 
Meere  verschlagen  und  zu  längerem  Aufenthalt  daselbst  gezwungen  werde,  in 
denen  die  Schiffe  mehr  als  sonst  der  Gefahr  des  Wurmfrasses  ausgesetzt  seien, 
oder  wenn  das  Schiff  von  dem  Unfall  deshalb  härter  betroffen  worden  sei,  weil 
es  ein  älteres  Schiff  gewesen  sei.  Jedenfalls  enthalte  der  Antrag,  dahin  ver- 
standen, dass  der  Assekuradeur  für  die  Schäden  nicht  hafte,  welche  sich  einzig 
und  allein  in  Alter,  Wurmfrass  oder  Fäulnis  gründen  und  mit  einem  Unfall  in 
keiner  ursächlichen  Verbindung  ständen,  nichts  als  eine  Wiederholung  des  Ar- 
tikels 710,  Ziffer  2 ;  denn  alle  diese  Schäden  seien  dort  unter  dem  Ausdruck 
«Folge  der  Abnutzung  im  gewöhnliche  Gebrauche»  begriffen.  Von  anderer  Seite 
wurde  indess  die  Meinung  geäussert,  dass  keineswegs  der  Ausdruck  «  Abnutzung 
im  gewöhnlichen  Gebrauch »  stets  in  dem  umfassenderen  Sinne,  verstanden 
werde.  Schliesslich  wurde  zur  Verdeutlichung  ein  entsprechender  Zusatz  be- 
schlossen. 


III.  Die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Staaten. 

Deutiches  Reich. 

Art.  825,  Z.  2,  §  821.  Z.  2.  -  Dem  Versicherer  fallen  nicht  zur  Last  bei 
einer  auf  das  Schiff  sich  beziehenden  Versicherung  der  Schaden  am  Schiff  und 
Zubehör,  welcher  nur  eine  Folge  der  Abnutzung  des  Schiffes  im  gewöhnlichen 
Gebrauch  ist,  der  Schaden  an  Schiff  und  Zubehör,  welcher  nur  durch  Alter, 
Fäulnis  oder  Wurmfrass  verursacht  wird. 

Ucbereinstimmend :  Allgemeine  Seeversicherungs- Bedingungen  1807,  §  70, 
Ziffer  2. 

Art.  876,  §  872.  —  Bei  einem  partiellen  (teilweisen)  Schaden  am  Schiffe 
besteht  der  Schaden  in  den»  nach  den  Art.  711  und  712,  g  700  und  710  zu 
ermittelnden  Betrage  der  Reparatur-  ( Aushesseruiigs-)  kosten,  soweit  diese  Be- 
schädigungen betreffen,  welche  dem  Versicherer  zur  Last  fallen. 

(Anm. :  Danach  sollen  die  Grundsätze,  die  für  die  Berechnung  des  an  dem 
Schilfe  oder  dem  Zubehör  des  Schiffes  entstandenen,  zur  grossen  Maverei  ge- 
hörigen Schadens  gelten,  auch  für  das  Verhältnis  zwischen  Versicherer  und 
Versicherten  Anwendung  linden,  insbesondere  auch  bezüglich  verschiedener  Ab- 
züge, so  des  Abzuges  wegen  des  Unterschiedes  zwischen  alt  und  neu.) 

Art.  888,  Z.  4,  S  8N4,  Z.  4.  Als  genügende  Belege  sind  im  allgemeinen 
solche  Belege  anzusehen,  die  im  Handelsverkehr,  namentlich  wegen  der  Schwierig- 
keit der  Beschaffung  anderer  Beweise,  nicht  beanstandet  werden,  insbesondere  4, 
zum  Nachweise  des  Schadens  und  dessen  Umfanges  die  den  Gesetzen  oder 
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Gebräuchen  des  Ortes  der  Sehadenscrmiltclung  entsprechenden  Besichligungs-, 
Abschätzung*-  und  Versteigerungsurkunden  sowie  die  Kostenanschläge  der  Sach- 
verständigen, in  Ansehung  eines  teilweisen  Schadens  am  Schiffe  (Art.  876,  877, 
4;  872,  S7.5)  genügen  jedoch  die  Besichtigung*-  und  Absehätzungsurkunden 
sowie  die  Kostenanschläge  nur  dann,  wenn  die  etwaigen  Schäden,  die  sich  auf 
Abnutzung.  Alter,  Fäulnis  oder  \Vurmfia<s  gründen,  gehörig  ausgeschieden  sind. 

Die  Allgemeinen  Seevei  sicherungs-Hedingungen  1X07,  $  \'27 — 131.  enthalten 
einsehende  Vorschriften  über  Feststellung  der  Sehiffs-Partialschäden,  §  129, 
insbesondere  über  das  von  den  zu  bestellenden  Sachkundigen  zu  erstattende 
Gutachten.  Das  Gutachten  muss  nach  §  1*29,  2"',  enthalten:  «eine  Erklärung 
der  Sachkundigen  darüber,  welche  von  den  vorgefundenen  Schäden  sie  See- 
unfällen der  letzten  Reise  zuschreiben,  welche  dagegen  als  Folge  anderer  Ur- 
sachen, etwa  der  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauch,  des  Alters,  der 
Fäulnis  im  Holz,  des  Wuriiifrasse*,  einer  fehlerhaften  Bauart  des  Schiffes  oder 
einer  vor  Antritt  der  letzten  Heise  erlittenen  Beschädigung  anzusehen  sind. 

Als  Folge  der  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauche  ist  auch  zu  be- 
handeln, wenn  Segel,  und  zwar  selbst  im  Falle  stattgehabten  Frangens  be- 
schädigt, vom  Winde  zerrissen  oder  fortgeführt,  wenn  Anker,  Taue,  Kelten 
oder  laufendes  Tauwerk  beschädigt  worden  oder  gebrochen  sind,  und  wird  an 
dieser  Behandlung  solcher  Schäden  auch  dadurch  nichts  geändert,  wenn  das 
Beschädigte,  Zerrissene  oder  Gebrochene  demnächst  hat  weggekappl  werden 
müssen.  Sollten  jedoch  Segel  durch  das  Brechen  von  Rundhölzern  oder  das 
Hineinschlagen  von  Sturzseen  beschädigt  oder  fortgeführt  sein,  so  ist  ein  solcher 
Schaden  als  nicht  zur  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauch  gehörig  anzusehen. 

Aehnlich  bestimmen  die  Versicherungsbedingungen  der  Bremischen  See- 
Versicherungsgesellschaften  in  §  'M :  «Wenn  Anker,  Ankerketten  oder  Taue 
brechen,  oder  wenn  beigesetzte  Segel  beschädigt,  vom  Winde  zerrissen  oder 
fortgeführt  werden,  ohne  dass  dazu  ein  äusserer  L'nfall,  z.  B.  das  Brechen  von 
Rundhölzern,  Hineinschlagen  von  Sturzseen  Veranlassung  gab,  so  wird  solches 
als  Folge  ihrer  Schadhaftigkeit  oder  der  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauche 
angesehen,  und  der  Versicherer  ist  also  nicht  zum  Ersatz  dafür  verpflichtet, 
ebenso  wenig  dafür,  wenn  das  Beschädigte,  Zerrissene  oder  Gebrochene  dem- 
nächst weggekappt  werden  mussle  t». 

Ferner  in  £  3S  Nr.  5*  :  «  Das  Gutachten  der  Sachverständigen  muss  ent- 
halten eine  Erklärung  der  Sachverständigen  darüber,  welche  der  vorgefundenen 
Schäden  sie  Sceunfällen  der  letzten  Heise  und  nicht  etwa  Altersschwäche  des 
Schiffes,  Fäulnis,  Wurmfrass  oder  der  Unterlassung  der  Reparatur  eines  früheren 
Seeschadens  zuschreiben.  Fehlt  es  an  einer  solchen  ausdrücklichen  Erklärung, 
so  wird  freilich  bis  auf  Weiteres  angenommen,  dass  sämtliche  aufgezählte 
Schäden  Seeunfällen  der  letzten  Heise  zuzuschreiben  seien,  indess  bleibt  dem 
Versicherer  der  Beweis  des  Gegenteils,  insbesondere  auf  Grund  der  Verklarung 
und  der  Rcparalurrechnungen,  sowie  der  Besichtigungsdokuniente  vorbehalten. 


Fi  ii  In  nd. 

5;  OilS.  —  Die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  umfassl  nicht  den 
Schallen  au  dem  Schiffe,  welcher  entsteht  durch  Abnutzung  (slitning),  Gebrauch 
oder  Aller.    (Ausgabe  Helsingfors  187.">,  Seite  8J.) 


IX«*  *k*in<liustviMt*li<Mt  8<'ege«el/.e. 

$  2*h  /..  2.  —  Der  Versicherer  ste'at  für  den  Schaden  nicht  ein  bei  der 
Versicherung  de  -  Sein  lies,  wenn  der  S. -baden  an  Schiff  »der  Zubehör  nur  eine 
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Folge  von  Abnutzung,  Alter,  Fäulnis  oder  Wurmfrass  oder  davon  war.  dass  der 
beschädigte  Teil  bei  Beginn  der  Heise  sieh  nicht  in  gehörigem  Stande  befand. 
(Im  schwedischen  Seegeselz  fehlt  «Fäulnis».)    (Tappenheim-Johanssen,  S.  127.) 


Itueelund. 

Art.  572.  —  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  den  entstandenen  Verlust, 
falls  nicht  in  der  Polize  etwas  anderes  bestimmt  ist.  .  .  2.  Wenn  das  versicherte 
Schiff  durch  seinen  gewöhnlichen  Gebrauch  beschädigt  oder  baufällig  wird,  und 
keine  Unglücksfälle  die  Ursache  davon  gewesen  sind.  3.  Wenn  Segel  gleichfalls 
durch  ihren  gewöhnlichen  tiebrauch  oder  durch  heftigen  Wind  abgerissen 
werden  oder  zerrcissen,  sei  es  auch,  das*  in  Folge  dessen  der  zerrissene  oder 
zerbrochene  Gegenstand  gekappt  werden  inüssfe,  wofern  nur  eine  solche  Mass- 
regcl  nicht  unter  den  Begriff  der  allgemeinen  Havarie  fällt.  \.  Für  eine  hölzerne 
Bekleidung,  wenn  sie  mehr  als  fünf  Jahre,  und  für  eine  kupferne,  wenn  .sie 
mehr  als  sechs  Jahre  gedient  hat.  (V.  v.  Zwingmann,  Russisches  Handelsgesetz- 
buch, die  Handelsordnung  des  Russischen  Reichs,  Ausgabe  1fc87,  Seite  428. 
J.  Tchernow,  Code  de  comm.  Russe  (Coli,  de  codes  etr  XX.)  Paris  1898,  S.  140.) 


•Inpan. 

Art.  1015.  —  Der  Versicherer  trügt  nicht  den  durch  Alter,  Fäulnis  oder 
Wurmfrass  bewirkten  Schaden,  die  durch  den  gewöhnlichen  (iebraueh  bewirkte 
Abnutzung.  (H.  Rusler,  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  Japan,  Seite  32 
und  Seile  22ti,  227.) 


Knglnnd  und  Vereinigte  Stauten  von  Nordamerika. 

Das  englisch-nordamerikanische.  Recht  bezeichnet  mit  «wear  and  tear»  die 
Abnutzung  und  damit  verbundene  Wertverminderung,  welche  ein  Schiff  durch 
den  gewöhnlichen  (iebraueh  erleidet:  für  gewöhnlichen  «wear  and  tear»  haftet 
der  Versicherer  nicht  So  einfach  der  Salz,  so  schwierig  häutig  seine  An- 
wendung.  (Näheres  unter  IV  a  Doktrin  ».) 


Argentinien. 

Art.  120S.  Z.  9.  —  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  Dclcrioration  des 
Takelwcrks,  der  Segel  oder  des  übrigen  Zubehörs  des  Schiffes,  wenn  dieselbe 
von  dem  gewöhnlichen  Gebrauch,  für  welchen  diese  Gegenstände  bestimmt  sind, 
herrührt.  (Borchardt,  Nachtrag  II,  Seite  20').) 


Ilrnailfen. 

Art.  711,  Z.  9.  —  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  Beschädigung  der  Taue. 
Mäste,  Segel,  oder  irgend  eines  anderen  Zubehörs  des  Schirfcs,  welche  durch 
den  gewöhnlichen  bestimmungsgemäßen  Gebrauch  entstanden  ist.  (Lloivhardl.  I, 
Seite  G32). 
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Chile. 

Arl.  1200,  Z.  5.  —  Der  Versicherer  haflel  nicht  für  Schäden  oder  Ver- 
luste, welche  herrühren  aus  einer  Verschlechterung  des  Segelwerks  und  der 
übrigen  Scltiffsulensilien,  welche  durch  ordnungsmäßigen  Gebrauch  derselben 
verursacht  wurden  ist.  (ßorchardt,  1,  Seile  84'J.) 


Columbien. 

Art.  453,  Z.  5.  —  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  Abnutzung  der  Segel 
und  des  übrigen  Schiffsgerätes  durch  den  Gebrauch.    (Uorchardt,  11,  Seile  150.) 


Guatemala. 

Art.  1132,  Z.  5  stimmt  überein  mit  Columbien  Art.  45:1,  Z.  5.  (Uorchardt, 
II,  Seite  740.) 


Honduras. 

Art.  1257,  Z.  5  .stimmt  überein  mit  Chile  Art.  1200,  Z.  5  (Uorchardt.  Iii, 
Seite  153.) 


Salvador. 

Art.  1170,  Z.  5  stimmt  überein  mit  Chile  Art.  1200.  Z.  5.  (Uorchardt,  IV, 
Seile  032.) 


Uruguay. 

Art.  1380.  Z.  9  stimmt  überein  mit  Argentinien  Art.  1218,  Z.  0.  (Borchardt, 
V1,  Seite  109.) 


Venezuela. 

Art.  008,  Z.  5  stimmt  überein  mit  Chile  Art.  1%0,  Z.  5.  (Uorchardt.  Vs. 
Seite  308.) 


In  den  Gesetzgebungen  der  folgenden  Staaten  werden  Verluste  und  Be- 
schädigungen betreffend  'laue.  Anker.  Segel.  Takelwerk.  Kab-I.  Masten,  Böte. 
Stengen.  Uaaen,  Kumpf.  Uug>|»nel.  Kriegs-  und  Schiffsgerätc  als  besondere 
Havarien  aufgeführt,  sofern  sie  durch  Sturm  oder  ein  anderes  Sccunglück 
oder  Seeunfall  herbeigeführt  sind.    Sie  sind  alsdann  zu  Lasten  der  Versicherer. 
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Frankreich.    Art.  403,  Z.  3,  350.    (Borchardt,  I,  Seite  583.  577.) 
Griechenland.    (Borrhardt,  II,  Seite  654,  653.) 
Monaco.    Art.  374,  321.    (Borchardt,  III,  Seite  567,  561.) 
Haiti,  St.  Domingo. 

Türkei.    Art.  2U»,  Z.  3,  1U5.    (üorchardt,  V,  Seite  273,  265.) 

Aegypten.    Art.  230,  Z.  3,  I02.    (Bor«hardt.  I,  Seite  74,  67.) 

Niederlande.    Art.  701.  Z.  3,  637.    (Borchardt,  III,  Seite  760,  740.) 

Italien.    Art.  6-46,  Z.  2,  615.    (Borchardt,  III,  Seite  306,  297.) 

Rumänien.  Art.  058.  Z.  2,  627.  (Hfl.  12  der  Colleetion  de  codes  Prangers, 
Ucberscizung  von  Joan  Bohl,  Paris  1805,  Seite  240,  237.) 

Costa  Rica.    Art.  875,  Z.  2.  801.    (Borchardt,  II,  Seite  234,  226.) 

Mexiko.  Art.  884,  Z.  2.  830.  (Bd.  10  der  Colleetion  de  codes  etrangers, 
L'ebersetzung  von  Henri  Prndhomme,  Paris  1801,  Seite  267,  247.) 

Nicaragua.    Art.  404,  Z.  2,  462.    (Borchardt,  III.  Seite  652,  648.) 

Peru.    Art.  968,  Z.  2,  883.    (Borchardt,  IV,  Seite  90,  81.) 


IV.  Doktrin  und  Judikatur. 

I.  Die  Bestimmung  des  Art.  825,  Z.  2  (§  821,  Z.  2)  des  deutschen 
Handelsgesetzbuchs,  übereinstimmend  mit  £  70,  Z.  2,  der  Allgemeinen  Seu- 
versicherungs-Bedingungen,  schliesst  die  Haftung  des  Versicherers  für  Schäden 
an  Schiff  und  Zubehör,  welche  nur  eine  Folge  der  Abnutzung  des  Schiffs  im 
gewöhnlichen  Gebrauch  sind,  und  welche  nur  durch  Alter,  Fäulnis  oder  Wurm- 
fra.ss  verursacht  werden,  nur  bei  einer  Versicherung  aus,  die  sich  auf  das  Schiff 
bezieht,  also  bei  einer  Kaskoversicherung.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  in 
klarer  Weise  in  Art.  825  (tj  821)  und  §  70  der  Allgemeinen  Seeversicherungs- 
Bedingungen  unterschieden  wird,  welche  Schäden  dem  Versicherer  nicht  zur 
Last  fallen : 

1.  bei  der  Versicherung  von  Schiff  und  Fracht, 

2.  bei  einer  auf  das  Schiff  sich  beziehenden  Versicherung, 

3.  bei  einer  auf  (iüter  oder  Fracht  sich  beziehenden  Versicherung. 

Während  die  Condcmnalion  des  Schiffes  nach  den  oben  angeführten  Be- 
stimmungen des  §  120**'  der  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen,  §  37 
der  Bremer  Bedingungen  zur  Konstatierung  der  Seeschäden  in  der  Hegel  nicht 
ausreicht,  wenn  das  Gutachten  der  Sachkundigen  nicht  die  vorgeschriebene 
Erklärung  bezüglich  der  genannten  Schäden  enthält,  kommt  dieser  Mangel  der 
Erklärung  für  Frachtversicherungen  nicht  in  Betracht.  Die  sachliche  Verschieden- 
heit beider  Fälle,  der  Kaskoversicherung  und  der  Frachtversicherung,  liegt 
darin,  das«,  während  bei  den  Schäden  des  Schiffes  eine  Scheidung  nach  ihrer 
Entstehungsursache  geschehen  kann,  ein  gleiches  Verfahren  beim  Verlust  der 
Fracht  unausführbar  ist.  Während  bei  einer  Kaskoversicherung  immer  ent- 
sprechender Ersatz  für  die  nicht  ausschliesslich  durch  Abnutzung  im  gewöhnlichen 
Gebrauch,  durch  Aller,  Fäulnis  oder  Wurmfrass  verursachten  Schäden  wird 
geleistet  werden  können,  würde  bei  einer  Frachtversicherung  der  Versicherte  bei 
Konkurrenz  von  Alters-  und  ähnlichen  Schäden,  die  natürlich  '/.um  Eintritt 
ebensowohl  einer  Beparaturunwürdigkeit  wie  einer  Reparaturunfähigkeit  mit- 
gewirkt haben  können ,  Gefahr  laufen .  ohne  jeden  Ersatz  zu  bleiben, 
wenn  auch  noch  so  sehr  wirkliche  Seeunfälle  das  Schiff  in  die  Lage  gebracht 
haben,  in  welcher  unter  blosser  Mitwirkung  der  Alters-  und  ähnlichen  Schäden 
aus  dem  einen  oder  anderen  Grunde  die  Gondeinnation  und  der  Verkauf  des- 
selben erfolgen  nuissle.  Dies  wind»-  aber  ein  um  so  unbilligeres  Resultat  sein, 
als  die  Versicherer,  wenngleich  sie  die  Seetüchtigkeit  des  Schiffes  beim  Antritt 
der  Reise  beanspruchen  dürfen,  «loch  nicht  voraussetzen  können,  dass  jedes  :in 
See  gehende  Schiff  frei  von  allen  Alters-  und  ähnlichen  Schäden  sein  werde. 
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auf h  Letzteres  thalsächlich  regelmässig  nicht  der  Fall  sein  wirrt.  Es  hatte  daher  einer 
klaren  Bestimmung  bedurft,  wenn  ein  in  Folge  der  Condemnation  des  Schiffes 
wegen  Roparaturunwürdigkeil  eingetretener  r'rachtverlust  nur  dann  gegen  den 
Versicherer  sollte  geltend  gemacht  werden  dürfen,  wenn  das  die  Reparalur- 
unwürdigkeit  begründende  \erhällnis  der  Reparaturkosten  zum  Wert  des  Schiffes 
konstatiert  worden  wäre,  unter  Ausschliessung  der  auf  Allers-  und  ähnliche 
Schäden  fallenden  Reparaturkoslen  :  an  einer  solchen  Bestimmung  des  Handels- 
gesetzbuchs fehlt  es  aber. 

Wenn  Voigt,  Secvcrsieherurtgsrecht  Seite  458.  den  dem  Art.  875.  Z.  2,  ent- 
sprechenden $  70,  Z.  2.  der  Allgemeinen  Seeversichcrungs-Bedingungen  als  vom 
Kasko-  und  Fracht  Versicherer  redend  anführt,  so  beruht  dies  auf  einem 
Schreibfehler. 

Hanseatisches  Oberlandesgericht ,  Urteile  vom  G.  November  1885  und 
7.  Januar  1887  in  Sachen  II.  Hinsch  als  Rheder  des  Schiffes  «Albatros»«  gegen 
F.  Kuhlmann  als  Bevollmächtigten  der  Transport-Versicherungsgesellschaft  A.-G. 
Rheinisch. Westfälischer  Llovd  und  Genossen:  Hanseatische  Gerichlszeilung  1880, 
Hauptblatt  Nr.  11,  Seite  20  und  :*'>.  1887.  Hauplblatl  Nr.  52,  Seite  142. 

Diesen  Standpunkt  hat  das  Hanseatische  Oberlandesgericht  auch  in  einem 
späteren  Urteil  vom  5.  Oktober  1889  in  Sachen  Hartmann,  Martin  &  Co.  in 
Cardiff  gegen  F.  Kuhlmann,  in  Vollmacht  des  Rheinisch-Westfälischen  Llovd  in 
M. -Gladbach,  Hanseatische  Gerichtszeitung  1889,  Nr.  120.  Seite  303,  einge- 
nommen. Zustimmend  das  Reichsgorichtsurtcil  vom  4.  Oktober  1890.  Hansea- 
lische Gerichtszeitung  1891,  Haupiblalt  Nr.  90.  Seite  2'JO.  Auch  Gareis-Fuchs- 
berger,  Das  Allg.  d.  H.-G.-B.,  Berlin  1<91.  Seite  1204,  haben  sich  dieser 
Auffassung  angeschlossen. 

II  Das  Gesetz  und  die  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen,  §70,  Z.  2, 
schliessen  aus  die  Haftung  für  Schäden,  welche  nur  eine  Folge  u.  s.  \v.  sind,  bezw. 
nur  durch  Aller  u.  s.  w.  verursacht  worden.  Hierdurch  wird  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, dass  der  Schaden  an  Schiff  und  Zubehör  zu  vergüten  ist,  wenn  er  nicht 
ausschliesslich  auf  Abnutzung  im  gewöhnlichen  Gebrauch,  nicht  ausschliesslich  auf 
Alter  u.  s.  w.  zurückzuführen  ist.  Der  Gegensalz  zur  Abnutzung  im  gewöhn- 
lichen Gebrauch  u.  s.  w.  liegt  in  dem  Verlust  oder  Beschädigung  durch  See- 
unfidle,  d.  h.  durch  solche  Ereignisse,  welche  auf  die  besonderen  Gefahren  der 
Seefahrt  zurückzuführen  sind.  Im  Resultate  decken  sich  die  Gesetzgebungen, 
die  wie  die  deutsche  eine  besondere  Heslirnmung  über  den  Ausschluss  der 
Haftung  des  Versicherers  aufgenommen  haben,  mit  denen,  welche  die  Verluste 
und  Beschädigungen  an  Sehiffslhcilen  und  Zubehör  als  besondere,  die  Haftung 
des  Versicherers  begründende  Havarien  aufführen,  wenn  sie  durch  Sturm  oder 
ein  anderes  Seeunglück  oder  Seeunfall  herbeigeführt  sind.  Der  Versicherer 
muss  für  alle  rem  aus  den  Gefahren  der  See  entspringenden  Schäden  verant- 
wortlich sein,  aber  die  Wirkung  dieser  Gefahren  auf  den  versicherten  Gegenstand 
muss  dem  Einfhiss  einer  direkten  gewaltsamen  Fr-ache  zugeschrieben  werden 
können,  wenn  diese  Verantwortlichkeit  in  Anspruch  genommen  werden  soll,  der 
Schaden  darf  nicht  die  unvermeidliche  Folge  einer  jeden  Seereise  sein.  Als 
Beispiele  sind  zu  nennen :  Das  Abreiben  eines  Ankertaues  oder  das  Brechen 
eines  Ankei Hügels  auf  üblichem  Ankergrund,  wo  keine  ausserordentlichen 
Umstände  oder  Einflüsse  von  Wind  und  Weder  sich  gellend  gemacht  haben, 
gehört  zu  der  gewöhnliehen  Abnutzung  des  Schifies  und  fällt  dem  Versicherer 
nicht  zur  Last.  Wenn  aber  dergleichen  in  Folge  eines  ausserordentlichen  Sturmes 
und  ausserdem  auf  ungewöhnlichem  Ankcigrund  vorfallen  sollle,  so  ist  der 
Versicherer  dafür  verantwortlich.  Ebenso  ist  der  Versicherer  haftbar,  wenn 
in  Folge  eines  heftigen  Sturmwindes  ein  Mast  zersplittert  wird  oder  Raaen 
brechen,  ferner  für  Verluste  der  Segel,  wenn  ein  Schiff  so  plötzlich  von  einem 
Windsloss  überrascht  und  ergriffen  wird,  dass  zum  Einnehmen  der  Segel  keine 
Zeil  bleibt.  Wenn  ein  Schiff  leck  wird,  so  ist  der  Versicherer  nicht  verant- 
wortlich, aussei'  wenn  dies  die  unniiitolhm  c  folge  einer  gewaltsam  eingelretenen 
Gefahr  ist,  wie  z.  Ii.  wenn  das  Schiff  plötzlich  von  einer  heftigen  Sturzsee 
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geschlagen  oder  auf  Felsen  getrieben  wird.  (Benecke-Nolte,  System  des  See- 
Assekuranz  und  Bodmerei-Wesens,  Hd.  2,  Hamburg  1852,  Seite  193  ff.  ; 
ebenso  Arnould,  Marine  Insurance,  6  F.d.,  Bd.  2,  London  1887.  F.  719  ff.; 
Emcrigon,  Traite  des  Assuranees.  Ausgabe  von  Boulay-Faty,  Reimes  1827, 
Bd.  1,  Seite  390  ff.) 

III.  Die  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen  (§  129,  2  <l)  wie  die 
Bremer  Bedingungen  37  u.  58,  5n  schreiben  die  Aufnahme  einer  ausdrück- 
lichen Erklärung  über  die  vorgefundenen  Abnutzung*-,  Alters-  und  ähnliche 
Schäden  vor.  Die  Frage  ist,  welche  Wirkung  die  nicht  genügende  Beachtung 
dieser  Vorschrift  auf  die  Gültigkeit  der  Feststellung  der  Schäden  bat. 

Regelmässig  haben  nur  formell  tadellose  Condcmnationen  Wirksamkeit, 
vorbehaltlich  jedoch  der  .Möglichkeit,  das  Vorhandensein  eines  die  Haftung  des 
Versicherers  begründenden  Schadens  durch  andere  nach  den  Prozessgesetzen 
zulässige  Beweismittel  nachzuweisen.  Indess  können  Fälle  eintreten,  in  denen 
durch  eine  weitreichende  Zerstörung  der  Gesammtheit  des  Schiffes  die  Unter- 
suchung der  hier  in  Betracht  kommenden  Einzelheiten  entweder  ganz  unthunlich 
geworden  oder  doch,  wo  etwa  Einzelheiten  dem  früheren  Bestände  nach  erkennbar 
geblieben  sein  sollten,  augenscheinlich  als  unnöthig  anzusehen  ist.  In  solchen 
Fällen  ist  von  der  Anwendung  der  betreffenden  Vorschriften  abzusehen.  Reichs- 
oberhandelsgericht Erteil  vom  10.  November  1871  in  Sachen  Duncker  gegen 
Brauss,  Entscheidung  Bd.  4,  S.  91.  Nur  dann  jedoch  kann  ein  Aussprach  der 
Sachkundigen  als  unnöthig  angesehen  werden,  wenn  von  denjenigen  Schäden, 
wegen  welcher  die  Sachkundigen  das  Schiff  für  reparaturunfähig  erklärt  haben, 
auf  Grund  der  Verklarung  es  als  ausgemacht  betrachtet  werden  muss,  dass  sie 
auf  der  Reise,  auf  welche  Versicherung  genommen  ist,  entstanden  sind.  Eine 
blosse  Möglichkeit  reicht  nicht  aus,  um  die  Ermittelungen  für  unnöthig  zu 
erklären.  Handelsgericht  Hamburg  Fried  vom  31.  Mär/.  1873.  Hamburgischo 
Handelsgerichtszeilung  1873,  Hauptblatt  Nr.  88,  Seile  101  ff.,  Reichsoberhandels- 
gericht Erteil  vom  18.  September  187'*,  ebendaselbst  1875  Hauptblatt  Nr.  90, 
Seite  129  ff. 

Die  spezielle  Hervorhebung  jeder  einzelnen  durch  Abnutzung,  Alter  u.  s.  w. 
nothwendig  gewordenen  Reparatur  ist  bei  Feststellung  der  von  Seeunfällen 
herrührenden  Schäden  unter  den  regelmässig  vorliegenden  Umständen  durch 
das  Interesse  der  Versicherer  geboten,  weil  die  aus  diesen  Veranlassungen  ent- 
standenen Reparaturen  aus  der  allgemeinen  Reparatur-Rechnung  auszuscheiden 
und  den  Versicherern  nicht  zu  belasten  sind.  Obergericht  Hamburg  Urteil  vom 
20.  Februar  1874,  Hainburgische  Handelsgerichtszeilung  1874,  Hauptblatt  Nr.  146, 
Seite  175.  Der  Mangel  in  der  Erklärung  mag  in  der  Annahme  der  Sachkundigen 
liegen,  dass  keine  der  hier  fraglichen  Schadcnsnrsaehen  :  Abnutzung,  Alter  u.  s.  w. 
vorliegt ;  gleichwohl  benimmt  dieser  Mangel  den  Bcsichligungsdokumenten  die 
Eigenschaft  formell  tadelloser  Dokumente  mit  voller  Beweiskraft  des  streitigen 
Faktischen,  über  welches  sie  sich  aussprechen.  Ilamburgisches  Handelsgericht 
Erteil  vom  20.  Februar  1870,  Hamhurgi^chc  Handelsgerichtszeitung  1870,  Haupt  - 
blatt  Nr.  05.  Seite  159.  (Soweit  nicht  aus  anderen  Thalsachen  hervorgeht,  dass 
von  eigentlichen  Allersschäden,  Fäulnis,  Wurmfrass  nicht  die  Rede  sein  kann, 
sondern  nur  von  gewöhnlicher  Abnutzung,  bedarf  es  keiner  besonderen  Auf- 
zählung, nach  einem  Urleil  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts  vom  10.  Ok- 
tober 1893.  Hanseatische  GeriehtszeiUmg  1895,  Hauptblalt  Nr.  91,  Seite  235  ff.) 
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Altersrente. 

I.  —  Privat -Versicherung. 

Siehe  auch  Honte,  temporäre  und  kurze. 

Unter  Bente  versteht  man  eine  Summe,  die  einer  Person  als  Gegenleistung 
aus  irgend  einer  Verpachtung  von  Jemand  während  einer  Reihe  von  Jahren 
regelmässig  gezahlt  wird.  .Man  unterscheidet  /wischen  Zeitrenten  und  Altersrenten. 
Die  letzteren  sind  mit  dorn  Lehen  einer  bestimmten  Person  in  der  Weise  ver- 
knüpft, dass  sie  entweder  bei  deren  Tode  aufhören  oder  während  einer  Reihe 
von  Jahren  laufen,  vorausgesetzt,  dass  die  vorher  bestimmte  Person  diese  Jahre 
erlebt.  Soll  dagegen  die  Rente  unter  allen  Umständen  während  einer  genau  fest- 
gesetzten Dauer  gezahlt  werden,  so  heisst  sie  Zeilrente.  Die  Altersrenten  zer- 
fallen in  sofort  beginnende  und  aufgeschobene,  d.  h.  später  beginnende  Leih- 
renten (Pension1). 

Die  sofort  beginnende  Leibrente  (Altersrente)  ist  namentlich  alleinstehenden 
Personen  höheren  Allers  zu  empfehlen,  wenn  sie  ihren  linterhalt  aus  den  Zinsen 
eines  Kapitals  bestreiten  müssen.  Durch  den  Kauf  einer  Altersrente  ist  es 
ihnen  möglich,  ihr  Einkommen  je  nach  ihrem  Aiter  zu  verdoppeln  oder  zu  ver- 
dreifachen, immer  aber  bedeutend  zu  erhöhen.  Dazu  sind  sie  vor  den  möglichen 
Verlusten  geschützt,  die  mit  der  Verwaltung  eines  Vermögens  verknüpft  sein 
könnten,  und  haben  bis  zu  ihrem  Ableben  eine  gesicherte  Einnahme.  Aber  auch 
solche  Personen,  die  noch  Verbindlichkeiten  gegen  andere  haben,  können  in 
vielen  Fällen  zu  beiderseitigem  Vorteil  eine  Leihrente  nehmen.  Sie  vorwenden 
einen  Teil  ihres  Vermögens  '/um  Ankauf  einer  Rente  in  Höhe  des  bisherigen 
Zinsertrages  und  können  mit  dem  übrig  bleibenden  Teil  ihres  Vermögens  schon 
jetzt  ihre  Erben  befriedigen  und  diese  dadurch  früher  in  die  Lage  setzen,  ihr 
Einkommen  zu  erhöhen.  Ferner  ist  der  Kauf  einer  Leibrente  das  beste  Mittel, 
um  die  Existenz  von  Personen,  die  man  aus  irgend  einem  Grunde  bis  zu  ihrem 
Lebensende  versorgen  will,  sicher  zu  stellen. 

Die  aufgeschobene,  d.  h.  später  beginnende  Altersrente,  die  man  gewöhnlich 
Pension  nennt,  ist  für  alle  jene  von  Vorteil,  die  augenblicklich  ein  gutes  Ein- 
kommen besitzen,  aber  fürchten  müssen,  da-s  dieses  sich  mit  ihrer  schwindenden 
Arbeitskraft  vermindert.  Sie  i>t  aus  demselben  Grunde  die  beste  Versorgung 
für  Angestellte  und  wird  deswegen  von  Instituten  und  Geschäften  viel  benutzt. 

Formeln:  Sofort  beginnende  Altersrente. 

Beim  Kauf  einer  Altersrente  wird  man.  wie  es  in  der  Praxis  stets  der  Fall 
ist.  den  ersten  Bentenbetrag  erst  nach  einem  Jahr  abheben  und  nicht  sofort  am 
Tage  des  Kaufes,  Man  spricht  dann  von  einer  postnumerando  zahlbaren  Bente. 
Doch  ist  es  denkbar,  dass  der  eiste  Berit enbezug  schon  am  Abschlusslage  statt- 
iinden  soll :  mim  nennt  die  Heute  m  diesem  F;il|e  pränumerando  zahlbar. 
Da  die  Formel  für  die  pränumerando  zahlbare  Beule  fast  in  jeder  versicherungs- 
maihcmalisch  n  Rechnung  vorkommt,  so  muss  man  diese  zuerst  aufstellen. 
Dazu  gebrau-ht  man  die  ZiiKis/.msforn.cl  und  eine  Slerblichkeilstafel,  die  wir 
zunächst  kurz  erläutern  wollen. 

Aus  Beobachtungen  (Tafel  der  17  englischen  Gesellschaften)  hat  man 
gefunden,  dass  von 
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93208  Personen  im  Alter  von  20  Jahren 
noch  92588       »       das     »      »    21  » 
91905       »        ■       »      »    22  » 


4       »        »      »      »    98  » 
und        1       »        »      »      »    99  » 

erreichten.  Die  Zahlen  93268,  92588.  91905  ...  4.  1  bilden  ein«  Sterblichkeits- 
tafel  und  man  bezeichnet  die  Anzahl  der  Lebenden  im  Alter  von  20.  21  ...  x 
Jahren  mit  Ito,  Iti  .  •  /*  ,  »»  dass  z.  B.  /*«  =  91905  nach  unserem  Beispiel  ist. 

Man  sagt  allgemein  lz  ist  die  Anzahl  der  hebenden  des  Alters  x.  Man 
kann  auch  leicht  finden,  wie  viele  in  jedem  Alter  nach  dieser  Tafel  voraus- 
sichtlich .sterben  werden.  So  sterben  im  Alter  von  20  Jahren  93268-  -92588  = 
Ito  —  hi  —  680  Personen.  Man  nennt  diese  Anzahl  der  im  Alter  von  20  Jahren 
Gestorbenen  tto  und  hat  die  Anzahl  der  Toten 

im  =  l*o  —  hi 
tu  —  hi  —  hi 

tx    =  h    —    Ix  l 

Ferner  gebraucht  man  die  Zinseszinsformel,  die  sich  aus  folgender  Aufgabe 
orgiebt : 

Jemand  zahlt  c  Mark  bei  einer  Hank  ein.  die  ihm  das  Kapital  und  die 
jährlich  fälligen  Zinsen,  die  nicht  abgehoben  werden,  mit  p  %  verzinst.  Wieviel 
hat  er  nach  n  Jahren  auf  der  Bank  stehen V 

100  M.  bringen  in  1  Jahr  /)   M  Zinsen 
1    »   bringt     »1    *  »  » 

cp 

c   *   bringen   »  1    »   ^  »  » 
Nach  1  Jahr  beträgt  das  Guthaben  auf  der  Hank 

C+TÖÜ^  c  (1+TW>) 

Man  setzt  nemlich  1  -f         —  q.  Dieser  Factor  q  heisst  der  Zinsfactor. 

Ist  z.  B.  p  =  3,  so  ist  7  =  *  +  iä)  =  1  +  0,03  =  1'03 

Durch  die  Verzinsung  wächst   c   nach  1  Jahr  auf  cq   M.  an. 

Folglich      »       cq     »     1    »      »    cq-  M.  » 

»  »      cq*     »     1    »      >    cq3  M.    »  u.  s.  w. 

Hat  c  1  Jahr  auf  der  Bank  gestanden,  so  ist  das  Kapital  auf  cq  angewachsen, 
i  c2  Jahre   »*>»»»  cq*  t> 

n  c  3  »  »  »  »  »  c#/'  » 


»  c  n  »  »  »  »  »  rr/»  j> 

Nennt  man  k  das  F.ridkapitat.  so  hat  man  die  Zinseszinsfoniiel  k  =  c/"  . 

Die  Formel  lehrt,  dass  ein  Kapital  r  nach  n  Jahren  den  Wert  cq"  hat. 
Fmgckchrt  kann  man  aber  auch  den  jetzigen  Wert  eines  Kapitals  finden,  welches 
erst  nach  n  Jahren  fällig  ist. 

Es  ist  der  jetzige  Wert  c  = 
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Man  nennt  diesen  jetzigen  Wert  eines  nach  n  Jahren  fälligen  Kapitals  den 
\ 

Barwert  von  7:  und  —  den  Discontirungsfactor. 

'/ 

Man  kann  nun  die  Formeln  für  die  Leibrenten  leicht  ahleilen. 

1)  Sofort  beginnende,  pränumerando  zahlbare  Altersrente. 

Welche  Prämie  Iix  hat  ein  x  jähriger  zu  zahlen,  damit  er  zu  Beginn  eine* 
jeden  Jahres,  das  1.  Jahr  miteingerechnet,  eine  lebenslängliche  Rente  von  1  M. 
erhält  V 

Wir  wollen  annehmen,  sämmtliche  Personen  dieses  Alters  d  h.  lx  schliessen 
eine  derartige  Versicherung  ab. 

Die  Bank  erhält  von  jedem  Versicherten  Iix  M.,  also  im  ganzen  Iix.h.  Als 
Gegenleistung  hat  sie  zu  zahlen  an 

jede  Person  des  Alters  x        je  1  M.  d.  h.  lx  M. 
»        »        »       »     x  -f-  1  je  1  M.     »     lx  .+.  i  » 
»        »        »       »     x  -f-  9  je  i  M.     •     fx  +  g  a 
Die  1.  Zahlung  von  lt  war  sofort  fällig,  so  dass  ihr  Wert  bei  Beginn  der  Ver- 
sicherung =  \t 

Die  2.  Zahlung  von  lz  -+-  i  findet  nach  1  Jahr  statt,  sodass  ihr  Wert  bei 
_    .                                 lT  +.  1 
Beginn  der  Versicherung  =   

Die  3.  Zahlung  von  lt  +  t  findet  nach  2  Jahren  statt,  sodass  ihr  Wert  bei 
Beginn  der  Versicherung  =  ^ 

Die  4.  Zahlung  von  lx  .+.  s  findet  nach  3  Jahren  statt,  sodass  ihr  Wert  bei 

Beginn  der  Versicherung  =  ~L~ 

Bestimmt  man  die  Werte  der  Zahlungen  bis  zum  höchsten  Alter  fort,  so 
hat  man  den  Gesammtwert  der  üankleistungen 

nx.  lx  =  u  +  xi±i  +  k±j  +  'i±i  +  . . .  . 

q  <l*  q* 

Dividirt  man  die  Gleichung  durch  qs  ,  so  erhält  man 

'  <v  ~  q*     r  +  l     h*+*     '/'"*"3     '  '  "  ' 

Man  setzt  —  =      und  nennt  \t  die  discontirte  Zahl  der  Lebenden  des 
'/x 

Alters  x.  Ms  ist  nemlich  h  bis  zur  Zeit  der  Geburt  disconlirt,  falls  man  durch 
q'  dividirt. 

Kolglich  lh  'i,  =),  +),  +  i-r/,  +  j  +  ),  +  3  +  .... 

,    r,  +  l  +  '/  +  i  +  ';  +  J  ■   •  •  • 

und  /?■  z-  ;   —  

t  t 

Man  pflegt  die  Summe  ).--+-  )x  -+.  i  -f-  h  ■+■  i  •+•  •  ■  ,  falls  <he  Jndices  bis 
zum  höchsten  Lebensaller  in  der  Slerblichkeilstafcl  gehen,  mit  S)^  zu  bezeichnen 
und  findet  so 

2^  Sofort  beginnende  postnumerando  zahlbare  Altersrente. 
Man  bezeichnet  ihren  Wert  mit  r,_  . 

Sie   unterscheidet  sich   von        nur   dadurch,  dass  die   ersle   Rente  im 
Betrage  i  ausfällt.   Kü'r't  man  dic-cti  Betrag  also  zu  rx  hinzu,  su  niuss  man  /.'., 
erhalten  ;  und  es  ist  r,  -h  1  =  Ii, 

so  dass  r-  =  /,'..  —  I 
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r,  =  -y-   —  1 

\r_+J_T  -h  1  4~  >r  -4-  »  4"   •  •  •  j 
>/  +  I  4"  *'»      »  4-      +  3+  ■  ■  ■ 

>; 

S>*  •+- 1 
 — 

3)  Sofort  beginnende,  postnumerando  zahlbare  Altersrente  mit  letzter  Ren- 
tenzahlung am  Schlüsse  des  Todesjahres. 

Soll  jeder  Versicherle  noch  Anspruch  darauf  haben,  dass  noch  ein  Renten- 
betrag am  Schlüsse  seines  Todesjahres  gezahlt  wird,  so  hat  er  dafür  natürlich 
eine  höhere  Prämie  zu  zahlen.  Dieselbe  sei  P.  Die  Bank  nimmt  ein  P.  Iz  . 
Ihre  Leistungen  am  Schlüsse  des  1.  Jahres  sind  gewachsen  um  tt 
»  »  a  »         »2.      »         >  »  »    tt  +  i 

»  D  >  »  »      3.         »  B  »  »      fx  -H  *  U.   9.  W. 

Der  Barwert  dieser  Leistungen  ist  aber  —  4-     "t"  '  4-  * *  T '  4-  •  •  • 

9  T  93 

so  dass 

r.  h  =s^  +  ^-,  +  •  •  -      4-^4-^4-  .  .  . 

7  9  9  9 

Dividirt  man  durch  q*  ,  so  ergiebt  »ich 

Man  setzt  — ^— r  =  Tx  und  nennt  T*  die  discontirte  Zahl  der  Toten. 

qr.  -4-  i 

Folglich  /».  ),=  ).?+I  +  ),  +  »+  ,..  +  T,  4-  T*  -+-  i  4-  Tx 

+  i  4-  ^  4-  j  4-  .  -  .      Tx  4-  T,  +  i  +  'L  +  j  +  .  .  . 


und  P  = 


+•  l  ST« 


P  =    r,  4-  C, 

Man  bezeichnet  gewöhnlich  -= —  mit      ,  wo  C,  ,  wie  sich  auch  aus  der 

vorhergehenden  Ableitung  erkennen  lässt,  die  einmalige  Prämie  für  eine  Kapital- 
Versicherung  im  Detrage  l  auf  den  Todesfall  ist. 

4)  Aufgeschobene  Altersrente  ohne  Prämienrückgewähr  im  Falle  des  Todes. 

Welche  Prämie  P  hat  eine  a  jährige  Person  zu  zahlen,  damit  sie  nach 
>i  Jahren  eine  lebenslängliche  Rente  im  Betrage  l  beziehen  kann,  wenn  sie  auf 
diese  Prämie  P  verzichtet,  auch  in  dem  Falle,  dass  sie,  stirbt,  bevor  sie  in  den 
Cienuss  der  Rente  tritt. 

Während  die  Bank  P  lx  erhält,  ist  der  Barwert  ihrer  Gesammtleistungcn  cn 


die  Versicherten 


^  -t-  "          h  +  n  -h  l  Ix  -t-  n  -4-  t 

qn            q,t  -h  i       r  q«  +  s  4- 

so  dass  P.  \f  =  ~  4-  U,f  4-  h  +"  "  4- 

q  >              q*  -t-  i       '  qi  -+■  t  ~ 

jy     !_*           I*  ■+•  •*          h  +  n  -y-  \  h  -i   n  -4-  2 

q*  ~  q'     »  "*~  <y  -+•  «  -t  >  ~*~  «  -i-  * 
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hieraus  folgt 

~  h 

Diese  Formel  wird  zweckmässig,  wie  folgt,  umgewandelt  : 

E-S  ist  /».        =  )/  +  n  +  ^/  +  »  +  I  +  >;  +  n  +  J  +  •      •  • 
folglich  i'.)»  =  );  +  Wl+...  +  ''/       ft  —  »  4"       ■+-  n  "+-  'v      n  +  l  +  ■  ■  • 

|».t  +      i-  l  ■+-  •  •  •  •  "+"  '.-      n  —  I  | 
>j:        2^  —  p.  -f-  /„   i.  i  -+-  .  .  .  .  H-  >/  -f.      -  ]] 
i    »t,        ****  4-  ^    ^  I  +  •  ■  •  ■  +  ^/  1-  »  -  I 

und  /'  =  -.  —     —    •—  ■ — " 

tf  * '  t 

Nun  ist  --  4  1  +  V  +  X  "  offenbar   der  Wert   der  Rente, 

welche  sofort  pränumerando  während  u  Jahre  zahlbar  ist,  und  die  man  mit 

RT  +  "  bezeichnet.  Setzt  man  noch  -~  =  /?*  so  ergiebt  sich  P  =  Ii,  —  if  4 

als  einmalige  Prämie  für  die  aufgeschobene  Altersrente  ohne  Riickgewfdir. 

Will  Jemand  nicht  durch  die  Zahlung  einer  einmaligen  Prämie,  sondern 
durch  die  jährliche  Zahlung  einer  Prämie  ;>,  während  der  n  Jahre  bis  zum 
Bezüge  der  Rente,  diese  erwerben,  so  erhält  man  folgende  Formel: 


Die  Leistungen  der  Rank  sind  wieder  ■+■  * ^„  ^_  l  h  •  .  •  ,  wohin- 

gegen sie  jetzt  von  den  Versicherlen  erhält  als  Barwert  der  Gesammtleistungen 

,     .        h-  ■+-  1  //  -f-  S  ,        h  +  u  i 

p!*  +  p  — —  4-  }>  — ;.,  -  +...+/) 


Folglich  istJ/,+— +  =  i^  +  ^i^_t]  + 

Oder  ;>  (a,  -f-  a,     ,  _f-  Jv  +  s      .  .  .  +  Ä.  +  „  _  ,)  =  ^  +  ,  4.;.J  +  II+I  + 

'v  ■+-  l  -f-  •   ■  +  't   n  -  1 


,m<i     P  h*  + n  =  /.*,  -  " 
//,  -    h " 


d.  Ii.        p  -- 


Soll  die    Prämie  nur   m  Jahre  gezahlt   werden,   wo  m  <.    n,  so   ist  sie 

n,  -ir  n 

pi  ^   ■:  — 

ö)  Aufgeschobene  Heute  mit  Prämienrückgewähr  im  Falle  des  Todes  vor 
Auszulilung  der  Leute. 

I'.s  sei  /*  die  einmalige  Prämie  für  eine  derartige  Rente.  Dann  sind  die 
Leistungen  der  Versicherten  /'.  //  . 

Die  Leistungen  der  Lank  sind  hingegen 
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ül«,,(h  7  '*  =  —  +  -jr—  +  •  •  ■  +  ( +  •  •  +  — ^—  j 

/'X,  =l|f.  +  1»  +  »+l  +  ...  +  ''  0'*  4*  T,  fl+...  +  1*  -t-  n  —  l) 

Nun  ist  T,  4-  T,  +  i  -i-  •  .  .  4-  T,  -4-  n  -  x  =  ET,  -  ST,  -H  n 
folglich  i%  =  EX,  +  n  -{-  V  (ST,  —  ST,  +  „)  und  es  ist  die  einmalige  Prämie 

EX,  _+  . 


/»  = 


X,-  [El,  -  El,  ,_„] 

E'v  -f-  n 


1  —  El,  —  E  I 


X, 

S  I',  —  2T-  +  x  -t-  n 


Nun  isfl  =  c 


und 


EX. 


n,  -  if  + " 

so  da-ss     P  = 


1  -  C 

Werden  dagegen  die  Prämien  jährlich  und  zwar  während  der  n  Jahre  Ins 
zum  Bezüge  der  Rente  gezahlt,  so  zahlt  die  Bank  bei  jedem  Sterhefall  des 
1.  Jahres  die  einfache  Jahresprämie,  bei  jedem  Sterhefall  des  2.  Jahres  2  Jahres- 
prämien, bei  jedem  Slerbefall  des  3.  Jahres  J  Jahresprämien  n.  s.  w.  zurück. 
Die  jährliche  Prämie  sei  p.  Dann  ist  der  Barwert  der  Leistungen  der  Bank 

I*  -h  n  h  -t-  n       1  Ix       fi  -t-  1 

p «,    2  />  /-  4  i     n  /» f,  4j  »  p    +. 1.  -  i 

7  '/"  V  '  '  '  T 

Der  Barwert  der  Leistungen  der  Versicherten  ist  andererseits 

.,,    ,   plx-t-t       Vh  ■+-  2  +  »  -  i 

p^h  ^  ip~  +  •  •  ■  +  "^T^rr- 

Folglifh  bestellt  die  Gleichung 

.    ,   pl*  +■  t    .  pk  f-  »  —  i  +  n       f*  +  n  ■«  i    ,  , 

+  —7-  +  ■  ■  +        1  -  =  -,7^-  +       —  +  ••■•  + 

pk  1  npt*  ».  n  -  1 

i+    7»    +  +  <r 

Dividirt  man  diese  Gleic  hung  durch  q1  ,  so  ersieht  sich 
pXx  4-  pX,  +  1  4-  .  .  -f-  /'X.-  +-    -  1  =  X.  h  „  t-'^  +  H  1+  •  •  •  4-  pT,  4- 
2//I',  ^  ,  .  .  .  +  npT,  (.  n  -  1  und  p  <X,  4-  ' -t  1  4-  •  ■  •  4-     +  .  -  i>  = 

X.-  -f-  n  4"  X,  H   „  ^-  1   4-    .    .    .  />  (T,  4-  2  I',  +  1   4-  .  .   .   .  -f-  tl  T,  -j-  »  _  1 ) 

oder  p  (EX,  -  EX,  lf_  „)      EX,  ,„  +  ]-  (T,  4-2  T,  ^  ,  4-  .  •  .  4-  »  T,  +  „  _  ,) 

EX,  4  „ 

P  =       ETT-  EX,     h  —  |T74r2  T7;~74TT'.  47""  T,  ,  ,  -  .] 
Um  dies»-  Formel  umzuwandeln,  selzc  man 
ET,  -+-  ET,  4-  1  4  ET,  +  i  +  ,  .  .  .   =  EST,  ,   so  dass  SET,  folgendes 
Tableau  umfasst: 
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T,  -4-  T/  -f-  l  4"  T/     *  -|-  .  .  .  4-  T,  +  n  -  i  4-  i'-c  -»-  »  4-   I  i-  +1  +  1  -f-  •  •  •  • 
+  T«  +  i  +  L  +  s  +  ...  +  T,  +  ,  -  i  +  T/  +  Il  +  L  +  n  +  i  +  •■■• 

4"   1/  4-  S  4"  •  •  •  -f-        -I-     —  1  4~  1  je  -+•  «  4"   Tjt  4-  »  -f-  1  4"  •  •  •  • 


T.c  +-  r*  —  l  4"  T,      n  4"  Tt  +•  i«  -f-  I  4- 
4"   T,  -+  tl   -f-  T,  +      +  |  H- 

+   T/  4       +  I  4" 
+ 


... 


Sublrahirt  man  hiervon  EET, -r- »  und  u  ST,  +  „.  so  erhält  man 
I.-  4-  1.  +i  +  •  •  •  4-  T,  ^  „  __  i 
+  L  +  i  +  ■  •  •  4-  T,  +.  ri  _  i 
4-  

4-  T,  -j-  n  _  i 

d.  Ii  T,  4-  2  T,  +  ,43TJ,.,+  ...  +  inW,_1 
Man  hal  also  T,  4-  2  Tx  +  i  4-  3        »  4-  •  .  .  +  »L  +  „_1  =  SET,  - 
SET.-  -+-  u  —  »»  STj.  „. 

Setzt  man  diesen  Wert  in  die  Formel  für  p  ein,  so  ergiebt  sich 

 EX ,  +  n 

^    -    EX,  -  S).,  ^_  „  '-  [EST,  -  EST,  +  u  -  u  ET,  +  „] 

EX,  .4.  „ 

X, 


-    EX,  -  EX,  +  „       SET,  —  EST,  +  „  -  n  ET,  ^  n 

X, 

und  es  ist  die  jährliche  Prämie 

/?,  -        +  " 

^  /< :  "+"  ;'  _       ^  —  EE  I ,  -t-  t.  —  n  E  T,  n 

X, 

Soll  die  Rückgewähr  sofort  nach  dem  Tode  des  Versicherten  und  nicht  erst 
aoi  linde  des  Sterbejahres  erfolgen,  so  wird  sie  im  Durchschnitt  lalir  früher 
erfolgen  und  man  hat  den  Wert  der  Rückgewähr  in  den  Formeln  zu  erhöhen, 
indem  man  ihn  mit  q ,r»  multiplicirl. 

Unter  dieser  Voraussetzung  ist  die  einmalige  Prämie 


E'v  -+.  •, 


X,  -  (ET,      ET,  ,  .j  q 
und  die  jährliche  Prämie 


V  '~  ,  ,  +  n       EET,  -  EET-  ^  „  -  „ETJ 


/,  -    ^   q  ■* 

In  der  Praxis  komml  häutig  der  Fall  vor,  d.i-s  .leinainl  nicht  n  Jahre  lang, 

sondern  nur  m  .lahre.  wo  tu  <  7(,  Prämien  zahlen  will  und  diese  auch  zurück- 
haben will,  falls  er  mehi  in  den  Üenuss  der  Heute  tritt. 
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Es  ist  dann 

J»(*/+^  +  i  +  •  •  +  »-i)=  ^x  +  »  +  p(T/  +  2T..  +  i+3T/  +  !  + 

.  ,.+i))T;  +  «-1)  +  iiip  (l\  +  B  +  T»  +  s+i  +  .  .  .  T<  +  „  .  ,) 

.   +■  n     

Dr.  Dornis. 


II.  —  Socialpolitische  Versicherung. 

Inhaltsübersicht. 

I.  Einleitung.  —  II.  Voraussetzungen  des  Bezugs.  --  III.  Berechnung.  — 
JV.  Beginn  und  Aufhören.  —  V.  Verhältnis  zu  der  Invalidenrente.  — 
VI  Kühen  der  Rente.  —  VII.  Verhältnis  zu  den  Zuschusskassen.  — 
VIII.  Einlluss  der  Staatsangehörigkeit.  —  JX.  Auszahlung.  —  X.  Statistisches. 


Gesetzesbestimmungen. 

Reichsgesetz  vom  22.  Juni  1889,  §  9,  Absatz  4:  Altersrente  erhält,  ohne 
dass  hs  des  Nachweises  der  Erwerbsunfähigkeit  bedarf,  derjenige  Versicherte, 
welcher  das  70.  Lehensjahr  überschritten  hat. 

§  IG.    Die  Wartezeit  beträgt  bei  der  Altersrente  30  Beitragsjahre. 

$  25.  Die  Renten  werden  für  Kalenderjahre  berechnet.  Sie  bestehen  aus 
einem  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  §  28,  Absatz  2  von  der  Versicherungs- 
anstalt aufzubringenden  Betrage  und  aus  einem  festen  Zuschüsse  des  Reichs. 

§  26.  Der  von  der  Versicherungsanstalt  aufzubringende  Teil  der  Altersrente 
beträgt  für  jede  Beitragswoche : 

in  der  Lohnklasse  1  4  Pfennige 

»    »         »        11    (>  » 

III  8  » 

IV  10  » 

Dabei  werden  lilO  Beitragswochen  in  Anrechnung  gebracht.  Sind  für  einen 
Versicherten  Beiträge  für  mehr  als  IUI  Beitragswochen  in  verschiedenen  Lohn- 
klassen entrichtet,  so  werden  für  die  Hcreehnung  diejenigen  1410  Beitragswochen 
in  Anrechnung  gebracht,  in  denen  die  höchsten  Beiträge  entrichtet  worden  sind. 

Der  Zuschuss  des  Reichs  beträgt  für  jede  Rente  jährlich  5)  iMark. 

Die  Renten  sind  in  monatlichen  Teilbeträgen  im  Voraus  zu  zahlen.  Dieselben 
sind  auf  volle  fünf  Pfennige  für  den  Monat  nach  oben  abzurunden. 

L29.     Die  Altersrente   beginnt   frühestens    mit   dein    ersten   Tage  des 
bensjahres.     Dieselbe   kommt  in  Fortfall    sobald  dem  Empfänger  die 
Invalidenrente  gewährt  wird. 

§  37.  Für  Personen,  welche  aus  Kassen  der  in  §  30  bezeichneten  Art 
Invaliden-  oder  Altersrenten  beziehen,  tritt  das  in  S  32  vorgesehene  Erlöschen 
de3  Versicherungsverhältnisses  nicht  ein. 

§  157.  Für  Versicherte,  welche  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes 
das  40.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  den  Nachweis  liefern,  dass  sie  während 
der  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  unmittelbar  vorangegangenen  3  Kalender- 
jahre insgesamt  mindestens  141  Wochen  hindurch  thatsächlich  in  einem  nach 
diesem  Gesetze  die  Versicherungspllicht  begründenden  Arbeits-  oder  Dienst- 
verhältnis gestanden  haben,  vermindert  sich  die  Wartezeit  für  die  Altersrente 
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(§  16,  Ziffer  2)  unbeschadet  der  Vorschriften  des  i;  32  um  so  viele  Beilragsjahre 
und  überschiessendc  Beilragswochen,  als  ihr  Lebensalter  am  1.  Januar  1891  an 
Jahren  und  vollen  Wochen  das  40.  Lebensjahr  überstiegen  hat.  Da  hei  werden 
für  jedes  vollendete  Lehensjahr  47  Beilragswochen  in  Ansatz  gebracht.  Ist  die 
Zahl  der  überschiessenden  Wochen  höher  als  47,  so  sind  neben  der  Vollzahl 
der  Jahre  nur  47  Wochen  in  Anrechnung  zu  bringen   (Gesetz  vom  8.  Juni  18Hl.> 

$  159.  Bei  Bemessung  der  auf  Grund  des  sj  157  zu  gewährenden  Alters- 
renten kommen,  soweit  es  sich  um  Kenten  handelt,  welche  innerhalb  der  ersten 
10  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  (ieset7.es  zur  Entstehung  gelangen,  für  die 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  liegende  Zeit  die  Steigerungssätze  derjenigen 
Lohnklassen  in  Anrechnung,  welche  dem  durchschnittlichen  Jahresarbeitsverdienste 
des  Versicherten  während  der  im  5;  157  bezeichneten  141  Wochen  entsprechen, 
mindestens  aber  die  der  ersten  Lohnklasse,  für  die  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Geset7.es  liegende  Zeit  dagegen  die  den  wirklich  entrichteten  Heiträgen  ent- 
sprechenden Sleigcrungssätze  (s?  2G,  Absatz  2).  Hei  den  nach  Ahlauf  jener 
10  Jahre  zur  Entstehung  gelangenden  Renten  werden  sowohl  für  die  vor  als 
auch  für  die  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  liegende  Zeit  die  Sleigerungs- 
sätze  zu  Grunde  gelegt,  welche  den  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ent- 
richteten Heiträgen  entsprechen  und  zwar,  wenn  die  Beiträge  in  verschiedenen 
Lohnklassen  entrichtet  sind,  nach  dem  Verhältnis  der  Zahl  der  in  den  einzelnen 
Lohnklassen  entrichteten  Beiträge. 

§  91.  Die  Auszahlung  der  Kenten  wird  auf  Anweisung  des  Vorstandes  der 
im  §  9X  Absatz  2  bezeichneten  Versicherungsanstalt  vorschussweise  durch  die 
Postverwaltungen  und  zwar  in  der  Regel  durch  diejenige  Postverwaltung  bewirkt, 
in  deren  Bezirk  der  Empfangsberechtigte  zur  Zeit  des  Antrags  auf  Bewilligung 
der  Rente  seinen  Wohnsilz  hatte.  Die  Poslanstall  ist  berechtigt,  an  den  Inhaber 
des  Berechligungsausweises  Zahlung  zu  leisten. 

Verlegt  der  Empfangsberechtigte  seinen  Wohnsilz  so  hat  auf  seinen  Antrag 
der  Vorstand  der  Versicherungsanstall,  welcher  die  Rente  angewiesen  hatte,  die 
letztere  an  die  Poslanstalt  des  neuen  Wohnortes  zur  Auszahlung  zu  überweisen. 

i|  40.  Eine  Rente  kann  mit  rechtlicher  Wirkung  weder  verpfändet  noch 
übertragen  noch  für  andere  als  die  in  $  749,  Absatz  4  der  Zivilprozessordnung 
bezeichneten  Forderungen  der  Ehefrau  und  ehelichen  Kinder  und  die  der  ersalz- 
berechtigten  Gemeinden  oder  Armenverbände  gepfändet  werden. 


I.  Einleitung. 

Die  Altersrente,  wie  dieselbe  durch  das  Reichsgeselz  vom  24.  Juni  18S9 
eingeführt  worden  ist,  hat  die  Bedeutung  einer  A  k  I  i  vi  lä  tsren t  e,  sie  stellt  die 
Gewährung  eines  Zuschusses  zu  dem  Arbeitsverdienst  und  sonstigen  Einkommen 
des  noch  arbeitsfähigen  Arbeiters  dar,  welche  nur  von  der  Voraussetzung  der  Er- 
reichung eines  bestimmten  Lebensjahres  abhängig  ist.  Schon  bei  der  Vorbereitung 
der  Invalidität*-  und  Altersversicherung  wurde  seitens  der  Gesetzgebung  die  Auf- 
nahme der  Altersrente  neben  der  von  der  nachgewiesenen  Erwerbsunfähigkeit 
abhängigen  Invalidilälsrenle  in  Aussicht  genommen,  die  im  Jahre  1887  veröffent- 
lichten Grundzüge.  sahen  die  Gewährung  von  Altersrenten  an  solche  Personen 
vor.  welche  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt  hallen  und  es  liess  sich  nicht 
beslreilen.  dass,  sofern  die  Gesetzgebung  es  für  notwendig  hielt,  nicht  nur  für 
diejenigen  Personen  zu  sorgen,  welche  infolge  eingetretener  Erwerbsunfähigkeit 
nicht  mehr  im  Stande  sind,  einen  zum  Lebensunterhalt  erforderlichen  Mindest- 
betrag  zu  vcnlicuen,  sondern  auch  für  diejenigen,  deren  Krwerbsfähigkeit  zwar 
nm  h  nicht  vollständig  aufgezehrt,  wohl  aber  in  Folge  der  Erreichung  eines  hohen 
Alters  m  erheblichem  .Masse  beeinträchtigt  und  gemindert  ist,  sie  von  der  Auf- 
nahme der  Altersrente  nicht  wohl  Absland  nehmen  konnte.  Auf  die  Notwendigkeit 
einer  sozialen  Fürsorge  für  alle  Arbeiter,  unabhängig  von  der  Erwerbsunfähigkeit, 
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hatte  schon  in  seiner  Rede  vom  0.  Mai  1884  in  der  Sitzung  des  Reichstags  Fürst 
Bismarck  hingewiesen;  der  Reichskanzler  erklärte  damals:  «  Geben  Sie  dem 
Arbeiter  das  Recht  auf  Arbeit  so  lange  er  gesund  ist,  geben  Sie  ihm  Arbeit  so 
lange  er  gesund  ist.  sichern  Sie  ihm  Pflege,  wenn  er  krank  ist,  sichern  Sie  ihm 
Versorgung,  wenn  er  alt  ist  —  wenn  Sie  das  thun  und  die  Opfer  nicht  scheuen 
und  nicht  über  Staatssozialismus  schreien,  sobald  jemand  das  Wort  «  Alters- 
versorgung »  ausspricht,  wenn  der  Staat  etwas  mehr  christliche  Fürsorge  für 
den  Arbeiter  zeigt,  dann  glaube  ich,  dass  die  Herren  vom  Wydener  Programm 
ihre  Lockpfeife  vergebens  blasen  werden,  dass  der  Zulauf  zu  ihnen  sich  sehr 
vermindern  wird,  sobald  die  Arbeiter  sehen,  dass  es  den  Regierungen  und  den 
gesetzgebenden  Körperschaften  mit  der  Sorge  für  ihr  Wohl  ernst  ist  »  (Druck- 
sachen des  Reichstags,  V.  Legislaturperiode,  IV.  Session  1884,  üd.  I,  Seite  481). 
Auf  demselben  Standpunkte  stehen  auch  die  Motive  zu  dem  Gesetze  vom 
2:2.  Juni  1889,  welche  bezüglich  der  grundsätzlichen  Rechtfertigung  der  Ge- 
währung von  Altersrenten  bemerken  :  «  In  der  Altersversicherung  liegt  eine  auf 
Rücksichten  der  Humanität  beruhende  Erweiterung  der  sozialpolitischen  Fürsorge. 
Erfahrungsmässig  wird  durch  die  Erreichung  eines  hohen  Lebensalters  in  den 
meisten  Fällen  eine  grössere  oder  geringere  Reschränkung  der  Erwerbsfähigkeit 
bedingt.  Wo  diese  Voraussetzung  zutrifft  da  bildet  die  Altersrente  einen  Zuschuss 
zu  dem  noch  vorhandenen  Arbeitsverdienst.  Dieser  Zuschuss  wird  es  dem  alt 
gewordenen  Arbeiter  erleichtern,  eine  Ueberaastrengung  der  ihm  verbliebenen 
Arbeitskraft  zu  vermindern  und  sich  den  Rest  seiner  Erwerbsfähigkeit  länger  zu 
erhallen,  den  Eintritt  völliger  Erwerbsunfähigkeit  also  hinauszuschieben.  Freilich 
darf  die  in  diesem  Falle  zu  gewährende  Leistung  den  Höchstbetrag  der  an 
Invalide  zu  gewährenden  Renten  nicht  erreichen,  weil  sonst  der  Anlass,  die 
verbliebene  Erwerbsfühigkeit  mehr  auszunützen,  fortfallen  würde.  Aus  der 
subsidiären  Natur  der  Altersversicherung  ergiebl  sich,  dass  die  auf  Grund  der- 
selben gewährten  Rezüge  fortfallen,  sobald  der  dazu  Rerechtigte  den  Nachweis 
der  Erwerbsunfähigkeit  führt  und  damit  den  höheren  Anspruch  der  Invaliden- 
fürsorge erwirbt. »  Trotzdem  die  Konsequenz  des  von  der  Gesetzgebung  ein- 
genommenen Standpunktes  ohne  Zweifel  zu  diesem  Ergebnis  führte  fand  gleichwohl 
bei  der  Heratung  des  Gesetzentwurfs,  der  später  als  Gesetz  vom  22.  Juni  1889 
verkündigt  werden  konnte,  sowie  auch  schon  vorher  die  Gewährung  einer 
Altersrente  vielfach  eine  starke  Gegnerschaft,  man  erblickte  in  ihrer  Einführnng 
ein  erhebliches  Zugeständnis  an  den  Sozialismus,  das  in  grundsätzlicher  Hinsicht 
noch  bedeutungsvoller  sei  denn  in  praktischer;  namentlich  in  konservativen 
Kreisen  fand  diese  Anschauung  Ausdruck  und  die  Kritik,  welche  an  den 
Vorschlägen  des  Entwurfs  geübt  wurde,  wies  in  dieser  Hinsicht  mit  der  von 
demselben  Gedanken  ganz  beherrschten  abfälligen  Reurteilung  des  Reichszuschusses 
eine  Parallele  auf;  man  zog  in  Zweifel,  dass  durch  die  den  Ausgangspunkt  und 
die  Grundlage  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  bildende  Kaiserliche  Botschaft 
an  den  Reichstag  vom  17.  November  1881  das  Versprechen  der  Einführung 
einer  Altersversicherung  und  der  Gewährung  von  Altersrenten  gegeben  worden 
sei.  Offenbar  beruhte  diess  auf  einem  Missvcrsländnis  oder  einer  zu  engen 
Auslegung  des  Wortlautes  der  genannten  Botschaft,  welche  mit  voller  Deutlich- 
keit zwischen  der  Invaliditälsfürsorgc  einerseits,  der  Altersfürsorge  anderseits 
unterscheidet.  «  Aber  auch  diejenigen,  »  heisst  es  in  ihr,  «  welche  durch  Alter 
erwerbsunfähig  werden,  haben  der  Gesamtheit  gegenüber  einen  begründeten 
Anspruch  auf  ein  höheres  Mass  staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  bisher  hat  zu 
Teil  werden  können.  Für  diese  Fürsorge  die  reihten  Mittel  und  Wege  zu 
finden,  ist  eine  schwierige  aber  auch  eine  der  höchsten  Aufgaben  eines  jeden 
Gemeinwesens,  welches  auf  den  sittlichen  Fundamenten  des  christlichen  Volks- 
lebens ruht.  >  Die  erwähnte  Gegnerschaft  war  nicht  im  Stande  die  Altersrenten 
aus  dem  Gesetze  auszuscheiden,  dieselben  bilden  neben  den  Invalidenrenten  die 
eigenartigen  Leistungen,  welche  durch  das  Goetz  den  unter  dasselbe  fallenden 
Personen  zu  Teil  werden. 
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II.  Voraussetzungen  des  Bezugs. 

Die  Altersrente  ist  von  folgenden  Voraussetzungen  abhängig : 

a)  Vollendung  des  70.  Lebensjahres.  Der  Ausschluss  aller  jüngeren  Per- 
sonen hat  bei  den  Verhandlungen  der  Reiehslagskominission  über  das  Gesetz  zu 
ausgiebigen  Erörterungen  Anla.ss  gegeben  ;  man  machte  den  Vorschlag  anstelle 
des  70.  das  65.  Lebensjahr  als  Grenze  für  den  Rentenbezug  zu  bestimmen  und 
in  der  ersten  Lesung  wurde  derselbe  angenommen ;  .später  kehrte  man  jedoch 
zu  dem  in  das  Gesetz  übergegangenen  Termin  zurück  und  zwar  wesentlich  im 
Hinblick  auf  die  finanziellen  Mehrbelastungen,  welche  als  Folgen  der  Herunter- 
setzung der  Altersgrenze  befürchtet  wurden.  Die  Verschiebung  dieser  Grenze  ist 
aber  seitdem  in  zahlreichen  Schriften  verlangt  worden,  sie  hat  auch  im  Reichs- 
tage wiederholt  den  Gegenstand  von  Erörterungen  gebildet  und  auch  auf  der 
vom  4.  bis  9.  November  1805  im  Reichsatut  des  Innern  abgehaltenen  Konferenz 
zur  Besprechung  einer  Revision  der  gesamten  Arbeiterversicherungsgesetze  ist 
diese  Frage  nicht  unerwähnt  geblieben  :  vgl.  hierüber  Zeller,  Die  Vereinfachung 
und  Verschmelzung  der  Arbeiterversicherimg  in  der  Zeitschrift  für  Versicherungs- 
recht, Bd.  I,  Seite  6S1—  729.  Ohne  Zweifel  wird  die  relativ  weit  geringere 
Bedeutung  der  Altersversicherung  im  Verhältnis  zu  der  Invaliditätsversicherung 
vor  Allem  durch  die  Bestimmung  des  Gesetzes  verursacht,  welche  den  Renten- 
bezug von  der  Vollendung  des  70.  Lebensjahrs  abhängig  macht.  Es  liegt  dies 
in  der  Natur  der  Sache,  da  die  Zahl  der  Arbeiter,  welche  nach  Zurücklegung 
des  genannten  Lebensjahres  und  einer  Arbeitszeit  von  über  30  Jahren  noch  im 
Besitze  der  Erwerbsfälligkeit  sind,  niemals  eine  erhebliche  sein  kann  noch  wird. 
Um  desswillen  legen  auch  die  in  erster  Linie  Interessierten,  die  Versicherten, 
im  Allgemeinen  nur  geringen  Wert  auf  sie  und  man  kann  kaum  bestreiten,  dass 
die  Altersrente  bei  den  Arbeitern  heute  noch  ebenso  unbeliebt  ist,  wie  bei  der 
Einführung  des  Gesetzes,  während  bezüglich  der  Beurteilung  der  Invalidenrente 
ein  deutlich  erkennbarer  Wechsel  in  der  Stimmung  sich  geltend  gemacht  hat. 
Ob  die  Altersrente  für  die  Dauer  überhaupt  in  dem  Systeme  der  deutschen 
Arbeiterversicherung  beizubehalten  ist  oder  ob  vielleicht  an  ihrer  Stelle  durch 
Aufnahme  des  Begriffs  der  Berufsinvalidität  eine  lediglich  hierfür  bestimmte 
Invalidenrente  zu  setzen  wäre  muss  dahin  gestellt  bleiben.  Bisher  waren  die 
verbündeten  Regierungen  weder  einer  Aenderung  des  geltenden  Rechts  in  diesem 
Sinne  noch  einer  Herabsetzung  der  für  den  Bezug  vorgeschriebenen  Altersgrenze 
geneigt. 

b)  Die  Zurücklegung  der  30  Beitragsjahre  umfassenden  Wartezeit.  Als  Bei- 
tragsjahr gelten  nach  $  17  des  Gesetzes  47  Beitragswochen,  folglich  bilden 
30  X  47  =  Iii 0  Beitragswochen  die  Wartezeit.  Leber  die  Berechnung  der 
Beitragswoche  und  des  Beitragsjahres  sowie  die  Anrechnung  der  Krankheilszeit 
und  der  Zeit  militärischer  Dienstleistungen  auf  die  Wartezeit  sind  zu  vergleichen 
die  Artikel  Beitragsjahr  und  Beitragswoche.  Die  30  jährige  Wartezeit  verkürzt 
sich  aber  in  Ansehung  derjenigen  Personen,  welche  bei  dem  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  das  40.  Lebensjahr  vollendet  haben;  in  Ansehung  dieser  bestimmt 
§  150,  dass,  sofern  sie  den  Nachweis  führen,  dass  sie  während  der  dem  In- 
krafttreten des  Gesetzes  unmittelbar  vorausgegangenen  drei  Kalenderjahre  ins- 
gesamt mindestens  141  Wochen  hindurch  thatsächlieh  in  einem  nach  dem 
Gesetze  die  Versieherungspfheht  begründendem  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis 
gestanden  haben,  die  Wartezeit  für  die  Altersrente  sich,  unbeschadet  der  Vor- 
schrift des  §  3-2,  um  so  viele  Beitragsjahre  und  überschiessemle  Beitragswochen 
vermindert,  als  ihre  Lebensjahre  bei  Inkrafttreten  des  Gesetzes  an  Jahren  und 
vollen  Worden  die  Zahl  40  übersteigen.  Hiernach  muss  ein  Versicherter,  will 
er  die  Altersrente  vor  der  Erfüllung  der  normalen  Wartezeit  von  30  Jahren 
erlangen,  folgenden  Voraussetzungen  entsprechen  : 

st )  er  mii-s  am  1.  Januar  LS01  älter  als  i'>  Jahre  gewesen  sein: 

';.)  er  muss  nach  dem  1.  Januar  1801  noch  versicherungspflichtig  sein,  er 
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darf  also  nicht  vor  dieser  Zeit  seine  Krwerbsfiihigkeit  verloren  haben,  mit 
anderen  Worten,  er  muss  den  Nachweis  führen,  dass  er  nach  dem  1.  Januar  1891 
auf  Grund  der  Versicherungspflicht  mindestens  einen  einmaligen  Beitrag  ge- 
leistet hat ; 

Y)  er  muss  nachweisen,  dass  er  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  1888  bis  1.  Ja- 
nuar 1^91  mindestens  während  Iii  Wochen  eine  Beschäftigung  gehabt  hat, 
welche  an  sich  die  Versicherungspflicht  begründet ;  auf  diese  Zeit  kommen 
unter  den  allgemeinen  Voraussetzungen  die  Dauer  der  mit  Erwerbsunfähigkeit 
verbundenen  Krankheit,  sowie  die  Zeit  der  Erfüllung  der  Wehrpflicht,  sowie 
freiwilliger  militärischer  Dienstleistungen  in  Anrechnung.  Der  Nachweis  der  vor 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  stattgefundenen  Beschäftigung  ist  nach  Mass- 
gabe des  §  161  durch  Bescheinigungen  der  für  den  betreffenden  Beschäftigüngs- 
ort  zuständigen  unteren  Verwaltungsbehörde  oder  durch  eine  seitens  einer 
öffentlichen  Behörde  zu  beglaubigende  Bescheinigung  der  Arbeilgeber  zu 
führen.  Um  festzustellen,  welche  Wartezeit  von  den  am  1.  Januar  1891  über 
40  Jahre  alten  Personen  thatsächlich  noch  zurückzulegen  ist,  bedarf  es  nur 
einer  einfachen  Rechnung ;  die  Zahl  der  Lebensjahre,  welche  das  40.  Jahr 
übersteigt,  kommt  an  der  30jährigen  Wartezeit  unmittelbar  in  Abzug;  hiernach 
hat  ein  an  dem  gedachten  Tage  53  Jahre  alter  Versicherter  nicht  30  Jahre 
hindurch  zu  warten,  sondern  '.Vi —  15  =  15  Jahre;  Personen,  welche  am 
1.  Januar  1891  bereits  über  70  Jahre  alt  waren,  konnten,  unter  der  Voraus- 
setzung einmaliger  Beitragsleistung  im  Jahre  1S91,  die  Altersrente  ohne  Weiteres 
beanspruchen,  da  sich  für  sie  die  Wartezeit  um  3 J  Jahre,  also  ihre  volle  Dauer, 
verminderte. 

Die  Berücksichtigung  der  überschiessenden  Beilragswochen  beruht  auf 
dem  den  §  157  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  abändernden  Reichsgesetz 
vom  8.  Juni  1891,  das  die  entstandenen  Zweifel  in  einem  für  die  Versichertim 
günstigen  Sinne  beseitigte.  Nach  Artikel  2  desselben  treten  seine  Vorschriften 
mit  dem  1.  Januar  1891  in  Kraft.  Ueber  Anträge  auf  Gewährung  von  Alters- 
renten, welche  im  Widerspruch  mit  seinem  Inhalt  endgültig  abgelehnt  worden 
sind,  haben  die  Versicherungsanstalten  von  Amtswegen  unter  Anwendung  der 
im  Artikel  1  enthaltenen  Vorschrift  erneute  Entscheidung  zu  treffen. 

c)  Die  Leistung  von  Beiträgen,  §  15. 


III.  Berechnung  der  Altersrente. 

Wie  die  Invaliditälsrenle,  besieht  auch  die  Altersrente  aus  zwei  Teilen, 
einem  bei  allen  Kenten  feststehenden  und  gleiehmässig  bemessenen  und  einem 
von  der  Versicherungsanstalt  aufzubringenden  Steigerungssatz,  der  sich  seiner- 
seits nach  der  Lohnklasse  richtet,  in  welcher  für  den  Versicherten  Beitrüge 
bezahlt  wurden.  Der  feste  Teil  ist  der  Keiehszuschuss  von  51  Mark  ;  der  von 
der  Versicherungsanstalt  aufzubringende  Steigerungssatz  beträgt  in 

Lohnklasse    I  4  Pfennige 

II     .    .    .        .0  » 

III  8 

IV  10 

Hierbei  werden  in  keinem  Falle  mehr  denn  1410  Beitragswochen  in  Anrechnung 
gebracht ;  sind  für  einen  Versicherten  für  mehr  denn  1410  Beitragswochen  Bei- 
träge in  verschiedenen  Lohnklassen  gezahlt  worden,  so  kommen  gleichwohl  nur 
1410  Beitragswochen  inbetrachl,  jedoch  nur  diejenigen,  in  welchen  die  höchsten 
Beiträge  entrichtet  wurden.  Die  Zeiten  bescheinigter  Krankheit  iij  *28,  Absatz  Ii 
militärischer  Dienstleistungen  {§  2S,  Absatz  "2>  und  Zeiten  eines  früheren  Kenten- 
bezugs (§  33,  Absatz  3)  kommen  als  Beilragszeiten  in  Anrechnung,  und  zwar 
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in  Lohnklasse  II.  Kin  fester  Grundstock,  welcher  den  Slammtcil  des  von  der 
Versicherungsanstalt  aufzubringenden  Renlenteils  bildete,  fehlt  bei  der  Alters- 
rente im  Gegensätze  zu  der  Invalidenrente.  Wenn  ein  Versicherter  für  die 
Dauer  von  1430  Beilragswochen  Beiträge  entrichtet  hat,  und  zwar  in 


Lohnklasse    l   700 

II   300 

III   250 

IV   180, 


so  berechnet  sich  die  Altersrente  in  nachstehender  Weise 

180  X  10  =  18.00  Mark 
250  X    8  =  20,00  » 
300  x    0  =  18,00  • 
680  X    4  =  27^20^  _» 

Summa    .  7  83,2Ö~Mark~ 
Hierzu  Reichszuschuss  .    .    .    50,00  » 

Betrag  der  Rente  ....    .  133,20  Mark. 

L's  kommen  also  die  21  Wochen,  welche  den  Bettag  von  1410  Beilragswochen 
überjt eigen,  bei  denjenigen  Wochen  in  Abzug,  in  welchen  die  niedrigsten  Bei- 
träge entrichtet  wurden.  Weist  ein  Versicherter  1600  Beitragswochen  nach, 
nämlich 

600  in  Lohnklasse  IV, 
400  in  Lohnklasse  IM, 
500  in  Lohnklarse  II 

(worunter  40  Wochen  bescheinigter  Krankheitszeit  und  50  Wochen  militärischer 
Dienstleislungen) 

100  in  Lohnklasse  I, 

so  berechnet  sich  die  Rente  folgendermassen : 

600  X  10  =  6X00  Mark 
400  x    8  =  32,00  » 
410  X    6  =  24.60  > 

Summa        .  116,60  Mark. 
Dazu  Reichszuschuss   .    .    .    50,00  > 

Betrag  der  Rente        .    .    .  166.60  Mark. 

Ks  kommen  also  zunächst  die  höchsten  Beiträge  zum  Ansatz  und  die  an  der 
Zahl  von  1410  fehlenden  Wochen  weiden  aus  der  nächst  höchsten  Lohnklasse 
ergänzt.  Unter  der  Voraussetzuni!,  dass  die  Warlezeit  der  Versicherte.!  innerhalb 
derselben  Lohnklassc  zurückgelegt  wurde,  beträgt  die  Altersrente 

in  Lohnklasse    I  =  106.8t)  Mark, 

II  =  135,00  » 

III  =  103,20  » 

IV  191,40  » 

Der  höchste  Bitrag,  welchen  die  Rente  überhaupt  erreichen  kann,  würde  also 
101. 40  Mark  sein,  ein  Beirag,  der  thalsächhch  nur  in  den  seltensten  Fällen  er- 
reicht werden  dürfte.  Das  Durchschnittsergebnis  beträgt  für  das  erste  Rechnungs- 
jahr 125.08  Mark,  für  das  fünfzigste  I:t5,00  Mark.  Kür  die  Uebergangszeit 
enthält  §  150  besondere  Vorschriften  über  die  Rentenberechnung,  welche 
folgenden  Inhalt  haben:  Ks  wird  unterschieden  zwischen  den  Renten,  welche 
innerhalb  der  ersten  zehn  Jahre  seit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  also  bis 
zu  dem  I.  .lanuar  10: Ii  zur  KnNlchung  gelangen  und  denjenigen,  welche  in 
eine  spätere  Zeil,  fallen.  In  Ansehung  der  ersleren  wird  für  die  vorgesetzliche 
Zeil  diejenige  Lohnkias.se  in  Anrechnung  gebracht,  welcher  der  thalsächliche 
Jahresarbeitsverdienst  des  Versicherten  m  den  Jahren   1888,  1880  und  1890 
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entspricht,  bezüglich  der  letzteren  dagegen  werden  sowohl  für  die  vorgesetzliehe 
als  die  seit  dem  1.  Januar  1891  verflossene  Zeit  lediglich  und  ausschliesslich  die 
SteigerungssStze  inbetracht  gezogen,  welche  den  nach  dem  1.  Januar  1891  ge- 
zahlten Beiträgen  entsprechen  und,  falls  dieselben  in  verschiedenen  Lohnklassen 
gezahlt  worden  sind,  nach  dem  Verhältnis  der  für  dieselben  einzeln  geleisteten 
Beiträge.  Wie  sich  im  Einzelnen  die  Berechnung  gestaltet,  geht  aus  folgenden, 
dem  Bosse-Woedlke'schen  Kommentar  entlehnten  Beispielen  hervor. 

a)  Renten,  die  bis  zu  dem  1.  Januar  1901  fällig  werden.  Bei  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  war  ein  Versicherter  05  Jahre  alt,  nach  Massgabe  des  oben  Ge- 
sagten vermindert  sich  für  ihn  die  gesetzliche  Wartezeit  um  25  Jahre,  er  muss 
als  noch  für  fünf  Jahre  oder  235  Wochen  Beiträge  entrichten.  Dieselben  be- 
zahlt er  für  100  Wochen  in  Lohnklasse  III,  für  weitere  100  in  Lohnklasse  II, 
für  35  in  Lohnklasse  1.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  weist  er  nach,  dass  er  1S88, 
1889  und  1890  während  10  »  Wochen  einen  Wochenlohn  von  15  Mark, 
während  der  übrigen  Zeit  einen  solchen  von  12  Mark  bezog.  Der  durchschnitt- 
liche Jahresarbeitsverdienst  während  dieser  Zeit  betrug  für  ihn  also  (100  x  15} 
-+-  (41  X  12)  =  064  Rm.,  welcher  der  dritten  Lohnklasse  entspricht,  so  dass 
für  ihn  ein  Steigerungssatz  von  acht  Pfg.  in  Ansatz  zu  bringen  ist;  hiernach 
berechnet  sich  .seine  Bente: 

Reichszuschuss   50,00  Mark 

Zeit  nach  I.Januar  1891  (100  xH(  100  x  6)  -f-  (35  x  4)  =  15,40  « 
Zeit  vor  1.  Januar  1891  (1175  X  8)  -  .    ......    .    .  94,00  « 

Summa    .    .    .  159,10  Mark. 

Da  nun  die  Renten  in  monatlichen  Teilbeträgen  bezahlt  und  dieselben  für  den 
Monat  auf  volle  fünf  Pfennige  abgerundet  werden,  so  ergiebt  sieh  der  Jahres- 
betrag von  159,00  Mark. 

Ein  Versicherter,  in  der  Landwirtschaft  thätig,  war  am  1.  Januar  1891  be- 
reits 72  Jahre  alt,  er  entrichtet  noch  einen  einmaligen  Beitrag  und  beansprucht 
sodann  die  Altersrente.    In  den  Jahren  1888,  1889  und  1890  hat  er  141 
Wochen  hindurch  je  neun   Mark  verdient;  sein  Durchschnittsjahresverdienst 
141  v  9 

beträgt  somit   ^—  =  423  Mark ,  er  fällt  somit  mit  1409  Wochen  - 

•j 

(1410  —  1)  in  Lohnklasse  II  mit  einer  in  Lohnklasse  I.  Die  Rente  be- 
rechnet sich  : 

Reichszuschuss   50,00  Mark 

Zeit  vor  1.  Januar  1891  (1409  x  0)  =  84,54  « 
Zeit  nach  1.  Januar  1891  (1  X  4)  ^     0,04  < 

Summa    .    .    .  134,58  Mark. 

Abgerundet  auf  Monalsbeträge  von  11.25  Mark  ergiebt  sich  der  Jahresbetrag 
von  135  Mark. 

b)  Renten,  die  nach  1.  Januar  1001  und  bis  zum  1.  Januar  1921  zur 
Entstehung  kommen.  Ein  Versicherter  war  am  1.  Januar  1891  55  Jahre  alt; 
seine  Wartezeit  verminderte  sich  um  15  Jahre,  er  muss  also  noch  eine  solche 
von  weiteren  15  Jahren  zunicklegen  und  in  diesen  1410- — 705  — -  705  Beitrags- 
wochen absolvieren:  er  zahlt  235  Wochen  die  Beiträge  in  Lohnklasse  III.  470 
Wochen  in  Lohnklasse  II  ;  die  in  beide  Lohnklas>en  fallenden  Beitragswochen 
verhalten  sich  wie  2^15  :  470  oder  1  :  2  ;  in  diesem  Verhältnis  werden  die  1410 
Beitragswochen  geleilt,  so  dn>s  470  in  Lohnklasse  III,  940  in  Lohnklasse  I 
berücksichtigt  werden.   Die  Bente  berechnet  sich: 

Reichszuschuss   50,00  Mark 

470  X  8  =   37,60  « 

940  X  6  =   50,  W  < 

Gesamtbetrag  .    .    .  144,00  Mark. 
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Es  besteht  nun  die  Möglichkeit,  das«  für  die  Zeit  vor  dem  i.  Januar  1891  ein 
durchschnittlicher  Jahrcsarbeitsverdienst  nicht  nachgewiesen  werden  kann ; 
handelt  es  sich  um  eine  Heute,  die  vor  dem  1.  Januar  1901  zur  Entstehung 
gelangt,  so  kommen  die  Steigerungssätze  der  Lohnklas.se  I,  also  der  niedrigsten 
Lohnklasse,  in  Anrechnung,  und  zwar  sowohl  dann,  wenn  die  Höhe  des  Lohnes 
für  diese  Zeit  überhaupt  als  auch  dann,  wenn  sie  nur  für  einen  Teil  dieser 
Zeit  nicht  nachgewiesen  werden  kann ;  bei  den  nach  1901  und  bis  1920  zur 
Entstehung  kommenden  Renten  behält  es  dagegen  bei  der  ausschliesslichen 
Berücksichtigung  des  Verdienstes  nach  1901  sein  Bewenden. 

Für  Versicherte,  welche  auch  .Mitglieder  einer  der  nach  §§  5  und  7  des 
Gesetzes  zugelassenen  Kasseneinrichtung  gewesen  sind,  enthält  das  Gesotz  in 
§  27  besondere  Vorschriften  über  die  Berechnung  der  Altersrente;  dieselben 
wurden  notwendig  mit  Rücksicht  darauf,  dass  diese  Kassen  die  Mittel,  denn 
sie  zur  Bestreitung  der  ihnen  erwachsenden  Ausgaben  bedürfen,  nicht  auf 
Grund  des  für  die  Versicherungsanstalten  vorgeschriebenen  Lohnkla*sensystoms 
aufbringen  müssen,  sondern  die  Befugnis  besitzen,  sich  hierfür  auch  eines 
anderen  Systems  zu  bedienen;  hätte  man  die  Aufnahme  einer  hierauf  bezüg- 
lichen Vorschrift  unterlassen ,  so  wäre  es  fraglich  gewesen ,  nach  welchen 
Grundsätzen  die  Berechnung  für  die  Periode  der  Mitgliedschaft  bei  ihnen  zu 
erfolgen  habe.  Die  Bestimmung  des  §  21  unterscheidet  drei  Kategorien  von 
Versicherten : 

a)  Versichertc ,  welche  gleichzeitig  einer  zugelassenen  Kasseneinrichtung 
und  einer  Knappschaft.skas.se  angeboren ;  für  die  Zeil  ihrer  Mitgliedschaft  bei 
jener  werden  sie  derjenigen  Lohnklasse  zugewiesen,  welche  dem  dreihundert- 
fachen Betrage  des  von  dem  Knappsehaftskassenvorstandc  festgesetzten  durch- 
schnittlichen täglichen  Arbeitsverdienstes  derjenigen  Arbeiterklasse  entspricht, 
der  sie  angehören,  mindestens  aber  dem  dreihundertfachen  Betrage  des  nach 
§  8  des  Kranken-Versicherungsgesetzes  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohnes 
gewöhnlicher  Tagearbeitcr ; 

b)  Versicherte,  welche  gleichzeitig  einer  zugelassenen  Kasseneinrichtung 
und  einer  Orts-Bctriobs-Bau-  oder  Innungskrankenkasse  angehört  haben;  bezüg- 
lich ihrer  bestimmt  sich  für  die  Zeit  ihrer  Mitgliedschaft  die  Lohnklasse  nach 
dem  dreihundertfachen  Betrage  des  für  ihre  Krankenkassenbeiträge  in  Gemäss- 
heit  des  $  20  des  Kranken-Versicherungsgesetzes  massgebenden  durchschnitt- 
lichen Tagelohnes,  bezw.  des  in  Gemässheit  des  $  04  dieses  Gesetzes  vor- 
handenen wirklichen  Arbeitsverdienstes. 

c)  Versicherte,  welche  Mitglieder  einer  Ka-sseneinrichtung,  aber  weder  Mit- 
glieder einer  Knappsohal'tskasso  noch  einer  Orts-.  Betriebs-,  Bau-  oder  Innungs- 
krankenkasse sind  :  Tür  sie  bestimmt  sich  die  Lohnklasse  nach  dem  wirklichen 
Arbeitsverdienst  unter  der  fiktiven  Annahme,  dass  sie  während  der  Zeit  ihrer 
Mitgliedschaft  bei  der  Kasseneinriehtung  bei  einer  Versicherungsanstalt  ver- 
sichert gewesen  sind. 

Dil1  Bestimmung  der  Lohnklasse  erfolgt  für  die  Dauer  der  Mitgliedschaft  bei 
einer  solchen  Kasse  für  jede  einzelne  Woche  und  zwar  auf  Grund  der  von  dem 
Vorstand  der  betreffenden  Kasse  auszustellenden  Bescheinigung;  nach  §  6  hat 
der  Vorstand  den  ausscheidenden  Mitgliedern  die  Dauer  ihrer  Beteiligung  und 
für  diesen  Zeitraum  die  Höhe  des  bezogenen  Lohns,  die  Zugehörigkeit  zu  einer 
Krankenkasse,  sowie  die  Dauer  der  etwaigen  Krankheit  zu  bescheinigen. 


IV.  Beginn  und  Aufhören  der  Altersrente. 

Nach  ;|  2!),  Absatz  2.  beginnt  die  Altersrente  frühestens  mit  dem  eisten 
Tage  «los  71.  Lebensjahres  und  kommt  in  Fortfall,  sobald  dem  Empfänger 
Invalidenrente  gewährt  wird  :  der  Beginn  kann  aber  auch  erst  später  erfolgen, 
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sofern  nämlich  der  71  Jahre  alte  Versicherte  die  Wartezeit  noch  nicht  zurück- 
gelegt hat.  Gleichgültig  ist  für  den  Beginn  der  Tag,  an  welchem  der  Antrag 
auf  Bewilligung  der  Rente  hei  der  zuständigen  Behörde  gestellt  wurde,  denn  es 
ist,  wie  das  Reichsversicherungsamt  treffend  hervorgehoben  hat,  der  Antrag 
keine  Voraussetzung  für  die  Rentengewährung,  er  hat  nur  eine  formelle  Be- 
deutung und  die  verspätete  Anmeldung  kann  nicht  dazu  führen,  den  Anmel- 
dungstag  als  den  ersten  Tag  des  Rentenbezugs  zu  betrachten ;  dem  steht  auch 
nicht  die  Vorschrift  des  §  2ti  entgegen,  wonach  die  Auszahlung  der  Rente 
monatlieh  im  Voraus  zu  geschehen  hat,  denn  hierdurch  wird  nicht  der  Beginn 
der  Rente,  sondern  nur  ihre  Zahlungsweise  geregelt;  es  ist  also  bei  der  Be- 
willigung einer  Altersrente,  für  welche  der  bezügliche  Anspruch  verspätet  ge- 
stellt wurde,  der  entsprechende  Betrag  für  die  Zeit  von  dem  ersten  Tage  des 
71.  Lehensjahres  bis  zu  dem  Tage  der  Anmeldung  des  Anspruchs  nachzuzahlen 
und  dies  bezieht  sich  ebensowohl  auf  die  während  der  Ucbergangszeit  zu  be- 
willigenden Renten,  als  auch  die  nach  derselben  zur  Entstehung  kommenden. 
Den  für  das  Aufhören  derselben  massgebenden  Zeitpunkt  bildet  der  Tag,  an 
welchem  die  Gewährung  der  Invalidenrente  rechtskräftig  anerkannt  worden  Ist. 


V.  Verhältnis  der  Altersrente  zn  der  Invalidenrente. 

Wie  bereits  gesagt,  ist  die  Altersrente  eine  Aktivitätsrente,  ein  Zuschuss  zu 
dem  Erwerb  und  Verdienst  des  noch  erwerbsfähigen  Versicherten.  Personen, 
welche  die  Altersrente  beziehen,  hören  demgeinäss  durch  diesen  Bezug  nicht 
auf,  zu  den  Versicherungspflichtigen  zu  gehören,  sie  bleiben  vielmehr,  wenn  sie 
auch  fernerhin  gegen  Lohn  oder  Gehalt  beschäftigt  sind,  versichert  und  haben 
die  entsprechenden  Beiträge  zu  leisten.  Die  Beitragspflicht  hört  erst  auf  mit 
dem  Aufhören  der  versicherungspflichtigen  Beschäftigung,  bezw.  mit  dem  Eintritt 
der  Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  Gesetzes.  Die  Altersrente  kann  neben  der 
Invalidenrente  niemals  bezogen  werden,  die  Zubilligung  dieser  hat  das  Erlöschen 
jener  ohne  weiteres  zur  Folge.  Der  erwerbsunfähig  gewordene  Allcrsrentner 
erhält  allerdings  nicht  ohne  sein  Zuthun  die  höhere  Invalidenrente,  sondern  er 
muss  deren  Gewährung  beantragen,  thut  er  keine  Schritte  in  dieser  Hinsicht, 
so  würde  er  nur  die  kleinere  Altersrente  fortbeziehen.  Da  sein  Interesse  an  dem 
Bezug  der  besseren  Invalidenrente  auch  mit  Rücksicht  darauf  vorhanden  ist, 
dass  deren  Bezug  ihn  von  der  weiteren  Entrichtung  von  Beiträgen  befreit,  so 
wird  wohl  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  Voraussetzungen  für  die  Umwandlung 
der  Altersrente  in  die  Invalidenrente  vorhanden  sind,  der  betreffende  Antrag 
gestellt  werden. 


VI.  Rahen  der  Rente 

Nach  Massgabe  des  §  34  ruht  der  erworbene  Anspruch  auf  Altersrente  in 
folgenden  Fällen : 

a)  für  Personen,  welche  auf  Grund  der  reichsgesetzlichen  Unfallversicherung 
eine  Rente  beziehen,  solange  und  soweit  die  Unfallrente  unter  Hinzurechnung 
der  Altersrente  den  Betrag  von  4l.">  Mark  übersteigt;  der  überschiessende  Betrag 
kommt  stets  der  Versicherungsanstalt  zu  (Jute ; 

b)  für  Beamte  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten,  die  mit  Pensionsberechtigung 
angestellten  Beamten  von  Kommunal  verbänden,  für  Personen  des  Soldatenstandes, 
welche  dienstlich  als  Arbeiter  beschäftigt  werden,  für  die  von  anderen  öffent- 
lichen  Verbänden   oder  Körperschaften   mit  Pensionsberechtigung  angestellten 
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Beamten,  solange  und  soweit  die  ihnen  gewahrten  Pensionen  und  Wartegelder 
unter  Hinzurechnung  der  Altersrente  den  Betrag  von  415  .Mark  übersteigen: 

c)  für  an  sich  zu  dem  Beziige  berechtigte  Personen,  solange  dieselben  eine 
Freiheitsstrafe  von  über  einem  Monat  verbüssen  oder  in  einem  Arbeitshause 
oder  in  einer  Besserungsanstalt  untergebracht  sind  ; 

d)  für  Berechtigte,  welche  nicht  im  Inlande  wohnen;  jedoch  kann  diese 
Bestimmung  durch  Beschluss  des  Bundesrats  für  gewisse  Grenzgebiete  ausser 
Kraft  gesetzt  werden.  Von  dieser  Befugnis  hat  der  Bundesrat  durch  Beschluss 
vom  3'J.  April  1891  Gebrauch  gemacht  und  die  erwähnte  Vorschrift  für  folgende 
Grenzgebiete  ausser  Kraft  gesetzt  : 

Dänemark:  die  Ortschaft  Vandrupp. 

Niederlande  :  Provinzen  Groningen,  Drenthe,  Oberyssel,  Gelderland,  Limburg. 
Das  neutrale  Gebiet  Moresnet. 
(irossherzogtum  Luxemburg. 

Schweiz:  Kanton  Bern,  soweit  derselbe  nördlich  und  nordwestlich  der  Zihl 
und  Aare,  vom  Linfluss  jener  ab  gerechnet,  belegen  ist,  ferner  Kanton  Solo- 
thurn,  Basel-Stadt,  Basel-Land.  Aargau,  Zürich,  Schaffhausen,  Thurgau,  Sankt 
Gallen,  Appenzell  (Ausscr-Rhoden  und  Inner- Bhoden). 

Oesterreich -Ungarn :  Bezirkshauptmannschaft  Bregenz,  Heutte,  Kufstein. 
Salzburg,  Schärding,  Rahrbach,  Krumau,  Prochatitz,  Schütlenhofen,  Strakonilz, 
Klattau,  Taus,  Fger,  Asch,  Groshtz,  Joachimsthal,  Karden,  Brüx.  Teplitz. 
Aussig,  Tetsehen,  Schluckenau,  Rumburg,  Gabel,  Beichenberg,  Friedland, 
Gablonz,  Starkenbach,  Hnhenelbe,  Tiaulenati.  Braunau,  Neustadt.  Reichenau, 
Senftenberg,  Schönberg,  Freiwaldau,  Jägerndorf,  Freudenthal,  Troppau,  Xeu- 
Titschen,  Misteck,  Freistadt,  Teschen.  Bielilz,  Bezirke  Biala  und  Chrzanow. 

Russland :  die  zwischen  der  deutschen  Reichsgrenze  und  Sasnowice  gele- 
genen Ortschaften  Alt-Sasnowice.  Sieh  e,  Bogunja,  Denibowo,  Gara,  Oslro-Garlea, 
Molowice  und  Newka. 

Das  Ruhen  der  Rente  bei  einem  Aufenthalt  im  Auslande  bezieht  sich  auf 
Personen  der  deutschen  und  ausländischen  Staatsangehörigkeit ;  im  Gegensätze 
zu  §  1»,  welcher  gestattet,  den  das  Reichsgebiet  verlassenden  Ausländer 
an  Stelle  der  Rente  mit  einem  Kapitalbetrag  abzubilden,  ist  hier  das  Aufhören 
des  Rentenbezugs  obligatorisch  vorgeschrieben. 


VII.  Verhältnis  der  Altersrente  zu  den  Zuschusskassen. 

Bei  Erlass  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889  bestanden  für  eine  Anzahl  von 
gewerblichen  und  anderen  Unternehmungen  Kassen,  zum  Teil  auf  Liberalität  der 
Arbeitgeber  beruhend  und  durch  Zuwendungen  dieser  sowie  durch  Beiträge  der 
Arbeiter  erhallen,  welche  ihren  Mitgliedern  für  den  Fall  des  Eintritts  der 
Invalidität  oder  auch  für  ein  bestimmtes  Alter  Unterstützungen  in  verschiedenem 
Masse  gewährten.  Soweit  diese  Kassen  den  Bestimmungen  des  §  5  sich  nicht 
anzubequemen  vermochten  bildet  die  Versicherung  hei  ihnen  keinen  Ersatz  für 
die  Versicherung  bei  der  Versicherungsanstalt,  mit  anderen  Worten,  es  bleibt 
die  Mitgliedschaft  bei  ihnen  auf  die  gesetzliche  Versichciungspllicht  ohne  Lintluss. 
Das  Gesetz  will  jedoch  ihre  Kxistenz  nicht  gefährden,  sondern  ihnen  die 
Möglichkeit  gewähren,  als  Zuschusskassen  weiter  eine  erspricssliche  Wirksamkeit 
zu  entfalten,  man  hielt  es  aber  für  geboten,  den  aus  der  mögliehen  Doppel- 
versicherung entstehenden  Unzuträglichkeiten  zu  begegnen.  Dieserhalb  ist  durch 
§  36  den  Fabrikkassen,  Knappsehaftskas^cn,  Seemannskassen  und  anderen  für 
gewerbliche,  landwirtschaftliche  oder  ähnliche  Unternehmungen  bestehenden 
Kasseneinrichlungcn.  welche  ihren  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von 
-1889  versicherten  Mitgliedern  für  den  Fall  des  Allers  oder  der  Erwerbsunfähigkeit 
Renten  oder  Kapitalien  gewähren,  die  Befugnis  gegeben,  diese  Unterstützungen 
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für  Personen,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  einen  Anspruch  auf  Altersrente  — 
das  Gleiche  gilt  von  dem  Anspruch  auf  Invalidenrente  —  haben,  um  den  Wert 
dieser  Rente  oder  um  einen  »«'rinderen  Betrag  zu  ermässigen  jedoch  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dass  entweder  gleich/eilig  die  Beiträge  der  Betriebsunternehmer 
und  Arbeiter  oder,  sofern  jene  damit  einverstanden  sind,  wenigstens  diejenigen 
dieser  in  entsprechenden«  Masse  vermindert  werden.  Kiner  Ermässigung  der 
Beiträge  bedarf  es  jedoch  nicht ,  sofern  die  aus  der  Minderung  der  Unter- 
stützungen erzielten  Ersparnisse  zu  anderen  Wohlfahrtseinrichtungen  für  Arbeiter, 
Betriebsbeamte  oder  deren  Hinterbliebene  verwendet  werden  sollen  und  diese 
Verwendung  statutarisch  geregelt  und  von  der  Aufsichtsbehörde  genehmigt  wird, 
oder,  sofern  ungeachtet  der  Minderung  der  Unterstützungen  die  Beiträge  in  ihrer 
bisherigen  Höhe  erforderlich  sind,  um  die  Leistungen  zu  decken.  Für  Personen, 
welche  aus  solchen  Kassen  Altetsrenten  —  oder  Invalidenrenten  —  beziehen, 
tritt  die  Bestimmung  nicht  in  Anwendung,  dass  die  aus  einem  Versicherungs- 
verhältnis entstehende  Anwartschaft  erlischt,  wenn  in  vier  auf  einander  folgenden 
Kalenderjahren  für  weniger  als  insgesamt  47  Beitragswochen  Beiträge  auf  Grund 
des  Versicherungsverhältnisses  oder  freiwillig  entrichtet  worden  sind.  Die 
praktische  Bedeutung  der  letztgcdachlen  Bestimmung  ist  übrigens  bei  der 
Gewährung  von  Invalidenrenten  aus  den  bezeichneten  Kassen  weit  erheblicher 
als  bei  der  Zubilligung  von  Altersrenten,  es  handelt  sich  dabei  hauptsächlich  um 
die  von  den  Knappschaftskassen  wegen  Berufsinvalidität,  die  von  der  Invalidität 
im  Sinne  des  Gesetzes  von  1889  wesentlich  verschieden  ist,  invalidisierte 
Personen,  die  ihre  Ansprüche  an  die  Versicherungsanstalt  behalten,  auch  wenn 
sie  infolge  ihrer  Berufsinvalidisierung  aus  einer  auch  nach  dem  Reichsrecht 
versicherungspflichtigen  Beschäftigung  ausscheiden  und  fortan  weder  auf  Grund 
der  Versicherungspflicht  noch  freiwillig  Beiträge  für  sie  zu  der  Versicherungs- 
anstalt entrichtet  werden;  immerhin  ist  auch  in  den  Källen,  in  welchen  den 
Mitgliedern  dieser  Kassen  nur  eine  Altersrente  zu  Teil  wird,  die  Vorschrift  nicht 
unwichtig,  deren  nicht  einwandfreie  Fassung  zu  Zweifeln  darüber  Anlas*  gegeben 
hat,  ob  sieh  das  Bencfizium  auch  auf  solche  Berufsinvaliden  bezieht,  welche 
trotz  ihrer  Invalidisierung  in  einer  nach  dem  Reichsgesetz  versicherungspflichtigen 
Beschäftigung  bleiben,  was  nicht  zu  bejahen  ist. 


VIII.  Einfluss  der  Staatsangehörigkeit. 

Die  inländische  Staatsangehörigkeit  ist  ebensowenig  eine  Voraussetzung  für 
den  Anspruch  auf  Altersrente  wie  für  eine  der  anderen  Leistungen  der  deutschen 
Arbciterversichcrung.  der  ausländische  Arbeiter  sieht  dem  deutschen  insoweit 
vollkommen  gleich.  Das  Gesetz  gestattet  jedoch  den  Ausländer,  falls  er  seinen 
Wohnsitz  im  deutschen  Reiche  aufgiebt.  mit  dem  dreifachen  Betrag  der  Jahres- 
rente abzufinden.  Der  Versicherte,  welcher  die  Abfindung  nicht  annehmen  will, 
sondern  dauernden  Bezug  der  Beute  begehrt,  kann  sich  nur  auf  den  Standpunkt 
stellen,  dass  er  das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  bestreitet,  unter  welchen 
allein  die  Abfindung  gestaltet  ist.  Bas  Gesetz  enthält  insoweit  eine  Lücke,  als 
es  nicht  das  Verfahren  ordnet,  in  welchem  diese  Bestreitung  zum  Austrag 
gebracht  weiden  inuss,  wie  überhaupt  die  Art  und  Weise  der  Erledigung  der 
Ablindungsslreitigkeiten  in  ihm  nicht  geregelt  worden  ist.  Es  würde  der  Absicht 
des  Gesetzgehers  widersprechen,  wollte  man  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen 
Gerichte  für  diese  Fidle  anerkennen,  da  die  Entscheidung  der  auf  Grund  des 
Gesetzes  entstehenden  Öffentlich-rechtlichen  Streitsachen  der  Rechtsprechung  der 
ordentlichen  Gerichte  hat  entzogen  werden  sollen,  man  wird  deshalb  annehmen 
müssen,  dass  auch  für  diese  Rechtssachen  der  in  dem  Gesetz«  selbst  geordnete 
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Instanzenzug  zur  Anwendung  kommt,  also  Berufung  an  das  Schiedsgericht, 
Revision  an  das  Roichsversicherungsamt.  Die  Zustimmung  des  Versicherten  ist 
keine  Voraussetzung  für  die  Abfindung. 


IX.  Auszahlung. 

Die  Auszahlung  der  Altersrenten  erfolgt  nach  §  91  durch  die  Post  Ver- 
waltungen und  zwar  in  der  Regel  durch  diejenige  Postverwaltnng.  in  deren 
Bezirk  der  Empfangsberechtigte  zur  Zeit  des  Antrags  auf  Bewilligung  des  Rente 
seinen  Wohnsitz,  hatte ;  sie  geschieht  auf  Grund  einer  Anweisung  des  Vorstandes 
der  Versicherungsanstalt,  welcher  die  Rente  festgestellt  hat.  Zur  Auszahlung 
an  den  Inhaber  des  Berechtigungsauswei.se.?  ist  die  Postansialt  ohne  weiteres 
berechtigt,  sie  kann  aber  auch  gegebenen  Falles  eine  weitere  Legitimation  des- 
selben verlangen.  Zuständig  ist  der  Vorstand  derjenigen  Versicherungsanstalt, 
an  welche  zuletzt  für  den  \  ersieherten  Beiträge  entrichtet  wurden.  Wenn  der 
Versicherte  und  Empfangsberechtigte  seinen  Wohnsilz  verlegt,  so  hat  auf  seinen 
Antrag  der  Vorstand  der  Versicherungsanstalt,  welcher  die  Rente  angewiesen 
hatte,  die  letztere  an  die  Postanstalt  des  neuen  Wohnorts  zur  Auszahlung  zu 
überweisen. 


X.  Statistisches. 

Nach  den  im  Reichsvcrsicherungsamt  verfertigten  Zusammenstellungen  sind 
seit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bis  1.  Okiober  1894  bei  den  31  Versicher- 
ungsanstalten und  9  vorhandenen  zugelassenen  Kasseneinrichtungen  29  i  248  An- 
sprüche auf  Altersrente  erhoben  worden,  von  diesen  wurden  232  320  Renten- 
ansprüche anerkannt  und  49  175  zurückgewiesen.  (5303  blieben  unerledigt,  während 
die  übrigen  0450  auf  andere  Weise  ihre  Erledigung  gefunden  hatten.  Von  den 
erhobenen  Ansprüchen  entfallen  auf  Schlesien  :  15 243,  Oslpreusscn  25018. 
Brandenburg  22  240.  Rheinprovinz  19  360,  Sachsen-Anhalt  10  809,  Hannover 
IG 09\  Posen  149 W>.  Schleswig-Holstein  HOOG,  Weslphalen  11  Kit),  Wesl- 
preussen  10N05,  Pommern  9010.  Hessen-Nassau  0403.  Berlin  330 1.  Auf  die 
8  Versicherungsanstalten  des  Königreichs  Bayern  kamen  29187  Rentenansprüche, 
Königreich  Sachsen  15147,  Württemberg  0428.  Baden  .5521,  Hessen  V545,  beide 
Mecklenburg  0004.  die  Thüringischen  Staaten  02! »5,  Oldenburg  10 '»8.  Braun- 
schweig 2040.  Hansestädte  2155,  Klsass-Lol bringen  8230  und  auf  die  9  zugelassenen 
Kasscncinriehlungen  insgesamt  4341.  Im  Jahre  1894  wurden  bewilligt  33442 
Altersrenten  im  Gesamtbeträge  von  14377580,05  Mark,  die  Invalidenrenten 
betrugen  für  dieses  Jahr  44  397  mit  einem  Gesamtaufwand  von  5  388  480.88  Mark, 
es  entlielen  auf  sie  also  27  "/„  der  gesamten  Rentensumme,  während  im 
Jahre  1892  nur  etwas  über  5"/„  auf  sie  entfallen  war.  Der  Durchschnittsbetrag 
der  Altersrente  war  im  Jahre  1894  etwas  niedriger  als  in  den  beiden  vorher- 
gehenden Jahren,  er  betrug  127.05  Mark.  1893  13'>,<i7Mark  und  1892  127.71  Mark. 
Dies  ist  auf  die  im  Jahre  1891  erfolgte  Intel Stellung  der  Hausgewerbetreibenden 
der  Textilindustrie  unter  das  Gesetz  zurückzuführen,  welche  zur  Folge  hatte,  dass 
eine  grosse  Anzahl  von  Altersrenten  an  solche  Personen  bewilligt  wurde,  die 
zumeist  in  die  erste,  d.  1».  die  niedrigste  I.oluikki-sc  fielen.  Am  höchsten  war 
der  DurchschnilNheirag  der  Altersrenten  bei  der  Hanseatischen  Versicherungs- 
anstalt mit  107,73  Mark,  demnächst  bei  der  Vcrsiehcrungsanslalt.  Berlin  mit 
101,28  M.u  k,  am  niedrigsten  bei  der  Ansialt  für  <  »bei  tranken  mit  112, '»5  Mark 
und  demnächst   bei   der   lür  Schlesien  mit    M4.VS  Mark,  in  den  drei  vorher- 
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gehenden  Jahren  stand  Ostpreussen  an  letzter  Stelle.  Die  Rentenlast  für  die 
Altersrenten  im  Jahre  1894  stellt  einen  Kapitalwert  von  07  528  879  Mark  dar. 
Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1891  kamen  5*2  959  Altersrenten  mit  einem  auf  die 
Versicherungsanstalten  entfallenden  Betrag  von  .1789:146,  i8  Mark  in  Fortfall, 
so  dass  noch  blichen  183 1G8  mit  einem  abzüglich  des  Heichszuschusses 
sieh  berechnenden  Betrag  von  13450  431,03  Mark.  Bis  zum  1.  April  1895  hat 
sich  die  Zahl  der  auf  Gewährung  von  Altersrente  erhobenen  Ansprüche  auf 
315  593  erhöht,  die  der  bewilligten  auf  '250  992,  die  der  zurückgewiesenen  auf 
52  024«  der  unerledigten  auf  4835,  der  anderweitig  erledigten  auf  7147.  Die 
einzelnen  Versicherungsanstalten  partizipieren  hieran  in  folgender  Weise : 

Schlesien  37  775,  <  »stpreussen  27071,  Brandenburg  23003,  Hheinprovinz 
20580,  Sachsen-Anhalt  1805'..,  Hannover  17  702,  Posen  10111,  Schleswig- 
Holstein  1185S,  Westphalen  11075,  Wcslpreussen  11478,  Pommern  10  2  M, 
Hessen -Nassau  0"<l4,  Berlin  3050.  Die  bayerischen  Versicherungsanstalten 
waren  beteiligt  mit  31  299,  auf  die  Versicherungsanstalten  der  übrigen  Bundes- 
staaten entfallen:  Sachsen  17933,  Württemberg  0822,  Baden  5893,  Hessen  4700, 
beide  Mecklenburg  05O'>,  die  Thüringischen  Staaten  0732.  Oldenburg  11M0, 
Braunschweig  2188,  Hansestädte  23H,  Elsass-Lothringen  8705  und  auf  die 
9  zugelassenen  Kasseneinrichlungen  insgesamt  4704.  Unter  den  Personen, 
welche  in  derselben  Zeit  in  den  Genuss  der  Invalidenrente  traten,  deren  Gesamt- 
zahl 115111  betrug,  befanden  sich  nur  2380  die  vorher  bereits  eine  Altersrente 
bezogen  hatten.  Kür  das  Ktatsjahr  1895/00  wurde  in  den  Ktat  des  Reichs- 
amts des  Innern  als  Zuschuss  des  Reichs  zu  den  Invaliden-  und  Altersrenten 
ein  Betrag  von  15312  500  Mark  eingestellt  gegenüber  13  900000  im  vorher- 
gehenden Jahre ;  bei  Einstellung  dieser  Forderung  wurde  davon  ausgegangen, 
dass  am  1.  Januar  1895  ein  Betrag  von  rund  183  400  Mark  Altersrenten  vor- 
handen war.  Wenn  man  für  den  Zugang  zu  den  Altersrenten  den  vollen  Reichs- 
zuschuss,  für  die  in  Wegfall  kommenden  Renten  die  Hälfte  in  Ansatz  bringt, 
so  ergiebt  sich  als  Betrag  des  Rcichzuschusses  zu  den  Altersrenten  10  212  500  Mark 
gegenüber  einer  Summe  von  5090000  Mark  als  Reichszuschuss  zu  den  Invaliden- 
renten. Die  Belastung  des  Beichs  aus  den  Rentenanteilen,  welche  sich  aus  der 
Dauer  militärischer  Dienstleistungen  ergiebt,  ist  unerheblich  und  kommt  nicht  in 
Betracht.  Für  das  Ktatsjahr  J.x9ti  97  wurde  in  den  Etat  des  Reichsamt  des 
Innern  eine  Summe  von  17  977500  Mark  eingestellt.  Der  bei  der  Beratung 
dieses  Postens  im  Reichstag  von  dem  Abgeordneten  Auer  gestellte  Antrag,  die 
Altersgrenze  für  die  Bewilligung  der  Altersrente  auf  das  00.  Lebensjahr  fest- 
zusetzen, wurde  von  dem  Reichstag  abgelehnt,  der  Staatssekretär  des  Innern 
erklärte,  dass  der  Mehrbedarf,  der  bis  zum  Jahre  1900  erforderlich  wäre, 
wenn  vom  1.  Januar  1897  ab  die  Altersrente  vom  00.  Lehensjahr  gewährt 
werden  würde,  755  Millionen  oder  last  100  n/0  des  Gesamtbetrags  von  1891 — 1900 
betragen.  Von  100  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Juni  1889  versicherten  Personen 
erhalten : 


R«chnanjr»J«hr  InT»ildonrent«n 

Im  1.  Jahr  ....  0,00 
?  50.    >    ....  11,49 

Von  100  Mark  Rente  sind  : 


Altenrentrn  IU>ntcn  Ubertiutipt 

1,20  1,20 
1,20  12,60 


Rechnung»jii!<r  InvaU<!cnn»nle  Allcr«renUj 

Im    1.  Jahr   0.00  100,00 

»  59.    »  91,07  5,93 

Aus  dieser  Tafel  ergiebt  sich,  dass  die  Bedeutung  der  Altersrente  gegenüber 
der  Invalidenrente  in  den  ersten  Jahren  ebenso  hervortritt  wie  sie  später  nach 
Kinlritt  des  Beharrungszustandes  zurücktritt. 

Die  üebersicht  der  dem  Reichstage  für  das  Elafsjahr  1890  97  vorgelegten 
Einnahmen  und  Ausgaben  wies  eine  Leberschreilung  des  genannten  Postens  auf. 
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indem  der  Zuschuss  thatsächlich  19  232238.85  Mark  betrug,  also  den  Ansatz 
um  1254  738.85  .Mark  überstieg.  Diese  l  Überschreitung  ist  darauf  zurück- 
zuführen, dass  man  bei  der  Aufstellung  des  Voranschlags  von  der  Annahme 
ausging,  es  werde  in  dem  Renlenbewilligungsjahre  für  jede  Rente  bei  dem 
Neuzugang  etwa  J(t  des  .lahresrcntenbetrags,  also  37,50  Mark  an  Reichszusehuss 
zur  Auszahlung  gelangen.  Diese  Annahme  hat  sieh  infolge  zahlreicher  Nach- 
bewilligung  von  Renten  wegen  verspäteter  Geltendmachung  als  irrig  erwiesen, 
man  hat  festgestellt,  dass  für  jede  neu  bewilligte  Rente  statt  9  Monatsrenten 
13 — 14  im  Durchschnitt,  also  etwa  56  Mark  an  Reichszusehuss  zu  bewilligen 
sind.  Je  mehr  die  Invalidenrenten  in  den  Vordergrund  treten,  um  so  stärker 
wird  dieses  Verhältnis  werden,  da  die  Erörterungen  über  die  Bewilligung  einer 
.Invalidenrente  der  damit  verbundenen  Rechtsfrage  wegen  längere  Zeit  in 
Anspruch  nehmen  und  die.serhalb  Nachzahlungen  in  erheblichem  Umfange  erfolgen 
müssen.  Der  Voranschlag  für  189K/99  nahm  dieserhalb  eine  Erhöhung  des 
Reichszuschusses  auf  23  017  000  Mark  in  Aussicht,  nachdem  der  Posten  im 
Etat  für  1X97/98  schon  auf  21309000  Mark  festgesetzt  worden  war;  es  wurde 
hierbei  davon  ausgegangen,  dass  am  1.  Januar  1898  ein  Bestand  von 
402  000  Invaliden-  und  Altersrenten  vorhanden  war,  der  Zugang  während  dieses 
Jahres  wurde  auf  92000.  der  Abgang  auf  55000  geschätzt. 

Im  Jahre  1896  wurden  25 '»o«2  Altersrenten  neu  festgesetzt,  am  Schlüsse 
desselben  waren  zu  zahlen  202  015  Altersrenten  mit  15  051 225  Mark.  Die 
Durchsehnil  t.shühe  der  Altersrenten  hatte  sich  gegenüber  den  oben  angegebenen 
Zahlen  etwas  verschoben,  für  das  Reich  überhaupt  ist  sie  seit  1891  um  etwa 
12  Mark  gewachsen,  den  Höchstbetrag  weist  Berlin  auf  mit  173,91  Mark,  den 
niedrigsten  Oberfranken  mit  115,48,  der  Reichsdurchschnilt  beziffert  sich  auf 
135,34  Mark.  Die  Belastung  der  Versicherungsanstalten  mit  den  Altersrenten 
betrug  einen  Kapitalwcrt  von  124  739  869  Mark.  Bei  den  zugelassenen  besonderen 
Kasseneinrichtungen  verblieb  Ende  1896  ein  Bestand  von  4095  Altersrenten 
mit  400113,79  Mark  Jahresrente.  Am  1.  April  1898  liefen  203392  Altersrenten 
gegenüber  203  644  am  1.  Januar  1898. 

Litteratur:  Vergl.  die  Angaben  bei  den  Artikeln  Arbeiterversicherung,  Alters- 
versicherung, Invaliditätsversicherung. 

Dr.  Fuld,  Mainz. 


Altersversicherung. 

I.   —  Privat-Versicherung. 

Man  verstellt  darunter  gewöhnlich  alle  diejenigen  Versiebeningen,  die  den 
Zweck  haben,  das  Aller  des  Versicherten  sicher  zu  stellen.  Es  gehören  infolge- 
dessen  die  heterogensten  Arten  der  Versicherung,  wie  Pensionsversicherung, 
Altersversorgung,  Aussteuer,  gemischte  Versicherung,  Versicherung  auf  den  Erb- 
ausfall  u.  s.  w.  hierzu.  Einige  (iesellschaften  betreihen  unter  diesem  Namen 
oder  unter  Arbeiter-  und  Vojksversicherung  jede  Kapilalversicberung  auf  den 
Todesfall  oder  Erlebensfall,  falls  die  Versicherungssummen  gering  sind.  Sie  suchen 
dabei  das  grössere  Risiko,  das  der  Arbeiter  gegenüber  dem  Wohlhabenden 
bietet,  nicht  durch  eine  Extraprämie  zu  decken,  sondern  dadurch  zu  vermindern, 
dass  mc  für  die  einzelnen  Kategorien  der  Arbeiter  besondere  Gefahrenklassen 
aufstellen  und  je  nach  der  Hohe  der  Gefahrenklasse  die  Dauer  der  Prämien- 
zahlung kürzen. 
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II.  —  Socialpolitische  Versicherung. 


Inhaltsübersicht. 


I.  Deutschland.  —  II.  Oesterreich.  —  III.  Ungarn.  —  IV.  Schweiz.  — 
V.  Italien.  —  VI.  Belgien.  —  VII.  Niederlande.  —  VIII.  England  — 
IX.  Frankreich.  —  X.  Schweden.  —  XI.  Dänemark.  —  XII.  Ncu-Seeland. 


Während  sich  vor  Erlass  der  Arbeiterversicherungsgesetze  in  Deutschland 
die  Fürsorge  für  kranke  und  von  einem  Unfall  betroffene  Arbeiter  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  entwickelt  hatte,  fehlte  es  bis  zu  dem  Gesetze 
vom  22  Juni  1880  an  einer  auch  nur  teilweise  ausreichenden  Fürsorge  für 
alle  Personen,  gleichviel  ob  erwerbsfähig  oder  erwerbsunfähig,  so  gut  wie 
gänzlich.  Abgesehen  von  der  öffentlichen  Armenpflege,  welcher  der  Begriff  des 
Almosens  eigen  ist  und  stets  eigen  sein  wird,  die  um  deswillen  auch  dem 
Hilfsbedürftigen  keinen  festen  Rechtsanspruch  gewährt,  halte  das  vor  Inangriff- 
nahme der  sozialpolitischen  Versicherung  geltende  Recht  in  Ansehung  dieser 
Fürsorge  keine  Einrichtungen  geschaffen  noch  Schöpfungen  aufzuweisen,  welche 
als  dem  vorhandenen  Bedürfnis  genügende  hätten  bezeichnet  werden  können, 
seine  vorwiegende  und  fast  ausschliessliche  Bedeutung  lag  auf  dem  Felde  der 
Krankenfürsorge  und  selbst  auf  diesem  hatte  es  nicht  vermocht,  sich  in  einer 
den  vorhandenen  sozialen  Verhältnissen  ausgiebige  Rechnung  tragenden  Weise 
zu  entwickeln.  Sieht  man  von  den  vereinzelt  bestehenden,  zumeist  der  Frei- 
gebigkeit der  Arbeitgeber  ihr  Dasein  verdankenden  Kassen  ab,  welche  für 
bestimmte  Betriebe  mit  lokalem  Charakter  errichtet  waren,  und  zumeist  durch 
gemeinschaftliche  Beiträge  der  Unternehmer  und  Arbeiter  erhalten  wurden,  so 
existirte  nur  eine  genossenschaftliche  Fürsorge  für  eine  bestimmte  Klasse  von 
Arbeitern  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschriften,  nämlich  für  die  Bergarbeiter. 
Nach  dem  preussisch.cn  Berggesetze  vom  2».  Juni  18ö5,  dessen  Bestimmungen 
sowohl  in  Ansehung  dieses  Gegenstandes  wie  auch  sonst  für  die  Berggesetz- 
gebung der  deutschen  Staaten  vorbildlich  wurden,  waren  für  die  Arbeiter  aller 
Salinen  und  Bergwerke  Knappschaftsvereine  zu  bilden,  deren  Bezirke  zunächst 
von  den  Beteiligten  seihst,  eventuell  aber  von  dem  Oberbergamt  bestimmt 
wurden  Den  Arbeitern  wurde  der  Beitritt  anbefohlen,  berechtigt  waren  zu 
demselben  die  Werkbeamten  sowie  die  Verwaltungsheamten  der  Vereine  selbst. 
Die  Leistungen  des  Knappschaftsvercins  für  seine  Mitglieder  bestanden  unter 
anderen,  die  an  dieser  Stelle  ni<  ht  weiter*  zu  berücksichtigen  sind,  in  lebens- 
länglichen Invalidenpensionen  bei  einer  ohne  grobes  Verschulden  eingetretenen 
Arbeitsunfähigkeit,  in  Unterstützungen  der  Witwen  auf  Lebenszeit,  bezw.  bis  zu 
der  Wiederverheiralung  und  in  einer  Unterstützung  zur  Erziehung  der  Kinder 
verstorbener  Mitglieder  und  Invaliden  bis  nach  zurückgelegtem  14.  Lebensjahr, 
Auch  diese,  für  die  damaligen  Verhältnisse  weilgehende  und  umfassende 
Fürsorge  bezog  sich  somit  nur  auf  erwerbsunfähig  gewordene  Personen,  wobei 
jedoch  zu  bemerken  ist,  dass  unter  der  Erwerbsunfähigkeit  nur  die  sogenannte 
Berufsinvalidität  verstanden  wurde,  also  die  Unfähigkeil  zu  der  Arbeit  im  berg- 
männischen Betriebe,  deren  Vorhandensein  die  Fähigkeit  durch  anderweitige 
Arbeil  eine  mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung  auszuüben,  mit  Nichten  aus- 
schliesst;  für  alte  Arbeiter,  welche  nicht  zugleich  Berufsinvaliden  waren, 
gewährten  auch  die  Knappschaftskassen  keinerlei  Unterstützung.  Erst  in  der 
dem  Erlaas  des  Gesetzes  von  1889  unmittelbar  vorhergehenden  Zeit  wurde  für 
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die  Arbeiter  bestimmter  fiskalischer  Unternehmungen,  nämlich  der  Eisenbahnen, 
in  einigen  Staaten,  vor  allem  in  Preussen  und  Bayern,  eine  Invaliditätsfürsorge 
eingeführt,  welche  gleichzeitig  den  Keim  für  die  Entwicklung  einer  selbständigen 
Altersversicherung  enthielt.  Die  in  Hävern  im  Jahre  1888  für  die  Werkstätten- 
und  Betriebsarbeiter  der  staatlichen  F.isenbahnvcrwaltung  errichtete  Pensionskas.se 
gewährt  einmal  den  dauernd  arbeitsunfähig  gewordenen  ständigen  Arbeitern  einen 
der  Dienstzeit  und  Leistung  entsprechenden  Pensionsbezug,  ferner  ihren  Witwen 
und  Waisen  eine  Rente,  welche  sich  nach  der  dem  .Manne,  bezw.  Vater 
zugestandenen  Hente  richtet,  endlich  beim  Tode  der  Mitglieder,  ihren  Frauen 
und  Witwen  eine  einmalige  Unterstützung  in  Form  eines  Sterbegeldes.  Arbeiter, 
welche  70  Jahre  alt  sind  und  der  Kasse  mindestens  30  Jahre  als  Mitglieder 
angehört  haben,  erhalten  die  Rente,  ohne  dass  es  auf  den  -Nachweis  der  Arbeits- 
unfähigkeit ankommt:  ist  letztere  durch  Krankheit,  Verwundung  oder  Beschädigung 
veranlasst  worden,  so  besteht  der  Anspruch  auf  die  Hente  schon  vor  Zurück- 
legung der  zehnjährigen  Mitgliedschaft,  welche  sonst  eine  unabweisliche  Voraus- 
setzung für  die  Bewilligung  der  Rente  bildet.  Für  die  Kasse  besteht  ein 
Beitrittszwang  in  Ansehung  aller  dauernd  angestellten  Arbeiter  nach  Absolvierung 
einer  l'robezeil  von  einem  Jahr.  Die  Hente,  welche  für  die  arbeitsunfähigen 
Personen  nach  denselben  Grundsätzen  bemessen  wird,  wie  für  die  Siebzigjährigen, 
beiragt  nach  zehnjähriger  Mitgliedschaft  15°/0  des  Lohneinkommens,  mit  jedem 
weiteren  Jahre  der  Mitgliedschaft  steigt  sie  um  ein  Prozent  bis  zu  dem  Höchst- 
betrag von  40"/0  ll,>s  Lohneinkommens;  in  den  Fällen,  in  welchen  sie  schon 
vor  Zurücklegung  der  zehnjährigen  Mitgliedschaft  zur  Auszahlung  gelangt,  beträgt 
sie  15"/0-  Die  Kasse  wird  erhalten  durch  Beiträge  der  Eisenbahnverwaltung 
und  der  Arbeiter,  welche  letztere  in  i  Lohnklassen  von  1400,  1200,  1000  und 
75  )  Mark  Einkommen  eingeteilt  werden :  der  Beitrag  jedes  Arbeiters  berechnet 
sich  nach  seinem  Lohneinkommen  und  seinem  Lebensalter  zur  Zeit  seines 
Beitritts  nach  Massgabe  eines  auf  versicherungstcchnischen  Grundsätzen  beruhendn 
Tarifs  Vergl.  hierüber  des  Näheren  Wo'dlke  in  von  Stengel.  Wörterbuch  des 
deutschen  Verwaltung.-rechts,  Bd.  I.  Seite  6N1,  Ohlenberg  in  Schmollers  Jahr- 
buch für  Gesetzgebung  und  Volkswirtschaft,  Jahrgang  l8S9.  S.  389  u.  fgde., 
Fuld  in  Conrads  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.  Bd.  53, 
Seite  307  u.  fgde.,  Hosin,  Hecht  der  Arbeiterversicherung,  Bd.  I,  Seite  16, 
Anm   1  u.  a.  m 

Die  Einführung  einer  besonderen  Altersversicherung  neben  der  Invali- 
ditätsversicherung war  von  der  deutschen  Gesetzgebung  bei  der  Inan- 
griffnahme der  sozialpolitischen  Versicherung  von  Anfang  an  beabsichtigt 
worden.  In  dem  Artikel  «Altersrente»  ist  schon  auf  die  Worte  der  Kaiserlichen 
Botschaft  von  18SI  hingewiesen  worden,  welche  durchaus  bestimmt  zwischen 
beiden  Versicherungsarten  unterscheiden  und  die  öffentlich-rechtliche  Regelung 
sowohl  auf  die  eine  wie  auf  die  andere  erstreckt  wissen  wollen.  In  der 
Begründung  des  Gesetzes  von  1880  wird  dies  noch  näher  ausgeführt ;  es  heisst 
daselbst  :  «  Dass  die  Arbeiter,  welche  durch  Alter  oder  Invalidität  erwerbsunfähig 
werden,  einen  Anspruch  auf  ein  höheres  Mass  staatlicher  Fürsorge  haben,  als 
ihnen  bisher  hat  zu  Teil  werden  können,  ist  bereits  in  der  für  die  sozial- 
politische Gesetzgebung  des  Heichs  grundlegenden  Kaiserlichen  Botschaft  vom 
17.  November  1881  hervorgehoben  worden.  Der  vorliegende  Gesetzentwurf  ist 
dazu  bestimmt,  den  Gedanken  der  reichsgesetzlichen  Alters-  und  Invaliditäts- 
vcisicherung  der  Arbeiter  zu  verwirklichen.  Die  Vorlage  erstrebt  für  die  Arbeiter 
eine  Fürsorge  in  allen  Fallen,  in  welchen  sie.  ohne  durch  reiehsgesetzliche 
Unfallversicherung  gedeckt  zu  -ein.  nachweislich  erwerbsunfähig  geworden  sind, 
ohne  Uück-i'-hl  auf  das  Lebensalter,  in  welchem  die  Erwerbsunfähigkeit  eintritt 
(InvalidiiatsvciMi-iicrungi.  Daneben  soll  aber  Arbeitern,  welche  ein  bestimmtes 
hoho  Lebcn-al'er  ci:ei<-]it  haben,  eine  Fürsorge  auch  ohne  Nachweis  der 
Erwerbsunfähigkeit  gewährt  wei  den  (Altersversicherung).  In  dieser  Alters- 
versicherung Legt  eine  auf  RiVksichtcn  der  Humanität  beruhende  Erweiterung 
der  sozialpolitischen  Fürsorge     Erlahrungsmässig   wird    durch  die  Erreichung 
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eines  hohen  Lebensalters  in  den  meisten  Fällen  eine  grössere  oder  geringere 
Beschränkung  der  Erwerbsfälligkeit  bedingt.  Wo  diese  Voraussetzung  zutrifft, 
du  bildet  die  Altersrente  einen  Zuscbuss  zu  dein  noch  vorhandenen  Arbeits- 
verdienst. Dieser  Zuscbuss  wird  es  dem  altgewordenen  Arbeiter  erleichtern, 
eine  Ucberanstrengung  der  ihm  verbliebenen  Arbeitskraft  zu  vermeiden,  um  sich 
den  liest  seiner  Erwerbsfähigkeit  länger  zu  erhallen,  den  Eintritt  völliger 
Erwerbsunfähigkeit  also  hinausschieben.  Freilich  darf  die  in  diesem  Falle  zu 
gewährende  Leistung  den  Höchstbetrug  der  Invaliden  zu  gewährenden  Kenten 
nicht  erreichen,  weil  sonst  der  Anlass.  die  verbliebene  Erwerhsfähigkeit  weiter 
auszunutzen,  fortfallen  würde.»  Trotzdem  sich  gegen  die  Folgerichtigkeit  dieser 
Ausführungen  kaum  ein  berechtigter  Einwand  erheben  lies*,  begegnete  doch  die 
Altersversicherung  zahlreichen  Bedenken  ;  wie  schon  erwähnt,  sah  man  in  ihr 
ein  starkes  Zugeständnis  an  den  Sozialismus  und  glaubte,  dass  der  Staat,  wenn 
er  einmal  die  schiefe  Ebene  betreten  habe,  die  zu  dem  sozialistischen  Gemein- 
wesen führe,  auf  derselben  niclit  werde  Halt  machen  können.  Anderseits 
bekämpfte  man  die  Art  und  Weise  ihrer  Hegelung,  man  befürchtete,  dass  durch 
sie  der  Arbcitcrmangcl  auf  dem  Lande  werde  verstärkt  werden,  und  diese 
Befürchtung  war  für  die  Gegnerschaft  eines  Teils  der  agrarischen  Kreise 
bestimmend.  Von  dem  Boden  einer  entgegengesetzten  Anschauung  aus  verhielten 
sich  die  Vertreter  des  Sozialismus  feindlich  zu  den  betreffenden  Vorschlägen  des 
Gesetzentwurfs,  sie  waren  der  Ansicht,  dass  die  Altersrenten  vollständig 
bedeutungslos  seien,  dass  infolge  der  Bestimmung  der  Altersgrenze  auf  das 
70.  Lebensjahr  die  weitaus  wenigsten  unter  den  Versicherten  jemals  in  die 
Lage  kommen  würden,  Altersrenten  zu  beziehen.  Trotz  dieses  Widerstandes 
wurde  die  Altersversicherung  in  das  Gesotz  aufgenommen,  man  machte  geltend, 
dass  man  durch  die  Botschaft  von  !8Sl  gebunden  sei  und  die  Versicherung 
auch  erzieherisch  wirken  werde.  Die  Versuche,  dieselbe  dadurch  bedeutungs- 
voller zu  machen,  dass  man  die  Grenze  für  den  Bezug  der  Altersrente  auf  das 
G).  oder  65.  Lebensjahr  feststelle,  hatte  keinen  Erfolg. 

Die  Altersversicherung  erstreckt  sich  auf  dieselben  Personen,  welche  auch  der 
Invalidenversicherung  unterworfen  sind,  sie  geschieht  wie  diese  bei  31  territorialen 
Versicherungsanstalten  und  9  zugelassenen  Kasseneinrichtungen.  Vgl.  den  Artikel 
Invalidenversicherung.  Gegenstand  ihrer  Leistung  ist  die  Altersrente,  vergl.  den 
Artikel  Altersrente,  worauf  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen  zu  verweisen  ist. 
Die  Geltendmachung  des  Altersrentenanspruchs  unterliegt  den  gleichen  Vorschriften 
wie  die  des  Anspruchs  auf  Invalidenrente,  weshalb  hierfür  sowie  auch  bezüglich 
der  sonstigen  Einzelheiten  aus  dem  Gesetze  von  4889  auf  die  ausführlichere 
Behandlung  der  Invaliditatsv  ersicherung  in  diesem  Artikel  Bezug  zu  nehmen  ist. 
Trotzdem  die  Zahl  derjenigen  Personen,  welche  seit  dem  Inkrafttreten  des 
Invalidität»  und  Allersvcrsicherungsgcselzes  in  den  Besitz  von  Altersrenten 
gelangt  sind,  wie  aus  der  am  Schlüsse  des  Artikels  «  Altersrente  d  mitgeteilten 
Statistik  hervorgeht,  eine  nicht  unerhebliche  ist  und  hinter  den  bei  Erlass  des 
Gesetzes  gehegten  Erwartungen  kaum  zurückbleibt,  kann  gleichwohl  nicht 
bestritten  werden,  dass  die  Mehrheit  der  Versicherten  der  Altersversicherung 
heule  noch  mit  sehr  geringer  Svmpathie  gegenübersteht  und  über  ihren  Wert 
ausserordentlich  kühl  denkt.  Die  Ersetzung  des  70.  Lebensjahrs  durch  das 
Gi».  wird  in  weiten  Kreisen  der  versicherungspflichtigen  Bevölkerung  und  auch 
in  der  litterarischen  Behandlung  der  Beform  des  Gesetzes  von  1889  als  unbedingt 
erforderlich  erachtet,  um  aus  der  Altersversicherung  etwas  anderes  zu  machen 
als  ein  prunkvolles  aber  innerlich  ziemlich  wert  lose*  Zierstück  der  deut  sehen  Arbeiter- 
Versicherung  und  e*  ist  zweifellos,  dass  dieser  Punkt  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  den  Angelpunkt  für  eine  zweckmässiger«  Behandlung  der  Frage  bilden 
wird,  welchen  Personen  die  Altersrente  zu  gewähren  ist.  Einen  weiteren 
Gegenstand  der  Besehwerden  bildet  die  Vorschrift,  dass  während  der  Ucbcr- 
gangszeit  für  die  Erlangung  einer  Altersrente  der  Nachweis  einer  versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung  von  Iii  Wochen  in  den  Jahren  188S,  1889  und 
189 J  die    unabweisliche    Voraussetzung    ist.     In    manchen   Fällen   führt  die 
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Durchführung  dieser  Bestimmung  zu  erheblichen  Härten,  an  welclie  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  schwerlich  gedacht  haben  dürften.  Es  ist  vorgekommen, 
dass  70jährige  Landarbeiter,  welche  ihr  ganze*  Leben  gearbeitet  haben, 
gerade  für  diese  'A  Jahre  die  erforderliehe  Wochenanzahl  nicht  nachweisen 
können  und  infolgedessen  mit  ihren  Ansprüchen  abgewiesen  werden  musslen. 
Eine  Berücksichtigung  der  hierauf  sich  richtenden  Wünsche  ist  halbamtlich  für 
die  Revision  des  Gesetzes  von  1880  zugesagt  worden,  es  ist  aber  zweifelhaft 
ob  die  Frage  eine  Erledigung  im  Sinne  der  Versicherten  finden  wird,  weil 
hiermit  eine  weiter»'  Erhöhung  der  durch  die  l'ebcrgangsheslimniungen  bewirkten 
schon  jetzt  nicht  unbeträchtlichen  Belastungen  verbunden  wäre,  die  der  Sache 
entsprechend  von  den  Arbeitern  teilweise  gelragen  werden  müsste.  Jedenfalls 
dürfte  vor  der  einheitlichen  Revision  des  Gesetzes  von  1889  eine  erhebliche 
Modifikation  der  Altersversicherung  nicht  zu  erwarten  sein. 


II.  Oesterreich. 

In  Oesterreich  wurde  die  Regelung  der  Altersversicherung  durch  einen 
Antrag  des  Abgeordneten  Trade  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
22.  April  1801  angeregt,  welcher  die  Regierung  aufforderte,  mit  thunlicher 
Beschleunigung  einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Alters-  und  Invalidiläts- 
versicherung  der  Arbeiter  einzubringen.  Der  <iewerbeau*sehuss  erstattete  darüber 
am  Y.\.  Dezemher  1892  Bericht  und  beantragte  einen  Beschluss,  die  Regierung 
aufzufordern,  die  Vorarbeiten  für  die  Einführung  der  allgemeinen  zwangs- 
weisen Invalidität*-  und  Altersversicherung  thunlichst  zu  beschleunigen  und 
dem  Abgeordnetenhause  Bericht  zu  erstatten  :  das  Haus  erhob  diesen  Vorschlag 
zum  Beschluss.  In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  0.  Mai  1805 
erklärte  der  .Minister  des  Innern  auf  eine  Interpellation,  ob  die  Regierung 
gewillt  sei,  die  Frage  der  Invalidität*-  und  Altersversicherung  der  Arbeiter 
mit  thunlicher  Beschleunigung  zu  lösen,  die  Frage  bilde  einen  Gegenstand 
des  fortwährenden  Studiums  der  Regierung;  einen  bestimmten  Termin  für 
die  Einbringung  konkreter  Gesetzentwürfe  könne  er  gleichwohl  nicht  in  Aussicht 
stellen,  weil  es  sich  um  eine  äusserst  schwierige  Angelegenheit  handle  und 
beabsichtigt  sei,  gleichzeitig  die  gesamte  Arbeiterversicherung  entsprechend  zu 
organisieren.  Noch  später  wurde  im  Abgeordnetenhause  ein  Antrag  eingebracht 
von  den  Abgeordneten  Ehenhoch  und  Genossen,  welcher  die  Regierung  auf- 
forderte, einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Einführung  einer  obligatorischen 
Altersversicherung  für  die  Arbeiter  in  der  Industrie  auf  folgender  Grundlage 
vorzulegen : 

1.  Versichert  werden  alle  in  Genuissheit  des  Gesetzes  bei  reffend  die  Unfall- 
versicherung der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe  sich  er- 
eignenden Unfälle  versicherten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten. 

2.  Subjekte  der  Bcitrag-pllicht  sind: 
af  die  Unternehmer  mit  70  Prozent: 
b>  der  Staat  mit  20  IWent : 

c)  die  Versicherten  mit  10  Prozent  der  larifmä-sigen  Versicherungsbeiträge . 

.i.  Eine  Ueberwälzung  der  Beitragspdichl  auf  die  Arbeiter  muss  hintan- 
gehalteu  weiden. 

\.  Der  Henteuhezug  beginnt  spätestens  mit  dem  00.  Lebensjahre. 

5.  Die  Höhe  der  jährlichen  Rente  wird  nach  den  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Königreiche  und  Länder  und  nöii«jenfalls  einzelner  Gebietsteile  innerhalb 
derselben  auf  je  fönt  jährige  Perioden  bestimmt.  Die  Bestimmung  der  Höhe  der 
Rente  bat  im  Einvernehmen  imi  dein  Landc-aii—diuss  zu  erfolgen. 

(i.  Die  (ii —<  [um-  und  die  Verwaltung  be-oi  l'I  eine  .\ltcrsvei>]e|ienutgsan~lall. 
welclie  Hai  Ii  den  Grundsätzen  der  Zweckmässigkeit.  Einlacliheit  und  Billigkeit 
einzurichten  ist. 
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lebcr  die  Stadien  <l**r  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  und  Vorberatungen  ist 
auch  seitdem  in  Oesterreich  die  Frage  nicht  hinausgekommen. 


III.  Ungarn. 

In  1'ngarn  ist  von  den  Zweimen  der  Arbeiterversicherung  bisher  nur  die 
Krankenversicherung  geregelt  :  einer  Inangriffnahme  der  Altersfürsorge  steh!  die 
llegierung  bisher  wenig  geneigt  gegenüber. 


IV.  Schweiz. 

Auch  in  der  Schwei/,  ist  bisher  zu  der  Hegehing  der  Altersversicherung 
von  Seilen  des  Hundes  nichts  geschehen ;  vorläufig  fehlt  es  der  Zentrulgewalt 
an  der  gesetzlichen,  bezw.  verfassungsrechtlichen  Zuständigkeit,  ihre  Thätigkeil 
auch  hierauf  zu  erstrecken.  Der  am  21.  November  189)  in  der  Volksabstimmung 
mit  sehr  grosser  Mehrheit  (283228  gegen  92  200  Stimmen)  von  dem  Volke  an- 
genommene Art.  39  der  Hundcsverfassung  giebt  dem  Hunde  nur  das  Hecht,  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  unter  Be- 
rücksichtigung der  bestehenden  Krankenkassen  einrichten,  auf  die  Alters-  und 
Invalidenversicherung  bezieht  sich  derselbe  nicht.  Doch  fehlt  es  auch  in  der 
Schweiz  nicht  an  Bestrebungen,  welche  hierauf  gerichtet  sind  und  dieselben 
linden  nicht  nur  in  den  Kreisen  der  Arbeiter,  sondern  auch  ausserhalb  derselben 
vielfach  Anklang,  so  dass  es  wohl  nur  als  Frage  der  Zeit  betrachtet  werden 
kann,  dass  die  Hundesverfassung  auch  die  Möglichkeit  einer  Inangriffnahme  dieser 
Versicherung  durch  die  Zentralgewalt  gestattet,  doch  dürfte  dies  immerhin  noch 
lange  dauern,  da  die  eigenartigen  Verhältnisse  der  Schweiz  der  Durchführung 
der  Altersversicherung  erhebliche  Hindernisse  bereiten. 


V.  Italien. 

Auch  in  Italien  ist  es  bisher  nur  zu  Vorbereitungen  für  die  Einführung  der 
gesetzlichen  Altersversicherung  gekommen ;  nach  einem  der  Deputiertenkammer 
im  Dezember  I8SI  vorgelegten  Gesetzentwürfe  des  damaligen  Handelsministers 
Berti  sollte  die  Alters-  und  Invaliditiilsvcrsicherung  durch  ein«1  nationale  Ver- 
sicherungskas.se  begründet  werden,  für  welche  die  staatliche  Subvenlionierung  in 
Aussicht  genommen  wurde:  die  Subventionen  bestunden  nach  der  Vorlage  in 
zwei  Zehnteln  des  Heinertrags  der  Postsparkassen  und  zwei  Zehnteln  des  Hein- 
erl rags  der  gewöhnlichen  Sparkassen.  Dieser  Entwurf  wurde  zurückgezogen,  auch 
ein  im  Jahre  1885  vorgelegter,  welcher  anstelle  einer  Zenlralkasse  dezentrali- 
sierte und  staatlich  subventionierte  Bezirkskassen  setzen  wollte,  gelangte  nicht 
zur  Beratung.  In  den  Jahren  1887  und  1889  wurden  von  Ferrari  und  Genossen 
Entwürfe  vorgelegt,  welche  auf  der  Grundlage  der  Ortskassen  beruhten;  die  mit 
der  Prüfung  derselben  betraute  Kommission  veröffentlichte  darüber  einen  von 
Luzzatti  verfasstun  Bericht,  der  eine  zentralisierte  Kasse  mit  lokalen  Filialkassen 
errichten  wollte,  welche  letztere  von  Sparkassen,  Gegenseitigkeitsgenossenschaften 
u.  s.  w.  verwaltet  weiden  sollten,  unter  Ueberwachung  und  Beaufsichtigung  einer 
Uberkommission.  Als  Subventionen  fasste  Luzzatti  je  sechs  Zehntel  der  l  ebei- 
schüase  der  Postsparkassen,  der  Kasse  der  gerichtlichen  Depositen  und  ver- 
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sehiedcnen  Kinnalimen  ins  Auge.  Wer  eine  Versicherung  nehmen  wollte ,  sollte 
I «ei  einer  Ort.sktis.se  ein  Konto  erhalten  und  nach  20  Jahren  ein  Reeht  auf 
Hente  erhalten,  sofern  er  das  59.  Lebensjahr  zurückgelegt  habe.  Eine  allgemeine 
Zwangsversicherung  wurde  hiernach  auch  durch  diese  Entwürfe  nicht  in  Aus- 
sicht genommen.  Seitdem  hat  die  Erledigung  der  Angelegenheit  trotz  häufiger 
Erörterung  in  dem  Parlament  kaum  Fortschritte  gemacht,  welche  zu  der  Hoff- 
nung eines  baldigen  erfolgreichen  Abschlusses  der  Bestrebungen  berechtigen 
könnten,  man  schwankt  in  Italien  immer  noch  zwischen  der  Regelung  auf 
(irund  freiwilligen  Beitritts  zu  einer  subventionierten  und  ihren  Mitgliedern  grosse 
Vorteile  bietenden  Kasse  und  der  Einführung  der  obligatorischen  Zwangs- 
versicherung ;  jedoch  ist  es  unverkennbar,  dass  mehr  und  mehr  die  Ucber- 
zeugung  sich  ausbreitet,  dass  nur  auf  dein  Wege  der  Zwangsversicherung  dem 
Bedürfnis  genügt  werden  könne  und  in  dieser  Hinsicht  darf  das  Scheitern  aller 
auf  dem  Boden  der  freiwilligen  Versicherung  beruhenden  Entwürfe  als  eine 
wertvolle  Thatsache  bezeichnet  werden,  welche  geeignet  ist,  zu  der  Ueber- 
windung  der  Vorurteile  gegen  die  Zwangsversicherung,  an  denen  es  auch  heule 
in  Italien  noch  nicht  fehlt,  zum  guten  Teile  mitzuwirken. 


VI.  Belgien. 

In  Belgien  besteht  für  eine  besonders  zahlreiche  Arbeiterklasse,  die  Berg- 
arbeiter, eine  obligatorische  Versicherung,  deren  Leistungen  sich  auch  auf  die 
Allcr.sfür.soigc  mit  der  Zeit  erstreckt  hat.  obwohl  sie  ursprünglich  nur  dazu  be- 
stimmt war,  den  durch  Unfidle  in  ihrer  Erwerbsfälligkeit  beeinträchtigten 
Arbeitern  eine  Entschädigung  zu  gewahren;  dieselbe  wird  ausgeübt  durch  die 
Mincs-caisses  de  prevovances .  die  zur  Zeit  in  folgenden  Distrikten  vorhanden 
sind:  Möns,  Gharlcroi,  Centrum.  Lütlich,  Nainur,  Luxemburg;  im  Jahre  1892 
waren  bei  denselben  I  lü  12 )  Arbeiter  beschäftigt.  Der  mittlere  Durchschnitt.s- 
betrag  der  Pension,  welcher  aus  denselben  einem  Arbeiter  zuteil  wird,  beläuft 
sich  auf  133  Franken;  die  Gesamtausgaben  stellten  sich  in  dem  genannten 
Jahre  auf  2  21!)  572,0-1  Franken,  und  zwar  an 

Pensionen   1  577  G  14,65  Franken, 

Unterstützungen   598342,75  » 

Verwaltungskosten   ....        43  614,69  » 

Infolge  der  Erstreckung  der  Thätigkeit  der  Kassen  auf  die  Altersfürsorge  hat 
sich  ihre  Lage  sehr  verschlechtert,  es  wird  rieshalb  eine  Reform  in  der  Weise 
erstrebt,  dass  der  Zweck  der  Unterstülzungskassen  auf  die  Unfallversicherung 
beschränkt  und  eine  Altersversicherung  durch  Anschluss  der  Bergarbeiter  an 
die  Staalsunterstiil/.ungskasse  organisiert  wird,  welch'  letztere  durch  Gesetz 
vom  21.  Juli  189,)  aus  Anlass  des  25.  Jahrestags  der  Thronbesteigung  des 
Königs  Leopold  II.  ins  Leben  gerufen  wurde.  Abgesehen  von  der  Versicherung 
für  die  Bergarbeiter  existiert  keine  obligatorische  Altersversicherung,  hingegen 
ist  eine  Allgemeine  Allerskasst»  vorhanden .  Gai.sse  generale  de  retraite.s,  be- 
gründet auf  Grund  des  Gc-clzes  vom  8.  Mai  -185'».  «Ii»*  später  durch  Gesetz 
vom  16.  März  18(55  der  neu  errichtelen  Caiw»  depargne  angeschlossen  wurde; 
die  beiden  vereinigten  Kassen  führen  den  Namen  Gaisse  generale  d  epargne  et 
de  retiaite  und  werden  von  einer  Direktion  verwaltet.  Es  kann  bei  ihr  jede 
Person  im  Alter  von  mindestens  18  Jahren  l'.in/.ahlungen  für  eigne  Rechnung 
oder  für  einen  Dritten  machen,  dieselben  können  auch  bei  Sleuerempfängcrn 
oder  den  I'iwUjkm k,is~en  erfolgen;  durch  die  Einzahlungen  sichert  man  sich 
Genien,  die  entweder  sofortige  oder  hinausgeschobene  sind.  Der  llöchsthetrag 
derselben  ist  |-J0ll  f  ranken  und  in;ui  kann  in  ihren  Gcuus.s  nur  vom  50. 
bis  zum  volieinlcten  *»-"».  Jahre  treten ;  jedoch  ist  es  zulä-s  g  Arbeiter,  welche 
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vor  der  soeben  bezeichneten  Altersgrenze  erwerbsunfähig  werden,  in  den  Genuss 
der  erworbenen  Heule  zu  setzen ;  in  gewissen  Fällen  der  Arbeitsunfähigkeit 
erhält  der  Versicherte  sofort  die  seit  mindestens  fünf  Jahren  erworbene  Rente, 
die  aber  dann  3G0  Franken  nicht  übersteigen  darf.  Gegenüber  den  Familien  der 
Versicherten  übernimmt  die  Kasse  keine  Verpflichtung,  jedoch  trägt  sie  für  das 
Begräbnis  des  nach  Beginn  des  Bcntenbezugs  verstorbenen  Versicherten,  wenn 
derselbe  bedürftig  war,  den  Verhältnissen  desselben  entsprechende  Sorge. 

Die  praktischen  Erfolge,  welche  diese  Kasse  aufzuweisen  hat,  sind  auch 
heute  noch,  trotzdem  seit  1889  eine  lebhaftere  Thäligkeit  und  Agitation  von  ihr 
entfallet  wurde,  nicht  besonders  erheblich,  es  ist  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der 
belgischen  Bevölkerung,  welcher  bei  der  Kasse  versichert  ist  und  von  einer 
Bedeutung  derselben  für  die  Massen  kann  ebensowenig  die  Rede  sein,  wie  es 
möglich  ist,  zu  behaupten,  dass  durch  ihre  Thätigkeit  ein  K.rsatz  für  die  gesetz- 
liche Altersversicherung  geboten  werden  könne.  Im  Jahre  1893  beliefen  sich 
die  auf  alte  und  neue  Bücher  geleisteten  Gesamteinzahlungen  auf  1620  279 
Franken.  Dass  hierdurch  dem  vorhandenen  Bedürfnis  nicht  Genüge  geschehen 
kann,  wird  auch  in  Belgien  nicht  mehr  verkannt  und  mehr  und  mehr  wird  die 
Notwendigkeit  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Allcrsfürsorge  zugegeben.  Infolge 
der  Anträge  verschiedener  Abgeordnelen  beschäftigte  sich  im  Jahre  1895  die 
belgische  Kammer  mit  der  Frage,  es  wurde  eine  Kommission  mit  dem  Auftrage 
eingesetzt,  dieselbe  zu  prüfen ;  auch  seitens  des  Ministeriums  für  Ackerbau  er- 
folgte die  Einsetzung  einer  Kommission  mit  derselben  Aullage  und  schliesslich 
ist  zu  erwähnen,  dass  auch  das  Office  du  Travail  sich  damit  befasst.  Von 
Seiten  der  sozialistischen  Kamnierfraktion  ist  die  Gewährung  von  Pensionen  für 
alte  Bergarbeiter  auf  der  Grundlage  obligatorischer  Beitragsleistung  der  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  und  Beteiligung  des  Staates  mit  Zuschüssen  in  Höhe  von 
zwei  Dritteln  der  Gesamtsumme  der  Beiträge  der  Arbeitnehmer  und  Arbeilgeber 
beantragt  werden.  Die  Einführung  der  Altersversicherung  befindet  sich  nach 
alledem  in  Belgien  in  ernster  Vorbereitung  und  dürfte  ihrer  Lösung  ent- 
gegen gehen.  Der  Erfolg,  den  die  sozialistische  Partei  bei  den  Wahlen  für 
die  Provinzialräthe  jüngst  zu  verzeichnen  hatte,  wird  ohne  Zweifel  dahin 
wirken,  dass  die  Bestrebungen  zur  Einführung  der  Arbeiterversicherung  über- 
haupt und  der  Altersversicherung  insbesondere  nunmehr  noch  energischer 
betrieben  werden,  und  dass  man  sich  seitens  der  Mehrheit  der  Kammer  über 
gewisse  grundsätzliche  Bedenken  leichler  hinwegsetzt,  welche  bislang  für  den 
langsamen  Gang  der  gesetzgeberischen  Arbeiten  zum  guten  Teile  verantwortlich 
gemacht  werden  mussten. 

Um  die  Arbeiter  zu  einer  freiwilligen  Versicherung  zu  ermuntern,  haben 
neuerdings  verschiedene  Provinzialverwaltungcn  den  Versuch  gemacht,  den  Ar- 
beitern Prämien  zu  bewilligen,  welche  innerhalb  bestimmter  Zeit  in  die  von  dem 
Staat«-  garantierten  Sparkassen  Einzahlungen  zu  diesem  Zwecke  leisten.  Der 
Provinziahat  des  Jlcniicgau  stellte  in  das  Provinzialbudgel  von  1897  hierfür 
50  090  Eres.  ein.  (Soziale  Praxis,  Bd.  V.,  S.  877). 


VII.  Niederlande. 

In  der  bei  Eröffnung  der  Generalslaaten  am  18.  September  li>94  gehaltenen 
Thronrede  wurde  die  Zusicherung  erteilt,  dass  ein  Gcselzcnlwurf,  betreffend  die 
Erwerbung  vom  Staate  gai ändertet-  Leibrenten,  werde  fertiggestellt  werden.  Aus 
den  in  der  Zweiten  Kammer  der  GeneraUtaalen  abgegebenen  Erklärungen  der 
Regierung  ging  jedoch  hervor,  dass  dieselbe  nicht  an  die  Einführung  einer 
Zwangsversicherung,  sondern  lediglich  an  die  Erric  htung  einer  Renlenversiehe- 
rungsbank  dachte,  welche  sich  an  die  Postsparkasse  anschliessen  und  Gelegen- 
heit zur  Rentenversicherung  gewähren  solle.  Hiermit  waren  die  Arbeiter  jedoch 
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nicht  einverstanden,  sie  betonten,  dass  es  an  Gelegenheit,  sich  zu  versichern, 
schon  jelzt  nicht  fehle,  das*  aber  mit  der  Gelegenheit  allein  dem  besiehenden 
Bedürfnis  nach  Gewährung  einer  Fürsorge  für  alte  Arbeiter  insolange  nicht 
genügt  werde,  als  der  Staat  sich  nicht  zu  der  Leistung  von  Zuschüssen  enl- 
sehliesse.  In  der  Zweiten  Kammer  fanden  diese  Einwendungen  Vertretung,  es 
"wurde  ein  Antrag  eingebracht,  welcher  es  als  die  Ueberzeugung  der  Kammer 
erklärte,  dass  eine  allgemeine  Versorgung  des  Alters  der  Arbeiter  notwendig 
.sei,  dass  die  von  der  Regierung  in  Aussicht  genommene  Gelegenheit  zum  Ver- 
sichern von  Leibrenten  dem  Bedürfnis  nicht  abhelfe  und  die  Regierung  ein- 
geladen werde,  eine  Staatskommissar]  einzusetzen  mit  der  Aufgabe,  zu  unter- 
suchen, auf  welcher  Grundlage  und  nach  welchen  Regeln  eine  allgemeine 
Versorgung  einzurichten  sei.  Bei  den  am  28.  und  '29.  .März  1895  hierüber  statt- 
gehabten Verhandlungen  der  Kammer  wurde  der  Antrag  von  der  Regierung  in 
dieser  Form  als  unannehmbar  bezeichnet,  sie  wollle  zwar  mit  der  vorge- 
schlagenen Rentenbank  nicht  das  letzte  Wort  in  der  Sache  gesprochen  haben, 
glaubte  aber  anderseits  an  der  Errichtung  dieser  Rank  festhallen  zu  sollen. 
Nach  längeren  Debatten  nahm  die  Kammer  den  Antrag  an.  dass  die  Sicher- 
stellung des  Looses  alter  Leute  durch  ein  Pensionssystem  wünschenswert  sei 
und  die  Regierung  ersucht  werde,  zu  untersuchen,  auf  welcher  Grundlage  und 
auf  welche  Weise  die  Sicherstelhmg  begründet  werden  könne.  Diese  im  Grunde 
genommen  nur  einen  akademischen  Charakter  tragende  Kundgebung  der  Kammer 
zur  Einführung  eines  Pensionssvsiems  für  alte  Arbeiter  enthält  allerdings  keinen 
Fingerzeig  bezüglich  des  Wegs,  den  man  bei  der  Losung  dieser  Aufgabe  ein- 
schlagen wird,  und  es  wäre  eine  durch  die  Ihalsäehlichen  Verhältnisse  in  keiner 
Weise  begründete  Erwartung,  wollte  man  daraus  den  Schills*  ziehen,  dass  auch 
in  den  Niederlanden  die  obligatorische  Altersversicherung  von  der  öffentlichen 
Meinung  verlangt  werde.  Du-diker  bemerkt  am  Schlüsse  seines  Berichts  über 
den  Stand  der  Frage  in  den  Niederlanden,  dass  «soviel  bekannt,  die  Regierung 
eifrig  mit  dein  Studium  der  Arbeitervcrsicherungsfrage  sich  beschäftige  d. 
Früchle  dieses  Studiums  sind  bisher  bezüglich  der  Altersversicherung  noch 
nicht  hervorgetreten  und  die  in  den  Kreisen,  welche  auf  die  Zusammensetzung 
der  niederländischen  Generalstaalen  einen  bestimmenden  Einfluss  ausüben,  un- 
beslreitbar  vorhandene  starke  Abneigung  gegen  die  Einführung  von  Reformen, 
zu  deren  Charakterisierung  der  Ausdruck  « slaatssozialistisch  »  gewählt  werden 
könnte,  mus.s  dazu  führen,  der  Ueberzeugung  Ausdruck  zu  geben,  dass  zunächst 
die  Reform  nur  in  der  Weise  vorgenommen  werden  wird,  dass  man  die  Mit- 
gliedschaft bei  einer,  eventuell  staatlich  subventionierten  Renlenbank  mit  allen 
Mitteln  zu  erleichtern  und  zu  begünstigen  sucht,  es  aber  streng  vermeidet, 
über  den  Rahmen  hinauszugehen,  der  durch  den  Grundsatz  der  freiwilligen  Ver- 
sicherung bezeichnet  wird.  Zunächst  hat  man  die  Einführung  einer  Art  Unfall- 
versicherung angebahnt. 


VIII.  England. 

Zur  Zeit  besieht  in  England  ebensowenig  eine  gesetzliche  Alters-  wie 
lnvaliditäls-Versicherung.  die  Versicherung  der  englischen  Arbeiter  ist  eine 
freiwillige,  sie  geschieht  bei  den  korporativen  Verbünden  derselben,  den 
Fneiidly-Societies,  terner  den  Induslrial-  und  IVov  idenl-Societies  und  den  Trade 
l'niuns:  auf  die  Verhällmss,.  dieser  und  die  Beziehungen  ihrer  Mitglieder  zu 
ihnen  bezieht  sich  eine  sehr  umfangreiche  und  dclaillirle  Gesetzgebung,  deren 
Darstellung  jedoch  ausserhalb  des  Rahmens  dieser  Abhandlung  liegt:  die  Haupt- 
Ihäligkeil  dieser  Kassen  beruht  in  der  Krankem  ersiehe rung.  doch  gewähren  sie 
auch,  im  Einzelnen  in  verschiedenem  Masse  und  Umfange,  Allers-,  Invaliden-, 
Wittwen-  und  Waisenrenten.  Ihre  finanzielle  Lage  is|  viellach  nicht  die  beste, 
in  eisler  Linie  eine  Folge  des  sinkenden  Zinsfusses,  dass  sie  dem  Bedürfnis 
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(Irr  Altersfürsorge  auch  nicht  entfernt  genügen,  wird  anerkannt:  die  von  ihnen 
versprochenen  erheblichen  Allorspensioncn  können  in  vielen  Fallen  nicht  ge- 
währt weiden,  weil  die  Mittel  der  meisten  Kassen  nur  zur  Leistung  der  ihnen 
obliegenden  Unterstützungen  in  Krankheitsfällen  und  für  die  Sterbegelder  hin- 
reichen. Ks  hat  sich  unter  Würdigung  dieser  Verhältnisse  im  Laufe  des  letzten 
Jahrzehnts  in  Fngland  eine  nicht  zu  unterschätzende  Strömung  entwickelt, 
welche  auf  die  Einführung  einer  gesetzlichen  Arbeiterversicherung  gerichtet  ist ; 
während  in  Deutschland  und  Oesterreich  mit  der  Krankenversicherung  begonnen 
wurde  und  auch  die  Schweiz  gewillt  ist,  diesen  Zweig  der  Arbeiterversicherung 
zuerst  zu  regeln,  scheint  man  in  England  mit  der  Alters-  und  Invalidenversicherung 
zunächst  vorgehen  zu  wollen;  der  Grund  hierfür  isl  in  dem  Umstände  zu 
suchen,  dass  für  die  Krankenversicherung  durch  die  Thäligkeit  der  Hülfskassen 
in  immerhin  befriedigender  Weise  Sorge  getragen  wird.  Schon  zu  Mitte  der 
achtziger  Jahre  wurde  von  Blakley  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Alters- 
versicherung in  Verbindung  mit  einer  obligatorischen  Krankenfürsorge  aus- 
gearbeitet, dessen  Grundgedanken  die  Billigung  der  mit  der  Beratung  beauf- 
tragten Parlamentsausschusses  fanden;  es  sollte  darnach  jeder  Engländer  ohne 
Unterschied  der  Vermögensvcrhällnisse  und  des  Geschlechts  gesetzlich  ver- 
pflichtet werden  bis  zur  Vollendung  des  21.  Lebensjahres  den  Betrag  von 
14  Pfund  bei  einer  Poslanstalt  als  Beitrag  zu  der  allgemeinen  Versicherungs- 
anstalt. Nationalklub,  einzuzahlen;  die  Pflicht  zu  der  Bezahlung  beginnt  mit 
dem  18.  Lebensjahre  und  es  kann  ihr  entweder  auf  einmal  oder  durch  mehrere 
Zahlungen  genügt  werden ;  bei  der  gegen  Lohn  Ihätigen  Bevölkerung  soll  der 
Arbeitslohn  vom  18.  Lebensjahre  an  einen  wöchentlichen  Abzug  in  Höhe  von 
1  Schilling  3  Pence  bis  zur  Volleinzahlung  der  14  Pfund  erfahren,  worüber 
eine  Bescheinigung  seitens  des  Nationalklubs,  ein  Klub-Ticket,  ausgestellt  wird; 
für  die  Lohnabzüge  haftet  der  Arbeitgeber  mit  seinem  ganzen  Vermögen.  Die 
Postanstalt  -stellt  für  jeden  Arbeiter  ein  Buch  aus,  in  das  die  einzelnen  Ein- 
zahlungen eingetragen  werden  :  dieses  Buch  muss  sieh  der  Arbeitgeber  bei  dem 
Dienstemlritt  jedes  Arbeiters  übergeben  hissen  und  die  Einzahlung  bis  zu  dem 
angegebenen  Gesamtbeträge  leisten ;  ist  dieser  bei  der  Erreichung  des  21.  Le- 
bensjahres noch  nicht  eingezahlt,  so  sind  die  Lohnabzüge  fortzusetzen  und  es 
werden  ausserdem  für  die  später  eingezahlten  Beträge  Verzugszinsen  in  An- 
rechnung gebracht;  bei  der  nicht  gegen  Lohn  arbeilenden  Bevölkerung  werden 
die  Einziehungen  in  gleicher  Weise  bewirkt  wie  in  Ansehung  rückständiger 
Steuern.  Die  Rente,  welche  vom  70.  Lebensjahre  an  gewährt  wird,  besteht  in 
einem  Wochenbetrag  von  4  Sc  hilling,  der  bei  jeder  Postanstalt  in  Empfang 
genommen  werden  kann  ;  über  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  seitens 
des  Nationalklub  soll  an  jedem  Orte  ein  nach  dem  allgemeinen  Stimmrecht 
gewählter  Ortsausschuss,  Lo<al  board,  wachen:  aus  sämtlichen  Local-boards 
wird  der  Ccntralausschuss  gewählt,  Central- Board,  welchem  die  Verwaltung 
der  Einzahlungen  und  die  Verrechnung  mit  dem  General-I'ostamte  obliegt. 
Vergl.  Aschrott.  Das  Projekt  einer  allgemeinen  obligatorischen  Allers-  und 
Krankenversicherung  in  England  in  Conrads  Jahrbücher  für  Nationalökonomie 
und  Statistik.  Neue  Folge,  Bd.  15,  Seite  301  u.  fgde.  Einen  anderen,  teil- 
weise aber  auf  den  gleichen  Grundsätzen  beruhenden  Vorschlag  hat  die 
Nalional-Providenee  Lcague  gemacht,  derselbe  gipfelt  im  Wesentlichen  in 
folgenden  Sätzen :  Diejenigen,  welche  auf  eine  Alterspension  Anspruch  er- 
heben, müssen  angehallen  werden,  von  ihrem  Einkommen  Beiträge  zu  leisten; 
diese  Beiträge  sollen  nur  dann  zu  einem  Slaatszusrhuss  berechtigen,  wenn 
sie  durch  eine  finanziell  gesunde  Organisation,  sei  es  eine  Hülfsgesellsrhafl, 
sei  es  einen  vom  Parlament  gegründeten  PensiorisTonds  oder  durch  die  Post- 
verwallung  gesammelt  werden.  Viel  bemerkt  wurde  auch  der  von  Chambcrlain 
gemachte  Vorschlag,  der  folgenden  Inhalt  hatte:  Nach  dem  Censiis  von  1891 
befanden  sieh  in  dem  vereinigten  Königreiche  1372  001  Personen,  welche 
älter  als  05  Jahre  waren,  von  diesen  fielen  im  Jahre  1802  der  Ar- 
menversorgiing   '.OliXH,   also   20,28  Prozent    zur   Last.    Chambcrlain  nimmt 
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unlor  Berücksichtigung  der  statistisch  erwiesenen  Thatsache,  das.«  Angehörige 
der  unteren  Klassen  seltener  ein  hohes  Alter  erreichen,  denn  die  Angehörigen 
der  besser  situierten  an,  dass  etwa  die  Hälfte  der  Arbeiter  in  diesen  Jahren 
nicht  mehr  imstande  ist.  sich  durch  eigene  Thiitigkeit  selbst  zu  ernähren ; 
er  schlägt  vor,  dass  judes  Mitglied  der  Fi  icndly-Soeielies  von  seinem  18. 
Lebensjahre  ah  wöchentlich  l'/a  D.  zahlen  solle,  ebensoviel  müsse  der  Staat 
beisteuern ;  diese  Beiträge  wären  sicher  zu  stellen  und  auf  diese  Weise 
würde  sich  für  die  Fünfundseehzigjährigen  eine  Rente  von  5  Schilling  in 
der  Woche  ergeben  Die  Friendly-Societies  hohen  sich  diesem  Projekt  nicht 
günstig  gegenüber  gestellt  und  bislang  ist  seitens  der  englischen  Regierung 
nichts  geschehen ,  um  die  Verwirklichung  desselben ,  sei  es  auch  in  abge- 
änderter Form  herbeizuführen.  Noch  weitergehend  wie  Chamberlains  Projekt 
war  ein  von  dem  Mitglied  des  Unterhauses  Broadhurst  gestellter  Antrag, 
dass  allen  Personen  über  60  Jahren  von  der  I.okalbehörde  ihres  Wohnortes 
eine  Altersrente  ausgezahlt  werden  solle.  Bereits  im  Jahre  1891  wurde  in 
Birmingham  eine  « Altcrspensionsliga  für  Grossbritannien»  begründet:  der 
weitere  mit  ihrer  Errichtung  verbundene  Zweck  wurde  in  der  Propaganda 
für  die  Einführung  der  allgemeinen  Altersversicherung  erblickt ,  man  fasste 
Pensionen  von  fünf  Schillingen  für  die  Woche  in  das  Auge  und  berechnete 
den  Bedarf,  der  hieraus  entstehen  würde ,  für  England  und  Wales  auf 
9000  000  Pfund,  für  das  vereinigte  Königreich  auf  17  000000  Pfund.  Wenn 
nun  auch  diese  verschiedenen  Projekte  bisher  nur  Projekte  geblieben  sind, 
und  wenn  auch  die  Anregungen  zu  Gesetzentwürfen  nicht  geführt  haben,  so 
muss  es  doch  als  ein  Vorgang  von  nicht  zu  unterschätzender  Tragweite 
und  Bedeutung  bezeichnet  werden,  dass  auch  in  England  der  Gedanke  des 
Versicherungszwanges  sich  ausbreitet,  dass  die  Scheu  vor  dem  Eingriff  des 
Staates  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  Abneigung  vor  dem  Zwang, 
um  den  Einzelnen  zu  einem  für  ihn  nützlichen  und  wohllhätigen  Handeln 
zu  bestimmen,  die  früher  in  dem  Entslehungslande  der  Lehre  von  dem 
freien  Spiel  der  Kräfte  ebensoweit  verbreitet  wie  fest  eingewurzelt  war.  in 
sichtlichem  Schwinden  begriffen  ist.  Es  ist  dies  eine  Enlwickelimg  und  Ein- 
bildung der  öffentlichen  Meinung  und  Hechtsüberzeugung,  welche  noch  vor 
einem  halben  .Menschenalter  als  durchaus  unwahrscheinlich,  ja  geradezu  als 
unmöglich  bezeichnet  worden  wäre.  Die  nach  verschiedenen  missglückten  Ver- 
suchen endlich  zu  Slande  gekommene  Verschärfung  der  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer für  die  Unfälle  der  Arbeiter  hat  auch  dazu  beigetragen,  das*  man 
noch  mehr  sich  mit  dein  Gedanken  der  Arbeiterversichcrung  auf  der  Grund- 
lage des  Zwangsprinzips  befreundet  und  in  dieser  Beziehung  liegen  un- 
anfechtbare Zeugnisse  englischer  Schriftsteller,  Staatsmänner  und  Parlamen- 
tarier vor,  welche  vollinhaltlich  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  bestätigen. 
So  wird  auch  England  früher  oder  später  die  Altersversicherung  der  Arbeiter 
einführen,  und  zwar  auf  der  Grundlage  des  Svsleuis  der  Zwangsversicherung. 
Eine  Bestätigung  dieser  Behauptung  kann  in  der  von  dem  Uutcrhause  in 
der  Sommeiscssioti  1803  beschlossenen  Einselzimg  eines  Ausschusses  erblickt 
werden,  dem  die  Aufgabe  gestellt  wurde,  alle  Pläne,  für  das  Alter  Fürsorge  zu 
trelfcn,  sei  es  durch  Staatshülfe  oder  son-lwie.  sich  vorlegen  zu  lassen  und 
Bericht  darüber  zu  erstatten,  oh  die  Durchführung  eines  solchen  Vorschlags 
zu  empfehlen  sei  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Kosten  und  zu  er- 
wartenden finanziellen  Ergebnisse  für  den  Schatzkanzler  und  die  Lokalsteuern, 
ihrer  Einwirkung  auf  die  Förderung  verschwenderischer  Gewohnheiten  oder 
das  Selbstvertrauen,  ihres  Einflusses  auf  das  Gedeihen  und  die  Lage  der 
Friendly-Socielies  und  die  Möglichkeit  der  Fnlerstülzung  seitens  derselben 
zur  Durchführung  solcher  Einrichtungen.  Her  Aus-chuss,  der  in  Gemässheit 
dieses  Beschlusses  zusammentrat ,  bestimmte  den  November  1806  als  Prü- 
lüngszeit  der  betreffenden  Vorschläge.  Gesetzgeberisch!}  Ergebnisse  sind  daraus 
bis  jetzt  noch  nicht  hervorgegangen. 
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IX.  Frankreich. 

Der  Altersversorgung  der  Arbeiter  hat  man  in  Frankreich  schon  seit 
Jahrzehnton  grosse  Aufmerksamkeit  gewidmet,  zunächst  allerdings  nur  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  Errichtung  einer  Kasse,  hei  welcher  sich  die 
Arbeiter  unter  vorteilhaften  Bedingungen  versichern  konnten.  Unter  Napoleon  III. 
wurde  die  Caisse  nationale  des  relraites  pour  la  vieillesse  errichtet,  Gesetz 
vom  18.  Juni  1850,  28.  Mai  1853,  Verordnung  vom  18.  August  1853,  teil- 
weise in  Folge  der  persönlichen  Initiative  des  Kaisers,  der  sieh  für  diesen 
Gegenstand  sehr  interessierte,  in  der  Hoffnung,  durch  Arbeiterfürsorge  die 
arbeitende  Klasse  zur  festen  Stütze  seines  Thrones  zu  machen,  und  für  die 
Dynastie  dauernd  zu  gewinnen.  Verändert  in  ihrer  Organisation,  bezw.  ihren 
Leistungen  und  ihrem  Geschäftsbetriebe  durch  Gesetz  vom  28.  Juli  1886, 
besteht  dieselbe  heute  noch.  Jederzeit  werden  bei  ihr  beliebig  hohe  Ein- 
zahlungen in  vollen  Franken  für  Versicherungszwecke  angenommen;  für  jede 
Einzahlung  berechnet  die  Anstalt  eine  Teilrente,  aus  den  Teilrenlen  setzt 
sich  die  Gesamtrente  zusammen,  welche  durch  die  Summen  jener  gebildet 
wird.  Zwischen  dem  60.  und  65.  Lebensjahre  tritt  der  Rentenbezug  ein 
nach  Wahl  der  Rentenberechtigten.  Die  Einzahlungen  sind  dem  Höchstbetrage 
nach  begrenzt  und  zwar  auf  100D  Franken  für  den  Kopf.  Das  Maximum 
der  Rente  beträgt  1200  Franken.  Seit  1886  ist  eine  Ergänzung  der  Rente 
aus  Staatsmitteln  bis  zu  dem  Betrage  von  MGO  Franken  zulässig.  Der 
Zinsfuss  der  Anstalt  wird  durch  Dekret  festgesetzt,  dieselbe»  arbeitet  für  die 
Versicherten  gebührenfrei  und  ihre  Verwaltungskoslen  trägt  der  Staat.  Die 
^tatsächliche  Wirksamkeit  der  Anstalt  i.-t  zwar  eine  erhebliche,  jedoch  kann 
dieselbe  mit  nichten  als  Ersatz  für  eine  alle  Arbeiter  umfassende  Ver- 
sicherung betrachtet  werden  und  hierüber  ist  auch  in  den  französischen 
Kreisen,  welche  sich  für  die  wichtige  Frage  interessieren,  kein  Zweifel. 
Schon  seit  Milte  der  siebziger  Jahre  wird  demgemäss  die  Einführung  einer 
Fürsorge  für  alte  und  erwerbsunfähige  Arbeiter  erörtert  und  die  Zahl  der 
Vorschläge  und  Projekte,  welche  in  der  Deputirtenkammer  und  dem  Senate 
mit  Rücksicht  hierauf  in  dem  gegenwärtigen  Jahrzehnt  eingebracht  wurden, 
ist  überaus  gross.  Von  besonderer  Bedeutung  erscheint  unter  denselben  ein 
am  6.  Juni  1891  namens  der  Regierung  durch  den  Minister  des  Innern, 
Constans,  vorgelegter  Gesetzentwurf  über  die  Errichtung  einer  Caisse  natio- 
nale des  retrailes  ouvrieres.  Derselbe  bezog  sich  auf  alle  französischen 
Arbeiter,  deren  Hinkommen  den  Betrag  von  3000  Franken  nicht  überstieg; 
sie  sollten  Mitglieder  der  Kasse  werden,  sofern  sie  keine  dieser  Annahme 
entgegenstehende  Erklärung  abgeben.  Die  Mitglieder  haben  Beiträge  zu 
leisten  vom  25.  Lebensjahre  bis  zu  dem  55.,  dem  Unterstützungsalter;  die 
Beiträge  betrugen  5—10  Centimes  für  den  Arbeitstag.  Der  Arbeilgeber  war 
zur  Leistung  desselben  Beitrages  wie  der  Arbeiter  verpflichtet  und  ausserdem 
wurde  der  Staat  zu  Leistungen  herangezogen:  dieselben  wurden  auf  */i  der 
Beiträge  von  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und  der  Jahresprämie  für  eine 
Lebensversicherung  festgesetzt,  welche  der  Arbeiter  bei  der  Kasse  eingehen 
konnte.  Für  die  Mitglieder  der  Kasse  nahm  man  die  Ausstellung  eines  auf 
sie  persönlich  lautenden  Buches  in  Aussicht.  Nach  einer  in  der  Parlaments- 
kommission,  welche  mit  der  Prüfung  dieses  Entwurfs  beauftragt  war,  ange- 
stellten Berechnung,  würde  die  Summe,  welche  die  Kasse  nach  77  Jahren, 
also  dem  angenommenen  Eintritt  des  Beharningszustandes  angesammelt  hätte, 
sich  fast  auf  elf  Milliarden  Franken  belaufen.  Die  Kommission  der  Deputirten- 
kammer liess  durch  ihren  Berichterstatter  einen  anderen  Entwurf  vorlegen ; 
derselbe  wollte  eine  Caisse  nationale  nuvrierc  de  prevoyanco  errichtet 
wissen,  welche  die  Unterstützung  von  Arbeitern  beiderlei  Geschlechts  zum 
Zweck  habe ;  die  Beiträge  sollten  zu  einer  Art  Lebensversicherung  verwendet 
werden:   die   Staatssuhvcnlion.    welche    nur   MO  Franken  pro  Kopf  und  Jahr 
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betragen  dürfe  und  aufhören  müsse,  sobald  der  Gesamtwert  den  Ertrag  von 
'10D0  Kranken  erreicht  habe,  sollte  nur  der  Schaffung  einer  Leibrente  dienen. 
Die  Bcitragspflichl  des  Arbeitgebers  wurde  anerkannt  und  auf  die  jährliche 
Beitragssumuie  de<  Lohnempfängers  begrenz».  Zu  einem  |>rak<ischeii  Ergebnis 
führte  die  Erörterung  dieser  Kntwürfc  nicht.  Auch  in  den  folgenden  Jahren 
wurden  in  der  Kammer  zahlreiche,  zum  Ted  wesentlich  von  einander  ver- 
schiedene Gesetzentwürfe  eingebracht,  die  das  gleiche  Schicksal  hatten  wie 
die  vorerwähnten,  f. in  positives  Ergebnis  ist  in  der  langen  Vorbereitungszeit 
nur  nach  folgenden  Kü  hlungen  erzielt  worden  :  Bezüglich  der  Bergarbeiter 
ist  das  Gesetz  vom  20.  Juni  ISO*  über  die  Unterstützung*-  und  Altersklassen 
derselben  zu  Stande  gekommen,  ein  Produkt  zehnjähriger  Arbeit,  Loi  sur  les 
caisses  de  secours  et  de  retraite  des  ouvriers  mineurs:  dasselbe  bezieht  sich 
sowohl  auf  die  Kranken-  wie  die  Altersversicherung  und  ist  bemerkenswert 
vor  Allem  um  desswillen,  weil  es  den  Versicherungszwang  einführt.  Die 
Altersversicherung  erfolgt  entweder  bei  der  Gaisse  nationale  des  retraites 
pour  la  vieillesse  oder  bei  Syndikats-  oder  Patronatskassen,  welche  mit  Ge- 
nehmigung der  Regierung  zu  diesem  Zwecke  errichtet  sind.  Zur  Gründung 
eines  Kapitals  als  Pensionsfonds  zahlt  der  Arbeitgeber  der  Gaisse  nationale 
in  monatlichen  Baten  des  Arbeitsverdienstes  der  Arbeiter,  hiervon  sind 
U°/o  v"n  'nm  st>1hst,  2°/o  von  dem  Arbeiter  zu  tragen:  letztere  werden  bei 
der  Lohnzahlung  einbehalten.  Die  Pensionen  werden  in  der  durch  das  Gesetz 
vom  '20.  Juli  18<Sf»  über  die  Gaisse  nationale  bestimmten  Weise  liquidiert 
und  gezahlt.  Der  Eintritt  in  den  Genuss  der  Rente  erfolgt  im  5T>.  Lebens- 
jahre, er  kann  auf  Verlangen  der  Berechtigten  verschoben  werden,  jedoch 
hört  mit  diesem  Jahre  die  obligatorische  Bcitragspflichl  des  Arbeitgebers 
schlec  hthin  auf.  Die  für  jeden  Arbeiter  zu  zahlenden  Beiträge  können  auf 
Grund  von  Vereinbarungen  der  Parteien  auch  erhöht  werden,  sie  werden  in 
ein  Buch  eingetragen,  das  auf  den  Namen  der  Versicherten  lautet.  Ein 
Drittel  der  gesetzlichen  Bestimmungen  enthält  Uebergangsvorschriftcn  im  Hin- 
blick auf  die  vor  dem  Erlass  des  Gesetzes  schon  bestandene  erhebliche 
Anzahl  von  Unterstützung*-  und  Pensionskassen :  das  Gesetz  hat  zur  Ent- 
scheidung der  Streitigkeiten,  welche  während  der  Uebergangszeit  bei  «1er  Auf- 
lösung älterer  Verträge  und  Verbindlichkeiten  entstehen  können,  eine  besonders 
zusammengesetzte  Schiedsgerichlskommission  errichtet,  deren  Entscheidung 
binnen  sechs  Monaten  nach  Inkrafttreten  seiner  Vorschriften,  also  bis  zum 
1.  Juli  ISO")  anzurufen  war.  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  das  Gesetz  sich 
zwar  auf  alle  im  bergmännischen  Beirieb  beschäftigten  Arbeiter  und  Ange- 
stellten  erstreckt,    dass  jedoch   diejenigen,    welcl  in  Lohneinkommen  über 

2  WO  Franken  beziehen,  nur  bis  zu  der  Hälfte  dieses  Betrags  bei  der  Ver- 
sicherung berücksichtigt  werden.  Ein  grosser  Kehler  des  Gesetzes  ist  mit 
Recht  darin  erblickt  worden,  dass  mit  Rücksicht  auf  den  geringen  Betrag 
der  vorgeschriebenen  Beiträge  die  Rente  regelmässig  nur  eine  geringe  sein 
wird:  man  hat  bei  den  Verhandlungen  der  Rcputirtenkammer  angenommen, 
dass  der  mittlere  Durehsrlmittsbetrag  nicht  den  Satz  von  '226  Kranken  über- 
steigen werde.  Bedenken  hat  auch  die  Thatsadie  erregt  dass,  wenn  ein  Berg- 
werksunternehmen in  Konkurszustand  gerät,  die  Arbeiter  für  die  geschuldeten 
Beiträge  nur  die  Sielhing  und  Rechte  der  Konkursgläubiger  haben,  da  die  Berg- 
werksgesellschaÜen  die  Beiträge  nicht  alsbald  in  Baar  einzahlen  ,  sondern 
dieselben  einstweilen  ihrem  Konto  belasien  liessen  und  die  ihnen  kreditierten 
Stimmen  hiernach  penn. lisch  zu  begleichen  plleglen.  Endlich  ist  auch  als 
bedenklich  erachtet  worden,  da-s  durch  den  Austritt  des  Arbeiters  aus  der  berg- 
männischen Beschäftigung  derselbe  seine  Anrechte  auf  die  Rente  und  auch  auf 
die  fnr  ihn  eingezahlten  Reinige  \erlieil.  Die  Zahl  der  Personen,  welche  den 
Vorschriften  des  Gesct/.es  unterliegen,  dürften  si>-h  auf  etwa  12  >0(li)  belaufen: 
man  hat  bei  den  pai  lameuturischen.  dem  Erlas s  des  tJeselzcs  vorhergegangenen 
Verhandlungen  nicht  verkannt,  da-s  es  sieh  für  die  französische  Verwaltung  und 
Gesetzgebung  hierbei  um  einen  Versuch  handle,  dessen  Ausgang  dalür  bestimmend 
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sein  werde,  ob  die  Ausdehnung  Hör  obligatorischen  Altersversicherung  auf  die 
Arbeiter  jedes  Berufs  in  Angriff  zu  nehmen  sei  oder  nicht. 

Kin  weiteres  positives  Ergebnis  der  vieljährigen  Bestrebungen  und  Bemüh- 
ungen ist  in  dem  (ie-etz  vom  29.  Dezember  1895  über  die  Pensions-  und 
Untcrslützungskassen  der  Arbeiter  zu  erblicken,  l.oi  eoneernant  les  eaisses  de 
relraite,  de  secours  et  de  prevoyance  fnndees  au  profit  des  cmplnyes  et 
ouvriers.  Um  mit  der  Allersimsorge  wenigstens  einen,  wenn  auch  kleinen 
praktischen  Anfang  zu  machen,  wurde  auf  Veranlassung  des  verstorbenen 
Finanzministers  Ihirdeau  in  den  Entwurf  des  Budgets  für  180."»  eine  Summe 
von  zwei  Millionen  Franken  zur  Aufbesserung  derjenigen  Alterspensionen  ein- 
gestellt, welche  von  der  Baisse  nationale  des  relraitcs  pour  la  vieillcsse 
und  von  den  anerkannten  Gegenseil  igkeilsgescllschaften  (Soeictcs  de  secours 
mutuels)  an  Arbeiter  bezahlt  werden.  In  der  Kammer  wurde  der  betrag 
um  IG") 000  Franken  erhöht.  Das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1805  bestimmt 
nun  im  Wesentlichen  folgendes :  Zum  Zwecke  der  Leibrenten,  welche  Personen 
im  Alter  von  05  Jahren  von  der  Allersnnterstützungskasse  beziehen,  wird 
die  bezeichnete  Summe  verwendet.  Die  Voraussetzungen,  von  welchen  die 
Bewilligung  der  Erhöhung  der  Kenten  abhängt,  sind,  abgesehen  von  der  Ver- 
sicherung bei  den  genannten  Kassen : 

1.  Nachweis,  dass  die  betreffende  Person  kein  höheres  Gesamteinkommen 
als  300  Franken  hat; 

2.  Nachweis,  dass  dieselbe  wahrend  der  Dauer  von  25  Jahren  fort- 
laufend oder  nicht  Voreinzahlung,  sei  es  durch  wenigstens  2-1  jährliehe  Beiträge 
auf  ein  Buch  der  IJnlerstützungskasse.  sei  es  durch  25  regelmässige  Beiträge 
in  ihrer  Eigenschaft  als  .Mitglieder  der  Gegenseitigkeitsgcsellschaften  geleistet 
hat,  indem  sie  sich  in  derselben  Zeit   einen   Unterstützungsfonds  begründete. 

Für  die  Ucborgangszeil  von  1£95  — 1905  ist  die  Zahl  der  Vnreinzahlungem 
welche  von  jedem  Pensionsempfänger  gefordert  werden,  in  folgender  Weise 
herabgesetzt  worden:  auf  15  Jahre  der  Einzahlung  für  diejenigen  Pensionäre, 
welche  die  Unterstützung  1895  erlangen  und  im  Ucbrigen  zu  dieser  Zeit  den 
sonstigen  Bedingungen  genügen;  auf  10  Jahre  für  die,  welche  180G  die 
Pension  beantragen  und  so  weiter  für  jedes  neue  Rechnungsjahr  bis  1905, 
in  welchem  Jahre  die  Bedingung  der  25  Jahre  endgültig  von  Allen  verlangt 
wird.  Die  Pensionen  können  mit  F.inschluss  der  Bonifikation  den  Jahros- 
belrag  von  360  Franken  in  keinem  Falle  übersteigen,  ebenso  ist  es  unstatthaft, 
dass  die  Bonifikation  höher  ist  als  die  Kente  selbst.  Kin  Viertel  des  staat- 
lichen Zuschusses  wird  während  der  Uebergangsperiode  zur  Unterstützung 
von  hilfsbedürftigen,  über  70  Jahre  alten  Greisen  verwendet,  welchen  von 
den  Departements  und  Gemeinden  jährlich  50  Franken  bewilligt  sind;  die 
staatlichen  Unterstützungen  belaufen  sich  im  höchsten  Falle  auf  50  Franken. 
Aus  diesen  Angaben  ist  ersichtlich,  dass  es  sich  bei  dieser  .Massregel  nicht 
sowohl  um  eine  Zwangsversicherung  als  vielmehr  um  eine  Unterstützung  und 
Ermunterung  der  Sparlhätigkeil  der  Arbeiter  selbst  handeil,  eine  Heranziehung 
der  Arbeilgeber  zur  Beitragsleistung  lindet  demgemäss  auch  nicht  statt; 
immerhin  aber  bedeutet,  wie  Bu-dikcr  bemerkt,  der  Staatszuschuss  einen  Bruch 
mit  dem  bisherigen  negativen  Standpunkte  und,  man  mag  es  zugestehen  oder 
nicht,  auch  in  Frankreich  hat  damit  die  so  sehr  perhoi  reszierte  slaats- 
sozialistische  Idee  ihren  Einzug  gehalten.  Die  Erweiterung  und  Aenderung 
dieses  Gesetzes  ist  von  dem  .Minister  Melinc  bereits  in  Angriff  genommen  und 
von  Brisson  als  Hauptgegenstand  seiner  Arbeit  erklärt  worden 

Die  Caisse  nationale  des  retraites  zählte  am  3l.  Dezember  189(5: 
196  228  Beniner  mit  3:5  .Millionen  Franken  Benlen  :  von  diesen  belassen  43"',, 
Ansprüche  auf  Beziige  von  51  200  Franken,  34n/u  *«d«-he  iU,f  Bezüge  von 
2  -50  Franken,  die  übrigen  Ansprüche  auf  Hcnten  von  2  >l  I5')0  Franken. 
Von  den  Rentnern  sind  105  437  männlich,  90  701  weiblich.  An  Sterbegeldern 
zahlte  die  Ka^se    U>  .Millionen,  an  Renten  31.    Seit  ihrer   Errichtung  hat  sie 
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334155  Rentner  gehabt.  Neu  eingetreten  sind  im  Laufe  des  genannten  Jahres 
15754)2  Personen,  112132  mehr  als  im  Vorjahre,  was  auf  die  Wirkungen  des 
Gesetzes  vom  29.  .luni  1801  vor  allem  zurückzuführen  ist. 

Was  die  Altersversicherung  durch  die  Arbeitgeher  betrifft,  so  existierten  im 
Jahre  1895  mit  Ausschluss  von  Bergbau  und  Transport  193  Fabriken,  für  welche 
Prämien  für  Arbeiter  bei  der  Caisse  nationale  bezahlt  wurden,  die  Zahl  der 
Einzahlungen  war  38  871,  die  Höhe  derselben  795132  Kranken.  Ausserdem 
bestanden  in  84  Fabriken  mit  64000  Arbeitern  Altersfürsorgekasscn.  Die  im 
Bezüge  von  Renten  auf  Grund  dieser  Privatversicherung  Befindlichen  betrugen 
1780,  die  Höhe  der  Renten  684000  oder  pro  Kopf  304  Franken. 


X.  Schweden. 

Unter  dem  Kinfluss  des  in  Bern  im  Jahre  1891  abgehaltenen  Arbeiterver- 
sicherungskongresscs  sah  sich  die  schwedische  Regierung  veranlasst,  eine  Kom- 
mission mit  dem  Auftrage  einzusetzen,  Vorschlüge  zum  Zwecke  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Arbeiterversicherung,  insbesondere  der  Unfall-  und  Altersversicherung 
zu  machen.  Das  Ergebnis  der  Arbeiten  derselben,  welche  im  Mai  1893  abge- 
schlossen wurden .  bildet  ein  Gesetzentwurf,  betreffend  Versicherung  behufs 
Gewährung  einer  Rente  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit.  Durch  denselben  wird 
die  Invaliditätsversicherung  in  Aussicht  genommen,  in  Verbindung  mit  der  Alters- 
versicherung, die  Erwerbsunfähigkeit,  gleichviel  ob  auf  Alter,  körperlicher 
Krankheil  oder  Gebrechen  zurückführend«  ist  Gegenstand  der  Versicherung  und 
begründet  den  Anspruch  auf  Bezug  der  Rente,  nicht  minder  aber  auch  die 
Vollendung  des  siebenzigsten  Lebensjahres;  der  Entwurf  geht  also  von  der  Ver- 
mutung aus,  dass  die  Erwerbsfähigkeit  bei  Vollendung  des  siebenzigsten  Lebens- 
jahres nicht  mehr  vorhanden  ist  und  stellt  demgemäß  eine  vollständige  Parallele 
zwischen  diesem  und  der  Erwerbsunfähigkeit  auf. 

Am  23.  Februar  1898  wurde  dem  Reichsratc  ein  neuer  Entwurf  vorgelegt, 
inhaltlich  desselben  sollte  die  Altersversicherung  alle  in  Stellung  befindlichen 
männlichen  und  weiblichen  Arbeiter  zwischen  dem  18.  und  05.  Lebensjahre 
unifassen,  welche  nicht  mehr  als  1800  Kronen  Lohn  haben.  Die  Pensionierung 
erfolgt  entweder  mit  dem  05.  Jahre  oder  bei  eintretender  Invalidität  nach  dem 
50.  Jahre.  Die  Versicherten  zerfallen  je  nach  dem  Wochenlohn  in  drei  Klassen: 
die  Arbeitgeber  zahlen  keine  Beiträge,  die  erforderlichen  Mittel  werden  auf- 
gebracht durch  die  Arbeiter  und  den  Staat,  Personen  über  30  Jahre  werden  in 
die  Kasse  nicht  aufgenommen.    Die  Rente  beträgt  bei: 

50  jährigen   103  bezw.  77  bezw.  52  Kronen 

55      »    130     »    102     »     08  » 

00      »    170     »    1'J7     »     85  » 

65      »    293     »    152     »  102 

(Die  Krone  =  1'/t  Mark.) 

Ausserdem  wird  noch  eine  freiwillige  Versicherung  eingerichtet,  der  auch 
die  Zwangsversicherten  beitreten  können,  auch  zu  dieser  leistet  der  Staat  Bei- 
träge :  die  Gesamtkosten  werden  für  die  Arbeiter  im  Beginn  auf  2033  000,  für 
den  Staat  auf  19'J7lMM»  Kronen  »eschätzt.  Die  Vorlage  wurde  am  2  Mai  1898 
von  der  Ersten  Kammer  abgelehnt  und  hierauf  von  der  Regierung  zurückgezogen. 


Digitized  by  Google 


Altemenucherungr. 


XI.  Dänemark. 

Die  Einführung  der  Altersversorgung  ist  durch  ein  Gesetz  vom  9.  April  1891 
erfolgt.  Nach  demselben  hat  jede  Person  über  00  Jahre«  welche  im  Laufe  der 
vorher  gegangenen  10  Jahre  keine  Armenunterstützung  empfing,  ein  Recht  auf 
die  zum  notwendigen  Unterhalt  ausreichende  Unterstützung;  die  Höhe  dieser 
festzustellen  obliegt  den  Kommunalbehörden.  Je  zur  Hälfte  werden  die  durch 
Gewährung  dieser  Unterstützung  entstehenden  Ausgaben  durch  die  Unfer- 
stützungsgemeinden  und  den  Staat  gelragen,  der  letztere  stellt  hierfür  jährlich 
den  Betrag  von  zwei  Millionen  Kronen  zur  Verfügung.  Ein  Zwang  zur  Ver- 
sicherung besteht  nicht,  ebensowenig  eine  Beilragspflicht  der  Versorgungs- 
berechtigten. Man  kann  daher  von  einer  Versicherung  im  eigentlichen  Sinne 
nicht  sprechen,  es  handelt  sich  im  Grunde  genommen  nur  um  die  Erweiterung 
der  Armenpflege,  die  allerdings  insofern  ein  charakteristisches  Merkmal  aufweist, 
als  sich  der  Staat  an  den  für  sie  erforderlichen  Aufwendungen  unmittelbar 
beteiligt.  Zur  Einführung  einer  Altersversicherung  im  engern  Sinne  scheint  in 
Dänemark  vorerst  keine  Aussicht  zu  bestehen,  der  obligatorische  Versicherungs- 
zwang hierfür  stösst  hier  noch  auf  grossen  Widerstand  in  der  Bevölkerung,  der 
anscheinend  so  bald  noch  nicht  überwunden  werden  dürfte. 

Die  Zahl  der  Pensionäre  betrug  1X92:  33  732,  1893:  43  826,  1894  :  46 .«SOI, 
im  Verhältnis  zu  der  Bevölkerung  in  Kopenhagen  1,62  °/0,  in  den  Provinzslädten 
1,51%,  den  Landdistrikten  2,30%.  Die  Ausgaben  beliefen  sich  1898  auf 
2  907  328  Kronen. 


XII  Neu-Seeland. 

Der  im  Jahre  1S97  dem  Parlament  der  Kolonie  Neu-Seeland  vorgelegte 
Gesetzentwurf  über  die  Altersversorgung  der  Arbeiter,  ausgearbeitet  von  dem 
Premierminister  .1.  Seddon,  wurde  am  Schlüsse  des  Jahres  mit  einer  Mehrheit 
von  15  Stimmen  angenommen  ;  das  als  Old-age-Pensions-Akt  bezeichnete  Gesetz 
bestimmt  folgendes :  Jeder  Bewohner  der  Kolonie,  welcher  nach  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  das  GT».  Lebensjahr  erreicht,  hat  den  Anspruch  auf  eine 
wöchentliche  Pension  von  K)  Schilling  (10  Mark),  sofern  er  zur  Zeit  der 
Erhebung  seines  Anspruchs  in  der  Kolonie  wohnt,  seit  20  Jahren  daselbst 
ansässig  ist,  die  drei  letzten  Jahre  ununterbrochen  da  war  und  während  der 
letzten  zehn  Jahre  im  ganzen  nicht  länger  als  18  Monate  sich  entfernt  halte, 
ausserdem  wird  verlangt,  das»  sein  ganzes  Einkommen  ausgenommen  die  Pension 
und  den  persönlichen  Erwerb,  nicht  50  Liv.-Slerl.  im  Jahre  übersteigt.  Zur 
Durchführung  des  Gesetzes  wird  die  Kolonie  in  Distrikte  geteilt,  in  welchen 
besonders  angestellte  Registraturen  die  Ausführung  überwachen,  sie  prüfen  die 
geltend  gemachten  Ansprüche  und  entscheiden  über  ihre  Anerkennung,  sie 
können  dabei  Zeugen  vernehmen  und  Eide  abnehmen.  Gegen  ihren  ablehnenden 
Bescheid  ist  die  Berufung  an  das  ordentliche  Gericht  binnen  drei  Wochen 
zulässig.  Anerkennen  sie  den  Anspruch,  so  wird  von  ihnen  eine  Bescheinigung 
ausgestellt,  auf  Grund  welcher  das  Postamt  des  Wohnortes  des  Pensions- 
berechtigten zur  Auszahlung  verpflichtet  ist.  Der  Betrug  als  Mittel  zur  Erlangung 
der  Bescheinigung  sowie  auch  der  Betnigsversuch  unterliegt  strafrechtlicher 
Verfolgung.  Die  Kosten  der  Versicherung  werden  durch  einen  besonderen  Fonds 
bestritten,  der  durch  Spezialsteuern  gebildet  wird  ;  eine  Belastung  der  Arbeiter 
oder  Arbeitgeber  mit  Beiträgen  lindet  nicht  stall.  Neu-Seeland  ist  der  einzige 
Staat  somit,  welcher  bis  jetzt  die  Altersversicherung  eingeführt  hat,  ohne  die 
Versicherten  mit  Bcitragslastcn  zu  beledigen,  es  steht  dies  in  Zusammenhang 
mit  der  Richtung  der  Arbeiterpollirk  dieses  Staates,  welcher  auch  in  Ansehung 
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der  Arbeiterschutzgeselzgebung  auf  einem  sehr  fortgeschrittenen  Standpunkte 
steht.  Bekanntlich  schwebte  übrigens  auch  dem  Fürsten  Bismarck  ein  ähnliches 
Projekt  vor,  die  Kosten  der  Arbeilerversicherung  sollten  nach  dem  Plane  des 
Reichskanzlers  durch  die  Krträgni<se  des  Reichstabaknionopols  aufgebracht 
werden:  das  Scheitern  der  auf  letzleres  bezüglichen  Projekte  halte  zur  Folge, 
dass  dieser  Plan  nicht  mehr  in  Betracht  kam. 


Litteratur. 

Boediker,  «Die  Arbeiterversicherung  in  den  Europäischen  Staaten» 
(Leipzig  1895);  Zacher,  «Die  Arboiterversichcrung  im  Auslände»,  Heft  l/ll, 
(Berlin  1X70);  Artikel:  «Arbeilerversicherung»  im  Handwörterbuch  für  Staats- 
wissenschaften,  Artikel:  «  Invalidiläts-  und  Altersversicherung»  im  Wörterbuch 
des  deutschen  Vci  wallungsrechts,  ferner  die  bisher  erschienenen  Bände  der 
Zeitschrift  «Die  Invalidiläts-  und  Altersversicherung  im  Deutschen  Reich»  (Mainz, 
J.  Die mer )  und  der  «Sozialen  Praxis»  (Leipzig,  Dunker  iV;  Humblot)  sowie 
der  « Arbeiterversorgung » ,  Centraiorgan  für  das  gesamte  Kranken-,  Unfall-, 
Invalidität*-  und  Altersversicherungswesen  in  Deutschland  (Berlin,  Siemen- 
rot  h  iv.  Troschel);  «Frankensteins  Bibliographie  des  Arbeiterversicherungswesens 
im  Deutschen  Reich»  (Leipzig.  ('..  L.  Hirse  Ilfeld  189.7).  welche  aber  nur  die 
deutsche  Litteratur  berücksichtigt.  Die  bekannten  volkswirtschaftlichen  und 
slaatswissenschaftlichen  Zeilschrilten  enthalten  in  jedem  ihrer  Bände  ebenfalls 
viel  .Material  hierüber. 

Dr.  Fuld,  Mainz. 


Altersversorgung. 

(Siehe  auch  Aussteuer). 

Die  Begriffe  Altersversorgung,  Aussteuer-,  Mililärdienstkostcn-,  Studiengelder-  und 
Sparkassenversicherung  werden  von  den  einzelnen  Gesellschaften  in  verschiedenem 
Sinne  angewandt.  Der  Altersversorgungslarif  der  einen  ( iesellschafl  isl  identisch 
im!  dein  Aussleuerlarif  einer  anderen  und  unigekehrt.  F.s  komml  sogar  vor. 
dass  ein  und  dieselbe  Gesellschaft  1  verschiedene  Tarife  mit  demselben  Namen 
entweder  als  Aussteuer  oder  als  Altersversorgung  bezeichnet. 

Doch  kann  man  im  allgemeinen  zweckmässig  '2  grosse  Gruppen  unter- 
scheiden, nämln  li  Aussleuerversicherung  und  Altersversorgung.  Wir  wollen  mit 
Altersversorgung  jene  Versichcrungsart  bezeichnen,  bei  welcher  1.  das  Kapital 
nach  einer  bestimmten  Anzahl  von  Jahren  und  zwar  stets  gezahlt  wird  und 
».  die  Prämien  bis  zu  diesem  Termin,  eventuell  bei  früherem  Ableben  des  Ver- 
sorgers nur  bis  zu  dessen  Tode  zahlbar  sind.  Jui  letzlerem  Falle  wird  von 
den  Gesellschaften  eine  ärztliche  Untersuchung  des  Versorgers  gefordert,  während 
der  Gesundheitszustand  des  Versicherten,  da  ja  eine  bestimmte  Versicheiungs- 
daucr  festgesetzt  wird,  vollständig  nebensächlich  ist.  Man  kann  deshalb  auch 
ohne  weiteres  die  Polize  beim  Tode  des  Versicherten  auf  jede  andere  Person 
übertragen. 

Dieser  Versicherungsniodu«  wird  vorzuziehen  sein,  sobald  der  Versorger 
wünscht,  dass  zu  einer  Zeit,  die  voraussichtlich  einen  grösseren  Kostenaufwand 
für  den  Versicherten  erfordert,  hierzu  ein  besonderes  Kapital  disponibel  sei.  Will 
der  Vater  dem  Sohne  ein  Kapital  -e  her  stellen  zur  Zeit,  da  er  in  das  inililär- 
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Pflichtige  Aller  tritt ,  sein  Studium  beginnt  oder  sich  selbständig  machen 
soll,  uder  aber,  will  er  der  Tochter  die  Mittel  zur  Aussteuer  verschaffen, 
so  wählt  er  zweckmässig  diese  Versicherung,  und  hat  damit  die  Existenz  des 
Kindes  sicher  gestellt.  Stirbt  dieses  vorher,  so  kann  die  Versicherung  zu  Gunsten 
eines  anderen  Kindes  oder  der  Mutter  oder  auch  zu  eigenen  Gunsten  des  Versor- 
gers aufrecht  erhalten  werden. 

Besonders  vorteilhaft  ist  die  Versicherung  noch  in  allen  Fällen,  wo  die 
Frau,  wie  bei  kleinen  Gewerbetreibenden,  durch  ihren  Verdienst  zum  Lebens- 
unterhalte beiträgt.  Hat  z.  15.  ein  40 jähriger  Mann  eine  35jährige  Frau,  die 
noch  so  rüstig  und  gesund  ist,  dass  sie  voraussichtlich  noch  15  Jahre  arbeils- 
kräftig  ist  und  will  er  die  Zukunft  der  Familie  sorgenfrei  gestalten,  so  wird 
er  eine  Altersversorgung  auf  15  Jahre  nehmen  :  denn  bis  zu  ihrem  50.  Lebens- 
jahre wird  die  Frau,  selbst  bei  frühzeitigem  Tode  des  Mannes,  die  Familie 
ernähren  können  und  an  diesem  Termin  erhält  sie  das  versicherte  Kapital  aus- 
bezahlt. 

Formel:  x  sei  das  Alter  des  Versorgers.  der  die  Versicherung  auf 
ii  Jahre  abschliesst. 

Ix  sei  die  Anzahl  der  Lebenden  des  Alters  x. 

Xj;  sei  die  discontirte  Zahl  der  Leitenden  des  Alters  x  und  der  Versicherte 
erhalte  nach  den  vertragsmäßigen  n  Jahren  den  Detrag  von  J  Mk. 

Ist   die  jährliche  Prämie,  die  der  Versorger  zu  zahlen  hat,  p,  so  ist  der 

Darwerl  der  Leistungen  der  Dank  J.'  ,  wo  *y  —  i  — |—  wenn  :  den  Zinsfuss 
bedeutet. 

Andererseits  ist  der  Darwerl  der  Leistungen  der  Versorger 


,  h  i       Ith  -t  ?  .+  „  - 


i 


Folglich  plx  -r-  -4  ■-      .  .  .  -f-  —        .--  .- 

Dividirt  man  die  Gleichung  durch  ff  .  so  isi 

jd,        pi—^1       p[  ■+  i   ,  pt,  +  „  _  i  t. 

Setzt  man  ^-  =  \-  .  so  ergieht  sich 


P      ■+■  \  t-  i  +  •  .  .  H-  V  -,-    -  i)  = 
p  (£>.  .  —  17.  i  j  1 


'7" 


pH 


1 

l 


und  man  erhält  als  jährliche  Prämie  p  =  _ 

.- 


Dr.  Dornis. 
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Altpommersche 
Land-Feuer -  Sozietät. 

Diese  öffentliche  Keuerversieherungs-Anstalt  wurde  durch  Königl.  Verordnung 
vom  20.  August  1811  für  die  Gebäude  des  platten  Landes  von  Altpommern  an 
Stelle  mehrerer  vorhandenen  kleineren  öffentlichen  Feuersozieläten  errichtet, 
welche  Anfang  1 842  aufgelöst  und  zu  dieser  Sozietät  verschmolzen  wurden. 
Die  Anstalt  beruhte  auf  Gegenseitigkeit  und  Freiwilligkeit  der  Teilnehmer,  aber 
die  Versieherimg  der  aufnahmefähigen  Gebäude  bei  anderen  gegenseitigen 
Gesellschaften  war  verboten.  Der  Anstalt  wurde  Stempel-,  Gebühren-  und  Porto- 
freiheit (letzlere  bestand  bis  1869)  verliehen:  sie  war  zur  Annahme  der  Gebäude- 
versieherungen ausschliesslich  derjenigen  von  grosser  gewerblicher  Gefahr  ver- 
pflichtet. Doppelversicherung  hatte  im  Brandfalle,  wie  auch  absichtliche  Brand- 
stiftung seitens  des  Versicherten  oder  mit  seinem  Wissen  und  Willen  durch 
einen  Dritten,  den  Verlust  des  Entschädigungsanspruchs  zur  Folge.  Die  Ver- 
sicherungssumme durfte  den  durch  vereidigte  Bauverständige  festzustellenden 
gemeinen  Wert  des  versicherten  Gebäudes  nicht  übersteigen  ;  Wassermühlen 
wurden  (bis  Ende  1802)  höchstens  zu  Wind-  und  alle  übrigen  Mühlen  nur 
zur  Hälfte  dieses  Wertes  angenommen.  Die  ordentlichen  Versicherungsbeiträge 
wurden  jährlich  im  voraus,  ausserordentliche  Beiträge  im  Verhältnis  der  ordent- 
lichen nach  Bedarf,  Beitragsrückstände  wenn  nötig  zwangsweise  eingezogen. 
Die  Beiträge  wurden  nach  4  Gebäudeklassen  im  Verhältnis  von  2  :  3  :  4  :  ü: 
von  18 jo  ab  im  Verhältnis  von  •1:2:1:0;  von  1808  ab  im  Verhältnis  von 
*/4  :  2  :4:  8  abgestuft:  diejenigen  für  Kirchen  von  1802  ab  auf  die  Hälfte  der- 
jenigen der  anderen  Gebäude  festgesetzt.  Vergütet  wurden  Brand-,  Blitz-  und 
Löschungsschällen;  auch  Schäden  an  unversicherten  Gebäuden,  die  zur  Bettung 
bei  der  Sozietät  versicherter  beschädigt  werden  mussten.  Ks  bestand  Wieder- 
aufbaupflicht und  ein  weitgehender  Schutz  der  Healgläubiger.  Die  Sozietät 
wurde  von  mittelbaren  Staatsbeamten,  teilweise  auch  von  unmittelbaren  im 
Nebenamte,  verwaltet.  Das  rev.  Beglement  vom  17.  Januar  1872  brachte  die 
Aufnahme  der  Mobiliarversicherung,  ordnete  die  Ansammlung  eines  Reservefonds 
an,  gestattete  die  Versicherung  der  (iebäude  auch  bei  anderen  gegenseitigen 
Gesellschaften  und  beschränkte  die  Versicherung  der  Wassermühlen  wieder  auf*/,, 
der  Windmühlen  auf  die  Hälfte  des  Taxwertes.  1877  ging  die  Verwaltung  der 
Sozietät  von  dem  Kommunalverbande  von  Altpommern  und  seinen  Organen  auf 
den  Provinzialverband  von  Pommern  und  seine  Organe  über.  1880  wurde  der 
Beitragsmassstab  der  4  Klassen  anderweit  auf  1  :  2  :  5  :  1  f>  festgesetzt.  —  Die 
Versicherungssumme  betrug  18 W  :  30 :  18V):  42:  1800:  ">2  Millionen  Thaler  ; 
I87ti:  307  und  188."):  ViO  Millionen  Mark  (303  für  Gebäude  und  62  für 
Mobiliar!,  das  Vermögen  3*3  000  Mark.  Rückversicherung  hat  die  Anstalt  nicht 
genommen.  Anfang  1880  wurde  sie  mit  anderen  in  der  Provinz  Pommern 
besiehenden  öffentlichen  Feuersozieläten  zur  »Pommersehen  Fcuersozietät »  (siehe 
diese)  vereinigt.  —  br.  — 


Altpommersche 
Städte-Feuer-Sozietät, 

eine  öffentliche  Feiiervcrsieherungs  -  Anstalt  für  die  sämtlichen  Städte  Alt- 
pommcrn<  mit  Au-mahine  vn  Stettin,  wurde  duivh  Reglement  vom  7.  No- 
vember 17-0  mit  Beilrittszwang  für  die  Gebäude  errichtet.  Durch  das 
Reglement  vom  2-1.  Februar  1810  wurde  der  Vei  siclierungszwang  aufgehoben 
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und  durch  das  vom  22.  Juni  1861  die  Mobiliarversicherung  eingeführt.  Von 
1860  bis  1881  war  die  Sozietät  mit  einer  kurzen  Unterbrechung  (1871  und 
1872)  zum  Teil  rückversichert.  Die  Versicherungssumme  betrug  1866:  8  Mil- 
lionen Thaler,  1876  :  36  Millionen  Mark.  Anfang  1886  wurde  die  Anstalt  bei 
einem  Versicherungsl>estandc  von  55  Millionen  Mark  und  einem  Vermögen 
von  182001)  Mark  mit  anderen  in  der  Provinz  I'ommern  bestehenden  öffent- 
lichen  Feuer-Sozietäten   zur   «Hommerschen   Feuer  -  Sozietät »    (siehe  diese) 


(Versiehcrungsrech  t),  auch  Mortisation  (Voigt),  Modifikation  —  ist 
vermöge  der  häufigsten  Bedeutung  des  Wortes  die  Kntkräftigung  einer  Schuld- 
urkunde beispielsweise  eines  aeceptierlen  Wechsels,  einer  Anweisung,  einer  au 
porteur  lautenden  Staatsschuld  —  oder  sonstigen  Schuldverschreibung  — •  das 
ist  die  Ungiltigerklärung  eines  solchen  Kreditspapieres,  wenn  dasselbe  in  Verlust 
gerät  oder  sich  augenblicklich  nicht  vorfindet,  /.umeist  in  der  Absicht,  die  Nach- 
teile einer  eventuell  besorglichen  doppellen  Zahlung  an  den  ursprünglichen 
legitimen  Besitzer  der  in  Verlust  geratenen  Urkunde  und  an  ihren  Kinder  — 
von  dein  Schuldner,  --  oder  den  Verlust  der  hieran  geknüpften  Forderung 
von  dem  Gläubiger  abzuwenden.  Behufs  Erlangung  der  reehtsgilligen  Amorti- 
sation wendet  sich  der  Verlustträger  an  die  hierzu  kompetente  Behörde,  welche 
den  etwaigen  Finder  durch  in  die  öffentlichen  üliitter  einzurückende  Vorladung 
(Amortisationsedikt)  auffordert,  innerhalb  einer  festgesetzten  Frist  sich  zu 
melden.  Erfolgt  hierauf  keine  öffentliche  Meldung,  so  wird  nach  Ablauf  dieser 
Frist  das  Amortisationserkenntnis  (auch  Amortisalionssc hein )  in  Gemässheit 
des  Begehrens  des  Amortisationswerhcrs  gefällt  und  öffentlich  publiziert.  Meldet 
sich  der  jetzige  thaUächliche  Inhaber  der  verloren  gegangenen  Urkunde,  so  wird 
zwischen  ihm  und  dem  Amortisationswerber  im  weiteren  Rechtszuge  verhandelt. 
Eine  ausdrückliche  Erwähnung  von  der  Amortisation  der  Versicherungspolize  ist 
im  §  305  des  deutschen  Handelsgesetzbuches  enthalten,  wonach  t  dieselben 
«  Bestimmungen  wie  bei  Wechseln  auch  für  abhanden  gekommene  Anweisungen 
«  und  VerpflicMiingsscheine,  welche  von  Kaufleuten  über  Leistungen  von  Geld 
«  oder  eines  Quantums  vertretbarer  Sachen  oder  Wertpapiere  ausgestellt  sind, 
«  gelten,  während  die  Amortisation  von  Connosscments  der  Seeschiffe  und  Lade- 
«  scheinen  der  Frachtführer,  der  Auslieferungsscheine  (Lagerscheine,  Warrants) 
<t  über  VVaaren  und  andere  bewegliche  Sachen,  welche  von  einer  zur  Auf- 
«  bewahrung  solcher  Sachen  staatlich  ermächtigten  Anstalt  ausgestellt  sind, 
«endlich  von  Bödmereibriefen  und  €  Sceasseku  ranzpolizen »  nach  den 
«  Landesgesetzen  sich  richtet.  ** 


*  Der  corres|iondierende  §  30"»  des  neuen  II  mdelsgesetzbuches  vom  10.  Mai  1807 
(gleichzeitig  mit  dem  neuen  Bürgert.  Gesetzbuche  für  Deutschland  am  1  Januar  190.) 
in  Kraft  tretend)  enthüll  im  Absätze  1  eine  gleichartige  Vorschrift.  Der  Absatz  2  aber 
lautet:  «Ist  die  Urkunde  vernichtet  oder  abhanden  gekommen  so  unterliegt  sie  der 
Kraftloserklärung  im  Wege  des  AulgchutsveiTalirena.  Ist  das  Aufgehotsverfahren  ein- 
geleitet, so  kann  der  Iterechtitrtc,  wenn  er  bis  zur  Kraftloserklärung  Sicherheit  bestellt, 
Leistung  nach  Maasgabo  der  Urkunde  von  dem  Schuldner  verlangen». 


verschmolzen. 


br.  — 


Amerika 

Siehe :  Süd- Amerika,  Nord-Amerika. 
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Bezüglich  der  Frage  der  Amortisierbarkeit  der  Sceversieherungspolizen  ist 
nun  (nach  Voigl-Scebohm)  zu  bemerken,  dass  obschon  nach  deut-schem  Hechle 
Versicherungsverträge  überhaupt  auch  ohne  Schriftform  Gültigkeit  erlangen,  die 
an  deutschen  Plätzen  über  Seeversicherung  Kontrahierenden  fast  ausnahmslos 
von  der  Absicht  ausgehen,  die  getroffene  Vereinbarung  durch  Zeichnung  einer 
Polize  feststellen  zu  lassen.  Der  Seeversicherer  ist  demgemäß  regelmässig  — 
auf  Grund  eines  naturale  negotii  —  verpflichtet,  die  l'oli/.e  in  Üebercinstim- 
mung  mit  der  getroffenen  Vereinbarung  auszustellen,  der  Versicherungsnehmer, 
sie  in  dieser  Gestalt  entgegenzunehmen.  Im  Hinblick  auf  mögliche  Modifikationen 
wird  die  formelle  Perfektion  des  Seeversicherungsvertrages  erst  als  zur  Zeit 
der  Polizenzeichnung  und  Entgegennahme  eintretend  angenommen.  Belangend 
alle  übrigen  Versicherungsverträge,  so  ist  zu  sagen,  dass  fliese  bisherige 
Praxis  in  völliger  rebereinstimmung  mit  der  Argumentation  in  der  Theorie  die 
Polizen  überhaupt  nicht  gleich  Wechseln  oder  gleich  den  auf  Inhaber  lautenden 
Schuldscheinen  als  Träger  des  Forderungsrechtes,  als  «Schuldurkunden», 
sondern  lediglich  als  Beweisdokumente  für  die  darin  näher  dargelegten  Ver- 
einbarungen ansieht.  Infolgedessen  ist  die  Polize  dem  Versicherungsnehmer 
hehnfs  Erweisung  seiner  Ansprüche  gegen  den  Versicherer  dienlich,  wird  mithin 
bei  etwaiger  Ueberlragung  flieser  Ansprüche  an  jemanden  anderen  zweckmässig 
mit  übertragen,  zumal  häulig  durch  Gesetz  oder  Vertrag  bestimmt  wird,  dass 
auch  der  Versicherer  nur  gegen  Vorweisung  bezw.  Rückstellung  der  Polize 
zu  leisten  braucht,  st)  dass  in  solchen  Fällen  der  Versicherungsnehmer  der 
Polize  geradezu  bedarf,  um  überhaupt  oder  wenigstens  mit  Sicherheit  Zahlung 
zu  erlangen.  Wenn  übrigens  seihst  die  Inhaber-  oder  Ordrcklauscl  in  die 
Polize  aufgenommen  wird,  so  ist  diese  doch  niemals  echtes  Inhaber-,  d.  Ii. 
für  den  Verkehr  bestimmtes  Zirkulationspapier,  sondern  höchstens  ein  sogenanntes 
hinkendes  oder  besser  gesagt  Legitimationspapier.  eine  Beweisurkunde  von 
ganz  besonderer  Beschaffenheit,  an  der  unter  anderen  auch  ein  Pfand-  und 
ein  Retentionsrecht  bestellbar  ist  und  welche  von  jedem  Dritten  revindiziert 
werden  kann.  Insbesondere  ist  dies  bei  Lebensvcrsicherimgspnlizen  üblich.  War 
infolge  Unterganges  oder  Verlustes  einer  Polize  der  aus  dem  Versicherungs- 
verträge Forderung-berechtigte  ausser  Stande,  dieselbe  beizubringen,  so  lag  ihm. 
falls  im  übrigen  das  Versicherungs-Verhällnis  unbestritten  war  oder  anderweitig 
dargethan  wurde,  nur  ob.  dem  Versicherer  eine  Kaution  zu  bestellen,  dass  ihm 
aus  der  Nicht rückstellung  der  Polize  kein  Nachleil  erwachsen  werde.  Iis  war 
daher  im  Verluslfalle  nicht  unbedingt  Amortisation  der  Polize  erforderlich, 
sondern  nur  in  dem  Falle,  wenn  die  soeben  erwähnten  Voraussetzungen  nicht 
vorlagen.  Nach  dieser  Unterscheidung  richtet  sich  mithin  die  Frage  der  Not- 
wendigkeit oder  Zweckmässigkeit  der  Amortisation  einer  Versichcrungspolize.  — 
In  der  Judikatur  gilt  ausnahmslos  das  Axiom,  dass  die  Polize  nur  zur  Be- 
urkundung des  erfolgten  Vertragsabschlusses  und  der  vereinbarten  Bedingungen 
dicnl.  Siehe  die  Entscheidungen  des  deutschen  Reichsgerichts  vom  11.  Juni  1881 
(Seiilferls  Archiv  30,  Nr.  tiSG)  und  vom  8.  Februar  1S89  (Entscheidungen 
Band  XXII.  Nr.  4i);  auch  die  Entscheidung  des  hanseatischen  Obcrlandesgerichtes 
vom  P2.  November  1892  (Handelsgerichts-Zeilung  Nr.  L>,  Jahrg.  1893)  führt  aus. 
dass  Echcusvf rsicherimgspolizcn  nicht  als  Wertpapiere  im  Sinne  der  Artikel 
313—345  H.-G.-H.  gelten  können,  selbst  in  dein  Falle  nicht,  wenn  darin  ein 
Rückkaiifsrechi  slipuhert  isl  (wozu  Ehren  bei  »  mit  Recht  bemerkt,  dass,  wenn 
es  gleich  sehr  fraglich  sein  kann,  ob  der  Relment  von  dem  Rückkaufsrechle 
Gebrauch  machen  darf,  dennoch  nicht  zweifelhaft  sei,  dass  die  Lehens- 
vcrsieherungspolize  Gegenstand  eines  kaufmännischen  Retentionsrechtes  sein  kann.» 

Quellen  : 

F.hreubcrg,    Lewis   Versicherungsrecht:    Mals/.,    in  der  Zeitschrift  für 
Handelsrecht.  Rand  XIII,  Seite  489.  Dr.  RoztOCÜ. 
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(Lebensversicherung)    ist   jene   Prüfung    des   gegenwärtigen  Gesundheits- 
zustandes eines  Lcbensversichcrungs-Aspiranten,  welche  die  Versicherungsanstalt, 
an  welche  er  sich  behufs  Abschlusses  des  betreffenden  Vertrages  wendet,  durch 
einen  befähigten  Fachmann  —  Arzt  —  vornehmen  lässt.  um  sich  über  diejenigen 
Momente  verlässlich  zu  informieren,  welche  das  Eingehen  auf  die  angebotene 
Vereinbarung   als   rätlich   erscheinen    lassen.    Zwar   trachten   die  Versicherer 
durch  die  sogenannten  Fragebögen  (auch  Deklaration  genannt)  —  siehe  die 
betreffenden  Artikel  — ,  deren  wahrheitsgemäße  Beantwortung  von  dem  Ver- 
sicherungs-Aspiranten unter  der  Sanktion,  dass  der  Nachweis  der  unrichtigen 
Aeusserung  über  einen  erheblichen  Umstand  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  zur 
Folge  haben  soll,  verlangt  wird,  die  unumgängliche  Information  sich  zu  ver- 
schaffen. Diese  Fragen  betreffen  teils  die  Gesundheitsverhältnissc  des  Aspiranten 
selbst,  teils  im  Hinblick  auf  die  Vererbung  von  Krankheilen  und  Krankhcitsanlagen, 
jener  seiner  nächsten  Verwandten.   Nun  ist  aber  die  überwiegende  Mehrheit  der 
Versicherungssucher  zu  wenig    gebildet,    um   die  verschiedenen  Krankheits- 
erscheinungen sowohl  an  sich  als  an  anderen  richtig  beurteilen  zu  können.  Betreff 
der  Familienangehörigen   ist  jedoch  allbekannt,  dass  sie  den  Kindern,  den 
Geschwistern  u.  s.  w.  ihren  Gesundheitszustand  —  häufig  bis  zum  letzten  Augen- 
blick —  verbergen,  um  sie  nicht  zu  ängstigen.  Häufig  ist  also  —  nicht  absicht- 
lich, sondern  aus  thatsäehl  icher  Unkenntnis  —  selbst  der  loyale  Aspirant  nicht 
in  der  Lage,  überhaupt  zu  beantworten,  woran  etwa  seine  Eltern  gelitten  haben. 
Noch  mehr  tritt  dies  in  betreff  der  Grosseltern,  Seitenverwandten  u.  s.  f.  an  den 
Tag.    Dazu  kommt  noch,  dass  eine  gewisse  Sorte  von  körperlichen  Leiden 
(z.  B.  Gehirnerweichung,  syphilitische  Erkrankungen  und  Folgezustände  u.  a.  m.) 
selbst  vor  den  nächsten  Anverwandten  sorgsam  verheimlicht  zu  werden  pflegt. 
Fragen,  die  hierüber  an  die  nächsten  Anverwandten  gestellt  werden,  werden 
regelmässig  und   zwar  ohne   mindesten   bösen  Willen,  blos  aus  wahrhafter 
Unkenntnis  unrichtig  beantwortet.    Letzten  Endes  kommt  also  vorzugsweise  der 
Gesundheitszustand  des  Versicherungswerbers  selbst  in  Frage,  und  die 
Versicherungsanstalten  trachten  auch  im  allgemeinen  am  sorgsamsten  darnach, 
sich  sowohl  über  den  gegenwärtigen  als  über  den  früheren  Gesundheits- 
zustand desselben  genau  zu  informieren.    Sie  sind  hierzu  auch  auf  das  dring- 
lichste bemüssigt,  weil  sie  lediglich   im  Grunde   einer  diesfalligen  genauen 
Information  sich  zu  entscheiden  vermögen,  unter  welchen  Modalitäten  sie  das 
angebotene  Risiko  zu  übernehmen  im  stände  sind.    Die  einschlägigen  Frage- 
punktc  in  den   Fragebögen  sind  also  sowohl  einzeln,  als  in  ihrer  Totalität 
erheblich,  daher  von  massgebendem  Einflüsse  auf  die  Giltigkeit  des  Vertrages. 
Sie  sind  jedoch  meistens  so  beschaffen,  dass  die  überwiegend  grössere  Mehrzahl 
der  Aspiranten  dieselben   ebenfalls  bei  dem   besten  Willen   nicht  zuverlässig 
beantworten  kann,  weil  dies  nur  ein  Sachverständiger,  nämlich  ein  Arzt,  oder 
derjenige, welcher  sonstwie  Kenntnisse  in  der  medizinischenWissenschaft  sich  erwarb, 
zur  Befriedigung  des  Assckurndeurs  zu  prästieren  vermag.  Nebenbei  gesagt,  achten 
die  meisten  Laien  überhaupt  zu  wenig  auf  ihre  körperlichen  Zustände,  als  dass 
sie  hierüber  eine  verlässliche  Auskunft  zu  erteilen  in  der  Lage  wären.  Selbst 
in  dem  Falle,  wenn  die  Antworten  im  Beisein  eines  Arztes,  und  unter  Erteilung 
einer  natürlich  nur  bündigen  Weisung  niedergeschrieben  werden,  ist  damit  wenig 
erreicht,  weil  trotzdem   von  Seiten  des  Laien  zu  viele  Vorbegriffe  fehlen,  um 
ein   genügendes  Verständnis  voraussetzen  zu  können.    Die  Beantwortung  der 
Fragebögen  durch  den  Versieherungsaspiranten  hat  also  nicht  den  ihr  gewöhn- 
lich beigemessenen  Wert,  und  der  Versicherer  hat  es  auch  nicht  nötig,  ihn  zu 
überschätzen,    weil    er    den   Gesundheitszustand    des   Aspiranten    durch  die 
Anamnese,  d.  i.  die  wissenschaftliche  Prüfung   eines  Vertrauensarztes  (das 
sogenannte  Kranken-Examen)  genau  feststellen  lassen  kann.  Dieser  kann  nament- 
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lieh  über  den  gegenwärtigen  körperlichen  Zustand  des  Antragstellers  ein  so 
zuverlässiges  und  wahrheitsgetreues  Bild  entwerfen,  dass  die  Versicherungs- 
anstalt auf  ganz  .sicherer  Grundlage  sich  über  das  angebotene  Risiko  zu  ent- 
scheiden in  den  Stand  gesetzt  ist.  Der  Vertrauensarzt  wird  durch  die  Anamnese 
körperliche  Leiden  entdecken,  über  deren  Vorhandensein  der  Aspirant  selbst  in 
Unkenntnis  war,  und  wird  dem  entgegen  selbst  bei  einem  Hypochonder,  welchen 
eingebildete  Leiden  quälen,  das  Wahre  von  dem  Falschen  zu  unterscheiden 
vermögen.  Der  untersuchende  Arzt  wird  zu  diesem  Behufe  behufs  Orientierung 
über  den  derzeitigen  Gesundheitszustand  allerdings  seihst  manche  Fragen  an  den 
Untersuchten  stellen,  z.  B.  über  dessen  subjektive  Empfindungen,  insbesondere 
örtliche  Schmerzen,  um  etwaige  nervöse,  rheumatische,  gichtische  und  dergleichen 
Leiden  zu  konstatieren.  Im  allgemeinen  kann  als  Schema  der  objektiven  Unter- 
suchung des  gegenwärtigen  Zustande*)  die  Totalität  der  für  die  diagnostischen 
Untersuchungen  gewöhnlich  zu  Grunde  gelegten  Fragen,  wie  sie  auf  den 
Kliniken  unserer  Universitäten  im  Gebrauch  sind  (Klempcrer  rühmt  insbesondere 
das  auf  der  Berliner  ersten  medizinischen  Klinik  in  Anwendung  stehende), 
angesehen  werden.  Die  gründliche,  solchergestalt  vorgenommene  Anamnese 
tritt  dann  in  den  Vordergrund  der  Erwägung  des  Versicherers,  weil  nicht  ver- 
schwiegen werden  kann,  dass  die  in  den  Fragebögen  hervorgehobenen  Momente 
von  den  Versicherungswerbern  mit  einem  nicht  grundlosen  Misstrauen  betrachtet 
werden.  Indem  diese  Momente  beinahe  durchaus  sehr  erheblich  sind,  hält  man 
die  Gesellschaften  für  geneigt,  dieselben  als  eine  Art  von  Fallstricken  zu 
benützen,  um  den  Verlrag  zu  Ungunsten  des  Mitpaciscenten  auszulegen,  ja 
selbst  zum  Falle  zu  bringen.  Und  dieses  Misstrauen  kann  kaum  als  grundlos 
erklärt  werden  bei  denjenigen  Anstalten,  welche  dem  Aspiranten  sogar  die 
Erklärung  abfordern,  dass  die  Deklarationen  in  den  Fragebögen  die  ausschliess- 
liche Basis  für  die  beantragte  Versicherung  darstellen  sollen.  Nach  dem  Obigen 
kann  aber  einzig  und  allein  das  Parere  des  Vertrauensarztes  anlässlich  der 
gewissenhaften  Anamnese  die  nötige  fachmännische  Grundlage  bilden,  und  wenn 
dies  nicht  seitens  der  Gesellschaften  als  massgebend  gilt,  so  können  sich  die 
Versieherungswerber  mit  Fug  beschweren.  Man  muss  im  Gegenteile  zu  dem 
Schlussergebnissc  gelangen:  Die  Anamnese  ist  als  Probierstein  des  angebotenen 
Risikos  weitaus  entscheidender  als  alle  Fragebögen,  deren  Beantwortung  nach 
Lage  der  Dinge  nur  unzureichend  informieren  kann. 

Belangend  den  jedenfalls  beachtenswerten  früheren  Gesundheitszusland 
des  zu  Versichernden,  so  wird  hierüber  der  Vertrauensarzt  in  der  Anamnese, 
trotzdem  dass  er  in  den  häufigsten  Fällen  nicht  sein  behandelnder  Arzt  war, 
dann  gleichfalls  eine  verlässliche  Information  geben  können,  wenn  die 
Erkrankungen  schwer  waren,  weil  diese  den  ganzen  Organismus  in  einer  Weise 
schwächen,  dass  der  besagte  Schwächezustand  noch  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
erkennbar  bleibt,  oder  wenn  diese  Krankheiten  Residua  (wie  z.  B.  Exsudate  bei 
Entzündungen  des  Brust-  und  Rippenfelles,  Verknorpelungen  bei  Gelenks- 
rheumatismus u  s.  f.)  zurücklassen.  Ist  weder  das  eine  noch  das  andere  der 
Fall,  dann  wird  die  frühere  Krankheil  auch  für  den  Abschluss  des  angebotenen 
Versicherungsvertrages  in  der  Regel  unerheblich  sein.  Will  die  Gesellschaft 
diesfalls  ganz  sicher  vorgehen,  so  wird  sie  im  Hinblick  auf  die  Schwierigkeit, 
vom  Versicherungswerber  hierüber  in  zuverlässiger  Weise  informiert  werden, 
diejenigen  Aerzle  durch  den  Antragsteller  oder  den  betreffenden  Agenten  aus- 
zuforschen trachten,  welche  jenen  in  früheren  Jahren  behandelt  haben.  In  der 
Regel  ist  dies  zu  erfahren  und  dann  wird  das  Einvernehmen  mit  diesen 
behandelnden  Aerzten  gleichfalls  eine  verlässliche  Basis  der  Gesellschaft  bieten 
und  Täuschungen  kaum  vorkommen,  ausser  wenn  ai  bei  früheren  Erkrankungen 
keine  Behandlung  durch  Aerzte  stattfand,  oder  b)  die  behandelnden  Aerzte 
bereits  ge-torhen  sind,  oder  c)  der  Antragsteller  dem  Agenten  und  dem  Ver- 
trauensärzte früher  durchaus  unbekannt  war.  Dass  alle  diese  Umstände  bei  dem 
einen  Versieherungswerber  zusammentreffen,  wird  immer  zu  den  seltensten 
Aufnahmen  zw  zahlen  sein.    Aber  auch  dann  liegt  die  Möglichkeit  vor.  den 
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Aspiranten  vom  untersuchenden  Vertrauensärzte  in  gleicher  Art  examinieren  zu 
lassen,  wie  dies  bei  sonstiger  klinischer  Untersuchung  ja  auch  geschieht,  indem 
der  Kliniker  ebenfalls  über  ehemals  durchgemachte  Krankheiten  sich  informieren 
muss,  um  eben  eine  richtige  Diagnose  abgeben  zu  können.  Zu  diesem  Behufe 
wird  es  insbesondere  unerlässlich  sein,  über  folgende  Punkte  Klarheit  zu 
gewinnen :  a>  über  die  hereditären  Verhältnisse,  bj  die  Zustände  während  der 
Kindheit  und  Pubertät  (namentlich  Menstruation ),  c)  allgemeine  frühere  Lebens- 
verhältnisse, insbesondere  die  vorherige  Beschäftigung,  und  endlich  d)  üher  die 
ehemaligen  Erkrankungen  im  reiferen  Alter  (insbesondere  auch  die  l*uerperien). 
Die  Beantwortung  dieser  Punkte  müsste  auch  den  Versicherungsgesellschaften 
insofern  genügen,  als  sie  von  den  namhaften  Fachautoritäten  für  die  diagnostische 
Untersuchung  selbst  als  zureichend  anerkannt  sind.  Das  Resumc  ergiebt  also 
unbedingten  Vorrang  der  Anamnese  vor  der  immer  mehr  weniger  un- 
zureichenden Beantwortung  der  Fragebögen  durch  die  Antragsteller. 

Quellen: 

Ausser  den  bekannten  Handbüchern  des  Versicherungsrechtes  noch  Wolff, 
Hinrichs,  Rüdiger,  Ueher  den  Lehensversicherungsvertrag:  König,  Ueber 
die  Behandlung  der  falschen  Angaben  und  Verschweigungen,  Bern  1889;  Pick  V., 
Zur  Lebenaversicherung,  '1890;  Huppert,  Der  Lebensversicherungsvertrag, 
Mainz  1893;  Klemperer,  Grundriss  der  klinischen  Diagnostik,  4.  Aufl.  1893; 
Birch -Hirschfeld,  Grundms  der  allgemeinen  Pathologie,  %  Aufl.  1892 
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An  bau  Verzeichnis 

nennt  man  in  der  Hagelversicherung  die  bei  mehrjährigen  Versicherungen  in 
jedem  Frühjahre  der  Gesellschaft  seitens  des  Versicherten  einzureichenden 
Nachweisungen  über  die  im  laufenden  Jahre  neubestellten  Ackerflächen  und 
die  darauf  ausgesäeten  versicherten  Fruchtarten. 

-  br. 


Andienung  des  Schadens 

in  der  See-Versicherung. 

Für  die  übrigen  Branchen  siehe  Schadenliquidation. 
I.  Begriff. 

Unter  Andienung  des  Schadens  versteht  man  die  schriftliche  Erklärung 
des  Versicherten  an  den  Versicherer,  da.ss  er  ihn  auf  Schadensvergütung  in 
Anspruch  nehme. 


Digitized  by  Google 


:t88 


Andieming  des  Schadens. 


II.  Geschichte. 

Die  von  I.itngenbeck,  Anmerkungen  über  das  Hamburgische  Schiff-  und 
Seerecht,  Hamburg  1727,  mitgeteilten  beiden  in  Hamburg  früher  gebrauchten 
Polizenformulare  enthalten  die  Bestimmung,  die  Assckuradeure  sollen  zahlen 
nach  dem  Verhältnis  der  von  ihnen  übernommenen  Verpflichtung  binnen  den 
eisten  zwei  Monaten,  nachdem  sie  behörlich  advertiert  worden  seien  von 
dem  Verlust  und  Schaden  (S.  377),  be/.w.  nach  dem  behörlichen  Beweis 
und  Intimation  gethan  worden  sei  (S.  379).  Eine  im  Jahre  1G77  vom 
29.  Dezember  getroffene  Beliebung  —  Vergleich  der  Assekuratoren  in  Hamburg 
über  nachfolgende  Punkte,  die  Assekuranz  betreffend,  lautet  in  III :  Hingegen 
verpflichten  wir  uns,  wenn  Schadefällt  denselben  von  der  Zeit  ab,  dass 
der  behörliehe  Beweis  davon  eingebracht,  innerhalb  2  Monat  völlig  oder 
mit  Kürlzung  von  2  procent  alsobald  zu  bezahlen  (S.  426).  In  einer 
weiteren  Verabredung  vom  17.  März  1G97  wird  auf  vorstehende  Bestimmung 
Bezug  genommen  und  fortgefahren :  III.  dass  in  der  Polize  zu  drücken, 
dass  von  allen  Schaden  und  Avarien,  so  in  Europa  geschehen,  inner- 
halb Jahresfrist  an  den  Assecuradeuren  Intimatie  und  Nachricht  von  dem 
ergangenen  Schaden  müsse  gethan  werden,  bei  Verlust  der  Forderungen 
(S.  429).  Ein  entsprechender  Satz  Findel  sich  in  dem  von  Langenbeck  mit- 
geteilten neueren  Polizenformular :  Gelyk  dan  ook  van  alle  Schaden  en 
Averien,  so  in  Europa  geschieden,  binnen  den  ydt  van  een  Jaer  aen  uns 
behoorlyke  Narichting  van  de  Schade  of  Verlies  moet  gegeven  worden,  by 
verlies  van  de  Vordering. 

Die  Hamburger  Assekuranz- und  Haverev-Ordnung  vom  10.  September  1731 
enthält  in  Titel  XVI  und  XVII  folgende  Bestimmungen : 

Titel  XVI.    Von  der  Andeutung  und  Bezahlung  des  Schadens. 

Art.  1.  Sobald  ein  Schiff  geblieben  oder  als  eine  unstreitige  Prise  auf- 
gebracht worden,  und  die  versicherte  Nachricht  eingelaufen,  dass  nichts  von 
der  Ladung  geborgen  oder  keine  Hoffnung  zu  Wiedor-Freymaehung  des 
Schiffs  und  der  Güter  vorhanden  sey,  so  soll  der  Assecurirte,  sofort  als  er 
Nachricht  davon  erhält,  durch  den  Makler,  den  Asseeuradeurs  solches  anzeigen 
lassen  und  diese  innerhalb  zween  Monaten  den  Schaden,  nach  gewöhnlichem 
Abzug  der  2  procent,  bezahlen  :  jedoch  dass  der  Schade  vorher  mit  allen 
nöthigen  Documenten  und  Belegen  erwiesen  werde. 

Titel  XVII.  Von  der  Zeit  der  Einfoderung  des  Schadens  und  dessen 
Verjährung. 

Art.  1.  Wann  ein  Schade  oder  nur  eine  Haverey  entsteht  oder  Prämie 
wieder  ristornirel  werden  soll,  so  muss  solches,  wenn  denen  Schiffen  und 
Gütern  das  Unglück  in  Kuropa  zugesiossen.  innerhalb  eines  Jahres  Frist,  sonst 
aber  in  denen  Fällen,  die  ausser  Europa  sich  zutragen,  in  v.wey  Jahren  von  dem 
Tage  des  beschehenen  Unglücks  an  zu  rechnen,  bey  Verlust  der  Foderung, 
eineassiret,  oder  wenigstens  durch  einen  geschworenen  Makler  allen  Assekuradcurs 
in  solcher  Zeit  förmlich  angedeutet,  und  der  Tag,  da  solche  Anzeige  ge- 
schehen, von  dem  Makler  mit  eigener  Hand  nolnet  werden. 

Art.  2.  Fodert  der  Assecurirte,  nach  geschehener  vorerwähnter  Andeutung, 
in  zehn  Jahren  den  Schaden  nicht  ein,  und  belanget  den  Assecuradcur  nicht 
mit  wirklicher  gerichtlicher  Klage,  so  ist  nach  Verfliessung  solcher  Jahre 
dessen  Foderung  gänzlich  erloschen,  und  der  Assecuradcur  oder  dessen 
l'Tben  weiter  im  geringsten  nicht  gehalten. 

Im  Ansehhiss  an  die  Bestimmungen  der  Hamburger  Assekuranz-  und 
Haverev-Ordnung  bestimmt  die  Assekuranz-  und  llaven  v, -Ordnung  vor  sämt- 
liche Königlich-Preussische  Staaten  vom  '18.  Februar  1 700  (Boiie,  König- 
lich-Preussisches  Seerechl)  im  IS.  und   19.  Abschnitt  folgendes: 

IS.  Abschnitt.   Von  Andeutung  und  wirklicher  Vergnügung  des  Schadens. 

4;   lH>.    Suhald   als  ein  Schil'l   vci ungli";ckct  oder  als  eine  unstreitig  gute 
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Prise  aufgebracht  worden,  und  der  Versicherte  davon  zuverlässige  Nachricht 
erhält;  so  muss  er  dem  Versicherer  solches  unverzüglich  durch  einen  ver- 
eidigten Mäckler  bekannt  machen  lassen. 

Jj  187.  Wenn  nun  von  den  Gütern  und  der  Ladung  nichts  geborgen 
und  gerettet  worden,  oder  zur  Hcfrcyung  und  Lossmachung  des  Schiffs  und 
Guts  keine  Hofnung  mehr  vorhanden;  so  ist  der  Versicherer  schuldig,  den 
hinlänglich  erwiesenen  Schaden  binnen  zwey  .Monaten,  vom  Tage  der  Hekannt- 
machung  und  Andeutung  an  gerechnet,  jedoch  mit  Abzug  von  zwey  procent. 
oder  so  viel  sonsten  nach  Ausweisung  der  Police  verabredet  und  geschlossen 
worden,  zu  bezahlen  und  zu  vergütigen. 

19.  Abschnitt.  Von  der  Zeit,  die  Vergüligung  zu  verlangen,  und  der 
Verjährung  der  Versicherungsklage. 

$  189.  Oer  Versicherte  muss  die  Vergütigung  des  erweislichen  Schadens 
binnen  den  gesetzlichen,  in  dieser  Ordnung  bestimmten  Fristen  suchen. 

§  190.  Und  zwar:  a)  Wenn  der  Schade  in  der  Ostsee,  und  denen  um 
dieselbe  herum  belegenen  Häfen  sich  ereignet :  binnen  sechs  Monaten,  b)  Hat 
er  sich  in  dem  Mittelländischen  Meere  und  dessen  Häfen,  in  der  Levante, 
dem  Archipelago,  an  den  Küsten  der  Barbarey  zugetragen:  binnen  einem 
Jahre,  c)  Hat  sich  das  Unglück  ausser  diesen,  und  in  anderen  Weltlheilen 
begehen :  binnen  zwey  Jahren 

§  191.  Lässt  der  Versicherte  diese  gesetzlichen  Fristen  ohne  rechtliche 
Hindernisse  und  Khehaften  verstreichen,  ohne  diese  Entschädigung  gerichtlich 
und  bey  guten  Männern  anhängig  zu  machen,  so  ist  seine  Klage  und  sein 
Anspruch  vor  erloschen  und  verjährt  zu  achten,  und  soll  die  blosse,  ausser- 
gerichtliche  Andeutung,  wenn  sie  auch  gleich  durch  einen  Mäckler  geschehen, 
diese  Verjährung  nicht  hemmen  und  hindern. 

Das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  hat  in  Teil  2,  Titel  8,  §  '2316  ff. 
zwar  mit  den  vorstehenden  189—191  übereinstimmende  Bestimmungen 
getroffen,  dagegen  kennt  es  die  Andeutung  nur  in  Verbindung  mit  dem 
Abandon  der  versicherten  Sachen,  §  2304  ff ,  und  bestimmt  dann  in  §  2310, 
zwei  Monate  nach  dem  Tage  der  ihm  zugekommenen  Andeutung  muss  der 
Versicherer  gegen  Aushändigung  der  nötigen  Dokumente  Zahlung  leisten. 
§  2311,  Will  der  Versicherte  Schiff  und  Ciut  abandonnieren,  weil  selbiges 
über  die  gewöhnliche  Zeit  ausgeblieben  ist,  so  kann,  wenn  das  Schiff  von 
und  nach  einem  Hafen  in  der  Ost-  oder  Nordsee  bestimmt  war,  die  An- 
deutung geschehen,  sobald  drei  Monate  über  die  gewöhnliche  Zeit  verlaufen 
sind.  §  2312.  War  aber  das  Schiff  von  oder  nach  einem  anderen  jedoch 
europäischen  Hafen  bestimmt ,  so  muss  ein  Zeitraum  von  sechs  Monaten 
abgewartet  werden.  §  2313.  Zwei  Monate  nach  dieser  Andeutung  muss  der 
Versicherer  die  gezeichnete  Summe  zahlen,  kann  jedoch  davon  Acht  vom 
Hundert  in  Abzug  bringen.  Vergl.  auch  §  '23lü  ff.  §  2322.  Die  Andeutung 
des  Abandonnements  muss  gerichtlich,  oder  durch  ein  Notarium  oder  ver- 
eideten Mäkler  geschehen. 

Der  revidierte  allgemeine  Plan  hamburgischer  Seeversicherungen  enthielt 
im  6.  Titel  Andienung.  Einforderung  und  Verjährung  der  Schäden  und 
Havarien  die  folgenden  Bestimmungen: 

§  128.  Wenn  ein  Schaden  oder  Havarie  entsteht,  ein  Schiff  geblieben 
oder  als  unstreitige  Prise  aufgebracht  ist,  und  die  zuverlässige  Nachricht  ein- 
gegangen, dass  nichts  von  der  Ladung  geborgen  oder  keine  Hoffnung  zur 
Wiederfreigebung  des  Schiffes  oder  der  Güter  vorhanden  sei,  oder  ein  Schiff 
verschollen  ist,  so  hat  der  Versicherte  dem  Versicherer  solches  schriftlich 
anzuzeigen  (anzudienen).  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  wenn  es  verlangt 
wird,  den  Empfang  der  Andienung  zu  bescheinigen,  was  aber  in  keiner  Art  als 
Beweis  der  Anerkennung  des  Schadens  selbst  dienen  kann. 

§  129.  Schaden  oder  Havarie,  die  der  versicherte  Gegenstand  auf  Reisen 
innerhalb  Europa  erleidet,  muss  binnen  .hiluesfi  isl,  falls  auf  Reisen  ausserhalb 
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Europa,  in  zwei  Jahren  vom  Tage  des  geschehenen  Unglücks  zu  rechnen,  bei 
Verlust  der  Forderung  dem  Versicherer  angedient  werden. 

§  1.30  ist  ein  Abdruck  der  Hamburgischen  Assekuranz-  und  Haverev-Ordnung, 
Tit.  XVII,  Art.  2. 

Das  A.  D.  H.-G.-B.  hat  von  einer  Andienung  und  Andienungsfrist  abgesehen 
und  lediglich  in  Artikel  910  die  Versicherungsfrist  auf  fünf  Jahre  bestimmt, 
nach  Festsetzung  des  Anfangszeitpunktes  des  Verjährungslaufs : 

a)  bei  Versicherungen  auf  einzelne  Reisen  auf  das  Ende  des  Jahres,  in 
welchem  die  versicherte  Reise  (ordentlicher  oder  ausserordentlicher  Weise)  zu 
Ende  geht; 

b)  bei  Versicherungen  auf  Zeit  auf  das  Ende  des  Tages,  an  welchem  die 
Versicherungszeit  abläuft ; 

c)  im  Falle  der  Verschollenheit  auf  den  Endpunkt  der  Verschollenheitsfrist. 
Voigt  bemerkt  hierzu  (Neues  Archiv  für  Handelsrecht,  Dd.  4,  S.  341):  Es 

scheint  kein  ausreichender  Grund  dazu  vorhanden  zu  sein,  das  Institut  der  An- 
dienung nebst  der  präkludierenden  Wirkung  der  Andienungsfrist  aus  der  Praxis 
zu  entfernen.  —  Uebelstände  sind  infolge  derselben  bei  der  bisherigen  lang- 
jährigen Uebung  nicht  bemerkt  worden ;  und  sehr  ungern  würden  die  Asse- 


Andienung  in  dieser  eine  Einrichtung  vermissen,  in  Folge  deren  sie,  wenn  inner- 
halb der  vorgeschriebenen  Fristen  keine  Anmeldung  erfolgt  war,  das  von  ihnen 
erteilte  Gewährleistungsversprechcn  als  definitiv  erledigt,  und  sich  von  jeder 
ferneren  Verbindlichkeit  frei  hatten  ansehen  können. 


A.  Die  Allgemeinen  Seeversicherungsbedingungen  von  1867  enthalten  in 
§  143  die  folgenden  Bestimmungen: 

Abs.  I,  Satz  1.  Um  Fälligkeit  und  Klagbarkeit  der  Forderung  auf  Schadens- 
vergütung herbeizuführen,  und  um  dadurch  zugleich  das  Recht  auf  dieselbe  für 
die  gesamte  Dauer  des  Verjährungszcitraumes  ^§  163)  zu  konservieren,  hat  der 
Versicherle  innerhalb  der  unten  anzugebenden  Fristen  dem  Versicherer  den 
Schaden  anzudienen  oder  andienen  zu  lassen.  Satz  2.  Die  Andienung  besteht 
darin,  dass,  wenn  der  Versicherte  infolge  von  Nachrichten,  welche  er  über  den 
Gegenstand  der  Versicherung  erhalten  hat,  oder  infolge  des  Ausbleibens  aller 
Nachrichten,  weiss  oder  schliessen  zu  müssen  glaubt,  dass  er  den  Versicherer 
auf  Schadensvergütung  in  Anspruch  zu  nehmen  haben  werde,  er  dies  dem 
letzteren  durch  eine  schriftliche  Erklärung  («Andienung»)  ankündigt.  Satz  3. 
Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  wenn  der  Versicherte  es  verlangt,  den  Empfang 
der  Andienung  schriftlich  zu  bescheinigen,  worin  indessen  keine  Anerkennung 
seitens  des  Versicherers  liegt,  dass  er  den  Schaden  zu  tragen  habe. 

Abs.  2,  Satz  1.  Ein  Schaden,  welchen  der  versicherte  Gegenstand  auf 
einer  Reise  zwischen  europäischen  Plätzen  erleidet,  muss  innerhalb  zwölf 
Monate,  falls  au/  einer  Reise  anderer  Art,  innerhalb  achtzehn  Monate  nach  dem 
Tage,  an  welchem  die  versicherte  Reise  beendigt  ist  (§§  72— 70),  bei  der  Ver- 
sicherung auf  Zeit  innerhalb  zwölf  Monate  nach  dem  Tage,  an  welchem  die 
Versicherungszeit  endete,  endlich,  falls  das  Schiff  verschollen  sein  sollte,  inner- 
halb desselben  Zeitraums  nach  dem  letzten  Tage  der  lür  die  Verschollenheit 
bestimmten  Frist  (§  117)  angedient  werden,  widrigenfalls  die  Forderung  gänzlich 
erlischt. 

Abs.  3.  Zwei  Monate  nach  dem  Tage  der  Andienung  wird  die  Forderung 
des  Versicherten  auf  Schadensvergütung  unter  der  Voraussetzung  fällig  und  klag- 
bar, dass  dem  Versicherer  die  Dispache,  resp.  die  Schadenberechnung,  mit 


kuradeurs,  und  insbesondere 


III.  Polizenbestimmungen. 
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gehörigen  Belegen  (s.  §§  142  und  146)  alsdann  zugestellt  wird  oder  schon  vorher 
zugestellt  worden  ist. 

Abs.  4.  Gegen  die  Versäumung  der  rechtzeitigen  Andienung  findet  keine 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  Btatt. 

§  163,  Abs.  1.  Die  Forderung  des  Versicherten  an  den  Versicherer  aus 
dem  Versicherungsvertrag  erlischt  durch  Verjährung,  wenn  sie  nicht  innerhalb 
fünf  Jahre  nach  dem  Tage  der  geschehenen  Andienung  des  Schadens  (§  1  i3) 
durch  Anstellung  gerichtlicher  Klage  geltend  gemacht  wird. 

Abs.  2.  Die  dem  Versicherer  gegen  den  Versicherten  zustehenden  Forder- 
ungen (auf  Prämie,  auf  etwaige  Rückvergütung  u.  dergl )  erlöschen  durch  Ver- 
jährung, wenn  sie  nicht  innerhalb  fünf  Jahren,  nachdem  sie  entstanden  sind,  durch 
Anstellung  gerichtlicher  Klage  geltend  gemacht  werden. 

Abs.  3.  Außergerichtliche  Mahnungen  verhindern  den  Eintritt  der  Ver- 
jährung nicht. 

Abs.  4.  liegen  die  Versäumung  der  rechtzeitigen  Klaganstellung  findet 
keine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  statt. 

§  J64.  Eine  Forderung,  welche  nach  dem  §  103  verjährt  ist,  kann  auch 
im  Wege  der  Kompensation  oder  sonst  als  Gegenforderung  nicht  geltend  gemacht 
werden,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Entstehung  der  anderen  Forderung  bereits  ver- 
jährt war. 

B.  Die  Versicherungsbedingungen  der  Bremischen  Seeversicherungs-Gescll- 
schaften,  revidiert  1875,  bestimmen  in      54  und  71  folgendes: 

§  54.  Soll  der  Versicherer  wegen  Schaden  auf  irgend  einen  versicherten 
Gegenstand  in  Anspruch  genommen  werden,  so  hat  der  Versicherle  demselben 
davon  schriftliche  Anzeige  zu  machen,  sobald  er  selbst  von  diesem  Schaden 
Kunde  erhält. 

§  71,  Abs.  1.  Versäumt  der  Versicherte  die  Anmeldung  eines  auf  einer 
europäischen  Reise  entstandenen  Schadens  länger  als  achtzehn  Monate,  oder 
eines  auf  einer  anderen  Reise  entstandenen  länger  als  zwei  Jahre  vom  Tage  der 
Polize  angerechnet,  so  sind  alle  Ansprüche  an  den  Versicherer  erloschen,  und 
zwar  dergestalt,  dass  sie  auch  nicht  als  Einreden  geltend  gemacht  werden 
können;  nicht  weniger,  wenn  Ansprüche  zwar  erhoben,  aber  im  Falle  ver- 
weigerter Zahlung  nicht  innerhalb  dreier  Jahre,  vom  nämlichen  Tage  angerechnet, 
bei  Gericht  anhängig  gemacht  sind. 

Abs.  2,  Satz  1.  Nur  dann,  wenn  der  Versicherte  nachweist,  dass  eine 
rechtzeitige  Anmeldung  oder  eine  gerichtliche  Geltendmachung  seines  Anspruchs 
den  Umständen  nach  unmöglich  war,  kommt  ihm  noch  von  dem  Augenblick  an, 
da  er  zur  Anmeldung  oder  zur  gerichtlichen  Geltendmachung  im  stände  war, 
eine  neue  Frist  von  sechs  Monaten  zu  gute.  Salz  2.  Indessen  darf  in  keinem 
Falle  die  Frist  fünf  Jahre  vom  Tage  der  Polize  an  überschreiten. 


IV.  Doktrin. 

A.  Die  Allgemeinen  See-Versicherungsbedingungen : 

I.  Die  Andienung  ist  eine  Ankündigung  durch  .schriftliche  Erklärung.  Nicht 
erforderlich  ist  es,  dass  der  Versicherte  seihst  eine  schriftliche  Erklärung  ab- 
siebt, dass  die  gesetzliche  Schriftform  im  Sinne  des  §  126  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  gewahrt  wird.  Indem  die  Allgemeinen  See-Versieherun<jsbedingungen 
in  §  143,  Abs.  1,  Satz  1  vorschreiben :  der  Versicherte  hat  dem  Versicherer 
den  Schaden  anzudienen  oder  andienen  zu  lassen,  wird  die  von  einem  anderen 
herrührende  Erklärung,  soweit  sie  nur  auf  den  Willen  des  Versicherten  zurück- 
zuführen ist,  einer  Erklärung  des  Versicherten  gleich  geachtet. 

Dies  wird  auch  dadurch  nicht  abgeschwächt,  dass  es  in  Satz  2  heisst :  dass 
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der  Versicherte  dies  dem  Versicherer  durch  eine  schriftliche  Erklärung  ankündigt. 
Denn  ersichtlich  liegt  dieser  abgekürzten  Sprachwendung  nicht  die  Absicht  zu 
Grunde,  die  in  Satz  1  dein  Versicherten  erteilte  Ermächtigung,  sich  eines 
anderen  zur  Andienung  zu  bedienen,  wieder  aufzuheben. 

Die  Andienungserklärung  kann  daher  durch  jeden  dritten  erfolgen,  z.  B. 
den  Versicherungsnehmer,  den  Mäkler,  der  den  Versicherungsvertrag  ver- 
mittelt hat,  einen  sonstigen  Beauftragten,  sei  es  dass  dieser  in  Dienstverhältnis 
zu  dem  Versicherten  steht  oder  nicht,  z.  B.  durch  einen  Notar.  Sie  kann  auch 
durch  Zustellung  im  Sinne  des  §  132  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  erfolgen. 

Ihre  Gültigkeit  ist  nicht  dadurch  bedingt,  dass  derjenige,  der  die  Erklärung 
für  den  Versicherlen  abgiebt,  unbeschränkt  geschäftsfähig  im  Sinne  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist;  sie  hängt  ferner  nicht  davon  ab,  dass  sie  eine 
Unterschrift  trägt.  Zwar  sagt  §  127  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  die  Vor- 
schriften des  §  120  gelten  im  Zweifel  auch  für  die  durch  Rechtsgeschäft 
bestimmte  schriftliche  Form.  Hier  liegt  indess  ein  Fall  vor,  in  dem  die  schrift- 
liche Erklärung  lediglich  im  Gegensatz  zu  der  mündlichen  Erklärung  steht.  Der 
Versicherer,  als  Empfänger  der  Erklärung,  hat  daher,  wenn  diese  nicht  die 
Unterschrift  des  Versicherten  trägt,  nicht  das  Recht,  die  Erklärung  zurückzuweisen, 
er  kann  auch  nicht  die  Vorlegung  einer  Vollmachtsurkunde  verlangen,  wenn  die 
Erklärung  Namens  des  Versicherten  durch  einen  anderen  erfolgt.  Telegraphische 
Uebermittelung  der  Andienungserklärung  wird  nach  §  127  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  zur  Wahrung  der  Form  ebenfalls  als  genügend  anzusehen  sein. 

Wesentlich  ist,  dass  die  Erklärung  den)  Versicherer  gegenüber  abgegeben 
wird,  d.  h.  die  Gefahr  des  Eintreffens  der  Erklärung  trifft  den  Versicherten 
Ist  sie  in  Abwesenheit  des  Versicherers  abgegeben,  .so  gilt  sie  als  in  dem 
Zeitpunkte  abgegeben  und  daher  als  wirksam,  in  welchem  sie  ihm  zugeht, 
d.  h.  in  welchem  er  die  ((tatsächliche  Gewalt  über  die  Erklärung  erhält. 
Kenntnisnahme  des  Versicherers  innerhalb  des  vorgeschriebenen  Zeitraumes 
ist  nicht  erforderlich.  §  130  B.  (i.-B.  Daher  gentigt  auch  Niederlegung  in 
den  an  der  Wohnung  oder  dem  Geschäl Lslokal  angebrachten  Briefkasten  des 
Versicherers.  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  wird  sich  der  Versicherer  auf 
den  Mangel  der  Rechtzeitigkeit  der  Andienungs-Erklürung  nicht  berufen  können, 
wenn  er  innerhalb  der  üblichen  Geschäftszeit  keine  Gelegenheit  zur  Abgabe 
der  Erklärung  geboten  hat,  z.  B.  wenn  das  Geschäftslokal  vorzeitig  geschlossen, 
oder  der  Versicherer  verreist  ist  oder  seinen  Aufenthalt  verändert  hat,  ohne 
die  nötige  Fürsorge  zu  treffen,  dass  Nachrichten  ihn  rechtzeitig  erreichen  können. 

Inhaltlich  genügt  die  Mitteilung,  dass  der  Versicherte  den  Versicherer  auf 
Schadensvergütung  in  Anspruch  zu  nehmen  haben  werde.  Der  buchstäbliche 
Wortlaut  dieser  Erklärung  ist  nicht  notwendig,  es  kommt  vielmehr  der  §  133 
des  B.  G.-B.  zur  Anwendung:  Bei  der  Auslegung  einer  Willenserklärung  ist 
der  wirkliche  Wille  zu  erforschen  und  nicht  an  dem  buchstäblichen  Sinne 
des  Ausdrucks  zu  haften.  So  kann  auch  eine  schriftliche  Abandonerklärung 
im  Sinne  des  §  143  A.  S.-V.-B.  als  Andicnuug  gelten.  Entscheidung  des 
Handelsgerichts  Hamburg  vom  12.  Febr.  1 S7  4-.  Hamburgische  Handelsgerichts- 
Zeitung,  Hauptblatt  1 87  i,  Nr.  CO.  S.  103. 

Der  Pflicht  des  Versicherten  zur  Wahrung  seiner  Hechle  die  Andienungs- 
erklärung abzugeben,  entspricht  das  ihm  in  $  W'.i,  Abs.  3  eingeräumte 
Hecht,  eine  schriftliche  Bescheinigung  des  Empfanges  seitens  des  Versicherers 
zu  verlangen.  Diese  ist  von  dem  Versicherer  seihst  oder  von  einer  zu  seiner 
Vertretung  bei  Abgabe  von  Willenserklärungen  ermächtigten  Person  auszustellen. 
Weigert  sich  der  Versicherer  die  Bescheinigung  auszustellen,  so  wird  der 
Versicherte  berechtigt  sein,  auf  jede  gesetzlich  zulässige  Weise  sich  den 
Beweis  für  die  rechtzeitig  erfolgte  Andienung  zu  sichern,  /..  B.  durch  Zustellung 
durch  Gerichtsvollzieher,  durch  notariellen  Protest,  im  Wege  der  Feststellungs- 
klage. Die  Kosten,  die  hierdurch  entstehen,  fallen,  soweit  die  Weigerung  zu 
Unrecht  erfolgt  ist,  dem  Versicherer  zur  Last.  Die  Bescheinigung  des  Empfanges 
der  Andicnuug    hat   keine   weitere    rechtliche    Bedeutung,    als    nur    die,  ein 
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Beweismittel  für  die  Rechtzeitigkeit  der  Andienung  dem  Versicherten  zu  geben. 
Ks  liegt  darin  nach  §  143  A.  S.-V.-ü..  Abs.  1,  Satz  3  am  Schluss  keine 
Anerkennung,  dass  der  Versicherer  den  angedienten  Schaden  zu  tragen  habe. 
Es  bedarf  demnach  eines  Vorbehaltes  seitens  des  Versicherers  nicht.  Üb 
neben  dem  Recht  auf  Bescheinigung  der  Rechtzeitigkeit  der  Andienung  der 
Versicherte  ein  Recht  auf  Anerkennung  der  Verpflichtung  des  Versicherers 
hat,  dass  er  den  Schaden  zu  tragen  habe,  oder  ob  der  Versicherte  auf  die 
gerichtliche  Geltendmachung  des  Anspruchs  auf  Schadensvergütung  beschränkt 
ist,  richtet  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen.  (Vergl.  §231  C.-P.-O.  t  Fest- 
stellungsklage »  und  die  in  Aussicht  genommene  Erweiterung  des  Anspruchs 
auf  Feststellung  in  der  z.  Zt.  dem  Reichstage  vorgelegten  Novelle,  z.  C.-P.-O). 
Die  A.  S.-V.-B.  schreiben  für  die  Schadens-Andienung  schriftliche  Erklärung 
vor.  Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  und  zum  Gegenstand  gerichtlicher  Ent- 
scheidung gemacht,  ob  auch  eine  mündliche  Erklärung  im  Gegensatz  zu  der 
Vorschrift  der  A.  S.-V.-B  als  ausreichend  von  dem  Versicherer  anzuerkennen 
sei,  sofern  er  solche  nicht  zurückgewiesen  habe. 

Ebenso  wie  der  Versicherer  bei  Abschlags  des  Versicherungsvertrages  auf 
die  Beobachtung  bestimmter  Vorschriften,  die  sich  in  den  A.  S.-V.  B.  finden, 
Verzicht  leisten  kann,  ebenso  kann  er  auch  nach  eingetretenem  Unfall  auf 
die  Einhaltung  solcher  der  Verfügung  der  Parteien  unterstehender  Vorschriften 
verzichten.  Vielfach  wird  thatsächlich  auf  schriftliche  Andienung  seitens  des 
Versicherers  verzichtet.  Daraus  ist  indess  nicht  der  Schluss  herzuleiten,  dass 
usancemässig  die  Bestimmung  des  §  143  ausser  Kraft  gesetzt  sei;  es  hängt, 
soweit  der  Versicherungsvertrag  auf  Grund  der  A.  S.-V.-B.  abgeschlossen  ist, 
vielmehr  nur  von  dem  Belieben  des  Versicherers  ab,  ob  er  vorkommenden 
Falles  auf  die  Beobachtung  dieser  Vorschrift  verzichten  will  oder  nicht.  Ein 
solcher  Verzicht  liegt  in  der  Genehmigung  der  etwa  erfolgten  mündlichen 
Andienung,  seine  Zustimmung  zu  der  Abweichung  von  der  Vorschrift,  in 
8  143;  sie  braucht,  um  den  Versicherer  zu  binden,  nicht  mit  ausdrücklichen 
Worten  erklärt  zu  sein;  es  genügt,  dass  sie  sich  aus  den  Umständen,  ins- 
besondere dem  Verhalten  des  Versicherers  unzweideutig  ergiebt.  So  wird  in 
der  Aufstellung  der  vorerwähnten  Bescheinigung  über  die  erfolgte  mündliche 
Anzeige  solche  Genehmigung  zu  finden  sein,  ebenso  darin,  dass  der  Ver- 
sicherer, ohne  den  Mangel  zu  rügen,  sich  in  Verhandlungen  über  den  Schadens- 
anspruch einlässt,  die  nach  Treue  und  Glauben  den  Versicherten  zu  der 
Annahme  berechtigen,  dass  die  Anzeige  als  normgerechte  Andienung  an- 
gesehen wird. 

Vergl  Entscheidung  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts  vom  12.  November 
1886  in  Sachen  Eduard  Ringel  &  V.o.  gegen  die  Assekuranz-Kompagnie  von 
1860.  Hanseatische  Gerichlszeitung,  Hauptblatt  1886,  Nr.  123.  S.  3(>2.  Eine 
Entscheidung  des  Handelsgerichts  Hamburg  vom  11  November  1864,  abgedruckt 
in  der  Sammlung  seerechtlicher  Erkenntnisse  des  Handelsgerichts  zu  Hamburg 
von  Herrmann  ä  Hirsch,  S.  354  ff.,  betrifft  folgenden  Fall :  Es  wurde  die 
während  der  Andienungsfrist  erfolgte  Vorlage  der  den  Verlust  einer  ver- 
sicherten Ladung  beweisenden  Dokumente  der  schriftlichen  Andienung  einer 
eingetretenen  Schadensnachricht  gleich  erachtet.  Diese  Entscheidung  ist  nicht 
zu  billigen.  Wenn  die  Parteien  bestimmte  Formvorschriften  vereinbart  haben, 
kann  die  Beobachtung  derselben  nur  durch  gegenteilige  Vereinbarung  für 
unnötig  erklärt  werden;  der  an  seinen  Vertrag  gebundene  Versicherle  kann 
nicht  einseitig  von  der  als  Bedingung  der  Geltendmachung  seines  Anspruchs 
gesetzten  Verpflichtung  zurücktreten. 

U.  Zweck  der  Andienung  ist  nach  den  Eingangsworten  des  §  143,  Abs.  1  : 
Herbeiführung  der  Fälligkeit  und  Klagbarkeit  der  Forderung  des  Versicherten 
auf  Schadensvergütung  und  Erhaltung  des  Rechts  auf  dieselbe  für  die 
gesamte  Dauer  des  Vcrjährungszeitrauines.  Nicht  durch  die  Andienung  wird 
indess  die  Forderung  fällig  und  klagbar,  sondern  mit  der  Andienung  beginnt 
die  zweimonatliche  Frist,   nach  deren  Ablauf  der  Versicherte  die  Bezahlung 
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des  Schadens  verlangen  kann.  (Wie  Seebohm  (Voigt-Seebohm  das  Deutsche 
See-Versicherungsrecht  S.  763)  angiebt,  tritt  die  Fälligkeit  nach  einem  neueren 
Uebereinkominen  der  Hamburger  Assekuradeure  mit  ihren  Kontrahenten  bereits 
nach  einem  Monat  ein.)  Nach  den  Vorschriften  der  deutschen  Civilprozess- 
Ordnung  würde  eine  vor  Ahlauf  der  zweimonatlichen  Frist  erhobene  Klage 
indess  nur  dann  abzuweisen  sein,  wenn  der  Anspruch  auch  zur  Zeit  der 
Urteilsfällung  noch  nicht  fällig  wäre. 

Uebrigens  ist  die  Andienung  in  ihrer  Wirkung  nicht  einer  Mahnung 
gleichzustellen;  der  Versicherer  gelangt  nach  Ablauf  der  zwei  Monate  nicht 
ohne  weiteres  in  Verzug.  Es  bedarf  vielmehr,  um  den  Versicherer  in  Ver- 
zug zu  setzen,  nach  §  284,  Abs.  1  B.  G.-H.  noch  der  Mahnung,  oder  einer 
dieser  gleichgestellten  Handlung  (Erhebung  der  Klage  auf  die  Leistung,  Zu- 
stellung eines  Zahlungsbefehls  im  Mahnverfahren).  §  284,  Abs.  2  der  den 
Grundsatz:  Dies  interpellat  »ro  hmnine  für  beschränkt  anwendbar  erklärt, 
ist  hier  nicht  anwendbar,  weil  weder  durch  die  Andienung  eine  Zeit  für  die 
Zahlung  nach  dem  Kalender  bestimmt  wird,  noch  auch  die  Andienung  selbst 
als  Kündigung  anzusehen  ist.  Dagegen  spricht  schon  der  weitere  Umstand, 
dass  die  Andienung  keineswegs  regelmässig  eine  ziffermässige  Berechnung  des 
Schadens  enthält,  vielmehr  schon  erfolgen  kann  und  im  Interesse  des  Ver- 
sicherten regelmässig  schon  erfolgen  wird,  wenn  der  Versicherte  überhaupt 
nur  Grund  zu  der  Annahme  hat,  dass  ein  Schadensfall  vorliegt.  Der  §  143, 
Abs.  3  knüpft  deshalb  die  Bemerkung  an :  Vorausgesetzt,  dass  dem  Ver- 
sicherer die  Dispache,  resp.  die  Schadensberechnung,  mit  gehörigen  Belegen 
alsdann  zugestellt  wird  oder  schon  vorher  zugestellt  worden  ist.  Daraus 
ergiebt  sich:  die  Zustellung  der  Schadensberechnung  allein,  wenn  auch  mit 
gehörigen  Belegen,  kann  nicht  die  Fälligkeit  des  Anspruchs  begründen, 
ebensowenig  die  Andienung  allein.  Die  A.  S.-V.-B.  verzichten  aber  darauf 
noch  eine  weitere  Frist  zu  Gunsten  des  Versicherers  etwa  laufend  vom  Tage 
der  Zustellung  der  Schadensberechnung  oder  der  Belege  auszubedingen.  Die 
A.  S.-V.-B.  gehen  vielmehr  davon  aus.  dass  der  Versicherer  sich  aus  der 
Schadensberechnung  mit  den  gehörigen  Belegen  alsbald,  ohne  irgend  welchen 
Aufschub,  ein  Urteil  darüber  bilden  kann,  ob  er  seine  Pflicht,  Zahlung  zu 
leisten,  anerkennen  oder  bestreiten  will.  Näheres  unter  c Dispache».  Nur  im 
§  124  A.  S.-V.-B.  wird  dem  Versicherer  eine  angemessene  Frist  zur  Prüfung 
der  zur  Hechtfertigung  eines  Abandons  dienenden  Urkunden  eingeräumt,  ehe 
der  Versicherte  auf  Grund  seiner  Abandonerklürung  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe verlangen  kann. 

Seebohm  bemerkt  S.  763  a.  a.  (). :  «  Durch  die  Andienung  kann  der  Ver- 
sicherer niemals  in  moram  versetzt  werden,  sondern  stets  erst  durch  die  Ein- 
forderung des  Schadens  unter  Behändigung  der  erforderlichen  Belege  (s.  §  144), 
jedoch  auch  dann  nur  unter  Gewährung  einer  für  die  Prüfung  der  letzteren 
angemessenen  Frist. » 

Kiemlff  Sammlung,  Bd.  1,  S.  920.  (richtiger  S.  926  und  927).* 

Die  letztere  Bemerkung  «jedoch— Frist »  kann  nicht  für  richtig  gehalten 
werden.  Das  Lübische  Ober-Appellationsgerichl,  in  der  gemeinten  Entscheidung 
vom  14.  Oktober  1805  in  Sache  Bloch  gegen  See-Assekuranz-Vereine  besagt 
dies  auch  nicht,  führt  vielmehr  a\is:  die  Andienung  habe  nicht  die  Bedeutung 
einer  Mahnung,  jedenfalls  gerate  der  Versicherer  nicht  in  Verzug,  wenn  der 
Versicherte  eine  grössere  Summe  als  die  ihm  nach  eigenem  Zuständms 
geschuldete  fordere.  Die  Bestimmung  des  mit  §  143  A.  S.-V.-B.  sich  deckenden 
§  130  des  Allgemeinen  Plans  hat  keinen  dies  cerlus  für  die  Erfüllung  der 
Verbindlichkeit  des  Versicherers  in  dem  Sinne  feststellen  sollen,  dass  dieser 
dies  die  Mahnung  ersetze:  denn  es  werde  innerhalb  der  zwei  Monate  seit  dem 


*  Dor  Him-kfeldei-  findet  sielt  auch  bei  ftircis-Fudisbergvr  S.  1239,  Anmeik.  1. 
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Tage  der  Andienung  der  Betrag  der  Schadensumme  durch  die  vorzulegenden 
Dokumente  und  Belege  regelmässig  erst  festgestellt,  mithin  «ei  die  bedungene 
Zahlungsfrist  keine  für  jeden  Fall  fest  bestimmte,  sondern  zugleich  von  [dem  Ver- 
sicherten obliegendem  Erledigungen  abhängig,  so  dass  er  bei  nicht  erfolgender 
Zahlung  einer  Anforderung  beim  Versicherer,  der  die  Dokumente  u.  s.  w. 
zu  prüfen  befugt  sei  und  davon  seine  Anerkennung  der  Forderung  abhängig 
machen  dürfe,  nicht  überhoben  sei. 

Die  bezügliche  Bemerkung  Seebohm's  deckt  sich  daher  nicht  mit  den  Aus- 
führungen des  Lübischen  O.-A.-G.,  sie  kann  auch  nach  dem  oben  Ausgeführten 
nicht  für  zutreffend  erachtet  werden, 

III.  Die  Vorschrift  des  §  143,  Abs.  1,  Satz  2,  sagt  zwar:  «die  Andienung 
besteht  darin,  dass,  wenn  der  Versicherte  infolge  von  Nachrichten,  welche  er 
über  den  Gegenstand  der  Versicherung  erhalten  hat,  glaubt»  u.  s.  w.  Indes*  ist 
der  Lauf  der  Andienungsfrist  keineswegs  von  dem  Zeitpunkt,  in  dem  der  Ver- 
sicherte Nachrichten  erhalten  hat,  abhängig.  Vielmehr  muss,  ganz  unabhängig 
davon,  ob  der  Versicherte  thatsächlich  Kenntnis  erhalten  hat  oder  nicht,  inner- 
halb der  Andienungsfrist  die  Andienung  geschehen.  Der  Versicherte,  selbst  wenn 
er  ohne  Verschulden  ohne  Nachricht  geblieben  ist,  geht  doch  des  Anspruchs 
verlustig,  falls  er  die  rechtzeitige  Andienung  unterlägst,  er  wird  präkludiert,  «  die 
Forderung  erlischt»,  und  zwar  wie  Abs.  4  ausdrücklich  hervorhebt,  ohne  dass 
eine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  stattfindet.  Es  findet  auch  nicht 
etwa  in  analoger  Anwendung  der  über  die  Verjährung  von  Ansprüchen  geltenden 
Vorschriften  des  B.-G.-B.  eine  Hemmung  der  Andienungsfnslen  statt,  wenn  etwa 
die  rechtzeitige  Andienung  durch  höhere  Gewalt  verhindert  ist  (wie  bei  Ver- 
jährung nach  §  203,  Abs.  2,  B.-G.-B.). 

Die  Andienungsfrist  ist  verschieden  nach  Dauer  und  Anfang. 

a)  Erleidet  der  versicherte  Gegenstand  Schaden  auf  einer  Reise  zwischen 
europäischen  Plätzen,  so  dauert  die  Andienungsfrist  zwölf  Monate. 

b)  Erleidet  der  versicherte  Gegenstand  Schaden  auf  einer  Reise  anderer  Art, 
so  dauert  die  Andienungsfrist  achtzehn  Monate. 

In  beiden  Fällen  beginnt  die  Andienungsfrist  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  versicherte  Reise  beendigt  ist.  Es  wird  hier  verwiesen  auf  die  Bestimmungen 
der  §§  72—76  A.  V.-S.-B.  Doch  sprechen  diese  nicht  von  einer  Beendigung 
der  Reise,  sondern  von  der  Beendigung  der  Gefahr  für  den  Versicherer  bei 
der  Versicherung  des  Schiffes  v§  72)  der  Güter,  imaginären  Gewinns,  Provision, 
Courlage  u.  dgl.  (§  73),  der  Fracht-  und  Leberfahrtsgelder  (§  74),  der  Bodmerei- 
und  Havereigelder  (§  75),  wohingegen  §  70,  der  von  der  auf  mehrere  nach- 
einander folgende  Reisen  geschlossenen  Versicherung  handelt,  allerdings  auch 
von  dem  Ende  der  Reise  spricht.  Linter  Beendigung  der  Reise  wird  daher  auch 
in  §  143  der  Zeitpunkt  zu  verstehen  sein,  in  dem  bezüglich  der  einzelnen  ver- 
sicherten Gegenstände  für  den  Versicherer  die  Gefahr  endet. 

c)  Ist  die  Versicherung  auf  Zeit  geschlossen,  so  dauert  die  Andienungsfrist 
zwölf  Monate;  sie  beginnt  mit  dem  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  Ver- 
sicherungszeit endete;  die  Versicherungszeit  wird  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen des  §  70,  A.  S.-V.-H.,  und  wenn  das  Schiff  bei  Ablauf  der  im  Ver- 
trage festgesetzten  Versicherungs/.eit  unterwegs  ist,  nach  Massgabe  des  §  80  bis 
zur  Ankunft  des  Schiffs  im  nächsten  Bestimmungshafen,  bezw.  bis  zur  Be- 
endigung der  Löschung  daselbst  verlängert,  sofern  solche  Verlängerung  nicht 
durch  entgegenstehende  Vereinbarung  oder  rechtzeitige  Ausschlusserklärung  des 
Versicherten  ausgeschlossen  war. 

d)  Falls  das  Schiff  verschollen  sein  sollte,  dauert  die  Andienungsfrist  zwölf 
Monate;  sie  beginnt  mit  dem  Ablauf  des  letzten  Tages  der  für  die  Verschollenheit 
in  §  117,  A.  S.-V.-B.  bestimmten  Verschollenheitsfristen.  (Vergl.  «Abandon»). 

IV.  Es  ist  als  Zweck  der  Andienung  die  Herbeiführung  der  Fälligkeit  und 
Klagbarkeit  der  Forderung  des  Versicherten  auf  Schadensvergütung  und  Er- 
haltung des  Rechts  auf  dieselbe  für  die  gesamte  Dauer  des  Verjährungszeit- 
raumes bezeichnet. 
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Das  A.  D. -H.-G.-B.  und  das  H.-G.-G.  von  1897  kennen  die  Andienung  nicht. 
Sie  lassen  die  Verjährung  von  5  Jahren  herinnen,  mit  demselben  Zeitpunkt,  in 
welchem  der  §  143  A  S.-V.-B.  die  Andienungsfrist  beginnen  litsst.  Der  §  Iü3 
A.  S.-V.-B.  lässt  die  Forderung  des  Versicherten  aus  dem  Versicherungsverl  rage 
durch  Verjährung  erst  erlöschen,  wenn  sie  nicht  innerhalb  5  Jahren  nach  dem 
Tage  der  geschehenen  Andienung  des  Schadens  gellend  gemacht  wird.  Die 
A.  S.-V.-B  sind  mithin,  wenn  auch  durch  die  Vorschrift  der  Wahrung  der  An- 
dienungsfrist  ungünstiger,  doch  durch  die  Vorschriften  über  die  Verjährung  dem 
Versicherten  günstiger  als  das  A.  D.-Il  -G.-B.  und  das  H.-G.-B.  von  181)7,  da 
die  Verjährungsfrist  thatsächlich  um  die  Andienungsfrist,  soweit  sie  bis  zur 
Andienung  verstrichen  ist,  verlängert  ist.  Die  Verjährung  wird  nach  §  1U3 
A.  S.-V.-B.  nur  durch  Anstellung  der  gerichtlichen  Klage  gehemmt.  Ausser- 
gerichlliche  Mahnungen  sollen  nach  §  163,  Abs.  *2,  den  Eintritt  der  Verjährung 
nicht  hindern.  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  Versäumimg 
der  rechtzeitigen  Klagezustellung  soll  nach  §  103,  Abs.  1,  nicht  stattfinden. 

B.  Die  Bremer  Bedingungen  schreiben,  wie  angegeben,  ebenfalls  schriftliche 
Andienung  vor.  Sie  sprechen  nur  von  einer  schriftlichen  Anzeige  des  Ver- 
sicherten, nicht  auch  von  einem  «Anzeigen  lassen.»  Die  Andienungsfristcn 
weichen  von  den  in  den  A.  S.-V.-B.  angegebenen  in  ihrer  Dauer  ab,  statt  12 
Monate  bestimmen  sie  18  Monate,  stall  IX  Monate:  2  Jahre:  beginnt  aber  im 
Gegensatz  zu  den  A.  S.-V.-B.  mit  dem  Tage  der  I'olize.  Indessen  ist  bei  unver- 
schuldeter Verhinderung  rechtzeitiger  Andienung  den  Versicherten  die  Möglichkeit 
gegeben,  binnen  6  Monaten  nach  Beseitigung  des  Hindernisses  das  Versäumte 
nachzuholen;  doch  erlischt  auch  diese  Möglichkeit,  wenn  seit  dem  Tage  der 
l'oli/.e  fünf  Jahre  verstrichen  sind,  ohne  dass  ein  Schaden  angemeldet  ist. 

Die  Verjährungsfrist  beträgt  (abweichend  von  den  A.  S.-V.-B.  und  den 
A.  D.  H.-G.-B.  von  1897)  3  Jahre.  Sie  beginnt  indess  nicht  mit  der  Andienung, 
sondern  mit  dem  Tage  der  Poli/e.  Ebenso  wie  die  Andienungsfrist  ausnahms- 
weise durch  eine  neue  Frist  von  C  Monaten  verlängert  werden  kann,  so  auch 
die  Verjährungsfrist  für  die  gerichtliche  Geltendmachung  des  Anspruchs:  doch 
ist  auch  hier  die  äusserste  Frist  auf  5  Jahren  vom  Tage  der  Polize  an  gesetzt. 

Litter  atur :  Voigt-Seebohm,  ^Das  deutsche  See-Versicherungsrecht». 
S.  76$  ff. 

Dr.  Johannes  Burchard. 


Anerkennung 

der  Massnahmen  des  Schiffers  seitens  des  Versicherungsvertreters. 
Siehe:  •Vertreter  des  Versicherers». 


Anerkennungsvertrag 

Siehe  :    •  Khcefi  ist,   Praeklu>i\  frist ». 


Anfall 

der  Versicherungssumme   Siehe:  •  Sehadcnregulici  nng  • 
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Anfang 

(Beginn)  der  Versilberung.   Siehe:  « Allgemein«!  Vei>ieheiungsbedingungen». 


Anfechtbarkeit 

Siehe  :  «l  nverbiridlichkcit ». 


Anfechtbarkeit 

ordnungsmüssigcr  Dispache,  wegen  malerieller  Unrichtigkeit. 
Siehe  :   «  Dispache  ». 


Anfechtung 

der  Polizentaxe.    Siehe:  «Polizentaxe». 


Anfechtung 

eines  Schiedsspruches.    Siehe:  <«  Srhiedä.spruch  ». 


Angehen 

anderer  Hafen.    Siehe:  « Anzeigepflieht ». 


Anhaltische  Landes-Brandkasse. 

Diese  öffentliche  Feuerversicherungsanslalt  für  das  Herzogtum  Anhalt  ist  aus 
der  nach  und  nach  erfolgten  Vereinigung  der  drei  l.andcsbrandkassen  für  die 
ehemaligen  Herzogtümer  Anhalt-Dessau,  Cüthen  und  Bernburg  entstanden.  Die 
älteste  dieser  Kasten  war  die  Bernburgische,  welche  durch  die  vom 
Fürsten  Viktor  Friedrich  am  15.  April  1751  erlassene  Anhult-Bernburgische 
Feuer-Sozieläts-Kassen-Ordnung  «>rrichtet  wurde.  In  derselben  wurde  wegen 
oftmals  vorgekommener  Feuersbrünsie  verordnet,  «über  Unser  gantzes  Land, 
und  zwar  über  eine  jede  Stadt,  Amt  und  Ort  besonders,  gewisse  Feuer- 
Societäts-Cataslra  fertigen  zu  lassen;  In  welchen,  gleich  wie  Wir  thun  werden, 
auch  ein  jeder  Unserer  getreuen  Unterthanen  seine  habende,  und  dem  Feuer 
unterworfene  Gebäude  auf  eine  gewis-c,  doch  nicht  an  das  Kauf-Pretium 
laufende,  oder  ihren  Werth  übersteigende  Summa  angeben  und  sich  dagegen, 
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im  Fall  eines  entstehenden  Unglücks,  versichern  und  gewärtigen  kann  und 
soll:  dass  ihm  die  angegebene  Summa  aus  der  Feuer-Gasse,  nach  Befinden, 
wieder  vergütet  und  ersetzet,  und  er  also  durch  den  Verlust  seiner  Gebäude 
ausser  Schaden,  so  hoch  sich  neinlich  die  in  der  Feuer-Cassa  angegebene 
Summa  belaufet,  gesetzel  werde.  \.  Wenn  die  Regierung  oder  ein  Beamter 
finden  sollte,  dass  ein  oder  der  andere  seine  Gebäude  zu  hoch  in  die  Feuer- 
Gasse  angegeben,  und  solches  nach  geschehenem  Untersuch  wahr  befunden 
werden  sollte,  sollen  solche  Gebäude  auf  des  Possessoris  Kosten  taxiret,  und 
alsdann  nach  der  taxirten  Summa  in  dem  Feuer-Socieläts-Catastro  annotiret 
werden.  5.  Wann  in  einer  Stadt,  Ort  oder  Dorfe  ein  Feuer  entstanden, 
sollen  von  denen  verordneten  Gerichts-Personen  die  verunglückten  und  in 
Brand-Gasse  angegebenen  Gebäude  sofor!  besichtiget,  und  dabei  beurtheilet 
werden:  ob  selbige  auch  wirklich  so  viel  Schaden,  als  so  hoch  sie  in  der 
Brand-Gasse  angegeben  worden,  ganz  oder  nur  zum  Theil  gelitten?  6.  Soll 
hierauf  dasjenige  Amt  oder  Gerichte,  unter  dessen  Jurisdiction  der  Brand- 
Schaden  entstanden,  solchen  der  Regierung  längstens  binnen  8  Tagen  ein- 
berichten,  und  von  derer  Abgebrannten  Umständen  und  erlittenen  wirklichen 
Schaden,  auch  sonst  darbey  aufgegangenen  Kosten  und  gehabtem  Verluste  am 
Feuer-Geräthe,  gewissenhafte  Anzeige  und  Meldung  thun.  Sollen  aber  7.  unter 
denen  Abgebrannten  sich  einer  oder  mehrere  befinden,  so  ihre  dem  Feuer 
unterworfene  und  mitverunglückte  Gebäude  ganz,  oder  theils  dererselben  in 
der  Brand-Gasse  nicht  mit  angegeben  ?  Haben  die  Beamten  deren  in  ihrem 
zu  erstattenden  Berichte  zwar  mit  Erwehnung  zu  thun;  Es  bekommen  aber 
selbige  weder  aus  der  Brand-Casse,  noch  sonst  auf  eine  andere  Art,  wegen 
der  darinnen  nicht  angegebenen  Gebäude  die  geringste  Ersetzung. »  Der 
Beilritt  zur  Kasse  war  also  ein  freiwilliger.  Nach  jedem  Brande  wurde  der 
zur  Entschädigung  erforderliche  Geldbetrag  auf  die  Versicherten,  ausschliesslich 
der  Brandbeschädigten,  nach  Verhältnis  der  Versicherungssumme  umgelegt 
(verbleibende  Reste  zwangsweise  eingezogen)  und  sodann  an  die  Abgebrannten 
zum  Wiederaufbau,  wenn  nötig  in  Raten  nach  dem  Fortschreiten  des  Baues, 
ausgezahlt.  Die  früher  an  Abgebrannte  gewährten  Beneficia  und  Nachlässe 
an  Steuern  und  Diensten  fielen  weg,  auch  wurde  die  fernere  Erteilung  von 
Brandbriefen  an  Abgebrannte  untersagt.  Auch  der  Ersatz  der  Feuerlösch- 
Gerä tschaften,  welche  bei  dem  Brande  beschädigt  wurden,  aus  der  Brandkasse 
war  vorgesehen.  Den  Hypothekengläubigern  wurde  ein  Anrecht  auf  die 
Brandentschädigung  auch  für  den  Fall  eingeräumt,  dass  der  Besitzer  das 
Feuer  aus  Vorsatz  oder  grober  Unvorsichtigkeit  verursacht  und  dadurch  seinen 
Anspruch  verloren  hatte.  Uebrig  gebliebene  Materialien  wurden,  soweit  ihr 
Wert  nicht  den  vierten  Teil  der  Versicherungssumme  erreichte  dem  «Ab- 
gebrannten ratione  seines  anderen  etwa  gehabten  Verlustes  überlassen. »  Die 
Kasse  wurde  von  den  Landesbehörden  verwaltet  und  genoss  Gebühren-  und 
Sportelfreiheit.  1820  wurde  die  Versicherung  von  Gebäuden  bei  ausländischen 
Anstalten  ausdrücklich  verboten,  die  Freiwilligkeit  des  Beitritts  zur  Landes- 
Brandkasse  aber  aufrecht  erhalten.  1820  wurde  die  Versicherung  hart 
gedeckter  Gebäube  auf  J/,,  weich  gedeckter  auf  */,  des  Taxwertes  beschränkt 
und  die  Abhaltung  periodischer  Taxrevisionen  angeordnet,  auch  die  künftige 
Herstellung  von  Stroh-  oder  Schindeldächern,  sowie  das  Unterlegen  von 
Strohdocken  unter  die  Dachziegel  verboten.  Durch  die  Gesetze  von  183i 
und  '1850  wurden  jährliche  regelmässige  Beiträge  und  zur  Abstufung  der- 
selben nach  der  Gefahr  eine  Gebäudekla.*silikation  eingeführt  (I.  Klasse: 
massiv  mit  hartem  Dach,  II. :  Fachwerk  mit  hartem  Dach,  III.:  weiches 
Dach,  IV.:  feuergefährliche  Gewerbe),  auch  wurden  weich  gedeckte  Gebäude 
wieder  bis  zu  3/t  des  Wertes  versichert.  Von  1857  bis  1807  war  die  Kasse 
bei  der  Leipziger  Feuerversicherungsanstalt  zur  vollen  Höhe  des  gesamten 
Versicherungsliestandes  rückversichert.  Sie  hatte  1850  eine  Versicherungssumme 
von  7'/,,  1807  von  II  Millionen  Thalern  und  wurde  Anfang  1808  mit  der 
Landes-Bratidkasse    für   Dc^sau-Cölhen   verschmolzen.    —    Die  Dessauische 
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Landes-Brandkasse  wurde  durch  fürstliche  Verordnung  vom  19.  April  1762 
errichtet.  Ihre  Einrichtungen  entsprachen  denjenigen  der  Bernhurger,  abgesehen 
von  den  nachfolgenden  Abweichungen.  Ks  wurde  Versicherungszwang  ein- 
geführt. Jedes  Gebäude  musste  zur  Hälfte  des  eigentlichen  Wertes  versichert 
werden,  welcher  durch  den  Eigentümer  selbst  aber  unter  Kontrolle  der 
Behörden  festgesetzt  wurde.  Für  Schmieden,  Back-  und  Brauhäuser  wurden, 
um  sie  wegen  ihrer  grösseren  Feuergefahr! ichkeit  mit  einem  höheren  Beitrage 
zu  belegen,  der  Hälfte  des  Wertes  noch  50  Thaler  hinzugesetzt.  Die  Brand- 
schäden sowie  die  Schäden  an  den  Gebäuden,  welche  zur  Hemmung  oder 
Tilgung  des  Feuers  ganz  oder  zum  Teil  niedergerissen  worden  waren, 
wurden  durch  die  Behörden  festgestellt  und  die  Vergütungen  dafür  nach 
Verhältnis  der  Versicherungssumme  bemessen.  Jeder  Brandschaden  wurde 
dann  auf  die  gesamte  Versicherungssumme  umgelegt  und  hierbei  die  Ab- 
gebrannten selbst  nicht  ausgeschlossen.  Wenn  sich  die  Brandsteuer  in  einem 
Jahre  höher  als  1  Prozent  der  Versicherungssumme  stellte,  wurde  der  Mehr- 
betrag erst  in  den  folgenden  Jahren  aufgebracht.  Da  sich  bald  nach  Errich- 
tung der  Kasse  bei  mehreren  Bränden  ergab,  dass  die  Versicherungssummen 
in  zahlreichen  Fällen  zu  niedrig  eingezeichnet  worden  waren,  wurde  in  mehreren 
Verordnungen  zur  angemessenen  Einzeichnung  ermahnt.  1799  wurde  zugelassen, 
Gebäude  schon  vor  oder  während  des  Aufbaues  auf  Grund  eines  Anschlags 
zu  versichern.  18*27  wurde  eine  neue  Brandkassen-Ordnung  eingeführt,  nach 
welcher  jedes  Gebäude  nicht  über  den  wahren  Bauwert  und  nicht  unter  der 
Hälfte  desselben  sondern  innerhalb  dieser  Grenzen  bei  der  Landes-Brandkasse 
versichert  werden  musste,  und  die  Versicherung  von  Gebäuden  bei  aus- 
wärtigen Versicherungsanstalten  verboten  wurde.  Eine  geringere  oder  grössere 
Feuersgefahr  wurde  in  der  Weise  berücksichtigt,  dass  für  besonders  ver- 
sichertes Mauerwerk  nur  der  vierte  Teil  des  regelmässigen  Beitrags,  dagegen 
für  Gebäude  mit  feuergefährlichem  Gewerbebetriebe  10  Prozent  und  für  weich 
gedeckte  Gebäude  25  Prozent  über  den  regelmässigen  Beitrag  erhoben  wurden. 
Diese  Beitragszuschläge  wurden  indess  zur  Bewilligung  von  Beihülfen  zur  Abschaffung 
von  Strohdächern  und  zur  Aufführung  von  Brandgiebeln  an  gefährdeten  Stellen  ver- 
wendet. 1857  wurde  die  Dessauer  Anstalt  mit  der  Cöthener  zur  I^indes-Brandkasse 
für  das  Herzogtum  Anhalt-Dessau-Göthen  vereinigt.  —  Die  Feuer- Assekuranz-Sozietät 
für  das  Fürstentum  Anhalt  -  C  öt  h  en  wurde  durch  fürstliches  Beglement  vom 
10.  Juni  1770  mit  Versicherungszwang  für  die  Gebäude  ins  Leben  gerufen. 
Die  Bestimmungen  dieses  Beglements  entsprachen  im  allgemeinen  denjenigen 
der  Dessauer  Verordnung  von  1702  und  bestanden  in  Kraft  bis  1857,  in 
welchem  Jahre  die  Cöthener  Anstalt  mit  der  Dessauer  vereinigt  wurde.  — 
Die  Brandkassen-Ordnung  für  das  Herzogtum  Anhalt-Dessau-Cöthen  vom 
16.  Januar  1857  hielt  den  Versicherungszwang  für  die  Gebäude  (bis  zur 
Höhe  des  Wertes  und  mindestens  zur  Hälfte  desselben)  auch  fernerhin  auf- 
recht, schloss  aber  diejenigen  Gebäude  aus,  in  welchen  Gewerbe  mit  besonders 
hoher  Feuersgefahr  betrieben  wurden.  Für  die  übrigen  Gewerbe  wurde  ein 
besonderer  Beitragstarif  aufgestellt  und  die  gewöhnlichen  Gebäude  wurden  nach 
der  Bauart  in  3  Klassen,  wie  oben  für  Bernburg  angegeben,  mit  verschiedenen 
Beiträgen  eingeteilt.  Die  Gebäudetaxen  mussten  von  vereidigten  unparteiischen 
Bauwerksmeistern  aufgestellt  werden.  Auch  Schäden  durch  nicht  zündenden 
Blitzschlag  wurden  fortan  vergütet.  Die  Verwaltung  der  Anstalt  durch  die 
Landesbehörden  und  die  Wiederaufbaupflicht  blieben  bestehen,  die  Rechte  der 
Hypothekengläubiger  auf  die  Brandentsdiädigung  wurden  aufrecht  erhalten.  Die 
Dessau-Cöthener  Landes-Brandkasse  hatte  1X57  eine  Versicherungssumme  von 
24'/,  und  1867  von  3')  .Millionen  Thalern.  Durch  Verschmelzung  der  Bernburger 
Landes-Brandkasse  mit  ihr  entstand  Anfang  1868  die  Herzoglich  Anhaltische 
Landes-Brandkasse,  welche  das  ganze  jetzige  Herzogtum  Anhalt  umfasst.  Die 
dieselbe  begründende  Brandkassen-Ordnung  vom  2.  Februar  1807  entspricht  im 
allgemeinen  derjenigen  für  Dessau-Cöthen  von  1857  und  besteht  mit  einigen 
Abänderungen  noch  jetzt.    Nach  derselben  waren  zunächst  sämtliche  Gebäude 
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zum  vollen  Werte  ihres  baulichen  Zustande*  zu  versichern.  Die  ordentlichen 
Beiträge  Meiden  halbjährlich,  aus>crordcntliche  nach  Bedarf  eingezogen.  1869 
wurde  bestimmt,  dass  sämtliche  Gebäude  mindestens  zu  V4  aber  nicht  über  den 
vollen  Wert  ihres  baulichen  Zustandes  hinaus  zu  versichern  sind.  Seit  1885 
werden  auf  die  Brand kasse  auch  diejenigen  Schäden  übernommen,  die  durch 
Explosion  des  in  den  versicherten  Gebäuden  zur  Anwendung  kommenden  Be- 
leuchtungsgases, auch  wenn  dieselbe  keinen  Brand  verursacht  hat.  entstanden  sind. 
Der  Versicherungsbestand  der  Anstalt  stieg  von  48' /4  Millionen  Thalern  oder  rund  1 45 
Millionen  Mark  im  Jahre  1868  auf  375  Millionen  Mark  im  Jahre  1897.  Von  An- 
fang 1869  ab  bis  3'J.  Juni  1895  war  die  Anstalt  zur  vollen  Höhe  ihres  Versiche- 
rungsbestandes bei  der  Magdeburger  Feuerveraieherungs-Gesellschaft,  seitdem  aber 
überhaupt  nicht,  rückversichert.  Die  Anstalt  besitzt  (1897)  einen  Reservefonds 
von  351»  132  Mark. 

-  br.  - 


Anker 

gebrochen,  als  Abnutzung.    Siehe  «Alter  des  Schiffes». 


Ankerketten 

Abzüge  dabei.    Siehe:  «Materialschaden  an  Schiffen». 


Ankerung 

an  einer  hoehgefährliclien  Stelle  im  Halen.    Siehe:  a Anzeigepflicht». 


Ankunft 

Siehe  :  «  Behaltene  Ankimlt  ->. 


Ankunft 

von  versicherten  Gütern  bei  laufender  Police. 
Siehe:  «Laufende  Police». 


Anlaufen 

verx-hirdener  Hülm  oder  Kh. ■detvien.    Siehe    ..<!•>< -al.-nlahrl  und  Luiladung» 
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Anlegung 

der  Gelder  der  Versicherungseinrfchtungen. 

Die  Reichsversicherungesetze  mussten  besondere  Vorschriften  dafür  geben,  in 
welcher  Weise  die  grossen  Summen  anzulegen  sind,  welche  behufs  Durchführung 
der  Arbeiterversicherung  bei  den  Versicherungseinrichtungen  (Krankenkassen, 
Berufsgenossenschaften,  Versicherungsanstalten)  zusammenkommen. 

Zunächst  sind  die  Kinnahmen  und  Ausgaben  von  allen  solchen  Verein* 
nahmungen  und  Verausgabungen,  welche  den  Zwecken  der  Versicherungein- 
richtung fremd  sind,  getrennt  festzustellen;  sodann  sind  die  Bestände  gesondert 
zu  verwahren  und  endlich  dürfen  verfügbare  Gelder  nur  in  öffentlichen  Spar- 
kassen oder  wie  die  Gelder  bevormundeter  Personen  angelegt  werden.  Wie 
letzteres  zu  geschehen  hat,  bestimmt  das  einzelstaatliche  Vormundschaftsrecht 
(z.  B.  Preussische  Vorraundschafts-Ordnung  vom  5.  Juli  1875,  Gesetzsammlung 
S.  431,  §39),  vom  7.  Januar  1900  ab  für  ganz  Deutschland  das  bürgerliche  Ge- 
setzbuch vom  18.  August  1896  §§  1806  ff.;  soweit  solche  Vorschriften  über- 
haupt oder  einstweilen  fehlen,  kann  die  Anlegung  verfügbarer  Gelder  in  Schuld- 
verschreibungen erfolgen,  welche  das  Reich,  ein  Bundesstaat  oder  das  Reichsland 
Elsass-Lothringen  mit  gesetzlicher  Ermächtigung  aasgegeben  oder  deren  Ver- 
zinsung sie  gesetzlich  garantiert  haben,  oder  auch  in  Schuldverschreibungen, 
welche  von  deutschen  kommunalen  Korporationen  (Provinzen,  Kreisen,  Ge- 
meinden u.  s.  w.)  oder  von  deren  Kreditanstalten  ausgestellt  und  entweder  seitens 
der  Inhaber  kündbar  sind  oder  einer  regelmässigen  Amortisation  unterliegen; 
auch  verzinsliche  Anlegung  bei  der  Reichsbank  ist  statthaft.  (Vergl.  Kranken- 
versicherungsgeselz vom  15.  Juni  1883,  §  40,  Absatz  I,  III  und  IV,  Unfallver- 
sicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884,  §  76,  land-  und  forstwirtschaftliches  Unfall- 
versicherungsgesetz  vom  5.  Mai  1886,  §  85,  Bau-Unfallversieherungsgesetz  vom 
11.  Juli  1887,  §  4M,  Abs.  III,  §  48,  Abs.  1,  Sec-Unfallversicherungsgesclz  vom 
13.  Juli  1887,  §  88,  Invalidität«-  und  Altersversichcrungsgesetz  vom  22.  Juni  1889, 
§  129,  Abs.  1). 

Dazu  treten  für  die  Krankenversicherung,  die  Bau-Unfallversicherung  und 
die  Invalidität.-;-  und  Altersversicherung  noch  folgende  Sonderbestimmungen :  Die 
Niederlcgung  von  Wertpapieren  erfolgt  nach  Krankenversicherungsgesetz,  §  40, 
Abs.  II  (sofern  es  um  dauernde  Anlegung  des  Kassenvermögens  handelt) 
hei  der  Aufsichtsbehörde  oder  nach  deren  Anweisung;  nach  Bau-L'nfallversiehe- 
rungsgesetz §  43,  Abs.  I  (einschliesslich  der  Niederlegung  verfügbaren  Bargeldes) 
und  nach  Invaliditäls-  und  Altersversicherungsgesetz  §  129,  Absatz  II  (hier  laut 
näherer  Bestimmung  der  I,andescentralbehörde)  bei  einer  zur  Aufbewahrung  von 
Geldern  oder  Werlpapieren  befugten  öffentlichen  Behörde  oder  Kasse.  Sodann 
darf  nach  Krankenversicherungsgeselz,  §  40,  Abs  V,  die  Centralbehörde  die 
Anlegung  verfügbarer  Gelder  in  andern  als  den  obigen,  der  pupillarischen 
Sicherheil  entsprechenden  zinstragenden  Papieren  sowie  die  vorübergehende  An- 
legung zeitweilig  verfügbarer  Betriebsgelder  bei  andern  als  den  oben  genannten 
Kreditanstalten  widerruflich  gestatten  Endlich  nimmt  das  Invalidiläts-  und 
Altersversicherungsgesetz,  §  129,  Abs.  II,  Rücksicht  darauf,  dass  der  Geldmarkt 
durch  übergrosse  Nachfrage  nach  pupillarisch  sicheren  Papieren  ungebührlich 
gestört  werden  könnle  und  dass  möglichenfalls  die  vorhandenen  Papiere  der 
Nachfrage  nicht  geniigen;  es  bestimmt  demzufolge,  dass  die  Gelder  der  Ver- 
sicherungsanstalten auch  in  anderen  zinstragenden  Papieren  oder  in  Grund- 
stücken angelegt  werden  dürfen,  jedoch  nur  bis  zum  vierten  Teile  des  Anstalts- 
vennögens,  wobei  dann  zugleich  gemeinnützige  Unternehmungen,  wie  der  Bau 
von  ArbeiterwohnunKcn ,  Krankenhäusern  und  Sanatorien,  gefördert  werden 
können  und  inzwischen  bereits  vielfach  gefördert  worden  sind:  diese  Anlegung 
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setzt  aber  voraus,  dass  der  Antrag  der  Versicherungsanstalt  genehmigt  wird 
durch  denjenigen  Kommunalverband  bzw.  durch  die  Landescentralbehörde  des- 
jenigen Bundesstaates,  für  welchen  die  Versicherungsanstalt  errichtet  worden  ist; 
diese  Genehmigung  ist  stets  widerruflich. 

Weyl. 


Anmeldung 

des  Arbeiterpersonals  und  der  Betriebe. 

(Nach  Reichsversicherungsreeht.) 

Die  Anmeldung  bildet  im  Reiehsversiehcrungsrechte  einen  Theil  der  wichtigen 
«Meldepflicht»  ;  sie  liegt  auf  den  Schultern  der  Arbeitgeber  und  betrifft  (abge- 
sehen von  einem  vereinzelten  Kalle  des  Invalidität«-  und  Altersversicherung» 
geset/es  vom  22.  Juni  1889  §  112  I  Zif.  2)  entweder  das  Arbeiterpersonal  oder 
die  Betriebe,  jenes  im  Krankenversicherungsrecht,  diese  im  Unfallversicherungs- 
recht. 

1.  Anmeldung  des  Arbeiterpersonals.  (Vgl.  Krankenversicherungsgesetz 
vom  15.  Juni  1883  49,  5"»,  81,  82  a).  Sie  begründet  nicht  etwa  (oder  doch 
nur  bei  freiwilliger  Selbstversicherung,  wo  jedoch  von  einer  Meldepflicht  keine 
Rede  sein  kann)  das  Versicherungverhältnis,  sondern  dient  nur  zur  Kontrole  über 
den  versicherunspflichtigen  Bestand  an  Kassenmitgliedern,  und  ist  auch  in  dieser 
Hinsicht  nur  vorgesehen  betreffs  der  bei  einer  Ortskrankenkasse  oder  bei  der 
Gemeindekrankenversicherung,  nicht  betreffs  der  bei  den  andern  Kassen  ver- 
sicherten Arbeiter.  Bei  der  Ortskrankenkasse  umfasst  sie  auch  eine  Anzeige  über 
die  Lohnverhältnisse,  weil  nach  diesen  die  Kassenbeiträge  und  Kassenleistungen 
abgestuft  sein  können.  Die  Anmeldung  muss  spätestens  am  3.  Tage  nach  Beginn 
der  Beschäftigung,  bezw.  Veränderung  der  Lohnverhältnisse  (bezw.  bei  diesbe- 
züglicher Bestimmung  des  Kassenslatuts  oder  der  Verwaltung  der  Gemeinde- 
krankenversicherung  am  letzten  Wochentage  der  Kalenderwoche,  in  welcher  vor- 
genannte Frist  abgelaufen  ist)  in  der  vom  Statut  bestimmten  Form  erfolgen, 
lieber  Vertretung  des  Arbeitgebers  in  der  Meldepflicht,  und  über  die  Meldestelle 
s.  sub.  «Arbeitgeber»;  desgl.  über  die  Ordnungsstrafen,  zu  denen  aber  noch  der 
Rechtsnachteil  tritt,  dass  der  Arbeilgeber  diejenigen  Unterstützungen  der  Ver- 
sicherungseinrichtung erstatten  muss,  welche  diese  dem  vor  der  Anmeldung 
erkrankten,  bezw.  entbundenen  Versicherlen  (resp.  dessen  Hinterbliebenen  oder 
Familienangehörigen)  gewähren  musste.  —  Ueber  Anmeldung  bisheriger  Mit- 
glieder eingeschriebener  Hilfskassen  im  besondern  (Anzeige  durch  den  Rech- 
nungsführer der  Hilfskasse  binnen  einem  Monat)  vgl.  Krankenversicherungsgesetz 
§  49  a.  —  Die  Anmeldepflicht  besteht  im  Allgemeinen  auf  Grund  des  Kranken- 
versieherungsgesetzes  selber  als  obligatorischer  Zwang  für  den  Arbeilgeber ;  von 
statutarischer  Einführung  abhängig  ist  sie  indessen  (Krankenversicherungsgesetz 
$  54  Abs.  I)  betreffs  der  «unständigen»  Arbeiter  (vgl.  auch  land-  und  forstwirt- 
schaftliches Unfall-  und  Krankenversieherungsgesetz  vom  5.  Mai  1880  §  142 
Abs.  V)  und  der  «Hausindustriellcn  ». 

2.  Anmeldung  der  Betriebe.  (Vgl.  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli 

1884  $5       38  Abs.  I,  104  Abs.  I,  NM  Zif.  2,  Ausdelmungsgesetz  vom  28.  Mai 

1885  t$  11,  Bao-Unfallvcrsielierungsgesel/.  vom  11.  Juli  1887  §§  15,  49  Abs.  11, 
See-Unfallversicherungsgeselz  vom  13.  Juli  1885  §§  43  Abs.  II,  118  Abs.  I.) 
Sie  hat  seitens  der  Betriebsunlernehnier  zu  erfolgen  behufs  Ermöglichung 
einer  Kontrole  der  Berufsgenosscnschaft  über  den  Bestand  der  ihr  zugehörigen 
versieherungspfliehtijien  Unternehmungen.    Der  Betriebsunternehmer  hat  sie  in 
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zwei  Exemplaren  binnen  einer  Woche  nach  der  Betriebseröffnung  (oder  dem 
späteren  Beginn  der  Versicherungspflicht  seines  Betriebes)  bei  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörde einzureichen,  welche  die  Anzeige  an  den  Vorstand  der  Berufs- 
genossenschaft weitergiebt.  Die  Anzeige  muss  Gegenstand  und  Art  des  Betriebes, 
Zahl  der  versicherten  Personen,  zuständige  Bcrufsgenossunschaft  und  Tag  der 
Betriebseröffnung  (bezw.  des  späteren  Beginnes  der  Versicherungspflicht)  anheben  ; 
sie  involviert  zugleich  eine  Pflicht  zur  Anzeige  solcher  Belriebsveränderungen  an 
den  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft,  welche  für  die  Zugehörigkeit  des  Betriebes 
zur  Genossenschaft  von  Bedeutung  sind,  und  ist  mit  Ordnungsstrafe  bis  300  Mark 
(bei  Angabe  eines  falschen  Tages  der  Betriebseröffnung  oder  des  späteren  Be- 
ginnes der  Versicherungspflicht  500  Mark)  bedroht.  —  Im  Gebiete  des  land- 
und  forstwirtschaftlichen  l'nfall Versicherungsgesetzes  (vom  5.  Mai  1886)  (§  40) 
erfolgt  die  Anzeige  von  Betriebseröffnungen  durch  die  Gemeindebehörde  unter 
Vermittlung  der  unteren  Verwaltungsbehörde,  von  Betriebsänderungen  nach 
Massgabe  des  Gcnosscnsehaftsstatuts  (§  48  Abs.  I  des  Gesetzes  ;  vgl.  $  |23  und 
wegen  anderweitiger  Regelung  durch  das  Landesrecht  §  110);  im  Gebiete  des 
See-Unfallversicherungsgesetzes  (vom  12.  Juli  1887)  43  Abs.  II,  45  Abs.  I) 
haben  die  Schiffsregister-  und  -Vermessungs-Behörden  die  Vermessungen  und  Ein- 
tragungen neuer  Fahrzeuge  sowie  die  Veränderungen  und  Löschungen  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  und  diese  dem  Vorstände  der  See  -  Benifsgenossenschaft 
anzuzeigen.  Vgl.  wegen  der  Betriebsanmeldung  genauer  Wevl,  Lehrbuch  des 
Reichsversicherungsrechts,  Leipzig  1884,  §  100  III  S.  403  ff. 

Weyl. 


Anmeldung 

der  Unterstützungsansprüche  des  Reichsversicherungsrechts. 

Sie  bildet  im  Krankenversicherungsrecht  und  im  Invalidität«-  und  Allersver- 
sicherungsrecht  die  notwendige  Voraussetzung  der  Unterstützung,  dagegen  im 
Unfallversicherungsrecht,  wo  die  Feststellung  des  Anspruchs  der  Regel  nach  von 
Amtswegen  erfolgt,  die  Ausnahme.  Feststellung  der  Unfallentschädigung  auf  den 
binnen  2  Jahren  nach  dem  Unfall  einzureichenden  Antrag,  tritt  nur  ein,  wenn 
die  Unfallsanzeige  oder  -Untersuchung  unterblieben  ist  oder  die  anspruchsberech- 
tigte Person  nicht  ermittelt  werden  konnte  oder  (in  diesem  Falle  ist  die  Ab- 
meldung nicht  bei  der  Berufsgenossenschaft,  sondern  bei  der  unteren  Verwal- 
tungsbehörde einzureichen),  wenn  der  Betrieb,  in  welchem  der  Unfall  sich 
ereignete,  keiner  Genossenschaft  zugewiesen  worden  war.  (Vgl.  Unfallver- 
sicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884,  §  50,  Ausdehnungsgesetz  vom  28.  Mai  1885 
§§  1  und  3,  Land-  und  Forstwirtschaftliches  Unfallversicherungsgesetz  vom 
5.  Mai  1880  §6i,  Bau-Unfallversicherungsgesctz  vorn  11.  Juli  1887  §  37  Abs.  1, 
See-Unlallversieherungsgesetz  vom  13.  Juli  1887  $  08  i.  —  Die  Anmeldung  des 
Anspruchs  auf  Krankenunterstützung  erfolgt  bei  der  Krankenkasse  (bezw.  Ge- 
meindekrankenversicherung i,  die  Anmeldung  des  Anspruchs  auf  Invaliden-  oder 
Altersrente  bei  der  für  den  Wohnort  des  Versicherten  zuständigen  unteren  Ver- 
waltungsbehörde t  für  Seeleute  beim  Seemann.samtc),  darf  formlos  (etwa  münd- 
lich zu  Protokoll)  geschehen,  setzt  aber  Einreichung  der  zum  Nachweise 
erforderlichen  Papiere  voraus,  namentlich  also  der  Quittungskarte  über  das 
Markenkleben  und  eines  Attestes  über  die  Invalidität  bezw.  des  Taufscheins. 
(Invalidität^-  und  Altersversicherungsgesetz  vom  22.  Juni  1887  §  75;. 

Weyl. 
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An  n  ahm  epflicht, 

in  der  Feuerversicherung,  ist  die  Pflicht  einer  Versicherungsanstalt,  jede  ihr 
angetragene  Versicherung  mit  Ausnahme  derjenigen  von  aussergewöhnlieh  grosser 
Fetiersgcfahr  (Pulverfabriken  u.  s.  w. )  anzunehmen.  Die  Annahinepflicht  besteht 
für  die  Gebäudeversicherung  im  Allgemeinen  bei  den  öffentlichen  Feuerver- 
sicherungsanstalten  nach  den  für  diese  massgebenden  Gesetzen.  Statuten,  Regle- 
ments u.  s.  w  ,  und  zwar  nicht  nur  bei  den  Anstalten  mit  Versicherungszwang 
i  siehe  diesen)  oder  mit  Monopol  siehe  dieses  i,  sondern  auch  bei  denjenigen, 
welche  mit  den  Privatgesellschaften  im  Wettbewerbe  stehen.  In  den  Reglements 
der  Anstalten  ist  entweder  ausdrücklieh  ausgesprochen,  dass  die  Anstalt  ver- 
pflichtet ist.  alle  Gebäude  in  Versicherung  zu  nehmen,  oder  es  sind  nur  die 
jenigen  sehr  feuergefährlichen  Gebäudearten  einzeln  aufgeführt,  welche  sie  aus- 
schlicsscn  darf.  Da  unter  letzteren  bei  verschiedenen  Anstalten  auch  die 
Gebäude  sich  befinden,  «r  welche  durch  feuerpolizeiwidrige  Einrichtungen,  schlechte 
Feuerungsanlagen,  schlechte  Bauart  oder  sonstige  I  nistände,  die  auch  in  der 
Persönlichkeil  oder  Handlungsweise  des  Versicherten  oder  der  Bewohner  des 
Gebäudes  ihre  Begründung  finden  können,  einen  außergewöhnlichen  Grad  der 
Feuersgefahr  oder  des  V  erfalls  darbieten  so  bestreiten  die  Privatgesellschaften 
die  Annahmepflicht  dieser  Anstalten,  weil  auf  Grund  einer  solchen  Bestimmung 
sehr  viel  Versicherungen  abgelehnt  werden  könnten.  Die  öffentlichen  Anstallen 
weisen  demgegenüber  darauf  hin,  dass  eine  solche  diskretionäre  Befugnis,  in 
gewissen  Fällen  den  Antragsteller  auch  aus  persönlichen  Gründen  zurückzu- 
weisen, für  die  Verwaltung  nicht  zu  entbehren  sei,  da  man  z.  B  Jemanden,  den 
man  aus  gewichtigen  Gründen  der  Brandstiftung  für  verdächtig  halte,  dies  nicht 
ins  Gesicht  sagen  könne,  dass  aber  von  der  Bestimmung  nur  in  äusserst 
seltenen,  dringlichen  Fällen  Gebrauch  gemacht  werde  und  dabei  dem  Abge- 
lehnten auch  die  Berufung  an  ganz  unparteiische  Stellen  offen  stehe,  dass  also 
bei  diesem  beschränkten  Ausschliessungsrechle  die  Annahmepflicht  doch  that- 
sächlich  bestehe  und  ausgeübt  werde.  Dies  ergebe  auch  eine  Prüfung  des  Ver- 
sicherungsstockes der  öffentlichen  Anstalten,  welche  erhebliche  Bestände  der 
ungünstigeren  Gebäudeklassen  in  Deckung  haben.  Letzteres  sei  namentlich  auch 
in  den  Landesteilen  der  Fall,  wo  sie  sich  im  Wettbewerbe  mit  den  Privatgesell- 
schaften befinden,  welche  einen  Versicherungsantrag  überhaupt  ohne  weiteres 
ablehnen  dürfen  ( Ablehnungsreeht  i  und  daher  nicht  blos  die  an  sich  nicht 
wünschenswert  erscheinenden  Versicherungen,  sondern  auch  gute  Versicherungen, 
die  in  Gebäudegruppen  liegen,  in  welchen  sie  schon  in  gewisser  Höhe  beteiligt 
sind,  zurückweisen  können  (Auswahl  der  Risiken  i.  Hinsichtlich  der  Mobiliar- 
versicherung besteht  die  Annahmepilicht  nur  bei  einer  öffentlichen  Anstalt,  der 
Brandversicherungs-Anstalt  des  schweizerischen  Kantons  Waadl  (siehe  diese  i, 
welche  übrigens  auch  die  einzige  Ansialt  ist.  die  den  Versicherungszwang  für 
die  Mohiliar\crsichcrung  besitzt,  indem  nach  gesetzlicher  Vorschrift  alle  im 
Kanton  Wohnenden  das  in  ihrem  Besitze  befindliche  Mobiliar  bei  ihr  zur  Ver- 
sicherung bringen  müssen.  —  br.  — 

Annahme 

der  Ehrenämter  des  Reichsversicherungsrechts. 

Kin  Zwang  zur  Annahme  der  Khren.'imter  besteht  insoweit,  als  die  Ablehnung 
an  bestimmte  Kritschuldigimg-grüudc  gebunden  und  unberechtigte  Ablehnung  mit 
Rechlsnacbleilen  verknüpft  i>t.    Siehe  Genaueres  sub  «Ablehnung». 

Weyl. 
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Anrechnung 

von  Krankheit  und  militärischer  Dienstleistung  auf  die  Wartezeit 

Das  Invaliditäls-  und  Altersversicherungsgesetz  vom  22.  Juni  1880  <§§  17,  18, 
28,  89t  hält  den  Versicherten  du«  Krankheits-  und  militärischen  Dienstzeiten  zu 
(Jute,  indem  es,  obgleich  sie  während  derselben  keine  Beitragsmarken  einzu- 
kleben haben,  ihnen  diese  Perioden  dennoch  auf  die  für  den  Rentenbezug 
fixierte  Wartezeit  (von  5  Jahren  betreffs  der  Invaliden-  und  :J0  Jahren  betreffs 
der  Altersrente)  in  Anrechnung  bringt.  Doch  darf  es  sich  nicht  um  lediglich 
vorübergehende  Arbeits-  und  Dienstverhältnisse  oder  um  Krankheit  von  weniger 
als  siebentägiger  Dauer  oder  um  selbstverschuldete  Krankheit  !  Zuziehung  der- 
selben durch  Vorsalz,  bei  Begehung  eines  strafgerichtlich  festgestellten  Verbrechens, 
durch  schuldhafte  Beteiligung  an  Schlügereien  oder  Raufhändeln,  durch  Trunk- 
fälligkeit  oder  geschlechtliche  Ausschweifungen)  handeln;  auch  bleibt  die  ein 
Jahr  übersteigende  Dauer  der  Krankheit  unberücksichtigt  und  endlich  müssen 
Krankheit  bezw.  Militärdienst  bescheinigt  werden,  letzterer  durch  Vorlegung  der 
Mililärpapiere,  erstere  durch  Attest  der  Krankenkasse  bezw.  Gemeindebehörde  bezw. 
der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Personals  in  Reichs-  oder  Staatsbetrieben. 
—  Kür  Berechnung  der  Rentenhöhe  wird  alsdann  diese  fiktive  Beitragszeit  mit 
0  Pfg.  pro  Woche  i  Lohnklasse  II»  in  Ansatz  gebracht  und  der  auf  die  Dauer 
militärischer  Dienstleistung  entfallende  Teil  der  Rente  vom  Rechnungsbnreau 
des  Reichsversiehcrungsamtes  dem  Reichsliskus  zur  Last  gelegt. 

Wayl. 


Anschaffungswert. 

(Versicherungsreeht,  Sachversicherung),  darf  in  bestimmten  Fällen  als  Ver- 
sicherungswert betrachtet  werden,  dessen  Ermittlung  für  jede  einzelne  Ver- 
sicherungsart nach  bestimmten  Grundsätzen  unumgänglich  ist,  um  eine  sichere 
Basis  für  die  Bestimmung  der  Versicherungssumme  zu  gewinnen.  Für  gewöhnlich 
gilt  als  Versicherungswert  derjenige  Wert,  welchen  das  versicherbare  Interesse 
zur  Zeit  des  Vertragsabsc  hlusses  an  jenem  Orte  hat,  in  welchem  sich  der  zu 
versichernde  Gegenstand  befindet  (Preuss.  Allg,  Landr.  IF,  8  §  198'»  «der  gemeine 
Wert  zur  Zeit  des  abgeschlossenen  Vertrages»,  —  hiermit  dem  Wesen  nach 
übereinstimmend  Artikel  7W,  HOJ  H.-G.-R).  Legi  der  Versicherungsnehmer  diesen 
Wert  der  Ermittlung  der  Versicherungssumme  zu  Grunde,  so  wird  er  in  den 
meisten  Fällen,  namentlich  aber  in  jenen  Gebieten  allen  Vorwürfen  oder  An- 
ständen entgehen,  in  denen  die  sogenannte  l'cbcrversiclierung  mit  Strafe  oder 
irgendwelchen  Rechtsnachteilen  bedroht  ist.  Es  kann  jedoch  Fälle  gehen,  in  denen 
ihm  mit  der  Annahme  des  gegenwärtigen  Wertes  des  zu  versichernden  Gegen- 
standes nicht  gedient  ist,  vielmehr  der  von  ihm  intendirte  Zweck  der  verständigen 
Sicherung  nur  durch  Ermittlung  des  Versicherungswertes  auf  einer  andern  Grund- 
lage erreichbar  ist.  Als  ein  solcher  darf  sohin  der  A  n  sc  Ii  a  f  fu  ngs  w  e  r  t  gelten,  selbst 
dann,  wenn  der  derzeitige  <objediv  festgesetzte)  Verkaufswert  etwa  mehr  weniger 
hinter  ihm  zurückbleibt.  Da  nämlich  unter  den  versicherbaren  Sachen  auch 
solche  sich  befinden,  weh  he  der  unausgesetzten  —  wenn  auch  nur  allmäligen 
und  zuweilen  nicht  beträchtlichen  —  Ih  rabittiuderung  ihres  Wertes  ausgesetzt 
sind,  nämlich  infolge  von  Abnutzung  bei  der  Gcbrauchnahme  (wie  das  Haus- 
und Ziminergeräle  aller  Art)  oder  wegen  Aenderung  der  Auffassung  über  ihre 
Brauchbarkeit  (wissenschaftliche  Werke.  Gold-  und  Silbersachen,  u.  dgl.  in.),  so 
kommt  diesem  Momente  gegenüber  in  Betracht,  dass  diese  Gegenstände  trotzdem 
dem  Versicherungsnehmer  nach   wie  vor  in  gleicher  Weise  nützlich  sind,  und 
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zwar  häufig  sein  ganzes  Leben  hindurch,  —  so  dass  ihm  die  Annahme  des 
gegenwärtigen  Verkaufswertcs  als  Grundlage  der  zu  ermittelnden  Versicherungs- 
summe unmöglich  convenieren  könnte.  In  solchen  Fällen  muss  es  dem  Ver- 
sicherungsnehmer gestattet  sein,  den  AnschafTungswert  als  Basis  der  Versiche- 
rungssumme anzusetzen,  beispielsweise  bezüglich  seiner  Möbel,  sonstiger  Zimmer- 
und  Küeheneinriehtung  u.  dgl.,  obzwar  er  dieselben  vor  längerer  Zeit  aus  Eigenem 
angeschafft  und  fortwährend  benutzt  hat,  —  oder  auch  denjenigen  Wert,  welcher 
der  Uebertragung  im  Erbswege  an  ihn  zu  Grunde  gelegt  wurde,  ohne  dass  er 
deshalb  allein  etwa  einer  L/eberversicherung  bezichtigt  werden  könnte.  Dieses 
Axom  ist  jedoch  unanwendbar  in  Hinsicht  derjenigen  Gegenstände,  welche  einen 
Ertrag  gewähren,  wie  z.  B.  Handelsschiffe,  Maschinen  aller  Art,  Einrichtungs- 
gegenstände  in  Gasthöfen  u.  dgl.  Diese  Gegenstände  sind  immer  nur  in  dem 
momentanen  Verkaufswerte  anzusetzen,  weil  sie  jederzeit  in  dem  für  den 
ungehemmten  Fortbetrieb  des  Geschäftes  nöthigen  guten  Stande  erhalten,  in 
Abgangs-  oder  Zerstörungsfällcn  verzugslos  ersetzt  werden  müssen,  —  weil  ferner 
die  heutigen  Grundsätze  einer  geregelten  Wirtschaftsführung  verlangen,  dass 
alljährlich  eine  Teilquole  des  Wei  tes  zur  Abschreibung  gelange  und  eine  Teilquote 
des  Ertrages  behufs  Bildung  eines  Ersatzfondes  zurCompletierung  der  ausrangierten 
Stücke  jahrjährlich  reserviert  werde.  Vergleiche  auch  die  Artikel:  Versiche- 
rungssumme, Versicherungswert  überhaupt,  Gesundwert  u.  s.  f. 


Quellen: 

Rasch  :  Zur  Frage  des  Versicherungswertes  in  der  Feuer- Versicherung  1892, 
—  Mataja:  Das  Recht  des  Schadensersatzes  1888,  —  liecker:  Zur  Lehre 
von  der  rechtlichen  Natur  des  Versicherungsvertrages,  1804,  u.  a.  m. 

Roztocil. 


Anschlag 

nennt  man  in  der  Hagelversicherung  bei  Feststellung  der  Hagelschäden  die 
Spuren,  welche  die  Hagelkörner  durch  ihr  erstes  Aufschlagen  auf  die  Ernte- 
früchte  an  denselben  hervorrufen  und  zurücklassen.  Ganz  grosse  Hagelkörner 
verursachen  unregelmässig  gezackte  oder  gesternte  Flecken,  weniger  grosse 
Körner  länglich  runde,  kleine  Körner  kreisrunde  Flecken.  Die  Flecken  sind  von 
weisslicher,  später  grauer  und  gelbbrauner  Farbe  und  an  grünen,  saftreichen 
Pflanzen  leichter  zu  erkennen  als  an  reiferen  und  daher  meist  schon  gelblich 
gefärbten.  Doch  zeigt  sich  auch  dann  die  Wirkung  des  Anschlags  an  den 
geknickten  und  zerfetzten  Hahnen,  ausgeschlagenen  Früchten,  abgeschlagenen 
Aehrcn,  Dolden,  Beeren.  Trauben  und  an  den  durchlöcherten  und  zerfetzten 
Blättern.  Der  Anschlug  lindet  sich  immer  nur  auf  der  Seile,  von  welcher  das 
Wetter  hergekommen  ist,  und  knickt  die  oberen  Teile  der  Halme  nach  dieser 
Seite  hin.  wogegen  durch  Wind  und  Regen  geknickte  Halme,  wenn  sie  nicht 
schon  vorher  eine  Drehung  erfahren  haben,  in  der  Wetter-  und  Windrichtung 
liegen.  Kür  die  Beurteilung,  ob  die  Verwüstung  eines  Feldes  auf  Hagelschlag 
zurückzuführen  ist  oder  nicht,  gilt  als  Hauptregel:  Ohne  «Anschlag»  kein  Hagel 
und  Anschlag  nur  auf  der  Wetterseite.  (Vergl.  auch  den  Art.  «Hagelschaden- 
Abschaffung  M  —  br.  — 
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Die  wichtigsten  Produkte  des  Ackerbaues  im  gemässigten  Klima  sind  die  Ge- 
treidearten;  diese  nehmen  dementsprechend  auch  den  weitaus  grössten  Teil  des 
Ackerlandes  ein  und  auf  ihnen  basiert  der  Hauptertrag  der  meisten  Wirtschaften. 
Dies  involviert  ein  reges  Bedürfnis  für  jeden  vorsichtigen  Landwirt,  gerade  diese 
Früchte  gegen  Hagelschlag  zu  versichern.  Nächst  den  Uetreidearten  sind  Hülsen- 
und  Oelfrüchte,  die  Kartoffeln  und  Rüben  die  wichtigsten  und  deshalb  am 
meisten  Ackerland  in  Anspruch  nehmenden  Bodenerzeugnisse.  Die  Kartoffeln, 
Runkel-  und  Zuckerrüben  kommen  aber,  obwohl  sie  einen  relativ  grossen  Teil 
der  Gesamtackerfläche  einnehmen,  für  die  Hagelversicherung  wenig  in  Betracht, 
weil  bei  ihnen  die  Feststellung  des  Verlustes,  speziell  bei  Zuckerrüben,  des  so 
wichtigen  Qualitäts-Verlustes,  in  den  meisten  Fällen  eine  mehr  oder  minder 
imaginäre  sein  muss. 

Jm  Allgemeinen  werden  jene  Früchte  den  grössten  Prozentsatz  zur  Hagel- 
versicherung stellen,  welche  für  das  Gros  der  Wirtschaften  die  wichtigsten  sind 
und  an  denen  ein  etwaiger  Hagelschaden  mit  einiger  Sicherheit  ermittelt  werden 
kann,  was  z.  B.  bei  den  für  manche  Gegenden  bedeutungsvollen  Futtergräsern 
auf  Wiesen  und  Weiden  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  ist. 

Ausser  diesen  Gesichtspunkten  ist  für  die  Anteilnahme  der  einzelnen  Frucht- 
gattungen an  der  Hagelversicherung  noch  deren  verschiedene  Ilagelempfindlich- 
keit massgebend,  und  zwar  wird  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  eine  Frucht- 
gattung in  um  so  höherem  Masse  versichert  werden,  je  emplindlicher  sie  gegen 
Hagelschlag  ist.  Mit  der  Hagelempfindlichkeit  der  Fruchtarten  steigt  allerdings 
auch  die  prozentuale  Versicherungsprämie,  und  damit  wird  dem  durch  die 
Hagelempfindlichkeit  bedingten  Versicherungsbedürfnis  ein  Gegengewicht  ent- 
gegengesetzt, das  oft  schwerer  in  die  Wagschale  fällt  und  die  Landwirte  an  der 
Versicherung  hindert,  wie  das  z.  B.  bei  dem  an  sich  sehr  hagelempfindlichen 
Weinstocke  der  Fall  ist. 

Dem  durch  wirtschaftliche  Gründe  veranlassten  besonders  hohen  Ver- 
sicherungsbedürfnisse der  Getreidearten,  Hülsen-  und  Oelfrüchte  wird  von  den 
Landwirte  auch  gebührend  Rechnung  getragen.  Eine  Statistik  über  den  that- 
sächlichen  Anteil  der  einzelnen  Fruchtarten  in  der  Hagelversicherung  steht  nur 
für  das  Königreich  Sachsen  zur  Verfügung.  * 

Darnach  entfielen  bei  vier  der  grössten  dort  vertretenen  Hagelversicherungs- 
Gesellschaften  während  der  Jahre  1875—1879  von  je  100  Mark  Versicherungs- 
summe auf: 


Nun  nehmen  allerdings  die  Gelreideartcn  und  die  Hülsenfrüchte,  was  den 
Umfang  des  Anbaues  anbelangt,  weitaus  die  erste  Stelle  unter  allen  Fruchtarten 


•  v.  Langsdorf  »Hie  Landwirtschaft  im  Königreich  Sachten*.  Dresden  1885. 


Getreide  und  Hülsenfrüchte . 

Oelfrüchte  

Flachs   

Buchweizen  

Kartoffeln  

Handelsgewächse   .    .    .  . 
Klee-  und  Grassamen  . 
Runkel-  und  Zuckerrüben  . 

Hirse  

Wein  


96.97  7„ 
2.1(5  ,. 
0.39  „ 
0.214  ., 
0.196  „ 
0.144  „ 
0.027  „ 
0.018  „ 
0.004  „ 
0.002 
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ein,  so  dass  sie  schon  deshalb  den  grössten  Prozentsatz  der  Versicherungssumme 
repräsentieren  mussten,  doch  wäre  das  Verhältnis,  wenn  dieses  Moment  das  allein 
massgebende  wäre,  zwischen  dem  prozentualen  Anteil  an  der  Versicherungs- 
summe von  Getreide  und  Hülsefrüchten  einerseits  und  beispielsweise  von  Hack- 
früchten andererseits  ein  ganz  anderes,  als  es  thatsächlich  der  Fall  ist. 

Von  der  landwirtschaftlich  benutzen  Fläche  des  Königreichs  Sachsen  nehmen 
die  Getreidearien  und  Hülsenfrüchte  50.76%,  die  Hackfrüchte  15.30u/0  ein,  von 
welch'  letzteren  vielleicht  1.30%  auf  Kohl  etc.  entfallen.  Es  verbleiben  also 
für  Kartoffeln  und  Hüben  immer  noch  ca.  14°/0*  d.  h,  ca.  36%  der  Anbau- 
fläche für  Getreide  und  Hülsenfrüchte.  Was  den  Anteil  der  Versicherungssumme 
anbetrifft,  nehmen  aber  die  genannten  Hackfrüchte  nur  ca.  0.22%  =  ca.  den 
453.  Teil  des  Anteils  der  Getreidcarten  und  Hülsenfrüchte  ein.  Es  ist  dies  ein 
Beweis,  dass  im  Verhältnis  zur  Versicherungssumme  die  Gelreidearten  etc.  etwa 
-450  mal  mehr  versichert  werden  als  Hackfrüchte. 

Man  darf  wohl  annehmen,  dass  die  Verhältnisse  des  Königreichs  Sachsen 
im  Allgemeinen  typisch  sein  dürften  für  den  Durchschnitt  Deutschlands  und  im 
gewissen  Grade  auch  für  Mitteleuropa.  In  dem  grössten  Teile  des  Deutschen 
Reiches  werden  wohl  auf  im  .Mittel  07— 98°/0  der  gesamten  Versicherungssumme 
auf  Getreide,  Hülsen-  und  Oelfrüchte  entfallen. 

Bei  der  Schweizer  Hagelversicherungs-Gesellschaft  entfielen  während  der 
ersten  sieben  Jahre  allein  auf  Getreide  84%  der  gesamten  Versicherungssumme, 
dagegen  auf  Futtergräser,  welche  die  Hauptproduktion  der  schweizerischen  Land- 
wirtschaft mit  585  Millionen  Franken  im  Jahr  ausmachen,  insgesamt  nur  2.6u/0 
der  gesamten  Wertsumme. 

Zu  dem  gleichen  Resultate,  nämlich,  dass  mit  ganz  überwiegender  Mehrheit 
Gelreidearten,  Hülsen-  und  Oelfrüchte  den  Grundstock  der  Versicherungssumme 
bei  der  Hagelversicherung  ausmachen,  kommt  man  auch,  wenn  man  die  Anbau- 
fläche der  einzelnen  Fruchtarten  mit  der  versicherten  Fläche  in  Ver- 
gleich stellt. 

Folgende  Tabelle  giebt  hierüber  für  das  Königreich  Sachsen  Aufschluss : 


Fruchtgattung 

Einbau  1878 

Versicherte  Fläche 

ha 

ha 

"'o  der  Auf  die  betr  Frurht 
entfallende  Gfsumtfliclio 

45563 

26400 

57.90 

Roggen   

222073 

64800 

29.00 

3540S 

20150 

56.91 

Hafer  

173900 

59490 

34.19 

Getreide,  gemischt  .    .  . 

9203 

4190 

45.15 

14361 

2370 

16.50 

5(i4 

208 

40.21 

Oelfrüchte  

5373 

2427 

45.68 

Flachs  und  Hanf.   .    .  . 

4919 

733 

14.90 

4810 

697 

14.49 

Hirse  

104 

10 

0.10 

Klee  und  Gras  .... 

49G7 

66 

1.33 

Kartoffeln  

114760 

958 

0.83 

Runkel-  und  Zuckerrüben 

15035 

27 

0.18 

Handelspflanzen  .... 

653 

141 

21.59 

1282 

2 

0.16 

(Vcrgl.  auch  die  Artikel :  «Bedürfnis  gegen  Hagel  zu  versichern  b,  und 
«Ilagelgefahr  »). 

Nicolaus  Freiherr  von  Thuemen. 
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Antrag. 

Der  Antrag  zum  Abschlüsse  des  Vertrages  geht  regelmässig  vom  Versiche- 
rungsnehmer oder  von  dessen  Vertreter  aus.  Ausnahmsweise  erscheint 
der  Versicherer  als  Antragsteller,  indem  er  mittelst  Prospekten,  die  sich  in 
besondern  Fällen  (Reiseunfallversicherung,  Versicherung  durch  Tickets,  etc.) 
erkenntlich  als  verbindliche  Offerten  charakterisieren,  das  Vertragsoffert  stellt. 
Vergl.  dazu  das  Wort  «Prospekt».  In  der  Seeversicherung  stellt  gewöhnlich 
der  Makler,  als  Stellvertreter  des  Versicherungsnehmers,  den  Vertragsantrag  und 
besorgt  die  Abfassung  der  Polize.  Siehe  auch  das  Wort  «Makler».  —  In  der 
Binnenversicherung  wird  der  Vertragsantrag  meist  auf  (irund  gedruckter,  vom 
Versicherer  ausgegebener  Antragsformulare  gestellt.  Die  Antragsformulare 
sind  ganz  oder  teilweise  auch  Deklarationsscheine.  An  Hand  des  Antrags-  und 
Deklarationsformulares  hat  der  Antragsteller  eine  Reihe  für  den  Vertragsabschluss 
relevanter  Thatsachen  festzustellen.  So  namentlich  die  Art  der  Gefahr,  gegen 
deren  Folgen  Versicherung  begehrt  wird  ;  den  Gegenstand  des  Vertrages  —  das 
versicherbare  Interesse  —  ;  (neueslens  meist  auch)  die  Dauer  der  Versicherung, 
sowie  Art  und  Umfang  von  Leistung  und  Gegenleistung.  Weiter  hat  die  Deklaration 
in  allen  denjenigen  Versicherungsbranchen,  in  denen  eine  Kisikenauswahl  statt- 
findet, die  für  die  technische  Würdigung  der  Gefahr  erforderlichen 
Thatsachen  aufzuführen  —  sogenannte  Gefahrsdeklaration.  Vergleiche  über 
den  Rechtsgrund  und  den  Inhalt  dieser  Deklaration  das  Wort  «Anzeigepflicht» 
unter  Ziffer  I.  Regelmässig  hat  die  Gefahrsdeklaration  an  Hand  bestimmter,  im 
Deklarationsscheine  festgestellter  Fragen  des  Versicherers  zu  erfolgen,  lieber  die 
rechtliche  Bedeutung  des  sogenannten  Fragebogens  siehe  das  Wort  «Anzeige- 
pflicht» unter  Ziffer  1/2,  litt.  bb.  — 

Die  Frage,  wie  der  Vertragsantrag  beschaffen  sein  muss,  um  als  ver- 
bindliche Offerte  zu  gölten,  ist  nach  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  zu 
entscheiden.  Eine  bindende  Offerte  liegt  hiernach  vor,  wenn  der  Antrag  inhalt- 
lich so  bestimmt  ist.  dass  durch  Annahme  der  Offerte  unmittelbar  der  Vertrag 
fertig  wird.  Diese  Bestimmtheit  erfordert  grundsatzlich,  dass  der  Antrag  die 
wesentlichen  Vertragsmomente  enthält  oder  sie  in  anderer  Weise  sicher  erkennen 
lässt  (z.  B.  durch  Hinweis  auf  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen,  die 
Prämientarife,  etc.)  Doch  genügen  gemeinrechtlich  auch  solche  Anträge,  welche 
die  nähere  Feststellung  des  Vertragsinhaltes,  innerhalb  gewissen  Schranken,  dem 
Vertragsgegner  überlassen.  —  Ist  der  Vertragsantrag  nicht  verbindlich,  sei  es, 
dass  er  den  Erfordernissen  einer  bindenden  Offerte  nicht  genügt,  sei  es,  dass 
der  Antragsteller  eine  die  rechtsverbindliche  Kraft  ablehnende  Erklärung  («ohne 
Verbindlichkeit»,  «ohne  Obligo»,  etc.)  beigefügt  hat,  so  ist  erst  die  Erklärung 
des  Versicherers  als  Offerle  zu  »|iialifizieren.  — 

Ist  ein  verbindlicher  Vertragsanlrag  gestellt,  so  wohnt  ihm  eine  bestimmte, 
zeitliche  Verbindungskraft  inne.  Gemeinrechtlich  gilt  hierüber  folgen- 
des. Wird  ein  Antrag,  der  mündlich  (unter  «Anwesenden»  oder  «Gegenwärtigen») 
ohne  Bestimmung  einer  Erklärungsfrist  gestellt  ist,  nicht  sogleich  angenommen, 
so  ist  der  Antragsteller  nicht  weiter  gebunden.  Wird  dagegen  der  Antrag  ohne 
Bestimmung  einer  Erklürungsfrist  an  einen  Abwesenden  gestellt,  so  bleibt  der 
Antragsteller  bis  zu  dem  Zeitpunkte  gebunden,  in  dem  er  den  Eingang  der 
Antwort  bei  ordnungsmäßiger  Geschäflsbehandlung  erwarten  darf.  —  Der  Ver- 
sicherungsvertrag wird  regelmässig  unter  Abwesenden  abgeschlossen.  Kür  die 
Beurteilung  der  Frage,  welche  Frist  der  ordnungsmässige  Geschäftsgang  erfor- 
dere, kann  ein  objektiver  .Massslab  nicht  bestehen.  Je  nach  der  organisatorischen 
Gestaltung  und  dem  Gesehäffsapparatc  des  Versicherers  wird  die  Geschäfts- 
behandlung bei  dem  einen  Versicherer  als  ordnungsmässige  erscheinen,  bei  dem 
andern  nicht.  Die  vom  Versicherer  ausgegebenen  Antragsformulare  binden  viel- 
fach den  Antragsteller  ausserordentlich  lange  (2 — 3  .Monate).  .Mitunter  hat  der 
Offerent  einen  Kostenvorschnss  zu  leisten,  so  dass  er  aus  ökonomischen 
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Antrag.  —  Anzeigepflicht. 


Gründen  am  Antrage  festhalten  muss.  —  Da  die  vom  Versicherer  begehrte 
Sicherung,  mit  Rücksieht  auf  die  Imminenz  der  Gefahr,  prompt  zu  gewähren 
ist,  empfehlen  sieh  de  lege  ferenda  kurze  gesetzliche  Erklärungsfristen.  —  Eine 
Antwort  braucht  derjenige,  dem  der  Vertragsantrag  gestellt  wird  (Oblat),  grund- 
satzlich nicht  zu  erteilen.  Ausnahmsweise  ist  in  besondern  Fällen  das 
Schweigen  des  Oblaten  von  rechtlichen  Folgen  begleitet.  Wird  nämlich  der 
Antrag,  einen  bestehenden  Verlrag  zu  verlängern  oder  abzuändern,  oder  einen 
suspendierten  Verlrag  wieder  in  Kraft  zu  setzen,  vom  Versicherer  als  Oblaten 
nicht  binnen  angemessener  Frist  abgelehnt,  sn  gilt,  nach  der  einen  Meinung,  der 
Antrag  als  angenommen.  Nach  der  anderen  Meinung  ist  der  Versicherer  für  den 
durch  sein  Schweigen  oder  seine  verzögerte  Antwort  entstandenen  Schaden  ver- 
antwortlich. —  Trifft  die  Annahmeerklärung  des  Versicherers  nach  Abtauf  der 
gesetzlichen  oder  vertraglichen  Erklärungsfrist  ein,  so  gilt  sie  möglicherweise  als 
Offerte.  Uebcr  die  rechtliche  Bedeutung  der  vorbehaltlosen  Entgegennahme  der 
Polize  siehe  die  Worte  «Polizc»  und  «Vertrag.» 

Der  Antrag  bildet,  zusammen  mit  den  weitern,  zur  Ergänzung  der  Offerte 
erteilten  Aufschlüssen,  grundsätzlich  einen  integrierenden  Bestandteil  des  Ver- 
trages. Er  enthalt,  neben  der  wichtigen  Gefahrsdeklaration,  namentlich  vielfach 
Willenserklärungen,  die  für  die  Gestaltung  des  Vertragsverhältnisses  bedeutsam  sind. 

Prof.  Dr.  Rcelli,  Zürich. 


Anwartschaft 

auf  die  Invaliden-  und  Altersrente. 

Da  der  Empfang  der  Invaliden-  und  Altersrente  neben  der  Beitrags- 
zahlung die  Zurücklegung  einer  Wartezeit  von  5  bezw.  30  Beitragsjahren  vor- 
aussetzt, so  besteht  während  dieser  Zeit  nur  die  Anwartschaft  auf  den  künf- 
tigen Rentenbezug.  Diese  Anwartschaft  müsste  an  sich  durch  unterbleibende 
Beitragszahlung  (infolge  Beendigung  des  Versicherungsverhältnisses)  zum  Erlöschen 
gebracht  werden,  doch  enthält  das  Invalidiläts-  und  Allersversicherungsgesetz 
vom  22.  Juni  1889  §  32  die  für  die  Arbeiter  sehr  wichtige  und  wohlthätige 
Vorschrift,  dass  das  Erlöschen  der  Anwartschaft  nur  dann  eintritt,  wenn 
während  vier  aufeinander  folgender  Kalenderjahre  für  weniger  als  insgesamt 
-V7  Beilragswochen  Beiträge  entrichtet  worden  sind,  sei  es  auf  Grund  des 
Versicherungszwanges,  sei  es  auf  Grund  freiwilliger  Fortsetzung  des  Versiche- 
rungsverhältnisses.  Aber  selbst  wenn  die  Anwartschaft  wegen  allzu  ungenügenden 
Markenklebens  erloschen  war,  so  lebt  sie  wieder  auf  und  wird  für  den  Renten- 
anspruch (auch  hinsichtlich  seiner  Höhe)  in  Anrechnung  gebracht,  sobald  nach 
Wiederbeginn  des  Versicherungsverhältnisses  eine  neue  Wartezeit  von  fünf 
Beitragsjahren  zurückgelegt  worden  ist.  Weyl. 


Anzeigep  flicht. 

Nach  der  herrschenden  Versicherungspraxis,  der  sich  die  neuere  Gesetz- 
gebung und  Wissenschaft  grundsätzlich  angeschlossen  haben,  ist  der  Versiche- 
rungsnehmer verpllichlet ,  dem  Versicherer  beim  Vertragsabschlüsse, 
wählend  der  Dauer  der  Versicherung  und  nach  Eintritt  des 
befürchteten  Ereignisses  bestimmte  Mitteilungen  zu  machen.  Die  übliche 
Terminologie   fa— t    dice   Obliegenheiten    des   Versicherungsnehmers   mit  dem 
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Sammelworte  <Anzeigepflicht>  zusammen.  Die  in  den  verschiedenen 
Stadien  des  Versicherungsgesehäftes  zu  erstattenden  Anzeigen  sind  iedoch  in 
Zweck  und  Inhalt  verschieden  und  daher  gesondert  zu  behandeln. 

I.  Die  Anzeigepllicht  beim  Vertragsabschlüsse. 

i.  Der  Rechtsgrund  der  Anzeige  pflieht.  —  Ucber  die  fundamentale 
Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  der  Anzeigepflicht  und  damit  notwendigerweise 
auch  über  den  Inhalt  und  Umfang  der  Anzeigepflicht  selbst  herrscht  grosse 
Meinungsverschiedenheit.  Die  vielfachen  Versuche,  die  Anzeigepflicht  aus  einem 
höheren  Rechtsprinzipe  abzuleiten  (Konsenstheorie,  Gewährleislungspflicht,  alea- 
torische Vertragsnatur,  öffentliches  Interesse  an  Treue  und  Glauben),  sind 
gescheitert.  Die  Begründung  der  Anzeigepflicht  kann  nur  aus  den  tech- 
nischen Grundlagen  des  Versicherungsgeschäftes  gewonnen  werden. 
Damit  wird  das  assekuranzrechtliche  Problem  nicht  etwa  aus  Momenten  erklärt, 
die  mit  dem  Wesen  des  Versicherungsgeschäftes  nichts  zu  schaffen  hätten.  Die 
technischen  Grundlagen  sind  gegenleils  für  den  juristischen  Aufbau  des  Ver- 
sicherungsvertrages von  grösster  Bedeutung.  Das  Versicherungsgeschäft  kann 
nicht,  wie  regelmässig  die  Industriezweige  unseres  wirtschaftlichen  Lebens,  in 
beliebiger  Weise  betrieben  werden;  es  setzt  bestimmte,  vom  individuellen  Er- 
messen unabhängige  Hinrichtungen,  eben  die  technischen  Grundlagen,  notwendig 
voraas.  Sie  sind  nicht  eine  nützliche  Operationsbasis,  deren  Beobachtung  ledig- 
lich Klugheit  und  geschäftliche  Umsicht  dem  Versicherer  gebieten;  sie  sind  die 
unentbehrliche,  häulig  gesetzlich  geforderte  und  staatlich  kontrollierte  Grund- 
lage des  Versicherungsgesehäftes.  —  Jn  dieser  Funktion  kommen  die  technischen 
Grundlagen  bei  der  Regelung  einer  Reihe  wichtiger  Rechtsfragen  wirksam  zur 
Geltung  Einmal  insoweit,  als  auf  ihnen  die  Berechnungen  des  Versicherers 
über  Fmminenz  und  Umfang  der  Gefahr  und  das  erforderliche  Aequivalent 
(Risikoprämie)  beruhen.  Diese  Berechnungen  sind ,  weil  technisch  festgelegt 
und  dem  Belieben  des  Versicherers  entzogen,  nicht  einseitige  Geschäfts-  oder 
Spekulationskalkulationen,  sondern  bilden  die  feststehende,  auch  dem  Versiche- 
rungsnehmer gegenüber  verbindliche  Basis  für  eine  Reihe  geschäftlicher  Mass- 
nahmen (wie  hinsichtlich  Gefahrsänderungen,  Reservebestellung,  Rückkauf, 
Umwandlung,  etc.),  die  für  die  Gestaltung  des  Vertragsverhältnisses  bedeutungs- 
voll sind.  Die  technischen  Grundlagen  fordern  weiter  den  rationellen  Geschäfts- 
betrieb. Die  Notwendigkeit  des  planmässigen  Grossbetriebes  zwingt  den  Ver- 
sicherer, von  den  Satzungen  des  gemeinen  Verkehrsrechtes  da  abzugehen,  wo 
die  Bedürfnisse  des  Grossbetriebes  besondere  Vorschriften  erheischen. 

Für  unsere  nächste  Frage  nach  dem  Grunde  der  Anzeigepflicht  ist  die 
Konstruktion  der  technischen  Grundlagen,  ihr  statistischer  Auf- 
bau von  grundlegender  Bedeutung.  Die  technischen,  d.  h.  die  durch  wissen- 
schaftliche Untersuchung  gewonnenen  Grundlagen  sind  das  Resultat  statistischer 
Massenbeobaehlungen  über  die  Häufigkeit  und  die  Art  und  Weise  des  Ein- 
treffens bestimmter  Ereignisse  Die  Mortalitätsstatistik  z.  B.  giebt  an,  in 
welcher  Weise  sich  das  Absterben  ein^r  Anzahl  beobachteter  Personen  gleichen 
Alters  vollzogen  hat.  Die  Unfallstatistik  zeigt,  wie  viele  der  beobachteten 
Individuen  von  Unfällen  getroffen  worden  sind  und  in  welchem  Grade  (Tod, 
dauernde  oder  vorübergehende,  gänzliche  oder  teilweise  Invalidität)  Aehnliche 
statistische  Erhebungen  liegen  den  übrigen  Versicherungsbranchen  zu  Gninde. 
Erfahrungsgemäss  sind  nun  Risiken  derselben  Art  (wie  die  Gefahr  einer  Anzahl 
Personen  gleichen  Alters,  zu  sterben,  etc.)  regelmässig  nicht  identisch;  sie 
weisen  unter  sich  grössere  oder  geringere  Ungleichheiten  auf,  die  ein  besonderes, 
für  die  Versicherung  günstigeres  oder  ungünstigeres  Verhalten  des  einzelnen 
Risiko  hinsichtlich  der  Möglichkeit  des  Eintrittes  des  befürchteten  Ereignisses 
als  wahrscheinlich  erscheinen  lassen.  Die  statistischen  Erhebungen,  die  in  den 
technischen  Grundlagen  verarbeitet  sind,  können  diese  Ungleichheiten  der  ein- 
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zelnen  Risiken  beachten  oder  ignorieren.  Sie  beachten  die  Ungleichheiten, 
wenn  sie  ausgewähltes  Material,  Risiken,  die  auf  Grund  besonderer  Fest- 
stellungen hinsichtlich  ihrer  Gefahrsmoniente  als  gleichwertig  taxiert  sind,  der 
Beobachtung  unterwerfen  und  das  Resultat  dieser  Beobachtung  zu  Wahrschein- 
lichkeitsschlüssen verwerten;  sie  ignorieren  die  Ungleichheiten,  die  besonderen 
höhern  oder  geringeren  Gefahrsmomente  des  einzelnen  Risiko,  wenn  sie 
schlechthin  die  allgemeine,  aus  dem  qualitativ  nicht  ausgeschiedenen  Beobaeh- 
tungsinateriale  einer  bestimmten  Gefahrsari  resultierende  Wahrscheinlichkeit  für 
den  Eintritt  der  Gefahr  feststellen.  —  Das  geschäftliche  Verhalten  des  Ver- 
sicherers bei  der  Behandlung  der  Versicherungsanträge  wird  nun  notwendig 
durch  die  Konstruktion  der  technischen  Grundlagen  bestimmt.  In  dem  einen 
Falle  muss  sich  der  Versicherer  ein  möglichst  zuverlässiges  Urteil  darüber 
bilden,  ob  das  einzelne  Risiko  hinsichtlich  seiner  Ghaneen  mit  den  der  Beob- 
achtung unterstellten,  ausgewählten  Risiken  als  gleichwertig  anzusehen  ist.  Er 
bedarf  zu  diesem  Zwecke  in  jedem  einzelnen  Falle  der  Kenntnis  derjenigen 
Thatsachen,  die  für  die  Beurteilung  der  Gefahrsmomente,  der  Wahrscheinlich- 
keit des  Eintrittes  des  befürchteten  Ereignisses  von  Bedeutung  sind.  In  dem 
andern  Falle  ist  der  Versicherer,  wie  ohne  weiteres  einleuchtet,  der  Notwendig- 
keit überhoben ,  das  ihm  angebotene  Risiko  auf  die  gefahrbildenden  Eigen- 
schaften zu  prüfen. 

Wir  linden  im  privaten  und  staatlichen  Versicherungsbetriebe  beide  Arten 
von  technischen  Grundlagen  verwertet.  Die  Versicherungszweige,  die  zufolge 
ihrer  technischen  Basis  den  besonderen  Gefahrsmomenten  des  einzelnen  Risiko 
nicht  Rechnung  tragen,  eine  spezifische  Anzeigepflicht  daher  nicht  kennen 
(staatlich  organisierte  Zwangsversichening  mit  einheitlichen  Prämien ,  Reise- 
unfallversicherung,  Versicherung  auf  den  Lehensfall),  stehen  jedoch  an  Zahl 
und  wirtschaftlicher  Bedeutung  den  übrigen  Branchen,  welche  die  Risikenaus- 
wahl  fordern,  weit  nach.  Die  letzteren  bilden  die  Regel,  die  ersteren  die 
Ausnahme.  Diese  Erscheinung  ist  eine  Konsequenz  des  ökonomischen  Indivi- 
dualismus, der  das  gesamte  moderne  Wirtschaftsleben,  mit  Einschluss  des 
Associalionswesens,  charakterisiert.  Die  ökonomisch-individualistischen  Anschau- 
ungen fordern,  das  die  Ungleichheiten,  die  aus  dem  verschiedenen  Verhalten 
der  einzelnen  Risiken  für  die  Wahrscheinlichkeit  des  Eintrittes  des  befürchteten 
Ereignisses  resultieren,  beachtet  werden,  sei  es  zu  dem  Zwecke,  um  minder- 
wertige, gefährlichere  Risiken  überhaupt  von  der  Versicherung  auszuschliessen 
(so  vor  allem  in  der  Lebensversicherung),  sei  es,  um  jene  Ungleichheiten 
unter  den  Gefahrsgcnosscn  durch  die  Höhe  der  Beiträge  (Gefahrenklassifi- 
kation) oder  in  anderer  Weise  (z.  B.  durch  Beschränkung  der  Gefahrsüber- 
nahme hinsichtlich  Zeit  oder  Schadensursachen)  auszugleichen. 

Die  Anzeigepflicht  niuss  nach  dem  Ausgeführten  z  um  Zwecke  der 
technisch  gebotenen  Hisikenauswahl  gefordert  werden.  Sie  muss  vom 
Versicherungsnehmer  gefordert  werden,  da  nur  er  die  für  die  Beurteilung 
der  Gefahr  erheblichen  Thatsachen  kennt.  Eine  Erkundigungspflicht  des 
Versicherers  ist  nicht  anzuerkennen.  Die  Erforschung  der  Gefahrsmomente 
durch  den  Versicherer  erscheint  voreist  in  einzelnen  Branchen  (vornehmlich 
der  Personenversicherung)  geradezu  als  unmöglich.  Eine  auch  nur  einiger- 
massen  sorgfältige  Erkundigung  des  Versicherers  wäre  sodann  überall  mit  grossen 
Opfern  an  Zeit  und  Geld  verbunden.  Die  Folgen  derartiger  Geschäftserschci- 
nungen  würden  den  Versicherungsnehmer  treffen.  -  Die  Anzeigepflicht  des 
Versicherungsnehmers  ist.  weil  sie  die  Risikenauswahl  gestattet,  Vorausetzung 
der  Anwendbarkeit  der  technischen  Grundlagen.  Damit  ist  die  juristische 
Behandlung  der  Anzcigepflicht  gegeben.  Ks  muss  grundsätzlich  ausgesprochen 
werdi  n.  dass  die  gewollte  rechtliche  Wirkung  des  Vertrages  für  den  Versicherer 
von  der  Voraussetzung  abhängt .  dass  der  Versicherungsnehmer  die  technisch 
relevanten  Gcfahrslhatsacheu  zur  Anzeige  gebracht  hat. 

Umfang  und  Inhalt  der  Anzcigepflicht:    Verletzung  der  An- 
zcigepflicht :  Ui»t»cn. 
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a)  Umfang  und  Inhalt  der  Anzeigepflicht. 

aa)  Träger  der  Anzeigepflicht  ist  regelmässig  der  Versicherungsnehmer. 
Korrekterweise  sollte  man,  entgegen  der  herkömmlichen  Terminologie,  von 
einer  Anzeigepflicht  des  Antragstellers  sprechen.  Denn  die  in  Frage  stehend« 
Deklarationspilieht  findet  in  der  Vertragsvollendung  ihre  zeitliche  Begrenzung. 
—  In  besonderen  Fällen  kommt,  neben  der  Kenntnis  des  Versicherungsnehmers, 
das  Wissen  bestimmter  dritter  Personen  in  Betracht.  Wird  der  Verlrag  durch 
einen  Stellvertreter  abgeschlossen,  so  sind  die  dem  Vertretenen  und  «lern 
Vertreter  bekannten  Thatsachen  anzeigepflichtig.  Dieser  unbestrittene  Rechts- 
satz begegnet  der  (Jcfahr.  das.«  der  Interessent  aus  unlauteren  Motiven  sich 
eines  unkundigen  Mittelmannes  bedienen  möchte.  —  Bei  der  Versicherung 
für  fremde  Rechnung  umfassl  die  Anzeigepflicht  auch  diejenigen  That- 
sachen, die  dem  Dritten  selbst  oder  seinen  Zwischenbeauftragten  bekannt  sind, 
es  sei  denn .  dass  der  Vertrag  ohne  Wissen  dieser  Personen  abgeschlossen 
wird,  oder  dass  die  rechtzeitige  Benachrichtigung  des  Versicherungsnehmers 
nicht  möglich  ist.  —  Bei  der  Versicherung  auf  fremdes  Leben  ist  nach 
verbreiteter,  namentlich  von  der  Versicherungspraxis  unterstützter  Meinung  der 
Versicherungsnehmer  für  die  Aussagen  des  Dritten,  auf  dessen  Kopf  die  Ver- 
sicherung gestellt  ist,  unbedingt  verantwortlich.  Für  diese  Auffassung  spricht 
die  Kollusionsgefahr.  Dagegen  widerstreitet  ihr  die  triftigere  Erwägung,  dass 
die  Versicherung  fremder  Leben  häutig  werllos  ist,  wenn  auch  auf  die  Kenntnis 
des  Dritten  abgestellt  werden  muss,  Da  die  Kollusionsgefahr  durch  geeignete 
Kautelen  des  Versicherers  zu  paralysieren  ist,  ignoriert  die  neuere  Reehlsent- 
wicklung  mit  Grund  die  Aussagen  des  dritten  Deklaranten.  —  Im  übrigen 
darf  die  Kenntnis  dritter,  namentlich  beim  Geschäftsabschlüsse  thä- 
tiger  Personen  (Agent.  Arzt)  dem  Versicherungsnehmer  nicht  schlechthin 
als  eigenes  Wissen  angerechnet  werden. 

Der  Anzeigepflicht  des  Versicherungsnehmers  steht  nicht,  wie,  trotz  ent- 
gegenstehender bestimmter  Versieherurigspraxis,  noch  vielfach  behauptet  wird, 
eine  Anzcigcpflicht  des  Versicherers  gegenüber.  Diese  aus  der  ver- 
meintlich aleatorischen  Vertragsnalur  hergeholte  Anzeigepflicht  wäre  augenschein- 
lich zwecklos.  Für  den  durch  Stellung  der  Vertragsofferte  geäusserten  Ent- 
schluss  des  Versicherungsnehmers,  zu  kontrahieren,  könnten  von  vornherein 
nur  solche,  dem  Versicherer  bekannte  l'mstände  von  Belang  sein,  welche  die 
Gefahr  verringern.  Die  Sicherung  der  wirtschaftlichen  Existenz  erscheint 
aber  stets,  auch  unter  den  günstigsten  Verhältnissen,  für  den  Versicherungs- 
nehmer als  ein  Bedürfnis*.  Seinen  rechtsgeschäftlichen  Willen  bestimmt  ver- 
ständigerweise nicht  die  für  ihn  inkommensurable  Grösse  der  drohenden  Gefahr, 
sondern  die  jederzeit  präsente  Möglichkeit  des  Eintrittes  des  befürchteten  Er- 
eignisses. Eine  Anzeigeptlicht  des  Versicherers,  der  die  gefahrbildenden  Momente 
des  Risiko  regelmässig  nicht  kennt,  wäre  augenscheinlich  auch  praktisch  wertlos 
und  mit  den  gebotenen  Rücksichten  auf  den  Geschäftsbetrieb  nicht  vereinbar. 

bb)  Inhalt  und  l'mfang  der  Anzeigepilicht  müssen  dem  Zwecke  der  Ver- 
sicherung —  Sicherung  gegen  ungewisse  wirtschaftliche  Gefahren  —  und  den 
Anforderungen  der  technischen  Grundlagen  angepasst  sein.  —  Der  Zweck 
der  Versicherung  bedingt  notwendig,  dass  die  Anzeigepflicht  auf  die  dem 
Versicherungsnehmer  bekannten  Thatsachen  beschränkt  wird.  Die  gewollte 
Sicherung  wäre  in  der  Thal  eine  illusorische,  wenn  der  Versicherer  die  Ver- 
tragsverbindlichkeit auch  in  sedchen  Fällen  ablehnen  wollte,  in  denen  gefahr- 
erhöhende Momente  nicht  angezeigt  worden  sind,  die  schon  im  Zeitpunkte  des 
Vertragsabschlusses  vorhanden,  aber  dem  Versicherungsnehmer  nicht  erkennbar 
waren.  Andere  Anforderungen  stellt  auch  die  Versicheningstechnik  nicht.  Denn 
die  Erfahrungstatsache,  dass  seihst  bei  höchster  Diligenz  des  Anzeigepflich- 
tigen Imstande,  die  für  die  Wertung  der  Gefahr  von  entscheidendem  Einflüsse 
sind,  nicht  oder  unrichtig  erkannt  werden  können,  würdigt  die  in  den  tech- 
nischen Grundlagen  verarbeitete  Statistik  vollauf.  Es  bildet  daher  die  Mög- 
lichkeit, dass   derartige,    für   die   Beurteilung   des  Risiko  erhebliche  Momente 
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dem  Versicherungsnehmer  überhaupt  oder  in  ihrer  wahren  Bedeutung  verborgen 
bleiben,  gerade  einen  Bestandteil  der  Assekuranzgefahr.  Die  Gesetzgebung  und 
die  herrschende  Wissenschaft  und  Praxis  halten  daher  mit  Recht  daran  fest, 
dass  die  Anzeigepflicht  sich  lediglich  auf  die  dem  Versicherungsnehmer  bekannten 
Thatsachen  erstreckt.  Damit  ist  die  in  der  Versicherungspraxis  beliebte  Ver- 
wandlung der  Anzeigepflicht  eine  Erkundigungspflicht  des  Versicherungs- 
nehmers grundsätzlich  beseitigt.  Die  Erkundigungspflicht  lässt  sich  aus  dem 
Wesen  des  Versicherungsgeschäftes  nicht  begründen  und  ist,  ihrer  Konsequenzen 
wegen,  mit  der  gebotenen  Wahrung  der  Interessen  des  Versicherungsnehmers 
nicht  vereinbar. 

Anzeigepflichtig  sind  die  dem  Versicherungsnehmer  bekannten  erheblichen 
Gefahrsmomente,  d.  h.  solche  Thatsachen,  die  für  die  technische 
Wertung  des  Risiko  bedeutungsvoll  sind.  Für  die  technisch  gebotene 
Risikenauswahl  fallen  nur  solche  Thalsachen  in  Betracht,  die  den  Versicherer 
in  seinem  Urteile  über  die  Grösse  der  Gefahr  zu  beeinflussen  geeignet  sind 
(«de  nature  ä  influer  sur  Popinion  de  risque »).  Als  erheblich  ist  hier- 
nach jede  Thatsache  anzusehen,  die  geeignet  ist,  auf  den  Ent- 
schluss  des  Versicherers,  den  Vertrag  überhaupt  oder  zu  den  ver- 
einbarten Bedingungen  abzuschliessen,  einen  Einfluss  auszuüben. 
Dass  der  Versicherer  bei  Kenntnis  der  Thatsache  sicher  nicht  oder  nicht,  wie 
geschehen,  kontrahiert  hätte,  ist  regelmässig  nicht  zu  kontrollieren;  es  muss 
daher  genügen,  dass  die  Thatsache  einen  Schluss  auf  die  Möglichkeit  eines 
abweichenden  rechtsgeschäftlichen  Willens  des  Versicherers  gestattet.  Die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  ein  Umstand  von  dieser  Tragweite,  mithin  erheblich 
ist,  hat  nicht  nach  der  individuellen  Auffassung  dieses  oder  jenes  Versicherers, 
sondern  nach  objektiven  Gründen,  nach  der  regelmässigen  Anschauung  des 
Verkehrs  zu  erfolgen.  —  Diesen  Satz  fordert  die  billige  Rücksichtnahme  auf 
die  Person  des  Versicherungsnehmers,  der  die  Anforderungen  der  technischen 
Grundlagen  vielfach  nicht  zu  erkennen  vermag  und  daher  häufig  nicht  in  der 
Lage  ist,  zu  ermessen,  ob  eine  bestimmte  Thatsache  in  den  Augen  des  Ver- 
sichereis  von  Bedeutung  ist  oder  nicht. 

Der  Fragebogen.  Der  Binnenversicherungsvertrag  wird  regelmässig  auf 
Grund  der  Antworten  abgeschlossen,  die  der  Offerent  auf  die  in  den  Antrags- 
und Deklarationsformularen  enthaltenen  Fragen  des  Versicherers  erteilt  hat.  Der 
Fragebogen  ist  für  beide  Kontrahenten  von  hohem  praktischen  Werte.  Dem 
Versicherungsnehmer  bietet  er  eine  sachkundige  Anleitung  für  die  Feststellung 
derjenigen  Momente,  die  nach  der  Auffassung  des  Versicherers  für  die  Beurteilung 
der  Gefahr  wesentlich  sind.  Aus  der  Thatsache,  dass  der  Versicherer,  auf  Grund 
seiner  Sachkenntniss  und  in  Wahrnehmung  eigener  Interessen,  in  erster  Linie 
berufen  ist,  darüber  zu  entscheiden,  welche  Momente  als  erheblich  anzusehen 
sind,  ist,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Praxis,  zu  folgern,  dass  der  Umfang 
der  Anzeigepflicht  objektiv  durch  die  im  Fragebogen  festgestellten 
Punkte  begrenzt  wird.  Der  Versicherungsnehmer  genügt  daher  mit  der  Be- 
antwortung der  vorgelegten  Fragen  seiner  Anzeigepflicht.  Nicht  minder  wertvoll 
ist  der  Fragebogen  für  dem  Versicherer.  Der  letztere  hat  vorerst  ein  berech- 
tigtes Interesse  daran,  die  zweifellos  erheblichen  Gefahrsthatsachen  selbst  näher 
zu  präcisieren.  Der  Versicherer  muss  ferner  befugt  sein,  auch  solche  Momente 
als  ihm  wesentliche  zu  bezeichnen,  deren  objektive  Erheblichkeit  für  die  Beur- 
teilung der  Gefahr  zweifelhaft  erscheint.  Es  darf  dem  Versicherer  nicht  verwehrt 
werden,  die  Erfahrungen  der  Praxis,  welche  die  in  den  technischen  Grundlagen 
verarbeiteten  statistischen  Erhebungen  zweckentsprechend  ergänzen  und  so  die 
Versicherungstechnik  vervollkommnen,  bei  der  Wertung  der  Gefahr  zu  Rate  zu 
ziehen.  Und  endlich  besteht  die  Möglichkeit,  dass  der  Versicherer  nicht  zum 
Zwecke  der  Taxierung  des  Risiko  als  solchen,  sondern  aus  geschäftstechnischen 
Gründen  bestimmter  Mitteilungen  bedarf.  Die  natürliche  Erwägung  spricht  nun 
dafür,  dass  dem  Versicherer  das  Rocht  zugestanden  werden  muss,  endgültig 
darüber  zu  entscheiden,  welche  Gefahrsumsiände  er  als  erhebliche,  für  die  ihm 
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obliegende  Beurteilung  der  Gefahr  bedeutsame  angesehen  wissen  will.  Die  Be- 
fürchtung, das  bei  dieser  Ordnung  der  Dinge  nebensächliche  Punkte  in  den 
Fragebogen  aufgenommen  werden  möchten,  ist  thatsächlich  unbegründet.  Offenbar 
unerhebliche  Fragen  sind  nach  unserer  Erfahrung  in  den  Deklarationsformularen 
des  Versicherers  nicht  zu  finden.  Jedenfalls  steht  es  dem  Versicherungsnehmer 
nicht  zu,  über  die  Erheblichkeit  der  gestellten  Fragen  nach  eigenem  Ermessen 
zu  erkennen;  er  muss  richtig  und  vollständig  antworten  und  darf  dem  Entschlüsse 
des  Versicherers,  nach  Kenntnis  des  Sachverhaltes  zu  entscheiden,  nicht  vor- 
greifen. Auf  Grund  dieser  Erwägungen  sind  die  sämtlichen,  im  Frage- 
bogen festgestellten  Gefahrthatsach en  als  erheblich  zu  erklären. 
Von  diesem  Satze  sind  zwei  Ausnahmen  anerkannt.  Fragen  des  Versicherers, 
die  in  unbestimmter,  zweideutiger  Fassung  vorgelegt  werden,  gelten 
nicht  als  erheblich.  Unklar  gefasste  Fragen  bergen  für  den  Versicherungsnehmer 
ernstliche  Gefahren  in  sich  und  können  daher  auf  rechtlichen  Schutz  nicht  An- 
spruch erheben.  Neben  der  präzisen  Fragestellung  ist  dem  Versicherer  weiter 
eine  sachentsprechende  Prüfung  der  erteilten  Antworten  zuzumuten. 
Dadurch,  dass  der  Versicherer  dem  Versicherungsnehmer  bestimmte  Fragen  zur 
Beantwortung  vorlegt,  erklärt  er,  dass  die  geforderte  Auskunft  für  seinen  Ent- 
schluss,  zu  kontrahieren,  bestimmend  sein  wird.  Schliesst  der  Versicherer  den 
Vertrag  ab,  trotzdem  alle  oder  einzelne  Fragen  nicht  beantwortet  sind 
(Striche  etc.),  so  bekundet  er,  dass  ihm  an  den  betreffenden  Antworten  nichts 
gelegen  ist.  Keineswegs  aber  geht  an,  dass  er  nachträglich  dem  Ansprüche  des 
Versicherungsnehmers  den  Einwand  der  Nichtbeantwortung  gestellter  Fragen  ent- 
gegenhält. Der  Versicherer  ist  nachlässig  verfahren  und  hat  sich  dadurch  seiner 
Einrederechte  begeben.  Dieser  Satz  greift  nur  da  nicht  durch,  wo  der  Ver- 
sicherer infolge  besonderer  Ilmstände  annehmen  muss,  dass  der  Nichtbeant- 
wortung einer  Frage  ein  bestimmter  Sinn  beizulegen  ist. 

Anzeigepflichtig  sind  die  sämtlichen  dem  Versicherungsnehmer  bekannten 
erheblichen  Gefahrsthatsachen,  diejenigen  ausgenommen,  die  der  Versicherer  als 
selbstverständliche,  aus  der  Natur  des  Risiko  resultierende  zu  kennen  und  zu 
würdigen  berufen  ist.  Selbstverständliche  Gefahrsumstände  in  diesem  Sinne  sind 
die  dem  Risiko  inhärenten  und  die  durch  die  übliche  Wirtschaftsführung  und  die 
herrschenden  Lebensgewohnheiten  bedingten  Gefahrsthatsachen.  Die  Ausnahme 
ist  nur  eine  scheinbare:  sie  durchbricht  nicht  den  Grundsatz  der  Anzeigepflicht, 
sondern  spricht  lediglich  den  selbstverständlichen  Satz  aus,  einmal,  dass  der 
Versicherer  kraft  seines  Gewerbes  die  Chancen  des  ihm  angetragenen  Risiko 
selbst  abzuwägen  hat,  und  sodann,  dass  die  Versicherung,  wenn  sie  nicht  ihren 
Zweck  verfehlen  will,  von  den  bestehenden  Zuständen  und  Sitten  ausgehen  und 
diese  als  stillschweigend  vorausgesetzt  gelten  lassen  muss.  —  Vielfach  wird  die 
Meinung  vertreten,  dass,  wie  beim  Abschlüsse  von  Geschäften  überhaupt,  so 
auch  bei  Eingehung  des  Versicherungsvertrages  die  normalen,  gewöhnlichen, 
üblichen  und  die  dem  andern  Teile  bekannten  oder  erkennbaren  Eigenschaften 
und  Umstände  nicht  ausdrücklich  erklärt  zu  werden  brauchen,  sondern  als  still- 
schweigend gewollt  und  genehmigt  gelten,  Abweichungen  von  dem  normalen 
Zustande  dagegen  angezeigt  werden  müssen.  Diese  Auffassung  ist  unhaltbar;  sie 
verkennt  den  Zweck  und  die  Funktion  der  assekuranzrechllichen  Anzeigepflicht 
und  die  Anforderungen  des  Geschäftsbetriebes,  die  eine  Erkundigungspflicht  des 
Versicherers  ausschliessen.  Die  Frage,  welche  Mitteilungen  für  die  Beurteilung 
der  Gefahr  erforderlich  sind,  ist  technischer  Natur;  sie  kann  daher  nicht  kurzer- 
hand mit  Hinweis  auf  allgemeine  Rechtssätze  abgethan  werden.  Versicherungs- 
technisch besteht  ein  « normaler »  Zustand  im  bemängelten  Sinne  für  keine  Asse- 
kuranzgefahr. Das  Risiko  ist  nicht  eine  Ware  mit  verkehrsüblich  vorausgesetzten 
und  gewerteten  Eigenschaften;  seine  qualitative,  zum  Zwecke  der  Risikenauswahl 
gebotene  Schätzung  erfordert  die  sorgfältige  Prüfung  aller  erheblichen  Momente 
in  jedem  einzelnen  Falle.  Der  Versicherer  bedarf  daher  stets  der  Klarlegung 
der  Gefahrsthatsachen  überhaupt;  die  Mitteilung  der  anormalen,  ungewöhnlichen 
Umstände  allein  kann  ihm  nicht  geniigen. 
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Anzeigepflichtig  sind  endlich  alle  erheblichen  Gefahrslhatsaehen,  die  dem 
Versicherungsnehmer  bis  zum  Zeitpunkte  des  Vertragsbescblusses  bekannt 
geworden  sind.  Dieser  Rechtssatz  ist  eine  Konsequenz  des  Prinzipes  der  An- 
zeigepflicht. Die  Anzeigepflicht  verfolgt  den  Zweck,  dem  Versicherer  die  Um- 
stände, die  seinen  rechtsgeschäftlichen  Willen  zu  beeinflussen  geeignet  sind,  klar- 
zulegen. Sie  hat  daher  notwendig  bis  zu  dem  Momente  zu  funktionieren,  in  dem 
die  Möglichkeit  einer  abweichenden  Willensentschlie.ssung  des  Versicherers  weg- 
fällt.   Dieser  Moment  ist  der  Vertragsabschluss. 

hl  Verletzung  der  Anzeigepflicht;  Folgen.  —  Der  Versicherungs- 
nehmer ist  gehalten,  alle  ihm  heim  Vertragsabschlüsse  bekannten,  für  die  Beur- 
teilung der  Gefahr  erheblichen  Thatsachen  dem  Versicherer  mitzuteilen.  In 
diesem  Prinzipe  liegt  der  Satz  ausgesprochen,  dass  der  Anzeigepflichtige  keine 
ihm  bekannte,  erhebliche  Gefahrslhatsache  verschweigen  oder  unrichtig 
deklarieren  darf.  Die  Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen  der  Versicherungs- 
nehmer dieser  Verpflichtung  genügt,  ist  in  der  Theorie  und  Rechtsprechung 
durchaus  kontrovers  —  Nach  Seeversicherungsrecht  begründen  jede  Ver- 
schweigung und  unrichtige  Angabe  eines  erheblichen  Umstandes,  ohne  Rücksicht 
auf  das  subjektive  Verhalten  des  Versicherungsnehmers,  eine  Verletzung  der  An- 
zeigepilicht. Aber  während  die  Verschweigung  ihrem  Wesen  nach  durch  die 
Thatsache  der  mangelnden  Kenntnis  entschuldigt  wird,  schadet  die  unrichtige,  der 
objektiven  Wahrheit  widersprechende  Angabe  dem  Versicherungsnehmer 
stets.  Dieser  Rechtssatz  ist  von  der  überwiegenden  Gesetzgebung  auch  in  das 
Rinnenversicherungsrecht  hinübergenommen  worden,  lieber  die  Zweckmässigkeit 
der  Rezeption  gehen  jedoch  die  Ansichten  der  Theorie  und  Praxis  völlig  aus- 
einander. Während  die  einen  die  Vorschrift  als  gemeinrechtliche  Norm  aller 
Versicherungsverträge  erklären,  erblicken  die  andern  in  ihr  lediglich  eine  Be- 
sonderheit der  Seeversicherung.  Für  die  erste  Ansicht  spricht  die  strengrecht- 
hche  Erwägung,  dass  in  der  vorliegenden  Frage  die  gleiche  ratio  legis  im  See- 
und  Binnenversicherungsrechte  Platz  greift  Andererseits  ist  die  ausserordent- 
liche Härte  und  die  Ünzweckmässigkeit  des  entwickelten  Rechtssatzes  für  alle 
Versicherungsbranchen  nicht  zu  verkennen.  Die  richtige  Feststellung  der  erheb- 
lichen Umstände  ist  dem  Wesen  der  Gefahr  zufolge  mit  besondern  Schwierigkeiten 
verbunden  und  nicht  selten  geradezu  unmöglich.  Es  darf  nun  billigerweise,  soll 
nicht  der  Zweck  der  Versicherung  in  Frage  gestellt  werden,  dem  Anzeigepflich- 
tigen nicht  zum  Nachteile  gereichen,  wenn  er  in  gutem  Glauben  dorn  Versicherer 
irreführende  Angaben  macht,  weil  er  selbst  die  Gefahrsthatsachen  unrichtig 
erkannt  hat.  Diese  Argumentation  findet  ihre  erhebliche  Stütze  im  Wesen  der 
Anzeigepfli<  ht  selbst.  Der  Versicherungsnehmer  ist,  wie  früher  festgestellt  wurde, 
nicht  schlechthin  deklarationspflichtig,  sondern  lediglich  gehalten,  die  erheblichen 
Umstände,  soweit  und  so  wie  sie  ihm  bekannt  sind,  dem  Versicherer  mit- 
zuteilen. Einfache  Folgerung  dieses  Prinzipcs  ist  der  Satz,  dass  es  darauf,  dass 
diese  Mitteilungen  dem  wirklichen,  vom  Anzeigepflichtigen  nicht  gekannten  Sach- 
verhalte widersprechen,  prinzipiell  nicht  ankommt.  Die  objektive  Unrichtigkeit 
der  Angabc  involviert  daher  jedenfalls  binnenversichcrungsrechtlich  an  sich 
noch  keine  Verletzung  der  Anzeigepflicht. 

Nach  unserer  Meinung  mu«s  aber  in  (1er  Binnen  Versicherung  überhaupt, 
nicht  nur  bei  unrichtigen  Angaben,  sondern  auch  bei  Verschweigungen,  eine 
mildere  Regelung,  als  sie  das  Seeversicherungsrecht  kennt,  Platz  greifen.  Der 
Versicherungsnehmer  ist  hier  regelmässig  nicht  geschäftsgewandt  und  sachkundig; 
er  tritt  als  Kaie  an  ein  Gesc  häft  heran,  eins  ihm  besondere,  im  bürgerlichen 
Verkehre  ungebräuchliche  Diligenzien  zur  Pflicht  macht.  Sehr  häufig  handelt  es 
sich  für  den  Anzeigepflichtigen  um  die  Beantwortung  technischer  und  anderer 
Fragen,  deren  Sinn  und  Tragweite  nur  schwer  zu  erfassen  sind,  oder  um  die 
Beurteilung  \on  Zuständen  und  Thatsac  hen.  che  je  nac  h  der  individuellen  Auf- 
fassung und  dem  Bildungsslande  des  Deklaranten  zu  verschiedenen  Schlüssen 
berechtigen.  Vergeßlichkeiten,  irrtümliche  Auffassungen,  I  "ngenauigkeiten  sind 
unter  diesen  Verhältnissen  schlechterdings  nicht  zu  vermeiden,  umsoweniger,  als 
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nach  der  herrschenden  Versicherungspraxis  die  Anleitungen  und  Belehrungen  des 
sachkundigen  Geschäftsvermittlers,  des  Agenten,  den  Versiclierer  nicht  verpflichten, 
der  Versicherungsnehmer  somit  bei  der  Feststellung  der  Gefahrslhatsaehcn  auf 
sich  allein  angewiesen  ist.  Die  dargelegten  Verhältnisse  rechtfertigen  in  unserm 
Augen  die  geforderte  mildere  Regelung  der  auf  die  Verletzung  der  Anzeigepflicht 
bezüglichen  Fragen.  Die  Milderung  selbst  hat  darin  zu  bestehen,  dass,  in  Ab- 
weichung von  der  überwiegenden  Gesetzgebung,  durchweg  auf  das  subjektive 
Verhalten  des  Versicherungsnehmers  abgestellt  wird.  Der  Verschweigung 
und  unrichtigen  Angabe  soll  rechtliche  Bedeutung  überall  da  nicht  beigemessen 
werden,  wo  der  gute  Glaube  des  Anzeigepflichtigen  gewahrt  erscheint.  Damit 
wird  der  in  seinen  Konsequenzen  häufig  übertriebene  Grundsatz,  dass  der  Ver- 
sicherungsnehmer zu  besonderer  Treue  und  Wahrhaftigkeit  verpflichtet  ist,  mit 
den  Bedürfnissen  des  Lebens  in  Einklang  gebracht.  —  Die  entwickelte  Auf- 
fassung gewinnt  • —  und  darauf  legen  wir  grosses  Gewicht  —  ausser  in  der  Ver- 
sicherungspraxis, insbesondere  in  der  neuesten  Rechtsprechung  immer  mehr  an 
Boden.  Freilich  sind  die  Meinungen  darüber  noch  nicht  abgeklärt,  innerhalb 
welcher  Grenzen  das  subjektive  Verhalten  des  Anzeigepflichtigen  sich  bewegen 
darf.  Nach  der  herrschenden  deutschen  Rechtsprechung  gehört  zur  Ver- 
letzung der  Anzeigepflichl,  dass  der  Versicherungsnehmer  schuldvoll  unrichtig 
deklariert  oder  verschweigt.  Absicht  oder  grobes  Verschulden  ist  nicht  erforder- 
lich; es  genügt  auch  ein  leichtes  Verschulden.  Die  herrschende  französische 
Rechtsprechung  ignorierte  bis  vor  kurzem  das  subjektive  Verhalten  des  Versiche- 
rungsnehmers völlig.  Neuestens  wird  die  llnverbindlichkeit  des  Vertrages  nur 
dann  ausgesprochen,  wenn  der  Anzeigepflichtige  wissentlich  oder  gar  in 
betrügerischer  Absicht  falsch  deklariert  hat.  Diese  Praxis  war  direkte  Ver- 
anlassung, dass  die  revidierten  Versicherungsbedingungen  der  bedeutenderen  fran- 
zösischen Lebensversicherungsanstalten  vom  Jahre  18.JI  in  der  vorliegenden 
Frage  weitgehende  Conzessionen  zugestanden  haben.  Nach  der  österreichischen 
Rechtsprechung  ist  zur  Verletzung  der  Anzeigepflicht  erforderlich,  dass  der  Ver- 
sicherungsnehmer absichtlich  falsch  ausgesagt  hat.  Der  Nachweis,  dass  die  An- 
zeigepflicht verletzt  ist,  lieg»  nach  der  französischen  und  österreichischen  Praxis 
dem  Versiclierer  ob. 

Die  herrschende  Binnenversicherungspraxis  erklärt  die  Anzeigepflichl  als 
verletzt,  wenn  der  Anzeigepflichtige  eine  erhebliche  Gefahrsthatsache  wider 
besseres  Wissen  unrichtig  angezeigt  oder  verschwiegen  hat  Dieser  Satz  stellt 
fest,  dass  der  Anzeigepflichtige  der  Unrichtigkeit  der  gemachten  Aussage  (Angabe 
oiler  Verschweigung)  sich  hewusst  sein  muss.  Dagegen  wird  die  Absicht,  in 
der  falsch  deklariert  wird,  ignoriert.  Ein  Verschweigen  liegt  in  jedem  bewussten 
Zurückhalten  der  Mitteilung  eines  erheblichen  Ullislandes,  eine  unrichtige  An- 
gahe in  jeder  mit  dem  Bewusstsein  der  Unrichtigkeit  erstatteten  wahrheitswidrigen 
Anzeige.  Es  wird  hiernach  nicht  gefordert,  dass  den  Versicherungsnehmer  der 
Vorwurf  der  arglistigen  Täuschung,  der  dolosen  Rechtsverletzung  treffe,  sondern 
nur,  dass  die  Aussage  des  Anzeigepflichtigen  der  von  ihm  gekannten  Wahrheit 
widerspricht. 

Ist  die  Anzeigepflicht  verletzt,  so  treffen  den  Versicherungsnehmer  bestimmte 
nachteilige  Folgen.  Die  wichtigste  besteht  darin,  dass  der  Vertrag  für 
den  Versicherer  unwirksam  ist.  Nach  der  richtigen  .Meinung  kann  es  sich 
nicht  um  die  Nichtigkeit,  sondern  lediglich  um  die  einseitige  Llnverbindlichkeit, 
um  die  relative  Nichtigkeit  des  Vertrages  handeln.  Es  wird  die  Gebundenheit 
desjenigen  Kontrahenten  aufgehoben,  dessen  wahrem  Willen  die  gewollte  recht- 
liche Wirkung  wegen  der  ermangelnden  Voraussetzung  nicht  entspricht. 
Der  Rechtsgrund  der  Vcrlrag*unverhindlichkcit  |j»;gi  in  der  durch  die  technischen 
erhärteten  Thalsache,  das«  der  Versicherer,  wäre  er  gehörig  unterrichtet  gewesen, 
den  Vertrag  überhaupt  nicht  oder  nicht  zu  den  vereinbarten  Bedingungen  abge- 
schlossen hätte.  Die  Folgen  der  verletzten  Anzeigepflichl  treten  daher  auch 
dann  ein,  wenn  zwischen  der  falschen  Aussage  und  dem  Eintritte  des  befürchteten 
Ereignisses  ein  Kausalzusammenhang  nicht  besteht.    Der  Versicherer 
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kann  sich  gegen  die  aus  dem  Vertrage  hergeleiteten  Fordcrungsreehle  durch  das 
Mittel  der  Einrede  schützen:  hat  er  bereits  erfüllt,  so  steht  ihm  die  Rück- 
forderungsklage  zur  Seite.  Selbstverständlich  stehen  diese  Rechtsmittel  dem 
Versicherer  auch  gegenüber  einein  Rechtsnachfolger  des  Versicherungsnehmers  zu. 

Die  Verletzung  der  Anzeigepflicht  hat  nach  der  Gesetzgebung  und  Versiche- 
rungspraxis weiter  zur  Folge,  dass  dem  Versicherer,  trotzdem  der  Vertrag  für 
ihn  unverbindlich  ist,  die  bezahlten  Prämien  verfallen  sind.  Immerhin 
überwiegt  in  der  Dinnenversicherungsgesetzgebung  und  Lebens  Versicherungspraxis 
die  Auflassung,  dass  diese  Folge  nur  bei  mala  fide  verletzter  Anzeigepflicht  ein- 
zutreten hat.  In  der  Theorie  und  Rechtsprechung  ist  die  Frage  bestritten.  Die 
herrschende  Meinung  erkennt  dem  Versicherer  den  Anspruch  auf  die  bezahlten 
Prämien  unbedingt  zu.  Nach  anderer  Ansicht  hat  der  Versicherer,  wenn  der 
Vertrag  den  Verfall  der  Prämien  nicht  ausdrücklich  vorsieht,  die  empfangene 
Gegenleistung  zurückzuerstatten,  lieber  die  rechtliche  Natur  der  nunmehr  all- 
gemein üblichen  sogenannten  Verfallsklausel  herrscht  in  der  Wissenschaft  Streit. 
Nach  den  einen  ist  der  Verlust  der  bezahlten  Prämien  vorwiegend  oder  aus- 
schliesslich Strafe  für  den  Versicherungsnehmer:  nach  den  andern  bezweckt  er 
Ausgleichung  des  dem  Versicherer  zugefügten  Schadens,  also  Schadensersatz. 
Wiederum  andere  wollen  die  empfangenen  Prämien  dem  Versicherer  unter  dem 
Gesichtspunkte  des  Entgeltes  für  das  getragene  Risiko  zugewiesen  wissen. 

Wir  halten  diese  letztere  Auffassung  im  Prinzipe  als  begründet.  Der  Ver- 
sicherer hat  Anspruch  auf  Gegenleistung,  weil  er  in  der  Voraussetzung  wahr- 
heitsgetreuer Deklaration  Sicherheit  geleistet  hat.  Der  Vertrag  erzeugt  seine 
rechtlichen  Wirkungen  bis  zu  dem  Momente,  in  dem  die  in  jener  Voraussetzung 
liegende  Beschränkung  der  Willenserklärung  des  Versicherers  zur  Geltung  gelangen 
kann.  Dieser  Moment  ist  die  Entdeckung  der  verletzten  Anzeigepflicht.  Der  Ver- 
sicherer fordert  daher  mit  Recht  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  die  vereinbarte 
Gegenleistung,  soweit  sie  Entgelt  für  das  getragene  Risiko  ist  Die  für  die  laufende 
Versicherungsperiode  vereinbarte  Prämie  wird  ganz  geschuldet.  Siehe  die  Worte 
<  Untei  lbarkeit  der  Prämie»  und  «Versicherungsperiode».  Die  Gesetz- 
gebung und  überwiegende  Versicherungspraxis  erkennen  dem  Versicherer  schlechthin 
den  Anspruch  auf  die  sämtlichen  bezahlten  Prämien  zu  (übliche  Verfallsklausel : 
«die  bezahlten  Prämien  sind  dem  Versicherer  verfallen»;  « les  primes  payees 
demcurvnt  aemüses  ä  la  compagnie.»)  Dieses  Verfahren  ist  nicht  zu  billigen. 
Der  Versicherer  hat,  da  die  Gesichtspunkte  der  Strafe  und  des  Schadensersatzes 
nicht  durchschlagen,  auf  das  vereinbarte  Entgelt  insoweit  Anspruch,  als  er  das 
Risiko  getragen  hat  oder  (wie  bei  der  Versicherung  auf  den  Ecbensfall)  aus 
technischen  Gründen  der  Gegenleistung  notwendig  bedarf.  Dieser  Auf- 
fassung konform  sollte  der  Versicherer  überall  da,  wo  er  mehr  als  die  ihm  ge- 
bührende Gegenleistung  erhalten  hat,  das  Plus,  soweit  es  technisch  als  Entgelt 
für  eine  nunmehr  weggefallene  künftige  Leistung  zu  betrachten  ist,  im  Prinzipe 
zurückerstatten.  Der  hier  postulierten  Rückerstattungspflicht  kommt  in  allen  den- 
jenigen Branchen,  in  denen  die  Vorausbezahlung  der  Prämie  für  mehrere  Ver- 
sicherunsperioden  gebräuchlich  ist,  und  sodann  namentlich  in  der  Versicherung 
auf  den  Todesfall  eine  grosse  Bedeutung  zu. 

Besonderer  Regelung  unterliegt  die  unrichtige  Altersangabe.  Siehe  das 
Wort  «Alter  des  Versicherten». 

Umfasst  der  Vertrag  mehrere  Gegenstände  oder  Personen  (Kollektiv- Ver- 
sicherung» —  siehe  dieses  Wort)  und  ist  die  Anzeigepflicht  nur  bezüglich 
eines  Teiles  dieser  Gegenstände  oder  Personen  verletzt,  so  entsteht  die  Frage, 
ob  der  Vertrag  hinsichtlich  der  Wirkungen  der  verletzten  Anzeigepflicht  teilbar 
ist  oder  nicht.  Die  Binncnversichcrungspraxis  hält  lim  Gegensatze  zur  Secver- 
sicherungspraxisi  entschieden  ;m  der  l'nteilbarkeit  fest.  Die  neuere  Rechtsent- 
wicklung  dagegen  geht  dabin,  den  Kollektivversicherungsvertrag  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  als  teilbar  zu  erklären.  Der  Vertrag  bleibt  hiernach  für  den 
tibi  igen  Teil,  hii i-i<-Ii 1 1 u-li  dessen  die  Anzeigepflicht  nicht  verletzt  worden  ist. 
wirksam,  sofern  nicht  erhallt,  dass  der  Versicherer  diesen  Teil  allein  nicht  ver- 
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sichert  haben  würde.  Die  erste  Voraussetzung,  dass  die  Anzeigepflicht  lediglich 
bezüglich  eines  Teiles  der  Objekte  verletzt  worden  ist,  trifft  nur  da  zu,  wo  Ge- 
fahrsthatsachen versehwiegen  oder  unrichtig  angezeigt  werden,  die  ausschliess- 
lich einzelne  Objekte  betreffen,  dergestalt,  dass  diese  Thatsachen  für  die  Beur- 
teilung der  Gefahr,  die  sich  an  die  übrigen  Objekte  knüpft,  bedeutungslos  sind 
Vergl.  im  übrigen  das  Wort  «Teilbarkeit  des  Vertrages.» 

Die  auf  Verletzung  der  Anzeigepflicht  gegründete  Anfechtbarkeit  des  Ver- 
trages fällt  schlechthin,  auch  bei  absichtlicher  Verletzung  der  Anzeigepflicht, 
dahin,  wenn  der  Versicherer  die  Verschweigung  oder  unrichtige  Angabe  ver- 
anlasst oder  ausdrücklich  oder  stillschweigend  darauf  verzichtet  hat, 
die  Unverbindlichkeit  des  Vertrages  geltend  zu  machen.  Weil  die  Verletzung  der 
Anzeigepflicht  nicht  die  absolute,  sondern  nur  die  relative  Ungültigkeit  des  Ver- 
trages zur  Folge  hat,  ist  der  Mangel  durch  Verzicht  des  Versicherers  heilbar. 
Der  ausdrückliche  Verzicht  wird  in  der  Lebensversicherung  häufig 
zum  voraus  erklärt  (unanfechtbare  Polizen,  indispu  table  policies  —  vergl. 
dazu  das  Wort  «Unanfechtbarkeit»).  Zur  Substantiierung  des  stillschwei- 
genden Verzichtes  reicht  nicht  nur  ein  positives  Handeln  aus  {Kon- 
kludente Verzichtsakte,  wie  Aushändigung  der  Polize,  Ausstellung  von 
Nachträgen  zur  Polize,  Annahme  weilerer  Prämien,  etc.) ;  es  genügt  auch  das 
passive  Verhalten  des  Versicherers,  dass  er,  trotzdem  er  die  falsche 
Aussage  kennt,  sein  Anfechtungsrecht  nicht  binnen  angemessener  Frist  ausübt. 
Damit  wird  dem  dolosen  Schweigen  ein  wirksamer  Damm  entgegengesetzt.  — 
Hat  der  Anzeigepflichtige  auf  eine  ihm  vorgelegte  Frage  eine  Antwort  nicht 
erteilt,  so  kann,  wie  bereits  früher  begründet  worden  ist,  der  Versicherer  sich 
nur  dann  auf  die  verletzte  Anzeigepflicht  berufen,  wenn  die  Frage,  auf  Grund 
der  übrigen  Mitteilungen  des  Anzeigepflichtigen,  als  in  einem  bestimmten  falschen 
Sinne  beantwortet  angesehen  werden  muss. 

II.  Die  Anzeigepflicht  während  der  Dauer  der  Versicherung. 

Die  Anzeigepflicht  beim  Vertragsabschlüsse  dient  dem  Zwecke  der  technisch 
gebotenen  Risikenauswahl,  der  Wertung  dei  vom  Versicherer  zu  tragenden  Go- 
fahr.  Diese  Wertung  hat  im  Zeitpunkte  des  Vertragsabschlusses  für  die  ganze 
Dauer  der  Versicherung  zu  erfolgen.  Sie  wird  dadurch  erschwert,  dass  die  Ge- 
fahrsthatsachen häufig  nicht  ein  für  allemal  fest  gegebene  (wie  Alter,  überstandene 
Krankheiten  des  Versicherten,  Bauart  des  Hauses),  sondern  wandelbare  in  dem 
Sinne  sind,  dass  sie  möglicherweise  einer  nachträglichen  Aenderung  unterworfen 
sind  oder  in  ihrer  endgültigen  Entscheidung  überhaupt  erst  von  der  Zukunft  ab- 
hängen (Beschäftigung  und  Aufenthaltsort  des  Versicherten,  Nachbarschaft  des 
Hauses,  etc.).  Teberall  da,  wu  wandelbare  Gefahrsthatsachen  in  Frage  stehen, 
darf  sich  der  Versicheier  nicht  darauf  beschränken,  das  Risiko  an  Hand  der 
Gefahrsumstände,  so  wie  sie  im  Zeitpunkte  des  Vertragsabschlusses  vorliegen, 
zu  würdigen  ;  er  nmss  voraussehen,  dass  die  Verhältnisse  in  der  Zukunft  sich 
zu  seinen  Ungunsten  ändern  können.  Diese  Voraussicht  kann  bei  der  technischen 
Wertung  der  Gefahr  in  verschiedener  Weise  zur  Geltung  gelangen.  Entweder 
so,  dass  der  Versicherer  die  möglichen  künftigen  Veränderungen  mit  in  Berech- 
nung zieht,  oder  so,  dass  er  gewisse  Gefahrsthatsachen  (Reisen,  Kriegsdienst) 
von  vornherein  aus  dem  Gefahrskomplexe  und  damit  aus  dem  Haftpflichtnexus 
ausscheidet,  oder  endlich  in  der  Weise,  dass  der  Versicherer  für  die  Dauer  der 
Versicherung  auf  ein  bestimmtes  beim  Vertragsabschlüsse  näher  präcisiertes 
Verhalten  aller  oder  einzelner  wandelbaren  Gefahrsthatsachen  abstellt. 

Für  diese  beiden  letzlern  Falle  hat  die  Versicherungspraxis  eine 
besondere  Anzeigepflicht  statuirt.  Die  Dcklarationspflicht  ist  in  Zweck  und 
Inhalt  von  der  Anzeigepflicht  beim  Vertragsabschlüsse  verschieden.  Sie  hat  über- 
wiegend nur  komplementäre  Bedeutung.  Der  Versicherer  will  die  sogenannte 
Gefahränderung  ungesäumt  erfahren,  sei  es,  um  den  Hinfall  seiner  Haftpflicht 
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zu  konstatieren,  sei  es,  um  die  Bedingungen  s«i nur  Haftung  zu  modifizieren  oder 
ein  der  Gefahrsänderung  entsprechendes,  höheres  Entgelt  zu  fordern,  sei  es  end- 
lieh aueh  nur,  um  die  zur  Anwendung  eines  möglichen  Schadens  geeigneten  Vor- 
kehren, z.  B.  auf  dem  Wege  der  Rückversicherung,  zu  treffen.  Mit  dieser  letztern 
Funktion  verfolgt  die  Anzeigepflicht  einen  ausschliesslich  präventiven  Zweck. 

Gesetzgebung  und  Wissenschaft  anerkennen  überwiegend  eine  An- 
zeigepflicht während  der  Dauer  der  Versicherung  nur  nach  einer  Richtung  hin. 
Der  Versicherungsnehmer  ist  verpflichtet,  die  ohne  sein  Zuthun  eingetretene 
Gefahrsänderung  sofort  nach  erhaltener  Kunde  dem  Versicherer  mitzuteilen. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  auf  die  dem  Versicherungsnehmer  bekannt 
gewordene  Gefahrsänderung.  Die  Deklarationspflicht  ist  gemäss  den  grundlegenden 
Ausführungen  unter  Ziffer  I/*2,  litt,  b,  oben,  verletzt,  wenn  der  Versicherungs- 
nehmer die  Gefahrsänderung  nicht  oder  nicht  rechtzeitig,  nicht  innerhalb  der  ver- 
traglich festgesetzten  Meldefrist,  zur  Kenntnis»  des  \  ersicherers  gebracht  hat. 
Hinsichtlich  der  Folgen  der  verletzten  Anzeigepflicht  gilt  das  oben,  unter  Ziffer 
1/2,  litt,  b,  Ausgeführte.  Ebenso  hinsichtlich  des  ausdrücklichen  oder  stillschwei- 
genden Verzichtes  des  Versicherers  auf  Geltendmachung  des  Anfechtungsgrundes 
und  hinsichtlich  der  Teilbarkeit  des  Kollektivversicherungsvertrages.  Vergl.  im 
übrigen  das  Wort  «Gefahrsänderung». 

HL  Die  Anzeigepilicht  nach  Eintritt  des  befürchteten  Ereignisses. 

Die  Anzeigepflicht  nach  Eintritt  des  befürchteten  Ereignisses  ist  von  der 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung  allgemein  anerkannt.  Die  ungesäumte  Schadens- 
meldung hat  berechtigten  Interessen  des  Versicherers  zu  dienen.  Der  Versicherer 
musss  in  der  Eage  sein,  Art  und  Kolgen  des  Unfalles  thunlichst  bald  festzustellen 
und  geeignete  Vorkehren  zur  Minderung  des  Schadens  zu  treffen.  In  diesem 
Zwecke  erschöpft  sich  die  Anzeigepflicht.  Ihre  Verletzung  bleibt  daher  überall 
da  ohne  Folgen,  wo  der  Versicherer  auf  anderem  Wege  rechtzeitig  Kenntnis 
vom*  Unfälle  erhalten  hat.  —  Die  Anzeigepflicht  setzt  auf  seiten  des  Anzeige- 
pflichtigen einmal  voraus,  dass  er  die  Thatsache  des  eingetretenen  Ereignisses 
kennt  ;  eine  Informationspllicht  des  Forderungsberechtigten  ist,  wie  früher  fest- 
gestellt wurde,  nicht  zu  begründen.  Weiter  hat  die  Anzeigepflicht  zur  Voraus- 
setzung, dass  der  Anzeigepflichtige  seinen  Anspruch  aus  der  Versicherung  kennt. 
Denn  nur  derjenige,  der  weiss,  dass  ihm  ein  Anspruch  gegen  den  Versicherer 
zusteht,  kann  vernünftigerweise  zur  Schadensmeldung  verpflichtet  werden. 

Die  Verletzung  der  Anzeigepilicht  hat  nach  der  herrschenden  Versicherungs- 
praxis zur  Folge,  dass  der  Veitrag  für  den  Versicherer  unverbindlich  wird. 
Dieses  schwere  Präjudiz  ist  jedoch  nicht  zu  rechtfertigen ;  es  steht  im  Hinblicke 
auf  die  fahrlässige  Verletzung  der  Anzeigepflicht  in  einem  unerträglichen  Miss- 
verhältnisse zu  dem  Nachteile,  der  dem  Versicherer  aus  der  pflichtwidrigen 
Unterlassung  des  Forderungsberechtigten  möglicherweise  erwachsen  kann.  Die 
neuere  Hechtsentwicklung  räumt  daher  dem  Versicherer  bei  fahrlässiger  Ver- 
letzung der  Anzeigepilicht  nur  das  Recht  auf  Schadensersatz  ein.  Die  Ersatzpflicht 
des  Forderungsberechtigten  ist  auf  den  Hetrag  zu  beschränken,  um  den  sich  die 
Entschädigung  aus  dem  Versicherungsvertrage  bei  rechtzeitiger  Schadensmeldung 
gemindert  haben  würde.  Diese  lunschränkung  resultiert  aus  dem  Zwecke  der  in 
Krage  stehenden  Anzeigepflicht.  Dem  Versicherer  steht  daher  ein  Ersatzanspruch 
wegen  verletzte-  Anzeigepflicht  nicht  zu,  wenn  erhellt,  dass  auch  bei  rechtzeitig 
erfolgter  Unfallanzeige  der  Schaden  weder  ganz  noch  teilweise  hätte  abgemeldet 
werden  können.  Dagegen  nmss  dem  Versicherer  ein  wirksamer  Schutz  gegen  den 
l>ö sg I  äu Im ge n  Kunden  zugestanden  werden.  Der  Vertrag  ist  für  den  Versicherer 
um  er  'Imidin  Ii.  wenn  der  Korderuiig-bcreehtigtc  die  unverzügliche  Schadensmeldung 
in  der  AI'M-  Ii!  unlcrta^-eti  hat.  den  Versicheier  an  der  rechtzeitigen  Feststellung 
der  Uiii-iäudc.  unter  denen  das  befürchtete  Ereignis  eingetreten  ist,  zu  hindern. 
llniM«  b!]i<  Ii  d>  i  Knigen  der  verletzten  Anzeigcpllieht  gilt  das  oben,  unter  Ziffer 
12.  litt,  h,  Au.-geiVihrte.  Prof.  Dr.  Rcelli,  Zürich. 
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Anzeigepflichten . 

(Nach  Reicbsversicherungsrecht.) 

Die  Reichsversicherungsgesetze  auferlegen  den  Arbeitgebern  (s.  daselbst)  eine 
Reihe  von  Anzeigepflichten.  Neben  der  an  anderer  Stelle  bereits  behandelten 
An-  und  Abmeldepflicht  (An-  und  Abmeldung  des  versicherungspflichtigen  Ar- 
beitspersonals im  Krankenversieherungsrecht,  der  versicherungspflichtigen  Betriebe 
—  Anzeige  von  Betriebseröffnung,  und  -Veränderung  einschliesslich  eines  Wechsels 
in  der  Person  des  Belriebsunternehmers  im  linfallversicherungsrecht  —  begegnet 
insbesondere  die  Pflicht  der  Belricbsunlernehmer  zur  Pnfallsanzeige  (s.  daselbst) 
und  zur  Kinreichung  solcher  Nachweisungen  an  den  Vorstand  der  Berufsgenossen- 
schaft, welche  zur  Feststellung  der  Renten  und  zur  Vorbereitung  des  Aufbring- 
ungsverfahrens von  Bedeutung  sind.  Vgl.  auch  sub  « Betriebsunternehmer » 

Weyl. 


Appenzell- Ausserrhoden. 

Die  Brandversicherungs- Anstalt  des  Kantons  Appenzell-Ausser- 
rhoden trat  dun  h  Gesetz  vom  25.  April  1841  ins  Leben.  Schon  1812.  nach 
einem  grossen  Brande  in  Herisau,  dem  Sitze  der  Kanlonsregierung,  mit  220000  Pres. 
Schaden  entstand  der  Plan  zur  Errichtung  einer  kantonalen  obligatorischen 
Anstalt,  kam  aber  nicht  zu  stände:  ebenso  scheiterte  1820  die  Gründung  einer 
Anstalt  mit  freiwilligem  Beitritt  unter  Slaatsleitung  an  zu  schwacher  Beteiligung. 
1822  kam  eine  Privatansiall  zu  stände,  welche  anfangs  günstige  Ergebnisse  hatte 
aber  durch  den  Brand  am  7.  September  1838  in  Heiden  (280900  Pres.)  zur 
Liquidation  gezwungen  wurde.  Die  kantonale  Anstalt  hat  nach  den  Gesetzen 
vom  25.  April  1841  und  29.  April  1860  Versicherungszwang  für  alle  Gebäude 
mit  Ausschluss  der  Pulvermühlen,  Pulvermagazine  und  der  Gebäude  im  Werte 
unter  100  Gulden,  später  200  Pres.  Die  Versicherung  geschieht  in  Höhe  von 
Ys  des  Schätzungswertes.  Eine  Klassifikation  der  Gebäude  wurde  von  vornherein 
eingeführt  ;  von  1800  ab  bestehen  6  Klassen  zu  70,  100,  150,  200,  350  und 
600  Cts.  jährlichen  Beitrags  für  1000  Pres.  Versicherungssumme.  Jedes  Gebäude, 
in  welchem  mehr  als  ein  feuergefährlicher  Beruf  beirieben  wird,  zahlt  einen  je 
5  Cts.  höheren  Beitrag.  Es  erfolgte  die  Ansammlung  eines  Reservefonds ;  Rück- 
versicherung aber  wurde  nicht  genommen.  —  Durch  d;is  Gesetz  vom  29.  April 
1883  wurden  von  der  Versicherung  weiter  ausgeschlossen  Casfabriken  und  über- 
haupt alle  ausschliesslich  zur  Fabrikation  und  zur  Aufbewahrung  von  explodier- 
baren Stoffen  bestimmten  Gebäude.  Die  Gemeinderäte  und  die  Schätzer  haben 
beständig  darüber  zu  wachen,  dass  zwischen  dem  Werte  oder  dem  Verkaufs- 
preise der  Versicherungsobjekte  und  ihrem  Vcrsichorungsanschlage  nicht  Miss- 
verhältnisse bestehen,  und  wo  solche  eintreten,  sofort  eine  neue  Schätzung  vor- 
zunehmen. Als  niedrigste  Beitragsstufe  wurde  noch  eine  solche  von  50  Cts.  für 
1000  Pres.  Versicherungssumme  «'ingeführt.  Vergütet  werden  Schäden  durch 
Brand,  Blitzschlag  mit  oder  ohne  Zündung,  durch  Explosion,  sowie  l.öschungs- 
schäden.  Absichtliche  Brandstiftung  seitens  des  Versicherten  oder  Doppelver- 
sicherung  lassen  denselben  der  Entschädigung  verlustig  gehen,  doch  soll  auch  in 
diesem  Falle  die  auf  dem  Gebäude  verpfändete  Summe  bis  auf  die  Höhe  der 
Versicherung  gedeckt,  werden.  Das  Gesetz  ordnet  zugleich  das  Feuerlöschwesen 
und  die  zeitweilige  Revision  der  Löseheinrichlungcn,  schreibt  die  Einführung 
harter  Bedachungen  für  alle  Neubauten  und  bis  1000  für  alle  vorhandenen  Bauten 
und  die  Abhaltung  jährlicher  Bau-  und  Feuerschaiicn  durch  die  Gemeindcräle 
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für  alle  Ortschaften  vor.  Das  Gesetz  vom  30.  April  1893  brachte  eine  Aenderung 
und  weitere  Ausgestaltung  der  Klassifikation  und  eine  Herabsetzung  des  Beitrags 
für  die  wenigrr  gefährlichen  (iebäude.  Die  Ergebnisse  der  Anstalt  waren  sehr 
günstige.  Ihr  Reservefonds  ist  bis  Ende  1896  auf  3  819826  Frcs.  angewachsen 
und  ist  nicht  nur  im  Vcrhältniss  zur  Versicherungssumme  sondern  auch  absolut 
der  höchste  unter  den  Fonds  aller  schweizerischen  kantonalen  Brandversicherungs- 
Anstalten.  Die  Versicheiungssumme  betrug  1850:  26;  1860:  29;  1867:  39  und 
1896:  94  Millionen  Frcs.  -  br.  - 


Apothekerhaftpflicht. 

Versicherung.  —  Die  Apotherhaftpflicht  gehört  zu  der  Haftpflichtversicherung 
der  Personen  der  Gesundheitspflege  und  Gesundheitspolizei.  Sie  wird  von  allen  die 
Haftpflichtversicherung  überhaupt  kultivirenden  Versicherungsinstituten  betrieben, 
mit  ziemlich  denselben  Bedingungen,  Prämiensätzen,  Deckungssummen.  Von  den 
Apotheken,  als  Personen  der  Gesundheitspflege,  wird  die  grösseste  Sorgfalt  und 
Gewissenhaftigkeit  gefordert,  doch  können  ausserordentlich  leicht  Verwechslungen 
und  Irrtümer  vorkommen,  die  die  unheilvollsten  Folgen  haben.  Für  die  Apotheker 
tritt  der  Umstand  noch  erschwerend  hinzu,  dass  sie  Gehilfen  haben  müssen,  für 
deren  Fehler  sie  in  verschiedenen  Rechtsgebielen  ohne  weiteres  haftpflichtig  sind, 
während  sie  nach  anderen  Gesetzen  dann  dafür  aufzukommen  haben,  wenn  sie  in 
der  Auswahl  ihrer  Gehilfen,  ihrer  Anleitung  und  Ueberwachung  unachtsam  gewesen 
sind.  Die  betreffenden  gesetzlichen  Vorschriften  siehe  in  den  Artikeln :  Haftpflicht, 
Hapftpllichtrecht. 

Allbekannt  ist  es  also,  dass  der  Beruf  der  Apotheker  allen  denjenigen  Personen, 
die  in  demselben  thätig  sind,  eine  schwere  Verantwortlichkeit  auferlegt.  Geschäfts- 
inhaber, Gehilfen  und  Lehrlinge  sind  selbst  bei  grosser  Vorsicht  nicht  sicher,  durch 
ein  wenn  auch  nur  geringes  Versehen  die  schwerwiegensten  Folgen  herbeizuführen. 
Hin  Fehler  bei  der  Anfertigung  einer  Arznei,  die  Verabfolgung  einer  falschen 
Medizin,  eine  blosse  Verwechselung  kann  die  schwersten  Gesundheitsschädigungen, 
wenn  nicht  den  Tod  zur  Folge  haben.  Die  Apotheker  haften  für  alle  körperlichen 
Schädigungen,  durch  solche  Versehen  hervorgerufen,  und  können  ihnen  hieraus 
derartige  pekuniäre  Verluste  entstehen,  dass  ihre  wirtschaftliche  Existenz  dadurch 
gefährdet  wird.  Die  Gefahren,  welche  dem  Apotheker  aus  seiner  Haftpflicht 
erwachsen,  hat  man  fast  täglich  Gelegenheit  zu  beobachten ;  derartige  Fälle  sind 
sehr  oft  in  den  Tageszeitungen  zu  lesen.  Die  Apotheker  haben  denn  auch  immer  die 
Notwendigkeit  erkannt,  Sicherung  gegen  die  Folgen  solcher  Versehen  zu  nehmen. 
In  Verbänden,  Vereinen.  Gremien  ist  diese  Angelegenheit  wiederholt  und  eingehend 
besprochen  worden,  und  so  haben  diese  Verbünde  u.  s.  w.  vielfach  durch  Verträge 
mit  Versicherungsinstiluten  im  Interesse  der  Mitglieder  ihre  Erkenntnis  von  der 
Notwendigkeil  der  Apolhekerhaftplliehlversicherung  dokumentirt. 

Vergleiche  hierzu  die  Artikel :  Acrztehaftpflicht,  Haftpflicht,  Haftpflichtver- 
sicherung. Dr.  jur.  Elbertihagen. 


Apothekenzwang. 

i  Krankenversicherungsrecht  I. 

Die  Krankenkassen  bezw.  die  Gemeindekrankenversichorung.  können  durch  das 
Kassen-  bezw.  Gemcinde<talut.  wie  einen  Arztzwang  und  einen  Krankenhauszwang, 
so  auch  einen  Apothekenzwang  einführen,  indem  sie  beschlossen,  dass  die  ärztliche 
Behandlung,  die  Lieferung  ih  r  Arznei  und  die  Kur  und  Verpflegung  nur  durch 


Digitized  by  Google 


Apothekenzwang  —  Arbeiter. 


423 


bestimmte  Aerzte,  Apotheker  und  Krankenhäuser  zu  gewähren  sind  und  die 
Bezahlung  der  durch  Inanspruchnahme  anderer  Aerzte,  Apotheken  und  Kranken- 
häuser entstandenen  Kosten,  von  dringenden  Fällen  angesehen,  abgelehnt  werden 
kann.  Entspricht  diese  Anordnung  jedoch  nicht  den  berechtigten  Anforderungen  der 
Versicherten,  so  darf  auf  Antrag  von  mindestens  30  versicherten  Personen  durch 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  Kasse  und  der  Aufsichtsbehörde 
die  Zahl  der  Kassenapotheken  (-ärzte  und  krankenhäuser)  vennehrt  werden  und 
zwar,  falls  die  Kasse  einer  diesbezüglichen  Verfügung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde binnen  der  von  dieser  bestimmten  Frist  nicht  Folge  leistet,  durch  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  selber  mit  rechtsverbindlicher  Wirkung  für  die  Kasse  (Vgl. 
Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juni  1883  in  der  Fassung  der  Novelle  vom 
10.  April  1802  §  6a  Abs.  I  Zif.  0.  g  2<ia  Abs.  II  Zif.  2  b,  §  50a,  §§  Gi,  05,  72 
Abs.  III,  73  Abs.  I,  74  Abs.  Hl). 

Weyl. 


Arbeiter. 

(Reichsversicherungsrecht.) 

Die  Arbeiter  sind  derjenige  Berufsstand,  zu  dessen  Schutz  und  Gunsten  die 
«  Arbeiterversicherungsgesetze  »  des  Deutschen  Reiches,  die  «  Reichsversicherungs- 
gesetze» in  den  Jahren  1883  bis  11*89  erlassen  wurden. 

I.  Der  Begriff  «Arbeiter»,  welcher  in  den  Gesetzen  selber  nicht  definiert 
wird,  lässt  sich  juristisch  nicht  genau  abgrenzen,  sondern  nur  nationalökonomisch 
dahin  erklären,  dass  hierunter  alle  diejenigen  Personen  (ohne  Rücksicht  auf 
Geschlecht,  Lebensalter,  Vermögenslage.  Nationalität)  gehören,  welche  ausschliess- 
lich oder  vorwiegend  durch  mehr  körperliche  Thätigkeit  und  in  Abhängigkeit  von 
einem  «  Arbeitgeber  »,  aber  ohne  Zugehörigkeit  zu  seinem  Hausstande  ihren 
Lebensunterhalt  verdienen.  Den  Gegensatz  bilden  (und  der  «  Versicherungspflicht  j» 
unterliegen  daher  nicht  i  einerseits  die  « Arbeitgeber  »  und  anderseits  die  höheren, 
mehr  geistigen  Berufsstände  und  Erwerbszweige,  die  auch  eine  bessere  Vorbildung 
durchzumachen  und  eine  bessere  gesellschaftliche  Stellung  einzunehmen  pflegen. 
Eine  Zwischenstellung  nehmen  die  «  Betriebsbeamten  »  ein,  auf  welche  aber  auch 
ebenso  wie  auf  die  «  Betriebsunternehmer  »  und  die  «  Kleinmeister  »  (s.  über  beide 
unter  «Arbeitgeber»)  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Versicherungspflicht 
ausgedehnt  ist.  — 

Den  « Arbeitern »  sind  im  Invalidität«-  und  Altersversicherungsgesetze  die 
«Gehülfen»,  «Gesellen»,  «Lehrlinge»  und  «Dienstboten»  gleichgestellt.  Für 
«Hausindustrielle»,  «Apotheker-  und  Handlungsgehilfen  und  -gesellen»,  für 
«Seeleute»,  für  Soldaten  und  für  Personal  in  «Reichs-  oder  Kommurmldienst » 
in  «Reichs-  oder  Kommunalbetrieben»  gelten  bei  den  einzelnen  Gruppen  der 
Reichsversieherungsgesetze  mannigfache  Sonderbestimmungen  hinsichtlich  der 
•  Versicherungspflicht»  (s.  daselbst  über  die  Abgrenzung  im  Einzelnen  und  auch 
über  die  Versicherungspflicht  der  «  Familienangehörigen  >  eines  Arbeiters). 

II.  Die  Arbeiter  sind  bei  der  praktischen  Handhabung  der  Reichsversicherungs- 
gesetze zu  selbsttätiger  Mitwirkung  herangezogen  in  Form  der  «Arbeiter- 
vertretung». 

III.  Während  die  Höhe  des  Arbeitslohns  (Arbeitsverdienstes')  (abgesehen  von 
den  «Betriebsbeamten»  und  den  «  Handlungsgebülfen  und  -lehrlingen  »,  s.  oben) 
für  die  Frage  der  «Versicherungspflicht»  gleichgiltig  ist  und  im  Wesentlichen  nur 
für  die  Bemessung  der  «Unterstützungsansprüche»  sowie  der  «Beiträge»  eine 
Bedeutung  äussert,  sind  die  nachstehenden  (alphabetisch  geordneten)  Unter- 
scheidungen auch  nach  anderer  Richtung  wichtig: 

1.  Bergarbeiter.  Für  sie  besteben  die  besonderen  «  Knappschaftskassen  >> 
des  KrankenversieherungsrecMs.    (Krarikenversicherungsgesetz  8  7 '»). 
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2.  Bauarbeiter.  Für  sie  kommen  im  Gebiete  des  Unfallversieherungsrechts 
die  mannigfaltigen  Sonderbestimmungen  des  « Bauunfallversieherungsgesetzes  b 
(vom  11.  Juli  1887)  in  Betracht. 

3.  Fabrikarbeiter.  Das  Krankcnversieherungsgesetz  und  die  l'nfallver- 
sieherungsgesetze  kennen  im  Gegensatz  zum  Invaliditäts-  und  Altcrsversieherungs- 
gesctze.  das  den  Beginn  des  Vcrsieherungsverhältnisses  auf  das  vollendete 
16.  Lebensjahr  normiert,  eine  Altersgrenze  für  die  Versicherungspflieht  überhaupt 
nieht,  doch  ergicbt  sich  aus  §  135  des  sogenannten  Arbeitcrschutzgesetzes  vom 
1.  Juni  1891  Novelle  zu  Titel  VII  der  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1809) 
Beichsgeselzbl.  1891  S.  201:  «Kinder  unter  13  Jahren  dürfen  in  Fabriken 
nicht  beschäftigt  werden»),  dass  eine  erlaubte,  also  auch  vom  Standpunkte 
des  Arbeiterversicherunasrcehls  als  alleinige  Grundlage  des  Versicherungsverhall- 
nisses  anzuerkennende  Arbeilslhäligkeit  in  Fabriken  nur  bei  Personen  über 
13  Jahren  vorliegt. 

4.  Gewerbliche  Arbeiter.  Für  sie  gilt  innerhalb  der  Krankenver- 
sicherung im  Falle  der  Streitigkeiten  mit  den  Arbeitgebern  über  die  Berechnung 
und  Anrechnung  der  Beiträge  und  des  Eintrittsgeldes  nach  Krankcnversicherungs- 
gesetz  §  53a  <§§  65  Abs.  III,  11  Abs.  III  und  73  Abs.  1)  die  Besonderheit, 
dass  die  Entscheidung  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes,  betreffend  die  Ge- 
werbegerichte vom  29.  Juli  1849  i  Beichsgesetzbl.  1890,  S.  141)  erfolgt,  welches 
seinerseits  die  Entscheidung  im  Allgemeinen  den  Gewerbegerichten  (in  zweiter 
Instanz  den  Civilkammern  der  Landgerichte),  mangels  solcher  den  Amtsgerichten, 
bezw.  dem  Gemeindevorsteher  und  für  Innungslehrlinge  den  Innungen,  für 
Innungsgesellen  den  Innungsschiedsgerichten  anvertraut.  (Vgl.  über  diesen  Punkt 
Genaueres  bei  Wevl,  «Lehrbuch  des  Beichsversicherungsrechts  »,  Leipzig  1894. 
§  42  sub  XII,  1  S".  199-202). 

5.  Jugendliche  Arbeiter.  Abgesehen  von  den  unter  1  betreffs  der 
« Fabrikarbeiter  >  erörterten  Einzelpunkte  ist  das  jugendliche  Lebensalter  des 
Versicherten  von  Bedeutung  für  die  Festsetzung  des  «Arbeitsverdienstes»  und 
darum  für  die  Höhe  der  «Beiträge»  und  der  « Unterstützungsansprüche ».  In 
dieser  Hinsicht  bestimmt  das  Krankenversiehcrungsgesetz  4}  8  Abs.  II:  «Die  Fest- 
setzung findet  für  männliche  und  weibliche,  für  Personen  über  und  unter  10 
Jahren  besonders  statt.  Für  Personen  unter  10  Jahren  (jugendliche  Personen^ 
kann  die  Festsetzung  getrennt  für  junge  Leute  zwischen  14  und  16  Jahren  und 
für  Kinder  unter  14  Jahren  vorgenommen  werden.  Für  Lehrlinge  gilt  die  für 
junge  Leute  getroffene  Feststellung.  »  Auf  diesen  §  8  des  Krankinversieherungs- 
gesetzes  nimmt  auch  das  Invaliditüts-  und  Altersversieherungsgesetz 
£  22  Abs.  II  Ziff.  3  und  5  bei  Abgrenzung  der  Lohnklasscn  bezüglich  gewisser 
Arbeiterkalegorien  Bezug.  Das  linfallversichcrungsgesetz  sagt  in  §  3 
Abs.  III  (vgl.  dazu  Ausdehnungsgesetz  1  und  3  und  Bauunfallversicherungs- 
gesetz $  0  I):  «Bei  jugendlichen  Arbeitern  und  solchen  Personen,  welche  wegen 
noch  nicht  beendigter  Ausbildung  keinen  oder  einen  geringen  Lotin  beziehen, 
gilt  als  Jahresarbeitsverdienst  das  Dreihundertfache  des  von  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  für  Erwachsene  festgesetzten 
ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiler  8  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni  18NI)»;  Das  land-  und 
forstwirtschaftliche  In  fal  I  vers  i  <•  herung  sge  *e  I  z  bestimmt  hinsichtlich 
des  der  Bentenherechnung  zu  Grunde  zu  legenden  durchschnittlichen  Jahres- 
nrhcitsx  enlierisics  in  $0  Abs.  |||,  dass  er  «durch  die  höhen*  Verwaltungsbehörde 
nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  je  besonders  für  männliche  und  weibliehe, 
für  jugendliche  und  erwachsene  Arbeiter  festgesetzt»  wird.  Die  «Festsetzung 
kann  je  besonders  für  die  landwirtschaftlichen  und  die  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter erfolgen.  Die  für  verletzte  jugendliche  Arbeiter  fe-tgesetze  Pente  ist  vom 
vollendeten  10  Lebensjahre  des  Verletzten  ab  auf  den  nach  dem  Arbeitsver- 
dienste Erwachsener  zu  berechnenden  Beirag  zu  erhöhen,  i» 

0.  Land-  und  forstwirtschaftliche  Arbeiter.  Ihre  Unfallver- 
versicherung  und  auch  /.um  Teil  ihre  Krankenversicherung  ist  durch  ein 
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besonderes  « Reich«versicherung*gesetz  > ,  das  «  land-  und  forstwirtschaftliche 
Unfall-  und  Krankenversirhcrungsgeselz»  vom  ."».  Mai  1885  in  vielfacher  Hinsicht 
abweichend  von  dem  «  Unfallversieherungsgesetzc  »  selber  (und  dem  a  Kranken- 
versieherungsgesetze »)  geregelt  worden.  Der  Krankenversicherung  unter- 
liegen sie  nicht  unbedingt,  sondern  nur  entweder  bei  diesbezüglicher  Anordnung 
im  Statut  der  Gemeinde  bezw.  des  weiteren  Kommunalverbandes  oder  bei  Ein- 
führung der  Versicherungspflicht  durch  Uandesgesctz  (Krankenversicherungsgesetz, 
§  2  Ziff.  fi,  land-  und  forstwirtschaftliches  Unfall-  und  Krankenversieherungs- 
gesetz  §  133;  vgl.  ebenda  §  142);  in  diesem  Falle  kann  aber  (vgl.  ebenda 
§§  136 — 138)  unter  Umständen  Befreiung  von  der  Versicherungspflicht  sowie 
Ermässigung  bezw.  Kürzung  der  Kassenbeiträge  unter  Wegfall  bezw.  Kürzung 
des  Krankengeldes  eintreten.  Nach  dem  Invalidität«-  und  Altersvcrsiche- 
rungsgesetze  §  13  kann  ihnen  zufolge  statutarischer  Bestimmung  der  Ge- 
meinde oder  des  weiteren  Kommunalverbandes  die  Rente  bis  zu  zwei  Dritteln 
des  Betrages  in  Naturalien  (statt  in  Geld)  gewährt  werden,  sofern  sie  auch  ihren 
Lohn  dem  Herkommen  entsprechend  ganz  oder  zum  Teil  in  Naturalien  bezogen 
haben;  nach  §  2*2  Abs.  II.  Ziff  1  desselben  Gesetzes  gelten  auch  Sondervor- 
schriften wegen  der  Festsetzung  des  c  Arbeitsverdienstes  ». 

7.  Ständige  und  unständige  Arbeiter.  Dieser  Unterschied  ist  für  die 
Krankenversicherung  von  grosser,  für  die  I nvaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung von  geringerer,  für  die  Unfallversicherung  von  gar  keiner  Be- 
deutung. «Unständige»  Arbeiter  sind  solche,  deren  «Beschäftigung  durch  die 
Natur  ihres  Gegenstandes  oder  im  Voraus  durch  den  Arbeitsvertrag  auf  einen 
Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt  ist »  (Krankenversicherungf- 
gesetz  §  1  Abs.  II  a.  K.).  Solche  unständigen  Arbeiter  (z.  B.  das  Aushilfs- 
personal der  Geschäftsleute  oder  Postbehörden  in  der  Weihnachts-  und  Neujahr-- 
zeit,  die  Getreideträger  kurz  vor  Sehluss  oder  unmittelbar  nach  Eröffnung  der 
Schiffahrt,  die  von  der  Stadt  bei  plötzlichem  Schneefalle  engagierten  Schnee- 
schaufler) unterliegen  der  Krankenversicherung  höchstens  bei  diesbezüglicher 
statutarischer  Bestimmung  der  Gemeinde  oder  des  weiteren  Kommunalverbandes 
(Krankenversicherungsgesetz  §  2  Abs.  I  Ziff.  1),  wobei  dann  das.  Statut  auch 
zu  bestimmen  hat,  oh  den  Arbeitgeber  eine  « An-  und  Abmeldepflicht »  und  die 
Pflicht  zur  Einzahlung  der  Beiträge  und  Eintrittsgelder  trifft  (ebenda  §51  Abs.  1); 
einige  Sonderbestiiiunungen  wegen  der  Krankenversicherung  unständiger  Arbeiter 
enthält  sodann  das  land-  und  forstwirtschaftliche  Unfall-  und  Krankenversiche- 
rungsgesetz, §  112.  —  Das  Invalidität«-  und  Allersversicherungsgesel  z, 
§  1U0  Abs.  II  bietet  die  für  die  Pflicht  des  Markenklebers  praktisch  wichtige 
Bestimmung :  « Findet  die  Beschäftigung  nicht  während  der  ganzen  Kalender- 
woche bei  demselben  Arbeitgeber  statt,  so  ist  von  demjenigen  Arbeitgeber, 
welcher  den  Versicherten  zuerst  beschäftigt,  der  volle  Wochenbeitrag  zu  ent- 
richten. » 

8.  Weibliche  Arbeiter.  Sie  gemessen  einige  besondere  Unterstützungs- 
ansprüche (die  nicht  verwechselt  werden  dürfen  mit  den  Ansprüchen  der  Ehe- 
frauen oder  Wittwen  versic  herter  Arbeiten,  nämlich  nach  Krankenversicherungs- 
recht den  Anspruch  auf  Wochenbettgeld  (Krankenversicherungsgesetz  §  20 
Abs.  I  Ziff.  2,  §  21  Ab-.  I  Ziff.  4)  und  nach  Invalidität.«-  und  Alleisvcrsi.be- 
rungsrecht  den  Anspruch  auf  Böckerstattung  der  Hälfte  der  von  ihnen 
gezahlten  Beiträge,  wenn  sie  sich  nach  mindestens  fünfjähriger  Beitrags- 
zahlung und  vor  Geriuss  der  Benfe  verheiraten  (Invalidität«-  und  Altersver- 
sicherungsgesetz Jj  30:  der  Anspruch  ist  binnen  3  Monaten  nach  der  Verhei- 
ratung geltend  zu  machen).  —  Wegen  der  Festsetzung  des  Arbeitsverdienstes 
weiblicher  Arbeiter  vgl.  die  oben  sub  5  filierten  Gesetzesstellen. 
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Krankenversicherungsgesetz  vom  — ,,  .  --  §  8:  «Der  Betraff  des  orts- 

lu.  Aprd  1892 

üblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeitcr  wird  von  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  festgesetzt  und  durch  das 
für  ihre  amtlichen  Bekanntmachungen  bestimmte  Blatt  veröffentlicht.  Aende- 
rungen  der  Festsetzung  treten  erst  sechs  Monate  nach  der  Veröffentlichung 
in  Kraft. 

Die  Festsetzung  findet  für  männliche  und  weibliche  Personen  besonders  statt. 
§  20.    Die  Orlskrankenkassen  sollen  mindestens  gewähren  : 
4  .  ... 

2.  Eine  Unterstützung  in  Höhe  des  Krankengeldes  an  Wöchnerinnen,  welche 
innerhalb  des  letzten  Jahres,  vom  Tage  der  Entbindung  ab  gerechnet,  mindestens 
sechs  Monate  hindurch  einer  auf  (irund  dieses  Gesetzes  errichteten  Kasse  oder 
einer  Gemeinde -Krankenversicherung  angehört  haben,  auf  die  Dauer  von 
mindestens  vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft,  und  soweit  ihre  Beschäftigung 
nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  für  eine  längere  Zeit  untersagt 
ist,  für  diese  Zeit. » 

§  21,  Ziff.  4.  <  Die  Wöchnerinnen-Unterstützung  kann  allgemein  bis  zur  Dauer 
von  sechs  Wochen  nach  der  Niederkunft  erstreckt  werden.  > 

Ziff.  5:  «  Freie  ärztliche  Behandlung,  freie  Arznei  und  sonstige  Heilmittel 
können  für  erkrankte  Familienangehörige  der  Kassenmitglieder,  sofern  sie  nicht 
selbst  dem  Krankenversicherungszwang  unterliegen,  auf  besonderen  Antrag  oder 
allgemein  gewährt  werden.  Unter  derselben  Voraussetzung  kann  für  Ehefrauen  der 
Kassenmitglieder  im  Falle  der  Entbindung  die  nach  Ziff.  4  zulässige  Unter- 
stützung gewährt  werden.» 

G.  setz  vom  0.  Juli  1884,  §  6: 

«Im  Falle  der  Tötung  ist  als  Schadensersatz  ausserdem  zu  leisten: 
2.   Eine   den  Hinterbliebenen   des  Getöteten   vom    Toteslage   an   zu  ge- 
währende Kente,   welche   nach   den  Vorschriften  des  §  5,  Abs.  3  bis  5  zu 
berechnen  ist. 

Dieselbe  beträgt  : 

a)  für  die  Witwe  des  Getöteten  bis  zu  deren  Tod  oder  Wiederverehelichung 
zwanzig  Prozent,  für  jedes  hinterbliebenc  vaterlose  Kind  bis  zu  dessen  zurück- 
gelegtem fünfzehnten  Lebensjahre  fünfzehn  Prozent  und  wenn  das  Kind  auch 
mutterlos  ist  oder  wird,  zwanzig  Prozent  des  Arbeitsverdienstes.  Die  Benten  der 
Witwen  und  der  Kinder  dürfen  zusammen  sechzig  Prozent  des  Arbeitsverdienstes 
nicht  übersteigen;  ergiebt  sich  ein  höherer  Betrag,  so  werden  die  einzelnen  Renten 
in  gleichem  Verhältnisse  gekürzt.  Im  Falle  der  Wiederverheiralung  erhält  die 
Witwe  den  dreifachen  Beda«  ihrer  Jahresrente  als  Abfindung.  Der  Anspruch 
der  Witwe  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Ehe  erst  nach  dem  Unfälle  geschlossen 
worden  ist.» 

Gleichlautend  $  7  des  Gesetzes  vom  5  Mai  1880. 
Gesetz  vom  22.  Juni  1889,  §  39. 

ij  30:  «Weiblichen  Personen,  welche  eine  Ehe  eingehen,  bevor  sie  in  den 
Genuss  einer  Pente  gelangt  sind,  .steht  ein  Anspruch  auf  Krstattung  der  Hälfte 
der  für  sie  geleisteten  Beitrüge  zu.  wenn  die  letzteren  für  mindestens  fünf  Bei- 
tragsjahre  entrichtet  worden  sind.  Dieser  Anspruch  muss  binnen  drei  Monaten 
nach  der  Verheiratung  gellend  gemacht  werden.  Mit  der  Krstattung  erlischt  die 
durch  das  frühere  Versicherung<\ cihallins  begründete  Anwartschaft.» 

8  31,  Abs.  2.  «Wenn  eine  weibliche  Person,  für  welche  mindestens  für  fünf 
Beilragsjahre  Beiträge  entrichtet  worden  sind,  verstirbt,  bevor  sie  in  den  Genuss 
einer  Heute  geliingt   ist.   so  steht  den  hinterbliebenen  vaterlosen  Kindern  unter 
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45  Jahren  ein  Anspruch  auf  Erstattung  der  Hälfte  der  für  die  Verstorbene  ent- 
richteten Beiträge  zu. 

Abs.  3.  Vorstehende  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung,  sofern  den 
Hinterbliebenen  aus  Anlass  des  Todes  der  Versicherten  auf  Grund  des  Unfallver- 
sicherungsgesetzes  eine  Rente  gewährt  wird.» 

Die  deutsche  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  steht  auf  dem  Standpunkte, 
dass  bezüglich  der  Frage,  auf  welche  Personen  sich  der  öffentliche- rechtliche 
Versicherungszwang  erstrecken  soll,  das  Geschlecht  keinen  linterschied  bildet 
und  der  weibliche  Arbeiter  demselben  demgemäss  nicht  minder  unterliegt  wie 
der  männliche.  Die  Motive  zu  dem  Invalidiläts-  und  Altersversicherungsgesetze 
rechtfertigen  diese  Stellungnahme,  soweit  es  sich  um  die  Versicherung  gegen 
Erwerbsunfähigkeit  und  die  Altersrente  handelt,  durch  folgende  treffende  Aus- 
führungen :  cSo  lange  weibliche  Personen  als  Arbeiterinnen  beschäftigt  werden, 
sind  sie  der  Gefahr  durch  Krankheit,  allmählichen  Verbrauch  der  Kräfle  oder 
durch  einen  ohne  Zusammenhang  mit  der  Arbeit  stehenden  Unfall  erwerbs- 
unfähig zu  werden,  in  gleichem  Masse  ausgesetzt  wie  die  männlichen  Arbeiter 
und  es  wäre  unbillig,  ihnen  diejenige  Sicherheit,  welche  wegen  dieser  Gefährdung 
den  männlichen  Arbeitern  gewährt  wird,  zu  versagen.  Üie  Aussicht,  welche 
weibliche  Arbeiter  auf  Eingehung  einer  Ehe  haben,  darf  nicht  dazu  führen,  ihnen 
die  Versicherung  um  desswillen  vorzuenthalten,  weil  sie  nach  Begründung  eines 
eigenen  Hausstandes  nicht  mehr  auf  Lohnerwerb  angewiesen  sein  würden.  Bei 
den  in  Deutschland  bestehenden  Verhältnissen  bildet  der  Fall,  dass  weibliche 
Personen  mit  der  Verheiratung  aufhören  gegen  Lohn  zu  arbeiten,  keineswegs 
die  Regel.  Ueberdies  würde  aber  der  Ausschluss  der  weiblichen  Arbeiter  von 
der  Versicherung  die  unerwünschte  Folge  haben,  dass  manche  Arbeitgeber  daraus 
zu  einer  das  zulässige  Mass  überschreitenden  Verwendung  Anlass  nehmen 
könnten,  weil  sie  für  männliche  Arbeiter  Versicherungsbeiträge  zu  zahlen  hätten, 
für  weibliche  aber  nicht. »  Diese  Argumentation  lässt  sich  mit  kleinen  und 
sachlich  unbedeutenden  Veränderungen  zur  Rechtfertigung  der  Unterstellung  der 
weiblichen  Arbeiter  unter  alle  Zweige  der  Arbeiterversicherung  verwerten.  Der 
Begriff  des  Arbeiters  deckt  auch  den  der  Arbeiterin,  es  sind  also  die  auf  jenen 
bezüglichen  Erörterungen  auch  hierbei  entsprechend  massgebend.  Vgl.  den 
Artikel  Arbeiter.  Besondere ,  lediglich  für  die  weiblichen  Arbeiter  geltende  Vor- 
schriften, finden  sich  gleichwohl  in  den  Arbeiterversicherungsgesetzen  und  zwar 
folgende : 

a)  Für  die  Krankenversicherung. 

1.  Bei  der  Festsetzung  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter, 
welcher  der  höheren  Verwaltungsbehörde  obliegt,  wird  zwischen  männlichen  und 
weiblichen  Personen  unterschieden  und  der  für  letztere  ermittelte  Satz  besonders 
festgestellt,  Krankenversicherungsgesetz  vom  10.  April  1892,  §  8. 

2.  Arbeiterinnen,  welche  entbunden  werden,  haben,  solern  sie  bei  einer 
ürlskrankenkasse  versichert  sind,  einen  Anspruch  auf  die  Wöchnerinnenunler- 
stützung;  dieselbe  wird  gebildet  durch  das  auf  die  Dauer  von  mindestens  vier 
Wochen  nach  der  Entbindung,  und  soweit  ihre  Beschäftigung  nach  der  Gewerbe- 
ordnung für  eine  längere  Zeit  untersagt  ist,  für  die  Dauer  dieser  zu  gewährende 
Krankengeld.  Voraussetzung  für  diese  Unterstützung  ist,  dass  die  Wöchnerin 
innerhalb  des  letzten  Jahres  vor  der  Entbindung  mindestens  sechs  Monate  einer 
Krankenkasse  oder  einer  Gemeindekrankenversicherung  angehört  hat:  die  Ver- 
sicherung bei  einer  Hüllskasse  genügt  ebenfalls.  Unter  dieser  Voraussetzung 
haben  uneheliche  Wöchnerinnen  denselben  Anspruch  wie  eheliche.  Freie  Kur 
und  Behandlung  können  dieselben  dagegen  nicht  fordern,  da  eine  Entbindung  an 
sich  nicht  als  Krankheit  gilt,  nur  bei  einem  anomal  verlaufenden  Wochenbett 
hat  die  Arbeiterin  auch  auf  diese;  Leistung  Anspruch.  Krankenversicherungs- 
gesetz, §  «20,  Ziff.  2. 
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H.  Durch  statutarische  Bestimmung  kann  die  von  den  Ortskrankenkassen 
gewährte  Wöchncrinunlerslülzung  bis  zu  der  Dauer  von  sechs  Wochen  naeh  der 
Niederkunft  erstreckt  werden.    Krankenversicherungsgeselz,  ij  21,  Ziff.  4. 

4.  Verheirateten  Arbeiterinnen,  deren  Männer  Mitglieder  der  Ortskrankenkas.se 
sind,  die  aber  selbst  dem  Versicherungszwang  nicht  unterliegen,  kann  im  Falle 
der  Entbindung  die  Wöchnerinunterstützung  in  diesem  Ilmfange  auf  besonderen 
Antrag  oder  auch  allgemein  gewährt  werden.  Krankenversicherungsgesetz,  §  21, 
Ziff.  5. 

Wenn  die  Orlskrankenka.ssen  die  unter  Nr.  3  erwähnte  Erweiterung  der 
gesetzlichen  Fürsorge  beschlicssen ,  so  müssen  sie  dieselbe  auf  alle  Wöchne- 
rinnen ausdehnen,  also  die  unehelichen  nicht  minder  wie  die  ehelichen;  eine 
statutarische  Bestimmung,  wonach  die  erweiterten  Leistungen  nur  für  die  ehe- 
liehen  Wöchnerinnen  wirksam  sein  sollen,  kann  im  Hinblick  auf  die  Absicht 
des  Gesetzes,  jede  Unterscheidung  zwischen  ehelieh  und  unehelich  Gebärenden 
zu  beseitigen,  nicht  als  rechtsgültig  betrachtet  weiden.  Durch  die  Novelle  vom 
10.  April  1892  ist  auch  die  Bestimmung  des  Art.  135  des  Gesetzes  vom  5.  Mai 
1886  über  die  Unfallversicherung  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
beschäftigten  Personen  beseitigt  werden,  welche  die  Unterstützung  des  §  20  des 
Krankenversicherungsgesetzes  nur  auf  eheliche  Wöchnerinnen  beschränkte. 

b)  Für  die  Unfallversicherung. 

Die  Witwe  des  nach  den  Unfallversicherungsgesctzen  versicherten  Arbeiters, 
welcher  in  Folge  eines  Unfalles  gestorben  ist,  hat  Anspruch  auf  die  Witwen- 
rente: dieselbe  wird  bis  zu  ihrem  Tode  oder  ihrer  Wiederverheiratung  gewährt 
und  beträgt  zwanzig  Prozent  des  Arbeitsverdienstes,  sind  Kinder  vorhanden,  so 
wird  für  jedes  derselben  bis  zum  zurückgelegten  fünfzehnten  Lehensjahre  fünf- 
zehn Prozent  und;  falls  die  Mutter  verstirbt,  zwanzig  Prozent  gewährt; 
die  Witwenrente  und  die  Pente  der  Kinder  dürfen  zusammen  sechszig  Prozent 
des  Arbeitsverdienstes  nicht  übersteigen,  ergiebt  sich  ein  höherer  Betrag,  so 
werden  dieselben  in  gleichem  Verhältnis  gekürzt.  Im  Falle  der  Wiederverhei- 
ratung erhält  die  Wilwe  den  dreifachen  Betrag  der  Jahresrente  als  Abfindung, 
(iesetz  vom  6.  Juli  188  $  0,  Gesetz  vom  5.  Mai  1880,  §  7.  Jeder  Anspruc  h 
der  Wilwe  als  solcher  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Ehe  erst  nach  dem  Eintritt 
des  Unfalles  abgeschlossen  worden  ist.  Die  Witwenrente  ist  unabhängig  von  der 
Pente,  welche  der  versicherten  und  von  einem  Unfälle  betroffenen  Arbeiterin 
aus  eigenem  Hechte  zusteht  ;  letztere  wird  ihr  bis  zu  ihrem  Tote  ohne  Bück- 
sicht auf  Verheiratung  oder  Wiederverheiratung  gewährt.  Verunglückt  eine 
versicherte  Arbeiterin,  so  haben  ihre  unehelichen,  nicht  durch  Ehe  legitimierten 
Kinder  alsbald  Anspruch  auf  die  bezeichnete  Pente,  die  ehelichen  oder  ehelich 
gemachten  erst  dann,  wenn  auch  der  Viiter  schon  tot  ist  oder  späterhin  ver- 
stirbt; in  diesem  Falle  beläuft  sich  die  Pente  aber  sofort  auf  den  erhöhten 
Betrag  von  zwanzig  Prozent.  Weitere  Descendenten.  insbesondere  Enkel,  können 
einen  Anspruch  nicht  geltend  machen,  wie  seitens  des  Heichsversicherungsamtes 
mit  Recht  in  konstanter  Bechtprechung  entschieden  wurde.  Keinen  Anspruch 
auf  Witwenrente  hat  nach  Vorstehendem  die  Konkubine  des  bei  einem  Betriebs- 
unfall verunglückten  Arbeiters,  welche  mit  demselben  in  gemeinschaftlichem 
Haushalt  gelebt  hat. 

c)  Für  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung. 

I.  Weiblichen,  unter  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  fallenden  Personen, 
welche  eine  F. he  eingehen,  bevor  sie  in  den  Genuss  einer  Pente  gelangt  sind, 
steht  ein  Anspruch  auf  Erstattung  der  Hälfte  der  für  sie  geleisteten  Beiträge  zu. 
wenn  die  letzteren   fur   uiindeslen<  fünf  Ih  itrag-jalire  entrichtet  worden  sind. 
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Dieser  Anspruch  muss  binnen  drei  Monaten  nach  der  Verheiratung  geltend 
gemacht  werden.  Mit  der  Erstattung  erlischt  die  durch  das  frühere  Versicho- 
rungsverhällnis  begründete  Anwartschaft  Die  weiblichen  Versicherten,  welche 
von  dieser  Befugnis  Gebrauch  machen  wollen,  erhallen  also  die  Gesamtheit  der 
aus  eignen  Mitteln  entrichteten  Beiträge  zurück.  Invalidität*»  und  Allersversichc- 
rungsgesetz,  §  30.  Mit  dem  24.  Juni  1895,  dem  ersten  Tag  der  Erfüllung  der 
235.  Beitragswoche  seit  dein  1.  Januar  1891,  hat  die  praktische  Wirksamkeit 
dieser  Bestimmung  begonnen.  Es  isl  bei  Auslegung  des  g  30  fraglich  geworden, 
ob  es  gestattet  ist,  die  bei  dem  Eheabsehlusse  an  '235  Beiträgen  noch  fehlende 
Zahl  durch  fernere  Versicherung  zu  erfüllen,  sofern  nur  die  Vollendung  der  235. 
Beitragswoche  vor  Ablauf  der  dreimonatlichen  Antragsfrist  erfolge.  Die  Billig- 
keit spricht  für  die  Bejahung  der  Zulässigkeit,  wenn  schon  nicht  zu  verkennen 
ist,  dass  die  für  die  Verneinung  sprechenden  Bechtsgründe  die  überwiegenden 
sind.  Das  Reichsvcrsichcrungsamt  hat  sich  der  verneinenden  Anschauung  ange- 
schlossen, welche  als  die  herrschende  bezeichnet  werden  muss.  Hiernach  ist 
nach  dem  Eheabschluss  eine  nachträgliche  Beitragsleistung  zu  dem  Zwecke,  die 
Rechte  auf  Rückerstattung  zu  erwerben  nicht  mehr  statthaft.  Natürlich  isl 
eine  verheiratete  Arbeiterin,  welche  nach  der  Verheiratung  fortfährt,  eine  mit 
der  Versicherungsptlicht  verbundene  Beschäftigung  auszuüben,  zur  Leistung  von 
Beiträgen  verpachtet  und  es  sind  für  sie  Marken  einzukleben.  Dies  geschieht 
nicht  auf  der  alten,  bei  Stellung  des  Antrags  auf  Erstattung  der  Beiträge  einzu- 
reichenden Quittungskarte,  sondern  auf  einer  neuen.  Wird  dagegen  der  Antrag 
rechtskräftig  abgewiesen,  so  isl  die  Fortsetzung  der  Versicherung  durch  Ein- 
klebung von  Marken  auf  der  alten  Karte  zu  bewirken.  Soweit  die  Beobachtungen 
bis  jetzt  reichen,  lässt  sich  konstatieren,  dass  fast  ausnahmslos  die  eine  Ehe  ein- 
gehenden Personen  von  der  Beanspruchung  der  Rückerstattung  der  Beiträge 
Gebrauch  gemacht  haben;  im  Durchschnitt  beläuft  sich  der  Gesamtbetrag  der- 
selben auf  zwanzig  Mark,  wenn  diese  Summe  auch  nur  eine  kleine  ist,  so 
scheint  man  es  doch  seitens  der  Interessenten  vorzuziehen,  dieselbe  zu  erhallen, 
als  durch  Verzicht  auf  ihre  Auszahlung  sich  die  Fortdauer  der  Anwartschaft  auf 
den  Rentenbezug  zu  sichern.  In  vielen  Fällen  dürfte  es  gleichwohl  für  die 
Versicherlen  empfehlenswerter  sein,  sich  die  volle  Anwartschaft  aus  dem  Ver- 
sicherungsverhältnis zu  erhalten  als  dieselbe  durch  die  Empfangnahme  einer 
Summe  zu  zerstören,  die  viel  zu  klein  ist,  als  dass  sie  bei  Einrichtung  des 
Hausstandes  eine  nennenswerte  Rolle  spielen  könnte. 

2.  Wenn  eine  weibliche  l'erson,  für  welche  mindestens  für  fünf  Beitragsjahre 
Beiträge  entrichtet  worden  sind,  verstirbt,  bevor  sie  in  den  Genuss  einer  Rente 
gelangt  ist,  so  steht  den  Unterlassenen  vaterlosen  Kindern  unter  15  Jahren  ein 
Anspruch  auf  Erstattung  der  Hälfte  der  für  die  Verstorbene  geleisteten  Beiträge 
zu.  Diese  Bestimmung  kommt  jedoch  nicht  zur  Anwendung,  wenn  den  Hinter- 
bliebenen aus  Anlas»  des  Todes  des  Versicherten  auf  Grund  des  Unfallversichc- 
rungsgesetzes  eine  Rente  gewährt  wird:  Invaliden- und  Altersversicherungsgesetz, 
§  31,  Abs.  2  und  3.  Diese,  einen  Ersatz  für  die  noch  ausstehende  Rehktenvcr- 
sichcrung  allerdings  nur  in  kleinstem  Masse  bietende  Einrichtung,  kommt  nicht 
nur  solchen  Kindern  zu  Gute,  deren  ehelicher  Vater  in  dem  Zeitpunkte  des  Ab- 
lebens der  versicherten  Mutter  bereits  verstorben  war,  sondern  auch  unehelichen 
Kindern.  Der  Erstattungsanspruch  ist  in  den  unter  a  und  b  genannten  Fällen 
unter  Beibringung  der  zur  Begründung  derselben  dienenden  Beweisstücke  bei 
dem  Vorstände  derjenigen  Versicherungsanstalt  geltend  zu  machen,  an  welche 
zuletzt  Beiträge  entrichtet  worden  sind.  Auf  das  Verfahren  kommen  die  Be- 
stimmungen zur  Anwendung,  welche  das  Verfahren  bei  Geltendmachung  eines 
Rentenanspruchs  regeln,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  eine  Mitwirkung  des 
Staatskommissars  nicht  slattlindet  und  sowohl  die  Berufung  als  auch  die  Revi- 
sion aufschiebende  Wirkung  haben. 

Bezüglich  der  unständigen  Arbeiterinnen  hat  der  Bundesrat  unter  dem 
27.  November  1890  in  Ansehung  der  Befreiung  derselben  von  der  Versicherungs- 
ptlicht in  Gemässheit  des  §  3,  Abs.  3,  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  4889  beschlossen, 
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dass  vorübergehende  Dienstleistungen  nicht  als  eine  die  Versicherungspflicht  be- 
gründende Beschäftigung  zu  betrachten  sind: 

1.  Wenn  sie  von  solchen  Personen,  welche  berufsmässig  Lohnarbeit  über- 
haupt nicht  verrichten,  in  folgenden  Fällen  verrichtet  werden : 

a)  Nur  gelegentlich,  insbesondere  zu  gelegentlicher  Aushülfe. 

b)  Zwar  in  regelmässiger  Wiederkehr,  aber  nur  nebenher  und  gegen  ein 
geringfügiges  Kntgelt,  welches  zum  Lebensunterhalt  nicht  ausreicht  und  zu  den 
Versicherungsbeiträgen  nicht  in  entsprechendem  Verhältnis  steht. 

c)  Zur  Hülfeleistung  bei  Unglücksfällen  oder  Verheerungen  durch  Natur- 
ereignisse. 

2.  Wenn  sie  von  setichen  Berufsarbeitern,  die  in  einem  regelmässigen,  die  Ver- 
sicherungspflicht begründenden  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis  zu  einem  be- 
stimmten Arbeitgeber  stehen,  ohne  Unterbrechung  dieses  Verhältnisses  bei  anderen 
Arbeitgebern  nebenher,  sei  es  gelegentlic  h  zur  Aushülfe,  sei  es  regelmässig  ver- 
richtet werden. 

3.  Wenn  sie  auf  Seeschiffen  im  Auslande  von  Personen  verrichtet  werden, 
die  nicht  zu  der  Schiffsbesatzung  gehören. 

4.  Wenn  sie  von  Aufwärterinnen  und  ähnlichen  zu  niederen  häuslichen 
Diensten  von  kurzer  Dauer  an  wechselnden  Arbeitsstellen  thätigen  Personen  ver- 
richtet werden. 

5.  Wenn  sie  in  Verpflegungsstalionen  oder  in  ähnlichen  Einrichtungen  gegen 
eine  Geldentschädigung  verrichtet  werden,  welche  nicht  als  Entgelt  für  die 
gelieferte  Arbeit,  sondern  als  eine  Unterstützung  zum  Zweck  des  besseien  Fort- 
kommens gewährt  wird. 

Diese  Bestimmungen  sind  nicht  präzis  genug  gefasst,  um  bezüglich  ihrer 
Auslegung  und  Tragweite  nicht  zu  Zweifeln  Anlass  zu  geben;  unter  den  an 
wechselnden  Arbeitsstellen  thätigen  Aufwärlerinnen  und  ähnlichen  Personen  ver- 
steht das  Reichsversicherungsamt  diejenigen,  welche  zu  keiner  Dienstherrschaft 
in  einem  dauernden  Arbeitsverhältnis  stehen,  sondern  bei  unbestimmt  vielen 
Arbeitgebern,  von  denen  sie  jedesmal  bestellt  werden,  immer  nur  vorübergehend 
und  auf  kurze  Zeit  des  Tages  beschäftigt  werden.  Linter  Aufwärlerinnen  werden 
anderseits  nur  berufsmässige  verstanden,  d.  h.  solche  Personen,  deren  Haupt- 
beruf oder  doch  Nebenberuf  auf  die  fortgesetzte  Verrichtung  derartiger  Dienst- 
leistungen gerichtet  ist,  die  in  Folge  dessen  auf  solche  Arbeilen  einen  nicht 
unerheblichen  Teil  der  täglichen  Arbeitszeit  verwenden  und  aus  dieser  Beschäf- 
tigung ihren  ganzen  Lebensunterhalt  oder  doch  einen  wesentlichen  Teil  beziehen. 
Es  ist  also  bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine  Aufwartedienste  verrichtende 
Person  versicherungspflichtig  ist  oder  nicht,  zunächst  zu  prüfen,  ob  diese  Dienste 
gelegentliche  oder  regelmässige  sind,  und  erst  wenn  dies  verneint  wird  und  die 
Aufwartethätigkeit  sich  als  Hauptberuf  kennzeichnet,  kann  die  betreffende  Person 
zu  den  in  Ziffer  4  des  angeführten  Beschlusses  genannten  Personen  gerechnet 
werden,  be/.w.  zu  den  in  Ziffer  2  des  Beschlusses  des  Bundesrates  vom  22.  De- 
zember 1891  aufgezählten,  durch  welchen  der  Beschluss  vom  4i7.  November  1890 
nach  einigen  Richtungen  hin  abgeändert  wurde,  die  jedoch  hier  nicht  weiter  in 
Betracht'  kommen. 

Nach  denselben  Gesichtspunkten  beurteilt  sich  die  Versioherungspflicht  der 
Koch-,  Putz-,  Scheuer-,  Monalfrauen  u.  dgl.  m.  Schwierig  ist  bei  diesen  Ver- 
hältnissen vielfach  die  Ziehung  der  Grenze  zwischen  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden und  unständigen  Arbeitern,  beispielsweise  bei  Näherinnen,  Wäsche- 
rinnen, Büglerinnen.  Friseusen,  Krankenpflegerinnen  u.  s.  w.,  die  auf  jedes- 
malig« Bestellung  in  den  Wohnungen  ihrer  Kunden  arbeiten.  Nach  der 
Anleitung  des  Rciehsversichcrungsamies  vom  31.  Oktober  1890  unterliegen  die- 
selben der  Versicherung  dann,  wenn  sie  als  Arbeiter  und  nicht  als  selbständige 
(Je  werbet  reibende  anzusehen  sind;  in  welchen  Fällen  die  eine  oder  andere  dieser 
Alternativen  anzunehmen  ist,  kann  nach  Ansicht  des  Amtes  nur  unter  Würdigung 
der  im  Kinzcl falle  obwaltenden  Umstände  und  Verhältnisse  entschieden  werden, 
für  die  Regel  hält  das  Amt  Friseusen,  Krankenpllegcrinnen,  Büglerinnen  für 
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selbständige  Gewerbetreibende.  In  der  Praxis  ist  man  im  Allgemeinen  darüber 
einig,  dass  Näherinnen,  Schneiderinnen,  Wäscherinnen  und  Büglerinnen  dann  der 
Versicherungspflicht  unterliegen,  wenn  sie  die  Arbeiten  in  den  Wohnungen  ihrer 
Kunden  verrichten  und  nicht  mindestens  eine  Lohnarbeiterin  ständig  beschäftigen. 
Auch  bezüglich  dieser  Scheidung  bestehen  in  der  Praxis  heute  noch  erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten  und  es  ist  eine  nicht  zu  bestreitende  Thatsache,  dass 
zahlreiche  weibliehe  Personen,  welche  von  der  Gesetzgebung  als  versicherungs- 

F »flichtige  Arbeiterinnen  betrachtet  werden,  thatsächlich  nicht  versichert  sind. 
)ie  Reform  der  hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1889  ist 
dieserhalb  wiederholt  in  Vorschlag  gebracht  worden  und  bildet  in  der  That  einen 
der  Gegenstände,  welche  mit  Fug  und  Recht  als  verbesserungsbedürftig  in  hohem 
Grade  bezeichnet  werden  können  und  dürfen. 

Die  Ehefrau  des  Betriebsunternehmers  kann  ebensowohl  dessen  Arbeiterin  sein 
und  somit  der  Versicherungspflicht  unterliegen  wie  dessen  Tochter.  Diese  Ansicht 
genicsst  allerdings  nicht  den  Beifall  des  Reichsversicherungsamtes ;  letzteres  hat 
für  das  Gebiet  der  Unfallversicherung  in  ständiger  Rechtsprechung  daran  fest- 
gehalten, dass  mit  dem  Wesen  und  Charakter  der  Khc  die  Annahme  eines  Lohnarbeits- 
verhältnisses zwischen  den  Ehegatten  ausgeschlossen  sei  und  demgemäss  die  Frau 
ebensowenig  die  Arbeiterin  ihres  Mannes,  wie  der  Mann  der  Arbeiter  seiner  Frau 
sein  könne.  Demgemäss  wird  auch  in  der  Einleitung  des  Amtes  vom  31.  Oktober 
1890,  betreffend  den  Kreis  der  nach  dem  Invaliditäts-  und  Altersvereicherungs- 
gesetze  zu  versichernden  Personen,  unter  IX  bemerkt:  «Verwandte  des  Arbeit- 
gebers, insbesondere  Hauskinder,  welche  zu  diesem  in  einem  die  Versicherung 
begründenden  Verhältnis  stehen,  unterliegen  gleichfalls  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes; eine  Ausnahme  machen  nur  die  Eheleute  unter  einander,  da  zwischen 
ihnen  nach  dem  Wesen  der  Ehe  niemals  eines  der  für  die  Begründung  der  Ver- 
sicherung erforderlichen  Abhängigkeitsverhältnisse  bestehen  kann. »  Die  Gründe 
für  diese  Auffassung  hat  das  Amt  in  einer  Entscheidung  vom  18.  Juni  1888 
niedergelegt  (vgl.  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamts,  Bd.  IV, 
S.  314);  es  entspricht  nach  denselben  den  hinsichtlich  des  ehelichen  Verhält- 
nisses obwaltenden  grundsätzlichen  Anschauungen  im  Allgemeinen  nicht,  die  Be- 
ziehung von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  als  zwischen  Ehegatten  möglich 
anzuerkennen,  es  vertrage  sich  nicht  die  sittliche  Auffassung  der  Ehe  als  des 
Verhältnisses  zweier  zu  ungeteilter  Lebensgemeinschaft  berufener  Personen  mit 
den  das  bezeichnete  soziale  Verhältnis  beherrschenden  Begriffen,  welche  in  das 
Verhältnis  der  allgemeinen  Gleichberechtigung  der  Ehegatten,  den  damit  nicht 
zu  vereinbarenden  Gegensatz  wirtschaftlicher  Abhängigkeit  des  einen  von  dem 
anderen  hineintragen  würden.  In  der  Lilteratur  hat  diese  Auffassung  vielfach 
Widerspruch  erfahren  und  sie  erscheint  auch  als  eine  unrichtige;  sie  geht  von 
einer  idealistischen  Beurteilung  der  vorhandenenen  Verhältnisse  aus  und  trägt 
diesen  keine  Rechnung.  Wenn  Rosin  (Hecht  der  Arbeiter  Versicherung,  Bd.  I, 
S.  170,  171)  bemerkt:  «In  der  That  beeinllusst  die  rauhe  Wirklichkeit  der 
wirtschaftlichen  Zustände  selbst  das  Leben  in  der  Familie  und  es  ist,  soweit 
nicht  zwingende  Rechtsgründe  die  Entscheidung  rechtfertigen,  unangängig,  eine 
um  ihre  Existenz  ringende  Ehefrau  von  einem  höchst  wichtigen  Zweige  der 
sozialpolitischen  Fürsorge  durch  den  Hinweis  auf  sittliche  Prinzipien  auszu- 
sehliessen,  welche  in  ihrer  Reinheit  doch  nur  in  jenen  Ständen  zur  Geltung 
kommen  können ,  die  vom  Kampfe  ums  Dasein  im  Wesentlichen  unberührt 
bleiben  »,  so  ist  dem  durchaus  beizustimmen.  Durch  die  auf  Grund  des  §  9,  Abs.  3, 
des  Gesetzes  vom  5.  Mai  188T>  ergangenen  landesgesetzlichen  Vorschriften  wird 
übrigens  zum  grossen  Teile  die  Ehefrau  unter  die  beschäftigten  Familienange- 
hörigen gestellt,  welche  reichsrechtlich  der  Versicherungspflicht  unterliegen,  ein 
Beweis,  dass  die  Ansicht  des  Reichsversicherungsamts  wenigstens  für  das  Gebiet 
der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Unfallversicherung  von  der  Gesetzgebung 
nicht  als  zutreffend  betrachtet  wird ;  in  der  Praxis  wird  jedoch  nach  der  An- 
schauung des  Reichsversicherungsamts  verfahren  und  zwar  in  Ansehung  sämmt- 
licher  Arbeiterversicherungsgesetze. 
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Die  hervorgehobenen  Zweifel  bezüglich  der  Grenze  zwischen  selbständigen 
Gewerbetreibenden  und  Arbeiterinnen  haben  besonders  gegenüber  der  Anwendung 
der  Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  die  in  «1er  Hausindustrie  thätigen  weiblichen 
Arbeiter  zu  verschiedenen  und  voneinander  abweichenden  Entscheidungen  Anlass 
gegeben;  die  Zahl  der  Arbeiterinnen,  die  in  der  Hausindustrie  beschäftigt  werden, 
ist  in  den  einzelnen  Industriezweigen  sehr  erheblich  und  die  Beseitigung  der 
Zweifel  erscheint  dieserhalb  um  so  wichtiger.  Durch  die  Beschlüsse  des  Bundes- 
rates vom  10.  Dezember  1801,  betreffend  die  Krstreckung  der  Versichcrungs- 
pflieht  nach  dem  Invalidität-  und  Altersversicherungsgesetze  auf  die  Hausge- 
werbetreibenden der  Tabakfabrikation  (Keichsgesetzblatt,  S.  39i  u.  f.)  und  vom 
1.  März  189'»,  betreffend  die  Invalidiläts-  und  Altersversicherung  von  Hausge- 
werbetreibenden der  Textilindustrie  (Reichsgesclzblalt,  S.  1124  u  f.)  ist  für  die 
bezeichneten  Industriezweige  eine  Besserung  der  bislang  vorhandenen  Zustände 
in  dieser  Hinsicht  angebahnt  worden.  Kür  die  Arbeiterinnen  sind  daraus  von 
besonderer  Wichtigkeit  die  grundlegenden  Vorschriften  beider  Verordnungen,  wo- 
nach die  Versicherungspflicht  auf  solche  selbständige  Gewerbetreibende  erstreckt 
wird,  welche  in  eignen  Betriebsstätten  im  Auftrage  und  für  Rechnung  anderer 
Gewerbetreibenden  (Fabrikanten,  Fabrikkaufleute,  Handelsleute)  mit  der  Her- 
stellung oder  Bearbeitung  von  Cigarren  oder  anderen  Tabakfabrikalen,  bezw.  mit 
Weberei  und  Wirkerei  beschäftigt  werden  und  zwar  auch  dann,  wenn  diese 
Hausgewerbetreibenden  die  Roh-  und  Hilfsstoffe  selbst  beschaffen  und  auch  für 
die  Zeil,  während  welcher  sie  vorübergehend  für  eigne  Rechnung  arbeiten.  Zur 
Wirkerei  rechnet  die  Verordnung  auch  die  Maschinenstrickerei.  Nicht  unter- 
liegen jedoch  der  Versicherungspflicht :  I.  Arbeiterinnen,  welche  das  Geschäft 
regelmässig  für  eigene  Rechnung  betreiben  und  nur  gelegentlich  von  anderen 
Gewerbetreibenden  für  deren  Rechnung  beschäftigt  werden,  2.  welche  in  dem 
Betriebe  des  Hausgewerbes  und  gelegentlich  oder  zwar  in  regelmässiger  Wieder- 
kehr, aber  nur  nebenher  und  in  so  geringem  Umfange  thätig  sind,  dass  der 
hieraus  erzielte  Verdienst  zum  Lebensunterhalt  nicht  ausreicht  und  zu  den  Ver- 
sicherungsbeiträgen nicht  in  entsprechendem  Verhältnis  steht,  3.  welche  in  einem 
anderen,  die  Versicherungspflicht  begründenden  regelmässigen  Arbeits-  oder 
Dienstverhältnis  zu  bestimmten  Arbeitgebern  stehen  und,  ohne  dieses  Verhältnis 
zu  unterbrechen,  das  Hausgewerbe  nur  nebenher,  sei  es  regelmässig,  sei  es  nur 
gelegentlich,  betreiben.  Es  sind  auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Bundesrats 
vom  9.  November  1895  (Reichsgesetzblatt.  S.  452)  neben  der  Weberei  und 
Wirkerei  gewisse  dabei  vorkommende  Nebenarbeiten  in  die  Versicherung  mit 
einbezogen  worden,  Appretierung,  Konfektion  der  Gewebe  u.  dgl.  tu.,  welche 
man  als  Nacharbeiten  bezeichnet,  im  Gegensalz  zu  den  durch  den  Beschluss  vom 
i.  März  1894  unter  die  Versicherung  gestellten  Nebenarbeiten  (Spulerei,  Schererei. 
Schlechtere!),  die  als  Vorarbeiten  charakterisiert  werden,  weil  sie  zur  Herstellung 
der  Gewebe  und  des  Gewirkten  erforderlich  sind,  lieber  das  Nähere  und  die 
Einzelheilen  vgl.  den  Artikel  Hausindustrielle. 

  Dr.  Fuld,  Mainz. 


Arbeitgeber. 

(Reichsversicherungsrecht.) 

I.  Die  Arbeitgeber,  welche  im  l'nfallversicherungsrecht  als  «  Belriebs- 
Unternehmer»  (s.  Begriff  und  Einzelheiten  daselbst)  eine  besonders  wichtige, 
mit  einer  Reihe  von  schwerwiegenden  Ubliegenlieilen  ausgestaltete  Rolle  spielen, 
sind  bei  der  praktischen  Ausgestaltung  und  Durchführung  des  Arbeiterversiche- 
rungswescn.>  auch  sonst  in  starkem  Masse  beteiligt. 

A.  Allgemeines.  Des  Arbeitgebers  Pflichten,  deren  Verletzung  durch 
Ordnungsstrafen  <vgl.  unter  sub  B>  gerügt  weiden  kann,  sofern  sie  nicht  gar 
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kriminell  strafbar  ist,  äussern  sich  (wenn  man  von  Spezialpflichten  der  *  Betriebs- 
unlernehmer »  im  Gebiete  der  Unfallversicherung  absieht)  im  Wesentlichen  nach 
dreifacher  Richtung:  1.  als  Pflicht  zur  Aufbringung  der  für  die  Unterstützungs- 
iebtungen erforderlichen  Geldmittel  (Beitragspflicht  nebst  andern  pekuniären 
Pllichten),  2.  als  Pflicht  zur  Uebernahme  von  Ehrenämtern  und  3.  als 
Meldepflichten.    Hierzu  ist  de.s  Genaueren  Folgendes  zu  bemerken: 

1.  Die  Aufbringung  der  Geldmittel  liegt  den  Arbeitgebern  bei  der  Un- 
fallversicherung ausschliesslich  ob  (und  erfolgt  dort  in  der  Regel  durch  nach- 
trägliche Umlage  auf  die  Betriebsunterneluner  nach  Sehluss  des  Rechnungs- 
jahres), bei  der  Krankenversicherung  und  bei  der  Invalidität«-  und 
Altersversicherung  ruht  die  « Beitragspllicht »  (d.  h.  im  Krankenver- 
sicherungsrecht die  Pflicht  zur  Einzahlung  der  Beiträge  und  Eintrittsgelder,  im 
Invalidität»-  und  Altersversicherungsrecht  die  Pflicht  des  Markenklebens)  juristisch 
und  thatsächlich  gleichfalls  auf  den  Arbeitgebern,  doch  können  sie  den  gezahlten 
Krankenversicherungsbeitrag  zu  zwei  Dritteln,  den  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsbeitrag zur  Hälfte  den  Arbeitern  in  Abzug  bringen.  Die  andern 
pekuniären  Pflichten  der  Arbeitgeber  sind  folgende:  a)  Im  Krankenversiche- 
rungsrecht eine  Zuschusspflicht  behufs  Erhöhung  der  Einnahmen  der  Betriebs-, 
Bau-  und  Innungkrankenkassen,  wenn  die  auf  im  Ganzen  4 '/« %  des  Tage- 
lohnes erhöhten  Kassenbeiträge  nicht  zu  den  Mindestleistungen  der  Kasse  an  ihre 
versicherton  Mitglieder  ausreichen  (Krankenversicherungsgesetz  §  65  Abs.  Ii, 
§  7*2  Abs.  III,  §  73  Abs  I);  ferner  eine  Vorschusspflicht,  die,  vorbehalt- 
lich der  Wiedererstattung,  gegenüber  den  Belriebskrankenkassen  mit  weniger  als 
50  Mitgliedern  und  gegenüber  den  Baukrankenkassen  besteht,  wenn  die  Leistung 
der  laufenden  Ausgaben  in  Frage  kommt  (ebenda  §  6i  Ziff.  4,  §  72  Abs.  III); 
sodann  eine  Pflicht  aller  Arbeitgeber  zur  direkten  Unterstützung  des 
versicherten  Kassenmitgliedes,  wenn  die  Erkrankung  im  Auslande  erfolgt 
und  die  Ueberführung  ins  Inland  nicht  stattfinden  kann,  und  zur  Erstattung 
aller  Aufwendungen  der  Kasse  oder  Gemeindekrankenversicherung  an  die 
unangemeldeten  Arbeiter  (Krankenversicherungsgesetz  §  57a  Abs.  III  und  §  50 
Abs.  J;  endlich  eine  Pflicht  des  Bauherrn,  welcher  es  versäumt,  eine  Bau- 
krankenkasse zu  errichten,  im  Falle  einer  Krankheit  den  bei  ihm  beschäftigten 
Personen  und  im  Falle  des  Todes  den  Hinterbliebenen  die  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen der  Ortskrankenkassen  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten  (ebenda  §  71) 
und  die  Pflicht  des  Fabrikherrn,  welcher  innerhalb  der  von  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde bestimmten  Frist  der  Anordnung  zur  Errichtung  einer  Betriebs- 
krankenkasse nicht  nachkommt,  für  jede  im  Bei  riebe  beschäftigte  versicherungs- 
pflichtige Person  Beitrage  bis  zu  5u/0  des  verdienten  Lohnes  aus  eigenen  Mitteln 
zur  Ortskrankenkasse  oder  zur  Genieindekrankenversicherung  zu  zahlen,  b)  Im 
Unfallversicherungsrecht  hat  im  Anschluss  an  das  ältere  Haftpflichtrecht 
der  Arbeitgeber  (« Betriebsunternehmer »)  die  Unterstützungen  für  die  ersten 
dreizehn  Wochen  (während  welcher  die  eigentliche  Unfallversicherung  noch 
nicht  Platz  greift)  aus  eigenen  Mitteln  zu  leisten,  wenn  der  verunglückte  Arbeiter 
weder  einer  Krankenkasse  noch  der  Genieindekrankenversicherung  angehölt 
(Unfallversieherungsgosolz  §  5  Abs.  X;  vgl.  dazu  Bauunfallversicherung.'- 
gesetz  §  G  Abs.  j,  Seeunfallversichenmg.sgosetz  §  10  Abs.  Iii;  ferner  hat  der 
Arbeitgeber  die  Differenz  zu  tragen,  welche  dadurch  entsteht,  dass  von 
Beginn  der  5.  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  bis  Ablauf  der  13.  Woche  das 
Krankengeld  des  Verletzten  auf  mindestens  zwei  Drittel  des  seiner  Berechnung 
zu  Grunde  liegenden  Arbeitslohnes  beimessen  wird,  und  dass  dieser  Betrag  viel- 
leicht höher  ist,  als  das  dem  Verletzten  seitens  seiner  Krankenkasse  oder  der 
Gemeindekrankenversicherung  zu  leistende  Krankengeld  (Unfallversicherung* 
gesetz  §  5  Abs.  IX,  Bauunfallversichcrungsgoselz  §  0  Abs  1,  Seounfallver- 
sicherungsgesetz §  10  Abs.  Ii:  endlich  kann  die  Seebcrufsgenossenschafl  im 
Besondern  gegen  Erstattung  der  Kosten  demjenigen  Betriebsunternehmer,  welchem 
die  Fürsorge  für  die  ersten  Wochen  nach  dem  Unfälle  obliegt,  die  Fürsorge  für 
den  Verletzten  auch  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens  übertragen  (Seeunfall- 
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versicherungsgesetz  §  11  Abs.  II).  Andererseits  ist  die  Haftpflicht  der 
Unternehmer  in  doppelter  Hinsicht  beschränkt  worden:  einmal  dahin,  dass  sie 
von  dem  verletzten  Arbeiter,  bezw.  seinen  Hinterbliebenen  auf  Schadensersatz 
nur  dann  in  Anspruch  genommen  werden  können,  wenn  vorsätzliche  Herbei- 
führung des  Unfalls  durch  strafrechtliches  Urteil  festgestellt  wird  (bezw.  diese 
Feststellung  wegen  Todes  oder  Abwesenheit  des  Schuldigen,  oder  aus  andern  in 
seiner  Person  liegenden  Gründen,  z.  B.  Geisteskrankheit,  Verjährung  der  Straf- 
verfolgung, unterbleiben  musste),  und  sodann  dahin,  dass  auch  in  diesem  Falle 
der  Entschädigungsanspruch  nur  auf  den  die  Unterstützungsleislungen  d<*s  Unfall - 
versieherungsreehts  übersteigenden  Ertrag  geht,  während  die  Betriebsunternehmer 
allerdings  den  Berufsgenossenschaften,  Gemeinden  und  Krankenkassen  für  alle 
nach  Kranken-  und  Unfallversicherungsrecht  erforderlich  gewesenen  Aufwendungen 
haftbar  sind,  falls  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  wird  (oder  aus  den 
oben  erwähnten  Gründen  nicht  festgestellt  werden  konnte),  dass  sie  den  Unfall 
vorsätzlich  oder  zwar  nur  fahrlässig  aber  unter  Ausserachllassung  der  durch  ihren 
Beruf  und  ihr  Gewerbe  gebotenen  besonderen  Aufmerksamkeit  herbeigeführt 
haben  (Unfallversicherungsgeselz  93  ff.,  Ausdehnungsgeselz  1  und  3, 
land-  und  forstwirtschaftliches  Unfallversicherungsgesetz  §§  116  ff.,  Bauunfallver- 
sicherungsgesetz  §  49  Abs.  II,  Seeunfallversicherungsgesetz       109  ff.) 

2.  Wegen  der  «Ehrenämter»,  ihrer  Ablehnung  und  Annahme,  s.  sub 
«Ehrenämter»  und  «Ablehnung». 

3.  Wegen  der  Meldepflichten  der  Arbeitgeber,  die  sieh  im  Krankenver- 
sichcrungsrecht  auf  An-  und  Abmeldung  der  versicherungspflichtigen  Arbeiter, 
im  Unfallversicherungsrecht  dagegen  auch  auf  Anmeldung  versicherungspflichtiger 
Betriebe,  auf  die  Unfallsanzeige  und  auf  die  Einreichung  gewisser  rechtserheb- 
licher Nachweisungen  durch  die  Betriebsunternehmer  erstreckt,  s.  sub  « Melde- 
pflicht »,  «  Anzeigepflicht  >,  «  Bctriebsunternehmer  ». 

B.  Die  Ordnungs-  und  eventuell  Kriminalstrafcn,  mit  welchen  die 
Verletzung  der  oben  skizzierten  Pflichten  des  Arbeitgebers  sowie  einzelner 
sonstiger  Gesetzesvorschriften  bedroht  sind,  linden  sieh  aufgezählt :  im  Kranken- 
versicherungsgesetz §S  81  ff.;  im  Unfallversicherungsgeselz  §§  103  ff.  (Aus- 
dehnungsgesetz, §S  1  und  3,  land-  und  forstwirtschaftliches  Unfallversicherungs- 
gesetz  123  ff.,  Bauunfallversicherungsgesetz  §  49  Abs.  Jl,  Seeunfallver- 
sieherungsgesetz,  117  ff.),  im  Invalidität»-  und  Altersversicherungsgesetz 
S§  142  ff. 

C.  Vertretung  der  Arbeitgeber.  Die  Arbeitgeber  können  sich  in  Aasübung 
ihrer  gesetzlichen  Verpflichtungen  nach  Krankenversicherungsgesetz.  §  82a  in 
jeder  Richtung,  nac  h  Invalidität»-  und  Altersversicherungsgesetz  §  14i  nur  hin- 
sichtlich der  Nachweisungen  oder  Anzeigen  und  des  Markenklebens,  nach  den 
Unfallversicherungsgesetzen  (mit  alleiniger  Ausnahme  der  Vorschrift  in  Seeunfall- 
versicherungsgesetz §  17:  Bevollmächtigter  des  Rheders),  dagegen  gar  nicht  durch 
die  bevollmächtigten  Leiter  ihres  Betriebes  (bezw.  nach  Krankenversiche- 
rungsrecht auch  durch  die  Leiter  eines  Belrichsleiles  oder  durch  das  Aufsichts- 
personal) vertreten  lassen  mach  dem  Invalidität»-  und  Altersversicherungsgesetz 
unter  der  Verpflichtung,  Namen  und  Wohnort  des  Vertreters  dem  Vorstande  der 
Versicherungsanstalt  mitzuteilen)  und  sind  alsdann  im  Allgemeinen  von  den 
Kontraventionsstrafen  (vgl.  oben  sub  B)  wegen  Verletzung  der  bezüglichen 
Pflichten  befreit,  es  sei  denn,  dass  sie  von  der  Zuwiderhandlung  wussten  oder 
in  Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  Auswahl  und  Beaufsichtigung  des  Ver- 
treters es  selbst  an  der  erforderlichen  Sorgfalt  fehlen  liessen. 

II.  Versie herungspflichi  und  freiwillige  Versicherung.  Die  Arbeit- 
geber selber  sind,  da  die  Reichsversicherungsgesetze  ja  zu  Gunsten  der  Arbeiter 
erlassen  wurden,  nicht  versicherungspflichtig  oder  doch  nur  im  Gebiete  der 
Unfallversicherung  auf  Grund  diesbezüglicher  statutarischer  Vorschrift  der  Berufs- 
genuy-en-cliaft  die  Unternehmer  land-  und  forstwirtschaftlicher  Betriehe  bei  einem 
Jahresarbeil.vverdien»te  bis  2000  .Mark  (land-  und  forstwirtschaftliches  Unfallver- 
sicherungsgeselz $  2  Abs.  II)  und  im  Gebiete  der  Invalidität-  und  Altcrver- 
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Sicherung  auf  Grund  diesbezüglichen,  für  bestimmte  Berufskreise  möglichen 
Beschlusses  des  Bundesrates  die  «Kleinmeister »,  d.  h.  die  jungen  Unternehmer, 
welche  nicht  regelmässig  wenigstens  einen  Lohnarbeiter  beschäftigen.  —  Wohl 
aber  sind  die  Arbeitgeber  zur  f  freiwilligen »  «  Selbstversicherung » 
berechtigt  und  zwar  im  Gebiete  der  Krankenversicherung,  soweit  diese  über- 
haupt eine  freiwillige  Selbstversicherung  (s.  daselbst)  beliebiger  Personen  zulässt 
(also  nur  auf  Grund  statutarischer  Anordnung  und  bei  einem  jährlichen  Maximal- 
arbeilsverdienste  von  2000  .Mark),  im  Gebiete  der  Unfallversicherung  der  Kegel 
nach  nur  bei  diesbezüglicher  Gestattung  des  Genossenschaftsstatuts  (hinsichtlich 
der  Tiefbauten  und  der  Land-  und  Forstwirtschaft  bei  jährlichem  Maximal- 
arbeitsverdienste bis  2001  Mark  auch  ohne  statutarische  Ermächtigung,  nach 
Sceunfall versicherungsrecht  die  Rheder,  selbständigen  Lootsen  und  Unternehmer 
versicherungspflichtiger  Seeschiffahrtsbetriebe  ohne  weiteres),  im  Gebiete  der 
lnvaliditäts-  und  Altersversicherung  die  « Kleinmeister »,  aber  auch  sie  nur 
mangels  der  vorerwähnten  bundesratlichen  Einführung  der  Versicherungspflicht 
und  mit  Ausschluss  derjenigen,  welche  bereits  das  40.  Lebensjahr  vollendet 
haben  oder  derartig  invalide  sind,  dass  sie  vom  Versicherungszwange  befreit 
wären.  (Vgl.  Krankenversicherungsgesetz  §  i  Abs.  11  Satz  2,  §  20a  Abs.  II 
Ziff.  5;  l'nfallversicherungsgesetz  §  2  Abs.  II,  Ausdehnungsgesetz  §§  1  und  3, 
Bauunfallversicherungsgesetz  ij  2  Abs.  I.  land-  und  forstwirtschaftliches  Unfall- 
versicherungsgesetz §  2  Abs.  I.  Seeunfallversicherungsgesetz  §  4,  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetz  $  8)  —  Eine  freiwillige  Versicherung 
anderer,  nicht  versicherungspflichtiger  Personen  durch  die  Arbeitgeber 
gestatten  nur  die  Unfallversicherungsgesetze  (vgl.  die  soeben  zitierten  Stellen), 
und  zwar  ohne  weiteres  nur  bei  Tief  bauten,  Land-  und  Forstwirtschaft  und 
Seeschiffahrt,  im  übrigen  nur  bei  diesbezüglicher  Bestimmung  des  Genossen- 
schaftsstatuts. —  Andererseits  kennt  das  Krankenversieherungsgeset/.  (<j  3  b)  eine 
Befreiung  der  Arbeiter  von  der  Versicherungspflicht  auf  Antrag  des 
Arbeitgebers,  aber  nur  bezüglich  solcher  Lehrlinge,  welchen  der  Lehrherr  für 
den  Krankheitsfall  einen  Anspruch  auf  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem 
Krankenhause  für  13  Wochen  zugesichert  hat,  ferner  für  Arbeiterkolonisten  und 
für  gewisse  land-  und  forstwirtschaftliche  Arbeiter  (land-  und  forstwirtschaftliches 
Unfallversicherungsgesetz  §  130.)  Weyl. 


Arbeit  slosen  -Versicherung . 

Definition.  —  Geschichte.  —  Volkswirtschaftliches.  —  Statistik.  — 

Anstalten.  —  Litteratur. 

1.  Unter  Arbeitslosenversicherung  versteht  man  die  Versicherung  von 
arbeitsfähigen  Angestellten  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  der 
Erwerbslosigkeit.  Sie  ist  dazu  bestimmt,  die  schweren  Uebel,  welche  die 
Arbeitslosigkeit  für  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  davon  betroffenen  Per- 
sonen mit  sich  bringt,  zu  mindern  und  zu  mildern.  Aber  nicht  für  jede  Art 
von  Arbeitslosigkeit  soll  Erleichterung  geschaffen  werden:  vielmehr  soll  einmal 
—  dem  Charakter  der  modernen  sozialen  Frage  entsprechend  •  -  nur  die 
abhängige  produktive  Bevölkerung  Berücksichtigung  linden,  während  man  z.  B. 
nicht  daran  denkt,  Kaufleuten  ohne  Kunden,  Aerzten  ohne  Patienten,  Anwälten 
ohne  Klienten  zu  helfen;  und  dann  soll  nur  der  unverschuldet  erwerbslos 
Gewordene  unterstützt  werden,  so  dass  mithin  die  undisziplinierten,  arbeit- 
scheuen, trunksüchtigen  und  Widerlichen  Elemente  gänzlich  ausserhalb  des 
Kahmens  der  in  Rede  stehenden  Institutionen  fallen. 
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2.  Die  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  hängt  aufs  Engste  mit  der  ganzen 
Stellung  zusammen,  die  dem  Problem  der  Arbeitslosigkeit  in  der  Gegenwart 
zukommt.  Seitdem  Gowerbefreiheit  proklamiert  ist,  hat  die  Arbeitslosigkeit 
arbeitsfähiger  und  arbeitswilliger  Personen  wie  ein  düsteres  Fragezeichen  auf 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  gelastet.  Sie  hat  bei  den  meisten  Revolutionen  als 
treibende  Kraft  mitgewirkt  und  zur  Entwickelung  jener  sozialen  Ideen,  die  diese 
Gesellschaft  negieren,  wesentlich  beigetragen  So  ist  deren  frühester  Kritiker. 
Thomas  Morus,  durch  die  unter  Heinrich  VIII.  in  England  herrschende  Arbeits- 
losigkeit zu  seinen  Zweifeln  an  der  Güte  des  Bestehenden  veranlasst  werden,  — 
und  so  haben  Owen  und  Sismondi  angesichts  der  ersten  Arbeitslosennot  unseres 
Jahrhunderts  dem  Individualismus  für  immer  den  Kücken  gekehrt.  Und  bei  allen 
feineren  sozialistischen  Systemen  und  Bewegungen  von  Bedeutung  steht  die 
Lösung  dieser  Frage  mehr  oder  weniger  im  Vordergrunde.  .Man  kann  sich  be- 
gnügen, darauf  hinzuweisen,  dass  das  herrschende  sozialistische  System,  jenes 
von  Karl  Marx,  den  weltgeschichtlichen  Fortschritt  an  die  Lösung  der  Arbeits- 
losenfrage anknüpft :  denn  danach  basiert  jede  Gesellschaft,  in  der  es  herrschende 
und  beherrschte  Klassen  giebt,  darauf,  dass  der  Sklave  die  ganze  Gesellschaft 
ernähre,  —  während  die  moderne  Gesellschaft  infolge  von  Krisen  und  Arbeits- 
losigkeit dazu  gelange,  ihre  Sklaven  ernähren  zu  müssen,  folglich  sich  selbst 
negiere,  also  auf  einen  unhaltbaren  Zustand  hinsteure  und  dadurch  schliesslich 
in  das  Reich  der  neuen  Gesellschaft  hinübertreibe. 

Angesichts  eines  sozialen  Hebels  von  solch  ungeheurer  Tragweite  ist  die  Frage 
nach  der  Möglichkeit  der  Abhilfe  einfach  selbstverständlich.  Zunächst  wird  man  viel- 
leicht daran  denken,  der  Arbeitslosigkeit  präventiv  zu  begegnen,  also  die  Absalz- 
krisen  zu  beseitigen  oder  doch  wesentlich  zu  mildern.  Indessen  ist  das  einzige, 
hierzu  laugliche  Mittel,  das  es  auf  dem  Boden  der  bestehenden  Wirtschafts- 
ordnung giebt,  die  Organisation  aller  Industrien  in  Kartellen,  nicht  anwendbar. 
Denn  wie  will  man  dazu  gelangen,  eine  solche  Organisation  allgemein  durchzu- 
führen? Ihre  zwangsweise  staatliche  Einführung  ist  unstatthaft,  weil  durch 
sie  der  individuelle  Unternehmungsgeist,  die  wichtigste  Triebkraft  der  bürger- 
lichen Gesellschaft,  in  Fesseln  geschlagen  würde.  lind  die  freiwillige 
Bildung  von  Kartellen  ist  in  dem  ausreichenden  nationalen  und  internationalen 
Umfange  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  gewärtigen,  so  dass  also  auch  in  Zukunft 
schlechte  Konjunkturen,  Krisen  und  Arbeitslosigkeit  nicht  zu  vermeiden  sein  werden. 

Danach  ist  kaum  ein  Zweifel  darüber  möglich,  dass  es  sich  im  Wesentlichen 
nur  um  einen  Kampf  gegen  die  Wirkungen  handeln  kann.  Diese  Frage  ist  na- 
türlich auch  schon  seit  Langem  erwogen  worden,  und  sie  hat  in  der  Geschichte 
der  sozialen  Theorien  und  Thatsachen  verschiedene  Lösungen  gefunden,  linier 
ihnen  lassen  sich  gemäss  den  massgebenden  volkswirtschaftlichen  Prinzipien 
zwei  Gruppen  unterscheiden:  die  der  Selbsthilfe  und  die  der  staatlichen 
S  o  z  i  a  I  r  e  f  o  r  m . 

3.  Das  Prinzip  der  Selbsthilfe  ist  in  grösserem  Umfange  bisher  nur  in 
England  zur  Anwendung  gekommen,  wo  die  G  e  w  e  r  k  v  c  r  e  i  n  e  in  der  Fürsorge 
für  ihre  Mitglieder  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  eine  ihrer  Hauptaufgaben  er- 
blicken lieber  ihre  Wirksamkeit,  teilen  wir  nach  einem  Blaubuche  des  englischen 
Arbeilsamtes,  das  Folgende  mit. 

Im  Jahre  1891  —  dem  letzten,  für  welches  eine  komplette  Statistik  vorlag 
-  verleihen  '202  Gewerkvercine  mit  (582  025  Mitgliedern  an  ihre  Arbeitslosen 
den  Betrag  von  222  088  I.iv.  Steil.  Die  wöchentlichen  Unterstützungen  der 
Arbeitslosen  sind  bei  den  einzelnen  Vereinen  verschieden;  doch  fällt  der  Betrag 
der  Summe  prinzipiell  entsprechend  der  Dinier  der  Arbeitslosigkeit.  So  zahlen 
z.  1».  die  «  Vereinigten  Zimmcrlcutc  und  Schreiner  >  in  den  ersten  12  Wochen 
der  Ai  -hcitslosigkcit  10  Shlg.  pro  Woche,  in  den  folgenden  12  Wochen  ö  Shlg.; 
während  andererseits  in  einigen  Vereinen  der  Tc\tilbranehe  die  anfängliche 
l 'nlei -Stützung  nur  3  Shlg  5  I).  pro  Woche  beträgt.  Notorisch  ermutigt  übrigens 
ein  zu  hohes  Ma-=  der  Unterstützung  --  trotz  aller  Voisichtsiiiassregcln  —  den 
Müßiggang. 
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Zum  Bezüge  von  Unterstützung  ist  natürlich  nur  Derjenige  berechtigt,  der 
zuvor  längere  Zeit  Mitglied  gewesen.  Der  Arbeitslose  hat  sich,  der  Konirolle 
halber,  täglich  zu  bestimmter  Stunde  in  ein  «  Arbeitslosenbuch  »  einzuschreiben: 
er  ist  gehalten,  sich  selbst  möglichst  um  Arbeit  zu  bemühen  und  eine  ihm  etwa 
angebotene  passende  Stelle  anzunehmen.  Wer  seine  Arbeit  durch  eigenes  Ver- 
schulden verloren  hat,  soll  nicht  unterstutzt  werden;  aber  in  der  Praxis  pflegt 
man  das  Prinzip  nicht  streng  anzuwenden. 

Viele  Gewerkvereine  gewähren  ausserdem  noch  einen  Züsch uss  für  Reisen 
zum  Zwecke  der  Beschaffung  von  Arbeit.  Gegen  Betrug  ist  dadurch  Vorsorge 
getroffen,  dass  die  reisenden  Arbeitslosen  ununterbrochen  in  Bewegung  sein 
müssen.  Trotzdem  haben  einige  Vereine  gefunden,  dass  die  Reiseunterslützung 
--  .zumal  im  Sommer  —  öfters  nur  zum  Vagabundieren  ermuntert ,  und  haben 
deshalb  dies  System  der  Unterstützung  gänzlich  fallen  lassen. 

Bei  einigen  Vereinen  wird  die  Arbeit  durch  den  Vorstand  vermittelt.  Aber 
in  den  meisten  Vereinen  wird  hier  die  Hauptsache  den  Bemühungen  der  inte- 
ressierten Person  überlassen,  die  indes  vom  Vereine  durch  Mitteilungen  über 
vakante  Stellen  unterstützt  wird.  Die  grossen  Gewerkvereine  publizieren  perio- 
dische, genau  spezialisierte  Berichte  über  den  Stand  des  Arbeitsmarktes,  zu 
denen  die  Zweigvereine  durch  regelmässige  detaillierte  Korrespondenzen  über 
die  Zahl  der  Arbeitslosen,  der  vakanten  Stellen  u.  s.  w.  in  ihren  Bezirken  das 
nötige  Material  liefern. 

Der  grösste  englische  Gewerkverein,  jener  der  Maschinenbauer  (mit  73  000 
Mitgliedern"),  hat  die  Arbeitslosenversicherung  seit  1851  durchgeführt.  Das  Ver- 
hältnis der  Zahl  der  Arbeitslosen  variirte  von  0,8  Proz.  im  Jahre  1853  bis  zu  13,3 
Proz.  im  Jahre  1879.  Der  durchschnittliche  Prozentsatz  pro  Jahr  betrug  4.2. 
Ks  wurde  übrigens  die  Krfahrung  gemacht,  dass  es  jederzeit,  selbst  bei  gutem 
Geschäftsgange,  Arbeitslose  giebt.  Der  Gesamtbetrag  der  Arbeitslosenunter- 
stützung betrug  von  1851— 93  :  1,718,14'i  Kiv.  Sterl.  d.  h.  48  Liv.  Sterl.  8  Shlg. 
51/*  d.  pro  Mitglied  in  42  Jahren. 

Die  mittlere  Zahl  der  Arbeitslosen  (pro  Monat)  betrug  in  der  Gesamtheit 
der  statistisch  beobachteten  Gewerkvereine  : 

1887    8,43  Prozent 

1888    5,2  » 

1889    2,3 

1890    2.02  » 

1891    3,39  » 

1892    5,25  » 

Diese  Selbsthilforganisation  kann  aber  nicht  als  ausreichend  angesehen 
werden,  f  Die  Wirksamkeit  der  Ge werkvereine  —  heisst  es  im  Besinne  des 
arbeitsstatitischen  Amtes  —  ist  gegenwärtig  der  Hauptsache  nach  auf  die 
gelernten  Berufe  beschränkt  und  lässt  die  Masse  der  halbgelernten  und  unge- 
lernten Arbeiter  unberührt,  deren  Vereine,  soweit  überhaupt  welche  da  sind, 
zu  geringe  Beiträge  erhallen,  als  dass  sie  imstande  wären,  ausreichende  Unter- 
stützungen für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  zu  gewähren.  » 

Das  Prinzip  der  Selbsthilfe  hat  sich  somit  keineswegs  als  ausreichend 
erwiesen:  unter  den  5  Millionen  industrieller  Arbeiter  Knglands  sind  schliesslich 
noch  nicht  dreiviertel  Millionen  versichert!  Thatsächlich  hat  sich  also, 
streng  «  historisch-realistisch  »,  hei  ausgestellt,  dass  auf  diese  Weise  nur  einer 
ganz  kleinen  Minderheit  geholten  wird  ;  und  das  selbst  auf  dem  klassischen 
Boden  der  Selbsthilfe!  Auf  dem  Kontinente  sind  —  abgesehen  von  den  Buch- 
druckern —  die  Krlölge  geradezu  minim.  Und  das  wird  sich  auch  in  Zukunft 
nicht  so  bald  ändern,  weil  in  den  deutschen  und  romanischen  Ländern  nationaler 
Rassencharakter,  Geschichte  und  Tradition  die  rastlose,  energische,  Schrill  für 
Schritt  vordringende  und  so  häufig  entsagende  Selbsttätigkeit  nicht  begünstigen. 
Trotzdem   hat  das  fragliche  Prinzip   im    l.ujo   Brentano   einen  Theoretiker 
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gefunden,  der  in  unbegreiflicher  Einseitigkeit  in  ihm  nicht  nur  eine  gluckliche, 
sondern  überhaupt  die  einzig  mögliche  Lösung  der  Arbcitsslosennot  erblickt. 
«  Finden  die  Arbeiter,  welche  beschäftigungslos  sind,  keine  Arbeit  zu  einem 
bestimmten  Preise,  so  wurden  sie  doch  vielleicht  einer  Nachfrage  begegnen, 
wenn  sie  sich  bereit  linden  liessen,  um  geringere  Bezahlung  zu  arbeiten.  So  oft 
dies  der  Fall  ist,  ist  daher  die  Frage,  welche  die  Versicherungskas.se  zu  beant- 
worten hat :  ob  sie  einem  ihrer  arbeitslosen  Mitglieder  Unterstützung  gewähren 
will,  -  die  Frage,  oh  sie  es  billigt,  wenn  das  betreffende  Mitglied  .sieh  weigert, 
unter  einem  bestimmten  Lohnsätze  zu  arbeiten.  .  .  .  Und  so  zeigt  sich  geboten: 
die  Versicherung  für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  infolge  der  allgemeinen  Lage 
des  Marktes  ist  von  der  Versicherung  für  den  Fall  von  Arbeitslosigkeit  infolge 
von  Arbeitsstreitigkeiten,  nicht  trennbar.  Die  Vursicherungskas.se  für  den  Fall 
der  Arbeitslosigkeit  kann  nur  ein  Ge werk ve rein  sein  »  (Brentano).  Diese 
ganze  Argumentation  lässt  sich  mit  der  Krwägung  niederschlagen,  dass  nicht 
abzusehen,  weshalb  bloss  der  Gewcrkvereinsvorstand  das  Privileg  haben  soll, 
über  die  Annahme  angebotener  Arbeit  zu  entscheiden,  —  und  weshalb  nicht 
andere  Instanzen  (z.  B.  Behörden,  die  nach  Art  eines  gewerblichen  Schieds- 
gerichts organisirt  sind)  auch  dazu  recht  tauglich  sind. 

Somit  ist  die  Brentano'sche  Theorie  in  ihrem  negativen  Teile  falsch  und 
in  ihrem  positiven  nicht  zu  verwenden,  da  die  streitenden  Armeen  der  Selbst- 
hilfe auf  dem  Kontinente  erst  aus  dem  Boden  zu  stampfen  wären. 

Ueberdies  hat  die  gewaltige  Arbeitslosigkeit,  die  im  Winter  1894/95  in 
Kngland  gewütet  hat  und  die  Veranlassung  zur  Einsetzung  einer  speziellen 
parlamentarischen  Kommission  gewesen  ist,  klar  gezeigt,  wie  weit  entfernt 
man  noch  selbst  dort  von  einer  den  berechtigten  nationalen  Ansprüchen  genügenden 
Arbeitslosenversorgung  ist.  Daher  giebt  sogar  Herkner,  der  sonst  auf  dem 
Boden  der  Brentano'schen  Lehre  steht,  zu.  dass  « es  nicht  möglich  sei,  die 
Arbeiterschaft  zur  Sicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  ausschliesslich  auf  die 
Gewerkvereine  hinzuweisen.  > 

*  » 


Da  die  Selbsthilfe  absolut  unzureichend  war  —  und  früher  ja  noch  mehr 
als  heute  — ,  so  war  der  Staat  in  die  Zwangslage  versetzt,  sich  wohl  oder  übel 
um  die  Arbeitslosen  zu  kümmern.  Daher  kam  es  ganz  von  selbst,  dass  der 
Staat  prinzipiell  die  Pflicht  anerkannte,  sie  wenigstens  nicht  verkommen  zu 
lassen,  und  dieses  Minimum  der  Fürsorge  wird  thalsächlich  geleistet.  Damit 
sind  die  Arbeitslosen  m  der  bürgerlichen  Gesellschaft  bei  längerer  Dauer  der 
Beschafligungslosigkeit  auf  die  äusserst  geringfügige  und  zudem  noch  entehrende 
Arinenutiterslützung  angewiesen.  Zu  tiefer  greifenden  Massregeln  hat  sich 
dagegen  der  Staat  nur  vorübergehend  in  Zeiten  grössten  .Notslandes  aufgerafft, 
indem  er  die  Massen  beschäftigungsloser  Arbeiter  zu  irgend  welchen  ad  hoc 
veranstalteten  Arbeiten  verwandte.  Die  dabei  gemachten  Erfahrungen  waren 
nicht  immer  günstig,  lind  so  ist  es  zu  erklären,  dass,  als  in  allerjüngster  Zeit 
die  Frage  der  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  wieder  die  Geister  lebhaft  zu 
beschäftigen  anling,  jener  bereits  früher  praktizierte  Modus  verhältnismässig  in 
den  Hintergrund  trat.  Das  ist  natürlich  eine  Kin<eitigkeit,  —  aber  von  jeher 
sind  ja  alle  Reformen  grossen  Styls  so  vor  sich  gegangen,  dass  man  in  einem 
gegebenen  Augenblick  auf  einen  Punkt  die  yrösste  Kraft  konzentrierte!  Das 
Mittel  nun,  das  die  ölfentliche  .Meinung  gegenwärtig  vornehmlich  ins  Auge  fasst. 
ist  die  staatlich  organisierte  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit. 
Folgendes  wären  die  wichtigsten  Prinzipien  dieser  Versicherungsorganisation: 

Der  Beitritt  ruuss  obligatorisch  gemacht  werden.  Denn  sonst  ist  zu  be- 
fürchten, ihss  eine  zu  geringe  Beteiligung  von  Seiten  der  Arbeiter  statllindet, 
da>s  last  ausschliesslich  solche  Personen  sich  versichern,  denen  die  Gefahr  der 
Arbcilsli.sigkcif  am  meinen  droht,  und  dass  »h-r  Arbeitgeber,  der  einen  Teil 
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seiner  Arbeiter  entlassen  muss,  gerade  die  versicherten  entlässl,  weil  er  sie  vor 
Not  geschützt  weiss.  Die  Folge  hiervon  wäre  also:  ein  im  Verhältnis  zur  Zahl 
der  Versicherten  enormer  Kostenbetrag,  während  man  trotzdem  nicht  sicher  sein 
könnte,  dem  Notstande  auch  nur  leidlich  zu  steuern.  Ueberdies  entspricht  das 
Prinzip  der  obligatorischen  Versicherung  dem  Grandsatze  der  Solidarität,  der 
sich  immer  mehr  in  der  modernen  Lebensanschauung  und  Gesetzgebung  durch- 
ringt. 

Die  zu  schaffende  Versicherung  hat  also  die  Aufgabe,  allen  ihren  Mit- 
gliedern, die  ohne  Verschulden  arbeitslos  werden,  eine  Unterstützung  zu 
gewähren.  Was  heisst  aber:  «ohne  Verschulden  arbeitslos»  sein  V  Oder 
positiv  ausgedrückt:  wann  liegt  ein  «Verschulden»  vor?  Einmal  ist  da  jede 
Unterstützung  von  Personen,  die  infolge  von  Arbeitsstreitigkeiten  (Streik  oder 
Lockout)  ihre  Stelle  aufgegeben  haben,  abzulehnen.  Denn  ein  anderes  Verhalten 
würde  einen  tiefen  Eingriff  in  die  privaten  sozialen  Kämpfe  zwischen  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  bedeuten,  für  dessen  Konsequenzen  heute  schwerlich  ein 
Staat  die  Verantwortung  möchte  übernehmen  wollen. 

Dann  ist  jede  Unterstützung  von  Personen  abzulehnen,  die  infolge  freiwilligen 
Austritte  arbeitslos  geworden  sind  oder  ihre  Entlassung  durch  Faulheit,  Lieder- 
lichkeit, Unverträglichkeit,  Ungehorsam  oder  Trunksucht  verschuldet  haben. 

Endlich  wird  keine  Unterstützung  an  Arbeitslose  gezahlt,  die  sich  weigern, 
eine  ihnen  angebotene  «  passende  »  Arbeit  zu  übernehmen.  Aber  welche  Arbeit 
ist  als  «passend»  zu  bezeichnen?  Für  einen  gelernten  Arbeiter  in  erster 
Linie  nur  die  Arbeit  in  seinem  früheren  Berufszweige  oder,  sofern  er  in  einer 
Spezialität  einer  Industrie  ausgebildet  ist,  die  Beschäftigung  in  einer  nahe  ver- 
wandten Spezialität  der  Industrie.  Also  ist  z.  B.  für  einen  Metallarbeiter  nicht 
hlos  die  Branche  der  Eisenindustrie  passend,  in  der  er  speziell  ausgebildet 
worden  ist.  sondern  auch  andere  Branchen  der  gleichen  Industrie.  In  zweiter 
Linie  ist  für  den  gelernten  Arbeiter  die  vorübergehende  Beschäftigung  auch  in 
einem  anderen  Berufe  passend,  wenn  diese  Beschäftigung  seine  Arbeitsfähig- 
keit für  den  früheren  Beruf  in  keiner  Weise  schädigt,  vor  Allem  seine  spezi- 
fische technische  Geschicklichkeit  nicht  mindert,  seiner  Gewöhnung  nicht  zuwider- 
läuft und  seine  Gesundheit  nicht  angreift.  Denn  stets  muss  dem  also  Beschäf- 
tigten die  volle  Möglichkeit,  bei  günstigerer  Gelegenheit  in  den  früheren  Beruf 
zurückzutreten,  gewahrt  bleiben.  Für  die  ungelernten  Arbeiter  sind  alle  jene 
Arbeilen  « passend  >,  die  keiner  Vorbildung  bedürfen  oder  doch  nach  kurzer 
Unterweisung  übernommen  werden  können,  sofern  diese  Arbeiten  nicht  ihre 
Kräfte  übersteigen  oder  ihrer  Gewöhnung  zuwiderlaufen  oder  ihre  bisherige 
Arbeitskraft  und  Erwerbsfähigkeit  zu  mindern  vermögen. 

Nun  gewinnt  aber  eine  Arbeit  ihre  volle  Bestimmtheit  erst  durch  ihren 
Entgelt.  Es  gehört  daher  zum  Begriff  der  «passenden»  Arbeit  auch  noch  die 
Konstituierung  eines  «  passenden  »  Lohnes.  Welche  Erwägungen  werden  hier 
für  ein  abschliessendes  Urteil  massgebend  sein?  Zunächst  steht  soviel  fest: 
dem  Arbeitslosen  darf  in  dem  Berufe,  den  er  gewohnterweise  ausübt, 
während  der  Zeit  der  Arbeitslosenunterstützung  keine  Arbeit  zugemutet  werden, 
die  weniger  als  den  bisher  üblichen  Lohn  einbringt.  Denn  sonst  würde  ja  die 
Institution  leicht  dazu  nüssbraiicht  werden  können,  um  den  Lohn  beschäftigter 
Arbeiter  herabzudrücken.  Wird  ihm  passende  Arbeit  eines  anderen  Berufes 
angeboten,  so  kann  er  wenigstens  den  dort  üblicherweise  gezahlten  Lohn  bean- 
spruchen. Wenn  z.  B.  einem  Dachdecker  Schneeschippen  angeboten  wird,  so 
muss  er  sich  mit  dem  hier  üblichen  Entgelt  begnügen.  Ein  geringerer  Entgelt 
ist  aus  dem  gleichen  Grunde  wie  vorhin  ausgeschlossen.  Anders  liegt  der  Fall 
dagegen,  wenn  Arbeiten  von  öffentlichen  Körpern  hlos  zu  dem  Zwecke  unter- 
nommen werden,  um  den  feiernden  Händen  Beschäftigung  zu  gewähren.  In 
diesem  Falle,  wo  der  erwähnte  .Missbrauch  ausgeschlossen  ist,  kann  der  Lohn 
niedriger  sein  als  der  sonst  bei  den  betreffenden  Arbeiten  übliche,  und  es  wird 
genügen,  dass  hier  der  Entgelt  überhaupt  in  einem  günstigen  Verhältnis  zur 
gehabten  Mühe,  zur  Leistung  des  Arbeiters   steht.    Die   Beurteilung  wird  im 
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einzelnen  Falle  immer  eine  Sache  dos  « bon  aens »  sein  müssen  und  übrigens 
der  Kassenverwaltung,  sobald  sie  einige  Routine  erlang!  hat,  nicht  schwer  fallen. 
Arbeit  also,  die  in  dem  eben  definierten  Sinne  von  der  Verwaltung  als  « passend » 
bezeichnet  wird,  muss  der  Arbeitslose  annehmen,  wenn  er  nicht  des  Anspruches 
auf  Unterstützung  verlustig  gehen  will. 

Natürlich  ist  überdies  Voraussetzung  jeder  Unterstützung,  dass  der  Arbeits- 
lose löngere  Zeit  (z  B.  mindestens  26  Wochen)  Mitglied  der  Versicherungsanstalt 
gewesen  ist  und  Beiträge  gezahlt  hat;  das  ist  einfach  die  Konsequenz  des  Selbst- 
erhaltungstriebes der  Anstalt. 

Wenn  keiner  dieser  Hinderungsgründe  vorliegt,  haben  die  Arbeitslosen 
somit  einen  Rechtsanspruch  auf  Unterstützung.  Derselbe  wäre  nach  folgenden 
Grundsätzen  zu  regeln: 

Von  welchem  Zeitpunkt  an  beginnt  die  Unterstützug?  Während 
der  ersten  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  (z.  B.  der  eisten  Woche)  dürfte  keine  Unter- 
stützung gezahlt  werden.  Aus  vielen  Gründen.  Das  Individuum  soll  nicht  ver- 
lernen, für  sich  selber  zu  sorgen.  Ferner  würde  es  viel  Mühe  und  Schreiberei 
für  die  Verwaltung  ausmachen,  wenn  jedesmal  Unterstützung  gewahrt  werden 
müsste,  wo  Jemand  ein  paar  Tage  arbeitslos  ist.  Schliesslich  macht  die  Er- 
fahrung der  Gewcrkvereinskasscn ,  dass  manche  Mitglieder  eine  bedenkliche 
Neigung  zu  fortwährendem  Stellenwechsel  haben,  jene  Massregel  notwendig. 

Wann  endet  die  Unterstützung?  Die  Versicherungsanstalt  kann  nicht 
für  zu  grosse  Perioden  des  Lebens  sorgen,  da  sonst  die  Kosten  eine  zu  enorme 
Höhe  erreichen  würden  und  der  Eifer  der  Arbeitslosen  in  der  Beschaffimg  von 
Arbeit  nachlassen  müssle.  Deshalb  soll  ein  Termin  festgestellt  werden,  an  dem 
die  Unterstützung  aufhört.  Als  solcher  kann  etwa  der  91.  Tag  nach  Beginn  des 
Empfanges  der  Unterstützung  gellen,  weil  dann  die  Bauarbeiter  während  ihrer 
winterlichen  Arbeitslosigkeit  mehr  oder  weniger  versorgt  sind.  Auch  darf  Niemand 
im  Laufe  eines  Jahres  mehr  als  13  Wochen  unterstützt  werden. 

Wie  hoch  soll  die  Unterstützung  sein?  Es  ist  vor  der  Hand  unmög- 
lich, eine  hohe  Unterstützung  zu  versprechen,  da  bei  dieser  Versicherung,  die 
vorläufig  Manches  vom  Experiment  in  sich  trägt,  grösslc  Vorsicht  geboten 
erscheint ;  denn  sonst  könnten  sich  leicht  —  bei  grösserer  als  der  erwarteten 
Arbeitslosigkeit  —  finanzielle  Verlegenheilen  ergeben.  Eine  hohe  Unterstützung 
unterläge  aber  auch  sozialpolitischen  Bedenken.  Es  ist  sehr  bezeichnend, 
dass  in  den  Pariser  Nationalwerkstälten  die  Handwerker,  die  eine  Arbeits- 
losenunlerstützung von  1  Fr.  erhielten,  zur  Arbeit  in  ihrem  Berufe  bei  einem 
Tagelohn  von  doppelter  Höhe  erst  durch  Zwang  bewogen  werden  konnten.  Der 
Gedanke,  dass  der  Müssiggang  etwas  Schönes  sei,  soll  nicht  Boden  gewinnen, 
und  deshalb  darf  die  Unterstützung  nur  das  Existenzminimum  gewähren;  der 
Arbeiter,  der  bei  voller  Gesundheil  unthälig  ist  (wenn  auch  unverschuldet),  soll 
Entsagung  üben.  Es  wäre  eine  ganz  verfehlte  Sozialpolitik,  wenn  die  Leute 
nicht  den  Antrieb  behalten  würden,  selbst  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen. 

Demnach  kann  die  Versicherungsanstalt  den  Arbeitslosen  vorläufig  nur  das 
Existenzminimum  versprechen  Dieses  braucht  aber  durchaus  nicht  für  alle 
Arbeiter  die  (.deiche  Grösse  darzustellen,  denn  für  einen  jungen  Tagelöhner  ist 
das  zum  Leben  Nötige  geringer  als  für  einen  älteren  qualifizierten  Arbeiter,  der 
Weib  und  Kind  zu  ernähren  bat.  Demgemäss  sind  die  Leistungen  der  Versiche- 
rung einmal  nach  den  Lohn  k lassen  der  Versicherten  abzustufen,  und  dann 
nach  dem  wesentlichen  individuellen  Moment  :  ob  der  Versicherte  verheiratet 
ist  und  eine  Familie  zu  ernähren  hat. 

Eine  andere  Leistung  der  Versich  nrungskasse.  Falls  ein  Arbeits- 
loser eine  Stelle  ausserhalb  seines  bisherigen  Wohnortes  nachgewiesen  erhält, 
wird  ihm  die  Kasse  das  erforderliche  Heisegeld  zahlen  müssen.  Natürlich  wird 
bei  der  Aufforderung  zur  Annahme  von  Arbeit  an  fremden  Plätzen  Rücksicht 
aul  die  gesamten  Familien-  und  Erwerbsverhältnisse  der  fraglichen  Person  zu 
nehmen  sein. 

Nebenverdienste  des  Unterstützten.    Es  ist  unzweifelhaft,  dass  viele 
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Arbeitslose  zeitweilig  Nebenverdienste  haben  werden.  Würde  man  diesem 
ganzen  Nebenverdienste  entsprechend  Abzüge  an  der  Unterstützung  vornehmen, 
»o  .stünde  zu  befürchten,  das»  in  manchen  Fällen,  wo  dem  Arbeiter  solche 
Beschäftigung  von  privater  Seite  angetragen  würde,  diese  Arbeitsgelegenheit 
Mangels  genügender  Kontrole  von  der  Hand  gewiesen  würde.  Auch  kann  nur 
gewünscht  werden,  dass  Jemand,  der  arbeitel,  mehr  Einnahmen  hat  als  der 
Arbeitslose.  Aus  diesen  Gründen  ist  zu  verlangen,  das«  kleine  Arbeitsneben- 
verdienste bei  der  Berechnung  der  Unterstützung  ganz  ausser  Ansatz  bleiben, 
während  bei  grösseren  Einnahmen  ein  Teil  der  Unterstützung  in  Fortfall  kommt. 
—  Nach  ähnlichen  Gesichtspunkten  ist  der  Fall  zu  behandeln,  dass  Arbeiter  in- 
folge einer  Geschäft  «Stockung  nicht  mehr  volle  Beschäftigung  finden. 

Die  Aufbringung  der  Mittel.  Prinzipiell  wird  man  verlangen  müssen, 
dass  Staat,  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sich  durch  Beiträge  an  der  Versicherung 
beteiligen.  Der  Staat  kann  überall  in  Anspruch  genommen  werden,  wo  ein 
hohes  öffentliches  Interesse  vorliegt  und  die  Schultern  der  zunächst  interessierten 
Elemente  nicht  stark  genug  erscheinen,  um  alle  Lasten  zu  tragen.  Hier  spricht 
überdies  zugunsten  der  Gewährung  eines  Staatszuschusses ,  dass  sich  nach 
Einführung  der  Versicherung  die  Slaatslasten  auf  anderen  Gebieten  (so  auf 
denen  des  Armen-,  Justiz-  und  Polizeiwesens)  vermindern  müssen :  denn 
danach  würden  Viele  vor  Armut,  Not  und  Verbrechen  bewahrt  werden. 

Auch  die  Beitragsh'istung  des  Arbeilgebers  erscheint  aus  mehrfachen 
Gründen  gerechtfertigt.  Er  zieht  grossen  Nutzen  aus  der  Thätigkeit  des  Ar- 
beiters in  den  Tagen  seiner  Beschäftigung,  er  muss  daher  auch  mit  zu  denen 
gehören,  die  für  den  Arbeiter  in  den  Tagen  der  Not  eintreten.  Dann  aber 
haben  die  Arbeitgeber  durch  die  neue  Versicherung  auch  noch  den  speziellen 
Vorteil,  dass  ihnen  ein  fester  Stamm  eingeschulter  Arbeiter  erhalten  bleibt. 

Den  grössten  Teil  der  Kosten  werden  immerhin  Diejenigen  zu  tragen  haben, 
die  den  unmittelbaren  Nutzen  von  der  ganzen  Institution  haben:  die  Arbeiter. 
Unter  dieser  Voraussetzung  wird  man  ihnen  auch  jenen  Einfluss  auf  die  Ver- 
waltung einräumen  können,  der  nötig  ist,  damit  nicht  die  Paragraphen,  die  zu 
einer  Verweigerung  der  Unterstützung  berechtigen,  zu  rigoros  gehandhabt 
werden.  Für  den  Fall,  dass  die  Verwaltung  diese  Paragraphen  allzu  lax  hand- 
habt —  was  nur  die  Faulheil  befördern  würde  — ,  muss  eine  staatliche  Appell- 
instanz geschaffen  werden  mit  der  Befugnis,  Beschlüsse  der  Kassenverwaltung, 
die  dem  Geiste  der  Versicherung  nicht  gemäss  sind,  zu  korrigieren. 

Die  Höhe  der  Beiträge  darf  sich  nicht  etwa  blos  nach  der  Lohnklasse 
richten,  der  das  Mitglied  angehört  (und  der  entsprechend  es  eine  mehr  oder 
weniger  hohe  Unterstützung  bezieht),  sondern  sie  muss  auch  nach  Gewerben 
verschieden  sein,  da  ja  verschiedene  Gewerbe  auch  verschieden  unter  der  Ar- 
beitslosengefahr zu  leiden  haben.  .Man  könnte  in  den  Beiträgen  auch  noch 
Unterschiede  zwischen  Verheirateten  und  Unverheirateten  u.  s.  w.  machen,  da 
ja  zu  wünschen  ist,  dass  die  Le  ist  un  gen  der  Kasse  auch  hiernach  verschieden 
sind.  Indessen  scheint  es  empfehlenswerter  zu  sein,  diese  Unterschiede  zu 
ignorieren.  Denn  sonst  müssten  die  Arbeiter  mit  zahlreicher  Familie,  die 
ohnehin  schon  sehr  schwer  belastet  sind,  die  höchsten  Beiträge  zahlen, 
während  die  unverheirateten  Arbeiter,  die  relativ  günstig  situiert  sind,  mit 
den  kleinsten  Sätzen  herangezogen  würden. 

Organisation  der  Versicherung.  Eben  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Beitragsleistungen  in  verschiedenen  Gewerben  dürfte  die  Arbeitslosen- 
versicherung wohl  am  Besten  ber  ufsgenossenschaft  lieh  zu  organisieren 
sein.  In  diesem  Falle  •  ist  unentbehrlich,  dass  diese  Versicherungskassen  fin- 
den Fall  der  Arbeitslosigkeit  sich  auf  alle  Orten  des  Landes,  an  denen  das 
betreffende  Gewerbe,  für  das  sie  errichtet  sind,  betriehen  wird,  erstrecken. 
Es  giebt  zwei  Gründe  für  diese  Forderung.  Der  eine  ist  die  gerade  bei 
dieser  Art  der  Versicherung  bestehende  Notwendigkeit,  die  Versicherung  auf 
einer  möglichst  grossen  Anzahl  von  Schultern  zu  basieren.  Eine  lokale  Kasse 
würde  bei  jeder  Absatzstockung  von  längerer  Dauer  der  Gefahr  der  Insolvenz 
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ausgesetzt  sein.  Der  zweite  Grund  ist  die  hei  einer  Ausdehnung  der  Kasse 
über  das  Land  bestehende  Möglichkeit,  von  jeder  an  irgend  einem  Orte  des 
Landes  bestehenden  Nachfrage  nach  Arbeit  Kenntnis  zu  erhalten  und  etwaige 
arbeitslose  Mitglieder  sofort  an  diesen  Ort  zu  senden.  ...  Es  ist  das  eine 
wichtige  Kontrollmassregel  gegenüber  etwaiger  Arbeitsscheu  der  Mitglieder; 
es  ist  das  ferner  im  Interesse  der  Entlastung  der  Kasse  ein  dringendes 
Erfordernis»  (Brentano). 

Doch  hat  das  seine  Richtigkeit  nur  für  grössere  Staaten. 
Kleine  Gemeinwesen  würden  aus  naheliegenden  praktischen  Gründen  am 
Besten  thun,  eine  einzige  Versicherungsanstalt  einzurichten,  bei  der 
hier  allein  die  zum  Gedeihen  der  Institution  unentbehrliche  breite  Basis 
geschaffen  und  die  Solvenz  der  Kasse  gesichert  werden  kann.  Aber  selbst- 
verständlich müssten  besonders  gefährliche  Gewerbe  (im  Sinne  dieser  Ver- 
sicherung), z.  B.  die  Baugewerbe,  mit  höheren  Beiträgen  belastet  werden.  — 

Reservefonds.  ■ —  Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  der  Reservefonds 
auf  alle  Fälle  von  beträchtlicher  Höhe  sein  muss,  —  wegen  der  teilweisen  Un- 
berechenbarkeit von  Umfang  und  Art  der  Arbeitslosigkeit.  Während  z.  B.  Todes- 
fälle, Brände,  Schiffsunfälle  Jahr  für  Jahr  mit  einer  gewissen  Regelmässigkeil 
wiederkehren,  kann  von  der  Arbeitslosigkeit,  die  von  der  fortwährend  wechseln- 
den Gestaltung  der  Weltmarktskonjunkturen  abhängig  ist,  nicht  das  Gleiche 
sagen;  es  handelt  sich  also  hier  um  eine  ganz  besonders  riskante  Form  der 
Versicherung. 

4.  Wie  die  Statistik  der  Selbsthilfe-Organisationen  sich  gestaltet,  ist  bereits 
gelegentlich  der  Besprechung  und  Würdigung  des  ganzen  Prinzips  der  Selbst- 
hilfe für  die  Arbeitslosenversicherung  gesagt  worden.  Das  für  die  Statistik  der 
Staats-Organisationen  auf  diesem  Gebiete  Charakteristische  wird  in  dem  Ab- 
schnitte über  diese  mitzuteilen  sein.  Danehen  aber  hat  die  von  Reichswegen 
unternommene  Statistik  der  Arbeitslosen  gewissermassen  eine  selbständige  Be- 
deutung, —  und  deshalb  muss  diese  Statistik  hier  gesondert  betrachtet  werden. 

Sie  wurde  bei  Gelegenheit  der  Berufszählung  vom  14.  Juni  1895  und  der 
Volkszählung  vom  2.  Dezember  1895  vorgenommen,  wo  man  den  Umfang  der 
Arbeitslosigkeit  im  Deutsche  Reiche  festzustellen  suchte. 

Zur  Krfüllung  der  Zwecke  der  Statistik  wurden  an  alle  Arbeitnehmer  ein- 
schliesslich der  llausindustriellen  und  Heimarbeiter  (mit  Ausschluss  der  dauernd 
völlig  Erwerbsunfähigen)  die  folgenden  Fragen  gerichtet: 

a)  ob  gegenwärtig  in  Arbeit?  -  mit  ja  oder  nein  zu  beantworten; 

b)  wenn  nein:  seil  wieviel  Tagen  ausser  Arbeit? 

c)  ob  ausser  Arbeit  wegen  vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit,  zumal 
Krankheit? 

Auf  diese  Weise  suchte  man  die  Zahl  jener  Arbeitnehmer  zu  erfassen,  die 
am  14.  Juni  oder  am  ±  Dezember  1895  weder  in  ihrem  gelernten  Berufe  noch 
sonstwie  in  einem  Arbeitsverhältnis  standen.  Freilich  —  bemerkt  das  kaiserl. 
statistische  Amt,  das  die  Publikation  besorgt  hat  —  «  ist  die  ermittelte  Zahl 
nur  Ergebnis  von  Momentaufnahmen  der  Arbeitslosigkeit,  die  letzleren 
haben  jedoch  dadurch  besonderen  Wert,  dass  sie  vorgenommen  wurden  einer- 
seits im  Juni,  in  einem  von  denjenigen  Motiaten  ,  während  deren  die  meisten 
Arbeitszweige  in  flottem  Gange  sind,  andererseits  Anfang  Dezember,  also  zu 
einem  Zeitpunkt,  wo  du*  Landwirtschaft  und  einige  grosse  Industriezweige  (Bau- 
geweibe, Sc  hiffahrt)  schon  in  abnehmender  Thütigkeil  begriffen  sind  ». 

Die  Resultate  waren  diese:  am  14.  Juni  —  "J99.3-VJ  Arbeitslose,  und  am 
2.  Dezember  —  771, (Kto.  Damit  ist  festgestellt,  dass  die  Arbeitslosen  im  Ver- 
gleiche zur  Gesamtbevölkerung  des  Deutschen  Reiches,  die  ca.  5"2 Millionen 
beträgt,  Mille  Juni  0,58  Prozent  und  Anfang  Dezember  1.48  Prozent  ausmachten. 
Vergleicht  man  die  Arbeitslosen  blos  mit  den  n  ich  t  selbständigen  Erwerbs- 
tätigen, deren  Zahl  über  15 Millionen  beträgt,  so  sind  Mitte  Juni  1,89  Prozent 
und  Anfang  Dezember  4.8N  Prozent  arbeitslos  gewesen. 

Bei  einer  Nachprüfung  \on  Angaben  über  Arbeitslosigkeit   wurden  freilich 
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Fälle  konstatiert,  in  denen  sich  l,eutc  als  arbeitslos  bezeichneten,  die  überhaupt 
nicht  in  die  Kategorie  der  Arbeitnehmer  fallen,  ferner  die  ihren  Beruf  aufge- 
geben hatten,  um  sich  selbständig  zu  machen  oder  die  ihren  seitherigen  Beruf 
verlassen  und  einen  anderen  Beruf,  in  dem  sio  thatsächlieh  beschäftigt  waren, 
ergriffen  hatten ;  -  wiederholt  hatten  sich  endlich  solche  Personen  den  Arbeits- 
losen zugerechnet,  die  zur  Zeit  der  Zählung  überhaupt  nicht  arbeilen  wollten, 
oder  es  nicht  nötig  hatten,  wie  Arbeitsscheue  oder  lediglich  Beurlaubte  oder  auf 
Ferien  Befindliche,  deren  Arbeitsverhältnis  aber  fortbestand. 

cAus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  —  schliesst  daraus  das  kais.  statistische 
Amt  —  dass  die  ermittelten  Arbeitslosenzahlen  den  Charakter  von  Maximal- 
zahlen haben,  während  der  wirkliche  Umfang  der  Arbeitslosigkeit  im  Vergleich 
zu  diesen  Zahlen  niedriger  zu  veranschlagen  ist», 

Aber  schon  ein  Fachmann  der  Statistik,  Georg  v.  Mayr,  hat  sich  gegen 
den  Sehluss  gewendet,  dass  zuviel  Personen  als  arbeitslos  ermittelt  seien,  weil 
man  bei  einer  erheblichen  Anzahl  der  als  «arbeitslos»  bezeichneten  Leute 
hinterher  gefunden  hatte,  dass  diese  Bezeichnung  unzutreffend  gewesen.  Denn 
—  sagt  er  —  «  die  Ueberprüfung  bezog  sich  überall  nur  auf  solche  Personen,  die 
sich  als  arbeitslos  bezeichnet  hatten ;  von  diesen  war  eine  gewisse  Anzahl  als 
nicht  arbeitslos  zu  streichen.  Dagegen  sind  die  Angaben  jener  Personen  —  und 
das  ist  die  übergrosse  Mehrheit  — ,  welche  sich  als  im  Arbeitsverhältnis  stehend 
bezeichnet  hatten,  nicht  in  gleicher  Weise  übergeprüft.  Ks  ist  aber  ganz  gewiss, 
dass  auch  bei  dieser  Gruppe  .Missverständnisse  vorgekommen  sind,  und  dass 
deshalb  aus  derselben  eine  Anzahl  von  Personen  thatsächlieh  zu  den  Arbeits- 
losen gehört.  Ob  hiernach  die  Zahlen  Maximalzahlen,  oder  ob  sie  nicht  viel- 
leicht gar  Minimalzahlen  sind,  lässt  sich  mit  Bestimmtheit  nicht  entscheiden. 
Man  darf  nur  im  Allgemeinen  annehmen,  dass  man  es  bei  den  ermittelten  Zahlen 
mit  Näherungswerten  zu  thun  hat,  die  als  erstmalige  exakte  Erfassung  einer 
wichtigen  sozialen  Erscheinung  hervorragende  Bedeutung  haben.  » 

Noch  aus  einigen  andern  Gründen  scheint  übrigens  die  Ziffer  vom  2.  De- 
zember durchaus  nicht  den  Höhepunkt  der  winterlichen  Arbeitslosigkeit  darzu- 
stellen. Einmal  gehört  der  Dezember  (wegen  des  Weihnachtsgeschäftes)  in  ver- 
schiedenen Gewerben  zur  eig.  c  Saisonperiode  » ;  folglich  sind  gerade  um  diese 
Zeit  viele  Hände  beschäftigt,  die  in  den  folgenden  Monaten,  zumal  Januar  und 
Februar,  freigesetzt  werden.  Dann  war  speziell  der  Dezember  1895  recht 
« milde » ,  so  dass  am  Zählungstage  im  Baugewerbe  noch  gearbeitet  werden 
konnte,  während  dieses  sonst  um  die  gleiche  Zeit  schon  grösstenteils  ruht ;  und 
endlich  stellte  ganz  allgemein  das  Jahr  lH'Jä  eine  Zeit  aufsteigender  Konjunkturen 
und  allseitiger  geschäftlicher  Prosperität  dar.  Man  muss  daher  zur  Ueber- 
zeugung  gelangen,  dass  z.  B.  der  1.  Februar  jedesmal  eine  wesentlich  grössere 
Zahl  von  Arbeitslosen  ergeben  würde  als  der  2.  Dezember,  —  und  in  einem 
wirtschaftlich  ungünstigeren  Jahre  müsste  die  Zahl  der  Arbeitslosen  erst  recht 
die  im  Jahre  18U5  ermittelte  übersteigen. 

Andererseits  ist  unzweifelhaft,  dass  die  in  Bede  stehende  Statistik  durch 
die  Aufnahme  der  wegen  Krankheit  arbeitslos  gewordenen  Personen  eine  un- 
zulässige Ausdehnung  erfahren  hat.  Für  diese  Personen  sorgt  im  Grossen  und 
Ganzen  bereits  die  Krankenversicherung :  man  muss  mithin  die  letztgenannte 
Ziffer  abziehen,  um  die  Zahl  der  gesunden,  a'so  der  «  eigentlichen »  Arbeits- 
losen zu  erhalten,  deren  Ermittelung  doch  der  schliessliche  Zweck  dieser  ganzen 
statistischen  Erhebung  war.  Nimmt  man  die  entsprechende  Berechnung  vor,  so 
reduziert  sich  die  Zabl  der  Arbeitslosen  auf  179.1  KU  bei  der  Sommerzählung 
und  auf  553,ß40  bei  der  Winterzählung,  was  dort,  1,11  Prozent  und  hier  3,4J 
Prozent  der  Arbeitnehmer  ergiebt. 

Der  vorhin  erwähnte  Statistiker  Georg  v.  Mayr  findet  diese  Zahlen  nicht 
eigentlich  beunruhigend.  Denn  —  sagte  er  —  «  auch  diese  soziale  Arbeitslosig- 
keit schliesst  noch  einen  Bruchteil  durchaus  normaler  Erscheinungen  in 
sich.  Wenn  auch  der  ehrliche  Handwerksbursche  der  alten  Zeit  infolge  der 
veränderten  Wirtschaft»-   und  Verkehrsverhältnisse   in   der  Hauptsache  durch 
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den  neuzeitlichen  Stromer  abgelöst  ist.  so  giebt  es  doch  auch  bei  der 
heutigen  Wirtschaftsordnung  noch  durchaus  normale  Linterbrechungen  der 
Arbeitsthätigkeit,  namentlich  beim  tiebergang  von  einem  Arbeitsverhältnis 
zum  andern  oder  einer  Arbeitsart  zur  anderen,  welche  nicht  den  Charakter 
einer  pathologischen  Sozialerscheinung  tragen.  Erwägt  man  dies  Alles,  so 
wird  man  zu  tiefgreifender  Beunruhigung  auch  in  dem  Winterergebnis 
keinen  Anhalt  finden,  wenn  es  auch  immerhin  eine  ernste  Thatsache  bleibt, 
dass  an  dem  Dezemberstichtag  3'/*  Prozent  der  Arbeiter  aus  anderen  Gründen 
als  wegen  Krankheit  arbeitslos  waren ». 

Diese  Auffassung  dürfte  indessen  zu  optimistisch  sein.  Einmal,  weil  aus 
den  vorhin  angegebenen  Gründen  manche  Tage  ein  traurigeres  Bild  liefern 
würden  als  gerade  der  2.  Dezember  1895 ;  und  dann,  weil  die  thatsächliche 
Arbeitslosigkeit  eines  Winters  weit  grösser  ist  als  3'/,  Prozent,  die  doch 
blos  die  Zahl  der  Arbeitslosen  eines  einzelnen  Wintertages  angeben. 

So  haben  also  die  beiden  Zählungen  nur  zwei  einzelne  Ausschnitte  aus 
der  Arbeitslosenbewegung  des  ganzen  Jahres  zur  Darstellung  gebracht,  — 
mehr  ging  eben  nicht  an,  weil  sonst  eine  fortlaufende  Registrierung  der 
Arbeitslosen  notwendig  gewesen  wäre,  die  ihrerseits  wiederum  fortgesetzte 
regelmässige  Beobachtungen  zur  Voraussetzung  gehabt  hätte,  End  da 
es  an  solchen  bisher  gebricht,  so  sind  wir  einfach  ausser  Stande,  die  Voll- 
zahl der  Arbeitslosen  eines  Jahres  anzugeben.  Immerhin  liegt  in  jener  durch 
die  Zählung  ermittelten  Ziffer  insofern  etwas  Beruhigendes,  als  sie  bestätigt, 
was  die  Vorkämpfer  der  Arbeitslosenversicherung  stets  behauptet  haben: 
dass  man  sich  nämlich  die  Zahl  der  Arbeitslosen  nicht  allzuhoch 
vorstellen  dürfe. 

Nun  hat  sich  die  amtliche  Statistik  natürlich  nicht  mit  der  Feststellung 
blos  der  mitgeteilten  Ziffern  begnügt,  sondern  im  Anschluss  daran  noch  ver- 
schiedenes Andere  ermittelt,  was  die  Verhältnisse  der  Arbeitslosen  betrifft. 
Wir  teilen  danach  im  Folgenden  die  wichtigsten  Feststellungen  mit. 

Zunächst  ergiebt  sieh  die  Thatsache,  dass  in  der  Regel  die  Arbeits- 
losigkeit am  stärksten  die  Berufsarten  ungelernter  Arbeiter,  am  geringsten 
die  höheren  Schichten  qualifizierter  Arbeiter  berührt. 

Die  Klassifikation  der  Beschäftigungslosen  nach  dem  Alter  führt  zu  der 
merkwürdigen  Feststellung,  dass  grade  die  jungen  Arbeiter  relativ  mehr 
Arbeitslose  stellen  und  die  älteren  Arbeiter  relativ  weniger.  Die  amtliche 
Publikation  giebt  für  dies  Faktum  die  Erklärung,  dass  die  jugendlichen,  un- 
erprobten Arbeiter  angeblich  der  Gefahr  der  Kündigung  mehr  ausgesetzt 
seien  und  auch  selbst  es  mit  der  Kündigung  leichter  nähmen  als  die  Ar- 
beiter in  vorgerückterem  Alter. 

Die  Sonderung  nach  dem  Geschlecht  ergiebt,  dass  die  männliche 
Bevölkerung  eine  weit  grössere  Zahl  Arbeitsloser  aufweist  als  die  weibliche : 
diese  hat  im  Sommer  1,44  Prozent,  im  Winter  3,91  Prozent  Arbeitsloser 
gehabt,  jene  2,13,  resp.  5.  '»0. 

Nach  dem  Familienstand  gehörte  sowohl  im  Sommer  wie  im  Winter 
die  Mehrzahl  der  Arbeitslosen  dem  ledigen  Stande  an:  59,39  Prozent  im  Juni, 
51,77  Prozent  im  Dezember.  Speziell  beim  weiblichen  Geschlecht  sind  in 
Deutschland  die  ledigen  Arbeitslosen  im  Vergleich  mit  den  verheirateten  weitaus 
in  der  l'eberzahl.  Das  hat  seinen  natürlichen  Grund  darin,  dass  verheiratete 
weibliche  Personen  überhaupt  viel  seltener  in  der  Klasse  der  Arbeitnehmer 
erscheinen  als  ledige  und  daher  auch  der  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  in  viel 
geringerem  Masse  ausgesetzt  sind. 

Was  die  Zahl  der  beschäftigungslosen  Haushaltungsvorslände  betrifft, 
so  wurden  deren  im  Juni  1 04.52t'.  im  Dezember  317.282  gezählt.  Ks  waren 
dies  34,02  resp,  41,15  Prozent  aller  Arbeitslosen.  Es  wurde  ferner  festgestellt, 
dass,  wo  Haüshaltungsvoislän<le  arbeitslos  geworden,  nicht  sonderlich  viele 
Kinder  da  waten,  deren  Ernährung  ihnen  zur  Last  liel.  Die  amtliche  Publikation 
führt  di c>e  Erscheinung  darauf  zurück,  d.iss  Arbeitnehmer  mit  starken  Familien 
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ganz  besonders  darauf  bedacht  wären,  ständig  Arbeit  und  Verdienst  zu  haben. 

Kndlich  hat  die  Statistik  noch  untersucht,  inwieweit  die  Grossstädte  und 
inwieweit  das  Land  an  der  Arbeitslosigkeit  beteiligt  sind.  Zu  diesem  Zwecke 
wurden  drei  Grössenklassen  von  Gemeinden  unterschieden,  nämlich: 

1.  Grossstädte  mit  mehr  als  100  0:10  Einwohnern, 

2.  Gemeinden  von  10  000— 100000  Kinwohncm, 

3.  Gemeinden  mit  weniger  als  10  000  Einwohnern. 

Ilass  die  Grossstädte  als  Industriezentren  und  Anziehungspunkte  für 
anderwärts  arbeitslos  Gewordene  besonders  stark  unter  der  Arbeitslosigkeit 
leiden,  ist  selbstverständlich.  Die  Intensität  der  hier  zu  Tage  getretenen  Arbeits- 
losigkeit gebt  aus  der  folgenden  Tabelle  hervor : 

Auf  i();l  der  Bevölkerung  kommen 

JioaelutfligQngHloM 
•  in  14.  VL  9»     au  2.  XII.  95 

in  Klasse  1   1,66  2,43 

in  Klasse  2   0,70  1,59 

in  Klasse  3   0,32  1,26 

Bios  auf  die  Zahl  der  Arbeitnehmer  berechnet,  betrug  in  den  Städten 
mit  mehr  als  100000  Einwohnern  die  Arbeitslosigkeit  Mitte  Juni  4,83  Pro- 
zent und  Anfang  Dezember  7,4*J  Prozent. 

5.  Fast  alle  nennenswerten  praktischen  Anläufe  zum  Zwecke  einer  durch 
die   öffentlichen   Körper   zu   organisierenden    Arbeitslosenversicherung  fanden 
bisher  auf  Schweizer  Boden  statt.    Den  Anstoss  zur  Beschäftigung   mit  dem 
Problem   gab   hier  in  erster  Linie   die  von  den  Sozialdemokraten  (1891)  in 
Vorschlag  gebrachte  Volksinitiative  für  das  ■  Hecht  auf  Arbeit » :  Der  Antrag 
fiel   zwar   (1894)   mit   grosser  Majorität    in   der  Volksabstimmung,    aber  er 
übte   unzweifelhaft  eine  kräftige  sozialpolitische  Anregung  aus.    Diese  führte 
dazu,   dass  die  Stadt  Bern  sich  zur  Errichtung  einer  freiwilligen  Arbeits- 
losenversicherung  entschloss,  die   mit   dem   1.  April  1893  ins    Leben  trat. 
Ihre  wichtigsten  statutarischen  Bestimmungen  sind  die  folgenden:    «Jeder  in 
der  Gemeinde  Bern  sich  aufhaltende  oder  niedergelassene  Arbeiter  schweize- 
rischer Herkunft  kann  dieser  Kasse  beitreten ».    Er  ist  alsdann  « verpflichtet, 
vom   Datum  der  Anmeldung  an  monatlich  40  Centimes  als  Beitrag  an  die 
Kasse  zu   leisten ».    Zugleich   hofft  man   auf  Beiträge  der  Arbeitgeber,  die 
aber  gesetzlich  nicht  dazu  angehalten  sind.    <  Den  jährlichen  Kehlbetrag  der 
Kasse  deckt  die  Gemeinde  im  Maximum  mit  5000  Krcs.  pro  Jahr  »  (später  hat 
der  Stadtrat  die  feste  Summe  von  5000  Eres,  jährlich  ausgeworfen).  «  Die  Ent- 
richtung des  Beitrages  (der  Versicherlen)  geschieht  vermittelst  Ankauf  von  Ver- 
sicherungsmarken  und   Einkleben  derselben   in  die  Mitgliederbüehlein.  >  Die 
Verwaltung  der  Kasse  ruht  in  den  Händen  einer  Kommission  von  7  Mitgliedern, 
von  denen  zwei  von  den  beitragleistenden  Arbeitgebern,  zwei  von  der  Arbeiter- 
union Bern  und  die  übrigen  vom  Genieinderat  gewählt  werden.   Die  Mitglieder, 
die  mindestens  0  .Monate  regelmässig  gesteuert  haben,  «  sind  berechtigt,  bei  ein- 
tretender Arbeitslosigkeit  während  der  Monate  Dezember,  Jänner  und  Februar 
Taggelder  aus  der  Versicherungskasse  zu  beziehen,  immerhin  höchstens  auf  die 
Dauer  von  zwei  Monaten  während  eines  Winters ».    Für  die  eisten  30  arbeits- 
losen Werktage  beträgt  das  Taggeld  1  Fr.  für  alleinstehende  Mitglieder  und 
l,"i0  Fr.  für  solche,  die  für  andere  Familienmitglieder  zu  sorgen  haben,    «r  Für 
den  zweiten  Monat  wird  das  Taggeld  je  nach  dem  Stand  der  Kasse  durch  die 
Vcrwaltungskommission  bestimmt.»  Die  l'nterslützung  wird  abgelehnt,  wenn  die 
betreffenden   Mitglieder   «ihre   Arbeitslosigkeit    durch   Faulheit,  Liederlichkeit, 
Unverträglichkeit,  Ungehorsam  u.  dgl.  selbst  verschuldet  oder  angebotene  Arbeit 
ohne  genügenden  Grund  abgelehnt  haben  »  oder  «  infolge  von  Lohnslreitigkeiten 
oder  Streiks  arbeitslos  geworden  sind  ».  «  Sollten  sich  zwischen  der  Verwaltung 
und  Mitgliedern  der  Kasse  Anstände  erheben,  so  entscheidet  dieselben  endgillig 
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der  Gerichtspräsident  von  Bern  als  Schiedsrichter.  »  —  Uebrigens  wurde  dieser 
sehr  magere  Statutenentwurf  festgestellt,  ohne  das»  irgendwelche  statistischen 
Ermittelungen  oder  versicherungslechnischen  Rechnungen  zugrunde  gelegt  wurden. 

Aus  leicht  zu  erkennenden  Gründen  ist  diese  freiwillige  Versicherung  von 
den  Arbeitern  nur  spärlich  benutzt  worden,  und  die  Zahl  der  Arbeitslosen  war 
im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Kassenmitglieder  eine  enorm  hohe.  Es  traten  näm- 
lich im  Laufe  des  ersten  Jahres  nur  404  Mitglieder  bei,  und  von  diesen  mussten 
noch  50  wegen  Nichtzahlung  ihrer  Beiträge  gestrichen  werden.  Von  den  354 
effektiven  Mitgliedern  meldeten  sich  im  Winter  216  als  arbeitslos ;  50  davon 
erhielten  Beschäftigung  zugewiesen,  sodass  an  166  Mitglieder  Tagegelder  ausge- 
zahlt wurden.  Von  der  Möglichkeil,  das  Tagegeld  zu  reduzieren,  wurde  kein 
Gebrauch  gemacht.  Die  Summe  der  Tagegelder  betrug  6835  Franken,  während 
an  Mitgliederbeiträgen  die.  lächerlich  geringe  Summe  von  1124  Franken  einging. 
Das  Defizit  wurde  gedeckt:  durch  949  Franken  an  freiwilligen  Arbeilgeber-Bei- 
trägen, durch  1005  Franken  an  sonstigen  Geschenken  und  durch  einen  Staats- 
zuschuss  von  4735  Franken. 

Aus  dem  ersten  Bericht  der  Verwaltungskommission  sind  schliesslich  noch 
die  folgenden  Daten  bemerkenswert :  der  Kasse  traten  vornehmlich  ungelernte 
Arbeiter  bei  —  also  gerade  Leute  der  auf  der  niedersten  Lohnst ufe  befindlichen 
Arbeiterschicht.  Wenn  Arbeit  nachgewiesen  werden  konnte,  hat  sich  Jeder  willig 
dazu  eingestellt,  —  wiewohl  die  Arbeit  meist  nicht  dem  bisher  betriebenen 
Beruf  angehörte. 

Im  zweiten  Geschäftsjahr  (April  1801  —  1895)  ist  die  Zahl  der  Mitglieder 
von  354  auf  333  gefallen,  während  die  Zahl  der  Arbeitslosen  von  216  auf 
226  gestiegen  ist.  Sieben  davon  erhielten  Beschäftigung  zugewiesen,  so  dass 
an  210  Personen  Tagegelder  aasgezahlt  wurden.  An  Tagegeldern  sind  diesmal 
9684  Franken  ausgezahlt  worden,  während  an  Mitgliederbeiträgen  nur  1366 
Franken  eingingen.  Das  Defizit  wurde  durch  ca.  1700  Franken  an  freiwilligen 
Arbeitgeber-Beiträgen ,  ca.  3500  Franken  an  sonstigen  Geschenken  und  den 
Staatszuschuss  gedeckt. 

Aus  dem  dritten  Geschäftsjahr  (April  1895  —1806)  ist  zunächst  die  Ver- 
schmelzung der  städtischen  Anstalt  für  Arbeitsnachweis  mit  der  Versicherungs- 
kasse gegen  Arbeitslosigkeit  zu  melden;  gleichzeitig  wurde  der  Jahresbeitrag  der 
Gemeinde  von  5000  auf  7000  Franken  erhöht,  wovon  jedoch  500  Franken  als 
Anteil  der  Verwaltungskosten  an  die  Anstalt  für  Arbeitsnachweis  vergütet  werden 
sollten:  endlich  wurde  der  Monatsbeitrag  der  Mitglieder  von  40  auf  50  Centimes 
erhöht. 

In  diesem  Jahre  stieg  nach  lebhafter  Agitation  die  Zahl  der  Mitglieder  auf 
544,  von  denen  sich  3:25  als  arbeitslos  meldeten.  Davon  erhielten  68  Mann  vor 
Ablauf  von  acht  Tagen  Arbeit,  so  dass  an  257  Mitglieder  Tagegelder  ausgezahlt 
wurden.  Ein  Teil  der  Unterstützten  erhielt  übrigens  bald  durch  Vermittelung 
der  kommunalen  Baudirektion  Beschäftigung. 

Infolge  Erhöhung  der  Taggelder  von  1,50  auf  2  Franken  für  Verheiratete 
oder  Ernährer  ihrer  Familien  und  von  1  auf  1,50  Franken  für  ledige  oder  allein- 
stehende Mitglieder  sind  auch  die  einzelnen  Zahltage  höher  zu  stehen  gekommen. 
Im  Ganzen  sind  an  Tagegeldern  diesmal  10  011  Franken  ausgezahlt  worden, 
während  an  Mitgliederbeiträgen  nur  1610  Franken  eingingen.  Das  Defizit  wurde 
durch  ca.  165  )  Franken  an  freiwilligen  Arbeitgeber-Beiträgen,  ca.  1100  Franken 
an  sonstigen  Geschenken  und  durch  den  Staatszuschuss  gedeckt.  Ins  nächste 
Geschäftsjahr  tritt  die  Kasse  mit  einem  Fonds  von  1800  Franken,  den  Einnahme- 
Ucberschiissen  der  ersten  drei  Jahre,  ein. 

Der  Geschäftsbericht  bemerkt  zum  Schluss:  «Das  dritte  Geschäftsjahr  hat 
neuerdings  bewiesen,  dass  die  Kxislcn/berechtigung  der  Versicherungskasse  ausser 
Zweifel  steht.  Grade  die  einlache  Organisation  derselben  spricht  an  und  liefert 
den  Beweis,  dass  es  auch  ohne  grossen  Apparat  und  ohne  viel  Paragraphen 
möglieh  ist.  wuhlthiilig  zu  wirken,  ohne  dass  der  Empiänger  dieser  Wohlthaten 
dabei  zu  e-rrülen  braucht.  > 
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So  sind  die  Erfahrungen,  die  man  in  Bern  mit  der  Arbeitslosenversicherung 
gemacht  hat,  durchaus  als  günstig  zu  bezeichnen:  nur  kann  der  Hemer 
Kasse  keinerlei  Bedeutung  für  die  soziale  Reform  zuerkannt  werden; 
denn  hierzu  ist  sie  viel  zu  winzig,  —  einem  Notstande  hilft  sie  also  nicht 
ab!  Und  überdies  stellt  sie  wegen  der  geradezu  minimen  Beiträge  der  Mit- 
glieder nur  ein  verkapptes  Almosen  dar;  weshalb  sich  eine  Verallgemeinerung 
der  Berner  Prinzipien  ganz  von  selber  verbietet. 

Auch  in  Deutschland  —  wu  die  Regierung  sich  noch  immer  nicht  hat  enl- 
schliessen  können,  den  Kommunen  die  Schaffung  einer  obligatorischen  Arbeits- 
losenversicherung freizugeben  —  ist  man  mittlerweile  an  die  Begründung  einer 
auf  freiwilligem  Beitritt  beruhenden  ArbeiLslosenkasse  gegangen.  Und  zwar 
geschah  das  in  Köln,  wo  im  April  1896  die  «stadtkölnische  Versicherungskasse 
gegen  Arbeitslosigkeit  im  Winter»  ins  Leben  gerufen  wurde.  Ihre  Organisation 
ist  diese : 

Als  Versicherte  können  der  Kasse  männliche  Arbeiter  beitreten,  die 
mindestens  18  Jahre  alt  sind,  wenigstens  zwei  Jahre  ihren  Wohnsitz  in  Köln 
haben  und  nicht  dauernd  arbeitsunfähig  sind.  Jeder  Versicherte  hat  einen  Bei- 
trag von  25  Pfennig  wöchentlich  zu  leisten,  «und  zwar  in  der  Zeit  nach  dem 
1.  April  während  34  aufeinanderfolgenden  Wochen.»  Die  Versicherten  «werden 
nach  Möglichkeit  bei  der  mit  der  Kasse  in  Verbindung  stehenden  Allgemeinen 
Arbeitsnachwcisanstalt  durch  Arbeitsnachweis  berücksichtigt  und  sind  berechtigt, 
bei  eingetretener  Arbeitslosigkeit  während  der  Zeit  vom  15.  Dezember  bis 
15.  März  Tagegelder  zu  beziehen. »  Das  Tagegeld  beträgt  für  den  Verheirateten 
2  Mark  pro  Werktag,  für  den  Unverheirateten  1,50  Mark,  jedoch  nur  für  die 
ersten  20  Werktage,  nachher  wird  es  auf  die  Hälfte  herabgesetzt ;  und  langer  als 
acht  Wochen  hindurch  wird  überhaupt  keine  Unterstützung  ausgerichtet.  «Wird 
dem  Versicherten  Arbeit  nachgewiesen,  so  ist  er  zu  deren  Uebernahme  ver- 
pflichtet. Einen  Anspruch  auf  Arbeit  in  seinem  besonderen  Berufe  hat  der  Ver- 
sichertc nicht,  jedoch  wird  die  Verwaltung  bei  Zuweisung  von  Arbeit  bestrebt 
sein,  auf  die  körperlichen  und  geistigen  Fähigkeiten  des  Einzelnen  möglichst 
Rücksicht  zu  nehmen. » 

Die  Ausgaben  werden  gedeckt:  1.  durch  Beiträge  der  «Ehrenmitglieder» 
und  «Patrone»;  2.  des  Versicherten;  3.  durch  einen  Beitrag  der  Stadtgemeinde 
Köln;  4.  durch  sonstige  Geschenke.  Dabei  sei  bemerkt,  dass  die  «Ehrenmit- 
gliedschaft» durch  Zahlung  eines  Jahresbeitrages  von  mindestens  5  Mark  und 
das  Patronat  durch  einmalige  Zahlung  von  mindestens  300  Mark  erworben  wird. 
In  der  Verwaltung  der  Kasse  sind  dann  auch  diese  Ehrenmitglieder  resp.  Patrone 
der  massgebende  Teil.  Immerhin  ist  den  Versicherten  noch  ein  besonderer 
«Ausschuss»  zugebilligt,  der  offenbar  ihre  speziellen  Interessen  wahrzunehmen  hat. 

In  der  Zeit  vom  9.  Mai  bis  zum  31.  August  haben  sich  hei  der  Kasse  220 
Arbeiter  versichert.  Von  diesen  meldeten  sich  vom  15.  Dezember  1890  bis 
zum  13.  Januar  1897  CO  als  arbeitslos,  doch  konnte  37  Personen  angemessene 
Arbeit  nachgewiesen  werden  An  einmaligen  und  Jahresbeiträgen  sind  1K90 
Seitens  der  Kölner  Bürgerschaft  103350  Mark  eingegangen.  Natürlich  wird 
man  mehrere  Jahre  warten  müssen,  ehe  man  ein  Urteil  über  die  Anstalt  wird 


Wenn  auch  der  Berner  Kasse,  wie  bereits  bemerkt,  keine  reformatorische 
Bedeutung  zukommt,  so  wirkte  sie  immerhin  aufmunternd  und  anregend,  so  dass 
ihr  insoweit  das  Verdienst  zuerkannt  werden  muss,  die  Wege  für  eine  wirkliche, 
ernste,  tiefgreifende  Lösung,  wie  sie  die  obligatorische  Versicherung  giebt, 
geebnet  zu  haben.  Der  Staat,  der  zum  ersten  Male  Anstalten  traf,  in  dieser 
Art  vorzugehen,  ist  der  Kanton  Basel-Stadt.  Hier  hatte  die  Regierung  seit 
Februar  1893  den  Gedanken  erwogen,  eine  Arbeitslosenkasse  zu  begründen.  Als 
nun  —  ganz  unabhängig  davon  —  Professor  Georg  Adler  seine  akademische 


fällen  dürfen. 
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Antrittsrede  über  die  «Aufgaben  des  Staates  Angesichts  der  Arbeitslosigkeit» 
gehalten  hatte,  wurde  derselbe  von  der  Regierung  mit  der  Ausarbeitung  eines 
Gutachtens  und  des  Vorentwurfs  eines  Gesetzes  in  dieser  Angelegenheit  betraut. 
Beides  wurde  in  den  ersten  Tagen  des  Oktober  (1893)  eingereicht. 

Der  Basler  Gesetzentwurf  ist  seitdem  mehrfach  —  von  einer  Sachverstän- 
digen-Kommission (die  ihn  einstimmig  empfahl),  der  Regierung  und  einer  ad 
hoc  eingesetzten  Kommission  des  « Grossen  Rates  »  (d.  h.  der  Kammer)  — 
durchberaten  und  modifiziert  worden.  Er  enthält  in  seiner  jetzigen  Fassung, 
in  der  über  ihn  nächstdem  definitiv  entschieden  werden  soll,  die  folgenden  Be- 
stimmungen, die  nach  der  eben  gegebenen  theoretischen  Darstellung  ohne  wei- 
teres klar  sein  werden. 

Der  Beitritt  zur  Versicherungsanstalt  ist  für  Fabrik-,  Bau-  und  Erdarbeiter 
obligatorisch.  Aasgenommen  sind  Personen  mit  einem  Lohn  von  2000  Frs. 
oder  mehr  und  Lehrlinge  unter  18  Jahren  mit  weniger  als  300  Frs.  Lohn, 
sowie  jene  Arbeiter,  «  die  den  Nachweis  leisten,  dass  sie  einer  Kasse  zur  Ver- 
sicherung gegen  Arbeitslosigkeit  angehören,  deren  Versicherungsbedingungen  und 
Leistungen  als  genügend  erachtet  werden  »,  —  eine  zu  Gunsten  der  Gewerk- 
vereinc  eingeführte  Bestimmung. 

«Die  Mitglieder  werden  nach  Ablauf  eines  Jahres  unterstützungs- 
berechtigt; solche  die  vor  ihrer  Mitgliedschaft  schon  ein  Jahr  im  Canton 
gewohnt  haben,  werden  es  nach  sechs  Monaten.»  Abgelehnt  wird  die  Unter- 
stützung: wenn  die  Arbeitslosigkeit  die  Folge  einer  nach  Obligationenrecht  und 
Fabrikgesetz  berechtigten  Entlassung  oder  die  Folge  von  freiwilligem  Austritt, 
Streik,  Krankheit  oder  Unfall  ist,  oder  wenn  der  Versicherte  eine  ihm  angebotene 
Arbeitsstelle  ohne  wichtige  Gründe  ablehnt  oder  beim  Eintritt  der  Arbeitslosig- 
keit weniger  als  26  Wochen  lang  Beiträge  an  die  Kasse  bezahlt  hat.  Uebri- 
gens  « darf  die  Versicherungsanstalt  Arbeitslosen  nicht  Stellen  anbieten,  die 
durch  Streik  der  Arbeiter  oder  durch  Aussperrung  von  Seiten  der  Arbeitgeber 
frei  geworden  sind  ». 

Die  Unterstützung  kann  durch  die  Versicherten  erst  nach  Ablauf  von  6 
Tagen  nach  Beginn  der  Arbeitslosigkeit  angesprochen  werden,  und  zwar  höchstens 
91  Tage  im  Jahre.  Sie  richtet  sich  nach  der  Höhe  des  Wochenlohnes,  den 
der  Versicherte  vorher  bezogen  hat.  Und  zwar  erhält  der  Arbeiter  mit  einem 
Wochenlohne  bis  15  Frs.  (einschliesslich) : 

8'J  Centimes  täglich,  wenn  unverheiratet; 

Frs.  1.20  täglich,  wenn  seine  Familie  zwei  bis  drei  Köpfe  zählt; 
Frs.  1.50  täglich,  wenn  seine  Familie  grösser  ist. 

Der  Arbeiter  mit  einem  Wochenlohn  von  über  15  Frs.  bis  24  Frs.  ein- 
schliesslich erhält : 

90  Centimes  täglich,  resp.  Frs.  1.40,  resp.  Frs.  1.70. 

Der  Arbeiter  mit  einem  Wochenlohn  von  über  24  Frs.  erhält: 

1  Fr.  täglich,  resp.  Frs.  1,50,  resp.  2  Frs. 

Der  Arbeitslose,  dem  eine  Stelle  ausserhalb  des  Cantons  nachgewiesen 
wird,  hat  überdies  noch  Anspruch  auf  Reisegeld  und  Zehrpfennig.  Versicherte 
Arbeiter,  die  in  Folge  Stockung  in  der  Arbeit  weniger  als  die  Hälfte  ihres 
Durchschnittslohnes  beziehen,  haben  Anspruch  auf  zwei  Drittel  der  Arbeitslosen- 
unterstützung. Andererseits  sind  unterstützte  Arbeitslose  verpflichtet,  über  etwaige 
Nebenverdienste  der  Kasse  Mitteilung  zu  machen:  solche  bis  3  Frs.  wöchentlich 
bleiben  unberücksichtigt,  bei  grösseren  wird  die  Unterstützung  teilweise  gekürzt. 

Wie  sollen  nun  die  nötigen  Mittel  zur  Deckung  dieser  Auslagen  aufge- 
bracht werden? 

Einmal  werden  die  Arbeitgeber  mit  einem  Heilrage  von  10  Centimes 
wöchentlich  für  jeden  versicherten  Arbeiter  herangezogen ;  blos  in  den  Bau- 
gewerben wird  der  Beitrag  auf  20  Centimes  wöchentlich  erhöht. 

Dann  wird  auch  der  Staat  in  Anspruch  genommen.  Er  deckt  zunächst 
die  Einrichtung*-  und  Verwaltungskostt>n  der  Versicherungsanstalt,  indem  man 
annimmt,  «las-  es  für  den  Arbeiter  ein  beruhigendes  Gefühl  sein  wird,  wenn  er 
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sieht,  dass  alles,  was  er  in  Hie  Kasse  an  Beitrügen  hincinzahlt,  auch 
unmittelbar  in  Form  von  Unterstützungen  ihm  zugute  kommt  und  nicht  auf 
Schreibereien  und  Bcamtcnbesoldungen  daraufgeht.  Diese  Verwallungskostcn 
dürften  jährlich  ca.  15.000  Frs.  betragen.  Ausserdem  Ihul  der  Staat  noch  das 
Seinige  zur  Sicherstellung  der  Kasse,  indem  er  jährlich  25.000  Frs.  beiträgt. 

Somit  wird  der  Hauptlei!  der  jährlichen  Ausgaben  durch  die  Beiträge  der 
versicherten  Kassen  Mitglieder  gedeckt.  Hier  werden  drei  Klassen  von 
Versicherten  nach  der  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  unterschieden.  Die  erste  um- 
fasst  alle  Arbeiter,  die  nicht  in  den  Baugewerben  thätig  sind;  die  zweite  die 
«Bauarbeiter  in  den  der  regelmässigen  Arbeitslosigkeit  am  wenigsten  ausge- 
setzten Betrieben  »  und  die  dritte  die  «  übrigen  Bauarbeiter,  die  vorwiegend  auf 
Arbeit  im  Freien  angewiesen  sind  ».  Ihre  Beiträge  werden  folgendermassen 
lixierl :  Jeder  Versicherte  der  eisten  Klasse  zahlt  je  nach  der  Hübe  seines 
Lohnes  10,  15  oder  20  Centimes  wöchentlich:  in  der  zweiten  Klasse  zahlt  er 
20,  :«)  oder  50  Centimes,  und  in  der  dritten  30,  45  oder  CO  Centimes 
wöchentlich. 

Nach  sorgfältiger  Schätzung  wurde  berechnet,  dass  die  Zahl  der  Arbeits- 
losen 18  Prozent  der  Versicherten  betragen,  und  dass  von  jenen  ungefähr  die 
Hälfte  verheiratet  sein  wird.  Daher  werden  von  den  mutmasslichen  10  000 
Basler  Versicherlen  jährlich  ca.  1800  —  und  zwar  jeder  durchschnittlich  GO 
und  einige  Tage  —  zu  unterstützen  sein.  Danach  ist  die  jährliche  Gesamt- 
ausgabe der  Versicherungsanstalt  auf  137  000  Frs.  berechnet  worden,  während 
die  Gesamteinnahmen  182000  Frs  betragen  werden,  so  dass  ein  jährlicher 
Lieberxehuss  im  Betrage  von  450U0  Frs.  zu  erwarten  ist. 

Die  Leitung  der  Anstalt  wird  einem  angestellten  Beamten  übertragen.  Doch 
ist  klar,  dass  der  Vorsteher  der  Anstalt  bloss  die  erste  Instanz  darstellen  kann. 
Gegen  seine  Kntscheidung  kann  Jeder  kostenlos  an  die  aufsichtführende  «  Com- 
mission  für  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  »  appellieren,  die  aus  neun  Mit- 
gliedern besteht :  eines  davon,  nämlich  der  Präsident,  wird  vom  Kegierungsrate 
ernannt,  drei  werden  von  den  beitragzahlenden  Arbeitgebern  gewählt  und  fünf 
von  jenen  beitragspflichtigen  Arbeitern  ,  die  in  kantonalen  Angelegenheiten 
Stimmrecht  besitzen.  Nach  Basler  Tradition  darf  noch  (innerhalb  einer  Woche) 
nach  der  Kntscheidung  der  Kommission  an  den  Begierungsrat  appelliert 
werden. 

Gegen  den  Kniwurf  haben  sich  bisher  von  allen  Interessentengruppen  nur 
die  Kleingewerbetreibenden  und  ein  Teil  der  Grossindustriellen  erklärt;  —  dabei 
sei  übrigens  bemerkt,  dass  die  Belastung  des  Arbeitgebers  bloss  5  Frs.  (im 
Baugewerbe  8  bis  10  Frs.)  jährlich  für  den  versicherten  Arbeiterkopf  beträgt. 

*  * 

Während  man  in  Basel  über  die  obligatorische  Arbeitslosenversicherung 
noch  beratschlagte,  sah  man  in  St.  Gallen  eine  solche  Institution  bereits 
leibhaft  erstehen,  lind  das  kam  so. 

Im  Oktober  1803  war  der  von  Basel  ausgehende  erste  Kntwurf  eines  ent- 
sprechenden (ieselzes  durch  die  Presse  bekanntgegeben  worden.  Unmittelbar 
darauf,  im  November  1803,  wurde  im  grossen  Bäte  des  Kantons  St  Gallen 
der  Antrag  gestellt,  den  Begierungsrat  einzuladen:  t  dem  Grossen  Bäte  Bericht 
und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  den 
politischen  Gemeinden  das  Hecht  eingeräumt  werden  könne,  die  obligatorische 
Arbeitslosenversicherung  einzuführen.  »  So  langsam  und  bedächtig  man  in  Basel 
in  dieser  schwierigen  Angelegenheit,  vorging,  so  schnell,  ja  hastig  wurde  in 
St.  Gallen  die  Sache  in  Szene  gesetzt.  Noch  im  gleichem  Monat  November 
wird  jener  Antrag  angenommen,  im  April  1804  wird  von  Seiten  der  Begierung 
ein  Kntwurf  vorgelegt,  der  dann  im  Mai  desselben  Jahres  zum  Gesetz  erhoben  wird. 
Aber  damit  war  den  Gemeinden  nur  erst  die  Erlaubnis  zur  Schaffung  einer 
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obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  —  unter  Beobachtung  gewisser  Nor- 
mativslatulen  —  gegeben.  Durch  Besehluss  vom  Jahre  1895  machte  dann  die 
Stadt  St.  Gallen  von  dieser  Erlaubnis  Gebrauch;  und  schon  am  1.  Juli  1805 
trat  die  obligatorische  Arbeitslosenversicherung  daselbst  ins  Leben, 

Sie  war  nicht  blos  eine  Früh-,  sondern  auch  eine  Missgeburt.  Bei  der  eil- 
fertigen Fabrikation  des  Ge.setz.es  hatte  man  sich  mit  «  zeitraubenden »  Erwä- 
gungen, Studien  und  Berechnungen  nicht  weiter  abgegeben,  daher  war  dasselbe 
in  den  Grundlagen  fehlerhaft  und  in  den  Detailbestimmungerl  lückenhaft,  wie 
schon  einige  Blicke  darauf  zeigen. 

Einmal  war  schlankweg  angenommen  worden,  dass  die  Zahl  der  Arbeits- 
losen jährlich  10  Prozent  der  Versicherten  betragen  würde.  Als  einzige  Grund- 
lage für  diese  Rechnungen  findet  man  in  den  .Motiven  des  Gesetzentwurfs 
angegeben,  dass  sich  <  Ende  Dezember  1803  in  der  Stadt  St.  Gallen  371» 
arbeitslose  Männer  angemeldet  hätten.  » 

Dann  hatte  man  aus  der  Einrichtung  der  deutschen  Arbeiterversiclierung 
nicht  einmal  so  viel  gelernt,  dass  man  wussle,  die  Versicherungsbeiträge  müssten 
auf  alle  Fälle  beim  Arbeitgeber  eingezogen  worden;  man  hielt  sich  vielmehr 
unmittelbar  an  den  Arbeiter! 

Und  schliesslich  sprechen  sich  Gesetz  wie  Statut  über  sehr  wichtige  Punkte, 
z.  B.  das  Verhalten  der  Kitsse  bei  Aussperrungen  durch  die  Arbeitgeber,  bei 
verkürzter  Arbeitszeit,  bei  Nebenverdiensten  der  Arbeitslosen  u.  s.  w.  gar 
nicht  aus. 

Ich  will  nun  kurz  die  wichtigsten  ThaLsachcn  melden,  die  sich  im  jungen 
Leben  der  St.  Galler  Arbeitslosenkas.se  zugetragen  haben, 

Sie  verpflichtete  zum  Beitritt  «alle  männlichen  Lohnarbeiter,  deren  durch- 
schnittlicher Taglohn  5  Frs.  nicht  übersteigt».  Jeder  Versieherle  zahlte  je  nach 
der  Lohnhöhe  15,  20  oder  30  Centimes.  Der  Arbeilgeber  leistete  keinen  Zu- 
schuss,  wohl  aber  Gemeinde  und  Staat.  Der  Beilrag  des  Staates  sollte  «durch 
das  Budget  festgesetzt  werden»,  während  derjenige  der  Gemeinde  «nicht  mehr 
als  2  Frs.  jährlich  und  für  jedes  Verbandsmitglied  betragen  sollte,  die  Verwal- 
tungskosten nicht  mitgerechnet  ». 

Die  Unterstützung  wurde  höchstens  GO  Tage  gezahlt  und  sollte  je  nach  der 
Lohnklasse  täglich  Frs.  1.80,  respektive  2,10,  respektive  2,40  betragen. 

Die  Zahl  der  prämienpflichtigen  Versieherlen  betrug  eigentlich  4220  Mann. 
Aber  —  meldet  der  Jahresbericht  —  «  nach  Abgang  von  1185  infolge  Tod, 
Wegzug  etc.  verblieben  auf  neue  Rechnung  3035  Prämienpflichtige ».  Das 
«etc>»  verhüllt  schamhaft,  dass  die  Meisten  von  jenen  1185  gestrichen  wurden, 
weil  sie  zur  Entrichtung  der  Beiträge  absolut  nicht  zu  bewegen  waren,  lieber 
diesen  Punkt  wird  naiv  genug  Folgendes  mitgeteilt :  « Dass  der  Prämieneinzug 
ein  schwieriger  und  weitläufiger  sein  musstc,  war  abzusehen  (und  trotzdem  hielt 
man  sich  an  den  Arbeiter,  statt  an  den  Arbeitgeber !  V  D.  Ref.) ;  die  erlassenen 
Mahnzettel  zählen  nach  Tausenden ;  die  angehobenen  Rechlsbeitreibungen  führten 
nur  teilweise  zum  Resultat ;  es  giebt  eben  immer  und  überall  Leute,  die  jahraus, 
jahrein  nie  bei  Kassa  sind  und  bei  «Jenen  man  auch  nicht  auf  die  ausgelegten 
Rechlskosten  kommt.  x> 

Nähere  Zahlen  giebt  hier  der  Jahresbericht  nicht  an,  obzwar  dieselben 
schon  um  der  korrekten  Abrechnung  willen  nötig  gewesen  wären.  Ich  teile  daher, 
nach  der  brieflichen  Mitteilung  eines  höheren  St.  Galler  Beamten,  mit,  dass  im 
ersten  Jahre  nicht  weniger  als  —  lt »Ol  Mitglieder  mit  den  Beiträgen  rückständig 
geblieben  sind. 

Weiler  wurde  mir  brieflich  das  merkwürdige  Faktum  mitgeteilt,  dass  gerade 
von  diesen  säumigen  Zahlern  sich  viele  zuerst  zum  Bezüge  von  I  interstützungen 
meldeten.  End  der  Vorsteher  der  Versichcrungskasse  erklärte  meinem  Gewährs- 
mantie, «dass  eigentlich  von  allen  Arbeitslosen,  wenn  nach  Gesetz  verfahren 
worden  wäre,  nicht  20  bezugsberechtigt  gewesen  wären!»  Denn  das  Gesetz, 
bestimmt  ausdrücklich,  dass  nur  der  bezm/shcrechtigt  sei.  der  mindestens  sechs 
Monate  «ununterbrochen  die  statutarischen  Beiträge  gezahlt  habe».    Aber  die 
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Verwaltungskonimission  setzte  sich  kühn  über  das  Gesetz  hinweg,  indem  sie 
erlaubte,  dass  Arbeiter,  die  mit  ihren  Prämien  im  Rückstände  waren,  die 
restirende  Summe  auf  einmal  nac  hbezahlten  und  somit  unterslützungsberechtigt 
wurden !  Lauter  Folgen  der  fehlerhaften  Organisation  der  Kasse ! 

Andere  Mängel  waren  die  Folgen  der  vielen  Lücken  in  den  Statuten.  Der 
Jahresbericht  sagt  selber:  «Ungelöst  blieben  die  Fragen:  ob  Arbeiter,  die  in- 
folge Arbeitsreduktion  Lohnkürzung  erleiden,  in  irgend  einem  Masse  Entschädi- 
gung für  den  Ausfall  fordern  können  ?  Ob  Versicherle,  die  Tags  arbeitslos,  aber 
Nachts  als  Wächter  u.  s.w.  beschäftigt  sind,  Ansprüche  haben?  Ob  sogenannte 
Ausgesperrte  den  Streikenden  gleichzustellen  und  deshalb  der  Entschädigungs- 
ansprüche verlustig  zu  erklären  seien  ? »  Also  ein  teslimonium  paupertatis  in 
optima  forma  ! 

Und  trotz  alledem  konnte  der  Jahresbericht  mitteilen,  dass  die  Kasse,  ub- 
zwar  €  von  zahlreichen  Schwierigkeilen  und  Friktionen  begleitet,  ihren  Haupt- 
zweck erfüllt  hat  >. 

Die  wichtigeren  Daten  sind  die  folgenden:  Von  den  303."»  Versicherten,  auf 
die  der  ursprüngliche  .Mitgliederbestand  schliesslich  zusammengeschmolzen  war, 
wurden  430  arbeitslos.  Davon  bekamen  07  keine  Entschädigung,  so  dass  die  Zahl 
der  unterstützten  Arbeitslosen  303  betrug.  77  davon  bezogen  die  Unterstützung 
00  Tage,  152  mehr  als  40  Tage  und  255  mehr  als  20  Tage.  Im  Ganzen  wurden 
die  Arbeitslosen  mit  23504  Frs.  unterstützt.  Ausserdem  wurden  für  Einriehlungs- 
und  Verwallungskosten  5018  Frs.  verausgabt. 

Zur  Deckung  dieser  Summen  brachten  die  Versicherlen  ca.  20000  Frs.  zu- 
sammen.   Der  liest  wurde  durch  Subvention  der  Gemeinde  gedeckt. 

Die  Gemeinde  hat  nämlich  (inklusive  Verwaltungskosten)  11 000  Frs.  zu- 
geschossen und  sich  damit  —  laut  Jahresbericht  —  t  von  einer  oft  ungenügenden 
Arbeitsbeschaffung  befreit,  deren  Kosten  die  erzielten  Leistungen  stets  über- 
schritten haben  ».  Ueberdics  konnten  mich  2000  Frs.  jenes  Geincindezuschusses 
ebenso  wie  ein  Staatsbeitrag  von  300(1  Frs.,  der  nicht  zur  Verwendung  gelangte, 
für  das  nächste  Jahr  in  Reserve  gehalten  werden. 

Laut  Statut  war  die  Liquidation  der  Versicherungskasse  auf  Ende  Juni  1897 
vorgesehen,  sofern  nicht  im  Herbst  1890  die  Fortsetzung  der  Versicherung  für 
drei  weitere  Jahre  von  der  Bürgerschaft  beschlossen  werden  würde.  Der  Ge- 
meinderat beantragte,  diesen  delinitiven  Entscheid  noch  um  ein  Jahr  zu  ver- 
schieben, und  die  Führer  der  Arbeiterpartei  unterstützten  diesen  Antrag,  indem 
sie  das  Institut  trotz  seiner  Mängel  als  « unzweifelhaft  segensreich  b  bezeich- 
neten. Aber  die  Hürgerversammlung  lehnte  die  Fortführung  ab,  und  so  ist  das 
Institut  irn  Juni  1897  ohne  Sang  und  Klang  begraben  worden. 

St.  Gallen  hat  sein  Schicksal  vollanl  verdient.  Und  darum  haben  auch  die 
Anhänger  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  keinen  Grund,  sich  zu 
bekehren.  Denn  wie  unsere  eingehende  Darstellung  gelehrt  hat,  beweist  die 
verunglückte  Anstalt  wahrlich  Niehls  gegen  die  Institution  der  Arbeitslosen« 
Versicherung,  sondern  nur  g«*gen  den  <  IJeruf  St.  Gallens  zur  Gesetzgebung!. 


Die  Aufgabe  des  Reiches  resp.  der  Landesregierungen  auf  dem  in  Rede 
stehenden  Gebiete  lässt  sich  nach  all  dem  Gesagten  leicht  formulieren.  Es  ist 
einfach  durch  Reichs-  resp.  Landesgesetz  den  Kommunen  die  Erlaubnis 
zur  Einführung  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  zu 
erteilen.  Dabei  können  entweder  bestimmte  Normen  vorgesehen  werden,  oder 
aber  es  kann  den  Kommunen  zunächst  völlige  Freiheit  gegeben,  aber  die  nach- 
herige Bestätigung  der  Ka«senslatutcn  durch  die  Regierung  vorgeschrieben 
werden.  Die  Regierung  selber  würde  sich  durch  die*e<  Vorgehen  in  keiner 
Weise  engagieren,  sondern  im  Grunde  nur  ein  in  der  deutschen  Gesetzgebung 
wurzelndes  Hemmnis  kommunaler  Sozialieloim  beseitigen,    lind  der  Zim-Iuiss 
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von  Reichs-  resp.  Staatswegen  würde  sclinn  durch  die  Erwägung  gerechtfertigt 
sein,  dass  die  Regierung  ein  grosses  Interesse  daran  hat,  wenn  ein  neuer  Weg 
friecüicher  Sozialreform  mit  Erfolg  beschritten  werden  könnte. 

Sollte  aber  die  Regierung  bei  ihrem  Vorgehen  volle  Deckung  und  Orien- 
tierung bis  in  alle  Details  hinein  wünschen,  so  wäre  vor  dem  Erlass  eines 
solchen  Gesetzes  die  Einsetzung  einer  Kommission  von  Sachverständigen  in 
Aussicht  zu  nehmen:  die  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  muss  heule  als  so 
geklärt  gelten,  dass  sich  auf  diesem  Wege  mühelos  eine  Einigung  würde  erzielen 
lassen. 

Dagegen  muss  vor  der  Anschauung  gewarnt  werden,  als  ob  noch  vor  der 
Einrichtung  einer  Arbeitslosenversicherung  statistische  Erhebungen  u.  dgl.  nötig 
seien.  Wirklich  genaue  Zahlen  -  das  liegt  im  Wesen  der  Arbeitslosigkeit 
vermag  keine  Statistik  zu  liefern:  und  den  ungefähren  Umfang  der  Arbeitslosig- 
keit kennt  man  bereits.  Wenn  man  vorsichtig  rechnet,  die  sofortige  Sammlung 
eines  grösseren  Reservefonds  ins  Auge  fasst  und  Kaufelen  gegen  den  Missbrauch 
der  Institution  durch  Parasiten  anbringt,  kann  man's  mit  der  Einrichtung  auf 
der  Stelle  wagen ! 


Litteratur. 

Der  vorstehende  Artikel  schliesst  sich  eng  an  die  Schriften  Georg  Adlers 
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rungskasse gegen  Arbeitslosigkeit  in  Bern  -  in  der  « Zeitschrift  für  Schweizerische 
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«Iln  projet  d*assurance  conlre  le  chömagc  dans  le  canton  de  Bäle-Ville »  in  der 
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losenversicherung  der  Stadt  St.  Gallen»,  1898.  Schanz,  «Neue  Beiträge  zur 
Frage  der  Arbeitslosen Versicherung »,  Herlin,  1897.  Georg  v.  Mayr,  «Die 
Arbeitslosen  im  Deutschen  Reich  >  in  der  «Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung», 
Nr.  15,  Jahrg.  1897.  Schanz,  «Zur  Frag«  der  Arbeitslosenversicherung», 
Hamberg,  1895.  Stieda,  «  Zur  Frage  r)«r  Arbeitslosenversicherung »  im  «Deutschen 
Wochenblatt»,  Nr.  30,  Jahrg.  18!M>.  Richard  Weyl,  «Das  Problem  einer  Ar- 
beitslosenversicherung für  Deutschland »  in  der  «Zeitschrift  für  Versicherungs- 
recht und  Wissenschaft»,  Jahrg.  1S96.  Zacher,  «Schutzmittel  gegen  Arbeits- 
losigkeit» in«  •  Deutschen  Wochenblatt»,  Nr.  Ii,  Jahrg.  1892. 

Georg  Adler. 


Arbeiterschutz. 

I.  Begriff  des  Arbeiters. 

Arbeiter  ist  der  Gegensatz  zum  Unternehmer.  Beide  sind  Erzeugnisse  der 
heutigen  Form  der  Produktion.  Wie  es  sie  zur  Zeit  der  Haus-  und  Sklaven- 
wirlschaft  nicht  g;il>,  sc»  würde  es  sie  auch  in  einem  sozialistischen  Gemeinwesen 
nicht  geben.  Die  heutige  Art  der  Produktion  «'die  kapitalistische)  beruht  auf  dem 
Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln.  Ohne  Rohstoffe,  die  der 
Erdboden  liefert,  ohne  einen  Kaum  zur  Arbeit  und  ohne  Werkzeuge  im  weitesten 
Sinne,  also  ohne  Kapital,  worunter  man  alles  dies  zusammenfasst,  ist  eine  Ver- 
wertung der  Arbeitskraft  nicht  möglich.  Befinden  sich  deshalb  die  Produktions- 
mittel in  der  Hand  des  Kapilalisten,  so  ist  der  Inhaber  der  Arbeitskraft  ge- 
zwungen, sich  mit  ihm  zu  verständigen  und  ihm  für  Geslattung  der  Benutzung 
der  Arbeitsmittel  einen  Teil  des  Arbeitsertrages  zu  überlassen. 

Aber  wie  die  Begriffe  «  Kapilalist  »  und  «  Pnternehmer  »  nicht  zusammen- 
fallen, so  auch  nicht  die  kapitalistische  Form  de  r  P  rodukt  ion  mit  dem 
Lolinsyslem.  Das  Letztere  beruht  auf  der  Trennung  der  Produktion  nach  ihrer 
wirtschaftlichen  und  ihrer  technischen  Seile  und  der  I. Öllösung  des  Risikos  von 
der  Arbeil;  sein  Gegensatz  ist  die  genossenschaftliche  Produktion,  bei  der 
alle  an  der  Produklion  Beteiligten  das  wirtschaftliche  Risiko  tragen,  während 
beim  Lohnsystem  dieses  dem  Unternehmer  allein  zur  Last  fällt  und  der  Arbeiter 
einen  vom  wirtschaftlichen  Erfolge  seiner  Arbeit  unabhängigen  Lohn  erhält.  Die 
kapitalistische  Produktion  hat  ihren  Gegensatz  in  der  akapitalisl  ischen , 
bei  der  die  Produktionsmittel  entweder  in  Niemandes  Eigentum  stehen  (llcrtzka 
und  der  Anarchismus)  oder  der  organisierten  Gemeinschaft  gehören  (Sozialismus). 
Sie  berührt  das  Verhältnis  des  Kapitals  zur  Arbeit.  Lohnsystcmc  und  genossen- 
schaftliche Produktionen  dagegen  betreffen  «las  Verhältnis  innerhalb  der  Arbeil, 
je  nachdem  man  sie  als  eine  einheitlich«!  Thätigkeit  behandelt  oder  sie  /.erlegt 
in  die  des  Lnlernehmcrs  und  «h-s  Lohnarbeiters.  Arbeiter  im  Sinn«1  «les 
Sprachgebrauches  ist  gleichbedeutend  mit  Lohnarbeiter. 

II.  Begriff  des  Schutzes. 

Unter  Arlrt'itci-chutz  im  weitesten  Sinne  versteht  man  gemäss  dem 
Wortlaute  den  Inbegriff  aller  derjenigen  staatlichen,  insbesondere  also  gesetz- 
geberischen Massregeln,  welche  den  Schutz  des  Arbeiters  gegen  irgend  welch«' 
Gefahren  lav.weeken.  In  «hcs«»m  weilcslcn  Sinn«1  umfasst  deshalb  «ler  Atbeiter- 
schutz  auch  die  staatliche  Ver>ich«'rung,  da  sie  den  Arbeiter  g«>g««n  die  aus 
der    vorübergehenden    oder    dauernden    Beeinträchtigung    seiner  Arbeitskraft 
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folgenden  Schädigungen  schützen  will.  Aber  sprachgebräuchlich  pflegt  man  die 
Arbeiterversicherung  nicht  unter  den  Arbeiterschutz  zu  begreifen,  sondern  sie 
als  eine  selbständige  Kategorie  neben  denselben  zu  stellen.  Hiernach  umfasst  der 
Arbeiterschutz  in  diesem  engeren  Sinne  alle  diejenigen  staatlichen  Massnahmen 
ausser  der  Versicherungsgesctzgcbung,  welche  die  Abwehr  irgend  welcher  Schä- 
digungen von  dem  Arbeiter  bezwecken.  Kndlich  spricht  man  von  Arbeiterschutz 
im  engsten  Sinne  und  versteht  dann  darunter  diejenigen  Vorschriften,  die  in 
dem  Gesetze  betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung  vom  1.  .luni  1S!H 
zusamniengefasst  sind.  Man  hat  sich  deshalb  gewohnt,  unter  «  Arbeilerschiilz- 
gesetz  »  ausschliesslich  diese  Gewcrbcordnungsnovelle  zu  verstehen.  Dieses 
Geserz  umfasst,  wie  die  untenfolgende  Darstellung  seines  Inhaltes  beweist,  eine 
grosse  Menge  von  Bestimmungen,  die  in  keinem  systematischen  Zusammenhange 
stehen  und  unter  einander  nicht  näher  verwandt  sind,  als  mit  manchen  anderen 
gesetzgeberischen  Massnahmen.  (Man  vergleiche  z.  B.  das  Truckverbot  mit  dem 
Verbote  der  beschlagnahme  des  Arbeitslohnes  und  dem  Wuchergesetze.)  Will 
man  einen  allerengsten  Begriff  des  Arbeiterschutzes  festsetzen,  so  muss  man 
auch  diese  Vorschriften  ausscheiden  und  dann  nur  diejenigen  darunter  ver- 
stehen, welche  den  unmittelbaren  Schutz  der  Arbeitskraft,  insbesondere  gegen 
vorzeitigen  Verbrauch  durch  ungesunde  Ausbeutung  derselben  bezwecken,  wie 
dies  teils  von  einer  zu  langen  Dauer,  insbesondere  bei  Frauen  und  Kindern, 
teils  durch  unzureichende  Unterbrechung  durch  Nacht-  und  Sonntagsruhe,  teils 
endlich  durch  gesundheitsschädliche  Einrichtungen  während  der  Arbeil  geschieht. 
In  diesem  Sinne  verslanden  winde  Arbeilerschulz  und  Arbeiterversicherung  zu 
einander  in  dem  Verhältnisse  stehen,  dass  der  Krslere  dem  Eintritt  der  Schädi- 
gung vorzubeugen,  die  Letztere  dagegen  die  einmal  eingetretene  Beeinträchti- 
gung der  Arbeitskraft  in  ihren  wirtschaftliehen  Folgen  möglichst  auszugleichen 
sucht. 


III.  Ergebnis. 

Ein  Schutzgesetz  muss  sich  gegen  diejenigen  schädigenden  Momente  richten, 
zu  deren  Abwehr  es  bestimmt  ist.  es  muss  deshalb  diejenigen  Personen  um- 
fassen, bei  denen  sie  gegeben  sind.  Durch  den  Arbeitsvertrag  verzichtet  der 
Arbeiter  auf  einen  wesentlichen  Teil  der  Selbstbestimmung,  die  ihm  bei  selbst- 
ständiger  Thätigkeit  zustehen  würde,  er  überlässl  die  Bestimmung  der  Arbeits- 
stätte und  ihrer  Einrichtung,  der  Arbeitswerkzeuge,  der  Roh-  und  Hilfsstoffe 
und  vieles  Andere  dem  Unternehmer  und  unterstellt  sich  weitgehend  dessen 
Willen.  Damit  verliert  er  aber  im  gleichen  .Masse  die  Möglichkeit,  hinsicht- 
lich dieser  Angelegenheiten,  selbst  für  sich  und  seine  Sicherung  vor  Gefahren  zu 
sorgen,  und  wenn  man  bedenkt,  dass  bei  dem  heutigen  Ueberwiegen  des  Ar- 
beitsangebotes über  die  Arbeilsnachfrage  der  Arbeiter,  auf  sich  allein  gestellt, 
der  schwächere  Teil,  und  nicht  in  der  Lage  ist,  den  Arbeilgeber  zur  Ergreifung  der 
erforderlichen  Sicherungsmassregeln  zu  zwingen,  so  ergiebt  sich  die  Notwendig- 
keit eines  Schutzes.  Derselbe  ist  auf  einem  doppelten  Wege  möglich,  nämlich 
entweder  durch  Stärkung  der  Eigenkraft  des  Arbeiters,  wie  es  geschieht  durch 
Vereinigung  zu  Organisationen,  die  ihrerseits  wieder  freiwillige  oder  vom  Staate 
durchgeführte  sein  können,  oder  durch  staatliches  Eingreifen.  Unter  Arbeiter- 
si-hutz  versieht  man  nur  den  letzteren  Weg.  also  nur  den  staatlichen  Schutz. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebl  sich,  dass  die  Schutzgcsetzgehuiig  alle  diejenigen 
zu  umfassen  hat.  bei  denen  die  den  Ausgangspunkt  bildende  Beschränkung  der 
Selbstbestimmung  und  der  darauf  beruhenden  Möglichkeil,  des  Selbstschutzes 
zutrifft,  d.  h.  also  alle  Lohnarbeiter.  Ganz  anders  liegt  dies  bei  der  Ver- 
sicherung. Diese  freiwillig  ab/.usi  |ilic<sen  wird  dem  Arbeiter  durch  seine  Ab- 
hängigkeit von  dem  Unternehmer  nicht  im  Geringsten  verwehrt;  die  Versiche- 
rung liegt  \ollig  ausserhalb  seines  Arheitsvcrhähiisses.  Das  Hindernis  der 
eigenen   Für-^.rge  und  der  Grund  für  staatliches  Eingreifen  ist   hier  durchaus 
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anders  geartet  und  beruht  in  der  Niedrigkeit  de.s  Einkommens,  die  eine  frei- 
willige Hücklage  in  Form  der  Versicherung  erschwert  und  gleichzeitig  in  der 
Abhängigkeit  der  Existenz  von  dieser  einzigen  Ouelle  bei  dem  regelmässigen 
Kehlen  anderer  Hilfsmittel,  eine,  Ouelle,  die  noch  dazu  keineswegs  stetig  Hiesst. 
Sind  aber  dies  die  Hechtfertigungsgründe  für  staatliches  Eingreifen,  so  fallen 
damit  in  den  Kreis  der  Fürsorge  alle  Personen,  bei  denen  die  bezeichneten 
Gesichtspunkte,  insbesondere  also  die  Niedrigkeit  des  Einkommens  und  der 
.Mangel  anderer  Hülfs<|iiellen  zutreffen,  also  alle  Angehörigen  der  besitzlosen 
Volksklassen.  Dagegen  ist  die  auf  der  Technik  der  Produktion  beruhende  Unter- 
scheidung zwischen  selbständiger  und  unselbständiger  Arbeit,  zwischen  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  ohne  jede  Bedeutung,  und  die  bestehende  Versicherungs- 
gesetzgebung ist,  soweit,  sie  auf  dieser  I Unterscheidung  beruht,  auf  einer  völlig 
haltlosen  Grundlage  aufgebaut,  woraus  sich  die  durchaus  unbefriedigende  Ab- 
grenzung der  von  der  Versicherung  umfasslen  Personenklassen  und  insbesondere 
die  vergeblich  durch  allerlei  Ausnahmsvorschriften  gemilderte  Härte  gegen  die 
selbständigen  kleinen  Gewerbetreibenden  erklärt. 


IV.  Plan  der  Darstellung 

Nach  der  Anlage  dieses  Handwörterbuches  findet  die  Versicherungsgcsetz- 
geset/.gcbung  an  anderen  Stellen  ihre  Behandlung.  Um  eine  Ergänzung  derselben 
zu  bieten,  soll  deshalb  hier  nur  dasjenige  Gebiet  des  Arheilcischutzes  dargestellt 
werden,  welches  nach  ihrer  Ausscheidung  übrig  bleibt,  also  der  Arbeiterschutz 
in  dem  unter  1  bezeichneten  engeren  Sinne.  Aber  auch  hier  ist  noch  eine 
Sonderung  erforderlich,  indem  die  Darstellung  des  im  eigentlichen  Sinne  so  ge- 
nannten Arbeitcrschutzgesclzes  ausführlicher  zu  gestalten  ist,  als  diejenige  der 
übrigen  einschlägigen  Vorschriften.  Es  empfiehlt  sich  deshalb,  die  Letzteren  in 
einem  geschichtlichen  Ucberblicke  nur  kurz  zu  erwähnen,  die  Novelle  vom 
I.  Juni  1801  dagegen  eingehender  zu  behandeln. 


V.  Geschichtlicher  üeberblick. 

Zur  Zeit  der  Zunftverfassung  hatte  ein  wcsentlieher  Teil  der  Fürsorge  für 
Gesellen  und  Lehrlinge  in  der  Hand  der  Zunft  gelegen,  obgleich  mich  damals 
sowohl  die  Gesetzgebung  des  Heich.es  und  der  Einzelslaaten,  wie  vor  Allem  die 
städtische  Verwaltung  Veranlassung  fand,  gegen  Missbräuche  einzuschreiten. 
Dieses  Hedürfnis  steigerte  sich,  als  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  die  Ge- 
werbefreiheit  sich  Mahn  brach  und  der  freie  Arbeitsvertrag  zur  Norm  erhoben 
wurde.  (Vgl.  für  Preiissen  das  Gesetz  vom  7.  September  1811,  7 — M.) 
Aber  bald  stellte  sich  heraus,  dass  diese  Freiheit  nur  eine  formelle  war  und 
inhaltlich  zu  einer  Ausbeutung  des  wirtschaftlich  schwächeren  Arbeiters  durch 
den  wirtschaftlich  stärkeren  Arbeitgeber  führte.  Wir  linden  deshalb  in  den 
grösseren  Staaten  Gesetze,  welche  insbesondere  den  Schulz  der  weibliehen  und 
jugendlichen  Personen  bezwecken.   So  verbot  das  Preussisdie  Begulaliv  vom 

j^**™  1X:.I9  die  regelmässige  Beschäftigung  von  Kindern  unter  0  Jahren  in 
Bergwerken,  Fabriken,  Poch-  und  Hüttenwerken  und  bestimmte  für  Personen 
unter  lß  Jahren,  dass  sie  nicht  länger  als  täglich  10  Stunden,  zur  Nachtzeit 
aber  und  an  Sonn-  und  Festtagen  gar  nicht  beschäftigt  werden  dürften.  Die 
Allgemeine  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  18'm  schreibt  vor,  dass  die  Orls- 
polizeibehörde  darauf  zu  achten  habe,  dass  bei  der  Beschäftigung  von  Gesellen 
und  Lehrlingen  die  gebührende  Kii-kse-ht  auf  Gesundheit  und  Sittlichkeil  zu 
nehmen  und  denjenigen,  die  Schul-  und  Beligionsunterrieht  bedürfen,  hierfür 
Zeil  zu  lassen  sei.  Für  Lehrlinge  sind  noch  besondere  Anordnungen  getroffen. 
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Die  Verordnung  vom  9.  Februar  1841)  richtete  Gewerberäte  ein  und  schrieb 
vor,  dass  diese  nach  Anhörung  der  Beteiligten  die  tägliche  Arbeitszeit  der 
Gesellen,  Gehülfen,  Lehrlinge  und  Fabrikarbeiter  für  die  einzelnen  Gewerbe- 
zweige festsetzen  sollen.  Zur  Sonntagsarbeit  soll,  abgesehen  von  Notfällen. 
Niemand  verpflichtet  sein.  Das  Trucksystem  ist  verboten.  Durch  das  Gesetz 
vom  16.  Mai  1853  wurde  das  Schutzaller  von  9  auf  12  Jahre  erhöht ; 
Personen  unter  14  Jahren  dürfen  täglich  nicht  länger  als  6  Stunden  be- 
schäftigt werden ;  der  Schulunterricht  soll  mindestens  täglich  3  Stunden  betragen. 
Fabrik  Inspektoren  sollen  bestellt  werden,   wo  sich  dazu  ein  Bedüfnis  ergiebt. 

In  Bayern  war  man,  nachdem  die  Gewerbeordnung  vom  11.  September 
1825  und  die  an  sie  angeschlossenen  Instruktionen  vom  28.  Dezember  1825,  2k 
Juni  1835  und  17.  Dezember  18-33  gewisse  Einschränkungen  festgesetzt  hatte, 
durch  die  Instruktion  vom  21.  April  1802  und  das  Gewerbegesetz  vom  31). 
Januar  1808  wieder  zu  dem  fast  unbeschränkten  Prinzipe  der  Vertragsfreiheil 
zurückgekehrt.  Nur  für  Kinder  war  durch  die  Verordnung  vom  15.  Januar  18-40 
bestimmt,  dass  sie  unter  9  Jahren  in  Fabriken,  Berg-,  Hütten-  und  Schlag- 
werken überhaupt  nicht  und  über  dieses  Alter  nur  auf  Grund  von  Zeugnissen 
über  genügende  körperliche  Entwicklung  und  Schulbildung  beschäftigt  werden 
dürften:  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  nicht  nachts,  und  am  Tage  nicht  länger 
als  10  Stunden  arbeiten.  Die  Verordnung  vom  10.  Juli  1851  erhöhte  das 
Schutzalter  von  9  auf  10  Jahre  und  setzte  die  zulässige  Beschäftigungsdauer 
von  10  auf  9  Stunden  herab,  schrieb  auch  einen  täglichen  Schulunterricht  von 
3  Stunden  vor.  Für  Fabriken,  in  denen  Phosphor,  Arsenik,  Quecksilber,  giftige 
Farben  und  andere  chemische  Erzeugnisse  hergestellt  oder  verwandt  werden, 
waren  durch  die  Ministerial-Verfügungen  vom  11.  November  18i9  und  8.  April 
1803  besondere  Anordnungen  zum  Schutze  gegen  gesundheitliche  Schädigungen 
der  Arbeiter  getroffen. 

In  Sachsen  waren  durch  die  Verordnungen  vom  22.  Oktober  18i9  und 
18.  Dezember  1855  Vorschriften  gegen  das  Trucksystem  erlassen.  Das  Gewerbe- 
gesetz vom  15.  Oktober  1801  verbot  die  Arbeit  von  Kindern  unter  10  Jahren 
(seit  1805  unter  12  Jahren)  in  Fabriken  und  beschränkte  für  solche  unter  14 
Jahren  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  10  Stunden  unter  Ausschluss  der  Nachtarbeit. 
Die  Unternehmer  waren  zur  Herstellung  der  zur  Sicherung  der  Arbeiter  gegen 
Gefahren  für  Eebcn  und  Gesundheit  erforderliehen  Einrichtungen  verpflichtet. 
Erlass  einer  Fabrikordnung  war  vorgeschrieben  und  einzelne  Bestimmungen  über 
Kündigung.  Lohnabzüge  und  das  Arbeitsverhältnis  getroffen. 

Die  w  ü  rlt  einbergische  Neue  Gewerbeordnung  vom  12.  Februar  1801 
forderte  für  Betriebe,  in  denen  mehr  als  20  Arbeiter  nach  dem  Prinzip  der 
Arbeitsteilung  beschäftigt  oder  elementare  Kräfte  verwendet  werden,  den  Erlass 
einer  YVerkstältcnordnung,  verbot  das  Trucksystem  und  verlangte  bei  Verwen- 
dung oder  Herstellung  gcsundheitsgcfährlicher  Stoffe  die  erforderlichen  Vorsichts- 
massregeln. Schulkinder  und  Personen  unter  18  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nur 
in  der  Weise  besc  häftigt  werden,  dass  sie  in  Erfüllung  ihrer  Schulpflicht  und 
am  Besuche  des  Gottesdienstes  nicht  gehindert  werden  und  für  ihre  körperliche 
und  sittliche  Entwicklung  keine  Nachteile  zu  besorgen  sind. 

In  Baden  hatte  schon  die  Ministerialverlügung  vom  i.  März  1840  bestimmt, 
dass  schulpflichtige  Kinder  eist  nach  vollendetem  11.  Jahre  vom  Besuche  der 
Volksschule  befreit  werden  dürften  und  dann  mindestens  2  Stunden  Unterricht 
in  einer  Fabrikschule  erhalten  müsslcn,  auch  durfte  Arbeit  und  Unterricht 
zusammen  nicht  länger  als  12  Stunden  täglich  dauern.  Nacht-  und  Sonntags- 
arheit  war  für  sie  verboten.  Das  Gewcrbegcsetz  vom  20.  November  1802  unter- 
sagte jede  Beschäftigung,  durch  welche  die  Benutzung  der  Untcrriehtsanstalten 
und  der  Besuch  der  Bcligionsübungcn  »ehmdcri  nder  die  körperliche  und  sitt- 
liche r.nlwicklung  gefährdet  wurde.  Jeder  Unternehmer  ist  verpflichtet,  die  zum 
Schutze  der  Arbeiter  gegen  Gelabren  für  Leben  und  Gesundheit  erforderlichen 
Kinrichtun-ien  zu  treffen.  Die  Fabrikordnung  ist  m  den  Arbeitsräumen  anzu- 
schlagen. 
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In  den  übrigen  deutschen  Staaten  gab  es  vor  1867,  abgesehen  von 
einzelnen  Vorschriften  über  das  Lehrlingswesen  und  Zündholzfabriken  oder  ähn- 
liche Betriebe  keine  eigentliche  Arbeiterschutzgeselzgcbung,  vielmehr  bestand  in 
vollem  Umfange  der  Grundsatz  des  «  freien  Arbeitsvertrages  ».  Der  Beschäf- 
tigung von  Frauen  und  Kindern,  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit,  der  Ausbeutung 
durch  das  Trucksystem  waren  keinerlei  Schranken  gezogen.  Bei  Unglücksfällen 
war  der  Unternehmer  nur  nach  dem  allgemeinen  C.ivilrechle,  d.  h.  nur  dann 
verantwortlich,  wenn  eine  persönliche  Schuld  und  der  ursächliche  Zusammen- 
hang derselben  mit  dem  Unfälle  nachzuweisen  war  ;  andernfalls  musste  bei 
Unvermögen  die  Armenpllcge  eintreten.  Kreilich  hinderte  den  Arbeiter  nichts, 
sich  in  seinem  Arbeitsvertrage  die  weitgehendsten  Hechte  auszubedingen,  nichts 
ausser  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  die  die  Gesetzgeber  eben  glaubte 
ignorieren  zu  dürfen. 

Mit  Begründung  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen 
Reiches  beginnt  ein  neuer  Abschnitt  in  der  Geschichte  des  Arbeitcr.schutzcs. 
Allerdings  zunächst  beherrschte  auch  jetzt  der  Grundsatz  vom  freien  Spiele  der 
Kräfte  die  Gesetzgebung,  und  so  bestand  die  Besserung  der  Lage  des  Arbeiter- 
Standes  in  den  nächsten  Jahren  weniger  in  Massnahmen  positiver  Fürsorge  als 
in  der  Hinwegräumung  der  bisher  bestehenden  Hemmnisse.  Dies  gilt  insbeson- 
dere von  dem  ersten  wichtigen  Arbeiterschutzgesetze,  dem  Gesetze  über  die 
E re izü g i g ke i t  vom  1.  November  1807,  durch  welches  jedem  Hundesange- 
hörigen das  Hecht  gewährleistet  wurde,  an  jedem  Orte,  wo  er  sich  ein  Unter- 
kommen zu  verschaffen  im  Stande  ist,  sich  niederzulassen,  um  Arbeit  zu  fragen 
und  Gewerbe  aller  Art  zu  betreiben. 

Ein  Gesetz  von  hervorragender  sozialpolitischer  Bedeutung  war  das  Gesetz 
betreffend  Aufhebung  der  Schuldhaft  vom  -J'J.  Mai  ISO«.  Wir  ver- 
sieben kaum  noch,  wie  man  es  früher  als  billig  und  gerecht  ansehen  konnte, 
einen  Menschen  ins  Gefängnis  zu  sperren,  blos  weil  er  arm  war  und  seine 
Schulden  nicht  bezahlen  konnte. 

Das  sogenannte  Notgewerbegesetz  vom  8.  Juli  1808  dehnte  unter 
anderen  Bestimmungen,  die  mehr  die  kleinen  Unternehmer  betreffen,  die  Frei- 
zügigkeit noch  besonders  auf  die  Arbeiter  aus.  indem  es  bestimmte,  dass  Arbeiter 
in  der  Wahl  ihrer  Arbeitgeber  unbeschränkt  sein  sollen. 

Das  Jahr  1809  brachte  zwei  wichtige  Gesetze.  Das  erste  war  das  Gesetz 
betreffend  die  Beschlagnahme  des  Arbeitslohnes  vom  V2I.  Juni  ISO!). 
da>  zweite  die  Gewerbeordnung  vom  demselben  Tage,  deren  Inhalt  hier 
etwas  näher  wiederzugeben  ist.  Kinder  unter  1'2  Jahren  dürfen  in  Fabriken 
nicht  beschäftigt  werden,  solche  zwischen  12  und  1  \  Jahren  nicht  länger  als 
0  Stunden  und  nur  unter  Voraussetzung  eines  dreistündigen  Schulunterrichts, 
junge  Leute  zwischen  11  und  10  Jahren  nicht  länger  als  10  Stunden.  Nacht- 
arbeit und  Sonntagsarbeit  ist  für  alle  jugendlichen  Arbeiter  untersagt.  Hei  ihrer 
Beschäftigung  nniss  die  gebührende  Rücksicht  auf  Gesundheit  und  Sittlichkeit 
genommen  werden.  Personen  unter  IS  Jahren  können  durch  Ortsslatut  zum 
Besuche  der  Fortbildungsschule  und  ihre  Arbeitgeber  zur  Gewährung  der  erfor- 
derlichen Zeit  angehalten  werden.  Kür  Krauen,  selbst  für  Wöchnerinnen  ist 
noch  keine  Schutzbestimmung  getroffen.  Zur  Sonntagsarbeit  ist  Niemand  ver- 
pflichtet und  jede  widersprechende  Vereinbarung  ist  wirkungslos.  Der  Unter- 
nehmer ist  verpflichtet,  die  zum  Schutze  gegen  die  Gefahren  des  Betriebes 
erforderlichen  Einrichtungen  herzustellen,  doch  ist  ein  Zwangsrecht  nicht 
bestimmt,  und  so  bestchi  die  Kolge  einer  Verletzung  der  gesetzlichen  Verpflich- 
tung nur  in  dem  Entschädigungsansprüche.  Wo  Kabrikinspcktorcn  bestanden, 
sollten  sie  das  Hecht  jvderzeitiger  Revision  haben,  doch  ist  ihre  Anstellung  nicht 
vorgeschrieben.  Die  Löhne  müssen  in  baarem  Gelde  ausbezahlt  werden,  das 
Kreditiren  der  Waaren  ist  vervolen;  zuwiderlaufende  Vertrüge  sind  nichtig,  der 
Arbeiter  darf  ihrer  ungeachtet  seinen  Lohn  ohne  Abzug  einklagen,  die  Forderung 
für  verbotswidrig  gelieferte  Waaren  fällt  der  Armcnka.-se  zu.  Aber  nicht  allein 
galt  die  Vorschrift  nur  für  Fabrikmhahcr  und  Handeltreibende,  nicht  aber  für  das 
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Handwerk,  sondern  ausserdem  Mieb  die  Gewährung  von  Nahrung,  Feuerungs- 
bedarf, Landnulzung,  Beköstigung,  Arznei  und  ärztlicher  Hülfe,  sowie  von  Werk- 
zeug und  Material  a  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung »  gestattet,  ohne 
dass  Ober  die  dabei  zu  berechnenden  Preise  etwas  bestimmt  war.  Für  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  waren  gewerbliche  Schiedsgerichte  ins 
Auge  gefassl.  aber  ihre  Einrichtung  war  dem  Ortsslutut  überlassen  und  nähere 
Bestimmungen  nicht  getroffen :  in  Ermangelung  solcher  Schiedsgerichte  sollten 
die  Gemeinden  die  Entscheidung  treffen.  Die  bestehenden  Landesgesetze  über 
das  gewerbliche  Kassenwesen  waren  aufrecht  erhalten  und  nur  die  Doppelver- 
sicherung beseitigt.  Arbeitsbücher  wurden  für  erwachsene  Arbeiter  beseitigt  und 
durch  Aufhebung  aller  Verbote  von  Verabredungen  und  Vereinigungen  zur 
Erlangung  günstigerer  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittels  Ein- 
stellung der  Arbeit  das  Koalitionsrecht  grundsätzlich  anerkannt,  doch  ist  diesen 
Vereinigungen  die  verpflichtende  Kraft  abgesprochen,  indem  der  jederzeit  ige 
Bücktritt  gestattet  ist. 

Durch  das  Gesetz  betreffend  den  U n  I  e rstü t  zungs  wo  Ii  nsi  I z  vom 
0.  Juni  1870  ist  die  Gemeinde,  in  der  sich  ein  Deutscher  bei  Eintritt  der  Hülls- 
bedürftigkeit befindet,  zur  Unterstützung  verpflichtet,  vorbehaltlich  des  Bück- 
griffes gegen  diejenige  Gemeinde,  in  welcher  der  Unterstützungswohnsitz  besteht, 
der  im  allgemeinen  durch  zweijährigen  Aufenthalt  begründet  wird. 

Wie  bereits  bemerkt,  konnte  der  Arbeiter  im  Falle  einer  Beschädigung  im 
Betriebe  einen  Ersatzanspruch  gegen  den  Unternehmer  nur  dann  geltend  machen, 
wenn  er  den  Nachweis  erbrachte,  dass  diesen  an  dem  Unfall  eine  Schuld  traf. 
Dies  wurde  durch  das  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871  in  zwei  Punkten 
abgeändert.  Bei  Eisenbahnen  muss  von  dem  Unternehmer  für  jede  beim  Betriebe 
eingetretene  Tötung  oder  Verletzung  eines  Menschen  Ersatz  geleistet  werden, 
sofern  nicht  der  l'nfall  nachweislich  auf  höhere  Gewalt  oder  auf  die  eigene 
Schuld  des  Geschädigten  zurückzuführen  ist.  Bei  Fabriken.  Bergwerken,  Stein- 
brüchen, Grübereien  ist  der  Unternehmer  wenigstens  für  denjenigen  Schaden 
verantwortlich,  der  durch  Schuld  der  von  ihm  mit  der  Leitung  und  Beaufsich- 
tigung bestellten  Personen  entstanden  ist. 

Das  Jahr  I87ü  brachte  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter-Versicherung  den  ersten 
schüchternen  Versuch  in  dem  Gesetze,  betreffend  die  eingeschriebenen 
Hülfskassen  vom  7.  April  187G  Es  ist  durchaus  dem  Belieben  der  Einzelnen 
überlassen,  ob  sie  solche  Kassen  bilden  und  ihnen  beitreten  wollen,  und  für  den 
Fall,  dass  sie  es  thun,  sind  gewisse  Normativbestinimungcn  gegeben,  denen  sie 
sich  zu  fügen  haben.  Doch  sind  die  Kassen  als  vermögensrechtliche  Organisa- 
tion anerkannt,  rlie  Bevisionspllichl.  ist  angeordnet  und  die  Unterstützungs- 
ansprüche gegen  die  Kasse  sind  der  Beschlagnahme  seitens  der  Gläubiger  ent- 
zogen. Durch  das  Gesetz,  betreffend  Abänderung  der  Gewerbeordnung 
vom  8.  April  1870,  ging  man  schon  einen  Schritt  weiter,  indem  man  der 
Bestimmung  durch  Ortsslutut  überwiess,  nicht  allein  die  Bildung  von  einge- 
•  schriebenen  Hülfskassen  anzuordnen  und  die  Beteiligung  an  denselben  den  Ge- 
sellen, Gehülfen  und  Fabrikarbeitern  zur  Pllicht  zu  machen,  sondern  zugleich 
die  Fabrikinhaber  zu  den  Beil  rügen  ihrer  Arbeiter  bis  /.nr  Hälfte  derselben  mit 
Zuschüssen  heranzuziehen.  Wir  haben  also  hier  schon  die  Keime  der  späteren 
Arbcitervctsichcrung,  den  Kassenzwang  und  die  Beteiligung  der  Arbeitgeber,  nur 
in  der  unvollkommenen  Form  einer  der  statularischen  Bestimmung  überlassenen 
Einrichtung. 

Die  Beform  des  gerichtlichen  Verfahrens,  wie  sie  das  Jahr  1877 
brachte,  hatte  für  die  Arbeiterklasse  insbesondere  Bedeutung  durch  Ein- 
schränkung iles  Unifanges  der  pfändbaren  Gegenstände  und  Forder- 
ungen, wie  sie  71."»  und  7-ül  der  (  w  ilpro/e-snrdiiiing  vom  '.10.  Januar  1877 
brachte.  Kleidungsstücke.  Beilen.  IImiis  und  Küchengerät,  soweit  diese  Sachen 
für  den  Schuldner  und  dessen  Familie  umm! behrlich  sind,  die  erforderlichen 
Nahriintrs-  und  FcucniiiL'-miMel.  eine  Milchkuh  oder  -  Ziegen  oder  Schafe  nebst 
dem  notwendigen  Simh  und  Futter,  du-  Handwerks-  und  Feldinventar,  Dünger 
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und  Vorräte  bis  zur  nächsten  Krnli*  —  alles  das  muss  dem  Schuldner  belassen 
bleiben,  und  ebenso  ist  neben  dein  Arbeitslöhne  auch  Alles,  was  aus  der  Frei- 
gebigkeit Dritter,  insbesondere  aus  Stiftungen  oder  an  gesetzlichen  Alimenten 
oder  endlich  aus  Kranken-,  Hülfs-  oder  Sterbekassen  bezogen  wird,  dem  Zu- 
griffe der  Gläubiger  entzogen. 

Hin  Gesetz,  betreffend  Abänderung  der  Gewerbeordnung  vom 
17.  Juli  1878,  regelt  in  erster  Linie  die  Führung  von  Arheisbüchern,  die  für 
alle  Arbeiter  unter  *_M  Jahren  vorgesehrieben  wurde.  Daneben  ist  aber  noch 
manches  Andere  geordnet.  So  ist  bestimmt,  dass  bei  Beschäftigung  von 
Arbeitern  unter  IS  Jahren  die  durch  das  Alter  gebotenen  Bücksichten  auf 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  zu  nehmen  sind,  vor  allem  aber  sind  die  zuständigen 
Behörden  ermächtigt,  zur  Durchführung  dieser  und  der  gleichartigen  Vorschriften 
der  ursprünglichen  Gewerbeordnung  die  erforderlichen  Bestimmungen  zu  treffen. 
Das  Lehrlingsverhältnis  ist  eingehend  geregelt  und  insbesondere  die  Klagbarkeit 
an  den  schriftlichen  Abschluss  des  Lehrvertrages  geknüpft.  Auch  über  die  Beschäfti- 
gung von  Kindern  sind  umfassende  Bestimmungen  getroffen,  insbesondere  sind  für 
dieselben  Arbeitskarten  eingeführt.  Jetzt  endlich  erscheinen  unter  den  geschützten 
Personen  neben  den  Unerwachsenen  auch  die  Frauen.  Für  dieselben  ist  die. 
Beschäftigung  während  3  Wochen  nach  der  Niederkunft  verboten.  Auch  kann 
der  Bundesrat  für  gewisse  Betriebe,  welch«'  mit  besonderer  Gefahr  für  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  verbunden  sind,  die  Beschäftigung  von  Frauen  und  jugend- 
lichen Personen  untersagen,  sowie  für  gewisse  Betriehe  die  Nachtarbeit  von 
Frauen  ausschliesscn.  Ganz  besonders  wichtig  aber  ist  die  schliesslich  getroffene 
Anordnung,  dass  zur  Beaufsichtigung  der  Fabriken  hinsichtlich  der  hervor- 
gehobenen Schutzhestimmungen  besondere  Beamte,  die  Fabrikeninspek- 
toren oiler  Gewerberäte,  angestellt  werden  sollen,  deren  Bericht  dem  Bundes- 
rate und  dem  Beichslage  vorzulegen  sind.  Diese  Beamten  haben  sich  immer 
mehr  zu  Vertrauenspersemen  der  Arbeiter  entwickelt;  ihre  Berichte  geben  das 
wertvollste  .Material  zur  Beurteilung  der  Arbeiterverhältnisse.  Neben  diesen 
den  Schutz  des  Arbeiters  betreffenden  Bestimmungen  hat  man  aber  auch  dem 
Arbeitgeber  gegen  Vertragsbruch  der  Arbeiter  insofern  einen  Schulz 
gewährt,  als  derjenige  Arbeitgeber,  der  einen  Vertragsbrüchigen  Gesellen,  Ge- 
hülfen inler  Arbeiter  in  Kenntnis  des  Vertragsbruches  in  Arbeit  nimmt,  für  den 
EnLschädiungsansprucli  des  früheren  Arbeitgebers  haftbar  gemacht  ist. 

Das  Jahr  18*0  brachte  eine  wertvolle  sozialpolitische  Massregel  in  dem 
Wuchergesetze  vom  '21.  Mai  1880.  Während  man  in  dem  Gesetze  über  die 
vertragsmäßigen  Zinsen  vom  14.  November  1867  alle  früheren  Kinsehränkungen 
des  Wuchers  beseitigt  hatte,  griff  man  hier  freilich  nicht  auf  die  alten  Zias- 
heschränkungen  zurück,  schuf  aber  einen  gesetzlichen  Schutz  gegen  die  Aus- 
beutung rler  Notlage  des  Leichtsinns  oder  der  I  Zerfahrenheit,  indem  an  dieselben 
zivil-  und  strafrechtliche  Folgen  geknüpft  wurden. 

Mit  dem  Jahr  188:1  beginnt  nunmehr  die  Periode  der  grossen  sozialpoli- 
tischen Versicherungsgesetze  auf  Grund  der  Kaiserlichen  Bolschaft  vom 
17.  November  1887.  in  welcher  als  Ziel  bezeichnet  wird,  die  Sozialdemo- 
kratie, nicht  lediglich  durch  Zwangs-  und  Strafmillel  zu  bekämpfen,  sondern 
daneben  zugleich  die  berechtigten  Korderungen  des  Arbeiterstandes  nach  grösserer 
Sicherung  in  Fällen  wirtschaftlicher  Not.  gerecht  zu  werden.  Diese  Gesetze,  die 
an  anderer  Stelle  ihre  ausführliche  Krörterung  linden,  sind  hier  nur  kurz  aufzu- 
zählen. Ks  sind:  das  Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juni  188:1,  das 
I  nfallversicherungsgeselz  vom  0.  Juli  1884  in  Verbindung  mit  dem  Gesetze, 
betreffend  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  eingeschriebenen  Hüllskassen  vom 

I.  Juni  1884.  die  sogenannten  Ausdcbnungsgesetze  vom  *2H.  Mai  1SK5  (Trans- 
porlgewerbe,  Marine-  und  Heeresverwaltung).  15.  März  1880  (Beamte  und  Per- 
sonen des  Soldatcnstandcsi,  5.  Mai  1880  iland-  und  forstwirtschaftliche  Betriehe), 

II.  Juni  1887  (Bauunlälb  und  VA.  Juni  1887  iSeeleutei  Kndlich  erfolgte  durch 
das  Gesetz,  beireffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vom  <2i>.  Juni  188!», 
ein  vorläufiger  Abschluss.    In  dem  Gesetze  vom   10.  April  180k2  ist  zunächst 
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eine  Reform  der  Krankenversicherung  durchgeführt,  die  auch  für  die  Unfallver- 
sicherung und  die  Invalidität*-  und  Altersversicherung  in  Angriff  genommen  ist 
durch  die  im  Reichsanzeiger  vom  '21.  und  23.  Juni  1894  und  2.  September  189ü 
veröffentlichten  Entwürfe. 

In  das  Gebiet  der  eigentlichen  Arbeilerversicherungsgesetzgebung  ist  auch 
zu  zählen  das  Gesetz  betreffend  die  Anfertigung  von  Zündhölzern  vom 
13.  Mai  1884,  nach  welchem  diese  Anfertigung,  .sofern  dabei  weisser  Phosphor 
verwandt  wird,  nur  geschehen  darf  in  Anlagen,  welche  ausschliesslich  diesem 
Zwecke  dienen;  auch  darf  in  den  meisten  dabei  gebrauchten  Räumen  die  Be- 
schäftigung von  Kindern  und  jugendlichen  Arbeitern  nicht  gestattet  werden. 

Durch  das  Gesetz,  betreffend  die  Gewcrbegerichte  vom  29.  Juni  1890, 
wurde  eine  wesentliche  Lücke  der  Gewerbeordnung  ausgefüllt,  die  freilich  die 
Schaffung  solcher  Gerichte  ins  Auge  gefasst,  sie  aber  der  statutarischen  Ein- 
führung überlassen  und  ausserdem  für  das  Verfahren  keinerlei  nähere  Be- 
stimmungen getroffen  halte.  Das  letztere  wurde  jetzt  nachgeholt  und  ausserdem 
die  Landeszcnlralbchörden  ermächtigt,  die  Einrichtung  auch  gegen  den  Willen 
der  Gemeinden  anzuordnen  Die  Bedeutung  der  Gewercegerichle  ist  noch 
wesentlich  dadurch  gehoben,  dass  sie  bei  Streitigkeiten  «über  die  Bedingungen 
der  Festsetzung  oder  Wiederaufnahme  des  Arbeitsverhältnisses»,  also  nicht  über 
das  bestehende  Rechtsverhältnis,  sondern  bei  Meinungsverschiedenheiten  über 
»leren  Aenderung,  also  insbesondere  bei  Streitigkeiten  über  die  Lohnhöhe  und 
die  Arbeitsdauer,  als  Einigungsamt  angerufen  werden  können.  Das  Eingreifen 
des  Einigungsamles  erfolgt  nur  auf  Anrufen  beider  Teile,  doch  soll  in  der  Regel 
auch  dann  wenn  keine  Einigung  zustande  kommt,  ein  Schiedsspruch  erfolgen  ; 
verweigert  eine  Partei,  sich  diesem  zu  unterwerfen,  so  wird  er  öffentlich  bekannt 
gemacht,  um  der  öffentlichun  Meinung  einen  Anhalt  zur  Beurteilung  zu  geben. 

Am  1.  .Mai  1801  wurde  dann  das  Gesetz,  beireffend  die  Abänderung  der 
Gewerbeordnung  erlassen,  welches  unter  der  Bezeichnung  Arbeilerschutz- 
gesotz  im  engeren  Sinne  verstanden  wird  und  mit  dem  wir  uns  unten  ein- 
gehend beschäl! igen  werden. 

Aus  den  späteren  Jahren  sind,  abgesehen  von  Ausführungsvorschriflen  zu 
dem  Arbeilerschutzgesetze,  die  bei  dessen  Darstellung  zu  erwähnen  sind,  nach- 
folgende Gesetze  erlassen,  die  in  den  liier  gezogenen  Rahmen  fidlen 

Zunächst  das  Gesetz  hetr.  Ergänzung  der  Bestimmungen  über  den 
W u cli er  vom  19.  Juni  1893,  welches  die  Slrafvorschriften,  die  sich  bisher  auf 
den  Goldwucher  beschränkten,  auf  den  Kachwueher  ausdehnten,  den  gewerbs- 
mässigen Betrieb  der  Viehvcrstellung.  dos  Yiehhandels  und  des  Handels  mit 
ländlichen  Grundstücken  unter  die  Gewerbe  aufnimmt,  die  bei  L'nzuverlässig- 
keit  des  Inhabers  zu  untersagen  sind  und  für  Alle,  die  aus  dem  Betreiben  von  Geld- 
oder Kreditgeschäften  ein  tiewerbe  machen,  vorschreibt,  dass  sie  binnen  3  Monaten 
nach  Schluss  des  Geschäftsjahres  ihren  Schuldnern  einen  schriftlichen  Rechnungs- 
auszug mitzutheilen  haben. 

Durch  das  Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  den 
Unt  erst  ützungs  wobnsitz  und  die  Ergänzung  des  Strafgesetzbuches 
vom  12.  März  1891.  wurde  das  Lebensalter,  in  welchem  durch  zweijährigen 
Aufenthalt  der  Unlerslützungswohnsilz  erworben  oder  verloren  wird,  von  24  auf 
IN  Jahre  herabgesetzt,  und  der  Zeitraum,  für  welchen  der  Ort  der  Erkrankung 
die  I  nlerstützungskoslcn  ohne  Anspruch  auf  Erstattung  trugen  muss,  von  ü  auf 
13  Wochen  erhöbt  und  endlich  derjenige  mit  Strafe  bedroht,  der  aus  Arbeits- 
scheu sich  der  Unterhaltspllieht  hinsichtlich  seiner  Angehörigen  entzieht. 

Das  Gesetz  betr.  die  Abzahlungsgeschäfte  vom  10.  Mai  1894  schützt 
den  Käufer  von  Sachen,  deren  Kaufpreis  in  Teilzahlungen  berichtigt  werden 
soll,  gegen  die  Gefahren  der  sogenannten  Verfallklausel  durch  die  Vorschrift, 
dass  beim  Rücktritte  \oio  Vertrage  der  Käufer  den  gezahlten  Kaufpreis  nach 
.\bzie_'  einer  Gebrauchs*  ergiitung  und  der  Wert* ctmmderung  der  Kaufsache 
zurückerhält.  Die  Xnlä-Hgkeil  der  Bestimmung,  dass  die  Nichterfüllung  der 
dem  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen  die  sofortige  Fälligkeit  der  Restschuld 
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zur  Folge  haben  solle,  ist  insofern  beschränkt,  als  mindestens  zwei  aufeinander 
folgende  Teilzahlungen  ausgeblieben  sein  und  der  rückständige  Betrag  mindestens 
'  ,„  des  Kaufpreises  betragen  muss.  Eine  wegen  Nichterfüllung  den  Käufer 
treffende  Vertragsstrafe  unterliegt  dem  richterlichen  F.rmässigungsrechte. 

Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  vom 
27.  Mai  18!>G  bezweckt  den  Schutz  nicht  allein  der  Gewerbetreibenden,  sondern 
auch  des  Publikums  gegen  Täuschungen  durch  unwahre  Angaben  über  ge- 
schäftliche Verhältnisse,  insbesondere  die  Beschaffenheit,  die  Herstellungsart  oder 
die  Freisbemessung,  über  die  Art  des  Bezuges  oder  die  Bezugsquelle,  den  Besitz 
von  Auszeichnungen,  den  Anlass  oder  den  Zweck  des  Verkaufes.  Zuwider- 
handlungen haben  zunächst  eine  Krsatzpllicht ,  aber  im  Falle  des  Handelns 
wider  besseres  Wissen  auc  h  Strafe  und  Busse  zur  Folge.  I  mgekehrt  richtet 
sich  gegen  Treulosigkeiten  von  Hilfspersonen  die  Vorschrift,  nach  welcher  ein 
Angestellter,  Arbeiter  oder  Lehrling,  falls  sie  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisse, 
die  ihnen  vermöge  des  Dienstverhältnisses  anvertraut  oder  sonst  zugänglich  ge- 
worden sind,  während  der  Geltungsdauer  des  Dienstverhältnisses  unbefugt  an 
Andere  zum  Zwecke  des  Wettbewerbes  oder  in  der  Absicht  mitteilen,  dem  In- 
haber Schaden  zuzufügen  nicht  allein  bestraft,  sondern  auch  zum  Schadens- 
ersatze und  zur  Zahlung  einer  Busse  herangezogen  werden. 

Das  Gesetz  betreffend  Aenderung  der  Gewerbeordnung  vom 
C>.  August  1896  berührt  keine  die  Arbeitsklasse  unmittelbar  angehende  Verbältnisse, 
sondern  bezweckt  im  wesentlichen  den  Schutz  des  Kleingewerbes  gegen  Hausirer 
und  Konsumvereine. 

VI.  Das  Arbeiterschutzgesetz  vom  1.  Juni  4891 

Dieses  Gesetz  bildet  zur  Zeit  die  Zusammenfassung  aller  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, welche  sich  auf  den  Arbeiterschutz  im  engeren  Sinne  beziehen. 
Dasselbe  bezeichnet  sich  jedoch  nur  als  Gesetz,  betreffend  Abänderung  der  Ge- 
werbeordnung; neben  demselben  sind  also  alle  bisher  aufgeführten  Gesetze 
in  Kraft  geblieben,  welche;  ausserhalb  der  Gewerbeordnung  erlassen  sind,  und 
den  Arbeiterschlitz  im  weiteren  Sinne  betreffen. 

Das  Gesetz  beschäftigt  sich  mit  einer  grossen  Reihe  einzelner  Punkte, 
welche  es  für  unseren  Zweck  gilt  in  eine  gewisse  Ordnung  zu  bringen.  Zunächst 
sind  diejenigen  Personen  herauszuheben,  denen  man  eine  besondere  Sehulz- 
bedürftigkeit  über  das  für  den  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  gellende 
Mass  hinaus  zuerkannt  hat,  also  die  jugendlichen  und  die  weiblichen  Arbeiter. 
Für  sie  gelten  eine  Anzahl  von  Sonderbestiminungen.  Die  übrigen  Vorschriften 
beziehen  sich  allgemein  auf  alle  Arbeiter  ohne  Unterschied  von  Alter  und  Ge- 
schlecht. Dieselben  betreffen  die  Sonntagsarbeit,  das  Trucksystem,  den  Schulz 
von  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit,  die  Arbeitsdauer  und  den  Schutz  des 
Verlagsrechts.  Daran  schliessen  sieh  einige  die  Durchführung  dieser  Vorschriften 
bezweckende  Bestimmungen  über  Arbeitsordnungen,  Arbciterausschüsse  und 
Fabrikaufsicht.  Die  meisten  dieser  gesetzlichen  Anordnungen  beziehen  sich 
lediglich  auf  die  Arbeiter  im  eigentlichen  Sinne,  welche  ihre  Tbätigkeit  in  den 
Bäumen  des  Arbeitgebers  verrichten  ;  ein  Teil  derselben  ist  jedoch  auf  die  so- 
genannten Hausgewerbetreibenden,  die  in  ihren  eigenen  Bäumen  arbeiten,  aus- 
gedehnt. 

A.  Jugendliche  Personen. 

Das  Gesetz  unterscheidet  nach  dem  Alter  vier  Stufen  von  jugendlichen 
Personen  : 

1.  Bis  zu  14  Jahren;  dieselben  lieksen  Kinder: 

2.  Von   14-  lü   Jahren;    dieselben  werden    als    «junge  Leute»  oder 
«jugendliche  Arbeiter»  bezeichnet; 
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3.  Bis  zu  18  Jahren;    das  Gesetz  spricht  dann  von  «Arbeitern  unler  18 
Jahren ». 

4.  Iiis  zu  21  Jahren  :  also  *  minderjährige  Arbeiter  >. 

Bei  den  auf  die  jugendlichen  Personen  bezüglichen  Bestimmungen  tritt  das 
doppelte  Bestrehen  hervor,  einerseits  dieselben  gegen  die  aus  der  noch  un- 


hinzuwirken.  indem  man  gegenüber  der  allzugrossen  Selbständigkeit,  welche  der 
eigene  Krwerb  mit  sich  bringt,  und  der  dadurch  leicht  herbeigeführten  Zuehl- 
losigkeit  ein  Gegengewicht  schafft,  insbesondere  in  der  Stärkung  der  elterlichen 
oder  vormundschaftlichen  Gewalt. 

I.  Unter  den  ers leren  Gesichtspunkt  fallen  folgende  Bestimmungen: 
1.  Beschränkung  der  Arbeitsdauer,  und  zwar  in  folgender  Ab- 
stufung: 

a.  Kinder  dürfen  unter  13  Jahren  in  Fabriken  überhaupt  nicht  beschäftigt 
werden,  auch  zwischen  13  und  1  \  Jahren  nur  unler  der  Voraussetzung, 
dass  sie  zum  Besuche  der  Volksschule  nicht  mehr  verpflichtet  sind, 
llebrigens  darf  die  Beschäftigung  von  nicht  schulpflichtigen  13  jährigen 
Kindern  täglich  C»  Stunden  nicht  überschreiten t. 

b.  Junge  Leute  zwischen  14  und  10  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht 
länger  als  täglich  10  Stunden  beschäftigt  werden*. 

2.  Für  jugendliche  Arbeiter  bis  zu  1G  Jahren  ist  die  Nachtarbeit1  (von 
S'/t  Uhr  abends  bis  5'/,  Uhr  morgens)  und  ebenso  die  Sonntagsarbeit* 
ausgeschlossen. 

3.  Während  der  Arbeil  müssen  regelmässige  Bausen  staltlinden, 
Welche  mittags  1  Stunde,  vormittags  und  nachmittags  je  Stunde  dauern. 
Während  der  Bausen  darf  der  Aufenthalt  in  den  Arbeitsräumen  nicht  gestattet 
werden  5. 

4.  Die  Beschäftigung  solcher  jugendlicher  Arbeiter  erfordert  als  besondere 
Kontr  olmassregel  n":  Anzeige  an  die  Ortspnlizcibehürde  ;  Aushang  eines 
Verzeichnisses  der  jugendlichen  Arbeiter  in  der  Fabrik;  Anbringung  eines 
Abdruckes  der  einschlägigen  Gesetzesbestimmungen. 

Von  den  Vorschriften  unter  2—4  könnten  unter  gewissen  Bedingungen 
Ausnahmen  gewährt  werden  \ 

5.  Kndlich  kann  der  Bundesralh  für  gewisse  Betriebsarten,  welche  mit  be- 
sonderen Gefahren  für  Gesundheil  oder  Sittlichkeit  verbunden  sind,  die  Beschäf- 
tigung von  jugendlichen  Arbeitern  gänzlich  untersagen  oder  von  besonderen 
Bedingungen  abhängig  machen 


1  §  135. 
« §  135. 

3  $       Abs.  1. 
«  §  136,  Abs.  3. 
:'  $  13G,  Abs.  1  und  2. 
ü  $  138. 

;  $  13Ü.  §  139  a. 

'  $  13'Ja,  Zill.  I.  Von  dieser  |tefugnis>  int  Gehrauch  gemacht  fur  Glashütten 
(H.'kannlmachung  vom  11.  Mär/  181/2.  H -l'.-Iil.  S.  :t IT ^  Drahtziehereien  (desgl.  von 
denselben  Ta^e  H. Hl.  S.  324),  Uicboricnrabi iken  (desgl.  vom  17.  März  180"2, 
Ii  -(i.-Ül.,  S.  3*27),  Steinkohlenbergwerke  'desgl.  von  demselben  Tage  ll.-G.-Hl.,  8. 

3V2S   und  v         1    K-bmar   18'.i'>,  D.-G.-Hl.  S.  5),  Iddiziukcrrahi  iken  und  Zmkcr- 

rallinciien  (desgl.  vom  2'*.  Mär/  18'. »2.  Ii. -('.-IM.,  S.  :i3i).  Walz-  und  Hammerwerke 
(desgl.  vom  2U.  April  IM «2,  K.-U.-Iil.  S.  f>o2  und  v»m  I.  Februar  18VK»  It.-G.-Iil.  S.  8). 
Iler.helräume  (desgl.  von  denselben  Tage  D.-ti.-HI.  8.  <JU';),  Ziegeleien  (desgl.  vom 
27.  April  1  S!»:t  11.  <>  -Iii.  S.  1  is),  Hleifai  ben-  und  Hlei/m-kei  fabriken  (desgl.  vom  8. 

Juli  18!>3  U.-« ;  -Iii.  8.213),  Zigan  onl.bi  iken  (desgl.  v       8.  Juli  |8U3,  H.-ti.-Ül.  S.  218) 

Spinnereien  ule^l.  vom  8.  I'e/einl.ci  1M>3,  S.  2i '>'».). 
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0.  Personen  unter  18  .lalircn  dürfen  überhaupt  nicht  beschäftigt  werden 
von  Arlteilgebern,  welche  sich  nicht  im  Besitze  der  bü  i  ge  rl  i  chen  Khrenreehte 
belinden  *. 

7.  Denselben  muss  die  zum  Besuche  einer  Fortbildun gsschule  erfor- 
derliehe Zeit  gewahrt  werden.  Die  Verpflichtung  /um  Besuche  solcher  Schulen 
kann  durch  Ortsslatut  begründet  werden10. 

8.  Bei  ihrer  Beschäftigung  müssen  die  durch  das  jugendliche  Alter  gebotenen 
besonderen  Rücksichten  auf  (ie.sundheit  und  Sittlichkeit  genommen  werden  ". 

9.  Endlich  gehören  hierher  die  Vorschriften  bezüglich  des  Lehrlingswesens1*, 
welche  nicht  allein  auf  das  Handwerk,  sondern  auch  auf  den  Fabrikbclrieb 
nicht  aber  auf  Apotheken  und  Handelsgeschäfte  '*  Anwendung  linden. 

II.  Dagegen  kommt  der  zweite  Gesichtspunkt,  die  Vorbeugung  gegen 
die  immer  mehr  einreissende  /uchtlosigkeil  der  noch  Ulierwachsenen 
jungen  Leute  zur  Geltung  bei  folgenden  für  alle  minderjährigen 
Arbeiter  (also  unter  21  Jahren)  gültigen  Vorschriften: 

1.  Dieselben  dürfen  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  ein  Arbeitsbuch 
besitzen  °.  Dessen  Ausstellung  erfolgt  durch  die  Polizeibehörde,  jedoch  nur 
unter  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes  "•.  Die  Aushändigung  geschieht, 
solange  der  Arbeiter  unter  H»  Jahren  ist.  an  den  Vater  oder  Vormund11.  Das 
Buch  darf  von  dem  Arbeitgeber  weder  zurückbehalten  noch  mit  irgend  welchen 
Kennzeichen  versehen  werden  auch  ist  die  Eintragung  eines  Urteils  über 
die  Führung  oder  die  Leistungen  streng  verboten",  denn  das  Buch  soll  lediglich 
die  Zeit  der  Beschäftigung  nachweisen.  Verstoss»  der  Arbeilgeber  gegen  die  be- 
zeichneten Verbote,  so  ist  er  nicht  allein  einer  Strafe  bis  2000  Mark  oder 
ö  .Monaten  unterworfen  sondern  auch  dem  Arbeiter  für  jeden  daraus  erwach- 
senden Schaden  verantwortlich 

2.  Auch  das  Zeugnis  über  Art  und  Dauer  der  Beschäftigung,  welches 
der  Arbeiter  fordern  kann,  und  welches  auf  sein  Verlangen  auch  auf  die  Füh- 
rung und  die  Leistungen  auszudehnen  ist,  muss  auf  Wunsch  des  Vaters  oder 
Vormundes  an  diesen  ausgehändigt  werden". 

3.  Durch  Ortsstatut  kann  angeordnet  werden,  dass  der  von  minderjährigen 
Arbeitern  verdiente  Lohn  an  die  Kitern  oder  den  Vormund  auszuzahlen  ist iJ, 
oder  dass  die  Arbeitgeber  den  Letzteren  von  Zeil  zu  Zeil  .Mitteilung  über  die 
gezahlten  Löhne  zu  machen  haben1*,  um  deren  Verwendung  zu  überwachen. 

i.  Jn  der  Arbeitsordnung  können  mit  Zustimmung  des  Arbeiterausschusses 
Vorschriften  über  das  Verhallen  der  minderjährigen  Arbeiter  auch  ausserhalb 
der  Fabrik  getroffen  werden 


9  s  im;. 

10  S  120. 

11  \  120  c. 

ri  S%  120-133 
»  S  LH,  Abs.  1. 
'«  §  i.->-i,  Abs.  1. 

{?  107  ff. 
'«  S  KW. 
,7  g  107, 
H§-il2. 

19  g  III,  Abs,  \. 

So  %  1.0. 

JI  $112,  Abs  2. 

u  «113,  Abs.  4 

aj  §  110  a,  Abs  '2,  Zill.  '1 

u  110a.,  Alis.  *2,  Zill.  :>, 

a»§134b,  Abs.;!. 
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U.  Weibliche  Arbeiter. 

Für  Mädchen  und  Frauen,  soweit  sie  noch  in  jugendl  ich  ein  Aller 
stehen,  gellen  zunäc  hst  die  oben  mitgeteilten  allgemein  für  jugendliche  Personen 
getroffenen  Bestimmungen.  Womit  wir  es  hier  zu  thun  haben,  sind  deshalb 
solche  Vorschriften,  welche  unabhängig  von  dem  Aller  für  weibliche  Arbeiter 
lediglic  h  mit  Bücksicht  auf  ihr  (Jeschlecht  erlassen  sind  : 

1.  Das  Verbot  der  Nachtarbeit  gilt  für  alle  Arbeiterinnen  ohne  Be- 
schränkung hinsichtlich  des  Allers:  am  Sonnabend  iniiss  die  Arbeit  schon  um 
.V/,  Uhr  nachmillags  beendigt  sein1".  Dagegen  lindct  das  für  Jugendliche  er- 
lassene Verhol  der  Sonntagsarbeit  auf  sie  keine  Anwendung. 

2.  Desgleichen  ist  für  sie  eine  cinstündige  Mittagspause  vorgeschrieben'51, 
welche  sich  für  Arbeilerinnen,  welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  auf 
deren  Antrag  auf  1'/4  Stunden  verlängert s*. 

:t.  Audi  die  oben  (A  I \\  erwähnten  Konlrolmassrcgeln  hinsichtlich  der 
Anzeige  bei  der  Orlspolizeibehürde,  das  Aushängen  eines  Verzeichnisses  der 
Arbeiter  und  eines  Abdruckes  der  gesetzlichen  Bestimmungen  gilt  für  alle 
Arbeiterinnen  in  demselben  Masse,  wie  für  jugendliche  Arbeiter"''. 

4.  Kndlich  kann  auch  für  Arbeilerinnen  der  Bundesrat  deren  Beschäftigung 
in  Betrieben,  welche  mit  besonderen  (iefahren  für  Gesundheit  oder  Sittlichkeit 
verbunden  sind,  gänzlich  untersagen  oder  von  besonderen  Bedingungen  abhängig 
machen  JW. 

5.  Der  Schutz  für  Wöchnerinnen  durch  Verbot  der  Beschäftigung, 
welcher  in  der  Gewerbeordnung  von  18(59  noch  gar  nicht  enthalten  war  und 
nach  dem  Gesetze  vom  17.  Juli  IS78  3  Wochen  betrug,  ist  dahin  ausgedehnt, 
dass  dieselben  während  der  eisten  4  Wochen  nach  der  Niederkunft  überhaupt 
nicht  und  während  der  folgenden  2  Wochen  nur  dann  beschäftigt  werden 
dürfen,  wenn  Dies  durch  ein  ärztliches  Zeugnis  für  zulässig  erklärt  ist". 

(>.  Endlich  aber  hat  man  sich  entschlossen,  für  Arbeiterinnen  den  Maximal- 
arbeilslag  einzuführen,  indem  die  Dauer  der  täglichen  Beschäftigung  II  Stunden 
und  an  den  Vorabenden  der  Sonn-  und  Festläge  10  Stunden  nicht  überschreiten 
darf". 

Von  den  unter  1,  2  und  G  bezeichneten  Vorschriften  können  unter  gewissen 
(imslämlcn  durch  die  zuständigen  Behörden  Ausnahmen  gestaltet  werden11, 


2°  «  1.T7.  Abs.  I. 
«  \W  Abs,  :t. 

YM  Abs  4. 
2''  §  H8. 

?-"  \  l:?J  ;i.  Zitf.  1.  Her  Hundesrat  hat  von  dieser  Gpfiignis  Gebrauch  gern '.cht 
für  Glasbülleu  (ItekiomlmachmiK  vom  II.  März  IS'.e>,  lt  -G.-Iil.  S.  :{I7i,  l>  ahl/iohcroien 
( lickunntmachiing  von  dcm>.cll>en    l  aue  lt. -G.-Iil     S,  Giclioi  icnlibriken  (lie- 

i.  iuntm.K  Inmg  vom  17  März  1S'.»2,  11. -G,-|{|.  S,  -i-7i,  Steinkohlenbergwerke,  Zink- 
nnd  Itleibeiuweiken  und  aul  'Kokereien  im  Ke^iermi^slM-zirk  <  >p|>e|n  (liek  iiinlni.iehnn- 

vom  24.  März  B. -G.-Iil.  S.  Iloh/m  kertahriken  und  liaflinerifiii  (liek:  t- 

inacliuug  vom  24.  März  ISj2  )!.-( l.-lll .  S.  'XW).  Walz-  und  Hammerwerke  (Kekannl- 
m.chung  vom  2'.».  April  18..2  B. -G.-Iil.  S  ÜU2  und  vom  I.  Februar  IS'.Ci  H.-G.-Ill.  S.  N). 
Ziegeleien  ( Itckanutnia«  Ihiii^  vom  "27.  April  UttK»  B. -G.-Iil.  S.  1*8)  Bleifarben-  und 
Blei/m  kei  labi  iken  ( I  lekaunlmacliun^  vom  8.  Juni  181)3  B.-G.-Bl.  8.  213).  Zigarten- 
l.ihriken  ( Bekanntmachung  vom  S.  Juli  18113  B  -G.-Iil.  8  218). 
1  s  1 -H7 ,  Abs.  :> 

'••'  ü  I  17,  Abs  2. 

•  I :w  a,  BIO,  130  a.  Der  Üimde-ral  Int  hiervon  Gebrauch  gemacht  für  Boh- 
zu<  ki-rl.tln  ikcii  und  Zu<  keir.dVineii.  il  .  |;,>k ..nntioachung  von  2'».  März  U>02  B.-G.-Bl.  S. 
'.'■'.''i).  Ziegeleien  I lekaniilnui ■hiin^  vom  27.  Apnl  I8'.'3  I!  -G.-Iil.  1  .'»8.  8leinkohleiibet g- 
weike,  Zink-  und  Bleibet  -i  wer  ke  und  Kokereien  im  Be^ierun^shezirk  Oppeln  (Üekamit- 
inarhun-  vom  2-1.  März  I8S2  B.-G.-Bl.  s  :i:il>,  Meiereien  (Molkereien)  und  Bei  rieben 
zun.  SirrilMeivn  von  Milch  (Bekanntmachung  vom  17  Juli  1805  B.-G.-Iil.  S.  420). 
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C.  Sonntagsarbeit. 

Die  Frage  der  Soimlagsarbcit  kann  man  unter  einem  doppelten  Gesichtspunkte 
behandeln,  nämlich  dem  religiösen  oder  dem  sozialen.  Der  erslere,  ins- 
besondere also  die  Sorge  für  <Iif  äussere  Heilighaltung  des  Sonnlagos,  isl  der 
Landesgesctzgebung  überlassen,  welche  in  allen  Einzelslaalen  bezügliche  Vor- 
schriften getroffen  hat.  Der  Grundzweck  des  Arbeitet  Schutzgesetzes  dagegen 
ist  die  Verhinderung  einer  zu  starken  Ausnutzung  und  daher  eines  vorzeitigen 
Verbrauches  der  Arbeitskraft. 

Die  Gewerbeordnung  von  1X09  halte  sich  darauf  beschränkt,  Verträge,  durch 
welche  der  Arbeiter  sieh  zur  Sonnlagsarbcit  verpflichtete,  abgesehen  von  Not- 
fällen, für  unverbindlich  zu  erklären.  Diese  Bestimmung  war  wohl  im  Stande, 
den  rechtlichen,  nicht  aber  den  durch  das  wirtschaftliche  I Übergewicht  des 
Unternehmers  bedingten  ^tatsächlichen  Zwang  auszuschließen.  Dieser  konnte 
erst  dadurch  gebrochen  werden,  dass  man  die  Sonntagsarbeit,  sollte  sie  auch 
freiwillig  geleistet  werden,  verbot  und  die  Ueberlrelung  dieses  Verbotes  unter 
Strafe  stellte. 

Dies  ist  jetzt  geschehen,  insofern  in  allen  Betrieben  von  Bergwerken,  Salinen, 
Aufbereitungsanslallen,  Brüchen  und  Gruben,  Hüttenwerken,  Fabriken  und  Werk- 
stätten, Zimmcrplätzen  und  Itauhöfen,  Werften  und  Ziegeleien,  sowie  bei  bauten 
aller  Art  die  Beschäftigung  von  Arbeitern  grundsätzlich  untersagt  ist'*.  Die 
Dauer  der  Sonntagsruhe  beträgt  : 

a.  für  die  gewöhnlichen  Sonn-  und  Festtage  24  Stunden ; 

b.  für  zwei  aufeinanderfolgende  Sonn-  und  Festtage  30  Stunden; 

c.  für  das  Weihnachts-,  Oster-  und  l'fingstlest  4S  Stunden. 

Die  Ruhezeit  ist  als  Hegel  von  1'2  Uhr  nachts  ab  zu  rechnen,  doch  ist,  um 
den  Beginn  der  Arbeit  zur  Mitlernachfszeit  zu  vermeiden,  dem  Arbeilgeber 
gestattet,  den  Beginn  der  Ruhezeit  innerhalb  der  Stunden  von  0  Uhr  abends 
bis  0  Uhr  morgens  zu  bestimmen.  Bei  zwei  aufeinanderfolgenden  Tagen  muss 
sie  bis  0  Uhr  abends  dauern". 

Auf  das  Handelsgewerbe  sind  diese  Vorschriften  nur  insoweit  unmittelbar 
erstreckt,  als  am  ersten  Weihnachts-,  Osler-  und  Plingsttage  eine  Beschäftigung 
von  Lehrlingen,  Gehülfen  und  Arbeitern  überhaupt  nicht,  an  anderen  Sonn-  und 
Festlagen  nur  für  ."«Stunden  slatllinden  darf.  Daneben  ist  aber  der  Bestimmung 
durch  Ortsstatut  überlassen,  diese  fünfstündige  Frist  noch  weiter  zu  verkürzen 
oder  auch  das  gänzliche  Verbot  der  Arbeit  auszusprechen.  Die  Festsetzung 
der  Stunden  geschieht,  falls  von  der  bezeichneten  statutarischen  Befugnis  Gebrauch 
gemacht  ist,  durch  das  Statut,  andernfalls  durch  die  Polizeibehörde. 

Dieses  grundsätzliche  Verbot  der  Sonnlagsarheil  ist  nun  aber  durch  eine 
grosse  Reihe  von  Ausnahmebestimmungen  durchbrochen,  während  andererseits 
auch  eine  Erweiterung  des  gesetzlichen  Sclmtzbcieichcs  vorgesehen  ist. 

I.  Die  Ausnahmen  werden  nämlich  angeordnet: 

A.  Durch  das  Gesetz  selbst  und  zwar  insofern,  als  von  der  Sonntagsruhe 
ausgenommen  sind  : 

a.  gewisse  Gewerbe  nach  ihrem  ganzen  Umfange,  nämlich  Gast-  und 
Scharikwirtschaft.  Musikaufführungen,  Schaustellungen,  Thealer,  Lust- 
barkeiten und  Verkehrsgewerbe  '"  Allerdings  bleibt  auch  für  diese  Ge- 
werbe der  Grundsatz  in  O'cllung,  dass  die  Ucbernahme  einer  Verpflichtung 
zur  Arbeit  seitens  der  Arbeiter  nur  insofern  güllig  ist,  als  es  sich  um 
unaufschiebbare  Arbeiten  handelt J1  : 


"§105b,  Abs.  1. 
5:>  §  105b,  Abs.  1. 

§  10.»  i .  Abs.  I. 
w  Sior.i.  Abs.  2. 
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b.  innerhalb  aller  Gewerbe  gewisse  Arbeiten,   insbesondere  Reparalur- 
und  Rcinigungsaibeitcn  und  Arbeiten  in  Notfällen'8. 

Gegen  den  Missbrauch  dieser  Ausnahmebestimmung  sind  jedoch  ge- 
wiss« Schranken  gezogen : 

1.  lieber  die  Sonntagsarbeit  imiss  ein  genaues,  die  Zahl  der  Arbeiter 
sowie  die  Art  und  Dauer  der  Beschäftigung  an  jedem  einzelnen  Tage 
nachweisendes  Verzeichnis  geführt  und  der  Polizeibehörde  .sowie 
dem  Fabrikinspektor  vorgelegt  werden3'-1. 

2.  Falls  die  Arbeilen  länger  als  3  Stunden  dauern,  müssen  die  Arbeiter 
entweder  an  jedem  zweiten  Sonnlage  die  Zeil  von  6  Uhr  morgens 
bis  6  Uhr  abends  oder  an  jedem  dritten  Sonntage  volle  3ß  Stunden 
frei  haben *n.  Von  dieser  Bestimmung  kann  allerdings  durch  die  untere 
Verwaltungsbehörde  dann  abgesehen  werden,  wenn  die  fehlende  Sonn- 
tagsruhe durch  2istündige  Ruhe  an  einem  anderen  Wochentage 
ersetzt  ist4'. 

B.  Durch  den  Bundesrat  für  Botriebe,  deren  Arbeiten  eine  Unterbrechung 
nicht  gestatten,  z.  B.  solche,  die  mit  ununterbrochenem  Feuer  arbeilen, 
sowie  für  die  sogenannten  Saisongewerbe,  welche  vorzugsweise  auf  be- 
stimmte Jahreszeiten  angewiesen  sind  **.  Für  die  hiernach  bewilligten  Aas- 
nahmen gelten  übrigens  gleichfalls  die  unter  A  b  2  bezeichneten  Schulzbeslim- 
mungen*». 

Der  Bundesrat  hat  solche  Bestimmungen  bisher  erlassen  durch  die  Be- 
kanntmachung vom  5.  Februar  1895  (R.-G.-Bl.  S.  12)  für  Bergwerke  und  Gruben, 
Erzrösl werke  und  mit  Hüttenwerken  verbundene  Röstofenbetriebe,  Verkokungs- 
und Steinkohlen-Destillationsanstalten,  Salinen,  Melallhüttenwerke,  Eisenhoch- 
ofenwerke, Bessemer-  und  Thomasstahlwerke,  Martin-  und  Ticgelgussstahlwerke. 
Puddehverke  und  zugehörige  Walz-  und  Hammerwerke,  sowie  Hochofengicssereicn, 
Glashütten,  Kalk-  und  Gypshrennercien,  Herstellung  von  Cemenl-  und  Por/cllan- 
knöpfen,  Emaillirwerke,  Entzinnung  von  Weissblech  und  auf  elektroh  tischem  Wege, 
Herstellung  elektrischer  Maschinen  und  Apparate.  Gewinnung  von  Schwefelsäure, 
Schwefelsäuremonohydrat,  Schwefelsäureanhydrid,  Sulfat  und  Salzsäure,  kalzi- 
nirtem  Glaubersalz,  Soda  und  Polasche,  Aetzalkali,  Kali,  Chlorkalk,  Chloralen 
und  flüssigem  Chlor,  Blutlaugensalz,  Rhodansalzen,  Ammoniak  und  Ammoniak- 
salzen, doppelt  kohlensauren  Salzen,  Wasserglas,  Chromaten,  untorroangansanrem 
Kali,  Schwefelnatrium,  Chlorbaryum,  Chlorcalcium  und  Anlichlor,  Alaun  und 
Thonerdepräparaten,  Ultramarin-  und  Strontionitfabriken,  Herstellung  gebrannter 
Magnesia,  Flusssäure,  flüssiger  Kohlensäure,  komprimiertem  Wasserstoff  und 
Sauerstoff,  künstlichem  Dünger,  Harylpräparaten,  Blciweiss,  Kremserweiss,  Mennige 
und  bleisauren  Salzen.  Zinkweiss,  Antimonoxyd,  Zinnoxyd,  Oxalsäure,  Sehmalle- 
fabriken, Pulver-  und  Sprengstoff-Fabriken.  Pikrinsäurefabriken,  Saccharinfabriken. 
Glycerinfabriken,  Holz-  und  Torfdestillation.  Destillation  von  Theer  und  Theer- 
ölcn,  Herstellung  organischer  Farbstoffe,  Stearin-.  Parafin-,  Solanil,  Mineralöl- 
fabriken, Palmkornülfabriken,  Petroleumraffinerieu,  Anlagen  zur  Entfettung  von 
Knochen,  Cerasingewinnung.  Leimgewinnung.  Samenklenganslalten,  Wachs- 
bleichereien, Zellstofffabriken.  Herstellung  von  Papier  und  Pappe.  Lackleder 
und  Sämischleder.  Roh/.uckerfabriken,  Zuckerfabriken,  Melasse-Kntzuckernngs- 
anstalten,  Cichoriendarren,  Spirilusraflinerien,  Brauereien,  Herstellung  von  Cho- 
colade  und  Zuckerwaarcn,  llonigknchcn  und  Biskuit,  Spielwaaren,  Schneiderei. 
Schuhiiiacherei,    Piily.machcrei,   Kürschnerei    und  Herstellung   von  Strohhüten. 


;<  !j  103. ,  /itr.  I-:,. 
•J  *  HC-,  Abs.  2. 
40  s-  11m  c,  AI«.  U 
«'  tj  im:..-,  Abs.  4. 
*s  5  hi:mI.  ai.s.  i. 

«;  S  iu:.d,  A  Iis.  2. 
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Diese  Bekanntmachung  ist  dann  ergänzt,  bezw.  abgeändert  durch  diejenigen 
vom  25.  Oktober  1895  (R.-G.-Bl.  S.  448),  20.  April  1896  (R.-G.B1.  S.  104), 
2G.  Juni  1896  (R.-G.-Bl.  S.  177)  und  11.  Juli  (R.-G.-Bl.  S.  191). 

C.  Durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  für  Gewerbe,  welche  es  mit 
der  Befriedigung  der  täglichen  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  zu  thun  haben, 
sowie  für  Betriebe,  welche  auf  unregelmässige  Wind-  oder  Wassertriebkräfle 
angewiesen  sind**. 

In  Preussen  ist  ein  Zirkular  betreffend  die  Regelung  der  Sonntagsruhe  am 
16.  September  1892  erlassen  (Ministerialblatt  für  die  innere  Verwaltung  1892, 
S.  7«l  ff.)  und  ebenso  eine  Anweisung  betreffend  die  Sonntagsruhe  im  Gewerbe- 
betriebe vom  11.  März  1895.  Durch  Krlass  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten 
vom  20.  November  1893  ist  für  die  preussisohe  Staalseiscnbahm  erwallung  die 
Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  angeordnet.  Auf  Anregung  des  Reichseisenbahn- 
amles  haben  sich  auch  sämmtlichc  Bundesregierungen  auf  gewisse  unterm  8. 
Mai  1891  festgestellte  und  zur  Einführung  am  1.  Mai  1895  bestimmte  Grundsätze 
geeinigt,  nach  dem  der  Güterverkehr  ausschliesslich  des  Vieh-  und  Kilgutverkehrs, 
sowie  der  leicht  verderblichen  Güter,  der  Marktgüter  filr  grössere  Städte,  der 
für  den  Export  für  die  Seehäfen  bestimmten  Güter  mit  knapp  bemessener 
Lieferungsfrist  und  der  Güter,  welche  aus  Rücksichten  des  Wettbewerbes  mit 
dem  Auslande  mit  besonderer  Beschleunigung  gefahren  werden  müssen,  an 
Sonn-  und  Festtagen  vollständig  ruhen  soll. 

Auch  hier  gelten  aber  die  unter  A  II  2  bezeichneten  Schutzbestimmungen *\ 

D.  Durch  die  untere  Verwaltungsbehörde  bei  einem  einzelnen  unvor- 
hergesehenen Bedürfnisse  **. 

Die  bewilligten  Ausnahmen  müssen  nach  Umfang  und  Gründen  in  ein  be- 
sonderes Verzeichnis  eingetragen*',  und  ausserdem  uinss  eine  Abschrift  der 
Verfügung  in  der  Betriebsstätte  öffentlich  ausgehängt  werden**. 

E.  Die  Landcszentra  I  behörden  sind  ausserdem  ermächtigt,  für  ein- 
zelne auf  einen  Sonntag  fallende  Festtage,  jedoch  mit  Ausnahme  von  Weih- 
nachten, Neujahr,  Ostern  und  Plingslen,  Abweichungen  von  den  gesetzlichen 
Vorschriften  zu  gestalten49. 

II.  Ist  durch  die  unter  A— I)  aufgeführten  Ausnahmebestimmungen  das 
Gebiet  der  Sonntagsruhe  beschränkt,  so  ist  dasselbe  anderseits  dadurch 
erweitert,  dass 

A.  der  Bestimmung  durch  kaiserliche  Verordnung  vorbehalten  ist,  das 
Verbot  der  Sonnlagsarbeil.  auch  auf  andere  als  die  im  Gesetze  bezeichneten 
Gewerbe  auszudehnen50,  und 

B.  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Bundesstaaten  ermächtigt  ist, 
noch  weitergehende  Beschränkungen  einzuführen". 

Die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  richten  sich  grundsätzlich  nicht 
gegen  die  Sonnlagsarbeil  als  solche,  sondern  nur  gegen  diejenige  von  unselb- 
ständigen Personen,  Lehrlingen,  Gehülfen,  Gesellen,  Arbeitern.  Doch  hat 
man  das  Verbot  in  zwei  Punkten  auch  auf  die  kleineren  Ii  nt  eine  hm  er 
ausgedehnt,  allerdings  nicht  deshalb  um  die  betreffenden  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden vor  übermässiger  Anspannung  ihrer  Arbeitskräfte  zu  bewahren, 
sondern  lediglich  um  diejenigen  I  nlernehmer,  welche  wegen  der  für  ihre  Ge- 


"  S  lüTie.  Satz  1. 
*r-  §  I05e,  Salz  Ü. 

«  s  mt,  Abs.  1. 

"  §  lür.f,  Abs.  3. 

«g  105 f.  Abs.  '-1. 
*9  ^  105  h,  Abs.  2. 
w  ä  105  g. 
*'  §  105h,  Abs.  1 


Arbeiterschutz. 


hülfen  angeordneten  Sonntagsruhe  ihr  Geschäft  .s<  liliess4"n  müssen,  vor  der 
Schädigung  durch  Konkurrenz  zu  schützen. 

Aus  diesem  Gründl'  ist  Tür  das  Handelsgewerbe  bestimmt,  dass  insoweit, 
als  Gehülfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  beschäftigt 
werden  dürfen,  überhaupt  ein  Geschäftsbetrieb  in  offenen  Verkaufs- 
stellen an  diesen  Tagen  nicht  stattfinden  darf",  und  dass  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen der  Gewerbebetrieb  der  Hausierer  und  Detailreisenden  verboten  isls\ 
wobei  jedoch  von  der  unleren  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen  zugelassen  werden 
können54. 

I).  Trucksystem. 

Die  Bestimmungen  über  den  Schutz  gegen  «Iiis  sogenannte  Trucksystem, 
d.  Ii.  gegen  Massregeln,  welche  eine  Ausbeulung  der  Arbeiter  seitens  des 
Unternehmers  dadurch  bezwecken,  dass  er  sie  zur  Knlnahme  von  Verbrauchs- 
gegenständen  zu  unangemessenen  Preisen  zwingt,  bilden  ein  recht  anschau- 
liches Beispiel  lür  die  schrillweise  Verbesserung  der  Gesetzgebung.  Schon  in 
der  Gewerbeordnung  von  1809  war  den  Fabrikinhabern  und  Handeltreibenden 
das  Kreditieren  von  Waren  verboten;  dagegen  war  es  gestaltet  Wohnung, 
Feuerungsbedarf,  Landnutzung,  regelmässige  Beköstigung,  Arznei  und  ärztliche 
Hülfe,  sowie  Werkzeuge  und  Arbeitsstoffe  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung 
zu  verabreichen,  ohne  dass  dabei  hinsichtlich  des  Preises  irgend  welche  Be- 
schränkungen getroffen  waren.  In  dem  Gesetze  vom  17.  Juli  1878  wurden 
diese  Bestimmungen  zunächst  auf  alle  Gewerbetreibenden  ausgedehnt.  Daneben 
wurde  für  Verahlolgung  von  Lebensmitteln  vorgeschrieben,  dass  sie  zu  keinen 
höheren  als  den  Anschaffungskosten  erfolgen  dürfe,  dagegen  war  für  die  übrigen 
Bedarfsgegenstände  noch  volle  Freiheit  in  der  Preisberechnung  gestattet.  Dieser 
Mangel  ist  erst  jetzt  durch  das  Gesetz  vom  \.  Juni  1891  beseitigt,  insofern  für 
die  Gewährung  von  Wohnung  und  Landnutzung  der  Massstab  der  ortsüblichen 
Mietpreise,  für  Feuerung.  Beleuchtung,  regelmässige  Beköstigung.  Arznei  und 
ärztliche  Hülfe,  sowie  Werkzeuge  und  Arbeitsstoffe  die  Berechnung  zu  den 
durchschnittlichen  Selsht  kosten  vorgeschrieben  ist". 

Um  zu  verhüten,  dass  die  Arbeiter  den  soeben  erhaltenen  Lohn  sofort  zu 
unangemessenen  Zwecken  verbrauchen,  ist  die  Lohnzahlung  in  Wirt- 
schaften und  Verkaufsstellen  verboten56. 

Schon  durch  das  Gesetz  vom  21.  .luni  1809  war  die  Beschlagnahme  des 
Lohnes  untersagt  und  gleichzeitig  die  freiwillige  Abtretung  oder  Verpfändung  an 
einen  Gläubiger  für  unwirksam  erklärt.  Dieser  Schutz  ist  jetzt  noch  dadurch 
verschärft,  dass  dem  Arbeitgeher  ausdrücklich  die  Zahlung  an  den  Gläubiger 
auf  Grund  einer  solchen  —  wenngleich  freiwilligen  —  Abtretung  untersagt s% 
und  die  Verletzung  dieses  Verbotes  mit  Strafe  bis  zu  150  Mark  oder  i  Wochen 
Haft  bedroht  ist". 

Ist  auf  den  Lohn  in  unzulässiger  Weise  eine  Gegenforderung  in  Anrech- 
nung gebracht,  so  ist  der  Arbeitgeber  zu  doppelter  Zahlung  verpflichtet,  und  der 
verbotswidrig  abgezogene  Betrag  lallt  au  die  betreffende  llidfskas-c Dasselbe 
gilt,  wenn  der  Arbeitgeber  seine  Forderung   für  kreditierte  Waaren  selbständig 
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einklagt  oder  sonst  geltend  macht90,  und  um  zu  verhindern,  da*»  er  sie  etwa 
einem  Dritten  abtritt  und  Dieser  sie  einzieht,  ist  ausdrücklich  aueh  dieser  Um- 
weg verboten61. 

Verabredungen,  durch  welche  der  Arbeiter  auf  die  zu  seinen  Gunsten 
gegebenen  Vorschriften  verzichtet,  sind  für  nichtig  erklärt fi*.  Ebenso  sind  alle 
Vereinbarungen  unwirksam,  durch  welche  der  Arbeiter  sieh  verpflichtet,  seine 
Bedürfnisse  aus  bestimmten  Verkaufsstellen  zu  entnehmen  oder  seinen  Lohn  zu 
bestimmten  Zwecken  zu  verwenden,  lediglich  mit  Ausnahme  von  Wohlfahrtsein- 
richtungen". 

Um  die  Umgehung  aller  dieser  Vorschriften  zu  verhindern,  sind  dieselben 
ebenso  für  wirksam  erklärt  gegenüber  Familienmitgliedern,  Gehülfen,  Beauf- 
tragten. Geschäftsführern,  Aufsehern  und  Faktoren  des  Arbeitgebers,  ja  sogar 
gegenüber  allen  selbständigen  Geschäftsunternehmungen.  bei  welchen  der  Arbeit- 
geber oder  eine  der  genannten  Personen  irgendwie,  unmittelbar  oder  mittelbar, 
beteiligt  ist"*. 

Das  hier  für  Gesellen,  Gehülfen  und  Arbeiter  Bestimmte  ist  endlieh  auch 
auf  die  sogenannten  Hausgewerbetreibenden  ausgedehnt6*. 

E.  Schutz  für  Leben  und  Gesundheit 

Die  Gewerbeordnung  von  1801)  enthielt  bereits  die  Bestimmung,  dass  jeder 
Gewerbeimlernehmer  verpflichtet  ist,  auf  seine  Kosten  alle  diejenigen  Einrich- 
tungen herzustellen,  welche  zu  thunlichster  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahr 
für  Leben  und  Gesundheit  notwendig  sind.  Aber  es  fehlte  völlig  an  Mass- 
regeln,  um  die  Durchführung  zu  erzwingen.  Die  einzige  Bedeutung  der 
Vorschrift  bestand  deshalb  darin,  dass  deren  Nichtbeachtung  den  Unternehmer 
schadensersatzpflichtig  machte,  so  dass  demnächst  im  Prozesse  vom  Gerichte 
entschieden  werden  musste,  ob  eine  gewisse  Massregel  als  notwendig  anzuseilen 
sei  oder  nicht.    Dies  war  durchaus  unzureichend,  denn 

1.  bedurfte  es  nicht  allein  dieses  Nachweises,  sondern  vor  allem  der  wei- 
teren Darlegung,  dass  die  eingetretene  Beschädigung  auf  diesen  Mangel 
zurückzuführen  sei ; 

2.  war  zur  Erlangung  der  Entschädigung  ein  gerichtliches  Verfahren  erfor- 
derlich mit  seinen  Weitläufigkeiten,  Kosten  und  seiner  gegenseitigen 
Verbitterung ; 

3.  hauptsächlich  aber  verhinderte  man  nicht  den  Unglücksfall,  sondern  man 
gab  nur,  wenn  er  eingetreten  war,  eine  Geldentschädigung,  die  niemals 
einen  Ersatz  für  das  vernichtete  Leben  oder  für  die  zerstörte  Gesundheit 
bilden  kann. 

Dem  ersten  Mangel  wurde  wesentlich  durch  das  H  a  ft  p  fl  i  eh  t  g  esetz  (1871) 
abgeholfen,  insofern  der  Unternehmer  für  die  Versehen  der  von  ihm  mit  der 
Leitung  und  Beaufsichtigung  beauftragten  Personen  verantwortlich  gemacht  wurde. 

Einen  weiteren  Schritt  (hat  die  Gewerbeordnungsnovelle  vom  17.  Juli  1878, 
indem  sie  dem  Hundesrat  und  den  Polizeibehörden  die  Befugnis  beilegte,  über 
die  im  einzelnen  erforderlichen  .Massregeln  Bestimmung  zu  treffen.  Hiermit  war 
der  erste  Ansatz  zu  einer  geordneten  Unfallverhütung  gemacht. 

Vervollständigt    wurde    dies    durch    das   Unfall  versiehcrungsgesetz, 
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welches  in  dieser  Richtung  den  Berufsgenossenschaften  weitgehende  Befugnisse 
beilegt.  Durch  dasselbe  wurde  gleichzeitig  der  unter  2.  hervorgehobene  Miss- 
stand eines  gerichtlichen  Verfahrens  beseitigt,  indem  es  jetzt  bei  der  Entschädi- 
gungsforderung  darauf,  ob  an  dem  eingetretenen  Unfälle  irgend  Jemanden  eine 
Schuld  trifft,  gar  nicht  mehr  ankommt. 

Das  Arbeiterschutzgesetz  vervollständigt  die  Einrichtung  der  Unfallver- 
hütung noch  weiter,  indem  es  zunächst  im  Gesetze  selbst  eine  Reihe  von  sehr 
eingehenden  Vorschriften  über  die  Einrichtung  der  Arbeitsräume  und  Maschinen, 
über  Licht  und  l.uft,  Schutz  gegen  Staub  und  Gase  u.  s.  w,  giebl*0,  und  ausser- 
dem neben  den  Berufsgenossenschaften  auch  die  Orlspolizeibehördcn,  die  Landes- 
zentralbehörden und  den  Bundesrat  zum  Erlass  der  einschlägigen  Anordnungen 
ermächtigt81. 

Solche  sind  vom  Bundesrate  getroffen  für  Anlagen  zur  Anfertigung  von 
Zündhölzern  unter  Verwendung  von  weissem  Phosphor  durch  die  Bekannt- 
machung vom  8.  Juli  1803  (R.-G.-Bl.  S.  '209),  für  Bleifarben-  und  Bleizucker- 
fabriken durch  die  Bekanntmachung  von  demselben  Tage  (R.-G.-Bl.  S.  213), 
für  die  zur  Anfertigung  von  Gigarren  bestimmten  Anlagen  durch  Bekannt- 
machimg von  demselben  Tage  (R.-G.-Bl.  S.  218). 


F.  Schutz  der  Sittlichkeit. 

Die  Gewerbeunternehmer  sind  verpflichtet,  die  erforderlichen  Massrcgeln  zu 
treffen,  cum  die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und  des  Anstände»  zu 
sichern ». Insbesondere  muss  bei  der  Arbeit  thunlichst  die  Trennung  der 
Geschlechter  durchgeführt  werden;69  es  müssen  Ankleide-  und  Wasch- 
räume vorhanden10  und  die  Bedürfnisanstalten  den  Anforderungen  der  Ge- 
sundheit und  des  Anstände*  entsprechend  eingerichtet  sein. 71  Die  Anordnung 
der  erforderlichen  Massnahmen,  um  diesen  etwas  unbestimmt  bezeichneten 
Anforderungen  gerecht  zu  werden,  ist,  soweit  nicht  der  Bundesrat T*  oder .  die 
Landeszentralbehörde"  darüber  allgemeine  Vorschriften  crlässl,  den  zuständigen 
Ortspolizeibehörden  übertragen,14  wobei  zugleich  den  betreffenden  Berufsgenossen- 
schaften eine  gewisse  Mitwirkung  eingeräumt  ist.1* 

G.  Arbeilsdailer. 

Das  Arbeiterschutzgesetz  hat  die  Arbeitsdauer  grundsätzlich  und  allgemein 
nur  geregell  für  jugendliche  und  weibliche  Personen.  Immerhin  ist  auch  für 
erwachsene  männliche  Arbeiter  eine  Bestimmung  getroffen,  welche  eine  Be- 
schränkung der  Arbeilsdauer  enthält  und  deshalb  von  den  Anhängern  einer 
solchen  ebenso  lebhaft  begrüssl.  wie  von  ihren  Gegnern  bekämpft  ist. 

Diese  Bestimmung  besteht  darin,  dass  dem  Bundesrate  die  Befugnis  bei- 
gelegt ist,  für  solche  Gewerbe,  in  welchen  durch  übermässige  Dauer  der  täg- 
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liehen  Arbeitszeit  die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet  wird,  Dauer,  Beginn 
und  F.nde  der  täglichen  Arbeitszeit  und  der  zu  gewährenden  Pausen  vor/u- 
schreiben und  die  zur  Durchführung  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.1' 
Es  ist  also  der  sanitätspoli  zeiliche  .Maximalarbeitstag  eingeführt,  während 
der  lohn  politische  abgelehnt  ist.  Der  Bundesrat  hat  von  dieser  Befugnis  bis 
jetzt  nur  Gebrauch  gemacht,  hinsichtlich  des  Betriebes  von  Bäckereien  und 
solchen  Konditoreien,  in  denen  auch  Bäckerwaaren  hergestellt  werden,  durch 
die  Verfügung  vom  4.  März  i8ÜM>,  durch  die  bestimmt  ist,  dass,  sofern  in  der 
Zeit  /.wischen  8'/,  Uhr  abends  und  5'/a  Uhr  morgens  Gehülfen  oder  Lehrlinge 
beschäftigt  werden,  die  Arbeitsschicht  12  Stunden  oder  einschliesslich  einer  ein- 
stündigen Pause  13  Stunden  nicht  überschreiten,  auch  die  Zahl  der  Arbeits- 
schichten  wöchentlich  nicht  mehr  als  7  betragen  darf;  zwischen  2  Schichten 
muss  eine  ununterbrochene  Ruhe  von  mindestens  8  Stunden  gewährt  werden. 
Ausserhalb  der  Schiebten  darf  nur  höchstens  Stunde  zu  gelegentlichen  Dienst- 
leistungen verwandt  werden.  Bei  Lehrlingen  verkürzt  sich  die  zulässige  ArbeiLs- 
dauer  noch  im  ersten  Lehrjahre  um  2,  im  zweiten  um  1  Stunde.  Von  diesen  Vor- 
schriften sind  allerdings  gewisse  Ausnahmen  zugelassen.  Dieselben  sind  mit 
einigen  erleichternden  Liebergangsbestimmungen  für  die  Zeil  bis  31.  Dezember 
181)6  am  1.  Juli  1806  in  Kraft  getreten. 

H.  Vertragsschutz. 

Unter  dieser  Bezeichnung  kann  man  eine  ganze  Anzahl  von  Bestimmungen 
zusammenfassen,  welche  sämtlich  den  gemeinsamen  Zweck  haben,  das  Vertrags- 
verhältnis zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  zu  ordnen  und  die  beiderseitige 
Hechtsstellung  zu  schützen.  Sie  beziehen  sich  auf:  1.  die  Eingehung  des  Ver- 
trages; 2.  die  Auflösung  desselben;  3.  das  beiderseitige  Verhältnis  während  der 
Dauer  des  Vertrages;  4.  die  Pflichten  bei  dessen  Auflösung;  5.  den  Schutz  gegen 
unberechtigte  Auflösung. 


1.  Die  Eingehung  des  Vertrages. 

«Die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden und  den  gewerblichen  Arbeitern  ist,  vorbehaltlich  der  durch  Reichs- 
gesetz begründeten  Beschränkungen,  Gegenstand  freier  Uebereinkunft ». "  Das  ist 
der  Grundsatz  der  Ver t  rags frei  bei t,  welcher  ungeachtet  aller  Eingriffe,  die 
man  zur  Ausgleichung  des  wirtschaftlichen  llebergewi<  htes  des  Unternehmers  im 
Laufe  der  Zeit  seitens  der  Gesetzgebung  vorgenommen  hat,  auch  heule  noch 
den  Aasgangspunkt  bildet.  Aber  man  hat  diesen  Grundsatz  durch  eine  grosse 
Reihe  von  Ausnahmen  durchbrochen,  von  denen  wir  die  Beschränkung  der 
Arbeitsdauer  bei  erwachsenen  und  jugendlichen,  männlichen  und  weiblichen 
Personen  ebenso  wie  die  Sonnlagsarbeit  bereits  erörtert  haben. 

Zu  diesen  Ausnahmen  gehört  auch  die  gesetzliche  Bestimmung,  dass  die 
Kündigungsfristen  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  für  beide  Teile  gleich  sein 
müssen  '*.  Dieselbe  bezieht  sich  .sowohl  auf  Gesellen  und  Gehülfen,  als  auf  die 
die  Fabrikarbeiter, VJ  jedoch  nicht  auf  das  Handelsgewerbe. 140  Dadurch  ist  für  die 
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Folge  insbesondere  auch  die  jetzt  nicht  .seltene  Vertragsbeslimmung  ausge- 
schlossen, dass  nur  der  Arbeiter  zur  Innehaltung  einer  Kündigungsfrist  ver- 
pflichtet ist,  seinerseits  aber  jederzeit  entlassen  werden  kann. 


Dieselbe  kann  naturgemäss  jederzeit  geschehen,  wenn  beide  Teile  sich 
darüber  verständigen.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  betroffen  deshalb  nur  den 
Fall,  dass  das  Verhältnis  einseitig  gelöst  werden  soll.  Aber  auch  hierfür  die 
Voraussetzungen  festzusetzen,  ist  in  erster  Linie  Sache  der  Parteien;  sie  sind  in 
dieser  Beziehung  nur  insoweit  beschränkt,  dass,  wie  unter  1  angeführt,  die 
Kündigungsfrist  für  beide  Teile  gleich  sein  muss.  Im  Uebrigen  kann  sie  lang 
oder  kurz  bemessen,  oder  auch  ganz  ausgeschlossen  werden.  Nur  für  den  Fall, 
dass  darüber  nichts  bestimmt  ist,  tritt  die  gesetzliche  Frist,  ein,  welche  bei  Ge- 
sellen, Cehülfen*'  und  Fabrikarbeitern"  14  Tage  beträgt,  während  im  Handels- 
gewerbe ü  Wochen  zuvor  auf  denSchlnss  des  Vierteljahres  gekündigt  weiden  muss.hl 

Aber  es  giebt  auch  Fälle,  in  welchen  das  Verhältnis  ohne  Kündigung 
aufgelöst  werden  kann.  Früher  waren  dieselben  für  das  Gebiet  der  Gewerbe- 
ordnung auf  ganz  bestimmte  im  Gesetze  bezeichnete  Voraussetzungen  beschränkt, 
während  im  Handelsgesetzhuchc  solche  einzeln  aufgeführte  Funkte  nur  als 
besonders  wichtige  hervorgehoben  waren,"*  und  es  daneben  dem  Ermessen 
des  Gerichts  überlassen  bleibt,  auch  andere  Gründe  als  ausreichend  anzu- 
erkennen.** Dieses  letztere  System,  welches  den  Richter  nicht  an  einen 
bestimmten  Wortlaut  des  Gesetzes  bindet,  wünschte  man  von  vielen  Seiten, 
auch  in  die  Gewerbeordnung  zu  übernehmen.  Dies  ist  nur  insofern  gelungen, 
als  für  die  auf  längere  Zeit  abgeschlossenen  Verträge  jeder  «wichtige  Grund» 
für  ausreichend  erklärt  ist,  um  das  Verhältnis  —  sei  es  von  der  einen  oder  von 
der  anderen  Seite  —  zu  lösen,  wobei  erforderlichenfalls  das  Gericht  über  die 
Frage  der  Wichtigkeit  zu  entscheiden  hat.*"  Das  frühere  System  ist  nur  für  die 
Fälle  beibehalten,  wo  das  Verhältnis  ohnehin  nach  kurzer  Zeit  sein  Ende 
erreicht,  nämlich  entweder  von  vornherein  auf  höchstens  4  Wochen  eingegangen 
ist  oder  durch  14tägige  Kündigung  beendigt  werden  kann."  Für  diese  Fälle 
bleibt  es  bei  der  früheren  Einrichtung,  dass  einer  der  im  Gesetze  einzeln  auf- 
geführten Gründe  vorliegen  muss,  um  das  Verhältnis  ohne  Kündigung  auf- 
zulösen. 

Diese  Gründe  sind,  soweit  sie  den  Arbeitgeber  betreffen,  in  §  123,  soweit 
sie  den  Arbeiter  betreffen,  in  Ss  124  des  Gesetzes  aufgezählt.  Eine  besondere 
Hervorhebung  verdienen  folgende: 

Der  Arbeiter  kann  entlassen  werden  wegen  Unehrlichkeit,  liederlichen 
Lebenswandels,  unbefugten  Verlassens  der  Arbeit  oder  beharrlicher  Weigerung, 
seinen  Verpflichtungen  nachzukommen,  wegen  grober  Beleidigungen  und  absicht- 
licher Sachbeschädigung,  wegen  Unfähigkeit  zur  Fortsetzung  der  Arbeit,  oder 
wenn  er  seine  .Mitarbeiter  zu  unerlaubten  Handlungen   zu  verleiten  versucht. ss 

Der  Arbeiter  darf  die  Arbeit  verlassen  bei  einer  ihm  oder  den  Seinigen 
zugefügten   groben  Beleidigung,   wenn   der  Arbeitgeber   ihm   den  Lohn  nicht 
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ordnungsmäßig  auszahlt,  nicht  für  ausreichende  Arbeit  sorgt  oder  sich  einer 
Uebervorteilung  schuldig  macht,  endlich  wenn  die  Arbeit  mit  einer  nicht  vorher- 
zusehenden tiefahr  verknüpft  ist.  M 

Sowohl  der  Arbeiter  als  der  Arbeitgeber  müssen  jedoch  ihr  Recht  zur 
Aufhebung  des  Vortrages  innerhalb  einer  Woche  nach  dem  betreffenden  Vorfalle 
geltend  machen.90 


3.  Das  beiderseitige  Verhältnis  während  der  Dauer  des  Vertrages. 


Das  Verhältnis  des  Arbeiters  zu  seinem  Arbeitgeber  ist,  wie  es  durch  freien 
Vertrag  eingegangen  ist,  an  sich  durchaus  ein  .solches  der  gegenseitigen  Gleich- 
berechtigung. Innerhalb  seines  Arbeitsverhältnisses  freilich  hat  er 
die  Anordnungen  des  Arbeitgebers  zu  befolgen,  aber  nicht,  weil  dieser  eine 
besondere  Gewalt  über  ihn  hätte,  sondern  weil  der  Zweck  des  Arbeitsverhält- 
nisses es  mit  sich  bringt,  das*  die  Art  der  Arbeit  von  dem  Arbeilgeber  bestimmt 
wird,  da  dieselbe  auf  seine  Rechnung  ausgeführt  wird.  Dagegen  auf  das  Ver- 
hältnis ausserhalb  der  Arbeit  erstreckt  sich  diese  Verpflichtung  zur  Folge- 
leistung nicht. 

Diese  Grundlage  des  beiderseitigen  Verhältnisses  ist  /.um  Ausdruck  gebracht 
in  der  gesetzlichen  Bestimmung,  dass  der  Arbeiter  verpflichtet  ist,  den  Anord- 
nungen des  Arbeitgebers  hinsichtlich  der  ihm  übertragenen  Arbeiten  und  auf  die 
häuslichen  Einrichtungen  Folge  zu  leisten,  zu  häuslichen  Arbeiten  aher  nicht 
verbunden  ist.91 

Mit  der  grundsätzlichen  Gleichberechtigung  ist  die  Befugnis  des  Arbeit- 
gebers zur  Verhängung  von  Ordungsstrafen,  sofern  die  Letzleren  sich  auf  die 
Aufrechterhallung  der  Ordnung  im  Betriebe  beziehen,  durchaus  vereinbar,  so 
sehr  man  auch  über  deren  juristische  Nalur  und  Begründung  streiten  mag.  Die 
bezeichnete  Grenze  wird  vom  Gesetze  für  erwachsene  Arbeiter  insofern  still- 
schweigend gezogen  oder  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  als  minderjährigen 
gegenüber  die  Ausdehnung  auf  ihr  Verhalten  ausserhalb  des  Betriebes  ge- 
stattet ist."1 

Aber  das  Gesetz  hat  es  für  erforderlich  gehalten,  auch  innerhalb  dieser 
Grenze  der  übermässigen  Anwendung  der  Strafgewalt  gewisse  Schranken  zu 
ziehen,  und  dadurch  eine  Lücke  der  früheren  Gesetzgebung  auszufüllen,  die 
von  den  Vertretern  der  Arbeiter  bisher  mit  Recht  sehr  scharf  gerügt  war.  Diese 
Schranken  sind  folgende : 

1 .  Alle  Strafen  müssen  in  die  Arbeitsordnung  aufgenommen  werden  und 
sind   dadurch  den   für  diese   geltenden   Bestimmungen  unterstellt.'-" 

2.  Sirarbestimmungen,  welche  das  Ehrgefühl  oder  die  guten  Sitten  ver- 
letzen, .sind  unzulässig. 9* 

3.  Geldstrafen  dürfen  in  der  Kegel  die  Hälfte  des  durchschnittlichen  Tages- 
verdienstes und  in  bestimmten  besonders  schweren  Fällen  wenigstens 
dessen  vollen  Betrag  nicht  übersteigen. !,i 

i.  Die  verhängten  Strafen  sind  nach  Namen,  Tag,  Grund  und  Höhe  in 


89  §  124. 

»  §  123,  Abs.  2.    8  124,  Abs.  2. 

01  |  121,  §  134,  Abs.  1. 

*  §  134  b,  Abs.  3. 

«  §  134  b,  ZilT.  4. 

M  i  134.  Abs.  2. 

*§  134b,  Abs.  2. 
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ein  besondere«  Verzeichnis  einzutragen,  welches  dem  Kabrikinspektor 
vorzulegen  ist.'"' 

Daneben  ist  vorgeschrieben,  dass  alle  Strafgelder  zum  Besten  der  Arbeiter 
verwerte!  werden  müssen,1"  so  dass  der  Arbeitgeher  an  ihrer  Auferlegung  kein 
persönliches  Interesse  hat.  Aus  diesem  Grunde  wird  aber  andererseits  das 
Hecht  des  Letzteren,  Schadenersatz  zu  fordern,  durch  Einziehung  der  Strafe 
nicht  berührt.9" 


4.  Pflichten  bei  Auflösung  des  Vertrages. 


Ist  das  Vertragsverhällnis  ordnungsmäßig  beendigt,  so  haben  an  sich  beide 
Teile  nichts  mehr  miteinander  zu  thun  und  deshalb  auch  keine  gegenseitigen 
Verpachtungen.  Aber  es  liegt  in  der  Natur  unserer  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse, dass  dem  Arbeiter  daran  gelegen  sein  muss,  über  seine  Thätigkeit  ein 
Zeugnis  zu  erhalten. 

Der  frühere  Zwang  zur  Führung  von  Arbeitsbüchern  wurde  bereits  durch 
die  Gewerbeordnung  von  18G0  beseitigt  und  durch  das  Gesetz  vom  17.  Juli  1878 
nur  für  minderjährig!!  Arbeiter  und  nur  in  der  Beschränkung  wieder  zuge- 
lassen, dass  lediglich  die  Art  und  die  Dauer  der  Arbeit  nachgewiesen  worden 
soll,  wogegen  die  Eintragung  eines  Urteils  über  Person  und  Leistungen  aus- 
drücklich verboten  ist.  Diese  Einrichtung  ist  auch  in  dem  jetzigen  Gesetze  bei- 
behalten."" Dem  volljährigen  Arbeiter  dagegen  ist  es  durchaus  freigestellt, 
oh  er  überhaupt  ein  Zeugnis  fordern  will,  und  wenn  er  von  diesem  Kechle 
Gebrauch  macht,  so  darf  dasselbe  sich  nur  auf  die  Art  und  die  Dauer  der 
Beschäftigung  beziehen,1"0  und  es  ist  bei  Strafe  von  2000  Mark  oder  Gefängnis 
bis  zu  (i  Monaten  verboten,  dem  Zeugnisse  irgendwelche  Kennzeichen  beizufügen, 
aus  welchen  etwas  anderes  als  der  wörtliche  Inhalt  entnommen  werden  könnte.'01 
Da  andererseits  der  Arbeiter  häufig  ein  Interesse  daran  hat ,  über  seine 
Leistungen  ein  Zeugnis  zu  besitzen,  so  ist  ihm  dieses  Recht  ebenfalls  gegeben, 
aber  die  Ausübung  durchaus  in  seinen  freien  Willen  gestellt.10*  Das  Zeugnis  ist 
auf  Verlangen  von  der  Ortspolizeibehörde  kostenfrei  zu  beglaubigen. 

Nun  kann  ja  freilich  dem  Arbeitgeber  nicht  verboten  werden,  die  Annahme 
eines  Arbeiters  davon  abhängig  zu  machen,  dass  derselbe  ein  Zeugnis  über 
sein«'  bisherigen  Leistungen  vorlegt,  und  ebensowenig  ist  es  zu  verhindern,  dass 
die  Unternehmer  Verbände  bilden,  welche  die  Durchführung  dieser  Konlrole 
dadurch  erzwingen,  dass  sie  ihren  Mitgliedern  die  Pflicht  auferlegen,  keinen 
Arbeiter,  der  nicht  im  Besitze  eines  von  dem  Verbände  vorgeschriebenen  Zeug- 
nisses ist,  zu  beschäftigen.  Ein  Antrag,  dies  zu  verbieten,  ist  in  der  Kom- 
mission mit  Recht  aus  dem  Grunde  abgelehnt,  weil  «las  Gesetz  den  Arbeitgeber 
nicht  zwingen  k;inn,  überhaupt  einen  Arbeiter  zu  beschäftigen,  und  deshalb  auch 
nicht  im  Stande  ist,  ihm  die  Bedingungen  hierfür  vorzuschreiben.  Der  Schulz 
gegen  die  aus  der  Vereinigung  der  Unternehmer  für  die  Arbeiter  erwachsenden 
Gefahren  lässt  sich  nur  erreichen  durch  tiegenverbände  der  Letzteren. 


!*>  %  134c,  Abs.  3, 
;'-  jj  134  b,  Abs.  * 
!?  13'*  b,  Abs.  "2. 
"J  \  Hl. 

""•  $  Ii:»,  Abs.  I. 

\  IU.  Ab>.  3.    $  146.  ZilV.  3. 

Jj   113,   Air,  -1. 
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5.  Der  Schutz  gegen  unberechtigte  Auflösung  des  Arbeits- 
verhältnisses. 

Der  Schul/  der  Verträge  ist  Sache  nicht  des  Strafrechts,  sondern  des 
Civilrechls.  Dasselbe  kennt  nun  zu  diesem  Zwecke  zwei  Wege,  einen  un- 
mittelbaren, indem  die  geschuldete  Leistung  nötigenfalls  unter  Androhung 
von  Strafe  —  als  civilrechtlichem  Zwangsmittel  —  erzwungen  wird,  und 
einen  mittelbaren,  indem  der  Schuldner  zur  Zahlung  einer  Entschädigung 
angehalten  wird.  Nach  §  774  der  Civilprozessordnung  ist  die  Erzwingung 
nur  dann  zulässig,  wenn  die  Handlung  durch  keinen  Anderen  als  den 
Schuldner  selbst  vorgenommen  werden  kann.  Da  dies  weder  bei  der  dem 
Unternehmer  obliegenden  Lohnzahlung,  noch  bei  der  Arbeitsleistung  des  Ar- 
beiters zutrifft,  so  bleibt  hier  also  nur  der  Weg  der  Entschädigung. 

Die  Verfolgung  desselben  bietet  jedoch  zwei  Schwierigkeiten:  nämlich 
erstens  die  Feststellung  der  Höhe  des  Schadens  und  zweitens  die  Bei- 
treibung desselben.  In  beiden  Beziehungen  muss  das  Gesetz  Vorsorge 
treffen,  nur  macht  sich  dabei  ein  aus  den  thatsächlichen  Verhaltnissen  sich 
ergebender  Unterschied  geltend.  Die  Höhe  des  Schadens  zu  ermitteln,  der 
durch  eine  Vertragsverletzung  herbeigeführt  ist,  ist  eine  Notwendigkeil,  mag 
der  Vertragsbruch  auf  Seiten  des  Arbeiters  oder  auf  Seilen  des  Arbeitgebers 
erfolgt  sein.  Anders  wenn  es  sich  um  die  Beitreibung  handelt.  Es  wird 
ausserordentlich  selten  vorkommen,  dass  ein  selbständiger  Geschäftsinhaber, 
welcher  Arbeiter  beschäftigt,  so  wenig  pfändbare  Gegenstände  besitzt,  dass 
es  nicht  möglich  ist,  eine  festgestellte  Entschädigungssumme  von  ihm  ein- 
zuziehen. Gerade  das  Umgekehrte  gilt  für  die  Arbeiter  ;  die  grosse  Mehrzahl 
von  ihnen  besitzt  keinerlei  pfandbares  Vermögen,  und  da  die  Beschlagnahme 
des  Lohnes  gesetzlich  verboten  ist,  so  können  sie  ihrer  Verurteilung  zum 
Schadensersatz  mit  völliger  Kuhe  entgegensehen.  Während  es  deshalb  zur 
Sicherung  des  Ersatzanspruchs  gegen  den  Arbeitgeber  besonderer  Sicherheits- 
massregein  regelmässig  nicht  bedarf,  ist  diese  Notwendigkeit  im  umgekehrten 
Kalle  regelmässig  vorhanden.  Andererseits  ist  der  Arbeitgeber  als  der  wirt- 
schaftlich stärkere  Teil  in  höherem  Grade  als  der  Arbeiter  imstande,  sich 
selbst  zu  schützen,  und  es  muss  deshalb  Vorsorge  dagegen  getroffen  werden, 
dass  er  nicht  diese  lleberlegenheil  in  unbilliger  Weise  geltend  macht. 

Dieses  sind  die  Erwägungen,  von  welchen  sich  das  Gesetz  bei  den  hier 
einschlagenden  Bestimmungen  hat  leiten  lassen.  Dieselben  zerfallen  deshalb, 
wie  gesagt,  in  zwei  grosse  Klassen. 

a)  Feststellung  des  Entschädigungsbetrages. 

So  lang«-  in  dieser  Beziehung  keine  besondere  Vorsorge  getroffen  ist. 
greifen  die  allgemeinen  Bestimmungen  Platz,  nach  welchen  der  Dichter  ver- 
pflichtet ist.  nach  bestem  Ermessen  und  unter  Benutzung  der  ihm  von  den 
Parteien  angebotenen  Beweismittel  sich  ein  Urleil  über  die  Höhe  des  herbei- 
geführten Schadens  zu  bilden.  Aber  das  ist  meistens  nicht  allein  schwierig, 
sondern  sogar  nur  in  höchst  unvollkommenem  Masse  überhaupt  möglich, 
zumal  dann,  wenn  es  sich  darum  handeil,  ob  für  den  Unternehmer  die 
Möglichkeit  bestand,  einen  anderen  Arbeiter,  oder  für  den  Arbeiter,  einen 
anderen  Arbeil geber  zu  linden. 

Man  pflegt  deshalb  für  solche  Fälle  von  vornherein  Vorsorge  zu  treffen 
und  eine  bestimmte  Summe  festzustellen,  welche  als  Entschädigung  zu  gelten 
hat.    Dies  ist  der  Begriff  und  der  Zweck  der  Vertragsstrafe. 

Obgleich  die  Festsetzung  einer  sogenannten  Konventionalstrafe  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  das  Hecht  jedes  Verlragsleiles  ist,  so  macht  sich  hier 
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doch  das  wirtschaftliche  Uebergewicht  des  Unternehmers  gellend,  und,  um 
deshalb  hier  einen  Schulz  gegen  Mißbrauch  zu  gewähren,  hat  das  Gesetz 
es  dem  Arbeitgeber  verboten,  eine  solche  Konventionalstrafe  höher 
als  auf  den  Betrag  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  fest- 
KUstcHen»0'. 

Allerdings  ist  diese  Bestimmung  in  zwei  Beziehungen  eingeschränkt: 

1.  Zunächst  gilt  sie  nur  für  die  G rossbetriebe,  d.  h.  solche,  in  welchen 
mindestens  20  Arbeiter  beschäftigt  werden.  Dass  man  sie  nicht  auf  die 
Kleinbetriebe  erstreckt  hat,  erklärt  sich  daraas,  dass  man  bei  diesen  die 
Gefahr  nicht  für  ausreichend  erachtet  hat,  da  hier  das  Uebergewicht  des 
Unternehmers  nicht  ein  so  grosses  ist. 

2.  Aber  auch  für  die  Grossbetriebe  ist  keineswegs  die  Festsetzung  einer 
Konventionalstrafe  als  solcher  in  beliebiger  Höhe  verboten,  sondern 
nur  eine  bestimmte  Form  derselben,  nämlich  der  Verfall  des 
rückständigen  Lohnes.  Es  ist  dem  Arbeilgeber  also  nicht  ver- 
boten, für  den  Fall  des  Vertragsbruches  jede  beliebige  Konventional- 
strafe mit  dem  Arbeiter  zu  vereinbaren,  falls  dieser  sich  darauf 
einlassen  will,  er  darf  dann  aber  zu  ihrer  Beitreibung  an  den 
rückständigen  Lohn  sich  nur  in  Höhe  eines  durchschnittlichen 
Wochenlohnes  halten:  beträgt  derselbe  mehr,  so  muss  er  den  Mehr- 
betrag dem  Arbeiter  herauszahlen  und  im  gewöhnlichen  Prozess- 
verfahren seine  Befriedigung  suchen. 

Für  den  Grossbelrieb  also  ist  der  Unternehmer  einerseits  in  seiner 
Freiheil,  sich  durch  vertragsmäßige  Festsetzung  einer  Konventionalstrafe  zu 
sichern,  in  der  angegebenen  Weise  beschränkt,  andererseits  aber  auch 
lediglich  auf  diesen  Selbstschutz  angewiesen.  In  beiden  Beziehungen  gilt  für 
den  Kleinbetrieb  das  Gegenteil.  Einerseits  ist  in  demselben,  wie  schon 
hervorgehoben,  der  Unternehmer  durch  «las  Gesetz  nicht  gehindert,  den 
Verfall  des  rückständigen  Lohnes  für  den  Fall  des  Vertragsbruches  in  jeder 
beliebigen  Höhe  auszubedingen,  andererseits  aber  kommt  ihm  das  Gesetz 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  er  zur  Durchsetzung  einer  solchen  Vertrags- 
bcsliminung  selten  in  der  Lage  sein  wird,  insofern  zu  Hülfe,  als  eine  Vor- 
schrift darüber  getroffen  ist,  wie  es  gehalten  werden  soll,  wenn  eine  ver- 
tragsmässige  Festsetzung  hierüber  nicht  getroffen  ist.  In  diesem 
Falle  nämlich  ist  der  Arbeitgeber  für  berechtigt  erklärt,  an  Stelle  einer  im 
weitläufigen  I'rozessverläluen  zu  ermittelnden  Entschädigung  eine  solche  in 
Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohnes  für  jeden  Tag  der  unberechtigten  Arbeits- 
weigerung, jedoch  höchstens  für  ()  Tage,  zu  fordern.'0*  Thut  er  dies,  so 
verliert  er  einerseits  das  Hecht,  eine  andere  Entschädigung  zu  verlangen, 
andererseits  aber  ist  die  Geltendmachung  dieses  Anspruches  unabhängig 
davon,  ob  überhaupt  der  Nachweis  eines  eingetretenen  Schadens  geführt 
werden  kann.,os  Das  Gleich«1  gilt  für  den  Arbeiter.  Macht  der  Nachweis 
eines  eingetretenen  Schadens  ihm  Midi«',  so  ist  er  befugt,  an  dessen  Stell«; 
einfach  den  sechsfachen  Betrag  «les  ortsüblichen  Tagelohm-s  zu  fordern ;  ja 
diese  Summ«'  kann  er  selbst  dann  beanspruchen,  wenn  er  sofort 
wieder  Arbeit  gefunden  hat. 

Nach  dem  bürgerlichen  Kc<  ltt  der  verschiedenen  deutschen  Staaten  ist 
übrigens  «he  Wirkung  einer  emseil  igen  Aufhebung  des  Arbeitsverhältnisses 
eine  verschiedene.  In  einigen  Ländern,  z.  B.  Preussen,  wir«l  dadurch  der 
Vertrag  aufg«'h">st,  und  es  kann  nur  eine  Entschädigung  gefordert  wenlen  ; 
in  anderen  kann  jeder  Teil  die  Aushaltung  des  Wrtrages  verlangen.  Hieran 
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ist  durch  die  Gewerbeordnung  nichts  geändert,  nur  ist  vorgeschrieben,  dass 

die  Geltendmachung   des    Anspruches   auf   die   gesetzliche  Konventionalstrafe 

die  Forderung  auf  Erfüllung  des  Vertrages  ausschliesst ,0". 

Der  Inhalt  der  hier  betrachteten  Gesetzbestimmungen  ist   also,  nochmals 

kurz  zusammengefaßt,  folgender: 

J.  Für  die  Grossbetriebe  begründet  sie  lediglich  eine  Beschrankung  des 
Unternehmers  in  der  freien  Vertragsbefugnis,  sich  eine  Konventional- 
strafe hinsichtlich  des  rückständigen  Lohnes  auszubedingen,  während 
dem  Arbeiter  in  dieser  Beziehung  rechtlich  keinerlei  Schranken 
auferlegt  sind. 

'2.  Für  den  Kleinbetrieb  ist  für  beide  Teile  der  schwierige  Schadens 
nachweis  durch  das  Hecht  ersetzt,  als  Schaden  den  sechsfachen 
Betrug  des  ortsüblichen  Tagelohnes  zu  fordern.  Da  dieser  überall 
durch  die  Behörde  festgesetzt  ist,  und  in  den  meisten  Orten  zwischen 
1,"i<)  Mark  und  2  Mark,  so  beträgt  diese  Summe  also  regelmässig 
9—12  Mark. 

b)  Die  Sicherung  der  Beitreibung. 

In  dieser  Beziehung  halte  bereits  das  Gesetz  vom  17.  Juli  187X  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  ein  Arbeilgeber  der  einen  Arbeiter  verleitet,  die  Arbeit  rechtswidrig 
zu  verlassen  oder  der  wissentlich  einen  Vertragsbrüchigen  Arbeiter  in  Arbeit 
nimmt  oder  behält,  für  den  entstehenden  Schaden  als  Selbstschuldner  haftet. 
Diese  Ersatzpflicht  ist  jetzt  naturgemäss  auch  auf  diejenige  Summe  ausge- 
dehnt, welche  nach  der  oben  erörterten  Vorschrift""  an  die  Stelle  des  im 
l'rozesswege  ermittelten  Schadensbetrages  tritt108.  Dagegen  ist  andererseits 
eine  Abschwächung  eingetreten  Nach  der  früheren  Bestimmung  mussie  der 
Arbeitgeber  einen  Arbeiter,  von  dem  er  bei  seiner  Annahme  nicht  gewusst 
hatte,  dass  derselbe  noch  anderweit  zur  Arbeit  verpachtet  war,  sofort  ent- 
lassen, sobald  er  dies  nachträglich  erfuhr,  auch  wenn  darüber  noch  so  lange 
Zeit  verflossen  war.  Dies  war  eine  Härte  sowohl  für  den  Arbeiter  als  für 
den  neuen  Arbeitgeber;  der  Zwang  des  Letzteren  zur  Entlassung  eines  gut- 
gläubig angenommenen  Arbeiters  ist  deshalb  auf  die  Frist  von  14  Tagen 
.seit  dem  eingetretenen  Vertragsbruche  beschränkt "'\ 

Was  hiernach  für  Arbeiter  gilt,  ist  auch  auf  die  Hausgewerbetreibenden 
ausgedehnt "". 

Im  Ganzen  sind  diese  Bestimmungen  praktisch  nicht  sehr  bedeutungsvoll, 
da  der  Nachweis,  dass  der  Arbeitgeber  den  Vertragsbruch  gekannt  hat,  schwer 
zu  führen  ist. 

Wichtig  ist  deshalb  die  Sicherung  durch  einen  (Jehlbetrag,  welcher  in 
die  Hand  des  Arbeitgebers  gegeben  wird,  um  sich  daraus  nötigenfalls  wegen 
seiner  Ersatzansprüche  zu  decken.  Ein  solches  Hecht  steht  nun  nach  allge- 
meinen Grundsätzen  jedem  Beteiligten  zu,  wenn  er  es  sich  verlragsniässig 
ausbedingl,  und  mehr  als  dieses  allgemein  für  jeden  Staatsbürger  geltende 
Hecht,  sich  durch  eine  solche  Vertragsbestimmung  zu  sichern,  ist  auch  in 
dem  so  schwer  angegriffenen  Arbeiterlrulzparagraphen 111  nicht  gegeben.  Nicht 
etwa  ist  der  Arbeitgeber  kraft  Gesetzes  für  befugt  erklärt,  einen  Teil  des 
Lohnes  einzubebalttn,  sondern  .sein  Hecht,  eine  solche  Kinbehaltung  im  Ar- 
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beilsvertrage  sich  auszubedingen,  ist  dadurch  in  weitgehendem  Masse 
beschränkt,  dass  eine  solche  Vereinbarung  nur  in  Höhe  eines  Viertels  der 
jedesmaligen  (.ohnzahlung  und  nur  bis  zum  Gesamtbeträge  eines  durch- 
schnittlichen Wochenlohnes  für  zulässig  erklärt  ist.  Vor  dem  neuen  Gesetze 
bestand  eine  solche  Beschränkung  nicht,  insbesondere  war  sie  durch  das 
Gesetz  vom  21.  Juni  1869,  betreuend  die  Beschlagnahme  des  Arbeitslohnes, 
nicht  begründet.  Es  war  auch  durchaus  üblich,  sehr  viel  höhere  Beträge 
durch  Lobnabzüge  anzusammeln  und  als  Kaution  für  Aushallung  des  Ver- 
trages einzubehalten.  Das  Arbeiterschutzgesetz  hat  deshalb  nicht 
etwa  eine  Erweiterung,  sondern  eine  sehr  wesentliche  Be- 
schränkung der  Rechte  des  Arbeitgebers  herbeigeführt. 

Für  das  Verständnis  des  Gesetzes  sind  jedoch  2  Punkte  zu  beachten: 

1.  Das  Gesetz  spricht  nur  von  « Sicherung  des  Ersatzes  eines  aus  der 
widerrechtlichen  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  er- 
wachsenden Schadens».  Dadurch  wird  ein  auf  andere  Weise,  ins- 
besondere durch  schlechte  Arbeit,  Beschädigung  von  Gerät h  und 
Material  u.  s.  w.  herbeigeführter  Schaden  nicht  berührt.  Für  diesen 
ist  also  der  Unternehmer  nicht  gehindert,  seine  Vertragsfreiheit  auszu- 
üben und  die  hohneinbehaltung  in  höherem  Umfange  auszubedingen. 
Dadurch  verliert  aber  die  gesetzliche  Beschränkung  sehr  viel  ven  ihrem 
Werte,  denn  ist  einmal  anf  Grund  einer  derartigen  Vereinbarung  eine 
grössere  Summe  einbehalten,  so  steht  dieselbe  gegebenenfalls  auch  für 
Schadensansprüche  aus  dem  Vertragsbruche  zur  Verfügung,  und  wenn 
auch  die  unmittelbare  Beschlagnahme  verboten  ist,  so  ist  doch  dadurch 
eine  Pfändung  nach  erfolgter  Auszahlung  nicht  ausgeschlossen. 

2.  Das  Gesetz  beschränkt  nur  die  Sicherung  durch  hohneinbehaltung. 
Es  ist  also  eine  Vertragsbestimmung  nicht  verboten,  durch  welche  der 
Arbeiter  sich  verpflichtet,  sei  es  auf  einmal  oder  in  kleineren  An- 
zahlungen, bei  dem  Arbeitgeber  eine  grössere  Summe  als  Sicherung 
zu  hinterlegen,  und  zwar  nicht  allein  so,  dass  eine  gerichtlich  fest- 
gestellte Enlschädigungsforderung  daraus  befriedigt  werden  kann,  son- 
dern sogar  in  der  Weise,  dass  diese  Summe  bei  Vertragsbruch  ohne 
Weiteres  als  Konventionalstrafe  verfällt. 

.I.  Arbeitsordnung. 

Eine  Einrichtung  von  scheinbar  nur  formeller  und  doch  in  Wahrheil  sehr 
tief  eingreifender  materieller  Bedeutung  ist  die  Vorschrift,  dass  dis  wesentlichsten 
das  Arbeitsverhältnis  betreffenden  Bestimmungen  nicht  in  den  mit  den  einzelnen 
Arbeitern  abgeschlossenen  Vertrügen  und  noch  weniger  in  gelegentlichen  münd- 
lichen Beredungen  enthalten,  sondern  in  einer  einheitlichen,  für  alle  Arbeiter 
des  ganzen  Betriebes  oder  wenigstens  für  ganze  Gruppen  von  solchen  gülligen 
Arbeitsordnung  niedergelegt  sein  müssen. 

Dieselbe  iniiss  nicht  allein  öffentlich  ausgehängt,  sondern  auch  jedem  Ar- 
beiler  beim  Eintritt  in  die  Arbeit  ausgehändigt  werden."*  Vor  Erlass  der  Ar- 
beitsordnung muss  den  sämtlichen  grossjührigen  Arbeitern  Gelegenheil  gegeben 
werden,  sich  über  denn  Inhalt  zu  äussern"'. 

Neben  dieser  «hon  durch  die  Zusammenfassung  der  Arbeiter  herbei- 
geführten natürlichen  Stärkung  ihrer  Stellung  hat  übrigens  das  Gesetz  auch  auf 
einen  gewissen  stattlichen  Schul/  Bedacht  genommen,  indem  vorgeschrieben  ist, 
dass  die  Arbeitsordnung  nebst   den  etwa   von  den  Arbeitern    erhobenen  Ein- 
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Wendungen  binnen  3  Tagen  nach  ihrem  Erlass  der  unleren  Verwaltungsbehörde 
einzureichen  ist"*. 

Ausser  diesen  allgemeinen  Vorschriften  sind  noch  eine  Reihe  von  Einzel- 
bestimmungen  zu  erwähnen,  welche  sämtlich  den  Zweck  haben,  da«  durch  die 
Vorschrift  der  Arbeitsordnung  verfolgte  Ziel  eines  Schutzes  des  Arbeiters  sicher- 
zustellen. 

Zunächst  ist  bestimmt,  dass  Abänderungen  der  einmal  erlassenen  Arbeits- 
ordnung nur  durch  eine  neue  Arbeitsordnung  oder  durch  Nachträge  erfolgen 
können,  welche  den  gleichen  Vorschriften  unterliegen ;  dadurch  ist  also  allen 
etwaigen  Sonderverabredungen  die  Geltung  entzogen m.  Solche  Aenderungcn 
treten  frühestens  1-1  Tage  nach  ihrem  Erlasse  in  Kraft  "*,  daneben  aber  versteht 
sich  von  selbst,  dass,  da  sie  eine  Aenderung  des  Arbeitsvertrages  enthalten,  der 
Arbeiter  sie  sich  nur  dann  gefallen  zu  lassen  braucht,  wenn  dabei  die  Vor- 
schriften über  die  Kündigung  beobachtet  sind. 

Ausserdem  sind  eine  Reihe  von  Angelegenheiten  hervorgehoben,  über 
welche  notwendig  in  der  Arbeitsordnung  Bestimmung  getroffen  sein  muss,  so 
dass  anderweite  Vereinbarungen  ungültig  sind.  Hierzu  gehören  Bestimmungen: 
über  Anfang  und  Knde  der  täglichen  Arbeitszeit"1;  über  Abrechnung  und  Lohn- 
zahlung1"1; über  Kündigungsfrist  und  Entlassungsgründe110;  über  Strafen  und 
Lohnabzüge,  sowie  deren  Verwendung 

Andere  als  die  in  der  Arbeitsordnung  vorgesehenen  oder  gesetzlich  ange- 
ordneten Entlassungsgründc  können  nicht  gültig  vereinbart andere  als  die  dort 
angeordneten  Strafen  dürfen  nicht  verhängt  werden***. 

Auch  die  Art  und  Höhe  der  Strafen  ist  im  Gesetze  genau  begrenzt  und 
ebenso  die  Verwendung  zugunsten  der  Arbeiter  vorgeschrieben. 

Uebrigens  gilt  die  ganze  Vorschrift  über  den  Erlass  von  Arbeitsordnungen 
und  deshalb  Alles,  was  darüber  im  Gesetze  bestimmt  ist,  lediglich  für  grössere 
Betriebe,  nämlich  für  Fabriken,  in  welchen  regelmässig  mindestens  20  Arbeiter 
beschäftigt  werden 


K.  Arbeiteraussehüsse. 

Schon  vor  Erlass  des  Arbeiterschutzgesetzes  halte  eine  Anzahl  von  Unter- 
nehmern den  Versuch  gemacht,  Arbeiteraussehüsse  zu  schaffen,  eine  Ein- 
richtung des  genossenschaftlichen  Selbstschutzes,  welche  auf  dem  Boden  des 
praktischen  Lehens  erwachsen,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  zu  den  grossesten 
Hoffnungen  berechtigt.  Das  Gesetz  hat  davon  abgesehen,  dieselben  zwangsweise 
einzuführen,  aber  es  begünstigt  deren  freiwillige  Bildung  dadurch,  dass  es  den- 
selben, wo  sie  bestehen,  die  Befugnis  übertrügt,  bei  Feststellung  der  Arbeits- 
ordnung die  Arbeiterschaft  zu  vertreten  '**  und  zugleich  Bestimmung  darüber 
trifft,  welche  Formen  von  Vertretungen  als  Arbeiteraussehüsse  im  gesetzlichen 
Sinne  anzuerkennen  sind.    Die   wichtigsten  derselben  sind  die   Vorstände  der 
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Krankenkassen  ,r\  denen  ganz  überwiegend  bisher  in  der  Praxis  diese  Stellung 
übertragen  ist.  Für  den  Bergwerksbetrieb  treten  an  deren  Stelle  die  Knapp- 
schafLsällesten ,is.  Soweit  diese  schon  naeh  den  bisherigen  Gesetzen  bestehenden 
Vertretungen  niehl  vorhanden  sind  und  nicht  beliebt  weiden,  ist  es  Vorbedingung, 
dass  die  Aussehussmitglieder  in  ihrer  Mehrheit  von  den  Arbeitern  und  zwar 
mittels  unmittelbarer  und  geheimer  Abstimmung  gewählt  werden1*7. 


L.  Staatliche  Aufsicht. 

Die  Stärkung  der  eigenen  Kraft  des  Arbeiterstandes  schliesst  nicht  aus, 
dass  auch  für  die  staatliche  Gewalt  ein  Raum  verbleibt,  in  welchem  dieselbe 
zur  Mitwirkung  an  einem  gedeihlichen  Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und  Unter- 
nelimer  berufen  ist.  Gewiss  wird  sich  dieser  Maum  weiter  oder  enger  bemessen, 
je  nach  der  Atisdehnung  der  Selbst verwaltungsrechle,  und  so  lange  man  in  der 
Kniwickelung  der  Letzteren  noch  auf  den  allerererslen  Stufen  geblieben  ist,  muss 
naturgeniäss  die  Machtbefugnis  der  staatliehen  Organe  eine  um  so  grossere 
Ausdehnung  erhalten. 

Ein  solches  staatliches  Organ  ist  geschaffen  durch  die  Einrichtung  der 
Fabrikinspektoren  oder  Gewerberäl  em.  Dieselbe  war  bereits  durch  das 
Gesetz  vom  17.  Juni  1878  ins  Leben  geruft  n,  hatte  aber  den  beabsichtigten 
Erfolg  nicht  vollständig  erreichen  können ,  da  man  in  vielen  Bundesstaaten, 
insbesondere  in  Preussen,  die  angestellten  Beamten  auf  eine  so  geringe  Zahl 
beschränkt  hatte,  dass  denselben  schon  wegen  ihrer  Gesehäflsüberlastung  eine 
eingreifende  Thätigkcit  unmöglich  gemacht  war.  Erst  neuerdings  hat  das  wieder- 
holte Drängen  des  Reichstages  es  bewirkt,  dass  insbesondere  in  Preussen  die 
Regierung  sich  entschlossen  hat,  die  bisherige  völlig  unzulängliche  Zahl  von  17 
Gewerheräten  und  10  Assistenten  auf.  insgesamt  also  auf  103  Beamte  zu 
erhöben,  ein  Plan,  der  innerhalb  i  Jahren  durchgeführt  werden  soll. 

Auch  gesetzgeberisch  ist  ein  Fortschritt  durch  das  neue  Gesetz  erfolgt, 
insofern 

i.  die  Ueberwaehungsbefugnis,  welche  bis  dahin  auf  Fabriken  und  auch 
hier  im  wesentlichen  auf  die  Beaufsichtigung  der  Beschäftigung  von 
jugendlichen  Arbeitern  und  die  zum  Schutze  von  Leben  und  Gesundheit 
erforderlichen  Einrichtungen  beschränkt  war,  jetzt  auf  alle  gewerbliche 
Unternehmungen  mit  Ausnahme  des  Handelsgewerbes,  und  auf  die 
Bestimmungen  über  Sonntagsarbeit,  sowie  über  Vorrichtungen  zum 
Schutz  von  Sitte  und  Anstand  und  über  Innehaltung  der  vorgeschriebenen 
Arbeitsdauer  erstreckt, 
2  auch  tlen  Fabrikinspektoren  das  Recht,  von  den  Unternehmern  Auskunft 

für  statistische  Erhebungen  zu  verlangen,  beigelegt,  und 
3.  die  Befugnis  des  Bundesrates,    für  einzelne  wenig  industrielle  Bezirke 

von  der  Anstellung  solcher  Beamter  ganz  abzusehen,  beseitigt  ist. 
Leider  ist  die  nicht  zu  billigende  Beschränkung  geblieben,  dass  die  Fabrik- 
Inspektoren  keine  eigene  Zwangsgewalt  besitzen,  um  den  von  ihnen  getroffenen 
Anordnungen  Nachdruck  zu  verschaffen. 

Neben  den  Fabrikinspekloren  kommen  als  Aufsichtsinstanz  noch  ferner  in 
Betracht  die  B e i  u l's genos se n sc h a f t c n  der  Unfallversicherung,  denen  gerade 
die  Unfallverhütung  als  erforderliche  Aufgabt'  zugewiesen  worden  ist.  Vergl. 
darüber  tlen  Artikel:  «Unfallversicherung». 
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M.  Koalitionsrecht. 

Die  Aufgab«?  der  Gesetzgebung  sollte  es  sein,  durch  Stärkung  der  eignen 
Kraft  des  Arbeiterstandes  dessen  Fähigkeit  zum  Selbstschutz  zu  starken  und 
dadurch  den  Umfang. des  .staatliehen  Schutzes  zu  beschränken.  Stets  mus.s  es 
das  Ziel  bleiben,  Meinungsverschiedenheiten  unter  den  beiden  Parteien,  Arbeitern 
und  Arbeitgebern,  thunlichst  durch  deren  unmittelbare  Verständigung  auszu- 
gleichen, und  dieses  Ziel  ist  nur  zu  erreichen,  wenn  die  nalurgemäss 
schwächere  Stellung  der  Arbeiter  durch  Organisationen  ge>tärkt  wird,  welche 
daneben  auch  durchaus  den  wohlverstandenen  Interessen  der  Arbeitgeber 
dienen. 

Das  Gesetz  nimmt  zu  diesen  Fragen  nur  in  zwei  Bestimmungen  Stellung : 

1.  Zunächst  werden  alle  Verbote  aufgehoben,  welche  sich  gegen  Ver- 
abredungen oder  Vereinigungen  von  Arbeitern  oder  Arbeitgebern 
richten,  sofern  diese  die  Erlangung  günstigerer  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen, insbesondere  mittels  Einstellung  der  Arbeit  oder  Ent- 
lassung der  Arbeiter  bezwecken.  Doch  steht  jedem  Teilnehmer  an 
solchen  Verabredungen  oder  Vereinigungen  jederzeit  der  Rücktritt  frei 
und  die  übernommenen  Verpflichtungen  haben  keinerlei  gesetzliche  Be- 
deutung **"). 

2.  Wer  Andere  durch  Zwang,  Drohung.  Verrufserklärung  zu  bestimmen 
versucht,  an  solchen  Verabredungen  Teil  zu  nehmen  oder  ihnen  Folge 
zu  leisten,  oder  wer  Andere  zu  verhindern  sucht,  von  ihnen  zurück- 
zutreten, wird  mit  Gefängnis*  bis  zu  3  Monaten  bestraft'30. 


X.  Umfang  der  Arbeiterschutzgesetzes. 

In  der  vorstehenden  Darstellung  ist  regelmässig  von  «Arbeitern»,  zuweilen 
auch  von  « Gesellen  und  Gehülfen  »  die  Hede  gewesen.  Um  Zweifel  auszu- 
schliessen,  bedarf  es  der  genauen  Feststellung,  in  wie  weit  die  einzelnen  Be- 
stimmungen auf  die  verschiedenen  Klassen  von  Arbeitern  im  weitesten  Sinne, 
d.  h.  wirtschaftlich  unselbständigen  Personen,  Anwendung  finden. 

1.  Zunächst  sind  von  dem  Geltungsbereiche  des  Arbeilerschutzgeselzes 
völlig  ausgeschlossen  die  Gehülfen  und  Lehrlinge  in  Apot  heken  |J|. 

2.  Auch  auf  das  Handelsgewerbe  finden  lediglich  die  Vorschriften  über 
die  Sonntagsarbeit  und  die  Fortbildungsschulen  Anwendung1''4. 

3.  Im  übrigen  gelten,  was  den  besonderen  Schutz  jugendlicher  Per- 
sonen betrifft : 

A.  für  alle  Gewerbe,  welche  überhaupt  der  Gewerbeordnung  unterliegen, 
also  ohne  Unterschied  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb: 

a.  die  Vorschrift,  dass  Personen  unter  18  Jahren  von  Gewerbetreibenden 
nicht  beschäftigt  werden  dürfen,  welche  sich  nicht  im  Besitze  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  befinden  ,,J, 

b.  die  Bestimmungen  über  die  Führung  von  Arbeitsbüchern n'. 

c.  die  Verpflichtung  hinsichtlich  der  Fortbildungsschulen'", 
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d.  die  besonderen  Rücksichten,  welche  im  Betriebe  auf  Gesundheit  und 
Sittlichkeiten  zu  nehmen  sind  "6, 

B.  lediglich  für  Fabriken 

a.  die  Vorschriften  über  die  Beschränkungen  der  Arbeitszeit"7,  insbeson- 
dere des  Verbotes  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit "*  und 

b.  die  Befugnis  des  Bundesrats,  für  gewisse  Betriebe  die  Beschäftigung 
von  jugendlichen  Arbeitern  zu  untersagen  oder  zu  beschränken"9. 

C.  Dagegen   sind  die   unter  B    bezeichneten  Bestimmungen  von  den 
Fabriken  ausgedehnt : 

a.  auf  Hüttenwerke,  Zimmerplätze  und  andere  Bauhöfe,  Werften,  Ziegeleien 
und  oberirdische  Brüche  und  Gruben"0, 

b.  auf  Werkstätten,  in  welchen  elementare  Kräfte,  insbesondere  Dampf, 
Wind,  Wasser,  Gas,  Luft,  Elektrizität  zur  regelmässigen  Verwendung 
kommen,  wobei  der  Bundesrat  einzelne  Ausnahmen  gestatten  kann1", 

c  auf  alle  Werkstätten  und  Bauten,  auf  welche  sie  durch  kaiserliche  Ver- 
ordnung ausgedehnt  werden,  doch  sind  hiervon  Werkstätten  ausge- 
nommen, in  welchen  nur  Familienangehörige  beschäftigt  werden"*, 

d.  auf  Bergwerke,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten  und  unterirdische  Brüche 
und  Gruben  "\ 

A.  Die  Vorschriften  über  den  Schutz  weiblicher  Personen  beziehen  sich 
zunächst  nur  auf  Fabriken,  doch  gelten  hier  die  unter  3a -d  aufgeführten 
Ausdehnungen. 

5.  Die  Bestimmungen  über  Sonntagsarbeit  gelten  allgemein  für  alle 
Betriebe,  welche  der  Gewerbeordnung  unterliegen. 

C.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Verbote  des  Trucksystems,  ferner 

7.  von  dem  Schutze  für  Leben  und  Gesundheit  sowie  für  die  Sitt- 
lichkeit und  endlich 

8.  von  der  Befugnis  des  Bundesrats  zur  Festsetzung  der  Arbeits dauer. 

9.  Von  den  auf  das  gegenseitige  Vertrags  Verhältnis  bezüglichen  Be- 
stimmungen gelten 

A.  für  Klein-  und  Grossbetriebe"4,  sowie  für  Hüttenwerke,  Zimmerplätze 
und  andere  Bauhöfe,  Werften,  Ziegeleien  und  oberirdische  Brüche  und  Gruben'": 

die  Vorschriften  über  die  Ausstellung  von  Zeugnissen"*,  über  die  Kündigungs- 
frist die  Gründe  der  sofortigen  Entlassung  "\  das  Verbot  der  Beschäftigung 
Vertragsbrüchiger  Arbeiter 149  und  die  Beschränkung  des  Rechts  zur  Lohnein- 
behaltung""; 

B.  dagegen  bezieht  sich  das  Recht  des  Arbeiters  und  des  Arbeitgebers, 
anstatt  eines  nachzuweisenden  Schadens  den  sechsfachen  Betrag  des  ortsüblichen 
Tagelohnes  zu  fordern,  nur  auf  Betriebe  mit  weniger  als  20  Arbeitern; 

C.  umgekehrt  gilt  das  Verbot,  sich  eine  Konventionalstrafe  über  den  Betrag 
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dos  durchschnittlichen  Woehenlohnes  auszuhedinj.en15',  nur  für  Fabriken  mit 
mindestens  20  Arbeitern ;  auf  diese  sind  auch  die  Bestimmungen  über  die  Aus- 
übung der  Strafbefugnis  beschränkt*5*. 

I).  Die  Bestimmung  über  die  Beschränkung  der  Lohneinbehallung  ist  auf 
Bergwerke ,  Salinen  ,  Aufbcreilung.-anstalten  und  unterirdische  Brüche  und 
Gruben  ausgedehnt 

I  ».  Die  Verpachtung  zum  Er'asse  einer  Arbeitsordnung  und  deren  Inhalt 
bezieht  sich  lediglich  auf  Fabriken  mit  mehr  als  20  Arbeitern' M,  sowie  auf 
Hüttenwerke,  Zimmerplätze  und  andere  Bauhöfe,  Werften,  Ziegeleien  und  ober- 
irdische Brüche  und  Gruben mit  gleicher  Arbcilerzahl. 

11.  Das  (deiche  gilt  von  den  zur  Begutachtung  der  Arbeitsordnung  berufenen 
A  r  b  e  i  t  e  r  a  u  s  s  e  h  ü  s  s  e  n . 

12.  Der  Wirkungskreis  der  Ka  brik Inspektoren  beschränkt  sich  nicht  auf 
Fabriken,  sondern  umfasst  alle  Betriebe,  auf  welche  die  Gewerbeordnung  üher- 
haupt  Anwendung  findet,  mit  Ausnahme  des  Handelsgewerbes,  und  ist  ausser- 
dem auf  Beigwerke,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten  und  unterirdische  Brüche 
und  Gruben  ausgedehnt ,sc 

1-5.  Die  Bestimmungen  über  das  Koalitionsrecht  endlich  beziehen  sich 
auf  alle  Personen,  welche  den  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  unterlieg«  n. 

Die  Gewerbeordnung  findet  zunächst  keine  Anwendung  auf  die  sprach- 
gebräuchlich nicht  zu  den  Gewerben  gerechnete  Landwirtschaft  und  ausser- 
dem nach  ausdrücklicher  Vorschrift  (G  -(>.  §  6)  auf  die  Fischerei,  die  Errich- 
tung und  Verlegung  von  A|K>theken,  die  Erziehung  von  Kindern  gegen  Entgelt, 
das  Unterricht.swesen,  die  advokatorische  und  Notariatspraxis,  den  Gewerbebetrieb 
der  Auswanderungsunternehmer  und  Auswanderungsagenten,  der  Versicherungs- 
unternehmer und  der  Eisenbahnunternehmungen,  die  Befugnis  zum  Halten 
von  öffentlichen  Fähren  und  die  Rechtsverhältnisse  der  Schiffsmannschaften  auf 
den  Seeschiffen.  Auf  das  Bergwesen,  die  Ausübung  der  Heilkunde,  den  Ver- 
kauf von  Arzneimitteln,  den  Vertrieb  von  Lollcrieloosen  und  die  Viehzucht 
findet  die  Gewerbeordnung  nur  insoweit  Anwendung,  als  sie  ausdrückliche  Be- 
stimmungen darüber  enthält.  Hiernach  sind  also  von  dem  Arheiterschutzc  des 
Gesetzes  vom  1.  Juni  ISO!  ausgeschlossen  die  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Arbeiter,  die  Eisenbahnarlieiler,  die  Seeleute  (Vgl.  für  diese  die  Seemannsordnung 
vom  27.  Dezember  1872)  und  das  Gesinde,  auch  die  Bergarbeiter  soweit  sie 
nicht  ausdrücklich  erwähnt  sind.  Für  die  bezeichneten  Arbeilergruppen  fehlt  es, 
abgesehen  von  der  Seemannsordnung  und  den  Bestimmungen  über  die  Unfall- 
verhütung in  den  betreffenden  Gesetzen  an  reichsgesctzliehcn  Schutzvorschriften. 
Die  Stellung  der  Hausindustriellen  und  ihrer  Arbeiter  ist  bisher  sehr  bestritten; 
die  angeführte  Bestimmung  in  §  154  des  Gesetzes  giebt  die  auch  in  dessen  Be- 
gründung ausdrücklich  als  erforderlich  bezeichnete  Befugnis,  die  Schutzvor- 
schriften auch  auf  die  Hausindustrie  auszudehnen. 

Die  Verhältnisse  der  Betriebsbeamten,  Werkfiihrer  und  Techniker  sind  durch 
einen  besonderen  Tittel  lila  des  Gesetzes  vom  0.  Juni  1801  geregelt,  doch  be- 
schränkt sich  diese  Hegehing  wesentlich  auf  die  Bestimmungen  über  Abschluss 
und  Lösung  des  Arbeitsvertrages.  Dagegen  sind  auf  sie  ausgedehnt  die  Vorschriften 
über  Sonntagsruhe,  Zeugnisse  und  Arbeitsbücher,  Trucksystem,  Schulz  für  Leben, 
Gesundheit  und  Sittlichkeit,  Arbcilsdauer  und  Sicherung  gegen  Vertragsbruch 
(§  I2ib  und  125)  nicht  aber  über  Einbehaltung  des  Lohnes      1 19a). 


ltl  §  134.  Ab«.  2. 

»»»  134  b.  Abi.  2.  S  13U-,  AU.:!. 
»m  ä  154a,  Abs.  1. 
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Ü.    Gesetzeskraft  und  Uebergangsbestimmungen. 

Her  Zeitpunkt,  an  welchem  das  Arbeiterschutzgesetz  in  Kraft  treten  sollte, 
ist  im  allgemeinen  auf  den  1.  April  1892  bestimmt'*'.  Davon  sind  jedoch  ausge- 
nommen : 

1.  die  Vorschriften  über  die  Fortbildungsschulen,  welche  bereits  seit 
1.  Oktober  1891  Geltung  haben08,  und 

2.  die  Bestimmungen  über  Sonnlagsarbeit  und  über  die  Ausdehnung  der 
für  Fabriken  erlassenen  Vorschriften  auf  Werkstätten,  welche  elementare 
Triebkräfte  benutzen ;  die  Inkraftsetzung  derselben  ist  kaiserlicher  Ver- 
ordnung vorbehalten  159  und  durch  Verordnung  vom  28.  März  1892 
dahin  erfolgt,  dass  die  Geltung  des  Gesetzes  in  diesen  Punkten  für  das 
Handelsgowerbe  mit  dem  1.  Juli  1892  begonnen  hat.  Endlich  ist  durch  die 
Verordnung  vom  4.  Februar  1895  das  Gesetzbuch  für  alle  übrigen  Ge- 
werbe in  Kraft  gesetzt  mit  dem  1.  April  1893. 

Uebergangsbestimmungen  im  Sinne  einer  Erleichterung  gegenüber  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  sind  zugelassen 

1.  hinsichtlich  der  Beschäftigung  von  Kindern  und  jugendlichen  Arbeitern, 
welche  bisher  in  Fabriken  beschäftigt  waren  und  auf  welche  bis  zum 
1.  April  1894  die  bisherigen  Gesetze  Anwendung  finden  sollten"0. 

2.  hinsichtlich  der  Nachtarbeit  der  weiblichen  Arbeiter,  welche  im  bisherigen 
Umfange  bis  zum  1.  April  1894  von  der  Landeszentralbehördc  unter 
gewissen  Bedingungen  gestattet  werden  konnte 


Litteratur. 

Für  die  Auslegung  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1891  sind  vor  Allem  wertvoll 
die  gesetzgeberischen  Verhandlungen,  zunächst  also  die  Begründung  der  Be- 
gierungsvorlage (Stenographische  Berichte  des  Reichstages,  8.  Legislatur-Periode, 
1.  Sessiun  189191.  1.  Anlageband  Nr.  4)  und  der  Kommissionsbericht  des  Ab- 
geordneten Hitze  vom  17.  Januar  1891  (2.  Anlageband  Nr.  190),  sowie  die 
IMenarvcrhandlungcn  (Stenographischer  Bericht  I,  Seite  121—193,  III,  Seite  1452 
bis  2185,  IV,  Seite2187  -  2231,  22-45-2545,  2739-2740,  2745-2809,  2813). 

Von  den  Kommentaren  zur  Gewerbeordnung  sind  insbesondere  zu  nennen 
der  von  Marcinocoskv  (5.  Aufl.,  Berlin  1892).  Schenkel  (2.  Aufl.,  Karls- 
ruhe 1893),  Landmann  (2.  Aufl.,  München  1893),  Schicker  (3.  Aufl.,  Stutt- 
gart 1892).  Bezüglich  der  Litteratur  vor  Erlass  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1891 
sind  hervorzuheben :  Die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  in  dessen 
Schriften  Band  IV  (1874)  und  XIV  (1878i.  und  des  Vereins  für  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege, in  dessen  Zeitschrift  Band  X,  Heft  1  (Braunschweig  1878); 
Kalle,  o  Massregeln  zum  Besten  der  Fabrikarbeiter».  Wiesbaden  1875;  Hitze, 
«  Bedeutung  und  Aufgabe  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  »  im  «  Arbeiterwohl  > 
1887,  Heft  9—12.  Derselbe  im  Staatslexikon  der  Görres-Gesellschatl,  Artikel 
«Arbeiterfrage»,  Band  I.  Seite  272—393.  Cohn.  «Die  gesetzliche  Regelung 
der  Arbeitszeit  »,  in  seinen  «Nationalökonomischen  Studien»,  Seite  257  ff.  (Stutt- 
gart 18S0).    Lohren,  «Entwurf  eines  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes  zum 


r'7  Art.  '.»,  Abs.  8  de,  C.c.-ctzcs. 
;  -  .\it.  AI- 

Art.  '.).  Abs.  1. 
"Alt.  Ü.  Ah.,.  4. 
w  A.i.  0.  Abs. 
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Schutze  der  Frauen-  und  Kinderarbeit»,  Potsdam  1887.  Putsch,  «Die  Siche- 
rung der  Arbeiter  gegen  die  Gefahren  für  Loben  und  Gesundheit  in  Fabrik- 
betrieben»,  Berlin  1883.  Elster,  «Die  Fabrikinspektionsberichte  und  die  Ar- 
beiterschutzgesctzgebung  »,  in  den  « .Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  ».  N.  F. 
XI  (1885).  Steinert,  «Normen  zur  Benutzung  bei  Aufstellung  von  Fabrik- 
ordnungen», Hamburg  4883.  Morgenstern,  «Hinrichtungen  und  Schutz- 
vorkehrungen zur  Sicherung  gegen  Gefahren  für  Heben  und  Gesundheit  der  in 
gewerblichen  Etablissements  beschäftigten  Arbeiter»,  Leipzig  1883.  Quarck, 
« Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  im  deutschen  Reiche » ,  Stuttgart  1886. 
Reichel,  «Die  Sicherung  von  Leben  und  Gesundheit»,  Bericht  über  die 
Brüsseler  Ausstellung  1886.  Berlin  1887.  Verhandlungen,  Mitteilungen  und 
Berichte  des  Zentralverbandes  deutscher  Industriellen  Nr.  50  und  51  vom 
Juni  und  Juli  1890.  Max  Hirsch,  «Arbeiterschutz,  insbesondere  Maximal- 
arbeitstag »,  Berlin  1890.  Derselbe,  « Die  Maxime  des  Arbeiterschutzes », 
Berlin  1890. 

Aus  der  Litteratur  nach  Erlass  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1891  sind 
zu  erwähnen:  Max  Hirsch,  «Die  Arbeifersehutzgesetzgebung  » ,  in  Freunds 
politischen  Handbüchern,  Breslau  1891.  Engelmann,  «Die  Rechtsverhältnisse 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nach  dem  Keichsgesetze  vom  1.  Juni  1891  », 
Erlangen  1892.  F.  Böttcher.  «Das  Arbeiterschutzgesetz  in  den  Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie»,  III  F.,  Band  II  (1891),  Seite  5i3ff.  Gresbeck, 
«Gesetz  betreffend  Abänderung  der  G.-O.  vom  1.  Juni  1891  »,  Ansbach  1891. 
Herkner,  «Die  Reform  der  deutschen  Arbeiterschutzgesetzgebung»,  in  Braun 
«Archiv  für  soz.  Gesetzgebung»,  V,  221  ff .  Kulemann,  «Der  Arbeiterschulz, 
sonst  und  jetzt,  in  Deutschland  und  im  Auslände  »,  Leipzig  1893.  Dasselbe,  II, 
verkürzte  Ausgaben.  Paul  Mohr,  «Beitrag  zur  Lehre  von  der  Beschränkung 
des  freien  Arbeitsvertrages  durch  die  deutsche  Sozialgesetzgebung  der  Jahre 
1869—1896,  unter  vorwiegender  Berücksichtigung  des  gewerblichen  Arbeits- 
vertrages.   Greifswald  1896. 

Ueber  Sonntagsruhe  besonders:  v.  Rüdiger,  «Die  Sonntagsruhe  im  Ge- 
werbebetriebe auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  und  Bekanntmachung  vom 
4.  und  5.  Februar  1898 »,  Berlin  1895 ;  « Die  zweckmässige  Verwendung  der 
Sonntags-  und  Feierzeit.  Vorberichte  und  Verhandlungen  der  Konferenz  für 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  vom  25.  und  26.  April  1892  »,  Berlin  1892. 

Ueber  Arbeitsordnungen  besonders:  Platz,  «Katgeber  für  den  Entwurf  von 
Arbeitsordnungen»,  Berlin  1892.  v.  Rüdiger,  «Wegweiser  zur  Aufstellung  von 
Arbeitsordnungen»,  Berlin  1892.  Sering,  «Arbeiterausschüsse  in  der  deutschen 
Industrie,  Gutachten,  Berichte,  Statuten»,  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Band  56,  Leipzig  1890.  Vosberg-Rekow,  «Die  Arbeitsordnung»,  Braun- 
schweig 1892. 

Die  Preussische  Ausführungsanweisung  vom  11.  März  1895,  betreffend  die 
Sonntagsruhe  im  Gewerbebetriebe ,  ist  in  amtlicher  Ausgabe  erschienen. 
Berlin  1895. 

Das  wertvollste  Material  über  die  bestehenden  Verhältnisse  bieten  die  Amt- 
lichen Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  mit  der  Beaufsichtigung  der 
Fabriken  betrauten  Beamten.  Berlin  seit  1879. 

Eine  ständige  Rubrik  «Arbeiterschutz»,  in  welcher  alle  bezüglichen  That- 
sachen  verzeichnet  werden,  bietet  das  «  Sozialpolitische  Zentralblalt »  von 
H.  Braun,  seit  1.  Okiober  1895  unter  dem  Titel  «Soziale  Praxis»,  geleitet  von 
J.  Jastrow  und  seit  1.  Oktober  1897  von  Ernst  Francke. 


Die  ältesten  Arheilcrschulzbo>limmungen  beziehen  sich  auf  die  Verwendung 
von  Kindern.   So  wird  in  einem  Hofkanzleidekrete  vom   IN.  Februar  1787  <l;is 
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9.  Jahr,  in  einem  solchen  vom  11.  Juni  18i2  das  12.  Jahr  als  Zeitpunkt 
bezeichnet,  vordem  eine  Beschäftigung  in  Fabriken  nicht  stattfinden  darf.  Nacht- 
arbeit i.st  für  Personen  unter  16  Jahren  untersagt.  Nach  dem  Dekrete  vom 
24.  Januar  1791  durften  die  Fabrikanten  nur  den  in  ihrem  Hause  befindlichen 
Arbeitsleuten  Kost  und  Getränk  liefern.  Die  Gewerbeordnung  vom  20.  De- 
zember 1859  gestaltet  die  Verwendung  von  Kindern  unter  10  Jahren  in  Fabriken 
überhaupt  nicht,  /wischen  ll)  und  12  Jahren  nur  auf  Grund  eines  Erlaubnis- 
scheines; bis  zu  14  Jahren  darf  die  Arbeitszeit  10  Stunden,  bis  zu  16  Jahren 
darf  sie  12  Stunden  nicht  übersteigen.  Nachtarbeit  ist  bis  zu  16  Jahren  ver- 
boten. Entlohnung  in  Waren  wird  bestraft.  Dagegen  findet  sich  bis  dahin  kein 
besonderer  Schulz  für  Frauen.  Ebenso  fand  seit  Erlass  des  Staatsgrundgesetzes  vom 
21.  Dezember  1867  ein  Zwang  zur  Beobachtung  der  Sonntagsruhe  nicht  statt. 

Das  geltende  Hecht  beruht  auf  1.  dem  Gesetze  vom  17.  Juni  1883,  be- 
treffend die  Bestellung  von  Gewerbeinspektoren :  2.  dem  Gesetze  vom  21. 
Juni  1883 ,  betreffend  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  und 
Frauenspersonen,  sowie  über  die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die  Sonntagsruhe 
im  Bergbau;  3.  dem  Gesetze  vom  8.  März  188>,  betreffend  Abänderung  und 
Ergänzung  der  Gewerbeordnung ;  4.  dem  Gesetze  vom  16.  Januar  1895,  be- 
treffend die  Regelung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  im  Gewerbebetriebe.  Im 
Handwerk  dürfen  Kinder  unter  12  Jahren  gar  nicht,  bis  zu  Ii  Jahren  nur 
nach  Prüfung  ihrer  körperlichen  Fähigkeil,  sowie  unter  Vorbehalt  der  Erfüllung 
der  Schulpflicht  bis  zu  8  Stunden  beschäftigt  werden.  Bis  zu  16  Jahren  ist 
Nachtarbeit  verholen;  die  Beschäftigung  von  Frauen  kann  in  gefährlichen  Be- 
trieben untersagt  werden  ;  die  Arbeit  von  Wöchnerinnen  ist  erst  nach  4  Wochen 
zulässig.  In  Fabriken  mit  mehr  als  20  Arbeitern  ist  bis  zu  14  Jahren  die  Be- 
schäftigung von  Kindern  gänzlich  untersagt,  von  14  —  10  Jahren  nur  bei  leichten 
Arbeiten  geblattet.  Nachtarbeit  von  Frauen  ist  verboten.  Für  den  Bergbau 
gelten  im  Wesentlichen  dieselben  Vorschriften,  doch  dürfen  Frauen  nur  über 
Tag,  Wöchnerinnen  erst  6  Wochen  nach  der  Niederkunft  oder  nach  4  Wochen 
auf  Grund  ärztlichen  Zeugnisses  beschäftigt  werden.  Die  Arbeitsdauer  ist  für 
Fabriken  (nicht  für  Handwerk  und  Handel)  allgemein  auf  11  Stunden,  für  den 
Bergbau  auf  10  Stunden  beschränkt,  doch  sind  zahlreiche  Ausnahmen  zugelassen. 
Zwischen  den  Arbeitsstunden  müssen  Pausen  von  insgesamt  mindestens  1'/, 
Stunden  liegen.  Die  Sonntagsruhe  muss  spätestens  um  6  Uhr  morgens  be- 
ginnen und  mindestens  24  Stunden  dauern,  nur  für  notwendige  Säuberungs-  und 
Instandsetzungsarbeilen,  sowie  für  unaufschiebbare  Arbeiten  in  Notfällen  und  für 
die  l'eberwaehung  der  Anlage  sind  Ausnahmen  gestaltet.  Dauert  die  Sonnlags- 
arbeil  über  3  Stunden,  so  muss  eine  24  stündige  Pause  an  einem  Wochentage 
oder  eine  je  6  .stündige  Hube  an  2  Wochentagen  gewährt  werden.  Für  gewisse 
Gewerbe  sind  Ausnahmen  durch  Verordnung  zugelassen.  Im  Handelsgewcrbe 
beträgt  die  Sonntagsarbeit  6  Stunden.  Alle  diese  Vorschriften  gelten  nach  dem 
Gesetze  vom  28.  April  1895  auch  für  den  Hausierhandel.  Hinsichtlich  des 
Truckverbotes  stellt  das  österreichische  Gesetz  fast  genau  auf  dem  Stand- 
punkte des  deutschen  Gesetzes  vom  17.  Juli  1878;  es  ist  deshalb  freilich  für 
Gewährung  von  Lebensmitteln  die  Innehaltung  der  Selbslanschaffungskosten  vor- 
geschrieben, dagegen  für  Wohnung,  Feuerung,  ärztliche  Hülfe  und  Arznei, 
Werkzeuge  und  Materialien  die  Vereinbarung  der  Preise  freigelassen.  Auch  der 
Schutz  von  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  ist  grossenteils  wörtlich 
mit  dem  deutschen  Gesetze  gleichlautend  geregelt.  Fabrik-  und  Dienst- 
ordnungen sind  für  Fabriken  mit  mindestens  20  Arbeitern  und  für  Bergbau 
vorgeschrieben.  Dieselben  werden  von  den  Behörden  hinsichtlich  ihrer  Gesetz- 
mässigkeit geprüft,  dagegen  ist  eine  Mitwirkung  der  Arbeiter,  insbesondere  durch 
Arbeiterausschüsse  nicht  vorgesehen.  Knie  besonders  segensreiche  Stellung 
haben  die  Gcwcrhcinspcktorcn  erlangt,  denen  jede  Nebenbeschäftigung  ver- 
boten ist  und  die  auch  das  Hecht  haben,  l'nfallverhiitungsvorschriftcn  zu 
erlassen. 
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Die  sogenannte  Manz'sehe  Ausgabe  der  Gewerbeordnung,  4.  Aufl.,  Wienl887. 
Seessam  und  Possus,  «Die  österreichische  Gewerbeordnung»,  2.  Aufl., 
Wien  1885.  Krasnopolski,  «  Der  civilrechtliche  Inhalt  des  Gesetzes  vom 
8.  März  1885,  betreifend  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung » 
(Grünhut,  Zeitschrift,  XIV,  273(1.).  Verkauf,  «Die  Arbeiterschutzgeselzgebung 
in  Oesterreich»  (Jahrbuch  für  Nationalökonomie,  N.  F.,  XVIII,  194).  Mataja, 
«Die  österreichische  Gewerbeinspektion»  (daselbst  Seite  2*»7).  Hasen  öhrl, 
«  Das  Gesetz  vom  16.  Januar  1895,  betreffend  die  Regelung  der  Sonntagsruhe  » 
(Zeitschrift  für  Volkswirtschaft.  Wien  1895.  IV,  481  ff.)  «Berichte  der  k.  k.  Ge- 
werbeinspektoren». Wien  seit  1885.  Steinbach  im  Handwörterbuch  der 
StaatswUsenschaft,  I,  422 ff.  und  Elster,  daselbst  Ergänzungsband  I,  Seite  94. 


Ungarn  ist  ein  überwiegend  Ackerbau  treibendes  Land,  in  dem  die  In- 
dustrie noch  wenig  entwickelt  ist  und  deshalb  die  Notwendigkeit  zu  Arbeiter- 
schutzmassregeln  sich  noch  nicht  in  dem  gleichen  Masse,  wie  in  anderen 
Ländern  geltend  gemacht  hat.  Das  Gewerbegesetz  (Gesetzartikel  XVII)  von  1881 
enthält  für  Fabriken  folgende  Bestimmungen:  Kinder  unter  10  Jahren  dürfen 
nicht  beschäftigt  werden ;  unter  12  Jahren  nur  mit  Bewilligung  der  Gewerbe- 
behörde, welche  nur  erteilt  werden  soll,  wenn  für  ausreichenden  Schulunterricht 
gesorgt  ist.  Kinder  von  12—14  Jahren  dürfen  8  Stunden,  solche  von  14—16 
Jahren  10  Stunden  arbeiten.  In  gefährlichen  Betriehen  kann  Kinderarbeit  bis  zu 
16  Jahren  verboten  werden.  Bis  zum  16.  Jahre  ist  Nachtarbeit  nur  aus- 
nahmsweise gestattet.  Wöchnerinnen  sind  4  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  zur 
Arbeit  nicht  verpflichtet.  Das  Trucksystem  ist  verboten,  jedoch  ist  Anrech- 
nung der  aufgelaufenen  Kosten  für  Wohnung,  Brennholz,  ärztliche  Hülfe,  Arznei, 
Verpflegung,  Werkzeug  und  Material  bei  der  Lohnzahlung  gestattet.  Die  Auf- 
sicht ist  der  Gewerbebehörde  übertragen,  die  damit  besondere  Beamte  betrauen 
kann.  Durch  das  Gesetz,  betreffend  die  Sonntagsruhe  vom  9.  April  189! 
(Geselzartikel  XIII,  1891)  ist  alle  gewerbliche  Arbeit  am  Sonntage  und  am 
Siefansfeiertage  grundsätzlich  verboten,  doch  sind  den  Behörden  so  weit- 
gehende Befugnisse  zu  Ausnahmebewilligungen  gegeben,  dass  die  Bedeutung  des 
Gesetzes  lediglich  in  deren  Hände  gelegt  ist.  Ein  besonderer  Schutz  für  Leben 
und  Gesundheit  besteht  nicht,  ebensowenig  ein  eigentlicher  Frauenschnlz,  abge- 
sehen von  den  Vorschriften  über  Wöchnerinnen.  Ebenso  fehlt  es  an  Bestim- 
mungen über  Arbeitsordnungen  und  Arbeiterausschüsse. 


Das  schweizerische  Gewerbe  hat  sich  weit  länger  als  in  anderen  Ländern 
auf  der  Stufe  des  Hausbetriehes  erhallen  und  sieht  dort  noch  heute  in  weitem 
Umfange.  Hierfür  bestehen  hinsichtlich  des  Arbeilerschut/.es  eingreifende 
Regelungen  der  einzelnen  Kantone.  Zu  einer  Regelung  des  Fabrikbetriebes 
durch  Bundesgesetz  ist  man  cr*t  gelangt,  nachdem  im  Jahre  1874  die  Aufnahme 


L'ngnrii. 


Litteratur. 


Földes  im  Handwörterbuch  der  Staat.swissenschaft,  I,  432. 


Bcltwrlz. 


4^8 


Arbeiterschutz. 


dieser  Befugnis  in  die  Bundesverfassung  erfolgt  war  Das  Gesetz,  betreffend  die 
Arbeit  in  Fabriken  vom  23.  März  1877  ist  als  eine  sozialpolitische  Muster- 
leistung anzusehen.  Nach  demselben  sind  Fabriken  Unternehmungen  mit  min- 
destens 25  Arbeitern  oder  Motorenbetriebe ;  doch  sind  durch  Beschluss  des 
Bundesrates  vom  3.  Juni  1891  die  betreffenden  Bestimmungen  ausgedehnt  auf 

a)  alle  Betriebe  mit  mehr  als  5  Arbeitern,  in  denen  Moloren  verwandt  oder 
Personen  unter  18  Jahren  beschäftigt  werden,  oder  gewisse  Gefahren  bestehen; 

b)  Betriebe  mit  mehr  als  10  Arbeitern,  bei  welchen  diese  Bedingungen  nicht 
zutreffen:  e)  Betriebe  mit  weniger  als  6  be/.w.  11  Arbeitern,  welche  ausser- 
gewöhnliche  Gefahren  bieten  oder  offenbar  den  Charakter  von  Fabriken  haben. 
Jn  allen  diesen  Betrieben  ist  Arbeit  von  Kindern  unter  14  Jahren  verboten, 
ebenso  unter  18  Jahren  Sonntags-  und  Nachtarbeit.  Sind  hier  Ausnahmen 
gestattet,  so  ist  das  Verbot  bei  Frauen  ein  unbedingtes.  Wöchnerinnen  dürfen 
2  Wochen  vor  und  G  Wochen  nach  der  Niederkunft  nicht  beschäftigt  werden. 
Auch  die  Schwei/  hat,  wie  Oesterreich,  den  Maximalarbeitstag  von  11 
Stunden,  welcher  sich  für  die  Tage  vor  Sonn-  und  Festlagen  auf  10  Stunden 
ermässigl,  für  alle  Arbeiter  und  vorbehaltlich  gewisser  Ausnahmen  das 
grundsätzliche  Verbot  nicht  allein  der  Sonntags-,  sondern  auch  der  Nacht- 
arbeit. Bei  bewilligter  Sonntagsarbeit  muss  aber  wenigstens  je  der  zweite 
Sonntag  frei  bleiben  In  gefährlichen  Betrieben  kann  eine  weitere  Einschränkung 
der  Arbeitszeil  erfolgen.  Die  Bestimmungen  über  Kündigung  und  Trucksystem 
entsprechen  fast  genau  den  deutschen.  Der  Schutz  für  Leben  und  Gesundheit 
ist  neben  den  einschlägigen  Vorbeugungsmassregeln  dadurch  verschärft,  dass  der 
Unternehmer  für  jeden  Unfall  auch  ohne  irgend  eine  Schuld  haftet,  und  dass 
diese  Haftpflicht  aut  die  Betriebskrankheiten  ausgedehnt  ist.  Fabrikordnungen  sind 
vorgeschrieben  und  müssen  den  Arbeitern  zur  Meinungsäusserung  vorgelegt 
werden.  Strafen  sind  zugunsten  der  Arbeiter  zu  verwenden  und  dürfen  die 
Hälfte  des  Tagelohnes  nicht  übersteigen.  Uohneinbehaltung  ist  nur  in  Höhe 
eines  Wochenlohnes  zulässig.  Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  ist  den  vom 
Bundesrate  angestellten  drei  Fabrikinspcktoren  übertragen,  deren  Wirkungskreis 
durch  die  Instruktion  vom  18.  Juni  1883  geregelt  ist.  Da  die  Zahl  sich 
als  zu  klein  erwiesen  hat,  so  sind  jetzt  Gehülfen  beigegeben.  Die  Stellung 
dieser  Beamten  ist  auch  hier  eine  ausserordentlich  segensreiche,  dieselben 
haben  das  Vertrauen  der  Beteiligten  in  weitem  Umfange  erworben;  ihre 
Berichte  bieten  das  werlvollste  sozialpolitische  Material. 

Noch  weiter  als  das  eidgenössische  Fabrikgesetz  gehen  die  Vorschriften 
einzelner  Kantone.  In  dem  Kanton  Basel-Stadt  sind  durch  die  Gesetze 
vom  11  Februar  1881  und  23.  April  1888  alle  Gewerbe,  in  denen  Mädchen 
unter  18  Jahren  oder  überhaupt  mehr  als  3  Frauenspersonen  gewerbsmässig 
beschäftigt  werden,  den  Vorschriften  über  den  11  stündigen  Arbeitstag,  die 
Sonntagsarbeil,  die  Beschäftigung  der  Wöchnerinnen,  die  Kündigungsfristen  und 
die  Bussen  unterstellt.  Nach  dem  Gesetze  vom  19.  Dezember  1887  dürfen  in 
Gastwirtschaften  ausser  den  Töchtern  des  Wirtes  Mädchen  unter  18  Jahren 
nicht  zur  Bedienung  verwendet  werden.  In  2i  Stunden  müssen  mindestens 
7  Stunden  Schlaf  und  an  einem  Tage  in  der  Woche  ein  freier  Nachmittag  von 
0  Stunden  gewährt  werden. 

Das  Arbeiterschulzgesetz  des  Kantons  Glarus  vom  8.  Mai  1892  bezieht 
sich  auf  alle  dem  eidgenössischen  Fabrikgeselze  nicht  unterstellten  Geschäfte, 
in  welchen  Personen  gewerbsmässig  gegen  Lohn  arbeiten  oder  als  Lehrlinge 
be-chüftigt  werden.  Auch  Iii r  sie  ist  eine  der  Genehmigung  des  Hegierungsrates 
unterliegende  Arbeitsordnung  vorgeschrieben.  Die  Arbeitsdauer  ist  auf  11  Stunden 
mit  entsprechenden  Pausen  beschränkt.  Kinder  unter  1 '*  Jahren  dürfen  über- 
haupt nicht,  Wöchnerinnen  8  Wochen  lang  nicht  beschäftigt  werden.  Strafen 
und  Lohnabzüge  sind  gesetzlich  begrenzt. 

I»:i-  Arbertc]>chulxge<elz  des  Kanton>  St.  Gallen  vom  G.  Juni  1803  deckt 
sich  fa.-t  völlig  mit  dem  erwähnten  Ua-eler  Ge-elze.  setzt  aber  die  Zahl  von 
Arbeiterinnen,  deren  L»  - •hiifi igung  die  Anwendung  der  bezüglichen  Vorschriften 
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bedingt,  anstatt  auf  3  auf  2  fest.  Die  Unterrichtsstunden  unerwachsener  Madchen 
ist  in  die  Maximalarbeitsdauer  einzurechnen. 

Auch  das  Gesetz  des  Kantons  Zürich  vom  18.  Juni  1894  beschränkt  sich 
auf  Arbeiterinnen,  umfasst  aber  alle,  auch  die  kleinsten  Betriebe.  Die  Arbeits- 
dauer darf  nicht  mehr  als  10  Stunden  betragen,  und  muss  in  der  Zeit  von 
C  Uhr  morgens  bis  8  Ihr  abends  fallen.  Die  Arbeit  darf  nicht  nach  Hause  mit- 
genommen werden.  Der  Lohn  für  die  in  beschränktem  Masse  zugelassenen 
t leberstunden  muss  25%  höher  sein,  als  der  gewöhnliche. 


Litteralur. 

Böhmer t,  e Arbeiterverhältnisse  und  Fabrikeinrichtungen  der  Schweiz», 
Zürich  1873.  Cohn  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie,  Supplementheft 
III,  35ff.,  N.  F.  III,  31 3 ff.  Bücher  im  Arch.  f.  soz.  Ges.,  I,  3-20  ff.  Schuler, 
«Die  Entwicklung  der  Arbeiterschutzgeselzgebung  in  der  Schweiz»,  daselbst 
VI,  357 ff.  Derselbe:  «Das  Züricher  Gesetz,  betreffend  den  Schutz  der  Ar- 
beiterinnen», daselbst  VII,  401  ff.  Bücher  im  Handwörlerbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 1,  488.  Kister,  daselbst,  Ergänzungsband  I,  Seite  95. 


Frankreich. 

Auch  Frankreich  besitzt,  wie  Oesterreich  und  die  Schweiz,  den  gesetzlichen 
allgemeinen  Maximalarbeitstag,  der  durch  das  Gesetz  vom  9.  September  1848 
für  alle  fabrikmässigen  Betriebe  eingeführt  und  auf  täglich  12  Stunden  fest- 
gesetzt, aber  allerdings  durch  viele  Ausnahmen  durchbrochen  ist.  Durch  das 
Gesetz  vom  19.  Mai  1874  ist  ferner  die  Kinderarbeit  in  Fabriken,  Werk- 
stätten und  Bergwerken  dahin  beschränkt,  dass  grundsätzlich  Kinder  unter  12 
Jahren  nicht  beschäftigt  werden  dürfen,  doch  sind  gewisse  Gewerbe,  z.  B. 
Spinnereien,  Papier-  und  Glasindustrie  ausgenommen  Für  die  hiernach  zuge- 
lassenen Kinder  unter  12  Jahren  beträgt  die  Arbeitsdauer  6  Stunden,  für  ältere 
bis  zu  16  Jahren  12  Stunden.  Für  Lehrlinge  gilt  ein  älteres  Gesetz  vom 
4.  März  1851,  welches  bis  zum  14.  Jahre  die  Arbeitszeit  auf  10  Stunden  fest- 
setzt. Nacht-  und  Sonntagsarbeit  ist  für  Knaben  bis  zu  10  Jahren  in  Werk- 
stätten, für  Mädchen  bis  zu  21  Jahren  in  Fabriken  verboten,  doch  sind  Aus- 
nahmen selbst  für  Kinder  unter  12  Jahren  für  gewisse  Betriebe  gestattet.  In 
Bergwerken  dürfen  Knaben  unter  12  Jahren  und  weibliche  Personen  nicht  unter 
Tage  beschäftigt  werden.  Für  gefährliche  Betriebe  kann  Kinderarbeit  aus- 
geschlossen werden.  Die  Aufsicht  ist  Be/.irksinspekloren  übertragen,  deren 
Zahl  durch  Dekret  vom  27.  Mär/.  1885  von  17  auf  21  erhöht  ist.  Daneben  kann 
jedes  Departement  einen  Generalinspektor  ernennen. 

Durch  das  Gesetz  vom  '2.  November  1892  ist  sowohl  die  Gewerbeinspektion 
neu  geregelt  als  auch  der  Schutz  jugendlicher  Personen  dahin  erweitert,  dass 
Kinder  unter  12  Jahren  gar  nicht,  unter  13  Jahren  nur  bei  nachgewiesenem 
Unterrichte  und  nur  10  Stunden,  auch  alle  Personen  unter  16  Jahren  nur  nach 
Vorlegung  eines  ärztlichen  Zeugnissen  beschäftigt  werden  dürfen;  von  16  —  18 
Jahren  darf  die  Arbeitszeit  nur  täglich  1 1  Stunden  und  wöchentlich  60  Stunden, 
für  weibliche  Personen  unter  18  Jahren  darf  sie  nur  täglich  11  Stunden  be- 
tragen. Für  Personen  unter  18  Jahren  ist  Nachtarbeit  und  Beschäftigung  von 
mehr  als  wöchentlich  6  Tagen  verboten.  Auch  von  gefährlichen  Betrieben 
können  Frauen  und  jugendliche  Personen  ausgeschlossen  werden. 

Durch  ein  Gesetz  vom  12.  Januar  1895,  betreffend  die  Sicherung  des  Ar- 
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beitslohncs  gegen  Beschlagnahmen,  ist  bestimmt,  dass  für  Arbeiter,  Dienstboten 
und  Angestellte  mit  nicht  mehr  als  200)  Fr.  jährlichen  Gehalts  die  Pfändung 
nur  bis  zu  */l0  gestattet.  Kompensationen  gegen  Lohnforderungen  sind  nur  für 
gelieferte  Werkzeuge,  Hohstofle  und  Lohnvorschüsse  gestaltet. 


Litteratur. 

M.Block,  « Dictionnaire  de  l'administration  francaise  »,  Paris  1881.  Bulletin 
de  la  Soeiete  de  protection  des  apprentis  e!  des  enfants  employes  dans  les 
manufactures.  Paris  seit  1867.  Haoul  Jay,  «Du  travail  des  enfanls  et 
blies  inineures  dans  l'indudrie  »,  Paris  1880.  Houanet.  «  I.e  travail  des  enfants 
et  des  femiues  »,  Hevue  socialiste  III  et  IV,  18S(j.  Xeuburg,  «Das  französische 
Lehrlingsgeselz  von  1831  »,  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  X, 
1873.  Stic  da,  «Der  Schutz  der  Kinderarbeit  in  Frankreich»,  Zeitschrift  des 
preussischen  statistischen  Bureaus,  XVI.  1870.  Müllendorf,  <r  Das  französische 
Arhcitersehutzgesetz  vom  2.  November  1802»  (Jahrb.  für  .Nationalökonomie,  III, 
F.  V,  344 ff.).  .lay.  *  Die  neue  Arbcilerschiitzgesel/.»ebung  in  Frankreich» 
(Aich.  f.  snz.  Ges.,  VI,  21  ff).  Mataja  im  Handwörterbuch  der  Staatswisscn- 
schaflen,  1,  437  IT.  Lisi  er,  daselbst,  Ergänzungsband  I,  Seile  90. 


England. 

Die  Verhältnisse  in  England  haben  viele  Aehnlidikeit  mit  denjenigen  in 
Frankreich.  Noch  mehr  als  hier  haben  sich  die  Organisationen  der  Arbeiter, 
die  Gewerkvereine  (trade  unions)  eine  Machtstellung  zu  verschaffen  gewusst, 
welche  ein  unmittelbares  Eingreifen  der  staatlichen  Gewalt  überllüssig  macht. 
Wir  finden  deshalb  Vieles,  wozu  hei  uns  die  Gesetzgebung  die  Hand  bieten 
musste,  durch  freiwillige  Thäligkeit  geregelt. 

Dies  gilt  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung,  wo  die 
Gewerkvereine  eine  weitgehende  Thäligkeit  entfalten.  Aber  auch  hinsichtlich 
des  eigentlichen  Arbeil  ersehnt /.es  macht  sich  die  Grundanschauung  geltend, 
dass  der  erwachsene  Mann  für  sich  selbst  sorgen  könne.  Deshalb  beschränkt 
das  Fabrik-  und  Werkslättengesetz  vom  27.  Mai  I87S,  welches  mit  .seinem  Zu- 
salzgesetzc  vom  23.  August  ISSIl  jetzt  nach  Aufhebung  aller  früheren  Vor- 
schriflen  die  ausschliessliche  Grundlage  bildet,  seinen  Wirkungskreis  ausschliess- 
lich auf  jugendliche  Personen  bis  zu  1S  Jahren  und  Frauen.  Für  diese  ist 
insbesondere  die  lange  umstrittene  Forderung  einer  lOsliindigen  täglichen 
Arbeitszeit  durchgesetzt.  Uebrigens  dürfen  Kinder  unter  10  Jahren  gar  nicht, 
bis  zu  14  Jahren  nur  auf  Grund  eines  ärztlichen  Zeugnisses  beschäftigt  werden. 
Für  jugendliche  Personen  und  Krauen  kann  die  Arbeit  in  gewissen  gefährlichen 
Beiriehen  verboten  werden:  ebenso  gelten  für  dieselben  gewisse  Vorschriften 
über  die  Arbeitspausen  und  die  Kinnahme  der  Mahlzeiten,  sowie  das  Verbot  der 
Nachtarbeit.  Die  Sonnlagsarbeit  ist  aus  religiösen  Gründen  in  England  überaus 
beschränkt. 

Neben  diesem  Gesetze  bestehen  noch  Vorschriften  über  das  Trucksystem, 
die  Beschlagnahme  des  Lohnes,  Verhol  der  Lohnzahlung  in  Schankwirlschaften, 
«■in  sehr  strenges  Haftpllichlgesetz  und  ein  Gesetz  über  Arbeilerwohnungen, 
welches  den  Gemeinden  lunsii-hllieh  der  Beschaffung  von  gesunden  Wohnungen 
sehr  weilgehende  Lei  hie  beilegt,  von  denen  aber  naturgemäß  ein  sehr  ver- 
schiedener Gebi auch  gemach!  wird,  je  nachdem  in  der  betreffenden  Gemeinde- 
behörde eine  strengere  oder  eine  mildere  Anschauung  vorherrscht. 
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Weyer,  t  Die  englische  Fabrikinspektion»,  Tübingen  1888.  Bojanowski, 
«Die  englischen  Fabrik-  und  Werkstättengesetze  »,  Berlin  187G.  Derselbe,  «Das 
englische  Fabrik-  und  Werkstättengesetz  von  1878»,  Jena  18P1.  Derselbe  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft,  I,  43;]  ff. 


Hallen. 

Italien  steht  noch  auf  einer  ziemlich  niedrigen  Stufe  der  industriellen  Ent- 
wicklung. Immerhin  wurde  schon  in  den  vierziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts 
eine  Bewegung  zu  fiunsten  einer  Regelung  der  Kinder«  und  Frauenarbeit  angeregt, 
die  u.  A.  zur  Folge  hatte,  das*  für  die  Lombardei  und  Venetien  durch  Ver- 
ordnung des  Vicekönigs  vom  7.  Dezember  18i3  die  Verwendung  von  Kindern 
unter  9  Jahren  allgemein  und  von  solchen  unter  14  Jahren  in  gefährlichen 
Betrieben  und  zur  Nachtzeit  verboten  wurde.  Mine  umfassende  Hege  hing  für  das 
ganze  Königreich  ist  erst  durch  das  Gesetz  vom  11.  Februar  1886  bezüglich 
der  Kinderarbeit  geschaffen.  Durch  dasselbe  ist  für  Fabriken  mit  mindestens  10 
Arbeitern  oder  Motorenbetrieb  sowie  für  Bergwerke  die  Beschäftigung  von 
Kindern  unter  9  Jahren  und  für  unterirdische  Betriebe  unter  10  Jahren  verboten; 
bis  zu  15  Jahren  ist  ein  ärztliches  Gesundheitszeugnis  die  Vorbedingung.  Bis 
zu  12  Jahren  ist  die  Arbeitsdauer  auf  8  Stunden  beschränkt.  Nachtarbeit  ist  bis 
zu  12  Jahren  vorbehaltlich  von  Ausnahmen  verboten,  und  von  12 — 15  Jahren 
auf  ö  Stunden  begrenzt.  Zur  Bedienung  gefährlicher  Maschinen  dürfen  Kinder 
nicht  verwandt  werden.  Für  die  Einnahme  von  Mahlzeiten  sind  Pausen  vorge- 
schrieben. 


Litteratur. 

Ettore  Friedländer:  «II  lavore  delle  donne  e  dei  fanciulli  >  Rom  1880, 
übersetzt  von  Fleischer,  Forl>ach  1887.  Stringher:  «  Ueber  italienische 
Arbeitergeselzgcbung  »  in  der  Zeitschrift  für  Staatsw.  Bd.  43  1887.  €  Die 
Kinderarbeit  in  Italien».  Von  einem  Deutschen  in  Italien.  (Jahrb.  f.  Ges.  und 
Verw.  IX.  188>.  Mataja  im  Handw.  d.  Staatsw.  I.  472). 


ItelKien. 

Bis  jetzt  hat  Belgien  in  sozialpolitischer  Hinsicht  noch  recht  traurige  Er- 
fahrungen aufzuweisen  und  erst  in  neuester  Zeit  beginnt  man  auf  diesem  Ge- 
biete bemerkenswerte  Versuche  zu  unternehmen. 

Der  Arbeiterschutz  beschränkte  sich  bis  zum  Jahre  1887  auf  das  Verbot 
der  Kinderarbeit  in  Bergwerken,  welches  durch  Verordnung  vom  28.  Juni  1884 
eingeführt  wurde.  Dagegen  trat  auf  Grund  einer  Königlichen  Knlschliessnng 
vom  15.  August  1880  eine  Kommission  ins  Lehen,  welche  eine  Reihe  von 
Verbesserungsvorschlägen  gemacht  hat,  von  denen  folgende  bis  jetzt  Gesetz  ge- 
worden sind : 

Durch  Gesetz  vom  10.  August  1887  ist  die  Lohnzahlung  in  baar  angeordnet, 
wobei  nur  gewisse  Gegenstände  zum  Anschaffungspreise  in  Anrechnung  gebracht 
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werden  dürfen.  Durch  Gesetz  von  demselben  Tage  sind  Aufsichtsräthe  bestellt, 
welche  aus  gewählten  Vertretern  von  Arbeitern  und  Unternehmern  bestehen,  und 
über  gemeinsame  Interessen  zu  berathen  haben.  Das  (Josetz  vom  18.  August  1887 
verbietet  die  Beschlagnahme  und  Uebertragung  des  l^ohnes,  ein  solches  vom 
28.  Mai  1888  die  Verwendung  von  Kindern  in  einzelnen  Gewerben.  Endlich  ist 
ein  Gesetz,  welches  in  umfassendem  Masse  insbesondere  die  Kinder-  und 
Frauenarbeit  zu  regeln  bestimmt  ist,  nach  langer  Berathung  in  der  Kammer 
und  dem  Senate  am  13.  Dezember  1889  erlassen  und  am  1.  Januar  1892  in 
Kraft  getreten.  Durch  dasselbe  ist  die  Arbeit  in  Fabriken,  Werkstätten  und 
Bergwerken  für  Kinder  unter  12  Jahren  verboten,  für  jugendliche  Personen  bis 
zu  16  Jahren  und  für  Frauen  und  Mädchen  unter  21  Jahren  unter  Ausschluss 
der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  auf  12  Stunden  beschränkt,  jedoch  vorbehaltlich 
vieler  Ausnahmen.  Wöchnerinnen  haben  4  Wochen  Schonzeit.  Frauen  und 
Mädchen  unter  21  Jahren  dürfen  nicht  unter  Tage  beschäftigt  werden,  doch 
gilt  dies  nur  für  solche,  die  nach  dem  31.  Dezember  1891  in  Arbeit  ge- 
treten sind. 

Das  Gesetz  vom  9.  August  1889  über  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen 
gewährt,  um  diese  zu  fördern  und  den  Ankauf  seitens  der  Arbeiter  zu  er- 
leichtern, den  Aktiengesellschaften  oder  Genossenschaften,  welche  sich 
hiermit  befassen,  gewisse  Begünstigungen,  z.  Ii.  Befreiung  von  Steuern,  auch 
dürfen  die  Mittel  der  öffentlichen  Sparkassen  dazu  verwandt  werden.  Zur  Durch- 
führung dieser  und  ähnlicher  Wohlfahrtsmassregeln  sollen  sogenannte  Palronage- 
Comitee's  aus  angesehenen  Leuten  gegründet  werden,  welche  auch  die  Errichtung 
von  Hülfskassen  aller  Art  in  die  Hand  nehmen  dürfen.  Auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
13.  Dezember  1889  sind  die  beiden  Verordnungen  vom  18.  September  1894 
erlassen,  die  sich  auf  die  hygienischen  Verhältnisse  der  Werkstätten  und  die 
Verhütung  von  Arbeitsunfällen  und  auf  die  Neuregelung  des  Fabrikinspektorats 
und  des  Aufsichtswesens  in  den  geiährlichen  gesundheitsschädlichen  und  unbe- 
quemen Betrieben  beziehen. 


Vict.  Brants:  «  Les  nnuvelles  lois  sociales  en  Belgique  »  in  «  La  Beforme 
sociale»  2.  Serie  V  1888.  Jannes:  €  Le  travail  des  femmes  et  des  enfants 
in  dem  Economisle  francais  Juli  1889.»  Kamaix:  «La  legislalion  du  travail 
en  Belgimie  ».  Brüssel  1889.  A.  Herkner:  «  Die  belgische  Arbeiterenquete  » 
und  im  Archiv  für  so/,  Gesetzt;.  I  1888.  Derselbe:  Das  Gesetz  betr.  die  Arbeit 
von  Frauen  u.  s.  w.  Daselbst  VI  125  ff.  Mataja  im  Handw.  d.  Staatsw.  I.  467. 
Elster,  daselbst  Ergänzungsband  I  S.  96. 


In  Holland  bestand  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  bis  zum 
Jahre  1874  noch  nicht  der  allergeringste  Ansatz.  Auf  Anregung  des  Abgeord- 
neten van  Honten  wurde  durch  ein  Gesetz  vom  19.  September  1874  wenigstens 
die  Arbeit  von  Kindern  unter  12  Jahren  in  allen  ausser  den  landwirtschaftlichen 
Betrieben  verboten.  Aber  die<o  Anregung  hatte  den  Erfolg,  dass  man  sich 
weiter  mit  der  Frage  beschäftigte,  und  nachdem  eine  im  September  1886  von 
der  Kammer  niedergesetzte  Untersiiehuni^kommission  geradezu  schauderhafte 
Zustände  aufgedeckt  halle,  gelang  es,  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1889  zu  Stande 
zu  bringen.  nach  welchem  Kinderarbeit  unter  12  Jahren  ausser  in  der  Land- 
wirtschaft verboten  und  die  Arbeit  von  jugendlichen  Personen  unter  16  Jahren 
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und  von  Frauen  auf  täglich  11  Stunden  unter  Ausschluss  der  Nacht-  und 
Sonntagsarbeit  beschränkt  ist ;  in  gefährlichen  Betrieben  kann  sie  ganz  verboten 
werden.  Wöchnerinnen  sind  4  Wochen  nach  der  Niederkunft  nicht  zu  be- 
schäftigen. Zur  Ucberwachung  der  Ausführung  sind  3  Gewerbeinspektoren 
bestellt. 


Litteratur. 

Zur  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Holland  in  den  «  Christlich-sozialen 
Blättern  >.  Jahrg.  XIX  1886,  S.  502  ff.  Pringsheim:  «das  niederländische 
Arbeiterschulzgcselz  vorn  5.  Mai  1889  im  Archiv  f.  soz.  Ges.  II  506  ff. 
Veerdyk  im  Handw.  d.  Staalsw.  I  409. 


Luxemburg. 

In  Luxemburg  beschränken  sich  die  bisherigen  Ansätze  zu  einer  Arbciler- 
schutzgesetzgebung  auf  die  Regelung  der  Kinder-  und  Frauenarbeit,  wie  sie 
durch  das  Gesetz  vom  G.  Dezember  1876  und  den  darauf  gestützten  königlichen 
Verordnungen  vom  23.  August  1877  und  30.  Mai  1883  erfolgt  ist.  Für  Kinder 
unter  12  Jahren  ist  die  Arbeit  in  Fabriken  und  Werkstätten  verboten.  Kinder 
von  12—14  Jahren  dürfen  6  Stunden  und  nur  dann,  wenn  ausreichender 
Unterricht  nachgewiesen  wird,  8  Stunden  beschäftigt  werden. 

Für  junge  Leute  von  14—16  Jahren  beträgt  die  Arbeitsdauer  im  allgemeinen 
10  Stunden,  doch  ist  für  verschiedene  Gewerbe  mit  ärztlicher  Zustimmung  die 
Ausdehnung  auf  11  Stunden  gestattet. 

In  Bergwerken  dürfen  Personen  unter  16  Jahren  nicht  arbeiten,  ebenso  ist 
für  sie  Nachtarbeit  untersagt  Auch  gewisse  Arbeiten  sind  für  sie  unzulässig. 
Frauen  und  Mädchen  dürfen  nicht  unterirdisch  arbeiten.  Den  Fabrikinspektoren 
muss  jederzeit  der  Zugang  zu  den  Arbeitsräumen  gestattet  werden,  auch  ist 
ihnen  das  Verzeichnis  der  beschäftigten  Arbeiter  vorzulegen. 


Litteratur. 

Elster  im  Handw.  des  Staatsw.  I  471. 


Die  HkandlnavlMhen  Länder. 

In  Dänemark  schafft  das  Fabrikgesetz  vom  23.  Mai  1873  für  solche  fabrik- 
niässig  betriebene  Gewerbe,  in  welchen  Personen  unter  18  Jahren  beschäftigt 
werden,  eine  gesetzliche  Beaufsichtigung.  Kinder  unter  10  Jahren  dürfen  nicht 
beschäftigt  werden;  unter  14  Jahren  nur  0  Stunden,  unter  18  Jahren  nur  12 
Stunden  und  nicht  Nachts  oder  Sonntags;  von  gefährlichen  Betrieben  können 
dieselben  ausgeschlossen  werden.  Die  Ucberwachung  ist  staatlichen  Aufsichts- 
beamten anvertraut. 

Ein  besonderes  Gesetz  vom  12.  April  1889  trifft  eine  Reihe  von  Massregeln 
der  Unfallverhütung  insbesondere  für  Kinder. 
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Für  Schweden  verbietet  das  Gesetz  vom  18.  November  1889  in  Fabriken 
und  Werkstätten  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  12  Jahren  gänzlich  und 
beschränkt  dieselbe  bis  zu  Ii  Jahren  auf  6  und  bis  zu  18  Jahren  auf  10 
Stunden.  Für  Minderjährige  ist  Nachtarbeit  verboten.  Knaben  unter  14  Jahren 
und  Mädchen  unter  18  Jahren  dürfen  nicht  in  Gruben  und  Steinbrüchen  ver- 
wandt werden.  Abgesehen  von  einer  grossen  Reihe  von  Ausnahmebe  timmungen 
hat  das  Gesetz  aus  dem  Grunde  keinen  erheblichen  Erfolg  gehabt,  weil  seine 
Ausführung  lediglich  unter  die  Aufsicht  der  Gemeinden  gestellt  ist. 

Das  Gesetz  vom  10.  Mai  1889  regelt  die  Verhütung  von  Unfällen  in 
industriellen  und  bergbaulichen  Betrieben,  jedoch  unter  Ausschluss  des  Hand- 
werks; dabei  werden  eine  grosse  Anzahl  zweckmässiger  gesundheitspolizeilicher 
Anordnungen  getroffen.  Die  Ausführung  ist  Fabrikinspektoren  übertragen. 

In  Norwegen  besteht  bis  jetzt  ausser  einem  Gesetze  vom  16.  Mai  lfüO, 
welches  gewisse  gesundheitliche  Massregeln  für  Fabriken  vorschreibt,  nur  das 
Berggesetz  vom  14.  Juli  1842  und  ein  Gesetz  vom  17.  Juni  1885,  welches  die 
Arbeitszeit  in  Bäckereien  regelt.  Dagegen  ist  im  Jahre  1885  zur  Ausarbeitung 
eines  allgemeinen  Arbeiterschutzgeselzes  eine  Kommission  eingesetzt,  welche 
Ende  1887  einen  Entwurf  vorgelegt  hat,  der  ziemlich  weitgehende  Bestimmungen, 
insbesondere  auch  den  Vorschlag  eines  Maxinialarbeitstages  von  10  Stunden  für 
erwachsene  Arbeiter  enthält.  Ks  ist  abzuwarten,  ob  die  Regierung  auf  dieser 
Unterlage  einen  Entwurf  vorlegen  wird. 


Litteratur. 

Vgl.  die  betr.  Artikel  von  Petersen-Sl udnilz  für  Dänemark,  Pontus- 
Fa hl  heck  für  Schweden  und  Norwegen  im  Handw.  der  Slaatsw.  I  4G3,  477 
und  479. 


Rii»»lnnd. 

Auch  Russland  ist  bisher  ein  wenig  industriell  entwickeltes  Land.  Auf  dem 
Gebiete  des  Arbcilcrschutzes  halte  man  sich  in  älterer  Zeit  wesentlich  auf 
die  Ordnung  in  den  staatlichen  Betrieben,  Bergwerken  und  Fabriken,  beschränkt. 
Erst  in  neuester  Zeit  sind  umfassendere  gesetzliche  Bestimmungen  erlassen, 
so  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1882,  betreffend  den  Schutz  der  Minderjährigen,  das 
Gesetz  vom  12.  Juni  1884,  betreffend  den  Schulunterricht  Minderjähriger  und 
die  Einrichtung  einer  Fabrikinspektion,  und  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1885,  be- 
treffend die  Nachtarbeit.  Diese  Gesetze  trugen  zunächst  nur  den  Charakter  vor- 
bereitender Massiegeln,  deren  endgültige  Einführung  vorbehalten  blieb.  Durch 
das  eigentliche  Arbeiterschutzgcsclz  vom  24.  Februar  189 J  ist  jetzt  diese  end- 
gültige Einführung  vorbehalten  blieb.  Durch  das  eigentliche  Arbeilerschulzgesetz 
vom  2'».  Februar  181)0  ist  jetzt  diese  endgültige  Regelung  erfolgt.  Hiernach  ist 
die  Arbeit  von  Kindern  unter  12  Jahren  untersagt,  von  12 — 15  Jahren  auf  8 
Stunden  mit  längerer  Pause  beschränkt  und  für  Personen  unter  17  Jahren, 
sowie  für  Frauen  grundsätzlich,  d.  h.  unter  Vorbehalt  von  Ausnahmen,  die 
Nachtarbeit  verboten.  hie  Aufsicht  ist  ü  Fabrikinspektoren  unter  einem  Ober- 
inspektor übertragen,  doch  haben  dieselben  ausweislich  ihrer  Berichte  bisher 
von  einem  kräftigeren  Eingreifen  absehen  und  sich  auf  eine  mehr  orientirende 
Fühlungnahme  lie-dirünken  müssen,  hie  Ausdehnung  dieser  zunächst  für  Fabriken 
und  Bergwerke  erki--encn  Vorschriften  auf  das  Handwerk  ist  dem  Ermessen 
der  Behörden  überlassen ,  aber  grundsätzlich  in  Aussicht  genommen.  Durch 
das  Gesetz   vom   3.   Juni  1880   ist   ausserdem  dem  Trucksystem  entgegen- 


Digitized  by  Google 


AiboiterschuU. 


495 


getreten  und  zugleich  die  flöhe  von  Strafen  auf  den  dreitägigen  Tagelohn 
beschränkt,  auch  i.st  das  Hecht  des  Arbeiters  geregelt,  in  gewissen  Fällen, 
insbesondere  bei  schlechter  Behandlung,  die  Arbeit  zu  verlassen.  Dagegen  ist  ein 
Koalil ionsrecht  bislang  nicht  anerkannt,  vielmehr  wird  die  Vereinigung  zu  einer 
Arbeitseinstellung  mit  Gefängnis  von  2—4  Monaten,  bei  den  Führern  von  4 — S 
Monaten  und  wenn  dalni  Drohung  oder  Gewalt  gegen  andere  Arbeiter  angewandt 
ist,  bis  1  Jahr  4  Monate  bestraft. 


Litteratur. 

Bücher:  «r  Das  russische  tiesetz  über  die  in  Fabriken  und  Manufakturen 
arbeitenden  Minderjährigen  von  1882»:  Bosenberg:  «Zur  Arbeiterschulz- 
gesetzgebung  in  Bussland»,  Leipzig  1805  Keussler  im  llandw.  der  Staatsw. 
I  479.    Elster,  daselbst  Ergänzungsband  I  S.  96. 


nie  übrigen  europaischen  Staaten. 

In  den  bisher  nicht  einzeln  aufgeführten  Staaten  ist  von  einer  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung  noch  überhaupt  keine  Hede.  Die  einzigen  beiden  Staaten, 
welche  wenigstens  eine  Erwähnung  verdienen,  sind  Spanien  und  Rumänien. 

In  Spanien  ist  allerdings  ein  Gesetz  vom  23.  Juli  1873  über  Frauen-  und 
Kinderarbeit  erlassen,  nach  welchem  Kinder  unter  10  Jahren  überhaupt  nicht, 
von  10—13  Jahren  nur  5  Stunden  und  von  13 — 18  Jahren  nur  8  Stubden  be- 
schäftigt werden  sollen.  Dasselbe  ist  aber  lediglich  ein  toter  Buchstabe  geblieben. 
Nach  Darstellungen  spanischer  Schriftsteller  ist  dort  ein  Bechtschulz  seitens  der 
Behörden  nur  für  reiche  Leute  zu  erlangen.  In  neuerer  Zeit  bestehen  übrigens 
drei  verschieden«'  Bichtungen,  welche  eine  sozialpolitische  Besserung  erstreben. 
Die  erste  ist  die  in  Begierungskreisen  vertretene  konservativ-klerikale,  unter 
Führung  des  Ministers  Ganovas  dcl  Castillo,  welche  den  Erfolg  wesentlich  von 
der  Religion  erwartet :  die  zweite  mehr  liberale,  unter  deren  Vertretein  haupt- 
sächlich Salmeron  zu  nennen  ist.  richtet  ihre  Bestrebungen  auf  Einführung  von 
freien  Genossenschaften ;  die  dritte  endlich  ist  eine  stark  sozialistisch  gefärbte 
radikale  Partei,  in  welcher  der  Deputate  Pi  y  .Margall  eine  ähnliche  Autorilätr- 
stellung  einnimmt,  wie  Marx  unter  den  deutschen  Sozialisten.  Dass  unter  diesen 
Umständen  der  Anarchismus  Anhänger  gewinnen  muss.  wie  in  der  Bewegung 
der  «  schwarzen  Hand  »  hervorgetreten  ist.  kann  nicht  Wunder  nehmen. 

In  Rumänien  besteht  bis  jetzt  noch  nicht  die  geringste  gesetzliche  Vor- 
schrift über  Arbeiterschulz  und  ein  von  dem  Minister  Carp  verfasster  und  in 
dem  amtlichen  Blatte  vom  4.  September  1888  der  öffentlichen  Erörterung  unter- 
stellter Entwurf  —  welcher  die  Arbeit  von  Kindern  unter  12  Jahren  verbietet 
und  von  12  bis  14  Jahren  anf  0  Stunden  beschränkt,  das  Trucksystem  verbietet, 
die  Kündigungsfrist  und  die  Entlassungsgründe,  sowie  die  Austragung  von 
Streitigkeiten  in  ähnlicher  Weise  wie  die  deutsche  Gewerbeordnung  von  1869 
regelt,  und  für  alle  Arbeiter  eine  Arbeilsdauer  von  15  Stunden  unter  Errech- 
nung der  Pausen  vorschreibt  —  hat  bisher  noch  wenig  Aussicht,  bald  einer 
gesetzlichen  Erledigung  enlgcgengeführl  zu  werden.  Auch  ist  in  dem  Entwürfe  von 
einem  Schulze  der  Krauen,  selbst  der  Wöchnerinnen  ebensowenig  die  Bede,  wie 
von  Regelung  der  Nachtarbeit  oder  der  Einrichtung  einer  Fabrikinspektion. 
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Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

Auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  hat  bisher  freilich  die  Unionsgesetz- 
gebung noch  nicht  eingegriffen,  aber  seitens  einer  ganzen  Reihe  von  Einzel- 
staaten  sind  gesetzliche  Bestimmungen  von  zum  Teil  sehr  nachdrücklicher 
Wirkung  erlassen.  Den  grössten  Fortschritt  zeigen  hier  die  nördlichen,  ins- 
besondere die  Neu-England-Staaten ;  sehr  weit  zurück  sind  die  Südstaaten,  wo 
auch  die  Industrie  bis  jetzt  noch  wenig  entwickelt  ist. 

Die  Arbeil  von  Kindern  ist  grösstenteils  verboten,  doch  gehen  die  Vor- 
schriften über  die  Altersgrenze  mannigfaltig  auseinander.  Ein  besonderer  Frauen- 
schutz  besteht  nur  in  Wiskonsin,  wo  die  Arbeitszeit  auf  8  Stunden,  und  in 
Dakota,  Massachusetts,  Mitchigan  und  Minnesota,  wo  sie  auf  10  Stunden 
beschränkt  ist.  Kür  Männer  beträgt  sie  in  Maine,  Minnesota,  Nebraska,  Ohio  und 
Rhode  Island  10  Stunden,  in  Californien,  Connecticut,  Illinois,  New-York  und 
Pensilvanien  8  Stunden,  doch  ist  in  den  letzteren  Staaten  eine  Ausdehnung  der 
freien  Vereinbarung  vorbehalten.  Die  Beschlagnahme  der  Löhne  ist  regelmässig 
verboten  oder  beschränkt,  die  Koalitionsfreiheit  sehr  weit  ausgedehnt,  so  dass 
z.  B.  in  Pensilvanien  Arbeiter  lediglich  dann  bestraft  werden,  wenn  sie  andere 
an  der  Weitelarbeit  verhindern,  während  es  ihnen  freisteht,  die  Arbeit  zu  ver- 
lassen, sobald  nach  ihrer  Meinung  die  Löhne  zu  gering  sind  oder  die  Behand- 
lung keine  gute  ist.  Kür  Bergwerke  bestehen  meistens  besondere  Gesetze. 

Es  bleibt  endlich  noch  eine  Einrichtung  hervorzuheben,  auf  welche  Nord- 
amerika das  Recht  hat,  stolz  zu  sein  und  deren  Ruhm  es  bisher  nur  mit  der 
Schweiz  teilt,  nämlich  die  Arbeitsbüreaus  oder  Arbeitsämter.  Dieselben  sind, 
nachdem  Massachusetts  damit  im  Jahre  1869  vorangegangen  war,  inzwischen  in 
21  Staaten  eingeführt,  und  188 i  ist  ausserdem  ein  für  die  ganze  Union 
bestimmtes  Bureau  in  Washington  hinzugekommen.  Diese  Arbeitsämter,  welche 
aus  einem  oder  mehreren  Beamten  bestehen,  werden  auf  Staatskosten  unter- 
hallen und  haben  die  Aufgabe,  alle  für  die  Beurteilung  der  Arbeiterverhältnisse 
wichtigen  Nachrichten  zu  sammeln  und  die  erforderlichen  Erhebungen  zu  ver- 
anstalten, wobei  ihnen  das  Recht  zu  zeugeneidlichen  Vernehmungen  eingeräumt 
ist.  Gegenstand  dieser  Erhebungen  sind  insbesondere:  Beschäftigung  und  Schul- 
unterricht von  Kindern,  Löhne  und  Arbeitszeiten,  Arbeitslosigkeit,  Arbeits- 
einstellungen, Kosten  der  Lebenshaltung,  Nahrung,  Trucksystem,  gesundheitliche 
Anforderungen  des  Betriebes,  Unfälle,  Genossenschaftswesen,  Armut  und  Ver- 
brechen u.  s.  w.  Die  Folge  dieser  Einrichtung  ist  eine  so  genaue  Kenntnis  der 
einschlagenden  Verhältnisse,  dass  wir  selbst  bei  Beurteilung  europäischer  Kragen 
in  Ermangelung  eigenen  Materials  sehr  häufig  auf  die  amerikanischen  Er- 
mittelungen zurückzugreifen  gezwungen  sind. 
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OMtlndien. 


Mit  dem  1.  Januar  I8Q2  ist  auch  O.slindien  in  die  Reihe  der  Slaaten  ein- 
getreten, welche  eine  Arbeitersehutzgeselzgebung  besitzen,  und  zwar  durch  East 
India  Faelory  Act  Xo.  XI.  deren  wesentlichste  Bestimmungen  im  Folgenden 
bestehen:  Arbeit  von  Kindern  unter  0  Jahren  ist  verboten,  Kinder  unter  Ii 
Jahren  dürfen  nicht  langer  als  täglich  7  Stunden  und  nicht  nachts  beschäftigt 
werden.  Für  Frauen  ist  eine  Maximalarbeitsdauer  von  11  Stunden  und  die 
Innehaltung  einer  1  '/.ständigen  Ruhepause,  für  erwachsene  Arbeiter  endlich 
eine  halbstündige  Pause  vorgeschrieben  und  die  Sonntagsarbeit,  abgesehen  von 
notwendigen  Reparatur  arbeiten  und  ununterbrochenem  Betriebe,  verboten. 


Die  einzelnen  australischen  Sinalen  sieben  unter  einander  in  einem  noch 
loseren  Zusammenhange,  als  diejenigen  der  nordamerikanischen  Union.  Weitaus 
am  besten  entwickelt  ist  die  Kolonie  Victoria,  und  da  deren  Einrichtungen 
regelmässig  für  die  anderen  Staaten  Norm  gebend  sind,  so  wollen  wir  sie 
unserer  Darstellung  zugrunde  legen. 

Für  Kinder  und  Frauen  bestehen  weitgehende  Schulzvorschriften.  Arbeit 
von  Kindern  unter  13  Jahren  ist  völlig  untersagt ;  bis  zu  Iii  Jahren  wird  ein 
ärztliches  Gesundheitszeugnis  gefordert.  Daneben  ist  der  Sicherung  des  Schul- 
besuches Rechnung  getragen.  Für  Knaben  unter  Ii  und  Mädchen  unter  lü 
Jahren  ist  Nachtarbeit  (6— G  Uhr)  verboten.  In  einer  Reihe  gesundheitsgefähr- 
licher Betriebe  dürfen  jugendliche  Personen  und  Frauen  gar  nicht,  in  anderen 
nur  unter  Beschränkungen  beschäftigt  werden.  Das  Höchstmass  der  Arbeitsdauer 
ist  für  beide  Klassen  auf  wöchentlich  48  Stunden  festgesetzt.  Weitgehende  Be- 
fugnisse haben  die  Fabrikinspektoren,  welcho  unter  einem  Oberbeamten  stehen; 
daneben  greift  das  Gesundheitsamt  ein. 

Die  interessanteste  Einrichtung,  welche  Australien  vor  fast  allen  Ländern 
der  Welt  voraus  hat,  ist  die  des  achtstündigen  Maximalarbeilstages, 
und  gerade  auf  diesem  Gebiete  sind  die  dort  gewonnenen  Erfahrungen  von 
ganz  besonderem  Interesse.  Derselbe  besteht  in  Victoria  seit  dem  21.  April  185C, 
in  Xeu-Süd-Wales  seit  dem  1.  Oktober  18(>:$,  in  Süd-Australien  seit  dem 
1.  September  187^,  in  Queensland  seit  dem  I.  März  1878,  in  Tasmanien  seit 
180IJ,  bezieht  sich  dagegen  in  keinem  dieser  Länder  auf  alle  Gewerbe.  Am 
weitesten  ist  hier  Victoria  entwickelt,  wo  nur  noch  die  Schneider  fehlen, 
während  in  den  übrigen  Staaten  nur  eine  mehr  oder  minder  grosse  Zahl  von 
Gewerben  zu  dieser  Einrichtung  übergegangen  ist  Aber  es  handelt  sich  hier 
nicht  um  eine  Massregel  des  .staatlichen  Arbeiterschulzes.  Der  Weg,  den  man 
einschlug,  war  vielmehr  regelmässig  eine  Verständigung  zwischen  den  Gewerk- 
vereinen der  Arbeiter  und  denjenigen  der  Unternehmer.  Häufig  ging  es  dabei 
nicht  ohne  Sireit  und  Arbeitseinstellungen  ab,  aber  jetzt  ist  man  nach  den  vor- 
liegenden Berichten  dort,  wo  die  Einrichtung  besteht,  mit  derselben  auf  beiden 
Seiten  durchaus  zufrieden,  ja  man  feiert  regelmässig  den  Jahrestag  der  Ein- 
führung durch  ein  grosses  Fest,  an  welchem  beide  Teile  und  daneben  die 
höchsten  Regierungsbeamten  teilnehmen ;  der  Feiertag  gilt  als  ein  staatlicher 
Festtag.  Im  Udingen  steht  der  Staat  dieser  Einrichtung  völlig  fern,  und  als  in 
den  letzten  drei  Jahren  in  den  Parlamenten  von  Victoria,  Xeu-Süd-Wales,  Siid- 
Auslralien  und  Tasmanien  Entwürfe  zu  einer  gesetzlichen  Einführung  des 
Achtstundentages  eingebracht  wurden,  lehnte  man  sie  allseitig  mit  der  Begrün- 
dung ab,  dass  man  sie  nicht  nötig  habe. 
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Arbeiterversicherung . 

Siehe  auch  Volksversicherung. 

I.  Allgemeines. 

I.  Allgemeines:  1.  Begriff.  —  'J.  Innere  Begründung  und  Entwickelung.  — 
3.  Anwendungsgebiet.  —  4.  Stand  der  Gesetzgebung.  —  II.  Die  Arbeiter- 
versicherung in  Deutschland,  Oesterreich  und  Ungarn.  —  5.  Personenkreis.  — 
ö.  Organisation.  —  7.  Leistungen  der  Versicherung.  —  8.  Aufbringung  der 
Mittel. 

1.  Begriff. 

Unter  Arbeilerversicherung  im  weiteren  Sinne  ist  zu  verstehen  jede  auf 
Zusammenfassung  der  Beteiligten  beruhende  Einrichtung,  die  dem  Arbeiter, 
bezw.  seinen  Angehörigen  oder  Hinterbliebenen  einen  Rechtsanspruch  auf  Hilfe 
gegenüber  den  Wechselfällen  des  Lebens  verschafft.  Das  Wesentliche  ist  hierbei, 
dass  der  Arbeiter  bezw.  die  Seinen  einen  Rechtsanspruch  erwerben.  Der  Cha- 
rakter einer  Schenkung  oder  eines  Almosens  muss  also  vollkommen  fehlen.  Im 
übrigen  ist  es  gleichgiltig,  ob  der  Rechtsanspruch  lediglich  durch  Prämien  = 
bezw.  Beitragszahlungen  des  Arbeiters  oder  unter  .Mitbeteiligung  des  Arbeit- 
gebers gewonnen  wird,  ob  die  Sichersteilling  durch  private  Anstallen  auf 
Gegenseitigkeit,  auf  Aktien  u.  s  w.  oder  durch  ölfentliehrcehtliehe  Körperschaften 
erfolgt,  ob  die  Beteiligung  freiwillig  oder  zwangsweise  .stattfindet  und  dergl.  mehr. 

In  diesem  weiteren  Sinne  kann  die  Arbeitcrversicherung  das  gesamte  Leben 
des  Arbeiters  ergreifen.  Krankheiten,  Unfälle,  Invalidität,  Alter,  Sterbefälle, 
Arbeitslosigkeit,  Kommunionen,  Konfirmationen,  Heiraten  und  vieles  andere 
können  den  Gegenstand  einer  solchen  Versicherung  bilden,  und  wenn  man  die 
grosse  Zahl  privater  Versicherungseinrichtungen  ins  Auge  fasst ,  die  sich  in 
allen  Kulturstaaten  finden,  so  zeigt  sich  in  der  That  eine  ungemein  grosse  Man- 
nigfaltigkeit in  Bezug  auf  den  Gegenstand  der  Versicherung. 

Ansätze  zu  einer  Arbeiterversicherung  im  weiteren  Sinne  finden  sich  schon 
bei  dem  alten  Kulturvölkern.  Auch  das  europäische  Mittelaller  bietet  mancherlei 
Beispiele  einer  Arbeilerversicherung.  Zu  einer  grösseren  Ausdehnung,  zu  einer 
reichhaltigeren  Gliederung  und  zur  Erfassung  der  mannigfaltigsten  Risiken  ist  es 
aber  erst  in  der  neuesten  Zeit  gekommen.  Das  steht  im  Zusammenhang  damit, 
dass  die  moderne  wirtschaftliche  Entwickelung  an  sehr  vielen  Stellen  die  alten, 
patriarchalischen  Verhältnisse  aufgelöst  hat.  Sie  machte  den  Arbeiter  rechtlich 
frei,  sie  stellte  ihn  bei  Schliessung  des  Arbeitsvertrages  als  gleichberechtigten 
Faktor  dem  Arbeitgeber  gegenüber,  sie  gab  ihm  in  bestimmten  Grenzen  das  Koali- 
tionsrecht  und  die  Freizügigkeit  ;  aber  sie  beraubte  ihn  dadurch  auch  an  vielen 
Stellen  der  wirtschaftlichen  Sicherheit,  deren  er  sich  bei  der  früheren  Unselbstän- 
digkeit und  licbiindcnhcü  erfreut  hatte  Deshalb  erwuchs  im  Laufe  unseres  Jahr- 
hunderts eine  grosse  Fidle  von  Einrichtungen,  die  einen  Ersatz  für  die  verlorene 
wirtschaftliche  Sicherheit  anstrebten.  Reichlich  haben  dabei  die  Arbeiter  den  Weg 
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freiwilligen  Zusammenschlusses  auf  der  Grundlage  der  Gegenseitigkeit  beschritten. 
Aber  an  sehr  vielen  Stellen  haben  auch  die  Arbeitgeber  und  weiterhin  die  Be- 
hörden den  Gedanken  der  Arbeiterversicherimg  zu  verwirklichen  gesucht. 

]n  der  grossen  Fülle  von  Einrichtungen  zur  Sicherstellung  der  Arbeiter 
nimmt  eine  ganz  besondere  Stellung  ein  die  staatlich  geregelle  Zwangs-Ver- 
sicherung der  Arbeiter.  Sie  hat  für  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Arbeiters 
die  allergrößte  Bedeutung,  und  an  sie  denkt  man  gewöhnlieh,  wenn  man  von 
Arbeiterversicherung  schlechthin  spricht.  Als  Arbeiterversicherung  im  engeren 
Sinne  ist  hiernach  die  staatlich  geregelle  Zwangsversicherung  der 
Arbeiter  anzusehen.  Von  ihr  soll  an  dieser  Stelle  ausschliesslich  gesprochen 
werden. 

2.  Innere  Begründung  und  Entwicklung. 

Die  Arbciterverficherung  im  engeren  Sinne  ist  ein  Erzeugnis  der  letzten 
Jahrzehnte.  Sie  beruht  auf  der  Erkenntnis,  dass  eine  durchgreifende,  um- 
fassende, schnell  und  sicher  wirkende  Sicherstellung  des  Arbeiters  gegen  die 
Wechselfalle  des  Lebens  durch  die  überwiegend  freiwillig  geschaffenen  Ver- 
sicherungseinrichtungen, wie  sie  sich  im  Laufe  des  10.  Jahrhundert  entwickelt 
hatten,  nicht  erreicht  werden  könne.  Die  Erfahrungen  aller  Kulturstaaten 
hatten  ergeben,  dass  —  so  anerkennenswert  die  Leistungen  der  Freiwilligkeit  auch 
sind  —  doch  für  die  gewaltige  Masse  der  Arbeiter  auf  diesem  Wege  nicht  das 
geschaffen  worden  ist,  was  im  allgemeinen  Interesse  notwendig  ist.  Ueberall 
—  auch  in  dem  Lande,  das  besonders  viel  durch  das  freiwillige  Zusammcn- 
schliessen  der  Beteiligten  erreicht  hat,  in  England  —  hatte  thatsächlich  doch 
nur  ein  sehr  kleiner  Bruchteil  der  Arbeiter  Sicherstellung  gefunden. 

Für  den  allergrössten  Teil  der  Arbeiterklasse,  die  ja  in  allen  Kulturstaaten 
den  weitaus  überwiegenden  Teil  der  Bevölkerung  umspannt,  blieb  es  dabei,  dass 
die  rechtliche  Freiheit  Hand  in  Hand  ging  mit  einer  grösseren  Hilflosigkeit  in 
schwierigen  Lebenslagen.  Dabei  konnte  nicht  übersehen  werden,  dass  derartige 
schwierige  Lebenslagen  zum  guten  Teil  durch  die  Eigenart  der  modernen  Be- 
triebsweise veranlasst  werden,  also  weder  dem  einzelnen  Arbeiter  noch  dem 
einzelnen  Arbeilgeber  zur  Last  zu  legen  sind. 

Der  Versuch,  durch  weiteren  Ausbau  und  Verschärfung  der  persönlichen 
Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  für  die  aus  dem  Betriebe  entspringenden 
Schädigungen  des  Arbeiters  das  Bedürfnis  zu  befriedigen  (vergl.  das  Deutsche 
Reiehs-Haltpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1S7I),  erwies  sich  als  fruchtlos,  ja  als 
geradezu  gefährlich  für  den  sozialen  Frieden  und  als  verhängnisvoll  für  die 
wirtschaftliche  Existenz  der  Arbeitgeber.  So  drängten  alle  Verhältnisse  von 
selbst  zu  neuen  Formen.  Nur  die  zwangsweise  Zusammenfassung  der  Beteiligten 
zu  gemeinsamer  Tragimg  der  Gefahren  versprach  eine  gründliche  Besserung. 
Aber  Bedenken  über  Bedenken  erhoben  sich  gegen  ein  solches  Vorgehen. 
Es  handelte  sich  um  etwas  Neues,  Beispielloses,  um  einen  starken  Ein- 
griff in  die  persönliche  Freiheit  und  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des 
grössten  Teiles  des  Volkes,  um  einen  rückhaltlosen  Bruch  mit  den  überlieferten 
und  eingewurzelten  Rechtsanschauungen  über  die  Verantwortlichkeit  von  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer,  um  die  Notwendigkeit,  neue  Formen  für  die 
Durchführung  der  grossen  Idee  zu  finden  und  doch  von  den  vorhandenen 
Formen  alles  zu  erhallen,  was  brauchbar  sein  konnte. 

Dem  Deutschen  Reiche  gebührt  der  Ruhm,  unter  Führung  seines  ersten 
Kaisers  Wilhelm  I.  und  seines  ersten  Kanzlers  Bismarck  den  grossen  Schritt 
zu  der  modernen  Arbeiterversicherunj;  gewagt  zu  haben.  Oesterreich-Ungarn 
trat  bald  auf  denselben  Boden.  Auch  Nurwegen  und  Italien  haben  neuerdings  mit 
entsprechenden  .Massregeln  begonnen.  In  den  übrigen  Kulturstaaten  ist  es  zu  grossen 
Schritten  auf  diesem  Gebiet  noch  nicht  gekommen.  Aber  allenthalben  geht 
eine  mächtige  und  immer    mehr  anwachsende  Bewegung   durch  die  Völker, 
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die  sich  auf  die  Annahme  dos  modernen  Arbeiterversichcrungsprmzipcs 
richtet.  Alle  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  dieses  Prinzip  in  absehbarer 
Zeit  die  ganze  Kullurwell  beherrschen  wird,  in  seiner  Ausgestaltung  na- 
türlich den  jeweiligen  besonderen  Verhältnissen  angepasst. 

3.  Anwendungsgebiet. 

Eine  feste  Begrenzung  des  Gebiete.5,  für  welches  die  sfaai'ich  geregelt 
Zwangsversieherung  anwendbar  ist,  lässt  .sieh  theoretisch  nicht  aufstellen.  Die 
Wucht  des  praktischen  Bedürfnisses  ist  liier  in  letzter  Linie  entscheidend. 
Einstweilen  hat  das  Prinzip  der  staatlich  geregelten  Zwangsversicherung  nur  auf 
denjenigen  Gebieten  Anwendung  gefunden,  welche  am  deutlichsten  die  Gemein- 
samkeit der  Interessen  und  den  Zusammenhang  mit  der  Eigenart  der  modernen 
Betriebsweise  erkennen  lassen.  Die  Krankenversicherung,  die  Unfallversicherung, 
die  Jnvalidiläts-  und  Altersversicherung  sind  bereits  auf  Grund  des  Zwangs- 
prinzips geregelt  worden.  Für  die  Witwen-  und  Waisenversicherung  ist  .seine 
Anwendung  schon  wiederholt  empfohlen  worden,  und  auch  für  die  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  hat  man  das  Zwangsprinzip  schon  ins  Auge  gefasst. 
Selbstverständlich  erfordert  die  Besonderheit  der  einzelnen  Versicherungsarten 
auch  eine  verschiedenartige  Ausgestaltung  der  Zwangs  Versicherung,  ebenso  wie 
die  Eigentümlichkeiten  von  Land  und  Volk  Berücksichtigung  erheischen. 

4.  Stand  der  Gesetzgebung. 

Am  weitesten  vorgeschritten  ist  die  staatlich  geregelte  Zwangsversicherung 
der  Arbeiter  in  Deutschland.  Den  eigentlichen  Ausgangspunkt  der  gesetz- 
geberischen Thatigkeit,  die  von  dem  Deutschen  Boich  auf  diesem  Gebiet  ent- 
faltet wurde,  bildet  die  denkwürdige  kaiserliche  Botschaft  vom  17.  November  188t. 
Die  Botschaft  stellte  als  Ziel  die  Schaffung  einer  öffentlich-rechtlichen  Zwangs- 
versieherung der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von  Krankheiten,  Unfällen,  Invalidität 
und  Alter  auf,  und  dieses  Ziel  ist  von  der  deu'sr  hon  Gesetzgebung  schrittweise 
erreicht  worden.  Die  inbetracht  kommenden  Gesetze  sind 

1.  das  Krankenversichcrungsgesetz  vom  15.  Juni  1883  (revidierte  Fassung 
vom  10.  April  180-J); 

2.  das  Unfallversicherungsgesetz  vom  0.  Juli  1S84  (für  Industrie  und 
Verkehrsgewerbe) ; 

3.  das  Ausdehnungsgeselz  vom  28.  Mai  1885  (zur  Ergänzung  der  unter 
4  und  2  genannten) ; 

4.  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1880.  betreffend  die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter; 

5.  das  Gesetz  vom  11.  Juli  1SS7,  betreffend  die  Unfallversicherung  der 
bei  Bauten  beschäftigten  Personen: 

Ü.  das  Gesetz  vom  Ft.  Juli  1X87,  bei  reffend  die  Unfallversicherung  der 

Seeleute  und  anderer  bei  der  See-chiffahrt  beteiligter  Personen; 
7.  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1881).  betreffen J  die  Invalidität«-  und  Alters- 
versicherung nebst  Novelle  vom  8.  Juni  1801. 
In  Oesterreich  ist  bis  jetzt  nur  die  Unfall-   und  Krankenversicherung  ge- 
regelt.   Die  Unfallversicherimg  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  '28.  Dezember  JSS7 
nebst   Novelle   vom  20.  Juli   |80i.  die  Krankenversicherung  auf  dem  Gesetz 
vom  Mi.  November  18SS  nebst  Novelle  vom  4.  April  1880. 

In  Ungarn  ist  nur  die  Krankenversicherung  durch  das  Gesetz  vom 
0.  April  IS!)1  geordnet  worden. 

In  Frankreich  ist  mit  dem  (Jcsoiz  vom  20.  Juni  1804,  betreffend  die 
Krankem eisiclierungsplhclit  der  Bergarbeiter  ein  erster,  freilich  sehr  zaghafter 
Schritt  auf  dem  Wege  zur  Zwang**- Codierung  erfolgt. 
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Norwegen  hat  durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1894  die  obligatorische  l'nfall- 
versicherung  eingerichtet.  In  Italien  ist  durch  (Jesetz  vom  17.  März  1898  der 
Unfallversicherungszwang  ohne  gleichzeitigen  Organisalionszwang  eingeführt.  Die 
in  verschiedenen  Staaten  neuerdings  durchgeführte  Verschärfung  der  Haftpflicht- 
gesetzgebung stellt  sich  nicht  als  «Versicherung»  dar. 

Die  Einzelheiten  über  die  verschiedenen  Arten  der  Versicherung  gehören 
in  die  besonderen  Artikel.  Hier  seien  nur  einige  wichtige  Punkte  hervorgehoben 
bezüglich  der  Versicherung  in  Deutschland,  Oesterreich  und  Ungarn. 


II.  Die  Arbeiterversicherung  in  Deutschland, 
Oesterreich  und  Ungarn. 

5  PerJonenkreis. 

Der  Kreis  derjenigen  Personen,  welchen  die  Versicherungswohlthat  gewährt 
werden  soll,  ist  verschieden  begrenzt.  In  Deutschland  wird  der  gesetzliche  Ver- 
sicherungszwang nur  für  die  Arbeiter  und  für  die  diesen  wirtschaftlich  und 
sozial  nahestehenden  Personenklassen  ausgesprochen.  Um  diese  Grenze  inne  zu 
halten,  ist  die  Versicherungspflicht  für  Betriebsbeamte  und  ähnliche  Personen- 
gruppen nur  für  die  Einkommensstufen  bis  zu  2000  Mark  jährlich  vorgesehen 
worden.  Gleichzeitig  ist  aber  dem  Versicherungsbedürfnis  anderer  Personen- 
gruppen durch  die  Möglichkeit  eines  statutarischen,  bezw.  in  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  eines  durch  Bundesratsbeschluss  begründeten  Versiche- 
rungszwanges Rechnung  getragen.  Ausserdem  ist  in  allen  drei  Versicherungs- 
arten noch  eine  —  teils  gesetzliche,  teils  statutarische  —  Versicherungsberechtigung 
bestimmten  Kreisen  zugestanden  worden.  In  Oesterreich  und  Ungarn  fehlt  der 
statutarische  Versicherung.szwang  durchgängig  und  die  Versicherungsberechtigung 
bei  der  Unfallversicherung  (in  Oesterreich).  Dafür  ist  aber  bei  den  Betriebs- 
beamten in  Oesterreich  die  Versicherungspflicht  nicht  an  eine  bestimmte  Ge- 
haltsgrenze gebunden.  In  Ungarn  wird  allgemein  für  Arbeiter  und  Betriebsbeamte 
eine  l.ohn-  bezw.  Gehaltsgrenze  von  4  Gulden  für  den  Arbeitstag  festgestellt. 

Eine  Altersgrenze  für  den  Beginn  der  Versicherungspflicht  ist  nur  in  der 
deutschen  Invalidität«-  und  Altersversicherung  vorgesehen  (das  16.  Lebensjahr 
muss  vollendet  sein). 

Die  Betriebsarten,  deren  beschäftigte  Personen  dem  Versicherungszwang 
unterliegen,  sind  in  den  einzelnen  Gesetzen  verschieden  bezeichnet,  und  weder 
für  Deutschland  noch  für  Oesterreich  besteht  hierin  eine  vollkommene  Gleich- 
mäßigkeit. Das  deutsche  Alters-  und  Invalidität»- Vim Sicherungsgesetz  enthält 
sich  jeder  besonderen  Aufzählung  der  Betriebsarten  und  bezeichnet  nur  die 
soziale  Stellung  der  versicherungspflichtigen  Personen  (Arbeiter,  Gehilfen.  Ge- 
sellen etc.).  Die  übrigen  deutschen  Versicherungsgesetze  führen  einzeln  die 
Betriebsarten  an.  Diesem  Beispiel  sind  auch  die  österreichischen  und 
ungarischen  Gesetze  gefolgt.  Dabei  ist  das  deutsche  Muster  in  erheblichem 
Grade  nachgebildet  worden ;  doch  ist  die  weite  Ausdehnung  der  Versicherungs- 
pflicht, wie  sie  in  Deutschland  besteht,  nicht  erreicht. 

Darin  stimmen  aber  alle  hierhergehörigen  Gesetze  überein,  dass  grund- 
sätzlich mit  dem  Eintritt  einer  Person  in  eine  versicherungspflichtige  Thäligkeit 
sofort  und  von  selbst  die  Versicherung  wirksam  wird  und  dass  damit  auch  — 
von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  —  ohne  weiteres  das  in  Frage  kommende 
Ver.sicherungsorgan  feststeht.  Zwangsversicherung  und  Zwangsorganisation  in  dem 
oben  bezeichneten  Sinne  sind  unzertrennlich  und  gestatten  doch  im  Uebrigen 
—  wie  namentlich  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  zeigt  —  der  Selbst- 
verwaltung der  Beteiligten  einen  erheblichen  Spielraum. 


Digitized  by  Google 


A' heilen  ersichcrn  n;». 


6.  Organisation. 


Bezüglich  der  Organisation  fehlt  sowohl  in  Deutschland  wie  in  Oesterreich 
ein  einheitlicher  Aufbau  fi'ir  die  gesamte  Arbeilerversicherung.  Die  Verschieden- 
heiten erstrecken  sieh  nicht  nur  auf  die  Ausgestaltung  im  Einzelnen,  sondern 
auch  auf  die  Grundgedanken,  die  in  der  Organisation  verwirklicht  sind.  That- 
sächlich  sind  zwei  ganz«  verschiedene  Prinzipien  zur  Anwendung  gekommen: 
Die  berufliche  Gliederung  auf  der  einen  Seile,  die  territoriale  (gebiels-  oder 
bezirksweise,  lokale)  Gliederung  auf  der  anderen  Seite.  Bei  einem  Teil  der 
Arbeiterversicherung  sind  beide  Prinzipien  in  bestimmter  Weise  miteinander 
verschmolzen. 

Eine  solche  Verschmelzung  findet  sich  in  der  Krankenversicherung,  wenn 
auch  in  verschiedener  Ausgestaltung.   Die  Krankenversicherung  zeigt  dabei  eine 

f;rosse  Mannigfaltigkeit  der  Formen  In  Deutschland  sind  Orts-,  Betriebs-,  Bau-, 
nnungs-,  Knappschafts-  und  Hilfskassen,  sowie  die  Gemeinde-Krankenversiche- 
rung in  Anwendung.  Nur  die  letztere  beruht  lediglich  auf  dem  Grundsatz 
territorialer  Gliederung.  Die  Hauptkassenform,  die  Orlskrankenkassen,  ist  für  die 
Durchführung  der  Krankenversicherung  eigens  geschaffen  worden.  Die  Formen 
der  Betriebs-,  Innung»-,  Knappschafts-  und  Hilfskassen  sind  schon  früher  vor- 
handen gewesen  und  wurden  der  neuen  Zwangsversicherung  in  entsprechender 
Weise  dienstbar  gemacht. 

Auch  in  Oesterreich  und  Ungarn  sind  zur  Durchführung  der  Kranken- 
versicherung schon  vorhandene  Kassenformen  mit  herangezogen  worden.  Die 
Hauptform  indess,  die  der  «  liezirkskrankenkassen » ,  ist  eine  neue  Schöpfung. 
Die  Bezirkskrankenkassen  gliedern  sich  rein  territorial;  die  übrigen  Kassenformen, 
nämlich  in  Oesterreich  die  Betriebs-,  Bau-,  Genossenschafts-  und  Vercinskassen, 
sowie  die  Bruderladen  (Knappschaftskassen)  und  in  Ungarn  die  Betriebs-,  Bau-, 
Gewerbe-,  Korporations-  und  Vereins-Kassen  und  die  ßergwerksbruderladen 
beruhen  in  der  Hauptsache  auf  einer  Verbindung  des  territorialen  und  beruf- 
lichen Gliederungsprinzipes. 

Die  o  Vercinskassen  »  in  Oesterreich  und  Ungarn  und  die  « Hülfskassen  » 
in  Deutschland  stellen  übrigens  eine  gewisse  Durchbrechung  des  Grundsatzes 
dar,  dass  mit  dem  Eintritt  in  die  versicherungspflichtige  Beschäftigung  auch 
das  in  Frage  kommende  Versicherungsorgan  gegeben  ist.  Diese  Kassen  be- 
ruhen auf  freiwilligem  Beilritt ;  trotzdem  soll  die  Beteiligung  bei  ihnen  als 
hinreichende  Erfüllung  des  gesetzlichen  Versicherungszwanges  gellen,  sofern 
nur  die  Kassen  bestimmten  Anforderungen  genügen. 

In  der  Unfallversicherung  hat  Deutschland  den  Grundsatz  der  beruflichen 
Gliederung  scharf  zur  Gellung  gebracht.  («.  Berufsgenossenschaften »).  Nicht 
nur  die  Unfallversicherung  für  Industrie  und  Verkehrsgewerbe,  auch  die 
Bau-,  See-  und  landwirtschaftliche  Unfallversicherung  folgen  diesem  Grund- 
satz. Die  landwirtschaftliche  Unfallversicherung  hat  aber  —  den  Vorschriften 
des  betreffenden  Gesetzes  entsprechend  —  durch  die  Zerlegung  der  Land- 
wirtschaft in  zahlreiche  kleinere  Bmifs-Genossenschaflen  von  Anfang  an  mit 
dem  beruflichen  das  territoriale  Prinzip  verbunden.  In  der  Industrie  hat  die 
praktische  Durchführung  der  Versicherung  mehrfach  eine  ähnliehe  Ver- 
schmelzung beider  Prinzipien  hervorgerufen  (z.  B.  in  der  Textilindustrie,  in 
der  Eisen-  und  Stahlindustrie,  im  Baugewerbe  etc.). 

Die  österreichische  Unfallversicherung  folgt  gänzlich  dem  territorialen 
Prinzip  («c  Versicherungs-Anstalten  »).  Dasselbe  Prinzip  gilt  in  der  deutschen 
Invalidität»-  und  Altersversicherung  («  Versicherungs-Anslallen »). 

Den  versicherten  Arbeitern  ist  in  der  Krankenversicherung  in  Deutsch- 
land, Oeslerreich  und  Ungarn,  in  der  Unfallversicherung  in  Oesterreich  und 
in  der  deutschen  Alters-  und  Invaliditäls-Versicherung  eine  unmittelbare  Be- 
teiligung an  der  Verwaltung  gewühlt.  Sie  sitzen  neben  den  Arbeitgebern  in 
den  verschiedenen  Verwaltungsorganen.    In   der   deutschen  Unfallversicherung 
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dagegen  erscheinen  als  Trager  der  Versieherling  lediglich  die  Unternehmer, 
die  denn  auch  allein  zur  Mitgliedschaft  in  den  eigentlichen  Verwaltungsorganen 
zugelassen  sind.  Nur  bei  bestimmten  Verwaltungsakten,  nämlich  bei  den  amt- 
lichen Unfalluntersuehungen,  bei  «Jen  Verhandlungen  über  Unfallverhütungs- 
Vorschriften  und  bei  der  Rechtsprechung  der  Schiedsgerichte  und  des  Reichs- 
Versicherungsamles  sind  die  Arbeiter  durch  gewählte  Vertreter  beteiligt. 

Die  Einrichtung  besonderer  Schiedsgerichte  unter  Beteiligung  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  wurde  zunächst  für  die  deutsche  Unfallversiche- 
rung eingeführt  und  ist  in  der  österreichischen  Unfallversicherung  und  in 
der  deutschen  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  nachgebildet  worden.  In 
Oeslerreich  sind  die  Entscheidungen  der  Schiedsgerichte  endgiltig.  In  Deutsch- 
land ist  unter  bestimmten  Voraussetzungen  in  der  Unfallversicherung  noch 
ein  Rekurs  und  in  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  noch  eine  Re- 
vision möglich.  Die  Entscheidung  über  diese  Rechtsmittel  steht  dem  «Reichs- 
Versieherungsamt  »  zu,  das  überhaupt  als  oberstes  Organ  der  deutschen 
Unfall-  und  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  fungiert.  Neben  ihm  bestehen 
in  einzelnen  deutschen  Staaten  noch  Landes-Vcrsieherungsamter. 

Die  österreichische  Unfallversicherung  hat  ein  entsprechendes  besonderes 
Centraiorgan  nicht.  Als  Aufsichtsbehörden  erscheinen  hier  die  politischen 
Landeshehörden  und  der  Minister  des  Innern,  dem  für  diese  Dinge  ein  sach- 
verständiger Versicherung* • «  Beirat  >  beigegeben  ist. 

Bei  den  deutschen  Invaliditäts -Versicherungsanstalten  sind  zur  Wahr- 
nehmung der  Interessen  des  Reiches  und  der  übrigen  Versicherungsanstalten 
noch  besondere  €  Staatskommissare  >  vorhanden. 

Für  die  Krankenversicherung  sind  Spezialbehörden  zur  Aufsichtsführung 
nicht  geschaffen  worden. 


7.  Leistungen  der  Versicherung. 

Die  Leistungen  der  Versicherung  sind  in  den  verschiedenen  Ländern 
und  Versicherungsarien  verschieden  ausgestaltet,  beruhen  aber  überall  auf 
dem  Gedanken,  dass  die  Versicherung  nur  den  wirtschaftlichen  Schaden  bis 
zu  einer  bestimmten  Grenze  ersetzen  soll,  aber  nicht  zur  Bereicherung  führen 
darf.  Daher  bleiben  grundsätzlich  überall  die  Versicherungsleistungen  unter 
dem  Lohn,  den  der  Arbeiter  in  gesunden  Tagen  erzielen  kann. 

Für  die  Krankenversicherung  sind  bestimmte  Mindestleistungen  der  organi- 
sierten Zwangskrankenkassen  gesetzlich  festgelegt ;  es  können  aber  durch  das 
Statut  Erweiterungen  der  Leistungen  vorgesehen  werden.  Die  Mindestleistungen 
bestehen  in  freier  ärztlicher  Behandlung  und  Arznei  und  im  Falle  der  Er- 
werbsunfähigkeit in  einem  Krankengelde,  ausserdem  in  i  wöchentlicher 
Wochenbetluntcrslülzung  (in  Höhe  des  Krankengeldes)  und  in  Sterbegeld  im 
'20  fachen  Betrage  eines  bestimmten  Lohnsatzes.  Freie  ärztliche  Behandlung 
und  Arznei  sind  vom  Tage  der  Erkrankung  ah  in  Deutschland  bis  zu  \\\ 
Wochen,  in  Oesterreich  und  Ungarn  bis  zu  'JO  Wochen  zu  gewähren.  Die- 
selben Fristen  bestehen  für  die  (iewährung  des  Krankengeldes.  Die  Zahlung 
des  Krankengeldes  beginnt  in  Oesterreich  und  Ungarn  mit  dem  Tage  der 
Erkrankung,  in  Deutschland  mit  dem  dritten  Tage  nach  dem  Krkrankungs- 
tage.  Das  Krankengeld  ist  in  Deutschland  und  Ungarn  auf  50  Prozent  des 
der  Beitragsbemessung  zugrunde  liegenden  Lohnes,  in  Oesterreich  auf  CO  Pro- 
zent des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter  festgesetzt. 

Die  Unfallversicherung  gewährt  in  Deutschland  bei  nicht  töthehen  Unfällen 
vom  Beginn  der  14.  Woche  nach  dem  Tage  des  Unfalls  Ersatz  der  Kosten  des 
Heilverfahrens  und  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  eine  Invalidenrente,  die 
höchstens  */J  des  letzten  Jahresarbeilsverdienstes  betragen  darf.*  In  Oesterreich 
ist  nur  die  Invalidenrente  vorgesehen;   ihr   höchster  Betrag   darf  00  Prozent 
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des  Jahresarbeitsverdienstes  nicht  übersteigen.  Di»'  Rente  setzt  schon  mit 
Beginn  der  5.  Woche  nach  dem  Unfall  ein. 

Im  Kall  des  Todes  gewähr!  die  Unfall  Versicherung  Ersatz  der  Be- 
erdigungskosten und  Renten  für  die  Hinterbliebenen. 

Der  Ersatz  der  Beerdigungskosten  beträgt  in  Deutschland  das  20  fache 
des  durchschnittlichen  Tagesverdienstes,  mindestens  aber  30  Mark ;  in  Oester- 
reich richtet  sich  der  Betrag  nach  den  Ortsgebräuchen,  darf  aber  25  Gulden 
nicht  übersteigen.  Als  rentenberechtigte  Hinterbliebene  gelten  in  Deutschland 
die  Witwen.  Waisen  und  Ascendcnten,  in  <  >csterrcieh  ausserdem  auch  die 
erwerbsunfähigen  Witwer.  Die  Kenten  der  Hinterbliebenen  dürfen  zusammen 
in  Deutschland  G0  Prozent,  in  Oesterreich  50  Prozent  des  zugrundeliegenden 
Jahresarbeitsverdienstes  nicht  überschreiten.  Nur  die  vorsätzliche  Herbei- 
führung des  Unfalls  verwirkt  die  Entschädigungsansprüche. 

Die  deutsche  Invalidität^-  und  Altersversicherung  gewährt  an  Erwerbs- 
unfähige vom  Beginn  der  Erwerbsunfähigkeit  an  —  falls  eine  5  jährige  Warte- 
zeit erfüllt  ist  —  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter  Invalidenrenten  und  an 
die  Personen,  die  das  70.  Lebensjahr  vollendet  und  eine  30jährige  Wartezeit 
hinter  sich  haben,  ohne  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein  der  Erwerbsfähigkeit 
Altersrenten.  Zu  jeder  Rente  giebt  das  Reich  einen  festen  Zuschuss  von  50  M. 
jährlich.  Die  Renten  sind  nach  Lohnklassen  abgestuft  und  wachsen  mit  der 
Dauer  der  Beitragsleistungen  in  ganz  bestimmter  Weise  an. 

Die  Unfallversicherung  und  die  Invaliditäls-  und  Altersversicherung  sind 
hiernach  vollkommen  als  Rentenversicherungen  ausgebaut.  Nur  ausnahmsweise 
treten  Kapitalzahlungen  in  (iestalt  von 'Abfindungen  ein.  Eine  Erweiterung  der 
Leistungen  durch  Statut  besteht  bei  diesen  beiden  Versicherungsaiten  nicht. 


8.  Aufbringung  der  Mittel. 

Die  Mittel  zur  Durchführung  der  Versicherung  werden  durch  Beiträge  der 
Beteiligten  aufgebracht.  In  der  Krankenversicherung  werden  —  abgesehen  von 
den  Vereins-  bezw.  Hilfskassen  —  die  Beiträge  versicherungspflichtiger  Personen 
zu  '/,  von  den  Arbeitgebern,  zu  */,  von  den  Arbeitnehmern  geleistet.  In  der 
Unfallversicherung  zahlen  in  Deutschland  die  Arbeitgeber  allein  Beiträge,  wäh- 
rend in  Oeslerreich  a/l0  von  den  Arbeitgebern  und  '/  von  den  Arbeitnehmern 
aufzubringen  ist.  In  der  deutschen  Alters-  und  Invaliditäts-Versicherung  beteiligt 
sich  das  Reich  mit  50  M.  jährlich  an  jeder  Rente  und  bestreitet  weiter  die 
Rentenanteile,  die  auf  die  Zeiten  militärischer  Dienstleistungen  entfallen.  Die 
Kosten  des  Reichs-Versicherungsamtes  und  der  Auszahlung  der  Renten  durch 
die  Post  hat  das  Reich  hier  ebenso  wie  in  der  Unfallversicherung  allein  zu 
tragen.  Der  Rest  der  Lasten  der  Invaliditäls-  und  Altersversicherung  wird  mit 
je  50  Prozent  von  den  Arbeitgebern  und  den  Versicherten  aufgebracht. 

In  der  deutschen  Unfallversicherung  herrscht  in  der  Hauptsache  das  Um- 
lageverfahren: nur  in  der  Bau-Unfallversicherung!  wird  zum  Teil  das  Kapital- 
deckungsverfahren angewandt.  Die  deutsche  Invalidität»-  und  Altersversicherung 
und  ebenso  die  österreichische  Unfallversicherung  stützen  sich  dagegen  ganz 
auf  das  Kapilaldeckungsverfaluen. 

Für  alle  Einzelheiten  rutiss  auf  die  Spezialartikcl  verwiesen  werden. 


*  In  den  eisten  1:1  Worhen  lie^t  die  Fm-sni-ge  den  Krankenkassen  ob;  doch  ist 
vom  Ke^mn  der  5.  Wo.  he  an  das  Krankengeld  in  bestimmter  Weise  zu  erhöhen. 
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Litteratur. 

Boediker,  «Die  Arbeiterversieherung  in  den  europäischen  Staaten  ». 
Leipzig  1805.  Hosin.  «  Das  Hecht  der  Arbeiterversicherung  ».  Berlin  1890  ff. 
Weyl,  «Lehrbuch  des  Heichs -Versicherungsgesetzes  ».  Leipzig  1894.  Zacher, 
«Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  des  deutschen  Reiches  »  (im  Auftrage  des 
Reichs-  Versicherungsamtes).  Berlin  1890.  Derselbe:  «  Die  Arbeiterversicheiung  im 
Auslande».  Berlin  1898.  Bellum,  «  Les  lois  d'assuranee  ouvriere  a  l'etranger  ». 
Paris  1892  ff.  Morisseaux.  «  La  legislation  du  travail  ».  Brüssel  1895.  Schärfte: 
Art.  «Arbeiterversieherung»  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenseh..  I.  Aufl., 
Bd.  I,  Jena  1890.  Van  der  Borght:  Art.  « Arbeiterversieherung »  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissensch.,  II.  Aufl..  Bd.  I,  Jena  1898.  Derselbe:  «Die 
sociale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung,  Jena  1898.  Kehm  (Elster): 
Art.  «Arbeiterversicheiung»  in  Klsters's  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Jena 
1898.  Vergleiche  über  weitere  Litteratur  K.  Frankenstein,  «Bibliographie  des 
Arbeiterversicherungswesens  im  deutschen  Reich  ».    Leipzig  1895. 

Leber  die  Spezial-Litleratur  geben  die  Spezialartikel  Auskunft. 

R.  van  der  Borght. 


Arbeiterversicherungs-Kongress. 

Mit  diesem  Namen  pflegt  man  in  Deutschland  die  «internationalen  Kongresse 
für  Arbeiterunfälle  und  soziale  Versicherung»  zu  bezeichnen,  wie  sie  seit  Ende 
der  achtziger  Jahre  in  mehrjährigen  Zwischenräumen  an  verschiedenen  Orten 
getagt  haben.  Diese  Kongresse  haben  einen  rein  privaten  Charakter.  Männer 
der  Praxis  und  der  Wissenschaft  und  Beamte  haben  sich  in  den  Kongressen 
freiwillig  zusammengeschlossen,  um  die  wichtigen  Fragen,  die  sich  an  die 
Arbeiterunfälle  und  an  sonstige  Missstände  in  der  Lage  der  arbeitenden  Be- 
völkerung knüpfen,  zu  erörtern  und  um  durch  Sammlung  der  einschlägigen 
Materialien  und  durch  den  freimütigen  Austausch  der  Erfahrungen  der  einzelnen 
Länder  zu  sozialen  Fortschritten  anzuregen.  Diesem  Zwecke  dient  zunächst  das 
«  Bulletin  »,  das  von  dem  ständigen  Ausschuss  in  französischer  Sprache  heraus- 
gegeben wird  und  alles  einschlägige  Material  (Gesetze.  Gesetzentwürfe,  Statistik, 
wissenschaftliche  Untersuchungen)  seinen  Lesern  vorzuführen  sucht.  Weiter 
kommen  inbetracht  die  zahlreichen  gedruckten  Referate,  durch  die  für  die  Ar- 
beiten der  einzelnen  Kongresse  die  Unterlage  geschaffen  wird,  und  der  ein- 
gehende mündliche  Meinungsaustausch  auf  den  Kongressen  selbst. 

An  der  Spitze  dieser  Vereinigung  steht  ein  ständiger  Ausschuss  («comite 
permanent  »).  des-en  Bureau  sich  in  Paris  befindet.  Als  Vorsitzender  fungiert 
der  Vize-Präsident  des  General- Bergwerks-Rai  es  Linder  zu  Paris,  als  General- 
sekretär der  Bergingenieur  K.  Gruner  und  der  Ingenieur  au  corps  des  mines 
Maurice  Bellom,  beide  ebenfalls  zu  Paris.  Weiter  gehören  dem  Büreau  als 
Vizepräsidenten  der  Präsident  des  «Comite  central  des  Houilleres»  Darcy  und 
der  ehemalige  Minister  Ricard  zu  Paris  an.  Unter  den  sieben  Ehrenvorsitzenden 
befindet  sich  u.  A.  der  ehemalige  Präsident  des  Deutschen  Reichs -Versicherungs- 
amtes, Dr.  Boediker,  der  ehemalige  italienische  Finanzminister  und  Begründer 
des  italienischen  Genossenschaftswesens  Prof.  Luzzati,  der  schweizerische 
Bundesrat  Xuma  Droz  u.  s.  w.  Die  sonstigen  G0  Mitglieder  des  ständigen 
Ausschusses  verteilen  sich  auf  die  Staaten  Deutschland,  England,  Oesterreich, 
Belgien,  Dänemark,  Vereinigte  Staaten  von  Nord -Amerika,  Frankreich,  Holland, 
Ungarn,  Italien.  Luxemburg.  Argentinien.  Russland.  Schweden  und  Schweiz.  Die 
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ständigen  Mitglieder  des  Kongresses  haben  einen  Jahresbeitrag  von  10  Fr.  zu 
leisten.  Mitglieder,  welche  mindestens  50  Fr.  jährlieh  zahlen,  heissen  stiftende 
Mitglieder  («  Menibres  donateurs  »). 

Das  grosse  Verdienst  des  Kongresses  besteht  darin,  dass  er  dem  Gedanken 
der  modernen  Arbeiterversicherung  in  weiten  Kreisen  immer  mehr  Eingang 
verschafft  und  dadurch  dem  endlichen  Siege  dieses  Gedankens  in  allen  Kullur- 
staaten  vorarbeitet. 

Der  erste  Kongress  fand  aus  Anlass  der  Weltausstellung  zu  Paris  1889, 
vom  9.— 14.  September,  statt.  Die  zweite  Versammlung  in  Bern  (21. — 26.  Sep- 
tember 1891)  dehnte  das  Thätigkeitsgebiet  des  Kongresses  auf  die  ganze  soziale 
Versicherung  aus  und  erkannte  die  Notwendigkeit  der  Arbeilerversicherung,  der 
Unfallverhütung  und  fortlaufender  international  vergleichbarer  Sozialstatistik  an. 
Der  III.  Kongress  zu  Mailand  vom  I . — 6.  Oktober  1894  stellte  sich  auf  denselben 
grundsätzlichen  Standpunkt  und  fügte  ausserdem  u.  A.  eine  Befürwortung 
sozialer  Museen  und  der  Bestrebungen  zur  Minderung  der  Folgen  der  Unfälle 
hinzu.  Der  IV.  Kongress  zu  Brüssel  vom  26. — 31.  Juli  1897  behandelte  u.  a. 
ausführlich  die  Frage  des  schweren  Verschuldens  und  des  Deckungssystemes. 
Auf  den  beiden  letzten  Kongressen  wurde  auch  eingehend  und  lebhaft  über  die 
Notwendigkeit  einer  obligatorischen  Unfallversicherung  überhaupt  verhandelt.  Von 
besonderem  Interesse  war  stets  der  heftige  Redekampf  selbst,  der  auf  diesen 
Kongressen  stattfand  und  der  namentlich  in  Mailand  und  Brüssel  durch  die 
grosse  Zahl  der  Teilnehmer  und  durch  das  Eingreifen  der  bekanntesten  Fach- 
männer einen  tiefen  Eindruck  machte 

Der  nächste  Kongress  wird   zu  Paris  im  Jahre  1900  stattfinden. 

R.  van  der  Borght 


Arbitri,  Arbitratores 

Siehe:  «Schadenregulierung»,  «Sachverständige». 
*  Schiedsrichter 


Arten  des  Versicherungsvertrages 

Siehe :  «  Versicherungsvertrag  und  -Modalitäten ». 


Arzt 

Siehe :  «Vertrauensarzt.  Lebens- Versichenings-,  Unfallversichcrungs-Medicin». 


Assecuradeur 

Siehe  :    -  Versicherer  ». 
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Assecuranz 


Siehe:    «  Versicherung  ». 


Assecuranz  Makler 


Siehe :  «Makler». 


Assecuranztreue 


Siehe  :   « Bonafides » 


Assessment. 


Siehe:  «Umlage verfahren,  Risikoversicherung,  Natürliche  Prämien». 

Begünstigt  durch  die  Arbeiterlogen  entstanden  nach  dem  Secessionskriege  in 
den  Vereinigten  Staaten  in  grosser  Anzahl  die  sogenannten  t  fraternal  societies  », 
die  nach  dem  Umlageverfahren  unserer  alten  Sterbekassen  beim  Tode  eines 
Mitgliedes  zur  Deckung  des  Slerbegeldes  eine  Schätzung  (post  mortem  assessment) 
für  jedes  der  überlebenden  Mitglieder  ausschrieben.  Da  diese  assessments  für 
alle  in  gleicher  Höhe  bestehen,  so  zahlen  die  neu  eintretenden  jungen  Mitglieder 
für  die  Alten  und  Schwachen  mit,  bis  sie  in  Folge  der  häufigen  Zahlungen  die 
Nachteile  der  Anstalt  erkennen  und  ihren  Austritt  erklären.  Sobald  aber  aus 
irgend  einem  Grunde  die  Weiterbeteiligung  nicht  in  progressiver  Weise  zunimmt, 
müssen  die  assessments  erhöht  werden,  und  es  muss  die  Zeit  kommen,  wo  sie 
den  Prämien  einer  Lebensversicherungsgesellschaft  nicht  nur  gleichkommen 
sondern  diese  weit  übersteigen.  Dann  erfolgt  naturgemüss  der  Austritt  der  guten 
Risiken,  die  Societät  geht  zu  Grunde  und  hinterlässt  als  Leidtragende  eine  grosse 
Anzahl  alter,  kränklicher  Mitglieder,  die  nutzlos  ihre  Prämien  gezahlt  haben 
und  anderswo  zur  Versorgung  ihrer  Familie  keine  Versicherung  mehr  linden. 
Einige  Vereine,  wie  die  Freimaurer  und  Odd  Fellows  beschränken  sich  nur  auf 
die  Versicherung  der  Begräbnisskosten  oder  auf  zeitweilige  Hilfsleistung  und 
genügen  diesem  Zwecke  vollkommen.  Auch  sind  mehrere  «fraternal  societies», 
die  sparsam  und  rationell  geleitet  und  durch  eine  reiche,  energische  Logen- 
organisation gestützt  wurden,  zu  hohem  Ansehen  gelangt.  Doch  ist  der  grössere 
Teil  von  ihnen  nicht  genügend  fundirl  und  entbehrt  jeder  technischen  Unterlage, 
sodass  alljährlich  eine  bedeutende  Anzahl  dieser  Kassen,  die  sich  nur  aus  Mit- 
gliedern der  Arbeiterlogen  rekrutieren,  ihre  Zahlungen  einstellen. 

Wurde  von  den  Brüderschafts-Vereinen  aus  Unkenntnis  mit  dem  Umlage- 
verfahren  Missbrauch  getrieben,  so  war  es  dagegen  einzelnen  spekulativen 
Köpfen  vorbehalten,  in  böser  Absicht  sich  dasselbe  zu  Nutze  zu  machen.  Die 
damalige  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  legte  der  Gründung  solcher  An- 
stalten keine  nennenswerte  Schwierigkeiten  in  den  Weg,  und  so  entstanden  zu- 
gleich mit  den  «  fraternal  societies  »  die  sogenannten  Assessment-Gcsellschafien. 
auch  Gooperativ-Gesellschaften  genannt,  die  seit  dieser  Zeit  die  partie  honteu-e 
des  amerikanischen  Versicherungswesens  bilden  und  den  Superintendenten  der 


Asscssment. 


Vcrsiehernngs-Departemenls  zu  ständigen  Klagen  Anlass  geben.  Schon  der  Anfang 
ihrer  Thätigkeit  ist  bezeichnend.  Von  181  Cooperativ-Gcsellschaften,  die  1882 
im  Staate  Michigan  operirten,  bestanden  im  Jahre  1887  nur  noch  27  und  im 
Staate  Ohio  von  155  nur  noch  12.  Um  Kandidaten  anzulocken,  stellten  sie  das 
alte  Ilmlageverfahren  oder  Modifikationen  desselben  als  eine  neue  Versieherungs- 
art  dar.  die  bedeutend  billiger  und  zweckmässiger  als  die  reguläre  Lebensver- 
sicherung: und  als  dieses  Mittel  aufhörte  zu  ziehen,  gingen  einzelne  zu  dem 
sogenannten  <  asscssment  scheme  >  über  d.  h.  der  Risikoversicherung  auf  i  Jahr. 

Teils  nach  dem  Umlageverfahren,  teils  nach  mannigfachen  Variationen  des 
Princips  der  Risicoversicherung  arbeiten  in  den  Vereinigten  Staaten  über  800 
Assessmcnl-Gcsellsehaflen,  ohne  dass  es  ihnen  Irotz  häufiger  Versuche  gelungen 
ist.  anderswo  nennenswerte  Erfolg«»  zu  erzielen.  Auch  dieser  Rüekbildungs- 
process  zur  Risikoversicherung  wurde  als  etwas  Neues  hingestellt,  dem  gegen- 
über die  reguläre  Versicherung  als  zu  teuer  und  veraltet  geschildert  wurde.  Der 
Zweck  des  Assessmcnt-Plans  ist  die  Anlockung  der  Kandidaten  durch  eine  zunächst 
billige  Prämie.  Z.  B.  unter  Benutzung  der  deutschen  Sterblichkeitslafel  M  und 
W  1  und  3  */»  %  Discont  wäre  für  10Ü0  Mark  Versicherungssumme  die  Netto- 
prämie eines  30  jährigen  für  die  Risicoversicherung  auf  1  Jahr  nur  8,53  Mark, 
also  wesentlich  billiger,  als  die  gleichbleibende  Prämie  für  die  Kapitalversicherung 
auf  den  Todesfall.  Will  der  Betreffende  nun  aber  weiter  versichert  bleiben,  so 
steigt  seine  Prämie  von  Jahr  zu  Jahr.  Als  40  jähriger  hat  er  11,37  Mark,  im 
Alter  von  50  Jahren  17,53,  als  60  jähriger  34,16  und  als  70  jähriger  gar 
70,30  Mark  zu  zahlen. 

Es  wachsen  die  Prämien  in  ungeheurem  Maase  gerade  zu  der  Zeit,  wo 
die  Erwerbsfähigkcil  abnimmt.  Iu  Folge  dessen  sind  die  meisten  Versicherten 
nach  einer  Reih»«  von  Jahren  nicht  mehr  in  der  Lage,  die  hohen  Prämien  weiter 
zu  zahlen  und  sehen  sich  gezwungen,  ohne  jede  Entschädigung  die  Versicherung 
und  die  damit  beabsichtigte  Versorgung  der  Familie  aufzugeben. 

Wenn  die  Cooporativ-Gesellschaflcn  dieses  System  als  Versicherung  mit 
natürlichen  Prämien  bezeichnen,  so  könnte,  wie  aus  der  Prämienaufstellung  her- 
vorgeht, es  treffender  Versicherung  mit  steigender  Prämie  oder  fallender  Ver- 
sicherungssumme genannt  werden. 

Die  Fi»rmel  für  die  Nettoprämie  dieser  Risikenversicherung  auf  1  Jahr 
T 

lautet  p  =  — - 

l't 

wo  >.;.   die  diskontierte  Zahl  der  Lebenden  des  Alters  x 

und  Vf  ,,  „  ,,  Gestorbenen  des  Alters  x  bedeuten. 

Die  geschilderte  Prämienberechnung  ist  natürlich  nur  eine  von  den 
unzähligen  Abarten,  nach  denen  die  Asscssementgescllschaften  arbeiten.  Viele 
von  ihnen  versprechen  die  natürliche  Prämie  des  Eintrittsalters  während  einer 
Periode  von  10  Jahren  beibehalten  zu  wollen  und  auch  während  des  2.  oder 
gar  noch  des  3.  eben  so  langen  Zeilraums  keine  Erhöhung  eintreten  zu  lassen.  Von 
Wichtigkeit  für  ihre  Existenz  ist  die  Entscheidung  der  amerikanischen  Gerichte, 
dass  sie  die  Asscssmcnts  alljährlich  erhöhen  dürfen,  was  sie  nach  den  Berichten 
der  dortigen  Superintendenten  auch  fast  immer  thun. 

Die  grösste  Anzahl  der  Assessment-Gesellschaflen  arbeitet  mit  einem 
ungeheuren  Storno,  einer  rapid  wachsenden  Todesfallmiotc,  ohne  Reservefonds 
und  entbehrt  jeder  technischen,  fachmännischen  Leitung:  während  diejenigen 
von  ihnen,  welche  auf  moralischer  und  mathematischer  Grundlage  beruhen,  in 
ihrer  Enlwi<  kclung  sich  nalurgemäss  mit  ihren  Prämien  und  Prinzipien  immer 
mehr  denen  der  regulären  Lehensversicherungsgesellschafb'n  nähern. 

Dr.  Dornis.  Berlin. 
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Asthma 

(Lebens-  Versiehcrungs  Mcdicin) 
Siehe  :  « Krankhcitsanlagen  - . 

Attest 

Siehe  :  « Lcbcns\ ersicherungs-Medicin,  rnfallversicherungs- Mcdicin. 
Vcrtraucnsärztiichc  Untersuchung». 

Aufgeschobene  Leibrente,  Aufgeschobene  temporäre  Rente 

Sieh«-:  -Rente». 


Aufhebung 
des  Versieherungs-Vertrags, 

(Siehe  au<  h  Verwirkungs- (Hanseln) 

wird  jene  Art  der  Beendigung  des  Versicherungsvertrags  genannt,  welche  im 
Gegensatze  zu  den  sonstigen  Arten  der  Beendigung  —  Ablauf  der  Zeit,  Weg- 
fall des  versicherbaren  Interesses  und  dgl.,  die  unabhängig  von  der  Thätigkeit 
der  Vcrsicherungspaciseenten  eintreten  —  lediglich  vom  spontanen  Willen  der 
Letzteren  abhängt.  Die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  enthalten  nämlich 
vielfach  die  Bestimmung,  dass  der  Eintritt  eines  Schadens  ohne  weiter»  als 
Auflösungsgrund  für  den  Versicherungsvertrag  zu  betrachten  ist,  —  insbesondere 
ist  dies  bei  der  Feuer- Versicherung  der  Fall,  —  oder  aber  dass  dem  Versicherer 
sowohl  als  auch  dem  Versicherungsnehmer  —  manchmal  aber  lediglich  dem 
Ersteren  —  die  Befugnis  eingeräumt  wird,  nach  Eintritt  des  Schadens  den  Ver- 
trag aufzuheben,  dies  sogar  in  dem  Falle,  wenn  der  Schaden  keinen  Ersatz 
herbeigeführt  hat.  Anlass  zu  dieser  Bestimmung  gab  ersichtlich  das  Misstrauen 
des  Versicherers  gegenüber  dem  Versicherungsnehmer,  welches  häutig  noch  die 
weitere  Bestimmung  hervorrief,  dass  der  Versicherer  berechtigt  sein  soll,  nach 
Eintritt  irgend  eines  Schadens  auch  andere  mit  demselben  Versicherungsnehmer 
abgeschlossene  Versicherungsverträge  aufzuheben  Im  Allgemeinen  ist  übrigens 
zuzugeben,  dass  in  der  Regel  nach  der  Abwicklung  einer  Schadenersatzfrage 
eine  jede  Vertragspartei  mit  dem  Verhalten  der  anderen  unzufrieden  und  mithin 
es  als  ein  zweckdienliches  Gebot  der  Klugheit  anzusehen  ist,  wenn  die  Fortdauer 
des  Versicherungsvertrages  dem  Ermessen  der  Parteien  anheimgestellt  wird.  Als 
Beispiel  kann  die  Bestimmung  des  §  i'J  Absatz  2  der  allgemeinen  Versicherungs- 
bedingungen des  Verbandes  deutscher  Brivat-Feuer- Versicherungsgesellschaften 
von  188ö  dienen,  welche  lautet  :  Nach  einem  jeden  Schaden,  gegen  welchen  nach 
§  4  Versicherung  gewährt  ist,  hat  sowohl  der  Versicherte  wie  die  Gesellschaft, 
letztere  auch  nach  einem  ohne  Schaden  an  den  versicherten  Gegenständen  ver- 
laufenen Brande  in  den  Versicherungslokaliläten,  das  Becht,  milteist  schriftlicher 
Anzeige  jede  zwischen  den  Parteien  bestehende  Versicherung  mit  Ablauf  von 
zwei  Wochen  nach  Zustellung  jener  Anzeige  aufzuheben.    Dieses  Recht  erlischt 
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jedoch,  wenn  es  nicht  spätestens  bei  Auszahlung  der  Entschädigung  oder  wenn 
der  Brand  keine  Entschädigung  zur  Folge  hatte,  von  dem  Versicherten  nicht 
binnen  Monatsfrist,  nachdem  dies  festgestellt  ist  und  von  der  Gesellschaft  nicht 
binnen  Monatsfrist,  nachdem  sie  Kenntniss  von  dem  Brande  erhallen  hat,  aus- 
geübt wird.  >  Vgl.  Bedingungen  der  Aachener  und  Miinchener  Feuer-Versiehe- 
rungs-Gesellschaft  §  16,  —  Bedingungen  der  Berliner  Feuer-Versicherungs- 
anstalt §  16. 


Quellen : 

Lewis',  Ehrenberg's  Versicherungsrecht;  Bähr  im  a Archiv  für  bürger- 
liches Recht»  VII,  Seite  16  und  5i. 

Roztocil. 


Auflösung  des  Versicherungs  vertrages 

Siehe :   «  Versicherungs- Vertrag» . 


Aufruhr  und  Krieg 

(See-Versicherung) 
Siehe:   «Extra  Risiko  in  der  See-Versicherung». 


Aufsicht 

Siehe:   «Konfession,  Staatsaufsicht». 


Aufsichtsrath 

Siehe :   « Versicherungs  -  Aktion  -  Gesellschaft» . 


Auf sichtsrat. 

Der  Aufsichtsrat  der  Invalidität*-  und  Altcrsversichcrungsan- 
st  allen  ist  ein  zur  Kontrolle  fies  Vorstandes  dienendes  fakultatives  Organ  der 
Versicherungsanstalten,  ein  obligatorisches  nur,  sofern  im  Vorstande  keine  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  und  der  versicherten  Arbeiter,  sondern  nur  «Beamte» 
vorhanden  sind.  Neben  anderen  l'u  n  kl  i  onen ,  die  ihm  durch  das  Statut  der 
Anstalt  überwiesen  werden  können,  steht  dun  unbedingt  die  Kontrolle  der  Ge- 
schäftsführung des  Vorstandes  und  das  Verlangen  auf  Einberufung  des  Vorstandes 
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zu,  sobald  diese  ihm  im  Interesse  der  Anstalt  erforderlich  scheint.  Der  Aufsiehb- 
rat besteht  aus  einer  vom  Statut  zu  bestimmenden  und  nach  dessen  Vorschriften 
zu  bestellenden  Zahl  von  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten,  und 
zwar  müssen  beide  Kategorien  in  gleicher  Stärke  vorhanden  sein.  —  Befähigt 
zum  Mitgliede  des  Aufsichtsrates  sind  sämtliche  männlichen,  grossjährigen,  im 
Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  und  der  privatrechtlichen  Dispositionsfähig- 
keit befindlichen,  im  Bezirke  der  Anstalt  wohnhaften  Deutschen,  sofern  sie  nicht 
Mitglieder  des  Anstaltsvorstandes  sind;  ausserdem  ist  erforderlich  hinsichtlich 
der  Vertreter  der  Arbeiter,  dass  sie  selbst  auf  Grund  des  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsgesetzes versichert  sind,  hinsichtlich  der  Vertreter  der  Arbeitgeber, 
dass  sie  solche  versicherten  Personen  bei  sich  beschäftigen  oder  bevollmäch- 
tigte Betriebsleiter  derartiger  Betriebsunternehmer  sind.  —  Das  Amt  als  Mitglied 
des  Aufsichtsrats  ist  ein  unbesoldetes  Ehrenamt,  nur  baare  Auslagen  werden 
nach  statutarisch  bestimmten  Sätzen  erstattet,  ausserdem  den  Arbeitervertretern 
entgangener  Arbeitsverdienst,  es  sei  denn,  dass  sie  es  unterlassen  haben,  den 
Arbeitgeber  von  der  Einberufung  zur  Sitzung  in  Kenntniss  zu  setzen.  —  Für  ge- 
treue Geschäftsverwaltung  haften  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  gleich  Vor- 
mündern, absichtliche  Benachteiligung  der  Anstalt  wird  wie  Untreue  des  Vor- 
mundes (Reichsstrafgesetzbuch  §  'iOO)  und  Gefängnis  (daneben  Verlust  der  bür- 
gerlichen Ehrenrechte  möglich)  bestraft.  Das  Ablehnungsrecht  ist  ein  sehr  be- 
schränktes. —  Die  Geschäftsordnung  des  Aufsichtsrats  und  die  Persönlich- 
keit des  Vorsitzenden  sowie  dessen  Sonderbefugnisse  darf  das  Statut,  aber  auch 
der  Aussehuss  selbst  festsetzen:  bei  den  Abstimmungen  ist  im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit die  Stimme  des  Vorsitzenden  ausschlaggebend.  (Invaliditäts-  und 
Altersversieherungsgesetz  §§  58-02  sowie      51—53,  §  54  Ziffer  2  und  7.) 

Weyl. 


Auftrag 

l  Versieherungs- Recht  überhaupt)  kann  auch  zur  Eingehung  eines  Versicherungs- 
vertrags wie  zu  jener  eines  beliebigen  andern  Vertrages  erteilt  werden.  Es  kann 
nämlich  der  Versicherungsvertrag  von  dem  Versicherungsaspiranten  im  eigenen 
Namen  oder  von  einem  Beauftragten  im  Namen  eines  Dritten  —  des  Auftrag- 
gebers —  mit  dem  Versicherer  angeschlossen  werden  —  wobei  das  Eigentüm- 
liche eintritt,  dass  im  letzteren  Falle  es  lediglich  vom  Willen  des  Beauftragten 
abhängt,  ob  er  den  Vertrag  als  Stellvertreter  des  Auftraggebers,  oder  zwar  für 
Rechnung  desselben,  jedoch  im  eigenen  Namen  abschliesst.  Der  Auftrag  erscheint 
sohin  für  den  Kontrahenten  als  diis  Motiv  zur  Eingehung  des  Vertrages,  — 
welchen  Fall  das  deutsche  H.-(i.-B.  im  Artikel  7X5  insbesondere  in  der  Gegen- 
überstellung zum  Artikel  787  deutlich  bewährt.  Dass  der  thatsächlich  von  einem 
Andern  Beauftragte  dennoch  als  selbständiger  Paciscent  eintritt,  berulil  auf  den 
speciellen  Verhältnissen  des  Versicherungverkehrs,  wobei  häufig  der  eigentliche 
Interessent  bei  der  Versicherung  an  einem  vom  Wohnorte  des  Versicherers  ent- 
legenen Platze  sich  befindet,  dem  Letzteren  gänzlich  unbekannt,  und  die  Ein- 
treibung der  vereinbarten  Prämie  mit  oft  bedeutenden  Schwierigkeiten  verbunden 
ist,  —  weshalb  der  Versicherer  nicht  selten  Bedenken  trägt,  mit  dem  eigent- 
lichen Versicherungsinteressenten  den  Vertrag  abzuschließen.  Notwendig  ist  sogar 
diese  Form  der  Vertragsschliessung  durch  den  Beauftragten  im  eigenen  Namen 
in  den  häufigen  Fällen,  in  denen  der  Hauptinteressen!  gar  nicht  in  der  Lage  ist, 
rechtzeitig  den  Auftrag  zur  Versicherung  zu  geben,  —  endlich  auch  dann,  wo 
selbst  begrifflich  ein  Auftrag  ausgeschlossen  ist,  nämlich  bei  der  zu  dunsten 
dritter  —  der  sogenannten  «Begünstigten»   —  vereinbarten  Versicherung  des 
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eigenen  Leben??  auf  den  Todesfall.  Kerner  ist  zu  betonen,  dass  es  bei  Wechsel- 
seitigen keinen  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  im  Wege  des  Auftrags 
gibt  und  geben  kann,  weil  diese  Art  von  Versicherungsgesellschaften  lediglich 
aus  den  beteiligten  Mitgliedern  besteht,  für  die  Aufnahme  als  Mitglied  jedoch 
die  Persönlichkeit  eine  geradezu  ausschlaggebende  Bedeutung  hat.  Bei  den  übrigen 
Arten  der  Versicherungsgesellschaften  kann  jedoch  der  Abschluss  des  Versiche- 
rungsvertrages auch  durch  Mittelspersonen,  insbesondere  durch  Beauftragte 
erfolgen,  welche  sohin  den  Vertrag  für  den  eigentlichen  Versicherungsnehmer 
nämlich  den  Auftraggeber  abschließen,  —  wobei  ein  zweifaches  Rechtsverhältnis* 
in  Betracht  zu  ziehen  ist,  —  ein  internes,  nämlich  jenes  zwischen  dem  Auf- 
traggeher und  dem  Beauftragten,  —  und  ein  externes,  d.  h.  jenes  zwischen 
dem  Auftraggeber,  bezw.  Versicherungsnehmer  und  dem  Versicherer.  Erst  eres 
wird  nach  den  Normen  des  allgemeinen  bürgerlichen  und  des  Handelsrechtes  zu 
beurteilen  sein,  und  zwar  weiden  verschiedene  Grundsätze  beider  Rechte  zur 
Anwendung  gelangen,  je  nachdem  das  Verhältnis  auf  dem  einfachen  Mandat  oder 
auf  der  Geschäftsführung  (negotiorum  gestio),  dem  Amte  eines  Vormundes  oder 
C.urators,  der  Repräsentanz  einer  juristischen  Person  und  ähnlichen  beruht,  — 
bei  der  Grundlegung  eines  Mandates  ferner,  ob  etwa  eine  Handlungsvollmacht 
zur  Basis  dient  oder  nicht.  Nur  wäre  in  dem  Falle,  wenn  der  den  Vertrag 
Schließende  ohne  vorherige  Vollmacht  thälig  ist,  zu  bemerken,  dass  er  eine 
unverweilte  Erklärung  des  in's  Auge  gefassten  Versicherungsnehmers 
hegehren  kann,  ob  er  den  Versicherungsvertrag  genehmige  oder  nicht,  —  ein 
Ausbleiben  der  ausdrücklichen  Erklärung  hierüber  hat  als  Genehmigung  zu 
gelten.  Der  Versicherungsnehmer  darf  nämlich  nicht  in  der  Lage  sein,  eine 
günstigere  oder  minder  günstige  Gestaltung  der  Gefahr  abzuwarten,  um  sich  je 
nachdem  der  Zahlung  der  Prämie  und  sonstigen  Unkosten  zu  entziehen. 

Das  zweite,  externe  Verhältnis  des  Stellvertreters  oder  Beauftragten  des 
Versicherungsnehmers  zu  dem  Versicherer  beruht  hingegen  auf  folgenden  Grund- 
sätzen : 

\.  Beim  Vertragsschlusse  muss  die  Absicht  der  Stellvertretung  präcise 
zum  Ausdruck  kommen,  —  es  genügt  nicht,  die  Intention  der  Versicherung  des 
Interesses  eines  Dritten  überhaupt  anzudeuten,  weil  andernfalls  nur  die  Wirkungen 
einer  anderartigen  Versicherungsart  nämlich  der  Versicherung  für  fremde 
Rechnung  (siehe  den  Artikel)  eintreten;  ferner  muss 

2.  der  Stellvertreter  die  Vollmacht  zum  Vertragsabschlüsse  besitzen,  — 
welche  eine  zweifache  Natur  aufweisen  kann,  —  entweder  die  eines  einfachen 
Mandats,  —  oder  einer  dauernd  wirksamen  Geschäftsführung  infolge  eines  vom 
Gesetze  übertragenen  Amtes  (Vormund,  Curator,  Ehemann,  Concurs,  oder  sonstiger 
behördlich  bestellter  Vermögensverwalter,  Vertreter  einer  juristischen  Person 
u.  dgD  Das  Vorhandensein  einer  zureichenden  gesetzlichen  Vollmacht  wird 
nach  dem  bürgerlichen  und  Handelsrechte  zu  beurteilen  sein,  —  bietet  aber  in 
Rücksicht  auf  die  einheimische  Gesetzgebung  keine  Schwierigkeiten,  wohl  aber 
im  ausländischen,  namentlich  im  englisch-amerikanischen  und  französischen 
Rechte,  in  denen  viele  einschlägige  Kragen  controvers  sind 

Ii.  Belangend  die  Ersetzung  einer  mangelnden  Vollmacht  durch  nachfolgende 
Ratihahirung,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  dem  Versicherer  beim  Abschluss 
des  Versicherungsvertrages  der  .Mangel  der  Vollmacht  bekannt  war  —  oder 
nicht.  Im  eisleren  Falle  ist  die  Versicherung  unter  der  Bedingung  geschlossen, 
da>s  der  eventuelle  Versicherungsnehmer  (Mandant)  sie  verzugslos  nach  er- 
langter Verständigung  genehmigen  werde,  denn  es  wird  im  Regelfalle  die  so- 
fortige Haftung  des  Versicherers  intendiert  sein,  weil  ansonst  gewiss  die  Ge- 
nehmigung des  Mandanten  vorher  eingeholt  worden  wäre.  Falls  demnach  der 
Letzten-  nicht  gleich  nach  erfolgter  Mitteilung  die  Versicherung  ratihabiert,  wird 
der  Versicherer  befreit,  ebenso  bei  Stillschweigen,  wed  der  Mandant  diesfalls 
zur  AcHssfi-img  seines  Willens  verpllichtel  ist.  Eine  Ablehnung  wirkt  zurück 
auf  den  Zeitpunkt  des  Vertragsabschlusses s  so  dass  der  Versicherer  selbst  den 
inzwischen  eingetretenen  Schaden  nicht  zu  versichern  braucht.  Zögert  der  Man- 
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datar  mit  der  Verständigung,  so  wird  gleichfalls  der  Versicherer  frei,  weil  die 
ehebaldigste  Mitteilung  als  stillschweigend  bedungen  anzusehen  ist.  Bei  Ab- 
gang einer  diesfälligen  Fristbestimmung  kann  die  Katihabierung  wann  immer, 
selbst  nach  Schadeneintritt,  wirksam  erfolgen. 

Im  zweiten  Falle  wird  der  Versicherer  nur  dann  verpflichtet,  wenn  die 
Genehmigung  vor  Schadeneintritt,  selbst  vor  Eintritt  der  die  Gefahr  ändernden 
Thatsachen  erfolgt,  weil  andernfalls  der  Versicherer  in  seiner  Unkenntnis  des 
Vollmachtsmangels  dem  Belieben  des  —  vermeintlichen  —  Mandanten ,  der  ja 
durch  einen  gar  nicht  oder  unzulänglich  Informierten  sich  vertreten  lassen 
könnte,  preisgegeben  sein  würde.  Bei  übermässiger  Zögerung  oder  Ausbleiben 
der  Genehmigung  hat  der  vorgeschützte  Stellvertreter  selbst  den  Vertrag  zuzu- 
halten, falls  das  Geschäft  auf  einer  Seite  ein  Handelsgeschäft  ist.  Ist  es  dies 
nicht,  so  hat  der  Versicherer  gegen  den  angeblichen  Stellvertreter  den  An 
sprach  auf  das  Interesse,  d.  i.  den  Prämienbetrag  oder  die  sonstige  Gegen- 


Versicherer  aus  dem  unverbindlich  gewordenen  Vertrage  irgendwie  ersatzpflichtig 
geworden  wäre.  Mit  Recht  betont  Ehrenberg  das  ganz  Unbefriedigende  dieses 
Resultates,  welches  die  äusserste  Unzweckmässigkeit  der  gesetzlichen  Mass- 
nahmen bewährt,  wonach  dem  Versicherungsvertrage  die  Eigenschaft  des  Han- 
delsgeschäftes bald  erteilt,  bald  verweigert  wird. 

4.  Aus  einem  durch  einen  Stellvertreter  abgeschlossenen  Versicherungs- 
vertrage wird  lediglich  der  Versicherungsnehmer  —  Mandant  —  berechtigt  und 
verpflichtet,  weshalb  die  Frage  aufgetaucht  ist,  ob  der  den  Vertrag  abschliessende 
Stellvertreter  ebenfalls  die  weiteren  Rechte  seines  Mandanten  aus  diesem  Ver- 
trage zu  wahren  ermächtigt  ist,  nämlich  über  den  Vertragsinhalt  abändernde 
Bestimmungen  zu  vereinbaren,  auf  den  Anspruch  aus  dem  Vertrage  zu  ver- 
zichten, oder  auch  ihn  nach  dem  Schadeneintritt  geltend  zu  machen  u.  s.  w. 
Diese  Frage  lässt  sich  nicht  mit  einer  allgemeinen  grundsätzlichen  Antwort 
lösen,  sondern  es  kommt  hierbei  durchgehend«  auf  den  Inhalt  des  Vollmachts- 
verhältnisses an.  Ist  der  Stellvertreter  Prokurist  oder  Vertreter  einer  juristischen 
Person,  so  ist  er  allerdings  zur  Wahrnehmung  der  besagten  weiteren  Rechte 
berechtigt,  als  Vormund  beispielsweise  jedoch  schon  mit  der  Einschränkung, 
dass  er  zwar  über  den  Vertragsinhalt  Modifikationen  vereinbaren,  allein  ohne 
spezielle  Ermächtigung  der  Pupillarinstanz  zur  Einkassierung  von  Mündelgeldern 
die  Versicherungssumme  nicht  beheben  darf.  Entsteht  diesfalls  ein  Zweifel,  so 
ist  die  Erweiterung  der  Vollmacht  auf  obige  Aktionen  ausgeschlossen,  weil  man 
nicht  Jedem,  dem  man  die  zweckdienliche  Abschliessung  eines  Versicherungs- 
vertrages zutraut,  auch  schon  die  Verfügung  über  den  Vertragsinhalt  oder  die 
Versicherungssumme  zuzutrauen,  Ursache  hat,  Dazu  besteht  übrigens  keine 
Nötigung,  weil  der  Versicherungsnehmer  regelmässig  bekannt  und  erreichbar  ist, 
und  nur  bei  beträchtlicher  Entfernung  der  Wohnorte  der  Pacisccnten  pflegt  der 
Versicherer  sich  auszubedingen,  dass  der  Stellvertreter  auch  zur  Verfügung  über 
den  Vertragsinhalt  ermächtigt  sein  soll.  Es  kommt  diesfalls  auf  die  Usancen 
des  Geschäftsverkehres  an,  wie  denn  an  vielen  Seeplätzen  die  sogenannten 
Versicherungsmakler  hinsichtlich  mancher  Funktionen,  häufig  selbst  bezüglich 
Inkassos  der  Versicherungssumme,  als  Stellvertreter  des  Versicherungsnehmers 
gelten. 

5.  Ferner  entsteht  die  Frage,  ob  Handlungen  oder  Unterlassungen  des  Stell- 
vertreters, welcher  den  Vertrag  abschloss,  wenn  sie  von  der  Art  sind,  dass 
durch  sie  dem  Ansprüche  des  Versicherungsnehmers  prftjudiziert  werden  kann, 
jenen  des  eigentlichen  Versicherungsnehmers  gleichzustellen  sind  V  Die  Frage  ist 
jedenfalls  zu  bejahen  in  Ansehung  der  beim  Vertragsschlusse  zu  erfüllenden 
Anzeigepflicht,  so  dass  sieh  muh  hier,  wie  hei  allen  Vertragsabschlüssen,  durch 
Stellvertreter,  der  Mandant  die  Arglist,  den  Irrtum,  die  sonstige  Nachlässigkeit 
seines  Vertreters  muss  einwenden  lassen.  Belangend  aber  die  im  Laufe  der 
Versicherung  zu  erfüllenden  Verpflichtungen  des  Versicherungsnehmers ;  so  greift 
das  Nämliche  platz,  wenn  der  eigentliche  Versicherungsnehmer  (alias  Versicherte) 
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im  Allgemeinen  handlungsunfähig  ist  (z.  B.  eine  Stiftung,  Korporation  u.  dgl.), 
oder  zum  Mindesten  nicht  die  volle  Handlungsfähigkeit  besitzt  (z.  B.  alle  nicht 
mit  der  erforderlichen  Einsicht  begabte  zu  jugendliche  Personen  unter  18 
Jahren),  oder  endlich,  wenn  dem  Vertreter  wegen  Entfernung  des  Wohnsitzes 
vertragsmässig  die  Verbindlichkeifen  des  Versicherungsnehmers  obliegen.  Abge- 
sehen von  diesen  Füllen,  gilt  die  Norm,  das*,  falls  der  Vertreter  vertragswidrige 
Aenderungen  der  Gefahr  oder  culpos  den  Schaden  selbst  herbeigeführt  oder 
nach  Schadeneintritl  die  nötigen  Retlungsmassregeln  unterlassen  hat,  hierdurch 
dem  Ansprüche  aus  der  Versicherung  insoweit  präjudiziert  wird,  als  dies 
auch  durch  Angestellte  des  Versicherungsnehmers  der  Fall  sein  könnte.  Das 
Nämliche  muss  gelten,  wenn  im  Laufe  der  Versicherung  eine  weitere  not- 
wen  dige  Anzeige  (z.  B.  von  Aenderung  der  Gefahr,  Eintritt  des  Schadens 
u.  a.  m.)  unterbleibt.  Die  Anzeigepflicht  setzt  nämlich  Kenntnis  des  anzu- 
zeigenden Umstandes  voraus,  wurde  also  dieser  Umstand  auch  dem  Vertreter, 
welcher  den  Vertrag  abschloss,  bekannt,  so  wird  durch  Unterlassung  der 
Anzeige  seitens  des  Vertreters  dem  Versicherungsnehmer  selbst  nur  dann 
präjudiziert,  wenn  er  den  Ersteren  mit  der  Wahrnehmung  der  weiteren  aus 
dem  Versicherungsverträge  folgenden  Thätigkeiten  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend (z.  B.  als  Prokuristen,  als  Disponenten  u.  dgl.  m.)  betraut  hat, 
weil  er  dann  nur  die  Stellung  eines  anderweitigen  hiermit  betrauten  Ange- 
stellten einnimmt. 

6.  Endlich  kann  zur  Erhebung  und  Einklagung  der  Versicherungs- 
summe weder  der  zum  Verlragsabschluss  bevollmächtigte  Vertreter,  noch 
der  den  Abschluss  vermittelnde  Makler  oder  Agent,  auch  nicht  ein  gewöhn- 
licher Handlungsbevollmächtigter  als  ermächtigt  gelten,  vielmehr  bedarf  er 
hierzu  einer  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erteilten  Spezialvollmacht 
(letztere  besitzt  der  Disponent  —  auch  ohne  Prokura  —  zur  Einkassierung, 
der  Prokurist  auch  überdies  zur  gerichtlichen  Geltendmachung  der  Ersatz- 
forderung, im  Falle  der  in  Rede  stehende  Versicherungsvertrag  zu  den  Ge- 
werbgeschäften des  Kaufmanns  —  Artikel  273  H.-G.-B.  —  gehört). 


Ehrenberg,  « Versicherungsrecht  ©  und  die  Abhandlung  in  Iherings 
Jahrbüchern,  Band  XXX,  dann  Lewis,  « Handb.  des  Versicherungsrechts», 
Gebrüder  Brämer,  «Das  Versicherungswesen»,  Vivante,  «II  contratto  di 
assicurazione  »,  Band  I. 


(Zweig  der  Fach- Versicherung)  ist  jene  Abart  der  Sachversicherung,  wo  zwar 
gegen  eine  wirtschaftlich  nachteilige  Thatsache  (Gefahr)  versichert  wird,  allein 
nicht  aus  dem  Grunde,  weil  infolge  des  Eintritts  dieser  Thatsache  unmittelbar 
eine  Einflüsse  am  Vermögen  des  Versicherungsnehmers  erlitten,  sondern  ein 
Ve  r  möge  n  sau  fwa  nd  erforderlich  wird,  dessen  Bestreitung  nur  aus  den  vor- 
handenen Werten  der  betreffenden  Einzelwirtschaft  prästirbar  ist,  welche  sohin 
indirekt  auch  dieser  Wirtschaft  entzogen  werden.  Die  Nötigung  zu  einem  Ver- 
mögen-.iutw.ir.de  dieser  Art  kann  nun  liegen  entweder  im  Auftauchen  einer 
rechtlichen  Verpflichtung  zu  einer  Geldleistung  —  beispielsweise  der  gesetzlichen 
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Haflpflicht  eines  industriellen  Unternehmers,  der  nach  dem  Gesetze  obliegenden 
Alimentation-,  Bestattungspflicht  u.  dgl.  m.,  —  oder  in  andern  Gründen  recht- 
lich-socialer  Provenienz,  wie  z.  B.  wegen  Gründung  eines  selbständigen  Haus- 
halts oder  Ausstattung  von  Söhnen,  Aussteuer  bei  der  Verheiratung  von  Töchtern, 
anlässlich  der  Erfüllung  der  Militärpflicht  der  Söhne,  Leistung  der  Geschwornen- 
pflicht  an  Seite  der  Väter  u.  s.  w.  Unter  diesen  Versicherungsarten  scheidet 
neuestens  Ehrenberg  die  Ha  ftpflicht- Versicherung  und  ihren  wichtigsten 
Fall,  die  Rück -Versicherung,  als  eine  besondere  Gruppe  aus,  —  indem  er  die 
Rück-Versicherung  als  Versicherung  gegen  eine  vertragsmässige  d.  i.  gegen 
die  durch  Versicherungsvertrag  übernommene  Haftpflicht  erklärt,  welche  aller- 
dings schon  als  besondere  Branche  abgezweigt  worden  ist,  wogegen  die  Haft- 
pflicht-Versicherung in  wirtschaftlicher  und  assectiranztechnischer  Beziehung 
überhaupt  nicht  exislirte.  —  Die  Ursache  dessen  war,  dass  die  Haftpflicht  selber 
als  causa  proxima  für  den  Versicherer  nicht  in  Betracht  kam,  sondern  nur 
das  Ereigniss,  durch  welches  die  Haftpflicht  ausgelöst  wird,  als  causa  remota, 
als  «Gefahr»  erachtet  wurde  und  erst  neuestens  diese  Haftpflicht-Versicherung 
schlechthin  als  besondern  Versicherungszweig  zu  cultiviren  versucht  wird.  In  der 
That  droht  heutzutage  die  Haftpflicht  nicht  blos  dem  industriellen  Betriebsunter- 
nehmer, sondern  jedem  Gewerbetreibenden,  ja  einem  jeden  Privaten,  sei  es  auf 
Grund  der  eigenen  Handlungen  oder  aus  Thätigkeiten  seiner  Dienstieule,  oder 
für  von  seinen  Thieren  angerichtete  Schäden  u.  s  w.  Wer  Dienstboten,  Pferde 
oder  sonstiges  Nutz-  und  Zugvieh,  Fuhrwerk  hält,  —  wer  Schütze,  Jäger,  Rad- 
fahrer, Mieter  oder  Besitzer  von  Häusern  und  Hauslocalitäten  ist,  jeder  Gastwirt, 
Arzt,  Apotheker,  Eigentümer  von  Bahnanschluss  -  Geleisen  u.  dgl.  kann  in  die 
Lage  kommen,  andern  Personen  haftbar  zu  werden  und  ist  also  veranlasst, 
gegen  diese  «Gefahr»  Versicherung  zu  nehmen.  Die  Haftpflicht- Versicherung 
hat  ferner  das  Eigene,  dass  mittelst  derselben  Versicherung  gegen  nachtheilige 
Thatsachen  genommen  werden  kann,  welche  sich  sowohl  an  Sachen  als  an 
Personen  ereignen  können,  —  weshalb  die  Subsumirung  unter  die  Sach- 
oder Personen-Versicherung  eigentlich  bei  ihr  versagt,  sobald  man  nicht  auf  die 
causa  proxima,  sondern  auf  die  causa  remnta  das  entscheidende  Gewicht  legt. 
Unter  die  Personen-Versicherung  ist  die  Aufwands-Versicherung  wohl  dann  ein- 
zureihen, wenn  der  Vermögensaufwand,  welchen  der  Versicherungsnehmer  für 
einen  Andern  oder  für  eine  Mehrzahl  Anderer  zu  machen  hat,  schliesslich  den 
Zweck  einer  Zuwendung  an  diese  Andern  hat  weil  der  Versicherungsnehmer  und 
sie  Coincidenz-Interessenten  sind  z.  B.  bei  der  Aussteuer-  und  Ausslellungs-Ver- 
sicherung  der  eigenen  Abstämmlinge,  bei  der  Militärdienst-Versicherung  der 
Söhne,  bei  der  Arbeiter-Kollektiv- Versicherung  gegen  Betriebsunfälle,  bei  der 
Versicherung  der  Passagegelder  zu  Gunsten  der  gefährdeten  Passagiere  u.  dgl.  in. 
Hier  kann  möglicher  Weise  den  mit  dieser  Zuwendung  bedachten  Personen  ein 
unmittelbarer  Anspruch  gegen  den  Versicherungsnehmer  schon  aus  dem  Gesetze 
zustehen  (eigene  Kinder)  oder  mit  dem  Versicherer  vereinbart  sein,  —  allein 
auch  dieses  Anspruchsrecht  der  Bedachten  ist  meistens  kein  unwiderrufliches,  da 
es  jedenfalls  von  bestimmten  Handlungen  oder  Unterlassungen  des  Versicherungs- 
nehmers abhängt. 

Bei  der  Aufwands-Versicherung  als  Versicherer  gegen  die  Gefahr,  einen 
Vermögensaufwand  zu  Gunsten  Anderer  machen  zu  müssen  (einschliesslich  der 
Haftpflicht-Versicherung),  bietet  übrigens  nur  die  Beantwortung  der  Frage,  was 
als  Gegenstand  der  Versicherung  zu  betrachten  sei,  Schwierigkeiten  eigener  Art. 
Das  Interesse  des  Versicherungsnehmers  ist  ja  hier  an  diejenige  Person  oder 
Sache  geknüpft,  welche  von  dem  den  Aufwand  begründenden  Ereignisse  betroffen 
wird,  es  kann  also  diese  Person  oder  Sache'  als  Gegenstand  der  Versicherung 
bezeichnet  werden.  Jedoch  ist  diese  Verknüpfung  anderseits  lediglich  eine  mehr 
indirekte,  —  insofern  der  Versicherungsnehmer  nur  aus  dem  Grunde,  weil  ein 
gewisses  Ereignis  ihn  zu  einem  Aufwände  aus  seinem  Vermögen  nötigt,  an  dessen 
Ausbleiben  interessirt  ist,  —  in  weiterer  Conse<|uenz  könnte  das  Vermögen  des, 
Versicherungsnehmers  selbst  als  Objekt  der  Versicherung  bezeichnet  werden 
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insbesondere  dort  mit  gutem  Fug,  wo  die  Haftpflicht  desselben  auf  einen  ge- 
radezu bestimmton  Vermögensanteil,  ein  Sonder- oder  Haftgut  eingeschränkt 
ist,  weil  es  da  thatsächlich  um  die  Abwendung  der  besorglichen  Verraindeiung 
dieses  Sondergutes  geht.  Wenn  man  hingegen  in  den  übrigen  Fällen  der  Haft- 
pflicht-Versicherung das  ganze  Vermögen  des  Versicherungsnehmers  als  Gegen- 
stand der  Versicherung  bezeichnen  wollte,  so  könnte  man  dies  —  nach  der 
richtigen  Auffassung  Ehrenberg's  —  mit  ebenso  gutem  Grunde  bei  jeder  Art 
der  Versicherung  thun  und  hat  übrigens  die  Beantwortung  dieser  Frage  in  der 
Theorie  keine  praktische  Bedeutung.  Wohl  aber  ist  die  Frage  praktisch,  welche 
Momente  die  Paciscentcn  ausdrücklich  zu  vereinbaren  haben,  um  dem  Versiche- 
rungsverträge die  nötige  Bcstimtheit  des  Inhalts  zu  geben,  wozu  bei  der  Auf- 
wands-Versicherung auch  andere  Momente  ausser  den  als  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung in  Betracht  kommenden  sich  eignen.  Als  solche  Momente  sind  anzu- 
sehen :  a)  die  namentliche  Angabe  oder  sonstige  genaue  Kennzeichnung  jener 
Personen  oder  Sachen,  welche  unmittelbar  von  dem  schädigenden  Ereignisse 
betroffen  werden  und  alsdann  den  Versicherungsnehmer  zu  einem  Aufwände  aus 
seinem  Vermögen  bemüssigen,  —  b)  die  Bezeichnung  des  Haft-  oder  Sonder- 
gutes, auf  welches  die  Haftpflicht  des  Versicherungsnehmers  beschränkt  wer- 
den will  (z.  B.  des  .Schiffsvermögens  bei  der  Haftpflicht  des  Rheders  durch  den 
Namen  des  Schiffes  u.  dgl  )  —  endlich  c)  die  Bezeichnung  des  befürchteten 
Ereignisses  (dessen  Eintritt  kraft  der  Vereinbarung  zwischen  den  Paciscenten 
die  Haftpflicht  des  Versicherungsnehmers  auslöst,  ohne  Unterscheidung  der  Personen 
oder  Sachen,  welche  von  diesem  Ereignisse  betroffen  werden  (z.  B.  bei  der 
Versicherung  des  industriellen  Unternehmers  gegen  die  Folgen  der  gesetzlichen 
Haftpflicht,  welche  ihm  gegenüber  allen  dritten  durch  seinen  Betrieb  geschädigten 
Personen  —  also  mit  Ausschluss  seiner  eigenen  Arbeiter  —  obliegt,  —  oder 
bei  der  Versicherung  des  Hauseigentümers  im  Geltungsgebiete  des  französischen 
Rechtes  gegen  die  Gefahr  der  Ueberlragung  eines  bei  ihm  entstandenen  Brandes 
auf  andere  Gebäude  wogen  der  ihm  obliegenden  diesfälligen  gesetzlichen 
Haftpflicht). 

Ehrenberg  stellt  übrigens  —  unseres  Erachtens  ganz  folgerecht  —  eine 
«reine  oder  absolute»  Haftpflicht  Versicherung  als  Abart  der  Aufwands-Ver- 
sicherung auf,  wo  namentlich  die  gesetzliche  Haftpflicht  pure  et  simple 
als  Gegenstand  der  Versicherung  hingestellt  wird,  ohne  Unterscheidung,  welches 
Ereignis  sie  hervorrief  und  was  für  ein  Schaden  hiedurch  bewirkt  wurde  (so 
z.  B.  wenn  der  Versicherungsnehmer  sich  gegen  die  Folgen  der  ihm  als  Diensl- 
berrn, Pferde-,  Fuhrwcrk.s-Eigentümer,  Radfahrer,  Gastwirt,  Apotheker,  Arzt  u.  s.w. 
obliegenden  Haftpflicht  versichert  u.  s.  f.)  In  diesen  Fällen  wird  ein  bestimmter 
Gegenstand  überhaupt  nicht  als  Gegenstand  der  Versicherung  vereinbart,  das 
schadenbringende  Ereignis  kann  sich  an  ganz  unbestimmten  (im  Vorhinein  auch 
thatsächlich  unbestimmbaren)  Personen  oder  Sachen  bethätigen.  Weil  aber  der 
Versicherungsnehmer  dadurch  zu  einer  Ersatzleistung  aus  seinem  Vermögen  be- 
müssigt  wird,  entsteht  ein  versicherbares  Interesse  des  Versicherungsnehmers  an 
diesen  Personen  oder  Sachen  im  Allgemeinen  und  kraft  des  Versicherungsver- 
trages eine  diesfalüge  Ersatzpllieht  des  Versicherers. 

Sonstige  Eigentümlichkeiten  bietet  die  Aufwands- Versicherung  nicht  dar. 


Quellen  : 

Ehrenberg,  Gebrüder  Brünier.  «Versicherungswesen»,  Malsz,    « Zeit- 

sc'ir.f!  fur  Handel-recht».  Band  Vi  II. 

Roztocil. 
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Ausfüllung  des  Antragbogens  durch  Agenten 

Siehe:  «Agent»  -  «Antrag». 


Ausgleichung 
der  Sterblichkeitstafeln. 

Das  Problem  der  Ausgleichung  musste  mit  der  Aufstellung  der  ersten  Sterblich- 
keitstafeln entstehen.  Es  wurde  ihm  unisomehr  Wichtigkeit  beigelegt,  als  man 
zu  dieser  Zeit  und  vielfach  noch  heute,  vermutete,  für  die  Sterblichkeit 
bestimmte  Gesetze  aufstellen  zu  können,  ebenso  umwandelbar,  wie  etwa  das 
Gravitationsgeselz  oder  die  Galilei'schen  Fallgesetze.  Das  zunächst  vorhandene 
damals  sehr  geringe  Beobachtungsmaterial  musste  schon  als  Unterlage  dienen, 
um  die  Anzahl  der  Lebenden  als  Function  ihres  Alters  auszudrücken.  Der  erste 
Versuch  rührt  1724  von  Moivre  her,  der  die  Formel  /..  =.  80  —  x  giebt,  um 
auszudrücken,  dass  von  80  Neugeborenen  in  jedem  Jahre  eine  Person  stirbt,  bis 
im  Alter  von  86  Jahren  keine  mehr  vorhanden  sind.  Lambert  giebt  1708  die 
Formel 

h  =  10000  (~  -  1  Y  -  0170  (e  i^Ä  _  e  St»)  , 

in  der  er  von  10,000  Neugeborenen  ausgeht  und  mit  dem  Alter  90  schliesst. 
Weitere  Formeln  dieser  Art  sind  im  Jahre  1826  von  Thomas  Joung  veröffentlicht: 

h  =  99632  —  10  x  +  11  (150  4-  20  x  —     )  *  _ -- 

285+2,05  x*  +  2  (  ^  )" 

und  zu  gleicher  Zeit  von  Mabbage  die  einfache  Formel  lt  =  6199,8  —  9.29  a;  — 
1,5767  X  (X2~  1)  und  von  Littrow  \r  =  598,  1073  -  8,417  i55x+  0,23ü 895 x* 

—  0,005  247  x »  +  0,000  onj  x  *. 

Jede  dieser  Formeln  stellte  nur  eine  einzelne  Tafel  dar.  und  es  lag  nahe, 
eine  solche  mit  veränderlichen  Couflicientcn  aufzustellen,  der  alle  Absterbe- 
ordnungen unterworfen  wären. 

Begünstigt  wurde  dieses  Streben  noch  durch  die  diimals  herrschende 
Richtung.  Im  Jahre  1741  hatte  Peter  Süssmilch  sein  bekanntes  Buch:  «Die 
göttliche  Ordnung  in  den  Veränderungen  des  mens« -blichen  Geschlechts  •»  erscheinen 
lassen  und  mit  einem  gewissen  Fanatismus  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass 
Leben  und  Sterben  feststehenden  Gesetzen  unterworfen,  die  von  Gott  in  seiner 
Weisheit  und  Allmacht  normirt  sind.  Auch  die  Kncyklopädistcn  hoben  die  Gesetz- 
mässigkeit der  Sterblichkeit  hervor.  In  seinem  Puche:  *  Sur  riiomme»  aus  dem 
Jahre  1835  sagt  Uuetelet  ausdrücklich,  dass  die  Ahslcrbeordnung  einem  ehernen 
Naturgesetze  folge,  das  wir  zu  erkennen  bestrebt  sein  müs.-en.  Ks  lag  nun  nahe, 
die  Beobachtungen,  falls  sie  keine  Gesetzmässigkeit  zeigten,  daraufhin  zu  corrigiren, 
d  h.  auszugleichen.  Schon  Florenconrt,  der  erste  Ausbleichet- .  glaubt  1781  «du: 


Digitized  by  Google 


M8 


Ausgleichung  der  Sterblichkeitstafeln. 


durch  Beobachtung  gefundenen  Grössen  so  verbessern  zu  müssen,  dass  sie  dem 
Gesetze  der  Stetigkeit  folgen,  welches,  soweit  unsere  Kenntnisse  gehen,  allent- 
halben der  Natur  zur  Richtschnur  dient.»  Als  man  bei  häufigeren  statistischen 
Erhebungen  gewisse  Ucbercinstimmungen  und  Regclmässigkeiten  fand,  glaubte 
man  hierin  eine  Bestätigung  für  das  Vorhandensein  eines  gemeinsamen  Sterblich- 
keitsgesetzes zu  haben,  und  man  begann,  alle  Unebenheiten  und  Unregelmässig- 
keiten, die  in  einer  beobachteten  Reihe  vorhanden,  als  Fehler  zu  betrachten, 
welche  durch  Ausgleichung  zu  eliminiren  sind.  Findet  man  solche  Uebcrein- 
stimmungen  in  den  Absterbeordnungen,  so  liegt  dies  natürlich  in  der  Gleich- 
artigkeit des  beobachteten  Materials  und  deswegen  ein  Sterblichkeilsgesetz 
annehmen,  heisst  Ursache  und  Wirkung  vertauschen.  Die  Sterblichkeit  ist  nicht 
nur  eine  Function  des  Alters,  sondern  noch  vieler  anderer  Umstände,  die  sich 
zum  nicht  geringen  Teil  sogar  unserer  Kenntnis  entziehen.  Giebt  es  kein  all- 
gemein giltiges,  ehernes  Sterblichkeitsgesetz,  so  giebt  es  auch  keine  allgemeine 
Methode  der  Ausgleichung,  welche  unsere  beobachteten  Zahlen  gesetzmässiger 
machen  müsste.  Wiltstein,  der  an  den' beobachteten  Zahlen  so  wenig  als  möglich 
geändert  sehen  will,  sagt:  «Die  Beobachtungen  werden  ja  zu  dem  Zwecke 
gemacht,  die  in  dem  Laufe  der  Erscheinungen  waltenden  Gesetze  kennen  zu 
lernen;  wenn  man  aber  in  die  Beobachtungen  irgend  etwas,  wie  hier  die 
Forderung  der  Stetigkeit,  von  vornherein  hineininterpretirt,  so  zerstört  man 
damit  die  Basis,  auf  welcher  diese  Beobachtungen  ruhten,  und  es  ist  kein 
Wunder,  wenn  man  im  Endresultate  dasjenige  wiederfindet,  was  man  im  Anfange 
willkürlich  hineingelegt  hatte,  und  wenn  man  am  Ende  gar  glaubt,  bewiesen  zu 
haben,  was  doch  nur  willkürliche  Annahme  gewesen  war.  Kein  Astronom,  kein 
Meteorolog  etc.  hat,  so  weit  unsere  Kenntnis  reicht,  jemals  einer  Ausgleichung 
seiner  Beobachtungen  in  dem  obigen  Sinne  sich  schuldig  gemacht,  die  Beobach- 
tungszahlen sind  ihm  wie  ein  Heiligtum,  an  welchem  er  nicht  rührt  und  in 
welchem  er  kein  Jota  zu  ändern  wagt.  Ein  denkwürdiges  Beispiel  kann  für  alle 
Zeit  zur  Mahnung  dienen.  Wie  bekannt,  waren  es  die  vortrefflichen  Tychonischen 
Mars-Beobachtungen,  aus  denen  Keppler  seine  berühmten  drei  Gesetze  ableitete; 
nur  8  Minuten  Unterschied  zwischen  Beobachtung  und  Rechnung  waren  es, 
welche  Keppler  stutzig  machten  und  ihn  zu  seiner  grossen  Entdeckung  führten. 

Sola  igitur  haec  octo  minuta  viam  praeiverunt  ad  totam  Astronomiam 
reforrnandain.  Hätte  aber  Tycho  nur  ausgeglichene  Beobachtungen  hinterlassen, 
so  ist  schwerlich  anzunehmen,  dass  die  gedachte  Entdeckung  zu  Stande  gekom- 
men; denn  in  einer  vorherigen  Ausgleichung  der  Beobachtungen  würden  sicher- 
lich jene  8  Minuten  zu  Grunde  gegangen  und  spurlos  verschwunden  sein!» 

Wittstein  will  eine  Ausgleichung  nur  insofern  zulassen,  als  er  die  aus  den 
directen  Beobachtungszahlen  gefundenen  Sterbenswahrscheinlichkeiten  ohne 
weiteres  steigend  anordnet,  ohne  Rücksicht  darauf,  in  welche  Alter  sie  dadurch 
geraten. 

Wenn  diese  Tafel,  fährt  er  fort,  noch  Differenzen  zeigt,  welche  anscheinend 
regellos  springen,  so  müssen  solche  unverändert  stehen  bleiben,  bis  künftig  etwa 
einmal  ein  neues  Princip  entdeckt  werden  wird,  welches  in  dem  entsprechenden 
Sinne  eine  Aenderung  zulässig  erscheinen  lässt  und  zugleich  die  Art  dieser 
Aenderung  vorzeichnet. 

Wenn  nun  eine  Ausgleichung  der  Sterbenswahrscheinlichkeiten  nur  sehr 
geringen  wissenschaftlichen  Wert  hat,  so  ist  sie  in  der  Praxis  der  Lebens- 
versicherung aus  verschiedenen  Gründen  nicht  zu  umgehen.  Selbst  bei  grossem 
Beobachlungsmaterial  zeigen  die  Wahrscheinlichkeiten  Sprünge,  die  auch  Unregel- 
mässigkeiten in  den  Prämien  und  eventuell  negative  Reserven  hervorrufen 
würden.  Will  man  beides  vermeiden,  so  muss  man  eine  gewisse  Stetigkeit  im 
Steigen  der  Prämien  v<>n  einem  bestimmten  Lebensalter  ab  Statt  finden  lassen, 
und  dieses  kann  man  nur  dadurch  erreichen,  dass  man  die  Absterbeordnung  so 
ausgleicht,  dass  die  Sterbenswahrscheinlichkeiten  sich  nicht  zu  urigleichmässig 
änderen. 

Sind  dioes  die  Bedingungen,  welche  die  Ausgleichung  erfüllen  soll,  so 
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gleicht  man  am  Zweckmässigsten  die  Sterbenswahrscheinlichkeiten  sofort  aus 
und  nicht  zuerst  etwa  die  Tafel  der  Lebenden  oder  die  der  Toten,  denn  man 
musste  sich  im  letzteren  Falle  doch  noch  überzeugen,  ob  damit  auch  eine  Aus- 
gleichung der  Sterbenswahrseheinlichkeiten  stattgefunden  hat. 

Wenn  wir  zu  den  einzelnen  Methoden  übergehen,  so  wollen  wir  zunächst 
den  auffälligen  Umstand  hervorheben,  dass  man  von  der  Tafel  der  17  eng- 
lischen Gesellschaften,  die  übrigens  für  beide  Geschlechter  in  unbekanntem  Ver- 
hältnis aufgestellt  ist,  nicht  weiss,  wie  sie  ausgeglichen  worden;  und  ebensowenig 
hat  Zillmer  veröffentlicht,  wie  er  seine  Ausgleichung  vorgenommen,  wie  denn 
auch  von  den  deutschen  Sterblichkeitstafeln  die  für  beide  Geschlechter  in  der 
Praxis  den  Vorzug  erhalten  hat. 

Nach  der  graphischen  Methode  werden  die  Alter  als  Abscissen  und  die 
Sterbenswahrscheinlichkeiten  als  die  Ordinalen  eines  rechtwinklichen  Coordinaten- 
systems  eingetragen,  und  es  bleibt  der  Geschicklichkeit  des  Ausgleichers  über- 
lassen, eine  Curve  zu  konstruiren,  die  zwischen  den  einzelnen  Punkten  hindurch- 
gehend in  möglichst  stetigem  Charakter  verläuft.  Sprague  behandelt  diese  Methode 
ausführlich  im  Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  vom  Jahre  1886.  Die  Will- 
kürlichkeit derselben  liegt  auf  der  Hand,  und  wie  Fischer  in  den  «Grundzügen 
des  auf  menschliche  Sterblichkeit  gegründeten  Versicherungswesens»  sagt,  ist 
«  die  Güte  des  erzielten  Resultats  gar  sehr  von  der  Sorgfalt  und  der  Geschick- 
lichkeit des  Operirenden  abhängig. »  Er  empfiehlt  zwar  die  graphische  Methode 
nur  dann,  wenn  die  aus  den  Reobachtungen  gefundenen  Sterbenswahrscheinlich- 
keiten noch  eine  nur  geringe  Genauigkeit  haben,  und  will  sonst  den  Weg  der 
Rechnung  vorgezogen  haben,  operiert  aber  selbst  in  der  Art,  dass  er  zunächst 
auf  graphischem  Wege  und  dann  erst  durch  Rechnung  mittelst  der  Methode  der 
kleinsten  Quadrate  ausgleicht. 

Aber  selbst,  wenn  man  nur  auf  rechnerischem  Wege  ausgleichen  will,  geht 
eine  gewisse  Willkür  nicht  zu  vermeiden.  Man  kann  dieses  sehr  gut  aus  der 
Formel  von  Finlaison  erkennen,  welche  eine  der  praktischsten  ist.  Ist  we  die 
unausgeglichene  und  sx  die  ausgeglichene  Sterbenswahrscheinlichkeit  des  Alters 
x,  so  ist 

■S  =  jj=  }  tc,  _  «  -f-  2w,  _  3  -h  31^  -  j  -+-  4^  -  *  -+-  5iü^  4-  4u>,  +  i  4- 


Die  Formel  lässt  auch  leicht  ersehen,  wie  man  die  Anzahl  der  zu  benutzenden 
Glieder  in  der  Klammer  verringern  oder  vermehren  kann.  Versucht  man  mit 
ihr  eine  arithmetische  Reihe  lter  Ordnung  auszugleic  hen,  so  erhält  man  wieder 
dieselbe  Reihe  und  man  sagt  deshalb,  die  Formel  ist  bis  in  die  ersten  Differenzen 
genau.  Andere  Formeln,  wie  die  von  Woolhouse  und  Iligham  sind  bis  in  die 
liten  Differenzen  genau,  d.  h.  sie  lassen  eine  arithmetische  Reihe  3tcr  Ordnung 
unverändert,  ohne  aber  deswegen  praktischeren  Wert  zu  haben. 

Andere  Mathematiker  versuchten,  immer  im  Slreben  nach  einem  Sterblich- 
keitsgeselz,  von  dem  Gedanken  auszugchen,  dass  von  einem  bestimmten  Aller 
an,  die  Sterbensintensitäten  eine  geometrische  Reihe  bilden.  Im  Jahre  18'2"i 
stellte  Gomperlz  (On  the  naturc  of  the  funetion  espressive  the  law  of  human 
mortality  and  on  a  new  method  of  determining  the  value  of  life  contingencies. 
Philosophical  Transactions)  für  die  Sterbensintcnsität  folgende  Formel  auf: 

ij   '  äx  )f* 


wo  b  und  q  Konstanten  bedeuten,  die  aus  den  einzelnen  Sterblicldceitstafcln  zu 
bestimmen  sind. 
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Dann  ist  —  j ~  =  fbq-.  dx 

und  /  C  -  ly  = 

Berücksichtigt  man,  dass  f  C  —  ly  —  l  — ,  so  ergiebt  sich 

l  C_       b  .  <? 


—  bq* 

oder  y  =  C  e  1(1 

b_ 

Setzt  man  noch  e  —  Ä,  -so  ergiebt  sich  y  =  \t  =  C  .  k'1 

Diese  Formel  stimmt  annähernd  überein  mit  der  Northamptoner,  der  Schwe- 
dischen, Carlislc'sehen  Tafel  und  der  von  Deparcieux,  aber  immer  nur  für  die 
Alter  von  er.  15  bU  er.  00. 

_9  17  25 

Ein  anderer  Versuch  von  Moser  lc  =  1  —  «  x  ^-bx^-c.c  ^-(ix* 

—  .  .  .  .  (Die  Gesetze  der  Lebensdauer  4839),  der  ein  unveränderliches 
Naturgeselz  für  die  Sterblichkeil  aufstellen  wollte,  muss  als  ohne  jeden  prak- 
tischen Wert  bezeichnet  werden.  Es  war  Makeham  vorbehalten,  durch  eine 
Armierung  der  Gompertz'sehrn  Formel  eine  praktische  Formel  aufzustellen,  die 
zur  Ausgleichung  der  Sterbetafeln  der  20  englischen  Gesellschaften,  der  23 deutschen 
Gesellschaften  (von  Lazarus),  der  Beamtenvcreinslafel  und  der  von  Gotha  gedient 
hat.  Makeham  nimmt  an,  dass  die  Differenzen  der  auf  einander  folgenden 
Sterbensinlensitäten  eine  geometrische  Reihe  bilden.    Er  hat  demnach 

1  d,f 

—  j  ~  =  f  a  d  x  +J  b  <f  d  x 

b  nr 

1 1:  —  l  V  =  «  x  +  j~ 

I  —  -     a  .i  -p  — — ■ 

b  (f  —  b 

y  =  c     "  '  "  1    e        l'l  .  Setzt  man  e  =  A"  und  e  '  '  °  =  k.  so 

lindet  man 

y  =  >,,-_  C  I,  ■  K'l 

Ah»r  auch  diese  Gompertz-.Makchani'sche  Formel  liefert  erst  vom  er.  15ten 
Lehen-aller  an  brauchbare  He>ultale  und  Wilt stein  stellte  deshalb  eine  Formel 
auf.  die  all«'  Aller  umfassen  sollte.  (Das  mathematische  Gesetz  der  menschlichen 
Sterblichkeit  -ISSO.» 

-    •  \l  -  1  —  l  i>Kt  > 

V  /      :.=     «  +     (((  ff 
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Hier  bedeutet  M  das  höchste  in  der  Tafel  vorkommende  Alter,  während 
a,  )*i  und  it  wieder  Constanlen  sind.  Trotzdem  diese  Formel  die  jüngeren  Aller 
ausdrückt,  hat  die  MakeharrTsche  doch  immer  den  Vorzug,  dass  sie  in  den  Allern. 
wo  sie  anwendbar  ist.  sich  den  beobachteten  Zahlen  besser  anschmiegt. 

Praktischer  als  Witlstein,  sind  Lazarus  und  Amlhor  vorgegangen. 

Lazarus  setzt  —  ~ .  —  a  -f-  fc,  qt  *  +  h.  rj+  c  und  erhalt  durch  Inte- 
gration y  =  /4  =  C  .  k'  Ki  f 1  '  .  A'j  */«  *  und  Amthor  verallgemeinert 
—  ~-  ■  =  a  +  bt  7,  »  4-  bi  q*  >  ■+■  /v,  </,  *  .  .  .  .  ,  so  das* 
y  =  l,=  C.  k*  Ki  <1>  '  .  K*'1*r  .  K31**  

Zum  Schluss  wollen  wir  noch  erwähnen  die  Versuche  von  Franke  (Masius 
Rundschau  Jahrgang  XX).  Scheffler  (Sterblichkeit  und  Versicherungswesen  1808), 
Selling  (Sitzungsberichte  der  Physikalisch-Medizinischen  Gesellschaft  zu  Würzburg 
189:)).  Blasehkc  (die  Methoden  der  Ausgleichung  von  Massenerscheinungen,  1893) 
und  eine  sehr  praktische  Methode  von  Corneille  L.  Landrc  (Mathematisch-Tech- 
nische Kapitel  zur  Lebensversicherung  1895). 

Dr.  Dornis. 


Aushändigung  der  Police 

Siehe:  «Police». 


Ausländische  Versicherungs-Gesellschaften 

Siehe:  «Koncession».   -Filiale»,  Generalbevollmächtigter».  «Staatsaufsicht». 


Ausländer. 


Bei  der  Beantwortung  der  Frage,  welche  Bedeutung  der  inländischen  und  aus- 
ländischen Staatsangehörigkeit  für  die  öffentlich-rec  htliche  Versicherung  beizulegen 
sei,  konnten  für  die  Gesetzgebung  zwei  Wege  in  Betracht  kommen:  einmal 
konnte  der  in  Deutschland  befindliche  und  ohne  Berücksichtigung  seiner  aus- 
ländischen Staatsangehörigkeit  der  Versieherungspllieht  unterliegende  Ausländer 
dem  Inländer  durchaus  gleichbehandelt  werden,  andererseits  konnte  man  die 
Versicherung  nur  auf  die  inländischen  Staatsangehörigen  beschränken  Gegen  die 
Annahme  der  letzten  Alternative  sprach  das  Bedenken,  dass  durch  sie  auf  die 
Beschäftigung  ausländischer  Arbeiter  eine  Prämie  gesetzt  worden  wäre;  um  die 
aus  der  Arbeilerversicherung  entstehenden  Belastungen  zu  ersparen  würden  die 
inländischen  Arbeitgeber  vorzugsweise  ausländische  Arbeiter  beschäftigt  haben, 
was  in  zahlreichen  Betriebszweigen  ohne  Anstand  möglich  ist.  Die  Gesetzgebung 
rnusste  selbstverständlich  eine  solche  Kvcutualität  vermeiden  und  entschied  sich 
dieserhalb  für  die  grundsätzliche  Gleichstellung  der  Ausländer  mit  dem  Inländer. 
Zweifellos  entspricht  dieselbe  dem  heutigen  Stande  der  internationalen  Reehts- 
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beziehungen  in  höhere»)  Masse  als  die  Ausschliessung  der  Auslander  von  der 
Versicherung  unter  gleichzeitiger  Einfuhrung  einer  Sondersteucr  für  die  Be- 
schäftigung ausländischer  Arbeiter,  ein  System,  das  in  Frankreich  Beifall  geniesst. 
Was  den  ausländischen  Arbeitgeber  betrifft,  der  im  Jnlandc  einen  der  Ver- 
sicherung unterliegenden  Betrieb  besitzt  so  untersteht  derselbe  den  gesetzlichen 
Vorschriften  ebensowohl  wie  der  inländische:  der  Wohnsitz  desselben  ist  für 
seine  Versieherungspllieht  vollkommen  gleiehgiltig. 

Von  der  grundsätzlichen  Gleichstellung  der  Ausländer  mildem  In- 
länder enthält  eine  Ausnahme  das  Gesetz  vom  13.  Juli  1887  betreffend  die  Un- 
fallversicherung der  Seeleute;  nach  §  3  derselben  erstreckt  sich  die  durch  dieses 
Gesetz  geregelte  Versicherung  auch  auf  solche  Unfälle,  welche  deutsche  Seeleute 
bei  freier  Zurüekbcfördcrung  oder  Mitnahme  auf  deutschen  Seefahrtzeugen  er- 
leiden, die  ihnen  auf  Grund  des  Handelsgesetzbuchs  oder  der  Seemannsordnung 
vom  27.  Dezember  1872,  oder  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1872 
betreffend  die  Verpflichtung  deutscher  Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme  hilfs- 
bedürftiger Seeleute  gewählt  wird.  Die  Motive  des  Gesetzes  enthalten  keine 
Rechtfertigung  dieser  Vorschrift,  deren  praktische  Bedeutung  übrigens  keine 
besonders  erhebliche  ist.  Kür  die  Seeunfallversicherung  erweist  sich  im  Uebrigen 
die  Gleichstellung  von  Ausländern  und  Inländern  um  deswillen  als  bemerkens- 
werth,  weil  in  Folge  derselben  auch  Angehörige  wilder  und  unzivilisierter  Völker- 
schaften, welche  einen  Theil  der  Schiffsbesatzung  deutscher  Seeschiffe  bilden, 
der  Versicherung  unterstellt  worden  sind.  Die  grundsätzliche  Gleichstellung  hat 
den  Gesetzgeber  jedoch  nicht  verhindert,  den  dem  Ausländer,  bezw.  seinen  An- 
gehörigen zustehenden  Versicherungsanspruch  in  manchen  Beziehungen  etwas 
anders  zu  behandeln  als  denjenigen,  welcher  dem  inländischen  Versicherten  zu- 
steht. Die  insoweit  der  Gesetzgebung  bekannten  Besonderheiten  sind  jedoch  mit 
Nichten  zahlreich,  sie  beziehen  sich  auf  das  Entstehen  des  Fürsorgeanspruchs, 
das  Ruhen  desselben  und  seine  Beendigung  durch  Abündung. 


Lediglich  auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  bewirkt  die  aus- 
ländische Staatsangehörigkeit  in  Verbindung  mit  der  Thatsache  des  Wohnsitzes 
im  Auslande,  dass  ein  Fürsorgeanspruch  überhaupt  nicht  entsteht  ;  nach  §  6 
des  Unfallversicherungs-Gesetzes  vom  6.  Juli  188i  steht  den  Hinterbliebenen 
eines  Ausländers,  welche  zur  Zeit  des  Unfalls  im  Inlande  nicht  wohnten,  ein 
Anspruch  auf  die  Unfallrente  nicht  zu.  Hiermit  stimmen  die  Vorschriften  in  §  7 
Absatz  i  des  Landwirtschaftlichen  Unfall-Versicherungsgeselzes  und  in  §  13 
Absatz  4  des  Seeunfall-Versicherungsgeselzes  überein. 

Die  beiden  Voraussetzungen  sind  hier  in  der  Weise  kombiniert,  dass  die 
eine  —  ausländische  Staatsangehörigkeit  —  in  der  Person  des  Versicherten,  die 
andere  —  ausländischer  Wohnort  —  in  der  Person  der  Fürsorgeberechtigten 
vorhanden  sein  muss.  Was  die  letztem  betrifft  so  ist  das  Gesetz  nicht  dahin  zu 
versieben,  dass  ein  Wohnsitz  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechts  oder  des  Gesetzes 
über  den  Unterstützungswohnsitz  verlangt  werde,  vielmehr  haben  die  Relikten 
eines  versicherten,  durch  einen  Unfall  getödteten  Ausländers  schon  dann  An- 
spruch auf  die  Rente,  wenn  sie  im  Inlande  unter  Umständen  verweilen,  welche 
auf  die  längen»  Dauer  hinwe  isen. 


Das  Ruhen  eines  bereits  bestehenden  Rentenanspruchs  ist  von  der  Gesetz- 
gebung von  der  Th;i|sache  abhängig  gemacht,  dass  der  Berechtigte  nicht  im 
Inlande  wohnt;  tle  ilwcise  ist  diese  Folge  eine  fakultative,  theilweise  eine 
obligatorische.    Fakultativ  ist  sie  für  das  Anwendungsgebiet  des  Bauunfall- 


a)  Besonderheiten  bezüglich  des  Entstehens. 


b)  Besonderheiten  bezüglich  des  Ruhens. 
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Versicherungsgesetzes  und  des  Seeunfall- Versicherungsgesetzcs;  nach  §  39  Absatz 
1  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1887  und  nach  g  Absatz  1  des  Gesetzes  vom 
13.  Juli  1887  ist  den  Genossenschaften  die  Befugnis  ertlieilt  worden,  die  Zahlung 
der  Kntschädigungsrenten  so  lange  einzustellen,  als  der  Berechtigte  nicht  im 
Inlandc  wohnt.  Das  Unfall- Versicherungsgesetz  vom  0.  Juli  1884  kennt  eine 
derartige  Vorschrift  nicht  und  es  ist  dieserhalh  mit  Kecht  für  unstatthaft  erklärt 
worden,  die  Zahlung  der  auf  Grund  seiner  Vorschriften  bewilligten  Renten  dann 
einzustellen,  wenn  und  insolange  der  Bezugsberechtigte  im  Auslande  wohnt. 

Obligatorisch  schreibt  das  Ruhen  der  Rente  §  34  des  Invalidität*-  und 
Altersversicherungsgesetzes  in  Ansehung  derjenigen  Berechtigten  vor.  welche 
nicht  im  Inlande  wohnen,  jedoch  kann  der  Bundesrath  diese  Bestimmung  für 
gewisse  Grenzgebiete  ausser  Kraft  setzen.  Von  dieser  Befugnis  ist  durch  Be- 
schluss  vom  30.  April  1801  Gehrauch  gemacht  worden;  die  Grenzbezirke,  auf 
welche  sich  derselbe  bezieht,  sind  in  Artikel  Altersrente  Band  I  Seite  300 
angegeben. 

Auch  für  da*  Grenzgebiet  zwischen  Unfall-  und  Krankenversicherung  wirkt 
der  Aufenthalt  im  Auslande  in  ähnlicher  Weise:  die  der  Bes«häitigungsgemeinde 
auf  Grund  des  5j  10  des  Gesetzes  vom  ll.  Juli  1887  und  des  jj  7  Absatz  2  des 
Gesetzes  vom  13.  Juli  1887  obliegende  Verpflichtung,  einem  durch  einen  Unfall 
verletzten  Arbeiter  während  der  ersten  dreizehn  Wochen  die  Kosten  des  Heil- 
verfahrens in  dem  durch  §  0  Absatz  1  Ziffer  1  des  Kranken-Versic  herungsgesetzes 
bestimmten  Umfange  zu  gewähren  ist  wiihrend  desjenigen  Theiles  der  dreizehn 
Wochen  nicht  zu  erfüllen   während  welcher  der  Berechtigte  sich  im  Auslande 


Im  Gegensatze  zu  den  unter  a  und  b  erwähnten  Fällen  ist  die  Ausländer- 
cigenschaft  für  sich,  d.  h.  ohne  das  Hinzutreten  eines  weitern  .Moments  eine 
genügende  Voraussetzung,  den  Rentenanspruch  im  Wege  der  Kapitalbefriedigung 


gesetzes  und  des  See-Unfallversieherungsgesetzes;  $  39  des  erstem  bestimmt  im 
Absatz  2:  «Ist  der  Berechtigte  ein  Ausländer,  so  kann  ihn  die  Genossenschaft 
für  seinen  Entschädigungsanspruch  mit  dem  dreifachen  Betrage  der  Jahresrente 
abfinden.»  Veigl.  auch  das  Gesetz  vom  13.  Juli  18S7  75  Absatz  2.  Hingegen 
wird  nach  dem  Unfall-Versicherungsgesetz  vom  0  Juli  1884  und  dem  Land- 
wirtschaftlichen Unfall- Versicherungsgesetz  vom  5.  Mai  1880  sowie  nach  dem 
Invalidiläls-  und  Altcrsversicherungsgesetz  neben  der  ausländischen  Staats- 
angehörigkeit noch  die  weitere  Voraussetzung  aufgestellt,  dass  der  Berechtigte 
dauernd  das  Reichsgebiet  verlässt.  die  Abfindung  erfolgt  nach  dem  letztern  mit 
dem  dreifachen  Betrage  der  Jahresrente,  nach  den  beiden  zuerst  genannten 
Gesetzen  nach  freiem  richterlichen  Krmessen.  Die  Abfindung  i>t  stets  ein 
Recht,  nicht  eine  Pflicht  des  Versicherungsträgers,  sie  kann  auch  gegenüber 
solchen  Personen  angewendet  weiden,  welche  erst  nach  dem  Knistehen  des 
Rentenanspruchs  die  inländische  Staatsangehörigkeit  verloren  haben;  Personen, 
welche  zwar  die  inländische  Staatsangehörigkeit  verloren,  eine  ausländische 
jedoch  nicht  erworben  haben,  können  nach  Massgabe  dieser  Vorschriften  nicht 
abgefunden  werden.  Bei  der  Abtindung  haben  die  Versicherungsträger  darauf 
zu  sehen,  dass  die  Ausländer  nicht  in  die  Lage  kommen,  die  empfangene  Ab- 
findung im  Inlande  zu  vergeuden  und  gleichwohl  im  Inlande  zu  bleiben; 
jedoch  ist  es  nicht  unbedingt  notwendig,  dass  die  Ausländer,  bevor  ihre  Abfin- 
dung festgesetzt  wird,  das  Reichsgebiet  verlassen,  die  GenossenschafU- 
organe  handeln  indessen  auf  ihre  eigne  Verantwortlichkeit,  wenn  sie  die  Abfin- 
dung vorher  auszahlen :  Plenarbeschluss  des  Reichs- Versicherungsamts  vom 
8.  Mai  1889.  Kehrt  ein  abgefundener  Ausländer  in  das  Reichsgebita  zurück  und 
erleidet  hier  einen  neuen  Betriebsunfall  so  hat  er  unter  den  gesetzlichen  Voraus- 


aufhält. 


c)  Besonderheiten  bezüglich  der  Beendigung. 
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Setzungen  noch  erneut  Entschädigung  zu  verlangen,  so  dass  die  Möglichkeit 
einer  mehrfachen  Abfindung  insoweit  gegeben  ist.  Der  Abfindungsbcsehluss  wird 
durch  das  zuständige  Gcnossensehaftsorgan  dem  Rentenempfänger  durch  einen 
Feststellungsbeschluss  eröffnet,  welcher  der  Berufung  int  schiedsgerichtlichen 
Verfahren  unterliegt.  Auf  den  Willen  und  das  Einverständnis  dos  abzufindenden 
Ausländers  mit  der  Abfindung  kommt  es  nicht  an.  Wird  ein  Abfindungsbescheid 
durch  Rechtsmittel  angegriffen  so  erstreckt  sich  die  Entscheidung  des  Schieds- 
gerichts und  des  Reichs-Versieherungsamts  lediglich  auf  die  Frage,  ob  die  Höhe 
der  Abfindung  ausreichend  ist  und  den  thatsäcldichen  Verhältnissen  entspricht. 
Aus  der  Bestimmung  der  oben  erwähnten  Gesetze  über  die  Abfindung  des 
Rentenberechtigten  mit  dein  dreifachen  Betrag  der  Jahresrente  darf  nicht  ge- 
schlossen werden,  dass  auch  in  allen  übrigen  Fällen  die  dreifache  Abfindung 
dem  Willen  des  Gesetzgebers  entspreche,  vielmehr  ist  dieselbe  vollständig  dem 
freien  Ermessen  des  Richters  anheimgegeben.  Ausländern  gegenüber,  welche  im 
Augenblick  der  Entstehung  ihres  Anspruchs  das  Reichsgebiet  schon  verlassen 
haben  sowie  Deutschen  gegenüber,  welche  erst  dann  eine  ausländische  Staats- 
angehörigkeit erlangen,  nachdem  sie  das  Reichsgebiet  bereits  dauernd  verlassen 
haben,  linden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung,  der  Wortlaut  lässt  eine 
Erstreckung  auf  sie  nicht  zu,  für  die  an  sich  manche  Gründe  zu  sprechen 
scheinen. 

Auf  Grund  des  nach  §  3  Absatz  3  des  Invalidität»-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes ergangenen  Beschlusses  des  Bundesrates  sind  die  Regierungen  der 
einzelnen  Bundesstaaten  ermächtigt  unter  Zustimmung  des  Reichskanzlers 
widerruflich  anzuordnen,  dass  und  inwieweit  vorübergehende  Dienstleistungen 
der  Ausländer,  denen  der  Aufenthalt  in  den  Grenzbezirken  des  Reichs  auf  fest 
bestimmte  kurze  Zeit  behufs  Ausführung  vorübergehender  Arbeiten  behördlich 
gestattet  ist,  sowie  vorübergehend  im  Inlande  stattfindende  Dienstleistungen 
solcher  Ausländer,  welche  übungsgemiiss  in  Flössereibetrieben  beschäftigt 
werden,  als  die  Versicherungspflicht  begründende  Beschäftigungen  nicht  ange- 
sehen werden.  Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  hat  der  preussische  Handels- 
minister durch  Erlass  vom  27.  März  4891  bestimmt,  dass  die  übungsgemäss  in 
Flössereibetrieben  auf  den  ostpreussischen  Gewässern,  auf  der  Weichsel  und 
dem  obern  Lauf  der  Warthe  stattfindende  vorübergehende  Dienstleistung  der 
russisch-polnischen  und  der  galizischen  Flösser  (Flissaken)  als  eine  die  Ver- 
sicherungspflicht im  Sinne  des  genannten  Gesetzes  begründende  Beschäftigung 
nicht  angesehen  wird. 

In  Frage  ist  es  seit  der  Geltung  der  Invalidität-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes  gekommen,  ob  die  bei  den  diplomatischen  Missionen  l>eschäft igten  aus- 
ländischen Personen,  welchen  die  Exterritorialität  zusteht,  gleichwohl  versicher- 
ungspflichtig sind?  Dieselbe  ist  unbedingt  zu  verneinen;  aus  dem  Wesen  der 
Exterritorialität,  wie  solche  in  dem  heuligen  internationalen  Recht  anerkannt 
ist,  folgt  ohne  Weiteres,  dass  die  inländischen  Versicherungsgesetze  auf 
diese  Personen  ebensowenig  Anwendung  finden  wie  andere  Ge-  und  Verbots- 
gesetze. 

Im  Ansehluss  hieran  ist  die  Frage  der  Versicherungspflicht  der  im  Auslande 
bei  Deutschen  Behörden  beschäftigten  inländischen  Staatsangehörigen  zu  beant- 
worten. /..  Ii.  der  inländischen  Dienerschaft  der  diplomatischen  Missionen,  welche 
das  Reich  bei  den  auswärtigen  Holen  unterhält.  Nach  einem  gemeinsamen 
Schreiben  der  preussischen  Ministerien  für  Handel  und  Gewerbe  vom  4.  Februar 
18'.H  sind  das  Auswärtige  Amt  und  da:«  Reichsamt  des  Innern  der  Ansicht,  dass 
solche  Personen  unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  versicherungspflichtig 
sind;  für  die  Frage,  welche  Versicherungsanstalt  im  Einzelnen  zuständig  ist, 
sollen  die  Grundsätze  des  $  10  der  ('.ivilprozessordnung  analoge  Anwendung  linden, 
so  dass  die  Versicherung  der  in  Betracht  kommenden  Personen  bei  der  Ver- 
si<-heiung-;m-:;ilt  zu  crlolgen  hat.  in  deren  Bezirk  der  Wohnort  derselben  im 
deutsehen  Ree  de  lu  gt,  wenn  aber  diese  einen  solchen  nicht  haben,  bei  der  Ver- 
sicheningsan-tnll  in  Rellin. 
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Von  Bedeutung  ist  schliesslich  noch  die  inländische  Staatsangehörigkeit  bei 
der  Wahl  der  Vertreter  für  den  Aussehuss  der  Versicherungsanstalten  nach 
§  50  Absatz  i  des  Invalidität*-  und  Altersversichcrungsgeselzes  und  der  Wahl 
der  Vertreter  für  den  Aussehuss  «Irr  bei  Bauten  beschäftigten  Arbeiter  nach 
8  33  Absatz  3  des  Bau-L  nfallversicherung.sgeselzes;  in  beiden  Fällen  ist  der 
Besitz  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  nothwendige  Voraussetzung  für  die 
Wählbarkeil.  Massgebend  hierfür  war  die  Erwägung,  dass  ehrenamtliche  Funk- 
tionen nur  von  Personen  verwaltet  werden  sollen,  welche  irn  Besitze  der 
deutschen  Nationalität  sind  und  es  in  mancher  Beziehung  bedenklich  wäre,  den 
Zugang  zu  denselben  auch  Ausländern  zu  eröffnen,  welche  an  dem  ganzen 
Organismus  des  inländischen  Staates  und  der  inländischen  Verwaltung  kein  In- 
teresse haben  noch  haben  können. 

Dr.  Fuld. 

Auslegung 
der  Versicherungsbedingungen. 

Die  Versicherungsbedingungen  enthalten  Bestimmungen,  auf  deren  Grundlage 
Versicherer  und  Versicherungsnehmer  den  Versicherungsvertrag  abschließen. 
Entweder  sind  sie  von  dem  Versicherer  für  alle  Versicherungsverträge  einer 
bestimmten  Art  aufgestellt  (allgemeine  Versicherungsbedingungen)  oder  auf  An- 
regung eines  der  beiden  Vcrtragschliessenden  für  einen  bestimmten  Fall 
(besondere  Versicherungsbedingungen).  Die  Auslegung  der  letzteren  Art  von 
Versicherungsbedingungen  richtet  sich  nach  den  für  die  Auslegung  von  Verträgen 
massgebenden  Vorschriften. 

Anders  verhält  es  sich  mit  einem  Teile  der  allgemeinen  Versicherungs- 
bedingungen. Einzelne  Versicherer  haben  nämlich  gesetzliche  Vorschriften  unter 
die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  gestellt,  wie  z.  B.  die  Seeversicherer 
einen  grossen  Teil  der  Bestimmungen  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  unter 
die  allgemeinen  See  Versicherungsbedingungen  von  1867.  Dadurch,  dass  diese 
Vorschriften  in  dem  Vertrage  ausdrücklich  als  massgebend  bezeichnet  werden, 
büssen  sie  nicht  den  Charakter  der  Rechtsnorm  ein.  Für  ihre  Auslegung  gelten 
demnach  die  für  die  Interpretation  der  Rechtssätze  aufgestellten  Vorschriften 
(siehe  über  diese  Begelsberger  Pandekten  I.  §§  35—37). 

Die  von  dem  Versicherer  festgesetzten  allgemeinen  Versicherungsbedin- 
gungen, denen  der  Versicherungsnehmer  sich  unterwirft,  sind  dagegen  Vertrags- 
bestimmungen. Für  sie  gelten  daher  folgende  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches:  §133:  e  Bei  der  Auslegung  einer  Willenserklärung  ist  der  wirk- 
liche Wille  zu  erforschen  und  nicht  an  dem  buchstäblichen  Sinne  des  Ausdrucks 
zu  haften>,  und  §157  (vgl.  242):  «  Verträge  sind  so  auszulegen,  wie  Treue  und 
Glauben  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitie  es  erfordern.  » 

Besondere  gesetzliche  Auslegungsregeln  sind  für  die  Yersichcrungsbedingungcn 
nicht  gegeben.  Es  gelten  für  sie  vielmehr  alle  für  Verträge  gewonnenen  Aus- 
legungsnormen (vgl.  über  diese  Danz:  Auslegung  der  Rechtsgeschäfte,  1897,  und 
die  von  ihm  Ciliertcn).  Doch  haben  Theorie  und  Praxis  für  die  Interpretation 
der  Versicherungsbedingungen  einige  besondere  Sätze  ausgebildet  : 

I.  —  Die  in  den  allgemeiner.  Versicherungsbedingungen  gebrauchten  Worte 
haben  im  Zweifel  diejenige  Bedeutung,  in  denen  sie  am  Sitz  des  Versicherers 
als  desjenigen,  von  dem  sie  ausgehen,  gehraucht  zu  werden  pflegen.  Hat  ein 
ausländischer  Versicherer  die  Versicherungsbedingungen  in  die  inländische 
Sprache  übersetzen  lassen,  so  entscheidet  der  Sprachgebrauch  am  Wohnsitz 
des  inländischen  Generalbevollmächtigten  (Repräsentanten,  Hauptagenten).  Vgl. 
Ehrenberg:  Versicherungsrecht,  I,  S.  85. 
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Doch  wird  man  unter  Umständen  dem  Versicherungsnehmer  den  Einwand 
nicht  versagen  dürfen,  dass  der  Versicherer  sich  eines  im  ganzen  Inlande 
unzweideutigen  Ausdrucks  habe  bedienen  müssen,  wenn  er  die  Versicherungs- 
bedingungen auch  den  am  Wohnort  des  Versicherungsnehmers  entgegen- 
genommenen Versicherungsanträgen  zu  Grunde  gelegt  hat  (siehe  unter  II; 
a.  M.  Ehrenberg  a.  a.  0.  S.  87). 

Eine  vom  Versicherungsnehmer  aufgestellte  Versicherungsbedingung  ist  in 
dem  an  seinem  Wohnsitz  oder  dem  Ort  der  Erklärung  üblichen  Sinne  zu  ver- 
stehen. Vgl.  Ehrenberg  a.  a.  O.  S.  345. 

Für  die  Auslegung  einer  Versicherungsbedingung  kommen  auch  ihr 
Zusammenhang  mit  allen  übrigen  Vertragsbestimmungen  (Entscheidungen  des 
Reichsoberhandelsgerichts  XXV,  S.  370),  die  dem  Versicherungszweige  zu  Grunde 
liegenden  allgemeinen  Gedanken  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen 
XU  S.  5*2)  und  der  Zweck  des  Geschäfts  (Reichsoberhandelsgericht  I.  S.  154, 
Reichsgericht  XXXI,  S.  132)  in  Betracht. 

II.  —  Die  allgemeinen  Versieherungsbedingungen  sind  von  dem  Versicherer 
als  Grundlage  für  eine  grosse  Anzahl  gleichartiger  Verträge  redigiert.  Man  darf 
daher  annehmen,  dass  er  dies  mit  grössler  Sorgfalt  in  einer  für  die  Ver- 
sicherungsnehmer verständlichen  Weise  gethan  hat.  Bestehen  trotzdem  Unklar- 
heiten, so  ist  die  Bestimmung  zum  Nachteil  des  Versicherers  auszulegen:  er 
erhält  nicht  mehr  Recht,  als  klar  ausgesprochen  ist.  Diese  Regel  gründet  sich 
nicht  nur  auf  die  Pllieht  des  Versicherers,  seinen  Willen  sorgfältig  zu  erklären, 
(Reichsoberhandelsgericht  IV,  S.  00,  XIV,  S.  433,  Reichsgericht  XVIII,  S.  144), 
sondern  auf  die  allgemeine  Vorschrift,  eine  Vertragsbestimmung  im  Zweifel 
gegen  denjenigen  auszulegen,  der  in  seiner  Willensäusserung  sich  zweideutiger, 
eines  verschiedenen  Sinns  fähiger  Ausdrücke  bedient  hat  (vgl.  1.  26  D.  de  reb. 
dub.  3t.5,  I.  38  §18  l.  99  pr.  I).  de  V.  O.  45.1,  Preuss.  AUg  Landrecht  I,  5, 
§260,  Oestr,  B.-G.-B.  §  915;  Reichsoberhandelsgericht  III,  S.  89,  V.  S.  243, 
VIII,  S.  72.  IX,  S.  379,  XI,  S.  272,  XIV,  S.  437,  Reichsgericht  III  S.  161, 
XXXV  S.  59). 

III.  —  Verwirkungsklauseln  sind  wegen  ihres  Strafcharakters  streng  aaszu- 
legen (Reichsoberhandelsgericht  VIII  S.  72,  Banz  a.  a.  0.  S.  144,  171  f.). 

IV.  —  Die  Parteien  können  in  dem  Versicherungsvertrage  alles  vereinbaren, 
was  nicht  gegen  Gesetze  und  gute  Sitten  verstösst.  In  den  Versieherungs- 
bedingungen, denen  der  Versicherungsnehmer  sich  unterwirft,  können  daher 
auch  für  ihn  harte  Bestimmungen  festgesetzt  werden.  Ist  deren  Wortlaut  und 
Sinn  klar,  haben  beide  Parteien  sie  gewollt,  so  darf  der  Richter  nicht  das,  was 
er  für  billig  hält,  an  ihre  Stelle  setzen ;  vielmehr  ist  das  Vertragsgesetz  zum 
Vollzug  zu  bringen  (Keichsoberhandelsgcricht  XI  S.  272,  Reichsgericht  II 
S.  126.  XVI,  S.  122),  .sofern  nur  der  Versicherer  sein  Recht  nicht  zur  Chikane 
benutzt  (Reichsgericht  XXX II,  S.  3i3). 

Aber  der  Versicherungsvertrag  wird  in  besonderem  Masse  von  Treue  und 
Glauben  beherrscht,  und  die  Versieherungsbedingungen  sind  nicht  nackte  Be- 
dingungen, sondern  Bedingnisse,  Vertragsbestimmungen,  die  den  wirtschaftlichen 
Bedürfnissen  des  redlichen  Versicherungsnehmers  ohne  Benachteiligung  des 
Versicherers  dienen  sollen.  Wenn  daher  das  Gegenteil  nicht  ausdrücklich  fest- 
gesetzt ist  -  und  das  wird  ein  Versicherer  nur  thun,  falls  ein  berechtigter  Grund 
vorliegt,  weil  sich  in  Kenntnis  der  harten  Versicherungsbedingung  sonst  Niemand 
bei  ihm  versichern  würde  (vgl.  Banz  a.  a.  <>.  S.  14*1)  — ,  so  können  der  Ver- 
sicherungsnehmer oder  seine  Pechtsnaehfolger  gegen  nachteilige  Kolgerungen 
des  Versicherers  aus  den  Versieherungsbedingungen  mit  der  Einrede  gehört 
weiden,  dass  nach  dem  wirtschaftlichen  /weck  des  Geschäfts  und  nach  den 
Grundsätzen  von  Treue  und  Glaubi  n  die  nachteilige  Folgerung  unter  den  vor- 
liegenden besonderen  Verhältnissen  nicht  zulässig  sei  (Reichsgericht  XVI,  S.  122, 
Goldsehrnidt :  System  des  Handelsrechts  im  Grnndriss  §  158  Nr.  6  und  dort 
("Kicile). 

V.  —  Dies  «ilt  inbesondere  für  die  Verwirkungsklauseln.    Tritt  die  darin 
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für  das  Erlöschen  dos  Versicherungsanspruehs  festgesetzte  Thalsache  ein.  so 
erlischt  der  Anspruch  nicht  unter  allen  Umständen,  unter  denen  er  beim  Eintritt 
einer  gewöhnlichen  Bedingung  erlöschen  würde;  vielmehr  fragt  es  sich,  ob  die 
Versicherungsbedingungen  diese  Folge  ausdrücklich  für  den  vorliegenden  Fall 
festgestellt  haben.  Ist  das  geschehen,  so  tritt  die  Rechtsfolge  ein,  es  sei  denn, 
dass  die  Klausel  den  guten  Sitten  widersprechen  würde.  Ist  der  Rechtsverlust 
aber  nicht  ausdrücklich  für  Fälle  wie  den  vorliegenden  ausgesprochen,  so  hat  der 
Richter  zu  erwägen,  dass  die  Verwirkungsklausel  nur  berechtigte  Interessen  des 
Versicherers  zu  schützen  bestimmt  ist,  und  dass  deshalb  und  nach  den  (ieboten 
von  Treue  und  Glauben  der  Versicherungsnehmer  oder  seine  Rechtsnachfolger 
trotz  des  allgemeinen  Wortlauts  der  Klausel  den  Anspruch  nicht  verlieren  sollen, 
wenn  sie  den  Eintritt  des  in  der  Klausel  bezeichneten  Umstandes  nicht  ver- 
schuldet haben,  und  wenn  gleichzeitig  nicht  die  berechtigten  Interessen  des  Ver- 
sicherers den  Rechtsverlusl  unabhängig  davon,  ob  ein  Verschulden  des  Versicher- 
ungsnehmers oder  seiner  Rechtsnachfolger  vorliegt,  als  geboten  darstellen. 
Treffend  sagt  Danz  a.  a.  <)..  Seite  140,  auch  für  solche  Fälle,  in  denen  nicht 
eine  klare,  ausdrückliche  Einigung  der  Parteien  erzielt  ist:  «Der  Richter  hat 
das  Vertrauen,  den  Glauben  der  Partei  auf  ein  loyales,  anständiges  Handeln 
der  Gegenpartei  zu  schützen,  die,  wenn  sie  als  anständiger  Mann  hätte  handeln 
wollen,  vor  Abschluss  des  Vertrags  der  anderen  Partei  hätte  mitteilen  müssen, 
in  welcher  Bedeutung  sie  das  zweifelhafte  Wort  auffasse.  Der  Richter  schützt 
dann  die  bedrohte  Partei  dadurch,  dass  er  die  Leistung  der  Gegenpartei  so 
bestimmt,  wie  sie  bei  anständigem,  korrektem  Handeln  der  Partei  zu  be- 
stimmen gewesen  wäre.  Der  Richter  kann  ihr  unanständiges  Verhallen  nicht 
berücksichtigen,  weil  er  nach  Treu  und  Glauben  auszulegen  hat,  ein  solches 
trugvolles  Verhandeln  aber  gegen  Treu  und  Glauben  verstösst  und  ihm  deswegen 
auf  dem  Rechtsgebiete  eine  Wirkung  nicht  zugesprochen  werden  darf.>  In  diesem 
Sinne  haben  das  Reichsoberhandelsgericht  und  das  Reichsgericht  die  Verwirkungs- 
klauseln meist  in  durchaus  zu  billigender  Weise  ausgelegt.  (Reichsoberhandels- 


gericht, I,  S.  407,  154;  II,  S.  183;  IV,  S.  60,  63;  V,  S.  213;  VIII,  S  230; 
IX,  S.  379;  XI,  S.  272;  XIV,  S.  437;  Reichsgericht  VI,  S,  198;  X,  S.  159; 
XVI,  S.  122;  XVIII,  S.  144;  XIX,  S.  134,  XXII,  S.  205;  XXVI,  S.  64;  XXVIII, 
S.  391 ;  XXXI,  S,  132). 


Ehrenberg  a.  a.  Ö.,  S.  82  hält  es  für  notwendig,  eine  unbillige  Handhabung 
der  Verwirkungsklauseln  von  Seiten  der  Versicherer  nicht  durch  die  Gerichte 
im  Wege  der  Auslegung  auszuschließen,  sondern  absolute  Rechtssät/.e  aufzu- 
stellen, die  von  den  Versicherern  weder  aufgehoben  noch  eingeschränkt  werden 
können.  Jedoch  ist  diese  Forderung  offenbar  aus  der  unrichtigen  Anschauung 
hervorgegangen,  dass  die  Versicherer  den  Versicherungsnehmern  unbillige  Be- 
stimmungen aufzuzwingen  und  letztere  unbillig  anzuwenden  geneigt  seien.  Gegen 
die  Forderung  ist  einzuwenden,  dass  die  Verwirkungsklauseln  berechtigte  wirt- 
schaftliche Interessen  schützen  sollen,  dass  sie  meist  der  Genehmigung  der  Re- 
gierung unterliegen,  dass  —  wie  die  geringe  Zahl  der  von  Versicherungsgesell- 
schaften geführten  Prozesse  darthul  —  die  bei  Weitem  grössle  Zahl  der  Ver- 
sicherer nach  den  Grundsätzen  von  Treue  und  Glauben  handelt,  und  endlich,  dass 
die  Konkurrenz  der  Versicherer  in  manchen  Fällen  eher  eine  zu  laxe,  als  eine  zu 
strenge  Aufstellung  und  Handhabung  von  Verwirkungsklauseln  herbeigeführt  hat. 
Die  Rechtssätze  würden  zudem  ebenso  wie  die  Vertragsklauseln  der  Auslegung 
des  Richters  bedürfen,  um  in  einzelnen  Füllen  mit  den  Geboten  des  redlichen 
Verkehrs  in  Ucbereinstimmung  gebracht  zu  werden.  Wenn  Khrenberg  in  den 
Verhandlungen  des  24.  deutschen  .luristenlags  I,  (1S07)  S.  73  vorschlägt,  dass 
die  Versicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit,  eine  Versicherung  nur  aus 
den  gesetzlichen  oder  den  vom  Gesetz  für  zulässig  erklärten  Gründen  verfallen 
lassen  dürfe,  so  übersieht  er,  dass  für  neue  Versicherunv'szweige  im  Interesse 
der  Solidität  des  Unternehmens  neue  Verwirkungsklauseln  nötig  werden  können, 
um  derentwillen  man  den  Gesetzgeber  schwerlich  bemühen  dürfte,  bevor  aus- 
reichende Erfahrungen  vorliegen;  diese  Erfahrungen  sind  aber  nur  zu  machen, 
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wenn  der  Versicherer  in  dem  neuen  Geschäftszweige  bereits  Versicherungen 
abgeschlossen  hat. 

VI.  —  Der  Agent  des  Versicherers  ist  nicht  befugt,  dem  Versicherungsnehmer 
den  Inhalt  einer  Versicherungsbedingung  mit  der  Wirkung  auszulegen,  dass  diese 
Auslegung  für  den  Versicherer  verbindlich  ist.  Wold  aber  kann  die  instruktions- 
widrige Auslegungsthätigkeit  des  Agenten  für  den  Versicherungsnehmer  oder  seine 
Rechtsnachfolger  einen  Grund  dafür  abgehen,  das  den  Versicherungsbedingungen 
widersprechende,  dagegen  der  Erklärung  des  Agenten  entsprechende  Verhalten  als 
unverschuldet  darzuthun  und  Rechtsverluste  abzuwenden,  wenn  die  Frage  des 
Verschuldens  von  Bedeutung  ist.  (Vgl.  Reichsoberhandelsgericht  VII,  S.  371 ; 
Reichsgericht  in  Baumgartners  Zeitschrift  für  Versieherungs-Reeht  und  -Wissen- 
schaft IV,  S.  337).  Die  entgegengesetzte  Ansicht  von  Ehrenberg  (Versicherungs- 
recht I,  S.  231  f.)  ist  nicht  geltendes  Recht,  sondern  durch  seine  Wünsche 
für  die  Zukunft  bestimmt.  Ihre  Verwirklichung  würde,  wenn  sie  ohne  wesentliche 
Einschränkungen  erfolgen  sollte,  eine  schwere  und  vielleicht  lebensgefährliche 
Unbill  gegen  die  Vcisichcrcr  sein. 

Karl  Samwer. 


Ausloosung  von  Wertpapieren 

beziehungsweise  die  Nachteile  dieser  Auslosung  wurde  zum  Anlass  eines  beson- 
deren Versirherungs-Zweiges  nämlich  der  Versicherung  von  Wertpapieren  gegen 
diese  Nachteile  —  welche  bisher  in  der  Literatur  des  Versicherungsrechtes 
wenig  beachtet  erscheint,  obwohl  namentlich  in  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  alle  Jahre  eine  mehrere  Tausende  übersteigende  Anzahl  derartiger  Ver- 
sicherungsverträge geschlossen  werden  und  in  rechtlicher  Hinsicht  manche 
beachtenswerte  Eigentümlichkeiten  aufweisen.  Mutmasslich  stammt  diese  geringere 
Beachtung  daher,  weil  dieser  Versicherungszweig  beinahe  durehgehends  nur  als 
Nebengeschäft  der  Bankiers  betrieben  wird,  während  die  Versicherungsgesell- 
schaften sich  mit  ihm  fast  gar  nicht  befassen.  Die  Gefahr,  gegen  welche  bei 
dieser  Versicherungsart  versichert  wird,  bilden  die  Nachteile  der  Auslosung  be- 
stimmter Kategorien  von  Werlpapieren,  infolge  deren  der  Inhaber  derselben  der 
Aussicht  auf  gewisse  —  je  nach  der  Kategorie  verschiedene  —  Vorteile  ver- 
lustig geht  nämlich : 

a)  der  Aussicht  auf  ferneren  Zinsbezug  (bei  Kreditpapieren)  —  oder 

b)  der  Aussicht  auf  einen  Gewinnanteil  (bei  Aktien),  —  oder  endlich 

c)  der  Aussicht  auf  einen  Gewinn  überhaupt  (bei  den  sogenannten  Prämien- 
papieren). 

Bei  allen  diesen  Kategorien  von  Inhaberpapieren  (Koos-,  Prämien-Papieren) 
fusst  diese  Auslosung  auf  der  Art  und  Weise,  in  welcher  gewisse  —  vom 
Staate  und  von  rechtlich  zugelassenen  Gesellschaften  —  aufgenommene  Anlehen 
zur  allmäligen  Tilgung  gelangen.  Es  werden  nämlich  bei  Aufnahme  derselben 
den  sich  hieran  beteiligenden  Gläubigern  Partialobligationen  —  meist  Schuld- 
verschreibungen auf  den  Inhaber  lautend  —  ausgefolgt,  durch  deren  allmäligc 
Auslosung  das  Anlehen  amorlisirt  wird  he/.w.  zur  Tilgung  gelangt.  Es  wird  dies- 
falls festgesetzt,  dass  die  Zinsen  der  gesamten  Anlehenssumme  nicht  oder  nicht 
vollständig  als  Zinsen  an  die  Obligationen  —  (Prämien-,  Loospapier — )  Besitzer 
gleichmäßig  verteilt,  sondern  in  verschiedenen  Summen  zu  verschiedenen  voraus 
bestimmten  Zeiten  i  l.oos-Zieliurig-tciiiiinen/  als  Gewinn  oder  Prämien  unter  die 
zu  amoiii-irenden  StiVkc  verlost  werden,  es  erhalten  sodann  diejenigen  von 
ihnen,  auf  deren  Obligationen  Prämien  bei  der  Verlosung  entfallen,  mehr  als 
die  bei  gleichartiger  Verteilung  entfallenden  Zinsen.  Werden  dagegen  bei  der  Ver- 
losung die.5e  Obligationen  ohne  Prämie,  als  sogenannte  Nieten,  gezogen,  bleiben 
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sie  eingeschränkt  auf  den  Bezug  der  Amortisationssumme  mit  gänzlichem  oder 
teilwei.sem  Verlust  an  Zinsen.  Die  ganze  Veranstaltung  bewährt  sieh  mithin  eis 
eine  Art  Lotterie,  bei  welcher  die  Mitspielenden  (Anlehensgläubiger)  wenigstens 
den  Baareinsatz  zurück  erhallen,  inzwischen  aber  nebenbei  die  Hoffnung  auf 
Ziehung  mit  einem  Gewinntreffer  in  Aussicht  haben  ;  die  Lose  sind  unter  Kinem 
die  Anlehens-Teilobligationen  —  die  Gesamtsumme  derselben  das  Anlehen  selbst : 
seine  Tilgung  erfolgt  durch  Bezahlung  der  jeweilig  gezogenen  Lose.  Bei  Beginn 
der  Amortisation  ist  also  eine  grosse  Wahrscheinlichkeit  vorhanden,  dass  der 
Losbetrag  mehrere  Jahre  hindurch  ohne  Zinsen  oder  zu  geringem  Zinsfuss  aussen 
stehen  wird,  was  auf  den  jeweiligen  Kurswerl  des  Papieres  zurückwirkt  (neben 
der  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners).  Mit  dem  Fortschreiten  der  Amortisation 
bezw.  der  Auslosung  steigt  dagegen  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  das  Lospapier 
bei  der  Auslosung  gezogen  wird,  daher  möglicher  Weise  einen  Gewinntreffer 
macht,  ganz  erheblich,  —  und  wird  bei  Heranrückung  des  Ablaufes  der  Amor- 
tisationsfrist rücksichtlich  der  letzten  Ziehungstermine  immer  grösser,  ja  lässt 
sich  sogar  mittelst  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  ziffermässig  feststellen.  Dem- 
zufolge steigt  auch  der  Kurswert  des  Looses  um  den  Wert  dieser  Gewinnchance 
und  um  jenen  der  vermehrten  Nachfrage  seitens  der  Spiellustigen,  —  im  Beginn 
bleibt  er  meist  unter  der  sogenannten  Niete  (d.  i.  der  Summe,  welche  den  nicht 
mit  einem  Treffer  gezogenen  Loosen  aasgezahlt  wird),  im  Fortschreiten  der  Amor- 
tisation steigt  er  immer  höher  über  sie.  Indem  bei  manchen  dieser  Lotteriean- 
lehen  auch  der  Betrag  der  Niete  mit  der  Zeit  wächst,  erhöhl  sich  auch  hiedurch 
der  Kurswert.  Von  der  Zeit  an,  wo  der  Kurswert  den  Betrag  der  Niete  zu  über- 
steigen beginnt,  birgt  die  jeweilige  Auslosung  für  den  Besitzer  der  Loose  die 
Gefahr  der  Besorgnis,  letztere  ohne  Treffer  gezogen  zu  sehen ;  —  denn  er 
würde  sohin  blos  den  Betrag  die  Niete  ausbezahlt  erhalten,  während  der  Kurs- 
wert seiner  Papiere  bis  nun  höher  war.  Ihm  droht  also  jewcilen  der  Verlust 
der  Differenz  zwischen  dem  Kurswert  und  der  Niete,  bezw.  die  Devalvirung 
seiner  Loose  um  diese  Differenz. 

Es  gibt  dagegen  auch  verloosbare  Wertpapiere,  die  auf  einer  derart  sicheren 
und  produetiven  Investition  beruhen,  dass  ihr  Kurswert  jederzeit  den  Betrag 
übersteigt,  mit  welchem  sie  während  der  Amortisationsdauer  bei  den  Verloosungen 
ausbezahlt  werden.  Dies  sind  gewisse  Staatsschuldverschreibungen  und  Actien 
teils  einheimischer  teils  auswärtiger  Gesellschaften,  —  insbesondere  von  Eisen- 
bahngesellschaften, bei  denen  die  Amortisirung  der  Aktien  entweder  die  Ver- 
ringerung des  Aktienkapitals  oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft  bezweckt, 
letztere  namentlich  dann,  wenn  das  Balinunternehmen  nach  Ablauf  einer  gewissen 
Zeit  in  das  Eigentum  des  Staates  eoncessionsgemäss  übergeht,  wie  bei  vielen 
österreichischen,  deutschen  und  französischen  Bahnen.  Insbesondere  sind  bei 
österreichischen  Bahnen  die  Stammprioritäls-Aklien  der  Amortisation  im  Wege 
der  Verloosung  unterworfen.  Auch  bei  diesen  Papieren  besteht  also  die  Gefahr 
des  Verlustes  der  Differenz  zwischen  dem  Kurswerte  und  der  Amortisation« 
summe  im  Falle  der  Auslosung  und  zugleich  des  Verlustes  einer  günstigen 
Kapitalsanlage,  —  oder  auch  falls  die  Auslosung  keinen  oder  geringen  Gewinn 
brachte,  des  Verlustes  der  Aussicht  auf  Gewinn  aus  einer  späteren  Ziehung,  bei 
weleher  man  nicht  mehr  berechtigt  Ist.  Diese  Gefahr  ist  in  zulässiger  Weise 
versicherbar,  bezw.  Gegenstand  eines  Versicherungsvertrages  als  Handelsge- 
schäftes nach  Artikel  271  Nr.  3  des  Handelsgesetzbuches,  —  formlos  durch 
blossen  Consens  abschliessbar  (Art.  317  cit.),  —  nur  ist  im  Handelsverkehr  die 
Kehändigung  eines  Versicherungsscheines  (Police)  üblich,  worin  das  versicherte 
Wertpapier  nach  Litera,  Serie  und  Nummer  genau  bezeichnet  ist.  Dieser  Ver- 
sicherungszweig wird  im  Gegensatz  zu  den  meisten  andern  nur  von  Gesell- 
schaften cultivirten  fast  durchgehends  von  einzelnen  Bankiers  betrieben,  und  ist 
die  gewerbsmässige  Uehcrnahmc  solcher  Versicherungen  nicht  coneessions- 
pflichtig.  Zwar  leitet  Gareis,  (Handelsrecht  S.  3U0)  aus  dem  §  C  der  deutschen 
Gewerbeordnung,  welcher  lautet:  «Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  keine  An- 
wendung auf  den  Gewerbebetrieb  der  Versicherungsunternehmer »  die 

31 


Digitized  by  Google 


530 


Ausloosung  \on  Wertpapieren. 


Concessionspflicht  für  dieselben  ab,  —  allein  Alexander-Katz,  (Zeitsch.  für 
Handelsrecht  XXVIII  S.  552)  dürfte  eher  Recht  haben  mit  seiner  Gegenbehaup- 
tung, dass  mit  jenem  Paragraphen  nur  die  Anwendung  der  Gewerbeordnung 
insbesondere  auch  des  §  1  derselben :  « Der  Betrieb  eines  Gewerbes  ist  Jeder- 
mann gestattet,  soweit  nicht  durch  dieses  Gesetz  Ausnahmen  oder  Beschränkungen 
vorgeschrieben  oder  zugelassen  sind  >  auf  das  Versicherungsgewerbe  ausgeschlossen 
werden  sollte  und  daraus  nur  folge,  das  Reich srecht  habe  das  Versicherungs- 
wesen von  etwaigen  partikularrechtlichen  Beschränkungen  nicht  befreit,  so 
dass  also  das  Versicherungsgewerbe  nur  insofern  konzessionspflichtig  wäre,  als 
irgend  ein  Partikularrecht  dies  vorschriebe,  was  jedoch  im  Allgemeinen  nicht 
und  namentlich  für  die  hier  erörterte  Art  der  Versicherung  nicht  der  Fall  ist. 

Als  Versicherungsnehmer  erscheint  zunächst  der  Eigentümer  des  Papiers, 
sonach  auch  jeder  Dritte  an  der  Nichtentwertung  desselben  Beteiligte,  der  pfand- 
berechligte  Inhaber  desselben  als  Caution,  ferner  aueb  ein  nicht  rechtlich  inter- 
essirter  Inhaber  derartiger  Papiere,  ohne  dem  Versicherer  erklären  zu  müssen, 
dass  er  weder  Eigentümer  noch  Mandatar  desselben  sei,  —  endlich  auch  ein 
Nichtinhaber  für  den  Kall  der  späteren  Innehabung  ohne  die  Verpflichtung  der 
Bekanntgebung  des  Sachverhalts  an  den  Versicherer.  Nach  diesem  Inhalte  des 
Versicherungsvertrags  regeln  sich  auch  die  Befugnisse  und  Verbindlichkeiten  der 
Paeiscenten.  Für  den  Fall  der  Ausloosung  liegt  also  dem  Versicherer  ob,  dem 
Versicherungsnehmer  als  Inhaber  gegen  Auslieferung  des  gezogenen  Papieres  ein 
gleiches  noch  nicht  gezogenes  zu  behändigen,  der  einfachste  und  doch  vollhällige 
Ersatz  des  ihm  zugegangenen  Schadens,  selbst  bei  inzwischen  gesunkenem  Kurse, 
weil  nicht  gegen  dia  Schwankungen  des  Kurses,  sondern  nur  gegen  die  Gefahr 
der  Auslosung  Versicherung  genommen  ist. 

Es  kann  aber  auch  der  Versicherungsvertrag  in  dem  Sinne  eingegangen 
werden,  dass  der  Versicherungsnehmer  die  Differenz  zwischen  Kurswert  und 
Einlösungsbelrag  des  verloosbaren  Papiers  vom  Versicherer  in  Barem  ersetzt 
bekommt.  Es  fragt  sich  nun,  welcher  Tag  und  welcher  Ort  soll  für  die  Fest- 
stellung des  Kurswertes  massgebend  sein.  Dass  derjenige  Tag  massgebend  sein 
soll,  an  welchem  die  betreffende  Loos-Ziehungsliste  verlautbart  wird,  darüber 
herrscht  Einigkeit,  nicht  so  inbetreff  des  Ortes.  Alexander-Katz  erachtet  den 
Ort  als  massgebend,  an  welchem  sich  die  Handelsniederlassung  des  Versiche- 
rers befindet,  an  welchem  das  Loospapier  einen  Tageskurs  hat.  Dagegen  ist 
Lewis  der  Meinung,  dass  nur  der  Ort  der  Handelsniederlassung,  eventuell  der 
Wohnort  des  Versicherungsnehmers  massgebend  sein  kann,  bezw.  falls 
dieser  Ort  kein  Börsenplatz  überhaupt  oder  speziell  keiner  für  dieses  Effekt  in 
specie  ist,  der  nächste  Börsenplatz,  an  welchem  es  einen  Tageskurs  hat.  Lewis 
begründet  diese  seine  .Meinung  durch  die  Darlegung,  dass  ein  Verkaufsversuch 
des  Papiers  seitens  des  Versicherungsnehmers  nur  an  letzterem  Orte  stattfinden 
müsste,  mithin  der  den  Versicherungsnehmer  treffende  Schaden  nur  nach  den 
an  diesem  Orte  bestehenden  Verhältnissen  bemessen  werden  kann.  Wir  möchten 
uns  der  Ansicht  von  Lewis  ansehliessen.  obgleich  meistens  beide  Paciscenten 
an  demselben  Wohnorte  sich  befinden  dürften,  dennoch  aber  eine  dicsfällige 
Verschiedenheit  nicht  ausgeschlossen  ist.  Die  Kontroverse  ist  nicht  unwichtig  des- 
halb, weil  Loospapiere  vor  der  Ziehung  einen  höheren  Kurswert  als  gleich 
nach  der  Ziehung  haben,  während  andere  in  ihrem  Werte  durch  die  Auslosung 
bedrohte  Papiere  nach  der  Ziehung  in  der  Regel  steigen.  Wenn  ferner  zins- 
tragende Papiere  am  Tage  der  Auslosung  oder  zu  einer  anderen  Zeit  vor  der 
Auszahlung  der  ausgelosten  Stücke  zinsfrei  werden,  so  hat  der  Versicherer  auch 
die  Zinsen  der  Ktnlösimgssumme  von  jenem  Termin  an  bis  zum  ersten  Aus- 
zahlungstage zu  vergüten,  ebenso  die  Kosten  der  Einziehung  der  verloosten 
Effektes,  weil  erst  darin  infolge  dieser  .sämtlichen  Leistungen  der  Versicherungs- 
nehmer in  die  gleiche  Lage  versetzt  er-cheint.  wie  wenn  sein  Loospapier  nicht 
gezogen  worden  wäre  und  er  das  nn-ht  ausgelöste  Stück  nach  der  Ziehung 
veräussert  haben  würde. 

Es  kann  aber  auch  eine  sogenannte  taxierte  Polize  vereinbart,  nämlich 
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die  in  jedem  Falle  zu  vergütende  Versicherungssumme  ziffermässig  bestimmt 
sein,  welche  dann  den  Höchstbetrag  des  Interesses  des  Versicherungsnehmers 
repräsentiert  und  welchen  der  Versicherer  sohin  jedenfalls  zu  leisten  hat,  wenn 
er  nicht  zu  beweisen  in  der  Lage  ist,  dass  der  Schaden  des  Versicherungs- 
nehmers unterhalb  dieser  Ziffer  verbleibt,  worauf  er  nur  letzteren  zu  ersetzen 
verpflichtet  ist.  In  jedem  Kalle  befreit  sich  der  Versicherer  am  sichersten  und 
einfachsten  durch  die  schon  oben  angeführte  Modalität  der  Aushändigung  eines 
noch  nicht  gezogenen  gleichartigen  Effekts  an  die  Stelle  des  ausgelösten,  es  sei 
denn,  dass  durch  die  Ausloosung  die  Gewinnchance  und  hiermit  der  Wert  der 
noch  nicht  gezogenen  Loose  geringer  würde,  welcher  Umstand  als  quaeslio  facti 
zu  betrachten  und  von  dem  sich  hierauf  Herufenden  nachzuweisen  wäre.  Bei 
der  Versicherung  gegen  Ausloosung  von  Prämienpapieren,  welche  nach  dem 
Keichsgesetze  vom  8.  Juni  1871  mit  Stempel  versehen  sind,  hätte  der  Ver- 
sicherer selbstverständlich  auch  derart  abgestempelte  Papiere  zu  liefern.  Schliess- 
lich erscheint  auch  der  Versicherer  verpflichtet  zur  jeweiligen  genauen  Einsicht- 
nahme in  die  Ziehungsliste  und  zur  Mitteilung  etwaiger  erheblicher  Daten  an 
den  Mitpaciscenten. 

Anderseits  ist  der  Versicherungsnehmer  zur  Zahlung  der  Prämie  an  den 
Versicherer  verpflichtet,  welche  in  der  Regel  auf  Grund  der  obenerwähnten 
taxierten  Polizc,  in  einer  bestimmt  bezifferten  Summe  ä  1  Stück  präzisiert  wird, 
manchmal  auch  in  Prozenten.  Allfällige  abgesonderte  Verbindlichkeiten,  bezw. 
zur  Erstattung  gewisser  Anzeigen  u.  dgl.  liegen  ihm  nicht  ob.  Der  Vertrag  ist 
ein  Real- Vertrag,  nämlich  zugunsten  eines  jeden  Inhabers  des  versicherten 
Effektes  geschlossen,  welcher  nach  jeweiliger  Ausloosung  von  dem  Versicherer 
auch  thatsächlich  zu  entschädigen  ist,  so  zwar,  dass  dieser  Schadenersatz- 
anspruch an  dem  Prämienpapiere  selbst  haftet  und  mit  ihm  an  einen  etwaigen 
neuen  Inhaber  übergeht. 

Alexander. Katz  ventiliert  auch  die  Frage,  was  Rechtens  sein  solle,  wenn 
der  Versicherungsanspruch  nicht  bis  zur  nächsten  Ziehung  des  versicherten 
Effektes  geltend  gemacht  wird,  und  bemerkt  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeil  an 
Seite  des  Versicherers,  sich  durch  die  Behändigung  eines  noch  nicht  gezogenen 
gleichen  Effektes  an  den  Versicherungsnehmer  von  seiner  Verbindlichkeit  zu 
befreien,  es  sei  die  Eventualität  nicht  ausgeschlossen,  dass  dasjenige  Stück, 
welches  der  Versichere^  dem  Versicherungsnehmer  anstatt  des  ausgeloosten  bei 
rechtzeitiger  Erhebung  des  Anspruchs  geliefert  haben  würde,  bei  der  nächsten 
Ziehung  ausgeloost  worden  wäre.  Es  sei  mithin  der  Vertrag  bei  Verzögerung 
der  Geltendmachung  des  Versicherungsanspruchs  einer  Modifizierung  zu  unter- 
ziehen, weil  andernfalls  der  Versicherungsnehmer  es  in  seiner  Macht  hätte,  dem 
Versicherer  das  in  jener  ungünstigen  Möglichkeit  gelegene  Risiko  ohne  Entgelt 
aufzuhalsen,  nämlich  das  Hisiko  der  Gefahr  der  Ausloosung  des  von  ibm  zu 
liefernden  Stückes.  Demgemäss  sei  dem  Versicherer  wenigstens  das  Recht  auf 
eine  weitere  Versicherungsprämie  zuzubilligen  durch  stillschweigende  Erstreckung 
des  Versicherungsvertrages  auf  das  von  dem  Versicherer  zu  liefernde  Stück, 
und  Verringerung  des  schinnigen  Anspruchs  des  Versicherungsnehmers,  oder  sei 
in  diesem  Falle  die  Erlöschung  des  Versicherungsvertrages  zu  statuieren,  wras 
seine  Rechtfertigung  darin  fände,  dass  gegen  den  saumseligen  Versicherungs- 
nehmer die  Annahme  plalzgriffe,  es  sei  das  von  dem  Versicherer  zu  liefernde 
Stück  bei  der  neuen  Ausloosung  ausgeloost  worden.  Hiernach  könnte  der  Ver- 
sicherungsnehmer für  sein  ausgelöstes  Stück  nur  ein  bei  der  neuen  Ziehung 
ausgeloostes  Stück  verlangen,  was  jedocli  in  der  Regel  dein  Erlöschen  des  Ver- 
sicherungsanspruches gleichkommen  würde,  wobei  dem  Versicherungsnehmer 
der  Reweis  offen  zu  lassen  wäre,  dass  dasjenige  Papier,  welcges  der  Versicherer* 


*  Im  Original  steht  —  offenbar  infolge  eines  Versehens  —  der  «Versicherte». 
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geliefert  hätte,  bei  der  .späteren  Ziehung  nicht  ausgeloost  worden  ist.  Dagegen 
erschiene  es  höchst  unbillig,  mit  Verwerfung  beider  Alternativen  den  Versicherer 
nur  gegen  Herstellung  des  ungemein  schwierigen  Beweises  zu  befreien,  dass 
jenes  Papier,  welches  er  geliefert  hätte,  ausgeloost  worden  ist.  Der  Autor  er- 
wähnt, dass  sieh  nach  keiner  dieser  Richtungen  eine  bestimmte  Usance  gebildet 
hat,  hält  jedoch  die  erste  dieser  Entscheidungen  für  die  objektiv  gerechteste 
und  dem  präsumtiven  Willen  der  Paciscenlen  am  meisten  entsprechende.  Vom 
Stande  der  Praxis  hilft  man  sich  über  diese  Schwierigkeiten  hinweg  durch  Fest- 
setzung einer  kurzen  Frist  für  die  Geltendmachung  des  Versicherungsanspruchs, 
mit  deren  Ahlauf  derselbe  erlischt,  derartige  Verabredungen  sind  natürlich  zu- 
zuhalten. 

Falls  der  Versicherungsanspruch  geltend  gemacht  wird,  hält  der  Autor  den 
Versicherer,  auch  bei  Erhebung  von  Einwendungen  dagegen,  für  verpflichtet, 
jene  Stücke  noch  vor  der  nächsten  Ziehung  genau  zu  bezeichnen,  welche  er 
für  den  Fall  des  Unterliegens  im  Prozesse  liefern  wird.  Dieser  Anspruch  erzeugt 
soh in  nach  Zulass  des  §  814  u.  ff.  C.-P.-O.  die  Berechtigung  auf  eine  einst- 
weilige Verfügung  zu  dringen,  mittelst  deren  die  Gegenseite  zur  Namhafl- 
machung  der  eventuell  zu  liefernden  Stücke  oder  zur  Depositierung  verhalten  wird. 

Schliesslich  hebt  Lewis  mit  Grund  hervor,  dass  von  einem  Verlust  durch 
Ausloosung  nur  bei  jenen  Prämienpapieren  die  Rede  sein  könne,  die  am  Aus- 
Ioosungstage  über  Pari  stehen,  da  im  entgegengesetzten  Falle  die  Ausloosung 
nicht  einen  Schaden,  sondern  einen  Gewinn  zur  Folge  haben  würde,  nämlich 
durch  Auszahlung  des  Nominalwertes  an  den  Inhaber  in  einem  höheren,  den 
Tageskurs  übersteigenden  Betrage.  Bei  den  unter  Pari  stehenden  Wertpapieren 
kann  mithin  von  einer  Versicherung  gegen  Ausloosung  überhaupt  keine  Rede 
sein,  weil  das  erforderliche  Interesse  mangeln  würde.  In  diesem  Falle  ist  wohl 
auch  eine  Versicherung  denkbar,  nämlich  die  Versicherung  der  Solvenz  des 
Ausstellers  der  in  Rede  stehenden  Papiere  als  des  eigentlichen  Schuldners,  nicht 
aber  die  Versicherung  gegen  Ausloosung.  Dass  endlich  der  Versicherer  für 
Kursverlust  infolge  wechselnder  Konjunkturen  nicht  hafto  und  nicht  haften 
könne,  müsste  auch  von  dem  Standpunkte  unbestritten  bleiben,  dass  es  um 
einen  Schaden  sich  handeln  würde,  welcher  aus  der  natürlichen  Beschaffenheit 
des  versicherten  Gegenstandes  entspränge. 


Quellen. 


Alexander-Kalz,  Abhandlung  in  Goldschmidt's  «Zeitschrift  für  Handels- 
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Der  Ausschuss  der  Versicherungs- 
anstalten. 


Neben  zweien  lediglich  fakultativen  und  wenig  bedeutungsvollen  Organen  des 
Unfallversicherungsrechts,  welche  von  den  Gesetzen  als  «Ausschüsse  be- 
zeichnet werden,  nämlich  dem  Ausschusse  der  Genossenschafts- 
versammlung  und  dem  Ausschüsse  des  Sekt ions vorstände»  (Unfall- 
Versicherungsgesetz  g  28  Absatz  II,  §  57  Absatz  II,  Ausdehnungsgesetz  §§  1 
und  3,  land-  und  forstwirtschaftliches  Unfallversicherungsgesctz  §  20  Absatz  II 
Ziffer  3,   §  35  Absatz  II,  §  62  Absatz   II,  Bau-llnfallversichcrungsgesetz 


III  Ziffer  3,  §  3o  a.  K.,  $  C7  Absatz  II)  kennt  das  Reiehsversicherungs- 
recht  und  zwar  das  Invatalitäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §§  48 — 50 
(§§  52  f.,  54  Ziffer  1,  58—62)  ein  sehr  wichtiges  Organ  in  dem  Aus- 
schusse der  Versicherungsanstalten.  Dieser  Ausschuss  hat  ähnlich 
wie  die  Generalversammlung  der  Krankenkasse  die  Aufgabe,  den  Versicherten 
und  ihren  Arbeitgebern  bei  gewissen  nicht  zur  laufenden  Geschäftsverwaltung 
gehörigen,  also  auch  nur  seltener  zur  Sprache  kommenden  Angelegenheiten 
eine  Beteiligung  zu  ermöglichen,  und  repräsentiert  in  der  Thal,  weil  er  aus 
und  von  dem  ganzen  Kreise  der  Interessenten  gewählt  wird,  die  Gesamtheit. 
Seine  Funktionen  sind  neben  andern  ihm  durch  das  Statut  der  Versiche- 
rungsanstalt zugewiesenen  Obliegenheiten  insbesondere  Prüfung  und  Monierung 
der  Jaliresrechnung,  Wahl  der  Beisitzer  zu  den  Schiedsgerichten,  Beschluss- 
fassung über  die  Bildimg  von  Rückversicherungsverbünden,  Statutenänderungen, 
sowie  mangels  eines  «  Aufsichtsrates »  Kontrolle  der  Geschäftsführung  des  An- 
staltsvorstandes. Die  Zusammensetzung  aus  Vertretern  der  Arbeiter  und  der 
Arbeitgeber,  die  Wählbarkeit,  der  ehrenamtliche  Charakter  des  Amtes, 
die  Haftung  für  Piliehtwidrigkeiten,  der  Ersatz  baarer  Auslagen  und  ent- 
gangenen Arbeitsverdienstes,  sowie  die  Abstimmung  sind  ebenso  geregelt  wie 
beim  « Aufsichtsrat *  (s.  also  dort),  wobei  aber  noch  folgendes  zu  bemerken 
bleibt:  Die  Wahl,  welche  auf  fünf  Jahre  mit  dem  Hechte  der  Wiederwahl 
Ausscheidender  erfolgt,  ist  insofern  eine  indirekte,  [als  sie  nicht  von  allen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  des  Bezirkes  der  Versicherungsanstalt  vorgenommen 
wird,  sondern  von  den  Vorständen  der  Krankenkassen  (ausschliesslich 
der  Hilfskassen  und  der  Gemeindekrankenversicherungen)  und  der  Seemanns- 
kassen im  Bezirke  der  Anstalt;  hierbei  wird  dann,  wenn  der  Kassenvorsland 
selbst  aus  Vertretern  *owohI  der  Arbeiter  wie  der  Arbeitgeber  besteht,  von  jeder 
Kategorie  nur  diejenige  Hälfte  der  Ausschussmitglieder  bestellt,  welche  der 
eigenen  sozialen  Stellung  der  Wählenden  als  Arbeitgeber  bezw.  Arbeiter  ent- 
spricht (itio  in  partes).  Soweit  es  .sich  um  Vertretung  solcher  Arbeiter  (bezw. 
ihrer  Arbeitgeber)  handelt,  welche  zwar  zur  Invaliditäts-  und  Altersversicherung, 
nicht  aber  zu  einer  der  obengenannten  Kassen  gehören  (z.  B.  Dienstboten  oder 
Mitglieder  einer  Hilfskasse),  wird  das  Wahlrecht  ausgeübt  durch  die  Vertretungen 
der  weiteren  Kommunalverbände  oder  der  Verwaltungen  der  Gemeindekranken- 
versicherung. Es  müssen  mindestens  je  fünf  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  und  für  jeden  Gewählten  ein  erster  und  ein  zweiter  Stellvertreter  ge- 
wählt werden.  Die  Wahlordnung  wird  von  der  Landeszentralbehörde  oder 
einer  durch  diese  zu  bestimmenden  andern  Behörde  erlassen:  die  betreffende 
Behörde  bestellt  auch  einen  Beauftragten  zur  Leitung  der  Wahl  und  ent- 
scheidet Wahlstreitigkeiten. 


(Reichs  versicherungsrecht) 
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Ausschweifendes  Leben. 

Ausschweifend  ist  nicht  jeder  Lehenswandel,  hei  dem  durch  unvernünftiges  Ver- 
halten des  Menschen  dir  Widerstandskraft  gegen  Krankheiten  geschwächt  und 
dadurch  die  Gefahr  des  Krankwerdens  und  des  frühen  Todes  vergrössert  wird. 
Es  muss  vielmehr  hinzukommen,  dass  unser  Sittlichkeitsgefi'ihl  durch  ihn  verletzt 
wird.    Der  wichtigste  Fall  ist  die  Trunksucht. 

In  der  Lebensversicherung  kommt  das  ausschweifende  Leben  der  Person, 
auf  deren  Lehen  die  Versicherung  gestellt  ist,  in  zwiefacher  Hinsicht  in  Betracht : 
vor  dem  Abschluss  des  Vertrages  als  ein  Moment,  das  den  Versicherer,  wenn 
er  es  kennen  würde,  von  der  Febernahme  der  Versicherung  abzuhalten  ver- 
möchte, und  während  des  Bestehens  der  Versicherung  als  eine  Thatsache, 
welche  die  Gefahr  des  vorzeitigen  Mintritts  seiner  Zahlungspflicht  erhöht. 

Bezüglich  des  ersten  Punktes  ist  zu  bemerken,  dass  die  Versicherer  durch 
ihre  Vertrauensärzte  und  Agenten  Nachrichten  über  den  Lebenswandel  der 
Antragsteller  einzuziehen  pflegen,  und  dass  die  Antragsteller,  wenn  ihnen  nicht 
durch  eine  Frage  im  Deklarationsformular  besonders  Anlass  gegeben  ist,  keine 
Angabe  über  ihren  Lehenswandel  zu  machen  brauchen.  Ist  ihnen  aber  ein 
besonderer  Anlass  gegeben,  wie  z.  B.  durch  die  Frage,  ob  sie  Morphium  oder 
Quecksilber  gebraucht  haben,  so  können  sie  durch  falsche  Angaben  oder  Vei- 
schweigungen  die  An/.eigepflicht  bei  Ausstellung  der  Deklaration  verletzen 
Gegebenen  Falls  würde  die  Versicherung  nach  den  für  falsche  Angaben  oder 
Verschweigungen  geltenden  Normen  erlöschen. 

Nach  dem  Grundsatz,  dass  der  Versicherer  nicht  für  die  wissentlich  oder 
grob  fahrlässig  herbeigeführte  Gefahrerhöhung  einzustehen  hat,  würden  die 
Lebensversieherungsgcscllschaften  sich  auch  im  Falle  des  nach  dem  Abschluss 
der  Versicherung  begonnenen  ausschweifenden  Lebenswandels  von  der  Verpflich- 
tung, die  volle  Versicherungssumme  zu  zahlen,  befreien  können.  Thatsächlich 
enthalten  denn  auch  die  Versichcrungsbedingungcn  zahlreicher  deutscher  Gesell- 
schaften die  gedachte  Verwirkungsklausel  teils  für  die  ganze  Versicherungsdauer, 
teils  für  einen  begrenzten  Zeitraum  (Lüheck.  Hannoversche  Lebens-Versicherungs- 
Anstalt,  Berlinische,  Brannschweig,  Frankfurter,  Janus,  Teutonia,  Iduna,  Darin- 
stadt.  Thuringia,  Germania,  Providentia,  Victoria,  Gegenseitigkeit.  Stuttgarter 
Benlenanstalt,  Preussische  Lcbens-Versicherungs-Aktiengesellschaft,  Friedrich 
Wilhelm,  Nordstern,  Bremer.  Potsdam,  Atropos,  Prometheus,  Elberfeld,  Vesta, 
Magdeburger  Wilhclma ,  Nürnberg,  Deutschland,  Franin,  Arminia,  Berliner 
Wilhelm«)'. 

Andere  Anstalten  haben  dagegen  diese  Verwirkungsklausel  abgeschafft  oder 
gar  nicht  eingeführt  (Gotha,  Alle  Leipziger,  Bayerische  Hypotheken-  und 
Wechselbank,  Coneordia,  Mecklenburger,  Stuttgarter  Lebens- Versicherungsbank, 
Alte  Magdeburger,  Karlsruhe,  Armee  und  Marine,  Beamlenverein,  Hannoversche 
Militärdienst-Versicherungsanstalt.  Atlas),  und  zwar  aus  folgenden  praktischen 
Erwägungen :  Die  Fälle,  in  denen  ein  ausschweifender  Lebenswandel  nachzu- 
weisen ist,  sind  äusserst  selten.  Diejenigen  Personen,  welche  die  genaueste 
Kenntnis  davon  haben,  sind  entweder  aus  persönlichem  Interesse  oder  aus  der 
Scheu  vor  Erörterungen  über  die  Moralilät  eines  Mitmenschen  meist  sehr  zurück- 
haltend mit  ihrem  Zeugniss.  Gelingt  es  aber  auch,  den  vollen  Beweis  zu 
erbringen,  so  hält  der  Dichter  den  Lebenswandel  vielleicht  für  ein  durch 
schwere  Schicksal-schläge  veranlasstes,  dir  ein  von  dem  Versicherten  nicht 
verschulde! es  Ereignis  und  legt  die  Verwirkungsklausel  in  dem  Sinne  aus,  in  dem 
sie  auch  zu  \er-tchcn  ist,  dass  nur  im  Falle  des  Verschuldens  der  Vrrsichemngs- 
ansprnch  crli'i-fhon  soll.  Für  die  wenigen  Fälle,  in  denen  der  Richter  einen 
scliiildliuilcn  aii-s.-hweileriden  Lebenswandel  annehmen  würde,  lohnt  es  sich  nicht, 
eine   Bestimmung   aufrcchtzuhalh-n,    die   ängstliche   Versicherungsnehmer  mit 
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Sorgen  erfüllt,  indem  sie  eine  Anfechtung  der  Versicherung  infolge  böswilliger 
Gerüchte  und  einen  Rechtsstreit  befürchten.  Mit  manchen  anderen  selten  ange- 
wendeten Verwirkungsklauseln  ist  daher  auch  die  auf  den  ausschweifenden 
Lebenswandel  gegründete  beseitigt  worden  und  wird  voraussichtlich  noch  weiter 
beseitigt  werden. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  die  Fassung  der  Klausel  und  ihre  Handhabung 
zu  verfolgen.  In  der  ursprünglichen  Verfassung  der  Golhaer  Lebensvcrsicherungs- 
bank  vom  Jahre  1827  $  6J  wird  mit  dem  Verlust  des  Versichernngsanspruchs 
geahndet  « ein  lasterhafter  Lebenswandel,  wodurch  die  Lehensdauer  entschieden 
verkürzt  wird  »  ;  doch  verspricht  die  Bank,  in  solchen  Fällen  den  Versicherten 
oder  den  Eigentümer  der  Police  vorher  an  die  Gefahr,  ausgeschlossen  zu 
werden,  durch  den  Agenten  zu  erinnern.  Das  Wort  «  entschieden  »  wird  in  der 
5.  Auflage  vom  Jahre  1820  durch  Sperrdruck  hervorgehoben.  In  der  neuen 
Redaktion  der  Bankverfassung  von  1838  §  71  Nr.  7  wird  die  Versicherung  für 
ungiltig  erklärt,  «  wenn  derjenige,  auf  dessen  Leben  sie  lautet,  in  einen  lieder- 
lichen oder  lasterhaften  Lebenswandel,  z.  B.  Trunksucht,  verfällt » ;  jedoch  soll 
der  Inhaber  der  Police  die  rückständigen  Dividenden  und  die  Abgangsvergütung 
erhalten.  So  gefasst,  ist  die  Verwirkungsklausel  bis  zum  15.  Januar  1896,  an 
dem  sie  aufgehoben  ward,  in  Kraft  geblieben.  Während  der  67  Jahre  ihrer 
Giltigkeit  sind  unter  rund  46  000  Sterbefällen  46  wegen  ausschweifenden  Lebens 
und  zwar  fast  sämtlich  wegen  Trunksucht  beanstandet  worden  und  haben  aus 
gleichem  Grunde  13  Ausschliessungen  bei  Lebzeiten  der  Versicherten  stattge- 
funden. 

Die  deutschen  Arbeiterversicherungsgesetze  stellen  den  ausschweifenden 
Versicherten  in  folgenden  Punkten  ungünstig:  die  Gemeinden  sind  befugt,  für 
die  Gemeinde-Krankenversicherung  und  für  die  Ortskrankenkassen  festzusetzen, 
dass  Versicherlen,  die  sich  eine  Krankheit  durch  Tronkfälligkeit  oder  geschlecht- 
liche Ausschweifungen  zugezogen  haben,  für  diese  Krankheit  das  Krankengeld 
gar  nicht  oder  nur  teilweise  zu  gewähren  sei  (Krankenversicherungsgesetz  in  der 
Redaktion  vom  10.  April  1892  §6«  Nr.  2,  §26='  Nr.  2);  die  gleiche  Befugnis 
haben  die  eingeschriebenen  Hülfskassen  gegenüber  ihren  .Mitgliedern  (Reichs- 
gesetz vom  1.  Juni  1884  Artikel  5,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
eingeschriebenen  Hülfskassen).  l'nd  das  Invalidität*-  und  Altersversicherungs- 
geselz vom  22.  Juli  18K9  bestimmt  in  §  17  Absatz  3,  von  der  Regel,  dass  die 
Zeit  einer  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbundenen  Krankheit  des  Versicherten  als 
Beitragszeit  in  Anrechnung  zu  bringen  sei,  müsse  dann  eine  Ausnahme  gemacht 
werden,  wenn  er  sich  die  Krankheit  durch  Trunkfälligkeit  oder  geschlechtliche 
Aasschweifungen  zugezogen  habe. 
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Aussenversicheruiig 

—  in  der  Feuerversicherung  —  ist  eine  Ausdehnung  des  Versicherungsvertrags 
dahin,  dass  bestimmte  versicherte  Gegenstände  nicht  nur  innerhalb  ihres  ge- 
wöhnlichen Aufbewahrungsraumes,  sondern  gegen  Zahlung  einer  etwas  höheren 
Prämie  auch  ausserhalb  desselben  als  gegen  Feuerschaden  versichert  gelten. 
Die  Beschaffenheit  des  Raumes,  in  welchem  sich  die  zu  versichernden  Gegen- 
stände befinden,  sowie  seiner  Umgebung  ist  für  die  Versicherungsgesellschaft  bei 
der  Entscheidung  darüber,  ob  und  zu  welchem  Beitragssätze  sie  eine  beantragte 
Versicherung  annehmen  soll,  von  erheblicher  Wichtigkeit.  In  den  allgemeinen 
Versieherungsbedingungen  der  deutschen  Feuerversicherungsgesellschaften  wird 
deshalb  dem  Versicherungsnehmer  zur  Pflicht  gemacht,  im  Versicherungsanträge 
die  Versicherungslokalitäten  richtig  anzugeben.  Wenn  er  dann  im  Laufe  der 
Versicherung  die  versicherten  Gegenstände  in  eine  andere  Lokalität  als  diejenige, 
worin  sie  versichert  sind,  verbringt  oder  verbringen  lässt,  so  ruht  bis  zur 
schriftlichen  Genehmigung  dieser  Veränderung  seitens  der  Gesellschaft  oder  bis 
zur  Wiederherstellung  des  früheren  Zuslandes  die  Entschädigungsverpflichtung 
der  Gesellschaft  bezüglich  der  aus  den  Versicherungsräumen  entfernten  Gegen- 
stände. Eine  Erweiterung  erfuhr  diese  Bestimmung  zunächst  für  die  landwirt- 
schaftlichen Versicherungen,  indem  für  das  lote  und  das  lebende  landwirtschaft- 
liche Inventar  und  die  Ernteerzeugnisse  Freizügigkeit  ohne  Beitragserhöhung 
zugestanden  wurde  innerhalb  der  in  der  Polize  genannten,  nicht  zur  Ausübung 
technischer  Gewerbe  dienenden  Gebäude  eines  und  desselben  Gehöfts  und  auf 
schriftlichen  Antrag  auch  zwischen  diesen  letzteren  und  allen  anderen  wirt- 
schaftlich damit  verbundenen,  von  dem  Versicherten  nur  zu  landwirtschaftlichen 
Zwecken  benutzten  und  in  der  Polize  genannten  Gebäuden.  Letzteren  falls  wird 
jedoch  zwischen  verschiedenen  Gehöften  die  Freizügigkeit  durch  Angabe  einer 
.Maximalsumme  für  jedes  Gehöft  begrenzt.  Ferner  wurde  für  landwirtschaftliche 
Versicherungen  ebenfalls  ohne  Beitragserhöhung  zugestanden,  dass  das  tote  und 
lebende  Inventar,  sowie  die  auf  eigenem  Geschirr  befindlichen  Ernteerzeugnisse 
und  sonstigen  zur  Versicherung  deklarierten  landwirtschaftlichen  Vorräte  auch 
als  versichert  gelten :  im  Freien  auf  dem  Gehöfte,  den  Ländereien  und  Weiden 
der  Wirtschaft  und  den  Wegen  dahin,  sowie  auf  dem  Transporte  nach  und 
von  deutschen  Märkten  und  Ablieferungsorten,  mit  Ausschluss  jedoch  der  Märkte 
und  Ablieferungsorte  selbst  und  des  Transportes  auf  Eisenbahnen;  ferner,  dass 
die  auf  Erzeugnisse  der  laufenden  Ernte  abgeschlossene  Versicherung  (die  volle 
Wertsversicherung  der  gesamten  aus  der  letzten  Ernte  gewonnenen  Erzeugnisse, 
der  älteren  Bestünde  und  des  Zukaufs  vorausgesetzt)  auch  Gilligkeit  hat  für  die 
Zeit,  wo  dieselben  noch  auf  dem  Halme  stehen,  sowie  während  der  Erntearbeiten 
und  unter  gewissen  Bedingungen  auch  beim  Aufstellen  vom  Acker  in  Schober, 
und  zwar  noch  acht  Tage  vum  Beginn  des  Aufstellens  ab  gerechnet;  endlich, 
dass  hei  manchen  Gesellschaften  auch  Mahlgut  für  den  eigenen  Bedarf  des  Ver- 
sicherten beim  Transporte  zu  und  von  der  Mühle  als  versichert  gilt,  desgleichen 
auch  in  der  Mühle  selbst,  soweit  fremdes  Mahlgut  vom  Müller  gegen  Feuer- 
schaden nicht  oder  nicht  ausreichend  versichert  ist.  Wenn  nun  verschiedene 
<  M  selU«  haften  noch  weiter  gingen  und  ebenfalls  ohne  Beitragserhöhung  und 
für  alle  Versicherungen,  nicht  bloss  die  landwirtschaftlichen,  zugestanden, 
das-  eine  bloss  vorübergehende  Entfernung  der  versicherten  Gegenstände 
ans  Jen  Vcr-icherung-räunicn  zu  Zwecken  des  gewöhnlichen  Gebrauchs, 
wirtschaftlichen  Betriebes  oder  behufs  Bergung  vor  Gefahr  die  Ver- 
sicherung nicht  aufheben  sollte,  *<>  blieb  für  länger  dauernde  Entfernung 
vei  si'-lii'!  i«-r  Ge-jcn-Irmde  aus  den  Vershherung-räunien  immer  noch  eine 
Lücke  hetchen.  d:e  sodarm  durch  die  seit  einiger  Zeit  in  Aufnahme  ge- 
kommene sogenannte  .Aussenversicherung»  ausgefüllt  worden  ist.  Beim  Abschluss 


Digitized  by  LiOOQle 


Aastenversicherang.  —  Auutellungsversicherungra.  537 


einer  solchen  gegen  einen  massigen  Beilragsanfschlag  gellen  dann  als  mit- 
versichert diejenigen  Gegenstände  der  Wäsche,  welche  sich  zeitweilig  beim 
Wäscher,  sowie  diejenigen  Pelzsachen,  welche  sich  zeitweilig  heim  Kürschner 
befinden,  falls  sie  an  den  betreffenden  Stellen  nicht  anderweitig  versichert  sind; 
ferner  diejenigen  Effekten,  welche  der  Versichertc  auf  Reisen  innerhalb  des 
deutschen  Reiches  in  den  benutzten  Gasthäusern,  sowie  in  Privatwohnungen,  in 
Bädern  oder  Sommerfrischen,  sowie  auch  während  der  Manöver  in  allen  Quar- 
tieren und  Bivaks,  gleichviel  ob  sich  die  betreffenden  Gegenstände  zur  selben 
Zeit  sämtlich  an  einem  oder  vereinzelt  an  mehreren  Orten  belinden,  mit  sich 
führt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Bauart  der  Lokalitäten,  in  denen  sie  vorüber- 
gehend Aufnahme  finden,  einschliesslich  aller  auf  dem  Transport  befindlichen 
Gegenstände,  soweit  dieselben  nicht  durch  eine  Transportversicherungspolize 
gedeckt  sind.  Im  Anschluss  an  diese  Aussen  Versicherung  haben  dann  manche 
Versicherungsanstalten  für  gewisse  Versicherungen  die  Pflicht  der  sofortigen 
Anzeige  auch  für  den  Fall  eines  Wechsels  des  ständigen  Wohnorts  auf  den 
fall  eingeschränkt,  dass  die  Wohn-,  Stall-  oder  Remisen-Gebäude  des  neuen 
ständigen  Wohnorts  von  Holz  erbaut  und  bezw.  oder  mit  Stroh,  Rohr  oder 
Schindeln  gedeckt  sind  und  bezw.  oder  in  denselben  ein  feuergefährlicher  Ge- 
werbebetrieb stattfindet.  In  ähnlicher  Weise  haben  die  auf  bestimmte  Bezirke 
beschränkten,  Mobiliar  versichernden  deutschen  öffentlichen  Feuerversicherungs- 
anstalten für  gewisse  Versicherungen  die  Vereinbarung  getroffen,  bei  Umzügen 
der  Versicherten  aus  dem  Bezirke  einer  Anstalt  in  den  einer  andern  die  Ver- 
sicherungen durch  kostenfreie  Ueberweisung  ohne  Unterbrechung  auf  die  andere 
Anstalt  zu  übertragen. 

—  br.  — 


Ausstellungsversicherungen. 

Bei  Versicherung  von  Ausstellungsgebäuden  und  Ausstellungsgegenständen  gegen 
Feuersgefahr  ist  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  eine  dauernde  oder  um  eine 
zeitweilige  Ausstellung  handelt.  Dauernde  Ausstellungen  haben  im  Allgemeinen 
nur  die  Gefahr  von  Warenlagern  der  betreffenden  Arten  zuzüglich  der  aus  der 
Vereinigung  von  Waren  verschiedener  Gattungen  und  dem  Verkehre  der  Be- 
sucher entspringenden  Gefahr.  Hierzu  kommt  in  manchen  Fällen  noch  die  Ge- 
fahr des  Motorenbetriebes,  bisweilen  auch  die  einer  ein-  oder  angebauten 
Bestauration.  Die  Feuersgefahr  zeitweiliger  Ausstellungen  ist  eine  viel  erheb- 
lichere, da  hier  zu  den  ebenbezeichneten  Gefahren  noch  die  aus  der  leichten 
Bauart  der  Gebäude  und  dem  gegen  den  Sehluss  der  Ausstellung  immer  mehr 
sinkenden  Werte  derselben  sowie  vieler  Ausstellungsgegenstände  hinzukommt. 
Für  die  Berliner  Gewerbe-Ausstellung  (Mai  bis  Oktober  1890),  welche  bei  33 
privaten  Feuerversicherungsgesellschaften  versichert  war,  wurden  an  Prämien 
gezahlt:  im  Allgemeinen  zwischen  1kJ,50  bis  15,00%<n  für  die  reinen  Holz- 
bauten 25 %„.  Die  Berliner  Feuerwehr  unterhielt  auf  der  Ausstellung  ein 
Kommando  von  60  Mann  mit  einer  Dampfspritze  und  G  Handdruckspritzen; 
hierzu  traten  70  F.xlinkteure  und  15t)  kleinere  Löschapparate,  Gerätschaften,  die 
von  auswärtigen  Fabrikanten  für  die  Dauer  der  Ausstellung  umsonst  zur  Ver- 
fügung gestellt  worden  waren.  In  der  Nähe  aller  grösseren  Bauten  waren 
Hydranten  angebracht.  Für  die  Antwerpener  Ausstellung  betrug  die  Versiche- 
rungsprämie 35  7ou-  Die  Millennium«aiisstellung  zu  Pest  (1800)  war  von  den 
ungarischen  Gesellschaften  zu  7,50 7oo  versichert.  Auf  der  Maschinenausstellung 
in  Breslau  (180ü)  hatten  die  Aussteller  die  Feuerversicherung  selbst  auf  eigene 
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Kosion  bei  der  «Thuringia»  zu  bewirken;  die  Prämie  betrug  für  die  Zeit  vom 
25.  April  bis  23.  Mai  0,2.*>°/00.  Das  Syndikat  der  Feuerversicherungs-Gesell- 
sehaflen  in  Elsass-Lothringon  hat  1N93  folgende  «Regeln  für  die  Versicherung 
zeitweiliger  Ausstellungen  in  provisorischen  Bauton  >  festgestellt  und  zur  Anwen- 
dung empfohlen:  1.  Die  Versicherung  findet  auf  Grundlage  der  allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingungen der  Polize  statt.  Line  gegen  diese  allgemeinen  Prinzipien 
verslossendo  oder  deren  Aufhebung  bezweckende  Aenderung  ist  nicht  zulässig. 
Die  Versicherung  der  Eintrittsgelder  der  Ausstellung,  sowie  die  Garantieversiche- 
rung des  linanziellen  Resultats  des  Unternehmens,  gleichgültig  in  welcher  Form, 
ist  bei  Strafe  der  Ungültigkeit  der  Polize  verboten.  2.  Die  provisorischen,  d.  h. 
die  nur  für  die  Dauer  der  Ausstellung  errichteten  Gebäude  dürfen  nur  unter 
folgenden  Bedingungen  versichert  werden :  Wenn  das  Gebäude  nicht  unmittelbar 
nach  einem  Brande  wieder  aufgebaut  wird,  kann  eine  Entschädigung  nicht  nach 
dem  Werte  für  den  Wiederaufbau  zugestanden  werden.  Wenn  der  Wiederaufbau 
nicht  unter  den  gleichen  Bedingungen  und  für  die  gleiche  Ausstellung  statt- 
findet, wird  dem  Versicherten  nur  eine  nach  dem  Werte  des  Abbruchsmaterials 
bemessene  Entschädigung  gewährt.  3.  a>  Die  Ausstellungsgegenstände  werden 
nur  als  versichert  betrachtet,  wenn  der  Aussteller  deshalb  formellen  Antrag  auf 
Versicherung  derselben  gestellt  hat.  Sollte  auch  der  Unternehmer  der  Aus- 
stellung, sei  es  im  Prospekte  oder  im  Kataloge,  sich  zur  Versicherung  ver- 
pflichtet haben,  so  ändert  dies  nichts  an  obiger  Bestimmung.  Als  Grundlage 
dieser  Versicherung  muss  ein  spezielles  Verzeichnis,  welches  alle  zu  ver- 
sichernden Gegenstände  mit  ihren  Werten  enthält,  beigebracht  werden,  b)  Die 
Dekorationen  aller  Art,  befindlich  in  den  Ausstellungs-Gobäulichkeiten  oder  auf 
dem  Ausstellungsplatze,  mögen  dieselben  vom  Aussteller,  dem  Unternehmer  oder 
von  dritten  Personen  angebracht  worden  sein,  gelten  nur  dann  als  versichert, 
wenn  sie  im  Antrage  und  in  der  Polize  besonders  und  mit  spezieller  Wert- 
angabe bezeichnet  sind.  Die  Entschädigung  für  Dekorationen  wird  nach  dem 
Grundsatze  des  Artikels  2,  d.  Ii.  nach  dem  Werte  des  gebrauchten  resp.  des 
Rohmaterials,  ohne  Berücksichtigung  der  Aufstellung*-  und  Wegräumungskosten, 
reguliert.  4.  Die  Heizung  der  Ausstellungsgebäude  ist  ausdrücklich  untersagt, 
ausgenommen,  wenn  dieselbe  mittelst  Dampf  bewirkt  wird.  Eine  andere  Be- 
leuchtungsart als  die  elektrische  ist  nicht  gestattet.  5.  Danipfkesselhäuser  sind 
von  den  Ausstellungsgebäuden  in  nachstehenden  Entfernungen  aufzustellen : 
wenigstens  20  m,  wenn  letztere  in  Holz,  und  wenigstens  Iii  m,  wenn  dieselben 
aus  Stein  oder  wenn  sie  aus  anderen  massiven  Materialien  erbaut  sind.  G.  Die 
Lokomobilen  dürfen  in  den  Alisstellungsgebäuden  nicht  in  Betrieb  gesetzt 
werden.  Für  den  Fall,  das*  man  Lokomobilen  ausserhalb  derselben  aufstellen 
sollte,  kommen  die  für  diese  Motoren  festgesetzten  Bedingungen  und  Klaasein  in 
Anwendung.  Wenn  Lokomobilen  in  aus  Holz  errichteten  Gebäuden  aufgestellt 
werden,  so  müssen  die  Durchgangsstellen  des  Schornsteins  in  der  Decke  und  im 
Dache  gegen  Feuersgefahr  gesichert  sein.  Der  Fussboden,  auf  welchem  die  im 
Lokale  aufgestellte  Maschine  steht,  ist  aus  nicht  brennbarem  Materiale  herzu- 
stellen. 7.  Der  Retrieb  von  Gasmotoren  in  den  Ausstellungslokalitälen  ist  unter 
der  Bedingung  gestattet,  dass  dieselben  auf  nicht  brennbarem  Fussboden  aufge- 
stellt, dass  sie  von  besonderen  Wächtern  bewacht  werden  und  dass  das  Gas 
nur  durch  einen  elektrischen  Anzünder  oder  eine  elektrische  Leitung  angezündet 
wird.  Bei  Benutzung  von  Dampf-  und  anderen  Maschinen  gelten  die  üblichen 
Vorsicht*-  und  gesundheitspolizcilichen  Massregeln  als  Vorschrift.  8.  In  den  Aus- 
stellungsgelände!) werden  keine  Restaurationslokalitäten  geduldet.  Dieselben 
müssen  in  speziellen  (iebüuden  untergebracht  sein,  und  letztere,  wenn  sie  aus 
Holz  erbaut  sind,  wenigstens  20  m.  wenn  sie  in  gemischter  oder  massiver 
Bauart  errichtet  sind.  wcnig-Mens  |0  m  von  den  AusslelUmgsgebäuden  entfernt 
liegen,  i  Um  Aiis-«  |i;itl|<  ohne  Hei/iin«.!  kann  in  der  Ausstellung  geduldet  werden.) 
0.  Die  Pa«-kcrei  muss  in  besonderen  und  mehr  als  20  m  entfernten  Gebäuden, 
welche  nicht  geheizt  und  nie  mit  lacht  betreten  werden  dürfen,  untergebracht 
.sein.    Das  Packmaterial  ist  von  der  Versicherung  ausgeschlossen.   10.  Tag-  und 
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Nachtwächter  müssen  angestellt  sein,  und  ist  ihr  Dienst  durch  Kontroluhren  zu 
beaufsichtigen.  11.  Auf  dem  Ausstellungsplatze  muss  ein  ständiger  Feuerwehr- 
posten, mit  genügendem  Materiale  versehen,  installiert,  auch  müssen  mit  Wasser 
gefüllte  Eimer  in  dem  Lokale  aufgestellt  sein.  Dieser  Feuerwehrposten  muss 
durch  Telegraph  oder  Telephon  mit  dem  Feuerwehrposten  in  der  betreffenden 
Stadt  oder  Ortschaft,  falls  ein  Feuerwehrkorps  dort  besteht,  in  Verbindung 
stehen.  12.  Das  Rauchverbot  in  den  Ausstellungslokaliläten  muss  durch  An- 
schlag bekannt  gemacht  werden ;  die  Wächter  und  Aufseher  sind  angewiesen, 
auf  die  strikte  Beachtung  dieser  Massregel  zu  halten. 

—  br.  — 


Aussteuer-Versicherung 

(Siehe  auch  Altersversorgung). 

I.  —  Versicherungsrecht. 

(Personen-Versicherung)  ist  derjenige  Zweig  der  Personen- Versicherung,  welcher 
sich  mit  der  Sicherstcllung  der  seitens  der  Eltern  den  Kindern  zu  leistenden 
Aussteuer  befasst.  Als  Aussteuer  (instruetus  muliebris)  ist  zunächst  anzusehen, 
was  die  Eltern  (auch  manchmal  Gross-Eltern)  der  Tochter  bei  Eingehung  der 
Ehe  behufs  Einrichtung  des  Haushaltes  als  einen  Teil  der  seinerzeit  auf  sie  ent- 
fallenden Erbportion  gibt,  welcher  bei  Eintritt  des  Erbfalles  konferirt  werden 
muss.  Sie  ist  nicht  auf  die  Leistung  an  die  Tochter  allein  beschränkt,  sondern 
es  wird  unter  Aussteuer- Versicherung  (Ausstattung)  auch  dasjenige  verstanden, 
was  der  ins  Kloster  tretende  Sohn  von  der  Familie  bekam,  sowie  auch  die 
erste  Einrichtung  eines  sich  selbständig  ausser  dem  Elternhause  etabltrenden 
Sohnes.  Damit  nämlich  weniger  Bemittelten,  welche  aus  dem  Elternhause  eine 
Aussteuer  nicht  erhalten  können,  die  Mittel  zu  einer  entsprechenden  häuslichen 
Einrichtung  geschaffen  werden,  wurden  schon  im  18  Jahrhundert  gewisse  In- 
stitute z.  B.  in  Hannover  die  sogenannten  Heiratskassen  ins  Leben  gerufen, 
die  jedoch  ihren  Zweck  nicht  erreichten  und  von  der  Regierung  auch  endlich 
verboten  wurden.  In  neuerer  Zeit  haben  sich  aber  zu  diesem  Behufe  auch  wieder 
sogenannte  Aussteuer-Kassen  gebildet,  welche  den  bei  ihnen  versicherten 
Personen  oder  den  Mitgliedern  bei  Eintritt  eines  bestimmten  Lebensjahres  oder 
bei  ihrer  Verheiratung  und  sohin  selbständigen  Einrichtung  ein  gewisses  Kapital 
gewähren.  Insgemein  wurden  zum  Beitritt  zu  solchen  Kassen  nur  Kinder  zuge- 
lassen und  zwar  •  am  liebsten  noch  in  den  ersten  Lebensjahren,  —  hie  und  da 
jedoch  auch  Söhne  und  Töchter  in  reiferem  Alter.  Die  Aussteuer-Kassen  sind 
an  die  obrigkeitliche  Genehmigung  gebunden,  —  und  entweder  als  auf  Gegen- 
seitigkeit begründete  Anstalten  oder  auf  Rechnung  einer  juristischen  Person  ge- 
führt. Sie  sind  als  eine  Species  der  Au  fw  ands- Versicherung  (siehe  diesen 
Artikel)  anzusehen,  insofern  die  Kitern  rechtlich  gehalten  sind,  für  ihre  Kinder 
im  Falle  der  Eheschlicssung  oder  der  Begründung  eines  selbständigen  Haushalts 
u.  dgl.  einen  Aufwand  in  der  ihrem  Stande,  Vermögen  und  sonstigen  Verhält- 
nissen angemessenen  Aussteuer-Versicherung  (Ausstattung)  zu  machen,  —  in 
welchem  Vermögensaufwande  einerseits  ein  Schaden  an  Seit»«  der  Eltern,  ander- 
seits als  schliesslicher  Zweck  eine  Zuwendung  an  die  Kinder  gelegen  ist,  weil 
Eltern  und  Kinder  für  diesen  Fall  als  sogenannte  Koincidenz  Interessenten  gelten. 
Hier  stehen  dann  die  Kitern  als  Versicherungsnehmer  dem  Versicherer  als 
forderungsberechtigt  gegenüber,  es  kann  jedoch  vereinbart  (oder  selbst  durch 
Landesgesetz)  vorgeschrieben  sein,  dass  die  solchergestalt  bedachten  Kinder 
direkt  einen  dickfälligen  Anspruch  gegen  den  Versicherer  eintretenden  Falles 
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erwerben,  —  welches  Anspruchsrecht  jedoch  in  den  meisten  Fällen  sich  nicht 
als  unwiderruflich  darstellt  und  überdies  von  bestimmten  weiteren  Handlungen 
oder  Unterlassungen  der  Eltern  als  der  eigentlichen  Versicherungsnehmer  ab- 
hängig bleibt.  Dagegen  ist  auch  ein  Verzicht  der  Kinder  wirkungslos.  Dennoch 
sind  nur  die  Eltern  zugleich  als  Versicherte  (im  landläufigen  Sinne,  —  wofür 
wir  richtiger  überall  den  Terminus  Versicherungsnehmer  substituiren)  zu  be- 
zeichnen, —  die  Kinder  jedoch  (mit  Ehrenberg)  nur  als  Bedachte,  selbst 
dann,  wenn  ihr  Anspruchsrec  ht  beim  Eintritt  der  obangefürten,  den  effektiven 
Vermögensaufwand  herbeiführenden  Ereignisse  ein  selbständliehes  unwiderrufliches 
geworden  ist.  Im  Uebrigen  gelten  bezüglich  dieses  Versicherungszweiges  die 
Grundsätze  der  Aufwand- Versicherung  und  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  einer 
jeden  Versicherung. 


Quellen : 

Glaser  über  Aassteuergesellschaften.  Berlin  18Ö2. 

Rostocil. 


II.  —  Versicherungsmathematik. 


Wie  der  Name  andeutet,  ist  der  ursprüngliche  Zweck  dieser  Versieherungsart, 
für  die  Zeit,  wo  die  Tochter  voraussichtlich  heiraten  wird,  ein  Kapital 
zu  schaffen,  welches  ihrer  Aussteuer  dienen  soll.  Erlebt  sie  den  in  der  Polize 
bestimmten  Termin,  so  wird  das  Kapital  ausgezahlt:  stirbt  sie  aber  vorher,  so 
ist  der  Zweck  der  Versicherung  hinfällig,  und  es  werden  nur  die  eingezahlten 
Prämien  mit  oder  ohne  Zinsen  zurückvergütet. 

Das  Merkmal  dieser  Versicherung  besieht  also  darin,  dass  1.  das  versicherte 
Kapital  nach  einer  bestimmten  Dauer  im  Ericbensfalle  des  Versicherten  ausge- 
zahlt wird,  wohingegen  die  Prämien  bis  dahin  zu  zahlen  sind,  gleichgiltig  ob 
der  Versicherungsnehmer  lebt  oder  nicht,  und  dass  2.  im  Falle  des  früheren 
Ablebens  des  Versicherten  die  Prämienzahlung  aufhört  und  die  eingezahlten 
Prämien  mit  oder  ohne  Zinsen  zurückvergütet  werden.  (Wdbei  natürlich  für 
Verwaltungskosten  ein  bestimmter  Abzug  zu  machen  ist.) 

Da  hier  im  Todesfall  des  Versicherten  nicht  das  Kapital  fällig  wird,  sondern 
nur  eine  Rückvergütung  der  Prämien  stattfindet  und  da  die  Prämienzahlung, 
falls  das  Kind  den  Auszahlungstermin  erlebt,  auch  bis  dahin  läuft,  so  ist  keine 
ärztliche  Untersuchung,  weder  des  Kindes  noch  des  Versicherungsnehmers,  not- 
wendig. 

Wie  der  Vater  auf  diese  Weise  die  Aus-teuer  der  Tochter  zu  sichern  im- 
stande ist,  kann  er  ebenso  seinem  Sohne  die  Mittel  zum  Studium  oder  zum 
Militärdienst  sicher  stellen,  und  es  ändert  sich  nur  der  Name  um  in  Studien- 
geldcr-  oder  Militärdienst- Versicherung. 

Es  kann  der  Versicherungsnehmer  aber  auch  für  sich  selbst  oder  für  seine 
ganze  Familie  eine  derartige  Versicherung  schliessen  und  es  wird  die  Aussteuer- 
Veish -herung  duckt  zur  Altersversorgung.  Unter  jenen,  die  mit  ihrem  Antrag 
auf  eine  Todesfall-  oder  gemischte  Versicherung  abgewiesen  sind,  finden  sich 
viele,  die  diese  Art  der  Versicherung  als  letztes  Mittel  zur  Sicherstellung  ihrer 
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eigenen  Existenz  oder  derjenigen  der  Familie  wählen.  Sie  fahren  dabei  noch 
immer  besser,  als  wenn  sie  zu  einer  Sparkasse  gehen.  Letztere  bietet  wegen 
der  Beschränkung  in  den  Spareinlagen  und  der  niedrigen  Verzinsung  keine  be- 
sonderen Vorteile,  so  dass  ihre  Benutzung  seitens  des  besser  siluierten  Publikums 
ziemlich  gering  ist.  Auch  wird  durch  den  Zwang  der  Prämienzahlung  auf 
den  Versicherten  ein  wohlthätiger  Druck  zum  Sparen  ausgeübt  und  endlich  hat 
die  Aussteuer-Versicherung,  die  in  diesem  Falle  auch  häufig  Sparkassenver- 
sicherung genannt  wird,  noch  den  Vorteil  vor  der  Sparkasse,  dass  die  dafür 
verwendente  Prämie  bis  zum  Beirage  von  600  Mark  von  dem  steuerpflichtigen 
Einkommen  in  Abzng  gebracht  werden  darf.  Es  wirkt  dieses  umsomehr,  als 
sich  natürlich  auch  die  Kommunalsteuer  um  den  relativen  Betrag  vermindert. 
Wir  wollen  zunächst  die  Formeln  für  die  einmaligen  Prämien  aufstellen. 

1.  Einmalige  Prämienzahlung  mit  Rückgewähr  ohne  Zinsen. 

P 

Es  sei  die  einmalige  Prämie  P  und  q  =  I  4-  y^,  wo  p  den  Zinsfuss 

bedeutet,  den  die  Gesellschaft  benutzt. 

Die  Leistungen  der  Versicherten  sind  P. 

Der  Barwert  der  Leistungen  der  Bank  ist  4.  ^  4.  Ptn  +  1  _j_ 

Pf,  4-  »  -  . 

Folglich  w,  a  +  P  (iL  +  h+1  +±±J  +  .  .  .  + 

/,.^  =  ^  +  »-rP(T,  +  T1-,1  +  Ti  +  J-f-...+Tt  +  ll_l) 
hieraus  PX,  =  X,  +  „  4-  P  (ST,  -  ET,  +  n) 

Und  P  =  A,-(ST,-*  ST.-h«) 

2.  Einmalige  Prämienzahlung  mit  Rückgewähr  mit  einfachen  Zinsen  zu  z  %• 
Die  Leistungen  der  Versicherten  sind  P.  /,  . 

Der  Barwert  der  Leistungen  der  Bank  ist: 

L±»  +  P  JL  +  ■  Pt*  +  n-x       Pz  (t*_  21^ 

q».   +  ^   q   +  F   q*     +•••-»-         q«        +  400  \  </   ^  q* 

11t,  + 


Folglich  PI.  =  ^+p(}  +  ^  +  ... 

Pz    ( t,        2f,  3tt  +  t  nt*  +  n-i\ 

löö  VT  q*   -+-...  -h     ^  j 

P.  X*  =  \  +  «  4-  P  (T.  4-  T,  +  1  4-  •  •  •  +  T,  +  n  -  i) 
;      (T,  4-  2T,  +  x  4-  3T,  -h  »  4-  .  .  .  +  nT,  +  „  _  ,) 


00 

P.  x,  =  X,  +  .  +  P  (IT,  -  ST,    .)  4-  ^  (SST,  -  SIT,  -h  n  -  »ST,  +  „) 


und  hieraus 

X«  -t-  n 


P  = 


X,  -  (IT,  -  IT,  +  „)  -  jj-  (IST.  -  SIT,  +  „  -  nST.  .) 
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3.  Einmalige  Prämienzahlung  mit  Röckgewähr  der  eingezahlten  Prämie 
nobst  Zinseszinsen. 

Es  sei  p  der  Zinsfuss  für  die  Rechnungsgrundlagen  und  s  der  Zinsfuss,  zu 
dem  die  Rüekgewähr  stattfindet.    Ferner  sei  qx  =■  1  -f- 
Dann  ist 

P/'  =  +  —  +  +  ?  +  ...  +  f  

/>.  a,  =  X,  +  .  +  P(Tt  .  qx  +  T,  +  ,  */i 1  -f-T,  +  ,  qx  »  + . . .  +  T,  +  ,  _  ,.  qt  -  ) 

n  =  

-  (T.  qx  +  T,  +  ,     *  4-  .  .  .  .  +  T,     »  -  i  qi  »  ) 

Ist  ql  =  g,  so  wird  aus  der  ersten  Gleichung 

Ph  =  lj^r  +  Pt*  +  p<*  +  t  4-  PI*  +  t  4-  •  •  •  4-  Pts  +  •  -  i 

4-  .  •  .  4-  L  •+-  n  -  i  —  /*  +  ■) 

P.l*  =  l±^+P(l*~l*^n) 

P.  P.  In  "  PI.  +  - 

•-.i  ^*  ■+•  " 


1 

und  P  =  — . 

Die  Formeln  für  die  jährlichen  Prämien  sind  folgende : 

1.  Jährliche  Prämienzahlung  mit  Rüekgewähr  der  eingezahlten  Prämien, 
falls  der  Versicherte  vor  Ablauf  des  Fälligkeitstermins  stirbt. 

Der  Rarwert  der  Leistungen  der  Versicherten  ist 

.  h-  -+-  i    .      '*  ■+■  *  /*  + » —  1 

v  U  +  P  —  +  P  —r  +  •  •  •  +  v  ,Jtt-i 

Der  Rarwert  der  Leistungen  der  Rank  ist 

'x  -+-  n     .  t£  ff-t-l  0  ' x  -f-  1  .  d  f  «  -  1 

—  +p  — +3/,—  3-  +....+,  ip— 

Folglich  ist  p      4-  ^  +  i  H-  .  .  .  4-  ^  -h  »  -  i)  =     +  * 

+  HTx  +  2TJ  +  1+3Tx  +  J  +  ...  +  »T,  -h  »  -  ,] 

-      +  n)  =  *x  +  .  H-  ?'  !  SET,  -  £STX  +  „  -  nST,  +  .  | 

.  ^  -+-  »i   ____ 

_  £>,  +  B  _  j£sTj  -  ££T,  +  .  -  n2T.  +  »| 

2.  Jährlich.-  Prämie  mit  Rückgewühr  der  eingezahlten  Prämien,  welche  mit 
r  %  einfachen  Zinsen  zurückvergütet  werden. 


Dann  i„  ,,!,.+  ^  +  +  ...  +  feiS^J  l  -  ^ 
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+  100 


PL)  * 


«I- 


7« 

3<,  +  s 

-t-  i 

7S 

+ 

3f*  -+-  * 
9' 

+ .  . . 


n  —  1 


4"  .  .  .  4~ 


7n  ) 

</  -f-  «  —  H 

rr 

20  -4-  »  - 
3k  -f-  w  — 


Folglich  ist 

/>  [EX,  -  EX,  +  „]  =  X,  ^  „  4.  ;,  [£STi  -  EET»     .  -  »ET,  +  ■] 
j  T,  -h  2T,  ^  ,  +  3TX  +  j  +  .  ,  .  +  h  Tf  + 
pr  J      +  TJ  +  1+2T,  +  ,-+-...  4-(n-l)T, 


n  —  1 


101) 


4-  T*+.SH-.  .  .  +  (h-2)TjH.,_  ,| 


~t-  n  —  li 

1  .  .  .  +  T*    H  _  J 

Bezeichnen  wir  T,  4-  2T,  +.  ,  +  3TX  +  2  4-  .  .  .       nT,  +  .  _  ,  mit 
,  so  erhält  man  ;>  (EX*  —  EX,  +  „)  -  \x  +  „  4.  ;,  [SETX  —  EST»  4. 

Oder 

'~^-IW.-|OT.-OTJ„--lT^-Ai(l)-/-+lC+--.+  'C-I) 
3.  Jährliche  Prämien  mit  Rückgewahr  der  eingezahlten  Prämien  nebst  z  % 
Zinseszins. 

Der  Zinsfuss,  den  die  Gesellschaft  ihren  Rechnungen  zu  Grande  legt,  sei 
ein  anderer  als  der,  zu  dem  sie  die  Prämien  rückgewährt.    Ks  sei  qi  =  i  + 

T 
! 


a      L*         .    f'  -t-  '  7i  2    ,   Uj  7j_^_  k  -j-  »  -  1  <7i  » 

'7  7*  f/;       -t-  .     .-+-  -      -  ^ 


^  +-  1  7i         ffL±.s  7i_l 
7*         +  '     73  " 
,    k  +  s  7i 


»1  —  1 


7S 


7* 

Q  -f  - -  t  71  w  ^ 
7' 

tt  +  n  -  I  .  7l 

7n 


~ f*  .  .  .  4* 

Folglich 

V  (x/  4-  X,  +  t  -f-  X.  +  2  4-  .  .  .  4-  X,  +  „  _  ,)  =  X,  +  „  4. 
'  T,  7>  4-  T*  +  ,  qx    +....+T/  +  B_t  *y» 
+  i'  '         +  T<  +  1  7i 2  +  ■  •  •  •  -f-  T,  +  „  _  ,  ,ji  2 


4-  1l.  +  n  _  1  r/i 
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Dann  ergiehl  sich 

p  (EX,  -  EX,  +  „)  =  X,     n  4-  p         </,    (ET,  -  LT,  +  „) 

)  -h  ?i  2  (ET,  +  x  -  ET,  +  „) 


•    •    ■    •    •  • 

-f-  qi  «  (ST,  •+  n  —  i  -  ET,  n-  „) 


und  hieraus  ergiebt  sich 
P 


X,  -+-  n 


EX*  -EWn-te.iST,  -ET,+n)4-ry,l(ETi+1-ElWn)+..-r-g1»  (ETx+„-i-ET^„){ 

Benutzt  die  Gesellschaft  zu  ihren  Rechnungen  und  für  die  Rückgewähr  der 
Prämien  den  gleichen  Zinsfuss,  d.  h.  ist  qi  =  tf,  so  findet  man  aus  der 
1.  Gleichung  dieses  Abschnitts 

P  \l*  T  —       -qT-  +  •  •  -t~       -  i  )  =  — 
4-  J>  /  t  +         +         +  .  •  •  4-  ^  +  ■  -  i 

1         .    **  -»-  I   -h  tt  -+-  2  -+-  •   •   •  "+•  <<  -+-  «  -  1 

i 


7 

-h  . .  . 


Hieraus  folgt: 

\       ~~ 7     '     7*       '  ~¥~      \  +  »  + 


.       Ii  -i-  1  —  /*  -+■  n 


7 

-t-  n  —  1  f. 


—  1  k  -4-  n) 

t  olglich  p  ^  /,  +—  4-  —  +  •  .  ■  +    (fl  _  t  j  =  —  + 

Dann  ist  p.  h  +  „  (i  4-  -j  +  ^  +  .  .  •  = 

?,  (riH.±H-ii4-...4-  — !— )  =  -L 
1  \  9        7*  7B~7  7" 

p(9n  +  f +  1  +  f +  !  +  .  .  -4-  </)  =  1 

7-  7-ZTT  =  1 
i  7  ~  1 

In  der  That  müsste  man  bei  der  Sparkasse  soviel  jährlich  einzahlen,  um 
nach  n  Jahren  das  Kapital  im  Betrage  1  zu  erhalten. 

Dr.  Dornls. 
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Auszahlung  der  Versicherungssumme 


Siehe:  «Schaden». 


Babbage. 


Siehe  auch  Sterblichkeilstafeln. 


Charte»  Babbage,  geb.  26.  Dezember  1792  zu  Feignmouth  in  Devonshire,  studirte 
in  Cambridge,  trat  ab  Consulting  Actuary  1824  bei  der  neugegründeten  Protector 
Life  ein,  ging  1828  als  Professor  der  Mathematik  nach  Cambridge  und  kehrte 
1839  nach  London  zurück,  wo  er  am  20.  Oktober  1871  s'arb.  Nähere  biogra- 
phische Notizen  findet  man  in  seiner  Schrift  :  «  Passages  from  the  Life  of  a 
Philosophes»  (London  1804).  Von  seinen  zahlreichen  Abhandlungen,  welche 
sich  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  der  Mathematik  und  Mechanik  bewegen,  sondern 
meistens  philosophische  und  nalional-ökonomische  Fragen  berühren,  und  zum 
grösslen  Teil  in  Welds  <  History  of  the  Royal  Society  »  (Oxford  18  48)  verzeichnet 
stehen,  erschien  als  eines  der  ersten  Werke  über  Lebensversicherung  1820  in 
London  « A  comparative  view  of  the  varions  Institutions  for  the  Assurancc  of 
Lives  »  (Deutsch  1827,  Weimar).  Es  enthält  die  bekannte  Sterblichkeitstafel, 
die  Babbage  aus  den  Erfahrungen  der  c  Equitable  Society  •  in  London  für  den 
Zeitraum  von  1702— 1810  abgeteilt  hat  und  die  modifiziert  von  der  Lebens- 
versicherungsbank für  Deutschland  in  Gotha  und  der  Lebensversicherungsgesell- 
schaft zu  Leipzig  für  die  Berechnung  ihrer  Nettoprämien  und  Reserven  in 
Anwendung  gebracht  wird.  Die  auf  nächster  Seite  befindliche  Zusammenstellung 
von  Sterbenswahrscheinlichkeiten  zeigt,  wie  die  Tafel  von  beiden  Gesellschaften 
geändert  worden  ist.  Die  Zahlen  in  den  einzelnen  Columnen  geben  dabei  an, 
wieviel  von  1000  Lebenden  am  Anfang  des  Jahres  im  Laufe  desselben  sterben. 

Die  Gothaer  hat  vom  58.  Lebensjahre  ab  die  Slcrbenswahrscheinlichkeiten 
erhöht,  um  die  Tafel  mit  dem  90.  Jahre  schliessen  zu  können,  ebenso  wie  die 
alte  Leipziger  die  schon  von  Griffith  Davies  modifizierte  Babbage-Tafcl  in  den 
Sterbenswahrscheinlichkeiten  vom  71.  Lebensjahre  ab  noch  derart  vergrössert  hat, 
dass  sie  bereits  mit  dem  85.  Lebensjahre  ihren  Abschluss  erreicht.  Diese 
Aenderungen  sind  wohl  deswegen  vorgenommen  worden,  weil  bei  der  Gothaer 
Bank  die  versicherte  Summe  spätestens  beim  vollendeten  90.  Lebensjahre  und 
bei  der  Lebensversicherungsgesellschaft  zu  Leipzig  spätestens  beim  vollendeten 
85.  Lebensjahre  ausgezahlt  wird. 

Die  unveränderte  alte  Babbage-Tafel  zei»l  in  den  Altern  von  20  bis  25 
etwas  niedrigere,  in  den  Altern  von  20  bis  10  unwesentlich  höhere,  dagegen  in 


die  deutsche  Sterbliehkeitstafcl  M.  im  d  V.  I. 

In  dem  vorher  angeführten  Werke  giebt  Babbage  noch  eine  andere  Tafel 
(Centenarian  Table  of  Mortality),  welche  die  Sterblichkeit  der  Hundertjährigen 
zeigen  soll.  Von  17">l  versicherten  Personen,  die  das  Alter  von  10)  Jahren 
erreicht  hatten,  sollen  nach  seinen  Untersuchungen,  die  sich  aber  zum  grössten 
Teil  auf  Mitteilungen  anderer  Autoren  stützen,  noch  79  Personen  das  Alter  von 


den  Altern  von  41  bis  80  bedeutend 


Sterbenswahrscheinlichkeiten  als 


üalb.gd. 


125  Jahren  erreicht  haben,  und  er  hlsst  die  Tafel  beim  Alter  15H  mit  1  Person 
schliessen,  obwohl  er  sichert-  Berichte  zu  haben  glaubt,  dass  2  Personen  noch 


Aller 

Tafel  von 
Babbu^e 

Uotlia  r 

(mich 
Cabbag«-) 

Tafel  der 
Lciptlgrr 

(nach 
B»bbiv~e- 
Üavics, 

Alter. 

Taf  1  von 
Uabbage 

laiei  der 

Gotbaer 
(nach 
Babbagc} 

Tafel  imt 
Ijci,  zlf  er 

(narh  | 
Babb.pc- 
DaTtea) 

20 

0.02 

6.02 

7.44 

60 

28.80 

29.39 

30.73 

2t 

6.22 

6.22 

7.49 

61 

29.94 

30.86 

32.09  1 

22 

6.58 

6.58 

7.77 

62 

30.87 

33.04 

33.56 

23 

Ü.96 

6.90 

7.83 

63 

32.10 

34.79 

35.15 

24 

7.34 

7.34 

7.89 

64 

33.87 

37.01 

36.86 

25 

7.73 

7.73 

7.93 

65 

35.05 

89.10 

38.72  ! 

26 

8.13 

8.13 

8.24 

66 

86  67 

41.74 

40.75 

27 

8.54 

8..4 

853 

67 

38.07 

44.65 

43.46  [ 

28 

8.79 

8.79 

8.83 

68 

39.94 

47.87 

46.45 

29 

9.04 

9.04 

9.37 

69 

41.99 

51.88 

49.79  : 

30 

9.30 

9.30 

9.92 

70 

43.83 

56.40 

54.08 

31 

9.56 

9. 56 

10.25 

71 

45.84 

62.44 

59.56  : 

32 

9.83 

9.&3 

10.59 

72 

48.48 

69.46 

66.59 

33 

10. 2ü 

10.29 

10.70 

73 

50.95 

77.71 

75.30 

34 

10.76 

10.70 

11 .16 

74 

54.17 

88.14 

86.57 

3R 

11 .06 

11.00 

11.18 

75 

57.28 

100.30 

101.20 

3« 

11.37 

11.37 

11 .56 

76 

61.30 

114.87 

119.75 

37 

11.69 

11 .69 

11 .69 

77 

67.06 

131.30 

142.13 

:w 

11.83 

11.83 

12  08 

78 

74.38 

146.75 

165.68 

39 

*  g  /-law 

11.97 

11.97 

12  23 

/9 

83.73 

160.81 

191.49  | 

'  40 

12.12 

12.12 

12. C4 

80 

101.70 

190.12 

228.07 

41 

12.27 

12.27 

12.80 

81 

123.05 

214.94 

272.73 

42 

12.42 

12.42 

13.23 

82 

136.58 

236.89 

328.12 

4:1 

12.57 

12.57 

1341 

83 

151.68 

259.54 

•'.65.12 

44 

12.94 

12.94 

13. 86 

84 

168.58 

288.06 

695. 6 j 

45 

13.32 

13.32 

14.3* 

85 

190  48 

318.84 

1000.00 

40 

14.13 

14.13 

14.82 

86 

210.30 

354.61 

47 

14.97 

14.97 

15.33 

87 

237.29 

406.59 

48 

15.85 

15.85 

16.14 

88 

253.97 

500.00 

49 

16.99 

16.99 

16.99 

89 

276.60 

629.63 

50 

17.lt(i 

17.90 

17.88 

90 

294.12 

1000.00 

51 

IS.  74 

18.74 

19  12 

91 

300.00 

52 

19.H) 

f.  SO 

20.42 

92 

333.33 

53 

20.9t 

20.91 

21.79 

93 

375.00 

54 

21.85 

21.85 

23.25 

94 

428.57 

5") 

23.08 

23. 08 

24.79 

95 

500.00 

o 

24.38 

24. 3  s 

26.10 

90 

600. 00 

57 

25.51 

2».:>I 

27.  r» 

!-7 

750.00 

58 

20.72 

26. 9S 

28.2»'» 

98 

1009.0) 

M 

27 . 72 

28  2S 

'.!).  15 

ält<>r  jit'wt »ei |i  11  sind.  In  <ln -er  unten  abgedruckten  Centenarian  Table  stehen 
"«•heu  dm  Ali« tu  dir  ZaUin  d.-r  l."h.-iulen,  die  zu  Anfang  des  Jahres  vorhanden 
wann. 
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,  

Atter 

Lebend« 

Aller 

Lebende 



Alter 

Lebend« 

Aller 

Lebend« 

Aller 

1 

Lebende 

100 

1751 

110 

473 

120 

143 

130 

44 

IM) 

12 

UM 

1587 

III 

416 

121 

126 

131 

39 

141 

10 

!  4l»2 

1 .42 

112 

368 

122 

112 

132 

35 

142 

9 

i  103 

128J 

113 

328 

123 

99 

133 

31 

143 

8 

104 

1126 

114 

204 

124 

»8 

134 

24 

144 

7 

145 

6 

105 

97G 

115 

263 

125 

79 

135 

25 

146 

5 

H16 

830 

1  IC 

534 

126 

71 

136 

22 

147 

4 

107 

716 

117 

200 

127 

63 

137 

19 

148 

3 

108 

622 

118 

185 

128 

56 

138 

16 

149 

2 

100 

5.2 

119 

163 

129 

50 

139 

14 

150 

1 

Babbage  versucht  auch,  wie  schon  vor  ihm  Moivre,  Lambert  und  Thomas 
Joung,  ein  Sterblichkeilsgesetz  aufzustellen,  und  um  die  Zahlen  der  Lebenden 
als  Funktion  des  Alters  darzustellen,  giebt  er  die  Gleichung 

/,  =  6199,8  -  9,29  x  -  1,5767  x  (x  -  1) 

1  k2  ' 

wo  f.,  die  Anzahl  der  Lebenden  für  jedes  Alter  x  bedeutet. 

Schon  im  Jahre  1827  veröffentlicht  Babbage  ein  weiteres  grösseres  Werk 
t  Table  of  Logarilhms  of  the  natur  at  numbres  from  1  to  108  000»,  woran  er 
Jahre  lang  gearbeitet  hatte.  Bei  der  Herstellung  der  Tabellen  war  er  auf  den 
Gedanken  gekommen,  hierzu  eine  Rechenmaschine  zu  konstruiren  (S.  Rechen- 
maschine), die  aus  zwei  wesentlich  verschiedenen  Teilen  zum  Rechnen  und 
Drucken  bestehen  sollte,  und  deren  Bau  auf  Kosten  der  englischen  Regierung 
erfolgte.  Wenngleich  der  2.  Teil  nicht  vollständig  fertig  gestellt  wurde,  so  erregte 
die  Maschine  bedeutendes  Aufsehen  und  diente  auch  als  Muster  für  die  schwe- 
dische Rechenmaschine  von  Sehentz  (1853). 

Das  Hauptgewicht  der  Thätigkeit  Babbages  liegt  aber  auf  dem  sozialen 
Gebiete.  Von  dem  Parlament  1827  um  Auskunft  über  die  Lage  der  t  Friendly 
Societies »  befragt,  bestand  er  mit  aller  Bestimmtheit  darauf,  dass  zu  deren 
Rechnungsgrundlagen  Sterblichkeitstafeln  nach  ihren  eigenen  Erfahrungen  benutzt 
werden  mussten,  und  seiner  Fürsorge  ist  das  Gedeihen  vieler  dieser  Kassen  zu 
verdanken  (S.  Friendly  Societies).  Ueberhaupt  machte  er  seinen  ganzen  Einfluss 
bei  der  Regierung  geltend,  dass  die  Versicherungsgesellschaften  ihre  Erfahrungen 
über  die  Sterblichkeit  veröffentlichten,  und  ihm  gebührt  der  Hauptanteil  an  der 
Gründung  der  «  Stastieat  Society »  im  Jahre  1834,  die  seine  Bestrebungen 
wesentlich  förderte. 

Von  seinen  bekannteren  Schriften  sind  noch  zu  nennen :  <r  Economy  of 
mashinery  and  manufactures  of  Great  Britain  »  (London  1832,  Deutsch  Berlin 
1833);  «  Thoughts  on  Ihc  prineiplea  of  taxation  wilh  reference  to  a  property- 
tax  >  (London  1848),  «Thoughts  upon  an  extension  of  franchise »  (London  1865), 
«  The  Exposition  of  1851  or  Views  of  the  Industry,  the  Science  and  the  Govern- 
ment of  England»  (London  1851)  und  die  mit  Herschel  gemeinsam  hergestellte 
Uebersetzung  des  « Traite  du  calcul  differentiel  et  integral »  von  Lacroix. 

Dr.  Dornis,  Berlin. 

Baden. 

Für  den  allgemeinen  geschichtlichen  und  statistischen  Teil  s.  Deutschland. 
Ebenso  für  die  Gesetzgebung  in  Versicherungssachen. 

Gebäudo-Brandversicherungs-Anstalt  dos  Grossherzogtums.  — Diese 
öffentliche  Feuerversicherungs-Anstalt  geht  in  ihren  Anfängen  bis  zur  Mitte  des 
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18.  Jahrhunderls  zurück.  1758,  den  25.  September,  entstand  die  Baden-Dur- 
1  ach' sehe  öffentliche  Feuerversicherungs- Anstalt,  eine  Schöpfung  des  Mark- 
grafen Karl  Friedrich;  1706,  im  Oktober,  die  von  Baden-Baden.  1803  wurden 
durch  ein  Edikt  die  bestehenden  Anstalten  in  Baden  vom  1.  Januar  ab  in  eine 
Anstalt  vereinigt.  Hierbei  wurde  bestimmt,  dass  da,  wo  die  Mehrheit  der  Haus- 
besitzer in  einem  Orte  sich  für  den  Beitritt  erklärte,  die  Minderheit  gleichfalls 
beizutreten  habe.  Der  Austritt  war  dann  nicht  mehr  zulässig.  Es  wurden  dann 
unterm  7.  September  1803  das  Brandversieherungs-Statut  für  die  vereinigten 
Anstalten,  vom  1.  Januar  180 i  ab  gültig,  und  unterm  29.  Dezember  1807  die 
Brandversicherungs-Ordnung  erlassen,  welche  bis  zum  Jahre  1840  in  Geltung 
gestanden  hat.  Diese  Ordnung  berücksichtigte  bereits,  wenn  auch  in  geringem 
Grade,  die  verschiedene  Feuergefährlichkeit  der  Gebäude,  indem  sie  vorschrieb, 
dass  besondere  feuergefährliche  Gattungen  von  Gebäuden  einen  Zuschlag  von 
200  Gulden,  bezw.  150  Gulden  zur  Versicherungssumme  erhielten,  wovon  der 
Beitrag  bezahlt  werden  musste,  aber  keine  Vergütung  in  Brandlallen  geleistet 
wurde.  Die  Abschätzung  der  Gebäude  wurde  durch  die  c  Orts  vorgesetzten  » 
nach  dem  mittleren  Bauwerte  vorgenommen,  wie  sie  an  dem  Orte,  wo  sie 
gelegen,  erbaut  werden  konnten.  Klöster  und  öffentliche  Gebäude  konnten  nach 
dem  Gutfinden  der  Eigentümer  zu  einem  geringeren  Werte  versichert  wer- 
den, wenn  dies«?  Gebäude  nicht  in  Städten  standen,  in  welchen  der  Anschlag 
derselben  nach  dem  Verkaufswerte  berechnet  wurde.  Der  Brandschaden  wurde 
durch  die  Orts  vorgesetzten  und  auf  Wunsch  der  Beteiligten  mit  Zuziehung  kun- 
diger Schätzer  taxiert  und  voll  vergütet.  Die  Entschädigung  mus-ste  zu  einem 
Neubau  womöglich  auf  der  Brandstätte  vollständig  verwendet  werden. 

Das  Gesetz  vom  30.  Juli  1840  bestimmte,  dass  die  für  das  Grossherzogtum 
gegründete,  auf  der  gesetzlichen  Verpflichtung  der  Gebäudeeigentümer  zur  gegen- 
seitigen Versicherung  beruhende  Anstalt  fortbestehen,  jedoch  nach  den  in  diesem 
Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  neu  eingerichtet  und  verwaltet  werden  sollte. 
Die  wesentlichen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  folgende.  Ausser  den 
Feuerschäden  an  den  Gebäuden  werden  auch  die  Schäden  durch  Blitz- 
strahl, mag  derselbe  gezündet  haben  oder  nicht,  sowie  die  durch  Feuer- 
löschmassregeln  verursachten  und  ferner  auch  die  Kriegsbrandschäden,  wenn 
sie  nicht  zur  Erreichung  militärischer  Zwecke  vorsätzlich  erregt  worden  sind, 
vergütet.  Nicht  ersetzt  werden  die  vom  Eigentümer  vorsätzlich  verursachten 
Brand-  und  die  von  ihm  unnötigerweise  in  gewinnsüchtiger  oder  anderer  böser 
Absicht  verursachten  Löschungsschäden.  Die  Rechte  der  Vorzugs-  oder  Lntcr- 
pfandsgläubiger  bleiben  aber  in  diesen  wie  in  allen  anderen  Verwirkungsfällen 
gewahrt.  Die  Zwangspflicht  zur  Versicherung  hei  der  Anstalt  erstreckt  sich  auf 
alle  Gebäude  im  Grossherzogtuine  mit  Ausnahme  der  grossherzoglichen  und 
.standesherrlichen  Schlösser,  ferner  der  Gebäude  von  weniger  als  25  Gulden  (seit 
1852  :  50  Gulden,  seit  1874:  100  Mark)  Wert  und  der  Pulvermühlen  und  Pulver- 
magazine. Ferner  sind  nicht  versicherungspflichtig  aber  versicherungsfähig  die- 
jenigen Lustgebäude,  die  nicht  zur  Wohnung  dienen  können,  sowie  Gebäude  mit 
feuergefährlichem  Gewerbebetriebe.  Nach  erfolgter  Versicherung  dieser  Gebäude 
ist  jedoch  ein  Rücktritt  nicht  mehr  zulässig.  Die  Zubehörungen  der  gewerblichen 
Gebäude  (Triebwerke,  Maschinen)  versichert  die  Anstalt  nicht.  Jedes  Gebäude 
wird  zum  Betrage  (nicht  höher  aber  auch  nicht  niedriger)  des  von  vereidigten 
Sachverständigen  festgesetzten  gemeinen  Wertes  derjenigen  Teile  versichert,  die 
durch  Feuer  zerstört  oder  beschädigt  werden  können.  Die  von  der  Versicherung 
bei  der  Anstalt  ausgeschlossenen  oder  von  der  Teilnahme  an  derselben  befreiten 
Gebäude  und  Zubehörungen  dürfen  bei  Privatgesellschaften  versichert  werden  : 
Dnppelversicherung  ist  bei  Strafe  verboten,  die  etwaige  Brandvergütung,  auch 
die  viiii  Privatgesellschaften  zu  zahlende,  fällt  dann  der  Anstalt  zu.  Der  Bedarf 
der  Anstalt  an  Brandcntschädigungen  und  Verwallungskosten  wird  durch  Umlage 
auf  sHintl  che  versicherte  Gebäude,  nach  Verhältnis  ihrer  Versicherungssummen 
aufgebracht,  wobei  mit  Blitzableitern  versehene  Kirchen  nur  die  Hälfte,  dagegen 
Gebäude,  welche  grössere  Einrichtungen  von  besonders  feuergefährlicher  Be- 
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schaffenheit  enthalten,  das  Doppelte,  und  wenn  solche  Einrichtungen  von  höchst 
feuergefahrlicher  Beschaffenheit  sind,  das  Dreifache  des  auf  die  gewöhnlichen 
Gebäude  entfallenden  Beitrags  zahlen.  Beitragsreste  werden  wie  Staatssteuer- 
reste  eingezogen.  Die  Anstalt  geniesst  alle  Rechte  und  Vorzüge  einer  Staats- 
anwalt, besonders  die  Tax-,  Sportel-,  Stempel-  und  Postporto-Freiheit.  (Die  Porlo- 
freiheit  ist  seit  1869  aufgehoben.)  Kür  die  Erhebung  der  Beiträge  und  Auszahlung 
der  Brandentschädigungsgelder  erhalten  die  Orts-  und  Bezirkseinnehmer  ange- 
messene Gebühren.  Für  alle  übrigen  Bemühungen  der  Staats-  und  Gemeinde 
behörden  hat  die  Anstalt  nichts  zu  entrichten.  Die  Enlschädigungsgeldcr  hat  der 
Eigentümer  vollständig  zur  Wiederherstellung  der  durch  Feuer  oder  durch 
Feuerlösch massregeln  zerstörten  oder  beschädigten  Gebäude  in  demselben  Hof- 
raume  zu  verwenden  ;  soweit  dies  binnen  10  Jahren  nicht  geschieht,  geht  der 
Entschädigungsanspruch  verloren ;  von  diesen  Bedingungen  kann  das  Ministerium 
des  Innern  in  dringenden  Fällen  entbinden.  Die  Verwaltung  der  Anstalt  erfolgt 
durch  einen  unter  diesem  Ministerium  stehenden  Verwaltungsrat  und  die  dem 
letzteren  untergebene  Generalfeuerversicherungskasse. 

Das  Gesetz  vom  29.  März  1852,  nach  welchem  die  Anstalt  noch  gegen- 
wärtig verwaltet  wird,  brachte  in  vorstehenden  Bestimmungen  folgende  Aende- 
rungen.  Der  Eigentümer  geht  seines  Entschädigungsanspruchs  auch  verlustig, 
wenn  er  das  Feuer  durch  grobe  Fahrlässigkeit  verursacht  hat.  Der  Zwang  zur 
Versicherung  bei  der  Anstalt  wird  nun  auch  auf  die  Gebäude  mit  feuergefähr- 
lichem Gewerbebetriebe  (ohne  die  Zubehötungen  dieser  Gebäude,  Triebwerke, 
Maschinen)  mit  Ausnahme  der  Pulvermühlen  und  Pulvermagazine  ausgedehnt, 
dagegen  werden  sämtliche  Gebäude,  gewöhnliche  wie  gewerbliche,  von  der  An- 
stalt nicht  mehr  zum  vollen  Schätzungswerte,  sondern  nur  zu  vier  Fünfteln 
desselben  versichert  und  die  Versicherung  des  letzten  Fünftels  bei  denjenigen 
Privatgesellschaften  gestattet,  welche  hierzu  vom  Ministerium  des  Innern  beson- 
ders zugelassen  werden.  Gebäudeversieherungen  bei  nicht  zugelassenen  Gesell- 
schaften oder  über  das  Fünftel  hinaus  sind  strafbar  und  machen  den  Eigentümer 
für  den  Fall  des  Brandes  der  gesamten  Entschädigung  verlustig,  indem  auch 
seine  Forderung  an  die  Privatgesellschaft  zugunsten  der  Landesanstalt  verfällt. 
Für  die  Ermittelung  der  Gebäudewerte  werden  neue  Grundsätze  aufgestellt,  indem 
jedes  Gebäude  nach  seinem  mittleren  Bauwerte  mit  gleich mässiger  Berück- 
sichtigung des  wirklichen  oder  Kaufwertes  versichert  wird,  insoweit  letzterer 
nicht  höher  ist.  als  der  erstere.  Den  durch  drei  beeidigte  Sachverständige  fest- 
zustellenden mittleren  Bauwerl  bilden  die  mittleren  Baukosten  der  der  Zerstörung 
oder  Beschädigung  durch  Feuer  ausgesetzten  Teile  eines  Gebäudes,  mit  welchen 
dasselbe  an  dem  Platze,  wo  es  gelegen  ist,  neu  erbaut  werden  kann,  nach  Ab- 
rechnung jedoch  des  durch  Alter  und  baulichen  Zustand  seit  seiner  Erbauung 
eingetretenen  Minderwertes.  Den  wirklichen  oder  Kaufwert  bildet  der  Anschlag 
nach  den  seit  Jahr  und  Tag  üblichen  Kaufpreisen.  Diesen  Wert  hat  der  Ge- 
meinderat nach  den  für  Verpfändungen  geltenden  Grundsätzen  zu  bestimmen, 
mit  Hinweglassung  jedoch  des  Wertes  der  auf  dem  Gebäude  etwa  ruhenden 
Gerechtigkeiten,  Berechtigungen  zum  Bezug  von  Baumaterialien,  des  Bau-  und 
llofplatzes,  der  Gärten  und  ihrer  Einfassung,  sowie  der  von  der  Versicherung 
ausgeschlossenen  Teile  des  Gebäudes.  Ist  auf  diese  Weise  der  mittlere  Bauwert 
und  der  wirkliche  oder  Kaufwert  eines  Gebäudes  festgestellt,  so  wird  die  Durch- 
schnittsumme zwischen  beiden  ermittelt:  das  Ergebnis  bildet  den  Versichcrungs- 
anschlag  des  Gebäudes.  Ist  der  wirkliche  oder  Kaufwert  höher  als  der  mittlere 
Bauwert,  so  wird  der  letztere  allein  als  Versicherungsanschlag  angenommen. 
Von  dem  Versicherungsanschlagc  übernimmt  die  Anstalt  */s :  das  letzte  Fünftel 
darf  ganz  oder  zum  Teil  bei  einer  Privatgesellschaft  versichert  werden.  Auch 
die  Abschätzung  der  Brandschäden  wird  durch  drei  vereidigte  Sachverständige, 
bei  Schäden  bis  zu  100  Gulden,  seit  I874  bis  zu  200  Mark,  durch  einen  Sach- 
verständigen bewirkt.  Es  besteht  Wiederaufbaupflicht,  von  welcher  jedoch  in 
dringenden  Fällen  nach  Zustimmung  der  Vorzugs-  und  Unlerpfandsgläubiger 
entbunden  werden  kann.    Auch  inbezug  auf  die  Festsetzung  der  Versicherungs- 
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beitrage  brachte  das  Gesetz  von  -1852  wesentliche  Aenderungen.  Der  Umlagefuss 
wird  für  sämtliche  Gebäude  in  einer  Gemeinde  gleichhoch  angesetzt.  Dagegen 
werden  die  Gemeinden  verhältnismässig  zur  Grösse  des  Brandentsehädigungs- 
betrages,  welchen  sie  für  das  betreffende  Jahr  beziehen,  in  vier  Klassen  ein- 
geteilt, von  denen  die  erste  Klasse  den  einfachen  Umlagesatz,  die  zweite  */t, 
die  dritte  */,  und  die  vierte  das  Doppelte  desselben  zu  entrichten  hat.  Es  fallen 
in  die  1.  Klasse  diejenigen  Gemeinden,  deren  Brandenlschädigungen  '/to  Prozent 
des  Gesamtversicherungsanschlags  ihrer  Gebäude  nicht  übersteigen;  in  die 
2.  Klasse  jene,  deren  Brandentschädigungen  zwar  *jlQ  Prozent,  nicht  aber 
Prozent  des  Vcrsicherungsanschlags  übersteigen;  in  die  3.  Klasse  jene,  deren 
Brandentschädigungen  zwar  */,  Prozent,  nicht  aber  1  */,  Prozent  des  Versiehe- 
rungsanschlags  übersteigen;  in  die  4.  Klasse  jene,  deren  Brandentsehädigungen 
1'/,  Prozent  des  Versicherungsanschlags  übersteigen.  Hiernach  werden  die  für 
jedes  Versicherungsjahr  erforderlich  gewordenen  Beiträge  nach  Ablauf  desselben 
umgelegt.  Diese  Art  der  Beitragsbemessung  ist  nur  der  Badisehen  Anstalt  eigen, 
wie  auch  die  allgemeine  l'eberlassung  eines  Fünftels  des  Gebäudeschälzungs- 
wertes  zur  Privatversicherung  und  insbesondere  die  weiteren  hierauf  bezüglichen 
Bestimmungen  sich  nur  bei  dieser  Anstalt  finden.  Die  zur  Versicherung  dieses 
Fünftels  zugelassenen  Privatgesellschaften  haben  sich  nämlich  in  allen  ihren 
Geschäftsbetrieb  betreffenden  Verhältnissen  nach  den  Bestimmungen  des  Feuer- 
versicherungsgesetzes vom  29.  März  1852  zu  richten;  ihre  Versicherungen 
werden  mit  in  das  die  Versicherungen  bei  der  Landesanslalt  nachweisende 
Feuerversichcrungsbuch  der  betreffenden  Gemeinde  eingetragen,  und  die  Wirk- 
samkeit der  privaten  Versicherungsverträge  ist  durch  diese  Eintragung  bedingt. 
Im  Brandfalle  haben  sie  den  entsprechenden  Anteil  am  Schaden  zu  vergüten, 
wie  letzterer  von  den  Sachverständigen  der  Landesanslalt  ermittelt  und  der 
Feststellung  der  von  dieser  zu  leistenden  Vergütung  zugrunde  gelegt  worden  ist. 
Dem  Vertreter  der  Privatgesellschaft  ist  gestattet,  der  Abschätzung  des  Schadens 
beizuwohnen.  Auch  die  Auszahlung  der  Vergütung  dürfen  die  Privatgesellschaften 
nur  bewirken,  wenn  und  soweit  bezüglich  der  entsprechenden  Vergütungen  aus 
der  Landesanstalt  Zahlungsanweisung  ergangen,  bezw.  Zahlung  erfolgt  ist. 

Der  Gosamt-Versicherungsanschlag  der  Anstalt,  die  Versicherungssumme, 
betrug,  in  Reichsmark  umgerechnet,  im  Jahre  1843:  513  und  1851:  589  Mil- 
lionen Mark.  Unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  von  1852  stellte  sich  die  Ver- 
sicherungssumme, vier  Fünftel  des  Versicherungsanschlages,  wie  folgt:  im 
Jahre  1852:  4(59;  18'JO:  407 ;  1870:  737;  188):  1150;  1890:  1433  und  1897: 
1737  Millionen  Mark.  Die  Brandvergütungen  und  die  Versicherungsbeiträge 
haben  sich  seit  1813  stets  in  massigen  Grenzen  bewegt.  Für  die  zehn  Jahre 
1883 — 1805  stellen  sich  im  Jahresdurchschnitt  die  Schadenvergütungen  auf  1,07 
und  die  eingezogenen  Beiträge  auf  1.19  °/00  der  Versicherungssumme.  Im 
Jahre  1897  betrugen  die  Beiträge  2081311  Mark,  die  Schadenvergütungen 
2  002083  Mark,  die  Schadenerhebungskosten  14061  Mark,  der  Beitrag  an  die 
Landes-Feuerwehr-Unterstützungskasse  10039  Mark,  die  Abschätzungskosten  50400 
Mark,  die  Beitragserhebungsgebühren  52  864  Mark,  die  sonstigen  Verwaltungs- 
koslen  38  800  Mark  Das  Vermögen  der  Anstalt  (der  Betriebsfonds  u.  s.  w.) 
stellte  sich  Knde  1897  auf  1092  022  Mark.  Sie  nimmt  keine  Rückversicherung 
und  versichert  kein  Mobiliar.  Der  Verwaltungsrat  der  Anstalt  besteht  aus  drei 
von  dem  Grossherzog  ernannten  Mitgliedern  und  hat  seinen  Sitz  in  Karlsruhe. 

—  Be.  — 


Basel-Landschaft, 

Brand  versicherungs- Anstalt  dos  Kantons.  —  Diese  öffentliche  Feuer- 
versiclierungs-Anstalt  wurde  im  Jahre  1833  aus  Anlass  der  Trennung  des  Kantons 
Basel  in  zwei  llalbkaritone,  Basel-Stadt  und  Basel-Landschaft,  gegründet  und  zu- 
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nächst  nach  den  für  die  Anstalt  des  Kantons  Basel(-Stadt)  bestehenden  Vor- 
schriften weiter  verwaltet,  welche  spater  für  Basel- Landschaft  durch  das  Gesetz, 
vom  30.  November  1852,  revidiert  unterm  7.  Juni  1868,  ersetzt  wurden.  Die 
Anstalt  ist  eine  staatliche  mit  Versicherungszwang  für  alle  im  Kanton  belegenen 
oder  noch  zu  errichtenden  Gebäude  mit  Ausnahme  solcher  unter  300  Fr.  Wert ; 
aasgeschlossen  sind  Pulvermühlen.  Die  Errichtung  von  Gebäuden  mit  Stroh-  oder 
Schindeldächern  in  den  Ortschaften  des  Kantons  ist  gänzlich  untersagt.  Für 
jeden  Bezirk  sind  2  Schatzungsbaumeister  ernannt,  welche  unter  Zuziehung  eines 
Gemeindeabgeordneten  den  Schatzungswert  der  Gebäude  nach  der  Bauart  und 
dem  Kubikinhalte  derselben,  unter  Abzug  des  Minderwerts  wegen  Alters,  Bau- 
fälligkeit oder  schlechter  Unterhaltung,  zu  bestimmen  haben.  Günstige  Lage  oder 
sonstige  Lokalvorteile  sollen  hierbei  unberücksichtigt  bleiben.  Zum  Taxwerte 
werden  nicht  hinzugerechnet,  also  auch  nicht  mit  versichert,  die  Werte  von 
Räderwerken  und  ihren  Gestellen,  von  mechanischen  Einrichtungen,  Färb-  und 
Dampfkesseln,  Salzpfannen,  chemischen  Apparaten,  Ziegel-  und  Kalkofen,  Bier- 
kesseln und  Malzdarren.  Die  sämtlichen  Gebäude  werden  in  zwei  Klassen  einge- 
teilt, nämlich  in  gewöhnliche  Gebäude,  welche  den  einfachen  Versicherungs- 
beitrag, und  in  Fabriken  jeder  Art,  welche  den  1 '/.fachen  Beitrag  zahlen.  Das 
frühere  Gesetz  hatte  drei  Gebäudeklassen.  Alle  25  Jahre  erfolgt  eine  allgemeine 
Gebäuderevision.  Die  Schadenvergütung  wird  in  drei  Terminen  bis  zur  Vollendung 
des  Neubaues  ausgezahlt.  Die  Versicherungssumme  der  Anstalt  betrug  im  Jahre 
•1851  :  41;  1860:  45;  1870:  52;  1878:  8i:  und  1800  :  9i  Millionen  Fr.  Von 
letzlerer  Summe  waren  323000  Fr,  rückversichert.  Die  Beitragseinnahme  betrug 
1896  :  92221  Fr  (l-o,0/*,)  und  der  Reservefonds  Ende  1896:  567205  Fr. 
Mobiliar  Versicherung  gewährt  die  Anstalt  nicht.  Die  Verwaltung  befindet  sich  bei 
der  Kantonsregierung  in  Liestal. 

—  Be.  — 


Basel-Stadt, 

Brandversicherungs- Anstalt  des  Kantons.— Diese  öffentliche  Feuerversiche- 
rungs-Anstalt wurde  durch  Gesetz  vom  14.  Februar  1807  gegründet.  Infolge  der  Ab- 
trennung von  Basel-Landschaft  im  Jahre  1833  wurde  unterm  2.  Dezember  1834  ein 
neues  Gesetz  für  die  Anstalt  gegeben,  welches  später  durch  das  Gesetz  vom 
28.  Dezember  1857  ersetzt  wurde.  An  Stelle  des  letzteren  trat  sodann  das  Ge- 
setz vom  19.  April  1809,  welches  unterm  22.  November  1880  noch  einige  Ab- 
änderungen und  Ergänzungen  erfuhr.  Die  Anstalt  steht  unter  der  Oheraufsicht 
des  Grossen  Rates  und  wird  von  einer  durch  Kleinrats  Reglement  niedergesetzten 
Brandversicherungs-Kommission  geleitet.  Vergütet  werden  Schäden  durch  Brand, 
kalten  oder  zündenden  Blitzschlag,  durch  Loschen  oder  Massregeln  zur  Ver- 
hinderung der  Ausdehnung  des  Brandes.  Nicht  vergütet  werden  Brandschäden 
veranlasst  durch  Krieg,  militärische  Massregeln  oder  Aufruhr  ;  in  solchen  Fällen 
bestimmt  der  Grosse  Bat.  ob  und  in  wie  weit  der  Staat  Entschädigung  leisten 
soll.  Von  der  Versicherung  sind  ausgeschlossen  Kirchen,  die  dem  Staate  auge- 
hören, gewisse  geringwertige  Gebäude,  Gebäude  zur  Herstellung  oder  Lagerung 
sprengkräftiger,  selbstenlzündlicher  oder  anderer  sehr  feuergefährlicher  Gegen- 
stände oder  Vorräte,  Gebäude  mit  besonders  feuergefährlichem  Gewerbebetriebe. 
Die  aufnahmefähigen  Gebäude  dürfen  bei  Strafe  nicht  anderwärts  versichert 
werden.  Die  Aufnahme,  Schätzung  und  Klassenzuteilung  erfolgt  durch  die  aus 
vier  Mitgliedern,  darunter  zwei  Baumeister,  bestehende  Schätzungskommission. 
Die  Taxe  des  Gebäudes  geschieht  nach  dem  Bauwerte  zur  Zeit  der  Schätzung 
unter  Abrechnung  des  durch  Alter  u.  s.  w.  sich  ergebenden  Minderwertes. 
Bodenwert,  Lokalvorteile  u.  s.  w.  bleiben  ausser  Betracht.  Die  Schätzung  erfolgt 
einschliesslich  der  Keller  und  aller  eigentlichen  Gebäudeteile  mit  Ausnahme  der 
Fundamente  und  solcher  Einrichtungen,  die  sich  im  Erdboden  befinden.  Aus- 
geschlossen sind,  auch  wenn  mit  dem  Gebäude  fest  verbunden,  die  Gegenstände, 
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welche  ihrer  Natur  nach  als  beweglich  zu  betrachten,  Maschinen,  Maschinen- 
bestandteile. Die  Gebäude  werden  in  vier  Klassen  eingeteilt ;  davon  umfasst  die 
1.  Klasse  die  Wohn-  und  sonstigen  gewöhnlichen  Gebäude,  die  2.  bis  4.  Klasse 
die  gewerblichen,  nämlich  die  Gebäude  von  geringerer,  mittlerer  und  höherer 
gewerblicher  Feuersgefahr,  und  zwar  ist  für  jeden  Gewerbebetrieb  im  Einzelnen 
vorgeschrieben,  in  welche  der  Klassen  2  bis  4  derselbe  gehört.  Der  einfache 
Versicherungsbeitrag  für  Gebäude  mit  Umfassungsmauern  und  Giebeln  von  Stein 
beträgt  für  1000  Fr.  der  Schätzungssumme  in  der  1.  Klasse:  0,50,  in  der  2.: 
0,80,  in  der  3.:  1,20  und  in  der  4.:  1,80  Fr.  Für  Gebäude  mit  Umfassungs- 
mauern von  gemischter  Bauart  (Stein,  Riegel  und  Holz)  wird  ein  Zuschlag  von 
0,20  Fr.  auf  diesen  Beitrag  berechnet ,  wenn  die  gemischte  Bauart  .nehr  als  ,/i 
des  Gesamtschätzungswertes  des  Gebäudes  ausmacht.  In  den  ersten  Monaten 
jeden  Jahres  werden  die  zur  Deckung  des  im  Vorjahre  entstandenen  Entschädi- 
gungsbedarfs erforderlichen  Beiträge  erhoben,  und  zwar  werden  jedes  Jahr 
mindestens  die  vorstehend  angegebenen  einfachen  Klassensätze  eingezogen. 
Ergiebt  dies  einen  Uebersohuss,  so  fliesst  derselbe  in  den  Reservefonds,  welcher 
in  den  folgenden  Jahren  zuschiesst,  soweit  der  einfache  Beitrag  zur  Deckung 
des  Bedarfs  nicht  ausreicht.  Reicht  auch  der  Reservefonds  hierzu  nicht  hin,  so 
werden  die  einfachen  Klassensätze,  wenn  nötig  bis  auf  das  Doppelte,  erhöht 
Genügen  auch  diese  nicht,  so  hat  der  Grosse  Rat  weitere  Bestimmung  zu  treffen. 
Beitragsreste  werden  zwangsweise  eingezogen.  Sobald  ein  Neubau  unter  Dach 
gebracht  wird,  muss  der  Eigentümer  denselben  zur  Aufnahme  und  vorläufigen 
Schätzung  bei  der  betreffenden  Schätzungskommission  anmelden.  Die  Mitglieder 
derselben  haben  auf  Neubauten,  Eigentumswechsel  und  auf  alle  sonstigen  Ver- 
änderungen an  den  in  die  Anstalt  aufgenommenen  Gebäuden  zu  achten  und 
solche  zur  Anzeige  zu  bringen.  Mit  dem  Augenblicke  der  gehörig  nachgewiesenen 
schriftlichen  Meldung  um  Schätzung  eines  Neu-  oder  Veränderungsbaues  erhält  der 
Eigentümer  Anspruch  auf  Vergütung  etwaigen  Brandschadens.  In  die  Lagerbücher 
sind  die  Schäl zungen  und  Klasseneinteilungen  nach  den  Schätzungsverbalen 
aufzunehmen.  Die  Schätzungssummen  werden  durch  periodische  Revisionen 
richtig  erhalten.  Die  Schätzungskommission  hat  auch  die  Brandschäden  zu 
taxieren,  wobei  dem  Beschädigten  Rekurs  an  die  Brandversicherungskommission 
zusteht.  Vorsätzliche  Brandstiftung  seitens  des  Versicherten  macht  ihn  des  An- 
spruchs auf  Entschädigung  verlustig,  vorbehaltlich  der  Rechte  der  Pfandschuld- 
gläubiger. Die  Entschädigung  ist  zur  Wiederherstellung  des  abgebrannten 
(iebäudes  zu  verwenden,  wird  in  Raten  je  nach  dem  Fortschreiten  des  Wieder- 
aufbaus gezahlt ;  doch  kann  von  der  Wiederaufbaupflicht  mit  Zustimmung  der 
Pfandsehuldgläubigcr  entbunden  werden.  Für  den  Zeitraum  von  1834 — 1865 
betrug  das  durchschnittliche  Versicherungskapital  der  Anstalt  57  Millionen  Fr. 
Im  Jahre  185)  waren  52,  1800:  60,  1869:  104,  1875:  140,  1880:  183,  1885: 
197,  1890:  226  und  1897:  316  Millionen  Fr.  versichert,  wovon  auf  die  Stadt 
Basel  allein  3J6  Millionen  Fr.,  auf  die  zugehörigen  drei  Landgemeinden  der 
Rest  entfielen.  Davon  waren  1897  klassifiziert  267  Millionen  Fr.  zu  0,50° /00,  34 
Millionen  Fr.  zu  0,80%«,  10  Millionen  Fr.  zu  1,20%0  und  5  Millionen  zu 
*>80  %©  Beitrag,  ferner  waren  wegen  getnichtcr  Bauart  20  Millionen  Fr.  mit 
einem  Beitragszusehlage  von  0,2  >  %«  un(l  l  Million  Fr.  wegen  besonderer 
Feuersgefahr  mit  Beitragszuschlägen  bis  zu  5,00  °/00  belegt.  Für  1897  betrugen 
die  Beiträge  zusammen  187  000  Fr.,  die  Einnahmen  (Brandschädenanteile)  aus 
der  Rückversicherung  (die  Anstalt  ist  bei  den  Gesellschaften  « Union »  und 
«  Urbaine  >  zu  je  ihres  Versiclterungsbestandes  rückgedeckt)  25850  Fr.,  die 
Zinsen  -45270  Fr.  und  die  eingezogenen  Schätzungsgebühren  6180  Fr. ;  dagegen 
betrugen  1897  die  Brand^hüden  :H '»66  Fr.,  die  Rückversichcrungsprärnien 
91950  Kr.,  der  Beitrag  zu  den  Kosten  des  Löschwesens  10000  Fr.,  zu  den 
Kosten  der  Feuers.hau  15000  Fr.,  die  Sehätzun<rskosten  4272  Fr.  und  die 
sonstigen  Verwallunjrskosten  8800  Fr.  Ende  1897  besass  die  Anstalt  ein  Ver- 
mögen (Reservefonds)  von  1  48450'»  Fr.  Die  Ergebnisse  der  Anstalt  sind  an- 
dauernd günstig  gewesen  ;  bis  zum  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1869  wurden 
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Beiträge  nur  nach  Bedarf  und  daher  bisweilen  mehrere  Jahre  gar  nicht  ein- 
gezogen, seit  1869  is»  jährlich  nur  der  obige  einfache  Klassen-Beitrag  erhoben 
worden.   Mobiliarversicherung  betreibt  die  Anstalt  nicht. 


(Sach-Versicherung),  unter  welchem  Terminus  nicht  etwa  ein  eigener  Versiche- 
rungszweig, sondern  ein  immerhin  in  das  Versicherungswesen  einschlägiger 
Anspruch  eines  Versicherten  oder  Versicherungsaspiranten  verstanden  wird,  für 
den  Fall  des  Abbrennens  seines  Wohnhauses  (manchmal  auch  der  Wirthschafts- 
gebäude),  das  zur  Wiederherstellung  erforderliche  Bauholz  aus  dem  Gemeinde- 
walde zu  erhalten.  Vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  ist  dieser  Anspruch  als 
ein  (Forst-)  Servitutsrecht  anzusehen,  welches  dem  betreffenden  Gebäudebesitzer 
als  Eigentümer  des  herrschenden  Gutes  gegen  die  Gemeinde  seines  Wohn- 
sitzes als  Eigentümerin  des  dienenden  Gutes  zusteht.  Im  Rahmen  des  Ver- 
sicherungsrechtes kommt  es  insofern  in  Betracht,  als  es  sich  häufig  um  die 
Beantwortung  der  Frage  handelt,  ob  ein  bestimmtes  Interesse  aufhöre,  versicherbar 
zu  sein,  falls  dem  Interessenten  für  den  Fall  des  Eintrittes  jenes  schädigenden 
Ereignisses,  gegen  welches  die  Versicherung  genommen  wurde,  bereits  ander- 
weitig ein  Ersatzanspruch  (zur  Gänze  oder  auch  nur  teilweise)  zusteht. 
Behufs  praktischer  Geltendmachung  des  Anspruchs  ist  die  Voraussetzung  uner- 
lässlich,  dass  der  Wert  des  in  Rede  stehenden  Interesses  in  Geld  schätzbar  und 
demgemäss  behufs  Veranschlagung  des  Schadenersatzes  (wenngleich  auch  nur 
zum  Teile)  verwendbar  sei  —  sohin  braucht  der,  abgesehen  von  dem  einen 
hauptsächlichen  Versicherungsvertrage  auch  noch  anderweitig  gedeckte  Ersatz 
nicht  notwendig  die  Ungiltigerklärung  nach  sich  zu  ziehen,  das  betreffende 
anderartig  gedeckte  Interesse  kann  noch  immer  ein  versicherbares  sein.  Es 
muss  jedoch  nach  richtigen  Prinzipien  der  Versicherung  jener  anderweitig 
gedeckte  Ersatzanspruch  entweder:  a)  an  den  Versicherer  abgetreten  oder  b) 
der  Versicherer  nur  subsidär  ersatzpflichtig  werden  (so  dass  eine  Art  Kredit- 
versicherung Platz  greift),  oder  c)  werden  endlich  die  mehreren  Ersatzansprüche 
verhältnissmässig  reduziert.  Bei  Bestand  eines  Zweifels  in  dieser  Richtung 
spricht  sich  Ehrenberg  für  die  erste  Modalität  aus,  weil  der  Versicherle 
berechtigt  sei,  den  von  ihm  selbst  gewählten  Ersatzpflichtigen  als  Schuldner  zu 
behalten  —  und  gerade  dies  oft  der  Zweck  des  Vertrages  ist.  Was  nun  die 
oben  besprochene  Forstservitul  betriflt,  so  ist  einleuchtend,  dass  bei  Bestand 
derselben  die  Sache  gerade  so  anzusehen  ist,  als  ob  das  in  Rede  stehende  Bau- 
holz beim  Brande  gerettet  worden  wäre  —  und  es  kann  mithin  der  Versicherer, 
wenn  das  abgebrannte  Haus  wieder  aufgebaut  wird,  die  Abtretung  dieses  An- 
spruches an  sich  mit  Fug  begehren.  Die  betreffenden  Forstservitulen  kommen 
in  Frankreich,  im  Deutschen  Reiche,  in  Oesterreich-Ungarn  u.  a.  m.  oft  vor. 
Ein  Erkenntnis  des  Gerichtshofes  Besancon  vom  3.  Mai  1893  hat  diesfalls  sla- 
tuirt,  der  Versicherer  sei  nicht  befugt,  den  Werth  dieses  Bauholzes  etwa  von 
der  Versicherungssumme  abzuziehen  —  wohl  aber  sei,  wenn  die  Polizze  dem 
Versicherer  dies  Recht  einräumt,  dem  Letzteren  gestattet,  sich  zum  Wieder- 
aufbau des  abgebrannten  Hauses  zu  erbieten  und  hiezu  das  gelieferte  Bauholz 
zu  verwenden.  In  ähnlichem  Sinne  sprach  sich  der  französische  Kassationshof 
mittelst  Entscheid,  vom  10.  Mai  1839  aus. 

Quellen:  Ehrenberg,  «  Versirhcrunysrecht. »  —  Dalloz,  «  Dictionnaire  de  la 
jurisprudence*  (F.  W.  IV,  Seite  Üfij.  —  Goldschmidt's  «Zeitschrift  für 
Handelsrecht»,  XX.  Jahrgang). 


—  De.  — 
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Bayern. 

Für  den  allgemeinen  geschichtlichen  und  statistischen  Teil  s.  Deutschland. 
Ebenso  für  diu  Gesetzgebung  in  Versicherungssachen. 

Gebäude-Brandversicherungs- Anstalt  des  Königreichs.  —  Diese  An- 
stalt, welche  seit  1890  sich  über  das  gesamte  Königreich  Bayern  erstreckt, 
besteht  als  allgemeine  Feuerversicherungs- Anstalt  für  Gebäude  in  den  rechts- 
rheinischen Gebietsteilen  Bayerns  unter  staatlicher  Verwaltung  seit  dem  Jahre  1811. 
Sie  verdankt  ihren  Ursprung  der  königlichen  Verordnung  vom  23.  Januar  1811, 
welche  die  schon  seit  dem  vorhergehenden  Jahrhundert  in  den  altbayerischen 
Provinzen  (seit  1799),  in  den  Fürstentümern  Ansbach  (seit  1756)  und  Bayreuth 
(seit  1770),  im  vormaligen  Hochstifte  Bamberg  (seit  1776),  in  der  Reichsstadt 
Nürnberg  (seit  1782)  und  der  Provinz  Schwaben  (seit  1804)  vorhandenen  beson- 
deren öffentlichen  Feuerversicherungs-Anstalten  in  eine  gemeinsame  Anstalt 
zusammenlegte.  Derselben  wurden  später  auch  die  übrigen  von  Bayern  erworbenen 
Landesteile  einverleibt,  so  dass  sie  alle  östlich  vom  Rheine  gelegenen  bayerischen 
Gebiete  umfasste.  Die  Anstalt  besass  die  Alleinberechtigung  zur  Versicherung 
der  in  Bayern  gelegenen  Gebäude;  der  Beitritt  stand  Jedem  frei,  aber  die  Ver- 
sicherung der  Gebäude  bei  einer  anderen  Anstalt  war  bei  Strafe  untersagt. 
Aufnahmefähig  waren  alle  Gebäude  mit  Ausnahme  weniger  als  besonders  feuer- 
gefährlich betrachteten;  eine  Klassifikation  der  Gebäude  nach  dem  Grade  der 
Feuergefährlichkeit  war  nicht  vorgesehen.  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  183i  ordnete 
eine  Einteilung  der  Gebäude  in  vier  Klassen  nach  Bauart  und  Bedachung  an,  und 
machte  die  Bestimmung  der  Versicherungssumme,  welche  vordem  der  Willkür 
der  Versicherten  überlassen  war,  von  einer  Schätzung  der  Gebäude  durch 
Sachverständige,  eventuell  von  einer  amtlichen  Untersuchung  abhängig.  Die  vier 
Beitragsklassen  unterschieden  sich  wie  folgt:  I.  Klasse:  massive  Gebäude  mit 
hartem  Dach,  II.  Klasse:  Fachwerksgebäude  mit  hartem  Dach,  III.  Klasse: 
massive  Gebäude  mit  ganz  oder  teilweise  weichem  Dach  und  IV.  Klasse :  alle 
übrigen  nicht  massiven  Gebäude.  Das  Beitragsverhältnis  dieser  vier  Klassen  war 
9  : 10  :  11  : 12  Das  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  änderte  an  den  Grundsätzen 
nichts  wesentliches,  dagegen  wurde  das  Beitragsverhältnis  der  vier  Gebäude- 
klassen in  ein  solches  von  5:6:8:9  umgewandelt  und  noch  eine  besondere 
Klassifikation  nach  der  mehr  oder  minder  feuergefährlichen  Benutzung  der  Ge- 
bäude eingeführt,  indem  bestimmt  wurde,  dass  feuergefährliche  Anlagen,  welche 
sich  im  Gebäude  befinden  oder  mit  demselben  zusammenhängen,  das  Beitrags- 
verhältnis desselben  und  zwar  je  nach  dem  Grade  der  Feuergefährlichkeit  dieser 
Anlagen  um  bezw.  t/i0,  s/(0,  lw/,0  "der  ,5/,0  des  Beitragssatzes  der  betreffenden 
Klasse  erhöhen  sollten.  Die  nähere  Bezeichnung  derjenigen  Anlagen,  welche  die 
eine  oder  die  andere  solcher  Erhöhungen  bedingen,  erfolgte  in  ausführ- 
licher Weise  im  Verordnungswege.  Beim  Eintritte  in  die  Anstalt  und  bei  Er- 
höhungen der  Versicherungssumme  war  für  das  betreffende  Gebäude  drei  Jahre 
hindurch  noch  ein  besonderer  Beitrag  in  Höhe  von  2  Kr.  für  100  Fl.  Ver- 
sicherungssumme jährlich  zu  entrichten,  welcher  in  den  Vorschussfonds  der 
Anstalt  iloss.  Von  der  Beteiligung  bei  der  Anstalt  ganz  ausgeschlossen  waren 
nur  Gebäude  im  Werte  unter  30  Gulden,  Pulvermühlen  und  isoliert  liegende, 
ausschliesslich  zu  militärischen  Zwecken  bestimmte,  blos  von  Militär  besetzte 
Festungswerke. 

Das  Gesetz  von  1852  wurde  ersetzt  durch  dasjenige  vom  3.  April  1875, 
welches  Aenderungcn  in  der  Gebäudeklassifikalion,  den  Beitragssätzen  und  in 
der  Verwaltung  der  Anstalt  zur  Folge  hatte.  Auf  Grund  der  bis  dahin  gemachten 
Erfahrungen,  namentlich  über  das  Verhalten  der  verschiedenartigen  Fachwerks- 
Umfassungswände  gogen  das  Feuer,  wurde  die  Klasseneinteilung,  wie  folgt,  fest- 
gesetzt:  1.  Klasse:  massive  Gebäude  mit  hartem  Dach;  II.  Klasse:  Stein-  oder 
Lehmstein-Fachwerk  mit  hartem  Dach;  111.  Klasse:  Lehmsteckenwerk  oder  Holz 
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bei  harter  Dachwig,  sowie  massive  Gebäude  mit  weicher  Dachung ;  IV.  Klasse : 
alle  übrigen  Gebäude.  Das  Beitragsverhältnis  der  vier  Klassen  wurde  auf 
1  : 1.,  :  2  :  2,4  und  der  regelmässige  Jahresbeitrag  auf  110.;  1,1?;  2noo  und  2,so%o 
der  Versicherungssumme  bemessen.  Kür  die  Gebäude  mit  erhöhter  Feuergefähr- 
lichkeit wurden  Beitragszuschläge  nach  neuer  Grundlage  festgesetzt  und  dabei 
Fabriken  und  Mühlen  gegen  früher  stärker  herangezogen,  indem  die  Erhöhung 
der  Klassenbeitragssätze  dieser  Anlagen  je  nach  ihrer  Feuergefährlichkeit  von 
0,tO  bis  zu  iO.^'/oo  steigt.  Ferner  wurden  Beitragserhöhungen  bestimmt:  a)  für 
weich  gedeckte  Gebäude  innerhalb  einer  Entfernung  von  10  m  von  anderen 
Gebäuden,  b)  für  Gebäude  in  vorherrschend  weich  gedeckten  Gebäudegruppen 
und  c)  bei  Anhäufung  von  Zubehörungen  (Fabrikeinrichtungen)  in  einem  Ge- 
bäude. Ueberschreitet  die  Versicherungssumme  dieser  Zubehörungen  300000  M., 
so  ist  zum  Beitrage  für  dieselben  ein  Zuschlag  von  */io  des  Beitrags  zu  ent- 
richten, welcher  mit  dem  Beginne  eines  jeden  weiteren  100000  M.  der  Ver- 
sicherungssumme um  Vl0  der  Beitrags  steigt.  Bis  1875  wurde  der  Versiche- 
rungsbeitrag noch  nach  dem  Jahresbedarfe  bemessen,  seit  1870  aber  werden 
regelmässige  Jahresbeiträge  nach  obigen  Sätzen  erhoben,  davon  aber  häufig  die 
Hälfte  erlassen.  Bis  1800  ist  dies  in  zehn  Jahren  geschehen.  Die  Verwaltung 
der  Anstalt,  welche  dem  Ministerium,  den  sieben  Kreisregierungen,  den  Bezirks- 
ämtern und  den  Stadtmagistraten  oblag,  wurde  durch  das  Gesetz  von  1875 
einer  besonderen  Behörde,  der  Kgl.  Brandversicherungskammer  zu  München, 
jetzt  «Königliche  Versicherungskammer,  Abteilung  für  Feuerversicherung», 
übertragen,  welche  dem  Staatsministerium  des  Innern  unmittelbar  untersteht, 
und  deren  höhere  Beamten  vom  Könige  ernannt  werden.  In  jedem  Regierungs- 
bezirke wurden  nach  Bedürfnis  mehrere  bauverständige  Brandversicherungs- 
inspektoren  angestellt,  welchen  zugleich  die  Wahrung  der  Interessen  der  An- 
stalt in  bau-  und  feuerpolizeilicher  Beziehung,  sowie  die  Mitwirkung  bei  der 
polizeilichen  Kontrolle  der  Mobiliar  Feuerversicherungen  bezüglich  der  bei  der 
Anstalt  versicherbaren  Zubehörungen  obliegt.  Das  Gesetz  von  1875  besteht 
gegenwärtig  noch  unverändert.  Den  durch  dasselbe  bestimmten  Inhalt  des  Ver- 
sicherungsvertrages haben  wir  in  dem  besonderen  Artikel  « Allgemeine  Ver- 
sicherungsbedingungen» mit  angegeben.  Es  bleibt  daher  hier  nur  noch  Folgendes 
hervorzuheben.  Gebäude  im  Werte  unter  100  M.,  Schaubuden,  Bau-  und  Wirt- 
schaftshütten, Pelroleum-I>agerhäuser,  Pulvermühlen,  Pulvermagazine,  Feuer- 
werkslaboratorien ,  Gebäude ,  die  zur  Fabrikation  oder  Aufbewahrung  von 
Schiessbaumwolle  oder  von  anderen  explodierenden  Stoffen  bestimmt  sind, 
ferner  isoliert  liegende ,  ausschliesslich  zu  militärischen  Zwecken  bestimmte 
Festungsgebäude  sind  vom  Eintritte  in  die  Anstalt  ausgeschlossen.  Auch  Eigen- 
tümern, die  wegen  vorsätzlicher  oder  wiederholt  wegen  fahrlässiger  Brandstiftung 
bestraft  worden  sind,  kann  die  Aufnahme  ihrer  Gebäude,  vorbehaltlich  der 
Rechte  etwaiger  Miteigentümer,  Hypothekengläubiger  oder  Konkursgläubiger, 
verweigert  werden.  Bei  der  Anstalt  müssen,  und  zwar  mindestens  mit  dem 
halben  und  höchstens  mit  dem  vollen  Schätzungswerte,  versichert  werden  alle 
Gebäude  des  Staates,  der  Gemeinden,  der  Kirchen,  der  Schul-  und  sonstigen 
Stiftungen,  der  Pfarreien,  Benefizien,  ständigen  Kuratien.  Pfarrvikariale  und 
Exposituren,  der  minderjährigen  oder  sonst  unter  Kuratel  stehenden  Personen. 
Alle  übrigen  Gebäude  muss  die  Anstalt  in  Versicherung  nehmen,  wenn  die 
Eigentümer,  Miteigentümer,  Hypotheken-  oder  Konkursgläubiger  dies  verlangen, 
auch  ist  die  Versicherung  dieser  Gebäude  bei  anderen  Anstalten  oder  Gesell- 
schaften unter  dem  Nachteile  der  Nichtigkeit  jedes  solchen  Uebereinkommens 
und  bei  einer  Geldstrafe  von  fünf  vom  Hundert  der  Versicherungssumme  ver- 
boten. Im  Bau  begriffene  Gebäude  worden  hinsichtlich  der  Verpflichtung  zum 
Eintritte  in  die  Anstalt  und  zum  Verbleiben  in  dieser  den  vollendeten  Gebäuden 
gleichgeachtet.  Gebäudezubehörungen  dürfen  bei  der  Anstalt  oder  bei  einer  in 
Bayern  zugelassenen  Mobiliar-Feuerversicherungsanstalt  versichert  werden.  Die 
Gebäudezubehörungen  in  Fabriken  (Maschinen  u.  s.  w.)  werden  von  der  An- 
stalt nur  zu  Vio  des  Schätzungswertes  versichert,  der  Rest  muss  unversichert 
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bleiben.  Der  Eintritt  in  die  Ansialt  ist  durch  eine  vorgängige  Schätzung  des 
Gegenstandes  bedingt,  bei  welcher  der  Wert  desselben  in  seinem  Zustande  zur 
Zeit  der  Schätzung  durch  verpflichtete  Sachverständige  festgestellt  wird.  Der 
Wert  des  Bauplatzes  und  die  mehr  oder  minder  vorteilhafte  Lage  bleiben  ausser 
Betracht.  Gebäude  können  entweder  im  Ganzen  mit  oder  ohne  Grundmauern 
und  Keller,  oder  mit  Ausnahme  der  massiven  Mauern,  Treppen  und  Gewölbe 
nur  bezüglich  der  verbrennbaren  Bestandteile  versichert  werden.  Wenn  nichts 
anderes  ausdrücklich  erklärt  wird,  erstreckt  sich  die  Versicherung  auf  das 
ganze  Gebäude,  bezw.  auf  die  ganze  Schätzungssumme.  Die  Schätzungssummen 
werden  von  Zeit  zu  Zeit  geprüft  und  hiernach  die  Versicherungssummen,  soweit 
erforderlich,  berichtigt.  Alle  in  das  Brandversicherungswesen  einschlagenden 
Gegenstände  und  Geschäfte,  gerichtliche  sowohl  als  aussergerichtliche,  werden 
tax-  und  stempelfrci  behandelt.  Der  Schriftwechsel  der  Behörden  in  Brand- 
versicherungssachen   ist    in  Bayern  portofrei,  Geldsendungen  ausgenommen. 

Durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1890  wurde  die  Gebäudebrand  Versicherungs- 
anstalt der  bayerischen  Rheinpfalz  mit  der  Anstalt  vereinigt,  so  dass  seitdem 
das  Gesetz  von  1875  für  den  ganzen  bayerischen  Staat  gilt.  Die  Anstalt  für  die 
Pfalz  war  durch  königliche  Verordnung  vom  26.  November  1817  auf  gleichen 
Grundlagen  wie  die  rechtsrheinische  Anstalt  errichtet  worden,  aber,  während 
diese  im  Laufe  der  Zeit  die  oben  geschilderte  Fortbildung  erfuhr,  im  Wesent- 
lichen bei  ihrer  ersten  Einrichtung  stehen  geblieben.  Sie  brachte  der  rechts- 
rheinischen Anstalt  im  Jahre  1890  eine  Versicherungssumme  von  550  Millionen 
Mark  zu.  Da  ihr  Vermögen  nicht  denselben  °/00-Satz  der  Versicherungssumme 
erreichte  wie  dasjenige  der  ersteren,  so  wird  bis  dies  der  Fall  von  den  Ver- 
sicherten der  Pfalz  der  Beilrag  auch  in  denjenigen  Jahren  voll  erhoben,  in 
welchen  im  übrigen  Anstaltsgebiete  nur  der  halbe  Beitrag  eingezogen  wird. 

In  den  Jahren  1889  und  1890  erfolgte  eine  durchgreifende  Revision  des 
Tarifs  für  die  Bcilragsfestsetzung  für  feuergefährliche  Anlagen  und  hiernach  die 
Umklassifizierung  sämtlicher  bei  der  Anstalt  versicherten  betreffenden  Betriebe. 

Die  Versicherungssumme  betrug,  in  Reichsmark  umgerechnet,  im  Jahre 
1811:  487,  1820  :  619,  1830  :  768,  1840  :  884,  1850:  1097,  1860:  1296,  1870: 
2047,  188i):  2800,  1890  :  3605,  1891:  (nach  dem  Beitritt  der  Rheinpfalz)  4264, 
1893:  4917  Millionen  Mark.  Das  verhältnismässig  ungünstigste  Jahr  war  das 
Jahr  1823  mit  einer  Schadensumme  von  3'/«  Millionen  Mark  =  4,75 w/00,  zu  deren 
Deckung  Beiträge  in  Höhe  von  4,83°/0O  eingezogen  werden  mussten.  Besonders 
ungünstige  Jahre  mit  mehr  als  3,O0°/Oo  Schäden  waren  noch  die  Jahre  1835 
(3,84°/00)  und  1849  (3,I2%0);  seil  1869  haben  die  Schäden  und  auch  die  Bei- 
träge in  keinem  Jahre  2,00"/00  der  Versicherungssumme  mehr  erreicht  In  den 
10  Jahren  1886  -95  betrugen  die  Beiträge  jährlich  durchschnittlich  l,38°/00. 
Seit  1876  zahlt  die  Anstalt  4%,  seit  1890  5%  der  regelmässigen  Versiche- 
rungsbeiträge zur  Unterstützung  verunglückter  Feuerwehrleute  und  deren  Hinter- 
bliebenen sowie  zur  Förderung  des  Feuerlöschwesens  und  zur  Wasserversorgung 
der  Ortschaften;  dies  ergab  1876  einen  Beitrag  von  200000  Mark,  wflcher  seit- 
dem auf  mehr  als  das  Doppelte  gestiegen  ist.  1896  betrugen  die  Beiträge 
4  832  726  Mark,  wobei  von  den  rechtsrheinischen  Versicherten  nur  der  halbe 
Beitrag  eingezogen  wurde;  die  Brandentschädigungen  5C0I  475  Mark;  der  Beitrag 
zu  den  Kosten  des  Feuerlöschwesens  4151)00  Mark,  die  Verwaltnngskosten 
83)000  Mark  =  10,4%  der  regelmässigen  Versicherungsbeiträge)  und  das  Ver- 
mögen (der  Vorschussfonds)  der  Anstalt  16534674  Mark,  ohne  das  940298  Mark 
betragende  Guthaben  an  die  Gebäudebrandversicherten  der  Pfalz.  Die  Bayerische 
Anstalt  ist  die  grösste  deutsche  öffentliche  Feuerversicherungsanstalt  und  die 
grösste  nffcnlliehe  überhaupt.  Rückversicherung  nimmt  die  Anstalt  nicht,  auch 
betreibt  sie  keine  Mcibiliarvcrsichcrung.  Das  Rechnungsjahr  läuft  vom  1.  Oktober 
Iiis  3  >.  September. 

-  Be.  — 
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Bayerische  Landes-Hagelversicherungs-Anstalt.  —  Die  Königlich 
Bayerische  Hagelversicherungs-Anstalt  ist  durch  Gesetz  vom  "13.  Februar  1884 
als  öffentliche  Hagelversicherungs-Anstalt  für  das  Königreich 
Bayern  zum  Zwecke  der  gegenseitigen  Versicherung  gegen  Hagel- 
schaden errichtet  worden.  Sie  nimmt  ein  besonderes  Interesse  in  An- 
spruch, da  kein  anderer  Staat  eine  ähnliche  Einrichtung  besitzt.  Die  Anstalt 
geniesst  die  Rechte  der  milden  Stiftungen  und  hat  ihren  Sitz  in  München,  wo 
sie  durch  die  c  Königliche  Versieherungskammer,  Abteilung  für  Hagelversicherung  » 
verwaltet  und  rechtswirksam  vertreten  wird.  Der  Eintritt  in  die  Anstalt  ist 
einerseits  von  der  freiwilligen  Antragstellung  des  Versicherungsnehmers,  anderer- 
seits von  der  Genehmigung  der  Anstaltsverwaltung  abhängig.  Die  Wirksamkeit 
der  Versicherung  beginnt  mit  dem  der  Ausfertigung  der  Aufnahmeurkunde  fol- 
genden Tage.  Die  Versicherung  dauert  so  lange,  als  nicht  der  jeweilig  Ver- 
sicherte seinen  Austritt  bei  der  Anstaltsverwaltung  erklärt  oder  die  letztere  die 
Versicherung  kündigt.  Austritt  und  Kündigung  werden  erst  für  das  nächstfolgende 
Versicherungsjahr  wirksam.  Das  Versieherungsjahr  beginnt  mit  dem  1.  März. 
Durch  Wechsel  des  Besitzers  wird  der  Austritt  nicht  bewirkt;  vielmehr  tritt  der 
neue  Besitzer  in  die  Rechte,  die  ordentlichen  Leistungen  und  in  die  diesbezüg- 
lichen Zahlungsrückstände  seiner  Vorgänger  ein. 

Der  Versicherungsbeitrag  ist  am  1.  März  fällig;  die  Einhebung 
findet  jedoch  regelmässig  erst  in  den  Monaten  Oktober  und  November 
statt.  Für  das  Jahr,  in  welchem  der  Eintritt  in  die  Anstalt  erfolgt,  ist 
der  ganze  Beitrag  zu  entrichten.  Nachschüsse  werden  nicht  erhoben; 
ebensowenig  finden  Nachlässe  an  den  schuldigen  Beiträgen  oder  Zurücker- 
stattungen  eingezahlter  Beiträge  statt.  Wird  eine  Versicherung  von  Mehreren 
genommen  oder  geht  sie  auf  Mehrere  über,  so  haftet  jeder  derselben  für  den 
ganzen  Beitrag. 

Die  Gemeindebehörde  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  die  Anträge  auf  Ver- 
sicherung und  nochmalige  Schätzung  sowie  die  Austrittserklärungen  aufzu- 
nehmen und  an  die  Anstaltsverwaltung  einzusenden.  Die  Aufnahmeurkunde 
wird  dem  Antragsteller  durch  die  Gemeindebehörde  zugestellt. 

Wer  wegen  eines  erlittenen  Hagelschadens  Entschädigung  beansprucht, 
hat  hierüber  binnen  2  Tagen  nach  eingetretenem  Schaden,  wobei  der  Tag  des 
Hagelschadens  nicht  eingerechnet  wird,  schriftlich  oder  mündlich  Anzeige  an  die 
Gemeindebehörde  zu  erstatten,  welche  bei  Vermeidung  disziplinarer  Einschreitung 
binnen  24  Stunden  von  dem  Schadenfalle  der  Ansialtsverwaltung  Kenntnis  zu 
geben  hat.  Die  Versäumung  der  Anzeigefrist  Seitens  des  Beschädigten  hat  den 
Verlust  des  Entschädigungsanspruchs  zur  Folge,  insofern  nicht  die  Verzögerung 
sich  als  unverschuldet  darstellt,  worüber  die  Anstaltsverwaltung  entscheidet.  Die 
Anstaltsverwaltung  setzt,  sofern  eine  Schätzung  notwendig  erscheint,  den  Termin 
für  die  Erhebung  des  Schadens  fest,  lässt  zu  den  Verhandlungen  den  Beschä- 
digten durch  die  Gemeindebehörde  laden  und  den  Schaden  durch  einen  beeidigten 
Sachverständigen  (praktischen  Landwirt)  schätzen.  Die  Anwesenheit  des  Beschä- 
digten bei  den  Verhandlungen  ist  nicht  unbedingt  erforderlich;  er  kann  sich 
eines  sachverständigen  Beistandes  bedienen.  Bei  dieser  Schätzung  trägt  die 
Anstalt  die  von  ihr,  der  Beschädigte  die  von  ihm  veranlassten  Kosten.  Auf 
Grund  dieser  Verhandlungen  setzt  die  Anstaltsverwaltung  die  Entschädigung  fest. 
Ist  der  Versicherte  hiermit  nicht  einverstanden,  so  kann  er  innerhalb  8  Tagen 
von  Zustellung  der  Entschädigungsfeststellung  an  bei  der  Anstaltsverwaltung  eine 
nochmalige  Schätzung  verlangen.  Auf  Grund  der  zweiten  Schätzung  kann  die 
erstmalig  festgesetzte  Entschädigung  nicht  blos  bestätigt  oder  erhöht,  sondern 
auch  gemindert  werden.  Die  auf  Grund  der  zweiten  Schätzung  erfolgte  Fest- 
setzung der  Entschädigung  ist  endgültig.  Die  Kosten  der  zweiten  Schätzung 
trägt  der  Beschädigte,  wenn  die  Entschädigung  nicht  erhöht  wird,  sonst  die 
Anstalt.  Der  Hagelentschädigungsanspruch  kann  von  Seiten  des  Versicherten  an 
einen  Dritten  weder  übertragen  noch  verpfändet  werden.  Wer  in  Ansehung  des 
erlittenen  Hagelschadens  wegen  Betrugs  oder  Betrugsversuchs  an  der  Anstalt 
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gerichtlich  verurteilt  ist,  verliert  seinen  Entschädigungsanspruch.  Während  des 
Strafverfahrens  darf  die  Entschädigung  nicht  ausgezahlt  werden. 

Der  Anstalt  ist  bei  ihrer  Eröffnung  ein  als  besonderer  Staatsfonds  zu  ver- 
waltendes und  in  gesonderter  Rechnung  nachzuweisendes  Stammkapital  von 
einer  Million  Mark  aus  der  Staatskasse  zugewiesen  worden.  Der  Zeitpunkt,  mit 
welchem  dasselbe  der  Staatskasse  zur  freien  Verfugung  zurückfällt,  bleibt  der 
Bestimmung  des  Finanzgesetzes  vorbehalten.  Ausserdem  ist  der  Anstalt  seit 
ihrer  Errichtung  ein  jährlicher  Staatszuschuss  von  40000  Mark,  seit  18Ü2 
noch  ein  besonderer  auf  das  Folgejahr  übertragbarer,  seit  1896  auch  jährlich 
gezahlter  Staatszuschuss  von  70000  Mark  geleistet  worden.  Auf  die  Dauer 
dieses  Zuschusses  ßndet  ein  Anspruch  auf  Steuernachlass  wegen  erlittenen 
Hagelschadens  nur  dann  statt,  wenn  dem  Beschädigten  der  Eintritt  in  die  Anstalt 
verweigert  worden  war.  Zur  Leistung  der  in  einem  Versicherungsjahre  not- 
wendig gewordenen  Entschädigungen  werden  die  Beiträge  dieses  Jahres  nach 
Abzug  der  Verwaltungskoslen,  lerner  der  Staatszuschuss  und  die  Zinsen  der  nicht 
zum  Reservefonds  gehörenden  Vermögensbestände  verwendet.  Reichen  diese 
Mittel  zur  Vergütung  von  acht  Zehnteln  des  Jahresschadens  nicht  aus,  so  ist  der 
Reservefonds  bis  zu  einem  Viertel  seines  in  dem  betreffenden  Jahre  vorhandenen 
Bestandes  zu  dieser  Leistung  heranzuziehen.  Kann  trotzdem  die  angegebene 
Vergütung  nicht  geleistet  werden,  so  sind  die  einzelnen  Entschädigungsbeträge  um 
so  viele  Prozente  zu  kürzen,  als  zur  Deckung  dieses  Schadens  fehlen.  Die  Aus- 
zahlung der  Entschädigung  erfolgt  spätestens  bis  zum  Schlüsse  des  Kalender- 
jahres. Beträge,  welche  binnen  zweier  Jahre  nach  erfolgter  Anweisung  nicht  in 
Empfang  genommen  werden,  sind  verfallen.  In  den  für  die  Anstalt  gebildeten 
Reservefonds  (Ii essen  die  Zinsen  des  Stammkapitals,  diejenigen  des  Reservefonds 
selbst,  die  Beitrittsgebühren,  die  etwa  verfallenen  Entschädigungsbeträge  und  die 
nach  Bestreitung  der  Entschädigungen  und  Verwaltungskosten  verbliebenen  Ueber- 
schüsse. 

Ueber  die  Ergebnisse  der  Verwaltung  wird  alljährlich  öffentlich  Rechnung 
gelegt.  Das  Königliehe  Staatsministerium  des  Innern  hat  von  der  Geschäfts- 
führung der  Anstaltsverwaltung  von  Zeit  zu  Zeit  Einsicht  zu  nehmen  und  hierbei 
das  Interesse  des  Staates,  der  Anstalt  und  der  Versicherten  zu  wahren.  Durch 
das  Ministerium  erfolgt  auch  die  Prüfung  und  Bescheidung  der  Anstaltsrechnung. 

Die  Fonds  der  Anstalt  werden  ausschliesslich  zu  deren  Zwecken  verwendet 
und  gesondert  verwaltet.  Die  Kassengeschäfte  der  Anstalt  werden  von  der 
Königlichen  Bank  besorgt,  welche  mit  der  Anstaltsverwaltung  laufende  Rechnung 
führt.  Zahlungsanweisungen  müssen  die  Unterschrift  des  Vorstandes  und  eines 
weiteren  Beamten  der  Anstaltsverwaltung  tragea  Die  Einziehung  der  Beiträge 
und  Kosten  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  über  die  Einhebung  und  zwangs- 
weise Beilreibung  von  Staatssteuern.  Die  Anstaltsverwaltung  teilt,  sobald  die 
Einhebung  der  Beiträge  stattzufinden  hat,  die  Einheberegister  den  Rentämtern 
bezw.  unmittelbaren  Stadtmagistraten  mit,  welche  die  Beiträge  unmittelbar  und 
kostenfrei  an  die  Königliche  Bank  einsenden.  Die  Auszahlung  der  Entschädigung 
erfolgt  durch  die  Rentämter,  bezw.  unmittelbaren  Stadtmagistrale.  Zur  Be- 
streitung der  Verwallungskosten  leistet  die  Hagelversicherungsanstalt  an  die 
Königliehe  Versicherungskammer  eine  jährliche  Aversalsumme  mit  zwei  Pfennig 
auf  100  Mark  Versicherungssumme.  Eine  elwaige  Aenderung  dieses  Beitragsver- 
haltnisses  wird  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt.  Für  Einhebung  und  Ab- 
lieferung der  Beiträge  einschliesslich  der  Portoauslagen  werden  den  Gemeinde- 
behörden und  den  Rentbearnten  je  i  Prozent,  für  unmittelbar  von  einem  Rent- 
amte eingezogene  Beiträge  dem  Rentbeamten  4'/»  Prozent  von  der  Anstalt  ver- 
gütet. 

Der  Anstaltsverwaltung  ist  ein  Ausschuss  beigegeben,  zu  welchem  der 
Landrat  eines  jeden  Regierungsbezirkes  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  aus 
der  Zahl  der  Versicherten  des  Regierungsbezirks  je  ein  Mitglied,  sowie  einen 
ersten  und  zweiten  Ersatzmann,  und  das  Generalkoniite  des  landwirtschaftliehen 
Vereins  einen  Vertreter  wählt,   sowie  die  Staatsregierung  einen  Kommissar 
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abordnet.  Der  Ausschuss  wird  von  der  Anstaltsverwaltung  jährlich  mindestens 
einmal  einberufen.  Die  Zustimmung  des  Ausschusses  ist  einzuholen  zur  teil- 
weisen Verwendung  des  Reservefonds  zur  Leistung  von  Entschädigungen,  zur 
Aenderung  der  allgemeinen  Versicherungsbedingungen,  der  üeitrittsgebühren  und 
der  Grenze,  von  welcher  an  Entschädigung  geleistet  wird.  Dem  Ausschusse 
wird  auch  die  geprüfte  Anstaltsrechnung  zur  Einsicht  und  Erinnerungsabgabe 
vorgelegt. 

Die  Anstalt  ist  bezüglich  aller  in  das  Hagelversicherungswesen  einschlagenden 
Gegenstände  und  Geschäfte,  gerichtlicher  sowohl  als  außergerichtlicher,  von  der 
Entrichtung  von  Staatsgebühren  befreit;  ebenso  sind  die  Quittungen  über  die 
von  ihr  geleisteten  Entschädigungen  der  Staatsgebühr  nicht  unterworfen.  Der 
Schriftwechsel  der  Behörden  in  Sachen  der  Anstalt  ist  portofrei;  Geldsendungen 
unterliegen  der  Portopflicht. 

Bei  der  Anstalt  kann  gegen  Hagelschaden  versichert  werden:  a)  die  gesamte 
Ernte  eines  Anwesens  an  Getreide  (Weizen,  Spelz,  Dinkel,  Fesen,  Roggen, 
Gerste,  Hafer,  Einkorn,  Emmer,  Mengegetreide  und  Mischfrucht).  —  Hierbei  steht 
es  frei,  mitzuversichern :  Gräsereien,  Klee,  Futterkräuter,  Gemenge  zu  Futter, 
Hülsenfrüchte,  Mais,  Lupinen,  Kartoffeln,  Hackfrüchte,  Kraut  und  Feldkohl.  — 
b)  die  gesamte  Ernte  eines  Anwesens  mit  Gräsereien,  mit  oder  ohne  Kartoffeln. 
—  c)  die  gesamte  Ernte  eines  Anwesens  ohne  Gräsereien,  mit  oder  ohne  Kar- 
toffeln. —  Im  Falle  c  erfolgt  ein  Zuschlag  bis  zu  einem  Zehntel  des  Bei- 
trags. —  Jede  andere  Versicherungsart  bleibt  bezüglich  der  Zulässigkeit  der 
Fruchtgattungen  und  bezüglich  des  Beitragszuschlages  besonderer  Vereinbarung 
vorbehalten.  Früchte,  welche  im  Eintrittsjahre  bereits  vom  Hagel  betroffen  sind, 
werden  für  das  erste  Jahr  nur  dann  versichert,  wenn  der  erlittene  Schaden  unter  fünf 
Zehntel  des  Erntewertes  beträgt  und  über  die  Höhe  des  Schadens  eine  von 
einem  beeidigten  Anstaltssachverständigen  gefertigte  Schätzung  eingereicht  wird. 
Der  so  geschätzte  Schaden  wird  bei  einer  späteren  Schadensfestsetzung  in  Abzug 
gebracht.  In  dem  Versicherungsantrage  ist  anzugeben,  ob  und  in  welchem 
Umfange  die  Grundstücke  in  den  letzten  10  Jahren  vom  Hagel  betroffen 
wurden. 

Für  jede  Gemeinde  wird  der  Erntewert  für  je  i  Hektar  der  im  Bezirke 


Im  Versicherungsantrage  sind,  soweit  nicht  die  Anstaltsverwaltung  Ausnahmen 
gestattet,  alle  wirtschaftlich  nutzbaren  Grundstücke  einzutragen  und  für  jedes  zur 
Versicherung  gelangende  Grundstück  eine  Ertragsklasse  zu  bezeichnen,  welche 
den  wirklichen  Erntewert  nicht  überschreitet  Diese  Ertragsklasse  wird  der  Be- 
rechnung der  Versicherungssumme  zu  Grunde  gelegt. 

Alljährlich  sind  Anbauverzeichnisse  aufzustellen.  Der  Versicherte  lässt 
den  Anbau  des  betreffenden  Jahres  und  die  bezüglichen  Ertragsklassen  durch  die 
Gemeindebehörde  seines  Wohnortes  in  das  Anbauverzeichnis  eintragen.  Die  Ge- 
meindebehörde legt  die  so  ergänzten  Verzeichnisse  bis  zum  1.  Juni  der  Ver- 
sicherungskammer vor,  welche  hiernach  die  Versicherungssumme  und  den  Beitrag 
berechnet.  Bei  Weintrauben,  welche  erst  nach  der  Blüte  versichert  gelten 
sollen,  ist  das  Anbauverzeichnis  bis  15.  Mai  vorzulegen,  andernfalls  wird  für 
Weintrauben  der  Beitrag  als  tvor  der  Blüte  versichert»  berechnet.  —  Die  An- 
staltsverwaltung kann  an  Stelle  des  Anbauverzeichnisses  eine  Durchschnittsver- 
sicherung  treten  lassen. 

Zur  Beurteilung  der  Hagel gefahr  sind  Ortsgefahr-  und  Empfindlichkeits- 
klassen  gebildet.  Jede  Flur  wird  je  nach  ihrer  grösseren  oder  geringeren  hagel- 
gefäbrlichen  Lage  in  eine  oder  mehrere  Ortsgcfahrklassen  eingereiht  und  jede 
Fruchlgattung  je  nach  ihrer  Hagelempfindlichkeit  einer  bestimmten  Fruchten) plind- 
lichkeitsklas.se  zugeteilt.  Für  diese  einzelnen  Klassen  werden  Tarife  festgesetzt 
und  den  Gemeinden  bekannt  gegeben. 

Für  jede  Gemeindeflur  ist  eine  Summe  festgesetzt,  über  die  hinaus  der 
Erntewert  nicht  versichert  wird  (Flurmax  im  um).  Diese  Maximalversicherungs- 
summen sind  veränderlich;  sie  erhöhen  und  vermindern  sich  mit  dem  Steigen 
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und  Fallen  des  Reservefonds  und  mit  der  Verteilung  der  Versicherungssummen 
auf  die  einzelnen  Landesteile.  Wird  durch  gleichzeitig  eingehende  Anträge  das 
Flurmaximum  überschritten,  so  kann  die  Anstaltsverwaltung  die  diesbezüglichen 
Versicherungssummen  auf  das  Flurmaximum  entsprechend  verteilen.  Der  nicht 
versicherte  Rest  darf  bei  anderen  Anstalten  versichert  werden. 

Jeder  neu  eintretende  Teilnehmer  der  Anstalt,  sowie  Jeder,  welcher  seine 
Versicherungssumme  erhöhen  lässt,  hat  als  Beitritts  gebühr  20  Pfennig  von 
100  Mark  der  Versicherungssumme  beziehungsweise  der  Erhöhung  derselben  zu 
dem  Reservefonds  der  Anstalt  zu  entrichten.  Diese  Gebühr  wird  mit  dem  nächst- 
folgenden Beitrage  eingezogen.  Bei  Erhöhung  der  Versicherungssumme  in  Folge 
von  Fruchtwechsel  oder  durch  die  Anstaltsverwaltung  veranlasste  Aenderung  des 
örtlichen  Erntewertes  einer  Fruchtgattung  ist  eine  Beitrittsgebühr  nicht  zu  ent- 
richten. 

Hagelschäden  bis  einschliesslich  6  Prozent  der  Versicherungssumme  des 
beschädigten  Teiles  eines  Grundstückes  sind  nicht  ersatzfähig.  Bei  Schäden  von 
7  bis  9  Prozent  der  Versicherungssumme  sind  die  ersten  2  Prozent,  bei  Schäden 
von  10  bis  19  Prozent  die  ersten  3  Prozent  der  Versicherungssumme  nicht 
ersatzfähig.  Für  je  weitere  10  Prozent  des  Schadens  ist  je  1  weiteres  Prozent 
der  Versicherungssumme  nicht  ersatzfähig.  Der  ersatzfähige  Schaden  wird  ver- 
gütet, gleichviel  ob  die  Frucht  noch  aul  dem  Halme  steht  oder  schon  geschnitten 
ist.  Sobald  die  Früchte  vom  Felde  fortgeschafft  oder  in  Sammelhaufen  (Schobern, 
Feimen,  Tristen,  Diemen,  Miethen)  zusammengebracht  sind  oder  die  ortsübliche 
Erntezeit  der  versicherten  Fruchlgattung  überschritten  ist,  hört  die  Ersatzpflicht 
auf;  ebenso  bei  Flachs  und  Hanf,  sobald  sie  vom  Boden  getrennt  sind.  Der 
nicht  durch  Hagel,  sondern  durch  andere  Ursachen  hervorgerufene  Schaden  und 
jener  an  Wintersaaten  im  Jahre  der  Saat  wird  nicht  vergütet. 

Die  Anstaltsverwaltung  bestimmt  den  Termin  der  Schadensschätzung; 
dieser  kann  eine  Vorbesichtigung  vorausgehen.  Der  Schaden  für  Halm-,  Hülsen- 
und  Oelfrüchte  und  für  Gespinnstpflanzen  wird  nach  Körnern  und  Früchten, 
dann  nach  Stroh,  Halmen  oder  Bast  nach  Prozenten  des  Wertes  gesondert  fest- 
gesetzt. An  den  durch  Hagel  beschädigten  Früchten  darf  so  lange  keine  Ver- 
änderung vorgenommen  werden ,  als  durch  die  Anstaltsverwaltung  nicht  die 
Entschädigung  festgesetzt  und  die  Erlaubnis  zur  Abräumung  des  Grundstücks 
erteilt  ist.  In  dringenden  Fällen  während  der  Erntezeit  kann  die  Anstaltsver- 
waltung auf  besonderen  Antrag  hin  Ausnahmen  gestatten.  Die  Schaden- 
abschätzung erfolgt  durch  beeidigte,  von  der  Anstaltsverwaltung  aufgestellte 
Sachverständige.  Die  Verwaltung  kann  zur  Leitung  und  Ueberwachung  des 
Schätzungsgeschäftes  auch  Anstaltsbeamte  abordnen.  Der  Versicherte  oder  dessen 
Stellvertreter  ist  verpflichtet,  über  alle  Umstände,  welche  auf  Besitzverhältnisse, 
Erntewert  und  Umfang  des  Schadens  Bezug  haben,  Aufklärung  zu  geben.  Vor- 
handene Wirtschaftsbücher,  welche  über  Aussaat  und  Ernleerträgnis  Aufschluss 
geben,  sind  auf  Verlangen  vorzulegen.  Wenn  sich  bei  der  Schadenabschätzung 
zeigt,  dass  die  Versicherungssumme  des  beschädigten  Grundstücks  den  Erntewert 
der  gewählten  Ertragsklasse  überschreitet,  wird  die  Entschädigung  nach  dem  von 
dem  Sachverständigen  erhobenen  wirklichen  Ertrage  berechnet.  Wird  ein  beschä- 
digtes Grundstück  wiederholt  vom  Hagel  betroffen,  so  findet  ohne  Rücksicht  auf 
die  bereits  erfolgte  Abschätzung  des  früheren  Schadens  eine  Feststellung  des 
Gesamtschadens  statt.  Sollen  beschädigte  Grundstücke  wieder  bestellt  werden, 
so  ist  zur  Abräumung  die  Zustimmung  der  Ansfaltsverwaltung  erforderlich.  In 
diesem  Falle  wird  die  Entschädigung  im  Verhältnisse  zu  dem  Gewinne  ver- 
ringert, welchen  der  Versicherte  durch  die  zweite  Bestellung  erzielen  kann, 
sofern  es  sich  nicht  um  Xachfriichte  handelt,  welche  ortsüblich  in  Stoppelfeldern 
gebaut  werden.  Wird  trotz.  Zustimmung  der  Anstaltsverwaltung  die  Abräumung 
nicht  ausgeführt,  so  kann  vor  der  Einte  eine  Revision  der  ersten  Schätzung 
angeordnet  werden.  Wiederbe>tcllte  (irundslücke  »eilen  mit  dem  Betrage  ver- 
sichert, der  durch  die  erste  Schadenfest-et/.utig  nicht  ersetzt  wurde.  Ausge- 
nommen hiervon  sind  die  vorerwähnten  Xachfriichte.    Bei  einer  Beschädigung 
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wieder  bestellter  Grundstücke  wird  die  zuerst  festgesetzte  Entschädigung  einge- 
rechnet. Hei  beantragter  nochmaliger  Sehadensschätzung  müssen  die  beschädigten 
Fruchte  bis  zur  Beendigung  dieser  Schätzung  unverändert  bleiben.  Hei  Hagel- 
schaden bis  zu  (3  Prozent  der  Versicherungssumme  des  betroffenen  Grundstücks 
trägt  der  Versicherte  die  Kosten  der  Schätzung,  wenn  der  erhobene  Anspruch 
sich  als  unbegründet  erweist.  Die  Anstaltsverwaltung  kann  vor  Abräumung  der 
Grundstücke  jede  Schätzung  einer  weiteren  sachverständigen  Prüfung,  gegebenen 
Falles  an  Ort  und  Stelle,  unterziehen  lassen  und  hiernach  die  Entschädigung 
festsetzen.  Wer  hinsichtlich  des  Gegenstandes  der  Versicherung,  der  Besitzver- 
hältnisse oder  des  Fmfanges  des  Schadens  unzutreffende  Angaben  macht  oder  an 
den  durch  Hagel  beschädigten  Fruchten  vor  der  Festsetzung  der  Entschädigung 
Veränderungen  vornimmt  oder  die  beschädigten  Grundstücke  ohne  Erlaubnis  der 
Anstaltsverwaltung  abräumt,  verliert  die  Entschädigung,  insoweit  ein  Verschulden 
vorliegt,  worüber  die  Anstaltsverwaltung  endgültig  entscheidet. 

Die  Entwickelung  der  Bayerischen  I.andcs-Hagelversicherungsanstalt  ist 
eine  sehr  erfreuliche.    Sie  ergiebt  folgende  Zahlen : 


(Ii'namt- 

Reserve- 

.Inhr. 

Mit- 

Vi- reicherte 

Vcreicheninifs- 

Knt- 

KnMch&di- 

fonds  am 

KlU'dcr- 

(irimd- 

• 

Beitrag. 

•i-hiiiligung 

gunjr  seit 
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■tilckc. 

1N«4. 

«hlusne. 

.« 

Jt 

Jt 
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7  000 
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188% 

13  000 

IUI  000 

20  150  00(» 

£18  000 

27 1  000 

345  000 

222  000 

188;1 

22  00!» 

288  000 

'A2  790  000 

389  000 

414  000 

759  000 

25  Kl  000 
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'2s  000 

avj  ooo 

42  160  000 
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948  000 
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42  «60  000 
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561  000 

1  509  000 

792  000 

1889 

ooo 

433  000 

5' 1001  000 

619  000 

683  000 

2  191  000 

835  000 

180 

ä7  0oo 

744  000 

84  600  000 

909  000 

1  003000 

3  195  000 

1  250  000 

1891 

or>  oo  i 
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1  107  O  M) 
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108  790  000 

1  3S9  000 

1  435  000 

0  01,8  000 

1  147  000 

189:* 

75  "Oi  > 

997  000 

114154000 

1  122  000 

6K3  000 

0  752  000 

1  t>84  000 

1894 

85  000 

1  113 «XX» 

130  035000 

1  G46  000 

1  024000 

8  376  <XK) 

1  824  00t! 

189:, 

91  951 

1  205  430 

139  437  850 

1  667  000 

1  154  000 

9  KtOOO:) 

2  114  000 

1800 

97  772 

1  290  31J0 

148  725  150 

1  810  000 

2  325  000  12  125  000 

1  770  00  i 

1897 

107  73-» 

1498  934 

162  Ü40  250 

2  015  000 

2  338000  14  463  000 

1  644  000 

In  dem  Reservefonds  ist  das  vom  Staate  gegebene  Stammkapital  von 
1  Million  Mark  nicht  eingerechnet.  Die  Schäden  konnten  während  des  nunmehr 
14jährigen  Bestehens  der  Anstalt  viermal  voll,  einmal  mit  90  Prozent,  einmal 
mit  85  Prozent,  siebenmal  mit  80  Prozent  und  einmal  (in  dem  schweren  Hagel- 
jahre 1891)  mit  75  Prozent  vergütet  werden.  Dabei  betrugen  die  Versicherungs- 
beiträge (Naehschüsse  werden  überhaupt  nicht  eingezogen)  jährlich  durchschnitt- 
lich 1,16  bis  1,28  Prozent  der  Versicherungssumme  und  im  Jahre  1893  nur  0.98 
Prozent,  da  im  letzteren  Jahre  ausser  den  Beilragsennässigungen  an  diejenigen 
Mitglieder,  welche  mindestens  vier  aufeinanderfolgende  Jahre  versichert  sind  und 
seit  ihrer  Mitgliedschalt  mehr  Heil  rag  geleistet  als  Entschädigung  empfangen 
haben,   für  alle  Gemeinden   der  Heilt  agslarif  der  Orlshagelgefahrsk  lassen  um 

20  Prozent  heraufgesetzt  werden  konnte.  Die  Hagelversicherung  in  Bayern  war 
in  den  der  Errichtung  der  staatlich  geleiteten  Anstalt  vorhergehenden  Jahren  im 
Hückgange  begriffen  und  bis  zum  Jahre  1S8:J  auf  2928  versicherte  Besitzer  mit 

21  Millionen  Mark  Versicherungssumme  gesunken.  Seit  Errichtung  dieser  Anstalt 
hat  sie  aber  einen  bedeutenden  Aufschwung  genommen,  denn  im  Jahre  1895 
waren,  abgesehen  von  den  Abtgliedern  der  staatlichen  Anstalt,  wieder  3*000 
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Besitzer  mit  07  Millionen  Mark  Versicherungssumme  bei  Privatgesellschaften  ver- 
sichert. Mit  den»  Wachsen  der  .staatlichen  Anstalt  hat  auch  das  Flurmax  im  um 
soweit  heraufgesetzt  werden  können,  dass  es  keine  hemmende  Schranke  der  Be- 
teiligung bildet. 

Die  Anstalt  hat  das  Verdienst,  einer  grossen  Anzahl  von  Landwirten,  welche 
früher  nicht  versichert  waren,  die  Hagelversicherung  ermöglicht  und  dieselben 
auch  wirklich  dafür  gewonnen  zu  haben.  —    br.  — 

Bayerische  Landes- Viehve  rsicherungs- Anstalt  —  Die  Königlich 
Bayerische  Yiehvcrsicherungs-Anstalt  ist  durch  Gesetz  vom  11.  Mai  1896 
als  öffentliche,  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Vieh  Ver- 
sicherung*-Anstalt  für  das  Königreich  Bayern  errichtet  worden.  Sie 
befasst  sich  mit  der  Versicherung  gegen  Verluste,  welche  durch  Umstehen  oder 
Notschlachlung  von  Rindvieh  und  Ziegen  oder  dadurch  entstehen,  dass  das 
Fleisch  eines  geschlachteten  Rindviehstückes  wegen  eines  gesetzlichen  Gewähr- 
fehlers polizeilich  ganz  oder  teilweise  als  ungeniessbar  erklärt  wird.  Die  Anstalt 
hat  ihren  Sitz  in  München  und  wird  durch  die  a  Königliche  Versicherungs- 
kammer, Abteilung  für  Viehversieherung»  verwaltet  und  rechtswirksam  vertreten. 
Die  Anstalt  nimmt  wegen  der  Eigenartigkeil  ihrer  Einrichtungen  ein  besonderes 
Interesse  in  Anspruch.  Sie  wird  durch  die  in  einen  Landesverband  vereinigten 
Orts-Viehversicherungsvereine  gebildet,  welche  das  von  der  Anstaltsverwaltung 
aufgestellte  Norinalstatut  angenommen  und  auf  Ersuchen  die  Aufnahme  in  die 
Anstalt  erhallen  haben. 

Wie  anderwärts  bestanden  auch  in  Bayern  seit  langer  Zeit  eine  grosse  An- 
zahl auf  Gegenseitigkeit  gegründeter  örtlicher  Vieh  Versicherungsvereine.  Bei  der 
Beschränkung  derselben  auf  ein  kleines  Gebiet,  in  der  Regel  auf  den  Geraeinde- 
bezirk,  konnten  sie  jedoch  ihre  Aufgabe  nicht  voll  erfüllen;  ausgedehntere 
Schadenfälle  führten  meistens  zu  grossen  Schwierigkeiten  und  zur  Auflösung. 
Allgemein  wird  zwar  anerkannt,  dass  diesen  örtlichen  Verbänden  wesentliche 
Vorzüge  zur  Seite  stehen :  zweckmässige  Berücksichtigung  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse, geringe  Verwaltungskosten,  Schutz  gegen  Missbrauch  der  Versicherung 
und  Förderung  einer  pfleglichen  Behandlung  der  versicherten  Tiere  durch  die 
wirksame  gegenseitige  Kontrolle  der  Vercinsmitglieder.  Wenn  solche  OrLs- 
verbände  aber  eine  erhöhte  Sicherheit  bieten  sollen,  müssen  sie  zu  grösseren 
Verbänden  zusammengefasst  werden,  innerhalb  deren  ein  Teil  des  Schadens 
ausgeglichen  wird.  Je  mehr  Schultern  an  der  Versicherungslast  tragen,  desto 
mehr  verteilt  .sich  diese,  desto  leichter  wird  sie  für  die  Beledigten. 

Das  Gesetz  vom  11.  Mai  1.S9G  über  die  Errichtung  der  Bayerischen 
Landes-Viehvcrsicherungs-Anslalt  hat  nun  den  Gedanken  gegenseitiger  Versiche- 
rung auf  örtlicher  Grundlage  und  mit  Rückversicherung  durch  das  ganze  Land 
verwirklicht.  Den  Ods-Viehveisieherungsvereinen  ist  dabei  volle  Selbstverwaltung 
eingeräumt,  welche  durch  einen  aus  den  Vereinsmitgliedern  gewählten  Ausschuss 
ausgeübt  wird.  Der  Versicherimgskamnier  liegt  die  Überwachung  der  Vereine 
und  die  Wahrnehmung  der  Interessen  aller  Vereine  ob.  Der  Landesverband 
übernimmt  die  Hälfte  aller  Entschädigungen:  die  andere  Hälfte  verbleiht  dem 
betreffenden  Ortsvcrcirie  zur  Tragimg.  wird  jedoch  für  denselben  von  der 
Landesanstalt  bis  zum  S-  lilu-^c  des  Versicherungsjahres  vorschußweise  bezahlt. 
Die  Aufnahme  eines  t  )rls\ ereins  in  die  Anstalt  erfolgt  durch  die  Anstalts- 
verwallung.  Gegen  einen  die  Aufnahme  versagenden  Bescheid  kann  binnen  14 
Tagen  nach  der  Zuteilung  Beschwerde  an  das  iSlaalsminislerium  des  Innern 
stattfinden.  Der  Austritt  aus  der  Anstalt  i<l  jedem  Vereine  am  Schlüsse  des 
VerHe|ionings|;ihrc-  na<  li  vorausgegangener  dreimonatlicher  Kündigung  gestaltet. 
Im  Falle  des  Au-iritls  haftei  der  Verein  noch  Cur  die  Beiträge  des  Jahres,  in 
wcleliem  der  Au-lnH  erfolgt,  und  verliert  vom  folgenden  Versicherungsjahre  an 
alle  An.-|>! '  !'•!•••  an  die  Anstalt  und  deren  Vermögen.  Dasselbe  gilt  auch  im 
Kalle  der  AuMusin-   eila-s  Veie;!is. 

Dic«p  ürts-V  ieii\  ersicherungsvereine  beruhen  ebenfalls  auf  Gegen- 
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seitigkeit  und  Freiwilligkeit  der  Teilnehmer;  sie  können  für  den  Bezirk 
einer  oder  mehrerer  Gemeinden ,  ausnahmsweise  auch  einer  oder  mehrerer 
Ortschaften  derselben  Gemeinde  errichtet  weiden  Wenn  die  beteiligten  Vieh- 
besitzer nicht  selbst  einen  solchen  Verein  gründen,  ist  die  Gemeindeverwaltung 
befugt  und  auf  Verlangen  von  wenigstens  zehn  Viehbesitzern  verpflichtet,  in 
einer  von  ihr  zu  berufenden  Versammlung  der  Viehbesitzer  den  Antrag  auf 
Errichtung  eines  Orts-Viehversieherungsvereines  zur  Verhandlung  zu  bringen. 
Die  Organisation  der  Ortsvereine  und  deren  Verhältnis  zu  den  Versicherten 
wird  durch  das  Normalstatut  geregelt,  dessen  Hauptbestimmungen  weiter  unten 
angeführt  werden. 

Die  Landesanstalt  und  die  derselben  angehörenden  Vereine  besitzen  die 
Rechte  öffentlicher  Körperschaften.  Die  Fonds  der  Anstalt  werden  ausschliesslich 
zu  deren  Zwecken  verwendet  und  gesondert  verwaltet.  Die  Schadenfestsetzung 
erfolgt  durch  die  Vereine  nach  Massgabe  des  Normalstatuts.  Die  Verhandlungen 
hierüber  sind  ungesäumt  der  Anstaltsverwaltung  vorzulegen.  Letztere  prüft  die 
Schadensfestsetzung  und  weist,  wenn  eine  Erinnerung  gegen  dieselbe  nicht 
besteht,  die  Entschädigung  bei  der  königlichen  Bank  zur  Auszahlung  an  den 
Versicherten  an.  Der  Entschädigungsanspruch  kann  von  Seiten  des  Versiche- 
rungsnehmers an  einen  Dritten  weder  übertragen  noch  verpfändet  werden. 
Ansprüche  auf  Entschädigung,  welche  infolge  des  Umstehens  oder  der  Not- 
schlachtung eines  Tieres  dem  Versicherten  gegen  Dritte  zustehen,  gehen  an  den 
Verein  und  bezw.  die  Anstalt  im  Betrage  der  von  ihnen  geleisteten  Entschädi- 
gung über.  Die  Anstaltsverwaltung  kann  die  Auszahlung  der  Entschädigung 
ganz  oder  teilweise  ablehnen,  wenn  und  soweit  dieselbe  mit  Verletzung  des 
Gesetzes  oder  des  Normalstatuts  von  den  Vereinsorganen  zuerkannt  wurde, 
lieber  die  Ablehnung  wird  dem  Versicherten  ein  mit  Gründen  versehener  Be- 
scheid erteilt,  gegen  den  ihm  binnen  14  Tagen  Beschwerde  an  das  Schieds- 
gericht der  Anstalt  zusteht,  welches  endgültig  entscheidet.  Letzteres  besteht  aus 
drei  Mitgliedern,  welche  nebst  drei  Ersatzmännern  für  jedes  Jahr  vom  Aus- 
schusse der  Anstalt  aus  seiner  Mitte  gewählt  werden.  Der  Beschwerdeführer 
wird  zur  betreffenden  Sitzung  eingeladen. 

Soweit  zur  Deckung  des  der  Anstalt  zur  Last  fallenden  Entschädigungs- 
aufwandes, sowie  der  Verwaltungskosten  der  Anstalt  die  verfügbaren  Mittel 
nicht  ausreichen,  werden  Beiträge  erhoben,  welche  auf  die  sämtlichen  Ver- 
eine nach  dem  Verhältnisse  des  bei  jedem  Vereine  in  dem  betreffenden  Jahre 
versicherten  Wertes  der  Tiere  (in  Prozenten  der  Versicherungssumme)  umzu- 
legen sind.  Der  Betrag  derselben,  sowie  der  Vorschusszahlungen,  welche  für  die 
den  Vereinen  selbst  zur  Last  fallenden  Hälften  der  Entschädigungen  geleistet 
sind,  wird  nach  Ablauf  des  Versicherungsjahres  für  jeden  einzelnen  Verein  von 
der  Anstaltsverwaltung  festgestellt  und  der  Vereinsleitung  mitgeteilt.  Dieser 
Betrag  wird,  soweit  hierfür  nicht  verfügbare  Vereinsmittel  vorhanden  sind,  von 
der  Vereinsleitung  auf  die  Mitglieder  nach  dem  Verhältnisse  des  von  jedem 
derselben  in  dem  betreffenden  Jahre  versicherten  Wertes  der  Tiere  umgelegt, 
eingezogen  (etwaige  Beste  zwangsweise  durch  die  Gemeindebehörde)  und  an 
die  königliche  Bank  abgeliefert.  Bei  der  gemeinnützigen  Bedeutung  der  Ver- 
sicherungsvereinc  ist  der  Landesaustalt  aus  der  Staatskasse  ein  Stammkapital 
von  500000  Mark  und  ein  jährlicher  St  aatszusrhuss  von  400i"K)  Mark,  ferner 
Gebühren-  und  Portofrei  heil  gewährt  und  durch  llebertragung  der  Ge- 
schäftsführung an  die  Königliche  Versidierungskammer  eine  billige  Verwaltung 
ermöglicht  worden.  Für  die  Anstalt  ist  ein  Reservefonds  gebildet,  in  welchen 
die  Zinsen  des  Stammkapitals  und  die  im  Norrualstalute  festgesetzten  Beitritts- 
gebühren fliesen.  Die  Zinsen  des  Reservefonds  werden  zur  teilweisen  Deckung 
des  Jahresaufwandes  der  Anstalt  verwendet.  Das  Versicherungsjahr  beginnt  mit 
dem  i.  November.  Leber  die  Ergebnisse  der  Verwaltung  wird  alljährlich  öffent- 
liche Rechnung  gelegt.  Das  Staatsminisierium  des  Innern  nimmt  von  den  Ge- 
schäftsbüchern der  Anslaltsverwaltung  von  Zeit  zu  Zeit  Einsieht,  prüft  auch  die 
Anslaltsrechnung.  Der  Anstaltsverwaltung  ist  ferner  ein  Ausschuss  beigegeben, 
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zu  welchem  der  Kreisaussehuss  des  landwirtschaftlichen  Vereines  eines  jeden 
Regierungsbezirks  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  aus  der  Zahl  der  Versicherlen 
des  Regierungsbezirks  je  ein  Mitglied,  sowie  einen  ersten  und  zweiten  Ersatz- 
mann und  der  Landwirtschaftsrat  ein  weiteres  Mitglied  wählt,  auch  die  Staats- 
regierung einen  Kommissar  abordnet.  Der  Aussehuss  wird  jährlich  mindestens 
einmal  einberufen.  Seine  Zustimmung  ist  erforderlich  zur  Änderung  des 
Normalstatuts  und  zum  zeitweisen  Ausschlüsse  eines  Vereines  von  der  Teilnahme 
an  der  Anstalt.  Dem  Ausschusse  wird  auch  die  geprüfte  Anstaltsrechnung  zur 
Hinsicht  und  Erinnerungsabgabe  vorgelegt.  Die  Kassengeschäfte  der  Anstalt 
besorgt  die  königliehe  Bank  in  laufender  Rechnung. 

Aus  dem  Normalstat ut  der  (Jrtsvereine,  welches  auch  den  eigentlichen 
Versicherungsvertrag  enthält,  sind  folgende  Hauplbestimmungen  hervor- 
zuheben. 

Zum  Eintritt  in  den  Verein  ist  jeder  Viehbesitzer  bezüglich  seines 
innerhalb  des  Vereinsbezirks  befindlichen  Viehstandes  berechtigt.  Das  Vereins- 
mitglied muss  stets  seinen  ganzen  versicherungsfähigen  Viehstand  an  Rindvieh 
und  Ziegen  versichern.  Anderweite  Versicherung  versicherungsfähiger  Tiere  ist 
unzulässig.  Ausgeschlossen  von  der  Versicherung  sind  Tiere  im  Alter  unter  drei 
Monaten  und  über  zwölf  Jahren  (versicherte  Tiere,  welche  diese  Altersgrenze 
überschreiten,  scheiden  aus  diesem  (irunde  nicht  aus  der  Versicherung  aus) : 
kranke  und  krankheitsverdächtige  Tiere,  bis  über  ihre  Genesung  oder  Gesundheit 
tierärztlicher  Nachweis  erbracht  ist ;  auffallend  schlecht  genährte  und  übermässig 
verbrauchte  Tiere,  so  lange  dieser  Zustand  dauert ;  Tiere,  die  mit  Verzicht  auf 
Gewährleistung  wegen  gesetzlicher  Mängel  erworben  sind,  so  lange  die  Gewähr- 
leistungsfrist läuft :  Einstellvieh,  sowie  Tiere  in  Stallungen,  in  welchen  regel- 
mässig auch  Handelsvieh  untergebracht  wird.  Vom  Eintritt  in  den  Verein  sind 
ausgeschlossen  oder  für  den  Kall  der  bereits  erlangten  Mitgliedschaft  auszu- 
schliessen:  Viehbesitzer,  deren  Vieh  inbezug  auf  Wartung.  Pflege  und  Er- 
nährung auffallend  vernachlässigt  wird;  gewerbsmässige  Viehhändler;  Viehbesitzer, 
welche  im  Vereinsbezirke  befindliches  Vieh  bereits  anderweitig  versichert  haben  ; 
Viehbesitzer,  die  sich  dem  Vereine  gegenüber  eines  Betruges  oder  Betrugs- 
versuches schuldig  gemacht  haben. 

Die  zu  versichernden  Tiere  werden  durch  drei  Mitglieder  des  Vereins- 
ausschusses  untersucht  und  der  gemeine  Wert  eines  jeden  Rindviehstückes 
unter  Berücksichtigung  seines  Alters  und  Zustandes  möglichst  genau  ermittelt. 
Bei  Ziegen  wird  der  Wert  für  jedes  Stück  auf  15  Mark  angenommen.  Der 
Versicherte  kann  eine  zweite  Schätzung  verlangen.  Der  festgestellte  Gesamtwert 
des  versicherungsfähigen  Viehbestandes  bildet  die  Versicherungssumme. 
Nach  Massgabe  der  Schätzung  erfolgt  die  Eintragung  der  Tiere  in  das  Ver- 
sicherungsbuch.  Versichert  sind  nur  die  in  demselben  eingetragenen  Tiere.  Die 
Eintragung  geschieht  bei  Rindvieh  nach  Geschlecht,  Alter.  Farbe,  Abzeichen. 
Rasse,  Nutzungsart  und  Versicherungswert  der  Tiere :  bei  Ziegen  wird  lediglich 
die  Stückzahl  eingetragen.  I  her  die  Zulassung  des  Antragstellers  zum  Vereine, 
über  die  Aufnahme  der  angemeldeten  Tiere  in  die  Versicherung  und  anderer- 
seits auch  über  den  Ausschluss  eines  Versicherten  aus  dem  Vereine  beschliesst 
der  Vereinsaiisschiiss.  Gegen  den  bei  reffenden  Besehluss  ist  Berufung  an  die 
Verwaltung  der  l.amlesanslalt  zulässig,  welche  endgültig  entscheidet.  Die  Wirk- 
samkeit der  Versicherung  beginnt  acht  Tage  (von  Mittag*  Iii  Uhr  an  gerechnet . 
nach  dem  Zula>siingsbeschlusse,  beziehungsweise  bei  neuen  Zugängen  von 
Tieren  bereits  versicherter  Viehhesit/.cr  hinnen  ru  ht  Tagen  nach  erfolgter  Auf- 
nahme der  Tiere  zur  Versicherung.  Jede  Änderung  im  versicherten  Vieh- 
he- lande  miiss  innerhalb  drei  Tagen  dem  Vereinsauv-duisse  angezeigt  werden. 
Der  Kmlriil  junger  Tiere  in  das  znr  Aufnahme  geeignete  Alter  gilt  als  Ände- 
rung im  versicherten  Viehbestände.  All|iihrli<-li  lindet  durch  drei  Mitglieder  des 
Vcreuisiiussfliusses  jm  J-Yiihjahrc  und  nn  Herbste  die  ordentliche  Nachschau  in 
sämtlichen  Stallungen  statt,  wobei  feslge-leüt  wird,  ob  sämtliche  versicherungs- 
f.ilugeti  Tiere  angemeldet  sind,  ob  die  versicherten  Tiere  noch  sämtlich  vor- 
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banden  sind  und  ob  bei  dem  versicherten  Rindvieh  keine  Wertsveränderung 
eingetreten  ist.  Hiernach  wird  das  Versicherungsbuch  bt*riohti^t.  Der  Vereins- 
ausschuss ist  berechtigt,  zu  jeder  Zeit  eine  ausserordentliche  Nachschau  in 
einzelnen  Vichstallungcn  vorzunehmen.  Bei  dem  Besitzwechsel  eines  Tieres 
zwischen  Vereinsmitgliedern  erlischt  die  hierfür  bestehende  Versicherung  nicht, 
vielmehr  tritt  der  neue  lipsitzer  in  die  Rechte  und  Pflichten  seines  Vorgängers 
ein.  I  her  den  Besitzwechsel  ist  jedoch  dem  Vereinsausschusse  binnen  drei 
Tagen  Anzeige  zu  erstatten.  Wenn  Tiere  in  den  Besitz  von  Nicht-Vereinsmit- 
gliedern übergehen,  erlischt  mit  der  Entfernung  aus  dem  bisherigen  Standorte 
der  Tiere  oder  mit  dem  Zeitpunkte  des  vereinbarten  Überganges  der  Anspruch 
auf  Entschädigung  hierfür.  Jedoch  haftet  der  Verein  seinen  .Mitgliedern,  wenn 
ein  von  einem  Milgliede  veriiussertes  versichertes  Tier  innerhalb  der  Gewähr- 
frist infolge  eines  gesetzlichen  Gewährfehlers  umsteht  oder  notgeschlachtet 
wird.  Im  Todesfalle  eines  Vereinsmilgliedes  gehen  die  Hechle,  Flüchten  und 
etwaigen  Zahlungsrückstände  aus  der  Versicherung  auf  die  Erben  über.  Der 
Austritt  aus  dem  Vereine  kann  nur  im  Oktober  erklärt  werden  und  ist  erst  für 
das  nächstfolgende  mit  dem  1.  November  beginnende  Versichorungsjahr  wirksam. 

Die  Vereinsmitglieder  sind  verpachtet,  Krankheilen,  Unfälle.  Todesfälle  und 
jede  Nolschlachlung  der  versicherten  Tiere  sobald  als  thunlich  dem  Vorsitzenden 
des  Vereinsausschusses  oder  dessen  Stellvertreter ,  in  deren  Abwesenheit  einem 
Ausschussmitgliede  anzuzeigen.  Der  Vorsitzende  oder  dessen  Stellvertreter 
nimmt  dann  unter  Zuziehung  von  zwei  Ausschussmitgliedern  sofort  eine  Be- 
sichtigung vor  und  veranlasst  das  Nötige,  in  wichtigeren  Fällen  unter  Zuziehung 
eines  Tierarztes,  ordnet,  wenn  erforderlich,  die  tierärztliche  Behandlung  des 
Tieres  auf  Kosten  des  Vereines  an  (wobei  der  Versicherte  jede  zur  Behandlung 
nötige  Hilfe  unentgeltlich  leisten,  auch  alle  Anordnungen  des  Arztes  und  des 
Vereinsausschusses  pünktlich  befolgen  muss)  oder  ordnet  die  alsbaldige  Schlach- 
tung (Notschlachtung)  an.  Der  Besitzer  des  Tieres  darf  eine  Notscblaehtung 
nur  mit  Genehmigung  des  Vereinsausschusses  vornehmen,  dringende  Fälle  aus- 
genommen, bei  welchen  der  Vereinsausschuss  die  Notwendigkeit  der  Not- 
schlachtung ausdrücklich  anerkennt. 

Der  Wert  lies  umgestandenen  oder  notgeschlachteten  Tieres  wird  durch 
eine  Schätzung  ermittelt,  welche  durch  3  Mitglieder  des  Vereinsausschusses 
erfolgt.  Bei  dieser  Schätzung  bleibt  die  Wertsverminderung  in  Folge  der  Krank- 
heil oder  Verletzung,  welche  den  Tod  oder  die  Notschlachtung  des  Tieres  her- 
beigeführt hat,  ausser  Ansatz  Der  Wert  wird  nach  dem  laufenden  Verkaufs- 
preise unter  Berücksichtigung  des  Alters,  des  Ernährungszustandes  sowie  der 
Abnutzung  des  Tieres  geschätzt :  der  Beirag  der  Schätzung  darf  den  im  Ver- 
sicherungsbuche eingetragenen  Wert  des  Tieres  nicht  um  mehr  als  10  Prozent 
übersteigen  Bei  Ziegen  verbleiht  es  bei  dem  Wertansätze  von  15  Mark  Der 
Versicherte  kann  binnen  21  Stundi  n  ««ine  zweite  Schätzung  durch  das  Schieds- 
gericht des  Vereins  beantragen.  Dieses  besteht  aus  einem  Vereinsmilgliede,  das 
der  Versicherte,  und  einem  Vcreinsmitgliedc,  das  der  Vereinsausschuss  benennt. 
Diese  wählen  aus  den  Vereinsmitgliedern  einen  Obmann;  können  sie  sich  über 
die  Wahl  desselben  nicht  einigen,  so  ernennt  ihn  die  Gemeindeverwaltung.  Die 
Mitglieder  des  Schiedsgerichtes  dürfen  bei  der  ersten  Schätzung  nicht  mitgewirkt 
haben  und  fungieren  innerhalb  des  Vereinsbezirkes  unentgeltlich. 

Der  Vereinsausschuss  beschliessl,  ob  nach  dem  Statut  ein  Anspruch  auf 
Entschädigung  gegeben  ist.  und  setzt  dieselbe  auf  Grund  der  Schätzung  fest. 
Gegen  die  Versagimg  der  Entschädigung  kann  binnen  8  Tagen  Berufung  an  die 
Verwaltung  der  Landesanstalt  stattfinden,  welche  endgültig  entscheidet.  Die  Ent- 
schädigung beträgt  bei  umgestandenen  Tieren  sieben  Zehntel,  bei  notge- 
schlachteten Tieren  acht  Zehntel  des  ermil teilen  Schätzungswertes.  Eine 
Entschädigung  wird  nicht  geleistet,  a)  wenn  der  Tod,  die  Verletzung  oder 
Erkrankung  durch  höhere  Gewalt,  bei  Krieg  oder  Aufruhr  oder  durch  Brand- 
unglück oder  Blilzschlag  herbeigeführt  worden  ist  ;  b)  wenn  ein  Tier  in  Folge 
einer  Seuche  oder  Krankheit  umstellt  oder  getötet  wird,  f Vi r  welche  das  Reich 
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oder  der  Staat  Entschädigung  leistet,  oder  wenn  die  Voraussetzungen  vorliegen, 
unter  welchen  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  seuchenpolizeilichc  Vorschriften 
der  Anspruch  auf  Entschädigung  ans  der  Reichs-  oder  der  Staatskasse  wegfällt : 
c)  wenn  der  Tod,  die  Verletzung  oder  Erkrankung  eines  Tieres  die  Folge  mangel- 
hafter Fütterung,  ungenügender  Pflege,  sonstiger  fahrlässiger  Behandlung  oder 
Misshandlung  seitens  des  Viehbesitzers  oder  der  Personen  ist,  denen  das  Tier 
zur  Pflege  oder  Obhut  anvertraut  war;  dl  wenn  der  Tod,  die  Verletzung  oder 
Erkrankung  eines  vom  Versicherten  erworbenen  Tieres  in  Folge  eines  gesetz- 
lichen Gewährmangels  innerhalb  der  gesetzlichen  Gewährfrist  eintritt ;  e)  soweit 
ein  Tier  anderweitig  versichert  ist ;  f)  wenn  der  Viehbesitzer  die  Krankheit  oder 
den  Unfall  nicht  rechtzeitig  zur  Anzeige  bringt,  sofern  nicht  die  Verzögerung 
sich  als  unverschuldet  erweist  ;  g)  wenn  der  Viehbesitzer  den  ihm  in  Bezug  auf 
die  Behandlung  des  erkrankten  oder  verletzten  Tieres  erteilten  Weisungen  vor- 
sätzlich zuwiderhandelt ;  h)  wenn  derselbe  unbefugt  eine  Notschlachtung  vorge- 
nommen oder  die  vom  Vereinsausschusse  angeordnete  Notschlachtung  nicht  zu- 
gelassen hat  ;  i)  wenn  der  Versicherte  in  Ansehung  des  erlittenen  Schadens  des 
Betruges  oder  Betrugsversuchs  schuldig  erkannt  ist.  Wird  das  Fleisch  eines 
geschlachteten  Rindviehstückes  wegen  eines  gesetzlichen  Gewährfehlers  polizeilich 
ganz  oder  teilweise  als  ungeniessbar  erklärt,  so  besteht  die  Entschädigung  in 
sieben  Zehnteln  derjenigen  Summe,  um  welche  das  Fleisch  des  geschlachteten 
Tieres  durch  die  Ungeniessbarkeits-Erklärung  an  seinem  Verkaufswerte  verloren 
hat  (Schlachtvieh-Versicherung).  Die  Verfügung  über  das  umgestandene  oder 
notgeschlachtete  Tier  steht  dem  Vereinsausschusse  zu  ;  die  Verwertung  geschieht 
zu  Gunsten  des  Vereines  und  der  Landesanstalt,  welchen  der  Erlös  je  zur  Hälfte 
zufallt. 

Für  jedes  in  die  Versicherung  aufgenommene  Tier  ist  eine  Beitritts- 
gebühr  von  2  Pf.  auf  je  100  Mark  der  Versicherungssumme  zu  entrichten, 
welche  zum  Reservefonds  der  Landesanstalt  abgeführt  wird.  Der  Durchschnitt 
des  in  den  beiden  Jahresschauen  ermittelten  Versicherungswertes  bildet  die  bei- 
tragspflichtige Versicherungssumme.  Der  von  der  Verwaltung  der  Landesanstalt 
am  Schlüsse  des  Versieherungsjahres  für  jeden  Verein  festgesetzte,  auf  denselben 
treffende  Beirag  sowohl  an  Vereins-  als  an  Anstallsaufwand  wird  unter  Zuschlag 
der  bei  dem  Vereine  erwachsenen  Verwaltungskoslen  vom  Vereinsausschusse 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  nach  Verhältnis  des  versicherten  Wertes  umgelegt 
und  von  denselben  eingezogen. 

Zur  Leitung  des  Vereins  und  zur  Besorgung  seiner  Geschäfte  wird  in 
einer  Generalversammlung  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  ein  aas  6  Ver- 
einsmitgliedern bestehender  Ausschuss  auf  die  Dauer  von  je  3  Jahren  gewählt. 
Die  Ausschussmitglieder  wählen  unter  sich  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stell- 
vertreter desselben,  ferner  einen  Kassierer,  welcher  zugleich  Schriftführer  ist, 
und  einen  Stellvertreter  desselben.  Die  Funktionen  der  Ausschussmitglieder  sind 
ehrenamtliche  und  werden  mit  Ausnahme  derjenigen  des  Kassierers  unentgeltlich 
versehen,  lieber  die  an  letzteren  zu  zahlende  Vergütung  beschliesst  die  General- 
Versammlung.  Die  Vereinsrechnung  wird  mit  sämtlichen  Belägen  nach  vor- 
gängiger Prüfung  durch  den  Vereinsausschuss  von  dem  Vorsitzenden  desselben 
der  Verwaltung  der  Landesanstalt  zur  Revision  und  Festsetzung  vorgelegt  und 
hierauf  der  Generalversammlung  zur  Anerkennung  mitgeteilt.  Der  Vereinsaus- 
schuss kann  jederzeit  die  sämtlichen  Vereinsmilglieder  zu  einer  Generalversamm- 
lung einberufen.  Die  Einberufung  mnss  erfolgen :  a  »  nach  Schluss  eines  jeden 
Versieherungsjahres,  b)  wenn  mindestens  der  fünfte  Teil  der  Vereinsmilglieder 
dies  beantragt,  c)  auf  Anordnung  der  Verwaltung  der  Landesanstalt.  Die  Auf- 
lösung des  Vereins  kann  nur  in  einer  zu  diesem  Zwecke  einberufenen  General- 
versammlung und  nur  durch  Zweidrittel-Mehrheit  beschlossen  werden;  die 
Teilung  des  Vereinsvermögens  kann  nur  im  Verhaltnisse  der  Versicherungssumme 
erfolgen 

Die  Baveti-che  Landcs-\"jehver>tcherungs-Anstall  zeigt  während  der  kurzen 
Zeit  ihres  Bellebens  -e:i<m  eine  sehr  erfreuliche  Entwicklung.    Das  erste  Ver- 
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Sicherung*)  ahr  begann  mit  dem  1.  November  1896-  Die  vorher  bereits  von  der 
Anstaltsverwaltung  getroffenen  Einleitungen  hatten  den  günstigen  Krfolg,  dass  bis 
zu  diesem  Tage  355  Orts-Viehversicherungs- Vereine  vorbereitungsweise  errichtet 
■waren.  Die  Zahl  derselben  ist  dann  bis  Ende  September  1897  auf  814  gewachsen 
und  weiter  in  rascher  Steigerung  begriffen.  Durch  die  Schau  am  Endo  des 
ersten  halben  Jahres  (April  1897)  wurde  der  Versicherungsstand  ermittelt  auf 
740  Vereine  und  347(H  Mitglieder  mit  172430  versicherten  Tieren  bei  einem 
Versicherungswerte  von  34  760545  Mark;  die  Schau  am  Ende  des  zweiten 
halben  Jahres  (Oktober  1897)  ergab  814  Vereine  und  39  201  Mitglieder  mit 
194  402  versicherten  Tieren  und  einem  Versicherungswerte  von  39 498 175  Mark. 
Der  Durchschnitt  aus  beiden  Werten  mit  37143  95"}  Mark  ergiebt  die  beitrags- 

S flichtige  Versicherungssumme.  Auf  einen  Verein  treffen  durchschnittlich  48 
litglieder  mit  239  versicherten  Tieren.  Der  Versicherungswert  für  das  Viehstück 
stellt  sich  durchschnittlich  auf  203  Mark.  Nach  der  Zahlung  vom  1.  Dezember 
1892  waren  in  Bayern  3  423  085  Rinder  und  Ziegen  vorhanden  und  davon  im 
Jahre  1897  also  5.ÖK7o  Dt''  der  Anstalt  versichert.  Vom  1.  November  1890  bia 
Ende  Oktober  1897  (im  1.  Rechnungsjahre)  kamen  4614  Schadenfälle  (2,„°/0 
der  versicherten  Tiere)  vor.  Die  festgestellte  Entschädigung  betrug  656187  Mark, 
der  Reinerlös  aus  der  Verwertung  von  Tieren  209111  Mark  (31,,,,%),  die 
Netto-Entschädigung  also  447070  Mark  =  1. ,,»/<»  der  Versicherungssumme.  Von 
den  zur  Entschädigung  gelangten  Viehstücken  waren  notgeschlachtet  3142 
(=68,, ,•/.),  unigestanden  1281  (=27,7i7„)  und  geschlachtet  (Schlachtvieh- 
Versicherung)  191  (=4,,j7o). 

Die  Rechnungsergebnisse  gestalteten  sich  im  1.  Versicherungsjahre 
(1896/97)  wie  folgt:  Von  der  Gesamtentschädigung  übernahm  die  Landes- 
anstalt die  Hälfte  mit  328093,OT  Mark;  dazu  kamen  für  Verwaltung  7428,RO  JL 
und  an  Zinsen  für  vorgeschossene  Betriebsmittel  3027  Mark;  dies  ergab  an 
Ausgaben  338549.,,,  Mark.  An  Deckungsmitteln  waren  zunächst  verfügbar : 
Staatszuschuss  46660  Mark.  Zinsen  des  Reservefonds  200  Mark  und  Hälfte  des 
Reinerlöses  aus  der  Verwertung  entschädigter  Tiere  104555,,,  Mark,  zusammen 
151  42 1„,  Mark ;  sodass  noch  aufzubringen  waren  187127.,,  Mark,  also  ein  Beitrag 
von  0„,  Prozent  der  Versicherungssumme  von  37143955  Mark.  Dieser  Beitrag 
bildet  die  Verbandsumlage  und  wird  von  allen  Ortsvereinen  nach  Massgabe 
der  Versicherungssumme  geleistet.  Die  weitere  Hälfte  der  Gesamtentschädigung, 
also  328093,„  Mark,  ist  abzüglich  der  anderen  Hälfte  des  Reinerlöses  von 
104555,jt  Mark,  also  mit  223537,H,  Mark  nach  Massgabe  der  bei  jedem  Orts- 
vercine  vorgekommenen  Entschädigungen  von  den  Ortsvereinen  aufzubringen. 
Bei  einer  beitragspflichtigen  Versicherungssumme  aller  Vereine  von  37  143955 
berechnet  sich  der  erforderliche  Beitrag  (die  Ortsvereinsumlage)  im  Durchschnitt 
auf  0,60  Prozent.  Mit  Zurechnung  der  Verbandsumlage  von  0,Jt  Prozent  beträgt 
der  ganze  Reitrag  im  Durchschnitt  1.,,  Prozent  =  1,,,  Mark  auf  100  Mark  der 
beitragspflichtigen  Versicherungssumme.  In  Berücksichtigung  der  bei  den  einzelnen 
Ortsvereinen  vorgekommenen  Entschädigungen  ergeben  sich  im  Beitrage  erheb- 
liche Schwankungen.  Es  trifft  ein  Gesamtbeitrag  von  0,„°/0  auf  52  Ortsvereine 
(Vereine  ohne  Schäden,  die  also  nur  die  Verbandsumlage  aufzubringen  haben), 
von  0,S1  bis  !.,„%  auf  436  Ortsvereine,  von  %  (Durchschnittsbeitrag)  auf 
9  Ortsvereine  und  von  1„,  bis  2.no°/0  auf  317  Ortsvereine.  Die  Zuweisung  der 
Entschädigung  mit  je  der  Hälfte  auf  den  betreffenden  Ortsverein  selbst  beruht 
auf  der  wohldurchdachten  Erwägung,  dass  im  Interesse  einer  gedeihlichen  Ent- 
wickelung  der  Landesanslall  jedem  Ortsvereine  das  Gefühl  der  eigenen  Verant- 
wortlichkeit für  eine  gewissenhafte  und  sorgfältige  Geschäftsführung  und  ein 
bestimmtes  Mass  von  eigener  Haftung  für  die  bei  ihm  vorkommenden  Verlust- 
fälle verbleiben  müsse.  Von  den  über  den  Durchschnitt  zahlenden  317  Voreinen 
sind  245  mit  den  dem  Durchschnitte  sich  anschliessenden  Sätzen  von  1.,.  bis  1  .,.„"/„ 
beteiligt.  Auf  die  weitere  Steigerung  bis  zu  2"/„  fallen  nur  noch  5">,  auf  einen 
Beitrag  von  2  bis  2.9,,70  blos  17  Vereine.  Alle  Ortsvereine  mit  einem  Beitrage 
über  den  Durchschnitt  von  1.,,%  haben  durch  die  Teilnahme  an  der  Landes- 
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anstalt  Vorteil  erlangt,  denn  sie  zahlten  weniger  an  Beiträgen  als  ihre  Mitglieder 
Entschädigungen  erhalten  haben.  Auch  in  den  höheren  Prozentsätzen  halten  die 
Heiträge  den  Vergleich  mit  den  sonst  in  der  Viehversicherung  üblichen  Prämien 
aus.  welche  in  den  Jahren  1895  und  18UÖ  im  GesamldnrehschniU  von  15  deutschen 
Gesellschaften  3.s!  bezw.  3.l7"/0  der  Versicherungssumme  betragen  haben.  In 
der  Beschaffung  eines  Reservefonds  hat  die  Landesanstalt  ebenfalls  einen  guten 
Anfang  erzielt.  Derselbe  bestellt  aus  8G  333.„  Mark  Beilrittsgebühren  und 
17  500  Mark  Zinsen  von  dem  der  Anstalt  aus  der  Staatskasse  zugewiesenen 
Slammkapitale  (oliOOOU  Mark);  zusammen  103  833,ss  Mark.  Nach  diesen  Ergeb- 
nissen des  ersten  Geschäftsjahres  darf  eine  günstige  Weiterentwickelung  der 
zur  Förderung  des  Gemeinwohls  gestifteten  Landesanstalt  erhofft  werden. 

  -    He  - 

Beamte 

Siehe:  «Fachbildung  der  Versicherungs-Beamten»,  «Versicherungsbeamte». 

Bedingungen 

Siehe:   «Allgemeine  Versieherungs-Bedingungen»,  «Vertrag»,  «(Hansel », 

« Verwirkungsclausel». 


Beendigung 
des  Versicherungsvertrages. 

(Versicherungsreehti  gilt  im  Allgemeinen  als  jener  wesentliche  Bestandteil  dieses 
Vertrages,  welcher  den  Endpunkt  der  Zeit  bestimmt,  für  welche  die  Versicherung 
gelten  soll  —  innerhalb  welcher  also  das  dem  Vermögen  des  Versicherten  nach- 
teilige Ereignis  eingetreten  sein  muss,  wenn  der  Versicherer  zum  Ersätze  des 
hierdurch  entstandenen  Schadens  gehalten  sein  soll.  Die  durch  besagten  End- 
punkt abgeschlossene  Zeit  wird  mit  dem  Ausdrucke  Versicherungsdauer 
bezeichnet  und  deren  Festsetzung  den  Paziszenten  des  Versicherungsvertrages 
überlassen,  wobei  sowohl  nach  dem  Gegenstande  der  Versicherung,  als  auch  in 
Absicht  auf  die  Gefahr  sehr  verschieden  vorgegangen  wird.  Entweder  ist  die 
Versicherungsdauer  auf  einen  genau  festgesetzten  Zeitraum  ausgedehnt,  dessen 
Anfangs-  und  Endpunkt  kalendermässig  bestimmt  erscheint  —  oder  sie  ist  von 
gewissen  Thatsachen  abhängig  gemacht,  wovon  dann  sowohl  der  Anfangs-  als 
auch  der  Endpunkt  bestimmt  wird  (z.  B.  Dauer  einer  Land-  oder  Seereise,  eines 
Land-  oder  Seetransportes.  Fruchtbestandes  —  sogenannte  stehende  Ernte  —  bei 
der  Hagelversicherung  u.  dgl.).  Ist  bei  der  Ilagel  Versicherung  die  Versicherungs- 
dauer auch  auf  mehrere  fortlaufende  Jahre  bestimmt,  so  ist  dennoch  der  wirk- 
liche Eintritt  der  Versicherung  überdies  alljährlich  von  dem  thatsächlichen 
Fruchlanbau  abhängig,  ohne  welchen  die  Versicherung  gegenstandslos  würde. 
Der  für  die  Dauer  der  Versicherung  vereinbarte  Zeitraum  kann  verschieden  aus- 
gedrückt worden  —  einmal  so,  dass  ein  bestimmter  Zeitpunkt  als  Anfang  und 
ein  solcher  als  Ende  angegeben  wird  -  das  andere  Mal  so,  dass  ein  bestimmter 
Anfangstermin  genannt  und  sohin  die  Versicherungsdauer  nach  Jahren,  Monaten 
oder  lagen  lisieil  wird  (/..  H.  <>  Jahre,  beginnend  mit  dem  1.  August  1898'). 
Diesfalls  treten  die  Bestimmungen  der  sogenannten  Ciul-< '.omputa/.ion  im  bürger- 
lichen. Handels-  und  Wechsclrechte  in  Kraft,  wonach  die  Zeilräume  von 
Jahren,  .Monaten,  Wochen  kalendermässig  von  Datum  zu  Datum  berechnet 
werden  —  dabei  gilt  als  ScMusstag  jener  der  durch  seine  Benennung  oder  Zahl 
dem  Antärejsiage  entspricht  -  fehlt  ein  solcher  Tag  im  letzten  Monat,  so  gilt 
der  riluno  eben  die-es  Monats  als  Sdilusstag.    Der  Tag  wird  als  Kalendertag 
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von  Mitternacht  zu  Mitternacht  gerechnet  —  und  zwar  gilt  als  Anfang  der  Ver- 
sicherungszeit die  Mitternacht,  mit  welcher  der  Anfangstag  beginnt  —  heim 
Mangel  eines  vcrtragsmüssigen  Anfangstages  jedoch  die  Mitternacht,  mit  welcher 
der  Tag  des  Abschlusses  beginnt  (indem  die  Annahme  Platz  greift,  dass  der 
Vertrag  die  sofortige  Versicherung  des  Aspiranten  bezweckt)  —  als  Endpunkt 
hingegen  die  Mitternacht,  mit  welcher  der  Schlusstag  endigt.  Diese  Bestim- 
mungen sind  als  gesetzliche  Regeln  nur  für  die  Seeversicherung  aufgestellt  — 
mit  der  Massnahme,  das»  insofern  eine  sogenannte  Ortszeit  in  Frage  kommt, 
bei  Abgang  einer  vereinbarten  Ortszeit  die  Zeit  des  Ortes  massgebend  ist,  an 
welchem  sich  der  zu  versichernde  Gegenstand  gerade  befindet  (Deutsches 
H.-G.-B.,  Artikel  83-i).  Dies  sind  die  generellen  Bestimmungen  ohne  Inbelracht- 
nahme  der  einzelnen  Versicherungszweige,  für  welche  jedoch  das  Gleiche  auch 
als  das  Naturgemasse,  daher  im  Zweifel  auch  als  das  von  den  Verlragsteilcn 
Gewollte  angenommen  werden  muss.  Sonst  treten  bei  den  einzelnen  Versiche- 
rungsbranchen vielfach  die  herrschenden  Usancen  als  massgebend  ein  —  worauf 
bei  den  betreffenden  Stichwörtern  ins  Detail  eingegangen  werden  wird.  —  Eine 
frühere  Endigung  der  Versicherungsdauer  kann  dadurch  herbeigeführt  werden, 
dass  der  Versicherte  von  seinem  Rechte  Gebrauch  macht,  die  Dauer  des 
Risiko  s  des  Versicherers  abzukürzen,  was  ihm  jederzeit  freisteht,  weil  er  dabei 
lediglich  seiner  Rechte  aus  dem  Vertrage  sich  begibt,  ohne  sich  seiner  Ver- 
bindlichkeiten zu  entschlagen  —  und  was  auf  eine  zweifache  Art,  entweder 
direkt  oder  indirekt,  erfolgen  kann.  Direkt  durch  Entlassung  des  Ver- 
sicherers aus  seiner  Verbindlichkeit,  nachdem  die  Gefahr  bereits  begonnen  hat 
-  etwa  zum  Zwecke,  die  versicherten  Gegenstände  unter  eine  anderweitige 
Versicherung  zu  bringen  —  oder  indirekt,  indem  der  Versicherte  gleichfalls 
nach  Beginn  der  Gefahr  die  versicherte  Land-  oder  Seereise  u.  dgl.  aufgibt  oder 
vor  Ende  des  Land-  oder  See-Transports  über  die  versicherten  Güter  ander- 
weitig verfügt).  — 

Mit  Ablauf  der  vereinbarten  Versicherungsdauer  endigt  auch  die  Versiche- 
rung, ausgenommen  den  Fall  einer  vertragsmäßigen  Erneuerung  vor  deren  Ab- 
laufe. Dagegen  hat  der  Eintritt  des  Unfalls  an  und  für  sich  keinen  Einfluss 
auf  die  Dauer  der  Versicherung  —  so  etwa,  dass  sie  in  diesem  Augenblicke 
endigen  würde  —  sondern  es  kann  allerdings  sich  ereignen,  dass  der 
Versicherer,  welcher  bereits  die  zur  Wiederherstellung  oder  Ausbesserung  des 
versicherten  Objekts  nötigen  Kosten  getragen  (die  Versicherungssumme  entrichtet) 
hat,  für  einen  neuen  in  die  Versicherungsperiode  fallenden  Schaden  nochmals 
aufzukommen  hat,  selbst  wenn  hiedurch  die  Versicherungssumme  überschritten 
würde  (M.-G.-B.  Artikel  844,  Abs.  Abweichende  Bestimmungen  gelten  bei 
zwei  Versicherungsbranchen  nämlich:  o  bei  der  Se  e  -  Versicherung  und  b  bei 
der  Fe  u  e r-  Versicherung. 

Ad  a  wird  der  Versicherer  nach  Eintritt  eines  Unfalls  berechtigt,  sich 
durch  Zahlung  der  vollen  Versicherungssumme  von  allen  weiteren  Verbindlich- 
keiten aus  dem  Vertrage,  soweit  solche  nicht  bereits  begründet  sind,  zu  befreien. 

Ad  b  findet  sich  bei  dieser  Versicherungsart  beiden  Paeiszenten  das 
Recht  eingeräumt,  nach  einem  stattgehabten  Schaden  die  Versicherung  aufzu- 
heben (bisweilen  wird  es  nur  dem  Versicherer  zugestanden),  —  oder  es  ist 
überhaupt  festgesetzt,  dass  der  Eintritt  eines  Schadens  das  Vertragsverhältnis 
beendigt  (auch  für  den  Fall,  dass  der  Schaden  zu  keinem  Ersätze  geführt 
hat).  In  den  Statuten  mancher  Feuer-Versicherungsgesellschaften  heissl  es  dem- 
gemäss  nur:  «Durch  einen  Brand  vermindert  sich  die  Versicherungssumme  um 
den  Betrag  der  zu  leistenden  Entschädigung.  >  Ferner  heisst  es  z.  B.  im  §  13, 
Abs.  2  der  allgemeinen  Bedingungen  des  deutschen  Privat-Feuerversieherungs- 
Verbandes,  dann  im  $  l(>  der  Versicliernngshedingungen  der  Aachener-Mi'inchener, 
dann  der  Berliner  Feuer- \Vrsieherungs-(iesellschafl  u.  a.  m.  wie  folgt:  «  Nach 
einem  jeden  Schaden,  gegen  welchen  nach  ^  1  Versicherung  genommen  ist, 
hat  sowohl  der  Versicherte  wie  die  Gesellschaft,  letztere  auch  nach  einem  ohne 
Schaden    an    den    versicherten   Gegenständen     verlaufenen    Brande    in  den 
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Versicherungslokalitäten  das  Recht,  mittelst  schriftlicher  Anzeige  jede  zwischen 
den  Parteien  bestehende  Versicherung  mit  Ablauf  von  2  Wochen  nach  Zustellung 
jener  Anzeige  aufzuheben.  Dieses  Recht  erlischt  jedoch,  wenn  es  nicht 
spätestens  bei  Auszahlung  der  Entschädigung  oder  wenn  der  Brand  keine 
Entschädigung  zur  Folge  hatte,  von  dem  Versicherten  nicht  binnen  Monatsfrist, 
nachdem  dies  festgestellt  ist,  und  von  der  Gesellschaft  nicht  binnen  -Monatsfrist, 
nachdem  sie  Kenntnis  von  dem  Brande  erhalten  hat,  ausgeübt  wird. » 

Uebrigcns  kann  mittelst  Vertrages  die  Versicherungssumme  auch  als 
Ma x i m a  1  betrag  der  für  alle  während  der  Versicherungszeit  ein- 
getretenen Schäden  zu  leistenden  Entschädigung  aufgestellt  werden. 

Im  Allgemeinen  sind,  wenn  ein  Schaden  eintritt,  für  die  Frage  des 
Fortbestandes  oder  der  Beendigung  der  Versicherung  zwei  Hauptfälle  möglieh, 
nämlich : 

\)  Dass  damit  notwendiger  Weise  das  ganze  Versicherungsverhältnis 
sein  Ende  erreicht,  —  weil  überhaupt  nur  ein  einziges  schadenbringendes 
Ereignis  denkbar  ist  (z.  B.  das  Ableben  eines  Menschen,  Verenden  eines 
Tieres  u.  dgl.)  oder  das  schadenbringende  Ereignis  den  ganzen  gefährdeten 
Wert  vernichtet  hat  (s.  g.  Totalschaden);  —  oder 

2)  dass  durch  den  eingetretenen  Unfall  blos  ein  Teil  des  versicherten 
"Wertes  zerstört  wurde,  —  demgemäss  also  für  den  Überrest  des  Letzteren 
die  Ersatzpflicht  des  Versicherers  fortdauert.  Dies  mu.ss  insbesondere  Demjenigen 
als  einzig  rationell  erscheinen,  welcher  der  Auffassung  Ehrenberg's  huldigt, 
wonach  dem  Prinzipe  der  Unteilbarkeit  der  Prämie  das  Prinzip  der 
Unteilbarkeit  der  Ersatzpflicht  parallel  zu  gehen  hat,  —  die  ganze 
Versicherungsperiode  als  unteilbare  Einheit  betrachtet,  daher  am  Ende  eines 
jeden  Jahres  (bezw.  nach  Beendigung  des  versicherten  Unternehmens)  sämt- 
liche Schäden  zusammengerechnet  und  bis  zur  Höhe  der  Versicherungssumme 
vergütet  werden. 

Bei  bestimmten  Versicherungszweigen  wie  bei  der  See-  und  Hagel- 
Versicherung  wird  obiges  Prinzip  in  den  Statuten  ausdrücklich  anerkannt,  — 
es  muss  auch  in  Zweifelfällen  als  geltendes  Recht  angenommen  werden. 

Schliesslich  ist  auch  eine  vorzeitige  Beendigung  des  Vertrages  möglich, 
und  zwar  lunter  Voraussetzung,  dass  er  überhaupt  als  kündbar  abgeschlossen 
wurde),  —  infolge  Kündigung  seitens  des  betreffenden  Agenten  des 
Versicherers.  Denn  dem  Versicherten  gegenüber  gilt  dieser  Agent  stets  als 
zur  Kündigung  des  Vertrages  bevollmächtigt.  —  gleichwie  auch  zu  Verhand- 
lungen über  die  Aufhebung  des  Vertrages  oder  zu  Krklärungen  betreff  seiner 
Erlöschung  oder  weiteren  Unverbindlichkeit;  an  welche  der  Versicherer  jeder- 
zeit gebunden  ist,  auch  wenn  der  Agent  dadurch  seine  Befugnisse  überschritten, 
mithin  den  Agentenvertrag  verletzt  hat,  —  zumal  der  Versicherte  umso  eher 
den  Agenten  als  vom  Versicherer  zu  diesem  Schritte  autorisiert  anzusehen 
befugt  ist,  als  jener  kein  erkennbares  Interesse  hat,  derartige  Erklärungen  gegen 
den  Willen  des  Versicherers  abzugeben. 

Wie  es  übrigens  betreff  der  Beendigung  des  Versicherungsvertrages  bei  den 
einzelnen  Versicherungszweigen  gehalten  wird,  darüber  werden  die  einschlügigen 
Stichwörter  Auskunft  geben.  —  siehe  insbesondere  das  Stichwort:  General- 
Versicherung. 

Quellen:  Ehrenberg,  Lewis,  « Versicherungsrecht »  —  Gebrüder  Brammer, 
«Versicherungswesen».  —  Bahr,  «Archiv  für  bürgerliches  Recht»  VII, 
S.  1(3  und  5i.  -■  Heinrichs.  «Zeitschrift»  für  H.-R.  XX,  S.  300. 

Roztocil. 
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Begräbniskassen 

(Geschichte  des  Versicherungswesens)  werden  jene  primitiven,  mehr  rudimentär 
eingerichteten  Versicherungsvereine  mit  örtlich  begrenztem  Wirkungskreise 
genannt,  welche  im  Mittelalter  entstanden  sind,  und  durch  Ansammlung  geringer 
Beiträge  ihrer  Mitglieder  sich  in  den  Stand  setzten,  beim  Ableben  der  letzteren 
die  Hinterbliebenen  mit  Aushilfen  zu  unterstützen.  Dieselben  erscheinen  geschicht- 
lich als  die  Vorbilder  unserer  heutigen  Lebensversicherungsgesellschaften  auf  den 
Todesfall. 

Nachdem  der  Ausdruck:  Sterbekasse  für  diese  Kategorie  von  Versiche- 
rungsvereinen der  weitaus  üblichere  ist,  so  werden  wir  das  Wissenswerte  hier- 
über unter  dem  Stichworte:  Sterbekassen  bringen. 


Behaltene  Ankunft 

(Behaltene  Fahrt). 

I.  Begriff.  —  Zu  den  Klauseln,  durch  die  bei  Abschluss  von  Ver- 
sicherungen abweichend  von  der  allgemeinen  Begel  die  von  dem  Versicherer 
zu  tragende  Gefahr  beschränkt  wird,  gehört  die  Klausel  «für  behaltene 
Ankunft.»  Während  der  Wortlaut  der  Klausel  zu  der  Annahme  verleiten  konnte, 
es  wolle  der  Versicherer  die  Haftung  dafür  übernehmen,  dass  die  Gegenstände, 
für  deren  behaltene  Ankunft  er  die  Versicherung  übernimmt,  in  wohlbehaltenem 
Zustande  im  Bestimmungshafen  eintreffen,  hat  doch  in  Wahrheit  die  Klausel  die 
Bedeutung,  dass  er  von  jeder  Haftung  frei  sein  will,  wenn  nur  überhaupt  eine 
Ankunft  der  Gegenstände  erfolgt. 

U.Geschichte.  —  Weder  die  Haniburgische  Assekuranz  und  Haverey-Ordnung 
von  1731  noch  das  Allgemeine  Prcussische  Landrecht  kennen  diese  Klausel.  Dagegen 
wird  sie  im  Zusammenhang  mit  der  Klausel  «frei  von  Beschädigung»  im  Niederlän- 
dischen Handelsgesetzbuch  von  1838  Art.  646  erwähnt.  Ihre  Gebräuchlichkeit  in  den 
Niederlanden  wird  auch  durch  das  Vorhandensein  einer  besonderen  Amster- 
damer Casco  Police  auf  behaltene  Ankunft  bezeugt  (Vergl.  Benceke-Nolte, 
System  des  See-Assekuranz  und  Bodmerei-Wesens,  Bd.  1,  S.  487  und  Bd.  2, 
Anhang  S.  28—30).  In  Deutschland  scheint  die  Klausel  nach  einer  in  den 
Verhandlungen  der  Kommission  zur  Beratung  eines  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuchs  (vergl.  Protokolle  S.  3670)  gefallenen  Äusserung  nicht 
allgemein  bekannt  gewesen  zu  sein.  Einen  Fall  der  Verwendung  lindet  man 
erwähnt  in  dem  ebengenannten  Werk  Rcnecke-Nolle,  Bd.  1,  S.  246.  Die 
Klausel  kommt  dort  vor  in  einer  Police  aus  dem  Jahre  1 848  des  Inhalts: 
«Diese  Versicherung  valedicrt  auf  Ben.  M.  -'2000,  so  laxiert  auf  die  behaltene 
Ankunft  des  Schiffs  («Diana»),  ohne  dass  im  Schadensfall  ein  anderer  Beweis, 
als  nur  diese  Police  zu  produzieren  ist».  Nach  Mitteilung  des  Auftrages,  der  die 
Polize  als  «Police  d'honneur»  bezeichnet,  erklären  die  Versicherer:  «Mithin  ist 
die  Versicherung,  falls  das  Schiff  nicht  zu  Dünkirchen  ankommen  sollte,  als 
Totalschaden  zu  bezahlen.  »  Ein  weiter  daselbst  erwähnter  schiedsrichterlicher 
Urteilsspruch  in  Marseille  vom  12.  März  18*9  (siehe  S.  247)  erwähnt  eine 
andere  auf  behaltene  Ankunft  desselben  Schiffs  geschlossene  Versicherung,  die 
wegen  Verletzung  der  Anzeigepflicht  für  unverbindlich  erklärt  wird. 

Eine  nähere  Regelung  der  Versicherung  « für  behaltene  Ankunft »  findet 
sich  im  Revidierten  allgemeinen  Plan  hamburgischer  See- Versicherungen  (Neues 
Archiv  für  Handelsrecht  Bd.  4,  1860,  S.  180).  Es  heisst  daselbst  in  §  41: 
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« Ist  die  Versicherung  genommen  « für  behaltene  Ankunft » 

a)  auf  das  Casco  oder  die  Fracht, 

so  ist  der  Versicherer  nur  dann  zur  Zahlung  verbunden,  wenn  das  Schiff  ganzlich 
verunglückt,  wenn  es  auf  seiner  Heise  in  Havarie  unter  ordnungsmässiger 
Besichtigung  zur  Reparatur  gänzlich  unfähig  befunden,  oder  wenn  es  für  gute 
Prise  erklärt  wird.  Dagegen  ist  der  Versicherer  von  aller  Verbindlichkeit  frei, 
wenn  das  Abbringen  des  Schiffes  willkürlich  unterbleibt,  oder  die  Reparatur 
unterlassen  wird,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Taxation  des  Schadens  den 
Wert  des  Schiffes  übersteigt,  oder  die  Reparatur  solchen  Wert  würde  über- 
stiegen haben: 

b)  auf  Waren,  imaginären  Gewinn,  Provision  oder  Courtage ,  so  ist  der 
Versicherer  mir  dann  verantwortlich,  wenn  die  Waarcn  wegen  Seeschäden  den 
Bestimmungsort  nicht  erreichen  oder  für  gute  Prise  erklärt  werden. 

Der  Versicherer  ist  bei  dieser  Versicherung  frei  von  jeder  Havarie  grosse 
und  particuliere,  und  allen  Anhaltungskosten,  nicht  aber  den  Reclame-Kosten. 
Der  Risico  endet,  sowie  das  Schill  im  Bestimmungshafen  am  gebräuchlichen 
oder  gehörigen  Platze  den  Anker  hat  fallen  lassen. 

Der  Preussische  Kniwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  schloss  sich  in  der 
Hauptsache  in  Art.  645  der  Bestimmung  des  erwähnten  §  41  des  Revidierten 
Allg.  Plans  an  Doch  sind  in  erster  und  zweiter  Lesung  auf  Grund  eingehender 
Beratungen  (Protokolle,  S.  3314—3:119,  3068—3671  und  436*2-  436*1  noch 
wesentliche  Änderungen  vorgenommen  weiden.  Entwurf  1.  Lesung  Art.  738. 

III.  Die  Gesetzgebung.  —  Das  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch 
bestimmt  in  Art.  851: 

Abs.  1.  Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel:  «für  behaltene  Ankunft» 
abgeschlossen  ist,  so  endet  die  Gefahr  für  den  Versicherer  schon  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  das  Schiff  im  Bestimmungshafen  am  gebräuchlichen  oder 
gehörigen  Platze  den  Anker  hat  fallen  lassen  oder  befestigt  ist. 

Abs.  2.  Auch  haltet  der  Versicherer  nur: 

1)  bei  der  auf  das  Schiff  sich  beziehenden  Versicherung,  wenn  entweder 

ein  Totalverlust  eintritt,  oder  wenn  das  Schiff  abandonniert  (  Artikel  865) 

oder  in  Folge  eines  Unfalles  vor  Erreichung  des  Bestimmungshafens  wegen 

Reparatiirunl'ähigkeit    oder    wegen   Reparaturunwürdigkeil    verkauft  wird 

(Artikel  877); 

ri)  bei  der  auf  Güter  sich  beziehenden  Versicherung,  wenn  die  Güter 
oder  ein  Teil  derselben  in  Folge  eines  Unfalles  den  Bestimmungshafen  nicht 
erreichen,  insbesondere  wenn  sie  vor  Erreichung  desselben  in  Folge  eines 
Unfalles  verkauft  werden.  Erreichen  die  Güter  den  Bestimmungshafen,  so 
haftet  der  Versicherer  weder  für  eine  Beschädigung  noch  für  einen  Verlust, 
welcher  Folge  einer  Beschädigung  ist. 

Abs.  3.  Überdies  hat  der  Versicherer  in  keinem  Falle  die  in  den) 
Artikel  838  unter  Ziffer  l  —  4  erwähnten  Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten 
zu  tragen. 

Das  Handelsgesetzbuch  von  1897  weist  nur  geringe  redaktionelle  Abweich- 
ungen auf;  es  allegierl  in  Abs.  -2.  Nr.  I  statt.  Art.  865  und  877  die  §§  861  und 
873.  und  in  Abs.  :l  statt  Art.  838  unter  Ziffer  1—4  den  $  834. 

Die  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen  von  1807  stimmen  in  dem 
Art.  854  des  A.  I).  H.-G.-Ii.  entsprechenden  5;  10J  im  L'ebrigen  mit  dem  Art.  834 
überein.  doch  fehlen  in  Abs.  4J.  Nr.  1  die  Worte  «oder  wegen  Reparatur- 
unwürdjgkeit  ».  Sie  allegieren  in  Abs.  2,  Nr.  I  die  116  und  131.  deren  ersteier 
mit  Art.  S(»5  übereinstimmt,  deren  lel/lercr  indes  wesentlich  von  Art.  877 
abweicht:  und  in  Abs.  3  der  g  K4  unter  Ziffer  1—3  und  §  t>9  a.  E.,  die  sich 
mit  dem  Art.  838  nicht  vollständig  decken. 

Die  Versicheruics-Bcdingungen  der  Bremischen  See-Versiehernngs-Gcsell- 
-chaltcn.  rcvjilirt  -|S75.  enthalten  zunächst  in  £  '22  folgende  Bestimmungen. 

Abs.  1.  Im   <!;,>  u  behaltene  oder  sichere  Fahrt»   eines  Schiffes  versichert, 
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so  ist  mit  der  Ankunft  desselben  in  seinem  Bestimmungshafen  die  Versicherung 
«•Höschen.  Der  Versicherer  ist  zur  Zahlung  nur  dann  verpflichtet,  wenn  das 
Schiff  gänzlich  verunglückt,  wenn  es  durch  Seerauh  verloren  geht,  wenn  es 
von  Keindes-Iland  für  gute  Prise  erklärt,  oder  wenn  es  in  einem  Nothafen  nach 
ordnungsmässiger  Besichtigung  als  der  Reparatur  unwert  condemnirt  wird  (siehe 
S§  36,  58,  50);  oder  auch,  wenn  es  heim  Ausbleiben  aller  Nachrichten  gemäss 
den  Bestimmungen  des  t$  Gi  als  verschollen  anzunehmen  ist. 

Abs.  2.  Unterbleibt  die  Fortsetzung  der  Heise  wegen  l'nterlassung  der  von 
den  Besichtigern  angeordneten  Reparatur,  so  ist  der  Versicherer  entschlagen. 
Der  Versicherer  ist  bei  solcher  Versicherung  frei  von  jeder  Havarie  grosse  wie 
particuliere. 

§  36  der  Bremer  Bedingungen  führt  näher  aus,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen «bei  Versicherung  eines  Schiffes  oder  seiner  Frachtgelder  oder  der 
behaltenen  Fahrt  oder  behaltenen  Ankunft  desselben  die  Condemnalion  des 
Schiffes  und  der  darauf  begründete  Verkauf  desselben  in  einem  Nothafen 
anerkannt  wird»;  §  58  regelt  ferner,  in  welcher  Weise  der  Nachweis  des 
Schadens  und  seines  l'mlanges  bei  Versicherungen  auf  Casco,  behaltene  Fahrt 
oder  behaltene  Ankunft  des  Schiffes  und  Frachtgelder  dem  Versicherer  gegenüber 
geführt  werden  kann.  Aus  den  eingehenden  Bestimmungen  ist  hervorzuheben, 
dass  nach  Nr.  8,  Abs.  Üb.«  eine  Abweichung  von  dem  vorgeschriebenen 
Verfahren  den  Versicherten  nicht  präjudizieren  soll,  wenn  nur  Fracht  oder 
behaltene  Fahrt  des  Schiffes  oder  behaltene  Ankunft  desselben  auf  Grundlage 
der  (Bremer)  Bedingungen  versichert  ist,  das  Casco  selbst  dagegen  ganz  oder 
zum  grössten  Teile  auf  Grundlage  anderer  Bedingungen  oder  Gesetze.  »  In  diesem 
Falle  genügt  es  nach  Abs.  :t  daselbst,  wenn  der  Versicherte  oder  dessen 
Vertreter  bei  Ermittlung  des  Schadens  und  seines  limfanges,  sowie  der  Art 
seiner  Entstehung  nur  so  verfährt,  wie  es  entweder  das  Deutsche  Handels- 
gesetzbuch oder  dasjenige  As>ekuranzrecht  vorschreibt,  nach  welchem  das 
Casco  resp.  der  grössere  Teil  desselben  versichert  ist.»  Es  folgt  dann  noch 
nähere  Angabe,  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Condemnation  wegen 
Heparaturunwürdigkeit  anerkannt  wird.  Aus  dem  allegierten  §  50  ist  der  Abs.  10 
hier  zu  erwähnen:  nach  diesem  hat  der  Versicherer  die  zur  Ermittelung  und 
Feststellung  des  ihm  zur  Last  fallenden  Schadens  erforderlichen  Kosten,  ins- 
besondere die  Kosten  der  Besichtigung,  der  Abschätzung,  des  Verkaufs  und  der 
Anfertigung  der  Dispache  zu  tragen. 

IV.  Doktrin.  —  Die  Eingangsworte  des  Abs.  1,  in  Art.  854,  §  850, 
H.-G.-B.  und  g  102,  A.  S.-V.-B.  «Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel  «für 
behaltene  Ankunft»  abgeschlossen  ist.»  setzen  voraus,  dass  ein  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Seevcrsicherungsreehts  wirksamer  Versicherungs- 
vertrag zu  Stande  gekommen  ist.  Dies  zu  betonen  ist  nicht  unwichtig,  weil 
gerade  die  Form  des  Vertrages  mit  der  Klausel  «für  behaltene  Ankunft» 
vielfach  Veranlassung  gegeben  hat,  die  Frage,  oh  die  allgemeinen  Grundsätze 
beobachtet  sind,  näher  zu  prüfen.  Dieser  Punkt  wird  unter  V.  ludikatur  näher 
zu  erörtern  sein. 

Die  Gefahr  für  den  Versicherer  endet  schon  mit  dem  Zeitpunkt,  in 
welchem  «las  Schiff  i,-M  Bestimmungshafen  am  gebräuchlichen  oder  gehörigen 
Platze  den  Anker  hat  lallen  la-si-n  oder  befestigt  ist. 

Grundsätzlich  kann  ein  jedes  überhaupt  denkbare  Interesse,  das  Jemand 
daran  hat,  dass  Schill  oder  Ladung  die  Gefahren  der  Seeschiffahrt  bestehe, 
auch  Gegenstand  eines  mit  der  Klausel  «für  behaltene  Ankunft »  abgeschlossenen 
Vertrages  sein.  Daher  ergiebt  sich  aus  der  Bestimmung  betreffend  das  Ende 
der  Gefahr,  dass  die  sonst  im  A.  D.  II. -(5  -B.  Art.  827—8:50,  H.-G.-IJ.  v.  1807, 
§  823—82«  A.  S.-V.-B.  g  72  —  75  getroffenen  verschiedenen  Bestimmungen 
über  das  Ende  der  Gefahr,  je  nachdem  das  Schiff,  Güter,  imaginärer  Gewinn, 
Provision  (Courtage  oder  dergl.  A.  S.-V.-B.  $  73},  Fracht,  Bodmerei  und 
Havereigelder  versichert  sind,  unanwendbar  werden.    Das  Schiff  ist  demnach 
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nicht  mehr  versichert,  während  des  Zeitraums  vom  Augenhlick,  in  dem  es  den 
Anker  hat  fallen  lassen  oder  es  befestiget  ist,  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  in  dem  die 
Löschung  der  Ladung  oder  des  Ballastes  beendigt  ist,  oder  ohne  ungebührliche 
Verzögerung  beendigt  sein  würde,  oder  in  dem  ohne  vorherige  Beendigung  der 
Löschung  für  eine  neue  Heise  mit  der  Einnahme  der  Ladung  oder  des  Bal- 
lastes begonnen  wird.  Die  Güter,  der  von  ihrer  Ankunft  am  Bestimmungsort 
erwartete  sogenannte  imaginäre  Gewinn,  die  zu  verdienende  Provision,  Cour- 
tage u.  dergl.  sind  während  der  Zeit  von  dem  genannten  Augenblicke,  bis  sie 
wieder  an  Land  gelangen,  unversichert.  Die  Versicherung  der  Fracht  führt 
nicht  mehr  zu  einem  Schadensersatzanspruch  gegen  den  Versicherer,  wenn  nach 
dem  bezeichneten  Zeitpunkt  vor  dem  Wieder  an  das  Land  Gelangen  die  Güter  ver- 
loren gehen.  Das  Gleiche,  wie  bei  Schiff-,  Güter-  und  Fracht-Versicherung  gilt 
auch  von  der  Versicherung  der  Bodmerei-  und  Havereigelder,  je  nachdem  zu 
ihrer  Deckung  das  eine  oder  das  andere  dienen  soll. 

Der  Begriff  der  Ankunft  wird  dahin  näher  präcisiert,  dass  mit  Fallenlassen 
des  Ankers  oder  Befestigung  des  Schiffes,  und  zwar  mit  der  vollendeten  That- 
sache,  die  Gefahr  für  den  Versicherer  ihr  Ende  erreicht.  Allerdings  muss  dies 
am  gebräuchlichen  oder  gehörigen  Platze  geschehen  sein,  also  an  einer  Stelle,  an 
der  nach  Schiffahrtsgebrauch  oder  auf  Grund  besonderer  Anweisungen  seitens 
der  Hafenbehörden  Schiffe  der  Art,  wie  das  in  Frage  stehende,  vor  Anker  zu 
gehen  oder  festgemacht  zu  werden  pflegen.  Eine  etwaige  nachträgliche  Ver- 
änderung des  Anker-  oder  sonstigen  Liegeplatzes  im  Bestimmungshafen  führt 
nicht  zu  einem  Wiederaufleben  der  erloschenen  Versicherung,  es  sei  denn,  dass 
das  vor  Anker  gehen  oder  Befestigen  nicht  den  lokalen  Vorschriften  entsprach, 
und  daher  eine  Aenderung  vorgenommen  werden  musste. 

Neben  der  für  alle  Versicherungen  auf  behaltene  Ankunft  bezüglich  der  vor- 
zeitigen Beendigung  der  Gefahr  getroffenen  Bestimmung  enthält  das  Gesetz  und 
ebenso  die  A  S.-V.-B.  von  1807  Bestimmungen  über  den  sachlichen  Umfang 
der  von  dem  Versicherer  zu  tragenden  Gefahr.  Sie  sind  verschieden,  je  nach- 
dem die  Versicherung  sich  bezieht  a)  auf  das  Schiff,  b)  auf  Güter. 

Unter  einer  sich  auf  das  Schiff  oder  auf  Güter  beziehenden  Versicherung 
ist  nicht  dasselbe  zu  versieben,  wie  unter  einer  Versicherung  des  Schiffs  oder 
der  Güter,  mit  anderen  Worten,  nicht  eine  ein  Eigentumsinteresse  an  dem 
Schiff  oder  den  Gütern  zum  Gegenstande  habende  Versicherung.  Es  kommt 
vielmehr  in  Betracht  ein  jedes  in  Geld  schätzbare  Interesse,  das  Jemand  daran 
hat,  a)  dass  das  Schiff  die  Gefahren  der  Seeschiffahrt  besteht,  oder  b)  dtiss  die 
Ladung,  bezw.  Güter,  die  Gefahren  der  Seeschiffahrt  bestehen.  Im  Falle  a) 
bezieht  sich  die  Versicherung  auf  das  Schiff,  im  Falle  b)  auf  die  Ladung  oder 
Güter.  Dementsprechend  kann  sowohl  ein  Eigentumsinteresse  wie  ein  sonstiges 
Interesse  den  Gegenstand  der  Versicherung  bilden;  während  für  die  Versicherung 
des  Eigenlunisinteresscs  zahlreiche  andere  Vorschriften  des  Versicheningsrechts 
angewendet  werden,  eignet  sich  die  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  vor- 
zugsweise für  die  sonstigen  Interessen. 

a)  Die  sich  auf  das  Schilf  beziehende  Versicherung  mit  der  Klausel  «auf 
behaltene  Ankunft  >  bewirkt  die  Haltung  des  Versicherers,  d.  h.  seine  Ver- 
pflichtung, den  in  Folge  von  Nicht-Ankunft  im  Bestimmungshafen  dem  Ver- 
sii  lierlen  entstandenen  Schaden  zu  zahlen,  indess  nur,  wenn  die  Nicht-Ankunft 
auf  bestimmte  Seeunfälle  in  weiterem  Sinne  zurückgeführt  werden  kann.  Das 
Gesetz  und  die  A.  S.-V.-B.  von  1S07  nennen: 

a  Eintritt  eines  Tolalvei Instcs  des  Schiffes.  Ein  solcher  liegt  nach 
X  D.  H.-G.  IL  Art  858.  II. -G.  B.  von  1897,  §  851,  A.  S.-V.-B.  von  18G7, 
$  1<)9,  vor.  wenn  das  Schilf  zu  Grunde  gegangen  oder  dem  Versicherten 
ohne  Aussicht  auf  Wiedererlangung  entzogen  ist,  namentlich,  wenn  es 
unrettbar  gesunken  oder  in  seiner  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört 
oder  für  gute  Prise  erklärt  ist.  Ein  Totalverlust  des  Schiffes  wird  dadurch 
nicht  ausgeschlossen,  dass  einzelne  Teile  des  Wracks  odes  Inventars 
gerettet  sind. 
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?  Abandon  des  Schiffs,  A.  D.  H.-G.-B.,  Art.  865,  H.-G.-B.  von  1897, 
§  861,  A.  S.-V.-B.,  §  116. 

Vgl.  Artikel  «Abandon».  Die  Fällt»,  in  denen  das  deutsehe  Hecht  den 
Abandon  zulässt,  sind  beschrankt  auf  den  Kall  der  Verschollenheit  und  nach 
fruchtlosem  Verlauf  einer  Wartefrist,  Embargo,  Aufbringung,  Anhallung, 
Nehmung. 

Y  Verkauf  des  Schiffes  in  Folge  eines  Unfalles  vor  Erreichimg  des  Be- 
stimmungshafens und  zwar : 

in  nach  A  Ü.  H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  1897  wegen  Reparatur- 
unfähigkeit oder  wegen  Keparaturunwürdigkeit, 

JJ[i  nach  A.  S  -V.-B.  nur  wegen  Reparaturunfähigkeit. 
Damit  solcher  Verkauf  dem  Versicherer  gegenüber  wirksam  werde, 
ist  die  Beobachtung  der  im  A.  D.  H.-G  -B.,  Art.  877  und  H.-G.-B  von 
1897,  §  873,  bezw.  der  in  A  S  -V.-B.,  §  131,  getroffenen  bezüglichen 
Bestimmungen  erforderlich. 
Die  Haftung  des  Versicherers  ist  demnach  ausgeschlossen, 

et)  wenn  das  Schiff,  sei  es  auch  in  reparaturunfähigem  oder  reparalur- 
unwürdigem  Zustand,  im  Bestimmungshafen  eintrifft;  es  genügt,  dass  es 
noch  als  « Schiff  >  bezeichnet  werden  kann.  Eine  vollständige  Rettung  des 
Schiffsinventars  schliesst  dagegen  die  Haftung  der  Versicherers  « auf  be- 
haltene Ankunft»  nicht  aus,  denn  A.D. H.-G.-B.  Art.  85i  bezw.  H.-G.-B. 
v.  1897  §  830  u.  A. S.-V.-B.  $  102  setzen  voraus,  dass  das  Schiff  hat  einen 
Anker  fallen  lassen  oder  befestigt  ist. 

,9)  wenn  der  Abandon  wegen  Ablauf  der  Abandonfrist  unstatthaft  war; 
die  zu  Gunsten  des  Versicherten  in  A.D.  H.-G.-B.  Art.  8G9,  H.-G.-B.  v.  1897 
$  865,  A.  S.-V.-B.  §  120  Abs.  2  getroffene  Ausnahmebestimmung  ist  für 
den  P'all  der  Versicherung  «auf  behaltene  Ankunft»  nicht  anwendbar; 
sowie  wenn  der  Abandon  wegen  Vorbehalt  oder  Bedingungen  ungültig  ist. 
A.  I).  H.-G.-B.  Art.  8T0,  H.-G.-B  v.  1897,  §  866,  A.  S  -V.-B  §  121  Abs.  1, 
endlich  wenn  ein  Fall  der  rechtlichen  Unwirksamkeit  des  Abandons  vorliegt, 
A.  D.  H  -G.-B   Art.  871,  H.-G.-B.  v.  1897,  §  867,  A.  S.-V.-B.  §  122. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  kann  dadurch  eintreten,  dass  die  Ver- 
sicherung des  Schiffs,  d.  h.  des  Eigentumsinteresses  an  demselben  auf 
Grund  eines  ausländischen  Versicherungsrechts  (Gesetzes  oder  Bedingungen) 
erfolgt  ist,  während  die  Versicherung  des  sonstigen  Interesses  nach  deutschem 
Rechte  erfolgt  ist.  Der  Versicherer  ist,  insofern  der  Versicherungsvertrag 
nicht  einen  entsprechenden  Vorbehalt  zu  Gunsten  des  Versicherten  enthält, 
nicht  verpflichtet,  einen  zwar  nach  dem  ausländischen  Rechte,  nicht  aber 
nach  dem  inländischen  Hechte  zulässigen  Abandon  dem  « auf  behaltene 
Ankunft»  Versicherten  gegenüber  anzuerkennen,  obwohl  dieser,  da  er  nicht 
Eigentümer  des  Schiffes  ist,  gar  nicht  abandonnieren  kann, 
v)  Wenn  der  Verkauf  des  Schifies  stattfindet; 

ix)  ohne  dass  solcher  durch  einen  Seeunfall  veranlasst  ist. 
Zu  Gunsten  desjenigen,  der  ein  sonstiges  Interesse  « auf  behaltene 
Ankunft  »  versichert  hat,  nicht  ein  Eigentumsintcresse  an  Schiff  oder 
Fracht,  kommt  die  Bestimmung  des  A.  D.  II  -G.-B.,  Art.  825,  11  -G.-B. 
v.  18Ü7,  g  821  Ziffer  I,  A.  S.-V.-B.  §  70  Ziffer  1  nicht  zur  Anwendung, 
mit  andern  Worten  dem  Versicherten,  der  ein  sonstiges  Interesse  ver- 
sichert hat,  kann  die  mangelnde  Seetüchtigkeit  des  Schiffes  nicht 
entgegengesetzt  werden : 

Vi)  ohne  dass  die  Voraussetzungen  einer  für  den  Versicherer 
verbindlichen  Kondemnation  vorliegen. 

Auch  hier  gilt  das  oben  bezüglich  der  Schwierigkeit,  die  aus  Kon- 
kurrenz ausländischen  und  inländischen  Versicherungsrechts  entsteht, 
Ausgeführte.  Bezüglich  dieses  Dunkles  enthalten  die  Bremer  Beding- 
ungen eine  den  Verhältnissen  gerecht  werdende  Regelung  in  dem  auf- 
geführten §  58,  Nr.  8,  Abs.  2b. 
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b)  Die  sich  auf  Güter  beziehende  Versicherung  mit  der  Klausel  <auf  behaltene 
Ankunft »  bewirkt  die  Haftung  des  Versicherers,  wenn  die  Güter  oder  ein  Teil 
derselben  infolge  eines  Unfalles  den  Bestimmungshafen  nicht  erreichen,  insbe- 
sondere, wenn  sie  vor  Erreichung  desselben  infolge  eines  Unfalles  verkauft 
werden. 

Während  bei  der  auf  das  Schiff  sich  beziehenden  Versicherung  die  unter  a, 
v,  genannten  Haftungsfälle  ausschliesslich  aufgezählt  werden,  wird  bei  der 
sich  auf  (ÜUer  beziehenden  Versicherung  der  infolge  eines  Unfalls  vorgenommene 
Verkauf  vor  Erreichung  des  Bestimmungshafens  nur  beispielsweise  genannt.  Ks 
ist  aber  die  Haftung  begründet  in  jedem  Falle,  in  dem  infolge  eines  Unfalls 
der  Bestimmungsort  nicht  erreicht  wird. 

Oer  Unfall,  von  dem  hier  die  Rede  ist.  kann  .sowohl  das  Schiff  als  auch 
die  Güter  oder  entweder  Schiff  oder  Güter  betreffen.  Aber  wenn  der  Unfall  in 
solchem  Masse  das  Schiff  betroffen  hat,  dass  die  Beförderung  der  Güter  nach 
dem  Bestimmungshafen  durch  das  Schiff  unmöglich  wird,  so  ist  damit  noch  nicht 
ein  Anspruch  des  Versicherten  gegen  den  Versicherer  begründet.  Denn  es  bleibt 
die  Möglichkeit,  dass  die  Güter  mit  einem  anderen  Beförderungsmittel  den  Be- 
stimmungshafen erreichen.  Trotz  Auilösung  des  Frachtvertrages  bleibt  der 
Schiffer  nach  A.  D.  H.-G.-B.  Art  631,  H.-G.-B  v.  1891,  §  032,  berechtigt  und 
verpflichtet,  und  zwar  im  Falle  der  Dringlichkeit  auch  ohne  vorherige  Anfrage, 
je  nachdem  es  dem  Umständen  entspricht,  entweder  die  Ladung  für  Rechnung 
der  Beteiligten  mittelst  eines  anderen  Schiffes  nach  dem  Bestimmungshafen 
befördern  zu  lassen,  oder  die  Auflagerung  oder  den  Verkauf  der  Ladung  zu  be- 
wirken und  im  Fall  der  Weiterbeförderung  oder  Auflagerung,  behufs  der  Be- 
schaffung der  hierzu,  sowie  zur  Erhaltung  der  Ladung  nötigen  Mittel,  einen 
Teil  davon  zu  verkaufen,  oder  im  Falle  der  Weiterbeförderung  die  Ladung  ganz 
oder  zum  Teil  zu  verbodmen.  Indessen  würde  eine  Verletzung  der  dem  Schiffer 
obliegenden  Pflicht  dem  Versicherten  nicht  zum  Nachteil  geraten.  Denn  der 
Versicherer  trägt  nach  A.  D.  H.-G.-B.  Art.  8-24,  H.-G.-B.  v.  1897,  §  820, 
A.  S.-V.-B.,  §  09  Abs.  2  Ziffer  6,  auch  die  Gefahr  der  Unredlichkeit  oder  des 
Verschuldens  einer  Person  der  Schiffsbesatzung,  und  nur  dann  würde  dem  Ver- 
sicherer eine  wirksame  Einrede  zur  Seite  stehen,  wenn  der  Versicherte  selbst 
oder  eine  der  Personen,  die  als  seine  Vertreter  anzusehen  sind,  d.  h.  bei  Ver- 
sicherung von  Güter-  oder  imaginärem  Gewinn  Ablader,  Empfänge  oder  Car- 
gadeur  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  ein  Verschulden  träfe  (A.  D.  H.-G.-B.  Art.  825, 
§  91  v.  1897,  §  821,  A.  S.-V.-B.  §70  Ziffer  4). 

Gesetz  und  Bedingungen  beschranken  die  Haftung  des  Versicherers  indess 
nicht  auf  die  Folge  von  Seeunfällen,  sondern  reden  von  Unfällen  überhaupt.  Der 
Begriff  des  Unfalls  aber  umfasst  alle  in  A  D.  H.-G.-B.  Art.  824,  H.-G.-B.  v.  1897. 
§  820,  A.  S.-V.-B.  §  09  genannten  Gefahren,  denen  Schiff  oder  Ladung  während 
der  Dauer  der  Versicherung  ausgesetzt  sind ;  das  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass 
in  A.  D.  H.-G.-B.  Art.  865.  H.-G.-B.  v.  1897.  £  801,  A.  S.-V.-B  §  116  Abs.  2 
auch  Aufbringung.  Anhallung  und  Nehmung  als  Unfälle  bezeichnet  werden  (vergl. 
auch  die  allgemein  von  Unfall  redenden  A.  D.  H.-G.-B.  Art.  817-823,  H.-G.-B 
v.  1807,  §g  813-819.  A  S.-V.-B..  j?§  62-08». 

Dagegen  haltet  auch  bei  einer  auf  Güter  sich  beziehenden  Versicherung 
auf  behaltene  Ankunft  der  Versicherer  in  der  Hege!  nicht,  falls  die  Güter  von 
einem  Schaden  betroffen  werden,  der  durch  eine  der  im  A.  D.  H.-G.-B.,  Art.  825. 
H.-G.-B.  von  1897.  §  821.  A.  S.-V.-B.,  §  70,  Ziffer  3,  Salz  1,  genannten 
Ursachen  herbeigeführt  ist.  (Die  A.  S.-V.-B.  haben  bezüglich  der  Leckage 
be-ondcic  Bestimmungen  im  5;  106.)  Ersatz  lindet  also  in  der  Regel  auch  dann 
imlit  -lall,  wenn  der  innere  Verderb.  Schwinden,  und  soweit  Leckage  in 
Betra.-hl  kommt,  diese  zu  einem  vollzähligen  Verlust  der  Güter  geführt  hat. 
Doeh  l.t—i'ii  die  genannten  gesetzle-hi-n  HeM immungen  und  Bedingungen  den 
Versicherer  ausnahmsweise  dann  halfen,  wenn  die  Heise  durch  einen  l  nfall. 
für  den  der  Versicherer  haltet,  ungewöhnli.-h  verzögert  wird  und  verpflichten 
den  Versicherer,  den  Schaden  in  dem  Masse  zu  ersetzen,  indem  die  Verzögerung 
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dessen  Ursache  ist  Die  A.  S.-V.-B.,  §  106,  lassen  den  Versicherer  für  außer- 
gewöhnliche Leckage  haften,  wenn  bestimmte  dort  genannte  Voraussetzungen 
vorliegen.  Ob  bei  einer  solchen  außergewöhnlichen  Leckage  auch  im  Fall  der 
Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  Ersatz  zu  leisten  sein  wird,  hängt  davon 
ab,  ob  der  durch  solche  aussergewöhnliehe  Leckage  entstandene  Verlust  sich  als 
Verlust  der  Güter,  bezw.  eines.  Teils  der  tiütcr  darstellt  oder  nur  als  eine 
Beschädigung,  bezw.  Folge  einer  Beschädigung.  Es  dürfte  richtiger  sein,  die 
letztere  Alternative  anzunehmen. 

Das  Gesetz  und  die  Bedingungen  haben  es  für  erforderlich  gehalten  hinzu- 
zufügen :  « insbesondere,  wenn  sie  vor  der  Erreichung  des  Bestimmungshafens 
in  Folge  eines  Unfalls  verkauft  werden.  >  Damit  ist  zum  Ausdruck  gebracht, 
dass  der  Unfall  nicht  notwendig  der  unmittelbare  Hinderungsgrund  zu  sein 
braucht;  denn  im  Falle  eines  Verkaufs  erscheint  das  Nieht-Erreiehen  des  Be- 
stimmungshafens als  unmittelbare  Folge  eines  Veräusserungsgeschäfts,  das  seiner- 
seits nur  durch  einen  Unfall  verlasst  sein  kann.  Es  ergiebt  sich  daraus  auch 
für  den  allgemeinen  Satz:  «wenn  die  Güter  in  Folge  eines  Unfalls  den  Be- 
stimmungshafen nicht  erreichen»,  dass  der  Unfall  nicht  causa  proxima  sein 
muss,  sondern  auch  causa  remota  sein  kann. 

Gesetz  und  Bedingungen  unterscheiden :  « Die  Güter  oder  ein  Teil  der 
Güter. »  Es  hat  damit  zum  Ausdruck  gebracht  werden  sollen,  dass  die  in  einem 
Vertrage  unter  <?ine  Versicherungssumme  begriffenen  mehreren  Gegenstände  oder 
die  Gesamtheit  von  Gegenständen  (vgl.  A.  D.  H.-G.-B.,  Art.  798,  H.-G.-B.  von 
1897,  §  79 i  A.  S.-V.-B.,  §  17\  im  Fall  der  Versicherung  auf  behaltene  An- 
kunft, die  sich  auf  Güter  bezieht,  insoweit  als  eine  Summe  behandelt  wird, 
dass,  soweit  die  Voraussetzung :  Nicht-Krreichen  des  Bestimmungshafens  in  Folge 
eines  Unfalls,  auch  nur  bei  einzelnen  zu  dieser  Summe  gehörigen  Gegenständen 
vorliegt,  auch  Ersatz  vom  Versicherer  zu  leisten  ist.  Z.  B.:  Sind  von  100  Sack 
Kaffee  30  nicht  angekommen,  so  wird  Ersatz  für  die  30  geleistet,  bezw.  soweit 
nicht  ein  Eigentümerinleresse  in  Frage  steht,  wird  im  Verhältnis  von  30  zu  100 
der  Schaden  bezahlt. 

Im  zweiten  Absatz  des  Gesetzes  und  der  Bedingungen  wird  dann  auch  ausge- 
sprochen: «Erreichen  die  Güter  den  Bestimmungshafen,  so  haftet  der  Ver- 
sicherer weder  für  eine  Beschädigung  noch  für  einen  Verlust,  der  Folge  einer 
Beschädigung  ist.  »  Es  ist  mithin  jede  Haftung  des  Versicherers  ausgeschlossen, 
wenn  die  Güter  nur  überhaupt  den  Bestimmungshafen  erreichen.  Ob  davon  die 
Hede  sein  kann,  wenn  z.  B.  nur  Emballage,  wie  Fässer,  Kisten  u.  dgl.  im  Be- 
stimmungshafen eintreffen,  dürfte  nach  gleichen  Gesichtspunkten  zu  beurteilen 
sein,  wie  die  Frage,  ob  in  gleic  hem  Falle  ein  Totalverlust  vorliegt. 

Dagegen  ist  es  gleichgültig,  ob  die  thatsächlich  eingetroffenen  Gegenstände 
beschädigt  oder  nicht  beschädigt  sind,  denn  die  Haftung  für  Beschädigung  gilt 
als  ausgeschlossen;  aber  auch  der  Anspruch  auf  teilweisen  Ersatz  wegen  teil- 
weisen Verlustes  kann  ausgeschlossen  sein,  wenn  dieser  Verlust  nur  eine  Folge 
der  Beschädigung  war,  z.  B.  ein  Teil  einer  Zuckerladung  oder  Salpelerladung 
wird  durch  eindringendes  Seewasser  zerstört;  die  Zerstörung  stellt  sich  dar  als 
Folge  einer  Beschädigung.  Es  ist  endlich  aber  auch  gleichgültig,  ob  die  Güter, 
die  den  Bestimmungshafen  erreicht  haben,  noch  irgend  einen  Vermögenswert 
für  den  Versicherten  darstellen  oder  nicht,  /..  B  in  dem  Falle,  dass  Bodmerei-, 
Haverei-  oder  Berge-  und  Hülfskosten  Pfandrechte  darauf  haften,  in  einer  den 
Wert  der  angekommenen  Güter  erreichenden  Höhe. 

Im  dritten  Absatz  wird  ausgesprochen,  dass  der  Versicherer  in  keinem  Falle 
die  im  A.  D.  H.-G.-B..  Art.  838.  H  -G.-B  von  1897,  §  831,  A.  S.-V.-B.,  §  84 
und  69  erwähnten  Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten  zu  tragen  hat.  Es 
gehören  hierzu: 

1.  Die  Beiträge  zur  grossen  Haverei  mit  Einsehluss  derjenigen,  die  der 
Versicherte  selbst  wegen  eines  von  ihm  erlittenen  Schadens  zu  tragen  hat, 
sowie  ihnen  gleich  zu  achtende  Beiträge. 
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2.  Die  Aufopferungen,  die  zur  grossen  Haverei  gehören  würden,  wenn  das 
Schiff  Güter  und  zwar  andere  als  Güter  des  Rheders  an  Bord  gehabt  hätte. 

3.  Die  sonstigen  zur  Reitung  sowie  zur  Abwendung  grösserer  Nachteile 
notwendig  oder  zweckmässig  aufgewendeten  Kosten. 

4.  Die  zur  Ermittelung  und  Feststellung  des  dem  Versicherer  zur  Last 
fallenden  Schadens  erforderlichen  Kosten. 

Die  Befreiung  von  den  unter  i,  2  und  4  genannten  Leistungen  giebt  zu 
besonderen  Bemerkungen  keinen  Anlass.  Dagegen  kann  sich  angesichts  der 
Befreiung  des  Versicherers  von  der  Tragung  der  unter  3  genannten  Rettungskosten 
fragen,  ob  eine  Pflicht  des  Versicherten,  durch  Aufwendung  von  Rettungskosten 
den  Eintritt  des  die  Haftung  des  Versicherers  begründenden  Schadenfalls  abzu- 
wenden, begründet  ist,  so  dass  der  Versicherer  aus  der  Unterlassung  einen  Ein- 
wand gegen  den  Anspruch  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  erheben  könnte. 
Vorweg  mag  bemerkt  werden,  dass,  wenn  A.  D.  H.-G.-B  ,  Art.  833,  H.-G.-B. 
von  1807,  §  819,  A.  S  -V.-B.,  §  00,  den  Versicherten  verpflichten,  wenn  ein 
Unfall  sich  zuträgt,  sowohl  für  die  Rettung  der  versicherten  Sachen,  als  für  die 
Abwendung  grösserer  Nachteile  thunlichst  zu  sorgen,  die  notwendige  Voraus- 
setzung die  thatsächliche  und  rechtliche  Möglichkeit  der  Einwirkung  des  Ver- 
sicherten auf  die  von  dem  Unfall  betroffenen  versicherten  Sachen  bildet.  Da 
nun  die  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  hauptsächlich  oder  doch  vielfach 
zur  Anwendung  kommt  in  Fällen,  in  denen  ein  Eigentumsinteresse  nicht  vor- 
liegt, dem  Nicht-Eigentümer  aber  regelmässig  ein  Recht  zu  einem  Einwirken 
auf  die  versicherte  Sache  nicht  zusteht,  so  würde  die  Vorschrift  thatsächlich 
unanwendbar  sein,  wenn  weder  der  Versicherte,  noch  eine  der  Personen,  die  er 
versicherungsrechtlich  als  seine  Vertreter  anzusehen  hat,  Eigentümer  oder  sonst 
verfügungsberechtigt  ist.  Die  Frage  kann  daher  nur  in  der  Beschränkung  von 
Bedeutung  sein,  wenn  der  Versicherte  oder  ein  Vertreter  Eigentümer  der  ver- 
sicherten Sache  ist.  Das  Gesetz  und  die  Bedingungen  lassen  es  an  einer  aus- 
drücklichen Regelung  fehlen.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
Verpflichtung  des  Vorsicherten  zur  Schadensabwendung  und  die  Verpflichtung 
des  Versicherers,  die  dadurch  entstandenen  Kosten  zu  tragen,  regelmässig  mit- 
einander korrespondieren.  Indess  haben  Gesetz  und  Bedingungen  es  unter- 
lassen, die  beiden  Verpflichtungen  in  ein  Abhängigkeitsverhälluis  zu  setzen,  so 
dass,  wo  eine  Verpflichtung  des  Versicherten  besteht,  auch  stets  eine  Verpflichtung 
des  Versicherers  besteht,  und  umgekehrt,  dass,  wo  eine  Verpflichtung  des  Ver- 
sicherers wegfällt,  auch  eine  Verpflichtung  des  Versicherten  nicht  besteht.  Man 
wird  im  Falle  der  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  annehmen  müssen,  dass 
der  Versicherte,  sofern  ihm  die  Verfügungsgewalt  über  die  versicherten  Sachen 
zusieht,  weder  berechtigt  ist,  sobald  ein  Unfall  sich  ereignet,  der  in  weiterem 
Verlauf  eine  Haftung  des  Versicherers  begründen  könnte,  sich  jeder  Fürsorge 
für  die  versicherten  Sachen  zu  entschlagen,  weil  er  keinen  Anspruch  auf  Er- 
stattung der  Kosten  besitzt,  noch  verpflichtet  ist,  Kosten  aufzuwenden,  deren 
Aufwendung  ausser  Verhältnis  steht  zu  dem  Wert,  der  möglicherweise  gerettet 
werden  könnte,  sofern  der  Erfolg  nicht  sicher  ist.  Er  muss,  anders  ausgedrückt, 
so  handeln,  wie  er  nach  verständigem  Ermessen  handeln  würde,  wenn  er 
unversichert  wäre.  Es  bleibt  dabei  für  jeden  Versicherten,  der  Kenntnis  von 
dem  Liniritt  eines  die  Haftung  des  Versicherers,  wenn  auch  nur  in  weiterer 
Folge  begründenden  Unfalles  erhält ,  die  in  A.  D.  H.-G.-B.,  Art.  822,  H.-G.-B. 
von  18'J7.  4;  8I9,  A.  S.-V.-B..  §  0">.  getroffene  Vorschrift  in  Kraft,  dass  der 
Unfall  dem  Versicherer  anzuzeigen  ist:  er  muss  alsdann,  wenn  er  selbst 
Rcltungsmassregeln  nicht  für  thunluh  hall,  doch  dem  Versicherer  es  überlassen, 
ob  er  ilim  geeignel  erscheinende  Massregeln  auf  eigene  Kosten  ergreifen  will, 
selbst  wenn  bei  Gelingen  solcher  Massregeln  der  Versicherle  sich  ungünstiger 
stehen  würde,  als  bei  deren  Mis>lingcri. 

Die  bisherige  Krürtenmg  hat  sich  auf  eine  Auslegung  der  Vorschriften  des 
Gesetzes  und  der  Bedingungen  beschränkt.  Ks  erübrigt  zunächst  noch  die  prak- 
tische Bedeutung  der  Versicherung  auf  beluütene  Ankunft  darzulegen: 
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1.  Die  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  gewährt  dem  Versicherten  in 
mancher  Beziehung  geringere  Sicherheit,  als  die  ohne  solche  beschränkende 
Klausel  abgeschlossene  Daraus  ergiebt  sich,  dass  sie  vielfach  zu  einer 
billigeren  Prämie  geschlossen  werden  kann,  während  eine  ohne  solche  Klausel 
geschlossene  Versicherung,  wenn  überhaupt  sich  ein  Versicherer  findet,  vielleicht 
dem  Versicherten  einen  erheblichen  Aufwand  an  Prämie  verursachen  würde. 
Sie  eignet  sich  daher  bei  Fahrten  in  arktische  oder  antarktische  Gewässer  oder 
in  sonstige  Gewässer,  in  denen,  sei  es  zu  jeder  Jahreszeit,  sei  es  zu  bestimmten 
Jahreszeiten,  besondere  Gefahren  dem  Schiffe  drohen. 

<2.  Es  giebt  eine  Reihe  von  Interessen,  die  vorzugsweise  mit  der  Ankunft 
von  Schiff  und  Gütern,  oder  Schiff  oder  Gütern  in  Zusammenhang  stehen,  ohne 
dass  ein  Eigentumsinteresse  damit  verbunden  ist.    So  : 

a)  Das  Interesse  des  Schiffsmaklers,  der  für  die  dem  Schiffer  bezw.  der 
R hederei  bei  Ankunft  eines  Schiffes  zu  leistenden  Hülfsdienste  eine  entsprechende 
Vergütung  zu  erwarten  hat;  damit  ein  versicherbares  Interesse  vorliegt,  muss 
der  Schiffer  an  den  betreffenden  Schiffsmakler  gewiesen  sein. 

b)  Das  Interesse  des  Befrachters,  der  von  einem  Hafen,  an  dem  regel- 
mässige Verschiffungsgelegenheit  nicht  besteht,  Ladung  nach  einem  anderen 
Hafen  befördern  lassen  will  Er  hat  ein  Intersse  an  der  Ankunft  des  betreffenden 
Schiffs  in  dem  Ladeplatz  als  Abgangshafen,  da  andernfalls  mit  Auflösung  des 
Frachtvertrages  eine  Verschiffung  der  Güter  überhaupt  oder  doch  ohne  Verzug 
unmöglich  ist.  Abschluss  eines  Frachtvertrages  ist  dabei  Erfordernis  für  das 
Vorhandensein  eines  Interesses;  dem  gleich  steht  der  Fall,  dass  der  Rheder 
eigene  Güter  zu  befördern  beabsichtigt,  sofern  die  Abladung  derselben  ge- 
sichert ist. 

c)  das  Interesse  des  Kommissionärs,  dem  Güter  zum  kommissionsweisen 
Verkauf  zugesendet  werden,  an  der  Ankunft  der  Güter  wegen  der  von  dem 
Verkauf  der  Güter  nach  Ankunft  im  Bestimmungshafen  zu  erhoffenden  Pro- 
vision. 

d)  Das  Interesse  des  Maklers ,  dessen  Dienste  für  den  Verkauf  ver- 
schiffter Güter  nach  Ankunft  im  Bestimmungshafen  bereits  in  Anspruch  ge- 
nommen sind. 

e)  Das  Interesse  des  Unternehmers,  der  die  Löschung  und  Stauung  eines 
Schiffes  oder  andere  von  der  Ankunft  eines  Schiffes  abhängige  Arbeitsleistungen 
übernommen  hat. 

f)  Das  Interesse,  das  sich  an  die  Möglichkeit  eines  Gebrauchs  von  Gegen- 
ständen knüpft,  die  verschifft  sind,  z.  B  des  Fabrikanten  oder  sonstigen  Ge- 
schäftstreibenden, bestimmte  Maschinen  oder  Geräthe  u.  s.  w.,  die  sonst  für 
ihn  nicht  erhältlich  sind,  zu  erhalten. 

g)  Das  Interesse,  das  Jemand  als  Befrachter  an  der  Ankunft  der  Güter 
über  den  Wert  der  Güter  und  des  imaginären  Gewinns  hinaus  hat,  wenn  er  die 
Fracht  ohne  Anspruch  auf  Rückzahlung  im  Falle  eiues  Verlustes  dem  Ver- 
frachter vorgeschossen  hat. 

h)  Das  Irileres.se  des  Verkäufers,  das  dieser  an  Ankunft  der  verkauften 
Waren  im  Bestimmungshafen  hat,  sofern  von  dieser  Ankunft  der  Bestand  des 
Kaufgeschäfts  abhängt:  es  kann  dies  Interesse  ein  allgemeines  an  Ankunft 
der  Güter  überhaupt  oder  ein  besonderes  an  Ankunft  mit  einem  bestimmten 
Schiffe  sein,  im  letzteren  Fall  muss  Versicherung  genommen  werden  auf  be- 
haltene Ankunft  von  Schiff  und  Gütern  oder  auf  behaltene  Ankunft  der  Güter 
mit  diesem  Schiffe. 

V.  Judikatur.  —  In  zahlreichen  Fällen  hat  sich  die  Rechtsprechung  der 
Deutschen,  insbesondere  der  Hamhurgischen  Gerichte  mit  Versicherungen  zu 
beschäftigen  gehabt,  die  mit  der  Klausel  «für  behaltene  Ankunft»  abgeschlossen 
waren. 
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A.  Versicherungen  auf  Grund  des  (Revidirten)   Allgemeinen  Plans 
Hamburgischer  See- Versicherungen  (§  41). 

1  De  Chapeaurouge  &  Co.  fielen  G.  E.  Rowohl  in  Voll  macht  der  neuen 
12.  Assekuranz-Kompagnie  (Ullrich,  Sammlung  von  seerechtlichen  Erkenntnissen 
des  Handelsgerichts  zu  Hamburg  nebst  den  Entscheidungen  der  höheren 
Instanzen,  Heft  1,  S.  113,  Nr.  öi.)  Versicherung  auf  extra-imaginären  Gewinn 
einer  Ladung  auf  behaltene  Ankunft  des  Schiffes.  Die  Ladung  wurde  in  einem 
Nothafen  wegen  angeblicher  Seebeschädigung  verkauft.  Der  Versicherer  wurde 
verurteilt.  Darauf,  ob  die  Ware,  hätte  sie  den  Bestimmungsort  erreicht,  den 
versicherten  Gewinn  wirklich  würde  gewährt  haben,  kommt  es  nicht  an.  Selbst 
wenn  der  Verkauf  der  Waren  nicht  durch  ihren  befundenen  seebeschädigten 
Zustand  notwendig  bedingt  gewesen  wäre,  haftet  der  Versicherer,  weil  er  für 
etwaige  Versehen  des  Schiffers  verantwortlich  ist,  sofern  der  Verkauf  ohne  Mit- 
wirkung des  Versicherten  geschah.  —  Handelsgericht  Hamburg,  24.  Juli  1852 

2.  Peters  A  Hundesser,  gegen  G.  U.  Moller,  in  Vollmacht  der  Neuen 
fünften  Assekuranz-Kompagnie  (Sammlung  von  Erkenntnissen  und  Entschei- 
dungsgründen des  O.-A.-G.  zu  Lübeck  in  Hamburger  Rechtssachen.  Bd.  3.  S.  85  ff. 
und  Ullrich  a.  a.  0.,  Heft  2,  S.  LXXXl  u.  S.  21,  Nr.  149).  Versicherung  von 
Provision  mit  der  Klausel  »auf  Güter,  die  im  Schadensfall  ihren  Bestimmungs- 
ort nicht  erreichen,  als  Totalverlust  zu  ersetzen. »  Es  wurde  in  der  Klausel  die 
Absicht  der  Kontrahenten  gefunden,  «dass  die  Versicherung  im  Wesentlichen 
nach  den  Grundsätzen  über  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  >  (§  41 )  zu 
behandeln  sei.  Demnach  hat  der  Versicherer  die  versicherte  Provision  auch  in 
dem  Falle  zu  ersetzen,  wenn  er  für  Waren,  welche  den  Bestimmungsort  nicht 
erreichen,  wegen  einer  ihn  schützenden  Klausel  keine  Vergütung  zu  geben  braucht. 
Handelsgericht  Hamburg,  19.  April  185i.  Obergericht,  10.  Juli  1854.  O.  A.  G. 
42.  Juli  185Ü. 

3.  Dr.  Brandis,  mand.  nom.  Conr.  Hinr.  Donner  gegen  W.  von  Bergen  in 
Vollmacht  der  Assekuranz-Compagnie  von  1854.  (Ullrich,  a.  a.  0.,  Heft  2, 
S.  125  N.  223).  Versicherung  von  Fracht  für  behaltene  Ankunft.  Kein  Anspruch 
gegen  den  Versicherer  wegen  Fraehtverlustes,  soweit  die  Einstellung  der  Reise 
nach  den  Bedingungen  der  abgeschlossenen  Versicherung  dem  Versicherer  gegen- 
über ungerechtfertigt  war,  wie  im  Fall  des  Abandons  wegen  Reparaturunwürdig- 
keit  bei  vorhandener  Reparaturfähigkeit ;  dagegen  in  so  weit  zulässig,  als  der 
wegen  Beschädigung  vorgenommene  Verkauf  der  Güter  in  keiner  Verbindung 
steht  mit  der  Unterlassung  der  Reparatur  des  Schiffs.  Handelsgericht  Hamburg, 
7.  November  1855,  Obergericht,  25.  Januar  1856. 

4.  August  Belm  gegen  W.  von  Bergen  in  Vollmacht  der  Assekuranz-Com- 
pagnie von  1854.  (Ullrich,  a.  a.  (>.,  Heft  2  S.  278  N.  301t.  Versicherung  auf 
behaltene  Ankunft  des  Schiffes  zu  X,  für  die  dann  gesicherte  Abnahme  einer 
Ladung,  für  die  das  Schiff  in  V  gechartert  ist."  Das  Schiff  gab,  ehe  es  den 
Ort  X  erreichte,  die  Reise  auf,  wegen  Beschädigungen  durch  Seeunfälle  :  deren 
Reparatur  verzögerte  zwar  das  Eintreffen  zu  X,  machte  aber  die  Fortsetzung 
der  Reise  nach  erfolgter  Reparatur  nicht  unmöglich.  Der  Anspruch  auf  Bezah- 
lung des  Schadens  wurde  abgewiesen,  weil  der  Versicherer  zwar  die  Ankunft 
des  Schiffes  in  ladefähigem  Zustande  garantiert  habe,  jedoch  keineswegs,  dass 
solche  Ankunft  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  erfolge.  Das  Nicht-Eintreffen  sei 
nicht  auf  einen  Seeunfall,  sondern  nur  auf  eine  Schuld  des  Schiffers  als  Ursache 
zurückzuführen.  Handelsgericht  Hamburg,  16.  Februar  1857.  Obergericht 
24.  April  1857. 

5.  Lutze  Cropp  i\:  Cic  gegen  J.  W.  Duncker,  als  Direktor  der  Norddeutschen 
Versicherungs-Gesellschaft  und  Consorten.  (Sammlung  von  Erkenntnissen  u.  s.  w. 
des  O.  \.  G.  /u  Lübeck  in  Hamburger  Rechtssachen,  Bd.  4  Abt.  1.  S.  140-150, 
und  Seebolmi.  Sammlung  secrcchthcher  Erkcnnlni>sc  des  Handelsgerichts  zu 
Hamburg.  X.  121  S.  :OS  )  Versicherung  auf  behaltene  Rückkunft  des  Schiffs 
seitens  des  Rheders  bei  einer  Reise  nach  Grünland  und  den  dortigen  Gewässern. 
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Das  Schiff  wurde  unterwegs  leck  und  von  der  Besatzung  in  sinkendem  Zustand 
verlassen,  dann  aber  geborgen.  Der  Versicherer  wurde  wegen  der  Bergungs- 
kosten in  Anspruch  genommen  und  verurteilt.  Begründung  :  Bei  einer  auf  be- 
haltene Ankunft  geleisteten  Gasen- Versicherung  fallen,  nach  dem  richtigen  Ver- 
ständnis des  §  41  des  Plans,  Bergungskosten,  mögen  dieselben  unter  die  Kate- 
gorie der  Allgemeinen-  oder  der  Particular-Havarie  zu  bringen  sein,  dem  Asse 
curadeur  im  Allgemeinen  nicht  zur  Last.  Wenn  aber  Berger  ein  in  Seenot  von 
der  Mannschaft  preisgegebenes  und  für  verloren  gehaltenes  Schiff  in  Sicherheit 
bringen,  so  stehen  die  dadurch  verursachten  Bergungskosten  den  in  §  41  ge- 
nannten Reelamekosten  gleich,  welche  den  Versicherer  der  behaltenen  Ankunft 
tieffen.  Das  verlassene,  im  Sinken  begriffene  Schiff  war  bereits  verloren ;  ausser- 
dem gelangle  es  durch  die  Bergung  in  den  Besitz  der  Berger  und  war  auch 
deshalb,  wie  in  dem  Falle,  wenn  das  Schiff  dem  Feinde  aufgebracht  worden 
wäre,  einstweilen  verloren  und  wurde  erst  durch  die  Zahlung  der  Bergungs- 
kosten wieder  frei.  Erst  dadurch  wurde  die  behaltene  Ankunft  möglich.  Handels- 
gericht Hamburg,  9.  Januar  18011  hatte  den  Versicherer  verurteilt,  Obergericht, 
1*2.  März  1860,  die  Klage  abgewiesen,  O.  A.  G.,  13.  Juni  1801  stellte  das  Han- 
delsgerichts-Erkenntnis  wieder  her. 

0.  Gellier  &  Parrau  gegen  G.  L.  W.  I wersen,  in  Vollmacht  der  k.  k.  privi- 
legierten Azienda  Assicuratrice  zu  Triest.  (Herrmann  &  Hirsch,  Sammlung  see- 
rechtlicher  Erkenntnisse  des  Handelsgerichts  zu  Hamburg,  N.  38,  S.  159  Ham- 
burgische Gerichtszeitung  180*2  S.  25).  Versicherung  von  Vorschussgeldern  auf 
behaltene  Ankunft  des  Schiffes.  Das  Schiff  wurde  im  Nothafen  infolge  einer 
Havarie  in  (iemässheit  des  französischen  Rechts,  unter  dessen  Herrschaft  es 
stand,  wegen  Reparalurunwürdigkeit  abandonnirt.  Gleichwohl  wurde  der  Anspruch 
des  Versicherten  zurückgewiesen,  weil  für  den  nach  §  -VI  zu  beurteilenden 
Versicherungs-Anspruch  der  Abandon  wegen  Beparaturunwürdigkeit  unzulässig 
ist.  Handelsgericht  Hamburg,  8.  Januar  1863,  bestätigt  vom  Obergericht 
20.  Februar  1803. 

In  Folge  der  aus  der  Abweichung  des  fremden  Rechts  von  den  Vorschriften 
des  §  11  .sich  für  den  Versicherten  ergebenden  Unzulräglichkeiten  wurde  die 
Bestimmung  in  die  Police  aufgenommen:  §  41  des  Plans  findet  keine  Anwendung." 
Auf  diese  Klausel  beziehen  sich  die  Entscheidungen  in  den  folgenden  Fällen : 

7.  Seele  <£  Rettmeyer  gegen  M.  A.  Mcntzel,  in  Vollmacht  der  Globu.s-As.se- 
curanz-Cornpagnie  (Herrmann  &  Hirsch,  a.  a.  O.  N.  158  S.  613  und  Ham- 
burgische (ierichtszeitung  1^05  S.  101),  Handelsgericht  Hamburg,  20.  April  18G5, 
bestätigt  vom  Obergericht  22.  September  lf<0ö,  sowie 

8.  Ed.  Krause  &  Cie.  wider  Ad.  Brünier  in  Vollmacht  der  5.  Rostocker 
See- Versicherung«  -  Gesellschaft  (Kierueff,  Sammlung  der  Entscheidungen  des 
O.  A   ü,  zu  Lübeck,  Bd.  3,  Nr.  124,  S.  908—101«'»). 

Der  mit  Vereinbarung  des  Ausschlusses  des  §  41  zu  verbindende  Sinn  geht, 
nach  der  vom  ().  A.  G.  am  3ii.  Dezemher  1^07  gegebenen  Auslegung,  dahin, 
..den  Versicherlen  von  den  besonderen  Kondeninations-Prinzipien  des  Allgemeinen 
Plans  zu  entbinden  und  ihn  an  dem  allgemeinen  Schicksal,  welchem  das  Schiff 
im  l  ebrigen  ordentlicher  Weise  werde  unterzogen  werden,  teilnehmen  zu  lassen": 
dementsprechend  müsse  es  genügen,  wenn  der  Schiffer  den  Bestimmungen  seines 
Landesgesetzes  gemäss  gehandelt  habe. 

In  beiden  Fällen  handelte  es  sich  um  versicherte  Vorschussgelder,  die  wie 
das  O.  A.  G.  ausführt,  weit  mehr  eine  „auf  behaltene  AnkunlV'  als  eine  unter 
den  gewöhnlichen  Bedingungen  geschlossene  Asseeuranz  ist. 

B.  Versicherung  auf  Grund  der  Bremer  Versicherungsbedingungen 

von  1854,  §  24. 

9.  Ghrisloffers  gegen  B.  Meiehers  &  Gic.  (Entscheidungen  des  Reichsober- 
handelsgericht. Bd.  8  S.  07).  Slieit  zwischen  Milrhedern  über  die  Verpflichtung 
des  einen  von  ihnen  als  Korrcspondenlihcder,  Frachtgelder  zu  versichern-  Der 
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Korrespondentrheder  hatte  auf  behaltene  Fahrt  des  Schiffes  versichert,  während 
sein  Mitrheder  glaubte,  es  habe  daneben  Versicherung  der  Frachtgelder  genommen 
werden  müssen.  Das  R.  0.  H  G.  vom  23.  November  187*2  bemerkt:  Die  Versiche- 
rung ,.auf  behaltene  oder  sichere  Fahrt4*  oder  „für  behaltene  Ankunft**  könne 
zur  Deckung  der  verschiedenartigsten  Interessen  dienen,  die  der  Versicherte 
daran  hat,  das«  das  Schiff  die  Gefahren  der  Reise  bestehe  Es  wäre  daher  an 
sich  sehr  wohl  möglich,  dass  durch  die  Versicherung  auf  behaltene  Fahrt  ein 
anderes  Interesse  der  Rhede  als  die  Frachtgelder  versichert  war.  Unter  beson- 
deren Umständen  dürfen  auch  Bruttofracht  und  Ausrüstungskosten  neben  einander 
versichert  werden,  z.  B.  in  dem  Falle,  wenn  ein  Schiff  nicht  blos  für  die 
gegenwärtige  Reise,  sondern  sogleich  auf  mehreren  Reisen  im  Voraus  ausgerüstet 
ist.  Ebenso  kann  auch  ein  höherer  Wert,  den  ein  Schiff  infolge  des  Aufenthalts 
in  bestimmten  Gewässern  hat,  durch  Versicherung  auf  behaltene  Fahrt  gedeckt 
werden. 

C.  Versicherungen  auf  Grund  der  A.  S.-V.-B.  von  1867. 

10.  Ferd.  Kob  gegen  G.  Heinr.  B.  Schultz  in  Vollmacht  der  Assekuranz- 
Compagnie  „Allemannia-'.  t  Hamburgische  HandeLsgeriehl.szeilung,  Hauptblatt  1872 
N.  29  S.  31  und  N.  318  S.  381).  Versicherung  auf  die  behaltene  Ankunft  des 
Schiffs  in  taxirter  Police,  ohne  weiteren  Nachweis  hinsichtlich  der  Taxe  Mittelst 
dieser  Versicherung  habe,  wie  das  H  G.  vom  8.  Januar  1872  annahm,  der 
Versicherte  das  Interesse,  welches  er  an  der  Ankunft  des  Schiffes  im  Bestim- 
mungshafen hatte,  versichern,  also  gegen  einen  Nachteil  sich  schützen  wollen, 
welchen  das  Nicht-Eintreffen  des  Schiffs  in  jenem  Hafen  für  ihn  zur  Folge  haben 
würde  Aus  dem  Mangel  näherer  Angabe  in  der  Police  darüber,  worin  das 
Interesse  des  Versicherten  bestehe,  ergebe  sich,  dass,  sofern  nur  der  Versicherle 
ein  versicherbares,  also  in  Geld  schätzbares  Interesse  daran  habe,  dass  das 
Schiff  den  Bestimmungshafen  erreiche,  dies  Interesse,  es  bestehe,  worin  es  wolle, 
als  versichert  gelten  solle.  Dass  eine  speziellere  Bezeichnung  des  versicherten 
Gegenstandes  zur  Gültigkeit  einer  Versicherung  nicht  erforderlich  sei,  entspreche 
den  Bedürfnissen  des  Handels,  denn  bei  Versicherungen  dieser  Art  werde  das 
zu  versichernde  Interesse  sich  nicht  immer  leicht  mit  einem  kurzen  und  un- 
zweideutigen Ausdruck  bezeichnen  lassen ;  es  werde  in  solchem  Falle  der  Ver- 
sicherte befürchten  müssen,  durch  eine  spezielle  Angabe  seines  Interesses  der 
Gefahr,  dass  die  Versicherung  später  als  ungültig  betrachtet  werde,  sich  auszu- 
setzen. Der  Versicherte  hat  dann  bei  Geltendmachung  des  Anspruchs  anzugeben, 
welches  versicherbares  Interesse  an  der  Ankunft  des  Schiffs  im  Bestimmungs- 
hafen er  hatte.  Dagegen  ist  er  von  dem  Nachweis  der  Höhe  des  Interesses  — 
dem  Versicherer  Gegenbeweis  vorbehaltlich  befreit.  —  Im  späteren  Verlauf  des 
Rechtsstreits  ergab  sich,  dass  der  Versicherle  nur  ein  Interesse  an  Ankunft  der 
mit  dem  Schiff  verladenen  Güter,  nicht  aber  an  Erhaltung  des  Schiffs  gehabt 
hatte.  Die  Klage  wurde  daher  vom  Handelsgericht  4.  Juli  1872  und  vom  Über- 
gericht 1.  November  1872  abgewiesen.  Der  Versicherer  muss  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  das  Schicksal  des  Gegenstandes,  auf  den  die  Versicherung  sich 
bezieht,  verfolgen  und  die  Ergebnisse  derselben  betreffender  Unfälle  eventuell 
kontrolliren  zu  können,  während  durch  Fassung  der  vorliegenden  Versicherung 
die  Ware,  an  welche  das  Interesse  des  Versicherten  in  der  That  geknüpft  war, 
der  Aufmerksamkeit  des  Versicherers  entzogen  wurde. 

11.  Gebrüder  Gläser  gegen  P.  .1.  Plate  als  Direktor  der  See-Assekuranz- 
Kompagnie  von  1871.  iH-G.-Z.  Hptbl.  1873.  Nr.  193,  S.  237.)  Versicherung 
übernommen  auf  extraimaginären  Gewinn,  gleichviel  wie  hoch  auf  eine  Ladung, 
auf  behaltene  Ankunft  der  Ware  mit  dem  Schiffe  von  Port-au-Prince  nach 
Hamburg.  Die  Ware  war  mit  dem  «Eberhard»  verladen;  dieser  musste  in 
Porto  Plata  kondemnirt  werden;  von  der  Ladung  wurde  ein  Teil  verkauft,  ein 
Teil  mit  der  « Freya  •  nach  Hamburg  gesandt.  H.-G.  28.  März  1873  wies  den 
Versicherten  ab,  insoweit  die  Forderung  sich  auf  den  nicht  in  Porto  Plata  ver- 
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kauften  Teil  bezog,  das  O.-G.  14.  Juli  1873  bestätigte.  Zwar  sei  solche  Ver- 
sicherung möglich,  es  fehle  indess  —  soweit  die  Klage  abgewiesen  sei  —  an 
einem  Versicherharen  Interesse,  weil  weder  ein  Verkauf  unter  der  Bedingung 
der  Ankunft  des  « Eberhard »  abgeschlossen  sei,  noch  ein  Beweis  dafür  vorläge, 
dass  die  Ware,  wenn  mit  dein  « Kberhard »  eingetroffen,  früher  angekommen 
wäre,  als  mit  der  «Freya»,  und  dass  aus  solcher  früheren  Ankunft  dem  Ver- 
sicherten Vorteil  erwachsen  wäre. 

12.  H.  J.  Merck  &  Co.  gegen  Caesar  Bollmann  in  Vollm.  der  «Germania» 
(H.-G.-Z.  Hptbl.  1876,  Nr.  77,  S.  118).  Versicherung  des  Schiffs  war  genommen 
auf  behaltene  Ankunft  mit  der  Klausel,  dass  die  Kondemnation  nicht  an  §  131 
A.  S.-V.-B.  geknüpft  sein  solle.  Das  Schiff  müsste  Capstadt  anlaufen  und  wurde 
dort  von  den  Taxatoren  für  reparaturunwürdig  erklärt  und  verkauft.  Der  An- 
spruch des  Versicherten  gegen  den  Versicherer  vom  H.-G.  15.  Juli  1875  und 
O.-G.  31.  März  1876  abgewiesen.  Die  Klausel,  dass  die  Kondemnation  nicht  an 
§  131  A.  S.-V.-B.  geknüpft  sein  solle,  lasse  zwar  im  Gegensatz  zu  §  131  auch 
die  im  A.  D.  H.-G.-B.  anerkannte  Kondemnation  wegen  Beparaturunwürdigkeit 
zu,  befreie  aber  nicht  von  den  Voraussetzungen  einer  ordnungsmäßigen  Kon- 
demnation. 

13.  Ernst  Niebuhr  jr.  gegen  die  Assekuranz-Kompagnie  (H.-G.-Z.  1876, 
Nr.  90,  S.  137).  Versicherung  für  behaltene  Ankunft  von  Mark  WdO,  zu  ver- 
dienender Kommission  auf  ca.  1903  Tons  Chili-Salpeter,  verladen  im  Schiff 
«  Marehese  Gualterio»,  von  einem  Hafen  von  Süd-Amerika  nach  Europa.  Das 
Schiff  wurde  in  Bio-de-Janeiro  kondemnirt,  die  Ware  mit  einem  andern  Schiff, 
«Pascal»,  weiter  befördert,  nach  Liverpool  gebracht  und  dort  wegen  der  in  Bio 
erwachsenen  Kosten  verkauft.  Das  Kaufgeschäft,  für  dessen  Vermittelung  der 
Versicherte  Kommissions  -  Provision  zu  erwarten  hatte,  enthielt  die  Klausel 
«Should  the  vessel  be  lost,  this  conlract  to  be  void».  (Im  Falle  Verlusts  des 
Schiffes  ist  der  Vertrag  hinfällig.)  Anspruch  des  Versicherten  vom  H.-G. 
13.  Oktober  1875  und  O.-G.  18.  Februar  1876  abgewiesen.  Die  Versicherung, 
wie  abgeschlossen,  deckt  nur  die  Ankunft  der  Güter  im  Bestimmungshafen  über- 
haupt; war  der  Kaufvertrag  durch  Verlust  des  Schiffes  aufgelöst,  so  sei  das 
Interesse  des  Versicherten  schon  verloren  gegangen  vor  Ankunft  der  Güter  im 
Bestimmungshafen.  Wollte  der  Versicherte  »ich  dagegen  schützen,  so  hätte  er 
Versicherung  nehmen  müssen  auf  behaltene  Ankunft  der  Güter  mit  dem  Schiffe. 
War  der  Kauf-Vertrag  dagegen  durch  Verlust  des  Schiffes  nicht  aufgelösst,  so 
war  das  Nicht-Eintreffen  der  Güter  im  Bestimmungshafen  als  eine  Folge  einer 
willkürlichen  Handlung  des  Verkäufers,  nicht  als  Folge  eines  Seeunfalls  anzu- 
sehen. 

14.  Albert  Hopf  gegen  die  Assekuranz-Kompagnie  «Allemania»  (H.-G.-Z. 
1876,  Hptbl.  Nr.  91,  S.  138).  Versicherung  auf  imaginären  Gewinn  einer  ge- 
kauften Ladung  auf  behaltene  Ankunft  und  Entlöschung  im  Bestimmungshafen. 
Das  Schiff  wurde  kondemnirt,  die  Ware  nach  Liverpool  gebracht.  Gekauft  war 
mit  der  Klausel:  «Should  the  vessel  be  lost,  the  contract  to  be  void»  (Siehe 
Nr.  13).  Die  Entscheidung  wurde  vom  H.-G.  13.  Dezember  1875  und  O.-G. 
18.  Februar  1876  an  Beweisführungen  geknüpft.  Wenn  der  Kaufvertrag  nicht 
hinfällig  geworden  sei,  so  hafte  der  Versicherer,  es  sei  denn,  dass  der  Ver- 
sicherte selbst  oder  sein  Vertreter  (Verkäufer  bezw.  dessen  Verkäufer)  die  Ver- 
schiffung nach  Liverpool  angeordnet  oder  genehmigt  habe.  Sei  der  Kaufvertrag 
aber  hinfällig  geworden,  so  sei  der  Versicherungsanspruch  unbegründet,  weil  der 
Versicherte  den  von  der  Ware  erhofften  Gewinn  lediglich  auf  behaltene  Ankunft 
der  Ware,  nicht  auf  behaltene  Ankunft  der  Ware  mit  dem  Schiffe  versichert 
habe;  in  diesem  Falle  habe  der  Versicherte  sein  Interesse  schon  infolge  Weiter- 
beförderung mit  einem  anderen  Schiffe  eingebüsst,  demnach  an  der  Umladung 
und  Ankunft  der  Waren  kein  Interesse  mehr  gehabt. 

15  0.  L.  Eichmann  gegen  Robert  Walstab,  in  Gen.  Vollm.  der  Allg.  Vers.« 
Ges.  «Helvetia»  (H.-G.-Z.  Hptbl.  1883,  Nr.  143,  S.  3T2).  Taxirle  Fracht-Police 
mit  der  Klausel,  dass  derjenige  Teil  der  Versicherungssumme,  welcher  nicht  als 
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Netto-Fracht  nachgewiesen  werden  kann,  als  taxirt  auf  behaltene  Ankunft  des 
Schiffes  im  nächsten  Bestimmungshafen  valediren  solle,  ohne  weiteren  Nachweis 
des  Interesses.  Das  L.-G.  21.  Dezember  1883  nahm  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  unter  Nr.  9  aufgeführten  Unheil  des  R  -O.-H.-G.  das  Vorliegen  eines  ver- 
sieherbaren  Interesses  an.  Die  Versicherung  der  Fracht  auf  behaltene  Ankunft 
sei  nichts  Anderes  als  eine  Versicherung  dos  besonderen  Interesses  am  Schiff 
für  dessen  behaltene  Ankunft.  Das  einer  derartigen  Versicherung  zu  Grunde 
liegende  Interesse  werde  in  der  Kegel  darin  bestehen,  dass  gewisse  zum  Casco 
oder  zur  Ausrüstung  gehörige  Ausgaben ,  welche  ohne  Erhöhung  des  Ver- 
sicherungswerths des  Casco  nicht  unter  Versicherung  gebracht  werden  können, 
auf  diese  Art  für  den  Fall  des  Verlustes  des  Schiffes  gedeckt  werden  sollen, 
oder  dass  durch  die  Ankunft  des  Schiffes  und  die  dadurch  bedingte  Möglichkeit 
eines  ferneren  Kracht  Verdienstes  der  Rheder  vor  Verlusten,  welche  ihm  durch 
den  Untergang  des  Schiffes  an  Krachtverdiensten  erwachsen  oder  durch  den 
Mehraufwand  bei  Erwerb  eines  anderen  Schiffes  entstehen  können,  gedeckt  sein 
wolle,  so  dass  es  an  sich  wohl  möglich  sein  könne,  dass  durch  diese  Ver- 
sicherung ein  anderes  Interesse  des  Rheders,  als  dasjenige  an  der  Einnahme 
der  Frachtgelder  versichert  sei. 

1ß.  H.  Raschen  &  Cie.  in  London  gegen  die  7.  Assekuranz-Compagnie  von 
1850  (H.-G.-Z.  Hptbl.  1884,  Nr.  CO,  S.  137)  Versicherung  auf  imaginären  Ge- 
winn auf  eine  Ladung  Palmkerne  valedirend  auf  die  behaltene  Ankunft  und 
Entlöschung  der  Waare  am  Bestimmungsort,  taxirt  zu  9000  M.  im  Schiffe 
«Ceara»  von  Afrika  (Camorun)  nach  einem  Hafen  zwischen  Havre  und  Ham- 
burg. Der  Versicherte  hatte  die  Waare  von  X  gekauft  mit  der  Klausel:  vessel 
lost  contract  to  be  void,  und  bei  behaltener  Ankunft  an  Y  weiter  verkauft.  Als 
Bestimmungsort  war  Hamburg  aufgegeben.  Die  «Ceara»  ging  infolge  von 
Strandung  total  verloren,  die  Ladung  wurde  geborgen  und  dann  von  X  direkt  an  Y 
verkauft  und  nach  Hamburg  geliefert.  Das  L.-G.  9.  Juli  1883  verurteilte  den 
Versicherer,  das  H.-O.-L.-G.  12.  December  1883  wies  die  Klage  ab,  das  R.-G. 
5.  März  1884  stellte  das  Urteil  des  L.-G.  wieder  her.  Vom  H.-O.-L.-G.  und 
R.-G.  wurde  im  Gegensatz  zum  L.-G.  angenommen,  dass  nicht  ein  besonderes 
Interesse  daran,  dass  die  Güter  mit  dem  Schiffe  €  Ceara  »  in  Hamburg  ankämen 
und  aus  diesem  Schiffe  dort  entlöscht  würden,  versichert  sei.  Während  indess 
das  H.-O.-L.-G.  annahm,  dass  die  Nicht-Ankunft  der  Ladung  in  Hamburg  für  den 
Versicherten  nicht  als  eine  Folge  des  Seeunfalls,  sondern  als  der  Aufhebung  des 
Kaufvertrages  und  des  Wegfalls  seines  Rechts  auf  die  Sache  erscheine,  geht  das 
R.-G.  davon  ans,  dass  als  wirkliche  Ursache  der  Nicht-Ankunft  des  Guts  im 
Bestimmungshafen  sich  der  Untergang  der  Schiffs  darstelle:  dass  bei  Abschluss 
der  Versicherung  keine  Anzeige  davon  gemacht  sei,  dass  mit  der  Klausel 
«vessel  lost  contract  to  he  void»  gekauft  sei,  enthalte  keine  Verletzung  der  Anzeige 
pflicht:  denn  der  Versicherer  müsse  wissen,  dass  gerade  für  den  Fall  eines  Ver- 
kaufs auf  behaltene  Ankunft  auch  Versicherung  aufbehaltene  Ankunft  indicirt  sei. 

17.  .loh.  Berenberg,  Gossler  &  Cie.  gegen  Norddeutsche  Vers. -Ges.  und 
Genossen  (H.-G.-Z.  Hptbl.  1885,  Nr.  4i.  'S.  102).  Versicherung  von  extra- 
imaginärem Gewinn  auf  behaltene  Ankunft  und  Landung  von  Gütern  mit  einem 
bestimmten  Schiff.  Das  Schiff  geriet  kurz  vor  Erreichung  des  Bestimmungs- 
hafens an  Grund.  Kin  Teil  der  G'jter  wurde  geleichtert  und  in  den  Leichtern 
nach  dem  Bestimmungshafen  gebracht,  den  übrigen  Teil  brachte  das  Schiff  nach 
erfolgter  Abbringung  selbst  dorthin.  Das  L.-G.  17.  Februar  18X5  nahm  an, 
trotz  der  l.eichterung  müssten  die  Güter  als  mit  dem  bestimmten  Schiffe  an- 
gekommen angesehen  werden:  andernfalls  fehle  es  an  dem  Nachweis  eines 
Sehadenseinti itts  und  der  Höhe  des  Schadens:  Von  diesem  Nachweise  befreie 
auch  die  Bestimmung  (|cr  Police  nicht,  dass  die  Police  als  alleiniger  Beweis  des 
Interesses  wie  der  Höhe  desselben  «In  nen  solle. 

IS.  ScInliVmakler  Theodor  Eimhke,  Fr.  Brödermann  Nachf.  gegen  C.  Götte 
Söhne  aU  Bevollmächtige  der  Magdeburger  Allg.  Vers  -A.-G  und  drei  Ge- 
nossen ill  .-C.-Z.  Hptbl.  I8SS.  Nr.  HO  S.  25:  J.    Lntsch.  des  R.-G.  in  Civ. -Sachen 
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Bd.  21,  S.  83.)  Versicherung  von  Vorschussgeldern  cauf  behaltene  Ankunft 
und  Entlöschung  des  Schiffes  mit  100  %  zu  bezahlen,  im  Falle  das  Schiff  wegen 
Seeschadens  seinen  Bestimmungsort  nicht  erreicht,  condemnirt  wird,  oder  vor 
gänzlicher  Entlöschung  verloren  wird.  Unter  Aufhebung  der  28,  39,  131  und 
-jUi7  u  s.  w.  »  Das  Schiff  musste  in  einen  Nothhafen  (St.  Cruz  auf  La  Palma) 
anlaufen  wurde  condemnirt  und  verkauft.  Es  wurde  vom  H.-O.-L.-G.  7.  Februar 
1888  und  R.  G.  15.  Mai  1888  angenommen,  dass  durch  die  Klausel  das  Risiko 
des  Versicherers  bis  zur  gänzlichen  Entlöschung  erstreckt  werde,  dass  im  übrigen 
aber  es  auf  die  Condcmnation  und  den  Verkauf  des  Schiffes  als  die  nothwendige 
oder  gerechtfertigte  Folge  des  Seeschadens  ankommen  müsse.  Dazu  genüge  die 
Thatsache  relativer  Reparaturunfähigkeit.  Durch  den  Ausschluss  des  §  131  der 
A.  S.  V.-B.  komme  das  ganze  in  den  127—128  für  die  Feststellung  von  Par- 
tialschäden vorgeschriebene  Verfahren  nicht  zur  Anwendung 

19.  Hartmann.  Martin  &  Cie.  in  Cordiff  gegen  F.  Kuhlmann  in  Vollm.  des 
Rheinisch  Westfälischen  Llovd  in  M. -Gladbach.  (H.-G-.Z.  Hptbl.  1889,  Nr.  99, 
S.  237—248  und  Nr.  120,  S.  300  ff.  1891,  Nr.  80,  S.  225.)  Versicherung  auf 
Nettofrachtgelder  und  oder  Vorschussgelder  und  oder  behaltene  Ankunft.  Sobald 
durch  Einnahmen  und  Ladung  Frachtgelder  zur  Tracht  kommen,  überträgt  sich 
das  Risiko  stillschweigend  an  behaltene  Ankunft  u.  s.  w.  auf  Nettofrachtgelder 
und  was  solche  Nettofrachtgelder  weniger  als  die  versicherte  Summe  betragen 
sollten,  dafür  bleibt  der  Risiko  auf  behaltene  Ankunft  u.  s.  w  in  Kraft.  L.-G. 
2.  Juli  1888  verurteilte  den  Versicherer,  H.-O  -L.-G.  1  Dezember  188«  wies 
die  Klage  ab,  R.-G.  2.  März  1889  hob  das  Urteil  des  H.-O.-L.-G.  auf  und  ver- 
wies die  Sache  zurück.  Es  wurde  als  der  herrschenden  Meinung  entsprechend 
anerkannt,  dass  auch  mit  einem  Pfandrecht  an  Schiff  oder  Fracht  oder  den 
sonst  den  Gefahren  der  See  anvertrauten  Gegenständen  nicht  versehene  Forder- 
ungen ein  gegen  Seeunfälle  versicherbares  Interesse  bilden  können,  wenn  zu 
ihrer  Deckung  nach  den  Anschauungen  des  Verkehrs  der  betreffende  Gegenstand 
ausschliesslich  oder  doch  zunächst  bestimmt  ist,  so  dass  eine  sonstige  Haftung 
des  Schuldners  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommt,  weil  der  Gläubiger 
seine  Befriedigung  zunächst  aus  der  fortune  de  mer  erwarten  darf  und  nicht 
sowohl  in  Rücksicht  auf  eine  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  im  Allgemeinen, 
als  vielmehr  auf  die  ihm  durch  den  der  Seegefahr  anvertrauten  speziellen  Ver- 
mögensgegenstand gewährte  Sicherheil  creditirt  hat.  Daher  wurde  das  In- 
teresse des  Versicherten  anerkannt,  der  den  Kaufpreis  für  das  von  ihm  verkaufte 
Schiff  als  Vorschussforderung  creditirt  hatte,  den  Frachtverdienst  des  Schiffes, 
soweit  er  von  dem  Rheder  zur  Deckung  des  Kaufpreises  hätte  verwendet  werden 
können,  also  den  nicht  bereits  bei  der  Abfahrt  des  Schiffes  mit  Ladung  zur 
Bezahlung  von  Schiffschulden  verausgabten  Theil  des  Frachtverdienstes  zu  ver- 
sichern. Ebenso  kann  auch  auf  behaltene  Ankunft  des  Schiffes  versichert  werden, 
soweit  nicht  Frachlverdienstc  entstehen,  die  für  den  Rheder  und  dann  für  den 
Versicherten  verfügbar  werden,  da  der  Versicherte  an  der  Fortsetzung  des 
SchiffahrLsgewerbes  mit  dem  Schiff  wegen  der  daraus  zu  bewirkenden  Befriedigung 
ein  Interesse  hat. 

In  dem  auf  erneute  Verhandlung  ergangenen  Urleil  vom  7.  Januar  1890 
bestätigt  vom  R.-G.  i.  Oktober  1890  sprach  »las  H.-O.-L.-G.  aus.  dass  bezüglich 
der  Frage,  welche  Reträge  der  Versicherte  « als  zur  Tracht  gekommene » 
Frachtgelder  .sich  anrechnen  lassen  müsse,  der  Versicherer  beweispflichtig  sei. 
Das  R.-G.  hat  Krage,  ob  die  Beweislast  richtig  verteilt  sei.  dahin  gestellt  gelassen. 

20.  Kaulleute  A.  Ritler  »V  Cie  gegen  die  Deutsche  Transport- Versicherungs- 
Gesellschaft,  vertreten  durch  ihren  Gen.-Bevolhu.  J.  Heinrich  Schmidt  in  Ham- 
burg. (H.-G.-Z.  Hptbl.  18^).  Nr.  113,  S.  283).  Versicherung  auf  behaltene  An- 
kunft des  Dampfers  « Elbe  •»  im  Bestimmungshafen  für  eine  Reise  von  Oporto 
verschiedene  Häfen  anlaufend,  oder  »lirekt  nach  Rotterdam,  mit  der  weiteren 
Klausel:  Sollte  infolge  Seeschadens  oder  <'ondemnati»>n  der  Dampfer  seinen  Be- 
stimmungsort nicht  erreichen,  so  ist  »ler  deklarirte  Betrag  als  Totalschaden  mit 
100%  zu  bezahlen.    Der  Dampfer  erlitt  auf  der  Barre  von  Oporto  Havarie, 
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die  Ladung  wurde  gelöscht,  der  Dampfer  nach  Hartlepool  geschleppt,  dort 
reparirt  und  dann  vom  Rheder  für  andere  Fahrten  verwendet. 

Der  Anspruch  gegen  den  Versicherer  wurde  vom  L-G  9  Mai  1889  u,  H  -O.-L.-G. 
1.  November  1889  abgewiesen,  da  keiner  der  drei  Fälle:  Totalverlust,  Abandon 
oder  Condemnation  des  Schiffes  vorliege.  Die  weitere  Klausel  ist  nur  bestimmt 
den  Versicherten  der  Verpflichtung  zu  überheben,  sein  Interesse  dem  Grunde 
und  der  Höhe  nach  nachzuweisen,  setzt  aber  voraus,  dass  ein  Ereignis  einge- 
treten ist,  auf  das  sich  die  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  des  Schiffes 
bezieht. 

21.  Ollgard  &  Thccrscn  in  Hamburg  gegen  Fr.  W.  Dahlström  und  Fr.  W.  A. 
Dahlström  in  Firma  F.  W.  Dahlström  in  Hamburg  als  Bevollm.  der  Arendals 
Frachtforsikringsselskab.  in  Arendal.  (H.G.-Z.  Hptbl.  1889,  Nr.  107,  S.  261 
und  1890,  Nr.  30,  S.  81).  Versicherung  für  Rechnung,  wen  es  angeht  für 
7500  M.  taxierte  Frachtgelder  des  Schiffes  «Mena»  für  die  Reise  von  Puerto 
Cabello  nach  Häfen  Europas,  mit  Ladung  gleichviel  welcher  Art  oder  Ballast. 
Was  der  Frachtbetrag  eventuell  weniger  ausmachen  wird,  als  der  versicherte 
Betrag,  valedirt  auf  behaltene  Ankunft  des  Schiffes  und  ist  ohne  weiteren  Nach- 
weis des  Interesses  mit  100%  zu  bezahlen,  falls  das  Schiff  wegen  Seeschadens 
seinen  Endbestimmungsort  nicht  erreicht  oder  condemnirt  wird.  Die  cMena» 
hat  die  Reise  von  Puerto  Cabello  ohne  Ladung  in  Ballast  angetreten  und  ist, 
nachdem  sie  Havarie  erlitten,  in  Maracaibo  unter  Beobachtung  der  massgebenden 
Bestimmungen  der  A.  S  -V  -B.  condemnirt  worden.  L.-G.  17.  April  1889 
verurteilt  den  Versicherer.  Das  H. -O.-L.-G.  erliess  zunächst  eine  Reihe  von 
Zwischenurleilen,  13.  Juli  1889,  11.  October  1889  und  wies  schliesslich  durch 
Urteil  vom  8.  November  1889  die  Klage  ab.  R.-G.  20.  Januar  1890  hob 
das  Urteil  des  H. -O.-L.-G.  auf  und  verwies  die  Sache  zurück.  Das  R.-G.  geht 
in  Übereinstimmung  mit  Entscheidung  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  15,  Nr.  40,  davon  aus, 
dass  die  durch  Vorschüsse  begründete  Schuld  der  Rhederei,  also  der  passiven 
Seile  sich  als  ein  versicherbares  Interesse  der  Rhederei  darstellt,  allerdings  nicht 
schrankenlos,  sondern  nur  dann,  wenn  die  Vorschüsse  in  Beziehung  auf  die  ver- 
sicherte Reise  und  zur  Deckung  von  im  regelmässigen  Geschäftsgange  erforder- 
lichen Ausgaben  gewährt  sind.  Solche  Vorschüsse  können  auch  den  Gegenstand 
des  bei  Abschhtss  einer  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  nicht  genannten 
Interesses  bilden.  Da.s  H -O.-L.-G.  hatte  angenommen,  dass  zwar  die 
Vorschussforderung  des  Vorschussgebers  ein  versicherbares  Interesse  darstelle, 
indess  entweder  als  thaLsächlich  erloschen,  oder  doch  wegen  schuldhaften  Ver- 
haltens des  Versicherten  so  als  ob  sie  erloschen  sei,  angesehen  werden  müsse. 

22.  N.  Jürgensen  Krog  &  Cie.  in  Flensburg  gegen  die  Norddeutsche  Vers.- 
Ges.  in  Hamburg  (H.-G.-Z.  Hptbl.  1892,  Nr.  22,  S.  69  und  Nr.  30,  S.  91).  Ver- 
sicherung auf  extraimaginären  Gewinn  auf  Palmkerne  und  auf  behaltene  An- 
kunft der  Waare  mit  dem  Schiffe  im  Bestimmungshafen  per  Segler  «  Alexandra » 
von  Lagos  nach  Flensburg.  Zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Versicherungsvertrages 
befand  sich  das  Schiff  noch  auf  der  Ausreise  nach  Lagos ;  nachdem  es  dasselbst 
mit  Einnahme  der  Palmkerne  begonnen  und  etwa  105  Tons  übernommen 
hatte,  strandete  es  und  wurde  condemnirt.  Das  Fassungsvermögen  betrug 
450  Tons.  L.-G.  10.  Juli  1891,  H.-O.-L  -G.  9.  Januar  1892  und  R.-G 
9.  März  1892  erkannten  dem  Versicherten  nur  einen  in  dem  Verhältnis,  in  dem 
die  bereits  verladene  Warenmenge  zu  dem  Fassungsvermögen  der  « Alexandra » 
stand,  entsprechenden  Bruchteil  d.  i.  '""/«o  der  Versicherungssumme  zu,  und 
wiesen  im  i  hrigen  ab.  Die  Abweisung  stützt  sich  darauf,  dass  nur  für  den 
verladenen  Teil  das  Risiko  des  Versicherers  zu  laufen  begonnen  habe.  Die 
Versicherung  decke  nur  die  Gefahr,  dass  die  verschiffte  Ware  nicht  werde 
von  dem  Schiff  getrennt  werden.  Ks  seien  nicht  zwei  Interessen  sondern  nur 
ein  Interesse  versichert.  Hätte  der  Versicherte  das  Interesse  versichern  wollen, 
das  er  an  Aufrechterhaltung  des  von  ihm  abgeschlossenen  resolutiv  bedingten 
Kaufvertrages  hatte,  so  hätte  er  Versicherung  nehmen  müssen  auf  behaltene 
Ankunft  des  Schiffes  izunächst  m  Lagos,  sodann  in  Flensburg),  nicht  dagegen 
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auf  imaginären  Gewinn  auf  die  Ware  tind  behaltene  Ankunft  derselben  mit 
dem  Schiffe. 

23.  I.  C.  W.  Möller  A  Cie.  gegen  die  Badische  Schiffahrts-Assekuranz-Ge- 
sellschaft  (H.-G.-Z  llptbl.  189J,  Nr.  'i3,  S.  73  und  1 80:t,  Nr.  9,  S.  21).  Ver- 
sicherung auf  extraimaginären  Gewinn  auf  1530  Tons  losen  Phosphat  für  be- 
haltene Ankunft  derselben,  taxirt  zu  M....  im  Dampfschiff  «  Morven »  von  Som- 
brero Island  nach  Glienken  hei  Stettin.  Her  Versicherte  hatte  die  Ladung  von 
X  gekauft  mit  der  Klausel:  «vessel  prevenled  delivering  cargo  contract  voidi 
(im  Falle  der  Verhinderung  des  Schiffes,  die  Ladung  zu  liefern,  ist  der  Vertrag 
hinfällig).  Das  Schiff  strandete,  ein  Teil  der  Ladung  wurde  geborgen;  die 
Rechte  an  den  geborgenen  Gütern  hat  X  gegen  Zahlung  von  Totalschaden 
seinen  Ladung*- \ ersicherern  abgetreten.  Das  L.-G.  12.  Juni  1S91  in  An- 
schluss  an  die  Ausführungen  des  R.-G.  im  Urteil  vom  5.  März  188'»  in  Sachen 
H.  Raschen  &  Cie.  gegen  die  7  Assekuranz-Kompagnie  von  1836  (s.  oben  Nr. 
16)  ging  davon  aus,  dass  ein  besonderes  Interesse  daran,  dass  die  Güter  gerade 
mit  dem  Schiff  « Morven »  den  Bestimmungshafen  erreichen  würden,  nicht  unter 
Versicherung  gebracht  sei,  verurteilte  indess  den  Versicherer  weil  derselbe  bei 
Abschluss  der  Versicherung  keine  Veranlassung  gehabt  habe,  zu  der  Annahme, 
der  Versicherte  habe,  wenn  das  Schiff  untergehe,  ein  Verfügungsrecht  über  das 
Gut.  Das  H  -ü  -L.-G.  vom  2.  März  1892  dagegen  blieb  im  Gegensatz  zu  dem 
R.-G. -Urteil  bei  seinem  früher  eingenommenen  Standpunkt,  indem  es  betonte, 
dass  nicht  Verletzung  einer  Anzeigepilicht  vorliege,  sondern  Versicherungen  von 
verschiedener  Tragweite.  Demnach  wurde  der  Versicherer  nur  wegen  des  auf 
den  Teil  der  Güter  entfallenden  Gewinns  für  verpflichtet  erklärt,  der  durch 
den  Unfall  des  Schiffes  unverschiffbar  nach  dem  Bestimmungsorte  geworden  sei. 
Da3  R.-G.  2.  Juli  1892  hat  die  früher  von  ihm  vertretene  Ansicht  wieder 
aufgegeben  und  das  Urteil  des  H.-O.-L.-G.  bestätigt. 

2k  H.  Wolff  in  Kollmar  als  Rheder  der  „Edith  Marv"  gegen  die  Vers -Ges. 
von  1887  in  Hamburg  (IL  G.-Z.  Hptbl.  1892.  Nr.  67,'  S.  177,  und  1893  Nr. 
20,  S.  57,  auch  Seufferts  Archiv.  Bd  48,  Nr.  208,  S.  328.  Versicherung  „auf 
behaltene  Fahrt  und  oder  Netto  Frachtgelder  des  Segelschiffes  „Edith  Mary" 
von  Pernambuco  für  die  nächste  Fracbtreise  oder  Frachtreisen  einschliesslich 
event.  Küstenreisen  laut  geschlossener  oder  zuschlicssender  Charter  und  einschliess- 
lich Versegelung  zur  Aufsuchung  einer  Fracht  oder  zum  Antritt  einer  Charter. 
Alles  in  Ballast  und  oder  mit  Ladung  irgend  welcher  Art,  ohne  Ausnahme  und 
einschliesslich  beliebigen  Aufenthalls  in  allen  Häfen  und  oder  Plätzen  ohne 
Unterbrechung  des  Risikos,  bis  das  Schiff  wieder  in  Europa  angekommen  und 
entlöscht  ist.  Der  Risiko  valedirt  für  die  volle  versicherte  Summe  für  jede 
einzelne  Reise  stets  voll  in  Kraft,  gleichviel  ob  das  Schiff  leer  liegt  oder  in 
Ballast  und  oder  mit  Ladung  fährt  oder  liegt.  Sobald  durch  Einnahme  von  Netto 
Ladung  Frachtgelder  zur  Kracht  komme,  überträgt  sich  der  Risiko  stillschweigend 
von  behaltener  Fracht  auf  Nelto-Frachtgelder ;  und  was  solche  Netto-Fracht- 
gelder  weniger  als  die  versicherte  Summe  betragen  sollten,  dafür  bleibt  der 
Risiko  auf  behaltene  Fahrt  in  Kraft.  Im  Falle  von  Totalverlust  des  Schiffes 
oder  Condemnation  desselben,  gleichviel  aus  welchem  gesetzlichen  Grunde  der- 
selbe erfolgt,  ist  die  hier  versicherte  Summe  als  Totalschaden  zum  Vollen  zu 
bezahlen,  unter  Aufhebung  der  131  und  137  der  A.  S.-V.-B.  von  1807.  — 
Das  Schiff  nahm  in  einem  kleinen  Hafenplatz,  in  der  Nähe  von  Pernambuco 
Ladung  ein,  verbrannte  und  ging  total  verloren.  L.-G.,  30.  November  1891. 
H.  O.-L-G.,  11.  Juni  1X92.  R.-G.,  11.  Januar  1*93  verurteilten  den  Ver- 
sicherer zur  Zahlung  der  vollen  Versicherungssumme.  Der  Versicherte  hatte 
nach  Inhalt  der  Polize  sein  Interesse  an  behaltener  Fahrt  nicht  nachzuweisen, 
aber  anzugeben.  Als  solches  hatte  er  bezeichnet:  das  Schiff  als  Rheder  über 
die  erste  Frachtreise  hinaus  noch  für  weitere  Frachtreisen  zu  haben,  die 
er  mit  dem  Schiffe  hätte  machen  können.  Dies  Interesse  stelle  ein  ver- 
sicherbares Interesse  an  gehofl'lem  (imaginären)  Frachtverdienst  dar.  Der 
Rheder  erhalte  durch  die  Versicherungssumme  für  Casco  und  Ausrüstung  weder 
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den  erwarteten  Gewinn  noch  die  parate  Möglichkeit  weiteren  Betriebes,  mög- 
licherweise nicht  einmal  den  wahren  Wert  des  Schiffes,  wenn  dieser  am  Ab- 
gangsort geringer  ist.  als  da,  wo  es  durch  die  Möglichkeit  des  Betriebes,  zu  dem 
es  bestimmt  ist,  erst  seinen  wahren  Wert  erhält.  Das  Interesse  des  Rheders 
daran,  dass  das  Schiff  die  Seegefahr  besteht,  um  Frachten  zu  suchen  und  er- 
langen zu  können,  sei  ein  gegenwärtiges,  zur  Zeit  der  Aussendung  bestehendes, 
durchaus  loyales,  bedeutsames  wirtschaftliches  Interesse,  das  nicht  erst  durch 
die  Versicherung  geschaffen  werde,  dessen  Versicherung  deshalb  als  Wetlasse- 
kuranz  nicht  bezeichnet  werden  könne.  Eben  so  wie  der  von  Ankunft  der  Güter 
am  Bestimmungsort  erwartete,  imaginäre  Gewinn,  stellt  auch  das  Interesse  des 
Rheders  am  Behalten  des  Schiffes  zum  weiteren  Betriebe  ein  in  Geld  schätz- 
bares Interesse  dar. 

25.  Firma  H.  Fölsch  &  Co.  gegen  die  Oberrheinische  Versicherungsgesell- 
schaft zu  Mannheim.  (H.-G.-Z.,  Hptbl.  1893  Nr.  6,  S  0  und  Nr.  64,  S.  189. 
Bolze.  Praxis  des  R.-G.  in  Civ. -Sachen,  Bd.  IG,  Nr.  454—458).  Versicherung 
auf  M  3S500,  und  zwar  M.  29  000  bei  Mund  Fester  als  Bevollmächtigten  des 
Niederländischen  Lloyd  und  M.  9500  bei  der  Oberrheinischen  Vers. -Ges.  auf 
die  behaltene  Ankunft  einer  Ladung  Salpeter  mit  den»  Schiff  „Cambridge".  Die 
Ladung  war  von  H.  Fölsch  Co.  verkauft  an  Theodor  Schmidt  in  Hamburg 
mit  der  Klausel:  should  vessel  be  lost  contract  bo  be  void ;  und  war  incl. 
imaginären  Gewinn  bereits  bei  anderen  Versicherern  versichert.  Die  ,.Cambridge" 
musstc  auf  der  Heise  von  der  Westküste  von  Südamerika  nach  Europa  in  einen 
Nothafen  wegen  erlittener  Havarien  einlaufen,  musste  dort  ihre  Ladung  löschen 
und  wurde  nach  erfolgter  Condemnation  verkauft.  Die  direkt  nach  Hamburg  be- 
stimmte Ladung  wurde  von  dem  Kapitän  der  „Cambridge"  auf  zwei  von  ihm 
gechartete  Schiffe  abgeladen  und  erreichte  mit  diesen  ihren  Bestimmungsort; 
nach  der  Ober'adung  in  den  beiden  Schiffen  war  die  Ladung  schwimmend  an 
Alexander  Oetling  tv.  Cie.  verkauft  worden,  und  zwar  zu  einem  Preise  der  nach 
Angabe  des  Versicherers  dem  Versicherten  einen  grösseren  oder  mindestens  einen 
gleichgrossen  Gewinn  gebracht  habe,  als  der  Versicherle  aus  dem  durch  Verlust 
des  Schiffes  „Cambridge"  hinfällig  gewordenen  Verkaufe  an  Theodor  Schmidt 
erzielt  haben  würde.  Nach  Gutachten  eines  gerichtlich  ernannten  Sachverstän- 
digen würde  der  Versicherte,  wenn  der  Vertrag  mit  Theodor  Schmidt  zur  Aus- 
führung gekommen  wäre,  mutmasslich  höchstens  einen  Gewinn  von  M.  13  458.30 
erzielt  haben ;  hiervon  würde  auf  den  von  dem  Versicherer  gezeichneten 
Betrag  von  M.  9500  im  Verhältnis  zu  der  Gosamtversicherungssumine  von 
M.  38500  ein  Betrag  von  M.  333 1  entfallen  sein.  L.-G  .  29.  Februar  1892 
verurteilte  unter  Abweisung  des  weitern,  insgesamt  auf  M.  9500,  gehenden 
Anspruchs  den  Versicherer  zur  Zahlung  von  M.  3331,  davon  ausgehend,  dass 
das  versicherte  Interesse  sich  nicht  höher  als  13  458.30  M.  bei  Absehluss  der 
Versicherung  gestellt  habe.  Das  H.-O.-L.-G.  vom  18.  Oktober  1892  verwarf  die 
beiderseitigen  Berufungen,  das  R.-G.  vom  4  März  IS'93  die  beiderseitigen 
Revisionen.  Der  .Mitversicherer  hatte  ohne  Klage  den  ganzen  Betrag  von 
29  000  M.  bezahlt.  Siehe  Anmerkung  unten.  Streitig  waren  folgende  Punkte: 

1.  ob  Doppel- Versicherung  vorliege     Dies  wurde  verneint,  da  beide  Versiche- 

rungen nicht  gegen  dieselbe  Gefahr  liefen :  denn  die  erst  abgeschlossene 
Versicherung  auf  die  Ladung  und  imaginären  Gewinn  schützte  den  Versicherer 
nicht  gegen  die  Gefahr  einer  Trennung  von  Schiff  und  Ladung  und  die 
daraus  sich  ergebende  Folge,  dass  ein  Verlrag  mit  Theodor  Schmidt  hin- 
fällig wurde:  gerade  flies  Interesse  aber  konnte  durch  Versicherung  aut 
behaltene  Ankunft  gedeckt  werden.  Wäre  allerdings  mit  dem  Schiffe  auch 
die  Ladung  verloren  gegangen,  so  hätte  eine  Doppelvorsieherun«  vorgelegen. 

2.  oh  die  Condemnation  dem  deutschen  Hecht,  und  überdies  den  A.  S  -V.-B. 

entspreche  Ks  wurde  angenommen.  da*s  die  Condemnation  des  englischen 
Schill',  -  ..Cambridge-*  nach  englischem  Hecht  in  gehorigerWeise  erfolgt  sei:  bei 
einer  auf  die  Ladung  sich  beziehenden  Versicherung  nach  §  102  unter 
2  A.  S.W-H.    hege  dem  Versicherten  der  Nachweis  einer  rechtmässigen 
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Condemnation  nicht  ob  ;  für  den  auf  die  behalten«  Ankunft  von  Gütern 
Versicherten  sei  die  Art  des  Unfalls,  der  die  Ankunft  verhinderte,  gleich- 
gültig; der  Versicherer  hafte  dem  so  Versicherten  für  alle  nautischen  und 
nicht  nautischen  Verschuldungen  des  Schiffers.  Die  Sehadensursaehe  stehe 
zu  Lasten  des  Versicherers. 

3.  ob  der  Versicherte  sich  den  Gewinn  auf  den  geforderten  Betrag  anrechnen 

lassen  müsse,  den  er  durch  den  späteren  Verkauf  an  Alexander  Oeding  Ä-  Cie. 
erzielt  habe.  Auch  dies  wurde  verneint,  mit  der  Begründung  :  £  115  A.  S.-V.-B. 
komme  nicht  in  Betracht,  da  der  Verkauf  nicht  während  der  Bei.se  direkt 
von  dem  Unfälle  selbst  veranlasst  und  dessen  Folge  sei.  Im  vorliegenden 
Falle  habe  die  Trennung  von  Schiff  und  Ladung  den  Verlust  des  versicherten 
Interesses  herbeigeführt;  die  weiteren  Dispositionen  über  die  Ladung  stehen 
ausser  Zusammenhang  mit  dem  versicherten  Schadensfälle.  Der  Möglichkeit 
neuen  Gewinnes  habe  die  Chance  weiteren  Verlustes  zufolge  des  ferneren 
Seetransportes  entgegengestanden:  so  wenig  an  solchem  Verluste  der  Ver- 
sicherer Teil  habe,  so  wenig  sei  ihm  ein  etwaiger  Gewinn  zu  Gute  zu 
rechnen.  Der  neue  Gewinn  sei  aus  einer  selbständigen  geschäftlichen  Unter- 
nehmung oder  Disposition  dem  Versicherten  zugeflossen,  er  beruhe  keines- 
wegs mit  Notwendigkeit  allein  auf  der  Thatsache,  dass  die  Ladung  später 
den  Bestimmungsort  erreicht  habe,  sondern  auf  davon  völlig  unabhängigen 
Verhältnissen,  wie  der  Conjunklur  des  Marktes  und  deren  Benutzung  seitens 
des  Ladungsintcresscnten.  Bei  anderer  Beurteilung  könne  kein  Unterschied 
emacht  werden  zwischen  dem  Nutzen,  welcher  aus  einem  baldigen  Ver- 
aufe  und  demjenigen,  der  sich  aus  einer  sehr  viel  späteren  Veräusserung 
ergebe  ;  damit  würde  aber  eine  ganz  willkürliche  Beteiligung  des  Ver- 
sicherers anerkannt.  Hin  ausnahmsloser  Bechtssatz,  dass  ein  Unfall  in  seinen 
thatsüchlic hen  Consequenzen  niemals  zu  einem  Glücksfalle.  —  wie  solcher 
durch  die  eingetretene  steigende  Conjunktur  im  Salpeter-Markte  und  ihre 
Benutzung  eingetreten  sei  —  für  den  Versicherten  ausschlagen  dürfe,  bestehe, 
wie  das  B.-G.  bemerkt,  für  die  Seeversicherung  nicht,  wie  denn  auch  bei 
Versicherung  imaginären  Gewinnes  es  lediglich  darauf  ankomme,  ob  zur 
Zeit  des  Vertragsabschlusses  nach  kaufmännischer  Berechnung  der 
versicherte  Gewinn  erwartet  werden  konnte,  möge  auch  zur  Zeit  des 
Lintritls  eines  Totalverlustes  die  Conjunklur  sich  so  verändert  haben,  dass 
an  Stelle  eines  erwarteten  Gewinnes  sich  ohne  den  Unfall  für  den  Ver- 
sicherten ein  Verlust  an  den  Gütern  ergeben  haben  würde.* 

4.  ob  der  Versicherte  sein  Interesse  zu  hoch  versichert  habe;  es  wurde  ange- 

nommen, dass  ein  anderes  Interesse  als  das  an  der  Aufrechterhaltung  des 
Vertrages  mit  Theodor  Schmidt  nicht  vorgelegen  habe,  dies  aber  beziffere 
sich  nur  in  der  oben  angegebenen  Höhe. 

ÜO.  Dr.  L.  Weit/.  &  Benner  in  Hamburg  gegen  die  Norddeutsche  Versieherungs- 
Gesellschaft  und  Genossen.  (II.-G.-Z.  Hptbl.  I«S03.  Nr.  ."»<),  S.  109;  vergleiche 
dazu  Aufsatz  von  Beichsgeriehtsrat  A.  Bolze,  Versicherung  imaginären  Ge- 
winnes auf  behaltene  Ankunft  einer  Ware  mit  einem  bestimmten  Schiff,  in  der 
Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht,  Bd.  42,  S.  30  — OS).  Versicherung  für 
M.  0  K)ü  auf  extraimaginären  Gewinn,  gleichviel  wie  hoch  für  die  behaltene 
Ankunft  einer  Ladung  Ouebrachoholz  mit  dem  Schilfe  ..Giuseppe  Lanata"  von 
l'ales  trina  oder  Hosario  nach  einem  brasilischen  oder  Contincntal-Ilafen.  Police- 
Klauseln:  «Im  Schadensfälle  gilt  diese  Police  als  alleiniger  Nachweis  des  Interesses 
und  der  Versicherungssumme,  welche  mit  10  >"/<>  zu  bezahlen  ist,  falls  die 
Ladung  nicht   mit  demselben  Schiff  ganz  oder  teilweise  ihre  Bestimmung  er- 


Dcr  \on  dem  Nederlandsi  hen  Lloyd  in  Vor .  nl.issung  der  von  dem  Mit- 
versicherer erwirkten  zum  erhebliche  Teil  gunsligen  Kntscheidung  gegen  IL 
Kölsch  &  Cie.  erhobene  Anspruch  auf  Kurkzahluni;  eines  Teilbctr  ges  wurde 
vom  L.-G.  '22.  April  16%  u.  IL  O.L.-G.  "21.  November  lfc9G  zurückgewiesen, 
(H.-G.-Z.  Hptbl.  18U7,  Nr.  7,  S.  13). 
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reichen  sollte.»  «In  durchstehendem  Land-  und  Wassertransport-Risiko  vom  Lager 
des  Holzes,  Umladung  jeglicher  Art  und  beliebiger  Aufenthalt  überall  einge- 
schlossen, bis  zur  Ablieferung  an  den  Empfänger  am  endgültigen  Lagerplatz  des 
Bestimmungsortes."  Die  Ladung  wurde,  nachdem  „Giuseppe  Lanata"  auf  der 
Reise  nach  Hamburg  in  Rio  de  Janeiro  leck  eingelaufen  und  condemnirt  war, 
in  das  Segelschiff  , .Orion"  umgeladen  und  mit  diesem  nach  Hamburg  weiter- 
befördert. Der  Versicherte  beansprucht  Zahlung  der  Versicherungssumme.  Das 
L.-G.  19.  Juli  1892  verurteilte  den  Versicherer  dementsprechend,  das 
H.  O.-L.-G.  in  Zwischenurteil  vom  26.  März  1893  erachtete  den  Klaganspruch 
in  der  Hauptsache  für  gerechtfertigt,  die  gegen  denselben  erhobenen  Einreden  für 
widerlegt,  und  ordnete  ferner  Ueweis  darüber  an,  ob  der  Versicherte  die  Anzeige- 
pflicht verletzt  habe  und  wies  später  —  wie  aus  dem  erwähnten  Aufsatz  von 
Bolze,  S.  38  ersichtlich  —  die  Berufung  des  Versicherers  gegen  dies  Urteil  des 
L.-G.  zurück.  Der  Versicherer  legte  zwar  Revision  ein,  zog  sie  aber  vor  der 
mündlichen  Verhandlung  zurück.  Die  Begründung  der  beiden  Instanzgerichte 
erschien  Bolze  so  bedenklich  und  der  Rechtsfall  so  interessant,  dass  er  den 
Fall  der  erwähnten  Besprechung  unterzog,  in  der  er  zu  einem  abweichenden 
Resultat  gelangt  Streitig  waren  folgende  Punkte:  1.  ob.  wie  Versicherter  be- 
hauptete, eine  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  mit  dem  Schiffe,  oder  wie 
Versicherer  behauptete,  nur  eine  Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  der  Ladung 
vorliege.  Es  wurde  angenommen,  dass  die  Klausel  ».Umladung  jeglicher  Art  ein- 
geschlossen" sich  nur  auf  solche  Umladungen  beziehe,  die  etwa  vor  der  Ein- 
ladung des  Holzes  in  den  ..Giuseppe  Lanata'1  während  des  Landtransportes  oder 
nach  der  Entlöschung  des  Schiffes  auf  dem  Wege  nach  dem  endgültigen  Lager- 
platze sich  ereignen  möchte  oder  —  wie  Bolze  bemerkt  —  auf  etwaiges  Aus- 
und  Wiedereinladen  in  den  „Giuseppe  Lanata"  selbst  im  Nothafen  und  dgl., 
dagegen  nicht  auf  die  Umladung  aus  diesem  Schiff  in  ein  anderes.  2.  ob  der 
Versicherte  ein  versicherbares  Interesse  an  der  Ankunft  der  Ware  mit  dem 
Schiffe  überhaupt  gehabt  habe.  Es  wurde  angenommen,  dass  die  Klausel:  Im 
Schadensfalle  gilt  die  Police  u.  s.  w.  den  Versicherten  zwar  vom  Beweise  seines 
Interesses  enthöbe,  und  nur  dem  Versicherer  den  Gegenbeweis,  dass  der  Ver- 
sicherte ein  Interesse  an  der  geschlossenen  Versicherung  nicht  gehabt  habe, 
offen  lasse ;  dagegen  sei  der  Versicherle  auf  Verlangen  des  Versicherers  gehalten, 
sein  Interesse  anzugeben,  und  es  sei  dann  Sache  des  Versicherers  nachzuweisen, 
dass  die  bezeichneten  Interessen  nicht  berechtigt,  bezw.  nicht  als  unter  die  vor- 
liegende Versicherung  fallende  anzuerkennen  sein.  Der  Versicherte  hatte  auf  die 
Möglichkeit  eines  Verkaufs  der  Ware  aus  dem  Schiffe,  ferner  auf  das  Interesse, 
dass  die  Ware  bei  einer  Umladung  durch  die  Witterung  leide,  endlich  auf  sein 
Interesse  an  dem  rechtzeitigen  Eintreffen  der  Ware  hingewiesen,  der  Versicherer 
dagegen  gellend  gemacht,  dass  die  Ware  von  dem  Versicherten,  einem  Fabrikanten, 
nicht  weiter  verkauft,  sondern  in  Empfang  genommen,  und  verarbeitet  worden 
sei,  dass  der  Versicherte  vielleicht  ein  Interesse  an  dem  nicht  verzögerten  Ein- 
treffen der  Ware  gehabt  habe,  aber  dies  Interesse  —  kurz  als  Zeitinteresse  zu 
bezeichnen  —  sei  durch  die  vorliegende  Versicherung  nicht  gedeckt  gewesen, 
auch  sei  es  völlig  ungewiss  gewesen,  ob  die  Ware  mit  dem  ursprünglichen 
Schiffe  früher  eingetroffen  sein  würde,  jedenfalls  habe  der  Versicherte  auf  das 
Eintreffen  der  Ware  zu  einer  bestimmten  Zeit  überhaupt  nicht  rechnen  können. 
Das  H.  O.-L.-G.  untersucht  eingehend,  ob  das  Zeit-Interesse  durch  die  Ver- 
sicherung auf  behaltene  Ankunft  mit  einem  bestimmten  Schiffe  gedeckt  werde. 
Diese  Frage  hatte  das  Obergericht  Hamburg  in  dem  oben,  Nr.  11  mitgeteilten 
Kall  Gläser  gegen  Plate,  zwar  für  möglich  erklärt,  indess  angenommen,  dass  es 
an  einem  Beweise  dafür  fehle,  das*  »he  Ware  mit  dem  ursprünglichen  Schiffe 
früher  einuetroffen  sein  würde,  und  dass  aus  .solchem  früheren  Eintreffen  dem 
Versicherten  Vorteil  erwachsen  wäre.  Das  II.  <)  -L.-(i.  nimmt  an,  dass  Fälle, 
in  denen  solcher  Ueweis  erbracht  werden  könne,  sich  sehr  wohl  konstruieren 
lassen.  /..  1!..  wenn  das  Schiff,  mit  dem  die  Ware  befördert  worden,  zur  rich- 
tigen Zeit  anlangt,  und  nur  die  Ware  infolge  eines  Seeunfalles  mit  einem  anderen 
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Schiffe  verspätet  eintrifft;  wenn  dann  nachweislich  zur  Zeit  der  Ankunft  der 
Ware  die  Preise  gesunken  seien,  oder  ein  bereits  abgeschlossener  vorteilhafter 
Verkauf  wegen  der  verspäteten  Ankunft  nicht  habe  effekluiert  werden  können, 
so  müsse  der  Versicherer  den  Schaden  tragen.  Eine  besondere  Versicherung  des 
Interesses  der  rechtzeitigen  Ankunft  —  des  Zeitinteresses  —  sei  nicht  erforder- 
lich; bei  Berechnung  des  von  der  Ankunft  der  Ware  mit  dem  Schiffe  zu 
erwartenden  Gewinnes  dürfe  auch  die  bei  normaler  Reisedauer  zu  gewärtigende 
Zeit  des  Eintreffens  mit  in  Anschlag  gebracht  werden.  Bei  einem  kaufmän- 
nischen Unternehmen,  das  den  Ankauf  und  die  Verwertung  von  zu  verschiffenden 
oder  bereits  verschifften  (schwimmenden)  Waren  zum  Gegenstande  habe,  mache 
in  der  Regel  die  Ankunftszeit  einen  nicht  unerheblichen  Faktor  der  Kalkulation 
aus.  Sie  lasse  sich  allerdings  nur  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  be- 
rechnen; das  genüge  aber  auch,  und  daher  dürfe  die  Wahrscheinlichkeit  auch 
bei  der  Versicherung  des  Gewinnes  mit  in  Anschlag  gebracht  werden.  Daher 
könne  sich  der  Gegenbeweis  des  Versicherers  nur  dahin  richten,  dass  nach  ver- 
ständiger kaufmännischer  Berechnung  solcher  Gewinn  bei  Abschluss  der  Ver- 
sicherung nicht  von  dem  Versicherten  erwartet  werden  konnte. 

(Gegen  diese  letzteren  Ausführungen  wendet  sich  Bolze:  Er  erkennt  zwar 
an,  dass  es  dem  Wesen  des  Versicherungsvertrages  nicht  widerstreitet,  wenn 
der  Versicherer  sich  verpflichtet,  in  Unglücksfällen  auch  die  Konjunkturen  zu 
tragen;  indess,  wenn  die  Waare  wohlbehalten  im  Bestimmungshafen  ankomme, 
so  erhalte  der  Versicherle  keinen  Schaden  ersetzt,  wenn  er  auch  einen  Schaden 
durch  die  Konjunktur  erlitten  habe.  Das  finde  auch  bei  Versicherung  auf  be- 
haltene Ankunft  statt.  Der  Versicherte  müsse  ein  besonderes  Interesse  haben, 
wenn  er  für  den  Fall  der  Ankunft  der  Güter  am  Bestimmungsorte  eine  Ent- 
schädigungsforderung wolle  begründen  können.  Die  Versicherung  rechtzeitiger 
Ankunft  gehöre  nicht  zu  den  Gepflogenheiten  des  Seeversicherungsgeschäfts. 
Wenngleich  nun  die  Angabe  des  Interesses  bei  Abschluss  der  Versicherungsver- 
trages auf  behaltene  Ankunft  nicht  nothwendig  sei,  vielmehr  durch  eine  abstrakte 
Formel  gegen  eine  Gefahr  versichert  sei,  so  dürfe  doch  nicht  die  Gefahr  durch 
Hereinziehung  von  Fällen  erweitert  werden,  für  welche  Versicherung  überhaupt 
nicht  gegeben  zu  werden  pflegt,  weil  angenommen  werden  müsse,  dass  der 
Versicherer  nach  den  Gepflogenheiten  des  Versicherungsverkehrs,  wenn  ihm 
bei  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  das  (Zeit-)  Interesse  benannt  wäre, 
dessen  Versicherung  zu  den  Polizebedingungen  nicht  übernommen  haben 
würde). 

27.  Theodor  Schult  gegen  die  See-Vers. -Ges.  von  i887  in  Liquidation. 
(H.-G.-Z.  Hptbl.  1&M,  N.  '27,  S.  76).  Versicherung  auf  behaltene  Fahrt  und 
Entlöschung  des  deutschen  Segelschiffes  « Don  Carlos  >  im  Endbestimmungshafen 
ohne  weiteren  Beweises  des  Betrages  und  Interesses  als  die  Polize.  Das  In- 
teresse gilt  als  erwiesen  und  ist  diese  Police  mit  100  °/o  zu  bezahlen,  falls  das 
Schiff  infolge  Seeschadens  seinen  Bestimmungsort  nicht  erreicht. 

Das  Schill  wurde  im  Nothafen  wegen  Beparaturunwürdigkeit  condemnirt. 
Der  Anspruch  des  Versicherten  vom  L.-G.  10.  Mai  1893  und  1I.-0.-L.-G. 
20.  Februar  1894  abgewiesen.  Der  Vertrag  sei  zwar  durch  die  Worte :  und 
(behaltene)  Entlöschung  bezüglich  des  Zeitpunktes  der  Endigung  der  Gefahr 
für  den  Versicherer  ausgedehnt,  falle  aber  im  übrigen  unter  §  102  A  -S.-V.-B., 
wenngleich  statt  des  dort  gebrauchten  Ausdrucks  «auf  behaltene  Ankunft >,  der 
Ausdruck  tauf  behaltene  Fahrt  >  gebraucht  sei.  Danach  sei  aber  die  Haftung 
des  Versicherers  im  Falle  einer  Condcmnation  wegen  Beparaturunwürdigkeit  aus- 
geschlossen, und  hieran  ändere  auch  die  Klausel  «zu  bezahlen,  falls  das  Schiff 
infolge  Seeschadens  seinen  Bestimmungsort  nicht  erreicht  »,  nichts,  weil  hierdurch 
die  vom  Versicherer  übernommene  Gefahr  nicht  ausgedehnt  werde. 

28.  F.  W.  Dahlström  gegen  die  Vers.-Ges.  von  1887  (H.-G.-Z.  Hptbl.  1891, 
Nr.  90  S.  281).  Versicherung  auf  behaltene  Fahrt  und  oder  Nettofrachtgelder. 
Das  Schiff  hatte  einen  nicht  zurückzahlbaren  Frachtvorschuss  erhalten  und  war 
mit  der  Ladung  gänzlich  verloren.    Die  näheren  Bedingungen  der  Police  ent- 
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sprechen  der  unter  Nr  2i  in  Sachen  Wolff  gegen  Vers. -Ges.  von  1887  mit- 
geteilten Versicherung,  ebenso  die  Entscheidungsgründe  des  H.-O.-L.-G. 

29.  Bd.  Blumenfeld  gegen  die  Norddeutsche  Vers.-Ges.  (H.-G.-Z.  Hptbl.  1895, 
Nr.  38,  S.  93).  Versicherung  von  imaginärem  Gewinn  «auf  behaltene  Ankunft  einer 
Ladung  Salpeter  mit  dem  Schiffe  .  .  .  ,  taxirt  zu  8000  M.  ohne  weiteren  Be- 
weis im  Segelschiffe  «Condor»  vom  Kanal  direkt  oder  indirekt  nach  Hamburg 
in  durchstehendem  Risiko».  Der  «Condor»  geriet  bei  Nieuwediep  auf  Grund 
und  ging  nach  London  zur  Reparatur.  Die  Ladung  wurde  in  drei  Dampfer 
übernommen  und  nach  Humburg  transportirt.  Das  L  -G  14.  November  1894 
verurteilte  den  Versicherer  zur  Zahlung  der  Versicherungssumme ,  das 
H.-O.-L.-G.  9.  Februar  1893  wies  die  Klage  in  der  Hauptsache  ab,  indem 
es  ein  Interesse  nur  anerkannte  bezüglich  der  durch  Entlöschung  der  fraglichen 
Salpeterladung  aas  Dampfern  im  Verhältnisse  zu  einer  Entlöschung  aus  einem 
Segler  entstandenen  Mehrkosten.  Streitig  war  insbesondere,  ob  der  Versicherte 
ein  Interesse  daran  gehabt  habe,  dass  die  Salpeterladung  gerade  mit  dem  be- 
stimmten Schiff  « Condor »  ankomme  Der  Versicherte  machte  geltend,  er  habe 
ein  Interesse  daran  gehabt  und  mitversichern  wollen,  dass  die  Salpeterladung 
mit  dem  bestimmten  Schiffe  zu  der  bei  Verlauf  seiner  Fahrt  mit  annährender 
Richtigkeit  feststellbaren  Zeit  in  Hamburg  ankomme,  weil  er  die  Ware  dann  zu 
höherem  Preise  hätte  verkaufen  können,  als  dies  später  bei  der  Ankunft  der 
Ware  in  den  Ersatzschiffen  möglich  gewesen  sei.  Während  das  L.-G.  sich  in 
seiner  Beurteilung  dieses  Zeitinteresses  der  Beurteilung  des  H.-O.-L.-G.  (Civ.- 
Scnat  II)  in  dem  unter  Nr.  26  mitgeteilten  Fall  VVeitz  <&  Renner  gegen  die 
Norddeutsche  Vers.-Ges.  anschloss,  stellte  sich  der  hier  erkennende  Civ  -Senat  III 
des  H  -O.-L.-G.  auf  den  Bolze'schen  Standpunkt  (siehe  unter  Nr.  27  Schluss). 

30.  Schümann  ü  Bcne  gegen  The  Hull  Underwritcrs  Association  Lim. 
(H.-G.-Z.,  Hptbl.  -1895  Nr.  97,  S.  250  und  1896,  Nr.  29,  S.  71,  Entsch.  des 
R.-G.  in  Civilsachen.  Bd.  36,  Nr.  34,  S.  130).  Versicherung  in  Höhe  von  10000  M. 
auf  die  zu  verdienende  Conimission  und  oder  imaginären  Gewinn  und,  oder 
sonstiges  Interesse  der  in  Brunswiek-Savannah  und  oder  einem  anderen  Hafen 
der  Ostküstc  Nordamerikas  einzunehmenden  Ladung  Phosphat,  valedierend  auf 
die  behaltene  Ankunft  des  Schiffes  am  Ladeplatze,  taxiert  zu  M.  10000  als 
Versicherungswert  geltend,  auf  Basis  gegenseitiger  l'bereinkunft,  ohne  weiteren 
Beweis,  im  Dampfschiff  „Haverton"  von  Sidney  (Neu-Schottland)  mit  Kohlen 
nach  Montreal  und  weiter  nach  der  Ostküste  Nordamerikas  mit  Ladung  oder 
Ballast.  Falls  infolge  Seeschadens  oder  einer  Condemnation  oben  bezeichneter 
Dampfer  seinen  Bestimmungsort  nicht  erreicht,  ist  die  versicherte  Summe  als 
Totalschaden  mit  l00"/o  zu  bezahlen.  —  Der  Dampfer  ,,Haverton"  ist  auf  der 
versicherten  Fahrt  geslrandet  und  sowohl  von  dem  Rheder  als  auch  von  den 
Casco-Versicherern  als  rettungslos  verloren  abandonniert  worden.  Der  Anspruch 
auf  die  Versicherungssumme  ist  vom  L.-G.  am  15  Dezember  189 i  abgewiesen, 
dagegen  vorn  H.  O.-L.-G.  6.  Juli  1895  zugesprochen.  Das  R -G.  11.  Januar 
1896  hat  das  Urteil  des  11.  O.-L.-G.  aufgehoben  und  zurückverwiesen.  Streitig 
war,  ob  der  Versicherte  ein  Interesse  an  der  Ankunft  gerade  des  bestimmten 
Schiffes  „Haverlon"  am  Ladeplätze  gehabt  habe.  Versicherter  machte  geltend : 
er  habe  eine  grössere  Quantität  Phosphat  in  Florida  gekauft  und  davon  u.  a. 
25!X) — 3000  Tons  mit  der  Bedingung  Juni-Juli- Verschiffung  verkauft  gehabt. 
Zur  Erfüllung  dieses  Vertrages  hätte  Versicherter  den  „Haverton"  gechartert ; 
das  Interesse  des  Versicherten  habe  also  darin  bestanden,  dass  er  durch  die 
Beladung  dieses  Dampfers  seinen  Verkaufsvertrag  habe  erfüllen  wollen  und 
können.  Dagegen  wies  der  Versicherer  darauf  hin,  dass  der  Versicherte  nicht 
ex  ..Ilaverton"  weiter  verkauft  und  daher  auch  mit  einem  anderen  Dampfer 
,.Collerton"  thatsüchlich  den  Vertrag  erfüllt  habe,  den  Versicherter  von  derselben 
Rhedcrei  gechartert  habe:  mit  dein  .,Collerlon"  sei  dann  die  Verschiffung  der 
fraglichen  Fho-phatladung  in  Erfüllung  des  von  dem  Versicherten  geschlossenen 
Vertrages  vorgenommen.  Die  Abweisung  des  Anspruchs  durch  das  L.-G.  stützte 
sich  darauf,   dass  der  Versicherle  an  dem  nach  seiner  Angabe  versicherten 
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Interesse  keine  Einbusse,  keinen  Schaden  erlitten  halte,  weil  er  den  in  Krage 
stehenden  Vertrag  durch  die  Verschiffung  mit  einem  Ersatzdampfer  erfüllt  habe. 
Das  H.  O.-L.G.  ging  davon  au«,  da*»  das  Interesse,  einen  geschlossenen  Kauf- 
vertrag erfüllen  zu  können,  .schon  an  sich  ein  völlig  legales  pekuniäres  Interesse 
sei,  nicht  nur  der  zu  erzielende  Gewinn,  sondern  auch  andere  Interessen :  Er- 
sparung  von  Lagerspesen,  Vermeidung  einer  Entwertung  der  Ware  durch  längeres 
Lagern,  Vermeidung  von  Sehadenansprüchen  u.  s.  w.  kommen  dabei  in  Betracht. 
Darnach  sei  aber  die  Existenz  eines  Interesses  dargethan,  die  Höhe  desselben 
brauche  wegen  der  Ciaasel :  Kalls  in  Folge  Seeschadens  u.  s.  w.  der  Versicherte 
nicht  erweisen,  auch  komme  es  nicht  auf  den  schliesslich  erzielten,  sondern  auf 
den  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Versicherungsvertrages  zu  erwartenden  Gewinn 
an.  Der  Einwand,  dass  der  Versicherte  thatsächlich  keinen  Schaden  erlitten  habe, 
weil  er  alsbald  einen  Ersatzdampfer  gefunden  habe,  sei  hinfällig,  mit  dem  Unter- 
gang des  „Haverton"  sei  ein  Schadensfall  im  versicherungsrechtlichen  Sinne 
gegeben,  der  Verlust  stelle  sich  ohne  Weiteres  als  ein  Totalverlust  dar.  Der  Um- 
stand, dass  es  dem  Versicherten  gelungen  sei,  nachträglich  einen  anderen 
Dampfer  zu  engagieren,  ändere  hieran  nichts  und  mache  ihn  des  einmal  be- 
gründeten Versicherungsanspruchs  nicht  verlustig.  Auf  diesen  selbständigen,  mit 
der  geschlossenen  Versicherung  ausser  Zusammenhang  stehenden  Vorgang  könne 
sich  der  Versicherer  nicht  berufen.  Es  gelte  dabei  dasselbe,  wie  was  in  dem  Kalle 
Nr.  '25  Kölsch  gegen  die  Oberrheinische  Versicherungsgesellschaft  ausgeführt  sei.  Eine 
Versicherung  auf  behaltene  Ankunft  eines  Schilfes  am  Ladeplatze  werde  zwei- 
fellos nur  für  solche  Plätze  geschlossen,  an  denen  regelmässig  nicht  auf  Schiffs- 
gelegenheit zu  rechnen  sei,  so  dass  der  Versicherte  die  Gefahr  laufe,  überhaupt 
nicht  rechtzeitig  verladen  zu  können;  hätte  nur  das  Risiko  für  den  Versicherten 
bestanden,  eventuell  eine  etwas  höhere  Kracht  zahlen  zu  müssen,  dann  wäre 
möglicherweise  die  Einrede  der  übersetzten  Taxe  begründet  gewesen.  Das  R.-G. 
dagegen  nahm  an,  gerade  daraus,  dass  das  angezeigte  Hauptinteresse  des  Ver- 
sicherten darin  bestanden  habe,  rechtzeitig  verladen  zu  können,  ergebe  sich  die 
Unbegründetheit  seines  Anspruchs;  dies  Interesse  sei  ihm  nicht  entgangen, 
da  es  ihm  gelungen  sei,  einen  Ersatzdampfer  zu  erlangen  und  mit  diesem  die 
beabsichtigte  Verladung  auszuführen.  Ein  Anspruch  auf  die  Versiche- 
rungssumme stehe  nur  zu,  wenn  und  insoweit  durch  den  Unfall  das 
versicherte  Interesse  verloren  sei  Von  dem  Kalle  Kölsch  gegen  die  Ober- 
rheinische Vers. -Ges.  unterscheide  sich  dieser  Kall  dadurch,  dass  in  jenem  die 
Erfüllung  des  Kaufvertrages  unmöglich  geworden  sei  und  die  anderweite  Ver- 
wertung der  Ware  auf  einer  selbständigen  Spekulation  beruhe,  die  mit  dem 
versicherten  Interesse  nichts  zu  thun  hatte,  während  in  diesem  Kalle  der  Ver- 
sicherte, insoweit  es  sich  um  die  Erfüllung  des  Kaufvertrages  handelte,  kein  Interesse 
daran  hatte,  dass  die  Ware  grade  mit  dem  „Haverton"'  in  Rotterdam  eintreffe. 
Wäre  die  Clause!  ,. falls  in  Kolge  Seeschadens  u.  s.  w."  dahin  zu  verstehen, 
da*s  der  Versicherte  einen  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme  auch  dann 
haben  solle,  wenn  er  eine  Einbusse  am  versicherten  lntercs.se  nicht  erleiden  würde, 
so  würde  die  Versicherung  als  Welt-Assekuranz  unwirksam  sein.  —  Die  Zurück- 
Verweisung  der  Sache  erfolgte,  zur  Entsendung  über  das  eventuell  geltend 
gemachte  Interesse,  insbesondere  die  dem  Versicherten  durch  das  Nicht-Ein- 
treffen des  versicherten  Dampfers  erwachsenen  grösseren  Unkosten,  ferner  den 
Mehrgewinn,  den  der  Versicherte  infolge  der  grösseren  Tragfähigkeit  hätte  er- 
zielen können. 

31.  Schiffsmakler  Vocke  u.  Schmidt  gegen  den  Bayerischen  Lloyd.  (H.-.G.-Z. 
Hptbl.  1890,  Nr.  110,  S.  ;3'H).j  Versicherung  «nies  Interesses  resp.  der  zu  ver- 
dienenden Kommission  auf  die  glückliche  Ankunft  des  Dampfers  «Adjutant #  mit 
einer  Ladung  Getreide.  Die  versicherte  Summe  —  5000  M.  —  ist  voll  und 
ganz  zu  bezahlen,  falls  der  Dampfer  mit  der  Waare  seinen  Bestimmungsort 
nicht  erreicht  und  zwar  ohne  Nachweis  des;  Interesses.  L.-G.  4.  Januar  181)5 
sprach  dem  Versicherten  statt  eingeklagter  5'JOO  M.  nur  einen  Betrag  von 
950  M.  zu.    Das  Urteil   ist   nicht  angefochten.    Es  wurde  angenommen,  dass 
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das  gesammte  Interesse  des  Versicherten  an  der  Ankunft  des  Dampfers  unler 
Versicherung  gebracht  sein  sollte,  und  die  zu  verdienende  Kommission  nur  als 
hauptsächlicher  Posten,  nicht  als  alleiniger  Inhalt  des  Interesses  namhaft  ge- 
macht worden  sei.  Für  das  Vorhandensein  des  Interesses  genüge  es,  dass  der 
Versicherte  begründete  Aussicht  hatte,  bei  behaltener  Ankunft  des  Schiffes  durch 
Besorgung  der  Geschäfte  des  Schiffes  Kommission,  Gebühr  für  Ausklarieren  und 
Provision  für  Vermittlung  einer  neuen  Charter  zu  verdienen.  Nichterforderlich 
ist,  dass  dem  Versicherten  bereits  ein  Hecht  auf  den  unter  Versicherung  ge- 
brachten Gewinn  zugestanden  hat.  Das  Schiff  war  an  den  Versicherten  adressirt : 
der  geschäftlichen  Übung  entspricht  es,  dass  der  Makler,  der  die  Geschäfte  des 
ankommenden  Schiffes  wahrnimmt,  in  erster  Linie  für  die  Wicdervercharterung 
desselben  sorgt.  Das  Gericht  hat  die  einzelnen  Beträge,  die  dem  Makler  hätten 
zukommen  können,  für  Einklarieren.  Ineasso  der  Fracht  und  überhaupt  sämmt- 
liche  Geschäfte  ankommender  Schiffe  von  der  Art  des  versicherten,  ferner  die 
Gebühr  für  Ausklariren  und  die  Courtage  für  Vermittelung  einer  neuen  Charter 
der  Schätzung  des  Interesses  zu  Grunde  gelegt,  dagegen  die  thatsächliche  -Mög- 
lichkeit, dass  der  Versicherte  noch  einige  Retourkommissionen  hätte  erlangen 
können,  unberücksichtigt  gelassen;  diese  würden  kein  legitimes  Verdienst  ge- 
wesen sein,  weil,  sofern  nicht  exccptionelle  rechtfertigende  Gründe  vorliegen, 
der  Schiffsmakler  durch  Ausbedingung  solcher  Retourcommi.ssion  die  Vertrags- 
treue die  er  als  Beauftragter  den  Hhedern  der  an  ihn  adressirten  Schiffe 
schuldet,  verletzt.  Die  Aussicht  auf  solchen  Gewinn  kann  nicht  als  legales, 
daher  auch  nicht  als  ein  versicherbares  Interesse  erachtet  werden  —  Der 
Dampfer  « Adjutant  >  war  von  einem  Seeunfall  betroffen:  in  Veranlassung  des 
Seeunfalls  ist  ein  anderer  Dampfer  «Garland»  nach  Hamburg  entsendet  und  an 
den  Versicherlen  adressirt.  Derselbe  Seeunfall,  der  den  Versicherten  das  ver- 
sicherte Geschäft  abgeschnitten  hatte,  hat  ihnen  ein  anderes  gewinnbringendes 
Geschäft  zugebracht.  Eine  Anrechnung  des  Verdienstes  ist  wegen  der  Selbst- 
ständigkeit des  Geschäfts  für  unzulässig  erachtet. 

VI.  Litteratur.  —  Gareis-Fuchsb erger,  «Das  Allg.  D.  H.-G-B  »  S.  1218 
und  1*219.  —  Heck,  «Das  Recht  der  grossen  Haverei »  S.  5  KL  — 
v.  Ehrenberg,  «Versicherungsrecht.  Bd.  1.  S.  305,  Note  58,  S.  307, 
Note  61.  —  Lewis,  «Lehrbuch  des  Versicherungsrechts »  S  71  und  101.  — 
Lewis,  «Das  deutsche  Scerecht  >  Bd.  2.  S.  420- £29.  —  Mako  wer,  «Das 
Allg.  D.  H  -G.-B.b,  II.  Aull.,  S  857,  8)8.  —  Heatz.  in  «Endcmann's 
Handbuch».  Bd.  L  Abth.  L  S.  385,  3S0.  —  Tecklenborg.  «System 
des  Seeversicherungswesens»  S.  241,  26S,  298,  337.  —  Voigt,  (Seebohm) 
«  Das  deutsche  Seeversicherungsrecht»  S.  19  Note,  S.  580— 59L 

Dr.  Johsnnes  Burchard 


Beitragspflicht 

in  der  Arbeiterversicherung. 

I.  In  der  deutschen  Krankenversicherung  (Gesetz  vom  10.  April  1892i 
wird  grundsätzlich  bei  den  (>rt<-  Betriebs-  Bau-  und  Innungskrankenkassen  und 
in  der  (Jeineindckrankern  ersieherung  die  Beitragslasl.  welche  durch  die 
Versicheruiigsplliehliiieri  veranla-st  wird,  zu  von  den  Arbeitgebern,  zu  V,  von 
den  Vcr-h  li'Ti.'n  getragen.  Eingezahlt  weiden  alic  Beiträge  iti  der  Hegel  vom 
Arlieilüebcr:  er  t-!  alter  hciveliligl  ni«-hl  vcrplliehtef  -.  die  auf  den  Arbeiter 
fallenden  /wei  Drittel  hei  den  Lohnzahlungen  einzuhalten.  Die  einzuhaltenden 
Beilage  kennen  hüehstens  für  zwei  aufeinander  folgende  Lohnzahlungsperioden 
aufgoummt  werden:  wird  die  Einhaltung  des  Beitrages  in  mehr  als  zwei  Lohn- 
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zahlungsperioden  unterlassen,  so  muss  der  Arbeitgeber  den  Anteil  auf  sieh 
nehmen.  Diese  Beschränkung  fällt  nur  dann  fort,  wenn  die  Beitragspflicht  des 
Versicherten  erst  durch  einen  Hechtsstreit  festgestellt  werden  rnuss  oder  wenn 
eine  Hilfskasse  das  Ausscheiden  eines  Versicherungspflichtigen  nicht  oder  nicht 
rechtzeitig  bei  der  Aufsichtsbehörde  oder  bei  der  gemeinsamen  Meldestelle 
angezeigt  hat. 

Der  Grundsatz,  dass  der  Arbeitgeber  */s  des  Gesamtbeitrages  zu  tragen  hat, 
kann  durch  statutarische  Bestimmung  einer  Gemeinde  oder  eines  weiteren 
Communalverbandes  zu  Gunsten  kleiner  Unternehmer  (ohne  Motoren  u  mit 
höchstens  2  versicherungspflichtigen  Hilfspersonen)  verlassen  werden,  d.  Ii  die 
kleinen  Unternehmer  können  von  der  Beitragsleistung  aus  eigenen  Mitteln  befreit 
werden. 

Auf  demselben  Wege  können  Hausindustrielle  von  der  Beitragsleistung  für 
die  von  ihnen  beschäftigten  Versicherungspflichtigen  befreit  werden:  in  diesen 
Fall  hat  der  Arbeitgeber,  der  den  Hausinduslriclien  beschäftigt,  an  Stelle  des 
Hausindustriellen  den  Drittelantcil  zu  übernehmen. 

Die  Regel,  dass  der  Arbeitgeber  auch  den  Anteil  des  Versicherten  vor- 
schußweise zahlen  muss,  kann  auf  Antrag  der  Gemeindekrankenversicherung 
oder  der  Ortskrankenkasse  durch  eine  widerrufliche  Anordnung  der  Aufsichts- 
behörde für  den  Fall  aufgehoben  werden,  dass  der  Arbeilgeber  mit  der  Abführung 
der  Beiträge  an  das  Versichcrungsorgan  im  Bückstande  ist  und  dass  seine 
Zahlungsunfähigkeit  im  Zwangsbeitreibungsverfahren  festgestellt  ist.  In  diesem 
Fall  muss  der  Arbeiter  seinen  Beitrag  selbst  einzahlen  und  muss  an  diese 
Pflicht  durch  Aushang  der  betr.  Anordnung  und  durch  speziellen  Hinweis  seitens 
des  Arbeitgebers  bei  jeder  Lohnzahlung  erinnert  werden. 

Die  Beiträge  sind  wöchentlich  im  Voraus  oder  an  den  durch  Gcmcindcbcschluss 
bezw.  Kassenslatul  bestimmten  anderweitigen  Terminen  zu  zahlen,  und  zwar 
solange,  bis  die  vorgeschriebene  Abmeldung  des  Versicherten  erlolgt  ist.  An  sich 
muss  der  zu  viel  gezahlte  Beitrag  zurückgegeben  werden,  falls  der  rechtzeitig 
Abgemeldete  innerhalb  der  Zahlungsperiode  ausscheidet.  Indess  kann  diese 
umständliche  Abrechnung  vereinfacht  bezw.  beseitigt  werden,  dadurch,  dass 
durch  Gemeindebesch  luss  oder  durch  Kassenstatut  vorgesehen  wird,  dass  die 
Beiträge  nur  für  volle  Wochen  erhoben  und  zurückgezahlt  werden.  Die  Beitrags- 
zahlung —  sowohl  zu  Lasten  des  Arbeiters  als  auch  zu  Lasten  des  Arbeit- 
gebers —  ruht,  solange  der  Versicherungspflichtige  Krankenunterstützung  bezieht. 

Die  Verjährungsfrist  für  den  Anspruch  auf  Beiträge  beträgt  ein  Jahr, 
gerechnet  vom  Ablauf  desjenigen  Kalenderjahres,  in  welchem  der  Anspruch 
entstanden  ist. 

Bückständige  Beiträge  werden  wie  Gemeindeabgaben  beigetrieben  und  haben 
ein  Vorzugsrecht  im  Konkurse. 

Die  Beiträge  müssen  ausreichen  zur  Deckung  der  Aufwendungen  für 
Krankheiten,  di  r  Verwaltungskosten  und  der  Bücklagen  zum  Reservefonds.  Zu 
anderen  Zwecken  dürfen  Beiträge  nicht  erhoben  werden. 

Die  Höhe  der  Beiträge  soll  in  der  Gemeindekrankenversicherung  normaler 
Weise  nicht  mehr  als  1  '/.  %>  des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tage- 
arbeiter betragen;  eine  Krliöhung  bis  auf  2  0/o  des  ortsüblichen  Tagelohnes  kann 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  genehmig)  werden,  wenn  die  bisherigen 
Beiträge  zur  Deckung  der  gesetzlichen  Krankenunterslützungen  nicht  ausreichen. 

Erweisen  sieh  die  Beiträge  dauernd  als  zu  hoch  Zugriffen,  so  ist  nach 
Ansammlung  des  Hcscrvcfonds  eine  Krmässigung  auf  1  */,  %  des  ortsüblichen 
Tagelohnes  vorzunehmen.  Verbleiben  alsdann  immer  noch  Überschüsse,  so 
muss  die  Gemeinde  entweder  eine  Erhöhung  der  Versicherungsleislungen  oder 
eine  weitere  Herabsetzung  der  Beiträge  beschlossen. 

Bei  den  Ort—  Betriebs-  Dan-  und  Innungskrankenkassen  richten  sich  die 
Beiträge  nach  dem  durchschnittlichen  Tagelohn.  soweit  er  M  M.  täglich  nicht 
überschreitet,  oder  —  laut  Kassenslatul  —  nach  dem  wirklichen  Arbeitsverdienst 
(des  Versichertem,  soweit  er  4  M.  täglich  nicht  überschreitet. 


Digitizec  )gle 


596      Beitragspflicht  in  der  Arbeiterversicherung:  1.  Krankenversicherung. 


Von  diesem  Lohn  dürfen  bei  Errichtung  der  Kassen  im  ganzen  höchstens 
3°/0,  später  höchstens  als  Beitrag  eingefordert  werden.  Eine  spätere 

Anpassung  der  Beitrage  an  die  Kassenleistungen  in  dem  schon  besprochenen 
Sinne  ist  auch  hier  vorgesehen. 

Zu  den  Beitragen  können  Zuschläge  hinzutreten,  falls  die  (Orts-  Betriebs- 
Bau-  oder  Innungs-)  Krankenkasse  über  ihre  gesetzliche  Verpachtung  hinaus 
auch  den  Familienangehörigen  der  Kassenmitglieder  freie  ärztliche  Behandlung. 
Arznei  und  sonstige  Heilmittel  im  Krankheitsfall  statutarisch  zusichert  (Zusalz- 
beiträge). 

Ausser  den  Beiträgen  können  die  Orts-  Betriebs-  Bau-  und  Innungs- 
Krankenkassen  durch  Statut  die  Erhebung  von  Eintrittsgeldern  vorschreiben. 
Das  Eintrittsgeld  darf  nicht  mehr  als  den  für  sechs  Wochen  zu  leistenden 
Beitrag  ausmachen.  Auch  das  Eintrittsgeld  wird  —  und  zwar  bei  der  ersten 
Beitragsleislung  —  vom  Arbeitgeber  bezahlt,  kann  aber  seinen  ganzen  Betrage 
nach  vom  Lohn  abgehalten  werden,  d.  h.  das  Eintrittsgeld  belastet  lediglich  den 
Versicherten.  Über  Verjährung  und  Eintreibung  rückständiger  Eintrittsgelder 
gilt  das  bei  den  Beiträgen  gesagte. 

Die  Erhebung  von  Eintrittsgeldern  ist  unzulässig  in  folgenden  Fällen: 

1)  wenn  der  Eintretende  schon  vorher  bei  einer  Krankenkasse  oder  bei  der 
Gemeindekrankenversicherung  versichert  war  und  wenn  gleichzeitig  zwischen 
dem  Zeitpunkt  seines  Eintritts  und  dein  des  Ausscheidens  aus  der  früheren 
Versicherung  nicht  mehr  als  13  Wochen  liegen; 

2)  wenn  eine  Unterbrechung  der  Versicherung  durch  militärische  Dienst- 
leistungen oder  durch  die  bei  Saisonindustrien  übliche  zeitweilige  Betriebs- 
Einstellung  veranlasst  war. 

Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Versicherten  über  Berechnung  und 
Anrechnung  von  Beiträgen  und  Eintrittsgeldern  unterliegenden  Entscheidung  der 
Gewerbegerichte. 

(Vergl.  Krankenversich.  Ges.  v.  10.  April  1892  §  9,  10,  22,  26,  20«,  29— 
31,  33,  51—55,  64,  65,  72  u.  73). 

Bei  den  Knappschaftskassen  müssen  die  Werksbesitzer  mindestens  die 
Hälfte  der  Gesamtbeitruge  aus  eigenen  Mitteln  leisten. 

Bei  den  Hilfskassen  ruht  die  Beitragslast  lediglich  auf  den  Versicherten. 

Die  Gesamtsumme  der  Beiträge  bei  allen  Kranken-Versicherungsorganen 
(cxcl.  Knappschaftskassen*  betrug  1885:  56.14  Millionen  Mark  und  ist  seitdem 
ständig  gewachsen.  1891  war  sie  91.24  Millionen  Mark;  1896: 126,06  Millionen  Mark. 

In  der  österr.  Krankenversicherung  (Gesetz  vom  30  März  1888) 
schlicsst  sich  die  Regelung  bei  den  Bezirks-  Betriebs-,  und  Bau-Krankenkassen 
im  Wesentlichen  der  deutschen  an.  Der  Arbeitgeber  hat  in  der  Regel  */»  der 
Beitragslast  selbst  zu  trafen:  der  Anteil  kann  aber  von  der  Generalversammlung 
durch  übereinstimmende  Beschlüsse  der  Vertretung  der  Arbeitgeber  und  der 
Vertretung  der  Versicherten  erhöht  werden.  Für  die  Deckung  der  gesetzlichen 
Mindestleistungen  dürfen  in  der  Regel  nur  4  %  der  Löhne  erhoben  werden. 
Wenn  das  Statut  über  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  hinaus  geht,  ist  die 
normale  Höchstgrenze  der  Gesamtbeträge  3%  l'es  Lohnes,  und  nur  unter 
besonderen  Bedingungen  ist  eine  Erhöhung  auf  4  '/4  °/0  zulässig.  Eintrittsgelder 
können  nicht  von  den  Versicherungspflichtigen,  sondern  nur  von  den  freiwillig 
sich  beteiligenden  l'ersonen  erhoben  werden  und  müssen  dann  mindestens  dem 
vollen  Beitrage  für  6  Wochen  gleichkommen. 

In  Ungarn  (Gesetz  vom  9.  April  1891  >  trägt  in  der  Regel  ebenfalls 
der  Arbeitgeber  1  ,  der  Beitragslast  der  Versicherungspflichtigen  (bei  den  Be- 
zirks-, Betriebs-,  Hau-  und  Gcwerbe-Korporaliunskassen'j.  Die  Beiträge  dürfen 
bei  Errichtung  der  Ka>-e  2 "•'„  und  späterhin  für  die  Deckung  der  Mindest- 
lei-lungen  3  de-  Lohne-;  «bei  I  herschreilung  der  Mindestleistungen  2  °/r, 1 
normaler  \Yci.»c  nicht  ii herzeigen.  Enlcr  besonderen  Umständen  können  die 
Beiträge  bis  auf  5  ucMrigert  werden.  Eintrittsgelder  dürfen  auch  hier  nur 
von  den  liciwillig  Vei -irlierten  erhoben  werden. 
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II.  In  der  deutschen  Unfallversicherung  ruht  die  Beitragslast  auf  den 
Unternehmern.  Eine  Ausnahme  hiervon  ist  nur  durch  das  Bau-Unfall-Versiehe- 
rungsgesetz  vom  11.  Juli  1887,  §  21,  litt,  b,  und  j?§  30—31  eingeführt  worden. 
Wenn  nämlieh  Bauarbeiten,  die  in  den  durch  dieses  Gesetz  eingeführten  und 
innerhalb  der  Baugewerks-Berufsgenossensehaften  errichteten  Versicherungs- 
anstalten zu  versichern  sind,  weniger  als  sechs  Tage  dauern,  so  werden  die 
erforderlichen  Beiträge  von  den  Gemeinden  aufgebracht,  auf  deren  Bezirke  sich 
die  betreffende  Berufsgenossenschaft  erstreckt,  und  zwar  wird  die  aufzubringende 
Summe  auf  diese  Gemeinden  nach  Massgabe  der  Bevölkerungsziffer  (der  letzten 
Volkszählung )  umgelegt.  Die  Landes-Ontralbehörde  kann  aber  auch  die  Last 
den  weiteren  Kommunalverbänden  auferlegen  oder  mehrere  Gemeinden  zur 
gemeinschaftlichen  Übernahme  der  Last  vereinigen  oder  die  Umlegung  auf 
Verwaltungsbezirke  anordnen.  Mehrere  Gemeinden  können  sich  auch  freiwillig 
zur  gemeinsamen  Übernahme  der  Last  zusammenschliessen. 

Innerhalb  der  einzelnen  Gemeinden  (bezw.  weiteren  Kommunalverbände) 
werden  die  umgelegten  Summen  wie  Gemeindeabgaben  aufgebracht :  es  kann 
aber  durch  Landesgesetz  oder  durch  statutarische  Bestimmung  der  Gemeinde 
(bezw.  des  weiteren  Kommunalverbandes)  mit  Genehmigung  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde ein  anderer  Verteilungsmassstab  festgestellt  und  im  Besonderen 
bestimmt  werden,  dass  die  Lasten  von  den  Grund-  und  Hausbesitzern  zu 
tragen  sind. 

Im  übrigen  werden  in  den  Versicherungsanstalten  innerhalb  der  Bau- 
gewerks-Berufsgenossenschaflen  im  Voraus  bemessene  Prämien  von  den  Unter- 
nehmern gezahlt  nach  Massgabe  eines  Prämienlarifs,  der  alle  drei  Jahre  vom 
Reichs- Versicherungsamt  für  jede  Berufsgetiosscnschaft  nach  Anhörung  des  Ge- 
nossenschafts-Vorstandes festgesetzt  wird.  Als  Grundlage  des  Tarifs  dient  der 
Kapitalwert  der  Leistungen,  die  aus  den  Unfällen  im  Jahresdurchschnitt  zu  er- 
warten sind  einschliesslich  der  Zuschläge  für  den  Reservefonds  und  eines 
Pauschbetrages  für  Verwaltungskosten.  Nach  Ahlauf  jedes  Kalendervierteljahres 
wird  auf  Grund  des  Prämientarifs  und  auf  Grund  der  von  den  Unternehmern 
einzureichenden  Lohnnachweisungen  die  Prämie  berechnet,  die  auf  jeden  Unter- 
nehmer fällt,  und  eine  Heberolle  aufgestellt.  Den  Gemeindebehörden  werden 
Auszüge  ans  der  Heberolle  behufs  Einziehung  der  Prämien  überwiesen.  Der 
Auszug  muss  zwei  Wochen  lang  zur  Einsicht  der  Beteiligten  ausgelegt  werden. 
(Bau-Unfall-Versicheningsgesetz  22—29.) 

In  der  Tiefbau  -Berufsgenossensehaft  werden  die  Unternehmer  auf  Grund 
des  Kapitaldeckungsverfahrens  unter  Berücksichtigung  der  für  ihre  Betriebe  an- 
zurechnenden Lohnsummen  und  der  Gefahrentarife  herangezogen.  Auf  die  Bei- 
träge müssen  die  Unternehmer  vierteljährliche  Vorschüsse  leisten.  (Bau-Unfall- 
Versicherungsgesetz  $  10.) 

In  der  ganzen  übrigen  deutschen  Unfallversicherung  werden  die  in  jedem 
Jahr  gezahlten  Entschädigungsbeträge  einschliesslich  der  Zuschläge  zum  Reserve- 
fonds und  der  Verwaltungsknsten  nach  Schluss  des  Jahres  auf  die  Unternehmer 
umgelegt.  ( U  m  l  a  g e  v  e  r f a  h  r e  n . ) 

Als  Grundlage  für  die  Bemessung  der  Umlagebeträge  dienen  bei  den  ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften  die  anrechnungsfähigen  Löhne  und  die  Ge- 
fahrentarife, in  deren  einzelne  Klassen  die  Betriebe  eingeschätzt  werden.  Die 
Gefahrentarife  werden  von  der  Genosscnschaflsversammlung  (bezw.  von  dem 
dazu  für  befugt  erklärten  Ausschuss  oder  Vorstand)  aufgestellt  und  bedürfen  der 
Genehmigung  des  Reichs-Versicherungsamtes.  Der  Tarif  ist  nach  zwei  Jahren, 
später  von  fünf  zu  fünf  Jahren  zu  revidieren.  Die  Löhne  und  Gehälter  sind 
nach  Schluss  des  Jahres  in  besonderen  Nachweisungen  von  den  Unternehmern 
einzureichen.  Für  jugendliche  und  nicht  ausgebildete  Arbeiter  ist  dabei  der  orts- 
übliche Tagelohn  gewöhnlicher  erwachsener  Tagearbeiter  einzustellen,  falls  der 
wirkliche  Verdienst  geringer  ist.  Wenn  der  Lohn  4  Mark  täglich  überschreitet, 
so  ist  von  dem  iibersohiesscnden  Betrag  nur  ein  Drittel  einzusetzen.  Die  Bei- 
träge der  einzelnen  Unternehmer  werden  in  einer  Heberolle  zusammengestellt. 
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Jedem  Unternehmer  wird  ein  Auszug  aus  der  Heberolle  mit  der  Zahlungs- 
aufforderung übcrsandt.  Bückstündige  Beiträge  werden  wie  Gemeindeabgaben 
eingetrieben,    (Gesetz  vom  0.  Juli  1S84,       10,  28,  71 — 7i.) 

Jn  der  See-  Unfall  Versicherung  ist  der  Gefahrentarif  nicht  obligatorisch  und 
bisher  auch  nicht  eingeführt.  Als  Grundlage  für  die  Beitragsbemessung  dient 
hier  bei  Seefahrzeugen  der  vom  Reichskanzler  festgesetzte  Durcbschnittsbetrag 
der  Löhne  für  den  abgeschätzten  Bedarf  an  Mannschaften.  Die  Abschätzung 
beruht  auf  dem  Handbuch  für  die  deutsche  Handelsmarine  und  den  Verzeich- 
nissen der  in  das  Schiffsregister  nicht  eingetragenen  Schiffseigentümer.  Sie  erfolgt 
nach  Klassen  durch  die  Genossensehaftsorgane  und  muss  von  Zeit  zu  Zeit 
revidiert  werden.  Bei  anderen  versicherten  Betrieben  ist  massgebend  der  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  festgesetzte  Durehschnittsverdienst,  der  für  je 
3  i0  Arbeitstage  eingerechnet  wird.  Die  Zahl  der  Arbeitstage  und  der  Versicherlen 
ist  durch  besondere  Nachweisungen  der  Unternehmer  ersichtlich  zu  machen. 
Der  120;>  Mark  für  Person  und  Jahr  übersteigende  Betrag  kommt  nur  mit 
einem  Drittel,  der  '2000  Mark  übersteigende  Betrag  nur  soweit  in  Anrechnung, 
als  durch  Statut  die  Versicherung  auf  einen  höheren  Verdienst  erstreckt  ist. 
Für  besonders  gefährliche  Betriebe  oder  Reisen  können  Zuschläge  zu  den  Bei- 
trägen erhoben  werden.  Die  Aufstellung  einer  Heberolle  und  die  Mitteilung  eines 
Auszuges  aus  derselben  an  die  Beitragspflichtigen  ist  auch  hier  vorgesehen. 
(See-Unfallversicherungsgesetz,       19,  21,  '22,  3 »--41,  78—86 ) 

In  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  sind  Gefahrentarife  ebenfalls  nicht 
obligatorisch  und  meistens  nicht  eingeführt.  Als  Grundlage  der  Beitragsbemessung 
dient  im  Übrigen  —  von  den  Besonderheiten  bezüglich  der  versicherten  Unter- 
nehmer und  Betriebsbeamten  abgesehen  —  der  von  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde festgesetzte  durchschnittliche  Verdienst  für  den  Bedarf  der  Wirtschaft 
an  menschlicher  Arbeitskraft,  wie  er  durch  die  Genossenschaftsorgane  abge- 
schätzt ist. 

Statt  dieser  Berechnungsart  kann  das  Statut  —  falls  nicht  etwa  durch 
Landesgesetz  die  Versicherung  der  Familienangehörigen  der  Unternehmer  aus- 
geschlossen ist  —  bestimmen,  dass  die  Beiträge  durch  Zuschläge  zu  direkten 
Staats-  oder  Kommunalsteuern  aufgebracht  werden.  In  Preussen  z.  B.  haben 
neun  landwirtschaftliche  Berufsgeno>senschaflen  die  Grundsteuer  und  drei  die 
Löhne  des  abgeschätzten  Arbeiterbedarfs  zugrunde  gelegt. 

Die  Beiträge  werden  auch  in  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  in 
Heberollen  zusammengestellt,  aus  der  dann  die  Auszüge  an  die  einzelnen  Unter- 
nehmer versandt  werden.  (Landwirtschaftliches  Unfall- Versicherungsgesetz,  15 
bis  17,  33-39.  70-83.) 

Die  Gesamtsummen  der  Umlagen  sind,  wie  das  bei  dem  Umlageverfahren 
selbstverständlich  ist.  seither  ständig  und  erheblich  gestiegen.  Die  Umlagen  der 
gewerblichen  Berufsgenossenschaflen  sind  von  3i,23  Millionen  Mark  im 
Jahre  1H9J  auf  50,02  Millionen  Mark  im  Jahre  189G  gewachsen,  die  der  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  von  3,09  Millionen  Mark  auf  14,45  Mil- 
lionen Mark. 

In  der  österreichischen  Unfallversicherung  (Gesetz  vom  28.  De- 
zember I887i  haben  die  Unternehmer  9/10.  die  Arbeiter  */,„  der  Lasten  zu 
tragen.  '$17.)  Die  Lasten  werden  nach  dem  Kapitaldeckungsverfahren  berechnet 
und  durch  «Versicherungsbeiträge»  aufgebracht,  die  auf  Grund  des  Arbeits- 
verdienstes und  der  l'nlallgelahr  ermittelt  werden.  Hin  Arbeitsverdienst,  der 
mehr  als  1200  Gulden  jährlich  ausmacht .  kommt  dabei  nur  mit  1200  Gulden 
in  Anrechnung.  Der  (iefahrcnlarif  ist  obligatorisch.  Kr  wird  auf  Grund  der  Un- 
fallstatistik von  der  Legierung  festgestellt.  Das  Durchsehniltstuass  der  Unfall- 
gelahr für  die  gefährlichsten  Betriebe  wird  hierbei  —  100  gesetzt  und  das 
Diirch-i  hiiitlsiiiii-s  der  übrigen  wird  darnach  in  Prozentsätzen  bemessen.  Von 
Zeil  zu  Zeit  wird  diese  Fesi-tellung  revidiert,  Die  Kirueihung  der  einzelnen  Be- 
triebe einer  Gefahrenklasse  jn  die  einzelnen  Prozentsätze  erfolgt  durch  die  Ver- 
sicherungsanstalt   £  I  \  i. 
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Die  Versicherungsbeiträge  werden  nach  einem  Beitragstarif  bemessen,  der 
d;is  erste  Mal  im  Verordnungswege  und  späterhin  von  der  Versicherungsanstalt 
aufzustellen  und  staatlich  zu  genehmigen  ist.  Der  Beitragslarif  beruht  auf  dem 
Beitragssatz,  der  für  je  ein  Gefahrenprozent  und  einen  Gulden  des  Arbeits- 
verdienstes als  erforderlich  ermittelt  ist  /  i*  IG). 

Der  l'nternehmer  muss  binnen  14  Tagen  nach  Ablauf  jeder  slatutgemässcn 
Beitragsperiode  den  Gesamtbeitrag  (einschliesslich  des  Anteils  der  Arbeiter) 
unter  Beifügung  einer  Berechnung  über  die  Höhe  des  Beitrags,  in  der  abge- 
laufenen Beitragsperiode  an  die  Versicherungsanstalt  einzahlen,  kann  aber  den 
Anteil  des  Arbeiters  innerhalb  eines  Monats  am  Lohn  abhalten  (§§  21,  22).  Ob 
die  vom  Unternehmer  eingereichte  Beitragsberechnung  richtig  ist,  wird  von  der 
Versicherungsanstalt  geprüft.  Die  Anstalt  kann  zu  dem  Zwecke  durch  Beauf- 
tragte an  Ort  und  Stelle  die  in  Frage  kommenden  Aufschreibungen  des  Unter- 
nehmers einsehen  lassen.  Versäumt  der  Unternehmer  die  Vortage  der  Beitrags- 
berechnung, so  wird  der  Beitrag  von  der  Versicherungsanstalt  von  Amtswegen 
festgestellt.  Gegen  die  Feststellung  kann  der  Unternehmer  binnen  14  Tagen  bei 
der  politischen  Uandcsbehörde  Einspruch  erheben ,  die  unter  Vorbehalt  des 
Hechtszuges  an  das  Ministerium  des  Innern  entscheidet  <§  23). 

Bückständige  Beiträge  werden  im  Verwaltungswege  beigetrieben  (§  20). 

Die  Versicherungsbeiträge  sind  —  wie  das  beim  Kapitaldeckungsverfahren 
selbstverständlich  ist  —  nur  langsam  gestiegen.  Sie  betrugen  1890:  3,29  Mil- 
lionen Gulden.  1894  :  4,43  und  1895:  0,05*  Millionen  Gulden,  blieben  aber  seit 
1893  hinter  der  Gesamtbelastung  durch  die  Unfälle  der  betreffenden  Jahre  zurück, 

In  der  norwegischen  Unfallversicherung  (Ges.  vom  23.  Juni  1894) 
werden  die  erforderlichen  Mittel  durch  Prämien  der  Arbeilgeber  aufgebracht. 
Die  Urämie  darf  der  Arbeitgeber  nicht  wieder  von  dem  Versicherten  einziehen. 
Die  Prämienberechnung  stützt  sich  auf  die  Gefährlickcit  der  Betriebe,  zu  welchem 
Zwecke  Gefahrenklassen  gebildet  werden,  und  auf  die  Höhe  des  Arbeitsver- 
dienstes, der  aber  nur  bis  zum  Betrage  von  1200  Mk.  jährlich  berücksichtigt 
wird.  Der  Prämientarif  wird  vom  König  festgesetzt  und  bedarf  der  Geneh- 
migung des  Storthings.  Der  Tarif  und  die  Gefahrenklassencintcilung  weiden 
zunächst  spätestens  nach  3  Jahren,  späterhin  von  5  zu  5  Jahren  revidiert. 

Die  Prämien  sind  spätestens  1  \  Tage  nach  Beginn  eines  Vierteljahres  vor- 
schussweise  in  der  Höhe  zu  zahlen,  die  von  der  Direktion-  der  Versicherungs- 
anstalt** angeordnet  ist.  F.ine  Schlus-sahrechnung  mit  den  nötigen  Aufstellungen 
und  mit  den  etwa  rückständigen  Prämien  ist  vom  Arbeitgeber  binnen  2  Monaten 
nach  Schluss  des  Kalenderjahres  (oder,  falls  der  Betrieb  schon  vorher  einge- 
stellt ist.  binnen  1  Monat  nach  der  Beti  iebscinstellung)  einzureichen.  Geschieht 
das  nicht,  so  veranlasst  die  Versicherungsanstalt  auf  eigene  Hand  die  erforder- 
liche Abrechnung  und  kann  sich  das  nötige  Material  dazu  durch  Hinsicht  in  die 
Rechnungzbücher  und  Listen  seitens  des  örtlichen  Aufsichtsbeamten  oder  eines 
anderen  Bevollmächtigten  verschaffen. 

Rückständige  Prämien  gemessen  dasselbe  Vorrecht  wie  die  Steuern  und 
können  vom  Aufsichlsbeamlen  durch  Pfändung  eingetrieben  weiden. 

III.  In  der  deutschen  Invalidität»-  und  Altersversicherung  (Gesetz 
vom  22.  Juni  1889)  werden  die  Lasten  vom  Reich,  von  den  Arbeitgebern  und 
den  Arbeitnehmern  getragen.  Das  Reich  zahlt  zu  jeder  Rente  einen  Zusehuss 
von  50  Mark  jährlich.***  Im  I  hrigen  werden  die  Rcntcrilasten  und  Verwaltungs- 
kosten, sowie  die  Rücklagen  zum  Reservefonds  durch  Beiträge  aufgebracht,  die 


*  Die  Erhöhung  1895  erklärt  sich  aus  der  Wirkung  des  Au»delinung>ge.setzcs  vom 
'20.  Juli  1894  und  d«r  revidierten  Cefahrcnklasscueiiiteilung,  die  für  einen  Teil  der 
I(etnehs^rii|ipen  eine  Erhöhung  der  Heitiä>;e  zur  l'ol^c  liatle. 

**  In  Norwegen  besteht  eine  Hei» hs-Veisiiherungsanst.dt. 

***  Die  Kosten  des  lleichi-Veihicheiungsamtes,  d..s  lur  Unfall-,  Invalidiläts-  und 
Altersversicherung  als  oberste  Zentralinstaiiz  wirkt,  weiden  vom  Reich  getragen. 
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von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  gleichen  Teilen  zu  tragen  sind.  (§  19, 
§  20,  Absatz  'S.) 

Die  Berechnung  der  Rcnlonlast  erfolgt  auf  Grund  des  Kapitaldeckungs- 
verfahrens. Die  Beiträge  worden  für  mehrjährige  Beitragsperioden  festgestellt. 
Die  erste  Periode  umfas.sl  zehn  Jahre,  die  späteren  Perioden  je  fünf  Jahre. 
(§  20.)  Für  die  erste  Periode  hat  das  Gesotz  selbst  die  Feststellung  bewirkt, 
unbeschadet  des  Rechtes  der  Versicherungsansialien,  mit  Genehmigung  des  Reichs- 
bezw.  Landes-Versichcrungsamts  eine  andere  Festsetzung  eintreten  zu  lassen,  was 
bisher  aber  nicht  geschehen  ist.  In  späteren  Beitragsperioden  hat  der  Aussohuss 
der  Versicherungsanstalt  nach  Anhörung  des  Vorstandes  die  Beiträge  mit  Ge- 
nehmigung des  Reichs-  bezw.  Landes- Versicherungsamtes  festzusetzen.  Nötigen- 
falls kann  aber  das  Versicherungsam»  eine  Festsetzung  oktroyieren.  (§  96—98.) 
Eine  Abstufung  der  Beiträge  nach  der  Gefährlichkeit  der  Berufe  ist  nur  zuge- 
lassen, aber  nicht  vorgeschrieben.  (§  24.  Absatz  2.) 

Die  Beiträge  sind  für  jede  Kalenderwoche  zu  entrichten  (Beitragswoche). 
47  Beitragswochen  gelten  als  ein  Bcilragsjahr  17). 

In  den  eisten  zehn  Jahren  stellen  sich  laut  $  90  die  Beiträge  für  einen 
Versicherten  und  für  eine  Woche 

in  Lohnklasse    1  auf  14  Pfennige. 
»         »  II    »   20  » 

»         »         III    »   24  » 

»        »       IV   »  :w  » 

Wie  in  der  Krankenversicherung  muss  auch  hier  der  Unternehmer  in  der 
Regel  den  Beilrag  des  Arbeiters  vorschussweise  zahlen,  kann  aber  den  Anteil 
des  Arbeiters  bei  der  Lohnzahlung  abhalten.  Die  Abzüge  dürfen  aber  höchstens 
für  die  anteiligen  Beiträge  der  beiden  letzten  Lohnzahlungsperioden  vorgenommen 
werden  i§  109 1. 

Die  regelmässige  Art  der  Entrichtung  der  Beiträge  besteht  darin,  dass  der 
Arbeilgeber.  der  den  Versicherten  zuerst  in  der  Kalenderwoche  beschäftigt.  Bei- 
tragsmarken in  eine  (Juitlungskarte  (s.  d.)  einklebt.  Die  Marken  kann  er  durch 
Kauf  bei  der  Post  oder  bei  besonderen  Markenverkaufsslellen  erwerben.  (Be- 
sondere Markenverkaufsstellen  gab  es  lNi'G:  ü()l>~>. )  Das  Gesetz  hat  für  die  Fälle 
freiwilliger  Fort-  und  Selbstversichcrung,  die  stets  in  Lohnklasse  II  erfolgen 
mu>s,  die  Beibringung  von  Zusatzmarken  vorgesehen,  die  in  den  ersten  zehn 
Jahren  auf  S  Pfennige  lauten.  Im  Interes-e  leichterer  Handhabung  ist  praktisch 
die  Zusatzmarke  mit  der  Beitragsmarke  zu  einer  Doppelmarke,  auf  28  Pfennige 
lautend,  verschmolzen  worden. 

Ein  anderes  Enfrichtungsverfahrcn  kann  nach  §  112  ff.  durch  die  Landes- 
Zentralbehörde  oder  mit  deren  <  ienehmigung  durch  Statut  der  Anslalt  oder  mit 
Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  durch  statutarische  Bestimmung 
einer  Gemeinde  oder  eines  weiteten  Kommunalverbandes  *  vorgesehen  werden. 

Dieses  Verfahren  besteht  dann.  d;iss  die  Krankenkassenorgane  (exkl.  Hilfs- 
kassen) für  die  Krankenkas-jcnuiiiglieder  die  Beiträge  von  den  Arbeilgebern  ein- 
ziehen und  die  entsprechenden  Marken  in  die  Oiiitlungskarton  einkleben.  Für 
Versicherte,  die  soli  den  Krankenkassen  nicht  angehören,  können  die  Gemeinde- 
behörden oder  besondere  örtliche  Hcbcstellen  mit  entsprechenden  Funktionen 
betraut  werden.  Im  (ian/.en  waren  auf  lirund  dieser  Bestimmungen  im 
Jahre  1890:  5204  Krankenkassen  ino<  Ii  nicht  '/,  der  Gesanitzabi)  und  2940 
(ieineindoorgane  und  <oh-Iil'c  llche>tcllen  mit  der  Einziehung  der  Beiträge 
betraut. 


*  Kur  Kr.'inkcnknsst'ninitgliHt'r  t'inn  auch  das  Statut  der  Krankenkasse,  für 
Angehörige  ec  er  Cur  Heidi«,-  •> -Icr  fci.i;ii>bHi  ichc  erru  -bieten  Krankenkasse  kann 
auch  die  v.irgc»cl/.!c  I '.cn-tticliui  d;>  eiit«.;  rechende  Anordnungen  trelten. 
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1896: 
105  830416  Stück 
184740012  » 
115  436  080  » 

73  505  583  » 

479512  097  Stück. 
R.  van  der  Borght. 


Beitragswochen. 

Nach  dem  Beiehsgesetz  betreffend:  die  In valiiiit als-  und  Altersversicherung  vom 
2'2.  Juni  1889  sind  die  Beitrüge  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten,  für  jede 
Kalenderwoche  zu  entrichten,  in  welcher  der  Versicherte  (zwangsweise  oder 
freiwillig)  in  einem  die  Versicherungspfliebt  begründeten  Arbeits-  oder  Dienst- 
verhältnis gestanden  hat,  sogenannte  Beitragswoche  (§  19,  Absatz  2). 

Die  Beitragswochen  des  Invalidität.*-  und  Altersversicherungsge.sel/.es  bilden 
die  Grundlage  für  Bemessung  (Steigerung)  der  Dentcnhühe  und  für  Berech- 
nung des  47  Beitragswochen  umfassenden  Beitragsjahres.  Siehe  Artikel 
Beitragsjahr.  Gemeinsame  Voraussetzung  für  die  Invaliden  als  für  die  Alters- 
renten ist  der  Ablauf  einer  gewissen  Wartezeit.  Letztere  beträgt  (Ausnahmen 
während  der  Cbergangszeil):  1;  für  die  Invalidenrente  5  ßeitragsjuiire;  2)  für 
die  Altersrente  30  Beitragsjahre  (nicht  Kalenderjahre)  und  da  ein  Beilragsjahr 
zu  47  Beitragswochen  gerechnet  wird:  a)  für  die  Invalidenrente  5x47  =  235 
Beitragswochen;  b)  für  die  Altersrente  30x47=410  Beitragswochen  (siehe  Dr. 
B.  Weyl,  Lehrbuch  des  Beichsversicherungsrechtes  Seite  657).  Die  Beiträge 
weiden  nicht  für  einzelne  Arbeitstage,  sondern  für  volle  Kalenderwochen  (von 
je  7  Tagen)  bemessen. 

Jede  Kalenderwoche,  in  welche  der  Versicherte,  wenn  auch  nur  zeitweise 
in  einem  entsprechenden  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis  ($$?  1,  2,  8,  117) 
gestanden  hat,  ist  eine  Beitragswoche.  Findet  die  Beschäftigung  des  Versicherten 
nicht  die  ganze  Woche  hindurch  oder  in  einer  und  derselben  Woche  bei  verschiedenen 
Arbeitgebern  statt,  so  ist  zur  Entrichtung  des  vollen  Wochenbeitrags:  derjenige 
Arbeitgeber  verpachtet,  der  den  Versicherten  in  dieser  Woche  zuerst  beschäftigt 
hat  (ij  100  Absatz  2).  Die  Bedeutung  der  Beitragswochen  tritt  namentlich  bei 
Bemessung  der  Beuten  und  der  Beitragsentrichtung  hervor.  Es  muss  deshalb 
auf  diese  Stichwörter  verwiesen  werden.  Von  den  Emzclhcslimmungcn  sind  hier 
hervorzuheben : 

1)  Zur  Erhaltung  der  Anwartschaft  des  Benteminspruchs  aus  einem 
Versicherungsverhältnis  erfordert  §  32  die  Beitragsleistung  für  47  Beitrags- 
wochen, während  4  aufeinanderfolgender  Kalenderjahre. 

2)  Nach  §  1 17.  Absatz  2  können  während  eines  Kalenderjahres  insgesamt 
mehr  als  52  Beitragswochen  niemals  in  Anrechnung  gebracht  werden.  Diese 
Vorschrift  gilt  nicht  nur  für  die  freiwillige  Beibringung  der  Marken,  sondern 
allgemein:  es  ist  unzulässig,  aul  irgend  eine  Weise  im  Laufe  des  Kalenderjahres 
mehr  als  52  Einzelbctrüge,  also  für  eine  Kalenderwoche  mehr  als  einen  Beitrag 
in  Anrechnung  zu  bringen.  Ein  etwaiges  mehr  an  Beitragsmarken  ist  also 
umsonst  beigebracht.  (Siehe  Commentar  von  Wodtke,  Seite  197,  Anmerk.  9 
und  10). 

3)  Die  Erfordernis   der  Beitragsleistung  für  117  Beitragswochen  auf  Grund 


An  Versicherungsmarken  wurden  entrichtet 

1891  : 

in  Lohnklassc    I  .    .    .    .    108  310459 
»  II*.    .    .    .    163  871  8« 

III  ...    .  92514948 

IV  ...    .     62  485  099 

Zusammen    .    .  427182050 


•  Einschliesslich  228855  bezw.  411053  Doppelmarken. 


ßeilragswochen.  —  Beitrittserklärung  zur  Hagelversicherung. 


clor  Versicherungspflicht  oder  der  Selbst  Versicherung  behufs  Anrechnung  frei- 
williger ßeilragslcistungen  auf  die  Wartezeit  für  die  Invalidenrente. 

4)  Der  Ausschluss  der  letzteren  Bestimmungen  während  der  ersten  4  Jahre 
des  Inkrafttretens  des  Beiehsgesetzes. 

I  ber  die  Ermittelung  der  Zahl  der  während  der  I Übergangszeit  (§  157) 
erforderlichen  bezw.  der  darüber  hinaus  anrechnungsfähigen  Beitragswochen 
siehe  den  Nachtrag  zu  van  Wiedtke's  C.ommentar  Seite  101  und  die  amtliche 
Tabelle  in  Anlage  XIV. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dass  die  1896  vorgelegte  Novelle  zum 
Invalidität*-  und  Altersversicherungsgcsetz  des  besondern,  hinsichtlich  der  Dauer 
vom  Kalenderjahr  abweichende  Beilragsjahr  als  eine  Summe  von  47  Kalender- 
wochen fallen  lässt.  Das  Iteitragsjahr  ist  nach  der  Begründung  dieser  Novelle 
nur  für  historisch  zu  erklären  und  für  das  System  ohne  Bedeutung.  Des 
(iesetzes  Entwurf  schlägt  vor.  die  Wartezeit  für  die  Invalidenrente  auf  200,  für 
die  Altersrente  auf  1<MK)  Beitragswoehcn  festzusetzen.  Dies  entspricht  einem 
Zeitraum  von  annähernd  4  bezw.  14  Kalenderwochen. 

 Dr.  R.  van  der  Borght. 


Beitritt  des  Drittbegünstigten  zum  Versicherungs  Vertrag. 

Siehe  «  Drittbegünstigter». 


B  eitrittserklärung. 

Hagelversicherung.  ---  Beitrittserklärung  ist  ein  Vorvertrag  zwischen  dem 
Versicherung  nehmenden  Landwirt  und  der  Hagelversicherungs-Gesellschaft  vor 
Absehluss  des  eigentlichen  Versicherungs- Vertrages  durch  Einreichung  des  eigent- 
lichen formellen  Versicherungs- Antrages  seitens  des  Versicherlen  und  Annahme 
desselben  durch  die  Gesellschaft. 

Bei  vielen  Gesellschaften  sind,  ebenso  wie  auf  den  Formularen  der  Ver- 
sicherungs-Anträge,  auf  der  Rückseite  der  BeitriUserklärungsscheine  die  allge- 
meinen Versicherungs-Bedingungen  enthalten,  wodurch  es  dem  Versicherung 
nehmenden  Landwirt  ermöglicht  wird,  sich  vor  Unterzeichnung  der  Beitrittserklärung 
genau  über  dieselben  zu  informieren. 

Zur  Vermeidung  von  späteren  Meinungs-DilTerenzen  empfiehlt  es  sich,  dass 
in  der  Beitrittserklärung  die  wichtigsten  für  den  Versicherungs-Vertrag  in  Be- 
tracht kommenden  funkle  aufgeführt  werden.  Es  müssen  darin  genannt  sein 
sämtliche  in  Krage  kommenden  Feldmarken,  die  entsprechenden,  dafür  etwa 
verschiedenen  Prämiensätze,  die  .Minimalversicherungs-Summe,  die  Dauer  der 
Versicherung 

Durch  die  Aushändigung  seiner  eigenhändigen  unterschriebenen  Beitritts- 
erklärung an  den  Vertreter  der  Gesellschaft  ist  der  betreffende  Landwirt  die 
Verpflichtung  eingegangen,  für  den  angegebenen  Zeitraum  nach  Massgabc  des 
Inhaltes  der  Beitrittserklärung  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  den  eigentlichen 
Versichcrungs-Anlrag  zu  stellen  und  die  Prämien  vorschriffsmässig  zu  bezahlen. 
Er  erklärt  durch  die  Abgabe  der  Beitrittserklärung  ausdrücklich,  dass  ihm  alle 
Bestimmungen  der  allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  sowie  bei  Gegen- 
seiiigkeils-Gcsellschaftcn  des  Statuts  bekannt  sind  und  dass  er  sich  denselben 
unterwirft. 

Anderi'i -eil-  erwächst  aus  der  Annahme  der  Beitrittserklärung  durch  den 
Vertreter  der  Gesellschall  für  diese  die  Verpflichtung,  sich  an  die  in  der  Bei- 
trittserklärung tesigesiellien  Bedingungen,  au  die  Prämien-  und  Uabatl>ätze  ge- 
bunden zu  hallen.  Die  Verplhcblimg.  schon  auf  Grund  der  Beitrittserklärung 
allein,  also  ii..<-h  vor  Kinrcichmig  des  bedingungsgemässen  Versicherungs-An- 
trages und  hei  de»   meisten   Gesellschaften   vor  Zahlung  des  Prämienbetrages 
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eventuell  Schadenvergütungen  zu  leisten,  übernimmt  die  Gesellschaft  in  der 
Regel  nicht. 

Durch  die  Einreichung  der  Beitrittserklärung  ist  also  der  betreffende  Land- 
wirt an  die  Erfüllung  seiner  darin  ausgesprochenen  Verpachtungen  gebunden, 
er  ist  aber  noch  nicht  versichert  und  erhält  für  eine  etwa  eintretende 
Beschädigung  seiner  KeldfnVhte  durch  Hagelschlag  keinen  Ersatz,  bis  er  nicht 
die  obengenannten  Bedingungen  erfüllt  hat. 

Die  Einreichung  einer  Beitrittserklärung  ist  aber  keineswegs  notwendig  zur 
Gültigkeit  eines  Versicherungs-Antrages,  derselbe  kann  vielmehr  mit  Umgehung 
der  Beitrittserklärung  gleich  durch  Einreichung  des  Versicherungs-Antrages  (*.  d  ) 
abgeschlossen  werden.  Nikolaus  Freiherr  von  Thueaen. 


Belag 

(Beläge.)  (Versicherungsrecht)  werden  jene  urkundlichen  Behelfe  genannt,  welche 
nach  Art  der  in  der  Civilprozessordnung  vorgesehenen,  betreffend  die  Begründung 
der  geltend  gemachten  Versicherungsansprüche  dort  wo  nötig  beigebracht  und 
als  rechtsfürrnige  Beweismittel  berufen  werden.  Denn  der  Versicherer  ist  nicht 
genötigt,  auf  die  einfache  Behauptung  belangend  den  Eintritt  eines  ihn  allenfalls 
verpflichtenden  Thatumstandes  (Schadenfalls)  irgendwie  einzugehen,  sondern 
kann  schon  nach  den  bekannten  Urozessnornien  verlangen,  dass  der  Eintritt 
derartiger  Thalumstände  ihm  gegenüber  auch  in  gehöriger  Weise  begründet 
werde  —  entweder  durch  Mitteilung  der  näheren  Umstände  des  Schadenfalles 
an  den  Agenten  des  Versicherers,  oder  an  den  Versicherer  selbst  oder  Vorlage 
sonstiger  glaubwürdiger  Beläge.  Erforderlich  sind  diese  Beläge  insbesondere 
über  die  faktischen  Voraussetzungen  des  Anspruches  in  Ansehung  des  Objektes 
der  Versicherer  und  in  Ansehung  des  Versicherten  als  Subjektes.  —  Als  solche 
Voraussetzungen  erscheinen  aber  a)  der  Versicherungsvertrag  selbst  —  ferner 
b)  der  Unfall,  gegen  welchen  versichert  wurde,  gleichwie  dessen  Eintritt  inner- 
halb der  Versicherungsdauer  ausgenommen  die  gesetzliche  Vermutung  der 
Verschollenheil  eines  Schiffes  bei  der  Seeversicherung  —  c)  Art  und  Höhe  des 
durch  jenen  Unfall  entstandenen  Schadens  —  und  zum  Zwecke  des  Erweises 
dieser  Momente  möglicher  Weise  die  Angabe  des  Wertes  des  versicherten 
Interesses  vor  und  nach  Eintritt  des  Unfalles  (hezw.  bei  Kollektivversicherung) 
—  d)  der  eausale  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und  Schaden  —  e)  der 
Nachweis  der  Notwendigkeit  oder  Opportunität  der  auf  die  versicherte  Sache 
aufgewendeten  Kettungskostcn  oder  sonstiger  Verwendungen  behufs  Ablenkung 
oder  Verringerung  des  Schadens  _  und  f)  endlich  der  Nachweis  des  versicherten 
Interesses  an  Seite  des  Versicherten  zur  Zeit  der  Geltendmachung  des  An- 
spruches dort,  wo  es  nicht  aulhegend  ersichtlich  ist.  Selbstverständlich  werden 
sich  diese  Voraussetzungen  —  damit  aber  auch  die  erforderlichen  Nachweise 
oder  Beläge  hierüber  —  je  nach  den  einzelnen  Vcrsi.-herungszweigen  ändern, 
worüber  das  Nähere  bei  den  bezüglichen  Stichwörtern  mitgeteilt  werden  wird. 

Belangend  die  Beschaffenheit  dieser  je  nach  den  verschiedenen  Ver- 
sicherungsarten differierenden  Belage,  so  lässl  sich  dieselbe  im  Allgemeinen 
nicht  angeben,  sondern  es  muss  genügen,  die  üblichen  Beläge,  deren  Bei- 
bringung sich  nach  feststehenden  l'sanccn  herausgebildet  hat  und  deren  Eignung 
zur  Darthuung  des  Vorhandenseins  der  obenerwähnten  Voraussetzungen  am  Tage 
liegt,  beizubringen.  Nur  bezüglich  der  Art  und  Höhe  des  Schadens  ist  jederzeit 
ein  detailliertes  schriftliches  Verzeichnis  der  einzelnen  Schäden  vorzulegen, 
bei  dessen  Aufstellung  in  einzelnen  Versieherungsbranchen  (Hagel-,  Feuerver- 
sicherung u.  A.  m  )  gewöhnlich  ein  Bevollmächtigter  des  Versicherers  inter- 
veniert und  die  bezüglichen  Auseinandersetzungen  den  Anschein  von  Vergleichs- 
verhandlungen  gewähren  (Behauptung  des  Versicherten,  deren  Bestreitung  seitens 
des  Vertreters   des  Versicherers  und   schliesslich  Ansetzung   eines  geringeren 
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Schadenpostens  --  gegen  welchen  dem  Versicherten  nachtraglicher  Widerruf 
oder  Partialberichtigung  zustehen  muss,  insbesondere  dann,  wenn  er  ohne 
eigene  Prüfung  den  Angaben  jenes  Vertreters  der  Gegenseite  blos  beitritt  und 
nach  seinem  jeweiligen  Bildungsstande  nicht  imstande  ist,  spontan  jene  Aasülze 
zu  kontrollieren,  sondern  hierwegcn  sieh  erst  mit  Einsichtigeren  beraten  muss. 
Bemerkt  wird  noch,  dass  nicht  selten  auch  sogenannte  Indizien  genügen 
dürften,  welche  zwar  nicht  direkt  die  betreffende  Thatsaehc  darthun,  aus  denen 
aber  ein  begründeter  Schills.«  auf  ihre  Wahrscheinlichkeit  ableitbar  ist  —  und 
dass  weilers  diese  Prinzipien  auch  dann  zur  Geltung  gelangen,  wenn  im  Ver- 
sicherungsverträge selbst  die  Beibringung  von  Belägen  verlangt  wird,  aus  denen 
der  Versicherer  die  volle  Überzeugung  von  dem  Bestände  jener  Voraussetzungen 
gewinnen  müsse,  oder  verlragsgemäss  weitere  Nachweisungen  verlangen  darf, 
falls  er  die  gelieferten  für  ungenügend  ansieht,  nämlich  aus  objektiven 
Gründen  für  nicht  genügend  zu  hallen  befugt  erscheint,  weil  andernfalls  jeder 
Rechtsanspruch  des  Versicherungsnehmers  durch  das  diesfällige  subjektive  Er- 
messen des  Versicherers  eludiert  werden  könnte. 

Nicht  selten  werden  in  einzelnen  Vcrsichcrungszwcigcn  ausdrücklich  Beläge 
ganz  besonderer  Art  stalulengeniäss  verlangt,  so  z.  B.  bei  der  See- Versicherung 
obrigkeitliche  Gerlifikate  bezüglich  des  Unfalls,  wenn  der  Ort  des  Ereignisses 
weit  von  der  Heimat  abliegt  —  bei  der  Lebensversicherung  amtliche  Toten- 
scheine —  hei  der  Feuer- Versicherung  Nachweis  des  fundus  instruetus,  des 
Warenvorrates  durch  Wirtschafte-  oder  Handelsbücher  u.  dgl.  Ist  der  Ver- 
sicherungsnehmer ohne  sein  Verschulden  ausser  Stande,  diese  Art  von  Belägen 
beizubringen  (z.  B.  weil  die  Handels»  oder  Wirtschaftsbücher  etwa  mitverbrannt 
sind  u.  ähnl.i,  worüber  jedoch  ihm  die  Beweisest  obliegt,  so  hat  der  Ver- 
sicherte die  Wahrscheinlichkeit  der  seinerseits  vorgebrachten  Daten  in 
anderen  Wegen  dem  Versicherer  erweislich  zu  machen,  es  sei  denn,  dass  er 
sich  selbst  schuldhafter  Weise  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  hat,  diese  Beläge 
beibringen  zu  können,  z  B.  durch  Unterlassung  der  ordnungsmäßigen  Bücher- 
führung,  der  Beiziehung  zu  Gebole  stehender  Sachverständiger  u.  dgl.  n..,  wo- 
durch der  Versicherer  von  jeder  Leistung  entbunden  wird. 

Kerner  ist  auch  die  eidliche  oder  eidesstälige  Bestätigung  gewisser 
Thatsachen,  welche  sich  etwa  der  Versicherer  vorbchallen  hat  und  die  seitens 
des  Versicherungsnehmers  abzulegen  sind,  eben  auch  als  ein  derartiger  Belag  des 
Anspruches  anzusehen,  so  dass  im  Kalle  einer  grundlosen  Verweigerung  dieser 
Bestätigung  über  Verlangen  des  Versicherers  der  Anspruch  nicht  als  gehörig 
begründet  gilt. 

Als  entbunden  von  der  Pflicht  der  Nachweisung  seines  Anspruches  durch  die 
obenerwähnten  Beläge  erscheint  derjenige  Versicherte,  welchem  häufig  der  Versi- 
cherer eine  solche  Begründung  schon  im  Verlrage  erlässt  (und  zwar  entweder 
ganz  wie  bei  der  Rückversicherung,  oder  zum  Teile  wie  bei  der  See-Versicherung). 
Jn  diesem  Kalle  wirkt  die  Anzeige  der  die  Ersatzpflicbt  des  Versicherers  begrün- 
denden Thalsachen  völlig  gleich  ihrem  Nachweise  durch  die  regelrechten  Beläge. 

Schliesslich  ist  noch  als  bedeutsamstes  rechtliches  Moment  festzuhalten,  dass 
die  Beibringung  dieser  Beläge  keine  prozess-,  sondern  eine  materiell-recht- 
liche Tragweite  hat,  weil  sie  nicht  wie  im  Prozessrechte  behufs  Nachweises 
streitig  gewordener  Briten,  sondern  behufs  Darthuung  der  Voraussetzungen  erfolgt, 
welche  zur  Begründung  des  Anspruchs  unerlässlich.  jedoch  dem  Versicherer 
regelmässig  nicht  bekannt  sind,  sie  ist  nicht  etwa  Durchführung  prozessualer 
Beweisherstellung.  sondern  Erfüllung  einer  materiell-rechtlichen  —  statuten- 
gemässen  —  Vcitragsptljcht  des  Versicherten,  gleich  jener  der  Anzeigepflicht 
u.  a.  Bereits  im  Gesetze  ist  ausgesprochen,  dass  der  Versicherungsnehmer  durch 
bestimmte  Nachweise,  —  Belüge  dem  Versicherer  die  Überzeugung  von  dem 
\  orhanden»cui  der  angesprochenen  Ersatzptlicht  verschaffen  soll,  welche  vorder- 
hand noch  gar  mchl  bestnllen  zu  sein  braucht,  und  es  steht  dem  Versicherer 
frei,  ausser  diesen  ge.sftzh.  h  gclorderlcn  Voraussetzungen  noch  weitere  Bürg- 
schaften  behtds    s,,rg,;wiier   und  unhetangener  Sicherstellung  der  bezüglichen 
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grundlegenden  Thatumstände  zu  vereinbaren.  Vorderhand  wird  also  nicht  gefragt, 
oh  die  vorgelegten  Beläge  hinreichen,  um  den  Nicht  er  von  der  Existenz  eines 
bestrittenen  Anspruches  zu  überzeugen,  .sondern  ob  sie  dem  Versicherer  diese 
Überzeugung  bezüglich  der  Existenz  des  seitens  des  Versicherten  erst  nur  be- 
haupteten Anspruchs  beizubringen  geeignet  sind.  Sind  sie  diesfalls  genügend, 
so  hat  dies  nur  den  Sinn  und  die  Folge,  dass  der  Prozess  überhaupt  initiirt 
werden  kann,  keineswegs  jedoch,  dass  auch  der  eingeklagte  Anspruch  schon 
dargethan  ist,  welcher  vielmehr  immer  noch  bestreitbar  erscheint,  wie  eben 
auch  in  dem  Fall«  der  Erla.ssung  von  Belägen.  Sind  sie  jedoch  ungenügend, 
so  bietet  dieser  Umstand  dem  Versicherer  den  Vorteil,  dass  er  sich  in  den 
Prozess  über  diesen  Anspruch  des  Versicherten  nicht  einzulassen  braucht,  son- 
dern dem  Richter  vorläulig  die  Entscheidung  anheimgiebt,  ob  sie  genügend  sind 
oder  nicht.  Ehrenberg  geht  hierin  so  weit,  dass  er  die  Grundsätze  des  Pro- 
zessrechts 2."VJ  Z.-P.O.)  über  die  freie  Beweiswürdigung  auf  die  Frage  nach 
der  Begründung  des  Versicherungsanspruchs  ganz  unanwendbar  findet,  weil  sie 
keine  Frage  des  prozessualen,  sondern  des  materiellen  Hechtes  ist,  und 
die  Überzeugung  des  Richters  von  der  Existenz  des  Versicherungsanspruches  in 
diesem  voraufgehenden  Rechtsverfahren  den  Mangel  genügender  Beläge  eben- 
sowenig ersetzen  kann,  wie  in  dem  späteren  Verfahren  über  den  Anspruch  selbst 
der  Richter  an  die  Beweiskraft  der  behufs  Begründung  desselben  etwa  ge- 
nügenden Beläge  gebunden  ist.  In  dieser  Hinsicht  lässl  sich  wohl  hervorheben, 
dass  es  Beläge  geben  kann,  welche  sowohl  in  prozessual-  als  in  materiell-recht- 
licher Richtung  genügende  Beweiskraft  haben,  und  die  freie  Beweiswürdigung 
wird  schon  in  dem  Prozesse  über  den  Anspruch  selbst  zumeist  auf  jene  einge- 
schränkt bleiben,  welche  .sie  nicht  darbieten. 

Die  Zureichenheit  der  Beläge  für  die  Begründung  des  Anspruchs  hat  über- 
dies die  hauptsächliche  Konsequenz,  dass  erst  infolge  ihrer  Vorlage  der  Ver- 
sicherer in  moram  (Verzug,  welcher  die  Verfällung  in  Zügerungs-Zinsen  nach 
sich  zieht)  geraten  kann  und  die  Ersatzforderung  fällig  wird,  selbst  im  Falle, 
als  eine  Frist  zur  Zahlung  der  Versicherungssumme  nach  der  Unfallsanzeige 
vereinbart  sein  sollte  und  diese  Frist  erfolglos  abgelaufen  wäre.    Die  Bemängel- 
ung der  Beläge  als  ungenügend  erfolgt  immer  auf  Gefahr  des  Versicherers, 
welcher  trotzdem  in  moram  geräth»  wenn  der  Richter  die  Beläge  später  als 
genügend  anerkennt,  auch  in  dem  Falle  vereinbarter  Zulässigkeit  der  Einholung 
weiterer  Auskünfte  seitens  desselben.    Wenn  dann  später  der  Richter  den  An- 
spruch des  Versicherten  in  seiner  Begründung  oder  Höhe  anerkennt,  so  gilt 
der  Moment  der  Beibringung  genügender  Ueläge  als  Beginn  der  vereinbarten 
oder  gesetzlichen  Zahlungsfrist  und  sohin  der  mora  des  Versicherers. 
Quellen.  —  Ehrenberg,  «Versicherungsrecht»,  dann  in  den  «Jahrbüchern  für 
Dogrnatik»,  Bd.  XXX.  -   Lewis.  « Versicherungsrecht  ».  —  Voigt,  «Das 
deutsche  See-Versicherungsrecht  ».  —  Gebrüder  Brünier,  «Versicherungs- 
wesen». —  Meier  in  «Büschs  Archiv  »,  Bd.  V,  S.  7'.).  —  Grawley,  «Life 
insurance  »  —  und  endlich  die  Rechtsprechung  (und  zwar  die  deutsche: 
Erkenntnisse  des  R.-O.-II.G.   vom  0.  Januar  1871.   Li.  Februar  187*2,  23. 
Oktober  1*72;  des  Beichsb.s  vom  0.  März  18SJ,  vom  11.  Okiober  1883 
und  vom  15.  Okiober  I8S7;  des  Hanseat.  O.-L.-G.  s  vom  '28.  April  1882, 
vom  24.  Mai  1887:  des  Hamburger  N.  G.  s  vom  11.  Juni  1877  und  vom 
6.  Juni  187U;  des  Hamburger  II  -C 's  vom  30.  Juni  1877.  —  Die  aus- 
wärtige: Pariser  Kassationshof  vom  12.  Juni  1870  und  vom  7.  März 
1888;  Appelhof  Ronen  vom  2.  Juli  18!>J  u.  s  w.).  RoztOClI. 


Belgien. 

Feuerversicherung.  —  Um  um  der  jetzigen  Ausdehnung  der  Geschäfte  des 
Feuerversieherungswcst  ris  in  Belgien  einen  riehligen  Begriff  zu  geben,  werden 
wir  als  Grundlage  die  zuletzt  bekannt  gewordenen  Resultate,  bezw.  die  Resultate 
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dos  Belriebsjahres  1897.  die  allein  vollständig  bekannten  zur  Zeit,  wo  diese 
Zeilen  geschrieben  werden,  annehmen.  Wir  finden  da  15  Hauptgesellschaflen, 
die  sieh  gruppieren  lassen  wie  folgt  : 

2  davon  erzielten  als  Prämieneinnahme  im  Jahr  1897  über  .sechs  Millionen 
Franken  («  Proprietaires  Reunis»  und  «  Assurances  generale*  »)  ; 

1  über  vier  Millionen  («Urbaine»); 

4  über  eine  Million  («  Secitrilas  »,  <■  Union  Beige  >.  «Escaul»,  <  Assurances 
Helges »): 

1  über  500  000  Franken    «Nationale  Beige  >). 

Unter  den  4  übrigen  haben  3  einen  speziellen  Charakter  (« Industriels 
reunis  >,  «Sucreries  reunies»,  «Brasseurs  reunis»)  und  was  die  vierte  betrifft 
(«Union*  des  Propriölaires  Beiges»),  besteht  sie  noch  nicht  lange  genug  (seit 
189)),  um  eine  vollständige  Ausdehnung  erfahren  haben  zu  können. 

Wir  möchten  jedoch  beifügen,  dass  diese  Resultate  in  Bezug  auf  das  Stu- 
dium der  Feuerversicherung  nur  approximativer  Natur  sind,  da  mehrere  dieser 
Gesellschaften  gleichzeitig  andere  Risiken  übernehmen,  speziell  das  Transport- 
geschäft, wie  «Kscaut»,  «Securitas «Lloyd»,  und  ihre  verschiedenen  Operationen 
nicht  ganz  getrennt  angeführt  sind. 

Die  Totalprämieneinnahme  der  in  Frage  stehenden  Gesellschaften  beziffert 
sich  mit  31  89(3551  Franken  und  die  auf  das  betreffende  Betriebsjahr  ent- 
fallenden Schäden  mit  16  3U131  Franken.  In  ihrer  Gesamtheit  repräsentieren 
die  Reserven  aller  Art  dieser  Gesellschaften  '20  902  956  Franken. 

Diese  sämtlichen  (iesellschaften  erzielten  einen  Totalgewinn  von  3621062 
Franken,  wovon  den  Aktionären  1  9-5 595  Franken  bezahlt  wurden.  Der  Prozent- 
satz der  Dividenden  im  Verhältnis  zum  eingezahlten  Kapital  ist  bedeutend;  er 
schwankt  zwischen  5  u/0  lür  eine  einzige  Gesellschaft  («Urbaine  Beige»)  und  8. 
10,  12,  15,  10,  18  («Proprietaires  Reunis»),  21  %  («Compagnie  de  Bruxelles») 
und  53  */,.  (»Assurances  generale»»).  Man  iruiss  beifügen,  dass  der  Kurs  der 
Aktien  bedeutend  höher  ist  als  das  auf  dieselben  eingezahlte  Kapital,  und  dass, 
wenn  diese  Zahlen  einen  Begriff  der  von  den  Gesellschaften  erzielten  Aus- 
dehnung geben  können,  dieselben  keinenfalls  den  Zinsfuss  repräsentieren,  den  der 
heutige  Käufer  für  den  ausgelegten  Kaulpreis  erhallen  würde.  Auch  ist  nicht 
zu  übersehen,  dass  auf  ein  Gesammtgesellschaftskapital  von  über  43  Millionen 
die  Aktionäre  nur  etwas  über  13  Millionen  bezahlt  haben  und  für  den  Überrest 
von  30  Millionen,  welche  eine  Supergarantie  bilden,  die  im  Notfall  einberufen 
werden  kann,  haftbar  bleiben. 

Bemerken  wir  noch,  dass  von  den  circa  32  Millionen  einkassierten  Prämien 
rund  4  Millionen  an  die  Rückversicherer  abgegeben  wurden.  Demnach  ist  ein 
Ac  htel  ungefähr  der  Risiken  zurückgedeckt.  Man  müsste  in  ihren  Einzelheiten 
die  von  jeder  Gesellschaft  auf  dem  Rückversicherungsgebiet  befolgten  Prinzipien 
kennen,  um  aus  diesen  Zahlen  Anzeichen  über  das  Verhältnis  der  grösseren  zn 
den  kleineren  überhaupt  versicherten  Risiken  zu  folgern.  Selbstverständlich  ist 
die  Rückvcrsieherungs<|uotc  grosser  bei  den  bedeutenderen  (iesellschaften,  an 
welche  sich  die  grösseren  Risiken  mit  Vorliebe  wenden  und  welche  auch  allein 
im  Stande  sind,  dieselben  zu  übernehmen.  Aber  selbst  hier  ist  die  Quote  sehr 
verschieden,  denn  bei  den  «Proprietaires  Reunis»  scheint  sie  von  15  °/0  und  bei 
der  »Assurances  generale*,  von  22  u/0  zu  sein. 

Um  bemerkenswerter  < '.haraklerzug  der  Belgischen  Versicherungsgesell- 
schaften verdient  mit  der  Tendenz  des  Belgischen  Volks  nach  Gruppierung  und 
Vereinigung  nebeneinander  gestellt  zu  werden,  l'nter  den  15  (iesellschaften, 
die  wir  uns  zu  dieser  Übersieht  zu  Grund  gelegt  haben,  befinden  sich  nämlich 
so|ehe.  die  ihren  Ursprung  m  der  Annäherung  gleicher  Interessen  halten  («Pro- 
pnetaires  Reimis-.  <  I  nimi  des  Proprietaires  Helges  «Industrieis  Reunis». 
«Sucreries  Reunis.,  «Ria«-eurs  Reunwo.  Diese  Vereinigungen,  welche  z.  B.  in 
Ueni-.  iil.ind  zu  keinem  günstigen  |->gebuis  geführt  haben,  scheinen  in  Bezug  auf 
gewiss«,  speziell  industrielle  Hinken,  welche  die  gewöhnlichen  Gesellschaften 
zu  übernehmen  wenig  gene;gt  sind,  grosse  Dienste  zu  leisten. 
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Vom  geschichtlichen  Standpunkt  aus  reihen  .sich  die  Belgischen  Gesell- 
schaften, je  nach  dem  Dalum  ihrer  Gründung,  aneinander  wie  folgt  : 

«Securitus»,  1819:  «Compagnic  de  Bruxelles»,  «Kscant»,  •  I'roprielaires 
Bi-unis».  1H'2I  •.  «Union  Beige»,  1824:  « Assurances  generales».  1830:  «Belgitpie»; 
18V);  «Lloyd  Beige-,  18.%:  •  Nationale  Beige»,  181S;  «Ind.tstriels  Beums»,  1873, 
«Sucreries  Beunies».  187  4:  •  Brasseurs  Dennis»,  187G;  «Assurances  Beiges»,  188*2; 
«l'rbaine  Beige»,  18*8:  «Union  des  Proprietaires  Beiges-,  1800. 

Fünf  dieser  Gesellschaften,  darunter  die  der  «Proprietaires  Reuttis»,  be- 
standen schon  vor  der  Gründung  des  Königreichs;  eine,  die  «Assurances  gene- 
rales»,  wurde  gleichzeitig  mit  demselben  gegründet;  dieselbe  betreibt  auch  die 
Lebens-  und  die  ünfallbranche  ivide  unten)  und  hat  seit  ihrem  Bestand  hundert 
und  neun  Millionen  für  Schäden  verausgabt.  Nach  dieser  ersten  Periode,  welche 
mit  dem  Aufblühen  der  grossen  französischen  Gesellschaften  zusammentrifft,  und 
welche  die  beiden  zum  grössten  Aufschwung  bestimmten  Belgischen  Gesell- 
schaften ins  Leben  berufen  sah,  folgte  eine  andere  Gründungsperiode,  zwischen 
1855  und  180);  davon  muss  man  hi-s  auf  1873  weitergehen :  von  dieser  Zeit 
an  beginnt  die  Itewegung,  welche  wir  oben  angedeutet  haben  und  die  Gründung 
von  Gesellschaften  eines  speziellen  Charakters. 

Die  Gesellschaften  «Assurances  generale.-*»  und  «Lloyd  Beige»  haben  Filialen 
in  Deutschland;  die  Bedeutung  der  in  diesen  Filialen  betriebenen  Geschäfte  geht 
jedoch  aus  den  Dokumenten,  über  welche  wir  verfügen,  nicht  hervor. 

Aus  dem  gleichen  Grunde  ist  es  unmöglich,  auf  bestimmte  Art  die  Bedeu- 
tung der  in  Belgien  von  fremden  Kompagmeen  erzielten  Geschäfte  zu  ermitteln. 

Lebensversicherung.  —  Wie  zu  erwarten  war,  ist  die  Lebensversicherung 
weniger  entwickelt  als  die  Feuerversicherung.  Drei  Gesellschaften  nur  haben 
wir  unsere  Ubersicht  zu  widmen.  Es  sind  dies,  der  Beihe  nach,  die  «Com- 
pagnie  d'assurances  generales  sur  la  vie,  les  fonds  dotaux  et  les  arcidents  (All- 
gemeine Versicherungsgesellschaft  für  Leben,  Au-steuergelder  und  Unfall)»,  die 
«Boyale  Beige»  und  die  «Europeenne  (Europäische) ».  Eine  schwere  Lücke  wäre 
es.  wenn  man  bei  einer  Darstellung  über  belgische  Versicherungen  und  über  die 
«Boyale  Beige»,  deren  Direktor  Herrn  H.  F.  G.  Adan.  der  letztere  dirigirt,  und 
seine  namhaften  und  verschiedenartigen  über  alle  auf  das  Versicherungswesen 
bezügliche  oder  damit  verbundene  Werke,  die  im  Ausland  sowohl  als  in  Belgien 
hochgeschätzt  werden,  nicht  erwähnen  würde. 

Die  «Assurances  generales»  datieren  aus  dem  Jahre  18-21.  die  «Boyale» 
aus  1853  und  die  « Europeenne »  aus  1805.  Die  «Assurances  generales»  und  die 
«Boyale»  beireiben  auch  Unfallversicherung.  Wir  werden  uns  mit  diesem  Teil 
ihrer  Operationen  in  der  hierzu  .speziell  bestimmten  Abteilung  beschäftigen. 
Wegen  ihrer  noch  verhältnismässig  neuen  Gründung  hat  die  -Europeenne»  noch 
nicht  die  Positur  und  die  Wichtigkeit  einer  Gesellschaft  erworben,  welche  die 
Periode  ihrer  Anfänge  überwunden  hat.  Demnach  werden  wir  uns  nur  mit  der 
Auseinandersetzung  der  von  den  beiden  grösseren  Gesellschaften,  wie  solche  aus 
ihren  Rechnungsabschlüssen  pro  1807  hervorgehen,  befassen. 

Am  31.  Dezember  1890  versicherte  die  «Rovalc  Beige»  auf  den  Todesfall 
rund  3(iO0D0lK)O  Franken,  wovon  '25800000  Franken  auf  Ableben,  0800000 
Franken  auf  gemischte  Versicherungen  und  den  Überrest  auf  verbundene  Leben 
oder  auf  den  Erlebensfall.  Das  Verhältnis  der  Versicherungen  mit  Gewinnanteil 
betrug  4  °/„  der  Versicherungssumme  für  den  Todesfall  und  weniger  als  1  °/0 
für  die  gemischten  Versicherungen.  Die  Beuten  im  I  berlebensfall  beliefen  sich 
auf  23047  Franken,  die  sofort  zahlbaren  laufenden  Leibrenten  auf  186  549 
Franken,  die  spätcrfülligcn  Leibrenten  auf  1S0O0  Franken  Rente.  Die  Gcsamt- 
vcrsichenmgssnmine  betrug,  am  31.  Dezember  IK97.  34  Millionen,  die  Erhöhung 
aus  dem  neuen  Geschäft  bezifferte  sich  mit  -4  Millionen  und  die  Verminderung 
durch  Verfall  auf  0  Millionen.  Die  Beuten  im  I 'herlebensfall  waren  auf  19  000 
Franken  herabgesunken;  die  sofort  zahlbaren  Leibrenten  ungefähr  auf  ihrer 
Zahl   stehen  geblieben;   die  späterfälligen  Leibrenten  hatten   sich  auf  20  000 
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Kranken  erhöht ;  die  Versicherungssummen  auf  den  Lebensfall  blieben  in  ihrem 
grossen  Hunzen  stillstehend. 

Das  hervorstechende  Moment  in  dem  Geschäftsgang  dieser  Gesellschaft 
während  des  Betriebsjahres  befindet  sich  in  der  grossen  Anzahl  von  Vertrags- 
auflösungen durch  andere  Ursachen  als  durch  Schäden  oder  Verfall.  Denn  die 
Annullationen  und  Rückkäufe  umfassen  1012  Verträge,  während  die  neuen  Ab- 
schlüsse nur  die  Zahl  1 54*2  erreichten.  Was  die  Erlöschungen  durch  Absterben 
betrifft,  waren  sie  etwas  höher  als  die  Voraussetzungen  der  bei  der  Gesellschaft 
üblichen  Mortalilätstafel.  Audi  ist  zu  bemerken,  dass  die  Zahl  der  laufenden 
Verträge  sich  erhöhte,  während  die  Gesamtversicherungssumme  eine  Verminde- 
rung erlitt,  woraus  eine  Verminderung  in  der  Durehsehniltsversicherungssumme 
per  Kopf  zu  folgern  ist.  Diese  Summe  belicf  sich  im  Jahre  1896  auf  4024 
Franken,  im  Jahre  1897  auf  nur  3650  Franken.  Darin  liegt  eine  Neigung, 
welche  allgemein  zu  sein  scheint,  und  auf  die  Ausdehnung  der  Lebensversiche- 
rungs-Kundschaft zurückzuführen  ist.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  zu  bestätigen, 
dass  diese  Tendenz  selbst  in  einem  Land  wie  Belgien  vorhanden  ist,  wo  der 
Durchschnitt  der  per  Kopf  versicherten  Summen  schon  bedeutend  geringer  ist, 
als  z.  B.  in  Frankreich,  wenigstens  sofern  man  die  Operationen  der  ein- 
heimischen Gesellschaften  in  Erwägung  zieht.  Wahrlich  ist  dieses  Kriterium 
'  nicht  von  absoluter  Genauigkeit,  da  die  Versicherungen  mit  hohen  Summen  in 
Belgien  wahrscheinlich  besonders  durch  die  fremden  Gesellschaften,  von  grösserem 
Umfang,  abgeschlossen  werden,  für  welche  dieses  Land  ein  nutzbringendes  Ge- 
biet bildet.  Wie  dem  auch  sei,  umfassen,  nach  den  Erfahrungen  der  «  Royal 
Beige »,  die  Hälfte  ungefähr  der  auf  den  Todesfall  abgeschlossenen  Verträge 
(49%)  ein  Versicherungskapilal  von  weniger  als  2000  Franken. 

Die  finanzielle  Lage  der  «  Royal  Beige»  erhellt  aus  ihrem  Rechnungs- 
abschluss  in  globo  für  die  Lebens-  und  die  Unfallversicherungsbranche.  Die 
statutarische  Reserve  nämlich  ist  beiden  Branchen  gemein ;  sie  beläuft  sich  auf 
(X)7  953,23  Franken.  Die  mathematischen  Reserven  der  Lebensbranche  stellen 
sich  auf  9  780  553, 49  Franken. 

Der  von  der  Gesellschaft  « Assurance  Generale »  zur  Verfügung  des  Publikums 
gestellte  Rechnungsabschluß*  enthält  nicht,  wie  der  Abschluss  der  «Royale  Beige», 
Einzelheiten  über  den  technischen  und  statistischen  Teil  ihrer  Operationen.  Wir 
werden  hier  nicht  die  gleichen  Auseinandersetzungen  wiedergeben,  wie  wir 
solche  oben  aus  den  Dokumenten  der  < Royale  Beige»  entnommen  haben.  Wir 
werden  uns  darauf  beschränken,  zu  signalisieren,  dass  die  Bedeutung  der  Opera- 
tionen der  «  Assurance  Generale  >  hervorgeht : 

1.  aus  der  Gesamtheit  ihres  Gewinnes,  der  beinahe  dreimal  grösser  ist,  als 
der  Gewinn  der  «Royale  Beige»: 

2  aus  deren  Reserven,  welche  mehr  als  das  Doppelle  der  Reserven  der 
<  Royale  Helge  »  betragen. 

Die  drei  belgischen  in  diesem  Aufsatz,  erörterten  Lebensversicherungsgesell- 
schaflen  betreiben  auch  das  Geschäft  im  Ausland,  und  namentlich  in  Deutsch- 
land. Die  «Assurance  Generale  »  entwickelt  im  Nordwesten  dieses  Gebiets  eine 
gewisse  Tliätigkeit.  Wir  besitzen  keine  Daten  zur  Beurteilung  der  nützlichen 
Resultaten  dieser  Bemühungen.  Ebenso  sehen  wir  uns  genötigt,  die  fremden 
Gesellschaften  (französische,  deutsche  und  englische),  die  mit  Erfolg  in  Belgien 
arbeiten,  mit  Stillschweigen  zu  übergehen:  da  das  Verhältnis  der  im  Königreich 
von  denselben  abgeschlossenen  Versicherungen  zu  ihren  Gesamtoperationen  im 
Allgemeinen  aus  ihren  Geschäftsübersichlen  nicht  ersichtlich  ist  und  für  jede 
von  ihnen  ein  Geheimnis  bleibt,  kann  man  sieh  davon,  auch  nicht  annähernd, 
keinen  Begriff  machen.  So  viel  aber  ist  sicher,  dass  die  Bedeutung  der  in  Bel- 
gien von  den  einheimischen  Gesellschaften  versicherten  Kapitalien  und  Renton 
den  geringsten  Ted  des  (ianzen  bilden. 

Imuoid  die  Krörlerunt.  welche  wir  in  einem  speziellen  Artikel  über  die 
Iranzosisciien  S:aatsversiciierim„'sgesellschaften  vornehmen  werden,  ganz  natür- 
licherweise zu  einem  Vergleich   mit  derselben    des  belgischen  Staates  führen 
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muss,  ist  es  unerlässlich  hier  selbst  den  Gegenstand  und  die  Tragweite  der  von 
dieser  Hinrichtung  betriebenen  Operationen  anzudeuten.  Wir  befinden  uns  somit 
auf  der  Grenze  der  Lebensversicherung  im  eigenen  Sinne  des  Wortes  und  der 
Arbeiterversicheningen.  Die  Darlegung  der  Operationen  der  Staatskasse  wird  uns 
als  Übergang  zu  den  Arbeiterversicherungen  und  den  Versorgungseinrichtungen 
in  dem  Massstab,  welcher  sich  für  den  Kähmen  dieses  Artikels  eignet,  dienen. 

Die  Versicherungskasse  des  belgischen  Staates  für  den  Todesfall  ist  ein 
Zweig  der  Allgemeinen  Spar-  und  Versorgungskasse.  Das  Gesetz  vom  9.  August  1889 
über  die  Arbeiterwohnungen,  in  dem  es  den  Arbeitern  die  Erwerbung  ihrer 
Wohnstätte  gestatten  wollte,  hat  sich  darum  belliessen,  ihnen  die  Mittel  an  die 
Hand  zu  geben,  ihre  Schuld  zu  tilgen,  und  zwar  so,  dass  das  Eigentum  des 
Grundstück*  in  ihrer  Familie  verbleihe,  selbst  wenn  die  Schuld  im  Kall  des  Ab- 
lebens noch  nicht  ganz  getilgt  wäre.  Die  gemischte  Versicherung  liefert  den 
Mechanismus  zu  dieser  Tilgung.  Ks  genügte  jedoch  nicht  dies  theoretisch  anzu- 
deuten; es  handelte  sich  darum,  die  Hinrichtung  zu  gründen,  an  welche  sich 
die  Arbeiterklasse  wenden  könnte,  um  derartige  Versicherungen  abzusehliessen, 
die  die  Privatversicherung  nicht  in  der  Lage  oder  nicht  geneigt  zu  sein  schien, 
unter  wenig  lohnenden  Bedingungen  einzugehen.  Deshalb  wird  die  Allgemeine 
Spar-  und  Versorgungskasse  laut  Artikel  8  ermächtigt,  diejenigen  Operationen 
für  gemischte  Versicherungen  zu  betreiben,  welche  die  Garantie  der  Rückzahlung, 
auf  eine  bestimmte  Verfallzeit  oder  im  Todesfall  des  Versicherten,  von  bewilligten 
Vorschüssen  behufs  Bau  oder  Ankauf  eines  Wohnhauses  bezwecken.  Die  Be- 
dingungen solcher  Versicherungen  wurden  durch  königlichen  Erlass  vom 
6.  Juli  1891  bestimmt,  wovon  der  Wortlaut  im  Bulletin  de  F  Institut  des 
Actuaires  franeais,  Jahrgang  1802,  Seile  30  ff.  zu  finden  ist  (Vide  noch 
ibid.  Chevsson  :  <  La  proprietc  de  l'habitation  ouvricre  et  l'assurance  sur  la  Vie  >, 
Seite  17  ff.). 

Dieser  Krlass,  nachdem  er  verordnet,  dass  die  Hechnungen  der  Versiche- 
rungsoperationen von  denjenigen  der  Sparkasse  getrennt  zu  führen  sind,  setzt 
die  technischen  Grundlagen  der  Versicherung  fest.  Die  MortalitÜtstafel  ist  die 
«English  life  table  N"  3»  (Males)  von  William  Farr.  Der  angenommene  Zinsfuss 
ist  3°/u,  der  Prämienzuschlag  3°  „,  '/j  dieses  Zuschlags  wandern  jedes  Jahr  in 
die  Sparkasse  als  Pauschalentschädigung  für  die  Verwaltungskosten,  das  letzte 
Drittel  in  die  Reserven  der  Versicherungskasse.  Artikel  3  sieht  die  Möglichkeit 
voraus,  dass  ein  Betriebsjahr  mit  Verlust  absehliessen  könnte;  in  diesem  Kall 
würde  das  Kehlende  durch  rückzahlbare  Vorschüsse  der  Sparkasse  gedeckt. 

Wir  j-eben  hierunter  eine  Übersicht  der  Tarife  der  belgischen  Versicherungs- 
ka-ssc  mit  daneben  die  entsprechenden  Zahlen  der  Tarife  der  französischen  Ge- 
sellschaften : 


Alter 

Dauer  des  Vertrags 

10  Jahre 

15  Jahro 

20  Jahre 

25  J.dire 

Heldi- 
sche 
Kassen 

Fran- 
zösische 
Kassen 

Heldi- 
sche 
Kassen 

Frau 

/ösische 
Ka-scn 

IMgi- 
sehe 

Kassen 

Fran- 
zösische 
Kassen 

Belgi- 
sche 
Kassen 

Frau-  | 
zösische' 
Kassen  j 

21  Jahre 
30  Jahre 
40  Jahre 
50  Jahre 

0,18% 
«.»,277, 

9,457, 

9,807, 

9,027, 

»,«'»77., 

7c. 

10,357, 

■V«7, 

5,W7o 
0,227, 
0,74% 

0,19  7, 
0,27  7, 
0,527, 

7,U7„ 

*c*7o 
4.417, 
*,<397„ 

4,527, 
4,637, 
V>37» 

3.357, 
3,51 70 

3,»'i% 

3,50  7o 
3,707,, 
4,10% 

Die  allgemeinen  Bedingungen  der  Polizen  enthalten  keine  namhaften  Diffe- 
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rcnzen  gegenüber  denjenigen  die  durchschnittlich  für  Versicherungen  dieser  Natur 
üblich  sind.  Der  Gläubiger,  welcher  eine  Versicherung  auf  den  Kopf  seines 
Schuldners  beantragte,  liefert  ein  ärztliches  Attest ;  die  Kasse  kann  eine 
neue  Untersuchung  durch  einen  von  ihr  gewählten  Arzt  vornehmen  lassen. 
Die  Kündigung  erfolgt  auf  den  Antrag  des  Benefizianten  der  Versicherung  (des 
Gläubigers)  mit  dem  Einverständnis  des  Schuldners.  Die  Reduktion  der  Ver- 
sicherung geschieht  im  Verhältnis  der  Zahl  der  geleisteten  zur  Zahl  der  bestimmten 
Prämien;  der  Rückkaufpreis  ist  das  Diskonto,  zu  3°/o»  des  reduzierten  Betrags. 

Die  Zahlung  der  Prämien  erfolgt,  in  unteilbaren  jährlichen  Raten,  in  den 
Bureaux  der  Sparkasse  in  gleicher  Weise  wie  die  in  letztere  gemachten  Ein- 
zahlungen. 

Die  Versicherung  ist  eo  ipso  aufgehoben,  ohne  welche  Formalität,  falls  die 
Prämie  im  Lauf  de»  Monats  nach  Verfall  nicht  bezahlt  wird.  Es  liegt  dann  der 
Rückkaufsfall  vor.  Die  Wiederinkraftsetzung  kann  innerhalb  5  Monaten  wieder 
geschehen. 

Der  benefizicrende  Gläubiger  muss,  wenn  er  sich  die  Kündigung  des  Ver- 
trags nicht  zuziehen  will,  alle  Veränderungen  zur  Kenntnis  bringen,  die  in  dem 
Berufe  des  Versicherten  eingetreten  und  dazu  angethan  sind,  das  Risiko  zu 
beeinträchtigen.  Die  falschen  Angaben  und  Verschweigungen,  selbst,  wenn  die 
selben  in  gutem  Glauben  gemacht  werden,  haben  die  Aufhebung  des  Vertrags 
zur  Folge.  Desgleichen  im  Fall  von  Selbstmord,  von  Mord  des  Versicherten 
durch  den  Benefizianten,  von  Absterben  infolge  von  Trunksucht 

Das  Kapital  ist  zahlbar  am  Ende  des  Jahres,  im  welchem  der  Tod  erfolgt  ist. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  9.  August  1889  auf  die  mit  der  Erwerbung 
eines  Arbeiter -Wohnhauses  zusammenhängenden  gemischten  Versicherungen 
haben  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  I8üi  eine  Verallgemeinerung  erfahren 
(Pasinomie,  Jahrgang  1891,  Nr.  3I7,  Seite  40  '*)• 

Dasselbe  verfügt  im  Allgemeinen,  dass  eine  Versicherungskasse  den  Ver- 
sorgungskassen annektiert  ist ;  diese  versichert  zu  einmal  oder  jährlich  zahlbaren 
Prämien  Kapitalien  von  nicht  über  50XI  Franken  auf  einen  bestimmten  Kopf. 
Die  Versicherungssumme  kann  als  veräussertes  Kapital  zugunsten  des  Bene- 
fizianten an  die  Versorgungskasse  bezahlt  werden.  Der  Verwaltungsrat  der  Kasse 
bestimmt,  unter  königlicher  Genehmigung,  die  allgemeinen  Bedingungen  und 
Tarife.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  hat  die  Versicherungskasse  unter  ihren 
Operationen  die  Lebensversicherung  auf  den  Todesfall  mit  zeitweiligen  Prä- 
mien, zahlbar  bis  zu  dem  55.,  G0.  oder  65.  Lebensjahr,  eingeführt. 

Wir  haben  nun  noch  den  Umfang  des  Geschäftes  der  Versicherungskas.se 
des  *  Belgischen  Staates  nach  dem  Rechenschaftsbericht  der  Operationen  und 
der  Lage  der  Allgemeinen  Spar-  und  Versorgungskasse »  (Betriebsjahr  1897)  zur 
Kenntnis  zu  bringen  (Urüssel,  Bruyland  189S  in  4").  Der  Rechenschaftsbericht 
enthält  das  Rechnungsresultat  der  durch  die  Gesetze  von  1889  und  1894  vor- 
gesehenen Operationen  überhaupt  Dieses  Resultat  besteht  aus  einem  Gewinn 
\on  ii  3-G,(K>  Franken,  welcher,  nach  dem  Bericht,  dem  Umstand  zuzuschreiben 
ist.  dass,  (lank  des  kurzen  Bestandes  der  Kasse,  die  Wirkungen  der  ärztlichen 
Auswahl  (Selection)  sich  noch  gänzlich  fühlbar  machen,  und  dass  die  gemachten 
Geldanlagen  mehr  abwerfen  als  der  für  die  Berechnungen  der  Kasse  ange- 
nommene Zinsfuss  von  3'V,>.  trotzdem  jedoch  die  Rechnung  für  beide  Opera- 
tionsklassen gemeinsam  gehalten  wird,  so  sind  doch  deren  statistische  Resultate 
getrennt  gehalten. 

Wa-  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1).  August  1880  abgeschlossenen 
Versicherungen  betrifft,  ist  die  Anzahl  der  Verträge,  von  521  am  31.  De- 
zember lNlhJ.  auf  (»87,1  am  31.  Dezember  1897  gestiegen.  Die  entsprechenden 
Ver>ieherung>sunimcn  belaufen  sieb  rosp.  auf  1 377  061,50  Franken  und 
)»i<l.;l  051.00  Frauken.  Die  Anzahl  der  im  lietriebsjahr  1897  abgeschlossenen 
Vertrüge  beirügt  2131». 

Die  grosse  Mehrheit  der  Verträge  bezieht  sich  auf  Versicherungssummen, 
die  nicht  über  *J0JL»  Franken  betragen. 
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Beinahe  sämtliche  Versicherte  gehören  (|Cr  eigentlichen  Arbeitsklasse  an. 

Die  auf  Grund  des  Gesetzes  des  21.  Juni  1894  abgeschlossenen  Geschäfte 
repräsentieren  74  Verträge  mit  einem  Versieherungskapilal  von  247  9:»4,33 
Franken,  wovon  65225,17  Franken  auf  den  Todesfall  mit  abgekürzter  Prämien- 
zahlung, und  der  Rest  auf  gemischte  Versicherungen. 

Was  schliesslich  noch  die  Spar-  und  Ver.sorgungskas.se  betrifft,  werden  wir 
nur  noch  kurz  den  Umfang  ihrer  Versorgungsoperationen  angeben  und  im  übrigen, 
wie  bereits  gesagt,  auf  die  allgemeine  Abhandlung  der  Organisation  der  Spar- 
und  Versorgungskasse,  die  im  Artikel  über  die  französischen  Versorgungskassen 
besprochen  wird,  verweisen. 

Es  wurden  im  Jahre  1S97  171  506  Zahlungen  geleistet,  mit  einem  Betrag 
von  2648  682,14  Franken,  wovon  2605458,14  Franken  sofort  in  Renten  umge- 
setzt wurden.  Die  Zahl  der  neuen  Büchlein  beträgt  17159,  davon  betreffen 
9574  die  Arbeiterklasse.  Unter  den  durch  Vermittler  bewirkten  Einzahlungen 
in  Höhe  von  156315,  stammen  die  meisten  aus  den  Wechselseitigkeitagesell- 
schaften,  dann  aus  den  provinzialen  und  städtischen  Verwaltungen;  in  dritter 
Linie  kommen  sie  von  Arbeitsgebern.  Am  31.  Dezember  1897  betrug  die  Zahl 
der  rentengeniessenden  Personen  3056  mit  einem  Gesamtrentenbelrag  von 
1  110797,56  Franken.  1435  Rentner  bezog  cn  eine  Rente  von  höchstens  120 
imd  1621  eine  zwischen  12  >  und  1200  Franken  schwebende  Rente. 

Die  Wechselseiligkeitsgesellschaften  liefern  der  Versorgungskasse  12  °/0  der 
jährlichen  Einzahlungen.  Dieselben  sind  jetzt  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juni 
1894  geregelt,  dessen  Wortlaut  in  der  Pasinomie  von  1891,  Seite  407,  und  im 
Annuaire  de  legislation  etranfli-re,  Gesetz,  von  189  i,  p.  520)  mit  einer  Notiz 
von  Hrn.  Hubert  Vallezour  zu  finden  ist.  Mit  der  engen  Regelung  des  Gesetzes 
vom  3.  April  1851  hatten  die  Wechselseitigkeitsgesellschaften  im  Jahre  1891 
die  Zahl  von  646  erreicht.  Das  Gesetz  von  1898  hatte  zum  Gegenstand,  den 
Zweck,  welchen  die  Wechselseitigkeitsgesellschaften  befolgen  können,  zu  erweitern. 

Die  durch  das  Gesetz  von  1898  visierten  Gesellschaften  sind,  ihrem  Ziel 
nach,  folgende  (Art.  1): 

1.  Eigentliche  gegenseitige  Hülfsgenossenschaflen  (Krankheit,  Verletzungen, 
Gebrechlichkeiten,  Leichenkosten,  zeitweilige  Unterstützung  an  die  Familie  im 
Todesfall),  Verbindung  mit  den  Spar-,  Versorgungs-  und  Versicherungskassen 
des  Staats. 

2.  Entschädigung  bei  Verlust  oder  Erkrankung  der  Viehhabe  oder  bei  Ernle- 
beschädigungen. 

3.  Genossenschaften  für  den  Ankauf  von  gewöhnlichen  Gebrauchsgegen- 
ständen und  Konsumsartikel,  Arbeilsgeiäthschaflen,  Haustiere,  Dünger  und  Saat- 
körner. 

4.  Darlehen  an  die  Vereinsmitglieder  bis  höchstens  3(X)  Franken. 

Zu  bemerken  ist  einerseits,  dass  der  belgische  Gesetzgeber  bei  den  Wechsel- 
seitigkeiLsgesellscIialten  das  zur  Verwirklichung  der  landwirtschaftlichen  Ver- 
sicherung bestimmte  Werkzeug  gesucht  hat  (wir  werden  in  der  diesbezüglichen 
Abteilung  hierauf  zurückkommen);  andererseits,  dass  die  vom  Gesetz  visierten 
Gesellschaften  ihren  Mitgliedern  nicht  selbst  Pensionen  leisten  dürfen,  sondern 
nur  als  Vermittler  zwischen  diesen  und  der  Staatskasse  dienen  können.  Artikel  2 
•si'iht  allerdings  vor,  dass  die  Konzcssion  seitens  des  Staats  an  Gesellschaften 
erteilt  werden  kann,  welche  die  Zahlung  von  jährlichen  Beiträgen  an  ihre  alten 
oder  gebrechlichen  Mitglieder  bezwecken ;  es  handelt  sich  aber  hier  um  Bei- 
träge, die  jedes  Jahr  in  Bezug  auf  ihre  Höhe  revidirbar  sind,  und  nicht  um 
eigentliche  Versorgungspensionen. 

Die  Konzession  oder  vielmehr  die  Anerkennung  der  Regierung  bezieht  sich, 
unter  Erfüllung  der  erforderlichen  Bedingungen,  auf  Gesellschaften,  die  mehrere 
der  in  Artikel  1  aufgezählten  Ziele  verfolgen.  Aus  den  Vorbereitungsarbeiten 
des  Gesetzes  geht  hervor  (Hubert  Vulleroux,  loc.  cit  ),  da.-s  sich  die  Gesell- 
schaften, die  nur  einen  einzigen  Zweck  verfolgen,  ohne  vorherige  Genehmigung 
bilden  können;  in  diesem  Fall  aber  hat  die  Gesellschaft  weder  den  Charakter 
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einer  Zivilperson,  noch  den  Genuss  der  Vorteile,  die  aus  dem  Gesetz  vom  23. 
Juni  1894  entspringen. 

Die  Wechselseitigkeitsgcsellsehaften  dürfen  sich  unter  einander  verbinden, 
jedoch  ohne  ihre  Selbständigkeit  zu  verlieren.  Die  Genehmigung  der  Gesell- 
schaften oder  Föderationen  geschieht  nach  Begutachtung  des  durch  Artikel  32 
des  Gesetzes  eingesetzten  beständigen  Ausschusses  der  Weehselseitigkcitsgesell- 
schaften;  sie  verleiht  den  Charakter  einer  Zivilperson  und,  nach  Artikel  8W» 
zuzuglich  des  Gesetzes  vom  20.  März  1898,  das  ausschliessliche  Recht,  von  den 
öffentlichen  Behörden  Subsidien  zu  erhalten.  Die  Wechselseitigkeitsgescllschaften 
liefern  dem  beständigen  Aussehuss  einen  jährlichen  Rechenschaftsbericht. 

Die  Auflösung  kann  gerichtlich  erfolgen,  wenn  die  Hülfsmittel  der  Gesell- 
schaft unzulänglich  geworden  sind,  oder  wenn  sie  einen  Zweck  verfolgt,  für  den 
sie  nicht  anerkannt  wurde.  Die  von  den  Weehselseitigkeitsgesellschaflen  er- 
teilten Unterstützungen  sind  weder  übertragbar,  noch  können  sie  gepfändet 
werden.  Jode  Person,  die  das  18.  Jahr  erreicht  hat,  kann  Mitglied  einer  Wechsel- 
scitigkeitsgesellschaft  sein;  jede  unmündige  Person  von  18  Jahren  muss  von  dem. 
der  die  väterliche  Aufsicht  ausübt  oder  von  seinem  Vormund  ermächtigt  sein. 
Die  verheirateten  Frauen  können  dazu  gehören,  es  sei  denn,  dass  ihr  Ehemann 
Einspruch  erhebe,  welcher  jedoch  vom  Friedensrichter  aufgehoben  werden  kann. 

Die  Gelder  der  Wcchselseitigkeitsgesellsehaflen  sollen,  sobald  sie  5  Franken 
per  Mitglied,  oder  auch  1009  Franken  erreicht  hahen,  in  die  Sparkasse  unter 
Garantie  des  Staates  deponiert  oder  in  belgische  Staatspapiere  oder  sonstige 
vom  Staat  garantierte  Papiere,  Obligationen  der  Provinzen,  Städte  oder  Ge- 
meinden Belgiens  umgewechselt  werden.  Man  darf  auch  diese  Gelder  Kredit- 
genossenschaften anvertrauen. 

In  den  Berichten  der  internationalen  Prüfungskommission  der  Ausstellung 
von  1889  (Economic  sociale,  seclion  V:  «  Socieles  de  secours  mutuels>,  Bericht 
von  Louis  Fontaine,  S.  123  u.  f  ;  Paris,  Impr.  nat..  1891,  in  4°)  befinden 
sich  2  Beispiele  von  grösseren  belgischen  Wechselseitigkeilsgesellschaften,  die 
«Fraternelle  Belge>,  gegenseitige  Hülfs-  und  Versorgungsgesellschafl  unter  Kauf- 
leuten, Industriellen,  Angestellten  und  Reisenden  des  Handels  und  der  Industrie, 
begründet  im  Jahre  1852,  und  die  «Cai-se  de  pensions  du  corps  mödical  belge>. 
Die  erste  umfassle  4  Kassen  :  Die  Gesellsehaflskasse,  welche  die  Sorge  für  die 
Entschädigungen  an  Kranke  hat;  die  Kasse  A,  welche  die  Sorge  der  Hilfs- 
leistungen an  die  Wittwen.  Waisen  und  dürftigen  Vereinsuiitglieder  hat :  die 
Kasse  B.,  welche  die  Sorge  der  Pensionen  an  die  Mitglieder  hat,  welche  das 
('•.*>.  Jahr  erreicht  haben  (Verfassung  von  früher  als  das  Gesetz  von  1894):  die 
Kasse  C.  welche  die  Sorge  der  ärztlichen  und  pharmazeutischen  Kosten  hat. 
Die  Pensionskasse  des  belgischen  ärztlichen  Corps  liefert  Pensionen  wie  folgt: 
Die  vier  Fünftel  der  gewöhnlichen  Einnahmen  werden  jährlich  der  Spendung  von 
Pensionen  gewidmet  und  unter  die  Interessenten  verteilt. 

Die  Pension  eines  Beteiligten  beträgt  12  Teile,  die  einer  Wittwe  10  Teile, 
die  eines  Waisenkindes  von  Valer  und  Mutler  3  Teile  und  die  eines  Waisen- 
kindes von  Vater  2  Teile 

Bezüglich  der  Arbeitsunfälle  liegt  in  Belgien  gegenwärtig  ein  Entwurf  der 
Begierung  vor.  mit  dem  diese  am  2o.  April  1898  herauskam.  Er  bezieht  sich 
nicht  gerade  direct  auf  die  Versicherung,  immerhin  aber  auf  den  Schadenersatz 
bei  Arbeitsunfällen  Ein  vom  Ministerium  für  Industrie  und  Arbeit  ernannter 
AusM-huss  halte  einen  Vor-Entwurf  zusammengestellt,  der  zum  Gegenstand  einer 
überaus  lebhaften  Kritik  von  Seiten  des  Herrn  Adam  geworden  ist.  (Le  nouvel 
avanl-projet  de  loi  sin  la  ivparation  des  accidents  du  travail  en  Belghjue. 
Bnixelles  1S97  broeh.  in-8\>  Die  (irundlage  hierfür  bildete  die  Zwangsver- 
sir-herntiL'.  Doch  dieser  grundlegende  Gedanke  ist  nicht  der  vorherrschende. 
Ein  zusammenfassender  Vergleich  der  Gesetze  über  die  Arbeitsunfälle,  heraus- 
gegeben vom  Bulletin  de  l'utii<-c  de  travail  (.lahrgang  18'J8,  Seite  496.  Juniheft) 
ässt  erkennen,  das>  es  sich  um  ein  Gesetz  über  die  Haftbarkeit  bei  Unfällen 
utndelt.  Eine   Arbeitsunfähigkeit,  von  mehr  als  zwei  Wochen,  selbst  wenn  sie 
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nur  partiell  ist,  berechtigt  zu  einer  Knischädigung,  wenn  nicht  der  Ver- 
unglückte dem  Betriebsunternehmer  ein  Verschulden  nachweisen  kann,  oder 
dorn  Verunglückten  selbst  ein  Verschulden  oder  eine  Fahrlässigkeit  entgegenzu- 
halten ist. 

Oer  Schadenersatz  ist  festgesetzt  auf  50%  des  1  itägigen  Lohnes,  wenn 
vollständige  Arbeitsunfähigkeit  vorliegt,  und  wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  nur 
eine  teilweise  ist,  auf  50°/©  der  Differenz  zwischen  dem  Durchschnitte  l4tägigen 
Lohn  vor  und  nach  dem  Unfall.  Ist  die  Arbeitsunfähigkeit  eine  bleibende,  so 
erhält  der  Verunglückte  eine  Lebensrente,  die  nach  dem  Grade  seiner  Untaug- 
lichkeit  festgesetzt  wird.  Im  Todesfalle  besteht  die  Entschädigung  aus  50  Franca 
Beilrag  zu  den  Bestattungskosten,  ferner 

1.  für  die  Wiltwe  in  einer  Summe,  die  dem  Wert  einer  Lcbensrente 
gleichkommt,  welche  20°/©  des  mittleren  Tagelohns  des  Verunglückten  beträgt, 
und  die  sich  nach  dem  Älter  zu  richten  hat,  in  dem  der  Tod  erfolgte; 

2.  für  jedes  Kind  unter  15  Jahren  oder  für  jeden  Ascendanten  der  von 
dem  Verunglückten  erhalten  werden  musste.  eine  Summe  die  dem  Wert  einer 
Lebensrente  gleichkommt,  die  20  %  des  mittleren  Tagelohns  des  Verunglückten 
beträgt,  und  die  sich  nach  dem  Alter  richtet,  indem  der  Tod  eintrat.    Die  Ge- 


Der  Entwurf  sieht  vor,  dass  der  Arbeitgeber  stets  seinen  Arbeitern  gegen- 
über direet  haftbar  bleibt,  selbst  wenn  er  einen  Versicherungsvertrag  unter- 
zeichnet hat.  Fehlt  eine  solche  Versicherung  oder  wird  der  Betriebsunlernehmer 
zalilungunfähig.  so  wird  das  Guthaben  des  Verunglückten  oder  seiner  Rechts- 
nachfolger durch  ein  Privilegium  garantiert,  welches  sofort  nach  dem  Vorrecht 
auf  Zahlung  des  (ichalles  rangiert.  Der  Verunglückte  und  seine  Rechtsnachfolger, 
haben  zu  Ungunsten  der  anderen  Gläubiger  ein  ausschliessliches  Recht  auf  die 
Summen  die  sie  von  dem  Versicherer  zu  fordern  haben.  Endlich  ist  der  Be- 
triebsunlernehmer  gebunden  das  Kapital  von  dem  er  die  Rente  auszahlen  muss, 
in  die  Pensionskasse  oder  in  eine  von  der  Regierung  genehmigte  Kasse  einzu- 
bezahlen. 

Der  Gesetzentwurf  der  belgischen  Regierung  giebt  also  im  Princip  eine 
Rerufsgefahr  zu,  die  bereits  in  einer  grossen  Reihe  von  europäischen  Ländern 
überwiegend  zu  Tage  getreten  ist. 

Einen  interessanten  Vergleich  zwischen  diesen  Gesetzeskundgebungen  und 
dem  belgischen  Entwurf  liefert  die  Revue  politique  et  parle mentaire  vom 
Juli  1898,  Seite  148  und  folgende. 

Der  Parlamentsantrag  hat  zu  verschiedenen  Vorschlägen  hinsichtlich  der 
Arbeitsunfälle  und  Arbeitsversicherung  Anlass  gegeben.  (Cf.  Revue  publique  et 
parlementaire.  Sept.  1*98,  Seite  67 i.) 

Die  Versicherung  gegen  Unfälle  im  allgemeinen  wird,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  Belgien  durch  die  belgischen  Lebensversicherungsgesellschaften,  sowie 
durch  ausländische  Versicherungen  ausgeführt.  Als  Beispiel  führen  wir  an,  dass 
die  «Royale  beige»  ihre  Thätigkeit  in  3  Calegorien  einteilt:  Einzelversieherung 
jeder  Art,  Collectivversieherung  gegen  die  Gefahren  von  Unglücksfällen,  die 
speziell  von  Explosionen  der  mit  Dampf  getriebenen  Apparate  herrühren,  und 
Collectivversicherungen.  Aus  der  Rechnungsablage  dieser  Gesellschaft  geht  her- 
vor, dass  1807  bei  148  Unfällen  in  der  Industrie,  die  eine  dauernde  Arbeitsun- 
fähigkeit nach  sich  zogen,  und  in  welchen  die  Betroffenen  zwischen  der  Ein- 
zahlung eines  Cupilals  und  der  Auszahlung  einer  Lebensrente  die  Wahl  hatten, 
jener  letzteren  nur  in  zwei  Fällen  der  Vorzug  gegeben  wurde.  Vielleicht  lässt 
sich  hieraus  ein  nützlicher  Fingerzeig  für  den  Gesetzgeber  festhalten. 

Von  den  in  Belgien  üblichen  Versicherungen  erwähnen  wir  zuvorderst,  die 
Versicherung  gegen  Diebstahl,  womit  sich  die  Gesellschaft  des  « Niederländischen 
Loyd  »  beschältigt,  und  die  .Miel-  und  Hypothekenversicherung,  die  sich  eine  in 
der  Gründung  begriffene  Gesellschaft  zum  Gegenstand  nimmt,  i. Siehe  Revue  des 
Assurames,  1898.) 
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Diese  Gesellschaft  macht  es  sich  zur  Aufgabe,  den  Eigentumern  und 
Hauptmietern  die  Bezahlung  ihrer  Miete  zu  festgesetztem  Datum  zu  sichern,  sie 
mittels  einer  Prämienerhöhung  vor  jedem  eventuellen  Verlust  zu  schützen,  der 
durch  Nichtzahlung  der  Mieten  entstehen  könnte,  ihnen  Vorschüsse  zu  gewähren, 
als  Vermittler  in  Brandversicherungen  aufzutreten,  die  Verwaltung  und  Unter- 
handlung bei  Vermietung,  Ankauf  und  Verkauf  von  Immobilien  und  Hypotheken- 
anlcihe  zu  übernehmen,  den  Hypothekengläubigern  Vorschüsse  zu  verschaffen, 
ihnen  die  Zahlung  ihrer  Interessen  zur  rechten  Zeit  zu  garantieren,  sowie  den 
Unternehmern  öffentlicher  Arbeiten  Vorschüsse  zu  bewilligen. 

Die  Organisation  der  Viehversicherung  in  Belgien  verdient  besondere  Er- 
wähnung. Wir  entnehmen  die  diesbezüglichen  Einzelheiten  dem  vorzüglichen 
Werke  des  Grafen  de  Hocquigny,  (17  Chap.  VI,  Seite  113). 

Die  belgische  Regierung  hatte  versucht,  eine  Viehversicherung  in  verschie- 
denen Provinzen  einzuführen,  namentlich  in  Lüttich  und  Antwerpen  und  zwar 
mittels  Provinzialkassen,  die  durch  obligatorische  Beiträge  unterhalten  wurden. 
Diese  dem  Budget  beschwerlichen  Versuche  sind  infolge  von  Missbräuchen  und 
daraus  resultierenden  Betrügereien  misslungen.  Seit  1882  besteht  die  Viehver- 
sicherung unter  der  Form  von  Ortsgesellsehaften  zu  gegenseitiger  Hilfe,  welche 
das  Gesetz  vom  24.  Juni  1894  officiell  anerkannt  hat,  und  welche  bescheidene 
staatliche  Unterstützung  gemessen.  Die  genehmigte  Entschädigung  beträgt  ge- 
wöhnlich zwei  Drittel  des  versicherten  Wertes. 

Diesen  Associationen  entsprechen  3  verschiedene  Typen. 

1.  (Brabant,  Lüttich,  Limburg)  Schadenersatzleistung  die  bei  allen  Fällen 
einem  Fonds  entnommen  werden,  der  von  der  Gesellschaft  unterhalten  und 
durch  die  periodischen  Einzahlungen  der  Mitglieder  genährt  wird. 

2.  Antwerpen,  Ostflandern,  Hennegau).  Der  Fonds  bezahlt  nur  die  Verluste, 
die  eine  Beschlagnahme  des  Fleisches  nach  sich  zieht.  Das  geniessbare  Fleisch 
wird  an  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  im  Verhältnis  zur  Anzahl  der  versicher- 
ten Tiere  verteilt. 

3.  Antwerpen,  Ostflandern.  Die  meisten  der  anerkannten  Gesellschaften  ar- 
beiten ohne  Gesellschaftsfond.  Das  geniessbare  Fleisch  wird  von  den  Mitgliedern 
der  Gesellschaft  zu  einem  vereinbarten  Preise  angenommen.  Im  Falle  der  Zu- 
rückweisung des  Fleisches  zahlen  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  dem  vom 
Unfälle  Betroffenen  denselben  Anteil,  als  wenn  das  Fleisch  für  geniessbar  erklart 
worden  wäre. 

Diese  Gesellschaften  versichern  nur  Rindvieh.  Der  Durchschnitt  der  ver- 
sicherten Kopfzahl  beträgt  drei  auf  ein  Mitglied.  1897  existierten  354  Gesell- 
schaften, wovon  IS8  anerkannt  waren.  Sie  zählten  33  860  wirkliche  Mitglieder 
und  1683  Ehrenmitglieder.  Sie  versicherten  96  787  Tiere  mit  einem  Werte  von 
33032  950  frs.  In  der  Ausübung  dieser  Versicherungsthätigkeit  haben  sie 
(1896,,  2443  Unglücksfälle  im  Betrage  von  212  711  frs.  entschädigt,  die  gedeckt 
waren  durch  Beiträge  der  Mitglieder  mit  275  957  frs..  durch  Zurücknahme  des 
Fleisches  und  mit  3Ü542  frs.  durch  staatliche  l'ntcrstützung. 

Die  Einzahlungen  der  wirklichen  Mitglieder  betrugen  19-4  390  frs.;  die  Ver- 
waltungskosten 9005  frs.  Die  Activa  beliefen  sich  am  31.  Dezember  auf 
198  413  frs.  Ausser  der  Zurücknahme  des  Fleisches  haben  die  Mitglieder  0,00 "/o 
der  Einschätzung  der  Ställe  bezahlt. 

Die  Viehversiehcmngsgesellschaften  haben  sich  den  Gesetzerlass  für  Gesell- 
schaften zu  gegenseitiger  Hülfe  zu  Nutze  gemacht,  der  den  Gesellschafts- 
zusammenschluss  gutheisst.   Die  meisten  Gesellschaften  Ostflanderns  haben  sich 


zählte  am  31.  Dezember  1800.  119  in  die  Gemeinschaft  aufgenommene  Gesell- 


*  «Gegenseitige  Viehvcisichct  ung»  mit  Musterstatuten  der  verschiedenen  Gesell- 
5cliattbtyj.eii.  Paris,  Hmisse.iu  180s,  m-l'i.  Ihbliotheqiie  du  Musee  social.  —  Dieses 
Much  war  noch  nicht  erschienen  l.,<i  Abladung  des  Artikels:  .\ssurances  agneoles 
(Seite  08  suprai.  WH  können  e.-  nicht  wann  genug  empfehlen. 


al 


Digitized  by  LiOOQle 


llelgien  :  Gesetzgebung. 


615 


schaftcn  mit  13083  Mitgliedern  und  30680  Stück  Vieh.  Diese  Verbindung 
erhält  Unterstützung  vom  Staat  und  von  der  Provinz.  Die  Einnahmen  sind 
1800  auf  35  005  frs.  gestiegen.  Die  Hückversicherungskasse  zahlt  feste  Ent- 
schädigungen von  75  frs.,  wenn  das  Fleisch  verwendbar  ist,  und  der  Staat  keine 
Entschädigung  zahlt,  4<)  frs.  in  den  anderen  Fällen  und  20  frs.  in  allen  Fällen 
für  die  jungen  Tiere.  Sie  hat  1806,030  mal  Schadenersatz  geleistet  mit  37610  frs. 

Das  .Ministerium  dos  Ackerbaues  und  der  öffentlichen  Arbeiten  hat  Muster- 
statuten für  die  Vieh  Versicherung  veröffentlicht,  die  durch  die  Oberleitung  der 
Gesellschaften  für  gegenseitige  Hülfe  ausgearbeitet  wurden. 

Belgien  besitzt  über  die  Versicherungen  einen  Gesetzentwurf,  das  die  Ab- 
schnitte X  und  XI  des  Buches  I  des  Handelsgesetzbuches  umfasst.  (Gesetz  vom 
11  Juni  1874.)  Der  Abschnitt  X  behandelt  Versicherungen  im  allgemeinen,  der 
Abschnitt  XI  einige  Grundversicherungen  (Brand,  Ernte,  Leben).  Die  Seever- 
sicherungen und  die  Transportversicherungen  zu  Wasser  oder  zu  Land  werden 
durch  die  Erlasse  des  Abschnittes  X  und  durch  diejenigen  des  Abschnittes  VII, 
Buch  II  (Art.  168— '>27)  Gesetz  vorn  21.  August  1870)  bestimmt. 

Die  in  diesem  Gesetzentwurf  enthaltenen  Verfügungen  unterscheiden  sich 
im  ganzen  nicht  von  den  Prinzipien,  die  durch  die  Doktrin  und  Jurisprudenz 
von  den  allgemeinen  Hechtsprinzipien  unabhängig  gemacht  wurden,  in  Ländern, 
welche  wie  Deutschland  kein  Gesetz  über  dieses  Thema  besitzen. 

Der  Versicherungskontrakt  wird  wie  ein  Kontrakt  auf  Schadenersatz  behan- 
delt, mit  dem  Vorbehalt,  dass  der  erhoffte  Gewinn  in  den  von  dem  Gesetze 
vorgesehenen  Fällen  gesichert  werden  kann. 

Das  Gesetz  sieht  übrigens,  was  die  Grundversicherungen  anbetrifft,  keinen 
Fall  dieser  Art  vor,  wenn  man  nicht  als  solchen  denjenigen  des  Art.  30  be- 
zeichnen will,  der  verfügt,  dass  der  Schadenersalz  für  Ernte  Versicherungen  nach 
dem  Werte  festgesetzt  wird,  den  die  Frucht  zur  Zeil  ihrer  Keife  oder  zu  der 
Zeit  gehabt  hätte,  wo  man  den  Nutzen  aus  der  Ernte  gezogen  hätte,  wenn  der 
Unglücksfall  nicht  eingetreten  wäre. 

Der  aus  der  Versicherung  hervorgehende  Schadenersalz  bedingt  nicht 
notwendigerweise  den  Besitz  des^  versicherten  Gegenstandes,  er  kann  auch  in 
dem  Interesse  bestehen,  dass  man  an  der  Erhaltung  des  Gegenstandes  hat,  sei  es 
auf  Grund  eines  anderen  thatsächlichen  Hechtes  als  es  das  Besitzrechl  darstellt, 
(z.  B.  das  der  Hypothek  oder  des  Unterpfandes)  sei  es  auf  Grund  einer  diesbe- 
züglichen Haftbarkeit.  Der  beschlaglegende  Gliiubigcr  kann  in  seinem  eigenen 
Namen  eine  Versicherung  abschließen.  Die  Versicherung  kann  für  Hechnung 
eines  Dritten  stattfinden,  und  in  diesem  Falle  bedeutet  sie  keineswegs  eine  Sti- 
pulation für  andere,  sondern  eine  geschäftliche  Handlung  (Art.  5,  §  2). 

Wenn  die  Versicherung  durch  einen  Titulargläubiger  mit  einem  wirklichen 
Rechte  auf  das  Objekt  in  seinem  eigenen  Namen  unterschrieben  worden  ist,  so 
tritt  im  Unglücksfall  die  Entschädigung  mit  vollem  Hecht  für  das  versicherte 
Objekt  ein,  und  der  Versicherer  tritt  für  die  Klagebefugnis  des  Gläubigers  gegen 
den  Schuldner  ein.  Der  Versicherungskontrakt  beruht  auf  den  Erklärungen  des 
Versicherten ;  jede  vorsätzliche  Verschweigung  oder  falsche  Erklärung,  welche 
die  Annahme  des  Kisikos  vermindert  oder  dasselbe  verändert,  so  der  Versicherer 
nicht  unter  denselben  Bedingungen  abgeschlossen  hätte,  wenn  er  den  wahren 
Sachverhalt  gekannt  hätte,  macht  den  Versicherungscontract  ungiltig.  (Art.  0.) 
Es  ist  die  wohlbekannte  Bestimmung  des  französischen  Handelsgesetzbuches 
Art.  348,  mit  dem  Unterschiede,  dass  der  Artikel  selbst  dann  Anwendung  findet, 
wenn  keine  böse  Absicht  von  seilen  des  Versicherten  vorliegt  Besteht  eine 
solche,  so  hält  der  Versicherer  die  Prämie  zurück,  im  entgegengesetzten  Falle 
giebt  er  jede  Prämie  oder  jeden  Prämienanteil  zurück,  der  nicht  dem  wirklich 
bestehenden  Hisiko  entspricht  (Art.  10  und  11). 

Die  Verpflichtungen  des  Versicherers  hören  auf,  wenn  durch  das  Vorgehen 
des  Versicherten  das  Ri<iko  sich  so  gestaltet,  dass  der  Versicherer  es  ursprüng- 
lich nicht  oder  nur  unter  anderen  Bedingungen  eingegangen  wäre,  wenn  er  also 
den  Verlrag  bei  Kenntnis  der  Sachlage  nicht  trotzdem  fortgeführt  hätte. 
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Die  Versicherung  deckt  nicht  eigenmächtiges  Vorgehen  oder  grobes  Ver- 
schulden des  Versicherten,  ferner  deckt  sie  nicht  in  dem  Objekt  selbst  wurzelnde 
Mängel,  noch  das  Risiko  im  Falle  eines  Krieges  oder  eines  Aufstandes.  Sie  deckt 
aber  die  Kosten,  welche  dem  Versicherten  entstanden  sind,  in  der  Absieht,  den 
Schaden  zu  verringern,  wenn  diese  auch  ohne  Resultat  geblieben  sind,  ja  sogar 
wenn  sie  unter  Hinzurechnung  der  Schadenersatzsumme  die  versicherte  Summe 
übersteigen.  Der  für  den  Schadenersatz,  massgebende  Wert  ist  derjenige  des 
Objektes  bei  Eintritt  des  Unglücksfalles.  Wenn  die  versicherte  Summe  niedriger 
als  der  Wert  des  Objektes  ist,  so  wird  angenommen,  dass  der  Versicherte  sein 
eigener  Versicherer  für  den  L'borsehuss  bleibt. 

Der  Versicherer  tritt  in  alle  Rechte  des  Versicherten  für  den  Ersatz  des 
Schadens  ein.  Er  hat  auf  das  versicherte  Objekt  nur  für  2  Jahresprämien  ein 
Vorrecht,  das  direkt  hinter  den  Geriehtskosten  rangiert. 

Die  Versicherung  wird  durch  ein  Schriftstück  dargethan.  Im  Konkursfalle  des 
Versicherers  oder  des  Versicherten  hat  die  andere  Partei  das  Recht,  Kaution  zu 
verlangen.  Die  Versicherung  dauert  im  Prinzip  fort,  und  zwar  im  Falle  der  Ver- 
äusserung  zu  Gunsten  des  neuen  Eigentümers. 

Jedes  Klagerecht,  das  aus  der  Versicherungspolize  abzuleiten  ist,  verjährt 
nach  3  Jahren. 

In  den  Abschnitten,  die  sich  auf  die  verschiedenen  Versicherungsarten 
beziehen,  werden  wir  darthun,  dass  die  Versicherung  nichtig  ist,  wenn  der  Kon- 
trahent kein  Interesse  an  der  Existenz  der  versicherten  Person  hat,  und  „dass 
die  heim  Tode  des  Versicherten  zahlbare  stipulirte  Summe  der  in  dem  Kontrakt 
bezeichneten  Person  gehört,  unbeschadet  der  etwaigen  Anwendung  zivilrechtlicher 
Restimniungen,  welche  sich  auf  die  Zurückerstallung  und  Reduktion  der  seitens 
des  Versicherlen  gemachten  Zahlungen  beziehen. 

Der  Abschnitt  der  Seeversicherungen  wird  in  3  Sektionen  eingeteilt. 

I.  Der  Versicherungskonlrakt,  seine  Abfassung  und  sein  Gegenstand. 

II.  Die  Pflichten  des  Versicherers  und  des  Versicherten. 

III.  Die  Übertragung. 

Die  Seeversicherung  kann  zum  Gegenstand. haben :  den  Hauptteil  und  den  Kiel 
des  Schiffes,  das  Takelwerk,  die  Apparate,  die  Bemannung  und  Viktualien,  die 
Schiffsfracht,  den  Uberfahrtspreis,  die  zur  Bodmerei  hingeliehenen  Gelder,  den 
Ertrag  der  Seereise,  die  Warenladung,  den  von  den  Waren  erwartete  Gewinn, 
den  Sold  der  Seeleute  und  das  Frachterträgnis,  kurz  alle  Werte,  die  nach  Geld 
abzuschätzen  und  den  Gefahren  der  Seefahrt  unterworfen  sind 

Der  Wert  der  versicherten  Gegenstände  wird  in  dem  Kontrakte,  wenn  keine 
Taxation  erfolgt  ist  nach  folgenden  Grundsätzen  bestimmt:  für  die  Waren  nach 
ihrem  Wert  zur  Zeit  und  ein  Ort  der  Einladung;  für  llauptleil,  Kiel,  Takelwerk 
und  Apparate  des  Schiffes  und  für  alle  anderen  Gegenstände  nach  ihrem  Werte, 
an  dem  Tage,  wo  das  Risiko  beginnt.  Das  Risiko  fällt  dem  Versicherer  zur  Last: 
für  das  Schiff,  das  Takelwerk,  die  Apparate,  Ausrüstung,  Viktualien  und  die  Fracht 
vom  Anbeginn  der  Ladung  bis  zur  Ausladung  oder  bis  zum  21-  Tag  nach  der 
Ankunft,  wenn  die  Ausladung  nicht  innerhalb  dieser  Frist  stattgehabt  hat;  für 
die  Waren  von  dem  Tage  an,  wo  sie  an  Bord  des  Schiffes  oder  der  Leichter- 
schiffe gebracht  werden,  welch«'  bestimmt  sind,  die  Waren  für  die  Umladung  bis 
zu  ihrer  Auslieferung  ans  Land  zu  tragen. 

Für  alle  anderen  Objekte  beginnt  und  endigt  die  Haftbarkeit  des  Versicherers 
mit  den  Secgefahren. 

Die  Pramiencrhiihung  im  Kriegsfalle  wird  durch  die  Gerichte  bestimmt,  wenn 
der  Betrag  nicht  in  der  Poli/.e  angegeben  ist.  Die  auf  Rechnung  eines  Kapitäns, 
emes  Passagiers  oder  eines  Sehifl'sbediensteleti  eingeladenen  Waren  müssen  in 
einem  bewunderen  Seefrachtbrief  aufgeführt  werden. 

I)ie  Versicherung  ist  nichtig  und  der  Versicherer  erhält  als  Schadenersalz 
2";'.  der  versicherten  Summe  zurück,  wenn  die  Reise  aufgegeben  wird,  und  die 
versicherte  Fracht  al><>  nicht  zu  zahlen  i-1. 

Der  Seevcr-i.  hciung-k.miiakt  dc-ti  alles  Risiko,  das  aus  den  Wechsel  fidlen 
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zur  See  entstehen  kann  und  wenn  besonderer  Stipulation  vorgesehen  ist,  alle 
l'nfälle  und  Zufälle  des  Krieges.  Wenn  der  Versicherer  „frei  von  Kriegsmolest", 
so  ist  der  Kontrakt  aufgehoben,  wenn  ein  mit  dein  Krieg  zusammenhängendes 
Ereignis  die  Bedingungen  der  Heise  verändert.  Aber  wenn  das  Ereignis  zur  See 
eintritt,  so  kann  Konlraktsaufhebung  von  dem  Augenblicke  an  eintreten,  an 
welchem  das  Schiff  geankert,  oder  in  den  ersten  Hafen  eingelaufen  ist,  den  es 
erreichen  kann.  Der  Kriegsversicherungskontrakt  beginnt  mit  dieser  Auflösung. 

Die  Seeversicherung  deckt  keine  Veränderung  der  Knute,  der  Reise  oder  des 
Schiffes,  die  von  dem  Versicherten  bestimmt  war,  noch  das  eigenmächtige  Vor- 
gehen des  Versicherten,  das  Vergehen  und  Verschulden  des  Eigentümers,  des 
Befrachters  oder  des  Laders;  sie  deckt  den  Unterschleif  des  Schiffsherrn,  aber 
nicht  die  Pflicht  Verletzung  des  vorn  Versicherten  gewählten  Kapitäns:  sie  deckt 
nicht  den  Schaden  der  einer  Verfaulutig  ausgesetzten  Waren,  «leren  spezielle 
Angabe  nicht  in  der  Polize  enthalten  ist 

Der  Kontrakt,  der  für  eine  Summe  abgeschlossen  wird,  die  höher  als  der 
Wert  des  versicherten  Gegenstandes  ist,  wird  ungültig  für  den  Versicherten,  wenn 
von  seiner  Seite  Dolus  oder  Betrug  vorliegt.  Im  anderen  Falle  ist  er  güllig  bis 
zur  Höhe  des  Wertes  der  versicherten  Gegenstände. 

Die  Versicherung  auf  zur  Bodmerei  hingeliehene  Gelder  rechnet  nicht  zum 
Gewinn  des  Seegeschäftes. 

Ks  sei  hierbei  bedacht,  dass  wenn  eine  Versicherung  der  zur  Bodmerei  hin- 
geliehenen Gelder  möglich  ist,  eine  solche  für  aus  der  Bodmerei  entliehene  Summen 
ungültig  ist. 

Der  Versicherer  ist  entlastet,  und  die  Prämie  fällt  ihm  zu,  wenn  die  Heise 
verlängert  oder  geändert  wird;  er  ist  indessen  haftbar  für  alles,  was  vor  der 
Verlängerung  oder  der  Veränderung  eintritt. 

Der  Versicherer  ist  haftbar  im  Falle  der  Abkürzung  der  Reise,  vorausgesetzt, 
dass  der  Kapitän  in  einem  Zwischenhafen  anhält. 

Die  nach  dem  Verluste  oder  der  Ankunft  abgeschlossene  Versicherung  ist 
nichtig,  wenn  der  Verlust  dem  Versicherten  oder  die  Ankunft  dem  Versicherer 
bekannt  ist. 

Die  auf  Übertragung  bezügl.  Verfügungen  weisen  keinen  Unterschied  mit  den 
Bestimmungen  des  Gesetzbuches  von  1808  auf. 

Eugen  Baumgartner 


Benannter  DrittbegUnstigter 

Siehe  c  Drittbegünstigte  ». 

Beneficiat 

Siehe  «  Dritthegünstigle  ». 


Benützung  der  Hagelversicherung. 

In  Deutschland  ist  die  Beteiligung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  an 
der  Hagelversicherung  in  steligem  schnellen  Wachstum  begriffen,  wie  dies  aus 
der  Zunahme  der  Versicherungssumme  der  deutschen  Hagelvcrsicherungsgesell- 
schaflen  hervorgeht. 

Es  betrug  dieselbe  bei  sämtlichen  in  Betracht  kommenden  Anstalten: 
18ii       <2ir»  Millionen  Mark  188:1     1720  Millionen  Mark 

18:>3     :m7      ..        »  ikiki    2270  » 

1803       075       »  ,  18!>7     *>m  » 

1873     PJ18       ,  , 
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In  den  letzten  5t  Jahren  ist  demnach  die  Versicherungssumme  um  mehr 
als  das  Zehnfache  oder  um  1030%  der  damaligen,  nämlich  um  2215  Millionen 
Mark  gestiegen. 

Die  durch  vorstehende  Zahlen  ausgedrückte  gewaltige  Steigerung  der  Gesamt- 
versicherungssumme der  deutschen  Hagelversicherungsgesellschaften  ist  nun  aller- 
dings nicht  allein  auf  die  Zunahme  der  Zahl  der  Versicherung  nehmenden 
Landwirte  zurückzuführen,  es  haben  vielmehr  hiehei  auch  andere  Ursachen  mit- 
gewirkt, so  die  Vermehrung  des  Ackerlandes  im  Verhältnis  zu  den  ständigen 
Futtertlächen  und  der  Brache,  die  stet  ig  wachsenden  Roherträge  pro  Hektar  zu 
Folge  besserer  Bodenbearbeitung,  Düngung  und  Sortenwahl,  überhaupt  der  Ein- 
führung rationeller  und  intensiver  Wirtschaftsnielhoden  etc.  Immerhin  beweist  aber 
die  bedeutende  Zunahme  der  Versicherungssumme  auf  das  Unzweifelhafteste,  dass 
auch  die  Zahl  der  versicherten  Landwirte  fortwährend  wächst  und  gegenwärtig 
eine  vielfach  grössere  ist,  als  vor  einem  halben  Jahrhundert. 

Leider  fehlt  zur  Zeit  noch  jede  geineinsame  amtliche  Statistik  über  die  Ent- 
wickelung  und  die  gegenwärtige  Ausdehnung  des  Hagelversicherungswesens  in 
Gesamt- Deutschland,  es  ist  daher  auch  nicht  möglich,  an  der  Hand  einer  solchen 
festzustellen,  wieviel  von  der  Zunahme  der  Gesamt  Versicherungssumme  auf  das 
Wachsen  der  Anzahl  der  versieherungsnehmenden  Personen,  und  wie  viel  auf 
die  anderen  obenangedeuteten  Umstände  zu  rechnen  ist. 

Was  die  Zunahme  der  Hagelversicherung  in  einzelnen  deutschen  Bundes- 
staaten anbetrifft,  so  stehen  bezügliche  Daten  über  die  Königreiche  Bayern  und 
Sachsen  zur  Verfügung. 

Für  Bayern  lässt  sich  auf  Grund  der  im  dortigen  Königlichen  Statistischen 
Bureau  veröffentlichten  Zahlen  und  anderer  Quellen  eine  erhebliche  Zunahme  der 
Beteiligung  an  der  Hagelversicherung  für  die  letzten  zehn  Jahre  nachweisen.  Es 
betrugen  bei  der  Staatsanstalt  und  bei  sämtlichen  in  Bayern  zugelassenen  Privat- 
gesellschaften zusammen: 


Zaht  der  Veralcliorunirsiiiinine                             Zahl  der  Vernlfherungisiiiuiu? 

T«r»khert.  P<.-r»onen  in  MM  onen  Mark                      rtriicherw  Personen  In  Millionen  Mark 

1888  59  185  103  1892      105  629  178 

1889  65  541  117  1893      107  672  178 

1890  89  518  151  1894      108  034  180 

1891  97  515  161  1897  ca.137  000  230 


Die  Zahl  der  versicherten  Personen  ist  in  den  angegebenen  zehn  Jahren  um 
132%,  die  Versicherungssumme  um  114  °/0  gestiegen. 

Noch  weit  mehr  in  die  Augen  fallend  ist  die  Zunahme  der  Hagelversicherung 
in  Bayern,  wenn  man  das  der  im  Jahre  1884  erfolgten  Gründung  der  Staats- 
anstalt  vorausgehende  Jahr  1883  in  Vergleich  stellt,  in  welchem  nach  der  amt- 
lichen Denkstiiiift  „Die  Landwirtschaft  in  Bayern"  rund  ca.  9000  Landwirte  mit 
einer  vom  Verfasser  dieses  Artikels  schätzungsweise  ermittelten  Versicherungs- 
summe von  ca.  16  Millionen  Mark  versichert  waren.  Darnach  würde  die  Zunahme 
der  versicherten  Personen  sowohl  wie  der  Versicherungssumme  vom  Jahre  1883 
bis  1897  je  1400«/,,  betragen. 

Uber  die  Zunahme  der  Hagelversicherung  im  Königreich  Sachsen  sind  Mit- 
teilungen in  der  „(icschichle  des  Hagelversicherungswesens  in  Deutschland" 
S.  125  vom  Verfasser  dieses  Artikels  enthalten. 

Ks  betrugen  darnach: 

Jnhr  Zahl  der  Polfien 

1872  14  845 

1875  15  412 

1879  19  781 

1883  28  180 

1SS7  28  01'» 

1891  311325 


_  tifganihyrilcl>crnnr»-Smnmj 

Im  danrun'  "~  durchschnittlich  auf 

Mark  dl«  Police 

72  022  500  4  892 

81  943  952  5  511 

101067  225  5  109 

125  140  0Ü9  4  410 

123  238  550  4  394 

167  722  900  4  617 
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Aus  diesen  Zahlen  geht  hervor,  dass  die  Beteiligung  an  der  Hagelver- 
sicherung seit  t872  eine  starke  Zunahme  erfahren  hat.  Die  Zahl  der  Polizen  ist 
um  145%»  die  Versicherungssumme  um  131  %  gestiegen. 

Auch  das  Verhältnis  der  versicherten  zu  der  beschädigten  Fläche  legi 
Zeugnis  dafür  ab,  dass  die  Benützung  der  Hagelversicherung  im  Allgemeinen  in» 
Wachsen  begriffen  ist. 

Es  betrug  die  versicherte  von  der  überhaupt  beschädigten  Fläche  in 
Prozenten  in  den  einzelnen  Provinzen  des  preussischen  Staates: 


18*8 

188!) 

i»r>o 

1891 

im» 

183! 

SAU 

l*9j 

189« 

in 

Ostpreussen  . 

.  34 

36 

56 

47 

44 

49 

58 

54 

51 

Weslpreussen.    .  . 

.  54 

43 

60 

64 

65 

53 

61 

47 

43 

» 

Brandenburg  .  . 

.  52 

60 

59 

55 

59 

67 

59 

66 

66 

09 

61 

63 

65 

72 

80 

7  t 

(8 

63 

» 

45 

48 

72 

65 

59 

65 

70 

71 

55 

/> 

Schlesien  .... 

.  42 

50 

58 

55 

49 

39 

04 

60 

58 

<> 

41 

49 

49 

55 

61 

60 

55 

53 

■> 

Schleswig-Holstein  . 

.  48 

67 

50 

53 

42 

67 

67 

81 

80 

> 

Hannover  .... 

.  29 

33 

44 

40 

46 

53 

52 

77 

56 

» 

Westfalen  .... 

.  27 

24 

30 

25 

•29 

43 

35 

22 

46 

Hessen-Nassau    .  . 

.  2S 

24 

20 

30 

23 

35 

29 

33 

41 

* 

Rheinland.        .  . 

.  18 

35 

29 

18 

20 

27 

46 

29 

39 

» 

Hohenzollern .    .  . 

2 

11 

~8 

30 

13 

(.2 

22 

44 

28 

40 

46 

55 

48 

46 

51 

59 

52 

55 

Aus  diesen  Zahlen  lässt  sich  erkennen,  dass  im  grossen  Ganzen  der  die  ver- 
sicherte Fläche  repräsentirende  Teil  der  überhaupt  beschädigten  Fläche  im  Steigen 
begriffen  ist.  Wenn  diese  Thatsache  auch  nicht  so  deutlich  aus  den  mitgeteilten 
Zahlen  hervortritt,  als  dies  etwa  bei  einer  direkten  Vergleichung  der  Polizen- 
Anzahl  in  den  angezogenen  Jahren  der  Fall  wäre,  weil  die  beschädigte  Fläche 
alle  Jahre  verschieden  gross  ist,  so  dürfte  doch  der  Schluss,  dass  die  obigen  Zahlen 
auf  eine  vermehrte  Versichcrungsnahme  seit  1888  hinweisen,  zweifellos  ein  zu- 
treffender sein. 

Trotz  der  durch  vorstehend  mitgeteilte  Daten  zweifellos  erwiesenen  Zunahme 
der  Hagelversicherung  wird  aber  vielfach  und  nicht  mit  Unrecht  darüber  geklagt, 
dass  die  Beteiligung  der  deutschen  Landwirte  an  der  Hagelversicherung  noch 
immer  keine  genügende  sei,  und  thatsächlich  hört  man  auch  alljährlich  von 
unzähligen  Landwirten,  welche  unversichert  von  Hagel  betroffen  und  dadurch  zu 
schwerem  Schaden  gekommen  sind. 

Wir  wollen  vorerst  untersuchen,  ob  sich  aus  den  zur  Verfügung  stehenden 
statistischen  Daten  wirklich  eine  wenig  befriedigende  Anteilnahme  an  der  Hagel- 
versicherung nachweisen  lässt  und  anschliessend  daran  untersuchen,  welche 
Gründe  diese  Erscheinung  wohl  haben  mag. 

Für  die  Hagelversicherung  kommen  in  der  Hauptsache  nur  die  Getreidearien, 
Hülsen-  und  Ölfrüchte  in  Betracht.  (Siehe  hierüber  den  Artikel:  Anteil  der  Frucht- 
gatlungen  an  der  Hagelversicherung.) 

Die  genannten  Früchte  machen  ca.  99%  der  gesamten  Versicherungssumme 
aus;  wenn  man  sich  ein  Bild  über  die  thalsächliche  Benützung  der  Hagelver- 
sicherung im  Verg'eich  mit  dem  Versicherungsbedürfnis  machen  will,  darf  man 
daher  nicht  die  gesamte  Ernle  von  Bodenerzeugnissen  in  Betracht  ziehen,  sondern 
nur  die  von  Getreides  Öl-  und  Hülsenfrüchten. 

Der  durchschnittliche  Brulto-Geldwerl  der  gesamten  jährlichen  Erntemenge 
des  Deutschen  Reiches  an  Körnern  von  Getreide,  Hülsen-  und  Ölfrüchten 
beträgt  etwa  3000  Millionen  Mark.  Die  Gcsamtversicherungssumme  des  Jahres 
1897  betrug  2433  Millionen  Mark.  Von  dieser  entfallen,  wie  wir  oben  hörten,  ca. 
99°/0  auf  genannte  Pflanzengruppen,  sodass  also  die  Versicherungssumme  für 
Getreide,  Oj-  und  Hülsenfrüchte  etwa  2VlU  Millionen  Mark  betragen  dürfte. 
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Man  kann  nun  annehmen,  das*  im  grossen  Durchschnitt  etwa  ein  Viertel  der 
Versicherungssumme  genannter  Pflanzen  auf  die  Versicherung  des  Strohes  der- 
selhen  entfällt.  Wenn  man  dieses  Viertel  von  obigen  2410  Millionen  Mark  abzieht, 
so  verbleiben  ca.  1800  Millionen  Mark  Versicherungssumme  nur  für  die  Körner, 
das  sind  00%  des  Brutlowerlcs  der  durchschnittlichen  Körner-Jahresernte. 

Für  das  Jahr  18LH  habe  ich  in  meiner  „Geschichte  des  Hagelversicherungs- 
wesens in  Deutschland"  den  Anteil  der  versicherten  Körner  von  dem  Erntewerle 
auf  ca.  50  "/0  berechnet 

Für  das  Jahr  1888  hat  Dr.  H.  Suchsland  in  ..Die  Hagelversicherungsfrage  in 
Deutschland''  berechnet,  dass  etwa  nur  48  "/o  der  Körnerernte  Deutschlands  von 
Halm-,  Ol-  und  Hülsenfrüchten  durch  Versicherung  gegen  Hagel  gedeckt  seien. 
Es  ging  hierbei  davon  aus,  dass  diese  Körnerernte  einen  Gesamtwert  von  2720  Mil- 
lionen Mark  hätte,  wahrend  die  Versicherungssumme  inclusive  der  Strohwerte  sich 
auf  1750  Millionen  Mark  stellte.  Diese  ist  nun  in  den  zehn  Jahren  seit  1888  um 
(583  Millionen  Mark  gewachsen,  sodass  also,  wenn  man,  wie  es  hier  geschehen  ist, 
auch  eine  Zunahme  der  Körnerernte  um  274  Millionen  Mark  annimmt,  eine  Steiger- 
ung des  versicherten  Teiles  desselben  von  48  u/0  auf  50%  hn  Jahre  1894  und  auf 
00%  im  Ja"re  18!>"  vorliegen  würde. 

Iis  wären  somit  00  %  der  Körncrcrntc  des  Deutschen  Reiches  versichert  und 
40%  «inversichert.  Da  aber  die  Körnerernte  einen  Wert  von  3000  Millionen 
repräsentirt,  so  ist  demnach  noch  die  ungeheuere  Summe  von  1  Milliarde  und 
2iM)  Millionen  Mark  alljährlich  ungedeckt,  und  es  ist  klar,  dass  die  deutsche  Land- 
wirtschaft in  jedem  Sommer  durch  Verhagelung  unversicherter  Felder  sehr  grosse 
Verluste  erleidet. 

Auch  auf  andere  Weise  lässt  sich  noch  berechnen,  welche  schwere  Schäden 
der  Landwirtschaft  durch  Nichtbenutzung  der  Hagelversicherung  zugefügt  werden. 

Wie  in  meiner  „Geschichte  des  Hagelversicherungswesens  in  Deutschland" 
auf  S.  84  und  85  berechnet  ist,  haben  die  sämtlichen  deutschen  Hagelversicherungs- 
gesellschaften, inclusive  der  bereits  wieder  eingegangenen  Anstalten,  während  der 
einundvier/ig  Jahre  von  1854— 189i  an  Knischädigungen  ausgezahlt  428.051.200 
Mark,  d.  s.  durchschnittlich  pro  Jahr  10'/,  Millionen  Mark. 

Der  im  Deutschen  Reiche  alljährlich  angerichtete  durchschnittliche  Hagel- 
schaden beträgt  ca.  45  Millionen  Mark,  wird  also,  selbst  wenn  man  annimmt,  dass 
derselbe  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  wegen  geringerer  Roherträge  etwas 
niedriger  gewesen  sei.  in  den  angezogenen  41  Jahren  mindestens  1750—1800 
Millionen  Mark  betragen  haben. 

Vergütet  wurden  nur  428  Millionen  Mark,  so  dass  also  in  vier  Dezennien  die 
deutsche  Landwirtschaft  einen  Verlust  von  ungefähr  1300—1400  Millionen  Mark 
in  Folge  Niehlversicherung  der  Bodenerzeugnisse  gehabt  haben  mag. 

Wie  oben  gezeigt  wurde,  ist  ja  die  Benützung  der  Hagelversicherung 
im  Deutschen  Reiche  in  stetigem  erheblichen  Wachslume  begriffen.  Trotz  der 
im  Vergleiche  mit  allen  anderen  Ländern  geradezu  glänzenden  Entwickelung 
des  deutschen  Hagelversicherungswesens  ist  aber,  wie  vorstehend  nachgewiesen 
wurde,  noch  ein  sehr  grosser  Teil,  nämlich  */',„  der  gesamten  Körnerernte  Deutsch- 
lands nicht  gegen  Hagel  gedeckt. 

Wenn  wir  die  obige  Zusammenstellung  über  das  Verhältnis  der  versicherten 
Fläche  zur  beschädigten  Fläche  für  die  einzelnen  Provinzen  des  Königreichs 
l'reussen  aufmerksam  prüfen,  so  erkennen  wir,  dass  namentlich  der  Westen  noch 
relativ  zurück  ist  in  der  Benützung  der  Hagelversicherung,  während  der  Osten 
einen  mit  höheren  Prozentsatz  der  versicherten  Fläche  von  der  beschädigten 
aufweist.  Aus  die-cr  geographischen  Verschiedenheit  in  der  Benützung  der  Hagel- 
versicherung geh!  aber  unzweifelhaft  hervor,  dass  die  (irun  dbesilz  Vertei- 
lung einen  massgebenden  Kintlii-s  m  dieser  Hinsicht  ausübt. 

Jene  Provinzen,  in  welchen  der  Großgrundbesitz  besonders  stark  vertreten 
wie  es  in  den  ösiliehen  Provinzen  der  Kall  i<1,  weisen  eine  erheblich  stärkere 
Beteiligung  an  der  Hagelversicherung  auf,  als  die  we-dhehen  Provinzen  mit  vor- 
wiegend bäuerlichem  15c-ii/ 
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Mohr  noch  wie  die  Zahlen  über  das  Verhältnis  zwischen  versicherter  und 
beschädigter  Fläche,  lässt  eine  Unterscheidung  zwischen  Landgemeinden  und 
(iutsbe/.irken  erkennen,  in  welch  höherem  Grade  «ich  der  Großgrundbesitzer  der 
Hagelversicherung  bedient  als  der  bäuerliche  Besitzer.  Von  der  durch  Hagel 
beschädigten  Fläche  waren  in  Prozenten  versichert  : 


Hcgicru  ngsbe/irke. 


bei  der  Gruppe  von  : 

Köni..sberg)^,;tc,ntin,,en' 
•      e(<.ut»bezirken  . . , 
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Von  der  durch  Ilagel 

Die  Versicherungs- 
summe betrug  in  Mark 

besebädigten  Fläche 

für  das  Hektar  der 

waren  versichert 

beschädigten  u.  zugl 

•ich 

versicherten  Fläche 

1883 

1883 

1  u 

1893 

1894 

1893 

1896 

1893  1894 

1893 

1896 

1892 

1892 

Hunderlteile 

Mark 

20,2 

31). 

VtXs 

52,0 

40/> 

1 

211 

241 

252 

252 

232 

1 .1.0 

71'.: 

71'»,.' 

<  l'.U 

UA 

2I>3 

m 

218 

315 

328 

f'.l.- 

32,. 

44,2 

lid 

23.1 

221 

22i! 

\>2> 

232 

71,.; 

8l/> 

82.7 

87,1 

70/, 

20J 

235 

210 

32J 

■211Ä 

.SU,- 

33.-* 

■{5,0 

21.1 

36,i 

3!  IN 

311 

322 

27,s  !  2M 

72,- 

!Hi... 

Oli.i 

6'.»,.-, 

300 

211 

282 

308 

205 

2!)  : 

44,4 

53... 

; 

20.i 

265 

301 

205 

236 

253 

X ' ,« 

8j,2 

74^ 

201  i 

201 

2(13 

205 

3io 

4.1,2 

30,  i 

53.1 

63,i 

»•  •* 

.»/,! 

221 

210 

236 

•>3> 

85,:. 

92* 

73,i 

m;,t 

04.i 

20ü 

2112 

3111 

283 

324 

20/. 

45,2 

45,o 

40.1 

263 

31)11 

300 

2A1 

3112 

7  ,7 

S2.i 

82.« 

Q2.t 

02.1 

203 

335) 

3:7 

3DI 

30'. 

30,:. 

2C. 

35.i 

n.5 

30.k 

222 

•2.::. 

256 

•2TM 

273 

83  fj 

81.,. 

S3.'i 

8S.2 

05.1 

]  2X1 

311 

3  14 

302 

301 

21,2 

47,> 

34  .s 

3V 

20^ 
78?T 

215 

2U 

2111 

2Hi 

232 

7lij 

0  ,0 

80,2 

stLl 

2>iH 

■ISA 

•21)3 

2Üi 

27J 

54.- 

72.» 

67.7 

i>8,7 

3ü 

228 

321) 

Ü15 

233 

5)0.8 

06,1 

03.9 

00.« 

83,5 

3.1::. 

3X1 

322 

3I.5 

378 

23.- 

32.0 

48,0 

40,3 

32,7 ' 

23  S 

215 

275 

250 

257 

7X.S 

X3,o 

XO.t 

5KI,f, 

ti7.T 

3110 

3J1 

328 

325 

300 

32,4 

:>t>,o 

5t», 2 

5tt.2 

45^ 

2511 

2111 

277 

26» 

250 

81.3 

X2,2 

80.' 

82,o . 

aibi 

3;» 

353 

32J 

311» 

36,'. 

2t,!. 

(»7.2 

(1., 

46j 

333 

3113 

au 

m 

36« 

Slg> 

50... 

83,1 

87  ,& 

87,1 

35)4 

3Ü2 

IM 

413 

430 

33,s 

41,* 

f>t>,< 

52,2 

61,*' 

3112 

3?o 

415 

204 

XV.) 

77,4 

75/. 

XL« 

03,ü 

*ti 

370 

38!» 

476 

416 

425 

:<!>,<. 

35,h 

3  l,a 

17.2 

33,i 

321i 

300 

311 

313 

323 

5«.i 

SS.t 

85/, 

87/i 

3SN 

380 

376 

4»H> 

410 

30,.; 

00,2 

<t2.-, 

43,:. 

410 

642 

570 

420 

368 

70,s 

5)5,. 

7L> 

88, t 

8O.1 

535 

700 

701 

424 

541 

,!<;,.'> 

3!>,., 

5JL2 

4!>,2 

40,2 

302 

480 

446 

382 

411 

71,-» 

GL"' 

5H>> 

X7/> 

4X5 

540 

556 

458 

635 

«.•».1 

26.-.' 

26,2 

!>  1  .:, 

32.3 

351 

337 

33t; 

351 

355 

75,o 

1 110,0 

!)3,i 

7s,- 

Uli 

300 

517 

461 

432 

29,. 

37.i 

49,t 

43/, 

39, 

292 

2h6 

299 

279 

78.r. 

77.- 

83,, 

85,i 

80,- 

32fi 

| 

320 

1 

333 

348 

341 

62lJ 


Benützung  der  Hagelversicherung:  Deutschland. 


In  all'  den  angeführten,  östlich  der  Elbe  gelegenen  Regierungsbezirken  ist 
also  von  dein  Grossgrundbesitz  der  weitaus  grösste  Teil  versichert,  während 
sieh  der  bäuerliche  Besitz  noch  sehr  zurückhält ;  auch  die  Vcrsicherungs-Summen 
pro  Hektar  der  versicherten  Fläche  ist  bei  Ersterem  fast  durchweg  höher. 

Dieser  Einfluss  der  Grundbesitzverteilung  auf  die  Benutzung  der  Hagelver- 
sicherung macht  sich  auch  bezüglich  der  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  geltend. 

Von  der  überhaupt  versieherungsbedürftigen  Fläche,  nämlich  dem  gesammten 
Acker-  Garten-  und  Weinland  sind  gegenwärtig  durchschnittlich  etwa  versichert: 

in  Preussen,  bezw.  in  Norddeutschland   .  ca.  50°/o 

»  Kgr.  Sachsen   »50% 

j»  Bayern.    .    .    .    •   t  22% 

»  Württemberg   »  14°/,, 

»  Baden   »  4% 

Die  Verteilung  des  Landes  unter  dem  kleineren  und  grösseren  Grundbesitz 
in  den  verschiedenen  Teilen  des  Deutschen  Reiches  entspricht  vollkommen  der 
Benützung  der  Hagelversicherung. 

Teilen  wir  den  gesamten  Grundbesitz  in  zwei  Gruppen,  von  denen  die  erste 
den  Besitz  über  2  t  Hektar,  also  den  gutsherrlichen  und  den  grösseren  bäuerlichen 
Besitz,  die  zweite  die  Betriebe  unter  20  Hektar,  also  den  mittleren  und  klein- 
bäuerlichen Besitz,  sowie  die  Zwergwirtschaften  umfasst,  so  ergiebt  sich  für 
die  beiden  Gruppen  folgender  Anteil  an  landwirtschaftlich  benutztem  Grund  und 
Boden  ohne  Holzland.    Es  entfallen  auf: 

Gruppe  I  Gruppe  I( 

(Besitz  Uber  *>  Ii»)  (Boaits  unter  20  Ii«; 

Kgr.  Preussen    .  .  63,88%  36,1 2  % 

»    Sachsen.    .  .  44,58%  55,42% 

»    Bavern  .    .  .  34,31%  65,66  % 

»    Württemberg  .  22.62%  77,38% 

Grh.  Baden    .    .  .  15,42%  84,53% 

Aas  einer  Verglcichung  dieser  Übersicht  mit  der  vorangehenden,  welche 
über  den  Anteil  der  versicherten  Fläche  an  der  überhaupt  versicherungsbedürftigen 
Aufschluss  giebt,  ersieht  man,  dass  die  Beteiligung  der  Landwirtschaft  an  der 
Hagelversicherung  ziemlich  im  gleichen  Verhältnis  eine  umso  geringere  ist,  in 
je  höherem  Masse  der  Kleingrundbesitz  vertreten  ist.  Wenn  im  Königreiche 
Sachsen,  trotzdem  dort  der  Kleingrundbesilz  relativ  stärker  vertreten  ist,  als  in 
Preussen,  die  Beteiligung  an  der  Hagelversicherung  die  gleiche  ist,  so  liegt  dies 
daran,  dass  in  Sachsen  die  Landwirtschart  auf  einer  sehr  hohen  Stufe  steht  und 
daraus  sich  ein  entsprechen«!  grösseres  Versicherungsbedürfnis  ergiebt,  während 
in  vielen  Teilen  des  Königreiches  Preussen  noch  extensiverer  Wirtschaftsbetrieb 
vorherrscht. 

Für  einen  Teil  des  Kleingrundbesitzes,  nämlich  die  kleineren  Betriebe  unter 
2  Hektar,  welche  man  ihrer  Kleinheit  wegen  auch  als  «Zwergwirtschaften»  be- 
zeichnet, bann  allerdings  von  einem  Versicherungsbedürfnis  nicht  gesprochen 
werden,  deshalb  kommen  diese  Beiriebe  auch  für  die  Benützung  der  Hagel- 
versicherung nicht  in  Betracht.  Dieser  Kleinbesitz  ist  nun  gerade  in  Württem- 
berg und  Baden,  wo  die  Versicherung  gegen  Ilagel  noch  am  wenigsten  Eingang 
gefunden  hat.  am  meisten  vertreten. 

Die  kleinen  Wirtschaften  unter  2  Hektar  nehmen  nämlich  von  der  Gesamt- 
fläche ohne  Holzland  ein: 

in  Preussen    .    .    4,87%  in  Württemberg  .  11,19% 

*  Sachsen.    .    .    (>,31  %  »Baden    .    .    .  13,53% 

»  Bayern  .    .    .  4,78% 

Die  Tatsache,  dass  Württemberg  und  Baden  einen  verhältnissmässig  so 
starken  Prozentsatz  von  ganz  kleinen  Betrieben  unter  2  Hektar  aufweisen,  für 
welche  ein  Versicherungsbedürfniss  kaum  vorliegt,  ist  aber  gleichbedeutend  damit, 
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dass  die.se  Länder  überhaupt  ein  entsprechend  geringeres  Versicher- 
ungsbedürfnishaben, wie  jene  Staaten  in  denen  der  kleinste  Besitz  nur  wenig 
vertreten  ist ;  zum  Teile  ist  damit  auch  die  geringere  Verbreitung  der  Hagel- 
versicherung in  Baden  und  Württemberg  erklärt.  Wenn  in  diesen  beiden  Bundes- 
staaten der  kleinste  Besitz  13,53,  bezw.  11,19%  der  Gesamtfläche  uhne  Holzland 
einnimmt,  so  ist  damit  gesagt,  dass  für  die  Benutzung  der  Hagelversicherung 
überhaupt  nur  80,47,  bezw.  88.81%  der  Bodenfläche  in  Betracht  kommen,  da- 
gegen z.  B.  in  Preussen  unter  dem  gleichen  Gesichtspunkte  95,13%. 

In  Württemberg  und  Baden  ist,  ebenso  wie  in  Bayern,  aber  auch  der  mittlere 
bäuerliche  Besitz  von  2—20  Hektar  besonders  stark  vertreten.  Derselbe  nimmt 
nämlich  ein: 

in  Preussen    .    .    31,15%  in  Württemberg  .    66,19  % 

»  Sachsen.    .    .    49,11%  »  Baden  .    .    .  71,05% 

»  Bayern  .    .    .  60,88% 

Der  Süden  Deutschlands  weist  also  einen  weit  höheren  Anteil  der  mittleren 
bäuerlichen  Betriebe  in  der  Gesamtfläche  auf,  als  der  Norden. 

Für  diese  Besitzklasse  wird  wohl  meist  ein  Bedürfnis,  gegen  Hagel  zu  ver- 
sichern, anerkannt  werden  müssen,  denn  der  Anbau  von  zum  Verkaufe  bestimmten 
Bodenerzeugnissen,  insbesondere  von  Halmfrüchten  nimmt  einen  verhältnismässig 
bedeutenden  Teil  ihres  Ackerlandes  in  Anspruch. 

Erfahrungsgemäss  ist  es  aber  gerade  diese  Gruppe  der  mittleren  bäuerlichen 
Wirte,  welche  sich  vornehmlich  von  der  Hagelversicherung  fernhält  und  dadurch 
den  so  überaus  verschiedenen  Versicherungsbestand  in  den  einzelnen  Teilen 
Deutschlands  mit,  jedoch  nicht  allein  bestimmt. 

Weiter  vorne  wurde  gezeigt,  dass  im  Königreiche  Bavert!  die  Benützung  der 
Hagelversicherung  während  der  letzten  zehn  Jahre  eine  ziemlich  bedeutende 
Steigerung  erfahren  hat,  indem  die  Zahl  der  gegen  Hagel  gedeckten  Besitzer 
von  1888  —  1897  von  ca.  59  000  auf  137000,  und  die  Gesamtversicherungs- 
Summe  von  103  Millionen  Mark  auf  Ü30  Millionen  Mark  gestiegen  ist. 

Dass  die  mittlere  bäuerliche  Bevölkerung  bei  der  Benützung  der  Hagelver- 
sicherung in  Bayern  ein  sehr  starkes  Kontinent  stellt,  geht  daraus  hervor,  dass 
bei  der  bayerischen  Staatsanslalt  die  durchschnittliche  Versicherungs-Summe 
ca.  15  >0  Mark  beträgt,  was  ungefähr  einer  mit  Halm-,  Öl-  oder  Hülsenfrüchten 
bestellten  und  versicherten  Fläche  von  4—5  Hektar  entsprechen  dürfte,  sodass 
also,  wenn  man  annimmt,  dass  etwa  die  Hälfte  bis  zwei  Drittel  des  Ackerbodens 
der  bäuerlichen  Betriebe  mit  derartigen  Früchten  bestellt  sind,  sich  eine  durch- 
schnittliche Belriebsgrösse  von  ca.  7  —9  Hektar  ergeben  würde. 

Für  Bayern  ist  jedenfalls  eine  sehr  erfreuliche  Zunahme  der  Benutzung  der 
Hagelversicherung  durch  die  bäuerlichen  Besitzer  zu  konstatieren;  und  zwar  ge- 
bührt der  Verdienst,  in  dieser  Beziehung  Grosses  geleistet  zu  haben,  zweifellos 
der  bayerischen  Staatsanstalt 

Dass  sich  in  anderen  Teilen  des  Deutschen  Reiches  der  mittlere  und  kleinere 
bäuerliche  Besitz  relativ  in  geringerem  Masse  an  der  Hagelversicherung  beteiligt, 
wie  in  Bayern,  das  geht  aus  folgender  Übersicht  hervor.  Es  entfällt  im  Durch- 
schnitt bei  den  deutschen  Hagelversicherungs-Gesellschaften  auf  eine  Polize  ein 
Betrag  von: 


Bei  der  Bayrischen  Slaats-Anslalt.    .    .  . 

ca. 

1  500  Mark 

»     i>   Hannover-Braunschweigischen  . 

2  500 

»     i>   Hagelvers.-Bank  Deutschland 

» 

2  800 

»     »   Germania  (1897  in  Konkurs  getreten) 

2850 

» 

» 

2  870 

»         Allgemeinen  Deutschen  .... 

B 

3  MW 

» 

» 

3  503 

B 

4400 

» 

»     »   Berliner  Hagel-Assekuranz  . 

» 

4  500 

* 
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Bei  der  Elberfelder   ca.  4601  » 

»  »  Borussia   »  4850 

i)  »  Leipziger   »  5  000  » 

»  »  Preussisehen   »  6600  j> 

»  b  Norddeutschen   f>  7  800  » 

»  »  Kölnischen   »  8300  » 

»  »  Schleswig- Holst. -Lauenburg  ...»  9000  » 

»  »  Union   »  9500  » 

»  »  Schwedter   »18900  » 

»  »  Neubrandenburger   »  21 400  » 

v  »  Greifswalder   »  26200  i> 

»  »  Grevesmühlener     .        .    .    .    .  »  26400  » 


Unter  den  fünf  Aktien-Gesellschaften  (Berliner  Hagel-Assekuranz,  Magdeburger, 
Elberfelder,  Kölnische  und  Union)  haben,  wie  aus  obiger  Zusammenstellung  hervor- 
geht, jene  die  höchste  Durehsehnitts-Versieherungs-Summc  pro  Polize,  welche  sich 
ganz  aus  Süddeulschland  zurückgezogen  haben,  nämlich  die  Kölnische  und  die 
Union.  Unter  den  Gcgenseitigkeits-Gesellsehaften  weisen  jene  die  höchste  Durch- 
schnitts-Versicherungs-Summe  pro  Polize  auf,  welche  ausschliesslich  im  nordöst- 
lichen Deutschland  vertreten  sind,  wie  die  Grevesmühlener,  Greifswalder  und  Neu- 
brandenburger;  ferner  die  Schwedter,  welche  hauptsächlich  im  Nordosten  des 
Reiches  verbreitet  ist. 

Neben  der  Grösse  des  Besitzes  ist  es  auch  die  Lage  der  einzelnen 
zu  einem  Wirtschaftsbetriebe  gehörenden  Grundslücke,  welche  auf 
das  Versicherungsbedürfnis  und  somit  auch  auf  die  Benutznng  der  Hagelversiche- 
rung von  Einfluss  ist. 

Die  Flurregelung  (Zusammenlegung  der  Grundstücke)  ist  in  Süd-Deutsch- 
land noch  erheblich  weniger  weit  fortgeschritten,  wie  in  Nord-  und  Mittel- 
Deutschland,  und  es  ist  das  Versicherungsbedürfnis  nicht  zusammengelegter, 
sondern  zerstreut  liegender  Keldabtcilungen  im  Allgemeinen  geringer,  als  bei 
zusammenhängendem  Besitz. 

Dass  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  z  B.  in  Bayern,  verhältnismässig 
noch  zurück  ist,  das  geht  auch  aus  den  Veröffentlichungen  der  bayerischen  staat- 
lichen Hagelversicherungs-Anstalt  hervor.  Die  1807  er  Versicherungssumme  der- 
selben in  Höhe  von  162  640  250  Mark  verteilte  sich  auf  107735  versicherte 
Personen  und  auf  1498943  Grundstücke.  Es  kommen  demnach  auf  eine  ver- 
sicherte Person  durchschnittlich  14  Grundstücke  und  auf  ein  Grundstück  durch- 
schnittlich ca.  nur  109  Mark,  also  ein  Beweis,  dass  ein  sehr  grosser  Prozentsatz 
der  versicherten  Grundstücke  von  sehr  geringem  Umfang  sein  müssen. 

Seit  der  Errichtung  der  Bayrischen  LandcsAnslall  hat  zweifellos  die  Be- 
teiligung der  dortigen  kleinbäuerlichen  Wirte  an  der  Hagelversicherung  sehr  stark 
zugenommen,  denn  die  Zunahme  des  VerMcherungsbestandes  der  Staatsanstalt 
ist,  wie  aus  Obigem  hervorgeht,  zum  allergrösstcn  Teile  auf  Rechnung  dieser 
Kategorie  von  Grundbesitzern  zu  setzen. 

Als  ein  weiterer  wichtiger  Umstand,  welcher  auf  die  Beteiligung  der  Land- 
wirte an  der  Hagelversicherung  Einfluss  nimmt  und  eine  Erklärung  für  die  Ver- 
schiedenheit in  dieser  Hinsicht  zwischen  Sud-  und  Norddeutschland  giebt,  ist 
zweifellos  der  anzusehen,  dass  die  Hagelgefahr  in  den  süddeutschen  Ländern 
im  Allgemeinen  eine  ungleich  grössere  und  die  Beiträge,  welche  die  Hagel- 
versicherungs-Gesellschaften  einzuziehen  genötigt  sind,  ungleich  höhere  sind  als 
in  den  meisten  norddeutschen  Gegenden. 

Die  Gefahrenverhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  sind  im  Durchschnitt 
eines  längeren  Zeitraumes  ungefähr  folgende. 

Der  auf  ein  Hektar  versicherungsbedürftigen  Landes  (Acker-,  Garten-  und 
Weinland)  durchschnittlich  pro  Jahr  entfallende  Schaden  beträgt  nach  amt- 
lichen Erhebungen 
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in  Preussen  .    .    ca.  1.37  M.       in  Württemberg  .    ca.  2.05  M. 
»  Bayern.    .    .     »    2,55  a         »  Raden  ...»    .'{,00  » 

Die  Länder  nehmen  Iiier  genau  dieselbe  Reihenfolge  ein.  wie  in  der  weiter 
vorne  befindlichen  Zusammenstellung  die  vers  i  c her  te  Fläche  im  Verhältnis  zur 
versieherungsbedürftigen  betreffend. 

Der  durchschnittliche  Schaden  in  Preußen  verhält  sich  demnach  zu  demjenigen 
in  Rayern  wie  I  :  1.80,  zu  demjenigen  in  Württemberg  wie  1  :  l.Oi  und  zu  dem- 
jenigen in  Raden  wie  1  :  2.85. 

Auf  Grund  langjähriger  Statistik  der  Hagelversichcrungs-Gesellschaften  lässl 
sich  nun  feststellen,  dass.  eine  rationelle  Verwaltung  und  Organisation  voraus- 
gesetzt, die  Anstalten  in  Nord-  und  .Mitteldeutschland  unter  OD— 100  Plg.  Durch- 
sehnittsheitrag  für  je  100  .Mark  Versicherungssumme  nicht  versichern  können. 

Im  Verlauf  der  Jahre  1875  -1807  haben  an  Durchschnillsprämie  für  je  100 
Mark  Versicherungssumme  erhoben 

die  deutschen  Aktien-Gesellschaften  im  gemeinsamen  Mittel    .    .    ca.    00  Pf«;. 
»         r.         Gegenseiligkcits-Ges.    *  »  »       .    .       »    114  » 

Gemeinschaftlicher  Durchschnitt  somit    .    .    ca.  105  Pfg. 
für  100  Mark  Versicherungssumme. 

Wenn  man  erwägt,  dass  von  der  ganzen  Versicherungssumme  der  «leuischen 
Hagelversicherungsanstalten  nur  ein  ganz  geringer  Teil  auf  Süddeutschland  ent- 
fällt, so  wird  man  wohl  der  Hchauptimg  nicht  widersprechen  können,  dass  in 
Norddeutschland  eine  niedrigere  Durchschnittsprämic  als  ca.  05  l'fg.  (00 — 10:» 
Pfennig!  nicht  angängig  ist.  Da  man  Preussen  als  identisch  mit  NorddeulschliUid 
annehmen  kann,  so  müssle  unter  Zugrundelegung  der  oben  mitgeteilten  durch- 
schnittlichen Schaden-Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  die  Durchschnittsprämie 
betragen 

in  Ravern  (Verhältnis  des  dortigen  Schadens  zu  dem  in  Preussen  1 : 1  Mi)  ca.  177  Pfg. 
»  Württemberg  (  »  »  »  1  : 1  9i)  »  18»  » 

»  Raden  (  »  »  »  1:2.85)  »271  > 

per  100  M.  Versicherungs-Summe. 
Dazu  kommt  aber  noch,  dass  die  Gesellschaften  sich  für  Versicherungen  in 
Siiddculschland  wegen  der  zci  splitterten  Lage  dei  Grundstücke  und  der  vorwiegenden, 
verhältnismässig  grösseren  Verwaltimgskosten  verursachenden  kleinen  Ver- 
sicherungen eine  erheblich  höhere  Verwaltungskosten-Ouote  rechnen  müssen,  so 
dass  sich  also  in  Wirklichkeit,  wenn  die  Gesellschaften  nicht  mit  Verlust  ar- 
beiten sollen,  die  vorstehend  berechneten  Durchsclinittsprämien  noch  etwas  höher 
stellen  müssten. 

Diese  meine  Rerechnung  stimmt  mit  von  anderer  Seile  gemachten  ziemlieh 
genau  überein. 

Dr.  H.  Suchshtnd  hat  die  erforderliche  Durchschnillsprämie  für  Württem- 
berg auf  1.02  Mark,  für  Raden  auf  2.8K  Mark  berechnet. 

P.  v.  Debsclutz  hat  in  einer  in  der  «  D  Landw.  I'rcsse  »  unter  dem  Titel 
«  Zur  Hagelversicherung  p  im  Herbste  1K07  erschienenen  Arbeit  auf  (irund  aus- 
führliehen Zahlenmaterials  berechnet,  dass  in  Rayern  und  wabrscheinlich  auch  in 
Württemberg  der  Durchschnitts-Schadcn  pro  100  Mark  Vei  sieheiiing--umme 
regelmässig  über  1.5'»  Mark  beträgt,  l'nter  Hinzurechnung  \on  ca.  25  Pfg.  für 
Verwaltungskosfen  für  je  100  Mark  Ver*icherungr-Mimmo  würde  sich  demnach 
ziemlich  genau  derselbe  Prämien. Redarf  ergeben,  wie  ich  ihn  vorstehend  be- 
rechnet habe. 

Der  Durchschnittsschadcn  der  Raverischeii  l.aiidesanslalt.  währt  ml  der  Jahre 
1884—1807  betrügt  ca.  1.38  Mark  für  je  HU  Mark  Versicherungssumme:  es  ist 
aber  zu  berücksichtigen.  da-s  die-e  Anstalt  sehr  vor.-iehtig  vi.rg.-hi,  und.  namenl- 
lich  in  den  hagclgdälirdelen  Gegenden,  .nur  einen  i-.-<-n  I  Yo/enl.-alz  der 
Ackerlläche  in  Versicherung  nimmt,  um  eine  Kumulali«in  der  Risiken  zu  ver- 
meiden. Ihr  Durchschnittsschaden  wird  daher  auch  niedriger  sein,  als  der  Durch- 
schnittsschaden  des  ganzen  Landes. 
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Benutzung  der  Hagelversicherung:  Deutschland. 


Die  notwendigerweise  hohen  Prämien  in  Süddeulschland  müssen  die  dortige 
Landbevölkerung  in  hohem  Grade  von  der  Versicherungsnahme  abhalten  und  es 
doppelt  erklärlich  erscheinen  lassen,  dass  der  dort  stark  vertretene  kleine  und 
mittlere  bäuerliche  Grundbesitz.,  der  sich  ohnehin  ablehnend  gegen  die  Hagel- 
versicherung verhält,  nur  langsam  zur  Einsicht  gelangt,  dass  die  Deckung  der 
Ernte  gegen  Hagelschlag  heutigen  Tages  eine  nicht  zu  umgehende  wirtschaftliche 
Massnahme  ist. 

In  Bayern  hat  die  Einrichtung  der  Landes-Anstalt  hierin  schon  einen  sehr 
erfreulichen  Wandel  geschaffen,  da  sie  wegen  der  Zuschüsse  aus  der  Staats- 
kasse, der  minimalen  von  ihr  zu  zahlenden  Verwaltungskosten,  der  hohen  Selbst- 
versicherung, die  sie  den  Versicherten  auferlegt,  indem  sie  die  Entschädigungen 
nach  Massgabe  der  vorhandenen  Mittel  kürzt,  sowie  der  thatkräftigen  Unterstützung 
aller  Behörden  die  Versicherung  zu  einer  niedrigen  Prämie  bieten  kann,  als  dies 
Privatgesellschaften,  die  volle  Entschädigung  gewähren  und  die  sonstigen  grossen 
Vorteile  nicht  gcniessen,  möglich  ist. 

Wenn  wir  uns  nach  vorstehenden  Ausführungen  die  verschiedenen  Teile  des 
Deutschen  Reiches  daraufhin  ansehen,  ob  die  Benutzung  der  Hagelversicherung 
eine  befriedigende  ist,  oder  nicht,  so  können  wir  im  Allgemeinen  die  Länder 
nördlich  des  Main  als  solche  bezeichnen,  in  denen  befriedigende  Zustände  in 
dieser  Richtung  herrschen,  insofern  als  hier  von  allen  Kulturländern  die  Hagel- 
versicherung bisher  am  meisten  Eingang  gefunden  hat  und  als  über  die  Hälfte 
des  versicherungsbedürftigen  Landes  gegen  Hagel  gedeckt  ist. 

In  Süddeutschland  sind  die  Verhältnisse  weit  weniger  erfreulich,  namentlich 
in  Baden  und  Württemberg,  während  in  Bayern  sich  eine  erfreuliche  allmähliche 
Besserung  bereits  deutlich  erkennen  lässt. 

Wir  haben  weiter  vorne  gehört,  dass.  abgesehen  von  den  ganz  kleinen 
Wirten,  deren  Versicherungsbedürfnis  ein  sehr  geringes  ist,  namentlich  die  mitt- 
leren bäuerlichen  Besitzer  es  sind,  welche  sich  noch  in  ihrer  Mehrzahl  von 
der  Benützung  der  Hagelversicherung  fernhalten.  Die  Gründe  hierfür  sind  in  der 
Hauptsache  folgende  :  Einmal  kommen  der  niedrige  Bildungsgrad  und  der  damit 
zusammenhängende  Mangel  von  Einsicht,  sowie  das  starre  Festhalten  am  Alt- 
hergebrachten in  Betracht.  Ferner  verhindert  das  in  dieser  Klasse  von  Bauern 
sehr  verbreitete  Misstrauen  gegen  alle  Neuerungen  und  unbekannten  Dinge,  sowie 
die  Scheu,  sich  in  Verhältnisse  einzulassen,  die  sie  nicht  ganz  klar  übersehen 
können,  dass  sie  der  Segnungen  der  Versicherung  teilhaftig  werden.  In  manchen 
Gegenden  tritt  ferner  die  zerstreute  Lage  der  noch  nicht  zusammengelegten  Felder 
hinzu.  Endlich  dürfte  auch  in  vielen  Fällen  der  Mangel  an  baarem  Gelde  und 
eine  schlecht  angebrachte  Sparsamkeit  ausschlaggebend  sein. 

Nächst  den  mittleren  bäuerlichen  Wirten  hält  sich  auch  noch  ein  gewisser 
Prozentsatz  der  grösseren  Bauern  sowie  ein  geringer  Teil  der  Grossgrundbesitzer 
von  der  Hagelversicherung  fern. 

Wenn  man  also  die  Benützung  der  Hagelversicherung  immer  mehr  fördern 
will,  dann  wird  es  sich  darum  handeln,  jene  gutsherrliehen  und  grossbäuerlichen 
Besitzer,  welche  noch  keinen  Gehrauch  von  der  Hagelversicherung  machen,  so- 
wie namentlich  auch  die  kleineren  und  initiieren  bäuerlichen  Wirte  zu  einer  Be- 
nützung dieser  so  überaus  segensreichen  Institution  zu  bringen. 

Das  Beispiel  der  einsichtsvollen  Nachbarn,  die  Belehrung  und  Aufklärung 
durch  die  grossen  Besitzer,  Behörden,  Pfarrer,  Lehrer,  landwirtschaftliche  Vereine 
etc.  können  hier  viel  Gutes  stiften.  Es  ist  notwendig,  das  bei  den  bäuerlichen 
Wirten  festgewurzelte  Missirauen  gegen  derartige,  ihnen  wenig  vertraute  Ein- 
richtungen, speziell  gegen  die  Hagehersicherung  zu  bannen,  sie  von  den  wohl- 
Ihätigcn  Folgen  derselben  im  Falle  eines  Schadens  zu  überzeugen,  ihnen  klar- 
zumachen, dass  im  Allgemeinen  die  Prämien  nicht  zu  hoch,  sondern  der  Hagel- 
gefahr  entsprechend  sind.  ja.  das*  -ie  gerade  in  sehr  hagelgefährlichen  Gegenden 
oft  weit  hmlor  dem  eigentlichen  Erfordernis  zurückbleiben. 

Es  gilt  weiter,  die  der  Hagelversicherung  wegen  der  mit  dieser  verbundenen 
vermeintlich  zu  hohen  Kosten  noch  fernstehenden  Landwirte  darüber  zu  belehren, 
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Benützung  der  Hagelversicherung:  Österreich- Ungarn. 


dass  es  nur  ein  wirksames  und  durchführbares  Mittel  zur  Herabminderung  der 
Prämien  giebt,  niimlich  eine  weit  allgemeinere  Beteiligung  der  landbautreibenden 
Bevölkerung  an  der  Hagelversicherung  und  damit  eine  immer  grössere  Verteilung 
des  Risikos. 

Wenn  wir  mit  den  vorstehend  skizzierten  deutschen  Verhältnissen,  die  Hagel- 
versicherung anlangend  ,  diejenigen  der  anderen  wichtigsten  Ackerbau-Staaten 
Mitteleuropas,  nämlich  Österreich- Ungarns  und  Frankreichs  in  Vergleich  stellen,  so 
sehen  wir,  dass  die  deutsche  Landwirtschaft,  was  Schutz  gegen  die  schädlichen 
wirtschaftlichen  Kolgen  des  Hagelschlages  anbetrifft,  ungleich  besser  daran  ist. 

In  O  s  t  e  r  r  e  i  c  h- 1  n  g  a  r  n  beträgt  der  Wert  der  jährlichen  Durchschnitts produktion 
an  Körner  für  Getreide,  Gl-  Hülsenfrüchte  ca  20JO  Millionen  Kronen  =  ca.  2230 
Millionen  Reichsmark. 

Nach  Kiirenzweigs  Assekuranz-Jahrbuch  Jahrgang  189S  betrug  die  Gesamt 
Versicherungssumme  der  Osterreichischen  und  Ungarischen  Hagelversicherungs- 
Gesellschaften  im  Jahre  481)0  ö>9  Millionen  Kronen.  In  dieser  Summe  ist  aller- 
dings die  Versicherungssumme  der  «Ungarischen  Landwirtschaftlichen»  nicht 
enthalten,  deren  Geschäftsberichte  uns  unzugänglich  sind.  Wenn  man  deren 
Geschäft  mit  ca.  1!  Millionen  Kronen  annimmt,  dann  würde  die  gesamte  auf 
Österreich-Ungarn  entfallende  Versicherungssumme  ca.  200  Millionen  Kronen 
=  527  Mark  betrag.  Rechnen  wir  diese  Summe  in  gleicher  Weise,  wie  wir  es 
in  Deutschland  thaten,  insgesamt  für  Halm-,  Öl-  und  Hülsenfrüchte  und  setzen 
wir  gleichfalls  den  vierten  Teil  als  für  Stroh  versichert  von  der  Gesamtsumme 
ab,  so  ergiebt  sich  für  die  Körner  der  Halm-,  Öl-  und  Hülsenfrüchte  eine 
Gesamtversicherungssumme  von  405  Millionen  Kronen  =  395  Millionen  Mark. 
Ks  macht  diese  Summe  von  der  gesamten  entsprechenden  Produktion 
Osterreich- Ungarns  ca.  nur  18  Prozent  aus,  während,  wie  wir  weiter  vorne 
sehen,  im  Deutschen  Reiche  ca.  00  Prozent  der  Körnerente  gegen  Hagel  ver- 
sichert sind. 

Die  Benützung  der  Hagelversicherung  in  Österreich-Ungarn  macht  auch  nicht 
die  mindesten  Fortschritte,  sondern  sogar  eher  Rückschritte  Im  Deutschen 
Reiche  ist  die  Gesamtversicherungssumme  seit  1883  um  ca.  700  Millionen  Mark, 
da*  sind  circa  um  41  l,/u  der  Versicherungssumme  genannten  Jahres  gewachsen. 

In  Österreich-Ungarn  ist  dagegen  die  Versicherungssumme  des  Jahres  1890 
weit  niedriger  als  jene  von  1883. 

Ks  betrugen  nach  dem  Assekuranz -Jahrbuch  die  Versicherungssummen 
sämtlicher  dort  domizilierter  Hagelversicherungs-Gesellschaften: 


1883 
1885 
1887 
1889 


839  Kronen 
730  » 
898  , 
804  » 


1891 

1893 
1895 
1890 


098  Kronen 
582  » 
351 

009  i» 


(NB.  Von  1890  ist  die  in  diesem  Jahre  eingegangenen  «Concordia>  sowie 
die  «Ungarische  Landwirtschaftliche»  in  der  Aufstellung  nicht  mehr  enthalten.) 

Aus  diesen  Zahlen  ersieht  man,  dass  von  einem  Fortschritt  der  Ilagelver- 
sicherung in  Österreich-Ungarn  keine  Rede  sein  kann.  Der  Rückgang  in  der 
Höhe  der  Versicherungs-Summe  mag  ja  zum  Teil  auch  mit  der  fallenden  Tendenz 
der  Getreidepreise  während  des  Beginnes  der  neunziger  Jahre  zusammenhängen, 
also  zum  Teil  auf  Minder-Deklaration  beruhen  ;  doch  selbst  unter  Berücksichtigung 
dieses  Umstände*  muss  man  bei  Betrachtung  obiger  Zahlen  zur  Uberzeugung 
kommen,  dass  die  Benützung  der  Hagelversicherung  in  Österreich-Ungarn,  nach- 
dem sie  etwa  in  der  Mitte  der  achtziger  Jahre  ihren  Kulminationspunkt  erreicht 
hatte,  allmählich  wieder  abnimmt. 

Der  Ilaupigrund  für  diese  wenig  erfreuliche  Krscheinung  liegt  wohl  in  der 
relativen  hohen  Ilagelgefahr,  unter  welcher  Österreich-Ungarn  im  allgemeinen 
zu  leiden  hat  und  welche  eine  sehr  hohe  Prämie  bedingt. 


G'.!8       Benützung  der  Hagelversicherung:  Österreich- Ungarn;  Frankreich. 


Es  betrugen  z.  13.  in  Prozenten  der  Versicherungssumme  bei  folgenden  Ge- 
sellschaften : 


I)urcli*eliiiitt»- 

Prämicn  Sehidcu 

Erste  Ungarische.    .  i                                           2.91  2.07 

Donau  I  Aktien-Gesellschaften   .    .    .    2.28  1.97 

Wiener  \                                            2.00  1.77 

Erste  Böhmische.    .  j                                           2.07  1.00 

|  Gegenseitigkeits-Gesellschaften    |$  1  H 

Slavia  .    .  . 
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.  ]  2.29  1.70 


Im  Durchschnitt  sind  die  Prämien  infolge  der  hohen  Schadenersatzansprüche 
circa  doppelt  so  hoch,  wie  jene  der  deutschen  Hagelversicherungs-Gesellschaften. 
Im  Durchschnitt  aller  österreichisch-ungarischen  Gesellschaften  betrug  die  Prämie 
•1893  2.03 u/o,  der  Schaden  1.62%,  1896  die  Prämie  2.27%,  der  Schaden  1.71 '/o 
der  Versicherungs-Summe. 

Dass  solche  Prämien,  bei  denen  jedoch  die  Anstalten  im  allgemeinen  nichts 
verdienen,  keinen  Anreiz  zur  Versicherung  bieten,  liegt  auf  der  Hand.  Dazu 
kommt  noch  der  sehr  geringe  Bildungsgrad  des  grössten  Teiles  der  österreichisch- 
ungarischen Landbevölkerung,  welcher  wohl  zur  Folge  hat,  dass  in  grossen 
Gebieten  der  österreichischen  Monarchie  auch  nicht  ein  Bauer  seine  Feldfrucht 
gegen  Hagel  versichert. 

Man  kann  wohl  behaupten,  dass  bezüglich  der  Benützung  der  Hagelver- 
sicherung in  Österreich-Ungarn  ein  erheblicher  Notstand  besteht  und  das3  all- 
jährlich der  dortigen  Landwirtschaft  ungeheure  Summen  durch  NichtVersicherung 
verloren  gehen. 

Aus  dem  Wiener  Statistischen  Jahrbuch  ist  z.  B.  zu  entnehmen,  dass  nur 
in  Cisleithanien  während  der  Jahre  1877  —  1881  ein  Gesamthagelschaden  von 
ca.  123%  Millionen  Mark  festgestellt  wurde,  dem  eine  Gesamtentschädigung  von 
ca.  6 Millionen  Mark,  d.  s.  ca.  5*/,%  des  Schadens,  gegenübersteht.  Es  ent- 
spricht dies  einem  jährlichen  Durchschniltsschaden  für  Cisleithanien  von  ca. 
21%  Millionen  Mark  und  einer  Durchschnittsentschädigung  von  ca.  1  %  Millionen 
Mark 

Die  Gesamtschadenvergütung  aller  in  Österreich-Ungarn  heimischen  Anstalten 
betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1887—1896  ca.  11  Millionen  Kronen  =  ca. 
9%  Millionen  Mark  für  beide  Reichshälften  zusammen  genommen. 

Eine  Statistik  über  die  durchschnittliche  Höhe  des  Hagelschadens  in  ganz 
Österreich-Ungarn  steht  uns  nicht  zur  Verfügung.  Wenn  aber,  wie  oben  erwähnt, 
allein  für  Cisleithanien  der  jährliche  Schaden  im  Mittel  sich  auf  24'/,  Millionen 
Mark  stellt,  so  wird  man  wohl  kaum  zu  hoch  greifen,  wenn  man  den  jährlichen 
Durchsehnittssehaden  für  Cis-  und  Transleithunien  zusammen  auf  40 — 45  Millionen 
Mark  veranschlagt,  von  welchen  nach  obigen  Angaben  über  die  mittlere  Ent- 
schädigungssumme während  der  Jahre  1887—1896  nur  ca.  20—23%  vergütet 
wurden,  sodass  alljährlich  durchnittlich  30— 35  Millionen  Mark  unentschädigt 
bleiben. 

Noch  ungiiti-tigcr  liegen  die  Verhältnisse  in  Frankreich. 

Nach  der  Statisti.pie  agiicole  de  la  France  beläuft  sich  der  Gesamtwert  der 
duidisc  hnittlirhcn  Körnerernte  von  Getreide  auf  ca.  4000  Millionen  Fanken  oder 
32' K)  Millionen  .Mark. 

I  )ic  ( icsaiittversicherungs-Siuniiie  der  französischen  Hagelversicherungs-Gesell- 
s,  halt  betrug  189«.  59 1  Millionen  Kranken.  1895  509  Millionen  Franken,  1897 
5ll  Millionen  Kranken:  im  Mittel  der  drei  Jahre  also  53S  Millionen  Franken 
490  Millionen  Mark.  Nimmt  man  an,  dass  ein  Viertel  der  Versicherungs- 
summe auf  den  Sttohweit  cnifallt.  so  verblieben  lür  die  Körner  322  Millionen 


uiqiii  zed  by  Google 


Benützung  der  H 


Ilergwerkshru  derladen. 


G2J 


Mark,  das  wären  ca.  10%  des  Durchschnittswertes  der  jährlichen  Körnerernte, 
sodass  9  >°  0  derselben  ungedeckt  sind. 

Der  durchschnittliche  Hagelschaden  Frankreiclis  ist  aber  auf  ca.  83  Millionen 


Die  durchschnittliche  Entschädigung  kann  pro  Jahr  mit  G — 7  Millionen 
Franken  angenommen  werden,  sodass  also  nur  ca.  8  Prozent  des  jährlichen 
Schadens  entschädigt  werden,  was  einen  veritablen  Notstand  beweist,  der  in  der 
Hauptsache  wohl  durch  die  Indolenz  der  französischen  Landbevölkerung  bedingt 
ist,  da  die  Prämie  im  Durchschnitt  nicht  als  hoch  bezeichnet  werden  kann 
Sie  betrug  im  Mittel  von  16  französischen  Gesellschaften  1897  1,U  Kranken 
pro  100  Franken  Versicherungs  summe,  und  war  niedriger  als  der  Bedarf,  da 
die  Anstalten  über  1  */t  Millionen  Franken  Verlust  hatten. 

Ein  Vergleich  der  drei  Staaten  Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  Frank- 
reich bezüglich  der  Benützung  der  Hagelversicherung  fällt  nach  den  vorstehenden 
Mittheilungen  sehr  zum  Vorteil  der  deutschen  Verhältnisse  aus. 

Der  Anteil  dos  Ackerlandes  an  der  Gesamtoberfläche  eines  Staates  ist  aller- 
dings kein  absolut  genauer  Massstab  für  das  Versicherungs-Bcdürfniss  gegen 
Hagelschaden,  indem  es  immer  noch  auf  die  spezielle  Benützung  des  Ackers 
zum  Anbau  der  verschiedenen  Kulturpflanzen  ankommt.  Bezüglich  des  Anteils 
der  Getreideernten  an  der  Benützung  des  Ackerlandes  besteht  aber  zwischen  den 
drei  in  Frage  stehenden  Ländern  kein  nennenswerter  Unterschied  : 

Es  nimmt  nämlich  von  der  gesamten  Bodenfläche  die  mit  Getreide  bebaute 
Fläche  im  Prozent  ein: 

Deutschland  26  Ungarn  29.8 

Oesterreich  (Cisleithanien)    22  Frankreich    ...  29 

Darnach  wird  man  das  Bedürfnis,  gegen  Hagel  zu  versichern,  in  den  ge- 
nannten Ländern  pro  Hektar  Ackerland  als  ein  nicht  sehr  verschiedenes  annehmen 
können. 

In  Wirklichkeit  sind  aber  pro  Hektar  vorhandenen  Ackerlandes  versichert: 

Deutschland.    .    .    ca.  145  M.       Frankreich  .    .    .    ca.  18  M. 
Österreich-Ungarn.     »     21  » 

Auf  einer  noch  erheblich  niedrigeren  Stufe  steht  die  Benützung  der  Hagel- 
versicherung in  den  übrigen  europäischen  Staaten.  In  Italien  betrug  z.  B.  die 
Gesamtversicherungs  Summe  aller  einheimischen  Gesellschaften  im  Jahre  1S93 
nur  ca.  145  Millionen  Lire  — -  ca.  117  Millionen  Mark;  in  England  bestehen 
z.  B.  vier  Hagelversichcrungs-GeselUchaften.  und  in  Hnssland  gar  nur  eine. 

Die  Ausbreitung  der  Hagelversicherung  ist  nach  all  dem  Gesagten  eine  be- 
friedigende nur  im  Deutschen  Reiche  und  auch  hier  in  den  Ländern  nördlich 
des  Main.  Hier  schreitet  auch  die  Benützung  dieser  segensreichen  Einrichtung 
in  ziemlich  schnellem  Tempo  vorwärts. 


Nikolaus  Freiherr  von  Thuenm. 


Bergwerksbruderladen. 


Siehe  :   «  Krankenversicherung  ». 
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Berlin  .  Feuer-Sozietiit. 


Berlin, 

Feucr-Sozietät  für  die  Stadt.  —  Diese  öffentliche  Feuerversicherungs- 
Anstalt  wurde  durch  das  Reglement  vom  29.  Dezember  1718  mit  Beitrittszwang 
für  alle  auf  dem  Stadtgebiete  belegenen  Gebäude  zum  «Ersatz  des  vollen  Brand- 
schadens an  denselben  unter  Aufbringung  des  erforderlichen  Bedarfs  in  Geld» 
errichtet. 

Das  Reglement  von  1718  wurde  später  durch  dasjenige  vom  1.  Mai  4794 
ersetzt,  welches  als  Spezialgesetz  mit  dem  1.  Januar  1795  in  Kraft  trat  und 
noch  gegenwärtig  in  Geltung  steht.  Nur  die  für  seine  Ausführung  massgebenden 
Grundsätze  haben  im  Laufe  der  Zeit  einige,  nachstehend  mit  eingeschaltete 
Änderungen  erfahren.  Die  Einleitung  zu  diesem  Reglement  hebt  als  Zweck  der 
Anstalt  ausdrücklich  hervor,  dass  sie  nicht  nur  den  Hauseigentümern,  welche 
Feuerschäden  erleiden,  durch  die  von  sämtlichen  Sozictätsmitgliedern  zu  leistenden 
Beiträge  helfen,  sondern  auch  den  Wiederaufbau  der  abbrennenden  Gebäude 
sicherstellen  und  die  hypothekarischen  Gläubiger  im  Fall  einer  Feuersbrunst 
sichern  solle.  Jeder  Eigentümer  eines  innerhalb  der  Ringmauern  oder  ausserhalb 
derselben  auf  dem  zu  der  Stadl  gehörigen  Grund  und  Boden  belegenen  Hauses 
muss  der  Sozietät  beitreten.  Von  Neubauten  oder  baulichen  Veränderungen, 
durch  welche  sich  der  Wert  merklich  erhöht,  müssen  sowohl  die  Eigentümer 
als  auch  die  Stadlwachlmeister  binnen  6  Wochen  nach  Vollendung  des  Baues 
bei  Vermeidung  von  Geldstrafen  Anzeige  erstatten.  Hinsichtlich  der  öffentlichen 
Gebäude  wurde  der  Beitritt  den  betr.  Behörden  zunächst  freigestellt,  durch 
Kabinets-Order  vom  11.  Februar  1S03  jedoch  nachträglich  angeordnet:  die 
Königl.  Schlösser  und  prinzlichen  Paläste  aber  wurden  vom  Landesherrn  vom 
Beitritt  ausdrücklich  ausgeschlossen,  weil  es  der  Gesellschaft  zu  schwer  fallen 
würde,  im  Falle  eines  Brandes  die  zu  deren  Wiederaufbau  erforderlichen  Kosten 
zusammenzubringen.  Auch  den  Besitzern  von  Mühlen  und  anderen  gewerblichen 
Anlagen  von  erhöhter  Feuersgefahr  ist  der  Beitritt  gegen  erhöhte  Beiträge  (für 
Lohmühlen  die  sechsfachen,  für  andere  Mühlen  die  doppelten,  für  gewisse  andere 
feuergefährliche  Betriebe  die  vierfachen  Beiträge)  freigestellt;  andere  der  Feuers- 
gefahr noch  mehr  ausgesetzten  Gebäude  als  Pulvermühlcn  u.  dergl.  sind  von 
der  Sozietät  ausgeschlossen.  Auf  Grund  dieser  Keglementsbestimmung  werden 
auch  Theater  und  andere,  diesen  in  der  Fcuergefährlichkeit  gleichstehende  Gebäude 
von  der  Sozietät  nicht  in  Versicherung  genommen. 

Die  Versicherungssumme'  muss  dem  durch  verpflichtete  Sachverständige 
ermittelten  Taxwerte  der  Gebäude  gleich  sein.  Der  letzlere  ist  auf  diejenige  Summe 
festzusetzen,  wofür  ein  Gebäude  von  der  Beschaffenheit  des  vorhandenen  zur 
Zeit  der  Abschätzung  würde  wieder  aufgeführt  werden  können,  wenn  es  abbrennen 
sollte;  es  darf  also  nichts  zur  Absehätzung  kommen,  als  was  abbrennen  kann, 
muss  aber  auch  alles  taxiert  werden,  was  dem  Brande  unterworfen  ist,  ohne 
Unterschied,  ob  es  sich  über  oder  unter  der  Erde  befindet.  Alle  mit  dem  Gebäude 
nicht  auf  immer  verbundenen  Stücke  und  alle  Mobilien  werden  von  der  Taxe 
ausgeschlossen.  Seil  1882  ist  es  gestattet,  bei  Neu-  oder  Umbauten  den  die 
zunächst  weiterlaufende  Versicherungssumme  übersteigenden  Wert  der  im  Bau 
begriffenen  Gebäude  bis  zur  Vollendung  derselben  bei  Privatgesellschaften  zu 
versichern.  Tritt  während  dieser  Zeit  ein  Brandschaden  ein,  so  wird  derselbe 
von  letzteren  und  der  Sozietät  nach  Verhältnis  der  betr.  Versicherungssummen 
getragen.  Auch  auf  bisher  unbebauter  Stelle  zu  errichtende  Gebäude  dürfen  bis 
zu  ihrer  gänzlichen  Vollendung  bei  Privatgesellschaften  versichert  werden.  Die 
Sozietät  vergütet  allen  Schaden,  welcher  durch  Feuer,  sei  es  durch  Anlegen, 
durch  Verwahrlosung  oder  durch  einen  Zufall,  ferner  denjenigen,  welcher  durch 
die  Lüsclirnasste^eln  sowie  den.  weif  her  durch  Blitzschlag,  auch  wenn  er  nicht 
gezündet  hat,  an  den  versicherten  Gebäuden  verursacht  ist.  Seit  1876  werden 
die  durch  Explosion  von  Leuchtgas  entstandenen  Schäden,  auch  wenn  durch 
die  Explosion   ein  Brandschaden  nicht  entstanden   ist.   in  Bezug  auf  die  Ent- 
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Schädigung  wie  Brandschäden  behandelt.  Auch  Schäden  durch  Ofengas-  oder  durch 
Benzin-Explosion  werden  vergütet.  Hinsichtlich  der  Ersatzverbindlichkeit  Des- 
jenigen, welcher  vorsätzlich  oder  durch  Verwahrlosung  ein  Feuer  veranlasst, 
verbleibt  es  bei  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts.  Die  Vergütung  soll 
jedoch  wegen  eines  dieserhalb  an  den  Beschädigten  zu  erhebenden  Anspruchs 
nicht  vorenthalten  werden.  Ferner  trägt  die  Sozietät  die  Hälfte  der  auf  Unter- 
haltung der  vorhandenen  und  der  auf  die  Anschaffung  neuer  Feuerlöschgerät- 
schaften von  der  Stadt  zu  verwendenden  Kosten.  Die  Brandschäden  werden 
von  zwei  Rats-Maurer-  und  -Zimmermeistern  unter  Leitung  eines  Stadt-Bau- 
Inspektors  abgeschätzt  und  die  Vergütungsgelder,  soweit  der  Eigentümer  wegen 
zweckmässiger  Verwendung  zum  Wiederaufbau  auf  demselben  Grundstücke 
Sicherheit  stellt,  sofort,  andernfalls  in  Baten  je  nach  dem  Fortschreiten  des 
Wiederaufbaus  ausgezahlt.  Die  erforderlichen  Versicherungsbeiträge  werden  jähr- 
lich erhoben,  verbleibende  Reste  nach  erfolgloser  Erinnerung  zwangsweise 
eingezogen.  Die  Verwaltung  der  Sozietät  erfolgt  durch  den  Magistrat.  Das 
Rechnungsjahr  läuft  vom  1.  Oktober  bis  30.  September. 

Die  Versicherungssumme  betrug  im  Jahre  1814:  42;  1820:  51;  1830:  7G; 
1840:  Ol:  1850:  128;  1800:  103;  1870:  298  Millionen  Thaler;  1880:  1050; 
1890  :  2937  und  1897  :  3724  Millionen  Mark.  Bis  zum  Jahre  1870  überstiegen 
die  Brandschäden  nur  in  5  Jahren  die  Summe  von  100  000  Thlr.,  nämlich  in 
den  Jahren  1817  (112  750),  18i8  (125  062),  1802  (102261),  1864  (110  454)  und 
1869  (119  033).  Mehr  als  1  Million  Mark  Gesamtschäden  brachten  seitdem  die 
Jahre  1876(1  345  007  Mk.,  darin  531 138  Mk.  für  den  Brand  des  Hotels  «Kaiserhof  t 
am  10.  Oktober  1875,  den  grössten  Brand,  welchen  die  Sozietät  überhaupt  zu 
entschädigen  gehabt  hat),  1894  (!  088104),  1895  (1 187000)  und  1897  (1511006). 
Die  nach  Bedarf  eingezogenen  Versicherungsbeiträge  stellen  sich  für  den  Zeit- 
raum von  1841—1868  auf  durchschnittlich  0,M  %o  11  ■  Jahr,  darin  als  höchster 
Jahressatz  l.M  °/©o  im  Jahre  1848.  Seitdem  ist  der  Satz  von  1,0,  °/oo  nur  in  den 
Jahren  1850  und  1876  (Kaiserhofbrand)  wieder  erreicht  worden,  und  im  übrigen 
stets  niedrigere,  zwischen  0,„  und  0,.o  °/oo  schwankende  Sätze  zur  Einziehung 
gekommen.  Die  grosse  Menge  der  Gebäude  zahlt  ohne  Rücksicht  auf  Bauart, 
Lage  und  Benutzung  den  einfachen  Beitrag.  Von  dem  Versicherungsbestande 
von  3724  Millionen  Mk.  im  Jahre  1807  waren  nur  1,2  Millionen  Mk.  zum 
doppelten,  9,5  Millionen  Mk.  zun»  4  fachen  und  nur  7900  Mk.  zum  6  fachen 
Beitrage  veranlagt.  Aus  den  Beiträgen  wird  der  erhebliche  Zuschusa  der  Sozietät 
zu  den  Kosten  des  städtischen  Feuerlöschwesens  mit  gedeckt,  welcher  1870 
bereits  3430nO  Mk.  betrug,  seit  1882  jährlich  50  )000  Mk.  übersteigt  und  sich 
im  Jahre  1897  auf  890313  Mk.  stellte.  Die  Verwallungskosten  sind  verhältnis- 
mässig gering;  sie  betragen  jährlich  gegen  120  000  Mk.  d.  i.  0.0J,  °/on  der 
Versicherungssumme.  Die  Sozietat  besitzt  einen  Betriebsfonds  von  7'/8  587  Mk. 
Ein  Reservefonds  wird  nicht  angesammelt,  Rückversicherung  nicht  genommen; 
Mobiliarversicherung  betreibt  die  Sozietät  nicht.  Auf  die  Beibehaltung  der 
Zwangspllichl  der  berliner  Grundbesitzer,  ihre  Gebäude  bei  der  städtischen 
Feuer-Sozietät  versichern  zu  müssen,  wird  seitens  der  städtischen  Behörden 
und  weiter  Kreise  der  Bevölkerung  grosser  Wert  gelegt,  da  man  die  Besorgnis 
hegt,  dass  durch  eine  Aufhebung  dieser  Zwangspflicht  die  Sicherheit  des  Grund- 
kredits in  Berlin  tief  erschüttert  und  die  Interessen  der  städtischen  Grundbesitzer 
hierdurch  schwer  geschädigt  werden  würden.  —    be  — 


Bern, 

Brandversicherungs- Anst  all  des  Kantons.  —  Von  den  25  Kantonen  und 
Halbkantonen  der  Schweiz  haben  17  die  Gebäudeversicherung  unter  Ausschluss 
der  Privatunternehmungen  staatlich  organisiert.  Unter  den  17  staatlichen  (kan- 
tonalen) Brandversicherungs-Anslaltcn  der  Schweiz  ist  die  bernische  die  gross! e. 
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Nach  verschiedenen  Umgestaltungen,  die  sie  im  Laufe  der  Zeit  erfahren,  hat  sie 
schließlich  im  Jahre  18^3  eine  Organisation  erhallen,  die  in  ihrer  Art  einzig 
dasteht,  insofern  die  Ansialt  sich  nämlich  zusammensetzt  aus  einer  Zentralbrand- 
kassc.  die  am  ganzen  Risiko  mit  sieben  Zehnteln  beteiligt  ist,  ferner  den  Bezirlis- 
brandkassen,  welche  zwei  Zehntel  des  Risikos  ihrer  Bezirke,  und  den  Gemeinde- 
brandkassen, welche  ein  Zehntel  des  Risikos  ihrer  Gemeinden  zu  tragen  haben. 
Eine  Betrachtung  dieser  Anstalt  bietet  daher  ein  besonderes  Interesse. 

In  ihrer  Geschichte  sind  drei  Perioden  zu  unterscheiden,  die  mit  den 
Gesetzen  vom  28.  Mai  1800.  21.  März  1834  und  30.  Oktober  4881  über  die 
Errichtung,  bezw.  Neueinrichtung  der  Anstalt  ihren  Anfang  nehmen. 

Wie  in  anderen  Ländern  so  hatten  auch  im  Kanton  Bern  bis  zur  Errich- 
tung der  Anstalt  im  Jahre  18 'ü  in  den  meisten  Gemeinden  Vereine  zur  gegen- 
seitigen Unterstützung  in  Brandfällen,  «Verbrüderungen»  genannt,  bestanden, 
deren  Hilfsleistungen  (Baumaterialien,  Fuhren,  Lebensmittel  und  dergleichen) 
sich  aber  häufig  als  unzureichend  erwiesen.  Das  Gesetz  vom  28.  Mai  1800 
ordnete  nun,  ohne  diese  «Verbrüderungen  >  aufzulösen,  die  Errichtung  einer 
«Allgemeinen  Brandversicherungs-Anstalt  für  den  Kanton  Bern»  auf  folgenden 
Grundlagen  an  :  Die  Anstalt  beruht  auf  Gegenseitigkeit.  Die  Mittel  zur  Ver- 
gütung der  Brandschäden  und  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  werden 
ausschliesslich  von  den  beigetretenen  Gebäudeeigcntüniern  aufgebracht.  Die 
Anstalt  wird  für  eine  Probezeit  von  25  Jahren  errichtet.  Der  Beitritt  ist  frei, 
doch  muss  sich  der  Beitretende  für  die  ganze  Probezeit  binden.  Die  Anstalt 
steht  unter  staatlicher  Aufsicht  und  ihre  Rechnungen  bedürfen  der  staatlichen 
Genehmigung.  Der  Staat  beteiligt  .«ich  auch  an  der  Verwaltung  mit  verschie- 
denen seiner  Organe,  besorgt  die  Kassengeschäfte  und  leistet  die  notwendigen 
Vorschüsse,  auch  versichert  er  seine  Gebäude  bei  der  Anstalt.  Private  Ver- 
sicherung bleibt  gestattet ;  Doppel  Versicherung  ist  aber  verboten.  Staatliche 
Beihilfe  oder  Steuernachlässe  an  Brandbeschädigte  werden  nicht  mehr  bewilligt. 
Der  Schätzungswert  der  Gebäude  bildet  die  Höchstsumme  für  die  Versicherung; 
diese  kann  bis  auf  die  Hälfte  des  Schätzungswertes  reduziert  werden.  Die  An- 
stalt leistet  vollen  Ersatz  des  Brandschadens  bis  auf  den  Betrag  der  Ver- 
sicherungssumme, gleichviel,  ob  diese  den  Schätzungswert  erreicht  oder  nicht. 
Bei  teilweiser  Beschädigung  wird  der  beschädigte  Teil  geschätzt.  Die  Anstalt 
trägt  auch  das  Kriegsrisiko.  Böswillige  Brandstiftung  durch  den  Eigentümer 
verwirkt  den  Anspruch  auf  Entschädigung  für  ihn  wie  für  die  Hypothekar- 
gläubiger:  das  blos  fahrlässige  Seihst  verschulden  zieht  Strafe,  aber  keine  Kür- 
zung der  Entschädigung  nach  sich.  Die  Höhe  der  Versicherungsbeiträge  bemisst 
sich  nach  dem  Rechmingsergebnis  des  abgelaufenen  Jahres  (Umlageverfahren). 
Säumigkeit  beim  Zahlen  des  Beitrages  hat  die  Verdoppelung  des  Letzteren  zur 
Folge:  die  Hälfte  fliesst  dann  der  Armenkasse  der  Gemeinde  zu.  Wenn  ein 
Jahresbeitrag  von  3  "/(>0  der  Versicherungssumme  nicht  ausreicht,  leistet  der 
Staat  Vorschuss  bis  5  u.;co,  welcher  in  den  folgenden  Jahren  zurückzuerstatten 
ist.  Alle  Versicherten  zahlen  den  gleichen  Beitrag  nach  Verhältnis  der  Ver- 
sicherungssumme. Die  Schätzung  der  Gebäude  wie  der  Brandschäden  geschieht 
unter  Zuziehung  des  Eigentümers  durch  eine  Kommission,  welche  aus  Genieinde- 
beamten und  zwei  Rain  ersländigen  besteht.  Der  Schätzung  wird  der  «  landes- 
kundige Prci-dauf ».  ohne  Berücksichtigung  der  «  Reehlsame  des  Gebäudes  oder 
and. mci-  Lokalvorleile  •  zu  Grunde  gelegt.  Teilweiser  Brandschaden  wird  nach 
erfolgter  Reparatur  vergütet,  heim  Totalbrande  geschieht  die  Auszahlung  der 
Yei -ulung  in  Dritteln  nach  dem  Fortschreiten  des  Wiederaufbaus.  Erfolgt 
lci/vrcr  in«  Ii.  so  wird  die  Entschädigung  nur  mit  Zuslimmnng  der  etwaigen 
Hvpot  lii'kai''_,l;iiibi'j<T  au-;j<  /.ulill. 

Der  l;c\ö!kcruiig.  inshcM>ndere  der  ländlichen,  sagte  die  staatliche  Verwal- 
tung der  jungen  An-t;d;  t.i.-;,|  \-,-.-h\  zu.  und  es  bildeten  sich  private  Gemeinde- 
\  er  ~i  >|.  > iiiu-'. vrh.'iMlc.  sowie  eine  'g.  « I kuiei m-.\ s-ekuranz  ».  welche  sich  auf 
i,  A ei!  l<";,-n  ke  au-d>'h;i!e  Mi:'!  mit  der  Gebäudeversicherung  auch  die 
l-'ali!-|.al.'-\rr-!r||.'vmig  \erbattd.    Die  Regierung  verbot  daher  im  Jahre  1808  die 
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rivaten  BrandversicherungsAnstalten  (mit  Ausnahme  der  erwähnten  « Ver- 
rüderungen  >),  da  diese  Anstalten  der  erforderlichen  Garantie  und  Leistungs- 
fähigkeit ermangelten.  Der  gedeihlichen  Entwickelung  der  kantonalen  Anstalt 
war  nunmehr  die  Bahn  geebnet.  Sie  war  im  Jahre  1 807  mit  einer  Versicher- 
ungssumme von  21  Millionen  Kr.  eröffnet  worden,  welche  regelmässig  von  Jahr 
zu  Jahr  stieg  und  im  Jahre  1810  30,  -18*20  88,  18J0  116  und  183i  122  Mil- 
lionen Kr.  betrug.  Die  in  dieser  Periode  eingezogenen  Versicherungsbeifrage 
bewegen  sich  zwischen  0,5  und  2  0  O0  der  Versicherungssumme;  in  den  Jahren 
1809  und  1810  sind  wegen  der  geringen  Brandschaden  überhaupt  keine  Beiträge 
eingezogen  worden.  Der  Durchschnitt  von  1807  bis  1834  stellt  sich  auf  1  °/oo 
und  Jahr,  ein  Satz,  welcher  für  die  damaligen  Verhältnisse  «als  niedrig  zu  be- 
zeichnen ist. 

Nachdem  die  25jährige  Probezeit  abgelaufen  war,  erfolgte  durch  das  Gesetz 
vom  21.  März  183i  eine  Beorganisation  der  Anstalt.  Das  Verbot  der  Privat- 
Brandversicherungs-Anstalten  vom  Jahre  1808  wurde  wieder  aufgehoben.  Der 
Beitritt  zur  kantonalen  Anstalt  wurde  obligatorisch  für  die  Staalsgebäude,  die 
Gebäude  der  Gemeinden,  der  Armen-  und  der  Kirchenfonds,  die  Gebäude  der 
unter  Vormundschaft  stehenden  Personen  und  für  die  in  der  kantonalen  Anstalt 
bisher  versicherten  Gebäude,  soweit  die  llypothckengläubiger  den  Aastritt  nicht 
genehmigen.  Die  Entschädigungspflicht  der  Anstalt  wird  ausgedehnt  auf  Schäden 
durch  kalten  Blitzschlag,  sowie  auf  nichtVersicherte  Gebäude,  die  zur  Rettung 
von  versicherten  auf  Befehl  des  die  Uöscharbeilen  leitenden  Beamten  ganz  oder 
zum  Teil  niedergerissen  werden.  Die  Kürzung  der  Knischädigung  greift  auch 
dann  Platz,  wenn  der  Eigentümer  den  Brand  durch  blos  fahrlässiges  Verhalten 
verschuldet  hat;  der  Abzug  geht  dann  jedoch  höchstens  bis  auf  die  Hälfte  der 
Versicherungssumme.  Die  Rechte  der  Hypolhekargläubiger  sind  nicht  nur  für 
diesen  Kall,  sondern  auch  bei  der  durch  den  Eigentümer  begangenen  absicht- 
lichen Brandstiftung  gewahrt.  Weitere  Bestimmungen  betreffen  das  Schälznngs- 
wesen.  Auch  bei  übernommener  Selbstversicherung  wird  dem  Beschädigten 
nach  wie  vor  der  Schaden  bis  zum  Betrage  der  Versicherungssumme  voll  vergütet. 

Die  Wiederzulassung  der  Privatgesellschaften  erwies  sich  bald  als  nach- 
teilig für  die  kantonale  Anstalt.  Es  bildeten  sich  wieder  für  einzelne  Gemeinden 
kleinere  Anstalten,  die  sich  dann  auf  Nachbarbezirke  ausdehnten;  auch  aus- 
ländische Gesellschaften  nahmen  die  Gebäudeversicherung  im  Kanton  auf.  Hier- 
durch wurden  viele  gute  Versicherungen  der  kantonalen  Anstalt  entzogen,  und 
dies  um  so  leichter,  als  diese  es  noch  zu  keiner  Gebäudeklassillkation  gebracht 
hatte,  da  der  betreffende  Antrag  der  Brandassekuranzkammer  vom  grossen  Bat 
abgelehnt  worden  war.  Dazu  kam,  das«  Ende  der  vierziger  Jahre  die  Brand- 
schäden und  damit  auch  die  Versicherungsbeiträge  hei  der  Anstalt  sich  immer 
mehr  steigerten. 

Um  diesen  I  beiständen  abzuhelfen,  wurde  das  Dekret  vom  11.  Dezember 
1852  erlassen,  dessen  wichtigste  Bestimmungen  die  folgenden  sind.  Die  Ver- 
sicherungssumme der  bei  der  kantonalen  Anstalt  versicherten  Gebäude  darf  8/ 10 
des  Schätzungswertes  nicht  übersteigen.  Die  Entschädigung  wird  um  wenigstens 
zwei  bis  höchstens  fünf  Zehntel  gekürzt,  wenn  festgestellt  ist.  dass  fehlerhafte 
Bauart,  grobe  Vernachlässigung  der  baulichen  Unterhaltung  des  Gebäudes  oder 
Nachlässigkeit  des  Eigentümers,  die  zugleich  eine  Zuwiderhandlung  gegen  die 
bestehenden  Keuerpolizeivorschriften  bildet,  den  Brand  veranlasst  haben.  Die 
Aufnahme  von  Gebäuden  in  eine  fremde  Assekuranz-Anstalt  ist  unter  Strafan- 
drohung untersagt;  ebenso  die  Versicherung  von  Mobiliar  bei  einer  anderen  als 
der  Schweizerischen  Mobiliarversicherurigsgescllschaft.  Die  Versicherung  beweg- 
licher Gegenstände  darf  nicht  ohne  Mitwirkung  des  Staates  oder  der  Gemeinde- 
behörde statllindcn:  insbesondere  soll  der  Schätzungswert  durch  Sachverständige 
festgesetzt  werden.  Bei  neuen  Mohiliarversichenmgs-Anträgen  darf  die  Ver- 
sicherungssumme 8/10  des  Schätzungswertes  nicht  übersteigen. 

Der  Hauptzweck  dieses  Dekrets,  mit  dem  Heranziehen  des  Eigentümers  zur 
Selbstversicherung  von  zwei  Zehnteln  das  Interesse  zu  wecken  und  zu  grösserer 


Digitized  by  Google 


Bern :  Brandversicherungs-Anstalt. 


Vorsicht  und  Gewissenhaftigkeit  zu  mahnen,  seheint  erreicht  worden  zu  sein; 
im  Jahre  1865  wurde  dann  die  Vollversicherung  der  Gebäude  und  der  Fahrhabe 
wieder  gestattet.  Der  Ausschluss  der  fremden  Gesellschaften  kam  nicht  blos  der 
kantonalen  Anstalt,  sondern  auch  den  einheimischen  Gesellschaften  zu  Gute. 
Das  Dekret  trat  am  1.  Januar  1853  provisorisch  in  Kraft,  und  zwar,  «  bis  zum 
Erlaus  eines  neuen  Brandversieherungsgcsctzes ».  Dieser  erfolgte  erst  am  30. 
Oktober  1881.  Während  der  2.  Periode  der  Anstalt  stiegen  die  Versicherungs- 
summen weiter;  sie  betrugen  18.35  1  45,  18i0  161,  185«  200,  1860  204,  1870 
405,  1880  608  und  1882  61G  Millionen  Fr.  Die  Brandschäden  schwankten 
zwischen  0,60  und  5,15  °/un.  der  Beitrag  zwischen  0,75  und  3,00  %o  untl  Janr- 

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  30.  Oktober  1881,  dem  1.  Januar 
1883,  beginnt  die  dritte  Periode  in  der  Entwicklung  der  Anstalt.  Jahrzehnte- 
lang hatten  die  Verhandlungen  über  das  neue  Gesetz  gedauert.  Sie  bezweckten 
hauptsächlich  die  Einführung  der  allgemeinen  Verpflichtung  zur  Versicherung  der 
Gebäude  bei  der  Anstalt,  einer  Klassifikation  der  Gebäude  nach  ihrer  Feuer- 
gefährlichkeit, die  Ansammlung  von  Reserven,  die  Einführung  der  Rückver- 
sicherung u.  s.  w.,  wozu  schliesslich  als  die  bedeutendste  Neuerung  noch  eine 
gewisse  Teilung  des  Risikos  zwischen  der  Gesamtanstalt,  den  Amtsbezirken  und 
den  Gemeinden  kam.  Das  Gesetz  kam  schliesslich  als  Kompromiss  zu  Stande 
und  setzt  die  Grundlagen  der  Anstalt  wie  folgt  fest: 

Die  Anstalt  beruht  aul  dem  Prinzip  der  Gegenseitigkeit  und  bezieht  in 
Form  von  (veränderlichen)  Beiträgen  der  Mitglieder  nach  dem  Umlageverfahren 
die  Mittel  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben.  Die  Versicherung  bei  der  kantonalen 
Anstalt  ist  für  vier  Fünftel  des  Schätzungswertes  obligatorisch.  Von  dieser 
Regel  sind  ausgenommen  :  1.  Isoliert  stehende  Gebäude  ohne  Feuerungsein- 
richtung, deren  Schätzungswert  500  Fr.  nicht  erreicht  (für  diese  ist  die  Ver- 
sicherung fakultativ);  2.  Pulvermühlen,  Feuerwerkslaboratorien,  Pulver-  und 
Dynamitmagazine  und  chemische  Fabriken  mit  Benutzung  oder  zur  Bereitung 
selbstenzündlichcr  oder  explodirender  Stoffe  (diese  sind  von  der  kantonalen  Anstalt 
ausgeschlossen).  Die  unter  1  und  2  bezeichneten  Gebäude  dürfen  bei  Privatanstalten 
versichert  werden,  nicht  aber  das  vom  Obligatorium  ausgenommene  Fünftel  des 
Schätzungswertes.  (Die  bisherige  Bestimmung ,  dass  der  Versicherte  auch  bei 
bestehender  Selbst  Versicherung  den  Teilschaden  bis  zur  Höhe  der  Versicherungs- 
summe voll  ersetzt  erhält,  wurde  aufgehoben.  Den  Nutzen  aus  derselben  hatten 
besonders  die  Städter  gezogen ,  indem  sie  mit  Rücksicht  auf  die  solide  Bauart 
und  die  besseren  Löscheinrichtungen  nicht  voll  versicherten,  aber  die  vorkommen- 
den Teilschäden  bis  zur  Höhe  der  Versicherungssumme  voll  ersetzt  erhielten. 
Auf  diese  Weise  hatten  die  Städler  einigen  Ersatz  für  das  Fehlen  der  Gebäude- 
klassilikation  gefunden.)  Drei  Zehntel  dos  Gesamtrisikos  sind  der  zentralen 
Anstalt  abgenommen  und  im  Verhältnis  von  2  :  1  auf  die  Bezirks-  und  Ge- 
meinde-Brandkassen verteilt.  Es  ergiebt  sich  so  eine  Z e  ntral br  a  ndkasse , 
welche  sämtliche  Gebäude  des  Kantons  für  je  sieben  Zehntel  der  Versicherungs- 
summe umfasst ;  für  jeden  der  .*>()  Amtsbezirke  eine  Bezi r  ksbra nd k asse, 
welche  sämtliche  Gebäude  des  Bezirks  für  je  zwei  Zehntel  der  Versicherungs- 
summe umfasst,  und  endlich  für  jede  Gemeinde  eine  Gemeindebrandkasse, 
welche  sämtliche  Gebäude  der  Gemeinde  für  je  ein  Zehntel  der  Versicherungs- 
summe umfasst.  In  diesem  Verhältnisse  von  7:2:1  sind  Zentralbrandkasse, 
Bezirks-  und  Gemeindebrandkassen,  sowohl  an  den  eingehenden  Versicherungs- 
beiträgen wie  auch  an  den  zu  leistenden  Schadenvergütungen  beteiligt.  Die 
Kosien  der  allgemeinen  Verwaltung  trägt  die  Zentralbrandkasse.  Die  Vereinigung 
mehrerer  (icmc indchrandkassen  zu  einer  Vereinigten  Gemeindebrandkasse, 
mehrerer  Bezirksbrandkassen  zu  einer  Vereinigten  Bezirksbrandkasse  und 
einer  Bezirksbrandkasse  mit  sämtlichen  Gemeindebrandkassen  des  betreffenden 
Amtsbezirks  zu  einer  Vereinigten  Bezirks-  und  Gemeinde-Brandkasse 
ist  ge<tat!e|.  Letztere  ist  d;i!m  mit  drei  Zehnteln  an  der  Versicherung  der 
Gebäude  des  Amtsbezirks  beteiligt.  Die  Erfahrung  aus  mehreren  grossen 
Bränden  ergab  mdess,  dass  die  Beteiligung  der  (iemeindebrandkassen  mit  einem 
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Zehntel   und   der   Bezirksbrandkassen    mit  zwei  Zehnteln   zu  hoch  gegriffen 
war.    Das    Gesetz   erfuhr   daher  unterm  20.   November  1892    folgende  Er- 
gänzung :    •  Ergiebt  sich  beim  Jahresabschlüsse ,  das.?  das  Defizit   einer  Ge- 
meinde-, Bezirks-  oder  Vereinigten  Brandkasse  10  vom  Tausend  ihres  Ver- 
sicherungskapitals übersteigt,  so  wird  der  Mehrbetrag  von  der  Zentralbrandkasse 
übernommen.    Weist  neben  einer  Gemeindebrandkasse  auch  die  Bezirksbrand- 
kasse  desselben  Amtsbezirks  ein  Defizit  auf,  und  fibersteigt  der  Anteil  an  dem- 
selben, den  es  der  Gemeindebrandkasse  bezieht,  unter  Hinzurechnung  des  eigenen 
Defizits  der  Letzteren  den  Betrag  von  12  vom  Tausend  ihres  Versicherungs- 
kapitals, so  wird  der  daherige  Llbersehuss  ebenfalls  von  der  Zenlralbrandkasse 
übernommen.  »    An  der  Spitze  der  Zentralbrandkasse  steht  der  Verwaltungsrat, 
bestehend  aus  14  vom  Regierungsrate  gewählten  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitze 
des  der  Behörde  von  Amtswegen  angehörenden  Direktors  des  Innern.  Zehn 
Mitglieder  müssen  Gebäudeeigentiimer  sein.    Die  ständige  Leitung  liegt  einer 
Direktion  von  5  Mitgliedern  ob,  bestehend  aus  dem  den  Vorsitz  führenden  Prä- 
sidenten des  Verwaltungsrates  und  i  von  dieser  Behörde  gewählten  Mitgliedern. 
Die  Staatskasse  besorgt  die  Kassengeschäfte.    Dem  Begierungsrate  steht  die 
Genehmigung  der  Rechnung  und  des  Verwaltungsberichls  zu.  Der  Reservefonds 
der  Zentralbrandkas.se  soll  auf  2  Millionen  Franken  gebracht  werden.  Die  Rück- 
versicherung ist  für  alle  Brandkassen  zugelassen ;  jede  derselben  ist  für  ihren 
Anteil  am  Risiko  unabhängig  von  den  übrigen.    Der  Abschluss  der  Rückver- 
sicherung wird  von  der  Zentralbrandkasse  vollzogen.    Hinsichtlich  der  Gebäude- 
klassifikation  wurde  folgendes  bestimmt :  Für  alle  Gebäude  besteht  eine  einheit- 
liche  Grundtaxe,   «einfacher   Beitrag»    genannt;   derselbe   beträgt    I  °/„n  der 
Versicherungssumme.    Als  Zuschlag  kommen  hinzu  :  für  Weichdach,  bei  einer 
Entfernung  von  weniger  als  50  m  vom  nächsten  Gebäude  eines  anderen  Hcim- 
wesens,  0,20  °/uo ;  für  nicht  vollständig  feuerfeste  Aussenwände  bei  einer  Ent- 
fernung von  weniger  als  l>  m  0,20  «7**,  bei  einer  solchen  von  6  bis  25  m  0,t0  *•'.«►; 
endlich  für  den  Betrieb  eines  feuergefährlichen  Gewerbes  der  Mehrbetrag ,  den 
die  Rückversicherung  erfordert,    linier  gewissen  Voraussetzungen  kann  der  ein- 
fache Beitrag  durch  den  Verwaltungsrat  herabgesetzt  werden.    Mehr  als  das 
Doppelte  des  einfachen  Beitrages  wird  in  einem  Jahre  nicht  erhoben,  sondern 
wenn  nötig  der  Reservefonds  oder  die  Staatskasse  vorschussweise  herangezogen. 
Bei  der  Einschätzung  eines  Gebäudes   ist  der  Bauwert,   unter  Berücksichtigung 
des  baulichen  Zustande*,  und  in  der  Regel  auch  der  Verkaufs-  (Verkehrs-)  Wert 
auszumilteln :  der  kleinere  der  beiden  Weile  bildet  den  Versicherungswert.  Die 
Praxis  hat  sich  indessen  so  gestaltet,  dass  die  ErmiOelung  des  Veikaufswerles 
sich  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt,  wo  für  die  Schätzer  bestimmte  Anhalts- 
punkte, wie   vorausgegangene  Veriiusserung .  gerichtliche  Schätzung   u.  s.  w., 
gegeben  sind.  Es  wird  also  in  der  Regel  nur  der  Bauwert  ermittelt  und  der  Ver- 
sicherung zu  Grunde  gelegt.    Es  finden  ordentliche,  ausserordentliche  und  Revi- 
sionssehätzungen statt.   Gegen  jede  Schätzung,  Gebäudeeiiischatzung  wie  Brand- 
schadenabschätzung ,  steht  dem  Eigenthümer  sowohl  als  auch  der  Anstalt  das 
Einspruchsrecht  zu     Die  obcrinslanzlich«  Schätzung  wird  durch  drei  vom  Re- 
gierungsrate zu  bezeichnende  Experten  vorgenommen  und  ist  abschliessend.  Das 
gesamrate   Schätzungswesen   ist   der  fachmännischen    Aufsicht   und  Kontrulle 
eines  eigenen  Beamten,  des  technischen  Inspektors,  unterstellt.    Wenn  Brand- 
stiftung oder  Fahrlässigkeit,  die  dem  Eigentümer  zur  Last  fallen,  für  ihn  die 
gänzliche  oder  teilweise  Verwirkung  des  Entschädigunganspruchs  zur  Folge 
haben,  so  erleiden  diu  Rechte  der  Pfandgläubiger  keine  Schmälcrung.   Zur  Ver- 
besserung des  Feuerlöschwesens  verwendet  die  Anstalt  jährlich  5  Cts.,  seit  1802 
jährlich  10  Cts.,  auf  je  100  »  Fr.  Versicherungs-Summe ,  d.  i.  ein  Betrag  von 
etwa  80  000  Fr.  jährlich. 

Die  Neuerungen,  welche  das  Gesetz  von  1881  brachte,  haben  sich  inzwischen 
im  Grossen  eingelebt:  insbesondere  bat  auch  die  Übertragung  eines  Teiles  der 
Gefahr  auf  die  Bezirke  und  die  Gemeinden  günstig  gewirkt.  Dies  äussert  sich 
namentlich  in  der  grösseren  Sorgfalt  beim  Umgänge  mit  Feuer  und  Licht  und 
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bei  der  Beobachtung  der  feuerpolizeilichen  Vorschriften  überhaupt,  in  der  gegen- 
seitigen Kontrolle  der  Ortsbewohner,  womit  auch  die  beobachteten  grösseren 
Erfolge  bei  Ermittelung  der  Brantlursachen  in  Verbindung  stehen  mögen,  in 
freiwilligen  Aufwendungen  der  Gemeinden  zur  Vervollkommnung  des  Feuerwehr- 
und Feuerlöschwesens  und  sonst  auch  in  der  willigeren  Beteiligung  an  der 
Löscharbeit  und  im  Verhüten  unnötiger  Zerstörung  von  Gebäudeöberresten. 
Diese  Umstände  haben  einen  merklichen  Buckgang  in  den  Brandschäden  zur 
Folge  gehabt.  Der  BrandenLsehädigungsdurchschnitt  in  den  12  Jahren  vor  der 
Beorganisation  der  Anstalt  (1871—1882)  stellte  sich  auf  2,2  %o  der  Versicher- 
ungssumme und  pro  Jahr,  in  den  12  folgenden  Jahren  (1883 — 1894)  dagegen 
auf  1,46  %o,  die  Anzahl  der  Brandfälle  in  den  gleichen  Zeiträumen  auf  2.33, 
bezw.  1,81  °/00  der  Gebäudezahl  pro  Jahr  und  der  durchschnittliche  Versicher- 
ungsbeitrag auf  2,44  bezw.  1,40  %o  der  Versicherungssumme  und  pro  Jahr. 
Die  Versicherungssumme  stieg  im  letzleren  Zeiträume  von  714  Millionen  Fr.  im 
Jahr  1883  auf  838  Millionen  Fr.  im  Jahre  1894. 

Die  Hauptergebnisse  des  letzten  Rechnungsjahres  (1897)  stellen  sich,  und 
zwar  für  die  ganze  Anstalt ,  also  die  Zentralbrandkasse ,  die  10  vereinigten  Be- 
zirks- und  Gemeindebrandkassen ,  die  20  Bezirksbrandkassen  und  die  142  Ge- 
meindebrandkassen  zusammen ,  wie  folgt  :  Erhobene  Beiträge  1  405  437  Fr., 
Anteil  der  Rückversicherer  an  den  Schäden  147  477  Fr.,  Zinseneinnahme 
84  024  Fr.,  Schadenvergütungen  932180  Fr.,  RückVersicherungsprämien  233  096 
Fr.,  Feucrlöseh  und  Feuerlöschwesen  88155  Fr.,  Schätzungskosten  68  280  Fr., 
Beitragserhebungsgebühren  36  223  Fr  ,  sonstige  ordentliche  Verwaltungskosten 
77  528  Fr.  Anfang  1898  betrug  die  Gesamt  Versicherungssumme  922  Millionen 
Franken,  wovon  130  Millionen  rückversichert  waren,  und  das  Gesamtvermögen 
(Reservefonds)  2616  521  Fr.  —  Mobiliarversicherung  betreibt  die  Anstalt  nicht. 


verdienen  in  der  Abschätzung  der  Lebensversicherungsrisiken  in  hohem  Grade 
Berücksichtigung.  Da  gefährliche  und  unannehmbare  Versicherungsanträge  mög- 
lichst abgehalten  werden  sollen,  so  ist  es  nötig,  dass  nicht  nur  die  Direktoren 
und  Är/.le  der  Lehensversicherungsinstitute,  sondern  auch  die  Agenten  die  haupt- 
sächlichsten Berufsgefahren  kennen. 

So  wertvolle  Forschungen  über  einzelne  Berufsarten  aber  auch  schon 
gemacht  worden  sind,  so  besteht  doch  noch  keine  allgemein  gültige  und 
ganz  zuverlässige  Statistik  filier  die  Sterblichkeit  und  die  Lebensdauer  sämt- 
licher Berufe.  Denn  Material  und  Methode  stellen  der  Forschung  auf  diesem 
Gebiete  grosse  und  teilweise  unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegen.  Es 
genügt  ja  nicht,  aus  den  Sterberegistern  allein,  wie  dies  früher  versucht 
wurde,  die  mittlere  Lehensdauer  der  verschiedenen  Berufsarien  berechnen 
zu  wollen,  so  lange  Zahl  und  Alter  der  in  jeder  derselben  Lebenden  nicht 
genau  bekannt  sind.  Dieses  aber  bestimmt  festzustellen,  hält  äusserst 
schwer  wegen  der  Veränderlichkeit  und  der  oft  unsicheren  Begrenzung  der  Be- 
rufsarten und  der  hierdurch  bedingten  Mangelhaftigkeit  der  Klassifikation  und 
wegen  der  Massenhaft  igkeit  des  Materials  auf  grossen  Gebieten.  Deshalb  sind 
die  Resultate  früherer  statistischer  Arbeiten  (Gasper,  Lombard,  de  Neufville, 
l>chcri>-h  u.A.)  —  ehen  wegen  der  Kehler«|ue|len  der  Methode  —  sehr  unsicher 
oder  auf  zu  verschiedenen  Grundlagen  aufgebaut,  als  dass  sie  unter  sich  ver- 
glichen werden  könnlcn,  und  >ie  widersprechen  sieh  oft,  zumal  wenn  der  Beruf 
in  den  verschiedenen  Ländern  unter  andern  hygienischen  Bedingungen  betrieben 
wird.  —  I  beniies  i>t  es  nicht  nur  die  Beschäftigung  an  und  für  sich  allein, 
welche  die  kürzere  oder  die  längere  Lebensdauer  bedingt,  sondern  es  sind  dies 
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oft  noch  mehr  die  damit  zusammenhängenden,  nach  Ort  und  Zeit  wechselnden 
äusseren  Lohn-  und  Lebensverhältnisse,  Wohlstand,  Wohnung,  Bildung  und  Sitt- 
lichkeit. 

Immerhin  liegen,  trotz  der  genannten  Schwierigkeiten,  sehr  wertvolle 
Versuche  vor,  diese  Fragen  nach  richtigeren  Methoden  zu  lösen,  insbesondere 
Bearbeitungen  der  englischen  Volkszählungen,  ferner  die  Untersuchungen  Neisons, 
welche  die  Mitglieder  der  über  4'K)  Professionen  sich  ausdehnenden  Unterstütz - 
ungs-  und  Krankenvereine  Englands  und  Schottlands,  der  sog.  Friendly  Societies 
umfassen,  aus  Deutsehland  hauptsächlich  diejenigen  von  Hirt  und  eine  grössere 
Anzahl  mehr  nur  auf  einzelne  Berufsarten  sich  beschränkender  Spezialarbeiter 
Aus  all'  diesen  älteren  und  neueren  Forschungen  ergeben  sich  bestimmte  Er- 
fahrungssätze,  welche,  ohne  immer  auf  mathematisch  sicherer  und  konstanter 
Basis  begründet  werden  zu  können,  doch  jetzt  als  leitend  und  massgebend  für 
die  Abschätzung  der  Berufsarten  gelten  dürfen. 

Im  Allgemeinen  muss  gesagt  und  vorangestellt  werden,  dass  diejenigen 
Berufsarten,  welche  einen  gewissen,  wenn  auch  massigen  Wohl- 
stand, ein  thätiges,  doch  nicht  allzu  angestrengtes  Leben, 
rei  chlichen  Aufenthalt  im  Freien,  zugleich  mit  geordneter,  massiger 
Lebensweise  gewähren,  die  günstigsten  sind  zur  Erreichung  eines 
hohen  oder  normalen  Alters;  ferner,  dass  in  den  industriellen  und  in 
manchen  gewerblichen  Bevölkerungskreisen  die  Sterblichkeit  grösser 
ist  als  in  der  Gesamtbevölkerung  und  in  den  wohlhabenden  und  ge- 
bildeten Ständen. 

Es  würde  viel  zu  weit  führen,  hier  auf  alle  einzelnen  Berufsarien  oder  auf 
Quellennachweise  und  statistische  Zahlenangaben  einzugehen,  welche  sieh  über- 
dies sehr  oft  widersprechen;  ein  Überblick  über  die  wichtigsten  Professionen 
dürfte  dem  vorliegenden  Zwecke  genügen.  Am  günstigsten  sind  diejenigen 
gestellt,  welche  einige  Muskelanstrengung  erfordern  und  zugleich  viel  ins  Freie 
führen:  Ackerbau  und  Viehzucht  treibende  iauch  ihre  Dienstboten*, 
Ciärtner,  Förster,  Offiziere  im  Frieden.  —  Auch  die  geistigen  Berufs- 
arten gewähren  ein  hohes  Alter,  wenn  mit  der  geistigen  Beschäftigung  sich 
eine  gewisse  Gemächlichkeit  verbinden  lässt.  Geistliche,  welche  nach  alten 
statistischen  Zusammenstellungen  unter  allen  Menschen  am  längsten  leben,  — 
die  evangelischen  durchschnittlich  etwas  länger  als  die  katholischen  — ,  ferner 
Professoren,  Juristen,  höhere  Beamte,  Civilingenieiire,  Kaufleute  werden  durch- 
schnittlich recht  alt,  während  andere  Arten  geistiger  Beschäftigung,  welche  mit 
leidenschaftlichen  Aufregungen  und  häufig  auch  mit  nicht  »an/,  geordnetem 
Leben  verbunden  sind  i  irn  Essen.  Trinken,  Schlafen)  früher  aufreibend  wirken, 
so  bei  Politikern,  Agitatoren,  Börsenspekulanten,  Künstlern,  speziell  Musikern 
und  Schauspielern.  Auch  die  gering  besoldeten  Schreiber  und  Subalternen 
(Clerks)  haben  ungünstige  Lchcnsc hanecn. 

Unter  den  geistigen  Berufsarten  haben  die  unteren  Lehrer  und  die 
Arzte  die  kürzeste  Lebensdauer,  die  Lehrer  besonders  dort,  wo  sie  ökono- 
misch ungünstig  gestellt  sind  und  in  den  hygienisch  zurückgebliebenen  Ver- 
hältnissen vieler  Dorfschulen  und  in  schlecht  gelüfteten,  niedern  Schulstuben 
reichlich  Staub  und  Arger  zu  schlucken  haben.  —  Die  Arzte,  mit  Ein- 
schluß der  Medizin  Studierenden,  stehen  in  Bezug  auf  Lebenschancen  bei 
den  studierten  und  gebildeten  Standen  unten  an,  aber  doch  nicht  so  tief, 
wie  früher  angenommen  worden  war,  wo  mach  (.looper)  fast  die  Hälfte  aller 
damals  lebenden  Arzte  nur  ein  Alter  zwischen  tit2  und  34  Jahren  hatten  oder 
(nach  Escherich)  V4  derselben  schon  vor  dem  50.,  ,0/n  vor  dem  (30.  Jahre 
gestorben  waren  oder  (nach  Voltaire)  Ludwig  XIV.  mehr  als  iü  seiner  Arzte 
überlebte.  Heutzutage  sind  die  Arzte  ökonomisch  und  in  Bezug  auf  Ansehen 
und  auf  eigene  Wahl  ihres  Berufskreises  günstiger  gebellt:  auch  die  Methoden 
und  Quellen  der  ärztlichen  Slerblichkeitsstahstik  sind  richtigere  geworden;  (beson- 
ders GeUslcr  für  die  sächsischen  Arzte,  Karup  und  Gollmer  für  die  bei  der  Gothaer 
Bank  Versicherten).  Immerhin  ergiebt  sich  noch  immer  eine  Ühersterblichkeit  der 
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Ärzte  von  wenigstens  ll,5°/0  gegenüber  der  Gesamtheit  der  übrigen  Bevölkerung, 
als  Folge  der  grösseren  Berufsgefahren :  Ansteckung,  aufregende  und  ruhelose 
Thätigkeit,  rasche  und  häufige  Tempcraturweehsel.  Aus  ähnlichen  Gründen 
haben  auch  Zahnärzte,  Hebammen  und  Krankenpflegepersonal  im  Durchschnitt 
eine  kürzere  Lebensdauer  als  die  normale. 

Beim  Militär  ist,  jetzt  weniger  stark  ausgesprochen  als  früher,  die  Sterb- 
lichkeit aller  Armeen,  auch  im  Frieden,  eine  erheblich  höhere  als  in  den  ent- 
sprechenden Altersklassen  der  männlichen  Civilbevölkerung,  ganz  besonders  bei 
der  Infanterie  und  bei  den  Gemeinen;  bei  der  Marine  soll  sie  in  der  Regel 
günstiger  sein  als  bei  der  Landarmee  und  als  auf  Handelsschiffen,  bei  welch' 
letzteren  hauptsächlich  nach  den  Aufenthalten  an  ungesunden  Stationen  viele 
Todesfälle  vorkommen  und  am  zahlreichsten  die  Feuerleute  und  Oberbootsleute 
dahinsterben  und  zwar  ebensowohl  durch  natürliche  Krankheiten  als  auch  durch 
Schiffbruch,  Sturz  und  Ertrinken.  —  Abnorm  gross  ist  überall  auch  die  Sterb- 
lichkeit unter  dem  Polizeipersonal. 

Von  den  Handeltreibenden  weisen  nach  den  meisten  Angaben  die  gut 
situierten  Kaufleutc  durchschnittlich  eine  huhe,  die  Krämer,  Händler  und 
kleineren  Handelsleute  eine  mittlere,  die  das  ganze  Jahr  am  Pult  sitzenden  und 
oft  auch  ökonomisch  schlecht  gestellten  Comptoiristen  und  die  meist  ungeregelt 
lebenden  Geschäftsreisenden  eine  kurze  Lebensdauer  auf. 

Zu  den  gefährdesten  Berufsarten  gehören  diejenigen,  deren  Mitglieder  dem 
Trünke  ausgesetzt  sind,  insbesondere  die  Gast-  und  Schenkwirte,  Restau- 
rateurc,  Destillateure,  Bierbrauer  und  Angehörigen  der  Biergewerbe, 
Mietkutscher,  überhaupt  Fuhrleute,  Stallknechte,  Hufschmiede,  Hafen- 
arbeiter, ferner  Gerichtsbolen  und  Geschäftsagenten  in  Gegenden,  wo 
die  Geschäfte  im  Wirtshause  abgeschlossen  werden.  Mit  diesen  bei  der  Auf- 
nahme meist  gesund  und  blühend  aassehenden  und  oft  recht  einflussreichen 
Leuten,  denen  lange  Zeit  Unmässigkeit  nicht  vorgeworfen  werden  kann,  die  aber 
in  Folge  der  Öfteren  Versuchung  zum  Trinken  und  der  Nachtwachen  ganz  all- 
mählich und  ohne  das  Bewusstsein  der  Gefahr  zu  immer  häufigerem  und  grösserem 
Missbrauch  geistiger  Getränke  gelangen,  haben  die  Lebensversicherungsinstitute 
schwere  Erfahrungen  gemacht.  Die  Mehrzahl  der  Glieder  dieser  Berufsarten 
starben  vorzeitig,  weniger  an  manifestem  akutem  Alkoholismus,  als  an  weniger 
auffallenden  chronischen  Folgezuständen  des  reichlichen  Genasses  geistiger  Ge- 
tränke, an  Herzdegeneration,  Leber-,  Nieren-,  Lungen-,  Gehirnleiden  und  an  den 
Folgen  psychischer  Verkommenheit.  Es  ist  deshalb  bei  Lebensversicherungs- 
anträgen aus  diesen  Kreisen  grösste  Vorsicht  und  möglichst  allseitige  Erkun- 
digung geboten  über  Charakter  und  Lebensweise,  und  vom  Arzte  ist  genau  zu 
achten  auf  Hallung  und  Aussehen  des  Petenten,  auf  Beschaffenheit  der  Zunge 
und  des  Rachens,  auf  Herz  und  Leber,  auf  Appetit,  Morgenerbrechen,  Hand- 
schrift, Zittern,  Körpergewicht  etc.,  auch  ist  nach  dem  durchschnittlich  täglich  kon- 
sumierten Quantum  der  verschiedenen  geistigen  Getränke  zu  fragen.  —  Manche 
englische  Lebensversicherungsgesellschaften  nehmen  Bierbrauer  überhaupt  nicht 
auf;  aber  auch  die  festländischen  Institute  sind  durch  die  mit  der  Zunahme  des 
Bierkonsums  viel  grösser  werdende  Sterblichkeit  an  Herz-,  Nieren-  und  Leber- 
leiden,  hauptsächlich  unter  den  Angestellten  der  Biergewerbe,  und  durch  die 
kurze  Lebensdauer  vieler  Wirte  zu  grosser  Zurückhaltung  diesen  Gewerben 
gegenüber  gemahnt  worden.  Einige  Gesellschaften  gewähren  sogar  den  Mit- 
gliedern der  Temperenz-  und  Abstinenzvereine  erheblich  billigere  Prämien. 

Auch  die  Metzger,  die  doch  in  Folge  ihrer  reichlichen  Fleischkost  und 
regen  Muskelarbeit  gewöhnlich  durch  blühendes  Aussehen  und  Wohlbeleibtheit 
sich  auszeichnen,  aber  meist  auch  ein  grösseres  Quantum  geistiger  Getränke 
konsumieren  und  häulig  an  Congestivzusländen.  Gicht  und  akuten  Krankheiten 
leiden,  werden  von  inanchen  Anstalten  auf  Grund  statistischer  Angaben  als 
unsichere  Kisiken  bezeichnet,  an  andern  (Jrten  aber  werden  sie  weniger 
ungünstig  beurteilt.  Es  wird  auch  hier  hauptsächlich  das  Alkoholmaass  ent- 
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scheidend  sein.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Köchen,  die  ohnehin  zu 
Corpulcnz  und  Fettherz  disponieren,  aber  bei  massigem  Leben  und  in  geräumigen, 
gutgelüfteten  Küchen  all  werden  können. 

Die  Bäcker  und  Zuckerbäcker  stehen  sehr  unter  dem  Einflass  von 
Mehlstaub,  von  schwerer  Körperanstrengung  beim  Kneten  des  Teiles,  von 
häufigen  und  starken  Temperaturwechseln,  hauptsächlich  aber  von  Nachtarbeit 
und  höchst  unregelmäßigem  Schlafe.  Sie  sehen  desshalb,  wie  überhaupt  die 
Nacht-  und  Feuerarbeiter,  meistens  blass  aus  und  leiden  häufig  an  Bronchial- 
katarrhen;  aber  ihre  Sterblichkeit,  über  welche  allerdings  die  verschiedenen 
Angaben  nicht  übereinstimmen,  scheint  durchschnittlich  nicht  so  hoch  zu  sein, 
als  die  genannten  gesundheitsschädlichen  Kinflüsse  erwarten  liessen. 

Weniger  günstig  stellen  sich  die  Müller.  Zwar  ist  der  Mehlstaub  selbst, 
den  sie  mehr  noch  als  die  Bäcker  einathmen,  bei  weitem  nicht  so  gefährlich 
wie  fast  alle  anderen  später  zu  besprechenden  Slaubarten.  Aber  der  weit  lästigere 
Getreidestaub,  der  sich  beim  Fruchtputzen,  Kornsieben,  Umwenden  und  Abmessen 
des  Getreides  geltend  macht,  wirkt  auf  die  Respirations-Schleimhäute  intensiv 
reizend,  ebenso  der  aus  dem  Spitzgange  der  Mühle,  in  welchem  die  Spitzen  der 
Körner  weggenommen  werden,  hervorgehende  Staub  mit  seinen  unter  dem 
Mikroskop  scharf  hervortretenden  F.ckcn,  Kanten  und  Spitzen.  Am  gefähr- 
lichsten aber  wirkt  der  beim  Behauen  oder  Schärfen  der  Mühlsleine  in  die 
Alhtnungsorgane  gelangende  und  mit  seinen  scharfen  und  spitzigen  Splitterchen 
tief  in  die  Schleimhaute  eindringende  Steinstaub,  der  gewöhnlich  die  eigent- 
lichen «Scharfmacher»  unter  den  Müllern  durch  Lungenschwindsucht  früh- 
zeitig zum  Tode  führt.  Ausserdem  wirken  als  gesundheitsschädliche  Momente 
—  wenigstens  in  den  Mühlen  älterer  Conslruction  —  das  Heben  schwerer 
I -asten  und  das  unregelmässige  Leben  bei  nächtlicher  Überwachung  der 
Gänge,  die  häutige  Störung  des  Nachtschlafes.  Die  meisten  dieser  Gefahren 
werden  aber  in  der  neueren  Kunstmüllcrei  vermieden  und  hieraus  erklären 
sich  die  Widersprüche  der  verschiedenen  Angaben  über  die  Sterblichkeit 
der  Müller.  Diese  ist  bald  eine  sehr  hohe  —  bei  Scharfmachern,  in  der 
Fruchtputzerei  und  teilweise  in  den  idtern  Bauernmühlen,  bald  aber  über- 
steigt sie  (bei  den  Prinzipalen  und  besseren  Arbeitern  der  Kunstmühlen) 
die  durchschnittliche  Sterblichkeit  der  Gesamtbevölkerung  kaum  oder  nur  wenig. 

Den  Schneidern  giebt  die  Statistik  eine  verkürzte  Lebensdauer.  Damit 
ist  aber  nicht  gesagt,  dass  der  allerdings  oft  in  fehlerhafter,  die  Brust-  und 
Bauchorgane  comprimierender  Körperhaltung  und  in  geschlossenen  Räumen 
betriebene  Beruf  an  und  für  sich  allein  so  sehr  ungesund  sei,  denn  die  gut 
siluierten  Schneider,  welche;  zumal  wo  die  Nähmaschinen  nachhelfen,  nicht 
den  ganzen  Tag  mit  untergeschlagenen  Beinen  auf  detn  Tische  zusammen- 
gekauert bleiben,  sondern  auch  genügende  aufrechte  Körperbewegung  im 
Freien  sich  gönnen,  dürfen,  wenn  sie  robust  und  nicht  von  Haus  aus  kränk- 
lich sind,  als  beinahe  normale  Lebensversicherurigsrisiken  gelten.  Die  statistisch 
nachgewiesene  kürzere  Lebensdauer  der  Schneider  rührt  eben  großenteils 
auch  daher,  dass  den  Schneiderberuf  meistens  schon  ohnehin  schwächliche 
und  kränkliche  Leute,  die  für  andere  Berufsarten  nicht  kräflig  genug  gewesen 
wären,  ergreifen  und  sehr  jung  in  den  Beruf  eintreten.  Die  Einflüsse  der 
fehlerhaften  Körperhaltung  in  geschlossenen  Räumen  gefährden  allerdings  dann 
die  Gesundheit  sehr,  wenn  ohnehin  schon  schwächliche  Menschen  in  engen, 
schlecht  gelüfteten  Wohnungen  ruhelos  um  Hungerlöhne  arbeiten,  wie  dies 
häufig  der  Fall  ist  bei  vielen  kleinen  Schneidern,  die  in  ihren  engen 
Wohnungen  unter  kümmerlichen  Verhältnissen  für  die  grossen  Geschäfte  — 
oft  auch  die  Nachte,  hindurch  —  arbeiten,  um  sich  und  ihre  Familien 
durchs  Leben  zu  bringen. 

Die  Schuhmacher  haben  schon  eher  eine  normale  Lebenserwartung, 
wenn  die  Bewegungslosigkeit  der  untern  Extremitäten  in  eingeschlossener 
Luft  genügend  ausgeglichen  werden  kann  durch  aufrechte  Körperbewegung 
im  Freien,  wie  dies  bei  zur  Versicherung  sich  Meldenden  gewöhnlich  der 
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Fall  sein  dürfte;  ebenso  die  Uhrmacher  und  andere  sitzende  und  auf  das 
Haus  angewiesene  Arbeiter,  insofern  sie  geregelt  leben,  genügende  Erholung  im 
Freien  gemessen  und  bei  ihrer  Arbeit  nicht  Staub-  oder  Gasinhalationen  aus- 
gesetzt sind. 

Die  Schlosser  leiden  infolge  ihres  anhaltenden  Stehens  auf  derselben 
Stelle  an  Krampfadern,  haben  aber  durchschnittlich  eine  normale  Lebensdauer, 
während  die  Tischler,  welche  mit  den  Schlossern  die  Häufigkeit  der  Krampf- 
adern und  ihrer  Folgezustände  teilen,  hauptsächlich  noch  unter  dem  Holzstaube 
und  dadurch  häufig  an  Katarrhen  der  Athmungsorgane,  an  Emphysen  oder  an 
Lungenschwindsucht  leiden  und  im  Durchschnitt  eine  erhöhte  Sterblichkeit 
haben.  Die  Widersprüche  in  den  verschiedenen  Angaben  hierüber  dürften  auch 
wieder  durch  die  verschiedenen  Betriebs-  und  Staubarten  bedingt  sein.  Der 
Staub  beim  Sägen  ist  grob  und  dringt  meistens  nicht  sehr  tief  in  die  Athmungs- 
wege  ein:  weit  mehr  thut  dies  der  feinere  und  reichlichere  Holzstaub  beim 
Fräsen  in  den  Parquetfabriken,  am  gefährlichsten  ist  derselbe  beim  trockenen 
Schleifen  des  Hohes  in  den  Drechslereien,  wo  sich  demselben  vom  Schleif- 
material noch  die  scharfen  mineralischen  Bestandteile  von  Glas,  Flint  oder 
Schmirgel  beimengen. — Schmiede,  Spengler,  Maurer  und  Zimmerleute 
haben,  abgesehen  von  Unfällen,  meistens  Aussicht  auf  normale  Lebensdauer, 
ebenso  durchschnittlich  der  Gesindestand. 

Das  Personal  der  Verkehrsanstalten  weist  übereinstimmend  in  allen 
Ländern  und  in  den  meisten  Zweigen  des  gesamten  Verkehrswesens  eine 
wesentlich  erhöhte  Krankheilsfrequenz,  Invalidität  und  Sterblichkeit  auf,  ganz 
besonders  das  Fahrpersonal,  wohl  grösstenteils  in  Folge  von  Mangel  an  Ruhe 
und  an  Schonung  gegen  rasche  Temperalurwechsel  und  Witterungseinflüsse,  von 
continuirlichem,  zu  schweren  Erkrankungen  des  Nervensystems  prädisponirendem 
Rütteln  und  Schütteln  des  Körpers,  hauptsächlich  aber  von  sehr  unregelmäßiger 
Lebensweise  und  von  Unglücksfällen.  Gefährdet  sind  schon  die  Poslillone  und 
Postconducteure,  noch  mehr  die  Zugführer,  Schaffner  und  Packmeister  der  Eisen- 
bahnen, am  meisten  die  Lokomotivführer  und  Heizer,  wälirend  das  Stalions- 
und  Bahnbewachungspersonal  weniger  exponirt  ist.  —  Auch  die  Post-, 
Telegraphen-  und  Telephon-Angestellten  sind  einer  relativ  beträcht- 
lichen Abnutzung,  Morbidität.  Invalidität  und  Mortalität  unterworfen. 

Sehr  von  einander  abweichend  sind  die  aus  verschiedenen  Städten  und  Quellen 
stammenden  Angaben  über  die  Gesundheitssi-hädigungcn  und  die  Lebensverkürzung 
der  Buchdrucker  und  Schriftsetzer  je  nach  der  Auswahl  des  Personals, 
das  oft  schon  von  vornherein  aus  zarten,  brüst-  und  muskelschwachen  jüngeren 
Leuten  rekrutiert  wird,  ferner  je  nach  der  Betriebsweise  der  Druckereien  (der 
unersättliche  Zeitungsgötze  z.  B.,  der  weder  Nachtruhe  noch  Sonntagsruhe 
kennt,  erfordert  ganz  besonders  viele  Opfer,  hauptsächlich  durch  Lungen- 
schwindsucht 1,  ferner  je  nach  den  hygienischen  Bedingungen  der  Arbeitslokale, 
die  in  manchen  Grossstädten  in  Kellern  untergebracht  und  auch  bei  Tage 
künstlich  beleuchtet  sind,  sodass  dann  Uberhiizung  der  Räume,  trockene, 
staubige,  verdorbene  Luft,  Mangel  an  Reinlichkeit,  zuweilen  auch  Bleivergiftung 
(letztere  allerdings  seltener  als  bei  Schnflgiessern)  zusammenwirken.  Im  Allge- 
meinen darf  die  Lebensdauer  der  Buchdrucker  als  um  etwa  5  Jahre  hinter 
derjenigen  der  übn«en  männlichen  Bevölkerung  zunickstehend  betrachtet 
werden.  Alx  r  bei  ganz  guter  Gesundheit  und  kräftiger  Constitution  und  unter 
günstigen  hygienischen  Arbeitsbedingungen  sollten  auch  die  Buchdrucker  zu 
etwas  abgekürzter  Lebensversicherung  normal  anzunehmen  sein. 

Die  dem  Staube,  den  (lasen.  Dämpfen  und  Giften  ausgesetzten 
Gewerbe  und  F  a  1  i  i  k  b  e  t  r  i  e  b  e  können  hier  niebt  eingehend  besprochen 
wer.|--n.  Am  niii!am_*li''h~tcti  lir.den  sieh  die  gesundheitsschädlichen  Einflüsse 
der-e'hei:  «hu  ge«ne|l(  m  der  grossen,  mühevollen  und  verdienstreichen  Arbeit 
von  Dr.  L.  II  rt  odio  Krankheiten  der  Arbeiter».  Breslau  und  Leipzig  IST  1  — 
•187.X In  drei  seine  Untersuchung«  n  rc -«linierenden  I  bersichten  teilt  Hirt 
die  verschiedenen  (iewerhe  und  Fabnkbctricbc    in   drei  Klassen  ein  je  nach 
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ihrem  Grade  der  Gefährlichkeit  für  Gesundheit  und  Lehen.  Bei  den  in  der 
ersten  Klasse  (der  höchst  gesundheitsgefährlichen  Beschäftigungen)  genannten 
Arbeitern  ist  die  Lungenschwindsucht  so  erschreckend  häufig,  die  durch- 
schnittliche Lebensdauer  erfahrungsgemäß  so  kurz  und  die  darin  herrschende 
Sterblichkeit  so  gross,  dass  —  nach  Hirt  —  Kinder  und  junge  Leute  unter 
18  Jahren  darin  gar  nicht,  Erwachsene  nur  nach  vorausgegangener  ärztlicher 
Untersuchung  und  Constalierung  genügender  Rcsistenzfähigkeit  beschäftigt  werden 
dürfen.  —  In  der  zweiten  Klasse  (minder  gefährliche  Betriebe)  dürfen 
Erwachsene  ohne  weiteres,  Kinder  und  jüngere  Leute  nach  ärztlicher  Unter- 
suchung, in  der  dritten  Klasse  (relativ  gefahrlose  Fahrikhetriebc  und  Gewerbe) 
alle  arbeitsfähigen  Individuen  nach  vollendetem  12.  Lebensjahre  zugelassen 
werden,  vorausgesetzt,  dass  für  alle  nötigen  Vorsichtsmassregeln,  insbesondere 
für  ausgiebige  Ventilation  der  Arbeitsräume  gesorgt  sei.  In  einer  weiteren 
Übersicht  Hirts  über  die  Gewerbebetriebe  für  Herstellung  und  Verarbeitung 
giftiger  Stoffe,  wobei  schwächliche  und  junge  Individuen  überhaupt  nicht 
zuzulassen  sind,  ist  die  Klassiiikation  nach  folgenden  Gesichtspunkten  vorge- 
nommen: In  der  ersten  Klasse  linden  sich,  trotz  aller  angewandten  Vorsichts- 
massregeln, auf  100  Arbeiter  überhaupt  durchschnittlich  65  bis  80  an 
gewerblichen  Vergiftungen  leidende,  in  der  zweiten,  bei  zweckmässigen  hygie- 
nischen Einrichtungen  25— 30  und  in  der  drillen,  schon  wenn  den  Ansprüchen 
der  allgemeinen  Prophylaxis  genügt  wird,  nur  15  — "20  und,  bei  strenger 
Durchführung  auch  der  speziellen  'Massregeln,  überhaupt  nur  5—8  Prozent 
gewerblich  vergiftete. 

Für  Lebensversicherungszwecke,  für  welche  in  unten  folgender  Lbersicht 
die  verschiedenen  Zusammenstellungen  Hirts  der  besseren  l  bersichtlichkeit 
halber  in  eine  zusammengezogen,  abgekürzt  und  mit  Rücksicht  auf  ganz 
widersprechende  Angaben  in  wenigen  Punkten  modifiziert  worden  sind, 
dürfte  als  Hegel  gelten,  dass  die  in  die  erste  Klasse  (höchst  gesundheitsgefähr- 
liche Beschäftigungen)  eingereihten  Arbeiter  nur  auf  höchstens  15  Jahre  und 
überdies  nur  dann  Aufnahme  bei  der  Lebensversicherung  finden  dürften,  wenn 
sie  ganz  kräftig  und  gesund  gefunden  werden,  von  gesunder  Familie  stammen 
und  schon  längere  Zeit,  ohne  Schaden  genommen  zu  haben,  in  ihrem  Berufe 
thätig  gewesen  sind.  Auch  bei  den  Arbeitern  der  zweiten  Klasse  (minder  ge- 
sundheitsschädliche Beschäftigungen )  sollten  dieselben  vorsichtigen  Aufnahms- 
bedingungen massgebend,  aber  die  Aufnahme  für  20  Jahre  ermöglicht  sein, 
während  den  in  Klasse  III  eingereihten  (relativ  gefahrlose  Beschäftigungen)  in 
der  Regel  die  Bestimmung  der  Versicherungsdauer  freigestellt  werden  dürfte 
wie  anderen  Antragstellern. 

I.  Höchst  gesundheitsgefährliche  Beschäftigungen:  1.  Die  Gewerbe- 
betriebe der  Feilenhauer,  Feuerveryolder,  Feuervei silberer,  Gürtler,  Hasen- 
haarschneider,  Lokomotivführer  und  -Heizer,  Spiegelhelcger,  Steinhauer  und 
Bildhauer.  (Auch  von  den  Holzbildhauern  sterben  Ho— 1*0  °/0  an  Lungenschwind- 
sucht.) 2.  Das  Arbeiten  in  Glasstampfwerken  (inkl.  Herstellung  von  Glas-  und 
Flintpapier),  das  Atzen  des  Glases,  das  Schleifen  von  Glas,  Porzellan  und 
Diamanten,  von  Stahl-  und  Messingwaren  (das  Nassschleifen  ist  minder  gefähr- 
lich als  das  Trockenschleifen :  das  Schleifen  von  Nadeln  und  groben  Carden- 
zähnchen  auf  geriffelten,  rotierenden  Walzen  ist  weniger  gefährlich  als  dasjenige 
auf  Sehmirgelscheiben).  das  Schleifen  und  Polieren  des  getrockneten  Lack- 
firniss,  das  Abfegen  der  Bronze  von  den  Steinen  (bei  den  Lithographen),  das 
Arbeiten  in  der  Flachsmühle  und  am  Shoddy-  (.Lumpen-)  wolfe,  (die  Hadern- 
arbeiter sind  auch  durch  die  mit  den  Lumpen  von  Kranken  übertragenen  In- 
fektionen gefährdet),  das  Fachen  (in  der  Hutmaeherei),  das  Rauhen  des 
Barchents,  Rosshaarzupfen  und  Kuhhaarspinnen,  das  Intersuehen  alter,  lange 
verschlossener  Brunnen,  die  Goldsi-heidunt.'  mit  Schwefelsäure  (bei  mangelhafter 
Ventilation),  das  Arbeiten  in  Ar-emk-.  Blei-,  Ouccksilber-,  Silberhütten,  das 
Auspressen  der  zum  Versenden  des  Ouecksdbers  gebrauchten  Beutel,  das  Auf- 
tragen bleihaltiger  Glasuren  mittelst  Einstäuben,  das  Einstäuben  weisser  Glace- 
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handschuhe  und  Brüsseler  Spitzen  mit  Bleiweiss,  die  Herstellung  der  Zündma-sse 
für  Phosphorzündhölzchen,  das  Verpacken  der  fertigen  Chromfarben,  das  Ar- 
beiten in  der  Thomassehlackenmühle  (Kunstdünger).  3.  Die  Fabrikation  von 
arsenhaltigen  Anilinfarben,  Buntpapier,  künstlichen  Blumen,  Sammettapeten, 
Schmirgelpapier,  französischen  Mühlsteinen,  von  Bronzefarben.  Bleiweiss.  Blumen- 
blättern (mit  ( lyankalilösung  bespritzt),  Kupferarsenfarben,  Phosphorziindhölzehen. 
Schweinfurtergrün,  Zündhütchen. 

II.  Minder  gesundheitsschädliche  Beschäftigungen  :  I.  Die  Gewerbe- 
betriebe der  Anstreicher,  Bäcker,  Bürstenbinder,  Brunnenarbeiter,  Buchdrucker, 
Kanal-  (Schleusen-)  Arbeiter,  Chromarbeiter,  Destillateure,  Drechsler,  Emailleure 
(Bleiintoxicaliont,  Färber,  Federschmuckverferliger,  Former,  Glasbläser,  Glaser, 
Goldarbeiter,  Graveure,  Heizer  und  Maschinisten  auf  Dampfschiffen,  Hochofen- 
arbeiter, Hutmacher,  Kalkofenarbeiter,  Kaminfeger.  Knochenarbeiter,  Kürschner, 
Kupferschmiede.  Lackierer,  Lithographen,  Maler,  Matratzenmacher,  Metallknopf- 
macher, Müller,  Papiermachearbeiter,  Photographen,  Salinearbeiter,  Sattler. 
Sandsteinarbeiter,  Tischler,  Schieferlafelmacher,  Schriftgiesser,  Seiler,  Sieb- 
macher, Spengler,  Strohhutwäscher,  Tapezierer,  Tuchscheerer,  Uhrmacher, 
Weber,  Zinngicsser.  i\  Das  Arbeiten  in  Braun-  und  Steinkohlengruben,  in 
Arsenik-,  Blei-,  Queksilber-,  Antimongruben,  in  « Münzen  1,  Schnellbleichen, 
Kisen-  und  Zinkhütten,  Feilenhauenverkslätten,  Sudhäusern,  Töpfereien  und 
Ofenfabriken  I Glasurstaub),  in  Kalk-  und  Ccmentmühlen,  in  Zinkgiesaereien,  das 
Schwefeln  der  Strohhüte  und  Weinfässer.  Bürsten  der  Strohhüte  mit  Bleiweiss, 
das  Sammeln  des  Metallstaubes  in  den  Blechfabriken,  Ausstauben  der  Formen 
in  den  Giessereien  und  Britanniagiessereien  (Blutsteinstaub),  Ausstauben  der 
Letternkasten  (bei  den  Buchdruckern),  Abputzen  der  Glasur  und  Abstäuben  in 
den  Porzellanfabriken,  Auftragen  bleihaltiger  Glasur  mittelst  Eintauchen,  Mengen 
und  Pulverisieren  der  Materialien  in  der  Ultramarinfabrikation,  Sortieren  der 
Tabaksblälter  und  Mahlen  des  Tabaks,  Schlagen  der  Baumwolle,  Sieben  und 
Putzen  des  Korns,  Haspeln  der  Wolle,  Reinigen  der  Bettfedern,  Stossen  der 
Xuthe  bei  der  Bleistiftfabrikation,  Sortieren  und  Schneiden  der  Lumpen,  Bron- 
zieren von  Etiketten  und  Papierwaren,  Abhaspeln  der  Seide  von  den  Cocons, 
Bleichen  tierischer  Substanzen  mit  schwefliger  Säure,  Beizen  der  Felle  mit 
Arsenik  resp.  mit  Quecksilber,  Destillieren  des  Phosphors,  die  Verarbeitung  des 
Petroleums,  die  mit  Entwicklung  von  Terpentindunst  verbundenen  Beschäfti- 
gungen, das  Vulkanisieren  und  da-s  Lösen  des  Kautschuks  (Schwefelkohlenstoff- 
und  Benzineinatmung),  das  Verzinnen  und  Verzinken.  3.  Die  Fabrikation  von 
Bleischrot,  Bleizucker,  bleiernen  Spiegelrahmen,  Chlorzink,  Droguen  und  chemi- 
schen Präparaten,  Firnis«*,  Glas,  Grünspan,  physikalischen  Instrumenten  (Baro- 
meter, Thermometer»,  Knalhpiecksilber,  Leuchigas,  Metaehromatotypie,  Metall- 
schablonen. Musivgold,  optischen  Gläsern,  Papiertapeten.  Paraffin,  des  Porzellans, 
von  Rauch-  und  Schnupftabak.  Strohhüten.  Telegraphenglocken.  Thonwaren. 
Verbandstoffen  mit  Karbol-  und  Salicylsäure  und  Jodoform. 

III  Relativ  gefahrlose  Beschäftigungen:  1.  Die  Gewerbebetriebe 
der  Arbeiter  (Tage-),  Böttcher.  Konditoren,  Dekorateure  und  Tuchwalker, 
Dienstboten,  Gerber.  Gelbgiesser,  Glockcngiesser,  Gypser,  Hornarbeiter,  Kamm- 
macher. Kloakenfeger.  Kubier  und  Kohlenarbeiter,  Küfer  (wenn  sie  massig 
leben»,  Kupferstecher.  Maurer,  Messer-  und  Zeugschmiede,  Messinggiesser,  Säge- 
niühlenarbeiter.  S<  blosser.  Schmiede,  Seifensieder,  Strumpfwirker.  Totengräber. 
Zirnmcilc ute.  k2  Das  Arbeiten  mit  Eisenrot.  das  Färben  des  Goldes  oder  der 
Stanrnole,  Spinnen  der  Baumwolle.  Verarbeitung  des  Krapps,  der  Seide,  das  Ar- 
beiten in  giilvaiioplii^tiscberi  Anstallen,  in  Kupferhämmern.  Kupferwalzwerken, 
Sleiiisalzwerkcn.  «las  Kiipl'erdrabt/.iehen,  Vergolden  und  Versilbern  auf  galvani- 
schem Wege,  die  Spjcije'.aidustrie  <  au«gcnoinmcn  das  Belegen),  die  Verar- 
be  Uni'  «f.-,  Zinkes  und  ')<•-  reinen  in* 'alii-fli'-ii  Zinnes.  3.  Die  Fabrikation 
von  Bi.-.-li.  v>n  |Jlei»i.!daien.  * ' 1 1 ; 1 1 1  j ■  « «_r ? n  r  (Schaumwein-,  bleihaltiger  Cosmetica 
und  Sj. i. ;.  >,.  Karb"!-:o;re  und  -:ai  beii.  Papier  <au-ser  Hadernarbeit)  und 
Pappe,  «ad,.. im-,  Dia:.!-iif!en.  E-m-.  ( i ; i ■ : , 1 1 nwai en  mit  Ausnahme  des  Vulkani- 
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sierens  und  des  Lüsens  dos  Kautschuks,  ferner  von  Käse,  Kupfervitriol,  Leim, 
Ol  und  *  »kitton ,  Prosshofe.  Salpeterfither,  Siegellack,  Starke,  Stahlfedern 
(ausgenommen  das  Schleifen),  Stecknadeln.  Steifleinwand,  sogenannten  schwedi- 
schen Sicherheitszündhölzchen.  Talgkerzen.  Zwirn. 

Es  darf  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  werden,  dass  diese  wie  jode  ähnliche 
Zusammenstellung  und  Einteilung  weder  vollständig  noch  für  alle  Falle  richtig  sein 
kann,  eben  weil  nicht  nur  die  Art  des  Betriebs  und  des  verarbeiteten  Materials, 
sondern  besonders  auch  die  hygienischen  Schutzmassrcgeln,  die  Beschaffenheit 
der  Arbeitsräume  und  die  Konstitutionen  der  Arbeiter  äusserst  verschieden 
sind.  Ein  mit  kräftiger  Konstitution  ausgestatteter  und  auf  günstigem  hereditären 
Verhältnissen  fassender  Arbeiter  widersteht  viel  leichter  als  der  schwächliche 
den  ungünstigen  Einflüssen  dos  Berufs  und  kann  dabei  alt  werden.  Nach  einer 
von  Oldendorff  angestellten  Enquete  hatten  von  den  Metallsehleifern  in  Solingen 
und  Umgegend  die  kräftig  konstituierten  8,1  °/0  weniger  Kranke  als  die  initlel- 
kräftigen  und  k20.ln0  weniger  als  die  schwächlichen.  Die  kräftig  Konstituierten 
zeigten  sich  nach  zehnjähriger  Arbeitszeit  noch  sämtlich  als  gesund,  während 
die  mittelkräftigen  und  schwächlichen  bereits  19,1 ,  resp.  *27,3%  Kranke  auf- 
wiesen. 

Ganz  besonders  sind  es  die  chronischen  Lungenleiden,  welche  durch 
die  verschiedenen  Berufsschädlichkeiten,  hauptsächlich  durch  Staub,  Einge- 
schlossenem in  den  Werkstätten,  heisse.  trockene  und  mannigfache  verdorbene 
Luft,  sitzende  Lebensweise  und  gebückte  Körperstellung  oder  auch  durch  starke 
Armbewegung  mit  Stössen  auf  die  Brust  hervorgerufen  oder  befördert  werden, 
während  anderseits  eine  eher  feuchte,  frische  und  reine  Atmungsluft,  also  ge- 
eignete Ventilation,  Schutzvorrichtungen  und  Massnahmen  für  Verhütung  und 
Entfernung  dos  Staube.?,  vor  Allem  aber  Aufenthalt  und  Körperbewegung  im 
Freien  (reine  Landluft  i  schützend  gegen  die  genannten  Erkrankungen  einwirken. 
—  Unter  den  Staubarten  ist  für  die  Atmungsorgane  am  schädlichsten  der 
mineralische  und  namentlich  metallische  Staub,  weniger  hochgradig  schädlich 
der  Holzstaub  und  noch  weniger  der  Kohlen-  und  der  Mehlstaub.  Von  den 
Steinmetzen  starben  an  der  Lungenschwindsucht  80,36  °/o<  V(,n  den  Solinger 
Metallschleifern  78.3° '0.  von  der  übrigen  erwachsenen  männlichen  Bevölkerung 
durchschnittlich  nur  40.0  °/0. 

Für  die  zu  äusseren  Verletzungen  führenden  Gewerbebetriebe  muss 
auf  «  Unfallversicherung  »  verwiesen  werden.  Aber  auch  die  Lebensversicherung 
ist  oft  bei  tütlichen  Verletzungen  beteiligt.  Diese  kommen  am  häufigsten 
vor  im  Eisenbahndierist  'nach  Hirt  auf  KHK»  Lokomotivführer.  Heizer.  Zug- 
führer. Schaffner  3.7  jährlich  .  in  chemischen  Fabriken  (3.0).  in  Papierfabriken 
(1,7*2),  in  Mühlen  (1.4*2»,  im  Stein-  und  Braunkohlenbergbau  (*2,84  resp.  2,V>), 
im  Erzbergbau  hingegen  nur  1.21—1.07  p.  M. 

Aus  allen  den  obigen  Angaben  über  die  gesundheitsschädlichen  Einflüsse 
des  Berufs  geht  hervor,  dass  bei  Abschätzung  derselben  zum  Zwecke 
der  Lebensversicherung  genau  individualisiert  werden  miiss  und 
dass  zugleich  mit  der  Beschäftigung  auch  die  Art  und  die  hygieni- 
schen Verhältnisse,  des  Betriebs,  die  Konstitution  und  etwaige 
hereditäre  Anlagen  des  Arbeiters,  der  Grad  und  die  Ausdauer  von 
W i d e rs t  a n d s k  r a  1 1 ,  w e I  c  h  o  er  b i s h  c  r  d e n  s c h  ä d  i  g e  n d e n  Einwirkungen 
seines  Gewerbes  entgegengesetzt  hat,  seine  Lebensweise.  Ver- 
mögens- und  Lohnverhältnisse.  Nahrung,  Wohnsiz,  Sittlichkeit, 
Bildung  u.  s.  w.  mit  erwogen  werden  müssen.  Diese  nicht  im  Berufe 
selbst  liegenden  Lebensbedingungen  sind  der  Grund,  dass  die  «lern  Mittelstände 
angehörenden  Berufe  gesundheitlich  meistens  günstiger  gestellt  sind  als  (Iii' 
eigentlichen  Arbeilcrpmfessionen ,  dass  aber  anderseits  —  nach  den  Unter- 
suchungen Neisons  —  die  weniger  beiniltellen,  aber  in  wohl  geordneten  Ver- 
hältnissen lebenden  Arbeilcrklasssen  der  Fricndly  soeietics,  welche  mehr  als 
400  Professionen,  überhaupt  fast  alle  bessern,  d.  h.  vorsichtiger  und  mässsger 
lebenden  Arbeiterkreise  vom  1(1.  bis  100.  Jahre,  sowohl  in  Städten  als  Land 


Digitized  by  Gj|Ogle 


644  Beruf  und  Beschäftigung.  —  Berufsgenossenschaften 


bezirken,  umfassen,  trotz  harter  Arbeit  eine  grössere  Lebensdauer  aufweisen  als 
die  Gesamtbovölkerung  Englands.  Um  so  grösser  ist  dann  aber  die  Sterblich- 
keit unter  demjenigen  Teil  der  Arbeiter,  welche  ungeordnet  leben.  —  So 
wichtig  der  Beruf  für  die  Lebensdauer  auch  ist,  so  hängt  diese  doch  oft 
noch  mehr  ab  von  den  damit  verbundenen  Lohnverhällnissen  und  ganz 
besonders  von  der  Lebensweise.  Häufiger  ab*  mit  den  Berufsgefahren  geht  die 
Sterblichkeit  der  Arbeilerbevölkerung  parallel  mit  Liederlichkeit,  Ausschweifungen, 
Trunksucht,  mit  Unordnung,  Not,  Elend  und  ähnlichen  die  Widerstandskraft 
untergrabenden  Kaktoren.  Dr.  Hagler-Basel. 


Berufsgenossenschaften . 

Die  Berufsgenossenschaften  erscheinen  in  der  Deutschen  Unfallversicherung  für 
die  Hauptmasse  der  Versicherten  als  Träger  der  Versicherung.  Sie  charakte- 
risieren sich  als  öffentlich-rechtliche  Gegenseitigkeitsverbände  von 
Unternehmern  gleicher  oder  verwandter  Betriebszweige  eines  bestimmten  Bezirks. 
Sie  beruhen  auf  dem  gesetzlichen  Beitrittszwang  und  erscheinen  als  juristische 
Personen. 

Der  örtliche  und  der  sachliche  Umkreis  der  einzelnen  Berufgenossen- 
schaften, d.  h.  die  Abgrenzung  ihres  Bezirks  und  der  zugehörigen  Betriebs- 
zweige ist  in  den  einzelnen  Teilen  der  Unfallversicherung  verschieden  geregelt. 

In  der  Seeunfallversicherung  (Gesetz  vom  13.  Juli  18S7)  und  in  der  Unfall- 
versicherung für  das  Tiefbaugewerbe  (Gesetz  vum  11.  Juli  1887)  beruht  der 
örtliche  und  sachliche  Umkreis  unmittelbar  auf  dem  Gesetz.  Die  beteiligten  Ge- 
nossenschaften (See-  und  Tiefbau-Berufsgenossenschaften)  umfassen  räumlich 
das  Beich  und  sachlich  die  im  Gesetz  bezeichneten  Betriebszweige. 

In  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  (Gesetz  vom  ">.  Mai  1880)  ist 
der  sachliche  Umkreis  reichsgesetzlich  festgelegt  und  eine  weitere  Gliederung 
nach  Unterarten  der  Landwirtschaft  ist  ausgeschlossen.  Dagegen  ist  der  örtliche 
Umkreis  der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  nicht  reiehsgeselzlich 
geregelt,  sondern  beruht  entweder  auf  Anordnung  des  Bundesrates,  der  sich 
dabei  auf  Vorschläge  der  Landesregierungen  zu  stützen  und  das  Reichsver- 
sicherungsamt  anzuhören  hatte,  oder  auf  Landesgesetzen  der  einzelnen  Staaten 
(auf  Grund  des  §  110).  Im  letzteren  Falle  schliessen  sich  die  Bezirke  an  die 
Verwaltungsorganisation  der  Staaten  an.  Im  Ganzen  bestehen  48  landwirtschaft- 
liche Berufsgenossenschaften,  darunter  in  Preussen  12.  in  Bayern  8,  in  Württem- 
berg 4,  in  Sachsen  1  u.  s.  w. 

Bei  den  übrigen  Berufsgenossenschaften,  d.  h.  bei  allen  nichtlandwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften  mit  Ausnahme  der  See-  und  Tief  bau-Berufsgenossen- 
schaften  (Gesetz  vom  G.  Juli  188»  und  Ausdehnungsgesetz  vom  28.  Mai  1885) 
ist  weder  der  örtliche  noch  der  sachliche  Umkreis  gesetzlich  geregelt.  Hier  kam 
es  also  zunächst  auf  die  Initiative  der  beteiligten  Kreise  an,  die  sich  in  zahl- 
reichen Anträgen  Ausdruck  verschaffte.  Ober  diese  Anträge  halten  die  vom 
Heichsversicherungsuint  berufenen  und  geleiteten  Generalversammlungen  der 
Unternehmer  Beschluß  zu  fassen.  Die  Beschlüsse  bedurften  der  Zustimmung 
des  Bundesrates.  Die  Zustimmung  konnte  nur  aus  bestimmten,  in  §  1*2  des 
Gesetzes  vom  ü.  Juli  18S|  bezeichneten  Gründen  versagt  werden.  Musste  die 
Zustimmung  endgültig  versagt  werden  oder  lagen  genügend  unterstützte  Anträge 
der  Beteiligten  nicht  vor,  so  konnte  der  Bundesrat  selbst  die  Bildung  von  Berufs- 
genossenschaften vornehmen.  Dieser  Weg  ist  nur  bei  7  Berufsgenossenschaften 
praktisch  geworden. 

Auf  (irund  der  Gesetze  vom  (>.  Juli  lSSi  und  2$.  Mai  1885  sind  im  Ganzen 
G.'J  Berulsgenossen.scliaflen  ciTiehtet  worden,  von  denen  28  das  ganze  Reich 
umfassen.    Dabei  walten  manche  Verschiedenheiten  ob.    Während  im  Bergbau, 
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in  der  Leder-,  Brauerei-,  Tabak-,  Zucker-,  chemischen-,  Gas-,  Papiergewinnungs-, 
Papierverarbeitungsindustrie  u.  s  w.  alle  berufsverwandlen  Betriebe  in  einer 
Genossenschaft  vereinigt  sind,  also  das  Prinzip  der  berullichen  Scheidung  ein- 
seitig durchgeführt  ist,  ist  in  der  Eben-  und  Metall-,  der  Textil-  und  Holz- 
industrie und  im  Hochbau-  und  Transportgewerbe  mit  der  beruflichen  Scheidung 
auch  eine  gewisse  territoriale  Scheidung  verbunden,  da  für  dieselbe  Industrie 
mehrero  kleinere  Berufsgenossenschaften  errichtet  sind,  ein  Gedanke,  der  in  der 
landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  noch  entschiedener  durchgeführt  ist. 
Immerhin  ist  für  den  Bereich  der  ganzen  deutschen  Unfallversicherung  das 
Prinzip  der  beruflichen  Gliederung  als  massgebend  anzusehen,  wenn  es  auch 
nicht  immer  extrem  durchgeführt  ist. 

Die  erstmalig  geschaffene  Organisation  der  Berufsgenossenschaften  ist  nur 
in  der  Seeunfallversicherung  als  endgültig  zu  betrachten  In  den  übrigen 
Zweigen  der  Unfallversicherung  können  nachträgliche  Änderungen  eintreten, 
z.  B.  durch  Überweisung  von  Betriebszweigen  an  andere  bestehende  Berufs- 
genossenschaften oder  durch  Bildung  neuer  Berufsgenossenschaften. 

Daher  war  es  möglich,  dass  1896  aus  der  Nahrungs-  und  Genussmittel- 
industrie die  Fleischereibetriebe  ausgeschieden  und  zu  der  neuen  Fleischerei- 
Berufsgenossenschaft  für  das  Deutsche  Reich  zusammengefassl  wurden. 

Eine  zwangsweise  Auflösung  der  Berufsgenossenschaft  ist  nur  möglich, 
wenn  die  Berufsgenossenschaft  leistungsunfähig  ist.  Die  Auflösung  erfolgt  in  der 
Regel  durch  den  Bundesrat  auf  Antrag  des  Heidts-  bezw.  Landesversicherungs- 
amtes (in  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  unter  Umstanden  durch 
die  Landeszentralbehörde.) 

Die  auflösende  Behörde  überweist  die  Betriebe  der  aufgelösten  Berufs- 
genossenschaft einer  anderen  Berufsgenossenschaft,  da  die  Versicherungspflicht 
dieser  Betriebe  durch  die  Auflösung  nicht  aufhört. 

Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aufgelöster  Berufsgenossenschaften  gehen 
auf  das  Reich  über. 

Ihre  inneren  Angelegenheiten  regeln  die  Berufsgenossenschaften  durch  ein 
Statut,  das  erstmalig  von  der  schon  erwähnten  Generalversammlung  der  beteU 
ligten  Betriebsunternehmer  zu  besehliesscn  und  vom  Reichsversicherungsamt  zu 
genehmigen,  bei  endgültiger  Verweigerung  der  Genehmigung  aber  vom  Reic.hs- 
versieherungsamt  festzustellen  war.  Gewisse  Angelegenheiten  müssen  im  Statut 
geregelt  werden.  Im  Übrigen  hatten  —  natürlich  innerhalb  des  gesetzlichen 
Rahmens  —  die  Beteiligten  bezüglich  des  Statutinhaltes  eine  erhebliche  Freiheit. 

Bezüglich  der  Organe  der  Berufsgenossensehaften  lassen  sich  zwei  Gruppen 
unterscheiden,  nämlich  die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  einerseits 
und  die  nichtlandwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  andererseits.  Die 
letzteren  (einschliesslich  See-  und  Tiefbau- Berufsgenossenschaften)  haben  im 
Wesentlichen  die  gleiche  Organisation,  nur  in  der  Bau-Berufsgenossenschaft 
besteht  in  der  Einrichtung  der  ♦Versicherungsanstalten*  (s.  d.)  als  Vermittler 
der  Unfallversicherung  bestimmter  Gruppen  von  Baubetrieben  eine  Besonderheit. 
Die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  zeigen  dagegen  manche  Ab- 
weichungen. 

Bei  den  nichtlandwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  —  um  diese 
vorweg  zu  nehmen  —  sind  obligatorische  und  fakultative  Organe  zu  unter- 
scheiden. Als  obligatorische  Organe  erscheinen  die  Genossenschaftsver- 
sarnmlung  und  der  Genossenschaflsvorstand. 

Die  Genossenschaftsversammlung  ist  das  obersle  Willensorgan  der 
Berufsgenossenschaft  und  besteht  entweder  aus  den  geschäftsfähigen  und  im 
Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindlichen  Genossenschaftsmitgliedern 
(d.  h.  Betriebsiinternehmern)  bezw.  ihren  gesetzlichen  Vertretern  oder  aber  — 
laut  Statut  —  aus  gewählten  Delegierten.  Die  Zusammensetzung  aus  Delegierten 
überwiegt.  Sie  fand  sich  180<;  bei  40  Berufsgenossensi  liaften,  die  zusammen 
'2709  Delegierte  hatten.  Der  Beschlußfassung  der  Genossenschaftsversammlung 
muss  unter  allen  Umständen  die  Abänderung  des  Statuts,  die  Wahl  des  Vor- 
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Standes,  die  Prüfung  und  Abnahme  der  .lahresrechnung  und  die  Entlastung  des 
Vorstandes  vorbehalten  bleiben;  im  (  brisen  richten  sieh  ihre  Befugnisse  nach 
dem  Statut.  Die  Genossenschaftsversammlung  ist  jährlich  mindesten*  ein  Mal 
zu  berufen;  Berufung  und  Leitung  der  Genossenschaftsversammlung  ist  Sache 
des  Vorstandes. 

Die  Beratung  und  Beschlussfassung  findet  in  der  Regel  im  Plenum  statt. 
Die  Bildung  von  Ausschüssen  zur  Vorbereitung  ist  aber  jederzeit  zulässig.  Be- 
züglich der  Aufstellung  und  Minderung  des  Gefahrentarifs  kann  sogar  die  Be- 
schlussfassung von  der  Genossenschaftsversammlung  auf  einen  besonderen  Aus- 
schluss übertragen  werden. 

Die  Ausgestaltung  der  Einzelheilen  innerhalb  dieses  gesetzlichen  Rahmens 
ist  Sache  des  Statuts. 

Der  Genossen.sehaflsvorstand  ist  das  geschäftsführende  Organ  und 
gleichzeitig  der  berufene  Vertreter  der  Berufsgenossenschaft  nach  aussen  hin. 
Er  hat  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen  Behörde.  Die  Mitglieder  verwalten  ihr 
Amt  als  Ehrenamt  unentgeltlich.  Nur  Ersatz  ihrer  baaren  Auslagen  und  laut 
Statut  eventuell  auch  eine  Entschädigung  für  Zeitverlust  steht  ihnen  zu.  Die 
Vorstandsmitglieder  müssen  über  die  Thalsachen,  die  durch  Überwachung  und 
Kontrolle  der  Betriebe  zu  ihrer  Kenntnis  kommen.  Verschwiegenheit  beobachten 
und  sich  der  Nachahmung  geheimgehaltener  Betriebseinrichtungen  und  Betriebs- 
weisen enthalten,  die  ihnen  durch  ihre  Thätigkeit  bekannt  werden.  Strenge 
Strafen  stehen  auf  Verletzung  dieser  Vorschriften  Zur  Erfüllung  ihrer  Obliegen- 
heiten können  die  Vorstandsmitglieder  vom  Reichsversicherungsamt  durch  Geld- 
strafen bis  zu  1000  Mark  angehalten  werden. 

Der  Vorstand  muss  stets  ein  Kollegium  sein,  dessen  Mitglieder  von  der 
Genossenschaflsversanunlung  gewählt  werden.  Ablehnung  der  Wahl  ist  nur  im 
Kalle  der  Wiederwahl  oder  bei  Vorliegen  eines  derjenigen  Gründe  zulässig,  welche 
zur  Ablehnung  der  Vormundschaft  berechtigen.  Andernfalls  kann  der  Gewählte 
eventuell  durch  Verdoppelung  der  Beiträge  —  laut  Besehluss  der  Genossenschafts- 
versammlung   -  zur  Annahme  der  Wahl  genötigt  werden. 

Der  Vorstand  beschliesst  in  der  Begel  mündlich  :  in  eiligen  Källen  ist  aber 
schriftliche  Abstimmung  gestattet.  Ausschüsse  zur  Vorbereitung  können  zu  jeder 
Zeit  und  zu  jedem  Zwecke  gebildet  werden  .Zur  selbständigen  Beschlussfassung 
an  Stelle  des  Vorstandes  können  die  Ausschüsse  nur  in  Bezug  auf  die  Eest- 
stellung  der  Entschädigung  ermächtigt  werden. 

Sonstige  Einzelheiten  sind  der  Regelung  durch  das  Statut  überlassen. 

Zu  den  fakultativen  Organen  gehören  zunächst  die  Sektionsorgane 
insofern,  als  die  Bildung  der  Sektionen,  d.  h.  kleinerer  Verwaltungsbezirke,  nicht 
durch  Gesetz  vorgeschrieben  ist.  sondern  auf  dem  Statut  beruht.  Sind  aber  solche 
Sektionen  gebildet,  so  müssen  sie  einen  Vorstand  haben,  dessen  Stellung  der- 
jenigen des  Genossenschaftsvorstandes  nachgebildet  ist.  Eine  Sektions  Ver- 
sammlung —  entsprechend  der  Genossensehaftsversammlung  —  ist  nur  in  der 
Seeurifallversicherurig  obligatorisch,  dagegen  in  der  übrigen  nichllandwirtschaft- 
lichen  Unfallversicherung  fakultativ.  Das  tiesetz  vom  <».  Juni  188i  erwähnt  die 
Sektionsversammlung  überhaupt  nicht.  Die  Einzelheiten  werden  durch  das 
Statut  geregell. 

Zu  den  fakultativen  Organen  gehören  weiter  die  Vertrauensmänner.  Sie 
sind  gewählte  Einzelbeamte  im  Ehrenamt,  die  als  örtliche  Verwaltungsstellen 
thütig  sind.  Ihre  Bedeutung  ist  namentlich  bei  Genossenschaften  ohne  Sektions- 
hildun.'  erheblich,  weil  durch  die  Vertrauensmänner  die  nötige  Kühlung  zwischen 
dem  Genos>en.-ehafts- Vorstande,  der  den  örtlichen  und  besonderen  Verhältnissen 
fernsteht,  einerseits  und  den  Unternehmern  andererseits  hergestellt  wird.  Aber 
auch  da.  w.i  Sektionen  bestehen,  kennen  die  Vertrauensmänner  schätzenswerte 
Diensie  lei-ten.  z  B.  bei  Kontrolle  «ler  U»cnlenempfäicrcr.  bei  Unfall-Untersuch- 
ungen elc  Fuv  jeden  Vertrauensmann  i~t  mindestens  1  Stellvertreter  zu  wählen. 
Im  eiti/.chicr.  beruht  die  St.-Mimg  der  Vertrauensmänner  auf  dem  Statut. 

Endii.-i,  er>eh..|ticn  al-  fakultative  »»r-ane  da;   Beauftragten  zur  l'ber- 
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wachung  der  Betrieb«'.  Sie  sind  besoldete,  auf  Wabrun«  der  Amtsverschwie- 
genheit vereidigte  Einzelbeamle.  Sie  baben  vor  allem  die  Befolgung  der  von 
der  Genossenschaft  etwa  erlassenen  Unfall  verhütungsvorsehriften  zu  über- 
wachen und  auch  sonst  der  praktischen  Unfallverhütung  zu  dienen.  Sie  haben 
weiter  die  Thalsachen  festzustellen,  die  für  die  Zugehörigkeit  der  Betriebe  zur 
Berufsgenossensehaft  und  für  die  Einreihung  der  Betriebe  in  die  Gefahrentarif- 
klassen  wichtig  sind.  Ausserdem  haben  sie  —  behufs  Kontrolle  der  jährlichen 
Lohnnachweisungen  —  ev.  die  in  Frage  kommenden  Bücher  und  Listen  ein- 
zusehen. 

Den  staatlichen  Gerwerbeaufsichtsbeamten  müssen  die  Beauftragten  auf 
Verlangen  Mitteilungen  über  ihre  l  berwachungslhüligkcit  und  deren  Ergebnisse 
machen  und  können  durch  Geldstrafen  bis  zu  100  Mark  dazu  angehalten  werden. 

Die  Obliegenheiten  der  Beauftragten  können  nach  näherer  Bestimmung  des 
Statuts  auch  anderen  Genossenschaftsorganen,  z.  B.  Vertrauensmännern  übertragen 
werden. 

Ende  1806  hatten  von  den  04  niehtlandwirtschaflliehen  Berufsgenossen- 
schaften1  40  eine  Sektionseinteilung  (im  ganzen  358  Sektionen)  mit  1005  Sektions- 
vorstandsmitgliedern). Bei  allen  0  »  Berufsgenossenschaften  gab  es  742  Genossen- 
schaft*-Vorstandsmitglieder,  707  >  Vertrauensmänner,  und  2'H  angestellte  Beauftragte. 

Rechnet  man  zu  den  letzteren  noch  die  Zahl  der  besoldeten  Geschäfts- 
führer von  Sektionen  und  Genossenschaften  hinzu,  so  tritt  doch  das  Element 
besoldeter  Organe  sehr  weit  hinter  den  ehrenamtlichen  Organen  der  Berufs- 
genossenschaftlichen Selbstverwaltung  zurück. 

Die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  zeigen  gegenüber 
dem  Ausgeführten  nach  dem  landwirtschaftlichen  Unfall-Versicherungs-Gesetz 
vom  5.  Mai  1886  folgende  wichtige  Abweichungen  : 

■1)  Die  Genossensehaftsversammlung  besteht  stets  aus  Delegierten. 

2)  Als  Beschwerdeinstanz,  deren  Befugnisse  durch  Statut  noch  erweitert 
werden  können,  steht  über  dem  Genossenschafts-Vorstand  als  weiteres  obliga- 
torisches Organ,  der  Genossenschaftsausschuss. 

3)  Durch  Vertrag  kann  auf  bestimmte  Zeit  ein  Teil  der  Verwaltung  auf 
Organe  der  kommunalen  Selbstverwaltung  übertragen  werden. 

4)  Laut  §  110  und  ff  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1880  kann  die  Landes- 
gesetzgebung  Abgrenzung,  Organisation  und  Verwaltung  der  Berufsgenossen- 
schaft u  s.  w.  abweichend  regeln.  Indess  muste  die  landesgesetzliche  Regelung 
bis  zum  12.  Mai  1880  vorgenommen,  bezw.  bis  zum  12.  Mai  1800  durchge- 
führt sein. 

Von  dieser  Befugnis  machten  Gebrauch  :  Preussen,  Bayern,  Sachsen. 
Württemberg,  Baden,  Hessen,  beide  Mecklenburg,  Oldenburg,  Braunschweig. 
Reuss  ältere  Linie,  beide  Lippe,  Hamburg  und  Bremen.  Dabei  haben  sich  beide 
Mecklenburg,  Bruunschwcig,  Württemberg,  Baden  und  Hessen  im  wesentlichen 
dem  Keiehsgcsetz  angeschlossen,  während  in  den  anderen  genannten  Staaten 
erhebliche  Abweichungen  bestehen. 

Als  Beispiel  diene  Preussen.  Hier  besteht  für  jede  Provinz  eine  land- 
wirtschaftliche Berufsgenossenschaft.  Die  Sektionsbildung  ist  obligatorisch.  Jeder 
Kreis  bildet  eine  Sektion  und  entsendet  einen  Vertreter  als  Delegierten  in  die 
Genossensehaftsversammlung.  Der  Delegierte  wird,  wenn  mehrere  Gemeinden  zu 
dem  Kreise  gehören,  von  Wahlmännern  gewählt,  die  von  der  Vertretung  der 
einzelnen  Gemeinden,  und  zwar  für  jede  (iemeinde  je  einer,  ernannt  werden. 
Sektionsversanimlun»en  bestehen  nicht,  sondern  nur  Sektionsvorstände.  Bei  Über- 
tragung von  Verwaltunüsfunktionen  an  die  kommunalen  Selbst  Verwaltungsorgane 
tritt  regelmässig  der  Provinzialausselmss  an  die  Stelle  des  (ienossenschaltsvor- 
standes  und  der  Kreisausschiiss  an  die  Stelle  des  Sekt ions vorstände*.  Ein 
*  Genossenschafls-Aiissehnss »  besieht  in  Preussen  nicht. 


1  Die  (m.  Bcrul'sgmiosseiisr.liaft.  nämlich  Hie  Fleischerei-Berufsgenossenschafl.  ist 
erst  1896  entstanden  und  in  der  Statistik  n  >i  li  nicht  ersichtlich  gemacht. 
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Ende  1890  hatten  die  -12  preussischen  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften 559  Sektionen  mit  3250  Scktions-Vorstands-Mitgliedern.  Bei  allen  48 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  gab  es  im  übrigen  355  Genossen- 
schafts-Vorstandsmitglieder, 1041  Delegierte  zur  Genossenschaftsversammlung, 
17452  Vertrauensmänner,  4  Beauftragte. 

Bei  der  ganzen  Organisation  der  Berufsgenossenschaften  ist  den  Arbeitern 
kein  Wahlrecht  und  keine  unmittelbare  Beteiligung  an  der  laufenden  Verwaltung 
zugestanden  worden.  Indes«  werden  bei  gewissen  Funktionen  *  Arbeiterver- 
treter» hinzugezogen.  In  der  See-  und  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung 
ist  das  Institut  der  Arbeitervertreter  wenig  ausgebaut. 

In  der  Se e- Unfallversicherung  fungieren  die  Beisitzer  beim  Schiedsgericht 
(s.  d.)  aus  dem  Stande  der  Arbeiter  zugleich  als  Arbeilervertreter  und  sind  zur 
Begutachtung  der  Unfallverhülungsvorschriften  und  zur  Wahl  von  2  nichtständigen 
Mitgliedern  des  Reiehs-Versieherungsamtes  berufen. 

In  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  werden  Arbeitervertreter 
zur  Teilnahme  an  den  Schicdsgerirhlsverhandlungen  gewählt  und  ferner  besondere 
Arbeitervertreter  in  das  Reiehs-Versicherungsamt  durch  den  Rundesrat  berufen. 

In  der  industriellen  und  Bau-Unfall-Versicherung  bestehen  neben 
den  Schiedsgerichtsbeisitzern  und  Reichs- Versieherungsamts-Mitgliedern  aus  dem 
Arbeiterstande  noch  besondere  *■  Arbeitervertreter ».  Ihre  Aufgaben  sind  : 

1)  Wahl  der  Schiedsgeriehtsbeisitzer  aus  dem  Arbeiteistande. 

2)  Teilnahme  an  der  Wahl  von  2  nichtständigen  Mitgliedern  des  Reichs- 
Versicherungsamles  aus  dem  Stande  der  Arbeiter. 

3)  Teilnahme  an  der  Beratung  und  Beschlussfassung  der  Genossenschafts-, 
bezw.  Sektions- Vorstände  über  Unfallverhülungsvorschriften. 

Die  Arbeitervertreter  werden  von  den  Vorständen  der  organisierten  Kranken- 
kassen (also  nicht  der  Hilfskassen  und  Gemeinkrankenversicherung)  gewählt. 
Wählbar  sind  nur  männliche,  «rossjährige  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte und  der  vollen  Verfügungsgewalt  über  ihr  Vermögen  befindliche  ver- 
sicherungspflichtige Krankenkassenmitglieder,  die  im  Bezirk  der  Genossenschaft, 
bezw.  Sektion  von  Genossenschaftsmitgliedern  beschäftigt  werden. 

Endlich  bestehen  in  der  industriellen,  landwirtschaftlichen  und  Bauunfall- 
versicherung noch  Bevollmächtigte  der  Krankenkassen  zur  Teilnahme  an  den 
Unfalluntersuchungen.  Die  Bevollmächtigten  werden  von  den  wahlberechtigten 
Krankenkassenvorständen  alle  2  Jahre  gewählt,  und  zwar  für  den  Bezirk  einer 
oder  mehrerer  Polizeibehörden  ein  Bevollmächtigter  und  2  Ersatzmänner. 

R.  van  der  Borght. 


Berufung  in  den  sozialpolitischen 

Reichsgesetzen. 

I.  Unfallversicherung. 

Die  Einrichtung  von  Schiedsgerichten  (siehe  diese)  zur  Entscheidung  von 
Beschwerden  der  Versicherlcn  gegen  die  feststellenden  und  ablehnenden 
Bescheide  der  Berufsgenossenschaften  war  erst  im  zweiten  Entwürfe  des 
Unfalhersieherungsgeselzes  (1SS>J)  vorgesehen.  Der  dritte  Entwurf  übernahm 
dann  die  Institution  der  Schiedsgerichte  und  regelte  im  Anschlüsse  an  das 
Reichsgesetz  die  Kai.-erliehe  Verordnung  vom  2.  November  1885  (R.-G.-B. 
Seite  279)  das  schieii>geriili:liclic  Verfahren.  Das  Streit  verfahren  besteht  für 
alle  durch  Berufung  oder  llckur-  zu  verfolgenden  Entschädigungsansprüche 
(der  Versicherten,  Angehörten  und  Hinterbliebenen:  Cession  auf  Armen- 
verbände und  Ihlfska«<cn  infolge  Unterstützungen  nach  §  8  U.-V.-G.i.  Der 
Gegenstand   ergiebl   sich   aus  £g  59  bis  02  des  Unfull-Versicherungs-Geselzes. 
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Allgemeine  Voraussetzung  ist  der  Erlass  eines  Feststellungsbescheids  durch  den 
Vorstand  (Ausschuss,  Vertrauensmann)  der  Berufsgenossenschaft  (§  61).  Uber 
die  Berufung  bestimmt  §  62: 

a)  Gegen  den  Bescheid  der  unteren  Verwaltungsbehörde,  durch  welchen 
der  Entschädigungsanspruch  aus  dem  Grunde  abgelehnt  wird,  weil  der 
Betrieb,  in  welchem  sich  der  Unfall  ereignet  hat,  für  nicht  unter  den 
§  1  fallend  erachtet  wird  (§  59,  Abs.  4),  steht  dem  Verletzten  und 
seinen  Hinterbliebenen  die  Beschwerde  an  das  Reichsversieherungsamt 
zu.  Dieselbe  ist  binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung  des  ableh- 
nenden Bescheides  bei  der  unleren  Verwaltungsbehörde  einzulegen. 

b)  Gegen  den  Bescheid,  durch  welchen  der  Entschädigungsanspruch  aus 
einem  andern,  als  dem  vorbezeichneten  Grunde  abgelehnt  wird  (§  59, 
Abs.  3),  sowie  gegen  den  Bescheid,  durch  welchen  die  Entschädigung 
festgestellt  wird  (§  61),  findet  die  Berufung  auf  schiedsrichterliche 
Entscheidung  statt. 

Wo  kein  Foststellungsverfahren  stattfindet,  tritt  hiernach  das  Streitverfahren 
nicht  ein.  Dies  ist  der  Kall,  wenn  die  Anmeldung  des  Anspruchs  nicht  bei  der 
Genossenschaft,  sondern  bei  der  unteren  Verwaltungsbehörde  erfolgt,  und  diese 
den  Anspruch  abweist,  weil  sie  den  Betrieb,  in  welchem  der  Unfall  entstand, 
für  keinen  Versicherungsbetrieb  erachtet  hat. 

Die  gleichen  Grundsätze  über  ßenifung  finden  bei  anderweitiger  Feststellung 
einer  Entschädigung  wegen  wesentlicher  Veränderung  der  Verhältnisse  Anwen- 
dung (§  65).  Das  Verfahren  für  diese  neue  Feststellung,  die  Zuständigkeit  und 
der  Instanzenzug  richtet  sich  nach  den  für  die  erste  Feststellung  gegebenen 
Vorschriften. 

Im  Vorverfahren   vollzieht   sich    die  Rentenfestatellung  57  bis  62 

U.-V.-G.),  gegen  diese  richtet  sich  die  Berufung  mit  der  Verhandlung  im  Prozess- 
verfahren.     Über  die  Berufung  bestimmt  §  62: 

c)  Die  Berufung  ist  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  binnen  4  Wochen 
nach  der  Zustellung  des  Bescheids  bei  dem  Vorsitzenden  desjenigen 
Schiedsgerichts  (§  47)  zu  erheben,  in  dessen  Bezirk  der  Betrieb,  in 
welchem  der  Unfall  sich  ereignet  hat,  belegen  ist. 

d)  Der  Bescheid  muss  die  Bezeichnung  der  für  die  Berufung  zuständigen 
Stelle,  bezw.  des  Vorsitzenden  des  Schiedsgerichts,  sowie  die  Belehrung 
über  die  einzuhaltenden  Fristen  enthalten. 

e)  Die  Berufung  hat  keine  aufschiebende  Wirkung.  —  Wie  der  Civilprozess 
durch  Erhebung  der  Klage,  so  beginnt  das  schiedsgerichtliche  Verfahren 
mit  Erhebung  der  Berufung  auf  Entscheidung  gemäss  §  62  U.-V.-G. 
Mit  der  «Berufung»  der  Civilprozessordnung  hat  dieser  Rechtsbehelf 
nur  den  Namen  gemein,  die  Berufung  dos  Ünfallversieherungsrechtes 
ist  kein  eigentliches  Hechtsmittel.  Die  bisher  mit  dem  Versicherungs- 
anspruch  befasste  Vorinstanz  (Berufsgenossenschaft)  steht  deshalb  auch 
nicht  dem  angegangenen  Schiedsgericht  gegenüber  im  Verhältnis  eines 
unteren  zu  dem  erstinstanzlichen  höheren  Gerichte.  Dem  Schiedsgerichte 
steht  gegenüber  der  Vorinstanz  keinerlei  Hecht,  kein  Einfluss  auf  das 
Verfahren  zu.  Die  Berufung  ruft  sonach  die  richterliche  Instanz  erst 
an,  sie  ist  ihrem  Wesen  nach  eine  Klage. 

Im  einzelnen  gilt : 

a)  Voraussetzung  der  Berufung  ist  ein  förmlicher  Feststellungsbeseheid 
der  außergerichtlichen  Voriristanz  (Anerkennung  oder  Abweisung,  Ent- 
ziehung der  Rente). 

b)  Sie  kann  sich  auf  den  ganzen  Inhalt  oder  auf  einen  Teil  des  Feststel- 
lungsbescheides  erstrec  ken. 

c)  Die  Berufung  ist  nach  £  02.  Abs.  3  schriftlich  zu  erheben.  In  dem 
Schriftsatz  ist  der  Gegenstand  des  Anspruchs  zu  bezeichnen,  desgleichen 
sind  die  für  die  Entscheidung  massgebenden  Thatsachen  unter  Angabe 
der  Beweismittel  anzuführen.    Für  den  Gegner  ist  eine  Abschrift  des 


650     Berufung  in  den  sozialpolitischen  Heichsgesetzcn :  I.  Unfallversicherung. 


Schriftsatzes  beizufügen  (§  4  V.  0.)  Abweichend  von  dem  die  Essentialen 
einer  Berufsschrift  enthaltenden  §  479  (_!.  P.  O.  genügt  zur  Einlegung 
der  Berufung  auch  ohne  ausdrückliche  Benennung  des  Rechtmittels 
jedes  Schriftstück,  in  welchem  die  Partei  ihre  Unzufriedenheit  mit  dem 
Bescheide  der  Berufsgenossenschaft  zu  erkennen  giebt. 

d)  Die  Einlegung  erfolgt  bei  dem  Vorsitzenden  des  zuständigen  Schiedsge- 
richts. Ist  sie  irrtümlich  bei  einer  nicht  zuständigen  Stelle  eingelegt, 
so  ist  der  Schriftsatz  unter  Benachrichtigung  des  Berufenden  sofort  an 
den  Vorsitzenden  des  zuständigen  Schiedsgerichts  abzugeben.  Entsteht 
unter  mehreren  Schiedsgerichten  Streit  über  ihre  Zuständigkeit,  so  ent- 
scheidet hierüber  da*  Reichs-  oder  Landesversicherungsamt.  Das  Ver- 
fahren richtet  sich  nach  Verordnung  vom  5.  August  1885  (R.  G.  B. 
Seite  255). 

e)  Die  Berufungsfrist  beträgt  vier  Wochen.  Der  Fristenlauf  beginnt  mit  Zu- 
stellung des  Bescheids,  d.  i.  mit  der  I  hergäbe  an  den  Empfangsbe- 
rechtigten und  endet  mit  dem  Ahlauf  desjenigen  Tags  der  vierten 
Woche,  welcher  durch  seine  Benennung  dem  Tage  entspricht,  an  welchem 
die  Zustellung  erfolgte,  sodass  in  die  Berufungsfrist  der  Tag  der  Zustellung 
nicht  eingerechnet  wird.  Gegen  Versäumung  der  Frist  wird  nach  Analogie 
des  ("ivilprozesses  (£§  541  bis  554  C.  P.  O.)  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  gegeben. 

f)  Der  Vorsitzende  kann  (analog  der  C.  P.  O.  bei  Zurückweisung  einer 
Klage  a  limine  judicii)  die  Berufung  durch  mit  Gründen  versehenen 
Bescheid  wegen  Fristversäumnis  oder  Unzuständigkeit  des  Schiedsgerichts 
zurückweisen,  wobei  dem  Berufenden  zu  eröffnen,  dass  er  innerhalb 
zweier  Wochen  Anberaumung  der  mündlichen  Verhandlungen  beantragen 
darf  (§  6  V.  0.). 

g)  Macht  der  Vorsitzende  von  dieser  Befugnis  keinen  Gebrauch  oder  ist 
die  Berufung  fristgerecht  erhoben,  so  ist  der  Anspruch  rechtshängig  und 
gestaltet  sich  das  Verfahren  wie  folgt :  Zunächst  wird  der  Vorsitzende 
die  Vorverhandlungen  der  Organe  der  Berufsgenossenschaft  zur  Einsicht 
einfordern  (§  7  V.  <).).  Dann  teilt  er  die  Abschrift  der  Berufung  dem 
Gegner  mit  der  Aufforderung  mit,  binnen  einer  bestimmten  von  einer 
Woche  bis  zu  vier  Wochen  zu  bemessenden  Frist  eine  Gegenschrift 
einzureichen  (§  8  V.  O.  Klage-Beantwortung  im  Sinne  der  C.  P.  <>.). 
In  der  Aufforderung  wird  zugleich  die  Verwarnung  ausgesprochen, 
dass,  wenn  die  Gegenschrift  nicht  rechtzeitig  eingeht,  die  Entscheidung 
nach  Lage  der  Akten  erfolgen  werde.  Die  Entscheidung  «nach  Lage 
der  Akten  *  steht  nicht  im  Gegensatz  zur  Entscheidung  auf  Grund 
mündlicher  Verhandlung.  Sie  bildet  nur  eine  Ausnahme  von  dem  Prinzip 
der  Verhandlungsmaxime,  das  Schiedsgericht  konstruiert  sich  lediglich 
aus  dem  übrigen  Aktenmalerial  und  den  eingeforderten  Vorverhandlungen. 
Dem  Versicherten  ist  die  Möglichkeit  der  Verteidigung  nicht  genommen, 
denn  nach  dem  das  ganze  Verfahren  beherrschenden  Prinzip  der  Unmit- 
telbarkeit muss  seine  Vorladung  zur  mündlichen  Verhandlung  erfolgen, 
wobei  er  trotz  unterbliebener  Gegenschrift  mit  allen  seinen  Ausfüh- 
rungen zu  hören  ist. 

Einen  hervorragenden  Abschnitt,  die  Grundlage  des  Verfahrens,  bildet  die 
mündliche  Verhandlung :  nur  bei  ausdrücklichem  Verzicht  aller  Beteiligten  kann 
die  Entscheidung  ohne  solche  erfolgen.  Der  Vorsitzende  wird  jedoch  auch  bei 
Verzicht  die  mündliche  Verhandlung  dennoch  eintreten  lassen,  wenn  er  sie  nach 
Lage  der  Sache  für  erforderlich  hält.  Das  Krseheinen  der  Beteiligten  im  Ver- 
handlungstermin ist  nicht  erforderlich,  wenngleich  es  das  Schiedsgericht  nach 
Lage  ,\t  <  Kalls  anordnen  kann,  wobei  die  an  das  Nichterscheinen  sich  knüpfen- 
den Nachteile  m  der  Vorladung  besonders  zu  bezeichnen  sind.  Die  Befugnis 
ist  $  KU  C.  P,  (>.  nachgebildet.  Ks  wird  davon  Gehrauch  gemacht,  wenn  von 
dem  persönlichen  Kis.-heinen  der  Parteien  und  deren  unmittelbarer  Befragung 
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eine  Klärung  zu  erwarten  ist.  In  der  mündlichen  Verhandlung  wird  dein  Schieds- 
gericht das  ganze  Slreitmatcrial  unter  Benennung  der  Beweismittel  vorgetragen, 
der  vorherige  Schriftwechsel  dient  nur  zur  Information.    Die  Regel  bildet  die 
Öffentlichkeit,  sie  kann  durch  einen  öffentlich  zu  verkündenden  Beschluss  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Wohls  oder  der  Sittlichkeit   ausgeschlossen  werden. 
Auch  die  Versagung  des  Zutritts  zu  Verhandlungen  an  unerwachsene  Personen 
u.  s.  w.  dürfte  nach  Analogie  des     17ö  G.  V.  G.  gerechtfertigt  erscheinen. 
Auch  die  Restimmungen  über  Handhabung  der  Sitzungspolizei  schliessen  »ich 
dem  §  176  ff.  V   G.  an,  indem  Parteien,  Zeugen,  Sachverständige  bei  Störungen 
entfernt  werden  können   Gegen  die  Partei  wird  sodann  verfahren,  wie  wenn  sie 
sich  freiwillig  wegbegeben  hätte  (§  12  V.  <).).  Die  Verhandlung  beginnt  mit  einer 
Darstellung  des  Sachverhalts  durch  den  Vorsitzenden  oder  den  Berichterstatter. 
Demnächst  sind  die  erschienenen  Reteil igten  zu  hören.  Der  Vorsitzende  wird  nach 
Möglichkeit  auf  vollständige  Erklärungen  und  sachdienliche  Anträge  hinwirken, 
wobei  den  Beisitzern  ein  Recht  zur  Stellung  von  Fragen  zusteht     Auch  hier 
gilt  das  Prinzip  der  freien  Bewürdigung  und  der  freien  Reweiserhebung.  Zu- 
nächst empfiehlt  sich  der  Versuch  eines  Vergleichs,  beim  Scheitern  wird  in  die 
weiteren  Verhandlungen  eingetreten     Ist  der  Streit  zugleich  zur  Entscheidung 
reif,  so  ist  das  Urteil  zu  erlassen  und  zwar  in  der  Regel  am  Schlüsse  des  Ver- 
handlungstermins, die  Verkündigung  kann  auf  eine  spätere  Sitzung  verlegt  wer- 
den. Ist  der  Streit  nicht  zur  Entscheidung  reif,  so  wird  über  die  als  erheblich 
zu  beachtenden  Behauptungen  der  Beteiligten  Beweis  erhoben.    Auch  dieses 
Stadium  schliesst  sich  an  die  Grundsätze  der  C.  P.  O.  an,  wobei  sich  die  beiden 
Regeln  der  Verhandlungsmaxime  und  des  Offizialbetriebes  durchkreuzen.  Neben 
dem  Prinzipe  der  freien  Würdigung  des  von  den  Parteien  beschafften  Beweis- 
materials hat  der  Vorsitzende  auch  das  Recht  und  die  Pflicht  freiester  Berück- 
sichtigung alles  dessen,  was  zur  Aufklärung  dient.    Das  Gericht  kann  deshalb 
alle  ihm  sachlichen  und  zugänglichen  Beweise  aufbieten,  und  zwar  ohne  vor- 
gängigen Beweisbeschluss,  es  erhebt  aber  auch  die  von  den  Parteien  angetretenen 
Beweise  in  der  Regel  in  der  mündlichen  Verhandlung,  im  Interesse  der  Verein- 
fachung durch  ein  Mitglied  (§  16  V.  ().).    Die  Ladung  der  Parteien  zu  allen 
Beweisverhandlungen  entspricht  dem  §  322  C.  P.  0  ,  beim  Ausbleiben  erfolgt 
die  Beweisaufnahme  in  ihrer  Abwesenheit.  Als  Beweismittel  nennt  die  V.  0.  nur 
Zeugen,  Sachverständige  und  Augenschein  (§  1     Abs.  3).    Zweifellos  sind  im 
Verfahren  alle  Mittel  zur  Herstellung  materieller  Wahrheit  zugelassen,  also  wie 
im  Givilprozessc :  Augenschein  (§§  33b\  337),  Zeugen  (§§  338—366),  Sachver- 
ständige (§§  367—379),  Urkunden 380-409).  Dagegen  folgt  auf  dem  Prinzip 
der  freien  Beweiserhebung,  dass  im  Verfahren  —  abweichend  von  §  337  C.  P.  (). 
—  für  das  subsidiäre  Beweismittel  des  bei  unvollständigem  Beweise  gerichtlich 
aufzulegenden  Eides  und  für  die  Eideszuschicbung  der  Parteien  <ij  410  C.  P.  0.) 
kein  Raum  ist.    Die  Zeugenvernehmung  richtet  sich  nach       350  ff.  U.  P.  O. ; 
ob  die  Reeidigung  erfolgen  soll,  ist  dem  Ermessen  des  Sc  hiedsgerichts  überlassen. 
Wegen  der  Form  der  Beeidigung  (Norm  des  Eides,  Form  der  Ableistung,  Be- 
rechtigung zur  Zeugnisverweigerung,  Art  der  Vernehmung  u.  s.  w.)  werden  die 
Vorschriften  der  C.   P.  O.   anzuwenden  sein,  was  $  17  V.  O.  ausdrücklich 
bezüglich  der  Verpflichtung,  sich  als  Zeuge  oder  Sachverständiger  vernehmen 
zu  lassen,  erklärt.    Die  Weigerung  hat  nach  Analogie  der  ijij  351  ff.  C.  P.  0. 
schriftlich  vor  dem  Termine  oder  erst  im  Verhandlungstermine  zu  erfolgen  und 
ist  glaubhaft   zu  machen.    I  her  die  Rechtmässigkeit  entscheidet  das  Schieds- 
gericht, gegen  dessen  Bescheid  lindet  die  schriftliche  Beschwerde  an  das  Reichs-, 
bezw.  Landesversicheruntrsamt  statt        17  V.  U.)    Nur  die  Verhängung  von 
Zwangsmassregeln  .sowie  die  Festsetzung  von  Strafen  gegen  Zeugen  und  Sach- 
verständige, welche  ausbleiben  oder  ihre  Aussage  und  die  Beeidigung  verweigern, 
erfolgt  auf  Ersuchen  durch  das  Amtsgericht  nach  Vorschrift  der  f..  P.  0.  (  or- 
führung.  Geldstrafen  und  Haft).   Auf  Militärpcrsonen  des  aktiven  Heeres  oder 
der  Marine  finden  die  $5}  345.  Abs.  4  und  :J55,  Abs.  4  C.  P.  0.  Anwendung. 
Die  Gebühren  der  Zeugen  und  Sachverständigen  werden  nach  der  Gebühren- 
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Ordnung  vom  30.  Juni  1878  (Reiehsges.-Blatt  S  773)  festgesetzt.  Das  Sitzungs- 
protokoll fixiert  als  Grundlage  der  Entselieidung  alle  erheblichen  Punkte.  Aner- 
kenntnisse, Verzichtleistungen,  Vergleiche  und  solche  Anträge  und  Erklärungen 
der  Beteiligten,  welche  von  den  Schriftsätzen  abweichen,  Beschlüsse  des  Schieds- 
gerichts, sowie  die  Formel  der  Entscheidung  sind  in  das  Protokoll  aufzunehmen. 
Das  Protokoll  ist  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Protokollführer,  in  Fällen  der 
Entscheidung  ausserdem  von  den  beteiligten  Beisitzern  zu  unterzeichnen  (§  14 
V.  O.).  Die  Beratung  und  Beschlussfassung  des  Schiedsgerichts  erfolgt  in  nicht- 
öffentlicher Sitzung.  Wenn  nur  3  Beisitzer  erschienen  sind,  so  rückt  einer  der 
Beisitzer  aus  der  doppelt  besetzten  Kategorie  nicht  mit,  und  zwar  scheidet  der 
dem  Dienstalter  und  bei  gleichem  Dienstalter  dem  Lebensalter  nach  jüngere 
aus,  sofern  er  nicht  zum  Berichterstatter  ernannt  ist  (§  15). 

In  einigen  Fällen  wird  die  Verhandlung  ausgesetzt  oder  eingestellt.  Ersteres 


rechtliche  Verhältnis  zum  Versicherten  im  Wege  des  Civilprozesses  festzustellen 
ist.  Einstellung  des  Verfahrens  tritt  bei  Zurückziehung  des  eingelegten  Rechts- 
mittels sowie  dann  ein.  wenn  während  dos  Verfahrens  ein  neuer  Feststel- 
lungsbeschluss  auf  Grund  veränderter  Verhältnisse  ergeht. 

Nach  vollständiger  Aufklärung  des  Sachverhalts,  soweit  dies  durch  die 
Parteien  und  amtlichen  Erhebungen  möglich  und  zur  Gewinnung  eines  Urteils 
nötig  ist,  entscheidet  das  Schiedsgericht  innerhalb  der  erhobenen  Ansprüche 
nach  freiem  Ermessen.  Bilden  sich  in  Beziehung  auf  Summen,  über  welche 
zu  entscheiden  ist,  mehr  als  2  Meinungen,  deren  keine  die  Mehrheit  für 
sich  hat,  so  werden  die  für  die  grössle  Summe  abgegebenen  Stimmen  den 
für  die  zunächst  geringere  abgegebenen  solange  hinzugerechnet,  bis  sich  eine 
Mehrheil  ergiebt.  Bei  der  Entscheidung  dürfen  nur  Mitglieder  mitwirken,  vor 
welchen  die  mündliche  Verhandlung  stattgefunden  hat  18  V.  0.).  Bei 
der  Abstimmung  stimmt  der  Herichlerstaller  zuerst.  Im  übrigen  richtet  sich 
bei  der  Abstimmung  der  Beisitzer  die  1  leihenfolge  nach  dem  Dienstalter  und 
bei  gleichem  Dienstalter  nach  dem  Lebensalter  derart,  dass  der  jüngste 
zuerst  stimmt.  Der  Vorsitzende  stimmt  zuletzt  '20).  Die  eigentliche  Ent- 
scheidung wird  durch  den  Vorsitzenden  in  öffentlicher  Sitzung  durch  Verlesen 
des  Beschlusses  oder  der  Entscheidungsformel  verkündet.  Die  Gründe  können, 
falls  es  als  angemessen  errichtet  wird,  durch  Verlesen  oder  mündliche 
Mitteilung  mitverkündet  werden.  Die  Verkündigung  kann  auf  eine  spätere 
Sitzung,  die  in  der  Regel  binnen  eine  Woche  stattlinden  soll,  verlagt  werden 
(§  21).  Die  Erfordernisse  der  Entscheidung  im  engeren  Sinne  d.  h.  des 
Urteils  regeln  entsprechend  der  ('..  P.  0.  die  2l2,  23  V.  0.  In  den 
Entscheidungen  linden  sich  der  Thatbestand  und  die  Entscheidungsgründe, 
wenn  auch  nicht  äusserlich  getrennt.  Zwischenurteile  sind  in  dem  schieds- 
gerichtlichen Verfahren  nicht  zulässig,  sie  linden  weder  in  dem  Gesetze 
noch  in  der  Verordnung  irgend  einen  Anhalt.  Die  Urschrift  der  Entscheidung 
ist  von  dem  Vorsitzenden  und  den  mitwirkenden  Beisitzern  zu  vollziehen. 
Die  Ausfertigung  enthält  neben  dem  Siegel  des  Schiedsgerichts  (§  24)  die 
Unterschrift  des  Vorsitzenden  unter   der  Formel:    »Das  Schiedsgericht  für»... 

Die  Zustellung  erfolgt  ohne  Hinweis  auf  den  zulässigen  Rekurs  an  das 
Reichsversicheningsanit.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  reicht  der  Vor- 
sitzende dem  Reichs-,  bezw.  Landesvorsichcnmgsamt  seinen  Geschäftsbericht  ein. 

Litteratur.  —  Pilot  y.  « Das  Reichsunfallversicherungsrecht,  nach  der  Ent- 
stehungsgeschichte und  System  ».  Wiirzburg,  Verlag  G.  Hertz,  1890.  Seite 
lt!3  ff,  S'.K)  ff.  —  Dr.  Zell  er,  «Verordnung  über  das  Verfahren  vor  den 
auf  Gl  und  des  UnfalUcrsicherungsgcsclzcs  errichteten  Schiedsgerichten  vom 
2.  Xo\ eml.er  Issri»  Verlag  Min  Sieiueiiroth  Ar  Worms,  Berlin  18S9. 
«Handlnich  der  Unfallversicherung». 
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II.  Invalidität«-  und  Altersversicherung. 

Auf  dem  Gebiete  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  ist  die  Berufung 
an  das  Schiedsgericht  analog  der  des  Unfall versicherungsrechtes  geregelt.  Das 
Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  (siehe  diese)  enthalt  die  Kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  1.  Dezember  1S90. 

1.  Zur  Einlegung  der  Berufung  ist  berechtigt: 

a)  Der  Anspruchsberechtigte  gegen  ablehnende  und  feststellende  (§  77) 
nicht  gegen  den  Anspruch  anerkennende  Bescheide. 

b)  Der  Staatskommissar  (siehe  Artikel  Staatskommissar)  gegen  solche 
Entscheidungen,  durch  welche  die  Erwerbsunfähigkeit  anerkannt  oder 
eine  Honte  festgestellt  wird        75,  77). 

2.  Die  Berufung  ist  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  binnen  vier  Wochen 
nach  der  Zustellung  des  Bescheids  beim  Vorsitzenden  dos  Schiedsge- 
richtes einzulegen.  Die  Frist  beginnt  mit  der  Zustellung  dos  Bescheids, 
iedoch  ist  auch  Einlegung  vor  dieser  Zeit  zulässig.  Die  Berufung  hat 
keine  aufschiebende  Wirkung  (Ausnahme  bei  Beschwerden  über  Er- 
stattung von  Beiträgen). 

3.  Die  örtliche  Zuständigkeit  regelt  §  70  de*  Reichsgosetzes  und  §  5  der 
Kaiserlichen  Verordnung.  Zuständig  ist  das  Schiedsgericht  der  Versiche- 
rungsanstalt 4'2  Ges.),  welches  den  angegriffenen  Bescheid  erlassen 
hat  <S  70  1.  c.k  sind  für  den  Bezirk  einer  Versicherungsanstalt  mehrere 
Schiedsgerichte  errichtet,  so  ist  das  Schiedsgericht  zuständig,  in  dessen 
Bezirk  der  Versicherte  zuletzt  seinen  Beschäftigungsort  (§  il  Abs.  3, 

119  und  1'JO  l.  c.)  gehabt  hat.  Waren  dagegen  die  letzten  Beiträge 
auf  Grund  freiwilliger  Fortsetzung  entrichtet  worden,  in  dessen  Bezirk 
der  Versicherte  zur  Zeit  der  letzten  Beitragsentrichtung  sich  aufgehalten 
hat  (§  117  1.  c),  so  ist  somit  das  Schiedsgericht  des  Bezirks  zuständig, 
in  welchem  ausweislich  der  Quittungskarte  zuletzt  Beiträge  für  den  Ver- 
sicherten entrichtet  worden  sind  (§  171  1.  c.j. 

4.  Eine  Erledigung  der  Berufung  durch  Vergleich  bedarf  der  Zustimmung 
des  Staatskommissars. 

5.  Der  Vorsitzende  des  Schiedsgerichts  kann  die  Berufung  durch  einen 
mit  Gründen  versehenen  Bescheid  zurückweisen: 

a)  wenn  sie  nicht  rechtzeitig  eingelegt  ist ; 

b)  wenn  das  Schiedsgericht  gesetzlich  zur  Entscheidung  über  die  der 
Berufung  zugrunde  liegenden  Bcschweidepunkte  nicht  zuständig  ist; 

c)  wenn  sich  die  Beruf ungsant  rüge  sofort  als  rechtlich  unzulässig  oder 
offenbar  unbegründet  herausstellen. 

Die  Berufung  im  Streitverfahren  auf  Grund  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung hat  mit  der  Berufung  der  <  ivilproze-sordnung  nichts  als  den 
Namen  gemein;  sie  ist  kein  eigentliches  Rechtsmittel,  wenngleich  sie  im 
Reichsgesetze  und  in  der  Kaiserlichen  Verordnung  bisweilen  den  Namen 
« Rechtsmittel  >  fuhrt  ~»  Abs.  I  Satz  3  der  V.O.  in  Verbindung  mit  §  130 
Abs.  :{  R  -G. ;  £  Go  Salz  i»  R.-Ges.).  I  ber  die  Einzelheiten  des  Verfahrens 
siehe  1.  Unfallversicherung  und  Artikel :  Schiedsgerichte. 

Litteratur.  —  Labtour,  «Das  schiedsgerichtliche  Verfahren  nach  dem 
Reichsgesetze  vorn  Juni  ISf'O  und  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom 
1.  Dezember  180  »»,  Berlin,  C.  Ileymanns  Verlag,  185)1.  —  «Die  Schieds- 
gerichtsordnung zum  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetze  mit 
Erläuterungen»,  herausgegeben  von  Amtsrichter  K.  Schneider.  Hannover, 
Verlag  von  Karl  Meyer. 

Eugen  Baumgartner. 
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Beschädigung  und  Bruch. 

Strandungsklausel,  Leckage,  Decksladung,  Tiere. 

I.  Begriff.  —  Der  Umfang  der  Gefahr,  die  nach  der  allgemeinen  Kegel  des 
A.  I).  H.-G.-B.  Art.  82  i  H.-G.-B  von  4807,  §  820,  und  A.  S.-V  -B.  von  1807, 
8  G9,  der  Versicherer  zu  tragen  hat,  kann  durch  Vertrag  eingeschränkt  werden. 
Zu  den  Klauseln,  deren  sich  der  Versicherungsverkehr  bedient,  um  diesen  Zweck 
zu  erreichen,  gehören  die  Klauseln:  I.  frei  von  Beschädigung  oder  frei  von 
Bruch;  2.  frei  von  gewissen  Prozenten  der  Beschädigung;  3.  frei  von  Beschädigung 
ausser  im  Strandungsfalle,  oder  frei  von  Bruch  ausser  im  Strandungsfalle: 
•4.  frei  von  Beschädigung  und  vom  Tod  ausser  im  Strandungsfall. 

II.  Geschichte.  —  Die  Thatsache,  dass  sich  aus  einer  vorhandenen  Be- 
schädigung häulig  nicht  nachweisen  lässt,  ob  ihre  Veranlassung  zu  linden  sei  in 
Seeunfällen,  oder  ob  sie  herbeigeführt  sei  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  der 
Waren,  hat  schon  früh  dahin  geführt,  dass  die  Versicherer  hei  gewissen  leicht 
verderblichen  Waren  sich  frei  zeichneten  von  jeder  blossen  Beschädigung  im 
(iegensatze  zum  Totalverlust,  oder  dass  sie  die  partikuläre  Beschädigung  nur 
dann  übernahmen,  wenn  dieselbe  gewisse  Prozente  überstieg,  oder  nur  dann, 
wenn  ein  bestimmter  ausgezeichneter  Seeunfall  eingetreten  sein  würde  So  war 
in  England  eine  die  Haftung  der  Versicherer  für  partikuläre  Schäden  ausser  im 
Strandungsfall  aussehliessende  Klausel  schon  vor  1749  seit  längerer  Zeit  in  Ge- 
brauch; seit  dem  Jahre  1749  fand  sich  in  den  englischen  gedruckten  Polizen  ein 
stehendes  NB.  oder  Memorandum  des  Inhalts:  *  Com,  Fish,  Salt,  Fruit,  Flotir 
and  Seed  are  warranted  free  from  Average,  unless  general  or  the  Ship  be  stran- 
ded»;  und  auch  bei  gewöhnlicheren  Gütern  erklärte  der  Versicherer  zufolge  dieses 
Memorandum  für  eine  Beschädigung  unter  3  Prozent  nicht  haften  zu  wollen: 
'  unless  general  or  the  Ship  be  stranded-.  Aus  der  ersten  Klausel  wurden  im 
Jahre  17.74  infolge  einer  gerichtlichen  Entscheidung  die  Worte:  « or  the  Ship 
be  stranded  •  ausgestrichen,  so  dass  bei  sulchen  leicht  verderblichen  Waren  die 
Versicherer  nur  noch  für  grosse  Haverei  und  totale  Verluste  hafteten  ivergl. 
Cropp,  vom  Strandungsfalle,  in  Heise  und  Cropp,  juristische  Abhandlungen,  Bd.  I, 
1827,  'S.  G  >  ff.! 

Auch  in  Hamburg  wurde  bei  verderblichen  Waren  schon  gegen  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  die  Klausel,  «frei  von  Beschädigung»,  bei  minder  verderblichen 
Waren  die  Klausel  «frei  von  10  Prozent  oder  lö  Prozent  Beschädigung-  und 
wie  in  England  und  in  Holland  auch  mit  dem  Zusätze  «ausser  im  Strandungsfalle  » 
in  die  Polizen  aufgenommen. 

Diese  Klauseln  fanden  auch  Aufnahme  in  den  allgemeinen  Plan  der  Ham- 
burgischen Versicherer  aus  dem  Jahre  18')  >.  Indes*  blieb  die  Frage,  was  unter 
einem  Strandlingsfalle  zu  verstehen  sei.  sehr  zweifelhaft,  was  sich  insbesondere 
aus  drei  im  Archiv  für  das  Handelsrecht  Bd.  2,  Hamburg  1820,  S.  00  ff.  mit- 
geteilten Hechtsiällcn  aus  den  Jahren  1793  und  IS  10  ergiebt. 

In  dem  Bevidierten  allgemeinen  Plan  Hamburgischer  See- Versicherungen 
fanden  sich  Vorschriften  über  die  Klauseln  «frei  von  5  Prozent  >  oder  «frei  von 
10  Prozent  -  in  den  91  und  92  üher  die  Klausel  «frei  von  Beschädigung  oder 
frei  von  Bruch  ausgenommen  im  Slrandungsfalle  »  in  £  93. 

$  91:  Bei  der  Bedingung  «frei  von  5  Prozent»  oder  «frei  von  10  Prozent 
Beschädigung  •  mu<s  die  wirkliche  Beschädigung  der  versicherten  Güter,  ohne  alle 
Extrakosten,  sich  höher  als  die  angegebenen  Prozente  belaufen,  um  Ersatz  von 
dem  Versicherer  fordern  zu  können,  welcher  sodann  verpachtet  ist,  den  ganzen 
Sehatlen,  ncb*t  allen  Extrakosten,  nach  §  90,  zu  bezahlen  tf;  90  enthält  Vor- 
schriften über  das  \on  dem  Vcrsi<  bci  ler>  bei  vorgefundenen  Beschädigungen  zu 
beob.'ir-btende  Verfahren :. 

§  9'J:  Wem»  das  Sehd'f  m  einen  Nothafen  eingelaufen  gewesen,  so  ersel/.t 
der  Versicherer,  wenn  au.-h  die  Beschädigung  nicht  die  vorerwähnten  Prozente 
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übersteigt,  dennoch  alle  zur  Erhaltung  der  (iiiler  verwandten  Kosten,  falls  solche 
nicht  mit  in  die  Havarie  grosse  aufgenommen  sind.  Bei  Gütern,  welche  mit  der 
Bedingung  « frei  von  Beschädigung  oder  frei  von  Bruch,  ausgenommen  im  Stran- 
dungslälle»  versichert  sind,  werden  aber  jene  Kosten  vom  Versicherer  nicht 
erstattet 

$  93,  Alts.  1 :  Bei  der  Bedingung  «  frei  von  Beschädigung  oder  frei  von  Bruch, 
ausgenommen  im  Strandungsfalle  »  hat  der  Versicherer  nur  dann  die  Beschädigung 
oder  den  Bruch  des  versicherten  Gegenstandes  zu  bezahlen,  wenn  das  Schiff 
gestrandet  ist,  und  die  Beschädigung  oder  der  Bruch  nach  §  90  drei  Prozent 
übersteigt. 

Abs.  2:  Ein  Slrandungsfall  ist  vorhanden,  wenn  das  Schiff  auf  einen  Grund 
gerät  und  festsitzen  bleibt,  oder  nur  durch  Anwendung  ungewöhnlicher  Mass- 
regeln, als  Kappen  der  Masten,  Werfen  oder  Loschen  von  der  Ladung  —  (nicht 
durch  Anwendung  gewöhnlicher  Massregeln,  als  Winden  auf  den  Ankern,  Backstellen 
der  Segel)  —  abgebracht  wird,  und  wenn  das  Schiff  durch  solches  Festsitzen 
Schaden  am  Rumpfe  erlitten  hat,  der  so  bedeutend  ist,  das»  sich  die  Beschädigung 
der  Güter  hieraus  erklären  lässt. 

Der  preussisehe  Entwurf  eines  H.-G.-B.  enthielt  in  Art.  6-46  eine  Bestimmung 
über  die  Bedeutung  der  Klausel:  «frei  von  bestimmten  Prozenten»,  in  Art.  648 
desgleichen  bezüglich  der  Klauseln:  «  frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungs- 
falle »  und  «frei  von  Bruch  ausser  im  Strandungsfalle». 

Art.  6i6,  Abs.  I:  Wenn  die  Polize  mit  der  Klausel  «frei  von  bestimmten 
Prozenten »  gezeichnet  ist,  so  haftet  der  Versicherer  für  partikuläre  Havereien 
nur  insofern,  als  die  wirkliche  Beschädigung  ohne  die  Nebenkosten  der  angegebenen 
Prozente  vom  Werte  des  Gegenstandes  oder  vom  Betrage  der  Taxe  übersteigt. 

Abs.  2:  Für  den  Beitrag  des  versicherten  Gegenstandes  zur  grossen  Haverei 
haftet  der  Versicherer  in  dem  Art.  64t»  bestimmten  Umfange. 

Abs.  3:  Auch  haftet  derselbe  ohne  Bücksicht  auf  den  Minderbetrag  der 
Prozente,  für  die  Reklamekosten,  sowie  bei  Versicherungen  auf  Waren  für  die 
Kosten,  welche  zur  Erhaltung  derselben  verwendet  werden,  wenn  das  Schiff  in 
einen  Nothafen  eingelaufen  ist,  und  diese  Kosten  nicht  in  die  grosse  Haverei  auf- 
genommen worden  sind. 

Art.  64*.  Abs.  1:  Wenn  die  Polize  mit  der  Klausel  <  frei  von  Beschädigung 
ausser  im  Strandungsfalle »  oder  *  frei  von  Bruch  ausser  im  Strandungsfall  >  ge- 
zeichnet ist,  so  haftet  der  Versicherer,  ausser  für  Totalverlust  nur  für  solche 
Beschädigungen,  welche  infolge  einer  Strandung  entstanden  sind. 

Abs.  2:  Eine  solche  ist  vorhanden,  wenn  das  Schiff  auf  den  Grund  gerät  und 
fest  bleibt,  oder  nur  durch  Anwendung  ungewöhnlicher  Massregeln  oder  durch 
eine  ungewöhnlich  hohe  Springflut  abgebracht  werden  kann. 

Abs.  3.  Jedoch  haftet  der  Versicherer  auch  für  den  Beitrag  des  versicherten 
Gegenstände»  zur  grossen  Haverei  in  dem  Art.  6i2  bezeichneten  Lmfange,  sowie 
für  Reklamekosten  bei  Anhallung  des  versicherten  Gegenstandes. 

Bei  der  Beratung  in  erster  Lesung  fand  eine  eingehendere  Verhandlung  nur 
über  den  Art.  6 18  statt.  (Protokolle  S.  :$121  3:144).  Zunächst  wurde  Annahme 
einer  Bestimmung  dahin  beschlossen :  «  Wenn  die  Polize  mit  der  Klausel  «  frei  von 
Beschädigung'  gezeichnet  ist.  so  haftet  der  Versicherer  nicht  für  Beschädigungen  und 
die  aus  der  Beschädigung  hervorgehende  Verminderung  des  versicherten  Objekts. 
Er  haftet  für  Totalverlusl  und  anderweitige  Verminderungen  des  versicherten 
Gegenstands  d.  iS.  3323).  Dann  folgte  Diskussion  über  die  Frage,  ob  der  Ver- 
sicherer bei  einer  Versicherung  unter  der  Klausel:  -frei  von  Beschädigung«  die 
Beiträge  des  versicherten  Gegenstand*  zur  grossen  Haverei  und  den  Retlungsauf- 
wand  zu  ersetzen  habe,  und  wurde  beschlossen,  das»  der  Versicherer  die  Beiträge  zur 
grossen  Haverei  zu  ersetzen  habe;  dasselbe  habe  von  den  in  Art.  567  und  609 
(Anlage  zum  3S|.  Protokoll,  S.  3:tni>)  aufgeführten  Beiträgen  zu  gelten,  endlich 
habe  der  Versicherer  auch  den  Rettungsaufwand  zu  ersetzen,  soweit  dieser  zur  Ab- 
wehr eines  ihn  treffenden  Verlustes  erfolgt  sei.  Den  Hauptpunkt  der  Erörterung 
bildete  die  Klausel:  •  frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfalle».  Diese 
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Klausel  habe  im  Laufe  der  Zeil  ihre  Bedeutung  zum  Teil  geändert  Früher 
habe  sie  den  Versicherer,  auch  wenn  keine  Strandung  erfolgte,  von  der  Haftung 
für  die  nachweislich  aus  bestimmten  Seeunfällen,  z.  B.  Plünderung,  Feuer,  ent- 
standenen Beschädigungen  nicht  befreit-,  neuerdings  werde  ihr  an  manchen  Orten 
die  Bedeutung  beigelegt,  dass  sie  den  Versicherer  bis  zum  Eintritt  einer  Strandung 
im  Allgemeinen  von  der  Haftung  für  alle  Arten  von  Beschädigung  befreie.  Be- 
züglich der  Frage,  für  welche  Beschädigungen  der  Versicherer  im  Strandungsfalle 
hafte,  ständen  sich  nunmehr  drei  Systeme  gegenüber :  Das  erste  mit  einer  streng 
wörtlichen  Auslegung  der  Klausel  in  Einklang  stehende  englische  System,  sehe 
die  Sache,  sobald  eine  Strandung  eingetreten  sei,  so  an,  als  wenn  die  Klausel  gar 
nicht  geschrieben  und  die  Versicherung  ohne  jede  Beschränkung  abgeschlossen 
wäre.  Dem  entsprechend  hafte  der  Versicherer  beim  Eintritt  einer  Strandung  für 
alle  Beschädigungen  des  versicherten  Gegenstandes,  ohne  alle  Rücksicht  darauf, 
ob  sie  eine  Folge  der  Strandung,  oder  nachweisbar  unabhängig  von  derselben, 
sei  es  früher  sei  es  später,  entstanden  seien.  Nach  dem  zweiten,  die  Natur  der 
Sache  mehr  berücksichtigenden,  auch  im  preussisehen  Entwurf  zur  Anerkennung 
gelangten  System  hafte  der  Versicherer  im  Falle  einer  Strandung  nur  dann,  wenn 
die  Beschädigung  eine  Folge  der  Strandung,  also  ein  Kausalzusammenhang 
zwischen  beiden  nachgewiesen  sei.  Nach  dem  drillen,  im  Hamburger  Plan  und 
den  Bremer  Assekuranzbedingungen  adoptierten  System  genüge  es,  dass  ein 
Kausalverband  möglich  sei,  das  ist,  dass  sich  die  Beschädigung  aus  der  Strandung 
erklären  lasse.  Nach  längerer  Diskussion  wurde  eine  Bestimmung  dahin  be- 
schlossen :  «  der  Versicherer  haftet  im  Falle  einer  Strandung  für  jeden  Schaden, 
für  welchen  er  haften  würde,  wenn  die  Klausel  nicht  gebraucht  wäre,  es  sei 
denn,  dass  er  nachweist,  dass  der  Schaden  entstanden  sein  würde,  auch  wenn 
das  Schiff  nicht  gestrandet  wäre.>  (S.  3328).  Doch  wurde  schon  in  der  nächsten 
Sitzung  ein  abweichender  Beschluss  dahin  gefasst:  « der  Versicherer  hafte  im  Fall 
der  Slrandung  für  die  mit  derselben  in  Kausalzusammenhang  stehenden  Be- 
schädigungen; es  werde  aber  das  Vorhandensein  dieses  Kausalzusammenhanges 
bei  allen  Beschädigungen  vermutet,  die  sich  möglicherweise  aus  einer  Strandung 
erklären  licssen.»  (S.  3331 ). 

Weiter  wurde  die  Frage  behandelt,  wann  ein  Slrandungsfall  anzunehmen  sei. 
Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  der  aus  dem  Wortverstande  sich  ergebende 
Begriff,  wonach  unter  Strandung  derjenige  Unfall  zu  verstehen  sei,  in  dessen 
Folge  das  Schiff  auf  tirund  gerate  und  nicht  wieder  abkomme,  im  versicherungs- 
rcchtliehen  Sinne  beträchtlich  erweitert  werde.  1  her  das  Mass  der  Erweiterung 
bestehe  nicht  die  nötige  Übereinstimmung.  Einverstanden  sei  man  darüber,  dass 
das  Schiff  auf  (Jrund  geraten  sein  müsse,  gleichviel  welcher  Art  der  Grund  sei 
(Küste,  Sandbank,  Felsen)  und  dass  es  wenigstens  eine  Zeillang  daselbst  fest- 
gesessen habe,  ferner  darüber,  dass  Slossen,  d.  h.  auf  Grund  Geraten  mit 
sofortigem  Abkommen,  nicht  zur  Strandung  gerechnet  werde.  Dagegen  würde  bald 
verlangt,  dass  das  Schilt  auch  noch  einen  beträchtlichen  Schaden  erlitten  habe, 
bald,  dass  es  nicht  ohne  ausserordentliche  Massregeln  wieder  abgebracht  werden 
könne,  bald  würden  beide  Voraussetzungen  für  notwendig  erklärt.  Mitunter  werde 
verlangt,  dass  das  Schilf  durch  einen  besonderen  Seeunfall  auf  den  Grund  ge- 
raten sei.  Nach  eingehender  Beratung  wurde  im  Wesentlichen  der  preussische 
Entwurf  mit  einigen  Modifikationen  angenommen,  nämlich  unter  Beifügung  :  dass 
das  Schiff  infolge  ungewöhnlicher  Umstände  auf  den  Grund  geraten  sein  müsse, 
dass  ein  Strandungslull  auch  darin  vorliege,  wenn  das  Schilf  durch  ungewöhn- 
liche Umstände  auf  den  Strand  geraten,  ein«'  Zeitlang  festsitze  und  dadurch 
einen  erheblichen  Schaden  am  Rumpfe  leide,  gleichviel  ob  es  durch  Anwendung 
irgend  welcher  Massrcgcln  oder  ohne  solche  durch  die  Flut  u.  dgl.  wieder  ab- 
komme,  sowie  mil er  BeilTigmiL'  der  in  ij  it3  des  Hamburger  Plans  enthaltenen 
Beispiele   von   aus>erordentli<  hen    Ma wegein    zur  Verdeutlichung.   (Seite  3337 

und  :s:us  i 

Mit  1 :  1 1 .  k  -  i  •  ■  1 1 1  darauf,  da-s  die  Klausel  •  frei  von  Beschädigung»  in  der  Mehrzahl 
der  deutschen  Seeplätze  ganz  ungebräuchlich  und  auch  in  England,  wo  sie  früher 
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gebräuchlich  gewesen,  aus  Billigkeitsrücksichten  im  Inleres.sc  des  Versicherten 
fast  vollständig  der  Klausel  €  frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfall » 
gewichen  sei,  wurde  von  einer  Aufnahme  einer  besonderen  Bestimmung  über 
die  Klausel  «frei  von  Beschädigung»  Abstand  genommen  (S.  3339*.  Ein  Antrag 
auszusprechen,  dass  die  in  Art.  042  statuierte  gesetzliche  Franchise  von  3  Pro- 
zent auch  bei  Beschädigungen  in  Strandungsfällen  eintreten  sollte,  fand  An- 
nahme (S.  3310). 

Bei  Beratung  der  Klausel  « frei  von  Bruch  ausser  im  Strandungsfalle »  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  eine  Gleichstellung  mit  der  Klausel  « frei  von  Beschä- 
digung ausser  im  Strandungsfalle»  nicht  gerechtfertigt  sei;  wenn  bei  letzterer 
Klausel  der  Versicherer  stets  für  Totalverlust  haften  solle,  würde  eine  ent- 
sprechende Anwendung  dahin  führen,  dass,  wenn  die  ganze  betreffende  Ladung 
durch  Bruch  zu  Grunde  gegangen  sei,  und  der  Rest  in  wertlosen  Scherben  besiehe, 
der  Versicherer  gleichwohl  haften  müsse,  obwohl  dies  mit  der  Auffassung  des 
Verkehrs  in  Widerspruch  stehe.  Dafür  wurde  eine  Bestimmung  vorgeschlagen 
des  Inhalts :  Ist  die  Versicherung  mit  der  Klausel  « frei  von  Bruch  ausser  im 
Strandungsfall»  abgeschlossen,  so  haftet  der  Versicherer,  falls  eine  Slrandung 
nicht  erfolgt,  für  keinen  Schaden,  welcher  in  Bruch  sich  gründet,  dagegen  für 
alle  übrigen  Schäden  in  derselben  Weise,  als  wenn  der  Vertrag  ohne  die  Klausel 
abgeschlossen  wäre.  Kr  haftet  ferner,  wenn  eine  Strandung  stattfindet,  zugleich 
für  den  im  Bruch  sich  gründenden  Schaden,  wenn  der  Bruch  Folge  der  Stran- 
dung ist.  Ks  wird  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  vermutet,  « dass  der  Bruch  • 
u.  s.  w.  wie  bei  der  Bestimmung  über  die  Klausel  « frei  von  Beschädigung  ausser 
im  Strandungsfall ».   Dieser  Vorschlag  wurde  angenommen. 

Zum  Schlüsse  wurde  die  Frage  erörtert,  ob  es  sich  empfehle,  von  der  Regel, 
dass,  eine  Haftung  des  Versicherers  wegen  Beschädigung  ausgeschlossen  sei 
wenn  keine  Strandung  erfolgt  sei,  eine  Ausnahme  zuzulassen  bezüglich  eines 
durch  Feuer  entstandenen  Schadens.  Ks  wurde  beschlossen,  auszusprechen,  dasa 
die  durch  ein  von  Aussen  kommendes  Feuer  entstandenen  Beschädigungen  (Bruch 
und  dergleichen)  nicht  als  solche  anzusehen  seien,  von  welchen  der  Versicherer 
durch  die  Klauseln:  «frei  von  Beschädigung  (oder  von  Bruch),  ausser  im  Stran- 
dungsfall »  befreit  werde,  sowie  ausdrücklich  beizufügen,  dass  dasselbe  von  dem 
durch  Löschen  eines  solchen  Feuers  entstandenen  Schaden  gelte. 

Bei  der  Beratung  in  zweiter  Lesung  (Protokoll  S.  43G5—  4372)  wurde  zu- 
nächst beantragt,  eine  Reihe  von  Seeunfällen:  Kentern,  Sinken,  Brechen,  Schei- 
tern, Beschiessen  des  Schiffs  oder  der  zugehörigen  Leichter,  Kollision,  welche 
einen  erheblichen  Schaden  am  Rumpf  des  Schiffs  verursacht,  Feuer  (abgesehen 
von  der  Selbstentzündung')  der  versicherten  Güter,  sowie  jeden  Secunfall,  infolge 
dessen  das  Schiff  reparaturunfähig  geworden  sei,  in  ihrer  Wirkung  der  Stran- 
dung gleichzustellen.  Die  Gleichstellung  der  Leichter  solle  zugleich  die  Kontro- 
verse, ob  die  durch  Slrandung  des  Leichters  entstandene  Beschädigung  den 
Versicherer  treffe,  iniplicite  hinlänglich  deutlich  entscheiden. 

Die  Erweiterung  wurde  nach  vorgängiger  Diskussion  dahin  beschlossen,  dass 
der  Strandung  das  Kentern,  Scheitern  und  Sinken  gleichzuachten  sei.  Statt  des 
Wortes  «Brechen»  wurde  der  Ausdruck  «Zerbrechen  des  Rumpfes»  gewählt, 
nachdem  darauf  hingewiesen  war.  dass  unter  «Brechen»  der  Unfall  verstanden 
werde,  wenn  das  Schiff  am  Schiffskörper  eine  bedeutende  Rumpierung  erleide 
und  dessen  Bestandteile  eine  wesentliche  Veränderung  ihrer  Stellung  zu  tinander 
erführen,  und  zwar  ohne,  dass  ein  Zusummenstoss  des  Schiffs  mit  harten  Gegen- 
ständen stattgefunden  habe,  vielmehr  infolge  der  ungewöhnlichen  Gewalt  der 
Wellen,  der  Bauart  des  Schiffes  und  der  Stauung,  wie  •/..  B.  wenn  das  Schiff 
vom  Kiel  aus  breche  (den  Rücken  breche*,  weil  es  bei  schnellem  Segeln  plötz- 
lich beilegen  müsse,  um  über  Bnrd  gefallene  Mannschaften  zu  reiten  u.  dgl. 
Die  Aufnahme  der  Worte  «  Kollision,  die  einen  erheblichen  Schaden  am  Rumpf 
des  Schiffes  verursacht »,  wurde  abgelehnt,  da  eine  Kollision  sich  nicht  mit  der 
Strandung  vergleichen  lasse;  die  Gleichstellung  sei  bedenklich.   Dagegen  fanden 
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die  Worte  t  sowie  jeden  Seeunfall,  infolgedessen  das  Schiff  reparaturunfähig  ge- 
worden ist »,  Aufnahme. 

Aus  der  weiteren  Diskussion  ergiebt  sich,  dass  die  Präsumtion  des  Kausal- 
zusammenhanges auf  Feuerschäden  keine  Anwendung  linden  solle,  dass  es  keines- 
falls erforderlich  sei,  dass  das  Feuer  ausserhalb  des  Schiffs  entstanden  und  so- 
dann das  Schiff  ergriffen  habe,  dass  endlich  die  Haftung  für  den  durch  Feuer 
und  dessen  Löschung  an  den  von  ihm  ergriffenen  Gütern  verursachten  Schaden 
sich  nicht  erstrecke  auf  diejenigen  Beschädigungen,  die  andere  Güter  dadurch 
erleiden,  z.  B.  wenn  infolge  eines  Feuers  die  Öffnung  der  Luken  notwendig 
werde,  und  Seewasser  eindringe  u.  dgl.  Auch  bezüglich  des  Beschiessens  wurde 
Gleichstellung  mit  dem  Feuer  beschlossen,  so  dass  dem  Versicherer  nur  der 
durch  die  Kugel  veranlasste  unmittelbare,  vom  Versicherten  zu  erweisende 
Schaden  aufzubürden  sei.  Die  Beschädigung  der  im  Leichlerschiff  befindlichen 
Güter  sei  ebenso  zu  beurteilen,  wie  wenn  der  Unfall  das  Hauptschiff  betroffen 
hätte,  vorausgesetzt,  dass  berechtigter  Weise  abgeleichtert  worden. 

III.  Gesetzgebung  und  Versicherungsbedingungen.  —  A.D.H.-G.-B.  Art 
815 bis  857;  H.-G.-B.  von  1897  §  851— 853  (Redaktion  des  H.-G.-B.  v.  1897).  Abs.1, 
Satz  1 :  Ist  der  Vertrag  mit  der  Klausel  « frei  von  Beschädigung,  ausser  im 
Strandlingsfall »  abgeschlossen,  so  haftet  der  Versicherer  nicht  für  einen  Schaden, 
welcher  aus  einer  Beschädigung  entsteht,  ohne  Unterschied,  ob  der  Schaden  in 
einer  Wertverringerung,  oder  in  einem  gänzlichen  oder  teilweisen  Verlust  und 
insbesondere  darin  besteht,  dass  die  versicherten  Güter  gänzlich  verdorben  und 
in  ihrer  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört  den  Bestimmungshafen  erreichen 
oder  während  der  Reise  wegen  Beschädigung  und  drohenden  Verderbs  verkauft 
worden  sind,  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  oder  das  Leiehterfahrzeug,  in  welchem 
sich  die  versicherten  Güter  befanden,  gestrandet  ist.  Satz  2:  Der  Strandung 
werden  folgende  Seeunfälle  gleich  geachtet :  Kentern,  Sinken,  Zerbrechen  des 
Rumpfes,  Scheitern  und  jeder  Seeunfall,  durch  den  das  Schiff  oder  das  Leichter- 
fahrzeug reparaturunfähig  geworden  ist. 

Abs.  2  Satz  1  :  Hat  sich  eine  Slrandung  oder  ein  dieser  gleich  zu  achtender 
anderer  Seeunfall  ereignet ,  so  haftet  der  Versicherer  für  jede  drei  Prozent 
(Art.  811),  §  8i5)  übersteigende  Beschädigung,  der  infolge  eines  solchen  See- 
unfalls entstanden  ist.  nicht  aber  für  eine  sonstige  Beschädigung.  Satz  2:  Es 
wird  vermutet,  dass  eine  Beschädigung,  die  möglicherweise  Folge  des  einge- 
tretenen Seeunfalls  sein  kann,  infolge  des  Unfalls  entstanden  sei. 

Abs.  3  Satz  1  :  Für  jeden  Schaden,  der  nicht  aus  einer  Beschädigung  ent- 
steht, haftet  der  Versicherer,  ohne  Unterschied,  ob  sich  eine  Strandung  oder 
ein  anderer  der  erwähnten  Unfälle  zugetragen  hat,  oder  nicht,  in  derselben 
Weise,  als  wenn  der  Vertrag  ohne  die  Klausel  abgeschlossen  wäre.  Satz  2: 
Jedenfalls  haftet  er  für  die  in  Art.  838,  §  831,  unter  1,  2,  4  erwähnten  Bei- 
träge, Aufopferungen  und  Kosten,  für  die  in  Art.  838,  §  83L,  unter  Nr.  3.  er- 
wähnten Kosten  aber  nur  dann,  wenn  sie  zur  Abwendung  eines  ihm  zur  Last 
fallenden  Verlustes  verausgabt  worden  sind. 

Abs.  3 :  Eine  Beschädigung,  die  ohne  Selbstentzündung  durch  Feuer  oder 
durch  Löschung  eines  solchen  Feuers  oder  durch  Beschiesscn  entstanden  ist, 
wird  als  eine  solche  Beschädigung,  von  welcher  der  Versicherer  durch  dio  Klausel 
befreit  wird,  nicht  angesehen. 

Art.  851)  §  S52  :  Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel  « frei  von  Bruch,  ausser 
im  Strandungsfalle»  abgeschlossen  ist,  so  linden  die  Vorschriften  des  Art.  855 
§  851  mit  der  Alassgabc  Anwendung,  dass  der  Versicherer  für  Bruch  insoweit 
haftet,  als  er  nach  Art.  855  §  851  für  Beschädigung  aufzukommen  hat. 

Art.  857  $  853:  Eine  Strandun^'  im  Sinne  der  Art.  855,  850,  851,  852, 
ist  vorhanden,  wenn  das  Schiff  unter  nicht  gewöhnlichen  Verhältnissen  der  See- 
schiffahrt auf  den  Grund  fest  gerät  und  nicht  wieder  Hott  wird  oder  zwar 
wieder  flott  wird,  jedoch  entweder 

1.  mir  unter  Anwendung  ungewöhnlicher  Mas.M'egeln,  wie  Kappen  der 
Masten,  Weilen  «der  Löschung  eines  Teils  der  Ladung  und  dergleichen, 
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oder  durch  den  Eintritt  einer  ungewöhnlich  hohen  Flut,  nicht  aber  aus- 
schliesslich durch  Anwendung  gewöhnlicher  Massregeln,  wie  Winden  auf 
den  Anker,  Backstellen  der  Segel  und  dergleichen,  oder 

2.  erst  nachdem  das  Schiff  durch  das  Festgeraten  einen  erheblichen  Schaden 
am  Schiffskörper  erlitten  hat. 

Allgemeine  See  v  ersiehe  rung*  beding  ungen  von  18G7.  §  1  (>3,  Abs.  i, 
Satz  1 :  Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel  «  frei  von  Beschädigung »  abgeschlossen 
ist,  so  haftet  der  Versicherer  nicht  für  einen  Schaden,  welcher  aus  einer  Be- 
schädigung entstanden  ist.  ohne  Unterschied,  ob  derselbe  in  einer  WerLsverringe- 
rung  oder  in  einem  gänzlichen  oder  teilweisen  Verlust  und  insbesondere  darin 
besteht,  dass  die  versicherten  (iüter  gänzlich  verdorben  und  in  ihrer  ursprüng- 
lichen Beschaffenheit  zerstört  den  Bestimmungshafen  erreichen  oder  während 
der  Reise  wegen  Beschädigung  und  drohenden  Verderbs  verkauft  worden  sind. 
Satz  2:  Eine  entsprechende  Wirkung  hat  die  Klausel  «frei  von  Bruch  >. 

Abs.  2  Satz  1  :  Für  jeden  Schaden,  welcher  nicht  aus  einer  Beschädigung, 
resp.  durch  Bruch  entstanden  ist,  haftet  der  Versicherer  in  derselben  Weise,  als 
wenn  der  Vertrag  ohne  die  Klausel  abgeschlossen  wäre.  Satz  2.  Jedenfalls  haftet 
er  für  die  in  §  8i  unter  Ziffer  1  und  2  in  §§  69  a.  E.  erwähnten  Beiträge, 
Aufopferungen  und  Kosten:  für  die  im  §  81  unter  Ziffer  3  erwähnten  Kosten 
aber  nur  dann,  wenn  sie  zur  Abwendung  eines  ihm  zur  Last  fallenden  Ver- 
lustes verausgabt  sind. 

§  104  Abs.  i  :  Wird  der  Klausel  « Irei  von  Beschädigung  (von  Bruch) »  der 
Zusatz  hinzugefügt  «ausser  im  Strandungsfall »,  so  haftet  der  Versicherer  für 
jede  drei  Prozent  übersteigende  97)  Beschädigung  (Bruch),  wenn  das  Schiff 
oder  das  Leichterfahrzeug,  worin  die  versicherten  Güter  sich  befinden,  gestrandet  ist. 

Abs.  2  Satz  1 :  Ein  Strandungsfall  ist  vorhanden,  wenn  das  Schiff  auf  einen 
Grund  gerät  und  fest  sitzen  bleibt,  oder  nur  durch  Anwendung  ungewöhnlicher 
Massregeln,  als  Kappen  der  Masten,  Werfen  oder  Löschen  von  der  Ladung  — 
nicht  durch  Anwendimg  gewöhnlicher  Massregeln,  als  Winden  auf  den  Ankern, 
Backslellen  der  Segel  —  abgebracht  wird,  oder  durch  ungewöhnlich  hohe  Flut 
abkommt,  und  wenn  das  Schiff  durch  solches  Festsitzen  Schaden  am  Rumpfe 
erlitten  hat,  der  so  bedeutend  ist,  dass  sich  die  Beschädigung  der  Güter  hier- 
aus erklären  last.  Satz  2:  Der  Strandung  sind  gleichzuachlen  nur  Kentern, 
Versinken,  Scheitern  und  Verbrennen. 

Abs.  3  Satz  1  :  Hat  eine  Strandung  oder  ein  dieser  gleich/.uachtender  anderer 
Seeunfall  sich  ereignet,  so  haftet  der  Versicherer  für  jede  drei  Prozent  über- 
steigende Beschädigung,  welche  infolge  eines  solchen  Seeunfalls  entstanden  ist, 
nicht  aber  für  eine  sonstige  Beschädigung.  Satz  2.  Es  wird  bis  zum  Nachweis 
des  Gegenteils  vermutet,  dass  eine  Beschädigung,  welche  möglicherweise  Folge 
des  eingetretenen  Seeunfalls  sein  kann,  infolge  desselben  entstanden  ist.  Satz  3: 
Dieses  findet  in  entsprechender  Weise  statt  bei  der  Klausel  «frei  von  Bruch, 
ausser  im  Strandungsfall  ». 

Abs.  4 :  Eine  Beschädigung  oder  ein  Schaden  durch  Bruch,  welche  erweis- 
lich ohne  Selbstentzündung  durch  Feuer  oder  durch  Löschung  eines  solchen 
Feuers  oder  durch  Beschiessen  entstanden  sind,  werden  als  ein  Schaden,  von 
welchem  der  Versicherer  durch  die  Klausel  «  frei  von  Beschädigung  (von  Bruch), 
ausser  im  Strandungsfall  >  befreit  wird,  nicht  angesehen. 

§  10.")  Abs.  \  :  Jede  Güterversicherung,  bei  welcher  nicht  etwa  vereinbart 
wird,  dass  der  Versicherer  von  jeglicher  Haftung  für  Beschädigung  frei  sein  soll 
(«frei  von  Beschädigung»,  $  103),  gilt  als  geschlossen 

entweder  :  frei  von  gewissen  Prozenten  der  Beschädigung, 
oder:  frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Strandungsfall. 

Abs.  2  Satz  1  :  Die  für  Güterversicherungen  bestimmten  Poli/.en-Formulare 
werden  das  Nähere  darüber  enthalten,  für  welche  (iüter  die  Versicherung  frei 
von  gewissen  Prozenten  der  Beschädigung,  und  zwar  frei  von  welchen  Pro- 
zenten, übernommen  wird.    Satz  2:  Für  die  nicht  solchergestalt  aufgeführten 
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und  nicht  etwa  mit  besonderen  Klauseln  vorsicherten  Güter  gilt  die  Versiche- 
rung «  frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Slrandungsfall ». 

Abs.  3:  Bei  der  Prozentrechnung  des  Beschädigungsbelaufes  wird  nur  dieser 
selbst  veranschlagt,  ohne  Einrechnung  etwaiger  Kosten,  welche  die  Güter  ge- 
troffen haben  oder  des  Schadens,  welcher  durch  den  Verlust  einzelner  Teile 
derselben  entstanden  sein  möchte. 

Abs.  4  Satz  1 :  Übersteigt  der  Belauf  der  Beschädigung  die  Befreiung* - 
prozentc,  so  wird  der  gesamte  Besehädigungsbclauf  vergütet,  es  wäre  denn,  dass 
das  Gegenteil  vereinbart  wäre,  z.  15.  durch  die  Klausel  <  frei  von  (gewissen) 
ersten  Prozenten».  Satz  2:  Bei  einer  mit  vorbemerkter  Klausel  geschlossenen 
Versicherung  werden  die  Unkosten  dem  nach  §  133  ermittelten  Betrag  der  Be- 
schädigung hinzugefügt  und  eine  Vergütung  geschieht  so  weit,  wie  die  hieraus 
sich  ergebende  Gesamtsumme  die  ausgenommenen  Prozente  des  Versicherungs- 
werts resp.  der  Taxe  der  betreffenden  Gegenstände  übersteigt. 

Abs.  5:  Wegen  Beschädigung  an  flüssigen  Waren  s.  §  106  Abs.  4  der 
Polizen-Formulare. 

Die  See-Versicherungs-Polize  auf  Güter  enthält  folgende  Zusätze  aus  dem 
Jahre  1881  zu  den       104  -10T>: 

Abs.  1  :  Güter  gelten,  wenn  nicht  ein  Anderes  vereinbart  worden  ist,  als 
versichert,  wie  folgt: 


Frei  von  3  70  Beschädigung. 


Ali'«!  . 

Anker,  «-Ultihj. 
Arsihir. 

ANili:ilt. 


]:.«  ur.ni.lli -tuvunri  n.  m-'Iiv 
MAiiTiii.klHiw.iiircii. 

licrn'U'i«. 

l'-tn*  Iii  Kaswiil. 

CutT.n  in  Kh-.-i-rn. 

«nuiplm-,  t.tli.--f. 

('im  hl     rem  l'ioilm- 
t:-ni.irl. 

(  ii -I  iti.'  in  in  Kvt.  Ii. 
I  ;i*mii  I  i^r. .  \  in  K  i-,W  Ii, 
C ' i ■  i ii iii'lc  in  Ki-o.'ii. 
(•..rlimiillr. 
l.l,'|i]iulil..|l/.;ili:ii:. 
riHli..-!:..-/..  I   U>  Sl  l.ki  Ii. 
I-'hi'.-IimI/l-Mi.mI, 

('.«:. |.  -i. 

I  ..ii  n        I..-in.  n  ,     I  fl  u 
w  .11.  n    1 1  .  \V..|l.-i.|:.i. 


III!  I. 


r  -l!:  •.  (.im. 
(.  .I.i«--L  .i   ii  ,  .  rill-. 


r.nniüil  C.|>iil. 

Harz  in  r'iim.m. 

Molj-..  .lus-fimnuii.  Diflrri. 
l:,.hl-'i»  im.)  rumni>'i ■•. 

IliirmT. 

Hnni'pitzi'ii. 

In.lipi. 

llllÜKO-t'-ltlACl. 

I.-irkilyi . 

L'-inm  im<l  I,.  iir.nwii«rc:i 
\Ji:i^g...|l..riilll.:ll  SnrL 
1-im-iii    in    IC  1  !•  n  uii.l 

ll!,ll„U«.. 

Mavi.iljliiiv  in  KiisNorn 
...Irr  Knivii. 

M-Lli.il.irliu  v  ;i.i7i  ii  ;».[- 
««■ln.nni:.  -i     Tiirll  nn.l 
1  .|.-!i«ii  ui  n  in 
Hl  .1  H.iII.H» 

MlSpiI:.-  Iii  LI.  .'ii  II  ml.  1 
I  Hi  r.  Ii  ml-..-,  i  ■  [ll!n.  11 
1  •  <  Ii  nn.l  Suhl.. 

V.">r!:  I.-.. 

Mils.  JItiunv  . 

■Wk.  I. 

'  i|.;i  in. 

l'i  ,1,. 


«Jin'rtsllbiT  in  niL-lttl!  ii  ii 

(«!.[..,*,•!». 

Klulnub,  r. 
Suff,  nn. 
>rh.  lUrt. 
s<-tul>lrilU. 

r-.licr. 

X'  Id.-. 

Silli,  n.Kjin  n,    tri, tu    ui,. 1 

Silfn  uhuilit. 
Sp  r  Ii  im«.' Ii. 
St,,  min. 

StruiLi|.i.vi.:u,  n    in  Ki^t«.  n 

Uli    Hülll.lr-  ». 

Tul.. 

Tau.v.  :  k.  p-l  in'  r:. 
V-inill.  . 

Wnti6    In. -[in  . 
WAimtli. 

u.ar..s-T!i.:iT.i... 

\V  II.-,  .  i,|..|..ii ,.  I  .-.  .in-. 
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Abs.  2:  Alle  vorstehend  nicht  genannten  Güter  gelten  als  »frei 
von  Beschädigung  und  Bruch,  ausser  i  tu  S  t  randu  ngsf  all »  versichert. 

Abs.  :i:  D.'in  « Slrandiingstalli'  »  sind,  selbstverständlich  unter  Festhaltung 
•  ler  bezüglichen  s. «n-t i-cn  Bestimmungen  des  £  loi,  gleichzustellen  Kollision 
(An-  und  l  berscgliiiig'.  Stufen  i auf  ( irund  f. der  gegen  cm  anderes  Schiff,  einen 
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Quai,  Pier,  eine  Brücke,  oder  gegen  einen  anderen  fehlen  oder  im  Wasser 
treibenden  Gegenstand  ;  und  Beschädigung  des  Schiffe*  durch  Eis. 

§  106  Abs.  1  :  Bei  flüssigen  Waren  —  zu  welchen  auch  Honig,  Melasse, 
Syrup,  Palmöl  und  Theer  gerechnet  werden  —  ersetzt  der  Versicherer  die  ge- 
wöhnlichen Leckage,  abgesehen  von  etwaigen  Fällen  des  Verkaufs  im  Nothafen 
(s.  unten  Abs.  3),  niemals ;  die  außergewöhnliche  nur  in  dein  Fall,  wenn  das 
Schiff  durch  Stossen  oder  durch  stattgefundene  An-  oder  L'bersegelung  eine 
heftige  Erschütterung  erfahren  hat,  oder  gekentert,  gesunken  oder  gescheitert, 
oder  wenn  der  Rumpf  gebrochen,  oder  das  Schiff  durch  die  Wirkung  eines  See- 
unfalls absolut  reparaturunfähig  geworden  i§  131),  oder  wenn  es  auf  eine  den 
Versicherer  verpflichtende  Weise  arrestiert  oder  aufgebracht  und  länger  als  drei 
Monate  vom  Tage  der  Anhaltung  an  festgehalten  worden  ist,  oder  wenn  es  in 
einem  Nothafen,  den  dasselbe  wegen  Kriegsgefahr  oder  blockierten  Bestimmungs- 
hafens anging,  länger  als  drei  Monate  verbleiben  musste,  oder  wenn  die  Ware 
infolge  irgend  einer  dem  Versicherer  zur  Last  kommenden  Veranlassung  in 
einem  Nothafen  gelöscht  worden  ist. 

Abs.  2:  Als  gewöhnliche  Leckage  gelten  bei  Flüssigkeiten  in  Metallflaschen 
drei  Prozent,  bei  Baumöl  in  Fässern  mit  eisernen  Reifen  fünf  Prozent,  bei 
Baumöl  in  Fässern  anderer  Art,  sowie  bei  allen  übrigen  Flüssigkeiten,  gleich- 
viel in  welcher  Art  von  Gefässen,  zehn  Prozent. 

Abs.  3:  Beim  Verkauf  im  Nothafen  wird  von  jedem  Abzüge  wegen  ordent- 
licher oder  ausserordentlicher  Leckage  abgesehen. 

Abs.  4  Satz  1  :  Beschädigung  an  flüssigen  Waren  wird  nur  ersetzt,  wenn 
eine  derjenigen  im  ersten  Absatz  dieses  Paragraphen  aufgeführten  thalsächlichen 
Voraussetzungen  vorliegt,  welche  den  Versicherer  zum  Ersatz  für  aussergewöhn- 
liche Leckage  verpflichten.  —  Satz  2 :  Sind  flüssige  Waren  in  Flaschen,  Gläsern, 
Krügen  oder  Gefässen  ähnlicher  Art  verschifft,  so  gilt  die  vorstehende  Bestim- 
mung auch  von  jeglicher  Verletzung,  welche  den  Etiketten,  Kapseln,  Körben 
oder  dergleichen  zugefügt  wird. 

Abs.  5:  Flüssige  Waren  in  zerbrechlichen  Gefässen  gelten  als  «frei  von 
Bruch,  ausser  im  Strandungsfall »  versichert. 

§  107  Abs.  1  Satz  1 :  Für  Güter,  welche  auf  Deck  geladen  sind,  gilt  die 
Versicherung  « frei  von  Beschädigung»,  sowie  <frei  von  Werfen  und  l'berbordspülen>. 
Satz  2 :  Der  Versicherer  haftet  hiernach,  ausser  für  grosse  Haverei  und  was 
derselben  gleichsteht  (§  84),  nur  dann  für  deren  Verlust,  wenn  das  Schiff  ge- 
sunken, gescheitert,  durch  Feuer  zerstört,  verschollen  oder  für  gute  Prise  er- 
klärt worden  ist,  und  er  nicht  etwa  beweisen  kann,  dass  die  Deckslast  schon 
vorher  geworfen  oder  über  Bord  gespült  worden  war. 

Abs.  2  Satz  1  :  Für  Güter,  welche  ohne  Wissen  und  Willen  des  Versicherten, 
resp.  desselben  und  der  im  $  70  Ziffer  4  genannten  Personen,  auf  Deck  geladen 
sind,  haftet  der  Versicherer  so.  als  wären  dieselben  unter  Deck  verladen.  — 
Satz  2 :  Wegen  des  Anspruches  an  den  Schiffen  kommt  der  §  71  zur  Anwendung. 

Abs.  3  Satz  1  :  Ist  Fracht  auf  Güter  versichert,  welche  auf  Deck  geladen 
sind,  so  gilt  die  Versicherung  frei  von  dem  Frachtverlust,  welcher  durch  Be- 
schädigung, Werfen  oder  (Iberbordspülen  der  Güter  verursacht  wird.  —  Salz  2: 
Ferner  haftet  der  Versicherer  auf  Schiff  und  Fracht  nicht  für  diejenigen  Bei- 
träge zur  grossen  Haverei,  oder  was  derselben  gleichsteht,  welche  als  Vergütung 
für  verlorene  oder  beschädigte  Decksgüter  in  Ansatz  kommen  möchten. 

§  108.  Die  Versicherung  lebender  Tiere,  mögen  dieselben  im  Raum  des 
Schiffs  oder  auf  Deck  verladen  sein  (in  welchem  letzteren  Falle  im  Übrigen  die 
Bestimmungen  des  ij  107  auf  sie  Anwendung  finden),  gilt,  wenn  nicht  ein  An- 
deres vereinbart  ist,  frei  von  Beschädigung  und  von  Tod,  ausser  im  Strandungsfall. 

Versicherungs-Bedingungen  der  Bremischen  See-Versieherungs- 
Ge  Seilschaften,  f  Revidiert.  187."».)  $  12:  Wenn  in  Gemässheil  dieser  Be- 
dingungen oder  vermittelst  besonderer  Übereinkunft,  eine  Versicherung  auf  Waren 
mit  der  Klausel  gemacht  ist  <  frei  von  Beschädigung,  wenn  unter  gewissen  — 
55.  B.  fünf  oder  mehr  —  Prozenten » ,  so  muss  der  Schaden,  um  vergütet  zu 
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werden,  an  sich,  ohne  Zuziehung  der  Unkosten  die  benannten  Prozente  von  der 
Taxe  betragen.  (Vergl.  §  10.) 

§  13  Satz  1:  Bei  einer  Versicherung  auf  Waren  mit  der  Klausel  «frei  von 
gewissen  —  z.  B.  zehn  oder  mehr  —  ersten  Prozenten  Beschädigung»  werden 
die  Unkosten  gleich  mit  zum  Schaden  gezogen,  und  eine  Vergütung  des  Über- 
schusses geschieht  also,  soweit  der  Schaden  (vergl.  $  10)  einschliesslich  der 


beträgt.  —  Satz  2 :  Es  werden  also,  nachdem  der  Schaden  in  Gemässheit  dieser 
Bedingungen  ermittelt  ist  60  und  61).  von  dem  so  ermittelten  Betrage  des 
Schadens  noch  die  vorbehaltenen  Prozente  der  Taxe  (Serie),  nicht  des  Gesund- 
wertes, gekürzt.  —  Satz  3 :  Wenn  die  Güter  nach  einem  stattgefundenen  Stran- 
dungsfalle den  Bestimmungsplatz  im  beschädigten  Zustande  erreichen,  so  wird 
der  Schaden  ebenso  dispachiert  und  vergütet,  als  wenn  die  Güter  <  frei  von  Be- 
schädigung, ausser  im  Strandungsfall »  versichert  wären. 

§  14  Abs.  1 :  Bei  einem  ohne  Zuthun  des  Versicherten  durch  den  Schiffer 
vorgenommenen  Verkauf  im  Nothafen  kommen  die  in  den  beiden  vorhergehenden 
Paragraphen  erwähnten  Klauseln  nicht  zur  Anwendung  und  wird  der  ganze 
Schaden  vergütet,  wenn  er  drei  Prozent  von  der  Taxe  (Serie)  beträgt. 

Abs.  2:  Behufs  Ermittelung  des  Schadens  an  denjenigen  Gütern,  welche 
den  Bestimmungsplatz  erreichen,  wird  die  Taxe  (Serie)  nach  Massgabe  des  im 
Nothafen  verkauften  Teils  derselben  vermindert. 

§  15  Abs.  1  Satz  1  :  Gilt  die  Versicherung  « frei  von  Beschädigung,  ausser 
im  Strandungsfall»,  und  das  Schiff  strandet,  die  versicherten  Güter  aber  er- 
reichen beschädigt  ihre  Bestimmung,  so  muss  diese  Beschädigung  zehn  Prozent 
der  Taxe  (Serie)  erreichen,  um  zu  einer  Vergütung  zu  berechtigen.  —  Satz  2 : 
Insoweit  aber  nach  einem  Strandungsfalle  die  beschädigten  Güter  ohne  Zuthun 
des  Versicherten,  oder  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  des  Versicherers  im 
Nothafen  oder  am  Slrandungsplatze  verkauft  werden,  wird  der  dadurch  ent- 
standene Verlust  nur  dann  vergütet,  wenn  er  mindestens  zehn  Prozent  von  der 
auf  das  verkaufte  Quantum  entfallenden  Versicherungssumme  beträgt. 

Abs.  2:  Behufs  Ermittlung  des  Schadens  an  denjenigen  Gütern,  welche  den 
Bestimmungsplatz  erreichen,  wird  die  Taxe  (Serie)  nach  Massgabe  des  im  Not- 
hafen verkauften  Teils  derselben  vermindert. 

§  16  Abs.  1  :  Ein  Slrandungsfall  ist  vorhanden,  wenn  das  Schiff  auf  einen 
Grund  gerät  und  festsitzen  bleibt,  oder  nur  durch  Anwendung  ungewöhnlicher 
Massregeln,  als  z.  B.  Kappen  der  Masten,  Werfen  oder  Löschung  eines  Teils 
der  Ladung  —  nicht  durch  Anwendung  gewöhnlicher  Massregeln,  als  z.  B. 
Winden  auf  den  Ankern,  Backstellung  der  Segel  —  abgebracht  wird,  oder  durch 
ungewöhnlich  hohe  Flut  abkommt,  und  wenn  das  Schiff  durch  solches  Festsitzen 
Schaden  am  Rumpfe  erlitten  hat,  der  so  bedeutend  ist,  dass  sich  die  Beschädi- 
gung der  Güter  hieraus  erklären  lässt. 

Abs.  2:  Der  Strandung  sind  gleichmachten:  Kentern,  Versinken.  Scheitern 
und  Verbrennen  des  Schiffs,  sowie  Schaden  am  Schiffe  durch  Eis  oder  Kollision, 
wenn  derselbe  so  bedeutend  ist,  dass  sich  die  Beschädigung  der  Güter  daraus 
erklären  lässt. 

Abs.  3  Satz  1  :  Hat  eine  Strandung  oder  ein  dieser  gleichzuachtender 
anderer  Unfall  sich  ereignet,  so  haftet  der  Versicherer  für  jede  die  in  §  15  an- 
geführten 10  Prozent  erreichende  Beschädigung,  welche  infolge  eines  solchen 
Seeunfalls  entstanden  ist,  nicht  aber  für  eine  sonstige  Beschädigung.  —  Satz  2: 
Es  wird  bis  zum  Nachweis  des  Gegenteils  vermutet,  dass  eine  Beschädigung, 
welche  möglicherweise  Folge  des  eingetretenen  Seeunfalls  sein  kann,  infolge 
desselben  entstanden  ist. 

Abs.  i :  Line  Beschädigung,  welche  erweislich  ohne  Selbstentzündung  der 
versicherten  Güter  durch  Feuer  oder  durch  Löschung  eines  solchen  Feuers  oder 
durch  Beschicssen  entstunden  ist.  wird  als  ein  Schaden,  von  welchem  der  Ver- 
sicherer durch  die  Klausel  -frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Slrandungsfalle » 
befielt  wird,  nicht  angesehen. 
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4?  17:  Im  Fall«'  von  Beschädigung  von  Waren,  welche  (sei  es  mit  oder 
ohne  spezielle  Bezeichnung  oder  Benennung  derselben)  ohne  eine  besondere 
anderweitige,  in  der  Polize  eingerückte  Verabredung,  versichert  sind,  gellen : 

a)  Artikel,  welche  zu  einer  der  in  dem  nachstehenden  Verzeichnisse  sub 
A — E  erwähnten  Klassen  gehören,  stillschweigend  als  mit  derjenigen 
Bedingung  versichert,  welche  bei  der  betreffenden  Klasse  bemerkt  ist, 
und  haftet  der  Versicherer  daher  nur  dann,  wenn  der  Schaden  die  bei 
solcher  Klasse  bemerkte  Höhe  erreicht ; 

wogegen 

b)  alle  übrigen  nachstehend  sub  A  bis  E  nicht  genannten  oder  abge- 
nommenen Artikel,  sowie  die  genannten  ebenfalls,  wenn  in  anderer  als 
der  dabei  angegebenen  Verpackung,  stillschweigend  mit  der  Klausel 
«frei  von  Beschädigung,  ausser  i  m  Strandungsfa  lle »  versichert 
gelten  und  behandelt  werden. 

Litt.  A.  Artikel,  welche  als  frei  von  Beschädigung,  wenn  unter  drei  Pro- 
zent versichert  gelten  (Artikel  mit  sogenannter  reiner  Polize): 


Asphalt : 

Baumwolle  in  eckigen  und  geschnürten 

oder  gepressten  Ballen  ; 
Borax  in  Fässern ; 
Ca  free  in  Fässern  ; 

Cochenille  in  Seroncn,  Kisten  und  Fäs- 
sern : 

Garn  und  Zwirn  in  Kisten  und  Fässern, 
mit  Ausnahme  von  Türkiseh-rot- 
Garn ; 

Harz  in  Fässern  und  Kisten  ; 

Holz,  Nutz-  und  Bauholz,  mit  Ausnahme 

von  Dielen  und  tannenen  Bohlen : 
Indigo  in  Kisten  und  Seronen ; 
Kleidungsstücke,   neue  in  Kisten  als 

Handelsartikel,  mit  Ausnahme  von 

Hüten ; 


Manufakturwaren  in  Kisten  oder  Fäs- 
sern, nämlich  Gewebe  aus  allen 
Arten  Rohstoffe,  wie  Seide,  Flachs, 
Baumwolle,  Wolle,  Bast,  Hanf,  Jute. 
Haar  und  andere  —  einfach  oder 
gemischt ; 

Opium  in  Kisten ; 

Pech  in  Fässern  ; 

Quecksilber  in  Metallgefässen ; 

Schafswolle  in  gepressten  Ballen ; 

Schellack  und  Sticklack  in  Kisten; 

Schildpatt  in  Fässern  und  Kisten; 

Segeltuch  in  Kisten; 

Talg  in  Fässern; 

Thee  in  Kisten; 

Terpentin  in  Fässern : 

Wachs  in  Fässern  und  Kisten. 


Sogenannte_  Rallots,  welche  ausser  in  Leinen  noch  in  Wachsluch,  Theer- 
tuch  oder  in  Oltueh  verpackt  sind,  gelten  in  Betreff  der  Beschädigung  den 
Kisten  gleich. 

Litt.  B.  Artikel,  welche  als  frei  von  Beschädigung,  wenn  unter  fünf  Pro- 
zent versichert,  gelten : 

Baumwolle  in  runden  Ballen ;  Gewürze  in  Fässern  und  Kisten ; 

Garn,  Leinen-  und  Baumwollen-,   in     Beis  in  Fassern: 

Packen,  mit  Ausnahme  von  Tür-     Seide,  Flock-,  Roh-  und  gezwirnte. 

kisch  rot  Garn  ; 

Litt.  C  Artikel,  welche  als  frei  von  Beschädigung,  wenn  unter  zehn  Pro- 
zent versichert,  gelten : 


Bleizucker  in  Fässern : 
Borsten  in  Fässern  und  Kisten; 
Braunstein  in  Fässern; 


Alaun  in  Fässern  und  Kisten: 
Alkali  in  Fässern; 
Amidam  in  Kässern  und  Kisten; 

Arsenik;  Bürstenwaaren  in  Fässern  und  Kisten; 

Asche,  Pult-,  Perl-,  Stein-  und  Waid-  Gacao  in  Säcken  und  Fässern; 

Asche  in  Fässern ;  Caffee  in  Säcken; 

Bindfaden  (Segelgarn  i  in  Fässern,  Kisten  Gampfer  in  Kisten; 

und  Packen:  China  in  Kisten,  Seronen  und  Fässern; 

Bleiweiss  in  Fässern;  Cigarrcn  in  doppellen  Kisten; 
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Cotlon  bagging  in  Packen  mit  Umsehlag 

von  Matten  oder  Rapper; 
(äislall  tartari  in  Fässern  und  Kisten: 
Cutch  in  Fässern  und  Kisten; 
Farbewaren,    trockene,    auch  Farbe 

Holzextrakt,  in  Fässern  und  Kisten; 
Filz  in  Kisten  und  Packen; 
Fischbein  in  Fässern  und  Kisten; 
Flachs  in  Fässern  und  Packen ; 
Gallen ; 

Gambier  in  Verpackung; 

Garn,  Wollen-,  in  Packen ; 

Gewürze  in  Säcken: 

Gummi  in  Fässern  und  Kisten  mit  Aus- 
nahme von  Gummigutt: 

Haare  in  Fässern  und  Kisten,  sowie 
Pferdehaare  auch  in  Ballen ; 

Hasenfelle  in  Fässern  und  Kisten; 

Hausenblasen  in  Fässern  und  Kisten; 

Hirsch-  und  Rehfelle  in  Fässern  und 
Kisten ; 

Hute,  Filz  -und  seidene,  in  Fässern  und 

Kisten; 
Kleesaat  in  Fässern; 
Krapp  in  Fässern: 

Kur/waren  in  Fässern  und  Kisten,  mit 
Ausnahme  von  Uhren,  Spiegeln, 
Spielzeug  Nadeln  und  musikalischen 
Instrumenten; 


Lackdye  in  Kisten; 

Lederluch  in  Kisten; 

Leinsaat  in  Tonnen; 

Manufakturwaren  in  Rallen,  nämlich 
Gewebe  aus  allen  Arten  Rohstoffe; 

Pelzwerk  in  Fässern  und  Kisten; 

Posamentierwaren  in  Kisten  und  Fässern; 

Quercitron  in  Fässern; 

Rhabarber  in  Kisten ; 

Reis  in  Säcken,  jedoch  nur  in  zu  ver- 
einbarenden Taxen; 

Säcke  in  Packen ; 

Sago  in  Fässern  und  Kisten; 

Sassaparille  in  Seronen; 

Schafswolle  in  ungepressten  Ballen : 

Schwefel  und  Sehweielbhilhen  in  Kisten 
und  Fässern; 

Segeltuch  in  Packen; 

Soda  in  Fässern ; 

Spiegelgläser,  unbelegte ; 

Tauwerk,  getheertes ; 

Turmeric  in  Ballen  ; 

Vitriol  in  Fässern  und  Kisten  ; 

Wachstuch  in  Kisten  ; 

Weinstein  in  Fässern  und  Kisten; 

Zucker  in  Broden  oder  Tafeln,  in 
Fässern  und  Kisten,  von  einem 
europäischen  Hafen  zum  andern. 


Litt.  D.  Artikel,  welche  als  frei  von  den  ersten  zehn  Prozent  Beschädi- 
gung versichert,  gellen: 

Alle  rohe  und  halb  oder  ganz  fabrizierte  Tabake  unter  irgend  einer  Be- 
nennung und  Verpackung,  mit  Ausnahme  von  lose  im  Schiffe  verladenen  und 
von  amerikanischen  Stengeln  in  Par  ken,  Scraps  und  europäischen  Blättern  und 
Stengeln ; 

Tabakblätter  in  Fässern  und  Kisten  aus  Nordamerikanischen  Häfen  gelten 
indess  «frei  von  Beschädigung»  wenn  unter  sieben  und  ein  halb  Prozent; 

Tabaksstengel  in  Fässern  und  Kisten  aus  Nordamerikanischen  Häfen  da- 
gegen «frei  von  Beschädigung»  wenn  unter  zehn  Prozent  und  dann  mit  Abzug 
der  ersten  fünf  Prozent  des  Versicherungswertes  der  beschädigten  Fässer  für 
immer  oder  Landbeschädigung: 

Litt.  E.  Beschädigung  an  rohem  Zucker  in  Fässern  oder  Kisten  wird  nur 
dann  vergütet,  wenn  sich  zugleich  ein  Untergewicht  herausstellt: 

a)  bei  weissem  Rohzucker,  sowie  bei  gestampftem,  raffinierten  Zucker  in 
Kisten  oder  Fässern  von  drei  Prozent, 

b)  bei  gelben  oder  braunen  Rohzuckern  von  fünf  Prozent, 

c  bei  Muscovadcn  und  Baster  von  acht  Prozent  des  Bruttogewichts  per 
Kiste  oder  Fass. 

Ist  dieses  Untergewicht  vorhanden,  .so  wird  der  gesamte  Schaden  an  der 
betreffenden  Kiste  oder  dem  betreffenden  Fasse  vergütet. 

Hohe  Zucker  in  Kranjangs  gelten,  wenn  direkt  vom  Produkt  ionsland 
oder  auch  von  hier  abgeladen,  als  .frei  von  Beschädigung*,  wenn  unter  zehn 
Prozent  versichert,  jedoch  nur  in  Taxen  von  nicht  weniger  als  8000  Mark. 

55  IN  enthalt  Itc-lininnmgen  über  die  Ausmiltelung  des  Gewichts  oder  der 
Ma~sc  zur  Berechnung  des  Schadens  und  zwar: 

i  bei  rohem  Zucker. 
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2.  bei  solchen  Gütern,  die  durch  das  bei  der  Beschädigung  angezogene  Wasser 
an  Gewicht  oder  Masse  zunehmen. 

§  19.  Flüssige  Waren,  unter  einer  allgemeinen  oder  besonderen  Benennung, 
sind  nur  in  den  nachstehend  sub  A.  dieses  Paragraphen  benannten  Fällen  für 
Leckage  oder  Bruch  versichert,  und  zwar  unter  den  folgenden  sub  B  bestimmten 
Abzügen  für  gewöhnliche  Leckage  : 

A.  Fälle,  die  Anspruch  auf  Vergütung  für  Leckage  oder  Bruch  begründen: 

1.  wenn  die  betreffenden  versicherten  Waren  oder  ein  Teil  derselben  in 
einem  Nothafen  entladen  waren  ; 

2.  wenn  das  Schiff  aufgebracht  und  länger  als  zwei  Monate  angehalten 
gewesen,  es  sei  denn  der  Kriegsmolest  von  der  Versicherung  ausge- 
nommen, oder  dieselbe  nur  für  Seegefahr  geschlossen  ; 

3.  im  Strandungsfalle,  mit  Beziehung  auf  §  1b ; 

4.  wenn  das  Schiff  gestossen,  d.  h.  mit  Heftigkeit  einen  festen  oder  harten 
Gegenstand  berührt  hat,  ohne  darauf  sitzen  zu  bleiben  ;  oder  auch, 
wenn  dasselbe  durch  Ansegeln  eine  heftige  Erschütterung  erlitten  hat. 

B.  Abzug  für  gewöhnliche  Leckage: 

a)  bei  Reisen  nach  einem  Hafen  in  der  Nordsee: 

auf  weissen  Wein  von  Bordeaux   4  Prozent 

»    roten        »       »          »    3  » 

9    beide,  auf  der  Muller   8  » 

»    weissen  Wein,  von  den  übrigen  Häfen  in  der 

Bucht  von  Frankreich   ö  » 

»    roten  Wein,  desgleichen   4  » 

»    Wein  von  Lissabon  und  Porlo   4  » 

»    auf  Wein  von  den  spanischen  und  französi- 
schen Häfen  im  Mittelländischen  Meer  .    .  5  » 

»    Wein  von  Italien   5  » 

»    Branntwein  von  Frankreich  oder  Spanien    .  4  » 

>•    Essig  von  Frankreich   3  » 

»    Rum  von  England   5  * 

»    Rum  von  Westindien  oder  Nordamerika  .    .  8  » 

»    Rum  von  Brasilien   10  » 

»    Arrak  von  Ratavia   10  » 

>    Honig  von  Westindien   10  » 

»    Synip  von  England  und  Frankreich    ...  8  i» 

»    Synip  (Molasscs)  von  Ostindien   20  » 

»    Terpentinöl  von  Häfen  Europas  in  doppelten 

Fslssern   T»  » 

)>    desgleichen  in  einfachen  Fässern  ....  10  » 
»    desgleichen  von  Amerika  5  Prozent  mehr; 
»    Petroleum  in  Fässern  von  Nordamerika       .  2'/,  » 
/>    Hanföl,  Thran  und  Theer,  aus  Russland,  Nor- 
wegen und  Schweden   5  » 

)>    Olivenöl    aus    Häfen    des  Mittelländischen 

Meeres  in  Fässern  mit  eisernen  Reifen    .  5  * 

b)  von  europäischen  Häfen  nach  Westindien  und  Amerika: 
auf  Weine,  Branntwein,  Essig.  Öl  und  Theer 

in  gewöhnlicher  Fustage  5  Prozent 

c1)  von  einem  Hafen  der  Nordsee  nach  einem  andern  derselben  oder  der 
Ostsee: 

auf  Wein,  Branntwein,  Rum,  Syrup,  Honig,  Ol  und  Thran  3  Prozent. 
Bei  sonstigen  hier  nicht  genannten  Gegenständen  und  Reisen  findet  ein  den 
obigen  Bestimmungen  angemessenes  Verhältnis  statt. 

Die  Vergütung  eines  Mehreren  tritt  aber  nur  dann  ein,  wenn  die  gefundene 
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Leckage  einer  jeden  Taxe  diese  als  gewöhnlich  angenommene  Leckage  um  drei 
Prozent  übersteigt. 

An  Flüssigkeiten  aller  Art  in  Flaschen  und  Krügen  werden,  wenn  Defekte 
in  obigen  Fällen  zur  Vergütung  kommen,  die  ersten  fünf  Prozent  der  Taxe 
(Serie)  abgezogen,  und  nur  ein  Mehrere*  wird  vergütet. 

Falls  zur  Ermittlung  der  Extraleckage  eine  Reduktion  des  Gewichts  oder 
der  Masse  des  Verschiffungsortes  zu  denjenigen  des  Bestimmungsortes  erforderlich 
ist,  so  ist  das  normale  Verhältnis  und  nicht  das  Kendiment  zu  Grunde  zu  legen. 

Bei  einem  dem  Versicherer  zur  Last  fallenden  Verkauf  im  Nothafen  wird 
von  jedem  Abzüge  wegen  ordentlicher  oder  ausserordentlicher  Leckage  abgesehen, 
und  wird  in  solchem  Falle  der  Schaden  in  Gemässheit  des  §  15  vergütet. 

§  23.  Wenn  eine  Versicherung  unter  der  Bedingung  «frei  von  Beschädigung* 
ohne  weiteren  Vorbehalt  und  Ausnahme  geschlossen  ist,  so  ersetzt  der  Ver- 
sicherer im  Beschädigungsfalle  weder  die  dadurch  entstandene  Verminderung 
des  Wertes,  noch  irgend  eine  Verminderung  des  versicherten  Gegenstandes 
selbst,  es  sei  im  Gewicht,  in  der  Masse  oder  in  sonstiger  Hinsicht. 

Der  französische  Code  de  commerce  enthält  in  Art.  409  die  Bestim- 
mung : 

Die  Klausel  „frei  von  Havarien"  (franc  d'avaries)  befreit  den  Versicherer 
von  allen  gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Havarien,  ausgenommen  in  den 
Fällen,  welche  das  Recht  zum  Abandon  frei  lassen,  und  in  diesen  Fällen  haben 
die  Versicherten  die  Wahl  zwischen  dem  Abandon  und  der  Ausübung  der  Havarie- 
klage. (Borchardt  II,  S.  584). 

Übereinstimmend: 

Belgien,  Gesetz  vom  21.  August  1879,  Art.  198  (Borchardt  I,  S.  378). 

Griechenland.  Art.  409  (Borchardt  II,  S.  G5i). 

Monaco,  Art.  380  (Borchardt  III,  S  5G8>. 

Türkei,  Art.  251  (Borchardt  V  1,  S.  274). 

Ägvpten,  Art.  244  (Borchardt  I,  S.  75). 

Haiti,  Art.  400  (Borchardt  H,  S.  781). 

Ferner  Italien,  Art.  025  (Borchardt  III,  S.  300  und  Collection  de  codes 
etrangers,  IV,  S.  172). 

Rumänien,  Gesetz  vom  1.  September  1887,  Art.  G37;  {Collection  de  codes 
etrangers,  XII,  S.  229). 

Niederlande,  Art.  6M5,  (Borchardt  III,  S.  750)  bestimmen: 

Abs.  1.  Ist  eine  Versicherung  geschlossen  mit  der  Bedingung:  frei  von  Be- 
schädigung, gleichviel  ob  dabei  bei  wohlbehaltener  Ankunft  hinzugefügt  sei 
oder  nicht,  so  kann  der  Versicherer  nicht  wegen  eines  Schadens  in  Anspruch 
genommen  werden,  wenn  die  versicherten  Gegenstände  verdorben  oder  beschädigt 
an  ihren  Bestimmungsort  angekommen  sind. 

Abs.  2.  Dieselbe  Bestimmung  ist  auf  den  Fall  anwendbar,  dass  die  Gegen- 
stände unterwegs  oder  in  einem  Nothafen  wegen  Beschädigung,  oder  aus  Furcht, 
dass  sie  verderben  oder  andere  Güter  anstecken  möchten,  verkauft  worden  sind. 

Abs.  3.  Ilavariegros.se,  desgleichen  Schäden,  welche  durch  Seewurf,  Wegnahme, 
Beraubung  oder  dergleichen  oder  durch  den  Untergang  des  Schiffes  verursacht 
sind,  werden  nichtsdestoweniger  bei  dieser  Bedingung  durch  den  Versicherer  getragen. 

Portugal,  Gesetz  vom  2S.  Juni  1SR8,  Art.  013  (Borchardt,  Nachtrag  I, 
S.  109).  Die  Klausel  „frei  von  Havarie"  befreit  die  Versicherer  von  jeder  Havarie, 
ausser  in  den  Fällen,  welche  zum  Abandon  Anlass  geben. 

Russland,  llandelsordnung  Art.  57:5  und  574  (Ausgabe  V  von  Zwingmann. 
Riga  'I8S9,  S.  1  •.'!),  Collection  de  codes  etrangers,  XX,  S.  147). 

Art.  57.i.  Wenn  in  die  Polize  die  Klausel  aufgenommen  ist:  «frei  von  der 
Haftung  für  Beschädigung  unter  drei,  zehn  oder  anderen  bestimmten  Prozenten •. 
si>  hat  der  Versicherer  für  eine  Beschädigung  nur  dann  zu  bezahlen,  wenn  sie 
ausschliesslich  der  Kosten  den  fc-tgcsi-tzten  Prozentsatz  erreicht.  Ist  der  Vertrag 
hingegen  im!  der  Kkni-el  ..frei  von  den  ersten  zehn  oder  anderen  bestimmten 
Prozenten"  gc-hk^cn,  so  hat  der  Versicherer  allen  Verlust,  welcher  den  fest- 
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gesetzten  Prozentsatz  übersteigt,  zu  bezahlen,  wenngleic  h  die  Beschädigung  allein 
und  ohne  die  Kosten  den  festgesetzten  Prozentsatz  nicht  erreicht. 

Art.  574.  Wenn  die  Versicherung  mit  der  Klausel:  .frei  von  aller  Beschädigung» 
abgeschlossen  ist,  so  ist  der  Versicherer  frei  von  der  Haftung  für  Beschädigung 
und  für  ein  Manko  an  der  Quantität.  Wenn  dagegen  in  der  Polize  sich  die  Klausel 
findet:  «frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfall»,  so  wälzt  sie  im  Falle 
des  Schiffbruches,  wenn  die  versicherten  Gegenstände  in  beschädigtem  Zustande 
geborgen  sind,  dem  Versicherten  die  Haftung  für  die  ersten  zehn  Prozent  der 
Beschädigung  zu  und  verpflichtet  den  Versicherer  nur  den  übrigen  Teil  der  Ent- 
schädigung zu  zahlen. 

Finnland.  Das  Seegesetz  vom  9.  Juni  1873  (Ausgabe  Helsingfors  1875, 
S.  88).  verweist  in  §  213  bezüglich  der  in  dem  Versicherungsvertragsabschluss 
vorkommenden  Klauseln:  «frei  von  Kriegsmolest»,  < nur  für  Seegefahr»  oder  «frei 
von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfall»  auf  allgemein  zugängliche  Beding- 
ungen der  Versicherungsgesellschaften  oder  Erklärungen  der  Versicherer. 

Von  Gesetzen  amerikanischer  Staaten  sind  zu  erwähnen: 

1.  Argentinien,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1889,  Art.  1212  (Borchardt, 
Nachtrag  II,  S.  261).  Die  Klausel:  «frei  von  Havarie»  befreit  die  Versicherer 
von  den  einfachen  oder  besonderen  Havarien  Die  Klausel:  .frei  von  jeder 
Havarie»  befreit  sie  auch  von  den  gemeinschaftlichen  oder  grossen  Havarien. 

2.  Brasilien,  Art.  71  i  (Borchardt  I.  S.  G33),  im  übrigen  übereinstimmend 
mit  Argentinien  Art.  1212.  setzt  hinzu:  Keine  dieser  Bedingungen  jedoch  befreit 
die  Versicherer  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Abandon  stattfindet. 

3.  Chile,  Art.  1256  (Borchardt  l,  S.  842:  Collection  de  codes  etrangers.  V, 
S.  340).  Der  Vermerk:  «frei  von  Havarien»  befreit  den  Versicherer  von  der  Be- 
zahlung jeder  gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Havarien  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, welche  den  Abandon  der  versicherten  Sache  gestatten. 

4.  Columbien,  Art.  4tt)  iBorchardt  II,  S.  158)  =  Chile,  Art.  1256. 

5.  Guatemala,  Art.  1128  (Borchardt  II,  S.  7V6|  =  Chile,  Art.  1256. 

6.  Honduras,  Art.  1253  {Burehardt  III,  S.  152)  =  Chile,  Art.  P.'56. 

7.  Salvador,  Art.  1172  (Borchardt  IV.  S.  632)  =  Chile,  Art.  1256. 

8.  Cruguav.  Art.  138i  (Borchardt  V  2,  S.  230»  =  Brasilien,  Art.  714 

9.  Venezuela,  Art.  693  (Borchardt  V  2,  S.  307)  =  Chile,  Art.  1256. 
IV.  Doktrin.  —  Das  Gesetz  ( A.  D.  H.-G.-B.  und  H.-G  -B.  von  1897)  hatten 

sich  darauf  beschränkt,  Bestimmungen  über  die  Klauseln  « frei  von  Beschädigung 
ausser  im  Strandungsfall  »  und  « frei  von  Bruch  ausser  im  Strandungsfall  »  zu 
treffen.  Dagegen  enthalten  sowohl  die  A.  S.-V.-B  von  1867  wie  auch  die 
Bremischen  S.-V.-B.  noch  andere  sich  auf  Beschädigung  und  Bruch  beziehende 
Klauseln  und  zwar  die  A.  S.-V.-B.  die  Klauseln  «frei  von  Beschädigung»  und 
«  frei  von  Bruch  »  ohne  weiteren  Zusatz,  ferner  die  Klauseln  •  frei  von  gewissen 
Prozenten  der  Beschädigung«  «frei  von  (gewissem  ersten  Prozenten  der  Be- 
sehädigung  »,  und  im  Kalle  der  Versicherung  lebender  Tiere  die  Klausel  «frei 
von  Beschädigung  und  Tod  ausser  im  Strandungsfalle».  Im  Anschlüsse  an  diese 
Klauseln  enthalten  die  A.  S.-V.-B.  noch  Bestimmungen  über  die  Haftung  des 
Versicherers  für  Leckage,  sowie  für  Decksladung  « frei  von  Beschädigung»  sowie 
«frei  von  Werfen  und  I  berbordspülen».  Die  Bremischen  S.-V.-B.  enthalten  die 
Klauseln  « frei  von  Beschädigung »  ohne  Zusatz.  «  frei  von  Beschädigung,  wenn 
unter  gewissen  Prozenten  »,  «  frei  von  gewissen  ersten  Prozenten  Beschädigung  », 
ferner  Bestimmungen  über  Leckage  und  Decksladung. 

Die  Klausel  »  frei  von  Beschädigung  (Bruch)  ausser  im  Strandungsfalle » 
enthält  zwei  Bestandteile: 

1.  der  Versicherer  erklärt,  im  Hegelfall  nicht  haften  zu  wollen  für  Schäden, 
die  sich  als  Beschädigung  darstellen  («frei  von  Beschädigung  >  l 

2.  im  Ausnahmefall  (•  Strandungsfall  »)  doch  haften  zu  wollen. 

Da  nun  die  Hegel  in  den  A.  S.-V.-B.  und  den  Bremischen  S.-V.-B.  auch 
als  selbständige  Klausel  erscheint,  empfiehlt  es  sich  zunächst,  die  Bedeutung  der 
Klausel  «frei  von  Beschädigung»  zu  erörtern. 
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I.  §  103  A.  S.-V.-B.  «frei  von  Beschädigung  (Bruch)».  Das  Gesetz,  sowie 
die  A.  S.-V.-B.  enthalten  übereinstimmend  den  Satz:  «Der  Versicherer  haftet 
nicht  für  einen  Schaden,  der  aus  einer  Beschädigung  entsteht  (entstanden  ist)». 
Als  eine  besondere  Art  der  Beschädigung  ist  der  Bruch  anzusehen.  Wenn  daher 
die  A.  S.-V.-B  ,  103,  Abs.  1  a.  E.  sagen:  «  Eine  entsprechende  Wirkung 
hat  die  Klausel  «frei  von  Bruch»,  so  bedeutet  das:  «Der  Versicherer  haftet  in 
solchem  Falle  nicht  für  einen  Schaden,  der  durch  Bruch  entstanden  ist». 

Im  Sinne  dieser  Bestimmung  ist  unter  Schaden  derjenige  Vermögensnachteil 
zu  verstehen,  der  durch  den  Eintritt  einer  (Jefahr  den  Versicherten  betroffen  hat. 
Dieser  Schaden  fällt  nicht  unter  die  von  dem  Versicherer  übernommene  Haftung, 
wenn  er  aus  einer  Iteschädigung  entstanden  ist;  er  fällt  dagegen  darunter,  wenn 
er  nicht  aus  einer  Beschädigung  entstanden  ist.  Schon  der  Wortlaut  des  Gesetzes 
und  der  Bedingungen  führt  darauf  hin,  dass  zwischen  dem  Anfang  der  Be- 
schädigung oder  dem  ersten  Auftreten  des  schädigenden  Ereignisses  und  dem 
Abschluss  der  Einwirkung  dieses  Ereignisses  auf  die  versicherte  Sache  ein  Zeit- 
raum liegen  kann,  indem  aus  einer  ursprünglich  unerheblichen  Verminderung  des 
Werls  eine  erhebliche  Verminderung,  ja  sogar  völlige  Wertlosigkeit  sich  entwickeln 
kann.  Die  Beschädigung  als  solche  ist  die  Entstehungsursache,  der  durch  sie 
herbeigeführte  Schaden  die  Wirkung  des  betreffenden  Ereignisses;  der  Schaden 
ist  in  diesem  Sinne  aus  der  Beschädigung  entstanden.  Die  Beschädigung,  als 
das  Herantreten  eines  schädigenden  Ereignisses,  kann  die  versicherte  Sache  in 
geringerem  oder  stärkerem  Masse  ergreifen  und  auf  sie  einwirken.  Sie  kann 
Eigenschaften,  die  die  versicherte  Sache  hatte,  zerstören,  sie  kann,  soweit  es  sich 
um  Handelsgegenstände  handelt,  ihnen  die  Eigenschaft  als  Handelsgut  nehmen, 
sie  kann  zu  einer  völligen  Zerstörung  der  versicherten  Sache,  oder  zur  völligen 
Wertlosigkeit  der  körperlich  noch  vorhandenen  Sache  führen. 

Von  vornherein  bleiben  ausser  Betracht  solche  Schäden,  die  in  der  natür- 
lichen Beschaffenheit  der  Güter  ihren  Entslehungsgrund  haben,  namentlich  durch 
inneren  Verderb,  Schwinden  und  dergleichen,  oder  durch  mangelhafte  Verpackung 
entstehen.  Dabei  ist  es  gleichgilt  ig,  ob  durch  die  eine  Seereise  regelmässig  be- 
gleitenden Umstände  die  Entwickelung  des  Schadens  gefördert  wird,  oder  der 
Schaden  auch  eingetreten  wäre,  wenn  die  Güter  überhaupt  nicht  zum  Gegenstand 
einer  Verschiffung  gemacht  wären;  denn  in  solchen  Fällen  werden  die  Gegen- 
stände nicht  von  den  Gefahren  der  Seeschiffahrt  betroffen,  sondern  leiden  höch- 
stens von  der  Seeschiffahrt  und  den  regelmässig  mit  derselben  verbundenen  Um- 
ständen. Das  Gesetz  stellt  dem  inneren  Verderb  und  dem  Sehwinden  die 
gewöhnliche  Leckage  gleich,  die  allerdings  bei  einer  Seeschiffahrt  vielfach 
erheblicher  sein  kann,  als  bei  einem  Landtransport,  aber  doch  zu  den  gewöhn- 
lichen Ereignissen  jeder  Seeschiffahrt  zu  rechnen  ist.  Die  aus  der  mangelhaften 
Verpackung  der  Güter  entstehenden  Schäden  werden  dem  Versicherer  nicht  zur 
Last  gelegt,  da  von  jedem  Versicherten  erwartet  werden  muss,  dass  er  selbst 
für  gehörige  «eemüssige  Verpackung,  die  den  gewöhnlichen  Ereignissen  der  See- 
schiffahrt gehörigen  Widerstand  zu  leisten  geeignet  ist,  Sorge  tragen  muss,  oder 
doch  die  aus  solchem  Mangel  entstehenden  Folgen  auf  sich  nimmt,  nicht  dem 
Versicherer  die  Haftung  dafür  beimisst.  Etwas  amiers  verhält  es  sich  allerdings 
mit  dem  durch  den  Schiffsdunsl  oder  durch  Batten  oder  Mäuse  verursachten 
Schaden.  Dieser  Schaden  wird  zwar  durch  äussere  Lreignisse  herbeigeführt, 
aber  nicht  durch  eigentliche  Gefahren  der  Seeschiffahrt,  vielmehr  ergiebt  er  sich, 
soweit  die  Güter  durch  Schitfsdunst  oder  Batten  oder  Mäuse  leiden,  schon  aus 
der  Benutzung  des  Seeschiffs  als  solchen.  Ausnahmsweise  fällt  allerdings  dem 
Versicherer  auch  ein  Schaden  zur  Last,  der  aus  einer  der  regelmässig  von  der 
Haftung  ausgeschlossenen  |\ntstehung>ursachen  entstanden  ist,  dann  nämlich, 
wenn  die  Heise  durch  einen  l'nfall,  für  welchen  der  Versicherer  haftet,  unge- 
wöhnlich verzögert   wird.    Vergl.  A.  D.  H.-G  -IV,  Ar»  825,  H.-G.-B.  von  181)7, 
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Gegensatz  einerseits  der  Schaden,  der  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  und 
die  anderen  in  A.  I>  -H.-(i.-ü.  Art.  82:,.  H.-G.-B.  v.  1897,  §  821  Nr.  3.  A.  S.-V.-B. 
§  70  Nr.  3.  genannten  Umstände  enstehl,  so  andererseits  auch  der  Schaden,  der 
aus  einem  Ereignis  enslanden  ist,  das  die  unmittelhare  Vernichtung  oder  sofortige 
völlige  Entwertung  des  versicherten  Gutes  herbeiführt  oder  das  versicherte  Gut 
der  Verfügung  seines  Eigener*  endgültig  entzieht.  (Urteil  des  H.-O.-L.-G.  in  Suchen 
Essen  £  Jaeoby  gegen  die  hanseatische  See-Vers. -Ges.,  Il.-G.-Z.  '1892,  Nr.  111, 
S.  21)7;  Judikatur  S.  7*8.)  Dieser  Gegensatz  deckt  sich  nicht  mit  dem  Gegensatz 
zwischen  Partialschaden  und  Total  verlost.  Denn  der  Schaden,  der  aus  einer  Be- 
schädigung entstanden  ist,  kann  gleichwohl  einen  Totalverlust  darstellen.  Gesetz 
und  Bedingungen  führen  zur  Verdeutlichung  des  Begriffes  «Schaden,  der  aus  einer 
Beschädigung  entstanden  ist»,  auf  dass  es  keinen  Unterschied  macht,  ob  der 
Schaden  in  einer  Wertverringerung  oder  in  einem  gänzlichen  oder  teilweisen 
Verlust  besteht,  und  insbesondere  oh  er  darin  besteht,  dass  die  Güter  gänzlich 
verdorben  und  in  ihrer  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört  den  Bestimmungs- 
hafen erreichen  oder  während  der  Heise  wegen  Beschädigung  und  drohenden 
Verderbs  verkauft  worden  sind.  Totalverlust  liegt  aber  nach  Gesetz  und  Beding- 
ungen namentlich  auch  dann  vor,  wenn  die  Güter  in  ihrer  ursprünglichen  Be- 
schaffenheit zerstört  sind.  Umgekehrt  kann  ein  Schaden,  der  nicht  aus  einer 
Beschädigung  entstanden  ist,  einen  Partialschaden  darstellen,  so  wenn  durch  ein 
Ereignis,  das  nicht  als  Beschädigung  anzusehen  ist,  ein  Teil  der  Güter  auf  der  Heise 
verloren  geht.  A.  D.-H.-G.-B.  Art.  880,  H.-G.-B.  v.  1897,  §  87G,  A.  S.-V.-B.  §  135. 

Ob  im  Einzelfalle  der  Schaden  aus  einer  Beschädigung  entstanden  ist  oder 
nicht,  wird  Sache  ^tatsächlicher  Würdigung  sein.  Wenn  sich  z.  B.  in  einer 
Ladung  während  der  Reise  Würmer  entwickeln  und  dieser  Ladung  Schaden  zu- 
fügen, so  kann  man  die  Haftung  des  Versicherers  deshalb  verneinen,  weil  es  sich 
um  einen  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  der  Güter  entstandenen  Schaden 
handeln  kann.  Wenn  dagegen  in  anderen  mit  den  versicherten  Gütern  im  selben 
Schiff  verladenen  Gütern  sich  Würmer  entwickeln  und  auch  die  versicherte  Ladung 
angreifen,  so  kann  der  Schaden,  den  sie  anrichten,  sich  als  Partialschaden  oder 
Totalverlusl  darstellen.  Da  indes  der  Angriff  der  Würmer  auf  Waren,  soweit 
sie  überhaupt  darunter  leiden,  nur  ein  allmählich  wirkender  ist,  so  würde  der 
durch  sie  angerichtete  Schaden  als  aus  einer  Beschädigung  entstanden,  nicht  zu 
Lasten  des  Versicherers,  der  « frei  von  Beschädigung»  gezeichnet  hat,  sein.  (Vergl. 
Urteile  in  Sachen  Peters  &  Hundesser  gegen  Möller,  Samml.  v.  Rrk.  des  O.-A.-G. 
Lübeck-Hamb.  Hechtes  in  Bd.  3,  S.  85-103);  Judikatur  S.  089.  Als  Musterfall 
der  Beschädigung  pflegt  der  Fall  hervorgehoben  zu  werden,  dass  durch  Ein- 
dringen von  Wasser  (See-  oder  Süsswasser)  lösliche  Gegenstände,  wie  Zucker, 
Salpeter  u.  s.  w.  die  versicherten  Güter  sind.  Die  allmählige  Einwirkung  des 
etwa  durch  Leckwerden  des  Schiffes  eindringenden  Wassers  bewirkt,  sofern  solche 
Einwirkung  genügend  lange  andauert,  den  vollständigen  Verlust  der  versicherten 
Güter,  von  der  Verpackung  abgesehen,  die  möglicherweise  in  völlig  verdorbenem 
Zustand  vorgefunden  wird.  Gleichwohl  hälfet  der  Versicherer  auf  Grund  der 
Klausel  nicht  für  den  Schaden.  Unrichtig  wäre  es  indes,  zu  sagen,  dass,  wenn 
schliesslich  leere  Kisten.  Sinke  u.  s.  w.  vorgefunden  werden,  nur  ein  Partial- 
schaden vorliege,  weil  ja  neben  den  eigentlichen  Gütern  auch  die  Verpackung 
mitversichert  gewesen  sei:  richtiger  ist  es  von  einem  Totalverlusl  zu  reden,  für 
den  der  Versicherer  auf  Grund  der  Klausel  nicht  haftet.  Denn  wenn  auch  die 
leere  Verpackung  den  Bestimmungshafen  erreicht,  ist  das  versicherte  Interesse, 
wenn  man  der  gesunden  Vernunft  nicht  Gewalt  anthun  will,  gänzlich  verloren, 
mag  auch  der  Wert  der  Verpackung  noch  zum  Teil  erhalten  sein. 

Wenn  während  der  Heise  die  versicherten  Güter  wegen  Beschädigung  und 
drohenden  Verderbs  verkauft  weiden,  könnt«'  man  allerdings  einwenden,  die  un- 
mittelbare Ursache  des  Schadens,  den  der  Versicherte  durch  Nicht-Ankunft  der 
Güter  im  Bestimmungshafen  erleidet,  sei  der  Verkauf,  nicht  die  Beschädigung; 
indes,  wo  beide  Voraussetzungen:  Beschädigung  und  drohender  Verderb,  d.  h.  die 
begründete  Annahme,  dass  die  vorhandene  Weitverringerung  unter  Einwirkung 
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der  weiteren  Reise  zu  gänzlichem  Verderb  fuhren  werde,  vorliegt,  ist  der  Verkauf 
selbst  auf  die  Beschädigung  als  unmittelbare  Ursache  zurückzuführen,  und  so  die 
Beschädigung  wenigstens  die  mittelbare  Ursache  des  durch  den  Verkauf  dem 
Versicherten  widerfahrenen  Verlustes;  mit  Recht  ist  daher  der  Versicherer  auf 
Grund  der  Klausel  auch  von  der  Haftung  für  diesen  Schaden  befreit.  Es  lässt 
sich  bei  diesem  Zusammenhange  füglich  die  Frage  erörtern,  ob  denn  der  Ver- 
sicherer hafte,  wenn  während  der  Reise  ohne  Zustimmung  des  Versicherten  oder 
eines  Vertreters  im  versicherungsrechtlichen  Sinne  ein  Verkauf  erfolgt  ist,  obwohl 
entweder  gar  keine  Beschädigung  vorlag,  oder  die  Beschädigung  nicht  so  erheblich 
war,  dass  ein  Verderb  bei  Vollendung  der  Heise  drohe.  Die  Frage  ist  zu  vor- 
neinen, obwohl  ein  solcher  Verkauf  ein  schuld  haftes  Verhalten  des  Schiffers  vor- 
stellen kann  Nach  der  Bestimmung  des  A  D.-H  G.-B.  Art.  824,  H.-G.-B. 
v.  1897  g  820,  A.  S.-V.-B.  S  Ü9  Ziffer  ü  trägt  der  Versicherer  die  Gefahr  der 
Unredlichkeit  oder  des  Verschuldens  einer  Person  der  Schiffsbesatzung  nur  inso- 
fern, als  daraus  für  den  versicherten  Gegenstand  ein  Schaden  entsteht.  Diese 
Haftung  setzt  aber  voraus  eine  wirkliche  Schädigung  des  versicherten  Gutes 
durch  das  schuldhafte  Verhalten  des  Schiffers:  es  genügt  nicht  ein  schuldhaftes 
Verhalten  des  Schiffers  bei  Feststellung  der  Beschädigung,  Verkauf  der  Ladung, 
Regelung  der  Havarie-Angelegenheit  :  denn  eine  allgemeine  Haftung  für  Beobachtung 
der  gehörigen  Sorgfalt  seitens  des  Schiffers  übernimmt  der  Versicherer  weder 
nach  dem  Gesetz  noch  nach  dem  A.  S.-V.-B  (Urteil  des  H.-0.-I..-G.,  25.  Mai 
1889,  in  Sachen  Brauss  gegen  Kuhlmann,  (H.-G.-Z.  1c89,  Nr.  81,  S.  193; 
s.  Judikatur  S.  706.) 

Die  Klausel  «frei  von  Bruch»  soll  nach  den  A.  S.-V.-B.  §§  103  Abs.  1  a.  E. 
eine  entsprechende  Wirkung  haben,  d.  h.  der  Versicherer  haftet  nicht  für  einen 
Schaden,  der  aus  einem  Bruch  entstanden  ist.  Auch  hier  macht  es  keinen  Unter- 
schied, ob  der  Bruch  zu  einer  Wertverringerung  oder  zu  einem  gänzlichen  oder 
teilweisen  Verlust  geführt  hat,  insbesondere  ob  der  Schaden  darin  besteht,  dass 
die  versicherten  Güter  in  ihrer  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört,  z.  B.  nur 
noch  wertlose  Scherben  übrig  sind.  Auch  hier  kann  der  Bruch  einen  Partial- 
schaden wie  einen  Totalverlust  herbeigeführt  haben,  ohne  dass  die  Haftung  des 
Versicherers  eintritt,  er  kann  auch  zu  einer  blossen  Beschädigung  geführt  haben, 
die  die  Tauglichkeit  der  versicherten  Güter  beeinträchtigt.  Für  andere  Beschädi- 
gungen, die  nicht  aus  Bruch  entstanden  sind,  muss  indess  der  Versicherer  haften : 
z.  B.  Spiegel  sind  versichert,  sie  zerbrechen  nicht,  aber  eindringendes  Seewasser 
beschädigt  die  metallische  Unterlage,  oder  kunstvoll  gemaltes  Tafelgeschirr  ver- 
liert die  Malerei,  ohne  dass  es  selbst  zerbricht.  Mit  anderen  Worten  die  Klausel 
« frei  von  Bruch  >  befreit  den  Versicherer  nicht  von  der  Haltung  für  Beschädi- 
gungen, die  einen  Bruch  nicht  zur  Folge  gehabt  haben;  will  der  Versicherer 
auch  die  Haftung  für  den  mit  einer  Beschädigung  entstandenen  Schaden  ab- 
lehnen, so  muss  dies  ausdrücklich  geschehen,  etwa  mittelst  einer  Klausel  «frei 
von  Beschädigung  und  Bruch». 

Des  Feuers  geschieht  in  ^  103  Abs.  I  der  A.  S.-V.-B.  keine  Erwähnung, 
wohl  aber  bei  Gelegenheit  der  Regelung  der  Klausel  «frei  von  Beschädigung 
(von  Bruch),  ausser 'im  Strandungslall»,  in  §  104  Abs.  4  A.  S.-V.-B.  (wie  in 
A.  I).  H.-G.-B.  Art.  8.">  Abs.  4.  H.-G.-B.  von  1897  §  SM  Abs.  4).  Es  wird  dort 
genannt :  Beschädigung  oder  Schaden  durch  Bruch,  der  erweislich  ohne  Selbst- 
entzündung durc  h  Feuer,  oder  durch  Löschung  eines  solchen  Feuers  oder  durch 
Beschiessen  entstünden  i>t.  Dass  Beschädigung  oder  Schaden  durch  Bruch  in- 
folge einer  Selbstentzündung  entsteht  —  ob  es  Güter  giebt,  bei  denen  ein  Bruch- 
schaden durch  Selbstentzündung  herbeigeführt  werden  kann,  bleibt  dahingestellt 
-  nicht  die  Haftun»  des  Versicherers  begründet,  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass 
die  Selbstentzündung  Folge  der  natürlichen  Beschaffenheit  ist,  wenn  auch  im 
Einzelfall  begünstigt  durch  Frcignisse  der  Seereise.  Der  durch  Löschung  des 
durch  Selbslenlzi"mdun<r  entstandenen  Feuers  bei bciu'eliihrte  Schaden  ist  nur  die 
Folge  der  Selbstentzündung  und  kann  daher  eine  Haftung  des  Versicherers  nicht 
begründen.  Ks  kann  übrigens  die  Selbstentzündung  möglicherweise  ihre  Ursache 
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haben  in  einer  Verzögerung  der  Reise,  und  wenn  diese  Verzögerung  auf  einen 
Fnfall,  für  den  der  Versicherer  haftet  —  vergl.  A.  D.  H.-G.-B.  Art.  825,  H.-G.-B. 
von  1807  g  821,  A.  S.-V.-B.  §S  70  Nr.  3  a.  E.  —  zurückzufahren  ist,  wird 
auch  für  den  durch  Selbstentzündung  und  Löschen  entstandenen  Schaden  der 
Versicherer  ausnahmsweise  aufzukommen  haben. 

Aus  dem  eben  Angeführten  ergiebt  sich,  dass  auch  bei  der  Klausel  «frei 
von  Beschädigung »  von  einer  Haftung  des  Versicherers  für  die  Folgen  der 
Selbstentzündung  und  der  Löschung  solchen  Feuers  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Ob  aber  solche  Haftung  auch  dann  ausgeschlossen  ist,  wenn  das  Feuer  ohne 
Selbstentzündung  entstanden  ist,  oder  durch  Beschiessen,  ist  eine  andere  Frage. 
Das  Feuer  kann  zwar  einen  unmittelbar  zerstörenden  Einfluss  auf  die  versicherten 
(iüter  ausüben :  dann  liegt  nach  dem  oben  Ausgeführten  ein  nicht  aus  einer  Be- 
schädigung entstandener  Schaden  vor,  und  der  Versicherer,  der  mit  der  Klausel 
«  frei  von  Beschädigung »  gezeichnet  hat,  haftet.  Ks  kann  indess  auch  sein,  dass 
die  Hitze  des  Feuers  zu  einer  Zerstörung  der  Güter  in  ihn  r  ursprünglichen  Be- 
schaffenheil nicht  führt,  sondern  nur  zu  einer  mehr  oder  weniger  erheblichen 
Werlsverringerung,  vielleicht  zu  einem  gänzlichen  Verderb,  aber  ohne  Zerstörung 
der  ursprünglichen  Beschaffenheit :  dann  lässt  sich  eine  Haftung  des  Versicherers 
trotz  der  Klausel  «frei  von  Beschädigung»  nicht  begründen;  denn  die  ent- 
sprechende Anwendung  dessen,  was  bei  der  Klausel  «frei  von  Beschädigung, 
ausser  im  Slrandungsfall »  gilt,  auf  die  Klausel  «  frei  von  Beschädigung  >  lässt 
sich  nicht  rechtfertigen.  Km  gleiches  gilt  von  dem  durch  Löschung  eines  Feuers 
entstandenen  Schaden.  Zwar  fällt  darunter  auch  ein  Schaden,  der  durch  Be- 
gossen, Bespritzen  u.  s.  w.  von  Gütern,  die  noch  nicht  vom  Feuer  ergriffen 
sind,  aber  von  denen  das  Feuer  dadurch  abgehalten  werden  soll,  entsteht.  Aber 
wenn,  wie  das  die  Regel  sein  dürfte,  durch  das  Löschmaterial  nicht  eine  un- 
mittelbare Zerstörung  herbeigeführt  ist,  sondern  nur  eine  Beschädigung  in  dem 
oben  erörterten  Sinne,  lässt  sich  auch  für  den  durch  Löschung  des  Feuers  ent- 
standenen Schaden  eine  Haftung  des  Versicherers  auf  Grund  des  mit  der  Klausel 
«  frei  von  Beschädigung »  abgeschlossenen  Versicherungsvertrages  nicht  recht- 
fertigen. Für  den  Schaden  durch  Beschiessen  wird  der  Versicherer  auf  Grund 
des  «  frei  von  Beschädigung »  oder  «  frei  von  Bruch  »  abgeschlossenen  Vertrages 
nur  unter  gleichen  Voraussetzungen  haften.  Hat  das  Beschiessen  nur  eine  Be- 
schädigung herbeigeführt,  ohne  die  versicherte  Sache  alsbald  zu  vernichten,  so 
haftet  der  Versicherer  nicht,  falls  er  «  frei  von  Beschädigung »  gezeichnet  hatte ; 
er  haftet  dagegen  für  Beschädigung,  wenn  er  «  frei  von  Bruch  »  gezeichnet  hatte, 
nicht  dagegen  für  den  durch  Beschiessen  entstandenen  Bruch. 

Ob  die  hier  gezogenen  Folgerungen  dem  Verkehrsbedürfnis  entsprechen, 
muss  dahingestellt  bleiben ;  bei  einer  etwaigen  Durchsicht  der  A.  S.-V.-B.  möge 
die  Frage,  ob  nicht  auch  hei  den  Klauseln  «frei  von  Beschädigung»  und  «frei 
von  Bruch»  bezüglich  der  Haftung  des  Versicherers  für  durch  Feuer.  Löschung 
und  Be*chiessen  entstandene  Schäden  ein  Gleiches  zu  bestimmen  ist,  wie  bei 
der  Klausel  «frei  von  Beschädigung  (Bruch),  ausser  im  Strandungsfalle»  in  Er- 
wägung gezogen  werden. 

Der  Absatz  2  des  §  103  A.  S.-V.-B.  spricht  aus,  dass  für  jeden  Schaden, 
der  nicht  aus  einer  Beschädigung  (Bruch)  entstanden  ist,  der  Versicheier  in  der- 
selben Weise  haltet,  als  wenn  der  Vertrag  ohne  die  Klausel  <  frei  von  Beschä- 
digung (Bruch  i »  abgeschlossen  wäre.  Eine  entsprechende  Bestimmung  enthält 
das  Gesetz  A.  I).  Ii  -G.-B.  Art.  8ör.,  H.-G.-B.  von  1807  §  8M  in  Abs.  3  bei 
Regelung  der  Wirkungen  der  Klausel  <  frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Stran- 
dungsfall». Die  Haftung  regelt  sich  demnach  in  solchem  Falle  nach  dem  sons- 
tigen Inhalt  des  Versicherungsvertrages  oder  den  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. 

Hinzugefügt  wird  in  Absatz  2  des  Sj  103  A.  S.-V.-B..  dass  der  Versicherer 
jedenfalls  haftet  für  die  m  §  81  unter  Ziffer  1  und  2  und  in  Ü9  a.  E.  er- 
wähnten Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten  ;  für  die  in  g  84  unter  Ziffer  3 
erwähnten  Küsten  aber  nur  dann,  wenn  sie  zur  Abwendung  eines  dem  Versicherer 
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•zur  Last  fallenden  Verlustes  verausgabt  sind.  Das  Gesetz  erwähnt  statt  dessen 
Art.  838  unter  Ziffer  1,  2  und  4,  §  834  unter  Nr.  1,  2,  4,  sowie  Art.  838  unter 
Ziffer  3,  §  831  unter  Nr.  3. 

A.  S.-V.-B.  §  84  nennt  (ebenso  wie  Art.  8:18  §  834)  1.  in  Ziffer  1  die  Bei- 
träge zur  grossen  Haverei  mit  Einsehluss  derjenigen,  die  der  Versicherte  selbst 
wegen  eines  von  ihm  erlittenen  Sehadens  zu  tragen  hat.  Die  in  Gemässhcit  Art.  637 
(§  633)  734  (§  732)  des  H.-G  -B.  nach  den  Grundsätzen  der  grossen  Haverei  zu 
beurteilenden  beitrage  werden  den  Beiträgen  zur  grossen  Haverei  gleichgeachtet ; 
2.  in  Ziffer  2  in  den  Fällen,  in  denen  das  Schiff  entweder  nur  mit  Gütern  des 
Rheders  oder  in  Ballast  fuhr,  die  Aufopferungen,  die  zur  grossen  Haverei  ge- 
hören würden,  wenn  das  Schiff  Güter,  und  zwar  Güter  anderer  Personen  als  des 
Rheders  an  Bord  gehabt  hätte.  (Die  A.  S.-V.-B.  treffen  hier  noch  eingehende 
Bestimmungen  darüber,  wie  der  Fall  zu  behandeln  ist.)  A.  S.-V.-B.  §§  6i)  a.  E. 
nennt  (ebenso  wie  Art.  838  §  834  Ziffer  4)  die  zur  Ermittelung  und  Feststellung 
des  dem  Versicherer  zur  Last  fallenden  Schadens  erforderlichen  Kosten,  ins- 
besondere die  Kosten  der  Besichtigung,  der  Abschätzung,  des  Verkaufs  und  der 
Anfertigung  der  Dispache,  lässt  aber,  abweichend  vom  Gesetze,  einen  Teil  dieser 
Kosten  den  Versicherer  nur  zur  Hälfte  tragen.  Während  für  die  hier  genannten 
Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten  der  Versicherer  jedenfalls  haftet,  soll  für 
die  in  £  84  Ziffer  3  (Art.  838  g  834  Ziffer  3)  genannten  sonstigen  zur  Rettung, 
sowie  zur  Abwendung  grösserer  Nachteile  notwendig  oder  zweckmässig  aufge- 
wendeten Kosten,  der  Versicherer  nur  dann  haften,  wenn  sie  zur  Abwendung 
eines  ihm  zur  Last  fallenden  Verlustes  verausgabt  sind. 

Der  Versicherer  haftet  also  jedenfalls,  sofern  ein  Fall  der  grossen  Haverei 
vorliegt  und  in  den  in  gleicher  Weise  zu  behandelnden  Fällen  Doch  wird  auch 
bei  Vorliegen  eines  Falles  der  grossen  Haverei  dem  Versicherten  der  durch 
Beschädigung  entstandene  Schaden  nicht  ersetzt,  da  der  §  87  Abs.  2  A.  S.-V.-B. 
bestimmt:  «Sind  Güter  mit  der  Klausel  ,frei  von  Beschädigung  (von  Bruch)* 
versichert,  und  wird  ein  Schaden,  welcher  an  denselben  infolge  eines  zur 
grossen  Haverei  führenden  Ereignisses  durch  Beschädigung  (durch  Bruch)  ver- 
ursacht worden  ist,  in  die  grosse  Haverei  aufgenommen,  so  ist  der  Versicherer 
nicht  verpflichtet,  diesen  Schaden,  so  weit  derselbe  nach  der  Haverei  grosse 
Dispache  überhaupt  zur  Tragung  des  Versicherten  bleibt,  zu  ersetzen.  Das 
gleiche  Ergebnis  tritt  unter  den  entsprechenden  Voraussetzungen  ein,  wenn  der 
Versicherungsvertrag  mit  der  (beschränkten)  Klausel  , frei  von  Beschädigung 
(von  Bruch),  ausser  im  Strandungsfall'  geschlossen  sein,  und  ein  Slrandungsfall, 
oder  was  demselben  gleichsteht,  nicht  stattgefunden  haben  sollte  >.  Der  Ver- 
sicherle hat  also  gegenüber  dem  Versicherer  in  allen  Fällen  nur  Anspruch 
darauf,  dass  die  Beiträge,  die  er  selbst  geleistet  hat,  ihm  von  dem  Versicherer 
ersetzt  werden,  ausserdem  aber  nur  Anspruch  auf  Ersatz  des  Schadens,  der 
nicht  aus  einer  Beschädigung  (Bruch)  entstanden  ist,  also  z.  B.  für  Güter,  die 
geopfert  sind. 

Die  in  §  84  Abs.  3  genannten  Kosten  der  Rettung  und  Abwendung  soll  der 
Versicherer  nur  dann  tragen,  wenn  sie  zur  Abwendung  eines  ihm  zur  Last 
fallenden  Verlustes  verausgabt  sind.  Sind  /.  B.  Güter  durch  Seewasser  beschä- 
digt, und  wird  zum  Zweck  ihrer  Erhaltung  vor  drohendem  Verderb  ihre  Löschung, 
Lagerung,  Ladung  und  später  ihre  Wiedereinladung  vorgenommen,  so  stellen  sich 
die  hierdurch  veranlassten  Kosten  zwar  als  Kosten  der  Rettung  und  Abwendung 
grösserer  Nachteile  dar :  der  Versicherer  würde  aber  unter  der  Klausel  « frei 
von  Beschädigung«  nicht  gehaftet  haben,  wenn  die  Güter  infolge  der  Beschädi- 
gung ganz  verloren  gegangen  wären,  und  daher  sind  durch  die  gemachten  Aufwen- 
dungen nicht  seine  Interessen,  sondern  ausschliesslich  die  des  Versicherten  gewahrt. 

Zweifelhaft  erscheint  die  Frage,  ob  Ersatz  für  Güter  verlangt  werden  kann, 
die'  nach  \orgängiger,  bis  zur  völligen  Entwertung  führenden  Beschädigung  in 
einem  Haverei  grosse  Fall  aufgeliefert  worden  sind. 

Die  llawiei  gross«,  scl/.t,  soweit  die  Ladung  in  Betracht  kommt,  voraus, 
dass  der  Ladung  cm  Schaden  vorsätzlich  zugefügt  ist.  Man  wird  aber  nicht  von 
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einem  Schaden  reden  können,  wenn  schon  bevor  durch  vorsätzliche  Handlung 
die  versicherten  Güler  der  Verfügung  ihres  Eigners  vollständig  entzogen  wurden, 
diese  seihst  jeden  Wert  für  den  Eigner  verloren  haben.  Wären  statt  der  ver- 
sicherten Güter,  die  einen  Wert  infolge  eines  aus  einer  Beschädigung  ent- 
standenen Schadens  nicht  mehr  hatten,  andere  Güter  aufgeopfert  worden,  so 
hätte  der  Versicherte  auf  Grund  der  Klausel  den  Versicherer  nicht  haftbar 
machen  können.  Es  ist  dem  Versicherlen  demnach  durch  die  «Aufopferung»  in 
Wirklichkeit  kein  Vermögensschaden  zugefügt;  der  Zufall,  dass  gerade  seine 
Güter  «aufgeopfert»  wurden,  kann  dem  Versicherten  nicht  Rechte  gegen  den 
Versicherer  geben,  die  er  ohne  die  «Aufopferung»  nicht  gehabt  haben  würde.  Es 
lässt  sich  daher,  wenn  ein  Sturm  zunächst  die  Beschädigung  der  Güter  bis  zur  gänz- 
lichen Zerstörung  ihres  Wertes  herbeigeführt  hat,  dann  Veranlassung  zur  Auf- 
opferung gegeben  hat,  nicht  unter  Außerachtlassung  des  vorangegangenen,  eine 
Haftung  des  Versicherers  nicht  begründenden  Ereignisses,  annehmen,  dass  der 
Sturm  eine  unmittelbare  Vernichtung  durch  die  Aufopferung,  und  somit  die 
Haftung  des  Versicherers  bewirkt  habe.  Anders  die  Entscheidung  des  Landge- 
richts Hamburg  in  Sachen  Joseph  Iber  gegen  die  Düsseldorfer  Allg  Vers.-Ges. 
(H.-G.-Z.  189:i  Nr.  59.  S.  Ißi»,  s.  Judikatur  S.  707).  Indes*  ist  für  das  Ver- 
hältnis /.wischen  Versicherten  und  Versicherer  nach  A.  S.-V.-B.  $  86,  A.  I). 
H.-G.-B.  Art.  839,  H.-G.-B.  von  1897  £  8;V>  die  ordnungsmässig  aufgemachte 
1  laverei  grosse  Dispache  massgeblich.  Ist  in  dieser  die  Aufopferung,  weil  sie 
wertlos  gewordene  Güter  betraf,  bei  Berechnung  des  Schadens  unberücksichtigt 
geblieben,  so  kann  der  Versicherte  schon  aus  diesem  Grunde  keinen  Anspruch 
erheben.  So  das  H.-O.-L.-G.  in  der  ebengenannten  Sache.  Von  Bedeutung  aber 
bleibt  die  Frage  in  dem  Kall,  wenn  es  wegen  Kehlens  der  Voraussetzung  des 
A.  D.  H.-G.-B.  Art.  705,  H.-G.-B.  von  1897  §  703:  Rettung  von  Schiff  und 
Ladung,  zu  einer  Havereiverteilung  nicht  gekommen  ist,  und  nunmehr  der  An- 
spruch des  Versieherlen  nur  auf  das  Vorliegen  einer  besonderen  Haverei  ge 
stützt  werden  kann. 

Nach  §  19  A.  S.-V.-B.  gilt  die  Versicherung  als  frei  von  Beschädigung, 
wenn  Güter,  auf  die  Versicherung  genommen  werden,  beschädigt  abgeladen  oder 
als  beschädigt  zugesandt  werden,  sofern  hiervon  bei  der  Vcrsicherungsnahme 
keine  Anzeige  gemacht  wird.  !m  Kalle  eines,  gleichviel  ob  totalen  oder  partialen 
Verlustes  solcher  Güter,  hat  der  Versicherte  alle  ihm  zugekommenen  Nachrichten 
oder  zugänglichen  Nachweisungen,  aus  denen  auf  den  Grad  der  Beschädigung  der 
Güter  geschlossen  werden  kann,  vorzulegen  und  ist  sodann  zu  Gunsten  des  Ver- 
sicherers ein  den  Umständen  entsprechender  Abzug  von  demjenigen  Wert,  den 
die  Güter  im  unbeschädigten  Zustand  gehabt  haben  würden,  zu  machen.  Kommt 
der  Versicherle  der  ihm  im  Vorstehenden  aufgelegten  Verbindlichkeit  gar  nicht, 
oder  nicht  gehörig  nach,  so  bezahlt  der  Versicherer  nur  die  Hälfte  von  dem, 
was  er,  wenn  keine  Beschädigung  vorhanden  gewesen  wäre,  zu  bezahlen  gehabt 
haben  würde.  Vergl.  Artikel  «Beschädigte  (iüter,  deren  Versicherung». 

Die  Bedeutung  der  Bestimmung  des  :j  k23  der  Bremischen  See-Vers. -Bed.. 
betreffend  die  Versicherung  unter  der  Bedingung  frei  von  Beschädigung  ergibt 
sieh  aus  dem  betreffend  den  g  HM  A.  S.-V.-B.  Ausgeführten. 

IL  i|  10-i  A.  S.-V.-B.  «frei  von  Beschädigung  (Bruch)  ausser  im  Stran- 
dungsfall ►  . 

Die  Bedeutung  der  Klausel  frei  von  Beschädigung  (Bruch)  ausser  im  Slrand- 
ungsfall  ist  in  dem  A.  S.-V.-B.  §  lOL  den  <?  15  und  1(5  der  Brem.  See-Vers.- 
Bed.  nrid  dem  Gesetz  Art.  X55  — 857,  S  851 — N"i3  in  annähernd  gleicher  Weise 
geregelt.    Die  Unterschiede  werden  im  Einzelnen  hervorgehoben  werden. 

Da  das  Gesetz  eine  Ücgclung  der  Klausel  frei  von  Beschädigung  nicht 
enlhiilt,  so  erwähnt  e>,  und  zwar  in  wörtlicher  Übereinstimmung  mit  dem  Abs.  1 
Salz  1,  S  HCl  A.  S.-V.-B,  zunächst,  in  welcher  Weise  eine  Haftung  des  Ver- 
sicherers ausgeschlossen  i*t.  wenn  ein  Slrandung-Iäl)  im  weiteren  Sinne  nicht 
vorliegt.  Es  kann  daher  hier  auf  das  zu  Sj  103  Abs.  1  Satz  1  Ausgeführte  ver- 
wiesen weiden.    Die  Klau>el  frei   von  Bruch  ausser  im  Strandungsfall  ist  mit 
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diesem  Zusatz,  wenn  ein  Strandungsfall  nirht  vorliegt,  in  gleichem  Sinne  zu  ver- 
stellen, wie  ohne  den  Zusatz.  Ebenso  kann  bezüglich  der  Abs.  1  und  4  des 
Art.  855  §  851  auf  das  zu  §  10.1  A.  S.-V.-B.  bereits  Bemerkte  verwiesen  weiden. 
Hervorzuheben  ist  hier  nur,  dass  der  dem  Abs.  4  entsprechende  Abs.  4  des 
S  104  A.  S.-V.-B.,  wie  ausgeführt,  nur  bei  der  Klausel  frei  von  Beschädigung 
(Bruch)  mit  dem  Zusatz  ausser  im  Strandungsfall  unbedingt  anwendbar 
erschien.  Ks  bleiben  demnach  nur  noch  zu  erörtern  die  Abs  1—3  des  i;  1<H 
A.  S.-V-B.  sowie  vom  Gesetz  Abs.  I  Satz  1  am  Schlosse:  es  sei  denn,  dass  das 
Schiff  gestrandet  ist,  Satz  2  Abs.  2  des  Art.  855,  §  851,  und  Art.  857,  §  851. 

Solange  ein  Strandungsfall  im  Sinne  des  Gesetzes,  der  A.  S.-V.-B.  und  der 
Brem.  See-Vcrs.-Bed.  sich  nicht  ereignet  hat.  bestellt  die  Verbindlichkeit  des 
Versicherers,  abgesehen  von  der  Haftung  für  Schäden  aus  Beschädigungen  durch 
Feuer,  Löschung  und  Beschiessen,  genau  so,  als  wenn  nach  den  A.  S.-V.-B.  die 
Versicherung  mit  der  Klausel  frei  von  Beschädigung  abgeschlossen  wäre.  Eine 
Haftung  für  Beschädigung  unter  den  näher  zu  erörternden  Voraussetzungen  tritt 
nur  ein.  wenn  ein  Strandungsfall  vorliegt.  Indem  der  Versicherer  durch  Ab- 
schluss des  Versicherungsvertrages  mit  der  Klausel  frei  von  Beschädigung  (Bruch) 
ausser  im  Strandungsfall  seine  Haftung  für  den  aus  einer  Beschädigung  (Bruch) 
entstandenen  Schaden  der  Hegel  nach  ausschliefst,  stellt  sielt  der  Strandungsfall 
als  Ausnahme  dar:  daher  hat  der  Versicherte  das  Vorliegen  eines  Strandungs- 
falles zu  beweisen,  was  auch  in  der  Bestimmung  selbst  durch  die  Worte  es  sei 
denn,  dass  u.  s.  w.  zum  Ausdruck  gebracht  wird.  Der  Begriff  des  Strandungs- 
falls hat  zwar  im  Gesetze  und  in  den  Bedingungen  eine  dem  Interesse  des  Ver- 
sicherten entsprechende,  über  den  ursprünglichen  Begriff  der  Strandung  hinaus- 
gehende Erweiterung  erfahren,  doch  entspricht  es  der  Stellung  der  Ausnahme  zu 
der  Hegel,  dass,  soweit  ein  schadenbringendes  Ereignis  nicht  nach  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes,  oder  soweit  die  Versicherungsvertragsbedingungen  in  Betracht 
kommen,  dieser  Bedingungen  als  Strandungsfall  anzusehen  ist,  eine  erweiternde 
Auslegung  zu  Gunsten  des  Versicherten  ausgeschlossen  ist.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  allerdings  auch  zu  berücksichtigen,  dass  im  Einzelfall  das  schädigende 
Ereignis  möglicherweise  nur  von  geringen  nachteiligen  Folgen  begleitet  sein  kann, 
dass  aber  gleichwohl  die  Haftung  des  Versicherers  alsdann  besieht.  Zu  beachten 
ist  dabei,  dass  die  vertragsmässigen  Festsetzungen  der  Haftung  des  Versicherers 
nur  bei  Vorliegen  eines  Strandungsfalles  zwar  den  Versicherer  in  erheblichem 
Umfange  von  der  sonst  ihm  obliegenden  Haftung  befreiet,  andererseits  aber  auch 
der  Versicherte  nur  eine  den  Verhältnissen  entsprechend  geringer  bemessene 
Prämie  zu  zahlen  hat.  Es  findet  also  hier  eine  Teilung  des  Gefahr  statt,  die 
eine  Möglichkeit  gewährt,  dass  der  Versicherte  den  durch  Abschluss  eines  Ver- 
trages mit  der  Strandungsklausel  von  ihm  selbst  übernommenen  Teil  der  Gefahr 
durch  Abschluss  eines  anderweitigen  Vertrages,  ohne  dass  eine  unzulässige  Doppel- 
versicherung vorliegen  würde,  zum  Gegenstand  der  Haftung,  sei  es  desselben,  .sei 
es  eines  anderen  Versicherers,  machen  kann. 

Gesetz  und  A.  S.-V.-B.  erklären  zunächst:  es  haftet  der  Versicherer,  wenn 
das  Schiff  gestrandet  ist:  dann  werden  die  Seeunfälle  aufgezählt,  die  der  Strandung 
gleichgeachtel  werden,  und  schliesslich  wird  der  Begriff  der  Slrandung  in  dem 
besonderen  Sinne  der  Klausel  näher  erörtert  Soweit  die  Gefahr,  die  sich  aus 
der  Benützung  eines  Pen  hterfahrzeuges  ergibt,  nach  Gesetz  oder  Vertrags- 
bedingungen von  dein  Versicherer  zu  tragen  ist,  werden  die  Strandung  des  Leichtcr- 
fahrzi'iiges.  in  dein  sich  die  versicherten  Güter  befinden,  sowie  die  der  Strandung 
gleich  zu  achtenden  Sccunfüllc,  ebenso  behandelt,  als  wenn  sie  das  Schiff  be- 
troffen hätten.  Die  Bremischen  See-Vcrs.-Bed.  erwähnen  das  l.ciehterfahrzcug nicht. 

Na.-h  dem  (icse'z  und  den  V  S.-V.-B.  hat  der  Versicherer  bei  Vorliegen 
eines  S'.ranibmgsfalles  für  jede  drei  Prozent  übersteigende  Beschädigung  zu  haften, 
welch.«  infolge  einer  Strandung  oder  eines  ihr  gleich  zu  achtenden  anderen  See- 
unfalls ent-tanden  ist.  nicht  aber  für  eine  <nnsiige  Beschädigung.  Die  erwähnten 
drei  Prozent  <md  die  sog.  gesetzliche  Franchise:  auch  die  A .  S-V.-B.  haben  sie 
aufgenommen.  Vcrgl.   \  U  li  -G.-B.  Art  S',0.  II  -f, -IS.  v.  1807  £  Si5,  A.  S.-V.-B. 
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S  !)7.  Die  Urem.  See- Wi s.-Bed.  haben  statt  drei  Prozent  eine  Franchise  von 
zehn  Prozent.  §  15  und  I»»  ders. 

Km  Strandung^fall  im  engeren  Sinne,  oder  wie  da.-  (leset/,  sagt,  eine  Strandimg 
hat,  um  als  Strandungsfall  im  Sinne  der  Klausel  /.u  gelten,  verschiedene  mögliche 
Voraussetzungen: 

1j  Das  Schiff  muss  (A.  S.-V.  B.i  auf  einen  (irund  geraten  und  feslsitzen 
bleiben;  das  Gesetz  sagt  statt  dessen:  unter  nicht  gewöhnlichen  Verhältnissen  der 
Seeschiffahrt  auf  den  lirund  festgeraten  und  nicht  wieder  flott  werden.  Der 
l'nlerschied  ist  unverkennbar:  Auch  wenn  das  Schiff  unter  gewöhnlichen  Verhält- 
nissen der  Schiffahrt  auf  den  (irund  feslgerät  und  festsitzen  bleibt,  d.  h.  nicht 
wieder  abgebracht  werden  kann,  können  erhebliche  Heschädigungen  des  Schiffes 
als  Kolgen  des  Fcstsilzcnbleibens  eintreten  Zu  solchen  auch  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  der  Schiffahrt  vorkommenden  Källen  des  auf  den  Grund-Geratcns 
gehört  z.  H.  das  Kestgeraten  im  Nebel  auf  die  der  Klbmündung  vorgelagerten 
Sandbänken,  desgleichen  das  Kestgeraten  auf  dem  Elbstrom  selbst.  Die  Ab- 
änderung des  Gesetzes  in  den  Vcrsteherungsbedingiingen  gereicht  somit  dem  Ver- 
sicherten zum  Vorteil. 

2.  Das  Schiff  gerät  auf  einen  (irund  fest,  wird  aber  wieder  abgebracht,  oder 
wie  das  Gesetz  sagt,  wieder  flott.  Gelingt  das  Wiederabbringen  durch  Anwen- 
dung, oder  wie  das  Gesetz  sagt  «  ausschliesslich  durch  Anwendung  >  gewöhnlicher 
Massregeln,  so  liegt  kein  Strandungsfall  im  Sinne  des  Gesetzes  und  der  Bedin- 
gungen vor;  gelingt  das  Wiederabbritigeti  jedoch  nur  durch  Anwendung  ungewöhn- 
licher Massregeln,  so  ist  die  eine  der  Voraussetzungen  des  Strandungsfalles 
erfüllt.  Gesetz  und  Bedingungen  zählen  sowohl  Kalle  der  gewöhnlichen,  wie  der 
ungewöhnlichen  Massregcln  auf,  und  zwar  werden  als  Beispiele  gewöhnlicher 
Massregeln  genannt  :  Winden  auf  dem  Anker,  und  Backstellen  der  Segel,  als 
Beispiele  ungewöhnlicher  Massregeln:  Kappen  der  Masten.  Werfen  oder 
Löschung  eines  Teils  der  Ladung.  Da  die  Beispiele  nicht  erschöpfend  sein 
sollen,  wird  es  erforderlich  sein,  zu  erörtern,  was  denn  unter  «  gewöhnlichen  Maß- 
regeln »  zu  verstehen  ist.  was  unter  <  ungewöhnlichen  ».  Es  wird  anzuerkennen 
sein,  dass  als  erstes  Erfordernis  einer  gewöhnlichen  Abbringungsmassregel  ein 
Abbringen  durch  die  aul  dem  Schiffe  selbst  vorhandenen  Hülfsmittel:  Arbeits- 
kraft der  Schiffsbesatzung,  Maschinenkraft  des  Schiffes  anzusehen  ist.  Reichen 
diese  Hilfsmittel  nicht  aus,  und  muss  fremde  Hülfe  in  Anspruch  genommen 
werden,  sei  es  um  das  Schiff  überhaupt  wieder  abzubringen  oder  sei  es  um  es 
vor  schwereren,  durch  längeres  Festsitzen  drohenden  Kolgen  zu  bewahren,  dann 
liegt  eine  ungewöhnliche  Massregel  vor.  So  kann  auch  das  Winden  auf  dem 
Anker  in  dem  Kall  eine  ungewöhnliche  Massregel  werden,  wenn  fremde  Hülfskräfte 
in  Anspruch  genommen  werden  musslen.  Vergl.  Kall:  Herz  gegen  Härder,  s.  Ju- 
dikatur S.  Gi >  1  Andererseits  ist  ein  Erfordernis  einer  gewöhnlichen  Abbringungs- 
massregel, dass  Si'hiff  und  Ladung  nicht  von  einander  getrennt  werden  müssen, 
sowie,  dass  weder  dem  Schiff  noch  der  Ladung  ein  Schaden  vorsätzlich  zugefügt 
werden  muss.  Auch  hier  wird  es  nicht  ausreichen,  dass  die  betreffende  Hand- 
lung überhaupt  vorgenommen  ist.  sie  muss  sich  vielmehr  als  eine  nach  sach- 
gemässer  Beurteilung  der  Sachlage  des  Einzelfalls  verständige  und  erforderlich 
erscheinende  Massregel  darstellen. 

3.  Das  Schiff  gerät  auf  den  Grund,  kommt  aber  durch  ungewöhnlich  hohe 
Flut  wieder  ab.  Die  Grenze  zwischen  einer  gewöhnlichen  Flut,  die  ausreicht, 
ein  bei  niedrigem  Wasser  auf  den  Grund  geratenes  Schiff  wieder  flott  zu  machen, 
und  einer  ungewöhnlich  hohen  Flut  wird  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen 
Verhältnisse  sowie  der  Jahreszeit  nur   im  Einzelfalle  gezogen  werden  können. 

Wenn,  wie  in  dem  Falle  ungewöhnliche  Maßregeln,  so  hier  ungewöhnliche 
Flut  als  Erfordernis  anzusehen  i-l,  loiiss  im  Zweilelsfalle  der  Versicherte,  dei- 
che Haftung  des  Versicherers  gellend  macht,  näher  darlegen,  dass  thatsächlich 
die  Massregel  oder  die  Flut  als  «  ungewöhnlich »  bezeichnet  werden  musste 

Die  unier  I.  "_\  .'i  genannten  im  Gesetz  und  in  den  Bedingungen  genannten  Fälle 
reichen  ein  jeder  für  sich  aus.  um  das  eine:  Erfordernis  eines  Slrandung-Udles 
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zu  begründen  Gesetz  und  Bedingungen  stellen  aber  noch  ein  zweites  Erforder- 
nis auf,  nämlich  dahin:  das  Schiff  muss  durch  solches  Festsitzen,  oder  wie  da* 
Gesetz  sagt,  Festgeraten.  Schaden  erlitten  haben.  Das  Gesetz  sagt:  einen  erheb- 
lichen Schaden  am  Schiffskörper,  die  Bedingungen:  A.  S  -V.-B.  und  Bremer 
S.-V.-B.,  einen  Schaden  am  Rumpfe,  der  su  bedeutend  ist,  dass  sich  die  Be- 
schädigung der  (tüter  daraus  erklären  lässt.  Wenn  die  Bedingungen  und  das 
Gesetz  vom  Festsitzen  und  Festgeraten  sprechen,  so  entsteht  die  Frage,  was 
diese  Abweichung  zu  bedeuten  hat.  Der  Begriff  des  Festgeratens  kann  sich, 
genau  genommen,  nur  auf  das  Auffahren  als  einen  Akt  beziehen,  der  als  Folge 
des  vom  Grunde  der  Weilerbewegung  entgegengesetzten  Widerstandes  in  dem 
Augenblick,  in  dem  das  Schiff  gehemmt  ist,  so  dass  es  nicht  weiter  kann,  sein 
Ende  erreicht.  Dass  das  Schiff  schon  hierbei  erhebliche  Schäden  erleiden  kann, 
'/..  B.  wenn  es  auf  einen  Felsen  gerät,  liegt  auf  der  Hand.  Indess  tonn  das 
fernere  \  erweilen  auf  dem  Grunde,  da  das  Schilf  dem  Andringen  der  Elemente 
vielfach  widerstandslos  preisgegeben  ist,  weitere  Nachteile  für  das  Schilf  zur 
Folge  haben,  die  dann  aber  nicht  auf  das  Fesigeraten.  sondern  auf  das  Fest- 
sitzen zurückzuführen  sind.  Wenn  andererseits  die  Bedingungen,  um  diesen 
Mangel  der  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  vermeiden,  nur  vom  Festsitzen  sprechen, 
so  ist  umgekehrt  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Begriff  des  Festsilzens  als  eines 
Zustande*  nicht  mit  dem  Begriff  des  Festgeratens  sich  deckt.  Man  wird  nicht 
fehl  gehen,  wenn  man  annimmt,  dass  das  Gesetz  auch  die  durch  Festsitzen,  die 
Bedingungen  auch  die  durch  das  Festgeraten  erlittenen  Schäden  gemeint  haben. 
Bemerkt  mag  hier  werden,  dass  das  Erfordernis  des  Festsitzen*  an  eine  bestimmte 
Zeitdauer  nicht  gebunden  ist.  Einen  Gegensatz  zum  Festgeraten  oder  Festsitzen 
bildet  das  Stossen,  darunter  versteht  man,  soweit  es  sich  um  ein  Stossen  auf 
Grund  handelt,  eine  Berührung  des  Grundes  durch  einen  Teil  des  Schiffes,  die 
aber  nicht  ausreicht,  um  die  sofortige  Weiterbewegung  des  Schiffes  aufzuhalten. 
Dass  solches  Stossen  für  das  SchifT,  sowohl  als  auch  für  die  Ladung,  höchst 
nachteilige  Kolgen  haben  kann,  reicht  indess  nicht  aus,  um  dies  Stossen  dem 
Festgeraten  oder  Festsitzen  gleichzustellen,  soweit  solches  nicht,  wie  in  dem 
Zusatz  zu  A.  S.-V.-B.  $  llj4  vom  Jahre  1881,  geschehen  ist.  Der  Schaden  muss 
am  Schiffskörper,  wie  das  Gesetz,  am  Rumpf  des  Schilfes,  wie  die  Bedingungen 
sagen,  erlitten  sein.  Es  reicht  also  nicht  aus,  wenn  etwa  andere  Teile  des 
Schilfs,  zum  Beispiel  das  Steuer,  die  Maschine,  die  Schraubenflügel  beschädigt 
sind.  Anders,  wenn  es  sich  um  Versicherung  gerade  dieser  Schiffszubehörteile 
handelt.  Vergl.  Entsch.  in  Sachen  Homann  gegen  Nordd.  Vers. -Ges.  und  Petersen- 
Alperss  gegen  die  Düsseldorfer  Allg.  Vers. -Ges.  s.  Judikatur  S.  707.  Wenn  das 
Gesetz  einfach  von  einem  erheblichen  Schaden  redet,  lässt  sich  die  Frage  auf- 
weisen, welcher  Schaden  denn  als  erheblich  anzusehen  ist.  Darauf  würde  die 
Antwort  nur  im  Einzelfall  nach  sachverständigem  Ermessen  zu  geben  sein,  aber 
eine  Reihe  von  Zweifeln  nicht  zum  Vorteil  des  Versicherungsgeschäfts  würde 
entstehen  können.  Die  Bestimmung  der  Bedingungen:  «  ein  Schaden,  so  bedeutend, 
das*  sich  die  Beschädigung  der  Güter  hieraus  erklären  lässt  »  ist  klarer  und  ver- 
ständlicher und  da  es  darauf  ankommt,  näher  festzustellen,  wann  eine  Strandung 
die  Ursache  für  die  an  den  versicherten  Gütern  vorgefundene  Beschädigung  ge- 
wesen ist.  oder  sein  kann,  zutreffender.  So  kann  die  Beschädigung,  die  das 
Schiff  erlitten  hat,  an  sich  bedeutend  sein,  z.  B.  das  Aufsuchen  eines  Nothafens 
rechtfertigen,  gleichwohl  kann  dieselbe  derart  sein,  dass  ein  Zusammenhang 
zwischen  dem  vom  Schiff  erlittenen  Schaden  und  der  Beschädigung  der  Güter 
aufgeschlossen  ist. 

Als  der  Slrandung  gleichzuachtende  Sceunfälle  nennt  das  Gesetz:  Kenlern. 
Sinken,  Zerbrechen  des  Rumpfe*,  Scheitern  und  jeder  Seeunfall,  durch  den  das 
Schill'  oder  das  EeichtcH'ah, zeug  reparaturunfähig  geworden  ist.  Die  A.  S.-V.-B. 
nennen  dagegen  in  >;  l(f».  Ah-.  Ü,  Salz  '2  mir  Kenlern,  Versinken,  Scheitern 
und  Vcjlip nneu.  Der  Zu-al/..  aus  dem  Jahre  1  SS I ,  der  sich  zu  §  101  auf  der 
Sc.-\ ci lienno-1'i.h/.e  ,ml  Güter  hclindet.  lautet: 

Dem   «  M  i  iuelriTiii-laH  ■   -ind  selhs'\ ersländlich   unler  Festhaltung  der 
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bezüglichen  soastigen  Bestimmungen  des  §  10-4,  gleichzustellen:  Kollision 
(An-  oder  I  berseglung),  Stossen  (auf  Grund  oder  gegen  ein  anderes  Schiff, 
einem  Ouai,  Pier,  eine  Brücke,  oder  gegen  einen  anderen  festen  oder  im 
Wasser  treibenden  Gegenstand)  und  Bechädigung  des  Schiffs  durch  Eis». 
Die  Bremer  S  -V.-B.  zahlen  auf:  Kentern,  Versinken,  Scheitern  und  Ver- 
brennen des  Schiffes,  sowie  Schaden  am  Schiffe  durch  Eis  oder  Kollision,  wenn 
derselbe  so  bedeutend  ist,  dass  sich  die  Beschädigung  der  Güter  daraus  er- 
klären lässt. 

Die  nautischen  Begriffe  Kentern,  Scheitern,  Verbrennen  bedürfen  an  dieser 
Stelle  keiner  näheren  Erklärung.  An  Stelle  des  im  Gesetz  sich  findenden  Aus- 
drucks « Sinken »  haben  die  Bedingungen  den  Ausdruck  <  Versinken  •  aufge- 
nommen. Diese  Abänderung  ist  mit  Recht  als  unerheblich  bezeichnet  worden, 
da  auch  unter  dem  Ausdruck  «  Sinken  >  nicht  jedes  Herabgehen  der  Wasserlinie 
des  Schiffes  unter  die  bisherige  Linie,  wie  sie  schon  durch  das  Eindringen  ver- 
hältnismässig nicht  erheblicher  Mengen  Wassers  naturgemäss  erfolgt,  zu  ver- 
stehen ist,  sondern  « Sinken  »  ein  auf  den  Grund-Sinken,  infolge  Verlustes  der 
Schwimmfähigkeit  bedeutet.  «Versunken»  ist  ein  Schiff,  wenn  das  Sinken  einen 
so  hohen  Grad  erreicht  hat,  dass  das  Schiff,  als  solches,  abgesehen  von  etwa 
über  das  Schiffsdeck  hervorragenden  Teilen,  wie  Masten,  Kommandobrücke  und 
sonstigen  auf  dem  Ober-Deck  befindlichen  Baulichkeiten,  vom  Wasser  bedeckt 
ist.  Auf  die  Dauer  des  dadurch  hervorgerufenen  Zustande*  kommt  es  nicht  an, 
auch  nicht  darauf,  ob  etwa  in  regelmässigen  Zwischenräumen,  zwischen  dem 
höchsten  und  dem  niedrigsten  Wasserstande  bei  Flui  und  Kbbe,  das  Schiffsdeck 
wieder  aus  dem  Wasserspiegel  hervorragt.  Vergl.  Enlsch.  in  Sachen  Seekamp- 
Tewes  gegen  die  Bhein.  Westfälisch«  Rück-Vers.-A.-G.  S.  Judikatur  S.  703. 

Dagegen  ist  das  Zerbrechen  des  Humpfes  weggelassen,  wie  Voigt.  «Das 
Deutsche  See- Versicherungs-Hecht,  S.  009»  bemerkt,  weil  im  £  10-4  schon  einem 
bedeutenden  Schaden  am  Rumpf  eine  die  Versicherer  verpflichtende  Wirksamkeit 
beigelegt  worden  ist,  und  weil,  abgesehen  hiervon,  der  Begriff  «Scheitern»  ein 
Zerstücken  des  Schiffskörpers  in  sich  schliesst.  Die  Hinzufügung  des  Wortes 
«Verbrennen»,  das  in  den  Bremer  S. -V.-B.  durch  den  Zusatz  «des  Schiffs»  noch 
deutlicher  gemacht  ist,  soll  zwar  nach  Voigt  keine  Änderung  enthalten,  da  ja 
schon  das  (leset/,  den  Schaden  durch  Feuer  und  dessen  Löschung  besonders 
erwähnt  Doch  ist  es  denkbar,  dass  ein  Verbrennen  des  Schiffs  nicht  zu  einem 
Brennen  der  Güter,  daher  auch  nicht  zu  einer  Löschung  führt,  wohl  aber  die 
durch  das  Verbrennen  des  Schiffes  erzeugte  Hitze  den  versicherten  Gütern  Be- 
schädigung zufügt  Durch  Beseitigung  der  Worte:  -  jeder  Unfall,  durch  den  das 
Schiff  reparaturunfähig  wird »,  hat  man,  nach  Voigt,  verhindern  wollen,  dass  dem 
Versicherer  Unfälle  zur  Last  gebracht  werden,  die  ein  altes  und  abgängiges 
Schiff  reparaturunfähig  machen  können,  ohne  indes  irgend  eine  mittelbare  Ein- 
wirkung auf  die  Ladung  auszuüben. 

Der  Zusatz  zu  §  104  A.  S  -V.-B  ,  sowie  die  Worte  der  Bremer  See-Ver- 
sicherungs-Bedingungen:  «  sowie  Schaden  am  Schiffe  durch  Eis  oder  Kollisinn 
u  s.  w.  >  bedürfen  noch  näherer  Erörterung.  Wenn  das  Gesetz  und  die  Be- 
dingungen zunächst  den  Fall  eigentlicher  Slrandung  erörtern  und  dann  hinzu- 
fügen: «  Der  Strandung  werden  gleich  geachtet  u  s.  w. »  so  darf  nicht  übersehen 
werden,  dass  für  den  eigentlichen  Strandungsfall  zwei  Voraussetzungen  vorliegen, 
die  neben  einander  erfüllt  sein  müssen,  nämlich  Eestgeralen  mit  oder  ohne  Ab- 
bringung und  Schaden  am  Schiff  Liegt  nur  die  eiste  dieser  Voraussetzungen 
vor,  so  mag  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  zwar  von  einer  Strandung  sprechen, 
in  versicherungsrechtliehcm  Sinne  liegt  keine  Strandung  vor.  Für  die  gleichzu- 
achtenden Seeunfälle  sind  aber  nicht  zwei  Voraussetzungen  erforderlich,  sondern 
nur  eine.  Kentern  und  Sinken  des  Schiffes  können  auch  ohne  erheblichen 
Schaden  am  Schiffskörper  vorkommen;  sie  sind  wegen  ihres  nachteiligen  Ein- 
flusses auf  die  Ladung  dem  Slrandungsfall  gleichgeachtet,  nicht  wegen  der  gewiss 
regelmässig,  oder  doch  vielfach  mit  ihnen  verbundenen  Schäden  am  Schiffskörper. 

Wenn  nun  die  Bremer  See-Versiclierutig>-Bedjngiingen  bei  Erwähnung  von 
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«Eis.»  und  «Kollision»  sagen:  «Schaden  am  Schiff  durch  Eis  oder  Kollision, 
der  .so  bedeutend  ist  u.  s.  vv.  >  so  stellen  sie  für  diese  gleichzuachtenden  Un- 
fälle zwei  Erfordernisse  auf:  a.  ')  ein  Zusammenstossen  des  Schiffes  mit  Eis 
(Grundeis  oder  treibendes  Kis'i  und  *)  Beschädigung  des  Schiffes  hierdurch,  b.  *) 
ein  Zusammenstossen  des  Schiffes  mit  einem  anderen  Körper  (ob  nun  ein 
Schiff  oder  auch  ein  anderer  fester  Körper  zu  einer  «Kollision»  Veranlassung 
geben  kann,  mag  hier  dahin  gestellt  bleiben)  und  *)  ein  dadurch  am  Schiff  ent- 
standener Schaden.  Die  A.  S.-V.-B  haben  dagegen  bei  Kollision.  Stossen  und 
Beschädigung  des  Schiffes  durch  Eis  nicht  ausdrücklich  das  Erfordernis  der  er- 
heblichen Beschädigung  in  dem  oben  erörterten  Sinne  aufgestellt.  Es  ist  dem- 
nach denkbar,  dass  solche  Kollision,  Slossen,  Beschädigung  durch  Eis  für  das 
Schiff  selbst  nicht  von  erheblichen  Nachteilen  gewesen  ist.  Ist  nun  dies  letztere 
Erfurderniss  eines  eigentlichen  Strandungsfallcs  auch  zum  Erfordernis  bei  den 
auf  Grund  der  ursprünglichen  Bedingungen  und  auf  Grund  des  Zusatzes  der 
eigentlichen  Strandung  gleichzuachtenden  Unfällen  gemacht  V  Ist  dies  etwa  da- 
durch geschehen,  dass  der  Zusatz  bemerkt :  <  dem  Strandungsfalle  sind,  selbst- 
verständlich unter  Festhaltuiig  der  bezüglichen  sonstigen  Hestimmungen,  des 
§  104,  gleichzustellen»?  Voigt  ist.  S.  (510,  der  Meinung:  Kollision,  Stossen  und 
Eisbeschädigung  seien  nicht  minder  wie  der  Strandlingsfall  selbst,  dem  sie  gleich- 
gestellt werden,  nur  dann  die  Versicherer  verpflichtend,  Beschädigung  zu  ersetzen, 
«wenn  das  Schiff  dadurch  einen  Schaden  am  Rumpf  erlitten  habe,  der  so  be- 
deutend ist,  dass  sich  die  Beschädigung  der  (iiiler  daraus  erklären  lässt  ».  Ohne 
Festhaltung  dieser  Bestimmung  würde,  meint  Voigt,  insbesondere  die  Aufnahme 
des  Stossens  unthimlieh  gewesen  sein.  Es  mag  vielleicht  bei  Abfassung  des 
Zusatzes  die  Absieht  gewesen  sein,  dies  mit  den  Worten  «selbstverständlich» 
u  s.  w  zu  sagen.  Aber,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  die  Klausel  und  so  auch 
der  Zusatz  ist  weder  nach  der  einen  noch  der  anderen  Seite  erweiternd  oder 
einschränkend  auszulegen.  Da  der  Zusatz  zu  §  1()4  Alis.  9.  Satz  "2  gemacht  ist. 
so  ist  nur  «  selbstverständlich  »,  was  sich  bei  den  bereits  in  den  ursprünglichen 
Bedingungen  als  der  Strandung  gleich/.uachlende  Unfälle  aufgeführten  Unfällen 
aus  dem  übrigen  Inhalt  des  §  104  ergiebt.  Logischer  Weise  könnten  aber  unter 
den  bezüglichen  sonstigen  Bestimmungen  nur  die  Bestimmungen  der  Absätze 
1  und  3  verstanden  werden,  da  Abs.  t  nicht  in  Betracht  kommt;  es  ist  aber 
undenkbar,  dass,  wenn  die  im  Zusatz  aufgeführten  Unfälle  ebenso,  wie  die  be- 
reits in  Abs.  2  Satz  2  genannten,  obwohl  sie  begrifllicher  Weise  auch  nur  ein 
Frfordernis  enthalten,  dem  aus  zwei  Erfordernissen  begrifllicher  Weise  zusam- 
mengesetzten eigentlichen  Slrandungsfall  gleichzuachten  sind,  sie  zu  einem  Teil, 
nämlich  soweit  sie  im  Zusatz  aufgeführt  sind,  »lern  eigentlichen  Slrandungsfall  noch 
ein  zweites  Erfordernis  entnehmen  sollen  Wenn  die  Einschränkung,  wie  Voigt 
meint,  zum  Schutze  der  Versicherer  erforderlich  ist.  mögen  sie  iti  unzweideutigen 
Worten  solche  Einschränkung  aussprechen,  wie  es  in  den  Bremer  See-Versicher- 
ungs-Bedingungen  geschehen  ist. 

Die  Ereignung  einer  Strandung  oder  eines  dieser  gleich  zu  achtenden  See- 
unfalles ist  die  Voraussetzung  der  Haftung  des  Versicherers  für  Beschädigung, 
und  zwar  nach  Gesetz  und  A.  S.-V.-B.  für  jede  drei  Prozent  übersteigende,  nach 
Brem.  See-Vers. -Bed.  für  jede  zehn  Prozent  erreichende  Beschädigung  (Bruch). 
Aber  es  kommt  noch  hinzu,  dass  die  Beschädigung  I  Hruch  t  infolge  eines  solchen 
Seeunfalls  entstanden  ist:  für  eine  sonstige  Beschädigung  (Bruch)  haftet  der  Ver- 
sicherer nicht.  Es  wird  also  m.-ht  etwa,  wenn  ein  eigentlicher  oder  uneigent- 
h'dicr  Slrandungsfall  sieb  ereignet  hat,  die  Klausel  frei  von  Beschädigung  (Bruch i 
ausser  im  Strandungsfall  als  nicht  geschrieben  angesehen:  vielmehr  das  Vor- 
liegen des  ur-äi-hlichen  Zusammenhangs  /.wischen  dem  eigentlichen  oder  un- 
eigeullii-hcn  Strandunijsfall  und  der  Beschädigung  (Bruch'i  bildet  die  Grundlage 
des  Anspruchs  des  Versn-hei len  ;m  ih  n  Versicherer.  Wo  solcher  Zusammenhang 
gänzlich  fehlt,  wo  er  nach  \ ernunll i-cr  Beurteilung  aller  in  Betracht  kommenden 
Umstände  im  iil  sein  kann,  da  besieht  trotz  des  Strandungsfalls  keine  Haftung. 
Damit  wiliert  auch  das   von  Voigt   in  Hinsicht   auf   die    mit  selbstverständlich 
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erwähnten  Unfälle  bezüglich  der  Haftung  Oes  Versicherers  ausgesprochene  Be- 
denken .seine  Bedeutung.  Der  Schaden  am  Schiff  ist  bezüglich  der  dem  Strandungs- 
falle  gleich  zu  achletulen  Sccunfällc  nicht  unerlässliche  Voraussetzung  der  Haf- 
tung des  Versicherers:  wenn  aber  das  Schiff  keinen,  oder  doch  nicht  erheblichen 
Schaden  erlitten  hat,  wird  die  Sachlage  vielfach  so  sein,  dass  die  Beschädigung 
(Bruch)  nicht  Folge  des  betreffenden  Seeunfalles  gewesen  sein  kann,  sondern  auf 
sonstige  Ursachen  die  Beschädigung  (Bruch)  zurückzuführen  ist.  Nach  allgemeinen 
Grundsätzen  würde  der  Versicherte,  um  den  Versicherer  in  Anspruch  nehmen  zu 
können,  nicht  nur  den  betreffenden  Seeunfall  und  die  Beschädigung,  sondern 
auch  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  beiden  nachzuweisen  haben.  Diese 
Notwendigkeit  würde  aber  die  ganze  Klausel  für  den  Versicherten  vielfach  werllos 
machen;  die  Gefahr,  dass  ein  schlüssiger  Nachweis  des  ursächlichen  Zusammen- 
hangs nicht  zu  erbringen  ist,  legen  das  Gesetz  und  die  Bedingungen  dem  Ver- 
sicherer auf,  indem  sie  die  —  nur  durch  den  Nachweis  des  Gegenteils  zu 
entkräftende  Vermutung  aufstellen,  dass  eine  Beschädigung  (Bruch)  die 
möglicherweise  Folge  des  eingetretenen  Seeunfalls  sein  kann,  infolge  des  See- 
unlalls  entstanden  ist.  Mit  Wahrscheinlichkeiten  darf  in  diesem  Falle  nicht 
gerechnet  werden.  Bleibt  auch  nur  eine  geringe  Möglichkeil  dafür,  dass  ein 
ursächlicher  Zusammenhang  vorliegt,  so  haftet  der  Versicherer;  es  genügt,  um  ihn 
zu  befreien,  nicht,  dass  er  nac  hweist,  dass  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen 
Unfall  und  Beschädigung  (Bruch;  in  allerhöchstem  Masse  unwahrscheinlich  sei, 
sondern  nur  dann  wird  er  frei,  wenn  jede  Möglichkeit,  die  Beschädigung  '  Bruch)  in 
einen  ursächlichen  Zusammenhang  mit  dein  l'nfall  zu  bringen,  ausgeschlossen  ist. 

Zum  Schluss  ist  hier  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  unter  Folge  des  ein- 
getretenen Seenntalles  nicht  nur  unmittelbare  sondern  auch  mittelbare  Folgen 
zu  verstehen  sind.  Haftet  der  Versicherer,  wenn  die  Strandung  oder  der  ihm  gleich 
zu  achtende  Seeunfall  selbst  nicht  die  unmittelbare,  aber  doch  in  ihrer  F.nt- 
wiekelung  weitere  Beschädigung  wirkende  Ursache  einer  Beschädigung  gewesen 
ist?  Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  denn  der  ursächliche  Zusammenhang  liegt  vor. 
Kann  aber  der  Versicherer  auch  haftbar  gemacht  werden,  wenn  die  Strandung 
oder  der  ihm  gleich  zu  achtende  Seeunfall  nur  die  Veranlassung  zu  weiteren 
Handlungen  gegeben  hat.  die  zu  einer  Beschädigung  (  Bruch)  geführt  haben;  haftet 
er  für  die  Folgen  weiterer  l'nfälle,  die  nicht  eingetreten  wären,  wenn  der  erste, 
seine  Haftung  tür  Beschädigung  begründende  Unfall  nicht  eingetreten  wäre,  die 
aber  nicht  die  notwendige  Folge  jenes  ersten  Unfalls  waren?  Man  wird  diese 
Frage  verneinen  müssen,  mit  der  Begründung,  dass.  wenn  der  Versicherer  nur 
die  Folgen  bestimmt  bezeichneter  l'nfälle  auf  sich  genommen  hat,  die  eine  Be- 
schädigung (Bruch)  zur  Folge  haben  konnten,  seine  Haftung  sich  nicht  weiter 
erstreckt,  als  auf  diejenige  Beschädigung  (Bruch),  die  (der)  durch  den  Unfall  selbst 
herbeigeführt  ist.  Wie  weit  man  hierbei  die  Grenzen  zu  ziehen  hat,  ist  dem- 
nach Thatfrage  des  F.inzeltalls.  So  ist  in  einem  Falle  mit  Hecht,  angenommen, 
da>s.  wenn  mit  der  Stramjungsklaiiscl  versichertes  Btod  durch  die  Slrandung  be- 
schädigt im  Nothafen  gelöscht,  gelagert  und  wiedereingeladen  war,  eine  im  Be- 
stimmungshafen vorgefundene  Beschädigung  möglicherweise  noch  zurückzuführen 
sei  auf  eine  nicht  saehgernässc  Behandlung  im  Nothafen,  und  dass  die  durch  die 
Strandung  entstanden«'  Beschädigung  fortgewirkt  hat  Kutsch,  in  Sachen  M«'losch 
gegen  Stecher,  s.  Judikatur  S.  VAi'.\.  In  einem  anderen  Kalle?  ist  dagegen  ange- 
nommen, dass,  wenn  sich  nach  emer  Slrandung  im  Nothafen  die  versicherten 
(iiiler  unbeschädigt  gezeigt  hätten.  «Ii««  im  Bestimmungshafen  vorgefundene  Be- 
schädigung nicht  mein  auf  die  Slrandung  zurückgeführt  werden  könne.  Kntsch. 
in  Sachen  l.öwenthal  g«'gen  Borr«>gaar«l:  s.  Judikatur  S.  7i>2.  Als  Beispiel  dafür, 
dass  nur  eine  durch  du-  Stramlung  u.  s.  w.  hei bcigeführle  Beschädigung  (Bruch) 
in  Frage  komme,  diene  der  Fall,  indem  nach  stattgehabter  Stramlung  im  Not- 
hafen die  aus  Schiefer  hclindlichc  Ladung  gelöscht  wurd«',  und  währen«!  sie  ohne 
Bruch  im  Nothafen  anlarcjl«1.  durch  die  Löschung.  Lagerung  und  Wi«'der«>inla«lung 
erheblicluT  Bruch  entstand,  für  den  der  Versicherer  nicht  haftbar  erklärt  wurd«;. 
Kntsch.  in  Sachen  Klkan  gegen  Marten*:  s.  Judikatur  S. 
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So  würde  denn  auch  der  Ve.  ücherer  nicht  haften,  wenn  zwar  ein»' 
Strandung  u.  s.  w.  vorliegt,  wenn  zwar  ein  Schaden  am  Schiff  entstanden  ist, 
aber  die  beschädigten  Güter  in  einem  Räume  de*  Schiffs  lagerten,  wohin  nach- 
gewiesener Massen  die  Wirkungen  des  Unfalls  nicht  mehr  reichten.  Ent.sch.  in 
Sachen  Becker  gegen  Allg.  Vers. -Ges.  zu  Dresden;  s.  Judikatur  S.  708. 

Die  Versicherungsverträge  mit  der  Strandungsklausel  finden  in  der  Regel 
nur  bei  Güterversicherung  statt ;  doch  kommen  sie  auch  vor  bei  der  Casco- 
versicherung,  insbesondere  mit  Bezug  auf  Maschinen,  Schrauben,  Schrauben- 
flügel, Steuerruder.  Entscheidung  s.  oben  S.  676. 

Wenn  Güter  versichert  werden,  die  aus  einem  anderen  Seeschiffe,  in  dem 
sie  eine  Frachtreise  gemacht  haben,  ohne  vorher  ans  Land  gebracht  oder  unter- 
sucht zu  sein,  übergeladen  worden  sind  oder  werden  sollen,  so  muss  —  nach 
A.  S.-V.-B.  §  50  —  hiervon  dem  Versicherer  Anzeige  gemacht  werden,  widrigen- 
falls die  Versicherung  auf  diese  Güter  « frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Stran- 
dungsfall >  gilt. 

III.  £  105  A.  S.-V.-B.  «frei  von  gewissen  Prozenten  Beschädigung».  Die 
g  103  und  $  104  haben  die  Fälle  näher  geregelt,  in  denen  Versicherungen  mit 
der  Klausel  « frei  von  Beschädigung  (Bruch) »  mit  oder  ohne  den  Zusatz  *  ausser 
im  Strandungsfall  >  geschlossen  sind.  §  105  erwähnt  den  Vertragsabschluss  mit 
der  Klausel  €  frei  von  gewissen  Prozenten  Beschädigung».  Zur  Vereinfachung 
des  Verkehrs  wird  bestimmt:  der  völlige  Ausschluss  der  Haftung  des  Versiche- 
rers für  Beschädigung  müsse  besonders  vereinbart  werden ;  so  weit  es  aber  an 
solcher  Vereinbarung  fehle,  gelten  die  einzelnen  Gattungen  von  Gütern  als  ver- 
sichert mit  der  Klausel  « frei  von  Beschädigung  und  Bruch,  ausser  im  Stran- 
dungsfall »  oder  mit  der  Klausel  « frei  von  gewissen  —  3  oder  10  —  Prozenten 
der  Beschädigung»  Der  mitgeteilte  Zusatz  zu  §  104—105  A.  S.-V.-B.  enthält 
die  Verzeichnisse  der  Güter,  die  als  «frei  von  3»  und  die  als  «frei  von  10 
Prozent  Beschädigung »  in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarung  versichert 
gelten.  Die  in  den  Verzeichnissen  nicht  genannten  Güter  gelten  als  « frei  von 
Beschädigung  und  Bruch,  ausser  im  Strandungsfalle  »  versichert,  wenn  sie  nicht 
mit  besonderen  Klauseln  versichert  sind. 

Liegt  ein  Schaden  vor,  der  aus  einer  Beschädigung  entstanden  ist,  so  be- 
darf es  zunächst  einer  Berechnung,  wie  hoch,  und  zwar  in  Prozenten  ausge- 
drückt, sich  der  Belauf  der  Beschädigung  stellt.  Uber  die  Art  und  Weise,  sowie 
über  die  Grundlagen  der  Berechnung  enthält  §  133  A.  S.-V.-B.  eingehende  Vor- 
schriften :  Es  soll  eine  Besichtigung  und  Begutachtung  der  Güter  stattlinden,  die 
sich  zeigende  Beschädigung  soll  ihre  Beschaffenheit,  ihrem  Umfange  und  ihrer 
Entstehungsursache  nach  zum  Gegenstand  der  Beurteilung  gemacht  und  insbe- 
sondere ermittelt  werden,  ob  die  Beschädigung  wirklich  auf  der  letzten  Reise 
entstanden  ist,  und  zwar  ob  sie  von  Seewasser  oder  von  sonstigen  Seeunfällen 
herrührt.  Das  Seebeschädigte  muss  vom  Unbeschädigten  resp.  Nieht-Secbeschä- 
digten  getrennt  oder  ohne  irgend  welchen  Verzug  in  öffentlicher  Auktion  verkauft 
werden.  Wenn  die  Güter  am  Bestimmungsorte  verkauft  werden,  sollen  die 
beschädigten  Güter  am  Tage  der  Auktion  oder  am  vorhergehenden  Tage  von 
Sachkundigen  taxiert  werden,  unter  Zugrundelegung  des  Marktpreises,  den  die 
Güter,  wenn  sie  unbeschädigt  gewesen  wären ,  inclusive  Zoll,  damals  gegolten 
hatten.  Falls  die  Ware  im  Knlrepot  oder  im  Bond  verkauft  wird,  oder  am  Ver- 
kaufsorte auch  ein  .Marktpreis  exclusivc  Zoll  üblich  ist,  wird  die  Feststellung 
des  Preises  ohne  Zoll  gemacht :  vorausgesetzt,  dass  nicht  etwa  die  Ware  ver- 
zollt verkauft  wird. 

Demnächst  wird  der  Brutto-Auktions-Ertrag  von  dem  wie  vorstehend  taxierten 
Wert  abgezogen  und  der  Ausfall  auf  die  Taxe  der  Polize,  resp.  den  Versiche- 
rungswert, reguliert.  (Beispiel:  Die  Güter  haben  am  Bestimmungsort  den  Wert 
von  100  im  unbeschädigten  Zustand,  erzielen  im  beschädigten  Zustand  einen 
Brulloerl.'is  v«.n  75,  der  Ausfall  beträgt  demnach  1'5  i'*25  ••/„);  die  Polizentaxe 
oder  der  Versii-herungswerl  ist  S:);  der  Schaden  von  -5"/,,  wird  demnach  mit 
'J<>  bezahlt.,     Ist  aber   die  SehätzohU   der   Ware   in   unbeschädigtem  Zustande 
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ni«'Hri»:er  ausgefallen  als  die  Polizentaxe,  '^p.  der  Versicherungswert,  so  wird 
das  Frgebnis  jener  Schätzung  zu  Grunde  gelegt.  (Beispiel:  Die  Güter  haben  am 
Bestimmungsort  den  Werl  von  80  in  unbeschädigtem  Zustand,  erzielen  in  be- 
schädigtem Zustand  einen  Bruttoerlös  von  60,  der  Ausfall  beträgt  demnach  2lt 
(25%);  die  Polizentaxe  ist  100.  der  Schaden  wird  nicht  mit  25%  von  100, 
sondern  nur  mit  25%  von  80  vergütet.) 

Dagegen  soll,  wenn  die  beschädigten  Güter  anderswo  als  am  Bestimmungs- 
orte verkauft  werden,  eine  Vergütung  der  Polizentaxe  resp.  des  Versicherungs- 
werts abzüglich  des  Heinertrages  der  Auktion,  d.  h.  nach  Abzug  aller  vorgängigen 
Kosten,  als  Fracht.  Zölle,  Verkaufskosten  erfolgen.  (Vergl.  Art.:  Beschädigte 
Güter,  deren  Behandlung.) 

Wenn  es  sich  nun  um  eine  Versicherung  frei  von  gewissen  Prozenten  der 
Beschädigung  handelt,  soll  bei  der  Prozentberechnung  des  Beschädigungsbelaufes 
nur  dieser  selbst  veranschlagt  werden,  ohne  Umrechnung  etwaiger  Kosten,  welche 
dje  (iiiter  getroffen  haben,  oder  des  Schadens,  welcher  durch  den  Verlust  ein- 
zelner Teile  derselben  entstanden  sein  möchte.  Dieser  Schaden  wird,  je  nachdem 
der  Verkauf  am  Bestimmungsort  oder  anderswo  vorgenommen  wird,  verschieden 
berechnet,  wie  im  Vorstehenden  angeführt.  Der  Unterschied  beruht  darauf,  dass 
am  Bestimmungsort  für  den  Verkauf  im  Allgemeinen  die  für  den  Versicherten 
günstigen  Bedingungen  vorliegen,  die  er  bei  glücklicher  Ankunft  der  Güter  ge- 
habt hätte,  daher  keine  Veranlassung  vorliegt,  den  Versicherer  auch  das  Risiko 
der  ungünstigen  Konjunktur  am  Bestimmungsorte  tragen  zu  lassen.  Der  Unter- 
schied zwischen  Marktpreis  und  Verkaufserlös  stellt  den  wirklichen  Schaden  dar, 
nicht  dagegen  der  Unterschied  zwischen  Polizentaxe  oder  Versicherungswert  und 
dem  Verkaufserlös.  Bei  einem  anderswo  vorgenommenen  Verkauf  dagegen  kann 
der  Marktpreis  nicht  die  gleiche  Bedeutung  haben :  hier  trägt  der  Versicherer 
auch  den  aus  der  Konjunktur  sich  ergehenden  Nachteil.  Es  handelt  sich  aber 
bei  der  Prozentberechnung  des  Beschädigungsbelaufes  nicht  um  den  Schaden, 
den  der  Versicherte  überhaupt  erlitten  hat,  sondern  nur  um  den  aus  der  Be- 
schädigung sich  ergebenden  Schaden  an  den  Gütern  selbst,  darum  muss  im 
ersten  Kalle  die  Schätzung  des  Marktpreises  unter  Abzug  der  Fracht,  Zölle  und 
Verkaufskosten,  sowie  der  Rcinauktionserlös,  also  der  Erlös  unter  Abzug  der 
gleichen  Beträge  mit  einander  verglichen  werden,  im  zweiten  Falle  die  Polizen- 
laxe oder  der  Versicherungswert  und  der  bezeichnete  Reinerlös.  Nur,  wenn  als- 
dann der  Unterschied  den  Belauf  der  Befreiungsprozente  übersteigt,  wird  der 
Beschädigungsbeiauf  vergütet,  und  zwar  zum  vollen  Betrage.  Andernfalls,  wenn 
der  Beschädigungsbeiauf  die  Befreiungsprozenle  nicht  erreicht,  wird  von  dem 
Bcschädigungshelauf  nichts  vergütet.  Die  etwaigen  Kosten,  welche  die  Güter  ge- 
troffen haben,  z.  B.  Havereiheitrüge,  Kosten  zur  Bettung  und  Abwendung  grösserer 
Nachteile,  Kosten  zur  Ermittelung  und  Feststellung  des  den  Versicherer  treffenden 
Schadens  werden  nach  den  darüber  geltenden  Vorschriften  SS  8i,  00  a.  E. 
besonders  zu  erstatten  sein,  ebenso  der  Schaden,  der  durch  den  Verlust  ein- 
zelner Teile  der  (iiiter  entstanden  ist,  soweit  solcher  Verlust  nach  sonstigen 
Bestimmungen  zu  Lasten  des  Versicherers  ist. 

Die  A.  S.-V.-B.  erwähnen  noch  die  Klausel  <  frei  von  /gewissen)  ersten 
Prozenten.  Bei  einer  mit  dieser  Klausel  geschlossenen  Versicherung  wird  zu- 
nächst nach  den  in  8  133  aufgestellten  Grundsätzen  der  Betrag  der  Beschädi- 
gung ermittelt,  die  entstandenen  Unkosten  werden  hinzugefügt.  Diese  Summe 
wird  alsdann  verglichen  mit  dem  Versicherungswerl,  resp.  der  Taxe  der 
betreffenden  Gegenstände.  Der  Unterschied  ergiebt  den  Schaden  des  Versicher- 
ten. Beträgt  er  nicht  so  viel,  wie  die  ausgenommenen  (ersten)  Prozente  des 
Versicherungswertes,  oder  der  laxe,  so  ersetzt  der  Versicherer  nichts;  beträgt 
er  mehr,  so  trügt  der  Versicherte  die  abgenommenen  (ersten)  Prozente  selbst, 
die  übrigen  Prozente  ersetzt  der  Versicherer. 

Die  Bremischen  See-Versichcrungs-Bedingungen  wen  den  in  einigen  Punkten 
von  den  A  S.-V.-B.  ab,  doch  gelten  im  Wesentlichen  gleiche  Grundsätze  und 
kann  daher  v.>n  einer  eingehenden  Erörterung  Abstand  genommen  werden. 
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Sowohl  nach  den  A.  S.-V.-B.  wy>  nach  den  Bremischen  See-Versicherungs- 
Pedingungen  muss  angenommen  werden,  dass  nicht  schon  die  Thatsaehe,  dass 
Güter  beschädigt  eintreffen,  den  Versicherer  verpflichte.  Da  der  Versicherer 
nur  die  Folgen  eines  Seeunfalls  an  sich  /-u  tragen  hat,  bedarf  es  im  Einzelfalle 
noc  h  des  Nachweises,  dass  die  Beschädigung  auf  einen  Seeunfall  zurückzuführen 
ist.    Vergl.  Kutsch,  in  Sachen  Nobel  gegen  Jpsen,  s.  Judikatur  S.  700. 

IV.  §  100,  A.  S.V. -IL  frei  von  Leckage-  Kür  flüssige  Waren, 
zu  denen  auch  Honig.  Melasse,  Syrup.  Palmöl,  und  Theer,  gerechnet  werden, 
gellen  besondere  Vorschriften.  Die  Gefahr,  von  der  sie  auf  der  Seereise  be- 
troffen werden  können,  erstreckt  sich,  ausser  auf  einen  Totalverlust,  auf  Leckage, 
d.  h.  auf  einen  Substanzverlusl,  der  durch  Auslaufen  infolge  Undichtigkeit  der 
Behältnisse  entsteht,  gleichgültig  ob  durch  allmähliches  Auslaufen,  oder  durch 
sofortiges  Auslaufen  infolge  Zertrümmerung  des  Behältnisses,  vergl.  Eni  seh.  in 
Sachen  Busch  gegen  Pauly,  s.  Judikatur  S.  01)8,  wie  auch  auf  Beschädigungen 
im  Sinne  des  $  1<)3.  Eine  besondere  (iefahr  liegt  vor,  wenn  die  flüssigen  Waren 
in  zerbrechlichen  G »fassen  befördert  werden,  weil  alsdann  durch  den  Bruch  der 
Gefässe  ein  Verlust  herbeigeführt  werden  kann. 

Die  Leckage  kann  sich  als  eine  gewöhnliche  darstellen,  wie  sie  auch  ohne 
besondere  Ereignisse  im  Lauf  einer  Seereise  regelmässig  vorkommen  kann;  für 
sie  haftet  der  Versicherer  in  der  Kegel  überhaupt  nicht,  wie  dies  auch  das  Gesetz 
in  Arl.  8k25,  §  871,  Ziffer  3  für  den  Regelfall  bestimmt  (Ausnahme  siehe  daselbst 
am  Schluss). 

Die  A.  S.-V.-B.  geben  näher  an,  bis  zu  welchem  Umfange  gewöhnliche 
Leckage  angenommen  wird.    Es  wird  unterschieden: 

a)  bei  Flüssigkeiten  aller  Art  in  .Metallflaschen  beträgt  die  gewöhnliche 
Leckage  3  Prozent 

b)  bei  Baumöl  in  Fässern  mit  eisernen  Reifen  5  » 

c)  bei  Baumöl  in  Fässern  anderer  Art  1u  » 

dl  bei   allen  übrigen  Flüssigkeiten,  d.  Ii.  soweit  sie  nicht  in 

Metallflaschcn  sich  befinden,  oder  es  sich  nicht  um  Baumöl 

in  Fässern  mit  eisernen  Reifen  handelt  10  » 

Die  Bremer  See- Versicherungs- Bedingungen  stellen  in  5;  19  unler  B  Abzug 
für  gewöhnliche  Leckage  eine  oben  iS.  0'm)  mitgeteilte  besondere  Abstufung  auf. 

Ausnahmsweise,  vornämlich  wenn  im  Nothafen  ein  Verkaufder  flüssigen  Waren 
angenommen  wird,  ist  auch  der  durch  gewöhnliche  Leckage  entstandene  Schaden 
zu  ersetzen:  essoll.  wie  §  100.  Abs.  :t  sagt:  von  jedem  Abzüge  wegen  Leckage 
(ordentlicher  oder  ausserordentlichen  abgesehen  werden.  I  her  die  näheren  Vor- 
aussetzungen dieses  Ersatzes  siehe  unten  S.  OS 4. 

Neben  der  gewöhnlichen  Leckage  ist  die  aussergewöhnliehe  zu  nennen; 
darunter  ist  jede  Leckage  zu  verstehen,  die  über  diejenigen  Prozente  hinausgeht, 
die  als  gewöhnliche  nach  .Massgabc  der  oben  erwähnten  Bestimmungen  anzusehen 
ist.  Auch  sie  berührt  den  Versicherer  regelmässig  nicht,  selbst  wenn  sie  durch 
während  der  Heise  eingetretene  Seeunrüllc  herbeigeführt  ist:  vielmehr  müssen 
besondere  in  den  Bedingungen  aufgeführte  Seeunfälle  eingetreten  sein,  um  eine 
Haftung  des  Versicherers  für  die  aussergewöhnliehe  Leckage  zu  begründen.  Diese 
besonderen  Sceunfälle  zählen  die  Bedingungen  in  dem  Sinne  auf.  dass  sie  in 
allen  Fällen,  aber  auch  ausschliesslich  in  diesen  Fällen,  die  Haftung  des  Ver- 
sicherers begründen  : 

1.  das  Schiff  hat  eine  heftige  Erschütterung  erfahren  und  zwar 
ai  durch  Stos.,en. 

1»)  durch  staitgefuridene  An-  oder  Iberseglung: 
'Ii.  das  Schiff  ist  gekentert,  gesunken,  oder  gescheitert: 
3.  der  Lumpt  des  S.-inIfes  i^l  zerbrochen  : 

i.  das  S.-hHf  ist  ilur-  li  die  Wirkung  eines  Seeunfalles  absolut  reparatur- 
unfähig ^.•worden,  d.  h  die  lleparalur  des  Schiffes  ist  überhaupt  nicht 
riio'jtich  : 

*>   das  Schiff  is|  auf  eme  den  Versicherer  verplbchtende  Weise  arretiert 
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oder  aufgebracht  und  länger  als  drei  Monate  vom  Tage  der  Anhaltung 
an  festgehalten  worden: 
0.  das  Schiff  musste  in  einem  Nothafen,  den  es  wegen  Kriegsgefahr  oder 
blockierten  Bestimmungshafens  anging,  länger  als  drei  Monate  verbleiben  ; 
7.  die  Ware  musste  infolge  irgend  einer  dem  Versicherer  zu  Last  kom- 
menden Veranlassung  in  einen  Nothafen  gelöscht  werden. 
Die  Bedeutung  der  einzelnen  unter  1—7  aufgeführten  Seeunfälle  crgiebl  sich 
zum  Teil  aus  dem  zu  §  104  Bemerkten.  Trotz  gewisser  Übereinstimmungen  mit 
dem  im  $  H>4  erörterten  *  Strandungsfall »  im  eigentlichen  oder  uneigentlichen 
Sinne  sind  doch  nicht  unerhebliche  Unterschiede  bemerkbar.    Nr.  I.  erfordert 
nur  eine  erhebliche  Erschütterung  des  Schiffes  durch  Stossen,  dagegen  braucht 
kein  Schaden  am  Schiff  entstanden  zu  sein;  es  bedarf  auch  keines  Eestgeratens, 
ein  blosses  Stossen  reicht  aus. 

Entsprechend  dem  Zusatz  zu  §  104  aus  dem  Jahre  1881  wird  unter  Stossen 
zu  verstehen  sein.  Stossen  auf  Grund,  oder  gegen  ein  anderes  Schiff,  einen 
Quai,  Pier,  oder  eine  Brücke,  oder  gegen  einen  anderen  festen  oder  im  Wasser 
treibenden  Gegenstand.  (So  auch  Voigt  a.  a.  O  S.  0'2'Ji. 

Ebensowenig  braucht  eine  An-  und  I  bersegelung  Schaden  am  Schiff  herbei- 
geführt zu  haben;  auch  hier  genügt  die  heilige  Erschütterung  durch  den  Zu- 
sammenstoss. 

Zu  Nr.  4.  Die  Keparaturunfühigkeit  des  Schiffes  tnuss  Folge  eines  Seeunfalls 
sein;  ist  sie  ausschließlich  durch  den  nicht  seetüchtigen  Zustand  des  Schiffes, 
für  den  der  Versicherte  bei  der  Güter- Versicherung  allerdings  der  Hegel  nach 
nicht  aufzukommen  hat,  herbeigeführt,  so  besteht  keine  Haftung  des  Versicherers. 

Zu  Nr.  5:  Die  Gefahr  des  Arrestes  trägt  der  Versicherer,  nach  8  61)  Ziffer  3, 
wenn  er  auf  Antrag  eines  Dritten  verfügt,  von  dem  Versicherten  nicht  verschuldet 
ist;  die  Gefahr  der  Aufbringung,  nämlich  von  einer  kriegführenden  Macht,  trägt 
der  Versicherer  nicht,  wenn,  wie  es  bei  der  See-Versicherungs-Polize  auf  Güter 
die  Hegel  ist,  die  Versicherung  nur  für  Seegefahr  gilt.  Vergl.  §  101  A.  S.-V.  B  ; 
Gesetz  Art.  8">:f  J»  849,  auch  Artikel:  Kriegsgefahr. 

Zu  Nr.  7:  Ob  die  Löschung  der  Waren  im  Nothalen  infolge  irgend  einer 
«lern  Versicherer  zur  Last  kommenden  Veranlassung  erfolgt  ist.  ist  nach  allge- 
meinen Grundsätzen  zu  beurteilen  Wenn  z.  B.  ohne  das«  einer  der  sonstigen 
unter  Nr.  1  ü  aufgezählten  Seeunfälle  erfolgt  ist.  die  Löschung  im  Nothalen 
grade  deswegen  erfolgt  ist.  weil  die  flüssige  Ware  Leckage  zeigte  oder  um  zu 
befürchtende  Leckage  zu  verhindern,  so  wird  eine  Haftung  des  Versicherers 
sich  nicht  rechtfertigen  lassen. 

Der  kurze  Salz  beim  Verkauf  im  Nothafen  wird  von  jedem  Abzüge  wegen 
ordentlicher  oder  ausserordentlicher  Leckage  abgesehen  •  bedarl  noch  der  näheren 
Erörterung.  Es  ist  damit  keineswegs  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  der  Ver- 
sicherer bei  einem  jeden  Verkauf  im  Nothafen  den  Versicherten  den  durch  den 
teilweisen  Verlust  oder  Beschädigimg  entstandenen  Schilden  ersetzt.  Vielmehr  ist 
erforderlich,  dass  einer  der  unter  Nr.  17  aufgeführten  Seeunfälle  vorliegt,  die 
erst  die  Haltung  des  Versicherers  für  aussergewöhnliehe  Leckage  begründen. 
Niehl  ganz  zutreffend  erscheint  es.  wenn  Voigt  a  a.  O.  6-i  meint,  der  Verkauf 
flüssiger  Waren  im  Nothafen  setze  deren  Löschung  voraus:  denn  denkbar  wäre  es. 
dass  die  flüssigen  Waren,  sowie  sie  im  Schiffe  liegen,  verkauft  werden,  und  erst  nach 
abgeschlossenem  Verkauf  die  Löschung  für  Hechnung  des  Käufers  vorgenommen 
wird  Ob  die  verschiedene  Bezeichnung  —  in  Abs.  |  —  4  gewöhnliche  und  ausser- 
gewöhnliehe, im  Abs  ;i  ordentliche  und  ausserordentliche  Leckage  —  von  Er- 
heblichkeit ist.  erscheint  zweifelhaft.  Man  könnte  sagen:  gewöhnliche  und  ausser- 
gewöhnliehe Leckage  unterscheiden  "ich  nur  durch  die  Menge  des  Verlustes, 
ordentliche  und  ausserordentliche  dagegen  durch  die  Ursache,  insofern  »ordent- 
liche Leckage  >  solche  ist.  die  ohne  Vorliegen  besonderer  Ereignisse  eintritt,  daher 
an  sich  nicht  zu  Lasten  des  Versicherers  sein  würde,  ausserordentliche  dagegen 
solche,  die  durch  besondere,  nach  den  allgemeinen  Grundsülzen  die  Haftung  des 
Versicherers  begründende  Ereignisse  herbeigeführt  ist,  z.  B.  durch  Zerdrücken 
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an  sich  geeigneter  Behältnisse  infolge  schweren  Sturmes.  Dann  ist  der  Sinn 
der  fraglichen  Bestimmung:  es  soll  der  Berechnung  des  Schadens,  soweit  eins 
der  unter  Nr.  1 — 7  aufgeführten  Ereignisse  die  Haftung  des  Versicherers  be- 
gründet hat,  diejenige  Menge  der  flüssigen  Waren  zu  (Jrunde  gelegt  werden,  die 
zur  Zeit,  indem  die  Gefahr  für  den  Versicherer  zu  laufen  begann,  vorhanden 
war.  und  es  soll  nicht  untersucht  und  festgestellt  worden,  ob  zur  Zeit  des  Ein- 
tritts des  die  Haftung  des  Versicherers  begründenden  Ereignisses  ein  Teil  bereits 
durch  gewöhnliche  oder  außergewöhnliche  Leckage  verloren  gegangen  war:  viel- 
mehr verpflichtet  sich  der  Versicherer,  den  ganzen  Verlust  zu  ersetzen.  Indessen 
wird  auch  hier  die  Bestimmung  des  §  97  A  S.-V.-B.  anwendbar  sein,  dass  be- 
sondere Havarien  an  Gütern  nur  zu  ersetzen  sind,  wenn  sie  ohne  die  Kosten  der 
Ermittelung  und  Feststellung  des  Schadens  drei  Prozent  der  in  g  97  Abs.  3 
A  S.-V.-B.  angegebenen  Beträge  übersteigt.  Abgesehen  von  Leckage  können 
die  flüssigen  Waren  auch  Beschädigungen  erleiden,  z.  B.  wenn  infolge  Undichtig- 
keit der  Behältnisse  Seewasser  eindringt.  Flüssige  Waren  gelten  indes  nicht  als 
« frei  von  Beschädigung»  mit  oder  ohne  Zusatz  der  Worte  «ausser  im  Strandungs- 
fall» versichert,  vielmehr  bestimmt  §  106  Abs.  4,  dass  nur  dann  ein  Ersatz  für 
Beschädigungen  an  flüssiger  Ware  stattfindet,  wenn  eine  derjenigen  im  eisten 
Absatz  des  Paragraphen  angeführten  thatsächlichen  Voraussetzungen  vorliegt, 
die  den  Versicherer  zum  Ersatz  für  außergewöhnliche  Leckage  verpflichten;  im 
Übrigen  kann  auf  das  oben  zu  Abs.  1  Bemerkte  verwiesen  werden.  Die  Be- 
schädigung kann  auch  in  einer  Verletzung  nicht  nur  der  flüssigen  Ware  selbst, 
sondern  auch  bei  Verschiffung  der  flüssigen  Ware  in  Flaschen,  Gläsern,  Krügen 
oder  Gefässen  ähnlicher  Art  in  einer  Verletzung  der  Etiketten.  Kapseln,  Körbe 
oder  dergleichen  bestehen.  Durch  derartige  Verletzungen  kann  nicht  nur  der 
Wert  der  Gefässe  leiden,  sondern  insbesondere  auch  der  Handelswert  der  ver- 
schifften Güter  selbst  eine  Verminderung  erleiden;  denn  die  Etiketten,  Kapseln, 
Körbe  oder  dergleichen  bezeichnen  vielfach  den  Ursprung  der  Waren,  den  Namen 
des  Fabrikanten  oder  Händlers,  solche  aber  können  für  die  Wertschätzimg  der 
Ware  von  erheblicher  Bedeutung  sein.  Ersatz  für  diesen  Schaden,  der  zu  einem 
Verkauf  im  Nothafen  oder  am  Bestimmungsort  führen  kann,  lindet  nach  der 
Bestimmung  des  §  106  Abs.  4  Satz  -  nur  statt,  wenn  einer  der  unter  Nr.  1 — 7 
aufgeführten  Seeunfälle  vorliegt,  die  eine  Haftung  des  Versicherers  für  außer- 
gewöhnliche Leckage  begründen  würden;  nicht  erforderlich  ist,  dass  gleichzeitig 
eine  gewöhnlic  he  oder  aussergewöhnliche  Leckage  thatsächlich  vorliegt. 

Zum  Schlüsse  bestimmt  §  106  Abs.  5  noch:  flüssige  Waren  in  zerbrechlichen 
Gefässen  gelten  als  «frei  von  Bruch  ausser  im  StrandungsfalU  versichert. 

Man  hat  dabei  an  Gläser,  Flaschen  oder  ähnliche  Gefässe  zu  denken,  die 
zerbrechen  können,  und  deren  Bruch  ohne  Weiteres  den  Verlust  des  Inhalts 
bewirkt.  Auf  diese  finden,  unter  Ausschluss  der  Bestimmungen,  die  §  106 
Abs.  1 — 4  enthalten,  ausschliesslich  die  Vorschriften  des  §  104  A.  S.-V  -B.  mit 
dem  Zusatz  von  1X8I,  soweit  sie  von  Bruch  handeln,  Anwendung;  es  kann  daher 
auf  das  zu  §  104  Bemerkte  verwiesen  werden. 

Die  Bedingungen,  die  für  die  Versicherung  flüssiger  Waren  gelten,  weichen 
von  der  Klausel  <  frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfalle »  noch  in 
einem  wichtigen  Dunkle  ah.  Nach  §  1 04  Abs.  3  besteht  bei  Vorliegen  eines 
Strandungsfalls  lediglich  eine  Kechtsvermutung  zu  Gunsten  des  Versicherlen  dahin, 
dass  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  Strandungsfall  und  Beschädigung 
vorhanden  ist.  Im  g  100  fehlt  jede  Andeutung,  sowohl  dass  ein  ursächlicher 
Zusammenhang  zwischen  dem  die  Haftung  des  Versicherers  begründenden  Ereig- 
nis-;,, und  dem  Verlust  durch  Leckage  oder  Beschädigung  nachgewiesen  werden 
muss,  wie  auch,  dass  zu  Gunsten  des  Versicherten  eine  Rechtsvermulung  besteht. 
.Mit  der  allgemeinen  Bemerkung,  dass  der  Versicherer  nur  für  die  Folgen  von 
Secimlallen  die  Haltung  übernehme,  ist  für  die  Beurteilung  der  Frage  nichts  ge- 
wnimeii  Dagegen  nach  detu  (imnd-atz.  dass  im  Zweifel  die  Bedingungen  gegen 
die  Vcr.-iehcrcr  auszulegen  sind,  und  man  annehmen  dürfen,  dass  es  eines 
Nachweises  des  in  -a.'lili- -heu   Zn-ammenhaiiges  durch  den   Versicherten  nicht 
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bedarf,  und  dass  auch  ein  etwaiger  Gegenbeweis  ausgeschlossen  ist.  Ls  ent- 
spricht dies  muh  der  Billigkeit,  die  zu  der  Bestimmung  des  ij  100  Abs.  2  ge- 
fuhrt  hat. 

Da-ss  die  Leckage  bin  zu  einem  gänzlichen  Verlust  führen  kann,  ohne  dass 
der  Versicherer  zu  haften  hat.  ergiebt  sich  daraus,  das*  nur  in  den  bestimmten 
aufgeführten  Fällen  ein  Krsatz  der  Leckage  stattfindet.  Es  kann  sich  daher 
ereignen,  dass  am  Bestimmungsort  nichts  als  die  Behältnisse  vorgefunden  werden, 
ja  dass  auch  diese  nur  noch  in  Trümmern  vorhanden  sind,  ohne  dass  darum 
doch  eine  Haltung  des  Versicherers  begründet  ist.  Vergl.  Knischeidung  des  L.-G. 
in  Sachen  Jebens  gegen  Transatlant.  Güter- Vers.-Gcs  ;  s.  Judikatur  S.  70f>. 

ij  107  Decksladung,  hie  Verladung  von  Gütern  auf  heck,  stall  unter  Deck, 
darf  nach  A.  I).  H.-G.-B  Art.  507,  H.-G.-B.  v.  1H97.  ij  ."»00,  nicht  ohne  Zustimmung 
des  Abladers  erfolgen;  eine  Ausnahme  hiervon  kann  durch  die  Landesgesetze  beider 
Küstenschiffahrt  zugelassen  werden.  Dass  m  Fällen,  in  denen  zur  Kettung  von 
Schiff  und  Ladung  aus  gemeinsamer  (icf;ilir  ein  Seewurf  erfolgt,  zunächst  zu  der 
Decksladung  gegriffen  wird,  hegt  in  der  Nalur  der  Sache,  weil  der  Wurf  der 
Decksladung  in  der  Hegel  die  geringsten  Schwierigkeiten  bereitet.  Nach  A.  D.  H.- 
G.-B.  Art.  7K»,  ll.-G.  B.  v.  1X07,  S  7nS,  bleiben  in  Fällen  der  grossen  Haverei 
bei  der  Schadensberechnimg  die  Beschädigungen  und  Verluste  ausser  Ansatz, 
welche  die  nicht  unter  Dei  k  geladenen  (iiiter  hetrelfen.  (Ausnahme  bei  der  Küsten- 
schiffahrt unter  der  obengenannten  Voraussetzung.  I  Ausser  der  besonderen  Gefahr 
des  Seewurfs  sind  auf  Deck  verladene  (iüter  durch  die  bei  heftigem  Seegänge 
über  Mord  gi'henden  Sturzwellen  in  erhöhtem  Mass»,  der  (iefahr  der  Beschädigung 
wie  auch  des  Lberbordspülens  ausgesetzt. 

Aus  diesen  Umständen  erklärt  sieh,  dass  die  Versicherer  mangels  besonderer 
Vereinbarung  die  tiefahr  der  Beschädigung  sowie  des  Verlustes  durch  Werfen 
und  (jberbordspülen  für  (iiiter,  die  auf  Deck  geladen  sind,  ablehnen;  diese  Güter 
gelten  als  versichert  »frei  von  Beschädigung  sowie  frei  von  Werfen  und  I  berbord- 
spülen*.  Darnach  besteht  nur  eine  beschränkte  Haftung.  Die  Bedingungen  lassen 
zunächst  haften:  für  grosse  Haverei  und  was  dem  gleichsteht  (i;  84)  (siehe  oben 
S.  G7i'j  Natürlich  ist  hier  gemeint  Haftung  für  die  Beiträge,  welche  die  gerettete 
Decksladung  leisten  muss  oder  im  Falle  des  §  Kl  Nr.  2  würde  leisten  müssen, 
wenn  es  sich  um  (iüter  anderer  Personen  als  des  Bhedcrs  handelt.  Ausserdem 
haftet  der  Versicherer  für  Totalverlusl  in  folgenden  Fällen: 

1.  wenn  das  Schiff  gesunken; 

2.  wenn  es  gescheitert; 

'\.  wenn  es  durch  Feuer  zerstört: 

4.  wenn  es  verschollen; 

5.  wenn  es  für  gute  Prise  erklärt  worden  ist. 

Indes  würde  der  Totalverlust  des  Schilfes  zu  Unrecht  zu  einer  Haftung  des 
Versicherers,  der  mir  unter  der  Klausel  «frei  von  Werfen  und  l  berbordspülen  » 
gezeichnet  hat.  führen,  wenn  bereits  vorher  ein  Verlust  der  versicherten  Decks- 
ladung durch  Werfen  oder  I  'berbordspülen  entstanden  wäre.  Doch  haben  die 
Bedingungen  den  Versicherten  von  dem  für  ihn  unmöglichen  oder  doch  nur  unter 
fiussersten  Schwierigkeiten  zu  erbringenden  und  die  Versicherung  für  ihn  wert- 
los machenden  Beweis  befreie!,  dass  die  Decksladung  indem  fraglichen  Zeitpunkt 
nicht  geworfen  oder  über  Bord  gespült  war.  und  dem  Versicherer  nur  den  Bew  eis  der 
Thatsaehc,  dass  solches  schon  vorher  geschehen  war,  nachgelassen  Worauf  sich 
allerdings  im  Kalle  der  Verschollenheit  des  Schiffes  der  Beweis  richten  soll,  sagen 
die  Bedingungen  nicht:  als  möglich  ist  nur  ein  Fall  zu  denken,  in  dem  ob- 
wohl Nachrichten  über  das  Schiff  selbst  während  der  Verschollenheitslrist  fehlen, 
doch  seit  dem  Abgange  Nachrichten  und  zwar  von  Wurf  oder  von  Ii  ber- 
bordspülen angelangt  sind  —  eine  sehr  geringe  Wahrscheinlichkeil  besteht  aller- 
dings nur.  dass  solcher  Fall  sich  ereignen  wird. 

Ks  würde  indes  hart  sein,  dem  Versicherten  die  Wohlthat  der  Versicherung 
nur  in  so  geringem  Mass  zu  Teil  werden  zu  lassen,  wenn  dem  Verhol  des  Gesetzes 
zuwider  ohne  sem  Wissen  und  Willen.  <ihnc  seine  Zustimmung,  die  Verladung 
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auf  Deck  vorgenommen  war«.  Allerdings  inus-s  der  Versicherte,  wie  in  anderen 
Fällen  -  vergl.  A  T).  H.-G.-B.  Art  8t»5.  H.-G.-B  v.  1897,  §  821  Nr.  4,  A.  S.-V.-B. 
S  7<>  Nr.  V  •  ein  Verschulden  eines  Vertreters  (Ablader,  Empfänger  oder  Car- 
gadeur)  in  dieser  seiner  Eigenschaft  aueh  ihm  seihst  nachteilig  wird,  so  auch  bei 
Verladung  von  Gütern  auf  Heck  sich  gefallen  lassen,  dass  die  Zustimmung  eines 
solchen  Vertreters  als  seine  Zustimmung  aufgeiasst  wird.  Fehlt  es  aber  an  solcher 
eigenen  oder  ihm  anzurechnenden  Zustimmung,  dann  soll  nach  §  107  Abs.  2 
A.  S.-V.-B.  der  Versicherer  so  halten,  als  wären  die  (i fiter  unter  Deck  verladen, 
d.  h  nach  §  1(15  je  nach  der  Galtung  der  Güter  gelten  diese  dann  als  versichert: 
»frei  von  3  oder  10  Prozent  Beschädigung  >  oder  » frei  von  Beschädigung  ausser 
im  Slrandungsfall  Der  Schiffer  ist  indes  in  solchem  Falle  nach  der  angeführten 
Gesetzesbestimmung  sowie  A.  D.  H.-G.-B.  Art  478,  479,  II.-G.-B.  v.  1897, 
S  511  u.  5I'J.  haftbar  für  den  Schaden,  der  aus  der  ohne  Zustimmung 
des  Abladers  erfolgten  Verladung  auf  Deck  entstanden  ist ;  neben  ihm  haftet  der 
Hheder.  und  zwar,  wenn  er  von  dem  Sachverhalt  unterrichtet  entsprechende 
Anweisung  dem  Schiffer  erteilt  hat,  persönlich,  sonst  nur  mit  Schiff  und  Fracht. 
A.  I).  1J.-G.-B.  Art.  '»70  Abs.  3.  452  Abs.  1  Nr.  3,  H.-G.-B.  v.  1897,  §  512  Abs.  3. 
4^0  Abs.  1  Nr.  3.  Für  die  Sicherung  des  Anspruches  gegen  den  Schiffer  und 
Hheder  hat  der  Versicherte  nach  §  71  A.  S.-V.-B  Sorge  zu  tragen,  auf  Verlangen 
des  Versicherers  hat  er  im  eigenen  Namen,  wenn  auch  für  Rechnung  des  Ver- 
sicherers die  Rechtsverfolgimg  zu  übernehmen. 

Im  £  107  Abs.  3  ist  noch  der  Fall  vorgesehen,  dass  Fracht  auf  Güter  ver- 
sichert ist,  die  auf  Deck  verladen  sind.  Es  soll  in  solchem  Falle,  ohne  dass 
es  auf  Wissen  oder  Nichtwissen  des  Versicherten  ankommt,  die  Versicherung 
gellen  als  « frei  von  dem  Frachtverlust,  der  durch  Beschädigung,  Werfen  und 
Uberbordspülen  der  Güter  verursacht  wird».  Für  Güter,  die  durch  irgend  einen 
Unfall  verloren  gegangen  sind,  ist  nach  A.  D.  H.-G.-B.  Ar».  G18,  H.-G.-B.  von 
1897.  §  617,  keine  Fracht  zu  bezahlen.  Für  beschädigte  Güter  ist  zwar  nach 
A.  I).  H.-G.-B.  Art.  Gl 7,  ll-G.-B.  von  1897  §610.  Fracht  zu  zahlen,  indes, 
so  weit  nach  A  I).  H.-G.-B.  Art.  032,  H.-G.-B.  von  1897  g  f{30  nur  Distanz- 
fracht zu  zahlen  ist.  geht  der  Anspruch  auf  diese  nur  soweit,  als  der  gerettete 
Werl  der  Güter  reicht.  Ks  haftet  also  der  Frachtversicherer  für  die  von  der 
Decksladung  zu  zahlende  Fracht  nur  in  den  Fällen,  in  denen  der  Güterversicherer, 
abgesehen  von  dem  Fall  der  grossen  Hävern,  und  was  ihr  gleichsteht,  gehaftet 
haben  würde. 

Der  Versicherer  auf  Schiff  und  Fracht  haftet  ferner  nicht  für  diejenigen 
Beiträge  zur  grossen  Haverei.  oder  was  derselben  gleichsteht,  die  als  Ver- 
gütung für  verlorene  oder  beschädigte  Decksgüler  in  Ansatz  kommen  mochten. 
Diese  Bestimmung  ist  eine  Anwendung  des  in  §  87  Abs.  I,  A.  S.-V.-B.  aus- 
gesprochenen Grundsatzes:  dass  der  Versicherer  nicht  haftet  für  die  in  §  80  er- 
wähnten Beiträge  in  Füllen  der  grossen  Haverei.  so  weit  diese  Beiträge  sich  in 
einen  Unfall  gründen,  für  den  der  Versicherer  nach  dem  Versicherungsvertrage 
nicht  haftet:  es  ist  also  eine  Ausnahme  von  dem  Salze,  dass  die  Verpflichtungen 
des  Versicherers  sich  nach  der  Dispache  bestimmen. 

E>  ist  oben  bemerkt  worden,  dass  im  Kalle  besonderer  Vereinbarung  auch 
für  die  Decksladung  andere  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen.  Solche 
besondere  Vereinbarung  kann  darin  gefunden  werden,  dass  Decksladung  zu 
einem  dem  für  Raumladung  üblichen  l'rämiensatz  um  ein  bedeutendes 
übersteigenden  Prümicnsatz  versichert  wird.  Vergl.  Entscheidung  des  H.-Ü.-L.-G. 
in  Sachen  ( len  ken  »V  IMas.mann  gegen  die  Norddeutsche  Versicherungs- 
Gcscllsdiid't.  s.  Judikatur  S  7i>>. 

Die  dem  5;  Inj  .\.  S.-V  -Ii.  entsprechende  Bestimmung  der  Bremer  See- 
Vcr.-ichcnmgs- Bedingungen  §     \  bedarf  keiner  besonderen  Erörterung. 

s"  l'S  l.r  he  nde  I  u  re  Die  Versicherung  lebender  Tiere  gilt,  wenn  sie  im 
Schills] -aimic  verladen  sind,  in  Ermanglung  anderweitiger  Vereinbarung,  als  frei  von 
Beschädig -im!  und  von  Tod  aiis-ei  im  Sl  i  anduiigslall :  sind  die  Tiere  dagegen  auf 
Deck  yci  laden.        ündeu  auf  sie  im  l.brigen  die  Bestimmungen  des  sj  107  An- 
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wendun^,  sie  gelten  also  als  versichert  « frei  von  Beschädigung  und  von  Tod 
ausser  im  Slrandungsfall.  von  Werfen  um!  I  herbordspülen  ». 

Die  Bestimmung  ist  darauf  zurückzuführen,  dass  lebende  Tiere,  wo  immer 
sie  auch  auf  dem  Schiffe  verladen  sein  neigen,  der  (iefahr  einer  Beschädigung 
und  des  Todes  während  der  Seereise  tu  erheblichen  Masse  ausgesetzt  sind,  und 
zwar  auch  in  Fidlen,  in  denen  das  Schiff  seihst  oder  die  sonstige  Ladung  wenig 
gefährdet  sind.  Beschädigungen  der  Tiere  kommen  in  den  verschiedensten  Arten 
vor:  Linen  Fall,  m  ilem  bei  versicherten  Schaf  bocken,  die  gegen  alle  und  jede 
(iefahr,  Beschädigung  eingeschlossen,  versichert  waren,  die  Wolle  durch  See- 
wasser beschädigt  war.  betrifft  eine  Kntsch.  des  II  -ti.  Hamburg  Baynal  gegen 
Dunckcr,  s.  Judikatur  S.  O'.iO. 

Linen  Fall  der  Versicherung  mit  der  Klausel  <  frei  von  natürlichem  Tod  » 
behandelte  eingehend  die  Lntscheidung  in  Sachen  von  Zerssen  gegen  Sehernikau 
s.  Judikatur  S.  O'.M. 

Die  in  5:  H>8  aufgenommene  Klausel  zeichnet  sich  durch  Einfachheit  aus. 
Die  Beschädigung,  die  aus  den  verschiedensten  Lrsachen  entstanden  sein  kann, 
/..  B.  auch  durch  gegenseitige  Verletzung  verschiedener  in  einem  Baum  befind- 
lichen Tiere,  kann  zum  Tode  fuhren;  der  Tod  selbst  kann  möglicherweise  nur 
Folge  der  Seekrankheit  sein.  Wahrend  bei  der  früher  üblichen  Klausel  «  frei 
von  natürlichem  Tod  »  Schwierigkeiten  entstehen  konnten,  was  als  natürlicher 
Tod  aufzufassen  sei,  fällt  diese  Schwierigkeit  nunmehr  fort.  Denn  der  Ver- 
sicherer haftet,  weder  für  Beschädigung,  noch  für  Tod,  wenn  sich  nicht  einer 
derjenigen  Fälle  zugetragen  hat.  die  §  KU  als  eigentliche  oder  uneigentliche 
Slrandungsfälle  aufzählt.  Soweit  eine  eigentliche  Strandung  vorliegt,  entsteht  aller- 
dings die  Frage,  ob  der  Versicherer  nur  haftet,  wenn  auch  die  zweite  Voraus- 
setzung: erheblicher  Schaden  am  Schiffs-Humpf  vorliegt,  d.h.  ein  so  erheblicher 
Schaden,  dass  daraus  die  Beschädigung  oder  den  Tod  der  Tiere  erklärt  werden 
kann.    Sie  ist  aber  zweifellos  zu  bejahen. 

Hat  der  Versicherer,  wie  in  dem  Fall  von  Essen  Jt  Jacoby  gegen  die  Hanse- 
atische Sce-Veisieherungs-Gesell.Hchaft,  s.  Judikatur  S.  708.  die  (iefahr  der 
Beschädigung  oder  des  Todes,  einschliesslich  des  natürlichen  Todes  übernommen, 
so  geht  dies  über  die  Grenze  der  üblichen  Seeversicherung  hinaus. 

V.  Judikatur.  —  I.  (i.  W.  Arnemann  *  Sohn  gegen  C.  A.  Gerling,  in 
Vollmacht  der  Assekuranz-Kompagnie  von  1830.  (Sammlung  der  Erkenntnisse 
u  s.  w.  des  O.-A.-G,  in  Lübeck.  Bd.  1,  S.  020—041  :  Seuffert,  Archiv,  Bd.  1, 
Nr.  3iü.)  Versicherung  mit  der  Klausel  «  frei  von  Beschädigung,  ausser  im 
Strandungsfall».  tFr.  v.  Besch,  a.  im  Strf.i  Das  Schiff  «  Mathilde  Christine »  war 
auf  einen  Felsenriff  geraten,  halle  auf  diesem  vier  Stunden  lang  mit  dem  Hinter- 
teile trocken  gesessen,  mit  dem  Vorderteile  unter  Wasser  gelegen  und  in  dieser 
Stellung  stark  gearbeitet.  Eintretende  Flut  hob  »las  Schiff  ab.  ohne  dass  weder 
von  der  Besatzung  des  Schiffs  noch  von  anderen  Personen  etwas  geschehen 
war,  um  das  Schilf  abzuholen.  Von  der  Ladung  —  Klippfische  -  war  ein  nicht 
erheblicher  Teil  verdorben.  Die  Beschädigung  des  Schilfs  war  nur  unbedeutend 
gewesen,  und  es  wurde  angenommen,  dass  die  lange,  vorhergehende  Heise  bei 
conträrem  und  .stürmischem  Wetter  zu  der  vorgefundenen  Beschaffenheit  des 
Schiffes  beigetragen  haben  möge.  Das  Handelsgericht  Hamburg  —  27.  No- 
vember 1Sll  —  hatte  den  Versicherer  zum  Ersatz  des  Schadens  an  der  La- 
dung verurteilt,  dagegen  das  Obergericht  Hamburg  —  1'»  Juni  I S i- i  —  und  das 
Ober-Appcllaliotisgerichf  Lübeck  —  27.  April  ISJO  —  den  Anspruch  des  Ver- 
sicherten zurückgewiesen.  Das  O.-G.  nahm  an:  Der  Wert  der  Klausel  für  den 
Versicherer  besiehe  darin,  das*  «  r  nur  in  einem  ganz  außergewöhnlichen  See- 
ungliicke  für  eine  Beschädigung  leicht  verderblicher  Waren  aufzukommen  habe, 
und  dass  er  den  smist  s,,  |«-n-lit  sich  erhebenden  Streitigkeiten  darüber,  ob  die 
Beschädigung  durch  einen  Selbstverdcrb  der  Waren  oder  durch  einen  dem  Schiffe 
zugeslos-eneii  I  nlall  eitstanden  sei.  überhohen  werde;  um  einen  Seeschaden  als 
Strandung  im  Sinne  der  Klausel  zu  charakterisieren,  sei  mehr  erforderlich,  als 
ein  blosses  Festsitzen  des  Schiffes  auf  dem  Strande,  einer  Sandbank  oder  Klippe; 
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gleichgültig  sei  es,  ob  dasselbe  durch  bei  der  Ebbe  ablaufendes  Wasser  oder 
durch  die  besondere  Gewalt  der  Elemente  verursacht  worden:  das  Hauptkenn- 
zeichen liege  darin,  dass  besondere  Hülfsmittel,  sei  es  nun  fremde  Hülfe  oder 
Entlöschung  und  Werfung  der  Waren  zum  Abbringen  des  Schiffs  angewendet 
seien ;  wenn  dieses  Abbringen  durch  blosses  Hinzutreten  der  Flut  oder  durch 
die  ganz  gewöhnlichen  nautischen  Mittel  bewirkt  werde,  sei  eine  Strandung  nicht 
anzunehmen.  Die  Definition,  es  komme  darauf  hauptsächlic  h  an,  ob  dem  Schiffe 
durch  den  Unfall  ein  erheblicherer  Schaden  zugefügt  worden  sei,  trage  eine 
grosse  Unbestimmtheit  an  sich  ;  denn  es  erscheine  dabei  ganz  willkürlich,  ob  ein 
Schaden  wirklich  ein  bedeutender  zu  nennen  sei,  und  sei  auch  zweifelhaft,  ob 
der  Schaden  auch  wirklich  durch  die  Strandung  oder  schon  früher  entstanden 
sei.  Dagegen  führe  das  Verlangen,  dass  «las  Kestgcraten  eines  Schiffes  durch 
einen  wirklichen  Seeunfall  verursacht,  und  dass  das  Schiff  nur  durch  erweislich 
notwendige  Anwendung  ausserordentlicher  Mittel  wieder  abgebracht  worden  sei. 
eine  feste  Bestimmung  des  Begriffs  Strandung  herbei.  Die  meisten  Beschädi- 
gungen würden  durch  ein  Berühren  des  .Meer-  oder  Flussbodens  durch  das 
Schiff  herbeigeführt  :  die  Zeitbestimmung,  wie  lange  ein  Schiff  festgesessen  haben 
müsse,  damit  das  Berühren  des  Dudens  als  Strandung  und  nicht  als  Stossen 
anzusehen  sei.  sei  last  unmöglich  und  würde  eine  Ouelle  der  grössten  Streitig- 
keiten sein,  wie  sich  daraus  ergebe,  dass  wirklich  schon  gestritten  sei,  ob  ein 
Festsizen  von  l'/t  Minuten  zu  einer  Strandung  hinreichend  sei.  —  Das  O.-A.-G. 
weist  ebenfalls  auf  den  Zweck  der  Klausel  hin  und  bemerkt:  das  blosse  Fest- 
geraten und  Festsitzen  des  Schiffes  ^.|>e  an  sieh  noch  keine  Wahrscheinlichkeit 
an  die  Hand,  dass  der  Schaden,  welcher  auch  von  innerem  Verderb  herrühren 
könne,  durch  jenen  Unfall  wirklich  entstanden  sei  :  im  Übrigen  werden  die  an- 
geführten Gründe  des  obergerichtlichen  Urteils  wiederholt.  Die  Thatsache,  dass 
keine  besonderen  Anstrengungen  gemacht  werden,  um  das  Schiff  wieder  in 
tieferes  Wasser  zu  bringen  und  zu  retten,  sondern,  dass  man  ruhig  die  Hülfe 
der  Natur  abwartet,  lässt  in  der  Hegel  den  Schluss  zu,  dass  die  Lage  des 
Schiffes  noch  keine  besonders  gefährliche  gewesen  ist.  Zweifelhaft  erscheint  es 
dem  O.-A.-G.,  ob  Abbringen  des  Schiffes  durch  Ausbringen  eines  Ankers  oder 
durch  Zurückstellen  der  Segel  als  aussergewöhnliclie  Anstrengung  anzusehen  sei. 
Allerdings  könne  es  Fidle  gebin,  in  denen  ein  Strandungsfall  im  Sinne  der 
Klausel  anzunehmen  sei,  auch  wenn  das  Schiff  ohne  besondere  Anstrengungen 
wieder  Hott  werde,  sofern  nur  die  übrigen  Verhältnisse,  namentlich  Natur  und 
Grösse  der  Beschädigung  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  dass  nach  Zweck  und 
Absicht  der  Klausel  der  Fall  wirklich  als  Strandung  betrachte!  werden  müsse; 
das  Requisit  einer  ausserordentlichen  Anstrengung  zum  Abbringen  des  Schiffs 
sei  daher  nicht  für  absolut  notwendig  zu  halten,  vielmehr  müsse  richterliches 
Ermessen  entscheiden. 

Anm. :  Der  Fall  betraf  eine  vor  Veröffentlichung  des  Allgemeinen  Plans 
hamburgischer  Seeversicherungen  abgeschlossene  Versicherung. 

i2.  See-Assekuranz-Verein  von  I8;{8  gegen  Pütt  Ar  Sohn.  iSeuffert,  Archiv. 
Bd.  11,  Nr.  170  und  17!  und  Wunderlich.  Jurisprudenz  des  O.-A.-G.  Lübeck 
in  bürgerlichen  Rechtssachen  aus  Lübeck,  Bd.  1,  S.  108—112) 

Das  von  Petersburg  nach  Lübeck  bestimmte  Schiff  «Sophie  Friederika» 
wurde  im  November  IKU  bei  dem  Versuche,  den  Hafen  von  Kronstadt  zu  ver- 
lassen, durch  den  Andrang  von  Kismasseji  leck  gemac  ht,  und  zum  Sinken  auf 
den  Grund  gebracht,  jedoch  später  wieder  völlig  gehoben  und  gelöscht.  Von  der 
Ladung  —  Pottasche  —  war  nur  der  Wert  von  2 1  ä  Prozent  gerettet.  O.-A.-G. 
vom  :><>.  November  IS»!). 

Als  Strandung-fall  wird  es  nicht  angesehen,  wenn  das  Schiff  bloss  auf  den 
Grund  gesunken,  nicht  aber  auf  diesem  fcstgeraleu  ist.  Selbst  wenn  man,  wie 
dies  m  l-.ugland  namentlich  geschehe,  den  Begriff  der  Strandung  noch  so  sehr 
erweitej.-.  -n  setze  doch  St  randers  im  Gegensalz  zum  Sinken  immer  voraus,  dass 
das  Schill'  wegen  Mangels  an  \\;i--ts  ,m|  den  Giund  fest  geriete.  Bezüglich  der 
Krage,  oh  I..  i  d,-r  K 1 .  i  ■  i  - .  1     fiel  \..n  lics,-|,;.dägung.  ausser  im  Strandungsfall » 


Uigitiz  ed  by  Google 


Beschädigung  und  Bruch,  u.  a.  w.    V.  Judikatur. 


t'ttw  Haftung  des  Versicherers  eintritt,  wenn  /.war  krin  Strandungsfall,  wohl  aber 
ein  anderer  wenigstens  ebenso  schwerer  Seeunfall  stattgefunden  und  darin 
ersichtlich  die  Beschädigung  ihren  Crund  hat .  lässt  da».  O.-A.-C  die  Kni- 
scheidung dahingestellt.  Dagegen  ninmit  das  O.-A.-C.  an,  da  <  nicht  eine  blosse 
Beschädigung,  sondern  ein  die  Haftbarkeit  des  Versicherer*  begründender  Total- 
st baden  vorliege,  wenn  zwar  etwas  von  der  Ware  übrig  bleibt  und  in  der  am 
Ort  des  Seciinfall*  angestellten  Versteigerung  etwas  gelöst  wird,  der  übrig  ge- 
bliebene Wert  aber  ein  verhältnismässig  ganz  geringfügiger  ist,  ebenso  wenn  die 
Ware  so  beschädigt  ist.  dass  sie  von  dein  Ort  des  Seeunfalls  nn-hl  nach  dein 
Bestimmungsort  verschilfbar  ist.  weil  sie  bei  einer  wideren  Verschiffung  dahin 
dort  nicht  mehr  existieren,  oder  ganz  wertlos  sein,  oder  W  wenig  wert  sein  würde, 
dass  die  weiteren  Verscluffungskoslen  dadurch  nicht  gedeckt  wären. 

3.  Beters  #  Hundesscr  gegen  Ii  U.  .Moller.  in  Vollmacht  der  Neuen  fünften 
Assekuranz-Kompagnie.  (Sammlung  von  Krkenntnissen  u  s.  w.  des  O.-A-.C  in 
Lübeck  in  hamburger  Hechtssachen.  Bd.  3.  S.  85 — 103;  Ullrich,  Sammlung  von 
seerecbtlichen  Krkenntnissen  des  Handelsgerichts  zu  Hamburg:  Heft  k_\  LXXXV 
und  LXXXVI.  S.  Nr.  iYK  Versicherung  von  Waren:  10  Kisten  Kau  de  Cologne 
mit  der  Klausel  «  frei  von  Bruch*.  13  Kisten  Clasperlcn,  1  Kiste  Federposen  und  0 
Fässer  Kreide  mit  der  Klausel  « frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Strandungsfalle» 
auf  der  Heise  von  Hamburg  via  Singapore  und  Hongkong  nach  Manila,  in  zwei 
Schiffen.  In  beiden  Schiffen  waren  auch  getrocknete  Fische  verladen;  in  diesen 
erzeugten  sich  während  der  Heise  Würmer,  die  sich  über  die  Ladung  ver- 
breiteten und  Alles,  was  nicht  von  (ilas  oder  Metall  (»der  in  metallenem  Ver- 
schluss war.  frassen  oder  zerfransen.  Die  Waren  konnten  nicht  mehr  für  Kauf- 
mannswaren  gelten  und  miissten  zur  weiteren  Verschiffung  für  ungeeignet  er- 
achtet werden;  infolge  davon  wurden  sie  zum  öffentlichen  Verkauf  gebracht, 
dessen  Krgebnis  war  ein  sehr  schlechtes,  Ferien.  Federposen  und  Kreide,  deren 
Taxe  öüöOBco  Mk.  betragen  hatte,  brachten  einen  Auklionserlös  von  nur  5  Bco  Mk. 
zusammen. 

Die  l'erlen,  die  auf  5(iS5  Bco  Mk.  taxiert  waren,  hatten  zwar  nicht  selbst 
durch  die  Würmer  leiden  können,  aber  die  Schnüre  waren  zerfressen  worden, 
und  infolge  dessen  waren  die  Feilen  durcheinander  gefallen.  Am  wenigsten  halle 
verhältnismässig  das  Kau  de  Cologne  gelitten :  doch  hallen  die  Würmer  an 
einem  Teil  die  Korke  durchlöchert,  wodurch  dann  die  betreffenden  Flaschen 
entleert  waren.  Der  auf  Krsatz  des  gesamten  erlittenen  Schadens  von  dem  Ver- 
sicherten erhobene  Anspruch  wurde  bezüglich  des  mit  der  Klausel  «  frei  von 
Bruch»  versicherten  Kau  de  Cologne  anerkannt.  Im  Ihrigen  stellte  sich  der 
Versicherer  auf  den  Standpunkt,  dass  zwar  bei  uneingeschränkter  Versicherung 
der  Versicherer  auch  für  den  Schaden  durch  Wurinfrass  aufzukommen  habe, 
nicht  indess.  wenn  mit  der  Klausel  «  frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Stran- 
dungsfall ►  versichert  sei.  Handelsgericht  Hamburg  am  19.  April  IST» 4  verwarf 
die  Auffassimg  des  Versicherten,  dass  trotz  der  Klausel  der  Versicherer  haften 
müsse,  wenn  andere  nicht  minder  eminente  Unfälle  sich  zugetragen  halten, 
denen  der  Schaden  mit  Sicherheit  beigemessen  werden  könne,  nahm  dagegen 
an,  dass  ein  Totalverlust  vorliege  :  die  Annahme  eines  solchen  setze  nicht  un- 
bedingt den  gänzlichen  physischen  I 'niergang  oder  Verlust  der  versicherten 
Ware  voraus;  vielmehr  sei  die  Ware,  obgleich  noch  Überbleibsel  von  derselben 
vorhanden  seien,  als  total  auch  dann  verloren  zu  betrachten,  wenn  ihre  spezielle 
Natur  völlig  vernichtet,  und  sie  dadurch  für  den  Versicherlen  gänzlich  werllos 
geworden  sei;  dies  treffe  im  vorliegenden  Falle  zu,  weil  die  Ware  wegen  des 
gänzlich  verdorbenen  Zustande*,  in  welchem  -ie  in  Hongkong  ankam,  weder 
daselbst  gelagert,  noch  überall  wieder  verladen  werden  konnte,  demnach  für  den 
Versicherten  gänzlich  verloren  war.  Dagegen  nahm  das  Ohcrgericht  Hamburg 
am  '10.  .Juli  18.">i  an,  das  Wort  <  Beschädigung  •  bedeute  jeden  Schaden.  Der 
Umstand,  dass  die  Waren  gänzlich  weillos  geworden  seien  und  ihren  Bestimmungs- 
ort nicht  erreicht  haben,  sei  bei  einer  Versicherung  mil  der  bezeichneten  Klausel 
als  ein  dem  Versicherer  zur  Last  kommenden  Totalschaden  an  und  für  si.-h  nicht 
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zu  betrachten;  <lie  Erheblichkeit  der  Klausel  sei  ganz  unabhängig  von  der  Grösse 
des  durch  die  Beschädigung  der  mil  dieser  Klausel  versicherten  Ware  dem 
Versicherer  erwachsenen  pekuniären  Schadens,  der  Schaden  »reffe  den  Ver- 
sicherten überall  nicht,  wenn  durch  einen  ohne  Slrandung  entstandenen  Leck 
leicht  verderbliche  Ware  gänzlich  zerstört  oder  wegen  Seebeschädigung  im  Not- 
hafen, ohne  einen  Ertrag  zu  bringen,  verkauft  worden  sei.  Das  O.-A  -G.  Lübeck 
am  P2.  Juli  1 8."»G  ging  davon  aus,  das  in  der  Klausel  «frei  von  Beschädigung 
ausser  im  Strandungsfall»  der  Kall  der  Strandung  nicht  beispielsweise  genannt, 
daher  eine  analoge  Ausdehnung  auf  Fälle,  die  sieh  als  ebenso  schwer  oder 
schwerer,  als  der  Fall  der  Strandung,  herausstellten,  nicht  anwendbar  sei,  und 
zwar  sprachen  allgemeine  Auslegungsregeln,  sowie  die  bestimmten  Worte  des 
§  9.1  des  allgemeinen  Planes  «  nur  dann  .  gegen  die  Zuläs>igkeit,  endlich  auch 
die  offenbare  Absicht  bei  der  Fassung  des  gedachten  Paragraphen:  es  sei  eine 
Unbilligkeit  gegen  die  Versicherer,  die  mit  der  Klausel  die  Grenzen  der  von 
ihnen  übernommenen  tiefahr  genau  bezeichnet  und  infolge  dessen  eine  geringere 
Prämie  bedungen  haben,  wenn  man  ihnen  noch  andere  Unglücksfälle  zur  Last 
bringen  wollte,  für  die  sie  nur  gegen  höhere  Prämie  versichert  haben  würden. 
Bezüglich  der  weiteren  Krage,  ob  eine  Verpflichtung  des  Versicherers  bestehe, 
wenn  die  Beschädigung  bis  zur  Vernichtung  des  Werls  geführt  habe,  trat  das 
O.-A.-G.  dem  O.  G.  bei. 

4.  .1.  K.  von  Zerssen  gegen  W.  Sehernikau  als  Bevollmächtigten  der  Düssel 
dorfer  Allgemeinen  Vers  -Ges.  (Sammlung  von  Erkenntnissen  u.  s.  w.  des 
O-  A.-G.  in  Lübeck,  Hamburg  in  Hechtssachen  Bd.  4,  Nr.  4,  S.  37  —  47, 
Neues  Archiv  für  Handelsrecht.  Bd.  3.  S.  371  ff.  Seebohm,  Sammlung  seerecht- 
licher Erkenntnisse  Nr.  III,  S.  329-337  und  Nr.  194.  S.  597—600.)  Ver- 
sicherung von  Vieh  für  Seeiransport,  mit  der  Klausel  der  Polize  <  frei  von  natür- 
lichem Tode».  Verschiedene  Ochsen  und  Schafe  waren  versichert,  « für  jede  Gefahr 
von  See,  Sturm  und  Ungewitter  .,  u  s.w.  mit  der  Klausel  «frei  von  Beinbruch  und 
frei  von  natürlichem  Tode  für  den  Transport  von  Hamburg  nach  London».  Bei  der 
Ankunft  fehlten  \  V7 Schale;  sie  waren  infolge  heftigen  Sturmes  derartig  mitgenommen 
und  verletzt,  dass  sie  im  Räume  starben  und  in  die  See  geworfen  werden  mussten. 
Der  Versicherer  weigerte  Zahlung,  weil  die  Todesursache  der  Schafe  eine  natür- 
liche, unmittelbar  durch  die  Einwirkung  des  Sturmes  herbeigeführt  sei.  Das 
Handelsgericht  am  2.  November  1859  ging  davon  aus:  •  im  assekuranzamt- 
lichen  Sinne  des  Wortes  und  früheren  Präjudikaten  entsprechend  sei  die  Klausel 
«  frei  von  natürlichem  Tod  »  so  auszulegen,  dass  dem  Versicherer  der  Tod  des 
versicherten  Viehes,  auch  wenn  derselbe  im  Kausalzusammenhang  mit  den  Er- 
eignissen der  Seereise  stehen  sollte,  nicht  zu  Lasten  zu  bringen  sei,  wenn  nicht 
anders  der  Tod  ein  unmittelbar  gewaltsamer  ist.  Das  Obergericht  am  6.  Januar 
18t*  >  nahm  an,  die  Klausel  dürfe  nicht  dahin  aufgefasst  werden,  dass  der  Ver- 
sicherer nur  für  den  Tod  durch  Erlrinken  in  Seewasser  aufkomme,  sei  es  dass 
das  Schiff  mit  der  Ladung  sinke,  oder  dass  das  Wasser  nur  in  den  Schiffsraum 
eindringe;  mit  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  sei  vielmehr  unter  natürlichem 
Tod  derjenige  zu  begreifen,  der  abgesehen  von  gewaltsamer  äusserer  Einwirkung 
als  Folge  von  organischen  Kehlern  oder  von  Krankheiten,  mit  Einsehluss  solcher, 
die  ohne  die  Seereise  nicht  entstanden  seien  oder  einen  anderen  Verlauf  ge- 
nommen haben  würden,  sich  ereignet:  dahingegen  hafte  der  Versicherer  aller- 
dings auch  für  denjenigen  Tod  der  Tiere,  den  sie  ohne  unmittelbare  Kollision 
mit  dem  Seewa*ser  als  die  Wirkung  einer  den  Organismus  verletzenden  äusseren 
tiewalt  erleiden.  Das  O.-A. -Ii.  Lübeck  vom  18.  Februar  1861  bezeichnet  die 
Auslegung  der  Klausel  -  frei  von  natürlichem  Tod»  als  zweifelhaft.  Man  könne 
/.war  ann» ■Innen,  dass  nach  der  Absicht  der  Kontrahenten  die  Haftung  des  \er- 
Mc-heicis  beschränkt  sein  solle  auf  den  Kall,  dass  das  Sterben  der  verschifften 
Tiere  durch  die  direkte  und  gewaltsame  Einwirkung  eines  Seeunfalls  bewirkt 
sein  solle,  /.  B.  wenn  da-  S.  lull  mit  den  Tieren  verunglücke,  wenn  die  Ab- 
teilung >\r<  Schiffes,  worin  sich  die  Tiere  belinden,  mit  Wasser  angefüllt,  wenn 
die  Tiere  durch  Feuer  umkommen  oder  durch  zusammenbrechende  Schiffsteile 
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erschlagen  werden.  Aber  man  könne  auch  das  schon  infolge  nicht  ungewöhn- 
licher Scecreignissc,  wegen  der  besonderen  Nalur  der  Tiere.  möglicherweise  und 
in  Wirklichkeit  häufig  eintretende  Sterben  der  Tiere  ebenfalls  als  natürlichen 
Tod  bezeichnen.  Von  den  Folgen  dieser  Ereignisse,  welche  andernfalls  als  See- 
ereignisse unter  die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  fallen  würden,  zeichne 
sich  der  Versicherer  durch  die  Klausel  frei.  Dagegen  habe  er  dann  für  die 
Kolgen  von  ausserordentlichen  l'nfällen  zu  haften,  wenn  dadurch,  auch  ohne  un- 
mittelbare gewaltsame  Einwirkung  der  Tod  der  versicherten  Tiere  herbeigeführt 
sein  sollte.  Solche  ungewöhnliche  und  schwere  Haverei  liege  vor,  wenn  ein 
SehifT  durch  heftigen  Sturm  in  ein  so  starkes  Schlingen  und  Rollen  versetzt 
werde,  dass  in  dein  Räume  befindliches  Vieh  auf  einander  oder  an  die  Balken 
und  Wände  des  Schiffes  geworfen  werde  und  dadurch  das  Genick  breche,  oder 
andere,  binnen  kurzer  Zeit  tödtliche  Verletzungen  erleide. 

Anmerkung:  Die  spätere  Beweisführung  ergab,  dass  durch  die  Bewegung 
des  Schiffs  bei  Gelegenheit  des  Sturmes  die  Tiere  teils  gegen  einander,  teils 
gegen  die  Wände  des  Schiffes  geflossen  waren,  die  Stakete  um  die  hucken  brachen, 
Schafe  in  den  unlern  Baum  hinabstürzten  und,  sei  es  durch  «hm  Fall  getödtet. 
sei  es  durch  den  (Bissig  gewordenen  Ballastsand,  sei  es  durch  ihr  Zusammen- 
drängen auf  einen  Haufen  erstickt  waren.    Seehohm  a.  a.  O.  Nr  194,  S.  500. 

5.  Dr.  F.  W.  Hirsch  mand.  nom.  S.  Herz  in  Berlin  cess.  nom.  Aug.  Herz 
gegen  Hermann  Härder  in  Vollmacht  der  See-  und  Fluss-Assekuranz-Kompagnie 
(Samml.  von  Krk.  u.  s.  w  des  O.-A.-G.  zu  Lübeck  in  Hamb.  Rechtssachen, 
Bd.  2  Nr.  05  S.  547— 55t.)).  Versicherung  mit  der  Klausel  «frei  von  Beschädigung 
ausser  im  Strandungsfall».  Das  Schiff  war  auf  einer  Sandbank  festgeralen  und 
hatte  zwei  Stunden  lang  festgesessen;  bei  den  Bemühungen,  das  Schiff  davon 
abzubringen,  war  der  Beistand  von  zehn  Mann,  die  in  einem  Boote  zu  Hülfe  ge- 
kommen, benutzt  worden.  Das  Handelsgericht  13  November  185(1  hatte  auf  Beweis 
für  den  Versicherten  erkannt,  dass  das  Schiff  durch  Festsitzen  auf  dem  Sand  einen 
so  bedeutenden  Schaden  am  Rumpf  erlitten  habe,  dass  die  an  den  versicherten 
Waren  —  Leinkuchen  —  vorgefundene  Beschädigung  sich  daraus  erklären  lasse. 
Das  Obergericht  '11.  Januar  1851  halte  den  Anspruch  des  Versicherten  abge- 
wiesen, dagegen  das  O.-A.-G.  3.  November  1851  dem  Versicherten  ausser  dem 
vom  Handelsgericht  auferlegten  Beweis  noch  den  Beweis  auferlegt,  dass  die  An- 
wendung fremder  Hilfe  notwendig  gewesen  sei  -um  das  Schiff  abzubringen».  — 
Es  handelte  sich  um  die  Voraussetzungen  der  Haltung  des  Versicherers  nach 
§  93  des  allgemeinen  Plans.  1.  Das  O.-A.-G.  weist  darauf  hin.  dass  §  9o  keines- 
wegs eine  an  sich  bedeutende  Beschädigung  des  Schiffes  als  Requisit  eines 
Strandungstalles  verlange,  sondern  nur.  dass  die  Beschädigung  so  bedeutend  sei, 
dass  sich  daraus  die  Beschädigung  der  Güter  erklären  lasse.  Für  den  Gegen- 
beweis des  Versicherers  genügt  es  nicht,  dass  andere  Ereignisse  auf  der  Reise 
stattgefunden  haben,  durch  welche  die  Beschädigung  der  Waren  ebensowohl,  als 
durch  die  Strandung.  entstanden  sein  könnte.  Da  es  nach  §  93  nicht  erforderlich 
ist,  dass  die  Beschädigung  der  Güter  wirklich  durch  die  Beschädigung  des 
Schiffes  verursacht  worden  ist,  sondern  nur.  dass  die  Beschädigung  des  Schiffes 
der  Art  sei,  dass  die  Beschädigung  der  Güter  sich  daraus  erklären  lasse, 
kann  nur  ein  positiver  Gegenbeweis  dahin,  dass  die  Beschädigung  der  Güter 
ihren  Grund  in  anderen  Ursachen  habe,  genügen.  2.  Nicht  schon  durch  das 
blosse  Faktum,  dass  bei  Abbringung  des  Schiffes  fremde  Hilfe  stallgefunden  hat, 
wird  dem  §  93  genügt.  Zwar  ist  die  Benutzung  fremder  Hilfe  immer  eine  un- 
gewöhnliche Massrcgel  ;  aber  §  93  verlangt,  dass  nur  durch  diese  ungewöhnlichen 
Massregeln  «las  Schiff  abgebracht  worden;  es  muss  der  Grund  für  den  günstigen 
Erfolg  der  getroffenen  .Massiegeln  in  der  angenommenen  Mithilfe  dritter  Personen 
zu  suchen  sein;  es  genügt  nicht.  da>s  man  sich  ihres  Beistandes  bedient  hat. 
Dagegen  reicht  es  aus.  d;i<s  diejenige  Operation,  durch  welche  die  Abbringung 
des  Schiffes  erwirkt  wurde,  im  konkreten  Falle  sich  als  Anwendung  einer  unge- 
wöhnlichen Massregel  darstellt:  und  wenn  auch  §  93  das  Winden  auf  den  Ankern 
unter  denjenigen  gewöhnlichen  Massregeln  aufführt,  durch  deren  Anwendung  noch 
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kein  Slrandungsfall  bammlet  werden  könne,  so  soll  damit  doch  nicht  gesagt 
sein,  dass  ein  Schiff,  welches  durch  Winden  auf  den  Ankern  abgebracht  worden, 
nicht  für  gestrandet  zu  halten  sei:  wenn  die  eigene  Schiffsmannschaft  nicht  aus- 
reichte, das  Schiff,  während  es  auf  dem  Sande  lag,  auf  den  Ankern  zu  winden, 
sondern  dazu  z.  B.  wegen  starker,  die  Prozedur  erschwerender  Strömungen  fremde 
Hilfe  erforderlich  war,  so  stellt  sich  unter  solchen  Umständen  das  Abbringen  des 
Schiffes  als  eine  ungewöhnliche  Massregel  dar.  Nicht  erforderlich  ist  endlich, 
dass  die  Anwendung  fremder  Hille  absolute  Notwendigkeit  war;  es  genügt  viel- 
mehr, wenn  bei  längerem  Sitzenbleiben  des  Schiffes  auf  dem  Sande  das  Schiff 
bedeutend  gefährdet  gewesen  wäre,  dass  der  Heisland  angenommen  ist,  um  das 
Schiff  schneller  aus  der  gefährlichen  Lage  zu  befreien.  Zur  Begründung  des 
Anspruchs  gehört  der  Beweis,  das  die  benützte  fremde  Hülfe  nötig  und  nicht 
überflüssig  war;  denn  der  Nachweis  des  Vorhandenseins  der  He«|uisite  eines 
Strandungsfalles  gehört  zum  Klaggrund 

ü.  A.  H.  Sillem  «*  Co.  gegen  H.  A.  Holle  in  Vollm  der  Patriotischen  Asse- 
kuranz-Kompagnie (Ullrich,  il.  a.  O.  Heft  2  LXXXVl.  Nr.  133  S.  3).  Ver- 
sicherimg auf  800  Säcke  Weizenmehl,  «frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungs- 
fall». Das  Schiff  wurde  zwischen  Cuxhaven  und  Helgoland  von  einem  anderen 
Schiffe  angefahren,  so  dass  es  mit  Wasser  gefüllt  wurde:  es  wurde  zurückbugsirt 
und  auf  (irund  gesetzt.  Der  Versicherer  erkannte  seine  Verpflichtung  zum  Ersatz, 
der  Havarie  grosse  an,  weigerte  sich  indessen  die  Havarie  particuliere  zu  ver- 
güten, weil  der  an  Schiff  und  Ladung  entstandene  Schaden  nicht  dadurch  ent- 
standen sei,  da.ss  das  Schiff  auf  den  weichen  (irund  des  Cuxhavener  Hafens 
gesetzt  worden  sei,  sondern  durch  die  Kollision  herbeigeführt  sei.  Das  Handels- 
gericht 2.  Januar  1854  wies  den  Anspruch  des  Versicherten  auf  Ersatz  der 
Havarie  particuliere  ab,  weil  der  §  93  des  Allgemeinen  Plans  auf  Kollisionen  und 
andere  Beschädigungen,  die  lediglich  der  äusseren  Einwirkung  eines  auf  der  ver- 
sicherten Reise  eingetretenen  aussergcvvöhnliehen  Ereignisses,  nicht  aber  einem 
Slrandungsfall  beizumessen  seien,  keine  Anwendung  finde.  Zugebilligt  wurden 
dagegen  dem  Versicherten  noch  die  Kosten  der  Dispaclurung  der  Havarie  grosse. 
Das  Obergeiielil  10.  .März  1854  bestätigte. 

7.  Ed.  Thiel  »<•  Co  gegen  G.  A.  Reimers  in  Vollm.  der  Assekuranz-Union 
(Ullrich,  a.  a.  O.  Heft  2,  LXXXVl.  und  Nr.  211  S.  102).  Versicherung  einer 
Salpelerladung  in  Säcken  mit  der  Strandungsklausel  Das  Schiff  litt  sehr  durch 
grosse  Stürme;  durch  Eindringen  von  viel  Wasser  in  den  Ladungsraum  wurde 
der  Salpeter  aus  den  Säcken  ausgeschwemmt  und  musste  mit  dem  Seewasser 
zur  Bettung  von  Schiff  und  Ladung  über  Bord  gepumpt  werden;  bei  Ankunft  im 
Bestimmungshafen  waren  die  Sackt?  leer;  diese  selbst  waren  zum  Teil  ganz  ver- 
fault. Der  Versicherte  behauptete  Vorliegen  eines  Totalschadens,  den  der  Ver- 
sicherer, obwohl  eine  Slrandung  nicht  vorliege,  vergüten  müsse.  Doch  wies  das 
Handelsgericht  15.  September  1855,  bestätigt  vom  Obergericht  2.  November  1855 
den  Anspruch  des  Versil  berten  ab:  denn  die  Klausel  sei  dahin  zu  verstehen, 
das-  der  Versicherer,  falls  ein  Slrandungsfall  nicht  vorliege,  von  den  Folgen  einer 
den  versicherten  Waren  zuslossenden  Beschädigung  völlig  befreit  sein  solle,  auch 
wenn  die  auf  der  Heise  erlittene  Beschädigung  zu  einer  vollständigen  Zerstörung 
des  versicherten  Salpeters  geführt  habe.  (Das  O.-A-ti.  Lübeck  hat  in  der  Sache 
Peters  »v  Hundesser  gegen  Möller  diese  Flilseheiduiig  gebilligt. 

8.  Giese  «V  Dollmann  gegen  ( '..  A.  Auffm't  >rdt  in  Vollm.  der  Neuen  dritten 
A-ckuranz-Kompagme  (Ullrich,  a.  a.  O.  Heft  2.  LXXXVl.  und  Nr.  274,  S.  20ü>. 
Versicherimg  mit  der  Strandungsklausel.  Das  Schiff  war  auf  einer  Untiefe  fest- 
geraten.  Die  ungewöhnliche,  nach  §  93  des  Allg.  Plans  erforderliche  Massregel, 
mittels  deren  das  Schill'  wieder  abgebracht  wurde,  bestand  darin,  dass  dasselbe, 
um  c-  zu  erleichtern,  \..n  -einen  Passagieren  und  deren  Bagage  verlassen,  und 
darauf  durch  Hille  eine-.  Damplscln||..s  llntt  gemacht  wurde.  Die  Verklarung 
wies  mir  ans.  da>s  das  Schilf  Lecke  gehabt,  ehe  es  auf  der  Untiefe  festgeriet, 
enthielt  alicr  nicht*  von  einem  intulge  dies»«*  Festgeratens  dem  Schiffe  zuge- 
gangenen Schaden  am   Rumpfe,  der  ltU  die  Ursache  der  an  einem  Teile  der 
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Ware  befundenen  Beschädigung  angesehen  werden  konnte.  Dax  Handelsgericht 
20.  Oktober  18V»,  bestätigt  durch  Obergcrichl  19  Dezember  1850,  verlangte, 
damit  das  Vorliegen  eines  Strandungsfalls  anerkannt  werden  könne,  das.«  der 
Versicherte  den  Beweis  erbringe,  dass  das  Schiff  durch  sein  Festgeraten  auf  der 
Untiefe  einen  so  bedeutenden  Schaden  am  Rumpfe  erlitten  habe,  dass  sich  hieraus 
die  fragliche,  an  einem  Ted  der  versicherten  Ware  befundene  Beschädigung 
erklären  lasse. 

9.  Von  Leesen  «v  Co.  gegen  .I.  W.  Dunckcr  in  Vollm.  der  Neuen  Ver- 
sicherungs-Gesellschaft  von  1810  <[*llri<-h.  a.  a.  O.  Heft  2,  I. XX XVI.  und  Nr.  3  Vi, 
S.  308).  Versicherung  mit  der  Strandungsklausel  Das  Schiff  halte  auf  dem 
(irnnde  nicht  festgesessen,  sondern  nur  auf  Klippen  und  Untiefen  geslosscn. 
Gleichwohl  hielten  die  Versicherleu  den  Versicherer  wegen  des  Schadens  an  den 
mit  der  Strandungsklauscl  versicherten  (iiilern  für  verantwortlich,  da  sie  das  Fest- 
sitzen des  Schiffes  am  Grunde  nicht  als  eine  unerlässlich  notwendige  Bedingung 
für  die  Haftung  des  Versicherers  ansehen,  wenn  unzweifelhaft  eine  »rosser  Sec- 
uufall  vorliege  und  durch  ihn  der  Schallen  entstanden  wäre,  auch  alle  übrigen 
Bedingungen  des  §  9.5  des  Allg.  l'lans  vorhanden  wären.  Doch  wies  das  Handels- 
gericht 28.  September  1857,  bestätigt  Obergerieht  13.  November  1857,  den 
Anspruch  der  Versicherten  ab.  indem  es  das  Festsitzen  als  unerlässliche  Be- 
dingung erachtele. 

10.  G  II.  Knitli  gegen  C.  F.  Unger  in  Vollm  der  Niederrheinischen  Güter- 
Assckuranz-Gesellschaft  (Seebohm,  Samml.  seerechtheher  Erkenntnisse  Nr.  40, 
S.  1 17)  Versicherung  von  Waren.  Instrumenten,  Seekarte.  Wäsche.  Kleidung  u.  s.  w. 
(Eigentum  des  Kapitäns)  für  die  Rei^c  von  Hamburg  nach  Hio-de-.laneiro  mit 
Slrandnng^klause.1.  Nach  Ankunft  des  Schiffes  im  Bestimmungshafen  und  Löschung 
daselbst  kenterte  das  Schiff  infolge  eines  Orkans  und  ward  von  der  Mannschaft 
sinkend  verlassen:  nur  ein  Weniges  wurde  geborgen.  Abgesehen  von  der  Ein- 
rede des  erloschenen  Risikos  erhob  der  Versicherereine  Einrede  aus  der  Strandungs- 
klausd.  Handelsgericht  Hamburg  27.  Oktober  1858  nahm  an,  es  liege  zwar  nicht 
em  Strandungsfall  (im  Sinne  des  AHg  l'lans >  vor.  aber  die  Klausel  Irete  nun 
da  in  Wirksamkeit,  wo  es  sich  lediglich  um  eine  Beschädigung  handele.  Waren 
und  sonstige  Effekten,  die  beim  Kentern  eines  durch  einen  Orkan  auf  offener 
Rhede  umgeworfenen,  sofort  voll  Wasser  gelaufenen  und  demnächst  von  der 
Mannschaft  gänzlich  verlassenen  Schiffes  den  Elementen  preisgegeben  und  zum  . 
grössten  Teil  abhanden  gekommen  seien,  seien  nur  als  verloren  lind  teilweise 
wieder  geborgen,  nicht  aber  als  blos  beschädigt  im  assekuranzrechtlichen  Sinne 
zu  betrac  hten.  Das  Obergericht  28.  Januar  1851)  stimmte  diesen  Ausführungen  bei, 
mit  der  Bemerkung:  eine  •  frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfall»  ver- 
sicherte Ware  selbst  könne  zwar  durch  einen  Seeunfall  total  verloren  gehen, 
ohne  dass  der  Schade  den  Versicherer  treffe,  das  Kenlern  des  Schiffes  sei  aber 
einem  Strandungsfall  gleich  zu  achten. 

11.  CS.  Melo-ch  gegen  F.  J.  Stecher  jr.  in  Vollm.  der  priv.  Nuova  So.  ieta 
Comnicrcial  di  Asseeurazioni  in  Triest  (Seebohm.  a.  a.  O.  Nr.  108,  S.  48  ii 
Hamburgische  (ierichlszcilung  (Nathan)  1803.  Nr.  13,  S.  1)8  -101;  Nr.  I  i 
S.  111  —  112.  Versicherung  mit  der  Slrandungsklausel  auf  Güter  (nämlich 
1310  Sack  Bröl  und  Zwieback.  95011  Mauersteine  und  40  Flanken)  Das  Schiff 
strandete  bei  Ramsgatc,  doch  gelang  es  nach  Weifung  eines  Teils  der  Güter  das 
Schiff  nach  Bamsgate  zu  bringen,  wo  die  Ladung  zum  Teil  gelöscht  wurde. 
Von  57  durch  Seewasser  beschädigt  gefundenen  Sack  Zwieback  wurden  nach 
Rat  der  Besiehtiger  II'  ,  Sack  verkauft,  45 *  «  Sack  aber  als  zur  Wolterver- 
schiffung geeignet  nach  erfolgter  Reparatur  des  Schiffes  wieder  verladen.  Ohne 
weiteren  Uniall  kam  das  Schilf  dann  am  Bestimniungsplatz  an.  Dort  fanden 
sich  bei  der  Besichtigung  »08  Sack  Bind  durch  Scewasser  beschädigt  und  803 
Sack  in  einem  unge-unden  Zustand:  dieser  Zustand  sollte  nach  Meinung  der  Be- 
sichtiger teilweise  davon  hei  rühren.  da-s  das  Bmd  zu  frisch  verschifft  worden, 
teilweise  von  dem  Dunst  des  beschädigten  Brotes  und  der  Neuheit  des  Schiffs. 
Ein  Teil  der  Ware  wurde  am  Bestimniungsplatz  in  Auktion  verkauft.  Der  Streit 
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war,  ub  der  Versicherer  ausser  dem  Beitrage  zur  Havarie  grosse  auch  die  Havarie 
particuliere  an  der  versicherten  Ware  zu  zahlen  habe.  Das  Handelsgericht 
10.  Okiober  18ü0  sprach  sich  dahin  aus:  Die  nach  4;  93  des  Allg.  Plans  be- 
gründete Vermutung,  dass  die  vorgefundene  Beschädigung  durch  die  Strandung 
veranlasst  sei,  könne  rücksuhtlieh  einer  am  Bestimmungsort  sich  ergebenden 
Besc  hädigung  nicht  deshalb  wegfallen,  weil  das  Schiff  nach  stattgehabter  Strandung 
in  einen  Nothafen  eingelaufen,  daselbst  den  als  beschädigt  befundenen  Teil  der 
Ladung  verkauft,  und  der  Rest  als  gesund  wieder  verladen  worden  sei  :  denn  es 
sei  im  Allgemeinen  für  ebenso  wahrscheinlich  /.u  halten,  dass  eine  erst  am  Be- 
stimmungsort sich  ergebende  Beschädigung  von  der  stattgehabten  ungenügenden 
Beseitigung  des  beschädigten  Teils  der  Ladung,  der  weniger  sorgfältigen  Stauung 
und  ähnliehen  Ursachen  herrühre,  für  die  der  Versicherer  an  und  für  sich  eben- 
sowohl wie  für  die  direkten  Kolgen  der  Strandung  verhaltet  sei,  als  dass  sie  infolge 
späterer  Unfälle  enstanden  seien,  wenn  aber  verschiedene  Ursachen,  darunter  die 
Ausdünstung  des  beschädigten  Brotes  mitgewirkt  halten,  der  Natur  der  Sache 
nach  aber  es  unmöglich  sei  zu  berechnen,  in  welchem  Verhältnis  jede  der 
Ursachen  eingewirkt  habe,  so  treffe  die  Vermutung  zu,  dass  jede  Beschädigung, 
von  der  es  nicht  klar  sei,  dass  sie  ganz  ausser  Zusammenhang  mit  der  statt- 
gehabten Strandung  stehe,  dem  Versicherer  zur  Last  falle.  Das  Ubergericht 
8.  Kebruar  1801  ging  davon  aus.  dem  Versicherer  dürfe  unter  Umständen  der 
Beweis  nicht  abgeschnitten  werden,  dass  die  Beschädigung  an  der  Ware  in 
keinem  Zusammenhang  mit  der  stattgehabten  Strandung  stehe  und  liess  dem 
Versicherer  einen  dahin  gehenden  Beweis  nach.  Das  O.-A. -G.  zu  Lübeck 
*28.  Kebruar  1803  erachtele  die  dagegen  vom  Versicherer  erhobenen  Beschwerden 
für  unbegründet. 

1*2.  A.  W.  Gombsen  gegen  U.  Aiillm'<  hdl  in  Vollmacht  der  Neuen  dritten 
Assekuranz  Kompagnie  (Scebohm  a.  a.  <>..  Nr.  191,  S.  58'»,  Hamburgische  Ge- 
richtszeitung  (Nathan)  1801,  Nr.  10.  S.  77— 80.  Nr.  II.S.  81—  83».  Versicherung 
auf  Casco  und  Maschine  eines  Dampfschiffes  *Svea>  und  zwar  auf  die  .Maschine 
mit  der  Slrandungsklausel.  Das  Schiff  hatte  durch  Kisgang  sehr  gelitten  und 
drohte  zu  sinken,  der  Kapitän  war  gezwungen,  einen  Nothafen  einzulaufen.  Dort 
ward  das  Schiff  auf  seichtes  Wasser  gebracht,  sank  auf  den  tirund  und  ward 
eist  nach  einigen  Tagen  unter  Anwendung  einer  Taucherglocke  abgebracht,  nach- 
dem die  Ladung  grösstenteils  gelöscht  war.  Die  Maschine  befand  sich  in  un- 
brauchbarem Zustande  und  zwar  nach  Angabc  der  Besicht iger  wegen  Verletzungen, 
die  teils  durch  Stossen  im  Kis  und  auf  den  Grund,  teils  durch  Wasser  entstanden 
seien,  das  infolge  der  Verletzungen  der  Schiffswände  durch  Kis,  und  weil  sich 
infolge  des  Kestgeralens  die  Niithe  begeben  hatten,  in  den  Maschinenraum  ge- 
drungen sei.  Der  Versicherer  bestritt  das  Vorliegen  eines  Strandungsfalles; 
es  stehe  nicht  fest,  dass  das  S.hiff  durch  das  Kestsitzen  und  nicht  vielmehr 
durch  die  vorher  erlittenen  Beschädigungen  sich  in  einer  besonders  gefahr- 
vollen Lage  befunden  habe.  Das  Schill  sei  nichi  festgeritten,  sondern  auf  einen 
völlig  gefahrlosen  Grund  gesunken.  Der  Taucher  sei  angewandt  worden,  um 
Lecke,  die  durch  Stossen  auf  Kis  entstanden,  zu  stopfen.  Der  Schiffskörper 
habe  durch  das  Uestgeratcn.  wenn  überhaupt,  keinen  Schaden  erlitten,  der  die 
notwendige  und  einzige  Ursache  des  Schadens  an  der  Maschine  sei.  Das  Handels- 
gericht am  IS.  Kebruar  I SO  1  nahm  an,  auf  ihm  Unfall  könne  zwar  der  nautische 
Begriff  des  Strandens  keine  Anwendung  linden,  denn  dieser  bedinge  im  Gegen- 
satz vom  Sinken,  dass  das  Schill  wegen  Mangels  an  Wasser  auf  den  Grund  ge- 
rufen sei;  aber  die  \ ertragsmiissige  Interpretation  des  4;  93  des  allgemeinen 
Planes  habe  den  nautischen  Begriff  m  den  Hintergrund  gedrängt:  wenn  nun 
einerseits  jede  analoge  Ausdehnung  der  in  der  Klausel  stipulierten  Ausnahme  auf 
andere,  eben-o  unzweifelhafte  und  selbst  schwerere  Secunfälle  durch  die  Fassung 
des  jj  93  ausgeschlossen  >ci.  so  müsse  andererseits  auch  eine  ebenso  strikte 
Interpretation  m  <üin-icn  des  Vcr-u -te  ilen  Platz  greifen,  sobald  die  vertrags- 
mässigen  Ki  lorderni-se  des  Slrandungsfalles  vorliegen.  Mit  Rücksicht  auf  den 
Zweck   der  Klausel   sei   es  |ür  den  Versicherer  ohne   Interesse,  ob  das  Schiff 
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wegen  Wassermangels  oder  infolge  Versinken*  auf  den  Grund  geraten  sei;  auch 
im  letzleren  Fall  liege  «in  ungewöhnlich  schwerer  Seeunfall  unzweifelhaft  vor. 

Das  Obergericht  vom  3.  Mai  I8CI  ging  davon  aus,  das  Schiff  sei  infolge 
ausserordentlicher  Umstünde  auf  den  Grund  geraten,  erst  nach  mehrtägigem 
Festsitzen  durch  Löschung  der  Ladung  und  Anwendung  anderer  ungewöhnlicher 
Massregeln  abgebracht  worden ;  es  sei  daher  ein  Strandungsfall  im  Sinne  des 
S  93  anzunehmen.  Auf  die  Behauptung  des  Versicherers,  dass  diese  Beschädigung 
nicht  eingetreten  sein  würde,  wenn  das  Schiff  noch  unversehrt  und  nicht  bereits 
leck  gewesen  wäre,  könne  kein  Gewicht  gelegt  werden:  einerseits  frage  es  sich 
nur.  ob  und  welchen  Schaden  das  Schiff  in  seinem  derzeitigen  Zustande  un- 
mittelbar durch  das  Feslgcralen  und  Festsitzen  erlitt,  andererseits  sei  es  gleich- 
gültig, ob  der  Schaden  in  einer  vorhin  noch  nicht  vorhandenen  Beschädigung, 
oder  in  einer  durch  das  Festsitzen  bewirkten  Vergrüsserung  früherer  Beschä- 
digungen besteht.  Der  wrackähnliche  Zustand,  in  dem  sieh  das  Schiff  durch  das 
Festsitzen  während  mehrerer  Tage  widerstandslos  den  Elementen  preisgegeben 
befand,  erkläre  die  in  Bede  stehende  Beschädigung  der  Maschine  hinreichend. 
Die  Annahme  einer  Slrandung  im  Sinne  des  !;  93  könne  dadurch  nicht  aus- 
geschlossen weiden,  dass  der  Unfall,  von  dem  das  Schiff  betroffen  sei,  in  einer 
Weise  sieh  ereignete,  die  allenfalls  die  Annahme  eines  noch  schlimmeren  See- 
unfalles, des  Sinkens,  rechtfertigen  würde.  Bei  solcher  Sachlage  könne  auch  ein 
allgemeiner  Gegenbeweis  des  Versicherers  dahin,  dass  der  Kausalnexus  zwischen 
dem  Festsitzen  des  Schiffs  und  der  Beschädigung  der  Maschine  fehle,  nicht  aus- 
reichen, vielmehr  hätte  der  Versicherer  höchstens  damit  gehört  werden  können, 
dass  und  welche  einzelnen  der  vorgefundenen  Beschädigungen  nicht  ans  dem 
fraglichen  Unfall,  sondern  aus  anderen,  davon  unabhängigen  Ereignissen  her- 
rühren. 

13.  Gebhardt  gegen  Härder  (Neues  Archiv  für  Handelsrecht,  Bd.  3,  S.  370) 
Handelsgericht  Hamburg  am  '24.  März  I8i7  und  Obergericht  am  '28.  Mai  1847. 
Ochsen  aus  Hainburg  nach  London  verladen  waren  versichert  mit  der  Klausel 
«frei  von  natürlichem  Tode  und  Beinbruch  ausser  im  Strandungslalle  ».  Der 
Tod  der  versicherten  Ochsen  war  durch  die  beschwerliche,  stürmische  Heise 
herbeigeführt  worden.  Die  Gerichte  nahmen  an,  diese  Todesart  falle  unter  den 
Begriff  des  natürlichen  Todes. 

14.  A.  Wieck  tt  Sohn  gegen  Louis  Seeger,  in  Vollmacht  der  Rheinsehiffahrl- 
Assekuranz  in  Mainz.  (Neues  Archiv  für  Handelsrecht,  Bd.  3,  S.  370  und  Sec- 
bohm,  a.  a.  O.  Nr.  80,  S.  '278...  Versicherung  von  Ochsen  von  Hamburg  nach 
London  mit  der  Klausel  .  frei  von  Beinbruch  und  natürlichem  Tode  »  Handels- 
gericht Hamburg  '20.  Mai  1859.  Ein  gewaltsamer  Tod  im  Sinne  der  Klausel  sei 
nur  dann  anzunehmen,  wenn  ein  spezieller  Seeunfall  die  unmittelbare,  nächste 
Ursache  des  Todes  geworden  sei,  nicht  aber  schon  dann,  wenn  die  versicherten 
Tiere  infolge  der  allgemeinen  Einwirkungen  der,  wenn  auch  stürmischen  Seereise 
gestorben  seien. 

15.  W.  Schernikau  in  Vollm.  der  Dresdener  Feiier-Versicherungs-Gesellsehaft 
gegen  ('..  L.  W.  Iwcrscn  in  Vollm.  der  Providentia  (Hermann  und  Husch,  Samm- 
lung seerechtheher  Erkenntnisse,  Nr.  3,  S.  4-10). 

Der  Kläger  hatte  eine  Versicherung,  der  Beklagte  dagegen  Rückversicherung 
übernommen.  Nach  der  Kückversicherungspolize  sollte  der  Rückversicherer  im 
Schadensfalle  bezahlen,  wie  auf  die  Originalpolixe  geselz-  und  usancemässig 
bezahlt  worden;  doch  war  die  Kückversicherungspolize  gezeichnet  mit  der  Klausel 
«frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfalle».  Während  für  die  Haupl- 
versicherung  die  für  dieselbe  in  Bezug  genommenen  Antwerpener  Bedingungen 
massgebend  waren,  wollte  der  Rückversicherer  die  Frage,  ob  ein  Strandungsfall 
vorliege,  nach  Massgabe  des  $  93  des  Allg.  Plans  beurteilt  wissen.  Das  Handels- 
gericht Hamburg  '27.  Januar  18ük2  teilte  den  Standpunkt  des  Rückversicherers 
Artikel  10  der  Antwcrpcner  Bedingungen  beschränkten  zwar  die  Haftung  des 
Versicherers  für  beschädigte  Güter  dadurch,  dass  regelmässig  nur  dann,  wenn 
die  Beschädigung  50  Prozent  erreicht,  der  Versicherer  zum  Ersatz  verpflichtet 
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ist,  aber  andererseits  trat  na«  Ii  demselben  Artikel  diese  beschränkte  Ersatzpflicht 
auch  «'in:  *si  le  navire  n  fait  naufrage,  s  il  a  elc  ahordc  >,  also  aueh  in  Fällen, 
in  denen  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  nach  §  93  des  Allg.  Plans  ein 
Strandungsfall  angenommen  werden  darf,  nicht,  oder  doch  wenigstens  nicht  innner 
vorhanden  sind. 

16.  C.  Th.  Petersen  gegen  Henry  Wächter  in  Volhn.  der  See-Assekuranz- 
Kompagnie  von  1850  (Hermann  und  Hirsch,  a.  a.  O.  Nr.  5'»,  S.  143.  Ham- 
burgische Gerichtszeilung  (Nathan)  186.1,  Nr.  22,  S.  169—173).  Versicherung 
einer  Ladung  Höhnen  per  Dampfschiff  von  Hamburg  nach  Glasgow  via  Grange- 
niouth,  mit  der  Strandungsklausel.  In  Grangemoulh  wurden  die  Bohnen  in  einen 
Leichter  übergeladen;  dieser  stiess  durch  Aufziehen  von  Schleusen  mit  dem  Schlag 
gegen  die  Böschung  des  Kanals  und  schlug  um,  sodass  die  ganze  Decksladung 
ms  Wasser  liel,  und  das  Wasser  in  den  Kaum  strömte.  Die  Ladung  wurde  auf- 
getischt, getrocknet  und  in  Auktion  verkauft.  Von  den  Einwendungen  gegen  den 
Schadensansprueh  kommt  hier  nur  der  Einwand  in  Betracht:  nach  $  93  des 
Allg.  Plans  hafte  der  Versicherer  nicht  für  einen  Strandungsfall,  wie  solcher  hier 
vorliege,  sondern  nur  für  Strandung  auf  See.  Das  Handelsgericht  8  November 
IK02  sprach  aus,  es  könne  ein  Strandungsfall  nicht  nur  an  dem  in  der  Polize 
genannten  Seeschiffe,  sondern  auch  am  Leister,  falls  solchen  die  Versicherung 
(lecke,  sich  ereignen  und  auf  l'luss-  oder  Kanalsgebieten  sich  zutragen.  In  weiterer 
Entscheidung  vom  2  Mai  1803  sprach  das  Handelsgericht  aus:  zwar  dürfen  nicht 
alle  Seeunfälle.  die  ihrer  Wirksamkeit  zufolge  dem  Strandungsfall  gleichmachtet 
werden  können,  in  dem  Masse  wie  Art.  853  des  Allg.  D.-H.-G.-B  es  gethan. 
unter  den  $  93  des  Allg.  Plans  gezogen  werden,  aber  ausser  den  Havariegrosse- 
fällen seien  teils  durch  den  Plan,  teils  infolge  übereinstimmender  Entscheidung 
der  Gerichte  einzelne  Unglücksfalle  dem  Strandungsfalle  gleichgestellt:  dahin 
müsse  namentlich  der  Schaden  durch  Feuer  und  der  Verlust  infolge  des  Kenterns 
eines  Schiffes  gerechnet  werden:  ein  solcher  in  Bezug  auf  die  Strandungsklausel 
einem  Strandlingsfalle  gleich  zu  achtender  Fall  liege  hier  vor.  Das  Obergericht 
14.  September  1863  (rat  dieser  Auffassung  entgegen:  sofern  es  sich  um  die  Folgen 
einer  nicht  durch  Feuer  entstandenen  Beschädigung  handele,  sei  an  den  im  ij  93 
des  Allg.  Plans  aufgestellten  Kcipiisiten  um  so  mehr  festzuhalten,  als  daselbst 
nur.  wenn  das  Schiff  gestrandet  sei,  Ersatz  für  Beschädigung  verheissen  werde, 
und  der  Versicherte  es  in  seiner  Macht  hatte,  diese,  den  Risiko  beschränkende 
Klausel  durch  Anlegung  einer  höheren  Prämie  zu  vermeiden;  die  Strandungs- 
klausel habe  auch  auf  die  vom  Versicherer  zu  tragende  Leiditergefahr  Anwendung 
zu  finden. 

17.  H.  C.  Meyer  jr.  gegen  G.  A.  Keimers  in  Volhn.  der  Assekuranz-Union 
(Hermann  und  Hirsch,  a.  a.  <  >.  Nr.  77,  S.  308.  Hamburgische  Gerichtszeitung 
(Nathan)  1803,  Nr.  47,  S.  370  und  Nr.  48.  S.  383).  Versicherung  von  auf  Deck 
verladenen  Gütern,  einschliesslich  des  Kisikos  des  Werlens  und  Überbordspülens. 
Der  Dampfer,  der  die  Ladung  trug,  wurde  von  einem  anderen  Dampfer  angerannt, 
so  dass  das  Vorderteil  teilweise  eingerannt  wurde,  und  er  sank:  nach  erfolgter 
Leichlcrung  fuhr  er  jedoch  mit  eigener  Dampl'krall  in  den  Hafen  und  wurde  dort 
reparirt.  Her  Versieherle  verlangte  Ersatz  des  durch  das  einströmende  Wasser 
verursachten  Sehadens.  Der  Versicherer  bestritt,  dass  eine  von  ihm  über- 
nommene Gefahr  vorliege,  denn  nach  j«  61  des  Allg.  Plans  hafte  er  bei  Decks- 
ladung nur  für  Beschädigung,  und  auch  für  Totalverlust  nur  in  bestimmten,  hier 
nicht  vorliegenden  Fällen.  Das  Handelsgericht  24.  Oktober  1803  und  Obergericht 
2t I.  November  1S03  gingen  davon  ans.  dass  bei  Decksladungen  nach  $  61  des 
Allg.  Plans  nur  im  Falle  des  Sinkens  und  Scheiterns  des  Schilfes  gehaftet  werde  : 
darunter  aber  sei  ein  die  Strandung  an  Schwere  übertreffender  Unfall  zu  ver- 
stehen: denn  die  Klausel  •  hei  von  Beschädigung-  solle  den  Versicherer  gegen 
Vergütung  um  Beschädigungen  schützen,  die  durch  Unfidle  einschliesslich  des 
Slraiidiuigsl'.dles  veranlasst  worden  sind;  ein  solcher  die  Slrandung  im  Sinne  des 
sj  03  .tu  Schwere  überragender  Unfall  hege  aber  nicht  vor. 

18.  Adolphe  Kavnal  gegen  J.  W.  Duncker  A  Sohn  als  Direktoren  der  Nord- 
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deutschen  Vers.  Ges.  (Hamburger  Handclsgerichls-Zeitung.  Hnnpl hlatt  lNOS,  Nr. 
117,  S.  13')).  Versichert  waren  Schalbücke  für  all«'  und  jede  Gefahr.  Hisikn  von 
Sterben.  Beinbruch  und  jeder  anderen  Beschädigung,  Seuche  u.  s.  w  für  die 
Heise  von  Hamburg  nach  Buenos-Ayrcs.  Die  Vhesse  waren  auf  der  Seereise  von 
Seewasser  durchnässt,  und  die  Wolle  nach  dem  Gutachten  der  vom  Hamhurgischen 
Konsul  in  Buenos-Ayres  ernannten  Sachverständigen  dergestalt  durch  Seewasser 
beschädigt,  « dass  zur  Zeit  der  Wert  der  Tiere  sich  nicht  taxieren  lasse  und 
daher  auch  anzunehmen  sei,  dass  hei  dem  Verkauf  derselben  sich  ein  erheblicher 
Verlust  ergeben  werde».  Der  Versicherer  weigerte  sich  den  entstandenen  Schaden 
zu  ersetzen;  die  Beschädigung  der  Vliessc  sei  nicht  durch  die  Folize  gedeckt.  Die 
Tiere  seien  wohl  und  munter  im  Bestimmungshafen  angekommen  .  eine  Bcnclzimg  der 
Wolle  sei  keine  Verletzung  der  Integrität  des  tierischen  Organismus.  Die  Fassung  der 
vorliegenden  Folize  sei  durch  die  Idee  der  Möglichkeit  des  inneren  Verderbs  in- 
folge von  Krankheit  und  Seereise  veranlasst  und  habe  nicht  die  äussere  Schön- 
heit der  Tiere  tind  die  Heinheil  der  Wolle  garantieren  sollen.  Das  Handelsgericht 
vom  10.  März  1808.  bestätigt  Obergericht  vom  '29.  Mai  1808,  nahm  indess  an. 
dass  die  Beschädigung  der  Wolle,  wenn  infolgedessen  nicht  so  hohe  I 'reise  zu 
erzielen  waren,  sich  ohne  Weiteres  als-  eine  Beschädigung  der  Tiere  selbst  dar- 
stelle, für  die  der  Versicherer,  da  er  die  Versicherung  ohne  eine  das  Hisiko  der 
Beschädigung  ausschliessende  Klausel  übernommen  habe,  haften  müsse. 

19.  Wm.  Droege  Ä-  C'.o.  gegen  .1.  W.  Duncker  Sohn  als  Direktoren  der 
Norddeutschen  Versicherung  Gesellschaft.  (II.  H  -G  -Z  .  Ilptbl.  1809  Nr  195, 
S.  230  und  Nr.  «202,  S.  240).  Versicherung  von  iUUO  Ballen  Gunny-ülolh  für 
eine  Heise  von  Kalkutta  nach  Galvcston  mit  dem  Schiffe  <  Indian  Merchant » 
Die  Folize  enthielt  die  folgenden  Klauseln:  ')  «frei  von  Beschädigung  ausser 
im  Strandungsfall,  nähere  Aufgaben  und  Taxen  der  einzelnen  Kollis  vorbehalten  » 
!)  ("geschrieben:)  «diese  Versicherung  valediert  nach  englischen  Konditionen», 
3)  (gedruckt)  «  nach  den  Bedingungen  des  rentierten  allgemeinen  Planes  und 
dem  bis  zum  1.  Mai  1800  hierorts  geltend  gewesenen  Assekuranzrecht  ».  Auf 
der  Hückseite  findet  sich  dann  bemerkt,  dass  die  Taxe  für  jeden  einzelnen 
Ballen  Liv.-Sterl.  (\  5  beträgt.  Das  Schiff  hat  infolge  schweren  Wetters  und 
erlittenen  llaverien,  nachdem  etwas  von  der  Ladung  geworfen,  in  St.  Helena 
einlaufen  müssen:  dort  wurde  ein  Teil  der  übrigen  Ladung  als  beschädigt  ver- 
kauft, ein  .anderer  Teil  und  darunter  110%  von  den  10Ü0  Ballen,  wurden  über 
Bord  geworfen  und  gingen  total  verloren.  Der  Streit  dreht  sich  darum,  ob  der 
Havarie  particulicrc  Anspruch  begründet  sei,  ob  wegen  der  in  der  Folize  enthaltenen 
Klausel  die  ganze  Versicherung  nach  englischem  Hecht  zu  beurteilen,  oder  ob 
der  Klausel  der  Sinn  beizulegen  sei.  dass  das  Wort  *  Strandungsfall  >  nach  eng- 
lischen Begriffen  aufzufassen,  im  I  hrigen  aber  das  in  Hamburg  geltende  Hecht 
massgebend  sei.  Das  Handelsgericht  vom  29.  April  1K09  erachtete  in  Übcrein- 
stimmung  mit  Vorentscheidungen  als  Inhalt  des  bis  /.um  1.  Mai  ISOö  in  Hamburg 
geltend  gewesenen  Hechts:  Jedes  an  und  für  sieh  nur  beschädigende  Kreignis. 
auch  wenn  dasselbe  in  seinen  Folgen  die  versicherten  Güter  vollständig  zerstört 
oder  entwertet,  füllt  nieht  unter  den  Ausdruck  «  Beschädigung  • ;  der  Versicherer, 
der  sich  frei  von  Beschädigung  gezeichnet  hat,  haftet  nur  für  den  durch  ein 
unmittelbar  vernic  htendes  Kreignis  herbeigeführten  Untergang;  es  macht  keinen 
linierschied,  ob  die  Beschädigung  erst  in  dein  Augenblick,  in  welchem  das  Schiff 
den  Bestimmungsort  erreicht,  oder  schon  vor  diesem  Augenblick  eine  völlige 
Kntwertung  des  versicherten  Gegenstandes  herbeigeführt  hat.  ob  schon  in  einem 
Zwischenhafen  oder  erst  im  Bestimmungshafen  die  volle  Wertlosigkeit  eintrat 
oder  bemerkt  wurde;  auch  der  sich  an  das  bisherige  Hamburgische  Hecht  an- 
schliessende Art  8V>  A.  D  ll.-G.-H.  und  der  diesem  nachgebildete  g  103  der 
A.  S.-V.-B.  von  1807  kenne  einen  si, leben  Unterschied  nicht.  Dahingegen  werde 
in  der  in  England  üblichen  Klausel  «  free  ol  average »  das  Wort  «  average  •  in 
anderem  Sinne  verstanden,  als  das  Wort  •  Beschädigung  -  es  werde  im  Wesent- 
lichen nur  als  der  Gegensatz  von  -  Total  loss  -  betrachtet  ;  in  Kngland  würde 
daher,  da  jeder  Ballen  besonders  taxiert  und  daher  als  besonders  versichert  an- 
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zusehen  sei,  ein  Totalverlust  der  1 16 Ballen  anzunehmen,  und  der  Versicherer 
haftbar  sein,  während  nach  Hamburgisehem  Hecht,  da  kein  Strandungsfall  vor- 
liege, die  Haftbarkeit  des  Versicherers  fort  falle.  Das  Handelsgericht  entscheidet 
sich  dahin,  dass  auf  Grund  der  besonderen  Vereinbarung  die  Klausel  so  aufgefasst 
werden  müsse,  als  sei  die  Versicherung  mit  der  englischen  Klausel  *  free  of 
average,  unless  general,  or  the  ship  be  stranded  >  geschlossen  worden ;  hätte  der 
Versicherer  ausschliesslich  das  Wort  '  Strandungsfall  »  im  Sinne  des  englischen 
♦  stranding»  aufgefasst  wissen  wollen,  so  hätte  das  bei  Abschluss  der  Versicher- 
ung ausdrücklich  hervorgehoben  werden  müssen.  Das  Obergericht  am  3.  Juli  1869 
kam  zu  dem  gleichen  Ergebnis 

20.  Win.  Dru'ge  *  Co.  gegen  J.  H.  Dorrinck  in  Vollmacht  der  Teutonia- 
Versieherungs-r.esellschaft  (Hamburger  H.-G.-Z.  1870  Nr.  327,  S.  357)  Ver- 
sicherung auf  1700  Säcke  Salz  in  einer  Taxe  nach  den  A.  S.-V.-B.  von  1867 
nur  für  Seegefahr  « frei  von  Beschädigimg  ausser  im  Strandungsfalle  »  mit  eng- 
lischen Konditionen  von  Liverpool  nach  Havannah.  Das  Schiff  lief  in  Queens- 
town  als  Nothafen  an;  dort  wurden  die  1700  Säcke  Salz,  die  nur  zum  Teil 
beschädigt  waren,  für  Liv.-Sterl.  188,  8,  (i  verkauft.  Der  Versicherer  behauptete, 
nach  englischem  Hechte  würde  der  Versicherer,  der  mit  der  Klausel  «free  of 
average  unless  general  or  the  slüp  bc  stranded  >  gezeichnet  habe,  für  den  Ver- 
kauf im  Nothafen  nur  dann  verantwortlich  sein,  wenn  das  Salz  so  beschädigt 
gewesen  wäre,  dass  es  bei  einer  Wiederverladung  entweder  gar  nicht  oder  in 
seiner  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört  im  Bestimmungshafen  angelangt 
wäre.  Dagegen  behauptete  der  Versicherte,  nach  englischem  Hecht  liege  schon 
dann  ein  den  Versicherer  haftbar  machender  Totalverlusl  vor,  wenn  die  ver- 
sicherten Güter  im  Nothafen  verkauft  seien,  weil  sie  den  Bestimmungshafen  nur 
in  vollkommen  wertlosen  Zustande  erreicht  haben  würden.  Das  Handelsgericht 
am  31.  Oktober  1870  verlrat  die  Auffassung,  dass  es  darauf  ankomme,  ob  die 
Säcke  Salz  dergestalt  durch  Seewasser  beschädigt  waren,  dass.  wenn  dieselben 
in.Queenstown  wieder  verladen  worden  wären,  voraussichtlich  entweder  erstens 
nichts  von  dem  Salz  in  Havannah  angelangt  sein  würde,  oder  zweitens,  insoweit 
etwas  von  dem  Salz  in  Havannah  angelangt  sein  würde,  dasselbe  entweder  a.  in 
seiner  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört  oder  b.  wertlos  gewesen  sein  würde, 
und  neben  der  unter  2.  b.  angegebenen  Kvenlualität  zugleich  darauf,  dass  nach 
englischem  Assekuranzrecht  bei  einer  Versicherung  von  Gütern,  mit  der  Klausel 
« free  of  average  etc.  >,  den  Versicherer,  wenn  die  Güter  im  Nothafen  see- 
beschädigt anlangen  und  dasselbsl  verkauft  werden,  weil  sie  voraussichtlich  im 
Bestimmungshafen  wert  los  eingetroffen  sein  würden,  auch  wenn  kein  Abandon 
stattgefunden  habe,  den  Schaden  zu  ersetzen  habe. 

k2l.  ('..  Busch  gegen  G.  A.  Pauly,  in  Vollmacht  der  Assekuranz-Kompagnie 
von  1856.  und  G.  C.  Goverts.  in  Vollmacht  der  zehnten  Assekuranz-Kompagnie 
von  irox  (II.  H.-G.-Z.  von  1870,  Nr.  05.  S.  98.  Nr.  135.  S.  HU  Versicherung 
von  37  Gebinden  Honig  nach  den  Bedingungen  des  Allgemeinen  Plans  von  1853. 
Von  den  37  Gebinden  wurden  dem  Versicherten  von  dem  Schiffe  nur  4  geliefert. 
5  waren  leer  gelaufen,  die  übrigen  i'8  waren  infolge  heftiger  Stürme,  die  ein 
Losreissen  und  Durcheinander! ollen  der  Ladung  bewirkten,  gänzlich  zertrümmert 
und  zu  einem  Brei  zusammengedrückt  worden.  Der  Anspruch  des  Versicherten 
wurde  vorn  Handelsgericht  am  10.  Februar  1870,  bestätigt  vom  Obergerieht  am 
1.  April  1870,  zurückgewiesen.  Der  Versicherer  habe  nach  §  99  des  Allgemeinen 
Plans  bei  Ihlssigen  Waren,  zu  denen  auch  Honig  zähle  (cfr.  A.  S.-V.-B.  von  1867, 
Jj  106),  die  Extra- Leckage  nur  zu  ersetzen,  wenn  das  Schiff  durch  Stossen  auf 
den  Grund  oder  durch  stattgefundene  An-  oder  l  beiseglung  eine  heftige 
Erschütterung  erfahren  habe,  für  ausserordentliche  Leckage  dagegen  sei  eine 
Verhaftung  des  Versicherers  nicht  begründet.  Bei  Seeversicherung  flüssiger  Waren 
werde  der  Ausdruck  <  Leckage  .  -n  verslanden,  dass  es  keinen  Unterschied  mache, 
ob  das  (icbmde.  in  dem  sich  die  Ware  beliridel,  teilweise  oder  ganz,  und  ob  es 
infolge  einer  Undichtigkeit  nach  und  nac  h  oder  infolge  eines  Zcrbrechens  plötz- 
lich siel,  entleert. 
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22.  D.  Marticnssen  Ä-  Molir  gegen  A.  H.  Brauss  A  Gie.,  in  Vollmacht  der 
Ba-slerTransport-YVrsicherungs-Gesell.schafl.  iH.  II  G.-Z.  von  1873.  Nr.  20O,  S  208. 
Nr.  '205».  S.  :Mi;  KnU  h.  d«-s  R-O-H-ti.  Bd  13.  Nr.  50,  S. '138:  Seufferls 
Archiv.  IM.  31,  Nr.  Ol.)  Versicherung  von  Waren  auf  einer  Seereise  bis  Lübeck, 
währen«!  der  Lagerung  daselbst  und  während  der  Landreise  nach  Hamburg  mit 
der  Klausel  «frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Slrandungsfall  ».  Während  der 
Lagerung  in  Lüheck  wurden  die  (iiiler  infolge  einer  durch  den  Austritt  der  Ost- 
see herbeigeführten  I 'bersehwemmung  beschädigt.  Der  Anspruch  auf  Ersatz  des 
Schadens  wurde  vom  Handelsgericht  am  8.  September  1873  zurückgewiesen. 
Wenn  auch  eine  Beschädigung  von  (iütern  durch  einen  Strandungsfall  oder  einen 
nach  5}  I04  der  A.  S.-V.-B.  von  1807  der  Strandung  gleichzuachtenden  Unfälle 
—  Kentern,  Sinken.  Scheitern  und  Verbrennen  des  Schiffes  —  nur  während  der 
Zeit  sich  ereignen  kann,  währond  welcher  die  Güter  sich  im  Schiffe  befinden, 
so  folgt  doch  daraus,  dass  in  Fällen,  die  sich  nur  während  einer  Seereise  er- 
eignen können,  eine  Ausnahme  von  der  Regel  eintreten  soll,  keineswegs,  dass 
die  Hegel  nur  auf  Seereisen  eintreten  könne. 

Dagegen  nahm  das  Obergericht  am  3 1.  Oktober  1873  an,  dass  in  Ermange- 
lung spezieller  Freizeichnung  des  \  ersicherers  in  Bezug  auf  den  Landtransport, 
der  Versicherer  für  alle  Gefahren  halle,  die  unabhängig  seien  von  der  inneren  Be- 
schaffenheit der  Ware  und  von  solchen  Vorfällen,  die  der  Versicherte  zu  ver- 
treten habe.  Das  H  -O.-ll.  <i  am  '27.  Mär/.  187'»  trat  dieser  Auffassung  bei  unter 
Hinweis  auf  die  Entstehung  der  Klausel. 

23.  Tb.  Borregaard.  in  Vollmacht  der  Assekuranz-Kompagnie,  gegen  Willi. 
Lazarus,  Rückversicherer,  in  Vollmacht  der  Schweizerischen  Llovd-Transport- 
Versicherungs  Gesellschaft  m  Winterlhur.  (II  H.-G.-Z.  von  1870.  Hptbl.  Nr.  91. 
S.  OL)  Rückversicherung  bezüglich  versicherter  Baumwollwaren  für  die  Ver- 
schiffung von  Liverpool  nach  Shanghai,  per  Dampfer  «  Ajax  ►,  und  weiter,  wäh- 
rend die  zu  Grunde  liegende  Versicherung  für  die  Reise  von  Hamburg  nach 
Liverpool,  per  Dampfer  « Sutherland »,  und  weiter  nach  Shanghai,  per  Dampfer 
«Ajax»,  und  weiter,  genommen  war.  Der  Rückversicherte  machte  geltend,  die 
Rückversicherung  müsse,  da  nicht  angezeigt  sei,  dass  die  Reise  schon  in  Ham- 
burg begonnen  und  i  berludung  stattgefunden  habe,  nach  $  5')  der  A.  S.-V.-B. 
so  angesehen  werden,  als  wenn  sie  mit  der  Klausel  « frei  von  Beschädigung, 
ausser  im  Strandungsfalle  >  geschlossen  sei.  Das  Handelsgericht  Hamburg  vom 
10.  Januar  1870  trat  dieser  Auffassung  bei,  nahm  aber  einen  Strandungsfall  im 
Sinne  des  5$  101  A.  S.-V.-B.  für  vorliegend  an,  da  der  «  Ajax  »  nach  Ankunft  in 
Shanghai  zunächst  mit  seinem  Hinterteil  und  am  nächsten  Tage  mit  seinem 
Vorderteil  auf  den  Grund  geraten  war,  erst  nach  3  Wochen  sich  wieder  zu 
heben  begann,  und  in  der  Zwischenzeit  auch  das  Verdeck  des  Schiffes  mit  Wasser 
bedeckt  war;  dieser  Unfall  könne  nach  allgemeinem  Sprachgebrauch  sehr  wohl 
ein  «  Versinken  »  genannt  werden,  das  einer  Strandung  gleichzuachten  sei  nach 
8  104  Abs.  2  Satz  '2  der  A.  S.-V.-B.:  ein  Strandnngsfall  im  engeren  Sinne  liege 
allerdings  nicht  vor,  da  das  Schiff  infolge  eines  erhaltenen  Lecks  auf  den  Grund 
geriet,  aber  nicht  infolge  des  Festsitzen*  eine  weitere  Beschädigung  erlitt. 

24  S  Elkan  ä  Gie.  gegen  A.  Martens  »\-  Gie..  in  Vollmacht  der  Feslher 
Versicherungs-Ansiall  m  fVsth.  (H  H.-G.-Z.  von  1871,  Nr.  227.  S.  293:  1875, 
Nr.  82,  S.  I2I;  1870,  Nr.  HO.  S.  105:  kntsch.  des  R.-O.-H.-G  .  Bd.  18.  Nr.  103, 
S.  409.)  Eine  Ladung  Dachs.  hiefer  war  mit  der  Klausel  »frei  von  Bruch,  ausser 
im  Strandungsfall »  versichert.  Das  Schiff  geriet  auf  Grund,  wurde,  da  die  Kräfte 
der  Schiffsbesatzung,  4  Mann,  allein  nicht  ausreichten,  mit  Hülfe  von  zunächst 
0,  dann  weiteren  20  Mann  vom  Grunde  abgewunden  und  lief  zur  Reparatur 
einen  Nothafen  an.  Bei  der  im  Nothafen  vorgenommenen  Löschung,  Lagern  und 
Wiedereinladung  der  Ladung  entstand  ein  Schaden  durch  Bruch  von  Schiefer- 
tafeln zu  einem  beträchtlichen  Relauf.  während  die  Ladung  bei  dem  Festgeraten 
und  Wiederabbringen  des  Schiffes  keinen  Schaden  erlitten  hatte.  Das  Handels- 
gericht Hamburg  am  18.  September  1874  nahm  das  Vorliegen  eines  Stran- 
dungsfalles  insofern  an,  als  das  Abwinden   des  Schiffes  unter  notwendiger  Hilfe 


700 


Ucscbädigung  und  Bruch,  u.  s.  w. :  V.  JudiKatur. 


fremder  Arbeitskräfte  den  Charakter  einer  ungewöhnlichen  Massrcgcl  trage; 
eine  gewöhnliche  Massiegel  müsse  auch  mit  den  Kräften  der  ordentlichen 
Schiffsbesatzung  ausgeführt  werden  können.  Die  für  den  Strandungsfall  erforder- 
liehe erlittene  Beschädigung  des  Schiffes  am  Rumpf  wurde  als  vorliegend  ange- 
nommen, weil  das  Seliiff,  als  es  abgekommen  war,  Wasser  machte  und  An- 
zeichen von  Begebung  in  den  Leibhölzern  und  im  Deck  bemerklieh  waren.  Auf 
diese  Punkte  gingen  das  Obergericht  am  26.  Februar  1875  und  das  R.-O.-H.-G. 
am  10  Oktober  1875  nicht  weiter  ein,  da  sie  über  einen  anderen  Funkt,  näm- 
lich darüber,  ob  der  Versicherer  auch  für  die  indirekten  Folgen  einer  Strandung 
hafte,  von  der  Auffassung  des  H.-(i.  abwichen.  Das  H.-G.  hatte  angenommen  : 
wenn  ein  Schiff  durch  einen  Strandungsfall  reparaturbedürftig  geworden  sei  und 
deshalb  einen  Nothafen  anlaufen  müsse,  die  Reparatur  aber  eine  Löschung  der 
Ladung  erfordere,  so  sei  auch  der  durch  Löschen  und  Wiedereinladung  ent- 
standene Bruch  als  eine  indirekte  Konsequenz  des  Slrandungsfallcs  anzusehen. 
Das  Übergcneht  dagegen  erachtete  indessen  unter  Zustimmung  des  H.-0.-H.-(i. 
die  Voraussetzung  der  Haftung  des  Versicherers  für  fehlend,  dass  durch  das 
Festgoraten  des  Schiffes  die  Beschädigung  des  Schiffes  und  dadurch  unmittelbar 
der  Waren  bewirkt  sei.  Das  O.-G.  bemerkt  :  wenn  ein  Strandungsfall  im  Sinne 
der  Klausel  nach  Abbringung  des  Schiffes  und  bei  dessen  Ankunft  im  Nothafen 
nicht  vorgelegen  habe,  könnten  die  Kreignisse  im  Nothafen  den  früheren  Vor- 
gang nicht  ex  post  in  einen  Strandungsfall  umwandeln.  Das  H.-O.-ll.-G  :  Vor- 
aussetzung der  Haftung  des  Versicherers  sei.  dass  ein  Kausalzusammenhang 
zwischen  dem  das  Seliiff  beschädigenden  Kreignis  und  der  Heschädignng  der 
Waren  begründeter  Weise  anzunehmen  sei;  damit  sei  aber  nicht  gesagt,  dass, 
wenn  die  Strandung.  ohne  selbst  Schaden  an  der  Ladung  zu  bewirken,  sich 
zugetragen  haben  sollte,  alle  durch  spätere  Kreignisse.  die  durch  die  Strandung 
veranlasst  wurden,  bewirkten  Beschädigungen  der  Waren  zu  Lasten  des  Ver- 
sicherers bleiben  sollten  :  vielmehr  sei  jedes  schadenbringende  Kreignis  als  ein 
selbständiges  zu  behandeln:  es  würde  irrational  sein,  eine  Beschädigung  der 
Waren  im  Nothafen  dem  durch  che  Befreiungsklausel  gedeckten  Versicherer  dann 
zur  Last  zu  bringen,  wenn  der  Nothafen  infolge  eines  Strandungsfalles  ange- 
laufen wäre,  nicht  aber,  wenn  ein  anderes  Kreignis  das  Anlaufen  veranlasst 
haben  sollte.  (Anm.:  Nach  $  87  A.  S.-V.-B.  ist  die  Haftung  des  Versicherers 
für  die  in  Havarie  grosse  aufgenommenen  Beschädigungen  ausgeschlossen,  wäh- 
rend sie  nach  Art.  855  A.  I).  Il.-G.-B.  begründet  gewesen  wäre.) 

'25.  Alfred  Nobel  Ä  Cie.  gegen  .loh.  Ipsen.  in  Vollmacht  des  « Mereur  »- 
Transport- Versicherungs-Gesellsehaft  in  Wien.  (H.  Il.-G  -Z  von  187-4,  Nr.  128». 
S.  LW;  1875.  Nr.  120.  S.  171,  und  Nr.  143.  S.  19:L.  Kntsch.  des  R.-O.  H.-G  , 
Bd.  I"».  S.  301.)  Versicherung  auf  2-4  Fässer  Glycerin  für  die  Reise  per  Dampf- 
schiff von  Marseille  nach  Amsterdam  und  von  dort  nach  Hamburg  mit  der 
Klausel  *  frei  von  5  Prozent  Leckage».  Der  Streit  drehte  sich  um  zwei  Punkte: 
I.  ob  die  Klausel  dahin  auszulegen  «ei,  dass  £  105,  oder  dass  §  100  der 
A.  S.-V.-B  zur  Anwendung  komme,  mit  anderen  Worten:  ob  der  Versicherer, 
wie  bei  der  Klausel  .frei  von  gewissen  Prozenten  der  Beschädigung»  den  ge- 
samten Bcschädigung*hclauf  zu  vergüten  habe«  wenn  er  5  Prozente  übersteige, 
oder  ob  nur  in  einein  der  in  £  100  vorgesehenen  schweren  Seeunfälle  eine 
Haftung  des  Versicherers  für  aussei  gewöhnliche  Leckage  einzutreten  habe,  dann 
aber  die  Haftung  dahin  abgeändert  sei.  dass  als  aussergewöhnliche  Leckage 
schon  die  fünf  Prozent,  nicht  erst  zehn  Prozent  übersteigende  Leckage  anzu- 
seilen sei. 

Das  Handelsgericht  am  2.  Dezember  1875  nahm  an,  dass  5}  I0G  zu 
Grunde  zu  legen  sei,  wenn  der  Versicherte  nicht  den  Nachweis  über  ein 
Kinversländnis  der  Parteien  über  Niehl-Anwendung  des  §  106  erbringe.  Dahin- 
gegen nahmen  Obergcricht  am  \'K  April  IST 4  und  B.-O.-H.-G.  am  27.  Ok- 
tober I ST 4  an.  da^s  die  ct)!-|iici  licmle  Anwendung  des  5;  fo."»  von  beiden  Parteien 
beabsichtigt  sei.  zumal  die  mehr  als  da-  Dreifache  der  gewöhnlichen  Prämie 
befragende  Prämie  darauf  scblirsscn  la--e.  dass  der  Versicherer  eine  ungewöhn- 
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liehe  Haftung,  als».»  unter  Ausschluss  der  weitgehenden  Befrei  ungsklauscln  des 
£  |(M»  habe  übernehmen  solli'n  und  wollen  ; 

'2.  ob  das  Vorbandensein  einer  5  Prozent  übersteigenden  Leckage  genüge, 
um  die  Haftung  des  Versicherers  z,u  begründen,  oder  ob  der  Beweis  eines  See- 
unfalles zu  verlangen  sei,  dun  h  den  du«  Leckage  herbeigeführt  sei.  Das  Ober- 
gernht  hatte  aiigeiiominen,  das*  ein  sonstiger  Beweis,  als  der  der  Differenz 
zwisc  hen  dem  verschifften  und  dem  ausgelieferten  (iewichl  vom  Versicherten  nicht 
verlangt  werden  könne.  Dahingegen  sprach  das  R.-< >.-ll.-<i.  sicli  dahin  aus;  die 
Klausel  entbinde  den  Versicherten  nicht  von  der  Verbindlichkeit,  ausser  dem 
Schaden  und  «Jessen  Lmfang  nach  $  144  A.  S -V.-B.  (A.  D.  II.  (i.  D.  Art.  8X0) 
auch  den  Unfall,  auf  den  der  Anspruch  gestützt  werde,  darzuthun.  Eine  prin- 
zipielle Verschiedenheit  in  der  Uehandlung  der  •  Beschädigung  >  von  derjenigen 
der  «Leckage*  sei  nicht  zu  konstruieren  Nur  solche  Wert-  oder  Suhstanz- 
verringerungen,  die  durch  die  Begebenheiten  der  Seereise  (!j  (i9  A.  S.-V.B.) 
Art.  h'Ji  A.  D.  H.-(i.-B)  herheigef  ihrt  werden,  nicht  aus  sonstigen  Ursachen 
an  den  versicherten  Waren  eintretende  Veränderungen  bilden  auch  hier  den 
(irund  der  Krsatz[»llicht  des  Versicherers. 

Hei  weiterer  Verhandlung  sprach  das  ( »bergend it  am  10.  April  187o  sich 
dabin  aus,  dass  bei  einer  Seeversicherung  bei  einer  zusammengesetzten  Heise 
in  durchstehendem  Risiko  der  Versicherer  auch  für  etwaige  bei  der  Umladung 
am  l-ande  vorgefallene  Begebenheiten  aufzukommen  habe. 

tili.  W.  Matthiesscn  «V  Co.  gegen  F.  .1.  I'late  in  Vollm.  der  See-Assekuranz- 
Knmpagnie  von  1871  ill.  H.-C.-Z.  1874,  Nr.  153,  S.  18>J). 

Nach  der  Pohze  waren  42  Mallen  Manufaklurwaren  frei  von  3  Prozent  Be- 
schädigung versichert.  Der  Versicherte  hatte  sog.  «  pilot  cloth  *  verschifft,  das 
nach  der  Dehauptimg  des  Versicherers  zu  -Tuch-  und  Tuchwaren*,  nicht  da- 
gegen zu  •  Manufakturwai en  .  gerechnet  werde.  Über  die  Zugehörigkeit  des  -  pilot 
cloth»  zu  «Tuch  und  Tucbwaren»  legte  das  Handelsgericht  Hamburg  \VK  März 
1874,  bestätigt  Obergericht  LHJ.  Mai  1874.  dem  Versic  herer  den  Heweis  auf  mit 
folgender  Begründung:  Nachdem  Zusatz  zu  104  und  |0o  A.  S.-V.-B.  gehörten 
Manufakturwalen  (ausgenommen  Tuch  und  Tuchwaren)  in  Kisten  und  Hailots 
(d.h.  Verpackung  ausser  in  Leinen  noch  in  Wachstuch,  Theertueh  oder  Oeltuch) 
zu  den  in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarung,  als  fri'i  von  3w/0  Beschädigung, 
dieselbe  Ware  in  Hallen  als  frei  von  H»0/,,  Res(-hädigung,  Tuch  und  Tucbwaren 
d.igegen  als  zu  -allen  vorstehend  nicht  genannten  (iiilern *  gehörig,  aus  «frei  von 
Beschädigung  (und  Druch)  ausser  im  Slrandungsfall  -  versicherten  (intern;  Tuch 
und  Tuchwareu  seien  also  im  Sinne  der  Versichcrungsbcdingungcn  etwas  Anderes 
als  Manufakturwaarcn;  gehöre  daher  -  pilot  clolb  •  zu  «Tuch  und  Tucbwaren», 
so  sei  das  «pilot  clolb  >  i wegen  unrichtiger  Bezeichnung  des  versicherten  Gegen- 
standes; Anm.  des  Verf.)  durch  die  l'oli/.e  nicht  gedeckt. 

'27.  Tb.  Horregaard  gegen  Franz  Holdemann  A  Co.  in  Vollm.  der  Oeger- 
See-Vers.-(ies.  m  Drammen  (IL  il.-(i.-Z.  1*70.  Nr.  il*>t».  S.  348)  Rückversicherung 
auf  X  Ballen  Wollenwaren.  Aus  der  dem  Schadcnsersalzanspnich  zu  (irunde 
gelegten  Dispache  ergab  sich,  dass  die  betreffende  Ware  •Tuch-  gewesen  sei;  es 
wurde  daraufhin  von  dem  Rückversicherer  bestritten,  dass  der  Rückversicherte 
als  Versicherer  zu  einer  Ersatzleistung  verpachtet  gewesen  sei,  da  die  in  Frage 
stehenden  Waren  als  «Tuch»"  -  nicht  zu  den  Wollenwaren  zu  rechnen  seien.  Das 
Handelsgericht  K).  .hili  1H74  legte  dem  Rückversicherer  den  Beweis  auf.  dass  die 
in  Frage  stehenden  Rallen  nach  dem  im  Hamburgischen  Versicherungswesen 
herrschenden  Sprachgebrauch  nicht  unter  die  Bezeichnung  von  •  Tuch  und  Tucb- 
waren »  fallen:  durch  eine  unrichtige  Bezeichnung  in  den  Havariepapieren 
werde  den  Anspruch  des  Rückversicherten  nicht  ausgeschlossen. 

lJ8.  Conrad  Hinri'-h  Donner  gegen  Tb.  Borregaard  in  Vollm.  der  Assekuranz- 
Kompagnie  II  H.-C.-Z.  1S75.  Nr.  110.  S.  158;  187(i.  Nr.  10,  S.  0}  Versicherung 
auf  Lemsaat  für  die  Reise  von  Cronstadt  nach  Stockholm,  emschl  der  Leicbler- 
gefahr  von  St.  Petersburg  nach  Cronstadt  nac  h  den  A.  S.-V.-B.  Der  Leichter  ist 
im  Hafen  von  Cronstadt  gesunken,  der  grösste  Teil  der  Ladung  versunken,  auf- 
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getischt  und  mit  grossem  Verlust  verkauft.  Der  Anspruch  dos  Versicherten  durch 
Handelsbericht  Hamburg  19.  April  1875  und  Oborgoricht  22.  November  1875 
zurückgewiesen.  Die  Ware  gehört  zu  den,  in  Ermangelung  sonstiger  Verein- 
barungen mit  der  Klausel  <  frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfalle  • 
versicherten.  Das  Vorliegen  eines  Slrandungsfällos  wurde  verneint.  Dass  die 
Ware  durch  Eindringen  von  Wasser  in  den  Laderaum  unter  Wasser  gestanden 
hat.  genügt  nicht;  denn  ^  104  A  S.-V.-B.  redet  nicht  von  einem  Versinken  des 
versicherten  Guts,  sondern  von  dem  Versinken  des  Schiffs;  der  Strandung  des 
Schiffs  werden  lediglich  andere  Unfälle  des  Schiffes  gleichgestellt.  Von  einem 
Versinken  des  Schiffs  kann  nur  die  Kode  sein,  wenn  das  Verdeck  desselben 
unter  Wasser  geraten  ist.  Selbst  aber,  wenn  solches  Versinken  des  Schiffs  da- 
durch herbeigeführt  wäre,  dass  das  Schiff  vom  Eise  durchschnitten  wurde,  würde 
die  Beschädigung  des  Guts  nichts  als  eine  Folge  des  Versinken«  im  Sinne  des 
§  101  Abs  2  A.  S.-V.-B.  anzusehen  sein,  wenn  das  Gut  bereits  vorher  durch 
Wasser  beschädigt  war.  Es  würde  aber  das  Durohsehnilten-werden  des  Leichters 
vom  Eise,  nachdem  der  Leichler  auf  den  Grund  geraten,  also  während  des 
Festsitzens,  nicht  ausreichen,  weil  es  an  dem  Requisit  fehlen  würde,  dass  da1» 
Schiff  durch  das  Festsitzen  einen  Schaden  am  Rumpf  erlitten  hat:  $  104 
A.  S  -V.-B.  enthalte  hier  eine  sirengere  Vorschrift  als  §  93  des  Allg.  Plans. 

29.  Julius  Löwenlhal  &  Co.  gegen  Tb.  Borregaard  in  Vollm.  der  Assekuranz- 
Kompagnie  (H.  H.-G.-Z.  1870,  Nr.  75,  S.  115).  Versicherung  von  Spirituosen  in 
Kisten  von  Hamburg  nach  der  Westküste  Afrikas.  Das  Schill'  strandete  auf  den 
Goodwin-Sands  bei  Ramsgate;  die  im  Nothafen  vorgenommene  Besichtigung  und 
die  aufgemachte  Havarie  grosse  Dispache  ergaben  jedoch  nur  eine,  unter  die 
Franchise  von  3  Prozent,  §  10'*  Abs.  3  Satz  I  A  S.-V.-B.  fallende  Beschädigung. 
Nach  stattgehabter  Reparatur  ging  das  Schiff  weiter  nach  dem  Brass-River,  an 
der  Westküste  Afrikas;  hier  zeigte  sieh  bei  der  Ausladung  ein  weit  grösserer 
Schaden  als  3  Prozent  Die  Kammer  V  des  Handelsgerichts  27.  April  1875  wies 
den  Versicherlen  ab.  die  in  restitutorio  entscheidende  Kammer  III  desselben 
Gerichts  10.  November  1875  machte  dagegen  die  Abweisung  der  Klage  von  dem 
Beweise  des  Versicherers  abhängig,  dass  die  in  Brass-River  vorgefundene  Be- 
schädigung bezw.  Verderbnis  an  den  nach  staltgehabter  Strandung  gelöschten  und 
wiederverladenen  Waren  oder  an  wieviel  davon  in  Ursachen,  die  mit  der  statt- 
gehabten Strandung  in  keinem  Zusammenhang  stehen,  ihren  Grund  haben:  das 
Obergerichl  dagegen  stellte  in  contrareslilutorio  das  Urteil  der  Kammer  V  des 
H.-G.  wieder  her.  Der  Streitpunkt  betraf  die  Frage  des  Kausalzusammenhangs 
der  zu  Brass-River  an  der  versicherten  Ware  vorgefundenen  Beschädigung  mit 
der  im  Laur  der  Reise  stattgehabten  Strandung  auf  Goodwin-Sands.  Der  Ver- 
sicherte gründete  den  Anspruch  darauf,  dass  möglicherweise  die  Besichtigung  in 
Rumsgatc  nicht  mit  besonderer  Sorgfalt  vorgenommen  sei,  und  schon  vorhandene 
Schäden  nicht  wahrgenommen  seien.  Die  Vermutung  des  §  1<»4  Abs.  3  Satz  '2 
A.  S.-V.-B.  komme  ihm  zu  Gute. 

Die  Abweisung  des  Anspruchs  gründet  sich  darauf,  dass  der  angeblich  am 
Bestimmungsorte  vorgefundene  Schaden  den  Besichtigern  in  Ramsgate,  wenn  er 
vorhanden  gewesen  wäre,  unter  Voraussetzung  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils 
anzunehmender  ordnungsmässiger  Besichtigung  nicht  hätte  entgehen  können 
während  die  Kammer  III  des  H.-C  angenommen  hatte,  nur  die  Gewissheit,  dass 
der  Schaden  anderweitig  entstanden  sei.  könne  zur  sofortigen  Abweisung  der 
Klage  führen:  dafür  aber,  dass  besonders  sorgfältig  im  Nothafen  untersuch!  wäre, 
lüge  nichts  vor. 

30.  Lutteroth  und  Co.  gegen  die  Assekuranz-Union  von  1805.  (H.  H.-G.-Z. 
\on  1870.  Nr.  20  S  27.  Nr.  240  S.  385).  Versicherung  von  300  Kisten  ä  » 
Dutzend  Flaschen  Lagerbier  und  112  Kisten  ä  \  Dutzend  «Ale»  von  Hamburg 
nach  Nico|ajew<k.  Diese  Kisten  trelten  als  versichert  mit  der  Klausel  *  frei  von 
Bruch  ausser  im  Slrandungsfallo  • .  Da  bei  Ankunft  des  Schiffs  in  Nicolajewsk 
die  Korrc>pi>ndontcu  des  Versicherten  der  .Meinung  waren,  die  412  Kisten  Bier 
und  •  Ale  -  seien  infolge  eines  Strandungsfalls  durch  Bruch  beschädigt,  so  ver- 
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anlassen  sie  eine  Besichtigung  und  Begutachtung  des  Befundes  durch  Sachver- 
ständige. Diese  slvllten  über  d;is  Ergebnis  Atteste  aus,  in  denen  sie  erklärten, 
die  re.spektiven  3'Hl  und  112  Kisten  Bier  und  «Ale»  besichtigt  und  untersucht 
und  durch  Slossen  des  Schiffes  auf  den  (irund  beschädigt  gefunden  zu  haben 
Durch  welche  Merkmale  diese  •  Beschädigung »  sich  iitisserlich  hat  erkennen 
lassen,  und  wie  dieser  Befund  den  Schluss  motiviert  hat,  dass  die  Beschädigung 
« durch  Slossen  auf  den  Grund»  bewirkt  worden  sei.  ist  von  den  Besichtigern 
nicht  angegeben.  Aus  dem  Alteste  ergab  sich,  dass  die  Befiehl  iger  von  den  300 
Kisten  Bier  Kisten,  von  den  112  Kisten  «Ale*  \  Kisten  geöffnet  und  in  0 
dieser  0  Kisten  eine  verhältnismässig  bedeutende  Anzahl  zerbrochener  oder 
kant  gewordener  Flaschen,  in  2  Kisten  sehr  geringe  und  in  einer  Kiste  keine 
Beschädigung  gefunden  haben.  Den  auf  Empfehlen  der  Besichtiger  vorgenommenen 
einen  Verlust  von  ca.  0  { '•/„  der  l'olizentaxe  ergebenden  Verkauf  weigerte  sich 
der  Versicherer  anzuerkennen,  weil  die  Vorschriften  über  die  Feststellung  der 
Beschädigung  an  versicherten  Gütern.  §  133  A.  S.-V.-B,  nicht  eingehalten 
seien.  Das  Handelsgericht  am  8.  April  1875  wies  den  Anspruch  des  Versicherten 
ah,  das  Obergericht  am  25.  Juni  1875  dagegen  liess  dem  Versicherten  noch  den 
Beweis  nach,  dass  bei  beschädigtem  Bier  in  Kisten  die  Sonderling  des  Inhalts 
nach  Massgabe  §  13:]  Abs.  i  überhaupt  oder  doch  in  Nicolajcwsk  nicht  üblich 
sei  Das  R.  O.-H.-G.  vom  14.  März  1876  stellte  das  auf  Klagabweisung  lautende 
l  rteil  des  H.-G.  wieder  her:  Darüber,  worauf  die  Sachkundigen  ihre  Unter- 
suchung zu  richten,  und  in  welchem  Umfange  sie  vorzunehmen  sei,  hätten  die 
Sachkundigen  gar  nichts  zu  bestimmen,  vielmehr  hänge  dies  von  dem  Inhalt  des 
Versicherungsvertrages  ab  Im  vorliegenden  Fall  liege  eine  wesentliche  Ver- 
letzung der  Vorschriften  im  Sinne  des  $  133  Schlusssatz  vor. 

31.  M  Malthiesen  *  Co.  gegen  Arthur  Duncker  als  Direktor  der  Nord- 
deutschen  Versicherungs  Gesellschaft.  (H.  H.-G.Z.  von  1877,  Nr.  3t.  S.  58,  Nr. 
81,  S.  136,  Nr.  177,  S.  311).  Versicherung  einer  Ladung  Boggen  von  St  Peters- 
burg nach  Frederikshaid  mit  der  Strandungsklausel  Das  Schiff  wurde  infolge 
stürmischen  Wetters  leck,  konnte  nicht  mehr  lens  gehalten  werden  und  wurde 
infolge  dessen  zur  Rettung  von  Leben,  Schiff  und  Ladung  an  der  schwedischen 
Küste  auf  den  Strand  gesetzt.  Nach  viertägigem  Sturm,  dessen  Andrängen  das 
aui  dem  Strande  festsitzende  Schiff  nicht  ausweichen  konnte,  fand  die  Besichtigung 
statt;  sie  führte  zur  Kondemnation  des  Schiffs  als  Wrack  und  der  Ladung,  die 
mehr  oder  weniger  beschädigt  befunden  wurde.  Die  Streitpunkte  waren:  1  ob  die 
Beschädigung  der  Ladung  einem  Strandungsfall  im  Sinne  der  Klausel  ig  10-1 
A.  S.-V.-B)  beizumessen  sei.  oder  weil  bereits  vor  der  Strandung  durch  Leck- 
werden des  Schiffes  entstanden,  nicht  zu  Lasten  des  Versicheres.  2  ob  die 
Beschädigungen  des  Schiffes  durch  das  Festsitzen  auf  dem  Strande  oder  durch 
die  Ausdehnung  des  feucht  gewordenen  Moggens  entstanden  seien.  Das  Handels- 
gericht am  5.  Oktober  1876  ging  davon  aus.  dass  auch  die  freiwillige  Strandung, 
sofern  die  sonstigen  Voraussetzungen  eines  Strandungsfalles  vorliegen,  Hit»  Haftung 
des  Versicherers  begründen  könne,  dass  die  am  Rumpfe  des  Schiffes  vorgefundenen 
Beschädigungen  durch  das  Festsitzen  auf  dem  Strande  erklärt  und  so  bedeutend 
seien,  dass  »ich  daraus  die  Beschädigung  der  Güter  als  Folge  des  Eindringens 
erheblicher  Mengen  Wassers  in  den  Laderaum  erklären  lasse.  Wenn  nun  zwar 
angenommen  werden  könne,  dass  die  Ladung  bereits,  bevor  das  Schiff  auf  den 
Strand  gesetzt  wurde,  durch  das  Lecksein  des  Schiffes  erhebliche  Beschädigungen 
erlitten  haben  müsse,  so  könne  doch  diese  Beschädigung  durch  das  Findringen 
des  Wassers  nach  der  Strandung  noch  vergrössert  sein:  mit  Bücksicht  auf  die 
zu  Gunsten  des  Versicherten  in  §  lüi  Abs.  2  aufgestellte  Vermutung  müsse 
aber  da  die  Strandung  die  Beschädigung  der  Ladung  hinreichend  erkläre,  der 
Versicherer  den  Gegenbeweis  führen,  dass  die  Beschädigung  der  Ladung  völlig 
oder  doch  in  einem  bestimmten  l'mfange  vor  der  Strandung  vorhanden  war.  Das 
Obergericht  am  23.  Februar  1877  trat  den  Ausführungen  des  H  -G.  bei.  Be- 
züglich des  zweiten  Punktes  legte  das  H.-G.  vom  0  April  1877  ebenfalls  dem 
Versicherer  alternativ  mit  dem  oben  genannten  Beweise  den  Beweis  auf,  dass 
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die  bei  der  Besichtigung  des  Schiffs  vorgefundenen  Beschädigungen  vom  Schiff 
dadurch  verursacht  seien,  dass  der  im  Schiff  verladene  Koggen  feucht  geworden 
war  und  sich  ausdehnte,  oder  teils  hierdurch,  teils  durch  die  Unfälle,  von  denen 
das  Schiff  vor  der  Strandung  betroffen  wurde.  Der  Nachteil,  dass  für  solche 
Beweise,  die  eventuell  durch  Sachverständige  erbracht  werden  könnten,  kein 
genügende  Anhaltspunkte  gewährendes  thatsächliehes  Material  vorhanden  sei, 
treffe  den  Versicherer  als  beweispflichtige  Partei.  Dem  Versicherten  könne  für 
den  Beweis  des  Kausalzusammenhanges  nur  der  Nachweis  solcher  Umstände  zu- 
gemutet werden,  durch  die  die  Entstehung  des  vorgefundenen  Zustandes  in 
genügender  Weise  erklärt  würde. 

'3-2.  Seekamp  &  Tewes  gegen  die  Rheinisch-Westfälische  Rückversicherungs- 
Aktien-Gesellschafl  zu  M -Gladbach.  (H.-G.-Z.  von  1882  Nr.  68,  S.  131,  Ent- 
scheidungen des  K.-(i.  in  Zivilsachen,  IUI.  10,  Nr.  i,  S  15).  Versicherung  einer 
Ladung  Roggen  von  St.  Petersburg  nach  der  Weser,  einschliesslich  des  Leichter- 
Risikos,  mit  der  Stradungsklausel  nach  den  Revidierten  Bremischen  Versicher- 
ungs-Bedingungen von  1875.  Während  sich  ein  Teil  des  Roggens  in  einem  nach 
Oldenburg  bestimmten  Kahn  befand,  stiess  der  Kahn  unmittelbar  im  Fahrwasser 
an  irgend  einen  auf  Grund  liegenden,  harten  Gegenstand  auf  und  wurde  leck. 
Zur  Reitung  des  Kahns  und  der  Ladung  vor  Tolalverlusl,  wurde  der  Kahn  in 
flacheres  Wasser  gebracht  und  dort  auf  Grund  gesetzt,  um  das  Wegsinken  und 
das  für  die  verladenen  Waren  mutmasslich  Schaden  bringende  Unter-Wasser- 
Geraten  des  ganzen  Schiffes,  insbesondere  des  Decks  zu  verhindern.  Mit  auf- 
laufender Flut  aber  stieg  das  Wasser  über  das  Deck  des  infolge  seiner  Be- 
schädigung schw  immunfähig  gewordenen  und  am  Grunde  festliegenbleibenden 
Kahns  hinaus:  der  Kahn  lag  nun  total  unter  der  Oberfläche  des  Wassers.  Das 
Landgericht  Bremen,  Kammer  für  Handelssachen,  hatte  den  Anspruch  des  Ver- 
sicherten abgewiesen,  das  Hanseatische  Oberlandesgerichl  am  26.  Juni  188*2 
dagegen  verurteilte  den  Versicherer,  das  Reichsgericht  am  15.  November  1882 
bestätigte.  Die  beiden  letztgenannten  Gerichte  nahmen  an,  dass  ein  Versinken 
im  Sinne  der  Versicherung!?- Bedingungen  vorliege,  das  der  Strandung  als  ver- 
wandter Fall  gleich  behandelt  würde;  nur  für  die  Strandung  im  engeren  Sinne 
der  Bedingungen  sei  Erfordernis  eine  erhebliche  Beschädigung  am  Rumpf,  nicht 
dagegen  für  das  «Versinken»,  dessen  Verschiedenheit  mit  dem  «Sinken»  im 
A.  D.  H.-G.-B.  im  vorliegenden  Falle  nicht  von  erheblicher  Bedeutung  sei.  Das 
R.-G.  hebt  hervor:  das  Wesentliche  des  Sinkens  oder  Versinken«  des  Schiffes 
sei  zu  linden  in  dem  Vorgang,  dass  das  Schiff  infolge  seiner  (durch  das  Ein- 
dringen des  Wassers  vermöge  des  entstandenen  Lecks  verursachten)  allzugrossen 
Schwere  seine  Schwimmfähigkeit,  d.  h.  die  Fähigkeil,  von  dem  das  Schiff  um- 
gebenden Wasser  gel  ragen  zu  werden,  in  dem  Masse  verliere,  dass  es  mit  dem 
ganzen  Schiffsruiupfe ,  einschliesslich  des  Verdecks  unter  die  Oberfläche  des 
Wassers  gerät.  Gerade  dieses  Unter- Wa<ser-Geraten  des  ganzen  Schiffsrumpfes, 
insbesondere  des  Verdecks,  sei  das  mutmasslich  auch  die  Beschädigung  der 
Güter  bewirkende  Ereignis:  dabei  sei  es  unerheblich,  ob  auch  die  Masten  mit 
unter  Wasser  verschwinden  oder  nicht,  und  ob  bei  eingetretener  Ebbe  das  Ver- 
deck wieder  über  den  Wasserspiegel  hervorrage. 

33.  Geerken  A  Plassmann  gegen  die  Norddeutsche  Ver-icherungs-Gesellschafl. 
iII.-G.-Z.  von  Nr.  98,  S.  211.)  Nach  der  ursprünglichen  Polize  war  Ver- 

sicherung übernommen  für  eine  Ladung  Pitchpine.  die  Aufgabe  der  Taxe  vor- 
behalten, zur  Prämie  von  3  Prozent.  In  einem  Nachtrag  zur  Polize.  den  der 
Versicherer  genehmigt  hatte,  erfolgte  die  Aufgabe  des  Wertes  der  versicherten 
Ladung  ,  dabei  wurde  unierschieden  zwischen  Raumladung  und  Decksladung,  die 
Versicherung-:*ummc  auf  beide  nach  Verhältnis  des  Wertes  verteilt  und  die 
Prämie  für  die  Deckladung  mit  9  Prozent,  für  die  Raumladung  dagegen  mit  dem 
«n  der  Polize  vorgesehenen  Satz  vn  3  Prozent  ausgeworfen:  Es  wurde  vom 
Hanseatischen  Oberlandesgerichl  (Angalte  des  Datum  fehlt)  angenommen,  dass, 
da  es  üblich  sei.  dass  für  eine  unbeschränkte  Versicherung  der  Decksladung 
der  auf  diese  lallende  Teil  der  Prämie  auf  den  dreifachen  Betrag  der  Prämie 
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erhöht  wird,  dem  Nachtrag  keine  andere  ltcil«>u(ung  beigemessen  werden  könne, 
als  dass  die  V ersichcrung  der  Decksladung  gegen  Erhöhung  der  Prämie  auf 
9  Prozent  eine  unbeschrankte  sein  solle,  d.  h.,  das*  die  nach  S  107  A.  S.-V.-B. 
sonst  zur  Anwendung  kommende  Befreiung  « frei  von  Werfen  und  l'berbord- 
spülen  *  nicht  stattlinden  solle.  Weiter  wurde  angenommen,  dass  die  au.s  dem 
Nachtrage  sich  ergebende,  dagegen  nicht  au»  der  ursprünglichen  Polize  zu  ent- 
nehmende unbeschrankte  Versicherung  der  Decksladung  gegen  eine  erhöhte 
Prämie  ein  neuer  Verlrag  sei,  der  indess  für  den  Versicherer  unverbindlich  sei, 
weil  der  Versicherte  bei  dem  Abschlags  wusste.  dass  die  Decksladung  geworfen 
sei.  (Art.  789  Abs.  12  A.  D.  Il.-G.-B.  g  8  A  S  -V.-B.) 

3'k  E.  Ä  A.  Manche  gegen  tmil  Andersen,  in  Vollmacht  der  « Hhenania  - 
Versicherungs-Aklien-liesellschaft  zu  Berlin.  (H.-G.-Z.  von  1885.  Nr.  7,  S.  21). 
Der  Anspruch  eines  Gütcrvei. sicherten  gegen  den  Versicherer  stützte  sich  darauf, 
dass  der  Schiffer  im  Nothafen  die  Güter  zu  Unrecht  wegen  angeblicher  Beschä- 
digungverkauft habe,  anstatt  sie  an  den  nahe  gelegenen  Bestimmungsort  zu  schaffen 
und  ohne  den  ihm  bekannten  Empfängern  Nachricht  von  der  Beschädigung  zu  geben  : 
wenn  das  pflichtwidrige  Verhalten  des  Kapitäns,  und  nicht  die  Seebeschädigung  an 
sich  den  entstandenen  Schaden  herbeigeführt  habe,  so  werde  der  Versicherer  durch 
die  Polizenbedingung  •  frei  von  Beschädigim»  »  nicht  von  der  Haftung  für  diesen 
Schaden  befreit.  Das  E.G.  Hamburg,  K.  f.  H.S.,  am  29.  Januar  188i,  wies  den 
Anspruch  ab.  das  H.O.-E.-G.  am  1.  Dezember  18S't  bestätigte  mit  der  Begründung: 
Der  Versicherer  halle  nicht  für  unrichtiges  Verhalten  des  Schiffers  bei  Kon- 
stalirung  der  Beschädigung,  Verkauf  der  Ladung  und  Regelung  der  ganzen 
Haverei- Angelegenheit,  weil  dieses  nur  Versehen  administrativer  Natur  seien. 
Der  Versicherer  trage  vielmehr  nach  Art.  821  Nr.  6  und  dem  damit  überein- 
stimmenden g  09  Nr.  0  A.  S.-V.-B.  die  Gefahr  des  Verschuldens  einer  Person 
der  Schiffsbesatzung,  insbesondere  also  auch  des  Schilters  nicht  allgemein  und 
unbegrenzt,  sondern  sofern  daraus  für  den  versicherten  Gegenstand  Schaden 
entsteht.  Es  werde  darnach  eine  wirkliche  Schädigung  des  versicherten  (nites 
durch  ein  schuldhaftes  Verhaltendes  Schillers  für  die  Ersatzpflicht  vorausgesetzt ; 
eine  davon  unabhängige  Versicherung  der  Diligenz  des  Schiffers  sei  weder  nach 
früherem  Hecht  vom  Versicherer  übernommen,  noch  sei  nach  jetzigem  Recht 
eine  solche  von  ihm  zu  prästiren. 

35.  C.  L  Jebens  gegen  die  Transatlantische  Güter- Versicherungs-Gcsellsehaft 
zu  Berlin.  iH.-G.-Z.  von  1887,  Nr.  71,  S.  185.)  Versicherung  auf  vier  Fässer 
Wein  vonOporto  nach  Hamburg.  Bei  Ankunft  ergab  sich,  dass  die  im  Zwischen- 
deck verstauten  Fässer  arg  ramponiert  waren,  regellos  durch  einander  lagen; 
von  den  in  Frage  stehenden  Fässern  war  eins  an  den  Reifen  arg  ramponiert 
und  zu  etwa  \'B  li'«r,  ein  Fass  war  völlig  zusammengefallen  und  nur  noch  in 
den  losen  Stäben  vorhanden,  ein  Fass,  bei  welchem  die  Stäbe  eingedrückt  und 
mehrere  Bänder  abgefallen  waren,  war  leer  :  in  dem  vierten  Fass,  bei  dem  die 
Reifen  arg  ramponiert,  ein  Stab  völlig  durchbrochen  und  andere  Stäbe  einge- 
drückt waten,  war  nur  noch  ein  geringer  Teil  des  Inhalts  vorhanden.  Die  Ur- 
sache für  den  Verlust  lag  in  einem  schweren  Sturm,  den  das  Schiff  erlitten 
halle.  Streitfrage  war,  ob  der  Versicherte  Totalverlusl  gellend  machen  konnte, 
oder  ob  der  Versicherer  durch  den  i?  106  der  A.  S.-V.-B.  von  der  Haltung  frei 
werde,  da  keiner  der  die  Haftung  für  außergewöhnliche  Leckage  begründenden 
Unfälle  vorlag.  Das  L  -G.  Hamburg,  K.  f.  H.-S.,  am  17.  Mai  1887,  nahm  unter 
Bezugnahme  auf  frühere  Entscheidungen  an:  Bei  einer  Versicherung  auf  Wein, 
Spirituosen  und  sonstigen  Waren  nach  l'sanz  in  Gehinden  und  Kisten  bilde  das 
Gebinde  u.  s.  w.  einen  Teil  des  versicherten  Gegenstandes ;  daher  könne  ein 
Totalverlusl  nur  angenommen  werden,  wenn  die  aus  der  flüssigen  Substanz  und 
dem  Gefässe  bestehende  Gesamtheit  zugrunde  gegangen  sei.  So  wenig  im  Falle 
einer  Versicherung  -  frei  \on  Beschädigung  »  der  Versicherer  für  das  Schmelzen 
einer  im  Wasser  leicht  löslichen  Substanz,  wie  Salz,  Zucker,  Salpeter  und  der- 
gleichen mehr,  als  für  einen  Totalverlusl  aufzukommen  hätte,  wenn  bei  Ankunft 
im  Bestimmungshafen  sich  nur  die  Säcke  oder  Fässer  vorfinden  sollten,  so  wenig 
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könne  der  Versicherte  einen  Total  vertust  reklamieren,  wenn  infolge  eines  See- 
unfalles  mit  Flüssigkeiten  angefüllte  (iehinde  zerdrückt  seien,  und  ihr  Inhalt  in- 
folge dessen  verloren  gegangen  sei;  es  liege  solchenfalls,  auch  wenn  die  flüssige 
Substanz  vollkommen  für  den  Versicherten  in  Verlust  geraten  sei,  immer  nur 
eine  außergewöhnliche  Leckage  vor.  'Rechtsmittel  ist  nicht  eingelegt.) 

30.  Julius  Zizold  gegen  die  Norddeutsche  Versicherungs-Gesellschaff.  (H.-G.-Z. 
von  1887.  Nr.  125,  S.  293;  1888,  Nr.  9,  S.  25,  und  Nr.  75,  S.  109j.  Versiche- 
rung von  Waren  aller  Art  von  Häfen  Europas  nach  Arica  und  weiter  zu  Lande 
nach  Tacua  oder  Mollendo,  und  weiter  zu  Lande  nach  Arequipa  in  ununlcr- 
brochenem  durchstehendem  Risiko  mit  der  Klausel  «nur  für  Seegefahr>.  Wegen 
der  Blockade  von  Mollendo  musslen  die  Waren  in  Arica  gelöscht  werden:  dort 
lagerten  sie  Monate  lang  im  chilenischen  Zollhaus,  bis  sie  nach  Wiedereröffnung  des 
Hafens  von  Mollendo  nach  Arequipa  versandt  wurden  ;  dort  stellten  sich  durch 
Diebstahl  verursachte  Verluste  heraus.  Das  L.-G.  Hamburg.  K.  f.  H.-S.,  am 
25.  Mai  1887.  hatte  den  Versicherten  mit  einem  Teil  seines  Anspruchs  abge- 
wiesen, das  H.  O.-L.-G.  am  22.  Oktober  1887  wies  den  Versicherten  ganz  ab, 
das  Reichsgericht  am  1.  Februar  1888  bestätigte.  Lei  der  Klausel  «frei  von 
Beschädigung  >  hafte  der  Versicherer  nach  5?  CO  Nr.  4  der  A.  S -V.-B.  zwar 
auch  für  die  durch  Diebstahl  und  Raub  verursachten  Schäden,  nicht  indess, 
wenn  die  Kriegsgefahr  nach  $  101  A.  S.-V.-B.  aasgeschlossen  war,  und  Dieb- 
stahl und  Raub  während  der  durch  die  Kriegsgefahr  notwendig  gewordenen 
Lagerung  sich  ereigneten. 

37.  A.  H.  Braus/.  »V  Cie.  gegen  F.  Kuhlmann  als  General-Bevollmächtigten 
des  Rheinisch-Westfälischen  Lloyd.  (H.-G  -Z.  von  1880,  Nr.  81,  S.  103).  Ver- 
sicherung auf  Coprah  in  bulk  etc.  von  Celebes  nach  Hamburg.  Das  Schiff  musste 
eines  Lecks  halber  in  Mauritius  als  Nothafen  einlaufen.  Ein  Teil  der  Ladung 
wurde  gelöscht,  an  Land  gebracht,  gelagert  und  nach  beendeter  Reparatur  des 
Schiffes  wieder  an  Bord  geschafft.  Bei  Ankunft  im  Bestimmungshafen  stellte 
sich  eine  erhebliche  Gewichtsdifferenz  heraus,  wegen  deren  der  Versicherte  den 
Versicherer  in  Anspruch  nahm,  mit  der  Begründung,  diese  Gewichtsdifferenz  sei 
die  Folge  des  Aus-  und  Wiedereinladens,  des  wiederholten  Umstauens  und  zeit- 
weiligen Lagerns  der  Ware  an  Land  und  an  Deck  unter  Einwirkung  der  äusseren 
Wärme;  teils  durch  Spillage,  teils  durch  Eintrocknen,  indem  Coprah  bei  Expo- 
nierung an  die  Luft  stark  verflüchtige,  sei  der  ungewöhnliche  Gewichtsverlust 
entstanden.  Das  Lösehen  und  Verslauen  der  Ladung  sei  aber  Folge  der  Haverei 
und  der  erforderlich  gewordenen  Reparatur  des  Schiffs,  und  mithin  sei  der  an 
Manko  entstandene  Schaden  zu  Lasten  des  Versicherers.  Der  Versicherer  da- 
gegen bestritt  seine  Verpachtung:  soweit  der  Verlust  auf  Eintrocknen  zurück- 
zuführen sei,  sei  der  Schaden  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  der  Güter, 
durch  inneren  Verderb  oder  Schwinden  entstanden ;  für  solche  Schäden  hafte 
der  Versicherer  nur  in  besonderen  in  §  70,  Nr.  3,  A  S.-V.-B.  bezeichneten,  hier 
nicht  vorliegenden  Ausnahmefällen;  solche  Haftung  trete  aber,  wenn  «frei  von 
Beschädigung  ausser  im  Strandungsfalle »  versichert  sei,  nicht  ein,  weil  das 
Austrocknen  als  Beschädigung,  nicht  als  Verlust  im  versicherungsrechtlichen 
Sinne  anzusehen  sei.  Insoweit  es  si«  h  um  einen  bei  Aus-  und  Wiederein- 
laden entstandenen  Quantiliitsvcrlust  handelt,  habe  solcher  Havarie-Grosse-Quahlät. 
und  hätte  der  Schaden  in  Havarie-Grosse  dispachiert  werden  müssen.  L.-G. 
Hamburg,  K.  f.  H.-S.,  am  10.  November  1888  und  H  O.-L.-G.  am  25.  Mai  1889 
wiesen  die  Klage  des  Versicherten  ab:  Der  Versicherer  hafte  nach  §  103, 
A.  S.-V  -B.  nicht  für  Gewichtsverlust,  wenn  dieser  durch  Ereignisse  verursacht 
sei.  die  den  Gehalt  des  Gutes  an  wertvollen  Substanzen  verminderten,  das  Gut 
angriffen,  auch  vielleicht  bei  längerer  Dauer  das  Gut  gänzlich  entwertet  hätten. 
So  auch  bei  einer  SalpeieHadung.  die  durch  Leckwerden  des  Schiffes  vollständig 
zer-t.'n!  worden,  so  da-s  im  Bestimmungshafen  nur  leere,  verfaulte  Säcke  und 
ein  weitloser  Brei  vorgefunden  werde.  Für  Spillage,  hisse  sich  eine  Haftung  des 
Versicherers  nur  dann  begründen,  wenn  der  Schiffer  das  Interesse  des  Güter- 
Versicherten  an  der  Erhaltung  und  dem  Unversehrtbleiben  des  der  Seegefahr 
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ausgesetzten  Gutes  dunh  »im*  auf  den  körperlichen  Gegenstand  gerichtete  wider- 
r«'i  hlli<  he  oder  onlnimg-widi  ige  Handlung  schädigt:  <lag«'g«*n  erscheine  es  unstatt- 
haft, iU'in  Versicherer  eine  ganz  allg«'ineine  Haflunu  für  die  Diligcnz  d«\s  Schiffers 
aufzuerlegen. 

38.  S«*hiffs«*igner  J.  Hermann  gegen  die  Norddeutsch»?  Versu  h«*rungs-Gese||- 
sehaft  und  Genossen.  tH.-G.-Z  von  1801,  Nr.  101,  S.  i'GI ).  Em  Schlepp- 
dampfer war  nebst  Inventur.  Maschine  und  Zubehör  versichert.  Bezüglich  »ler 
Maschine  enthält  die  Polize  die  Klausel:  €. Maschine  und  Zubehör  validieren  frei 
von  Beschädigung  ausser  im  l  all  vom  Stranden.  Stossen,  Kollision.  Kentern, 
Sinken  und  »xlcr  Explosion  mit  oder  ohne  Brand».  Auf  der  Bückseil»*  findet 
sich  die  gedruckte  Bestimmung:  «Schaden  an  der  Maschine  wird  nur  ersetzt, 
wenn  solcher  durch  Stranden,  Kentern,  Sinken.  Kollision  mit  Schiffen  oder  anderen 
Fahrzeugen  oder  durch  Feuer  verursacht  wurden  ist.  Dasselbe  gilt  von  Be- 
schädigungen an  den  Kesseln,  der  Welle  und  dem  Propeller.  Hei  «"iner  Fahrt 
auf  der  Elbe  brach  ein  Schraubenflügel:  der  Versicherte  führt«*  den  Schaden  auf 
ein  Aufstossen  auf  «'in«'n  am  Grunde  liegenden  Anker,  <l«*r  Versicherer  auf  Auf- 
schlagen <ler  Schraube  auf  festes  Eis  oder  auf  Eisschollen  zurück.  Das  L.-(i. 
Hamburg,  K.  f  H  S.  am  27.  Januar  1801  nahm  an,  dass  der  Versü-hercr 
hafl<>.  ob  der  eine  oder  der  andere  der  angegebenen  Gründe  vorliege.  Wenn  der 
im  Jahre  1881  publizierte  Zusatz  zu  §  104  A.  S.-V.-B.  als  »b*r  Strandung  gleich- 
stehende Fälle  Kollision,  Stossen  un«l  Beschädigung  des  Schiffes  durch  Eis  neb«*n- 
»'inatider  aufführe,  so  stehe  doch  nichts  im  Wege,  unter  die  anderen  festen  oder 
im  Wasser  treibenden  Gegenstände,  gegen  die  nach  dem  Zusatz  ein  Stossen 
stattfinden  könn«*,  auch  festes  Grundeis  oder  treibende  Erschollen  zu  rechnen. 
Für  den  Begriff  des  Sto>>»'iis  des  Schiffes  sei  Erf«>r«lernis  eine  heftig»1  Krschülter- 
ung  des  Schiffes;  wenn  aber  die  Maschine  nebst  Zubehör  besonders  versichert 
sei,  gerade  geg»»n  die  Gefahr  des  Stossens,  so  könne  für  die  Haftung  d«*s 
V«rsi«*herers  nicht  die  Voraussetzung  gcfordcrl  werden,  dass  der  Sclnffsrumpf 
gleichzeitig  durch  Stossen  »'in*-  Beschädigung  erlitten  habe.  Bas  II.  O.-L.-G. 
am  20.  September  1801  kam  indessen  zu  einer  abweichenden  Auffassung,  indem 
es  annahm,  unter  «Stossen»  sei  auch  im  vorliegenden  Falle  nur  ein  Stossen  des 
Schiffen,  nicht  eines  Schraubenflügels  zu  verstehen. 

30.  Petersen  »V  Alpers  gegen  die  Düsseldorfer  Allg.  Vers. -Ges.  für  See-,  Fluss- 
und  Landtransport  (H.-G-Z.  1802.  Nr.  37,  S.  100).  Versicherung  von  Gasen 
eines  Schiffes  nebst  Inventar,  Maschine  und  Zubehör.  Nach  den  Bedingungen 
\alediercn  Maschine  und  Zubehör  frei  von  Beschädigung,  ausser  im  Falle  von 
Stranden,  Stossen,  Kollision  und  Explosion,  im  I  brigen  nach  A.  S.-V.-B.  Durch 
Aufschlagen  der  Schraub»'  auf  Eisschollen  brach  der  Schraubenflügel.  Land- 
geju  hl  Hamburg  K.  f.  H.-S.  18.  September  1801  und  ll.-Ü.-L.-G.  20.  Februar  1802 
\  ♦■rurteill.Ti  »len  Versicherer.  I  nter  « Stossen »  sei  nicht  bloss  ein  auf  Grund- 
Stossen  zu  verstehen,  sondern  jedes  Anprallen  gegen  einen  harten  Gegenstand, 
mithin  auch  get,*cn  eine  schwimmen»!«*  Eisscholle,  Wrack  u.  s.  w.,  wie  sich  aus 
d«r  Entstehungsgeschichte,  «1er  Bestimmung  ergeh»«.  Ein  Stossen  «l«*s  Schiffes  li«*g»> 
vor,  wenn  das  S«  hilf  mit  irgend  einem  seiner  der  Möglichkeit  einer  «lirekt«-n 
Berührung  von  aussen  au>g«-sctzten  T«*ile  im  Wasser  auf  einen  harten  Gegen- 
stand pralle,  ebensowohl  «fann.  wenn  der  Sloss  «las  Steuerru»ler.  od»*r  bei  einem 
Badilampler  die  Ba«lschaufel,  «><h*r  bei  ein«*m  Schraub«*ndampf'er  »he  Schraube 
treffe,  als  wenn  der  Kiel  «nh-r  bei  bestimmten  Segh*rn  «las  Schwert  g«*lroflen 
werde.  Die  abw<*i«-hcnde  Meinung  des  l'rlheils  in  Sach«*n  Hermann  gegen  die 
Norddeutsche  Vers. -Ges.  {Nr.  30 1  könn«*  nicht  aufrecht  erhalten  werden. 

40.  Joseph  Baer  »V  Go.  geg«*n  die  Düss»*ldorfer  Allg.  Vers.-Ges.  für  «len  Fluss- 
und  Landtransport  (II  -G  -Z  (892,  Nr.  50.  S.  100).  Versicherung  von  2  Kisten 
Bücher  unter  d«*r  Klausel  «frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfall  >. 
Infolge  von  schlechtem  Wetter,  ins|n*sondere  Eindringens  von  Sce\vass«*r  wurden 
die  Bii« -herkisten  b«*si  hädigt,  ihr  Inhalt  völlig  entwertet.  Als  sich  di«*  Schiffs- 
besatzung  entseliloss,  einen  Teil  «l«*r  Ladung  zu  werfen,  wurden  auch  die  ver- 
sicherten Kisten  Bücher  geworfen.    In  der  Havarie-Grosse  Dispache  wurden  die 
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Kisten  Bücher  nicht  aufgenommen,  weil  sie  zur  Zeit  des  Seewurfs  bereits  wert- 
los waren.  Streitig  war,  ob  Totalverliist  vorlag.  Das  L.-G.  Hamburg  K.  f.  H.-S. 
15.  Dezember  1891  nahm  Totalverlust  an.  Wenn  der  Sturm  zunächst  die  Be- 
schädigung, dann,  indem  er  den  Seewurf  notwendig  machte,  den  gänzlichen 
Verlust  verursachte,  Beschädigung  und  Verlust  also  die  Folgen  einer  fort- 
dauernd wirkenden  Ursache  waren,  so  könne  der  dem  Verluste  vorhergehenden 
Beschädigung  nicht  eine  selbständige  Bedeutung  beigemessen  werden;  sie  sei 
vielmehr  ein  Teil  des  Vorganges  des  Verlustes,  für  den  der  Versicherer  dem- 
entsprechend zu  haften  habe.  Das  H.  O.-L.-G.  13.  Mai  181)2  vertrat  eine  ab- 
weichende Auffassung:  wenn  auf  Grund  des  Vertrages  der  Versicherer  für  parti- 
culierc  Havarie  nicht  halte,  bestehe  die  Haftung  des  Versicherers  für  das  in 
grosser  Havarie  Aufgeopferte  nur  auf  der  Grundlage  der  Havarie-grosse-Dispache. 
Da  die  Dispache  die  aufgeopferten  Gegenstände  als  wertlos  erachtet  hat,  die 
Dispache  aber  nach  $  86  A.  S.-V.-B.  (A.  D.-H.-G.-B.  Art.  839),  im  Verhältnis 
zwischen  Versicherer  und  Versicherten  massgebend  sei,  so  sei  der  Anspruch  des 
Versicherten  unbegründet. 

41.  \V.  von  Essen  Ä-  Jakoby  gegen  die  Hanseatische  See-Vers. -Ges.  (H.-G.-Z. 
1892,  Nr.  111.  S.  297).    Versicherung  auf  3  lebende  Hunde,  Gefahr  der  Be- 
schädigung oder  des  Todes,  einschliesslich  des  natürlichen  Todes  vom  Versicherer 
übernommen.    Die  Hunde  sind  unterwegs  gestorben,  die  Leichen  über  Bord  ge- 
worfen.   Der  Versicherer  wandte  gegen  den  Schadensanpruch  ein:  Die  Hunde 
seien  mit  Genehmigung  des  Versicherten  und  auf  dessen  Gefahr  an  Deck  ver- 
laden, daher  gelle,   trotz  der  Vertragsbestimmungen,  die  Versicherung  nach 
SS  107,  108,  103  A.  S.-V.-B.  nur  «frei  von  Beschädigung».    Das  Landgericht 
Hamburg  K.  f.  Il.-S    19.  April  1892  erachtete  den  Einwand  für  unbegründet. 
Da  lebende  Hunde  meistens  auf  Deck  verladen  zu  werden  pflegen,  diese  Art  der 
Verladung  auch  die  zweckmässigste  sei,  hätte  der  Versicherer  zum  Ausdruck 
bringen  müssen,  dass  er  solchenfalls  nur  « frei  von  Beschädigung »  versichern 
wolle.    Das  H.  _p.-L.-G.  14.  November  1802  verwarf  die  Berufung  des  Ver- 
sicherers.   Die  (  bernahme  der  Gefahr  für  einen  Schaden,  der  durch  die  natür- 
liche Beschaffenheit  des  versicherten  Gutes  sich  entwickelt,  sei  es  auch,  dass 
solche  Entwickelung  durch  die  nachteilige  Einwirkung  der  Seereise,  von  See- 
unfällen abgesehen,  gefördert  worden  sei,  gehe  über  die  Grenzen  der  üblichen 
Seeversicherung  hinaus:  die  Verpflichtung  des  Versicherers  werde  daher  auch 
von  der  Klausel  « frei  von  Beschädigung »  nicht  berührt.  Von  Beschädigimg  kann 
da  überall  nicht  die  Bede  sein,  wo  etwa  ein  Seeunfall  die  unmittelbare  Ver- 
nichtung oder  sofortige  völlige  Entwertung  des  versicherten  Gutes  herbeiführt 
oder  das  Gut  der  Verfügung  des  Eigners  definitiv  entzieht.  Auch  von  einer  Ver- 
letzung der  Anzeigepilicht  könne  nicht  die  Bede  sein:  denn  nach  §  107  A.  S.-V.-B. 
werde  nur  das  Risiko  des  Versicherers  vermindert.  Der  Vertrag  selbst  sei  auch 
ohne  Anzeige,  dass  Güter  an  Deck  verladen  seien,  verbindlich. 

42.  Gustav  Becker  gegen  die  Allgemeine  Versieherungs-Gesellschaft  für  See-, 
Fluss-  und  Landtransport  zu  Dresden  (H.-G.-Z.  1895,  Nr.  55,  S.  153).  Ver- 
sicherung von  153  Kisten  gefrorenes  Geflügel  von  Libau  via  Lübeck  und  Hamburg 
nach  London,  mit  der  Strandungsklausel.  Das  Schiff  hat  vier  Wochen  lang  im 
Eise  festgesessen;  bei  Ankunft  der  Ware  in  London  stellte  sich  heraus,  dass  der 
Inhalt  von  23  Kisten  verdorben  war;  auch  der  Inhalt  der  übrigen  Kisten  erwies 
sich  bei  Ankunft  in  London  als  total  oder  teilweise  verdorben.  Der  Versicherte 
stützt  seinen  Schadensansprueh  auf  die  Behauptung,  dass  infolge  von  Eis- 
bcschädigung  des  Schiffes  Seewasser  eingedrungen  sei.  Das  H.-O.-L.-G.  5.  April 
189.1  wies  die  Klage  des  Versicherten  ab.  Um  anzunehmen,  dass  eine  Beschädigung 
der  Güter  Folge  einer  Strandung  oder  eines  dieser  gleich  zu  achtenden  See- 
unfalles sei,  müsse  das  Schiff  durch  den  Unfall  Schaden  am  Rumpf  erlitten 
haben,  der  so  bedeutend  sei,  dass  sich  die  Beschädigung  der  Güter  daraus 
erklären  lasse.  Wenn  dies  der  Fall  sei,  so  trete  die  in  §  104.  Abs.  2,  Satz  2 
A.  S.-V.-B.  ausgesprochene  Vermutung  zu  Gunsten  des  Versicherten  ein.  Der 
Zusatz  zu  §  lui  vom  Jahre  1881  rechnet  zu  den  der  Strandung  gleichgestellten 
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Seeunfällen  auch  Beschädigung  des  Schiffes  durch  Eis,  indes  selbstverständlich 
unter  Festhaltung  der  bezüglichen  sonstigen  Vorschriften  des  §  104.  Im  vor- 
liegenden Falle  war  nur  eine  geringe  Beschädigung  des  Hinterdecks  des  Schiffes 
über  den»  Maschinenraum  erwiesen:  die  versicherten  (iüter  waren  über  im  Vorder- 
raum verladen,  die  Dichtigkeit  des  Vorderdecks  war  ausser  Zweifel  gestellt. 
Sache  des  Versicherten  sei  es  zu  erweisen,  da-ss  durch  den  betreffenden  See- 
Unfall  das  Schiff  einen  erheblichen  Schaden  erlitten  habe. 

43.  Emanuel  Weinslein  et  ses  Iiis  zu  Odessa  gegen  die  Schlcsische  Feuer- 
Versicherungs- Gesellschaft  zu  Breslau  tH.-G.-Z.  1897,  Nr.  1,  S.  i\  Versicherung 
einer  Partie  Mehl  von  Odessa  nach  Heval.  Nach  einem  gedruckten  Passus  des 
benutzten  Polizenformulars  sollten  für  die  Versicherung  die  A.  S.-V.-B.  mass- 
geblich sein,  daneben  sind  aber  auf  die  Polize  die  Worte  geschrieben:  «zu  eng- 
lischen Lloydskonditiunen,  Schaden  durch  Kollision  eingeschlossen  >.  Das  Schiff 
ist  auf  der  Reise  durch  schwimmendes  Eis  beschädigt:  der  Versicherer  weigerte 
sich  die  particulicre  Havarie  zu  ersetzen,  da  nach  Lloydseonditions  free  front 
average  unless  general  or  the  ship  be  stranded  versichert  sei,  aber  eine  Kollision 
im  Sinne  der  Polize  nicht  vorliege.  Das  Landgericht  Hamburg  K.  f.  H.-S.  19.  Mai 
1895  wies  die  Klage  des  Versicherten  ab  (Berufung  ist  nicht  eingelegt):  Die 
Beschädigung  des  Schiffes  durch  Treibeis  falle  nach  der  Bedeutung,  die  das 
englische  Wort  «Collision»  als  technischer  Ausdruck  im  englischen  Geschäfts- 
verkehr habe,  nämlich:  Zusammenstoss  mit  einem  andern  Schiff,  nicht  unter  den 
Begriff  der  «  Collision  ». 

Litteratur.  -  H.  Makower:  «Das  Allg.  D.  H.-G.-B.»,  11.  Aufl.,  S.  858 
bis  859.  -  Gareis-Fuchsberger:  «Das  Allg.  D.  H.-G.-B  »,  S.  1219  bis 
1222.  —  Realz  bei  Kndemann:  «Handbuch  des  D.  H.-S.  und  W.-R>, 
Bd.  4.  S.  421-427.  -  Lewis:  «Das  deutsche  Seerecht  >,  Bd.  2,  2  Aufl., 
S.  429—435.  —  Lewis:  -Lehrbuch  des  Versieherungsrechts  >,  S.  222.  — 
Voigt:  «Das  deutsche  Seeversicherungsrecht »,  S.  595— 630  ;  2GM— 270. 
Voigt  im  «  Neuen  Archiv  für  Handelsrecht »,  Bd.  3,  S.  357—380.  —  Pohls: 
«  Handelsrecht »,  Bd.  4,  «  Assekuranzrecht »,  S.  321,  32G— 331.  —  Tc  eklen- 
borg:  «System  des  Seeversicherungswesens»,  S.  237  —240.  Vergl.  auch 
Sachregister,  S.  49i. 

Dr.  Johannes  Burchard. 


Beschädigte  Güter, 

deren  Versicherung;  Auskunftspflicht. 

I.— III.  Begriff,  Geschichte  und  Bedingungen.  —  I.  Das  Gesetz.  A.  D. 
H.-G.-B.  und  H.-G.-B.  von  18U7  beschränken  sich  darauf  nur  einige  grundlegende 
Bestimmungen  darüber  zu  treffen,  dass  der  Versicherungsnehmer  bei  Ahschluss 
des  Versicherungsvertrages  dem  Versicherer  die  Umstände  anzuzeigen  hat.  die 
geeignet  sind,  auf  den  Entschluss  des  Versicherers  Einfluss  zu  üben.  Die  Nicht- 
erfüllung der  mit  dem  Namen  « Anzeigeplliclit »  belegten  Verpflichtung  hat  nach 
dem  Gesetz  die  Unverbindlichkeit  des  Vertrages  für  den  Versicherer  zur  Folge. 
Den  weiteren  Aushau  der  « Anzeigepflicht »  hat  das  Gesetz  den  Versicherungs- 
bedingungen überlassen. 

Dementsprechend  haben  die  A.  S.-V.-B.  im  zweiten  Abschnitt  «Anzeigen 
bei  dem  Ahschluss  des  Vertrages»  zunächst  im  ersten  Unterabschnitt  Be- 
stimmungen über  die  Anzeigeplliclit  im  Allgemeinen,  5?  29—3'»,  sodann  im  zweiten 
Unterabschnitt,  Bestimmungen  über  unrichtige  Angaben  des  Versicherungsnehmers 
und  die  Verpflichtung  zu  besonderen  Anzeigen,  $  35-58,  getroffen. 

H.  Schon  der  Revidierte  allgemeine  Plan  Hamhurgischer  See-Versicherungen 
hatte  unter  den  Bestimmungen  über  die  Anzeigeplliclit  in  £  22  die  folgende  l>e- 
stimmung  aufgenommen:    «Wer  auf  (iüter  versichern  li'tsst,  die  er  beschädigt 
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abladet,  oder  die  ihm  als  beschädigt  gesandt  wer(j,,ni  mUäB  solches  bei  der  Ver- 
sicherung anzeigen,  widrigenfalls  die  Versicherung  auf  diese  (iiiler,  sie  mögen 
sein,  welcher  Art  es  sei,  frei  von  Beschädigung  in  allen  Fällen  gilt. 

III.  Die  A.  S-V.-B.  sehliessen  sich  in  §  49  dieser  Bestimmung  an: 

Abs.  1:  Wenn  Güter,  auf  welche  Versicherung  genommen  wird,  beschädigt 
abgeladen,  oder  als  beschädigt  zugesandt  werden,  so  gilt,  wenn  hiervon  bei  der 
Versicherungsnahme  keine  Anzeige  gemacht  wird,  die  Versicherung  «frei  von 
Beschädigung  >,  (§  103). 

Abs.  '2:  Satz  1.  Im  Falle  eines,  gleichviel  ob  totalen  oder  parlialen  Ver- 
lustes solcher  Güter,  hat  der  Versicherte  alle  ihm  zugekommenen  Nachrichten 
oder  zugänglichen  Nachweisungen,  aus  welchen  auf  den  Grund  der  Beschädigung 
der  Güter  geschlossen  werden  kann,  vorzulegen,  und  ist  sodann  zu  Gunsten  des 
Versicherers  ein  den  Umständen  entsprechender  Abzug  von  demjenigen  Werte, 
welchen  die  Güter  in  beschädigtem  Zustande  gehabt  haben  würden,  zu  machen.  — 
Satz  2:  Kommt  der  Versicherte  der  ihm  im  Vorstehenden  aufgelegten  Verbind- 
lichkeil gar  nicht  oder  nicht  gehörig  nach,  so  bezahlt  der  Versicherer  nur  die  Hälfte 
von  dem,  was  er,  wenn  keine  Beschädigung  vorhanden  gewesen  wäre,  zu  bezahlen 
gehabt  haben  würde. 

IV.  Doktrin.  —  Während  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die 
Anzeigepflicht  die  Frage,  ob  einem  nicht  angezeigten  Umstand  Erheblichkeit  für 
die  Beurteilung  der  vom  Versicherer  zu  tragenden  Gefahr  zukommt,  nur  nach 
den  Umständen  des  Einzelfalls  beurteilt  weiden  kann,  bewirkt  die  Aufnahme 
einer  Verpflichtung  in  die  Versicherungsbedingungen,  dass  im  Verhältnis  zwischen 
Versicherer  und  Versicherten  die  Umstände,  auf  die  sich  die  besondere  Ver- 
pflichtung erstreckt,  als  erheblich  zu  gelten  haben.  Demnach  ist  davon  auszu- 
gehen, dass  nach  den  A.  S.-V.-B.  der  Umstand,  dass  Güter,  die  den  Gegenstand 
eines  Versicherungsvertrages  bilden  sollen,  bereits  in  beschädigtem  Zustande  ab- 
geladen oder  als  beschädigt  zugesandt  sind,  im  Sinne  der  Anzeigepflicht  erheblich 
ist.  Die  Anzeigepflicht  trifft  nach  Gesetz  Art.  810.  §  806  und  A.  S.-V.-B. 
§  20  den  Versicherungsnehmer,  d.  h.  denjenigen,  der  im  eigenen  Namen,  wenn 
auch  ein  fremdes  Interesse  unter  Versicherung  bringt.  Die  dem  Versicherten 
selbst  oder  einem  Zwischenbeauftragten  bekannten  Umstände  müssen  ebenfalls 
angezeigt  werden.  Die  allgemeine  Wirkung  der  Verletzung  der  Anzeigepilicht  ist 
nach  Art.  812,  $  808  Unverbindlichkeil  des  Vertrages  für  den  Versicherer. 

Die  Bedingungen  weichen  nun  in  §  49  in  doppelter  Richtung  von  der  all- 
gemeinen Hegel  ab: 

1.  Ks  genügt,  damit  eine  Verletzung  einer  besonderen  Anzeigepflicht  ange- 
nommen wird,  dass  bei  der  Versicherungsnahme  keine  Anzeige  gemacht  wird, 
dass  die  Güter  beschädigt  abgeladen  oder  als  beschädigt  zugesandt  werden,  d.  h. 
die  blos.se  Thatsachc,  ohne  dass  es  darauf  ankommt,  ob  der  Versicherungsnehmer, 
der  Versicherte  selbst,  oder  ein  Zwischenl>eauft rauter,  oder  ein  Vertreter  des 
Versicherungsnehmers  bei  Abschluss  des  Vertrages  Kenntnis  von  der  Thatsachc 
hat.  Die  Abweichung  von  der  Fassung  des  mitgeteilten  $  2*2  des  allgemeinen 
Planes  ist  unverkennbar.  Dort  liebst  es:  Wer  Güter  versichern  lässt,  die  er  be- 
schädigt abladet  oder  die  ihm  als  beschädigt  zugesandt  wurden.  Im  Falle  des 
ij  "2*2  hat  also  der  Versicherte  Kenntnis  von  der  Beschädigung,  oder  wenn  er 
trotzdem  er  selbst  beschädigte  Güter  abladet,  kein  Kenntnis  hat,  hätte  er  solche 
Kenntnis*  haben  müssen:  wenn  ihm  aber  Güter  als  beschädigt  zugehen,  so  muss 
er,  da  die  Anzeigepliii-ht  sich  auch  auf  Nachrichten  erstreckt,  solches  anzeigen. 
Nach  der  Fassung  des  5;  49  A.  S.-V.-B.  genügt,  dass  von  irgend  jemand  Güter 
in  beschädigtem  Zustande  abgeladen  sind  oder  als  beschädigt  irgend  jemandem 
zugesandt  werden,  und  da-s  die  Versicherung  diese  Güter  zum  Gegenstande  hat. 
Ist  der  Versicherte  z.  B.  Käufer  einer  schwimmend  von  ihm  gekauften  Ware, 
i-i  r,  .,-hr  wohl  möglich,  da-s  er  keine  Kenntnis  hat. 
2  Die  Vcrsi.-bci-iini;  auf  solche  he-chädigten  (iiiler  ist  nicht  unwirksam, 
sie  soll  vielmehr  lic.-hritiil;!  wuk-nm  sein.  <(.  Ii.  sie  soll  gellen  »frei  von  Be- 
schädigung >.  Bezüglich  der  Bedeutung  dieser  Klausel  ist  auf  die  Ausführungen  in 
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diesem  Handwörterbuch :  Artikel  t  Beschädigung  und  Bruch »  zu  verweisen. 
AufdenCirad  di  r  Beschädigung  kommt  es  nur  in  soweit  an,  als  der  Versicherer 
für  einen  Schaden,  der  nicht  aus  einer  Beschädigung  entstanden  ist,  haftbar 
gemacht  werden  soll.  Davon  handelt  der  zweite  Absatz  des  £  49.  Dass  die 
Güter  bereits  bei  Abladung  beschädigt  waren,  hat  der  Versicherer,  der  wegen 
Verletzung  der  Anzeigcpflicht  nur  seine  geringere  Haftung  gellen  lassen  will, 
zu  beweisen. 

Haftet  also  der  Versicherer  nicht  für  einen  Schaden,  welcher  aus  einer  Be- 
schädigung entstanden  ist,  wohl  aber  für  jeden  Schaden,  Partial-  oder  Total- 
schaden, der  nicht  aus  einer  Beschädigung  entstanden  ist.  so  bedarf  doch  auch 
diese  Haftung  einer  genaueren  Bestimmung.  Der  Thalbestand  des  ersten  Absatzes 
lässt  die  Möglichkeit  zu.  dass  Abladung  und  Zusendung  der  beschädigten  Güter 
dem  Ahschluss  des  Versicherungsvertrages  zeitlich  vorangehen  oder  nachfolgen. 
Der  Zustand,  in  dem  sich  die  Güter  hei  Abschluss  des  Vertrages  befinden,  könnte 
also  nur  massgeblich  sein,  wenn  in  diesem  Zeitpunkt  die  Abladung  und  Zu  ■ 
sendung  bereits  erfolgt  ist,  nicht  aber  wenn  sie  erst  erfolgen  soll.  Aber  in  einem 
wie  in  dem  anderen  Kalle  soll  ja  grade  darum  die  verminderte  Haftung  des  Ver- 
sicherers eintreten,  weil  die  Güter  zur  Zeit  der  Abladung  und  Zusendung  be- 
reits beschädigt  waren.  Den  Versicherungswert  bildet  nach  Gesetz  Art  803  §  799 
und  A.  S.-V.-B.  5;  22,  wenn  nicht  eine  andere  Grundlage  für  die  Schätzung 
vereinbart  ist,  der  Wert,  den  die  Güter  am  Ort  und  zur  Zeil  der  Abladung  haben 
unter  Hinzurechnung  aller  Kosten  bis  an  Bord  einschliesslich  der  Versicherungs- 
kosten. Nur  in  dieser  Höhe  hat  der  Versicherte  ein  versiebet  bares  Interesse, 
das  er  nach  §  liV  A.  S.-V.-B.  darthun  müssle.  Der  etwaige  Wert  zur  Zeil  des 
Abschlusses  des  Vertrages,  wenn  dieser  der  Abladung  und  Zusendung  folgt, 
ist  gleichgültig:  denn  regelmässig,  soweit  nur  nicht  der  Versicherungsnehmer 
(und  wer  ihm  gleichsieht  i  Kenntnis  von  dem  bereits  erfolgten  Kintritt  des 
Schadens  hat,  haftet  der  Versicherer  auch  für  den  bereits  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses eingetretenen  Schaden :  im  vorliegenden  Fall  indess  nicht  für  den 
bereits  aus  einer  Beschädigung  entstandenen  Schaden. 

Dem  Versicherten,  der  einen  nicht  aus  einer  Beschädigung  entstandenen 
Schaden  ersetzt  verlangt,  wird  durch  Abs.  2  Salz  1  die  Verbindlichkeit  aufge- 
legt, dem  Versicherer  tluinlichst  Aufklärung  zu  verschaffen :  zu  diesem  Zwecke 
hat  er  die  ihm  zugekommenen  Nachrichten  vorzulegen:  hierin  würde  eine  Nach- 
holung des  bei  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  Versäumten  liegen.  Aber 
weiter  hat  er  auch  alle  ihm  zugänglichen  Nachweisungen  vorzulegen;  als  zu- 
gänglich müssen  solche  Nachweisungen  angesehen  werden,  die  er  sich  selbst 
erst  verschaffen  muss  und  auf  regelmässigem  Wege,  im  Wege  der  Korrespon- 
denz verschaffen  kann.  Nur  soweit  interessieren  indess  den  Versicherer  die 
Nachrichten  und  Nachweisungen,  als  aus  ihnen  auf  den  Grund  der  Beschädigung 
der  Guter,  d.  h.  im  Zeitpunkt  der  Abladung  und  der  Zusendung  geschlossen 
werden  kann.  Da  es  infolge  des  Verlustes  an  der  Möglichkeit  fehlt,  in  dem  für 
Partialschäden  an  Gütern  geregelten  Verfahren  den  Umfang  der  Beschädigung 
mit  grösslmöglicher  Genauigkeit  festzustellen,  so  lässl  sich  nur  nach  den  Grund- 
sätzen einer  billigen  Schätzung  der  Versicherungswert  der  beschädigten  Güter 
als  solcher,  im  Gegensatz  zu  dein  Versicherungswert ,  den  sie  ohne  vorgängige 
Beschädigung  gehabt  hüllen,  feststellen.  In  diesem  Sinne  wird  zu  Gunsten  des 
Versicherers  cm  den  Umstünden  entsprechender  Abzug  gemacht.  Ob,  wenn  der 
Versicherungswert  der  Güter  laxiert  war,  von  der  Taxe  ein  Abzug  zu  machen 
ist  oder  die  'laxe  gänzlich  unberücksichtigt  bleibt,  ergiebt  sich  zwar  aus  der 
Bestimmung  nicht  unmittelbar.  Da  indess  in  den  sonstigen  Fällen  —  vergl. 
$  133  Abs.  '*  und  G,  ^  135,  A.  S.-V.-B.  —  die  Taxe  neben  dem  Ver- 
sicherungswert ausdrücklich  erwähnl,  hier  aber  nicht  erwähnt  wild,  lässt  sich 
annehmen,  dass  die  laxe  für  den  Fall  des  Verlustes  beschädigt  abgeladener 
oder  zugesandten  Gülcr  nicht  massgebend  sein  soll.  Dafür  sprechen  auch  innere 
Gründe;  denn  es  ist  anzunehmen,  da><  der  Versicherer  in  Kenntnis  einer  Be- 
schädigung sich  auf  eine  Feststellung  des  Versicherungswertes   im  Wege  der 
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Vereinbarung  nicht  eingelassen  hätte,  sofern  der  Taxe  der  Wert  unbeschädigter 
Güter  hätte  zu  Grunde  gelegt  werden  sollen. 

Macht  nun  der  Versicherte  keinerlei  Angaben,  gleichviel,  ob  er  dazu  nicht 
Willens  oder  nicht  im  Stande  ist,  aus  denen  auf  den  Grad  der  Beschädigung 
geschlossen  werden  kann,  oder  gewähren  die  Angaben  keinen  genugenden  An- 
halt zu  einer  billigen,  den  Umständen  entsprechenden  Schätzung,  so  soll  der 
Versicherer  nur  die  Hälfte  zu  bezahlen  haben,  von  dem,  was  er  zu  bezahlen 
gehabt  haben  würde,  wenn  keine  Beschädigung  vorhanden  gewesen  wäre.  Dass 
der  Versicherer  in  allen  Fällen,  in  denen  der  Versicherte  die  Verbindlichkeit  hat, 
Nachrichten  und  Nachweisungen  vorzulegen,  gegenbeweislich  darthun  kann,  dass 
die  Beschädigung  in  höherem  Grade  vorhanden  war,  als  sich  aus  den  Vorlagen 
des  Versicherlen  ergiebt,  bedarf  keines  weiteren  Nachweises.  Aber  auch  in  dem 
Kalle,  dass  der  Versicherte  der  ihm  aufgelegten  Verbindlichkeit  gar  nicht  oder 
nicht  gehörig  nachkommt,  wird  dem  Versicherer  das  Recht  nachzuweisen, 
dass  die  Beschädigung  mehr  als  fünfzig  Prozent  betrug,  nicht  abgeschnitten 
werden  können.  Auch  hier  ist  an  dem  bei  Erörterung  des  §  103  A.  S.-V.-B. 
gewonnenen  Ergebnis  festzuhalten,  dass  jeder  Schadensersalzanspruch  fortfällt, 
wenn  die  Güter  in  dem  Zeitpunkt,  in  dein  der  ihren  Verlust  herbeiführende 
Unfall  eintrat,  bis  zur  völligen  Wertlosigkeit  beschädigt  waren. 

V.  Litteratur.  —  Voigt,  «Das  deutsche  See-Versichcrungsretht »,  Seite 
268,  269.  Dr.  Johannes  Burchard. 


Beschädigte  Güter,  deren  Behandlung 

Siehe :  «Güter-Nothhafen». 


Besichtigungs-Dokumente. 

Damit  der  Versicherte  Ersatz  eines  Schadens  fordern  kann,  bedarf  es  nach  dem 
Gesetz  (Art.  88(3.  §  882)  der  Mitteilung  einer  Schadensberechnung  (<  Dispache») 
an  den  Versicheier.  Die  A.  S.-V.-B.  §  142  erklären  sie  für  notwendig,  wenn  in 
Fällen  besonderer  Haverei  der  Versicherer  für  Partialschäden  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  soll,  während  sie  bei  Totalverlusten  in  der  Regel  von  einer 
förmlichen  Dispac  he  absehen.  Der  Dispache,  re*p.  der  Schadensberechnung,  muss 
der  Versicherte  genügende  Belege  beifügen,  um  darzulhun  1.  sein  Interesse; 
2.  dass  der  versicherte  Gegenstand  den  Gefahren  der  See  ausgesetzt  ist;  3.  den 
Unfall,  worauf  der  Anspruch  gestützt  wird;  \.  den  Schaden  und  dessen  Umfang. 
Bei  dem  Beweise  des  Schadens  ist  nach  A.  S.-V.-B.  £  144  Abs.  2  in  den  be- 
züglichen Fällen  den  Vorschriften  der  ^  127—133  A.  S.-V.-B.,  betreffend  Partial- 
schäden an  Schiffen  und  Gütern,  zu  genügen.  Als  genügende  Belege  sehen  das 
Gesetz,  Art.  888  §  884.  und  ebenso  A.  S.-V.-B.,  5;  146,  im  Allgemeinen  solche 
Belege  an,  die  im  Handelsverkehr,  namentlich  wegen  der  Schwierigkeit  der  Be- 
schaffung anderer  Uewei.se  nicht  beanstandet  zu  werden  pflegen.  Hierzu  werden 
insbesondere,  soweit  es  sich  um  den  Nachweis  des  Schadens  und  dessen  Umfangs 
handelt,  gezählt  die  in  Beziehung  auf  ihre  Form  den  Gesetzen  oder  Gebräuchen 
des  Orts  des  Schadensermitlelung  entsprechenden  Besichtigung*-,  Abschätzungs- 
und Versleigerungsurkunden,  sowie  die  Kostenanschläge  der  Sachverständigen, 
ferner  die  quittirlen  Rechnungen  über  die  ausgeführten  Ausbesserungen  und 
andere  Ouittungen  über  geleistete  Zahlungen.  Das  Gesetz  fügt  hinzu,  dass  in 
Ansehung  eines  teilweisen  Schadens  am  Schiffe  die  Besichtigung*-  und  Ab- 
sfhiitzung-urkunden  sowie  die  Kostenanschläge  nur  dann  genügen,  wenn  die 
etwaigen  Schäden,  die  sich  auf  Abnutzung.  Alter.  Fäulnis  oder  Wurmfrass  gründen, 
gehörig  ausgeschieden  sind,  und  wenn  zugleich,  soweit  es  ausführbar  war,  solche 
Sachverständige  zugezogen  worden  sind,  die  entweder  ein  für  allemal  obrigkeitlich 
bestellt  oder  von  dem  Ori-gcricht  oder  dem  deutschen  Konsul  und,  in  deren 
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Ermangelung  oder  sofern  deren  Mitwirkung  sich  nicht  erlangen  liess,  von  einer 
anderen  Behörde  besonders  ernannt  waren.  Die  A.  S.-V.-B.  beschränken  .sich 
auf  den  Zusatz,  das»  in  Ansehung  eines  partialen  Schadens  am  Schiff  den  Vor- 
schriften der  S§  1*27— 130,  an  Gütern  denjenigen  des  g  1;$3  zu  genügen  ist. 

Bezüglich  der  eben  genannten  Vorschriften  des  $  133  ist  auf  den  Artikel 
«Beschädigte  Güter,  deren  Behandlung»  zu  verweisen.  Vergl.  auch  die  dort 
aufgeführten  Vorschriften  der  Bremer  See- Versicherungs- Bedingungen  S  0!».  Be- 
züglich der  den  partialen  Schaden  am  Schiff  betreffenden  Besichtigungs-Dokumente 
vergl.  Artikel:  Partialschaden  am  Schiff. 

Dr  Johannes  Burchard. 


Besichtigungskosten. 

Als  dem  Versicherer  zur  Last  fallend  nennt  das  Gesetz  (A.  I).  H.-G.-B.  und 
H.-G.-H.  von  1807)  in  Art.  838,  §  834,  Nr.  4: 

Die  zur  Krmittelung  und  Feststellung  des  dem  Versicherer  zur  Last  fallenden 
Schadens  erforderlichen  Kosten,  insbesondere  der  Kosten  der  Besichtigung,  der 
Abschätzung,  des  Verkaufs  und  der  Anfertigung  der  Dispache. 

Die  hier  genannten  Kosten  werden  dann  ferner  erwähnt  in  Art.  854  §  850 
und  zwar  dahin,  dass,  wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel  «für  behaltene  An- 
kunft» abgeschlossen  ist,  der  Versicherer  in  keinem  Kalle  die  in  Art.  838  §831 
erwähnte  Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten  zu  tragen  hat.  —  Vergl.  Artikel 
«  Behaltene  Ankunft » . 

ist  dagegen  der  Vertrag  mit  der  Klausel  «frei  von  Beschädigung  (Bruch)» 
mit  oder  ohne  Zusatz  *  ausser  im  Slrandungsfall »  abgeschlossen,  so  haftet  der 
Versicherer  nach  Art.  855  §  851  Abs.  3,  wenn  der  Schaden  nicht  aus  einer 
Beschädigung  besteht,  wie  bei  einem  ohne  die  Klausel  abgeschlossenen  Vertrage 
für  die  in  Art.  838  {?  834  Nr.  4  erwähnten  Beiträge,  Aufopferungen  und  Kosten. 
—  Vergl.  Artikel  «  Beschädigung  und  Bruch  ».  Während  nach  gesetzlicher  Vor- 
schrift des  Art.  844  §  840  Abs.  1  der  Versicherer  für  den  Schaden  nur  bis  zur 
Höhe  der  Versicherungssumme  haftet,  hat  er  doch  nach  Absatz  2  die  im  Ar- 
tikel 838  $  8*34  Xr.  3  erwähnten  zur  Rettung,  sowie  zur  Abwendung  grösserer 
Nachteile  notwendig  oder  zweckmässig  aufgewendeten  Kosten,  sowie  die  in 
Nr.  4  erwähnten  Kosten  vollständig  zu  erstatten,  wenn  gleich  die  hiernach  im 
Ganzen  zu  zahlende  Vergütung  die  Versicherungssumme  übersteigt. 

Uber  Besichtigungskosten  bestimmen  die  A.  S.-V.-B.  in  §  60  Abs.  3.  Der 
Versicherer  hat  lerner  zu  tragen  :  die  zur  Ermittelung  und  Feststellung  des  ihn 
treffenden  Schadens  erforderlichen  Kosten,  insbesondere  die  Kosten  der  Besich- 
tigung, der  Abschätzung  und  des  Verkaufs;  bei  Güterversicherungen  jedoch  die 
Kosten  der  Besichtigung  und  Abschätzung  nur  zur  Hälfte  Ks  wird  also 
zwischen  Gasco-  und  Güterversicherungen  ein  Unterschied  gemacht.  Den  bezüg- 
lichen gesetzlichen  Vorschriften  in  Art.  854  $5  850.  Art.  855  5$  851,  Art.  844 
§  8-4«  entsprechen  die  Vorschriften  der  A.  S.-V.-B.  §  102  Abs.  3,  $  103  Abs.  2, 
§  02  Abs.  1  und  2,  doch  wohl  bemerkt,  mit  dem  bei  Güterversicherungen  her- 
vorgehobenen Unterschied. 

Ferner  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  auch  bei  dem  Verkaufe  beschä- 
digter Güter  am  Bestimmungsorte  nach  dein  Gesetz.  Artikel  870  §  875  Abs.  3. 
der  Versicherer  die  Besichtigung*-,  Abschätzung*-  und  Verkaufskosten  zu  tragen 
hat,  und  nach  A.  S.-V.-B.  S  133  Abs  5  indessen  zwar  die  Verkaufskoslen  ganz, 
die  Besichtigung*-,  Abschätzung*-  und  Dispachekosten  von  Versicherer  nur  zur 
Hälfte  gezahlt  werden.  (Vergl.  Artikel  «Beschädigte  Güter,  deren  Behandlung».) 

Endlich  erwähnen  auch  die  Bremischen  See-Versicherungsbedingungen  in 
59  a  E.  und  £  01  Abs.  I  a.  E  sowohl  bei  den  Bestimmungen  betreffend  den 
partiellen  Schaden  am  Schiff,  wie  bei  der  Iteslimmung  über  die  beschädigt  am 
liestimiiiiingsorle  angekommene  Ware,  die  genannten  Kosten  legen  sie  aber  ab- 
weichend von  den  A.  S.-V.-B.  in  beiden  Fällen  dem  Versicherer  ganz  auf. 
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Der  Revidierte  Allgemeine  Plan  hamburgischer  See- Versicherungen  9C) 
liess  im  Falle  des  Verkaufs  der  beschädigten  Güter  im  Bestimmungshafen  den 
Versicherer  die  Besichligungs-  und  Dispachekosten  ganz  bezahlen.  Es  bildete 
sich  zwar  die  Praxis  bei  dein  Dispacheur  aus,  diese  Kosten  sowohl  dem  Ver- 
sicherer, wie  auch  dem  Versicherten  je  zur  Hälfte  in  Rechnung  zu  stellen ; 
jedoch  haben  gegenüber  einer  Berufung  auf  ein  dadurch  entstandenes,  die  Vor- 
schrift des  Allgemeinen  Plans  abändernden  Gewohnheitsrecht  die  Gerichte  aus- 
gesprochen :  Gegen  die  Vorschriften  der  als  Vertragsbedingungen  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  anzusehenden  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Plans  sei  die  Bildung 
eines  abweichenden  Gewohnheitsrechts  undenkbar. 

Die  Haftung  des  Versicherers  für  die  entsprechende  Hälfte  der  Kosten  tritt 
auch  in  dem  Falle  ein,  wenn  Besichtigung  (und  Verkauf)  deshalb  notwendig  ist, 
um  festzustellen,  ob  die  gesetzliche  oder  vertragsmässige  Franchise  überschritten 
ist  oder  nicht.  —  Vergl.  Artikel  »Beschädigte  Guter,  deren  Behandlung:  Judikatur: 
Dose  gegen  Levy ».) 

Dr.  Johannes  Burchard. 


Besitzwechsel 

Siehe:  .Allgemeine  Versicherungs-Bedingungen.,  * Verwirkungselausel» . 

Besteuerung 

Siehe :  « Steuer- Veranlagung  > . 

Bestimmungshafen,  -Ort 

Siehe:  «See- Versicherung»,  «Reise». 

Betriebskrankenkassen 

Siehe :  « Krankenkassen » . 


Betriebsunfall. 

Inhalt:  I.  Unfallbegriff.  -  II.  Begriff  des  Betriebsunfalls.  —  III.  Kinlluss  mit- 
wirkender 1' isachen.  «)  Höhere  Gewalt:  b)  Kigncs  Verschulden;  c)  Ver- 
letzungen durch  Dritte:  </>  Körperliche  Disposition:  <')  Betriebsunfall  und 
Betriebsthiiligkeil;  /')  Betricbslhätigkeil  und  Nebenverrichtungen.  —  IV.  Aus- 
dehnung des  Begriffs.       V.  I.itlcratur. 

I.  Unfallbegriff.  -  Unfall  im  Sinne  des  Versiehcrungsreehls  ist  die 
körperschädigende,  plötzliche,  von  dem  Betreffenden  nicht  gewollte  Einwirkung 
eines  äusseren  Thatbcstandcs  auf  i'inen  Menschen :  diese,  von  Rosin  aufgestellte 
Delinilion,  dessen  Arbeilen  über  den  Betriebsunfall  für  Theorie  und  Praxis  des 
privaten  und  öffentlichen  I infall-Versicheriingsrechts  von  grosser  Wichtigkeit  ge- 
worden sind,  enthält  alle  bcgrifllichcn  Momente,  die  hierbei  in  Betracht  kommen, 
sie  deckt  sich  zwar  nicht  vollständig  aber  doch  in  der  Hauptsache  mit  der  Auf- 
fassung, welche  in  Frankreich  bezüiilich  de.>  Begriffs  «Aecident»  als  die  herr- 
schende tiezeichnet  werden  kann.  Nach  der  Doktrin  ist  unter  dem  aecident  zu 
verstehen  un  evenement  iniprevu.  •  jiii.  produü  par  une  cause  fortuite.  extericurc« 
violente  et  involontaire,  o,  <  a-mniic  des  blexsures  nu  la  niort  aux  personn  es  tpii 
cn  sont  victiincs.  011  atJiene  hi  delci  ioralion  mi  ht  perle  des  choses  mi'il  atteinl. 
Die  weitergehende  Bedeutung,  wci.-he  mu  h   dieser  Dclinitioli  der  Unfallbegriff 
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auch  insoweit  h;il,  als  er  sich  auf  die  zufällige  Zerstörung  oder  Verschlechterung 
einer  Sache  bezieht,  bleibt  hier  ausserhalb  dei  Betrachtung,  weil  dieselbe,  trotz- 
dein  in  versicherungsrecht lieber  und  versicherungsteehnischer  Hinsicht  von  Be- 
deutung, weder  mit  der  privaten  noch  mit  der  öffentlichen  Unfall-Versicherung 
in  Beziehung  steht  und  jedenfalls  für  die  Erfassung  des  Betriebsunfall  im  tech- 
nischen Sinne  durchaus  gleichgültig  erscheint.  I)ie  körperschädigende  Wirkung 
des  als  Unfall  bezeichneten  Ereignisses  —  Körperverletzung.  Tod  —  ist  die 
Folge  des  Unfalls  und  nicht  mit  diesem  identisch,  welcher  vielmehr  die  Ursache 
dieser  pathologischen  Kffckte  ist.  Diese  nicht  durchaus  unbestrittene  und  auch 
in  früheren  Entscheidungen  des  Beichsvcrsichcrungsarnts  nicht  durchaus  konse- 
quent durchgeführte  Auffassung  muss  zur  Abgrenzung  des  Gebietes  des  Unfalls 
und  des  Betriebsunfalls  von  andern  Gebieten,  insbesondere  dem  der  Betriebs- 
und Gewerbekrankheiten  schart  betont  werden.  Welcher  Art  der  äussere  That- 
besland  ist,  dessen  Einwirkungen  auf  den  Menschen  in  körperschädigender  Weise 
zu  Tage  treten,  ist  gleichgültig.  Der  Unfallbegriff  erleidet  keine  Abschwächung, 
wenn  die  äussere  Einwirkung  in  der  strafbaren  Handlung  eines  Dritten  besieht; 
dieselbe  steht  der  Einwirkung  durch  ein  elementares  Ereignis  vollständig  gleich. 
Ebensowenig  macht  es  einen  Unterschied,  ob  die  Einwirkung  eine  mechanische, 
dynamische  oder  eine  rein  psychische  ist.  Auch  dann  ist  der  Thatbesland  des 
Unfalls  gegeben,  wenn  der  in  einem  brennenden  Hause  belindliche  Versicherte 
durch  die  Furcht  vor  dem  Feuer  sich  derart  aufregt,  dass  er  seinen  Verstand 
verliert  und  es  wäre  eine  am  Buchstaben  haftende  Auslegung,  wollte  man  den 
bestehenden  Unfallversicherungsvertrag  nicht  hierauf  anwenden.  Wesentlich  ist 
dagegen  für  den  Begriff  das  Moment  des  Plötzlichen,  Momentanen,  fortuit 
im  Sinne  des  französischen  Begrilfs:  dasselbe  steht  im  Gegensatz  zu  dem  Moment 
der  längern  Einwirkung  und  bildet  das  Hauptkriterium  zur  Auseinander- 
haltung  von  Unfall  und  Betriebskrankheit.  Das  We.-en  der  Betriebs-,  Berufs- 
oder Gewerbekrankheil  besteht  in  der  allmählichen  Affektion  des  Körpers  und 
der  Gesundheit  als  Folge  einer  längeren  Beschäftigung  in  einem  Betriebe:  teil- 
weise sind  diese  Affektionen  mit  der  Beschäftigimg  in  dem  betreffenden  Betriebe 
steh«  verbunden,  so  dass  Jeder,  welcher  Beschäftigung  in  dem  bei  reffenden  Be- 
triebe annimmt,  mit  der  Eventualität  oder  Wahrscheinlichkeit  des  Eintritts  der- 
selben rechnen  muss.  teilweise  lassen  sie  sich  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grude 
durch  Vorsiehfs-  und  Vorbeugungsmassregeln  verhüten.  Dieser  Unterschied 
zwischen  Bclricbskrankheiten  im  engern  und  im  weitern  Sinne,  welcher  für  die 
Anwendung  der  /ivilrechilichen  Vorschriften  über  Haftpflicht  des  Arbeitgebers 
und  Dienstherrn  von  erheblicher  Bedeutung  ist,  kommt  bei  der  Abgrenzung 
gegenüber  dem  Unfall  nicht  in  Betracht.  Zu  denjenigen  Betriebskrankheiten, 
welchen  die  Rechtsprechung  des  Hciehsvcr>ichcrungsamts  den  Unfallcharakter 
abgesprochen  hat,  gehören  insbesondere:  Uliosphornekrose,  welche  den  Höhe- 
punkt einer  chronischen  Erkrankung  in  Folge  dauernder  Einwirkung  von  Uhosphor- 
dämpfen  ist:  Tremor  mereurialis,  die  bei  längerer  Beschäftigung  in  Quecksilber- 
Sp legeil »elcganst alten  auftretende  chronische  Oueeksilbcrvergiftung,  Bleivergiftung 
als  Kolge  der  Beschäftigung  in  Bleihüllen  und  Bleiweissfabriken,  Uungcnkranklieit 
als  Folg«-  des  hifiatmchs  von  Actzkali  und  von  pliosphorhaltigem  Thomasschlackcn- 
staub.  Bezüglich  des  letzlern  Kalles  ist  es  nach  Ansicht  des  Btüchsversiclierungs- 
amts  gleichgültig,  ob  die  gegen  die  Einatmung  von  Staub  vorhandenen  Ein- 
richtungen und  Schutzvorrichtungen  von  dem  betreffenden  Arbeiter  nicht  benutzt 
werden  konnten,  und  ob  die  Staubentwicklung  an  der  betreffenden  Arbeitsstelle 
eine  besonders  reichliche  war.  Als  Betriebskrankheiten  wurden  ferner  betrachtet: 
ein  Augenleiden  verursacht  durch  lange  Beschäftigung  in  einem  sehr  heissen 
Arbeit.-saal,  Geisteskrankheit  infolge  von  Gehirnerweichung,  welche  letztere  auf 
die  jahrelange  Beschäftigung  eines  Schmelzarbeiters  an  dem  Schmelzofen  zurück- 
zuführen war.  Gesn'lit.-Iähmiing.  verursacht  durch  den  scharfen  Wind  und  Zug. 
welchem  ein  beim  Brückenbau  Ihäliger  Arbeiter  ausgesetzt  war,  Lungenentzündung, 
veranlasst  durch  die  Zugluft  des  an  dem  Dampfkessel  thätigen  Arbeiters  u.  dgl. 
mehr.    In  allen  diesen  Kälten  beruht  der  pathologische  Flickt  nicht  auf  einer 
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plötzlichen,  momcnlanen,  sondern  auf  einer  längern  Einwirkung,  und  es 
kann  daher  von  einem  Unfall  im  technischen  Sinne  nicht  gesprochen  werden. 
Aus  dem  Gesagten  darf  jedoch  nicht  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  auch 
dann  ein  Unfall  nicht  vorliege,  wenn  der  äussere  Thatbestand,  von  welchem 
die  Einwirkung  ausgeht,  eine  längere  Zeit  mnfasst:  das  Gegenteil  ist  der  Fall; 
der  Unfallbegriff  ist  auch  dann  gegeben,  wenn  der  äussere  Thatbestand, 
von  welchem  die  Einwirkung  ausgeht,  nicht  den  Charakter  des  Momentanen 
hat,  sofern  nur  der  Einwirkung  diese  Eigenschaft  eigen  ist.  Demgemäss  ist  die 
Frage  zu  beantworten,  ob  der  durch  Hitzschlag  (Sonnenstich)  herbeigeführte 
Tod  als  die  Folge  eines  Unfalls  anzusehen  ist.  Dieselbe  ist  zu  bejahen,  trotzdem 
die  medizinische  Auffassung  in  demselben  lediglich  das  Ergebnis  einer  längern 
Einwirkung  der  Temperatureinflüsse  erblickt,  denn  die  Einwirkung  ist  immer 
noch  eine  plötzliche;  chronisch  ist  nur  der  äussere  Thatbestand,  nämlich  die 
Existenz  der  Temperatureinflüsse.  Mit  Rücksicht  hierauf  wird  der  Hitzschlag 
auch  von  den  obersten  Gerichtshöfen  der  meisten  Länder  als  Unfall  aufgefasst, 
es  sei  denn,  dass  die  Versicherungsbedingungen  der  in  Frage  kommenden  Gesell- 
schaft ausdrücklich  bestimmen,  dass  derselbe  von  den  Unfällen  im  Sinne  des 
Versicherungsvertrags  ausgeschlossen  sein  soll.  Die  Unfallversicherungsgesell- 
«chaften  haben  vielfach  von  der  Möglichkeit  dieses  Ausschlusses  Gebrauch  ge- 
macht und  zwar  nicht  nur  bei  dem  Hitzschlag,  sondern  auch  bei  andern  Tempe- 
ratur- und  klimatischen  Einflüssen,  so  z.  B.  bei  Erfrieren,  Erkältung.  Vgl.  den 
Artikel  Unfallversicherung  und  Fuld,  Ist  der  Hitzschlag  ein  Unfall,  Zeitschrift  für 
Versicherungsrccht,  Bd.  I,  S.  38  u.  fgde.  Für  das  Gebiet  der  öffentlich-recht- 
lichen Unfallversicherung  besteht  kein  Zweifel,  dass  diese  Ereignisse  als  Unfälle 
anzusehen  sind  und  demgemäss,  wenn  sie  sich  im  Betriebe  ereignen,  zu  den 
Betriebsunfällen  gehören. 

Im  Sinne  des  Vorsieherungsrechts  ist  das  vorsätzlich  herbeigeführte 
körperschädigende  Ereignis  kein  Unfall,  während  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch 
in  Deutschland  nicht  so  scharf  unterscheidet.  Es  kommt  dabei  nicht  darauf  an, 
oh  der  Vorsatz  sich  nur  auf  das  Ereignis  oder  auch  auf  die  körperschädigende  Ein- 
wirkung bezog;  derjenige,  welcher  eine  Explosion  verursacht,  erleidet  keinen 
Unfall,  auch  wenn  er  die  von  ihm  erlittene  Verletzung  nicht  gewollt  hat;  dies 
ist  allerdings  nicht  unbestritten:  Rosin.  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Bd.  III, 
S.  :M7,  verneint  zwar  in  diesem  Falle  das  Vorhandensein  eines  Betriebsunfalls, 
nimmt  aber  einen  Unfall  an. 

II.  Begriff  des  Betriebsunfalls.  Betriebsunfall  ist  der  bei  dem 
Betriebe  sich  ereignende  Unfall-  —  Nach  i;  1  des  Unfall-Versicherungs-Gesetzes 
vom  0.  Juli  1884  werden  die  daselbst  bezeichneten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten 
gegen  die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  ver- 
sichert. Diese  Formel  findet  sich  auch  in  den  übrigen  Unfall-Versicherungs- 
Gesetzen  vor.  Der  Begriff  des  Betriebsunfalls  ist  daher  der  grundlegende  und 
wichtigste  für  die  ganze  Unfallversicherung,  von  seiner  Erfassung  und  Tragweite 
hängt  die  ((tatsächliche  Bedeutung  der  praktischen  Wirksamkeit  dieser  Versiche- 
rung wesentlich  ab.  Nicht  jeder  Unfall  ist  Betriebsunfall,  sondern  nur  derjenige, 
welcher  mit  dem  Betriebe  in  einem  ursächlichen  Zusammenhang  steht. 
Zweifel  bestehen  darüber,  ob  dieser  Kausalzusammenhang  dahin  zu  verstehen  ist, 
dass  der  Unfall  mit  den  besondern  G  efahren  des  betreffenden  Betriebs  in  ursach- 
lichem Verhältnis  stehen  rnuss.  mit  andern  Worten,  dass  der  Verletzte  durch  »eine 
Berufsbeschäftigung dem  Unfall  in  einem  das  Risiko  des  gewöhnlichen  Lebens 
übersteigenden  Masse  ausgesetzt  ist,  oder  aber  genügt,  wenn  nur  dieses 
Misiko  im  konkreten  Kalle  vorhanden  war?  Der  Hauptvertreter  der  ersten  Auf- 
fassung ist  Hosin;  die  Bcchtspreehung  des  Reichs- Versicherungs-Amts,  welche 
in  den  ersten  Jahren  der  Thütii.'keil  des  Amtes  das  Erfordernis  der  Kausalität 
zwischen  der  besondern  Ret  riebsge  f  a  h  r  und  dem  Unfall  nicht  berücksichtigte, 
hat  sich  mehr  und  mehr  der  Bosni  schen  Anschauung  zugeneigt,  welche  auch  in 
der  Doktrin  als  die  herrschende  bezeichnet  werden  kann.  Auch  der  Verfasser 
dieser  Austiihnmiicn.  welcher  früher  dem  Standpunkt  Rosins  entgegengetreten 
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ist,  hat  im  Lauf«  (Irr  Jahre  und  unter  dem  Hindus«  der  Rechtsprechung  des 
Reichs-Vcrsicheiungs-Amls,  sowie  einer  erneuten  Prüfung  des  Materials  seine 
Stellung  modifiziert. 

Ks  kann  auch  heute  noch  nicht  zugegeben  werden,  das*  der  Schluss, 
welchen  man  aus  dem  Parallelismus  zwischen  den  Bestimmungen  des  Reichs- 
haftpflichtgesetzes und  des  Unfallversicherungsgesetzes  gezogen  hat,  für  die 
Frage  von  entscheidender  Bedeutung  ist.  trotzdem  die  Zulässigkeil  einer  Ver- 
wertbarkeit des  ersteren  hei  der  Auslegung  des  letzteren  innerhalb  gewisser 
Grenzen  nicht  bestritten  werden  soll.  Dagegen  ergiebl  sich  allerdings  aus  der 
Entstehungsgeschichte,  des  Unfallgeselzes  von  iSKi,  das»  man  alle  Unfälle 
unter  die  Fürsorgepflicht  stellen  wollte,  welche  mit  der  besondern  Gefährlich- 
keit des  Betriebs  ursächlich  zusammenhängen;  die  Unfallgefahr  des  gewöhn- 
lichen Lebens,  die  gemeine  Unfallgefahr,  ist  zu  der  Be IriebsunfaW- 
gefahr  in  Gegensatz  gestellt  worden,  und  wenn  es  auch  nach  wie  vor  als 
zweifelhaft  bezeichnet  werden  muss,  ob  diese  gesetzgeberische  Erwägung  einen 
unzweideutigen  Ausdruck  in  pos  1 1  i  v  rech  t  lieber  Form  gefunden  hat  und 
ob  beide  Faktoren  der  Reichsgesetzgebung  sich  dieselbe  zu  eigen  gemacht  haben, 
so  kann  doch  das  Gewicht  dieses  Arguments  dann  nicht  verkannt  werden,  wenn 
man  erwägt,  dass  auch  in  andern  Ländern  die  Gesetzgebung  sich  nur  mit  den 
durch  die  besondere  Betriebsgefahr  verursachten  Unfällen  beschäftigt  hat. 

Dies  gilt  vor  Allem  von  Frankreich,  wo  seit  der  Inangriffnahme  der  auf 
die  haftpflichtrechtlichen  Bestimmungen  des  Gode  civil  bezüglichen  Reform  die 
Theorie  des  risque  professionnel  ausgebildet  wurde,  die  schliesslich,  trotz 
aller  gegen  sie  gerichteten  Angriffe  Aufnahme  in  das  Unfallversicherungsgesetz 
von  185)8  fand.  Diese  Theorie  geht  von  der  Krwägung  aus,  dass  die  Arbeiter 
durch  den  Beruf  den  sie  ausüben,  das  dabei  verwendete  Material,  die  Einrichtungen 
in  den  Fabriken,  die  Maschinen-  und  Motoren-Gefahren  ausgesetzt  sind,  von  welchen 
man  früher,  wo  einfachere  Werkzeuge  und  Betriebsmittel  verwendet  wurden, 
keine  Kenntnis  hatte.  Der  technische  und  wissenschaftliche  Fortschritt  hat 
dazu  geführt,  die  Arbeiter  ohne  ihre  Schuld  mit  speziellen  und  fort- 
währenden Risi ken  zu  belasten,  die  dem  Unternehmer  zum  Vorteil  gereichen. 
Ks  ist  datier  nur  billig  und  gerecht,  dass  letztere  die  pekuniären  Folgen  dieser 
Risiken  als  Kosten  der  Unternehmung  betrachten,  das  Gesetz  macht  sie  verant- 
wortlich für  ihre  Einrichtungen  und  sie  haften  demnach  für  die  mit  diesen  ver- 
bundenen Risiken  und  die  daraus  für  die  Arbeiter  sich  ergebenden  Gefahren  in 
demselben  Masse,  wie  für  ihr  eigenes  und  ihrer  Angestellten  Verschulden.  Der 
Arbeitgeber  haftet,  für  das  risijuc.  professionnel,  ohne  dass  es  von  Seiten  des 
Arbeiters  irgend  eines  Nachweises  der  ihn  treffenden  Verschuldung  bedarf, 
lediglich  vermöge  des  Unistandes,  das  der  Arbeiter  infolge  seiner  Betriebs- 
thätigkeit  eine  körperliche  Verletzung  erlitt  oder  getödtet  wurde.  Le  risque  pro- 
fessionnel, sagte  der  Deputierte  Tolain  in  der  Deputiertenkammer,  c'est  la 
cause  de  danger  permanente,  independante  des  mesures  de  seeurite  qui  peuvent 
etre  prises  et  qui  tiennent  de  la  nalure  meme  de  l'industrie  qui  s'y  exerce  ou 
la  somme  des  accidents  qui  surviennent  falalemcnl  dans  une  profession  quel- 
eonque,  independamment  de  la  faute  des  hommes,  ouvriers  ou  patrons*.  Zunächst 
wurde  die  Anwendung  dieser  Theorie  nur  für  die  sogenannten  gefährlichen  In- 
dustrien verlangt,  im  Laufe  der  Entwicklung,  die  hierbei  eine  ziemlich  rasche 
war,  gab  man  aber  bald  diese  Beschränkung  auf  und  wandle  die  neue  Lehre 
auf  die  gesamte  Industrie  an,  was  vom  sozialpolitischen  Gesichtspunkte  auch 
durchaas  zutreffend  ist,  da  in  jedem  Industriezweig  eine  gewisse  Berufsgefahr 
vorhanden  ist.  Wie  wenig  man  si«  h  aber  in  den  noch  auf  dem  Boden  der 
privalrechtlichen  Anschauungen  stehenden  Kreisen  des  französischen  Barreaus 
und  der  französischen  Magistratur  mit  dieser  Theorie  zu  befreunden  vermag, 
kann  aus  der  folgenden  Auslassung  eines  hervorragenden  französischen  Advokaten, 
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Huberl- Valleroux,  entnommen  werden,  welcher  der  Materie  der  Unfallver- 
sicherung verschiedene  wei  l  volle  Arbeiten  gewidmet  hat  ;  derselbe  sagte:  «  Dccider 
qu'une  indemnite  est  due  par  les  chefs  dindustrie,  non  parce  qu'ils  ont  pris  un 
engagement  —  il  n'y  en  a  pas  eu  —  ni  parce  qu'ils  ont  commis  une  faule  —  on 
ne  cherche  pas  <jui  est  eoupable,  mais  seulement  parce  qu'ils  sont  patrons,  c'esl- 
ä-dire  supposses  riches.  e'est  introduire  dans  nos  lois  cetle  nouvelle  regle  qu'une 
Obligation  peut  venir  non  pas  seulement  d"un  contrat,  d'un  delit  ou  quasi-dclit, 
mais  eneore  de  la  qualite  de  la  personne,  de  ee  qu'ello  est  ä  l'aise  ou  presumee 
l'etre.  On  voit  de  suile  quel  parti  les  socialistcs  peuvent  tirer  d*une  pareille 
regle  une  fois  eerite  dans  la  loi  >*.  Es  handelte  sich  also  auch  in  Frankreich, 
dies  geht  auch  aus  dem  soeben  angeführten  Salze,  trotz  der  in  ihm  enthaltenen 
einseitigen  und  schiefen  grundsätzlichen  Stellungnahme  zu  der  Unfallfürsorge 
deutlich  hervor,  lediglich  um  die  Sicherung  gegen  die  Unfälle,  welche  durch  die 
besondere  Bet  r iebsgefahr  hervorgerufen  werden.  Da  nun  auch  die  Öster- 
reich ische  Gesetzgebung  sich  ebenfalls  lediglich  mit  diesen  Unfällen  beschäftigt 
hat,  so  erhält  die  Anschauung,  welche  den  Degriff  des  Betriebsunfalls  mit  der 
be.sondern  Belriebsgefahr  in  ursachlichen  Zusammenhang  bringt,  eine  nicht  zu 
verkennende  Stärkung,  wenn  auch  andererseits  selbstverständlich  die  ausländische 
Gesetzgebung  als  Auslegungsquelle  einer  Vorschrift  der  inländischen  Gesetzgebung 
nur  sehr  bedingt  und  sehr  vorsichtig  verwertet  werden  kann.  Bemerkenswert 
ist  gegenüber  der  Erstreekung  der  Theorie  vom  risque  professionnel  auf  die  In- 
dustrie überhaupt,  dass  nach  >;  1  Absatz  7  des  Unfallgesetzes  von  1884  für  solche 
an  sich  unter  die  Vorschrift  des  4;  1  fallende  Betriebe,  welche  mit  Unfallgefahr 
für  die  darin  beschäftigten  Personen  nicht  verknüpft  sind,  durch  Beschluss  des 
Bundesrats  die  Versicherungspflichl  ausgeschlossen  werden  kann.  Der  Grund- 
gedanke dieser  Bestimmung  lässt  sich  dahin  präzisieren,  dass  es  industrielle  Be- 
triebe giebt,  in  welchen  ein  das  gewöhnliche  Unfallrisiko  übersteigendes  Bisiko 
nicht  vorhanden  ist.  in  welchen  daher  auch  die  Annahme  einer  besondern 
Betriebsgefahr  negiert  werden  uiuss.  Die  in  denselben  vorkommenden  Unfälle 
beruhen  auf  einer  Gefahr,  die  nicht  erheblicher  ist,  als  im  gewöhnlichen  Leben 
und  im  täglichen  Verkehr ;  mit  ihnen  braucht  sich  nach  Auffassung  des  Gesetzes 
die  Sondergesetzgebung  zum  Schutze  der  Arbeiter  nicht  zu  befassen.  Ob  diese 
Auffassung  richtig  ist.  dürfte  recht  fraglich  sein,  namentlich  im  Hinblick  darauf, 
dass  die  fortschreitende  Einführung  von  Kleinmaschinen  und  Motoren  in  die  nicht 
fabrikmässig  betriebene  Industrie  wie  in  das  Handwerk  doch  die  Betriebsgefahr 
ganz  wesentlich  gesteigert  hat.  Die  Unfallstatistik  gestattet  hierüber  kaum  noch 
einen  Zweifel  und  es  dürfte  daher  bei  der  Bevision  des  Unfall -Gesetzes  sehr  zu 
erwägen  sein,  ob  sich  nicht  die  Streichung  dieser  Vorschrift  empfiehlt,  deren 
praktische  Tragweite  übrigens  nur  recht  unerheblich  ist. 

Auf  dein  linden  der  voranstellenden  Erörterungen  ergiebt  sich,  dass  als 
Ursache  des  Betriebsunfalls  eine  über  die  Unfallgefahr  des  täglichen 
Lebens  hinausgehend«!  Gefährlichkeil  des  Betriebs  zu  bezeichnen 
ist.  Daraus  darf  aber  nicht  gefolgert  werden,  dass  der  Infall  mit  den  spezitisch 
gefährlichen  Betriehsanlagen  des  Betriebs  in  Zusammenhang  stehen  müsse: 
das  Gegenteil  ist  der  Fall:  die  erhöhte  Unfallgefahr  ist  dem  ganzen  Betriebe 
eigen,  nicht  nur  den  zum  technischen  und  mechanischen  Teile  desselben  ge- 
hörigen Vorrichtungen,  sie  kann  sich  auch  noch  über  das  räumliche  Gebiet  des 
Betriebs  hinaus  erstrecken,  nämlich  dann,  wenn  die  Berufstätigkeit  des  Ver- 
sicherten sich  ausserhalb  des  Baumgebietes  des  Betriebs  fortsetzt  und  hierbei 
das  Unfallrisiko  ein  höheres  ist,  als  im  gewöhnlichen  Leben.  Daraus  ergiebt  sich, 
dass  der  Kreis  der  Betriebsunfälle  sich  mit  dem  Kreis  der  Unfälle  beim 
Betriebe  nicht  vollständig  deckt,  sondern  wesentlich  über  diesen  hinausgeht. 
Im  Einzelnen  bietet  die  Feststellung  des  Moments  der  besondern  Betriebsgefahr 
gewisse  nicht  zu  unterschätzende  Schwierigkeiten  und  dass  hierbei  auch  dem 


*  Ittilleiio  de  la  sociale  de  legislation  comparce  1890,  n°  2,  p,  126. 
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Subjektivismus  ein  weiter  Spielraum  {.«einten  ist,  hat  die  bisherige  Rechtsprechung 
der  Schiedsgerichte  und  auch  des  Reichs- Versicherungs-Amls  zur  Genüge  ergeben. 
Ks  kann  auch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  durch  die  Feststellung  dieses 
Moments  unter  Umständen  sophistisch«  Krkenntnis.se  notwendig  werden,  welche 
das  Kmplinden  und  Denken  der  Versicherten  nicht  versteht  und  die  auch  schwer- 
lich dem  sozialpolitischen  Fürsorgegedanken  der  Gesetzgebung  vollständig  ent- 
sprechen. Die  Krweilerung  des  Begriffs  »Betriebsunfall»  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung ist  der  einzige  Weg.  um  den  Missständen,  die  insoweit  vorhanden  sind, 
abzuhelfen,  und  es  ist  um  so  mehr  zu  erwarten,  dass  bei  einer  Gesetzesrevision 
die  zur  Zeit  noch  bestellenden  Schranken  des  Begriffs  fallen  werden,  als  auch 
sonst  noch  gewichtige  Gründe  dafür  sprechen,  die  De  t riebs  unl  a  II  ve  rsi che- 
rung  zu  einer  l  nf all  v  ei  s i eherun g  zu  erweitern. 

III.  Einfluss  mitwirkender  Ursachen.  —  Die  Frage,  ob  ein  Betriebs- 
unfall vorhanden  ist,  erscheint  dann  als  eine  schwierige,  wenn  der  Unfall  nicht 
lediglich  auf  die  Betriehsgefahr ,  sondern  auch  auf  andere  mitwirkende 
Ursachen  zurückzuführen  i>t.  da  der  Kausalnexus  zwischen  Betriebsgefahr  und 
Unfall  unter  Umstünden  durch  das  Mitwirken  von  andern  Ursachen  in  wei'- 
gehendem  Masse  bceinflusst  werden  kann.  Auf  (irund  der  Rechtsprechung  sind 
insbesondere  folgende  Moment»'  als  mitwirkende  Ursachen  zu  berücksichtigen: 

a|  Höhere  Gewalt.  —  Hierunter  versteht  man  insbesondere  Naturereig- 
nisse, außergewöhnliche  Witlerungsverhältnis.se  und  ähnliche  elementare  Kr- 
eignisse.  Unfälle  dun-h  Blitzschlag  sind  nur  dann  Betriebsunfälle,  wenn  der  Ge- 
troffene  dun-h  seine  Thätigkeit  im  Betriebe  der  Blitzgefahr  im  erhöhten  Masse 
ausgesetzt  war.  Dies  hat  man  angenommen  bei  einem  mit  dem  Kindecken  eines 
Ziegeldachs  beschäftigten  Maurer,  den  der  Blitzschlag  traf,  ferner  bei  einem 
Mühlburschen,  den  der  Blitz  traf,  als  er  bei  einer  einzeln  daliegenden  Windmühle 
stand  und  eine  zum  Aufziehen  der  Kette  bestimmte  Vorrichtung  bewegte.  Der 
Nachweis  einer  erhöhten  Blitzgefahr  ist  aber  nicht  schon  dann  als  erbracht  anzu- 
sehen, wenn  feststeht,  dass  der  betreffende  Versicherte  infolge  seiner  Thätigkeit 
gezwungen  war.  sich  im  Freien  aufzuhalten  Analog  ist  der  Kall  des  Hitzschlags 
zu  behandeln;  es  ist  zu  untersuchen,  ob  die  Thätigkeit  geeignet  war.  die  natür- 
lich hohe  Temperatur  und  ihre  Kin Wirkung  auf  den  Körper  zu  steigern.  (Hand- 
buch der  Unfallversicherung,  Seite  .'1*2,  Nr.  3H.) 

bi  Kigne.s  Verschulden.  —  Nach  i?  5  Absatz  7  des  Unf.-Ges.  von  I88i 
steht  demjenigen,  welcher  den  Betriebsunfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat, 
ebensowenig  ein  Anspruch  zu,  wie  seinen  Hinterbliebenen.  Voraussetzung  für  die 
Anwendung  dieser  Bestimmung  ist  geistige  Gesundheit;  daher  ist  keine  vorsätz- 
liche Herbeiführung  anzunehmen,  wenn  zwar  Selbstmord  vorliegt,  aber  dieser  im 
Zustand  der  Unzurechnungsfähigkeit  begangen  wurde  (Handbuch.  S.  J  W>,  Nr.  43) ; 
nach  Ansicht  des  Bei<  -hs-Versi«  herungs-Amls  ist  aber,  wenn  diese  auf  einen  Be- 
triebsunfall zurückzuführen  ist,  der  Selbstmord  eine  unmittelbare  Folge  dieses. 
Die  Richtigkeit  dieses  Krkenntnisses  ist  zweifelhaft.  Übertretung  eines  Ver- 
bots des  Unternehmers  ist  mit  vorsätzlichem  Handeln  nicht  gleichbedeutend 
(Handbuch.  S.  1 47.  Nr.  Vi  .  doch  kann  hierdurch  der  ursächliche  Zusammen- 
hang zwischen  Unfall  und  Betrieb  gelöst  werden,  weil  das  Verbot  den  Umfang 
des  Beschäftigung* Verhältnisses  begrenzt.  Im  Gegensatze  zum  Vorsatz  schliesst 
selbst  der  grösste  Leichtsinn,  »las  sogenannte  grobe  Verschulden,  die 
Annahme  des  Betriebsunfalls  nicht  aus.  Die  Nichtberücksichtigung  des  groben 
Verschuldens  hat  keineswegs  schlechte  Resultate  gehabt;  ungefähr  '25  Prozent 
aller  Unfälle  kommen  auf  die  Schuld  der  Arbeiter :  wollte  man  die  durch  grobes 
Verschulden  verursachten  aussehliessen .  so  wäre  wieder  für  die  zivilrechtlichen 
Unterscheidungen  der  Schuldgrade  Thür  und  Thor  geöffnet  und  zahllose  Pro- 
zesse wären  die  Folge.  Mit  Recht  sagt  Bo-diker  in  seinem  Werk  über  die 
Arlieitervcrsi.  lienitig  (Leipzig.  Dnnker  «V  Humblot,  181)5):  *  Wer  die  Renten  bei 
grober  Verschuldung  aussehliessen  will,  wirft  eine  Bombe  in  die  Unfallversiche- 
rung ».  Derselben  Ansicht  sind  auch  die  Berufsgenossenschaflen.  Auch  der  Vor- 
sehlag, die  Rente  im  Falle  des  groben  Verschuldens  zu  mindern,  muss  zurück- 
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gewiesen  werden,  weil  die  Konsequenz  dahin  führte,  .sie  im  Falle  des  groben 
Verschuldens  des  Arbeitgebers  zu  erhöhen.  Mit  jeder  Berücksichtigung  des 
Schuldmoments  entfernt  man  sich  von  der  öffentlich-rechtlichen  Versicherung 
und  kehrt  grundsätzlich  zu  dem  privat-rechtlichen  Haftpflichlrccht  zurück. 

e)  Verletzungen  durch  Dritte.  —  Nach  der  Rechtsprechung  des  Reiehs- 
Versicherungs-Amis  begründen  die  von  Dritten  insbesondere  Mitarbeitern  der 
Versicherten  zugefügten  Körperverletzungen  nicht  schon  um  desswillen  die  An- 
nahme eines  Betriebsunfalls  weil  sie  zur  Zeit  und  am  Ort  des  Betriebs  und  mit 
Betriebswerkzeugen  vorgenommen  werden :  nur  dann  ist  diese  Qualifikation  be- 
rechtigt, wenn  die  Veranlassung  der  Verletzung  in  dem  Betriebe  beruht  und  diese 
noch  als  Auslluss  der  erhöhten  Betriebsgefahr  betrachtet  werden  muss,  Betriebs- 
unfall ist  angenommen  worden  in  dem  Falle,  in  dem  ein  Pferdebahnschaffner 
von  einem  Fahrgast,  den  er  wegen  groben  Unfugs  vom  Wagen  verwies,  mit  einem 
Stockschlag  verletzt  wurde,  ferner  in  dem  Falle,  dass  der  Nachtwächter  einer 
Zeche  bei  der  Verfolgung  von  Dieben  durch  einen  Steinwurf  verletzt  worden  ist. 
(Handbuch,  S.  36,  Nr.  Ki.j 

d)  Körperliche  Disposition  —  Auch  dann  muss  ein  Betriebsunfall  noch 
angenommen  werden,  wenn  die  körperliehe  Disposition  in  Verbindung  mit  der 
erhöhten  Belriebsgefahr  den  Unfall  hervorruft.  In  einem  Falle,  in  welchem  ein 
epileptischer  Arbeiter  infolge  eines  Unfalls  zu  Boden  und  mit  dem  Gesicht  in 
die  heisse  Asche  des  Kessels  eines  Schweissofens  fiel,  wobei  er  sich  das  eine 
Auge  verbrannte,  wurde  die  Rente  zugebilligt,  weil  die  Möglichkeit,  bei  dem 
Hinlallen  auf  Maschinen  und  Rückstände  des  Betriebs  zu  stürzen,  eine  Erhöhung 
der  gewöhnlichen  Unfallgefahr  bedeutet  (Handbuch.  S.  39,  Nr.  41.)  Verschieden 
hiervon  ist  die  Frage,  welche  Bedeutung  die  körperliche  Disposition  für  die 
Folge  eines  Unfalles  hat,  der  ohne  sie  nicht  eingetreten  wäre?  In  dieser  Be- 
ziehung ist  feststehend,  dass  auch  die  mittelbar  unter  der  Mitwirkung  und  dem 
Hinzutreten  ungünstiger  Umstände  sich  entwickelnden  Folgen  dem  Betriebsunfall 
zuzurechnen  sind,  es  ist  überhaupt  nicht  erforderlich,  dass  die  bei  dem  Unfall 
eingetretene  Verletzung  die  alleinige  Ursache  des  Todes  oder  der  Erwerbs- 
unfähigkeit ist.  es  genügt,  dass  sie  eine  der  mehreren  Ursachen  bildet. 
Daher  ist  die  Unfallversicherung  zur  Entschädigung  verpflichtet,  wenn  der  Ar- 
beiter, welcher  den  Bruch  eines  Beins  erlitten,  infolge  der  Schwächung  des 
Körpers  durch  ein  älteres  Lungenleiden  stirbt,  feiner  wenn  infolge  der  Verletzung 
Blutvergiftung  eintritt.  Auch  der  durch  Herzschlag  als  Folge  eines  Betrielw- 
unfalls  herbeigeführte  Tod  eines  Versicherten  ist  demselben  zugerechnet  worden, 
da  die  Wahrscheinlichkeit  dafür  vorlag,  dass  der  Herzschlag  dureh  die  hoch- 
gradige Aufregung  und  Furcht  verursacht  wurde,  in  welcher  sich  der  Verletzte 
in  Erwartung  einer  vorzunehmenden  Operation  befand.  Mit  Recht  hat  das  Reichs- 
Veisicherungs-Aml  die  Auffassung  zurückgewiesen,  dass  rein  seelische  Vor- 
gänge den  Zusammenhang  zwischen  Tod  und  Unfall  nicht  vermittelten.  (Hand- 
buch, S.  129,  Nr.  2.)  Hingegen  können  die  Folgen  dem  Betriebsunfall  nicht 
zugerechnet  werden,  welche  bei  p  flicht  massigem  Verhalten  des  Verun- 
glückten vermieden  worden  wären  :  der  Verletzte  ist  daher  verbunden,  den  ärzt- 
lichen Anordnungen  Folge  zu  leisten,  die  ihm  gegebenen  Arzneien  zu  nehmen, 
sich  einer  Massage  zu  unterziehen  und  unter  Umständen  auch  einen  Hülfsapparat 
zur  Heilung  zu  tragen.  Hingegen  obliegt  ihm  nicht  die  Verpflichtung,  sich  einer 
Operation  zu  unterziehen,  gleichviel  ob  dieselbe  zur  Heilung  oder  zum  Zwecke 
der  Wiederherstellung  der  Erwerbsfähigkeit  erfolgen  soll,  es  kann  hierbei  auch 
ni«-ht  zwischen  lebensgefährlichen  Operationen  und  nicht  lebensgefährlichen 
unterschieden  werden,  weil  auch  eine  an  und  für  sich  ganz  ungefährliche 
Operation  sich  durch  Hinzutritt  von  ungünstigen  Momenten  und  sonstige  Kom- 
plikationen in  eine  gefährliche  verwandeln  kann  und  bei  keiner  mit  absoluter 
Bestimmt heit  sich  der  erfolgreiche  Ausgang  voraussagen  lässt.  Die  Konstruktion 
einer  ( >pcratioiispflicht,  die  hin  und  wieder  versucht  worden  ist,  hat  in  der  Un- 
fallgeset/gchung  keinen  Boden.    «Handbuch,  S.  130,  Nr.  3.) 

Schwierigkeiten  in  erheblichem  Masse  sind  hierbei  insbesondere  durch  die 
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Beurteilung  der  Frage  entstanden,  wann  Bruchschäden  als  Betriebsunfälle 
anzusehen  sind?  Vom  medizinischen  Standpunkte  scheint  es  nicht  unzweifelhaft 
zu  sein,  ob  da.s  plötzliche  Auftreten  des  Bruchs  ohne  vorherige  Uruchanlage, 
also  ohne  vorhandene  Disposition,  auf  traumatischem  Wege  möglich  ist  oder 
nicht?  Zu  derselben  Stellung  zu  nehmen,  ist  für  die  mit  der  Auslegung  der 
Unfall-Gesetze  befahlen  Gerichte  eigentlich  kein  Anlass  vorhanden,  denn  als 
Unfall  kann  niemals  die  bestehende  Anlage,  sondern  nur  das  sogenannte  Aus- 
treten des  Bruchs  qualifizirt  werden,  d.  h.  das  Austreten  eines  Teils  der  Ein- 
geweide durch  die  Bmehpforte  des  Leistenkanals  oder  auch  die  Einklämmung 
eines  Teils  der  Eingeweide  in  einem  Bruchsack.  In  diesem  Auftreten  ist  nicht 
nur  gegenüber  einem  völlig  gesunden,  sondern  auch  gegenüber  einem  mit  Bruch- 
anlage behafteten  Menschen  eine  die  Erwerbslhätigkeit  beeinträchtigende  Ver- 
schlimmerung des  körperlichen  Gesamtheiindens  zu  sehen.  Fraglich  ist  zumeist, 
ob  dieses  Austreten  das  Ergebnis  eines  plötzlichen  Vorgangs  ist  oder  ob  es  sich 
allmählich  entwickelt  hat?  Es  steht  fest,  dass  sowohl  eine  Kette  kleinerer  und 
grösserer  Anstrengungen  das  Austreten  hervorrufen  kann,  als  auch  dass  dasselbe 
im  Anschluss  an  eine  ungewöhnliche  Anstrengung  geschieht.  Ist  die  erstere 
Alternative  vorhanden,  so  liegt  ein  Unfall  nicht  vor,  wogegen  im  Falle  der  letztern 
die  Qualifikation  keinem  Bedenken  begegnet.  Kein  Unfall  ist  in  dem  Wieder- 
hervortreten eines  bereits  vorhandenen  Bruchs  bei  Gelegenheit  einer  nicht  unge- 
wöhnlich schweren  Arbeit  in  Folge  Niehttragens  des  Bruchbandes  erblickt  worden, 
Handbuch  S.  2U  Nr.  35.  Bemerkenswert  ist,  dass  sich  neuestens  mehr  und  mehr 
die  Ansicht  Geltung  verschafft  hat,  dass  ein  Austreten  in  dem  bezeichneten 
Sinne  ohne  vorhandene  Bruchanlage  überhaupt  nicht  möglich  sei,  wie  auch 
anderseits  die  Anschauung  vertreten  wird,  dass  das  Aastreten  mehr  oder  minder 
das  Resultat  einer  Kette  von  Vorgängen  sei  In  der  privatrechtlichen  Unfall- 
versicherung hat  diese  Auffassung  bereits  dahin  geführt,  dass  Bruchschäden  viel- 
fach nicht  mehr  als  Unfälle  betrachtet  werden  und  auch  in  der  Rechtsprechung 
der  Schiedsgerichte  und  des  Reichsversicherungsamts  ist  ihr  Einfluss  nicht  zu  ver- 
kennen. Stellt  man  sich  auf  ihren  Standpunkt,  so  scheidet  der  Bruch  aus  dem 
Kreise  der  Betriebsunfälle  schlechthin  aus.  Vom  Standpunkt  der  Versicherten 
wäre  dies  sehr  zu  bedauern. 

e)  Betriebsunfall  und  Betriehsthätigkeit.  —  Der  Beirieb  im  Sinne 
des  Unf.-Ges.  bedeutet  nicht  nur  den  Inbegriff  aller  Thätigkeilen,  welche  von 
den  eigentlichen  Fabrikarbeitern  vorgenommen  werden  und  unmittelbar  der  Her- 
stellung eines  Produktes  durch  Bc-  oder  Verarbeitung  dienen,  sondern  er  umfasst 
auch  weitergehend  diejenigen  Thätigkeilen,  welche  den  Produktions- 
zweck mittelbar  fördern  und  von  Arbeitern  ausgeführt  werden,  die  den 
eigentlichen  technischen  Verrichtungen  fern  stehen;  Handbuch  S.  22  Nr.  29. 
Der  Betrieb  steht  hiernach  im  Gegensatze  zu  dem  Büreau-  und  Komptoir- 
dienste,  die  lediglich  hierin  thäligcn  Personen  unterliegen  nicht  der  Unfall- 
versicherung, die  von  ihnen  hierbei  erlittenen  Unfälle  sind  keine  Betriebsunfälle. 
Hieraus  ergibt  sich,  dass  der  «  Betrieb  >  sich  unter  Umständen  über  die  Betriebs- 
stätte hinaus  erstreckt  und  dass  für  die  Frage,  ob  eine  Thätigkeit  als  Betricbs- 
thäligkeit  zu  betrachten  ist,  die  Zweckbestimmung  derselben  massgebend  ist. 
Ein  Betriebsunfall  ist  nach  dem  Reichsversicherungsamt  nur  dann  vorhanden, 
wenn  die  Zweckbestimmung  auf  den  Betrieb  gerichtet  war,  nicht  aber  dann, 
wenn  sie  auf  die  Privatwirtschaft  des  Unternehmers,  die  Eigenwirtschaft  des 
Arbeiters  oder  das  wirtschaftliche  Interesse  dritter,  dem  Betriebe  fremder  Per- 
sonen gerichtet  war:  Handbuch  S.  40.  Diese  scharfe  Abgrenzung  der  berufs- 
wirtschaftlichen Sphäre  von  der  hauswirtschaftlichen  lässt  sich  indessen  in  der 
Praxis  nicht  durchführen  und  ist  auch  in  der  Rechtsprechung  des  Reichs- 
versicherungsamts nicht  konsequent  festgehalten  worden,  insbesondere  nicht,  so- 
weit es  sich  um  die  Land-  und  Forstwirtschaft  handelt,  wo  eine  enge  Verbindung 
zwischen  beiden  besteht  und  daher  ein  Ineinandergreifen  derselben  gar  nicht  zu 
vermeiden  ist.  Im  Einzelnen  sind  folgende  Unlerkategorien  von  Betriebsthätig- 
keiten  zu  unterscheiden. 
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a)  Thäligkeiten,  deren  Z weckbcsl i im nt ti n ^  allein  auf  den  Betrieb 
gerichtet  ist.  —  Da  «1er  Aufenthalt  des  Arbeiters  innerhalb  der  Betriebsstätte 
auf  den  Betrieb   gerichtet  ist,  so  ist  jeder  ihn  während  dieses  Aufentlmlts 
treffende  Unfall  als  Betriebsunfall  anzusehen  und  zwar  unter  Umständen  auch 
dann,  wenn  der  Unfall  sich  in  der  betriebs freien  Zeit  ereignet.    Die  Unfälle 
während  der  Mittags-  und   Arbeitspausen   können  nicht  schlechthin  als 
Betriebsunfälle  bezeichnet  worden,  sondern  nur  dann,  wenn  auch  während  dieser 
Pausen  die  Arbeiter  .sich  noc  h  innerhalb  des  Gefahrenbereichs  des  Betriebs  befinden. 
Was  die  Unfälle  nach  Abschluss  der  eigent liehen    Arbeitszeit  betrifft, 
.so  hat  das  Reiehsversicherungsamt  angenommen,  dass  dieselben,  wenn  sie  inner- 
halb angemessener  Zeit  auf  der  Betriebsstätte  erfolgen,  grundsätzlich  zum 
Betriebe  gehören:  dies  ist  besonders  wichtig  für  die  Baubetriebe,  in  welchen 
nach  Schluss  der  Arbeil  noch  eine  gewisse  Zeit  vergeht  bis  die  Arbeiter  die 
Arbeitsstelle  verlassen,  weil  sie  die  Geräte  erst  in  Ordnung  bringen,  die  Kleider 
wechseln,  sich   abkühlen  u.  dgl.  mehr.    Unfälle,  welche  den  Arbeiter  auf  dem 
Wege  von  und  zu  der  Betriebsstätte  treffen,  hat  das  Reichsversieherungs- 
amt  in  den  ersten  Jahren  seiner  Thäligkeit  im  weitern  Umfange  für  Betriebs- 
unfälle erklärt,  es  hat  dabei  insbesondere  den  Begriff  «Bann  des  Betriebs» 
verwertet  und  eine  Thätigkeit.  die  sich  innerhalb  dieses  Banns  abspielt,  als 
Betriebsthiitigkeit  erachtet.    Späterhin  hat  man  die  Benützung  desselben  auf- 
gegeben, mit  vollem  Hecht,  weil  es  sich  dabei  um  eine  bildliche  Umschreibung 
handelt,  mit  welcher  die  juristisch«  Auslegung  nichts  anfangen  kann.  Geht  man 
davon  aus,  dass  sich  die  Unfallgelahr  des  Betriebs  über  den  Betrieb  hinaus 
erstrecken  kann,  -so  wird  man  auch  diese  Unfälle  nur  dann  als  Betriebsunfälle 
charakterisiren,  wenn  der  Arbeiter  auf  den  Wegen  einer  das  gemeine  Unfall- 
risiko übersteigenden  Unfallgefahr  ausgesetzt  gewesen  ist,  z.  B.  der  Fall,  wenn 
der  Arbeiter  bei  dem  Heimweg  in  dunkler  Nacht  im  Auftrag  des  Arbeitgebers 
ein  Werkzeug  mit  sich  trägt,  wenn  er,  um  schneller  in  die  Fabrik  zu  kommen, 
im  Auftrag  desselben  eine  elektrische  Bahn  benützt  und  sich  beim  Abspringen 
verletzt.    Demgemäss  sind  auch  Unfälle  beim  Aufsuchen  der  Speise-  und 
Schankwirtschaften  regelmässig  keine  Betriebsunfälle,  noch  weniger  Schädi- 
gungen des  körperlichen  Wohlbefindens  durch  den  Genuss  verdorbener  Speisen, 
Handbuch  S.  50,  Nr.  59,  00,  da  der  Grund  für  die  Befriedigung  der  leiblichen 
Bedürfnisse  in  der  Notwendigkeil  liegt,  sich  die  Körperkraft  zu  erhalten.  Hin- 
gegen hat  man  einen  Unfall  bei  dem  Herbeischaffen  von  Lebensmitteln  für  die 
Arbeiter  mehrfach  als  Betriebsunfälle  behandelt,  insbesondere  dann,  wenn  dieses  auf 
Weisung  des  Arbeitgebers  oder  eines  Bevollmächtigten  geschah;  Handbuch  S  59. 
Hat  der  Arbeitgeber  Baracken  gebaut,  in  welchen  seine  Leute  nächtigen,  so  sind 
zwar  alle  Arbeiten,  welche  erforderlich  sind,  um  dieselben  zu  erhalten,  Betriebs- 
thätigkeiten,  hingegen  gehört  die  Benützung  derselben  seitens  der  Arbeiter  noch 
nicht  schlechthin  zum  Betriebe.    Kein  Betriebsunfall  wurde  daher  angenommen 
in  einem  Falle,  in  welchem  der  in  der  Baracke  schlafende  Arbeiter  durch  das 
Ausströmen  von  Kohlenoxydgas  beschädigt  wurde:  ebenso  wurde  entschieden  in 
einem  Falle,  in  welchem  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter  erlaubt  hatte,  in  dem 
Fabriksaale  zu  schlafen  und  derselbe  sich  in  der  Nacht  durch  eine  Bewegung 
an  den  Geräten  und  Maschinen  beschädigte:  Handbuch  S.  00.    Würde  derselbe 
Wächterdienste  geleistet  haben,  so  hätte  anders  geurteilt  werden  müssen. 

fi)  Thätigkeiten.  deren  Zweckbestimmung  sich  auf  die  Privat- 
wirtschaft oder  auf  diese  und  den  Beirieb  richtet.  —  Die  privatwirt- 
schal'tliche  Sphäre  des  Unternehmers  ist  in  der  Industrie  von  der  betriebswirt- 
schaftlichen vollständig  getrennt:  deshalb  werden  die  der  ersten  gewidmeten  Thätig- 
keiten nicht  dadurch  zu  Betriebst hätigkcilen,  dass  der  Unternehmer  in  seinem 
Betrieb  beschäftigte  Arbeiter  mit  denselben  beauftragt  und  dieser  Auftrag  zufolge 
des  Abhängigkeitsverhältnisses  von  dem  Arbeiter  nicht  gut  abgelehnt  werden 
kann.  Demgeinäss  ist  kein  Betriebsunfall  vorhanden,  wenn  der  Arbeiter 
einer  Maschinenfabrik  das  Glasdach  im  Wohnhaus  des  Unternehmers  reinigt  und 
dabei  stürzt,  wenn  er  bei  dem  Putzen  der  Gaslampen,  bei  dem  Bearbeiten  der 
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Parkettböden  verunglückt:  ebenso  hat  das  Reichs-Vcrsichcrungs-Amt  entschieden 
bei  dem  Arbeiter,  der  sirh  verletzte,  als  er  «Ii»*  Stiefel  des  Sohnes  seines  Dienst- 
herrn holen  wollte.  Handelt,  es  sich  dagegen  um  eint*  Thätigkeit,  die  neben  dem 
privaten  Interesse  des  Unternehmers  auch  dem  Interesse  des  Betriebs  dient,  so 
kann  dieselbe  dem  Betrieb  zuzurechnen  und  demgemäss  unter  der  mehrfach  er- 
wähnten Voraussetzung  auch  ein  Betriebsunfall  vorhanden  sein  Fälle,  in  welchen 
ein  solcher  angenommen  wurde,  sind:  Abladen  von  Kuhlen,  die  teils  für  die 
Fabrik,  teils  für  die  Privatwnhnung  bestimmt  sind,  das  Bewegen  der  für  den 
Fabrikbetrieb  gehaltenen  Pferde,  um  dieselben  in  gebrauchsfähigem  Zustande  zu 
halten,  auch  dann,  wenn  dies  bei  einer  Spazierfahrt  der  Frau  des  Fabrikdirektors 
geschah;  bei  einem  Fabrikkutscher,  welcher  als  solcher  den  Prokuristen  der  Firma 
von  dessen  Wohnung  nach  dem  Fabrikelablissement  abzuholen  hatte,  dabei  auf 
der  Hinfahrt  die  Kinder  des  Fabrikdirektors  zur  Schule  zu  bringen  pflegte,  und 
hierbei  durch  Anschlagen  des  Wagens  sich  verletzte.  (Handbuch  S.  53,  Nr.  55.) 
In  der  Lan  d  wirt  sc  hal  t  lassen  sich,  insbesondere  in  minder  umfangreichen 
Betrieben,  Privatwirtschaft  und  Betriebswirtschaft  nicht  so  scharf  von  einander 
trennen  und  demgemäss  sind  vielfach  Unfälle  bei  häuslichen  Verrichtungen  für 
den  Arbeitgeber  als  Betriebsunfälle  karakterisiert  worden;  so  der  Unfall  einer 
Arbeiterin  bei  dem  Heinigen  eines  Paars  Strümpfe  des  Dienstherrn  von  dem 
ihnen  anhaftenden  Wollfett,  der  Unfall  eines  Arbeiters  beim  Spalten  des  für  eine 
kleinbäuerliche,  familienhaft  betriebene  Wirtschaft  gekauften  Brennholzes,  das 
sowohl  in  der  Hauswirtschaft  als  auch  in  der  Betriebswirtschaft  verwendet  werden 
sollte,  der  Unfall  bei  der  Uoslösiing  eines  zum  Aufhängen  landwirtschaftlicher 
Geräte  bestimmten  Riegels  von  der  Wand  zum  Zweck  des  Umzugs  nach  einem 
andern  Wohnort,  der  Unfall  eines  landwirtschaftlichen  Knechts  beim  Anfahren 
von  Heiratsgut  für  eine  in  dem  gleichen  Betriebe  beschäftigte  landwirtschaftliche 
Dienstmagd  im  Auftrage  seines  Herrn  und  /war  in  einer  Gegend,  in  welcher  der- 
artige Fuhren  üblicher  Weise  von  dem  Dienstherrn  gewährt  werden,  der  Unfall 
beim  Offnen  des  Hofthors  eines  Pfarrhofs,  auf  welchen  das  in  dem  Pfarrwald 
gewonnene  Holz  gebracht  werden  sollte.  Kein  Betriebsunfall  wurde  dagegen 
angenommen  bei  einen»  Unfälle  gelegentlich  des  Einkaufs  von  Haushaltungsgegen- 
ständen  in  einem  benachbarten  Ort,  ferner  bei  einem  Unfall  beim  Herabschaffen 
von  Slroh  zum  Nachtlager  für  die  Herbergsgäste  eines  zugleich  Gastwirtschaft 
betreibenden  landwirtschaftlichen  Unternehmers,  bei  dem  entfernt  vom  Hofe,  in 
einer  andern  Flur  geschehenen  Unfälle  einer  landwirtschaftlichen  Dienstmagd 
durch  Ausgleiten  auf  einen:  Gange  zu  einer  ausserhalb  des  Wohnorts  ihres  Dienst - 
herrn  belegenen  Apotheke,  um  hier  im  Auftrage  desselben  für  dessen  erkranktes 
Kind  Arznei  zu  holen.  (Handbuch  S.  151,  Nr.  X.  9,  11,  S.  153,  Nr.  (>  ) 

y)  Th  ät  igkei  t  c  n,  d  eren  Z  w  eck  best  i  m  mung  auf  die  Kige  n  Wirtschaft 
des  Arbeiters  bezw.  seiner  Mitarbeiter  bezw.  auf  diese  und  den  Be- 
trieb zugleich  gerichtet  ist  —  Kin  Unfall,  welcher  bei  einer  Thätigkeit 
des  Arbeiters  für  seine  Eigenwirtschaft,  wenn  auch  auf  der  Betriebsstelle  sich 
ereignet,  ist  kein  Betriebsunfall.  Dahin  gehört  der  Unfall  bei  dem  den  Zimmer- 
arbeitern gestalteten  Sammeln  von  Ahfallholz,  bei  der  Benützung  einer  Kreissäge 
für  die  Herstellung  eines  privaten  Möbelstück,  bei  dem  Benutzen  der  Wring- 
maschine einer  Wäschefabrik  zum  Reinigen  der  Wäsche  der  Arbeiterin.  Auch 
das  Zurechtmachen  des  dem  Arbeiter  gehörigen  Arbeitsgeräts,  um  es  bei  dem 
Betriebe  zu  gebrauchen,  gehört  nicht  zu  der  Betricbslhätigkeit,  wogegen  dies  dann 
der  Fall  ist.  wenn  der  Arbeiter  hierfür  eine  lediglich  zu  diesem  Zweck  ange- 
brachte Vorrichtung  des  Betriebs  benutzt,  z.  B.  eine  Schleifmaschine,  auf  welcher 
bestimmungsgemäss  die  beim  Anfertigen  von  Korkstopfen  gebrauchten  Messer 
geschliffen  werden.  Unfälle,  die  sich  bei  der  Zahlung  und  Empfangnahme 
des  Lohnes  ereignen,  sind  dagegen  Betriebsunfälle  trotzdem  sie  bei  der  Aus- 
führung von  Thätigkciten  vorkommen,  welche  auch  die  Eigenwirtschaft  berühren, 
denn  die  Behandlung  des  Arbeitsverdienstes  gehört  ihrem  Wesen  nach  mit  zu 
dem  Betriebe,  sie  wird  unmittelbar  durch  denselben  und  die  in  ihm  geleistete 
Thätigkeit  veranlasst.    (Handbuch  S.  54,  Nr.  51— 56).    Anders  vorhält  es  sich 
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mit  dem  Unfall,  welchen  drr  Arbeiter  des  in  Konkurs  geratenen  Arbeitgebers 
bei  dem  Wege  zu  dem  Konkursgericht  behufs  Wahrung  seiner  Gläubigerreehte 
erleidet.  (Handbuch  S.  56.  Nr.  58). 

o)  Thätigkeiten,  deren  Zweckbestimmung  auf  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  dritter,  betriebsfremder  Personen  oder  auf  diese 
und  den  Betrieb  zugleich  gerichtet  ist.  —  Wenn  der  Betriebsunternehmer 
oder  ein  Belriebsbeamter,  dessen  Anordnungen  seitens  der  Arbeiter  befolgt  werden 
müssen,  aus  Gefälligkeit,  Menschenliebe  oder  sonstigen  Motiven,  einem  Dritten 
gestattet,  gelegentlich  aus  dem  Vorhandensein  der  Betriebseinrichlungen  und  des 
Bctriebspersonals  Vorteile  zu  ziehen,  so  ist  auch  diese  Thätigkeit  unter  Umständen 
dem  Betriebe  zuzurechnen,  insbesondere  dann,  wenn  dies  am  Ort  und  zur  Zeit 
des  Betriebs  und  in  regelmässiger  Weise  geschieht,  sodass  die  Arbeiter  nicht 
Gefahren  dadurch  ausgesetzt  werden,  welche  dem  versicherten  Betriebe  fremd 
sind.  Als  Beb  iebsunlalle  wurden  daher  betrachtet,  der  Unfall  eines  Werkmeisters 
in  der  Reparatur-  und  Schneidewerkstätte  eines  Tiefbaubctriebs,  als  er  unter  Be- 
nutzung des  Betriebseinrichlungen  mit  Genehmiguug  des  Unternehmers  eine  Jagd- 
flinte aus  Gefälligkeit  reparierte,  der  Unfall  eines  landwirtschaftlichen  Knechts, 
der  bei  der  Rückfahrt  von  einer  im  Betriebsinteresse  gemachten  Fuhre  im  Auf- 
trage des  Dienstherrn  für  einen  benachbarten  Landwirt  zwei  Säcke  Mehl  mitnahm 
und  beim  Abladen  vom  Wagen  stürzte,  ferner  der  Unfall  bei  der  Gewährung 
von  Feuerlöschhilfe,  soweit  nicht  die  Feuerlöschpflichl  der  Auslluss  der  öffent- 
lichen Gemeindcpllicht  ist,  die  nur  den  Gemeindeeingesessenen,  nicht  den  land- 
wirtschaftlichen Unternehmern  als  solchen  obliegt.  ^ Handbuch  S.  Ol,  Nr.  62, 
S.  452,  Bd.  Nr.  2). 

t)  Thätigkei  t  en,  deren  Zweckbestimmung  auf  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  fremder  Betriebe  und  den  Betrieb  zugleich  ge- 
achtet ist.  —  Treten  die  Arbeiter  auf  Grund  der  Ermächtigung  des  Arbeit- 
gebers zeilweise  in  den  Betrieb  eines  Andern,  so  gelten  die  dabei  von  ihnen 
erlittenen  Unfälle  nicht  als  in  dem  Betriebe  des  regelmässigen  Arbeitgebers 
geschehene  Betriebsunfälle  ;  die  zivilrechlliehe  Frage,  wer  den  Lohn  zu  zahlen 
hat.  kommt  hierbei  nicht  in  Betracht.  (Handbuch  S.  63,  Nr,  Gl).  Ereignet  sich 
ein  Unfall  bei  gemischten  Fuhren,  welche  im  Interesse  verschiedener  Be- 
triebe vorgenommen  werden,  so  kommt  es  darauf  an,  welchem  der  an  der  Fuhre 
beteiligten  Betriebe  die  Gespannhallung,  im  Ganzen  genommen,  dient:  in  einem 
Falle  hatte  ein  landwirtschaftlicher  Knecht  mit  einem  regelmässig  in  der  Land- 
wirtschaft benutzen  Gespann  Kohlen  zu  einem  Schuppen  zu  fahren,  in  dem 
neben  den  Kohlen  für  die  Landwirtschaft  auch  diejenigen  für  die  Brennerei  des- 
selben Unternehmers  aufbewahrt  wurden;  ob  und  in  wieweit  das  auf  der  Fuhre 
beförderte  Kolilernfuuntum  demnächst  in  dem  landwirtschaftlichen  oder  in  dem 
Brennet  eibetriebe  Verwendung  fand,  war  nicht  festzustellen.  Trotzdem  nun  die 
Menge  der  aus  dem  Schuppen  für  die  Brennerei  verwendeten  Kohlen  im  Durch- 
schnitt etwa  7/9  des  daselbst  lagernden  Kohlenvorrats  betrug,  nahm  das  Reichs- 
Versicherungs-Amt  an,  das.s  der  Unfall  des  Knechts,  der  die  Fuhre  leitete,  ein 
Betriebsunfall  in  dem  Betriebe  desjenigen  sei,  dem  die  Gespannhaltung  über- 
wiegend diente.  (Handbuch  S.  67).  Aus  dieser  Entscheidung  lässt  sich  der  all- 
gemeine Grundsatz  ableiten,  da.»s  bei  Unfällen  in  gemischten  Thätigkeiten 
in  Ermanglung  anderer  Umstände  der  Betrieb  ausschlaggebend  ist,  welchem  die 
regelmässigen  Arbeitsleistungen  des  betreffenden  Arbeiters  in  ihrer  Gesamtheit 
dienen. 

f)  Betriebsthätigkeit  und  Nebenverrichtungen.  —  Vielfach  werden 
in  Gewerbebetrieben  Thätigkeiten  vorgenommen,  welche  den  eigentlichen  Be- 
triebserwerh  nur  mittelbar  fördern;  ereignet  sich  hierbei  ein  Unfall,  so 
liegt  ein  Betriebsunfall  vor.  sofern  nach  Massgabe  der  konkreten  Verhältnisse 
diese  Nebenverriehtung  dem  Hauptbetrieb  zugerechnet  zu  werden  pflegt;  Bei- 
spiele hierfür  sind :  ein  Schornsteinfeger,  welcher  im  Auftrage  des  Meisters  das 
Dach  von  Schnee  reinigt,  stürz!  herunter:  das  Beichs-Versicherungs-Amt  hat 
Betriebsunfall  im  Schornsteinfegergewerbe  angenommen,  weil  nach  Ortsgebrauch 
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das  Reinigen  der  Dächer  Sache  der  Schornsteinfeger  war.  Ein  Arbeiter,  der  im 
Baugewerbe  beschäftigt  war,  wurde  durch  das  Atisströmen  von  Gas  aus  einem 
zum  Austrocknen  eines  Neubaues  bestimmten  Gasofen  getötet;  man  hat  eben- 
falls Betriebsunfall  angenommen,  weil  das  Austrocknen  von  Neubauten  erforder- 
lich ist,  um  sie  bewohnbar  zu  machen  und  dabei  regelmässig  Gasöfen  verwendet 
werden.  (Handbuch,  S.  51,  Nr.  54.)  Beide  Entscheidungen  sind  zweifellos  richtig. 
Betriebsunfall  wurde  auch  gesehen  in  dem  Unfall  eines  Frachtführers,  welcher 
die  abgeladenen  Fässer  auf  Wunsch  des  Kunden  in  dessen  Keller  transportierte  ; 
in  dem  Unfall  des  Arbeiters  eines  Spediteurs,  welcher  eine  Depesche  für  einen 
Kunden  besorgt»;;  in  dem  Unfall  eines  Kofferträgers  auf  einem  Bahnhof  bei  dem 
Aaslöschen  der  Lampe  im  Hausflur  der  Wohnung  des  Bauinspektionsvorstehers, 
die  sieh  im  Bahnhof  selbst  befand,  eines  Streckenarbeiters  beim  Reinigen  der 
Dorfstrasse,  die  nach  ortspolizeilicher  Vorschrift  von  dem  Eisenbahnfiskus  zu 
reinigen  war;  bei  den«  Unfall  des  Heizers  einer  Gasanstalt,  der  den  mit  der 
Räumung  der  Abortgrube  der  Anstalt  beschäftigten,  infolge  der  Betäubung  durch 
die  Grubengase  in  Lebensgefahr  geratenen  Arbeitern  auf  ihren  Ruf  zur  Hülfe 
eilte  und  dabei  infolge  der  Einatmung  der  Gase  selbst  verunglückte.  Indessen 
darf  hieraus  nicht  geschlossen  werden,  dass  es  in  dem  Belieben  des  Arbeil- 
gebers liege,  eine  unbestimmte  Anzahl  von  Nebenverrichtungen  dem  Betriebe 
zuzurechnen,  nicht  das  subjektive  Moment,  wer  die  betreffende  Thätigkeit  des 
Arbeiters  veranlasst  hat,  sondern  das  objektive,  welchem  Zwecke  dieselbe 
gedient  hat,  ist  entscheidend.  (Handbuch  S.  52.)  Zu  der  Betriehsthäligkeit 
gehören  auch  die  von  Monteuren  auswärts  ausgeführten  Montagen,  weil  die 
Aufstellung  und  Inbetriebsetzung  der  gelieferten  Maschinen  durch  eigne  Monteure 
den  wesentlichen  Teil  des  Betriebs  der  Maschinenfabrik  bildet.  Ahnlich  liegt  der 
Fall  bei  einem  Bauarbeiter,  welcher  die  an  verschiedenen  Stellen  der  Stadt  mit 
Ausführung  von  Bauarbeiten  beschäftigten  Arbeiter  im  Auftrage  seines  Arbeit- 
gebers beaufsichtigt.  Kein  Betriebsunfall  ist  dagegen  vorhanden,  wenn  die  Reise, 
auf  welcher  der  Unfall  erlitten  wurde,  nicht  für  Zwecke  des  betriebstechni- 
schen Teils  des  Unternehmers,  sondern  für  solche  des  kaufmännischen 
geschah,  z.  B.  zum  Zwecke  der  Anwerbung  von  Arbeitern,  Bewerbung  um 
Lieferungen  u.  dgl.  m. 

IV.  Ausdehnung  des  Begriffs.  -  Es  besteht  allgemeines  Einverständnis 
darüber,  dass  die  Rechtsprechung  über  den  Begriff  •  Betriebsunfall »  eine  höchst 
humane  und  liberale  gewesen  ist ;  man  hat  sich  —  dies  gilt  vor  Allem  von  der 
Rechtsprechung  des  Reichs- Versicherungs-Amls  —  von  einer  engherzigen  und 
ängstlichen  Auffassung  und  Beurteilung  frei  gehalten  und  auf  dem  Boden  des 
gegebenen  Begriffs  die  Unfallfürsorgc  bis  zu  den  äussersten  Grenzen  der  Mög- 
lichkeit gewährt.  Dass  selbst  eine  Überschreitung  dieser  Grenzen  in  manchen 
Erkenntnissen  des  Reichs- Versicherungs-Amts  aus  den  früheren  Jahren  nicht 
abgestritten  werden  kann,  ist  schon  eben  hervorgehoben  worden.  Trotzdem  ist 
es  nicht  möglich  in  allen  Unfällen,  in  denen  das  sozialpolitische  Bedürfnis  hierfür 
vorhanden  ist,  die  erforderliche  Fürsorge  eintreten  zu  lassen.  Die  mitunter 
sophistischen  Unterscheidungen,  zu  denen  das  geltende  Recht  nötigt,  entsprechen 
weder  dem  Grundgedanken  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung,  noch  sind  sie 
dem  Rechtsgefühl  der  arbeitenden  Bevölkerung  verständlich,  sie  werden  von 
dieser  als  unberechtigte  Härten  empfunden,  die  sich  insbesondere  dann  fühlbar 
machen,  wenn  es  sich  um  Unfälle  handelt,  durch  welche  der  Tod  oder  die  voll- 
ständige Vernichtung  der  Erwerbsfähigkeit  eines  Arbeiters  verursacht  wurde. 
Auch  für  «las  Geltungsgebiet  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  muss  die  Grenze 
zwischen  der  Gesetzgebung  und  Rechtsauslegung  aufrecht  erhalten  bleiben  und 
es  kann  daher  eine  etwa  in  dem  Gesetze  als  vorhanden  anzusehende  Lücke 
nicht  im  Wege  dieser  ergänzt  werden.  Die  Erweiterung  des  im  Vorstehenden 
behandelten  grundlegenden  Bisgriffs  der  Unfallversicherung  erweist  sich  aber  nach 
folgenden  Richtungen  als  notwendig. 

Zunächst  müssen  die  Unfälle  bei  der  Verrichtung  häuslicher  Arbeiten 
den  Betriebsunfällen  gleichgestellt  werden:  der  mit  der  Vornahme  einer  häus- 
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liehen  Arbeil  seitens  des  Arbeilgebers  beauftragte  Arbeiter  ist  nicht  in  der  Lage, 
die  Befolgung  des  Auftrags  verweigern  zu  können,  will  er  sich  nicht  der  Gefahr 
aussetzen,  dass  ihm  gekündigt  wird.  Da  im  Wege  der  zivilrechtlichen  Haftbar- 
maehung  des  Arbeitgebers  für  die  Folgen  eines  Unfalls  bei  häuslichen  Arbeiten 
vielfach  ein  Schadenersalz  nicht  zu  erlangen  ist,  während  doch  sowohl  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  Gerechtigkeit  wie  auch  der  Billigkeit  verlangt  werden 
muss,  dass  hierfür  ein  Ersatz  gewährt  werde,  so  sprechen  auch  Gründe  für 
diese  Gleichstellung,  welche  der  Tendenz  der  ganzen  Arbeiter- Versicherungs- 
Gesetzgebung  voll  und  ganz  entsprechen.  Weiter  müssen  die  Unfälle,  von 
welchen  der  Arbeiter  während  seines  Aufenthaltes  innerhalb  der  Betriebs- 
stätte in  betriebsfreier  Zeil  betroffen  wird,  schlechthin  den  Betriebsunfällen 
parallelisirt  werden,  nicht  minder  die  Unfälle  auf  dem  Hin-  und  Heimwege 
zu  und  von  der  Betriebsstätte,  endlich  aber  auch  die  Unfälle,  welche  auf 
eine  betriebsfremde  Ursache  zurückzuführen  sind,  die  Unfälle  durch  elemen- 
tare Ereignisse  und  durch  Handlungen  Dritter,  wobei  es  gleichgültig  sein 
muss,  ob  es  sich  um  betriebsfremde  Personen  handelt  oder  um  solche,  welche 
zu  dem  Betriebe  in  dem  Verhältnis  von  Arbeitern,  Reamten  oder  sonstigen  Ange- 
stellten gehören. 

Durch  diese  Erweiterung  des  für  die  Unfallversicherung  so  wichtigen  Begriffs 
wird  allerdings  der  Karakter  der  Unfallversicherung  etwas  modifizirt  werden: 
denn  wenn  das  Moment  der  ßelriebsgefahr,  das  risque  professionnel,  beseitigt  ist, 
so  kann  die  Unfallfürsorge  nicht  mehr  als  eine  Betriebsunfallversicherung  karak- 
terisirt  werden,  sie  ist  dann  vielmehr  eine  Versicherung  gegen  Unfälle  schlechthin, 
die  aus  Anlass  einer  betrieblichen  Beschäftigung  entstehen,  ohne  dass  es  auf  die 
Frage  noch  ankommt  ob  das  gemeine  Unfallrisiko  oder  ein  dasselbe  über- 
steigendes besonderes  Risiko  dafür  verantwortlich  zu  inachen  ist.    Ob  die  Ent- 
wicklung der  Reiehsgesclzgcbung  hierhin  führen  wird,  muss  allerdings  zur  Zeit 
als  fraglich  bezeichnet  werden;  immerhin  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass 
eine  gewisse  Erweiterung  des  Kreises  der  zu  einer  Entschädigung  Anlass  ge- 
benden Betriebsunfälle  auch  durch  die  Gesetzentwürfe  von  1891  bezw.  1896  in 
Vorschlag  gebracht  wurde,  namentlich  durch  Kinbeziehung  der  Unfälle  bei  häus- 
lichen Verrichtungen.    Es  ist  ohne  Weiteres  ersichtlich,  dass  eine  Erweiterung 
im  Sinne  obiger  Vorschläge  eine  wesentliche  Beschränkung  des  Kreises  der 
besondern  Haftpflicht,  d.  h.  der  den  Unternehmern  noch  verbliebenen  indivi- 
duellen Haftpflicht  bedeuten  würde,  welche  von  denselben  neben  der  reichs- 
gesetzlichen  Kollektiv-Haftpflicht  in  Form  der  Versicherung  als  eine  Belästigung 
empfunden  wird.    In  den  Kreisen  der  Industrie,  insbesondere  der  rheinisch- 
wcstphälischen  Grossindustrie,  besteht  daher  eine  starke  Geneigtheit  zu  Gunsten 
der  Erstreekung  der  Unfallversicherung  auf  die  Fälle,  welche  zur  Zeit  noch 
unter  die  zivilrechtliche  Individual-Haftpflicht  fallen,  und  da  der  Einfluss  derselben 
auf  die  Kcichsgcsetzgcbung  ein  sehr  weitgehender  ist,  so  ist  es  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  wenigstens  zum  Teil  das  Erfordernis  des  unsachlichen  Zusammen- 
hangs zwischen  Unfall  und  Betriebsgefahr  aufgegeben  werden  wird. 
Litteratur.  —   »Handbuch  der'  Unfallversicherung  *.  dargestellt  von  Mit- 
gliedern des  Reiehs-Versicherungs-Amts  {'2.  Aufl.),  Leipzig  1897.  —  «  Die 
Kommentare  zu  dem  Unfallversicherungsgesetze  ».  von  Woedtke,  Just, 
Rumpelt.  —  Rosin.  «Der  Begriff  des  Betriebsunfalls  >.  Archiv  für  öffent- 
liches Recht,  Bd.  III,  Seite  201-  301.  —  Derselbe,  «Recht  der  Arbeiter- 
versicherung  »  (Berlin  1893  t.  I,  Seite  VJ73,  290.  —  Fuld,  «Der  Begriff  des 
Betriebsunfalls«.   Archiv   für  soziale  Gesetzgebung   und  Statistik,  Bd.  I, 
Seile  .',17—428.'--  Derselbe,  c  Die  Erweiterung  des  Unfallbegriffs»,  Zeit- 
schrift für  Versicherungsrecht.  Bd.  IV,  Seite  87,  lü7.  —  Weitere  Lilteralur- 
angaben  siehe  bei  Artikel  Unfallversicherung. 


Betrug 

Siehe:   *  Versicherungsbetrug  • 
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Beurkundung  der  Versicherung. 

Sieht?:  «Police». 

Bevollmächtigter. 

Siehe:  «Filiale«. 


Beweislast  in  Versicherungsrechts- 

Sachen. 

Inhalt.  —  Allgemeines.  —  Di««  Beweislast  beim  Leugnen  der  Klagethalsachcn  und 
hei  Vorschützung  von  Einreden  seitens  des  Heklagten.  —  Die  Versicherungs- 
prozesse und  einige  allgetueine  Grundsätze  über  die  Beweislast.  —  Die  Ver- 
teilung der  Beweislast  bei  einzelnen  Versicherungsverträgen.  —  I.  Beweislast 
bei  dem  Lebensversicherungsvertrage.  —  II.  Beweislast  beim  Feuerver- 
sicherungsvertrage --  III.  Beweislast  beim  Unfall  Versicherungsverträge. 

Allgemeines.  —  Unter  beweisen  versteht  man  die  Handlungen  einer  Partei 
im  Prozess,  wodurch  sie  den  Hiehter  von  der  Walirheit  streitiger  Thatumstände  /.um 
Zweck  der  Anerkennung  eines  Rechts  durch  Richterspruch  mittelst  neuer  äusserer 
Gründe  juristisch  überzeugen  will.1  Beweis  nennt  man  sowohl  jene  Handlung,  als 
auch  die  benutzten  Beweismittel,  die  Beweisgründe  und  endlich  das  Ergebnis  der 
letzteren,  nämlich  die  Ueberzeugung  des  Richters  von  der  Wahrheit  der  That- 
sache.* Die  richterliche  Ueberzeugung  wird  durch  Benutzung  von  Beweismit- 
teln geschaffen  und  darunter  versieht  man  im  weiteren  Sinn  Alle-.,  was  zur 
Begründung  der  prozessrechtlichen  Wahrheit  einer  Behauptung  dient,  also  auch 
ein  Geständnis  der  Gegenpartei,  ferner  Gerichtskundigkeit  hinsichtlich  der  streitigen 
Thatsache,  Augenschein,  Sachverständige,  Rechtsvermutungen,  selbst  Schlass- 
folgerungen,  solern  sie  zur  Bewahrheitung  einer  Behauptung  führen.  Im  engeren 
Sinn  bezeichnet  man  als  Beweismittel :  Zeugen,  Urkunden  und  den  Eid.  Beweis- 
grund ist  der  Grund  zur  Ueberzeugung  des  Richters  von  der  Wahrheit  einer 
Behauptung.  Mit  Bezug  auf  das  Beweismittel  betrachtet,  ist  Beweisgrund  der  die 
richterliche  Ueberzeugung  wirklich  begründende  Inhalt  eines  Beweismittels.  Denn 
das  letztere  ist  nur  in  seiner  Anwendung  gedacht  das  Mittel  der  richterlichen 
Ueberzeugung,  während  das  Beweismittel  in  Hinsicht  auf  seinen  Erfolg  deren 
Grund  darstellt.  Zweck  des  Beweismittels  ist  es,  juristische1  Wahrheit  zu  schaffen 
und  inwieweit  es  dies  vermag,  richtet  sich  nach  der  ihm  innewohnenden  Be- 
weiskraft. Unter  dieser  Beweiskraft  (vis  probandi]  versteht  man  die  rechtliche 
Wirkung,  welche  ein  zulässiges  Beweismittel  für  die  Begründung  der  juristischen 
Wahrheit  einer  Behauptung  nach  dem  geltenden  Prozessrecht  besitzt. 

Beweislast,  Beweispflicht  (onus  probandi)  ist  die  Verbindlichkeit  einer 
Prozesspartei,  eine  vorgebrachte  Thalsache  oder  Behauptung  durch  eine  Beweis- 
führung zu  erweisen.  Die  beweispflichtige  Partei,  welche  ihrer  Beweispflichl  hin- 
sichtlich der  Thatsache  oder  Behauptung  nicht  genügen  kann  oder  will,  ist 
beweisfällig,  sei  es,  dass  die  Beweisführung  gar  nicht  vom  Pflichtigen  über- 
nommen wurde,  sei  es,  dass  die  versuchte  Beweisführung  misslungen  ist.  Die 
Beweisfälligkeit  hat  die  Wirkung,  dass  die  Thatsache  oder  Behauptung,  hinsichtlich 

'  Linde,  Lehrbuch  des  deutschen  gemeinen  Zivilpiuzcs^es  (Ed.  V,  llonn  18t8) 
§  234,  S.  28«  f. 

■  Jordan  s.  v.  Beweis  in  Weiskc's  Hechtslexikon,  IM  II,  S.  MX)  (Leipzig  1K-10), 
3  Absolute  Wahrheit,  wie  sie  die  Lehren  der  Mathematik  ergehen,  kann  im  Civil- 
jirozess  durch  dessen  lteweis\ erfahren  nicht  erzielt,  werden.  Die  zivilprozessuale  Wahr- 
heit wird  durch  den  Ausspruch  der  richterlichen  Uberzeugung  erklärt  und  festgestellt. 
Diese  Ueberzeugung  Ilicsst  aus  der  Krkenntnis  des  Lichters  und  letztere  ist  ebenso  dem 
Irrtum  unterworfen,  wie  die  (Juellen  der  Krkenntnis  trugen  können,  z.  ü.  falscho 
Zeugen  oder  Urkunden.  Deshalb  ist  das  Ziel  des  Zivi||>mze*scs  dio  Krreuhum»  einer 
nur  relativen,  der  juristischen  Gewißheit  oder  Wahrheit  der  .ili  eiligen  Thttsac-hcu 
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deren  der  Beweisführer  beweispflichtig  war,  als  widerlegt,  also  als  unwahr  gilt 
und  nur  in  ihrer  Unwahrheit  im  Prozoss  in  Betracht  kommt. 

Welche  Partei  —  ob  der  Kläger  oder  der  Reklagte  —  die  Beweislasl  hat,  ist 
eine  Krage  des  materiellen  Zivilrechts  und  deshalb  in  der  Reichszivilprozess- 
nrdnung  nicht  geregelt.  Das  materielle  Zivilrecht  —  heute  noch  ausser  den 
Reichsgeselzen  che  in  Deutschland  gellenden  Systeme  des  Römischen  Rechts,  des 
Preussischen  Allgemeinen  Landrechts,  des  Sächsischen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs, 
des  Code  civil  (Badisches  Landrecht),  später  aber  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
für  das  Deutsc  he  Reich  —  enthält  nur  vereinzelte  Vorschriften  darüber,  welche 
Partei  im  Prozess  bewcispllichtig  ist,*  es  ist  vielmehr  diese  Frage  der  rechtswissen- 
schaftliehcn  Theorie  überlassen.  Für  Versicherungsrechtsstreite  fehlen  ausdrück- 
liche Vorschriften  über  die  Beweislasl  in  den  LandesrechlsSystemen.  Der  die 
Beweisla-st  verteilende  Richter  ist  vielmehr  hier  ganz  auf  die  rechtswissenschaft- 
liche  Doktrin  und  oberstrichterliche  Rechtsprechung  angewiesen.*  Nur  in  den 
Art.  886—890  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs,  welche  von  der  Schadensliqui- 
dation in  der  Seeversicherung  handeln,  wird  der  Versicherte  für  gewisse  Punkte 
als  beweispfliehtig  erklärt ;  ebenso  in  t$  883—  8H5  des  neuen  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs. 

Die  wissenschaftliche  Rechtslehre  hat  nun  aber  in  Bezug  auf  die  Beweislast  in 
Hechtsstreitigkeiten  (also  auch  für  Versicherungsprozesse )  an  der  Hand  des 
römisc  hen  und  gemeinen  Rechts  gewisse  Prinzipien  entwickelt,  deren  wichtigstes 
und  grundlegendes  der  Lehrsatz  ist :  « Jede  Partei  hat  ihre  eigene  vom  Gegner 
bestrittene  reehtserhebliche  Behauptung,  auf  welche  die  Partei  einen  selbständigen 
Angriff  oder  Gegenangriff  gründet,  auch  zu  beweisen. »  Oder  anders  ausgedrückt : 
Die  Beweislast  trifft  jede  angreifende  Partei  in  Betreff  ihrer  selbständigen  gericht- 
lichen Behauptung  solcher  juristisch  noch  ungewissen  Thatsachen,  deren  Wahr- 
heit vorausgesetzt  wird,  um  jenen  erhobenen  Angriff  so,  wie  er  vor  Gericht  vor- 
gebracht ist.  rechtlich  zu  begründen. 

Denn  im  Zivilprozess  liegt  dem  Kläger  sowohl  wie  dem  Beklagten,  insoweit 
sich  dieser  oder  jener  eines  gerichtlichen  Angriffs  auf  seinen  Gegner  bedient,  die 
Verbindlichkeit  ob,  alle  zweifelhaften  und  rcchtserheblichen  Behauptungen  zivil- 
rechtlich in  Gewissheit  zu  versetzen,  wenn  diese  Thalsachen  gewiss  sein  müssen, 
um  den  Angriff  gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen .*  Der  Prozess  ist  ein  Streit, 
ein  Rechtsstreit,  die  Kämpfer  sind  der  Kläger  und  der  Beklagte.  Der  Kläger  will, 
um  vulgär  zu  sprechen,  vom  Beklagten  etwas  haben,  Beklagter  knöpft  die  Taschen 
zu  und  will  nichts  geben.  Das  Ziel  des  Klagantrages  geht  auf  das  Habenwollen 
des  Klägers,  d.  h.  Verurteilung  des  Beklagten,  das  Ziel  der  Verteidigung  des  Be- 
klagten auf  Xichtgebcnwollen,  d.  h.  Zurückweisung  der  Klage,  und  in  Rede  und 


*  Einzelne  Bcweislattvoi  Schriften  finden  sich:  a)  In  «5  1  des  Reiihthufipflicht- 
gesetzps  vom  7  Juni  1871  :  «Wenn  hei  »lein  Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  Mensch 
^etödtet  oder  körperlich  verletzt  wird,  so  haftet  der  Betriebsunternehmcr  lür 
den  dadurch  entstandenen  schadun,  sofern  er  nicht  beweist,  das«  der  Un- 
fall durch  höhere  Gewalt  oder  durch  eigenes  Verschulden  dos  Getödteten  oder 
Verletzten  verursacht  ist.  »  b)  Her  $  T>8  des  Ueiehsgesetzes  betreffend  die  pi  ivatrecht- 
lichen  Verhältnisse  der  liinucnschinahrt  vom  15.  Juni  IH'J.'i  bestimmt  in  seinem  ersten 
Absätze:  c  Der  Frachtführer  haftet  für  den  'chaden,  weh  her  seit  der  Empfangnahme 
bis  zur  Ablieferung  durch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Frachtguts  enUtoiden  sind, 
sulern  er  nicht  hew  eist ,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  Umstände 
herbeigeführt  ist,  welche  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht 
abgewendet  werden  konnten.»  Vgl.  die  Bewei-Iastvorschrifl  für  den  Frachtführer  in 
Art.  31  »~>  des  Handelsgesetzbuchs  (mi  Neuen  Handelsgesetzbuch  ist  sie  fortgefallen,  s. 
den  entsprechenden  5j  i'i1»  desselben  1. 

»  Auch  da*  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Beich.  welches  das  Ver- 
sichcrungsreclit  nicht  behaudelt,  enthält  selbstverständlich  keine  Beweis  last  -  Vor- 
schriften, be/nglich  desselben. 

6  Martin,  Lehrbuch  des  deutschen  gemeinen  bürgerlichen  Prozesses  (Ed.  XIII, 
Leipzig  und  Heidelbe-g  1»»2)    IM,      372  lf.  Jordan  ,  a.  a.  ü.  S.  130. 
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Gegenrede  behauptet  jeder  der  beiden  tiegner  im  Rechte  zu  «ein,  indem  er  ins- 
besondere die  ihm  widerstrebende  Forderung  seines  Gegners  als  ungerechtfertigt 
angreift.  Die  Klage  des  Klägers  ist  der  erste  Angriff  auf  den  Beklagten.  Dieser 
in  seiner  Verteidigungsstellung  greift  die  Begründetheit  des  Klageanspruchs  wieder 
an,  indem  er  insbesondere  Einreden  erhebt;  der  Klüger  sucht  die  Einreden  durch 
Repliken  zu  widerlegen,  worauf  der  Beklagte  wieder  Dupliken  vom  Stapel  lässt 
und  die  Hinfälligkeit  der  Heplik  damit  dar/uthun  versucht.  So  spinnt  sich  der 
Prozess  in  Hede  und  Widerspruch  weiter,  bis  beide  Parteien  ihre  Behauptungen 
erschöpft  haben  und  es  ans  Beweisen  geht.  Hier  hat  nun  der  Kläger  die  Behaup- 
tungen, auf  welche  er  die  Klage,  .«eine  Hepliken  u.  s.  f.  gründet,  zu  beweisen, 
während  der  Beklagte  die  Behauptungen  beweisen  muss,  womit  er  «eine  Einreden, 
«eine  Duplik  u.  s.  f.  unterstützt  hat.  Da  nun  nicht  das  Hecht  des  Klägers  oder 
des  Beklagten  Gegenstand  des  Beweises  ist,  sondern  nur  die  Thalsachen,  aus  denen 
auf  das  Bestehen  des  Hechts  zu  «chliessen  ist,  so  sind  nur  die  Thatsachen  vom 
Hichter  zu  Beweis  zu  verstellen,  welche  zur  Begründung  der  Klage,  der  Heplik 
u  s.  w.  seitens  des  Klägers,  zur  Unterstützung  seiner  Einreden,  Dupliken  u.  s.  w. 
seitens  des  Beklagten  vorgebracht  sind.  Gegenstand  des  Beweises  ist  also  das 
thatsächliche  Fundament  des  Angriffs  und  (iegenangriffs  (der  Klage,  der  Einreden, 
der  Heplik,  Duplik  u.  s.  w.j.  Welche  Thatsachen  zu  diesem  Fundament  jedesmal 
erforderlich  und  für  den  Beweisptlichtigen  zu  Beweis  zu  verstellen  sind,  kann 
nur  nach  dem  massgebenden  Zivilrecht  und  dem  geltend  gemachten  Klagean.«prueh, 
bezw.  der  Verteidigung  gegen  denselben  bestimmt  werden.  Jedenfalls  muss  das 
thatsäehlkhe  Fundament  diejenigen  Thatsachen  enthalten,  die  in  ihrer  Gesamtheit 
den  Klageanspruch  oder  die  Abwehr  des  Beklagten  gegen  ihn  als  im  gegebenen 
Falle  begründet  und  damit  als  existierend  erscheinen  lassen.  Existierend  ist  jedoch 
nur  das  Recht,  welches  wirklich  entstanden  ist.  Daher  umfasst  das  faktische  Fun- 
dament allo  die  Thatsachen,  die  zur  Entstehung  des  geklagten  Hechts  oder  des 
Anspruchs  auf  Abwehr  desselben  notwendig  waren.  In  der  Beweislast  liegt  deshalb 
die  Verbindlichkeit,  das  Angriffs-,  bezw.  das  Vcrteidigungsfundanient,  d.  h.  das 
faktische  Entstandensein  des  vom  beweispflichtigen  Kläger  behaupteten  Klage- 
anspruch.«, bezw.  des  vom  Beklagten  geltend  gemachten  Abwehrrechts  hinsichtlich 
der  thalsachlichen  Grundlage  zu  bewahrheiten.  Die  Fortdauer  des  als  entstanden 
bewiesenen  Anspruchs  braucht  der  Beweispflichtige  nicht  zu  beweisen,  denn  diese 
Fortdauer  ergieht  sich  bis  auf  weiteres  von  selbst,  d.  h.  der  Anspruch  gilt  solange 
als  fortdauernd,  bis  der  Gegner  sein  Erlöschen  infolge  anderer  Thatsachen  dar- 
thut.  Hat  der  Versieherle  als  Kläger  dem  beklaglen  Versicherer  gegenüber  be- 
wiesen, das«  wegen  des  eingetretenen  Schadens  ein  Anspruch  aus  dein  Ver- 
sicherungsvertrag auf  die  Vcrsicherungsentschadigung  für  den  Versicherten 
entstanden  ist,  so  ist  es  Sache  des  beklagten  Versicherers  zu  beweisen,  dass  der 
aus  dem  Versicherungsvertrage  entstandene  Versicherungsanspruch  nicht  fort- 
daure,  sondern  infolge  Eintretens  einer  neuen  Thatsache,  z.  B.  Platzgreifen.«  einer 
den  Verlust  aller  Ansprüche  androhenden  Verwirkungsklausel,  wieder  erloschen 
sei.  Nicht  der  klagende  Versicherte  braucht  auch  zur  Begründung  seiner  Ent- 
schädigungsklage die  Fortdauer  des  durch  Absehluss  des  Versicherungsvertrages 
an  sich  erworbenen,  durch  den  Schadensfall  bedingten  Versicherungsanspruchs 
zu  beweisen.  Denn  da  Ansprüche  nur  durch  Thatsachen  entstehen,  wieder  ver- 
ändert und  aufgehoben  weiden  können,  so  muss  ein  einmal  (z.  B.  durch  Abschluss 
eines  Versicherungsverträge«)  entstandener  Anspruch  notwendig  so  lange  fort- 
dauern, bis  er  durch  eine  neue  Thatsache  (/..  B.  eine  eingelretene  Verwirkungs- 
klausel) wieder  in  seiner  Wirksamkeil  verändert  oder  aufgehoben  wird. 

Wer  im  Pro/.ess  al«  Angreifer  auftritt  —  es  sei  der  Kläger  oder  der  sich  in 
Verteidigungsstellung  befindliche  Beklagte  —  hat  demnach  die  Entstehung  seines 
gellend  gemachten  Klage-,  bezw.  Einrederechts,  in  Bezug  auf  die  die  Entstehung 
vermittelnden  Thalsachen  zu  beweisen.  Oh  diese  Entstehung  durch  das  Sein  oder 
Nichtsein  gewisser  Thatsachen  bedingt  «ei.  dies  kann  nicht  aus  der  Beweispflicht 
heraus  beantwortet  weiden.  Es  lässl  sich  auch  keine  allgemeine  Hegel  gehen, 
welche  Thatsachen   zur  Entstehung   eines  Hechts  jedesmal   erforderlich  sind, 
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sondern  dies  richtet  sich  nach  dem  einzelnen  Rechtsverhältnisse.  Zur  Entstehung 
de«  Anspruchs  des  Begünstigten  in  der  Lebensversicherung  gehört  Abschluss  des 
Lebensversicherungsverlrage«  und  der  Tod  des*  Versicherlen.  Zur  Entstehung 
der  Forderung  auf  die  Brandentschädigung  gehört  der  Abschluss  des  Feuerver- 
sicherungsvertrages, ein  Brandfall  und  ein  durch  Feuer  an  derjenigen  Sache 
verursachter  Schaden,  für  welche  die  Brandentschädigung  angesprochen  wird. 
Und  so  weiter  bei  den  übrigen  Versicherungsverträgen. 

Die  Beweislast  beim  Leugnen  der  Klage-Thatsachen  und  bei  Vor- 
schützung von  Einreden  seitens  des  Beklagten.  —  Durch  den  Prozess 
und  das  llrteil  soll  nach  der  Behauptung  des  Klägers  eine  ihm  vom  Beklagten 
angelhane  Hechtsverletzung  oder  Nichtanerkennung  des  klägerischen  Rechts 
ausgeglichen  werden.  Die  Klage  behauptet  ein  Recht,  einen  Anspruch  des 
Klägers,  der  aus  bestimmt  angeführten  Thatsachen,  den  Klagthatsachen,  entstan- 
den sei.  Klagt  eine  Versicherungsgesellschaft  die  Prämien  vom  Versicherten 
ein,  so  sind  im  Wesentlichen  Klaglhalsachen :  Abschluss  des  Versicherungsver- 
trages, Vereinbarung  der  eingeklagten  Prämien  in  demselbtn,  Verletzung  des 
Prämienanspruchs  seitens  des  Versicherten  durch  Vorenthaltung  der  Zahlung. 

Gegen  eine  erhobene  Klage  kann  der  Beklagte  sich  durch  drei  ihrem  Wesen 
nach  verschiedene  Verteidigungsmitlel  schützen,  nämlich : 

1.  Durch  reine  Negation,  indem  der  Beklagte  die  Klagthatsachen  und  damit 
die  Entstehung  eines  Anspruchs  aus  denselben  an  Beklagten  einfach  ableugnet. 
Dies  Abstreiten  heissl  technisch  eine  verneinende  Einlassung  (negative  Litis- 
kontestalion)  auf  die  Klage.  Beklagter  weiss  angeblich  von  gar  Nichts,  er  ist 
nirgends  gewesen.  So  verfährt  z.  B.  ein  aus  einem  Versicherungsverlrage  von» 
Versicherer  als  Versieherter  Gelangter,  wenn  er  sich  damit  verteidigt :  er  habe 
den  geklagten  Versicherungsvertrag  gar  nicht  unterschrieben  und  nicht  abge- 
schlossen. Wenn  der  Versicherte  einen  angeblich  versicherten  Schaden  gegen 
den  Versicherer  einklagt,  so  würde  letzterer  sich  verneinend  auf  die  Klage 
einlassen,  wenn  er  leugnet,  dass  überhaupt  der  Schaden  entstanden  und  vor- 
handen sei. 

Eine  verneinende  Einlassung  des  Beklagten  auf  die  Klagthalsachen  ist  es  auch, 
wenn  Beklagter  dieselben  zwar  nicht  bestreitet,  aber  in  Abrede  stellt,  dass  aus 
diesen  Thalsachen  der  geklagte  Anspruch  gegen  Beklagten  entstanden  sei,  und 
zwar  dies  deshalb  nicht,  weil  das  Gesetz  die  Entstehung  solcher  Ansprüche  ver- 
hindere. So,  wenn  der  auf  Prämienzahlung  verklagte  Versicherte  behauptet,  die 
Polize  enthalte  eine  gesetzlich  verbotene  Wettversicherung  oder  unstatthafte 
Doppcl  Versicherung:  ferner  wenn  der  auf  die  Prämie  belangte  Feuerversicherle 
die  rechtliche  Ungültigkeit  des  geschlossenen  Fcuervcrsiehcrungsvertrages  deshalb 
behauptet,  weil  ihm,  dem  Versicherten,  das  versicherte  Haus  gar  nicht  gehört 
habe,  indem  ein  Dritter  (etwa  ein  .Miterbe)  ihm  das  Haus  durch  Prozess  abge- 
nommen habe. 

Bei  dieser  verneinenden  Einlassung  des  Beklagten  auf  die  Klagthatsachen, 
sei  es,  dass  der  Anspruch  des  Klägers  vom  Beklagten  in  Bezug  auf  die  Thatsachen 
oder  auf  die  rechtliche  Möglichkeit  geleugnet  wird,  gilt  die  Hegel :  Bei  vernei- 
nender Einlassung  des  Beklagten  hat  stets  der  Klüger  die  ihm  vom  Beklagten 
bestrittenen  Klagthatsachen  zu  beweisen.  Allerdings  tritt  eine  eigentliche  Beweis- 
führung dann  nicht  ein,  wenn  das  Leugnen  des  Beklagten  darin  besteht,  dass  er 
die  gesetzliche  Möglichkeit  des  geklagten  Anspruchs  leugnet,  also  etwa  vorschützt, 
die  Gesellschaft  klage  aus  einer  ge-elzlieh  verbotenen  Doppelversicherung.  Hier 
kommen  Beweismittel  (Zeugen,  Sachverständige,  etc.)  nicht  in  Betracht.  Denn 
nach  dem  Hechtssalze  Der  Richter  kennt  das  Hecht  von  selber  (Jura  novit  curia) 
oder  wie  die  Rechtsstellung  de>  Richters  ausgedrückt  wird:  Narra  tu  mihi  factum, 
et  ego  tibi  narrabo  jus"  hat  der  Richter  ohne  einer  Beweisaufnahme  —  die  sich 


7  Der  Gericht* bof  ist  Kenner  des  Rechts  und  nach  obigem  Rechtssprichwort  sagt 
der  Richter  zur  Partei  :  Kr/ähle  du  nur  d.e  Thatsachen  und  ich  werde  dir  die  darauf 
anzuwendenden  RcchtsgnindsäUc  mitteilen. 
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doch  nur  auf  Thatsachen,  nicht  Rechlssätze  erstrecken  kann  —  zu  bedürfen,  zu 
prüfen  und  zu  entscheiden,  ob  das  Ableugnen  der  gesetzlichen  Möglichkeit  des 
eingeklagten  Anspruchs  begründet  ist,  ob  also  eine  verbotswidrige  Doppelver- 
sicherung, eine  Wettassekuranz  der  Klage  zu  Grunde  liegt.  Diese  Krage  löst  der 
(ierichtshof  aus  sich,  kraft  seiner  Eigenschaft  als  Gesetzeskenner,  von  einer  eigent- 
lichen Beweislast  des  Beklagten  ist  hier  keine  Rede,  da  eine  Hechtsfrage  vorliegt. 

2.  Das  zweite  Verteidigungsmittel,  welches  dem  Beklagten  gegenüber  der 
Klage  zu  Gebote  steht,  ist  das  molivirte  Ableugnen  der  Klagbehauptungen.  Unter 
das  motivirte  Leugnen  fällt  auch  das  sogenannte  qualifizirle  Geständiii».  Das 
motivirte  Leugnen  des  Beklagten  unterscheidet  sich  von  einer  verneinenden 
Einlassung  dadurch,  dass  bei  der  letzleren  Beklagter  sich  ohne  nähere  Erläuterung 
einfach  auf  das  Inabredestellen  der  Klagbehauptungen  beschränkt,  während  Be- 
klagter, wenn  er  motivirt  leugnet,  seinem  Abstreiten  noch  Gründe  beifügt,  indem 
er  die  Sache  anders  darstellt,  als  die  Klage  es  thut.  Wenn  der  von  der  Gesell- 
schaft auf  die  Prämie  verklagte  Versicherte  entgegnet:  ich  habe  überhaupt  keinen 
Versicherungsvertrag  abgeschlossen,  so  ist  dies  eine  verneinende  Einlassung. 
Wenn  in  gleichem  Fall  der  beklagte  Versicherte  aber  auf  die  Klage  antwortet : 
ich  habe  überhaupt  keinen  Versicherungsvertrag  abgeschlossen,  es  kam  mir  wohl 
der  Agent  mit  dem  Antragsformular,  welches  er  ausgefüllt  hatte  und  es  fragte 
mich  der  Agent,  ob  er  meinen  Namen  unter  das  Antragsformular  schreiben  solle, 
ich  habe  aber  dies  dem  Agenten  ausdrücklich  verboten,  wenn  der  Agent  doch 
meinen  Namen  schrieb,  so  geht  mich  das  nichts  an  —  so  ist  dies  ein  motiviertes 
Leugnen  von  Seiten  des  Beklagten. 

Für  das  motivierte  Leugnen  des  Beklagten  gilt  dieselbe  Regel,  wie  für  die 
verneinende  Einlassung:  nicht  Beklagter  hat  sein  motiviertes  Leugnen  zu  beweisen, 
sondern  der  Kläger  seine  ihm  durch  das  motivierte  Leugnen  bestrittene  Klagbe- 
hauptungen zu  beweisen. 

Dasselbe  gilt  beim  qualifizierten  Geständnis.  Bei  diesem  räumt  Beklagter  eine 
vom  Kläger  behauptete  Thalsache  als  geschehen  zwar  ein,  aber  er  fügt  eine  Be- 
hauptung hinzu,  welche  der  Thatsache  eine  ganz  andere  Bedeutung  und  Wendung 
geben  soll,  als  der  Kläger  damit  verbunden  hatte  Die  Thatsache  an  sich  ist  also 
beim  qualifizirten  Geständnis  unbestritten,  nur  knüpft  jede  der  beiden  Parteien 
eine  abweichende  Wirkung  an  die  Thatsache.  Ein  Beispiel  erläutert  dies:  Ein 
Unfallversicherter  fordert  von  der  Gesellschaft  klagend  die  Unfallversicherungs- 
entschädigung. Dass  der  Versicherte  die  von  ihm  behauptete  Körperbeschädigung 
erlitten  hat  und  dass  die  behauptete  Arbeits-  und  Erwerbsunfähigkeit  als  Folge 
eingetreten  ist,  bestreitet  die  Gesellschaft  nicht.  Allein  dies  Geständnis  ist  nur 
ein  qualifiziertes,  indem  die  Gesellschaft  hinzufügt:  der  Verunglückte  habe  sich 
seine  Körperbescliädigung  durch  eigenes  Verschulden  und  eigene  Unvorsichtigkeit 
zugezogen. 

Beim  qualifizierten  Geständnis  trifft  die  Beweislast  für  das  qualifiziert  Zugestan- 
dene nicht  den  Gestehenden,  sondern  seinen  Gegner,  den  Kläger.  Denn  das 
qualifizierte  Geständnis  stellt  sich  nur  seiner  äussern  Erscheinung  nach  als  ein  Be- 
kenntnis (confessio)  dar.  während  es  seinem  Kern  nach  ein  Ableugnen  entgegen- 
stehender Behauptungen  des  Gegners  ist 

3.  Das  dritte  Verlcidigungsmittcl  des  Beklagten  gegenüber  den  Klagebehaup- 
tungen ist  die  Einrede.  Der  Begriff  der  Einrede  war  im  Römischen  Hecht  ein 
engerer  als  im  heutigen.  Unter  Einrede  verstanden  die  Römer  diejenige  Vertei- 
digung des  Beklagten  auf  die  Klage,  mittelst  deren  der  Beklagte  dem  Klageanspruch 
ein  stärkeres  Hecht  entgegenstellte,  welches  den  Klageanspruch  lahmlegte.  Dies 
ist  die  Einrede  oder  Exceptio  im  materiellen  Sinn.  Der  excipierende  Beklagte 
leugnet  den  Klaganspruch  nicht  in  dem  Sinn,  dass  Beklagter  —  wie  bei  ver- 
neinender Einlassung  —  behauptete,  der  Klaganspruch  exisfire  gar  nicht  ;  bei 
der  Einrede  behauptet  vielmehr  Beklagter  lediglich,  der  Klaganspruch  sei  unwirk 
sam  wegen  des  Hindernisses,  welches  ihm  die  Einrede  entgegenstellt.  Die  Zahl 
der  Einreden  gegen  eine  Klage,  auch  gegen  den  Versicherungsiinsprueh,  ist 
unendlich    Inzwischen  haben  die  Einreden  das  Gemeinsame,  dass  sie  sich  ent- 
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weder  gegen  den  geklagten  Anspruch  selbst,  al*o  gegen  jede  Geltendmachung 
desselben  richten,  was  bei  den  meisten  Einreden  zutrifft ;  oder  dass  die  Einrede 
nur  das  Rechtsmittel  der  gebrauchten  Klage  entkräftet  oder  endlich,  dass  die 
Einrede  nur  der  jetzigen  Anstellung  der  Klage  sich  entgegenstellt. 

Für  die  Beweisl&st  gilt  die  Hegel,  dass  der  Beklagte,  wenn  er  eine  Vertei- 
digung gegen  die  Klage  erhebt,  welche  wirklich  als  Einrede  sich  oharakterisirt, 
die  in  dieser  Einrede  enthaltenen  Thatsaehen  zu  beweisen  verpflichtet  ist,  soweit 
sie  ihm  vom  Gegner  bestritten  sind.  Denn  der  eine  Einrede  erhebende  Erklagte 
bestreitet  nicht,  dass  der  geklagte  Anspruch  entstanden  sei,  er  behauptet  nur,  dass 
er  hinterher  ein  stärkeres  Recht  erworben  habe,  welches  den  Klageanspruch  über- 
windet. Dies  stärkere  Recht  muss  der  Beklagte  beweisen,  da  er  ja  die  Klage- 
behauptungen nicht  geleugnet  hat. 

Im  Römischen  Recht  wurde  es  nicht  als  eine  Einrede  betrachtet,  wenn  der 
Beklagte  den  Klaganspruch  zwar  zugestand,  aber  eine  neue  Thatsache  behauptete, 
durch  welche  der  Klaganspruch  getilgt  oder  aufgehoben  sei.  So  z.  B.  wenn  Be- 
klagter die  Kontrahierung  der  geklagten  Darlehnsschuld  nicht  bestritt,  aber 
Bezahlung  derselben  behauptete.  Heutzutage  rechnet  man  eine  solche  Vertei- 
digung des  Beklagten  gegen  den  von  ihm  prinzipiell  nicht  bestrittenen  Anspruch, 
wenn  Beklagter  dessen  nachheriges  Wiedererlöschen  durch  eine  neue  Thatsache 
behauptet,  zu  den  Einreden.*  Deshalb  muss  auch  der  Beklagte  die  Beweislast 
dieser  Einreden  übernehmen. 

Einige  Beispiele  erläutern  Vorstellendes.  Klagt  der  Feuerversicherte  eine 
Brandentschädigung  ein,  so  ist  es  eine  Einrede  der  beklagten  Gesellschaft,  wenn 
sie  behauptet,  der  Kläger  habe  die  versicherten  Mobilien  an  einen  andern  Ort 
translocirt  und  keine  Veränderungsanzeige  gemacht,  weshalb  die  Gesellschaft  den 
Schaden  nicht  zu  zahlen  brauche.  Die  Gesellschaft  leugnet  nicht,  die  Sachen  gegen 
Feuerschaden  versichert  zu  haben,  sie  behauptet  aber,  wegen  unterbliebener 
Translocationsanzeige  das  stärkere  Hecht  zu  haben,  welches  den  Vcrsichernngs- 
anspruch  überwindet,  indem  an  die  unterbliebene  Translocationsanzeige  in  den 
Polizobodingungen  der  Verlust  aller  Ansprüche  geknüpft  ist.  Die  Gesellschaft 
muss  die  ihr  bestrittenen  Thalsachen  beweisen: 

1.  dass  eine  Translocation  .stattgefunden  hat; 

'2.  dass  sie  vom  Versicherten  vorschriftswidrig  nicht  angezeigt  ist. 

Ähnlich,  wenn  sich  die  Gesellschaft  auf  die  Einrede  der  unzulässigen  Doppel- 
versiehcrung  beruft,  welche  den  geschlossenen  Versicherungsvertrag  hinfällig 
mache. 

Hierher  zählen  auch  samtliche  auf  Eintritt  von  polizemässigen  Verwirkungs- 
klauseln gestützte  Einreden.  Die  Beweispflichl  trifft  immer  die  auf  Verwirkung 
sich  berufende  Versicherungsj.'escllschaft.  Wird  der  Einwand  der  Verwirkung  des 
Veisicherungsanspriu  hs  vorgeschützt,  so  behauptet  die  diesen  Einwand  erhebende 
Gesellschaft  nicht  etwa,  das  Hecht  des  Versicherten  zur  Klage  auf  den  Versicher- 
ungsanspruch  existiere  nicht,  sondern  die  Gesellschaft,  indem  sie  die  Vorwirkungs- 
einrede entgegenstellt,  behauptet  damit  nur.  das  Hecht  zur  Klage  sei  der  Einrede 
gegenüber  unwirksam. 

Der  vom  Beklagten  erhobenen  Einrede  gegenüber  kann  der  Kläger,  gegen 
dessen  Klageanspruch  sich  die  Einrede  richtet,  sich  in  mehrfacher  Weise  ver- 
teidigen Der  Kläger  kann  zunächst  die  der  Einrode  zu  Grunde  gelegten  thatsäch- 
lichcn  Behauptungen  einfach  oder  auch  motiviert  ableugnen.  In  diesem  Falle  hat 
der  die  Einrede  vorbringende  Beklagte  die  ihren  Grund  bildenden  ({tatsächlichen 
Behauptungen  zu  beweisen.  Ein  Beispiel  ist  dieses : 

Gegenüber  der  vom  Versicherten  auf  die  l'nfallenlschädigung  erhobene  Klage 
erlieht  die  beklagte  Gesellschaft  die  Einrede,  der  durch  den  Hufschlag  des  Pferdes 
verunglückte  Versicherte  habe  gewusst,  dass  das  Pferd  ein  « Schläger  »  sei,  gleich* 


9Jonlan,  a.  a.  O.  S.  132.  G.  F.  Pucht.i,  Vorlesungen  über  das  heutige  römische 
Bccht,  Ltd.  1,    U3,  «.  198  (Ed.  III,  Leipzig  185*2). 
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wohl  aber  beim  Aufzäumen  des  Pferd«-*  sich  so  wenig  gehütet,  d.iss  er  sich  direkt 
der  Gefahr  eines  llulschlags  unvorsichtiger  Weise  ausgesetzt  habe.  Da  der  Unfall 
durch  eigenes  Verschulden  des  Versicherten  passiert  sei,  so  zahle  die  Gesellschaft 
keine  Entschädigung.  Der  klagende  Versicherte  kann  diese  Einrede  einfach  wie 
folgt  leugnen  :  Ks  sei  gar  nicht  wahr,  das-,  das  Pferd  ein  Schläger  sei,  er  habe  das 
Pferd  gar  nicht  aufgezäumt,  er  habe  sich  also  auch  nicht  unvorsichtig  der  Gefahr 
ausgesetzt.  Iiier  hat  die  beklagte  Gesellschaft  ihre  Kinrede,  wie  sie  vorgebracht  ist, 
zu  beweisen.  Der  klagende  Versicherte  kann  aber  auch  —  um  bei  dein  gebrauchten 
Beispiel  zu  bleiben  —  die  Kinrede  motiviert  leugnen,  indem  er  in  Abrede  stellt, 
dass  da-s  Pferd  ein  Schläger  sei.  dass  er  sich  unvorsichtig  der  (iefahr  ausgesetzt 
habe  und  indem  er  dann  begründend  hinzufügt :  nicht  ich,  sondern  mein  Reit- 
knecht hat  das  Pferd  aufgezäumt,  ich  bin  auch  bei  Gelegenheit  dieses  Ansehirrens 
de*  Tieres  gar  nicht  von  dem  Pferde  gesehlngeu,  dasselbe  hat  sich  vielmehr  erst 
später,  als  ich  aufgestiegen  war,  gebäumt,  mich  abgeworfen  und  mir  dann  den  die 
körperliche  Beschädigung  verursachenden  lluftritt  versetzt.  Der  Kläger  giebt  also 
eine  ganz  abweichende  Darstellung  von  dem  Unfallge.-chehnis  und  diese  ist  nicht 
vom  Kläger  zu  beweisen,  denn  er  leugnet  damit  nur  in  erläuternder  Weise  die 
von  der  Gesellschaft  vorgebrachten  Kinredebehauptungen,  deren  Beweis  der  letz- 
teren nach  wie  vor  obliegt. 

Auf  eine  von  der  beklagten  Seite  erhobene  Kinrede  kann  sich  aber  auch  der 
mit  der  Kinrede  angegriffene  Kläger  mittelst  einer  ächten  Replik  verteidigen. 
Solche  Replik  ist  die  durch  Thaisachen  begründete  Behauptung  eines  stärkeren 
Rechts  des  replizierenden  Klägers,  mittelst  dessen  er  das  in  der  Kinrede  vorge- 
schützte Recht  überwindet.  Die  Replik  enthält  nicht  ein  Leugnen  der  beklagtischen 
Kinredebehauptungen  seitens  des  replizierenden  Klägers,  sondern  die  Replik  gibt  zu, 
dass  die  Kinredebehauptungen  wahr  sind,  misst  diesen  aber  keine  Geltung  bei, 
weil  das  replizierte  stärkere  Recht  die  Kinrede  zurückschlägt.  Folgendes  Beispiel 
dient  zur  Krläuterung :  Gegen  die  auf  Zahlung  der  Brandentschädigung  vom  Ver- 
sicherten erhobene  Klage  wendet  die  beklagte  Gesellschaft  die  Kinrede  ein,  der 
Versicherte  habe  es  polizewidrig  unterlassen,  binnen  der  vorgeschrie|>enen  '24 
Stunden  dem  Agenten  den  Brand  anzuzeigen  und  ein  Verzeichnis  der  verbrannten, 
der  nur  beschädigten  und  der  unversehrt  geretteten  Sachen  einzureichen.  Nach 
der  Polize  trete  die  auch  geltend  gemachte  Verwirkung  des  Versicherungsanspruchs 
ein.  Der  klagende  Versicherte  gibt  alles  dies  zu,  aber  er  erhebt  die  Replik :  wohl 
habe  er  die  Vierumizwanzigstundenfrist  versäumt,  allein  er  sei  physisch  gar  nicht 
im  Stande  gewesen  sie  einzuhalten,  denn  als  ei  sein  Haus  brennend  gesehen, 
sei  er  so  heftig  erschüttert  gewesen,  dass  er  zunächst  die  Besinnung  verloren, 
dann  in  ein  achttägiges  Fieber  mit  Phantasmen  verfallen  sei.  Sobald  er  genesen, 
habe  er  sofort  jenes  Verzeichnis  eingereicht.  Die  Versäumnis  könne  ihm,  dem 
Versicherten,  rechtlich  nicht  zugerechnet  werden.  —  Der  klagende  Versicherte 
hat  alle  diese  Thalsachen,  wenn  sie  ihm  die  Gesellschaft  bestreitet,  zu  beweisen*, 
denn  es  handelt  sich  hier  um  eine  ächte  Replik.  Der  Versicherte  leugnet  seine 
Versäumiiis  nicht,  aber  er  macht  gegen  die  auf  die  Versäumnis  gestützte  Kinrede 
ein  stärkeres  Recht  geltend,  nämlich  die  bona  fides  des  Versicherungsvertrages 
sowie  den  daraus  entfliegenden  Anspruch,  dass  Verwirkungsklauseln  nicht  mit 
übertriebener  Härle,  sondern  nach  Treu  und  Glauben  auszulegen  sind,  dass  auch 
Verwirkungsklauseln  von  der  Versicherungsgesellschaft  nicht  missbraueht  werden 
dürfen,  um  den  unschuldigen  Versicherten  um  die  Versicherungsentschädigung  zu 


9  Uber  den  dem  Versicherten  obliegenden  Entsi:huMiguu«shcweis,  wenn  der 
Versicherte  die  poli/cmüssige  Frist  zur  EinkL^ung  der  Versu-herungsenlschüdiguny 
ohne  «eine  Schuld  versäumt  zu  buhen  behauptet,  s.  das  Urteil  des  Oberlandcsgerichls 
Marienwerder  vom  11.  M  fo  /  IH'JK  in  Seuffert's  Archiv  U.V..  IUI  XXIII,  S.  331  fl. 
Auch  Miafhaft  des  \v»»en  Brandstiftung  in  Untersuchung  befindlichen  Versicherten 
kann  unter  Umständen  bei  versäumter  Klngfrisl  zur  Entschuldigung  gereichen.  Urteil 
des  III.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  10.  Oktober  1890  bei  Holze,  Praxis  des 
Reichsgerichts,  Hd.  XXIII,  S.  283 
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prellen.  In  unserem  Beispiel  ist  die  vorgebrachte  Replik  des  Versicherten  —  vor- 
ausgesetzt, dass  er  ilire  thalsächlicho  Unterlage  beweist  —  durchschlagend  und  die 
Gesellschaft  wird  vom  Gericht  mit  ihrer  auf  die  Versäumnis  des  Versicherten 
gegründeten  Verwirkungsklausel  abgewiesen  werden  10 

Wenn  die  beklagte  Gesellschaft  gegenüber  der  Klage  des  Versicherten  auf 
die  Versicherungsentschädigung  die  Verwirknngseinrede  erhebt,  so  ist  es  eine 
Replik  des  Klägers,  wenn  er  die  für  diese  Einrede  von  der  Gesellschaft  behaup- 
teten Thatsachen  zwar  zugibt,  aber  geltend  macht,  die  Gesellschaft  könne  sich  auf 
Verwirkung  nicht  berufen,  weil  jene  Thatsachen  durch  den  Agenten  der  Gesell- 
schaft geschaffen  seien  und  hier  einer  der  Fälle  vorlieg«-,  in  denen  eine  Ver- 
sicherungsgesellschaft das  Thun  ihres  Agenten  sich  vom  Versicherlen  entgegen 
halten  müsse,  insbesondere  weil  die  Gesellschaft  arglistig  oder  entgegen  der  bona 
Ildes  handeln  würde,  wenn  sie  die  Verantwortlichkeit  für  die  Gebahrung  des 
Agenten  ablehnen  wollte.  Der  klagende  Versicherte  hat  diese  seine  Replik,  ins- 
besondere das  Thun,  Verhallen  oder  Gehahren  des  Agenten  zu  beweisen  und  dann 
darzulegen,  dass  hier  einer  der  Fälle  vorliegt,  in  denen  die  Gesellschaft  sich  das 
Thun  des  Agenten  entgegensetzen  lassen  muss,  so  dass  die  Verwirknngseinrede 
hinfällig  ist.  Die  Gesellschaft  hat  hier  durch  ihren  Agenten  die  Verwirkungsthat- 
sachen  selbst  geschaffen  und  da  sie  für  den  Agenten  einsteht,  kann  sie  gegenüber 
dem  Versicherten  die  Verwirkung  mit  Erfolg  nicht  entgegenhalten. 

Ob  eine  im  Pro/.ess  vorgebrachte  Behauptung  eine  verneinende  Einlassung, 
bezw.  ein  motivirtes  Leugnen  des  Beklagten  sei  und  Kläger  dann  die  beweislast 
hat ;  oder  ob  eine  Einrede  in  der  Behauptung  steckt,  die  Beklagter  beweisen  muss; 
ob  das  Vorbringen  des  Klägers  einer  beklaglisehen  Einrede  gegenüber  nur 
ein  Leugnen  der  letzleren  ist  —  wclchenfalls  Beklagter  seine  Einrede  beweist  — 
oder  eine  ächte  Replik,  die  der  Kläger  zu  beweisen  hat  —  das  sind  im  Prozess 
sehr  wichtige,  oft  sein  Schicksal  entscheidende  Fragen,  deren  Lösung  den  ganzen 
Scharfsinn  des  gewiegten  Juristen  und  seine  feinfühlige  Intuition  herausfordert. 
Fehler  des  Instanzrichters  bei  Verteilung  der  Bcweislast  können  durch  das  Rechts- 
mittel der  Revision  beim  Reichsgericht  ihre  Remedur  erfahren  und  oft  genug 
dreht  sich  der  Streit  in  der  Revisionsinstanz  um  die  Beweislastfrage. 

Die  Versicherungsprozesse  und  einige  allgemeine  Grundsätze  über  die 
Beweislast.  —  Die  Regel  ist,  dass  Versicherungsrechtsstreitigkeiten  unter  den  Par- 
teien des  Versicherungsvertrages,  also  dem  Versicherer  und  dem  Versicherlen  ent- 
stehen. Der  Versicherungsvertrag  ist  ein  zweiseitiger  (bilateraler)  Vertrag  mit  zwei 
Obligationen,  deren  jede  sich  mannigfach  in  Einzelforderungen  verästelt.  Die  Obli- 
gation, in  welcher  der  Versicherer  als  Gläubiger  steht,  enthält  in  ihrem  Haupt- 
bestandteile den  Anspruch  des  Versicherers  gegen  den  Versicherten  auf  Zahlung 
der  Prämie.  Die  Obligation  des  Versicherten,  in  welcher  er  der  Gläubiger  des 
Versicherers  ist.  begreift  hauptsächlich  die  Forderung  des  Versicherten  auf  die 
versicherte  Summe  oder  Entschädigung.  Je  nachdem  nun  der  Versicherer  die 
Prämie  als  Kläger  einklagt  oder  der  Versicherle  die  Summe  oder  Entschädigung 
klagend  fordert,  ist  natürlich  die  Bcweislast  verschieden  und  es  gilt  die  allgemeine 
Regel:  jeder  Kläger  als  Angreifer  hat  die  seinem  Antrag  zur  Stütze  dienenden,  den 
geklagten  Anspruch  begründenden  thatsäehlichen  Behauptungen  zu  beweisen. 
Um  also  bei  den  beiden  Haupt  formen  des  Versicherungsprozesses  zu  bleiben,  hat 
der  die  versicherte  Summe  oder  Entschädigung  einklagende  Versicherte  im  Streit- 
fälle zu  beweisen  :  den  Abschluss  des  Versicherungsvertrages  über  den  versicherten 
Gegenstand,  den  Eintritt  des  schädigenden  Ereignisses,  die  Verabredung  der  Ver- 
sieherungsentschädiiiung.   Klagt  der  Versicherer  die  Prämie  ein,  so  beweist  er: 


10  l>as  Urteil  de-  II.  Zivilsenats  des  Oberlanricsgerichts  Kiel  vom  6.  März  1883  in 
Souffei  t's  Archiv  N.  F  ,  Bd.  IX,  S.  77.  erachtete  die  Iteplik  des  Versicherten  für 
begründet:  wenn  er  auch  hinnen  v24  Stunden  nach  dem  Brande  dem  Agenten  keine 
Anz.M^e  von  dem  Brande  gemacht  habe,  so  soi  dies  unnötig  gewesen,  da  der  Agent 
ohnehin  von  dem  Brande  ^uwusst  habe;  hinsichtlich  dieses  Wissens  dos  Agenten  war 
der  Versu  h.-rle  beweisptlichtig 
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den  Absehluss  f I«»s  Versicherungsvertrages  und  «Iii*  Verabredung  der  Prämie,  sowie 
deren  Fälligkeit  Ausser  diesen  beiden  I la»i]»l fin'iifn  der  Versiehcrungsklagen 
kommen  noch  eine  Reihe  anderer  Versicherungsicchtsstreiligkcitcn  vor,  deren 
kurz  Erwähnung  gel  hau  sein  mag:  Der  Rechtsstreit  zwischen  melireren  Präten- 
denten, welche  als  vorgebliche  Polizcbegünstigte  sich  um  die  nac  h  dein  Tode  des 
Versicherten  fällig  gewordene  Lebensversichertingssummc  streiten;  oder  der  Streit 
zwischen  den  begünstigten  und  dem  Pfandgläubiger,  dem  der  Lebensversicherte 
die  Polize  verpfändete,  wenn  die  Begünstigten  Herausgabe  der  Polize  verlangen, 
weil  die  Pfandschuld  bezahlt  sei:  oder  wenn  diesfalls  der  Streit  sich  darum  dreht, 
wie  hoch  die  Pfandschuld  noch  ist;  der  Prozess  zwischen  dem  Feuerversieherten 
und  dem,  <ler  das  versicherte  Haus  in  der  Snbhaslation  zugeschlagen  erhielt, 
über  die  Brandenlschädigungssumine,  wenn  das  Haus  während  des  Subhaslalions- 
verfahrens  abbrannte:  der  Prozess  der  Versicherungsgesellschaft,  die  den  Ver- 
sicherten entschädigte,  aus  der  polizemässigen  Gcssionsklausel  gegen  den  Dritten, 
der  den  versicherten  Schaden  vorsätzlich  oder  schuldhaft  herbeigeführt  hat  , 
die  Kondictionsklage  der  FciicrvcrsicherungsgeselUehaft,  mittels!  deren  diese  dem 
Versicherten  die  gezahlte  Feuerversieherungsenlschädigung  wieder  abnimmt,  wenn 
.sich  hinterher  herausstellt,  das*  der  Versicherle  Brandstiftung  begangen  halte  ; 
die  Klage  der  Gesellschaft  oder  des  Versicherten  auf  Feststellung  (§  231  der 
Zivilprozessordnung),  ob  der  Versicherungsvertrag  bestehe  oder  nicht;  der  Streit 
der  Polizebcgünsl  igten  und  des  Konkursverwalters,  der  in  dem  über  den  Naehlass 
des  Lebensversicherten  abgebrochenen  Konkurse  die  Lebensversicherungssiimme 
für  die  Gläubiger  zur  Konkursmasse  ziehen  will. 

Was  bei  diesen  und  anderen  Versicherungsprozessen  Gegenstand  des  Be- 
weises für  die  eine  oder  aridere  Partei  sei,  und  welche  also  die  Beweislast  habe, 
lässt  sich  nach  dem  früher  angegebenen  Prinzip  feststellen.  Ks  gilt  also  die  Hege) : 
jede  Parlei  muss  die  ihr  bestrittenen  Tbalsachen  beweisen,  auf  welche  sich  ihr 
Anspruch,  bestehe  er  nun  in  einer  Forderung  oder  in  der  Abwehr  der  gegnerischen 
Forderung,  stützt,  gleichviel  ob  der  Anspruch  auf  Verurteilung  des  Gegners 
oder  auf  Abweisung  desselben  gerichtet  ist 

Unter  den  beiden  Prozcssparleien  besteht  eine  natürliche  Reihenfolge  beim 
prozessualischen  Beweise  Zuerst  trifft  die  Beweislast  den  Kläger  hinsichtlich 
der  Klagethal sachen.  denn  der  Anspruch  des  Klägers  bildet  die  Grundlage  des 
ganzen  Prozesses.  Beweist  der  Kläger  die  seiner  Klage  zu  Grunde  liegenden 
ihn)  bestrittenen  Behauptungen  nicht,  oder  beweist  er  sie,  wird  aber  sein  Beweis 
durch  Gegenbeweis  entkräftet,  so  wird  die  Klage  abgewiesen.  Einen  Gegen- 
beweis gegen  die  Klagcthalsachen  vorzubringen,  ist  der  Beklagte  nur  berechtigt, 
nicht  verpflichtet,  er  kann  sich  blos  auf  das  Ableugnen  der  Klagebehauptungen 
verlegen  und  den  Beweis  der  letzteren  vom  Kläger  verlangen:  wird  dieser  Be- 
weis vom  Kläger  nicht  erbracht,  so  wird  die  Klage  abgewiesen,  auch  wenn  der 
Beklagte  nur  geleugnet,  aber  Einreden,  d.  h.  neue  Behauptungen,  die  ein 
stärkeres,  die  Klage  überwindendes  Hecht  enthalten,  gar  nicht  vorgebracht  hat. 
Lag  die  Beweislast  nicht  dem  Kläger,  sondern  —  wie  bei  Einreden  —  dem 
Beklagten  ob,  so  hat  dieser  die  Einredcbehauplungen  zu  beweisen,  durch  die  er 
von  der  Klage  befreit  sein  will.  Wird  gegenüber  der  vom  Kläger  bewiesenen 
Klage  vom  Beklagten  dessen  Einrede  nicht  bewiesen,  so  tritt  klaggemässe  Ver- 
urteilung ein. 

Die  Vorschriften  über  die  Erhebung  der  Beweise,  über  die  zu  benützenden 
Beweismittel  und  die  richterliche  Würdigung  der  erhobenen  Beweise  sind  in  der 
Deutschen  Civilprozessordnung  enthalten.  Allein  es  ist  üblich,  einzelne  den 
Beweis  betreffende  Vereinbarungen  auch  in  der  den  Versicherungsvertrag  ver- 
briefenden Polize -Erkunde  zu  treffen.  Im  Lebensversicherungsantrag  pllegl 
bedungen  zu  sein,  welche  Urkunden  die  aus  der  Lebensvorsieherungspolize  An- 
spruch auf  die  Versicherungssumme  erhebenden  Polize- Bedachten  beibringen 
müssen,  um  sich  bei  Auszahlung  der  Summe  zu  legitimiren.  Es  wird  von  den 
in  der  l'olize  Begünstigten  Seitens  der  Gesellschaft  die  Beibringung  gewisser 
Urkunden,  der  sogenannten  Sterbfallpapiere  verlangt;  dahin  zählt  die  Standes« 


Digitized  by  LiOOQlc 


T3G    Beweislast  in  Yersiehei  imgsrechtssachen:  All«.  Grundsätze  über  Beweislast. 


amtliche  Sterbeurkunde,  ein  Attest  eines  Arztes,  z.  H.  des  Hausarztes  über  die 
Todesursache  u.  s.  w.  Keiner  werden  die  sämtlichen  Prämienquittungen  über 
bezahlte  Prämien  erfordert.  In  der  Seeversicherung  wird,  wenn  das  versicherte 
Gut  durch  Secunftdl  beschädigt  ist,  vom  Versicherten  die  Beibringung  der  Ver- 
klarung begehrt.  In  der  l,andlransporlversicherung  hat  der  Versicherte  gewisse 
über  die  Feststellung  des  Schadens  aufgenommene  Protokolle,  z.  P>.  der  Eisen- 
bahnverwdltung  beizubringen.  Hei  Rrandschäden  wird  das  polizeiliche  Protokoll 
über  die  ßrandursache,  bei  Unfallbesehädigung  über  das  l'nfallereignis  verlangt. 
Dass  die  Versicherungsgesellschaften  solche  bestimmte  Erfordernisse  hinsicht- 
lich des  De  weises  bei  der  Schadensliquidation  in  den  Polizebedingungen  ver- 
einbaren, ist  vollkommen  zulässig  So  wurde  in  folgendem  Kechtsfalle  ent- 
schieden. Nach  §  1  der  Bedingungen  der  Kölnischen  Unfallversicherungs- 
akliengesellschaft  erfolgt  die  Versicherung  gegen  die  Folgen  von  Unfällen, 
d.  h.  körperlichen  Beschädigungen,  von  welchen  der  Versicherle  durch  äussere 
gewaltsame  Veranlassung  plötzlich  und  unabhängig  von  seinem  Willen  betroffen 
wird.  Nach  §  4  der  Polizebedingungen  gilt  die  Versicherung  nicht  für 
Unfälle,  welche  der  Versicherte  sich  durch  Mutwillen  oder  in  Folge  von 
Geisteskrankheit,  durch  grobe  Fahrlässigkeit,  in.  offenbarer  Trunkenheit,  durch 
Selbstötung  oder  Selbst tölungsversueh  zuzieht.  Der  §  10  der  Versicherungs- 
bedingungen schreibt  nun  vor,  dass  der  Versicherte  oder  Polizebedachte  den 
Beweis  zu  führen  hat ,  dass  die  Umstände  eingetreten  sind,  welche  die 
Zahlungspflicht  der  Gesellschaft  bedingen  und  dass,  wenn  ein  Zweifel  darüber 
besieht,  ob  Selbstlölung  oder  Unfall  vorliegt,  der  Polizebegünstigte,  der  aus 
der  Versicherung  Ansprüche  erhebt,  die  Beweislast  hat,  dass  ein  unter  die 
Versicherung  fallender  Unfall  vorliegt.  Das  Oberlandesgericht  Braunschweig " 
erklärte  derartige  Beweisverlräge  für  statthaft.  Denn  sie  bezwecken  nicht 
entgegen  dem  massgeblichen  §  '259  der  Civilprozessordnung  Normen  für  die 
richterliche  Ueberzetigung  und  Beweiswürdigung  zu  schaffen,  sie  regeln  viel- 
mehr das  materielle  Rechtsverhältnis  der  Parteien,  indem  sie  festsetzen,  dass 
ein  Anspruch  nur  heim  Beweise  bestimmter  Thatsachen  bestehen  solle.  Es 
steht  aber  im  Vertragsbelieben  der  Kontrahenten,  zu  bestimmen,  von  welchen 
Voraussetzungen  ihre  Rechte  abhängen  sollen  —  Ein  anderes  Beispiel  solchen 
erlaubten  Beweisvertrages  ist  folgendes :  Bei  Versicherung  eines  Warenlagers 
gegen  Feuersgefahr  bestimmen  viele  Gesellschuften  in  ihren  Polizebedingungen, 
dass  im  Brandfall  der  zeitige  Warenbestand  durch  ordnungsmässig  geführte 
Bücher  und  Rechnungsbelege  glaubhaft  nachgewiesen  werde.  Diese  Verein- 
barung ist  vom  Deutschen  Reichsgericht  '*  für  rechtsgültig  erklärt  worden. 
Der  Grundsatz  der  freien  Beweiswürdigung  steht  nicht  entgegen  Denn  dies 
Prinzip  hat  nichts  mit  der  Frage  zu  thun,  ob  die  Parteien  im  Versiche- 
rungsverträge vereinbaren  können,  dass  gewisse  rechtliche  Folgen  eintreten 
sollen,  wenn  ein  bestimmtes  Ereignis  nicht  durch  vorher  vereinbarte  Beweis- 
mittel erwiesen  wird.  Das  Reichsgericht  entschied,  dass  der  §  13,  Abs.  2, 
der  Statuten  der  Gesellschaft  einen  guten  Sinn  habe,  wonach  der  Gesell- 
schaft es  frei  steht,  die  Vorlegung  der  HandcUhücher,  der  Korrespondenzen  etc. 
zu  verlangen.  Denn  der  Versicherte  wird  hiernach  zu  einer  ordnungsmässigen 
Buchführung  verpflichtet  und  der  Versicherer  hat  hieran  ein  erhebliches 
Interesse,  da  ihm  hierdurch  eine  Konirolle  der  Angaben  des  Versicherten 
über  den  Waarenbestand  ermöglicht  wird.  Indessen,  so  führt  das  Höchst- 
gericht  weiter  aus.  nur  insoweit,  als  das  Bedürfnis  es  erfordert,  ist  das 
Interesse  des  Versicherers  an  der  ordnungsmässigen  Buchführung  des  Ver- 
sicherten ein  gerechtfertigtes.     Danach   ist   die   Polize   nicht   dahin  zu  ver- 


11  I  i  teil  des  I.  Zivilsenats  des  Oberlandesgeiichts  Itrauiischweig  vom  10.  Mai  1895. 
SeufTerls  An  luv.  N  F.  IUI.  XXI,  S.  j. 

,a  Urteil  des  HI.  Zivilsenats  des  Heidi^eriehls  vorn  20.  April  1887  in  Seuffert's 
Archiv,  N.  F.  HJ.  XII,  S.  454  f. 
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stehen,  dass  jode  Inkorrektheit  der  Buchführung  schon  die  Verwirkung  des 
Versicherungsanspruchs  nach  sich  zieht.  Allerdings  waren  in  diesem  Recht- 
fälle die  Bücher  nicht  so  geführt,  dass  sie  allen  Anforderungen  einer  kor- 
rekten Buchführung  entsprachen.  Doch  licss  sich  immerhin  der  Waren- 
bestand vor  dem  Brande  annähernd  aus  den  Büchern  entnehmen  und  die 
Liquidation  des  Brandschaden«  danach  ausführen.  Demzufolge  trat  Verwirkung 
des  Entschädigungsanspruchs  wegen  Verletzung  der  Pflicht  ordnungsmassiger 
Buchführung  nicht  ein. 

Kine  weitere  regelmässig  im  Versicherungsantrage  sich  findende  Beweis- 
vereinbarung besteht  darin,  dass  die  Zahlung  der  Versicherungscnlschädigung 
nur  erfolgt  gegen  Rückgabe  der  Polizc.  Diese  Rückgabe  der  Polize  als  die 
obligatorische  Beweisurkunde  ist  ein  vereinbarter  Beweis  und  die  Bestätigung 
der  Erfüllung  des  Versicherungsvertrages  mittelst  Zahlung  seitens  der  Gesell- 
schaft und  die  Ausantworlung  der  Poli/.e  gegen  Empfangnahme  der  Zahlung 
ist  ein  notwendiger  Akt  für  die  Zahlung  selbst." 

Besonders  häufig  kommt  es  in  Versicherungsverträgen  vor,  dass  bei  Fest- 
stellung des  versicherten  Schadens  durch  Vereinbarung  den  Gutachten  von  als 
Beweismittel  vorgeschriebenen  Sachverständigen  oder  dem  Obmann  derselben 
bindende  Kraft  beigelegt  ist,  so  dass  der  Rechtsweg  dem  Ausspruch  dieser  Sachver- 
ständigen gegenüber,  die  auch  Schiedsmänner  genannt  werden,  ausgeschlossen  ist.14 
Im  Feuerversicherungsvertrage  pflegt  bedungen  zu  sein,  dass  der  Brandschaden  von 
je  einem  von  der  Gesellschaft  und  dem  Versicherlen  zu  benennenden  Sachver- 
ständigen zu  schätzen  ist  und  dass,  wenn  die  Sachverständigen  sich  nicht  einigen 
können,  ein  bestellter  Obmann  den  endgültigen  Ausspruch  über  den  Schaden  thut. 
In  der  Unfallversicherung  kommt  nicht  selten  die  Beweisvereinbarung  vor,  dass 
in  ähnlicher  Weise  die  Krage,  ob  eine  vorübergehende  oder  eine  dauernde  Er- 
werbsunfähigkeit des  verunglückten  Versicherten  vorhanden  und  ob  dieselbe  die 
unmittelbare  Folge  des  Unfalls  ist,  durch  Sachverständige  unter  Ausschluss  des 
Prozesswegs  zu  entscheiden  ist.'1  Wenn  diese  Gutachter  auch  in  den  Polize- 
bedingungen  mitunter  als  Schiedsrichter  bezeichnet  werden  und  ihr  Verfahren 
ein  schiedsrichterliches  genannt  wird,  so  handelt  es  sich  dabei  doch  nicht  um  das 
im  Buch  X,  8">1  ff.,  der  Reichszivilprozessordnung  regulierte  schiedsrichterliche 
Verfahren  im  eigentlichen  Sinne.  Denn  ein  Schiedsvertrag  in  diesem  Sinne  ist 
«  die  Vereinbarung,  dass  die  Entscheidung  einer  Rechtsstreitigkeit  durch  Schieds- 
richter erfolgen  solle  »,  so  dass  also  der  Rechtsstreit  in  seiner  Totalität  von 
diesen  Schiedsrichtern  an  Stelle  des  bei  Seite  tretenden  ordentlichen  Gerichts 
abgeurteilt  wird.  Diese  schiedsrichterliche  Vereinbarung  beruht  anf  dem  Koin- 
promissverlrage.  Das  Schiedsverfahren  aber,  welches  für  Schätzung  eines  Schadens 
oder  Sehadenswirkung  in  Versicherungsverträgen  eingerichtet  zu  sein  pflegt,  dient 
nicht  dazu,  auf  Grund  eines  Kompromiss Vertrages  einen  ganzen  Prozess  an  Stelle 
des  Gerichts  zu  entscheiden,  sondern  dies  Schiedsverfahren  gründet  sich  auf  den 
Versicherungsvertrag,  be/.w.  eine  Nehenabredc  zu  demselben,  und  die  Schieds- 
männer (Arbilratoren,  Schälzungsmänner)  haben  lediglich  als  Sachverständige 
eine  einzelne  zwischen  den  Parteien  streitige  Thatsache  durch  ihren  Ausspruch  zu 
erledigen,  insbesondere  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  ein  Schaden  unter  den  Ver- 
sicherungsvertrag falle  und  wie  hoch  dieser  Schaden  sei.  Solches  Schiedsverfahren 
fällt  also  nicht  unter  §§  851  ff.  der  Zivilprozeßordnung.10  sondern  die  Parteien 


»  Urleil  des  V.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  Ii.  Juni  1831  inSoufferts 
Archiv.  N.  F.  Bd.  VI,  8.  441. 

»*  Urteil  des  Reichsoberhandelsgerichts  vom  13.  Februar  1872  bei  Baumgartner, 
Die  Gerichtspraxis  in  Versicherungssachcn,  S  DI  (Strasburg  i.  E.  1895). 

1&  Urteil  de*  VI.  Zivilsenat»  des  Reichsgericht i  vom  7.  Januar  ltÜÖ  bei  Bolze,  Die 
Praxis  des  Reichsgerichts,  Bd.  XX,  S.  273  f. 

16  v.  Rütow,  die  Zivil|  io/.essordiuinD'  zu  §  851.  S.  013,  Note  2  (Ed.  II,  Hannover 
1882).  Urteil  des  Ohcrlandesgerichl*  Hamburg  vom  24.  Februar  1&S5  in  Seufl'ert's 
Archiv,  N.  F.  Rd.  XI,  S.  28t  fr.  Einzelne  wenige  Versicherungsgesellschaften  haben 
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haben  nur  vereinbart,  dass  der  Spruch  der  Schiedsmänner  unter  ihnen  hinsichtlich 
der  entschiedenen  thatsöchlichen  Frage  verpflichtende  Kraft  haben  und  eine 
unanfechtbare  Wirkung  als  Beweismittel  haben  soll,  auch  wenn  sich  ein  Ver- 
sicherungsprozess  unter  den  Parteien  noch  entspinnt. 

Die  vorstehend  erörterten  Beweisvereinbarungen  modifizieren  die  sonst  gesetz- 
lich eintretende  Bewe.islast  im  Umfang  der  Wirkung  dieser  Beweisvereinbarungen. 

Die  Verteilung  der  Beweislast  bei  einzelnen  Versicherungsverträgen. 
—  Nachstehend  gehen  wir  auf  einzelne  Beweislastfragen  ein.  Ba  die  Zahl  der 
möglichen  Klagthatsachen  und  Einwendungen  in  Versicherungsprozessen  unendlich 
ist,  so  können  selbstverständlich  nicht  alle  diese  möglichen  Behauptungen  auf  die 
Verteilung  der  Beweislast  geprüft  werden. 

I.  —  Beweislast  bei-  dem  Lebensversicherungsverlrage.  — 
Hier  hat  (wie  bei  anderen  Versicherungsverträgen)  diejenige  Partei,  welche 
die  Ungültigkeit  des  Lebensvorsieherungsvertrages  behauptet,  den  dafür  gellend 
gemachten  Anfechltingsgrund  zu  beweisen.  So  wenn  die  Unwirksamkeit  des  Ver- 
trages wegen  Irrtums,  Betrugs"  oder  Zwanges  behauptet  wird;  oder  wenn  der 
Lebensversicherungsvertrag  angefochten  wird,  weil  der  Versicherte  zur  Zeit  des 
Abschlusses  irrsinnig  und  deshalb  vertragsunfähig  gewesen  sei."  Wird  der  Verlrag 
wegen  wissentlich  falscher  Angaben  des  Versicherten  als  ungültig  angegriffen, 
so  hat  der  diese  Behauptung  Aufstellende  nicht  lediglich  die  thafsächhehe  Unrich- 
tigkeit der  Angaben,  sondern  vor  allem  auch  die  wissentliche  Unrichtigkeit  der- 
selben zu  erweisen. » 

Wenn  der  in  der  Lebenspolize  Bedachte  das  versicherte  Kapital  vom 
Versicherer  fordert,  so  hat  der  Bedachte  den  Tod  des  Versicherten,  wenn 
dieser  von  der  Gesellschaft  bestritten  wird,  zu  beweisen.  Dieser  Beweis 
kann  vorkommen  und  erforderlich  sein,  wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Ver- 
sicherte im  Kriege,  oder  bei  einer  Uebcrschwemmung  oder  Feuersbrunst 
umgekommen  ist;  oder  wenn  er  als  ausgewandert  verschollen  ist.  Das  Leben 
eines  Menschen  ist  ein  faktischer  Zustand,  eine  Thatsachc,  kein  Rechtsver- 
hältnis. Die  Vermulhung,  welche  für  die  Fortdauer  entstandener  Hechte 
spricht,  kann  also  zu  Gunsten  der  Fortdauer  eines  menschlichen  Lebens 
nicht  Platz  greifen.  Daraus,  dass  Jemand  früher  gelebt  hat,  lässt  sich  nicht 
folgern,  dass  er  auch   in  einem   späteren  Zeitraum    noch    lebe.*0  Überall, 


freilich  in  ihren  Polüebcdingungen  das  kompromissmässige  schiedsrichterliche  Ver- 
fahren der  §§851  ff.  der  Zivil). ro  essordnung  ausdrücklich  eingeführt,  sodass  der  Hechts 
streit  zwischen  der  Gesellschaft  und  dem  Hcschädigten  in  seiner  Totalität  st.tt  durch 
das  ordentliche  Gericht  durch  die  nach  Jj§  851  IT  cit.  zu  ernennenden  Schiedsrichter 
und  nach  dem  dort  nrozessordnungsmässig  vorgeschriebeneu  Verfahren  von  demselben 
abgeurteilt  wird.  Solcher  Kornpromiss  ist  aber  kein  vertragsmässiges  Beweismittel. 

17  z.  B.  wegen  betrüglicher  falscher  Angaben  oder  Verschweigungen  bei  der  De- 
klaration. 

Si  S.  den  Fall  im  Urteil  des  I.  Civilsenats  des  Reichsgerichts  vom  8.  Mai  1895  in 
dessen  Entscheid,  in  Zivils.,  Bd.  XXXV,  S.  10L  IT..  in  welchem  die  beklagte  preussische 
Lebcnsversicherungs- Aktierigesellsch.fr  in  dem  auf  Zahlung  des  versicherten  Kapitals 
erhol»<-non  Pruiess  die  Gültigkeit  des  Vertrages  doshalb  anfocht,  weil  der  Verlebte 
(Versicherte)  beim  Ahschluss  des  Vertrage!)  an  fortschreitender  Paralyse  der  Irren  ge- 
litten hatte. 

19  Die  versicherte  Ehefr.  u  halte  die  Fräse  nach  Schwangerschaft  im  Fragebogen 
verneint,  obschon  sie  thatsächlich  damals  schwanger  war.  Als  die  Gesellschan  Zahlung 
des  versicherten  Kapitals  gestützt  auf  jene  falsche  Angabe  verweigerte,  erforderte  das 
Urteil  des  II.  Senats  des  Oberlandesgeiicht*  Jena  vom  4.  Juni  1887.  inScuflerl's 
Archiv,  N.  F.  Md.  XIV, S.  8,"<  f.,  von  der  Gesellschaft  ««auch  den  Beweis  zu  erbringen, 
dass  die  verehelichte  l\  hei  Verneinung  der  über  ihre  Sch Wangersen  ft  an  sie  gerich- 
teten Fragen  g«*wus;t  habe  oder  habe  wiesen  müssen,  dass  sie  schwanger  sei.  Dieser 
Ücweis  der  Kenntnis  der  • c -hwaiigerschaft  zu  den  gedachten  Zeilen  ist  nicht  erbracht.  • 


1,1  Urteil  des  III.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  27.  Juni  1884  in  Seuffcrt's 
Archiv,  N.  F.  IM  X,  S.  142. 
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wenn  die  Frage,  ob  eine  Person  noch  lobt  oder  gestorben  ist,  für  einen 
Anspruch  ein  Prozess  entscheidende  Bedeutung  hat,  muss  Derjenige,  der  sich 
auf  den  Tod  beruft  und  «einen  Anspruch  darauf  stützt,  den  Tod  beweisen. 
So  nach  gemeinem  Hecht.  Manche  Lnndesgeselzgebungen  haben  übrigens 
über  Verschollenheit  und  den  Beweis  von  Tod  oder  Leben  besondere  Vor- 
schriften. Auch  für  das  genu  ine  Hecht  besteht  die  Rechtsvermutung,  dass 
der  Tod  eines  Verschollenen  erst  mit  seinem  70.  Lebensjahre  angenommen 
werden  darf.  Allein,  wie  das  Reichsgericht  *'  entschied,  «eilen  diese  landes- 
gesetzlichen oder  gemeinrechtlichen  Vorschriften  über  Vcrschollenhcit  nur  für 
den  Zweck,  um  die  endliche  Ordnung  der  Angelegenheit  des  Verschollenen 
durch  Verteilung  seines  Vermögens  und  damit  die  Aufhebung  der  Verschollen- 
heitskuratel  herbeizuführen.  Die  Grundsätze  über  Verschollenheit  sind  also 
bei  Lebensversicherung  nicht  anzuwenden,  hier  muss  vielmehr  der  Beweis 
des  Todes,  wie  oben  angedeutet,  geführt  werden.** 

Wichtige  Beweisfragen  entstehen  in  der  Lebensversicherung,  wenn  es 
sich  darum  handelt,  ob  der  Versichertc  durch  Selbsttödtung  oder  durch  einen 
Unfall  umgekommen  ist,  ob,  wenn  .Selbsttödtung  anzunehmen,  dieselbe  vom 
Versicherten  in  zurechnungsfähigem  oder  in  unzurechnungsfähigem  Zustande 
begangen  worden  ist.  Denn  an  den  Selbstmord  knüpft  sich  unter  den  in 
der  Polize  angegebenen  Bedingungen  die  Verwirkung  des  Lebensversicherungs- 
anspruchs  an.13  Im  Allgemeinen  sind,  wenn  wegen  Selbstmords  die  Ver- 
wirkung des  Lebensversi<  herungsansprucha  behauptet  wird,  folgende  That- 
sachen  zu  beweisen  : 

1.  Dass  der  Versicherte  durch  eigene  Hand  zu  Tode  kam. 

2.  Dass  er  absichtlich  Hand  an  sich  legte. 

Wenn  aber  der  Tod  des  Versicherten  durch  Selbstmord  erfolgt,  so  greift 
die  Vcrwirkungsstrafe  nicht  Platz,  wenn  die  Selbsttödtung  im  Zustande  der 
Unzurechnungsfähigkeit  geschah.  Denn  auch  der  Selbstmord  setzt  seinem 
Begriffe  nach  Vorsatz  und  demnach  Unzurechnungsfähigkeit  voraus.  Eine  in 
vollkommen  unzurechnungsfähigem  Zustande  verübte  Selbsttödtung  ist  recht- 
lich nur  als  ein  zufälliges  Ereignis  zu  betrachten.** 

Wenn  nun  der  auf  das  versicherte  Kapital  verklagte  Versicherer  die 
Einrede  der  Verwirkimg  wegen  Selbstmords  des  Versicherlen  erhebt,  so  hat 
der  Versicherer  die  ebengedachten  beiden  Thalsachen  zu  beweisen  (Nr.  1 
und  2,,  dass  nämlich  der  Versicherte  durch  eigene  Hand  zu  Tode  kam  und 
dass  er  absichtlich  Hand  an  sich  legte.  Der  das  Kapital  einklagende  Polize- 
begünstigte  kann,  wenn  der  Versicherte  jenen  Beweis  führt,  die  Replik  vor- 
bringen, dass  der  Versicherle  die  Selbsttödtung  in  unzurechnungsfähigem 
Zustande  begangen  habe.  Die  Pflicht,  diese  Replik  zu  beweisen,  fällt  dem 
sie  behauptenden  Polizebcgünstigten"  zu;  wird  der  replikalische  Beweis  geführt, 
so  ist  die  Einrede  des  Selbstmordes  entkräftet  und  die  Verwirkung  greift 
nicht  Platz. 

Vorstehende  Verteilung  der  Beweislast  bei  Selbstmord  wird  durch  folgende 
Erwägung  gerechtfertigt.  Bei  der  Lebensversicherung  ist  es  die  blosse  Thal- 
sache des  Todes  der  versicherten  Person,  die  das  Recht  auf  die  Auszahlung 
der  Versicherungssumme   zur   Entstehung   bringt.     Wer  als   Begünstigter  die 


11  Urteil  des  III.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  3.  Januar  1830  in  Scuffert's 
Archiv,  X.  F.  Rd.  XV,  S.  :iS8  ff. 

*»  Urteil  de*  III.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  21.  Mai  1887  in  Seuffert's 
Archiv.  N.  F.  Rd  XIII,  S.  2  f. 

11  Bei  o  unanfechtbaren  <  I'olizen  wenigstens  dann,  wenn  der  Selbstmord  in  der 
Karenzzeit  erfolgt. 

11  Urteil  des  Reichste« i.hls  vom  8.  April  1881,  in  Fenner  und  Mecke,  Archiv 
für  zivihechtlich.:  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  Rd.  II,  S.  472  ff. 

84  Urteil  des  II.  Zivilsenats  des  Obcrlandesgeriehts  Cello  vom  3.  März  1897.  in 
Seuffert*  Archiv,  N  F.  Rd  XXIII,  S.  88  f. 
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Rechte  aus  dem  Versicherungsverträge  geltend  machen  will,  der  braucht  zur 
Begründung  seines  Anspruchs  nur  den  Tod  des  Versicherlen  zu  behaupten 
und  zu  beweisen,  nicht  etwa  die  Todesursache.  Wenn  auch  die  üblichen 
Versieherungsbedingungen  dem  Polizebegünsliglen  die  Pflicht  auferlegen,  Fragen 
über  die  näheren  Umstände,  unter  denen  der  Tod  erfolgt  ist,  wahrheitsgemäß 
zu  beantworten  und  je  nach  Umständen  ärztliche  Bescheinigungen  und 
sonstige  Sterbfallpapiere  beizubringen,  so  dient  diess  doch  nur  dazu,  der 
Gesellschaft  eine  eigene  Prüfung  des  Endes  des  Versicherlen  und  je  nach 
dem  Ergebnis  die  Möglichkeit  der  Einrede  zu  eröffnen,  dass  der  Ausnahme- 
fall einer  absichtlichen  Herbeiführung  des  Todes  durch  den  Versicherten  selbst 
vorliege.  In  den  meisten  Fällen  würde  ohne  eine  redliche  und  willfährige 
Mitwirkung  des  aus  der  Polize  Berechtigten  den  Gesellschaften  jede  Prüfung 
nach  dieser  Richtung  hin  unmöglich  sein.  Allein  die  in  der  Polize  dem  Be- 
günstigten auferlegte  Pflicht  zur  Aufklärung  ändert  nichts  daran,  dass  der 
Tod  prozessual  betrachtet  allein  die  die  Klage  auf  das  versicherte  Kapital 
begründende  und  vom  Kläger  zu  beweisende  Behauptung  ist,  während  der 
Selbstmord  nur  als  eine  von  der  Gesellschaft  zu  beweisende  Einredebehaup- 
tung in  Frage  kommen  kann.  In  den  nicht  seltenen  Fällen,  in  denen  die 
Umstände  eine  objektive  Gewissheit  darüber  nicht  gewähren,  ob  der  Ver- 
sicherte freiwillig  oder  unfreiwillig  zu  Tode  gekommen  ist,  fällt  diese  Unge- 
wissheit  allemal  zu  Lasten  des  Versicherers,  der  seinerseits  das  Vorhanden- 
sein eines  Selbstmordes  zu  beweisen  hat,  wenn  er  von  seiner  Zahlungspflicht 
befreit  sein  will.** 

In  der  Unfallversicherung  ist  die  Beweislasl,  wenn  ein  Selbstmord 
behauptet  wird,  eine  andere,  als  in  der  Lebensversicherung.  Denn  bei  der 
Unfallversicherung  ist  nicht  der  Tod  das  Ereignis,  dessen  Eintritt  den  Ver- 
sicherungsfall schafft,  sondern  ein  Unfall,  d  h.  ein  plötzliches,  vermöge 
einer  feindlichen  Gewalt  auf  den  Körper  des  Unfallbe^chädigten  einwirkendes 
Schaden  stiftendes  Ereignis,  welches  dem  Versicherten  gegen  seinen  Willen 
zustösst.  Als  Folge  solchen  Unfalls  spielt  dann  neben  der  nur  vorüber- 
gehenden Erwerbsunfähigkeit  und  der  dauernden  Invalidität  auch  der  Tod 
eine  Rolle.  Allein  es  ist  nicht  der  Tod  an  sich,  sondern  slets  nur  der 
durch  einen  Unfall  verursachte  Tod,  der  das  Recht  auf  die  Versicherungs- 
summe erzeugt.  Hier  hat  Derjenige,  der  aus  der  Unfallpolize  die  Entschä- 
digung einklagt,  also  insbesondere  die  Hinterbliebenen,  nicht  nur  den  Unfall 
zu  beweisen,  sondern  auch  zu  beweisen,  dass  der  Tod  eine  Folge  des 
Unfalls  gewesen  ist.  Ist  die  Möglichkeit  eines  Selbstmordes  fraglich ,  so 
trifft  die  Bcweislast  hierfür  nicht  die  Gesellschaft.  Es  können  daher  in  der 
Unfallversicherung  jene  Fälle  der  Ungewisshoit  zwischen  Unglücksfall  und 
Selbstmord  nicht  eine  Beweispflicht  für  die  Versicherungsgesellschaft  begründen. 
Es  hat  vielmehr  Derjenige,  welcher  die  Entschädigungsrechte  aus  dem  Ver- 
sicherungsvertrage geltend  macht,  ausser  der  Thatsache  des  Todes  auch  dessen 
Vereinfachung  durch  einen  Unfall  zu  beweisen. 

Zur  Ermittlung  der  Thatsache,  oh  Selbstmord  oder  Unglück  den  Tod  des 
Versicherten  herbeiführte,  ist  natürlich,  sowohl  hei  Lebens-  wie  bei  Unfallver- 
sicherung, zunächst  der  objektive  Befund  des  Thalbestandes  massgebend.  Allein 
die  Umstände,  unter  denen  der  Versicherle  zu  Tode  kam,  lassen  oft  im  Stich, 
sie  sind  mehrdeutig  und  lückenhaft,  es  stehen  sich  Gründe  und  Gegengründe  bei 
Annahme  von  Unfall  und  Selbstmord  entgegen.  Hier  kann  nur  ein  Beweis  mittelst 
Erfalinmgssät/.en  konstruiert  werden,  diese  aber  sind  auch  prozessualisch  genügend, 
uro  die  richlerlu  he  Überzeugung  entweder  für  Selbstmord  oder  für  einen  Un- 
glücksfall zu  begründen.   Es  bleibt  noch  die  dritte  Möglichkeit,  dass  der  Ver- 


i"  l'rti  il  des  I.  Senats  des  Obei  landesuorichts  H  imburg  vom  1.  Februar  1893,  be- 
seitigt durch  l "i teil  des  VI.  Zivilsenats  de*  KcM-liigerichts  vom  15.  Juni  1893,  in  Seuf- 
I ort 's  Archiv,  N.  F.  IM.  XIX,  S.  203  f. 
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sicherte  durch  ein  Verbrechen  seinen  Tod  gefunden  hat,  doch  gilt  auch  hier  die 
Zulässigkeit  der  Feststellung  des  Sachverhalts  an  der  Hand  der  Wahrscheinlichkeit 
und  Lebenserfahrung.  Das  Gesagte  wird  durch  folgenden  beachtlichen  Hechtsfall 
erläutert.  Oer  Hauunternehmer  R.  in  Herlin  war  bei  einer  Unfallversicherungs- 
gesellsehaft  €  gegen  körperliehe  Beschädigungen,  von  denen  der  Versicherte  durch 
ein  äusseres  mit  mechanischer  Gewalt  und  unabhängig  von  seinem  Willen  ein- 
tretendes Ereignis  betroffen  wird »  versichert.  Der  Versicherle  wurde  als  Leiche 
mit  einer  Schusswund«'  im  Gehirn  im  Wasser  gefunden.  Auf  die  gegen  die  Gesell- 
schart auf  die  Versicherungsentschädigung  durch  den  Nachlasspfleger  erhobene 
Klage  hat  das  Reichsgericht"  entschieden,  wie  folgt :  Der  Vorderrichter  hat  den 
Beweis  für  geführt  erachtet,  dass  H.  durch  ein  äusseres  mit  mechanischer  Gewalt 
plötzlich  und  unabhängig  von  seinem  Willen  wirkendes  Ereignis  um  das  Leben 
gekommen  sei.  Die  Begründung  dieser  Feststellung  ist  aber  bedenklich.  Der 
Vorderrichter  meint,  dass  die  für  Selbstmord  sprechenden  Umstände  in  ihrem 
Werte  denen,  die  ein  Verbrechen  mutmassen  Hessen,  völlig  gleichständen,  die 
eine  Möglichkeit  liege  so  nahe,  wie  die  andere.  Danach  müsste  eigentlich  der 
klagende  Nachlasj»plleger,  der  zu  beweisen  hat,  dass  Tod  und  Unfall  vorliegt,  ab- 
zuweisen sein,  denn  wenn  sich  Gründe  und  Gegengründe  die  Waage  halten,  so 
hat  er  diesen  Beweis  nicht  geliefert.  Dennoch  hat  der  Vorderrichter  einen  Unfall 
angenommen,  indem  er  ausführt :  c  Liegt  aber  nur  die  Möglichkeit  des  Selbst- 
mordes vor,  dann  i»t  auch  die  der  Lebenserfahrung  entnommene  Vermutung,  dass 
der  Tod  durch  einen  l'nfall  erfolgte,  nicht  beseitigt.  »  Das  Reichsgericht  bemerkte 
aber  hierzu,  dass,  auch  wenn  diese  aus  der  Lebenserfahrung  gezogene  für  Unfall 
sprechende  Vermutung  richtig  wäre,  so  befreie  sie  doch  den  Kläger  nicht  von  der 
Last,  zu  beweisen,  dass  der  Tod  aus  Unfall  entstanden  sei,  sondern  die  Ver- 
mutung enthalte  höchstens  ein  bei  der  freien  richterlichen  Beweiswürdigung  zu 
berücksichtigendes  Moment.  Jene  Lebenserfahrung  und  Vermutung  zu  Gunsten 
eines  Unfalls  sei  aber  hier  bedenklich,  es  sei  vielmehr,  wenn  die  Lebenserfahrung, 
wie  zulässig  und  in  solchen  Fällen  geboten,  befragt  wird,  ein  ganz  anderes  Er- 
gebnis zu  konstatieren :  In  Fällen  nämlich,  wie  in  dem  hier  vorliegenden,  werde  in 
zivilisierten  Ländern  die  allgemeine  Lebenserfahrung  nicht  für  l'nfall,  sondern  für 
einen  Selbstmord  sprechen.  Jedenfalls  könne  es  für  Deutschland  wenigstens  nicht 
als  allgemeine  Lebenserfahrung  angenommen  werden,  dass  unter  den  mit  einer 
Kugel  im  Kopfe  Aufgefundenen  mehr  Personen  einem  Verbrechen  zum  Opfer 
fallen,  als  Selbstmörder  sind.  Dass  aher  ein  Unglücksfall  nicht  in  Frage  komme 
(sondern  nur  Verbrechen  oder  Selbstmord»,  nehme  der  Vorderrichter  selbst  an. 

So  das  Reichsgericht,  welches  das  Vorderurteil  wegen  der  unlogischen  Fest- 
stellungen und  des  nicht  schlüssigen  Gedankenganges  des  Vorderrichters  aufhob. 
Dabei  verhehlte  das  oberste  Gericht  nicht,  dass  hier  eher  ein  Selbstmord  indiciert 
sei,  zumal  der  in  .solchen  Sachen  mit  grosser  Erfahrung  begabte  Geriehtsarzt  und 
der  seit  Jahren  mit  Leichenuntersiichungen  befassle  Berliner  Polizeibcamte  über- 
einstimmend nach  der  Sachlage  sich  für  Selbstmord  ausgesprochen  hätten,  was 
der  Geriehtsarzt  auch  eingehend  aus  Lage  und  Richtung  des  Schusskanals  be- 
gründete." 

Die  Beweispflicht  für  die  von  ihr  vorgebrachten  Verwirkungseinreden.  z.  B. 
wegen  unrichtiger  Angaben  hei  der  Deklaration,  trifft  die  Gesellschaft,  wobei  zu 
bemerken  ist,  dass  sie  auch  die  Wissenllichkeit  der  falschen  Angaben  auf  Seiten 


v  L'rteil  des  III  Zivilsenats  des  Itcich-gci icli's  vom  7.  Januar  1890  in  Seufferl'R 
Archiv,  N.  F.  IM.  XXI,  S  UGS  und  Holze,  Ihc  Praxis  des  Reichsgerichts,  Ud.  XX, 
S.  232  tr. 

u  Für  einen  früheren  Fall,  der  durch  l'i  teil  des  VI.  Zivilsenats  <les  Reichsgerichts 
vom  1T>.  Juni  IHUil  in  »ar  hen  R<d>y  wider  F.rsle  Oeslerr.  All^.  I'nf.-Vcrs. -Gesellschaft 
entschieden  wurde,  latf  der  Fall,  wie  das  Reichsgericht  hervorhob,  wesentlich  anders  : 
ein  aussei  dich  unverletzter  Mensch  wurde  ertrunken  im  W;i«»er  gefunden;  in  solchen 
Fällen  spricht  die  Vermutung  Cur  einen  l  »gliu  ksf.dl,  nicht  für  fcelbftinord. 
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des  Versicherten  zu  erweisen  hat.  da  dieser  Umstand  zur  Begründung  der  Ver- 
wirkungseinrede  gebort.** 

Ebenso  hat  die  (iesellsehaft  zu  beweisen,  dass  der  Lebensversicherte  entgegen 
der  Polizevorsehrift  sein  Leben  mulwillig  oder  unnötig  gefährdet  und  dadurch 
seinen  Tod  herbeigeführt  habe.  Doch  gehört  auch  hier  zur  Begründung  dieser  Ver- 
wirkungseinrede,  dass  der  Versicherle  der  Lebensgefährliehkeit  seiner  Handlungs- 
weise sich  bewusst  gewesen  ist,  oder  doch  ohne  höchsten  Leichtsinn  ein  Nicht- 
bewusstsein  nicht  haben  konnte;'0  auch  dieser  Umstand  ist  vom  Versicherer  zu 
beweisen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  der  Versicherte  aus  einer  zurechenbaren  Fahrlässigkeit 
nach  der  Behauptung  der  Gesellschaft  seinen  Tod  herbeigeführt  hat." 

]I.  _  Beweislast  beim  Feuerversicherungsvertrage.  -—  Das 
Interesse  an  der  Beweislast  konzentriert  sich  in  der  Feuerversicherung  auf 
den  durch  Brand  angerichteten  Schaden,  wenn  es  sich  um  die  Klage  des 
Versicherten  auf  die  Feuerversicherungsentschädigung  handelt.  Zwar  kommen 
noch  andere  Beweisfragen  vor,  namentlich  betreffend  die  Ursache  des  Brandes, 
eine  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Brandlegung  u.  s.  w.  Während  die  Thalsache 
des  Brandes  meist  notorisch  ist,  bleibt  die  Hrandursache  häutig  im  Dunkeln.  Der 
auf  die  Brandenlschädigung  vom  Versicherlen  belangten  Gesellschaft  fällt  der 
Bewei9  der  Brandursache "  zu.  wenn  sie  daraus  das  Recht  herleitet,  die  Ver- 
sicherungsenlschädigung  zu  verweigern.  Demgemäss  hat  die  Gesellschaft  die 
Einrede  einer  vom  Versicherten  oder  von  Personen,  für  die  er  haftet,  fahrlässig" 
oder  vorsätzlich  begangenen  Inbrandsetzung  zu  beweisen.  Ebenso  trifft  auch  hier 
die  Gesellschaft  die  Beweispflicht,  wenn  sie  die  Verwirkung  des  Versicherung*  - 
anspruchs  vorschützt,  etwa  weil  der  Versicherte  eine  Translocation  der  ver- 


w  Urteil  des  I.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  19.  Oktober  18il,  in  Seuffert's 
Archiv,  N.  F.  IM.  VIII,  S.  89  f.  —  Der  Versicherte  ist  beim  Vertragsschluss  nur  ver- 
pflichtet, die  ihm  bekannten  Thatsachen  anzuzeigen,  s.  dieses  Handwörterbuch,  RJ.  1, 
Anzeigcpllicht,  S.  413,  410,  417  IT. 

30  Urteil  des  Oberl  .ndesgei  ichls  ILmburg  vom  31.  Januar  1837  und  des  I.  Zivil- 
senats des  Reichsgerichts  vom  4.  Mai  1887,  in  Seulfert's  Archiv,  N.  F.  Bd.  XIII, 
N.  81  IL,  woselbst  auch  erkannt  ist,  dass  der  Versicherte  nicht  ängstlich  und  unablässig 
bemüht  zu  sein  braucht  für  seine  Gesundheit  zu  sortren,  dass  das  Risiko  nicht  ver- 
schlechtert werde  ;  Meidung  jeder  Gelahr,  z.  B.  beim  Turnen,  kann  vom  Versicherten 
nicht  verlangt  werden. 

31  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  8.  April  1881,  bei  Kenner  u.  Mecke,  zivilrecht- 
liche Entscheidungen,  Bd.  II,  S.  '275 

32  Dieser  Beweis  der  Krandursache  ist  Erfahrungs-  und  Wahrscheinlichkeitsbeweis. 
Aus  dem  Kamin  einer  Lokomotive  sprühten  Funken  auf  und  die  benachbarte  Mühle 
des  Klägers  jiing  in  Flammen  auf.  Das  Uebcrspriiixen  der  Funken  auf  die  Mulde  hatic 
Niemand  gesehen.  Dies  war  aber  auch  zum  Reweise  der  Lokomotivl'unkcn  als  der 
Brandursaehc  war  nicht  erforderlich,  da  ein  \\  ahrscheinlichkeilsbcweis  genügte.  Das 
Urteil  des  Oberlandesgci  ichts  München  vom  9.  Januar  18ü5.  in  Neuffen'*  Archiv,  N. 
F.  Bd.  XX.  S  4*>8,  entschied  hierüber:  «In  Fällen,  wo  der  ursprünglich  zündende 
Funken  selbst  von  Niemand  wahrgenommen  worden  ist,  ist  die  Ermittelung  der  Ursache 
eines  Brandes  vielfach  auf  Erwägungen  von  I  h  itsächlichen  Verhältnissen  angewiesen, 
die,  einzeln  für  sich  bedachtet,  in  ihrer  Glaubwürdigkeit  auf  den  Bereich  der  Wahr- 
scheinlichkeit beschränkt  sind,  aber  bei  entsprechender  Zusammenfassung  und  Ver- 
wendung zu  Folgerungen  sowie  unter  Mitwirkung  der  aus  der  Lebenserfahrung  zu 
gewinnenden  Aufschlüsse  elcichwohl  die  Gewissheit  der  zu  erforschenden  Thalsiehe, 
mithin  die  Wahrheit  der  auf  sie  bezüglichen  lifhauptung  anheben  können. 

31  Die  Versicherungsgesellschaften  übernehmen  aber  häulig  die  leichte  Fahrläs- 
sigkeit hei  Verursachung  eines  Brandes  seitens  des  Versicherten  und  dann  ist  nicht 
diese,  sondern  erst  grobe  Fahl  lässigkeit  des  Versicherten  ein  Verwirkungsgrund :  über- 
bau |  t  entstehen  die  meisten  Brände  durch  irgend  eine  Fahrlässigkeit,  die  Feuerver- 
sicherung wurde  dem  Bedürfnis  des  Verkehrs  nicht  genügen,  wenn  sie  bei  jeder,  auch 
der  leichten  Fahl  lässigkeit  die  Entschädigung  ausschlösse;  s.  Urleil  des  II.  >enats  des 
Obeil.indes^ericht>  Mamburg  vom  21.  Juni  1892  in  Seulfei  t's  Archiv,  N.  F.  BL  \l\, 
S.  8-2  f. 
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sicherten  Mobilien,  oder  weil  er  ein  wahrend  der  Dauer  des  Vertrages  einge- 
tretenes gcfahrsteigerndes  Moment  der  Gesellschaft  nieht  angezeigt  habe,  oder 
weil  der  Versicherte  arglistig  falsche  Angaben  oder  Verschwendungen"  bei  Abschluss 
des  Feuerversicherungs  Vertrages  gemacht,"  oder  weil  er  eine  lieber  Versicherung 
oder  eine  Doppel  Versicherung,1'*  oder  dass  er  einen  Liquidationsbetrug  begangen  habe. 

Die  Beweislast  hinsichtlich  des  durch  das  Feuer  verursachten  Schadens 
liegt,  soweit  er  bestritten,  dem  die  Entschädigung  einklagenden  Versicherten  ob. 
Letzterer  hat  insbesondere  in  juristische  Gewissheit  zu  versetzen,  dass  und  welche 
versicherten  Gegenstände  aus  Ursache  des  Brandes  beschädigt  oder  zerstört  sind 
und  welchen  Geldwert  dieser  Schaden  hat.  Dieser  Schadensbeweis  wird  nach 
den  Polizebedingungen  der  meisten  Versicherungsanstalten  in  gewissen  Punkten 
durch  das  schon  früher  besprochene  Schiedsverfahren  hergestellt  und  der  Aus- 
spruch der  Schiedsmänner  dient  als  Beweismittel  auch  im  Prozesse.  Gewisse 
Punkte  pflegen  aber  durch  das  Schiedsverfahren  nicht  erledigt  zu  werden 
und  es  ist  darüber  ein  vor  Gericht  aufzunehmender  Deweis  erforderlich. 
Hierher  zählt  insbesondere  bei  Mobiliarfeuerversicherung  die  oftmals  bestrittene 
Frage,  was  und  wieviel  denn  eigentlich  verbrannt  ist.  Die  Polizeurkunde 
enthält  zwar  ein  Verzeichnis  der  versicherten  Gegenstände  und  damit  ist 
zwar  bewiesen,  dass  der  Versicherle  letztere  versichert  hat,  nicht  aber,  dass 
sie  auch  bei  dem  Schadensfeuer  verbrannt  sind."  Diese  Frage  nach  dem 
l  mfange  des  Schadens  wird  besonders  häufig  aufgeworfen,  wenn  die  ver- 
sicherten Gegenstände  während  der  Dauer  des  Versicherungsvertrages  bestim- 
mungsgemäß einen  Ab-  und  Zugang  erleiden,  insbesondere  durch  Untergang, 
Verzehr  oder  Veräußerung.  Dies  findet  statt,  wenn  ein  Lager  oder  Mate- 
rialien, oder  Vorrät  he  versichert  sind,  wie  da«s  Waarenlager  des  Kaufmannes, 
die  Erntevorräte  oder  das  Viehinventar  des  Landwirtes. 

Grundsätzlich  allerdings  gehört  zur  Begründung  des  Brandentschädigungs- 
anspruchs des  Versicherlen  eine  detaillierte  Anführung  der  unter  den  Ver- 
sicherungsvertrag fallenden  vom  Brande  beschädigten  Gegenstände.  Diese  Auf- 
stellung zu  machen  ist  Aufgabe  des  Versicherten.  Eine  strenge  Handhabung 
dieses  Erfordernisses  ist  jedoch  in  der  Mobiliarversicherung  meistenteils 
undurchführbar,  weil  die  meisten  versicherten  Sachen  nicht  nur  ihrem  Be- 
stände nach,  sondern  auch  nach  ihrem  Werte  einer  fortwährenden  Ver- 
änderung unterliegen,  sei  es  infolge  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit,  sei  es 
zufolge  ihrer  Bestimmung,  wie  z.  B.  die  von  einem  Landwirt  versicherten 
Früchte  oder  ein  Warenlager.  Bei  solchen  be.-.timmungsgemfts3  einem 
schnellen  Wechsel  ausgesetzten  Sachen,  welche  täglich  durch  Verkauf  und 
Ankauf,  durch  Verzehr  und  Wiederergänzung  sich  mindern  und  wachsen,  ist 


J»  Die  Anwendung  iler  Verwirkungsklausel  selzt  aber  eine  von  der  Gesellschaft  zu 
beweisen  Je  bewussle  Verletzung  der  Wahrheit  voraus.  Urteil  des  II.  Zivilsenats  des 
Bei.  h-gerichts  vom  2.  Oktober  189G  bei  Bolze,  Die  Praxis  des  Heiehsgericlits,  ltd. 
XX III.  V  '282,  Nr. 

36  Urteil  des  I.  Seil,  des  Ohcrlandcsgerichts  Jena  vom  13.  April  1882,  in  Seuf- 
fcrt's  Archiv,  Dd.  VIII,  S.  tK)  f. —  Die  falschen  Ang.hen  müssen  aber  erhebliche 
Thats  eben  betreifen,  wenn  die  Vervvh  kungseinredc  begründet  sein  soll,  diese  Erheb- 
lichkeit ist  ebenfalls  Gegenstand  der  Beweis|d1icht  des  Versichereis,  s.  Urleil  des  U 
Senats  des  Oberlandesgcrichls  Mamburg  vom  13.  November  1895,  ebenda,  N.  F.  Bd. 
XXII.  S.  n:t5. 

3*  Zu  bemerken  ist  aber,  dass  im  Gebiet  des  gemeinen  Hechts  in  der  Feuerver- 
sicherung die  Doppelversicherung  nicht  verholen  ist,  freilich  erhält  der  Versicherte  den 
Schaden  nur  einmal  bezahlt,  die  melneieii  Versicherer  sind  Solidarschuldner  auf  die 
Br.indciitschädigung.  Zahlung  des  einen  befreit  den  andern;  s.  Urteil  der  vereinigten 
Zivilsenate  des  Kei«  hsget ichts  vom  17.  Dezember  1881,  in  Seuffert's  Archiv,  N.  F. 
Ud.  VIII,  S.  87  f. 

,:  Auch  das  einseitig  vom  Versicherten  nach  Vorschrift  aufgestellte  Verzeichnis  der 
verbrannten,  beschädigten  und  geretteten  Gegenstände  ist  kein  Beweismittel,  sondern 
dient  nur  zur  Begründung  und  Übersicht  der  Schadensliquidation  des  Versicherten. 
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es  selbst  bei  einer  umsichtigen  Geschäflsverwaltung  unmöglich,  den  Bestand 
zur  Zeit  eines  überraschend  kommenden  Brandes  bis  in  das  Detail  anzu- 
geben. Ein  speziüertes  Verzeichnis,  wenn  auch  die  Geschäftsbücher  durch 
den  Brand  vernichtet  sind,  lässt  sich  nur  mit  annähernder  Richtigkeit  auf- 
stellen. Der  Versicherte  läuft  also  stets  Gefahr,  seinen  Entschädigungsanspruch 
wegen  mangelnder  thatsächlicher  Begründung  ganz  oder  teilweise  einzubüßen. 
Es  ist  auch  nicht  zulässig,  dieser  Gefahr  durch  Ausbedingung  einer  festen 
Entschädigungssumme  zu  begegnen.  Denn  alsdann  könnte  der  Versicherte  in 
unstatthafter  Weise  einen  über  seinen  wahren  Schaden  hinausgehenden  unbe- 
rechtigten Gewinn  machen,18  auch  würden  Brandlegung  und  Versicherungs- 
betrug bei  dieser  Möglichkeil  in  Blüte  kommen.  Man  könnte  meinen,  dem 
Versicherten  könnte  mit  einer  taxierten  Polize  geholfen  werden,  d.  h.  mit 
der  Vereinbarung,  dass  die  in  der  Polizeurkunde  enthaltene  Taxe  vorbehalt- 
lich des  Gegenbeweises  als  Grundlage  der  Schadensregulirung  angenommen 
werden  solle  Allein  solche  taxierte  Polizen  sind  in  der  Feuerversicherung 
aus  guten  Gründen  nicht  üblich.19  Diese  missliche  Lage  des  Versicherten, 
bezüglich  seiner  Schadensbeweispflicht,  welche  Lage  aus  der  Natur  des  Mo- 
biliarfeuerversicherungsverlrags  sich  ergiebt,  halte  schon  im  gemeinrechtlichen 
Prozcss  die  Rechtsprechung  dahin  geführt,  hinsichtlich  der  dem  Beschädigten 
obliegenden  Behauptungspflicht  und  Beweislast  bezüglich  Existenz,  Quantität 
und  Wert  der  verbrannten  versicherten  Sachen  von  den  sonst  gellenden 
strengen  Grundsätzen  abzuweichen  und  zu  Gunsten  des  Beschädigten  Er- 
leichterungen eintreten  zu  lassen.40  Auf  diesem  Wege  ist  das  heutige  Prozess- 
verfahren fortgeschritten  und  es  war  dazu  um  so  eher  im  Stande,  als  hin- 
sichtlich des  Beweises  eines  Schadens  der  §  2G0  der  Rciehseivilprozess- 
ordnung  eintritt,  welcher  Paragraph  bei  Schadensansprüchen  die  Feststellung 
von  Existenz  und  Höhe  des  Schadens  der  freien  richterlichen  Ueberzeugung 
unter  Würdigung  aller  Umstände  überlassen  hat.  Demzufolge  begnügt  sich 
das  Gericht,  wenn  ein  Waarenlager,  Erntevorräle,  ein  Inventar  von  Sachen 
u.  dergl.  von  einem  Brandschaden  betroffen  ist,  mit  einem  intensiv  und 
extensiv  schwächeren  und  unvollkommenen  Beweise  und  ist  so  die  Beweis- 
last, die  dem  Versicherlen  aufliegt,  herabgemindert  worden.  Es  reicht  dem- 
zufolge der  Nachweis  aus,  dass  der  Beschädigte  Waren,  Vorräte  etc.,  von 
der  Art,  wie  er  sie  entschädigt  verlangt,  erweislich  besessen  und  durch  den 
Brand  verloren  hat  und  dass  etwa  aus  den  überreichten  Fakturen  die  An- 
schaffung einer  entsprechenden  Quantität  von  Waaren,  und  sonst  die  Einerntung 
der  Vorräte  etc.  kurz  vor  dem  Brandfall  auf  Seite  des  Versicherten  dargethan 
wird.  —  Auch  das  Reichsgericht 41  entschied,  dass,  wenn  ein  Mobiliar  ver- 
sichert sei,  hinsichtlich  der  Beweislast  des  Beschädigten  keine  über  das 
Mögliche  und  vernünftiger  und  billiger  Weise  zu  Leistende  hinaufgehenden 
Ansprüche   an   den   Versicherten  gestellt  werden  dürfen,  insbesondere  könne 


M  v.  Gerber,  System  des  deutschen  Privatrechts  (Kd.  XIII)  §  202;  Walter. 
Deutsches  Priv.treclit,  §  3S0;  Gier,  in  Busch's  Archiv  fur  Hmdclsrecht,  Bd.  XXVI, 
S.  439  ff  ;  Endemanit  io  Goldsch  midt's  Zeitschrift  für  Handelsrecht,  Bd  IX, 
S.  bl  1  IT. 

3)  Urteil  de«  Heichsoberh  ndetsgerichts  vom  13.  Februar  1872,  bei  Baumgartner. 
Die  Gerichts;  raxis  in  Versiehcrungssuchen,  S.  89  (Strasburg  ;  E.  1893).  Urteil  des 
Reichsgerichts  vom 29.  Oktober  1H8I,  in  Fenneru.  Merke,  Aichiv  für  milrech  Hiebe 
Entscheidungen,  Bd.  III,  S.  19'».  Bei  einer  taxierten  Poli/e  wurde  die  Schwierigkeit 
des  Nachweise«  dos  effektiven  Schadens  auf  die  Seite  des  Versicherers  verlegt  sein. 

<0Alalss  in  Goldschin  idfs  Zeitschrift  für  Handelsrecht.  Bd.  XIII.  S  462  fT; 
Gold  schmidt ,  ebenda,  Bd.  XIV,  S.  623.  —  Für  die  Seeversicherung  sind  in  Art.  883 
des  Handelsgesetzbuchs  bezüglich  des  Nachweises  des  Schadens  und  dessen  Urnings 
erleichternde  B  'sliniinuii^-n  aufgestellt. 

41  Urteil  des  Iteichs-erichts  vom  29.  Oktober  1881  bei  Fenneru.  Mecke,  Archiv 
für  milrethtliclie  Entscheidungen,  IM.  III,  S.  Uli  lf. 
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ein  strikter  Beweis  des  Vorhandenseins  der  einzelnen  Sliieke  zur  Zeit  des 
Brandes  und  des  damaligen  Werls  für  jedes  einzelne  Stück  nicht  verlangt 
werden.  Es  genüge,  dass  durch  das  Ergebnis  des  Beweises  die  richterliche 
Ueberzeugung  hervorgebracht  werde,  dass  der  Beschädigte  bei  Aufstellung 
seiner  Liquidation  durchaus  redlich  verfahren  ist  und  nicht  die  Absieht  hat, 
auf  Kosten  des  Versicherers  sich  zu  bereichern.  Es  hatte  dem  zufolge  der 
Beschädigte  seine  Beweispflicht  erfüllt,  als  er  darthat,  dass  er  zur  Zeil  des 
Brandes  im  Wesentlichen  ein  Mobiliar  von  dem  Umfange  und  dem  Werte, 
wie  es  der  Schadensliquidation  entsprach,  besessen  hatte,  dass  dies  Mobiliar 
der  Brandgefahr  ausgesetzt  gewesen  war.  Dazu  halte  der  Beschädigte  zahl- 
reiche Rechnungen  übergeben,  wonach  er  nicht  lange  vor  dem  Brande 
Mobiliargegenstände  der  fraglichen  Art  angeschafft  hatte,  die  Aussteller  der 
Rechnungen  hatten  auch  die  Richtigkeit  derselben  und  die  Einbringung  der 
angeschafften  Sachen  in  das  demnächst  abgebrannte  Haus  bezeugt.  Auch 
waren  diese  Zeugen  als  Nachbaren  und  als  Bekannte  des  Beschädigten,  sowie 
durch  ihre  sonstigen  Beziehungen  im  Stande,  wahrheitsgetreue  Auskunft  auf  Grund 
ihrer  genauen  Kenntnis  zu  geben.  Hieraus  und  aus  andern  Umständen "  schloss 
der  Gerichtshof  unter  Anwendung  der  250,  201  der  Civilprozessordnung 
auf  die  Richtigkeit  und  Redlichkeil  der  Schadensliquidation,  deren  Betrag 
dem  Beschädigten  zuerkannt  wurde. 

Die  vorstehenden  Privilegien  hinsichtlich  seiner  Beweislast  geniesst  der  Ver- 
sicherte auch,  wenn  er  ein  Waarenlager  mit  wechselndem  Inhalt  versichert  und 
diese  Versicherung  durch  Angabe  gewisser  Stücke  oder  Quantitäten  nach  Zahl, 
Maass  oder  Gewicht  näher  spezialisiert  hat. 41  Bei  Versicherung  eines  Waren- 
lagers mit  wechselndem  Inhalt  ist  Gegenstand  der  Versicherung  der  künftige 
Bestand  des  Lagers  bei  Eintritt  des  Brandes.  Jede  Veränderung  des  Lagerbcslandes 
beeinflusst  darum  die  Höhe  des  auf  jede  einzelne  Ware  fallenden  Teils  der  Ver- 
sicherungssumme. Durch  weiteres  Einbringen  von  Waren  wird  dieser  Teil  ver- 
mindert, durch  Herausnahme  von  Waren  erhöht.  Diese  Unsicherheit  und  der 
damit  verbundene  Nachteil  kann  dadurch  vermieden  werden,  dass  die  generelle 
Versicherung  ganz  oder  teilweise  spezialisiert  wird.  Durch  die  Spezialisierung  tritt 
an  Stelle  des  erst  mit  Eintritt  des  Brandes  bestimmt  werdenden  Versicherungs- 
gegenstandes schon  vorher  ein  aktuell  bestimmter.  Solche  Spezialisierung  kann 
für  einen  Teil  oder  für  die  ganze  Versicherungssumme  erfolgen,  so  dass  ersteren 
Kalls  der  Rest  der  Versicherungssumme  für  die  im  Lager  befindlichen  Waren 
aller  Art  valedirt.  Bei  einer  solchen  spezialisierten  Versicherung  eines  Waren- 
lagers mit  durch  Ab-  und  Zugang  wechselndem  Bestände  sind  die  obigen  Regeln 
über  die  erleichterte  Beweislast  des  Beschädigten  nicht  verändert. 

III.  —  Beweislast  beim  U  nf a  II  ve  r sie  h er ungs ve r  t rag e.  —  Der 
die  Unfallentschädigung  einklagende  Versicherte,  be/.w.  dessen  Hinterbliebene 
haben  zu  beweisen  : 

1.  Den  Unfall,  das  Unfallereignis.  Zum  Beweise  desselben  genügt  natürlich 
noch  nicht  «lie  Thatsache  des  Todes  oder  der  Körperbeschädigung  des  Versicherlen, 
sondern  es  muss  auch  bewiesen  sein,  dass  der  Tod  oder  die  Körperbeschädigung 
gerade  durch  den  Unfall  und  nicht  durch  eine  andere  Ursache  bedingt  sind.  Ein 
Unfallversicherler  war  hingefallen  und  hatte  dabei  einen  Arm  gebrochen.  Um 
mit  der  Klage  gegen  die  Gesellschaft  durchzudringen,  hätte  er  beweisen  müssen, 
dass  eine  äussere  Ursache  —  eine  solche  gehört  zum  Begriff  des  Unfalls  —  den 


41  Insbesondere,  dass  bezeugt  war.  der  Beschädigte  »ei  durch  alle  Etagen  seines 
Haus««  elegint  eingerichtet  gewesen,  dass  er  Garconlogis  abvermietete. 

41  Diese  Spezialisierung  kommt  tnmcnllich  dann  vor,  wenn  der  Versicherungs- 
nehmer, welcher  nicht  .-ell.s!  Eigentümer  der  Waaren  ist,  vom  Eigentümer  speziellen 
Auftrag  zur  Versicherung  der  Waaren  in  bestimmter  Höhe  erhalten  hat;  ferner  wenn 
gelagerto  Waaren  durch  Lagerschein  veräussert  worden  und  wenn  dann  dem  Erwerber 
die  Möglichkeit  gewährt  werden  soll,  sich  über  die  Höhe  des  versicherten  Wertes  der- 
selben (iewissheit  zu  vcrschdl'en. 
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Fall  herbeigeführt  liabe.  Solehe  Aufklärung  halte  der  Kläger  nicht  nur  nicht 
gesehen,  sondern  die  beklagte  Gesellschaft  hatte  den  Gegenbeweis  erbracht,  dass 
der  Kläger  durch  eine  auf  krankhafte  Störung  der  Blutzirkulation  zurückzuführende 
Benommenheit  des  Kopfes  zu  Fall  gekommen.4* 

Die  Polizebcdingungen  der  Unfallversicherungsgesellsehaflen  nehmen  nicht 
immer  den  gesetzlichen  Begriff  des  Unfalls  als  Gegenstand  der  Versicherung  auf, 
sondern  die  Gesellschaften  fügen  noch  einschränkende  Merkmale  hinzu,  mittelst 
deren  sie  den  Begriff  des  Unfalls  verengern.  In  diesem  Falle  muss  der  klagende 
Versicherte  beweisen,  dass  das  ihm  widerfahrene  Unfallereignis  gerade  unter  den 
von  der  Gesellschaft  formulierten  Betriff  des  Unfalls  fällt.45 

Ist  die  Versicherung  auf  eine  gewisse  Klasse  von  Unfällen  beschränkt,  z.  B. 
Betriebsunfälle.  Reiscunialle,  so  muss  der  Versicherte  beweisen,  dass  er  einen 
Unfall  im  Betriebe,  auf  der  Reise  erlitten  hat,  der  also  unter  die  Versicherung 
fällt.  Der  Beweis  eines  Unfalls  allein  genügt  also  nicht. 

2.  Mit  dem  Unfall  ist  als  Bestandteil  desselben  der  Tod  oder  die  Körper- 
beschädigung vom  Versicherlen,  bezw.  seinen  Rechtsnachfolgern,  zu  beweisen. 
Bleibt  der  Versicherte  am  Leben,  indem  er  nur  eine  körperliche  Beschädigung 
davontrug,  so  Helltet  sich  die  versicherte  Unfallenlschädigung  nach  den  von  der 
körperlichen  Beschädigung  hervorgebrachten  Folgen.  Insbesondere  handelt  es 
sich  um  das  Maass  der  infolge  der  Beschädigung  eingebüssten  Arbeits-  und 
Erwerbsfähigkeit  oder  um  die  Frage,  ob  der  Beschädigte  ganz  invalide  geworden 
ist.  Diese  Folgen  der  Körperbeschädigung  muss  der  Versicherte  beweisen.  Für 
diesen  Beweis  ist  nicht  selten  in  den  Polizebcdingungen  der  Schiedsspruch  von 
Gutachtern  vorgesehen.  Ferner  ist  es  gebräuchlich,  gewisse  Unfallfolgen, 
namentlich  Verstümmelungen,  Geisteskrankheit  u.  s.  f.  in  der  Polize  zu  speziali- 
sieren und  z.  B.  für  den  Verlust  eines  Armes,  eines  Deines  u.  s.  w.  eine  be- 
stimmte Rente  als  Unfallenlschädigung  zu  bezahlen.  Auch  diese  Taxation  schneidet 
in  solchen  Fällen  einen  weiteren  Beweis  der  Unfallfolge  ab. 

'.i.  Der  Versichert«1  hat  zu  beweisen,  dass  der  äussere  Unfallakt  die  Ursache 
des  eingetretenen  Todes  oder  der  Kürperbeschädigung  des  Versicherten  geworden 
ist.  Dieser  ursächliche  Zusammenhang  kann  im  Einzelfalle  zweifelhaft  sein, 
wenn  noeh  andere  Faktoren  möglicher  Weise  für  den  Tod  oder  die  Körper- 
beschädigung ursächlich  gewesen  sein  können.  Ein  Unfallversicherter  verschluckte 
einen  Hühnerknochen.  Bei  der  gebotenen  Operation  ist  der  Versicherte  verstorben 
und  zwar,  weil  er  infolge  von  Emphysem  und  Bronchitis  ein  geschwächtes  Herz 
hatte  und  deshalb  den  Wirkungen  des  bei  der  Narkose  verwendeten  Chloroforms 
nicht  zu  widerstehen  vermochte.  Das  Reichsgericht4«  verurteilte  die  beklagte 
Versicherungsgesellschaft ,  weil  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  dem 
Tode  und  dem  Unfallakt  —  dem  Verschlucken  des  Hühnerknochens  —  vorhanden 
war.  Denn  ohne  den  Unfall  wäre  der  Tod  nicht  eingetreten,  der  Tod  war  die 
unmittelbare  Folge  des  Unfalls.  Die  krankhafte  Her/.beschaffcnheit.  die  schon 
yor  dem  Unfall  vorhanden  war.  ist  nicht  Ursache  des  Todes  gewesen.  Aehnliche 
Zweifel  entstehen,  wenn  der  Versicherte  durch  den  Unfallakl  zunächst  nur  eine 
Verwundung,  Gehirnerschütterung,  Onelsi  hting  erlitten  hat.  wenn  aber  dann  eine 
andere  Ursache,  insbesondere  etwa  eine  Wundblutvergiflung,  ein  Diätfehler  des 
Verletzten,  ein  ärztlicher  Kunslfchler  beim  Tode  mitgewirkt  hat.  Die  danach 
vorzunehmende  Bestimmung  von  Ursache  und  Wirkung  bei  Unfällen  hat  der 


14  hie  Klage  wurde  deshalb  abgewiesen,  s.  Urteil  des  III.  Zivilsenats  des  Reichs- 
gerichts \om  '2r>.  Oktober  1.S!>\  ]JL.|  Beize,  Die  Praxis  des  Reichsgerichts,  Bd.  XXI, 
S.         Nr.  fj-iit. 

Urteil  des  I.  Senats  de>  Ohei  lanricsgei  ichts  Bi aunschweig  vom  10.  Mai  1895,  in 
Scu  ff,- rl  s  Archiv,  N.  F.  IM.  XXI.  S.  5. 

*''  Urteil  des  JH.  Zivilsenats  des  Reich*gerichts  vom  21.  März  181*7,  in  Eugen 
Baumgartners  Zeitsidu  il'l  für  Vei>i<  lierun^M echt  und  Wissenschaft,  Bd.  III,  1)78 
'.Strassbur-  i.  K.  Is'.r?). 
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Richter  vorzunehmen,  indem  er  das  Kausalitütsgeselz  unter  Heranziehung  von 
§ä  25t),  lJÜO  der  Zivilprozeßordnung  handliabl.  Der  beweispflichtige  Unfallent- 
schädigungsklfiger  thut  genug,  wenn  er  die  Thatsachen  behauptet  und  beweist, 
die  den  Richter  in  Stand  setzen,  die  Schlußfolgerung  von  Ursache  und  Wirkung 
zu  machen. 

Eine  sehr  häufige  Kinrede  der  auf  die  Entschädigung  belangten  Unfallver- 
sicherungsgesellschafl  besieht  in  der  Behauptung  der  letzteren,  der  Versicherte 
sei  durch  eigene  Schuld  oder  Unvorsichtigkeit  zu  Schaden  gekommen,  er  könne 
deshalb  Nichts  fordern.  Die  Gesellschaft  trifft  die  Beweispflieht  bezüglich  der  zur 
Unterstützung  dieses  Einwandt  erheblicher  Weise  vorgebrachten  Thatsaclien.** 

Dasselbe  gilt  v«»n  allen  anderen  Verwirkungseinreden.  nur  dass  die  Gesell- 
schaften bei  der  Unfallversicherung  hinsichtlich  der  Verwirkung  der  Entschädigung 
wegen  falscher  Angaben  in  der  Rechtsprechung  günstiger  gestellt,  die  Haftung 
des  Versicherten  dagegen  im  Vergleich  zu  anderen  Branchen  verlragsmässig 
erhöht  werden  darf,  ohne  dass  darin  ein  Verstoss  der  Gesellschaft  gegen  die  bona 
fides  zu  erblicken  ist.  Die  Rechtsprechung  gestattet  es  nämlich,  den  Versicherten 
für  die  von  ihm  beim  Abschluss  des  Vertrages  in  Erfüllung  seiner  Anzeigepflicht 
gemachten  Angaben  absolut  verantwortlich  zu  machen,  wenn  diese  Angaben, 
ohne  das»  der  Versicherte  es  wusste,  auch  nur  objektiv  unrichtig  sind,  so  dass 
dann  die  Verwirkungsstrafe  auch  eintritt,  wenn  die  Angaben  aus  irgend  einem 
Grunde  auch  nur  thatsächlich  unrichtig  sind;  ein  Verschulden  des  Versicherten 
ist  bei  dieser  Formulierung  also  nicht  Voraussetzung  der  Verwirkung  **  Wenn 
danach  die  beweispflichtige  Gesellschaft  die  Kinrede  der  verletzten  Anzeigepflicht 
gegen  den  Versicherlen  erhebt,  so  braucht  die  Gesellschaft  eine  wissentliche  oder 
schuldhafte  Verletzung  nicht  zu  beweisen,  sie  hat  vielmehr  nur  darzuthun :  den 
falsch  angegebenen,  bezw.  verschwiegenen  Umstand  und  dessen  Erheblichkeit  für 
die  Reurtheilung  des  Risikos. 

Hiermit  sind  wir  an  den  Schhiss  der  Erörterung  gelangt.  In  den  hauptsäch- 
lichen und  regelmässigen  Streitpunkten,  wie  sie  bei  den  übrigen  Schadensver- 
sicherungen in  Versicherungsprozessen  eintreten,  wird  man  die  Frage  nach  der 
Reweislasi  aus  den  Beispielen  der  Feuer-  und  der  Unfallversicherung  abstrahieren 
können,  auch  sei  auf  die  vorausgeschickte  theoretische  Erörterung  der  Beweis- 
last verwiesen. 

Dr.  jur.  Gustav  Freudenstein  in  Gr.-Lichter felde. 


47  Inwieweit  der  Verletzte,  wenn  er  ein  Unmündiger  ist,  ein  ihm  zurechenbares 
Verschulden  begehen  kann,  darüber  s.  Urteil  des  VI.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  in 
dessen  Entscheidungen.  Bd.  XXXVII,  S.  \~y>  lt  —  Eine  Unf-dl- Versicherungsgesellschaft 
kann  mit  Erfolg  die  Einrede  eigenen  Verschuldens  nicht  vorbringen,  wenn  der  Ver- 
sicherte aus  Aul  ss  seines  übertriebenen  Diensteifers  zu  Unfall  kam.  und  wenn  ein 
mutvollcs.  nicht  auf  eigene  Schonung  bedachtes  Handeln  eine  berechtigte  Eigenschaft 
bildet  ;  Urteil  des  Oberl  andesgerichts  Stuttgart  vom  27.  Januar  188U  in  Seuffert's 
Archiv,  N  F.,  Bd.  V,  S.  3U4  f. 

**  So  wurde  entschieden  im  Urteil  des  III.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom '20. 
Juni  18t)7,  in  Seuffert's  Archiv,  Bd.  XXIII,  S.  214  f.,  im  Auschluss  an  die  für  die 
Seeversicherung  schon  nach  Art.  H13  des  Handelsgesetzbuchs  geltende  gesetzliche 
Vorchril't.  Das  Reichsgericht  erkannte,  dass  es  keinen  Verstoss  gegen  die  Grundlagen 
der  Unfallversicherung  enthalte,  wenn  die  Vereinbarung  getroffen  werde,  dass  ganz 
allgemein  die  unrichtige  Angabe  eines  erheblichen  Um&tandcs,  mag  sie  auf  einem  Ver- 
schulden des  Versicherten  beruhen  oder  nicht,  ein  Verwirkungsgrund  sein  solle.  Dein- 
geniäss  haftete  die  Gesellschaft  auch  nicht  auf  die  Versiebcrungsenlschfidigung,  sondern 
es  fiel  dem  Versicherten  zur  Last,  als  ohne  dessen  Wissen  der  Agent  den  Versicherungs- 
antrag I  lisch  ausgetollt  halte.  —  Damit  ist  che  entgegengesetzte  Ansicht  des  Urteils  des 
I.  Senats  des  Oberl  .nde»gei  ichls  Stuttgart  vom  8.  Juni  181)4,  in  den  Jahrbüchern  der 
Wurltembergis.  hen  Rechts (itle^e,  Md.  MI,  S.  42!>  —  wonach  eine  derartige  Formu- 
lierung der  An/eigepllii  ht  als  der  bona  fides  widersprechend  abzuweisen  sei  —  vom 
Reichsgericht  missbilhgt. 
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Bezirks-Deputierte. 

(Hagelversicherung.)  —  Rei  der  Regulierung  der  Hagelschäden  besteht  da« 
Interesse  einer  soliden  Gesellschaft  darin,  dass  der  vorn  Hagel  betroffene  Land- 
wirt vollen  Ersatz  seines  versicherten  wirklichen  Schadens  erhält. 

Um  nun  eine  möglichst  unparteiische  und  sachgemässe  Feststellung  der 
vorgekommenen  Hagelschäden  zu  bewerkstelligen  und  das  Vertrauen  der  Land- 
wirte in  eine  gerechte  Sebadenregulierung  zu  fördern,  was  nur  im  Interesse 
beider  Parteien  liegt,  haben  zahlreiche  deutsche  Hagelversieherungs-Gesellschaften 
die  Einrichtung  getroffen,  dass  die  Feststellung  der  Schäden  in  thunlichst  weitem 
Umfange  von  angesehenen  Rerufsgenossen  der  Beschädigten,  welche  unabhängig 
und  sachkundig  sind,  bewirkt  wird,  wofür  diese  eine  entsprechende  Vergütung 
von  der  Gesellschaft  erhalten. 

Solche,  in  der  Regel  noch  dem  praktischen  Landwirtschaflsberufe  ange- 
hörende Funktionäre  der  Hagel versicherungs- Gesellschaften  heissen  Bezirks- 
Deputierte,  Repräsentanten,  Vertrauensmänner  etc. 

Speziell  die  deutschen  Hagelversicherungs- Aktien-Gesellschaften  unterscheiden 
zwichen  Repräsentanten  und  Bezirks. Deputierten. 

Repräsentanten  werden  je  nach  Bedarf  und  je  nachdem  geeignete  Per- 
sönlichkeiten zur  Verfügung  stehen,  welche  von  sonstigen  Geschäften  nicht  zu 
sehr  in  Anspruch  genommen  sind,  gewöhnlich  für  den  gesamten  Bezirk  einer 
General-,  resp.  Haupt- Agentur  als  technische  Beiräte  derselben  angestellt  zum 
Zwecke  der  allgemeinen  Überwachung  und  Leitung  der  Taxgeschäfte  in  ihrem 
Bezirke*  Sie  bilden  Mittelspersonen  zwischen  Gesellschaft  und  den  Versicherten 
und  haben  die  in  ihrem  Bezirke  thätigen  Deputierten  auf  ihre  Tüchtigkeit  und 
Verlasslichkeil  zu  überwachen. 

Du  als  Repräsentanten  in  der  Regel  nur  sehr  sachkundige  und  grosses  Ver- 
trauen geniessende  Personen  bestellt  werden,  so  wird  auf  ihre  persönliche  spezielle 
Mitwirkung  bei  der  Regulierung  von  Hagelschäden  besonders  bei  solchen  Schäden 
gerechnet,  bei  denen  eine  sachgemässe  gewissenhafte  Abschätzung  in  ganz  be- 
sonders hohem  Grade  notwendig  erscheint.  Es  sind  dies  z.  B.  frühzeitige  schwere 
Schäden,  Schäden  von  sehr  grossem  Umfange,  Schäden  an  selten  vorkommenden 
Bodenerzeugnissen,  wie  Tabak,  Kartoffeln,  Sämereien  etc. 

Wählend,  wie  erwähnt,  die  Repräsentanten  die  Anordnung,  Leitung  oder  even- 
tuell die  persönliche  Ausführung  der  Schaden-Regulierungen  in  einem  grösseren 
Gebiete  übernehmen,  treten  die  Bezirks-Deputierten  in  einem  kleinen  Be- 
zirke in  Thätigkeit.  Diese  Deputierten,  welche  ihre  Stelle  als  ein  Ehrenamt  ver- 
sehen und  nur  zur  Deckung  ihrer  eigenen  Unkosten  während  ihrer  Thätigkeit  als 
Taxatoren  Tagegelder  beziehen,  weiden  von  den  Gesellschaften  am  liebsten  aus 
der  Zahl  der  eignen  Versicherten  entnommen  und  .sollen  praktische  Landwirte 
sein.  Eine  scharfe  Abgrenzung  des  Thäligkeitsbereiches  der  Deputierten  tindet 
nicht  statt,  dieselben  können  vielmehr,  ihr  Einverständnis  vorausgesetzt,  im  Be- 
darfsfall auch  in  anderen  Gegenden  zur  Schadcnfestslcllung  Verwendung  finden. 
In  der  Regel  treten  sie  allerdings  nur  in  der  Nähe  ihres  Wohnsitzes  in  Aktion. 

Die  Sehadenregulierung  kann  von  ihnen  allein,  meist  aber  in  Gemeinschaft 
mit  einem  Repräsentanten  oder  einem  Beamten  der  Gesellschaften  vorgenom- 
men werden. 

Die  Gesellschaften  rechnen  nicht  blos  in  Schadenfällen  auf  die  Thätigkeit 
ihrer  Deputierten,  sondern  erwarten  überhaupt  von  ihnen  eine  Wahrung  und 
Forderung  der  Interessen  der  Gesellschaften,  insoweit,  als  sie  in  dem  Interesse 
der  Versicherten  liegen,  als  Empfehlung  der  Versicherungsnahme  im  Kreise  ihrer 
Bekannten,  Mitteilung  besonderer  Wünsche  der  Landwirte  ihrer  Gegend  an  die 
Gesellschaft  u.  s.  w. 

Die  Einrichtung  der  Bczirks-Dcputicrlen,  Repräsentanten  etc.  hat  sich  sehr 
gut  bewährt  und  einen  viel  regeren  Connex  zwischen  den  Gesellschaften  und 
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den  Versicherten  herbeigeführt,  auch  das  Vertrauen  der  Landwirte  zu  den  An- 
stalten sehr  gehoben.  Ks  sollten  deshalb  alle  Gesellschaften,  welche  diese  Ein- 
richtung noch  nicht  acecptierl  haben,  damit  nicht  mehr  zögern. 

Freiherr  von  Thuemen,  Magdeburg. 


Bezirkskrankenkassen 

Siehe :  .Krankenversicherung». 


Bezugsberechtigter 

Siehe:  «Drittbegünstigte». 


Binnentransportversicherung. 

Inhalt.  —  Allgemeines.  —  Abschlug  des  Versicherungsvertrages.  Anzeige-  und 
Wahrhaftigkeitspflicht  des  Versicherungsnehmers.  —  Die  versicherte  Gefahr. 
Im  Allgemeinen.  —  Die  versicherte  Gefahr.  Im  Einzelnen.  1.  Landtransport- 
Versicherung.  2.  Binnengewässer-Transportversicherung.  Feuerrisiko.  Eis- 
gefahr.  Havariegefahr.  —  Die  Prämie  in  der  Transportversicherung.  — 
Die  Maxima.  —  Die  Versicherungssumme  als  (irenze  der  Erselzpflicht  des 
Versicherers.  —  Versicherungswert.  —  Versicherung  für  eigne  Rechnung 
und  für  fremde  Rechnung.  —  Doppelversichemng.  —  Pflichten  des  Ver- 
sicherten im  Transportversicherungsvertrage.  —  Pflicht  des  Versicherten, 
das  Regressrecht  gegen  den  Transportunternehmer  bei  Verlust  und 
Beschädigung  des  Guts  zu  wahren.  —  Verhältnis  des  Regressanspruchs 
zum  Versicherungsanspruch.  —  Verlust  der  Ansprüche  aus  dem  Versiche- 
rungsverträge aus  dem  Grunde  der  Verwirkung.  —  Der  Schaden.  A.  Par- 
tielle Beschädigung.  B.  Partialverlust  oder  Tcilverlust.  —  Die  Berechnung 
des  Schadens  bei  versichertem  imaginären  Gewinn.  —  Abandon  in  der 
Land-  und  Binnenwasser-Transportversicherung.  —  Das  Schadensliquidation* 
verfahren.  —  Die  Schadens-Zahlungspflicht  des  Versicherers. 

Litteratur.  —  Lewis,  «Lehrbuch  des  Versicherungsrechts»,  §  18,  S.  248  ff. 
(Stuttgart  1889).  —  Artikel  «Transportversicherung»  im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  von  Conrad.  Elster,  Lexis  und  Loening,  Bd.  VJ, 
Seite  257  ff.  (Jena  1891».  Artikel  « Flussschiffahrt»,  ebendort  Bd.  III, 
Seite  578  ff.  (Jena  181)1).  Abhandlung  «Das  deutsche  Reichsgesetz», 
betr.  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt  in  A.  Ehren- 
zweigs Assekuranz- Jahrbuch,  Jahrg.  XVII,  Seite  115—155  (Wien  1896). 
—  lieber  einige  Rechtsverhältnisse  der  Binnenschiffahrt  und  der  Trans- 
portversicherung ebenda  Jahrg.  XIV,  Seite  76  bis  119  (Wien  1893).  Letz- 
tere beiden  Abhandlungen  von  Dr.  jur.  Gustav  Freudenstein. 

Allgemeines.  —  Die  Binnentransportversicherung  ist  diejenige  Assekuranz, 
welche  zu  Lande,  auf  Flüssen  und  Binnengewässern  mittelst  bestimmter  Transport- 
mittel beförderte  Gütergegen  die  Gefahren  versichert,  denen  sie  auf  der  Reise  ausge- 
setzt sind.  Die  Bmnenlranspori  Versicherung  ist  eine  Art  der  Transportversicherung 
überhaupt,  unter  welche  nämlich  auch  die  Seeversicherung  fällt.  Je  nach  der 
Verschiedenheit  der  Verkehrsstras.se  teilt  man  die  Binnentransportversicherung  ein  in 
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die  eigentliche  Eandtransportversicherung,  bei  welcher  die  Guter  zu  Lande  mittelst 
der  Eisenbahn,  Post  oder  sonstigem  Fuhrwerk  reisen  und  in  die  Binnenwasser- 
Transportversicherung,  bei  welcher  die  Güter  durch  Wasserfahrzeuge  auf  Flössen 
und  Binnengewässern  befördert  werden.  Die  letztere  Versicherung  auf  Flüssen  etc. 
ist  mitunter  kombiniert  mit  der  Kandlransportvorsicherung  und  heisst  dann  eine 
Versicherung  in  durchstehendem  Risiko.  Nach  dem  versicherten  Gegenstände 
zerfällt  die  Binnentransportversicherung  in  die  Casco-  »Schiffskörper-)  Fracht-, 
Cargo-  und  Valoren -Versicherung,  letztere  die  Gefahr  von  Geld  (Comptanlen) 
und  Wertsachen  umfassend.  Mit  Bezug  auf  ihre  Dauer  hebt  sich  die  Zeit- 
versicherung hervor.  Eine  solche  ist  vorhanden,  wenn  eine  Binnentransport- 
Versicherung  nicht  für  die  Dauer  einer  einzigen  Reise  (Hin-  oder  Rückreise 
oder  beides  zusammen)  genommen  wird,  sondern  wenn  die  Transport- 
versicherung für  eine  gewisse  Zeit  gilt  (valediert),  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
und  bisweilen  auch  die  Art  der  Reisen.  Die  Zeitversicherung  kommt  nur  bei 
der  Caseoversicherung  vor.  Nach  der  Zahl  der  Reisen  teilt  man  die  Versiche- 
rung ein  in  Einzel-  und  Abonnementsversicherungen.  Die  erstere  hat  eine  ein- 
zelne Beförderung  auf  einer  bestimmten  Reiseroute  zum  Gegenstande,  während 
die  Abonnementsversicherung  eine  unbestimmte  Mehrheit  von  Transporten  auf 
einer  oder  mehreren  Routen  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  umfasst.  Mit  dem 
Abschlüsse  der  Abonnements-  oder  Generalpolize  ist  eine  abgeschlossene,  aber 
noch  nicht  perfekte  Versicherung  gegeben.  Die  Perfektion  der  Abonnements- 
versicherung vollzieht  sich  erst  mit  der  Deklaration,  d.  h.  mit  der  Speziali- 
sierung des  Einzeltransports.  Hervorgerufen  wurde  die  Abonncmentspolizc 
durch  das  Verkehrsbedürfnis.  Der  Versicherungsnehmer  empfängt  nämlich  die 
Verladungsanzeige,  die  ihn  erst  zur  Deklaration  in  Stand  setzt,  häufig  gleich- 
zeitig oder  gar  erst  längere  Zeit  nach  der  Anzeige  vom  Unfall  seiner  reisenden 
Güter.  Demzufolge  hat  der  Versicherungsnehmer  das  Bedürfnis,  schon  vor  der 
Deklaration  durch  eine  generelle  Versicherung  gedeckt  zu  sein,  welche  den 
Einzeliransport  umfasst,  so  dass  das  Risiko  des  Versicherers  schon  beginnt  mit 
dem  Reiseantritt,  ohne  dass  er  dessen  Zeit  und  die  Modalitäten  des  Transports 
zu  kennen  braucht.  —  Eine  Art  der  Generalpolize  ist  in  der  Binnentransport- 
versicherung die  Pauschpolize,  welche  in  zwei  Gestallen  vorkommt.  Die  eine  ist 
die  Pauschpolize  mit  Abschreibung  und  zwar  gewöhnlich  monatlicher.  Hier 
wird  eine  feste  Summe  als  Prämie  im  Voraus  festgesetzt,  für  welche  der  Ver- 
sicherle innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  —  von  gewöhnlich  einem  Jahr' 
—  versichert  wird,  dergestalt  jedoch,  dass  nach  Vollendung  jeder  einzelnen 
Reise  von  der  ausgeworfenen  festen  Prämie  ein  Betrag  abgeschrieben  wird, 
welcher  auf  jene  einzelne  Reise  entfällt  und  zu  verrechnen  ist.  Die  andere 
Form  der  Pauschpolize  ist  diejenige  mit  täglicher  Versicherungssumme,  die  so- 
genannte Tagespoiizc.  Bei  ihr  ist  der  Versicherte  innerhalb  eines  bestimmten 
Zeitraumes  —  gewöhnlich  ein  Jahr  —  für  eine  bestimmte  Summe  täglich  von 
Neuern  versichert*. 


'  Mit  dieser  Zeitdauer  ist  regelmässig  das  Erfordernis  der  Kündigung  verknüpft 
und  bei  unterbliebener  Kündigung  tritt  Prolongation  auf  oin  weiteres  Jahr  ein,  z.  It.  : 
•  Gegenwärtige  Polize  ist  für  die  Dauer  von  einem  Jahre  vom  8.  August  181M  bis  zum 
8.  August  1891  mittags  P2  Uhr  geschlossen,  doch  erneuert  sich  dieselbe  bei  ihrem  Ab- 
lauf stillschweigend  jedesmal  für  einen  gleichen  Zeitraum,  wie  derjenige  ist,  für 
welchen  sie.  zuerst  abgeschlossen  wurde,  wenn  sie  nicht  wenigstens  f»  Monate  tor  dem 
jedesmaligen  Abhultennine  von  der  einen  oder  . nderen  Seite  schriftlich  gekündigt 
worden  ist  n.  Urteil  des  I.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom  *2'J.  Mai  1806  in  Eugen 
liaumgartners  Zeitschrift  für  \ ersicheningsrecht  und  -  Wissenschaft  Ud.  I!,  S.  707. 
(Strassbiirg  i.  K.  18%.) 

*  N.icli  einem  Gutachten  der  Ältesten  der  Merliner  Kaufmannschaft  (welches  auch 
in  einer  Entscheidung  des  Kamruergerichts  zu  Grunde  gelegt  wurde)  ist  es  im  Trans- 
port versi«  bei  ungsgeschäft  handelsüblich,  d  .ss  die  in  den  Polizubedingungen  verein- 
barte Notwendigkeit  der  Schriftform  einer  Kündigung  als  das  allein  massgebende 
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Die  Versendung  der  reisenden  Güter  richtet  sich  im  Verkehr  nach  der 
Beschaffenheit  derselben  und  den  Lieferungsbedingungen,  die  der  Verlader  und 
der  Empfänger  kontrahiert  haben.  Güter,  die  bei  kleinem  Raum  einen  verhältnis- 
massig grösseren  Wert  darstellen,  wie  Stückgüter,  Collis,  Packcte  und  bei  denen 
es  auf  eine  pünktliche  Lieferung  unter  kurzer  Frist  ankommt,  Güter,  welche  bei 
kleinem  Volum  und  höherem  Wert  auch  die  höheren  Frachtsätze  vertragen, 
reisen  mit  der  Post  oder  Eisenbahn,  bei  kleineren  Entfernungen  auch  mit  Fuhr- 
werk sonstiger  Art,  womit  freilich  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Eisen- 
bahnen nicht  auch  Massengüter  befördern.  Allein  jene  kurzfristig  und  pünktlich 
vom  Absender  dem  Empfänger  zu  liefernden  Stückgütern,  Collis  etc.,  die  auf 
der  Eisenbahn,  Post  oder  sonst  per  Achse  befördert  werden,  bilden  doch  den 
hauptsächlichsten  Gegenstand  der  reinen  Landtransportversicherung  und  hier 
sind  in  der  Hegel  Waren  in  Frage,  welche  in  Industrie  und  Gewerbe  produziert 
sind,  oder  gewisse  Bodenerzeugnisse,  als  Kolonialwaren,  Südfrüchte  etc.,  welche 
als  Ware  und  l  lonsumptibilien  in  den  Handel  eingetreten  sind.  Güter  dagegen, 
die  im  Verhältnis  zu  ihrem  Volum  minderwertiger  sind,  die  Massengüter,  welche 
ohne  Nachteil  längere  Lagerung  und  längere  Lieferungsfristen  gestatten  und  im 
Vergleich  zu  ihrer  Masse  nur  billige  Frachten  vertragen,  reisen  auf  den 
Wasserstrassen,  den  Flüssen,  Kanälen  und  sonstigen  Binnengewässern.  Zu 
solchen  Massengütern  zählen  Brennstoffe,  wie  Kohle.  Torf.  Brennholz,  Petroleum, 
ferner  Erze,  Metalle,  Salz.  Baumaterialien,  namentlich  Bauholz,  Steine,  C.ement. 
Kalk,  Sand,  Düngemittel  und  die  Fabrikale  der  Industrie  und  Produkte  der 
Landwirtschaft,  wenn  sie  im  (irosshandel  befördert  werden.  Es  ist  jedoch  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Wasserslrassen  und  ihre  Schiffe  nicht  auch  einen 
bedeutenden  Transport  in  Stückgütern,  Collis,  Gebinden  und  solchen  Artikeln 
haben  können,  die  bei  geringem  Volum  einen  grossen  Wert  repräsentieren.  Dies 
trifft  namentlich  zu  im  Verkehr  mit  Dampfschiffen  und  wenn  die  Güter  nur 
kürzere  Reisen  machen  oder  wenn  sie  zwar  längere  Reisen  machen,  dabei  aber 
mehrere  aneinander  anschliessende  und  einander  somit  ablösende  Schiffslinien 
benutzen. 

Was  das  rersicherungsnehmen.de  Publikum  anlangt,  so  ist  in  der  Binnen- 
transportversicherung der  Versicherungsnehmer  regelmässig  ein  Kaufmann*  oder 
sonstiger  Geschäftsmann,  zu  dessen  Gewerbebetrieb  die  Versendung  von  Gütern 
behufs  Erfüllung  seiner  Kauf-  oder  Lieferungsverträge  gehört,  oder  ein  Schiffs- 
rheder, ein  Spediteur,  oder  ein  Landwirt,  der  seine  Bodenerzeugnisse  in  mehr 
oder  minder  be-  oder  verarbeiteter  Form  an  seinen  am  andern  Ort  wohnenden 
Abnehmer  zu  liefern  hat.  Dem  Privatmann  im  Ihrigen  ist  die  Transport- 
versicherung meist  fremd,  er  bedient  sich  allenfalls  der  postalischen  sogenannten 
Wcrtversichcrung,  wenn  er  ein  wertvolles  Gut  als  Packet  oder  Collo  mit  der 
Post  reisen  lässt. 

Die  Binnentransporlversichening  wird  auf  Seiten  des  Versicherers  regel- 
mässig in  der  Form  der  Assoziation  betrieben  und  es  herrscht  die  Aktiengesell- 
schaft vor.  Die  Form  der  Gegenseitigkeitsgcsellschafl  findet  sich,  meist  auf 
lokalen  Kleinbetrieb  beschränkt,  fast  nur  für  Casco  und  Fracht  unter  dem 
Namen  der  Klubhs  und  Kompakte. 

Abschlags  des  Versicherungsvertrages,  Anzeige-  und  Wahrhaftig- 
keitspflicht des  Versicherungsnehmers.  —  Der  Versicherungsvertrag 
wird  zwar  durch  Zeichnung  und  Aushändigung  der  Polize  abgeschlossen,  es 
geht  ihm  aber  der  Versicherungsantrag  voraus,  den  der  Versicherungsnehmer  zu 


Uewcismitlel  dieser  Kündigung  anzuseilen  ist.  so  dass  nur,  wenn  eine  schriftliche  Kün- 
digung vorliegt  das  Kritischen  des  Ti anspoi Ivci sicherungsvei Inges  eintritt  ;  S.  Hans 
lUndow,  Uepertonscliei   Assekuranz-Alm  nach  Jahrg.  IM.  XXXI,  S.  3.27  f. 

Berlin  l8.'Wj. 

*  Eugen  Haumgmtnor's  Zeitschrift  für  Vci sicherungsrecht  und -Wissenschaft 
lld.  IV,  hj.  220  (Strassburs  i.  E.  IHW). 
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stellen  hat*.  Dieser  Antrag  hat  zwei  verschiedene  Bestandteile.  Denn  der 
Versicherte  hat  erstlich  seine  Versicherungsofferte  im  Antrage  zu  spezia- 
lisieren und  darzulegen,  welchen  Gegenstand  er  für  die  zu  benennende 
Zeitdauer  und  Reise  versichern  möchte  und  auf  welchem  Verkehrswege 
und  durch  welches  Transportmittel  er  das  Gut  reisen  lässt.  Das  letztere 
ist,  wie  die  Polizebedingungen  der  Gesellschaften  regelmässig  vorschreiben,  nach 
seiner  Beschaffenheil,  Wert,  Quantität,  Zeichen,  Nummer  und  Gewicht  der  Colli, 
dem  Ahsendungs-  und  Bestimmungsort  genau  zu  bezeichnen,  ebenso  ist  die 
Summe  anzugeben,  zu  welcher  Versicherung  genommen  werden  soll  und  das 
Mas«?,  zu  welchem  sich  der  Versicherer  beteiligen  soll,  ob ,  für  den  gesamten 
Wert  des  Guts  oder  einen  Teil  desselben.  Mitunter  wird  auch  Anzeige  des  In- 
teresses des  Versicherungsnehmers  an  der  Versichcrungsnahme  erfordert, 
während  manche  Gesellschaften  die  Versicherung  für  fremde  Rechnung  nur 
dann  für  verbindlich  erachten,  wenn  entweder  der  Versicherungsnehmer  zur 
Eingehung  derselben  vom  Versicherten  beauftragt  war,  oder  wenn  er  den 
Mangel  eines  solchen  Auftrages  beim  Abschluss  des  Vertrages  der  Versiche- 
rungsgesellschaft angezeigt  hat*. 

Der  Versicherungswerber  ist  bei  Stellung  seines  Versicherungsantrags  nicht 
immer  in  der  Lage,  in  dem  letzteren  seine  Versicherungsofferte,  wie  oben 
erwähnt,  in  allen  Punkten  zu  spezialisieren.  Da  nun  das  Gut  gleichwohl  reisen 
muss,  und  zwar  dies  unter  Versicherung,  so  gestalten  die  Polizebedingungen 
der  Transportversicherungsgesellschaften  zu  Wasser  und  zu  Lande,  dass  die 
Versicherung  vorläufig  geleistet  wird,  indem  dieselbe  zwar  bündig  abge- 
schlossen wird,  aber  auf  Grund  eines  inbezug  auf  obige  Spezialisierung  noch 
unvollständigen  und  ungenauen  Antrages.  Die  fehlenden  Angaben  muss  alsdann 
der  Versicherle,  sobald  er  kann,  nachliefern.  Beim  Transport  zu  Linde  begnügen 
sich  die  Gesellschaften  bei  vorläufig  genommener  Versicherung  mit  der  Angabe 
der  Natur  des  Gutes,  seines  nur  ungefähren  Wertes  und  Quantums,  sowie  der 
Fahrstrecke  der  ungefähren  Versicherungssumme  elc.  Beim  Transport  auf 
Flüssen  und  Binnengewässern  werden  dieselben  vorläufigen  Angaben  erfordert. 
Doch  machen  die  Gesellschaften  bei  diesem  Transport  für  die  Wirksamkeit  der 
vorläufigen  Versicherung  den  Vorbehalt0,  dass  der  Transport  durch  ein  Fahrzeug 
geschieht,  welches  die  nach  den  dem  Versicherlen  bekannt  gegebenen  ein- 
schlägigen Bestimmungen  der  Versicherungsgcsellchaft  erforderliche  Klassifikation, 
bezw.  Qualifikation  besitzt.  Ein  weiterer  Vorbehalt  des  von  den  Gesellschaften 
für  den  Transport  zu  Wasser  und  zu  Lande  vorläufig  geschlossenen  Versiche- 
rungsvertrages besteht  darin,  dass  der  Versicherungsnehmer,  bezw.  Versicherte 
binnen  24  Stunden  nach  Empfang  der  im  Antrag  fehlenden  Erfordernisse  die- 
selben schriftlich  ergänzt  und  berichtigt.  Eine  regelmässige  Polizebestimmung 
ist  ferner,  dass,  wenn  vor  jener  Ergänzung  und  Berichtigung  das  Gut  ein  Unfall 
trifft,  die  Gesellschaft  nur  im  Verhältnisse  des  wirklichen  Wertes,  in  keinem 
Falle  jedoch  für  einen  höheren,  als  den  vorläufig  angegebenen  Wert  vom  Ver- 
sicherten in  Anspruch  genommen  werden  kann. 


*  Hei  Abschluss  der  liinnr-ntivnsportversirhorung  wirken  regelmässig  auch  Agenten 
mit,  die  ;il»er  eine  vei sibiedenarlige  Iteehlgstclliing  und  Befugnisse  haben.  Es  giebt 
Agenten  mit  voller  Vertrctungsbefugnis  (Generalagenten,  Spezi  aldirektoren),  welche 
im  Grund  nichl  Agenten,  sondern  ILndlungsgchCilfen  sind  ;  ferner  Agenton  mit  be- 
schränkter Vertrelung*bcfu;;nis,  die  hei  den  Abschlü  sen  an  ihre  Instruktion  gebunden 
sind,  i.uch  Inkassobel'ugnis  haben;  endlich  Agenten  ohne  Vcrtrelungabefugnis,  welche 
den  Verlrag  lediglich  vermitteln  und  den  Versicherungsantrag  weiter  befördern,  aber 
die  Polizen  nur  auf  Grund  einer  Sne/ialermächtigiing anfertigen  ;  s.  Haumgariner's 
Zeitschrift  IM.  IV.  S.  -220. 

f'  S  M  «ter  Allgemeinen  Vorsirlierung^bediiigiingen  der  Rheinisch-Westfälischen 
Lloul,  Traiisport-Versicherungs-Ge.selUrhart  in  M. -Gladbach. 

*  S.  z.  Ii  §  ü  Abs.  2  der  Allgcrn.  Veoicherungsbedingungen  des  Rheinisch- 
Westfälischen  Lloyd  in  M.  Gladbach. 
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Der  Versicherungsnehmer  hat  ausserdem  in  seinem  Versicherungsanträge 
gewisse  Angaben  zu  machen,  welche  die  von  ihm  gewünschte  Versicherung 
betreffen.  Sollen  die  Kracht  und  der  Zoll  der  Güter,  sowie  die  Kosten  während 
der  Reise  mitversichert  werden,  so  ist  dies  im  Antrage  ausdrücklich  zu 
deklarieren. 

Soll  imaginärer  Gewinn  mitversichert  werden,  so  ist  auch  dies  im  Antrag 
zu  bemerken. 

Alle  diese  dem  Antrag  vom  Versicherten  einzuverleibenden  Angaben 
betreffen  den  materiellen  Inhalt  des  Vertrages,  wie  ihn  der  Antragsteller  nach 
seinem  Vertragswillen  der  Gesellschaft  offeriert. 

Einen  ganz  andern  Charakter  haben  diejenigen  Anzeigen,  die  der  Ver- 
sicherte der  Gesellschaft  machen  muss  wegen  der  ihm  nach  Begriff  und  Wesen 
des  Versicherungsvertrages  obliegenden  Wahrhaftigkeit*-  und  Offenbarungspflicht 
Diese  Pflicht  besieht  nicht  nur  für  die  Transportversicherung,  sondern  für  Ver- 
sicherungsverträge jeder  Branche.  Gegenstand  der  Anzeigepflicht  sind  die  That- 
sachen. Zustände  oder  Verhältnisse,  welche  Tür  die  Beurteilung  der  Gefahr  von 
Einfluss  sind  und  deren  Hohe  bedingen.  Bei  der  Beurteilung,  ob  eine  That- 
sache  elc  hierher  zu  rechnen  sei,  kommt  es  nicht  darauf  an.  ob  der  Versicherte 
sie  für  erheblich  gehalten  habe,  sondern  darauf,  ob  die  Thatsache  nach  der  Natur 
der  Sache  und  vernünftigem  Ermessen  für  die  Schätzung  des  Risikos  und  für 
den  Entschluss  des  Versicherers,  die  Versicherung  überhaupt  zu  übernehmen, 
sowie  für  die  Feststellung  der  Versicherungsbedingungen  für  massgebend  zu 
halten  ist.  Nur  solche  Thatsachen  sind  anzuzeigen,  die  für  die  Bemessung  der 
Versicherungsgefahr  objektiv  erheblich  sind'  und  die  der  Versicherungsnehmer 
anzuzeigen  imstande  ist,  also  müssen  ihm  dieselben  insbesondere  bekannt 
sein.  Wenn  die  Versicherungsgesellschaft  bei  Gelegenheit  der  Stellung  des  Ver- 
sicherungsantrags in  «lein  zugehörigen  Fragebogen  die  Anzeige  gewisser  That- 
sachen fordert,  oder  wenn  sie  in  den  Polizebedingungen  dem  Versicherten  die 
Anzeigepflicht  bezüglich  bestimmter  Thatsachen  auferlegt,  so  sind  diese  That- 
sachen ohne  Weiteres  als  erheblich  für  die  Beurteilung  der  Gefahr  und  für  den 
Entschluss  derGesellschaft,  sich  auf  den  Vertrag  überhaupt  oder  unter  den  beantragten 
Bedingungen  einzulassen,  zu  betrachten.  Solche  bestimmt  in  Fragebogen  gefragte 
oder  in  den  Polizebedingungen  als  anzeigepflichtig  bezeichnete  Thatsachen  sind 
insbesondere  bei  der  Transportversicherung  zu  Wasser,  ob  das  Fahrzeug  noch 
nicht  an  seinem  Ladeplätze  eingetroffen,  oder  ob  es  von  demselben  bereits  ab- 
gegangen ist;"  ferner  die  Thatsache,  ob  das  Gut  in  offenen  Schiffen,  oder  auf 
heck,  oder  oberlästig  verladen  wird;*  bei  Versicherung  für  fremde  Rechnung 
müssen  der  Gesellschaft  auch  diejenigen  I  mstande  angezeigt  werden,  welche 
dem  Versicherten  selbst  oder  einem  Zwischenbeauftragten  bekannt  sind ;  wenn 
der  Vertrag  für  den  Versicherungsnehmer  durch  einen  Vertreter  desselben  abge- 
schlossen wird,  so  sind  auch  die  dem  Vertreter  desselben  bekannten  ThaUachen 
anzuzeigen:  desgleichen  ist   anzuzeigen,  ob  das  (mt   für  die  ganze  Reise  oder 


7  Lewis.  Lehrbuch  des  Versicherungsrechts  (Stuttgart  1889)  §  5  S.  80.  —  «Als 
erheblich  sind  solche  Thatsachen  anzusehen,  welche  möglicher  Weise  einen  Einfluss 
üben  konnten  auf  die  Item  teilunjt  de»  Risikos  und  auf  die  Entschüesgung  der  Ver- 
sicherer, den  Vertrag,  sei  es  überhaupt,  sei  es  in  dem  Imfangeund  zu  den  Hedingungen, 
wie  geschehen,  abzuschließen.  Dabei  sind  nicht  subjektive  Itesurgnisse  und  vorgefaßte 
Meinungen  einzelner  Versicherer,  welche  diese  möglicher  Weise  von  Schliessung  der 
Versicherung  hätten  nlth.iltm  können,  zu  berücksichtigen,  sondern  solche  Entstände, 
welche  nach  vernünftigem,  oljektiven  Ermessen  auf  die  Schätzung  der  Gef.hr  von 
Einfluss  sein  können.).  Erteil  des  I.  Seil,  des  Oberlandesgerichts  Hamburg  vom 
IT».  November  IktC»  in  SeulTcrt's  Archiv  N.  E.  lld.  XXII.  S..:t:C>. 

8  Allgem.  Vei'sichertmg.sbedingungen  der  Norddeutschen  Versicherungsgesellschaft 
zu  Mamburg  4j  0. 

*  Allgemeine  Versicherungsbedingungen  §  9  de«  Hheinisch  Westßlisrhun  Lloyd  in 
M. -Gladbach. 
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einen  Teil  derselben  schon  anderweit  versichert  ist :  wenn  Güter,  auf  welche 
Versicherung  genommen  wird,  beschädigt  abgeladen  oder  beschädigt  zugewandt 
werden,  so  muss  hiervon  bei  der  Versicherungsnahme  Anzeige  gemacht  werden, 
widrigenfalls  die  Versicherungsnahme  als  «frei  von  Beschädigung»10  gilt. 

Für  den  Gütertransport  zu  Lande  werden  u.  A.  im  Fragebogen  oder  in  den 
Versicherungsbedingungen  dem  Versicherten  anzuzeigen  speziell  auferlegt:  bei 
Versicherung  für  fremde  Rechnung  die  Anzeige  auch  derjenigen  Umstände,  die 
dem  Versicherten  selbst  oder  seinem  Zwischcnbeauftragtcn  hinsichtlich  der  Be- 
urteilung des  Risikos  bekannt  sind  ;  ferner  die  Anzeige  einer  Doppelversiche- 
rung, einer  bereits  zur  Zeit  der  Stellung  des  Versicherungsantrags  eingetretenen 
Beschädigung  des  Guts.  Denn,  wenn  letzteres  bereits  zu  diesem  Zeitpunkt  m  i  t 
Wissen  des  Versicherungsnehmers  beschädigt  war,  so  Ist  der  Versicherungs- 
vertrag ungültig.  Um  sich  vor  Betrügereien  zu  schützen,  pflegen  manche  Gesell- 
schaften in  die  Polizebedingungen  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass,  wenn 
der  Schaden,  gegen  welchen  versichert  wurde,  zur  Zeit  des  Abschlusses  des 
Vertrages  bereits  eingetreten  war,  die  Vermutung  Platz  greifen  soll,  dass  der 
Versicherle  von  dem  Eintritte  des  Schadens  Kenntnis  hatte,  wenn  seit  Eintritt 
des  Schadens  so  viel  Zeit  verflossen  ist,  dass  der  Versicherte  von  dem  Schaden 
hätte  unterrichtet  sein  können.  Gegenüber  dieser  Vermutung  und  zu  ihrer  Entlüf- 
tung hat  derVersicherte  zu  beweisen,  dass  er  bei  Stellung  seines  Versicherungsantrags 
keine  Kenntnis  von  dem  Schaden  hatte.  Misslingt  dieser  Beweis,  so  wird  gemäss 
der  Vermutung  angenommen,  dass  der  Versicherte  bei  seiner  Antragstellung 
Kenntnis  von  dem  eingetretenen  Schaden  hatte.  Da  aber  diese  Kenntnis  nur 
eine  vermutete,  d.  h.  von  den  Parteien  vertragsmässig  unterstellte  ist,  so  kann, 
wenn  der  Versicherte  nur  kraft  der  Vermutung  als  den  eingetretenen  Schaden 
bei  der  Antragstellung  wissend  zu  betrachten  ist,  doch  nicht  ohne  Weiteres  aus 
dieser  Wissenschaft  eine  Verletzung  seiner  Anzeigepilicht  hinsichtlich  der  als 
gewusst  vermuteten  Thatsache  angenommen  werden  und  es  kann  folgeweise  der 
Versicherte  nicht  mit  Verwirkung  aller  Ansprüche  wegen  Verletzung  der  An- 
zeige- und  Offenbarungspflicht  bestraft  werden.  Denn  die  blos  vermutete  Kenntnis 
des  Versicherten  hat  gegenüber  einer  Verwirkungsklausel  nicht  die  gleiche  Kraft 
wie  das  bewiesene  wirkliche  Wissen  des  Versicherten.  Damit  die  Verwirkungs- 
klausel wirksam  werde,  wird  eine  wirkliche  erwiesene  Schuld  des  Versicherten 
erfordert  und  es  genügt  hierfür  nicht  das  Beweissurrogat  einer  blossen  Ver- 
mutung. 

Im  Allgemeinen  braucht  der  Versicherungsnehmer  nur  solche  gefahrs- 
erhebliche Thatsachen  der  Gesellschaft  anzuzeigen,  welche  diese  noch  nicht 
kennt.  Um  aber  über  die  Kenntnis  oder  Unkenntnis  solcher  Thatsachen  seitens 
der  Gesellschaft  keinen  Streit  aufkommen  zu  lassen,  wird  in  den  Polize- 
bedingungen" mitunter  bestimmt,  dass  der  Versicherte  von  der  Pflicht  zur  An- 
zeige der  die  Gefahr  beeinflussenden  Umstände  auch  dann  nicht  entbunden  sein 
soll,  wenn  der  anzuzeigende  Umstand  als  der  Gesellschaft  oder  ihrem  Vertreter 
bekannt  vorausgesetzt  werden  kann. 

Wird  die  vorstehend  erörterte  Anzeige-  und  Offenbarungspflicht  durch 
wahrheilswidrige  falsche  Angaben  oder  durch  Verschweigungen  verletzt,  so  tritt 
der  Verlust  aller  Ansprüche  aus  dem  Versicherungsverträge  ein1*.   Doch  ist,  da 


19  Alis.  5  der  Allggm.  Bedingungen  für  den  Gütertransport  auf  Flüssen  und  Binnen- 
gewässern der  Oberrheinischen  Verstcherunus-Gesellschnft  in  Mannheim. 

11  Allgeni.  Versicherungsbedingungen  des  Rheinisch-Westfälischen  Lloyd  §  10. 

)8  Der  Versicherungsnehmer  hui  unwahre  Angaben,  die  der  Agent  bei  der  ihm 
vom  Versicherungsnehmer  aufgetragenen  Ausfüllung  des  Fragebogens  macht,  zu  ver- 
treten, wenn  der  Agent  die  Angaben  nicht  gestutzt  auf  eigenes  Wissen,  sonJein  nach 
den  Auskünften  des  Versicherungsnehmers  macht.  Denn  hier  ist  der  Agent  nicht  ein 
den  Versicherer  hallbar  machender  Vertreter  des  letzteren,  sondern  ein  Beauftragter 
des  Versicherungsnehmers  und  dieser  ist  verpflichtet,  den  Fragebogen  und  dessen 
Beantwortung  auf  seine  Richtigkeit   nachzuprüfen,  s.  Urteil  des  III.  Ci Vilsen,  des 
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es  sicli  um  eine  Strafst  ipulation  handelt,  zu  erfordern,  dass  der  Versicherte  hei 
der  Antragstellung  sich  bewusst  gewesen  i.st,  dass  er  entweder  Wahre»  ver- 
schwiegen oder  In  wahres  angegeben  hat.  Damit  .stimmt  die  Praxis  der  üblichen 
Polizebedingungen  überein,  wonach  der  Versicherungsnehmer  nur  die  ihm  be- 
kannten", das  Risiko  betreffenden  Umstände  anzuzeigen  hat14.  Wenn  der 
Verlust  der  Versicherungsansprüche  wegen  Verletzung  der  Wahrhaftigkeit*-  und 
Offenbarungspllicht  seitens  des  Antragstellers  eintritt,  so  behiilt  gleichwohl  die 
Versicherungsgesellschaft  den  Anspruch  auf  Prämie,  die  ihr  als  die  ihr  ge- 
bührende Vertragsleistung  zugesichert  worden  ist.  Denn  es  hat  nur  am  Ver- 
siefierungsnehmer  gelegen,  dass  der  Vertrag  nicht  nach  allen  Richtungen  zu- 
gunsten der  Parteien  wirksam  geworden  ist,  so  dass  der  Versicherer  den 
Anspruch  auf  die  Prämie  behält  und  nur  von  der  Verbindlichkeit  ans  dem 
Vertrage  befreit  wird. 

Die  versicherte  Gefahr.  Im  Allgemeinen.  —  Welche  Gefahren  bei 
der  Binnentransportversicherung  versichert  seien,  das  richtet  sich  teils  nach 
allgemeiner  Rechtsvorschrift,  teils  nach  Begriff  und  Wesen  des  Vertrages, 
der  entweder  Wasser-  oder  Landtransport  Versicherung  ist,  teils  endlich 
nach  den  positiven  in  die  Vertragsurkunde,  die  Police,  aufgenommenen  Ab- 
machungen '*.  Wie  in  Theorie'*  und  Praxis"  anerkannt  ist,  besteht  die 
Rechtsvorschrift,  dass  bei  jeder  Binnentransportversicherung  alle  Gefahren 
versichert  sind,  durch  welche  die  auf  dem  Transport  befindlichen  Sachen 
bezw.  bei  Gascoversicherung  der  Schiffskörper  vernichtet,  beschädigt,  im  Wert 
verringert  oder  dein  Kigenthfuncr  resp.  dem  Besitzer  derselben  entzogen 
werden  können.  Da  aber  die  Zahl  der  schadendrohenden  tiefahren  unendlich 
ist.  eine  Versicherung  jedoch  mit  festen  Risiken  thunlichst  zu  rechnen  hat,  so 
tritt  jener  juristische  Lehrsatz  von  dem  Versichertsein  gegen  alle  und  jede 
Gefahr  nur  hülfsweise  ein,  wenn  nämlich  in  der  Polizeurkunde  nicht  ein  Anderes 
zwischen  den  Parteien  vereinbart  ist.  Solche  Vereinbarungen,  die  insbesondere 
auf  eine  Beschränkung  und  nähere  Präcisirung  der  versicherten  Gefahr  abzielen, 
sind  indess  für  den  geordneten  Versicherungsbetrieb  eine  Notwendigkeit.  Kine 
adäquate  Prämie  würde  sich  gar  nicht  berechnen  lassen  und  die  Beihülfe  der 
Statistik  würde  versagen,  es  würde  ferner  das  Geschäft  der  Versicherungs- 


rteichsgerichts  vorn  29.  Juni  1897  in  Seuffert's  Archiv  N.  F.  IM.  XIII,  S.  214  ff. 
Urteil  desselben  Sen.  vom  2  Dezember  1890  ebenda  IM.  XVI,  8.  HM. 

13  Urteil  des  1.  Givihen.  des  Reichsgerichts  vom  26  Oktober  1881  in  Entscheid  d. 
R.  G.  in  Gmls.  IM.  VII,  S.  1  11".,  wo  auch  ausgesprochen  ist,  dass  den  Versicherungs- 
nehmer hinsichtlich  der  des  Risiko  beeinflussenden  Umstände  eine  Erkundigungspflicht 
und  Pflicht  zur  Sorgfalt  nicht  trifft. 

14  Hat  der  Versicherungsnehmer  die  Beantwortung  der  Fragen  dem  Agenten  über- 
lassen, die  der  letztere  auch  abgesehen  von  den  Auskünften  des  Versicherungsnehmers 
aus  eigenem  Wissen  und  ohnelnformationseinnahmebe  mlworten  konnte,  so  entschuldigt 
es  den  Versicherungsnehmer,  wenn  der  Agent  vermöge  dieser  seiner  freien  Stellung 
unrichtige  Angaben  in  den  Antworten  ohne  Wissen  des  Versicherungsnehmers  gemacht 
hat.  s.  Urteil  des  II.  Givilsen.  des  Reichsgerichts  vorn  2.  Dezember  1890  in  Seuffert's 
Archiv  N.  F.  IM.  XVI.  S.  3M  f. 

15  Durch  Annahme  der  ausgefertigten  Polize  unterwirft  sieb  der  Versicherte  den 
in  ihr  enthaltenen  Bedingungen,  denn  erist  verpflichtet,  letzteren  zu  lesen  und  event.  der 
Gesellschaft  seine  Ablehnung  zu  erklären.  Solche  Unterwerfung  wird  aber  nicht  ange- 
nommen, wenn  die  ausgefertigte  l'oli/.e  vom  Versicherungsantrage  wesentlich  ab- 
weichende Bedingungen  enthält,  hier  folgt  aus  der  unbeanstandeten  Annahme  der 
Polizc  durch  den  Versicherten  noch  nicht  ohne  weiteres  eine  Itilligung  der  abweichen- 
den Bedingungen.  Urteil  VI  Givilsen.  des  Reichsgerichts  vom  4.  Januar  1K94  in 
Seuffert*  Archiv  N.  F.  IM.  XX,  S.  83  ff. 

'*  Le  w  is .  a.  a.  O.  <j  ."»  S.  ti7. 

17  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichts  I  Sen.  vom  27.  März  1874 
IM.  XIII,  S  140,  des  Reich>gei  i«  hts  ltd  X,  S.  24;  Urteil  des  I.  Givilsen.  des  Reichs- 
gerichts vom  2.  Mai  1804  bei  Holze,  die  Praxis  des  Reichsgerichts  IM.  XIX,  S.  HU. 
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anstalten  durch  unliebsame  und  unvorhergesehene  Erschütterungen  heimgesucht 
werden,  wenn  alle  und  jede  Transportgefahr  unter  Deckung  genominen  würde, 
wodurch  auch  die  Versicherungsnahme  und  Prämie  beträchtlich  verteuert 
werden  würde.  Die  Bezeichnung  der  Gefahren,  welche  zu  Lasten  des  Versicherers 
gehen  sollen,  wird  deshalb  in  der  Belize  zum  Gegenstand  einer  Uebereinkunft 
der  Parteien  gemaclit  und  es  wird  den  praktischen  Bedürfnissen  des  Verkehrs 
und  des  Vcrsieherungsbetriebes  entsprechend  die  Gefahr,  welche  die  Gesell- 
schaften übernehmen,  begrenzt  und  beschränkt.  So  können  in  allen  Fällen,  wo 
ein  Komplex  von  Gefahren  von  einer  Versicherung  ihrem  Begriff  und  Wesen 
oder  der  Hechtsvorsehrifi  nach  ergriffen  sein  würde,  eine  oder  mehrere  Gefahre- 
arten von  der  Versicherung  in  der  Polize  ausgeschlossen  sein.  Ein  derartiges 
Verfahren  ist  um  so  mehr  berechtigt,  als  es  auch  der  Eisenbahn,  der  Post  und 
dem  Binnenschiffseigenlümer  be/.w.  Frachtfülircr  gestattet  ist.  gewisse  Gefahren 
des  Verlastes  oder  der  Beschädigung  der  Güter  vertragsmässig  wegzubedingen, 
wovon  auch  ausgiebig  Gebrauch  gemacht  wird.  Ausserdem  ist  durch  Gesetz  oder 
Verordnung  für  gewisse  Schäden  die  Befreiung  der  Eisenbahn,  der  Post  und  des 
Binncnschiffseigenlhümers  bezw.  Frachtführers  von  der  Haftung  angeordnet. 

Die  versicherte  Gefahr.  Im  Einzelnen.  —  Es  sind  hier  die  ver- 
schiedenen Arten  der  Binnentransporlversicherung  zu  unterscheiden,  da  jede 
derselben  ihre  ihm  eigentümlichen  Gefahren  hat  und  auch  die  Gefahrsbeschränk- 
ungen individuell  sind. 

1.  Landtransport  Versicherung.  Nach  der  allgemein  gebräuchlichen 
Landtransportversichcrungspolize'*  übernehmen  die  Gesellschaften  beiden  Trans- 
porten von  Eil-  und  Frachtgütern  aller  Art  auf  den  Eisenbahnen,  sowie  von 
Gütern  auf  den  Posten  allen  Verlust  oder  Schaden,  welchen  der  versicherte 
Gegenstand  erleidet,  während  er  sich  im  Gewahrsam  der  betreffenden  Eisenbahn- 
oder Postverwaltung  befindet,  wie  und  auf  welche  Weise  es  sein  mag,  der 
Verlust  oder  Schaden  mag  die  Qualität  oder  Quantität  betreffen.  lasbesondere 
sind  in  die  Versicherung  eingeschlossen  die  teilweise  oder  gänzliche  Vernichtung 
des  Gutes,  die  Gefahr  des  Feuers,  Diebstahls  und  des  Abhandenkommens, 
der  Beraubung,  die  Gefahr  der  Unredlichkeit  oder  des  Verschuldens  der  Leute 
der  Eisenbahn  und  anderer  Personen,  deren  sie  sich  zur  Ausführung  des 
Transports  bedient. 

Grundsätzlich  sind  also  in  der  Landlransportvcrsichcrung  alle  Gefahren 
versichert,  auch  die  nicht  genannten,  nur  gewisse  als  unversichert  in  der  Polize 
genannte  Gefahren  scheiden  aus  dem  Risiko  der  Gesellschaft  aus.  Wo  die 
Polizen,  wie  vorstehend  neben  dem  angeführten  Prinzip  allgemeiner  Haftpflicht, 
noch  einzelne  Gefahren  als  mih ersichert  benennen,  da  sind  dies  descriptive 
Beispiele.  Es  genügt,  wenn  der  Versicherte  beweist,  dass  die  eingetretene 
Beschädigung  in  den  Bereich  derjenigen  Gefahren  und  Unfälle  gehört,  für  welche 
die  Gesellschaft  die  Versicherung  übernommen  hat,  und  dass  die  allgemeine 
Voraussetzung  der  Haftpflicht  erfühl  ist,  nämlich  der  Übergang  des  versicherten 
Gutes  in  die  Gewahrsam  der  Eisenbahn,  Post.  etc.  als  Frachtführers".  Zur 
Begründung  der  Schadenersatzpflicht  des  Versicherers  ist  nicht  ein  in  ausserordent- 
licher Weise  eingetretenes  äusseres  Ereignis  für  notwendig  zu  halten.  Es  genügt 
vielmehr  dazu  jedes  äussere  schadenbringende  Ereignis,  wenn  dessen  Eintritt 
überhaupt  oder  doch  gerade  unter  den  zur  Zeit  in  Betracht  kommenden  beson- 
deren Verhältnissen  als  etwas  Zufälliges  erscheint.  Ein  solches  zufälliges 
Ereignis  ist  auch  der  Eintritt  von  Hegen  gerade  zur  Zeit  der  Umladung:  der 
Hegen  ist  eine  mit  dem  Transporte  verbundene  Gefahr,  die  allerdings  von  vorn- 


)a  Vgl.  Allgem.  Vei  sii  htM  iin^-,beiiii)gun»eti  der  Nieder  rheinischen  Gutcrassekuranz 
zu  Wesel  $>  1  ;  der  NoHdeul sehen  Versicherungsgesellschaft  zu  Hamburg  §  1  ;  der 
Oberrheinischen  Versicheniii^s^rM«|lsi-|i:.l'l  zu  .M.miilii'im,  Art  1. 

13  Erkenntnis  des  J.  sen.  ,je»  Ilcicbs<.l,erliande|s;:erichts  vom  2.  Februar  1872  bei 
tlaumgart  nei  ,  Die  Uerichlspraxis  in  Versicheruugss ichen,  (Strassburg  1805) 
S.  Uti'»  f. 
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herein  nahe  gelegen  haben  mag,  dennoch  aber  vom  Versicherer  zu  tragen  ist. 
Der  Regen  fällt  dem  Versicherten  nur  dann  zur  Last,  wenn  er  der  Gefahr  durch 
eine  bessere  Verpackung  vorbeugen  konnte  und  musste.  Ob  solche  Pflicht 
bestand,  richtet  sieh  nach  den  dem  Versicherten  in  der  Polize  auferlegten 
Verbindlichkeiten.  An  und  ffir  sich  lässt  sich  eine  absolute  Verpflichtung  nicht 
begründen,  das*  der  Versicherte  die  Verpackung  so  einzurichten  hätte,  das*  die- 
gclln*  allen  vorauszusehenden  äusseren  Zufällen  widerstehen  kann. 10  Der  Ver- 
sicherte, wenn  er  Entschädigung  fordert,  braucht  das  schädigende  Ereignis  nicht 
zu  kennen  oder  anzugeben,  weil  der  Versicherer  auch  für  die  Gefahr  zufälliger 
Ereignisse  einzustehen  übernommen  hat.  Entscheidend  ist,  ob  die  Beschädigung, 
bez.  der  Verlust,  objectiv  so  geartet  ist.  das«  der  Versicherer  dafür  haften  muss, 
indem  er  sie  übernahm.  Ist  dies  der  Kall,  so  trifft  den  Versicherer  die  Bcweis- 
pflicht  dafür,  dass  der  Schaden  aus  einer  von  ihm  nicht  zu  vertretenden  Gefahr 
entstanden  ist.  *' 

Die  wie  gesagt  grundsätzlich  allgemeine  Haftpflicht  der  Landtransportver- 
sieherers  wird  nun  in  der  Ver.sicherungspraxis  von  den  Gesellschaften  wieder 
beschränkt  dadurch,  dass  in  kasuistischer  Weise  bestimmte  einzelne  Gefahren 
oder  Beschädigungen  namhaft  gemacht  werden,  für  welche  die  Gesellschaften 
nicht  aufkommen  wollen.  So  entstehen  mehr  oder  minder  zahlreiche  Ausnahmen 
von  der  Haftung  des  Versicherers  oder  Befreiungen  desselben.  Im  Einzelnen 
sind  die  üblichen  Einschränkungen  der  Versicherungshaftung  der  Gesellschaft 
folgende : 

Die  Gesellschaft  kommt  nicht  für  den  Schaden  auf,  welcher  in  einem 
Verschulden  des  Versicherten  sich  gründet,  oder  welcher  durch  ein  dem  Ablader, 
Empfänger  oder  Zwischenspedileur  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  zur  Last  fallendes 
Verschulden  entsteht.  Diese  Bestimmung  ist  selbstverständlich  und  sie  entspricht 
auch  den  Rechtssprüchen  der  Gerichte.  ** 

Es  pflegen  weiter  in  den  Landtransport  Versicherungsbedingungen  folgende 
Gefahtsmomente  ausgeschlossen  zu  sein:  Die  Gesellschaft  haftet  nicht  für 
Beschädigung  oder  Verlust  durch  Kriegsereignisse,  unrechtmässige  Gewalt  oder 
Verfügung  von  hoher  Hand,  Aufruhr,  Plünderung,  Vulkan  oder  Erdbeben, 
Schleichhandel,  unrichtige  Deklaration  der  Zollbehörde  gegenüber,  durch  Abgang 
oder  Verderb  vermöge  der  eigentümlichen  Natur  orler  der  mangelhaften  Beschaffen- 
heil  der  Güter,  dun  h  unzweckmässige  oder  mangelhafte  Verpackung,  Fasstage 
und  Emballage,  durch  Selbstentzündung.  Hatten,  .Mäuse  oder  sonstiges  L'ngezieler, 
Auslaufen,  Unlermass,  l'ntergewicht  oder  sonstigen  inneren  Verderb,  insofern 
diese  Beschädigungen  nicht  erwiesene  Folge  einer  solchen  äusseren  Ursache 
oiler  Gewalt  sind,  für  welche  die  Gesellschaft  auf  Grund  ihrer  polizemässigen 
Haftung  im  Uebrigen  aufzukommen  hat.  Die  Gesellschaften  schliessen  ferner 
ihre  Haftung  aus  für  Verlust  oder  Beschädigung  durch  Frost,  Hitze,  Kintrocknen 
oder  Verdunsten,  auch  fällt  der  Gesellschaft  nicht  der  Schaden  zur  Last,  welcher 
durch  Witterungseinllüssc,  Schwinden,  Bruch  und  gewöhnliche  Leckage  entsteht. 
Es  wird  ferner  kein  Ersatz  gehustet  für  Schaden  durch  Oxydation,  Schimmel 
und  Fäulnis*,  ausser  wenn  diese  Beschädigungen  Folge  eines  Unfalls  sind,  für 
welchen  die  GcscHsrhaft  sonst  nach  der  Polize  einzustehen  hat 

Möbel,    Hausrat-    Umzugs-  und  andere  dem  Bruch  unterliegende  Gegen- 


*°  Urteil  iles  L  Civilscn.  des  Reichsgerichts  vom  2.  Mai  1894  bei  Bolze,  Die  Praxis 
des  Hcichsxerichts,  Bd.  XIX.  S.  H31. 

*•  Erkenntnis  des  Reichsoberhandelsgerichts  vom  2.  Februar  1872  bei  Baum- 
gartner, a.  a  ().,  S.  '.Kiö. 

ö  Urteil  iles  I.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom  20,  Mai  1883  hei  B.iu  mga  rt n  er, 
a.  a.  O.,  S.  I0(jy,  woselbst  erkannt  wurde,  dass  dem  Versicherten  ein  Verschulden 
seines  Stellvertreters  schadet,  ..her  auch  wenn  kein  Verschulden  des  Versicherten 
oder  seines  Vertreters  torliegt,  dennoch  die  Erstt/pNicht  des  Versicherers  nicht  ein- 
tritt, wenn  der  Schaden  durch  ein  dem  Ahlader  oder  Empfänger  in  dieser  ihrer  Eigen- 
schaft zur  Last  lallendes  Verschulden  verursacht  ist. 
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stand«  werden  von  den  Gesellschaften  nur  unter  der  Klausel  « frei  von  Bruch 
und  Beschädigung»  versichert,  doch  fällt  es  unter  die  Versicherung,  wenn 
solche  Verluste  durch  höhere  Gewalt  oder  unter  Mitverantwortlichkeit  des  Trans- 
portführers entstanden  sind. 

Von  der  Versicherung  werden  femer  seitens  der  Gesellschaften  ausge- 
schlossen: gemünzte  und  ungomünzte  oder  verarbeitete  edle  Metalle,  Pretiosen, 
Edelsteine,  echte  Ferien,  Papiergeld,  Wertpapiere  und  Dokumente  aller  Art, 
Kunstwerke  der  Sculptur  und  Malerei,  sowie  alle  sonstigen  Gegenstände,  die 
einen  vorherrschenden  Kunst-  oder  Liebhabereiwert  haben,  Schiess-  und  Knall- 
pulver, Phosphor,  Zündhölzchen,  Petroleum  und  sonstige  chemische  Zündstoffe 
oder  explodierende  Gegenstände,  ungelöschter  Kalk,  Torf,  Heu,  Stroh,  sowie 
ätzende  Säuren,  ferner  Lokomotiven,  Dampfkessel  und  Eisenbahnwagen.  Doch 
ist  auf  Grund  einer  besonderen  vor  der  Übergabe  an  die  Eisenbahn  oder  Post 
mit  der  Gesellschaft  zu  schliessenden  Vereinbarung  die  Versicherung  auch  dieser 
Gegenstände  zulässig. 

Die  Versicherung  gegen  Diebstahl  und  Abhandenkommen  wird  nicht  unbe- 
bedingt  gestattet,  sondern  sie  ist  in  den  Polizebedingungen  nach  mehreren 
Richtungen  beschränkt Für  Diebstahl  und  Abhandenkommen  wird  nämlich 
nicht  gehaftet  bei  Transporten  auf  offen  gebauten  Wagen,  gleichviel  ob  dieselben 
bedeckt  oder  unbedeckt  sind.  Ferner  haftet  die  Versicherungsgesellschaft  nicht 
für  Diebstahl  oder  Abhandenkommen,  wenn  der  Versicherte  oder  dessen  Be- 
auftragte die  Bahn  durch  Revers  von  ihrer  Haftpflicht  entbunden  haben,  ferner 
wenn  die  Bahn  nach  der  Verkehrs-  oder  Betriebsordnung  keine  Verantwortlich- 
keit für  Diebstahl  und  Abhandenbringen  übernimmt,  wie  z.  B.  bei  Gütern,  deren 
Auf-  und  Abladen  durch  den  Absender,  bezw.  den  Empfänger  besorgt  wird*4. 

Ausgoschlossen  wird  ferner  die  Versicherung  bei  allen  Schäden,  die  15  M. 
nicht  erreichen  oder  bei  Collis  von  einer  Versicherungssumme  unter  150  M., 
wenn  der  Schaden  R)  Prozent  der  Versicherungssumme  nicht  übersteigt.  Alle 
schwereren  Körper  werden,  sofern  sie  ein  Gewicht  von  mehr  als  2500  Kilo 
haben,  nur  unter  der  Klausel  «  frei  von  den  Gefahren  der  Ein-  und  Ausladung  » 
versichert. 

Bei  Transporten  auf  offen  gebauten,  bedeckten  oder  unbedeckten  Wagen 
tritt  eine  Haftung  der  Gesellschaft  für  diejenige  Gefahr  nicht  ein,  welche  aus 
dieser  Verladungsweise  entsteht. 

Die  iMtndtransport Versicherung  wird  nicht  für  rechtzeitige  Ankunft  des  Guts 
gewährt.  Der  Nachteil  aus  Verzögerung  fällt  also  nicht  unter  die  Versicherung. 
Ebenso  sind  von  derselben  ausgeschlossen :  Aufenthalte  der  Güter,  welche  durch 
Verfügung  eines  der  Interessenten,  oder  dadurch  herbeigeführt  werden,  dass  die 
Weiterbeförderung  der  Güter  während  der  Heise  durch  einen  der  Interessenten 
verzögert  wird,  ohne  dass  es  in  der  Natur  der  Heise  liegt.  Dauern  solche 
Aufenthalte  länger  als  acht  Tage,  so  tritt  die  Versicherung  der  betreffenden 
Gegenstände  überhaupt  ausser  Kraft  und  die  Prämie  bleibt  verfallen. 

Soweit  die  in  der  Praxis  eingeführten  Beschränkungen  des  Risikos  der 
Landtransportversicherung,  welche  schon  aus  dem  Grunde  nötig  waren,  um  das 
richtige  Verhältnis  zwischen  Risiko  und  Prämien  herzustellen *\  Ist  nämlich  das 


SJ  Die  Gesellschaften  übernehmen  keine  Versicherung  für  die  Diebstahl  und  Ab- 
handenkommen hei  Transporten  über  die  Grenzen  von  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn, 
Holland,  Uelgien  und  di*  Schwei/,  hinaus,  ferner  nicht  bei  Transporten  auf  solchen 
Kisenhahn-  und  Post-Transporten  in  Deutschi md,  welche  auf  dem  deutschen  Eisen- 
bdhnvet bände  uictit  angehörenden  Kisenbahncn  stattfinden. 

14  *  77  Nr.  der  Verkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom 
lf».  Nmointer  \H\l1. 

2s  Damtier,  «las«  der  Transport  vensicherer  keineswegs  beliebig  das  I\isiko  ein- 
schränken kann,  dass  vielmehr  schon  di>-  Konkurrenz  der  Gesellschaften  dies  hindert, 
s.  Küpen  Daun,  gar  tu  eis  Zeitschrift  Cur   Ver>ictierungsrechl  und  -Wissenschaft, 

IM.  IV,  S.  :,G3  f.  (Stn.^hurg  i.  K  |S'.)S). 
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richtige  Verhältnis  zwischen  Risiko  und  Prämie  gestört,  so  muss  man  entweder 
die  Prämie  erhöhen  <«ler  das  Risiko  vermindern.  Den  letzteren  Weg  hat  man  in 
der  Lundtransportversicherung  eingeschlagen.  Denn  die  Einteilung  in  Klassen 
von  Risiken  war  praktisch  nicht  ausführbar,  teils  wegen  der  ungemeinen  Ver- 
schiedenartigkeit des  reisenden  Gnies,  der  grossen  Anzahl  der  Gefahren  und  der 
Verschiedenheit  der  Folgen  der  Unfälle.  Sodann  ist  aber  auch  die  Versicherung  bei 
Verminderung  des  Risikos  wohlfeiler,  als  wenn  die  Prämie  erhöht  wird".  In 
der  Flusstransportversicherung  ist  das  Geschäft  einen  anderen  Weg  gegangen, 
man  hat  die  reisenden  Güter  in  Klassen  eingeteilt  und  für  jede  höhere  Klasse 
eine  höhere  Prämie  festgesetzt. 

Land-  und  Flusstransportrisiken  sind  sehr  viel  besser  als  Seerisiken.  Des- 
halb ist  bei  ersteren  die  Prämie  niedriger  und  meist  nach  Promille,  die  See- 
prätnic  dagegen  in  Prozenten  der  Versicherungssumme  ausgeworfen.  Innerhalb 
der  Üinnentransportversicherung  ist  das  geringste  Risiko  bei  der  Beförderung 
des  Guts  auf  der  Eisenbahn.  Das  Risiko  bei  der  Flusstransport-  und  Binnen- 
gewässer-Versicherung hält  seiner  allgemeinen  Güte  und  Höhe  nach  die  Mitte 
zwischen  Landtransport-  und  den  Seerisiken.  Die  Hauptgefahr,  der  Eisgang, 
wird  dort  nur  gegen  den  sogenannten  Winterzuschlag  versichert.  Das  Risiko  des 
postalischen  Verkehrs  ist  ungemein  sicher.  Das  beste  Versicherungsobjekt  sind 
die  Valoren.  —  Soviel  von  der  versicherungstechnischen  Güte  des  Risikos. 

Was  den  zeitlichen  und  örtlichen  l'mfang  des  Risikos  der  Landtransport- 
Versicherung  anbetrifft,  so  ist  der  allgemeine  Grundsatz  eingeführt,  dass  die 
von  der  Gesellschaft  übernommene  Gefahr  mit  dem  Zeitpunkte  der  reglements- 
massigen  Einlieferung  des  Guts  auf  der  Absendungsstation  der  Post  oder  Eisen- 
bahn beginnt1'.  Die  tiefahr  endet  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Aus- 
lieferung auf  der  Bestimmungsstation  seitens  der  letzten  an  dem  versicherten 
Transporte  beteiligten  Eisenbahn-  oder  Postverwaltung  bewirkt  wird.  Ein  anderer 
Grundsatz  gilt  für  Zeitpolizen:  Ist  für  die  Dauer  der  Versicherung  eine  Zeit 
festgesetzt,  so  erlischt  die  Polize  mit  Ablauf  dieser  Zeil. 

Auf  die  An-  und  Abfuhr  des  Gutes  am  Absendungs-  bezw.  Bestimmungsort 
erstreckt  sich  nach  obigen  beiden  Grundsätzen  die  Landiransportversicherung 
nicht.  Doch  kommen  auch  hier  die  Gesellschaften  unter  gewissen  Bedingungen 
dein  Versicherungsnehmer  entgegen  und  sie  übernehmen  die  Deckung  auch 
dieses  Risikos1*. 


*•  Prien,  in  Conrad'«  Handwörterbuch  der  gesamten  Staats  Wissenschaften,  Bd. 
VI,  S.  203,  s.  v.  Transportversicherung,  (Jena  1894). 

17  Ebenso  nich  dem  gesetzlichen  Recht  der  Landtransportversicherung,  s.  Urteil 
des  I.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom  19.  April  189.1  in  Seuffert's  Archiv  N.  F., 
Bd.  XIX,  S.  81  f.,  welches  übereinstimmend  mit  dem  Urteil  des  Derufungsgerichts 
(I.  Sen.  des  Oberlandesgerichtes  Hamburg  vom  12.  Dezember  1892)  entschied  :  «Die 
Revision  meint,  dass  beim  Abschluss  einer  Transportversicherung  das  versicherte 
Risiko  nicht  vor  dem  beginn  des  Transports  als  vorhanden  angenommen  werden  könne 
und  d.iss  es  sich  deshalb  im  vorliegenden  Kalle  lediglich  frage,  wann  nach  allgemeinem 
und  assekuranzrechtlichem  Sprachgebrauch  der  Transport  der  Ware  beginnt.  Dieser 
Ansicht  kann  nicht  zugestimmt  werden.  Nach  Art.  395  des  Handelsgesetzbuchs  haftet 
der  Frachtführer  für  den  Schaden,  der  durch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Frachtguts 
seit  der  Empfangnahme  entstanden  ist  Mit  diesem  Zeitpunkt  entäussert  sich  der  Ab- 
sender des  Gewahrsams  des  Frachtguts  und  überträgt  seine  bis  dahin  bestehende 
eigene  Verantwortlichkeit  für  dasselbe  auf  den  Frachtführer.  Sämtliche  Wirkungen 
des  Frachtvertrages  in  Ansehung  des  Verhältnisses  des  Verfrachters  zu  dem  Frachtgut 
treten  also  bereits  mit  der  Empfangnahme  ein.  Raraus  folgt,  dass  beim  Abschluss  einer 
Transportversicherung  nach  der  Willensmeinung  beider  Kontrahenten  der  Beginn  des 
versicherten  Risikos  mit  der  Kmpfaiignahme  des  Guts  durch  den  Frachtführer  als 
gewollt  zu  erachten  ist,  falls  nicht  im  einzelnen  Fall  etwa»  Abweichendes  ausdrücklich 
vereinbart  ist  oder  die  Umstände  eine  abweichende  Auflassung  bedingen«.  (Ist  auch 
analog  für  Binnenwasser-Tninsportversicherung  anwendbar.) 

*■*  Allgem.  Vtrsicherungshcdingunfcen  der  Niederrheinischen  Güter-Assekuranz- 
Gesellschaft  zu  Wesel  g  4:  «Auf  du-  An-  und  Abfuhr  am  Absendungs-  und  Bestim- 
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Eine  Lagerung  oder  ein  unabgeladen  Stehenbleiben  der  Güter  auf  der  An- 
fangs- und  Endstatinn  des  Transports  pflegt  von  den  Gesellschaften,  nur  wenn 
dabei  eine  gewisse  Frist  nicht  überschritten  wird",  unter  Versicherung  genommen 
zu  werden  ;  ebenso  der  Aufenthalt  bei  Zollabfertigung. 

Die  Landtransportversieherung  läuft  auch  fort  bei  Überfahrten  über  Flüsse 
und  Binnenseen10,  sowie  bei  Zwischentransporten  von  einer  Eisenbahn  zur 
andern,  bei  Aufenthalt  unterwegs  an  Zwischenplätzen 

2.  Die  Binnengewässer-Transportversicherung.  Das  Risiko,  welches 
bei  derselben  gelragen  wird,  bestimmen  die  Transportversicherungsgesellsehaflen 
als  die  Gefahr  des  Schadens  und  des  Verlusts  des  geladenen  Guts,  welchen 
dasselbe  durch  einen  Schiffahrtsunfall  oder  irgend  eine  höhere  Gewalt  er- 
leidet". Als  einen  Schiffahrtsunfall  inuss  man  einen  solchen  definieren,  der 
während  des  Transports  des  Gutes  auf  dem  Schiff  sich  ereignet  und  das  ge- 
ladene Gut  trifft.  Dass  der  Unfall  sonst  mit  der  Schiffahrt  im  Zusammenhang 
stehe  oder  durch  sie  und  ihren  Betrieb  durch  das  betreffende  Schiff  herbei- 
geführt sei,  wird  zum  Begriff  des  versicherten  Schiffahrtsunfalls  erfordert.  Der 
Begriff  des  Schiffahrtsunfalls  setzt  ein  Ereignis  voraas,  welches  auf  die  be- 
sonderen Gefahren  der  Binnenschiffahrt  zurückzuführen  ist,  im  Gegensatz  zu 
einem  Schaden,  der  z.  B.  aus  Abnutzung  des  Schiffes  durch  Aller  und  Leck- 
springen des  Schiffes  infolgedessen  entsteht.  Der  Begriff  des  Schiffahrlsunfalls  ist 
dem  Seeunfall  nachgebildet,  welcher  solche  Ereignisse  umfasst,  die  durch  die 
besonderen  Gefahren  der  Seefahrt  verursacht  werden*'.  Das  deutsche  Binnen- 
schiffahrtsgesetz vom  15.  Juni  1895  redet  nicht  von  Schiffahrtsunfällen,  sondern 
nur  von  einem  Unfall,  der  Schiff  oder  Ladung  betrifft,  §§  11,  63,  liisst  ab<>r 
nach  §  58  Abs.  2  den  Schiffsfrachtführer  nicht  haften,  wenn  der  Verlust,  der  die 
Beschädigung  aus  einem  mangelhaften  Zustand  des  Schiffs  nebst  Zubehör  oder 
Lade-  oder  Löschgerätschaften  entstanden  ist,  welcher  trotz  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Frachtführers  nicht  zu  entdecken  war.  Höhere  Gewalt  ist  eine 
Unterart  des  Zufalls  (casus),  aber  ein  engerer  Begriff  als  dieser. 


mungsorte  erstreckt  sich  die  Versicherung  nur  dann,  wenn  diese  durch  ein  den  betref- 
fenden Eisenbahn-  bezw.  Postverwaltungen  gehörendes  Fuhrwerk  und  unter  Aufsicht 
und  Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn-  bezw.  Postverw  altung  stattfindet«.  Wenn  die 
Gesellschaft  die  Polizc  nicht  nur  auf  Post-  und  Eisenbahntransporte,  sondern  auch  auf 
Transporte  durch  sonstige  Fuhrwerke  ausgestellt  hat,  so  übernimmt  die  Gesellschaft 
auch  die  Haflung  der  An-  und  Abfuhr,  vgl.  §  5  der  Allgem  Versicherungsbedingungen 
der  Norddeutschen  Versicherungsgesellschafl..zu  Hamburg  :  «  Die  An-  und  Abfuhr  am 
Versandt-  und  Bestimmungsorte,  sowie  die  Überführung  auf  Zwischenstationen  von 
einem  Hahnhof  zum  andern  ist  mitversichert,  sofern  der  Transport  per  Fuhre  erfolgt. 
Findet  derselbe  durch  ein  der  betreffenden  Eisenbahn  gehörendes  Fuhrwerk  oder  doch 
unter  Mitverantwortlichkeit  der  Eisenbahn  statt,  so  gelten  dafür  die  gleichen  Beding- 
ungen, wie  für  den  Transport  auf  Eisenbahnen.  Werden  dagegen  diese  Bollfuhrtrans- 
porte durch  Privat-Fuhrunlernehmer  oder  durch  Spediteure  ohne  Mitverantwortlichkeit 
der  Eisenbahn  ausgeführt,  so  haftet  die  Gesellschaft  nur  in  Gcmässheit  der  nachfolgen- 
den Bestimmungen  für  Transporte  durch  Fuhre  ». 

89  Drei  bis  acht  Tage;  auch  werden  dabei  noch  weitere  Vorbehalte  für  die  Fort- 
dauer der  Versicherung  gern  .cht,  z.  B  da.ss  nicht  etwa  drohende  Gefahr  oder  Beschä- 
digung des  Gutes  dessen  Abnahme  seitens  des  Empfängers  sofort  nach  der  Ankunft  am 
Bestimmungsorte  notwendig  machen. 

30  Regelmässiger  Vorbehalt  ist  jedoch,  dass  die  Uebcrfahrt  von  der  Eisenbahn  oder 
von  öffentlichen  Behörden  oder  Verkehrsanstalten  geleitet  wird. 

Sl  Manche  Gesellschaften  schliefen  aber  hei  solchem  Aufenthalte  das  Risiko  aus, 
wenn  die  Unterbrechung  durch  eine  besondere  Verfügung  des  Versicherten  oder  seines 
Beauftragten  veranl  isjst  war;  andere  Gesellschaften  befreien  sich,  wenn  der  Aufenthalt 
unterwegs  ohne  Not  erfolgte  und  auch  hei  nötigem  Aufenthalt  lassen  sie  die  Versiche- 
rung erloschen,  wenn  er  einen  Monat  übersteigt. 

31  Allgemeine  Versicherungsbedingungen  des  Rheinisch-Westfälischen  Lloyd  ru 
M.-Gladbach  $  I;  der  Oberrheinischen  Versicherungsgesellschaft  zu  Mannheim,  Art.  1; 
der  Norddeutschen  Versicherungsgesellschaft  zu  Hamburg  §  1. 

J»  S.  Burchard.  in  diesem  II  indwörlerhurh.  Bd.  I,  S.  '-Hl  *  Alter  des  Schiffes  •. 
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Beim  Binnenwassertransport  sind  grundsätzlich  ebenfalls  alle  Unfallgefahren 
des  Verlust*  oder  der  Beschädigung,  der  Vernichtung  oder  Entziehung  der 
Sache  versichert**,  soweit  die  Gesellschaften  in  der  Polize  sich  nicht  von  ein- 
zelnen Gefahren  frei  gezeichnet  haben,  was  denn  auch  in  ausgiebigem  Masse 
geschieht.  Die  einzelnen  Gefahren  in  der  Binncnwasserversicherung  sind  nur 
teilweise  denjenigen  der  Landiransportversicherung  gemeinsam,  vielmehr  hat 
erstere  Versicherung  eine  Beihe  von  ihr  eigentümlichen  Gefahren.  Die  einzelnen 
Gefahren  kommen  besonders  inbetracht,  sofern  die  Gesellschaften  in  der  Polize 
die  Haftung  für  sie  wegbedingen.  Dies  geschieht,  wie  bei  der  Landtransport- 
Versicherung  bei  dem  Schaden,  welcher  verursacht  wird  durch  Wittcrungs- 
einflüsse",  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  der  reisenden  Güter,  namentlich 
durch  inneren  Verderb,  Selbstenzündung.  Schwinden,  Bruch,  besondere  Leckage, 
oder  durch  mangelhafte  Verpackung  des  Guts,  durch  Batten,  Mäuse  oder 
sonstiges  Ungeziefer :  ferner  wird  die  Verantwortlichkeit  für  den  durch  Oxydation, 
Feuchtigkeit,  Schimmel  oder  Fäulnis  entstandenen  Schaden  abgelehnt,  ausser  wenn 
dieser  Schäften  infolge  eines  Unfalls  entstellt,  für  den  nach  der  Polize  Ersatz 
geleistet  wird,  indem  er  durch  unmittelbare  Berührung  der  Güter  mit  Fluss- 
wasser entsteht.  Wie  beim  Landiransport,  greift  ferner  die  Binnenwasser- 
versicherung  nicht  Plalz,  wenn  der  Sehaden  durch  ein  Verschulden  des  Ver- 
sichertenentstanden ist.  Die  Binnenwasserversicherurig  schliesst  aber  vertragsmäßig 
noch  weiter  den  Schaden  aus.  wenn  dieser  durch  ein  dem  Ablader,  dem  Em- 
pfänger oder  Kargadeur  zur  Last  fallendes  Verschulden  entstanden  ist".  Für 
Sehaden  durch  Betrug,  Unterschlagung  oder  sonstige  Strafthaten  des  Schiffers 
oder  seiner  Leute  wird  nicht  gehaftet. 

Willkürlich  schädigende  Handlungen  Dritter  wollen  die  Gesellschaften, 
welche  sich  mit  Binnenwasser-Transport Versicherung  befassen,  nicht  versichern. 
Deshalb  sind  von  der  Versicherung  diejenigen  Nachteile  ausgeschlossen,  welche 
durch  Verfügungen  von  hoher  Hand,  durch  Auflegung  des  von  einem  Dritten 
oder  einem  Ladungsinteressenten  erwirkten  Anrechts  auf  die  versicherte  Sache 
entstehen. 

Das  Btsiko,  wenn  es  versichert  sein  soll,  muss  auf  einen  Schaden  an  der 
Substanz  der  versicherten  Sache  gehen,  also  diese  selbst  in  Verlust  bringen 
oder  beschädigen.  Die  Gefahr  des  indirekten  Schadens"  wird  nicht  mitver- 
sichert,  deshalb  scheidet  aus  der  Versicherung  aus  die  Gefahr  der  Nachteile 
des  aus  einem  Unfälle  oder  sonstigem  Grunde  in  der  Beförderung  und  Ab- 
lieferung der  Güter  entstandenen  Verzuges,  selbst  wenn  der  Unfall  und  der 
durch  ihn  bewirkte  anderweite  Schaden  zu  Lasten  des  A-sekuradeurs  geht. 
Ebensowenig  übernehmen  die  Gesellschaften  die  Haftung  für  die  Kosten  der 
Quarantäne,  Überwinterung  und  l  berliegezeit.  Das  Geschäftsprinzip,  dass  nur 
substanzieller  Verlust  und  Beschädigung  versichert  wird,  hat  den  Ausschluss  von 
Zins-,  Cours-  und  C.onjuncturverluslen  von  der  Versicherung  zur  Folge.  Auch 
Beschädigung  durch  Schiffsdunst .  etwa  durch  Mitteilung  eines  üblen  Geruchs 


**  Der  Re[»rifTdes  L'nfalls  erfordert,  dass  der  versicherte  Gegenstand  während  der 
Dauer  der  Srhiffsreise  durch  irgend  ein  ausserordentlicher  Weise  eintretendes  Ereignis 
verloren  geht  oder  beschädigt  wird.  Nacht . die,  welche  die  Güter  auf  der  Reise  ohne 
die  Einwirkung  solchen  ausserordentlichen  Ereignisses  erleiden,  bleiben  zu  Lasten 
des  Versicherten.  Wird  nicht  durch  ein  so  beschaNVnes  Ereignis*  der  normale  Verlauf 
des  Transports  gestört,  sondern  der  Schaden  am  Gut  tritt  ein  als  Folge  der  gewöhnlich 
beim  Hinnen-  oder  Seetransport  sicli  einstellenden  Ereignisse,  z.  H.  Hegen,  so  hegt 
ein  versicherter  Unfall  nicht  vor ;  s.  Erteil  des  Hanseatischen  Oberl  .ndesgerichts  zu 
Hamburg  hei  Hans  Randow,  Repertoi is»  her  Assekuranz-Allmanach,  Jahrg.  181)5, 
Hd.  XX  VI  II,  S.  Iii  IE,  (Merlin  1«».*»). 

yj  Heuen,  Frost,  Hitze. 

M  Z.  15.  wegen  Schleichhandels,  Verletzung  der  Aus-,  Ein-  und  Durchfuhrgeselzc, 
unrichtige  /oll-  und  Steuerdeklaration. 

37  Wohl  aber  ist  der  imaginäre  Gewinn  versicherbar. 
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oder  Geschmacks  oder  Verderhens  des  Aussehens  der  Ware  wird  nicht  für  eine 
versicherte  Subslanzbeschädigung  gerechnet. 

Für  fehlerhafte  Verladung  und  Verstattung  übernimmt  der  Versicherer  keine 
Haftung,  ebenso  nicht  für  im  beschädigten  Zustande  verladene  (Jüter.  Ebenso 
pflegen  die  Gesellschaften  keine  Versicherung  zu  gewähren,  wenn  mit  Wissen 
des  Versicherten  ein  nach  Massgabe  der  ihm  bekanntgegebenen  einschlägigen 
Bestimmungen  der  Versicherungsgesellschaft  nicht  geeignetes  Fahrzeug  benutzt, 
oder  die  Ladungsfähigkeit  des  Fahrzeugs  überschritten  wird  oder  wenn,  falls 
der  Versicherte  selbst  Transportunternehmer  oder  Frachtführer  des  versicherten 
Gutes  ist,  die  gesetzlichen  und  polizeilichen  Verordnungen  in  Bezug  auf  Ladung. 
Fahrt  und  sonstige  Verhältnisse  nicht  in  allen  Funkten  beobachtet  werden. 

Ausserhalb  der  Versicherung  stellen  die  Gesellschaften  gewisse  Sachen 
wegen  der  Gefährlichkeit  des  Risicos.  Diese  Gefährlichkeil  kann  eine  doppelle 
sein,  indem  erstlich  die  Sachen,  verglichen  mit  ihrem  geringen  Volum  einen 
sehr  hohen  Wert  repräsentieren",  so  dass  die  Gesellschaft  event.  bei  geringer 
Prämie  mit  unverhällnissmässig  hohem  Schaden  belastet  werden  kann,  oder 
indem  die  Gegenstände  deshalb  besonders  gefährlich  sind,  weil  sie  explosibel 
sind  oder  leicht  Feuer  fangen, "  welches  sie  dem  Schiffskörper  und  der  übrigen 
Ladung  mitteilen  werden.  Allein  auch  alle  diese  Gegenstände  sind  versicherungs- 
fähig, wenn  sie  die  Gesellschaft  ausdrücklich  in  Versicherungsantrag  deklarirt 
und  von  ihr  zur  Versicherung  angenommen  werden. 

Die  deklarierte  Reiseroute  ist  so  wesentlich  für  das  Bestehen  der  Ver- 
sicherung, dass  die  Gesellschaften  im  Fall  einer  Deviation  nicht  haften  zu 
wollen  erklären,  wenn  nämlich  die  Reise  ohne  Not  auf  andern,  als  den  gewöhn« 
liehen  Wegen,  oder  auf  andere  als  die  gewöhnliche  Weise  zurückgelegt  wird.  *" 

Sehr  erheblich  ist  das  Feuerrisiko  in  der  Wassertransportversicherung. 
denn  die  zu  versendenden  Stückgüter  weiden  gesammelt,  bis  das  Schiff  genügende 
Ladung  hat,  und  bei  Massengütern  nimmt  das  Einladen  eine  gewisse  Zeit  weg. 
Währenddem  lagern  die  Güter  kürzere  oder  längere  Zeit  in  den  Quai-Schuppen 
oder  Lagerhäusern,  in  der  Nähe  des  Hafens  oder  der  Anlegestelle.  Der  Spediteur, 
wenn  er  es  ist,  durch  dessen  Hand  die  Beförderung  geht,  hat  öfters  die  Güter 
gegen  Feuersgefahr  versichert,  er  ist  hierzu  aber  nicht  schon  nach  dem 
Speditionsauftrag,  sondern  erst  gemäss  einer  speziellen  Weisung  des  Absenders 
verpflichtet:  auch  kann  der  letztere  selbst  für  sich  die  Güter  versichert  haben. 
Wegen  dieser  Verhältnisse  pflegen  die  Gesellschaften  das  Feuerrisieo  nicht 
unbedingt  in  die  Wassertransportversicherung  einzusehliessen,  was  ja  auch 
wegen  einer  dann  vielleicht  eintretenden  Doppelversicherung  des  Brandrisikos 
misslich  wäre,  sondern  es  pflegt  bedungen  zu  sein.  dass.  wenn  die  durch  die 
Transportpolize  versicherten  Gegenstände  gegen  Feuer  (oder  auch  andere 
Gefahren)  anderweitig  besonders  versichert  sind,  die  Versicherung  durch  die 
Transportpolize,  soweit  sie  ebenfalls  das  Feuerrisiko  (oder  auch  die  anderen 
Gefahren)  deckt,  erst  in  zweiter  Linie  gilt,  so  dass  der  anderweit  genommenen 
Versicherung  die  erste  Stelle  hei  Zahlung  einer  Entschädigung  gebührt.  Freilich 
kann  eine  Kollision  entstehen,  wenn  der  Spediteur  ebenfalls  seine  Versicherung 
gegen  Feuer  nur  zweitlinig  und  hilfsweise  genommen  hat.  Sind  die  Güter  vom 
Kaufmann  bei  einer  Transportversieherungsgesellsehaft  und  vom  Spediteur  in 
offener  Polize  bei  einer  Feuerversicherungsgesellschaft  gedeckt  und  beide  Gesell- 
schaften haben,  wie  vorstehend,  nur  zweitlinig  oder  bedingt   das  Brandrisiko 


3S  In^emn  nzte  und  jjemiinzle  oder  sonst  verarbeitete  edle  Metalle,  Juwelen  und 
Pretiosen,  Papiergeld.  Wertpapiere,  Dokumente  und  Urkunden,  Kunst>achen,  Gemälde, 
Skulpturen  und  alle  Gegenstände  von  vorherrschenden  Kunst-  und  Liebhaberei  wert. 

Ja  S<  hie*spulver,  Schiebt, aiiiuwolle.  Zündhölzer,  chemische  Zui.dstoffe  oder  Knall- 
präparate, lnrMiiiit,  Nitroglycerin,  rohes  Petroleum,  Phosphor,  ^branntcr  Kalk,  Torf, 
Heu,  Stroh,  ätzende  Hus^keiten. 

*ü  S  -  der  allgemeinen  Versiuherung«bedin<;ungen  der  Rheinisch- Westfälischen 
Lloyd  in  M. -Gladbach. 
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übernommen  — -  nämlich  die  Fcuerversicherungsgescllsehafl  für  den  Fall,  dass 
die  Transportgesellschaft  das  Risiko  nicht  übernommen  hat  und  die  Transport- 
gesellschaft lür  den  Kall,  das*  die  Feuerversicherungsgesellschaft  es  nicht  über- 
nommen hat  —  so  scheint  der  Absender  des  Guts,  wenn  dasselbe  durch  Brand 
beschädigt  wird,  zwischen  zwei  Stühlen  zu  sitzen. "  Indessen  ist  doch  der 
Conflict  zu  lösen  und  zwar  dahin,  dass  alternativ  der  Absender  die  Wahl  hat, 
welche  Gesellschaft  er  wegen  des  Brandschadens  in  Anspruch  nehmen  will. 
Denn  der  Absender  kann  sich  jeder  der  beiden  von  ihm  belangten  Gesellschaften 
gegenüber  darauf  berufen,  dass  er  nur  einmal,  und  zwar  nur  bei  ihr,  versichert 
sei.  Beansprucht  der  Absender  z.  B.  von  der  Transportgesellschaft  die  Ent- 
schädigung und  wendet  diese  ein,  sie  hafte  nicht,  weil  sie  erst  zweitlinig  oder 
nur  für  den  Fall  die  Versicherung  gegeben  habe,  dass  der  Absender  sonst  nicht 
versichert  sei,  dieser  Fall  sei  aber  vorhanden,  indem  der  Absender  auch  bei 
einer  Feuerversicherung  sich  gedeckt  habe,  so  wird  der  Absender  replizieren, 
da  auch  die  Versicherung  bei  der  Feuerversicherungsgesellscbaft  eine  zweitlinige 
oder  bedingte  sei,  so  erhalte  er,  der  Absender  von  der  Feuerversicherung  keine 
Entschädigung,  weil  er  die  Transportgesellschaft  auf  Entschädigung  in 
Anspruch  nehme,  der  Fall  der  zweitlinigen  oder  bedingten  Entechädigungspflieht 
der  Transportgesellschaft  sei  also  gegeben.  Hat  also  die  Feuerversieherungs- 
gesellschatt  sich  vom  Brandrisico  frei  gezeichnet,  oder  es  nur  in  zweiter  Linie 
übernommen,  wenn  das  Gut  bei  einer  Transportgesellschaft  gegen  Brandschaden 
versichert  ist,  so  ist  anzunehmen  dass  die  Parteien,  nämlich  der  Absender  und 
die  Keuerversieheruntrsgesellschaft,  jene  bei  der  Transportgesellschaft  vom 
Absender  genommene  Versicherung  als  eine  unbedingte,  erstünde  sich  gedacht 
haben,  aus  welcher  der  Absender  im  Brandfall  auch  wirklich  zu  seinem  Schaden 
kommen  kann.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  war  auch  bei  der  Transportgesellschaft 
die  Versicherung  des  Absenders  nur  eine  bedingte  oder  subsidiäre,  so  kann 
die  auf  den  Brandschaden  belangte  Feuerversicherungsgesellschaft  dem  Absender 
nicht  entgegensetzen,  er  solle  sich  zunächst  an  die  Transportgesellschaft  wenden. 
Denn  letztere  braucht  wegen  ihrer  bedingten  Haftung  nicht  mehr  zu  zahlen, 
weil  der  Absender  den  Schaden  von  der  von  ihm  angesprochenen  Feuerver- 
sicherungsgesellschaft erlangen  kann.  —  Ebenso,  verhält  es  sich,  wenn  der 
Absender  zuerst  an  die  Transportversicherungsgesellsehaft  sich  hält. 

Die  Binner/ransportversicherungsgesellsehaflen  haben  ferner  in  ihren  Polize- 
bedingungen  besondere  Bestimmungen  über  die  Ucbernahme  der  Eisgefahr. 
Für  gewisse  Gewässer  schliessen  die  Gesellschaften  die  Eisgefahr  von  ihrer 
Haftung  ganz  aus,  so  dass.  wenn  der  versicherte  Gegenstand  in  diesen  Gewässern 
sich  befindet,  die  ganze  Versicherung,  **  also  auch  wegen  der  übrigen  Gefahren, 
während  dem  ruht.  Diese  Gewässer  sind  sämtliche  Haffe,  die  Pommer'sehen 
Küsten-Gewässer,  die  Weichsel,  alle  nördlich  und  östlich  dieses  Stromes 
gelegenen  Gewässer  und  die  Brahe.  Auf  den  andern  Gewässern  übernehmen  die 
Gesellschaften  zwar  die  Eisgefahr  aber  dies  nur  dann,  wenn  die  letztem  aus- 
drücklich in  der  Polize  mitversichert  ist  und  auch  dann  pflegen  noch  Vorbehalte 
gemacht  zu  werden,  vermöge  deren  einzelne  Eisgefahren  von  der  Versicherung 
ausgeschlossen  werden.  Unter  Eisgefahr  im  Allgemeinen  und  ohne  solche  Beschran- 
kungen gedacht  wird  das  Bisiko  bezw.  der  Schaden  entstanden,  der  dadurch 
entsteht,  dass  das  Schiff  wegen  Eisgangs  seine  Heise  nicht  antreten  oder  nicht 
fortsetzen  kann,  sei  es,  dass  das  Schiff  im  Eise  einfriert  oder  in  einem  Hafen 
bleiben  muss,  bis  die  durch  das  Eis  bereiteten  Hindernisse  aufhören,  was  zu 
einer  l  eberwinterung  des  Fahrzeugs  und  Zeitverlust  für  Ablieferung  des  ver- 
sicherten Gutes  führen  kann.  Andere  Eisgefahren  bestehen  in  der  wegen  der 


*'  Prien,  a,  a.  O.,  S.  262. 

41  Alljrern.  Versicheruntrsbedinfrungen  der  Norddeutschen  Vprsicheruntfssresellschaft 
zu  H  imburg.  §  :i  Abs.  2  ;  Alljtem.  H.;dingun{ren  der  Oberrheinischen  Versich  erungs- 
gesellsrb  ilt  zu  Mannheim,  Art.  2  letzter  Absatz. 
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Beschaffenheit  des  Gutes  etwa  nötig  werdenden  Ausladung,  Lagerung  und 
Wiedereinladung  desselben,  wodurch  Kosten  entstehen.  Eine  besondere  Gestalt 
nimmt  die  Eisgefahr  an,  wenn  mit  ihr  grosse  Haverei  verbunden  ist.  Unter 
grosser  Haverei  versteht  man  alle  Schäden,  die  dem  Schiff  oder  der  Ladung 
zum  Zweck  der  Errettung  beider  aus  einer  gemeinsamen  Gefahr  vom  Schiffer 
oder  auf  dessen  Geheiss  vorsätzlich  zugefugt  werden;  lerner  die  durch  solche 
Massregeln  verursachten  Schäden,  einschliesslich  des  Verlusts  der  Fracht  für 
aufgeopferte  Güter;  desgleichen  die  Kosten,  welche  zu  dem  bezeichneten  Zwecke 
von  dem  Schiffer  oder  nach  seiner  Anweisung  von  einem  der  Ladungsbeteiligten 
aufgewendet  wurden.  Der  durch  grosse  Haverei  entstandene  Verlust  wird  von 
Schiff  und  Ladung  gemeinschaftlich  getragen.  Die  Havereiverteilung  tritt  jedoch 
nur  ein,  wenn  sowohl  das  Schiff,  als  auch  die  Ladung  und  zwar  jeder  dieser 
Gegenstände  entweder  ganz  oder  teilweise  wirklich  gerettet  worden  sind.  Die 
Aufstellung  der  Rechnung  über  die  grosse  Haverei,  welche  die  Dispache  heisst, 
besorgt  der  Schiffer  oder  ein  berufsmässig  hierfür  angestellter  Sachverständiger, 
der  Dispacheur,  eventuell  eine  vom  zuständigen  Amtsgericht  ernannte  Person. 
Bezüglich  der  grossen  Haverei  durch  Eisgang  ist  nun  im  §  82,  Nr.  -4  des  Keichs- 
Binnensehiffahrtsgesclzes  vom  15.  Juni  1805  bestimmt,  dass  es  zu  den  Schäden 
und  Kosten  der  grossen  Haverei  gehört,  wenn  zur  Abwendung  einer  durch 
Eisgang  verursachten  Gefahr,  zu  deren  Beseitigung  die  ordnungsmäßige 
Bemannung  des  Schiffes  nicht  ausreicht,  Hilfsmannschaften  oder  Schleppdampfer 
angenommen  werden;  diese  Schäden  und  Kosten  werden  also  auf  den  Eigen- 
tümer des  Schiffes  und  die  Ladungsinteressenten  zu  gemeinschaftlicher  Tragung 
verteilt.  Dagegen  soll  keine  grosse  Haverei  vorliegen,  wenn  die  Annahme  von 
Schleppdampfern  oder  Hilfsmannschaften  im  regelmässigen  Verlaufe  der  Reise 
erfolgt.  Der  §  82,  Nr.  5  des  Binnenschiffahrtsgesetzes  bestimmt  ferner,  dass, 
wenn  das  Schiff  wegen  Eintritts  des  Winterfrost  es  gezwungen  ist,  einen 
Zwischenhafen  aufzusuchen,  zur  grossen  Haverei  gehören :  die  Kosten41  des  Ein- 
und  Auslaufens, 44  die  Schlepplöhne,  die  Hafengebühren,  die  für  die  Bewachung 
des  beladenen  Schiffes  erforderlich  gewordenen  Kosten  und,  wenn  zur  Erleich- 
terung des  Schiffes  die  Ladung  ganz  oder  teilweise  in  Leichterfahrzeuge  übergeladen 
worden  ist,  der  Leichterlohn,  sowie  der  durch  die  Leichterung  entstandene  Schaden. 

Manche  Versicherungsgesellschaften  44  tragen  die  sachliche  Eisgefahr  schlecht- 
hin und  ohne  Einschränkung,  vorausgesetzt,  dass  die-  Eisgefahr  bei  ihnen  aus- 
drücklich gegen  besondere  Prämie  versichert  wird. 

Andere  Gesellschaften,  wenn  sie  die  Eisgefahr  gegen  besondere  Prämie 
übernehmen, 46  bedingen  sich  mehr  oder  minder  umfangreiche  Befreiungen  ihrer 


43  Dass  diese  Kosten  zur  Eishavcrei  gehören,  also  auf  Schiff  und  Ladung  verteilt 
werden,  erweist  sich  als  fiir  die  Intet  essen  der  Flussversicherung  sehr  nachteilig. 
Denn  es  wird  von  den  Schiffern  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  83,  Nr.  5  des 
Binnenschilffahrtsgesetzes  « lustig  in's  Eis  hinein  gefahren  •  (da  daraus  ein  gutes  Ge- 
schäft erwächst),  obschon  der  SchitTer  vorher  weiss,  dass  er  die  Heise  nicht  vollenden 
kann,  und  gleich  nach  der  Abreise  einen  Winterhafen  aufsuchen  muss.  so  dass  die  für 
Schiff  und  Ladung  genommene  As*fkuranz  den  Schaden  trägt,  s.  Ehrenzweig 's 
Assekur >nz-J..hrbuch.  Jahrg.  XIX.  Th  II  S.  171  (Wien  1808). 

41  Einfrieren  im  Nothafen  ist  jedoch  kein  Havariegrund,  sondern  ein  gewölinlicher 
Zufall  der  Fahrt,  wie  widrige  Winde  und  ähnliche  Zufälle.  Deshalb  bilden  keinen 
Havarieschaden  die  Kosten  des  Aufenthalts  im  Nothafen  infolge  Eissperre  und  der 
Unmöglichkeit,  in  d*n  Be-iinimungshafen  einzulaufen.  Urteil  des  I.  Civilsen.  des 
Reichsgerichts  vom  6.  März  1897  in  Seuffert's  Archiv  N.  F.,  Bd.  XXII,  S.  446. 

*'J  So  die  Norddeutsche  Vr  rsirherungs^eselUchaft  zu  Hamburg,  Allgem.  Vers. 
Bed  §  3,  Satz  1.  Doch  hat  auch  diese  Gesellschaft  die  obige  örtliche  Beschränkung,  dass 
die  Eisgefahr  auf  sämtlichen  Haffen  und  den  andern  obengenannten  Gewässern  ausge- 
sehenen ist. 

48  Da  der  Eisgang  die  Hauptgefahr  der  lünnenwasscrversich^rung  bildet,  so  pflegt 
er  nur  gegen  den  sogen.  Winterzuschlag  zur  Prämie  versichert  zu  werden,  welche  Sü 
bis  100  Prozent  der  Pi'mie  beträgt. 
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Haftpflicht  von  durch  Eisgefahr  verursachte  Schäden  ans,  namentlich  auch  in 
Betreff  dessen,  was  sonst  gesetzlich  nach  obigen  Vorschriften  des  Binnen- 
schifTahrtsgesetzes  als  Eis-Haverei  gelten  würde.  So  werden  von  manchen 
Gesellschaften4*  nicht  ersetzt  die  durch  Eisgefahr  verursachten  gewöhnlichen 
und  ungewöhnlichen  Unkosten  der  Schiffahrt  und  dahin  zählen  die  Polize- 
bedingungen:  Hafengeld,  Kosten  der  Hilfe  heim  Einschleppen  in  den  Winter- 
hafen. Verschluss  an  Tauwerk  dabei,  Auseisongskoslen,  Leichter-  und  Auslade- 
kosten wegen  Seichtigkeit  des  Fahrwassers,  Überliegegelder  und  Winterkosten. 
Andere  Gesellschaften, 48  wenn  sie  die  Eisgefahr  gegen  besondere  Prämie  mit 
versichert  haben,  bedingen  sich  Befreiung  aus  von  allen  Fraohtzulagen,  die  der 
Versicherte  als  Ladungsinteressent  zu  ersetzen  hätte,  namentlich  von  Leber- 
liegegeldern, Winterkosten,  Hafengeld,  Hülfe  beim  hinschleppen  in  den  Winter- 
hafen, Verschleiss  an  Tauwerk  dabei,  Auseisungskosten,  Leichter-  und  Aualade- 
kosten wegen  Seichtigkeit  des  Fahrwassers  und  dergleichen.  Es  bestimmen  diese 
Gesellschaften  dann  den  Inhalt  und  Umfang  der  Eisgefahr  dahin,  dass  die  grossen 
Eis-Haverei-Beiträge  dem  Versicherlen  ersetzt  werden,  die  er  auf  Grund  rechtmäs- 
siger Dispache  nach  §  82,  Nr.  4  und  Nr.  5  des  Binnenschiffahrtsgesetzes  zu  zahlen 
hat;  ferner  zählen  dann  zur  Eisgefahr  die  Kosten,  die  bei  durch  Eis  verursachten 
Unfällen49  zur  Bettung  und  zur  Abwendung  grösserer  Nachteile  unterwegs 
notwendig  oder  zweckmässig  aufgewendet  werden. 

Zu  den  wichtigsten  Punkten  gehört  die  Uebernahme  der  Gefahr  der 
Havarie  durch  die  Versicherungsgesellschaften.  Von  der  Eisgefahr-Haverei  war 
eben  die  Bede.  Für  die  grosse  Haxerei  im  Übrigen  gilt  Folgendes:  Der  Ladungs- 
interessent kommt  durch  dieselbe  in  Verlust  und  Xahlpllicht  nach  den  Vor- 
schriften des  §  82  des  Binnenschiffahrtsgesetzes. 

Ist  grosse  Havarie  eingetreten,  d.  h.  hat  ein  Schaden  stattgefunden,  der 
dem  Schiff  oder  der  Ladung  oder  beiden  zwecks  Errettung  beider  aus  gemein- 
samer Gefahr  vom  Schiffer  oder  auf  dessen  Geheiss  vorsätzlich  zugefügt 
worden  ist i0,  oder  sind  durch  die  schädigende  Handlung  weitere  Schäden 
verursacht,  z.  B.  die  Fracht  für  die  vorsätzlich  über  Bord  geworfenen  Güter  ist 
vom  Ladungsintercssenten  zu  bezahlen,  —  so  wird  dieser  Havereischaden  dem 
Versicherten  und  Ladungsintercssenten  von  der  Versicherungsgesellschaft  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  des  Versicherungsvertrages  vergütet.  Was  als  grosse 
Haverei  gilt,  bestimmt  g  82  des  Binnenschiffahrtsgeselzes  wie  folgt:81 


»  Itheinisch  Westfälischer  Lloyd.  Altera.  Vers.  Hed.  §  6.  Diese  Gesellschaft  ver- 

fütet  für  hisgefahr  nur  die  Heitrfve,  *u'e  der  Versicherte  auf  Grund  rechtmässiger 
ligpachen  zu  der  jrrosücn  Hav.irei  durch  Ei»  zu  leislcn  hat,  doch  ersetzt  die  Gegellschaft 
diese  Iteitragc  nicht  nach  dem  Uinnenschifffahrtsgesctz,  sondern  nach  Massgabe  der 
scetcchllichen  Vorschrif  en  der  Art.  83!)— 843  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs,  §6 
Abs.  2  verbunden  mit  $  1  Ahs.  3  der  Allgem.  Vers.  Hed  Ausserdem  vergütet  der  ge- 
nannte Lloyd  noch  bei  Eisgclahr  bia  zum  Werte  der  geretteten  Gegenstände  und  im 
Verhältnis  der  versicherten  Summe  die  bei  einem  Eis-Unfalle  zur  Rettung  und  zur 
Abwenduig  grosserer  Nachteile  notwendig  oder  zweckmässig  aufgewendeten  Kosten 
§  6  Abs.  2  verbunden  mit  $  i.  Abs.  2  der  Alvern.  Vers.  Oed. 

48  Oberrheinische  Versicherungsgesellschaft  zu  Mannheim,  Allgem.  Vers.  Med. 
Art.  2  Ahs.  G. 

4i  Grosse  Haverei  ist  nicht  selbst  ein  Unfall,  sondern  ein  dem  Schiff  oder  der 
Ladung  vom  Schiffer  vorsätzlich  zugefügter  S chaden  zum  Zweck  der  Errettung 
aus  gemeinsamer  Gefahr  Ein  Unfall  des  Schiffes  kann  aber  den  Schiffer  veranlassen, 
grosse  Haverei,  d.  h.  vorsätzliche  Beschädigung  vom  Schilf  oder  Ladung  zu  begehen. 

19  Eine  liavariegrosse  ist  auch  vorhanden,  wenn  der  Schilfer  nach  verständigem 
gewissenhaften  Ermessen  da?  Dasein  einer  Gefahr  irriger  Weise  unterstellt  und  nun 
den  Schaden  durch  sein  Handeln  anstiftet.  Demzufolge  erfolgt  grosse  Haverei  durch 
Anlaufen  eines  Nothafens  wegen  einer  objektiv  nicht  vorhandenen,  vom  Schiffer  aber 
aus  guten  Gründen  angenommenen  Gefahr.  Urteil  des  I.  Sen.  des  Oberlandesgerichts 
Hamburg  vom  1.  Februar  1897  in  Seuffert's  Archiv,  N.  F.  Utl.  XXIII,  S.  189  f. 

*'  S.  darüber  Ehrenzweig's  Assekuranz-Jahrbuch  Jahrg.  XVII,  S.  151  ff.  (Wien 
1890).  Zu  bemerken  ist  für  die  Anwendbarkeit  des  §  82  des  liinnenscbifffahrtsgesetzea 
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1.  Wenn  Waren,  Sehiffsteile  oder  Sehiffsgerätschaften  über  Bord  geworfen, 
Taue  und  Segel  weggeschnitten,  Masten,  Anker,  Ankertaue  oder  Ankerketten 
gekappt  worden  sind,  so  gehören  zur  grossen  Havarei  sowohl  diese  Schäden 
selbst,  als  die  durch  solche  .Massregeln  an  Schiff  oder  Ladung  ferner  verursachten 
Schäden. 

2.  Wenn  zur  Erleichterung  des  Schiffes  die  Ladung  ganz  oder  teilweise 
in  Leichterfahrzeuge  übergeladen  worden  ist,  so  gehört  zur  grossen  Havarei 
sowohl  der  Leichlerlohn,  als  der  Schaden,  welcher  bei  dem  Überladen  in  das 
Leichlerfahrzeug  oder  bei  dem  Rückhulen  in  das  Schiff  der  Ladung  oder  dem 
Schiffe  zugefügt  worden  ist,  sowie  der  Schaden,  weit  her  die  Ladung  auf  dem 
Leichterfahrzeuge  betroffen  hat.  Muss  die  Krleichterung  im  regelmässigen 
Verlaufe  der  Reise  erfolgen,  so  liegt  grosso  Havarei  nicht  vor. 

3.  Wenn  das  Schiff  absichtlich  festgefahren  ist,  um  das  Sinken  desselben 
abzuwenden,  oder  wenn  das  Schiff  absichtlich  zum  Sinken  gebracht  ist,  um  eine 
Zerstörung  desselben  und  der  Ladung  durch  Feuer  zu  verhüten,  so  gehören  zur 
grossen  Havarei  sowohl  die  durch  die  Massregel  entstandenen  Schäden,  als  auch 
die  Kosten  und  Schaden  der  Abbringung  oder  Hebung.  Wird  das  Schiff  nicht 
abgebt  acht  oder  gehoben  oder  wird  es  nach  der  Abbringung  oder  Hebung  als 
reparaturunfähig  befunden,  so  findet  eine  Havareiverteilung  nicht  statt.  Ist  das 
Schiff  gesunken,  ohne  dass  dies  zur  Rettung  von  Schiff  und  I-adung  vorsätzlich 
herbeigeführt  war,  so  gehören  zwar  nic  ht  die  durch  den  Unfall  veranlassten 
Schäden,  wohl  aber  die  zur  geineinsamen  Hebung  von  Schiff  und  Ladimg  ver- 
wendeten Kosten,  sowie  die  zu  diesem  Zweck  dem  Schiffe  oder  der  Ladung 
absichtlich  zugefügten  Schäden  zur  grossen  Havarei. 

Für  vorstehende  grosse  Havariefälle  ist  der  Versicherte  als  Ladungsintcressent 
nach  Massgabe  der  Dispache  beitragspflichtig  und  wie  die  Beiträge  zu  normiren 
und  ihre  Verteilung  unter  den  Ladungsinteressenten  zu  erfolgen  hat,  bestimmt 
§  85  des  Binnensehiflahrtsgesetzes,  woselbst  namentlich  verordnet  ist,  dass  für  die 
für  grosse  Havarie  von  den  Ladungsinteressenten  zu  beanspruchenden  Ver- 
gütungen und  von  ihnen  zu  leistenden  Beiträge  die  auf  die  Seeschiffahrt 
bezüglichen  Bestimmungen  der  Artikel  711—7*22,  art.  724—726  des  Handels- 
gesetzbuchs entsprechende  Anwendung  finden.  54 

Manche  Transportversiehetungsgesellschaften  "  ersetzen  ihrem  Versicherten, 
wenn  er  Beiträge  wegen  grosser  Haverei  zu  zahlen  hat,  diese  Beiträge  ganz 
und  zwar  so.  wie  sie   in  der   nach  den  Vorschriften  des  Binnenschiffahrts- 


Folgendes  :  Wenn  die  Transportversicberungspolize  nichts  Abweichendes  bestimmt, 
so  entscheidet  im  Verhältnis  des  Versicherten  zum  Versicherer  das  Recht  des 
Rispachirungsortes,  welche  Opfer  und  Kosten  als  Havariegrosse  anzusehen  seien. 
Die  Dispache  k  .nn  aber  an  einem  Ort  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  aufzumachen 
sein  und  dann  ist  nicht  der  §  82  des  deutschen  Binnenschillahrtsgesetzc».  sondern  das 
.-iiisHmlische  Recht  massgebend ,  vgl.  I' rte.il  des  I.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom 
3.  Oktober  1896  in  Baumgartners  Zeitschrift,  Bd.  IV,  S.  358  f ,  woselbst  Weiter  aus- 
geführt ist,  dass  das  Recht  desDisfachicrungsortesnur  msoweitfürdie  Opfer  und  Kosten 
der  Havarjegrosse  massgebend  sei,  als  nach  dem  Recht,  welches  das  Versicherungs- 
verhältiiis der  Polize  beherrscht,  das  örtliche  Recht  des  Dispachierungsorts  entscheidend 
jst :  #  Hätte  das  Recht  der  Polize  andere  Vorschriften  oder  knüpfte  dasselbe  die  An- 
wendung des  Rechts  des  Dispachierungsorts  an  besondere  Bedingungen,  (z.  B.  die  Zu- 
ziehung der  Assekuradeure).  ?o  wären  diese  Vorschriften  massgebend,  selbst  wenn 
dieselben  nicht  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in  die  Polize  zu  vertragsmäßigen  Ver- 
einbarungen geworden  wären.  * 

11  Schon  vor  dem  BinncnschiuTahrtsgesetz  war  in  verschiedenen  deutschen  Ge- 
bieten am  Rhein,  insbesondere  in  Mannheim  für  die  HhcinscbifTthrt  gewohnheitsrecht- 
lich  ein  im  Wesentlichen  mit  dem  deutschen  Seerecht  in  l'ebereinstimmung  befindliches 
Ihivane^rosse-Itecht  zur  Anwendung  gelangt,  s.  Unheil  des  I.  Civilsen.  des  Reichs- 
gericht* vom  3.  Oktober  Is'Jö  in  B;i  u  m  gar  In  ers  Zeitschrift,  RJ.  IV.  S.  3jG. 

M  Obel  rheinische  Vcrsicherungsge«el1s<-haft  zu  Mannheim,  Art.  18  der  Allgem. 
Vers.  Ueii. 
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gesetzes  aufgemachten  Dispache  dem  Versicherten  zur  Last  gesetzt  worden 
sind :  natürlich  hildet  die  Grenze  des  Ersatzes  die  Höhe  der  Versicherungssumme. 

Andere  Gesellschaften  haben  einen  andern  Modus  eingeführt,  sie  ersetzen 
dem  Versicherten  nicht  den  Beitrag,  den  er  gemäss  der  Dispacherechnung 
<S  8-"»  des  Binnenschiffahrtsgesetzes)  zahlen  musste,  sondern  diese  Gesell- 
schaften entschädigen  die  grosse  Havarei  dem  Versicherten  nach  Massgabe 
der  Art.  839  —  8M  des  Handelsgesetzbuchs  **  und  im  Falle  nicht  zum  vollen 
Werte  versichert  ist,  haftet  die  Gesellschaft  für  die  Havariebeiträge  nur 
nach  Verhältnis  der  Versicherungssumme  zum  Versicherungswert.  Auch  ist 
in  den  Polizebedingungen  vorgesehen,  dass  in  die  Aufmachung  der  Havarie- 
grosse-Dispache durch  den  Schiffer  selbst  der  Versicherte  nur  mit  Zustim- 
mung der  Gesellschaft  einwilligen  darf. 

Das  Binnenschiffahrlsgesetz  stellt  noch  im  §  78,  Absatz  3  den  Begriff 
der  besonderen  Havarei  auf  und  versteht  darunter  alle  nicht  zur  grossen 
Havarei  gehörigen,  durch  einen  Unfall  verursachten  Schäden  und  Kosten. 
Diese  werden  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  von  den  Eigenthümern  des 
Schiffes  und  der  Ladung,  und  zwar  von  jedem  für  sich  allein  getragen. 
Bei  der  besonderen  Havarei  findet  also  die  der  grossen  eigentümliche  Schäden- 
Reparation  und  Dispachierung  nicht  statt.  Auch  versieherungstechnisch  hat  es 
keinen  Zweck  mehr,  für  die  Binnenwasser-Tran-portversicherung  die  Fälle 
besonderer  Havarie  von  den  übrigen  Schäden  zu  unterscheiden,  wie  noch 
mitunter  geschieht. 

Für  das  Binnensehiffahrtsrecht  muss  allerdings  grosse  und  besondere 
Havarie  unterschieden  werden,  weil  die  erstere  eigentümlichen  Regeln  folgt. 

Die  Prämie  in  der  Transportversicherung.  —  Die  Prämie  ist  die 
dem  Versicherer  vom  Versicherten  für  Uebernahme  der  Versicherung  gewährte 
bare  Gegenleistung.  Zu  einem  erspriesslichen  Betriebe  des  Transporh er- 
.sicherungsgeschäfl.s  gehört  es.  dass  die  Höhe  der  Prämie  im  richtigen  Ver- 
hältnis zu  den  daraus  rechnungsmässig  zu  bestreitenden  Ausgaben  und  Kosten, 
sowie  dem  llnternehmergewinn  -teht.  Wenn  die  Prämie  richtig  bemessen 
wird,  so  muss  sie  «lecken: 

1.  Die  Schäden  (avaries  materielles); 

'2.  die  Kosten  (avaries  en  frais): 

3.  die  allgemeinen  Geschäftsunkosten  nebst  den  Prämien- Abzügen : 

4.  den  allgemeinen  Gesehäftsgewinn.  Dieser  setzt  sich  zusammen  aus 
gebundenem  Reingewinn  (Reserve)  und  freiem  Reingewinn  (Dividende). 

Die  aus  diesen  Faktoren  zusammenzusetzende  Prämie  kann  natürlich 
nicht  für  jeden  einzelnen  Vcrsichcrungsabschhiss  oder  versicherten  Gegenstand 
bezw.  I{eise  besonders  berechnet  und  festgestellt  werden.  Es  findet  vielmehr 
eine  Durchschnittsbercchnung  statt  und  ohne  diese  würde  die  auf  ein 
besonders  gefährliches  Risiko  berechnete  Prämie  so  hoch  sein,  dass  sie  nicht 
zu  erschwingen  wäre.  Es  ist  deshalb  notwendig  und  liegt  in  allgemeinem 
Interesse,  die  Prämien  so  festzusetzen,  dass  sie  für  die  gefährlichsten 
Gegenstände,  Reisen  und  Transportarten  im  Verhältnis*  zur  wirklichen  Gefahr 
zu  niedrig,  für  die  mindergefährlichen  aber  entsprechend  höher  angesetzt 
werden.  In  der  Praxis  bilden  die  Basis  der  Prämienfestsetzung  die  besten 
Risiken,  welche  Kardinalrisiken  heissen.  Nach  diesen  Risiken  und  auf  ihrer 
Grundlage  werden  die  mittleren  und  die  schlechten  Risiken  im  Wege  des 
Zuschlags  berechnet  und  klassitizirt.  Die  Momente  der  Beurteilung  der  Güle 
eines  Risikos  sind  zu  entnehmen  entweder  dein  Objekte  oder  der  Jahres- 
zeit oder  dem  Transportmittel  oder  der  Reiseroute,  resp.  Reisedauer  oder  in 
der  Verpackung  oder  in  den  Konditionen  zu  linden.  Innerhalb  der  Landgefahren 
ist  die  geringste,  was  den  Transportweg  und  das  Beförderungsmittel  anlangt, 


M  Norddeutsche  Versicherungsgesellschaft  zu  Hamburg,  Allyem.  Vers.  lied.  §  17, 
Rheinisch-Westfälischer  Lloyd,  Allyem.  Vers.  Red.  $  I  Abs,  d. 
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der  Eisenbahntransport.  Eine  besondere  Ali  des  Risikos  bietet  der  Sammel- 
gutverkehr  wc»cn  des  l.agcrns  der  (iüler  beim  Spediteur  und  der  damit 
verbundenen  (iefabren  des  Abbandenkonnnens.  des  Brandes;  risikomindernd 
tritt  aber  der  Faktor  der  gesetzlichen  Haftpflicht  des  Spediteurs  ein.  Die 
Poslrisiken  .sind  sehr  gute,  denn  die  Beförderung  ist  eine  sichere,  staatlieh 
garantierte  und  Beschädigungen  des  Gutes  sind  verhältnismässig  selten.  Auch 
das  Valoren-Risiko  gilt  als  ein  sehr  gutes. 

Die  Prämie  wird  bei  Aushändigung  der  Polize  nebst  Stempelkoslen  der- 
selben haar  bezahlt  und  die  Versicherung  tritt  erst  nach  dieser  Zahlung  in 
Kraft.  Ks  kann  jedoch  auch  eine  andere  Zahlungsweisc  vereinbart  werden  und 
alsdann  tritt  die  Versicherung  bei  nicht  pünktlicher  Prämienzahlung  ausser 
Kraft. 

Wenn  die  Versicherung  fortfällt,  etwa  weil  der  Versicherungsnehmer  das 
Gut  nicht  reisen  lässt,  so  erlischt  damit  nicht  der  Anspruch  des  Versicherers 
auf  die  Prämie,  denn  diese  Pflicht  folgt  aus  dein  Versicherungsverträge  und  ist 
nicht  etwa  die  Bedingung  der  Tragung  des  Risikos  durch  den  Versicherer.  Das 
deutsche  Seerecht  gibt  jedoch  (art.  8'J9  des  Handgesetzbuchs)  dem  Versicherten 
in  dem  Falle,  dass  wegen  Wegfalls  eines  vom  Versicherer  zu  tragenden  Risikos 
die  Versicherung  hinfällig  geworden  ist.  ein  Recht  welches  als  Ristorno  bezeichnet 
wird.  Dies  Recht  besteht  darin,  dass  der  Versicherte  die  Prämie  zurückempfängt, 
abzüglich  eines  als  Ristornogebühr  genannten  Betrages  für  den  Versicherer, 
welcher  teils  die  gehabten  Kosten,  teils  die  Bereitschaft  des  Versicherers  zur 
Gefahrübernahme,  teils  eine  vielleicht  schon  teilweis  getragene  Gefahr  entgelten 
soll.  Dies  seerechlliche  Rislornorecht  gilt,  weil  es  nicht  ohne  Weiteres  aus  dem 
Versicherungsvertrage  entspringt,  auch  nicht  schlechthin  für  die  Binnenver- 
sicherung. Doch  ist  das  Ristorno,  insbesondere,  in  der  Transportversicherung, 
eine  Vergünstigung,  die  dem  Versicherten  mitunter  gewährt  wird,  natürlich  nicht 
bei  der  Zeit-  und  Generalpolize,  denn  hier  ist  die  Ristornicrung  nicht  passend. 
Manche  Land-  und  Binnenwasser-Transportgesellschaften  übernehmen  keine 
Ristornoverpflichtung  und  gewähren  allenfalls  aus  Billigkeit  im  Einzelfall  eine 
Rückvergütung.  Andere  Gesellschaften  verpflichten  sich  zur  Rückgabe  der 
Prämie  unter  Zurückbehaltung  der  Ristornogebühr,  wenn  der  Versicherungs- 
vertrag ganz  oder  teilweise  aufgehoben  wird.  Manche  Gesellschaften  gehen  sogar 
so  weit,  dass  sie  bei  gänzlicher  oder  teilweiser  Aufhebung  des  Versicherungs- 
vertrages unter  Umständen  nicht  nur  die  Prämie  zurückgeben,  sondern  sogar 
auf  die  Ristornogebühr  verzichten  und  zwar: 

a)  wenn  nachweislich  die  Unternehmung,  auf  welche  sich  die  Versicherung 
bezieht,  ganz  oder  zum  Teil  von  dem  Versicherten  aufgegeben  oder  wenn  ohne 
sein  Zuthun  der  versicherte  Gegenstand  ganz  oder  ein  Teil  desselben  der  von 
der  Gesellschaft  übernommenen  Gefahr  nicht  ausgesetzt  wird: 

b)  wenn  im  Fall  einer  Doppelversicherung  die  zuerstgeschlossene  für  fremde 
Rechnung  ohne  Auftrag  bei  der  Gesellschaft  genommen  ist,  die  spätere  dagegen 
von  dem  Versicherlen  selbst  genommen  wirf!  und  in  einem  solchen  Falle  der 
Versicherte  bei  Eingehung  der  späteren  Versicherung  von  der  früheren  noch 
nicht  unterrichtet  war  oder  bei  Eingehung  der  späteren  Versicherung  der  Gesell- 
schaft anzeigt,  dass  er  die  bei  dir  genommene  frühere  Versicherung  zurückweise. 

Das  richtige  Vcrhältniss  der  Prämie  bedingt  die  Prosperität  des  Versiche- 
rungsgeschäfts nicht  nur  für  die  einzelne  Gesellschaft,  sondern  es  ist  auch  die 
Lage  des  gesamten  Transport -Versicherungsverkehrs  davon  abhängig.  Das 
Transportversicherungsge.schäft  als  Branche  betrachtet,  leidet  schon  seit  Jahren 
an  einem  sich  sehr  fühlbar  machendem  Prämiendruck. "  und  die  Prämien- 
lintcrbietungeri,  welche  eine  zügellose  nimmer  satte  Konkurrenz  sich  zu  Schulden 
kommen  lässt,  machen  die  Transportversicherung  in  allen  ihren  Zweigen  immer 


">6  S.  Kugen  llaumgartner's  Zeitschrift  für  Ver*irhorungsrccht  und  -Wissen- 
schaft Bd.  IV,  S.  T>ÜO  n.,  (SiiMssburg  i.  E.  18118.) 
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unrentabler.  Ks  sind  verschiedene  Versuche  gemacht  worden,  der  Prämien- 
sehleuderci,  unter  welcher  alle  Gesellschaften"  leiden,  zu  steuern.  Es  ist  der 
internationale  Transport  ver^icherungs  verband,  bestehend  aus  einer  grösseren 
Anzahl  von  Transportversicherern,  zusammengetreten  und  es  hat  derselbe  für 
seine  Mitglieder  obligatorische  Prämientarifsätze  vereinbart.  Damit  ist  wohl  der 
richtige.  Weg  betreten,  um  dem  darniedcrliegenden  Transportversicherungs- 
geschäft  aufzuhelfen,  indess  haben  sich  diese  obligatorischen  Prämientarif- 
Abmachungen  zum  Teil  sogar  unter  den  Mitgliedern  des  Internationalen  Transport- 
versicherung« Verbandes  als  unwirksam  erwiesen. "  Denn  wenn  es  schon  die 
Kraft  und  die  Erfolge  dieses  Verbandes  lähmt,  dass  er  nur  einen  Teil  der 
Transportgesellschaften  umfasst,  so  dass  die  draussenstehende  Konkurrenz  in 
der  Prämienunterbietung  fortfährt  und  die  Verbandsgesellschaften  schädigt,  so 
hat  es  anderseits  nicht  an  Fällen  gefehlt,  in  denen  die  Verbandsgesellschaften 
selbst,  um  ihre  Polizen  gegen  jene  Konkurrenz  zu  verteidigen,  von  den 
obligatorischen  Prämiensätzen  abgewichen  sind.  **  Namentlich  sind  es  die 
gewährten  hohen  Prämienrabatte,  über  welche  Klage  geführt  wird.  Soll  eine 
derartige  Interessenvertretung,  wie  sie  vom  Internationalen  Transportversicherungs- 
verbande dargestellt  wird,  Erfolg  haben,  so  ist  Grundbedingung,  dass  alle  Mit- 
glieder bei  ihrem  Geschäftsbetrieb  sich  im  Geiste  genossenschaftlicher  Solidarität 
verhalten.  Wenn  einzelne  Gesellschaften  sich  nicht  treu  an  die  Satzungen  und 
Beschlüsse  des  Verbandes  binden  und  dieselben  gar  insgeheim,  um  Geschäfte  zu 
machen,  übertreten,  so  kann  der  von  solchen  inneren  Feinden  heimgesuchte 
Verband  der  äusseren  Konkurrenz  nicht  die  Spitze  bieten.  Am  verderblichsten 
wirkt  die  heimliche  l'ingchung  der  Verbandssatzung,  wenn  einzelne  Verbands- 
gesellschaften nur  scheinbar  die  obligatorischen  höheren  Prämiensälze  einhalten 
und  dann  im  Verborgenen  höhere  Rabatte,  Provisionen,  Courtagen  oder  Kom- 
missionen bewilligen4".  Den  Nachtheil  einer  solchen  verwerflichen  Gebahrung 
haben  nur  diejenigen  Verbands-Gt  Seilschaften,  die  sich  treu  an  ihrem  gegebenen 
Worte  halten  und  die  obligatorischen  Prämientarife,  die  ohnehin  nur  auf  ein 
beschranktes  materielles  Gebiet  sich  erstrecken,  befolgen  und  auch  lokal  auf 
bestimmte  Gebiete  beschränkt  sind.  Wie  die  Dinge  bis  heute  liegen,  hat  der 
Internationale  Transport versicherungsverband  die  Frage  der  Herstellung  des  rich- 
tigen Gleichgewichts  der  Prämien  ihrer  Lösung  noch  nicht  viel  näher  gebracht80. 

Die  Maxi  in  a.  Damit,  dass  man  bei  der  Binnentransportversicherung 
die  Güter  in  Klassen  teilt  und  für  jede  Klasse  eine  andere  Prämie  festsetzt,  ist 
noch  nicht  alles  geschehen,  es  müssen  auch,  um  das  Versieherungsgeschäft 
gedeihlieh  betreiben  zu  können,  die  klassifizierten  Risiken  nach  der  Seite  der 
Höhe  der  Versicherungssumme  begrenzt  sein.  Diese  Beschränkung  erfolgt  durch 
Festsetzung  der  Maxiina,  die  für  die  einzelnen  Risikenklassen  in  Maximaltabellen 
aufgestellt  sind.  Dieselben  Momente  und  Faktoren,  welche  die  Prämienbildung 
beeinflussen,  haben  auch  für  die  Maxima  ihre  Bedeutung,  und  die  letzteren 
variieren  bei  den  einzelnen  Klassen,  ebenso  wie  die  Prämiensätze  ungleich  sind. 
Die  Höhe  der  Prämien  und  die  Höhe  des  Maximums  müssen  im  richtigen  Ver- 


54  Nach  Ehrenzweig's  Awekurans- Jahrbuch,  J.dirg.  XIX,  Th.  II,  S.  172  (Wien 
1898),  wurde  von  47  Gesellschaften  aus  dem  Transportversicherungsgeschäft  (See- 
versicherung eingeschlossen)  ein  Gewinn  erzielt,  der  kaum  mehr  ah  'Jj  Prozent  der 
Prämie  betrug. 

67  KiiRcn  Baumgartner'«  genannte  Zeitschrift,  Bd.  IV,  S.  561. 

"  S.  Khrenzweig's  Assekuranz-Jahrbuch  Jahry.  XVIII,  (1897)  S.  192,  Teil  III ; 
Jahr*.  XIX  (1898),  S.  170,  Teil  III. 

5»  Prien,  a.  a.  <>.,  Transportversicherung  in  Conrad's  Handwörterbuch  der 
Staats  Wissenschaften,  Bd.  VI,  S.  263  (Jena  1894). 

60  Der  Verband  muss  sich  auf  Tarifvcreiubariingen  über  einzelne  Spezialrisiken 
beschränken,  bezüglich  deren  er  in  der  Lage  zu  »ein  h"(Tt,  die  Prämien-Convention 
durehzufuhren,  ».  Eugen  Baumgartners  Zeitschrift.  Bd.  IV,  S.  502.  —  Ueber  die 
geringe  Wirksamkeit  des  Internationalen  Transportversicherungsverbandes,  s.  Ehren- 
zweig's  Jahrbuch,  Jahrgang  XIX,  Teil  II,  S.  144  f. 

41» 
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hältnis  stehen.  Niedrige  Prämien  und  hohe  Maximen  sind  verderblich.  In  der 
Fluss-  und  Seeversicherung  wird  das  Maximum  pro  Schiff,  in  der  Landver- 
sicherung pro  Eisenbahnzug  nach  der  Höhe  des  Garantiekapitals  fixiert.  Nach  der 
Erfahrung  und  Wahrscheinlichkeitsrechnung  geht  der  Versicherer  am  sichersten, 
wenn  er  seine  Chancen  auf  eine  möglichst  grosse  Zahl  von  Risiken  verleilt  und 
die  Risiken  möglichst  gleich  macht.  Denn  um  das  Gleichgewicht  zwischen 
Prämien  und  Schäden  einzuhalten,  ist  es  nötig,  dass  die  auf  ein  Schiff  u.  s.  w. 
valedierenden  Summen,  wenn  auch  nicht  gleiche,  so  doch  wenigstens  nicht  allzu 
stark  differierende  sind.  Der  Durchschnitlsverlust  für  ein  bestimmtes  Risiko,  bezw. 
Reise,  wird  verschoben,  sobald  allzu  unterschiedliche  Summen  in  Deckung  ge- 
nommen worden  sind.  Man  bezeichnet  es  als  dem  heutigen  Prämienstande 
angemessen,  dass  ein  Versicherer  auf  Seetransporte  nicht  mehr  als  2—3  °/„, 
auf  Flusstransporte  nicht  mehr  als  8 — 10  %  seines  Barkapitals  ins  Maximum 
nimmt.  Auch  dann  wird  empfohlen,  das  ganze  Maximum  für  die  Kardinal- 
risiken reserviert  zu  lassen,  dagegen  bei  den  mittleren  und  schlechten  zur  Ab- 
deckung zu  schreiten.  Hohe  Maxima  haben  günstige,  aber  auch  ungünstige 
Seitenwirkungen.  Ungünstige,  sofern  sich  die  hohen  Maxima,  wenn  die  Waaren- 
preise  sinken,  nicht  behaupten  lassen.  Andererseits  erzeugen  die  hohen  Maxima 
indirekt  einen  Konkurrenzkampf,  der  in  Prämienschleuderei  ausartet.  Denn  hohe 
Maxima  locken  die  Kundschaft  an,  denn  dem  Versicherten  bleibt  es  erspart, 
mit  mehreren  Gesellschaften  bezüglich  der  Versicherung  des  nämlichen  Gegen- 
standes verkehren  zu  müssen;  dies  kommt  auch  dem  Versicheret  zu  statten, 
der  sich  in  die  Versicherung  des  Gegenstandes  nicht  mit  einem  anderen  Kon- 
kurrenten zu  teilen  braucht  und  so  seine  Kundschaft  festhalten  kann. 

Die  Versicherungssumme  als  Grenze  der  Ersatzpillcht  des  Ver- 
sicherers. Versicherungswert.  Die  ebengedachten  Maxima  gehen  den 
inneren  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaften  an  und  sie  beschränken  das  Risiko 
der  Gesellschaft  gegenüber  deren  Garanticmitteln  Eine  ganz  andere  Bedeutung 
hat  die  Versicherungssumme.  Die  Versicherungssumme  ist  der  höchste  Geld- 
betrag, mit  welchem  die  Gesellschaft  aus  dem  Versicherungsvertrage  für  einen 
versicherten  Schaden  haften  will.  Da  die  Versicherungssumme  die  Geldhaftung 
der  Gesellschaft  darstellt,  so  bildet  die  Versicherungssumme  einen  Hauptfaktor 
für  Bemessung  der  Prämie. 

Der  Wert  des  versicherten  Gutes  wird  Versicherungswert  genannt.  Dieser 
Versicherungswert  ist  nicht  der  einfache  Verkaufswert  des  Gutes,  sondern  mehr 
als  dieser.  Der  Verkaufswert,  d.  h.  der  Wert,  den  das  Gut  im  Verkehr  hat, 
ist  nur  der  hauptsächlichste  Faktor  des  Versicherungswertes,  zu  welchem  aber 
noch  andere  Faktoren  hinzutreten.  Jn  den  Landtransport-Versicherungsverträgen 
wird  als  Versicherungswert  der  Güter  derjenige  Wert  bestimmt,  den  die  Güter 
am  Ort  und  zur  Zeit  der  Abladung  haben,  unter  Hinzurechnung  aller  Kosten 
bis  zur  Einlieferung  auf  der  Absendungsstation,  bezw.  Postanstalt,  einschliesslich 
der  Versicherungskosten.  Soll  aber  die  Fracht,  der  Zoll  und  die  Kosten  während 
der  Reise  und  am  Bestimmungsorte,  sowie  der  imaginäre  Gewinn  mitversichert 
und  im  Versicherungswert  als  Faktoren  desselben  einbegriffen  sein,  so  muss  dies 
besonders  vereinbart  werden.  Der  imaginäre  Gewinn,  d.  h.  der  Geschäftsgewinn, 
der  aus  dem  Umsatz  des  Gutes  resultiert,  kann  in  einer  taxierten  Ziffer  angesetzt 


rechnet  zu  werden,  wenn  der  imaginäre  Gewinn  nicht  in  festen  Ziffern  ausge- 
drückt, sondern  schlechthin  versichert  war. 

Dieselben  Regeln  gelten  in  der  Geschäftspraxis  der  Flusstransportver- 
sichcrung  über  den  Versicherungswert,  als  welcher  derjenige  gemeine  Wert  gilt, 
den  die  Güter  am  Ort  und  zur  Zeit  der  Abladung  haben.  Die  Kosten  bis  an 
Bord  gelten  als  von  selbst  in  den  Versicherungswert  einbegriffen.  Fracht, 
Steuern,  Zölle  und  andere  Kosten  während  der  Reise  und  am  Bestimmungsort, 
sowie  der  imaginäre  Gewinn  milden,  wenn  sie  gedeckt  sein  sollen,  besonders 
mitversic  hert  sein.    Vom  imaginären  Gewinn  gilt  das  oben  Gesagte,  in  Ermange- 
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lunjj  besonderer  Festsetzung  seiner  Höhe  werden  10  °/0  des  Versicherungswertes 
als  imaginärer  (iewinn  angenommen.*' 

Die  Versicherungssumme  darf  nicht  höher  sein,  als  der  nach  Massgabe  der 
eben  gedachten  Kegeln  festgestellte  Versicherungswert  mit  allen  seinen  Faktoren. 
Ist  der  Versicherungswert  vorn  Versicherten  zu  hoch  angegeben  und  demgemäss 
eine  zu  hohe  Versicherungssumme  angesetzt,  so  erklären  die  Polizcbcdingungen 
die  ganze  Versicherung  zur  Strafe  als  ungültig.  Doch  wird  rechtlich  zu  erfordern 
sein,  dass  die  Überversicherung  eine  wissentliche  gewesen  ist.  Die  Ver- 
sicherungssumme kann  sich  ihrem  Betrage  nach  mit  dem  Versicherungswerte 
dec  ken,  es  kann  aber  auch  der  Versicherungswert  höher  sein,  als  die  Ver- 
sicherungssumme. I  Ki  letzteren  Falle  liegt  nur  eine  Teilvcrsicherung  vor;  so 
z.  B.  wenn  der  Versicherungswert  1< HX)  M.  beträgt  und  nur  500  M.  Versicher- 
ungssumme versichert  ist.  Da  die  Teilversicherung  zugleich  eine  Unterversicher- 
ung  int,  so  wird,  wenn  das  Gut  in  Verlust  oder  Beschädigung  gerät,  nicht  etwa 
der  ganze  Schaden  bis  zur  Höhe  der  Teilversicherungssumme  gezahlt,  sondern, 
wenn  nur  ein  Teil  des  vollen  Versicherungswertes  versichert  ist,  so  haftet  die 
Gesellschaft  auch  nur  nach  Verhältnis  der  bei  ihr  versicherten  Summe  zum  Ver- 
sicherungswert. Auch  Beiträge  zur  grossen  Havarei  und  Hettungskosten  in  der 
Flusstransport Versicherung  werden  nur  nach  diesem  Massstabe  ersetzt.  War  z.  B. 
der  Versicherungswert  10O0  M.,  die  Versicherungssumme  nur  500  M.  und  betrug 
der  Schaden  '250  M.,  so  wird  nur  der  halbe  Schaden  mit  125  M.  vergütet,  weil 
nur  der  halbe  Versicherungswert  versichert  war. 

Versicherung  für  eigene  Rechnung  und  für  fremde  Rechnung.  - 
Das  Ursprüngliche  ist,  dass  der  Versicherungsnehmer  zugleich  der  Ver- 
sicherte ist,  der  sein  eigenes  Interesse  unter  Deckung  giebt.  Hier  ist  der  Ver- 
sicherungsnehmer zugleich  der  Kontrahent  des  Versicherungsvertrages.  Wenn 
ein  Stellvertreter  (Bevollmächtigter,  Prokurist  etc.)  den  Versicherungsvertrag  ab- 
schliesst,  so  ist  nicht  er,  sondern  der  Machtgeber  der  Kontrahent  des  Versicher - 
ungsvertrages.  Ein  Versicherungsvertrag  kann  aber  auch  in  rechtlich  zulässiger 
Weise  vom  Versicherungsnehmer  im  eigenen  Namen,  aber  für  fremde  Rechnung 
geschlossen  werden.  Demgemäss  bestimmt  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  in 
Art.  785:  «Der  Versicherungsnehmer  kann  entweder  sein  eigenes  Interesse 
(Versicherung  für  eigene  Rechnung),  oder  das  Interesse  eines  Dritten  (Ver- 
sicherung für  fremde  Rechnung)  und  in  dem  letzteren  Falle  mit  oder  ohne 
Bezeichnung  der  Person  des  Versicherten  unter  Versicherung  bringen.  >  Diese 
Bestimmung  des  deutschen  Handelsgesetzbuches  ist  keine  speziell  seerechtliche, 
sondern  lediglich  eine  Anwendung  des  Prinzips  der  Gültigkeit  der  Verträge  zu 
Gunsten  Dritter,  und  es  ist  deshalb  nach  dem  Vorgänge  auswärtiger  Gesetz- 
gebungen die  Versicherung  für  fremde  Rechnung  auch  in  anderen  Versicheruntis- 
branchen"  statthaft,  soweit  nicht  landesgesetzliche  Verbote  entgegenstehen.  Das 


Der  Versicherungswert  kann  unter  den  Kontrahenten  des  Versicherungsver- 
trages durch  Vereinbarung  auf  eine  bestimmte  Summe  oder  Taxe  geschätzt  und  in  die 
Pulire  aufgenommen  weiden,  die  dann  eine  taxierte  Polize  heisst.  ts  geschieh!  dies 
um  die  Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  welche  die  Schätzung  des  versicherten  Gegen- 
standes nach  stattgehabtem  Unglücksfall  und  stattgehabtem  Untergange  oder  Beschädi- 
gung haben  wurde.  Die  T,>xe  ist  für  den  Versicherungswert  unter  den  Kontrahenten, 
nicht  auch  drillen  Personen  gegenüber  massgebend.  En  muss  über,  damit  eine  taxierte 
Polize  entstehe,  eine  beiderseitige  Vereinbarung  zwischen  dem  Versicherer  und  dem 
Versicherten  über  den  Versicherungswert  erfolgt  sein.  Die  Llos  einseitige  An*  .bo  des 
Versicherungswertes  seitens  des  Versicherten  macht  die  Polize,  wenn  in  sie  dieser 
Versicherungswert  .luf^enommen  wird,  noch  nicht  zu  einer  taxierten  —  über  die 
Bedeutung  der  taxierten  Polize,  s.  Urteil  des  I.  Civilsen.  des  Heichsgeiich's  vorn 
10  J  nuar  181*3  in  Euf?en  Baumjf.trtncr's  Zeitschrift,  Bd.  IV,  S.  H59  lt*  —  Be- 
hauptet der  Vernicherer,  m  der  taxierten  Polize  sei  das  versicherte  Interesse  überschätz', 
so  hat  der  Versicherer  den  Beweis  hierfür  zu  führen,  s.  Urteil  des  II.  Son.  des  Ober- 
landes-ierichts  Hamb.  v.  l2l.  Nov.  löüO  in  Seuffert's  Archiv  N.  F.  Bd.  XIII,  S.  l'ii  f. 
41  Nur  ist  die  Rechtsstellung  dos  Versicherungsnehmers  und  des  Versicherten  in 
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deutsche  Handelsgesetzbuch  enthindet  nicht  nur  den  Versicherungsnehmer,  der 
das  Interesse  eines  Dritten  unter  Versicherung  bringt,  von  der  Pflicht,  diese 
Person  näher  zu  bezeichnen  (Art.  785  Abs.  1),  sondern  gestattet  auch,  (Art.  785 
Abs.  2)  es  im  Vertrage  unbestimmt  zu  lassen,  ob  die  Versicherung  für  eigene 
oder  fremde  Rechnung  genommen  wird  (für  Rechnung  wen  es  angeht).  Das 
Bedürfnis  zu  dieser  Form  wurzelt  darin,  dass  der  Versicherungsnehmer  bei  Ab- 
scliluss  des  Vertrages  häufig  noch  nicht  weiss,  ob  er  oder  ein  Dritter  bei  der 
Versicherung  als  der  Interessent  erscheinen  wird,  eben  weil  noch  nicht  feststellt, 
ob  die  zu  versichernde  Ladung  verkauft  oder  unverkauft ",  (und  darum  nur  an 
einen  Kommissionär  adressiert)  die  Reise  antreten  wird:  oder  der  Versicherungs- 
nehmer weiss  dies  zwar,  aber  er  will  dies  zur  Zeit  noch  nicht  kundgeben.  Ein 
individuell  bestimmter  oder  doch  bestimmbarer  Interessent  braucht  daher  bei 
Eingehung  des  Versicherungsvertrages  nicht  vorhanden  zu  sein.  Es  ist  vielmehr 
zulässig,  dass  zuvor  Jemand  als  Versicherungsnehmer  auftritt,  aber  die  Person 
des  Versicherten  durch  eine  spätere,  nach  Ahschluss  des  Versicherungsvertrages 
eintretende  Thatsache  bestimmt  wird.  Rei  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung 
muss  jedoch  der  Versieherungsnehmer,  wenn  er  nicht  zum  Eingehen  derselben 
vom  Versicherten  beauftragt  war,  den  Mangel  eines  solchen  Auftrages  dem  Ver- 
sicherer bei  Eingehung  des  Vertrages  anzeigen  Unterbleibt  diese  Anzeige,  so 
wird  der  Versicherer  durch  solchen  Vertrag  nicht  verpflichtet  (Art.  783  Abs.  1 
H.-G.-B.)  einerlei,  ob  der  Versicherungsnehmer  in  gutem  Glauben  handelt  oder 
nicht.  Ebenso  ist  der  Versicherungsvertrag  für  den  Versicherer  unverbindlich« 
wenn  die  Versicherung  für  Rechnung  wen  es  angeht,  abgeschlossen  war,  .sich 
aber  hinterher  ergibt,  dass  sie  für  fremde  Rechnung  genommen  war  (Art.  785 
Abs.  2,  H.-G.-B.),  und  wenn  alsdann  der  Versicherungsnehmer,  wenn  er  nicht 
zur  Eingehung  des  Vertrages  beauftragt  war.  den  Mangel  solchen  Auftrages  dem 
Versicherer  beim  Ahschluss  des  Vertrages  nicht  angezeigt  halle.  Diese  Anzeige- 
pflicht gründet  sich  darin,  dass  bei  einer  Versicherung  für  fremde  Rechnung  die 
Thatsache,  dass  der  Versicherungsnehmer  ohne  Auftrag  gehandelt  hat,  zu  den 
Umständen  gerechnet  wird,  welche  auf  den  Charakter  der  vom  Versicherer  zu 
übernehmenden  Gefahr  Einfluss  haben.  Der  Dritte,  zu  dessen  Gunsten  der 
Versicherungsnehmer  die  Versicherung  abschloss,  erwirbt  ein  selbständiges  Recht 
aus  derselben,  allerdings  dies  nicht  schon  mit  Perfeclion  des  Vertrages,  sondern 
sobald  er  den  zu  seinen  Gunsten  ausbedungenen  Versicherungsvorteil  ausdrück- 
lich oder  stillschweigend  acecpheii  hat. 

Alle  diese  Grundsätze  gelten  nicht  nur  für  die  Seeversicherung,  sondern 
auch  für  die  Uinnenversiehcrung.  Dennoch  besteht  auf  beiden  Gebieten  ein 
materiellrechlhch  wichtiger  Unterschied.  In  der  Seeversicherung  ist  nämlich  bei 
einer  Versicherung  für  fremde  Rechnung  der  dritte  Interessent  der  Ver- 
sicherte, neben  welchem  der  Vers i c  hcru ngsn  e  h mer  6*  nicht  als  blosser  Ver- 
treter des  Versicherten,  sondern  als  Kontrahent  mit  selbständigen  Rechten  und 
Pflichten  dasteht,  insbesondere  mit  der  Pflicht,  die  Prämie  zu  zahlen  und  mit 
der  Befugnis,  über  die  aus  dem  Versicherungsvertrage  entspringenden  Rechte 


der  Seeversicherung  eine  an  lere  —  s.  hierüber  Urteil  des  I.  Civilsen.  des  Reichs- 
gerichts vorn  8./24.  Juni  1891  in  Seufferfs  Archiv  N.  F.  Bd.  XVII,  S.  328  ff.  —  aU  in 
der  Kinnenlransport  Versicherung. 

Auch  wenn  die  zu  versendende  Ladung  bereits  verkauft  ist.  kann  der  Verkäufer 
und  Absender  sein  Ki^entumsinteresse  versichern,  zumal  er  bis  zur  Ucberlieferung 
des  Guts  dessen  Eigentümer  bleibt,  s.  Urteil  des  I.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  tum 
10  Febr.  1804  in  Seuffort's  Archiv  N.  F.  HJ.  XX,  S.  71  ff.  Urteil  desselben  Senats 
vom  13.  Juni  18*8  cbeud«  IM.  XIV.  S.  417  II. 

14  IVber  den  li-^rdf  des  Versicherungsnehmers  im  Gegensatz  zum  Versicherten 
in  dor  l>innenvursicherunr',  s.  Urteil  des  I.  Sfn.des  Obcrlandcs/crichls  Hamburg  vom 
10  Mai  ISH'J  des  1.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom  •».  Oktober  1880  in  Seufferi's 
Archiv  N.  F.  IM.  XV,  4.VJ  11  Urteil  des  I.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom  14.  Mai 
IS.iOebendi  N.  l\  IM.  XVI,  Jj.  2_'2 
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des  Versicherten  zu  disponieren  und  zu  klagen,  sofern  der  Versicherungsnehmer 
nur  im  Besitze  der  Poiize  ist.  In  der  Binnentransporlversieherung,  wie  über- 
haupt in  der  Binnenversicherung  ist  die  Auffassung  eine  andere.  Der  Vertrags- 
schluss  im  Namen  und  für  Rechnung  Dritter  ist  Iiier  nach  allgemeinen  Rechts - 
grundsatzen  zu  beurteilen.  Wer  im  Namen  eines  Dritten  einen  Versicherungs- 
vertrag ahschliesst  —  auch  wenn  der  Name  des  Dritten  vorläufig  noch  unbe- 
stimmt bleibt  —  der  wird  nicht  Kontrahent  des  Versicherungsvertrages  und  aus 
diesem  weder  berechtigt,  noch  verpflichtet.  Kr  ist  nur  Vertreter  des  wirk- 
lichen Kontrahenten  und  seine  Rechtsstellung  bestimmt  sich  nach  den  Grund- 
sätzen der  Stellvertretung  Nur  wer  im  eigenen  Namen  Versicherung  nimmt, 
ist  selbst  der  Kontrahent,  der  Versichert«',  mag  die  Versicherung  auch  für  fremde 
Rechnung  geschlossen  sein.  Das  Interesse  des  Versicherlen  an  der  Erhaltung 
des  Versicherungsobjektes  braucht  nicht  notwendig  ein  dem  Versicherten  an  der 
Sache  unmittelbar  zustehendes  Recht  zu  sein.  Sein  Interesse  kann  auch  durch 
seine  obligatorischen  Beziehungen  zu  dritten  Personen  begründet  werden;  so  bei 
einer  Versicherung,  die  ein  Lagerhalter,  ein  Spediteur  auf  fremdes  Eigentum, 
das  er  unter  sieh  hat,  im  eigenen  Namen  für  fremde  Rechnung  zu  nehmen 
pflegt.  Aus  dem  Vertragsschluss  für  fremde  Rechnung  folgt  nicht.  dass  andere 
Personen,  als  die  Kontrahenten  des  Versicherungsvertrages,  unmittelbar  aus  dem- 
selben berechtigt  werden.  Ein  Vertrag  im  Namen  Dritter  und  zu  Gunsten  Dritter 
mit  für  diese  berechtigender  Wirkung  läge  nur  bei  einem  darauf  klar  gerich- 
teten Willen  der  Kontrahenten  vor. 

Doppelversicherung.  Ein  grundsätzliches  Verbot,  dasselbe  Gut  zum 
vollen  Werte  bei  mehreren  Gesellschaften  durch  mehrere  Verträge  doppelt,  drei- 
fach u.s.w.  zu  versichern,  besteht  rechtlich  in  der  Binnentransportversicherung*3 
nicht,  namentlich  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass  nur  der  erste  Versicherungs- 
vertrag gültig  sei.  Die  Doppel  Versicherung  lässt  sich  auch  nicht  ohne  Weiteres 
als  eine  Ueberversicherung  desselben  Gegenstandes  auffassen,  wenn  der  volle 
Wert  desselben  durch  mehrere  Versicherungsverträge  bei  mehreren  Gesellschaften 
mehrmals  versichert  ist  Ebensowenig  lässt  sich  mit  Grund  behaupten,  der 
zweite  Versicherungsvertrag  müsse  ungültig  sein,  weil  es  an  einem  versicherten 
Interesse  fehle,  indem  dieses  schon  durch  den  ersten  Versicherungsvertrag  ge- 
deckt sei.  Allein  das  versicherte  Interesse,  wenn  es  in  einem  Versicherungs- 
vertrage in  Deckung  gegeben  ist,  fällt  damit  keineswegs  fori,  sondern  dies 
Interesse  besteht  weiter,  es  kann  also  nicht  Wegfall  des  Interesses  die  noch- 
malige Versicherung  ausschlössen.  Wenn  dasselbe  Interesse  von  derselben  Person 
durch  mehrere  Verträge  doppelt  versichert  wird,  so  werden  die  hierdurch  etwa 
entstehenden  Unzukömmlichkeiten  durch  die  Rechtsregel  beseitigt ,  dass  ein«1 
Schadensversicherung  nur  den  Schaden  des  Versicherten  entgelten,  aber  nicht 
für  ihn  zu  einem  Gewinn  führen  soll.  Danach  kann  der  Versicherte  den  ent- 
standenen Schaden  nur  einmal  vergütet  erhalten,  und  die  Zahlung  des  Schadens 
durch  eine  der  mehreren  Versicherungsgesellschaften  befreit  auch  die  andere 
Gesellschaft.  Es  entsteht  demgemäss  durch  die  Doppelversicherung  ein  passives 
Solidarschuldverhältnis  /.wischen  dem  Versicherten  und  den  mehreren  Gesell- 
schaften, deren  jede  die  Schuldnerin  des  Versicherten  auf  den  ganzen  Schaden 
ist,  so  dass  der  Versicherte  die  Wahl  hat,  welchen  der  mehreren  Versiclierungs- 
verträge  er  geltend  machen,  von  welcher  Gesellschaft  er  die  Zahlung  des  Schadens 
sich  holen  will.  Ob  der  vom  Versicherten  in  Anspruch  genommene  Versicherer 
seinen  Rückgriff  auf  den  anderen  Versicherer  nehmen  und  Repartierung  des  ge- 
zahlten Schadens  mit  auf  ihn  fordern  kann,  richtet  sich  nach  den  Befugnissen, 
die  etwa  das  Eandesgesetz  dem  zahlenden  Solidarschuldner  gegen  den  anderen 
mit  verpflichteten  Solidarschuldner  gewährt. 

Die  Transportversii-hernngsgesellschaflen  nehmen  einen  verschiedenen  Stand- 
punkt gegenüber  der  Doppelversicherung  ein.    Manche   erwähnen  dieselbe  gar 


Anders  für  Seeversicherung,  s.  Art  71<t!  JI  -G.-R 
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nicht,  so  dass  sie  die  Zulässigkeit  und  Wirkung  der  Doppel  Versicherung  nach 
den  allgemein  darüber  geltenden  Gesetzen  bemessen  wissen  wollen.  Andere 
Gesellschaften  legen  dein  Versicherten  eine  Anzeigepflicht  auf,  wenn  er  selbst 
oder  mit  seinein  Vorwissen  ein  Dritter  den  Gegenstand  anderweit  versichert  haL 
An  die  Verletzung  dieser  Anzeigepflicht  durch  Verschweigung  wird  der  Rechts- 
nachteil geknüpft,  das«  die  erstgenommene  Versicherung"  ungültig  wird  und 
die  Prämie  verfallen  bleibt. 

Wenn  verschiedene  Personen  eine  jede  ihr  Interesse  am  nämlichen  Gegen- 
stande versichern,  so  ist  dies  nicht  eine  eigentliche  Doppelversicherung,  denn 
der  Gegenstand  ist  wohl  mehrfach  versichert,  aber  die  Parteien  der  mehrfachen 
Versicherungsverträge  sind  nicht  identisch.  Solche  mehrfache  Versicherung  kommt 
insbesondere  vor,  wenn  der  Versicherungsnehmer  für  fremde  Rechnung  des 
Versicheilen  die  Versicherung  nahm  und  nun  später  der  Versicherte  auch 
seinerseits  das  Gut  versichert.  Die  Gesellschaften  pflegen  nun  die  Versicherung 
des  Guts  für  fremde  Rechnung  zwar  zuzulassen,  erklären  dieselbe  jedoch  nur 
dann  für  verbindlich,  wenn  der  Versicherungsnehmer  zur  Eingehung  der  Ver- 
sicherung für  fremde  Rechnung  von  dem  Dritten  entweder  beauftragt  war,  oder 
wenn  der  Versicherungsnehmer  den  Mangel  eines  solchen  Auftrages  beim  Ab- 
schluss  des  Vertrages  der  Gesellschaft  angezeigt  hat.  Diesen  Erfordernissen 
muss  also  seitens  des  Versicherungsnehmers  überhaupt  genügt  sein,  damit  die 
Versicherung  für  fremde  Rechnung  nicht  gleich  anfangs  ungültig  sei.  Nun  kann 
die  vom  Versicherungsnehmer  für  fremde  Rechnung,  d.  h.  für  einen  Dritten, 
genommene  Versicherung  zusammentreffen  mit  einer  Versicherung,  die  der  Ver- 
sicherle selbst,  insbesondere  bei  einer  anderen  Gesellschaft  für  sein  Interesse 
genommen  hat,  so  z.  B.  wenn  der  Versender  des  Guts  für  Rechnung  des  Em- 
pfängers, dieser  aber  auch  seinerseits  Versicherung  nahm.  Diese  mehrfache 
Versicherung  —  uneigentlich  Doppelversicherung  genannt  —  wird  von  den 
Transport  Versicherungsgesellschaften  so  behandelt,  das»  die  der  Zeit  nach  früher 
genommene  Versicherung  unverbindlich  ist,  wenn  sie  vom  Versicherungs- 
nehmer für  fremde  Rechnung  ohne  Auftrag  genommen  wurde  und  wenn 
zugleich  die  spätere  Versicherung  vom  Versicherten  selbst  genommen  ist. 
vorausgesetzt,  das«  der  Versicherte  bei  Eingehung,  seiner  späteren  Versicherung 
von  der  vom  Versicherunjisnehmer  eingegangenen  Versicherung  noch  keine 
Kenntnis  hatte,  oder  dass  der  Versicherte  bei  Eingehung  der  späteren  Ver- 
sicherung dem  Versicherer  anzeigt,  dass  er  die  frühere  vom  Versicherungs- 
nehmer geschlossene  Versicherung  ablehnt.  Handelt  es  sich  nicht  um  die 
Konkurrenz  zweier  Versicherungen,  deren  erste  der  Versicherungsnehmer  für 
fremde  Rechnung  einging,  während  die  zweite  der  Versicherte  selbst  ahschloss, 
sondern  um  zwei  selbständige  Versicherungen,  deren  erste  Jemand  als  Ver- 
sicherter für  eigene  Rechnimg  nimmt,  während  die  zweite  unwissentlich  von 
einer  anderen  Person  nochmals  für  eigene  Rechnung  genommen  wird,  so  ist 
nach  Bestimmung  der  üblichen  Polizebcdingungen  die  zweite  Versicherung  inso- 
weit ohne  rechtliche  Geltung,  als  der  nämliche  Gegenstand  auf  dieselbe  Zeit 
und  auf  dieselbe  Gefahr  (Interesse)  bereits  in  der  ersten  Versicherung  versichert 
war.  In  diesem  Kalle  erstattet  die  Gesellschaft,  welche  die  zweite  Versicherung 
ahschloss.  auf  erfolgten  Nachweis  der  stattgehabten  ersten  Versicherung  die 
Prämie  für  die  zweite  Versicherung  unter  Einbehaltung  der  Kosten.  Stempel  und 
Porti.  Es  handelt  sich  also  in  diesem  Kalle  um  eine  zweifache  Vcrsieherungs- 
nahme,  welche  zwei  Personen  irrtümlich  und  unabhängig  von  einander  für  das- 
selbe Interesse  nehmen,  weshalb  die  Ristornierung  der  Prämie  der  Billigkeit 
entspricht. 

Nicht  als  mehrfache  Versicherungen  werden  betrachtet  und  es  bleiben  daher 
nebeneinander  güllig  mehrere  Versicherungen,  bei  denen  :  a\  Quoten  des  vollen 

8i  .Niederrheinische  Gu'ei- .Wekuranz -GeselKdi  tft  7U  Wesel,  Allgcni.  Vers  Med. 
für  Lindlransenrl  J»  10  Abs.  I  ,  Norddeutsche  V.m su  hei  uii;sr'cscll.sc|i .ift  zu  Hamburg. 
Allee  n  Vers   be  i   lur  < ". u tor" im ns j ■, n  t  auf  Klugen  etc.  §  1U  Alis.  1. 
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Versicherungsweites  von  verschiedenen  Gesellschaften  versichert  werden ;  so 
z.  Ii.  wenn  die  eine  Gesellschaft  die  erste,  die  andere  Gesellschaft  die  zweite 
Hälfte  de»  vollen  Versicherungswertes  unter  Deckung  nimmt.  Jede  der  beiden 
Versicherungen  hat  hier  einen  andern  Gegenstand,  b)  Güllig  sind  mehrere  Ver- 
sicherungen desselben  Gutes ,  wenn  dasselbe  in  einer  Spezialpolize  gegen  eine 
einzelne  Gefahr,  z.  B  gegen  Feuergefahr  im  Güterschuppen  versichert  wird, 
während  diese  Gefahr  gleichzeitig  mit  anderen  Gefahren  in  einer  andern  Polize 
ebenfalls  niitversichert  war.  Die  Spezialpolize  und  die  weiter  greifende  Polize 
bestehen  alsdann  nebeneinander  und  es  kommt  nicht  darauf  an,  welche  der 
beiden  Polizen  früher  als  die  andere  ausgeferligt  wurde.  Der  mehrfach  gegen 
die  einzelne  Gefahr  in  der  besondern  und  allgemeinen  Polize  Versicherte  kann 
selbstverständlich,  wenn  aus  der  Gefahr  der  Schaden  eintritt,  denselben  nur 
einmal  vergütet  verlangen.  Hier  pflegt  in  den  Pulizebedingungen  mancher  Trans- 
porlversicherungsgesellschaflen  bedungen  zu  sein,  dass  der  wegen  der  einzelnen 
tiefahr  in  einer  allgemeinen  und  in  einer  Spezialpolize  nochmals  bei  einer  andern 
Gesellschaft  Versichertc  den  aus  der  Gefahr  eingetretenen  Schaden  aus  der 
Spezialpolize  gegen  die  andere  Gesollschaft  geltend  machen  muss.  Die  noch- 
malige SpezialVersicherung  einer  einzelnen  schon  in  der  allgemeinen  Polize  mit 
gedeckten  Gefahr  bewirkt  also,  dass  der  Schaden,  der  aus  Realisierung  der  ein- 
zelnen Gefahr  erwuchs,  nur  aus  der  Spezialpolize,  nicht  aus  der  allgemeinen 
Polize  gefordert  werden  kann,  während  die  letztere  hinsichtlich  allen  übrigen 
durch  sie  gedeckten  Gefahren  fortbesteht. 

Pflichten  des  Versicherten  im  Transportversicherungsvertrage.  — 
Von  der  Verbindlichkeit  des  Versicherten  zur  rechtzeitigen  Prämienzahlung  war 
schon  die  Rede. 

Abgesehen  hiervon  ist  es  die  haupsächlichste  Pflicht  des  Versicherten,  seine 
Handlungen  oder  Unterlassungen  so  einzurichten ,  das  ihm  dabei  kein  Ver- 
schulden zur  I>ast  fällt.  Der  Versicherungsvertrag  soll  dem  Versicherten  nur 
seinen  Schaden  entgelten ,  dagegen  ihm  nicht  diejenige  Achtsamkeit  und  Sorg- 
fall ersparen,  die  er  anwenden  müsste,  um  sich  vor  Schaden  zu  bewahren, 
wenn  er  nicht  versichert  wäre.  Der  Versicherte  haftet  grundsätzlich  für  jegliches 
Verschulden,  doch  beschränken  die  Versicherungsbedingungen  diese  Verantwort- 
lichkeit meist  auf  grobes  Verschulden 8\  während  der  Versicherte  für  ein  nur 
leichtes  Verschulden  nicht  einsteht.  Da  der  Eintritt  des  schuldigen  Ereignisses 
ein  zufälliger  sein  muss,  so  darf  er  nicht  auf  den  Willen  des  Ver- 
sicherten zunickzuführen  sein*".  Den  durch  sein  Verschulden  verursachten 
Schaden  hat  der  Versicherte  selbst  zu  tragen,  schon  weil  darin  eine  willkürliche 
Veränderung  des  Risikos  liegt.  Die  Tiansportversicherungsgescllschaftcn  pflegen 
es  auch  dem  Versicherten  aufzulegen,  dass  er  für  den  Schaden  einstehen  muss, 
welcher  durch  ein  dem  Ahlader,  Empfänger  oder  Zwischenspediteur  in  dieser 
ihrer  Eigcnsi-haft  zur  Last  fallendes  Verschulden  entsieht l,H.  Ebenso  haftet  nicht 
nur  der  Versicherungsnehmer,  der  für  fremde  Rechnung  versichert,  für  Ver- 
schulden, sondern  es  muss  sich  auch  der  Versicherte  für  dessen  Rechnung  die 
Versicherung  genommen  wurde,  ein  Verschulden  des  Versicherungsnehmers  ent- 
gegenhalten lassen. 

Da  der  Versicherle  für  Umsicht  und  Sorgsamkeit  seinerseits  aufzukommen 
hat  und  den  Schaden  nicht  selbst  verursachen  darf,  so  ist  er  verpflichtet  für 
die  Rettung  des  versicherten  Gutes  und  Interesses  aus  einer  drohenden  oder 
entstandenen  Gefahr  nach  Kräften  zu  sorgen;  vorausgesetzt  ist,  dass  der  Ver- 
sicherte Kenntnis  von  der  Gefährdung  hat.  Ebenso  ist  der  Versicherte  gehalten, 
nach  eingetretenem  l'nfall  für  Erhaltung  des  versicherten  Gegenstandes  und  die 
Abwendung  grösserer  Nachteile    thunlichst   bemüht  zusein.    Auch  der  Ver- 


"  Lewis,  a.  a.  ().  §  U,  S.  190 

49  Paul  Meyer,  die  Anzeigepflicht  des  Versicherungsnehmeis  beim  Abschlug» 
des  Versicheriirigavertragcs  (Hamburg  1»97)  S.  !.">. 

*•  ObeiTbi'imschc  \  ei  -.icliei  ungsgesellschufl,  Allgem.  Ver».  Bed.  Art.  2  Abs  \  . 
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sicherer  hat  bei  einer  drohenden" Gefahr,  Unfall  oder  Sehaden  die  Befugnis, 
seinerseits  einzuschreiten  und  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  welche  zur  Rettung 
und  Erhaltung  des  Gutes  dienlich  erscheinen  und  geeignet  sind,  eine  Aus- 
dehnung des  Schadens  zu  verhüten.  Durch  solches  Einschreilen,  welches  der 
Versicherte  nicht  hindern  darf,  wird  er  jedoch  seiner  eigenen  Pflicht  zur  Kettung 
und  Erhaltung  des  Gutes  nicht  ledig ;  auch  ist ,  wenn  die  Gesellschaft  jene 
Bettungsmassregeln  ergreift,  daraus  nicht  eine  Anerkennung  ihrer  Entschädi- 
gungspflicht zu  folgern. 

Sodann  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  ohne  Verzug  (nach  den  Polize- 
bedingungen  längstens  binnen  24  Stunden  nach  seiner  Kenntnis)  die  Unfall-  und 
Schadensanzeige  zu  machen.  Die  Anzeige  hat  dreifach  zu  erfolgen,  an  den 
Agenten,  der  die  Versicherung  ermittelte,  an  die  Direktion  der  Versicherungs- 
gesellschaft und  an  den  Vertreter  derselben,  welcher  der  Unfallstelle  und  even- 
tuell dem  Ankunftsorte  des  Gutes  am  nächsten  wohnt.  Die  Anzeige  soll  brieflich 
und  wenn  es  die  Sachlage  erfordert,  telegraphisch  erfolgen,  das  Telegramm  ist 
auch  mit  nächster  Post  nochmals  brieflich  zu  bestätigen  und  ausführlich  zu 
ergänzen.  Eine  weitere  Anzeigepflicht  geht  in  der  Landtransportversicherung 
dahin,  dass  der  Versicherte,  wenn  ihm  das  Ausbleiben  ganzer  Kolli  gemeldet 
wird,  hiervon  die  betreffende  Eisenbahn  bezw.  Post  Verwaltungen  zu  benach- 
richtigen und  den  Erlass  von  Laufzetteln  und  sonstigen  Nachforschungen  zu 
beantragen  hat.  Der  Versicherte  hat  ferner,  soweit  ihm  dies  möglich  ist,  dafür 
zu  sorgen,  dass  dieser  Anzeige  bezw.  Massregeln  auch  von  den  Empfängern  oder 
Absendern  des  Guts.  bezw.  den  Zwischenspedileuren  versicherter  Güter  und 
deren  Beauftragten  genügt  ist.  Von  der  gemachten  Anzeige  und  den  getrof- 
fenen Massregeln  muss  der  Versicherte  der  Direktion  der  Gesellschaft  oder  dem 
nächstwohnenden  Vertreter  derselben  unverzüglich  Nachricht  geben. 

Alle  diese  Schritte  bezwecken  beim  Ausbleiben  ganzer  Kollis,  auf  welches 
sie  sich  beziehen,  den  Schadensthatbestand ,  insbesondere  den  Grund  des  Ver- 
lust« zu  ermitteln  und  zur  Wiedererlangung  des  ausgebliebenen  Gutes  beizu- 
tragen. 

Wenn  die  vorstehenden  Anzeigen  vom  Versicherten  gemacht  sind,  können 
auch  die  Direktion  der  Gesellschaft  oder  ihre  Organe  durch  Anordnungen  ein- 
greifen und  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  den  Anordnungen  Folge  zu  leisten. 
Dagegen  wird  der  Versicherte,  wenn  die  Gesellschaft  oder  deren  Organe  solche 
Anordnungen  treffen,  seinen  Pflichten  gegenüber  der  bezüglichsten  Transport- 
verwaltung nicht  entledigt  und  es  wird  überhaupt  an  dem  zwischen  dieser 
und  dem  Versicherten  bestehenden  Frachtvertragsverhällnisse  nichts  geändert. 

Dem  Versicherten  liegt,  wenn  Güter  beschädigt  sind,  die  Pflicht  ob,  den 
Schaden  und  seine  Ursache  zu  untersuchen  und  seinem  Befunde  nach  festzu- 
stellen70. Diese  Massregel  hat  am  ersten  Orte  zu  erfolgen,  an  welchem  sie 
geschehen  kann  :  sie  darf  bis  zum  Bestimmungsorte  des  Gutes  verschoben  wer- 
den, wenn  die  Weiterversendung  ohne  eine  Vergrösserung  des  Schadens  thunlich 
ist  Bei  Landtransportversicherung  hat  der  Versicherungsnehmer  und  der  Versicherte 
dafür  zu  sorgen,  dass  der  beraubte  oder  beschädigte  Gegenstand  nicht  eher  von 


70  Es  pflegt  in  den  Land-  und  Klusstrunsportpolizen  bedungen  zu  werden,  diss, 
wenn  weder  der  Versicherer,  noch  sein  Vertreter  bei  diesen  Ermittlungen  anwesend 
sind,  auch  nicht  in  angemessener  Zeit  erreicht  werden  können,  der  Versicherte  eine 
amtliche  Schädenscrinittlung  zu  veranlassen  hat,  sei  es  durch  den  Konsul  oder  sonst 
ein«  zur  Ernennung  von  Sachverständigen  für  die  Schädenskonslatierung  zuständige 
Behörde  (Amtsgericht),  welche  d  um  über  den  Befund  ein  Protokoll  aufnimmt  Beson- 
ders wichtig  ist  Iiier  das  der  seerechtlichen  Verklarung  nachgebildete  Verfahren  und 
die  Pflichten  des  Schiffers  nach  §S  10  H  des  BinnenschitTfahrtsgesetzej.  Danach  hat  der 
Schitier,  wenn  zur  Abwendung  oder  Verringerung  eines  Verlustes  besondere  Mass- 
regeln erforderlich  sind,  wenn  thunlich  die  Anweisung  der  Ladung-beteiligten  einzu- 
holen, auch  letztere  von  dem  Vorfall  schleunigst  zu  benachrichtigen.  Wird  Schiff  oder 
Ladung  von  einem  Unfall  betrotlen,  so  ist  der  Schiller  auf  Verlangen  eines  Ladungs- 
heteiligten  verpflichtet,  vor  dem  zuständigen  Amtsgericht  eine  Beweisaufnahme  über 
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der  Eisenbahn  oder  Post  ab  -  und  in  Empfang  genommen  wird ,  als  bis  der 
Thatbestand  und  der  Umfang  des  Schadens ,  sowie  seine  Ursache  durch  die 
betreffenden  Eisenbahn-  oder  Postbeamten  festgestellt  und  beurkundet  worden 
ist1'.  Der  Versicherle  hat  ferner  gegenüber  der  Transportverwaltung  oder  Dritten, 
wenn  sie  für  den  Schaden  haftbar  erscheinen ,  Reklamation  zu  erheben  und 
dabei  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Fristen  und  Termine  einzuhalten. 

Die  nach  Vorstehendem  dem  Versicherten  obliegende  Schadensermittlung 
und  Untersuchung  der  Güter  hat,  wenn  sie  nicht  unterwegs  stattfindet,  sobald 
als  thunlich  nach  der  Ankunft  der  Güter  zu  erfolgen. 

Pilicht  des  Versicherten,  das  Regressrecht  gegen  den  Transport- 
unternehmer bei  Verlust  oder  Beschädigung  des  Guts  cu  wahren. 
—  Der  Frachtführer,  d.  h.  wer  gewerbsmässig  den  Transport  der  Güter  zu 
Lande  ausführt,  haftet  nach  Art.  3!)5  ff.  des  Handelsgesetzbuchs  für  den  unter- 
wegs passierten  Verlust  oder  Beschädigung  des  Gutes.  Diese  Grundsätze  finden 
auch  auf  das  Frachtgeschäft  der  Eisenbahnen  Anwendung,  für  welches  aber 
noch  ausserdem  Art.  42*2-431  des  Handelsgesetzbuchs  und  die  Verkehrsordnung 
für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  15.  November  18">2  in  Betracht  kommt  ; 
namentlich  diese  letztere  enthält  über  die  Haftung  für  Verlust  und  Beschädigung 
des  Guts  sehr  detaillierte  Bestimmungen,  z.  B  3i  ff.,  5$S  71  ff.  Die  Haftung 
des  Frachtführers  auf  Binnengewässern  ist  in  den  58  ff.  des  Binnenschiff- 
fahrtsgesetzes vom  15.  Juni  189")  regulirt 

Nach  §  58,  Abs  1  des  letztem  haftet  der  Schiffsfrachtführer  für  den 
Schaden .  der  seit  der  Empfangnahme  bis  zur  Ablieferung  durch  Verlust  oder 
die  Beschädigung  des  Frachtguts  entstanden  ist,  sofern  er  nicht  beweist,  dass 
der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  Unislände  herbei  geführt  ist,  welche 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht  abgewendet  werden 
konnten. 

Der  Flussfrachtführer  haftet  für  die  (tüte,  Fehlerlosigkeit  und  Betriebssicher- 
heit seiner  Transportmittel11.  Nach  §  58,  Abs  2  a  a.  ().  ist  aber  die  Haftung 
des  Flussfrachtführers  dann  ausgeschlossen,  wenn  der  Verlust  oder  die  Beschä- 
digung des  Gutes  aus  einem  mangelhaften  Zustande  des  Schiffes  nebst  Zube- 
hörden,  der  Lade-  oder  Löschgeräthsehaftcn  entstanden  ist ,  welcher  trotz  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers  nicht  zu  entdecken  war. 


den  thatsSchlichen  Hergang,  sowie  über  den  Umfang  des  eingetretenen  Schadens  und 
über  die  zur  Abwendung  oder  Verringerung  dosselben  angewendeten  Mittel  zu  bean- 
tragen. Der  Schiffer  hat  sich  seibat  zum  Zeugnisse  zu  erbieten  und  sonst  Beweismittel 
zu  bezeichnen.  Zu  dem  vom  Amtsgericht  bestimmten  Termin  ist  der  Schiffer  und  sind 
die  Zeugen  zu  laden,  auch  den  Ladungsbeteiligten,  event.  durch  öffentliche  Bekannt- 
machung, Mitteilung  zu  m  tcben. 

Tl  Die  Feststellung  und  Beurkundung  »oll  in  Gegenwart  des  Ver-icherten  (Ver- 
sicherungsnehmers) oder  »einer  Beauft ragten  und  unter  Zuziehung  des  Versicherers 
und  event.  seines  Vertreters  erfolgen,  wie  die  Allgem.  Vers.  Bed.  der  Oberrheinischen 
Versicherungsgesellschaft  Art.  13  verlangen,  doch  ist  dies  meist  nicht  ausführbar,  jeden- 
falls nicht  gegen  den  Willen  der  Post-  und  Eisenbahnbehörde.  Andere  Gesellschaften 
sehen  deshalb  auch  von  dieser  Umständlichkeit  ab.  Nach  S  71  der  Verkehrsordnung 
für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  15.  November  180*2  ist  die  Feststellung  von 
Verlust  oder  Beschädigung  des  Kisenbahnfrachtguts  Amtssache  der  B.ihnverwaltung  ; 
den  Beteiligen  ist  nur  auf  ihr  Verl.ngeo  eine  Abschrift  des  Protokolls  über  die  Fest- 
stellung des  Schadens  mitzuteilen. 

7*  Die  gewerbsmässigen  Transportgesellschaften  pflegen  aber  vielfach  durch  Be- 
freiungsklauseln  im  Frachtverträge  und  Konnossement  ihre  gesetzliche  Haftpflicht  aus- 
ruschhessen  oder  sie  einzuschränken  So  hatte  z.  B  die  Berliner  Krahngesellschaft 
bedungen,  dass  sie  für  Schä-Ien  nur  dann  aufkomme,  wenn  dieselben  durch  ihr  oder 
ihrer  Leute  grobes  Verschulden  entstanden  seien,  s.  Urteil  des  I.  Sen  des  Oberlandes- 
genchts  Himburg  vom  23.  Februar  iHMl  in  Seuffcrt's  Archiv  N.  F.  Bd.  XX.  S  «30  ff. 

71  Urteil  des  III.  Sen  des  Oberlandesgerichts  Hamburg  vom  24.  M,,i  1892  in 
SeufferC  s  Archiv  N  F.  Bd.  XVIII,  S.  189  und  Urteil  des  Oberbndesgei ichts  Hostnck 
vom  1.  Mai  18J0  ebcndortsclhst. 
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Diese  Haftpflicht  des  Frachtführers  ixt  selbs verständlich  für  den  Transport- 
versicherer nicht  minder,  wie  den  Versicherten  sehr  wichtig,  insbesondere  kommt 
es  dem  Versicherer  zu  Gute,  wenn  er  den  Schaden  vergütet  und  alsdann  im 
Wege  des  Rückgriffs  auf  den  Frachtführer  sich  hierfür  auf  Grund  von  dessen 
gesetzlicher  Haftpflicht  für  Verlust  und  Beschädigung  Ersatz  holen  kann.  Die 
Haftpflicht  des  Frachtführers  besteht  zwar  nur  dem  Absender  und  Empfänger 
gegenüber,  doch  tritt  der  Versicherer  an  dessen  Stelle,  wenn  er  den  Schaden 
bezahlt  hat  und  zwar  vermöge  der  in  den  Bedingungen  der  Transport polize  ent- 
haltenen Cessionsklausel,  wonach  der  Versicherte  dem  Versicherer  die  Ansprüche 
des  ersteren  gegen  den  Frachtführer  wegen  Verlust«  und  Beschädigung  des 
Gutes  abtritt.  Es  ist  nun  von  Bedeutung,  dass  das  Regressrecht  des  Versicherten 
gegen  den  Frachtführer  nicht  verloren  geht  und  deshalb  ;legen  die  Polizcbeding- 
ungen  dem  Versicherten  die  Pflicht  auf,  das  Regressrecht  durch  geeignetes  Ver- 
halten bei  Verlust  und  Beschädigung  des  Gutes  zu  konservieren.  Hierbei  hat  der 
Versicherte  folgende  gesetzliche  Bestimmungen  zu  beachten. 

1.  Für  Landtransport.  Durch  Annahme  des  Guts  und  Bezahlung  der 
Fracht  erlischt  nach  Art  408  des  Handelsgesetzbuches  jeder  Aaspruch  gegen 
den  Frachtführer,  namentlich  also  auch  wegen  Verlusts  oder  Beschädigung  des 
Gutes  '*.  Nur  wegen  Verlusts  oder  Beschädigung,  welche  bei  der  Ablieferung 
äusserlich  nicht  erkennbar  waren  ,  kann  der  Frachtführer  selbst  nach  der  An- 
nahme und  nach  Bezahlung  der  Fracht  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn 
die  Feststellung  des  Verlusts  oder  der  Beschädigung  ohne  Verzug  nach  der 
Entdeckung  nachgesucht  worden  ist  und  bewiesen  wird  ,  dass  der  Verlust  oder 
die  Beschädigung  während  der  Zeit  der  Empfangnahme  (Abladung)  bis  zu  der 
vom  Frachtführer  vorgenommenen  Ablieferung  entstanden  ist. 

Die  Abnahme  des  Gutes  am  Bestimmungsort 71  verbunden  mit  Bezahlung  der 
Fracht  ist  also  dem  Frachtführer  gegenüber  eine  sehr  präjudizierliche  Handlung, 
denn  sie  bewirkt  in  der  Regel  und  abgesehen  von  äusserlich  nicht  erkennbarem 
Verlust  oder  Beschädigung  den  Ausschluss  des  Regressrechts  gegenüber  dem 
Frachtführer**.  Um  sich  diesen  Rückgriff  zu  erhallen,  muss  der  Adressat  (Des- 
tinatar) des  Gutes  die  Annahme  desselben  verweigern  (mindestens  aber  die 
Zahlung  der  Fracht  weigern) :  auch  kann  er  das  im  Art.  H»7  des  Handelsgesetz- 
buches angeordnete  Untersuchungsverfahren  durch  Sachverständige  hinsichtlich 
der  Ermittlung  und  Begutachtung  eines  Verlustes  oder  einer  Beschädigung  ver- 
anlassen ;  die  Sachverständigen  ernennt  auf  Antrag  das  Amtsgericht. 

Die    Polizebedingungen   der  Landtransportversicherer    enthalten   nun  die 


74  Iber  diese  Bedeutung  der  Ablieferung  des  Guts  durch  den  Frachtführer,  s. 
Kreudcnstein,  Uber  einige  Hcchtsverhältnissc der  Binnenschifffahrt  und  der  Trans- 
portversicherung in  Khrcnzweig's  Assekuranz-Jahrbuch,  Jahrg.  XIV,  S.  140  ff.  — 
Ablieferung  erfordert  nicht  notwendig  thatsäehliehe  Übergabe  an  den  Empfänger,  es 
kann  vielmehr  der  Ablieferungspflicht  schon  dadurch  genügt  weiden,  dass  der  Fracht- 
führer oder  Schiller  die  Guter  an  der  Zoll-  oder  Abladostelle  niederlegt,  vorausgesetzt, 
dass  der  Kmpfängcr  durch  eine  Anzeige  von  der  Ankunft  des  Guts  in  den  Stand  gesetzt 
wird,  über  das  Gut  zu  verfügen.  Urteil  des  1.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom 
21.  September  1895  in  Scuffert's  Archiv  N.  F.,  Ud  XXI,  S.  *V2. 

7t  Begriff  der  Ann.ihmc:  »Es  ist  d.irunter  nur  diejenige  Übernahme  des  Gutes 
zu  verstehen,  mittelst  deren  eine  Aneignung  des  Ergebnisses  des  übernommenen  und 
ausgeführten  Transportes  erfolgt.  Hierbei  soll  zwar  nicht  für  sich  allein,  weil  die  Über- 
nahme trotz  fehlerhafter  Ausführung  zur  Veimeidung^anderer  Nachteile  geboten  seiu 
kann,  aber  in  Verbindung  mit  der  nach  der  Ausführung  erfolgenden  Zahlung  der 
Fracht  eine  Billigung  des  Werks  der  Transportierung  liegen»  ;  Urleil  des  I.  Givjlsen. 
des  Reichsgerichts  vom  '2.  Februar  1SS!>  in  Knt^  heid.  d.  K.-G.  in  Civilsen.  Bd.  XXII, 
S.  140  f. 

Tti  Durch  Annahme  de*  frankiert  zugesandten  Guts  erlischt  der  Anspruch  gegen  den 
Frachtführer  nicht  ebenso  auch  nicht,  wenn  die  Fracht  nicht  dem  Frachtführer,  son- 
dern dein  Spediteur  als  Auslage  desselben  ge/ahll  wird,  s.  Urteil  des  II.  Sen.  des 
nberldiidesgeiichts  Mai ienvverder  vom  11  M.  rz  181*2  in  Scuffert's  Archiv  N.  F., 
IM  XVIII,  S.  W7  fl. 
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Klausel,  dixs  wenn  «ler  Empfänger  (Destinatar)  des  Gutes  dasselbe  angenommen 
hat,  ohne  den  Sehaden  vorher  untersuchen  und  feststellen  zu  lassen,  der  Ver- 
sicherer von  seiner  Pflicht  befreit  wird,  den  Sehaden  aus  dem  Versicherungs- 
verträge zu  vergüten.  Analog  dem  Verhältnis  des  Frachtführers  lindet  eine  Aus- 
nahme von  obengedachter  Befreiung  nur  statt,  wenn  die  Beschädigung  bei 
verpackten  Gütern  äusserlich  nicht  erkennbar  war.  Die  Anwendbarkeit  dieser 
Vorschriften  und  die  demgemässe  Befreiung  der  Versicherungsgesellschaft  setzen 
aber  voraus ,  dass  überhaupt  ein  Schaden  entstanden  war  und  dass  der  Em- 
pfänger  dies  gewusst  hat.  Unverpackte  Güter  auf  äußerlich  nicht  erkennbare 
Mängel  zu  untersuchen  ist  der  Empfänger  vor  der  Annahme  des  Gutes  nicht 
verpflichtet ;  unterlässt  er  dies ,  so  wird  die  Gesellschaft  noch  nicht  befreit. 
Diese  Auffassung  wird  gebieterisch  durch  die  bona  fides  des  Versicherungsver- 
trages und  das  Bedürfnis  des  Verkehrs  gerechtfertigt,  denn  es  kann  dem  Em- 
pfänger der  Waare  nicht  zugemutet  werden ,  Güter,  die  ihm  in  augenscheinlich 
unbeschädigten  Zustande  abgeliefert  werden,  auf  verborgene  Mängel  zu  unter- 
suchen, 

2.  Für  den  Binnenwassertransport.  Inwieweit  hier  durch  die  Abnahme 
des  Gutes  der  Anspruch  aus  Verlust  und  Beschädigung  desselben  dem  Schiffs- 
frachtführer  gegenüber  erlischt,  darüber  ertheilt  §  Ül-  des  Beichsbinnenschiff- 
fahttsgesetzes  vom  15.  Juni  1895  die  gesetzlichen  Vorschriften.  Dort  ist 
bestimmt ,  dass  nach  Abnahme  des  Gutes  durch  den  Empfangsberechtigten 
Ansprüche  wegen  teil  weisen  Verlustes  oder  wegen  Beschädigung,  welche 
äusserlich  erkennbar  waren,  nur  geltend  gemacht  werden  können,  wenn 
vor  der  Abnahme  der  Zustand  des  Gutes  durch  gerichtlich  ernannte  Sach- 
verständige festgestellt  ist 71. 

Wegen  Verlustes  oder  Beschädigung ,  welche  hei  der  Abnahme  des  Gutes 
äusserlich  nicht  erkennbar  waren,  kann  der  Schiffsfrachtführerauch  später 
in  Anspruch  genommen  werden.  Voraussetzung  hierfür  ist  jedoch,  dass  die 
Feststellung  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  ohne  Verzug  nach  der  Ent- 
deckung und  spätestens  innerhalb  einer  Woche  nach  der  Abnahme  nach- 
gesucht werden  und  bewiesen  wird ,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigung 
während  der  Zeit  seit  der  Übernahme  (Abladung)  bis  zur  Ablieferung  ent- 
standen ist"*. 

Der  Schiffsfrachtführer  kann  sich  auf  vorstehende  Vorschriften  nicht  berufen, 
wenn  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  bösliche  Handlungsweise  einer 
Person  der  Schiffsbesatzung  verursacht  ist. 

Die  Beobachtung  der  gedachten  Bestimmungen  ist  gesetzliche  Voraussetzung 
der  Wahrung  des  Kegressrechts  seitens  des  Empfangsberechtigten  gegenüber  dem 
Schiffsfrachtfiihrer.  Da  nun  auch  die  Binnenwassertransportversicherungsgesell- 
schaft  ein  Interesse  an  der  Erhaltung  de9  Rückgriffs  gegen  den  Fracht- 
führer hat1*,  so  ist  in  den  Polizebedingungen  bestimmt,  dass  wenn  der  Em- 
pfänger das  Gut  angenommen  hat ,  ohne  den  Schaden  vorher  zu  untersuchen 
und  ermitteln  zu  lassen,  die  Gesellschaft  von  ihrer  Ersatzverbindlichkeit  aus 
dem  Versicherungsvertrage  befreit  wird.  Eine  Ausnahme  lindet  nur  dann  statt, 
wenn  die  Beschädigung  bei  verpackten  Gütern  äusserlich  nicht  erkennbar  war 


77  An  sich  ist  der  Schiffer  verpflichtet,  dem  Empfänger  von  Stöckgut  seine  Lösch- 
bereitschaft anzuzeigen.  Von  dieser  Pflicht  pflegt  der  Schiffer  sich  nicht  selten  durch 
«Ii«  Konnossementklausel  frei  zu  zeichnen,  dass  der  Empfänger  die  Guter  sofort  abzu- 
nehmen hat,  sobald  das  Schilf  löschbereit  ist  Hier  hat  also  der  Empfinget-  nach  der 
Ankunft  des  Schiffs  sich  zu  erkundigen  und  nimmt  er  nicht  rechtzeitig  ab.  so  werden 
die  (jtiter  auf  seine  Kosten  in  Leichter  geworfen  und  gelagert,  s.  Urteil  des  IV  Civilsen. 
des  Oberlandesgcrichts  Hamburg  vom  '2U.  Mai  1&>5  in  Scuffert's  Archiv  N.  F., 
lid.  XXI.  S.  11* i. 

74  Die  Kosten  einer  vom  Empfangsberechtigten  beantragten  Schädensfeststellung 
hat  der  Frachtführer  nach  jsj  Ol  Abs.  :j  des  riiineuschilTfahrUgesetzes  dann  zu  tragen, 
wenn  ein  Verlust  oder  eine  Beschädigung  ermittelt  wird,  wofür  er  haftet. 


Digitized  by  Google 


780  BinnentransporUcreicherung:  Pflichten  des  Versicherten. 


und  wenn  sie  längstens  binnen  2i  Stunden  nach  dem  Empfange  des  Gutes 
bewahrheitet  worden  ist "°. 

Um  das  Scbadenersalzreeht  aus  dem  Versicherungsverträge  für  den  Ver- 
sicherten zu  wahren,  muss  also  der  Empfangsberechtigte  das  Ersabsrecht  gegen- 
über dem  Schiffsfrachtführer  dadurch  aufrecht  erhalten,  dass  der  Empfangs- 
berechtigte vor  der  Abnahme  des  Gutes  aus  der  Hand  des  Schiffsfrachtführers 
diesem  gegenüber  die  Schadensfeststellung  nach  obigem  §  61  des  Binnenschiff- 
fahrtsgeselzes  veranlasst.  Auch  hat  der  Empfangsberechtigte  alsbald  nach  dem 
Anlandbringen  (Löschen)  des  Gutes  und  vor  der  Abnahme  eine  Besichtigung 
desselben  vorzunehmen  und  -/war  bei  Meidung  des  Verlustes  aller  Ansprüche, 
wie  die  Polizebcdingungen  androhen. 

Dpr  Schiffer  ist  nicht  verpflichtet,  wenn  er  sich  die  Besichtigung  des  Gutes 
an  Bord  vorbedungen  hat,  die  Wegschaffung  desselben  anderswohin,  z.  B.  in 
ein  Lagerhaus,  zu  gestatten.  Denn  der  Empfänger  soll  alsdann  an  Bord  das 
Gut  besichtigen  lassen  und  damit  ist  er  in  der  Lage,  seine  Schadensansprüche 
gegen  den  Schiffer  zu  wahren.  Der  Schiffer  hat  ebenso,  wie  der  Empfänger, 
ein  Interesse  daran,  dass  die  (iüler  an  Bord  besichtigt  werden,  um  namentlich 
die  Ursache  etwaiger  Schaden,  wie  mangelhafte  Ver.stauung,  festzustellen,  s.  Ur- 
teil des  IL  Sen.  des  Oberlandesgerichts  Hamburg  vom  17.  März  189ü  in  Seuf- 
feifs  Archiv,  S.  Bd.  XXII,  S.  71  ff. 

Verhältnis  des  Regressanspruchs  zum  Versicherungsanspruch.  — 
Findet  sich,   dass  der  Transportunternehmer,    also  die  Eisenbahn,  Post,  der 


79  Man  könnte  glauben,  der  Binnenw  isscr- Versicherer  könne,  nachdem  das  Binnen- 
schifffahrtsgesetz  die  Haftung  des  Schiffsirachtführers  für  Verlust  und  Beschädigung 
äusserst  reduziert  hat,  es  dem  Versicherten  gegenüber  ebenso  machen  und  das  Versiche- 
rungsrisiko entsprechend  beschränken.  Allein  dies  ist  dem  Binnenwasser-Versicherer, 
obschon  die  gesetzlichen  Vergünstigungen  sein  Risiko  erhöhen,  nicht  möglich,  weil  die 
übergrosse  Konkurrenz  im  Tr  .nsporlversiehei  ungsgesch.ift  unüberwindliche  Schwie- 
rigkeiten in  den  Weg  legt,  auch  die  Transportversicherung  alsdann  ihren  Zweck  nicht 
genügend  erfüllen  würde;  vgl.  Eugen  Bau  mgartner's  Zeitschrift,  Bd.  IV,  S.  503  f . 

Über  die  noch  überdies  durch  vertragsmäßige  Freizeichnungen  in  den  Frachtverträgen 
und  Konnossementen  verstärkte  privilegierte  Stellungdes  Schiffsfrachtführers,  s  Freu- 
denstein «Über  einige  Rechtsverhältnisse  der  Uinnonschillfahrt  und  der  Transport- 
versicherung »  in  Ehrenzweig' s  Assekuranz-Jahrbuch  Jahrg.  XIV,  S.  76  ff.,  (Wien 
189:lj  und  Freudenstein,  •  Das  Deutsche  Reichsgesetz  betreffend  die  privatrecht* 
liehen  Verhältnisse  der  Binnenschifffahrt»  vom  15.  Juni  1895,  ebenda  Jahrg.  XVII, 
Th.  I,  S.  115  ff.  (Wien,  1890). 

80  Diese  Vertragsbcstinimung  ist  dahin  auszulegen,  djss  die  Verpackung  es  war, 
welche  die  äusserlichc  Ktkennbarkeit  der  Beschädigung  hinderte  ;  daraus  ergiebt  sich 
also  die  Pflicht  des  Empfingen*,  wenn  er  seinem  Entsclr'idigunjsinspruch  aus  dem 
Versicherungsverträge  aufrecht  erhallen  will,  binnen  24  Stunden  die  Verpackung  zu 
öffnen  und  die  Untersuchung  des  Guts  vorzunehmen.  Doch  werden  nnter  Umständen 
Stichproben  genügen  ;  so  insbesondere,  wenn  die  Zahl  der  verpackten,  gleichartige 
Güter  enthaltenden  Kolli,  Büchsen  etc.  ein  grosser  ist,  oder  wenn  die  Verpackung 
wesentlich  für  die  Echtheit  oier  den  Herkunftsort  des  Guts  ist  und  im  Verkehr  auf 
eine  unversehrte  Verpackung  Gewicht  gelegt  wird. 

81  Es  finden  sich  aber  auch  in  den  Frachtbedingungen  die  Klausel,  dass  der 
Empfänger  an  Ilord  des  Schiffes  abzunehmen  hat,  so  d  ss  schon  mit  dem  Moment,  wo 
das  Schiff  zum  Eni  löschen  fei  tig  ist.  die  Haftung  des  Schilfsfraehtfühseis  aufhört;  s. 
Urteil  des  I,  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom  11.  Septem  her  1895  in  Seuffert's  Archiv 
N.  F..  Dd.  XXI,  S.  443  In  diesem  Falle  muss  der  Versicherte  das  Gut  an  Bord 
besichtigen  und  dann  event.  die  Abn..hme  weigern.  Der  Schiffer  ist  nicht  verpflichtet, 
wenn  er  sich  die  Besichtigung  des  Güls  an  Bord  vorhedungen  hat,  die  Wegschaffung 
desselben  anders  wohin,  z.  B.  in  ein  Lagerh  us  zu  gestatten.  Denn  der  Empfänger  soll 
alsdann  an  Bord  das  Gut  besichtigen  lassen  und  damit  ist  er  in  der  Lage,  seine 
Schadeuanspritche  gegen  den  Schiffer  zu  wahren.  Der  Schiffer  h  t  ebenso,  wie  der 
Empflnger,  ein  Interesse  daran,  d  ss  die  Guter  ;>n  Bord  besichtigt  werden,  um 
namentlich  die  Ursache  etwaiger  Schäden,  wie  m  mgelhafte  Vei Stauung,  festzustellen, 
s.  Urteil  de»  II.  Son.  des  fJberlandesgerichts  Hamburg  vom  17  .März  1890  in  Seuffert's 
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Schiffsfracht  führe  r  etc.  oder  ein  Dritter,  z.  B  der  Schiffseigner ,  SrhifTsfuliror 
(Kapitän)  oder  eine  Person  der  Schiffsmannschaft,  oder  heim  Landtransport  ein 
dabei  Angestellter  für  den  Verlast  oder  die  Beschädigung  des  Gutes  nach 
gesetzlicher  Vorschrift  haftet,  so  kann  der  Versicherte  diesen  Haftbaren,  aber 
er  kann  auch  den  Transportversicherer  auf  Ersatz  des  Schadens  in  Anspruch 
nehmen.  Die  Wahl  des  einen  Weges  kann  für  den  Versicherten  vorteilhafter 
sein,  als  die  des  andern  ;  er  empfangt  vielleicht  vom  verantwortlichen  Fracht- 
führer eine  umfassendere  Schadensvergütung  als  von  der  Versicherungsgesell- 
schaft, die  in  den  Polizebedingungen  ihr  Risiko  und  ihre  Ersatzptticht  mehr 
oder  minder  durch  Befreiungsklauseln  beschrankt  hat M.  Da  aber  die  Ver- 
sicherung nur  Schadensvergütung,  nicht  eine  Bereicherung  des  Versicherlen 
bezweckt,  so  kann  dieser,  ob  er  nun  eine  haftbare  Person  oder  die  Versicher- 
ungsanstalt belangt,  niemals  mehr,  als  den  wirklichen  Schaden  (und  zwar  von 
der  letzteren  im  versicherten  Umfange,  also  namentlich  zuzüglich  des  etwa 
mit  versicherten  imaginären  Gewinnes )  begehren.  Daraus  folgt,  dass  der  Ver- 
sicherle der  Versicherungsgesellschaft  gegenüber  denjenigen  Schadensersatzbetrag 
sich  auf  den  versicherten  Schaden  anrechnen  lassen  muss  ,  den  «er  von  einem 
dritten  Haftpflichtigen,  namentlich  dem  Transportunternehmer,  erhallen  hat.  An 
sich  würde  nun  der  Versicherte  auf  die  Inanspruchnahme  dieses  dritten  Haft- 
baren verzichten  und  sich  blos  an  die  Versicherungsgesellschaft  halten  können, 
die  ihrerseits  jedoch  den  dritten  Haftpflichtigen  nicht  belangen  kann,  weil  sie 
es  nicht  ist,  die  mit  ihm  den  den  Grund  der  Haftpflicht  bildenden  Transport- 
versicherungsvertrag geschlossen  hat81.  Damit  nun  nicht  der  Versicherte  den 
dritten  Haftbaren  frei  ausgehen  lässt,  indem  der  Versicherte  es  für  gut  findet, 
seinen  Schaden  blos  gegen  die  Gesellschaft  aus  dem  Versicherungsvertrage  sich 
zu  holen,  so  bestimmen  die  Bedingungen  der  Land-  und  Binnenwassertransport- 
Versicherungspolizen ,  dass  der  Versicherte  seinen  Rückgriff  gegen  die  dritte 
haftpflichtige  Person  zu  nehmen  hat84,  doch  soll  dies- nicht  hindern,  dass  der 
Versicherte  zunächst  sich  wegen  des  Schadens  an  die  Versicherungsgesellschaft 
hält  **.  Die  Gesellschaften  behalten  sich  aber  zugleich  die  Wahl  vor,  ob  sie 
selbst  den  Regress  gegen  den  Dritten  nehmen  wollen,  und  in  diesem  Falle 
bedarf  es  einer  Abtretung  des  Regressrechts  seitens  des  Versicherten  an  die 
Gesellschaft ,  die  dann  gegen  den  Dritten,  event.  auch  mit  der  Schadensklage, 
vorgeht.  Die  Abtretung  erfolgt  durch  die  in  den  Polizebedingungen  vorgesehene 
Cessionsklausel wonach  der  Versicherte  der  Gesellschaft,  seine  Ansprüche 
übereignen  muss ,  wenn  diese  den  Rückgriff  gegen  den  Dritten  selbst  in  die 
Hand  nehmen  will.    Der  Versicherte  hat  alsdann  dem  Versicherer  zur  Durch- 


81  Vielleicht  auch  kann  »ich  der  Versicherte  gar  nicht  an  den  Versicherer,  sondern 
nur  an  den  Frachllührer  halten.  So  wenn  der  Schaden  dadurch  entstanden  ist,  dass 
ein  untüchtiges,  nicht  gehörig  ausgerüstetes  Schilf  die  Ladung  aulnahm;  auch  nach 
Art.  823  N.  i  des  Handelsgesetzbuchs  ist  der  Seeveraicherer  in  diesem  Falle  von 
Schadenshaftung  frei. 

93  Eine  Transportversicherungsgeselh  chaft  kann  jedoch  einen  Frachtführer  oder 
die  Postverwaltung  gegen  den  Schadensersatz  versichern,  den  diese  als  Transportbe- 
föi derer  des  Guts  wegen  Verlusls  oder  Beschädigung  dem  dritten  Ladungsinteressenten 
zu  zahlen  haben,  über  solche  Haltpllichtvei  Sicherung  s.  Erkenntnis  des  Reichsober- 
handelsgerichts vom  25.  April  1873  bei  E.  Baumgartner,  •  Die  Gerichtspraxis  in 
\ersichcrungss.ichen  »,  S.  ütiS  f.  (Strassburg  i.  E.  1895). 

M  Allgem.  Yersicherungsbed.  für  Landtransport:  der  Niederrheinischen  Asse- 
kuranzgesellsch.ft  $  1'2  ;  der  Oberrheinischen  Art.  15;  für  Transport  ..uf  Flüssen  etc.: 
Norddeut;>che  %  12  ;  Oberrheinische  Art.  14. 

84  Mitunter  ist  bestimmt,  dass  der  Versicherte  den  dritten  Haftbaren  erst  bei  .n^en 
muss,  so  dass  der  Versicherer  nur  den  Au.slall  vergütet.  So  schreibt  wt.  31  der  Allgem. 
Vers  Hcd.  der  Oberrheinischen  VersicherungsKesellachalt  in  der  Flussversicherungs- 
jmli/e  vor:  «Hat  der  Versicherte  wegen  des  versicherten  Gegenstandes  an  einen 
Dutten  Ansprüche,  deren  Verfolgung  die  von  dem  Versicherer  zu  leistende  Entschädi- 
gung verringern  kann,  so  ist  er  auf  Verlangen  desselben  gehalten,  lür  dessen  Rechnung 
jene  Ansprüche  vorab  geltend  zu  machen,  *o  da»s  der  Versicherer  nur  für  den  et- 
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Führung  des  Regresses  alle  Unterstützung  zu  gewähren,  namentlich  die  Fracht 
einzubehalten ,  sofort  für  vorläufige  Sieherstellung  des  Anspruchs  mittelst  Er- 
wirkung einer  Beschlagnahme  zu  sorgen,  demVersicherer  durch  Darbietung  von 
Beweismitteln  und  Vollmachten  zu  helfen.  Da  nun  eine  dritte  für  den  Schaden 
verantwortliche  Person  häufig  nicht  bekannt  wird,  nachdem  die  Oesellschaft  dem 
Versicherten  den  Schaden  bezahlt  hat,  so  dass  vor  dieser  Zahlung  zu  einer 
Abtretung  der  Schadensrechte  des  Versicherten  gegen  Dritte  durch  Cession  noch 
keine  Rede  ist ,  so  ist  weiter  in  den  F'olizcbestimmungen  bedungen ,  da.*s  die 
Gesellschaft  durch  die  Thatsache  der  Bezahlung  der  Entschädigungssumme  an 
den  Versicherten  von  selbst  in  diejenigen  Regressrechle  eintritt,  welche  dieser 
dritten  Personen  gegenüber  hat;  wenn  daher  nach  Zahlung  der  Versicherungs- 
entsehädigung  ein  Regresspflichtiger  ermittelt  wird,  so  kann  sich  nunmehr  die 
Gesellschaft  an  ihn  auf  Grund  der  Bezahlung  der  Versicherungssumme  hallen 
und  die  Entschädigungsansprüche  des  Versicherten  für  eigene  Rechnung  geltend 
machen. 

Verhandelt  der  Versicherte  mit  dem  dritten  Ersatzpflichtigen,  so  hat  er 
dabei  das  Regressrecht  wahrzunehmen,  er  darf  keine  nachteilige  Vergleiche 
abschliessen ;  mitunter  behalten  sich  die  Gesellschaften  sogar  vor,  dass  der 
Versicherte  die  reglementsmässige  Entschädigung  von  der  Eisenbahn-  und  Post- 
verwaltung nur  annehmen  und  darüber  Quittung  leisten  darf,  nachdem  die  Ge- 
sellschaft auf  Befragen  sich  hiermit  einverstanden  erklärt  hat. 

Verstösse,  die  der  Versicherte  bei  Aufrechthaltung  und  Verfolgung  des  Re- 
gresses gegen  Dritte  macht,  verpflichten  ihn  der  Gesellschaft  gegenüber  minde- 
stens zum  Schadensersatz :  mitunter  findet  sich  der  strafweise  Verlust  aller 
Ansprüche  aus  dem  Versicherungsvertrage  angedroht. 

Verlast  der  Anspräche  aus  dem  Versicherungsvertrage  aus  dem 
Grunde  der  Verwirkuug.  —  Wir  sahen  schon  früher,  wie  es  üblich  ist, 
dass  der  Transportversicherer  das  Risiko,  welches  er  übernehmen  will  und 
welches  grundsätzlich  ein  unbeschränktes  wäre,  sich  zuschneidet,  indem  er  im 
Vertrage  Fälle  setzt,  die  von  der  Versicherung  ausgenommen  sein  sollen.  Bei 
solchen  Befreiungsklauseln  oder  Freizeichnungen  hat  der  Versicherer  gleich 
Anfangs  das  Risiko  des  von  der  Versicherung  ausgeschlossenen  Falles  nicht  über- 
nommen und  er  haftet  aus  diesem  Grunde  nicht,  wenn  der  Fall  sich  verwirklicht. 

Eine  andere  Gestalt  hat  die  Vcrwirkung.  Bei  ihr  war  der  eingetretene 
Schadensfall  gleich  anfangs  unter  die  Versicherung  einbegriffen  und  der  Ver- 
sicherle hat  einen  Entschädigungsanspruch,  wenn  der  Schadensfall  eintritt,  allein 
er  verliert  doch  wieder  diesen  Entschädigungsanspruch  zur  Strafe,  weil  er  eine 
ihm  verbotene  Handlung  oder  Unterlassung  begangen  hat,  auf  welche  im  Ver- 
trage der  Verlust  des  Anspruchs  gesetzt  ist. 

Dieser  vertragsmässig  ausdrücklich  vereinbarten  Verwirkung  steht  der  Ver- 
lust des  Entschädigungsanspruchs  nahe,  den  der  Versicherte  aus  Rechtsgründen, 
also  auch  ohne  Abrede,  nach  dem  gesetzlichen  Recht  des  Versicherungsvertrages 
erleidet.  Dahin  zählt  namentlich  der  Fall,  dass  der  Versicherte  den  Schaden 
selbst  durch  Vorsatz  oder  grobes  Verschulden  herbeigeführt  hat;*'  der  Entschä- 


wai^en  Ausfall  aufzukommen  hat.  •  Allein  auch  gegenüber  dieser  Klausel  kann  dem 
Versicherten  nicht  zugemutet  werden,  einen  aussichtslosen  oder  gar  frivolen  Prozess 
gegen  den  Dritten  zu  luhren,  vgl.  Urteil  des  I.  Givilsen.  des  Reichsgerichts  vom 
l28.  September  1895  in  Hau mgarlne  r 's  Zeitschrift  Bd.  III,  S.  353  ff.,  S.  359. 

84  Über  diese  Cessionsklauscl  in  der  Binnentransportvcrsicherung  s.  Freuden- 
stein, in  Ehrenzwoig's  Assekuranz-Jahrbuch,  Jahr,;.  XIV.  Th.  I  S.  1 19  ; Wien 
1893);  Fuld,  in  diesem  Handwörterbuch  Üd.  1.,  S.  HO  tr.  «  Abtretung  der  Hechte 
auf  das  \er.>icliei  te  Objekt.  »  Die  scheinbar  widerspruchsvolle  Fassung  der  Cessions»- 
klauM-1  :  0  l»uit  h  Zahlung  der  Entichädigungssumme  tritt  die  Gesellschaft  Dritten 
gegenüber  in  .1  in  Hechte  des  Versicherten,  ohne  dass  es  einer  besonderen  Cession  bc- 
darl»,i>t  für  die  Trausj.oi  t-  und  sonstige  Versicherung  durch  Frleil  des  I.  Givilsen. 
des  Reichsgerichts  vom  2.  Februar  1889  in  Entscheid.  Hd.  XXII,  S.  147  f.  für  rechta- 
p'ullig  erklärt  worden. 
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digungsanspruch  ßeht  Iiier  nach  Rechtsvorschrift  verloren,  auch  wenn  es  nicht 
ausdrücklich  vereinbart  ist. 

Die  vertragsmäßig  verabredeten  Verwirkungsklauseln  anlangend,  so  steht  es 
im  Belieben  der  Parteien,  gewisse  Handlungen  und  Unterlassungen  des  Ver- 
sicherten bei  Abschluss,  während  der  Dauer  des  Vertrages  und  auch  noch  bei 
der  Schadensregulierung  zu  verbieten  und  die  l'ebertretung  des  Verbots  mit  der 
Folge  des  Erlöschens  der  an  sich  aus  dem  Versicherungsverträge  erworbenen 
Schadensansprüche  zu  bedrohen.  Es  können  deshalb  alle  als  möglich  zu 
denkenden  Verwirkungsgründe  hier  nicht  aufgezählt  werden.  Die  Ucbertrelung 
des  Verbots  kann  seitens  des  Versicherten  absichtlich  oder  unabsichtlich  erfolgen, 
mit  Vorsatz  oder  aus  Verschulden.  Will  die  Gesellschaft  schon  an  eine  unbe- 
absichtigte und  unverschuldete  Übertretung  des  Verbots  den  Verlust  des  Vcr- 
sichertingsanspruchs  knüpfen,  so  muss  sie  dies  mit  einwandsfreier  Deutlichkeil 
in  der  Fassung  der  Verwirkungsbedingung  erklären. Ist  schlechthin,  d.  h. 
ohne  die  hervorgehobene  Voraussetzung  eines  Verschuldens  des  Versicherten, 
ein  Thun  oder  Lassen  desselben  mit  dem  Erlöschen  der  Versicherungsentschä- 
digung bedroht,  so  kann  der  Versieherle  der  gegen  ihn  geltend  gemachten  Ver- 
wirkung  gegenüber  sich  entschuldigen,  d.  h.  die  letztere  dadurch  abwenden,  dass 
er  darthut,  wie  ihn  bei  dem  an  sich  verbotenen  Thun  oder  Lassen  keine  Schuld 
treffe,  indem  gewisse  L'mstände  sein«*  Entschuldigung  rechtfertigen."9  Ueherhaupt 
gilt  die  KechLsrcgcl.  dass  Verwirkungsklauseln,  wie  alle  Slrafstipulationcn,  nicht 
rigoristisch  und  auch  nicht  ausdehnend,  sondern  nach  Billigkeit  und  im  Sinne 
ihrer  Beschränkung  aufzufassen  und  auszulegen  sind."1' 

Die  gebräuchlichsten  Verwirkungsgründe  im  Transportversicherungsvertrag 
sind  folgende  :  Der  Anspruch  auf  Versicherungsentschädigung  nach  eingetretenem 
Schadensfälle  geht  verloren : 

1.  Durch  jede  Verletzung  der  Wahrhaftigkeils-  und  Offenbarungspflieht  des 
Versicherlcn.  insbesondere,  wenn  dieser  einer  Verschweigung  oder  falschen  oder 
entstellten  Angaben  sich  schuldig  macht,  die  das  zu  übernehmende  Risiko  anders 
darstellen,  als  es  ist ;  ferner  durch  jeden  Betrug  in  den  zum  Abschluss  der  Ver- 
sicherung oder  bei  der  Schadensliquidation  gemachten  Angaben. 

Der  Versicherungsnehmer  ist  feiner,  er  mag  für  eigene  oder  fremde  Rech- 
nung versichern,  verpachtet,  beim  Abschluss  des  Vertrages  alle  ihm  bekannten 
Umstände  und  Nachrichten  anzuzeigen,  welche  wegen  ihrer  Erheblichkeit  für 
die  Beurteilung  des  Risikos  geeignet  sind  oder  auf  den  Entschluss  des  Ver- 
sicherten, sich  auf  die  Versicherung  überhaupt  oder  zu  den  beabsichtigten  Moda- 
litäten einzulassen,  Einfluss  haben. 

2.  Durch  die  Annahme  des  Guts  seitens  des  Empfängers  aus  der  Hand  des 


87  Lewis,  a.  a.  0.  §  14  S.  191,  §  15  S  210.  Ebenso  entsteht  kein  Entschädigungs- 
anspruch aus  dem  Versicherungsverträge,  wenn  der  Schaden  gegen  welchen  versichert 
wurde,  bereits  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Versicherung  vorhanden  war  und  dies  dem 
Versicherten  bekannt  war.  Doch  ist  der  Versicherungsvertrag  hinsichtlich  beschädigt 
zur  Schmierung  aufgegebener  Guter  nicht  ungültig,  die  Guter  sind  versichert,  nur 
nicht  Regen  diese  vorhandene  Beschädigung. 

Dagegen  haltet  die  Gesellschaft  bei  der  Versicherung  nach  Generalpolizo  für  solche 
Sihäden,  welche  vor  der  Eintragung  ina  Gencialpolizenbuch  und  vor  der  Anmeldung 
und  dem  Bekanntwerden  des  Risikos  auf  der  versicherten  Reise  bereits  einge- 
treten sind. 

*  Zu  beachten  ist  jedoch,  dass  dis  Urteil  des  I.  Civilsen.  des  Oberlandcjgcrichts 
Stuttgart  vorn  8.  Juni  1fiH  in  Scufleit's  Archiv  N.  F.  BJ.  XXI,  S.  83  ff  ,  die  Klausel 
der  Bolixe,  dass  unvollständige  Angaben  des  Versicherten  auch  ohne  dass  dieser  irr- 
tümlich, fahrlässig  oder  arglistig  handelt,  den  Verlrag  ungültig  michen  —  für  rechls- 
unverbindlioh  erklärt  hat,  weil  diese  Klausel  mit  Treu  und  Glauben  im  Wider- 
spruch stehe. 

99  Jur  istische  Wochenschrift  von  lSf».*»  S.  385  Nr.  28,  von  tS!K)S  38  Nr.  39  ;  Erteil 
des  Oberlandcsgerichts  zu  Marienwerder  vom  II.  März  1898  in  Seulfort's  Archiv 
N.  F.  Bd.  XX 11,  S.333. 
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Frachtführers,  ohne  dass  der  Empfänger  den  Sehaden  untersuchen  und  ermitteln 
lässt  (s.  oben):  ferner  die  Verletzung  der  Gebote,  welche  zur  Erhaltung  des 
Schadensregresses  gegen  Dritte  aufgestellt  sind. 

3.  Wenn  beim  Land-  und  Flusstransport  mit  Vorwissen  des  Versicherten 
die  Ladungsfähigkeit  des  Fahrzeugs  überschritten  wird,  oder  wenn  der  Ver- 
sicherle selbst  Frachtführer  des  versicherten  Gutes  ist  und  alsdann  die  gesetz- 
lichen und  polizeilichen  Verordnungen  in  Bezug  auf  die  Fahrt,  Ladung  und 
sonstige  Verhältnisse  nicht  befolgt. 

4.  Beim  Landtransport  mit  Fuhrwerk  ist  vorauszusetzen,  dass  der  Ver- 
sicherte die  Verfügung  darüber  hat,  dass  nicht  solches  Gut  seitens  Dritter  mit- 
verladen wird,  welches  durch  seine  Beschaffenheit  das  Gut  des  Versicherten 
beschädigen  kann.  Deshalb  wird  in  den  Polizebedingungen ,J0  die  Versicherung 
strafweise  für  ungültig  erklärt,  wenn  mit  Vorwissen  des  Versicherten  auf  die- 
selbe Fuhre  mit  den  versicherten  Gütern  gewisse  schadenstiftende  Stoffe  ver- 
laden werden,  insbesondere  Explosivstoffe9'  oder  Substanzen,  die  der  Selbstent- 
zündung ausgesetzt  sind,  oder  giftige,  ätzende  oder  übelriechende  Stoffe",  oder 
Flüssigkeiten  in  Glasballons. 

Der  Schaden.  —  Wie  in  der  Seeversicherung  wird  in  der  Binnentransportver- 
sicherung zwischen  Totalverlust  (  -Schaden)  und  partiellem  Schaden  unterschieden  und 
der  letztere  zerfällt  in  die  partielle  Beschädigung  und  in  den  partiellen  Verlust  des 
Gutes  (Teilverlust).  Schaden  wird  von  den  Versicherungsgesellschaften  nur  vergütet, 
wenn  sie  ihre  Rechtspflicht  zur  Entschädigung  anerkennen,  wenn  also  insbe- 
sondere nicht  nur  negativ  jeder  Umstand  mangelt,  der  die  Schadensersatzpfiicht 
vereitelt,  sondern  wenn  auch  positiv  erwiesen  ist,  dass  der  passierte  Schaden 
unter  die  Deckung  des  Versicherungsvertrages  fällt.  Dazu  gehört,  dass  die 
Schadensursache 9J  (Schifffahrtsunfall  oder  höhere  Gewalt)  für  den  auch  wirklich 
stattgefundenen  Sehaden  ursächlich  (kausal)  geworden,  ihn  also  als  Wirkung 
hervorgebracht  hat,  ferner,  dass  die  Beschädigung  ihrer  Art  und  Natur  nach  so 
beschaffen  ist,  dass  sie  unter  der  Versicherung  und  nicht  etwa  unter  einer  Be- 
freiungsklausel  steht.  Das  Dasein  der  versicherten  Schadensursache,  z.  B.  ein 
Schiffahrtsunfall  und  eine  durch  sie  herbeigeführte  Beschädigung  des  Guts,  genügt 
noch  nicht  zur  Begründung  der  Ersatzpflicht  der  Versicherungsanstalt,  es  muss 
vielmehr  zugleich  auch  die  Beschädigung  so  geartet  sein,  dass  sie  versichert  ist. 
Entsteht  z.  B.  aus  einem  Schiffahrtsunfall  ein  Zerbrechen  des  Gutes,  so  ist  kein 
Entschädigungsanspruch  begründet ;  denn  Bruch  wird  in  den  Polizebedingungen 
der  Gesellschaften  von  der  Schadensvergütung  ausgeschlossen. 

Totalverlust  in  Land-  und  Flusslransport Versicherung  liegt  vor,  wenn  das 
Gut  zu  Grunde  gegangen  oder  wenn  es  dem  Versicherten  ohne  die  Aussicht  auf 
Wiedererlangung  entzogen,  namentlich  wenn  es  abhanden  gekommen  oder  in 
seiner  ursprünglichen  Beschaffenheit  zerstört  ist. 

In  der  Flusstransportversicherung  gehört  jedoch  nicht  der  Fall  zum  Total- 
verlust, wenn  Güter  zum  allgemeinen  Besten  über  Bord   geworfen  oder  in 


*>  Urteil  des  III.  Civilsen.  des  Reichsgerichts  vom  H.  Juni  1886  in  Entscheid. 
Ud.  XVI,  S.  122. 

»'  \llgem.  Vers.  Und.  der  Oberrheinischen  Gesellschaft  Art.  3. 

91  Z.  B.  Schicss-,  Spreng-  und  Knallpulver.  Dynamit,  Nitroglycerin,  Phosphor. 

•3  Z.  H.  Petroleum,  Chlorkalk.  ühromkali,  Guano,  Terpentin,  ungelöschter  Kalk. 

91  Steht  die  Existenz  eines  Schadens  lest,  so  ist  zu  Lande  und  zu  Wasser  der 
Fraehtluhrer  auf  Grund  des  Frachtvertrages  verpflichtet,  über  die  Schadensurrache 
Aufklärung  zu  geben,  denn  er  ist  allein  hierzu  im  Stande,  da  der  Ladungsintercssont 
auf  dem  Trans|  ort  nicht  zugegen  ist,  und  ohne  solche  Aufklärung  die  dem  Frachtführer 
hnvci  trauten  Interessen  des  Ladiingsintere-senten  höchst  gefährdet  wären.  Von  dieser 
Au»kunl$|>Hicht  wird  der  Frachtführer  auch  nicht  dadurch  entbunden,  dass  er  seine 
Verantwortlichkeit  für  Schaden  im  übrigen  durch  Freizeichnungen  im  Konos«ernent 
(idcr  Frachtbrief  eingeschränkt  hat;  s.  Fi  teil  des  I.  Sen.  des  Oberlandesgerichts  Ham- 
burg vom  23.  Februar  1«1>4  in  Seuffcrt's  Archiv  N.  F.  Bd.  XX,  s.  60  tf. 
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sonstiger  Weise  geopfert  werden  und  zu  einer  Havariegrosse-Regulierung  Anlass 
geben. 

Der  Tolalverlust  kann  auch  den  imaginären  Gewinn,  einen  Mehrwert  oder 
eine  Preissteigerung  betreffen,  die  von  der  Ankunft  der  Guter  am  Bestimmungs- 
ort erwartet  wird,  wahrend  die  Güter  den  Bestimmungsort  infolge  von  Gefahren 
nicht  erreicht  haben. 

War  die  Versicherung  zum  vollen  Versicherungswerte  genommen,  so  hat 
der  Versicherer  den  Totalschaden  voll  zu  vergüten  :  war  nicht  zum  vollen  Wert 
versichert,  so  wird  der  Schaden  nur  nach  der  Verhältnisregel  vergütet.  Nach 
dem  Kecht  des  Versicherungsvertrages  ist  bei  Totalverlust  der  Wert  zu  zahlen, 
den  die  Güter  bei  glücklicher  Beendigung  des  Transports  in  dem  Zeilpunkt,  als 
der  Unfall  sich  ereignete,  am  Bestimmungsort  gehabt  haben  würden.  Dieser 
Wert  wird  ermittelt  durch  Sachverständige  unter  Zugrundelegung  des  Markt- 
preises, aber  unter  Abzug  der  infolge  Unfalls  ersparten  Beträge.  Es  ist  daher 
von  dem  für  den  Bestimmungsort  ermittelten  Marktpreise  abzuziehen  der  Teil 
der  Kracht,  Zolle  und  sonstigen  Kosten,  welcher  infolge  des  Verlustes  der  Ware, 
bezw.  der  Abkürzung  der  Heise  wirklich  erspart  worden  sind. 

A.  Partielle  Beschädigung.  —  Für  den  partiellen  Schaden  bestehen 
in  Land-  und  Klusstransportversicherung  wesentlich  dieselben  Grundsätze.  Bei 
der  Ermittlung  des  Schadens  werden  die  Werte,  wie  sie  bestehen  am  Bestim- 
mungsort, bezw.  Bestimmungshafen,  zu  Grunde  gelegt.  Methode  der  Ermittlung 
ist  entweder  Schätzung  oder  Verkauf  des  Güls  sowie  der  Marktpreis.  Im  allge- 
meinen sind  die  zu  vergleichenden  Kaktoren  der  Wcrtsermilllung  der  Wert  des 
Gutes,  wie  er  wäre  bei  dessen  Niehtbescbädigung,  und  der  Wert  des  beschädig- 
ten Guts.  Die  Differenz  dieser  beiden  Fakturen  bildet  den  Schaden,  der  dann 
nach  Massgabe  der  besonderen  Bestimmungen  der  genommenen  Versicherung 
ganz  oder  teilweise  vergütet  wird 

Dieses  einfache,  dem  Art.  879  des  Handelsgesetzbuchs  bei  Seeversicherung 
entsprechende  Prinzip  wird  aber  mannigfach  durch  komplizierte  Detailbestim- 
mungen in  den  gemeinüblichen  Polizebedingungen  modifiziert  und  demzufolge 
gestaltet  sich  die  Geschäftspraxis  der  Versicherungsgesellschaften  wie  folgt. 

Bei  Gütern,  welche  beschädigt  im  Bestimmungsort,  bezw.  -Hafen  ankommen, 
ist  zu  ermitteln,  wie  viel  Prozente  des  Werts  der  Güter  verloren  sind  und  zwar 
so,  dass  der  Brultowert  der  unbeschädigten  Güter  mit  dem  Bruttowerl  der  be- 
schädigten verglichen  wird  und  nach  Abzug  des  letzteren  Bruttowerts  vom  ersleren 
Bruttowert  diese  Differenz  in  Prozenten  ausgedrückt  wird.  Allein  nicht  diese 
Verlustprozente  selbst,  sondern  die  gleiche  Zahl  von  Prozenten  des  Versicherungs- 
werts des  Guts  sind  alsdann  als  ziffernmäßige  Summe  des  Schadens  anzusehen. 

Ist  jedoch  der  Versicherungswert  hoher  als  der  Bruttowerl  des  unbeschä- 
digten Guts,  so  wird  nicht  nach  Prozenten  des  Versicherungswertes  gerechnet, 
sondern  es  wird  nur  der  wirkliche  Schaden  auf  Grund  dieses'  geringeren  Brulto- 
wert es  ersetzt. 

Welche  der  beiden  vorstehenden  Methoden  nun  auch  zur  Anwendung 
kommen  mag,  es  ist  immer,  um  die  benötigten  Rechnungsfaktoren  zu  gewinnen, 
vorab  der  Wert  der  Güter  in  unbeschädigtem  und  der  Wert  im  beschädigten 
Zustande  zu  ermitteln  und  zwar  wie  folgt: 

1.  Die  Ermittlung  de»  Wertes  des  Guts  in  unbeschädigtem  Zustande  erfolgt: 

a)  In  der  Uandtransportversicherung  durch  Feststellung  des  Marktpreises, 
Zoll  eingeschlossen,  den  Güter  derselben  Art  und  Beschaffenheit  am  Bestim- 
mungsort des  Gutes  zur  Zeit  der  Ankunft  gehabt  hatten. 

b)  In  der  Flusstransporlversieherung  ist  für  die  Ermittlung  des  Werts  des 
Guts  im  unbeschädigten  Zustand  der  Marktpreis,  Zoll  eingeschlossen,  mass- 
gebend, welchen  Güter  derselben  Art  und  Beschaffenheit  am  Bestimmungsorte 


■*  Der  Partialschaden  wird  von  manchen  Polizebedingungen  in  der  Binnen  wasscr- 
Transportversicherung  besondere  Haverei  genannt,  hierunter  aber  auch  der  Teil- 
verlust mitgerechnet. 
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der  transportierten  Güter  bei  Beginn  der  Löschung  des  Schiffes,  oder  wenn  die 
Löschung  des  Schiffes  an  diesem  Orle  nichl  erfolgt,  bei  seiner  Ankunft  am  Be- 
stimmungsorte haben  würden. 

Wenn  im  Falle  der  Land-  oder  Flusslransportversieherung  (1  a  und  b)  ein 
Marktpreis  fehlt  oder  wenn  über  dessen  Anwendung  mit  Rücksicht  auf  die 
Qualität  des  Gutes  Zweifel  bestehen,  so  wird  der  Preis  des  Gutes  in  unbe- 
schädigtem Zustande  durch  Sachverständige  ermittelt. 

2.  Die  Ermittlung  des  Wertes  des  Guts  in  beschädigtem  Zustande  erfolgt 
in  der  Land-  und  in  der  Flusstransportversicherung  entweder 

a)  durch  öffentlichen  Verkauf  des  beschädigten  Guts  in  Consumo  (verzollt) 
unter  Beobachtung    der   platzüblichen   Formen   des   Verkaufsverfahrens,  oder 

b)  mittelst  Abschätzung  durch  Sachverständige ;  letztere  Methode  greift 
Platz,  wenn  die  Gesellschaft  am  Ort  einen  Bevollmächtigten  hat  und  die  Lage 
des  Falles  eine  Wertschätzung  der  beschädigten  Güter  gestattet. 

Bei  der  nach  Nr.  2  durch  Verkauf  oder  Sachverständigenschätzung  vorzu- 
nehmenden Wertermittlung  des  Guts  in  beschädigtem  Zustande  sind  diejenigen 
Partien  (Kollis,  Stücke,  Fässer-  auszusondern,  welche  nicht  beschädigt  sind  und 
die  nichl  beschädigte  Partie  des  Guts  kommt  nicht  mit  in  den  Verkauf  oder  die 
Sachverständigenschätzung.  Ein  Fehlbetrag  an  Mass  oder  Gewicht  an  unbe 
schädigten  Gütern  wird  nicht  als  Schaden  gerechnet  oder  ersetzt;  dabei  wird 
für  die  Flussversicherung  die  behaltene  Ankunft  des  Schiffes  vorausgesetzt. 

Von  dem  nach  vorstehenden  Hegeln  ermittelten  Schaden  werden  etwa  niit- 
versicherte  Fracht,  Zoll  und  Kosten  insoweit  abgezogen,  als  an  den  letzteren 
Ersparnis  gemacht  wird. 

Bei  der  partiellen  Beschädigung,  wenn  sie  vom  Versicherer  nach  obigen 
Grundsätzen  ersetzt  wird,  trägt  der  Versicherer  nach  Massgabe  der  Versicherungs- 
summe auch  die  Kosten  der  Besichtigung,  der  Abschätzung  und  des  Verkaufs 
des  Guts. 

B.  Partialverlust  oder  Teilverlust.  —  Unter  A  wurde  voraus- 
gesetzt, dass  das  Gut  im  Ganzen,  d.  h.  in  allen  seinen  Teilen  oder 
Stücken  durch  die  Einwirkung  des  versicherten  Ereignisses  körperlich 
beschädigt  oder  dem  Werte  nach  beeinträchtigt  war,  oder,  was  solcher  par- 
tiellen Beschädigung  gleichsteht,  dass  bei  Teilbarkeit  des  (insbesondere  aus 
mehreren  Stücken  bestehenden  oder  in  mehrere  Partieen  zerlegbaren)  Gutes  der 
eine  Teil  desselben  unversehrt  geblieben  und  nur  ein  anderer  Teil  des  Guts 
(ein  Stück,  eine  Partie  desselben)  beschädigt  worden  war.  In  allen  diesen 
Fällen  ist  mithin  das  ganze  Gut  am  Bestimmungsort  oder  -Hafen  angekommen, 
wenn  auch  das  ganze  Gut  oder  einzelne  Stücke  (Partieen)  desselben  durch  die 
Beschädigung  gelitten  haben. 

Verschieden  von  dieser  Schadenskonstellation  ist  der  Teil-  oder  Partial- 
verlust. Bei  ihm  kommt  ein  Teil  des  Güls  --  beschädigt  oder  unbeschädigt  — 
am  Reiseziel  an,  ein  anderer  Teil  kommt  aber  nicht  an.  dieser  Teil  kann  nicht 
abgeliefert  werden,  weil  er  aus  irgend  einer  Ursache  unterwegs  verloren  ge- 
gangen ist.  Wenn  nun  in  dieser  Art  z  B.  das  halbe  Gut  am  Bestimmungsort 
ankommt,  die  andere  Hälfte  jedoch  verloren  gegangen  ist.  so  kann  von  einer 
Schadensermittlung,  wie  sie  zu  A  bei  angekommenem,  leilweis  beschädigtem 
(iut  Platz  greift,  hinsichtlich  der  in  Verlust  geratenen  Hälfte  kein  Gebrauch  ge- 
macht weiden;  es  imiss  der  Teilverlusl  vielmehr  nach  anderen  Grundsätzen 
seinem  Wert-  und  Schadenshelrage  nach  festgestellt  werden.  Die  Praxis  der 
Versicherungsgesellschaften  folgt  deshalb  nachstehenden  Regeln: 

1.  Wenn  ein  Teil  der  Güter  auf  der  Reise  verloren  gegangen  ist,  so  be- 
steht der  Schaden  in  ebenso  vielen  Prozenten  des  Versicherungswertes,  als 
Prozente  des  Wertes  der  Güter  verloren  gegangen  sind. 

'j.  Sind  dagegen  Güter  mit  der  Rei>c  in  Folge  eines  Unfalls  verkauft  wor- 
den und  i-i  dadurch  ein  als  Tc«K  erlust  zu  betrachtender  Schaden  entstanden. 
>u  und  als  tüidcn  gerechnet  der  Unterschied  zwischen  dem  durch  Abzug  der 
l'iie  hi,  di  r  Z-  Ilc  und  Y Vi  kital-ko-N  n   geminderten  Reinerlöse  der  Güter  und 
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deren  Versicherungswert.  Nach  dieser  letzten  Hegel  (Nr.  2)  wird  auch  der 
Schaden  in  dem  Spezialfall  der  Binnenwasseivcrsichorung  ermittelt ,  dass  näm- 
lich nach  einem  Unfälle  Ladung  und  Schiff  wegen  Heparalurunfähigkeit  oder 
Heparalurunwürdigkeit  des  Si-hiffs  sich  trennen.  In  diesem  Kall»'  heliält  sich  die 
Gesellschaft  das  Hecht  vor,  zu  fordern,  dass  auch  die  unbeschädigten  Güter  im 
Nothafen  verkauft  weiden. 

Die  Berechnung  des  Schadens  bei  versichertem  imaginären  Gewinn. 
—  Auch  hier  wird  —  einerlei,  ob  Land-  oder  Flussiransport  Versicherung  in 
Frage  ist  —  unterschieden  zwischen  der  Berechnung  der  Knischädigung  für 
imaginären  (iewinn,  wenn  das  tiut  mit  partieller  Beschädigung  am  Bestimmungs- 
ort ankommt  oder  wenn  es  nur  zum  Teil  ankommt  —  dieser  Teil  beschädigt 
oder  unbeschädigt  -  ein  anderer  Ted  aber  unterwegs  in  Teilverlusl  geraten 
ist  »s. 

1.  Der  erste  dieser  Fälle.  Ks  ist  der  imaginäre  Gewinn,  ein  Mehrwert  oder 
eine  Preissteigerung  versichert,  die  von  der  Ankunft  der  (.iüler  am  Bestimmungs- 
orte oder  -Hafen  erwartet  werden.  Das  (iut  kommt  jedoch  in  beschädigtem 
Zustande  am  Bestimmungsorte  an.  Hier  wird  zunächst  in  gewöhnlicher  Weise 
und  in  dem  oben  sub  A  erörterten  Verfahren  der  partielle  Schaden  und  sein 
Betrag  festgestellt  und  danach  weiden  die  Prozente  des  Versicherungswerts 
ziffernmässig  ausgeworfen.  Die  gleiche  Ziffer  von  Prozenten  der  als  imaginärer 
Gewinn  (Preissteigerung  oder  .Mehrwert)  versicherten  Summe  ist  dann  der  Krsatz 
für  die  Einbusse s'  des  Versicherten  an  imaginärem  Gewinn.  Bei  Berechnung 
der  Ziffer  der  Einbusse  an  entgangenem  imaginären  Gewinn  dienen  also  die 
körperliche  Beschädigung  des  Gutes  und  die  hierfür  ausserdem  zu  zahlende 
Versicherungsentschädigung  als  Unterlage  und  Rechnnngsfakloren. 

Nach  vorstehender  Methode  (Nr.  \)  ist  jedoch  der  Ersatz  für  die  Kinbusse 
an  imaginärem  Gewinn  nicht  zu  berechnen,  wenn  sich  bei  Vergleiehung  des 
Versicherungswerts  der  beschädigten  Güter  mit  dem  Bruttowerte,  den  sie  im 
unbeschädigten  Zustande  am  Bestimmungsorte  haben  wurden,  ergiebt,  dass  effek- 
tiv ein  geringerer  imaginärer  Gewinn,  als  der  Versicherte,  darauf  ruht.  In  diesem 
Falle  ist  die  Kinbusse  an  imaginärem  Gewinn  und  ihr  Krsatz  nach  der  Ver- 
hälnisregel  zu  ermitteln. 

2.  Der  zweite  dieser  Fälle.  Ks  ist  der  imaginäre  (iewinn,  ein  Mehrwert  oder 
eine  Preissteigerung  versic  hert,  die  von  der  Ankunft  am  Bestimmungsorte  oder 
-Hafen  erwartet  werden.  Hier  aber  ist  das  Gut  nur  zum  einen  Teil  angekom- 
men, der  andere  Teil  hat  den  Bestimmungsort  oder  -Hafen  nicht  erreicht;  dieser 
Teil  ist  vielmehr  verloren  gegangen.  In  diesem  Falle  besieht  die  für  entgange- 
nen imaginären  Gewinn  zu  leistende  Versicherungsentschädigung  in  ebenso  vielen 
Prozenten  der  als  imaginärer  (iewinn  versicherten  Summe,  als  der  Wert  des 
am  Bestimmungsort  bez.  -Hafen  nicht  angelangten  Teils  der  Güter  Prozente 
des  Versicherungswertes  aller  Güter  beträgt. 


Vi>  Ein  als  ein  imaginärer  Gewinn  vei  sicherbares  Interesse  ist  vorhanden,  wenn 
und  insoweit  nach  vernünftiger  kaufmännischer  Derechmmg  beim  glücklichen  Verlaufe 
der  Heise  auf  einen  Gewinn  aus  den  Gütern  gerechnet  werden  kann  Dass  schon  An- 
stalten zur  th  iU;'ichlichen  Sicherung  dieses  Gewinnes  getroffen  seien,  wird  nicht  erfor- 
dert, wie  es  denn  auch  dem  Versicherer  nicht  freisteht,  sich  du  ich  die  Darlegung,  dass 
die  thalsächliche  Entwicklung  der  Konjunktur  den  erhofften  Gewinn  auch  bei  glück- 
lichem Verlaufe  der  Heise  unmöglich  gemacht  haben  würde,  von  seiner  Erg.dzplhcht 
zu  befreien.  Urteil  des  1.  Givilsen.  des  Iteich&gerichts  vom  20.  Oktober  1897  in 
baumgartntrs  Zeitschrift  Hd.  IV,  S.  »77  (Strassburg  i.  E.  18U8). 

97  Der  imaginäre  (Iewinn  kann  nicht  beschädigt  werden,  wie  das  Gut  selbst  eine 
körperliche  Beschädigung  an  seiner  Substanz  erleiden  kann.  Der  imaginäre  (Iewinn 
als  etwas  Unkörpei liches,  als  ein  erhoffter  Voiteil,  kann  nur  in  Verlust  gehen  —  ganz 
oder  teilweis  —  d  h.  der  Gewinn  wird  nicht  gemacht  und  geht  in  diesem  Sinne  ver- 
loren. Denn  man  kann  nicht  nur  verlieren,  was  man  hat,  sondern  auch  was  man  noch 
nicht  hat,  aber  nach  der  im  Verkehr  berechtigten  Erwartung  haben  würde,  wenn  es 
nicht  vorher  verloren  ginge. 
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Nach  vorstehender  Methode  (Nr.  2)  ist  der  Ersatz  für  die  Einbusse  an  ima- 
ginärem Gewinn  ebenfalls  zu  berechnen,  wenn 

a)  der  nicht  angelangte  Teil  der  Güter  wahrend  der  Reise  so  günstig  ver- 
kauft ist ,  das*  der  Reinerlös  mehr  ^als  den  Versicherungswert  jenes  nicht 
angelangten  Teiles  beträgt,  oder  wenn 

b)  für  den  nicht  angelangten  Teil  der  Güter  mehr  als  der  Versicherungs- 
wert als  Vergütung  erzielt  wurde,  sei  es,  dass  dafür  von  dem  haftpflichtigen 
Verfrachter  der  gesetzliche  Ersatz  für  Darlikularverlust  geleistet  wurde,  sei  es, 
dass  jener  nicht  angelangte  Teil  in  Fällen  der  grossen  Havarie  aufgeopfert  ist. 

In  diesen  beiden  Fällen  (a  und  b)  kommt  jedoch  der  gedachte  Überschuss 
von  der  für  entgangenen  imaginären  Ciewinn  berechneten  und  zu  ersetzenden 
Versicherungsentschädigung  in  Abzug. 

Abandon  in  der  Land-  und  Binnenwasser-Transportversicherung. 
—  Ob  die  rechtlichen  Grundsätze  über  Abandon,  wenn  der  Versicherungs- 
vertrag der  Parteien  über  diesen  Punkt  schweigt,  auch  in  der  Land*  und  Binnen- 
wasser-Transportversicherung Anwendung  zu  linden  haben ,  ist  in  der  Wissen- 
schaft höchst  bestritten  und  ist  es  über  diese  Frage  bereits  im  Handwörterbuch, 
Rd.  I,  S.  83  ff.,  das  Erforderliche  erörtert,  auch  dort  die  bejahende  Ansicht 
verteidigt.  Die  Gc.schäftspraxis  der  Gesellschaften,  welche  Land-  und  Binnen- 
wasser-Transportversicherung betreiben,  hat  jene  Frage  durch  Aufstellung  posi- 
tiver Verlragsnormen  erledigt  und  es  pflegt  folgendes  bedungen  zu  sein*". 
Wenn  das  versicherte  Ereignis  und  als  seine  Folge  ein  Schaden  eingetreten  ist, 
.so  ist  der  Versicherer  berechtigt  ,  aber  nicht  verpflichtet ,  das  versicherte  Gut 
ganz  oder  teilweise  zu  übernehmen  und  sofort  als  sein  Eigentum  zu  behandeln, 
hu  Fall  der  Übernahme  wird  der  Versicherte  dafür  nach  den  sonst  in  der 
Polize  vereinbarten  Bedingungen  entschädigt.  Dagegen  gestehen  die  Transport- 
versicherungsanslalten  dem  Versicherten  und  seinen  Rechtsnachfolgern  nicht  die 
Befugnis  zu,  beschädigte  Gegenstände  an  die  Anstalt  zu  abandonnieren. 

Das  Schadensliquidationsverfahren.  —  Der  Versicherte  hat ,  wenn 
er  Entschädigung  von  der  Gesellschaft  fordert,  dieser  die  erforderlichen 
Beweise  seines  Anspruchs  zu  bringen ,  die  sich  insbesondere  auf  den 
(irund  des  Schadens,  den  berechneten  Betrag  der  Entschädigung,  den 
ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  der  Schadensursache  und  dem  Ver- 
lust oder  der  Beschädigung  und  den  Umstand  beziehen ,  dass  der  geltend 
gemachte  Schaden  auch  unter  die  Deckung  des  Versicherungsantrages  fällt  und 
dass  dem  Petenten  das  versicherte  Interesse  als  Inhaber  zusteht.  In  der  Praxis 
pflegt  sich  der  Versicherer  mit  den  über  diese  Verhältnisse  sprechenden  Ur- 
kunden zu  begnügen 9U  und  eine  vom  Versicherten  selbst  aufzumachende  Seha- 
densbereehnung  zu  verlangen.  Bei  solchen  Gütern ,  die  der  Selbstentzündung 
unterworfen  sind,  legen  die  Versicherungsgesellschaften  für  den  Fall  eines  ein- 
getretenen Brandschadens  dem  Versicherlen  den  Beweis  auf.  dass  eine  Selbst- 
entzündung des  Gutes  nicht  stattgefunden  hat.  Daniber,  ob  dieser  Beweis  geführt 
sei,  hat  im  Streitfall  das  richterliche  Urteil  zu  entscheiden.    Es  findet  sich  mit- 


9i  Allgetn.  Vers.  Hed.  für  Landtransport :  der  Nieder-rheinischen  Gesellschaft  §15; 
der  Oberrheinischen  Art.  16;  der  Norddeutschen  £  13 ;  für  Binnenwassertransport : 
des  Rheinisch-Westfälischen  Lloyd  §  20  Abs.  4  ;  der  Oberrheinischen  Art.  17. 

99  Zu  diesen  Schadenspapieren  gehören  :  die  Lei  Aufstellung  der  Schadensberech- 
nung aufgenommenen  Originalurkunden  /.  lt.  Verkaufsprotokolle,  Taxen  der  Sach- 
verständigen ;  Original  Fakturen,  Frachtbriefe,  Ludescheine  Bescheinigungen  der  be- 
treffenden Eisenbahn  fezw  Posi Verwaltung  über  Quantum  und  Beschaffenheit  des 
Guts  hei  der  Auflieferung  zur  Beförderung  ;  die  amtlichen  Protokolle  über  den  Unfall 
und  die  Schadensbesichtigung,  endlich  Quittungen  über  etwa  geleistete  Zahlungen  ;  für 
die  Binnenwasserversicherung  kommen  noch  in  Betracht  die  Konnossemente,  bei  sogen. 
Durch-Koi.csseini'nteu  ausserdem  eine  Bescheinigung  des  Verfrachters,  das«  das  Gut 
auch  wirklich  mit  dem  im  Purch-konnossemcnte  verzeichneten  Schifte  verladen  ist. 
endlich  die  gerichtlichen  über  den  Unfall  gemäss  11  ff.  des  Binnenschiffahrlsgesctzes 
vom  L>  Juni  l.v.r,  /u  l.ai. (ragenden  Beweis\erh:»ndlungen.  —  Nach  §  53  Nr.  3  und  4, 
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unter  100  die  weiten1  konventionale  Beweisvorschrift  für  die  Eisenbahntransport- 
Versicherung ,  dass  bei  Gütern,  deren  Auf-  und  Abladen  durch  <len  Versender 
bezw.  Empfänger  besorgt  wird,  wenn  eine  Feststellung  der  Stückzahl  oder  Vor- 
wiegung durch  die  Kisenbahnverwaltung  nicht  staltgefunden  hat,  alsdann  der 
Beweis  über  Gewicht  und  Menge  des  Gutes  auf  andere  Weise,  als  durch  den 
Frachtbrief  erbracht  werden  muss,0V  Denn  in  diesem  Falle  kann  der  Fracht- 
brief allerdings  auch  die  Angabe  von  Gewicht  oder  Menge  cnthallen,  er  soll 
jedoch  nicht  als  lirkundenbeweis  zugelassen  werden,  weil  die  Angahe  im  Fracht- 
brief nicht  auf  einer  amtlichen  Zählung  oder  Verwiegung  des  Gutes  beruht. 
Immerhin  muss  die  Angabe  des  Gewichts  und  der  Menge  auf  Grund  einer 
ausseramtlichen  Zählung  oder  Wägung  in  den  Frachtbrief  aufgenommen  sein, 
wenn  die  Sache  ordnungsmäßig  zugegangen  und  nicht  etwa  ohne  wirkliche 
Wägung  und  Zählung  eine  blos  taxierte  oder  gar  erdichtete  Zahl  oder  Gewicht 
in  den  Frachtbrief  gesetzt  ist.  Jene  Bcweisvorschrifl  nun,  die  den  Frachtbrief 
als  Beweisurkunde  ablehnt  und  anderweiten  Beweis  erfordert,  bezweckt  blos.  zu 
ermitteln,  ob  die  ausseramtlich  in  den  Frachtbrief  aufgenommene  Zahl  oder  das 
Gewicht  auch  zuverlässig  ist .  und  um  dies  darzuthun,  wird  der  den  Schaden 
liquidierende  Versicherte  zur  Angabe  anderweiter  Beweismittel  genötigt,  welche 
darthun,  worauf  sich  die  im  Frachtbrief  angegebene  Zahl  oder  Gewichtsangabe 
stützt.  Iis  sind  also  vom  Versicherten  beispielsweise'  die  Zeugen  zu  benennen, 
welche  das  Gut  wirklich  ausseramtlich  gezählt  oder  gewogen  haben 

Ist  der  Versicherte  ausser  Stande,  den  Beweis  so  zu  führen,  wie  es  die 
Polizebcdingurigcn  vorschreiben,  so  entscheidet  «bis  Gerich!  im  Streitfall  nach 
freier  Überzeugung,  ob  der  Versicherte  den  zur  Krlangung  der  Entschädigung 
erforderlichen  Beweis  gefühlt  hat.  Die  in  den  Polizcbedingungen  enthaltenen 
Bestimmungen  über  die  Beweisführung  haben  also  keinen  zwingenden,  sondern 
nur  einen  instruklionellen  Charakter;  ist  der  Versicherte  nicht  in  der  Lage, 
den  Beweis  in  der  Form  der  Polizcbedingungen  zu  führen,  so  kann  er  ihn  durch 
die  Beweismittel  und  im  Beweisverfahren  der  Civilprozessordnung  erbringen. 
Denn  nach  der  den  Versicherungsvertrag  beherrschenden  bona  lides  sind  jene 
konventionellen  Beweisvorschriflen  der  Polizebcdingungen  nicht  für  so  wesent- 
lich zu  erachten  ,  dass  der  Versicherte,  wenn  er  jene  Vorschriften  einzuhalten 
ausser  Stande  ist,  seinen  ganzen  Fntschädigungansprueh  verlöre. 

Die  Schaden-Zablungspflicbt  des  Versicherers.  —  Ist  der  Schaden 
ermittelt,  die  Schadenersatzpflicht  unbestritten  und  ist  man  auch  auf  Grund 
gehöriger  Liquidation  über  den  Betrag  der  Entschädigungssumme  einig,  so 
hat  der  Versicherer  Zahlung  zu  leisten,  welche  am  Ort  des  Abschlusses 
des  Versicherungsvertrages  erfolgt.  Da  durch  Eintritt  des  Schadens  der  Ver- 
sicherungsvertrag erlischt,  wenn  es  sich  nicht  um  eine  Generalpolize  oder  fort- 
laufende Polize  handelt,  so  ist  die  Polizcurkun.de  nach  Empfang  der  Zahlung 
vom  Versicherten  zurückzugeben,  auch  Ouittung  zu  leisten.  Die  Gesellschaften 
bedingen  sich  eine  kurze  Zahlungsfrist  aus,  in  der  Begel  von  einem  Monat, 
welche  aber  erst  beginnen  soll,  nachdem  die  Entschädigungsforderung  de-  Ver- 
sicherten von  der  Gesellschaft  als  richtig  anerkannt  worden  oder  durch  richter- 


und §  08  Nr.  8  der  Verkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  kann  der  Ab- 
sender, bezw.  Empfänger  von  Eiscnbahnfi achtgut  bei  der  Auflieferung,  be/w.  Abnahme 
des  Guts  eine  eiscnbahnamtliche  Zählung  und  Wiegung  des  Guts  verlangen,  worüber 
eitie  Bescheinigung  ausgestellt  wird. 

100  Allgem.  Vers.  Hed.  der  Oberrheinischen  Vers.  Ges.  für  Landtransport  Art. 
20  Abs.  2. 

101  Solche  Bcweisverträge  in  den  Bedingungen  der  Versicherungsgesellschaften 
erklärte  las  Urleil  des  I.  Ci Vilsen,  des  Oberlandesgerichts  Braunschwoig  vom  10.  Mai 
1895  in  Seufferfs  Archiv  N.  F.  Bd.  XXI,  S.  T>  mit  Hecht  für  statthaft  und  nicht  für 
im  Widerspruch  u.it  §  '259  der  Civilpro/.essoi  dnung,  denn  diese  Leweisverlrage  wollen 
nicht  unzulässiger  Weise  Normen  für  die  richtet  liehe  i,bcrzeugung  aufstellen,  sondern 
sie  regeln  die  materiellen  Vcrtr.igsrecbte,  bestimmend,  dass  ein  Anspruch  nur  beim 
Erweise  gewisser  Thatsachen  bestehen  solle. 
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liehe  Entscheidung  festgestellt  worden  ist.  Der  Versicherer  hat  sieh,  nachdem 
der  Versieherle  die  Entschädigungsforderung  in  quali  et  quanto  liquid  gestellt 
hat,  alsbald  zu  erklären,  ob  er  das  Anerkenntnis,  welches  die  Zahlfrist  in  Lauf 
setzt,  abgeben  will.  Ist  der  Versicherer  mit  dieser  Erklärung  im  Verzuge,  so 
fängt  die  Zahlfrist  zu  laufen  an. 

Im  Interesse  eines  geordneten  Versicherungsbetriebs |n*  ist  es  allgemein 
üblich,  dass  die  Versicherungsgesellschaften  dein  Versicherten  eine  Frist 
setzen,  binnen  deren  er  den  Entschädigungsanspruch  gellend  zu  machen 
oder  einzuklagen  hat,  bei  Meidung.  dass,  wenn  die  Frist  unbenutzt  ver- 
streicht, alle  Ansprüche  ;iuf  die  Entschädigung  aus  dem  Versicherungsvertrage 
verloren  gehen.  Die  Frist  pflegt  verschieden  ,I,J  bestimmt  zu  sein,  und  ihr  Lauf 
beginnt  ebenfalls  von  verschiedenen  Dalen  an,  nämlich  nach  manchen  Polize- 
bedingungen  vom  Antritt  der  versicherten  Reise  an,  so  dass  von  da  an  inner- 
halb der  Frist  ein  erhobener  Entschädigungsanspruch  gemeinsam  festgestellt  oder 
der  Rechtsweg  betreten  sein  muss :  nach  anderen  Versicherungsbedingungen ,ü* 
beginnt  die  Frist  vom  Tage  des  Schadensereignisses  an  zu  laufen.  Auch  ist  es 
üblich,  zu  bedingen,  dass  bei  Streitfällen  die  gerichtliche  Klage  vollständig  binnen 
der  Frist  erhoben  weiden  mu«s.  so  dass  die  Klage  nicht  auf  einzelne  Ansprüche 
oder  Fragen  beschränkt  bleiben  darf  und  eine  Teilung  des  Entschädigungs- 
anspruchs in  verschiedene  Klugen  ausgeschlossen  sein  soll.105 

Die  Klagfrisl.  bezw.  die  Frist  zur  Geltendmachung  des  Entschädigungs- 
anspruchs ausserhalb  eines  Prozesses,  hat  übrigens  nicht  den  rechtlichen  Cha- 
rakter einer  Verjährungsfrist ,  sondern  sie  ist  eine  private  vertragsmäßige 
Ausschlussfrisl  Zwar  bedarf  es  keines  Verschuldens  des  Versicherten,  um  die 
ungenützt  verstrichene  Frist  als  versäumt  gelten  /u  lassen,  allein  der  Versicherte 
kann  den  Nachteil  der  verstrichenen  Frist  dadurch  abwenden,  dass  er  Umstände 
in  seiner  Person  oder  den  Verhältnissen  darlegt,  welche  ihm  nach  richterlichem 
Ermessen  bei  der  Fristversätminis  zur  Entschuldigung  gereichen.10*  Auch  dann 
trifft  den  Versicherten  das  Prä  judiz  der  Frist  Versäumnis  nicht,  wenn  ein  Organ 
der  Versicherungsgesellschaft  durch  sein  arglistiges  Gebahren  den  Versicherten 
veranlasst  hat,  die  Frist  ungenützt  verlaufen  zu  lassen,  so  dass  die  Gesellschaft 
selbst  des  Vorwurfs  eines  Dolus  sich  schuldig  machen  würde,  wollte  sie  sich 
auf  die  so  zu  Stande  gebrachte  Frislvcrsäumnis  dem  Versicherten  gegenüber 
berufen. 

Ist  die  polizemässig  gesetzte  Frist  durch  rechtzeitige  Erhebung  der  Klage 
gewahrt,  so  ist  die  Frist  konsumiert  Wird  also  die  Klage  als  ungenügend  that- 
sächlich  begründet  abgewiesen,  so  läuft  für  die  etwa  von  Neuem  anzustellende 
und  besser  und  richtig  zu  begründende  Klage,  nicht  die  ursprüngliche  Klagfrist 
der  Poli/.e,  sondern  die  01  deutliche  gesetzliche  Verjährungsfrist. 

Dr.  jur.  G.  Freudensteiii  in  Gr.-Eichterfelde. 


101  Um  Verdunkelungen  zu  verhüten,  s.  Urteil  des  1.  CiviUen.  des  Reichsgerichts 
vom  17.  September  JN87  in  Hülscheid.  Ud.  XIX,  S.  132  ff.  und  Urteil  des  Oberlandes- 
gerirhts  zu  Marienwerder  vom  11.  März  18'J8  in  Seuffert's  Archiv  N.  F.  Bd.  XXIII, 
Seite  334. 

,M  Zwölf  Monat,  s.  Allgem.  Vers.  He  I.  der  Norddeutschen  Gesellschaft  §  24. 

Sechs  Monat  s.  Allgem.  Vers.  lied.  der  Oberrheinischen  Gesellschaft  Art.  34 
Art.  30,  und  ein  Jahr  lür  Ansprüche,  die  sich  auf  grosse  Haverei  beziehen. 

c<  Niedenheiiiist  he  Gesellschaft,  Allgem.  Vers.  bcd.  $  19  Norddeutsche  Gesell- 
schaft ? 

m  Wenn  der  Versicherte  leim  unzuständigen  Gericht  klagt,  oder  wenn  seine 
Klage  wegen  prozessualer  Mangel  .len  Streitfall  nicht  zu  einer  sachlichen  Entscheidung 
bringt  so  i-t  dies  dem  Versicherten  unsch  ädlich,  die  Frist  gilt  als  gewahrt  ;  Urleil  des 
I.  Chi  Isen,  de-  bei«  hsjet  n  Ms  \om  2-4.  Marz  IH97  in  Eugen  IIa  u  tn  ga  rtner  's  Zeit- 
schrift lid  III  S  l.»,sr».  (Strasburg  i.  K.  1*1*7). 

,ott  Urteil  des  l.  CiMlseu  des  Heidis-eriidits  vom  17.  September  1887  in  Entscheid. 

IM  XIX.  S  I  ii  und  Urteil  des  n  dan-lcsgcrichts  Marienwerder  vom  II.  Mi rz  1898 

in  Seuffert's  Arcluv  N  F.  H  l  XXIII,  S.  33: l'. 
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Binnen-Versicherung. 

l'nler  den  K.inteilungsgn'inden  der  Versicherung,  bczw.  der  Versicherungsverträge 
kommt  auch  »*in«  Kuiteilung  nach  der   lokalen    Lage,  in  welcher  sich  die 
gefährdeten  Objekte  hefinden,  vor,  indem  hiernach  die  Versicherung  in  See-  und 
Iii nnen v  e rs  ic Ii  e run  g  eingeteilt  wird,  je  nachdem  -ich  «he  erwähnten  Objekte 
auf  der  offenen  See  oder  dem  sogenannten  Hinnenlande  (Kontinente,  den  Binnen- 
gewässern! betinden.    Diese  Einteilung  erklärt  sich  rem  historisch  und  wird  in 
einem   allgemeineren   und  einem   engeren   Sinne   anlgefassi,   insofern  im 
ersteren  alle  nicht  maritimen  Versicherungszweige  ohne  Imter-ehied  der  See- 
versicherung entgegengesetzt  werden,  im  letzteren  hingegen  nur  die  Biuuen- 
transport- Versicherung  als  Gegensatz  gilt.    Mit  liec-ht  hebt  diesfalls  Khren- 
berg hervor,  dass  —  gleichwie  keiner  der  üblichen  Kmteilungsgri'mde  (in  ein- 
seitige  Prämien-  und  gegenseitige  Personen-  und  Sachversicherung.  Kapital-  und 
Rentenversicherung)    -  auch  dieser  den  Ansprüchen  einer  streng  logischen  und 
zugleich  für  das  Verständnis  der  einzelnen  Vcrsicherungs/.wcige  wertvollen  Kin- 
leilnng n  icht  entspricht,  vielmehr  sich  noch  höchstens  dadurch  rechtfertigt,  dass 
man  das  in   Deutsehland   bisher  allein   kodifizierte  Seeversichenmgsrecht  den 
nichtkodiii/ierten  gegenüberstellt  —  während  im  Übrigen  die  Binnen!  ransport- 
Versicherung  der  Seeversicherung  viel  näher  steht,  als  irgend  einer  anderen  Art 
der  Binncnversichcrung  —  und  der  Lebensversicherung  alle  übrigen  Arten  der 
Binnenversicherung  ferner  stehen,  als  der  Seeversicherung.    Die  Seeversicherung 
ist  unter  allen  Versicherungen  die  älteste  und  wichtigste,  dadurch  aber  dir  alle 
übrigen  Güterversicherungen  vorbildlich  geworden  und  es  lie-se  sich  daher  die 
Binnenversiclierung  im  engern  Sinne,  als  Binnen tr ans porl- Versicherung  — 
wenigstens  die  für  Binnengewässer  —  recht  wohl   mit  der  Seeversicherung 
zusammen  darstellen  —  während  Khrenberg  aus  Rücksicht  auf  ihre  künftige 
gesetzliche  Regelung  für  jetzt  noch  eine  getrennte  Behandlung  vorzuziehen  er- 
achtet, um  sowohl  die  übereinstimmenden,  wie  die  verschiedenartigen  Rechts- 
sätze  übersichtlich  bei  einander  zu  haben.    Er  gibt  aber  selbst  zu  i  Note  l  auf 
S.  07 1,  dass   von  einer  scharfen  Trennung  der  \Vas>er-   und  Landtransport- 
versicherung bei  den  heutigen  Gestaltungen  des    Verkehres    welcher  ein  sog. 
«durchstehendes   Risiko  >   —  siehe   den   gleichnamigen   Artikel  —  ferner  eine 
«Seeversicherung  inklusive  Landhc-chädigung  »  kennt)  ohnedies  •  nicht  mehr  recht 
die  Rede  sein  könne».    An  einer  früheren  Stelle  |S.  23  u.  f.)  hat  er  auch  die 
« wichtige  >  Krage  ausgeführt,  ob  wir  die  für  eine  Versicherungsart  festgestellten 
Rechls>ü!ze  auf  eine  andere  Versicherungsart  anzuwenden  berechtigt   und  ver- 
pflichtet sind    -  welche  Frag«-  -  vor  Allem  das  seil  Jahrhunderten  aufs  reinste 
durchgebildete,  auch  in  Deutschland  umfassend  gesetzlich  geregelte  Seever- 
sicherung* recht  —  und  erst  in  zweiter  Linie  die  ältesten  und  wichtigsten  der 
modernen  Versicherungsarien,  nämlich  die  Feuerversicherung  und  die  Versicherung 
auf  den  Todesfall  trifft,  welche  bereits  eine  reu  he  gcwohnheilsrcchtlnhe,  ver- 
einzelt selbst  eine  gesetzliche  Ausbildung  erhielten,  und  daher  «vielfach  vor- 
bildlich   für    jüngere    Zweige    des    Ve  rsicherungsrechts  geworden 
sind».    Khrenberg  beantwortet  diese  Frage  dahin,  sie  sei  zu  bejahen,  wenn 
derselbe  gesetzgeberische  Zweck  hier  wie  dort  vorliegt  und  daher  an  Seite  des 
Gesetzgebers  die  gleichartige  Regelung  hier  wie  dort  anzunehmen  ist.  um  sich 
selbst  getreu  zu  bleiben  —  er  meint  weiters.  dass  MaUz  viel  weitergehe,  wenn 
er  der  Ansicht  Raum  gibt,  dass  die  analoge  Anwendung  des  Seeversicherungs- 
rechts «nur  da»  eine  Grenze  linde,  wo  seine  Finzelbeslmimungen  in  der  eigen- 
tümlichen Natur  des  Seeverkehrs  begründet  sind,  und  nur  das  auszuscheiden  sei. 
was  der  Seeversicherung  ausschliesslich   eigen»  —  sofort  auch  beifüge:  «das 
Übrige  können  und  müssen  wir  auf  die   Land-»     rectius  Binnen-    r  Ver- 
sicherung anwenden,  so  weit  die  eigene  Natur  des  letzteren  nicht  entgegensteht  ». 
.  Dieser  Auffassung  gegenüber  erachtet  Khrenberg  (unseres  Kmehlens  mit  Fug) 
diese  Regel  sei  vorerst  viel  zu  unbestimmt,  und  dann  verliere  man  auch  völlig 
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allen  festen  Boden  unter  den  Fussen,  wenn  man  demselben  Schriftsteller  weiter 
folge  in  seiner  Ausführung  an  anderer  Stelle:  »man  müsse  für  diejenigen  Ver- 
sicherungsarten, die  nicht  wesentlich  eine  Beziehung  zum  Handel  haben  (Feuer-, 
Hagel-,  Lebensversicherung  u.  s.  w.),  sondern  regelmässig  mit  Privatleuten  ab- 
geschlossen werden  —  bei  Anwendung  der  Seeversicherung  alle  jene  Be- 
stimmungen ausscheiden,  die  vorzugsweise  auf  der  Natur  und  den  Bedürf- 
nissen des  Handelsverkehres  beruhen,  ohne  durch  das  Wesen  der  Assekuranz 
bedingt  zu  sein>,  —  Ehrenberg  bemerkt  auch,  dass  der  Code  civil  im  Artikel 
10ü4  für  den  Versicherungsvertrag  einfach  auf  die  Normen  des  Seeversichcrungs- 
rechts  verweise.  Hin  eigentliches  *  Binnen versi  eh  e  rungsreeh  t  >,  in  welchem 
die  Grundsätze  der  verschiedenen  Binnen  versiclierungszweige  analog  dem  See- 
versicherungsrechte auch  nur  im  Allgemeinen  dargelegt  würden,  behandelt  Ehren- 
berg gar  nicht. 

Lewis  verhält  sich  dem  genannten  Rechte  gegenüber  gleichfalls  sehr  reser- 
viert. Er  vermeint  blos,  dass  das  Minnenversicherungsrecht  ebenauch  durchaus 
auf  der  Grundlage  des  Seeversicherungsrechtes  beruhe  und  den  gleichen  Charakter 
wie  dieses  habe  —  dass  ferner  nach  Erlassung  «der  Assekuranz-  und  Havarei- 
ordnung  vom  18.  Februar  176G  für  das  Königreich  Preussen »  das  See-  und 
Binnen-Versieherungsrccht  eine  eingehende  Behandlung  im  Allgemeinen 
Freussischcn  Landreehte  vom  5.  Februar  179t  (Teil  II,  Titel  8,  Abschnitt  13) 
gefunden  habe,  welche  im  Ganzen  «auf  der  Grundlage  des  internationalen 
Versicherungsrechtes  stehe »  —  er  ist  auch  dafür,  « die  Bestimmungen  des  See- 
vcrsicherungsrechtcs  des  deutschen  II. -G.-B.s  »sogenannte  Binnen  Versiche- 
rung» soweit  zur  Anwendung  zu  bringen,  als  «  «sie  dem  regelmässigen  Recht  « 
angehören  und  nicht  auf  Zweckmässigkeitsrücksiehlen  beruhen  oder  auf  eigen- 
tümliche seerechtliche  Verhältnisse  Rücksicht  nehmen»  -.  Demnach  hebt  er  — 
thatsächlich  ganz  richtig  —  hervor,  dass  «das  gesammte  sogenannte  Binnen- 
versicherungsrechl  eine  gesetzliche  Regelung  allein  im  Herrschaftsgebiete  des 
preussischen  Landrechts  erhalten  habe »  —  und  dass  in  den  anderen  Ländern 
« nur  Gesetze  öffcntlichrechtlichen  Charakters  namentlich  bezüglich  der  Feuer- 
versicherung und  der  Wechselseitigen  ergangen  sind»  Lewis  hält  auch  a  a.  0. 
(S.  (Ki)  «die  Einteilung  in  See-  und  Binnen- Versicherung  für  den  Charakter 
der  Versicherung  für  durchaus  irrelevant  '  und  schon  der  wiederholte  Ge- 
hrauch des  Epitheton's  «  sogenannt c  >  bewährt  deutlich,  dass  er  ein  eigentliches 
Binnenversieherungrecht  ebenso  perhorresziert  wie  Ehrenberg.  Es  ist  auch  in 
seinem  Werke  nirgends  in  continuo  behandelt,  sondern  linden  wir  daselbst  nur 
Andeutungen  betreff  eines  solchen,  ganz  vereinzelt  und  obenhin  gefasst  an  den 
nachfolgenden  zwei  Stellen,  nämlich:  1.  auf  Seile  '202,  wo  er  im  Hinblick  darauf, 
dass  die  Haftung  des  Versicherers  durch  Veränderung  der  Gefahr  ohne  Zuthun 
des  Versicherten  nicht  aufgehoben  wird,  die  Geltung  dieses  Satzes  auch  für  den 
Fall  verlicht,  wenn,  die  Veränderung  zwar  nicht  ohne  ein  solches  Zuthun 
erfolgte,  aber  durch  einen  Unfall  verursacht  ist.  dessen  grundlegende  Gefahr  zu 
den  vom  Versicherer  zu  tragenden  gehört.  Denn  in  Wahrheit  ist  hier  die  wahre 
Ursache  der  neuen  durch  die  Veränderung  herbeigeführten  Gefahr  nicht  der 
Wille,  wenigstens  nicht  der  freie  Wille  des  Versicherlen,  sondern  der  vom  Ver- 
sicherer zu  tragende  Unfall  und  -  sei  dieser  Grundsatz,  weil  aus  dein  Wesen 
der  Versicherung  hervorgehend  auch  für  die  sogenannte  Binnenversiche- 
rung für  massgebend  zu  hallen».  (Beispiel:  der  Versicherte  schafft  die  bereits 
versicherten  Möbel  aus  dem  schon  brennenden  oder  auch  nur  vom  Brand»-  un- 
mittelbar bedrohten  Hause  behufs  Rettung  in  ein  anderes,  worin  sie  verbrennen, 
nachdem  dieses  Haus  gleichfalls  vom  Brande  ergrimm  wird). 

2.  Die  zweite  Stelle  findet  sich  auf  Seite  207  (in  §  23)  vor,  wo  anlässlich 
der  Feststellung  des  Schadens  erwähnt  wird,  dass  die  im  Seeversicherungsrechte 
bekannte  taxierte  Folize.  wobei  durch  Vereinbarung  der  Kontrahenten  der 
Versicherungswert  als  Grundlage  der  Schadcnsrcgulierung  festgestellt  erscheint, 
«auch  für  die  sogenannte  B  i  n  n  e  n  v  e  r  s  ic  h  crun  g  nicht  undenkbar  ist.  In  • 
einem  solchen  Falle   brauche  der  Versicherte  den  Wert  des  versicherten  In- 
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teresses  nicht  zu  beweisen,  weil  eben  Hie  Taxe  als  solcher  gilt,  doch  stehe  dem 
Versicherer  frei,  darzuthun,  dass  die  Taxe  wesentlich  übersetzt  sei  und  so  eine 
Herabsetzung  derselben  herbeizuführen.  Auf  dem  Gebiete  der  Seeversicherung 
sei  freilich  auch  eine  Vereinbarung  gilt  ig.  wodurch  der  Versieherle  von  dem  Nach- 
weise der  obgedachten  Umstände  oder  eines  Teiles  derselben  befreit  wild,  durch 
welche  Vereinbarung  gewissermassen  eine  Veruintung  für  die  zur  Begründung 
der  Ersatzforderung  des  Versicherten  dienenden  Thatsachen  aufgestellt  wird, 
gegen  welche  natürlich  dem  Versicherer  Gegenbeweis  zusteht.  Für  die  so- 
genannte Rinne  nversieherung  sei  jedoeh  dieser  Satz  nieht  anwendbar,  da 
er  im  Wesen  der  Versicherung  nicht  begründet  sei,  und  entschieden  dem  ano- 
malen Recht  angehört,  wie  denn  die  betreffende  Vereinbarung  selbst  *  keineswegs 
unbedenklich,  erscheine.  Wenn  bei  der  sogenannten  Binnenversicherung 
tauch  abgesehen  von  der  Lebensversicherung»  durch  die  Statuten  zuweilen  an- 
geordnet wird,  dass  als  Entschädigung  etwa  mit  einem  bestimmten  massigen 
Abzug  gezahlt  werden  soll,  ohne  dass  von  Herabsetzung  wegen  wesentlicher 
(Ibersetzung  die  Rede  ist.  so  erkläre  sich  dies  daraus,  dass  bei  derartigen  Ver- 
sicherungen, die  wohl  nur  bei  Wechselseitigen  vorkommen,  dem  Inkraftreten  der 
Versicherung  eine  Abschätzung  des  versicherten  Gegenstandes  durch  die  Ge- 
sellschaft vorangeht,  auch  wohl  während  der  Dauer  der  Versicherung  Revisionen 
und  Neueinschätzungen  der  versicherten  tiegenstände  seitens  der  Gesellschaft 
vorgesehen  sind.  Di  r  Versicherte  könne  natürlich  den  ihm  obliegenden  Beweis 
mit  allen  im  Zivilprozess  zulässigen  Beweismitteln  führen.  Für  die  Seeversiche- 
rung lasse  das  deutsehe  H.  G.  B.  —  (dermal  auch  das  neue  vom  7.  Mai  1897 
im  884)  auch  solche  Belege  zu,  welche  im  Handelsverkehr,  namentlich 
wegen  der  Schwierigkeit  der  Beschaffung  anderer  Beweismittel,  nicht  beanstandet 
zu  werden  (»Hegen,  und  sei  diese  Bestimmung  nicht  ein  singulärer  Grundsatz 
des  Seeversicherungsrechtes,  sondern  weil  mit  den  Anschauungen  des  Handels- 
verkehrs und  dem  Geiste  des  Handelsrechtes  durchaus  im  Einklänge  «  « auch  für 
die  sogenannte  Binnenversicherung  in  allen  Fällen,  wo  es  da.s  Bedürfnis 
mit  sich  bringt,  anwendbar»». 

Ausser  diesen  beiden  Stellen  kommt,  wie  schon  erwähnt,  eine  Hindeutung 
oder  ein  Hinweis  auf  die  «sogenannte  Binnenversicherung»  nirgends  vor  — 
wohl  aber  wird  in  8  18  (S.  248)  die  «  Binnentransport- Versicherung  »  also  die 
spezielle  Binnenversicherung  \\v/r?   in  gleicher  Weise  wie   die  übrigen 

nicht  maritimen  Versicherungzweige  erörtert.  Ein  eigentliches  Binnenversiche- 
rungsrecht  auch  nur  in  dem  eingeschränkten  Sinne,  als  eine  Art  von  Anwendung 
der  Grundsätze  des  Seeversicherungsrechtes  (oder  auch  nur  einiger  hieven  auf 
analoge  Verhältnisse  der  nicht  maritimen  Versicherungszweige  —  suchen  wir  bei 
Lewis  vergeblich  und  hat  er  mutmasslich  Erwartungen  dieser  Art  durch  den 
steten  Gebrauch  des  Epithetons  «sogenannte  Binnenversicherung»  vorbeugen 
wollen. 

Am  weitesten  in  der  Voraussetzung  und  Annahme  eines  ijuasi  für  sieh  be- 
stehenden und  denkbaren  Binnenvorsieherungsrechtes  (bezw.  der  Binnenversiche- 
rung) geht  Dr.  Wolfgang  Freiherr  von  Lichtenfels  in  seiner  Schrift: 
«Uber  einige  Fragen  des  Bi  n  neu  v  ers  i  che  r  ungsr  ech  tes  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Österreich».  Wien,  Manz  1870.  In  der  Einleitung  dieser  für  die 
damalige  Zeit  bedeutsamen  Monographie  (der  Autor  betont  eindrucksvoll  die 
volkswirtschaftliche  Wichtigkeit  des  Versicherungswesens  überhaupt,  und  beklagt 
seine  arge  Vernachlässigung  seitens  der  Rechtsgelehrsamkeit)  gebraucht  der  Ver- 
sicherung den  Ausdruck  Binnenversicherungsrecht  •  zur  Bezeichnung  des  nicht  mari- 
timen Versicherungsrechles »  —  welches  er  zwar  nicht  zur  vollständigen  sysle- 
matischenDarstellung  bringen  könne,  weil  die  Arbeit  dann  zum  umfangreichen 
Werke  anschwellen  müsste  —  vielmehr  sich  auf  die  Erörterung  einiger  Funkle  von 
grösserer  prinzipiellen  Bedeutung  und  insbesondere  solcher  Funkte  beschränken 
will,  in  Ansehung  deren  ihm  eine  irrtümlic  he  Auffassung  Platz  zu  greifen  scheine. 
Vor  Allem  wichtig  erscheine  ihm  der  Vergleich  mit  dem  See -Versicherungs- 
rechte. Während  nämlich  das  Binnenversicherungswesen  namentlich  auf  dem 
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Kontinente  kaum  seit  100  Jahren  bestehe,  reichen  die  Anfänge  der  See-Asse- 
kuranz in  das  14.  Jahrhundert  zurück,  —  haben  daher  die  Grundsätze  derselben 
eine  ungemein  reiche  Erfahrung  zur  Grundlage,  und  dienten  dem  Binnenver- 
sicherungswesen zum  Muster.  Inwiefern  dies  jedoch  ^tatsächlich  sich  ermitteln 
lässt,  darüber  liefert  die  Monographie  nur  späriiehe  Belege,  —  desgleichen  auch 
über  die  Frage,  welche  der  Autor  ohne  weiteres  bejaht,  dass  dort,  wo  eine  klare 
gesetzliche  Bestimmung  über  die  Binnenversicherung  fehlt,  es  stets  gestattet  sein 
müsse,  mit  Beachtung  der  durch  die  Verhältnisse  des  Seeverkehrs  bedingten 
Besonderheiten  auf  das  Seerecht  zurückzublicken,  um  an  der  Hand  seiner  Be- 
stimmungen die  Natur  des  Verhältnisses  und  den  anzuwendenden  Rechtssatz 
klar  zu  stellen.  Zunächst  geschieht  dies  bei  Krürterung  der  Versicherung  für 
fremde  Rechnung  (II.  1.  Seite  30  u.  ff)  —  und  für  Rechnung,  wen  ex 
angeht,  —  welche  Rechtsinstitute  als  für  die  Bedürfnisse  des  Seeverkehrs  un- 
umgänglich nötig  klargestellt  und  daran  sofort  die  Frage  geknüpft  wird,  ob  die 
entwickelten  Grundsätze  auf  das  Binnenversicherungsrecht  anwendbar  erscheinen. 
Bei  Beantwortimg  dieser  Frage  erachtet  L.  (  von  nun  an  statt  des  vollen  Namens) 
die  Schaden-Vers,  von  der  Lebens -Vers,  unterscheiden  zu  sollen.  In  Ansehung 
der  ersteren  bestreitet  L.  die  Anwendbarkeit  i  wenigstens  für  das  Gebiet  des 
österr.  Rechtes ..  bevor  das  Gesetz  nicht  eine  positive  diesfällige  Norm  erlässt, 
und  giebt  nur  für  die  Transport- Vers,  ein  wirkliches  Bedürfnis  zu,  weil  da 
ähnliche  Verhältnisse  vorliegen,  welche  im  Seewesen  die  Entwicklung  der  Insti- 
tution bedingten .  —  während  die  Sache  anders  liege,  wenn  der  versicherte 
Gegenstand  am  selben  Orte  bleibt  (wie  bei  Feuer-,  Hagel-,  Vieh-,  Glas-Vers, 
u.  dgl.).  wo  also  der  Versicherungsnehmer  oder  sein  Vertreter  in  der  Nähe  ist, 
um  die  Versicherung  nehmen  zu  können,  eine  besondere  Dringlichkeit  nicht  er- 
kennbar, und  auch  eine  Gefährdung  des  Versicherers  im  Falle  des  Abschlusses 
sub  spe  ra'i  nicht  ersichtlich  ist.  —  Dagegen  hält  L.  die  Grundsätze  der  Ver- 
sicherung für  fremde  Rechnung  auf  die  Lebens-Vers,  nicht  für  anwendbar, 
weil  in  allen  Fällen  der  Versicherung  auf  den  Todes-  oder  Lebensfall  die  Lage 
der  Sache  dem  Versicherer  notwendig  zeigen  wird,  ob  der  Versicherungsnehmer 
für  eigenes  oder  fremdes  Interesse  handle,  —  dem  Versicherer  aber  auch  aus 
dem  Umstände,  dass  der  Versicherte  keinen  Auftrag  gegeben  hat  oder  nicht  ge- 
nannt wird,  keine  Gefahr  entstehen  kann,  weil  die  Person  desselben  für  die 
Gestaltung  der  Gefahr  gleichgillig  ist.  —  weil  ferner  für  die  Zahlung  der  Prämie 
das  Interesse  des  Versicherungsnehmers  an  der  Sache  sorgt,  da  er  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  seinen  eigenen  Zweck,  die  Versorgung  des  Dritten,  erreichen  kann. 

Ein  zweites  Mal  erwähnt  L.  anlässlich  der  Erörterung  über  den  Wert  des 
Interesses  (II.  3.  Seite  37  u.  ff.)  der  Bestimmung  des  deutschen  H.-G.-B.'s,  Artikel 
700  (ehemals,  —  Artikel  780  des  neuen),  laut  deren  die  Versicherung,  soweit 
dieselbe  den  wahren  Wert  übersteigt,  für  nötig  erklärt  wird,  --  und  erklärt, 
dass  diese  Auffassung  eben  nur  aus  den  besonderen  Verhältnissen  des  Seever- 
kehrs sich  entwickelte,  jedoch  für  die  anders  gearteten  Verhältnisse  der  Binnen- 
versicherung  nicht  passe.  Denn  die  Seeassekuranz  beziehe  sich  in  der  Regel  auf  — 
der  Meng«-  und  dem  Werte  nach  -  bestimmte  Gegenstände,  an  denen  im  Laufe 
der  Versicherung  eine  Änderung  in  der  Regel  nicht  eintritt,  —  während  hingegen 
im  Biunen-Versicherungswesen .  wo  auch  die  Dauer  der  Versicherung  eine 
längere  ist.  der  Wert  sowohl  als  die  Ouantität  der  versicherten  Sache  sich  fort- 
während ändere  und  insbesondere  der  Werl  den  grösslen  Schwankungen  unter- 
liege (/,.  B.  Vorräte.  Warenlager,  Hausgeräte  u.  dgl.).  daher  keinen  festen  Mass 
st  ab  gebe.  Selbst  in  der  .Minderzahl  von  Fällen,  in  denen  im  Binnenversiche- 
rungsverkehre  eine  Taxe  des  Wertes  vorkommt  (namentlich  bei  gegenseitigen 
Versicherungen.-,  sei  doch  stets  der  Gegenbeweis  der  Iber-Vers  vorbehalten. 
Die  rhcrcinsliiiiiiuing  der  Versicherungssumme  mit  dem  Versicherungswerte  für 
die  Frage  der  Giftigkeit  des  Vertrages  entscheiden  zu  lassen,  verwickelt  auch  in  un- 
\ermeidliche  Widersprüche,  welche  L  einzeln  aufführt  und  hiernach  die  betreffende 
Auffassung  des  H..(i.-B. 's  als  für  das  Binnenversicherungsrecht  unhaltbar  erklärt. 

Eine  dritte  Krwähnung  vom  Itinnenversiclierungsreehte  kommt  bei  L.  in 
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der  Erörterung  der  Anzeigepflicht  (II.  4.  Seite  46  u.  ff.)  vor,  dort  wo  auf 
die  Bestimmung  des  H.-G.-B.'s  (alt  812.  neu  8(»8t  hingewiesen  wird,  dass  nur  «  die 
erheblichen  Umstünde  anzuzeigen  seien,  deren  Kenntnis  bei  dem  Versicherer 
ni<ht  vorausgesetzt  werden  durfte  >.  und  wo  L.  annehmen  zu  sollen  glaubt, 
dass  der  hervorgehobene  Beisatz  in  Ansehung  der  Seeassekuranzen  durchaus 
nicht  auf  Verhältnisse  allgemeiner  Natur  besehrankt  erseheint,  indem  im  See- 
verkehr das  Nachriehtswescn  sehr  ausgebildet  und  für  rasche  Verbreitung  der 
den  Versicherer  interessierenden  Nachrichten  gesorgt  ist,  —  wogegen  im  Binnen- 
Versiehcrungsgeschärtc  solche  Verhältnisse  noch  nirht  bestehen  und  daher  hier 
der  Versicherte  vorläufig  wohl  nur  von  der  Pflicht  zur  Anzeige  in  Ansehung 
solcher  Verhältnisse  freizusprechen  sein  wird,  welche  allgemeiner  Natur  sind. 

An  einer  vierten  Stelle  im  Zuge  seiner  Ausführungen  über  die  Verän- 
derungen der  Gefahr  während  des  Kaufes  der  Versicherung  (II    5.  Seite  53 
u.  ff.)  findet  L.  grosse  Willkürlichkeit  der  Versicherer  y'r)  und  erachtet,  dass 
durch  die  Erfahrung  gerade  für  das  Binnenversicherungswesen  erst  wenig  sichere 
Anhaltspunkte  gegeben  sind,  während  die  Seeassekuranz  in  dieser  Richtung  weit 
mehr  entwikelt  und  in  ihr  das  Gebiet  der  Veränderungen  der  Gefahr  anscheinend 
viel  begrenzter  ist.  Diesfalls  bieten  die  Bestimmungen  des  deutschen  H.  G.-B.*s  eine 
trefflich«  Direktive  für  die  analoge  Untersuchung  im  Binnenversicherungswesen. 
Beispielsweise  können  Änderungen  in  der  Lage  der  Sache,  welche  ohne  Zuthun 
des  Versicherten  erfolgen,  nach  Beginn  des  Gefahrenlaufes  die  Haftung  des  Ver- 
sicherers niemals  aufheben,  welcher  aus  dem  H.-G.-B.  datierende  Satz  (Artikel 
817,818)  ohne  weiteres  auf  die  Binnenversicherung  anwendbar  ist.  Auch  betreff 
ihrer  muss  die  gleiche  Forderung  aufgestellt  werden,  dass  der  Versicherer  nur 
solche  Veränderungen  in  der  Lage  der  Sache  einwenden  kann,  welche  an  den 
hei  Vertrags.schlu.ss  durch  die  Fragestellung  und  Anzeige  fest  gestellten  Punkten 
oder  an  den  getroffenen  besonderen  Vereinbarungen  etwas  ändern.  Nach  Ansicht 
L.'s  ist  noch  ein  dritter  Punkt  in  den  obigen  Artikeln  des  H.-G.-B.'s  enthalten, 
nämlich  die  durch  einen  vom  Versicherer  übernommenen  Unfall  veranlassten 
Änderungen.  —  welchen  der  Gedanke   zu  Grunde   hegt ,   dass   es  nur  zum 
Vorteile  des  Versicherers  gereicht,  wenn  beim  Eintritte  eines  Unfalls  z  B.  die  Reise 
verzögert  oder  von  der  Route  abgewichen  wird,         indem  ohne  eine  derartige 
Vorkehrung  die  Gefahr  die  versicherte  Sache  schon  früher  ereilt  hätte,  und  die 
später  eingetretene  Gefahr  nur  eine  Folge  der  früheren  und  der  zu  ihrer  Abwendung 
notwendig  gewesenen  Vorkehrungen  ist.  Da  nun  dieser  Gedanke  als  in  der  Natur 
der  Sache  liegend  mit  besonderen  Verhältnissen  des  Seeverkehrs  nicht  zusammen- 
hängt, so  ist  er  auch  unbedenklich  auf  die  Binnenversicherung  anwendbar,  und 
praktisch  namentlich  bei  der  Binnen  Transport- Vers,  bedeutend,  da  hier  die 
nämlichen  Verhältnisse  des  Fortwirkens  der  einmal  geschehenen  Anderimg  der  Lage 
der  Sache  in  Ansehung  der  künftigen  Gefahr  bestehen  wie  beim  Seetransport. 
Ahnlich  liegt  die  Sache  bei  der  Feuerversicherung,  wenn  die  einstweilen  an 
einem  andern  Orte  untergebrachten  versic  herten  Gegenstände  später    an  dem 
Rettungsorte  «loch  verbrennen,  wo  der  Versicherer  trotz  Änderung  des  Lokales 
haften  wird  .  jedoch  ein  bleibendes  geändertes  Verhältnis  dadurch  nicht  geschaffen 
wird.  Die  Analogie  des  Seeverkehrs  böte   hiezu  keinen  Anhalt  mehr,  weil  dort 
die  Sache  mit  der  Beendigung  der  Reise  jedenfalls  ihren  Abschluss  linden  muss. 
Bei  der   Feuerversicherung  müsste  vielmehr  die  Grenze  im   konkreten  Falle 
darin  gefunden  werden,  oh  der  interimistische  Zustand  noch  als  Fortwirkung 
der  Gefahr  und  Fortsetzung  der  rettenden  Thätigkeit  anzusehen  ist  oder  nicht, 
—  indem  im  verneinenden  Falle  der  Versicherer  zu  haften  aufhört. 

Am  Schlüsse  seiner  obresumierten  Darlegungen  äussert  sich  L.  dahin,  dass 
er  in  seinen  vorstehenden  Ausführungen  versucht  habe,  die  für  das  Seerecht 
geltenden  Sätze,  losgelöst  von  ihrem  auf  die  Verhältnisse  des  Seeverkehrs  be- 
rechneten besonderen  Inhalte,  auf  das  Binnenversic.hetungswcsen  zu  übertragen  — 
hiemit  also  ein  eigene   Binnenversicherungsrecht  inauguriert  zuhaben  vermeint. 

In  dieser  Ansc  hauung  scheint  eine  Täuschung  mit  zu  unterlaufen.  Um  ein 
eigenes  wirkliches  Binnenversicherungsrecht  nur  en  general  konstruieren  zu  können, 
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müssten  die  sämtlichen  nicht  maritimen  Versicherungszweige,  welche  das 
logische  Suhstrat  desselben  bilden  sollen,  ein  gemeinsam  Generelles  auf- 
weisen, welches  sich  von  jenem  des  Seeversicherungsrechtes  in  gewissem  Sinne 
unterscheiden  Hesse.  Dies  ist  aber  bei  eingehender  Forschung  keineswegs  der 
Fall  und  kann  nicht  der  Fall  sein,  weil  eben  das  Seeversicherungsrecht,  der 
Zeit  nach  das  ältere,  allen  Versieherungszweigen,  die  später  ins  Leben  traten, 
ohne  allen  und  jeden  Unterschied,  als  Vorbild  gedient  hat,  —  als  welches 
jedoch  nur  ein  durchaus  Gleichartiges  dienen  kann  Das  Epitheton  «nicht  ma- 
ritim», welches  gleichsam  als  Bindemittel  für  alle  Zweige  der  Binnenversiche- 
rung angesehen  werden  will,  erscheint  auch  nicht  als  eine  rechtliche  Qua- 
lität, sondern  als  ein  juristisch  ganz  nebensächliches,  von  der  blos  lokalen  Lage 
der  versicherten  Objekte  abgeleitetes  Beschaffenheitswort,  mit  dem  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Versiehcrungsreehtes  nichts  anfangen  lässt ,  weil  es  ein  rein  thal- 
säeh  liebes  Moment  ist  Nicht  als  ob  deshalb  die  Axiome,  welche  L.  in  seinen 
Ausführungen  darlegt,  etwa  irrig  wären  oder  auf  falschen  Prämissen  beruhten, 
—  sie  sind  fast  insgesamt  richtig,  aber  sie  sind  nicht  Axiome  eines  selbständigen 
Zweiges  des  Versicherungsreehtes,  welches  als  «  Binnenversicherungsrecht » 
im  wahren  Sinne  des  Wortes  erkennbar  wäre,  —  sondern  lediglich  dem  ver- 
wandten Gebiete  der  Sceassekuranz  entliehene  Analogien.  Das  Versicherungs- 
recht ist  als  solches  bislang  ein  ungeteiltes  Ganzes,  —  und  sowohl  die  Seeasse- 
kuranz als  die  sog.  nicht  maritimen  Versicherungszweige  sind  lediglich  Spezies 
der  Anwendung  innerhalb  dieser  einen  nicht  weiter  zerlegbaren  Erkenntnissphäre 
des  Jus.  Es  erhellt  dies  übrigens  nicht  minder  aus  der  auffälligen  Thatsache,  dass 
L.  für  seine  ernstlich  verfochtenen  und  originalen  Darlegungen  keine  Zustimmung 
(auch  nicht  innerhalb  seiner  engeren  Heimat  »  erlangt  hat,  —  geschweige  denn, 
dass  seither  die  Binnenversicherung  in  die  Fachliteratur  als  Zweig  des  all- 
gemeinen Versicherungswesens,  als  Grundlage  eines  besonderen,  des  Binnen- 
versicherungsr echtes,  Aufnahme  und  Fortbildung  gefunden  hätte.  Es  exi- 
stieren ganz  treffliche  «Handbücher  des  gesamten  Versicherungswesens  >  (wie 
das  ältere  von  Louis  Sch midt,  1871,  das  neuesten*  erschienene  der  Gebrüder 
Br. einer,  1894),  worin  nicht  einmal  der  Ausdruck  >-  Binnenversicherung »  als 
generelle.  Bezeichnung  vorkommt  und  in  denen  lediglich  die  Binnen-Transpor t- 
Versieherung  als  Zweig  der  Transport-Versicherung  im  besondern  behandelt 
und  eingereiht  wird  Hierin  dürfte  sicherlich  ein  verlässlicher  Stützpunkt  für 
die  Anschauung  liegen,  dass  die  nicht  maritimen  Versicherungszweige  unter  dem 
Terminus  <  Bi  n  nen versi che  ru ng  »  nicht  zusammengefasst  werden  können 
und  ein  eigentliches  -  Binnenversicherungsrecht *  mit  speziellen  nur  diesem  Ted- 
gebiete eignenden  Grundsätzen  nicht  konstruierbar  sei  und  faktisch  auch  nicht 
existiere  Die  leitenden  Sät/.«'  entnimmt  vielmehr  jede  nicht  maritime  Vers.- Art 
dem  allgemeinen  Versieherungsrechte  ebenso,  wie  sie  seinerzeit  die  See- 
assekuranz rein  den  Gesetzen  der  Logik  folgend  von  daher  entnommen  hat,  — 
lange  bevor  als  sie  in  einem  Reglement  ad  hoc  kodifiziert  wurden.  Siehe  übrigens 
die  St ichworler :  T r a n s p ort- Ye rsicherung,  Aband o n,  V e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g s-R echt 
überhaupt  u.  ff.     Quellen:  erscheinen  durchgehends  in  dem  Artikel  selbst  cilirt. 

 Dr.  RoEtocil 

Blindheit,  siehe  «Lebensdauer*. 

Blitzschaden -Versicherung. 

iSach-,  insbesondere  Feuer-Versicherung)  ist  nicht  als  etwa  gesonderter  eigener 
Zweig  der  Versicherung  anzusehen,  auch  hier  nicht  als  solcher  gemeint,  — 
sondern  kommt  nur  insofern  in  Betracht,  als  bei  der  Feuer-Versicherung  auch 
der  durch  Blitzschlag  verursachte  Schaden  als  Brandschaden  gilt  und  den)  Ver- 
sicherer zur  Last  geht.  Nachdem  nämlich  das  Versichertingsrechl  es  derzeit 
ziemlich  allgemein  als  unerheblich  ansieht,  in  welcher  Weise  der  Brand  ent- 
standen ist   (selbstverständlich  abgesehen  von  den  Frsachen,  durch  welche  die 
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Frsatzpflieht  des  Versicherers  nach  dem  Gesetze  oder  dem  jeweiligen  Ver- 
sicherungsvertrag«» ausgeschlossen  wird,  z.  B  betrügerische  Handlungsweise, 
Rrandstiftnng  seitens  des  Versicherten  selbst  und  ähnliches),  —  kommt  es  für 
die  Haftung  des  Versicherers  nicht  weiter  in  Betracht,  ob  der  Brand  durch 
Naturkräfle,  z.  B.  einen  Blitzstrahl,  oder  durch  Krieg,  Aufruhr,  Brandlegung 
seitens  eines  Dritten,  u.  dgl.  m.  verursacht  wurde,  und  präzisiert  die  allgemeine 
Roohlsansehauung  eine  hntschädigungspflieht  des  Versicherers  bei  Blitz  (und 
auch  bei  Explosion)  nicht  nur  in  dem  Falle,  wo  dadurch  ein  Brandschaden, 
sondern  auch  in  dein,  wo  dadurch  ein  anderweitiger  Schaden  entstanden  ist 
(wie  bei  dem  sogenannten  kalten  Blitzschläge).  Den  Grund  hierfür  lindet  Lewis 
darin,  das»  Blitz  und  Explosion  gewöhnlich  Brandschäden  zur  Folge  haben  und 
man  es  für  irrationell  hielt,  hier  die  Haftung  des  Versicherers  eintreten,  bei 
andern  Schäden  hingegen  —  obwohl  der  Unfall  derselbe  war,  und  eine  Zer- 
störung bezw.  Beschädigung  jedenfalls  stattgefunden  hatte  —  fortfallen  zu  lassen. 
Solion  im  Feuersocieläts-Heglemcnt  für  Merlin  vom  I.  Mai  1794  findet  sich  im 
§  11  die  Bestimmung:  «Aus  der  Feuorsocietät  wird  vergütet  —  der  Schaden, 
welcher  durch  einen  Blitzstrahl  entstanden  ist.  der  auch  nicht  einmal  ge- 
zündet hat.»  Auch  das  Handelsgesetzbuch  für  die  Niederlande  stellt  im 
Artikel  292  den  durch  Explosion  und  Blitz  verursachten  anderweitigen 
Schaden  dem  Brandschaden  ausdrücklich  gleich.  Allein  selbst  ohne  gesetzliche 
Handhabe  entschied  der  französische  Kassationshof 

1.  mittelst  des  Arret's  vom  17.  April  1S88.  dass  die  Feuer -Versicherung 
den  Schaden  deckt,  wenn  der  versicherte  Gegenstand  durch  Blitz  zerstört 
wurde,  wenngleich  ein  Brand  nicht  stattgefunden  hat,  —  und 

2.  mittelst  eines  solchen  vom  17.  August '1846  sogar:  « l'assuranoo  contre 
l'incendie  couvre  les  degftts  oecasionnes  par  certains  meteores,  tels  qu'une 
trombe.  lors<pie  la  foudre  fait  partie  des  Clements  deslruoteurs  de  ce  meteore.  ► 

begleichen  stellt  das  württemberg'sche  Gesetz  vom  14.  März  1853,  be- 
treffend die  veränderte  Einrichtung  der  allgemeinen  Brandversicherungsanstalt  im 
Artikel  4  der  Zerstörung  oder  Beschädigung  durch  Feuer  die  durch  Blitzschlag 
verursachte  gleich,  auch  wenn  dieser  nicht  gezündet  hat.  Diese  in  der  Recht- 
sprechung und  Gesetzgebung  vielfach  zum  Ausdruck  gebrachte  Rechtsan-schauung 
ha»  auf  das  Verhalten  der  Versicherungsgesellschaften  nicht  ohne  Kinlluss  bleiben 
können,  was  jedoch  auf  ganz  verschiedene  Weise  in  Deutschland  und  in  Frank- 
reich geschah.  Die  deutschen  Versicherungsgesellschaften  übernehmen  der  Regel 
nach  in  der  Feuer -Versicherung,  ohne  dass  es  eines  diesfälligen  Antrages  des 
Versicherungsnehmers  bedarf,  die  Haftung  für  den  durch  Blitzschlag  —  oder 
Explosion  von  Leuchtgas  —  auch  ohne  Brand  verursachten  Schaden,  setzen 
jedoch  für  die  Übernahme  anderer  als  durch  Leuchtgas  hervorgerufener  Explo- 
sionsschäden  eine  besondere  Übereinkunft  voraus.  So  heisst  es  in  dem  §  1  der 
allgemeinen  Versicherungsbediiigungen  des  Verbandes  deutscher  Privat-Feuer- 
Versicherungsgesellschaften  von  iStftf:  «Die  Gesellschaft  versichert  gegen  Schaden, 
welcher  an  den  versicherten  Gegenständen  durch  Brand  oder  Blitzschlag  oder 
durch  Explosion  von  Leuchtgas  .  .  .  verursacht  ist. »  Umgekehrt  enthalten  die 
neueren  französischen  Versicherungspolicen  die  Bestimmung,  dass  Blitz-  und 
Explosionsschäden,  welche  nicht  Brandschäden  sind,  nur  dann  zu  Lasten 
des  Versicherers  sind,  wenn  dies  ausdrücklich  unter  Festsetzung  einer  Zusatz- 
prämie vereinhart  ist.  Artikel  .1,  %  1  der  Feuer -Versicherungspolice  der  Gom- 
pagnie  d'Assurancos  generales  setzt  fest:  La  compagnie  assure  moyennant  une 
piime  supjilementaire,  les  degats  au t res  que  ceux  d'incendie,  <pie  l'explosion 
de  la  foudre,  du  gaz  d'cclairage  et  des  chaudiercs  ä  vapeur,  peut  eauser  aux 
objets  dejä  us.su  res  contre  hnoendie  Quand  cette  assurance  accessoire  n'a  pas 
ete  stipulte.  la  compagnie,  en  cas  dexplosion  du  gaz  et  des  chaudieres  ä 
vapeur,  comme  dans  tous  les  accidents  causes  par  la  foudre,  ne  doit  que  l'in- 
demnite  des  degäts  causes  par  l'incendie  qui  a  pu  snivre,  A  l'exelusion  de  ceux 
de  bois  et  autres  provenant  de  IVxplosion  de  la  foudre,  du  gaz  et  de  la 
vapeur. »  Ferner  ist  im  Artikel      §  2  derselben  Police,  normiert,  dass  die  Ver- 
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Sicherung  gegen  Blitzschäden  niemals  hegreift  « les  dcgäls  cause»  par  les  oura- 
gans,  les  trombes,  ou  par  tout  phenomene  mctcorologique  autre  que  le  feu  du 
ciel  >.  Enthalten  nun  die  Policen  Bestimmungen  dieser  Art,  so  wäre,  wenn  eine 
Explosion  stattfände  und  ein  Brand  nachfolgte,  zunächst  zu  untersuchen,  welcher 
Teil  des  Schadens  auf  die  Explosion  und  welcher  auf  die  Feuersbrunst  zurück- 
zuführen sei.  indem  nur  letzterer  zu  Lasten  des  Versicherers  wäre.  Hat  um- 
gekehrt zuerst  der  Brand  und  dann  die  Explosion  staltgefunden,  so  entfiele  diese 
Unterscheidung,  weil  sohin  die  Explosion  eine  direkte  Folge  des  Brandes  und 
daher  gleich  allen  unmittelbaren  Folgen  dieses  dem  Versicherer  zur  Last  geht 
(siehe  diesfalls  auch  Lalande  &  Couturier  « Contra ts  d'assurance  contre  l'in- 
cendie  >,  S.  59).  Ingleichen  behauptet  Benecke  Wilhelm  (II  Band,  S  259): 
«Wird  ein  Schiff  von  einem  Blitzstrahl  getroffen  und  dadurch  in  Brand  ge- 
steckt, so  hat  der  Versicherer  den  Schaden  zu  ersetzen.  In  dieser  Ansicht  ver- 
einigen sich  Valin,  Pothier  und  Emerigon  (letzterer  im  I.  Bande  seines  gediegenen 
«Traite  des  assuranees  »,  Kap.  XII,  S.  17),  sodass  die  Übereinstimmung  der 
vorangegangenen  älteren  Autoritäten  über  diesen  Punkt  hergestellt  erscheint. »  — 
Be  necke  zitiert  ferner  auch  das  «Handelsgesetzbuch  des  russischen 
Reiches»,  namentlich  dessen  Artikel  1128  (im  Abschnitt  IV,  Hauptstück  4 
ebenda),  welcher  bestimmt:  »Wenn  ein  versicherte*  Schiff  .  .  .  auf  dem  Meere, 
der  Rhede  oder  einem  Flusse  verbrennt  oder  vom  Blitze,  von  einer  Feuers- 
brunst oder  .  .  .  sonst  .  .  .  beschädigt  wird,  so  muss  der  Assekuradeur  auf 

Grund  der  Police  den  ganzen  dadurch  entstandenen  Schaden  .  .  .  ersetzen  .  .  .»  

Vivantc  spricht  sich  über  die  .Materie  (im  «  Contratto  di  assicurazione  >,  I  Band, 
II.  Buch)  nachfolgend  aus :  «§  200.  Welche  Schranken  sind  der  Verpflichtung 
des  Versicherers  aus  Blitzschäden  gesetzt  V  Man  kann  diesfalls  Belege  einer 
ausdehnenden  Interpretation  zitieren,  welche,  indem  sie  die  bezügliche  Ver- 
pflichtung des  Versicherers  erschwert,  den  Elementargrundsätzen  der  Herme- 
neutik zu  widerstreiten  scheint  (siehe  Artikel  1137  des  Codice  civile).  Der 
Gerichtshof  zu  Ronen  hat  erkannt,  dass  durchaus  alle  Schäden,  welche  durch 
eine  von  Blitzen  und  Gewittern  begleitete  Meteorerscheinung  verursacht  sind, 
die,  mehrere  Gemeindegebiete  durcheilend,  Bäume,  Hütten  und  Werkstätten 
niederschlägt,  als  durch  die  Thätigkeit  des  Blitzes  hervorgerufen  gelten  Der 
Gerichtshof  wollte  nicht  unterscheiden,  welchen  Teil  am  Zerstörungswerk  der 
Sturm  und  welchen  der  Blitz  hatte,  und  verfällte  die  Versicherer  zum  Ersätze 
aller  Schäden.  Es  ist  immer  schwierig,  Entscheidungen  über  Thatsaehen  zu 
kritisieren,  —  allein  in  diesem  Falle  erscheint  es  kaum  gewagt,  den  Schluss  zu 
ziehen,  dass  die  betreffenden  Sturmschäden  durch  die  Milde  des  Magistrates 
wiederhergeslelll  wurden.  »  In  der  Note  1)  zum  §  200  zitiert  sohin  Vivante  als 
Datum  des  Erkenntnisses  des  genannten  Gerichtshofes  den  17.  Februar  1846 
und  des  Kassationshofes  den  vom  17.  August  1846  (Jurisp.  Bonn.  I  3i),  — 
und  fügt  weiters  bei,  dass  in  der  gleichen  Angelegenheit  der  Ka3sationshof  be- 
reits 24  gleichlautende  Erkenntnisse  ergehen  liess,  worin  er  die  Rekurse  von 
ebensoviel  Gesellschaften  verwarf,  weil  schon  der  Appellhof  die  Thal  frage 
würdigte.  —  Hierher  gehört  auch  noch  das  von  Ehrenberg  in  der  Note  26 
auf  Seite  458  zitierte  Erteil  des  Hanseatischen  Oberhandelsgerichtes  vom 
16.  Mai  1870,  wo  in  einem  Falle,  in  welchem  ein  kalter  Blitzschlag  (für  den  der 
Feuerversiclierer  —  siehe  oben  —  allerdings  haftet i  einen  Schornstein  nachweislich 
getroffen  hatte,  während  zugleich  ein  starker  Sturm  herrschte,  —  zunächst  an- 
genommen wurde,  dass  der  Schornstein  durch  den  Blitz  zertrümmert  worden  ist. 
Quellen.  -  Benecke,  Will».  «System  des  Seeassekuranz-  und  Bodmerei  - 
Wesens  *.  umgearbeitet  von  Vincent  Nolle.  Hamburg-Pertlics  1852.  — 
Emerigon,  «Traite  des  assurances  1787  ■>.  —  Ehrenberg,  «Versiche- 
rungsrecht ».  —  Lewis,  •.Lehrbuch  des  Ycrsicherungsrechtes » .  —  La- 
lande tV  Couturier.  •  Contrats  d'assurance  contre  Tincendie ».  —  Ccsare 
Vivante,  Professur  des  Handelsrechts  an  der  Universität  Parma:  «  II  con- 
tratlo  di  assicurazione  -    Milano,  l'lrico  Ikepli,  1885  — 1887.    Drei  Bände. 

Dr.  Roztocil. 
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